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«Welch ein kleiner Gedanke doch ein ganzes Leben füllen kann!» sagt 
Wittgenstein.' Der kleine Gedanke, der mein - wissenschaftliches - Leben 
ausgefüllt hat, kam mir vor einem halben Jahrhundert, als ich bei der Ar- 
chivforschung für mein erstes Buch zu der Erkenntnis gelangte, daß Kaiser 
Wilhelm II. tatsächlich die zentrale politische Gestalt der Wilhelminischen 
Epoche gewesen ist. Er dominierte in seiner Machtfülle alle grundlegenden 
Entscheidungen in Fragen der Personal-, Außen- und Rüstungspolitik 
und in der ersten Hälfte seiner Regierungszeit auch noch in der Innenpoli- 
tik; so waren sein Herrschaftsverständnis und seine Herrschaftsausübung 
von ganz überragender Bedeutung und viel wichtiger, als die Historiker 
seiner Ära eingeräumt hatten. Die Implikationen dieses simplen Gedan- 
kens waren folgenreich. Mit einem Mal erkannte ich die historische Be- 
deutung, die der bis dahin fast völlig unerforschten Kindheit und Jugend 
dieses mächtigen und umstrittenen Herrschers zukam. Die komplizierte 
und unter medizinischen Gesichtspunkten unglücklich verlaufene Geburt, 
das mißlungene Erziehungsexperiment seiner liberalen Eltern und die früh 
einsetzende reaktionäre und militaristische Entwicklung des Prinzen Wil- 
helm von Preußen wurden zum zentralen Thema des ersten Bandes mei- 
ner Biographie. Sodann galt es, zu erforschen und darzustellen, wie Wil- 
helm II. seine Stellung als Kaiser und König, Oberster Kriegsherr und 
Summus Episcopus der evangelischen Kirche, die er mit neunundzwanzig 
Jahren erbte, aufbaute, um zum entscheidenden Faktor in dem immer stär- 
ker werdenden Deutschen Reich aufzusteigen, das Bismarck mit Kriegsge- 
walt im Herzen Europas gegründet hatte. Seine schweren Kämpfe um die 
Macht - zunächst mit Bismarck, dann mit dessen Nachfolgern Caprivi 
und Hohenlohe sowie mit den preußischen Staatsministern — bildeten das 
Hauptthema des zweiten Bandes. 

In dem hiermit vorgelegten dritten Band soll nun diese Untersuchung 
über die Frage der Machtverteilung fortgeführt werden. Welche Entschei- 
dungen unter den Reichskanzlern Bernhard von Bülow (1900-1909) und 
Theobald von Bethmann Hollweg (1909-1917), so wird zu fragen sein, 
gingen auf Wilhelm II. persönlich zurück? In welchen Bereichen des 
öffentlichen Lebens konnte sich der Monarch souverän durchsetzen, in 
welchen kam es hingegen zu Konflikten - mit wem, und mit welchem 
Ausgang? Die Quellen, die dank der bewundernswerten Brief- und Tage- 
buchkultur der Zeitgenossen Wilhelms sehr reichlich fließen, erlauben 
klare Antworten: Verringerten sich auch Wilhelms Gestaltungsmöglich- 
keiten in der Innenpolitik nach der Jahrhundertwende und erst recht nach 


24 Vorwort 


den großen Skandalen und Krisen der Jahre 1906 bis 1909, so blieb er trotz 
aller Dysfunktionalität des spätwilhelminischen Regierungssystems im 
außen- und militärpolitischen Bereich ganz ohne Frage bis zum Kriegs- 
ausbruch 1914 die entscheidende Kraft. 

Diese Erkenntnis führt zwingend zu dem Gedanken, der für diesen 
dritten Band darstellungsleitend ist: Will man die Beweggründe der deut- 
schen Außenpolitik und der mit ihr einhergehenden Rüstungen zu Wasser 
und zu Lande in den kritischen Jahren verstehen, die dem Ersten Welt- 
krieg vorausgehen und im Sommer 1914 in die Katastrophe münden soll- 
ten, so genügt es nicht, die Programme und Schachzüge der Reichskanzler, 
Staatssekretäre und Diplomaten der Wilhelmstraße (geschweige denn die 
der preußischen Staatsminister) zu untersuchen. Vielmehr müssen sich 
unsere Blicke in erster Linie auf die Gedankenwelt, die Motive und die 
Machenschaften Kaiser Wilhelms II., seiner Hofclique und seiner Getreu- 
en in Heer und Flotte richten, die den fatalen Kurs durch die Stromschnel- 
len der zahlreichen Vorkriegskrisen gewählt und gesteuert haben - bis in 
den Strudel des Weltkriegs hinein. 

Die Biographie eines so mächtigen, überaktiven Herrschers, der sich 
einbildete, von seinem strengen Gott dazu berufen zu sein, große Taten für 
das Land seiner illustren Vorfahren zu vollbringen, der glaubte, alles bes- 
ser zu wissen als die zivilen Staatsmänner und Diplomaten, der darauf be- 
stand, alles Wesentliche persönlich zu entscheiden - die Biographie eines 
solchen Mannes wird schnell zu einer Art Weltgeschichte. Der Biograph 
sieht sich vor die - allerdings reizvolle - Aufgabe gestellt, die überragen- 
den Ereignisse und Zusammenhänge des Weltgeschehens darzustellen und 
dabei gleichzeitig den Bezug zu seinem Subjekt nicht aus dem Auge zu 
verlieren. Dieses Problem habe ich auch in diesem dritten Band zu lösen 
versucht, indem ich Wilhelm II., seine Freunde und engsten Mitarbeiter 
sowie seine in das Räderwerk der Politik eingebundenen Gegenspieler 
möglichst oft zu Wort habe kommen lassen. Der Leser wird in diesem 
Buch kaum einen Satz finden, der nicht ein damals geschriebenes oder 
gesprochenes Zitat enthält oder durch ein solches belegt werden kann. So 
sehen wir die historische Entwicklung mit den Augen der Zeitgenossen, 
erfahren ihre Welt in ihren Worten. Auch wenn dieser abschließende Band 
der Biographie im Verhältnis zu den beiden Vorgängerbänden dadurch 
noch einmal an Umfang zulegen mußte, so bieten doch Facettenreichtum 
und Plastizität der Dokumentation einen enormen Gewinn an Unmittel- 
barkeit; dies schärft unser Bild von den Zeitgenossen und ihrer Wahrneh- 
mung der dramatischen Geschehnisse während der Wilhelminischen Epo- 
che, was mir von unschätzbarem Wert zu sein scheint. 

Sichten wir kurz das Terrain, das in diesem dritten Band näher zu un- 
tersuchen und darzustellen sein wird, so tritt der Weg, der in den Abgrund 
führte, bald schon hervor. Bereits im zweiten Band konnte anhand der 
Quellen gezeigt werden, wie das Kaiserreich noch vor der Jahrhundert- 
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wende unter seinem jugendfrischen Militärmonarchen zu dem atemberau- 
benden Versuch ansetzte, die bestehende Staatenordnung aus den Angeln 
zu heben, um zur Vormachtstellung auf dem europäischen Kontinent und 
somit zum Status einer globalen Supermacht - im damaligen Sprachge- 
brauch zur Weltmacht - aufzusteigen. Als Mittel zur Neutralisierung 
Großbritanniens als dem Garanten des europäischen Gleichgewichts - des 
europäischen Konzerts -, sollte der forcierte Tirpitzsche Schlachtflotten- 
bau dienen. Der jetzt vorliegende Band beginnt mit einem Blick auf das 
überaus ambivalente deutsch-englische Verhältnis um die Jahrhundert- 
wende, als Wilhelm II. während des Burenkrieges seine engen verwandt- 
schaftlichen Beziehungen zu der britischen Königsfamilie zur Geltung zu 
bringen suchte, um die sich zunehmend verhärtende öffentliche Meinung 
auf beiden Seiten der Nordsee auszugleichen. Daß die Freundschaftsbe- 
teuerungen des Enkels von Queen Victoria in London nicht für bare Mün- 
ze genommen wurden, lag jedoch zum einen an den Expansionsabsichten, 
die Wilhelm während des Boxeraufstands in China beziehungsweise durch 
den Bagdadbahnbau im Orient bekundete (Kapitel 4), zum anderen und 
zum weit größeren Teil aber daran, daß die Engländer den keineswegs ab- 
wegigen Verdacht hegten, der Kaiser strebe ein besseres Verhältnis zu dem 
Inselreich nur deshalb an, um Zeit für seinen Schlachtflottenbau zu gewin- 
nen und den Kontinent unter deutscher Vorherrschaft zu einigen (Kapi- 
tel ı bis 3). Diese von Mißtrauen geprägte Deutung seiner Absichten fand 
ihre Bestätigung in der hinterlistigen Politik, die Wilhelm gleichzeitig ge- 
genüber Rußland verfolgte: Den Zaren Nikolaus I. wollte er dazu verlei- 
ten, das russische Bündnis mit Frankreich aufzukündigen und, Europa 
den Rücken kehrend, seine historische Mission als Verteidiger der Chri- 
stenheit und der «weißen Rasse» gegen die heidnische «Gelbe Gefahr» in 
Ostasien zu suchen (Kapitel 7). Mit dem Ausbruch des Russisch-Japani- 
schen Krieges im Februar 1904 schien das große Ziel zum Greifen nahe. 
Pläne für die Besetzung Dänemarks wurden fertiggestellt, unglaubliche 
kaiserliche Ultimaten an die Niederlande und Belgien gerichtet - alles war 
für eine militärische Niederwerfung Frankreichs bereit (Kapitel ı2). Da 
griff zum ersten Mal die Abschreckung durch die Mobilmachung der 
überragenden britischen Seemacht. Und auch der gutgläubige Zar, aufge- 
klärt durch seine Minister über die fatalen Folgen eines Eingehens auf die 
kaiserlichen Verlockungen, weigerte sich schließlich, das Bündnis mit 
Frankreich gegen einen Dreikaiserbund mit den Mittelmächten Deutsch- 
land und Österreich-Ungarn einzutauschen (Kapitel ır sowie Kapitel 14 
über den Vertrag von Björkö). 

Die deutsche Herausforderung führte binnen kurzer Zeit zu einer 
diplomatischen Revolution (Kapitel ro), die Bismarck stets als cauchemar 
des coalitions — als Alptraum der Einkreisung des Deutschen Reiches 
durch die europäischen Flügelmächte — befürchtet hatte. Während der 
Ersten Marokkokrise (Kapitel 13) und auf der darauffolgenden Konferenz 
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von Algeciras (Kapitel 16) wurde die Isolation Deutschlands für alle Welt 
erkennbar: Nicht nur Großbritannien, Rußland, Italien, Spanien und die 
kleineren europäischen Staaten, sondern auch die Vereinigten Staaten von 
Amerika, die längst durch die deutschen Absichten in der Karibik und in 
Lateinamerika und nicht zuletzt auch durch den kaiserlichen Bombast 
mißtrauisch geworden waren (Kapitel 9), machten deutlich, daß sie eine 
Erniedrigung Frankreichs nicht hinnehmen würden. 

Der Rückschlag von Algeciras hatte zwangsläufig auch schwerwiegen- 
de Folgen für das Ansehen der Krone im Reich (Kapitel 20 bis 25). Der 
schmerzlich empfundene Gesichtsverlust lenkte die Aufmerksamkeit der 
Kritiker von rechts und links auf die dilettantische und friedensgefähr- 
dende Art, in der der Kaiser und seine Höflinge das Erbe Bismarcks ver- 
spielten. Dieser mittlere Teil des Buches macht deutlich, wie fortan in 
aller Öffentlichkeit und mit einer Schärfe, die bis dato nur unter wenigen 
Eingeweihten gepflegt worden war, am «persönlichen Regiment» Wil- 
helms II. Kritik geübt wurde. Diese gereizte Atmosphäre bildete den 
Hintergrund zu den abstoßenden Skandalen, die den Hohenzollernhof 
um 1906 erschütterten, sowie zur Daily Telegraph-Krise vom November 
1908, die in Wilhelm einen regelrechten Nervenzusammenbruch auslö- 
sten. Er wurde von paranoiden Wahnvorstellungen heimgesucht. 

Im Novembersturm 1908 hatte sich der Kaiser zu der feierlichen Versi- 
cherung genötigt gesehen, sich künftighin verfassungskonform zu verhal- 
ten, doch kam es im Bereich der Außen- und Militärpolitik zu keinerlei 
Schmälerung seiner Entscheidungsgewalt, ganz im Gegenteil. Wilhelm II. 
setzte unter dem «Zivilkanzler» Bethmann Hollweg die persönliche Be- 
stimmung des außen- und rüstungspolitischen Kurses des Reiches unver- 
mindert fort (Kapitel 28). Mit einer erschreckenden Unüberlegtheit, einer 
ungebärdigen Großmannssucht, einer militaristischen Aggressivität, einer 
persönlichen Labilität und Emotionalität, die ans Pathologische grenzten, 
sprach er in diesen Jahren von der Erforderlichkeit eines großen Krieges, 
um aus dem lästigen Ring der Einkreisung auszubrechen und Preußen- 
Deutschlands Aufstieg zur Weltmacht zu verwirklichen. Bereits im Au- 
gust 1908 drohte er bei Verhandlungen in Kronberg den Engländern offen 
mit Krieg. In der Bosnischen Annexionskrise 1908/09 (Kapitel 26) sicherte 
er seinem vertrauten Freund Erzherzog Franz Ferdinand zu, er werde 
«durch dick und dünn» zu Österreich-Ungarn halten, sollten die Habs- 
burger trotz der Gefahr eines allgemeinen europäischen Krieges in Serbien 
einfallen. Gleichzeitig ordnete er im Frühjahr 1909 die Ausarbeitung eines 
extrem scharfen Ultimatums an Frankreich an. Nur das Nachgeben des 
durch Krieg und Revolution noch geschwächten Rußlands verhinderte 
1909 den Ausbruch des großen Krieges (Kapitel 26). 

Zwei Jahre später wäre es um ein Haar im Westen zum Kriege gekom- 
men, als England sich in der Agadir-Krise mit seiner immer noch überra- 
genden Flotte schützend vor Frankreich stellte (Kapitel 30). Wie in der 
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Ersten Marokkokrise erwies sich die Kriegsbereitschaft Englands zwar 
kurzfristig als abschreckend - Deutschland wurde abermals gezwungen, in 
demütigender Weise nachzugeben -, doch mit der von Wilhelm II. im 
Herbst 1911 im Affekt angeordneten Flottennovelle erreichte der deutsch- 
englische Antagonismus eine Intensität, die vielen die Austragung des 
Konflikts mit Waffengewalt nur noch als eine Frage der Zeit erscheinen 
ließ. Worum es in diesem Gegensatz für den Kaiser ging, wird in jenen 
Verhandlungen deutlich, die der britische Kriegsminister Lord Haldane im 
Februar 1912 in Berlin führte: Nicht das «Wahngebilde» eines übersee- 
ischen Kolonialreiches war sein Ziel, erklärte der Monarch, sondern eine 
grundlegende diplomatische Umwälzung auf dem Festland, durch die er 
zum «Leiter der Vereinigten Staaten von Europa» werden würde (Kapi- 
tel 32). Durch den mörderischen Rüstungswettlauf sollte Großbritannien 
zur Aufgabe seiner Bündnisse mit Frankreich und Rußland genötigt wer- 
den und sich verpflichten, in jedwedem Krieg auf dem Kontinent - also 
auch im Falle eines deutschen Angriffskrieges gegen Frankreich - neutral 
zu bleiben. Die Erwartungen Wilhelms erlitten einen jähen Rückschlag, als 
erkennbar wurde, daß das Inselreich unter keinen Umständen bereit sein 
würde, durch ein bedingungsloses Neutralitätsabkommen mit dem Kai- 
serreich seine Verbündeten preiszugeben. 

Nach dem Scheitern der Verhandlungen mit Haldane richteten sich die 
Blicke Wilhelms wieder nach dem Osten, wo Ende 1912 der Krieg der 
christlichen Balkanstaaten Bulgarien, Serbien, Montenegro und Griechen- 
land gegen das zerfallende Türkische Reich den Weg zur weitreichenden 
Expansion Deutschlands und Österreich-Ungarns zu öffnen versprach: 
Wie in einem Rausch träumte Wilhelm II. von einer «Präponderanz» der 
Mittelmächte über das Mittelmeer und «die ganze mohammedanische 
Welt! (Indien)». Der deutschen Politik in den achtzehn Monaten zwischen 
dem Beginn der Balkankriege im Oktober 1912 und dem Ausbruch des 
Weltkrieges im Sommer 1914 wird in diesem Band aus naheliegenden 
Gründen besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Die Kriegsbereitschaft — 
ja die zunehmende Kriegsentschlossenheit - des Kaisers und seiner Gene- 
räle (in engstem Zusammenwirken mit den Staatsmännern und Generälen 
der maroden verbündeten Donaumonarchie) wird exakt dokumentiert 
(Kapitel 33 bis 37). Mehrmals stand man in diesen Monaten, wie auf diesen 
Seiten deutlich werden wird, an der Schwelle zur Auslösung eines Balkan- 
krieges, von dem man annehmen mußte, daß er sich über den Mechanis- 
mus des europäischen Bündnissystems zu einem Kontinentalkrieg und, 
falls Großbritannien eingreifen sollte, zu einem Weltkrieg ausweiten 
würde. Im Dezember 1912 übte die Unsicherheit in der noch ungeklärten 
Frage nach der britischen Neutralität zum letzten Mal ihre abschreckende 
Wirkung aus (Kapitel 34). Im Sommer 1914 hingegen drückten Wilhelm 
und sein Bruder Prinz Heinrich die Augen fest zu und setzten ihre Hoff- 
nung in ein paar hingeworfene Bemerkungen, die der Preußenprinz bei 
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einer Stippvisite im Buckinghampalast dem König George V. entlockt 
hatte. «Ich habe das Wort eines Königs, das genügt mir!» rief Wilhelm D. 
am 29. Juli 1914 aus. Naturgemäß befaßt sich dieser Band auch intensiv 
mit der umstrittenen Rolle Kaiser Wilhelms in der Julikrise 1914, der nicht 
weniger als vier Kapitel (38 bis 41) gewidmet sind. Sein Verhalten und 
seine Entscheidungen in diesen Wochen können dank der ungewöhnlich 
guten Quellenlage von Tag zu Tag, oft von Stunde zu Stunde nachvoll- 
zogen, seine Gemütsschwankungen zwischen Kriegsentschlossenheit und 
Vermittlungsbereitschaft im Kontext der rasch eskalierenden Krisensitua- 
tion erklärt werden. 

Mit dem Beginn des Weltkrieges ging die Macht mit bestürzender Ge- 
schwindigkeit vom Kaiser auf die Generäle über. Zwar blieb Wilhelm II. 
als Oberster Kriegsherr auch im Krieg institutionell die höchste Instanz, 
an der kein Weg vorbeiführte: Nach wie vor mußten der Reichskanzler 
und die Armee- und Flottenführer nach dem Prinzip des Königsmechanis- 
mus um seine Zustimmung werben, wollten sie ihren Kurs durchsetzen, 
doch diese Rolle übte Wilhelm II. im scharfen Kontrast zu seiner fast ma- 
nischen Aktivität in der Vorkriegszeit jetzt eher passiv aus. Die klägliche 
Rolle, die er politisch und militärisch im Weltkrieg spielte, nimmt den völ- 
ligen Zusammenbruch der Monarchie im November 1918 und die Verein- 
samung und Verbitterung des Ex-Kaisers im holländischen Exil vorweg, 
worüber die letzten drei Kapitel des Buches berichten. 

Ebenso wie für die lange Regierungszeit Wilhelms II. habe ich für die 
Exiljahre neue und einschlägige Quellen erschließen können, die ein schar- 
fes Licht auf sein Leben und seine seelische Verfassung in Amerongen und 
Doorn werfen. Das Tagebuch seines Leibarztes Dr. Alfred Hachner, die 
Gesprächsaufzeichnungen zahlreicher Besucher aus der Heimat, die eige- 
nen Briefe an Verwandte und Wohlwollende legen neben dem bekannten 
Tagebuch seines Adjutanten Sigurd von Ilsemann Zeugnis von einer ver- 
heerenden Realitätsverweigerung ab, in der Wilhelm in Holland jede Ver- 
antwortung für das Desaster seiner dreißigjährigen Herrschaft leugnete 
und sich den Weltkrieg und den Untergang der Hohenzollernmonarchie 
als das Ergebnis einer Weltverschwörung der Juden, Freimaurer und Jesui- 
ten zusammenphantasierte. Sein widerwärtiger Haß auf die Juden - auf die 
moderne demokratische Welt überhaupt - nahm seit 1917, wie in diesen 
letzten Kapiteln deutlich werden wird, derart psychopathische Züge an, 
daß sich Besucher aus Deutschland bestürzt die nicht unberechtigt anmu- 
tende Frage stellten, ob denn der Kaiser wohl ganz bei Sinnen gewesen sei, 
als er noch die Hebel der Macht in Händen hielt. Es schiene mir nicht ver- 
wunderlich, wenn Leser dieses Buches sich beim Studium einiger der darin 
angeführten Expektorationen des letzten Deutschen Kaisers zu ähnlichen 
Fragen veranlaßt sehen sollten. 
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Die zahlreichen Quellenzitate, die auch dieser Band enthält, habe ich, wo 
immer möglich, auf ihre Authentizität hin überprüft. Hinweise auf ihre 
Provenienz und auf etwaige Diskrepanzen in der Überlieferung befinden 
sich im Anmerkungsapparat. Die Dokumente werden in einer Form wie- 
dergegeben, die der idiosynkratischen Originalschreibweise möglichst ge- 
nau entspricht. Der Leser sollte diese Zitate als die forensischen Beweise 
ansehen, die sie tatsächlich darstellen: Nicht anders als Fingerabdrücke 
oder DNA-Proben in einem Kriminalfall bezeugen sie, richtig interpretiert 
und im Kontext gesehen, die eigentlichen Motive und Handlungen Kaiser 
Wilhelms IL, der Familienmitglieder, des Freundeskreises, der Hofgene- 
räle und -beamten, der Staatsmänner und Diplomaten sowie der Beobach- 
ter und Kritiker im In- und Ausland von der Jahrhundertwende bis zum 
Ersten Weltkrieg und darüber hinaus. Auf die unerschütterliche Beweis- 
kraft der zeitgenössischen Quellen sei hier hingewiesen, damit nicht etwa 
der Eindruck entsteht, als ob es sich bei den Ausführungen in diesem 
Buch, die gewiß zum Teil sehr kontrovers aufgenommen werden, um 
bloße subjektive Meinungen oder gar Vorurteile des Autors handelte. Mir 
geht es ausschließlich um die Wahrheitsfindung; sollte ich einschlägige an- 
derslautende Dokumente übersehen oder die angeführten Quellen falsch 
gedeutet haben, so würde ich mich in jedem Falle über eine Richtigstellung 
freuen. 

Die inzwischen in reichem Maße verfügbaren gedruckten Quellen habe 
ich durch meine eigene Archivforschung, die sich nunmehr über ein halbes 
Jahrhundert erstreckt, in vielen Fällen wesentlich ergänzen können. Wie 
stets erwiesen sich die Bestände der Royal Archives in Windsor Castle als 
wahre Fundgrube, und ich danke Ihrer Majestät Königin Elizabeth II. er- 
neut für die Erlaubnis, ungehindert in diesem herrlichen Archiv forschen 
zu dürfen. Den Archivarinnen, allen voran Lady de Bellaigue und Pamela 
Clark, gebührt großer Dank für die überaus sympathische Betreuung über 
mehr als zwanzig Jahre. Unerläßlich als Quelle für das Leben Wilhelms II. 
von seiner Geburt im Januar 1859 bis zu seinem Tod im Juni 1941 sind die 
im Hessischen Hausarchiv, Schloß Fasanerie bei Fulda, aufbewahrten 
Nachlässe seiner Eltern sowie seiner jüngsten Schwester Margarethe 
Landgräfin von Hessen. Der Archivarın Dr. Christine Klössel danke ich 
für ihre ständige Hilfsbereitschaft; vor allem aber danke ich Prinz Rainer 
von Hessen, der mir vor vielen Jahren schon die Tore zu seinem Familien- 
archiv geöffnet und meine Arbeit stets in Freundschaft und Vertrauen 
unterstützt hat. Hervorgehoben seien noch die erstaunlich freimütigen 
Briefe, die Wilhelm II. an seine Freunde Max Egon II. Fürst zu Fürsten- 
berg und Erzherzog Franz Ferdinand von Österreich-Ungarn gerichtet 
hat, die ich in Donaueschingen beziehungsweise im Magyar Orszagos 
Leveltar Budapest einsehen konnte und aus denen ich ausgiebig zitiert 
habe. Die im Freiburger Militärarchiv, im Bundesarchiv zu Koblenz und 
Berlin, im Geheimen Staatsarchiv Berlin-Dahlem sowie im Haus-, Hof- 
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und Staatsarchiv und im Kriegsarchiv Wien aufbewahrten Nachlässe sind 
fast unerschöpfliche Ressourcen für den Biographen Wilhelms II., und den 
Mitarbeitern auch dieser Archive danke ich bestens. Das Politische Archiv 
des Auswärtigen Amtes, früher in Bonn und jetzt in Berlin, bewahrt un- 
zählige Autographen und Randbemerkungen des Kaisers auf, die ich teil- 
weise zur Ergänzung und Korrektur der amtlichen Aktenpublikationen 
heranziehen konnte; mein Dank gebührt vor allem Herrn Dr. Gerhard 
Keiper für seine Geduld bei der Beantwortung meiner Fragen. 

Viele der in diesem Band angeführten Quellen habe ich nicht selbst auf- 
gefunden; sie wurden mir von Freunden und Kollegen aus aller Welt zuge- 
leitet. Wo dies der Fall war, habe ich meine Dankesschuld in der entspre- 
chenden Anmerkung zum Ausdruck gebracht. Darüber hinaus aber fühle 
ich mich verpflichtet, an dieser Stelle meine große Dankbarkeit gegenüber 
einigen Freundinnen, Freunden und Kollegen zum Ausdruck zu bringen, 
die ich eingedenk der selbstlosen Unterstützung durch Rat und Tat, die sie 
mir oft über Jahrzehnte gewährt haben, empfinde: Gemeint sind vor allem 
Frau Dr. Ragnhild Fiebig-von Hase, Frau Dr. Annika Mombauer, Lady 
Sheila de Bellaigue, Frau Dr. Karina Urbach, Frau Dr. Friedhild den 
Toom, Professor Dr. Wilhelm Deist f, Professor Hartmut Pogge von 
Strandmann, Professor Holger Afflerbach, Dr. Michael Epkenhans, Pro- 
fessor Dr. Stig Förster, Professor Dr. Lothar Machtan, Professor Dr. Wolf- 
ram Pyta, Dr. Christoph Johannes Franzen, Dr. Stephen Nicholls, Herrn 
C. J. van der Sluijs, Dr. Matthew Seligmann und Manfred Graf von Roon. 

Bei der Entstehung des Textes stand mir über die Jahre dank der Groß- 
zügigkeit des britischen Arts and Humanities Research Council, des Stif- 
tungsfonds Deutsche Bank und Herrn Sean Breslin von der Londoner Fir- 
ma Gissings stets Hilfe zur Verfügung, so daß man dieses Buch fast als eine 
Art Kollektivarbeit ansehen könnte, wenn auch die Verantwortung für das 
Endprodukt mitsamt seinen Fehlern natürlich ganz bei mir verbleibt. Als 
ich den dritten Band in Angriff nahm, waren es Dr. Anna Menge, Markus 
Bußmann, Björn Hofmeister und Dr. Robert Gerwarth, die mir bei der 
Formulierung zur Seite standen. Beim Verfassen der Kapitel über die 
Kanzlerschaft Bülows konnte ich mich auf die sachgerechte Unterstüt- 
zung des Bülow-Experten Dr. Gerd Fesser verlassen. In dem Endstadium 
waren es Bernhard Dietz und Dr. Michael Obst, die mir halfen, das über- 
lange Manuskript in seine jetzige Form zu bringen. Herrn Dr. Obst, selbst 
ein genauer Kenner Kaiser Wilhelms II., gebührt mein ganz besonderer 
Dank; ohne ihn hätte dieses Buch noch lange nicht erscheinen können. 
Last but not least danke ich Herrn Dr. Stefan von der Lahr, der nun seit 
fünfzehn Jahren im Verlag C. H. Beck meine Kaiser-Bände lektoriert, mei- 
nem Deutsch den letzten Schliff gibt und mich vor mancher Fehlleistung 
bewahrt hat. 

An dieser dreibändigen Biographie arbeite ich nun genausolang, wie 
Kaiser Wilhelm II. auf dem Thron seiner Vorfahren gesessen hat. In all die- 
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sen Jahren hat meine Frau die Entbehrungen, die die Kehrseite meiner kai- 
serlichen Obsession bilden, mit guter Miene und stoischer Gefaßtheit ge- 
tragen. Mehr als jeder andere wird sie erleichtert sein, daß das Werk 
endlich abgeschlossen ist. Ich danke ihr und unseren Kindern für ihr Ver- 
ständnis. Während der Arbeit an diesem Band sind sieben Enkel zur Welt 
gekommen, die, wenn sie mich auch oft von der Arbeit abgehalten haben, 
mein ganzes Leben mit heller Freude erfüllt haben. Ihnen - der Zukunft - 
ist dieser letzte Band gewidmet. 
John Röhl 


Sussex, im April 2008 


Kapitel ı 


Tod und Verklärung 


Am frühen Abend des 22. Januar 1901 starb Queen Victoria in Osborne 
House auf der Isle of Wight, umringt von mehr als zwanzig Mitgliedern 
ihrer engsten Familie, darunter ihr ältester Sohn, jetzt König Edward VII., 
und ihr ältester Enkel, Kaiser Wilhelm II., der die sterbende Königin bis 
zum letzten Atemzug stützte. Nicht anwesend war die älteste Tochter der 
Queen, die seit 1888 verwitwete Victoria Kaiserin Friedrich, Edwards 
Schwester und die Mutter des Kaisers, die schwerkrank in ihrem Schloß 
Friedrichshof im Taunus zurückbleiben mußte. Wie hoch schlugen die 
Hoffnungen auf bessere Beziehungen in diesem Augenblick - und wie 
schnell machten sie den bittersten gegenseitigen Vorwürfen wieder Platz! 
«Du machst Dir keine Vorstellung, mein lieber Wilhelm, wie sehr wir alle 
in England die treue Freundschaft schätzen, die Du uns bei jeder möglichen 
Gelegenheit erweist. Wir hoffen, Deutschland immer als unseren besten 
Freund betrachten zu dürfen, solange Du am Ruder bist», schrieb Edward 
seinem Neffen um die Jahrhundertwende.’ Schon wenige Jahre nach seiner 
Thronbesteigung äußerte sich der neue König aber auf eine Weise über den 
Kaiser, «die einem eine Gänsehaut macht», wie der Außenminister Lord 
Lansdowne bemerkte. Er werde sich bemühen, weiterhin höflich mit Wil- 
helm umzugehen, erklärte der König, aber vertrauen werde er ihm «nie». 
Er sei «durch und durch falsch & der erbittertste Feind, den E[ngland] be- 
sitzt!» Mit vergleichbarer Schärfe urteilte der Neffe über den Onkel, er in- 
trigiere in allen Ländern gegen ihn, es sei geradezu «unglaublich, wieviel 
persönlicher Haß sich in diesem Verhalten seines Onkels dokumentiere», 
ja, man glaube es gar nicht, «was für ein Satan» der König sei.* Regelmäßig 
wiederholte der Kaiser seine eingefleischte Überzeugung, Edward VII. sei 
der eigentliche Drahtzieher der gegen das Deutsche Reich gerichteten Ein- 
kreisungsverschwörung der übrigen Weltmächte. Sogar noch Ende Juli 
1914, als der Weltkrieg nur mehr Stunden entfernt war, sahen Wilhelm II. 
und seine engsten Berater am kaiserlichen Hof den kommenden Kampf ge- 
gen eine Welt von Feinden als das ureigenste Werk des längst verstorbenen 
englischen Königs an. Verwirrt und erschreckt rief der Kaiser in diesem 
welthistorischen Augenblick aus: «Edward VII. ist nach seinem Tode noch 
stärker als ich, der ich lebe!» Wie kam es zu dieser tödlichen Entzweiung 
der beiden eng verwandten Dynastien und Völker in so kurzer Zeit? Mit 
welchem Recht kam der König zu der Überzeugung, die bei der Trauerfeier 
für Queen Victoria, der langen Krankheit seiner Schwester Vicky und bei 
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zahlreichen anderen Gelegenheiten demonstrativ zur Schau getragene Lie- 
benswürdigkeit seines Neffen sei nichts als Heuchelei gewesen, die dessen 
für England und das übrige Europa so bedrohlichen Ziele verschleiern soll- 
te? Um die Doppelgesichtigkeit der Englandpolitik Kaiser Wilhelms I. um 
die Jahrhundertwende besser erkennen zu können, wollen wir zunächst 
sein Verhalten innerhalb des engsten Familienkreises unter die Lupe neh- 
men, che wir dann die eigentlichen politischen Ziele ausleuchten, die jener 
hinter der lächelnden Maske verfolgte. 


1. Der Tod der Queen Victoria 


Am Nachmittag des 18. Januar 1901 richtete der Leibarzt der Queen Vic- 
toria, Sir James Reid, ohne Wissen der Königsfamilie ein geheimes Tele- 
gramm an den Kaiser mit der Nachricht: «Beunruhigende Symptome 
haben sich entwickelt, die erhebliche Sorge bereiten».° Sofort entschied 
sich Wilhelm für die Überfahrt nach England. Schon vor einiger Zeit hatte 
er seinem engsten Freund Eulenburg gestanden: «Das Volk ahnt ja nicht, 
wie lieb ich die Königin habe, [...] wie tief sie mit allen meinen Kinder- 
und Jugendgedanken verflochten ist! Darum versteht auch niemand, wie 
ich immer die Sorge habe, plötzlich die Nachricht von ihrem hoffnungs- 
losen Erkranken oder Tode zu bekommen, ohne die Möglichkeit, sie noch 
einmal zu sehen.»’ Die zahlreichen Gäste, die am 27. Januar zu Wilhelms 
42. Geburtstag nach Berlin hätten kommen sollen, wurden wieder ausge- 
laden. 

Die in Osborne House versammelte englische Familie war keineswegs 
begeistert, als sie von Wilhelms Vorhaben Wind bekam. Wie James Reid 
befürchtete sie, daß die Nachricht vom Eintreffen des Kaisers der Queen 
den Todesstoß geben könnte.‘ Der Prinz von Wales entschloß sich, den 
unwillkommenen Gast in London abzufangen und ihn «in Buckingham 
Palace zu behalten».? Er empfing seinen kaiserlichen Neffen am Abend des 
20. Januar am Londoner Bahnhof Charing Cross. Bei seiner Ankunft tele- 
graphierte Wilhelm nichtsahnend an Reichskanzler Graf Bernhard von 
Bülow: «Empfang hier seitens der Prinzen sehr herzlich. Prince of Wales 
sehr warm und voll gerührten Dankes, daß ich kam. Freiherr von Eckard- 
stein meldete mir: Als gestern abend Nachricht London bekannt wurde, 
daß ich komme, sei dankbare Freude und, wenn man so etwas sagen darf, 
Begeisterung ausgebrochen. Prince of Wales teilte mir mit, Zustand Ihrer 
Majestät «unverändert ernsp, es sei eine «degeneration of the brain» und 
Affektion des Nervensystems mit großer Schwäche; er habe seine eigene 
Mutter nicht bisher sehen dürfen, da von Agitation sofortiger Tod be- 
fürchtet!!»"° 

Schon an jenem Abend war der Zustand der Königin derart besorgnis- 
erregend, daß Reid dem Thronfolger telegraphierte, er möge doch am 
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nächsten Morgen nach der Isle of Wight zurückkehren und den Kaiser 
mitbringen.'' Also fuhren Onkel und Neffe zusammen mit Arthur Her- 
zog von Connaught und dem Herzog von York, dem künftigen König 
George V., am 21. Januar 1901 vom Buckingham Palace nach Osborne 
House. Der Kaiser stand so sehr «unter dem Charme des Prinzen von 
Wales und seiner hiesigen Verwandten», daß sowohl der Diplomat im Kai- 
serlichen Gefolge, Graf Paul von Wolff-Metternich, als auch Bülow anti- 
russische Indiskretionen befürchteten, die mit Sicherheit nach St. Peters- 
burg gemeldet werden würden. «Ich werde [...] bei der nächsten Gelegen- 
heit, wo ich mit S.M. allein bin, die Allerhöchste Aufmerksamkeit auf die 
Gefahr der Indiskretionen leiten», versicherte Metternich dem Reichs- 
kanzler.'* 

Am Morgen des 22.Januar 1901 rief der Leibarzt alle Familienmit- 
glieder zusammen in das Sterbezimmer. Die drei Prinzessinnen Helena, 
Louise und Beatrice sagten der blinden Mutter die Namen der anderen An- 
wesenden, verschwiegen aber die Tatsache, daß Wilhelm II. auch an ihrem 
Bett stand. Betroffen fragte der Kaiser den Leibarzt: «Haben Sie heute 
morgen bemerkt, daß ihr der Name jedes im Raum Anwesenden genannt 
wurde, außer meinem?», worauf Sir James antwortete: «Ja, und das ist der 
Grund, weshalb ich besonders wünsche, Ihnen Zutritt zu verschaffen.» 
Reid hielt in seinem Tagebuch fest: «Ich brachte den Kaiser zu ihr, schickte 
alle Dienstmädchen hinaus und führte ihn an ihr Bett und sagte: «Euere 
Majestät, Ihr Enkel der Kaiser ist hier; er ist gekommen, um Sie zu besu- 
chen, weil Sie so krank sind», und sie lächelte und verstand. Ich ging hinaus 
und ließ ihn fünf Minuten mit ihr allein.» Um 4 Uhr nachmittags versam- 
melten sich die Angehörigen erneut um die sterbende Königin. Die mei- 
sten gingen ein und aus; nur der Kaiser und die Prinzessin Alexandra von 
Wales blieben mit Reid die ganze Zeit im Sterbezimmer. Sir Thomas Bar- 
low, der zweite Leibarzt der Königin, schrieb voller Bewunderung: «Der 
Kaiser war diejenige Persönlichkeit, deren Wesen uns von den Anwesen- 
den am bemerkenswertesten erschien neben der Queen. Er stand da, seine 
Augen unentwegt auf seine Großmutter gerichtet, offenbar ohne einen an- 
deren Gedanken als an sie. Als man ihn bat zu sprechen, sagte er, er sei ge- 
kommen, um ihr über die Kaiserin Friedrich zu berichten, daß es ihr etwas 
besser gehe, daß sie wieder Ausfahrten unternehme, daß sie ihre herzlich- 
sten Grüße sende, und dann nahm er ruhig wieder seine Beobachterrolle 
ein - weder Befangenheit noch Posieren lagen darin, nur einfache Würde 
und innige Andacht. Aber früher am Tage, als die Familie zusammengeru- 
fen war, war er so schnell dabei und flink, ein Kissen hierhin und dorthin 
zu legen, und als ein anderer sagte «mehr Lufv, eilte er zum Fenster, um es 
selbst hochzuschieben, wenn ich ihm nicht zuvorgekommen wäre.»'* «Es 
gab viel Wehklagen, als das Ende nahe rückte, und der Kaiser weinte wie 
die anderen», schilderte ein anderer Augenzeuge, der Wilhelms Hingabe 
als «beautiful & touching» empfand. Für die letzte Stunde hielten Dr. Reid 
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und eine Krankenschwester die Queen von der rechten Seite halb aufrecht, 
während Wilhelm an der linken Bettkante kniete und sie mit seinem rech- 
ten Arm stützte. Sie starb um 18.30 Uhr. Hinter dem Leibarzt saß der 
Prinz von Wales, der in diesem Augenblick König von Großbritannien 
und Irland und Kaiser von Indien geworden war. 

Im großen ganzen waren die englischen Verwandten angetan von der 
uncharakteristischen Zurückhaltung, die sich Wilhelm I. in Osborne auf- 
erlegte. Die Herzogin von York, die künftige Queen Mary, meinte, die 
Königsfamilie sei nun doch froh über Wilhelms Kommen und daß «dear 
Gdmama knew him & spoke to him».'* «Nichts kann liebe- und rück- 
sichtsvoller sein als der Deutsche Kaiser», meldete Edward wenige Stun- 
den vor dem Tod der Queen. «Er ist hier nur der Enkelsohn, nicht der 
machtvolle Souverän, der er zu Hause ist.»'7 Auch seiner schwerkranken 
Schwester Vicky gegenüber lobte der neue König die ungewöhnliche Be- 
scheidenheit, die ihr Sohn während seines Aufenthaltes in England an den 
Tag legte. «Wilhelms rührendes und schlichtes Auftreten bis zum Ende 
werden ich und alle anderen niemals vergessen. »'" 

Inmitten der Vorbereitungen für die Bestattung Queen Victorias feierte 
Kaiser Wilhelm II. in Osborne seinen Geburtstag. Von seiner Tante, Groß- 
herzogin Luise von Baden, erhielt er einen Gratulationsbrief, der ihm si- 
cherlich aus der Seele gesprochen war. Er habe «als Enkel und als Sohn so 
wunderschön gehandelt, indem Du dieses große Leben, um das wir Alle 
trauern, bei seinem Heimgang begleitetest. Ich bin tief ergriffen; denn für 
mich schließt eine Fülle kostbarer Kinder- und Jugenderinnerungen, vor 
so Jahren beginnend, 1851. Wie erhebend müssen diese Tage für Dich sein, 
wohl an 1888 erinnernd. Gott segne Dir Alles, was Du dort erlebst, für 
Gegenwart und Zukunft gleich bedeutungsvoll.»'? Der ehemalige Erzieher 
des Kaisers, Dr. Hinzpeter, erkannte in seinem Gratulationsbrief ebenfalls 
die Vieldeutigkeit dieser Trauerstunden für Wilhelm: «Neben dem 
Schmerz über den Verlust der so hoch verehrten Großmutter das erbau- 
liche Gefühl, der trauernden Familie ein Trost und ein Halt zu sein; neben 
dem Stolz, bei der spezifisch monarchischen Huldigung, welche die euro- 
päischen Souveräne ihrer Doyenne, der verehrungswürdigsten Monarchin 
darbrachten, in unvergleichlicher Stellung an der Spitze der deutschen 
Fürsten Deutschland als die entwickelteste Monarchie zu repräsentiren, 
auch das erhebende Bewußtsein persönlich das feste Band zu bilden zwi- 
schen zwei großen Völkern welche Interessen und Leidenschaften ausein- 
ander zu treiben suchen. Die menschliche Seele, die das Alles zugleich 
empfand, mußte wohl hinausgehoben sein über die Alltagsstimmung.»”° 

Anläßlich seines Geburtstags verlieh Wilhelm II. dem Oberkomman- 
dierenden der britischen Armee, Feldmarschall Earl Roberts, den Hohen 
Orden vom Schwarzen Adler und stellte den Herzog von York, den nun- 
mehrigen Thronfolger, ä la suite der deutschen Kriegsmarine.” Im Gegen- 
zug ernannte der neue König seinen deutschen Neffen zum britischen 
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Feldmarschall und gab ihm den Stern des Garter-Ordens in Brillanten, 
und der junge deutsche Kronprinz erhielt von Edward VII. den Hosen- 
bandorden.”” Zutiefst ergriffen meldete Wilhelm II. dem Reichskanzler, 
dies sei eine «Fuegung des Herrn!» «Ich fiel wie aus allen Wolken! Aber er 
[der König] hatte die Thränen dabei in den Augen und war so warm und 
herzlich wie noch nie!»* Seinem Onkel Arthur von Connaught schrieb 
der Kaiser rückblickend von seiner tiefen Bewegung über die Rangerhö- 
hung zum Feldmarschall: «Ich werde immer stolz auf diese Auszeichnung 
sein bis zu meinen Sterbetagen. [...] Der Augenblick ist und wird immer- 
fort eingraviert sein in meine Erinnerung und der Ort - der Kamin im ge- 
liebten Salon in Osborne - wird ebensowenig vergessen werden wie dieser 
denkwürdige Morgen.»"* Wilhelms Bruder Prinz Heinrich, dem Edward 
den Rang eines Vizeadmirals der Royal Navy verliehen hatte, mokierte 
sich: «Dies ist das erste Almosen, welches unser Alller] Hföchster] Herr 
aus den Händen des englischen Königs für seine Bemühungen jenseits des 
Kanals erhält!» 

Unter den Kanonenschüssen der Royal Navy wurde der Sarg der ver- 
storbenen Queen auf der königlichen Yacht nach Portsmouth überführt 
und dann per Sonderzug nach London gebracht. Vom Victoria Bahnhof 
aus ging die Prozession zu Pferd und zu Fuß nach Paddington, wo die 
Bahnreise nach Windsor fortgesetzt wurde. Mit tiefernster, versteinerter 
Miene ritt der Kaiser, bereits mit der neuen Uniform eines britischen Feld- 
marschalls bekleidet, neben seinen beiden Onkeln Edward VII. und Ar- 
thur von Connaught direkt hinter dem Leichenwagen. Am 4. Februar 
schließlich wurde die Queen neben dem Sarg ihres Gemahls Prinz Albert, 
des so früh verstorbenen Großvaters Wilhelms II., im Mausoleum zu 
Frogmore beigesetzt.” 

Am folgenden Tag fand zu Ehren Wilhelms ein prachtvolles Festessen 
im Marlborough House statt, an dem neben den deutschen Gästen der 
englische König, Außenminister Lansdowne, Feldmarschall Roberts und 
der Berliner Botschafter Sir Frank Lascelles teilnahmen. Nachdem sich 
Edward VI. für das Kommen und das lange Verbleiben des Kaisers be- 
dankt hatte, erhob sich Wilhelm. Wie in der englischen Presse berichtet 
wurde, sagte er: Nichts habe ihn mehr gefreut «als daß es Mir vergönnt 
war, mit Meinen Verwandten in den letzten Augenblicken des großen und 
edlen Lebens Meiner geliebten Großmutter, für die Ich seit frühester 
Jugend von den Gefühlen der aufrichtigsten Liebe und Verehrung beseelt 
gewesen bin, vereinigt zu sein». Er dankte dem König nochmals für die 
Verleihung des Ranges eines Feldmarschalls und hob hervor: «Diese Ehre 
ermöglicht es Mir, die gleiche Uniform wie der Herzog von Wellington 
und Lord Roberts zu tragen, und gerade dieses Kompliment wird von 
Meiner eigenen Armee höchst gewürdigt werden. Ich erwidere auf das 
herzlichste die aufrichtigen Gefühle, welche Eure Majestät mit Bezug auf 
die Beziehungen zwischen unsern beiden Reichen hegen.»”7 
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Nach dem Essen trat der Kaiser mit seinem Gefolge die Heimreise an. 
Bei der Einschiffung schickte er ein offenes Telegramm an Eulenbursg, in 
dem er beteuerte: «Ich bin tief erschüttert von hier heimgereist, aber dank- 
bar für alle erhebenden, großartigen Eindrücke und für alle Beweise von 
Liebe und Freundschaft seitens Fürst und Volk. Du hast Recht: es hat nie- 
mand geahnt, wie innig an dieser herrlichen Großmutter ich gehangen 
habe, und ich habe erst jetzt erfahren können, wie sie mich geliebt und wie 
hoch sie von mir gedacht hat. Es ist jedenfalls in dieser Zeit eine unver- 
rückbare Basis geschaffen, auf Grund derer die Beziehungen unserer Völ- 
ker bei gegenseitigem Verständnis und Achtung zu guten und freund- 
schaftlichen sich ausgestalten werden zum Heile der Welt», wie er es sich 
immer erhofft habe.” Eulenburg leitete das «rührende» Telegramm des 
Kaisers umgehend an Bülow weiter und meinte dazu: «Seine ganze eng- 
lische Natur, die sich gerade durch diese geliebte Großmutter so selten be- 
tätigen konnte, macht sich in den enthusiastischen Worten Luft — und 
machte sich während der 14 Tage in England Luft, wei! die geliebte Groß- 
mutter im Sarge lag und nicht mehr sagen konnte: «Dear Willy - jetzt ist es 
Zeit, daß Du abreisest!» Welche merkwürdige, kindliche, rührende Naivi- 
tät liegt in [diesen] Worten. [...] Immerhin ist der persönliche Erfolg unse- 
res geliebten Herrn so groß, daß er zu einem Trumpf in dem politischen 
Kartenspiel werden konnte, das Du in der Hand hältst. Auch rechnen die 
anderen Großmächte damit.» 

Die Dankbarkeit gegenüber dem Kaiser war am englischen Hof und in 
der Bevölkerung tatsächlich eine außergewöhnliche, selbst wenn sie, was 
bald nur zu evident werden sollte, nicht die erhofften politischen Früchte 
trug. Hunderte von Zeichnungen und Fotografien in den illustrierten 
Zeitungen - sie zeigten zum Beispiel den Kaiser allein in der Kapelle in 
Osborne, betend und den Sarg seiner Großmutter küssend?° - hatten Wil- 
helms Trauer gewürdigt. Sein langer Aufenthalt wurde in England um so 
mehr geschätzt, als bekannt war, daß sich darüber, und nicht zuletzt wegen 
der Ordensverleihung an den Bezwinger der Buren, Lord Roberts, in Ber- 
lin ein Sturm der Entrüstung zusammenbraute. Der König schrieb ihm 
herzlich: «Deinen letzten Besuch hier wird die Nation niemals vergessen, 
und ich werde immer mit tiefster Dankbarkeit Deiner Anwesenheit zu 
diesem äußerst traurigen und wichtigen Anlaß gedenken.» 

Gewiß wird man die Echtheit und Tiefe der Trauer Kaiser Wilhelms I. 
um seine verstorbene Großmutter während der zwei Wochen, die er im Ja- 
nuar und Februar 1901 in England zubrachte, nicht in Frage stellen wol- 
len. In diesen Tagen zeigte er nicht nur beeindruckende kaiserliche Würde, 
sondern auch menschliche Betroffenheit, die jeden Verdacht, es handele 
sich lediglich um Schauspielerei, zerstreuen muß. Und doch: daß gleich- 
zeitig politische Berechnung mit der demonstrativen Teilnahme an den 
Trauerfeierlichkeiten verbunden war, ist unübersehbar. Der Kaiserschwa- 
ger Erbprinz Bernhard von Sachsen-Meiningen brachte den doppelten 


40 Tod und Verklärung 


Zweck der überstürzten Fahrt nach London auf den Punkt: «Die Abreise 
des Kaisers nach England, um an das Krankenbett seiner Großmutter zu 
eilen, hat nicht verfehlt, einen günstigen Eindruck zu machen. Bei diesem 
Entschluß hat gewiß ebenso viel menschliches Gefühl, wie politisches Kal- 
kül mitgespielt. Auf die Stimmung der Volkskreise zu wirken, dazu war es 
bestimmt und es hat seine Schuldigkeit gethan.» Aber nicht nur auf die 
englische Volksstimmung, sondern auch auf die hohe Politik Großbritan- 
niens wolle Wilhelm mit seiner spektakulären Englandreise einwirken, 
meinte der zynische Erbprinz, der die Erfolgschancen auf dieser Ebene 
freilich viel geringer einschätzte. «Der Tod der greisen Königin wird einen 
Abschnitt bilden in der Geschichte, denn sie war trotz alle dem immer 
noch unser bester Freund jenseits des Kanals und hätte es nie zum offenen 
Conflikte kommen lassen.» Er befürchtete, daß unter Edward VII. die 
englische Außenpolitik eine deutschfeindliche Richtung erhalten würde. 
«Der frühere Prinz von Wales gilt ja allgemein als zu der Secte der «Preu- 
ßenhasser in Europa gehörend», urteilte er, «wozu noch eine gewisse 
Antipathie gegen den deutschen Kaiser kommt, welche er jetzt gleich 
natürlich nicht zur Schau tragen wird. Im Gegentheil, er wird jetzt mit 
schönen Worten triefen und mit Freundschaft überfließen. Aber ich traue 
dem Frieden nicht und bin gespannt, wie sich die Dinge weiter entwickeln 
werden.»3” Die Worte des Prinzen Bernhard sollten sich als zutreffende 
Prophezeiung erweisen. 


2. Krankheit und Tod der Kaiserin-Mutter 


Sieben Monate nach der Queen starb auch ihre älteste Tochter, Wilhelms 
Mutter Victoria Kaiserin Friedrich. Ihr Krebsleiden hatte sich seit einigen 
Jahren bemerkbar gemacht, doch erst im Mai 1899 eröffnete ihr der welt- 
berühmte Spezialist Professor Rudolf Renvers, daß ihr Leiden unheilbar 
war. Der Kaiser war wie vom Schlag getroffen, als ihm Renvers am 21. Mai 
von dem tragischen Befund berichtete. Seiner im Bonner Palais Schaum- 
burg lebenden Schwester Moretta (Victoria) schrieb er in der englischen 
Familiensprache höchst erregt über «this too terrible state of things»: «Das 
alte Rhinozeros Wegner, der die Angelegenheit seit damals beobachtete, 
hat niemals ihren Ernst erkannt und immer gesagt, es sei nichts! Sogar in 
England sagte derselbe Arzt - Dr. Williams - innerhalb von 7 Monaten, 
zuerst es sei nichts, und dann es sei sehr ernst und müsse sofort operiert 
werden! Ich bin einfach wütend! Sie haben alle Jahr für Jahr unsere arme 
Mutter in trügerische Sicherheit gewiegt, bis das Übel selbst durch 
Schmerzen etc. offenbarte, was es wirklich ist! Nun, meine liebe Vicky, ist 
die Lage sehr ernst! [...] Aus dem Grund, daß die Tumore an der Seite der 
armen Mutter so fortgeschritten sind, daß die Gefahr ihres Durchbruchs 
durch die Haut in den nächsten Monaten besteht. Dies würde eine 
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schreckliche Sudelei bedeuten, einen fürchterlichen Mief und Gestank, 
über und über Verbände, keine Kleider, die Anwendung von Betäubungs- 
mitteln, Morphium etc. & ein Leben mit entsetzlichen Schmerzen und so 
weiter. Wenn sie operiert würde, wären diese Dinge alle beseitigt & ein Zu- 
stand von mehr oder weniger Ruhe wiederhergestellt. Zwei Männer sind 
in Deiner Reichweite, die erstklassige Operateure & sehr angenehme Män- 
ner sind, die - en passant - eingeladen werden könnten zum Lunch oder 
Tee, um Mutter zu sehen. Der eine ist Doktor [Max] Schede (Bonn), den 
Du kennen mußt, & der andere Prof. [Vincent von] Czerny, Heidelberg. 
Welchen Du aussuchst, ist mir gleich, aber einer muß sie sich ansehen, weil 
Renvers, der [...] kein Chirurg ist, nicht die ganze Verantwortung für 
Mutters Leben aufgehalst werden kann! Um ihretwillen und um ihrer Er- 
holung und Ruhe willen flehe ich Dich an, alles zu tun, was möglich ist, 
um einen dieser Männer an Mutter heranzubringen, denn was sie erwartet, 
wenn sie ihn nicht heranzieht, ist zu furchterregend zu sagen! Und Ren- 
vers ist völlig machtlos es abzuwenden ohne Operation! - Es ist zu ent- 
setzlich! [...] Und diese schreckliche Sache für sich behalten zu müssen, 
ohne helfen zu können! O diese vermaledeiten Scheusale [confounded 
beasts] von englischen Doktoren! Warum muß unsere Familie auserwählt 
sein, unter ihrer idiotischen Dummheit oder Garstigkeit zu leiden?»3 
Dieser Brief voller Entsetzen und Wut ist die einzige überlieferte Quel- 
le, die Zeugnis ablegt von den Emotionen des Kaisers, als ihm die Nach- 
richt vom unausweichlichen schmerzhaften Tod seiner Mutter zukam. Ob 
er in diesem Augenblick Reue empfand über sein überaus schlechtes Ver- 
hältnis zu ihr, das seit seiner Jugend bestanden hatte? Ob ihm bewußt war, 
was sie alles gelitten hatte, als er sich in den 1880er Jahren persönlich und 
politisch gegen seine Eltern wandte und sich als Werkzeug der Bismarcks 
und Waldersees gegen sie gebrauchen ließ? Man möchte es bezweifeln. Die 
wütende Auslassung über die englische Ärzteschaft am Schluß des Briefes, 
die sich sowohl auf seine eigene (von keinem englischen Arzt verschulde- 
te) Geburtsverletzung als auch auf die Fehlbehandlung des Halskrebses 
seines Vaters durch Morell Mackenzie bezog, läßt jedenfalls von einem Be- 
dauern seines eigenen Verhaltens in jener Leidenszeit wenig erkennen. 
Daß er mit seiner gegen England gerichteten Außenpolitik und dem Auf- 
bau der Persönlichen Monarchie im Innern die liberale, anglophile Le- 
bensaufgabe seiner Eltern sabotiert und dadurch vielleicht sogar in beiden 
die tödliche Krankheit gefördert hatte - mit diesem Vorwurf verschonte 
seine Mutter ihn jedenfalls nicht, als sie ihm schrieb, «der Schmerz & 
Kummer, die Sorge & Schicksalsschläge, die ich zu ertragen hatte, sind die 
Ursache für das, was nun eingetreten ist».3* Dies ist freilich eine nach heu- 
tigem Wissensstand kaum zu vertretende Konstruktion eines Kausalnexus. 
Wilhelms Vorahnung, daß sich die Kaiserinwitwe gegen jegliche Ein- 
mischung wehren würde, erwies sich als allzu berechtigt. Die angsterfüllte 
Bitte ihres Sohnes, sie möge sich doch von einem deutschen Chirurgen un- 
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tersuchen lassen, lehnte sie weitgehend ab. «Bitte, mach Dir meinetwegen 
keine Sorgen; oder ich werde sehr bedauern, Dir mein trauriges Geheimnis 
anvertraut zu haben», warnte sie ihn und führte mit derselben Mischung 
aus medizinischer Naivität und taktierendem Zweckoptimismus, die ihre 
Haltung in den Jahren 1887 und 1888 gekennzeichnet hatte, aus: «Ich habe 
volles Vertrauen zu den Personen, die ich konsultiert habe, & betrachte of- 
fenen Auges den Weg, den ich eingeschlagen habe. [...] Zwar kann es keine 
bessere chirurgische Beratung und Meinung geben, als ich sie hatte und 
entschlossen bin fortzusetzen, aber wenn es für Dich auch nur im gering- 
sten eine Befriedigung ist, bin ich bereit den [Arzt] in Bonn zu empfan- 
gen.» Krebs sei zwar eine schlimme Krankheit, aber «eine Herzkrankheit, 
ein Rückenleiden oder Lähmungsanfälle, Augen- oder Hirnschäden wären 
viel viel schlimmer, & ıch bin dankbar, daß es meine linke und nicht meine 
rechte Seite ist, so daß ich ohne Schwierigkeiten schreiben & malen kann. 
Bitte beruhige Dich um meinetwegen! Ich habe viel Mut übrig - & ich be- 
absichtige alles zu tun, um weiterzuleben & gesund zu werden, wenn ich 
kann. [...] Der Tod macht mir keine Angst, - & ich bin vollständig bereit, 
wenn die Zeit gekommen ist, mich an der Seite vom geliebten Papa, von 
Sigie & Waldie auf meinem Platz im Mausoleum in der Friedenskirche nie- 
derzulegen. Auf Wiedersehen, liebstes Kind. Bitte verbrenne diesen Brief 
sofort.» 

Trotz ihres Leidens fuhr die Kaiserin Friedrich im Oktober 1899 auf 
mehrere Monate nach Sarzana am Golf von La Spezia, wo ihr Hofmar- 
schall Hugo Freiherr von Reischach die Villa Marigola gemietet hatte.‘ 
Wilhelm schickte seiner Mutter die Yacht Loreley zu ihrer Verfügung wäh- 
rend des Aufenthalts an der italienischen Riviera.” Fürsorglich bat er seine 
Mutter, ihre Rückkehr nach Deutschland nicht zu überstürzen, da das 
Wetter im Norden «beyond all description nasty & horrible» sei.’* In die- 
sen Briefen wird offenkundig, daß sich das Verhältnis zwischen Mutter 
und Sohn erwärmte, was auch in einer regen Korrespondenz über die 
innere Gestaltung der Berliner Paläste, der neuen Bauten und Gärten auf 
der Museumsinsel sowie im Akademieviertel seinen Ausdruck fand.’ 

Der Zustand der Kaiserin verschlimmerte sich zusehends, auch wenn 
sie die Hoffnung auf Besserung nicht ganz aufgab.*° «Der Schmerz in mei- 
nem Rücken macht mein Leben zur Qual», gestand sie in einem Brief an 
Wilhelm vom November 1899. «Meine Nächte sind eine solche Qual, da 
ich mich weder links noch rechts drehen kann!»*' «Manchmal muß ich 
laut aufschreien, so groß sind die Schmerzen [...] und [ich] fühle mich so 
beschämt, in diesem halb-verkrüppelten Zustand gesehen zu werden. [...] 
Morphium hat man mir sehr oft angeboten, aber ich werde es nicht neh- 
men, es nimmt einen so sehr mit.»* Wie schr ihr eigenes Leiden durch die 
schlimmen Erfahrungen während der Krankheit ihres Mannes überschat- 
tet wurde, zeigte sich vor allem in ihrem Bestreben, die Ursache ihrer 
Krankheit geheimzuhalten. Ihrer Tochter Sophie, der griechischen Kron- 
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prinzessin, erklärte sie: «Du weißt, wie taktlos die Leute in Berlin sind. Ich 
werde nicht sehr geliebt, so sollte es mir auch nicht gefallen, daß die Leute 
wahrscheinlich jubeln über mein Mißgeschick und mit meinem Tod rech- 
nen, bevor es nötig ist. [...] Haben wir davon 1888 nicht genug geschen! 
Nein, ıch möchte die Herrin meiner Handlungen bleiben und niemandes 
Einmischung in meine Gesundheit oder meine Privatangelegenheiten ha- 
ben.»# Die Proteste Sophies gegen diese Haltung wies die Kaiserinwitwe 
entschieden zurück. «Ich bin ihnen nicht böse, aber ich hege auch keine 
Illusionen, meine Erfahrung aus 42 Jahren hat mich das gelehrt. Die Feind- 
seligkeit, die so viele gegen mein Land empfinden, erstreckt sich auch auf 
mich, und in Berlin haben mich die meisten Leute völlig mißverstanden, 
und ich bin nicht nach ihrem Geschmack. Ich bin auf unsägliche Undank- 
barkeit und Unfreundlichkeit und Treulosigkeit gestoßen, aber ich bin 
nicht unversöhnlich. [...] Ich möchte nicht, daß die Leute in Berlin wissen, 
daß ich krank bin. Meine eigenen Freunde wären traurig und betrübt, und 
auch manche unter der Stadtbevölkerung, aber der Rest wäre nur zu er- 
freut, mich loszuwerden! Das wurde 1888 zu deutlich gezeigt, geschrieben 
und gesagt, um es zu vergessen oder mißzuverstehen. [...] Es ist nicht 
meine Schuld, sondern die der Gegebenheiten, die ich fortwährend gegen 
mich hatte, seit ich 1858 Berlin betrat, als ein junges Mädchen, das es nur 
recht machen wollte. [...] Wäre es Papa vergönnt gewesen, für 10 oder 
20 Jahre zu regieren, hätten sich die Dinge in dieser Hinsicht anders ent- 
wickelt, da ich die Gelegenheit gehabt hätte, zahlreiche Dienste zu leisten, 
die mir [aber] verwehrt blieb.»* Gleich zu Anfang machte Victoria auch 
dem Kaiser klar, sie wolle ihre Krankheit so lange wie möglich geheimhal- 
ten. «Solange ich nicht der Gegenstand der Gespräche, des Tratsches & der 
Diskussionen bin & weiter ein aktives & nützliches Leben führen kann, ist 
alles in Ordnung, daher bin ich so besorgt, daß nichts nach außen dringt», 
erklärte sie ihm im Mai 1899.” In ihrem Briefwechsel sprachen Wilhelm 
und seine Mutter zur Tarnung vorsichtshalber lediglich von «Lumbago» 
oder «Nerven Schmerzen».* 

Im Verlauf des Jahres 1900 nahmen etliche Verwandte und Freunde von 
der schwerkranken Sechzigjährigen Abschied. Im September 1900 kam 
ihr Bruder, damals noch der Prinz von Wales, zu Besuch und sprach auch 
im Namen der Queen Victoria den dringenden Wunsch aus, die Kaiserin 
möge doch eine letzte Reise nach England unternehmen.“ Renvers ver- 
suchte, ihr die Reise zu verbieten, doch sie wollte nicht auf ihn hören.®” 
Wäre sie gefahren, hätte sie wohl den Tod Queen Victorias persönlich mit- 
erlebt. Vermutlich wäre sie selber dann auch in England statt in Friedrichs- 
hof gestorben. An eine solche Reise war jedoch nicht mehr zu denken. Sie 
sei «wie aufgefressen vom Schmerz [...] mit selten einer Stunde Ruhepau- 
se», gestand sie ihrer Mutter. «Ich fühle meine Geduld und Ausdauer 
nahezu aufgebraucht.»’° In den nächsten Wochen besserte sich ihr Befin- 
den vorübergehend, und Wilhelm konnte seinem Onkel Bertie melden, 
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Abb.2 Ein letztes Bild der Kaiserin Friedrich 


daß seine Mutter zum ersten Mal seit langem ihr Bett verlassen konnte. 
«Wir haben äußerst besorgte Tage durchlebt[...] & sind erleichtert, sie aus 
unmittelbarer Gefahr zu sehen. Sie sammelt langsam Kraft, & ist natürlich 
noch schwach; aber wenn sie sich weiter so erholt wie in den letzten 4 oder 
5 Tagen, dann hoffen wir, sie in einem Monat oder mehr nach unten und 
bei geeignetem Wetter nach draußen bringen zu können. [...] Unter den 
herrschenden Umständen ist es für sie natürlich unmöglich, nach England 
zu reisen.»°' 

Die von Wilhelm erhoffte Besserung des Befindens seiner Mutter stellte 
sich nicht ein.” Im November 1900 ist in einem ihrer letzten Briefe an 
Queen Victoria zu lesen: «Es geht mir wieder wie gehabt, der Schmerz ist 
fürchterlich, wenn er kommt, und die Nacht schlaflos. Morgen werde ich 
seit 7 Wochen im Bett liegen - & in Schmerzen, - all den Schmerz davor 


2. Krankheit und Tod der Kaiserin-Mutter 45 


nicht mitgezählt - mit dem ich kämpfte, ohne darüber zu sprechen. Es ist 
hart.» Als sich zwei Wochen später alle ihre Kinder (außer Sophie) zu 
ihrem 60. Geburtstag in Schloß Friedrichshof versammelten, sprach sie die 
Befürchtung aus, sie würde recht wenig von ihnen sehen können.’* Der 
Kaiser meldete dem gerade zum Reichskanzler ernannten Bülow, seine 
«arme» Mutter habe «unendliche Qualen» auszustehen.’ 

Die Versuche der englischen Verwandten, die Kaiserin erneut von Sir 
Francis Laking, der sie heimlich in Italien besucht hatte, behandeln zu las- 
sen, wurden durch ein entschiedenes Verbot des Kaisers verhindert. Am 
12. Oktober 1900 telegraphierte Wilhelm an Queen Victoria: «Ich kann 
nur wiederholen, daß ein weiterer Doktor hier sie nur aufregen und miß- 
trauisch machen würde, was nicht sein darf. Laking kann nichts sehen oder 
hören, was man Dir nicht auch schreiben könnte, und ich würde ihm nicht 
gestatten, Mama zu sehen. Außerdem würde es hier ein höchst bedauer- 
liches Gefühl erregen, das im Interesse von Mutters unbedingter Ruhe auf 
gar keinen Fall geweckt werden darf.»5° Die besorgte alte Queen mußte ihr 
Vorhaben aufgeben: «Ich war nicht einen Moment im Zweifel, daß Mama 
in den besten ärztlichen Händen ist und jede mögliche Behandlung be- 
kommt», drahtete sie zurück. «Ich wollte lediglich einen mündlichen Be- 
richt. Ich werde sicher nicht Laking schicken, da ich keine Unstimmigkei- 
ten hervorrufen will, aber es erhöht natürlich meine Besorgnis.» Hilflos 
klagte Queen Victoria, sie fühle sich «auf grausamste Weise abgeschnitten, 
unfähig in dieser Jahreszeit so weit zu reisen, andernfalls wäre ich nach 
Darmstadt gefahren, um in Reichweite zu sein, um einen Blick auf sie zu 
werfen, sobald sie etwas kräftiger wäre.»’* 

Der plötzliche Tod der Queen am 22. Januar 1901 war natürlich ein 
schwerer Schlag für die leidende Kaiserin in Kronberg. Bitter beweinte sie 
die Tatsache, daß sie ihre Mutter nicht ein letztes Mal hatte schen können. 
Als die Schreckensnachricht in Friedrichshof eintraf, schrieb sie untröst- 
lich: «Worte können meine seelischen Qualen in diesem überwältigenden 
Schmerz nicht ausdrücken. Oh, meine geliebte Mama! Ist sie wirklich 
heimgegangen? [...] Sie verloren zu haben, scheint so unmöglich - und ich 
fernab konnte nicht ihr liebes Gesicht sehen oder noch einmal ihre teure 
Hand küssen. Es bricht mir das Herz. [...] Was war sie für eine Königin, 
und was für eine Frau! Was wird mein Leben ohne sie sein, das jämmer- 
liche bißchen Leben, das mir geblieben ist im Kampf mit einer grausamen 
Krankheit?» 

Der Kaiser war bestürzt, als er nach den Beisetzungsfeierlichkeiten in 
England seine Mutter wiedersah. Seinem Onkel Edward schrieb er am 
9. Februar 1901 aus Kronberg: «Mama hat sich sichtbar verändert, seit ich 
sie im November sah. Ihr Gesicht ist etwas geschwollen, so daß durch 
seine Rundheit & Fülle die Ähnlichkeit mit der lieben Großmama sehr 
ausgeprägt geworden ist. Der Fortschritt der Krankheit auf ihrer linken 
Seite ist groß. [...] Folglich ist sie schwach und fühlt sich absolut elend. Ihr 
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Plan, nach England zu reisen, ist ein Phantasiegebilde, das, wie der Arzt 
sagt, vollkommen undenkbar ist, sie ist gänzlich transportunfähig. Wir 
sind alle entsetzlich gequält darüber, was wir sehen & hören, & es ist 
schrecklich sich vorzustellen, welche Komplikationen außerdem auftau- 
chen könnten. Die arme Mutter ist einfach in einem schrecklichen Zustand 
von Leiden & Unwohlsein; so daß man wirklich manchmal ratlos denkt, 
ob ihr das Schrecklichste nicht erspart bleiben könnte.» Um so erstaunter 
war der König, wenige Tage später von seiner Schwester einen Brief zu 
erhalten, in dem sie den «ardent wish» äußerte, Ende Februar oder Anfang 
März nach England zu kommen, wo sie in Bournemouth auf mehrere Mo- 
nate ein Haus zu mieten gedachte. Sicherlich spielte bei diesem Plan der 
Wunsch eine Rolle, in ihrer geliebten Heimat zu sterben. Es erscheint auch 
nicht undenkbar, daß sich die sterbende Kaiserin mit dem Gedanken trug, 
auf diesem Wege ihren Briefwechsel mit ihrer Mutter nach England zu 
schmuggeln. 

Da die Ärzte die Reise weiterhin als zu riskant ablehnten,‘: sah die tod- 
kranke Kaiserin ihren Bruder Edward zum letzten Mal Ende Februar 1901 
im Schloß Friedrichshof. Der König traf mit einem seiner Privatsekretäre, 
Sir Frederick Ponsonby, und dem jetzt zu seinem Leibarzt ernannten Sir 
Francis Laking in Kronberg ein. Obschon Edward den Kaiser dringend 
darum gebeten hatte, seinen Besuch als reine Privatangelegenheit anzu- 
sehen, stand Kaiser Wilhelm, umringt von seinen bunt uniformierten 
Hofmilitärs Generaladjutant Gustav von Kessel, Generaladjutant Fried- 
rich von Scholl und Vizeadmiral Georg Alexander von Müller sowie dem 
Grafen August zu Eulenburg, am Frankfurter Hauptbahnhof, als die drei 
Engländer in Zivil aus dem Zug stiegen. Auch in den nächsten Tagen 
drängte sich der Kaiser bei jeder Gelegenheit auf.“ Dessen Einladung, bei 
ihm in Bad Homburg im Schloß zu wohnen, konnte der König allerdings 
mit Erfolg ablehnen.“ 

Am ı5.Juni 1901, dem Todestag seines Vaters, kam Wilhelm II. zum 
vorerst letzten Mal nach Friedrichshof.‘“* Auf einen Brief Edwards VII., in 
dem er um Auskunft über den Zustand seiner Schwester bat,‘ antwortete 
der Kaiser tief betroffen. «Als ich sie am ı5. zuletzt sah, litt sie starke 
Schmerzen & war schr bedrückt & niedergeschlagen. Sie wurde oft ganz 
mutlos & gab sich manchmal der Verzweiflung hin. [...] Der Anblick ist 
zu erbarmenswert, zumal man ihr nicht die geringste Hilfe geben kann. 
Morphium wird in langen Abständen & größeren Mengen verabreicht & 
tut ihr sehr gut, indem es ihr mehrere Stunden Ruhe verschafft. Die 
lebenswichtigen Organe sind bisher vollkommen frei & überhaupt nicht 
angegriffen, so daß im Augenblick kein Grund zu akuter Sorge besteht; 
wenn die Dinge so weitergehen wie im Moment, glauben die Ärzte, daß es 
sich Monate hinziehen könnte, möglicherweise sogar bis in den Winter. Es 
ist erschütternd!» 

Die Erlösung kam in den ersten Augusttagen 1901. Rasch versammelten 
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sich nicht nur ihre Kinder und Enkel, sondern auch einige ihrer Nichten 
und Neffen um die sterbende Kaiserin. Wilhelm brach seine Nordlandreise 
ab und traf mit Auguste Viktoria (Dona), der regierenden Kaiserin, am 
3. August, zwei Tage vor dem Tod seiner Mutter, in Schloß Friedrichshof 
ein. Er saß in den letzten Stunden ununterbrochen an ihrem Bett und war 
auch zugegen, als ihr Kampf endlich vorüber war. Edward VII., der in der 
Hoffnung, seine Schwester noch lebend anzutreffen, seine Abreise nach 
Deutschland vorbereitete,° drückte in einem Brief an Wilhelm sein Beileid 
aus «zum Verlust Deiner geliebten Mama — & ich weiß, wie sehr Du sie ver- 
missen wirst. Sie & ich waren einander zugetan - & meine größte Freude 
war unser wöchentlicher Briefwechsel - nun leider Vergangenheit. Aber 
angesichts ihres enormen Leidens konnte man ihr keine Verlängerung des 
Lebens wünschen.»° Zusammen mit Wilhelm und seinen Geschwistern 
begleiteten der König und sein Gefolge den Leichnam mit der Eisenbahn 
von Kronberg nach Potsdam, wo die Kaiserin in der Friedenskirche neben 
ihrem Mann und den beiden früh verstorbenen Söhnen Sigismund und 
Waldemar beigesetzt wurde. 

Während des letzten Besuchs ihres Bruders im Februar 1901 hatte die 
Kaiserinwitwe Fritz Ponsonby (er war ein Patensohn Kaiser Fried- 
richs III.) ihre Korrespondenz mit Queen Victoria anvertraut, die sie zu- 
sammen mit ihrem restlichen schriftlichen Nachlaß in dem eigens dafür 
gebauten zwischenstöckigen Geheimzimmer in Schloß Friedrichshof vor 
dem Zugriff ihres Sohnes versteckt hatte. Nicht zu Unrecht befürchtete 
sie, daß eine weitere frappierende Parallele zu den schrecklichen Ereignis- 
sen des Sommers 1888 eintreten könnte. «Ich werde sie Ihnen heute nacht 
um ein Uhr senden und weiß, daß ich mich auf Ihre Verschwiegenheit 
verlassen kann», hatte sie in einem Gespräch unter vier Augen mit Pon- 
sonby gesagt. «Niemand darf wissen, daß Sie die Briefe mitgenommen ha- 
ben; auf keinen Fall darf Willy sie bekommen oder jemals erfahren, daß 
sie in Ihrem Besitz sind.» Unter abenteuerlichen Bedingungen gelang es 
Ponsonby, die beiden koffergroßen Kisten direkt am lebhaft redenden 
und gestikulierenden Kaiser vorbei aus dem schwerbewachten Schloß 
und schließlich in seine Privatwohnung nach Windsor zu schmuggeln. 
Nach dem Tod der Kaiserin wurde tatsächlich das ganze Grundstück in 
Kronberg von Kavallerie und das Schloß selbst von Polizeimannschaften 
umstellt, «während geübte Geheimpolizisten jeden Raum auf das genau- 
este durchsuchten».”° Auch in dieser paranoiden Wiederholung der be- 
rüchtigten Schloßumzingelung vom 15. Juni 1888 ist die Ähnlichkeit im 
Verhalten Wilhelms beim Tode seiner beiden Eltern frappierend. Zur tie- 
fen Bestürzung des Ex-Kaisers veröffentlichte Ponsonby diese für ihn so 
peinliche Korrespondenz seiner Mutter mit Queen Victoria in dem 1929 
sowohl in Englisch als auch in deutscher Übertragung erschienenen Band 
Briefe der Kaiserin Friedrich." 

Mit dem Tode der Kaiserin Friedrich traten jene Gerüchte von einer 
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heimlichen Ehe mit ihrem Oberhofmeister Götz Graf von Seckendorff 
wieder in den Vordergrund, die schon seit Jahren kolportiert wurden.’” 
Bereits 1897 war in London ein Vertreter der Westminster Gazette mit der 
Frage an Lord Esher, einen engen Freund Edwards VI, herangetreten, 
ob er von einer solchen heimlichen Ehe gehört hätte. Esher antwortete, 
«daß obwohl Frauen zu jeder Torheit fähig sind, diese spezielle Frau zu 
klug war, um ihre Stellung in Deutschland, die gerade erst wiederherge- 
stellt war, ihre Beziehung zum Kaiser und zur Queen um eines Mannes 
willen zu opfern, der seit zwanzig Jahren unter ihrem Dach wohnte! Für 
einen jungen Apollo, vielleicht. Aber nicht für Polonius. Diese Antwort 
genügt», fügte Esher zynisch für sich hinzu, «was immer die Wahrheit 
sein mag.»?° In den nächsten Jahren setzte sich in diplomatischen und 
journalistischen Kreisen weltweit die Überzeugung durch, Seckendorff 
sei nicht nur der Vertraute der Kaiserinwitwe, sondern «peut ötre m&me 
l’epoux morganatique» - vielleicht sogar der unstandesgemäße Gemahl.’* 
Mit welcher Wucht Kaiser Wilhelm die Ehre seiner verstorbenen Mutter 
zu verteidigen bereit war, zeigte sich schon bald nach ihrem Tod. Bezogen 
auf solche wiederaufgewärmten Gerüchte telegraphierte er offen an den 
Reichskanzler am 28. August 1901: «Berliner Tageblatt hatte die Frech- 
heit und Unflätigkeit Meiner Mutter die abscheulichsten Sachen nach- 
zusagen. Ich habe Plessen und von Löwenfeldt mit Revolver und Degen 
auf das Redaktionsbüreau geschickt und den Redakteur zum Widerruf 
gezwungen. Euerer Excellenz überlasse ich, in geeigneter Weise, das 
Schweinepack von Zeitungspiraten durch die Presse gebührend zu brand- 
marken.»’° Das war Kaiser Wilhelm II. im Originalton. 

Mit dem Tod der alten Queen und dem der Kaiserin-Mutter im Jahr 
1901 war ein deutsch-englisches Band zerrissen, dessen Fortbestand um so 
mehr vonnöten gewesen wäre, als die völkisch-nationalistischen Leiden- 
schaften, die jetzt vor allem im Zuge der Flottenrivalität und des im Herbst 
1899 ausgebrochenen Burenkrieges in der Presse und auf den Straßen bei- 
der Länder wie ein giftiges Gebräu hochkamen, von der Staatsgewalt kaum 
noch zurückgehalten werden konnten. Auch Kaiser Wilhelm II. empfand 
sich durchaus als Damm gegen den Völkerhaß, der Deutschland und Eng- 
land in einen fürchterlichen Bruderkrieg zu treiben drohte. Gleichzeitig 
verfolgte er jedoch zusammen mit Bülow und den Generälen am Kaiserhof 
mit Hilfe des gewaltigen Tirpitzschen Schlachtflottenbaus und allzu häufig 
in Verbindung mit den chauvinistischen Kräften im Innern eine großange- 
legte Weltmachtstrategie. Deren Endziel war, das Deutsche Reich anstelle 
von England als vorrangige europäische Weltmacht zu etablieren. Die für 
das Inselreich so bedrohliche Doppelbödigkeit der kaiserlichen Strategie 
wird deutlich, wenn wir seine umstrittene Rolle während des Burenkrieges 
entschlüsseln. 


Kapitel 2 


Der Kaiser und England während des Burenkrieges 


In späteren Jahren, und insbesondere in seinem berüchtigten «Interview» 
vom Herbst 1908 im Daily Telegraph, führte Kaiser Wilhelm II. als Beweis 
für seine Freundschaft gegenüber England immer wieder seine in 
Deutschland äußerst unpopuläre Haltung während des Burenkrieges an. 
«Zweifellos war die öffentliche Meinung in Deutschland den Engländern 
feindlich - bitterfeindlich», erklärte er im Rückblick auf den südafrikani- 
schen Krieg dieser Londoner Zeitung. Aber das offizielle Deutschland 
habe sich doch an der Pressehetze gegen das Inselreich nicht nur nicht be- 
teiligt, sondern bewußt zurückgehalten, und er habe sich sogar geweigert, 
die Burendelegierten, die eine Intervention Europas zu erreichen suchten, 
überhaupt zu empfangen, obwohl das deutsche Volk sie sicherlich mit Blu- 
men bekränzt haben würde. Und als Rußland und Frankreich mit dem 
Vorschlag an ihn herangetreten seien, gemeinsam mit Deutschland die 
Engländer «bis in den Staub zu demütigen», habe er, Wilhelm, geantwor- 
tet, Deutschland müsse jede Politik vermeiden, durch die es in Konflikt 
mit der englischen Seemacht geraten könne. Selbst das sei aber nicht alles, 
beteuerte der Kaiser 1908 in dem fatalen Zeitungsartikel: Nach den schwe- 
ren britischen Niederlagen während der «schwarzen Woche» im Dezem- 
ber 1899 habe er einen Feldzugsplan erarbeitet, seinem Generalstab zur 
Kritik vorgelegt und der englischen Staatsführung zur Verfügung gestellt. 
Den Sieg Englands über die Buren quasi für sich reklamierend, fügte der 
Kaiser hinzu, «daß der von mir aufgestellte Plan dem sehr nahekommt, der 
wirklich von Lord Roberts angenommen und von ihm erfolgreich ausge- 
führt wurde», und fragte dann perplex: «War das [...] die Handlungsweise 
eines, der England übel wollte?»' 

Auf die große Staatskrise, die dieses kaiserliche «Interview» auslöste, 
wird in einem späteren Kapitel ausführlich eingegangen. An dieser Stelle 
sollen lediglich anhand der im Schloßarchiv zu Windsor und an anderen 
Stellen aufbewahrten Quellen die Angaben Wilhelms I. überprüft wer- 
den, die er in diesem Zeitungsartikel und bei zahlreichen anderen Ge- 
legenheiten als Beleg für seine englandfreundliche Haltung um die Jahr- 
hundertwende machte. Was waren in diesem grausam geführten, in ganz 
Europa Wut und Entsetzen hervorrufenden Eroberungskrieg der Englän- 
der in Südafrika die wahren Intentionen des Deutschen Kaisers? Wieso 
bot er plötzlich gerade denjenigen nationalistischen Kräften Widerpart, 
die er durch sein Telegramm an Krüger gegen England aufgestachelt hatte 
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und deren Anglophobie er weiterhin bemüht war, für seine Schlachtflot- 
tenpläne auszunutzen? Schickte er wirklich Kriegspläne, die der deutsche 
Generalstab überprüft hatte, nach London in der Absicht, dadurch einen 
englischen Sieg über die Buren zu sichern? Wie verhielt es sich tatsächlich 
mit dem angeblichen Vorstoß Rußlands und Frankreichs, zusammen mit 
Deutschland eine Kontinentalliga zu bilden, um England «bis in den 
Staub» zu erniedrigen? Und warum ging Wilhelm, falls es ein solches 
Angebot überhaupt gegeben hat, darauf nicht ein? 


1. Geheime Weltmachtphantasien 
und die Angst vor einem vorzeitigen Krieg 


Der nach jahrelanger Spannung im Oktober 1899 ausgebrochene Krieg 
zwischen Großbritannien und den beiden Burenrepubliken Transvaal und 
Oranjefreistaat schien Deutschland große Chancen, aber auch genauso 
große Gefahren zu bieten. Einerseits glaubte man in Berlin, mit dem krie- 
gerischen Engagement des britischen Weltreichs im Süden Afrikas sei eine 
Zeit der weltweiten Neuverteilung der Macht angebrochen, die in erster 
Linie dem jungen, wirtschaftlich so erfolgreichen Deutschen Reich zugute 
kommen müßte. Andererseits steckte der Tirpitzsche Schlachtflottenbau, 
durch den man der englischen Übermacht zur See Einhalt zu gebieten 
hoffte, noch ganz in den Anfängen. In dieser «Zeit unserer Ohnmacht», 
wie Wilhelm II. sie nannte,” würde ein Krieg mit England verheerende 
Folgen haben. Selbst das Bekanntwerden der längerfristigen deutschen 
Absichten während der «Gefahrenzone», die bis zur Fertigstellung der 
Schlachtflotte durchschritten werden mußte, könnte London zu bündnis- 
politischen oder gar militärischen Präventivmaßnahmen gegen Deutsch- 
land provozieren. Allein schon die Begeisterung, die man für den Aufbau 
der Flotte benötigte und deswegen sogar von oben kräftig schürte, drohte, 
eine englische Gegenreaktion hervorzurufen. Die lautstarken Haßtiraden, 
die in vielen Teilen der deutschen Bevölkerung zu vernehmen waren, als 
das imperialistische England brutal gegen das kleine germanische, prote- 
stantische Bauernvolk im Transvaal vorging, hätten erst recht eine entspre- 
chende germanophobe Stimmung in England erzeugen und dadurch einen 
vorzeitigen deutsch-englischen Konflikt näherbringen können. Daher 
mußte die eigentliche Absicht getarnt, die Volksstimmung als durch russi- 
sches und französisches Geld gekauft und gegen den Kaiser und die amt- 
liche deutsche Politik gerichtet hingestellt werden. Zudem mußte Wilhelm 
seine ganze Liebenswürdigkeit auf seine englischen Verwandten und die 
englische Öffentlichkeit wirken lassen, um sie möglichst lange hinters 
Licht zu führen. «Ich bin der Einzige der die Engländer noch hält, sonst 
brechen sie vorzeitig los und meine Flotte ist nicht fertig», erklärte er, sein 
ganzes Konzept verratend, in einer Randbemerkung auf einen Bericht aus 
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London.’ Wie er im März 1900 der Königin Wilhelmina der Niederlande 
auseinandersetzte, die eine gemeinsame deutsch-holländisch-russisch- 
französische Friedensinitiative zugunsten der geschlagenen Buren ange- 
regt hatte, sei der Zeitpunkt für die Abrechnung mit dem britischen Welt- 
reich noch nicht gekommen. Zwar sei «die Weltkarte [...] im Begriffe, 
große Umgestaltungen zu erfahren», erklärte der Kaiser, doch müßten bei 
der wachsenden Leidenschaftlichkeit der Völker die Staatsmänner ihre 
Politik äußerst vorsichtig abwägen, wenn nicht ein Krieg unversehens zur 
unrechten Zeit entstehen solle. Ein Krieg dürfe nämlich erst dann kom- 
men, «wenn der Einsatz des Elends und Bluts, was ein Volk daran wendet, 
wert ist. Gewiß wird oft bei solcher «Realpolitik> die christliche Moral arg 
geschädigt. [...] Allein wer an Gott den Herrn als Oberrichter der Welt- 
ordnung glaubt, der weiß auch, daß ihm nichts im Leben der Völker ent- 
geht, und daß er Unrecht straft mit unerbittlicher Strenge, wann? und wie? 
Das steht bei ihm! Man muß dann schweigend, wenn auch tieftraurig, den 
Dingen ihren Lauf lassen. [...] Doch man muß in die Zukunft blicken und 
danach trachten, sein Land kräftig und wehrhaft zu machen, um auf alle 
Fälle gerüstet zu sein, falls man selbst dereinst vom Herrn zum Rüstzeug 
ausgewählt werden könnte!? Darum ist es im Interesse des Weltfriedens 
sowohl als auch der niederländisch-friesischen Rasse auf dem Kontinent, 
daß} eine mächtige Flotte auf dem Meere sei! Schwimmt sie erst, dann wird, 
wie in alter Zeit, Oraniens und Brandenburgs Banner auf allen Wassern 
nebeneinander wehen. [...] Bis dahin Schweigen und Arbeiten.»* Ähnlich 
erklärte der Kaiser im Oktober 1899 dem französischen Botschafter 
Marquis de Noailles, augenblicklich sei «Englands Flotte jeder Koalition 
gewachsen, Deutschland so gut wie ohne Flotte. Ich sei also nicht in der 
Lage, aus der strengsten Neutralität herauszutreten, und müsse mir erst 
eine Flotte besorgen. Nach zwanzig Jahren, wenn dieselbe fertig sei, werde 
ich eine andere Sprache führen.»’ 

An keiner Stelle kommt die geheime Zielsetzung Wilhelms II. um die 
Jahrhundertwende so deutlich zum Vorschein wie in den schwulstig-un- 
tertänigen Briefen, die der damalige Außensekretär und Reichskanzler in 
spe, Bernhard von Bülow, an den Kaiser richtete. Ganz auf die Eitelkeit 
und den Ahnenkult des Hohenzollernherrschers berechnet legte Bülow 
dem Kaiser 1900 dar: «Wie wahr ist es, daß in Euerer Majestät Regierung 
die Britten [sic] dieselbe Rolle spielen wie unter dem Großen Kurfürsten 
die Franzosen und unter dem Großen König die Österreicher. Die Be- 
handlung der Engländer ist unendlich mühsam, unendlich schwierig, er- 
fordert unendlich viel Geduld und Geschicklichkeit. Aber wie der Hohen- 
zollern-Aar den zweiköpfigen österreichischen Adler aus dem Felde 
geschlagen und dem gallischen Hahn die Flügel gestutzt hat, so soll er mit 
Gottes Hilfe und durch Euerer Majestät Kraft und Weisheit auch noch mit 
dem englischen Leoparden fertig werden. Seine Fittiche wachsen.»° Der 
Leiter des Auswärtigen Amts kannte die von Wilhelm II. gegen Lord Salis- 
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bury gehegten Vorurteile und hetzte den Kaiser gegen den britischen Pre- 
mierminister auf. Bülow betonte aber gleichzeitig die Notwendigkeit, bis 
zur Fertigstellung der Schlachtflotte stets «vorsichtig, kühl und abwartend 
[...] England gegenüber» zu operieren.’ «Es giebt wohl kaum einen Men- 
schen in Europa, auf den ich innerlich so geladen bin, wie auf den feisten 
englischen Premier», schrieb er dem Monarchen in einem Schlüsselbrief 
vom August 1899. «Ich denke aber wie Odysseus, als er von den Freiern 
gereizt wurde bevor er alle Pfeile in seinem Köcher zusammen hatte. [...] 
Als Odysseus erst seine Pfeile beisammen hatte, und den Bogen dazu, 
streckte er die unverschämten Freier alle in den Sand und herrschte fortan 
zufrieden, glücklich und unbehelligt in Ithaka. Vorher ließ er seine Feinde 
nichts von seinen Absichten merken. Wenn es Euerer Majestät mit Aller- 
höchstIhrer ungemeinen Geschicklichkeit in der Behandlung der Englän- 
der gelingt, Salisbury zu gewinnen und zu ihm leidliche politische Bezie- 
hungen aufrecht zu erhalten bis unsere Flotte (um mit Scharnhorst zu 
reden) aus dem Gröbsten heraus ist, wäre das ein politischer Meister- 
Coup.» Und im Hinblick auf den sich abzeichnenden Konflikt mit den 
Buren kalkulierte Bülow zynisch: «Sollte es in Süd Afrika wirklich los- 
gehen, so würde England wenigstens für einige Zeit in Asien und Polyne- 
sien weit weniger aktionsfähig und dadurch mehr auf uns angewiesen sein. 
Andererseits haben wir kein Interesse an der völligen Niederwerfung der 
Boeren und Afrikanders, womit die Mensur voraussichtlich endigen wür- 
de. Soweit ich die Dinge zu übersehen vermag, meine ich, es wäre das 
Richtigste, wenn wir uns gegenüber den Streitigkeiten zwischen England 
und 'Transvaal vorläufig völlig neutral und still verhielten.»® 

In einem Schreiben Bülows vom 8. November 1899, in dem er dem Kai- 
ser den erfolgreichen Abschluß der Verhandlungen über die Aufteilung der 
Samoainseln zwischen Deutschland, England und den USA mitteilte, 
gewährte der Staatssekretär Einblick in die Fernziele sowie die inneren 
und äußeren Beweggründe der deutschen Weltpolitik: «Selbstverständlich 
haben wir den Engländern hinsichtlich unserer weiteren Gesammthaltung 
insbesondere gegenüber dem südafrikanischen Kriege nicht die allerminde- 
sten Zusagen gemacht und unsere Gesammtpolitik in keiner Weise vinku- 
lirt. Euere Majestät behalten nach wie vor nach allen Seiten freie Hand. [...] 
So sind denn mit Gottes Hülfe und durch Euerer Majestät Thatkraft, Zä- 
higkeit und Weisheit Upolu und Sawaii für Deutschland gewonnen, auf 
beiden wird Euerer Majestät glorreiches Banner wehen! Groß ist der kom- 
merzielle Werth dieser Inseln als Schauplatz langjähriger und emsiger deut- 
scher Arbeit und als Stützpunkt für unseren Handel im Stillen Ocean mit 
Polynesien, Australien und Westamerika. Größer noch ist die maritime 
Bedeutung der Inseln für unsere interoceanische Schiffsverbindung, im 
Hinblick auf den künftigen Panama-Kanal und für den einstigen deutschen 
Weltkabel. Aber noch höher ist der Werth, den diese Inseln für das Herz 
der Nation haben. [...] Diese jetzt von Euerer Majestät gewonnenen Inseln 
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waren seit langem durch unvergessliche Erinnerungen und theures Blut mit 
Deutschland verbunden. Ihr Verlust würde von Marine und Volk nie ver- 
schmerzt worden sein; ihr Gewinn werden beide aneifern, Euerer Majestät 
weiter zu folgen auf der Bahn, die zu Weltmacht, Größe und ewigem Ruhm 
führt.»° Angesichts der weitreichenden deutschen Ziele und namentlich der 
Feindseligkeit ihm persönlich gegenüber ist es kaum verwunderlich, daß 
Lord Salisbury während des Kaiserbesuchs in England im November 1899 
von einer Audienz mit Wilhelm keinen politischen Vorteil erwartete, da 
«die wirklichen Schwierigkeiten zwischen den beiden Ländern daher rühr- 
ten, daß sie rivalisierende Kolonialmächte waren».'° Der Premier hegte 
schon lange den Verdacht, daß Wilhelms Anschuldigungen gegen ihn 
nichts anderes als der verdrehte Ausdruck seiner bösen Absicht gegen Eng- 
land war." 

Obwohl man mit der großen geopolitischen Auseinandersetzung bis 
zur Fertigstellung der Schlachtflotte zu warten genötigt war, schwebten 
Wilhelm II. und Bülow bei einer «Umgestaltung der Weltkarte», die aus 
der englischen Verlegenheit im Burenkrieg erfolgen könnte, dennoch 
atemberaubende Ziele vor. Noch im Frühjahr und Sommer 1899 hat der 
Monarch über die «alte Englische skrupellose Interessen- und Rüpelpoli- 
tik» geschimpft,'* vor der wahren Natur von «John Bull» gewarnt" und 
sich verächtlich über die englische Gewohnheit ausgelassen, Freund- 
schaftsdienste anderer Mächte anzunehmen, ohne zu Gegenleistungen be- 
reit zu sein. Man sehe immer wieder, schrieb er, «wohin man kommt, 
wenn man England gute Dienste leistet ohne vorherige klare, bindende 
Abmachungen, nur aus gutem Herzen!»"* Im September 1899, als die sich 
zuspitzende Transvaalkrise dem Premierminister Salisbury vermeintlich 
«unheimlich» zu werden drohte, schrieb Wilhelm triumphierend: «Um so 
teurer können wir uns abschätzen, wenn die Engländer was von uns wol- 
len.» Seiner Schadenfreude über die englischen Schwierigkeiten freien 
Lauf lassend, meinte der Kaiser beim Kriegsausbruch im Oktober 1899: 
«Jetzt kommt die Kehrseite der «Glorious Isolation» zum Durchbruch. 
Außerdem ist das Gefühl wach geworden, daß man durch permanentes 
Rüpeln und Schubsen alle andren Mächte tüchtig vor den Kopf gestoßen 
hat, und diese sich nun alle freuen, daß der Rüpel nun an den Rechten kam. 
Er [der Engländer] fühlt, daß wir fortdauernd schlecht behandelt uns doch 
nicht haben fortreißen lassen, und so sind wir im stillen Dulden ein steter 
Vorwurf für ihn. Es zeigt sich jetzt jedenfalls, daß «we’ve got the ships, 
we’ve got the men, we’ve got the money too» von jubilees Zeiten 1897 ja 
sehr großartig klingt, zumal von der Bühne - unter Entfaltung des «Union- 
jack> -, von welcher kurz zuvor im Winter der Deutsche Kaiser mit spott- 
liedern [sic] unter wüsten Beifallstürmen bedeckt wurde, daß es aber, in 
die Praxis umgesetzt, doch seine Schwierigkeiten hat und jedenfalls sehr 
viel von dem Letzten kosten wird! Da liegt der Hase! Das Spiel wird zu 
theuer! Das ist John Bull nicht gewohnt! Das Risiko ist mit einem Male 
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gewachsen!»'° Auf den Vorschlag Waldersees, er müsse politische und 
auch materielle Vorteile aus der Situation ziehen, indem er den Engländern 
gegenüber die Deutschen «als wohlwollende Freunde in der Noth» dar- 
stellte, nickte Wilhelm zustimmend und antwortete: «Ich denke, das wird 
sich schon machen lassen.»'” Der Kaiser wiegte sich in der Hoffnung auf 
einen russischen Angriff auf Persien, Afghanistan oder Indien. Mit der 
Verwicklung Englands in Südafrika würden die Russen in Zentralasien 
«doch fühlbar werden», meinte er, «und dann fangen unsere Freund- 
schaftsbezeugungen an im Markt hochzusteigen! Zumal in London.»"* In 
diesem Anfangsstadium des Südafrikakrieges frohlockte er: «Mögen sie 
[die Engländer] ordentlich in die Patsche kommen, und Indien, Asien und 
Abessinien mit in den Tanz eingreifen!»"? 

Der unlängst in den Grafenstand erhobene Staatssekretär von Bülow 
gaukelte seinem Allerhöchsten Herrn als Endziel einen Durchbruch des 
Reiches zur ersten Macht der Welt vor. Nicht nur Süd- und Ostafrika, der 
Südpazifik mit seinen Verbindungen nach Australien, Nord- und Südame- 
rika und zum neuen Panamakanal, sondern auch die gesamte asiatische 
Landbrücke sollten unter deutschen Einfluß kommen. Als «die großen 
Ziele» der deutschen Weltpolitik listete er nichts Geringeres als das «Mit- 
telmeer, Byzanz, Persien [und] Ostasien» auf.”° Die «so günstige momen- 
tane Lage», die durch die englische Verlegenheit in Südafrika entstanden 
sei, müsse das Reich «für Bagdadbahn, Kohlenstation am Roten Meer 
u.a.» voll ausschöpfen.”' Wenn doch nur die Flotte fertig wäre! Als Bülow 
wieder einmal darauf hinwies, daß sich «überseeische Politik nur mit einer 
ausreichenden Flottenmacht führen» ließe, schrieb der Monarch voller 
Ungeduld an den Rand, das sei doch das, «was ich seit ro Jahren den Och- 
sen von Reichstagsabgeordneten alle Tage gepredigt habe».”* Frustriert rief 
der Kaiser zu Beginn des Burenkrieges aus: «Was sollen wir denn thun, die 
Engländer sind uns ja so über, daß wir nicht mucken dürfen.» 

Auch die Staatsmänner und Generäle um Wilhelm II. waren, wie ihre 
Tagebücher und Briefe erkennen lassen, davon überzeugt, daß während 
der Phase der deutschen Unterlegenheit zur See England nicht unnötig 
provoziert werden dürfe; erst nach Fertigstellung der Schlachtflotte in 
etwa anderthalb Jahrzehnten werde man kraftvoll gegen England auftreten 
können. Alfred von Tirpitz selbst setzte dem badischen Vertreter Eugen 
von Jagemann Anfang 1900 auseinander, daß in der Regierung die «ent- 
schiedenen Vertreter der Friedlichkeit [...] durchaus die Oberhand» hät- 
ten, weil man erkannte, daß «ein Seekrieg, wenn nicht etwa Frankreich 
und Rußland die Offensive anfingen, [...] die Anfänge unserer Marine 
wieder zerstören» würde. Sollte ein Krieg mit England dennoch ausbre- 
chen, so wäre es laut Tirpitz freilich «im Interesse der Selbsterhaltung an 
Frankreich die Alternative des Mitmachens zur See oder des Bekriegtwer- 
dens durch uns zu Land zu stellen».”* Sogar der stets militante Erbprinz 
von Sachsen-Meiningen, Kommandierender General in Breslau, erkannte 
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die erzwungene Zweideutigkeit in der Haltung seines kaiserlichen Schwa- 
gers, als er nach den ersten britischen Rückschlägen im Burenkrieg fest- 
stellte: «Im Herzen freut sich gewiß Niemand so sehr, wie der Kaiser, über 
die Niederlage der Engländer, deren freches Maulwerk einmal ordentlich 
etwas drauf bekommt. Aber im wohlverstandenen Interesse des Staates 
muß er aus seinem Herzen eine Mördergrube machen, [...] und muß 
schweigen, um gegen unsere Ohnmacht nicht den englischen Zorn zu be- 
schwören. In diese Lage hat ihn die Dummheit und Niedrigkeit der lieben 
Volksvertretung versetzt», indem sie wiederholt die Flottenforderungen 
des Kaisers abgelehnt hätte.” Bitter beklagte der Erbprinz gegenüber Ge- 
neral Colmar von der Goltz die Ohnmacht, zu der das Reich vorerst noch 
verurteilt war. «So müssen wir mit anschen, wie ein kleines, tapferes Volk 
von den Engländern, diesen Heuchlern, verschluckt wird. Mögen sie sich 
recht lange den Magen daran verderben, denn ein leicht zu verdauender 
Bissen ist diese holländische Bevölkerung nicht.»” Einige Wochen später 
schrieb Prinz Bernhard: «Das echt englische brutale Vorgehen gegen 
Transvaal, der vor den Thüren liegende Krieg, den die lieben humanen 
Engländer bei den Haaren herbei ziehen, interessirt mich natürlich gegen- 
wärtig vor Allem.» Goltz habe sich darüber beklagt, «daß Deutschland, 
dessen Interesse es doch wäre, die Buren nicht vernichten zu lassen, ihnen 
nicht beispringt. Aber wie sollen wir denn das anfangen? Dank der Ver- 
nageltheit unseres lieben Reichstages haben wir noch keine Flotte, die die- 
sen Namen verdiente, denn die Paar Schiffe sind doch gegen eine Seemacht 
nicht ein Schuß Pulver werth! Wie sollen wir denn den Buren helfen? 
Worte allein thun es doch nicht! Daß England nur auf einen Conflikt lau- 
ert, um uns die Wahl zwischen einer Demüthigung oder der Vernichtung 
unseres Handels zu lassen, darüber bin ich mir schon lange klar. Ich erwar- 
te in einigen Jahren die Ereignisse sich dahin zuspitzen zu sehen und zwar 
ist mir auch der Termin ziemlich klar: es wird geschehen, sobald die Köni- 
gin die Augen zumacht.»” Auf dem Höhepunkt des Südafrikakrieges trö- 
stete sich der Erbprinz mit einem Blick in die Zukunft. Ohne eine starke 
Schlachtflotte müsse sich Deutschland «schmachvoll in der Ecke des Welt- 
lebens herumdrücken»; erst wenn diese um 1917 fertig wäre, könne man 
auf das Heranwachsen eines Geschlechts hoffen, «welches nicht mit Esels- 
ohren und Scheuklappen geboren» sei, meinte er.”* Ebenfalls voller Unge- 
duld seufzte Oberst Bruno von Mudra beim Ausbruch des Burenkrieges: 
«Wenn wir doch jetzt schon so weit wären, wie wir nicht sind mit unsrer 
Flotte, damit wir den Krieg in Südafrika, sobald er in hellen Flammen 
steht, zum Überfall [auf England] ausnützen könnten.» Doch erst «in 
14 Jahren», so dachte dieser Englandfeind im Oktober 1899, könnten 
«Kombinationen in dem Verhältniß der in Frage kommenden Großmäch- 
te eintreten, welche die Ausführung einer Landung an Britanniens Süd- 
und Ost-Küste zugleich durchaus nicht mehr als eine Utopie erscheinen 
lassen» würde.” 
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In Anbetracht der britischen Übermacht mußte selbst Waldersee die 
Notwendigkeit einsehen, die sich dem Reich beim Ausbruch des Buren- 
krieges scheinbar bietenden weltpolitischen Chancen zunächst ungenutzt 
vorüberziehen zu lassen. Zwar begrüßte er im Dezember 1899 die eng- 
lischen Niederlagen am Kap und meinte, durch diese Mißerfolge sei die 
Situation des Deutschen Reiches «in der großen Welt [...] fraglos eine bes- 
sere geworden»; jetzt gelte es, die Vorteile daraus zu ziehen.3° Schadenfroh 
registrierte er die wachsende Unzufriedenheit unter den eingeborenen 
Truppen in Ägypten gegen die englische Herrschaft und hoffte auf Un- 
ruhen selbst in Großbritannien und Irland. Eine weitere Niederlage könne 
England kaum ertragen, «ohne der allgemeinen Mißachtung anheim zu 
fallen», urteilte er im Februar 1900. «Was für Chancen hätte Frankreich 
jetzt wenn ein energischer Mann an seiner Spitze stände!»3' Aber die bitte- 
re Tatsache, daß die englische Seeherrschaft den Handlungsspielraum des 
Reiches stark einschränkte, erkannte auch Waldersee vollauf an. Deut- 
licher als Wilhelm, Bülow, Tirpitz, Erbprinz Bernhard und Oberst Mudra 
ahnte der alte Generalfeldmarschall jedoch, daß England den deutschen 
Schlachtflottenbau nicht einfach unbeantwortet hinnehmen würde. «Wir 
sind dauernd in Abhängigkeit von Englands gutem Willen u. Wohlwol- 
len», notierte er kurz nach Beginn des Transvaalkrieges. «Da wenn wir ein 
neues Schiff bestellen, England gleich 2 oder 3 in Bestellung giebt, bleibt es 
uns ja immer weit überlegen, es kann doch ein urtheilsfähiger Mensch nie 
glauben, daß wir eine der englischen gewachsene Flotte schaffen können. 
Wir können ein Gegengewicht nur finden in Alliancen u. die haben wir 
nicht mehr.»3? Die Folgen der deutschen Herausforderung ahnte Walder- 
see in aller Klarheit voraus, als er im Februar 1900 feststellte: «Wenn Eng- 
land den Krieg in Südafrika glücklich zu Ende führen sollte und ihm 
inzwischen nicht größere Schwierigkeiten in Aegypten oder Indien er- 
wachsen, so wird es nicht lange dauern u. es bricht einen Konflikt mit uns 
vom Zaun. [...] Gott gebe, daß eine solche Kalamität - u. eine solche muß 
für uns ein Krieg mit England sein — an uns vorüber geht. Es muß wirklich 
der liebe Gott da mit besonderen Ereignissen helfen; unsere Diplomatie 
kann es nicht.»’? Gerade eine derartige Kalamität wollte der Kaiser mit 
seiner persönlichen Charmeoffensive verhindern. 


2. Der deutsche Englandhaß 
und der Kaiserbesuch in Windsor und Sandringham 


Die abwartende, nach außen hin streng neutrale und friedfertige Haltung 
Wilhelms II. und der Wilhelmstraße wurde durch die kritische und zuneh- 
mend englandfeindliche Reaktion der deutschen Öffentlichkeit auf das 
Kriegsgeschehen im Süden Afrikas durchkreuzt.* Schon die Krüger-De- 
pesche und die von oben gesteuerte Propagandakampagne zugunsten des 
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Schlachtflottenbaus hatten in der englischen Öffentlichkeit den Eindruck 
erweckt, als sei Deutschland der gefährlichste Feind des Inselreiches. 
Nach der Annahme des ersten Flottengesetzes im Frühjahr 1898 klagte die 
Mutter des Kaisers, «die Schmähungen, mit denen England durch die 
deutsche Presse tagtäglich über alles und bei jeder Gelegenheit überschüt- 
tet werden, sind recht außergewöhnlich. Ich fürchte, sie führen zu einer 
besorgniserregenden Schlußfolgerung in England, nämlich daß es keinen 
größeren Gegner habe als Deutschland und keinen erbitterteren Feind als 
Wilhelm.» Dringend warnte sie schon damals, England könne sich ange- 
sichts dieser Feindseligkeit mit Rußland und Frankreich gegen Deutsch- 
land verbünden.3? Anderthalb Jahre später, als sich die Kriegswolken über 
Südafrika zusammenzogen, schrieb die Kaiserin-Mutter, bis zuletzt die 
stolze «Engländerin», an ihren ältesten Sohn: «Deutschland befindet sich 
in einem Zustand der Anglophobie, der um nichts besser ist als in Rußland 
oder Frankreich. Ich bin mit Herz & Seele bei meinem Land und bewun- 
dere, was unsere Truppen bisher geleistet haben.»>° Erneut warnte sie Wil- 
helm vor den Folgen der antienglischen Haßtiraden in der deutschen Pres- 
se. «Es ist so leicht, blinden vernunftlosen Haß zu erregen! Aber es ist sehr 
schwierig, ihn zu heilen & zu beruhigen, & er züchtet Unheil & nur Un- 
heil», mahnte sie.” Klar erkannte die schwerkranke Kaiserin, daß die deut- 
sche Anglophobie für Wilhelm und die Reichsleitung ein zweischneidiges 
Schwert geworden war: «Dieser schlimme Unsinn [der Englandhaß] ist 
nicht bequem für die deutsche Regierung, die jetzt auf bestem Fuß mit 
England stehen möchte wegen ihrer Kolonialpläne etc. Aber andererseits 
findet sie, daß diese Anglophobie einer der wichtigsten Anstöße ist, Leute 
dazu zu bewegen, Geld für die Erweiterung der Flotte zu bewilligen.»>* 
Die Niederlagen der englischen Truppen im Dezember 1899 riefen in ihr 
bittere Klagen über die Schadenfreude der Deutschen, der Russen und 
Franzosen hervor. «Wenn ich doch nur ein Mann wäre - wie gerne würde 
ich ein paar Leute zu Boden hauen!»3? In einem Brief an ihren Sohn vom 
März 1900 machte sie geltend, daß für Queen Victoria die deutsche Agita- 
tion weitaus verletzender sei als die antienglische Kampagne in Frankreich 
oder Rußland. «Ihre Mutter war eine Deutsche, ihr Gatte war ein Deut- 
scher, ihre Schwiegersöhne & Schwiegertöchter (fast samt und sonders), 
ihre Sympathien galten immer den Deutschen. [...] Du kannst Dir meine 
Gefühle denken, wenn ich sehe, wie sie zum Gegenstand zotiger und belei- 
digender Karikaturen gemacht wird, die als Postkarten durch die Reichs- 
post in Berlin verschickt werden!!»* 

Doch nicht nur Wilhelms anglophile Mutter, auch der sonst so eng- 
landfeindlich eingestellte Waldersee erkannte alsbald die Gefahr, die von 
dem aufwallenden Volkshaß gegen England ausging. Gewiß, zu Kriegsbe- 
ginn teilte auch er die allgemeine Empörung, wünschte den Engländern 
von Herzen Mißerfolge und tadelte die in seinen Augen «zweideutige» 
Haltung des Kaisers und der Wilhelmstraße.*' Aber schon wenig später, als 


58 Der Kaiser und England während des Burenkrieges 


das zweite deutsche Flottengesetz in der Öffentlichkeit debattiert wurde, 
befürchtete der General, «gar zu offen» werde dabei im Parlament und in 
der Presse betont, «daß wir der englischen Ueberlegenheit wegen eine gro- 
ße Flotte brauchen».* So verurteilte Waldersee auch die Zurechtweisung 
Englands, die sich Bülow aus diesem Anlaß in einer Reichstagsrede erlaub- 
te. «Ganz fraglos hat man sich in England sehr geärgert», hielt er besorgt 
fest. «Vielleicht steckt es gegenüber den Niederlagen in Natal die Beleh- 
rungen ein, jedenfalls aber sehr ungern.» Nur wenige Wochen später 
konstatierte er mit wachsender Sorge, daß die englischen Zeitungen anfin- 
gen, «maaßlos unverschämt gegen uns zu werden; es macht mir den Ein- 
druck einer ganz systematischen Hetze.»** 

In dieser brisanten Lage mußten Wilhelm und Bülow bestrebt sein, die 
amtliche deutsche Politik und die aufgeregte öffentliche Meinung scharf 
voneinander zu trennen und letztere in London als gegen den Kaiser ge- 
richtet oder gar als russisch-französische Intrige darzustellen, wenn ge- 
fährliche Gegenmaßnahmen Englands vermieden werden sollten. Wie der 
Außensekretär Ende 1899 dem Großherzog von Baden gegenüber her- 
vorhob, in der auswärtigen Politik sei «der Himmel nichts weniger als 
wolkenlos. Wir müssen vorsichtig operieren. Wir müssen verhindern, daß 
die leidenschaftliche Erregung der deutschen öffentlichen Meinung gegen 
England und die sehr gehässige Sprache der deutschen Presse gegen Eng- 
land unser Verhältnis zu dieser (trotz ihrer Mißerfolge in Südafrika zur 
See noch immer übermächtigen) Macht stört, ohne deshalb irgendwo die 
Unabhängigkeit unserer bisherigen Politik und die guten Beziehungen zu 
Rußland zu gefährden.»# Nach anfänglichem Zögern schwenkte Kaiser 
Wilhelm auf diese Linie ein. Waldersee erfuhr aus Hofkreisen, der Kaiser 
sei leidenschaftlich «gegen unsere Presse losgegangen, hat geklagt, daß sie 
durch ihre Partheinahme gegen England ihm die Politik erschwere».* 
Diesen Worten ließ Wilhelm II. auch Taten folgen. 

Trotz des Kriegsausbruchs in Südafrika hielt der Monarch an seinem 
geplanten Besuch in Windsor und Sandringham im November 1899 fest. 
Diese in Deutschland höchst umstrittene Entscheidung diente dem 
Zweck, das englische Mißtrauen gegen das Kaiserreich zu zerstreuen und 
öffentlich zu bekunden, daß die volkstümliche antienglische Agitation 
nichts mit Wilhelms persönlichen Absichten oder mit der amtlichen deut- 
schen Politik gemein hatte.’ Seinen Freund Philipp Eulenburg beauftragte 
er, dem britischen Botschafter in Wien, Sir Horace Rumbold, auseinander- 
zusetzen, wie sehr er sich danach sehne, seine Großmutter wiederzuschen, 
«die immer so gut zu ihm gewesen ist und die mit seinen frühesten Erinne- 
rungen verbunden ist». Der Kaiser, versicherte Eulenburg, sei «ganz außer 
sich» über den Sturm in der deutschen Presse gegen seinen bevorstehen- 
den Englandbesuch, auf den er sich seit Monaten gefreut habe. Er nehme 
leidenschaftlich Anteil an den Kriegsereignissen in Südafrika, äußere zwar 
gelegentlich Bedenken über die dort von den Engländern befolgte Strate- 
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gie, spreche sich aber andererseits «im Ausdruck unbeschränkter Vereh- 
rung» über «die Qualität und Haltung unserer Truppen» aus, die sich - so 
Wilhelm wörtlich - wie Helden schlagen, «wie es in der Tat britische Sol- 
daten immer getan haben». Der Kaiser sei durchdrungen von der Über- 
zeugung, daß «es die richtige Politik für Deutschland sei, mit Großbritan- 
nien herzliche Beziehungen aufrechtzuerhalten».** Die Vorhaltungen der 
Bismarckpresse, der «Großmeister aller diplomatischen Staatskunst», Bis- 
marck, hätte der Englandreise mit tiefer Besorgnis entgegengesehen, wies 
der Kaiser mit der Bemerkung zurück: «Richtig! Weil der Große Mann 
nicht in der Lage war, mit neuen Verhältnissen zu rechnen und England 
gegenüber aus dem Standpunkt kleinlichen Mißtrauens und Nörgelei der 
Krimkriegzeiten nicht herausgekonnt hat.»* Jetzt galt es augenscheinlich, 
größere — weltpolitische — Ziele anzusteuern. 

Die Freundschaftsbeteuerungen des Kaisers und Bülows in Windsor 
und Sandringham schienen um so notwendiger, als ausgerechnet der ein- 
flußreiche Kolonialminister Joseph Chamberlain, der sich wie kein ande- 
rer für ein deutsch-englisches Bündnis eingesetzt hatte, ihnen unmiß- 
verständlich zu verstehen gab, daß, falls die Presseangriffe auf England 
fortdauerten, «der Engländer» zu der Überzeugung kommen würde, «der 
Deutsche» sei sein schlimmster Feind.’° In seiner Audienz mit Queen Vic- 
toria am 23. November 1899 betonte Bülow, wie diese in ihrem Tagebuch 
vermerkte, er sei «schr bekümmert über die schlechte Stimmung in 
Deutschland gegen uns. [...] Er war verzweifelt über die Presse, die nach 
seinen Worten äußerst schwierig zu kontrollieren sei, und sprach, genau 
wie Wilhelm, von dem großen Schaden, den Bismarck angerichtet hat, als 
er seinen ganzen Einfluß aufbot, um eine schlechte Stimmung gegen Eng- 
land zu fördern und eine enge Allianz mit Rußland zu suchen, wo es doch 
gerade umgekehrt sein sollte. Er sprach mit großer Verbundenheit über 
Vicky, und wie sehr sie sich eine Verständigung zwischen Deutschland 
und England wünschte.»’' Auch in den Gesprächen, die er auf Wunsch des 
Kaisers in Sandringham mit Francis Bertie, dem Stellvertretenden Unter- 
staatssekretär im Foreign Office, führte, war Bülow bestrebt, den schäd- 
lichen Eindruck herunterzuspielen, den die deutschen Zeitungsangriffe er- 
weckt hatten. Bülow distanzierte sich von den Bismarckschen Methoden 
und betonte von neuem, er sei «eifrigst bemüht, gute Beziehungen zu Eng- 
land zu pflegen. Er wisse, daß Bündnisse hier nicht in Mode seien, aber er 
hoffe, in der Lage zu sein, Schwierigkeiten, die auftauchen, durch freund- 
schaftlichen Gedankenaustausch zu überwinden, und von seiner Seite 
würde der gute Wille nicht fehlen.»’” 

In seiner eigenen lebhaften Art versicherte auch der Kaiser der eng- 
lischen Familie und den leitenden Staatsmännern, wie sehr er die deut- 
schen Presseattacken auf England bedauere. Dem Privatsekretär der 
Queen, Sir Arthur Bigge, gegenüber behauptete er, die Angriffe deckten 
sich überhaupt nicht mit der Haltung seiner Regierung; ganz im Gegenteil, 
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er glaube sogar, «daß russisches Geld in Deutschland verausgabt werde, 
um die Presse ungünstig gegen England zu beeinflussen! Er hatte sich be- 
müht, an die wenigen respektablen Presseautoritäten heranzukommen, 
um diese englandfeindliche Kampagne zu stoppen.»’3 In einem Schreiben 
an seinen Onkel Edward stellte der Kaiser die antienglische Pressekam- 
pagne in Deutschland als eine teuflische Intrige Rußlands und Frankreichs 
dar: «Mit übermenschlichen Kräften haben Bülow und ich langsam über 
unsere Presse den Sieg davon getragen, so überschwemmt sie war mit Arti- 
keln, Rubeln und Franken von beiden Seiten, um antibritische Empfin- 
dungen zu erzeugen, die unsere Nachbarn meistens selbst hegen!»’* So 
deutlich auch das machiavellistische Kalkül hinter solchen Beteuerungen 
ins Auge springt, es wäre ein Fehler, sie lediglich als taktischen Zug zu 
sehen. Waldersee konnte seinen Ohren nicht trauen, als er durch einen 
Vertrauensmann vernahm, der Kaiser habe nicht nur den englischen Ver- 
wandten und Staatsmännern, sondern auch dem Grafen Schlieffen gegen- 
über geklagt, «daß das sonst so verständige deutsche Volk nur durch die 
Presse gegen die Engländer - unsere natürlichen Bundesgenossen - aufge- 
bracht worden sei, und zwar sei dies lediglich durch die russischen Rubel 
bewirkt!»5S Diese Idee Wilhelms sei «wirklich unglaublich», schimpfte der 
Generalfeldmarschall und fragte sich, wer «dem Herrn so etwas» nur bei- 
gebracht haben könnte.’ Solche Anwandlungen der Anglophilie schlugen 
jedoch immer wieder rasch in Haß und Neid auf sein «Mutterland» um. 

Nach seiner Rückkehr äußerte Wilhelm in einem sehr herzlich gehalte- 
nen Dankesbrief an seinen Onkel die Hoffnung, daß sein Besuch in Wind- 
sor und Sandringham eine neue Ära in den deutsch-britischen Beziehun- 
gen einleiten würde. «Bin ganz überzeugt, daß mein Besuch beiden 
Ländern nützen & daß der Umgang mit euren führenden Männern auch 
mit Bülow für uns beide & die ganze Welt gute Früchte tragen wird. 
Bismarcks alter Grundsatz gilt immer noch, als er Großpapa sagte, er 
wünsche, daß er einmal jährlich seine Königskollegen treffe. «Es ist immer 
gut wenn sich die hohen Herren einmal im Jahr begegnen, denn eine 
mündliche Aussprache ist zehnmal mehr werth als ro geschriebene Depe- 
schen.>»'7 

Das abwartende Kalkül, das hinter dem Besuch und den sonstigen eng- 
landfreundlichen Gesten des Kaisers lauerte, ist den Eingeweihten nicht 
entgangen. So meinte der Prinzenerzieher Hinzpeter nach der Englandreise 
in einem Brief an seinen imperialen Zögling: «Unendlich schwierig muß es 
ja sein, das schwach gepanzerte Staatsschiff Deutschland draußen auf dem 
Weltmeere fern von den schützenden Küsten und ihren Batterien zu steu- 
ern, wo jede Kollision verderblich werden könnte und also klug vermieden 
werden muß. Von dieser Reise des Kaisers ist mehr geredet worden als von 
irgend einer anderen vorher; und das deutsche Volksthum hat dabei zu- 
gleich seinen Mangel an politischem Sinn wie seine instinktive Abneigung 
gegen England nur zu deutlich an den Tag gelegt. Diese letztere ist psycho- 
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logisch leicht zu erklären. So lange nur literarische oder politische oder 
kirchliche Interessen die Deutschen erfüllten, konnten sie voll Bewunde- 
rung für England sein, welches so Mancherlei besaß, was sie selbst erstreb- 
ten. Seitdem aber die wirthschaftlichen Interessen in den Vordergrund ge- 
treten sind, müssen sie naturgemäß von Abneigung und Eifersucht erfüllt 
sein gegen die früher erdrückenden und noch immer gefährlichen Konkur- 
renten. Das wird auch nicht besser werden, bis Deutschland so stark ge- 
worden, daß es die irritirende und verbitternde Sorge vor der Konkurrenz 
verliert, d.h. bis der Unterschied an wirthschaftlicher Macht und also auch 
an Seemacht erträglicher geworden sein wird. Leider ist das deutsche Publi- 
kum andererseits der Einsicht noch nicht zugänglich, wie nothwendig es 
sei, daß die Staaten desto friedlicher und freundlicher zu einander sich stel- 
len, je heftiger der Konkurrenzkampf zwischen den Völkern und Indivi- 
duen tobt. Daß der Deutsche Kaiser auch hierin für sein Volk denkt und 
sorgt, ist ein Glück und eine Verheißung.» Mit Zustimmung nahm Wilhelm 
diese Interpretation seiner Zielsetzung auf.’* 

Die Gefahr, die nach Überzeugung des Kaisers von der «Hetze man- 
cher deutscher Blätter zum Krieg gegen England [ausging], während doch 
unsere Ohnmacht zur See offenbar» sei, dauerte auch nach dem Windsor- 
besuch an und legte ihm in seiner Englandpolitik weiterhin große Vorsicht 
auf.’? Mit den englischen Kriegserfolgen in Südafrika im Frühjahr 1900 er- 
reichte die Wut der öffentlichen Meinung in Deutschland, Rußland und 
Frankreich einen neuen Höhepunkt und machte es den festländischen Re- 
gierungen noch schwerer als zuvor, einen gemäßigten Kurs zu steuern.‘ 
Wilhelm trotzte jedoch auch diesem Sturm der Proteste und hielt an seiner 
Nichtinterventionspolitik um jeden Preis fest.°' Nach dem Neujahrsemp- 
fang im Berliner Schloß meinte der britische Militärattache Oberst Sir 
James Grierson, der Monarch, der wie ein «brother officer» mit ihm ge- 
sprochen habe, sei wohl «der einzige in diesem Land, der uns von Herzen 
Erfolg wünscht».” 

Besonders die verwandtschaftlichen Beziehungen zur englischen Kö- 
nigsfamilie wurden von Wilhelm gepflegt, um das Mißtrauen Großbritan- 
niens zu zerstreuen. Erstaunt und gerührt war Edward Prinz von Wales, 
als der Kaiser in großer Uniform und von einem riesigen Gefolge, seinem 
Bruder Heinrich und dem Botschafter Sir Frank Lascelles begleitet, am 
19. April 1900 aus Berlin nach Altona eilte, um ihn mit allen militärischen 
Ehren auf seinem Rückweg von Kopenhagen nach London zu begrüßen.“ 
Nur aus Dankbarkeit für den persönlichen Einsatz Wilhelms gegen die 
Feindseligkeit der deutschen Öffentlichkeit und die Anglophobie in seiner 
Umgebung erklärte sich der Herzog von York, der künftige George V., be- 
reit, den Wunsch des Kaisers, der Queen Victoria, des Premierministers 
Salisbury und des Botschafters Lascelles zu erfüllen, er möge zur Großjäh- 
rigkeitsfeier des deutschen Kronprinzen am 6. Mai 1900 nach Berlin fah- 
ren.* Die Mutter des jungen Herzogs, Alexandra Prinzessin von Wales, 
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glaubte allerdings, die Ränkespiele Wilhelms durchschaut zu haben, als sie 
höhnisch an George schrieb: «Zwar wünscht W. zur Zeit besonders höf- 
lich zu sein, aber ich fürchte, es dient nur seinen eigenen Zwecken & uns 
Sand in die Augen zu streuen - sein Land kann seine wahren Gefühle ge- 
gen uns nicht tarnen — und seine Zukunft wird dies mit aller Deutlichkeit 
enthüllen.»° 

Wie sehr die Angst vor einem durch die Volkshetze ausbrechenden 
Krieg mit England die Haltung Wilhelms bestimmte, aber auch wie nütz- 
lich sie sich für die kaiserlichen Flottenpläne erwies, zeigt die merkwürdi- 
ge Depesche, die er am 10. Januar 1900 an Reichskanzler Fürst Hohenlohe 
richtete. Darin verlangte der Kaiser die sofortige Einbringung der Flotten- 
novelle als eine Art Blitzableiter nach innen: «Die Stimmung im ganzen 
Volke [gegen England] ist [...] eine so gereizte geworden, und der Unmut 
über die zugefügte Beleidigung so im Steigen begriffen, daß sich derselbe 
über kurz oder lang mit elementarer Gewalt Bahn zu brechen versuchen 
wird. Das Nächstliegende sind Volksversammlungen, Protestversammlun- 
gen und noch flegelhaftere Angriffe gegen England und die Königin per- 
sönlich, als bisher schon stattgefunden. Das würde [...] die Engländer 
eventuell bei weiteren Schlappen gegen uns zum äußersten bringen. Es 
muss daher die stark wachsende «Gasspannung> bei uns nach innen einen 
Ableiter finden auf dem Wege, auf welchem der Patriotismus sich am 
nützlichsten für unser Land betätigen kann.» Dieser Weg sei die sofortige 
Einbringung der neuen Flottenvorlage.“ In der Erregung scheint Wilhelm 
der Kontraproduktivität seiner doppeldeutigen Haltung nicht gewärtig 
gewesen zu sein. Der englische Militärattache erkannte allerdings sofort, 
daß der Kaiser die Aufregung im Volke voll ausnutzen wolle, «um sein 
Flottengesetz durchzubringen».” 

Im Hinblick auf die englischen Empfindlichkeiten weigerte sich Wil- 
helm entschieden, der von Dr. Leyds angeführten Burendeputation eine 
Audienz zu gewähren, obwohl sie von Zar Nikolaus II. empfangen wur- 
de.°® Im Oktober 1900 wies der Kaiser das Ansinnen der Transvaaldele- 
gierten, er solle sich an den Protesten gegen Englands «mehr und mehr 
verrohende und unmenschliche» Kriegführung in Südafrika beteiligen, 
mit dem Vermerk «non possum» — «ich kann nicht» — ab.® Als Paul Krü- 
ger selbst im November in Marseille landete, in Paris begeistert gefeiert 
wurde und seine Absicht bekundete, demnächst nach Berlin zu kommen, 
stellte sich für Wilhelm akut die Frage, ob er dem Verlangen der deutsch- 
nationalen Öffentlichkeit stattgeben und den südafrikanischen Politiker 
empfangen würde, der immerhin als «Staatsoberhaupt» durch Europa 
reiste. Bei einem Besuch Krügers in Berlin sah er voraus, daß der «Mob» 
die Fenster der britischen Botschaft einschlagen würde und er, Wilhelm, 
zum Schutz der Botschaft das Einschreiten der Truppen würde befehlen 
müssen.’° Auf den Immediatbericht des Auswärtigen Amts über die Be- 
suchsfrage erwiderte der Kaiser telegraphisch, es sei ein Vorgang ohne- 
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gleichen, daß ein Staatsoberhaupt nach Berlin komme, ohne vorher anzu- 
fragen, ob sein Besuch genehm sei. Das sei «ein Versuch politischer 
Notzucht» und schon aus diesem Grunde abzulehnen. Zwar hatte der 
Kaiser, wie der Geheimrat von Holstein festhielt, «seinerzeit aus eigener 
Initiative das Krüger-Telegramm gesandt», doch man solle nicht verges- 
sen, «daß zwischen dem Krüger-Telegramm und heute [Dezember 1900] 
der Kaiser mit dem Präsidenten Krüger allerlei abkühlende Erfahrungen 
gemacht hat, erstens große Zurückhaltung desselben gegenüber den bei 
ihm angeregten deutschen Interessenfragen und zweitens gänzliche 
Nichtberücksichtigung der persönlichen Ratschläge, die wir [...] wieder- 
holt erteilt haben, während der Konflikt mit England noch zu vermeiden 
war». Dadurch werde der Kaiser «von jeder moralischen Verantwortung 
gegen Krüger und Transvaal befreit, denn diese sind immer ihre eigenen 
Wege gegangen und haben regelmäßig das Gegenteil von dem getan, was 
wir rieten. Wegen der Wirkung der Ablehnung bin ich unbesorgt», versi- 
cherte er. «Der deutsche Kaiser und mehr noch der König von Preußen 
stellt zusammen und in Übereinstimmung mit seiner Regierung eine 
Macht dar, der gegenüber die Anläufe der alldeutschen und sonstigen 
Freischärler, Hofprediger pp. nicht ins Gewicht fallen.»’' Sosehr Wilhelm 
die antienglischen Vorwürfe der nationalistischen Agitatoren innerlich 
auch teilte,” so klar sah er auch die Gefahr, die für sein großes weltpoliti- 
sches Kalkül von der aufgebrachten deutschen öffentlichen Meinung und 
«unserer dämlichen Presse», wie er sie häufig nannte, ausging.’ Mehr 
noch, schon zu diesem Zeitpunkt erkannte der Monarch, wie er diploma- 
tisches Kapital aus seinem Widerstand gegen die Chauvinisten im eigenen 
Land schlagen konnte. Er hoffe, so sagte er zu Bülow am 14. Februar 
1901, «daß die Engländer begriffen und würdigten, was er gegen den star- 
ken Widerstand der deutschen öffentlichen Meinung für sie tue».7* 


3. Der Kaiser und das Kriegsgeschehen in Südafrika 


Die nach außen hin proenglische Haltung Kaiser Wilhelms während des 
Burenkrieges war um so auffallender, als er noch lange nach der Ent- 
sendung der Krüger-Depesche im Januar 1896 die Unabhängigkeitsbe- 
strebungen der beiden Burenrepubliken Transvaal und Oranjefreistaat 
unterstützt hatte. Als im Frühjahr 1897 Berichte aus London auf die Mög- 
lichkeit eines baldigen Krieges im Süden Afrikas hindeuteten, ordnete 
Wilhelm die sofortige Verbreitung dieser Gerüchte in der deutschen Presse 
an. Die Nachrichten seien «sehr ernst» und «von unabsehbaren Folgen», 
meinte er und argwöhnte: «England ist gewiß durch das Votum des 
Reichstags in Marine Angelegenheiten zur Beschleunigung gedrängt, um 
die Zeit unserer Ohnmacht auszubeuten.» Seine Hoffnung sei, die Briten 
würden bei einem solchen Krieg «dieselben Keile kriegen wie vor ı5 Jah- 
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ren», schrieb er im Hinblick auf die Niederlage, die die Engländer 1881 im 
ersten Transvaalkrieg erlitten hatten.”° 1897 beabsichtigte Wilhelm durch- 
aus noch, wie im Januar 1896, ein direktes militärisches Eingreifen zu Lan- 
de auf seiten der Buren. Den Vorschlag des Reichskanzlers, die Stärke der 
Schutztruppe in der benachbarten deutschen Kolonie Südwestafrika (dem 
heutigen Namibia) aus Etatsgründen herabzusetzen, lehnte er im Hinblick 
auf den bevorstehenden Krieg entschieden ab: «Alsdann müssen wir in 
Südwestafrika soviel Truppen verfügbar haben, um erstens von England 
erregte Aufstände sofort selbständig niederzuschlagen, dann aber um eine 
starke Colonne verfügbar zu haben um im Bunde mit Hottentotten etc. 
den Afrikanders und Boers zu Hülfe zu kommen. Denn das liegt in unse- 
rem Interesse, daß diese erhalten bleiben. Unsere Macht zur See ist Eng- 
land gegenüber =o, aber auf dem Festlande ist es etwas anderes, zumal in 
Anlehnung an die braven Boers. Deshalb müssen wir die Schutztruppen 
nicht nur nicht reduziren, sondern stillschweigend nach und nach verstär- 
ken. Mit jedem Schiffe müssen 20-30 Leute hinausgesandt werden, die 
dann theils in der Truppe, theils als Ansiedler dort bereit gehalten werden 
könnten.»7”° Noch im Frühjahr 1898 empfing Wilhelm II. den Generalkon- 
sulin Kapstadt, Bruno von Schuckmann, der ein großangelegtes deutsches 
Besiedlungsprogramm in Südwestafrika als Gegengewicht gegen den 
wachsenden englischen Einfluß im Süden des Kontinents vorschlug, und 
beauftragte ihn mit der Abfassung eines Berichts «über das Deutschtum in 
der Kapkolonie».7” Nicht ganz unbegründet war daher Waldersees Ver- 
dacht 1899 beim Ausbruch des Südafrikakrieges, die Buren seien in ihrer 
renitenten Haltung England gegenüber «doch sehr durch Deutschland, 
oder besser gesagt durch den Kaiser, ermuntert» worden.’”® Diese feind- 
selige Haltung Wilhelms II. gegenüber England hielt bis zum Vorabend 
des Burenkrieges an. Da sie sich aber an die desaströsen Folgen der Ver- 
mittlungsversuche Bismarcks auf dem Berliner Kongreß 1878 erinnerten, 
sahen sowohl der Kaiser als auch Bülow von Anfang an die Notwendig- 
keit ein, sich ganz aus dem südafrikanischen Streit herauszuhalten.”” Im 
August 1899 verfügte der Kaiser: «Nein! Geht uns nichts an. Wir halten 
uns da heraus!» Und sarkastisch setzte er hinzu: «Die Haager Friedens- 
conferenz kann ja einspringen.»"° 

In den ersten aufregenden Kriegswochen unterlag die Haltung Wil- 
helms unerklärlichen Schwankungen. Im September 1899 hielt Waldersee 
die angebliche Absicht des Kaisers fest, deutsche Offiziere zur englischen 
Armee zu schicken, und schrieb alarmiert: «Ich hoffe er läßt es sich noch 
ausreden.»" Bei Kriegsbeginn sprach sich Wilhelm «sehr befriedigt über 
den Erfolg der Engländer und sehr unfreundlich über die Buren» aus.” 
Ende Oktober 1899, als Meldungen von englischen Rückschlägen eintra- 
fen, schwenkte die kaiserliche Haltung wieder um. Während der Jagd in 
Blankenburg habe der Kaiser die Überzeugung geäußert, die Ursache des 
Burenkrieges sei «das schmutzigste Geldinteresse u. Gier nach dem Gol- 
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de» gewesen. Neu für Waldersee war die Mitteilung Wilhelms, «daß soviel 
hochgestellte Leute [in England] sich in häßliche Transactionen eingelas- 
sen haben, daß man als einzigen Weg herauszukommen den Krieg gewählt 
habe». Wenig später sprach Wilhelm die Ansicht aus, die englische 
Armee sei noch erheblich schlechter, als man deutscherseits angenommen 
habe. Mitte Dezember 1899, als die Nachricht von der schweren engli- 
schen Niederlage am Tugelafluß eintraf, glaubte Waldersee, der doppel- 
deutigen Reaktion des Kaisers entnehmen zu können, «daß er allerdings 
den Engländern eine Demüthigung gegönnt hat, daß nun aber bei der 
Größe ihrer Niederlagen sie ihm anfangen Leid zu thun u. daß er nament- 
lich seine Großmutter sehr bedauert». Waldersee hingegen hielt es für ein 
«großes Glück, daß es so gekommen» sei.'+ 

Diese Sympathie des Kaisers für die englische Königsfamilie und sein 
Bedauern um die schweren Verluste, die die englischen Regimenter, deren 
Offiziere er zum Teil persönlich kannte, in Südafrika erlitten hatten, lassen 
sich - wie er in dem «Interview» im Daily Telegraph 1908 behaupten sollte 
-durch Unterlagen im Schloßarchiv zu Windsor eindrücklich bestätigen.’ 
Auf das Telegramm der Queen, das ihm persönlich die katastrophale Nie- 
derlage der englischen Armee unter General Sir Redvers Buller am Tugela- 
fluß meldete, antwortete Wilhelm aus tiefem Mitempfinden: «Höchst 
dankbar, daß Du an mich gedacht hast, ich hatte gerade eine Abschrift von 
Sir Redvers Depesche gelesen. Bin aufrichtig betrübt über den schreck- 
lichen Verlust an Leben, der in den letzten vierzehn Tagen eingetreten ist, 
ein Beweis des unerschrockenen Mutes von Offizieren und Mann 
schaft.»°° Seiner Mutter schrieb er an diesem Tag: «Ich weiß, wie tief Du 
über die schrecklichen Schicksalsschläge besorgt sein mußt, die die Briti- 
sche Armee in Afrika in den letzten vierzehn Tagen erlitten hat. Wie viele 
Freunde & Söhne von Freunden sind tot oder verwundet da draußen! Die 
Lage ist sehr ernst & bereitet mir auch große Sorgen. Aber aus all diesem 
Elend tritt jedenfalls der Schneid & unerschrockene Mut der Offiziere & 
Mannschaften klar hervor, & das wird die schwere Bürde der Trauer zu 
tragen helfen, die die Vorsehung so plötzlich auf die Britischen Schultern 
gelegt hat.»” Auch Wilhelms Weihnachtsbriefe an die englischen Ver- 
wandten ließen keinen Zweifel an seinem Mitgefühl angesichts der 
schweren Verluste in Südafrika." «Viele tapfere Offiziere und Soldaten 
sind gefallen oder verwundet, nachdem sie Schneid, Mut & entschiedene 
Tapferkeit gezeigt haben! In wie vielen Häusern wird dieses Jahr Trauer 
herrschen & wie viele Leidende werden qualvolle seelische & körperliche 
Schmerzen fühlen in diesen Tagen von heiliger Freude & Frieden! Welch 
ein Blutvergießen hat sich ereignet, & muß für die nächsten Monate be- 
fürchtet werden! Statt mit dem Engelschor «Friede auf Erden und den 
Menschen ein Wohlgefallen» wird das neue Jahrhundert begrüßt durch das 
Kreischen sterbender Männer, getötet & verstümmelt durch Brisanzgrana- 
ten & Kugeln der Schnellader! Wahrlich, «fin de siecle! [...] Mögen wir 
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bald von einem guten Ende & Frieden in diesem Teil des Globus hören, 
damit jeder wieder freier atmen kann! Denn den Anblick weißer Männer, 
die Weiße töten, sollten die Schwarzen nicht allzu lange ansehen; & der 
einfache Verdacht, sie könnten es zweckmäßig [...] finden, über die Wei- 
ßen im allgemeinen herzufallen, läßt einem das Blut gefrieren.»" 

Derartige Beileidsbekundungen schlossen natürlich die gewohnte kai- 
serliche Aggressivität nicht aus. Genau an dem Tag, an dem Wilhelm seiner 
englischen Großmutter und seinem Onkel Bertie mitleidige Briefe schrieb, 
beschimpfte er wiederum den Kolonialminister Chamberlain, der sich 
über die Beteiligung deutscher Offiziere auf seiten der Buren beschwert 
hatte, als «frechen Joe» und klagte wieder einmal: «Hätten wir eine Flotte, 
so würde Chamberlain das nicht gewagt haben.» Die Beschlagnahme 
dreier deutscher Dampfer durch die Royal Navy unter dem Verdacht, für 
die Buren zu schmuggeln - auch niederländische, schwedische, amerikani- 
sche und französische Schiffe wurden durchsucht, ohne Anlaß zu einem 
internationalen Zwischenfall zu geben -, erregte ebenfalls den Zorn des 
Kaisers, der am 2. Januar 1900 ein schärferes Vorgehen gegen England be- 
fahl. «In Anbetracht der ausgesprochenen Unliebenswürdigkeit um nicht 
zu sagen Feindseligkeit Englands gegen uns, welche sich im Aufbringen 
deutscher Schiffe unter anderem kennzeichnet, halte ich es für richtig, un- 
sere Neutralität noch intensiver zu betonen. Es würde sich daher empfeh- 
len, zunächst die Ausfuhr jedweden von England bei uns bestellten Kriegs- 
materials, Granaten, Geschütze von Krupp etc. [...] absolut zu verbieten. 
Sodann Italien zu erinnern, daß es als 3Bundmacht in keiner Weise befugt 
ist, ferner England zu helfen, durch Maultiersendungen oder gar durch die 
Besetzung Ägyptens zur Befreiung der dortigen englischen Garnison, 
welche nach dem Kap gehen sollte.»°' Den kaiserlichen Befehl direkt be- 
folgend, schlug die Reichsleitung einen ungewöhnlich harten Ton an, der 
in der Drohung Bülows gipfelte, falls England an seiner rücksichtslosen 
Politik festhielte, würde sich Deutschland «dann eben eine andere Kombi- 
nation suchen» müssen.?” Die robuste Zurückweisung der englischen 
Konterbande-Aktion im Reichstag fand allerdings wieder den Beifall 
Hinzpeters, der dem Kaiser zu dieser «so entschiedenen und würdigen 
Antwort» gratulierte: «Die Befriedigung über dieselbe ist sehr groß und 
allgemein. Die Leute hatten in ihrer starken Antipathie gegen die Englän- 
der bei diesen die böse Absicht zu verletzen und zu demüthigen vorausge- 
setzt und gefürchtet, die Aeußerungen derselben hinnehmen zu müssen. 
Um so mehr fühlen sie sich erleichtert und dankbar für die Kraft und 
Klugkeit, mit der die Sache behandelt worden ist.» 
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4. Die Kriegspläne des Kaisers 
für einen englischen Sieg gegen die Buren 


Beseelt von derartig zweideutigen Motiven gegenüber England, aber mit 
der eindeutigen Absicht, seine Schlachtflotte aufzubauen, schmiedete Kai- 
ser Wilhelm im Winter 1899/1900 jene Kriegspläne für die englische Ar- 
mee, die er acht Jahre später im sogenannten Daily Telegraph-Interview als 
Beweis für sein stetes Wohlwollen England gegenüber anführen sollte. Er 
verfolgte das Kriegsgeschehen mit großer Aufmerksamkeit, stellte von 
Anfang an genaue Berechnungen über die britischen Verluste auf und ent- 
wickelte schon früh strategische Pläne, die er dem britischen Militäratta- 
che Grierson vorlegte.”* Die schweren Niederlagen der Engländer in der 
katastrophalen «Black Week» im Dezember 1899 bestärkten ihn in der 
Überzeugung, daß ein großer Sieg der Buren unmittelbar bevorstünde.? 
Dementsprechend stellte der Monarch in der ersten seiner zwei Denk- 
schriften, eigenhändig am 21. Dezember 1899 im Neuen Palais geschrieben 
und mit der Überschrift «Gedankensplitter über den Krieg in Transvaal» 
versehen, eine pessimistische Prognose auf. Die Stärke der im Süden Afri- 
kas kämpfenden englischen Truppen, die man in Berlin auf etwa 65 000 
Mann schätzte, genüge offenbar «trotz heroischer Tapferkeit und An- 
strengungen» nicht, um die gestellten Operationsziele zu erreichen. Zur 
Überwindung des Widerstandes bedürfe es «viel grösserer Massen» — etwa 
60 000 weitere Soldaten mit 550 bis 600 zusätzlichen Offizieren -, die nun- 
mehr jedoch nur aus Freiwilligen, Milizen und Landsturm zusammenge- 
setzt werden könnten. «Es steht dahin und muss abgewartet werden, ob es 
diesem dem Kriege im Tropischen Klima und im Schiessen völlig ungeüb- 
ten und unausgebildeten Menschenmaterial, von unerfahrenen Offizieren 
geführt, gelingen wird das zu erzwingen was die «seasoned> und kriegs- 
gewohnten Ausgebildeten activen Truppen nicht zu erreichen vermoch- 
ten?!» lautete das Urteil dieses ersten Dokuments.’ 

Entgegen dieser düsteren Prognose erzielte die britische Armee in den 
letzten Tagen des Jahres 1899 dann doch Erfolge, die der Kaiser in seiner 
Korrespondenz mit den englischen Verwandten vollauf anerkannte.” 
Einige Wochen darauf, Anfang Februar 1900, sandte der Kaiser seinem 
Onkel eine zweite, längere Denkschrift zu, betitelt «Weitere Gedanken- 
splitter über den Transvaalkrieg», in der er dem Thronfolger konkrete Rat- 
schläge zur Kriegführung erteilte. Das eigenhändige Memorandum war 
wieder in deutscher Sprache gehalten und daher vermutlich von einem 
seiner Flügeladjutanten — etwa von Moltke, dem nachmaligen Chef des 
Generalstabes - vorgeschrieben worden. Gleichwohl deklarierte stolz der 
Kaiser, er habe es als jemand verfaßt, «der aktives militärisches Leben seit 
23 Jahren erlebt hat, und der seit 88, d. h. seit 12 Jahren, die Erziehung der 
deutschen Armee befehligt und leitet. [...] Bitte mache, wenn es Dir ge- 
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fällt, jeden Dir beliebigen Gebrauch von meinem Memorandum, vielleicht 
würde es Grofßmama interessieren.»?® Die Denkschrift resümierte den 
Kriegsverlauf seit Mitte Dezember 1899. Erneut empfahl der Kaiser in die- 
sem Schriftstück die Erhöhung der Zahl der Kombattanten, die nach einer 
mehrmonatigen Vorbereitungszeit etwa bis zum Herbst «auf einem belie- 
bigen Punkt des Kriegstheaters zusammengezogen werden und unter ein- 
heitlicher Führung wohl im Stande» sein würden, die Buren zu besiegen. 
«Einheitlichkeit in der Führung sowohl wie im Auftreten der Verbände 
auf einem bestimmten Punkte des weitausgedehnten Operationsgebiets 
sind jedoch Vorbedingungen unbedingt des Gelingens. Das Hauptziel 
muss unter Drangabe wenn auch noch so wichtig erscheinender Neben- 
aufgaben vom Oberkommandirenden fest im Auge behalten werden», 
dozierte der Kaiser. Unerläßlich sei auch die Gewährleistung eines Nicht- 
eingreifens anderer Mächte wenigstens bis zum Herbst, «was bei der 
augenblicklichen Weltlage immerhin etwas zweifelhaft» erscheinen könne. 
Sollte «die Politik die oben verlangte Frist nicht absolut sicher garantiren» 
können, dann sei es «jedenfalls besser, die Verhältnisse zum Abschluss zu 
bringen. [...] Auch der tüchtigste Fussball-Club, wenn er trotz tapferster 
Gegenwehr geschlagen wird, nimmt schliesslich seine Niederlage mit 
Gleichmuth hin. Im vorigen Jahr beim grossen Cricketmatch England vice 
Australia hat ersteres den Sieg des Letzteren in ritterlicher Anerkennung 
seines Gegners ruhig hingenommen.» 

Der künftige König bedankte sich und versprach, das Dokument, das er 
mit größtem Interesse gelesen habe, an seine Mutter weiterzuleiten. Ed- 
ward zeigte sich jedoch befremdet durch den Vergleich im letzten Absatz 
des Schriftstücks - der sicherlich von Wilhelm selbst stammte - zwischen 
dem tödlichen Ringen in Afrika und einer harmlosen Sportbegegnung. 
«Ich fürchte, daß ich Deine in dem letzten Paragraphen Deines Memoran- 
dums ausgedrückte Ansicht nicht teilen kann, in dem Du unseren Konflikt 
mit den Buren mit unseren Fußball-Wettspielen mit den Australiern ver- 
gleichst, in welchen die letzteren siegreich waren und wir unsere Niederla- 
ge hinnahmen», schrieb der Prinz zurückweisend. «Das britische Reich 
kämpft jetzt geradezu um seine Existenz, wie Du sehr wohl weißt, und für 
unsere Überlegenheit in Südafrika. Wir müssen daher jede uns verfügbare 
Kraft benutzen, um am Ende siegreich die Probe zu bestehen.» Zum 
Schluß gab Edward noch seinem Unbehagen über die weitverbreitete anti- 
britische Haltung auf dem Kontinent Ausdruck und beklagte den begei- 
sterten Empfang des Burenführers Dr. Leyds «seitens aller Gesellschafts- 
schichten in Berlin».'® Bei der Übersendung des Memorandums an Queen 
Victoria konnte der Thronfolger seine Verärgerung über Wilhelms Schluß- 
bemerkung ebensowenig verbergen. «Ich möchte Dich auf die letzten bei- 
den Absätze aufmerksam machen, in denen er klar andeutet, daß fremde 
Mächte eingreifen könnten!», schrieb Edward voll Empörung.'” Der stell- 
vertretende deutsche Botschafter Graf Metternich, mit dem er die kaiser- 
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liche Denkschrift erörterte, habe unumwunden bedauert, daß diese Stellen 
je geschrieben worden seien.'” 

Mit welchem Recht konnte der Kaiser für sich in Anspruch nehmen, 
mit seinen beiden «Gedankensplittern» der geistige Vater der englischen 
Siege über die Buren gewesen zu sein? Die erste Denkschrift vom 21. De- 
zember 1899 enthielt keine praktischen Ratschläge, sondern nur die fata- 
listische Vorhersage, daß selbst bei einer Verdoppelung der Zahl die Qua- 
lität der englischen Truppen nicht ausreichen würde, um einen Sieg über 
die Buren zu gewährleisten. Zwar fügte der Kaiser dem Schriftstück eine 
eigenhändige graphische Aufstellung der Truppendislokation in Natal 
und im Westen des Kampfgebiets hinzu, doch diese beschränkte sich auf 
die britische Armee und enthielt keinerlei Hinweise auf die Stärke oder 
Truppenaufstellung des Gegners, die für die englische Kriegführung von 
Nutzen hätten sein können.'” Die Engländer erfuhren also nichts, was sie 
nicht schon selbst - viel besser — über ihre eigene Armee wußten. Die aus- 
führlichere Denkschrift vom 4. Februar 1900 enthielt den Rat zur Kon- 
zentration der Truppen mit Blick auf einen entscheidenden Schlag nach 
einer Vorbereitungszeit von mehreren Monaten. Zwar rief das Dokument 
Erstaunen in der britischen Generalität hervor über die Kenntnisse und 
die militärische Kompetenz des Kaisers,'”* doch es kam zu spät an, um das 
Kriegsgeschehen in Südafrika noch beeinflussen zu können. Schon Mitte 
Februar 1900 - also wenige Tage nach Erhalt der Denkschrift durch den 
Prinzen von Wales - trafen die Nachrichten von der Entsetzung Kimber- 
leys durch Roberts und Kitchener ein, gefolgt am 21. Februar von der 
Aufhebung der Belagerung Ladysmiths.'® Selbst wenn Roberts die «wei- 
teren Gedankensplitter» des Deutschen Kaisers rechtzeitig empfangen 
hätte -— was bei den langen Seewegen unmöglich war - hätte das Schrift- 
stück also nur die Richtigkeit einer Strategie bestätigt, für die der General 
sich schon längst entschieden hatte. Das hinderte Wilhelm freilich nicht, 
den Siegesruhm mit Roberts wenigstens teilen zu wollen. In einer Depe- 
sche an seine Großmutter begrüßte er die Nachricht von der Kapitulation 
der Burenarmee als Beweis dafür, daß die von ihm empfohlene Konzen- 
tration der Truppen «sogleich Früchte getragen» habe.'” 


5. Die Drohung mit der Kontinentalliga 


Wie verhielt es sich schließlich mit der wohl explosivsten Behauptung 
Wilhelms II. in seinem «Interview» mit dem Daily Telegraph, er habe die 
Einflüsterungen Frankreichs und Rußlands, die Gelegenheit des Buren- 
krieges auszunutzen, um England «bis in den Staub zu demütigen», nicht 
nur zurückgewiesen, sondern mittels eines Telegramms an seine Groß- 
mutter diesen perfiden Vorschlag des Zweibundes loyal an die englische 
Staatsführung weitergeleitet?’ 
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Die Idee einer Kontinentalliga gegen England lag fast greifbar in der 
Luft, als der Krieg in Südafrika ausbrach - und dies auch aus innenpoliti- 
schen Gründen, denn die Regierung geriet unter erheblichen Druck durch 
die konservativ-agrarische Presse, die eine stärkere Annäherung an Ruß- 
land forderte.’ Der Kaiser lehnte sie anfangs mit großer Leidenschaft ab, 
und zwar unter Hinweis auf die Übermacht der englischen Flotte sowie 
die Unzuverlässigkeit, die sowohl Frankreich als auch Rußland an den Tag 
gelegt hätten, als er selber drei Jahre zuvor nach seiner Krüger-Depesche 
den Zusammenschluß der Kontinentalmächte gegen England angeregt 
habe. Wenige Wochen vor dem Kriegsausbruch im Süden Afrikas setzte 
Wilhelm, in Bülows Schreibzimmer stehend, dem Staatssekretär und dem 
alten Reichskanzler Fürst Hohenlohe auseinander, weswegen er sich jetzt 
in bezug auf die Kontinentalmächte vollkommen zurückhalten müsse. 
«Wenn die Engländer in Südafrika nicht zum Ziele kommen und schließ- 
lich nachgeben müßten, so würden sie sich einen anderen Gegner aus- 
suchen, über den sie herfallen könnten. Das seien nur die Franzosen, die 
Rußland im Stich lassen würde. Wir hielten uns vorsichtig zurück. Hätten 
wir schon eine ordentliche Flotte, so könnten wir mit Frankreich zusam- 
mengehen; das sei aber jetzt nicht möglich.»'” Paris werde - so seine 
Überzeugung am Vorabend des Burenkrieges — «sofort wieder mit Eng- 
land gegen uns gehen! Wie bei Iransvaal 1896-97», meinte er erbost.''° Als 
er sich am 28. Oktober 1899 in der Oper mit dem französischen Botschaf- 
ter Marquis de Noailles über die durch den Südafrikakrieg entstandene 
Lage aussprach, wiederholte Wilhelm seine Klage über die vermeintlich 
verpaßte Chance von 1896, eine Kontinentalliga gegen England zu bilden. 
Gleichzeitig sagte er aber, daß ein derartiger Versuch im gegenwärtigen 
Moment angesichts der englischen Übermacht zur See für alle Mächte zu 
gefährlich sein würde. Die Anregung des Botschafters zugunsten eines ge- 
meinsamen deutsch-französischen Vorgehens gegen die englische Expan- 
sion in Afrika habe er, wie er Bülow telegraphisch mitteilte, mit dem Ar- 
gument abgelehnt: «Wir erlebten die Neugründung eines zweiten großen 
Kolonialreiches wahrscheinlich an Stelle von Indien. Zu hindern sei das 
jetzt nıcht mehr. Wenn die Engländer bei ihrem Geschäfte jetzt irgendwie 
gestört würden, würden sie durch eine leise Ellenbogenbewegung uns an- 
dere an der Peripherie Afrikas Sitzenden umgehend glatt ins Meer werfen, 
ohne daß wir das geringste dagegen machen könnten. Im Jahre 1896 wäre 
die englische Flotte unvorbereitet und um ein Drittel schwächer gewesen 
und durch mein Telegramm [an Krüger] das Land völlig überrascht gewe- 
sen. Wenn damals alle Staaten sich an uns angeschlossen hätten, wäre etwas 
zu machen gewesen.» Der Vorgänger des Botschafters, Herbette, sowie die 
damaligen französischen und russischen Außenminister, Hanotaux und 
Lobanow, «hätten uns [aber] hohnlachend den Rücken gedreht und alles 
gehofft von einem Zusammenstoß zwischen England und uns», meldete 
der Kaiser über das Gespräch mit Noailles an Bülow. Erst in zwanzig Jah- 
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ren, wenn die Schlachtflotte «fertig» sei, würde er eine andere Sprache 
sprechen können. Die Andeutungen des Botschafters bewiesen allerdings, 
«daß Faschoda noch wurmt und die Russen die Gallier an dieser Fontanel- 
le noch ziepen, und dazu wollen die beiden uns als Vorspann benutzen».'"' 

Nach der Entsetzung von Kimberley und Ladysmith und der Kapitu- 
lation der Burenarmee in Paardeberg im Februar 1900 war das Ende der 
Burenrepubliken abzusehen und die internationale Lage eine grund- 
legend andere geworden. Darauf reagierte Wilhelm II. verstärkt mit An- 
näherungsversuchen an England. Die Warnung vor den angeblichen Ab- 
sichten Rußlands und Frankreichs, eine Kontinentalliga gegen das Empire 
ins Leben zu rufen oder sonstwo in der Welt sich gegen England zu ver- 
schwören, setzte er dabei als Hebel ein, um der Londoner Regierung den 
Wert der deutschen Freundschaft - und die Gefahr einer deutschen 
Feindschaft im Verein mit dem französisch-russischen Zweibund - vor 
Augen zu führen. Seit Februar 1900 versuchte der Kaiser in einer Serie 
von markanten Briefen und Gesprächen, die englische Königsfamilie und 
Staatsführung von der Notwendigkeit einer raschen Beendigung des 
Krieges in Südafrika zu überzeugen, da dem Land in Europa und Asien 
viel ernstere Gefahren drohten. Dunkel warnte Wilhelm, daß Englands 
eigentlicher Feind nicht im Süden Afrikas, sondern direkt auf der anderen 
Seite des Ärmelkanals in Frankreich zu suchen sei. Er wisse genau, «daß 
verschiedene Leute sich darauf vorbereiten, sich Freiheiten herauszuneh- 
men und Intrigen und Überraschungen in verschiedenen Teilen der Welt 
zu nähren; was sich in Europa fühlbar zu machen beginnt und folglich in 
der politischen Welt viele Unannehmlichkeiten verursacht! Ich wünsche 
ein starkes, ungehindertes England, es ist für den Frieden der Welt nötig! 
Sei auf der Hut! Es ist höchst weise, das Reserve-Geschwader in Portland 
zusammengezogen zu haben, und das wird einen beruhigenden Eindruck 
in «gewissen benachbarten Quartieren> hervorrufen! Nach meiner Über- 
zeugung sollte das immer geschehen, sobald die Kanalflotte ihre regel- 
mäßige Fahrt nach Gibraltar usw. unternimmt.» Der englische Thronfol- 
ger solle den französischen und russischen «pharisäischen Beteuerungen 
von gutem Glauben & Freundschaft» keine Beachtung schenken. Diese 
Mächte seien «Schwindler! Werwölfe! Wir zwei müssen beide Augen of- 
fen halten!»""? 

Am 8. Februar 1900 meldete sich der Kaiser bei Lascelles an. Er las dem 
erstaunten Botschafter die «weiteren Gedankensplitter» vor und kritisierte 
scharf die englische Kriegführung. Auch ihn warnte Wilhelm vor der Ge- 
fahr von «außenpolitischen Verwicklungen», falls der Krieg länger an- 
dauere. Die Engländer seien in diesen äußerst schwierigen Krieg hineinge- 
raten, spottete der Monarch, «als ob es nichts Wichtigeres gegeben hätte 
als eine Expedition, um König Thebaw zu entthronen und den König von 
Coomasse von seinem Stuhl zu stoßen». Jetzt hätten sie ihren Fehler ein- 
gesehen und erkannt, daß ein Kriegsplan entwickelt werden müsse, der 
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eine längere Vorbereitungszeit erfordern würde. «Die Frage stelle sich da- 
her, ob die Regierung Ihrer Majestät die Komplikationen vermeiden kön- 
ne, die in der Zwischenzeit entstehen würden.» Im Sudan, in Ägypten und 
auch in Abessinien seien Aufstände möglich, die durch französisches und 
russisches Geld geschürt würden. Aber auch im Fernen Osten sei die Lage 
bedrohlich: Der russische Einfluß in China steige beständig, und zuverläs- 
sigen Nachrichten zufolge hätte Japan seine Truppen für einen Angriff auf 
Rußland mobilisiert. Auch in Persien hätten die Russen durch eine Anlei- 
he ihren Einfluß vergrößert; eines Tages würden sie dort nach dem Muster 
der englischen Erwerbung des Suezkanals plötzlich zugreifen. In seinem 
Gespräch mit dem Botschafter ging Wilhelm ferner auf die Möglichkeit 
ein, daß England seine Truppen aus Ägypten nach Südafrika verlegen und 
diese durch eine italienische Garnison ersetzen lassen würde. Vor drei Wo- 
chen habe er den König von Italien wissen lassen, daß er gegen einen sol- 
chen Schritt keine Einwände erheben würde. Als Mitglied des Dreibunds 
müsse nämlich der König seine Verpflichtung einhalten, militärische Un- 
ternehmungen mit seinen Verbündeten abzusprechen. Er, der Kaiser, wisse 
genau, wie unbeliebt in Deutschland seine Zustimmung zu dem Truppen- 
tausch sein würde, er wisse aber auch, daß Italien auf den Schutz der eng- 
lischen Flotte gegen Frankreich angewiesen sei und allein schon deswegen 
auf die englische Forderung eingehen würde. Als Lascelles die Zuversicht 
aussprach, daß Salisbury diese Handlung als freundliche Geste nicht nur 
Italien, sondern auch England gegenüber ansehen würde, erwiderte der 
Kaiser: «Ja, [...] als solche war es auch gedacht und ich wünschte, ich hätte 
es Ihnen damals schon sagen können, aber Sie waren noch ungezogen 
[naughty] wegen meiner Schiffe und ich konnte Sie nicht aufsuchen.» Den 
Einwand des Botschafters, die Deutschen hätten auf die Durchsuchung ih- 
rer Dampfer viel verärgerter reagiert als andere betroffene Nationen, ver- 
suchte Wilhelm mit der Deutung zu entkräften, die Schiffsfrage sei doch 
bloß eine unwichtige Familienangelegenheit. Viel gravierender sei die all- 
gemeine Haltung Englands den deutschen Empfindlichkeiten gegenüber. 
Als zum Schluß noch die Frage der geplanten englischen Versteuerung von 
Rübenzucker, der hauptsächlich aus Deutschland eingeführt wurde, zur 
Sprache kam, scherzte der Kaiser: «Wenn Ihr deutschen Zucker besteuert, 
werde ich ein preußisches Armeekorps nach Herat [in Afghanistan] sen- 
den.»""3 Bülow war entsetzt, als er von der kaiserlichen Unterredung mit 
Lascelles erfuhr. Er sah sich genötigt, die Äußerungen des Kaisers in allen 
Punkten zurückzunehmen: Es gäbe keine durch Rußland oder Frankreich 
angestachelten Aufstände im Sudan oder in Abessinien, die Nachricht von 
der Mobilisierung der japanischen Streitkräfte sei nicht bestätigt worden, 
und er halte es für unwahrscheinlich, daß die englische Garnison in Ägyp- 
ten nach Südafrika verlegt und durch italienische Truppen ersetzt werden 
würde. Richtig sei allein, daß die Zustimmung des Kaisers zu einem sol- 
chen Schritt als Freundschaftsgeste gemeint gewesen sei.''* Daß derartige 
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schwindelerregende Spekulationen keinen vertrauenerweckenden Eindruck 
auf die englische Politik machte, läßt sich leicht denken. 

Am 1. März 1900 unterhielt sich der Kaiser wieder sehr offen mit Las- 
celles und rühmte sich, den ganzen Winter lang gegen die antienglische 
Stimmung im deutschen Volk und selbst in seiner engsten Umgebung ange- 
kämpft zu haben. Das Ansinnen der russischen und französischen Presse, 
er möge die Initiative zur Beendigung des Burenkrieges ergreifen, habe er 
rundweg abgelehnt. «Er mache Politik mit seinem Kopf und nicht mit sei- 
nem Herzen», erklärte er, «und obwohl er sehr unter den Angriffen der 
englischen Presse sowohl auf ihn persönlich als auch auf Deutschland im 
allgemeinen zu leiden habe, würde er sicherlich keine Maßnahmen ergrei- 
fen, die Ihrer Majestät Regierung in Verlegenheit bringen würde, und er 
rechne es sich selbst hoch an, jedwede feindliche Reaktion von seiten 
Frankreichs oder Rußlands verhindert zu haben, die eine Ermutigung sei- 
nerseits leicht hätte entstehen lassen können. Er denke, es sei nur gerecht, 
daß es bekannt und in England anerkannt sein sollte, daß seine Einwirkung 
das Verhalten Frankreichs und Rußlands beeinflußt habe, oder wie es Seine 
Majestät ausdrückte, «daß er diese beiden Tiger ruhig gehalten habe.»""' 

Wilhelms dunkle Andeutungen über die bösen Absichten, die Rußland 
und Frankreich gegen das britische Weltreich im Schilde führten, konkre- 
tisierten sich, als Anfang März 1900 ein Brief des Kaisers mit der Meldung 
in Windsor eintraf, der russische Außenminister Graf Murawiew habe ihm 
förmlich ein Zusammengehen mit Rußland und Frankreich gegen England 
angeboten." Die drei Kontinentalmächte, so habe der russische Vorschlag 
dem Kaiser zufolge gelautet, sollten teilnehmen an einer «gemeinsamen 
Aktion gegen England, um Frieden zu schaffen & den Buren zu helfen!!» 
«Ich habe abgelehnt», erklärte der Kaiser. «Ich habe geantwortet, ich hielte 
es für das Beste, wenn der Veranstalter der Haager Friedenskonferenz - 
S.M. der Zar - selbst direkt in London anfragen würde, ob die britische 
Regierung & das Volk in der Stimmung wären, solche Vorschläge anzuhö- 
ren, wie sie die Kaiserliche Regierung erwäge. Ich würde das bezweifeln & 
sei persönlich der Meinung, ich wisse ziemlich genau, wie die Antwort aus 
London ausfallen würde! Auf die Nachfrage, was Rußland im Falle einer 
englischen Zurückweisung tun würde, wurde die beruhigende Antwort 
erteilt «Nichts!» Sir Frank [Lascelles] wurde von mir über diesen absurden 
Schritt in sehr vertraulicher Weise unterrichtet.»'"7 Die ihm gemeldete Äu- 
ßerung des Zaren, wonach die tapferen Buren unabwendbar verloren sei- 
en, wenn nicht eine Großmacht zu ihren Gunsten interveniere, und daß 
doch in erster Linie der Deutsche Kaiser dazu berufen sei, diesen Schritt 
zu unternehmen, wies Wilhelm ebenfalls mit Bestimmtheit zurück, zumal 
er wußte, daß England entschlossen war, den Krieg bis zur völligen Unter- 
werfung und Einverleibung der Burenrepubliken in das Empire fortzuset- 
zen und also jeden Vermittlungsvorschlag übel aufnehmen würde. Aus 
dieser Information aus Petersburg gehe wieder hervor, schrieb Wilhelm 
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auf den Bericht, «wie falsch, verlogen und illoyal der Hallunke Mouraview 
verfährt, und wie Recht ich hatte ihn sofort ablaufen zu lassen! Wenn es 
den Russen nach Intervention juckt, so mache er sie doch für sich allein! 
Oder mit Frankreich!»"" Murawiew sei «ein kaltschnäuziger Lügneri- 
scher Hallunke ohne Gleichen!» schimpfte der deutsche Souverän.'” Er 
werde sich nicht von Rußland gegen England vorschieben lassen und «da- 
bei hineinfallen», schwor er.'”° 

Sowohl Queen Victoria als auch der Thronfolger Prinz Edward spra- 
chen ihren warmen Dank für Wilhelms loyale Haltung aus und äußerten 
die Hoffnung, die übrigen Kontinentalmächte folgten seinem Beispiel.'”' 
Wie Metternich, den der Kaiser als seinen besonderen Vertrauensmann 
nach London entsandt hatte, melden konnte, habe der Prinz von Wales ge- 
genüber prominenten Parlamentsmitgliedern den deutschen Monarchen 
als treuen und zuverlässigen Freund Englands bezeichnet. Wilhelm verste- 
he die südafrikanische Frage gründlich und habe eine Intervention seitens 
der Feinde Englands abgewendet. Diese Meldung des stellvertretenden 
Botschafters versah der Kaiser mit dem erfreuten Kommentar: «Bravo! 
Sehr gut und ganz richtig. Donnerwetter! Das ist doch außerordentlich 
viel für den Prinzen v[on] Wfales], soweit hat er sich noch nie für uns en- 
gagirt!»'”* Bald darauf traf ein Brief des Thronfolgers ein, der die Meldung 
Metternichs einprägsam bestätigte. «Was Du mir über das Verhalten von 
Mouraview erzählst, überrascht mich nicht, da ich glaube, daß es nichts 
gibt, was er nicht in Verbindung mit Frankreich tun würde, um uns auf 
jede mögliche Weise zu verärgern. [...] Darüber, was Deine Antwort sein 
würde, hatte ich wenig Zweifel - Du machst Dir keine Vorstellung, mein 
lieber Wilhelm, wie sehr wir alle in England die treue Freundschaft schät- 
zen, die Du uns bei jeder möglichen Gelegenheit erweist. Wir hoffen, 
Deutschland immer als unseren besten Freund betrachten zu dürfen, so- 
lange Du am Ruder bist. Es ist natürlich tief zu bedauern, daß die Stim- 
mung in ganz Deutschland leider nicht sehr freundlich gegen uns ist. Man 
kann nur hoffen, daß sie sich mit der Zeit bessern möge und daß beide 
Länder vollkommen davon überzeugt werden, daß es uns beiden wechsel- 
seitig zum Vorteil gereicht, in freundschaftlichem Wetteifer Hand in Hand 
zu gehen.»'3 

Am 9.März 1900 wurde Lascelles gebeten, sich unverzüglich ins 
Schloß zu begeben, wo der Kaiser ihm eine wichtige Mitteilung für Salıs- 
bury zu machen hätte. Er habe sein Bestes getan herauszufinden, erklärte 
Wilhelm im Verlauf des einstündigen Gesprächs, aus welchen Motiven 
heraus die russische Regierung eine Intervention der Kontinentalmächte 
zur Beendigung des Krieges in Südafrika angeregt habe. «In dieser Absicht 
habe Er eine Abschrift der russischen Note an alle Seine Vertreter im Aus- 
land geschickt, mit der Weisung zu berichten, was sie über die Angelegen- 
heit ermitteln könnten. Die interessanteste Antwort habe er aus Wien er- 
halten, wo der französische Botschafter jüngst eine große Geschäftigkeit 
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gezeigt und angemerkt habe, daß, falls England erlaubt werde, einen voll- 
ständigen Erfolg zu erzielen, seine Macht noch größer und seine Arroganz 
unerträglich werden würde. Der russische Botschafter hätte eine ruhigere 
Sprache geführt, habe aber darauf bestanden, daß es ratsam wäre, Gelegen- 
heiten auszunutzen, die vielleicht nicht wiederkämen, und beide seien der 
entschiedenen Meinung gewesen, daß der Deutsche Kaiser die geeignete 
Persönlichkeit wäre, um die Initiative zu ergreifen. Das sei zwar sehr 
freundlich von ihnen [sagte Wilhelm I.], aber der Deutsche Kaiser habe 
keine Absicht dergleichen zu tun, und Er glaube, daß die russische Regie- 
rung diese Tatsache jetzt auch verstanden habe, nachdem Osten-Sacken 
[der russische Botschafter in Berlin] nochmals darüber mit Bülow gespro- 
chen und eine entschiedene Abweisung erhalten habe. Seine Majestät hielt 
es nicht für wahrscheinlich, daß Frankreich und Rußland weitere Schritte 
in dieser Angelegenheit unternehmen würden, aber Er habe es für richtig 
gehalten, mir mitzuteilen, daß der Kaiser von Rußland jetzt für die Buren 
[...] und antienglisch geworden sei. [...] Ein schwacher Kaiser von Ruß- 
land mit einem vollkommen rücksichtslosen Minister wie Murawiew [...] 
sei eine ernste Gefahr für den Frieden Europas. [...] Er bedauerte, daß 
England offenbar den Einfluß eingebüßt habe, den es vorher in Persien be- 
saß, und wies auf die letzte persische Anleihe hin als einen Erfolg der rus- 
sischen über die englische Diplomatie. Ich brauche nicht zu wiederholen 
[schrieb Lascelles], was ich in meinem Privattelegramm von heute berich- 
tete, über des Kaisers Glauben in die Möglichkeit eines Krieges zwischen 
England und Frankreich, in welchem wir seiner Meinung nach vollständig 
siegreich sein würden, während er seine Bajonette an der Landseite aufge- 
richtet beließ; ebensowenig über die Vorschläge, die er machen würde, 
wenn man ihn nach seiner Meinung über die Bedingungen des in Südafrika 
zu schließenden Friedens fragte. Aber er bemerkte, daß der gegenwärtige 
Krieg viele Steine ins Rollen gebracht habe und niemand sagen könne, wo 
sie haltmachen würden, und viele Fragen aufgeworfen habe, die besser in 
der Schwebe geblieben wären. Und er frage sich, wie die Lage Deutsch- 
lands sich darstellen würde, falls es sich einer Koalition Frankreichs, Eng- 
lands und Rußlands gegenübersehen sollte, wo es dann um das nackte 
Überleben kämpfen müßte. Er sei sich bewußt, daß er eine ungewöhnliche 
Vorgehensweise gewählt habe, indem er diese Geheiminformationen mir 
persönlich mitteilte. Wäre es nur um die Frage gegangen, die guten Bezie- 
hungen zwischen den beiden Regierungen zu bewahren, wäre Er nicht 
vom üblichen diplomatischen Weg abgewichen, aber Er könne nicht ver- 
gessen, daß Er der Enkel der Queen sei, für die er immer die größte Vereh- 
rung empfunden habe, die, sofern möglich, durch Ihre vornehme Haltung 
in diesen schweren Zeiten noch gewachsen sei.»"** 
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6. Der Kaiser und die Friedensinitiative der Buren 


Wilhelm und Bülow waren sich nur zu sehr bewußt, wie empfindlich die 
Engländer in der Frage einer möglichen Friedensvermittlung waren und 
wie vorsichtig sie operieren mußten. Als die zwei Burenrepubliken im 
März 1900 um die guten Dienste der kaiserlichen Regierung baten,'” ka- 
men der Kaiser und sein Außensekretär rasch überein, daß eine deutsche 
Vermittlung zwischen London und den südafrikanischen Regierungen nur 
in Frage käme, wenn beide Gegner eine solche Hilfe wünschten, und auch 
dann sollte sie am besten von einer dritten Regierung geleistet werden, die 
- anders als Deutschland - keine eigenen Interessen in Südafrika wahrzu- 
nehmen hätte. Bülow legte dem Kaiser am 10. März 1900 ein entsprechen- 
des Telegrammkonzept zur Genehmigung vor. Wilhelm erklärte sich ein- 
verstanden, ordnete jedoch an, die Depesche sei «umgehend mit der 
Aufforderung aus Pretoria zusammen an Lascelles mitzuteilen und unse- 
rer Botschaft in London für His Royal Highness [den Prinzen von Wales], 
denn da Telegramme offen über die englischen Kabel gingen, weiß London 
darum und muß sogleich unsere Antwort erfahren, sonst Mißtrauen zu 
groß. Nur absolute, vollste Offenheit schützt hier vor falscher Beurtei- 
lung. Werde selbst Faktum und Antwort an Her Majesty mitteilen.»'* 
Von Helgoland aus sandte der Kaiser am Sonntag, ı1.März 1900, 
sowohl an Queen Victoria als auch an Prinz Edward ein gleichlautendes 
Telegramm, dessen englischen Text er immer wieder umformulierte, bis er 
die richtige Nuancierung getroffen hatte.'” Die Regierung Transvaals habe 
im Namen der beiden südafrikanischen Republiken die deutsche Regie- 
rung um «friendly intervention» zur Wiederherstellung des Friedens ge- 
beten, teilte er ihnen darin mit. Er, Wilhelm, habe das Auswärtige Amt an- 
gewiesen, auf die Bitte der Buren folgendermaßen zu antworten: «Die 
erste und vorrangig zu lösende Frage, bevor Schritte zu einer freund- 
schaftlichen Vermittlung unternommen werden können, wäre, ob beide 
Gegner sie anzunehmen bereit wären, d.h. ob England auch dazu bereit 
wäre. Erst wenn diese Frage bejahend beantwortet worden ist, würde 
meine Regierung glücklich sein, dem Zustandekommen eines friedlichen 
Ausganges ihre Unterstützung zu gewähren. Meine Regierung rät ferner, 
daß die Republiken, um zu ermitteln, ob die Regierung Ihrer Majestät ge- 
rade jetzt in der Stimmung wäre, eine Vermittlung überhaupt anzuneh- 
men, gut daran täten, sich in London unmittelbar zu erkundigen, oder 
wenn ihnen das nicht paßt, sich an eine dritte, nicht wesentlich und unmit- 
telbar in Südafrika interessierte Macht zu wenden. Da Deutschland sach- 
lich interessiert ist, war es die Pflicht meiner Regierung, davon Abstand zu 
nehmen, irgendeinen Schritt in dieser Angelegenheit zu unternehmen, der 
geeignet wäre, in England mifßverstanden zu werden, und der den Ver- 
dacht erwecken könnte, als ob wir von anderen als rein humanitären Be- 
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weggründen geleitet worden seien. Das würde die Sache des Friedens nur 
aufs Spiel setzen, statt ihr zu dienen.»"”" Dem Grafen Metternich sagte 
Salisbury seinen «herzlichen und respektvollen Dank an den Kaiser für 
das Wohlwollen, das sich in seiner Mitteilung an den Transvaal offenbare», 
erklärte aber sehr bestimmt, England wünsche keinerlei Vermittlung.’ 
Die kurzen Dankestelegramme, die die Queen und der Prinz von Wales 
dem Kaiser nach Absprache mit dem Premierminister schickten, 5° ließen 
nichts von der Verärgerung erkennen, die die Mitteilung Wilhelms trotz 
ihrer freundschaftlichen Form in London hervorgerufen hatte. Die wahren 
Gefühle sowohl der englischen Königsfamilie als auch der amtlichen Regie- 
rung kamen in der klaren Sprache zum Ausdruck, die die Königin in einem 
verschlüsselten Telegramm an den Botschafter Lascelles gebrauchte: Sir 
Frank möge dem Kaiser klarmachen, «daß meine ganze Nation mit mir in 
der strikten Überzeugung übereinstimme, diesen Krieg ohne Intervention 
zu Ende zu bringen. Der Zeitpunkt und die Bedingungen des Friedens 
müssen unserer Entscheidung überlassen bleiben, und mein Land, das un- 
ter dem schweren Verlust kostbarer Menschenleben leidet, wird jede Ein- 
mischung zurückweisen. Der Kaiser hat sich als so guter Freund Englands 
und mir verbunden erwiesen, daß ich den Wunsch habe, daß er den wahren 
Stand der Dinge erfährt.»">" Wilhelm mußte gute Miene zum bösen Spiel 
machen und antwortete seiner Großmutter, ihre Ansicht sei «genau das, 
was ich Graf Murawiew geantwortet habe, und stimmt vollständig mit dem 
überein, was ich über die gegenwärtige Lage denke und was ich immer be- 
fürwortet habe. Nachdem fast 14 000 Offiziere und Soldaten ihr Blut für 
Königin und Land vergossen haben, kann es nur diesen Ausgang geben.» "? 


7. Das wachsende Mißtrauen gegen Wilhelm 


Der Rüffel der Queen kränkte den Kaiser um so mehr, als er der Überzeu- 
gung war, den Dank des Inselreiches beanspruchen zu können. Er ärgerte 
sich darüber, daß es ansonsten wohlinformierte Engländer gab, die offen- 
bar «keine Ahnung von den Diensten» hätten, «die ich im Stillen I[hrer] 
Majestät], der Regierung und dem ganzen Lande erwiesen habe!»'33> Noch 
Ende März 1900 erinnerte Wilhelm die Großmutter an seine loyale Reak- 
tion auf den angeblichen russisch-französischen Vorschlag einer gemein- 
samen D&marche gegen England. «Durch meine Telegramme bist Du über 
die plötzlichen Überraschungen in den politischen Phasen des Krieges in- 
formiert, & ich bin der Vorsehung zutiefst dankbar, daß mir solch eine Ge- 
legenheit gegeben war, Dein Land vor einer höchst gefährlichen Situation 
zu retten, indem ich eine Kombination abwendete, die einen Schlag gegen 
England in einem lebenswichtigen Augenblick beabsichtigte. Möge Deine 
Regierung meine Handlung als erneuten Beweis meiner festen Freund- 
schaft & als Zeichen meiner Entschlossenheit betrachten, daß Du fair 
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play» erwarten kannst.»"* Salisbury, dem die Königin den Kaiserbrief 
zeigte, sprach zwar seine Zufriedenheit über diese «ernstlichen Äußerun- 
gen seines Wohlwollens» aus. Er konnte aber seine Zweifel darüber nicht 
unterdrücken, «ob Frankreich & Rußland wirklich jemals Deutschland 
den Vorschlag zu einer Kombination gegen England gemacht haben»."> 

Das Mißtrauen des Premierministers spricht Bände über seine Ein- 
schätzung der Absichten des Kaisers. Andere gingen noch viel weiter und 
argwöhnten, daß Wilhelm II. selbst der eigentliche Urheber des Plans 
einer gemeinsamen kontinentalen Intervention gegen England gewesen 
sei. Als 1908 die kaiserlichen Behauptungen von einem russischen Kom- 
plott im Daily Telegraph erschienen, den er aus Loyalität zu England ver- 
eitelt hätte, meldete der britische Diplomat Sir Cecil Spring Rice, er habe 
aus zuverlässiger Quelle erfahren, wie es zu der russischen Note gekom- 
men sei. Sein russischer Kollege Hartwig habe ihm in Persien erzählt, 
«daß der Kaiser bei einer Hofveranstaltung zu Osten Sacken von der 
Notwendigkeit einer Intervention im Burenkrieg gesprochen hat. Osten 
Sacken meldete das Gespräch in einem Bericht, aber das [Petersburger] 
Auswärtige Amt antwortete nicht. Der Kaiser ließ ihn dann fragen, ob er 
eine Antwort bekommen habe. Osten Sacken telegraphierte, um zu sagen, 
daß der Kaiser wegen einer Antwort Druck mache. Der Zar gab den Be- 
fehl, daß eine <höfliche Mitteilung gemacht werden solle. Hartwig sagte, 
daß er die Antwort formuliert habe: sie besagte, daß Rußland, als der 
Initiator der Haager Konferenz, besorgt sei, dieses Blutvergiefßen zu ver- 
hindern: und daß die russische Regierung jeden diesbezüglichen Vor- 
schlag, den die deutsche Regierung vorlegen würde, höchst wohlwollend 
in Erwägung ziehen würde. Hartwig sagte, daß Osten Sacken törichter- 
weise eine Abschrift des Telegramms angefertigt und an das deutsche 
Auswärtige Amt gesandt habe, das sofort die Idee einer Intervention zu- 
rückwies, aber das Dokument behalten habe.»"3° Entspricht diese Version 
der Wahrheit, so nimmt sich der Vorgang fast wie eine vom Kaiser erstell- 
te Falle aus, in die die russische Diplomatie arglos hineingetappt ist. 

Ein ähnlicher Verdacht kursierte im Hinblick auf die Beziehungen 
Deutschlands zu Frankreich während des Burenkrieges. Am 20. März 
1900 meldete Metternich aus London, die dortigen Rothschilds hätten von 
ihren Pariser Vettern ein Telegramm erhalten, demzufolge Deutschland 
vor kurzem den Versuch gemacht hätte, die französische Regierung zur 
Intervention im Burenkrieg zu bewegen; Deutschland habe jedoch als 
Preis für seine Mitwirkung derart exorbitante Forderungen gestellt, daß 
Paris das deutsche Ansinnen glatt abgelehnt hätte." Zwar bezeichnete der 
Kaiser diese Behauptungen als «eine freche Lüge», doch ganz unbegründet 
waren die Verdächtigungen nicht. Wie Bülow am 3. März klarstellte, müs- 
se Deutschland Verwicklungen «mit anderen Großmächten und nament- 
lich mit anderen Seemächten besonders sorgfältig vermeiden [...], solange 
wir nicht der Haltung unseres Nachbarn Frankreich sicher sind. Diese 
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Sicherheit würde nur durch eine Abmachung geboten werden, durch wel- 
che die vertragsschließenden Mächte sich für eine längere Reihe von Jah- 
ren ihren europäischen Besitzstand gegenseitig garantieren. Eine solche 
Abmachung ist daher für uns die notwendige Vorbedingung, um zu er- 
wägen, ob wir uns in neue und weit aussehende Kombinationen einlassen 
können.»"° Im Klartext hieß das: Deutschland wäre eventuell doch zur 
Beteiligung an einer festländischen Koalition gegen England bereit, vor- 
ausgesetzt, daß Frankreich den Rechtsanspruch des Deutschen Reiches auf 
Elsaß und Lothringen vertraglich anerkennen würde." Eine derartig be- 
dingte Annahme war weit entfernt von der empörten Zurückweisung der 
angeblichen russischen Anregung einer Kontinentalliga, die Wilhelm II. 
der Queen, dem Prinzen von Wales und der Londoner Staatsführung vor- 
spiegelte. Es kann auch nicht behauptet werden, daß der Kaiser von der 
Bedingung nichts wußte, die seine Regierung an eine Beteiligung an der 
Kontinentalkoalition gegen England geknüpft hatte. Vielmehr stellte er 
ausdrücklich fest, es genüge dafür ein Telegramm des französischen Au- 
ßenministers Delcasse an den französischen Botschafter in Berlin des 
Inhalts, daß seine Regierung die Grenzen Deutschlands, wie sie im Frank- 
furter Friedensvertrag festgelegt worden seien, ohne Hintergedanken 
anerkenne.'*° Die Skepsis Lord Salisburys gegenüber den ständigen Loya- 
litäts- und Freundschaftsbeteuerungen des Deutschen Kaisers war dem- 
nach keineswegs unbegründet. 

Wie berechtigt die Warnungen Metternichs waren, daß bereits seit eini- 
ger Zeit, und zwar sowohl französischer- als auch russischerseits, syste- 
matisch daran gearbeitet werde, Zwietracht zwischen Deutschland und 
England zu säen, und daß diese Intrigen in England bis zu einem gewissen 
Grade erfolgreich gewesen seien,'* zeigte sich zur Bestürzung Wilhelms 
ein Jahr später. Am 6. April 1901 traf ein Geheimtelegramm aus London 
mit der Nachricht ein, Sir Arthur Balfour, Lord Salisburys Neffe und bal- 
diger Nachfolger als Premierminister, habe eines der führenden Finanz- 
häuser — vermutlich die Rothschilds — gefragt, ob es denkbar wäre, «daß 
Seine Majestät der Kaiser sich ganz plötzlich vollkommen auf Seite Ruß- 
lands und gegen England gestellt habe». In Erregung schrieb Wilhelm auf 
das Telegramm: «Das hat der alte Salisbury natürlich geglaubt! Hölle und 
Teufel! mir solches zuzutrauen! [...] Ich begreife die Briten nicht! Eine 
solche Charakterlosigkeit ist ja geradezu ungeheuerlich. Diese Leute sind 
ja unverbesserlich!»'* Aufgebracht klagte er in einem Brief an König Ed- 
ward VIl.: «Ich bin sehr betrübt, von Freunden & aus privaten Quellen zu 
erfahren, daß die Franzosen & Russen ein heftiges Intrigenspiel in London 
inszenieren, das bislang so erfolgreich war, daß selbst ein Mitglied der 
Regierung der Meinung Ausdruck verliehen hat, Ich würde die Partei 
Rußlands gegen England ergreifen! Eine höchst unwürdige & lächerliche 
Unterstellung.»'# Auch gegenüber Lascelles hielt der Kaiser mit seiner 
«harten Kritik» an der englischen Regierung nicht zurück.'* Nur mit 
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Mühe gelang es dem Botschafter, Wilhelm II. klarzumachen, daß ihm die 
Äußerungen Balfours in einer entstellten Form zu Ohren gekommen wa- 
ren. Er sowie Edward VII. und Außenminister Lansdowne bedauerten die 
Empfänglichkeit des Kaisers für «Klatsch und Tratsch».'# 


Kapitel 3 


«Die balance of power in Europa bin ich» 
Wilhelm zwischen England, Rußland 


und Frankreich 


Durch den Burenkrieg und andere Umwälzungen um die Jahrhundert- 
wende - den Spanisch-Amerikanischen Krieg, den französisch-englischen 
Zusammenstoß in Faschoda und die dramatischen Entwicklungen in Chi- 
na — war die internationale Ordnung in Bewegung geraten. Keine der alt- 
hergebrachten diplomatischen Konstellationen in Europa - der Dreibund 
zwischen Deutschland, der Donaumonarchie und Italien, das russisch- 
französische Bündnis, die britische Splendid Isolation — schien mehr dau- 
erhaften Stand zu haben. Die alten europäischen Großmächte sahen sich 
zudem mit der Frage konfrontiert, wie sich die neuen Weltmächte Ameri- 
ka und Japan zu ihnen und auch zueinander stellen würden. In Nord- und 
Ostafrika, im östlichen Mittelmeer, in Zentralasien, China, Korea und der 
Mandschurei, im Südpazifik, in der Karibik, Zentral- und Südamerika 
zeichneten sich neue Konflikte ab, die, wenn nicht unbedingt zum Krieg, 
so doch zu neuen und überraschenden Gruppierungen unter den Mächten 
führen könnten. Es begann ein Prozeß der Umwälzung im internationalen 
Staatensystem, an dessen Ende binnen weniger Jahre die weltpolitische 
Isolierung Deutschlands stehen sollte. Warum? Und was für eine Rolle 
spielte speziell Kaiser Wilhelm I. bei dieser schicksalsschweren Entwick- 
lung? 

Geradezu erschütternd ist es wahrzunehmen, mit welcher Klarheit die 
Zeitgenossen diese für das Kaiserreich so katastrophale Entwicklung vor- 
ausgesehen haben. Im April 1900 vermerkte Waldersee, sowohl England 
als auch Rußland begegneten Deutschland mit zunehmender Kühle und 
Mißtrauen. «Es wird mir immer klarer, daß ich durchaus recht hatte, wenn 
ich schon vor Jahr u. Tag behauptete, wir hätten keinen Freund. Habe ich in 
der That recht, so würde dies doch ein geradezu vernichtendes Urtheil für 
unsere Politik sein.»' Nur zwei Jahre später sah der Generalfeldmarschall 
seine Befürchtungen bestätigt. Er blickte auf die internationale Entwick- 
lung seit der Jahrhundertwende zurück und stellte fest, die Lage habe sich 
durch zwei Umstände grundsätzlich gewandelt: «zunächst durch das Er- 
starken der Vereinigten Staaten u. damit verbunden die Neigung, in allen 
Welthändeln einzutreten, sodann durch die gänzlich veränderte Bedeu- 
tung Östasiens». Aufgrund der «recht wirren Kolonialpolitik» und der 
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unnötigen «Proklamierung einer Weltpolitik» sei das Deutsche Reich «bei 
den neuen Konstellationen mehr beteiligt als vielleicht zweckmäßig. Grö- 
ßere Zurückhaltung hätte sicherlich nichts geschadet, wahrscheinlich ge- 
nützt.» Und Waldersee stand mit seiner Kritik keineswegs allein. Im 
Frühjahr 1900 - es war die Zeit, in der die Pariser Rothschilds Gerüchte 
von einem deutschen Plan zur Gründung einer Kontinentalliga gegen 
England kolportierten’ - erfuhr der General von einer Äußerung des ein- 
flußreichen preußischen Finanzministers Johannes Miquel, wonach in 
Kürze «ein französisch-englisches Abkommen gegen uns» wirksam wer- 
den würde. Sofort erkannte der General die Gefahr für Deutschland, die in 
einem solchen Bündnis liegen würde. «Da Rußland mit Frankreich doch 
als alliirt anzusehen ist, so würde es sich ja hier um eine Koalition von 
England, Rußland u. Frankreich gegen uns handeln, für welchen Fall ich 
nicht zweifeln würde, daß auch Oesterreich ihr noch beitritt.» Erneut 
seufzte Waldersee, daß eine derartige Prognose auf ein «vernichtendes 
Urtheil über unsere Politik u. über unsere Diplomatie» hinauslaufe. Ob- 
wohl er Zweifel äußerte, ob es denn wirklich «schon so weit» sei, wie Mi- 
quel befürchtete, machte sich Waldersee dennoch Gedanken, inwiefern 
das Reich für einen großen europäischen Krieg gerüstet sei. Alarmiert 
stellte er fest, daß Deutschland «finanziell auf einen Krieg nicht vorberei- 
tet» sei, und führte aus: «Der Juliusthurm enthält 120 Millionen, eine win- 
zige Summe für heutige Ansprüche; einige 100 Millionen liegen in der 
Reichsbank, das ist aber auch viel zu wenig, um unseren Kredit aufrecht zu 
erhalten. [...] Ich frage mich nur, weshalb geschieht nichts, uns finanziell 
auf einen Krieg vorzubereiten, wenn er in Aussicht stehen sollte?»* 
Kaiser Wilhelm und Bülow schätzten die Lage anfangs viel sorgloser 
ein. In Verkennung der Gefahren gingen sie von der Annahme aus, das 
wirtschaftlich so erfolgreiche und rüstungspolitisch immer stärker wer- 
dende Deutschland hätte «freie Hand» zwischen England und Rußland 
und könne beide Flügelmächte - sowie Rußlands Bündnispartner Frank- 
reich noch dazu - zum eigenen Vorteil gegeneinander ausspielen. «Wir ha- 
ben heute nicht mehr wie in den ersten Jahrzehnten nach der Zurücknah- 
me von Straßburg und Metz zu gewärtigen, daß wir der Gegenstand eines 
konzentrischen Angriffs sind», versicherte Bülow. «Die großen Ziele der 
heutigen Interessenpolitik - Mittelmeer, Byzanz, Persien, Ostasien - sind 
Fragen, denen gegenüber wir die Freiheit der Entscheidung haben.»’ Als 
wäre solche Mischung aus Selbstüberschätzung und Verschlagenheit in 
Europa nicht riskant genug, hetzte der Kaiser England gegen Amerika, 
Amerika gegen England und Japan, und Rußland gegen Japan auf. Mit 
rastloser Energie bot er in rascher Folge den Engländern, den Russen, den 
Franzosen und den Amerikanern immer neue Bündnisverträge an. Diese 
mögen zunächst verwirrend und inkonsequent erscheinen, sie hatten aber 
doch allesamt das Ziel, das Gleichgewicht der Kräfte in Europa aufzuhe- 
ben, um die deutsche Vorherrschaft zu zementieren und den Weg zur 
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Weltmacht zu bahnen. Da die wahre Absicht hinter diesen Angeboten, die 
natürlich sofort an die anderen Kabinette weitergeleitet wurden, glasklar 
durchsichtig war, hätte diese Politik wohl an sich schon zu einem Zusam- 
menschluß der bedrohten Mächte geführt. Doch ambitiöse deutsche Ex- 
pansionsprojekte im Orient, in China, Mittel- und Südamerika und Nord- 
westafrika kamen hinzu und trugen erheblich dazu bei, das Mißtrauen der 
anderen noch zu vergrößern. 


1. Das Drängen auf ein Bündnis mit England 


Bereits vor dem Ausbruch des Burenkrieges im Herbst 1899 gehörte der 
Abschluß eines vertraglichen Bündnisses zwischen Deutschland und den 
beiden Atlantikmächten Großbritannien und USA zu den vorrangigen 
Zielen der kaiserlichen Außenpolitik. Im Januar jenes Jahres sagte Wil- 
helm II. zum britischen Botschafter Lascelles, «daß die beiden großen eng- 
lischsprachigen Nationen und Deutschland zu einem guten Verständnis 
kommen und zusammenarbeiten sollten, aber daß wenn diese drei Pferde 
nebeneinander hergetrieben würden, Deutschland vor den Tritten des 
amerikanischen Pferdes geschützt werden müsse».° Im Frühjahr 1899 ging 
er weiter und forderte eine Allianz Deutschlands mit England, Amerika 
und Japan.’ Der Burenkrieg bestärkte ihn dann in der Erwartung, daß sich 
England in der Stunde der Not dem Deutschen Reich oder gar dem Drei- 
bund anschließen werde - sei es aus Angst vor einer weltpolitischen Isolie- 
rung, sei es (wie wir oben gezeigt haben) aus Dankbarkeit für den kaiser- 
lichen Beistand in Anbetracht der feindseligen deutschen öffentlichen 
Meinung und der angeblichen Intrigen Rußlands und Frankreichs. Zwar 
hielt sich der Kaiser während des Windsorbesuchs im November 1899 auf 
Anraten Bülows und Holsteins wie eine «Sphinx» zurück, da man hoffte, 
in späteren Jahren nach dem Aufbau der Schlachtflotte noch größere Kon- 
zessionen für die deutsche Freundschaft erlangen zu können.‘ Als er am 
20. November mit Sir Arthur Bigge, dem Privatsekretär der Queen, zu- 
sammentraf, meinte Wilhelm von sich aus, ein formelles deutsch-eng- 
lisches Bündnis käme wohl nicht in Frage, vielleicht aber doch eine lockere 
Entente. Einer Aufzeichnung Bigges zufolge sagte der Kaiser, «Lord Salis- 
bury befürchte, Deutschland strebe ein Bündnis an: Nichts dergleichen, 
denn wir wissen, daß das unmöglich ist; aber ein Übereinkommen ja. 
Wenn dann eine Frage auftaucht, die nur England angeht, würde Deutsch- 
land nicht eingreifen und umgekehrt. Aber sobald eine Frage gemeinsame 
Interessen betreffe, würden wir zusammenstehen und vereint handeln.»° 
Noch deutlicher drückte sich der Kaiser drei Tage später in seiner Unter- 
redung mit dem Kolonialminister Joseph Chamberlain aus. Als dieser be- 
merkte, er wünsche «eine generelle Verständigung zwischen Deutschland, 
England und Amerika», erwiderte der Kaiser ganz im Sinne Bülows: «Ein 


84 Zwischen England, Rußland und Frankreich 


solches allgemeines Zusammengehen habe für beide Teile seine Bedenken. 
Während es den englischen Traditionen nicht entspräche, formale Bünd- 
nisse abzuschließen, würden Deutschland durch seine vortrefflichen Be- 
ziehungen zu Rußland wenigstens bis auf weiteres bestimmte politische 
Grenzen gezogen.»'° 

Einen anderen Ton schlug Bülow allerdings in seiner Begegnung mit 
Chamberlain an. Bei dieser Gelegenheit drängte der Staatssekretär den 
einflußreichen Minister, in einer öffentlichen Rede ein deutsch-englisches 
Zusammengehen mit amerikanischer Beteiligung ausdrücklich zu propa- 
gieren. Chamberlain kam dem Verlangen eine Woche später in einer be- 
rühmten Rede in Leicester nach. Darin sprach er von einer «natürlichen 
Allianz zwischen uns und dem großen Deutschen Reich» sowie von der 
Tripelallianz «zwischen der teutonischen Rasse und den beiden Zweigen 
der angelsächsischen Rasse» und betonte: «Es ist nicht die deutsche Presse, 
mit der wir ein Bündnis oder Übereinkommen erreichen wollen, sondern 
mit dem deutschen Volk.»'' Bülow versprach, auch seinerseits in aller Öf- 
fentlichkeit für eine deutsch-englisch-amerikanische Verständigung einzu- 
treten.’ Um so größer war Chamberlains Bestürzung, als der deutsche 
Außensekretär am 10. Dezember 1899 seine berüchtigte «Hammer-oder- 
Amboß-Rede» im Reichstag hielt. Mit Blick einerseits auf die aufgeregte 
antienglische Stimmung im Innern und andererseits auf die neue Flotten- 
vorlage ging Bülow nicht nur nicht auf die Idee einer deutsch-englisch- 
amerikanischen Verständigung ein, sondern räumte mit ausgewählter Käl- 
te die deutsche Bereitschaft zwar ein, mit England in Frieden und Ein- 
tracht zu leben, stellte jedoch gleichzeitig die Bedingung, daß diese auf 
«volle Gegenseitigkeit» und «Parität» auch in der Flotten- und Kolonial- 
frage beruhen müsse. Drohend fügte er hinzu: «Wir wollen keiner frem- 
den Macht zu nahe treten, wır wollen uns aber auch von keiner fremden 
Macht auf die Füße treten lassen, und wir wollen uns von keiner fremden 
Macht beiseite schieben lassen.» Deutschlands Sicherheit beruhe auf «dem 
unerschütterten Dreibund, und unsern guten Beziehungen zu Rußland»." 
Holstein, Hatzfeldt, Eckardstein und die anderen deutschen Diplomaten, 
die in dem Freundschaftsangebot Chamberlains eine hoffnungsvolle Wen- 
dung gesehen hatten, waren entsetzt." 

Obschon Kaiser Wilhelm die Rede seines Staatssekretärs nicht kriti- 
sierte - die Versuchung war offenbar zu groß, die «wütende» Welle an- 
tienglischer Emotionen auszunutzen, um das zweite Flottengesetz durch- 
zubringen'’ -, zeigte er sich dennoch in seiner ungestümen Art unentwegt 
bemüht, eine Verständigung mit England herbeizuführen. Er setzte auf 
eine gänzliche Revolutionierung der internationalen Ordnung, die sich aus 
der Verlegenheit der Briten in Südafrika ergeben würde. Die schwere 
Krankheit seiner Mutter sowie der Tod der Queen Victoria boten ihm viel- 
fach Gelegenheit, wie wir gesehen haben, seinen englischen Verwandten, 
den hohen Militärs und leitenden Staatsmännern ausführliche und oft 
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recht erstaunliche Vorschläge für ein Zusammengehen Deutschlands mit 
dem Inselreich zu unterbreiten. Doch der Kaiser war zunehmend fru- 
striert und verärgert, als die Royals und die englischen Staatsmänner - in 
erster Linie Salisbury - seine diversen Angebote zurückwiesen. So be- 
schimpfte er im Februar 1900 in einer Unterredung mit Lascelles die Eng- 
länder, sie schienen «zu vergessen, daß das Deutsche Reich ein junger Staat 
sei, der keine Fußtritte vertragen könne. Er habe dauernd danach gestrebt, 
die herzlichsten Beziehungen zwischen unseren beiden Ländern herzu- 
stellen, und gerade wenn seine Bemühungen von Erfolg gekrönt zu sein 
schienen, habe er einen Tritt aufs Schienbein erhalten, der alle seine Bemü- 
hungen über den Haufen geworfen habe. Im letzten Frühjahr [1899] habe 
es so ausgesehen, als ob die Dinge auf eine befriedigende Grundlage ge- 
stellt worden seien, aber dann sei die elende Samoasache gekommen, die 
alles Gute, was man zuwege gebracht, wieder zunichte gemacht habe. Im 
Herbst wiederum habe er trotz der Opposition, die sich aufgebaut hatte, 
die Königin besucht. Er habe jedoch dem Lärm getrotzt, und sein Emp- 
fang in England habe einen ausgezeichneten Eindruck in Deutschland ge- 
macht; dann aber sei die Aufbringung der deutschen Schiffe [vor Südafri- 
ka] gekommen, was die deutsche öffentliche Meinung aufs äußerste gereizt 
habe. [...] Er sei jedoch nicht entmutigt und werde sich auch weiterhin 
bemühen, ein gutes Einvernehmen zwischen den beiden Ländern herbei- 
zuführen.»"° 

Die kühle Zurückhaltung Salisburys diesen andauernden Anbiede- 
rungsversuchen gegenüber stellte die kaiserliche Geduld auf eine harte 
Probe. Am 31. Juli 1900 beschwerte sich Wilhelm in einem Brief an seinen 
Onkel Edward über die Weigerung des Premierministers, auf seine Ange- 
bote einzugehen. «Ich habe mit einigem Erstaunen bemerkt, daß jedesmal, 
wenn meine Regierung in letzter Zeit einen Vorschlag oder eine allgemeine 
Idee anregte, diese gerade in der Downing Street ohne großes «empresse- 
mend aufgenommen wurde», schrieb er sarkastisch. «Ich glaube aber, daß 
es vielleicht in Zukunft für eine Verständigung nützlich wäre, wenn ich in 
die Lage versetzt würde, die Motive & Ziele klarer zu sehen, die die Seelen 
der großen Männer antreiben, die dort zu Hause sind. Denn bisher müssen 
wir uns mit Antworten abfinden, die oft äußerst rätselhaft sind & den Ein- 
druck erwecken, ihr Ursprung liege nicht fern vom Dreifuß der Pythia; auf 
die Dauer geht das in der Politik nicht. Obwohl ich beseelt von den besten 
Absichten bin, kann natürlich nicht von mir erwartet werden, daß ich mit 
verbundenen Augen Blindekub» spiele, wo die Interessen meines Landes 
auf dem Spiel stehen.» 

Ende 1900 erklärte der Kaiser seinem alten Freund Leopold Swaine, 
dem ehemaligen britischen Militärattach&, wie er sich die künftige Welt- 
entwicklung vorstellte. Einen seiner Lieblingsgedanken aufgreifend, wo- 
nach die «Latin nations» (er nannte ausdrücklich Spanien und Portugal, 
Frankreich und Italien) alle «dem Untergang geweiht» seien,'® drängte er 
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wieder einmal auf ein Zusammengehen Deutschlands und Englands. Aber 
er warnte: «Ich muß allerdings fühlen und mir muß das Gefühl vermittelt 
werden, daß Gegenseitigkeit obwaltet. Ich glaube, Ihre Leute beginnen 
langsam zu erkennen, daß ich wünsche, mit ihnen auf gutem Fuß zu ste- 
hen. Handelskonkurrenz ist gut für uns beide, und wenn wir beide unser 
Geld für die gleichen Ziele ausgeben, sollten wir bald unsere politische 
Rivalität beenden. Aber wir müssen zusammenhalten. Es gibt nur zwei 
Rassen auf der Welt: die teutonische & die slawische. Die lateinische Rasse 
ist im Niedergang begriffen und wir brauchen sie nicht in Betracht zu zie- 
hen. Aber die teutonischen Völker müssen Schulter an Schulter stehen, 
oder die Slawen werden uns vernichten. Ich setze voraus, daß Lord Salis- 
bury, solange er Ihre auswärtige Politik beeinflußt, Frankreich auf unsere 
Kosten bevorzugen wird. Aber glauben Sie mir, er liegt falsch. Frankreich 
wird Faschoda niemals verzeihen und schert sich wenig um Ihre sanften 
Worte. Hüten Sie sich auch vor Amerika! Amerika kümmert sich nicht 
mehr darum, was Sie für es im Krieg gegen Spanien getan haben. Solche 
Dankbarkeit ist bei einem Amerikaner kurzlebig. [...] Amerika versucht 
nun, sich in europäische Fragen einzumischen, und Sie werden sehen, daß 
es bald eine Flotte im Mittelmeer haben wird.»" 

Kurz nach seinem denkwürdigen Gespräch mit Swaine, als der Kaiser 
zu seiner im Sterben liegenden Großmutter nach England eilte und in 
London vom Prinzen von Wales empfangen wurde, telegraphierte er tri- 
umphierend an Bülow, er sei wohl mit den Engländern endlich am Ziel: 
«Also «sie kommen» scheints, worauf wir gewartet haben.» Voller Hoff- 
nung schrieb er dem Reichskanzler von seinen bevorstehenden Gesprä- 
chen mit Salisbury und dem neuen Außenminister Lord Lansdowne: 
«Gott gebe mir die richtigen Gedanken und Worte, daß ich sie richtig zu 
fassen verstehe und zum Wohl beider Länder ausfalle, was wir beredet. Ich 
werde sogleich melden. Freiherr von Eckardstein sagt mir, Chamberlain 
habe vertraulich angedeutet, daß es mit «splendid isolation» vorbei, Eng- 
land müsse wählen zwischen Dreibund und Rußland-Frankreich.» Der 
Kolonialminister selbst und das Foreign Office seien überzeugte Anhän- 
ger eines Bündnisses mit Deutschland und warteten nur auf Salisburys 
Abreise nach Cannes, um Verhandlungen mit Deutschland aufzuneh- 
men.’ 

Am 25.Januar 1901, wenige Tage nach dem Tod der Queen, hatte Wil- 
helm II. sodann in Osborne eine lange Unterredung mit Lansdowne. Den 
erstaunten Außenminister drängte der Kaiser zum Anschluß Englands an 
den Dreibund als europäisches Bollwerk gegen eine russisch-amerikani- 
sche Weltherrschaft. Nicht nur das, auch Frankreich, gegen welches er 
England noch vor kurzem zum Kriege gehetzt hatte,” sollte Mitglied der 
neuen Kombination werden! Er wisse genau, erklärte Wilhelm II., daß es 
im Londoner Kabinett einflußreiche Mitglieder gebe, die eine dauernde 
Verständigung mit Rußland und Frankreich anstrebten. «Es liege mir fern, 
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England gegen Rußland aufstacheln zu wollen, ebensowenig wie ich Eng- 
land mit Frankreich oder Frankreich mit Rußland entzweien wolle, wie 
man mir das früher wohl nachgesagt hätte. Dagegen hielte ich es für meine 
Pflicht, dem englischen Minister des Äußern die Weltlage so darzustellen, 
wie sie mir vorschwebe. Also, englische Konzessionen würde Rußland ge- 
wiß mit Vergnügen und den freundschaftlichsten Beteuerungen hinneh- 
men. [...] Aber werde es sich damit begnügen? [...] Rußland schmiege sich 
wie eine Wurst um die indische Grenze und werde Indien unter Ausnüt- 
zung von Konzessionen, wenn sie gemacht würden, erdrücken.» Die kon- 
tinentaleuropäische Diplomatie verfahre mit mehr System als die eng- 
lische, behauptete der Kaiser, und belehrte sein Gegenüber: «Während 
diese sich nur immer mit einem Gegenstande beschäftige, [...] und darüber 
aller anderen vergesse, wie ein englischer Lord, der einen Salm an der An- 
gel habe, suchten die kontinentalen Mächte neben den Interessen des Tages 
auch das Gesamtbild weiter zu verfolgen und aus kleinen Anzeichen [...] 
Schlüsse zu ziehen und Kombinationen aufzustellen. Die europäische Di- 
plomatie würde daher viel seltener überrascht als die englische. Dies kom- 
me ferner daher, weil der Engländer in seinem Gleichmut sich bisher nur 
wenig um den europäischen Kontinent gekümmert, ja sich als etwas Be- 
sonderes, außerhalb Europa Stehendes betrachtet habe, wie schon der 
Ausdruck «England and the Continent lehre. Hier nun sei der Sitz des 
Übels und auch die Möglichkeit der Abhülfe. Der welthistorische Augen- 
blick rücke immer näher heran, wo England frei und ohne Rückhalt auf 
die Seite Europas treten und sich mit ihm solidarisch erklären und fühlen 
müsse oder Amerika wählen werde. England, Amerika und Rußland seien 
unzweifelhaft eine mächtige Gruppe, aber ebenso feststehe es, daß Eng- 
land zwischen diesen beiden zerrieben und vom Erdboden fortgefegt wer- 
den würde, wenn es sich ihnen anschlösse. Die Vereinigten Staaten seien 
zielbewußt, voll jugendlicher Kraft und Übermutes, ohne Skrupel und So- 
lidaritätsgefühl für andere. Sie genügten sich auf ihrem weiten, zum Teil 
noch unerschlossenen Kontinent selbst. Dabei wendeten sie die Monroe- 
doktrin nur mehr insofern an, als sie jeden andern fernhielten; dafür dehn- 
ten sie sich aber selbst aus, wohin sie wollten. Mit dem einen Fuß ständen 
sie in Honolulu, mit dem andern in Kuba! Es dünke mir, daß die Freund- 
schaft Englands im Kriege mit Spanien schlecht vergolten worden sei. Die 
amerikanischen Sympathien seien auf seiten der Buren, und mit rück- 
sichtslosem Egoismus zerrissen sie einen mit England geschlossenen 
Staatsvertrag. [...] Ich früge ihn, den Minister, nun offen, ob man denn hier 
wirklich noch im Wahne der amerikanischen Freundschaft lebe. [...] Ich 
bat ihn nun, mir weiter zu folgen, wie Amerika und Rußland sich allmäh- 
lich zusammenfänden, was an und für sich unwahrscheinlich erscheine. 
Amerika unterstütze die russische Politik in China seit Jahr und Tag. Es 
habe zu verschiedenen Malen versucht, das europäische Konzert zu zer- 
stören und damit einen russischen Wunsch zu erfüllen. [...] Auf der an- 
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dern Seite behandle Rußland die amerikanischen Interessen mit äußerster 
Schonung. [...] Die Annäherung Rußlands und Amerikas bereite sich also 
seit langer Hand vor. Sie beruhe darauf, daß beide keine europäischen 
Mächte und daher in vielen Dingen Europa feindlich gesinnt seien. Beide 
wollten die Europäer, plus Engländer, aus China fernhalten. Sie wollten 
sich in China teilen: der eine die politische, der andere die kommerzielle 
Herrschaft an sich reißen.» Seine rassistische Weltordnungsidee wieder 
hervorkehrend, führte der Kaiser aus: «Der Slawe mit seiner numerischen 
Übermacht, mit seinem passiven, halb schlummernden, aber doch auf 
bestimmte Objekte gerichteten Instinkte, der mit elementarer Macht dräu- 
end und langsam in der Weltgeschichte hervortrete, der Amerikaner mit 
seiner Zähigkeit, seinem Erfindungsgeiste, seiner Entschlossenheit und 
den unerschöpflichen Hülfsquellen seines neuen Landes würden, wenn 
man sie gewähren ließe, mit der Zeit alles absorbieren.» 

Wilhelm zufolge gab es «nur ein Mittel der Rettung, und das sei die Zu- 
sammenfassung Europas mit England und Frankreich». Die Allianz zwi- 
schen Frankreich und Rußland sei hinfällig, insistierte der Kaiser, da sie 
auf zwei Voraussetzungen beruht habe, die nicht mehr wirksam seien: 
«Die Franzosen wollten von den Russen Elsaß-Lothringen zurückerobert, 
und die Russen wollten von den Franzosen Geld haben.» Viele Franzosen 
hätten inzwischen aber eingesehen, daß die Rückgewinnung der Reichs- 
lande «nur ein schöner Traum» gewesen sei, und daß Rußland einen fran- 
zösischen Revanchekrieg niemals unterstützen würde. Die zweite Voraus- 
setzung der russisch-französischen Entente sei dagegen erfüllt worden, 
argumentierte der Kaiser, indem die Russen ihr Geld bekommen hätten 
und die Franzosen es los seien. Der russische Finanzminister Sergei Witte 
brauche jedoch weiterhin Geld, «um den Staatsbankerott abzuhalten. Er 
sehe sich daher schon nach einem neuen Gläubiger um. Dieser sei wohl 
Uncle Sam, der sich aus einem Schuldner rasch zu einem Gläubiger Euro- 
pas entwickele. Hiermit sei ein Keil in die russisch-französische Freund- 
schaft getrieben, der, wenn richtig gefördert, sie mit der Zeit wohl spren- 
gen werde.» Noch eine dritte Entwicklung habe zu einer Auflockerung 
des russisch-französischen Verhältnisses geführt, behauptete der Monarch 
— die Enttäuschung über die «kleine, schmächtige, schüchterne» Person 
des Zaren Nikolaus. Frankreich gleiche augenblicklich «einer Kokette [...] 
die, von ihrem Liebhaber vernachlässigt, sich nach einem andern umsehe», 
erklärte Wilhelm II. wörtlich. «Es komme also darauf an, die Franzosen 
für Europa zurückzugewinnen. Eine wichtige Aufgabe falle hierbei Eng- 
land zu. Seine Majestät der König von England mit seinem Takt und seiner 
Kenntnis des französischen Charakters könne bei diesem Friedenswerk 
der Vereinigung vieles wirken.» 

Aus allen diesen Umständen gehe hervor, schlußfolgerte der Kaiser in 
diesem erstaunlichen Gespräch mit dem britischen Außenminister, daß 
«auf der einen Seite Rußland und Amerika als Staaten mit nichteuropäi- 
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Abb.3 «Das europäische Gleichgewicht bin ich!» Wilhelm II. um 1900 


schen Interessen, auf der anderen Seite Europa stehe, welches wieder zu- 
sammengebracht werden müßte, um ein Gegengewicht zu bieten. [...] Die 
Zeichen der Zeit deuteten darauf hin, daß die Zukunft der slawischen oder 
der germanischen Rasse gehören werde. Die lateinischen Völker schritten 
nicht mehr voran und würden in Europa und der Welt nicht mehr den 
Ausschlag geben können. Deshalb hielte ich dafür, daß die germanische 
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Rasse um so fester zusammenstehen müßte bei den Problemen, welche im 
Schoße der Zukunft lägen. [...] Mir komme es darauf an, den Frieden zu 
erhalten, damit das Mosaikgebilde des Deutschen Reiches Zeit habe, sich 
zu einer festen Masse zu verdichten, und damit der deutsche Handel seine 
friedlichen Wege wandeln könne. Das gleiche wünschte ich für Eng- 
land. [...] Die alte englische Politik der sogenannten Aufrechterhaltung 
des europäischen Gleichgewichts, wo der eine gegen den andern ausge- 
spielt worden, damit sie sich gegenseitig zum Nutzen und Frommen Eng- 
lands im Schach hielten, sei [jedoch] exploded. Darauf falle niemand mehr 
auf dem Kontinent herein. Die balance of power in Europa sei ich, dem die 
Bestimmung über die auswärtige Politik nach der Verfassung des Reichs 
zufalle. Daher komme es, nebenbei gesagt, auch gar nicht so sehr darauf 
an, ob sich hier und da übertriebene Burensympathien im Deutschen 
Reiche bemerkbar machten. Die Politik machte ich.» Seine Darstellung 
schloß der Kaiser mit der selbstzufriedenen, aber wahrhaftig nicht ver- 
wunderlichen Beobachtung, seine Ausführungen hätten auf Lord Lans- 
downe sichtlich einen tiefen Eindruck gemacht.” Ähnliche Gespräche 
führte Kaiser Wilhelm nach seiner Rückkehr mit Botschafter Lascelles. Er 
wiederholte dabei seinen Wunsch, «die freundlichsten Beziehungen mit 
England aufrechtzuerhalten», sagte aber dem Botschafter wörtlich: «Sie 
müssen verstehen, daß alles, was sie tun müssen, ist, mich bei guter Laune 
zu halten, der Rest bedeutet nichts.» 

Die Vielfalt der Bündnisangebote Wilhelms II. an England ist verwir- 
rend. In dem kurzen Zeitraum zwischen 1899 und 1901 drängte der Kaiser 
die britische Staatsführung zu einem Zusammenschluß Deutschlands und 
Englands mit den Vereinigten Staaten (und Japan) gegen Frankreich und 
Rußland (1899), zu einem deutsch-englischen Bündnis gegen Amerika 
(1900), zu einem Zusammengehen Deutschlands mit England und Frank- 
reich gegen die USA und Rußland (1901) sowie schließlich zu einem An- 
schluß Englands an den deutsch-österreichisch-italienischen Dreibund, 
wiederum mit Frankreich (1901). Weshalb gingen die britischen Staats- 
männer auf keinen dieser Vorschläge ein, sondern zogen in den nächsten 
Jahren ein Bündnis mit Japan, die Wahrung freundschaftlicher Beziehun- 
gen zu den Vereinigten Staaten sowie den Abschluß einer Entente mit 
Frankreich und schließlich auch mit Rußland vor? Die Antwort ist sowohl 
in dem tiefen Mißtrauen gegen die deutschen Absichten als auch in der 
kühlen Erwägung der eigenen Interessenlage zu suchen. 

Im Herbst 1901 analysierte der einflußreiche Diplomat Sir Francis Ber- 
tie in einer geheimen Denkschrift von zukunftsweisender Bedeutung die 
Allianzangebote, die der Kaiser und seine Regierung «andauernd und über 
die letzten Jahre» unter ständiger Verwendung von «Drohungen und 
Schmeicheleien» gemacht hatten. Er gelangte zu dem eindeutigen Ergeb- 
nis, daß England es vermeiden müsse, sich durch ein Defensivbündnis an 
Deutschland zu binden. «Deutschland ist in einer gefährlichen Lage in 
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Europa», führte Bertie aus. «Es ist umgeben von Regierungen, die ihm 
mißtrauen, und Völkern, die es [...] nicht mögen. Es befindet sich andau- 
ernd im Zustande des Zollkrieges mit Rußland. Es hat Dänemark besiegt 
und beraubt, und zu diesem Zweck nahm es Österreich als Partner und 
wandte sich dann gegen den Verbündeten, vertrieb ihn aus Deutschland 
und machte ihn schließlich zum ziemlich demütigen Alliierten. Es hat 
Frankreich geschlagen und ihm Geld und Land abgenommen. Es begehrt 
die Küste und die Kolonien der Niederlande, und die Holländer wissen 
darum, und es hat, wie die Belgier sich wohlbewußt sind, es auf den Belgi- 
schen Kongo abgesehen. [...] Die inneren Schwierigkeiten des österrei- 
chisch-ungarischen Reiches schmälern seinen Wert als Verbündeter für 
Deutschland, während der politische, militärische und finanzielle Zustand 
Italiens nicht so ist, daß er in der deutschen Regierung großes Vertrauen 
auf effektive italienische Unterstützung weckt.» Angesichts dieser gefähr- 
deten Situation sei es für Deutschland notwendig «sich zu bemühen, die 
sichere militärische Unterstützung durch England für die Eventualität 
eines gemeinschaftlichen Angriffs Frankreichs und Rußlands auf Deutsch- 
land zu erlangen; denn wenn England nicht an Deutschland gebunden ist, 
und die Regierung Seiner Majestät zu einer allgemeinen Verständigung mit 
Frankreich und Rußland oder einem von beiden gelangt, wird die Lage 
Deutschlands in Europa bedenklich.» Aus diesem Grunde tue Deutsch- 
land sein Mögliches, um Mißtrauen zwischen England und Rußland und 
zwischen England und Frankreich zu säen. «Es hat für uns immer Infor- 
mationen über russische und französische Intrigen bereit und versorgt 
wahrscheinlich die russische und französische Regierung mit Einzelheiten 
über unsere bösen Absichten.» 

Außerhalb Europas seien die Interessen Englands und Deutschlands al- 
les andere als deckungsgleich, konstatierte der Diplomat. Das Vorhaben, 
eine große Seemacht zu werden, zwinge das Reich dazu, Kohlenstationen 
und Stützpunkte entlang den Seestraßen der Welt zu erwerben. Diese seien 
aber nur durch Kauf von Spanien, durch Gewalt von Holland, durch Raub 
von Portugal und Siam, oder durch Krieg gegen Frankreich zu haben, und 
überall, vor allem aber im Mittelmeer, würde eine derartige Entwicklung 
der Stellung der britischen Marine abträglich sein. In amerikanischen Ge- 
wässern könne England die Vereitelung der deutschen Ambitionen getrost 
den Vereinigten Staaten überlassen, argumentierte Bertie, doch nach dem 
Einsatz der australischen und neuseeländischen Streitkräfte im Burenkrieg 
habe England die moralische Pflicht, im Indischen Ozean und im Pazifik 
nicht nur die eigenen, sondern auch die Interessen dieser Länder gegen 
fremde Übergriffe zu schützen. 

So überwogen im Urteil des Diplomaten die Nachteile eines Bündnis- 
ses mit Deutschland bei weitem alle Vorteile. «Wenn wir ein formelles 
Bündnis mit Deutschland hätten, müßten wir entweder unser Verhalten in 
weiten Teilen des Erdballs seiner Auffassung anpassen und unsere Politik 
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der seinigen unterordnen, wie es der Fall ist bei Österreich und Italien; 
oder, falls wir unabhängig handelten, würde uns Deutschland jedesmal 
vorhalten, wenn wir Maßnahmen ergriffen, um unsere Interessen in einer 
weit entfernten Weltgegend zu schützen, daß wir eine Lage heraufbe- 
schwören würden, die vielleicht zu einem Angriff auf uns durch Frank- 
reich und Rußland führen und damit Deutschland verpflichten könnte, 
ohne hinreichenden Grund zu unserer Verteidigung zu den Waffen zu 
greifen; oder Deutschland könnte in einem Augenblick, der vorteilhaft für 
es selbst, aber unbequem für uns ist, einen Krieg herbeiführen über eine 
Frage, an der wir vielleicht kein großes Interesse hätten. [...] Wenn wir ein 
Bündnis hätten, das jeden Verbündeten dazu verpflichtete, seinem Partner 
zu Hilfe zu kommen, falls er von zwei Mächten angegriffen würde, wäre 
es wohl sehr schwer, zu entscheiden, ob im speziellen Fall der casus foede- 
ris [Bündnisfall] eingetreten wäre, da die Parteien, die angreifen, nicht not- 
wendigerweise die wirklichen Aggressoren sind. [...] Wenn wir uns durch 
ein formelles defensives Bündnis selbst binden und praktisch dem Drei- 
bund beitreten, würden wir niemals mehr korrekte Beziehungen zu 
Frankreich haben, unserem Nachbarn in Europa und in vielen Gegenden 
der Welt, oder zu Rußland, dessen Grenzen in großen Teilen Asiens mit 
unseren zusammenfallen, zumindest weitgehend. In unserer gegenwärti- 
gen Lage», resümierte Francis Bertie, «halten wir das Gleichgewicht zwi- 
schen Dreibund und Zweiverband. Ein Zusammengehen der beiden gegen 
uns ist unwahrscheinlich. Unsere Existenz als bedeutender und starker 
Staat ist für alle unabdingbar, um die Balance of Power zu bewahren, und 
vor allem für Deutschland, dessen Darstellung der Katastrophen, die das 
Britische Empire erwartet, wenn Seiner Majestät Regierung kein Bündnis 
mit ihm abschließt, wenig beziehungsweise gar keine Grundlage hat. Ob 
mit Vertrag oder ohne Vertrag, wenn jemals die Gefahr unserer Vernich- 
tung oder auch nur Niederlage gegen Rußland und Frankreich drohte, 
wäre Deutschland gezwungen, uns zu Hilfe zu kommen, um dasselbe 
Schicksal für sich selbst zu vermeiden. Es könnte für solche Unterstützung 
einen hohen Preis verlangen, aber könnte er höher sein als das, was wir 
verlieren würden durch das Opfer der Freiheit, eine britische Weltpolitik 
zu verfolgen, was das Ergebnis eines formellen Defensivbündnisses mit 
dem Deutschen Reich wäre?»** 


2. Der Kaiser und Rußland um die Jahrhundertwende 


Das rastlose Werben des Kaisers um ein Bündnis mit England in den Jah- 
ren 1899-1901 fiel zusammen mit dem Scheitern seiner wiederholten Ver- 
suche, mit Rußland zu einem engeren Verhältnis zu kommen. Auf die Er- 
wägung des russischen Finanzministers Witte im Frühjahr 1899, daß ein 
Zusammenschluß Deutschlands mit Rußland und Frankreich alle anderen 
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Kontinentalmächte mit fortreißen würde, die dann in der Lage wären, ge- 
meinsam gegen England und Amerika vorzugehen, reagierte der Kaiser 
bitter: «Alles richtig, aber nichts Neues! Das wurde vor 4 Jahren mit dem 
jetzigen Kaiser [Nikolaus II.] schon besprochen und vor 2 Jahren in Peter- 
hof auch mit Witte, aber beide Male ohne jeden Erfolg. Ich bin ja so oft 
schon dazu bereit gewesen, aber es hat stets an ernstem Willen und zielbe- 
wußtem Vorgehen in Russland im letzten Augenblick gefehlt!» Unüber- 
sehbar war neben den objektiven politischen und wirtschaftlichen Interes- 
senkonflikten das schwierige persönliche Verhältnis zwischen Wilhelm II. 
und Nikolaus II. ein Hindernis für ein Bündnis zwischen den beiden 
Nachbarreichen. Der junge russische Herrscher, in den Wilhelm seit des- 
sen Verlobung mit seiner Cousine und Schwägerin Alix von Hessen so viel 
Hoffnung gesetzt hatte, führte schon länger, wie Waldersee vermerkte, 
«unfreundliche Redensarten über die aufdringliche Art unseres Kaisers, 
während dieser voll Spott ist über die Schlappheit des Kaisers Nikolaus».” 

Die gegensätzliche Persönlichkeit und politische Einstellung der bei- 
den Kaiser kam selten so deutlich zum Vorschein wie in der Frage der in- 
ternationalen Abrüstungskonferenz, die auf Anregung des Zaren vom 
18. Mai (seinem Geburtstag) bis zum 29. Juni 1899 in Den Haag zusam- 
mentrat. Öffentlich wünschte Wilhelm der Friedensinitiative Erfolg.” Tat- 
sächlich aber sah er in den russischen Vorschlägen, die er wiederholt als 
«Heucheleien, Quatsch und Lügen» perhorreszierte,® nichts als den Ver- 
such, eine deutsche Nachrüstung zu vereiteln, um somit den angeblichen 
Vorsprung des finanzschwachen östlichen Nachbarn zu sichern. Der 
«ganze Schwindel», so argwöhnte der Kaiser, sei «mehr oder weniger ge- 
gen unsere militärische Fortentwicklung gerichtet [...], welche Russland 
gern zum Stehen bringen will, um uns in der unterlegenen minderwerthi- 
gen Position sich gegenüber festzuhalten! Es fehlt dort das Geld! und wir 
sind im Begriff, ı5 versäumte Jahre Russland gegenüber in der Rüstung 
wieder wett zu machen! Die Ostpreussische Grenze wird [von Deutsch- 
land] mit einer Kette von Forts und Schnellfeuerkanonen, und dahinter 
von Infanterie mit Repetiergewehren zugemacht, und das paßt nicht in das 
Programm der großen «Raids», zu denen die [russischen] Kavalleriemassen 
an unserer Gränze [sic] angehäuft sind! Hinc illae lacrymae! Ich lasse mich 
aber gar nicht dadurch beirren. Die Conferenzkomödie mache ich mit, 
aber den Degen behalte ich zum Walzer an der Seite.»”” Den Vorschlag, 
wonach internationale Streitfälle künftig durch ein ständiges Schiedsge- 
richt geschlichtet werden sollten, lehnte Wilhelm höhnisch mit dem Hin- 
weis ab, daß andere Länder «alle nicht so schnell mobil machen können als 
wir! Darauf ist auch die ganze Conferenz zugeschnitten.»3° In einem Brief 
an Queen Victoria klagte der deutsche Herrscher, die russische Armee 
werde seit Jahren auf Kriegsstärke gehalten, die russische Kriegsflotte in 
enormem Tempo aufgebaut und der Bau der Transsibirischen Eisenbahn 
forciert, und jetzt wolle der Zar durch seinen Aufruf zu einer internatio- 
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nalen Friedenskonferenz die wirtschaftlichen Folgen der russischen Über- 
rüstung abwenden.’ Auch sonst verhöhnte der Kaiser die russische Initia- 
tive und darüber hinaus die Friedensbewegung in allen Ländern. Die 
Meldung, in den Kirchen Amerikas werde allsonntäglich für den Erfolg 
der Haager Friedenskonferenz gebetet, wies der Summus Episcopus mit 
der Bemerkung zurück: «Der Himmel verzeihe diesen heuchlerischen 
Pharisäern!»’ Über die Idee, ein ständiges Friedensbureau zur Schlich- 
tung von Streitfragen einzurichten, mokierte er sich mit den Worten «O 
herrje! Vorstand Frau von Suttner?!»3 Die größte Verachtung sparte Wil- 
helm jedoch für den Initiator der Friedenskonferenz, den jungen Zaren, 
auf, den er als «Träumerhaften Knaben» beziehungsweise «knabenhaften 
Träumer!» verspottete.’* Da der Kaiser aus seinen Ansichten kein Hehl 
machte, ist es nicht verwunderlich, daß sie alsbald in St. Petersburg be- 
kannt wurden. 

Mit «unerreichter Häßlichkeit» — so das Urteil der Herausgeber der 
amtlichen Dokumentensammlung Die Große Politik der europäischen Ka- 
binette 1871-1914 — kommentierte Kaiser Wilhelm am 23. Juni 1899 die 
Ergebnisse der Friedenskonferenz: «Ich habe in Wiesbaden versprochen 
dem Zaren zu einer befriedigenden Lösung meine Hülfe angedeihen zu 
lassen! Damit er sich nicht vor Europa blamire, stimme ich dem Unsinn 
zu! Aber werde in meiner Praxis auch für später mich nur auf Gott und 
mein scharfes Schwert verlassen und berufen! Und scheisse auf die ganzen 
Beschlüsse! Wilhelm I. R.»3° Bülow, der die Verhandlungen im Haag als 
«ein häßliches Denkmal menschlicher Kurzsichtigkeit und Unvernunft» 
bezeichnete, zollte der Haltung Wilhelms honigsüße Bewunderung. Die 
Teilnehmer an der Friedenskonferenz seien nichts als «konfuse Diploma- 
ten, Zeitungsschreiber, Börsenjobber und alte Weiber, welche sich einbil- 
den, daß sie durch Reden und Resolutionen die seit dem Sündenfall und 
durch den Sündenfall waltende göttliche Weltordnung ändern könnten», 
schrieb er dem Monarchen. «Euerer Majestät Weisheit, Selbstbeherr- 
schung und Fernblick ist es aber gelungen, über diese Episode wegzukom- 
men, ohne daf die Russen, und Kaiser Nikolaus, Grund zu berechtigten 
Klagen hätten. Diese Selbstbeherrschung Euerer Majestät bewundere ich 
um so aufrichtiger, als ich weiß, wie schwer es dem männlichen und graden 
Sinn Euerer Majestät fällt, derartige halb alberne, halb perfide Schäferspie- 
le mitzumachen.» Anstatt dem Kaiser nach dem Munde zu reden, hätte 
der verantwortliche außenpolitische Ratgeber des Monarchen besser ge- 
tan, die Auswirkung der bornierten martialischen Haltung seines Souve- 
räns auf das Ausland und vor allem auf die russische Politik zu bedenken. 

Als die Haager Friedenskonferenz Ende Juni 1899 zu Ende ging, wa- 
ren die deutsch-russischen Beziehungen auf einem Tiefpunkt angelangt. 
Fürst Kantakuzen, der russische Gesandte in Stuttgart, der kürzlich meh- 
rere Wochen am Petersburger Hof zugebracht hatte, warnte vor der deut- 
schen «Begehrlichkeit» im Nahen Osten sowie vor einer Angliederung 
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der deutschösterreichischen Kronländer an Deutschland im Falle eines 
Zerfalls des Habsburger Vielvölkerreiches.’® Als «besonders schwarze 
Punkte» im deutsch-russischen Verhältnis nannte Kantakuzen die Kaiser- 
reise nach Palästina und die deutschen Pläne zum Bau einer Bahn durch 
Anatolien, die, «wenn nicht auf Eroberungspläne, so doch auf den 
Wunsch, politischen Einfluß im Lande zu gewinnen oder zu kolonisie- 
ren», schließen ließen. Was den eventuellen Anschluß der österreichi- 
schen Kronländer an das Deutsche Reich betreffe, so mahnte Kantaku- 
zen, so würde Rußland «eine Machtverschiebung von solchem Umfang» 
nicht hinnehmen können, zumal die dortige Bevölkerung nicht aus- 
schließlich deutsch, sondern zum Teil slawisch sei. Rußland betrachte den 
Fortbestand Österreich-Ungarns als eine Notwendigkeit, aber wenn sei- 
ne Auflösung trotzdem eintreten sollte, sei schwer abzusehen, wie ein 
Ausgleich zwischen Deutschland und Rußland gefunden werden könne. 
Den Bericht über diese Äußerungen des russischen Diplomaten versah 
Kaiser Wilhelm wie üblich mit maßlosen Randbemerkungen, die die rus- 
sischen Befürchtungen nur bestätigten. Die Mahnungen Kantakuzens 
hörten sich an, schrieb er, als wolle Rußland Deutschland im Falle einer 
Desintegration des Habsburgerreichs den Krieg erklären. «Das sind Phra- 
sen wie man sie in den Memoiren liest aus der Zeit um 66-70, wie sie vor 
allem von Frankreich uns gegenüber viel gebraucht wurden. Gott bewah- 
re Oesterreich davor zusammen zu brechen, und uns davor, daß die dorti- 
gen Kronländer an uns fallen. Sollte aber mal irgend eine Combination 
sich in dieser Weise im Lauf der Jahrhunderte ergeben, und Russland 
wollte sie aus oben angeführten Gründen hindern, dann würde es mit 
recht eine wuchtige Tracht derber deutscher Prügel verdienen und erhal- 
ten. Wenn man ganz China, Persien und Indien [sic!] schlucken will und 
dann dem Nachbarn nicht eine Bahn in Kleinasien gönnen will, dann ver- 
dient man Haue und den Verlust alles [sic!] dessen, was man schon hat. 
Uebrigens ist noch sehr fraglich, wer zuerst zusammenbricht, Habsburg 
oder Romanow.»3? Als nur wenige Tage später der russische Außenmini- 
ster, Graf Murawiew, die Mahnungen Kantakuzens vor allem im Hinblick 
auf eine deutsche Durchdringung Kleinasiens bekräftigte und pointiert 
auf die Möglichkeit einer Verständigung zwischen Rußland und England 
hinwies, wiederholte Wilhelm II. seine Überzeugung, Rußland könne 
bald kollabieren, und zwar noch eher als das Türkische Reich.* 

Im September 1899 rief die Angewohnheit des Zaren, die Verwandten 
seiner Frau in Darmstadt zu besuchen, ohne dem Kaiser in Berlin oder 
Potsdam einen Höflichkeitsbesuch abzustatten, einen neuen Wutausbruch 
Wilhelms II. hervor. Nikolaus hatte angefragt, ob er bei seinem bevorste- 
henden Besuch in Hessen den Kaiser etwa in Wiesbaden treffen könnte, 
worauf Wilhelm ihn zu einem Jagdbesuch in Potsdam und Hubertusstock 
einlud. Diese Einladung lehnte der Zar jedoch mit der fadenscheinigen Be- 
gründung eines Trauerfalls in der Familie ab. Ungehalten telegraphierte 
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der Kaiser daraufhin an Bülow: «Bei aller schuldigen Rücksichtnahme, die 
ich auf seine - des Zaren - hohe Stellung gezeigt habe, gebietet es das An- 
sehen der Krone Preußens und der deutschen Kaiserkrone, daß sich der 
Zar nicht über die Grenzen und Rücksichten der nun einmal für Fürsten 
vorgeschriebenen internationalen Höflichkeiten hinwegsetzt. Dies hat er 
mir gegenüber schon mehrfach getan. (Ich erinnere an die Vorfälle in Wies- 
baden und Darmstadt). Er sieht es als selbstverständlich an, daß er im 
Deutschen Reiche ungehindert umherfahren darf unter peinlicher Vermei- 
dung der Hauptstadt und ihrer Umgegend. [...] Wenn [der Stellvertreten- 
de Staatssekretär] Freiherr von Richthofen gute Beziehungen zu Rußland 
wünscht, so spricht er mir aus dem Herzen. Es gehören dazu aber wie zum 
Heiraten immer zwei. Und wenn der Zweite nicht will (wie in diesem Fall 
aus Passivität und Faulheit), so ist nichts zu machen, und der Erste kann 
sich noch so sehr anstrengen. Statt Dank zu ernten, kommt er noch in den 
Verdacht, der bei den Russen sehr leicht aufsteigt, daß er ihnen nach- 
läuft.»*' Wilhelms Bestehen auf einem Besuch des Zarenpaares in Potsdam 
trug nicht gerade zu einer Verbesserung der beiderseitigen Beziehungen 
bei. Wochen vergingen, ohne daß Nikolaus auch nur ein Wort über den 
Termin seiner Visite verlauten ließ. «Diese Art Besuch ist doch wahrlich 
bezeichnend für die Kälte des Verhältnisses und ist es auch interessant zu 
sehen, daß der Kaiser völlig auf eine Unhöflichkeit gefaßt ist», beobachtete 
Waldersee.* Schließlich wurde die Begegnung auf den 8. November 1899 
festgelegt, aber «so kurz» gehalten, «wie es überhaupt nur möglich» war. 
«Der Kaiser theilte es uns mit u. sichtlich in bitterer Stimmung.» Der Vor- 
fall beweise, daß das Zusammentreffen nichts weiter als ein Akt kalter 
Pflicht sei, urteilte der General.* 

Enttäuscht von dem eklatanten Mißerfolg seiner Anfreundungsversuche, 
klagte Wilhelm II. über die persönliche Schwäche und unentschlossene Po- 
litik des jungen Zaren.** Im März 1900 setzte er dem britischen Botschafter 
Lascelles auseinander: Der Zar habe «eine entschieden friedliche Neigung, 
aber ihm fehle die Charakterstärke, die notwendig sei, ein Land wie Ruß- 
land zu regieren». Die Verstimmung des Kaisers gegen die «Unsicherheit 
des Zaren und die traditionelle Selbstsucht der russischen Politik» wurde 
von Bülow noch geschürt, der sich in seinen Briefen und Immediatvorträ- 
gen verächtlich über die «indolente Natur des hohen Herrn» äußerte und 
sich über seinen Wunsch lustig machte, überall in der Welt als «Friedens- 
engel» zu erscheinen.* Eingeweihte sprachen von einer «Entfremdung 
zwischen den beiden Majestäten» oder wenigstens von einer «Verstim- 
mung auf seiten des russischen Kaisers».*” In Anbetracht des frostigen 
deutsch-russischen Verhältnisses waren sich Wilhelm und Bülow im Sep- 
tember 1900 darin einig, daß ein weiteres Treffen der beiden Kaiser vorerst 
«aussichtslos» sein würde. Der Staatssekretär riet seinem Herrn zu «einer 
(freundlichen) Zurückhaltung» in der Hoffnung, dadurch in den Russen 
das Bedürfnis zu wecken, «sich Euerer Majestät wieder zu nähern».* Statt 
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dessen erreichten die Beziehungen zwischen dem Kaiser und dem Zaren 
bald einen neuen Tiefpunkt. 

Ende Januar 1901 legte Bülow, inzwischen zum Reichskanzler beför- 
dert, Wilhelm II. den Entwurf zu einem Gratulationstelegramm an den 
Zaren aus Anlaß des zweihundertjährigen Stiftungsfests des russischen 
Marinekorps vor. Den herzlichen Text seines höchsten Ratgebers ersetzte 
der Monarch, der sich zu diesem Zeitpunkt zur Beisetzung seiner Groß- 
mutter in England befand, durch eine bewußt unfreundliche Botschaft 
und erklärte offenbar tief gekränkt und wütend dazu: «Ich habe das Tele- 
gramm kurz und kühl gefaßt, da S.M. [Zar Nikolaus] sich nicht mehr ge- 
wogen fühlen mir gegenüber die Gebote der Freundschaft und Höflich- 
keit einzuhalten, welche ich von ihm für alle meine «attentions> berechtigt 
sein konnte zu erwarten. Zur Erklärung Nachstehendes: Ew. Exz. entsin- 
nen sich des von mir Ihnen mitgetheilten Gesprächs mit Großfürst Wladi- 
mir in welchem eben derselbe mir sagte, dafß Traditionen vorbei und ein 
Unsinn seien und von der Jugend nicht verstanden würden etc etc. und da- 
her auch die Preußischen Bilder wieder nach Berlin sollten da sie keinen 
Werth mehr [für] sie dort hätten etc. Das Ende des Gesprächs habe ich Ew. 
Exz. aber nicht mitgetheilt, da der Diener mit dem unseligen Telegramm 
Großmama betreffend hereinkam und ich fortmußte. - Ew. Exz. werden 
sich entsinnen, daß ich am 3. od. 4. Nov. durch Knorring an Osten-Sacken 
hatte wissen lassen, daß ich vom Kaiser von Oesterreich zum Feldmar- 
schall ernannt worden sei und ebenso es auch zu Hause wäre. Nun wisse 
ich wohl, daß man laut alter Abmachung im Allgemeinen in der Nachbar- 
armee mit dem eigenen Avancement mit avancire. Trotzdem habe Kaiser 
Franz Josef die Gnade gehabt. Nun sei ein % Jahr herum und der Zar habe 
keine Notiz davon genommen. Da nun diese Würde etwas außergewöhn- 
liches sei, so bäte ich ob nicht S.M. die Gnade haben wolle mir durch ein 
Billetchen oder Telegramm den Wunsch und die Genugthuung ausdrük- 
ken wolle, diese Würde auch bei ihm anzulegen. Denn wenn man College 
von Suvorow, Wittgenstein etc. werden solle, sei für mich das so hohe 
Ehre, daß ich gern ein kleines Wort des Ermunterns seitens des Souverains 
in den Händen hätte. [...] Osten-Sacken hat dementsprechend berichtet. 
Vom 4. November bis 18. Januar war ich ohne Nachricht. Als Wladimir 
mir am Ende des Gesprächs so nebenbei diese Angelegenheit erwähnte 
und lachend sagte das sei ein Unsinn, das thäte der Kaiser [Nikolaus] nicht 
weil es nicht nöthig sei!!! Wir avancirten selbstverständlich mit und da sei 
eine Antheilnahme und Notiz des Kaisers dabei gänzlich überflüssig und 
ausgeschlossen und der Kaiser werde nichts dergleichen thun! Ich sollte 
man nur ruhig meine Stöcke auf die Epauletts daranklappen! Um ein Haar 
hätte ich ihm meinen Stab in die Zähne gestoßen! Wie ein Unteroffizier 
bin ich von den Russen abgefertigt worden!»* Ein erschreckender Ge- 
danke, daß sich der Deutsche Kaiser und Oberste Kriegsherr bei der Be- 
stimmung der weltpolitischen Ausrichtung seines mächtigen Reiches von 
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solchen Kindereien leiten ließ! Nicht zum ersten Mal wird sich der neu- 
ernannte Reichskanzler an den Kopf gefaßt und sich gefragt haben, auf 
was er sich eingelassen hatte. 


3. Ein deutsch-französisches Bündnis? 


In seiner Verärgerung über die russische Zurückweisung erwog Wilhelm 
trotzig ein Separatbündnis Deutschlands mit dem russischen Allianzpart- 
ner Frankreich.’° Der russisch-französische Zweibund habe nur durch die 
Bewunderung der Franzosen für den Zaren Alexander III. entstehen kön- 
nen, dessen Nimbus «durch die Entfernung und Unnahbarkeit verstärkt 
worden» sei, behauptete er. «Kaiser Alexander II. sei trotz des Bittens 
und Drängens der Franzosen nie nach Paris gegangen. Endlich habe Kai- 
ser Nikolaus II. dies zugesagt, und als er, klein, schmächtig, schüchtern 
und ohne kaum ein Wort mit den französischen Würdenträgern zu spre- 
chen, sich [im Oktober 1896] in Paris gezeigt habe, sei der Nimbus verflo- 
gen gewesen. Seitdem hätten die Franzosen von der Allianz nichts, als daß 
eine Anzahl von Großfürsten sich in Paris amüsierten.»°' Seit Mitte 1899 
trachtete Wilhelm danach, einen Keil zwischen Frankreich und Rußland 
zu treiben mit dem Ziel, eine deutsch-französische Annäherung herbei- 
zuführen. 

Während der Nordlandreise im Juli 1899 stattete der Kaiser dem fran- 
zösischen Schulschiff /phigenie einen Besuch ab, bei dem zum ersten Mal 
seit der Reichsgründung die Standarte des Deutschen Kaisers am Groß- 
mast eines französischen Kriegsschiffes gehißt wurde.” Diese Demonstra- 
tion war um so bemerkenswerter, als Wilhelm seit dem englisch-franzö- 
sischen Zusammenstoß in Faschoda wiederholt aus seiner Hoffnung auf 
einen Krieg zwischen England und Frankreich kein Hehl gemacht und so- 
wohl in St. Petersburg als auch in London sogar darauf gedrängt hatte.’> 
Die erste, eher skeptische Reaktion auf diese Freundschaftsgeste in Paris, 
wo die Gemüter durch den Dreyfusprozeß aufgewühlt waren, wies der 
Kaiser mit der viel zu optimistischen Bemerkung zurück: «Schadet nichts! 
Es wird schon wirken, gut Ding will Weile haben. Zumal in Gallien.»’* 

Daß der Schiffsbesuch durchaus als diplomatischer Annäherungsver- 
such an Frankreich gedacht war, bekräftigte Wilhelm, indem er kurz dar- 
auf seine Absicht bekanntgab, während einer bevorstehenden Enthüllung 
eines Denkmals für die Gefallenen des Ersten Garde-Regiments auf dem 
Schlachtfeld von St. Privat auch die französischen Gefallenen zu ehren. 
Dem Pariser Botschafter, Graf Münster, drahtete er: «Die Form des Denk- 
mals ist die Figur eines Erzengels. Derselbe ist so aufzufassen, daß er 
gleichsam als Hüter der Gräber der Gefallenen sowohl des deutschen als 
auch des französischen Heeres gedacht wird. Ich habe die Absicht, nach 
der Feier in offizieller Form namens des Regiments und meiner gesamten 
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Armee durch meinen Generaladjutanten, welcher begleitet sein wird von 
den Herren meines Hauptquartiers, einen Lorbeerkranz auf das bedeu- 
tendste in der Nähe befindliche französische Grabdenkmal irgendeines 
Regiments als Huldigung für die Tapferkeit des französischen Heeres nie- 
derlegen zu lassen.» Der Kaiser kündigte ferner an, er werde den Text der 
Rede, die er in St. Privat zu halten beabsichtige, an Münster zur Weiterlei- 
tung an Kriegsminister General Gallifet durchgeben.5 In seiner Anspra- 
che vom 18. August 1899 betonte der Monarch dann die ungewöhnliche 
Wahl des Kriegerdenkmals in der Gestalt eines gepanzerten Erzengels, der 
sich friedlich ruhend auf sein Schwert stützte: Die Figur stehe «auf diesem 
blutgetränkten Felde gleichsam als Wächter für alle hier gefallenen braven 
Soldaten beider Heere, sowohl des französischen wie unseres. Denn tapfer 
und heldenmütig für ihren Kaiser und ihr Vaterland sind auch die franzö- 
sischen Soldaten in ihr ruhmvolles Grab gesunken; und wenn unsere Fah- 
nen sich grüßend vor dem erzenen Standbilde neigen werden und weh- 
mutsvoll über den Gräbern unserer lieben Kameraden rauschen, so mögen 
sie auch über den Gräbern unserer Gegner wehen, ihnen raunen, daß wir 
der tapferen Toten in wehmutsvoller Achtung gedenken. »’° 

Einer deutsch-französischen Detente waren jedoch enge Grenzen ge- 
zogen, zumal von einer Kompromißbereitschaft Wilhelms in der strittigen 
Frage Elsaß-Lothringen nicht die Rede sein konnte. Auf einen Bericht, 
wonach die Königin-Regentin von Spanien für eine größere Unabhängig- 
keit des Reichslands innerhalb des Deutschen Reiches plädiert hätte, um 
dem Ehrgefühl der Franzosen Rechnung zu tragen, schrieb Wilhelm im 
August 1899 verächtlich: «Dummes Zeug! Die Eitelkeit, dieser Haupt 
Teufel der Gallier, muß eben von ihnen selbst besiegt werden. Das Reichs- 
land ist deutsch und wir werden bei uns zu Hause thun was uns beliebt 
und geht das Frankreich nichts mehr an.»'7 

Unter diesen Umständen konnten Enttäuschungen nicht ausbleiben, 
auf die der Kaiser wie so oft mit trotziger Aggressivität reagierte. Wie oben 
bereits gezeigt, versprach er dem britischen Botschafter Lascelles im März 
1900, in dem, wie er glaubte, nahe bevorstehenden Krieg zwischen Frank- 
reich und England nicht nur neutral zu bleiben, sondern durch den Schutz 
der deutschen «Bajonette» auch dafür zu sorgen, daß sich Rußland aus 
dem Konflikt heraushielt.5® Dennoch blieb eine deutsch-französische Aus- 
söhnung ein Ziel, das Kaiser Wilhelm in diesen Jahren immer wieder und 
in mehreren Variationen verfolgte. In seiner Unterredung mit Lord Lans- 
downe in Osborne House am 25. Januar 1901 drängte er den britischen 
Außenminister förmlich zu einer Versöhnung mit Frankreich, das sich zu- 
sammen mit England an den Dreibund gegen Rußland und Amerika an- 
schließen solle. «Die alte französische Kultur sei für Europa nützlich und 
notwendig», beteuerte bei dieser Gelegenheit der Kaiser, der die Franzo- 
sen erst kurz zuvor zu den «doomed» lateinischen Völkern gezählt hatte. 
«Der lebhafte, bildungsfähige, künstlerische Geist der Franzosen wirke 
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für Europa like the pepper on the beefsteak», erklärte er jetzt. Es wäre da- 
her «ein Fehler, wolle man Frankreich aus der Rechnung lassen». Die 
Franzosen fingen an einzusehen, daß ein Revanchekrieg zur Rückerobe- 
rung Elsaß-Lothringens undurchführbar sei und daß der Zar niemals die 
Hand dazu bieten würde; sollten sie ihn dennoch wagen, so würden sie 
«die schmählichsten Haue» abkriegen. «Es seien nun auch schon mehr als 
dreißig Jahre über dem Kriege verflossen, und die Franzosen begännen 
schon längst über diese Dinge ruhiger zu denken. Ich glaubte auch nicht 
umsonst jede Gelegenheit ergriffen zu haben, um den Franzosen eine Höf- 
lichkeit zu erweisen», sagte der Kaiser. Es sei die gemeinsame historische 
Aufgabe Englands und Deutschlands, Frankreich von Rußland abzutren- 
nen und für den Anschluß an «Europa» zu gewinnen.’? Dem Botschafter 
Lascelles erklärte er: Da ein Krieg der germanischen gegen die slawischen 
Völker mehr als wahrscheinlich sei, sei er bestrebt, «Frankreich dahin zu 
bringen, daß es sich von dem Bündnis mit Rußland zurückziehe. Dies 
werde Zeit beanspruchen, aber es sei nicht unmöglich.» Die Franzosen sei- 
en zunehmend enttäuscht vom russischen Bündnis, das ihnen nur Ver- 
pflichtungen, aber keinen Gewinn eintrüge. «Zweifellos sei der Gedanke 
an Elsaß-Lothringen noch lebendig, but that was now a page of ancient 
history.» Er sei also hoffnungsvoll, «Frankreich werde, wenn die Ausein- 
andersetzung zwischen den Germanen und Slawen zum Austrag komme, 
nicht auf seiten der letzteren zu finden sein.»“° 

Auch in den folgenden Monaten und Jahren setzte Wilhelm seine Annä- 
herungspolitik an Frankreich sporadisch fort. Im Mai 1901 nahm der fran- 
zösische General Bonnal auf Einladung des Kaisers an dem Exerzieren der 
2. Garde-Infanteriebrigade teil, bei welcher Gelegenheit der Monarch, an- 
knüpfend an die Waffenbrüderschaft der deutschen und französischen 
Truppen im Chinafeldzug, einen Trinkspruch auf die französische Armee 
ausbrachte.°' Während der Nordlandreise 1901 empfing Wilhelm II. auf 
der Hohenzollern den nicht mehr amtierenden Ministerpräsidenten Wald- 
eck-Rousseau zusammen mit anderen einflußreichen Männern der höheren 
französischen Gesellschaft zu Besuch.“ In jenem Sommer konnte Bülow 
den Kaiser mit der Meldung umschmeicheln, der «Annäherungsproceß 
französischer gesellschaftlicher, künstlerischer, wissenschaftlicher und mili- 
tärischer Kreise an Deutschland - oder richtiger gesagt, an die Person 
Euerer Majestät», sei inzwischen offenkundig geworden. 

Mehrfach bezeugt auch das Tagebuch Waldersees, daß die «Aussöh- 
nung mit Frankreich» zu den «vielen Zukunftsplänen des Kaisers» gehör- 
te. Zwar habe es schon unter Bismarck an Verständigungsversuchen nicht 
gefehlt, erinnerte der General, «der jetzige Kaiser geht [aber] lebhafter vor, 
und sicherlich zu lebhaft. Worauf er hinaus will, merken die Franzosen 
natürlich ganz genau; [sie] nehmen alle Höflichkeiten an, ohne sich aber 
blenden zu lassen.» Trotz dieser Vorbehalte lehnte Waldersee die Frank- 
reichpolitik Wilhelms keineswegs grundsätzlich ab. Es sei zweifellos 
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richtig, daß die große Masse der Franzosen die revanchistische Idee der 
Wiedergewinnung Elsaß-Lothringens nicht mehr unterstütze, sondern 
nur bestrebt sei, Geld zu verdienen. «Auch die französische Armee ist kei- 
neswegs kriegslustig», schrieb er, und «der großen Masse wäre ein Krieg 
mit England viel sympathischer» als ein Konflikt mit Deutschland. Ernste 
Politiker in Frankreich beschäftigten sich schon länger mit der Aussöh- 
nungsfrage und verlangten nicht mehr die Rückgabe des Elsasses, sondern 
nur noch Lothringens. Sie seien bereit, «dafür Opfer zu bringen wie z.B. 
uns Madagascar zu überlassen». Nach Waldersees Überzeugung müsse 
Deutschland allerdings auch Lothringen behalten. «Zeit Gewinn ist auch 
hier von großer Bedeutung u. wird die Zeit die Franzosen allmählig auch 
Lothringen verschmerzen lassen.» «Bei dem Karakter der Franzosen» dür- 
fe man allerdings niemals vergessen, daß die Revancheidee jederzeit wieder 
aktiviert werden könne, was sicherlich dann eintreten würde, «wenn wir 
mit England Differenzen bekommen, was doch leicht möglich ist».°* 


4. Das Kaisertreffen in Danzig im September 1901 


Ein Ereignis - der Besuch des Zaren Nikolaus bei den deutschen Manö- 
vern bei Danzig vom ır. bis 13. September 1901 — zeigt exemplarisch, daß 
trotz aller Anbiederungsversuche in London und Paris und trotz der Ver- 
unglimpfung der Russen Kaiser Wilhelms Hoffnung weiterhin auf ein 
Zusammengehen der beiden Nachbarreiche Deutschland und Rußland ge- 
richtet war. In dieser aussagekräftigen Episode laufen alle Fäden - die 
Drähte nach Frankreich, Rußland und England - zusammen. 

Im April 1901 hatte der Kaiser dem Zaren eine kurze telegraphische 
Einladung zu den für Mitte September geplanten kombinierten Flotten- 
und Armeemanövern bei Danzig geschickt und zu seiner Freude eine 
wenn auch etwas vage gehaltene Zusage erhalten.‘ Die erste Begeisterung 
darüber verflüchtigte sich, als die Russen klarmachten, daß sie aus Rück- 
sicht auf Frankreich die eventuelle Teilnahme ihres Monarchen an den 
deutschen Manövern vorerst geheimzuhalten wünschten. Mitte Mai stellte 
Wilhelms Onkel, der Großherzog Friedrich I. von Baden, beunruhigt fest, 
beim Kaiser sei «die Schärfe gegen Rußland» doch «sehr vorherrschend» 
gewesen. Er habe seinen Neffen gebeten, «zu unterscheiden zwischen 
Freundschaft und guten Beziehungen aus politischer Klugheit, um so 
mehr, als man in Petersburg sehr geneigt ist, sich mit England über gewisse 
große Fragen zu verständigen und die englische Politik nur das eigene In- 
teresse kennt.»“ Am 20. August 1901 wurde der Kaiser in Wilhelmshöhe 
von der Meldung überrascht, daß Nikolaus II. im Anschluß an seine Zu- 
sammenkunft mit ihm in Danzig zum Besuch der französischen Armee in 
Compiegne und der französischen Nordflotte in Dünkirchen weiterreisen 
werde. Aufgebracht telegraphierte Wilhelm an Bülow, es sei doch sehr auf- 
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fallend, daß weder der russische Botschafter in Berlin noch irgendeine 
Quelle in St. Petersburg von diesem Vorhaben des Zaren auch nur die lei- 
seste Andeutung gemacht hätte. «Der Fall liegt Meines Erachtens nun so», 
drahtete er, «1.), entweder haben uns alle Russen durch die Bank herumge- 
führt und den längst projektierten französischen Besuch uns verheimlicht; 
und, um uns von der Fährte abzubringen, zum Trost und zur Beschäfti- 
gung die Nachricht des Besuchs bei Mir uns hingeworfen. Das wäre ja 
möglich bis auf die Person des Zaren, den Ich Mich noch nicht entschlie- 
ßen kann, für so einen argen Schwindler zu halten. Oder 2.), die Zustände 
in Rußland sind so toll geworden, daß Herr Witte mit seinem Finanzabso- 
lutismus nicht mehr zu Rande kommt. Er braucht eine große Anleihe, und 
die ist nur gegen die Person Sr. Majestät selbst zu erhalten, ergo muß Letz- 
terer hin. Oder 3.), aus der chinesischen Affäre sind die Beziehungen 
Deutschlands zu Frankreich, besonders der beiden Armeen zu einander, 
und das Wohlwollen in Frankreich für Meine Person so gestärkt und ge- 
kräftigt hervorgegangen, daß die Russen darob blasses Entsetzen ergriffen 
hat und sie es für nöthig halten, den Galliern durch den Glanz des weißen 
Zaren, der etwas verblichen zu sein scheint, aufs neue blenden zu wollen 
und der Republik wieder etwas Freude an ihrer amie und alliee erneuern 
zu wollen.» In einer charakteristischen Trotzreaktion auf die ihn enttäu- 
schende Nachricht verwarf der Kaiser für einen Augenblick seine Pläne 
für eine Einigung Europas (inklusive Frankreichs) unter seiner Führung 
und zog sich auf die Idee einer militärisch unantastbaren Festung 
Deutschland zurück. «Uns kann die Sache gleichgiltig [sic] sein und kalt 
lassen», schrieb er. «Wir müssen unsere Panzer-Forts am Rhein weiter- 
bauen und eine Reihe von neuen Garnisonen wie verabredet in Posen u. 
Westpreußen aufstellen, wozu Ich nebenbei bemerkt dem Kriegsminister 
schon den Auftrag ertheilt habe. Ferner muß der Aufbau unserer Flotte 
möglichst schnell betrieben werden. Wer einen netten Schrecken kriegen 
wird, das sind die Engländer, und vielleicht ist es auch auf sie gemünzt.»”7 

Zum Schluß seiner Depesche an Bülow kam Wilhelm auf das eigentlich 
Kränkende am Benehmen des Zaren zurück - die Geheimniskrämerei, als 
ob die Visite in Danzig das Licht der Sonne scheuen müsse, während der 
Frankreichbesuch amtlich von Regierung zu Regierung ausgehandelt und 
in aller Welt als hochpolitischer Akt hingestellt worden sei.“ 

Wenig später klärte ein eigenhändiger Brief des Zaren, der die verspä- 
tete Antwort auf einen Brief Wilhelms vom 13. Juni darstellte, das Rätsel 
weitgehend auf.” Nicht ohne Schadenfreude kritzelte dieser jetzt auf Be- 
richte über die bevorstehende Reise des Zaren nach Frankreich: «Er mußte 
eben! und konnte nicht anders! Denn sonst bekam Witte kein Geld.» Der 
Besuch mache offenbar «weder Gallien noch Rußland [...] viel Freude! 
Wenn das man nicht eine Art Canossa wird.»’° Für Bülow war nicht mehr 
zweifelhaft, daß die «Pilgerfahrt des Zaren nach Gallien» als «Schachzug 
gegen England» gemeint war. Der überraschende Wunsch des Zaren, Wil- 
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helm möge den Reichskanzler zu dem Monarchentreffen in Danzig mit- 
bringen, verlieh nun auch dieser Entrevue einen hochpolitischen Charak- 
ter und bestärkte sowohl den Kaiser als auch Bülow in der Hoffnung auf 
einen diplomatischen Durchbruch. Es sei durchaus im deutschen Interes- 
se, so kalkulierte Bülow in seiner ersten Reaktion, wenn der kommende 
Zarenbesuch in Compiegne und Dünkirchen zur Befestigung der republi- 
kanischen Regierung beitragen sollte, denn das gegenwärtige Pariser Regi- 
me sei jedenfalls «für Ew. Majestät weit bequemer als Orleans, Bonaparte 
oder militärische Diktatur». Die Franzosen ihrerseits würden «um so 
friedlicher sein, je höher ihr Conto bei den Russen und damit ihr materiel- 
les Risiko für den Fall eines continentalen Krieges anschwillt». Dem Kö- 
nig von England und Sir Frank Lascelles gegenüber, die nach der Bestat- 
tung der Kaiserin Friedrich am 23. August nach Wilhelmshöhe kommen 
würden, solle der Kaiser große Gleichgültigkeit an den Tag legen und so 
tun, als wüßte er viel mehr über die Absichten hinter dem Frankreich- 
besuch des Zaren, als er sagen dürfe.7' 

Ohne diese Ratschläge seines Kanzlers abzuwarten, schrieb Kaiser Wil- 
helm dem Zaren von seiner großen Freude darüber, daß er, Nikolaus, der 
doch Ehrenadmiral der deutschen Flotte sei, den Flottenmanövern vor 
Danzig beiwohnen werde. In dem Kalkül, Nikolaus ohne dessen Ratgeber 
besser manipulieren zu können, legte Wilhelm ihm nahe, den neuernannten 
Außenminister Graf Wladimir Nikolajewitsch Lamsdorff in St. Petersburg 
zurückzulassen. «Was den Grafen Lamsdorf [sic] betrifft, so werde ich ihn 
natürlich empfangen, falls er an Bord Deiner Jacht sein sollte», schrieb er. 
«Sollte das nicht der Fall sein, und da wir gar nicht an Land gehen, bitte, 
bemühe den armen Minister nicht, die lange Reise nach Danzig zu unter- 
nehmen.»’” Den nachträglichen Versuch des Reichskanzlers, die Antwort 
Wilhelms zu beeinflussen oder wenigstens vor dem Abgang einzusehen, 
wies der Monarch in einem Telegramm vom 25. August zurück. «Der 
Wortlaut Meiner Antwort auf Brief des Zaren ist nicht mehr abzuändern, 
weil sie bereits heute in den Händen des Kaisers ist. Uebrigens scheint Mir 
Meine Fassung von der von Ihnen vorgeschlagenen nur unwesentlich abzu- 
weichen. Aus dem Briefe des Zaren ging klar hervor, daß er sich Lamsdorff 
in Danzig nicht wünscht, sonst hätte er einfach sagen können, er bringe ihn 
mit, falls Graf von Bülow anwesend sein würde. [...] Ich glaube die Inten- 
tionen des Zaren richtig durchgefühlt zu haben, indem Ich ihm ermöglich- 
te, Graf Lamsdorff mit guter Manier fern zu halten. Die Hauptsache ist für 
Mich, daß wir den Kaiser fest machen.» Als Nachtrag fügte Wilhelm eigen- 
händig hinzu: «Wenn Sie ihn [den Zaren] nur ordentlich verarbeiten, dann 
ist es genug; und günstiger für den Effekt der Nachwirkung, wenn Graf 
Lamsdorff nicht da ist, um hinterher alles wieder abzuschwächen oder an 
Witte zu verrathen, dessen Kreatur er ist.»’? Der Anlaß zu dem Schrift- 
wechsel mag in diesem Falle als ein geringfügiger erscheinen, der Vorfall 
zeigt aber die Gefahren, die der persönlichen Diplomatie Wilhelms II. 
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inhärent waren und die in nicht allzuweiter Ferne - man denke nur an das 
Fiasko des Björkö-Vertrags’* - das Vertrauensverhältnis zwischen Kaiser 
und Kanzler erschüttern sollten. 

Obschon der Zar den Grafen Lamsdorff doch mitbrachte, erwies sich 
das Zusammentreffen der beiden Monarchen auf der Reede von Hela bei 
Danzig als großer Erfolg, den Bülow unverzüglich durch das Pressebüro 
des Auswärtigen Amtes propagandistisch auswerten ließ.75 Auch die russi- 
schen Staatsmänner, Militärs und Zeitungen begrüßten - in auffallendem 
Kontrast zu den bisherigen Verdächtigungen der deutschen Absichten in 
der Türkei und China - das verbesserte deutsch-russische Verhältnis. 
Plötzlich schien ein Zusammengehen der beiden Nachbarreiche wieder in 
greifbare Nähe gerückt zu sein. Aus Petersburg wurde Wilhelm über die 
dortige Zustimmung zur Danziger Kaiserbegegnung berichtet, im Gegen- 
satz zur französischen Reise des Zaren, die «bei allen monarchisch empfin- 
denden Russen unverkennbare wenn auch schüchterne Mißbilligung» er- 
fahre. Daraufhin bezeichnete Wilhelm gerade diese Kombination als sein 
längerfristiges Ziel. Zur Überzeugung russischer Monarchisten, «daß der 
deutsche und der russische Kaiser, nicht aber dieser Letztere und der Prä- 
sident der französischen Republik, wenn sie zusammengehen, der Welt 
den Frieden diktiren können», schrieb Wilhelm zustimmend an den Rand: 
«So ist es auch und wird es auch so Gott will werden.»”° 

Selbst jetzt noch konnte Wilhelm der Versuchung nicht widerstehen, 
die sich scheinbar anbahnende deutsch-russisch-französische Annäherung 
gegen England auszuspielen in der Hoffnung, das Inselreich doch noch zu 
einem Anschluß an den Dreibund zu bewegen.’” Am 23. August 1901 traf 
König Edward VII. zusammen mit Lascelles in Wilhelmshöhe ein.”® Für 
die Gespräche waren seitens der beiden Aufßenministerien exakte Vor- 
bereitungen getroffen worden, die jedoch von den beiden Monarchen 
ignoriert wurden, da sie ganz unter dem Eindruck der überraschenden 
Nachricht des bevorstehenden Besuchs des Zaren bei den französischen 
Armee- und Flottenmanövern standen. Der eigenen Aufzeichnung zufol- 
ge kam Kaiser Wilhelm auf seine Kernidee eines Zusammenschlusses der 
europäischen Mächte einschließlich Englands unter deutscher Führung 
zurück. Es gebe allerdings, erklärte er den hohen Gästen aus England sie- 
gesbewußt, «eine alte Schule von Politikern, [...] zu denen seinerzeit Fürst 
Bismarck gehörte und jetzt noch z.B. Lord Salisbury und einige altmo- 
dische Herren in Paris, Petersburg und Wien, die die Aufgabe der Politik 
darin sähen, die einzelnen Staaten des Kontinents hin und her zu gruppie- 
ren, gegeneinander auszuspielen und zu verhetzen. Mit diesem Rezepte sei 
jetzt aber nichts mehr anzufangen. Die Politik spiele sich jetzt draußen in 
der Welt ab, die Gegensätze in Europa seien im Verblassen. Im Laufe der 
letzten Zeit und besonders seit der chinesischen Expedition hätten sich die 
kontinentalen Staaten enger aneinander geschlossen. Wer hätte z.B. noch 
vor zehn Jahren für möglich gehalten, daß französische und deutsche 
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Truppen unter einem preußischen General gemeinsam gegen einen Dritten 
fechten würden. Das gemeinsam vergossene Blut habe Wunder gewirkt, 
und wir verständen uns jetzt recht gut mit unsern Nachbarn jenseits der 
Vogesen. - Hier in der Mitte Europas stehe ich mit meiner starken Armee, 
und ich werde zusammen mit meinen Verbündeten, deren ich sicher bin, 
dafür Sorge tragen, daß alles ruhig bleibt.» England, fuhr der Kaiser fort, 
müsse seine Politik also «danach einrichten». Der Insel werde es nicht ent- 
gangen sein, «daß sich auf dem Kontinente eine starke Strömung zugun- 
sten einer kontinentalen wirtschaftlichen Union geltend mache gegen die- 
jenigen, die den Kontinent wirtschaftlich ärgern. England wird wohl tun, 
dies zu berücksichtigen. Ich kann nicht beurteilen, ob es für England mög- 
lich und nützlich ist, seine splendid isolation aufrechtzuerhalten, oder ob 
es in seinem Interesse liegt, auf die Seite des Kontinents oder Amerikas zu 
treten. Nur möchte ich in Erwägung geben, daß Amerika und Rußland 
vielleicht intimer miteinander stehen als man sich in London träumen 
läßt.» Der Kaiser wies auf die exponierte Stellung Englands vor allem in 
Ostasien hin, wo es ohne die Unterstützung Japans seine Interessen gegen 
das gemeinsame Vordringen Rußlands und Amerikas nicht würde vertei- 
digen können. Dann insistierte er von neuem: «England muß sich klar 
werden, auf welche Seite es sich stellen will; es wird endlich Farbe beken- 
nen müssen. Wenn es glaubt, daß seine Interessen an die Seite der europäi- 
schen Zentralmächte weist, so werde ich das mit Freude begrüßen; es wür- 
de das ein Zusammengehen mit dem Dreibunde bedeuten. Nach allem, 
was in der letzten Zeit und im Laufe der Geschichte sich zugetragen hat - 
ich erinnere nur an die Erfahrungen, die Friedrich der Große mit der eng- 
lischen Politik gemacht hat -, kann England sich aber nicht wundern, daß 
wir auf allgemeine Phrasen über Freundschaft und Zusammenstehen nicht 
mehr reagieren. Es kann nur auf Grund ganz fester Abmachungen verhan- 
delt werden. Ohne daß die englische Regierung nicht einen paraphierten, 
ganz bestimmt abgefaßten Vertrag dem Parlamente vorlegt und von die- 
sem vor aller Welt ratifizieren läßt, ist mit uns, das heißt mit dem Drei- 
bund, denn ohne meine Verbündete lasse ich mich auf nichts ein, nichts 
mehr zu wollen.» Am Schluß der Aufzeichnung bemerkte der Kaiser in ei- 
ner Anwandlung von Überlegenheit, er habe den Eindruck, daß König 
Edward und Botschafter Lascelles angesichts der kommenden Zusammen- 
kunft zwischen ihm, Nikolaus I. und Bülow in Danzig beziehungsweise 
des bevorstehenden Zarenbesuchs in Frankreich ein merkbares Unbe- 
hagen empfunden hätten. «Ob dies ausreichend sein wird, um die Englän- 
der und besonders Lord Salisbury von ihrer bisherigen passiven Politik 
abzubringen und ihnen die Augen über den langsamen aber unaufhaltsa- 
men Niedergang ihres Prestiges und der Weltstellung Englands zu öffnen, 
mag dahingestellt bleiben.»’? 

Nicht der Abschluß eines Bündnisvertrages mit England, Frankreich 
oder Rußland war das Endziel der Politik Kaiser Wilhelms I, sondern das 
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Ausspielen der drei Weltmächte gegeneinander, um die deutsche Suprema- 
tie über Europa zu erlangen. Was er im Schilde führte, kam im Frühjahr 
1900 in einer seiner Marginalien deutlich zum Ausdruck, in der es hieß: 
«Na wartet! Wenn ich erst mit John Bull im Reinen bin, giebt es Keile für 
Johnny Crapaud.»" Sinngemäß also: Sobald ich die englische Bulldogge an 
die Leine genommen habe, zertrete ich die häßliche französische Kröte. 
Und im Januar 1901, als er auf der Isle of Wight anläßlich des Todes seiner 
Großmutter seine Liebe für England beteuerte und den erneuten Vorstoß 
zu einem deutsch-englischen Bündnis unternahm, lebte Wilhelm in der Er- 
wartung eines Zusammenpralls russischer und englischer Streitkräfte am 
Persischen Golf und schrieb in einer Randbemerkung: «Das kann ja recht 
nett werden»; wichtig sei aber, daß «unsere dämliche Presse dann leidlich 
vernünftig» sein würde «und den Schnabel hält».”' Er selbst allerdings 
posaunte seine Absichten und Intrigen immer wieder in alle Welt hinaus. 
Natürlich haben die Staatsmänner in London, Petersburg und Paris dieses 
Spiel durchschaut und sich daraufhin gegenseitig abgesprochen. Kurz vor 
ihrem Tod teilte Queen Victoria Nikolaus II., dem Ehemann ihrer Lieb- 
lingsenkelin, mit, daß Wilhelm die russische Politik ständig als gegen Eng- 
land gerichtet darstelle, was weder sie noch Lord Salisbury glaubten. Sie 
habe jedoch die Sorge, daß «Wilhelm vielleicht hingeht und Dir Dinge über 
uns erzählt, ganz so wie er uns Dinge über Dich erzählt. Wenn ja, teile es 
mir bitte offen und vertraulich mit. Es ist so wichtig, daß wir uns gegensei- 
tig verstehen und daß derartig boshaftem und unehrlichem Vorgehen ein 
Riegel vorgeschoben wird. Du selbst bist so aufrichtig, daß ich sicher bin, 
daß Du erschüttert sein wirst.»"” Langsam aber sicher rückten die beiden 
großen Flügelmächte Europas und auch Frankreich zusammen. 


Kapitel 4 


Boxeraufstand und Bagdadbahn 


Die ambitiöse deutsche Weltmachtpolitik stellte für die etablierten Reiche 
Großbritannien, Rußland und Frankreich nicht nur in Europa eine Be- 
drohung dar. Auch in Übersee prallten die Ansprüche des Kaiserreichs zu- 
nehmend auf die Interessen dieser unter sich rivalisierenden Mächte und 
trieben sie tendenziell zu einer gegenseitigen Annäherung gegen den unbe- 
quemen Eindringling in ihrer Mitte zusammen. Das war um die Jahrhun- 
dertwende neben Südafrika vor allem in China und im Nahen Osten der 
Fall. Sowohl das Vordringen Deutschlands bei der Niederschlagung des 
chinesischen Boxeraufstandes im Sommer 1900 als auch die weitreichen- 
den Pläne, eine Eisenbahn durch Anatolien über Bagdad zum Persischen 
Golf zu bauen, erweckten tiefes Mißtrauen bei den Regierungen in Lon- 
don, St. Petersburg und Paris. Die Quellen zeigen nicht nur die globalen 
Dimensionen der deutschen Zielsetzung, sondern wieder einmal auch die 
geradezu überwältigende persönliche Macht Kaiser Wilhelms, der die Po- 
litik des Deutschen Reiches bis ins kleinste Detail bestimmen konnte. Mit 
einigem Recht reklamierte er die Strafexpedition nach China als «Meine 
ostasiatische Aktion», das Bagdadbahn-Projekt als «Meine Bahn!» 


1. «Meine ostasiatische Aktion»: Der Rachefeldzug nach China 


Seit dem Frühjahr 1900 trafen in Berlin und den anderen europäischen 
Hauptstädten Schreckensmeldungen aus China ein. Die aufständischen 
Yihetuan marschierten auf Peking, töteten zahlreiche Europäer und chi- 
nesische Christen, zerstörten Kirchen und Eisenbahnanlagen. Seit dem 
20. Juni 1900 griffen die «Boxer» die ausländischen Gesandtschaften in der 
chinesischen Hauptstadt an, die von 400 europäischen, amerikanischen 
und japanischen Marinesoldaten verteidigt wurden. Da die 'Telegraphen- 
leitungen nach Peking unterbrochen waren, herrschte in Europa wochen- 
lang Ungewißheit darüber, was im Fernen Osten vor sich ging. 

Die Sorge vor der «Gelben Gefahr» hatte den Kaiser schon lange ge- 
plagt und ihn dazu inspiriert, das berüchtigte Bild «Völker Europas, wahrt 
Eure heiligsten Güter!» zu skizzieren.‘ Durch die Annexion Kiautschous 
im November 1897 war Deutschland zudem in einen Konkurrenzkampf 
mit Rußland und England, Japan und Amerika um die Zukunft des maro- 
den Riesenreiches getreten, die Wilhelm II. naturgemäß ernsthaft beschäf- 
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tigte.” Doch der Boxeraufstand versetzte den Kaiser in einen Zustand bei- 
spielloser blutrünstiger Aggressivität, der auf viele einen krankhaften 
Eindruck machte.’ Bereits am 5. Juni 1900 drohte er, als alarmierende Hil- 
ferufe des Gesandten Clemens Freiherrn von Ketteler aus Peking eintra- 
fen: «Einverstanden! Geschwaderchef ist mit nöthiger Anweisung zu ver- 
sehen. Eventl. wenn irgend einem Deutschen etwas passirt ist sofort die 
Stadt Weih-Hüan - ein altes Seeräubernest — welche nicht weit von Kiau- 
Tschau zu bombardiren und zu besetzen. Vorbereitet ist der Plan schon 
von $.K.H. Prinz Heinrich und Chef des Admiralstabes befürwortet ihn 
sehr.»* Auf Anraten der Hofgeneräle und des Oberkommandierenden des 
Ostasiengeschwaders, Vizeadmiral Felix Bendemann, beschloß Wilhelm 
zunächst, ein ganzes Armeekorps nach China zu entsenden, ließ sich diese 
Idee aber von Bülow wieder ausreden.’ Seine Aufgeregtheit entlud sich 
explosionsartig, als die Nachricht in Berlin eintraf, daß Ketteler in Peking 
umgebracht worden war - der Täter war ein uniformierter Soldat der 
regulären chinesischen Armee, kein «Boxer». In einer Depesche vom 
19. Juni 1900 an den Staatssekretär, die gleichsam einen Vorgriff auf die 
«Hunnenrede» vom 27. Juli darstellte, forderte der Kaiser wütend als Ver- 
geltung die völlige Zerstörung der chinesischen Hauptstadt: «Nach letzten 
Meldungen aus China kein Zweifel mehr über Schwere der Katastro- 
phe. [...] Dazu Meldungen von Aufständen im Jangtsekiangtale und am 
Westflusse zeigen, daß China im ganzen entschlossen ist, Europäer hinaus- 
zuwerfen. Daher muß sofort auf große Militäraktion gemeinsamer Natur 
vorbereitet werden. Berufen Sie sofort [die ausländischen] Botschafter zu- 
sammen, die ihre Regierungen um Instruktionen bitten behufs Einleitung 
der Aktion. Es müssen starke Kontingente zu gemeinsamem Heer hinaus- 
gehen. Peking muß regelrecht angegriffen und dem Erdboden gleich ge- 
macht werden. [...] Ich werde eventuell den Obergeneral gern stellen. 
Denn es muß die ganze Aktion in eine feste Hand gelegt werden, und zwar 
europäische. Wir dürfen uns nie dem aussetzen, daß Rußland und Japan die 
Sache allein machen und Europa heraushauen. Der deutsche Gesandte 
wird durch meine Truppen gerächt. Peking muß rasiert werden. England 
kann ja bei Aktion zur See Leitung übernehmen. Marineinfanterie muß 
gleich hinaus. Es ist der Kampf Asiens gegen das ganze Europa!»° 
Obwohl die Zeit vom Frühjahr 1900 bis Frühjahr 1901 von dramati- 
schen privaten, innenpolitischen und internationalen Entwicklungen 
überschattet war - man denke nur an die Krankheit seiner Mutter, den Tod 
der Queen Victoria, das zweite Flottengesetz, den Kanzlerwechsel von 
Hohenlohe zu Bülow, den Burenkrieg und die soeben geschilderte uner- 
müdliche Suche nach einem schlagenden diplomatischen Coup in Euro- 
pa -, beschäftigten den Kaiser die Ereignisse in China in einem ganz unge- 
wöhnlichen Grade. Bei diesem starken Engagement war der Wunsch, den 
Tod seines Gesandten zu rächen, zweifellos ein treibendes Motiv. Schweb- 
ten ihm darüber hinaus weitere Ziele vor? Anfangs glaubte Waldersee, daß 


I. Der Rachefeldzug nach China 109 


er «abgesehen von der Bestrafung der Chinesen, bestimmte Ziele nicht 
verfolgte. Wohl hat der Kaiser vage Ideen über die «Aufteilung Chinas ge- 
habt. Die Hauptsache war doch wohl das Bedürfnis, eine Rolle in der 
<Weltpolitik> zu spielen, ohne Klarheit über die Konsequenzen dieser Hal- 
tung.» Nach einem Treffen mit dem Monarchen gelangte der General 
allerdings zu einem fundierteren Urteil. «Der Kaiser setzte auf die Expe- 
dition große Hoffnungen für unsere Handelsentwicklung in Ostasien, er 
legte mir auch ans Herz, eine möglichst hohe Kriegsentschädigung seitens 
der Chinesen durchzusetzen, die er dringend für die Flotte brauchte. So- 
dann ersah ich, daß der Monarch auf Erweiterung unseres Besitzes in 
Schantung bedacht war und zu diesem Zweck gern die Hand auf Tschifu 
gelegt hätte.»° In der Tat befahl Wilhelm am 2. Juli 1900 die Besetzung der 
wichtigen internationalen Handelsstadt Tschifu (das heutige Yentai) mit 
seinem eisfreien Hafen, die Versenkung der dortigen chinesischen Schiffe 
und anschließend die Reklamierung des Jangtsekiang-Gebiets als deutsche 
Interessensphäre. Obwohl Tschifu an der Nordküste der Schantung- 
Halbinsel unweit des englischen Stützpunktes Wei-hai-wei und des russi- 
schen Kriegshafens Port Arthur gelegen war, sekundierte Bülow in einem 
Rundtelegramm dem kaiserlichen Befehl. Erst als Vizeadmiral Bendemann 
aus Taku auf die überaus bedrohliche allgemeine Lage in China sowie auf 
die unzureichenden Kräfte aller dort engagierten Mächte hinwies, wurde 
von der Okkupation zunächst abgesehen. 

Auch der Generaldirektor der Hamburg-Amerikanischen-Paketfahrt 
(Hapag), Albert Ballin, riet ausdrücklich von Annexionen in China ab: 
Deutschland solle nur «Konzessionen und kein Land» anstreben.'° Dem- 
entsprechend versicherte der Kaiser dem Prinzen von Wales am 31. Juli 
1900, der Zar und er verfolgten in China die gleiche Politik: «Wir wollen 
beide, daß China ganz & ungeteilt bleibe, nicht zerstückelt in Interes- 
sensphären; und open door!»'' In erster Linie ging es dem Kaiser und Bü- 
low darum, Deutschland nicht vom Handel im Jangtsekiang-Gebiet, der 
reichsten Region Chinas, welche die Engländer als ihre Einflußzone be- 
trachteten, abdrängen zu lassen.'* Der Flügeladjutant und spätere General- 
stabschef Helmuth von Moltke, der die Ansichten Wilhelms genau kennen 
mußte, enthüllte in einem Brief an seine Frau seine Sicht auf die Dinge: 
«Auf das eigentlich treibende Motiv der ganzen Expedition muß man frei- 
lich nicht eingehen, denn wenn wir ganz ehrlich sein wollen, so ist es 
Geldgier, die uns bewogen hat, den großen chinesischen Kuchen anzu- 
schneiden. Wir wollten Geld verdienen, Eisenbahnen bauen, Bergwerke in 
Betrieb setzen, europäische Kultur bringen, das heißt in einem Wort aus- 
gedrückt, Geld verdienen. Darin sind wir kein Deut besser als die Eng- 
länder in Transvaal.»" 

Wiederholt sah sich Bülow genötigt, den Kaiser auf die Gefahr eines 
Zusammenrückens der übrigen Weltmächte gegen das Kaiserreich auf- 
merksam zu machen. «Wenn Deutschland in Ostasien vorzeitig zu sehr in 
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den Vordergrund tritt», warnte er, «könnten sich bei der Eifersucht der 
Russen, der latenten Feindschaft der Franzosen und der Unzuverlässigkeit 
der englischen Politik die anderen Mächte gegen uns zusammenschließen. 
Es schien uns richtiger, sich zwar für alle Eventualitäten bereitzuhalten, 
aber nicht vorzeitig unser Spiel zu dekuvrieren. [...] Für die deutschen In- 
teressen eröffnen sich meines ehrfurchtsvollen Erachtens um so günstigere 
Aussichten, je mißtrauischer die übrigen Mächte sich kontrollieren. Da- 
gegen ist zu erwarten, daß in dem Fall, wo Deutschland als Hauptinteres- 
sent in chinesischen Angelegenheiten hervortritt, die eine oder andere 
Macht daraus Anlaß nehmen würde, das gemeinsame Mißtrauen aller kon- 
zentrisch auf Deutschland zu lenken und ihre Einigkeit unter sich auf 
Kosten Deutschlands zu erhalten.»'* Doch Wilhelm wies den Staatssekre- 
tär mit charakteristischer Naivität und Impulsivität zurecht. «Es giebt nur 
ein Interesse, und das ist exemplarische Bestrafung der Pekinger und 
Boxer für den Gesandtenangriff. Alles andre kommt später! Es ist gemein- 
schaftliches Blut schon geflossen, und das ist die beste Basis!»"5 Angesichts 
der allgemeinen Empörung über die Exzesse der «Boxer» rechnete Wil- 
helm zunächst damit, daß die europäischen Großmächte ihre Rivalitäten 
zurückstellen und bei der «Bestrafung» der Chinesen einträchtig zusam- 
menwirken würden. Als er jedoch von Divergenzen erfuhr, die in dem in- 
ternationalen Truppenverband im Gebiet von Tientsin bestanden, erregte 
er sich am 8. Juli 1900: «Die Meldung aus Tientsin von dem Zank der Eng- 
länder und Japaner mit den Russen, der einen notwendigen Angriff gegen 
feindliche Batterie unmöglich gemacht hat, ist das Bodenloseste von Inter- 
essenpolitik, was wohl je in der Kriegsgeschichte vorgekommen ist.»'* 


2. Wilhelms «Hunnenrede» vom 27. Juli 1900 


In einer Serie von aufsehenerregenden martialischen Reden forderte der 
Kaiser die nach China ausfahrenden Truppen zum erbarmungslosen Ra- 
chefeldzug auf. In seiner Ansprache an das Expeditionskorps, die seine be- 
kannte Rede bei Kriegsausbruch 1914 in gespenstischer Weise vorwegzu- 
nehmen scheint, verkündete er: «Mitten in den tiefsten Frieden hinein [...] 
ist die Brandfackel des Krieges geschleudert worden. Ein Verbrechen un- 
erhört in seiner Frechheit, schaudererregend durch seine Grausamkeit, hat 
Meinen bewährten Vertreter getroffen und dahingerafft. Die Gesandten 
anderer Länder schweben in Lebensgefahr, mit ihnen die Kameraden, die 
zu ihrem Schutze entsandt waren. Vielleicht haben sie schon heute ihren 
letzten Kampf gekämpft. Die deutsche Fahne ist beleidigt und dem Deut- 
schen Reiche Hohn gesprochen worden. Das verlangt exemplarische Be- 
strafung und Rache. [...] So sende Ich euch nun hinaus, um das Unrecht zu 
rächen, und Ich werde nicht eher ruhen, als bis die deutschen Fahnen ver- 
eint mit denen der anderen Mächte siegreich über den chinesischen wehen 
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und, auf den Mauern Pekings aufgepflanzt, den Chinesen den Frieden dik- 
tieren.» Ähnlich rief der Kaiser bei der Verabschiedung einer Linien- 
schiff-Division in Kiel aus: «Ich werde nicht ruhen, bis China niederge- 
worfen ist, und alle Bluttaten gerächt sind.»"* 

Anschließend ging Wilhelm auf seine alljährliche Nordlandreise, doch 
die Seeluft minderte seine Aufgeregtheit in keiner Weise. Von der Hohen- 
zollern aus schrieb Eulenburg an Bülow: «Ich habe das Gefühl, auf einem 
Pulverfaß zu sitzen und bin äußerst vorsichtig. Beschränke bitte die 
polit[ischen] Mitteilungen auf ein möglichst geringes Maß und erfordere 
Entscheidungen nur wo sie unvermeidbar sind.»'” Kurz darauf fügte der 
Kaiserfreund hinzu: «Mir ist manchmal ganz bange, und ich sorge mich 
ernstlich.»”° In diesem Zustand der Erregung hielt Kaiser Wilhelm I. bei 
seiner Rückkehr von der Nordlandreise in Bremerhaven jene blutrünstige 
«Hunnenrede», die eine verheerende Wirkung nicht nur auf die öffentliche 
Meinung im In- und Ausland, sondern auch auf das Benehmen der deut- 
schen Soldaten in China ausüben sollte. Im Reich der Mitte sollten sich die 
deutschen Soldaten benehmen «wie vor tausend Jahren die Hunnen unter 
ihrem König Etzel», befahl der Oberste Kriegsherr in Anrufung der «alten 
deutschen Tüchtigkeit». Der «Name Deutschland» müsse in China in ei- 
ner solchen Weise bekannt werden, «daß niemals wieder ein Chinese es 
wagt, etwa einen Deutschen auch nur scheel anzusehen. [...] Pardon wird 
nicht gegeben, Gefangene nicht gemacht. Wer Euch in die Hände fällt, sei 
in Eurer Hand.»” 

Des Kaisers Aufruf, der durch die Verteilung seines Bildes «Völker Eu- 
ropas, wahrt Eure heiligsten Güter» mit der Aufschrift «Kein Pardon» 
und «Pardon wird nicht gegeben» noch bekräftigt wurde, ist nach Augen- 
zeugenberichten von den abrückenden Truppen mit Begeisterung aufge- 
nommen worden.” Er stellte, wie neuerdings mehrfach betont wurde, 
nicht nur einen Verstoß gegen die Konvention der Haager Landkriegsord- 
nung von 1899 dar, sondern kann auch als «Beginn einer deutschen Ver- 
nichtungsstrategie» gesehen werden, «die in den Kolonialkriegen in Afrika 
sowie im Ersten und Zweiten Weltkrieg fortgesetzt wurde». In seinen 
Denkwürdigkeiten bezeichnete Bülow die «Hunnenrede» als «vielleicht 
die schädlichste Rede, die Wilhelm II. je gehalten hat».”* Seine ohnehin 
halbherzigen Versuche, die schlimmsten Stellen der Rede aus den Zeitun- 
gen herauszuhalten, mußte er bald als zwecklos aufgeben, nachdem der 
authentische Text auf Grund stenographischer Niederschriften anwesen- 
der Journalisten in der Weserzeitung, der Bremerhavener Zeitung und der 
Hamburger Zeitung erschienen war. «Unter diesen Umständen ist natür- 
lich jeder Versuch zu unterlassen, den von den genannten Blättern ge- 
brachten ausführlichen Text anzuzweifeln», befahl der Staatssekretär ent- 
mutigt dem Auswärtigen Amt.” 

Obwohl dem Kaiser die verheerenden Kommentare der deutschen und 
ausländischen Zeitungen auf Anordnung Bülows vorgelegt wurden,” än- 
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derte sich in seinen öffentlichen Auftritten in den nächsten Wochen wenig. 
Den Offizieren auf den Transportdampfern Adria und Rhein rief er in 
Bremerhaven zu, sie würden es in China mit einem verschlagenen Feind 
zu tun haben, der «von Natur wohl feige wie ein Hund, aber hinterlistig» 
sei. «Halten Sie besonders auf strenge Manneszucht, schonen Sie die feind- 
liche Bevölkerung, doch seien Sie schonungslos gegenüber denjenigen, die 
Ihnen mit der Waffe in der Hand entgegentreten! [...] Und nun gehen Sie 
mit Gott, Meine Herren; zeigen Sie draußen, was preußische Manneszucht 
vermag. [...] Zeigen Sie auch den Chinesen, daß es eine Macht gibt, die ge- 
willt ist, sie ohne Rücksicht auf ferner liegende praktische Ziele zu züchti- 
gen wegen ihrer gesetzwidrigen Taten. Führen Sie den Krieg bis zu dem 
Ziele, das Ich Ihnen gesteckt habe, bis zur vollständigen Sühne!»” Auch 
bei der Verabschiedung anderer nach China ausfahrenden Truppentrans- 
porte rief der Kaiser «mit scharfer Betonung und sehr bestimmt» aus: 
«Ruhen Sie nicht eher, als bis der Gegner, zu Boden geschmettert, auf den 
Knieen um Gnade fleht.»*® 


3. Die Ernennung Waldersees zum «Weltmarschall» 


Unmittelbar nach dem Eintreffen der Nachricht von Kettelers Tod hatte 
der Kaiser ohne vorherige Absprache mit dem Reichskanzler oder dem 
Staatssekretär und gegen den Wunsch von Tirpitz den Generalfeldmar- 
schall Alfred Graf von Waldersee, der sich zufällig mit ihm auf der Hohen- 
zollern befand, zum Oberbefehlshaber der deutschen Expeditionstruppen 
in China ernannt.” Bereits in seinem Telegramm an Bülow vom 19. Juni 
1900 hatte er erkennen lassen, wie gesehen, daß er für eine internationale 
Interventionsstreitmacht «eventuell den Obergeneral gern stellen» wür- 
de.3° Der Staatssekretär teilte die nicht ganz unbegründete Hoffnung, daß 
sich die Mächte auf einen deutschen General, der eine relativ «neutrale» 
Stellung zwischen den englisch-japanischen und den russisch-französi- 
schen Gruppierungen einnehmen würde, als Oberbefehlshaber einigen 
könnten, er warnte aber eindringlich vor einem Vordringen Deutschlands 
in dieser äußerst empfindlichen Angelegenheit." Der Kaiser ließ aber kei- 
ne Ruhe, und auf sein ungeduldiges Drängeln hin sondierten deutsche Di- 
plomaten in den Hauptstädten der Großmächte, ob man dort einen deut- 
schen Oberbefehl akzeptiere, womöglich gar bereit sei, einen solchen 
selbst vorzuschlagen.” Doch hüben wie drüben wurde der deutsche Vor- 
stoßß mit Reserviertheit aufgenommen. Der Botschafter in London, Graf 
Hatzfeldt, berichtete, Premierminister Salisbury wolle zwar gemeinsam 
mit Japan, aber sonst selbständig vorgehen und habe vielsagend geäußert, 
weder ı815 noch im Krimkrieg habe es einen Oberbefehlshaber der alliier- 
ten Streitkräfte gegeben.’ Gleichzeitig berichtete der Botschafter in St. Pe- 
tersburg, Fürst Radolin, der russische Kriegsminister General Kuropatkin 
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strebe offenbar selbst den Oberbefehl an.’* Dennoch richtete der Kaiser 
am 5. August auf Anraten Bülows ein Telegramm an Nikolaus II. Er fragte 
darin, ob der Zar einen russischen General als Oberbefehlshaber wolle; 
wenn nicht, dann schlage er Waldersee für diese Stelle vor. Nikolaus ant- 
wortete, er sei mit dem Vorschlag des Kaisers einverstanden.°° Umgehend 
teilte Wilhelm II. daraufhin wahrheitswidrig dem Kaiser von Österreich, 
dem König von Italien, dem Kaiser von Japan, dem Prinzen von Wales und 
dem französischen Präsidenten Emile Loubet mit, daß der Zar nicht nur 
die russischen Truppen Waldersee unterstellt, sondern ihn als Oberbe- 
fehlshaber der internationalen Interventionsmacht in China vorgeschlagen 
habe.’° Der Großherzog von Baden, der die ostasiatische Expedition als 
«keine glückliche Unternehmung» verurteilte, kritisierte die Übernahme 
des Oberkommandos durch einen deutschen General als eine zusätzliche 
Belastung.” Auch Wilhelms Schwester Charlotte war alles andere als be- 
geistert: «Waldersees Ernennung behagt mir! gar nicht! Der Schlaumeier, 
durch seine Unehrlichkeit, kann uns direkt ins Unheil hineinrennen.»>® 
Und der sonst so kriegerisch veranlagte Schwager, Erbprinz Bernhard von 
Sachsen-Meiningen, mahnte, es sei «ein gefährlich Ding, in das wir etwas 
leichtsinnig hinein gesprungen sind, das wir aber nun ausfressen müssen 
bis zu einem halbwegs greifbaren Erfolge». 

Der bereits als «Weltmarschall» apostrophierte Waldersee hatte keine 
Eile, nach China zu gelangen. Im Auswärtigen Amt ließ er sich nach eige- 
nen Angaben «möglichst gründlich informiren» und setzte sich daraufhin 
zum Ziel seiner Mission, «nach angemessener Abstrafung der Chinesen 
dem Lande behülflich zu sein zu geordneten Zuständen zurückzukehren, 
ihm Neigung zu machen, die Handelsbeziehungen zu Europa zu erwei- 
tern und es zahlungsfähig zu machen».** Während seiner Abreise von 
Hannover über Kassel, wo sich der Kaiser von ihm als «Führer der verei- 
nigten Truppen der zivilisierten Welt» verabschiedete,*' nach Neapel, wo 
er am 22. August 1900 den Dampfer Sachsen-Coburg bestieg, genoß Wal- 
dersee mit seinem riesigen Stab einen regelrechten Triumphzug durch 
Deutschland, Österreich und Italien. Vor seinem Hotel und an den Bahn- 
höfen wogten größere Menschenmassen «als je bei einer Kaiserreise», 
schrieb er stolz seinem Freund General Verdy du Vernois. Mit Genug- 
tuung stellte er fest, «daß große Massen doch noch nationalen Empfindens 
fähig sind».* 

Die Befürchtungen der Wilhelmstraße, daß der Kaiser und Waldersee 
eine selbständige, von den Diplomaten nicht kontrollierbare Politik be- 
treiben würden, erwiesen sich als vollauf berechtigt. Nach seiner Ankunft 
in China berichtete der Feldmarschall über seine angeblich «rein militäri- 
sche» Tätigkeit ausschließlich dem Kaiser als Oberstem Kriegsherrn, so 
daß das Auswärtige Amt sich genötigt sah, Philipp Eulenburg um Hilfe zu 
ersuchen. Am 27.September schrieb ihm Unterstaatssekretär Oswald 
Freiherr von Richthofen: «Es wäre für uns von großer Wichtigkeit, soweit 
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irgend möglich, stets Kenntnis von dem zu erhalten, was Gf. Waldersee 
telegraphiert. Da der Graf, wie mir Gf. Schlieffen sagt, nur direkt an Se. 
Majestät drahtet, so wird es nicht immer ganz leicht sein, den Inhalt der 
Telegramme zu erfahren. Aber ich möchte Sie doch bitten, uns, so lange 
Sie bei Sr. Majestät sind, tunlichst zur Erfüllung unseres Wunsches zu ver- 
helfen.»# Drei Tage darauf übermittelte Eulenburg zum ersten Mal ein Te- 
legramm des Generalfeldmarschalls an die Wilhelmstraße.** Er war selbst 
zutiefst beunruhigt über das Zusammenspiel der beiden «Militärs» unter 
Umgehung der verantwortlichen Staatsmänner und Diplomaten und 
schrieb kopfschüttelnd an Bülow, der Kaiser sei der «Auffassung, [...] daß 
die ganze Waldersee-Entsendung lediglich militärisch sei, das Ausw. Amt 
nichts angeht und noch dazu vom Kaiser allein aus dem Sattel dirigiert 
werden soll. Dieser Standpunkt ist weder politisch noch militärisch mög- 
lich und muß zu einer Katastrophe führen.»* 


4. Deutschland zwischen England und Rußland 


Bülow und sein engster Ratgeber Geheimrat Friedrich von Holstein woll- 
ten auch bei der China-Intervention ihre übliche «Politik der freien 
Hand» verfolgen und also zu Rußland und England den gleichen Abstand 
wahren. Von Anfang an bildete dabei Wilhelms Neigung zu England ein 
gravierendes Hindernis. Der Staatssekretär unternahm den Versuch, den 
Kaiser von seinen probritischen Neigungen abzubringen, wobei er in ge- 
fährlicher Weise mit der Vision eines künftigen siegreichen Krieges gegen 
England spielte. «Die Engländer zeigen immer deutlicher den Pferdefuß 
ihrer rücksichtslosen Selbstsucht», schrieb Bülow dem Monarchen am 
6. August 1900. «Ich habe den Russen, Franzosen, Amerikanern und Japa- 
nern gesagt, daß wir alle internationalen Schritte zur Wahrung des inter- 
nationalen Charakters des Yangtse mitmachen würden, ohne den Zweibund 
glauben zu machen, daß wir gegenüber John Bull für ihn die Kastanien aus 
dem Feuer holen würden. Je mehr wir uns in der Yangtse-Frage auf der 
gleichen Linie mit den anderen Interessenten halten, um so eher kann sich 
deren Verhältnis zu England in einer Weise zuspitzen, über die wir keine 
Tränen zu vergießen brauchten.»* Die erhoffte Wirkung ließ jedoch lange 
auf sich warten. 

Wie Waldersee in seinen Berichten an den Kaiser immer wieder beton- 
te, bildete die Eisenbahnlinie zwischen Schanhaignan und Peking, die mit 
britischem Kapital gebaut worden war, den hauptsächlichen Streitpunkt 
zwischen Engländern und Russen in China. Doch anstatt sich aus diesem 
Streit herauszuhalten, wie die «unglaublich schwächliche» (so Waldersee)* 
Wilhelmstraße empfahl, neigte Wilhelm in seinen Anweisungen für den 
«Weltmarschall» zu einer englandfreundlichen Position. Erschrocken 
klagte Eulenburg am 3. Oktober 1900: «Daß der Kaiser an Waldersee die 
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Direktion gibt, die englische Auffassung bezüglich der bewußten Bahn zu 
vertreten, sich also nicht bei Seite zu halten, wo Rußland und England im 
Begriff sind, sich in die Haare zu fahren, ist unglaublich!»* Auch in den 
nächsten Wochen fuhr der Kaiser fort, sich durch direkte Befehle an Wal- 
dersee in den russisch-englischen Eisenbahnstreit einzumischen, und dies 
ungeachtet der Tatsache, daß die schriftlichen Meldungen des Feldmar- 
schalls mehrere Wochen unterwegs waren und daher einiges an Aktualität 
eingebüßt haben könnten.*® 

Der Streit um die Eisenbahnlinie im Norden Chinas veranlaßte die 
Engländer, am 16. Oktober 1900 mit Deutschland den Yangtsevertrag zu 
schließen, in dem sich beide Partner ganz im Sinne Wilhelms IL. 5° zum 
open-door-Prinzip bekannten - und zwar nicht separat für das Yangtse- 
gebiet, sondern für sämtliche chinesischen Fluß- und Seehäfen. Daß beide 
Vertragspartner sich dafür aussprachen, die territoriale Integrität Chinas 
zu wahren, verlieh dem Abkommen angesichts des russischen Griffs nach 
der Mandschurei eine antirussische Tendenz. Irritiert klagte Radolin, der 
deutsche Botschafter in Petersburg, der von dem deutsch-englischen Ver- 
trag nichts wußte, bis er davon in der Zeitung las, daß seine Regierung 
plötzlich «englische Politik» treibe und dadurch «in immer größeren Ge- 
gensatz zu Rußland [komme] trotz der fortwährenden Versicherung des 
Hand-in-Hand-gehens».' Auch in den nächsten Monaten nahm die deut- 
sche Politik in China weitgehend die Seite Englands gegen Rußland ein.’” 
Als sich im Frühjahr 1901 herausstellte, daß die Russen, wie der Kaiser 
schrieb, «die Mandschurei einfach ohne Vertrag behalten und nicht wieder 
herausgeben» würden, kannte seine Verärgerung keine Grenzen. Die Chi- 
nesen hätten die russischen Forderungen einfach abgelehnt und «die Ver- 
tragsbestimmung den andren Europäern verrathen, und nun kann der 
ursus asiaticus [Rußland] den Honigtopf nicht in Güte kriegen! Darüber 
ärgert er sich, daß sein fein gesponnenes Plänchen heraus gekommen, und 
da müßen [sic] wir natürlich die Schuld tragen! Denn er wird nun den Ho- 
nig einfach «auben» welchen Schein er lieber vermieden hätte! Außerdem 
kostet das alles Geld.» 

Die eigenen Pläne zur Annexion der Hafenstadt Tschifu an der Schan- 
tung-Halbinsel hatte Wilhelm inzwischen aufgeben müssen.’* Trotz der 
Gefahr von internationalen Komplikationen hatte Waldersee zunächst 
keine Bedenken gehabt, den ursprünglichen kaiserlichen Wunsch zu erfül- 
len. Am 24. November 1900 hatte er in einem Bericht an Wilhelm beteuert, 
er habe seit Übernahme des Kommandos stets eine Besetzung dieser Stadt 
im Auge behalten. Er halte die Aktion für «nicht schwierig und bei Mit- 
wirkung des Panzergeschwaders für leicht». Waldersee kündigte an, daß er 
«mit Wiedereröffnung der Schiffahrt, also spätestens 1. März 1901, zur 
Fortnahme Tschifus schreiten» werde.’ Wilhelm ließ den Bericht seinem 
Bruder Prinz Heinrich und Bülow zugehen, und beide sprachen sich 
gegen einen Angriff auf Tschifu aus. Mit Leidenschaft stellte Heinrich 
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in einer Denkschrift vom 14. Januar 1901 fest, daß die Besitzergreifung 
Tschifus nicht nur unwirtschaftlich und unpolitisch, sondern auch «un- 
würdig - und nichtswürdig» wäre. Deutschland habe wiederholt auf das 
feierlichste erklärt, daß es «keinesfalls an Gebietserweiterungen dächte. 
Der beabsichtigte Schritt hieße die deutsche Politik Lügen strafen und das 
deutsch-englische Abkommen vernichten. Eine unabänderliche Folge die- 
ser Maßnahme würde die Auftheilung Chinas und die Besitzergreifung des 
Yangtzethales englischerseits, wenn nicht die Entzündung der Brand- 
fackel eines allgemeinen Krieges sein.» Darüber hinaus plädierte der Preu- 
ßenprinz für eine versöhnliche Haltung China gegenüber, damit das Ver- 
trauen, dessen beide Seiten dringend bedürften, wiederhergestellt werden 
könne. Nach seinem Ermessen sei das Land genügend gestraft worden, 
«nicht zum Geringsten durch das stellenweise empörende Benehmen 
mancher Europäer.»’° Diesmal gab der Kaiser nach und ließ Anfang 
Februar die Besetzung Tschifus abblasen.’7 

In der Tat hatte sich die Lage in China seit der Ernennung Waldersees 
zum Oberbefehlshaber sehr zuungunsten Deutschlands geändert. Bereits 
am 15. August 1900, vier Tage vor der Abreise Waldersees aus Berlin, hat- 
ten englische und japanische Truppen Peking erobert und die hart be- 
drängten Gesandtschaften befreit. Obwohl seine Mission damit eigentlich 
hinfällig war, versuchte Waldersee, selbst dieser Entwicklung noch Positi- 
ves abzugewinnen und versicherte Bülow: «Die Einnahme von Peking und 
die Flucht der Chinesischen Regierung in’s Innere - möge sie auch unserem 
Allergnädigsten Herrn eine Enttäuschung bereitet haben - halte ich für 
unsere zeitigen Interessen für keineswegs ungünstig. Sie verhindern Sepa- 
ratabkommen Einzelner oder — was Gott verhüten wolle - aller unserer 
Verbündeten.»5® Genau diese Gefahr eines separaten Friedensabschlusses 
vor dem Eintreffen Waldersees in Peking drohte, einen Strich durch die 
Rechnung Wilhelms I. und Bülows zu machen. Die Enttäuschung beider 
war grenzenlos. Der Monarch telegraphierte am 21. August an das Aus- 
wärtige Amt: «Die eben erhaltene Mitteilung aus St. Petersburg, wonach 
der [russische] Kaiser durch die Einnahme von Peking den Krieg als been- 
det ansieht [...], ist in höchstem Grade bedauerlich und überraschend. [...] 
Die russischen Nachrichten klingen sehr bedenklich nach Schamade und 
zeugen von großer Unaufrichtigkeit und Rücksichtslosigkeit gegen uns. In 
kurzem ausgedrückt, heißt es, wir haben mit eurer Hülfe die uns nicht 
zustehende Mandschurei in der Tasche und danken schön: Der Mohr hat 
seine Arbeit getan, der Mohr kann gehen! Wie der Franzose sagt, sie de- 
barkieren uns. Diese unerhörte Zumutung muß ihnen mit der gebühren- 
den Deutlichkeit zurückgewiesen werden.» Als auch die amerikanische 
Regierung signalisierte, daß sie die militärische Aktion in China für been- 
det halte und zur Klärung der komplizierten politischen Lage eine interna- 
tionale Konferenz vorschlug, wütete Wilhelm: «Wenn Waldersee erst dort 
ist, wird sie bald geklärt sein! [...] Die Konferenz ist Unsinn! Die ganz 
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klar liegenden Verhältnisse können nur dadurch verwirrt werden! Wir 
bleiben in Peking und die Chinesen werden mores lernen! Die Generale 
haben noch immer das Wort!» Sein eigener General meinte aber zu dieser 
Entwicklung: «Mir thut der Kaiser aufrichtig leid, denn Deutschland wird 
auch nicht annähernd erreichen, was es verlangt u. wird von den meisten 
Bundesgenossen in schmachvoller Weise im Stiche gelassen, am meisten 
von Rußland, das von anfang an uns Schwierigkeiten bereitete.» 

Bülow stimmte dem Monarchen zu, daß Deutschland «Alles thun 
[müsse], um die Einleitung von Friedensverhandlungen bis zum Eintreffen 
von Waldersee und dem Expeditionskorps hinauszuziehen. Wir können 
dabei darauf hinweisen, daß noch Niemand da sei, mit dem rite verhandelt 
werden könne; daß die Boxer-Bewegung gründlich ausgerodet werden 
müsse sofern sie nicht sofort wieder aufflackern solle; daß es im Interesse 
aller Mächte liege, ernsthafte und umfassende Garantien gegen die Wie- 
derkehr derartig gefährlicher revolutionärer Bewegungen in China zu 
schaffen; daß ausreichende Sühne für die begangenen Unthaten gewährt 
werden müsse, sofern nicht die Gefahr entstehen solle, daß es bei nächster 
Gelegenheit wieder zu ähnlichen Exzessen komme; daß die Pacifikation 
in ganz China noch größere Fortschritte machen müsse u. s. w. u. s. w.» 
Gleichzeitig warnte Bülow aber den Kaiser erneut vor der sich abzeich- 
nenden Gefahr der Selbstisolierung Deutschlands. Nach wie vor müsse 
das Kaiserreich «mit allen Mächten trotz der perfiden Absichten, welche 
dieselben innerlich natürlich zum Theil hegen, möglichste Fühlung hal- 
ten», mahnte er eindringlich. «Wenn wir die Russen brüskiren, riskiren 
wir, daß sie sich direkt mit Salisbury über schleunigen Friedensschluß mit 
China verständigen. Wir müssen so lange als möglich mit Rußland einig 
bleiben im Zeichen der monarchischen Solidarität wie unserer freund- 
lichen Haltung gegenüber Rußland in allen nordchinesischen Fragen. 
Wenn wir uns andererseits ganz von England abwendeten, würde das 
unsere Lage auch nicht verbessern. Mit England, Amerika, Japan und (so 
weit es geht) auch mit Frankreich müssen wir auf der Basis der Wieder- 
herstellung dauernder Möglichkeit von Handel und Verkehr in China 
zusammengehen.»“ Behutsamkeit und Verschwiegenheit, also Tugenden, 
die in dieser äußerst schwierigen Situation erforderlich gewesen wären, 
gehörten jedoch nicht gerade zu den Stärken Wilhelms I. 

Am 21. September 1900 berichtete Radolin voller Sorge aus St. Peters- 
burg über die zunehmend feindselige Haltung der Russen: «Es wird hier 
immer klarer, daß man uns nicht auf unseren kriegerischen Pfaden in Chi- 
na folgen wird. Man sieht es nicht ungern, wenn wir uns dort allein verbei- 
en und vielleicht verbluten. [...] Man traut uns und dem «Oberkomman- 
do» nicht über den Weg trotz aller Freundschaftsversicherungen, die uns 
gemacht werden.»® Sechs Tage später übernahm Waldersee endlich den 
Oberbefehl über die Interventionsstreitkräfte im Raum von Peking, die 
mittlerweile auf 87 000 Mann angewachsen waren. Da die «Boxer» und die 
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reguläre chinesische Armee bereits besiegt und Friedensverhandlungen 
auch schon eingeleitet waren, konnten Schlachtensiege, von denen Kaiser 
Wilhelm geträumt hatte, nicht mehr errungen werden. Kenner der ostasia- 
tischen Verhältnisse wie Prinz Heinrich drängten schon im Oktober 1900 
angesichts der «Ereignislosigkeit in China» auf einen Rückzug der dorthin 
entsandten Kriegsschiffe.‘ 


5. Die Wirkung der Kaiserreden 


Waldersee demonstrierte Aktivität, indem er zahlreiche Strafexpeditionen 
anordnete, um «den Chinesen die Freude am Kriege zu verleiden».° Viele 
dieser Militäroperationen waren mit furchtbaren Massakern an der chine- 
sischen Zivilbevölkerung verbunden.“ Nach seiner Rückkehr aus China 
räumte Waldersee die mörderische Kriegführung der deutschen Soldaten 
ein. Der Generalfeldmarschall suchte sie aber zu relativieren, indem er auf 
die «Grausamkeiten u. Scheußlichkeiten» hinwies, die die Engländer in 
ihrem «Ausrottungskrieg» gegen die Buren verübt hätten; im übrigen sei 
es «ein glücklicher Umstand, daß in China ein Menschenleben wenig gilt 
u. man uns dort es nicht sehr übel genommen hat, daß zahlreiche Men- 
schen, die eigentlich nichts Schlimmes begangen hatten, zur Strecke ge- 
bracht sind.»° Gegenüber einem britischen Offizier rechtfertigten einige 
deutsche Soldaten ihr Morden und Plündern damit, der Kaiser habe in sei- 
ner Rede in Bremerhaven erklärt, daß sie sich genauso verhalten müßten, 
und sie würden nur seinen Befehl befolgen.‘ 

Auch in Deutschland rückten die aufhetzenden Reden Wilhelms II. in 
den Mittelpunkt der wachsenden Proteste gegen das unselige China- 
Abenteuer. Seit Sommer 1900 kritisierten sozialdemokratische und frei- 
sinnige Zeitungen die deutsche Intervention. Die Parteivorsitzenden von 
SPD und Freisinniger Volkspartei, August Bebel und Eugen Richter, for- 
derten die Einberufung des Reichstags, um die Lage zu besprechen. Der 
«böse Wille» dieser «traurigen Burschen», wie Waldersee sie verächtlich 
nannte, richtete sich in der Hauptsache gegen den Kaiser.” «Alle Parteien 
[...] sind gegen $.M. aufgebracht und mißtrauisch», schrieb Reichskanzler 
Fürst Hohenlohe seinem Sohn unmittelbar vor seinem Rücktritt. «Sie 
wollen alle ihrem Herzen Luft machen, und da sie den Kaiser nicht angrei- 
fen können, so werden sie über mich herfallen. Da ich aber in die chine- 
sische Politik des Kaisers nicht eingeweiht bin, auch $.M. nicht anders 
machen kann, als er ist, so werde ich eine sehr traurige Rolle spielen.»° 
Bülow, der zusammen mit dem Kaiser die Hauptverantwortung für die 
unglückliche Expedition trug, vertrat dem Monarchen gegenüber die An- 
sicht, daß eine vorzeitige Einberufung des Reichstags «der Krone nur als 
Schwäche ausgelegt» werden würde; keinesfalls dürfe das Parlament 
zusammenberufen werden, ehe Waldersee und das Expeditionskorps in 
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China eingetroffen seien.”' Erst Mitte November 1900 konnte der Reichs- 
tag anläßlich des Nachtragsetats, den die Regierung wegen der Kosten der 
China-Intervention vorlegen mußte, die Expedition debattieren.” Bei den 
Sitzungen am 19. und 23. November prangerten Bebel und Richter die 
«Hunnenrede» des Kaisers scharf an. Der Sozialdemokrat las dem Parla- 
ment Auszüge aus den «Hunnenbriefen» vor - also Schreiben deutscher 
Soldaten aus China, die ihren Angehörigen in der Heimat die Greueltaten 
schilderten, zu denen es bei den deutschen «Strafexpeditionen» kam. «Al- 
les niedergemetzelt, was uns in die Finger kam, dabei wurden weder Weib 
noch Kind verschont», lautete ein typischer Brief. «Gegen Abend brann- 
ten wir die ganze Stadt nieder. Der ı 1. September war bis jetzt der blutig- 
ste Tag, den ich in China mitmachte. Ich sah an diesem Tag eher einem 
Metzger als einem deutschen Soldaten ähnlich.» Ein anderer Soldat be- 
zog sich, wie Bebel hervorhob, direkt auf die «Hunnenrede» des Kaisers, 
indem er aus Taku nach Hause berichtete: «Wie wir die erste Schlacht ge- 
wonnen hatten, da hättest Du sehen sollen, wie wir in die Stadt einrückten. 
Alles, was uns in den Weg kam, ob Mann, Frau oder Kinde, alles wurde 
abgeschlachtet. Nun, wie da die Weiber schrien! Aber des Kaisers Befehl 
lautet: keinen Pardon geben! - und wir haben Treue und Gehorsam ge- 
schworen und das halten wir auch.» Der sozialdemokratische Parteiführer 
fügte hinzu: «Ich erkenne an: daß Weiber und Kinder gemordet werden 
sollen, hat der Kaiser nicht befohlen; er hat im Gegentheil gesagt: die scho- 
net! Aber, meine Herren, Sie schen, wie in den Augen der fanatisierten, der 
aufs äußerste erregten Soldaten dieser Befehl ausgelegt wird.»”* Waldersee 
sei zwar der «Exekutionsgeneral», stellte Bebel mit vernichtender Doppel- 
deutigkeit fest, aber die «moralische Verantwortung» für den Chinafeld- 
zug trage der Kaiser allein.” 

Angesichts der Kritik, die aus allen Fraktionen des Reichstags kam - 
auch der Nationalliberale Ernst Bassermann und der Konservative Albert 
Freiherr von Levetzow verurteilten die Ansprachen des Monarchen - be- 
schwor Eulenburg den Kaiser, «Sich in nächster Zeit jedweder öffentlichen 
Kundgebung - sei es ziviliter oder militärisch — zu enthalten, soweit sie 
auch nur im entferntesten geeignet wäre, irgendwie anzuregen oder aufzu- 
regen. Besonders im Hinblick auf China.»’° Gelassen antwortete Wilhelm 
auf das Telegramm seines Freundes: «Bin Dir für Deine Winke sehr dank- 
bar, welche dem Verhalten, welches ich mir vorgezeichnet habe, völlig ent- 
sprechen. Ich habe auch strikte bisher danach gehandelt.»”” Doch gerade 
an diesem Tag erinnerte der Kaiser junge Marinerekruten bei der Vereidi- 
gung in Kiel an die Tapferkeit der deutschen Truppen in China, denen es 
gelungen sei, «ihre Kameraden aus dem Feind herauszuhauen», und ge- 
dachte pathetisch derjenigen, die dort «dahinsanken, teils von tödlicher 
Kugel, teils vom tödlichen Blei oder tödlicher Krankheit dahingerafft».”* 

Der Kaiser gratulierte Bülow «zu dem meisterhaften Abschuß von 
Richter» im Reichstag und versicherte ihm, er «verdiene die Schützen-Ab- 


120 Boxeraufstand und Bagdadbahn 


zeichen dafür».7”? Dabei hatte Bülow in seinen Versuchen, den Monarchen 
zu verteidigen, die fadenscheinigsten Ausreden anwenden müssen: Unmit- 
telbar vor der Rede in Wilhelmshaven am 2. Juli habe der Kaiser die Nach- 
richt von der Ermordung Kettelers erhalten, behauptete er, und diese Mel- 
dung habe «dem Deutschen Kaiser das Blut [...] rascher durch die Adern 
getrieben». Bei der «Hunnenrede» in Bremerhaven sei Wilhelm davon aus- 
gegangen, so Bülow weiter, daß inzwischen auch die übrigen europäischen 
Gesandten getötet worden seien; er habe demnach «in diesem Augenblick 
als Soldat gesprochen».‘° Die Schützenhilfe des neuen Reichskanzlers lief 
auf eine Bloßstellung des Monarchen hinaus. 


6. Der übereilte Rückzug 


Nur wenig später wehte am kaiserlichen Hof ein anderer Wind. Der 
«Kampf Asiens gegen das ganze Europa» sollte abgebrochen, die vier Li- 
nienschiffe, die im Juli 1900 zum Rachefeldzug nach China abgedampft 
waren, schleunigst zurückgeholt werden, weil in der Ostsee wichtigere 
Aufgaben auf sie warteten. Am 9. Mai 1901 informierte Unterstaatssekre- 
tär Richthofen den Gesandten Mumm von Schwarzenstein darüber, daß 
Wilhelm II. «sehr» darauf dränge, die Panzerschiffe aus Ostasien nach 
Deutschland zurückzurufen.‘' Plötzlich mußte Bülow, der den Kaiser 
bisher von allzu militanten Schritten zurückgehalten hatte, Wilhelm von 
einem verfrühten Rückzug abzuhalten suchen. Dem Monarchen berichte- 
te er, Generalstabschef Graf Schlieffen habe sich «dahin ausgesprochen, 
daß die Fortnahme des Panzergeschwaders solange das Gros von Euerer 
Majestät Expeditionstruppen sich noch auf chinesischem Boden befindet, 
ihm militärisch in hohem Grade bedenklich erscheine». Der Reichskanzler 
fuhr fort: «Von meinem politischen Standpunkt aus kann ich mich ähn- 
lichen Bedenken nicht verschließen. Insbesondere liegt leider die Gefahr 
vor, daß Euerer Majestät Expeditionstruppen, sobald denselben mit den 
Panzerschiffen ihr kräftigster Rückhalt genommen ist, von russischer Seite 
Verlegenheiten bereitet werden können. [...] Bei den so schwerwiegenden 
militärischen und politischen Bedenken, welche gegen die Trennung von 
Expeditionskorps und Panzerflotte sprechen, wage ich Euere Majestät in 
tiefster Ehrfurcht zu bitten, von der Rückberufung der Flotte im gegen- 
wärtigen Moment noch absehen zu wollen.»*? 

Der Kaiser hörte nicht auf den Rat seines Reichskanzlers und General- 
stabschefs, und auch die Bedenken des Staatssekretärs des Reichsmarine- 
amts, Admirals von Tirpitz, wischte er als inkompetent vom Tisch. Worum 
es ihm eigentlich ging, verriet sein Telegramm an Waldersee vom ı1. Mai 
1901: «Kaisermanöver bei Danzig in Aussicht genommen. Dazu Mitwir- 
kung Flotte in großem Stil: Landungsmanöver, Evolutionen usw. Brauche 
Panzerdivision dazu. Zar hat bereits für Flottenmanöver Erscheinen in 
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Aussicht gestellt.» Wir haben bereits gesehen, in was für eine Erwar- 
tungshaltung der Kaiser durch die Zusage des Zaren versetzt wurde, dem 
für September 1901 geplanten Flottenmanöver bei Danzig beizuwohnen.“* 
In einer Schlußbemerkung zum Immediatbericht vom 10. Mai 1901 setzte 
der Kaiser Bülow eingehend auseinander, weswegen die Linienschiffe 
sofort, und nicht erst im Juni oder Juli, wo starke Stürme im Indischen 
Ozean zu erwarten seien, die Heimfahrt von China antreten müßten. «Ich 
kann mich in allen Punkten mit obigen Ausführungen nicht ganz einver- 
standen erklären. Was die Nothwendigkeit der Panzerdivision für die 
Truppen betrifft, so hat sie mit denselben gar keine Verbindung. Die Schif- 
fe liegen einzeln in entfernten Häfen umher, haben absolut nichts zu thun, 
und die Mannschaften werden dadurch nicht besser. Wenn das Reichsma- 
rineamt der Ansicht ist, daß die Division rechtzeitig zum Manöver sein 
kann, wenn sie im Juli China verlässt, so ist das völlig falsch. Das Reichs- 
marineamt ist nicht in der Lage, über die taktische militärische Verwend- 
barkeit der Schiffe im Geschwaderverbande zu urtheilen, und ist das auch 
nicht seine Aufgabe; letztere liegt nur auf dem Gebiete der Erhaltung der- 
selben, des Baues und der Verwaltung. Auf Grund von mir eingezogener 
Meldungen ist für die Rückfahrt, — da sie in die schlechte Jahreszeit fällt, - 
2 Monate anzusetzen, danach im heimischen Hafen mindestens 14 Tage — 
3 Wochen Reparaturen. Danach braucht SKH Prinz Heinrich die Division 
wenigstens 4 Wochen im Geschwader, um sie mit der anderen einzufahren 
und Evolutioniren. Denn ein Seemanöver im Geschwader vor Mir ist aus- 
geschlossen, wenn eine Division im Golf von Petschili, die andere vor Kiel 
ausgebildet ist, das hätte Admfiral] von Tirpitz Ew. Exzellenz auch sagen 
können. Den Collisionsgefahren dürfen die Schiffe und SKH nicht ausge- 
setzt werden, und das geht nur durch Exerziren im Geschwaderverbande, 
was in China nicht geübt werden kann, also in der Heimath nachgeholt 
werden muß. Obige Berechnung ergiebt knapp 3 Monate, wenn alles ohne 
Anstand geht; es muß die Division im Mai zurück, das ist mein auf militä- 
rischen Gründen basirter wohlüberlegter Wille! Erklären Ew. Exzellenz 
sich aus politischen Gründen, nach diesen Ausführungen, doch noch ab- 
solut dagegen, dann muß ich das Kaisermanöver absagen und den Zaren 
wieder ausladen; denn mit dem elenden Rest in der Heimath ist nichts or- 
dentliches zu machen! Ob dieses Verfahren in Russland, wo [...] gerade 
die Stimmung gegen uns unfreundlich ist, [diese] verbessern wird, überlas- 
se ich Ihnen zu beurtheilen. [...] Ihre [der Russen] Stimmung wird sich 
aber nach allem, was ich weiß, wesentlich verbessern, wenn sie sehen, daß 
auch wir Räumungsvorbereitungen und den Anfang zum Räumen ma- 
chen, und das ist die Heimrufung unserer Schiffe. Dieselben haben weder 
England noch Japan noch Amerika oder Russland uns gegenüber gefügig 
oder liebenswürdig gemacht, trotz ihrer 6 monatlichen Anwesenheit. Sie 
ändern an den Verhältnissen durch ihr Verbleiben bestimmt nichts mehr. 
Daß Russland auf uns schlecht zu sprechen ist, ist ja leider seit etwa 
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11% Jahren leider nichts neues. [...] Unter diesen Umständen ist ein Anfang 
mit Zurückziehung geboten, und unsere Schiffe sind zu Hause nöthig.»® 
Der Reichskanzler beeilte sich, dem Kaiser zu versichern: «Ich werde alles, 
was irgend in meinen Kräften steht, tun, um Ew. Majestät noch im Laufe 
dieses Monats die Rückberufung des Panzergeschwaders und des Gros des 
Expeditionskorps zu ermöglichen.»“ Anfang Juni 1901 befahl der Kaiser 
seinem «Weltmarschall» Waldersee, die Tätigkeit seines Oberkommandos 
einzustellen und nach Deutschland zurückzukehren.‘ Zu dieser Entschei- 
dung bemerkte Eulenburg ungehalten: «Die Leichtigkeit und ungeduldige 
Schnelligkeit, mit der China beendet werden soll (lediglich, um einige Pan- 
zerschiffe zu einem gewissen Besuch in Danzig zu haben!), hat geradezu 
etwas Erschreckendes, wenn man an den verflossenen Sommer denkt.»°° 

Die Intervention in China hatte weder die erhofften militärischen Tri- 
umphe noch die politischen Vorteile gebracht, dafür aber, wie Bülow von 
Anfang an gewarnt hatte, jede Menge Querelen mit den Russen und Eng- 
ländern. Die Zurückweisung der wiederholten Annäherungsversuche des 
Kaisers an England sowie die erneute Aussicht auf einen großen Coup 
beim Besuch des Zaren in Danzig im September 1901 führte dazu, daß 
Wilhelm, der während des China-Feldzugs hauptsächlich auf die Russen 
geschimpft hatte, nun auch auf die Engländer schlecht zu sprechen war. So 
notierte er am 14. Mai 1901, vorübergehend zur Bülowschen «Politik der 
freien Hand» zwischen Rußland und England zurückkehrend und im Wi- 
derspruch zu seiner ursprünglichen Haltung: «Es sind wieder die infamen 
falschen Briten, die den Zusammenstoß mit Rußland scheuend uns da- 
zwischen schieben wollen. Daher müssen wir [aus China] fort, sobald als 
möglich, und die beiden allein lassen.»* 


7. «Meine Bahn!» Wilhelm II. und das Bagdadbahn-Projekt 


Durch das Vorhaben, eine Eisenbahnstrecke von Südanatolien über Bag- 
dad bis nach Basra oder Kuwait an der Küste des Persischen Golfes zu 
bauen, geriet das Kaiserreich um die Jahrhundertwende im Orient, der 
schon damals eine Krisenregion der Weltpolitik war, mehr noch als in 
China in einen gefährlichen Konkurrenzkampf mit England, Rußland und 
Frankreich. Alle diese Mächte hatten im angeschlagenen Osmanischen 
Reich vitale Interessen zu vertreten. Für England bildete der Nahe Osten 
die Verbindungslinie nach Indien, die «große Schlagader des Empire». Es 
konnte nicht hinnehmen, daß, sollte eine Bahn vom Mittelmeer zum Persi- 
schen Golf entstehen, diese sich gänzlich in der Hand einer fremden 
Macht befinden würde.?' In Rußland betrachtete man seit Jahrhunderten 
Kleinasien und Nordpersien als seine Einflußsphäre und strebte die Kon- 
trolle über die türkischen Meerengen an.’ Auch Frankreich verteidigte in 
Konstantinopel bedeutende historische, religiöse und vor allem finanzielle 
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Interessen. Mit dem Bagdadbahn-Projekt zwängte sich das kaiserliche 
Deutschland also in eine Region, von der Bismarck einst erklärt hatte, sie 
sei nicht die Knochen eines pommerschen Grenadiers wert.” Mit der leb- 
haften Unterstützung Wilhelms II., der sich seit 1899 persönlich mit dem 
Projekt identifizierte — die Bagdadbahn «ist Meine Bahn!», erklärte er 
rundheraus im Sommer 1907? -, wurde das Vorhaben neben der Schlacht- 
flotte zur Quintessenz des wilhelminischen Weltmachtstrebens.° Wie 
Gregor Schöllgen geschrieben hat, bietet sich dem Betrachter hier «das 
Bild einer aus Unerfahrenheit und Ignoranz gleichermaßen gemischten 
deutschen Außenpolitik im allgemeinen und deutschen Orientpolitik im 
besonderen». 

Seit 1889, dem Jahr der ersten Orientreise Wilhelms,?” baute die Ana- 
tolische Eisenbahngesellschaft, eine deutsche Finanzgruppe unter Füh- 
rung der Deutschen Bank, eine Bahnlinie von Haidar Pascha nahe Kon- 
stantinopel bis nach Ankara und Konya.” Im Herbst 1890 beauftragte 
Sultan Abdulhamid II. seinen Botschafter in Berlin, Tewfik Pascha, Kai- 
ser Wilhelm um moralische Unterstützung für den Bau der Eisenbahn- 
linie nach Bagdad zu ersuchen.” Er wünsche, daß eine deutsche Finanz- 
gruppe unter der Leitung von Alfred Kaulla das Projekt realisiere.'” 
Wilhelm sagte dem Sultan telegraphisch seine Unterstützung zu.'°' Der 
verschlagene Despot Abdulhamid hatte begriffen, welch große militäri- 
sche und wirtschaftliche Bedeutung der Eisenbahnbau für sein Reich be- 
saß. Er sah die Souveränität und territoriale Integrität der Türkei in erster 
Linie durch Rußland und England bedroht, weshalb er die begehrten 
Aufträge für die Bahnbauten unbedingt an deutsche Banken und Firmen 
vergeben wollte.'° 

Bereits 1892 machten sich die ersten Proteste Frankreichs und Eng- 
lands gegen das Eisenbahnprojekt bemerkbar.’ Der Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes, Adolf Freiherr Marschall von Bieberstein, betonte 
damals: «Die Sache gewinnt für uns durch den Umstand an Bedeutung, 
daß Seine Majestät der Kaiser und König auf speziellen, unserem allergnä- 
digsten Herrn durch den hiesigen türkischen Botschafter übermittelten 
Wunsch des Sultans allerhöchst sein Interesse für die Übernahme des frag- 
lichen Eisenbahnbaus durch die deutschen Unternehmer betätigt hat. In 
der nunmehrigen Nichterteilung der Konzession an die deutschen Be- 
werber müßten wir daher eine Bloßstellung der Person Seiner Majestät 
erblicken.»'** Mit der Ernennung Marschalls zum Botschafter in Konstan- 
tinopel im Sommer 1897 trat die deutsche Türkeipolitik in ein aktives 
Stadium.’ Marschall stürzte sich mit Feuereifer in seine neue Tätigkeit 
am Goldenen Horn und warb für eine energische Expansion der deut- 
schen Wirtschaft im Nahen Osten. Der schriftstellerisch begabte Bot- 
schafter schickte eine riesige Anzahl ausführlicher, fundierter und flott ge- 
schriebener Berichte nach Berlin, die Wilhelm II. faszinierten. Zu vielen 
Eingaben des früher so verschmähten «Badensers» verfaßte der Monarch 
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wahre Lobpreisungen. Als Marschall von einem türkischen Sprichwort 
schrieb, das besagte: «Die Eile kommt vom Teufel, von Gott aber kommt 
geduldiges Warten», vermerkte der vergnügte Kaiser dazu: «Ich habe ganz 
allein in meinem Zimmer lesend so gelacht, daß die Scheiben klirrten!» 
Unter den Bericht notierte er: «Ganz hervorragend geschrieben. Eine 
Musterleistung eines Berichts. Marschall danken und von mir gratulieren, 
zum Erfolg und zur geschickten Behandlung.»'* Anfang 1899 arbeitete 
der Botschafter sein «Brevier der deutschen Bagdadbahnpolitik» aus - ei- 
nen 46 Seiten langen Bericht an Reichskanzler Fürst Hohenlohe.‘ Am 
Ende seiner Abhandlung entwarf er die vielsagende Vision: «Wenn ich ein 
Zukunftsbild ausmale, wie die Dinge sich einst gestalten werden, wenn 
Deutschland fortfährt, sich im Orient wirtschaftlich auszustrecken, — der 
Hafen von Haidar-Pascha, dem zu erheblichem Teil auf deutschen Schif- 
fen deutsche Waren zugeführt werden, die Bahnlinie von dort bis Bagdad 
ein deutsches Unternehmen, das nur deutsches Material verwendet und 
zugleich für Güter und Personen die kürzeste Linie bildet aus dem Herzen 
Deutschlands nach seinen ostasiatischen Besitzungen - so tritt dem vor- 
ausschauenden Blick der Moment entgegen, in dem der berühmte Aus- 
spruch [Bismarcks], daß der ganze Orient nicht die Knochen eines pom- 
merschen Grenadiers wert sei, eine interessante historische Reminiszenz, 
aber keine aktuelle Wirklichkeit mehr bildet.»'* 

Im Herbst 1898 erregte die zweite Orientreise Wilhelms II. internatio- 
nal enormes Aufsehen.'” Zu diesem Zeitpunkt lagen der türkischen Regie- 
rung von französischer und englischer Seite Anträge auf Konzessionen 
zum Bau von Bahnlinien nach Bagdad vor.''” Auf eine entscheidende 
Intervention beim Sultan in der Bahnfrage hatte sich Wilhelm II. seit Mo- 
naten vorbereitet. Und die kaiserliche Fürsprache hatte Erfolg.'"' Bereits 
wenige Wochen nach dem Abschluß der Orientreise bekam die Anatolische 
Eisenbahngesellschaft die Konzession für den Bau eines großen Handels- 
hafens in Haidar Pascha, bald darauf auch die Vorkonzession für den Bau 
der Bagdadbahn. Aus London berichtete Botschafter Graf Hatzfeldt, in 
der Sicht der «leitenden Blätter» sei die Erteilung der Vorkonzession «ein 
Erfolg, welcher nicht zum geringsten Teil auf den persönlichen Einfluß 
seiner Majestät des Kaisers zurückzuführen sei».''* Im März 1899 meldete 
Bülow dem Kaiser «alleruntertänigst»: «Seit Euerer Majestät Rückkehr 
aus dem Heiligen Lande ist dieser Plan fortdauernd Gegenstand von Be- 
sprechungen und Verhandlungen zwischen dem Auswärtigen Amt und 
Herrn Siemens gewesen. Dem letzteren wurde eröffnet, daß von unserer 
Seite nicht nur keinerlei Bedenken gegen die Erweiterung des anatolischen 
Bahnnetzes bestünden, sondern daß wir im Gegenteil vollständig bereit 
seien, den Eisenbahnplan nach allen Richtungen hin zu fördern und bei 
der Pforte nachdrücklich zu unterstützen.»'"? Bankdirektor Siemens, so 
berichtet der wohlinformierte Diplomat Friedrich Rosen, war, als er von 
der bevorstehenden Konzessionserteilung erfuhr, «außer sich über die 
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nunmehr der Deutschen Bank aufgebürdeten Last und rief: «Ich pfeife auf 
diese Konzession und auf die ganze Bagdadbahn!»»''* Wenigstens in die- 
sem Fall bildeten die Finanziers nicht, wie häufig behauptet wird, die trei- 
bende Kraft hinter dem imperialistischen Expansionsdrang des Deutschen 
Reiches, sondern dieser wurde gespeist durch die Weltmachtträume des 
Monarchen und seiner Diplomaten. Das Engagement des Kaisers, Mar- 
schalls und Bülows brachte den widerstrebenden Bankier immer stärker in 
Zugzwang. 

Vor dem Reichstag hatte Bülow am 12. Dezember 1898 verkündet, 
Deutschland habe «im Orient keine direkten politischen Interessen» und 
strebe «in Konstantinopel gar keinen besonderen Einfluß an».''5 Bis zum 
Kriegsausbruch 1914 sollte die Reichsregierung gebetsmühlenartig immer 
wieder versichern, sie verfolge in der Türkei ausschließlich wirtschaftliche 
Ziele. Doch der Berliner Botschafter des verbündeten Österreich-Ungarn, 
Graf Szögyeny, wußte es besser: «Die Bedeutung dieses neuesten deut- 
schen Unternehmens liegt nach der übereinstimmenden Beleuchtung der 
hiesigen Blätter sowie nach den gleichlautenden regierungsseitigen Auslas- 
sungen keineswegs auf politischem, sondern ausschließlich auf handels- 
politischem Gebiet. - Diese Auffassung mag auch fürs erste die richtige 
sein: [...] Es ist jedoch vorauszusehen, daß sich nach und nach längs der 
neuen Bahnlinie zahlreiche hiesige Handelshäuser etablieren werden, was 
wiederum eine allmähliche Besiedlung durch Angehörige des Deutschen 
Reiches zur Folge haben dürfte. Ob nun mit dem Prozeß einer Art von 
kommerzieller Kolonisation auch das Wachstum politischen Einflusses 
Deutschlands in Kleinasien und damit auch am Goldenen Horn Hand in 
Hand gehen wird, scheint mir mehr als wahrscheinlich.»""° Intern machte 
Bülow jedenfalls kein Hehl daraus, daß es ihm auch um politischen Ein- 
fluß im Osmanischen Reich ging. So hatte er in seinem Immediatbericht 
vom 30. September 1898 betont, es sei «im Interesse der politischen Stel- 
lung Deutschlands in der Türkei und insbesondere des deutschen Einflus- 
ses in Kleinasien» erforderlich, daß die Bagdadbahn «unter deutschen Ein- 
fluß gelange».'” Ein halbes Jahr später bezeichnete der Staatssekretär den 
Bau der Bagdadbahn als Voraussetzung für die «Erschließung des Landes 
für die deutschen Gesamtinteressen». Auch hierzu bemerkte Wilhelm II.: 
«Einverstanden»." 

Seit Anfang 1899 schaltete sich der Kaiser stärker in das Bagdadbahn- 
projekt ein. Von großer Bedeutung erwies sich in dieser Hinsicht seine 
denkwürdige Begegnung mit dem britischen Südafrikapolitiker und Impe- 
rialisten Cecil Rhodes am ı1. März 1899, der den deutschen Herrscher 
ohne Umschweife fragte, «warum er nicht versuchen würde, Mesopota- 
mien [Irak] als Kolonialgebiet zu bekommen», worauf Wilhelm I. ant- 
wortete, «daß er dies schon seit Jahren vorgehabt habe».''? Wenig später, 
als Hatzfeldt einen Zeitungsartikel einsandte, wonach das Persische Reich 
demnächst in Einflußsphären der europäischen Mächte aufgeteilt werden 
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würde, notierte Wilhelm II. dazu: «Dann müssen wir uns aber Mesopota- 
mien sichern!»'*°" Im November 1907, als der Kaiser mit dem britischen 
Außenminister in London die Bagdadbahn besprach, bezeichnete er sein 
Gespräch mit Rhodes als den eigentlichen Moment der Entscheidung. In 
einer geheimen Aufzeichnung teilte Sir Edward Grey dem König mit, 
Wilhelm habe von einer Begebenheit gesprochen, die ihn «bei einer Be- 
gegnung mit Mr. Rhodes sehr beeindruckte. Mr. Rhodes erzählte ihm, er 
nehme jede Nacht eine Karte mit ins Bett und untersuche, welche Gegen- 
den der Welt auf die Entwicklung durch Europäer warteten. Er habe Me- 
sopotamien als eine solche erkannt; und das sei die Stelle, die Deutschland 
in die Hand nehmen solle. Mr. Rhodes sagte das spontan zum Kaiser in 
dem Augenblick, als dieser gerade die Idee der Bagdadbahn ersonnen hatte 
und als nur vier Person, er selbst, der Sultan, der Reichskanzler [gemeint 
war Bülow] und der deutsche Botschafter in Konstantinopel, von dem 
Vorhaben wußten. Der Kaiser sagte zu Mr. Rhodes: «Sie haben vollkom- 
men recht, und genau das haben wir auch vor.»'"" Wenige Monate nach 
dem Treffen mit Rhodes entwickelte der Kaiser während der Nordlandrei- 
se in seiner charakteristischen «energischen Stimmung», wie Eulenburg an 
Bülow berichtete, «die Dir bekannten Gedanken über ein «deutsches 
Kleinasien».'” Als Marschall im April 1900 mahnte, rasch die Verhandlun- 
gen mit der türkischen Seite über den definitiven Vertrag aufzunehmen, 
stimmte Bülow ihm mit den Worten zu: «Wir müssen jetzt rasch abschlie- 
ßen, auch weil Seine Majestät drängt.»'”? Den Widerstand des preußischen 
Finanzministers Johannes von Miquel, der das finanzielle Risiko einer 
staatlichen Beteiligung scheute, überwand ein kaiserliches Machtwort: 
«Dem Herrn Finanzminister zur Kenntniß und schleunigsten Erledigung. 
Wilhelm I. R.» Miquel gab daraufhin klein bei.'”* 

In völliger Verkennung der Gefahr einer Isolierung des Reiches ver- 
suchten Wilhelm II., Marschall und Bülow mit dem Bagdadbahn-Projekt 
die seit über hundert Jahren im Nahen Osten etablierten Weltmächte ge- 
geneinander auszuspielen. Sie überschätzten grob den Spielraum des Kai- 
serreiches in dieser Region. So meinte Wilhelm im Februar 1899, als sich 
ein englisches Protektorat über das Sultanat Maskat am Golf von Oman 
abzeichnete: «Man könnte ja das Schreckbild der Russisch-Französischen 
Entente im Rothen Meere den Engländern von Zeit zu Zeit erscheinen las- 
sen und ihnen andeuten wenn sie sich etwa Maskats bemächtigen wollten, 
unser guter Wille dazu nöthig sei. Als Entgelt Compensationen an der 
Küste Arabiens in Form einer Kohlenstation, und Sympathische Unter- 
stützung der in ihrem Sinne gegen die obige Entente nützlichen Euphrat- 
Bahn!»'* Hatzfeldt deutete vorsichtig an, daß die Hoffnungen, die in der 
Schlußbemerkung Wilhelms II. sichtbar wurden, illusionär waren. Es 
scheine zweifelhaft, schrieb er, ob «ein Hinweisen auf das Schreckbild 
einer russisch-französischen entente cordiale im Roten Meer sich hier [in 
London] als besonders wirksam erweisen und die Engländer bestimmen 
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würde, irgendeiner Abtretung an uns in Maskat, die ihnen sonst uner- 
wünscht wäre, zuzustimmen.»'?° 

In ähnlichem Sinne instruierte Anfang 1900 der Vortragende Rat im 
Auswärtigen Amt, Otto von Mühlberg, in einem «ganz geheimen» Schrei- 
ben den Ersten Sekretär bei der deutschen Botschaft in London, Hermann 
Freiherr von Eckardstein: «Es gilt also, die asiatische Rivalität Englands 
und Rußlands so für uns auszunutzen, daß wir bald mit einer Verbeugung 
vor dem britischen Löwen, bald mit einem Knix vor dem russischen Bären 
unsere Bahn bis Ku[wleit am Persischen Golfe hindurchschlängeln.»"”7 
Unbekümmert hatte Marschall bereits im Juni 1899 erklärt, bei der Expan- 
sion in den Orient solle man auf Rußland keine Rücksicht nehmen - eine 
Idee, die Wilhelm II. «vorzüglich» fand." In Kuwait sah er den geeigneten 
Streitpunkt zwischen Rußland und England, wo «der Russe über den Per- 
sischen Golf sich aussprechen, und zwischen England und uns (indirekt) 
wählen» müsse.'” 

Bald nahmen die Proteste Rußlands gegen die deutschen Bagdadbahn- 
pläne bedrohliche Formen an. Nach einer Unterredung mit dem russi- 
schen Botschafter in Berlin, Nikolai Graf von der Osten-Sacken, am 
15. April 1899 hielt Bülow fest: «Nicht ohne Nachdruck betonte der russi- 
sche Botschafter, daß die russische Regierung und der russische Kaiser im 
Hinblick auf uralte Erinnerungen, Stimmungen und Hoffnungen des rus- 
sischen Volkes einen Mitbewerb um Konstantinopel und alles, was mit 
Konstantinopel zusammenhänge, mit Sorge beobachte. Man fürchte in St. 
Petersburg, daß aus unserer wirtschaftlichen Festsetzung in der Türkei 
sich eine politische deutsche Vorherrschaft entwickeln werde, welche mit 
der Zeit notgedrungen zu einem sonst nicht vorhandenen Gegensatz zwi- 
schen deutschen und russischen Bestrebungen führen müsse.»'3° Sechs 
Wochen später erklärte sich der russische Außenminister Murawiew be- 
reit, die deutschen Aktivitäten in Kleinasien gutzuheißen, «vorausgesetzt 
natürlich, daß Deutschland seinerseits die traditionellen ausschließlichen 
Ansprüche Rußlands auf den Bosporus unzweideutig anerkenne und 
dementsprechend gegebenen Falles auch auf die anderen Mächte einwir- 
ke». Wilhelm II. erregte sich über diese Äußerung und verlangte vom 
russischen Außenminister einen anderen Ton: «So ungefähr muß Niko- 
laus I. Friedrich Wilhelm IV. gegenüber geredet haben! Das ist aber unter 
mir verflucht anders! Bitte!! Die Hacken zusammen und stramm stehen 
Herr Mouraview wenn er mit dem Deutschen Kaiser spricht.»"?* Den war- 
nenden Hinweis des Ministers, Rußland könne sich, wenn es mit Deutsch- 
land nicht einig werde, mit England verständigen, wischte Wilhelm einfach 
beiseite.'3? Als sich die russische Regierung über einen Besuch des kaiser- 
lichen Flügeladjutanten und deutschen Militärattach&s in Konstantinopel, 
Major Morgen, an der russisch-türkischen Grenze beschwerte, wütete der 
Kaiser von neuem: «Die Russen haben in der Türkei nichts zu sagen, und 
werden meine Adjutanten sich dort bewegen wie es mir gefällt. Egal ob 
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Mouraview das Spaß macht oder nicht. [...] Die Russen haben kein Geld 
mehr, fühlen, daß wir allmählich den ıojährigen Rüstungsvorsprung 
Alex[anders] III. einholen, unsere Grenzen schließen und befestigen und 
Bundesgenoßen [sic] oder Freunde werben, und das paßt nicht in ihren 
Kram, da sie dadurch zu sehr al pari mit uns kommen und da besorgen sie 
Keile zu besehen!»"* Und als am 27. Februar 1900 der Erste Sekretär an 
der deutschen Botschaft in St. Petersburg, Heinrich von Tschirschky und 
Bögendorff, konstatierte: «Unser Bahnbau in Klein-Asien ist für das russi- 
sche Selbstgefühl empfindlich», bemerkte Wilhelm II. dazu: «unglaublich! 
Was geht Rußland Kl. Asien an!»'3° Ein Jahr darauf erklärte ein russischer 
Prinz «vor Zeugen», wie der Kaiser aufgeregt vermerkte, wenn Deutsch- 
land sich nicht «bald aus Kleinasien hinausscheert und die Finger von der 
Bagdadbahn läßt, dann erklären wir ihm in 2 Jahren den Krieg». Wilhelm 
hielt es für durchaus möglich, daß Rußland die 400 Millionen, die es neu- 
erdings von Frankreich erhalten hatte, «zum Hindern unsrer Bagdadbahn 
und unsres Einflusses in der Türkei» gebrauchen würde.'* 

Daß auch die Regierung Großbritanniens dem deutschen Bahnprojekt 
mit Besorgnis gegenüberstand, wurde zunächst kaum sichtbar. Die große 
militärstrategische Bedeutung der Bahn blieb den Engländern natürlich 
nicht verborgen, zumal die deutsche Publizistik aus ihrem Herzen keine 
Mördergrube machte. In seinem 1901 erstmalig erschienenen Buch «Die 
Bagdadbahn» entwickelte der deutsche «liberale Imperialist» Paul Rohr- 
bach in aller Offenheit Gedanken, die für das Empire nicht bedrohlicher 
sein konnten: «England kann von Europa aus nur an einer Stelle angegrif- 
fen und schwer verwundet werden: in Ägypten. Mit Ägypten würde Eng- 
land nicht nur die Herrschaft über den Suezkanal und die Verbindung mit 
Indien und Ostasien, sondern wahrscheinlich auch seine Besitzungen in 
Zentral- und Ostafrika verlieren. Die Eroberung Ägyptens durch eine 
mohammedanische Macht wie die Türkei könnte außerdem gefährliche 
Rückwirkungen auf die 60 Millionen mohammedanischer Untertanen 
Englands in Indien, dazu in Afghanistan und Persien haben. Die Türkei 
aber kann nur unter der Voraussetzung an Ägypten denken, daß sie über 
ein ausgebautes Eisenbahnsystem in Kleinasien und Syrien verfügt, daß sie 
durch die Fortführung der anatolischen Bahn nach Bagdad einen Angriff 
Englands auf Mesopotamien abwehren kann, daß sie ihre Armee vermehrt 
und verbessert und daß ihre allgemeine Wirtschaftslage und ihre Finanzen 
Fortschritte machen.»"?” Bereits 1898 hatte London geheime Verträge mit 
dem Scheich von Kuwait abgeschlossen, durch die England gewisser- 
maßen als «Tor» den projektierten Endpunkt der Bagdadbahn unter seine 
Kontrolle brachte.'>* 

Noch Ende 1902 fand der Kaiser angesichts des wachsenden Einflusses 
der Russen auf Persien die Tatsache unfaßbar, daß es in England «immer 
noch Leute» gebe, «die von einem Rapprochement mit Rußland reden!»'3 
Doch langsam aber sicher rückten die bisher untereinander verfeindeten 
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Weltmächte England, Rußland und Frankreich im Nahen Osten zusam- 
men.'*° Im Januar 1902 erhielt die Anatolische Eisenbahngesellschaft die 
endgültige Konzession für den Bau der Bagdadbahn, im März 1903 wurde 
die Bagdadbahngesellschaft gegründet. Da die Kosten für das Bahnprojekt 
gewaltig waren, hoffte der Präsident der Gesellschaft, Arthur von Gwin- 
ner, der Nachfolger Siemens’ als Direktor der Deutschen Bank, bis zuletzt, 
britisches Kapital könne zur Finanzierung des Projekts herangezogen 
werden. Doch im Januar 1903 kam die Ernüchterung. Außenminister 
Lord Lansdowne erklärte ihm klipp und klar: «Bis jetzt habe England den 
kürzesten Weg nach Indien allein in der Hand. Mit dem Bau der Bagdad- 
bahn werde dies nicht mehr der Fall sein. Er glaube aber, der vereinte Ein- 
fluß Englands und Rußlands werde eventuell genügen, um den Bau der 
Bagdadbahn zu hintertreiben.»'* Am 25. April 1903 berichtete der deut- 
sche Geschäftsträger in London, Johann Graf Bernstorff, England und 
Rußland verhandelten über eine Abgrenzung ihrer Interessensphären in 
Asien. Dabei solle Rußland der nördliche, England der südliche Teil zufal- 
len. Wilhelm II. kommentierte erbittert: «aha! uns die Bagdadbahn fort- 
nehmen und den Yang-Tze behalten.»'* Einen Tag später mußte Bülow 
dem Kaiser mitteilen, daß der Versuch, englisches Kapital an der Finanzie- 
rung der Bagdadbahn zu beteiligen, gescheitert sei. «Lediglich der 
deutschfeindlichen Agitation in der englischen Presse und dem dadurch 
hervorgerufenen Drucke der öffentlichen Meinung ist die englische Betei- 
ligung zum Opfer gefallen.» Zum Wort «Presse» vermerkte Wilhelm: 
«von Russen inspirirten»; zur Wendung «der öffentlichen Meinung»: «von 
Rußland beeinflußt». Erregt notierte er abschließend: «Vor allem aber 
muß scharf und unzweideutig Alvensleben [seit 1901 deutscher Botschaf- 
ter in St. Petersburg] umgehend Lamsdorff klar von mir bestellen, daß 
wenn er nicht wünscht, mich im Balkan wo anders als an seiner Seite zu 
sehen, er sofort dem Treiben seiner Agenten in London halt gebieten soll! 
sonst hat er es bei mir verspielt.»'* Auch französische Investitionen konn- 
ten für den Bau der Bagdadbahn nur in geringem Umfang herangezogen 
werden, weil der französische Kapitalmarkt nicht für die Obligationen der 
Bagdadbahngesellschaft geöffnet wurde. Gleichwohl begannen im Juli 
1903 die Bauarbeiten, und im Oktober 1904 konnte der 200 Kilometer lan- 
ge Streckenabschnitt Konya-Bulgurlu in Betrieb genommen werden. Das 
Bahnprojekt bewahrte also auch in den kommenden Jahren sein explosives 
Potential, wie wir noch sehen werden. 


Kapitel 5 


Der faule Kompromiß 
Wilhelm II. und die Kanzlerschaft Bülows 


Die Bedeutung der von 1900 bis 1909 währenden Kanzlerschaft Bernhard 
von Bülows für das innere Machtgefüge des Kaiserreiches gehört nach wie 
vor zu den umstrittenen Themen der neueren Geschichtsschreibung. Un- 
ternahm Bülow - wie so oft behauptet - tatsächlich den Versuch, die seit 
Bismarcks Sturz enorm angewachsene Macht des Kaisertums wieder zu- 
rückzudrängen und die unter Caprivi und Hohenlohe verlorengegangene 
Autorität des Kanzlers und der «verantwortlichen Regierung» für sich 
und seine Ministerkollegen zurückzugewinnen? Und wenn ja, mit wel- 
chem Erfolg? Oder nahm er vielmehr die ihm irreversibel erscheinende 
machtpolitische Verschiebung der 1890er Jahre stillschweigend hin und 
versuchte nur, die schlimmsten Exzesse der persönlichen Herrschaftsweise 
Wilhelms II. so gut wie möglich von Fall zu Fall zu neutralisieren? Diese 
Fragen sind für die Biographie Kaiser Wilhelms II. von grundsätzlicher 
Bedeutung. Denn aus ihrer Beantwortung ergibt sich, welches Maß an 
Verantwortung für die katastrophale Entwicklung des Reiches während 
der Kanzlerschaft Bülows — von der weltpolitischen «Einkreisung» 
Deutschlands bis hin zum Debakel der Daily Telegraph-Krise - dem Mo- 
narchen persönlich zuzuschreiben ist. 


ı. Kaiser oder Kanzler? Die Bülow-Kontroverse 


Das Verhältnis zwischen Kaiser und Kanzler in den Bülow-Jahren ist bis 
heute Gegenstand einer Historikerkontroverse geblieben. So behauptet 
Wolfgang J. Mommsen als Fazit seines 2002 erschienenen Buches War 
der Kaiser an allem schuld?: «Bei näherer Untersuchung stellt sich [...] 
heraus, dass der Kaiser auf die zentralen außenpolitischen Entscheidun- 
gen in weit geringerem Maße Einfluß nahm, als die Zeitgenossen glaub- 
ten und es gemeinhin auch in der Forschung angenommen wird. Insbe- 
sondere Reichskanzler Bülow instrumentalisierte den Monarchen und 
nutzte ihn der Öffentlichkeit gegenüber gleichsam als Speerspitze der 
von ihm betriebenen Weltmachtpolitik, obwohl der Kaiser dessen politi- 
sche Strategie keineswegs immer uneingeschränkt billigte.» Auch auf 
dem Feld der Innenpolitik diente Mommsen zufolge das Kaisertum «der 
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Bülow: Bfaußen Sie mir, meine Herren, es gißt in Deuffeßland Rein perfönkiches Regiment! 


Abb.4 «Bülow soll mein Bismarck werden!» 


hohen Beamtenschaft [...] als Bollwerk, um die eigene Sphäre weitgehend 
kontrollfreier Herrschaftsausübung zu behaupten. [...] Die deutschen 
Führungsschichten instrumentalisierten das Regiment des Kaisers, 
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um dem befürchteten Übergang zum parlamentarischen System vorzu- 
bauen.»' 

Es ist selten ratsam für einen Historiker, sich mit seinem Urteil über die 
Wahrnehmungen der Zeitgenossen hinwegzusetzen. Dennoch stellen die 
Behauptungen Mommsens in diesem Punkt so etwas wie den gegenwärti- 
gen Konsens unter deutschen Historikern dar. So vertritt auch der Bülow- 
Experte Peter Winzen die These, daß der vierte Reichskanzler der «maß- 
gebliche außenpolitische Entscheidungsträger im Kaiserreich» um die 
Jahrhundertwende gewesen sei. «Nicht der rastlos tätige und von seiner 
Weltmission durchdrungene Kaiser Wilhelm II., sondern der weltmänni- 
sche und mit Vorliebe im Hintergrund operierende Graf Bernhard von 
Bülow [hat] seit 1897 den außenpolitischen Kurs bestimmt», konstatiert 
Winzen in seiner 1977 erschienenen Studie Bülows Weltmachtkonzept. 
Von Anfang an habe Bülow «ein alle Gebiete der Innen- und Außenpolitik 
umfassendes, langfristig konzipiertes Programm» besessen, «an dem er na- 
hezu ein Jahrzehnt festhalten sollte».? In seiner jüngst erschienenen Kurz- 
biographie Bülows resümiert Winzen den gegenwärtigen Forschungsstand 
und seine eigene Auffassung dahingehend, Bülow habe nicht nur in der 
Außenpolitik, sondern ebenfalls «in allen wichtigen Fragen der Innenpoli- 
tik die Fäden in der Hand gehabt und nach seinem Gusto gesponnen». Wie 
Mommsen bescheinigt auch Winzen Bülow bei der Manipulation des Kai- 
sers mittels eines Systems der «berechnenden Unterwürfigkeit» einen er- 
staunlichen Erfolg. Die Marginalien und sonstigen Direktiven des Monar- 
chen habe der Kanzler keineswegs als Befehle angesehen, vielmehr sei er 
mehrfach der Auffassung des Kaisers entgegengetreten, wenn er es im 
Staatsinteresse für geboten gehalten habe. «Bülows Opposition gegen kai- 
serliche Willensäußerungen, für die es auf dem innen- und außenpoliti- 
schen Sektor zahlreiche Beispiele gibt, vollzog sich allerdings selten in der 
Form eines offenen Widerstandes, sondern eher in der eines behutsamen 
Korrigierens und Zurechtrückens», schreibt Winzen. «Seine Methode, den 
Kaiser umzustimmen, reifte bis zur Perfektion: Nicht selten gelang es ihm, 
seine eigene vom ursprünglichen Kaiservotum abweichende Position als 
die des Monarchen hinzustellen.» Dank dieser subtilen Strategie sei es 
Bülow gelungen, den politischen Führungsanspruch des Kanzlers so- 
wohl innerhalb der Regierung als auch gegenüber dem Kaiser wiederherzu- 
stellen. 

Etwas vorsichtiger, doch im Kern ähnlich, urteilt der Bülow-Biograph 
Gerd Fesser: Gerade in der ersten Zeit seiner Kanzlerschaft, und vor allem 
im Hinblick auf innenpolitische Fragen, habe Bülow es verstanden, «die 
Autorität des Reichskanzleramts [...] entscheidend zu heben». In der Au- 
ßenpolitik allerdings, so hebt Fesser einschränkend hervor, sei Bülows 
Handlungsspielraum «eng begrenzt» gewesen, denn «Wilhelm II. war 
nicht bereit, an der Flottenrüstung irgendwelche Abstriche zu machen». 
Insgesamt aber wurde die deutsche Politik in den Jahren 1900 bis 1909 laut 
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Fesser überwiegend von Bülow und nicht vom Kaiser bestimmt. «Wie kei- 
ner der Reichskanzler vor und nach ihm verstand Bülow es fast seine ge- 
samte Amtszeit über, Wilhelm II. durch eine Kombination von Schmei- 
chelei und vorsichtiger Beharrlichkeit weitgehend zu lenken», behauptet 
auch er.* 

Solche Urteile sind nicht nur unter deutschen Historikern gängig. In 
seiner Biographie Wilhelms D. schreibt Christopher Clark (Cambridge) 
über das entscheidende Verhältnis zwischen Kaiser und Kanzler: «Erst 
einmal an der Macht, gelang es dem sıjährigen Bülow, sein eigenes Pro- 
gramm aufzustellen. [...] Es war offensichtlich, daß Bülows und Wilhelms 
Meinungen in vielen bedeutenden Punkten abwichen und daß es Bülow 
im allgemeinen gelang, seine Vorlieben durchzubringen. [...] Bülow gab 
sich große Mühe, die Verlagerung in der Machtbalance zwischen Kanzler 
und Kaiser, die sich seit der Entlassung Hohenlohes vollzogen hatte, vor 
Wilhelm zu kaschieren. Bei jeder denkbaren Gelegenheit versuchte er den 
Kaiser zu überzeugen, daß er, Wilhelm, es sei, dem die Ehre für die Erfolge 
der Regierung im Parlament und im Ausland gebühre, und daß Bülows 
Pläne ausnahmslos den Versuch darstellten, die würdigen Visionen des 
Kaisers von einer nationalen Politik umzusetzen.» Anders als Mommsen, 
Winzen und Fesser räumt Clark allerdings ein, daß Bülows Täuschungs- 
taktik bereits nach kurzer Zeit gescheitert sei: «1902 gab es Anzeichen, daß 
Wilhelm zunehmend beunruhigt über seine Ausschaltung aus dem politi- 
schen Prozeß war, kritischer wurde über die Leitung der Politik und ent- 
schlossener, den Kanzler in Fragen von wichtiger symbolischer Bedeutung 
herauszufordern. [...] Herbst 1902 kennzeichnete das Ende der Flitter- 
wochen mit Bülow.»’ Demnach habe die subtile Dominanz des Kanzlers 
über den Kaiser kaum zwei Jahre angedauerrt. 

Noch zurückhaltender und meiner Meinung nach realistischer äußert 
sich Konrad Canis, ein hervorragender Kenner der Außenpolitik dieser 
Jahre, zu dem Problem. Zwar geht er davon aus, daß sich Bülow bei seiner 
Berufung zum Reichskanzler zum Ziel gesetzt habe, die unter Caprivi und 
Hohenlohe verfallene Machtstellung des Kanzlers und Ministerpräsiden- 
ten nach Bismarckschem Vorbild neu zu beleben. Doch Canis räumt zu- 
gleich ein, daß unter Wilhelm II. und den obwaltenden Machtstrukturen 
im Kaiserreich eine derartige Absicht nicht durchzusetzen war, hätte sie 
doch «den verfassungsmäßigen und machtpolitischen Gegebenheiten 
ebensowenig wie dem sprunghaften Charakter des Kaisers entsprochen». 
Ähnlich lesen wir in der Kaiserbiographie des marxistischen Historikers 
Willibald Gutsche, daß der Anteil des Kaisers an dem außenpolitischen 
Kurs, der schließlich in die Katastrophe des Ersten Weltkriegs führte, «be- 
trächtlich» war. «In steigendem Grade handelte Wilhelm II. nicht nur als 
Gallionsfigur, sondern als aktiver Wegbereiter der Politik des junkerlich- 
bourgeoisen deutschen Imperialismus.»7 

Es ist nicht zu bezweifeln, daß Bülow anfangs das «Allerhöchste Ver- 
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trauen» in hohem Maße besaß und dadurch in die Lage versetzt wurde, die 
Autorität des Reichskanzlers über den Staatsapparat im Reich und in 
Preußen einigermaßen wiederherzustellen. Die Gretchenfrage, die es zu 
stellen gilt, bleibt aber: Übte Bülow diese neugewonnene Staatsmacht 
wirklich aus, um seine eigenen Vorstellungen gegenüber dem Kaiser 
durchzusetzen? Gelang es ihm tatsächlich, wie die meisten Historiker mei- 
nen, durch «berechnende Unterwürfigkeit» den Monarchen in dem Glau- 
ben zu belassen, er führe dessen Willen aus, auch wenn er in Wirklichkeit 
das Gegenteil tat? Bei der zur Genüge bekannten narzißtischen Überemp- 
findlicheit und dem ungeheuren Machtbewußtsein des Monarchen er- 
scheint mir diese Behauptung unglaubwürdig. Gab es vor dem Krisenjahr 
1905 überhaupt Anlässe, bei denen Bülow durch Widerspruch sein außer- 
ordentliches Vertrauensverhältnis zu Wilhelm, das ja die unerläßliche Basis 
seiner Stellung darstellte, aufs Spiel setzte? Solche Konflikte müßten ak- 
tenkundig geworden sein. Doch man sucht sie in diesen ersten Jahren ver- 
geblich. Von Bülows ganzer Persönlichkeit und Karriere her sind, wie 
Canis klar erkennt, Zweifel angebracht, ob er für eine als richtig erkannte 
politische Entscheidung das höchste Amt im Reich riskieren würde.* 
Wer bestimmte also in den ersten Jahren der Kanzlerschaft Bülows die 
Richtlinien der Politik, der Kaiser oder der Kanzler — oder beide zusam- 
men? Die britische Historikerin Katharine Anne Lerman, die die Bezie- 
hung zwischen dem Monarchen und seinem vierten Reichskanzler ein- 
gehend geprüft hat, spricht Bülow jede Intention ab, für sich eine 
Machtstellung wie zu Bismarcks Zeiten anzustreben. Vielmehr habe der 
neue Kanzler das System des «Persönlichen Regiments im guten Sinne» 
grundsätzlich hingenommen, wenn auch in der Annahme, daß er mittels 
seines beispiellosen Vertrauensverhältnisses zu Wilhelm den schlimmsten 
Eskapaden des Monarchen würde Einhalt gebieten können. «Nach den 
Machtkämpfen der 1890er Jahre machte Bülow keinen Versuch, das 
Gleichgewicht wiederherzustellen, das zugunsten des Kaisers verschoben 
war», stellt Lerman in ihrer kenntnisreichen Untersuchung The Chancel- 
lor as Courtierüberzeugend fest. «Anstatt etwas von der Macht, die der 
Reichskanzler verloren hatte, wieder an sich zu reißen, zog Bülow vor, sei- 
ne persönliche Stellung auf der Autorität und dem Vertrauen des Kaisers 
aufzubauen.» «Bülow begründete seine ganze Regierungsweise bewußt 
auf harmonischen Beziehungen zwischen Kanzler und Kaiser», schreibt 
sie. «Wilhelms Vertrauen war die Quelle der Stärke, Autorität und Sicher- 
heit des Kanzlers innerhalb der Exekutive. [...] Wilhelm II. zeigte bemer- 
kenswertes Vertrauen in Bülows Urteil und überließ ihm wiederholt die 
Geschäftsführung. [...] Für Bülows Erfolge dabei, den Kaiser zurückzu- 
halten, seine relative Bewegungsfreiheit und das neue Vertrauen, das ihr 
harmonisches Miteinander in den ersten Jahren erzeugte, mußte nichts- 
destoweniger ein hoher Preis entrichtet werden. [...] Bülow war äußerst 
empfindlich gegenüber der Tatsache, daß nur Wilhelm I. die Macht besaß, 
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ihn zu entlassen - daher sein Entschluß, ihre Freundschaft aufrechtzuer- 
halten, seine devote und schmeichlerische Haltung und Geneigtheit, ge- 
genüber dem Monarchen in direkten Konfrontationen klein beizugeben. 
Bülows gesamte Kräfte wurden dem vorrangigen Ziel nutzbar gemacht, 
einen Konflikt mit dem Kaiser zu vermeiden.»? 

Auch die amerikanische Wilhelminismus-Expertin Isabel V. Hull er- 
kennt in Kaiser Wilhelm II. die Hauptstütze und den Garanten der Macht- 
stellung Bülows, zunächst als Staatssekretär und dann seit 1900 als 
Reichskanzler. «Bülow zweifelte nie daran, daß Wilhelms persönliches 
Wohlwollen die unabdingbare Voraussetzung seiner Amtsführung [...] als 
Kanzler war», schreibt sie. Er habe dieses Verhältnis zwischen Monarch 
und Diener hingenommen als «das Fundament des «persönlichen Regi- 
ments» und als Inbegriff des in der Bismarckschen Verfassung hochgehal- 
tenen Prinzips monarchischer Herrschaft. Das enge Verhältnis zu Wilhelm 
habe aber auch «Bülows schwerste Bürde» dargestellt, denn «sich Wil- 
helms Gunst zu erhalten und gleichzeitig seine meist verhängnisvollen 
persönlichen Einmischungen einzuschränken, war die Aufgabe für einen 
Sisyphus oder für einen Zauberkünstler». Bülows zentrale Strategie, den 
Kaiser in dem Glauben zu belassen, er sei der eigentliche Gestalter der 
deutschen Innen- und Außenpolitik, hatte darüber hinaus laut Hull zwei 
gravierende Nachteile: Zum einen konnte der Kanzler dem Kaiser nie di- 
rekt entgegentreten, ohne Gefahr zu laufen, sein Vertrauensverhältnis zu 
Wilhelm aufs Spiel zu setzen. Zum anderen mußte Bülows Wachsamkeit 
mit der Zeit nachlassen, womit die Gefahr einer innen- oder außenpoliti- 
schen Katastrophe so gut wie vorprogrammiert war.'° 


2. Die Persönliche Monarchie Wilhelms II. 
am Vorabend der Kanzlerschaft Bülows 


Ein Rückblick auf die Herrschaftsweise Wilhelms II. in den letzten Jahren 
der Kanzlerschaft Hohenlohes vermag rasch vor Augen zu führen, wie 
aussichtslos ein Versuch gewesen wäre, die verfassungsmäßigen Rechte des 
Amtes des Reichskanzlers wieder geltend zu machen, selbst wenn Bülow 
dieses Ziel angestrebt haben sollte. Unverkennbar nahmen in der Zeit vor 
dessen Ernennung zu dieser höchsten Stelle die Selbstherrlichkeit des 
Monarchen sowie die Macht der drei Geheimen Kabinette und der militä- 
rischen Umgebung des Kaisers einerseits zu, die Kohäsion und der Einfluß 
des «verantwortlichen» Staatsapparates andererseits ab. Wie der badische 
Gesandte Eugen von Jagemann Ende 1899 berichtete, waren der Reichs- 
kanzler, die preußischen Staatsminister und Staatssekretäre der Reichsäm- 
ter längst nicht mehr «einflußreiche verantwortliche Ratgeber mit eigenen 
Ideen», sondern zu bloßen «ausführenden Organen eines höheren Wil- 
lens» herabgesunken, die zu jeder Zeit «durch ungeahnte Befehle aus dem 
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Zivilkabinett überrascht» werden konnten.'' Die Minister und Staats- 
sekretäre nahmen lediglich «die gewöhnlich schon vorher feststehenden 
Willensentschließungen $.M. entgegen», meldete Jagemann. Niemand 
wage es mehr, Einwendungen zu erheben, «welche sich nicht mit kaiser- 
lichen Wünschen begegnen». Nicht nur seien Kollektivschritte des Staats- 
ministeriums gegen den Kaiser und König (wie in der Köller-Krise) un- 
denkbar geworden, die einzelnen Minister und Staatssekretäre hielten sich 
vollkommen zurück und übernahmen keine Verantwortung für die Ge- 
samtentwicklung mehr. «Die beiden Waffenminister [der Kriegsminister 
von Goßler und der Staatssekretär des Reichsmarineamts Tirpitz] sind an 
sich geneigt, sich auf ihr Ressort zurückzuziehen, und auch der Justiz- 
minister [Schönstedt] betrachtet sich mehr als eine technische Kraft, als 
daß er den Ehrgeiz hätte, in die politischen Phasen einzutreten. Graf Bü- 
low nimmt selbst bei den regelmäßigen Staatsministerial-Sitzungen nur so 
lange Anteil, als sein Ressort berührt ist.»'* Überall kritisierte man den 
Umstand, daß «nicht nur die parlamentarischen Körperschaften, sondern 
auch der Kanzler und die Minister [...] durch kaiserliche Enunziationen 
[...] überrascht würden». Allerorten beklagte man das «machtvolle 
Hervortreten der kaiserlichen Persönlichkeit» sowie die Dominanz der 
«persönlichen kaiserlichen Politik» über das «rein Geschäftsmäßige und 
Objektive», meldete Jagemann voller Sorge nach Karlsruhe. '* 

Der liberale süddeutsche Gesandte war keineswegs der einzige, der in 
den Jahren unmittelbar vor der Jahrhundertwende die Selbstregierung 
Wilhelms II. und ihre Folgen scharf kritisierte. Auch der Urpreuße und 
rechtskonservative Militarist Graf Waldersee stellte 1899 fest, von allen 
Seiten höre man Klagen «über die zunehmenden autokratischen Neigun- 
gen des Kaisers» - er greife «in alle Angelegenheiten, die ihn gerade inter- 
essieren, rücksichtslos ein» und kümmere sich überhaupt nicht um die An- 
sichten der Minister.'5 Nach einem Treffen mit dem Pariser Botschafter 
Fürst Münster notierte Waldersee nachdenklich: «Daß der Kaiser in der 
Politik womöglich Alles selbst machen will und gern mit den Botschaftern 
selbst verhandelt, beklagte Münster sehr. Schließlich ist dadurch auch 
schon mancher Schaden angerichtet worden.»' Es sei ein großes Unglück, 
«daß sich der Kaiser stets persönlich zu den wichtigen Fragen stellt statt 
seine Minister wirken zu lassen», konstatierte Waldersee im Herbst 1899. 
«Seine Neigungen sind [...] ganz autokratische [...] und sind die Minister 
so zahm u. karakterschwach ihm niemals entschlossen entgegen zu tre- 
ten.» Seit Bismarcks Abgang habe es nur zwei Minister gegeben, die ihre 
Stellung mit Würde gewahrt hätten, nämlich der Kultusminister Robert 
Graf von Zedlitz-Trützschler und der Kriegsminister General Walter 
Bronsart von Schellendorf.' 

Anfang 1900 vermerkte Waldersee betroffen: «Meine Ansicht, daß der 
Kaiser nicht nur autokratisch regieren möchte, sondern in der That auto- 
kratisch regiert, finde ich immer mehr bestätigt. Er bedarf Niemandes 
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Rath mehr, hat in allen Fragen, in die er eintreten will, eine ganz bestimmte 
Ansicht u. verlangt widerspruchslose Ausführung. [...] Wenn sich Mini- 
ster dazu aufraffen von Schwierigkeiten im Land oder Reichstag zu spre- 
chen, so ist er immer der Meinung, daß sie keinen Schneid hätten. Wider- 
spruch giebt es nicht. [...] Keiner hat eine eigene Ansicht mehr, wenigstens 
wagt er nicht sie geltend zu machen, jeder ordnet sich schweigend unter, er 
weiß daß, wenn er Schwierigkeiten erheben würde, er beseitigt würde. Wo 
sollen da Karaktere herkommen! Schmeichler u. Leisetreter werden groß- 
gezogen. [...] Wie lange das so weiter gehen kann, vermag Niemand zu 
sagen. [...] Eines bleibt uns aber sicher, daß wenn einmal ernste Zeiten 
kommen sollten, es an Männern fehlen wird. Der Kaiser ruinirt Alle mit 
denen er zu thun hat.»'* Daß ein derartiges System zu einem «üblen Ende 
führen» müsse, sei «ganz klar u. fühlen es jetzt auch sehr viele».'? Sollten 
Rückschläge oder Unglücksfälle kommen, die auf dem auswärtigen Gebiet 
besonders gravierend sein würden, wäre auch der Bestand der Monarchie 
selbst gefährdet, denn dann würde es heißen, «der Kaiser hat ja Alles selbst 
gemacht u. ist er Schuld», prophezeite der General.” 

Waldersees Feststellung, daß Wilhelm II. - abgesehen vom Kriegs- 
minister und vom Außensekretär - so gut wie keinen Kontakt zu den Mi- 
nistern unterhielt, wurde von diesen selbst beklagt. Konkrete Folgen aber 
hatte diese Erkenntnis nicht. Nach einer Begegnung mit dem Vizepräsi- 
denten des Staatsministeriums und Finanzminister, Johannes von Miquel, 
im Januar 1900 schrieb Waldersee: «Der Kaiser kümmert sich auch nicht 
im Geringsten um die Ansicht eines Ministers, [...] auch nicht um die des 
Staatsministeriums wenn sie ihm nicht paßt. Die Herren lassen aber Alles 
über sich ergehen u. finden sich ins Unvermeidliche u. machen jeden 
Sprung mit.»”' Wenige Tage später erhielt der General erneut Bestätigung 
für seine Beobachtung: «Der Kaiser regiert autokratisch und rechnet über- 
haupt nicht mit einem Staatsministerium. [...] Alle Minister - und ist es ja 
auch garnicht anders möglich - sind mißmuthig u. haben die richtige Emp- 
findung, daß sie sich eigentlich in unwürdigen Positionen befinden. Na- 
türlich sind die am besten daran, um deren Ressort der Kaiser sich wenig 
oder momentan nicht kümmert; die am schwersten Geprüften sind der 
Kriegsminister - der findet sich aber allerdings in Alles - u. der Auswärti- 
ge, also Bülow, da Hohenlohe nicht mehr ernst genommen wird.»” Die 
unausbleibliche Folge dieser Herrschaftsweise sei eine verheerende Ver- 
wirrung und Verantwortungslosigkeit unter den höchsten Staatsbehörden. 
«Wir haben kein geschlossen auftretendes Ministerium, sondern nur Res- 
sort-Minister, die aber keine Staatsminister sind», klagte Waldersee.® Die 
Resignation, die bei den Staatsmännern durch eine derartige Regierungs- 
weise entstand, wird verdeutlicht in der Mahnung General von Goßlers 
vom Februar 1900 bezüglich des neuen Gesetzes zur Regelung des Zuhäl- 
terwesens, man müsse «jedenfalls [...] der Meinung Seiner Majestät sicher 
sein, um nicht eine völlige Desavouierung zu erleben. Ich glaube nicht», 
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fügte der Kriegsminister hinzu, «daß Seine Majestät den [hochkirchlichen] 
Einflüssen widerstehen wird, welche nunmehr auf ihn einwirken.»** 

Nicht etwa die Erkenntnis, daß ein derartiges Regierungssystem für die 
Monarchie und die Sicherheit des Reiches große Gefahren in sich barg, 
und auch nicht die Empfindung, daf die Fortführung eines Staatsamts un- 
ter solchen Umständen für die Minister unwürdig wäre, bewog den Kaiser, 
Mitte Oktober 1900 Hohenlohe durch den bedeutend jüngeren «Pracht- 
kerl» Bülow zu ersetzen. Wilhelms Entschluß zum Kanzlerwechsel war 
vielmehr einzig und allein durch die innenpolitisch unhaltbar gewordene 
Position des mittlerweile einundachtzigjährigen Hohenlohe motiviert. Ein 
Wandel im Machtverhältnis zwischen Kaiser und Kanzler war jedoch 
durch die Beförderung Bülows in das höchste politische Amt des Reiches 
kaum zu erwarten. 


3. Bülow als Staatssekretär des Auswärtigen Amtes 


Die Geschichte des Aufstiegs Bernhard von Bülows erst zum Staatssekre- 
tär des Auswärtigen Amts und dann zum Reichskanzler und preußischen 
Ministerpräsidenten wirft die Frage auf, ob ausgerechnet dieser Mann die 
Fähigkeit und den Willen besaß, um die enorme persönliche Macht, die 
sich der Kaiser seit Bismarcks Entlassung aufgebaut hatte, zurück in die 
Hände des Reichskanzlers zu überführen.” Bülows Verhalten seit seiner 
Ankunft in der Wilhelmstraße 76 im Herbst 1897 ließ jedenfalls nichts von 
einer derartigen Absicht verspüren. Durch drei Strategien suchte er in die- 
ser Übergangszeit, den Kanzlerposten für sich zu sichern. Erstens sollte 
der alte Fürst Hohenlohe möglichst lange im Amt gehalten werden, um 
ihm, Bülow, Zeit zu lassen, das Terrain für seinen Aufstieg vorzuberer 
ten.”° Um sich nicht unnötig zu kompromittieren oder aufzureiben war er 
- zweitens — darauf bedacht, sich möglichst aus den innenpolitischen Strei- 
tereien herauszuhalten und sich auf dem Feld der auswärtigen Politik zu 
profilieren.” Schließlich und vor allem war er bemüht, durch geradezu un- 
verfrorene Schmeichelei das Allerhöchste Vertrauen für sich zu erhalten, 
das unter Kaiser Wilhelm II. nun einmal die unentbehrliche Grundlage 
jeder höheren politischen Karriere war. 

Kurz nach der Übernahme des Auswärtigen Amts erklärte Bülow, daß 
die Pflege seiner persönlichen Beziehungen zu Wilhelm II. den Schwer- 
punkt seiner ganzen politischen Tätigkeit bilden werde, denn «wenn ich 
nicht ständige (mündliche und schriftliche) Fühlung mit $S.M. aufrechter- 
halte, geht der mühsam geleimte Status quo aus den Fugen.»”® Gerade aus 
dieser Erkenntnis heraus mußte er jedwedem Konflikt mit dem Kaiser aus 
dem Wege gehen. Wie er es selber, sein ganzes Kalkül offenbarend, im 
November 1899 formulierte: «Seiner Majestät Vorschläge zu machen, die 
ohne jede Aussicht auf sachlichen Erfolg Allerhöchstdenselben nur an mir 
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irre machen würde, kann ich nicht für nützlich halten.» Bülow rechtfer- 
tigte seine Haltung mit dem Argument: «Ich habe den Kaiser nicht gleich 
anfangs durch Widerstand verdrießen wollen, sondern erst mir meine Stel- 
lung zu machen» gesucht. Kritisch kommentierte Waldersee dieses Verhal- 
ten mit den Worten: «Der Aermste fühlt wohl nicht, daß er die Sache damit 
überhaupt verloren hat. Seine Stellung müßte er sich in den ersten 8 Tagen 
machen u. es da auf einen ernsten Zusammenstoß ankommen lassen; da 
würde der Kaiser nachgegeben haben. Jetzt weiß er, daß Bülow schwach 
ist u. wird sich nie genieren, ihn rücksichtslos zu behandeln.»>° 

Degoutiert vermerkte Waldersee in den letzten Jahren der Kanzler- 
schaft Hohenlohes, daß sich Bülow als Schmeichler «ganz unglaubliches» 
leiste.3' Früher habe er den Chef des Militärkabinetts von Hahnke und den 
Generalstabschef Graf Schlieffen häufig als rückgratlos dem Kaiser gegen- 
über kritisiert, aber das seien dann doch Männer «von anderem Kaliber» 
als Bülow; «fade Schmeichler» wie dieser seien sie nicht.’” Anfangs schien 
Bülows Rechnung bis zu einem gewissen Grade aufzugehen. Im März 
1899 registrierte Waldersee: «Zwischen Bülow u. dem Kaiser geht es noch 
immer gut, obwohl einsichtige Beobachter behaupten, des ersteren Ner- 
ven würden auf eine schwere Probe gestellt.» Einige Monate darauf zoll- 
te der Generalfeldmarschall der Taktik des Staatssekretärs erneut eine ge- 
wisse Anerkennung, indem er schrieb, Bülows Verhalten sei «fraglos sehr 
geschickt» und man könne dem Kaiser anmerken, daß er mit dem Staatsse- 
kretär sehr zufrieden sei. «Bülow sagt dem Kaiser viel Schmeichelhaftes 
und niemals nein, hat nachher aber öfter schon anders gehandelt, da er 
weiß, daß der Kaiser sehr schnell in seinem Urtheil ist u. oft auch vergißt, 
was er in der Hast gesagt hat.»>* Welche Maßnahmen Bülow mit solchen 
Methoden im einzelnen gegen den Kaiser durchsetzen konnte, bleibt 
freilich unklar. 

Daß ein Zusammenbruch der Vertrauensbeziehung zwischen Wilhelm 
und Bülow auf einer solchen unaufrichtigen Basis über kurz oder lang 
programmiert war, mußte für die Eingeweihten deutlich zu erkennen sein, 
zumal es der Außensekretär mit der Zeit doch schwierig fand, sich aus den 
inneren Streitigkeiten herauszuhalten.’ Im Oktober 1899 zeichnete Wal- 
dersee auf: «Bülow soll doch jetzt anfangen zu merken, daß es mit dem 
Kaiser nicht leicht ist zu wirthschaften; es scheint ihm manchmal recht 
sauer zu werden, immer dasselbe freundliche Gesicht zu machen u. kann 
es auf die Dauer dem Kaiser auch nicht behagen, immer so mit Weihrauch 
eingeräuchert zu werden, wie es Bülow thut. Achten kann das der Kaiser 
doch nicht, wenn auch der Kaiser eine ganze Portion davon verträgt.»>‘ 
Anfang 1900, also neun Monate vor der Beförderung des Staatssekretärs 
zum Reichskanzler, glaubte der General, daß «die erste heisse Liebe» zwi- 
schen Bülow und dem Monarchen «vorüber» sei. Über Bülows Kopf hin- 
weg seien vom Kaiser Personalentscheidungen im diplomatischen Dienst 
getroffen worden, die dieser nicht hätte dulden dürfen: Wilhelm ernannte 
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den in England lebenden Freiherrn von Eckardstein zum Sekretär an der 
Londoner Botschaft und erhob den bisherigen Hofmarschall in Coburg, 
Wilhelm von Schoen, zum Gesandten in Kopenhagen.?” Wie schwer es 
Bülow mit dem Kaiser hatte, sei nur wenigen bekannt, bemerkte Walder- 
see erneut im Frühjahr 1900; «er soll sich doch oft nach dem Palazzo Caf- 
farelli [dem Botschaftspalais in Rom] zurücksehnen».3° Auch der Zen- 
trumsabgeordnete Prinz Arenberg und der bayerische Gesandte Graf 
Lerchenfeld konstatierten um diese Zeit: «Bülow hat es furchtbar schwer, 
nur die allerschlimmsten Unvorsichtigkeiten [des Kaisers] zu verhüten.»>? 

Je autokratischer Wilhelm auftrat, je verfahrener die innere Lage wurde 
und je bedrohlicher die sich abzeichnende Isolation Deutschlands unter 
den Großmächten erschien, desto stärker empfand Bülow den Wunsch, 
das Handtuch zu werfen und den Reichskanzlerposten gar nicht erst zu 
übernehmen. Im April 1900 schrieb Waldersee in sein Tagebuch: «In 
höchst unbehaglicher Lage befindet sich der Staats Secretär Bülow; er ist 
klug genug, die traurige Lage ganz zu übersehen u. möchte gern lieber 
heute heraus als morgen.» Allerspätestens nach der kaiserlichen Inter- 
vention in China sowie der katastrophalen «HHunnenrede» Wilhelms II. im 
Sommer 1900 muß Bülow erkannt haben, auf was er sich eingelassen hatte. 
Doch auch jetzt behielt er seine Meinung für sich. Bei seiner Ernennung 
zum Oberkommandierenden der internationalen China-Expedition war 
Waldersee erstaunt festzustellen, wie gelassen und ohne Protest Bülow des 
Kaisers Selbstherrschaft hinnahm. Vor allem die Tatsache, daß der Mon- 
arch, ohne Bülow zu konsultieren, das Panzergeschwader nach China be- 
ordert hatte, habe im Auswärtigen Amt, wo große Furcht vor England 
herrschte, Niedergeschlagenheit und Besorgnis erregt. Doch sowohl der 
Außensekretär als auch der Reichskanzler hätten sich anscheinend «ohne 
Widerstand» in ihr Schicksal gefunden.*' Als Arthur von Brauer wenige 
Tage nach der «Hunnenrede» mit Bülow zusammentraf, berichtete er viel- 
sagend dem Großherzog von Baden: «Nur mit einem Blick gegen den 
Himmel» habe der Staatssekretär «einen Seufzer ausgestoßen, der aber 
Bände redet».*” Dennoch war es eben diese «Qualität» Bülows, das auto- 
kratische Verhalten des Kaisers bis zur Selbstverleugnung mitzutragen, die 
seiner Ernennung zum Reichskanzler den Weg ebnen sollte. 


4. Bülows Beförderung zum Reichskanzler 


Im Augenblick seiner Entlassung im Oktober 1900 reflektierte der schei- 
dende Fürst Hohenlohe bitter über die ungewöhnliche Zielstrebigkeit, mit 
der Bülow auf seine Ernennung zum Reichskanzler hingewirkt hatte. «Als 
Bülow [im Herbst 1897] an Marschalls Stelle kam, hatte ich einen Rivalen 
an der Seite. [...] Die Arbeit Bülows ging langsam und vorsichtig, aber un- 
ausgesetzt auf das Ziel los, mich beim Kaiser zu ersetzen. Dagegen ließ 
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sich nichts machen. Ich konnte ihn beim Kaiser, der Bülow vorzog, nicht 
aus dem Sattel heben. So mußte sich das Geschick vollziehen, bis es zur 
Katastrophe kam.»# In der Tat ragt die Ernennung Bülows zum Reichs- 
kanzler am 17. Oktober 1900 in der Geschichte der dreißigjährigen Regie- 
rung Kaiser Wilhelms II. als einziger geplanter, glatt durchgeführter Kanz- 
lerwechsel heraus - alle anderen, der Übergang von Bismarck zu Caprivi, 
von Caprivi zu Hohenlohe, von Bülow zu Bethmann Hollweg und erst 
recht die Verlegenheitslösungen gegen Ende des Weltkriegs, waren von 
Ratlosigkeit und panikartiger Unentschlossenheit gekennzeichnet. 

In der Berliner Gerüchteküche gab es allerdings bis zuletzt Spekulatio- 
nen über andere Kanzlerkandidaten, die, auch wenn keiner von ihnen eine 
reale Chance besaß, für die Unberechenbarkeit, die autokratischen Allü- 
ren und auch die dynastische Einstellung Wilhelms II. zu den höchsten 
Staatsämtern bezeichnend sind. «Sehr besorgt war man, ob nicht der Kai- 
ser einen neuen Strohmann ernennen werde», vermerkte die Baronin 
Spitzemberg mit Erleichterung.** Diese Bemerkung bezog sich vor allem 
auf die jahrelang kolportierte Möglichkeit, der Kaiser werde Chlodwig 
Hohenlohe, den Onkel der Kaiserin, entweder durch deren Bruder Ernst 
Günther Herzog von Schleswig-Holstein®‘ oder aber durch Hermann 
Fürst zu Hohenlohe-Langenburg, einen anderen Onkel der Kaiserin und 
derzeitigen Statthalter von Elsaß-Lothringen, ersetzen. Die Ernennung 
von Hohenlohe-Langenburg zum Reichskanzler, so hieß es selbst in ernst- 
haften Kreisen, hätte für den Monarchen zwei Vorzüge: Erstens würde er 
wieder einen «kläglichen» Reichskanzler bekommen, der «dem Kaiser [...] 
nie Opposition machen [und] also durchaus angenehm sein» würde; und 
zweitens könne Wilhelm durch die Versetzung seines Schwagers Adolf 
Prinz zu Schaumburg-Lippe, der im lippeschen Erbfolgestreit leer ausge- 
gangen war, auf den glanzvollen und hochdotierten Statthalterposten in 
Straßburg seine Schwester Viktoria («Moretta») finanziell sicherstellen.* 
Noch im April 1900 verzeichnete Waldersee empört in sein Tagebuch: 
«Sollte der Kaiser in der That diesen Plan ausführen, so würde sich doch 
ein Sturm der Entrüstung entfachen. Ich meine die Deutschen Fürsten 
müßten sich dagegen auflehnen, daß ein so gänzlich unfähiger Mann wie 
der Prinz Adolf Schaumburg einen der wichtigsten Posten im Reiche er- 
hält.»# Auch als der frühere Oberhofmarschall und derzeitige Botschafter 
in St. Petersburg, Hugo Fürst von Radolin, als mutmaßlicher Nachfolger 
Chlodwig Hohenlohes genannt wurde, sah man in dieser Kombination 
nur wieder den kaiserlichen Wunsch, seine Selbstherrschaft fortzuführen 
und auszubauen. «Warum auch nicht», seufzte Waldersee resigniert, als 
ihm das Gerücht von Radolins angeblich bevorstehender Ernennung zum 
Kanzler zu Ohren kam. «Eine ihn sehr empfehlende Eigenschaft hat er, 
durch seine Unbedeutendheit und Jämmerlichkeit; einen gefügigeren 
Kanzler könnte der Kaiser kaum finden.» Radolin, so befürchtete der Ge- 
neral, würde sich doch «jedem Wunsche des Kaisers u. jeder seiner Launen 
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anbequemen».* Tatsächlich wurde Radolin unmittelbar nach Bülows Er- 
nennung zum Reichskanzler an Münsters Stelle als Botschafter nach Paris 
versetzt.” 

Noch Anfang Oktober 1900, also unmittelbar vor dem Rücktritt 
Chlodwig Hohenlohes, waren andere Staatsmänner als Bülow für den 
höchsten Posten im Gespräch. Man erörterte die Möglichkeit, daß der 
Kaiser «den Eulenburgs zu lieb» den 1894 entlassenen preußischen Mini- 
sterpräsidenten und Innenminister, Grafen Botho zu Eulenburg, als 
Reichskanzler nehmen werde.’° Der Finanzminister von Miquel, der «das 
Ohr des Kaisers» hatte und besonders enge Beziehungen zu Lucanus un- 
terhielt, galt ebenfalls bis zuletzt als Kanzlerkandidat.’' Auch der Bot- 
schafter in London, Graf Paul von Hatzfeldt, habe stark auf den Reichs- 
kanzlerposten gehofft, hieß es.” Doch Wilhelm hielt unbeirrt an seinem 
«Bülowchen»: fest. 

Als der seit Jahren geplante Übergang von Hohenlohe auf Bülow per- 
fekt war, gratulierte Philipp Eulenburg, der mehr als irgendein anderer den 
Weg zu diesem krisenlosen Kanzlerwechsel geebnet hatte, dem Kaiser zu 
seinem Erfolg. «Denke ich an die entsetzlichen Konvulsionen, unter denen 
die beiden letzten Kanzler geboren wurden, so kann ich nicht genug 
glücklich im Gedanken an meinen geliebten kaiserlichen Herrn sein, da 
diese dritte Geburt ein so wohlgefälliges, sanftes Hinübergleiten war.» In 
«wahrer, tiefer persönlicher Liebe zu Ew. Majestät» werde Bülow «als un- 
wandelbarer, königstreuer Diener, niemals den Platz [verlassen], den er in 
Bescheidenheit einzunehmen für richtig» halte. Zwar würde mit der Über- 
nahme des Kanzlerpostens und der damit verbundenen Verantwortlich- 
keit auch in innenpolitischen Fragen «die Reibungsfläche zwischen Herrn 
und Diener» zwangsläufig größer werden als bisher, warnte Eulenburg; 
«Bernhard wird aber stets Ew. Majestät Befehle und Wünsche heilig hal- 
ten. [...] Tritt er aber hier und dort einmal Ew. Majestät Ansichten ent- 
gegen - so werden Ew. Majestät daran denken, wie anders das von einem 
Bernhard gemeint ist, als z.B. von einem Bismarck. Ew. Majestät sagten 
mir: «Bernhard soll einmal mein Bismarck werden.» Ja, das wird er auch 
werden, aber - «Gedanken und Erinnerungen» werden nicht geschrieben 
werden, und die Leuchtfeuer auf den deutschen Bergen werden für Wil- 
helm I. angezündet werden.»’* 

Das eherne Gesetz der Persönlichen Monarchie, nach dem der vierte 
Kanzler das höchste Amt im Reich antrat, war bereits seit Jahren unabän- 
derlich festgeschrieben. «Ein eiserner Mann ist Bülow ja nicht», stellte 
Hildegard von Spitzemberg fest, und fügte sehr zu Recht hinzu: «Ein sol- 
cher aber würde nicht lange Kanzler bleiben, sondern bald <zerschmetterv 
werden. Bülow wird den Rücken biegen als ein kluger, nicht aber ein un- 
bedeutender und untüchtiger Mann.» Nur wenige Jahre später war die 
Baronin dann doch schockiert, von ihrem Schwager, dem konservativen 
Reichstagsabgeordneten Nikolai von Below-Saleske, zu erfahren, «daß 
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Bülow von Beginn an dem Kaiser gesagt habe, er betrachte sich als den 
Vollstrecker von seines Herrn Gedanken und Befehlen, werde natürlich 
opponieren und zu bedenken geben, soweit dies ihm tunlich erscheine, 
aber von vornherein verzichte er auf eigene Politik. [...] De facto geschieht 
es so oder ähnlich», kommentierte Spitzemberg 1903, «und daher die 
Zickzackpolitik, der Zickzackkurs und die zunehmend tyrannische Will- 
kür». Etwas ungläubig fügte sie hinzu: «Dennoch scheint es mir unwahr- 
scheinlich, daß de parti pris von Anfang an dies so «ausgemachv war, es ist 
nur so gekommen, dank dem biegsamen Rücken des Dieners und der Ge- 
walttätigkeit des Herrn.»’° Doch die fast wörtliche Richtigkeit der Mittei- 
lung Belows ist vielfach belegt.” Die Quellen zeigen, daß die innere Ab- 
hängigkeit Bernhard Bülows vom sogenannten «Allerhöchsten Vertrauen» 
noch größer war als die Caprıvis und Hohenlohes. Mit allen salbungsvol- 
len Mitteln des Höflings mußte der rede- und schreibgewandte Bülow da- 
nach trachten, die Freundschaftsgefühle, die Wilhelm II. unbestreitbar für 
ihn empfand, zu erhalten beziehungsweise jede Auseinandersetzung zu 
vermeiden, die einen Schatten auf ihre Beziehung werfen könnte. Mit 
charakteristischem Zynismus urteilte Herbert Fürst von Bismarck, als 
Bülow unmittelbar nach der Amtsübernahme seine Aufwartung in Fried- 
richsruh machte: «Er sieht die Fehler, muß sie aber mitmachen, um sich zu 
halten, denn daran liegt ihm doch nur allein.»’® Jeder fragte sich, wie lange 
der Reichskanzler es würde vermeiden können, mit dem unberechen- 
baren, autokratischen, hyperaktiven und ruhmsüchtigen Kaiser in Konflikt 
zu geraten, sei es über eine weitere provokante Rede, sei es über irgendeine 
Demarche in der Außenpolitik, eine Personalfrage, einen Hofskandal oder 
eine Interpellation im Reichstag. Bei der chronischen Aufgeregtheit des 
Kaisers und der brenzligen Lage innerhalb und außerhalb Deutschlands 
würde das nächste Desaster bestimmt nicht lange auf sich warten lassen. 


5. Der Kaiser und sein «Bülowchen» 


Als sie im Oktober 1900 die Wilhelmstraße 77 bezogen, ließen Graf und 
Gräfin von Bülow das alte Reichskanzlerpalais, das unter Bismarck ei- 
nem staatlichen «Wartesaal ı. Klasse» geglichen hatte, unter Caprivi und 
Hohenlohe jedoch ganz heruntergekommen war, für eine Viertelmillion 
Mark geschmackvoll renovieren.’ Den Versuch, die unter Caprivi und 
Hohenlohe verlorene politische Stellung des Reichskanzlers wiederherzu- 
stellen, hat Bülow jedoch nicht unternommen. Vielmehr nahm er die über- 
ragende Dominanz und das autokratische Gebaren des Kaisers als unabän- 
derlich hin und setzte seine Taktik der «berechnenden» Schmeichelei, die 
er in der Übergangszeit als Staatssekretär an den Tag gelegt hatte, auch als 
Reichskanzler fort. Deutlich erkannte er, daß die Gunst des Monarchen 
die unerläßliche Grundlage seiner Stellung bildete und daß er nur im 
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freundschaftlichen Einvernehmen mit dem Kaiser überhaupt einen Ein- 
fluß ausüben konnte. Ein Reichskanzler, sagte er, der «in weniger hohem 
Maße [als er] das Vertrauen Sr.M. [...] besäße», hätte viel weniger «die 
Möglichkeit unabhängiger Leitung der deutschen Politik». Als Friedrich 
von Holstein ihn 1902 vor der zunehmenden Selbstherrlichkeit Wil- 
helms II. warnte, antwortete Bülow: «Die von Ihnen hervorgehobene Ten- 
denz Sr.M. besteht an und für sich zweifellos. Mir gegenüber wird die- 
selbe aber durch die große persönliche Güte und Freundschaft Sr. M. für 
mich modifiziert oder richtiger gesagt suspendiert. Weit entfernt, meine 
persönliche Stellung verringern zu wollen, wünscht S. M. im Gegenteil mir 
zu nützen, mich zu stützen und zu heben. [...] Es ist aber vollständig zu- 
treffend, daß, sobald ein R.K. funktionieren würde, bei dem das persön- 
liche Gefühl [des Kaisers] nicht mehr mitspräche, die vorerwähnte Tendenz 
wieder ebenso stark hervortreten würde, wie sie vor meiner Ernennung 
bestand.»* 

Um das Vertrauen des Kaisers für sich zu erhalten und zu fördern, 
leistete der Reichskanzler regelrechte Zauberkünste des Byzantinismus. 
Ganz im Sinne des Monarchen sprach er von den «huldvollen Befehlen», 
die er als Reichskanzler von der Allerhöchsten Stelle aus zu empfangen 
habe.” «Enthusiasmirt» bejubelte er Wilhelms Vorstöße in der Außenpoli- 
tik als «so verblüffend einfach, daß man sich frägt, weshalb Andere noch 
nicht auf dieselben verfallen sind. Es ist aber nicht jeder ein Columbus.» 
Wider besseres Wissen lobte er die Rußlandpolitik Wilhelms IL., auf die 
allein (neben der göttlichen Vorsehung) der europäische Frieden zurück- 
zuführen sei.°* Bülow schreckte auch nicht davor zurück, seine «Bewun- 
derung» für die Reden des Kaisers auszusprechen. «Euere Majestät besit- 
zen eine seltene Gabe Jedem das Richtige zu sagen. [...] Ich sage mir oft, 
wie sehr mein Können für Euere Majestät Dienst hinter meinem Wollen 
zurückbleibt. Aber solche Worte wirken immer von Neuem als Sporn.» 
Als die Nordlandreise vom Sommer 1904 zu Ende ging, schrieb Bülow 
dem Monarchen: «Vor Allem möchte ich nochmals von Herzen danken 
für Euere Majestät so gnädige Anerkennung anläßlich des Abschlusses des 
deutsch-russischen Handelsvertrags. Tschirschky hat mir telegraphirt, daß 
Euere Majestät die große Gnade hatten, meiner bei Tisch vor den Kom- 
mandanten Euerer Majestät Schiffe zu gedenken. Es hat mich das tief ge- 
rührt und würde mich stolz machen, wenn ich mir nicht immer sagte und 
sehr wohl wüßte wie sehr meine Leistungen hinter dem zurückbleiben, 
was für Euere Majestät thun zu können mein Wunsch und Bestreben 
ist.» 

Auf die Zeitgenossen machte dieses unterwürfige und unwürdige Ver- 
halten dem Kaiser gegenüber einen degoutierenden Eindruck. In allen 
Kreisen verurteilte man Bülows Auffassung von seiner Rolle als Reichs- 
kanzler, seine unaufrichtige «Schmieg- und Biegsamkeit» als Verrat an der 
Verfassung und an der Nation.‘ Als Waldersee im Sommer 1901 aus China 
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zurückkehrte, stellte er nach genauer Bestandsaufnahme der Berliner Sze- 
ne fest, daß Bülows Stellung beim Kaiser zwar weiterhin «unerschüttert» 
sei, aber doch nur unter Preisgabe jeder Verantwortlichkeit und Würde. 
«Er ist dem Kaiser angenehm, weil er ihm sehr schmeichelt u. niemals of- 
fen widerspricht. Es soll geradezu widerwärtig sein mit anzuhören, wie er 
dem hohen Herrn die fadesten Schmeicheleien sagt u. ihn damit nothwen- 
diger Weise zum Ueberschätzen der eigenen Fähigkeiten bringt. Er ladet 
da eine schwere Verantwortung auf sich.» Für Waldersee stand es außer 
Frage, daß Bülow vollkommen vom Kaiser beherrscht wurde. Der Kanz- 
ler habe mehrfach «ganz harmlos» ausgesprochen, «Ich kann nichts dafür, 
das ist allein vom Kaiser ausgegangen.» Dadurch habe Bülow «ruhig» ein- 
gestanden, «daß er eigentlich garnicht Kanzler ist, sondern der Kaiser die 
Geschäfte führt».® 

Der scharfsichtige Hamburger Geschäftsmann Albert Ballin, der nach 
der Jahrhundertwende mehrmals mit Wilhelm II. und Bülow zusammen- 
traf, erschrak über das einseitige und völlig auf Schmeichelei und Täu- 
schung basierende Verhältnis zwischen Kaiser und Kanzler. Nach einem 
zweistündigen Spaziergang mit dem Kaiser im Sommer 1901 war der Ree- 
der, wie Holstein schrieb, «ganz zerschlagen». «Ballin habe die Überzeu- 
gung erlangt, daß die Stellung des RK bei Sr. M. nicht mehr so sei wie frü- 
her. Der Kaiser sei viel zu klug, um nicht allmählich zu merken, daß der 
RK Ihm ins Gesicht immer zustimme, hinten herum aber [...] schließlich 
seine Ansicht durchzusetzen wisse.» Er sagte den baldigen Sturz des 
Kanzlers voraus.”° Nach einer weiteren Begegnung mit dem Kaiser wie- 
derholte Ballin seine Überzeugung, diesmal Waldersee gegenüber. Nach 
langjähriger Erfahrung wußte es der General besser: Die Schmeichelei sei 
«dem Kaiser bisher noch nicht zu viel geworden».”' Zwei Jahre darauf 
notierte er, Ballin habe zugegeben, «sich getäuscht zu haben, wenn er im 
vorigen Jahr [sic] meinte, der Kaiser könne unmöglich die Schmeichelei 
Bülows auf die Dauer ertragen u. sagte jetzt: «Bülow ist ein Unglück für uns, 
er verdirbt den Kaiser völlig, indem er ihm dauernd die größten Schmei- 
cheleien sagt u. ihn allmählig zu maaßloser Selbstüberschätzung bringt.>»’° 
Selbst der enge Mitarbeiter Bülows in der Wilhelmstraße, Holstein, meinte 
fein abwägend im Januar 1902: «Bülow tut mir in mancher Hinsicht leid. 
Er ist keine starke Natur, hat bis jetzt alles mit Liebenswürdigkeit und ge- 
schickter Menschenbehandlung erreicht. Das allein reicht aber gegenüber 
dem sich stetig steigernden Herrscherbewußtsein von $S. M. nicht aus. Die- 
ser läßt den R.K. gelegentlich mal abfallen, vielleicht um zu zeigen, wer 
der Herr ist. [...] Ich glaube, daß er [Bülow] den Kaiser manches Mal von 
Dingen abgebracht, daß er S.M. aber noch nie direkt Opposition gemacht 
hat. Durch Festigkeit zeichnet B. sich überhaupt nicht aus, und auch an 
Zähigkeit ist es leicht ihn zu überbieten.»’3 Treffend kommentiert die 
Historikerin Ragnhild Fiebig-von Hase: «Tatsächlich wurde der Kanzler, 
der doch formell für die Politik der kaiserlichen Regierung verantwortlich 
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war, vom Kaiser in geradezu entwürdigender Weise auf das Niveau einer 
der um das Ohr des Monarchen rivalisierenden Parteien degradiert. Jeden 
charakterfesten Staatsmann hätte das zum Einreichen seines Abschieds- 
gesuchs veranlaßt.»”* 

Gespannt verfolgte Waldersee die weitere Entwicklung der Beziehung 
zwischen Kaiser und Reichskanzler. Nach der gemeinsamen Reise mit 
dem Kaiser und Bülow nach Italien im Frühsommer 1903 schrieb er: «Im- 
mer unsympathischer wird mir der Reichskanzler, den ich auf der römi- 
schen Reise u. auch neulich in Berlin wieder beobachten konnte. Einen so 
durch u. durch unwahren Menschen hatte ich noch nicht gesehen u. ist es 
ganz wunderbar, daß der doch so kluge Kaiser diesen Heuchler nicht er- 
kennt.» Nur ganz gelegentlich war Waldersee bereit einzuräumen, daß 
Bülow «immerhin einen gewissen Einfluß auf den Kaiser» besitze. Er habe 
Wilhelm zu einer weniger feindlichen Einstellung zum Zentrum gebracht, 
notierte er zum Beispiel im Frühjahr 1903. So müsse man erkennen, daß 
der Kanzler «in manchen Fragen einen wenigstens mittelbaren» Einfluß 
auf den Kaiser ausübe, ihm gegenüber «jedenfalls geschickt» operiere und 
ihn nicht fühlen lasse, daß er ihn beeinflußt. «Andererseits geht aber der 
Kaiser auch über ihn oft mit Rücksichtslosigkeit fort u. muß Bülow jeden 
Sprung mitmachen. Fest entgegen treten wird er dem Kaiser unter keinen 
Umständen. Das wunderbare bleibt, daß dieser die völlige Karakterlosig- 
keit seines Kanzlers nicht durchschaut.»”° Noch 1904, kurz vor seinem 
Tod, klagte der Feldmarschall, Bülow sei «absolut gesinnungslos» und 
mache «jede Evolution mit, die der Kaiser unternimmt».7 

Die hauchdünne Brüchigkeit des unaufrichtigen Verhältnisses zwi- 
schen Kaiser und Kanzler war für jeden Eingeweihten klar zu erkennen, 
und mit angehaltenem Atem wartete man gespannt auf die ersten Anzei- 
chen einer Entfremdung. Bereits im Sommer 1901 sprach man in Berlin 
von «ernstlichen Differenzen [...] zwischen dem Reichskanzler und Seiner 
Majestät».”® Als sich nur wenige Wochen später der Kaiser zur Jagd in Lie- 
benberg ansagte, ging sofort das Gerücht um, Bülow werde dort - wie 
Caprivi und Botho Eulenburg im Herbst 1894 - «zur Strecke gebracht» 
werden.’? Entbehrten diese frühen Befürchtungen auch jeder Basis, so er- 
eignete sich im Oktober 1902 doch eine Kanzlerkrise, die die gänzliche 
Abhängigkeit Bülows von den Launen des Kaisers deutlich machte und 
den Kanzler zu noch größeren Anstrengungen zwang, die Gunst Wil- 
helms für sich zu sichern. Wie Holstein seinem Tagebuch anvertraute, sei 
der Kaiser verstimmt über die Englandpolitik Bülows nach Potsdam und 
Berlin gekommen, wo er eine Woche blieb, ohne den Kanzler zu sehen. 
Verunsichert bat Bülow um eine Audienz, die sich «sehr lebhaft» gestalte- 
te. «Der Kaiser beschwerte sich, daß er vom deutschen Volke verkannt 
werde, ebenso wie vom englischen, und daß in der deutschen Presse nichts 
geschehe, um die Völker aufzuklären. Kurz, Unzufriedenheit mit der offi- 
ziösen Presseleitung und mit der Leitung überhaupt.» Nach dieser recht 
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«ungemütlichen» Audienz, während der Wilhelm sich «wütend» benahm, 
glätteten sich die Wogen wieder. Man müsse jetzt abwarten, wie sich das 
Verhältnis weiterentwickeln würde, urteilte Holstein. «Bülow renommier- 
te gewaltig mit der Zuneigung von SM zu ihm, ist aber doch nervös. [...] 
Daß der Kaiser Bülow wegschickt, glaube ich nicht, er ist dem Kaiser be- 
quem wegen der Fügsamkeit. Aber Bülows Einfluß in auswärtigen Dingen 
wird noch mehr beschränkt werden.»°° «Bülow hat die Nerven verloren», 
notierte der Geheimrat wenige Tage darauf. «Er scheint zum ersten Mal 
eine Entfremdung mit dem Kaiser zu fürchten. Deshalb sitzt er ganz still, 
läßt die Presse reden, was sie will, und denkt nur daran, was etwa der 
Kaiser übelnehmen könnte.»"" 

Nach dieser vorübergehenden Erschütterung verstand es der Kanzler, 
seine Vertrauensstellung wieder zu befestigen, indem er sich noch enger an 
den Kaiser klammerte und diesen kaum noch aus den Augen ließ." Ja, 
nach der Annahme des Zolltarifs durch den Reichstag im Dezember 1902 
schoß der Kaiser sogar mit seinen Gnadenbeweisen weit über das Ziel hin- 
aus. Die schon ausgefertigte Erhebung Bülows in den Fürstenstand wurde 
auf dessen flehentliches Bitten wieder zerrissen. Wie die Baronin Spitzem- 
berg sarkastisch notierte, «goß S.M. das Füllhorn seiner Gnade wieder so 
gröblich aus, daß die Beglückten nicht wissen, sollen sie sich freuen oder 
rot werden».‘3 Der künftige Chef des Zivilkabinetts, Rudolf von Valentini, 
der als Vertreter des erkrankten Lucanus den Kaiser und Bülow nach Rom 
begleitete, notierte in sein Tagebuch, daß das «Vertrauensverhältnis» zwi- 
schen beiden wieder «in voller Blüte» stand; er könne vollkommen begrei- 
fen, schrieb er, wieso «dieser außergewöhnliche Mann auf den Kaiser» 
einen «großen Einfluß» ausübe.”* Und auch der württembergische Ge- 
sandte Axel Freiherr von Varnbüler meinte im Sommer 1903, der Kanzler 
gewinne «immer mehr Einfluß auf den Kaiser, den er klugerweise kaum 
noch verläßt, [...] besonders, weil er ihn aus den Dilemmas mehr oder 
minder geschickt herausgehauen hat».”5 Allein schon die Tatsache, daß 
Bülow im Februar 1903 im Reichstag andeuten konnte, daß er die Diäten 
für die Abgeordneten gern bewilligen würde und nur durch die Weigerung 
des Kaisers daran gehindert werde, wurde allgemein als Beweis dafür ge- 
deutet, daß seine Stellung an Allerhöchster Stelle eine «außerordentlich 
starke» sein müsse.“ Die Rechtfertigung, die Bülow für seine byzantini- 
sche Haltung dem Kaiser gegenüber angab, lief darauf hinaus, daß er da- 
durch Schlimmeres verhüten konnte. Daß dies eine gewisse Berechtigung 
hatte, soll nicht bestritten werden. Die Auswirkungen eines derartigen 
Regimes waren jedoch verheerend. 
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So hörig sich der neue Reichskanzler dem Kaiser gegenüber auch zeigte, 
die Erwartung schien berechtigt, daß Bülow gerade kraft des Vertrauens, 
das er beim Monarchen genoß, den Staatsapparat im Reich und in Preußen 
mit einem Maß an Autorität würde kontrollieren können, das seinen bei- 
den Vorgängern im Kanzleramt abhanden gekommen war. Gleich in seiner 
ersten Sitzung als Reichskanzler und Ministerpräsident am 23. Oktober 
1900 hob Bülow im Preußischen Staatsministerium hervor, daß er mit der 
Rückendeckung des Kaisers regieren werde. Die «Basis» für die Stellung 
des Kaisers im Reich und in der Welt müsse fortan die «preußische Monar- 
chie» bilden. Als Vorbedingung für die erforderliche Stetigkeit und Ziel- 
strebigkeit der Regierung habe das Ministerium immer einheitlich aufzu- 
treten, und auch zwischen der preußischen und der Reichspolitik dürfe es 
keine Unstimmigkeiten geben.’ Selbstredend versäumte der neue Kanzler 
es nicht, Wilhelm II. einen entsprechenden Auszug aus dem Protokoll des 
Staatsministeriums zuzusenden, den der Kaiser ihm durch Lucanus mit 
zustimmenden Randbemerkungen zurückschickte. Was hier konkrete 
Formen annahm, war jene Machtkonstellation vom Monarchen mit dem 
Reichskanzler gegen die Staatsminister, auf die Wilhelm, Eulenburg und 
Bülow seit 1895/96 hingesteuert hatten. So sollte das System des «persön- 
lichen Regiments im guten Sinne» auch funktionieren.** 

Eine derartiges Regierungssystem war jedoch schon um die Jahrhun- 
dertwende ein Anachronismus, durch den die Krone zunehmend in Kon- 
flikt mit der sich mit atemberaubender Schnelligkeit modernisierenden 
deutschen Gesellschaft geraten mußte. In der neuen pluralistischen Welt 
des zwanzigsten Jahrhunderts mit ihren zahlreichen und immer einfluß- 
reicher werdenden Parlamenten, Parteien, Interessenverbänden und Pres- 
seorganen konnten die schwierigen inneren Fragen durch Befehle des 
Monarchen - und sei es auch nach Konsultation mit dem Kanzler - kaum 
zufriedenstellend geregelt werden. Auch eine Einheitlichkeit der hetero- 
gen zusammengesetzten preußisch-deutschen Staats- und Reichsleitung 
konnte hierdurch nicht gewährleistet werden. Waren aber harte Auseinan- 
dersetzungen innerhalb der Regierung und zwischen ihr und dem Reichs- 
tag oder Preußischen Landtag unvermeidlich, so waren auch Konflikte 
zwischen den Ministern und dem Kaiser programmiert, aus denen Bülow 
als Reichskanzler und Ministerpräsident, so sehr er sich auch bemühte, 
sich nicht immer würde heraushalten können. 

Bereits am Tag der Ernennung Bülows zum Reichskanzler stellte der 
badische Gesandte skeptisch die Frage, ob der bisherige Außensekretär, 
der sich in den vergangenen drei Jahren «um die innere Politik nicht ge- 
kümmert» hätte, sich nunmehr von den Angelegenheiten des Auswärti- 
gen Amts «so weit emanzipieren» werde, «daß aus ihm in Wahrheit ein 
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Kanzler und Ministerpräsident erwächst, d. h. daß er auch die innere Poli- 
tik in Reich und Staat wirklich leite, oder ob in dieser Hinsicht das diszi- 
plinlose Auseinandergehen der Ressorts weitergehe.»" Fast als würde er 
eine Antwort auf diese Frage Jagemanns geben, schrieb Waldersee im 
Herbst 1902 in sein Tagebuch: Bülow beschäftige sich «nahezu aus- 
schließlich mit der Auswärtigen Politik» und gebe sich auch «nicht einmal 
die rechte Mühe [...], sich in das ihm so unbekannte Feld unserer inneren 
Verhältnisse einzuarbeiten. Das Ministerium stellt ein Chaos dar u. ist 
von gemeinsamer Action keine Rede.» Selbst in der so wichtigen Frage 
der Zolltarifverträge lasse Bülow «von sich so gut wie nichts merken», die 
ganze Last trage der Staatssekretär des Inneren, Graf Arthur von Posa- 
dowsky. «Wen ich auch von ernsten u. einigermaßen orientierten Leuten 
gesprochen habe, jeder ist tief betrübt u. besorgt u. keiner weiß, worauf 
das Alles heraus will», konstatierte Waldersee.” «Daß Bülow in unseren 
inneren Fragen der Stellung nicht gewachsen, zeigt sich immer deut- 
licher», bemängelte er im Oktober 1902, genau zwei Jahre nach der Amts- 
übernahme des Kanzlers.?' Und noch im Mai 1903 klagte der Generalfeld- 
marschall über Bülows schwache Leitung der inneren Geschäfte: «Seine 
Minister Kollegen kennen ihn natürlich u. haben auch nicht eine Spur von 
Achtung für ihn. Sein Vorsitz bei Minister Sitzungen soll meist dürftig 
sein u. in der Regel bei Meinungs Verschiedenheiten auf Kompromisse 
hinaus laufen.» 

Das «polykratische Chaos», das durch die wachsenden Interessenkon- 
flikte einerseits und das strukturelle Fehlen eines koordinierenden ober- 
sten Entscheidungsgremiums im Kaiserreich andererseits vorgegeben war, 
wurde jedoch durch die selbstherrliche Regierungsweise Wilhelms II. 
noch um ein Vielfaches verschlimmert. In den Tagebüchern und Briefen 
der eingeweihten Zeitgenossen wimmelt es von Klagen über die Zustände 
hinter der glänzenden Fassade, die Bülow durch seine zahlreichen Presse- 
kontakte nach außen vorzutäuschen wußte. Alle unheilbringenden Merk- 
male der Persönlichen Monarchie, die in den letzten Jahren der Kanz- 
lerschaft Hohenlohes so viel Sorge und Kritik hervorgerufen hatten, 
bestanden unter Bülow weiter: der autokratische Machtanspruch Wil- 
helms II., der sich in seinen Briefen, Reden und Randbemerkungen äußer- 
te; der unkontrollierbare Einfluß der unverantwortlichen Ratgeber; die 
«Reisewuth des Hofes», die es schwierig machte, dem Kaiser wichtige 
Angelegenheiten in Ruhe zur Entscheidung vorzutragen;” das Fehlen 
jeglicher Koordination und Einheitlichkeit unter den verschiedenen staat- 
lichen Ressorts in Preußen wie im Reiche, und nicht zuletzt auch die für 
die Krone in gefährlichem Maße steigende Kritik im Parlament und in der 
Bevölkerung gegen ein derartig anachronistisches und unverantwortliches 
Herrschaftssystem. Ende April 1901 notierte Fürst Hohenlohe nach einem 
Gespräch mit Miquel, der Finanzminister und Vizepräsident des Staats- 
ministeriums habe ihm gesagt, «die Unzufriedenheit nähme im Volke zu. 
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Man will kein absolutes Regiment. Er sieht schwarz in die Zukunft. Die 
Minister, insbesondere das gesamte Staatsministerium, hört der Kaiser 
nicht mehr.»’* Weniger als fünf Monate nach seinem Einzug ins Reichs- 
kanzlerpalais sah sich Bülow genötigt, wegen Differenzen unter den Res- 
sortministern mit seinem Rücktritt zu drohen.” 

Die große Ministerkrise, die Anfang Mai 1901 anläßlich des von den 
Konservativen abgelehnten Mittellandkanals und der Schließung des Preu- 
ßischen Landtags hereinbrach - eine Auflösung des Abgeordnetenhauses 
wurde vermieden, weil Neuwahlen leicht zu einem Plebiszit gegen den 
Kaiser hätten ausarten können -, führte zur Entlassung dreier der wich- 
tigsten preußischen Minister und mithin zu einer gründlichen Umgestal- 
tung des Staatsministeriums: Miquel, Hammerstein-Loxten und Brefeld 
traten alle zurück und wurden durch neue Männer ersetzt. Der bisherige 
Innenminister Georg Freiherr von Rheinbaben übernahm als Nachfolger 
Miquels das preußische Finanzministerium; der bisherige Staatssekretär 
des Reichspostamts, General Viktor von Podbielski, wurde zum preußi- 
schen Minister für Landwirtschaft ernannt; und das Handelsministerium 
ging an den Fabrikanten und nationalliberalen Abgeordneten Theodor 
von Möller. Neuer Innenminister an Rheinbabens Stelle wurde Hans Frei- 
herr von Hammerstein, und das durch Podbielskis Umzug vakant gewor- 
dene Reichspostamt wurde an Reinhold Kraetke, einen tüchtigen, aber un- 
politischen Beamten, vergeben.” 

Die Handhabung der Ministerkrise vom Mai 1901 kann in mancherlei 
Hinsicht als kennzeichnend für das Verhältnis Wilhelms und Bülows so- 
wohl zueinander als auch zu den übrigen Staatsministern gelten. Der Kai- 
ser kam am 30. April von einer Jagd in Schlitz, dem Besitz seines Jugend- 
freundes «Em» Görtz am Vogelsberg, angereist und fuhr bereits drei Tage 
später zu seinem neuen Freund Max Egon II. Fürst zu Fürstenberg nach 
Donaueschingen im Schwarzwald weiter. Auf Philipp Eulenburg machte 
«dieses plötzliche Ankommen und Verschwinden des Kaisers, um zwi- 
schen zwei Auerhahnbalzen drei Minister abzuschlachten, einen etwas 
stürmischen Eindruck». Er hoffe, schrieb er bissig an Bülow, «daß nicht 
zuviel andere diese Betrachtung angestellt haben».”” Auch der Vertreter 
Badens im Bundesrat hob die herausragende Rolle hervor, die der Kaiser 
und, neben ihm, der Kanzler und Lucanus bei der Bewältigung der Krise 
spielten. «Eine kollegialische Behandlung dieser Dinge scheint nicht statt- 
zufinden im Staatsministerium», meldete Jagemann verwundert nach 
Karlsruhe, «sondern S.M. mit dem Präsidenten des Staatsministeriums 
und dem Chef des Zivilkabinetts dürfte die Erledigung allein herbeifüh- 
ren.» Die sonderbare Art, in der der Kaiser und sein «Bülowchen» die ver- 
schiedenen Ministerkandidaten verhörten, erfuhr Jagemann durch einen 
Vortragenden Rat im Auswärtigen Amt: Bülow habe sich im Anschluß an 
sein Geburtstagsdiner «in verschiedene Zimmer begeben, in denen sepa- 
riert zu empfangende Minister-Kandidaten en cachette sich zur Bespre- 
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chung befanden, und endlich sei noch $.M. selbst vor der Abreise [nach 
Donaueschingen] erschienen».” 

Obwohl Bülow bestrebt war, die Umgestaltung des Staatsministeriums 
als ein von ihm lange geplantes Revirement hinzustellen,? gab es bis zu- 
letzt ein Ringen zwischen ihm und dem Kaiser um die Besetzung der Mi- 
nisterposten. Die Wahl sowohl Podbielskis als auch Hammersteins ist ein- 
deutig auf Wilhelm zurückzuführen.’ Wie der österreichisch-ungarische 
Botschafter Szögyeny nach Wien meldete, gehörte General von Podbielski 
«zu den ausgesprochenen Günstlingen des Kaisers und ist gewöhnlicher 
Gast der Bierabende und Skatpartien Seiner Majestät. Graf Bülow, der die 
Gunst des Kaisers in ihrem vollen Umfange für sich selbst beansprucht 
und dieselbe nicht gern mit anderen teilt, hat aus diesem Grunde die Beru- 
fung des Herrn von Podbielski und [...] auch jene des Freiherrn von Ham- 
merstein mit nicht besonderer Freude begrüßt.»'° Beinahe wäre es dem 
Kaiser gelungen, weitere seiner Favoriten in das Staatsministerium zu be- 
rufen: Das preußische Finanzministerium bot er dem Direktor der Deut- 
schen Bank, Georg von Siemens, und, als dieser sich sträubte, dem schlesi- 
schen Magnaten Guido Graf Henckel Fürst von Donnersmarck an; erst 
nachdem auch dieser sich weigerte, den undankbaren Posten anzunehmen, 
zwang der Monarch Rheinbaben, vom Innen- zum Finanzministerium 
überzuwecheln.'” Bis zum 5. Mai, als er bereits in Donaueschingen jagte, 
hegte Wilhelm II. die Hoffnung, das Innenministerium an Theobald von 
Bethmann Hollweg - «Bonner Borusse und Potsdamer Oberpräsident», 
wie ihn Jagemann nicht ohne Sarkasmus charakterisierte'” — vergeben zu 
können. Bülow aber gelang es, diesen Rivalen, der 1905 das Innenministe- 
rıum übernehmen und 1909 tatsächlich sein Nachfolger als Reichskanzler 
und Ministerpräsident werden sollte, vorerst noch herauszuhalten, freilich 
nur, indem er in die Ernennung Hammersteins, der dem Kaiser als Be- 
zirkspräsident in Metz durch archäologische Mitteilungen aufgefallen war, 
einwilligte.'°* Selbst bei der Wahl Möllers zum Handelsminister war die 
anti-sozialreformatorische Haltung Wilhelms II. maßgeblich: Als Hinz- 
peter in einem Brief an den Kaiser die Bemerkung wagte, daß ihm als Befür- 
worter der Sozialreform der Gedanke «an den Uebergang von Berlepsch 
über Brefeld zu Möller ein gelindes Frösteln» errege, konterte der Aller- 
höchste mit dem abfälligen Randvermerk: «Vorläufig ist «soziab genug 
reformirt worden».'% Bis zuletzt mußte Bülow befürchten, der Kaiser 
könne auf seine frühere Idee zurückgreifen, diesen Posten dem sächsischen 
Industriellen Jencke anzubieten.'* 

Bülows eigene Stelle war zu keinem Zeitpunkt während des Revire- 
ments gefährdet - «Du stehst zu hoch über solchen Dingen als Wächter des 
Staates —- die Minister müssen bluten, wenn die Dinge nicht gehen, wie sie 
gehen sollten», versicherte ihm Eulenburg'” -, aber von der Schaffung 
eines «klaren Ministeriums Bülow» und erst recht von einem Sieg des 
Reichskanzlers über den Kaiser kann nicht die Rede sein. Vielmehr ist auch 
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hier dem Fazit Katharine Lermans beizupflichten, die Ereignisse vom Mai 
1901 zeigten, daß Bülow immer bereit war, sich nötigenfalls den Wünschen 
des Kaisers zu unterwerfen.’ Zwar hatte er seinen Hauptrivalen, Miquel, 
beseitigen können, aber dadurch hatte sich seine Stellung im Staatsministe- 
rium keineswegs gebessert, zumal weder General von Podbielski noch «der 
nene Hammerstein», der in den Augen sowohl Philipp als auch August 
Eulenburgs «eigensinnig», «viel zu westlich» und «dem gesamten Osten 
Preußens ganz entfremdet» war, zu ihm gegen den Kaiser halten würden.'” 
Selbst die Entscheidung, die Stellung des Vizepräsidenten des Staatsmini- 
steriums, die Miquel seit 1897 bekleidet hatte, nicht wieder zu besetzen, die 
Bülow als Befestigung seiner Autorität in jenem Gremium hinstellen ließ, 
kann durchaus als weitere Stufe in dem unaufhaltsamen Auflockerungspro- 
zeß der staatlichen Eintracht gegenüber der Krone gedeutet werden, der 
sich mit Bismarcks Abgang eingestellt hatte.''° 

Fest steht ferner, daß der Monarch auch nach der Umbesetzung der Re- 
gierungsposten im Mai 1901 direkte Beziehungen nur zu einigen wenigen 
Ministern unterhielt, während er die meisten so gut wie gar nicht empfing. 
Der Zusammenhalt der Staatsleitung wurde hierdurch in fataler Weise 
untergraben. So notierte Waldersee Ende 1901, er habe aus bester Quelle 
erfahren, «daß der Kaiser, außer Bülow, Gossler u. Podbielski seit dem 
Frühjahr keinen Minister mehr gesehen» hätte. Viktor von Podbielski sei 
«zur Zeit augenscheinlich beim Kaiser sehr gut angeschrieben».''"" Bald 
galt Podbielski wegen dieser kaiserlichen Bevorzugung sogar als mög- 
licher Nachfolger Bülows.'"” Im Oktober 1902 zeichnete Waldersee Ge- 
rüchte auf, wonach Bülow gegen Podbielski intrigiere, da der Kaiser den 
neuen Landwirtschaftsminister zu häufig empfange.'"’ Als Karl von Thie- 
len im Juni 1902 als Minister für Öffentliche Arbeiten entlassen wurde, 
kam mit Hermann Budde ein dritter General (neben Goßler und Podbiels- 
ki) ins Staatsministerium, und auch zu ihm knüpfte der Kaiser anfangs 
gute Beziehungen an.''* Nicht nur in Ministerkreisen, sondern auch in der 
Presse wurde die Befürchtung ventiliert, daß Budde, um in der Gunst des 
Kaisers zu bleiben, diesem zuliebe Projekte vorantreiben würde, die das 
Land sich nicht erlauben könne." 

Obwohl der Kriegsminister von Goßler vom Kaiser regelmäßig zum 
Vortrag empfangen wurde, galt er unter seinen Generalskollegen nach wie 
vor als bloßer Strohmann des Monarchen, der diesem gegenüber die Hal- 
tung eines «Hofjuden-Sohnes» einnehme.''° Genau wie unter Hohenlohe 
werfe man dem «ganz karakterlosen» Kriegsminister «völlige Willenlosig- 
keit dem Kaiser gegenüber» vor, monierte Waldersee im Dezember 
1901.''7 Als Goßler im Mai 1903 durch General Karl von Einem ersetzt 
wurde, atmete man in der Armee zwar auf, man ging jedoch davon aus, 
daß eine grundsätzliche Änderung in dem Verhältnis Wilhelms II. zum 
Kriegsminister nicht eintreten werde. Jagemann berichtete über Goßler, 
man sage dem scheidenden Minister nach, «daß er S.M. den Kaiser zu den 
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vielen neuen und für die Regimenter spezialisierten Uniformvorschriften 
angeregt habe. Ferner daß er dem Reichstag gegenüber die militärischen 
Interessen zu lax vertreten und sich manchmal der Unwahrheit bedient 
habe.» Die wahre Ursache für seine Entlassung liege aber darin, daß er, wie 
sein Vorgänger Bronsart von Schellendorf, das Vertrauen des Kaisers ver- 
spielt hatte. «Entscheidend scheint mir nur», schrieb Jagemann, «daß das 
Verhältnis S.M. zu Herrn von Goßler, der übrigens seit Roon der längst- 
lebige Militär-Ressortchef ist, sich getrübt hatte, und erinnere ich mich 
dabei an den glaubhaften Abgangsmodus seines Vorgängers. Herr von 
Bronsart hatte im Gespräch $.M. auf ein Ansinnen erwidert, er könne es 
vor dem Reichstag nicht verantworten, und erhielt die Antwort, der 
Kriegsminister schulde dem Reichstag gar keine Verantwortung und kön- 
ne einfach erklären, der Kaiser habe es befohlen.»""* 

Während Wilhelm II. somit einige der Staatsminister demonstrativ be- 
vorzugte, kümmerte er sich um die meisten überhaupt nicht. Weder der 
Staatssekretär des Innern, Posadowsky, noch derjenige des Reichsschatz- 
amts, Maximilian Freiherr von Thielmann, waren ihm sympathisch, und 
Arnold Nieberding, der Staatssekretär der Justiz, galt sogar als persona 
non grata beim Monarchen." Zwar hielt Admiral von Tirpitz als Staats- 
sekretär des Reichsmarineamts dem Kaiser regelmäßig Vortrag, doch auch 
zu ihm wurde das Verhältnis, wie wir noch sehen werden, zunehmend 
gespannter. Die unvermeidlichen Folgen dieser Regierungsweise waren 
Verwirrung und Unterwürfigkeit innerhalb der Regierungsspitze, die Do- 
minanz der drei kaiserlichen Kabinettschefs und anderer Hofbeamter und 
-militärs über die verantwortlichen Instanzen, und ein wachsender Einfluß 
unberufener Ratgeber auf die Entscheidungen des Kaisers. Im Mai 1903 
äußerte sich Waldersee betroffen über die Einstellung Wilhelms zu Bülow, 
den Staatsministern und -sekretären: «Die jetzigen Leute sind ihm sehr be- 
quem; er kann mit jedem Einzelnen machen was er will; ein Gesammt 
Ministerium giebt es eigentlich nicht u. kann man auch Bülow kaum als 
Minister Präsidenten ansehen.»'?° 1904 fällte der Generalfeldmarschall ein 
vernichtendes Urteil über die praktizierte Regierungsweise. «Thatsächlich 
haben wir eine Kabinetts Regierung mit autokratischem Willen des Kai- 
sers, der diesen in den meisten Fällen durch Lucanus den Ministern 
mittheilen läßt», schrieb er. «Eine Ausnahme Stellung hat Bülow, da der 
Kaiser ihn oft - in Berlin täglich - sieht, u. der Kriegs Minister u. Tirpitz, 
die wenigstens wöchentlich einmal Vortrag haben; bei den vielen Ab- 
wesenheiten des Kaisers tritt aber auch hier der Kabinettschef mehr in den 
Vordergrund. Von den anderen Ministern hatte bisher Podbielski öfter 
Vortrag, wozu meist die Jagdgelegenheiten den Anlaß gaben, es hat das 
aber sehr nachgelassen. Budde hat jetzt ab u. an einmal Vortrag, er ist ja 
aber auch noch neu. Schönstedt, Studt, Rheinbaben, Möller haben eigent- 
lich nie Vortrag.» Unverantwortliche Ratgeber gebe es dafür jede Menge, 
stellte Waldersee fest.'”' 
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Dafür, daß Reichskanzler von Bülow, die preußischen Minister oder die 
Staatssekretäre der Reichsämter den Kaiser ohne sein Wissen «manipulier- 
ten» und «instrumentalisierten», wie zahlreiche Historiker glauben, fehlt 
in den Quellen jeder Hinweis. Richtig ist natürlich, daß der Macht des 
Monarchen daheim durch die zunehmend kritische öffentliche Meinung 
und die beiden Berliner Parlamente Grenzen gesetzt waren. Richtig ist 
auch, daß Bülow und seine Mitarbeiter manchmal nicht darum herum- 
kamen, ihm dies klarzumachen. Im Mai 1904 vermerkte Hofmarschall 
Robert Graf von Zedlitz und Trützschler sehr zutreffend, daß der parla- 
mentarisch-demokratische Zug der Zeit den Entscheidungsbereich des 
Kaisers immer mehr beschränke. «Durch diese Ventile», schrieb er in sein 
Tagebuch, «wird vieles in Grenzen gehalten, was sonst maßlos werden und 
das sichere Verderben nach sich ziehen könnte: Selbstherrlichkeit, Willkür 
und auch Laune können sich zwar geltend machen, aber in den wesent- 
lichsten und wichtigsten Entscheidungen im allgemeinen doch nicht aus- 
schlaggebend bleiben.»"” 

Von Zeit zu Zeit sah sich der Kanzler sogar gezwungen, die peinlichen 
Entgleisungen Wilhelms II, die in die Öffentlichkeit gedrungen waren, 
wieder einzurenken. Als Oberhofmarschall August Eulenburg ihm 1904 
scherzend vorwarf, gegen den Monarchen etwas zu nachgiebig zu sein, 
antwortete Bülow, ernst werdend: «Sie ahnen nicht, was ich alles verhin- 
dert habe und einen wie großen Teil meiner Zeit ich darauf verwenden 
muß, das wieder in die Reihe zu bringen, was unser Allerhöchste Herr aus 
der Reihe gebracht hat.»'* Jagemann sprach mit einer gewissen Bewunde- 
rung von den parlamentarischen Fähigkeiten Bülows, der sich offenbar als 
«Mittelsperson zwischen Krone und parlamentarischer Majorität» be- 
trachte. Der Reichskanzler sei «zweifellos [...] ein mehr parlamentarischer 
Minister» als seine beiden Vorgänger Caprivi und Hohenlohe, was wohl 
auf seine langjährigen Erfahrungen in Italien zurückzuführen sei, mut- 
maßste er.'* 

Es wäre aber falsch, den Einfluß des Kaisers auf die politischen Ent- 
scheidungen Bülows zu unterschätzen. In der äußerst umstrittenen Zoll- 
tariffrage beispielsweise war der taktische Spielraum Bülows durch die 
stark anti-agrarische Haltung Wilhelms II. eng begrenzt. Im Frühjahr 1902 
berichtete Jagemann darüber aus Berlin: «Im Zusammenhang mit der Ta- 
riffrage schwirren allerhand Gerüchte über die persönliche Stellungnahme 
S.M. des Kaisers. Wenn man aus ihnen irgendeinen Gegensatz zu dem 
Reichskanzler aufbauen will, so halte ich dies für töricht, weil Graf Bülow 
ja schon vor einem Jahr dieselbe Stellung in diesen Fragen eingenommen 
hat wie jetzt. [...] Auch das Verhalten des hohen Herrn [d. h. Wilhelms II.] 
in dieser Frage ist offenbar von Anfang an eine durchaus gleichheitliche, 
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und selbst bei agrarischen Damen kann man oft die Redewendung hören, 
daß wegen der Willensmeinung $.M. selbst für die Landwirtschaft nichts 
mehr zu erreichen sei.»'°° Waren sich Kaiser und Kanzler in der Zollpolitik 
einig, so blieb in der Frage der Diäten für die Reichstagsabgeordneten, die 
sowohl Bülow als auch Posadowsky als Konzession an die demokrati- 
schen Parteien einführen wollten, die Weigerung des Kaisers monatelang 
ein unüberwindbares Hindernis.'* Als der Reichskanzler im Januar 1903 
das sogenannte «Klosettgesetz», das die Einführung von Umschlägen für 
Stimmzettel und die Errichtung von Wahlkabinen vorsah, bekanntgab, 
legte man sich diese Konzession so zurecht, «daß der Kanzler auf dem Ge- 
biete der Reichstagskonstitution etwas habe gewähren wollen. Daß dies 
aber nur das Klosettgesetz sei, enthalte den Beweis dafür, daß er mit der 
Bestrebung, die Diäten zu gewähren, bei S.M. dem Kaiser nicht durch- 
gedrungen sei.»"” Diese Vermutung wurde durch eine Reichstagsrede 
Bülows vom 3. Februar 1903 bestätigt, in welcher der Kanzler andeutete, 
daß es in der Frage der Diäten «eine Meinungsverschiedenheit zwischen 
ihm und S.M. dem Kaiser» gebe. «Er sagte mit anderen Worten, er wolle 
die Diäten gerne geben», könne es aber nicht, «weil S.M. der Kaiser den 
Kanzler nicht zu einer Konzession ermächtigt» habe. Mit Recht wies Jage- 
mann darauf hin, daß «diese Methode [...] mit dem Prinzip» breche, «daß 
die Entschließungen der Krone durch die Regierung auch innerlich zu ver- 
treten sind».'*® 

In der Außen-, Militär- und Personalpolitik spielte der Reichstag keine 
solche Rolle, und gerade hier war die Vorherrschaft des kaiserlichen Wil- 
lens gegenüber den verantwortlichen Instanzen am deutlichsten zu erken- 
nen. Die Tätigkeit seiner Diplomaten verfolgte Wilhelm mit Argusaugen 
und rügte die gelegentlichen Versuche des Auswärtigen Amts, die von ihm 
anbefohlene Politik zu hintergehen.'” Nicht selten schlug er den Beamten 
der Wilhelmstraße gegenüber einen unerhört barschen Ton an. Unmittel- 
bar vor seiner Reise nach dem Mittelmeer im Frühjahr 1904 machte er 
«einen sackgroben Randvermerk» und sagte in Gegenwart von drei Mit- 
gliedern des Amts und zahlreichen anderen Zuhörern: «Die Schweinehun- 
de vom Ausw. Amt haben mir noch am Tage der Abreise ein paar Stunden 
Arbeit gemacht.»'3° Nur wenige Wochen später schrieb er an den Kopf 
eines Briefes: «Die Wilhelmstraße hat sich mal wieder vor der Ausländi- 
schen Presse in die Hosen gemacht, und stinken die dortigen Büreaus auch 
dementsprechend!»"' Telegrammentwürfe des Amtes mußten ihm zur 
Billigung vorgelegt werden; umgekehrt wurden Bülows Versuche, dem 
Kaiser angesichts der gespannten Weltlage vorsichtig in der Wilhelmstraße 
formulierte Entwürfe für seine Korrespondenz mit dem Zaren vorzulegen, 
ebenso verletzend zurückgewiesen wie das Verlangen des Reichskanzlers, 
die Briefe Wilhelms an den russischen Herrscher vor der Absendung ein- 
zusehen.'>? 

Weit davon entfernt, vom Reichskanzler und den anderen obersten 
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Staatsbeamten manipuliert zu werden, genoß Kaiser Wilhelm II. in den 
ersten Jahren der Amtszeit Bülows in vollen Zügen seine Macht. Mögen 
sich auch schwarze Gewitterwolken am Horizont zusammengezogen 
haben, für ihn stellte diese Zeit den Hochsommer seines Persönlichen 
Regiments dar. In jedem Wort, so urteilte die Frau eines deutschen Diplo- 
maten nach einer Begegnung mit dem «burschikosen» Kaiser im Mai 1904, 
trete die «maßlose Überschätzung seiner politischen Vortrefflichkeiten» 
hervor.'3? Graf Zedlitz sprach nachdenklich von der «gewaltigen Persön- 
lichkeit des Kaisers», die «eine Machtfülle für die Krone ansammelt, die 
den Nachfolgern fast mit Sicherheit verderblich werden» müsse.'* Im 
Grunde wolle der Kaiser «nur bewundert, belobt und in den eigenen Ent- 
schlüssen bestärkt» werden, notierte der Hofmarschall nach «sorgfältig- 
ster Beobachtung» im August 1904. Zwar könne man ihm gelegentlich 
unangenehme Wahrheiten sagen, er nehme dies aber meist «als amüsante 
Causerie und Abwechslung» auf. «Im ganzen genommen ist er von seiner 
geistigen Überlegenheit so durchdrungen, daß er solche Bemühungen 
nicht anders denn als lästige Anmaßung empfindet. Die Ausnahmen sind 
meist nur scheinbare Ausnahmen, und auch die nur möglich bei selten 
günstiger Stimmung.» Zedlitz erkannte durchaus die Begabung und die 
modernen Elemente im Wesen des Kaisers an, er befürchtete aber, daß die 
autokratischen, rückwärtsgewandten Seiten seiner Persönlichkeit stets die 
Oberhand behalten würden. Trotz aller fortschrittlichen Einsichten habe 
Wilhelm leider auch «die Neigung, schließlich alles in seiner Hand zu ver- 
einigen und ganz autokratisch zu regieren».” 

Der schlesische Hofmarschall stand mit seiner kritischen Meinung kei- 
neswegs allein. Der Vortragende Rat im Geheimen Zivilkabinett, Rudolf 
von Valentini, der zunehmend die Geschäfte und vor allem die zahlreichen 
Reisen mit dem Kaiser für den erkrankten Lucanus übernehmen mußte, 
war frappiert von den merkwürdigen Charakteranlagen Wilhelms II., die 
er - in einem Passus, der in seinen 1931 erschienenen Memoiren wage 
hend ausgelassen wurde - folgendermaßen schilderte: «Die ganze proble- 
matische Natur des seltsamen Mannes, den die Vorsehung an die Spitze 
des deutschen Volkes gesetzt hat, trat mir überhaupt auf diesen Reisen im 
täglichen engen Beisammensein näher wie bisher. Als Mensch zeigt er un- 
gemein liebenswürdige Züge. Wenn er des Morgens die Reisegefährten 
fröhlich begrüßt und die Bevorzugten in die Beine kneift, wenn er mitten 
unter der Schaar die Dresky’schen Freiübungen ausführt und zum Schluß 
einen tollen Reigen kommandiert, der Wildeste im Vorstürmen, wenn er 
dann bei den drolligen Erzählungen des alten Seebären Mensing und den 
trockenen Berliner Schnoddern des Grafen Hülsen herzhaft lacht, daß es 
durch das ganze Schiff tönt, so muß man dieser fröhlichen Harmlosigkeit 
und ungekünstelten Frische gut sein. Auch sollen Alle teilnehmen, wenn 
er sich über etwas Schönes oder Interessantes freut, ein schön beleuchtetes 
Kap, einen springenden Tümmler oder einen Wal, der seinen Wasserstrahl 
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in die Luft schleudert. Aber gerade seine menschlichen Liebenswürdigkei- 
ten u. Schwächen stehen im Wege, daß er ein großer Herrscher ist. Er ist 
zu impulsiv, zu sehr Gefühls- und Augenblicksmensch, um große Verhält- 
nisse zu meistern u. zu überblicken. Ueberall in seinen langen politischen 
Auseinandersetzungen tritt der Standpunkt des jüngeren Gardeoffiziers 
zu Tage, der an die große Welt der Politik mit der Naivität des Kasino- 
standpunktes herantritt. Es fehlt nicht nur der Ernst, es fehlt namentlich 
die Tiefe der Beurteilung. Kolossales Selbstbewußtsein und viel «Reno- 
may», aber wenig «Courage. Man geht kaum fehl, wenn man die konse- 
quente Betonung und Betätigung friedlicher Gesinnung zum nicht gerin- 
gen Teil auf das Unterbewußtsein zurückführt, daß die sonst gern markirte 
Forschheit für die ernste Probe eines Krieges nicht ausreicht. Daher beugt 
er sich allemal willig vor dem Starken, sei es Rußland, England oder der 
Papst, während er für den Schwächeren wenig Rücksicht und Interesse 
kennt. Nur im eigenen Lande mag er die Starken, Selbstbewußten nicht 
leiden. Der Agrarier wie der Sozialdemokrat ist ihm der unartige Knabe, 
der die wohlwollende Führung des Meisters nicht anerkennen will - der 
große Kaufmann, der ihm für seine Bevorzugung billigen Weihrauch 
streut, der Großindustrielle, der von seinen großen Gewinnsten kärgliche 
Schürflein zu seinen Liebhabereien beisteuert, sind ihm werter als der 
stumme Bauer, auf dem doch schließlich die Kraft seines Staates beruht. 
Weil die Zustände im Innern des Reiches vielfach so wenig erfreulich sind, 
interessiert er sich nicht sonderlich dafür und beschäftigt sich mit Vorliebe 
mit der auswärtigen Politik, die äußerlich noch von dem alten Glanz der 
großen Vergangenheit zu zehren hat. Und hier zeitigt das Impulsive, Ge- 
fühlsmäßige seiner Natur die bedenklichsten Erscheinungen, da die kühle 
Berechnung und jene Konsequenz im Handeln ausgeschaltet sind, die al- 
lein den Erfolg verbürgen können. Unter dem Eindruck momentaner 
Stimmungen wird gehandelt und dann wird jahrelang heiß gearbeitet, um 
den Eindruck jener unüberlegten Handlung zu verwischen und wieder gut 
zu machen.»"7 

Die Hof- und Staatsbeamten, die das obwaltende Verhältnis zwischen 
dem Kaiser und der Reichsleitung tagtäglich beobachten konnten, zweifel- 
ten keinen Augenblick, wer unter der Kanzlerschaft Bülows das Sagen 
hatte. Tief erschrocken äußerte sich Zedlitz über die «unzweifelhaft abso- 
lutistischen Neigungen» Wilhelms II.3® Das deutsche Regierungssystem 
sei «eigentlich zur Kabinettspolitik des 18. Jahrhunderts geworden» und 
sei daher «nach außen und nach innen» gefährlich, warnte er.'? Die «abso- 
lute Regierungsweise» Wilhelms II. - das «Sich-bei-jeder-Gelegenheit-in 
die-Bresche-Stellen» des Kaisers - bilde eine «unmittelbare Gefahr».'* De- 
goutiert prangerte der Hofmarschall die Unterwürfigkeit und Unaufrich- 
tigkeit des Kanzlers, der Minister und Staatssekretäre sowie der hohen Mi- 
litärs an. Keiner von ihnen habe den Mut, schrieb er im November 1903, 
bei schlechter Behandlung seitens des Kaisers seinen Abschied zu nehmen. 
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«In früheren Zeiten hätte es vielleicht solche Minister gegeben», stellte der 
Sohn des 1892 zurückgetretenen Kultusministers fest; «heute denken sie 
wohl kaum an solche Möglichkeiten, schweben in Ängsten nach beiden 
Seiten und überlassen dem gütigen Geschick das Weitere.»'* Nach dem 
Neujahrstreffen Wilhelms mit seinen Kommandierenden Generälen im Ja- 
nuar 1904 schrieb Zedlitz sorgenvoll: «Hier [...] trat das Fehlerhafte unse- 
res Systems besonders grell zutage. Wieviel Unheil kann es anrichten! Von 
was für minderwertigen Persönlichkeiten ist der Monarch beraten! Viele 
unter ihnen werden sicherlich für sich allein viel tiefer denken, aber was 
nutzt es, wenn sie schließlich doch nicht wagen, ein freies Wort vorzubrin- 
gen. Das ist das Grundübel, auf das man immer wieder zurückkommen 
muß, und der Fehler, der unsere Zukunft bedroht.»'* 

Die Folgen der persönlichen Herrschaft des Kaisers blieben keinem, 
der hinter die Kulissen blicken konnte, verborgen. Sehr zu Recht meinte 
Varnbüler 1903, das kaiserliche Deutschland habe unter Wilhelm II. und 
Bülow eine «ganz ziellose, nur von Fall zu Fall handelnde Regierung», die 
zudem «jede ernstliche Sorge wegreden» müsse. Jeder, der zu aktiven 
Maßregeln rate, werde «totgemacht». «Nicht bloß S. M., sondern auch die 
gesamte Wilhelmstraße sei durch eine chinesische Mauer vom Lande ge- 
trennt, von dessen wirklichem Zustande die Herren keine Ahnung hät- 
ten.» Sowohl in der äußeren wie in der inneren Politik sehe Varnbüler 
«sehr schwarz in die Zukunft», konstatierte seine Schwester Hildegard 
von Spitzemberg.'* Diese hielt im April 1904 in ihrem Tagebuch fest, alle 
deutsche Diplomaten beklagten sich über die «Initiative und Willkür 
S.M.’s, der keinem Rate zugänglich, nur allerpersönlichste Politik treibt 
und das herrliche Deutschland ins Verderben führt, so nicht Gott hilft!»'* 
Die «gewaltige Persönlichkeit» des Kaisers und sein autokratischer Herr- 
schaftsstil wirkten korrumpierend auf den diplomatischen Dienst, die 
Provinzialverwaltung, das Offizierskorps, die höhere Gesellschaft im all- 
gemeinen und nicht zuletzt auch auf einige Gelehrte. Diplomaten klag- 
ten über die Angewohnheit des Kaisers, Berichte zu loben, die «irgendeine 
schnurrige oder pikanten Erzählung, eine Bravade, einen Studenten- 
streich» schilderten, während ernsthafte Darlegungen von ihm als lang- 
weilig empfunden und kritisiert wurden.'# Friedrich von Holstein, der 
Leiter der Politischen Abteilung des Auswärtigen Amtes, brachte den ihm 
befreundeten deutschen Botschaftern im Ausland bei, wie sie zu berichten 
hatten, wollten sie in der Gunst des Kaisers bleiben. So schrieb er Ende 
1901 dem Botschafter Radolin: «Deine letzten Berichte waren schon mehr 
in dem lebendigen Stil, den S.M. gern mag. Er ist eben schr «persönlich» 
und liebt das Persönliche in den Berichten. Er hat lange keinen Bericht so 
gelobt wie den, wo Wangenheim die Verheiratung der Töchter des Sultans 
Murad beschrieb: Wie die Prinzessinnen aussehen sollen, wie die Bräuti- 
gams aussehen [...] etc. Dein Bericht über den König und die Fürstlichkei- 
ten im Hotel Ritz war im Aufbau zu kompliziert und vorsichtig. Der Kai- 
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ser [...] liest zu schnell, um erst lange sich zu fragen, wer ist dies, wer ist 
das? [...] Also, ich rate, in der Richtung fortzufahren, namentlich aber rate 
ich, die pikanten Anekdoten nicht etwa in Privatbriefen, wo sie Dir nichts 
nützen, zu vergraben, sondern in die amtliche Berichterstattung hineinzu- 
bringen, als Fettaugen auf der Bouillon. Glaub mir, in dieser Verschmel- 
zung liegt das Geheimnis des Erfolges.»"* 

Berichtete ein Botschafter oder Gesandter nicht schneidig oder amü- 
sant genug, so drohte ihm die Entlassung. Fürst Philipp zu Eulenburg trat 
von seinem Botschafterposten in Wien zurück, nachdem er sich in den Au- 
gen Wilhelms II. nicht forsch genug über die anti-preußischen Krawalle in 
Lemberg geäußert hatte.'# Die Tage Theodor von Hollebens als Botschaf- 
ter in Washington waren ebenfalls gezählt, seitdem er im Januar 1902 «eine 
Allerhöchste Anfrage nicht bestimmt genug beantwortet» hatte. «So ant- 
wortet man Mir nicht!», rief der Kaiser bei dieser Gelegenheit aus.'** «Ist 
das nicht namenlos», klagte die Baronin Spitzemberg entsetzt. «Alles 
dreht sich um in einem ob solch unerhörter Willkür und barbarischer 
Härte gegenüber von verdienten Beamten in höchster Stellung, die man 
wie Lakaien wegjagt! [...] Mir kochte das Blut vor Zorn!»"# Ähnlich erging 
es dem Regierungspräsidenten von Hannover, Hans von Brandenstein, der 
sich in der Prinzenzeit als Wilhelms Mentor in Staatsangelegenheiten ver- 
dient gemacht hatte, der 1903 aber «nach schweren Kämpfen» mit Wil- 
helm II. «zum verbitterten Scheiden [...] aus dem Staatsdienst» gezwun- 
gen wurde.'’° Spitzemberg empörte sich über das «tyrannische» Verhalten 
des Kaisers und schrieb: «Was mir so sehr betrübend ist, ist die Gesinnung 
des Kaisers, welche allen diesen Schritten zugrunde liegt: nicht von seinen 
legalen, verantwortlichen Dienern will er beraten sein, sondern als «Pfiffi- 
kus Schmärrle, als Tyrann, hofft er, von Kreaturen, die ihm seine unver- 
diente Stellung verdanken, besser bedient zu werden, sät Neid, Haß, Miß- 
trauen, knechtische Gesinnung unter seinen höchsten Beamten aus und 
öffnet dadurch der Gemeinheit in jeder Form die Türe.»'5 Als einige Mo- 
nate darauf ein neues Revirement unter den Diplomaten anstand, seufzte 
sie: «Greift S.M. selbstherrlich wieder einmal von oben ein, so nutzt auch 
Bülows Verwendung nichts.»"’* Bitter verurteilte die württembergische 
Baronin den «absoluten Mangel an Einstehen für seine Untergebenen, so- 
bald der Kaiser nur die Brauen zusammenzieht».' 

Die byzantinische Rückgratlosigkeit, die sich in diesen ersten Jahren 
der Kanzlerschaft Bülows in der höheren deutschen Gesellschaft ausbrei- 
tete, machte auf Zedlitz einen bedrückenden Eindruck. Im Herbst 1904 
hielt er in seinem "Tagebuch fest: So demoralisierend das Berliner Hofleben 
an sich schon sei, so sei doch «die Servilität und die Schmeichelei Ferner- 
stehender [...] so ungeheuerlich, daß ein Mensch, der dauernd am Hofe 
lebt, es schon mit seinen physischen Kräften gar nicht schaffen könnte, 
sich tagtäglich so zu erniedrigen». Zedlitz listete eine ganze Anzahl von 
Episoden auf, die in seinen Augen für den verderblichen Einfluß, den der 
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Regierungsstil Wilhelms II. erzeugte, symptomatisch waren. «Wenn der 
Fürst Dohna in Rominten einen guten Hirsch meldet, dann gibt er sich das 
Aussehen, als ob er der Wichtigkeit halber so herangestürzt käme und vor 
Aufregung und Eile gar nicht mehr atmen könne. Als wir auf der Rück- 
fahrt von Rominten über Königsberg und die Marienburg nach Danzig 
kamen, wurde Seine Majestät auf dem Bahnhof vom Generallautnant v. 
Mackensen empfangen und bei der Meldung auf die behandschute Rechte 
geküßt. [...] Beim Abschied auf dem Bahnhof brachte es der General v. 
Mackensen sogar so weit, einige Tränen in den Augen erscheinen zu las- 
sen. Auf der Fahrt von Danzig nach Hubertusstock befand sich Professor 
Slaby von der Technischen Hochschule in Charlottenburg im Zuge. [...] 
Nachdem er dem Kaiser gegenüber mehrfach hervorgehoben, wieviel Wi- 
derstand Allerhöchstderselbe bei mannigfachen Gelegenheiten gefunden 
und wie seine Gegner schließlich doch ihren Irrtum einsehen mußten, war 
es nur natürlich, daß der Kaiser schließlich sagte: «Ja, das ist es ja, meine 
Untertanen sollten einfach tun, was ich ihnen sage, aber meine Untertanen 
wollen immer selber denken, und daraus entstehen dann alle Schwierig- 
keiten.» Solche Episoden ließen sich «ins Unzählige vermehren», notierte 
Zedlitz betroffen. '’* 

Mag auch der Hofmarschall oft seine Bewunderung für die Offenheit 
ausgesprochen haben, mit der Wilhelm II. «in echt moderner Weise» ohne 
Achtung auf Geburt oder äußeren Rang bedeutende Männer aus Wissen- 
schaft und Wirtschaft zu lebhaften Gesprächen zu empfangen bereit sei, 
die unheilbringenden Folgen der Persönlichen Monarchie selbst in diesen 
«unabhängigen» Kreisen sah er allzu deutlich voraus. «Der [...] für die Zu- 
kunft und die Geschichte wohl einst bedeutsamste Punkt ist die absolute 
Herrscherstellung, die der Kaiser sich auch da geschaffen. Durch die Ge- 
walt seiner Persönlichkeit, in Verbindung mit der Macht seiner Stellung, 
erdrückt er gewissermaßen binnen kurzem auch diese ihm ferner stehen- 
den Menschen. Mögen sie noch so unabhängig sein, in seiner Gegenwart 
werden sie zu Höflingen und binnen kurzem häufig zu schlimmeren Höf- 
lingen als die dauernd dazu bestimmten Menschen. [...] Für den Kaiser 
selbst kann man es auf das innigste bedauern, daß er bereits jetzt in ruhi- 
gen Zeiten nicht Menschen finden kann, die freimütig für ihre Überzeu- 
gungen eintreten. Wieviel schwerer wird es für ihn in Momenten der Ge- 
fahr und Bedrängnis! Die Erklärung für manches, was späteren Zeiten 
ganz unbegreiflich erscheinen mag, wird hierin zu suchen sein.» 


Kapitel 6 


Wilhelm II. und die Deutschen, 1900-1904 


Daß Kaiser Wilhelm II. sich trotz seines autokratischen Verhaltens, trotz 
seines persönlichen Eingreifens in alle umstrittenen Angelegenheiten des 
öffentlichen Lebens, trotz seiner beleidigenden Reden und Depeschen 
einer großen Beliebtheit im deutschen Volke erfreute, gehört zu den lang- 
lebigsten Legenden der neueren Geschichte. Wenn ein Monarchist und 
Wilhelm-Verehrer wie Nicolaus Sombart im Zuge seiner Sündenbock- 
These derartige Mythen verbreitet, so mag dies vielleicht noch verständ- 
lich erscheinen; wenn aber ein führender Fachhistoriker wie Wolfgang 
J-Mommsen in seiner 2002 erschienenen Biographie Wilhelms II. die 
Behauptung aufstellt, daß «die Deutschen den Kaiser hatten, den sie - un- 
geachtet aller Probleme — haben wollten», und hinzufügt, daß Wilhelm 
«trotz seiner extravaganten Auftritte und anstößigen Reden [...] in der Be- 
völkerung populär» gewesen sei,' so weist dies auf eine einseitige Auswer- 
tung der zeitgenössischen Quellen hin und unterstellt dem deutschen Volk 
zudem ein Maß an unpolitischer Naivität, das es nicht verdient hat. Viel- 
mehr steht zu vermuten, daß die deutsche Öffentlichkeit, hätte sie auch 
nur einen Bruchteil von dem erfahren, was sich am kaiserlichen Hofe 
tagtäglich abspielte, die irrationale und völlig unzeitgemäße Herrschafts- 
weise Wilhelms II. mit überwiegender Mehrheit als unerträglich verwor- 
fen hätte. 

Zugegeben: der buntuniformierte Kaiser hoch zu Roß stellte eine her- 
ausragende, jugendfrische und äußerst glanzvolle Figur dar, die auf die 
«hurrahschreienden Massen» — darunter viele Frauen und die Schulkinder, 
die regelmäßig zum Fähnchenwinken zu den Paraden und Manövern hin- 
ausgeführt wurden — einen bestechenden Eindruck machen konnte. Selbst 
ein derart scharfer Kritiker wie Waldersee ließ noch Anfang 1900 gelten, 
daß Wilhelm I. im großen und ganzen «eine populäre Gestalt» sei. «Ganz 
abgesehen von seinen politischen Sprüngen und von seinen Reden, die 
man nicht ohne Weiteres ernst nimmt, weil man sein lebhaftes Tempera- 
ment kennt, imponirt sein ganzes Auftreten, seine Beweglichkeit und rast- 
lose Thätigkeit den Massen, auf die auch manche von Erfolg getragene 
Rücksichtslosigkeit nicht ohne Eindruck geblieben ist. Bei der ganzen 
weiblichen Hälfte der Nation ist er schon durch den Umstand, daß er ein 
guter Ehemann u. Vater von 7 Kindern ist, gut angeschrieben.»* Eine sol- 
che oberflächliche und rasch vorübergehende Volksbegeisterung konnte 
aber nicht als echte Beliebtheit gelten, und schon wenig später malte der 
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Generalfeldmarschall die Zukunft der Hohenzollernmonarchie in den 
schwärzesten Farben. Im Februar 1903 lesen wir in seinem Tagebuch: «Es 
ist wirklich betrübend anzusehen, wie der hohe Herr darauf loswirth- 
schaftet, die Revolution vorzubereiten. [...] Die Mächte des Umsturzes 
arbeiten mit immer größer werdender Offenheit, die unteren Schichten 
fallen ihnen immer mehr anheim, und er verletzt und verbittert die große 
Masse derjenigen, deren Interesse auf Staatserhaltung hinausläuft u. bei 
uns Gott sei Dank doch auch noch monarchisch gesinnt sind. [...] Trotz 
seiner 44 Jahre ist der Kaiser noch nicht soweit zu wissen, daß das Hurrah 
Schreien der Massen nur von geringem Werth ist. Im Gegentheil, es erfreut 
ihn u. imponiert ihm sehr, u. obwohl dazu schon seit Jahren immer die 
Schuljugend herangezogen wird.»> 

Im Oktober 1902 konstatierte der frühere Außensekretär und nunmeh- 
rige Botschafter in Konstantinopel, Adolf Freiherr Marschall von Bieber- 
stein, die «leider stetig abnehmende Popularität» des Monarchen. Der 
Diplomat war der Ansicht, daß Wilhelm «zu wenig König von Preußen 
und zu sehr deutscher Kaiser sei, von welcher Würde er sich einen ganz 
falschen Begriff zusammengeschmiedet hat, falsch gesetzlich, falsch, weil 
im Gefühle seiner Deutschen nicht vorhanden. Dadurch stößt er alle Au- 
genblicke seine fürstlichen Bundesbrüder und die anderen deutschen 
Stämme vor den Kopf, nicht am wenigstens aber die partikularen Empfin- 
dungen seiner Preußen selbst, in den Schichten namentlich, die seine 
festesten Stützen sind, dem Landadel und den konservativen Beamten. 
Das Spielen mit mystisch-mittelalterlichen Begriffen, die tot oder am Aus- 
sterben sind, macht ihn lächerlich.»* 

Im zweiten Band dieser Biographie wurde ausführlich dargelegt, mit 
welcher Bestürzung die staatliche Elite, das Offizierskorps, die in Berlin 
akkreditierten Diplomaten, die Parlamentarier, Journalisten und die politi- 
schen Parteien aller Schattierungen bereits in den ersten Regierungsjahren 
Wilhelms II. auf die absolutistischen Anmaßungen des jungen Herrschers 
reagiert und mit welcher Sorge sie auf das Schwinden des Ansehens der 
Monarchie in sämtlichen Volksschichten geblickt haben.’ Wir sahen dort, 
wie die Aufregung und der Mißmut über das herrische und beleidigende 
Auftreten des Kaisers von Jahr zu Jahr wuchsen. Die ständigen Beschimp- 
fungen des Reichstags und des Preußischen Landtags, die blutrünstigen 
Ansprachen anläßlich der Intervention in China, die Reise Wilhelms nach 
England auf dem Höhepunkt des Burenkrieges und manch andere Provo- 
kation versetzten das deutsche Volk um die Jahrhundertwende links und 
rechts in Aufruhr. Als Bülow am 17. Oktober 1900 zum Reichskanzler 
und preußischen Ministerpräsidenten ernannt wurde, sah er sich mit der 
akuten Gefahr einer gemeinsamen Aktion der Bundesfürsten und des 
Reichstages gegen den Kaiser konfrontiert, die den Fortbestand der 
Hohenzollernmonarchie bedrohte. Wie nie zuvor wurde die Krone im 
Parlament offen und direkt kritisiert. Vor diesem Hintergrund wurden in 
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Breslau und Bremen Attentate auf Wilhelm verübt, die, wenn sie auch 
glimpflich ausgingen, eine unmißverständliche Warnung darstellten. 


1. Die Angriffe auf den Kaiser im Reichstag 


Daß sich das Verhältnis zwischen Wilhelm und einem großen Teil der 
Volksvertreter um die Jahrhundertwende zunehmend verschlechterte, war 
seit der Reichstagsrede des linksliberalen Demokraten Eugen Richter vom 
Mai 1897 ein offenes Geheimnis.‘ Richters rhetorische Attacken gegen das 
Persönliche Regiment des Kaisers, die seinerzeit mit jubelndem Beifall 
aufgenommen worden waren, bildeten allerdings nur den Auftakt zu einer 
ganzen Reihe von immer schärfer werdenden Angriffen auf Wilhelm II. 
und seine autokratische Regierungsweise, die in vielen Punkten das Deba- 
kel der Daily Telegraph-Krise vom November 1908 vorwegnahmen. Das 
klassische parlamentarische Mittel der Haushaltsdebatten voll ausschöp- 
fend, prangerten im Dezember 1899 sowohl Richter als auch der Zen- 
trumsführer Dr. Ernst Lieber jene Beleidigungen an, die der Kaiser in sei- 
ner Rede vom 18. Oktober 1899 im Hamburger Rathaus dem Reichstag 
und dem deutschen Volk zugefügt hatte.” Darin hatte Wilhelm in bitteren 
Tönen die Uneinigkeit und mangelnde Opferbereitschaft der Deutschen 
für die Weltpolitik und den Schlachtflottenbau beklagt. «Mit tiefer Be- 
sorgnis habe Ich beobachten müssen, wie langsame Fortschritte das Inter- 
esse und politische Verständnis für große, weltbewegende Fragen unter 
den Deutschen gemacht hat.» Durch die raschen Umwälzungen «auf dem 
Gebiete des national-ökonomischen Lebens der Völker [...] sind die Auf- 
gaben für unser Deutsches Reich und Volk in mächtigem Umfange ge- 
wachsen und erheischen für Mich und Meine Regierung ungewöhnliche 
und schwere Anstrengungen, die nur dann von Erfolg gekrönt sein kön- 
nen, wenn einheitlich und fest, den Parteiungen entsagend, die Deutschen 
hinter uns stehen. Es muß dazu aber unser Volk sich entschließen, Opfer 
zu bringen. Vor allem aber muß es ablegen seine Sucht, das Höchste in im- 
mer schärfer sich ausprägenden Parteirichtungen zu suchen. Es muß auf- 
hören, die Partei über das Wohl des Ganzen zu stellen. Es muß seine alten 
Erbfehler eindämmen, alles zum Gegenstand ungezügelter Kritik zu ma- 
chen, und es muß vor den Grenzen Halt machen, die ihm seine eigensten 
vitalsten Interessen ziehen. Denn gerade diese alten politischen Sünden 
rächen sich jetzt schwer an unseren Seeinteressen und unserer Flotte. Wäre 
ihre Verstärkung Mir in den ersten acht Jahren Meiner Regierung trotz in- 
ständigen Bittens und Warnens nicht beharrlich verweigert worden, wobei 
sogar Hohn und Spott Mir nicht erspart worden sind, wie anders würden 
wir dann unseren blühenden Handel und unsere überseeischen Interessen 
fördern können!»* 

Die Hamburger Rede stellte eine unerhörte Provokation des Reichs- 
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tages dar, der noch im Vorjahr dem Marinepräsenzgesetz zugestimmt und 
damit 408 Millionen Mark für den Flottenbau zur Verfügung gestellt hatte. 
Am ı2. Dezember 1899 warf der Zentrumsführer Lieber im Reichstag 
dem Kaiser in scharfer Form vor, dem deutschen Volk fehlenden Patriotis- 
mus und mangelndes Verständnis für die großen Aufgaben der deutschen 
Politik unterstellt zu haben. «Ich kann wohl sagen, daß selten das deutsche 
Volk schärfer getadelt worden ist, nicht nur im eigenen Hause, sondern öf- 
fentlich vor aller Welt, als bei jenem Hamburger Fest», rief er aus. «Ich 
kann mir [...] nur denken, daß unverantwortliche Rathgeber Seiner Ma- 
jestät in dieser Weise das deutsche Volk verdächtigt haben.»? 

Die zaghafte Reaktion der Regierungsbank auf Liebers Kritik reflek- 
tierte die nicht unberechtigte Sorge der Staatsmänner vor einer Auswei- 
tung der Debatte zu einem allgemeinen Angriff auf die Monarchie. Reichs- 
kanzler Fürst Hohenlohe antwortete umgehend: «Ich muß meinem 
lebhaften Bedauern Ausdruck geben, daß eine Rede Seiner Majestät des 
Kaisers einer solchen Kritik unterzogen worden ist.» Sie sei allein der 
«Sorge des Monarchen für die Macht und das Ansehen des Vaterlandes» 
entsprungen. «Bei der großen Stellung, welche der Deutsche Kaiser, der 
gleichzeitig König von Preußen ist, einnimmt, kann es ihm nicht verwehrt 
werden, für große Ziele das deutsche Volk zur Einigkeit zu ermahnen und 
seinen Wünschen einen kräftigen prägnanten Ausdruck zu geben.»'° Doch 
Lieber ließ sich nicht beirren und entgegnete unter dem Beifall der Abge- 
ordneten, er werde es sich «niemals und von niemandem» nehmen lassen, 
«als Vertreter des deutschen Volkes auch vor Seiner Majestät dem Kaiser 
in aller Ehrerbietung, aber mit aller Entschiedenheit und allem Freimuth 
das zu sagen, was ich zu sagen für nöthig halte».'' Auch der Staatssekretär 
des Innern, Posadowsky, mußte auf Befehl des Kaisers die Kritik des 
Zentrumsabgeordneten zurückweisen — jedoch vergebens.'* Erschreckt 
schrieb unter dem Eindruck dieser Auseinandersetzung Erbprinz Ernst zu 
Hohenlohe-Langenburg an seinen Vater, die Regierung erleide «eine 
Schlappe nach der anderen, u. Herr Lieber ist, wie gewöhnlich, Herr der 
Situation»." 

So besorgniserregend die Rede Liebers auch war, die Angst vor noch 
schärferen Angriffen seitens des Freisinns oder der Sozialdemokraten legte 
der Reichsleitung und den Hofbeamten große Zurückhaltung auf. Wie be- 
hutsam sie vorgehen mußten, erweist das geheime Schreiben des Chefs des 
Zivilkabinetts an den Kaiser vom 14. Dezember 1899. «Allerhöchstem Be- 
fehl zu Folge» habe Posadowsky am Vortag eine Erklärung «in Betreff der 
Hereinziehung von Reden Euerer Majestät in die Debatte des Reichtages» 
abgegeben, teilte Lucanus dem Monarchen mit. Höfisch-geschickt fuhr er 
dann fort: «Euerer Majestät werden dieselbe vielleicht etwas zahm finden, 
aber Vorsicht war geboten, weil es sich immerhin nicht um Verletzung 
eines geschriebenen Gesetzes, sondern nur eines Herkommens handelt, so 
bedeutsam dasselbe auch ist. Auch dürfte es zur Zeit zu vermeiden sein, in 
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einen Konflikt mit dem Reichstage hineinzutreiben. Das kann meines ehr- 
furchtsvollen Dafürhaltens erst geschehen, wenn klar die Stellung des 
Reichstages zur Flottenvorlage zu übersehen ist. Sonst schädigt man den 
Erfolg der Letzteren von vornherein. Das Entscheidende bleibt, daß die 
Auffassung der verbündeten Regierungen über die Angelegenheit be- 
stimmt durch den Staatssekretär des Innern zum Ausdruck gelangt ist, daß 
diese Erklärung, wie der Sitzungsbericht zeigt - Bravo! rechts, Bewegung 
links - einen tiefen Eindruck im Hause gemacht hat und daß wenigstens 
zunächst Niemand ein Wort dagegen erhoben hat. Sollte, was nicht un- 
möglich ist, im Reichstage weiter auf die Sache in unangemessener Weise 
zurückgekommen werden, so wird es an der Zeit sein, mit schärferem 
Geschütze vorzufahren.» Nicht zuletzt um seine Flottenpläne nicht zu 
gefährden, erklärte sich Wilhelm II. mit der «vielleicht etwas zahmen» Er- 
klärung Posadowskys einverstanden. '* 

Wie die kaiserlichen Berater befürchtet hatten, markierte Liebers Rede 
zwar den Anfang, nicht jedoch das Ende oder gar den Höhepunkt des 
Entrüstungssturms über die beleidigenden Hamburger Äußerungen des 
Kaisers. Bereits am 14. Dezember 1899 wandte sich Eugen Richter mit 
einer Grundsatzrede direkt an den Kaiser. «Wenn der Monarch von seiner 
privilegirten Redefreiheit Gebrauch macht, zum Volke öffentlich derart zu 
sprechen, so ist es unsere Pflicht, von unserer Redefreiheit Gebrauch zu 
machen, um darauf zu erwidern», stellte der alte Parlamentarier fest. «Der 
Reichstag war in jener Rede ungerechtfertigten Anschuldigungen unter- 
worfen worden; es war ihm zum Vorwurf gemacht, in den ersten acht 
Jahren der Regierung des gegenwärtigen Kaisers Verstärkungen der Flotte 
beharrlich abgelehnt und das Wohl des Ganzen Parteiinteressen unterge- 
ordnet zu haben. Gegen solche Anschuldigungen sich zu vertheidigen, 
dazu bedarf es nicht erst Männerstolzes vor Königsthronen, das ist einfach 
Pflicht der Selbstachtung. Wenn ein einfacher Privatmann solche Beschul- 
digungen gegen den Reichstag erhebt, so ist der Reichstag zu vornehm, um 
eine Genehmigung zur Verfolgung zu ertheilen; wenn aber von solcher 
hohen und privilegirten Stelle aus solche Vorwürfe erhoben werden, dann 
ist es Pflicht des Reichstages, dagegen zu sprechen.» Der linksliberale Par- 
teiführer unterstellte dem Kaiser, die Funktion des Parlaments falsch ein- 
zuschätzen: Es sei die «Pflicht der Volksvertretung, zu kritisiren, und die 
Kritik muß umso schärfer sein - das gehört auch zur Hamburger Rede -, 
je gefährlicher die Wege scheinen, die beschritten werden sollen. [...] Und 
weil eine Volksvertretung nicht bloß das Recht, sondern die Pflicht hat, 
Kritik zu üben, so ist es auch falsch, es so darzustellen, als ob eine Volks- 
vertretung nur den Beruf habe, einig und geschlossen hinter den Regierun- 
gen, den Fürsten zu stehen. Nein, meine Herren, das ist eine Verwechslung 
der Aufgaben der Volksvertretung mit der Stellung eines Leibgarderegi- 
ments. Auch die Fürsten sind fehlbare Menschen, und sie sind um so mehr 
der Fehlbarkeit ausgesetzt nach ihrer abgeschlossenen Erziehung und 
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nach ihrer einseitigen Umgebung. Auch das Bewußtsein der Verantwort- 
lichkeit vor Gott, so lebhaft es hervortritt, kann vor diesen Fehltritten 
nicht schützen.» Richters Rede, in der er sich wiederholt auf die gerade er- 
schienenen Gedanken und Erinnerungen Bismarcks berief, gipfelte in 
einer Abrechnung mit der persönlichen Außenpolitik Wilhelms II. Scharf- 
sichtig stellte er fest, «daß die Politik der Regierung gegenwärtig zu impul- 
siv, zu sprunghaft, zu sehr von plötzlichen Eingebungen beherrscht ist und 
zu wenig von selbständigen Ministern beherrscht wird, als daß wir ihr 
etwas anderes als ein entschiedenes Mißtrauen nur entgegenbringen kön- 
nen. Wir haben in der auswärtigen Politik wenig oder gar nicht Ursache 
gehabt, dem Fürsten Bismarck entgegenzutreten, so scharf wir ihm auch in 
der inneren Politik entgegengetreten sind; aber die auswärtige Politik des 
neuesten Kurses, die nach den Stichworten des Weltreiches und der Welt- 
politik zurechtgelegt wird, [...] ist, ich will noch nicht sagen zu phanta- 
stisch, aber zu phantasievoll, um ihr irgendwie Vertrauen entgegenbringen zu 
können.»' 

Die drastischen Angriffe Liebers und Richters auf Wilhelm II. vom 
Dezember 1899 machten Schule. Nur drei Monate später ergriff der So- 
zialdemokrat Paul Singer die durch die Überprüfung der Staatsausgaben 
des vergangenen Haushaltsjahres gebotene Gelegenheit, um erneut den 
Kaiser im Reichstag scharf zu kritisieren. Aufhänger seiner Rede war eine 
Überschreitung des Budgets des Auswärtigen Amtes um 40 064,50 Mark, 
entstanden durch die Reisekosten des Gefolges, welches den Kaiser auf 
seiner Orientreise im Herbst 1898 begleitet hatte. Doch wer der eigent- 
liche Adressat von Singers beißender Kritik war, blieb unzweideutig: «Ich 
darf doch, ohne Widerspruch fürchten zu müssen, behaupten, daß ganz 
allgemein die Reise des Kaisers nach Jerusalem als aus der Privatinitiative 
des Kaisers hervorgegangen angesehen worden ist; und ich glaube, man 
wird sehr erstaunt sein, nunmehr aus den Staatsüberschreitungen des Jah- 
res 1898 zu ersehen, daß zu dieser Reise Reichsmittel in Anspruch genom- 
men worden sind.» Unter dem Beifall der sozialdemokratischen Fraktion 
wies Singer dem Fall exemplarischen Charakter und «prinzipielle Bedeu- 
tung» zu. In einer für die Monarchie bedrohlichen Entwicklung fand sich 
eine deutliche Mehrheit des Reichstags bereit, Singers Antrag zu unter- 
stützen, die gesamte Übersicht der Reichsausgaben und Einnahmen für 
das Haushaltsjahr 1898 an die Rechnungskommission des Parlaments 
zurückzuweisen." 

Als Bülow im Oktober 1900 das Reichskanzleramt übernahm, gehörte 
die alarmierende Unbeliebtheit Wilhelms II. somit zu den vordringlich- 
sten Problemen, mit denen er sich konfrontiert sah. Am 22. November 
1900 warnte der neue Reichskanzler in einem Geheimtelegramm Philipp 
Eulenburg vor der «beinahe desperaten» Situation, die durch ein drohen- 
des Zusammengehen der deutschen Bundesfürsten mit dem Reichstag ge- 
gen den Kaiser entstanden sei. Händeringend flehte er den besten Freund 
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Wilhelms II. an, diesen von weiteren öffentlichen Äußerungen abzuhat 
ten.'” Bereits am Vortag hatte Eulenburg selber Angst vor der «immer 
schärferen Wendung gegen $.M.» verspürt und in einem Telegramm an 
Bülow ausgerufen: «Wie diese ganze Reichstagssippe glücklich wäre, mit 
Dir gegen [S.M.] zu gehen!!»'" Nach Erhalt der Depesche des Kanzlers 
richtete er die «sehr, sehr eindringliche» Bitte an Wilhelm, sich angesichts 
der gefährlichen Stimmung im Reichstag in nächster Zeit «jedweder öf- 
fentlichen Kundgebung - sei es ziviliter oder militärisch - zu enthalten»." 
Durch die kriegerischen Ereignisse in Südafrika und die überstürzte Reise 
Wilhelms nach England zu seiner im Sterben liegenden Großmutter spitz- 
te sich die Krise der Monarchie in den nächsten Wochen noch weiter zu. 
Bei einem Besuch in Bayern im Februar 1901 stellte Eulenburg fest: «Die 
Stimmung gegen unsern lieben Herrn ist in Deutschland geradezu er- 
schreckend!» Die Meinungen am bayerischen Hof und in maßgebenden 
Münchener Kreisen strotzten geradezu von Majestätsbeleidigungen, teilte 
er Bülow mit.” Wilhelm nahm die Mahnungen seines Freundes jedoch auf 
die leichte Schulter. Zwar versprach er, sich in Zukunft zurückzuhalten, 
doch im martialischen Ton fügte er gleich hinzu: «Die Pflicht und das 
Recht, zu meinen Soldaten zu sprechen, bleibt selbstverständlich ausge- 
schlossen und werde ich mir niemals hineinreden oder sie verkürzen las- 
sen.»”' Schon bald sollte sich zeigen, daß gerade in dieser Einschränkung 
die Saat der nächsten Empörung gegen ihn lag. 


2. Das Bremer Attentat und die Kaiserrede 
vor dem Alexander-Regiment 


Die Jahrhundertwende brachte eine Welle von Attentaten auf gekrönte 
Häupter mit sich, die Wilhelm II. als herausragendsten Repräsentanten des 
monarchischen Prinzips besonders erschüttern mußten. Nach der Erdol- 
chung der Kaiserin Elisabeth von Österreich durch einen Anarchisten am 
Genfer See im September 1898” unternahm im Frühjahr 1900 ein junger 
Belgier einen Mordanschlag auf den Prinzen von Wales.”® Am 29. Juli 1900 
fiel in Monza König Umberto von Italien einem Anschlag zum Opfer.” 
Aber auch im Deutschen Reich ereigneten sich Attentate, die die Brüchig- 
keit der europäischen Monarchien vor Augen führten und erneut Appelle, 
Wilhelm möge mehr in den Hintergrund treten, hervorriefen. 

Nur wenige Tage nach Bülows Ernennung zum Reichskanzler warf 
eine «geistesgestörte» Frau in Breslau ein Beil auf den Wagen, in dem der 
Kaiser mit seinem Schwager, Erbprinz Bernhard von Sachsen-Meiningen, 
ausfuhr, doch getroffen wurde keiner von beiden.” Nichtsdestotrotz: «es 
hätte schrecklich ausgehen können», urteilte sehr zu Recht die Kaiserin 
Friedrich.‘ Nur vier Monate später, am Abend des 6. März 1901, warf ein 
«unzurechnungsfähiger» junger Arbeiter namens Weiland in Bremen eine 
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Abb. 5 Die Narbe unter dem rechten Ange 


Eisenschnalle nach dem Kaiser und brachte ihm im Gesicht eine vier 
Zentimeter lange Wunde unterhalb des rechten Auges bei. Ein Brief des 
Chefs des Marinekabinetts vermittelt uns einen exakten Einblick in die 
physische und psychische Folge dieses Gewaltaktes. «An den Schläfen 
oder im Auge getroffen, konnte der Wurf vernichtend sein. Das Wunder 
dabei ist, daß unser Allergnädigster Herr weder den auffliegenden Gegen- 
stand gefühlt, noch, in dem Regen, das reichlich fließende Blut gefühlt hat; 
erst die Umgebung machte darauf aufmerksam. Die letzte Nacht war gut, 
Fieber ist nicht vorhanden u. damit wird der Erfolg der Schandthat bald 
verwischt sein; die That selbst weist aber darauf hin, in welcher ernsten 
Zeit wir leben u. daß auch eine Spalier bildende Truppe ein unvollkomme- 
nes Sicherheitsmittel bildet.»” 

Seit den Attentatsversuchen von Breslau und Bremen übte der Hof mit 
Rücksicht auf die Sicherheit des Kaisers größere Vorsicht bei der Bekannt- 
gabe seiner Reisepläne. «Aus ganz verläßlicher Quelle» erfuhr der öster- 
reichische Geschäftsträger Graf Thurn, daß fortan «die umfassendsten, das 
bisher übliche Maß bei weitem übersteigenden Sicherheitsmaßregeln ange- 
ordnet worden» seien.”* Die Überzeugung der Erbprinzessin Charlotte, 
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der ältesten Schwester des Kaisers, daß die Breslauer und Bremer Episo- 
den gänzlich ohne politische Bedeutung seien,” teilten nachdenkliche Be- 
obachter nicht. Hinzpeter sprach für viele, als er die in allen Parteien und 
gerade bei den Konservativen und im Offizierskorps zunehmende Kritik 
am Kaiser für die Stimmung verantwortlich machte, die zu den Attentaten 
geführt hatte.?° In einem Beileidsschreiben vom ı5. März 1901 an seinen 
kaiserlichen Schüler hielt er mit seiner Ansicht nicht zurück, daß «die gan- 
ze Bevölkerung» an dem «abscheulichen» Bremer Attentat «mitschuldig» 
sei. «Das unverantwortliche Schmähen aller Parteien hat am Ende die At- 
mosphäre Deutschlands so elektrisch gemacht, daß für besonders schwach 
organisirte Geister ein Umsetzen beleidigender Phrasen in beschimpfende 
Thätigkeiten ganz natürlich wird. [...] Das Vorkommen solch empörender 
Insulte wie in Bremen wird leider durch Vielerlei begünstigt. Namentlich 
führen die Parteien allgemein eine maßlose Sprache. Die Einen erklären: 
Der Bauer muß nun seinen König als seinen Feind betrachten! Andere: Es 
ist eine Schmach, daß der Kaiser den Präsidenten Krüger nicht empfangen 
hat! Wieder Andere: Es ist eine Sünde und Schande, daß uns unsere Jesui- 
ten noch nicht zurückgegeben sind! Noch Andere predigen gar, ein König 
sei ein Monstrum, welches in die heutige Kulturwelt überhaupt nicht mehr 
hineinpasse. Und alles dies wird in Deutschland mit um so lebhafterem 
Pathos vorgetragen, als die weit verbreitete demokratische Gesinnung sich 
innerlich sträubt gegen die energische Betonung der Rechte des Monar- 
chen, die für das Auftreten des Kaisers karakteristisch ist. Solcher Fluth 
von Schmähungen widersteht dann ein schwaches Hirn nicht und wird 
verwirrt.»3' 

Ein Echo der Hinzpeterschen Überlegungen klang in den trotzigen 
Ansprachen nach, die der Kaiser am 22. März 1901 an die Präsidien des 
Reichstags und des Preußischen Abgeordnetenhauses richtete. Darin be- 
klagte Wilhelm den Rückgang der monarchischen Gesinnung und be- 
zeichnete den Anschlag in Bremen als Beweis für die Verwirrung, die in 
unreifen jugendlichen Köpfen herrsche. Seit Dezennien sei die Achtung 
vor Krone und Regierung mehr und mehr im Schwinden. Der Respekt vor 
der Autorität fehle, die Schuld daran läge an allen Klassen der Bevölke- 
rung, die, statt den allgemeinen Interessen des Volkes zu dienen, Sonder- 
interessen verfolgten. Die Kritik an der Regierung und der Krone erfolge 
«in der schroffsten und verletzendsten Form» .3? 

Diese Äußerungen Wilhelms bestätigten die Befürchtung vieler Beob- 
achter, daß die Attentate «doch eine gewisse Rückwirkung auf die Nerven 
Kaiser Wilhelm’s ausgeübt» hätten. Bereits in seinem ersten Brief an den 
Kaiser vom 15. März 1901 hatte Hinzpeter behutsam den Wunsch ausge- 
sprochen, «daß mit der äußeren Verletzung auch die schmerzliche Wunde 
der Seele vernarbe, daß? Euere Majestät nur nicht durch die Missethat eines 
Unzurechnungsfähigen Sich in Ihrer stolzen, feinen, hochherzigen Hal- 
tung zu dem Deutschen Volke beirren lassen mögen. Lassen Euere Ma- 
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jestät Sich nicht Lust und Leben verderben und verbittern!»3* Durch die 
Kaiserreden an die Parlamentarier vom 22. März sah sich der Prinzener- 
zieher nun veranlaßt, seinen Warnruf zu wiederholen. Zwar habe sich die 
körperliche Verletzung des Monarchen als leicht heilbar erwiesen, stellte 
Hinzpeter fest, «aber Euerer Majestät Antwort an das Präsidium des 
Landtags läßt uns befürchten, daß die innere Empörung nicht so schnell 
verschwinden wird. Ich bitte dabei auf die Reflexion hinweisen zu dürfen, 
daß die Monarchie sich im Augenblick naturgemäß in einer peinlichen 
Uebergangsphase in Bezug auf die Stimmung in der Bevölkerung befindet. 
Die traditionelle, unmittelbare, sozusagen angeborene Sympathie und 
Achtung für die Dynastie und die Person des Monarchen hat durch die 
politischen, konfessionellen, sozialen und wirthschaftlichen Kämpfe im 
Volke leiden müssen, während die Erkenntniß von der Unentbehrlichkeit 
einer starken Monarchie für das von Außen gefährdete Deutschland wie 
von der vitalen Bedeutung einer solchen für eine gedeihliche innere Ent- 
wicklung recht langsam aufdämmert. Der außerordentlich große Mangel 
an politischer Bildung in Deutschland hindert eine schnelle Verbreitung 
dieser Erkenntniß. Da kommt dann auch das Bewußtsein, daß die Ehre des 
Monarchen als der Personifikation der Nation auch die Ehre jedes einzel- 
nen Bürgers, Sein Wohl auch sein Wohl ist, noch nicht deutlich genug auf. 
Und darum ist das Gefühl der Verantwortlichkeit für die Sicherheit des 
Kaisers wie für Seine Würde noch nicht stark genug; aber es muß und wird 
stark genug werden, um den Monarchen wenigstens vor wörtlichen oder 
thatsächlichen Insulten zu schützen.» Neben diese zuversichtliche Pro- 
gnose Hinzpeters setzte der Kaiser ein großes schwarzes Fragezeichen an 
den Rand.’ 

In der durch das Attentat von Bremen ausgelösten «Periode der Exzer- 
bationen» (wie Jagemann sie sarkastisch nannte)? stießen die weisen 
Mahnrufe des ehemaligen Erziehers jedoch auf taube Ohren. Dies zeigte 
sich schon am 28. März 1901, als Wilhelm II. vor dem Berliner Alexander- 
Regiment eine Rede hielt, in der er die Soldaten dazu aufforderte, für den 
König und seine Familie wenn nötig ihr Leben zu opfern. Vom Pferde 
herab sprach er zu den Truppen «mit außerordentlicher Energie» und mit 
«außergewöhnlichem Ernste», wobei er seine Worte «durch kurze ener- 
gische Bewegungen mit dem Feldherrnstab» begleitete.” In seiner neuen 
Kaserne am Kupfergraben in der Nähe des königlichen Schlosses sei das 
Regiment berufen, so insistierte der Kriegsherr, «gewissermaßen als Leib- 
wache Tag und Nacht bereit zu sein, um für den König und sein Haus, 
wenn’s gilt, Leben und Blut in die Schanze zu schlagen. Und wenn jemals 
wieder [...] in dieser Stadt eine Zeit wie damals [gemeint war 1848] kom- 
men sollte, eine Zeit der Auflehnung gegen den König, dann, davon bin 
Ich überzeugt, wird das Regiment Alexander alle Unbotmäßigkeit und 
Ungehörigkeit wider seinen königlichen Herrn nachdrücklich in die 
Schranken zurück weisen.»>® 
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Unter dem «schmerzlichen Eindruck der jüngsten Ereignisse» meldete 
sich Ende März 1901 dann auch kein Geringerer als Großherzog Fried- 
rich I. von Baden in einem Brief an Bülow zu Wort. «Ich muß Ihnen be- 
kennen», schrieb der Onkel des Kaisers an den Reichskanzler zutiefst be- 
sorgt, «daß mir die Lage unserer deutschen öffentlichen Verhältnisse einen 
Höhepunkt innerer Gefahr erreicht zu haben scheint, der uns nötigt, 
Schutzmittel für die Zukunft vorzubereiten. Die Reden $.M. des Kaisers 
bei dem Kasernenbezug des Kaiser Alexander-Garde-Grenadier-Regi- 
ments sind die Gefahr, welche ich soeben als drohend bezeichnete. [...] 
Eine der schlimmsten Wirkungen ist die Herabsetzung der Autorität des 
Kaisers durch die rücksichtslose Besprechung der ihm zugeschriebenen 
Äußerungen. - Diese Schädigung des Anschens bewirkt aber auch eine all- 
mähliche Erschütterung der öffentlichen Ordnung im gesamten Reiche 
und führt im Gefolge eine ungünstige Beurteilung des Deutschen Reiches 
durch das Ausland, somit eine Schwächung des Vertrauens in Deutsch- 
lands Macht und Stärke. Ich führe das alles nur an, um Ihnen kundzu- 
geben, welche Beobachtungen ich seit den beiden Reden machen konnte 
und wie tiefgreifend die Verstimmung in weiten Kreisen sich gestaltet hat. 
Nicht ausgenommen davon sind die höheren und erfahrenen Schichten 
der dem Heere angehörenden Elemente. In diesen Kreisen wird besonders 
beklagt, daß ein Anlaß zu näherem Einschreiten näher bezeichnet wird, 
während der unbedingte Gehorsam das Fundament aller Disziplin sein 
muß, und man seit jeher vermieden hat, besondere Gegensätze hervorzu- 
heben. Das fordert zur Überlegung auf, bewirkt Diskussion und gelangt 
so zu öffentlicher Besprechung am Biertisch, wo dann die Verführer ihr 
Spiel treiben. In Anbetracht dieser Lage der Dinge sehe ich nur eine Mög- 
lichkeit bleibender Abhilfe, und zwar die Publikation kaiserlicher Reden 
in Zukunft nur dann zuzulassen, wenn deren Wortlaut amtlich bestätigt 
ist. Diese Reden müßten in Zukunft dem Zivilkabinett und von diesem 
dem Reichskanzler vorgelegt werden, so daß etwaige Milderungen einzu- 
schalten wären. Mit Genehmigung des Kaisers müßte aber erreicht wer- 
den, daß kaiserliche Ansprachen an geschlossene 'Truppenteile und Toaste 
in Militärkasinos überhaupt nicht veröffentlicht werden dürfen. [...] Ich 
weiß nun wohl, daß diese meine Vorschläge nur mit Genehmigung des 
Kaisers in Vollzug gesetzt werden können», räumte der Großherzog ein 
und berührte damit den wunden Punkt, an dem alle bisherigen Eindäm- 
mungsversuche gescheitert waren. Sein Angebot an Bülow, diesmal selbst 
die Initiative zu ergreifen, ehrt den alten Zähringer, der beteuerte: «Ich 
brauche wohl nicht zu versichern, welche Gesinnung mich leitet, denn Sie 
kennen meine Verehrung für den Kaiser und die Hochschätzung seiner 
hervorragenden Fähigkeiten und vortrefflichen Eigenschaften. Eben dar- 
um wünsche ich, daß [er] außer jeder kritischen Diskussion bliebe, und 
seine Kraft für jede Machtentwicklung vorbehalten werde.» 

Sollte Bülow bei seinem Amtsantritt als Reichskanzler erwartet haben, 
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kraft seines besonderen Vertrauensverhältnisses zum Kaiser diesen wenig- 
stens von kontroversen Auftritten in der Öffentlichkeit abhalten zu kön- 
nen, so sah er sich spätestens jetzt darin enttäuscht. Unmittelbar nach der 
Kaiserrede vor dem Alexander-Regiment gingen in Berlin Gerüchte um, 
der Kanzler habe seine Entlassung eingereicht,* und wenn auch diese Mel- 
dungen sofort dementiert wurden, so steht doch Bülows Betroffenheit 
außer Frage. Dem Großherzog von Baden gestand er, daß ihm die heftige 
Kritik am Kaiser im In- und Ausland «manche schwere Stunde bereitet» 
habe. Schon lange sei es sein «ernsthaftes und dringendes Bestreben» ge- 
wesen, «Hilfsmittel ausfindig zu machen, die dazu angetan wären, eine 
publizistische Auswertung kaiserlicher Äußerungen, wie sie so traurig 
letzthin in Erscheinung trat, wenn auch vielleicht nicht völlig auszuglei- 
chen, so doch herabzumindern auf ein Maß, das für die Krone [...] tieferge- 
hende und gefährliche Beeinträchtigungen von vornherein ausschließt.»*' 

Die Aufregung über die Rede vor dem Alexander-Regiment und die 
dadurch in vielen Zeitungen veranlaßten Spekulationen über den Gemüts- 
zustand des Kaisers waren noch nicht verstummt, als Wilhelm am 
31. März 1901 durch eine weitere Ansprache, diesmal vor dem Präsidium 
des Preußischen Herrenhauses, regelrechte Mutlosigkeit auslöste. Mit der 
Eisenlasche, die Weiland in Bremen als Wurfgeschoß benutzt hatte, auf 
dem Tisch vor sich liegend, erklärte der Kaiser, daß «alle Kombinationen, 
welche in der Presse über Meine Stimmung verlautbart werden, auf voll- 
ständiger Unkenntnis beruhen und jeder Grundlage entbehren. Ich habe 
alles gelesen, was die Zeitungen über Meine angebliche seelische Stim- 
mung anläßlich des Bremer Vorfalls geschrieben haben, aber nichts ist fal- 
scher, als annehmen zu wollen, daß Meine Gemütsverfassung irgendwie 
darunter gelitten hat. Ich bin genau derselbe, der Ich vorher war; Ich bin 
weder elegisch noch melancholisch geworden. [...] Ich stehe in Gottes 
Hand und werde Mich durch solche Vorfälle persönlich niemals in dem 
Wege beirren lassen, den zu beschreiten Ich als Meine Pflicht anerkannt 
habe. Ich komme auf Meinen Reisen mit allen Kreisen der Bevölkerung 
zusammen und weiß daher sehr gut, was man im Volke über Mich spricht 
und denkt. Aber wer da etwa glaubt, daß Ich Mich durch solche Vorfälle 
einschüchtern lassen werde in Meinen übrigen Maßnahmen, der wird sich 
sehr irren, es bleibt alles beim Alten.»* 

Wenn er auch nach außen hin Gleichmut vortäuschte und achsel- 
zuckend erklärte, «man müsse sich eben daran gewöhnen, die Tragweite 
dieser [kaiserlichen] Äußerungen nicht zu ernst zu nehmen», so räumte 
Bülow gegenüber dem preußischen Gesandten in München, Graf Anton 
Monts, doch ein, er sei «unglücklich über die jüngsten Reden des Kaisers 
und habe $.M. ernste Vorstellungen gemacht».# Tatsächlich hielten sich 
die «Vorstellungen», die er dem Kaiser machte, sehr in Grenzen. Wie er 
dem Großherzog von Baden am 17. April 1901 mitteilte, sei dem Kaiser 
«die publizistische Ausbeutung AllerhöchstSeiner letzten Ansprachen 
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nicht entgangen. S.M. hatten infolgedessen die Gnade, mir den Entwurf 
einer Rede zu zeigen, welche AllerhöchstDieselben bei Ihrem bevorstehen- 
den Besuch in Bonn zu halten gedenken. Auf meine Bitte haben $.M. ge- 
ruht, einige Stellen in diesem Entwurf zu ändern.»** Darüber hinaus setzte 
Bülow beim Monarchen, wie der Großherzog angeregt hatte, eine inner- 
dienstliche Ordre durch, wonach «Ansprachen, welche Allerhöchstdie- 
selben auf Übungsplätzen, in Kasernen oder Offizier-Speiscanstalten an 
Truppen, Institute und Offizierskorps richten, nicht ohne allerhöchste 
Genehmigung zur Veröffentlichung gelangen sollen».* Allerdings hegte 
der Reichskanzler Zweifel, ob sich der Kaiser an diese Bestimmungen hal- 
ten würde. Dem Großherzog gestand er, es wäre seiner Ansicht nach «sehr 
erfreulich, [...] wenn S.M. an den Grundsätzen dieser allerhöchsten Ordre 
festzuhalten geneigen wollten», denn wie der Großherzog sei auch er da- 
von durchdrungen, «daß es für das Gemeinwohl von entscheidender Be- 
deutung sein würde, wenn die Reden S.M. nicht mehr zum Gegenstand 
der Kritik gemacht würden, wie dies nur zu häufig der Fall war, wo S.M. 
ohne vorherige Rücksprache mit seinen berufenen Ratgebern gesprochen 
haben. Am nützlichsten würde mir erscheinen», fuhr Bülow fort, «wenn 
die Reden, welche S.M. vor versammeltem Kriegsvolk halten, überhaupt 
nicht mehr öffentlich bekannt würden, da S.M. mit Recht von der Auffas- 
sung ausgehen, daß Sie als oberster Kriegsherr Ihren Soldaten gegenüber 
ohne jede Rücksichtnahme zu sprechen befugt sind, und da sich anderer- 
seits die soldatische Tonart nicht immer für die Öffentlichkeit eignet.» Da 
der Kaiser demnächst nach Karlsruhe reisen werde, bat der Reichskanzler 
«im Vertrauen auf absolute Diskretion» den Großherzog, auf Wilhelm I. 
dahingehend einzuwirken, für «eine allmähliche Beruhigung der durch 
allerlei Vorgänge der letzten Zeit erregten öffentlichen Meinung» zu sor- 
gen. Er betonte, man müsse im Innern «jetzt sehr ruhig und vorsichtig» 
operieren und «insbesondere unnütze Provokationen des Reichstags 
vermeiden». Überdies sei es «absolut notwendig, daß S.M. der Kaiser 
und König der bevorstehenden Enthüllung des Nationaldenkmals für 
Fürst Bismarck in Berlin [am 16. Juni 1901] persönlich beiwohnen, da ein 
Fernbleiben der allerhöchsten Person nur Wasser auf die Mühlen der Bis- 
marckagitation und der Fronde treiben würde».* Daß Wilhelm die Ent- 
hüllungsfeier «nur mit aufeinandergebissenen Zähnen» mitmachte, war 
allerdings jedem nur zu bewußt. 
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Hielt sich der Kaiser in den nächsten Monaten in seinen öffentlichen Äu- 
ßerungen auch etwas zurück, die Gefahr eines Zornausbruchs gegen die 
Arbeiter oder die Sozialdemokraten war stets gegeben. 1900 hatte er 
während eines Streiks der Berliner Straßenbahnangestellten dem General- 
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Abb.6 In Essen zur Beisetzung Krupps im November 1902 


kommando des Gardekorps telegraphiert: «Ich erwarte, daß beim Ein- 
schreiten der Truppen mindestens fünfhundert Leute zur Strecke gebracht 
werden.»* Als ihn Hinzpeter im Dezember ı901 darauf aufmerksam 
machte, daß für Berlin allein die Zahl der Arbeitslosen auf zwischen 25 000 
und 85 000 geschätzt werde, meinte Wilhelm II. naßforsch, diese Leute sei- 
en immerhin «gutes Material für Cavallerie!»* Und in der Tat sollte der 
nächste Skandal nicht lange auf sich warten lassen. Am 26. November 1902 
hielt Wilhelm II. in Essen zu Ehren des Großindustriellen Friedrich 
Alfred Krupp, der sich nach Anschuldigungen der Homosexualität in der 
linksgerichteten Presse anscheinend das Leben genommen hatte, eine Rede, 
die schwerstmögliche Vorwürfe gegen die deutsche Sozialdemokratie ent- 
hielt. «Die besonderen Umstände, welche das traurige Ereignis begleiten, 
sind mir zugleich Veranlassung gewesen, Mich als das Oberhaupt des 
Deutschen Reiches hier einzufinden, um den Schild des Deutschen Kaisers 
über dem Hause und dem Andenken des Verstorbenen zu halten», erklärte 
der Monarch nach der Beisetzung. «Eine Tat ist in deutschen Landen 
geschehen, so niederträchtig und gemein, daß sie alle Herzen erbeben 
gemacht und jedem deutschen Patrioten die Schamröte auf die Wangen 
treiben mußte über die unserm ganzen Volke angetane Schmach. Einen 
kerndeutschen Mann, der stets nur für andere gelebt, der stets nur das 
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Wohl des Vaterlandes, vor allem aber das seiner Arbeiter im Auge gehabt 
hat, hat man an seiner Ehre angegriffen. Diese Tat mit ihren Folgen ist wei- 
ter nichts als Mord; denn es besteht kein Unterschied zwischen demjenigen, 
der den Gifttrank einem anderen mischt und kredenzt, und demjenigen, 
der aus dem sicheren Verstecke seines Redaktionsbureaus mit den vergifte- 
ten Pfeilen seiner Verleumdungen einen Mitmenschen um seinen ehrlichen 
Namen bringt und ihn durch die hierdurch hervorgerufenen Seelenqualen 
tötet. Wer war es, der diese Schandtat an unserm Freunde beging? - Män- 
ner, die bisher als Deutsche gegolten haben, jetzt aber dieses Namens 
unwürdig sind, hervorgegangen aus den Klassen der deutschen Arbeiter- 
bevölkerung, die Krupp eben so unendlich viel zu verdanken hat und von 
der Tausende in den Straßen Essens mit tränenfeuchtem Blick dem Sarge 
ihres Wohltäters ein letztes Lebewohl zuwinken.» Sich an die anwesenden 
Arbeiter wendend rief Wilhelm aus: «Ihr Kruppschen Arbeiter habt 
immer treu zu eurem Arbeitgeber gehalten und an ihm gehangen; Dankbar- 
keit ist in euren Herzen nicht erloschen; mit Stolz habe Ich im Auslande 
überall durch eurer Hände Werk den Namen unsres deutschen Vaterlan- 
des verherrlicht gesehen. Männer, die Führer der deutschen Arbeiter sein 
wollen, haben euch euren treuen Herrn geraubt. An euch ist es, die Ehre 
eures Herrn zu schirmen und zu wahren und sein Andenken vor Verun- 
glimpfungen zu schützen. Ich vertraue darauf, daß ihr die rechten Wege 
finden werdet, der deutschen Arbeiterschaft fühlbar und klar zu machen, 
daß weiterhin eine Gemeinschaft oder Beziehungen zu den Urhebern 
dieser schändlichen Tat für brave und ehrliebende Arbeiter, deren Ehren- 
schild befleckt worden ist, ausgeschlossen sind. Wer nicht das Tischtuch 
zwischen sich und diesen Leuten zerschneidet, legt moralisch gewisser- 
maßen die Mitschuld auf sein Haupt.»’° 

Wenige Tage später wiederholte Wilhelm seine Angriffe gegen die So- 
zialdemokratie. In einer Ansprache vor Breslauer Arbeitern am 5. Dezem- 
ber 1902 erneuerte er die Forderung, die deutsche Arbeiterschaft möge 
sich, nicht zuletzt wegen der Verdienste der Hohenzollern um sie, von der 
kaiserfeindlichen SPD lossagen. Er rief ihnen zu: «Durch die herrliche 
Botschaft des großen Kaisers Wilhelm I. eingeleitet, ist von Mir die soziale 
Gesetzgebung weitergeführt worden, durch die für die Arbeiter eine gute, 
gesicherte Existenzbedingung geschaffen worden ist bis ins Alter hinein 
unter Auferlegung von oft bedeutenden Opfern für die Arbeitgeber; und 
unser Deutschland ist das einzige Land, in welchem die Gesetzgebung in 
hohem Maße zum Wohle der arbeitenden Klassen fortentwickelt ist. Auf 
Grund dieser von euren Königen euch zugewendeten großen Fürsorge bin 
Ich berechtigt, auch ein Wort der Mahnung an euch zu richten. Jahrelang 
habt ihr und eure Brüder euch durch Agitatoren der Sozialisten in dem 
Wahne erhalten lassen, daß, wenn ihr nicht dieser Partei angehörtet und 
euch zu ihr bekenntet, ihr für nichts geachtet und nicht in der Lage sein 
würdet, euren berechtigten Interessen Gehör zu verschaffen zur Verbesse- 
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rung eurer Lage. Das ist eine grobe Lüge und ein schwerer Irrtum. Statt 
euch objektiv zu vertreten, versuchten die Agitatoren, euch aufzuhetzen 
gegen eure Arbeitgeber, die anderen Stände, gegen den Thron und Altar 
und haben euch zugleich auf das rücksichtsloseste ausgebeutet, terrorisiert 
und geknechtet, um ihre Macht zu stärken. Und wozu wurde diese Macht 
gebraucht? Nicht zur Förderung eures Wohles, sondern um Haß zu säen 
zwischen den Klassen und zur Ausstreuung feiger Verleumdungen, denen 
nichts heilig geblieben ist, und die sich schließlich am Hehrsten vergriffen 
haben. Mit solchen Menschen könnt und dürft ihr als ehrliebende Männer 
nichts mehr zu tun haben und euch nicht mehr von ihnen leiten lassen.»’' 
In einigen Fabriken hängten die Unternehmer den Text der Kaiserrede 
an die Wand. Bitter geißelte der Vorsitzende der SPD, August Bebel, im 
Reichstag die «Frechheit», mit der man die Kaiserreden gegen die Arbeit- 
nehmer ausnutzte. «Sie werden mit Hungerlöhnen erbärmlichster Art ab- 
gespeist, und da sollen sie eine Adresse unterschreiben, in der gesagt wird, 
es sei für eine gute Existenz des Arbeiters im Reiche Sorge getragen. Kann 
es einen blutigeren Hohn geben?»°* 

Doch nicht mit Reden allein wurde der Versuch unternommen, die 
«einfachen schlichten» deutschen Arbeiter von der SPD abzutrennen und 
sie für das Kaisertum zurückzugewinnen. Ende 1902 sammelte Wil- 
helm II. sämtliche Oberpräsidenten um sich und «instruierte» sie, in ihren 
jeweiligen Provinzen entsprechende Maßnahmen zu ergreifen.® Im Ruhr- 
gebiet, in Essen, Magdeburg und Breslau, bei der Vulkan-Werft in Stettin 
und an vielen anderen Orten wurden die Arbeitnehmer daraufhin unter 
Androhung der Entlassung gezwungen, sogenannte «Loyalitätsadressen» 
abzugeben, worin sie, wie Bebel es formulierte, «in den unwürdigsten 
Ausdrücken ihre Loyalität gegen die höchste Person zum Ausdruck brin- 
gen und ihr Einverständnis mit den Angriffen des Kaisers auf die Sozial- 
demokratie aussprechen» sollten. Im Ruhrrevier hätten die Unternehmer 
(so Bebel weiter) «die Schamlosigkeit sogar soweit getrieben, daß man den 
Arbeitern eine Adresse zu unterzeichnen vorlegte, in der ein Satz vorkam 
wie der: «Zugleich möchten wir Eure Majestät unterthänigst bitten, zu 
einer Änderung der Gesetzgebung die Initiative ergreifen zu wollen, damit 
der weiteren Vergiftung unseres Volkslebens durch eine verwerfliche 
Kampfweise vorgebeugt werde.» In Bochum hätten die Arbeitgeber ihre 
Arbeiter dazu gezwungen, eine Adresse zu unterschreiben, «worin der 
Kaiser ersucht wird, Verschärfungen der bestehenden Gesetzgebungen 
herbeizuführen, damit die Meinungsfreiheit und vielleicht auch die Wahl- 
freiheit und das Wahlrecht in Deutschland beschränkt werde.»’* 

Des Kaisers Vorstoß gegen die sozialdemokratische Bewegung wurde 
nicht nur von dieser selbst entschieden zurückgewiesen. Konservative wie 
Waldersee lehnten Wilhelms Versuch, die Arbeiterschaft von der Partei zu 
trennen, den sie auf den Einfluß Hinzpeters und Adolf von Harnacks zu- 
rückführten, als aussichtslos ab. So vermerkte der Generalfeldmarschall 
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unter dem rı. Januar 1903 in sein Tagebuch: «Der Kaiser ist denn nun auch 
schon in seinen Illusionen soweit gekommen zu glauben, daß es garnicht 
so schwer sei, die Arbeiterschaft von den socialistischen Führern los zu 
machen, wenn man sich nur in wohlwollender Weise mit ihr beschäf- 
tigt. [...] Die Enttäuschungen scheinen diesmal gar schnell zu kommen. 
Ganz vor Kurzem hatte ihn eine Adresse der Arbeiterschaft des Vulkan, 
die ihm ihre Ergebenheit aussprach, schr angenehm berührt. Nun aber 
haben angeblich 1600 Arbeiter derselben Fabrik erklärt, diese Adresse sei 
durch Beeinflussung aller Art (durch Werkführer, Meister etc.) zu Stande 
gekommen. Ich bezweifle nicht, daß Aehnliches sich bald wiederholen 
wird, weil die socialdemokratischen Führer wuthentbrannt sind wegen des 
Auftretens des Kaisers in der unglücklichen Angelegenheit Krupp. [...] Sie 
sinnen auf Vergeltung.» 

Im Januar 1903 gelang es der SPD, die «unglückliche Angelegenheit 
Krupp» im Reichstag zur Sprache zu bringen. Der Fall war für den Kaiser 
nach seiner Essener Grabrede besonders peinlich geworden, da der Straf- 
prozeß wegen Verleumdung eingestellt werden mußte: Der «Vorwurf» der 
Homosexualität gegen den «kerndeutschen» Schwerindustriellen hatte 
sich als wahr erwiesen. «Was den Fall schwierig macht,» berichtete der 
badische Gesandte, «ist die Lage, in welcher der Strafprozeß abgeschlos- 
sen wurde. Frau Krupp hat, wie ich nunmehr sicher weiß, den Strafantrag 
nicht aus eigener Bewegung zurückgezogen. Der kgl. sächsische Gesandte 
hat mir heute erzählt, der Justizminister habe ihm kürzlich selbst mitge- 
teilt, er habe die Witwe zu diesem Schritt veranlaßt und aus dem einfachen 
Grunde dazu veranlassen müssen, um $.M. vor einer Niederlage in der 
Öffentlichkeit zu bewahren.» 

Mit beispielloser Schärfe und unter lebhaftem Beifall nicht nur der 
Sozialdemokraten äußerte sich August Bebel am 22. Januar 1903 im Deut- 
schen Reichstag zu den kaiserlichen Vorwürfen an seine Partei. «Erst in 
diesen Tagen [haben wir] wieder [...] zu konstatiren gehabt, daß der 
jetzige Deutsche Kaiser bei jeder Gelegenheit auf die Sozialdemokratie 
zu sprechen kommt und seiner schlimmen Stimmung gegen uns in der 
schärfsten und schneidensten Weise Ausdruck giebt», rief er aus. «Wir 
werden angegriffen, heftig angegriffen [...] und können nicht antworten. 
Daß nun aus diesem Verhältniß ein besonderer Grad der Verbitterung, ja, 
meine Herren, wenn ich es offen sagen soll, des Hasses gegen die Person 
des Kaisers unter den Angegriffenen erwächst [...] - wundern Sie sich 
darüber? Ist das nicht selbstverständlich? Ich frage die Herren auf der 
äußersten Rechten, die Loyalsten der Loyalen: wenn Sie fortgesetzt so 
traktirt würden, wie wir traktirt werden seit 13 Jahren, ob Sie dann diesel- 
ben Gefühle der Loyalität noch besäßen, [...] die Sie heute besitzen? Es 
gab einmal eine Zeit, meine Herren da drüben, wo Sie in einer sehr ägrirten 
Stimmung waren, und damals hat man mir von sehr eingeweihter Seite 
gesagt, daß zu jener Zeit in den konservativen Kreisen Preußens und 
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Deutschlands mehr Majestätsbeleidigungen gefallen seien als irgendwo im 
Deutschen Reiche.» 

Treffend wies Bebel auf den Unterschied zwischen Wilhelm II. und den 
übrigen Bundesfürsten hin. «Meine Herren, andere deutsche Fürsten thun 
das nicht, was der Kaiser thut. Ich weiß mich z. B. nicht zu entsinnen, daß 
ein sozialdemokratisches Blatt oder ein sozialdemokratischer Redner 
wegen Beleidigung des Prinz-Regenten von Bayern oder des Königs von 
Württemberg oder des Großherzogs von Hessen oder eines anderen Für- 
sten Deutschlands bestraft worden wäre. Warum nicht? — Ja, die Herren 
beobachten die Reserve, die ihnen ihre Stellung als konstitutionelle Für- 
sten auferlegt. [...] Das muß ausgesprochen werden: sie treten in der ag- 
gressiven Weise nicht hervor, sie treiben, wenn ich es mal so ausdrücken 
soll, keine persönliche, keine Parteipolitik. [...] Das ist mit dem Deutschen 
Kaiser anders. Der Herr Reichskanzler hat das gestern von seinem Stand- 
punkt aus in sehr hübscher Weise zu rechtfertigen versucht; er sagt, es 
wäre doch eigentlich sehr schön, daß der Kaiser nicht anderen gleiche, daß 
er eine energische Natur sei, die frei von der Leber weg spreche, daß er 
kein Philister sei. Dieses Wort hat mir ganz besonders gut gefallen. [...] 
Nein, wahrhaftig, das ist er nicht! Das ist das Schöne, was auch ich an ihm 
finde. [...] Er braucht kein Philister zu sein, soll auch keiner sein nach mei- 
ner Meinung; aber die Art, wie er ist, und die Art, wie er uns gegenüber ist, 
gefällt uns eben außerordentlich wenig, die mißfällt uns in höchstem Gra- 
de. [...] Ich wollte den Präsidenten sehen [...], wenn ich hier in ähnlichen 
Tönen dem Kaiser gegenüber redete, wie er es der Sozialdemokratie ge- 
genüber thut [...]; dann ginge mir’s schlecht! [...] So hören wir seit 13 Jah- 
ren in einer ganzen Reihe von Variationen immer wieder von dem «inneren 
Feind» sprechen, der die Sozialdemokratie ist. [...] In der Rede gegenüber 
der Deputation der Bergarbeiter im Jahre 1889 hieß es: «Für mich ist jeder 
Sozialdemokrat gleichbedeutend mit Reichs- und Vaterlandsfeind!» [...] 
Am 2.September 1895 werden wir eine «Rotte von Menschen» genannt, 
«nicht werth, den Namen «Deutsch& zu tragen. [...] Am 13. Oktober 
1895, anlässlich der Ermordung des Fabrikanten Schwarze in Mühlhausen, 
eine Mordthat, für die wir so wenig verantwortlich sind wie der Deutsche 
Kaiser, heißt es in dem Telegramm an die Familie: «wieder ein Opfer mehr 
für die von den Sozialisten angefachte Revolutionsbewegung.. [...] Bei der 
Rekrutenvereidigung 1891 wird auseinandergesetzt, wie sie unbedingt Ge- 
horsam ihm - dem Kaiser — gegenüber zu beobachten hätten, selbst wenn 
er den Befehl gäbe, auf Vater und Mutter zu schießen. [...] So ist es weiter 
gegangen mit Grazie und unausgesetzt. Nicht allein wurde die Verurthei- 
lung unserer Partei in Bausch und Bogen in der schärfsten und beleidi- 
gendsten Weise ausgesprochen, auch die Angriffe auf uns, die Vertreter der 
Partei, finden in den letzten Reden des Kaisers ihren schärfsten Aus- 
druck. [...] Hierin werden die Arbeiter direkt aufgefordert, sich von uns 
loszusagen, weil wir äußerst gefährliche Menschen seien. [...] Meine Her- 
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ren, das sind denn doch Angriffe gegen die stärkste Partei Deutschlands, 
die in der Politik des Deutschen Reiches [...] eine sehr entscheidende Rolle 
spielt, die man sich auf die Dauer nicht gefallen lassen kann. [...] Wir sind 
nicht nur weitaus die stärkste Partei Deutschlands, wir werden bei den 
nächsten Wahlen [...] es noch in höherem Grade werden und wir werden 
nach und nach die Mehrzahl der deutschen Wähler für uns haben und viel- 
leicht einst auch die Mehrheit der Abgeordneten. [...] Wenn aber der 
Deutsche Kaiser in solch heftiger Weise mit den stärksten Worten, die die 
deutsche Sprache kennt, die Sozialdemokratie in ihrer Gesammtheit und 
uns als die Parteivertreter im speziellen angreift, dann ist es ganz selbstver- 
ständlich, daß wir dagegen auf das allerentschiedenste protestiren [...] und 
einen derartigen Angriff und eine derartige Redeweise auf das allerent- 
schiedenste als ungehörig und unzulässig und beleidigend zurückweisen. 
(Stürmisches Bravo bei den Sozialdemokraten. Ruf: Gemeinheit! auf der 
äußersten Linken - Glocke des Präsidenten.)» 

Nicht ohne Schadenfreude wies Bebel auf die kontraproduktive Wir- 
kung der kaiserlichen Angriffe auf seine Partei hin, indem er darlegte: 
«Wenn man in dieser Weise uns angreift, dann muß das doch einen Zweck 
haben; man muß doch glauben, daß man damit der eigenen Position nützt, 
daß man die politische Richtung, die man vertritt, damit fördert. Glauben 
Sie denn das, meine Herren? Glaubt das einer unter Ihnen? Glauben Sie, 
daß der Deutsche Kaiser damit mehr Monarchisten gemacht hat? Oder 
glauben Sie, daß der Deutsche Kaiser durch seine Reden weniger Sozial- 
demokraten gemacht hat? Soweit man das beweisen kann, ist das Gegen- 
theıl der Fall. [...] Ja, meine Herren, wer weiß, ob wir so viel zugenommen 
hätten, wenn nicht die Kaiserreden gewesen wären. (Große Heiterkeit.) 
Ich taxire jede Kaiserrede gegen uns auf zirka 100000 Stimmen Ge- 
winn. (Stürmische Heiterkeit.) Will man also diese Art Agitation gegen 
uns weiter betreiben, wir haben schließlich auch nichts dagegen.» 

Zum Schluß geißelte Bebel in Tönen, die wir bereits aus den privaten 
Tagebuchaufzeichnungen Waldersees, Zedlitz-Trützschlers und der Baro- 
nin Spitzemberg kennengelernt haben, die zersetzende Wirkung der Per- 
sönlichen Monarchie Wilhelms II. auf das gesamte Hof- und Staatsleben in 
Deutschland. «Der Herr Reichskanzler hat sich [...] dagegen ausgespro- 
chen, daß es in Deutschland Bonapartismus und Cäsarismus gäbe; das 
seien fremde Worte. Jawohl sind es fremde Worte, aber sie sind leider in 
Deutschland sehr gut eingebürgert. [...] Und warum? Weil, wie in den 
Ländern, wo diese Worte entstanden sind, auch in Deutschland sich Zu- 
stände gebildet haben, die diesen Wortbezeichnungen nur zu sehr entspre- 
chen. [...] Meine Herren, wir haben Cäsarismus und Byzantinismus in 
Hülle und Fülle bei uns», rief der Parteiführer unter großem Zuspruch 
aus. «Für gewisse Zustände und Erscheinungen im Deutschen Reich lassen 
sich nur noch Vergleiche herbeiholen, wenn man in das Rom der Cäsaren 
oder in das verfallene Byzanz hinübergreift. [...] Es herrscht Byzantinis- 
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mus, weil Cäsarısmus herrscht. Es herrscht bei uns ein Streberthum, ein 
Servilismus, wie er niemals schlimmer unter irgend einem Volk gewesen 
ist [...] und speziell unter den oberen Klassen in Deutschland. [...] Wer 
nur ein wenig in diesen Klassen verkehrt, nur ein wenig Bescheid weiß, der 
weiß, welches Maß von Feigheit, von Charakterlosigkeit, von Streberthum 
und Servilismus dort herrscht. (Lebhaftes Sehr wahr! Sehr richtig! links.) 
Dort besteht kein Muth mehr in der Aussprechung einer Überzeugung, 
die nach oben Anstoß erwecken könnte; alles bückt sich und kriecht, alles 
sucht Geld, Stellungen, und Vortheile für sich herauszuschlagen. [...] In 
der Tasche macht man die Faust, wenn der ersehnte Vortheil ausgeblieben 
ist, aber zum offenen Reden ist man zu feig. [...] Ich meine, auch Sie, 
meine Herren, hätten alle Ursache, diesen furchtbaren Krebsschäden, die 
notorisch und unbestreitbar an unserem Volksthum nagen, entgegenzutre- 
ten und mit gutem Beispiel voranzugehen, d.h. Mannesmuth auch vor 
Königsthronen zu beweisen.»’7 

Bebels zorniger Angriff auf den Kaiser und seine Herrschaftsweise 
schlug wie ein Blitz ein. Mit Recht stellte Jagemann in seinem Bericht vom 
23.Januar 1903 fest, «die ganze dreitägige Ftatsdebatte war nun vorwie- 
gend eine Diskussion über $S.M. den Kaiser.»5* Waldersees Urteil über die 
dramatischen Ereignisse, die sich im Reichstag abgespielt hatten, fiel dü- 
ster aus. Bebel habe «in bisher unerhörter Weise den Kaiser u. auch den 
Kronprinzen angegriffen u. kritisirt, ohne daran verhindert u. auch ohne 
scharf bekämpft zu werden». Das Parlament, so stellte der alte General 
«tief betrübt» fest, habe - abgesehen von den Bravorufen der Sozialdemo- 
kraten - «lautlos zugehört» und nur der Reichskanzler habe sich «zu einer 
recht dürftig klingenden Vertheidigungs- oder besser gesagt Entschuldi- 
gungsrede aufgeschwungen, von der er schnell zur auswärtigen Politik 
übergegangen» sei. Waldersees Empörung darüber, «daß wir soweit ge- 
kommen sind», kannte keine Grenzen. «Der Führer der Social Demokra- 
ten greift den Kaiser auf das heftigste an, dazu den Kronprinzen in spötti- 
scher Weise, macht ihm Vorwürfe über Kabinet[t]s Regierung, Erziehung 
von Schmeichlern usw., und ruhig hört man ihn so an, daß es nahezu wie 
Zustimmung klingt! Ein Schuft ruft auf die Reden des Kaisers bezogen 
«Gemeinheiv. Sollte man nicht meinen, die gesammten Abgeordneten 
hätten aufspringen müssen u. verlangen, daß der Rufer herausgeworfen 
wurde; der Präsident hätte mit tiefer Entrüstung eingreifen, die Minister 
herausgehen, die Tribünen sich empören müssen? Nichts ist geschehen, 
der Präsident hat einen Ordnungsruf ertheilt, ohne nur den Versuch zu 
machen, den Redner zu ermitteln, der Reichskanzler hat nur gesagt, der 
Rufer habe sich wohl geschämt. Das ist Alles. Das kann doch so nicht wei- 
ter gehen, ich fürchte aber, es wird doch weiter gehen und mit der immer 
deutlicheren Richtung bergab. Sieht es nicht so aus, als ob der Reichstag 
eigentlich den Ausführungen Bebel’s zugestimmt habe?» fragte sich Wal- 
dersee entsetzt.” 
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Als er wenige Tage nach den stürmischen Reichstagsdebatten zum 
44. Geburtstag des Kaisers nach Berlin fuhr, meinte der Generalfeldmar- 
schall, beobachten zu können, daß die Angriffe deutliche Spuren bei Wil- 
helm hinterlassen hätten. «Dem Kaiser hat die Reichstags Sitzung mit den 
Bebel’schen Angriffen Gott sei Dank einen erheblichen Eindruck ge- 
macht; ob er ein nachhaltiger sein wird, ist eine andere Frage u. wird davon 
abhängen, ob er weiter angegriffen werden wird.» Waldersee fuhr fort: 
«Ich habe nun in den 2 Tagen viele Ansichten zu hören bekommen u. zu 
meiner Befriedigung erkannt, daß meine Auffassung über den Ernst der 
Lage doch von sehr Vielen u. sogar bis in sehr liberale Kreise getheilt wird. 
Das Königthum hat durch die so gut wie ohne Antwort gebliebene Rede 
Bebels einen schweren Schlag erlitten.»“° 


4. Der Kaiser und das «bürgerliche» Lager 


So symbolträchtig die Gewalttaten von Breslau und Bremen auch waren, 
so bedrohlich für die Zukunft der Hohenzollernmonarchie die vom de- 
mokratischen Geist beseelten Reichstagsreden von Richter, Lieber, Singer 
und Bebel auch empfunden wurden, das ganze Ausmaß der Vertrauens- 
krise um Wilhelm II. in den frühen Jahren der Kanzlerschaft Bülows wird 
erst erkennbar, wenn wir die Orientierungslosigkeit innerhalb des soge- 
nannten «bürgerlichen» Lagers unter die Lupe nehmen, die nicht zuletzt 
auf das unentschlossene Lavieren des Kaisers zwischen den konservativen 
und den liberalen Parteien zurückzuführen war. 

Wie der langjährige Vertreter Bayerns im Bundesrat, Graf Lerchenfeld, 
im Frühjahr 1903 hervorhob, war es schwer, in kurzen Worten zu sagen, 
«in welchem Lichte dem Kaiser die innere Politik erscheint». Fest stehe 
nur, daß er auch hier, wie in der Außenpolitik, «in alles eingreifen, für alles 
die Verantwortung tragen» wolle und «wenigstens theoretisch die Mi- 
nister lediglich als seine Vollzugsorgane» betrachte. Zwar vermöge er dem 
Gang der Staatsmaschine nicht immer ganz zu folgen, und so seien es 
meistens «Lieblingsprojekte», bei denen man sein Eingreifen bemerke. 
Doch an einigen Projekten - Lerchenfeld nannte ausdrücklich den von der 
konservativen Partei heftig bekämpften Mittellandkanal - halte er wieder- 
um mit Zähigkeit fest. «Die Entwicklung des deutschen Welthandels liegt 
Ihm mehr am Herzen als agrarische Interessen und so ist Er dem konser- 
vativen Kreise gegen Seine Neigung heute ziemlich entrückt.»“ 

Gelegentlich nannte Wilhelm II., wie schon in den frühen 1890er Jah- 
ren, die Schaffung eines großen konservativ-liberalen Blocks unter Aus- 
schaltung der katholischen Zentrumspartei und der Sozialdemokratie als 
sein eigentliches Ziel. So äußerte er im Herbst 1904 den Wunsch, einen 
«Zusammenschluß aller nichtsozialdemokratischen Elemente» herbeizu- 
führen, um somit von der Abhängigkeit vom Zentrum im Reichstag loszu- 
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kommen.“ Als er im Dezember 1903 seinen Klassenkameraden Siegfried 
Sommer wiedersah, sprach er von der Notwendigkeit, angesichts der 
Bedrohung von unten die wirtschaftlich miteinander konkurrierenden 
oberen Schichten zusammenzuführen. Es sei seine Bestrebung, sagte er, 
«wirkliche Beziehungen» zwischen den Vertretern der Industrie und «sei- 
nem Adel» herzustellen. «Die Kieler Woche habe ich mir eingerichtet um 
sie gehörig durcheinander zu bringen. Wenn sie da ein paar Tage zusam- 
men gewesen sind, dann sind sie, wie wenn sie ein Jahr miteinander ver- 
kehrt hätten. Ich werf sie da wie Schrotkugeln in eine Trommel, da müssen 
sie sich abschleifen.» Vor allem in Anbetracht der wachsenden Konkur- 
renz mit Amerika habe er, der Kaiser, Persönlichkeiten aus der Industrie 
wie Albert Ballin, Heinrich Wiegand und Walther Rathenau «zu sich her- 
an gezogen.» Wilhelm verkannte jedoch die unüberbrückbaren Interes- 
senkonflikte zwischen Landwirtschaft und Industrie. Er unterschätzte 
wohl auch die tiefgehende Abneigung, die zwischen ihm selbst und dem 
ostelbischen Adel herrschte und die durchaus auf Gegenseitigkeit beruhte. 

Die feindselige Einstellung Wilhelms II. gegenüber dem in der 
Deutsch-Konservativen Partei zusammengefaßten preußischen Landadel, 
die sich 1899 beispielhaft in der Krise um den Mittellandkanal gezeigt hat- 
te,‘* hielt auch im neuen Jahrhundert an. Im Frühjahr 1901 zitierten die 
Zeitungen überaus scharfe Äußerungen des Kaisers gegen die Agrarier: 
«Ehe sie den [Mittelland-]Canal nicht schlucken, unterschreibe ich die 
Zolltarife nicht, und zwar unterschreibe ich nur die, die ich will.» Die 
Verwirrung, die solche Aggression gegen die staatstragende Elite im preu- 
ßisch-deutschen Reich hervorrief, war unermeßlich. In einem Brief an 
ihren Arzt Professor Schweninger stöhnte die Erbprinzessin Charlotte, als 
diese Kraftausdrücke ihres Bruders sowohl im Börsen-Courier als auch in 
der Täglichen Rundschau standen: «Apres nous le deluge weiß Gott! Tief 
traurig u. ernst kann man nur der Zukunft mit offenen Augen entgegen- 
gehen! Ein ähnlicher Zustand wie in Ihrem Krankenhaus!» 

Wie eh und je beklagte der erzkonservative Waldersee das abgrundtief 
schlechte Verhältnis zwischen der Krone und ihrer natürlichen Stütze, der 
Bevölkerung auf dem flachen Lande. Am 19. März 1902 schrieb er in sein 
Tagebuch: «Leider ist der Kaiser noch immer in sehr verbissener Stim- 
mung gegen die Agrarier u. hat sich auch einreden lassen, daß dies die 
ostelbischen Konservativen seien, während doch zur Zeit das ganze Cen- 
trum u. ein ansehnlicher Theil der Nationalliberalen entschieden agrarisch 
gesinnt sind. [...] Tief bedauerlich ist es, daß soviel konservative Elemente 
so sehr verbittert sind, es wäre doch ein großes Unglück, wenn zwischen 
ihnen u. der Krone eine weite Kluft sich aufthäte.»° Nach einem Aufent- 
halt in Berlin notierte der General im Mai 1902, er habe dort seine Ein- 
drücke, daß der Kaiser mit den Konservativen brechen wolle, nicht nur be- 
stätigt gefunden, sondern auch, «daß der Reichskanzler, obwohl er früher 
sich gegen so etwas hoch u. theuer verschworen, die Evolution mit machen 
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würde. [...] Mehrere Äußerungen des Kaisers, die ich selbst hören konnte, 
zeigten, in welchem Maaße er gegen die Konservativen [...] aufgehetzt 
ist.»® Als sich in der umstrittenen Zolltariffrage endlich eine Einigung 
zwischen den Konservativen und dem Zentrum abzeichnete, war es für 
Waldersee unverständlich, weshalb der Kaiser diese Gelegenheit nicht 
beim Schopfe packen wollte. «Aus absolut sicherer Quelle weiß ich, daß es 
allein der Kaiser ist, der in der Zollfrage den Wünschen der Reichstags- 
Majorität nicht nachgeben will», rief er aus.” Noch im September und 
Oktober 1902 äußerte er sich perplex über die gemutmaßste Absicht Wil- 
helms, mit den Konservativen, die doch die einzigen seien, «die sich gegen 
seine autokratischen Neigungen nicht auflehnen» würden, zu brechen. 
Vollziehe der Kaiser den Bruch, so würden die konservativen Parteiführer 
die Macht an eine hartköpfige Agrarbewegung verlieren, sagte Waldersee 
voraus. Nur die Sozialdemokraten würden siegesgewiß zuschauen, wie 
sich die staatserhaltenden Parteien gegenseitig zerfleischten.’° 

Das fehlende Verständnis Wilhelms II. für die Notlage der Landwirt- 
schaft führten zahlreiche Kritiker teilweise auf die persönlichen Erfahrun- 
gen des Monarchen als - scheinbar - erfolgreicher Landwirt auf dem von 
ihm erworbenen westpreußischen Gut Cadinen zurück. Der Kaiser ahne 
nicht, «welchen Schwindel man ihm in Cadinen vor macht».’' In bitteren 
Tönen sprach der Hofmarschall Zedlitz 1904 von Potemkinschen Trugbil- 
dern, die für den Kaiser dort hervorgezaubert würden.’”? Und auch Rudolf 
von Valentini, der als Vortragender Rat im Zivilkabinett die finanziellen 
Verhältnisse genau überblicken konnte, bemerkte ärgerlich, daß es für den 
Kaiser in Cadinen doch kein Kunststück sei, «mit unbegrenzten Mitteln 
ein devastiertes Gut in die Höhe zu bringen»; man dürfe aber doch nicht 
von der beispiellos privilegierten Lage des Monarchen auf die gesamte 
Landwirtschaft in Ostelbien schließen.”® Wie in den Caprivijahren witterte 
Waldersee hinter der abschätzigen Einstellung Wilhelms II. zur ostelbi- 
schen Landwirtschaft allerdings auch den liberal-bürgerlichen Einfluß des 
Erziehers Hinzpeter und des Zivilkabinettschefs Hermann von Lucanus.”* 

Übten Hinzpeter und Lucanus wirklich einen antikonservativen Ein- 
fluß auf den Kaiser aus? Der vornehmlich mündliche Verkehr zwischen 
Kaiser und Zivilkabinettschef entzieht sich der Beurteilung, aber der 
Briefwechsel zwischen Wilhelm und Hinzpeter ist beinahe vollständig er- 
halten. Einige dieser Schriftstücke, die Wilhelm von Bielefeld aus zugin- 
gen, enthielten in der Tat den auf seine autokratischen Neigungen ge- 
münzten Rat, er möge sich doch von den Konservativen abwenden und 
«ganz frei [...] über den Parteien» schalten und walten. In einem Brief vom 
6.Mai 1901 feierte Hinzpeter begeistert das soeben durchgeführte Mi- 
nisterrevirement in Preußen als eine Behauptung der Unabhängigkeit der 
Krone von allen Sonderinteressen und speziell von der Bindung zum ost- 
elbischen Landadel. «Eine besonders werthvolle Frucht könnte [...] diese 
Krisis für alle Zukunft bringen, wenn die Monarchie durch dieselbe nun 
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auch von der traditionell engeren Verbindung mit der agrarisch-konser- 
vativen Partei losgelöst als wirklich über den Parteien stehend ganz frei in 
ihren Entschließungen und Bewegungen würde. Da die konservativ-agra- 
rische Partei ebenfalls zu einer bloßen Interessengruppe geworden ist, 
wäre diese Entwicklung eine ebenso natürliche wie günstige.» Der «gute 
Doctor», wie Wilhelm ihn nannte, sprach von dem «merkwürdigen Um- 
stand, daß alle Parteien von dem Vorgehen der Regierung eher verwirrt als 
erbaut sind, sich in ihren Plänen eher gehemmt als gefördert fühlen, sich 
ihm gegenüber darum auch sehr zurückhaltend und mißtrauisch beneh- 
men. Die Regierung erntet den Beifall keiner Partei und hat sich als wirk- 
lich unparteiisch gezeigt. Demnach ist man, wenn man die viel mißbrauch- 
te Phrase von dem Ueber den Parteien stehn der Regierung doch für 
politische Weisheit hält, versucht, das Wort, welches dem Kaiser in den 
Mund gelegt wird: Ich regiere nicht mit Parteien! für wörtlich wahr zu 
halten.»’5 

Der latente Wunsch des Kaisers, sich von den Konservativen zu lösen, 
stiftete nicht nur unter den Parteien, sondern auch innerhalb der Regie- 
rung Verwirrung. Schließlich bildete doch der ostelbische Adel das Fun- 
dament, auf dem der preußische Staat und vor allem seine Provinzialver- 
waltung gegründet war. Ein Reichskanzler, der liberal regieren und eine 
Mehrheit im Reichstag beziehungsweise im Preußischen Abgeordneten- 
haus für liberale Maßnahmen zusammensetzen wollte, müßte «damit be- 
ginnen, den ganzen Beamtenorganismus bis hinunter zu ändern», denn die 
«Regierungsmaschine» in Preußen sei eine «streng konservative Organisa- 
tion», stellte Lerchenfeld im März 1903 fest.”° Und noch 1910 äußerte sich 
ein hoher Regierungsbeamter in einem Gespräch mit dem demokratischen 
Parlamentarier Georg Gothein skeptisch: «Wie ist es möglich, bei uns libe- 
ral zu regieren? Seit 25 Jahren ist kein Landrat, kein Regierungsrat oder 
Regierungspräsident, kaum ein Oberpräsident, kein Amtsvorsteher, kaum 
ein Gemeindevorsteher in Ostelbien bestätigt worden, der nicht konserva- 
tiv bis in die Knochen gewesen wäre. Wir befinden uns in einem eisernen 
Netz konservativer Verwaltung.»77 

Bisweilen schien der Kaiser die Undurchführbarkeit eines Bruchs mit 
dem ostelbischen Adel einzusehen. Im Herbst 1902 erinnerte sich Bülow 
an eine Äußerung, die der Kaiser im vorigen Winter in Hubertusstock ge- 
macht hatte, wonach er in wirtschaftlichen Fragen nicht immer wie die 
Konservativen denke, «aber sie sind doch die einzigen, mit denen man 
regieren kann. Die Liberalen sind zu große Kaffern.» Jetzt, im Oktober 
1902, sei «die Stimmung ähnlich, vielleicht noch stärker», meinte der 
Kanzler. Der Kaiser sei über die «namenlos törichte Haltung der liberalen 
Presse [...] begreiflicherweise sehr erbittert», und daher wäre «bei einer 
Krisis [...] ein Ruck nach Rechts zu erwarten».7”° Solche Einsichten waren 
freilich nie von Dauer, und die Abneigung Wilhelms gegen die alten 
Adelsfamilien Preußens kam immer wieder zum Ausdruck. Im Februar 
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1903 mußte Waldersee konstatieren, daß «die Stimmung des Kaisers gegen 
den Bund der Landwirthe [...] Dank konsequent betriebener Hetzerei im- 
mer schärfer» werde. Er würde sich nicht wundern, äußerte der General- 
feldmarschall, «wenn der Herr es nicht beim bloßen Reden u. Tadeln be- 
wenden» ließe, «sondern seinen Zorn auch gegen Personen aus zu lassen 
versuchen» würde. In Waldersees Augen wäre es ein verhängnisvoller Feh- 
ler, wenn die Regierung mit der Organisation brechen sollte, «die that- 
sächlich die konservativsten u. monarchischsten Elemente enthält, die wir 
im Lande noch haben». Der Kaiser sollte nicht auf einen Bruch, sondern 
auf Aussöhnung mit der Agrarbewegung hinarbeiten.”? Selbst nach der 
Reichstagswahl vom Juni 1903, die ein dramatisches Anwachsen der so- 
zialdemokratischen Stimmen und Mandate brachte, liebäugelte der Kaiser 
mit der Idee eines Bruchs mit den Konservativen. Bei einem Neujahrs- 
empfang im Januar 1904 erklärte er, er verlange von seinen Ministern das 
«Durchdrücken der Kanal Vorlage [...] mit Drohung von liberalen Mini- 
stern».'° 

Unablässig wies Waldersee auf die Ungereimtheit des kaiserlichen Leit- 
gedankens eines Zusammengehens mit den liberalen Parteien hin. «Der 
gute Herr macht sich doch nicht klar, daß er autokratisch herrschen will u. 
dies auch in soweit die Minister anlangt, wirklich thut. Wie soll dies aber 
mit liberalen Ideen, zu denen doch ein richtiger konstitutioneller König 
gehört, in Einklang gebracht werden!», fragte er sich im Frühjahr 1902. 
Ein halbes Jahr später reflektierte der General: «Freisinn u. Fortschritt u. 
wie die Richtungen auch heißen[,] mögen doch, wenn sie Daseins Berech- 
tigung haben wollen, zunächst konstitutionelle Verhältnisse herstellen, 
also dem Kaiser die autokratischen Maßnahmen unmöglich machen.» 
Mit Betrübnis stellte Waldersee im Februar 1903 fest, es werde immer 
deutlicher, daß der Kaiser eine liberale Richtung eingeschlagen habe. Da 
man von diesen liberalen Tendenzen des Monarchen etwas wittere, stelle 
man jetzt auch zunehmend liberale Forderungen, wie zum Beispiel die 
nach einer gerechteren Einteilung der Wahlkreise, durch die die Sozial- 
demokraten und auch der Freisinn in den Großstädten mehr Sitze erhalten 
würden. Folgerichtig wäre es, meinte der General verbittert, wenn der 
Kaiser wirklich liberale Männer zu Ministern ernennen würde. «Daran 
denkt er aber natürlich nicht, er kann nur Leute gebrauchen, die unbedingt 
seinen Willen thun.»® 

Das autokratische Auftreten Wilhelms D. und die steigende Kritik der 
Liberalen an seinem «Persönlichen Regiment» bildete in der Tat, wie Wal- 
dersee erkannt hatte, ein Hindernis zu einer Wendung nach dieser Seite 
hin. Die öffentliche Aufregung wegen der Swinemünder Depesche des 
Kaisers an den Prinzregenten Luitpold von Bayern und die herbe Kritik 
an seiner Ablehnung eines von der Stadt Berlin geplanten Märchenbrun- 
nens im September desselben Jahres riefen in Wilhelm II. eine Trotzreak- 
tion gegen die Liberalen hervor, die im Oktober 1902, wie wir gesehen 
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haben, einen Ruck nach rechts möglich erscheinen ließ.** Auch als Mitte 
Dezember 1902 die Zollvorlage vom Reichstag angenommen wurde, 
konnte Waldersee wieder auf eine Besserung in den Beziehungen zwischen 
dem Kaiser und der konservativen Partei hoffen, zumal «das Verhalten des 
verbohrten Freisinns, der mit Revolution droht, [...] ihm doch die Augen 
öffnen» müsse.” Stiftete das unsichere Lavieren Kaiser Wilhelms II. zwi- 
schen den konservativen und den liberalen Parteien schon Verwirrung 
genug, so wirkte die katholikenfeindliche Haltung des Monarchen ange- 
sichts der Notwendigkeit, für Gesetzesvorlagen die Zustimmung der im 
Reichstag ausschlaggebenden katholischen Zentrumspartei zu gewinnen, 
geradezu lähmend auf die Regierung. 


5. Das katholische Deutschland und der rätselhafte Kaiserbrief vom 
7. August 1901 


Als Deutscher Kaiser wäre es eine der vorrangigsten Aufgaben Wil- 
helms II. gewesen, das deutsche Volk mit größtmöglicher Würde und Aus- 
geglichenheit zu repräsentieren, um somit als Integrationsfigur für die 
gesamte heterogene Nation zu wirken. Statt dessen trat er oft als prote- 
stantischer Zelot auf und machte aus seinem tiefen Abscheu gegen die ka- 
tholische Kirche kein Hehl. 1914, wenige Monate vor dem Ausbruch des 
Weltkrieges, befaßten sich sämtliche deutsche Zeitungen wochenlang mit 
einem Telegramm und einem mehrere Seiten langen Brief, die der Kaiser 
im Sommer 1901 an seine verwitwete Tante Landgräfin Anna von Hessen, 
eine Tochter des Prinzen Karl von Preußen, gerichtet haben sollte, als die- 
se ihm ihre Entscheidung mitteilte, zum katholischen Glauben überzutre- 
ten. Den Zeitungsberichten zufolge, die auf Behauptungen von einigen 
Zentrumsabgeordneten zurückgingen, habe sich der Monarch in seinem 
Brief an die Landgräfin nicht nur über den Papst, die Bischöfe und den ka- 
tholischen Klerus ausgelassen, sondern seiner Tante zugerufen: «Du trittst 
also einem Aberglauben bei, den auszurotten ich mir zur Lebensaufgabe 
gesetzt habe.» Nach einer anderen Version habe dieser Satz gelautet: «Die 
Religion, zu der Du übergetreten bist, hasse ich.» Bliebe die Landgräfin 
bei ihrem Entschluß, so würde er ihren Ausschluß aus dem Kreise der 
Hohenzollern und den Abbruch jeglichen Verkehrs mit sämtlichen Mit- 
gliedern seines Hauses anordnen." An diesen angeblichen Worten des Kai- 
sers wurde verständlicherweise die schärfste Kritik geübt, die sich persön- 
lich gegen den Monarchen richtete. Erst am 4. April 1914 erschien in der 
offiziösen Norddeutschen Allgemeinen Zeitung die Erklärung, der Brief 
des Kaisers an die Landgräfin Anna vom Jahre 1901 sei «lediglich eine 
Familienangelegenheit» gewesen und habe «keinerlei Ausspruch irgend- 
welcher Art über den katholischen Glauben, die katholische Kirche oder 
die Katholiken und die Stellung des Kaisers zu ihnen» enthalten.’ Kurz 
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darauf erschienen loyale Zeitungsartikel mit Überschriften wie «Der 
gefälschte Kaiserbrief», die den ganzen Vorgang ins Reich der Fabel ver- 
wiesen.” Was hatte sich im Sommer 1901 aber wirklich zugetragen, und 
was für ein Licht wirft Wilhelms damalige Auseinandersetzung mit seiner 
Tante Anna von Hessen auf seine Einstellung zum katholischen Drittel des 
deutschen Volkes? 

Die Quellenlage ist zwar in diesem Fall alles andere als befriedigend, 
doch fest steht dies: Am 24. Juli 1901 schickte Wilhelm II. der fünfund- 
sechzigjährigen Witwe aus Molde in Norwegen ein Telegramm des Wort- 
lauts: «Wenn Du bei Deinem Vorhaben des Religionswechsels beharrst, so 
theile ich Dir als Chef des Hauses Hohenzollern mit, dessen Mitglied Du 
noch zu sein die Ehre hast, daß Du nicht mehr zu demselben gehören 
wirst und alle Familienmitglieder sofort auf immer den Verkehr mit Dir 
abzubrechen haben werden. Wilhelm I. R.»” Da die Landgräfin nicht be- 
reit war, ihren Übertritt zur katholischen Kirche aufzugeben, ordnete der 
Kaiser in einem schriftlichen Befehl an den Hausminister von Wedell an, 
daß fortab «von meinem Hause Niemand mehr Verkehr haben soll mit der 
Renegatin».” Am 12. Mai 1902 verfügte er in Wiesbaden in einer an den 
Hausminister gerichteten Kabinettsordre: «Nachdem Ihre Königliche 
Hoheit die verwittwete Landgräfin Anna von Hessen, Prinzessin von 
Preußen zur Römisch Katholischen Kirche übergetreten, ist es Mein Wille, 
daß} die Mitglieder Meines Königlichen Hauses sich fortan jedes Verkehrs 
mit Höchstderselben enthalten. Sie haben den Mitgliedern Meines König- 
lichen Hauses von dieser Meiner Willensmeinung Kenntniß zu geben.» 
Nach einem Bericht, der 1925 im Süddeutschen Zeitungsdienst nachge- 
druckt wurde, habe Wilhelm II. seiner Tante Anna ihren Ausschluß aus 
dem Hause Hohenzollern eiskalt mit den Worten mitgeteilt: «Somit ver- 
mag ich nicht mehr, Ew. Königliche Hoheit als ein Glied unseres Hauses 
zu betrachten, mit dessen heiligen Traditionen Sie [...] gebrochen haben. 
Es bleibt daher bei meinem telegraphischen Bescheid, daß Ew. König- 
lichen Hoheit Beharren in dem Vorhaben den völligen Abbruch jeden Ver- 
kehrs mit allen Gliedern Meines Hauses zur Folge hat und dieses dem 
Chef Ew. Königlichen Hoheit Hessischen Linie notifiziert worden ist zur 
weiteren Veranlassung. Das Haus Hohenzollern stösst Ew. Königliche 
Hoheit aus und hat Ihre Existenz vergessen. Wilhelm I. R.»°° Damit ist die 
Verstoßung der Landgräfin aus dem Familienverband, mit dem der Kaiser 
zehn Monate zuvor während der Nordlandreise gedroht hatte, einwand- 
frei belegt. Wie verhält es sich aber mit dem mehrere Seiten langen Brief, in 
dem er dem Reichstagsabgeordneten Dr. Jäger zufolge erklärt haben soll, 
er habe sich die «Ausrottung» des katholischen «Aberglaubens» in 
Deutschland zur Lebensaufgabe gesetzt? 

Dieser Kaiserbrief, über den 1914 so viel spekuliert wurde, ist von der 
Geschichtswissenschaft bisher nicht aufgefunden worden. Wilhelm hat 
ihn am 7. August 1901 als Antwort auf den Protest der Landgräfin gegen 
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ihren angedrohten Ausschluß aus dem Hause Hohenzollern verfaßt. In 
seinen Denkwürdigkeiten behauptet Bülow, das «wutschnaubende» Kon- 
zept eingesehen und die «ärgsten Stellen» darin «ausgemerzt» zu haben; 
wenn das stimmte, wäre der Entwurf noch viel schlimmer gewesen als die 
abgeschickte Ausfertigung, doch wir müssen bezweifeln, ob Bülows An- 
gabe in diesem Fall richtig ist.” Jedenfalls war er zutiefst schockiert, als er 
durch Kardinal Georg Kopp, dem die Landgräfin am ı2. August ı901 Ab- 
schriften des Telegramm- und Briefwechsels mit Wilhelm zugesandt hatte, 
den Wortlaut des Kaiserbriefes erfuhr. Sowohl der Reichskanzler als auch 
der Kardinal-Fürstbischof waren von der Notwendigkeit überzeugt, das 
verhängnisvolle Schreiben verheimlichen zu müssen. Aus Norderney 
schrieb Bülow am 7.September 1901 an Kopp: «In der delikaten hessi- 
schen Angelegenheit ist alles geschehen, um beruhigend zu wirken, und 
zwar, wie ich hoffe, mit Erfolg. Euerer Eminenz kann ich für die zu dem- 
selben Ziele nach der anderen Seite hin unternommenen Schritte nur 
wahrhaft dankbar sein.» Bülow sorgte dafür, daß der Kaiserbrief weder 
in dem Geheimfach des Reichskanzlers noch in den Akten des Auswärti- 
gen Amtes aufbewahrt wurde, so daß sein Nachfolger Bethmann Hollweg 
zunächst ratlos war, als im März 1914, wenige Tage nach dem Tode Kardi- 
nal Kopps, Gerüchte von den Haßtiraden gegen die katholische Kirche, 
die angeblich in dem Brief Wilhelms II. vom 7. August 1901 enthalten 
waren, in allen Zeitungen erschienen.? Erst als er eine beglaubigte Ab- 
schrift des Kaiserbriefes von dem Prinzen Friedrich Karl von Hessen, dem 
Schwager Wilhelms, erhielt, sah sich der Reichskanzler in der Lage, die 
schlimmsten in der Presse kursierenden Behauptungen zu dementieren: 
Der Brief des Kaisers an seine Tante, die Landgräfin, habe sich lediglich 
auf Familienangelegenheiten beschränkt und keinerlei Äußerungen über 
die katholische Kirche oder die katholischen Untertanen des Monarchen 
enthalten.” 

Der authentische Text des berüchtigten Briefes vom 7. August 1901, der, 
wie gesehen, mehrmals abgeschrieben und hin- und hergeschickt wurde, 
ist immer noch nicht bekannt. Seine strikte Geheimhaltung zeugt dafür, 
daß er in der Tat «wutschnaubende» Äußerungen Wilhelms II. enthielt, die 
beide Seiten im Interesse des konfessionellen Friedens unterdrücken zu 
müssen glaubten. Klar ist allerdings, daß es sich bei der Fassung, die im 
Frühjahr 1914 für Schlagzeilen sorgte, tatsächlich um eine Fälschung han- 
delte. Arnold Wahnschaffe, Unterstaatssekretär in der Reichskanzlei, teilte 
dem Chef des Zivilkabinetts Rudolf von Valentini im April 1914 mit: «Wir 
versuchen jetzt auf alle mögliche Weise herauszubekommen, wer die nie- 
derträchtige Fälschung in Umlauf gesetzt hat. In Folge einer Zeitungsnotiz 
bin ich jetzt im Auftrage des Kanzlers zwei Zentrumsabgeordneten brief- 
lich zu Leibe gegangen und hoffe, daß sie Hals geben.»” Wie weit Wahn- 
schaffe mit seiner Detektivarbeit gekommen ist, ehe er sich mit dem Aus- 
bruch des Weltkrieges ganz anderen Aufgaben widmen mußte, ist unklar. 
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Ein Brief der Landgräfin Anna vom Mai 1915, den Christine Klössel bei 
ihren Recherchen im Diözesanarchiv zu Fulda aufgefunden hat, wirft da- 
hingegen ein interessantes Licht auf den «sogenannten «Kaiserbrief-Falb», 
den die alte Prinzessin bitter als «nichtswürdige Affaire» bezeichnete. Sie 
führte darin aus, wie der Kapuzinerpater Cyprian aus Altötting im Früh- 
jahr 1902 zu ihr nach Rom gekommen sei. «P. Cyprian sprach zu mir so 
theilnahmsvoll, daß ich, harm- und arglos, ihm von jenen mich so tiefbe- 
trübenden Umständen, die meiner Conversion vorangegangen, erzählte. 
A priori in meiner unbegrenzten Hochverehrung für den Hl. Priesterstand - 
auf selbstverständlich bedingungslose Diskretion vertrauend. Leider habe 
ich mich schmählich getäuscht. Der Pater hat in unverantwortlicher Weise 
Mißbrauch getrieben, sich sofort hinterher noch obendrein unrichtige 
Notizen gemacht, die den Tatsachen nicht entsprachen, und diese Auf- 
zeichnungen in weitem Kreise verbreitet, unverkennbar beabsichtigend, 
die Unterhaltung in seinem Interesse auszuschlachten. Daß damit der ka- 
tholischen Kirche nicht gedient sein kann, daß lediglich durch den Ver- 
trauensbruch des Kaisers Mißtrauen bei seinen kathol. Unterthanen ge- 
weckt worden - daß die nachteiligen Folgen sich in ihrer Gesamtheit nicht 
übersehen lassen, leuchtet dem P.C. in seiner Kurzsichtigkeit keineswegs 
ein. Sogar besteht begründeter Verdacht, daß unlautere Motive, Preußen- 
haß und der Wunsch, dem Preußenkönig einen Schlag zu geben, ihn zu 
den Veröffentlichungen veranlaßten.»”* 

Was immer für dunkle Machenschaften bei dem Kaiserbrief-Fall im 
Spiel gewesen sein mochten, der konfessionelle Zwiespalt zwischen dem 
von WilhelmII. als Summus episcopus angeführten protestantischen 
Preußen-Deutschland? und dem politisch von der Zentrumspartei vertre- 
tenen katholischen Bevölkerungsteil war zu einem tiefen Graben gewor- 
den, den es Bülow nur mit großer Schwierigkeit zu überwinden gelang.'” 
Wie viele in der näheren Umgebung des Kaisers'” lehnte Waldersee, der 
nach wie vor von der paranoiden Wahnvorstellung heimgesucht wurde, 
daß das Deutsche Reich «einer großartigen, durch die Jesuiten geleiteten 
Verschwörung» gegenüberstehe, deren Ziel es sei, «das protestantische 
Kaiserthum zu Fall zu bringen u. Deutschland wieder zum Spott der Welt 
zu machen», jegliche Annäherung an das Zentrum leidenschaftlich ab.'” 
Im Oktober 1902 ging der Generalfeldmarschall so weit, Bülows italieni- 
sche Frau Marie und deren Mutter Laura Minghetti als geheime Agenten 
des Vatikans zu verunglimpfen. Bülow, argwöhnte er, sei «schon viel zu 
viel von Katholiken umgeben».'% Waren die Vorwürfe Waldersees auch 
haltlos - an der Tatsache, daß es Bülow in den ersten Jahren seiner Kanz- 
lerschaft gelang, dem widerstrebenden Kaiser Konzessionen an die katho- 
lische Kirche und das Zentrum abzuringen, kann nicht gezweifelt werden. 
Wiederholt registrierte der Generalfeldmarschall, Bülow habe versichert, 
«daß er nichts gegen Aufhebung des Jesuiten-Gesetzes hätte; der Kaiser sei 
nur dagegen».'”* Im Januar 1903 erklärte der Reichskanzler ganz offen, er 
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strebe die Wiederzulassung der Jesuiten an und verspreche sich davon vie- 
le Vorteile, er habe es zwar «beim Kaiser nicht leicht, glaube aber doch, ihn 
zur Zustimmung zu bringen».'% Als der Kanzler am 3. Februar 1903 die 
Aufhebung des Jesuitengesetzes ankündigte, bemerkte Waldersee mit Em- 
pörung: «Es geht also munter weiter bergab! Und der Kaiser heißt dies 
Alles gut! Wie oft hat er sich früher verschworen, niemals die Jesuiten her- 
einzulassen! Wir werden noch Trauriges erleben.»'* Allein in der von Wil- 
helm II. und Bülow gemeinsam befolgten Unterdrückungspolitik gegen 
die polnische Minderheit in Preußen sah Waldersee eine gewisse Gewähr 
gegen eine noch engere Anlehnung an das Zentrum. «Will der Kaiser die 
neuste Polenpolitik nicht wieder aufgeben — % Jahr ist doch ein Bischen 
[sic] wenig; mehr als 2 Jahre Konsequenz habe ich aber nicht erwartet - so 
wird er mit den Katholiken erneut Differenzen bekommen, was mich sehr 
freuen würde.»'”7 

Eine direkte Folge der Anlehnung der Reichsregierung an das Zentrum 
war, wie Philipp Eulenburg immer schon vorausgesehen hatte, der Sturz 
der antiklerikalen Regierung des Grafen Christoph von Crailsheim in 
München. «Im ultramontanen Lager herrscht Jubel Stimmung», vermerk- 
te Waldersee am 21. Februar 1903. Crailsheims Rücktritt werde «wirklich 
von allen Seiten als ein Sieg der ultramontanen Katholiken u. des Partiku- 
larısmus angesehen. Das wäre dann wieder eine Etappe weiter auf der ab- 
schüssigen Bahn. Sollte dem Reichskanzler die Sache doch nicht anfangen 
etwas unheimlich zu werden? Es werden ihm in eigenthümlicher Weise 
seine Katholiken Freundlichkeit quittirt. Hier kann er auch nicht sagen, 
daß er dem Drucke des Kaisers folgt, sondern liegt es umgekehrt: er hat 
mit vieler Mühe den Kaiser in die neuen Bahnen gebracht. Die richtige 
Empfindung dafür, daß die ultramontanen Katholiken unsere schlimmsten 
Feinde sind, hat der Kaiser immer gehabt, aber stets den Irrthum began- 
gen, sich für klüger zu halten als die katholischen Pfaffen, u. noch heute 
denkt er mit ihnen gut durch zu kommen. Er wird noch sehr traurige Er- 
fahrungen machen.»'%* 


6. Untergangsstimmung und Staatsstreichgedanken: 
Die Reichstagswahlen vom Juni 1903 


Das unbeholfene Lavieren der Obrigkeit zwischen Konservativen und 
Liberalen, zwischen Katholiken und Antiklerikalen, zwischen Unter- 
drückung der Arbeiterbewegung und Sozialreform führte, wie nicht anders 
zu erwarten war, zu einer zunehmenden Konfusion unter den Parteien 
und nicht zuletzt auch zu einer bedenklichen Handlungsunfähigkeit der 
Regierung selbst.‘ Den Wahlen zum Reichstag, die im Juni 1903 fällig 
waren, stand die Reichsleitung ratlos gegenüber. Zwei Wochen vor der 
Reichstagswahl erhielt der Kaiser von Hinzpeter aus Bielefeld eine düstere 
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Einschätzung der zunehmend demokratischen, sozialistischen und plura- 
listischen Entwicklung im deutschen Volk, die Wilhelm mit zahlreichen 
Unterstreichungen und Ausrufungszeichen versah und an Bülow weiter- 
leitete. «Die Wahlbewegung in unserem Wahlkreise ist darin typisch für 
die allgemeine Wahl im Reiche», dozierte der Prinzenerzieher, «daß die 
reichsfreundlichen nationalen Parteien durch ihre Uneinigkeit und ihren 
Mangel an politischem Sinn den reichsfeindlichen internationalen Parteien 
es leicht machen, das Mandat zu gewinnen, daß namentlich das eine Drittel 
Katholiken über die zwei Drittel Protestanten den Sieg davon trägt. Der 
Kampf findet hier in Wirklichkeit nur zwischen Zentrum und Soz[ial]- 
demokratie statt, als den einzigen festgeschlossenen, organisirten Parteien. 
Den Natfional]liberalen und Konservativen würde es nicht schwer fallen, 
das Mandat für sich zu erwerben, wenn sie sich auf einen Kandidaten hät- 
ten einigen können. Dies ist aber trotz aller Anstrengungen nicht möglich 
gewesen, weil Beide ihre wirthschaftlichen Interessen - industrielle oder 
agrarische - so stark in den Vordergrund schoben, daß für allgemeine poli- 
tische Erwägungen und Rücksichten kein Raum blieb.» In Hinzpeters 
Skepsis gegenüber den Wahlaussichten der Konservativen und National- 
liberalen mischte sich Unbehagen darüber, «wie stark heut zu Tage die 
Luft mit sozialistischen Ideen angefüllt ist. Auch bei unserer schwer 
beweglichen Landbevölkerung ist das Klassenbewußtsein erwacht, wel- 
ches Unternehmer und Arbeiter der Industrie so schroff trennt. Die Köt- 
ter, Heuerlinge und Landarbeiter sind zu der Einsicht gebracht, daß ihre 
Interessen von denen der Grundbesitzer - hier nicht Adel sondern Groß- 
bauern - verschieden sind, und daß sie zur Wahrnehmung derselben sich 
selbst rühren und zusammenthun müssen. [...] Daß sie allmälig in das 
soz[ialldemokratische Lager hinübergezogen werden wird, scheint mir 
ganz unzweifelhaft. [...] Für den Augenblick vermehrt sie hier die Konfu- 
sion und trägt dazu bei, wieder wie früher dem Zentrum das Mandat in die 
Hände zu spielen.»'"° 

Das Wahlergebnis vom 16. Juni 1903 übertraf dann die düstersten Er- 
wartungen des Hofes und brachte ein gewaltiges Anwachsen der sozial- 
demokratischen Stimmen auf über drei Millionen (fast ein Drittel aller ab- 
gegebenen Stimmen) und - nach der Stichwahl am 25. Juni - einen Anstieg 
der Mandate der SPD im Reichstag von 56 auf 81. Mit 100 Sitzen (19,7 
Prozent der Stimmen) blieb das Zentrum die stärkste und ausschlaggeben- 
de Partei im Reichstag. Besonders bedrohlich für die Monarchie war das 
«stellenweise erhebliche» Eindringen der sozialistischen Bewegung in die 
ländliche Bevölkerung, wie Waldersee besorgt notierte.'"' Die Deutsch- 
Konservative Partei gewann lediglich 10 Prozent der Stimmen und war 
nur noch mit 54 Mandaten im Reichsparlament vertreten." 

Ungeachtet des für die Regierung niederschmetternden Wahlergebnis- 
ses reagierte Bülow zunächst mit ostentativer Gelassenheit. Nach der er- 
sten Wahlrunde gratulierte er dem Kaiser salbungsvoll zu seiner Rede in 
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Hamburg, die «so mächtig» gewesen sei, «daß selbst die oppositionellsten 
Zeitungen sich ihrer Wirkung nicht entziehen können».''"3 In einem weite- 
ren Brief vom 19. Juni 1903 rechtfertigte er die auffällige Zurückhaltung 
der Regierung im Wahlkampf. «Nichts hat die Parteien mehr geärgert», 
legte er dem Kaiser dar, «als daß die Regierung ihnen nicht den Gefallen 
erwiesen hat, sich als Uhu auf die Krähenhütte zu setzen, um sich dann in 
dieser Position von den Fraktionsraben auf den Kopf sch ...... zu lassen. 
Dieselben Leute, welche ein Zetergeschrei erhoben, wenn Euere Majestät 
in wirklichen nationalen Lebensfragen der öffentlichen Meinung ein Fanal 
aufsteckten, jammerten jetzt, daß es an einer Parole «von Oben» fehle. Es 
ist eine alte Erfahrung, daß die Leute, die sich selbst zu überschätzen ge- 
neigt sind, Nichts mehr demüthigt, als wenn man sie unbeachtet läßt. 
Wenn die Stichwahlen so ausfallen wie die Ober-Präsidenten erwarten, 
wird sich der neue Reichstag von dem alten nicht wesentlich unterschei- 
den. Es werden einige Agrarier weniger und einige Sozialisten mehr kom- 
men. Wenn sich die Letzteren dann recht rüpelhaft benehmen, so kann 
dies nur zur allgemeinen Klärung beitragen.»'"* 

Waldersee war schockiert von der scheinbaren Unbekümmertheit des 
Kaisers und des Kanzlers in Anbetracht der massiven sozialdemokrati- 
schen Erfolge. «Der Kaiser wird gar zu sehr von Bülow über die Situation 
getäuscht und legt immer noch den größten Werth auf das Hurrah Ge- 
schrei der Massen», vermerkte er am 21. Juni 1903.''% Als er am 18. Juni — 
also zwischen den beiden Wahlgängen - dem Monarchen klarzumachen 
suchte, daß «nun der Augenblick gekommen» sei, wo er als Kaiser «han- 
deln» müsse, sah sich der General in seinen Erwartungen schwer ent- 
täuscht. «Ich hatte gehofft, ihn in ernster Stimmung zu finden u. die Trag- 
weite der Wahlen einigermaßen übersehend, habe mich aber völlig 
getäuscht. Er sprach wiederholt mit größter Geringschätzung vom Reichs- 
tage! Gerade so wie er faßt Lucanus die Lage auf u. sicherlich auch Bülow, 
den der Kaiser in Berlin noch am ı7ten gesprochen hat.» Daß Bülow «für 
die Wahlen die Hände völlig in den Schoß gelegt hat, ist ein unglaublicher 
Fehler u. Mangel an Mensch u. Welt Kenntniß», meinte Waldersee.''* 

Als nach der Stichwahl die ganze Tragweite des Wahlsiegs der SPD er- 
kennbar wurde, forderten zahlreiche hochgestellte Personen die Entlas- 
sung Bülows und die Ernennung eines starken Mannes, um eine Politik 
der «gewaltsamen Reaction» durchzuführen.” Wilhelm II. warf seiner 
Regierung «Schlappheit» vor und schimpfte, die «sozialdemokratische 
Bande müßte mit Feuer und Schwert vertilgt werden».'"® Unmittelbar 
nach der Wahl erhoben sich immer mehr Stimmen, die «deutlich ausspre- 
chen, was ich seit langem fühle», schrieb Waldersee, nämlich «daß es so bei 
uns nicht weiter gehen kann u. daß Bülow fort muß». «Ich bin so weit zu 
sagen, daß wir bei einem Kanzlerwechsel nur gewinnen können; einen 
schlechteren wie ihn können wir garnicht bekommen. Durch seine Karak- 
terlosigkeit u. seinen gänzlichen Mangel an Schneid reitet er uns völlig hin- 
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ein. In der auswärtigen Politik ist es so weit, daß wir nicht einen einzigen 
zuverlässigen Freund haben. Alle mißtrauen uns, u. jeder wünscht uns von 
ganzem Herzen Rückschläge. Seine Unwahrhaftigkeit ist in der ganzen 
Welt bekannt. Und dazu nun die völlig verfahrene innere Lage, die Rath- 
losigkeit u. der Mangel an Muth - das ist wahrlich kein schönes Bild.»'" 
Wenig später notierte er: «Immer mehr gehen mir mündlich wie schriftlich 
Bestätigungen meiner Ansicht zu, daß Bülow unser Unglück ist und den 
Kaiser u. uns Alle völlig hereinlegen wird.»'”° 

Das Gefühl, vor großen revolutionären Umwälzungen zu stehen, brei- 
tete sich in den obersten Schichten rasch aus. «Die Wahlen sind ja herr- 
lich!! Passen zu unserer Decadence, die mit Reden u. Festlichkeiten immer 
mehr zugedeckt werden!», schrieb die älteste Schwester Wilhelms II. höh- 
nisch an Schweninger.'”' Auch Zedlitz räumte ein, daß «vieles in unseren 
Zuständen, oben und unten, [...] an Zeiten schwerster politischer Umwäl- 
zungen» erinnere; dennoch zähle er sich persönlich «nicht zu den 
Schwarzsehern», schrieb der weise Hofmarschall, «es sei denn, daß wir 
selbst, die oberen Klassen, durch unsere Entfremdung und unser Nicht- 
verstehen des Volkslebens und der modernen Entwicklung, uns in ein 
reaktionäres Fahrwasser drängen lassen, das allerdings dann Katastrophen 
herbeiführen könnte».'” 

Gerade derartige reaktionäre Präventivmaßnahmen forderten jedoch 
die Militärs und andere einflußreiche Leute am Hof und in der Regierung. 
Fatalistisch malte der frühere Kriegsminister General Julius von Verdy du 
Vernois den kommenden blutigen Untergang an die Wand. Die entschei- 
denden Kreise in Berlin seien «geradezu mit Blindheit geschlagen» und 
trügen sich mit optimistischen Ideen, «zum Theil wohl, weil sie sich zu 
schwach fühlen, um außergewöhnliche Maßregeln in Angriff zu nehmen», 
klagte er in einem Brief an Waldersee. «Doch was bedeutet Verfassung und 
Parlament, wenn es sich darum handelt, Volk und Vaterland vor der Guil- 
lotine zu bewahren!», rief er verzweifelt aus. «Die Leute übersehen, daß 
wir thatsächlich mit beiden Füßen schon auf revolutionairem Boden ste- 
hen, dessen Rieselfelder: Allgemeines Wahlrecht und Coalitions-Rechte 
befruchtet haben, um Giftpflanzen zu erzeugen! Ich vertiefe mich zu Öf- 
terem in die Lecture der Großen französischen Revolution im Ausgang 
des 18. Jahrhunderts. Wir haben bereits genau wie damals die ersten Stufen 
ihrer Leiter erstiegen. Was jetzt noch mit Unterdrückung einiger Emeuten 
noch zu beherrschen wäre, was leicht geschehen könnte, wird in wenigen 
Jahren viel Blut kosten und einige Zeit darauf überhaupt nicht mehr über- 
wältigt werden. [...] Ich suche mich zu orientieren, wie es in den betreffen- 
den Volksklassen steht. Jedenfalls bereits vie/ schlechter, als die Meisten 
glauben.»'* 

Natürlich teilte der Generalfeldmarschall die Überzeugung seines 
Freundes Verdy vollauf. Bereits vor der Reichstagswahl hatte er die Situa- 
tion in Deutschland mit der Lage in Frankreich am Vorabend der großen 
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Revolution von 1789 verglichen und durchgreifende Maßnahmen gegen 
die Sozialdemokratie und den Reichstag verlangt. Als es am 27. November 
und 1. Dezember 1902 in der Zolltariffrage zu Skandalszenen im Reichstag 
gekommen war und der Kaiser erklärte, «er freue sich, wenn der Skandal 
noch weit größer würde», kommentierte der General diese Äußerung 
skeptisch: «Ich würde mich dieser Freude anschließen, wenn ich die 
Ueberzeugung haben könnte, daß ernste Maaßregeln geplant sind u. der 
feste Wille sie durchzuführen [vorhanden wäre]. Das glaube ich aber nim- 
mermehr. Bülow scheint auch nicht der Mann zu sein zu so etwas zu ra- 
then. Leider macht er sich wie auch der Kaiser nicht klar, wie das Vertrau- 
en zur Reichs Regierung zurück geht. Die Social Demokraten spielen eine 
immer größere Rolle u. steigt damit naturgemäß ihr Ansehen in breiten 
Schichten der Bevölkerung.»'** Bismarck, so meinte sein einstiger bitter- 
ster Kontrahent, hätte das jetzige Verhalten der Sozialdemokraten im 
Reichstag zum Anlaß genommen, einen «energischen coup» gegen sie 
durchzuführen, solange man der Armee noch sicher sei. Er selbst habe im 
Jahre 1894 den Kaiser auf die Gefahren aufmerksam gemacht, schrieb 
Waldersee. «Er nahm es mir durchaus nicht übel, schien mir auch Recht zu 
geben, hat aber nichts gethan.»'*’ Wiederholt plädierte Waldersee noch vor 
der Reichstagswahl für die Beseitigung des allgemeinen Wahlrechts durch 
einen «rohen Gewaltakt», ehe es dazu zu spät sein würde.’ Nach dem 
Wahlerfolg der Sozialdemokratie im Juni 1903 schrieb er betroffen: «Oft 
werden Vergleiche mit der Entwicklung der französischen Revolution 
gemacht u. unterliegt es keinem Zweifel, daß entsetzliche Aehnlichkeiten 
bestehen.»'”” Als «notwendigste Regierungsmaßregel» und «als Heilmittel 
für alles» befürworteten auch der preußische Landwirtschaftsminister 
General Viktor von Podbielski sowie der preußische Kriegsminister Gene- 
ral von Einem in Gegenwart des Kaisers und der Kommandierenden 
Generäle «immer wieder die Abänderung des Wahlgesetzes».'”* Selbst 
Graf August zu Eulenburg sei ganz seiner Auffassung, sagte Waldersee, 
obschon der Oberhofmarschall «zu vorsichtig [sei,] um dem Kaiser gegen- 
über mit einer Ansicht heraus zu kommen».'” 

Der Kaiser indes hielt nicht nur an Bülow fest; er lehnte weiterhin jeden 
Staatsstreichgedanken ab und wiegte sich in der Hoffnung auf eine Lösung 
der sozialen Frage im monarchischen Sinne. Unmittelbar nach der Reichs- 
tagswahl von 1903 stellte Waldersee bitter enttäuscht fest, «daß der Kaiser 
gar nicht daran denkt, etwas gegen die Social Demokraten zu unterneh- 
men. [...] Es ist das aber Alles nicht überlegene Klugheit - es ist Rathlosig- 
keit. Wo ist der energische Kaiser geblieben, der Alles zerschmettern woll- 
te! Der sich anheischig machte, mit den Social Demokraten allein fertig zu 
werden!»"3° Bereits einige Monate zuvor hatte der Generalfeldmarschall 
mit Sorge beobachtet, daß der Kaiser «viel mit der socialen Frage beschäf- 
tigt» sei. Wilhelm gehe dabei «gern dem Gedanken nach, daß nur eine 
Monarchie u. zwar die der Hohenzollern» in der Lage sei, diese Frage zu 
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lösen. «Wessen Einfluß er da besonders folgt bin ich nicht im Stande gewe- 
sen zu ermitteln.»"3" Waldersee hatte den Eindruck, daß ausgerechnet der 
Staatssekretär des Innern, Graf Arthur von Posadowsky, den Kaiser auf 
diese Idee gebracht habe. Nach einem Besuch in Berlin vermerkte er im 
Frühjahr 1903: «Zu meinem Bedauern bekam ich recht abfällige Urtheile - 
auch von Ministern - über Posadowski zu hören. Man wirft ihm Schlapp- 
heit den Social Demokraten gegenüber vor. Es scheint mir, als ob er es 
hauptsächlich ist, der dem Kaiser eingeredet hat, die Hohenzollern seien 
dazu berufen, die sociale Frage zu lösen.»"? 

Nachweislich spielte bei der Beratung Wilhelms II. in der «sozialen 
Frage» neben Posadowsky und Lucanus sein Erzieher Dr. Hinzpeter eine 
nicht zu unterschätzende Rolle. In seinen Briefen an seinen einstigen 
Zögling hob er die staatliche Sozialpolitik als das «sicherste Maß für die 
Kulturhöhe eines Volkes» hervor. In «unvergleichlicher Weise» hebe die 
Sozialreform «die ganze Nation [...], indem sie den unteren Schichten 
materielle und moralische Hilfe, den oberen idealistische Gesinnung und 
sittliches Streben und somit dem ganzen Volksorganismus Kraft und Ge- 
sundheit bringen.» Die Arbeiterschutzmaßnahmen vom November 1881 
und Februar 1890 seien «epochemachend in der deutschen Entwicklung», 
betonte Hinzpeter, «weil die an ihnen beginnende Bewegung dem deut- 
schen Volke eine kulturelle Ueberlegenheit über Europa und Amerika ver- 
schafft hat». Die energische Fortführung dieses Reformkurses werde auch 
«die unentbehrliche Grundlage für die künftige Weltpolitik» schaffen." 

Im November 1903 nahm Hinzpeter es auf sich, den Kaiser ausführlich 
über die Richtungskämpfe innerhalb der SPD zu informieren und machte 
ihm dadurch Hoffnungen auf eine allmähliche Annäherung zwischen der 
Bewegung und der bestehenden Ordnung: «Der orthodoxe d.h. revolu- 
tionäre Theil der Soz[ialldemokratie sucht die peinliche Thatsache, daß 
der Parthei [wegen des Dreiklassenwahlrechts] trotz großer Anstrengun- 
gen der Eintritt in den preußischen Landtag verschlossen geblieben 
ist, [...] als einen neuen Beweis dafür zu verwerthen, daß die Arbeiter 
innerhalb der bestehenden kapitalistischen Gesellschaft von Reformbe- 
strebungen nichts zu hoffen haben, also auf den gewaltsamen Umsturz 
derselben hinarbeiten müssen. Auch dieser Versuch der Orthodoxen aber, 
die alte revolutionäre Stimmung festzuhalten, wird sich als vergeblich er- 
weisen. Die orthodoxe Doktrin der Soz[ialldemokratie mit ihren fantasti- 
schen Dogmen und Mysterien ist ja nicht aus dem Empfinden der Arbeiter 
hervorgegangen sondern ihnen durch bürgerliche Radikale [hier schrieb 
Wilhelm II. an den Rand: «Richter und die Freisinnigen»] als eine Glau- 
benslehre oktroyirt worden. Für immer größere Mengen der Arbeiter aber 
verlieren mit dem Wachsen ihrer Intelligenz und der Verbesserung ihrer 
Lage die utopischen Zukunftsbilder ihre fascinierende Wirkung; sie ver- 
langen nach praktischen Bestrebungen zu weiterer Hebung ihrer Lage und 
thun sich zu rapide wachsenden Berufsvereinen — zu soz[ialldemokrati- 
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schen oder nicht soz[ialldemokratischen oder antisoz[ialldemokratischen 
Gewerkvereinen - zusammen, um diese zu erringen. Wie die alten politi- 
schen Parteien ihre politischen Ideale - die konservative den Feudalismus, 
die liberale den Parlamentarismus - zurückgestellt und durch agrarische 
oder industriell-kommerzielle ersetzt haben, so ersetzt auch die soz[ial]- 
demokratische Partei ihren politisch revolutionären Radikalismus durch 
sozialwirthschaftliche Bestrebungen und wird eine wirkliche Vertretung 
der Arbeiter. So bleibt von der glänzenden politischen Parteibildung, wel- 
che die preußische und die Reichsverfassung geschaffen, nichts übrig als 
eine Anzahl sozialer Gruppen, die sich, wie die Franzosen es drastisch aus- 
drücken, um die assiette au beurre zanken, in der Tendenz gleich, in den 
Allüren immer ähnlicher.»"* 

Hinzpeters Ausführungen haben ihren Eindruck auf Wilhelm nicht 
verfehlt, denn trotz gelegentlichen Schimpfens auf die Sozialisten, den 
Freisinn oder das Zentrum dachte er zu dieser Zeit nicht daran, etwa den 
Staatsstreichkurs von Waldersee, Verdy oder Kriegsminister von Einem 
einzuschlagen. In seinem Gespräch am 23. Dezember 1903 mit Siegfried 
Sommer äußerte sich der Kaiser zwar abfällig über das Reichstagswahl- 
recht - er selbst hätte es nicht konzediert, denn es sei doch absurd, daß 
«Leute, die Jahre lang von Almosen gelebt hätten, [...] nun auf einmal glei- 
ches Recht wie die Höchsten haben» sollten - aber von einem Abschaffen 
desselben war nicht die Rede. Der Kaiser äußerte sogar «seine Entrüstung 
über die Reichstags-Abgeordneten, die in Sitzungen fehlten. Im vorigen 
Winter sei es vorgekommen», führte er dem ehemaligen Klassenkamera- 
den gegenüber aus, «dass 5o Vertreter der Regierung und 40 Abgeordnete 
da waren. Überhaupt sei das Niveau des Reichstags ausserordentlich ge- 
sunken. Wenn man an die frühere Zeit denke, imperative Mandate habe es 
damals garnicht gegeben. Jeder habe die allgemeinen Interessen zu vertre- 
ten gehabt; jetzt werde der Eine für den Kanal gewählt - der Andere gegen 
den Kanal, der Eine für das, der Andere für jenes.» Es sei jedenfalls des 
Kaisers Auffassung, so zeichnete Sommer das Gespräch auf, «dass dem 
Wahlrecht auch die Wahlpflicht entsprechen müsse».'3° Noch Ende 1904 
äußerte sich der Admiral von Müller erstaunt «über die ruhige Auffassung 
des Kaisers» bezüglich der Sozialdemokratie.'° Die verhältnismäßig opti- 
mistische Haltung, die Wilhelm II. zu diesem Zeitpunkt der Sozialdemo- 
kratischen Partei gegenüber einnahm, ist um so bemerkenswerter, weil 
sich fast zeitgleich mit den Reichstagswahlen vom Juni 1903 ein besonders 
grausamer Fürstenmord ereignete. In der Nacht vom 10.-ı1. Juni 1903 
wurde in Belgrad durch eine selbst für serbische Verhältnisse beispiellose 
Bluttat die Dynastie Obrenowitsch ausgelöscht. Die Begeisterung im ser- 
bischen Volke und selbst unter den Gebildeten war grenzenlos.'’ 

Allerdings zeigten sich bereits Ende 1903 unmißverständliche Zeichen 
der kaiserlichen Ungeduld in bezug auf Bülows Politik «Anarchisten und 
Nihilisten» gegenüber. Mit geradezu verletzender Schroffheit wies Wil- 
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helm einen Briefentwurf zurück, in dem der Reichskanzler dem Zaren von 
einer gemeinsamen Haltung «im großen Kampf gegen die Feinde der 
Monarchie und des Friedens» gesprochen hatte. Wilhelm wütete: «Diese 
Phrase ist bis zur Übelkeit bereits abgebraucht und hat keinen Curs mehr, 
da es nach wie vor eine reine Phrase ist.» Die Formulierung, die Bülow 
gebraucht habe, sei «so entsetzlich abgedroschen durch ihre permanente 
Anwendung in Briefen, Noten und Ihren Reden, daß sie gar keinen Klang 
mehr hat. Umsomehr als Sie in Ihrem energischen Anlauf zu einer energi- 
schen Stellungnahme der Regierungen in dieser Frage - anläßlich der Er- 
mordung des Re Umberto - Jahr um Jahr haben verstreichen sehen müs- 
sen, ohne daß das Geringste geschehen ist. [...] Wenn Sie mir erst die 
Ordre für eine Gesamthinrichtung dieser Schufte vorgelegt haben werden, 
dann werde ich die obige Phrase selbst für wahr halten, eher nicht!»"3° Es 
war bei weitem nicht das letzte Mal, dafß Kaiser Wilhelm die Hinrichtung 
von Sozialisten und Anarchisten fordern sollte. 


Kapitel 7 


«Wir beiden machen die Geschichte 
und lenken die Geschicke!» 
Kaiser und Zar am Vorabend 
des Russisch-Japanischen Krieges 


Nach dem Ersten Weltkrieg erhoben ehemalige russische, französische 
und britische Diplomaten, die an den dramatischen Ereignissen der Vor- 
kriegszeit unmittelbar beteiligt gewesen waren, gegen Kaiser Wilhelm 
einen schweren Vorwurf: Er sei es in erster Linie gewesen, der den schwa- 
chen Zaren Nikolaus Il. in den Krieg gegen Japan hineingedrängt habe. In 
den drei Jahren vor dem Ausbruch des Russisch-Japanischen Krieges am 
8./9. Februar 1904, so lauteten die Anschuldigungen, habe Wilhelm Niko- 
laus II. unentwegt weiszumachen versucht, es sei seine heilige Pflicht vor 
Gott, den Kampf der «weißen Rasse» und der Christenheit gegen die «gel- 
be Gefahr» der ostasiatischen Heidenvölker aufzunehmen und Korea und 
die Mandschurei für Rußland zu erobern. Dem engsten Mitarbeiter des 
russischen Außenministers Graf Lamsdorff, Alexander Savinsky, zufolge 
sei es nicht nur Ziel des Kaisers gewesen, Rußland in Ostasien mit Japan 
und dem Britischen Empire zu verwickeln. Darüber hinaus habe er ver- 
sucht, Ostmitteleuropa, den Balkan und den ganzen Nahen Osten bis zum 
Persischen Golf unter deutsche Kontrolle zu bringen und das russisch- 
französische Bündnis aus den Angeln zu heben oder aber, als Alternative 
dazu, sowohl Frankreich als auch Rußland in einer Kontinentalliga an den 
Dreibund heranzuführen. Mit dieser Auffassung war der ehemalige rus- 
sische Spitzenbeamte keineswegs allein. Im Hinblick auf die Rolle Wilhelms 
als kriegstreibende Kraft im russisch-japanischen Konflikt jedenfalls wußte 
sich Savinsky mit führenden französischen und britischen Diplomaten 
eınıg.' 

Die Herausgeber der amtlichen deutschen Quellenpublikation Die 
Große Politik der europäischen Kabinette zogen in den zwanziger Jahren 
gegen die Behauptungen mit außergewöhnlicher Schärfe zu Felde. Solche 
Unterstellungen seien «völlig falsch» und «mit keinem Wort» zu belegen; 
die Briefe und Telegramme des Kaisers aus der Zeit des russisch-japani- 
schen Konflikts enthielten «nicht ein Wort, das als Kriegshetzerei aufzu- 
fassen wäre; im Gegenteil, das sichtliche Bestreben des deutschen Herr- 
schers, dem Zaren völlig klaren Wein über die Kriegsentschlossenheit 
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Japans, über die Zweideutigkeit Englands und die Unzuverlässigkeit des 
französischen Bundesgenossen einzuschenken, konnte nur die Wirkung 
haben, den Zaren vor unüberlegten kriegerischen Entschließungen zu- 
rückzuhalten». Weit davon entfernt, Rußland in den ruinösen Krieg mit 
Japan hineinzudrängen, seien Wilhelm II. und Bülow «ängstlich darauf be- 
dacht [gewesen], selbst den Schein der Kriegshetzerei zu vermeiden». 

Das Leugnen der Herausgeber der Großen Politik ist schon deshalb 
wenig überzeugend, weil die von ihnen selbst edierte Aktenpublikation 
zahlreiche Quellen enthält, die die Richtigkeit der Anschuldigungen gegen 
Wilhelm weitgehend belegen. Um nur ein Beispiel vorwegzunehmen: Im 
Dezember 1903, unmittelbar vor dem Kriegsausbruch in Ostasien, stellte 
der Kaiser in einer dort veröffentlichten Randbemerkung fest: «Wir haben 
seit 97 - Kiautschou — Rußland niemals darüber im Zweifel gelassen, daß 
wir dasselbe in Europa im Rücken schützen würden, falls es in Ostasien 
größere Politik zu treiben beabsichtige, welche kriegerische Verwicklun- 
gen nach sich führen könnte; (in der Absicht, unsere Ostgrenze von dem 
furchtbaren Druck und der Bedrohung der russischen Heeresmassen zu 
erleichtern)! Darauf hat Rußland Port Arthur genommen und im Ver- 
tranen auf uns seine Flotte aus der Ostsee genommen, und sich uns damit 
maritim preisgegeben. In Danzig oı und Reval o2 ist dieselbe Versicherung 
wiederholt worden, mit dem Erfolge, daß ganze russische Divisionen von 
Russisch-Polen aus und aus dem Europäischen Rußland nach Ostasien 
abgeschoben werden und wurden. Das geschähe nicht, wenn die Regie- 
rungen sich nicht geeinigt hätten!!»3 

Die internationale Geschichtsschreibung hat inzwischen überzeugend 
nachgewiesen, daß die amtliche deutsche Politik seit der Jahrhundertwen- 
de in der Tat bestrebt war, den russisch-japanischen Antagonismus bis 
zum offenen Krieg zu schüren, allerdings unter Vermeidung des «Scheins 
der Kriegshetzerei». Bülow, das Auswärtige Amt, die deutschen Diplo- 
maten und Militärs erblickten in dem herannahenden Krieg in Ostasien 
die große Gelegenheit, sich von dem Druck des russisch-französischen 
Zweibundes und der Gefahr eines Zweifrontenkriegs zu befreien und - 
wie der deutsche Botschafter und Staatssekretär Wilhelm Freiherr von 
Schoen in seinen Erinnerungen einräumte — «die europäische Politik aus 
ihren Angeln zu heben».* Das Ziel der deutschen Rußlandpolitik in diesen 
Jahren sei nichts Geringeres gewesen als die Sprengung des russisch-fran- 
zösischen Zweibundes und der Anschluß des nach dem Fernen Osten ab- 
gelenkten russischen Riesenreiches an Deutschland, das damit die Vor- 
herrschaft auf dem Kontinent erreicht haben würde.’ Mit dem freudig 
begrüßten Kriegsausbruch zwischen Rußland und dem mit England ver- 
bündeten Japan hoffte das Deutsche Reich «als Zünglein der Erdwaage», 
wie Holstein es formulierte, große Vorteile erzielen zu können.‘ 

So eindrucksvoll diese Untersuchungen auch sind, die Rolle, die 
Wilhelm II. bei der Konzipierung und Durchführung dieser schwindel- 
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erregenden Ostpolitik spielte, bleibt darin eher unterbelichtet. In ihrer 
grundlegenden Studie über die deutsch-russischen Beziehungen in diesen 
Jahren hebt Barbara Vogel wiederholt hervor, daß nicht der Kaiser, son- 
dern Bülow und das Auswärtige Amt die deutsche Rußlandpolitik geleitet 
hätten. Der Kanzler und Geheimrat Friedrich von Holstein hätten «eine 
unübertroffene Meisterschaft darin entwickelt, ihren eigenen Souverän 
politisch zu programmieren», so daß dieser, wenn er auch gelegentlich 
über das Ziel hinausgeschossen sei, sich doch «im Rahmen des politischen 
Kalküls seiner Regierung» bewegt habe.” Auch der amerikanische Experte 
Jonathan Steinberg gelangt in seinem im übrigen glanzvollen Essay über 
Deutschlands Politik im Russisch-Japanischen Krieg zu einem ähnlichen 
Ergebnis: «Die Extravaganz [...] des Kaisers, seine Eingriffe, seine queck- 
silbrige Veranlagung und sein Mangel an Selbstbeherrschung verschlim- 
merten sicherlich eine ohnehin ungünstige Lage, aber während des Rus- 
sisch-Japanischen Krieges [...] spielte der Kaiser nur eine untergeordnete 
Rolle.»° 

Die Haltung Wilhelms II. zum Zaren und speziell sein Anteil an den 
wachsenden Spannungen zwischen Rußland und Japan in den Jahren 1902 
bis 1904 verdient vor diesem Hintergrund eine nähere Untersuchung. War 
er tatsächlich an den dramatischen weltpolitischen Ereignissen dieser Jahre 
weitgehend unbeteiligt? Wurde er von den verantwortlichen Staatsmän- 
nern in der Wilhelmstraße erfolgreich für ihr Kalkül instrumentalisiert? 
Störte er durch sein extravagantes Eingreifen von Zeit zu Zeit die sonst 
vorsichtige und besonnene Politik seines Reichskanzlers? Oder muß er als 
der eigentliche Anstifter der zum Krieg treibenden deutschen Rußland- 
politik angesehen werden? Er selbst jedenfalls hatte keine Zweifel über die 
entscheidende Rolle, die er persönlich bei der Herbeiführung des Kon- 
flikts gespielt hatte. Zu Beginn des Krieges im Fernen Osten setzte er 
seinem Gefolge stolz auseinander, es sei «von Anfang an seine Absicht ge- 
wesen, Rußland in diese Situation hineinzutreiben. Für die Entlastung 
unserer Östgrenze sei dies durchaus notwendig gewesen, und er habe bei 
unserer Besitznahme von Kiautschau alles für Rußland genau so vorausge- 
sehen, wie es nun gekommen sei.»? 


1. In Erwartung eines japanischen Angriffs auf Rußland 


Die wiederholte Behauptung des Kaisers, er habe seit 1897 konsequent die 
Absicht verfolgt, Rußland zum Krieg gegen Japan zu bewegen, wird der 
gravierenden Tatsache nicht gerecht, daß er nach der Besetzung der Man- 
dschurei durch Rußland im Zuge der Niederschlagung des Boxeraufstan- 
des zunächst die Seite Japans ergriff und lange Zeit mit einem japanischen 
Angriff auf Rußland rechnete. Er trug sich zeitweilig sogar mit der Hoff- 
nung, Japan auf Deutschlands Seite gegen Rußland ziehen zu können. So 
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vermerkte er im Februar 1901: «Japan ist zur See so stark und hat ein so 
vortreffliches Material, daß sein Eintreten auf der einen oder andren Seite 
den Ausschlag im Golf von Petschili giebt. Es ist also unbedingt nöthig, 
daß Japan möglichst auf unsere Seite herübergezogen wird. Und nicht 
durch Rußland verlockt, l’Asie pour les Asiates erklärt!»'° Wenige Tage 
später erreichte ihn die Nachricht, die chinesische Regierung habe in 
ihrem Konflikt mit Rußland wegen der Mandschurei die Hilfe Londons 
und Berlins angerufen. In wilden Spekulationen spielte er zahlreiche Kom- 
binationen durch, darunter erstmals auch die Möglichkeit einer Zusam- 
menarbeit zwischen England und Japan gegen Rußland im Fernen Osten, 
die ihm als äußerst wünschenswert erschien. «Welch eine interessante 
Lage!» rief er aus. Den eigentlichen Zweck hinter dem chinesischen Hilfe- 
ruf an Deutschland und Großbritannien könne er sich allerdings noch 
nicht ganz erklären. «Ich mißtraue diesen Hallunken. Ein Nothschrei die- 
ser Schurken an «die rothhaarigen Barbaren», ihre ärgsten Feinde noch 
dazu, um Hilfe von ihnen zu erhalten, ist höchst unnatürlich, noch dazu 
gegen Rußland, im höchsten Grade verdächtig. Sollten die Chinesen nicht 
etwa diesen Coup ausgespielt haben, um einen Zankapfel zwischen die un- 
einigen Mächte zu werfen? Oder sollten die Russen nicht etwa die Chine- 
sen zu diesem Vorgehen aufgehetzt haben, einmal um zu sehen, wie weit 
sie es mit den Engländern treiben können, ohne daß dieselben es zum 
Kampf mit ihnen kommen lassen, zum anderen, um zu konstatieren, wie 
weit der casus foederis für uns in dem vermeintlichen, von mir jüngst in 
London geschlossenen Bündnisse reicht?» Plötzlich tauchte vor Wilhelms 
Augen die Möglichkeit eines Krieges zwischen England und Japan einer- 
seits, Rußland und Frankreich andererseits auf, bei dem Deutschland als 
lachender Dritter nur gewinnen würde. Jubelnd kalkulierte er: «Wenn Ja- 
pan und England zusammengingen, so genügten die beiden, um Rußland 
in Petschili und Umgegend vollkommen zu zerschmettern, aber sie müß- 
ten es bald tun, ehe die Russen zu stark werden. Wir brauchten dabei aktiv 
durchaus nicht beteiligt zu sein und könnten den Engländern, sobald die- 
selben erst Feuer gerissen hätten, die Franzosen vom Halse halten durch 
eine äußerst wohlwollende Neutralität. Das würde fürs erste völlig genü- 
gen und die Engländer erleichtern und schneidig machen, wenn sie diese 
Rückendeckung von uns hätten. Es kommt eben hier sehr schnell die Si- 
tuation, die ich für die Franzosen immer vorhergesehen hatte, daß sie sich 
entscheiden müssen, ob sie in China mit Europa oder mit Rußland gegen 
Europa gehen wollen. Geschieht letzteres, werden sie von England und 
Japan rettungslos geschlagen und werden Annam und Tonking, alle Kolo- 
nien los für immer.» «Und wie schön wäre es», fügte er sehnsüchtig hinzu, 
«wenn wir ein paar Geschwader Schlachtschiffe jetzt fertig hätten.»"" 
Schon zu diesem Zeitpunkt sah sich die Wilhelmstraße genötigt, zur 
Zurückhaltung bezüglich eines deutschen Annäherungsversuchs an Japan 
zu mahnen. In einem meisterhaften Promemoria vom 27. März 1901 wies 
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der Geheimrat von Holstein darauf hin, daß eine Annäherung Deutsch- 
lands an das offenkundig annexionistische Ziele verfolgende Japan als ein 
Übergang von der bisherigen rein defensiven Haltung des Reiches zu einer 
Angriffspolitik vor allem gegenüber Rußland aufgefaßt werden würde. 
«Die Aufgabe, Japan zu einer energischen Politik [...] zu bewegen, über- 
lassen wir [daher] am besten England», schrieb Holstein. Deutschland 
habe in Tokio verbindlich erklärt, daß es in einem etwaigen russisch-japa- 
nischen Konflikt bestimmt neutral bleiben und «durch unsere Neutralität 
auch die Neutralität Frankreichs herbeiführen» würde. «Über diese Erklä- 
rung hinaus werden wir nicht füglich gehen können.» 

Angesichts der wachsenden Spannung zwischen China und Rußland 
über die Mandschurei einerseits und des Rücktritts des verständigungsbe- 
reiten Kabinetts Ito in Tokio andererseits lebte Wilhelm II. im Frühsom- 
mer 1901 in der Erwartung, daß ein Krieg in Ostasien unmittelbar bevor- 
stand. Er depeschierte an den Gesandten in Tokio, Graf Emmerich von 
und zu Arco-Valley, daß Rußland bereits Mobilmachungsvorbereitungen 
angeordnet habe und wies den Chef des deutschen Geschwaders in Ost- 
asien, Bendemann, an, im Falle eines Kriegsausbruchs seine Kreuzer nach 
Tsingtau zurückzuziehen.’ In einem Gespräch mit dem Reichskanzler 
über das Stärkeverhältnis in Ostasien vertrat der seit Kiautschou als Fern- 
ostexperte geltende Prinz Heinrich am 26. Juni 1901 die Ansicht, daß er 
den Japanern zwar den «Schneid» zu einem Angriff zutraue, daß aber 
doch auf lange Sicht Rußland den Sieg davontragen würde.'* Noch im Juli 
wies das Auswärtige Amt den skeptischen Gesandten an, der japanischen 
Regierung durch Bekundung «wohlwollender Neutralität» unauffällig 
Mut zum Krieg zu machen." 

Die «große Enttäuschung des Kaisers über das Vorbeiziehen der Kriegs- 
wolken» war, wie Barbara Vogel zu Recht betont, unübersehbar.'° Im April 
1901 beschimpfte er die Londoner Regierung als «unmitigated noodles» — 
Vollidioten -, weil sie angeblich die Chance verpaßt hätten, die Mandschu- 
reifrage zu benutzen, um Englands Stellung im Fernen Osten zu behaup- 
ten. Die wahre Absicht, die hinter dieser kaiserlichen Anregung lauerte, 
entging den Engländern natürlich nicht: Sie sollten in die von Wilhelm vor- 
bereitete Falle gehen, deren Ziel es sei, Deutschlands Lage in Europa durch 
einen Krieg im Fernen Osten zu erleichtern.'” Die kaiserliche Verärgerung 
über den vertagten Ostasienkrieg kam besonders kraß am 23. August 1901 
in seinem bereits erwähnten Treffen mit König Edward VI. und dem briti- 
schen Botschafter Sir Frank Lascelles in Wilhelmshöhe zum Vorschein. Sei- 
nen erstaunten Gästen gegenüber behauptete Wilhelm, daß die Russen mit 
französischem Geld Truppen von Westen nach Osten verlagerten, «ob nach 
der Mandschurei, nach Korea oder gegen Japan, das müsse sich erst zeigen. 
A propos Japan!», fuhr der Kaiser nach eigenen Angaben plötzlich fort. 
«Wenn ich mich recht erinnerte, hätte im Winter dieses Jahres der japani- 
sche Gesandte bei meiner Regierung angefragt, wie sich wohl England bei 
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einem japanischen Konflikte mit Rußland stellen würde. Wir haben den 
Japanern damals geantwortet, wir glaubten, England werde sicherlich sehr 
wohlwollende Neutralität einhalten. Darauf sehe ich [im Januar 1901] Lord 
Lansdowne, berühre ihm gegenüber dieselbe Frage, und dieser Minister 
sagt mir persönlich: «Was Neutralität! Nein, die britischen Kriegsschiffe 
werden gemeinsam mit Japan fechten, und wir müssen unbedingt mit ihnen 
gehen.» Es kommt und vergeht der Sommer, der japanische Kriegseifer 
schwindet und nichts geschieht. Dieses Rätsels Lösung ist mir später von - 
russischer Seite gekommen! Die Russen haben uns gesagt, Japan habe Krieg 
beginnen wollen, habe von England Geld verlangt und dieses Geld sei ihm 
verweigert worden. König Eduard machte hier eine Bemerkung heftigen 
Unmuts über diese Politik des englischen Kabinetts und beteuerte, davon 
absolut nichts gewußt zu haben. Auch Sir Frank protestierte lebhaft und 
sagte, er sei zwar sehr indiskret, aber er müsse feststellen, daß im Gegenteil 
die Japaner englisches Geld zurückgewiesen hätten. Auf meine geäußerten 
Zweifel kam der Botschafter mit der Sprache heraus und meinte, allerdings 
habe England Geld angeboten, aber dabei Bedingungen gestellt, die Japan 
schwer hätte annehmen können. Ich entgegnete, daß es auf das Gleiche her- 
auskomme, ob man eine Sache einfach verweigere oder dabei solche Bedin- 
gungen stellte, die der andre nicht annehmen kann. Die englische Regie- 
rung könne sich bei solchem Vorgehen nicht wundern, wenn der Satz vom 
«perfiden Albion> nach wie vor in Geltung bleibe. Ich könnte solche Politik 
nur als «Verrab bezeichnen. Darauf lebhafte Proteste des Königs und Sir 
Franks.» Im weiteren Verlauf der Unterredung warnte Kaiser Wilhelm sei- 
ne britischen Gäste vor der heimlichen Zusammenarbeit Rußlands und 
Amerikas im Stillen Ozean. Die amerikanische Einnahme der Philippinen 
bedeute «einen Schritt gegen den Jangtse. Glaubt denn England, im fernen 
Osten Rußland und Amerika allein die Spitze bieten zu können ohne 
Japan?» Auf diese Frage hin räumte der Botschafter ein, «daß England in 
Ostasien ohne Japan an seiner Seite auf die Dauer nicht bestehen könne», 
woraufhin der Kaiser erklärte, die Politik Englands Japan gegenüber sei 
ihm um so unbegreiflicher. Die Japaner seien ein «leicht erregbares, ehr- 
geiziges Volk, welches die Verletzung seiner Ehre - wie dies die englische 
Politik unzweifelhaft getan hat - nicht so leicht vergessen werde.»'* 


2. Das Bündnis zwischen England und Japan 


Weder der Kaiser noch seine Berater ahnten, daß die britische Regierung 
zu diesem Zeitpunkt Verhandlungen mit dem japanischen Botschafter in 
London, Tadasu Hayashi, aufgenommen hatte, die im Januar 1902 zu 
einem formellen anglo-japanischen Bündnis führen sollten.'? Das britische 
Abkommen mit Japan war zum einen durch die Furcht vor einer sich aus- 
weitenden internationalen Isolation motiviert, wie sie sich während des 
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Burenkrieges abgezeichnet hatte. Zum anderen brachten sowohl das enor- 
me Wirtschaftspotential der Vereinigten Staaten als auch der Aufbau der 
russischen und französischen Flotten - von der deutschen ganz zu schwei- 
gen - die britische Kriegsflotte zunehmend unter Druck. In einer gehei- 
men Denkschrift vom 4. September 1901 ging der Marineminister Lord 
Selborne davon aus, daß in einem Krieg Englands gegen Rußland und 
Frankreich die Entscheidungsschlachten im Mittelmeer und im Ärmel- 
kanal stattfinden würden. Um den Sieg zu gewährleisten, müsse Großbri- 
tannien daher seine Flotte in europäischen Gewässern konzentrieren. 
Andererseits könne die britische Seemacht im Osten keine völlige Ver- 
nichtung hinnehmen, da sonst die Stützpunkte Hong Kong und Singapur 
im selben Moment verlorengehen würden, da der Kampf mit Rußland um 
Indien zu erwarten stand. Im Nordpazifik verschiebe sich jedoch das 
Kräfteverhältnis zur See vor allem dadurch zuungunsten Englands, daß die 
russische Ostseeflotte nach und nach von Kronstadt nach Wladiwostok und 
Port Arthur verlegt werde. Jeder britische Versuch aber, dieses Kräftever- 
hältnis im Fernen Osten auszugleichen, würde wiederum eine gefährliche 
Reduzierung der Präsenz der Royal Navy in heimischen Gewässern be- 
deuten. Das Dilemma wäre über Nacht gelöst, argumentierte Selborne, 
wenn Großbritannien ein Abkommen mit Japan treffen könnte. Das 
Bündnis könne die Gestalt annehmen, daß England sich verpflichte, Japan 
zu Hilfe zu kommen, falls es gleichzeitig von Rußland und Frankreich an- 
gegriffen werden sollte; umgekehrt müßte Japan versprechen, sich an 
einem Krieg zu beteiligen, wenn England zur gleichen Zeit mit Rußland 
und Frankreich in Konflikt geraten sollte. «Ein solches Abkommen würde 
[...] die maritime Stärke dieses Landes auf der ganzen Welt wesentlich 
stärken und die Wahrscheinlichkeit eines Seekrieges gegen Frankreich 
oder Rußland, einzeln oder gemeinsam, wirksam verringern.»”° 

Auf der Grundlage solcher Ansichten stimmte am 5. November 1901 
das Kabinett Salisbury fast einstimmig dem Abkommen zu.” Gegenüber 
den Deutschen sollte vorerst Stillschweigen gewahrt werden,’ denn im 
britischen Foreign Office befürchtete man, daß Deutschland durch Ha- 
yashi oder Eckardstein von der anglo-japanischen Verständigung erfahren 
könnte und diese zu hintertreiben suchen würde. Voller Argwohn gegen 
die deutschen Absichten schrieb Sir Francis Bertie am 23. November 1901 
an Knollys: «Ich vermute, daß die deutsche Regierung Kenntnis [...] er- 
halten hat vom Wunsch der Regierung Seiner Majestät, das mit den Japa- 
nern verhandelte Abkommen nicht nur auf den Fall eines Angriffs durch 
zwei Mächte auf Japan oder England im Fernen Osten auszudehnen, son- 
dern auf jeden zweifachen Angriff überall. Das würde Deutschland über- 
haupt nicht passen, denn so sehr es auch erfreut wäre, daß es seine Interes- 
sen im Fernen Osten durch einen auf den Fernen Osten beschränkten 
Vertrag zwischen England und Japan gesichert wüßte und daß ein solches 
Abkommen, wenn man es Rußland mitteilte - was Deutschland tun würde 
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- ein Hindernis für eine anglo-russische Verständigung wäre, würde es 
doch annehmen, daß wir mit einem allgemeinen Abkommen mit Japan 
leichter als bisher auf die deutschen Bündnisangebote verzichten könnten. 
Deshalb hat die deutsche Regierung Japan vermutlich geraten, jedes Über- 
einkommen mit uns zu verschieben, bis es sähe, wie wir aus der südafrika- 
nischen Angelegenheit herauskämen, während sie in der Zwischenzeit als 
ehrlicher Makler sehen würde, was in Petersburg zu machen wäre.» 

War das Mißtrauen Francis Berties gerechtfertigt? Weder über Tokio 
noch durch Eckardstein hatte Berlin von den geheimen Verhandlungen 
Wind bekommen. Nichtsdestotrotz war es ohne Frage weiterhin die Ab- 
sicht der deutschen Politik, einen Krieg zwischen Japan und England 
einerseits und Rußland andererseits herbeizuführen und jede Verständi- 
gung zwischen Japan und Rußland (oder auch England und Rußland) zu 
hintertreiben.”* Im Verlauf der Danziger Entrevue gab Nikolaus II. dem 
Kaiser zu verstehen, daß er mit dem Krieg gegen Japan zwar nicht sofort, 
aber doch in zwei Jahren rechne: Auf einen Bericht aus Petersburg, wo- 
nach Rußland «vorderhand ernsten Verwickelungen in Ostasien aus dem 
Wege zu gehen und eine vorzeitige Zuspitzung des Interessengegensatzes 
zwischen Rußland und Japan hintenanzuhalten» bestrebt sei, schrieb Kai- 
ser Wilhelm: «richtig! Bis 1904!»* 

In der Zwischenzeit setzte Wilhelm seine Versuche fort, Nikolaus I. zu 
einer Konfrontation mit Großbritannien in der Golfregion zu ermuntern. 
Bereits am 7. September 1901 bestimmte er, daß Kuwait zum englisch-rus- 
sischen Streitpunkt gemacht werden solle, «denn da muß der Russe über 
den Persischen Golf sich aussprechen, und zwischen England und uns 
(indirekt) wählen».”* Anfang 1902 trafen in Berlin Berichte ein, wonach 
sowohl Rußland als auch England die Hand auf Kuwait legen wollten. Im 
Januar landete ein britisches Kriegsschiff dort Kanonen, angeblich als Ab- 
wehrmaßnahme gegen russische Umtriebe.”” Wieder erblickte der Kaiser 
darin die Gelegenheit, den russisch-englischen Gegensatz zu schüren. In 
einem Brief an den Zaren vom 3. Januar 1902 begrüßte er enthusiastisch 
das Eintreffen des russischen Kriegsschiffs Variag im Persischen Golf. Es 
sei sehr klug, schrieb er, «daß Deine Flagge dort gezeigt wird. Da es nicht 
unmöglich erscheint, daß eine andere Macht [gemeint war England] die 
Absicht hatte, das sehr erfolgreiche Experiment, das sie auf dem Nil ge- 
macht hat, zu wiederholen, als sie die Flagge des Sultans herunterholte, 
Mannschaft und Geschütz landete, unter irgendeinem Vorwand die eine 
oder andere Flagge hißte und dann sagte «J’y suis, j’y reste!» In diesem Fall 
hätte es unumschränkte Herrschaft über alle Handelsstraßen Persiens bis 
zum Golf bedeutet, und damit über Persien selbst, und damit «Gute Nacht 
[Ta-ta) für Deinen beabsichtigten Aufbau des russischen Handels, den Du 
durch den Anschluß Persiens an den Zollverein so tüchtig begonnen hast.» 
Sodann auf die Bedeutung der Bagdadbahn überleitend, führte Wilhelm II. 
aus, das Vordringen der Engländer in Kuwait zeige «wieder einmal, wie 
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sehr notwendig die Bagdadbahn ist, die ich mit deutschem Kapital zu 
bauen vorhabe. Wenn der famose Sultan nicht Jahre mit dieser Frage ver- 
trödelt hätte, so wäre die Linie schon vor Jahren begonnen worden und 
hätte Dir jetzt den Vorteil geboten, ein paar Regimenter aus Odessa ge- 
radeswegs nach Koweit zu schicken, und das würde die Rechnung der an- 
deren Macht gestört haben, wegen der russischen Truppen, die die inneren 
Linien an Land beherrscht hätten, wogegen sogar die größte Flotte aus 
vielen Gründen machtlos ist.» Noch im März 1902, als Metternich aus 
London vor der zunehmenden Tendenz in England warnte, eine anglo- 
russische Annäherung zu suchen und dafür die Zulassung Rußlands zum 
Persischen Golf in Kauf zu nehmen, schrieb der Kaiser höhnisch an den 
Rand des Dokuments: «England schneidet sich ins eigene Fleisch um 
seinen Nachbarn zu ärgern! Die Russen werden am meisten über diesen 
Unsinn lachen da sie die Früchte einheimsen werden.»” 

In seinem Brief vom 3. Januar 1902 ermutigte Kaiser Wilhelm den Zaren 
nicht nur zur Expansion in der kritischen Golfregion. Gleichzeitig stachelte 
er ihn zu einem schnelleren Flottenbau auf und bot ihm den Schutz der ra- 
sant anwachsenden deutschen Schlachtflotte an. Das Vordringen Englands 
im Persischen Golf setze «die enormen Vorteile einer überragenden Flotte 
ins rechte Licht, die die Zugänge beherrscht von der See zu Orten, die über 
Land keine Verbindungswege haben, an die wir anderen aber nicht heran- 
können, weil unsere Flotten zu schwach sind und ohne sie unsere Transpor- 
te der Willkür des Feindes preisgegeben», redete er dem Zaren ein. Wil- 
helm II. strich die jüngste Verstärkung der deutschen Marine durch baldige 
Indienststellung mehrerer Schlachtschiffe heraus und versicherte Nikolaus: 
«die werden sich zweifellos sehr angenehm fühlbar machen und nützlich 
erweisen, sofern sie Dir [sic] helfen, die Welt in Ruhe zu erhalten».’° 

Am 3.Februar 1902 eröffnete Lord Lansdowne dem erstaunten deut- 
schen Botschafter Metternich, daß England und Japan einen Vertrag mit- 
einander abgeschlossen hätten, wonach jede der beiden Mächte sich 
verpflichtet hätte, der anderen militärisch bis zum gemeinsamen Friedens- 
schluß für den Fall beizustehen, daß eine von ihnen bei der «Wahrung 
ihrer speziellen Interessen» in China und Korea sich im Krieg mit zwei 
fremden Mächten befinden sollte.’’ Wilhelms Reaktion auf die Nachricht 
war nach außen hin positiv. Seinem Onkel Edward VII. gegenüber be- 
grüßte er das anglo-japanische Abkommen als friedensfördernd: «Ich be- 
glückwünsche Dich zum Abschluß des neuen Bündnisses, das wir alle hier 
als Garantie für den Frieden im Osten betrachten», schrieb er ihm am 
26. Februar 1902, und fügte hinzu, er hege allerdings weiterhin die Hoff- 
nung auf «die Eintracht zwischen den Teutonischen Rassen».” In Wahr- 
heit schätzte der Kaiser das anglo-japanische Abkommen als überaus 
nachteilig für Großbritannien ein. Das neue Bündnis sei nämlich «auf 
Russland gemünzt», und durch die Blockierung der russischen Expansion 
im Fernen Osten werde nunmehr der ganze Druck des russischen Kolos- 


3. Die Zurückweisung Graf Lamsdorffs 207 


ses auf Afghanistan und Indien lasten. Die Folge werde notgedrungen eine 
enge Anlehnung Rußlands an Deutschland sein. 

Nicht weniger erfreut und erleichtert als der Kaiser waren der Reichs- 
kanzler und das Auswärtige Amt.’* Die lang gehegte Furcht, Großbritan- 
nien und Rußland könnten sich über Deutschlands Kopf hinweg die Hän- 
de reichen, schien damit geschwunden. Ein russisch-japanischer Krieg, in 
den Frankreich als Rußlands Bündnispartner und Großbritannien als Alli- 
ierter Japans hineingezogen werden könnten, war in greifbare Nähe ge- 
rückt. Die Weltstellung Deutschlands als lachender Dritter zwischen den 
beiden Machtblöcken schien über Nacht um ein Vielfaches stärker gewor- 
den zu sein. Auch in der Wilhelmstraße meinte man, daß Rußland sich 
nun gezwungen sehen würde, in Europa den engen Anschluß an Deutsch- 
land mit seiner überragenden Armee und seiner rasch anwachsenden 
Schlachtflotte zu suchen. Voller Hoffnung intensivierte der Kaiser seine 
Bemühungen, mittels seiner besonderen Beziehungen zum Zaren Niko- 
laus, das russische Riesenreich auf Deutschlands Seite zu ziehen und es ge- 
gen das Britische Empire und dessen neuen Bündnispartner Japan auszu- 
spielen. Dabei fielen ihm aber im Februar und März 1902 seine höchsten 
Berater in verhängnisvoller und verwirrungstiftender Weise in den Arm. 


3. Die Zurückweisung der ausgestreckten Hand Graf Lamsdorffs 


Schon wenige Tage nach dem Bekanntwerden des Abkommens zwischen 
England und Japan zeigte sich der russische Außenminister Graf Wladimir 
Lamsdorff, genau wie die deutsche Führung erwartete, beunruhigt über 
die sich abzeichnende Isolierung seines Landes. Am 14. Februar 1902 hielt 
Bülow die Schadenfreude Wilhelms II. über diese Entwicklung fest: «Daß 
Graf Lamsdorff dieses Abkommen «sehr erns nimmt, findet S.M. sehr 
erfreulich. Noch erfreulicher, daß dasselbe bei dem russischen Minister 
den Wunsch nach dem «Zusammenschluß anderer Mächte hervorrufe. 
Beiläufig äußerte Seine Majestät, das Abkommen sei eine harte, aber nicht 
ganz unverdiente Strafe für das Flirten der Russen mit England, ihre Passi- 
vität während des südafrikanischen Krieges, ihre Sprödigkeit uns gegen- 
über, ihre Unempfänglichkeit für die wohlgemeinten Winke Seiner Maje- 
stät. Es zeige sich, daß auch Rußland, speziell im fernen Osten, manche 
Achillesferse habe.»’7 

Als kurz darauf der deutsche Botschafter in St. Petersburg, Friedrich 
Johann Graf von Alvensleben, von einem Gespräch mit seinem österrei- 
chischen Kollegen Baron Aehrenthal Meldung machte, demzufolge Ruß- 
land sich vom republikanischen Frankreich ab- und den monarchischen 
Nachbarreichen Deutschland und Österreich-Ungarn zuwenden wolle, 
sah Wilhelm II. in dieser Entwicklung trıiumphierend die Erfüllung seiner 
kühnsten Hoffnung. Es wäre «ein Segen! Und Folge des Eindrucks von 
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Danzig und nachdem Compitgne», wenn Rußland zu seinen traditionel- 
len Beziehungen zu den beiden mitteleuropäischen Kaiserreichen zurück- 
kehrte. Eine solche Wendung wäre nicht nur «sehr vernünftig!», sondern 
angesichts des japanisch-englischen Abkommens gar notwendig, meinte 
er. Der Zar «muß es auch wegen Japan und England! Wenn er Truppen 
nach Osten dislozieren muß, will er seiner Nachbarn sicher sein.» Ach- 
renthals Rat, Deutschland und Österreich sollten sich einer solchen Um- 
wandlung der russischen Politik gegenüber «möglichst indifferent» ver- 
halten, wies der Kaiser selbstherrlich zurück. Zar Nikolaus II., schrieb er, 
«neigt wahrscheinlich uns zu, und das paßt Aehrenthal nicht, daher sollen 
wir indifferent sein!!» Das seien doch alles «faule Fische! Ob Österreich 
sich indifferent zeigt oder nicht ist für den Lauf der Weltgeschichte ganz 
irrelevant! Es ist unser Bundesgenosse und wird das mitthun, was ich mit 
dem Zaren abmache!! Wir beiden machen die Geschichte und lenken die 
Geschicke!»3° Tags darauf ventilierte Lamsdorff in einem Gespräch mit 
Alvensleben den Gedanken, «ob es nicht angesichts des neuen Vertrags an- 
gezeigt wäre, daß Deutschland und Rußland ihre Hand-in-Hand Politik 
im fernen Osten von neuem zum Ausdruck brächten». Durch eine ge- 
meinsame «Deklaration» hoffe er, Lamsdorff, den «Zusammenschluß aller 
kontinentalen Mächte erreichen» zu können, «denn Österreich und Italien 
würden uns [Deutschland] vermutlich folgen, und auf Frankreichs An- 
schluß glaube er rechnen zu können». 

Obwohl auch Bülow als Endziel ein Bündnis mit Rußland anstrebte, 
kam ihm das Angebot Lamsdorffs zu diesem Zeitpunkt ungelegen. Teils 
aus Angst vor England - die deutsche Schlachtflotte war noch lange nicht 
aus der «Gefahrenzone» heraus - und teils in Erwartung, weit bessere Be- 
dingungen von Rußland erlangen zu können, wenn dieses erst in kriegeri- 
sche Auseinandersetzungen in Ostasien verwickelt war, wies der Kanzler 
den Vorschlag Lamsdorffs zurück, und zwar mit unnötiger und verletzen- 
der Härte. In einem Erlaß vom 22. Februar 1902, den Alvensleben dem 
russischen Außenminister vorlesen sollte, begründete Bülow die Ableh- 
nung des russischen Bündnisvorschlags zunächst mit fadenscheinigen 
wirtschaftlichen Argumenten. In einem zweiten, noch «schärferen» Ab- 
schnitt des Erlasses führte Bülow die «politischen» Bedenken an, die an- 
geblich gegen eine deutsch-russisch-französische Allianz sprachen. «Daß 
der Dreibund keine antirussischen Tendenzen, sondern am letzten Ende 
eher das Gegenteil zu fördern geeignet ist, wird dem Grafen Lamsdorff 
bekannt sein. Ebenso nehme ich an, daß der Zweibund etwaige Tendenzen 
Frankreichs zu hemmen geeignet ist. Jedoch ist nicht zu verkennen, daß in 
einem Punkte der Dreibund vom Zweibund sich wesentlich unterscheidet, 
nämlich darin, daß der aggressive Vorstoß einer Dreibundmacht gegen 
Rußland im höchsten Grade unwahrscheinlich, man kann sagen gänzlich 
ausgeschlossen ist, sofern Deutschland diesen Vorstoß mißbilligt. Dagegen 
ist der Fall wohl denkbar, daß in Frankreich irgend ein politischer Aben- 
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teurer — Diktator oder Monarch - die Herrschaft an sich reißt und dann, 
da er sich nicht anders halten kann, sofort losschlägt in der Erwartung, daß 
die russische Regierung wie beim letzten Türkenkrieg durch eine Flut- 
welle chauvinistischer und revolutionärer Elemente in den Kampf hinein- 
gerissen werden wird. Diese französische Hoffnung wird dadurch ge- 
nährt, daß die russische Regierung der russischen Presse, um dieselbe von 
anderen Fragen abzulenken, Tag für Tag und Jahr für Jahr gestattet, das 
Deutsche Reich als den eigentlichen Feind Rußlands anzumalen. Für die 
russische Presse ist heute der Deutsche das, was vor 1877 der Türkenkopf 
war. Zwischen dieser Wahrnehmung und der Überzeugung, daß gleich- 
wohl Deutschland von Rußland nichts schlimmes zu gewärtigen habe, be- 
steht ein scheinbarer Widerspruch, welcher jedoch verschwindet, sobald 
man sich klar macht, daß Frankreich nur aus Hass gegen Deutschland und 
aus Furcht vor diesem sich mit Rußland verbindet und auf die Verfolgung 
seiner gooJährigen Orientpolitik verzichtet hat. In dem wenig wahrschein- 
lichen Fall, daß Deutschland aus dem Kriege verkleinert und geschwächt, 
Frankreich gestärkt herauskäme, würde letzteres sich alsbald seinen tradi- 
tionellen Mittelmeer- und Orientaufgaben wieder zuwenden.» Auf die 
gegen Rußland gerichtete «Krimkriegskoalition» der ı85oer Jahre zwi- 
schen Großbritannien, Frankreich und Piemont-Sardinien anspielend, 
fügte Bülow warnend hinzu, er spreche «mehr als eine bloße Vermutung 
aus», wenn er sage, daß Frankreich bei dieser Politik auf «starke Unter- 
stützung» durch England und Italien würde rechnen können.* 

Seinen brüsken Erlaß las der Reichskanzler auch dem russischen Bot- 
schafter in Berlin, Graf Osten-Sacken, vor, als dieser ihn am 25. Februar 
1902 aufsuchte, um das Angebot Lamsdorffs zu besprechen. In Erwide- 
rung auf Bülows Argumente machte der alte Diplomat geltend, daß die 
Revancheströmung in Frankreich doch im Verschwinden sei und kein 
Franzose noch im Ernst daran denke, Deutschland anzugreifen. Auch 
Rußland habe nicht das mindeste Interesse an einem deutsch-französi- 
schen Krieg und würde, da sein Einfluß in Paris mittlerweile allmächtig 
geworden sei, einen französischen Angriff niemals erlauben.*' Doch weder 
die Einwände Osten-Sackens noch die Warnung des deutschen Botschaf- 
ters in Petersburg, die Beziehungen zwischen Deutschland und Rußland 
könnten durch das Schreiben des Kanzlers dauerhaft gestört werden, 
drangen zu Bülow durch.* 

In ihrer Überschätzung des Handlungsspielraums des Deutschen Rei- 
ches in der neuen Weltlage glaubten Bülow und Holstein, Rußland von 
Frankreich loslösen und zu einem Anschluß an den Dreibund bewegen zu 
können. Sie gingen davon aus, daß Rußland in Kürze in einen Konflikt mit 
dem von England sekundierten Japan geraten und möglicherweise auch 
von revolutionären Unruhen erschüttert werden und dann auf die wohl- 
wollende Neutralität, wenn nicht gar die aktive Unterstützung Deutsch- 
lands angewiesen sein würde.*# Mit Recht weist Konrad Canis darauf hin, 
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daß diese Haltung Deutschlands geeignet war, das wachsende Mißtrauen 
Rußlands gegen «das wahre Ziel der deutschen Außenpolitik» zu vertie- 
fen. «Die Verblendung der Freihandpolitik ließ die deutsche Diplomatie 
diese Gelegenheit versäumen, was in Rußland angesichts der strikten Ab- 
lehnung auch noch neue massive Vorbehalte erzeugte» und dadurch eine 
Annäherung Rußlands und Englands mit dem Ziel, Deutschlands Macht- 
stellung einzugrenzen, Vorschub leistete.** Die Verärgerung Lamsdorffs 
über die schroffe Reaktion Berlins auf seinen vorsichtigen Bündnisvor- 
schlag sollte, wie zu zeigen sein wird, für die weitere Entwicklung der 
internationalen Beziehungen folgenreich sein.* 

In ihrer Studie über die deutsche Rußlandpolitik schildert Barbara 
Vogel, wie Bülow aus Angst, der Kaiser könne in seiner «euphorischen 
Stimmung» dem Vorschlag Lamsdorffs «sofort begeistert» zustimmen, 
den Monarchen gar nicht erst über das Angebot Lamsdorffs in Kenntnis 
setzte. Erst am 16. März 1902, dem Tag, an dem eine gemeinsame Deklara- 
tion Rußlands und Frankreichs gegen das anglo-japanische Bündnis ohne 
deutsche Beteiligung veröffentlicht wurde, habe der Reichskanzler Wil- 
helm II. über das russische Freundschaftsangebot Bericht erstattet und 
ihm Presseberichte, die Deutschland als eigentlichen Gewinner aus der 
Ostasienkrise hinstellten, vorgelegt.** Wenn sich die Episode wirklich so 
ereignet hat, wie Vogel schildert, so wäre dies in der Tat ein eklatantes Bei- 
spiel für die «meisterhafte» Fähigkeit Bülows, den «eigenen Souverän poli- 
tisch zu programmieren».” Ist es aber tatsächlich so, daß sich der Kaiser in 
einer solchen Kernfrage der deutsch-russischen Beziehungen, die ihm so 
sehr am Herzen lag, von seinem Kanzler hinters Licht führen und zu einer 
gegenteiligen Auffassung manipulieren ließ? Man kann davon ausgehen, 
daß Wilhelm - genau wie Bülow und Holstein - die offenkundigen Vor- 
teile einer abwartenden Haltung erkannt hatte. Auch teilte er die Über- 
zeugung seiner höchsten Ratgeber, daß Deutschland nach dem Zustande- 
kommen des anglo-japanischen Abkommens den Zweibund zwischen 
Rußland und Frankreich würde sprengen können.* Als Mitte März 1902 
nach der Veröffentlichung der russisch-französischen Deklaration gegen 
das anglo-japanische Bündnis kritische Stimmen in Paris laut wurden, die 
darauf hinwiesen, daß die Ausdehnung des sich bisher nur auf Europa be- 
ziehenden russisch-französischen Zweibunds Frankreich in einen Krieg 
über ostasiatische Fragen hineinziehen könnte und daß Deutschland 
durch seinen meisterhaften Alleingang den größten Vorteil aus der neuen 
Lage in Fernen Osten ziehen werde, triumphierte Wilhelm II.: «hoffent- 
lich. Jawohl! «La toute petite declaration ist doch ohne unser Mitwirken 
erfolgt! So ist es besser.» Die französische Feststellung, das Reich sei nach 
dem anglo-japanischen Bündnis in der Lage, «bei Streitigkeiten unter den 
beiden verbündeten Gruppen den Schiedsrichter zu spielen», kommen- 
tierte der Kaiser vergnügt mit «Oui Madame!» Es sei bereits erwiesen, ju- 
belte er, daß dadurch seine Hilfe allseitig begehrt werde.* Dennoch bleibt 
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es fast unerklärlich, daß der Kanzler den Kaiser über die volle Tragweite 
des Lamsdorffschen Vorschlags als möglichen Ausgangspunkt zu einem 
deutsch-russischen Bündnis im dunkeln gelassen hat. Bülows zynische 
Hintergehung des Kaisers sollte auch gravierende Folgen nach sich ziehen, 
die darin gipfelten, daß Wilhelm II. den russischen Außenminister wütend 
als Lügner bezeichnete, als dieser dem Zaren gegenüber von einem von 
Deutschland zurückgewiesenen Bündnisvorschlag sprach.’° Unabhängig 
davon, wieviel Wilhelm von dem Lamsdorffschen Vorschlag wußte, steht 
fest, daß der Kaiser auch nach dem Bekanntwerden des Abkommens zwi- 
schen Großbritannien und Japan seine eifrige Umwerbung des russischen 
Alleinherrschers unvermindert fortsetzte. Wie Bülow nach seinem Ge- 
spräch mit dem Monarchen am 14. Februar 1902 festhielt: «Seine Majestät 
wünschen, daß in St. Petersburg kein Zweifel hinsichtlich der Loyalität 
unserer Stellung obwalten möge. Dies sei namentlich deshalb wichtig, weil 
unsere Beziehungen zu Rußland wesentlich von dem Vertrauen abhingen, 
das Kaiser Nikolaus für unseren allergnädigsten Herrn empfinde.»’’ In 
seiner persönlichen Rußlandpolitik sollte der Kaiser jedoch wesentlich 
weitergehen, als seine Berater für vertretbar hielten. 


4. Reval: Der «Admiral des Atlantik» 
trifft den «Admiral des Pazifik» in der Ostsee 


Anfang Januar 1902 bedankte sich Wilhelm bei Nikolaus II. für das Zu- 
sammentreffen bei Danzig und fragte an, wann sein Gegenbesuch will- 
kommen wäre.” Darauf schickte der Zar seinen «Lieblingsadjutanten» 
Obolenski mit Geburtstagsgeschenken für den Kaiser nach Berlin und 
schlug ein Treffen im estländischen Kriegshafen Reval, dem heutigen Tal- 
linn, im August vor.’ Daß die Vorbereitungen für die Revaler Entrevue 
durch den russischen Marineattache in Berlin, Kapitän zur See Paulis, ge- 
troffen wurden, ist bezeichnend für den Machtkampf, der in der russi- 
schen Führung tobte. Während nämlich Lamsdorff und der einflußreiche 
Finanzminister Sergei Witte eine Verständigung mit Japan anstrebten, 
wobei sie sich in Tokio auf die Partei um den ehemaligen japanischen 
Premierminister Ito zu stützen hofften, hatte eine Gruppe russischer 
Großfürsten unter Anführung Alexander Bezobrazows und des Admirals 
Alexejew beim Zaren ein geneigtes Ohr gefunden, die sich, nicht zuletzt 
um sich persönlich zu bereichern, in Korea und der Mandschurei festset- 
zen wollten. Paulis sah sich als Vertreter der russischen Kriegspartei in 
Berlin und intrigierte mit Wilhelm II. und dem Marinekabinettschef Ad- 
miral Gustav von Senden-Bibran gegen den eigenen Außenminister, des- 
sen Mißtrauen über die Absichten Deutschlands dadurch nur noch weiter 
genährt wurde.’* 

In Anbetracht dieser innerrussischen Richtungskämpfe gewann die Er- 
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kenntnis, daß Lamsdorff nicht an dem bevorstehenden Monarchentreffen 
in Reval teilnehmen würde, eine hochpolitische Bedeutung. Der deutsche 
Botschafter in Petersburg erkannte darin die russische Absicht, «die be- 
vorstehende Kaiserbegegnung möglichst der politischen Bedeutung zu 
entkleiden». Dringend warnte Alvensleben, der von einer «noch nicht 
ganz verwundenen Verstimmung» Lamsdorffs gegen Deutschland wegen 
der Abweisung seiner Freundschaftsofferte sprach, daß das Fehlen des 
russischen Außenministers bei der Monarchenzusammenkunft in Estland 
«einen sehr bedauernswerten Eindruck von den zwischen Deutschland 
und Rußland bestehenden Beziehungen» machen würde.’ 

Ebenso wie der Botschafter waren die für die Außenpolitik des Rei- 
ches verantwortlichen Staatsmänner in der Wilhelmstraße von der unbe- 
dingten Notwendigkeit der Teilnahme des russischen Außenministers an 
dem bevorstehenden Kaisertreffen überzeugt. Händeringend flehte der 
Reichskanzler den Kaiser an, der sich auf seiner alljährlichen Nordland- 
reise befand, Lamsdorff den Weg nach Reval zu ebnen. «Wenn Lamsdorff 
wirklich nicht nach Reval käme, so wäre dies für uns nach Lage der Ver- 
hältnisse wie im Hinblick auf die allgemeine Weltlage ein politischer 
Echec erster Güte», argumentierte er am 11. Juli 1902. «Das Fernbleiben 
des russischen Ministers des Äußern bei der Begegnung zwischen Euerer 
Majestät und Seiner Majestät dem Kaiser Nikolaus würde überall als ein 
Beweis dafür aufgefaßt werden, daß die politische Bedeutung der Entre- 
vue von Reval von russischer Seite von vornherein herabgedrückt werden 
sollte. [...] Lamsdorff wird der Entrevue nicht fernbleiben können, wenn 
Euere Majestät gegenüber Seiner Majestät dem Kaiser Nikolaus den 
Wunsch aussprechen, ihn dort zu sehen. Dies würde meines untertänig- 
sten Erachtens am besten in der Form geschehen, daß Euere Majestät ge- 
genüber Seiner Majestät dem Kaiser Nikolaus das Kommen von Lams- 
dorff zwar als selbstverständlich hinstellen, gleichzeitig aber einfließen 
lassen, wie es Euerer Majestät persönlich erwünscht sein würde, Lams- 
dorff bei diesem Anlaß zu sehen. Wenn Euere Majestät noch hinzufügen 
wollten, Euere Majestät würden Lamsdorff auch deshalb gern in Reval 
sehen, weil Allerhöchst Sie die Absicht hätten, ihm dort eine Auszeich- 
nung zuteil werden zu lassen, so würde die Niederlage unserer Neider 
und Gegner nicht zu verschleiern sein. Diese Auszeichnung könnte nur 
der Schwarze Adlerorden sein, welchen bisher jeder russische Minister 
des Äußern, und zwar stets bald nach seinem Amtsantritt erhalten hat. 
[...] Die Nichtverleihung des hohen Ordens vom Schwarzen Adler bei 
der zweiten Begegnung zwischen Euerer Majestät und Seiner Majestät 
dem Kaiser Nikolaus würde nicht auf die Persönlichkeit des Grafen 
Lamsdorff, sondern auf eine Verschlechterung der deutsch-russischen Be- 
ziehungen zurückgeführt werden.»’‘ 

Der Diplomat Heinrich von Tschirschky, der als Vertreter des Auswär- 
tigen Amts den Kaiser auf seiner Nordlandreise begleitete, bekräftigte das 
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Verlangen des Reichskanzlers, machte damit auf Wilhelm II. jedoch eben- 
sowenig Eindruck wie die Fürbitte des Kanzlers.’” Der Kaiser stand nicht 
nur unter dem Einfluß des Marinekabinettschefs von Senden-Bibran, der 
mit dem Marineattach& Paulis unter einer Decke steckte, sondern er war 
vom tiefen Haß auf Lamsdorff erfüllt, vermutlich, wie Barbara Vogel an- 
nimmt, weil er den Verdacht hegte, der Außenminister könnte das hinter- 
listige deutsche Spiel durchschaut haben.’® Noch bevor Bülows Brief auf 
der Hohenzollern eintraf, hatte Tschirschky eine einstündige Unterredung 
mit dem Kaiser über die deutsche Rußlandpolitik geführt und dabei 
festgestellt, daß Senden dem Monarchen von einem langen Gespräch mit 
Paulis Meldung erstattet und dadurch die Stimmung Wilhelms gegen 
Lamsdorff «wesentlich verschärft» hatte. Den Kern der Intrige des Marine- 
attaches gegen den Außenminister, so teilte Tschirschky dem Reichskanz- 
ler mit, habe «das russische Anerbieten zum Beitritt zur russisch-französi- 
schen Entente an uns, und unsere «Ablehnung» gebildet. «Seine Majestät 
erzählten mir», schrieb Tschirschky, «Paulis habe gesagt, er werde nicht 
eher ruhen, als bis Graf Lamsdorff gestürzt sei, denn solange er Minister 
sei, würde sich ein gutes Verhältnis zwischen Rußland und Deutschland 
[...] niemals gestalten.» Der Mahnung des Gesandten, daß das Deutsche 
Reich nicht den Eindruck erwecken dürfe, als hätte es bei der russischen 
Intrige gegen Lamsdorff die Hände im Spiel, stieß auf taube Ohren. ’? 

In den nächsten Tagen häuften sich die Anzeichen des tiefen Grolls, 
den der Kaiser gegen den russischen Außenminister hegte. Als Tschirsch- 
ky ihm am 135. Juli 1902 den Bericht Alvenslebens über sein Gespräch mit 
Lamsdorff vorlegte, schrieb Wilhelm an den Rand des Dokuments: «Sehen 
Sie, so ist der Kerl». Auf den Einwurf des Diplomaten, daß doch «wichtige 
deutsche Interessen auf dem Spiele [...] ständen, falls der Minister nicht 
nach Reval komme», entgegnete der Kaiser, «er könne doch dem Kaiser 
Nikolaus nicht vorschreiben, wen er mitbringen solle».°° Am gleichen Tag 
versah Wilhelm II. sowohl den Privatbrief Alvenslebens an Bülow vom 
5. Juli als auch das Immediatschreiben des Reichskanzlers vom rr. Juli mit 
ressentimentgeladenen Randbemerkungen, die an Grobheit seine bislang 
schlimmsten Ergüsse noch übertrafen. Die Meldung des Botschafters, daß 
allem Anschein nach der russische Außenminister der Monarchenbegeg- 
nung in Reval nicht beiwohnen werde, kommentierte der Kaiser mit den 
Worten: «Sehr erfreulich. Wir brauchen den Kerl nicht.» Und auch den 
Vorschlag Bülows, er möge Lamsdorff den Schwarzen Adler-Orden ver- 
leihen, lehnte der Kaiser rundweg ab. «Nein!» rief er aus. «Ich habe aus- 
drücklich persönlich mit S.M. [Nikolaus II.] ausgemacht, daß Niemand, 
wer es auch sei, in diesem Jahr einen Orden kriegt, der im vorigen Jahr de- 
korirt wurde. Lambsdorff [sic] hat permanent gegen mich persönlich beim 
Kaiser und gegen die Entrevue von Reval intriguirt, das weiß ich durch 
Paulis, dafür ist mir ein Orden nicht feil! Lambsdorff ist wüthend, weil Sie 
ihm versagt haben, die sog. «petite d&claration> im Frühjahr gegen Eng- 
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land-Japan mitzumachen. Er hat dem Zaren eingebildet, er hätte Ihnen ein 
Bündnif angetragen, und Sie hätten mir gerathen das Bündniß auszuschla- 
gen. On ne peut pas se fier & l’Empereur, sind die authentisch von ihm ge- 
sprochenen Worte, welche von [dem französischen Staatspräsidenten] 
Loubet dem Zaren wiederholt wurden und vom Großfürsten Alexander, 
dem Schwager des Kaisers, an Paulis wiederholt wurden. Mir persönlich 
ist es vollkommen egal, ob der Ekel Lambsdorff kommt oder nicht. Ich 
habe im vorigen Jahre nichts mit ihm besprochen und als ich ihn dekorirte 
wurde er frech! Ich mache alles direkt mit dem Zaren ab. Außerdem kann 
man gar nicht wissen, ob nicht der Zar Lambsdorff schon fallen läßt und er 
ihm zuwider ist, daher ihn nicht mitnehmen will. In solchem Falle kann 
ich doch unmöglich den Zaren zwingen einen ihm ekligen Kerl der im Ab- 
ziehen ist noch mitzubringen?!» In seinem Schreiben hatte Bülow den 
Kaiser vor der deutschfeindlichen Gesinnung des Admirals Alexejew ge- 
warnt, den Paulis als Nachfolger Lamsdorffs zum Außenminister machen 
wolle, doch auch dieses Argument des Kanzlers machte auf Wilhelm we- 
nig Eindruck. Er setzte seine Tirade mit der Bemerkung fort: «Daß mit 
Alexejew etwas im Werke ist, scheint mir sicher. Denn als Ehrendienst [in 
Reval] war für mich der alte Admiral Krämer bestimmt, weil er deutsch 
spricht. Plötzlich ist dies Arrangement umgeworfen worden, und der Zar 
hat Alexejew befohlen bei mir den Ehrendienst zu übernehmen. Daß 
könnte unter Umständen doch so verstanden werden, daß er, ehe er ihn 
zum Ausw. Minister ernennt, ihn in meine Nähe bringen will, um einen 
Meinungsaustausch zu ermöglichen. Daß Lambsdorffs Sturz über lang 
oder kurz erfolgt halte ich für möglich, da er Niki unsympathisch ist. Daß 
sein Fortgehen für uns bedauerlich wäre vermag ich nicht zu glauben. Er 
lauert, intriguirt und drückt sich wo er kann und haßt uns. Nun ist ein Ad- 
miral, der unsere Flotte und ihre Stärke und ihre Tüchtigkeit kennt, mit ihr 
in China zusammen gelebt und sogar einen gemeinsamen Feind bekämpft 
hat, viel eher in der Lage sich ein Urtheil über uns zu bilden und den Nut- 
zen uns als Freunde oder die Gefahr uns als Feinde zu haben als der blasse 
Tschinownik, der es noch nicht für nöthig gehalten hat, mich oder den 
Reichskanzler auch nur eines Blickes oder Besuchs in Berlin zu würdigen. 
Der Adm. Alexejew mag Deutschfeind sein oder nicht, immerhin - ist er 
guter Soldat - dann wird er genau berechnen - und viel genauer als ein 
stinkender Büreauchef und Tintenfex aus einer Kanzlei - wie weit es mili- 
tärisch nützlich oder nothwendig ist sich mit uns schlecht zu stellen. Er 
kann das umsomehr mit Erfolg als er auch seine Freunde der nation amie 
et allie [d. i. Frankreich] in China hat neben unseren Grenadiren und See- 
leuten fechten schen, und sein Urtheil über die Letzteren ist zu Gunsten 
derselben, dagegen die Gallier sehr übel dabei abgeschnitten. Ich würde 
mich freuen, wenn Alexejew käme. Ich werde keine Schritte für Lambs- 
dorff thun und ihm ganz bestimmt nicht den Schwarzen Adler Orden 
geben. Wilhelm I. R.»* 
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Wie der Reichskanzler, der auf Norderney Urlaub machte, das unge- 
haltene Schreiben seines Souveräns innerlich aufnahm, ist nicht überliefert. 
In seiner schriftlichen Antwort vom 22. Juli 1902 versicherte er seinem 
Allerhöchsten Herrn, er habe dessen «gnädige Marginalien [...] mit ehr- 
furchtvollstem Dank erhalten». Byzantinisch fuhr er fort: «Alles, was Eue- 
re Majestät sagen, würde richtig sein, wenn Kaiser Nikolaus ein Monarch 
wäre wie Euere Majestät. Das ist aber nicht der Fall. Deshalb fürchte ich, 
daß Kaiser Nikolaus sich Lamsdorff nicht so bald abschütteln wird, und 
namentlich fürchte ich, daß Lamsdorff, solange er Minister bleibt, Einfluß 
auf Kaiser Nikolaus behält. [...] Den Minister des Äußern empfängt der 
Zar jede Woche, alle übrigen weit seltener. Wenn sich Lamsdorff, der mir 
persönlich ja ebenso ekelhaft ist wie Euerer Majestät, mehr und mehr in 
einen Gegner verwandelt, so wird er in steigendem Maße den Einfluß, 
welchen ihm der Charakter des Zaren und sein Amt gewähren, benutzen, 
um Euerer Majestät Pläne zu konterkarieren.» Erneut führte der Kanzler 
die Gründe an, die eine wenigstens kurze Teilnahme des Außenministers 
bei der Monarchenzusammenkunft in Reval erforderlich machten. «Wenn 
Lamsdorff vor Euerer Majestät auch nur fünf Minuten steht, fällt alles, was 
sonst gegen die Bedeutung der Entrevue vorgebracht werden könnte, platt 
zu Boden.» Er, Bülow, sei doch nur bestrebt zu verhindern, «daß Euerer 
Majestät große Gedanken und die Wirkung von Euerer Majestät mächti- 
ger Persönlichkeit nicht durch kleine Schliche subalterner Eitelkeiten 
gehemmt werden. [...] Wie in allen anderen Dingen so geschieht auch in 
dieser Sache nichts ohne Euerer Majestät Wissen und allerhöchstes Einver- 
ständnis. Ich glaube aber, daß, wenn nicht bald für das Kommen von 
Lamsdorff gesorgt wird, dieser sich Urlaub nimmt und sich auf diese 
Weise endgültig um Reval drückt.» Von neuem bat Bülow den Kaiser, ent- 
weder selbst dem Zaren zu schreiben oder aber die Einladung Lamsdorffs 
ihm und Alvensleben zu überlassen.“ 

Nach der Rückkehr von der Nordlandreise erteilte der Kaiser Bülow 
zwar die Erlaubnis, Lamsdorff nach Reval einzuladen, doch sein Wider- 
wille gegen den Außenminister hatte in nichts nachgelassen. In einem Tele- 
gramm vom 28.Juli 1902 aus Sassnitz schrieb er dem Reichskanzler: 
«Habe Ihre beiden Briefe erhalten. Lambsdorff hat Alvensleben auf das 
unverschämteste angelogen. Sie haben ganz Recht, der Kaiser [Nikolaus] 
hat Sie erstens in Reval [gemeint war Danzig] eingeladen vor mir. Zweitens 
mir im Frühjahr durch Paulis ausdrücklich sagen lassen es sollte genau wie 
in Danzig sein, ebendieselben Begleiter mitkommen, und da die Minister 
da seien, brauchten die Botschafter nicht zu kommen. Der Hallunke 
macht dasselbe Manöver zum zweiten Mal. Nach Danzig wollte er auch 
nicht, ich musste ihn erst wissen lassen dass ich ihn sehen wollte. Das ging 
dort weil ich der Landesherr war der Besuch erhielt. Jetzt bin ich der Gast 
der zum Besuch kommt. Also kann ich beim besten Willen persönlich kei- 
nen Schritt thun. Ich würde auch mich dem Verdacht aussetzen, dass ich 
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den Kerl bäte und er mir gnädigst Folge leistet oder absagt. Das darf nicht 
sein. Ich muss es Ihnen überlassen, durch Alvensleben oder sonst wie die 
Ihnen passend erscheinenden Schritte zu thun den Mosjö nach Reval zu 
bekommen. Im Uebrigen theile ich Ihre Ansicht nicht dass sein Er- 
scheinen irgend welchen Eindruck in der Welt machen wird. Der hat 
schon Sorge getroffen, dass alle von Ihnen aufgeführten Blätter die Entrevue 
totschweigen oder ihr jegliche Bedeutung absprechen und das wird auch 
geglaubt werden. Falls er wirklich kommt, wird er einfach sagen lassen, 
dass er nicht umhin gekonnt; aber natürlich keine Politik mit mir oder 
anderen geredet habe. Er hat ja auch bis jetzt die Presse ganz schweigen 
lassen über Reval. Der Besuch Loubets oder des Bulgaren wurde Wochen 
lang vorher besprochen. Seine Conversation mit Alvensleben ist ein 
Prachtstück Slavischer Verlogenheit und Unverschämtheit, und ein Beweis 
wie er uns hasst».°* 

In seinen Denkwürdigkeiten rühmte sich Bülow, den Kaiser durch 
«geistige Massage» wieder «eingerenkt» zu haben, ohne diese ihn als 
Reichskanzler erniedrigende Korrespondenz auch nur zu erwähnen. 
Richtig ist, daß es ihm letztlich gelang, den Grafen Lamsdorff nach Reval 
einzuladen und Wilhelm II. von der Notwendigkeit zu überzeugen, dem 
Außenminister nicht nur die Hand zu geben, sondern ihm auch den 
Schwarzen Adler-Orden persönlich zu überreichen. Nicht verhindern 
konnte der Kanzler, daß der Chef des Marinekabinetts Senden und der 
russische Marineattach& Paulis fortgesetzt sowohl gegen Lamsdorff als 
auch gegen England intrigierten.®° Und noch viel weniger gelang es Bü- 
low in Reval, eine der peinlichsten Episoden der Regierung des letzten 
Deutschen Kaisers überhaupt zu verhindern. Nach der Schilderung des 
Kanzlers kam Wilhelm Arm in Arm mit dem Zaren auf ihn zu und rief 
ihm schon von weitem laut entgegen: «Wissen Sie, wie wir beschlossen 
haben uns künftig zu nennen? Kaiser Nikolaus heißt fortan the Admiral 
of the Pacific, und ich nenne mich künftig the Admiral of the Atlantic.» 
Der Zar war sichtlich verlegen, erinnerte sich Bülow, doch Wilhelm igno- 
rierte die Bitten seines höchsten Ratgebers, als sie wieder allein waren, das 
«grausame Wortspiel nun genug sein zu lassen», und setzte auch beim 
Abschiedsessen «mit dem Eigensinn eines Enfant terrible [...] zum sicht- 
lichen Unbehagen des Zaren» den «Scherz» fort. Als die russische Kaiser- 
jacht Standart den Anker lichtete und die Heimreise nach Kronstadt an- 
trat, ließ Wilhelm II. dem Zaren durch Flaggensignale den Abschiedsgruß 
nachsenden: «The Admiral of the Atlantic bids farewell to the Admiral of 
the Pacific», worauf Nikolaus nur mit einem kurzen «Good-bye!» ant- 
wortete. Als einige Wochen darauf die ganze Geschichte in der Weltpresse 
veröffentlicht wurde, trug sie in erheblichem Grade zum Mißtrauen der 
Atlantikmächte Großbritannien, Frankreich und Amerika gegen die Ab- 
sichten des Kaisers bei.“ Ähnlich schildert der russische General Mosso- 
low den Vorfall und fügt hinzu, dem Admiral Nilow habe Nikolaus zuge- 
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flüstert, als dieser ihm das Signal des Kaisers überbrachte: «He’s raving 
mad!» - «Er spinnt im Delirium!»7 

Den nachträglichen Darstellungen des Vorfalls durch Bülow und Mos- 
solow muß entgegengehalten werden, daß wenigstens nach außen hin von 
einer Verstimmung darüber seitens des Zaren keine Rede sein kann. Das 
angeblich verlegene Antwortsignal «Good-bye» (nach Mossolow lautete 
es «Pleasant voyage!») des russischen Monarchen war zweifellos eine An- 
spielung auf das englische Kinderwort «Ta-ta» [Tschüß], das sich beide 
Herrscher in ihrem Verkehr miteinander angeeignet hatten. Unmittelbar 
nach seiner Rückkehr aus Reval brachte Nikolaus II. seine Begeisterung 
über die Begegnung mit Wilhelm überschwenglich zum Ausdruck, indem 
er diesem telegraphierte: «Ich kann Dir kaum sagen, wie glücklich ich über 
Deinen Besuch bin und darüber, daß Du mit meiner Artillerieschule zu- 
frieden warst. Dein Signal wurde mir mitgeteilt.»° Als er vier Tage später 
den deutschen Botschafter in Audienz empfing, sprach der Zar von den 
«reizenden» Revaler Tagen und hob hervor, «die frohe Stimmung, in der 
sich unser Allergnädigster Herr befunden, habe ihm bewiesen, daß auch 
Se. Majestät der Kaiser und König dort angenehme Eindrücke empfangen 
habe. Ueberhaupt äußerte der Zar in den herzlichsten Ausdrücken seine 
Freude über das jetzige Zusammengehen mit unserem Allergnädigsten 
Herrn.» Namentlich bei der Erörterung der neu eingeführten Maßregeln 
gegen die Anarchisten habe der Zar «seine größte Genugthuung über das 
feste Zusammengehen Rußlands und Deutschlands in dieser Frage» ge- 
äußert, meldete Alvensleben.“ In einem weiteren Bericht vom 16. August 
1902, den der Kaiser stolz an sämtliche deutsche Botschaften und Ge- 
sandtschaften in Europa - es waren immerhin 23 an der Zahl - weiterleiten 
ließ, schwärmte Alvensleben erneut von dem glänzenden Eindruck, den 
die Entrevue von Reval in allen hohen Gesellschaftskreisen Rußlands her- 
vorgerufen hatte. «Überall herrscht die größte Befriedigung über die Kai- 
sertage in Reval. [...] Ich hatte Gelegenheit, mich hiervon bei der mir von 
Seiner Majestät dem Kaiser Nicolaus gewährten Audienz, wie auch bei 
meinen Gesprächen mit Graf Lamsdorff und mehreren anderen Theilneh- 
mern an der Begegnung zu überzeugen und höre auch sonst nur Günstiges 
und Erfreuliches darüber. Die Herzlichkeit im Verkehr zwischen den bei- 
den Souveränen, sowie die Leutseligkeit und Liebenswürdigkeit unseres 
Allergnädigsten Herrn können nicht genug gerühmt werden.» Man wisse, 
fuhr der Botschafter fort, «daß die Begegnung der beiden mächtigen 
Nachbarn nur friedlichen Zwecken dienen kann, und ist zugleich stolz in 
dem Bewußtsein, mit dem in Reval Vorgeführten vor dem so geübten 
Auge unseres Allergnädigsten Herrn gut bestanden zu haben. Die Russi- 
sche Marine hat in der so demonstrativen Ehrung ihrer Schieß-Leistungen, 
indem der Zar den Geschwaderchef zum Admiral ä la suite ernannte und 
ihn später nach den wärmsten Lobeserhebungen, vor der Abfahrt von 
Reval, vor dem versammelten Offizierkorps umarmte und küßte, den Be- 
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weis dafür gesehen, daß sie sich auch die Zufriedenheit des hohen Gastes 
erworben hatte.»7° 

Schließlich sollte die überaus ernste weltpolitische Absicht, die hinter 
der «scherzhaften» Verteilung der pazifischen und atlantischen Ozeane 
auf Rußland beziehungsweise Deutschland lauerte, nicht übersehen wer- 
den. Seit der Thronbesteigung Nikolaus’ II. im November 1894 hatte der 
Kaiser den jungen Zaren ununterbrochen gedrängt, sich als Verteidiger des 
christlichen Europas gegen die heidnische «Gelbe Gefahr» in Ostasien zu 
betrachten und sich in Europa auf die Rückendeckung des Deutschen Rei- 
ches zu verlassen.’' Exakt dieses Ziel verfolgte Wilhelm wieder in Reval, 
wie der eigenhändige Brief, den er am 2. September 1902 an den Zaren 
richtete, noch einmal deutlich erkennen läßt. «Der ganze Aufenthalt war 
für mich ein einziger Hochgenuß, aber er war noch mehr. Die Schule des 
Flottenartilleriewesens, die mir auf Deinen Befehl vorgeführt wurde, ist 
der lebenswichtigste Teil in der Entwicklung der Flotte und in ihrer Vor- 
bereitung für ihr «Geschäfv. Durch diese Erlaubnis hast Du mir ein be- 
sonderes Zeichen Deines Vertrauens gegeben - allerdings in Erwiderung 
dessen, was ich Dir in Danzig zeigte - und es schließt vollkommenes Ver- 
trauen zu dem Besucher ein, wie es nur möglich ist zwischen Männern von 
gleichen Ideen und Grundsätzen, und zwischen Monarchen bedeutet es 
vereinigte Arbeit an der gemeinsamen Sache, den Frieden ihrer Länder zu 
wahren. Diese Zuversicht und dieser Glaube, den Du mir gezeigt hast, ist 
nicht, ich versichere Dich, übel angebracht, denn er beruht durchaus auf 
Gegenseitigkeit. Das wird durch die Tatsache bewiesen, daß die geheimen 
Pläne meiner neuesten Schiffe - für jeden Fremden unsichtbar — Dir und 
der Diskretion Deiner Marinebehörden anvertraut wurden. Zu diesen Tat- 
sachen füge noch hinzu, daß wir beide das gleiche Interesse an der Ent- 
wicklung unserer Flotten haben, so daß uns die Leidenschaft für die See 
eingeboren ist; dies wird zur Genüge zeigen, daß wir unsere beiden Flot- 
ten als eine große Organisation zu betrachten haben, die einem großen 
Kontinent angehört, dessen Interessen sie an seinen Küsten und auf dem 
offenen Meere zu verteidigen hat. Dies bedeutet praktisch den Frieden der 
Welt. Denn als Herrscher der beiden führenden Mächte der beiden großen 
kontinentalen Staatenkombinationen vermögen wir, unsere Ansichten 
über irgendeine allgemeine, ihre Interessen berührende Frage auszutau- 
schen, und sobald wir geregelt haben, wie sie anzufassen ist, so vermögen 
wir, unsere Alliierten dahin zu bringen, die gleichen Gesichtspunkte anzu- 
nehmen. Haben aber die beiden Allianzen - das sind fünf Großmächte - 
entschieden, daß der Friede bewahrt werden muß, so muß die ganze Welt 
Frieden halten und wird sich seiner Segnungen erfreuen können. Das ist 
eine überzeugende Illustration der Tatsache, daß die beiden Allianzen das 
Gleichgewicht Europas und der Welt aufrechterhalten, wenn sie durch die 
jährliche Zusammenkunft ihrer beiden Führer zum Zwecke des Gedan- 
kenaustausches in enger Verständigung bleiben. Dies ist um so notwendi- 
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ger, als gewisse Erscheinungen im Osten zeigen, daß Japan ein ziemlich 
ruheloser Kunde wird, und daß die Lage alle Kühle und Entschlossenheit 
der Friedensmächte erfordert. [...] Zwanzig bis dreißig Millionen aus- 
gebildeter Chinesen, unterstützt von einem halben Dutzend japanischer 
Divisionen und geführt von tüchtigen, unerschrockenen japanischen Offi- 
zieren, voll Christenhaß, das ist ein Zukunftsbild, das sich nicht ohne Be- 
sorgnis betrachten läßt, und nicht unmöglich. Es ist vielmehr die Verwirk- 
lichung der gelben Gefahr, die ich schon vor einigen Jahren ausgemalt habe 
und für deren graphische Darstellung ich von der größeren Masse des 
Volks verlacht worden bin. [...] Dein ergebener Freund und Vetter Willy, 
Admiral des Atlantik.» 

Obwohl der Kaiser in diesem Brief vorgab, alle fünf kontinentalen 
Großmächte unter russischer und deutscher Führung zusammenzubrin- 
gen, richtete sich seine Politik ebenso gegen Frankreich wie gegen Japan 
und England. Dies geht schon aus der schadenfrohen Randbemerkung 
hervor, die Wilhelm auf die Depesche schrieb, in der Radolin am 6. Sep- 
tember 1902 von dem Gefühl der Verblüffung und der Ohnmacht berich- 
tete, das die Revaler Kaiserbegegnung in Paris hervorgerufen hatte. «Sehr 
erfreulich!», lautete die kaiserliche Reaktion darauf. «Das ist sehr schön, 
daß die infamen Gallier den gründlichen Aerger genießen!» Mit oder 
ohne Frankreich: Die bisher stets gegebene Möglichkeit Englands, sich mit 
der einen oder anderen Macht oder Gruppe auf dem Kontinent zu ver- 
bünden, sei nunmehr, nach Reval, geschwunden, triumphierte der Kaiser. 
Der britische Kolonialminister Chamberlain, der in einem Gespräch 
mit Eckardstein die Absicht erkennen ließ, die eifersüchtige Rivalität der 
Kontinentalmächte untereinander weiterhin auszunutzen, irre sich sehr, 
schrieb Wilhelm Mitte September 1902. «Wir sind nicht mehr eifersüch- 
tig[,] die beiden großen Continental Coalitionen haben sich eben verstän- 
digt.»”* Kurz vor seinem Besuch in England vom 8. bis 20. November 1902 
teilte Wilhelm II. dem Zaren die Sprachregelung mit, die er den britischen 
Staatsmännern gegenüber zu gebrauchen beabsichtigte, falls das Gespräch 
auf die Kaiserbegegnung in Reval käme. Diese Formulierung, mit der sich 
Nikolaus einverstanden erklärte, lautete: «Seine Majestät der Kaiser von 
Rußland als Oberhaupt des Zweibundes, ich als dasjenige des Dreibundes, 
wir beide haben das eine große Ziel im Auge, den Frieden für unsere 
Nachbarn und unsere Freunde zu sichern. Wir arbeiten daher an der Auf- 
rechterhaltung des Friedens und dadurch für die gemeinsamen Interessen 
der kontinentalen Nationen, die ihren Handel und ihre wirtschaftlichen 
Stellungen zu befestigen und zu entwickeln wünschen.» 

Nikolaus II. bedankte sich am 8. September 1902 für den Brief und 
schien bereitwillig, die ihm anvertraute Mission der Verteidigung der «hei- 
ligsten Güter» Europas gegen die asiatische Gefahr anzunehmen. In 
wärmsten Tönen antwortete er: «Die Art, wie Du über Deine Erinnerun- 
gen an Deinen Besuch in Reval sprichst, berührt mich tief. Vor allem freut 
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mich, daß Du, so wie ich in Danzig, das aufrichtige Gefühl des Vertrauens 
empfunden hast, das durch das gemeinsame Beobachten der Schießübun- 
gen meiner Marine entstanden ist, als wir Dir und Deinen Offizieren alles 
zeigten, was wir für den Seekrieg für nützlich halten. [...] Ich flehe Dich 
an, mir zu glauben, wenn ich sage, daß ich nicht unter denjenigen war, die 
über Dein Bild von der «Gelben Gefahr gelacht haben; ich habe es nur 
nicht für so nah bevorstehend gehalten. Wir bereiten uns auf eine solch 
unangenehme Möglichkeit vor. Es wird nicht das erste Mal sein, daß Ruß- 
land als Schutzwall Europas dienen wird, wenn der Osten seinen Bevölke- 
rungsüberschuß in unser Land ergießt. Aber Gott gebe, es möge nicht so 
bald passieren!»”® 

Nicht nur das allgemeine Ziel einer gemeinsamen Beherrschung des eu- 
rasischen Kontinents, sondern auch der Zeitpunkt des russischen Angriffs 
auf Japan, der diese deutsch-russische Vorherrschaft einleiten sollte, wurde 
zwischen Wilhelm I. und Nikolaus II. in Reval erörtert. Im Januar 1904, 
unmittelbar vor dem Ausbruch des Krieges in Ostasien, erinnerte sich 
Wilhelm, der Zar habe ihm in Reval rundheraus erklärt: «1904 mache ich 
Krieg mit Japan.»”” Aus zahlreichen Äußerungen der Beteiligten geht 
ferner hervor, daß die deutsche Haltung in dem für 1904 erwarteten rus- 
sisch-japanischen Krieg ein zentrales Gesprächsthema des Revaler Kaiser- 
treffens bildete. Kaiser Wilhelm selbst hat im Dezember 1903, wie bereits 
erwähnt, unmißverständlich festgehalten, in Danzig 1901 und wieder in 
Reval 1902 den Zaren der wohlwollenden deutschen Neutralität versichert 
zu haben, «mit dem Erfolge, daß ganze russische Divisionen von Rus- 
sisch-Polen aus und aus dem Europäischen Rußland nach Ostasien abge- 
schoben werden und wurden. Das geschähe nicht, wenn die Regierungen 
sich nicht geeinigt hätten!!»7”® Auch aus einer Aufzeichnung Holsteins und 
einer nachträglichen Randbemerkung Bülows wissen wir, daß der Kaiser 
dem Zaren seine Unterstützung für den Fall eines japanischen Angriffs in 
Ostasien zugesichert hat. In einem Promemoria vom 24. März 1902 hielt 
der Geheimrat fest, die Neutralitätszusicherungen, die Deutschland Japan 
im Juni 1901 gegeben habe, «würden uns nicht hindern können, den Rus- 
sen gemäß der von Seiner Majestät in Danzig gegebene Zusage zu erklären, 
daß in einem russisch-japanischen Kriege Rußland von deutscher Seite 
keinerlei Ungelegenheit zu besorgen hat».” Und im Dezember 1902 
schrieb der Reichskanzler wörtlich, es sei die «größte Vorsicht und Ge- 
schicklichkeit» geboten, denn «Seine Majestät hat in Danzig und Reval 
dem Kaiser Nikolaus angedeutet, daß er im Fall eines Angriffs gegen Ruß- 
land im Orient diesem den Rücken decken würde» .°° 
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5. Die Kaiserbegegnung in Wiesbaden und Wolfsgarten, November 1903 


Nach dem Treffen von Reval setzte Wilhelm seine Bemühungen fort, Ruß- 
land zu einer Verstärkung seiner Kriegsflotte im Fernen Osten durch Ab- 
zug von Schiffen aus der Ostsee und dem Schwarzen Meer zu bewegen.” 
Die eigenhändig gezeichnete Schiffstabelle, die der Kaiser am 2. September 
1902 dem Zaren zusandte, zeigte ein klares Übergewicht der verbündeten 
englischen und japanischen Flottenverbände in ostasiatischen Gewäs 
sern.”” Die Ansicht einiger russischer Staatsmänner, wonach es sich in 
einem Krieg mit Japan hauptsächlich um eine Aktion auf dem Festlande 
und nicht zur See handeln würde, wies der Kaiser im Oktober 1902 als un- 
sinnig zurück. Die See sei in einem Krieg mit Japan «nicht zu umgehen!», 
insistierte er, daher seien auch die neuerlichen Flottenvermehrungspläne 
Japans für Rußland «insofern wichtig als, daß alles davon abhängt ob die 
Japlanische] Flotte die Russische besiegen kann, um der Transportflotte zu 
ermöglichen das Jap[anische] Heer nach dem Festland zu werfen! Daher 
ist die Aktion zur See die erste und wichtigste.» Auch die Entsendung 
seines ältesten Sohnes nach Petersburg im Januar 1903 mit einem Modell 
des neuesten deutschen Schlachtschiffs diente dem Zweck, Nikolaus zum 
schnelleren Schiffbautempo anzuheizen.* 

Ungeachtet der rastlosen Bemühungen Wilhelms sah es in den Mona- 
ten nach Reval vorübergehend wieder so aus, als würden die Verstän- 
digungspolitiker in St. Petersburg und Tokio die Oberhand gewinnen. 
Enttäuscht meldete Bülow dem Kaiser am ı. August 1903, «in Ostasien 
kneifen Russen und Japaner um die Wette». Wilhelm blieb bei seiner 
Überzeugung, es «wird Krieg geben! auf Deutsch gesagt, voilä tout!!», 
doch aus seiner Wut über die russische Friedenspolitik und namentlich 
über das geschickte Vorgehen Lamsdorffs machte er kein Hehl. In einem 
«wilden Haßausbruch» (Vogel), der sowohl seine Furcht vor der russi- 
schen Macht als auch seine Verachtung für den von ihm so hofierten Zaren 
erkennen läßt, schrieb der Kaiser am 20. August 1903 auf einen Bericht aus 
Petersburg: «Der Lamsdorff hat eben die große Gabe, mit solchen nichts- 
sagenden Phrasen garantiert «beruhigende Erklärungen» abzugeben, auf 
die alle Botschafter und Kabinette Europ&ens, Tränen der Rührung ver- 
giessend über diesen «ehrlichen, braven, sicheren Mann», glatt hineinfallen! 
Er «beruhigt sie alle, während sie mit eigenen Augen zusehen, wie Ruß- 
land ganze Kontinente annektiert, Schiffe baut, Geschwader formiert, Ar- 
meen zusammenzieht, Kriegsvorbereitungen im größten Stil trifft! Sie sind 
«beruhigt — Weil sie es sein wollen: Nach dem Grundsatz <Mundus vult 
decipi, ergo decipiatun! Das ist ein sehr großes Talent, und der Zar soll 
sich einen solchen Diener recht warm halten; er ist für ihn von unschätz- 
barer Wirkung. Denn er <beruhigb alle Welt, solange bis «Väterchen» fertig 
zum Schlagen ist und uns alle auf das schärfste mit vollstem Recht aus- 
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lachen wird! Ich habe Lamsdorff niemals hinter die nächste Tür getraut, 
weil ich dieses Komödienspiel, trotz seiner feisten <bonhomie-Maske 
durchschaute; und weil ich seinem Herrn nicht traue! Der Russe ist voll- 
ster Asiate geworden und ist berechtigt, das dämliche Europa zum Narren 
zu halten; und man kann ihm nur gratulieren, daß die Diplomatie und Ka- 
binette Europas so viele versimpelte Kaffeeklatschschwestern enthält, die 
auf diesen ungeheuren, ungehörigen, frechen und unverschämten Mum- 
pitz noch mit gläubigen Ernst eingehen! Es ist geradezu für uns «Kultur- 
staaten» eine Erniedrigung, uns von dem «Kosaken> so behandeln zu lassen. 
Das ist mein «Resum&! W.» Der Reichskanzler mußte den Bericht mit den 
kaiserlichen Marginalien versiegelt zu den Akten geben.“ 

Bülow äußerte Zweifel, ob der Zar sich überhaupt jemals für den Krieg 
entscheiden würde und riet Wilhelm zur Vorsicht. An einen neuen Tür- 
kenkrieg cher als einen Krieg gegen Japan denkend, mahnte der Kanzler, 
Deutschland müsse «an der von Euerer Majestät schon früher für diesen 
Fall gegebenen Direktive fest[halten], daß wir uns ohne ernstliche russi- 
sche Garantien für unsere Wünsche vorher weder gegen noch für Rußland 
festlegen. Um so stärker wird unsere Stellung sein, wenn die Russen erst 
einmal engagirt sind.» Mittlerweile gewann die russische Kriegspartei am 
Zarenhof allerdings immer mehr an Einfluß, während Lamsdorff und die 
übrigen Vertreter eines konzilianten Kurses regelrecht aus dem Entschei- 
dungsprozeß ausgeschaltet wurden. Im Mai 1903 ernannte der Zar Bezo- 
brazow zum Staatssekretär, im August proklamierte er die Errichtung 
einer Statthalterschaft in Ostasien und ernannte den kriegslustigen 
Admiral Alexejew zum Vizekönig und Oberbefehlshaber in Fernost. Eine 
Gruppe von Großfürsten, die sich (wie Nikolaus I. selbst) an den Wald- 
beständen und Erzvorkommen Koreas und der Mandschurei persönlich 
bereichern wollten, bildeten ein Fernostkomitee und hatten ganz das Ohr 
des Zaren; die auf eine Verständigung mit Japan drängenden Minister wur- 
den kaltgestellt.'* 

Mitte Oktober 1903 schöpfte Wilhelm II. wieder Hoffnung, als Niko- 
laus IL, der beim Großherzog Ernst Ludwig von Hessen (dem Bruder der 
Zarın Alexandra und der Prinzessin Irene von Preußen) in Wolfsgarten bei 
Darmstadt weilte, den Kaiser wissen ließ, er würde ihn gern vor seiner 
Heimreise noch sprechen. Umgehend schlug der Kaiser für den 4. Novem- 
ber ein 'Ireffen in Wiesbaden vor.” Am 25. Oktober telegraphierte Prinz 
Heinrich, der mit seiner Frau Irene an dem Familientreffen in Wolfsgarten 
teilnahm, der Zar wünsche auch Bülow zu sehen und werde seinerseits 
Lamsdorff nach Wiesbaden mitbringen.” Der russische Herrscher wurde 
von mehreren Hofbeamten und Generaladjutanten sowie vom Berliner 
Militärattach& Schebeko begleitet, so daß dem Wiesbadener Treffen eine 
hochpolitische Bedeutung zukam.?' Die Begegnung stand völlig unter dem 
Eindruck eines herannahenden Krieges in Ostasien und der bedrohlichen 
Krise auf dem Balkan.? 
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Sobald der Reichskanzler von der bevorstehenden Kaiserbegegnung er- 
fuhr, fühlte er sich erneut genötigt, Wilhelm II. zur Zurückhaltung zu 
mahnen, um die Russen nicht kopfscheu zu machen. Am 19. Oktober 
1903 schrieb er ihm: «Was den fernen Osten anlangt, so würde schon der 
leiseste Verdacht, daß Deutschland auf russischer Seite stehe, jeden Wider- 
stand Japans sowohl wie Englands lähmen und die Zweibundmächte 
[Rußland und Frankreich] allerdings zu Herren von Asien machen. In der 
vergangenen Woche tauchte bereits in einzelnen englischen Zeitungen die 
vielleicht von russischer Seite inspirierte Behauptung auf, es bestehe zwi- 
schen Rußland und Deutschland ein geheimes ostasiatisches Abkommen, 
jeder Widerstand Japans sei somit unmöglich gemacht. Für den Fall, daß 
Kaiser Nikolaus diese Frage anregen sollte, möchte ich Eurer Majestät 
alleruntertänigst anheimgeben, auf Allerhöchstihrem bisherigen Stand- 
punkt zu bleiben, daß nämlich Deutschland einem russisch-japanischen 
Duell ruhig zuschaut, und zwar bis ans Ende, daß aber das Hinzutreten 
noch anderer Mächte Situationen von unabsehbarer Tragweite schaffen 
könne, und dafß einer solchen Eventualität gegenüber es unmöglich sei, 
sich im voraus zu binden. Diese allgemeine Andeutung wird voraussicht- 
lich genügen, und es wird Eurer Majestät erspart bleiben, auf den heiklen 
Punkt einer gegenseitigen Gewährleistung des Besitzstandes [gemeint war 
vor allem Elsaß-Lothringen] als Vorbedingung einer jeden Verständigung 
hinzuweisen. Am günstigsten wäre es freilich, da Eure Majestät weder hin- 
sichtlich des nahen noch des fernen Ostens den russischen Wünschen 
würden ganz entsprechen können, wenn Allerhöchstdieselben in der Lage 
sein würden, die Äußerung solcher Wünsche überhaupt zu kupieren.»” 

Die Befürchtungen des Kanzlers und des Auswärtigen Amtes schienen 
sich zu bestätigen, als der Geschäftsträger in St. Petersburg berichtete, daß 
jetzt auch die russischen Zeitungen «die natürlichen Beziehungen zwi- 
schen Rußland und Deutschland» hervorhoben und «die traditionelle 
russische-deutsche Gemeinschaft der Interessen» feierten.?* Die Gefahr, 
die in diesen Freundschaftsbeteuerungen lag, scheint dem Kaiser zunächst 
entgangen zu sein. An den Rand des Berichts schrieb er: Seien Rußlands 
Beziehungen zu Deutschland «natürliche», dann sei «die Allianz mit Gal- 
lien» doch «unnatürlich! und das ist richtig». Die Gemeinschaft der 
Interessen Rußlands und Deutschlands solle «die Russ[ische] Presse [...] 
ein für alle Mal acceptiren und danach handeln», verlangte er. Französi- 
sche Versuche, den drohenden russisch-japanischen Krieg zu verhindern, 
wies Wilhelm mit charakteristischer Militanz weit von sich. «Die Gallier 
haben Angst, Geld im ostasiatischen Rummel zu verlieren, und wollen, 
wir sollen daher die Russen davon abhalten! Ich denke nicht daran», 
schrieb er Ende Oktober 1903 unter einen Bericht aus Paris.” Furcht be- 
kam allerdings auch er, als kurz vor dem Kaisertreffen in Wiesbaden die 
«Havas»-Agentur die Meldung brachte, der Zar habe in einem Brief an 
den französischen Präsidenten Loubet seine Genugtuung über die franzö- 
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sisch-britische Verständigung und über die neuerliche Annäherung Ita- 
liens an Frankreich ausgesprochen. Wie Bülow in einem geheimen Pri- 
vattelegramm an Holstein meldete, halte der Kaiser «eine allgemeine 
Koalition gegen uns nicht für unmöglich und meinte, die Äußerung des 
Zaren beweise jedenfalls, daß die Annahme, als ob eine Krimkriegsgruppe 
sich gegen Rußland bilden werde, ein Phantasmagorie gewesen sei.» Was 
die bevorstehende Wiesbadener Begegnung angehe, so Bülow weiter, habe 
der Kaiser ihm versprochen, «daß er dem Zaren anders als auf der Basis 
voller Gegenseitigkeit und gegenseitiger Garantie keinerlei Zusicherungen 
geben werde». 

Das Kaisertreffen in Wiesbaden am 4.November 1903 wurde am 
nächsten Tag im Jagdschloß Wolfsgarten fortgesetzt.”” General Mossolow 
erinnerte sich, daß sich der Zar nach den Gesprächen mit Wilhelm er- 
schöpft gezeigt habe, aber «jedes Gespräch, das er mit dem deutschen Kai- 
ser führte, ging ihm unverkennbar auf die Nerven». Die Bitte Bülows, 
Diskretion und Vorsicht zu üben, hat Wilhelm nur wenig beachtet. Mit der 
ihm eigenen Lebhaftigkeit schimpfte er auf die Gottlosigkeit und Unzu- 
verlässigkeit der Franzosen und Italiener und die Hinterlist der Engländer. 
Diese drei Westmächte, die eine neue «Krimkrieg-Kombination» gegen 
Rußland anstrebten, seien ja auch «verbunden durch die Gemeinsamkeit 
liberaler Ideen, durch ähnliche demokratische Institutionen sowie durch 
manche gemeinsame Interessen im Orient», soufflierte er dem absoluten 
Herrscher aller Reußen. Frankreich, Rußlands Bündnispartner, sei «eine 
absteigende Nation mit deutlicher Tendenz nach unten, das Blut des er- 
mordeten Königs und Adels klebt an diesem Volk, das vom Atheismus 
zerstört wird». Vor diesem Land fürchte sich Deutschland militärisch 
überhaupt nicht mehr; «es habe 38 Millionen Einwohner, wir 56 Millio- 
nen, also fast 20 Millionen mehr, das bedeute drei Millionen waffenfähiger 
Männer mehr als Frankreich». Den Zaren überraschte Wilhelm mit der 
Nachricht, daß Frankreich in einem Krieg zwischen Rußland und Japan 
neutral bleiben werde und er, Nikolaus, deshalb nicht zu befürchten habe, 
daß sich ein russisch-japanischer Krieg zu einem Konflikt mit England 
ausweiten würde. Denn nach dem englisch-japanischen Bündnis sei Eng- 
land nur verpflichtet, den Japanern zu Hilfe zu kommen, wenn Japan von 
zwei Mächten angegriffen würde. Der Besuch Edwards VII. in Paris im 
Mai habe den Zweck gehabt, Frankreich in Ostasien zur Neutralität zu 
raten, damit auch England neutral bleiben könne. Der Kaiser gewann den 
Eindruck, daß der Zar, wenn er auch einen Krieg mit Japan nicht direkt an- 
strebe, ihn doch «vorbereite». Es mag sein, wie Bülow in seiner Aufzeich- 
nung über die Monarchengespräche in Wolfsgarten niederschrieb, daß 
Kaiser Wilhelm dem Zaren «eine Zusicherung [...] für Rückendeckung in 
Ostasien» nicht ausdrücklich gegeben hat, doch die allgemeine Tendenz 
des Gesprächs, dem Zaren die Furcht vor einem Krieg gegen Japan zu neh- 
men, war unübersehbar. Laut dem eigenhändigen Zusatz des Deutschen 
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Kaisers zu der Aufzeichnung des Kanzlers habe Nikolaus II. zum Schluß 
nachdrücklich konstatiert, «daß wir in allen wichtigen Fragen der Außen- 
und Innenpolitik vollkommen übereinstimmen, da ich genau Deiner Mei- 
nung bin».'® Nach der Zusammenkunft in Hessen gab auch Nikolaus II. 
zu erkennen, wie rückhaltlos er auf Wilhelm vertraute. In russischen Hof- 
kreisen erzählte man sich, «daß es für den Zaren gegenwärtig nur eine Au- 
torität gebe: Kaiser Wilhelm. Wenn der Zar in dieser schwierigen Zeit mit 
einiger Zuversicht erfüllt sei, so sei dies dem Kaiser Wilhelm zu danken. 
Der Zar hege die feste Überzeugung, daß er auf den Kaiser, also auch auf 
Deutschland, unter allen Umständen bauen könne.»'”" Was sich Wil- 
helm II. von der deutsch-russischen Verbrüderung erhoffte, geht schon 
aus den Randbemerkungen hervor, die er auf die französischen und russi- 
schen Presseberichte über die Kaiserzusammenkunft schrieb. Die Mel- 
dung, dafß die Annäherung von Italien und England an Frankreich als ein 
Triumph der Demokratie anzusehen sei, versah er mit dem Vermerk: «ist 
auch ganz richtig». Die Ansicht, die Kaiserbegegnung drohe ernstlich der 
Anfang einer neuen Heiligen Allianz zwischen Deutschland, Rußland und 
Österreich zu werden, die die Fortschritte der Demokratie gefährden kön- 
ne, kommentierte Kaiser Wilhelm mit den Worten: «soll sie auch!»'” Mit 
besonderem Interesse nahm Wilhelm die Presseberichte aus Rußland auf, 
wonach die dortigen Zeitungen, offenbar mit der Zustimmung der Regie- 
rung, der Zusammenkunft der beiden Monarchen im Beisein ihrer Mi- 
nister eine besondere Tragweite beigemessen hätten. Die täglichen Trup- 
pensendungen nach dem Fernen Osten, die unsichere Lage auf dem 
Balkan, die Anlehnung des bisherigen Bundesgenossen Frankreich an die 
Westmächte und nicht zuletzt die immer bedrohlicher werdende Lage im 
Innern hätten in allen Gesellschaftsschichten Rußlands Erleichterung über 
die Wiesbadener Zusammenkunft hervorgerufen.’ Als Lamsdorff nach 
seiner Rückkehr aus Darmstadt «wiederholt auf die Wichtigkeit des Zu- 
sammengehens der drei Kaisermächte» zurückkam, stimmte Wilhelm zu, 
er meinte nur ungeduldig, der russische Außenminister soll dies «nur 
durch seine Saupresse besser vertreten lassen».'°* In der Zuversicht, den 
Dreikaiserbund als reaktionäres Bollwerk gegen die sich demokratisieren- 
den Westmächte wiederhergestellt zu haben, sah Wilhelm II. Ende 1903 
dem kommenden Konflikt zwischen dem Russischen Reich und Japan, 
dem Allianzpartner Englands, erwartungsvoll entgegen. 


Kapitel 8 


Der deutsch-englische Gegensatz: 
Kaiser und König ım Sturm 
der erregten Offentlichkeit 


Der Burenkrieg warf noch lange dunkle Schatten auf die Beziehungen 
zwischen Deutschland und England. Die oft grausame Kriegführung der 
Engländer im Süden Afrikas, vor allem die Errichtung von Konzentra- 
tionslagern für über hunderttausend Frauen und Kinder, um den Guerilla- 
krieg der Buren zu bekämpfen, rief zwar nicht nur in Deutschland Empö- 
rung hervor, aber die deutsche Agitation wurde in England besonders 
übelgenommen, wohl weil man angesichts der «deutschen Gefahr» die 
eigene Verwundbarkeit am klarsten erkannte. Mit Recht sieht eine neuer- 
liche Studie über das Kaiserbild der Engländer im Jahreswechsel 1901/02 
den entscheidenden «Wendepunkt in der britischen öffentlichen Meinung 
über Deutschland. [...] Vor dem Burenkrieg gab es noch keine ursprüng- 
liche und grundsätzliche Feindschaft gegen die Deutschen.»' Binnen kür- 
zester Zeit nahmen Anglophobie in Deutschland, Germanophobie in 
Großbritannien erschreckende Ausmaße an, die von den leitenden Staats- 
männern kaum noch zu bändigen waren. Im Gegenteil, auch sie - und zu- 
nehmend die Monarchen beider Länder — wurden in den Sog der leiden- 
schaftlichen Anschuldigungen hineingezogen. Zwar versuchten sowohl 
Edward VII. als auch Kaiser Wilhelm ihre enge dynastische Verwandt- 
schaft demonstrativ gegen die Haßtiraden der Öffentlichkeit in die Waag- 
schale zu legen, doch ohne bleibenden Erfolg. Noch bevor das ganze Aus- 
maß der deutschen Hegemonialbestrebungen mit dem Schlachtflottenbau 
erkennbar wurde, waren die Beziehungen der beiden Reiche zueinander 
auf das schwerste belastet. Das, was wenige Jahre zuvor noch undenkbar 
schien, war jetzt in aller Munde: Krieg. Im Herbst 1902 schrieb ein deut- 
scher General seinem Kollegen Freiherrn Colmar von der Goltz: «Gebe 
Gott, daß die von Euerer Excellenz inaugurirten Landeübungen den An- 
fang der Rache bedeuten, den die Geschichte an den Engländern für ihre 
Infamie gegen die Buren nehmen muß u. nehmen wird. Dazu brauchen 
wir allerdings einen Generalstabschef, der Geschichte machen kann.»’ 
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Im Oktober 1901 sorgte eine unvorsichtige Rede des einflußreichen Kolo- 
nialministers Joseph Chamberlain in Edinburgh für einen Aufschrei der 
Entrüstung in der deutschen Öffentlichkeit.’ Vor allem Chamberlains Be- 
hauptung, daß diejenigen Nationen, die England in Südafrika Barbarei 
und Grausamkeit vorwarfen, früher viel Schlimmeres begangen hätten - er 
verwies dabei auf die Russen in Polen und im Kaukasus, die Österreicher 
in Bosnien, die Franzosen in Tonkin sowie die Deutschen 1870/71 im 
Krieg gegen Frankreich -, wurde als eine schwere Verunglimpfung des 
deutschen Heeres aufgefaßt. Der neue Botschafter in London, Paul Graf 
von Wolff-Metternich zur Gracht, wurde angewiesen, nachdrücklich ge- 
gen die «überaus taktlose und ungeschickte» Rede zu protestieren.* In 
Deutschland kam es zu Massenkundgebungen mit «maßlosen Anschul- 
digungen jeglicher Art» gegen die englische Kriegführung, die im Insel- 
reich, wie Metternich berichtete, überall «starke Erbitterung» hervorrie- 
fen. Die Engländer erblickten in dem «Sturm der Entrüstung» ein weiteres 
Symptom dafür, daß «die Feindschaft gegen England im deutschen Volke 
tiefer sitze als bei anderen Nationen». Mit «sichtlicher Erregung» habe 
ihm der junge Prinz von Wales, der künftige George V., einen Zeitungs- 
bericht über eine Resolution der evangelischen Geistlichen der Rheinpro- 
vinz vorgelegt und gefragt, weshalb die Reichsregierung solchen Infamien 
nicht entgegentrete.‘ Die Bemühungen Holsteins, des Staatssekretärs von 
Richthofen, des Pressechefs Otto Hammann und anderer, Bülow im Inter- 
esse der deutsch-britischen Beziehungen zu einer Verurteilung der deut- 
schen Protestversammlungen zu bewegen, wies dieser zurück. Nichts sei 
törichter, argumentierte der Kanzler, als «das Verlangen der Engländer 
nach Repression der antienglischen Strömung von oben», denn wenn eine 
Äußerung von ihm im Reichstag dem «nationalen Empfinden» nicht ge- 
nügen sollte, werde dadurch die antienglische Stimmung in Deutschland 
nur verschärft.‘ 

In dieser äußerst aufgebrachten Situation bewahrte Kaiser Wilhelm 
zunächst Gelassenheit. «Der Kaiser ist ganz ruhig und selbstbeherrscht ge- 
blieben», versicherte Holstein dem besorgten Vertreter der Times, Valen- 
tine Chirol.” Der Geheimrat wies Gerüchte entschieden zurück, wonach 
Wilhelm die anglophobische Agitation unterstütze; im Gegenteil, behaup- 
tete er, sei der Kaiser derzeit voller Lob für Edward VII., was früher kei- 
neswegs immer der Fall gewesen sei.‘ In dem Zusammenschluß aller Eng- 
länder hinter der Armee und gegen die Kritik aus dem Ausland sah 
Wilhelm einen beneidenswerten Patriotismus. «Right or wrong, my coun- 
try!», rief er bewundernd aus. «Wann werden wir in Deutschland soweit 
sein?»? In seiner Haltung mischte sich in seltsamer Weise Verachtung für 
die zivile Regierung mit einem Solidaritätsgefühl für das britische Heer. 
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Während eines Banketts im Neuen Palais anläßlich des Geburtstags König 
Edwards am 9. November 1901 führte er dem britischen Botschafter ge- 
genüber eine so scharfe Sprache, daß selbst Lascelles, der einiges gewohnt 
war, erschrak. «Seiner Majestät Sprache zeichnete sich [...] durch die herbe 
Kritik an der Handlungsweise [der britischen] Regierung aus, an die er 
mich in den letzten zwei Jahren gewöhnt hat», schrieb der Diplomat. Die 
Staatsmänner hätten mehrfach versäumt, den Krieg in Südafrika zu been- 
den und daher werde das Heer, «an dem er ein solch großes Interesse neh- 
me, [...] den Interessen von Politikern geopfert». Das Angebot des Bot- 
schafters, kaiserliche Ratschläge nach London zu übermitteln, schlug 
Wilhelm als sinnlos aus. «Es sei zwecklos für ihn Anregungen zu geben, 
die man doch nicht beachte, und er werde nicht länger «zu uns haltem.» 
Die pointierte Frage Lascelles’, zu wem er dann halten wolle, wenn nicht 
zu England, beantwortete der Kaiser umgehend mit «Zu mir selbst». Was 
England jetzt brauche, sagte er, sei ein starker Mann wie Disraeli oder Pitt. 
Während der Rückfahrt nach Berlin habe Bülow versucht, die Äußerun- 
gen des Kaisers abzumildern, berichtete der Botschafter. «Seine Majestät 
sei Soldat, er finde an parlamentarischen Einrichtungen und Zivilministern 
wenig Geschmack, und er sei besonders über den Gedanken aufgebracht, 
daß die Armee Politikern geopfert werde, die er nur wenig schätze. Es 
könne jedoch kein Zweifel darüber bestehen, daß Seine Majestät aufrichtig 
wünsche, England solle in keiner Weise geschwächt werden, und daß er 
die Fortdauer des Krieges in Südafrika bedauere, weil sie die Handlungs- 
fähigkeit Englands in anderen Teilen der Welt beeinträchtige.» Der Kanz- 
ler sprach dann von der antienglischen Volksstimmung in Deutschland. 
«Unzweifelhaft sei die deutsche öffentliche Meinung entschieden für die 
Buren, und zwar seien es 99 Prozent der Bevölkerung, möchte er sagen. 
Dies sei jedoch rein gefühlsmäßig und bedeute an sich nicht Feindseligkeit 
gegenüber England; und obwohl die öffentliche Meinung in Deutschland 
die Handlungsweise der Regierung nicht so beeinflusse wie in England, sei 
er überzeugt, daß, wenn abgestimmt würde, ob man Maßnahmen ergreifen 
solle, die zu einer Entfremdung mit England führen könnten, 99 Prozent 
der Bevölkerung mit Nein antworten würde.»'° 


2. Der umstrittene Besuch des britischen Thronfolgers in Berlin 


Während sich die Völker auf beiden Seiten der Nordsee immer vehemen- 
ter beschimpften, unternahm Edward VI. den Versuch, durch seine Fa- 
milienbeziehungen zum preußisch-deutschen Königshaus eine Wieder- 
annäherung herbeizuführen. Er bat Lascelles, Wilhelm II. klarzumachen, 
wie sehr ihm an einer freundschaftlichen deutsch-britischen «entente cor- 
diale» auf allen Gebieten gelegen sei. Der Botschafter möge auch feststel- 
len, ob der Besuch des Thronfolgers Prinz George in Berlin anläßlich des 


2. Der umstrittene Besuch des britischen Thronfolgers in Berlin 229 


kommenden Kaisergeburtstags erwünscht sein würde.'' Während eines 
Empfangs im Neuen Palais am 28. Dezember 1901 schien Wilhelm die 
Hand der Freundschaft, die ihm sein Onkel ausgestreckt hatte, mit Wärme 
zu ergreifen. Er erwiderte den Wunsch des Königs nach einer «entente 
cordiale» und zeigte sich aufrichtig erfreut über den Besuch des jungen 
Prinzen von Wales; dieser möge nicht zusammen mit den übrigen Prinzen 
am 26. Januar, sondern bereits am 25. eintreffen, damit man ihm den ge- 
bührenden Empfang bereiten könne.'” 

Zwei Tage später schrieb der Kaiser seinem Onkel einen Brief, der wie 
kein anderes Dokument den Zwiespalt in seiner Haltung dem Heimatland 
seiner Mutter gegenüber offenlegt. In einer merkwürdigen Mischung aus 
sentimentaler Jugenderinnerung, Trauer um die verstorbene Großmutter 
und Mutter, schmeichelhafter Bewunderung für das mächtige British Em- 
pire, Betonung der vermeintlichen Rassen- und Religionsgemeinschaft der 
beiden «germanischen» Völker, trotzigem Autokratismus und dunklen 
Drohungen heißt es darin: «Das verflossene Jahr ist eines voller Kum- 
mer & tiefer Trauer für uns alle gewesen, & der Verlust von zwei solchen 
hervorragenden Frauen, Müttern & Königinnen wie der lieben Groß- 
mama & der armen Mutter, ist ein schwerer Schlag, der für lange Zeit eine 
Lücke hinterläßt, die sich nur sehr langsam schließt! Ich danke Gott, daß 
ich rechtzeitig da sein konnte, um die liebe Großmama noch einmal zu se- 
hen, & bei Dir & den Tanten sein konnte, um Euch die ersten Wirkungen 
des entsetzlichen Schlages tragen zu helfen! Was für ein herrliches Reich 
hat sie Dir hinterlassen & was für eine schöne Stellung in der Welt! In der 
Tat das erste «Weltreich» seit dem Römischen Reiche! Möge es immer sein 
Gewicht auf der Seite des Friedens & der Gerechtigkeit einsetzen! Gern 
erwidere ich alles das, was Du über die Beziehungen unserer beiden Län- 
der & unsere persönlichen gesagt hast; sie sind von demselben Blute & sie 
haben denselben Glauben, & sie gehören zu der großen teutonischen Ras- 
se, die der Himmel mit der Weltkultur betraut hat; denn - abgesehen von 
den östlichen Rassen - es blieb keine andere Rasse für Gott übrig, seinen 
Willen in & auf dieser Welt zu betätigen, als die unsrige; das ist, glaube ich, 
Grund genug, Frieden zu halten & wechselseitige Anerkennung & Gegen- 
seitigkeit zu pflegen in allem, was uns zusammenbindet, & alles zu unter- 
drücken, was uns trennen könnte! Die Presse ist auf beiden Seiten furcht- 
bar, aber hier hat sie nichts zu sagen, denn ich bin der einzige Lenker & 
Herr der deutschen Außenpolitik & die Regierung & das Land müssen mir 
folgen, auch wenn ich dafür gescholten werde! Möge Deine Regierung 
dies nie vergessen & mich niemals in die Lage bringen, einen Kurs wählen 
zu müssen, der ein Unglück für sie & uns sein könnte!» Im englischen 
Original lautete dieser denkwürdige Schlußpassus: «The Press is awful on 
both sides, but here it has nothing to say, for Iam the sole arbiter & master 
of German Foreign Policy & the Government & Country must follow me, 
even if I have to face the musik! [sic] May Your Government never forget 
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this & never place me in the jeopardy to have to choose a course which 
could be a misfortune to both them & us!»'3 Auszüge aus diesem «merk- 
würdigen» Brief, die ihm der König zuschickte, leitete Außenminister 
Lansdowne umgehend an Premierminister Lord Salisbury weiter und 
schrieb: «Die Freundlichkeit im Ton Seiner Kaiserlichen Majestät ist be- 
friedigend, aber der letzte Satz ist zweifellos beachtenswert.»"+ 

Kurz darauf erreichte den König ein weiterer kaiserlicher Brief, der 
nicht dazu angetan war, das wachsende Mißtrauen der Londoner Regie- 
rung zu zerstreuen. Wie der Brief vom 30. Dezember enthielt auch dieses 
zweite Schreiben eine unüberhörbare Drohung, die die wenige Tage später 
gehaltene fatale «Granitbeißerrede» Bülows gegen Joseph Chamberlain 
vorwegzunehmen schien. «Ich war der Hoffnung», schrieb der Kaiser sei- 
nem Onkel, «durch Beruhigung und Beschwichtigung der stürmischeren 
Söhne meines Vaterlandes & ihrer Presse endlich mit großer Mühe erreicht 
zu haben, daß die Zeitungen hier Ruhe gaben. Du kannst Dir wohl vor- 
stellen, mit welchem Entsetzen & tiefem Bedauern ich die letzte Rede des 
äußerst schlecht beratenen Kolonialministers las. Sie ist eine Ansammlung 
von Täuschung, Anmaßung & versteckter Beleidigung für andere Natio- 
nen in der Gesamtheit, welche einen großen Schaden anrichten, scharfe 
Erwiderungen provozieren & unnötige Unruhe in der ganzen Welt stiften 
wird. Das war eine höchst unglückselige Handlungsweise, & wenn er 
nicht mit diesen Hirngespinsten aufhört, mit welchen er plötzlich die 
Menschheit anzuspringen beliebt, wird er eines schönen Tages aufwachen 
und sein Land im größten Durcheinander vorfinden, das man je gesehen 
hat.» 

Gerade diesen heiklen Moment wählte Bülow, um zusätzlich Öl ins 
Feuer zu gießen. Obschon die Edinburgher Rede Chamberlains zehn Wo- 
chen zurücklag, empfahl der Reichskanzler am 8. Januar 1902 der deut- 
schen Öffentlichkeit im Reichstag mit Bezug auf die kritischen Bemerkun- 
gen des britischen Ministers, sich an das Wort Friedrichs des Großen zu 
halten: «Laßt den Mann gewähren und regt euch nicht auf, er beißt auf 
Granit.»'° Solchermaßen ermuntert, beschimpfte der antisemitische Abge- 
ordnete Liebermann von Sonnenberg die britische Armee in Südafrika als 
«Diebes- und Raubgesindel» und erklärte Chamberlain, der bis vor kur- 
zem zu den profiliertesten Befürwortern einer deutsch-britischen Allianz 
gezählt hatte, für den «verruchtesten Buben, den Gottes Erdboden 
trägt».'” Holstein hielt die «Granitbeißerrede» für den «ersten großen Feh- 
ler», den Bülow gemacht hatte. Zunächst äußerte er den Verdacht, der 
Kanzler habe mit seiner Rede möglicherweise die Absicht gehabt, «wieder 
für eine zeitlang jede Annäherung an England unmöglich» zu machen." 
Sodann meinte er, innenpolitische Gründe hätten ihn zu diesem Schritt, 
den er als «Krüger-Telegramm in Taschenformat» bezeichnete, bewogen. 
Jedenfalls habe die Rede nach außen hin schädlich gewirkt, stellte er fest, 
und dies könne wiederum Bülows Verhältnis zum Kaiser belasten, vor 
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allem dann, «wenn nämlich S.M. selber durch die Rückwirkungen mit- 
betroffen wird, z.B. Unterbleiben englischer Besuche»." 

In London löste die Rede Bülows Bestürzung aus. Am Hof und in der 
Downing Street ging man davon aus, daß Wilhelm II. den Wortlaut vorher 
gekannt und also gutgeheißen haben muß.” Man fragte sich, ob unter die- 
sen Umständen der Prinz von Wales überhaupt zum Geburtstag des Kai- 
sers nach Berlin reisen könne.’' Auf die Frage des Königs, was die Bemer- 
kungen des Reichskanzlers zu bedeuten hätten, antwortete Lansdowne, er 
habe die Rede mit «Sorge und Überraschung» gelesen, «denn ich habe 
sicher angenommen, wenn es jemals eine Gelegenheit gab, von der Rede 
Mr. Chamberlains im Reichstag Notiz zu nehmen, diese Gelegenheit ver- 
strichen wäre. Diese unnötige Wiederbelebung der Angelegenheit war 
höchst betrüblich. Ich bedauere den ganzen Ton der Rede, und die mehr- 
deutigen Anspielungen auf Zusicherungen, die man von der anderen Seite 
erhalten habe, sind äußerst boshaft.» Er werde die Anfrage des Königs an 
den Premierminister weiterleiten und mit diesem besprechen, was zu tun 
sei.” Ein Diplomat sprach für viele in der Downing Street, als er sarkas- 
tisch die Erwartung äußerte, Metternich werde bald mit Versicherungen 
der unabänderlichen Hingabe Bülows für Großbritannien aufwarten. 
«The persistent way in which the Germans kick us in the street and kiss us 
in the cupboard is becoming tedious.»” 

Lascelles tat sein Bestes, die Wogen zu glätten. Die Annahme, daß Wil- 
helm von der Rede Bülows Kenntnis gehabt hatte, zog er in Zweifel. «Ich 
bin davon überzeugt, daß der Kaiser mit uns auf gutem Fuß stehen möch- 
te, aber er hat kein großes Vertrauen in [unsere] Regierung. Die öffentliche 
Meinung ist immer noch sehr gegen uns, und ich fürchte, es gibt wenig 
Aussicht, daß sich das bis zum Ende des Krieges [in Südafrika] ändern 
wird. Bülows Rede war nicht übermäßig freundlich und wird bestimmt in 
England mißfallen, aber seine Lage gegenüber dem Reichstag war keine 
einfache, und er hielt es zweifelsohne für nötig, als Bannerträger der deut- 
schen Armee aufzutreten.» Dringend plädierte der Botschafter für das 
Festhalten an dem Berlinbesuch des Thronfolgers. Der Kanzler habe 
inzwischen die Angriffe Liebermanns auf Chamberlain und die britische 
Armee zurückgewiesen und in einer zweiten Rede den Wunsch nach ei- 
nem guten Einvernehmen mit Großbritannien, einem Land, das gegen 
Deutschland niemals Krieg geführt habe, öffentlich bekräftigt. «Ich würde 
es bedauern, wenn irgend etwas geschehen sollte, das den Kaiser kränken 
könnte. Es ist wahr, daß er mehr als einmal seine Kritik an der Regierung 
ausgesprochen hat, aber er hat niemals gezögert, seine Freundschaft für 
den König und die Königliche Familie kundzutun.»** 

Wenn auch persönlich durch die englischen Zeitungsangriffe gekränkt, 
unternahm Wilhelm seinerseits versöhnliche Schritte. Er verkündete die 
Absicht, dem Prinzen von Wales bei seinem Berlinbesuch ein preußisches 
Regiment zu verleihen. Erneut lud er Lascelles mit dessen Schwester und 
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Tochter ins Neue Palais ein und betonte, daß ihm, «obwohl er verletzt sei 
durch den Aufschrei der englischen Presse, den er als gegen sich selbst ge- 
richtet betrachte», ernsthaft an einem guten Verhältnis der beiden Länder 
gelegen sei. Lascelles erwiderte, «daß er, obwohl er nicht überrascht über 
den Zornausbruch gewesen sei, den Graf Bülows erste Rede in England 
ausgelöst hatte, enttäuscht sei, daß die zweite Rede Seiner Fxzellenz, die 
[...] freundlich sein sollte, so nachteilig aufgenommen wurde». Der Bot- 
schafter wiederholte seine Bitte, den Besuch des Thronfolgers zum ur- 
sprünglich geplanten Termin stattfinden zu lassen. «Sir Frank hat keinen 
Zweifel, daß der Kaiser mit dem Prinzen von Wales in der ihm eigenen 
Freimütigkeit und Offenheit sprechen wird, und hofft und glaubt, daß Sei- 
ne Königliche Hoheit den Eindruck gewinnen wird, daß Seine Majestät 
trotz aller Kritik im Hinblick auf das Verhalten einiger Minister Euerer 
Majestät und die Führung des Krieges in Südafrika nicht nur für ein gutes 
Verhältnis mit uns ist, sondern auch überzeugt ist, daß dieses günstige Er- 
gebnis eines Tages erreicht wird.» 

Mit der konzilianten Haltung seines Botschafters war König Edward 
keineswegs einverstanden.” Er entschloß sich nun, dem Kaiser in einem 
eigenhändigen Brief unverblümt seine Meinung zu sagen und mit der Stor- 
nierung des Berlinbesuchs seines Sohnes zu drohen, falls Wilhelm sich 
nicht entschuldigte. Edward machte seinem Neffen klar, «daß ich, seitdem 
ich die heftigen Reden gelesen habe, die unlängst im Reichstag gegen Eng- 
land und besonders gegen meinen Kolonialminister und meine Armee ge- 
halten wurden und ein so großes Maß von Feindseligkeit gegen mein Land 
zeigen, glaube, daß es unter diesen Umständen besser für meinen Sohn 
wäre, nicht dorthin zu gehen, wo er wahrscheinlich beleidigt [...] werden 
würde. [...] Ich bedauere auch, im letzten Absatz Deines Briefes vom 
6.d.Ms. eine sehr heftige Bemerkung über Mr. Chamberlain zu lesen und 
glaube, die Rede, auf die Du anspielst, ist die vom 25. Oktober letzten Jah- 
res in Edinburgh. Ich bin mir sicher, Du bist viel zu vernünftig und kennst 
England zu gut, um nicht davon überzeugt zu sein, daß er nicht die gering- 
ste Absicht hatte, etwas Abschätziges über Deine prächtige und tapfere 
Armee zu sagen. Aber die deutsche Presse reagierte heftig und verzerrte in 
hohem Maße, was er gesagt hat. Ich hatte gehofft, daß Dein Reichskanzler 
Graf von Bülow dem Reichstag erklären würde, wie Lord Lansdowne 
wiederholt Graf Metternich sagte, daß Mr. Chamberlains Worte nicht nur 
nicht bezweckten, die Armeen Deutschlands in Mißkredit zu bringen, 
sondern auch nach der Auffassung Meiner Regierung nicht die Auslegun- 
gen erlaubten, die ihnen folgten. Aber unglücklicherweise handelte er an- 
ders. Seit meiner Thronbesteigung vor fast einem Jahr hatte ich immer nur 
einen Wunsch, mein lieber Wilhelm, und das ist, daß unsere beiden Länder 
an einem Strang ziehen sollten, trotz der heftigen Burenfreundlichkeit in 
Deinem, welche man natürlich auszudrücken darf, aber ohne meine tapfe- 
re Armee, deren Feldmarschall Du bist, mit Beleidigungen zu überschüt- 
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ten und ohne sie anzuklagen, jene Greuel in Südafrika begangen zu haben, 
die man ihr so ungerecht vorwirft. Ich muß meinem tiefen Bedauern Aus- 
druck verleihen, daß diese ungeheuerlichen Verleumdungen meiner Ar- 
mee, soweit ich sche, von Deiner Regierung keine Hemmung oder Entmu- 
tigung erfuhren.» Nach diesen harten Worten sprach der König seine 
Freude über Wilhelms Vorschlag aus, ihn zum Admiral der deutschen Ma- 
rine zu ernennen; als Geburtstagsgeschenk übersende er ihm eine Kopie 
des in Windsor hängenden Porträts Friedrichs des Großen.?? 

Sobald der Brief des Königs am 16. Januar 1902 in Berlin eintraf, sandte 
ihn Lascelles ans Neue Palais weiter.” Aus seiner Überzeugung, daß den 
Kaiser die Entscheidung des Königs, den Besuch seines Sohnes in Berlin zu 
verbieten, bitter enttäuschen werde, machte der Botschafter kein Hehl. Er 
müsse befürchten, sagte er, daß die Behauptung des Königs, der Prinz von 
Wales könne von der pöbelhaften Berliner Menge beleidigt werden, vom 
Kaiser als Kränkung aufgefaßt werden würde. Außerdem habe Wilhelm in 
seinem Brief nicht gegen die Chamberlainsche Rede vom vergangenen Ok- 
tober protestiert, sondern gegen die jüngste Ansprache des Ministers in 
Birmingham, in der Chamberlain fremde Mächte überhaupt keiner Erwäh- 
nung würdigte. «Ich habe in meinen Gesprächen mit dem Kaiser regelmä- 
ig beobachtet, daß er sich besonders darüber ärgert, behandelt zu werden 
wie eine, wie er zu sagen pflegt, <quantite negligeable, und daß die Auffas- 
sung, [...] daß er so behandelt wurde, vielleicht die unmäßige Sprache 
erklärt, der er im Brief an den König nachgab.» Er, Lascelles, habe von An- 
fang an die Überzeugung vertreten, daß der Besuch des jungen Thronfol- 
gers viel Gutes bewirken könne. «Ich fürchte, daß ein Aufschub den Kaiser 
schwer verletzen und in der Presse in einer Weise kommentiert werden 
würde, die die Wiederherstellung wirklich freundlicher Beziehungen zwi- 
schen unseren beiden Ländern erschweren würde.» Es sei zwar nicht un- 
denkbar, fuhr der Botschafter fort, daß die Besuchsabsage bei der deut- 
schen Regierung einen heilsamen Schock auslöse, er befürchte aber, daß 
wenn auch kein Bruch, so doch eine Spannungsperiode eintreten könne, 
die weder im Interesse Deutschlands noch Englands liege.” 

Wie zwölf Jahre zuvor nach dem Wiener Zwischenfall sah sich Pre- 
mierminister Salisbury genötigt, auf die Gefahren in dem Streit zwischen 
Onkel und Neffe hinzuweisen. Dem König schrieb er am 22. Januar 1902, 
vieles werde davon abhängen, wie Wilhelm II. auf dessen Brief reagiere. 
«Sicherlich könnte er auf den Brief Euerer Majestät mit einer Art Annähe- 
rungsgeste antworten, die Sie akzeptieren könnten. Wenn er das täte, wäre 
das der befriedigendste Ausgang.» Salisbury befürchtete jedoch, der Kai- 
ser werde überhaupt nicht auf die Abmahnung seines Onkels antworten. 
Komme Prinz George dann trotzdem nach Berlin, würde die deutsche 
Presse dies als einen Akt englischer Unterwerfung deuten und die briti- 
sche Öffentlichkeit entsprechend antworten. Sage man aber den Besuch 
ab, sei der offene Bruch da. Der abgeklärte Premier riet daher, der Thron- 
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folger möge, sollte Wilhelm nicht angemessen auf den königlichen Brief 
reagieren, eine «diplomatische Krankheit» vorschützen: Der Hof könne 
«am Freitag [...] telegraphieren, daß Seine Königliche Hoheit eine schlim- 
me Erkältung habe und fürchte, die kaiserliche Gastfreundschaft am 
Dienstag nicht in Anspruch nehmen zu können. Euerer Majestät muß 
nicht gesagt werden, daß es sich dabei um eine übliche diplomatische Vor- 
gehensweise handelt - wenn es wünschenswert ist, aus irgendeinem Grund 
bei einer Zeremonie abwesend zu sein, ohne direkt zu beleidigen. Lord 
Salisbury schlägt dieses Verfahren nicht vor, weil es vollständig befriedi- 
gend ist: aber es ist jedem anderen vorzuziehen. Auf der einen Seite ver- 
meidet es den offenen Bruch, auf der anderen Seite weicht es jedem An- 
schein der Unterwürfigkeit gegenüber einer Beleidigung aus.»>° 

Die Vermutung Salisburys, der Kaiser könne den Brief seines Onkels 
einfach ignorieren und demonstrativ mit den Vorbereitungen für den Be- 
such des Thronfolgers fortfahren, schien sich zu bestätigen. Während der 
Gedenkfeier in der englischen Kirche am Jahrestag des Todes der Queen 
Victoria am 22. Januar 1902 kam es zu einer denkwürdigen Auseinander- 
setzung zwischen Wilhelm II. und Lascelles. Dabei behauptete der Kaiser 
auf die erstaunte Anfrage des Botschafters, ob er denn - da die Vorberei- 
tungen für den Besuch des Thronfolgers offenbar fortgesetzt würden - 
den Brief des Königs nicht erhalten hätte, keinen solchen Brief gesehen zu 
haben; er müsse auf dem Weg von Berlin nach Potsdam verlorengegangen 
sein! Nach dem Gottesdienst setzte Lascelles dem deutschen Herrscher 
den Inhalt des Schreibens auseinander und übergab ihm die Abschrift, die 
ihm persönlich zugegangen war. Nach der Lektüre erklärte der Kaiser auf- 
geregt, «es sei wirklich ein Verhängnis, daß gerade dieser Brief verlorenge- 
gangen sei. Er geriet in eine beträchtliche Erregung und sprach von einem 
zweiten Faschoda und der Möglichkeit, Graf Metternich abberufen zu 
müssen.» Lascelles warf ein, «daß, wenn Seine Majestät seinen Botschafter 
in England abberufe, auch meine Mission sofort ihr Ende finden würde. 
[...] Ich erinnerte Seine Majestät daran, daß ich bei meiner Ankunft in Ber- 
lin sowohl Graf Bülow wie Baron von Richthofen ernstlich darauf auf- 
merksam gemacht hätte, daß infolge der wütenden Schmähungen, mit de- 
nen wir in den letzten drei Jahren überschüttet wurden, die Erregung in 
England aufs äußerste angewachsen sei und gefährlich werden könne, und 
daß ich dies Seiner Majestät selbst bei der ersten Audienz, die ich bei ihm 
in Potsdam hatte, wiederholt hätte. Seine Majestät nickte zustimmend. Ich 
fuhr dann fort, Graf Bülows erste Rede sei mir entschieden unfreundlich 
vorgekommen und ich hätte Herrn von Mühlberg gesagt, er müsse sich auf 
eine scharfe Zurückweisung von England gefaßt machen.» Die Aufregung 
über diese erste Rede sei in England so groß gewesen, daß seine zweite 
Wortmeldung dort als ungenügend, ja sogar als Aggravation aufgefaßt 
worden sei. «Der Kaiser protestierte lebhaft gegen diese Auslegung von 
Graf Bülows Sprache und erklärte, daß die deutsche Redensart «Sie wissen 
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zu sterben» einem Deutschen das allerhöchste Lob für einen Soldaten be- 
deutet.»>' Im weiteren Verlauf des Gesprächs signalisierte Wilhelm dann 
allerdings, daß er zu einem Entgegenkommen bereit sei, um den Besuch 
des Thronfolgers doch noch zu ermöglichen. Das Nichterscheinen des 
Prinzen von Wales wäre jetzt, nachdem sämtliche deutsche Fürsten nach 
Berlin eingeladen und alle Vorbereitungen getroffen worden seien, eine 
«sehr ernste Angelegenheit». Der Kaiser versicherte, er werde alles daran- 
setzen, den Brief des Königs aufzufinden und darauf zu antworten.’ 

Mit Erleichterung konnte Außenminister Lansdowne das Telegramm 
des Botschafters mit der Feststellung an den König weiterleiten, offenbar 
sei der Kaiser zu einer Art «overture» bereit. Edward insistierte jedoch, 
nichts weiter tun zu können, bis der Kaiser den Erhalt seines Briefes bestä- 
tigt und sich entschuldigt hätte. Er hielt die Geschichte, das Schriftstück 
sei verlorengegangen, für absolut unglaubwürdig, zumal Lascelles dafür 
eine Quittung erhalten hatte. Er ließ dem Botschafter durch Lansdowne 
befehlen, dem Kaiser klarzumachen, daß er die Reise seines Sohnes nur 
dann gestatten werde, wenn Wilhelm ihn schriftlich oder telegraphisch 
darum bäte; auch müsse er dafür einstehen, daß dem Prinzen in Berlin kei- 
ne Unannehmlichkeiten passieren würden. «Natürlich darf der Brief des 
Kaisers in keiner Weise aggressiv oder beleidigend sein.»>* 

Noch bevor diese Instruktion in der Berliner Botschaft eintraf, erhielt 
Lascelles einen Besuch von Wilhelm II., der ihm einen Brief an den König 
vorlas, den er noch in der Nacht durch einen Sonderboten nach London 
expedieren wollte. Über diese überstürzten Vorgänge am Nachmittag des 
22.Januar 1902 berichtete der Botschafter: «Gegen zwei Uhr ließ mich 
der Kaiser telephonisch benachrichtigen, daß der vermißte Brief gefunden 
sei. Um halb Vier sandte er mir eine weitere Nachricht, daß er Graf Bü- 
low, der im Reichstag beschäftigt sei, noch nicht gesehen habe und daher 
seinen Besuch, den er ganz bestimmt im Laufe des Nachmittags machen 
werde, aufschieben müsse. Er kam Viertel vor sieben bei der Botschaft an 
und las mir den Brief vor, den er nach Beratung mit Graf Bülow an den 
König geschrieben hatte.» Wilhelm ließ durchblicken, daß er es nicht 
leicht gefunden habe, den Reichskanzler für seinen konzilianten Kurs zu 
gewinnen. «Graf Bülow habe zuerst beträchtliche Entrüstung über die 
Auslegung, die seinen Reden zuteil geworden war, und über die Krän- 
kung des Kaisers geäußert, die die Absage des Besuches des Prinzen von 
Wales bedeuten würde, aber Seine Majestät habe ihn überredet, daß ein 
weiterer Versuch gemacht werden sollte, um einen Bruch zwischen unse- 
ren beiden Ländern zu verhüten. Er fragte mich, ob ich glaubte, daß sein 
Brief den gewünschten Erfolg haben werde, und ich antwortete, ja, ich 
glaubte es.»>’ 

Wenngleich der Brief Wilhelms II. in den Royal Archives in Windsor 
im Original nicht aufzufinden war, weiß man sowohl durch Lascelles als 
auch durch Metternich von seinem Inhalt. Der Kaiser wies darin die Be- 
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fürchtungen seines Onkels über die feindselige Stimmung in Deutschland 
gegen England als unzutreffend zurück, verteidigte die beiden Reden 
Bülows und hob seine eigene englandfreundliche Politik hervor. Nament- 
lich seine beiden Besuche in England, seine Weigerung, den Expräsidenten 
Krüger zu empfangen und seine Verleihung des Schwarzen Adler-Ordens 
an Lord Roberts, «was alles Unzufriedenheit und beträchtliche Kritik in 
Deutschland hervorgerufen hatte», seien Belege seines guten Willens. Dem 
Prinzen von Wales, so der Kaiser weiter, drohten in Berlin keine Unan- 
nehmlichkeiten seitens der Menge, denn «kein Deutscher werde daran 
denken, einen Gast Seiner Majestät und den Sohn eines großen und mäch- 
tigen Königs zu beleidigen. Er hofft, der König werde sich nicht von der 
deutschen Presse beeinflussen lassen, die ständig die Regierung angreift, 
die aber keine wirkliche Bedeutung hat, da er selbst der Herr in Deutsch- 
land ist und die auswärtige Politik des Landes lenkt. Er schließt mit der 
Bemerkung», so resümierte Lascelles den Brief weiter, «daß die Aufgabe 
des Besuches des Prinzen von Wales ihm jetzt nicht nur großen Schmerz 
bereiten, sondern vor der Öffentlichkeit als Beleidigung Seiner Person be- 
trachtet würde, für die sich schwer eine Erklärung finden lassen werde». 
Die Erleichterung über diesen Ausgang war in London spürbar.” Prinz 
George von Wales traf, wie vorgesehen, am 25. Januar abends in Berlin ein. 
In einem Gespräch mit Bülow über die Verärgerung, die dessen Reichs- 
tagsrede in Großbritannien ausgelöst hatte, nahm er kein Blatt vor den 
Mund.’ Durch das Einlenken des Kaisers in der Besuchsfrage hatte eine 
akute Krise in den deutsch-britischen Beziehungen vermieden werden 
können, doch das gegenseitige Mißtrauen saß inzwischen so tief, daß ein 
Bruch jederzeit möglich schien. 


3. Die aufgeschobene Krönung Edwards VII. und die Krise 
in den deutsch-englischen Beziehungen 


Händeringend warnte Metternich den Reichskanzler Ende Februar 1902 
vor dem rapide anschwellenden Mißtrauen gegen Deutschland, das sich 
in allen Schichten der britischen Bevölkerung bemerkbar machte. «Mr. 
Chamberlains Macht ist ungeheuer gewachsen, und es gibt Leute, die in 
ihm den kommenden Premierminister erblicken. Er soll augenblicklich 
sehr ägriert gegen uns sein. [...] Wenn ich mit befreundeten Politikern 
über die Entwickelung der deutsch-englischen Beziehungen spreche, so 
tritt mir fast allgemein die Ansicht entgegen, daß zwar gegenwärtig a good 
deal of irritation gegen Deutschland vorherrsche, daß diese aber nur skin- 
deep sei und wieder verschwinden werde. Eine eigentliche Feindschaft ge- 
gen uns bestehe im englischen Volke nicht. Dem gegenüber finde ich aber 
in der gesamten politischen Publizistik, in Zeitungen und Revuen, eine 
stark ausgesprochene antideutsche Haltung. Wo sich etwas findet, was 
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zum Schaden Deutschlands oder als Schwächung seines Bundesverhältnis- 
ses ausgelegt werden kann, fällt man mit einer wahren Freude darüber her, 
als ob es kein größeres politisches Glück für England geben könne als die 
Schwächung Deutschlands. Dabei richten sich die publizistischen Angriffe 
besonders gegen Sie persönlich. [...] Das einzige, was die sehr gelockerten 
deutsch-englischen Beziehungen noch einigermaßen zusammenhält, ist 
die Person Sr.M. des Kaisers. Wenn es durch die Macht der Umstände je- 
mals dahin kommen sollte, daß S.M. gezwungen wäre, in irgendeinem 
Differenzpunkt öffentlich gegen England Stellung zu nehmen, so würde 
nach meiner festen Überzeugung das letzte Band zerrissen sein, und wir 
würden für ein Menschenalter mit der erklärten Feindschaft Englands zu 
rechnen haben. Ob wir England dabei mehr Schaden zufügen könnten als 
umgekehrt, würde von englischer Seite dann gar nicht in Berechnung ge- 
zogen werden. - Für den Augenblick möchte ich die Gesamtlage in die 
Redensart zusammenfassen: I wouldn’t give twopence for Anglo-German 
relations.»3? Wiederholt machte Metternich auf die Möglichkeit aufmerk- 
sam, daß England sich mit Rußland, Frankreich und Italien arrangieren 
könne.* 

In dieser gespannten Lage suchte Wilhelm von neuem, seine enge Ver- 
wandtschaft mit der englischen Königsfamilie einzusetzen. Er gratulierte 
dem König zum anglo-japanischen Bündnis und meinte scheinheilig, in 
Deutschland betrachte jeder die neue Allianz als «eine Friedensgarantie 
für den Osten». Den warmen Empfang seines Bruders Heinrich in den 
Vereinigten Staaten stellte er als Beweis dafür hin, daß die Vorhersage Lord 
Salisburys von einer «union among the Teutonic Races» sich endlich zu 
bewahrheiten beginne.*' Doch selbst im engsten Familienkreis schien die 
Kette der Querelen nicht abreißen zu wollen.** Für besondere Empörung 
beim Kaiser sorgte die Entscheidung Edwards VIL, Osborne House auf 
der Isle of Wight, dessen Unterhaltung Millionen kostete, an den Staat ab- 
zutreten.® Der Ort, an dem Wilhelm so viele glückliche Tage seiner Kind- 
heit im Kreis der englischen Königsfamilie zugebracht hatte, an dem seine 
Großmutter erst ein Jahr zuvor gestorben war, sollte zum Wohnheim für 
unverheiratete Armee- und Marineoffiziere umfunktioniert, die Emp- 
fangsräume und die Terrasse dem Publikum geöffnet werden. Die Absicht 
seines Onkels hielt Wilhelm für «ausgesprochen scham- und geschmack- 
los».** Die Herzogin Louise von Argyll, die Tante des Kaisers, schlug ih- 
rem Bruder, dem König vor, Osborne House dem Kaiser als Soemmersitz 
zu übertragen, doch Edward VII. lehnte die Idee als undurchführbar ab.* 
Man fragt sich unwillkürlich, was geschehen wäre, wenn der König dem 
Vorschlag seiner Schwester zugestimmt hätte. Wären die Beziehungen der 
beiden königlichen Familien zueinander dadurch enger geworden, oder 
hätte die größere Nähe nur noch mehr Reibungsflächen zwischen ihnen 
gebracht? Wie hätten die Staatsmänner, die Zeitungen und die Bevölke- 
rung auf beiden Seiten der Nordsee die demonstrative «Engländerei» des 
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Kaisers aufgenommen? Allein schon die Stellung solcher Fragen führt uns 
ins Reich der Fabel. 

Im Mai 1902 zeichnete sich ein Ende des Burenkrieges ab. Durch pri- 
vate Kontaktpersonen in Südafrika erfuhr Wilhelm II. von der Bereitschaft 
der Buren, die britischen Friedensbedingungen anzunehmen und telegra- 
phierte diese Information an den König weiter.** Edward bedankte sich für 
das «most important Telegram», das er umgehend seiner Regierung mit- 
teilte.” Vier Wochen später konnte der Kaiser dem König seine Glück- 
wünsche zum Friedensabschluß aussprechen, wobei er hinzufügte, daß 
seine Freude darüber eine aufrichtige sei, werde Edward schon daraus er- 
sehen können, daß er alle Phasen des Krieges mit «Sorge und Anteilnah- 
me» verfolgt habe.** Dem Botschafter Lascelles schrieb er mitten in der 
Nacht: «Habe Ihren Brief gerade auf dem Weg zu Bett erhalten. Dem 
Himmel sei Dank für diese gute Botschaft! Immerhin sehen Sie, daß ich 
gut unterrichtet war, als ich Ihnen vor einem Monat von Friedensvorschlä- 
gen und ihrer wahrscheinlichen Annahme erzählte.»* 

Die für den 26. Juni 1902 im Westminster Abbey angesetzte Krönung 
Edwards VII. mußte wegen einer lebensgefährlichen Erkrankung des Kö- 
nigs verschoben werden. Zur deutschen Deputation, die zu den ursprüng- 
lich geplanten Feierlichkeiten nach London reiste, gehörten zwei Männer, 
die vom Kaiser den Auftrag erhielten, das deutsch-englische Verhältnis auf 
einen besseren Fuß zu stellen: Generalfeldmarschall Graf Alfred von 
Waldersee und Graf Götz von Seckendorff, der Vertraute der verstorbe- 
nen Kaiserin Friedrich. Beide hielten den erkrankten König für vergleichs- 
weise deutschfreundlich und wünschten ihm schon aus diesem Grund eine 
baldige Genesung.” Ein gutes Verhältnis zu England herzustellen, so Wal- 
dersee jetzt, sei um so erforderlicher, als Deutschland es «allmählig [...] 
dahin gebracht [habe,] auch nicht einen einzigen zuverlässigen Freund zu 
haben».'' 

Die Entsendung ausgerechnet des anglophoben Generalfeldmarschalls 
nach London ging auf eine dringende Anregung des Botschafters Metter- 
nich zurück. Um der antideutschen Stimmung, die vor allem durch die ge- 
hässigen Angriffe der deutschen Presse auf die englische Kriegführung in 
Südafrika genährt wurde, die Spitze abzubrechen, sollte Waldersee sich 
öffentlich wohlwollend zu diesem empfindlichen Thema äußern.’® Der 
Kaiser griff die Anregung auf, und am 22. Juni 1902 verlas Waldersee in 
London während eines Diners beim Oberbefehlshaber Lord Roberts eine 
von der deutschen Botschaft entworfene Ansprache, worin der englischen 
Kriegführung gegen die Buren «Menschlichkeit» bescheinigt wurde. «Es 
war für mich ein eigenes Gefühl, solche Rede halten zu sollen», erinnerte 
sich Waldersee, «da ich davon durchdrungen bin, daß in der englischen 
Armee auch Akte der Grausamkeit und Roheit begangen worden sind. 
Aber wenn der Kaiser mich bittet, im Staatsinteresse so zu sprechen, so 
kann ich nicht gut anders als es tun, und muß die Anfeindungen, denen ich 
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dafür zu Haus ausgesetzt sein werde, ruhig über mich ergehen lassen.»’? 
Allerdings brachte Waldersee mehr Verständnis für die englische Krieg- 
führung auf als die meisten Kritiker. Kurz nach seiner Rückkehr aus Ost- 
asien vertrat er die Meinung, daß die Engländer in Südafrika zwar ohne 
Zweifel «mit Ueberlegung einen Ausrottungskrieg» führten, dessen 
«Grausamkeiten u. Scheußlichkeiten» im vollen Umfang wohl erst später 
an den Tag kommen würden; man dürfe aber nicht vergessen, «daß wir 
1870 von Sedan ab viele franctireur’s erschossen und namentlich im Loire 
Feldzug u. [bei] der Operation auf Le Mans zahlreiche Farmen, auch gan- 
ze Dörfer zur Strafe abgebrannt haben.» Auch in China könne man der 
deutschen Kriegführung den Vorwurf machen, zahlreiche unschuldige 
Menschen «zur Strecke gebracht» zu haben.’* 

Dank seiner besonderen Beziehung zum britischen Königshaus war 
Seckendorff in der Lage, dem Kaiser in einem «streng vertraulichen» Brief 
ungewöhnliche Einblicke in die in London herrschende Stimmung sowie 
in die Verhältnisse des Hofes von Windsor zu bieten. Das Verhältnis 
Großbritanniens zum Deutschen Reich sei das «einer alten, civilisirenden 
Großmacht, die sich auf dem absteigenden Ast befindet, einem jungen, 
kräftigen und mächtigen Lande gegenüber, welches überall dort genirt 
und in Concurrenz tritt, wo England früher allein und ohne Mitbewerb 
herrschte und gebot, besonders auf dem handelspolitischen Gebiet. Dazu 
kommt, bei der Vergleichung, eine unzweifelhaft größere Tüchtigkeit, 
Nüchternheit und Geschick sich den neuen Verhältnissen anzupassen bei 
den Deutschen. Die Engländer hat das zu breit geschichtete Wohlleben 
schlaff gemacht. Eifersucht auf der einen Seite, auf der anderen ein Gefühl 
nicht genügend geehrt und anerkannt zu werden, und doch die Superiori- 
tät fühlend. Dabei hetzt eine beiderseitige Presse bewußt und unbewußt, 
hier zunächst durch einen Vertreter der Times [Saunders], [...] der offen 
den Kampf, wie gegen Panslavismus, so auch gegen Alldeutschland pre- 
digt. - Es ist schwer unter diesen Umständen einen Nutzen zu ziehen aus 
den guten Beziehungen der beiderseitigen hohen fürstlichen Familien. 
Ew. Majestät wissen, wie geneigt der König Edward Ew. Majestät gewor- 
den ist. Wir müssen Alle hoffen, daß Gott ihm noch ein langes Leben 
schenken möge. Nicht berechtigt bin ich zu behaupten, daß der Thronfol- 
ger antideutsche Gesinnungen hege - es heißt so. [...] Ew. Majestät Na- 
men ist bei Allen, hoch und niedrig, geehrt aber auch gefürchtet, und da 
man Alles beobachtet was Deutschland thut und läßt, so können Ew. Ma- 
jestät den Umstand nicht übersehen, daß selbst das geringste von London 
den Weg über Copenhagen, Petersburg, Griechenland, Coburg pp. geht. 
Die Erinnerung daran, daß Ew. Majestät der Königin Victoria die letzte 
Ehre erwiesen hatten lebt beim ganzen Volk in Dankbarkeit weiter.» Zum 
Schluß regte Seckendorff an, die deutsche Botschaft in Carlton House 
Terrace durch Porträts von Kaiser und Kaiserin Friedrich zu verschö- 
nern.’ 
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Neue Hoffnung auf ein besseres Verhältnis zu England schöpften der 
Kaiser und der Reichskanzler, als am ı2. Juli 1902 der hochbetagte Lord 
Salisbury zurücktrat und dessen Neffe, Arthur James Balfour, das Amt des 
Premierministers übernahm. In einem Brief an Wilhelm I. vom 22. Juli 
äußerte Bülow die Zuversicht, «daß wir mit Balfour besser auskommen 
werden als mit seinem dicken Onkel, dessen Hochmut und Gallomanie 
ein gutes Verhältnis zwischen uns und England so sehr erschwerten».’° 
Noch zwei Wochen später ahnte Bülow nichts von der Absicht seines 
Herrn, durch einen demonstrativen Akt die Beziehungen der beiden Län- 
der zueinander zu bessern.’7 

Bei den Krönungsfeierlichkeiten, die schließlich nach der Genesung 
Edwards VII. am 9. August 1902 stattfanden, ließ sich Wilhelm von seinem 
Bruder Heinrich vertreten, der dem König einen überaus herzlichen kai- 
serlichen Brief überbrachte. Dem darin geäußerten Wunsch, dem eng- 
lischen Königspaar im kommenden Herbst einen Besuch in Sandringham 
abstatten zu dürfen, entsprach Edward bereitwillig und schlug als Termin 
den 8. bis 15. November 1902 vor - der Geburtstag des Königs fiel auf den 
9. November.’ Die Beziehung der beiden Monarchen verbesserte sich 
weiter durch das würdige Auftreten Wilhelms II. anläßlich der Enthüllung 
einer Statue seiner Mutter in Bad Homburg am 19. August 1902. 

Wie notwendig, aber vielleicht auch wie aussichtslos derartige Bemü- 
hungen der Monarchen um bessere Beziehungen waren, zeigen die Berich- 
te des Geschäftsträgers in London, Freiherrn von Eckardstein, aus dieser 
Zeit. Am 14. September 1902 schilderte er ein Treffen mit Joseph Cham- 
berlain, der infolge seines Ansehens in der Masse des Volkes eine «fast 
unanfechtbare-dominierende» Stellung einnehme und im neuen Kabinett 
noch mehr als in der Regierung Salisbury die Politik Großbritanniens lei- 
tend dirigiere. Außerdem beherrsche Chamberlain einen großen Teil der 
Londoner Presse, die seinen Winken unweigerlich Folge leiste. In der 
abendlichen Unterredung habe der früher so betont deutschfreundliche 
Kolonialminister seinem «Groll gegen Deutschland freien Lauf» gelassen, 
meldete Eckardstein. Die «Vehemenz», mit der Chamberlain gesprochen 
hätte, ließe erkennen, «daß seine Mißstimmung gegen Deutschland viel 
tiefere Wurzeln gefaßt hat und einen weit gefährlicheren Charakter trägt», 
als Eckardstein angenommen hatte. Die «ungebändigten Ausbrüche des 
Hasses gegen England» während des Burenkrieges hätten Chamberlain 
und seinen Kabinettskollegen gezeigt, welche tödliche Gefahr für das In- 
selreich von Deutschland aus im Anzug sei, sagte der Minister. «Im deut- 
schen Volke habe sich augenscheinlich der Gedanke festgesetzt, daß es 
Deutschland im Laufe der Jahre mit Leichtigkeit gelingen könne, England 
und sein Kolonialreich zu Fall zu bringen und dessen gesamte Erbschaft 
anzutreten.» Die Londoner Politik müsse fortan mit dem «Faktum eines 
anscheinend unüberwindbaren Hasses gegen England seitens der deut- 
schen Nation» rechnen, und auch das englische Volk sei jetzt «in allen sei- 
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nen Schichten, sowohl im Mutterlande wie in den Kolonien, [...] von 
einem derartigen Haß gegen Deutschland erfüllt, daß jedes Ministerium [...] 
auf lange Zeit hinaus mit diesem Faktor» zu rechnen haben werde. «Einen 
Krieg mit Deutschland ohne weiteres vom Zaun zu brechen, daran könne 
selbstverständlich kein zurechnungsfähiger englischer Staatsmann denken. 
Irgendeine Provokation deutscherseits [...] würde jedoch John Bull in ein 
derartiges <Temper versetzen, daß kein englisches Kabinett in der Lage 
wäre, sich demselben zu widersetzen.» 1896, zur Zeit der Krüger-Depe- 
sche, habe man nahe am Kriege gestanden, doch damals habe es sich «nur 
um ein hysterisches Aufflackern» der öffentlichen Meinung gehandelt. 
Jetzt sei dagegen das Mißtrauen gegen Deutschland derartig verbreitet und 
tiefgehend, daß schon eine geringe Provokation genügen würde, «um alles 
in Flammen zu setzen». Chamberlain selbst sprach die Hoffnung aus, daß 
es niemals zu einem Krieg zwischen Deutschland und England kommen 
werde, denn ein Konflikt wäre auf die Dauer für beide Länder äußerst 
schädlich. Doch wenn der Krieg trotzdem kommen sollte, würde England 
auf dem Kontinent selbst im letzten Moment mindestens einen, wenn 
nicht mehrere Bundesgenossen finden können. Der kommende England- 
besuch des Kaisers werde keinen Umschwung in der englischen öffent- 
lichen Meinung erwirken, warnte Chamberlain ferner, denn «die Verstim- 
mung gegen die deutsche Nation in allen Kreisen der Bevölkerung habe 
bereits zu tiefe Wurzeln gefaßt». Diesen Bericht versah Kaiser Wilhelm - 
er lebte gerade in der Vorstellung, eine Verständigung zwischen den «bei- 
den großen Continental Coalitionen» Dreibund und Zweibund erreicht 
zu haben - mit zuversichtlichen Randbemerkungen und meinte gelassen 
zum Schluß, «wenn sich der Most auch noch so wild geberdet, er wird 
doch nur Wein». Dennoch ordnete er die Weiterleitung dieser besorgniser- 
regenden Mitteilungen an den Generalstabschef Graf Schlieffen an.“ 
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Es dauerte nicht lange, bis die «Provokation», vor der Chamberlain ge- 
warnt hatte, eintrat und Deutschland und Großbritannien an den Rand 
eines ernsten Konflikts führte. Trotz der Warnungen Holsteins, der dies 
für eine «Torheit» hielt, schlug Bülow am 17. September 1902 dem Kaiser 
vor, den drei Burengenerälen De Wet, Botha und De la Rey, die im August 
von Edward VII. empfangen worden waren und nun eine Rundreise auf 
dem Kontinent planten, eine Audienz zu gewähren.“ Wilhelm stellte die 
Bedingung, daß diese durch den britischen Botschafter vermittelt werden 
müsse, da ja die Buren jetzt britische Untertanen seien.° Die ohnehin 
schon brisante Lage verschärfte sich am 24. September durch eine Prokla- 
mation der Generäle zugunsten der notleidenden Buren, die bittere Aus- 
fälle gegen England enthielt. Als Lascelles im September 1902 die Ab- 
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sicht Wilhelms II., die Burenführer zu empfangen, nach London meldete, 
ließ Edward VII. dem Kaiser ausrichten, daß dieser Schritt kurz vor dem 
Besuch des Kaisers in England «very unpopular» sein würde.‘ Die Staats- 
männer in der Downing Street lehnten - im Gegensatz zum König - auch 
Wilhelms Kompromißvorschlag ab, die Audienz durch den britischen 
Botschafter nachsuchen zu lassen. Der Empfang der Burenvertreter, den 
der Kaiser ja hauptsächlich aus innenpolitischen Gründen wolle, sei kei- 
nesfalls im britischen Interesse, und daher dürfe sich der diplomatische 
Vertreter des Landes auch nicht zu seiner Vermittlung hergeben.“ 

Als die Nachricht von der beabsichtigten Berliner Audienz der Gene- 
räle bekannt wurde, gebärdete sich die englische Presse, wie Holstein fest- 
hielt, «rasend».° Eckardstein, der in Metternichs Abwesenheit die Londo- 
ner Botschaft leitete, berichtete am 4. Oktober 1902 von der «tiefgehenden 
Erregung» in der dortigen öffentlichen Meinung. «Die Nachricht, daß die 
Unterzeichner des Manifests demnächst von Seiner Majestät dem Kaiser 
empfangen werden sollen, hat [...] die durch die Kriegsereignisse her- 
vorgerufenen und noch kaum besänftigten Gefühle der Verstimmung 
und Abneigung gegen Deutschland zu erneutem Ausbruch gebracht.» 
Eckardstein stellte in Frage, ob die Reise des Kaisers nach Sandringham 
stattfinden könne, sollte die Audienz erfolgen. Sogar vom Krieg mit Eng- 
land sei in seinen Berichten die Rede gewesen, erinnerte sich Holstein.“ 

Diesmal zeigte sich Edward VD. konzilianter als die verantwortlichen 
Staatsmänner. Der Entwurf eines Telegramms an Lascelles, wonach der 
Botschafter unter keinen Umständen um eine Audienz für die Buren- 
generäle bitten solle, wurde vom König abgelehnt. Er hielt entschieden an 
seinem früheren Vorschlag fest, Lascelles möge dem Kaiser die Generäle 
persönlich vorstellen und der Audienz persönlich beiwohnen. Dadurch 
wäre der Status der Buren als britische Untertanen markiert und eine 
deutsch-britische Krise vermieden. Ein Empfang der Generäle ohne die 
Anwesenheit des Botschafters würde allerdings eine «deplorable» Wir- 
kung in England haben.” 

Auch in Deutschland wurde intensiv nach einem diplomatischen Aus- 
weg aus dem Dilemma gesucht. Metternich, der sich gerade in Berlin auf- 
hielt, setzte Lascelles im Auftrag des Auswärtigen Amts auseinander, das 
beste wäre, wenn die Generäle überhaupt nicht nach Deutschland kämen; 
der Botschafter solle Mittel finden, sie von ihrem Besuch abzubringen. 
Sollten sie trotzdem nach Berlin kommen, wäre es in der Tat vorteilhaft, 
wenn Lascelles sie dem Kaiser präsentieren und während der Audienz an- 
wesend sein würde. «Das würde verhindern, daß ihre deutschen Freunde 
daraus im antienglischen Sinne Kapital schlagen [...] und den Engländern, 
die ihren Empfang durch den Kaiser ablehnen, den Wind aus den Segeln 
nehmen.» Sollte der Botschafter sich jedoch weigern, Wilhelm II. die Ge- 
neräle vorzustellen, stünde der Kaiser vor dem Dilemma, sie entweder zu 
empfangen oder nicht. Ein Empfang unter diesen Umständen würde in 
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Deutschland gut aufgenommen werden, aber sehr unpopulär in England 
sein. Empfange er sie nicht, würden viele in Deutschland den Vorwurf er- 
heben, der Monarch hätte in dem Wunsch, seinen bevorstehenden Besuch 
nicht zu gefährden, dem Druck aus England nachgegeben. Immerhin sei 
der Kaiser der beste Freund, den England in Deutschland habe, und die 
Engländer müßten sich genau überlegen, ob sie ihn vor eine derartige harte 
Alternative stellen wollten.” Zur Erleichterung aller setzten sich die 
Burengeneräle in Holland durch eine Erklärung vom 7. Oktober ins Un- 
recht, sie könnten eine Audienz beim Kaiser nicht selbst anregen, sondern 
müßten von diesem dazu eingeladen werden.’' Geistesgegenwärtig tele- 
graphierte Holstein nach Den Haag, mit dieser Proklamation sei die 
Audienzfrage erledigt. Eine gleichlautende Erklärung erschien noch am 
selben Tag in der Norddeutschen Allgemeinen Zeitung. Bülow dankte dem 
Geheimrat sehr, daß er ihn «herausgepaukt» habe.’° 

Tatsächlich hatte der Kaiser, der in Ostpreußen weilte, bereits einige 
Tage zuvor entschieden, die Audienz nicht stattfinden zu lassen. Weit da- 
von entfernt, lange hartnäckig auf den Empfang der Burengeneräle bestan- 
den zu haben, wie Eckardstein später behauptete,” hatte Wilhelm II. den 
diesbezüglichen Vorschlag Bülows «ganz ohne Enthusiasmus» angenom- 
men.’* Am 3. Oktober erfuhr Bülow von den schweren Bedenken, die der 
Kaiser gegen die Audienz hegte. In erster Linie hätten «die Besorgnisse des 
soeben aus Rominten abgereisten Admirals Tirpitz vor Bedrohung unserer 
überseeischen Interessen und insbesondere des Fortbaues der Flotte im 
Falle von Differenzen mit England» dazu beigetragen, aber auch der ge- 
plante Besuch des Kaisers in England habe eine Rolle gespielt. Zwei Tage 
darauf schickte Wilhelm aus Rominten ein Telegramm an Edward VII., das 
die Entscheidung darüber, ob er die Generäle empfangen sollte oder nicht, 
ganz in die Hände des Königs legte. Unumwunden schrieb er seinem On- 
kel: «Da die drei Farmer-Burengenerale eine Rundreise durch Deutsch- 
land machen wollen und wohl um eine Audienz bitten, habe ich der Regie- 
rung befohlen, inoffiziell in London anzufragen, ob Du diese Idee 
gutheißt oder ablehnst. Da es sich um Deine Untertanen handelt, müssen 
sie durch Sir Frank um einen Empfang nachsuchen; sollte er auf Deinen 
Befehl ablehnen, ist die Angelegenheit erledigt. Sollte er zustimmen, wür- 
de ich sie informell empfangen und ihnen keinen Zweifel lassen, daß sie 
sich in meinem Land ruhig zu verhalten haben, da ich antienglischen Un- 
fug keine Minute dulden werde.»’° Als ihn noch in Ostpreußen der Be- 
richt Eckardsteins über die erregte Stimmung in England erreichte, traf er 
von sich aus die Entscheidung, die Generäle nicht zu empfangen. Er be- 
merkte vielsagend am Kopf des Schriftstücks: «Unter diesen Umständen 
unterbleibt die Audienz denn ich bin der Einzige der die Engländer noch 
hält, sonst brechen sie vorzeitig los und meine Flotte ist nicht fertig. Es ist 
viel besser die Engl[ische] Regierung lehnt ab, und wir richten uns da- 
nach!» Als die Burengeneräle wenige Tage später in Paris vom Präsiden- 
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ten Loubet, Ministerpräsident Combes und Außenminister Delcasse emp- 
fangen wurden, zeigte der Kaiser volles Verständnis für die Aufregung 
darüber in England und verfügte in einer Randbemerkung: «Es darf kein 
Mitglied meiner Regierung oder offizieller Beamtenkategorien sich mit 
den Buren einlassen, sie sehen oder an Veranstaltungen für dieselben 
teilnehmen. Dasselbe gilt vom Militär, dem es durch Militärkabinett mit- 
zuteilen ist. Besser wäre es, sie könnten vom Besuch Berlins abgeraten 
werden.»”® 

Mit der Entscheidung sowohl des Kaisers als auch der Wilhelmstraße 
gegen eine Audienz der Burenführer war zwar die akute Krise überwun- 
den, doch die Aufregung in der öffentlichen Meinung beider Länder sollte 
noch lange nachklingen. Der Nichtempfang wurde, wie vorausgesagt wor- 
den war, von der deutschen Presse scharf getadelt, was wiederum in Eng- 
land «in der unverschämtesten Weise» vermerkt wurde. Natürlich werde 
die englische Hetze dann auch «bei uns wieder mehr Verbitterung» erzeu- 
gen, notierte Waldersee am 12. Oktober 1902.7? Eckardstein kam nach Ber- 
lin und soll dem Kaiser gesagt haben, «die Engländer würden innerhalb 
der nächsten fünf Jahre über uns herfallen».°° Wilhelm beklagte sich bei 
Bülow verstimmt, «daß er vom deutschen Volke verkannt werde, ebenso 
wie vom englischen, und daß in der deutschen Presse nichts geschehe, um 
die Völker aufzuklären».°' Seit diesem Vorfall war das Vertrauensverhält- 
nis zwischen Wilhelm II. und Bülow gestört. Wiederholt bezeichnete Hol- 
stein den Reichskanzler als «sehr nervös», weil er merke, daß er «in Eng- 
land für das Haupthindernis einer deutsch-englischen Annäherung 
gehalten» werde.” «Bülow hat die Nerven verloren», schrieb der Geheim- 
ratam ıı. November 1902, während der Kaiser bei seinem Onkel in Sand- 
ringham weilte. «Er ist sich erst jetzt bewußt geworden, wie vollständig es 
ihm mißlungen ist, den Kaiser in das antienglische Fahrwasser zu steuern, 
und er begreift jetzt endlich, was er mit seiner Chamberlain-Rede ange- 
richtet hat. Er scheint zum ersten Mal eine Entfremdung mit dem Kaiser 
zu fürchten. Deshalb sitzt er ganz still [...] und denkt nur daran, was etwa 
der Kaiser übelnehmen könnte.»" 


5. Der Kaiserbesuch vom November 1902 in Sandringham 


Vor dem Hintergrund der aufgebrachten Volksstimmung bemühten sich 
Kaiser Wilhelm und König Edward, die Wogen durch ein möglichst har- 
monisches Zusammensein in Sandringham zu glätten. Da der Kaiser- 
besuch vom 8. bis zum ı5. November 1902 «privaten Charakter» trug, 
wurde Wilhelm II. weder vom Reichskanzler noch von einem Vertreter 
des Auswärtigen Amts begleitet. Dennoch war die politische Bedeutung 
der Monarchenbegegnung unverkennbar, und Edward hatte dafür gesorgt, 
daß der Kaiser auf seinem Landsitz in Norfolk mit den einflußreichsten 
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britischen Staatsmännern zusammentreffen würde. Premierminister Bal- 
four, Lord Randolph Churchill, Joseph Chamberlain, Feldmarschall Ro- 
berts, Kriegsminister Brodrick und weitere einflußreiche Persönlichkeiten 
wurden als Gäste geladen.‘* 

Schon am ersten vollen Tag des Aufenthaltes, dem Geburtstag des Kö- 
nigs, ergriff Kaiser Wilhelm die Gelegenheit, Balfour die Notwendigkeit 
einer starken deutschen Flotte zu erklären und auf eine deutsch-britische 
Zusammenarbeit in der Weltpolitik hinzuwirken. Wie Metternich am 
9. November aus Sandringham telegraphierte, habe der Kaiser dem Pre- 
mierminister das deutsche Flottenprogramm «unter einem neuen Ge- 
sichtspunkt» dargelegt. Er habe behauptet: «Während England ein staat- 
lich in sich abgeschlossenes Ganzes bilde, gleiche Deutschland einem 
Mosaikbilde, in dem die einzelnen Gefüge noch deutlich erkennbar und 
noch nicht mit einander verschmolzen seien. Dies zeige sich auch in der 
Armee, die zwar von dem gleichen patriotischen Geiste durchdrungen, 
aber doch aus den Kontingenten der verschiedenen Staaten zusammenge- 
setzt sei. Das junge deutsche Reich brauche aber Einrichtungen, in denen 
es klar den einheitlichen Reichsgedanken verkörpert finde. Eine solche 
Einrichtung sei die Flotte. Über sie befehle der Kaiser, zu ihr strömten die 
Deutschen aus allen Gauen, und sie sei ein stetes lebendiges Beispiel für 
die Einheit des Reiches. Schon aus dem Grunde sei sie nothwendig und sie 
habe daher einen warmen Förderer an Seiner Majestät. Seine Majestät hat 
dann noch gesprächsweise die törichte Legende zurückgewiesen, als bau- 
ten wir eine Flotte um über andere herzufallen. Auf ein paar Palmenbäume 
mehr oder weniger in den Tropen käme es ihm gar nicht an. Solche ko- 
loniale Grenzfragen ließen sich mit einigem guten Willen immer leicht 
regeln. Wir hätten für lange Zeit hinaus genug fernen Länderbesitz, um 
unsere kolonisatorischen Fähigkeiten zu üben und zu vervollkommnen. Die 
Engländer seien uns in der Geschicklichkeit der Kolonisation um zwei- 
hundert Jahre voraus. Wir dagegen hätten noch zu lernen und vollauf zu 
thun, um unsere Kolonien zu verwerthen.»® Ob Balfour den «philosophi- 
schen» Ausführungen des Kaisers Glauben schenkte, mag man bezweifeln. 

Drei Tage später, nach Gesprächen mit Lansdowne,“ Chamberlain und 
anderen Gästen des Königs in Sandringham, schickte Kaiser Wilhelm Bü- 
low ein langes Telegramm, das nicht dazu angetan war, die Sorgen seines 
zunehmend «nervösen» Reichskanzlers zu zerstreuen. Chamberlain habe 
er klarzumachen versucht, schrieb der Monarch, daß Bülow in Deutsch- 
land als Pro-Engländer gelte und gar als «Lord Bülow» verspottet werde. 
«Das verfing aber alles nicht. Er ist auf Euere Exzellenz und die «Minister 
im allgemeinen schwer gereizt, ist persönlich unter dem vermeintlichen 
Eindruck, auf das ärgste düpiert worden zu sein, daher gekränkt, und aus 
dieser Stimmung heraus beurteilt er unsere gesamte Politik und Handlun- 
gen. Diese Gereiztheit spiegelt sich in den Zeitungsartikeln wider, die er 
direkt oder indirekt beeinflußt, und ist auf einen halsstarrigen Teil des Vol- 
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kes übergegangen. Das ist sehr schade, aber augenblicklich nicht zu än- 
dern. Er ist absolut maßgebend und allmächtig in England und hat alle 
Klassen des Volkes absolut hinter sich. Das Ministerium tanzt nach seiner 
Pfeife und macht nichts Wichtiges ohne ihn, niemals etwas gegen ihn. Un- 
ter diesen Umständen ist es von dringender Notwendigkeit, erstens unsere 
Presse fest im Zaume zu halten - denn viel mehr ertragen sie hier nicht -, 
zweitens in der äußeren Politik nichts weiter zu tun, was uns unnötig in 
Reibungen und Zwistigkeiten mit England bringen könnte. [...] Meine 
Aufnahme hier herzlich und liebenswürdig wie immer. Bevölkerung des- 
gleichen warm und entgegenkommend und sehr höflich, sodaß ich persön- 
lich sehr zufrieden bin. Aber ich glaube, daß man hier einen Unterschied 
macht zwischen «the Kaiser und <the German Governmenp, welches letz- 
tere zum Teufel gewünscht wird; ebenso wie in Deutschland zwischen 
dem König und Chamberlain, welchen letzteren man auch an einen heißen 
Ort wünscht. [...] Das ist die getreue Wiedergabe der Eindrücke, die ich 
hier empfangen habe. Sie sind politisch unerfreulich und müssen durch 
viel Geduld, Takt - auch im Auswärtigen Amt - und «Maul halten» unserer 
Presse überwunden werden. Geschieht das nicht, können sehr ernste Fol- 
gen unversehens heraufbeschworen werden. Also Vorsicht! Hier haben sie 
fünfunddreißig Panzerschiffe im Dienst und wir acht!!, und werden um 
das Jahr 1905 in England an neuen Panzerschiffen, Kreuzern und Panzer- 
deckskreuzern 196 zum Dienst bereit sein gegen 46 bei uns!»"7 

Nach der Abreise Wilhelms am ı5. November 1902 sandten sich beide 
Monarchen herzliche Dankesbriefe, die das neue Verhältnis zueinander 
dokumentieren sollten.‘® Für besonders bedeutend hielt der Kaiser die 
Anregung seines Onkels, künftig direkt und ohne die Einmischung der 
Diplomaten miteinander zu verhandeln. Er unterstrich die Stelle, in der 
Edward geschrieben hatte: «Ich hoffe, daß nicht zu viel Zeit vergeht, bevor 
wir uns wiedersehen, um viele Dinge persönlich zu besprechen, ohne auf 
diplomatische Noten zurückgreifen zu müssen!» In Wahrheit war der Kö- 
nig erleichtert, den unbequemen Gast los zu sein. «Gott sei Dank, jetzt ist 
er weg», soll er laut Eckardstein ausgerufen haben." Eine Anregung, im 
kommenden Jahr Berlin zu besuchen, wies Edward VII. mit der Bemer- 
kung weit von sich, dies wäre «unnötig und viel zu früh, abgesehen davon, 
daß es einen erneuten Gegenbesuch des Kaisers mit sich bringen würde!» 

Mehrmals hatten Großbritannien und sein König auch im Jahr 1902 das 
Deutsche Reich ihre Macht fühlen lassen und den stolzen und tatendursti- 
gen jungen Kaiser, der die Bedeutung der britischen Suprematie zur See 
besser verstand als die meisten seiner Minister und die erregte Öffentlich- 
keit, in die Schranken verwiesen. Mit geballter Faust in der Tasche brachte 
Wilhelm II. angesichts der Bevormundung der Engländer die Freund- 
schaftsbeteuerungen hervor, die er für notwendig erachtete, um für den 
Schlachtflottenbau Zeit zu gewinnen. Keineswegs war er gewillt, die bri- 
tische Vorherrschaft und die von der britischen Seemacht garantierte be- 
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stehende Staatenordnung in Europa und der Welt auf lange Sicht hinzu- 
nehmen. In der Hofgesellschaft und in Berliner politischen Kreisen blieb 
Wilhelms tollkühnes Fernziel kein Geheimnis. «Ja, die Flotte, die uns 
fehlt, die wir brauchen, um «mit gepanzerter Faust dem Übermut Eng- 
lands entgegenzutreten - das ist der bittere Gedanke, der in den Ausfüh- 
rungen des Kaisers immer wiederkehrt», berichtete der württembergische 
Gesandte Axel Freiherr von Varnbüler im Dezember 1901 nach Stutt 
gart.”' Zwei Jahre später erfuhr Varnbülers Schwester, Hildegard Freifrau 
von Spitzemberg, über den Schwiegersohn Bethmann Hollwegs, daß es 
die «Grundidee» des Kaisers sei, «Englands Weltstellung zugunsten von 
Deutschland zu brechen», wozu er eine starke Flotte bauen müsse.? Just 
zu dieser Zeit notierte Waldersee in sein Tagebuch, der Reichskanzler von 
Bülow habe unbekümmert einem Vertrauten gegenüber gesagt, «In der 
auswärtigen Politik käme es darauf an, Verwicklungen zu vermeiden, bis 
die Flotte in der Stärke sei, die der Kaiser ihr zu geben bemüht sei.» 

Im nachhinein erscheint die Vorstellung, bis 1920 eine Kriegsflotte von 
sechzig Linienschiffen in der Nordsee bauen zu können, ohne daß die Eng- 
länder, Amerikaner und Franzosen davon Wind bekämen, als geradezu 
wahnwitzig. Es soll noch deutlich werden, wann die Staatsmänner, Diplo- 
maten und Zeitungskorrespondenten der Atlantikmächte die politische 
und militärische Bedrohung erkannten, die für ihre Länder im Tirpitz-Plan 
angelegt war, und wie sie darauf reagierten. Die Rückwirkung des um 1902 
einsetzenden Rüstungswettlaufs zur See auf die internationalen Beziehun- 
gen war um so intensiver, als seit geraumer Zeit auch andere Gegensätze zu 
einem wachsenden Mißtrauen gegen Deutschland in der britischen und 
amerikanischen Öffentlichkeit geführt hatten: neben der Handelsrivalität 
und dem kaum verhüllten Hegemonialstreben auf dem Kontinent insbe- 
sondere die kolonialpolitischen Ambitionen in Afrika und China, im 
Nahen und Mittleren Osten, in Samoa, den Philippinen, in der Karibik und 
in Südamerika. Bald hielt Edward VII. seinen ungestümen Neffen trotz 
aller seiner Beteuerungen der Liebe und Familienzugehörigkeit für den 
«gefährlichsten Feind», den England überhaupt besaß.’ Mit Erfolg setzte 
der König sein enormes Prestige dafür ein, in Europa eine diplomatische 
Revolution zu vollbringen, die der bedrohlich anwachsenden Macht des 
Kaiserreiches Einhalt gebieten sollte. Von welthistorischer Bedeutung er- 
wies sich dabei die Tatsache, daß sich Edward VII. auf die Unterstützung 
der rasch aufstrebenden Vereinigten Staaten von Amerika verlassen konnte, 
deren Staatsmänner, Wirtschaftsführer und Publizisten sich kaum minder 
von der «German menace» — der «deutschen Gefahr» — bedroht fühlten.? 
Dem faszinierenden Thema der deutsch-amerikanischen Beziehungen un- 
ter Wilhelm II. ist das folgende Kapitel gewidmet. 


Kapitel 9 


Der Kaiser und Amerika 


Im Frühjahr 1903, ein Jahr vor seinem Tode, sprach Generalfeldmarschall 
Graf Alfred von Waldersee mit Bestürzung von der tiefen Kluft, die sich 
zwischen dem Deutschen Kaiserreich und den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika aufgetan hatte. «Daß Amerika vor Deutschland Besorgniß 
hat, ist doch barer Unsinn, es ist aber leider so; man sieht ich weiß nicht 
was für Gespenster und rüstet für einen Seekrieg.»' Die Verwunderung des 
Generals ist schwer zu erklären, hatte er doch seit Jahren die zunehmende 
Verschlechterung in den deutsch-amerikanischen Beziehungen in seinem 
Tagebuch genauestens registriert.” Einen erheblichen Teil der Verantwor- 
tung für diese Entwicklung gab Waldersee dem Kaiser, der während des 
Spanisch-Amerikanischen Krieges in verletzender Weise die Erwerbung 
einer der Philippinen-Inseln betrieben habe.’ Der General wußte, daß das 
Reich dem entfernten Gegner im Kriegsfall nicht viel würde anhaben kön- 
nen und außerdem auch nichts zu gewinnen habe: «Selbst wenn wir in 
einer Seeschlacht siegen u. dann vielleicht New York einen Besuch machen 
könnten, was sollen wir für die Dauer erreichen?»* Trotzdem schloß 
Waldersee einen deutsch-amerikanischen Krieg nicht aus. Angesichts der 
zunehmend feindseligen Stimmung in Amerika «heißt [es] für uns nach 
allen Seiten die Augen offen haben, vorsichtig sein, aber auch im rechten 
Moment die Energie zu Entschlüssen haben», meinte er 1899. 

Die Überzeugung, daß der wachsende deutsch-amerikanische Gegen- 
satz in eine kriegerische Auseinandersetzung münden könnte, wurde auf 
der anderen Seite des Ozeans durchaus geteilt. Leitende amerikanische 
Staatsmänner erkannten früh die Gefahr, die ihren Interessen durch die 
Ambitionen des Kaiserreiches in Zentral- und Südamerika drohten. Schon 
1897 hatte der künftige Präsident Theodore Roosevelt im Sinne der Mon- 
roe-Doktrin mit Entschlossenheit erklärt, «daß wir die Deutschen nicht 
auf diesem Kontinent wollen». «Wenn Deutschland sein Reich hier aus- 
dehnen will, muß es uns erst besiegen.» Kurz nach der Jahrhundertwende 
äußerte er den Verdacht, die deutschen Militärs beabsichtigten, «Schritte in 
den Westindischen Inseln oder Südamerika zu unternehmen, die uns 
zwingen, entweder Widerstand zu leisten oder über die Monroe-Doktrin 
den Mund zu halten».” Dem US-Botschafter in Rom, Georg von Lenger- 
ke-Meyer, schrieb Roosevelt im Frühjahr 1901 von der «außerordent- 
lichen Erwünschtheit, Deutschland aus dieser Hemisphäre herauszuhal- 
ten». «Deutschlands Haltung uns gegenüber macht es zur einzigen Macht, 
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mit der ein zukünftiger Zusammenstoß wahrscheinlich oder möglich ist.» 
Während sich das Verhältnis zu England in den letzten vier Jahren grund- 
legend gebessert hätte, sei das Deutsche Reich zur «großen wachsenden 
Macht» avanciert, deren «Ehrgeiz in außereuropäischen Fragen» nunmehr 
so weitreichend sei, «daß es mit uns aneinandergeraten könnte». Ange- 
sichts der Unberechenbarkeit Wilhelms II. hielt auch der einflußreiche 
Senator Henry Cabot Lodge derartige Einschätzungen der deutschen Ab- 
sichten «durchaus für möglich» und sagte 1901 voraus, daß, wenn es zu 
einem deutsch-amerikanischen Krieg kommen sollte, dieser durch deutsche 
Annexionsversuche in Brasilien ausgelöst werden würde.’ Der amerikani- 
sche Botschafter in Berlin, Andrew Dickson White, warnte im Juni 1901, 
daß «im Hinblick auf die Stimmung, die sich zur Zeit offensichtlich im 
Geist des Kaisers und der Leute, die ihm nahestehen, verberge», deutsche 
Annexionsversuche in Lateinamerika zu erwarten seien, sobald «Deutsch- 
land eine größere Flotte entwickelt hätte als die der Vereinigten Staaten».'° 
Um diese Zeit meinte die Washington Post, daß des Kaisers Pläne nicht nur 
Südbrasilien, sondern die ganze Welt umfaßten. «Es gibt nichts zu phan- 
tastisches oder zu chrgeiziges für seine imperialistischen Expansionsplä- 
ne», nur fehle ihm noch die Macht zur Durchsetzung seiner Ziele." 

Die Geschichtsforschung hat jüngst einwandfrei nachgewiesen, daß es 
sich bei der amerikanischen «Besorgnis» über die deutschen Absichten 
keineswegs um bloße «Hirngespinste» handelte. Die führende Expertin 
für die deutsch-amerikanischen Beziehungen in der Wilhelminischen Ära, 
Ragnhild Fiebig-von Hase, gelangt nach jahrzehntelanger Quellenarbeit 
zu dem grundsätzlichen Ergebnis, «der Kaiser, Bülow, das Auswärtige 
Amt, die in den USA und Lateinamerika akkreditierten Diplomaten und 
die Marineführung [waren] davon überzeugt, daß die deutschen Expan- 
sionsziele in Lateinamerika nur in der Konfrontation mit den USA durch- 
gesetzt werden könnten».'” Wenn der deutsche Marineattache in Washing- 
ton, Herbert von Rebeur-Paschwitz, wiederholt auf das Vordringen des 
amerikanischen Einflusses in Westindien, Zentral- und Südamerika hin- 
wies und sich dafür einsetzte, daß sich das Reich militärisch auf die Mög- 
lichkeit eines ernsten deutsch-amerikanischen Konflikts vorbereiten müs- 
se, seien solche Vorstellungen «keine persönlichen Hirngespinste» des 
Marineoffiziers gewesen, sondern Gedanken, die in Berlin und in erster 
Linie von Kaiser Wilhelm II. voll gebilligt und geteilt wurden." Neben 
dem Zusammenschluß Europas unter deutscher Führung sei die Durch- 
dringung des südamerikanischen Kontinents ein konstantes Ziel des Kai- 
sers gewesen, hebt Fiebig-von Hase hervor und fügt hinzu: «Hier wurden 
die weit über die europäische Hegemonialstellung hinausreichenden End- 
ziele der kaiserlichen Ambitionen deutlich.»"* 

Für den Biographen des letzten Deutschen Kaisers ist dieser For- 
schungsbefund von kaum zu überschätzender Bedeutung. Staunend ent- 
deckt man bei der Annäherung an dieses Thema eine bisher kaum geahnte 
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«neue Welt», die wie keine andere dazu angetan ist, das Ausmaß der globa- 
len Ambitionen des wilhelminischen Deutschlands zu enthüllen. Nicht 
nur wollten der Kaiser und die Machtelite, die er um sich versammelt hatte, 
den europäischen Kontinent unter deutscher Vorherrschaft zusammen- 
führen, nicht nur in Afrika, im Orient, in China und im Stillen Ozean 
strebten sie den Erwerb von Kolonien, Stützpunkten und Einflußsphären 
an, sondern selbst in Zentral- und Südamerika sollte ein deutsches Imperi- 
um geschaffen werden, erforderlichenfalls auch um den Preis eines militä- 
rischen Konflikts mit den Vereinigten Staaten. Um die Jahrhundertwende 
suchte das Kaiserreich, wie gleich zu zeigen sein wird, fieberhaft nach 
Flottenstützpunkten in der Karibik, um den deutschen Handel in der 
westlichen Hemisphäre gegen die amerikanische Konkurrenz zu schützen 
und den deutschen Auswanderungsstrom verstärkt nach Lateinamerika zu 
lenken. Im Admiralstab wurden wahnwitzige Kriegspläne gegen die USA 
geschmiedet, die in einem Landangriff auf New York gipfelten. Die 
deutsch-amerikanischen Interessengegensätze wurden auf die Spitze ge- 
trieben, bis es im Dezember 1902 und wieder im Januar 1903 vor Vene- 
zuela beinahe zu einem Zusammenstoß der deutschen Kriegsflotte mit der 
US-Navy kam und die amerikanische Öffentlichkeit fortab im kaiser- 
lichen Deutschland ihren gefährlichsten Feind erblickte. In atemberauben- 
der Überschätzung der eigenen Machtmöglichkeiten und in völliger Ver- 
kennung der damit verbundenen Gefahren erklärte Kaiser Wilhelm I. 
noch Ende 1903: «Südamerika ist unser Ziel». Wie gedachten der Mon- 
arch und seine Ratgeber nur, dieses in jedem Sinne weit entfernte Ziel zu 
erreichen? 


1. Geopolitische Rivalität 


Angesichts des von ihm daheim so stark betonten monarchischen Prinzips 
ist die Erkenntnis nicht überraschend, daß Wilhelm II. sich auch nach 
außen hin als Verfechter der alten europäischen Monarchien gegen den 
republikanischen Emporkömmling in Nordamerika verstand. Im Herbst 
1897, als sich der Krieg zwischen den Vereinigten Staaten und Spanien ab- 
zeichnete, verlangte der Kaiser ein Eingreifen aller europäischen Monar- 
chien außer der britischen gegen die aufstrebende «junge» Republik. Dem 
neuernannten Staatssekretär Bernhard von Bülow schrieb er, es müsse eine 
«Note von uns allen Kontinentalen an Onkel Sam und John Bull gerichtet 
[werden], des Inhalts, daß wir uns gegenseitig zur Seite stehen und nicht 
dulden würden, daß I.M. [Königin Maria von Spanien] um Kuba bestoh- 
len werden». Ein derartiger Schritt, so meinte Wilhelm, «dürfte einen dop- 
pelten Zweck nicht verfehlen. Einmal sehen die Bösewichter daraus, daß 
Europas Könige wirklich zusammenstehen und gemeinsam Leid und 
Freud teilen und nicht gesonnen sind, republikanischem Geldprozentum 
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zu weichen, zweitens wäre das ein weit vorzüglicherer Hebel, die vom Za- 
ren und mir geplante Kontinental-Vereinigung gegen Amerika zu fördern 
und zu festigen.»'* 

Der hier vom Kaiser erwähnte Gedanke einer europäischen «Kontinen- 
tal-Vereinigung gegen Amerika» durchzog seine Bestrebungen seit seinem 
Regierungsantritt. Im zweiten Band dieser Biographie sind wir dieser Kern- 
idee in verschiedenen Formen bereits begegnet — der «Grundgedanke» 
seiner Politik sei die Errichtung einer Art «Napoleonische Suprematie» in 
Europa, erklärte er 1892; er wolle die europäischen Monarchien vor allem 
deswegen zusammenführen, sagte er dem russischen Thronfolger Niko- 
laus ein Jahr später, «weil die Republik von Nord-Amerika immer mehr 
Neigung zeige den gesammten Handel auch Südamerikas an sich zu rei- 
ßen»; 1894 verkündete er im Staatsministerium, die «Suprematie» des 
Deutschen Reiches in Europa müsse nicht nur militärisch, sondern auch 
handelspolitisch zur Geltung gebracht werden, indem sich das alte Europa 
zollpolitisch gegen die USA zusammenschließe, um diese daran zu hin- 
dern, Deutschland von seinem Hauptabsatzgebiet Südamerika abzu- 
schneiden.'” Im September 1896 warb Wilhelm II. beim jungen Zaren of- 
fen um einen «Zollbund gegenüber den Vereinigten Staaten» und drängte 
ihn, für diese Idee auch in Paris zu werben. Seinem Freund Philipp Eulen- 
burg teilte der Kaiser nach der Begegnung mit Nikolaus II. mit: «Unser 
Programm ist: [...] Zusammenfassung von Europa zum Kampf gegen [::»J 
Amerika in gemeinsamem abwehrenden Zollbunde, sei es mit, sei es ohne 
England.» Wie wir zeigen konnten, sahen Wilhelm und Eulenburg in der 
vermeintlichen Zustimmung des Zaren zu diesem Gedanken «den Aus- 
gangspunkt [für] den europäischen Zusammenschluß» und «gewisserma- 
ßen das Programm für die nächste Zukunft der europäischen Welt». Das 
bevorzugte Ziel Kaiser Wilhelms, nämlich der «kontinentale Zusammen- 
schluß gegen Amerika, eventuell auch gegen England», schien ihnen 
1896 mit den Händen greifbar. Um so größer war die Enttäuschung, als 
der Zar die von Wilhelm persönlich verfaßte Denkschrift «Über die Not- 
wendigkeit, eine politisch-merkantile Koalition der europäischen Staaten 
gegen die USA zu bilden», die er ihm in Wiesbaden überreichte, unbeant- 
wortet ließ."* Doch der Grundgedanke einer europäischen Kontinentalliga 
blieb auch in der Ära Bülow ein Leitgedanke Kaiser Wilhelms II. 

Im Sommer 1900 empfing er während seiner Nordlandreise den Jour- 
nalisten Pierre de Segur und andere französische Touristen und «äußerte 
sich mit außergewöhnlicher Offenheit über die Vereinigten Staaten, [...] 
für die er nur sehr geringe Sympathie an den Tag legte», wie amerikanische 
Zeitungen aufgrund eines Artikels in der Revue de Paris später zu berich- 
ten wußten. «Für ihn geht von den ungeheuren Trusts, die dem Yankee- 
Millionär so am Herzen liegen, eine Gefahr für die Zukunft aus.» Zum 
Schutz gegen die amerikanische Gefahr müsse sich Europa wie zu Napole- 
ons Zeiten zollpolitisch zusammenschließen, erklärte der Monarch seinen 
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französischen Gästen.'” Die Äußerungen des Kaisers verursachten unge- 
heures Aufsehen in den USA und tiefe Verlegenheit in der Wilhelmstraße, 
als sie im November 1901 durch zahlreiche Zeitungsmeldungen ans Licht 
kamen. Und als sich der deutsche Botschafter Theodor von Holleben über 
die angebliche Deutschfeindlichkeit der amerikanischen Presse beschwerte, 
stellte der New York Herald die Gegenfrage, «ob die deutsche Presse nicht 
zu einem Wutanfall aufgebracht worden wäre, hätte man ihr mitgeteilt, 
Mr. Roosevelt hätte sich gegenüber einer französischen Reisegesellschaft 
zugunsten eines allgemeinen Boykotts deutscher Waren geäußert, weil er 
bestimmte deutsche Geschäftsformen ablehnt.» Noch im September 
1905 konnte Eulenburg festhalten: «Der Gedanke einer europäischen Koa- 
lition gegenüber der gelben Rasse (mehr noch als gegen Amerika), ist nach 
wie vor im Kaiser vorherrschend. Bülow verfolgt bezüglich der Koalition 
den gleichen Gedanken - den ich, wie er seit Jahren, allerdings nur gegen 
Amerika gerichtet, hegte.»*' 

Wie diese Aussagen bezeugen, erkannte der Kaiser, der sich sonst weni- 
ger für wirtschaftspolitische Zusammenhänge interessierte, die Bedeutung 
der ökonomischen Hintergründe der machtpolitischen Rivalität zwischen 
den beiden aufstrebenden Ländern. Als er im Sommer 1897 Bülow zum 
Staatssekretär im Auswärtigen Amt und Tirpitz zum Leiter des Reichs- 
marineamts ernannte, bezeichnete er den deutsch-amerikanischen Wett- 
bewerb um den lateinamerikanischen Markt als den «Anfang eines Krieges 
um Tod und Leben».”* Die zur gleichen Zeit erfolgte Wahl Hollebens zum 
Botschafter in Washington traf der Kaiser ausdrücklich mit der Begrün- 
dung, er brauche «dort einen schneidigen Mann, [...] der nötigenfalls den 
Zollkrieg gegen Amerika führen kann». Seit 1899 sah er in den Trust- 
bestrebungen der amerikanischen Wirtschaft eine «große Gefahr» für 
Deutschland, da sie «zur Bekämpfung unserer Industrie und des Handels 
benutzt werden» könnten. «Kapitalistenkriege sind aber viel furchtbarer 
in ihren Wirkungen als Pulver und Blei.»** Die Übernahme von drei briti- 
schen Dampferlinien durch einen vom amerikanischen Eisenbahnmag- 
naten J.P.Morgan angeführten Trust im Frühjahr 1901 erweckte die 
Befürchtung, die USA würden bald den gesamten Passagier- und Güter- 
verkehr im Nordatlantik auf Kosten der Europäer an sich reißen. «Dem 
kann nur ein Zusammenschluß aller Continentallinien inclusive England 
vorbeugen», urteilte der Kaiser am 30. April.” Die Beteuerungen Morgans 
von seiner Kooperationsbereitschaft wies Wilhelm mit der charak- 
teristischen Bemerkung zurück, «Das ist mit Verlaub Mumpitz, das glaube 
ihm der Deibel.»* Im September ı901 forderte Bülow auf Befehl Wil- 
helms II. den Generaldirektor der Hapag, Albert Ballın, auf, ihm Vor- 
schläge zum Schutz der deutschen Reedereien einzusenden, die er dem 
Kaiser vorlegen werde.” Daraufhin lud der Monarch Ballin auf sein Jagd- 
schloß Hubertusstock ein und heckte mit ihm die Strategie aus, die dem 
Erwerb der Hapag und des Norddeutschen Lloyd durch Morgan einen 
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Riegel vorschieben sollte. Nachrichten, wonach der Amerikaner weitere 
britische Linien aufkaufen wolle, konnte Wilhelm nunmehr mit Erleichte- 
rung hinnehmen. «Das geht eben bei uns nicht! Gott Lob.»”® Als es Ballın 
im Februar 1902 gelang, während der Anwesenheit des Prinzen Heinrich 
in New York ein für Deutschland günstiges Abkommen mit Morgan ab- 
zuschließen, gratulierte ihm der Kaiser begeistert aus Hubertusstock.” 

Nicht nur die Einigung des europäischen Kontinents unter deutscher 
Führung, auch die wirtschaftliche und politische Durchdringung Latein- 
amerikas gehörte zu den Zielen der kaiserlichen Weltmachtpolitik und 
brachte Deutschland in einen direkten Konflikt mit den Vereinigten 
Staaten. Als ihm US-Präsident Theodore Roosevelt im Dezember 1903 na- 
helegte, die Expansion im Osten vorzuziehen, schrieb Kaiser Wilhelm 
burschikos auf die Depesche: «Prosit! Dort sitzen die Russen. Nein, 
Südamerika ist unser Ziel, alter Junge!»®° Die Erkundigungsfahrten des 
amerikanischen Kanonenbootes Wilmington auf dem Orinoko und dem 
Amazonas verfolgte Kaiser Wilhelm mit Argusaugen und bestimmte: 
«Das müssen wir auch machen!»3' Seit den 1890er Jahren begeisterte er 
sich für das Projekt, in Südbrasilien ein «Neudeutschland» entstehen zu 
lassen, und verlangte ungeduldig, daß die deutsche Auswanderung dorthin 
«möglichst bald in Gang gebracht» werde.” Als sein Vertrauter Karl 
Georg von Treutler 1901 zum Gesandten in Brasilien ernannt wurde, 
instruierte ihn Wilhelm II. persönlich dahingehend, er solle seine Tätigkeit 
weniger diplomatisch als wirtschaftlich auffassen und sich vor allem um 
die deutschen Siedler in Südbrasilien kümmern. Zudem vermittelte Wil- 
helm den Kontakt des neuen Gesandten zu den Hamburger Geschäfts- 
kreisen, die ein besonderes Interesse an Brasilien hatten.® Die deutschen 
Siedlungsgebiete waren «als Basis gedacht, von der aus sich eine systemati- 
sche Besiedlung Südbrasiliens mit deutschen Elementen vollziehen solt 
te».* Auch der vom Auswärtigen Amt kräftig geförderte Eisenbahnbau 
sollte als Mittel dagegen dienen, «daß sich nordamerikanischer Einfluß 
und nordamerikanisches Kapital in jenen von Deutschen urbar gemachten 
Ländereien festsetzt und damit dem deutschen Handel und der deutschen 
Industrie auf einem Terrain Abbruch tut, das der deutschen Tatkraft und 
Unternehmungslust für die Zukunft noch einen großen Spielraum offen 
läßt.»3° Im November 1903 genehmigte Wilhelm II. die Entsendung eines 
ständigen Gesandten nach La Paz, deren Notwendigkeit Bülow mit dem 
Hinweis auf den «bevorstehenden Kampf gegen die nordamerikanische 
Konkurrenz» begründet hatte. 

Das überragende Ziel des Kaisers war, das machte er wiederholt deut- 
lich, mit seinen Flottenrüstungen die USA machtpolitisch zu überholen.’ 
Zwar war der 1897 von Tirpitz eingeleitete Schlachtflottenbau hauptsäch- 
lich gegen die britische Weltmacht gerichtet, doch von Anfang an faßte der 
Kaiser als Gegner auch die Vereinigten Staaten ins Visier. Im Dezember 
1897 vermerkte er auf ein Schreiben des amerikanischen Botschafters 
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White: «Die Sympathie Amerikas und Englands werden wir uns erwerben 
in dem Maßstab, wie wir unsere Flotte stärken und demgemäß es sich für 
diese beiden nicht empfiehlt, uns zu molestieren oder zu brüskieren, auf 
die Gefahr hin, dabei Schaden zu erleiden.»>* Einer Aufzeichnung Bülows 
vom Sommer 1898 zufolge, bestimmte der Kaiser als Richtlinie der deut- 
schen Aufßen- und Rüstungspolitik, «Schwierigkeiten und Differenzen 
mit der [nordamerikanischen] Union, solange dies mit der Würde des 
Reiches zu vereinen wäre, aus dem Wege zu gehen. Würde unsere Marine 
erst das Übergangsstadium überwunden haben, so wäre vielleicht der Au- 
genblick gekommen, um mit den Vereinigten Staaten abzurechnen.»>? 
Wiederholt forderte der Kaiser im Zusammenhang mit dem Vordringen 
der amerikanischen Macht «schnell eine starke Flotte», denn «dann wird 
sich das andere finden».*° Wie Fiebig-von Hase nachgewiesen hat, bildete 
für Wilhelm der Flottenbau «das einzige Allheilmittel» zur Verschiebung 
des Machtverhältnisses des Reiches sowohl gegenüber den USA als auch 
gegenüber Großbritannien. Als Holleben im Sommer 1898 ernsthaft vor 
der wachsenden antideutschen Stimmung in Amerika warnte, bezeichnete 
der Kaiser die Schlachtflotte als das Instrument, mit dem man England 
und Amerika Respekt einflößen und eine anglo-amerikanische Allianz 
verhindern könne. Zu diesem Zeitpunkt ging er davon aus, daß Deutsch- 
land bereits 1901 in der Lage sein würde, zur See «vorgehen und eingrei- 
fen» zu können.*' Ausdrücklich nannte er bei der Einbringung der Flot- 
tennovelle von 1900 «England und Amerika» als die anvisierten Gegner.” 
Im Juni 1900 warf er Mahnungen zur größeren Zurückhaltung in Latein- 
amerika mit der Bemerkung in den Wind: «Haben wir erst eine ordent- 
liche Flotte, kann es uns bis zu einem gewissen Grade egal sein, Südameri- 
ka geht die Yankees nun einmal nichts an.»# Ein Jahr darauf beklagte er 
«die Sünden der letzten 20 Jahre der Vernachlässigung» im Flottenbau. 
«Wie würde mein Wünschen und Politik in Zentral- und Südamerika ganz 
anders unterstützt werden», rief er aus, wenn er ein Kreuzergeschwader in 
die Karibik schicken könnte.** Und noch im Dezember 1904 lamentierte 
er angesichts der fortschreitenden Ausweitung des US-amerikanischen 
Einflusses in Lateinamerika: «Oh Du ochsenhafter deutscher Reichstag! 
Warum hast du mir die Flotte 10 Jahre lang verweigert? Wären wir jetzt 
genügend stark zur See, so wäre so was nicht möglich.»# 


2. Deutschland als lachender Dritter zwischen England und Amerika 


In jeder Auseinandersetzung mit den Vereinigten Staaten mußte das Kai- 
serreich die wohlwollende Neutralität Großbritanniens für sich gewinnen, 
denn beide Atlantikmächte gleichzeitig zu bekämpfen, erschien selbst den 
Hitzköpfen im Admiralstab als übermäßig gewagt. Unverkennbar aber 
rückten die beiden angelsächsischen Völker um die Jahrhundertwende 
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immer näher zusammen. Die britische Exponiertheit während des Buren- 
krieges und der Sieg der USA gegen Spanien führten zu einer stillschwei- 
genden Verständigung, die auf das Eingeständnis hinauslief, daß das 
British Empire seinen Höhepunkt überschritten hatte und den Führungs- 
anspruch der Vereinigten Staaten weder auf dem amerikanischen Doppel- 
kontinent noch im Pazifik je wieder bestreiten würde. Hinzu kamen 
tiefgehende geschichtliche, sprachliche, kulturelle, wirtschaftliche und fa- 
miliäre Gemeinsamkeiten, die diese stille diplomatische Revolution uner- 
schütterlich untermauerten. Es war dies der Beginn einer gewaltigen Ent- 
wicklung, die den Verlauf des zwanzigsten Jahrhunderts bis in die heutige 
Zeit bestimmen sollte.* 

Am Hofe der Hohenzollern wurde das Zusammenrücken der beiden 
angelsächsischen Weltmächte zwar mit Sorge wahrgenommen, doch die 
Tragweite der tektonischen Verschiebung, die ihr zugrunde lag, wurde 
verkannt. Kaiser Wilhelm suchte durch eine vermeintlich überaus listige 
persönliche Diplomatie, die Engländer gegen die Amerikaner und diese 
wiederum gegen die Engländer zu verhetzen, was bei den engen Verbin- 
dungen zwischen den beiden Führungseliten natürlich sofort weitergege- 
ben wurde und das Mißtrauen gegen ihn nur vertiefte. Das denkwürdige 
Gespräch, das Wilhelm im Januar 1901 mit dem britischen Außenminister 
Lansdowne über die bösen Absichten der Vereinigten Staaten in aller Welt 
führte, haben wir oben schon ausführlich zitiert. Darin suchte er das Insel- 
reich von der Bindung mit den USA abzuwerben und für den Anschluß an 
Europa zu gewinnen. «Die Vereinigten Staaten seien zielbewußt, voll ju- 
gendlicher Kraft und Übermutes, ohne Skrupel und Solidaritätsgefühl für 
andere», führte er nach eigenen Angaben aus. «Sie genügten sich auf ihrem 
weiten zum Teil noch unerschlossenen Kontinent selbst. Dabei wendeten 
sie die Monroedoktrin nur mehr insofern an, als sie jeden andern fernhiel- 
ten; dafür dehnten sie sich aber selbst aus, wohin sie wollten. Mit dem 
einen Fuß ständen sie in Honolulu, mit dem andern in Kuba! Es dünke 
mir, daß die Freundschaft Englands im Kriege mit Spanien schlecht ver- 
golten worden sei. Die amerikanischen Sympathien seien auf Seiten der 
Buren. [...] Ich früge ihn, den Minister, nun offen, ob man denn hier wirk- 
lich noch im Wahne der amerikanischen Freundschaft lebe.» Zusammen 
mit Rußland wollten die Amerikaner doch «die Europäer, plus Engländer, 
aus China fernhalten. Sie wollten sich in China teilen: der eine die politi- 
sche, der andere die kommerzielle Herrschaft an sich reißen. [...] Der Sla- 
we mit seiner numerischen Übermacht, mit seinem passiven, halb schlum- 
mernden, aber doch auf bestimmte Objekte gerichteten Instinkte, der mit 
elementarer Macht dräuend und langsam in der Weltgeschichte hervortre- 
te, der Amerikaner mit seiner Zähigkeit, seinem Erfindungsgeiste, seiner 
Entschlossenheit und den unerschöpflichen Hülfsquellen seines neuen 
Landes würden, wenn man sie gewähren ließe, mit der Zeit alles absorbie- 
ren.» Im August jenes Jahres, als Edward VII. und Lascelles zu Gesprä- 
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chen in Wilhelmshöhe eintrafen, wiederholte der Kaiser seine Warnungen 
gegen die Absichten der Amerikaner. Deren Einnahme der Philippinen be- 
deute «einen Schritt gegen den Jangtse», behauptete er. «Glaubt denn Eng- 
land, im fernen Osten Rußland und Amerika allein die Spitze bieten zu 
können ohne Japan ?»** 

Schadenfroh registrierte der Kaiser jedes Anzeichen eines britisch-ame- 
rikanischen Konflikts, aus dem er Vorteil zu ziehen hoffte. So stellte er 
1901 auf einem Bericht über die Nachgiebigkeit Londons in der Panama- 
kanalfrage fest: «John Bull muß an Jonathan Konzessionen machen.»* Zu 
der Ankündigung Roosevelts im Februar 1903, er werde Alaska militä- 
risch besetzen, falls die Verhandlungen mit England über die Grenzzie- 
hung mit Kanada nicht zum erwünschten Ergebnis führen sollten, schrieb 
Wilhelm: «Prosit! Das wird John Bull auch sicher sich gefallen lassen.»’° In 
diesen Erwartungen wurde Wilhelm durch Bülow sekundiert, der ihm 
1899 mit Freude von der Wahrscheinlichkeit eines baldigen Krieges zwi- 
schen den USA und Großbritannien sprach, bei dem es sich um den ameri- 
kanischen Erwerb von Kanada handeln würde. «Das läßt sich blicken», 
jubelte der künftige Kanzler. «Wenn wir uns nicht mit Amerika verhetzen 
lassen, wird John Bull schließlich vor die Alternative gestellt werden, Ca- 
nada fahren zu lassen oder den ihm so höchst fatalen Zusammenstoß mit 
Uncle Sam zu riskiren.»5' Noch im Frühjahr 1903 spielte der Kanzler die 
Gefahr einer anglo-amerikanischen Verständigung gegen Deutschland 
herunter, indem er dem Kaiser versicherte: «Das englische Weltreich ist so 
groß geworden, daß es sich aus eigener Kraft nicht mehr erhalten kann. Es 
braucht nothwendig einen Bundesgenossen und würde viel bieten, um die 
Amerikaner für eine solche Allianz zu gewinnen. [...] Amerika aber wird 
es sich reichlich überlegen, che es sich mit England verbündet. Ein solches 
Sichfestlegen widerspräche den amerikanischen Traditionen und Neigun- 
gen. Amerika ist zu egoistisch, um sich nicht zu sagen, daß Uncle Sam mit 
einer Politik der freien Hand bessere Geschäfte macht als durch ein Com- 
pagniegeschäft mit dem fetten und gleichfalls selbstsüchtigen John Bull.» 
Der hauptsächliche Interessenkonflikt zwischen Großbritannien und den 
USA finde in China statt, meinte Bülow an dieser Stelle. Er führte aus: «Im 
Yangtsethal erstreben die Engländer mit allen Mitteln die Vormachtstel- 
lung. Dank dem Widerstand namentlich Amerikas haben sie eine solche 
bis jetzt dort nicht erreicht. [...] Amerika hat an der open door am Yangtse 
das gleiche Interesse wie wir und wird dieses nur dann opfern, wenn es 
sich durch eine von uns zusammengebrachte Koalition bedroht glaubt.»’? 

Beseelt von dem Glauben an die Unvereinbarkeit der englischen und 
amerikanischen Interessen folgte der Kaiser schon in diesen Jahren dem 
abenteuerlichen und politisch höchst bedenklichen Plan, die Vereinigten 
Staaten zu einem gemeinsamen Vorgehen mit Deutschland aufzufordern, 
um so das britische Weltreich dauerhaft zu schwächen. Als Londoner Zei- 
tungen im Oktober 1901 eine Annäherung Englands an Rußland verlang- 
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ten, glaubte er, daraus eine «Pflicht» ableiten zu müssen, «uns mit Amerika 
wirtschaftlich zu verständigen». Das Ziel dieses deutsch-amerikanischen 
Zusammengehens wäre dann die «Zertrümmerung des englischen Welt- 
handels, ihrer Schiffahrt etc.», erklärte Wilhelm unverhohlen. Gemeinsam 
mit Amerika würde das Reich den Engländern «so schwere Verluste» bei- 
bringen, «daß sie wohl oder übel politisch sich mit uns besser zu stellen 
gezwungen sind. Erfolgen diese Schläge», sagte er voraus, «werden alle 
anderen Nationen sich uns anschließen.» Wie diese Randbemerkung 
verdeutlicht, ging es dem Kaiser bei diesen Angeboten an Amerika nach 
wie vor um das Hauptziel der deutschen Vormachtstellung in Europa. Die 
Zusammenarbeit mit den USA sollte England in die Knie zwingen und es 
dadurch den deutschen Suprematieplänen gefügig machen.’* Tatsächlich 
hatten diese Annäherungsversuche an die USA die entgegengesetzte Wir- 
kung, denn ihr manipulativer Zweck wurde natürlich sofort durchschaut. 
Die listigen Vorschläge des Kaisers wurden umgehend an die britische 
Regierung weitergeleitet mit dem Erfolg, daß das Mißtrauen gegen die 
deutsche Politik und speziell gegen die Absichten Wilhelms II. sowohl in 
Washington als auch in London in rasantem Tempo anwuchs. 

Nach der erfolgreichen Zusammenarbeit mit Albert Ballin in den Ver- 
handlungen mit J. P. Morgan hielt sich Wilhelm für einen weitaus besseren 
Kenner der amerikanischen Wirtschaftselite als die amtlichen Vertreter des 
Reiches in den USA. Durch und durch überzeugt, daß er persönlich viel 
effektiver auf die Amerikaner würde einwirken können als seine diplo- 
matischen Vertreter, lud Wilhelm II. im Sommer 1902 Morgan mit seiner 
Familie nach Deutschland ein. Die Corsair, die Luxusyacht des Magnaten, 
traf am 1. Juli in Kiel ein, wo der Kaiser auf der Hohenzollern auf seine 
Gäste wartete. In dieser plutokratischen Umgebung fühlte sich der Kaiser 
offenbar in seinem Element. Morgans Tochter Anne schildert die Be- 
gegnung der beiden Männer in einem Brief an ihre Mutter. «Um drei Uhr 
kamen der Kaiser, Bülow, sein Flügeladjutant und ein Admiral an Bord der 
Corsair und blieben eineinhalb Stunden, und Worte können nicht aus- 
drücken, welch überaus angenehmen Eindruck er [der Kaiser] hinterlassen 
hat. Wir waren natürlich alle zu Tode erschrocken und wußten nicht was 
tun, aber er haßt Förmlichkeit jeder Art, wenn er fern den Geschäften ist 
und bestand darauf, alles so zu tun, als wäre er einer von uns. Was sein 
Aussehen angeht, er ähnelt kein bißchen seinen Photographien oder Por- 
traits, nichts davon ist annähernd ausdrucksstark genug. Seine Augen sind 
vollkommen unglaublich blau, sie durchdringen einen durch und durch. 
Nun, ich sage Dir, es waren die kürzesten eineinhalb Stunden, die ich je 
erlebt habe.»* 

Die Begeisterung über die Kieler Begegnung hielt nicht lange an. Bald 
brachte Eckardstein in London entsetzt in Erfahrung, daß der Kaiser in 
dem Glauben, auf der Yacht lauter Amerikaner vor sich zu haben, lauthals 
erklärt hatte, «England sei der gemeinsame Feind, gegen den müßten 


258 Der Kaiser und Amerika 


Amerika und Deutschland zusammenhalten. An Bord sei aber auch ein 
Engländer gewesen; dieser habe sich hingesetzt und einen Brief mit der 
Kaiserlichen Rede an das Foreign Office geschickt, wo derselbe aufbe- 
wahrt werde.» Eckardstein kam daraufhin zu der Ansicht, «daß es unnütz 
sei, noch länger gegen den Strom der englischen Erbitterung anzukämp- 
fen», und bat um seine Entlassung aus dem diplomatischen Dienst. Wie 
Holstein im November 1902 notierte, habe Bülow den Kaiser mit diesem 
Vorgang konfrontiert, um ihn zur Besinnung zu rufen. «Der Kaiser wurde 
über diese Geschichte wütend, bestritt alles, war aber dann sehr viel ruhi- 
ger und kleiner.» 

Britische und amerikanische Quellen bestätigen nicht nur die Richtig- 
keit der Eckardsteinschen Mitteilung; sie zeigen, daß die kaiserlichen Ex- 
pektorationen noch weit schlimmer waren und auch noch auf anderen 
Wegen an die politische Elite Londons und Washingtons gelangten, wo sie 
massiven Schaden anrichteten. An Bord der amerikanischen Yacht befand 
sich nämlich die junge, ausgesprochen hübsche Verlobte eines US-Diplo- 
maten an der Berliner Gesandtschaft namens Hitt, mit der sich der Kaiser 
lange sehr freimütig unterhielt. Hitts Vater war nicht nur Mitglied des 
Repräsentantenhauses, sondern gar Vorsitzender des Foreign Relations 
Committee. Aufgrund der Erzählungen seiner künftigen Schwiegertoch- 
ter gewann dieser einflußreiche Politiker die Überzeugung, Kaiser Wil- 
helm sei «der waghalsigste [most reckless] Mensch in Europa». Der Mon- 
arch habe mit der ihm vollkommen fremden jungen Frau «mit solch 
brutaler Offenheit gesprochen, daß das Mädchen perplex war». Er habe 
auf seine Königskollegen geschimpft, «besonders auf seinen Onkel Ed- 
ward». Der Washingtoner Korrespondent der National Review, A. Mau- 
rice Low, dessen Mitteilung zur Kenntnis der britischen Regierung gelang- 
te, resümierte die Schilderung Hitts: «Die kaiserliche Charakterisierung 
des Königs und des britischen Volkes war sichtlich übelwollend brutal, 
und sein Verhalten offenbarte nicht weniger als seine Worte, wie sehr er 
alles Englische haßt.»* 

Morgan selbst erzählte seinem Londoner Geschäftspartner Clinton 
Dawkins weitere Einzelheiten über seine Unterredung mit dem Kaiser in 
Kiel, die Dawkins gleich an einflußreiche Personen in der britischen Re- 
gierung weitergab. Dem Vizekönig in Südafrika, Lord Alfred Milner, teilte 
er im November 1902 mit, Wilhelm habe gegenüber Morgan «zugegeben, 
daß er es nicht für unlauter gehalten habe, zwischen uns und den Vereinig- 
ten Staaten etwas Unruhe in Schiffsangelegenheiten zu stiften. Wir müssen 
alle Ihre große Republik umwerben, sagte er, und die Engländer glaubten, 
sie hätten im Zuge des Spanischen Krieges darin derartig Fortschritte ge- 
macht, daß es nur gerechtfertigt wäre, die zu enge Verbindung zu stören.» 
Darüber hinaus habe der Kaiser «vor gemischter Gesellschaft in Kiel [...] 
offen die heftigste Sprache» gegen den Kolonialminister Joseph Chamber- 
lain gebraucht, berichtete Dawkins. Nicht nur sei Chamberlain kein 
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Gentleman, er sei «auch bestechlich & während des ganzen Krieges [in 
Südafrika] von korrupten Motiven beeinflußt gewesen, die früher oder 
später ans Licht kommen würden!» Dabei waren der Premierminister 
Balfour und Joseph Chamberlain nach dem Urteil Dawkins’ die einzigen 
Regierungsmitglieder, die die «deutsche Gefahr» begriffen hätten. Auch 
die Amerikaner hätten aber die Bedrohung gesehen. «Ich glaube, sie ver- 
stehen diese Dinge in Amerika. Sie behalten in Washington Deutschland 
ganz scharf im Auge.»’? 

Nach dem Bekanntwerden der peinlichen Indiskretionen des Kaisers in 
Kiel sah sich Metternich veranlaßt, Bülow auf die gravierenden Folgen des 
Vorfalls für die deutsch-britischen und deutsch-amerikanischen Beziehun- 
gen hinzuweisen. Am 4. Februar 1903 schrieb er dem Kanzler in einem 
Privatbrief: «Die Geschichte, wonach Seine Majestät der Kaiser auf einer 
amerikanischen Yacht sich unliebsam über England und König Eduard ge- 
äußert haben soll, soll [...] dazu benutzt werden, um auf König Eduard 
einzuwirken. [...] Danach soll Seine Majestät England als a rotten country 
hingestellt und im Gegensatz dazu Amerika habe brillieren lassen. Von 
König Eduard solle Seine Majestät gesagt haben, that if he (the Emperor) 
had done what King Edward has done, he would have been turned out of 
his country [wenn er getan hätte, was König Edward getan hat, hätte man 
ihn ins Exil geschickt]. König Eduard ist augenblicklich sehr amerikanisch 
gesinnt», fuhr Metternich fort. Er könne sich der Befürchtung nicht er- 
wehren, «daß wir noch nicht am Ende der Yacht-story angelangt sind und 
daß some mischief makers [einige Stänkerer] bei König Eduard versuchen 
werden, Unfrieden zwischen ihm und unserem Allergnädigsten Herrn zu 
stiften», warnte der Botschafter, der mit seinen Befürchtungen Recht be- 
halten sollte.°° 

Es dauerte nicht lange, ehe der Privatsekretär des Königs beim Bot- 
schafter in Berlin anfragte, was an der «Yacht-story» Wahres dran sei. Las- 
celles antwortete am 20. März 1903: «Es ist offenkundig, daß der Kaiser 
letztes Jahr an Bord einer amerikanischen Yacht ging und eine Sprache an- 
schlug, die - gelinde gesagt - taktlos war, um so mehpz, als sich ein Englän- 
der an Bord befand, dessen Namen ich vergessen habe, der aber irgendwo 
ehrenhalber Attach& gewesen war und einen Bericht an Lord Lansdowne 
verfaßte, den ich im Foreign Office einsah. Der Bericht sagte, daß Seine 
Majestät sich in Schmähungen der englischen Regierung erging, aber ich 
kann mich nicht erinnern, daß er irgendeine direkte Verurteilung des Kö- 
nigs enthielt. Ich weiß noch, daß mir damals in den Sinn kam, daß der Kai- 
ser mir gegenüber eine gleich heftige Sprache benutzt hatte, aber es ist eine 
Sache, von Angesicht zu Angesicht mit einem Botschafter zu sprechen, der 
natürlich über das Gespräch berichten wird, und eine andere Sache, zu 
vielen Leuten, die er nicht kannte, in einer Weise zu reden, die diese dazu 
bringen mußte zu glauben, daß er England und alles Englische haßt. Das 
glaube ich sicherlich nicht, und obwohl es keinen Zweifel geben kann, daß 
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er an Bord der amerikanischen Yacht eine Sprache gewählt hat, die absolut 
unentschuldbar ist angesichts der Gesellschaft, in der er sich befand, soll- 
ten wir daran denken, daß er immer übertreibt und daß Leute, die ihn 
nicht kennen, dazu neigen ihn mißzuverstehen. Der ganze Zwischenfall, 
so bedauerlich er auch ist, ist jetzt ein alter Hut und sollte meiner Meinung 
nach ganz fallengelassen werden.» Die Rufe des weisen Lascelles zur Be- 
sonnenheit stießen jedoch am Hofe von Windsor auf taube Ohren. 


3. Die «Mission» des Prinzen Heinrich in Amerika 


Das eklatanteste Beispiel für den kaiserlichen Versuch, durch persönliche 
Diplomatie eine deutsch-amerikanische Koalition gegen das britische 
Weltreich aus der Taufe zu heben oder wenigstens die immer enger wer- 
dende anglo-amerikanische Verbrüderung zu unterminieren, bildete die 
«politische Propagandareise» des Prinzen Heinrich durch die USA im Fe- 
bruar und März 1902.°° Wie Ragnhild Fiebig-von Hase nachweist, ging der 
Amerikabesuch Heinrichs «ausschließlich auf die kaiserliche Initiative zu- 
rück». Die Entsendung des Preußenprinzen entsprang ganz «der naiven 
Erwartung des Kaisers, mit persönlichen Beziehungen und Gunstbezeu- 
gungen durch Besuche kaiserlicher Angehöriger, die Verleihung von 
Medaillen und die Schenkung von Statuen, Einfluß auf die amerikanische 
Politik nehmen zu können» und die tatsächlich vorhandenen weltpoliti- 
schen Gegensätze zu verdecken.“ Wilhelm versah seinen Bruder mit weit- 
reichenden Instruktionen, die eine deutsch-amerikanische Verständigung 
gegen England bezweckten. Vor allem sollte Heinrich seinen Einfluß gel- 
tend machen, um den Vertrag zwischen Albert Ballin und J. P. Morgan zur 
Regelung des nordatlantischen Dampferverkehrs unter Dach und Fach zu 
bringen. Sogar über die heikle Venezuelafrage sollte der Prinz mit der US- 
Regierung verhandeln.“ Unter den Staatsbeamten der Wilhelmstraße 
herrschte blankes Entsetzen über die Mission des nicht gerade diploma- 
tisch versierten Prinzen, zumal Heinrich sich als Mitglied des Königshau- 
ses und «als Seemann» auf die Kommandogewalt des Kaisers berief und 
sich zunächst weigerte, die Weisungen des Reichskanzlers anzunehmen.‘s 
Besonders erschreckt war man über die Mitteilung des Hofmarschalls 
Albert von Seckendorft, Prinz Heinrich glaube, «irgend einen politischen 
Erfolg [...] von der Reise [...] nach Hause» bringen zu müssen. Die größte 
Sorge bereitete den Diplomaten die Absicht des Prinzen, sich in Washing- 
ton erkundigen zu wollen, «ob und wie weit es möglich sein würde, in 
Südamerika eine deutsche Einflußsphäre zu schaffen». Die bloße Erwäh- 
nung dieses Gedankens würde nach Holsteins Überzeugung schon genü- 
gen, «um die Stimmung des Präsidenten auf den Gefrierpunkt herunter zu 
bringen». Darüber hinaus wollte der Prinz mit Roosevelt die Philippinen- 
frage erörtern. Der Kanzler und das Auswärtige Amt mußten ernsthaft be- 
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fürchten, daß die Mission Heinrichs nach Amerika «mehr den Wünschen 
und Interessen unserer Feinde und Neider als den Interessen Deutsch- 
lands» dienen würde.“ Schließlich gelang es Bülow, den Kaiser von der 
Notwendigkeit zu überzeugen, die Reise auf eine reine Höflichkeitsvisite 
zu beschränken. Durch kaiserlichen Befehl wurde der Reichskanzler in die 
Lage versetzt, dem Prinzen Hinweise über die Richtlinien der amtlichen 
Politik in den vielen strittigen Fragen - Venezuela, die dänische Karibik- 
insel St. Thomas, die Presse, Handelspolitik, Schiffahrt, Auswanderung, 
Kabel und Post - zu geben. In einem Schreiben an Prinz Heinrich vom 
30. Januar 1902 machte er deutlich, daß es ein Irrtum wäre «zu glauben, 
daß von Eurer Königlichen Hoheit in Amerika irgendwelche politischen 
Taten erwartet würden». Der Zweck der Reise sei lediglich, die Amerika- 
ner durch Höflichkeit zu gewinnen, sie von der Nützlichkeit guter Bezie- 
hungen und von der Sympathie des Kaisers für das amerikanische Volk zu 
überzeugen. Die deutsche Haltung im Burenkrieg sollte Prinz Heinrich 
auf keinen Fall erwähnen, da dies sonst in einen Gegensatz zur neutralen 
Haltung Wilhelms II. gegenüber dem Krieg in Südafrika gebracht werden 
könnte. Zudem wurde er angewiesen, die Verhältnisse in Süd- und Zen- 
tralamerika «aus eigener Initiative nicht zu besprechen [...] und selbstver- 
ständlich keinerlei deutsche Absichten auf jene Gegenden zuzugeben». 
Als «absurde Hirngespinste» müsse er die amerikanischen Befürchtungen 
«hinsichtlich deutscher Erwerbs- oder Einfluß-Gedanken bezüglich Mit- 
tel- und Südamerikas» abtun, freilich ohne dieser Zurückweisung den 
Charakter einer bindenden Erklärung zu verleihen. Dennoch unterstrich 
der Reichskanzler gegenüber dem Bruder des Kaisers, daß seit Jahren kei- 
ne Reise eines Prinzen von solcher Bedeutung für das Vaterland gewesen 
sei wie diese. Auch Wilhelm setzte trotz der dem Prinzen aufgezwunge- 
nen Zurückhaltung hochgespannte Erwartungen in die Reise seines Bru- 
ders.°® Waldersees Wunsch, zur gleichen Zeit mit seiner amerikanischen 
Frau in die USA zu reisen, wurde vom Kaiser aus Angst, dies könne den 
Effekt des Prinzenbesuchs beeinträchtigen, ausgeschlagen.” 

Den Anlaß zu dem Amerikabesuch Heinrichs bot der Stapellauf der 
neuen Segelyacht Meteor, die als «Versöhnungsgeste» an die USA in Shoo- 
ter’s Island bei New York gebaut worden war.’° Da die für den 25. Februar 
1902 geplante Schiffstaufe von Alice Roosevelt, der sechzehnjährigen 
Tochter des Präsidenten, vollzogen werden sollte, wurde das Ereignis in 
der amerikanischen Öffentlichkeit mit großer Aufmerksamkeit verfolgt. 
Durch die Nachricht, daß der Bruder des Kaisers mit einer hochrangigen 
Delegation an dem Taufakt teilnehmen und anschließend nach Washing- 
ton, Annapolis, St. Louis, Chicago, Milwaukee, Philadelphia und Boston 
reisen würde, gewann die «Mission» des Prinzen in die USA eine hoch- 
politische Bedeutung.”' Der damalige Kapitän zur See, Georg Alexander 
von Müller, den der Kaiser am 27. Januar 1902 zu seinem Flügeladjutanten 
ernannte, erhielt den Auftrag, den Verkehr mit der amerikanischen Presse 
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Abb.7 Prinz Heinrich auf dem Weg ins Weiße Haus 


zu pflegen.”” Ihm übertrug Prinz Heinrich die propagandistische Vorbe- 
reitung der Reise durch die Lancierung eines geeigneten Lebenslaufs. Als 
Direktive gab der Kaiserbruder aus: «Meine Verdienste bitte ich Sie hierbei 
über das Maß dessen was Sie und ich für anständig halten, zu erheben und 
die Angelegenheit mit Schlagworten so zu behandeln, wie sie in den Au- 
gen eines Yankee-Lesers würdig erscheinen dürfte. - Diesmal Schorsch 
muß «geklingelb werden, so sehr ich dergleichen hasse! Der Zweck muß 
dies abscheuliche Mittel heiligen!» 

Am 15. Februar 1902 fuhr Prinz Heinrich, begleitet von nicht weniger 
als neun Offizieren, darunter Tirpitz und Müller, mit dem Hapag-Luxus- 
dampfer Kronprinz Wilhelm ab und erreichte nach einer stürmischen 
Überfahrt am 23. Februar New York.7”* Die achtzehntägige Reise durch 
die Vereinigten Staaten wurde von allen Teilnehmern als eindrucksvoll, 
aber hektisch und anstrengend empfunden. Tirpitz meinte anschließend, 
weniger wäre mehr gewesen, er habe «nur äusserlich durchgehalten».7 
Abgesehen von den zahllosen Empfängen in New York - das von ]J. P. 
Morgan gegebene Bankett für die 1000 führenden «Captains of Industry» 
bildete dort den Höhepunkt - lud Roosevelt die Delegation zum Diner 
ins Weiße Haus nach Washington ein, und es fand auch ein Zusammen- 
treffen mit Kongreßmitgliedern statt. Bei einem Besuch der Harvard- 
Universität wurde Heinrich der Ehrendoktortitel verliehen.’° Hinter ver- 
schlossener Tür kam dann auch, wie wir geschen haben, am 21. Februar 
1902 der Kooperationsvertrag zwischen Ballin und Morgan zustande, zu 
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dem der Kaiser den Reeder und seinen Bruder so begeistert beglück- 
wünschte.77 

Die Amerikaner durchschauten sofort, daß die «Mission» des Preußen- 
prinzen als Schachzug gegen England konzipiert war.”* Nicht zufällig 
wählte die Wilhelmstraße gerade diesen Moment, um durch die Veröffent- 
lichung amtlicher Dokumente und die Verunglimpfung britischer Staats- 
männer die angeblich dubiose Rolle Englands im Spanisch-Amerikani- 
schen Krieg hervorzuheben.” «In England ist man wuthentbrannt u. fühlt 
sich sehr geschlagen», frohlockte Waldersee. «Eine bessere Maaßregel für 
die Reise des Prinzen Stimmung zu machen, konnte es kaum geben, und 
ist es wirklich ein Glück, daß den Engländern endlich einmal die Maske 
abgenommen ist u. daß die Welt sieht, welch elende Heuchler die Eng- 
länder sind.»®° Durch Heinrichs Besuch würde den Amerikanern klar- 
werden, «wie arge Heuchler die Engländer sind u. wie sie systematisch 
gegen uns Stimmung gemacht haben».*' Als die Reise zu Ende ging, sprach 
Waldersee die Warnung aus, daß «vom Auslande, u. namentlich von Eng- 
land [...] mit Hochdruck» daran gearbeitet werden würde, «die Wirkun- 
gen der Reise zu nichte zu machen».'” 

Die Anfang 1902 plötzlich akut werdende Venezuelakrise, in der sich 
die Möglichkeit einer gemeinsamen Aktion Deutschlands und Großbri- 
tanniens abzuzeichnen schien, drohte, den antibritischen Zweck der Reise 
Prinz Heinrichs zu überschatten. Als die Londoner Regierung ihre Bereit- 
schaft zu einer gemeinsamen deutsch-britischen Blockade der venezo- 
lanischen Häfen signalisierte, sah sich Wilhelm II. mit einem Dilemma 
konfrontiert. Am 20. Januar 1902 bat ihn Reichskanzler von Bülow «aller- 
untertänigst» darum, ihn «in Gnaden ermächtigen zu wollen, mit der briti- 
schen Regierung zum Zwecke eines etwaigen gemeinsamen Vorgehens ge- 
gen Venezuela in Verbindung zu treten», doch der Monarch wies das 
Ansinnen seines obersten Ratgebers zurück. Ein Eingehen auf die Sondie- 
rungen Londons dürfe überhaupt nur stattfinden, verfügte er, «falls wir 
sicher sein können, das[s] die Briten aus diesen Andeutungen nicht Ge- 
legenheit nehmen, uns bei den Amerikanern zu verdächtigen und somit 
die Wirkung des Besuches Meines Bruders abschwächen. Jedenfalls dürfen 
solche Schritte erst nach Ablauf der Mission des Prinzen unternommen 
werden; der ja seinerseits noch mit Instruktionen - event[uel]l schriftlich - 
über dieses Vorgehen, für Roosevelt versehen werden kann.» Ob die «Ein- 
treibung der Summen» in Caracas «einige Wochen früher oder später» ge- 
schehe, sei doch «egal!» Dennoch erkannte der Kaiser in einer denkbaren 
gemeinsamen Aktion Deutschlands und Englands in der Karibik und der 
gleichzeitigen «Mission» seines Bruders in den USA die Möglichkeit eines 
Zusammengehens der Länder der «germanischen Rasse». An den Onkel 
König Edward schrieb Wilhelm am 26. Februar 1902: «Heinrich hatte eine 
schreckliche Überfahrt, die er aber schnell vergessen wird angesichts der 
Wärme seines Empfanges, der Lord Salisburys Vorhersage von dem er- 
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hofften einstigen Zusammenschluß der Teutonischen Rassen bestätigt. 
Das ist wenigstens ein Anfang!»"* Nach seiner Rückkehr aus den USA 
griff auch Heinrich diesen Rassengedanken auf. An den amerikanischen 
Jugendfreund und Publizisten Poultney Bigelow schrieb er im April 1902: 
«Ich glaube, daß wir einer Krise entgegentreiben, in der eher die Frage der 
Rasse als der Nationen eine entscheidende Rolle spielen wird, & ich über- 
lasse es Deiner Phantasie & Urteilskraft zu entscheiden, welche Rasse eine 
Berufung für die Zukunft hat oder wenigstens haben sollte. Ich betrachte 
die deutsche & angelsächsische Rasse als ein & dieselbe.» 

So lebhaft Waldersee die Reise des Prinzen auch begrüßt hatte, die Lob- 
hudelei in der deutschen Presse empfand er als geradezu peinlich.‘ Viele 
Zeitungen verfielen «wieder in den Ton, den Kaiser als Urheber der Reise, 
als den Mann von klarem Blick u. großen Gesichtspunkten, in über- 
schwenglicher Weise zu feiern. Da soll der Herr nicht eitel werden u. nicht 
glauben, daß er doch klüger sei als alle Anderen.» Es wäre doch besser, erst 
abzuwarten, welche Früchte die Reise zeitigen würde, warnte der Gene 
ral.’” Noch Ende 1902 lobte der Kaiser den Erfolg seines Bruders, indem er 
auf einen Bericht aus Washington bemerkte: «Heinrichs Reise ist das 
Capital von dem wir zehren!»"* Zu seinem Geburtstag im Januar 1903 be- 
förderte er den Bruder zum Kommandanten der Flottenstation in Kiel.” In 
Wirklichkeit hat die «Propagandareise» des Prinzen keine nachhaltige Besse- 
rung im deutsch-amerikanischen Verhältnis bewirken können. «Von einer 
Chance für das Reich, in den englisch-amerikanischen Beziehungen den 
lachenden Dritten zu spielen, konnte keine Rede sein», urteilt Fiebig-von 
Hase. «Für die deutsch-amerikanischen Beziehungen und Deutschlands 
internationale Position blieb der Prinzenbesuch ein diplomatischer Augen- 
blickserfolg ohne jede Tiefenwirkung.»” Ein einflußreicher Deutschameri- 
kaner stellte Anfang 1903 fest, daß die ständigen deutschen Versuche, 
«zwischen uns und England Unfrieden zu stiften», das gerade Gegenteil 
bewirkt hätten. «Deutschland hat überhaupt im letzten Jahr hier in Ame- 
rika eine sehr unglückliche Politik verfolgt, und trotz Prinz Heinrichs 
Besuch, trotz alles Liebeswerbens und übertriebener Freundschaftsbeteue- 
rungen, herrscht hier nur Mißtrauen gegen die deutsche aggressive Welt- 
politik, welches noch ernste Folgen haben kann. Für ein brutales, materiali- 
stisches, bramarbasierendes und die ganze Welt beunruhigendes Deutsch- 
land haben wir nun einmal gar keine Sympathie.»°' Wenige Wochen nach 
dem Amerikabesuch schrieb Kaiser Wilhelm verbittert, Gordon Bennett, 
der Besitzer der New York Herald, habe erklärt, «er werde nicht eher 
ruhen als bis er es innerhalb der nächsten 3 Jahre zum Kriege zwischen 
Deutschland und Amerika gebracht habe».?” Selbst der Jugendfreund der 
beiden Hohenzollernbrüder, Bigelow, kritisierte die deutschen Absichten 
in aller Öffentlichkeit.” Ende 1902 mußte Waldersee eingestehen, daß der 
Kampf mit England um die öffentliche Meinung in den Vereinigten Staaten 
alles andere als gewonnen war. «Wir sind mit England im Wettkriechen be- 
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griffen um die amerikanische Freundschaft», stellte er fest. «Vor der Hand 
ist England entschieden noch im Vortheil, da die Beziehungen doch fest 
fundierte sind. Ich glaube aber, daß die Amerikaner klug genug sind, sich 
von keinem der Bewerber um ihre Gunst bethören zu lassen.»* 


4. Die Suche nach Flottenstützpunkten in der Karibik 


Die Annäherungsversuche des Kaisers an die Vereinigten Staaten mit den 
Mitteln der persönlichen Diplomatie waren nicht zuletzt deswegen zum 
Scheitern verurteilt, weil er mit seinem Marinekabinett und Admiralstab 
gleichzeitig bestrebt war, in Zentral- und Südamerika die Monroedoktrin 
der USA durch den Erwerb von Flottenstützpunkten zu verletzen. Der 
Eifer des Monarchen wurde vom Chef des Marinekabinetts, Admiral von 
Senden-Bibran, geschürt, der, wie Holstein klagte, «trotz seiner notorisch 
geringen geistigen Begabung immer das Ohr des Kaisers» hatte und ver- 
langt habe, eine Insel im mexikanischen Meerbusen zu erwerben, «ohne 
daß unsere Beziehungen zu Amerika dadurch getrübt werden», was nach 
der Überzeugung des Geheimrats eine unmögliche Aufgabe sei.’ Die 
Hoffnung Wilhelms war auf den Erwerb der dänisch-westindischen Inseln 
St. Thomas und St. John gerichtet. Zwar hatte Wilhelm 1896 selber die 
Chance, die dänischen Jungferninseln im Tausch gegen einen Teil Nord- 
schleswigs zu erwerben, vertan, indem er den Vorschlag Kopenhagens mit 
der Bemerkung ablehnte: «Meine Untertanen sind mir nicht für ein paar 
Inseln feil! Was Wilhelm I. erworben hat, das halte ich fest.» Mit dem 
Ausbruch des Spanisch-Amerikanischen Krieges schien sich die Möglich- 
keit aber erneut zu bieten, ohne ernsthaften Widerspruch der Vereinigten 
Staaten einen Flottenstützpunkt in der Karibischen See zu erwerben. Im 
April 1898 ordnete der Kaiser an, das Auswärtige Amt solle ihm im Verein 
mit Tirpitz Vorschläge «in der St. Thomas-Frage» unterbreiten.” Bald 
zeigte sich auch hier das zentrale Dilemma der deutschen Politik, das 
durch die gleichzeitige Verfolgung von «Weltpolitik» und Schlachtflotten- 
bau entstanden war. Vor allem Tirpitz erschien der Erwerb von übersee- 
ischen Stützpunkten, wie es vom Kaiser, dem Oberkommando der Marine 
und Teilen der Öffentlichkeit gefordert wurde, als zu riskant, solange sich 
sein großer Flottenbauplan noch in der Gefahrenzone befand.?* Der rasche 
Sieg der USA über Spanien machte dann auch diese deutsche Hoffnung 
zunichte, in der Karibik im trüben fischen zu können. Aus Angst vor der 
Reizbarkeit der amerikanischen öffentlichen Meinung lehnte der Kaiser 
ein Angebot des Präsidenten der Dominikanischen Republik, auf Haiti 
einen Hafen zu pachten, mit der Bemerkung ab: «Oh die liebe Unschuld. 
Auf solchen Leim krieche ich nicht.» 

Im Frühsommer 1899, als ein Spekulant an das Auswärtige Amt mit 
einem Projekt für den Kauf der Insel St. John herantrat, begeisterte sich 


266 Der Kaiser und Amerika 


Abb.8 Eine amerikanische Reaktion auf die deutschen Absichten 
in der Karibik 1902 


Wilhelm II. für den Erwerb der dänischen Antillen von neuem.'” Anders 
als im Vorjahr, trat Tirpitz diesmal für den Ankauf der Insel ein und warb 
beim Kaiser und in der Presse dafür. Im Mai 1899 ließ der Admiral die 
großangelegten Ziele durchblicken, die er an den Erwerb von St. John 
knüpfte. «Es käme darauf an, ob das Auswärtige Amt für später, sobald 
wir erst maritim erstarkt wären, eine aktivere Politik in Amerika (z.B. 
planmäßige Lenkung der deutschen Auswanderung nach Südamerika) ins 
Auge zu fassen beziehungsweise offen zu halten geneigt wäre. Denn für 
diesen Fall sei St. John nötig, weil wir im Besitz dieser Insel einen Konflikt 
mit Amerika nicht zu scheuen brauchten.»'° Nur mit Mühe konnten Bü- 
low und Holstein den Kaiser zu einer Rüge an Tirpitz wegen seiner allzu 
offenen Agitation in der Presse bewegen." 

Auch in den nächsten Jahren setzten der Kaiser, Senden, Tirpitz und 
der Admiralstab die Suche nach einem Flottenstützpunkt oder wenigstens 
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einer Kohlenstation in der Westlichen Hemisphäre fort.'% Sie sahen in der 
Gewinnung einer Operationsbasis für den zunehmend als unausweichlich 
angesehenen Krieg gegen die Vereinigten Staaten ein dringendes Erforder- 
nis, und auch in dieser Hinsicht galten die dänischen Antillen neben der 
holländischen Insel Curagao als die dafür geeignetsten Inseln.'°* Die Mah- 
nungen Hollebens, angesichts der wachsenden Unruhe in den USA Ab- 
sichten auf deutsche Gebietserwerbungen in der Karibik rundweg abzu- 
leugnen, kommentierte Wilhelm mit der Bemerkung: «Na! Na! Na! Herr 
Botschafter! Empfehle Mäßigung; was für die Marine nötig ist, wird ge- 
macht, auch wenn es den Yankees mißfällt». Holleben solle «nur nicht 
ängstlich!» werden.’ 

Eine große Gefahr für die deutschen Ambitionen in Lateinamerika er- 
blickte Wilhelm II. in den amerikanischen Bemühungen, die dänischen 
Jungferninseln selber zu erwerben. So klagte er im Dezember 1901: «Und 
das sieht Europa alles stillschweigend mit an und muß seine Interessen fah- 
ren lassen, weil England zu schlapp ist und uns durch rojährige Dummheit 
des Reichstages die Flotte fehlt, welche diese Angelegenheit hätte halten 
helfen können.»'” Bei seiner Ernennung zum Gesandten in Kopenhagen 
im Januar 1900 erhielt Wilhelm von Schoen vom Kaiser den Auftrag, just 
jenes Tauschgeschäft wieder aufzugreifen, das der Monarch 1896 blockiert 
hatte: Dänemark solle die Jungferninseln an das Reich als Gegenleistung 
für einen Teil Nordschleswigs abtreten. Seit der Jahrhundertwende pflegte 
der Kaiser seine Beziehungen zum dänischen Königshaus mit besonderer 
Wärme, nicht zuletzt weil die königliche Familie zu den schärfsten Geg- 
nern eines Verkaufs der Inselgruppe an die USA zählte.” 

In einer im April 1903 im Admiralstab ausgearbeiteten Denkschrift 
über die für die Flotte erforderlichen Stützpunkte wurden wieder einmal 
die dänischen und holländischen Inseln in Westindien als die wichtigsten 
Ziele identifiziert. Der Erwerb dieser Stützpunkte sei eine «Existenzfrage» 
für Deutschland und solle zur gegebenen Zeit, das hieß nach Fertigstellung 
der Schlachtflotte, durch den Anschluß Hollands und Dänemarks an das 
Reich erfolgen. Früher oder später sei «eine blutige Auseinandersetzung 
zwischen Amerika und Europa unvermeidlich», behauptete die Denk- 
schrift, und dieser Krieg müsse dann in jedem Fall «im karibischen Meer 
und bei New York» geführt werden.'°* Daß diese atemberaubenden Welt- 
machtsziele von Kaiser Wilhelm und seiner unmittelbaren Umgebung ge- 
teilt wurden, verdeutlichen die «ganz geheimen» Gespräche, die der Mon- 
arch und sein Vertrauter, Generaladjutant Hans von Plessen, mit Schoen 
im Dezember 1904 führten. Sie sprachen unverblümt von der Absicht, die 
kleinen Nachbarländer Belgien, die Niederlande und Dänemark unter 
deutsche Kontrolle zu bringen. Dabei führte Plessen aus, «daß es für uns 
im höchsten Grade erwünscht sei, nicht nur Dänemark, sondern auch 
Holland mit seinen Kolonien in die Hand zu bekommen, schon in Hin- 
sicht auf die dringlich erforderliche Errichtung von Kohlenstationen». 
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Auf die Bemerkung des Diplomaten, «daß solche Pläne nicht ohne blutige 
Konflikte mit nahezu allen Großmächten einschließlich Amerikas durch- 
führbar seien, gab der General zu, daß ihre Verwirklichung vielleicht noch 
in weite Ferne zu rücken sei.»'% Bis der große Flottenplan vollendet war, 
mußte man sich in der Karibik mit informellem Einflußgewinn begnügen. 
Im Frühjahr 1905 gelang es Ballin, im Namen der Hapag von Dänemark 
bedeutende Konzessionen auf St. Thomas zu gewinnen. Dieser «geniale» 
Erfolg rief beim Kaiser Begeisterung hervor, denn er sah darin die Voraus- 
setzung für den späteren Erwerb der Insel als Flottenstützpunkt. Langsam 
gerieten in seinen Augen Dänemark und damit auch seine Kolonien in die 
«Abhängigkeit» vom Deutschen Reich.''° 


5. Die Operationspläne für einen Krieg gegen Nordamerika 


Seit dem Sieg der USA über Spanien verstummten die Erörterungen über 
einen deutsch-amerikanischen Krieg nicht mehr. Im Frühjahr 1899 wies 
Bülow in einer Denkschrift für Prinz Heinrich auf die Gefährlichkeit der 
in den Vereinigten Staaten geübten «heftigen Agitation gegen das Reich» 
hin. Der Staatssekretär betonte ausdrücklich, daß «ein bewaffneter Kon- 
flikt mit der großen nordamerikanischen Republik [...] uns unerwünscht 
sein» müsse, weil dies die USA in die Arme Großbritanniens treiben wür- 
de.'"" Etwa zur gleichen Zeit warnte Botschafter von Holleben, die USA 
könnten «uns eines Tages derart brüskieren, daß wir nicht anders können, 
als das Schwert zu ziehen».''"” Aber auch Amerikaner wie der als Held des 
Spanisch-Amerikanischen Krieges gefeierte Admiral George Dewey er- 
klärten 1899 unverhohlen, daß der nächste Krieg, den die USA zu führen 
hätten, gegen Deutschland zu führen sei.'"’ Natürlich suchte keine der bei- 
den Regierungen absichtlich den Krieg, aber ihre Interessenkonflikte vor 
allem in Zentral- und Südamerika machten eine militärische Auseinander- 
setzung in der Karibik zunehmend wahrscheinlicher.''+ 

Gerade der Kaiser, das Marinekabinett und der Admiralstab übten die 
ihnen von der Wilhelmstraße dringlich angemahnte Zurückhaltung nicht. 
Als 1902 das haitische Kriegsschiff Crete-a-Pierrot von Rebellen gekapert 
wurde und einen Dampfer der Hapag auf hoher See anhielt, befahl der 
Kaiser ohne vorherige Absprache mit dem Reichskanzler oder dem Aus- 
wärtigen Amt die Entsendung des Kanonenboots Panther nach Haiti. Das 
Rebellenschiff wurde zusammengeschossen und versenkt, und Kaiser Wil- 
helm bejubelte die Schneidigkeit des Kommandanten mit den Worten 
«Bravo Panther!»!'5 

An den atemberaubenden Operationsplänen für einen Krieg gegen die 
Vereinigten Staaten, die seit 1898 im Admiralstab ausgearbeitet wurden, 
war Wilhelm II. von Anfang an aktiv beteiligt. Am 24. Januar 1900 legte der 
Chef des Admiralstabes, Vizeadmiral Otto von Diederichs, dem Kaiser 
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eine «Denkschrift zu einem Operationsplan im Kriege Deutschlands gegen 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika» vor.''* Wenige Tage später be- 
hielt sich der Kaiser als Oberster Kriegsherr ausdrücklich die Entscheidung 
über die Planung und Vorbereitung eines derartigen Krieges vor, indem er 
bestimmte: «Die aus den Admiralstabsarbeiten, den Admiralstabsreisen, 
Kriegsspielen und Manövern sich ergebenden Folgerungen für Kriegsope- 
rationen» sollten ihm «in jedem einzelnen Fall im Vortrag unterbreitet und 
Entscheidungen darüber erbeten werden, wieweit das Material dem Offi- 
zierskorps überhaupt zugänglich gemacht werden» solle. Der Monarch 
werde selbst befehlen, «für welchen Kriegsfall ein besonderer Plan zur Vor- 
lage zu bringen» sei. Dieser Plan sollte dann vom Chef des Admiralstabes 
persönlich ausgearbeitet werden und bis zur Mobilmachung «unbedingt 
geheim» gehalten werden.''” Wiederholt befahl Wilhelm II. dem Admiral- 
stab, gemeinsam mit dem Großen Generalstab einen Operationsplan für 
den Krieg gegen die USA auszuarbeiten.'"* Das Ergebnis war der «Opera- 
tionsplan III», der dem Kaiser am 21. März 1903 in erster Fassung vorge- 
legt wurde. In den darauffolgenden Monaten und Jahren wurde der Plan 
mehrmals überarbeitet und vervollständigt, bis er dann im Mai 1906 von 
Vizeadmiral Büchsel, dem Nachfolger Diederichs’, für «veraltet» erklärt 
und ad acta gelegt wurde. Die Entente cordiale zwischen England und 
Frankreich sowie die englischen und amerikanischen Nachrüstungen zur 
See hatten die ohnehin irrwitzigen Operationspläne für einen Krieg in der 
Westlichen Hemisphäre völlig illusorisch gemacht.’ 

Welche Ziele sollten durch einen Krieg gegen die USA erreicht werden, 
und wie stellten sich der Kaiser und der Admiralstab die Kriegführung 
jenseits des Atlantischen Ozeans überhaupt vor? In allen dem Obersten 
Kriegsherrn vorgelegten Denkschriften wird die politische und wirtschaft- 
liche Festsetzung der deutschen Macht in der Karibik und in Zentral- und 
Südamerika als Kriegsziel angegeben. Bereits in der Denkschrift vom Ja- 
nuar 1900 wies Diederichs darauf hin, daß Kuba und Puerto Rico, die die 
Amerikaner im Kriege mit Spanien erobert hatten, «unter Umständen für 
uns begehrenswerte Angriffsobjekte» darstellen könnten. Zwei Jahre spä- 
ter hob der Chef des Admiralstabes in einer Eingabe an den Kaiser hervor, 
daß Puerto Rico für Deutschland einen «äußerst wichtigen und wertvollen 
Stützpunkt» bieten würde. Außerdem würde die damit erreichte «Durch- 
brechung des Prinzips der Monroedoktrin [...] für spätere Zeiten äußerst 
wertvoll» sein. In dem vom Kaiser im März 1903 gebilligten Operations- 
plan IH ist zu lesen, daß das Deutsche Reich nach einem günstigen Aus- 
gang des Krieges gegen die USA in der Lage sein würde, «unseren Handel 
nach Westindien, Mittel- und Südamerika auf feste Füße zu stellen». Die 
«militärisch wichtigste [...] Forderung» sei die nach einer «festen Position 
in Westindien und freie Hand in Südamerika, [...] deren Bewilligung einen 
Bruch mit der Monroedoktrin» bedeuten würde. Noch im Herbst 1903 
forderte der Admiralstab die Besetzung Puerto Ricos als «Schutzwall ge- 
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gen die Anmaßungen der Monroedoktrin». Diese Insel würde dem Deut- 
schen Reich «ein wertvolles Unterpfand für die Friedensverhandlun- 
gen [...] und die erstrebenswerte strategische Position in die Hand geben 
und für die Zukunft sichern».'”° 

Das Wahnwitzige an den deutschen Kriegsplänen kommt erst recht 
zum Vorschein, wenn man das strategische Dilemma betrachtet, das gelöst 
werden mußte. Wie sollte eine so weit entfernte demokratische Riesen- 
macht wie die USA zur Aufgabe ihrer Besitzungen und Ansprüche ge- 
zwungen werden? Sämtliche im Admiralstab ausgearbeiteten Pläne gingen 
davon aus, daß die Vernichtung der US-Navy die unerläßliche Vorbe- 
dingung zu einer militärischen Aktion auf dem amerikanischen Festland 
bilden müsse, die Washington zum Frieden nötigen sollte. Durch die 
deutsche Eroberung Puerto Ricos werde die amerikanische Flotte zur 
Entscheidungsschlacht in die Karibik gezogen werden, glaubte man. Erst 
nach Vernichtung der Navy würde man in einer zweiten Phase deutsche 
Truppen an der Nordostküste der USA landen und durch die Eroberung 
etwa Bostons, New Yorks, Philadelphias, Washingtons und Baltimores die 
Regierung zum Friedensschluß zwingen können!” 

Als der Kaiser im Januar 1900 durch einen Bericht des Marineattaches 
in Washington, Herbert von Rebeur-Paschwitz, auf die Notwendigkeit 
von Landoperationen im Falle eines Krieges mit den USA aufmerksam ge- 
macht wurde, befahl er den Admiralstab und den Generalstab zu gemein- 
samem Vortrag. Doch Schlieffen hielt die Pläne des Admiralstabes für so 
abenteuerlich, daß er erst Monate später, und auch dann nur nach einer 
weiteren Mahnung, auf die Anfrage Diederichs’ bezüglich der Eignung 
von Cape Cod Bay als Operationsbasis für einen Angriff auf Boston und 
New York antwortete. Am 10. Dezember 1900 kam es schließlich zu dem 
vom Kaiser elf Monate zuvor geforderten gemeinsamen Immediatvortrag, 
bei dem es Schlieffen gelang, den Monarchen von dem Gedanken an mili- 
tärische Unternehmungen auf dem amerikanischen Festland abzubringen. 
Wilhelm II. ordnete an, die Planungen vorerst auf die Eroberung von 
Kuba zu beschränken. '” 

Obwohl der Generalstabschef vorrechnete, daß für Operationen gegen 
Boston mindestens 100 000 Soldaten nötig wären, für eine Unternehmung 
gegen New York noch viel mehr, und selbst für die Besetzung Kubas 
5oooo Mann zu veranschlagen wären, sprach der Admiralstabschef ver- 
ächtlich von einer militärischen Bankrotterklärung und trieb seine Pläne 
ohne weitere Mitarbeit des Generalstabs voran. Nach langwierigen Vor- 
arbeiten, über deren Details Wilhelm I. ständig auf dem laufenden gehal- 
ten wurde und die er für gut befand, billigte er am 21. März 1903 schließ- 
lich den «Operationsplan III», der — wie gesehen - die Besitzergreifung 
der amerikanischen Karibikinseln beinhaltete. Sowohl aus Prestigegrün- 
den als auch zum Schutz des im Entstehen begriffenen Panamakanals wer- 
de die US-Flotte damit gezwungen sein, sich zum Entscheidungskampf zu 
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stellen. Auch dieser Plan sah den Angriff auf New York von Long Island 
aus vor, denn nur so könne man die USA zum Friedensschluß zwingen. 
Mit dem Generalstab fanden keine Absprachen über die Beteiligung der 
Armee an dieser zweiten Etappe des Planes statt. Die Historikerin Fiebig- 
von Hase kommentiert: «Die Marine fühlte sich jetzt nur noch für den 
ersten ausschließlich als Seekrieg zu führenden Teil verantwortlich und 
überließ es dem Kaiser, sich über die weiteren notwendigen Schritte Ge- 
danken zu machen. Dies unterblieb.»'” 

Der strategische Unsinn dieser Kriegspläne wird noch deutlicher, wenn 
wir die Lage des Deutschen Reiches im Herzen Europas bedenken. Wie 
würden sich Rußland, Frankreich und Großbritannien verhalten, wenn 
22 deutsche Panzerschiffe und über 100 000 deutsche Soldaten Tausende 
von Kilometern entfernt jenseits des Atlantischen Ozeans in einen Krieg 
mit den USA verwickelt wären? Allein schon der Truppentransport über 
die Azoren nach Puerto Rico würde vierzig Tage in Anspruch nehmen! 
Für den Generalstab wäre eine derartige Schwächung der Heimfront 
unvertretbar gewesen, aber auch Tirpitz würde dieses Aufs-Spiel-Setzen 
seiner Schlachtflotte in einem solchen Überseeabenteuer niemals gut- 
geheißen haben. Der Chef des Admiralstabs selbst erkannte die verwund- 
bare Achillesferse seiner Kriegsphantasien, als er den Operationsplan III 
mit der Erklärung einleitete: «Notwendige Voraussetzung für einen Krieg 
Deutschland gegen die Ver. St. ist eine politische Lage in Europa, die dem 
Deutschen Reich völlig freie Hand nach außen läßt. Jede Unsicherheit in 
Europa würde die erfolgreiche Durchführung eines Krieges gegen die Ver. 
St. ausschließen.»'*+ 

Sehr zu Recht weist Ragnhild Fiebig-von Hase auf die verhängnisvolle 
Rolle hin, die Wilhelm II. als Inhaber der Kommandogewalt in diesem 
militärpolitischen Entscheidungsprozeß gespielt hat. «Er selbst hatte sich 
die Entscheidungsbefugnis über alle die Kriegspläne betreffenden Fragen 
vorbehalten. Letztlich verfügten somit ausschließlich der Kaiser und seine 
militärischen Berater über die notwendigen Voraussetzungen, um über die 
häufig politisch brisanten Fragen des Einsatzes der Flotte in Frieden und 
Krieg Entscheidungen zu treffen.» Der Reichskanzler und das Auswärtige 
Amt erfuhren erst nachträglich und unvollständig und oft nur auf Umwe- 
gen von den bizarren Planungen der Marine. Hier zeigte sich, so stellt die 
Historikerin vernichtend fest, «eine schwere institutionelle Schwäche des 
deutschen Systems, weil sich der Kaiser der ihm zufallenden Koordina- 
tionsaufgabe von Sicherheits- und Außenpolitik in keiner Weise gewach- 
sen zeigte. Seine geschwätzigen und wichtigtuerischen Bemerkungen über 
die Möglichkeit eines deutsch-amerikanischen Krieges gegenüber Ver- 
wandten, Diplomaten und Journalisten fügten dem Reich nur internatio- 
nal großen Schaden zu, der durch verlegene Dementis und Richtigstellun- 
gen des Auswärtigen Amtes und der Botschafter in keiner Weise wieder 
behoben werden konnte. [...] Die ständige Infragestellung des politischen 
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Primats und die Uneinigkeit der militärischen Führungsgremien [...] 
hatten so kontinuierliche Rivalitäten der militärischen und politischen 
Entscheidungsträger um das Ohr des von seiner Persönlichkeitsstruktur 
her überforderten Monarchen zur Folge.»" 


6. Die Venezuela-Krise 1902/03 


Die Unvereinbarkeit der weitreichenden deutschen Ambitionen in Latein- 
amerika und der Karibik mit den unter der Monroedoktrin geltend ge- 
machten Alleinvertretungsansprüchen der USA in der Westlichen He- 
misphäre waren dem Kaiser und seinen Beratern von Anfang an bewußt. 
Als 1895 die amerikanische Flotte vor Venezuela zusammengezogen wur- 
de, donnerte Wilhelm in einer Randbemerkung: «Also Venezuela ist im 
Begriff, durch die Monroe Doktrin entsprechend flöten zu gehen! Dies ist 
sehr ernst! Und müssen wir betreffs des Wertes von Südamerika bald uns 
im klaren sein, ob wir dort Vorkehrungen treffen wollen oder nicht.»'* 
Dem hanseatischen Gesandten Klügmann gegenüber verlor sich der Kai- 
ser im November 1897 «in endlosen weltpolitischen Tiraden» gegen die 
nordamerikanische Republik. Er bedauerte, daß Europa während des 
Sezessionskrieges nicht die Südstaaten unterstützt hatte, sprach die Hoff- 
nung aus, daß die Interessengegensätze zwischen den westlichen und den 
östlichen Staaten die USA schwächen würde, und klagte: «Es gönnt uns 
eben keiner etwas. Es ist alles in der Welt auf die Machtfrage gestellt. Wer 
den Anderen nicht gegen die Schienenbeine zu treten vermag, unterliegt. 
In Europa können wir das ja, aber in der großen Welt stehen wir zu 
rück.»'”” Wenige Tage später brachte die New York Times die Meldung, 
Kaiser Wilhelm habe gedroht, daß die amerikanische Einmischungspolitik 
in der Karibik aufhören müsse, sonst werde sich das Deutsche Reich ge- 
zwungen sehen, den Vereinigten Staaten Manieren beizubringen.” Zu 
dieser Zeit fielen die bekannten Äußerungen Wilhelms IL, der «Dreizack 
gehört in unsere Faust» und er werde «mit gepanzerter Faust» drein- 
fahren, sollte es «je irgendeiner unternehmen, uns an unserem guten Recht 
zu kränken oder schädigen zu wollen».'” Am 6. Dezember 1897 meldete 
Bülow im Reichstag den neuen Weltmachtanspruch des Reiches mit dem 
bekannten Diktum an: «Wir wollen niemand in den Schatten stellen, 
aber wir verlangen unseren Platz an der Sonne. In Ostasien wie in West- 
indien werden wir bestrebt sein [...] unsere Rechte und unser Interesse zu 
wahren.»'3° 

Vorerst fehlten Deutschland einfach die Schiffe für eine größere Aktion 
auf der anderen Seite des Ozeans. Beim Ausbruch der Revolution in Vene- 
zuela im Sommer 1899 sah sich das Reich noch genötigt, zum Schutz der 
deutschen Interessen die Hilfe ausgerechnet der Amerikaner anzurufen." 
Erst als der Kreuzer Vineta im Frühjahr 1900 in Dienst gestellt wurde, 
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konnte man in Berlin an ein aktives Eingreifen in Venezuela denken." Be- 
reits im August 1901 wurde der Kommandant der Vineta angewiesen, den 
Orinoko und die Straßen nach Caracas unter dem Gesichtspunkt der 
Truppenlandungen zu überprüfen und über diese Gebiete Karten zu be- 
schaffen." Mit dem raschen Aufbau der deutschen Flotte wurde die Mög- 
lichkeit eines Zusammenstoßes mit der US-Navy in der Karibik oder vor 
Venezuela immer realistischer. Der Chef des Admiralstabs, Diederichs, 
entpuppte sich als ein entschiedener Befürworter der militärisch unter- 
stützten deutschen Expansion in Lateinamerika auch auf die Gefahr eines 
Konflikts mit den Vereinigten Staaten hin.'’* In einem Immediatvortrag 
vom 1o. Oktober 1901 plädierte er für den Einsatz von zwei der neuen 
Doppelschraubentorpedoboote in Venezuela. Die Aktion hätte zugleich 
den Vorteil, argumentierte er, daß sie «einen erwünschten Vorversuch bil- 
det für die Möglichkeit einer kriegerischen Verwendung dort im großen 
Stil». Wohl unter dem Einfluß von Tirpitz lehnte der Kaiser den Vorschlag 
Diederichs’ vorerst ab.'3? Trotz dieses Rückschlages strebte der Admiral- 
stabschef jedoch weiterhin eine große Machtdemonstration gegen den 
Hegemonialanspruch der Vereinigten Staaten «als Wahrzeichen unseres 
festen Willens» an.‘ 

Nur zwei Tage nach seinem Immediatvortrag sah sich Diederichs fast 
am Ziel seiner Wünsche. Nach einer Schlägerei zwischen zwei Offizieren 
der Vineta und venezolanischen Polizisten in der Hafenstadt Puerto 
Cabello im Oktober 1901 verlangte Wilhelm II. eine bestimmte Entschul- 
digung des Staatspräsidenten Cipriano Castro sowie die Salutierung der 
deutschen Flagge mit 2ı Schuß, «sonst lasse ich bombardieren».'37 «Hatten 
alle von Diederichs und dem Auswärtigen Amt vorgetragenen Überlegun- 
gen nicht vermocht, den Kaiser zur Machtdemonstration in Venezuela zu 
bewegen, so sollte dies jetzt sein ungezügeltes Temperament, seine maß- 
lose Eitelkeit und seine Empfindlichkeit fast vollbringen», kommentiert 
Fiebig-von Hase die Forderung des Kaisers.'® Nur mit Mühe gelang es 
Bülow und Tirpitz, Wilhelm von der Forderung abzubringen.'? Die Ar- 
gumente von Tirpitz, daß die Entsendung von Torpedobooten in die Kari- 
bik nur zu einer Nachrüstung der US-Navy führen würde, verfehlten ihre 
Wirkung auf den Kaiser nicht. Bitter beklagte dieser wieder einmal «die 
Sünden der letzten 20 Jahre der Vernachlässigung» im Flottenbau durch 
den Reichstag. Hätte nur das Parlament auf ihn gehört, so wäre das augen- 
blicklich in China gebundene Kreuzergeschwader frei gewesen, da einge- 
setzt zu werden, «wo gerade Not ist, und etwas los ist. Wie würde mein 
Wünschen und Politik in Zentral- und Südamerika ganz anders unter- 
stützt werden, wenn [...] das Kreuzergeschwader [...] plötzlich vor Vene- 
zuela erscheinen» könnte, rief er aus.'* 

Obwohl er im Oktober 1901 den unüberlegten Aktionismus des Kai- 
sers beruhigen konnte, schlug der Kanzler bald darauf selber ein Vorgehen 
gegen Venezuela vor, das nicht minder dazu angetan war, einen ernsten 
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Konflikt mit den USA heraufzubeschwören. Seine Politik war darauf 
gerichtet, eine informelle deutsche Herrschaft über das krisengerüttelte 
Venezuela zu gewinnen und dadurch den deutschen Einfluß in ganz La- 
teinamerika zu stärken.'*' Unverkennbar stellte Bülows Vorstoß eine Her- 
ausforderung der Monroedoktrin und somit der Vereinigten Staaten dar, 
doch die militärischen Implikationen der von ihm befürworteten Blocka- 
de, bei der wenigstens vorübergehend eine Besetzung der venezolanischen 
Küste nicht auszuschließen war, verheimlichte der Kanzler dem Kaiser be- 
wußt. Ja, er verstieg sich sogar zu der unwahren Behauptung, die US-Re- 
gierung habe «gegen unser Vorgehen [...] nichts einzuwenden».'* Die 
waghalsige Initiative des Kanzlers ist um so unerklärlicher, als mit der 
Wahl Theodore Roosevelts zum Präsidenten ein Mann in Washington an 
die Macht gekommen war, der von seinem tiefen Mißtrauen gegenüber 
den deutschen Absichten in Lateinamerika nie ein Hehl gemacht hatte.'* 

Zur Verblüffung des Reichskanzlers lehnte der Kaiser den in der Wil- 
helmstraße vorbereiteten abenteuerlichen Vorstoß ab und riß statt dessen 
das Management der Venezuelakrise an sich persönlich. Der Oberste 
Kriegsherr und die Marinebehörden, nicht die Zivilisten in der Wilhelm- 
straße, sollten in dieser militärpolitischen Angelegenheit das Sagen haben. 
Diese Vorgehensweise des Monarchen war um so gravierender, als Diede- 
richs sich in einer Eingabe vom 23. Dezember 1901 erneut dafür eingesetzt 
hatte, sechs Kreuzer nach Venezuela zu entsenden.'** Ohne dem Reichs- 
kanzler Gelegenheit zu geben, seine Intentionen noch einmal darzulegen, 
empfing der Kaiser am 7. Januar 1902 im Beisein Sendens und Plessens den 
Chef des Admiralstabes. Nachdem Diederichs seine Bedenken gegen die 
vom Kanzler empfohlene Friedensblockade wiederholt hatte, entschied 
sich der Kaiser dagegen, «weil ein Erfolg nicht gesichert erscheine». Die- 
derichs fand von sich aus keine Gelegenheit, «Vorschläge für die zu tref- 
fenden militärischen Maßnahmen» anzubringen, sondern gewann den 
Eindruck, daß der Kaiser seinen Entschluß bereits vor dem Vortrag gefaßt 
hatte.’ Wohl zu Recht vermutete Holstein hier den Einfluß von Tirpitz, 
dem es auch jetzt wieder gelungen war, den Kaiser im Interesse des großen 
Schlachtflottenbauplans von verfrühten Abenteuern in Übersee abzubrin- 
gen.'*“ Darüber hinaus aber standen der Amerikabesuch seines Bruders 
und das Abkommen zwischen Ballin und Morgan über den nordamerika- 
nischen Dampferverkehr vor der Tür, die durch eine militärische Aktion 
in Venezuela nicht in Frage gestellt werden sollten. Selbst nachdem sich 
das Auswärtige Amt und der Admiralstab auf eine gemeinsame Linie 
verständigt hatten, gelang es dem Kanzler nicht, sich beim Kaiser durch- 
zusetzen.'* 

Ragnhild Fiebig-von Hase resümiert sehr treffend den hier zum Vor- 
schein kommenden Entscheidungsprozeß unter der Persönlichen Monar- 
chie Wilhelms II.: Die «unklare Struktur der Regierungshierarchie [...] gab 
zwar dem Reichskanzler die Verantwortung für die Politik, aber gleichzei- 
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tig wurde diese angesichts des Handlungsspielraumes, den die Verfassung 
dem Kaiser durch die Prärogativen im außen- und sicherheitspolitischen 
Bereich einräumte, nur allzu häufig zur Farce, und der Kaiser und seine 
militärischen Berater bestimmten den Kurs der Außenpolitik.»'# Die Hi- 
storikerin weist auf die verheerenden Folgen dieser Entscheidungsweise 
hin: «Eine Schaukelpolitik, bei der das Auswärtige Amt und der Kanzler 
auf eine große Strafaktion gegen Venezuela drängten, der Admiralstab diese 
zu einer Machtdemonstration gegenüber den Vereinigten Staaten ausweiten 
wollte, das Reichs-Marine-Amt aus Kostengründen und aus Sorge vor 
einem Konflikt mit den USA während der Risikoperiode des Flottenbaus die 
ganze Aktion ablehnte und der Kaiser fast aus Irritation über einen kleinen 
Zwischenfall an der venezolanischen Küste bombardieren lassen wollte, 
dann aber [...] das ganze Unternehmen abblies, konnte im Kaiserreich und 
im Ausland nur Verwirrung und Mißtrauen hervorrufen.»'# Auch im wei- 
teren Verlauf der Venezuela-Krise war der Entscheidungsprozeß im Kai- 
serreich von schweren Konflikten zwischen der zivilen Reichsleitung, dem 
Admiralstab, dem Reichsmarineamt und der Krone gekennzeichnet. 

Da nach der Heimkehr Prinz Heinrichs aus den USA die Jahreszeit für 
eine größere Aktion in der Karibik verstrichen war, mußte ein weiteres 
Vorgehen bis zum Herbst 1902 aufgeschoben werden.'s° Anfang Septem- 
ber erteilte Wilhelm II. Bülow die Erlaubnis, mit London Verhandlungen 
über eine gemeinsame sogenannte Friedensblockade Venezuelas aufzu- 
nehmen und die Kreuzer Vineta, Falke und Gazelle, das Kanonenboot 
Panther und das Schulschiff Stosch, die in Ostamerika stationiert waren, 
für die Aktion vorzubereiten; allein den Vorschlag des Kanzlers, für die 
Blockade das Kanonenboot Habicht aus Kamerun hinzuzuziehen, lehnte 
der Monarch ab.'’' Während die britische Regierung früher bei Nichter- 
füllung der Forderungen eine gemeinsame deutsch-britische Blockade der 
Häfen vorgeschlagen hatte, bezeichnete sie jetzt die Beschlagnahme der 
venezolanischen Kriegsschiffe als das geeignetste Druckmittel. Der Kaiser 
stimmte Bülows Ansicht zu, daß die Londoner Regierung sich verbindlich 
darüber äußern müsse, welche weiteren Pressionsmittel sie anzuwenden 
beabsichtige, falls die Beschlagnahme der Kriegsschiffe ihre Wirkung 
verfehlen sollte.'5® «In tiefster Ehrfurcht» warnte der Reichskanzler den 
Monarchen außerdem vor der Möglichkeit, daß trotz der gemeinsamen 
Aktion der beiden europäischen Mächte die Regierung in Caracas die bri- 
tischen Forderungen erfüllen, die deutschen jedoch ablehnen könne. Da 
man in einem solchen Fall auf die Mitwirkung Englands nicht mehr würde 
rechnen können, wäre Deutschland, allein schon um sein Ansehen in Mit- 
tel- und Südamerika zu wahren, dann genötigt, seine Forderungen allein 
durchzusetzen. Neben der Beschlagnahme von Kriegsschiffen wären als 
Druckmittel eine deutsche Blockade der wichtigsten venezolanischen 
Häfen und als ultima ratio eine Truppenlandung erforderlich. «Euere Ma- 
jestät wage ich hiernach aus Gründen der inneren wie der äußeren Politik 


276 Der Kaiser und Amerika 


alleruntertänigst zu bitten, die vorgeschlagene Behandlung der Angelegen- 
heit in Gnaden genehmigen zu wollen», bat der Kanzler.'s> 

In seiner Antwort zeigte sich der Kaiser weiterhin wesentlich zurück- 
haltender als die Reichsleitung und die Marineführung.'* Er machte gel- 
tend, daß dem Reich die Mittel zu einer größeren Militäraktion in Süd- 
amerika noch fehlten, und drängte auf eine improvisierte Nachrüstung zur 
See. «Ich mache darauf aufmerksam», schrieb er, «daß bei weitergehenden 
Maaßnahmen - also bei ernster Blokade und bei deren Mißlingen even- 
t[uel]l kriegerische Landungen pp. — unser Material und Personal nicht 
ausreichend ist. Es müßte[n] jetzt meiner Ansicht nach um so lange als 
möglich das aktive Geschwader von Kreuzerdetachirungen zu entlasten - 
die bekanntlich nicht für das Ausland bestimmt sind sondern in die heimi- 
sche Ordre de bataille gehören - andre Kreuzer ad hoc mobil gemacht 
werden und Reserven eingezogen und mit diesen besetzt werden. Dann 
können diese Schiffe Probefahrten machen und sich vorbereiten um nöthi- 
genfalls hinauszugehen. Dazu muß ein Nachtragsetat angemeldet werden, 
dessen Höhe ich nicht übersehen kann aber 10-20 Mill[ionen] wohl errei- 
chen könnte. Muß dann die Aktion durchgeführt werden, dann wird das 
Conto auf 50-60 Milllionen] bald aufgelaufen sein. Es entzieht sich mei- 
ner Beurtheilung ob das Objeckt diese Ausgaben rechtfertigt. In die un- 
günstige Finanzlage des Reiches wird sie sehr störend eingreifen.»"5 In 
Befolgung dieser kaiserlichen Randbemerkung beraumte Bülow eine mili- 
tärpolitische Sitzung an, an der neben dem Außensekretär von Richthofen 
die drei Admirale Tirpitz, Senden-Bibran und Büchsel teilnahmen." ’° 

Ebenso wie der Kaiser erkannten der Kanzler und die Admirale die 
Vorteile einer gemeinsam mit Großbritannien durchgeführten Aktion in 
Venezuela und waren bestrebt, die Zusammenarbeit nicht durch <juristi- 
sche Zwirnsfäden» oder «Rechthaberei» zu gefährden.'’” Nach schwie- 
rigen Verhandlungen kam Anfang Dezember 1902 eine anglo-deutsche 
Einigung zustande. Erstaunt schrieb Waldersee in sein Tagebuch: «Nun 
sind wir mit England verbündet! Es handelt sich allerdings nur um ein 
Vorgehen gegen Venezuela, zu dem Amerika seinen Segen gegeben - daß 
es nachgesucht werden mußte, ist bezeichnend für die neue Zeit - es ist 
doch aber immerhin eine gemeinsame Action. Wird es von Nutzen sein für 
die Schaffung eines besseren Verhältnisses? Ich glaube nicht.»'® Als positi- 
ve Entwicklung werteten Kaiser und Kanzler zudem die Entscheidung 
Italiens, mit zwei Kreuzern an der Blockade teilzunehmen. Nachdem 
mehrere deutsche Kriegsschiffe und ein britischer Kreuzer am 8. Dezem- 
ber 1902 drei venezolanische Kanonenboote versenkt hatten, schrieb Wil- 
helm II.: «Italien kann ruhig teilnehmen, und je mehr Schiffe die Englän- 
der schicken, desto besser. Umsomehr tritt unsere Aktion zurück und ihre 
in den Vordergrund. Wir machen natürlich das englische Programm mit. 
Ich bin auch gegen Hinaussendung von mehr Schiffen aus der Heimat! 
Unsere Flagge ist vertreten[,] lassen wir den Briten den Vortritt.»'’ 


6. Die Venezuela-Krise 1902/03 277 


Trotz der geübten Vorsicht ist es im Dezember 1902 um ein Haar zu 
einem Krieg zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten gekom- 
men. Die Vermehrung der europäischen Flottenpräsenz in der Karibik so- 
wie die Versenkung der venezolanischen Kanonenboote und die Beschie- 
ßung von Forts an der Küste erregte die öffentliche Meinung in den USA in 
hohem Maße.’ Am 10. Dezember 1902 mußte der neue Chef des Admi- 
ralstabes, Wilhelm Büchsel, dem Kaiser melden, die Amerikaner hätten ihre 
Flotte vor Puerto Rico zusammengezogen und simulierten dort den Kampf 
gegen eine europäische Angriffsflotte, die Culebra und Puerto Rico ein- 
nehmen wolle - also genau die Situation, die den geheimen deutschen Ope- 
rationsplänen zugrunde lag.’ Größte Zurückhaltung war geboten, wollte 
Berlin einem Zusammenstoß mit den Vereinigten Staaten aus dem Wege ge- 
hen. Nach eingehenden Beratungen zwischen der Wilhelmstraße und der 
Marineführung meldete Büchsel dem Kaiser am 17. Dezember, er habe «auf 
Requisition des Herrn Reichskanzlers dem Chef der Kreuzerdivision auf 
der ostamerikanischen Station», Scheder, «Befehl» gegeben, daß bei dem 
bevorstehenden Inkrafttreten der Blockade «Schiffe der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika nicht zuerst von deutscher Seite abgewiesen bzw. mit 
Beschlag belegt werden». Die deutsche Kriegsflotte solle amerikanische 
Schiffe «bis auf Weiteres» nicht anhalten, «dies aber Anderen gegenüber 
möglichst wenig auffällig erscheinen lassen».'* Zwar billigte der Monarch 
dieses Vorgehen, er machte aber geltend, daß damit die Blockade praktisch 
illusorisch geworden war. Zudem könne die Maßregel auf die Dauer nicht 
geheim bleiben, vielmehr würde sie «die Amerikaner zum Schmuggeln und 
Blo[c]kadebrechen geradezu aufmuntern». Und mit Recht, so fügte er hin- 
zu, würden «die anderen Nationen diese Ausnahme übel nehmen».'% 

Obwohl er sich grundsätzlich mit den getroffenen Maßnahmen einver- 
standen erklärte, erregte die Vorgehensweise des Reichskanzlers, des Aus- 
wärtigen Amts und des Admiralstabes den Zorn des Kaisers, der in der 
Zusammenarbeit der ihm untergeordneten Behörden einen Eingriff in sei- 
ne Prärogative als Oberster Kriegsherr erblickte. Wütend ordnete er am 
17. Dezember 1902 dem Chef des Marinekabinetts an, dem Kanzler und 
dem Chef des Admiralstabes die Unzulässigkeit dieser Art der Entschei- 
dungsfindung klarzumachen. «Wenn ich auch nachträglich dem Tele- 
gramm Meine Genehmigung nicht versagen will so muß ich doch ganz 
energisch gegen das Ungehörige dieses Verfahrens protestiren und mir 
verbitten», wütete der Kaiser. «Wir sind mit Venezuela sozusagen im Krie- 
ge. Ich habe den Oberbefehl und alleinige Leitung als Kriegsherr. Mein 
Organ der Admiralstab hat nur Meine Befehle weiterzugeben nachdem sie 
aufgesetzt sind. Er darf aber niemals ohne vorherige Vorlage an mich 
Befehle aufsetzen oder gar absenden! Er hat mit Niemand militairische 
Maßregeln welche von Einfluß auf die Leitung der Operationen sind zu 
verabreden oder gar - wie hier - von Civilbeamten «Requisitionen> anzu- 
nehmen. Der Reichskanzler müßte mich bitten eine Instruktion obigen In- 
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halts veranlassen zu wollen, Niemals aber dürfte er sich mit einer direkten 
Aufforderung an den Admiralstab wenden. Das ist ein Eingriff in mein 
persönliches Recht der Kriegsleitung, das unrichtig war und vom Admi- 
ralstab nach vorheriger Rückfrage umgehend hätte abgewiesen werden 
müssen! - Sind eilige Befehle nöthig, muß der Reichskanzler Mir telegra- 
phiren und ich werde dann telegraphisch oder telephonisch durch Marine 
Cabinet das Weitere veranlassen. Sie haben Vorstehendes dem Reichskanz- 
ler und Chef des Admiralstabes auseinanderzusetzen. Wilhelm I. R.»' 
Als Senden den Kanzler mit den Einwänden des Kaisers konfrontierte, 
machte Bülow tatsächlich geltend, daß größte Eile geboten gewesen sei, da 
ein amerikanischer Dampfer bereits nach Venezuela unterwegs war. Der 
an Scheder erteilte Befehl sei zudem nur als kurzfristige Maßregel gedacht, 
denn «sobald die Engländer ein Schiff Nord Amerikas aufgebracht hät- 
ten», könne der deutsche Befehlshaber «so viel solcher Schiffe aufbrin- 
gen, [...] wie er wolle». Dem Chef des Admiralstabes seien die Befehle des 
Kaisers schriftlich zugegangen, meldete Senden, «damit in dem Geiste 
Euer Majestät fortab verfahren werde».'° 

Nur Tage später kam es erneut zu einem schweren Zwischenfall, der 
wieder fast zu einem deutsch-amerikanischen Krieg geführt hätte. Nach- 
dem die Panther am ı7. Januar 1903 von dem Fort San Carlos aus unter 
Beschuß gekommen war, entschied sich Scheder in Übereinstimmung mit 
den Befehlen des Kaisers für eine Strafaktion, bei der Panther und Vineta 
gemeinsam das Fort zusammenschossen. Die Mißstimmung in Amerika 
gegen das Reich erreichte einen Höhepunkt. «Zu keiner Zeit seit den vene- 
zolanischen Verwicklungen ist die Stimmung gegen uns hier so sehr ge- 
reizt gewesen wie jetzt», warnte der deutsche Botschaftsrat in Washington, 
Albert Graf von Quadt.'“ «Are people in Berlin crazy?», rief Präsident 
Roosevelt aus, der sich wie andere Staatsmänner in Washington ernsthafte 
Gedanken über Vorbereitungen für einen Krieg mit Deutschland machte. 
Am 19. Januar 1903 mußte Büchsel dem Kaiser melden, daß die Amerika- 
ner ihr gesamtes Flottenmaterial unter der Flagge zusammengezogen hät- 
ten, «ein Zustand, der sonst nur im Mobilmachungsfall eintritt». Nicht 
zuletzt im Hinblick auf die Ereignisse in Venezuela entschieden sich die 
USA jetzt für ein Flottenprogramm, das den Bau von 48 großen Linien- 
schiffen vorsah.’ Anstatt jedoch durch diese Warnsignale zum Einlenken 
gebracht zu werden, überarbeitete der Admiralstab unter Zustimmung des 
Kaisers, wie wir gesehen haben, gerade jetzt die Operationspläne für einen 
Krieg gegen die Vereinigten Staaten.'® 

Allzubald erwies sich das Venezuela-Abenteuer nicht nur militärisch, 
sondern auch politisch als kostspieliger Fehlschlag. Als Folge der Versen- 
kung der venezolanischen Kanonenboote und der Beschießung der Kü- 
stenforts durch deutsche Kreuzer wandte sich die öffentliche Meinung 
nicht nur in den Vereinigten Staaten, sondern auch in England, Frankreich 
und anderen Ländern gegen das Kaiserreich, das als Haupturheber der 
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scharfen Zwangsmaßnahmen angesehen wurde.'”° Unter dem Druck der 
Öffentlichkeit wandten sich dann auch Edward VII. und die britische 
Königsfamilie gegen die anglo-deutsche Aktion in Venezuela. Am 28. Ja- 
nuar 1903 sprach der König Metternich gegenüber den Wunsch aus, die 
Angelegenheit möglichst bald zu Ende zu bringen. Es sei viel wichtiger, 
meinte er, den Zwischenfall «schleunigst los zu werden, als die beiderseiti- 
gen Geldforderungen bewilligt zu erhalten». Wilhelm empörte sich über 
diese nachgiebige Haltung seines Onkels und spottete: «Das ist ja eine 
unmögliche Zumuthung. [...] Serenissimus verliert die Nerven! Das hätte 
Großmama nie gesagt!»"' Allerdings erkannte mit der Zeit auch der Kai- 
ser die Gefahr, die in einer weiteren Unnachgiebigkeit in der Venezuela- 
Frage liegen würde. Am ı5. Februar 1903 gab er der «alleruntertänigsten» 
Bitte des Reichskanzlers nach, die Blockade aufzuheben und die beschlag- 
nahmten Schiffe an Venezuela zurückzugeben." 


7. Botschafterwechsel in Washington 


In dieser Krisensituation änderte der Kaiser seine Amerikapolitik nicht, 
sondern er setzte seine Hoffnung in den Wechsel seines Botschafters. Der 
dramatische und vielkritisierte Entschluß, Theodor von Holleben durch 
den Freiherrn Hermann Speck von Sternburg zu ersetzen, wurde «einsam 
vom Kaiser gefaßt» und verstärkte nur, wie Fiebig-von Hase hervorhebt, 
die «allgemeinen Zweifel über die Solidität der kaiserlichen Politik».'7 
Sternburg, der eine englische Mutter und eine amerikanische Frau hatte, 
galt jedoch als persönlicher Freund Roosevelts und sollte nach der Vorstel- 
lung Wilhelms II. das Vertrauensverhältnis zwischen dem Reich und den 
USA wiederherstellen.’ 

Sternburg selbst hatte sich dem Kaiser als Nachfolger Hollebens an- 
empfohlen. In einem genau auf den Charakter des Monarchen berechneten 
Bericht vom 26. November 1902 hob er die hohe staatsmännische Bega- 
bung des scheidenden französischen Botschafters in Washington, Jules 
Cambon, hervor. Cambon sei es in meisterhafter Weise gelungen, für 
Frankreich die angesehenste und einflußreichste Stellung in der amerikani- 
schen Hauptstadt zu erzielen und die beiden Nationen näherzubringen. 
Prompt vermerkte Wilhelm II. zu dieser Meldung: «Dasselbe sollte eigent- 
lich und mit noch mehr Recht an Meinem Botschafter der Fall sein!!» 
Auch der neue britische Botschafter, Sir Michael Herbert, ein persönlicher 
Freund des Präsidenten, arbeite geschickt und erfolgreich daran, die Be- 
ziehungen zwischen London und dem Weißen Haus intimer zu gestalten, 
soufflierte Sternburg. Die Stellung Deutschlands in Washington könne da- 
hingegen «zur Zeit als eine vortheilhafte kaum bezeichnet werden. Direkte 
Aeußerungen des Präsidenten Roosevelt mir gegenüber [...] gaben klar 
und unzweideutig zu erkennen, daß die deutsche Diplomatie in Washing- 
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ton sein rückhaltloses Vertrauen im vollsten Umfange kaum besitzt.» Er 
habe niemand in der deutschen Botschaft, mit dem er wichtige Fragen frei 
und im vollen Vertrauen besprechen könne, habe Roosevelt geklagt. Auch 
der russische Botschafter Cassini habe Sternburg gegenüber konstatiert, 
daß Deutschland unter allen Mächten den geringsten Einfluß in Washing- 
ton besitze. Wie vorauszusehen beklagte Wilhelm II. diesen Umstand zu- 
tiefst. «Mit anderen Worten unser Botschafter paßt nicht!», bemerkte er zu 
dem Bericht.'75 Der Kaiser ging Sternburg auf den Leim. Auf dem Höhe- 
punkt der Venezuela-Krise wurde Holleben trotz lautem Protest in der 
Hofgesellschaft sowie im Reichstag gefeuert und durch Speck von Stern- 
burg ersetzt. So machte man unter dem System der Persönlichen Monar- 
chie Karriere. Holleben konnte nicht einmal viel dagegen einwenden, hatte 
er sich doch sechs Jahre zuvor mit den gleichen Mitteln die Stelle seines 
Vorgängers erschlichen.'”° 

Als der neue Botschafter kurz nach seinem Amtsantritt meldete, er 
habe einen längeren Ritt mit Roosevelt gemacht, sah sich der Kaiser in 
seiner Wahl bestätigt. «Wie gut ist es doch, wenn der deutsche Vertreter 
S[einer] Mfajestät] mit dem Präsidenten spazierenreiten kann!», jubelte er 
in einer Randbemerkung vom Februar 1903.'7”7 Bülow bestätigte, daß 
Sternburg als Roosevelts Freund «ganz der geeignete Mann» für den Po- 
sten sei.”* Allzubald erwiesen sich die Hoffnungen, die Wilhelm I. und 
der Kanzler in Sternburg setzten, als illusorisch, denn Roosevelt mokierte 
sich über die Naivität des Kaisers und dachte nicht im Traum daran, Stern- 
burg zuliebe Zugeständnisse an Deutschland zu machen.” Schon nach 
wenigen Wochen gingen Gerüchte um, wonach Roosevelt seinen Freund 
«Specky» nicht ernst nehme. Der einflußreiche Graf Bogdan von Hutten- 
Czapski nahm an einem Diner teil, bei dem Albert Ballin «mit denkbar 
größter Schärfe das Verhalten von Speck seit dessen Ankunft in Amerika 
als schädlich für die deutsch-amerikanischen Beziehungen kritisierte». 
Wie Holstein dem Reichskanzler mitzuteilen wußte, hätten die anwesen- 
den hanseatischen Honoratioren Ballins Aussage nachdrücklich sekun- 
diert. Im Auswärtigen Amt überlegte man sich schon im April, ob «im 
Hinblick auf die Vielseitigkeit und Wichtigkeit der zwischen uns und 
Amerika bestehenden und bevorstehenden Fragen» eine Neubesetzung 
der Stelle nicht ratsam wäre, doch Holstein riet, es «zunächst [...] mal mit 
einer gründlichen Kopfwäsche [zu] versuchen, um ihm [Sternburg] den 
Größenwahn auszutreiben».'” 


8. Das Fiasko der wilhelminischen Amerikapolitik 
Die rege deutsche Flottenaktivität in der Karibik, die kaum verhüllten 


Ambitionen des Reiches in Lateinamerika und der gewaltsame Vorstoß in 
Venezuela hatten somit zu einem internationalen Debakel geführt. Der 
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Versuch Wilhelms und Bülows, die beiden angelsächsischen Seemächte 
auseinanderzumanövrieren und erst die USA und dann England an die Sei- 
te Deutschlands hinüberzuziehen, hatte genau das Gegenteil zur Folge." 
Waldersee erkannte die welthistorische Bedeutung der diplomatischen Re- 
volution, die sich in den Beziehungen zwischen Großbritannien und den 
USA vollzogen hatte, als er Ende 1902 in sein Tagebuch vermerkte: «Im 
Grunde genommen ist dies [...] ein Beweis der im Laufe weniger Jahre so 
gewaltig gestiegenen Stellung der Vereinigten Staaten. [...] Das Richtigste 
würde es jetzt sein, daß wir mit England fest zusammenhielten gegen 
Amerika; da würden die biederen Yankee’s schon bescheidener werden. 
Davon kann nun aber bei der Stimmung in England garkeine Rede sein. 
Dort ist man im Wettkriechen um die Gunst Amerika’s uns doch weit über 
u. namentlich, da es vom ganzen Volke betrieben wird, während es sich bei 
uns doch vorwiegend um die Regierung dreht, der in der großen Welt lei- 
der Niemand recht traut. Der Ruf der deutschen Politik ist wirklich ein 
recht mangelhafter.»"'* «Was haben nun dem Kaiser alle seine Höflichkei- 
ten u. Freundlichkeiten usw. für die Amerikaner geholfen!», fragte sich der 
Generalfeldmarschall.'> Besonders schwerwiegend war die Entscheidung 
der USA, eine große Schlachtflotte zu bauen, zumal die Amerikaner kei- 
nen Zweifel daran ließen, daß die Navy nötigenfalls auch gegen die deut- 
sche Kriegsflotte eingesetzt werden würde. Unmißverständlich setzte 
Roosevelt im Februar 1903 dem neuen Botschafter Speck von Sternburg 
auseinander, während der Venezuela-Blockade hätten die deutschen Schif- 
fe «in der Flotte des Admirals Dewey ihren kommenden Gegner erblickt, 
Deweys Leute hingegen hätten Deutschlands Schiffe als ihr nächstes 
Kampfobjekt betrachtet», eine Bemerkung, die Wilhelm mit Irritation auf- 
nahm.'‘+ Die Ängste des Kaisers kamen am 3. April 1903 bei einem Diner 
zu Ehren des Generalstabschefs Grafen Schlieffen zum Vorschein. Walder- 
see notierte anschließend: «Als die Rede auf die amerikanische Flotten 
Vermehrung kam, äußerte er sich sehr bitter über England u. namentlich 
über dessen mattes Verhalten in der Panama Kanal Frage.» Wilhelm sei 
überdies «sehr verärgert durch seine verunglückten Versuche, die Freund- 
schaft Amerikas zu gewinnen».'® Nach einem weiteren Zusammentreffen 
mit Wilhelm II. im Januar 1904 vermerkte Waldersee, der Kaiser sehe die 
Lage durchaus friedlich an, «Er ist nur verdrossen über die schlechte Stim- 
mung in England u. Amerika u. sagte, er sei entschlossen, im Jahr 1904 
eine abermalige Vermehrung der Flotte zu verlangen. [...] Ich gewann den 
Eindruck, als ob es sich um eine gewaltige Ziffer handeln soll.»'“ Am 
Ende seines Lebens blickte Waldersee voller Sorge auf die bisherigen Re- 
gierungsjahre Wilhelms II. zurück, die seine schlimmsten Befürchtungen 
zu bestätigen schienen. Die Gesamtlage nehme «einen recht ernsten Ka- 
rakter an», stellte er fest. «Wenn nur der Kaiser erst einsehen wollte, daß er 
mit Höflichkeiten da nichts ausrichtet. Wir haben uns damit nach meiner 
Ueberzeugung schon gar zu viel vergeben u. sind soweit, daß Niemand 
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ihm u. unserer Politik traut u. auch Niemand noch Furcht vor uns hat. Es 
kommt mir so vor, als ob die Früchte unserer seit 13 Jahren geführten 
Politik, die ich in den meisten Fragen nicht habe verstehen können, nun zu 
reifen anfangen.»" Die «Einkreisung» des mächtigen Deutschen Kaiser- 
reiches in der Mitte Europas war in greifbare Nähe gerückt. 


Kapitel ro 


Onkel und Neffe: 
Edward VII. und die «Einkreisung» Deutschlands 


Seit dem Frühjahr 1903 mehrten sich die Anzeichen einer revolutionären 
Wende im internationalen Staatensystem, die in wenigen Monaten zur di- 
plomatischen Vereinsamung Deutschlands führen sollte. Nicht zuletzt aus 
Sorge vor der wachsenden wirtschaftlichen und militärischen Macht des 
Kaiserreiches mit seinem ambitiösen, unberechenbaren Herrscher wurden 
die Briten, die mit Japan bereits verbündet waren und mit den Vereinigten 
Staaten beste Beziehungen pflegten, jetzt auch in St. Petersburg, Paris, Ma- 
drid und Rom aktiv. Die Überzeugung, daß die «splendid isolation» der 
Viktorianischen Ära nicht mehr aufrechtzuerhalten war und daß man neue 
Bündnispartner brauchte, setzte sich auf der Insel immer mehr durch, 
doch weder in der Regierung noch in der Öffentlichkeit gab es jetzt noch 
Befürworter einer Allianz mit Deutschland. Vor allem die Schlachtflotten- 
pläne, deren «Grundidee» es war, «Englands Weltstellung zugunsten von 
Deutschland zu brechen»,' wurden «von England aus scharf beobachtet», 
wie Prinz Heinrich im Oktober 1903 dem Admiral Tirpitz warnend mit- 
teilte. Über die deutschen Absichten sei man jenseits der Nordsee «merk- 
würdig gut orientirt».” 


ı. Edward VII. und die «Einkreisung» 


Im Februar 1903 waren Meldungen in der deutschen Hauptstadt einge- 
troffen, wonach der französische Außenminister Theophile Delcasse be- 
absichtige, mit Lord Lansdowne wegen der Überlassung von Marokko an 
Frankreich in Verhandlungen zu treten.’ Als dann Edward VII. im Früh- 
jahr 1903 zu einer Rundreise nach Lissabon, Rom und Paris aufbrach, 
glaubte der Kaiser, gegen ihn und sein Reich gerichtete Machenschaften 
seines Onkels zu erkennen.* Seitdem galt der König in den Augen des Kai- 
sers und zahlreicher anderer deutscher Entscheidungsträger als der eigent- 
liche Architekt der fatalen «Einkreisung», durch die die ganzen schönen 
Weltmachtsträume vereitelt wurden.’ Bald nach der Rückkehr des Königs 
aus Paris erfuhr der ehemalige Erste Sekretär an der Londoner Botschaft, 
Eckardstein, von der Möglichkeit einer englisch-französisch-russischen 
Triple Entente.° In einer rückblickenden Aufzeichnung stellte er fest: 
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«Daß im Frühjahr [1903] [...] gewissermaßen ein <plov bestand, Deutsch- 
land vollständig zu isolieren, ist mir durchaus nicht zweifelhaft. Herr 
Delcass& ist zur Zeit des Besuches König Eduards in Paris, sowie bei Ge- 
legenheit des Gegenbesuches Präsident Loubets in London nicht nur auf 
die englischen Avancen zur Herbeiführung einer Entente mit Frankreich 
eingegangen, sondern hat auch versucht, eine russisch-englische Annähe- 
rung soweit als möglich zu bewerkstelligen. Allein schon aus blindem Haß 
gegen Deutschland war man englischerseits bereit, auf die Idee des Herrn 
Delcasse einzugehen. Auch in Rußland fehlte es nicht an Stimmen, welche 
einen Ausgleich mit England befürworteten.»’ Bald verdichteten sich die 
Symptome einer Annäherung zwischen den drei großen Kolonialmächten 
Großbritannien, Frankreich und Rußland. Graf Bernstorff, der deutsche 
Geschäftsträger in London, berichtete am 25. April 1903, es seien Ver- 
handlungen mit dem Zarenreich im Gange, die das Ziel verfolgten, eine 
Irennungslinie zwischen den britischen und russischen Interessensphären 
in ganz Asien zu ziehen. Dem Premierminister A.]J. Balfour - in den Au- 
gen Wilhelms II. ein «naiver junger Mann» - schwebe eine West-Ost-Linie 
von Alexandretta am östlichen Mittelmeer über den Hindukusch bis zur 
Jangtse-Mündung vor.* 

Im nachhinein brüstete sich der Kaiser damit, praktisch als einziger 
diese gefährliche Entwicklung von Anfang an erkannt zu haben. Eckard- 
steins Mahnung von der Entstehung einer britisch-französisch-russischen 
Entente gegen Deutschland kommentierte er 1904 mit den Worten, das sei 
etwas, «was ich stets behauptet habe[,] man wollte mir aber nicht glau- 
ben». Tatsächlich nahm Wilhelm anfangs die Möglichkeit, daß England 
und Rußland ihre Gegensätze in ganz Asien bereinigen könnten, auf die 
leichte Schulter.'” Bülow stimmte in das optimistische Lied seines Herrn 
ein und versicherte ihm, daß der diametrale Gegensatz zwischen dem rus- 
sischen «Bären» und dem englischen «Wal», der die Voraussetzung für die 
deutsche Politik der freien Hand bildete, nach wie vor unüberbrückbar 
sei. Die russisch-englischen Sondierungsgespräche seien nichts als ein tra- 
ditionelles Mittel der «von jeher sehr abgefeimten und machiavellistischen 
Diplomatie» Rußlands, England gegen das Deutsche Reich auszuspielen, 
um von seinen eigenen Expansionsgelüsten im Nahen und Fernen Osten 
abzulenken. «Bei solcher Weltlage müssen wir immer in der von Euerer 
Majestät bisher mit Überlegenheit und Erfolg festgehaltenen Weise be- 
strebt sein, weder das englische noch das russische noch das amerikanische 
Mißtrauen zu erregen. Wir dürfen weder den Engländern die Möglichkeit 
geben, die Russen, noch den Russen einen Anlaß, die Engländer gegen uns 
argwöhnisch zu machen», mahnte der Kanzler.’ 

Doch allmählich waren die Symptome, daß eine weltumspannende En- 
tente zwischen den drei großen Rivalen England-Frankreich-Rußland im 
Entstehen war, nicht mehr zu übersehen. Im Mai 1903 erfuhr Götz Graf 
von Seckendorff von Lady Charlotte Blennerhasset, der Schwester des 
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deutschen Diplomaten Casimir Leyden, daß Edward VII. ausdrücklich 
mit dem Ziel nach Paris gefahren war, «um eine englisch-französisch-rus- 
sische Gruppierung zustande zu bringen».'* Nach einem Aufenthalt am 
britischen Hof, wo er dank seines engen Verhältnisses zur Kaiserin Fried- 
rich in ihren letzten Lebensjahren hochwillkommen wag, schickte Secken- 
dorff einen eingehenden Stimmungsbericht, der alles andere als beruhi- 
gend auf den Monarchen wirkte. «England sei jetzt gegenüber Rußland in 
der Spendierlaune», teilte er auch Bülow warnend mit; sollten die Russen 
vor Deutschland ängstlich werden, so könnten sie sich «ä tout prix mit Ja- 
pan (= England) verständigen». Seckendorff setzte Bülow auseinander, 
daß «1. Die Abneigung in England gegen uns sehr groß sei, aber doch noch 
mehr aus Handelseifersucht als aus Erbitterung über die Haltung unserer 
öffentlichen Meinung während des Burenkrieges hervorgehe; 2. daß nie- 
mand in England daran denke uns anzugreifen; 3. daß aber in England eine 
starke Neigung vorhanden sei, sich mit Frankreich und noch mehr mit 
Rußland zu arrangieren - teils aus Furcht namentlich vor der letztgenann- 
ten Macht, teils auch weil England fühle, wie es einen Alliierten brauche, 
während es uns aus Pikiertheit jetzt nicht zum Bundesgenossen wolle.» 
Seckendorff habe in London den Eindruck gewonnen, «daß bei den eng- 
lisch-russischen Koketterien England der werbende, Rußland der zurück- 
haltende Teil» sei.'* 

In einem großangelegten Bericht vom 2. Juni 1903 versuchte Graf Met- 
ternich, die tieferen Ursachen für die dramatische Wendung der britischen 
Außenpolitik hin zu Frankreich darzulegen, gleichzeitig aber jeder Panik- 
mache in Berlin vorzubeugen. «Die Geschichte der letzten Jahrzehnte hat 
erwiesen, daß England zu Bündnissen auf dem europäischen Kontinent 
nicht geneigt ist», stellte er eingangs fest. Zwar habe die Vereinsamung und 
die vielen gemeinsamen Interessen London in den 1890er Jahren zu Über- 
legungen geführt, ob ein Bündnis mit Deutschland nicht doch im bri- 
tischen Interesse wäre, aber «die Abneigung, in kontinentale Händel 
verwickelt zu werden, siegte über alle anderen Erwägungen, und die 
mannigfachen Versuche zu einer deutsch-englischen Annäherung kamen 
nie über ihre Anfangsstadien hinaus. Jene Versuche beruhten auf engli- 
scher Seite teils auf Furcht, teils auf Zuneigung. Die Furcht, daß die deut- 
sche Macht sich auch gegen England wenden könne, hat, [...] soweit die 
Gegenwart in Betracht kommt, nachgelassen. [...] Die Zuneigung ist mit 
dem Burenkrieg geschwunden. [...] Die französisch-englische Annähe- 
rung ist ein Produkt der gemeinsamen Abneigung gegen Deutschland. [...] 
Ohne die deutsch-englische Entfremdung würde eine englandfreundliche 
Stimmung in Frankreich nicht möglich geworden sein, und Herr Delcasse 
hätte bis zur Erfüllung seiner Wünsche noch lange warten müssen. Ohne 
die Abneigung gegen Deutschland hätte die englische Presse nicht seit 
Monaten an einer Aussöhnung mit Frankreich arbeiten, noch Herr Cam- 
bon versöhnliche Reden halten können. Der Besuch König Eduards in 
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Paris ist sein eigenstes Werk und, wie ich bestimmt weiß, aus seiner eige- 
nen Initiative hervorgegangen. Ich bin nun weit entfernt anzunehmen, daß 
König Eduard hiermit einen Schlag gegen Deutschland hat führen wollen. 
Aber da die Stimmung nun einmal auf beiden Seiten des Kanals günstig 
war, so war es von seinem und seiner Regierung Standpunkt aus ganz ver- 
nünftig, das Ihrige dazu beizutragen und die frühere Spannung zu beseiti- 
gen. [...] Ich bin aber überzeugt, daß die englische Regierung durch die 
vor sich gehende Aussöhnung mit Frankreich, die ihr so bequem in den 
Schoß fällt, keine Gegensätze zu Deutschland zu schaffen wünscht. Sie hat 
das befriedigende Gefühl einen Gegner weniger zu besitzen, ohne daß es 
ihr ein Opfer gekostet hätte. [...] Die Aussöhnung mit einem Gegner be- 
deutet [...] nicht notwendig die Feindschaft mit einem Dritten. Ich weiß 
vielmehr, daß die englische Regierung den Draht mit Berlin nicht zu zer- 
reißen, sondern aufrechtzuerhalten wünscht.» Politische Abmachungen 
mit Frankreich lägen nicht vor, beteuerte Metternich, und Versuche, zu 
einer Verständigung mit Rußland zu kommen, seien stets von Petersburg 
zurückgewiesen worden. Die Bemühungen Delcass£s, einen neuen Drei- 
bund Rußland-Frankreich-England zu stiften, seien daher zum Scheitern 
verurteilt, versicherte zu diesem Zeitpunkt der Botschafter. «An einem Ra- 
chezug nach Deutschland liegt den Russen und Engländern nichts. Um ein 
Bündnis zu schließen, muß man doch einen Zweck und einen Gegner ha- 
ben. Wo ist aber beides für den zukünftigen Dreibund zu finden? [...] Mir 
scheint es, daß die Prophezeiung von dem zukünftigen Dreibunde in die- 
sem Falle mehr auf dem Impressionismus als auf der Sehergabe der Pro- 
pheten beruht, und daß es noch nicht notwendig ist, einen Cincinnatus 
vom Pfluge zu holen. Ich gehe aber noch weiter und nehme an, daß auch 
für den Fall, wo England und Rußland zu einem modus vivendi gelangen, 
[...] die englische Regierung, ob konservativ oder liberal, diesen vorüber- 
gehenden Zustand der Ruhe nicht dazu ausnützen würde, um gegen 
Deutschland Politik zu machen. Denn wozu sollte sie, um einen Gegner 
zeitweilig loszuwerden, sich ohne alle Veranlassung einen neuen Gegner 
schaffen? [...] Nicht zu unterschätzen bleibt aber trotzdem die antideut- 
sche Strömung in England und, ich möchte sagen, auf der ganzen Welt, die 
besonders scharf während der Venezuelaaffäre erkenntlich wurde, wo alle 
Welt gegen uns Partei ergriff, obwohl wir eine durchaus gerechte Sache 
verfochten, während das im übrigen nicht sehr beliebte England erst in 
zweiter Linie zur Zielscheibe der Kritik wurde. Ruhe und Abwarten ge- 
genüber der erbitterten und voreingenommenen Stimmung in England 
bleibt für den Augenblick die beste Politik.» Diesen Bericht beurteilte der 
Kaiser lobend als «vorzüglich» und «treffend». Doch die Staatsleitung 
hatte jeden Grund, Wutausbrüche des frustrierten Monarchen zu befürch- 
ten, die die Beziehung zu England weiter belasten könnten. Wiederholt 
betonte der Reichskanzler ihm gegenüber die Notwendigkeit, sich «in un- 
serer ruhigen und abwartenden Haltung» zum Inselreich «nicht irre ma- 
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chen» zu lassen. Den Engländern könne man «keinen größeren Gefallen 
erweisen als jetzt einen rothen Kopf zu bekommen»."° 


2. Kaiserliche Frustration 


Jeder, der die Umstände seiner Jugend näher kannte, der mit seiner schnell 
beleidigten Persönlichkeit und den phantastischen Weltmachtambitionen 
vertraut war, die er seit Mitte der 1890er verfolgte, mußte befürchten, daß 
Kaiser Wilhelm auf die Annäherung Englands an Frankreich, Rußland 
und Italien mit Frustration und Wut reagieren würde. Daß es gerade der 
Bruder seiner Mutter war, der nach seiner Einschätzung die «Einkreisung» 
des Reiches eingefädelt hatte, mußte böse Erinnerungen an seine Kindheit, 
vielleicht auch sein schlechtes Gewissen über sein Verhalten seinen Eltern 
gegenüber wachrütteln. Stärker noch als zuvor entwickelte sich bei Wil- 
helm jetzt eine ungeduldige Erwartungshaltung, angereichert mit verletz- 
tem Stolz und Revanchegelüsten. 

Sie zeigte sich zunächst in der Form der wachsenden Pikiertheit dar- 
über, daß sein Onkel sich weigerte, nach der Rundreise nach Lissabon, 
Rom und Paris die deutsche Hauptstadt zu besuchen. Er sei «verletzt und 
enttäuscht», daß der König seit seiner Thronbesteigung nicht in Berlin ge- 
wesen sei, klagte er mehrfach im Verlauf des Jahres 1903.'7 Wie sehr Wil- 
helm gekränkt war, zeigte sich in besonderer Schärfe in den Randbemer- 
kungen, die er auf eine Meldung im Daily Chronicle über den schließlich 
für den Sommer 1904 vorgesehenen Staatsbesuch Edwards VII. kritzelte. 
Die Londoner Zeitungsnotiz sei «geradezu beleidigend» und vermutlich 
«von einem der Judenfreunde» des Königs geschrieben worden, schimpfte 
er. «Daraus kann man ersehen wie der Höflichkeitsakt mir und damit dem 
Deutschen Reich gegenüber in England eingeschätzt wird. Es wird mit 
einem Tauschgeschäft —- etwa einem Schweinehandel - verglichen! Ver- 
gleicht man die Dityhramben und Begeisterung in denen die Zeitungen 
über die Möglichkeit v. Kaiser Franz Josefs Erscheinen in England sich er- 
gehen, so ist zu erkennen wie weit die Temperatur der Gefühle uns gegen- 
über in England gefallen sind.»"* 

Selbst die Wahl des Obersten Lord Edward Gleichen zum Militäratta- 
che in Berlin - als Enkel der Halbschwester der Queen Victoria war Glei- 
chen sowohl mit der Kaiserin Auguste Viktoria als auch mit Edward VII. 
verwandt, und dieser hatte sich persönlich für seine Ernennung eingesetzt 
- brachte in den Beziehungen der beiden Königshäuser keine Besserung. 
Über die Entsendung Gleichens zeigte sich Wilhelm zwar erfreut, konnte 
in seinem Dankesbrief an seinen Onkel seinen Unmut über die Umstände 
der Ernennung jedoch nicht unterdrücken: «Wenn ich mir erlauben darf 
vorzuschlagen, daß, wenn das War Office das nächste Mal erwägt, den 
Militärattach& hier zu wechseln, es vernünftiger wäre, den alten zurückzu- 
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rufen, nachdem der neue mir & den Stellen, mit denen er zu arbeiten & zu 
korrespondieren hat, vorgestellt wurde. Aber nicht so, wie es diesmal der 
Fall war, den Stellvertreter zurückzurufen, bevor sie wußten, wer ihn 
ersetzen sollte, & den Posten für viele Monate unbesetzt zu lassen!» 

Die Pikiertheit des Kaisers äußerte sich schließlich, wie befürchtet, in 
einer Rede, die in England Empörung hervorrief und das Verhältnis der 
beiden Königshäuser und Völker zueinander um vieles verschlimmerte. 
Am 19. Dezember 1903 behauptete er in Hannover, daß die Briten die 
Schlacht von Waterloo verloren hätten, wenn nicht Blücher rechtzeitig mit 
seinen preußischen und hannoveranischen Truppen zu Hilfe gekommen 
wäre. Von neuem regte sich die britische Presse gegen den Kaiser auf, und 
auch Edward VII. wütete über die Äußerungen seines Neffen, die er als 
«dumm, unklug & historisch unrichtig» verurteilte.”' Die Ratgeber des 
Königs hatten Mühe, ihn von einem schriftlichen Protest abzuhalten. Man 
setzte seine Hoffnung in eine Aussöhnung während des Besuchs des Kö- 
nigs in Kiel, der für Ende Juni 1904 vorgesehen war, doch bis dahin ge- 
schah in der Welt noch manches, was die Wut des Kaisers erregte. 


3. «Crimean Combination» der Westmächte gegen Rußland, 
oder «eine allgemeine Koalition gegen uns»? 


Lange vor der Unterzeichnung der Entente cordiale zwischen Großbri- 
tannıen und Frankreich am 8. April 1904 erkannte man im Berliner Schloß 
sowie in den Regierungsämtern der Wilhelmstraße, daß eine neue Kombi- 
nation der Großmächte im Entstehen war. Als am 16. September 1903 die 
Nachricht von einer engen Zusammenarbeit Englands und Frankreichs im 
Orient eintraf, schrieb der Kaiser bestürzt an den Rand: «also diese beiden 
Windhunde jagen den Türkischen Hasen bereits ä deux!»”* Ihm wurde im- 
mer klarer, daß «Gallien doch mit England durchsteckt»; auf allen Gebie- 
ten der Politik richte sich die Erregung in England gegen Deutschland.” 
Reumütig vermerkte er im Oktober 1903 an den Rand eines Berichts, der 
auf die wachsende Verständigung zwischen Großbritannien, Frankreich, 
Italien, den Vereinigten Staaten und Japan hinwies, «die Krimkriegscombi- 
nation mit Japan als Verbündeten und Amerika im Hintergrund ist nicht 
übel!»** Wilhelm sah in der Annäherung Englands an diese Mächte einen 
Triumph der Demokratie; dagegen müßten sich die drei Kaisermächte im 
Osten Europas zusammenschließen.”® Der neue britische Botschafter in 
Washington, Sir Michael Durand, habe offenbar Instruktionen, die Ver- 
einigten Staaten in die englisch-französische Entente hineinzuziehen und 
den deutschen Einfluß in Amerika zu untergraben. «Das habe ich erwar- 
tet», schrieb der Kaiser auf einen Bericht Sternburgs.” Als sich im Dezem- 
ber 1903 erneut ein gemeinsamer Vorstoß Englands, Frankreichs und Ita- 
liens im Orient abzeichnete, meinte er, es werde sich bald zeigen, «was in 
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Paris und London für ein Aktionsplan gegen die Kaisermächte seitens der 
«Crimean Combination verabredet worden ist. England darf unter keinen 
Umständ[en] eine Rolle dabei spielen, und Italien die Führung zu geben, 
wäre mit England gleichbedeutend.»” 

Das Zusammenrücken der maritimen Weltmächte Großbritannien und 
Frankreich übte eine fast unwiderstehliche Anziehungskraft auf den Drei- 
bundpartner Italien aus, dessen Einschwenken in das französisch-eng- 
lische Lager nicht mehr zu übersehen war.”* Wie der deutsche Botschafter 
in Rom, Graf Anton Monts, hielt auch Kaiser Wilhelm ein «aktives kriege- 
risches Eintreten [Italiens] für Deutschland» fortab für «ausgeschlossen», 
Italiens «Neutralität in einem eventuellen größeren kriegerischen Kon- 
flikt» dagegen für sicher; darüber sei sich auch das deutsche Militär «ganz 
im Klaren». Sowohl der Kaiser als auch der Botschafter führten diese Ent- 
wicklung teilweise auf die feindliche Haltung des jungen Königs Vittorio 
Emanuele II. gegen Österreich und damit gegen den Dreibund zurück. 
Dieses «sicher nicht unbegabten Herrschers Überlegungen werden, was 
Österreich betrifft, durch einen geradezu blinden Haß beeinträchtigt», 
meinten beide Männer.”” Wiederholt beklagte Wilhelm II. die unabänder- 
liche Tatsache, daß Österreich-Ungarn «mit Italien aneinander kommt, 
und dadurch der 3 Bund gelockert wird». «Will denn mit uns heuer alles 
schief gehen! ?», rief er im April 1904 aus.>° 

Um diese Zeit bezeichnete Kaiser Wilhelm die immer offenkundiger 
werdende Zusammenarbeit zwischen Italien, Frankreich und England 
noch als «Crimean Combination».3' Er spielte damit natürlich auf jene 
Koalition zwischen Engländern, Franzosen, Türken und dem norditalieni- 
schen Königreich Sardinien-Piemont an, die sich im Krimkrieg 1853-1856 
gegen Rußland gebildet hatte. 1903 hätte eine solche Koalition für Deutsch- 
land immerhin die Chance einer Auflösung des russisch-französischen 
Zweibunds und den Anschluß Rußlands an das Deutsche Reich und die 
Donaumonarchie geboten. Allmählich mußte Wilhelm jedoch die bittere 
Möglichkeit ins Auge fassen, daß es sich bei der im Gang befindlichen 
Umorientierung der britischen Außenpolitik nicht, wie er ursprünglich 
geglaubt hatte, um die Schaffung einer Krimkriegskoalition der West- 
mächte gegen Rußland handelte, sondern vielmehr um ein Zusammen- 
gehen dieser Westmächte mit Rußland und daher um die weltpolitische 
Isolierung Deutschlands - ein Schreckgespenst, das nur wenige Jahre spä- 
ter Wirklichkeit werden sollte. Wenn es so weitergehe, meinte er im Okto- 
ber 1903, werde sich Deutschland eines Tages überrascht schen «von einer 
gegen uns gerichteten «Globalen Koalition.» Wie der Reichskanzler an 
Holstein telegraphierte, sei «Seine Majestät [...] stark beeindruckt durch 
die heute früh eingegangene [...] Meldung [...], daß der Zar in seinem 
Brief an den [französischen] Präsidenten Loubet seine besondere Genug- 
tuung über das französisch-englische Abkommen und die französisch-ita- 
lienische Annäherung ausgesprochen hat. Seine Majestät hält eine allge- 
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meine Koalition gegen uns nicht für unmöglich und meinte, die Äußerung 
des Zaren beweise jedenfalls, daß die Annahme, als ob eine Krimkrieg- 
gruppe sich gegen Rußland bilden werde, eine Phantasmagorie gewesen 
sei.» Ende 1903 stand für Wilhelm außer Zweifel, «daß England - unter 
der Hand - mit Hochdruck an der Arbeit ist, uns äußerlich zu isolieren».’* 

Das Zusammenrücken Englands, Frankreichs und Italiens mit russi- 
scher Unterstützung machte sich zunächst vor allem auf dem Balkan be- 
merkbar, wo selbst die Habsburger Doppelmonarchie in das Fahrwasser 
der neuen Konstellation einschwenkte. Im September 1903 äußerte sich 
Kaiser Wilhelm mit großer Schärfe gegen den Bündnispartner Österreich- 
Ungarn, der in der strittigen Mazedonienfrage plötzlich mit Rußland zu- 
sammenging. «Das ist ja geradezu bodenlos!» und «ein ruhmloses Ende 
der Österreichischen Dämelei im Balkan», schimpfte er. Trotzig befahl der 
Kaiser: «Es bleibt bei meiner Politik den Türken gegenüber! Ob ich isolirt 
bin oder nicht, ist mir völlig einerlei! Diesen Straßenüberfall mache ich 
nicht mit! Meine Politik wird nicht von Herrn Bachmetieff [dem russi- 
schen Botschafter in Konstantinopel] geleitet werden!»3> Dennoch fuhren 
die übrigen Großmächte fort, die krisenhafte Situation auf der Balkan- 
halbinsel zu regeln, ohne die Regierung Deutschlands einzubeziehen. Be- 
stürzt stellte Wilhelm fest: «England, Russland, Oesterreich arrangiren 
den Balkan, Italien und Frankreich im zweiten Treffen, und wir bleiben 
außen vor! Schließlich wird Russland Stamboul noch angeboten wer- 
den!»>° 

Die sich abzeichnende Isolierung Deutschlands mußte um so schmerz- 
hafter empfunden werden, als der einzige fest verbleibende Bündnispart- 
ner des Reiches, Österreich-Ungarn, der Auflösung seiner komplexen 
Verfaßtheit als Doppelmonarchie und Vielvölkerstaat immer näherzu- 
rücken schien. Dem Kaiser schrieb der Reichskanzler im September 1903 
aus Norderney: «Ob die alte Habsburgische Monarchie schon jetzt aus 
den Fugen gehen wird? Ich glaube dies vorläufig noch nicht, wenn ich 
auch zugebe, daß sie hypokratische Züge annimmt. [...] Soviel scheint mir 
gewiß, daß Österreich-Ungarn nicht mehr die Kraft und den Muth haben 
würde anders als um sich gegen einen direkten russischen Angriff zu ver- 
theidigen mit Rußland anzubinden.»3” Die Sorge Bülows, daß in militäri- 
schen, aristokratischen, slawophilen und ultramontanen Kreisen Cislei- 
thaniens der Gedanke ventiliert werde, anstelle des Bündnisses mit dem 
Deutschen Reich eine Annäherung an Rußland und Frankreich zu suchen, 
und daß nur die Magyaren eine derartige diplomatische Umwälzung ver- 
hindern könnten, erkannte Wilhelm II. durchaus als richtig an. Er faßte 
seinen Besuch bei Kaiser Franz Joseph im September 1903 als Demonstra- 
tion dafür auf, «daß Deutschland in der Donaumonarchie nach wie vor 
seinen treuen und vollwertigen Alliierten erblickt».3* Dennoch war die 
Sorge um den krisengeschüttelten Bündnispartner groß. Als polnische 
Zeitungen in Galizien im Anschluß an seinen Wien-Besuch die enge Bin- 
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dung Österreich-Ungarns an Deutschland beklagten, bezeichnete Wil- 
helm die slawischen Völker der Donaumonarchie schlicht als «Hunde!» 

Je näher im Winter 1903/04 der Krieg zwischen Rußland und Japan 
heranrückte, desto intensiver bemühten sich London und Paris um eine 
Verständigung, waren doch beide Regierungen ängstlich bestrebt, nicht in 
den kommenden Konflikt zwischen ihren jeweiligen Bündnispartnern 
hineingezogen zu werden. Trotz seiner Sorge vor einer weltpolitischen 
Isolierung des Deutschen Reiches erblickte der Kaiser auch jetzt noch in 
der anglo-französischen Annäherung vor allem eine Gelegenheit, den 
Zweibund zwischen Rußland und Frankreich auseinanderzumanövrieren 
und einen neuen deutsch-russisch-österreichischen Dreikaiserbund ins 
Leben zu rufen. Die Erklärung des französischen Ministerpräsidenten 
Maurice Rouvier, das Bündnis zwischen seinem Land und Rußland sei 
nicht auf Ostasien, sondern lediglich auf Europa bezogen, begrüßte er da- 
her jubelnd mit der Bemerkung: «Wenn das der Fall ist und das müssen 
Rado [Botschafter Fürst Radolin] und Alvo [Botschafter Graf Alvens- 
leben] erst feststellen, dann kann man sich ja vorstellen wie wüthend die 
Russen über die «Crimean Combinatiom sein müssen; dann sind sie ja 
noch viel mehr in unsere Hand gegeben!»* 

Mit dieser optimistischen Einschätzung stand der Monarch allerdings 
keineswegs allein, denn auch die Diplomaten der Wilhelmstraße hielten an 
der «Politik der freien Hand» zwischen West und Ost fest. Während eines 
Besuchs in St. Petersburg brachte der Legationsrat Wilhelm von Stumm in 
Erfahrung, daß die russische Regierung kaum mehr auf die Mithilfe 
Frankreichs in einem Krieg gegen Japan rechnete.* In einer Denkschrift 
vom 16. Januar 1904 sprach Holstein von einem regelrechten «Frontwech- 
sel» der französischen Diplomatie. Das bevorstehende Ende des russisch- 
französischen Bündnisses und die Annäherung Frankreichs an England 
und Italien sei von Paris seit Jahren «geduldig angebahnt und [...] unent- 
wegt verfolgt» worden. Auch jetzt noch ging der Geheimrat von der siche- 
ren Annahme aus, daß die Gegensätze zwischen Rußland und England 
einerseits und Rußland und Amerika andererseits unüberbrückbar seien 
und auch in Zukunft so bleiben würden. Sowohl in Ostasien als auch im 
Orient stehe Rußland also vor der diplomatischen Isolierung. «Deutsch- 
land ist also die einzige Macht, an welche Rußland sich um Hülfe wenden 
kann.»# 

Freilich, es fehlte nicht an Stimmen, die vor der Gefahr einer völligen 
Isolierung des Deutschen Reiches warnten. Eckardstein mahnte auch jetzt 
wieder vor Bestrebungen der amerikanisch-englisch-französisch-italie- 
nisch-japanischen Staatengruppe, durch Hineinziehen Rußlands in die 
Kombination Deutschland einzukreisen. Allein in einem russisch-japani- 
schen Krieg sah er eine Möglichkeit, dieser Tendenz die Spitze abzubre- 
chen. Durch die konfliktreiche Lage im Fernen Osten sei «die Gefahr, daß 
es [...] jemals zu einem russisch-englischen Ausgleich kommen könn- 
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te, [...] zum mindesten sehr in die Ferne gerückt». Gleichviel ob Rußland 
oder Japan den Krieg gewinnen sollte, würde der Konflikt in Ostasien die 
politische Machtstellung Deutschlands nicht nur für den Moment, son- 
dern auch für die Zukunft erhöhen, vorausgesetzt, «daß wir absolut still 
sitzen», betonte der Diplomat. «An die «gelbe Gefahr» glaube ich vorläufig 
noch nicht, selbst wenn Japan gewinnen sollte. Sollte Rußland gewinnen, 
so würde es auf sehr viele Jahre hinaus einen unüberwindlichen Haß nicht 
nur gegen England, sondern auch gegen Amerika behalten.» Allerdings 
würde ein russisch-japanischer Krieg in England «den Gedanken wieder 
wachrufen, daß [...] Deutschland, das Gewehr bei Fuß zusieht, der aus- 
schlaggebende Faktor sein würde».* 

Diese Ausführungen Eckardsteins trafen auf die Zustimmung des Kai- 
sers, der sich am 24. Januar 1904 mit der Denkschrift vollkommen ein- 
verstanden erklärte. Auch er wurde von der Sorge heimgesucht, der 
französischen Diplomatie könne es doch noch gelingen, den alten Bünd- 
nispartner Rußland in die Entente cordiale mit England einzubinden. 
«Delcasse und Cambon haben das Heft ganz in Händen», stellte er im Ja- 
nuar 1904 verbittert fest.** Wie Eckardstein erblickte Wilhelm II. in einem 
russisch-japanischen Krieg die beste Gelegenheit, um Rußland mit Eng- 
land und Frankreich zu entzweien. Wiederholt bedauerte er das «schlap- 
pe» Auftreten des Zaren gegen Japan und bezeichnete ihn als einen «ah- 
nungslosen Engel».7” Als «Musik in meinen Ohren» begrüßte er jedes 
Anzeichen einer russisch-englischen oder russisch-französischen Span- 
nung. Die Bemerkung des Zaren, Englands «perfide» Haltung seinem 
Land gegenüber sei jetzt genau dieselbe wie die gegen Deutschland, kom- 
mentierte Wilhelm mit «Oui madame».* 

Mit dem Abschluß der englisch-französischen Entente cordiale am 
8. April 1904 wurde die Koalition der europäischen Westmächte, die Wil- 
helm I. seit einem Jahr vorhergeschen hatte, zur Realität. Bülow bemühte 
sich zwar, wenigstens nach außen hin die Bedeutung dieser Entwicklung 
herunterzuspielen. Bei dem Vertrag, so ließ er in der Presse und im Reichs- 
tag verkünden, handele es sich lediglich um ein «Kolonialabkommen», das 
man als ein «neues Symptom für die friedliche Gestaltung der Weltlage» 
verstehen müsse. Kaiser Wilhelm aber erkannte jetzt die tiefgreifende 
Wende, die sich im internationalen System vollzogen hatte. Am 19. April 
1904 telegraphierte er an den Reichskanzler: «Das jüngste englisch-franzö- 
sische Abkommen gibt mir doch nach mancher Richtung hin zu denken. 
Ich finde, daß die Franzosen den Vorteil ihrer augenblicklichen politischen 
Lage mit bemerkenswertem Geschick ausgenutzt haben. Sie haben es fer- 
tig gebracht, ohne das Band mit Rußland zu lockern, sich von England 
ihre Freundschaft teuer bezahlen zu lassen. Die präponderierende Stel- 
lung, die sie nunmehr in Marokko erlangt haben, ist unstreitig ein großer 
Gewinn für sie, den sie mit der Aufgabe des Restes ihrer mehr theoreti- 
schen als faktischen Rechte in Ägypten billig eingeheimst haben. Da unse- 
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re Handelsinteressen in Marokko bedeutend sind, hoffe ich, daß unserer- 
seits für die nötigen Garantien gesorgt worden ist, damit unser Handel 
dort nicht leidet. England andererseits hat in Ägypten ganz freie Hand er- 
langt. Die möglichen Reibungspunkte mit Frankreich sind durch das Ab- 
kommen für England wesentlich eingeschränkt worden, und letzteres hat 
dadurch an Bewegungsfreiheit auch sonst in der Welt viel gewonnen. Es ist 
nur natürlich, daß die zunehmende Freundschaft mit Frankreich und die 
sich daraus ergebende Sicherheit, daß von dieser Seite nichts zu befürchten 
ist, für England jede Rücksichtnahme anf uns mehr und mehr in den Hin- 
tergrund treten lassen wird. Die Sprache der englischen Presse zeigt ja 
auch, daß die Gereiztheit gegen uns dort jedenfalls nicht im Abnehmen 
begriffen ist.»° Bülow mußte den Überlegungen des Kaisers beipflichten 
und mit der Erkenntnis noch ergänzen, daß die Anziehungskraft der an- 
glo-französischen Kombination auf Italien noch stärker sein würde als 
bisher.’' Versicherungen seiner Diplomaten, wonach die Entente durch 
eine deutsch-englische Annäherung ergänzt werden könnte, wies Wilhelm 
mit der vielsagenden Bemerkung zurück: «Nein, weil wir zu ähnlich sind, 
und stärker als die Franzosen sein werden.»’” Zwar hielt er einen Krieg ge- 
gen England für nicht unbedingt unausweichlich, aber er faßte ihn immer- 
hin für die Zukunft ins Auge und stimmte den Überlegungen Bernstorffs 
zu, als dieser am 16. April 1904 in einem Bericht aus London ausführte: 
«Muß dann wirklich einmal um deutscher Macht und Expansion willen 
Krieg mit England geführt werden, so ist jede Stunde, die dieser Kampf 
hinausgeschoben wird, für uns ein Gewinn.» 

Spätestens mit der Unterzeichnung der englisch-französischen Entente 
im April 1904 war die Weltmachtpolitik, die acht Jahre zuvor von Kaiser 
Wilhelm IL, Bülow und Tirpitz eingeleitet worden war, gescheitert. Zur 
Eindämmung der Vorherrschaftsambitionen des Kaiserreichs hatte sich ein 
den Erdball umspannender Ring gebildet, gegen den Deutschland nicht 
reüssieren konnte: Die Weltmächte Großbritannien, Frankreich, die Ver- 
einigten Staaten, Japan und latent auch Rußland standen zusammen und 
versperrten den Weg zur Hegemonie; Italien schied de facto aus dem Drei- 
bund aus und ließ Deutschland mit der auseinanderfallenden Donaumon- 
archie allein. Anstatt nun aber den gescheiterten Expansionskurs aufzuge- 
ben und sich nach neuen Verbündeten umzusehen, setzten Kaiser und 
Reichsleitung die für die übrigen Mächte so bedrohliche Weltmacht- und 
Flottenpolitik fort. Häufig war jetzt das Gerede von einem unausweich- 
lichen großen Krieg zu vernehmen. 
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4. Die Mittelmeerreise 1904 


Als Wilhelm II. von dem Abschluß der Entente cordiale erfuhr, war er 
schon längst nicht mehr in Deutschland, sondern er kreuzte seit Wochen 
im Mittelmeer herum. Er hatte am ı1ı. März 1904 Bremerhaven verlassen 
und kehrte erst Ende April über Genua nach Berlin zurück. Der Nord- 
deutsche Lloyd hatte den großen, mit allem Komfort ausgestatteten 
Dampfer König Albert, der für Tausende von Passagieren gedacht war, 
dem Monarchen zur Verfügung gestellt, der darin mit einem Gefolge von 
25 Herren und 5o Bediensteten Wohnung nahm. Erst zwei Tage vor der 
Abreise und wie durch Zufall hatten der Chef des Admiralstabes, Büchsel, 
und das Auswärtige Amt von der Absicht des Kaisers erfahren, den mo- 
dernsten Kreuzer der deutschen Kriegsflotte, S.M.S. Friedrich Karl, als 
Begleitschutz mit auf die Reise zu nehmen.’* 

Am 16. März 1904 ging die König Albert in der nordspanischen Ha- 
fenstadt Vigo vor Anker. Dort traf Kaiser Wilhelm «in allerbester Stim- 
mung» mit dem achtzehnjährigen König Alfonso XIII. zusammen, den er 
«einfach bezaubernd» fand.’’ Die beiden Monarchen besprachen die bri- 
sante Frage der Zukunft Marokkos, in der sich gerade zu diesem Zeit- 
punkt, wie Metternich aus London berichtet hatte, eine englisch-französi- 
sche Verständigung zugunsten Frankreichs abzeichnete.’° Gelassen riet 
Wilhelm dem jungen König, die besten Beziehungen zu Frankreich und 
England zu unterhalten, sich aber nach Portugal hin in acht zu nehmen, da 
«die Portugiesen, der Hof an der Spitze, [...] nur noch englische Vasallen» 
seien.” Er begrüßte ausdrücklich das «Arrangement», das Spanien gerade 
mit Frankreich über Marokko getroffen hatte.® In der Frage von Kom- 
pensationen für Deutschland äußerte sich der Kaiser zum Erstaunen seiner 
Diplomaten, die sich an seine frühere Begehrlichkeit in Marokko - sei es 
als komplette Kolonie, sei es als begrenzter Küstenstreifen mit Häfen für 
Kohlestationen’? — erinnerten, mit uncharakteristischer Enthaltsamkeit. 
Von Vigo aus telegraphierte Wilhelm an Bülow, er habe Alfonso zu dem 
Abkommen mit Frankreich über Marokko, das er «billige und für ver- 
nünftig halte», gratuliert und betont, daß Deutschland «keinen Territorial- 
erwerb» dort anstrebe, sondern lediglich «offene Häfen, Eisenbahnkon- 
zession und Import von Fabrikaten». Selbst die von der Wilhelmstraße 
lancierte Idee der Erwerbung der Sousmündung mit der Hafenstadt 
Agadir hielt der Monarch «für unpraktisch».°° Vor seiner Begegnung mit 
Alfonso XII. hatte der deutsche Botschafter in Madrid, Joseph Maria von 
Radowitz, den Kaiser daran erinnert, daß die deutsche Außenpolitik ange- 
sichts der sich abzeichnenden Vereinbarungen zwischen Frankreich und 
England «schon die Möglichkeit von Kompensationen bei der marokkani- 
schen Auseinandersetzung ins Auge gefaßt und darüber vertraulich mit 
den Spaniern gesprochen» hatte. Wilhelm II. habe auf diese Mitteilung 
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jedoch erwidert, «es sei jetzt kein Grund vorhanden, darauf zurückzu- 
kommen, er suche in Marokko nichts anderes als wie Vorteile für unsern 
Handel und für Ausbreitung der Zivilisation». Radowitz war überrascht, 
mit welchem Nachdruck der Kaiser diesen Standpunkt in Vigo vertrat. 
«Bezüglich Marokko sagte Seine Majestät, daß wir gar kein eignes Interes- 
se, namentlich keinerlei territoriale Wünsche verfolgten, ausschließlich 
uns auf Wahrung der kommerziellen Freiheit und auf Förderung der Kul- 
turarbeit beschränken würden. Darin würde uns Spanien immer auf seiner 
Seite finden.»° Die betonte Enthaltsamkeit Wilhelms in der Frage der Ge- 
bietserwerbung in Marokko lief der vom Kanzler und dem Auswärtigen 
Amt verfolgten Politik zuwider und barg den Keim späterer Konflikte in 
sich. 

Noch Ende März 1904 ging Holstein davon aus, der Kaiser strebe den 
Erwerb eines Hafens an der Westküste von Marokko an.“ Tatsächlich lagen 
die territorialen Ambitionen Wilhelms II. zu diesem Zeitpunkt anderswo. 
Nicht die Sousmündung, sondern die Kamerun vorgelagerte Insel Fernan- 
do Pöo, das heutige Macias Nguema, die er gegen «Bezahlung» erwerben 
wollte, erweckte seine Begehrlichkeit.“ Dieses Eiland, eine portugiesische 
Kolonie, besaß in zweifacher Hinsicht große strategische Bedeutung: als 
Sicherung der deutschen Kolonie auf dem gegenüberliegenden afrikanischen 
Festlandufer und als Flottenstützpunkt auf halbem Weg zwischen Gibral- 
tar und dem Kap der Guten Hoffnung. Darüber ließ der Kaiser den jungen 
spanischen Monarchen aber bewußt im unklaren. Bei seiner Ankunft auf 
Menorca äußerte Wilhelm dahingegen überraschend den Wunsch, die Ha- 
fenstadt Mahön an der Ostküste der Insel durch Pachtung als deutsche 
Kohlenstation zu erwerben. Das Auswärtige Amt ließ diese kaiserliche 
Anregung als gänzlich unerreichbar stillschweigend fallen.“ 

Die Überaktivität und notorische Besserwisserei Wilhelms II. sorgte 
während des dreitägigen Aufenthaltes des Kaisers im britischen Flotten- 
stützpunkt Gibraltar erneut für peinliche Reaktionen in London. Die 
Festung machte auf ihn einen gewaltigen Eindruck.‘ Der Kaiser und sein 
Gefolge wunderten sich über die Freizügigkeit, mit der die Engländer sie 
durch die Kasematten bis zur Signalstation herumführten und ihnen einige 
der Verteidigungsanlagen zeigten. Als die König Albert am 20. März 
abends unter donnerndem Salut der Royal Navy Gibraltar verließ, stand 
Wilhelm noch lange «freudig erregt» an Bord. «Der Kaiser war sehr beein- 
druckt von dem ihm gewordenen Empfang», notierte Rudolf von Valen- 
tinı, der als Vertreter des Zivilkabinetts mitgereist war. «Er fühlte sich fast 
als Engländer und hat doch kein Verständnis dafür, daß sie seine Flotten- 
politik beargwohnen müssen. Eine phantastische Vorstellung von seiner 
Würde als «Admiral of the Flee® und das unglückliche Wort «Blut ist 
dicker als Wasser» beherrschen seine Vorstellungen über sein Verhältnis zu 
England.» In Wirklichkeit hatte die Londoner Regierung unter Zustim- 
mung des Königs Vorkehrungen getroffen, um den Kaiser von den emp- 


296 Edward VII. und die «Einkreisung» Deutschlands 


findlichsten Stellen der Verteidigungsanlagen auf Gibraltar fernzuhalten.” 
Freilich, die ihm auferlegten Einschränkungen hielten den «Admiral of the 
Fleet» nicht davon ab, unerbetene Kritik an den Anlagen zu üben und da- 
mit die «Repräsentanten der stolzen englischen Macht» zu verletzen. Nach 
dem Gibraltarbesuch sandte Wilhelm einen «remarkable» Brief an Ed- 
ward VII, den dieser an Admiral Prinz Louis Battenberg weiterleitete und 
der bei diesem wie beim König Staunen und Hohn hervorrief. Battenberg 
wies die Kritik des Kaisers mit der Feststellung zurück: «Gibraltar ist, wie 
alle unsere Marinebasen, so ausgerüstet, um jeden wahrscheinlichen An- 
griff zurückzuweisen, - nicht jeden denkbaren Angriff. Wir können kei- 
nen Augenblick zulassen, daß während eines Krieges eine große Flotte 
feindlicher Schlachtschiffe die Freiheit hätte, vor Gibraltar zu ankern und 
es in Stücke zu schießen. [...] Was «William IP [sic] offenbar nicht be- 
griffen hat, ist, daß die Flottenstützpunkte der unterlegenen Seite stärker 
befestigt sein müssen als die der überlegenen Seite.» Die auf falschen Vor- 
aussetzungen basierende Detailkritik des Kaisers beweise nur, «wie ober- 
flächlich seine Marinekenntnisse sind».°°® Was immer der Kaiser mit seiner 
Kritik bezwecken wollte, eine bessere Atmosphäre zwischen ihm und dem 
König am Vorabend ihrer für Juni geplanten Zusammenkunft schaffte er 
damit nicht. 

Eine eigentümliche Lage entstand, als sich herausstellte, daß der Präsi- 
dent der französischen Republik, Emile Loubet, vom 24. zum 28. April, 
also zur gleichen Zeit, da Kaiser Wilhelm seine Heimreise über Genua an- 
treten sollte, zu einem Staatsbesuch in Italien sein würde. Der Kaiser fand 
Gefallen an der Idee eines Zusammentreffens mit Loubet und Vittorio 
Emanuele III. in Italien. Im Hinblick auf die anglo-französische Annähe- 
rung hielten jedoch Bülow und das Auswärtige Amt eine Begegnung mit 
dem französischen Staatsoberhaupt für gänzlich inopportun.® Die verant- 
wortlichen Staatsmänner in der Wilhelmstraße durchlebten bange Tage in 
der Furcht vor einer kaiserlichen Eigenmächtigkeit.”° Mit Erleichterung 
nahm man am 28. Aprıl 1904 in Berlin die Nachricht auf, daß Wilhelm 
ohne Zwischenfall in Karlsruhe angekommen war. 


5. Der Besuch König Edwards VII. in Kiel 


Sowohl von deutscher als auch von englischer Seite aus bemühte man sich 
erneut, durch Einsatz der engen Familienbeziehungen der beiden Königs- 
häuser zueinander die Bedeutung der Entente cordiale für die anglo-deut- 
schen Beziehungen herunterzuspielen.”' In politischen Kreisen knüpfte man 
hohe Erwartungen an einen Besuch des Königs in Deutschland, auch wenn 
allseits die Gefahr von antienglischen Demonstrationen klar erkannt wurde. 
Auch der Kaiser befürchtete, daß die Alldeutschen, die «ja keinen Ver- 
stand!» hätten, den gedachten Zweck des Besuchs untergraben würden.’ 
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Am ı2.Mai 1904 richtete Edward VII. einen überaus freundlichen 
Brief an seinen Neffen, in dem er sich für die kaiserlichen Beobachtungen 
über die Festungsanlagen auf Gibraltar bedankte und seinen Besuch der 
«Kieler Woche» im Juni ansagte. Doch der Besuch des Königs stand unter 
keinem sehr günstigen Stern. Anfang Juni kam es zu unerhört scharfen 
Auseinandersetzungen zwischen Wilhelm II. und dem britischen Bot- 
schafter über die Auswirkung des englisch-französischen Abkommens auf 
die deutschen Rechte in Ägypten. In einer Unterredung mit Lascelles 
drohte Kaiser Wilhelm am 6. Juni 1904 erstmals mit Krieg als Antwort auf 
die ihm als unverschämt vorkommende Haltung der Londoner Regierung. 
Dem Reichskanzler telegraphiert er: «Ich habe mit dem englischen Bot- 
schafter eine sehr ernste Unterredung gehabt. Derselbe kam ganz von 
selbst auf das unbegreifliche Verhalten der Regierung in London in betreff 
unserer Verhandlungen. Ihm fehle jede Erklärung dafür. Er verstehe seine 
eigene Regierung nicht mehr. Er habe schon ein möglichst grobes Tele- 
gramm in schärfsten Ausdrücken nach London geschickt und reise mor- 
gen persönlich hin, um die Angelegenheit zu klären. Ich habe ihm zu 
verstehen gegeben, daß dieses Verhalten unqualifizierbar sei, im Moment, 
wo wir uns anschickten, den König festlich zu empfangen. Es bestärke die 
Schwarzseher in der Vermutung, daß England und Frankreich gegen 
Deutschland ernstlich Böses im Schilde führten, was ich bisher nicht hätte 
glauben wollen. Ich würde mich selbstverständlich dagegen zu wehren 
wissen, müsse aber konstatieren, daß Deutschland auch nicht den leisesten 
Grund zur Bildung einer solchen Koalition gegen dasselbe gegeben habe, 
daher auch mit vollem Gottvertrauen und gutem Gewissen in die Zukunft 
sehe. Wenn England wirklich die Absicht habe, Frankreich gegen uns aus- 
zuspielen, wie Japan gegen Rußland, so würden wir uns dieser Aufgabe 
gewachsen zeigen; ich hoffte aber, daß diese Vermutungen, die bei uns an- 
fingen Boden zu gewinnen, gänzlich unbegründet seien, und daß es Seiner 
Exzellenz gelingen werde, in London die Leute zur Raison und zu guten 
Manieren zu bringen. Die Angelegenheit müsse vor Besuch des Königs er- 
ledigt sein; jedenfalls werde ich die britische Diplomatie in St. Petersburg 
auf das schärfste beobachten und unnachsichtig gegen eventuelle Intrigen 
einschreiten.»”® Zwar wurde der Streit nach einem Kabinettsbeschluß in 
London beigelegt, doch jeder Gedanke an eine weitergehende Verständi- 
gung mit Deutschland war «nun ganz in den Hintergrund getreten», wie 
der Außenminister dem König mitteilte.’* 

Edward VII. hatte zwar seinen Besuch zur Kieler Woche selbst ange- 
regt, doch er war bestrebt, seinem Empfang einen möglichst informellen 
Charakter zu geben. Er bat Metternich ausdrücklich darum, dafür zu sor- 
gen, daß der deutsche Ehrendienst nicht in Brunsbüttel, sondern erst im 
Kieler Hafen an Bord der königlichen Yacht Victoria and Albert komme. 
Ferner wünschte er, worüber Wilhelm II. sich bedenkenlos hinwegsetzte, 
«daß auch der Besuch Seiner Majestät des Kaisers [...] erst erfolgen möge, 
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nachdem die Yacht im Kieler Hafen fest liege, also nicht etwa schon bei 
Auslaufen aus dem Kaiser Wilhelm Kanal.» Der König bat auch um die 
Übersendung des Textes der Ansprache, die der Kaiser bei der Begrüßung 
auf der Hohenzollern zu halten gedenke. Der Botschafter gab diesen 
Wunsch mit der Begründung weiter: «Als Gast Seiner Majestät des Kaisers 
auf einem deutschen Schiff würde König Eduard auch auf deutsch antwor- 
ten. Trotz seiner Kenntnis des Deutschen möchte er aber Zeit haben, die 
Antwort vorher überlegen zu können, da es ihm doch schwerer falle, auf 
deutsch als auf englisch eine Rede zu halten. Ein vorheriger Austausch der 
Toaste sei ihm daher sehr erwünscht. Auch glaubt König Eduard, daß es 
im allgemeinen Interesse liege, wenn bei den zu haltenden Toasten jegliche 
politische Bezugnahme wegfalle. Ich habe den Eindruck», fügte Metter- 
nich hinzu, «daß König Eduard seine Engländer noch nicht für reif hält, 
um ohne inneres Unbehagen von Stamm-Verwandtschaft oder Gemein- 
samkeit der Interessen mit den Deutschen hören zu können, und ich 
fürchte, daß er darin Recht hat.»’’ 

Am 2o.Juni erhielt der Reichskanzler vom Kaiser die Fassung des 
Trinkspruchs, den dieser bei der Begrüßung des Königs in Kiel ausspre- 
chen wollte, zum Kommentar. Der Entwurf lautete: «Es gereicht Mir zu 
hoher Befriedigung Euerer Königlichen und Kaiserlichen Majestät zum 
ersten Male an Bord eines Deutschen Kriegsschiffs den Willkommengruß 
zu entbieten. Den Seeweg wählend sind Euere Majestät zum Deutschen 
Gestade gekommen als der Herrscher eines großen, durch die See weltum- 
spannenden Reiches und wollen auch gütigst an den Veranstaltungen 
Deutschen Segelsports anteilnehmen. Begrüßt sind Euere Majestät wor- 
den durch den Donner der Geschütze der Deutschen Flotte, welche er- 
freut ist, ihren Ehrenadmiral zu sehen. Sie ist die jüngste Schöpfung unter 
den Flotten der Welt und ein Ausdruck der wieder erstarkenden See- 
geltung des durch den Verewigten Großen Kaiser neugeschaffenen Deut- 
schen Reiches. Bestimmt zum Schutze seines Handels und seiner Kolonie- 
en dient sie ebenso wie das Deutsche Heer der Aufrechterhaltung des 
Friedens, den das Deutsche Reich seit über 30 Jahren gehalten und Europa 
mit erhalten hat. Einem jeden ist bekannt durch Euerer Majestät Worte 
und Wirken, daß Euerer Majestät ganzes Streben auf eben dieses Ziel ge- 
richtet ist, die Erhaltung des Friedens. Da auch dies Ziel zu erreichen Ich 
Meine gesamten Kräfte eingesetzt habe, so möge Gott Unseren Bestrebun- 
gen Gelingen verleihen. In dankbarer Erinnerung an die in Osborne ge- 
meinsam verlebten, unvergeßlichen Stunden am Sterbebette der großen 
Schöpferin des jetzt von Euerer Majestät regierten Weltreiches leere Ich 
Mein Glas auf das Wohl Euerer Majestät. Ich trinke auf das Wohl Seiner 
Majestät des Königs Großbritanniens und Irlands, Kaisers von Indien.» 
Bülow hatte an der Ausarbeitung des Trinkspruchs nicht mitwirken kön- 
nen; erst nachträglich gelang es ihm, das Wort «Kolonieen» in «Gebiet» 
umzuwandeln und die verstorbene Königin als «große Beherrscherin» 
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statt «große Schöpferin» des britischen Weltreiches bezeichnen zu lassen.”° 
Sonst mußte er die im Ausland als bombastisch und bedrohlich empfun- 
dene Fassung hinnehmen.77 

Obwohl Edward bestrebt war, den sportlichen und verwandtschaft- 
lichen Charakter seines Besuchs möglichst hervorzuheben, war die welt- 
politische Dimension der Kieler Zusammenkunft gerade zu diesem Zeit- 
punkt nicht zu übersehen. Vor allem Wilhelm knüpfte an den Besuch 
seines Onkels die höchsten Erwartungen und bestand charakteristischer- 
weise darauf, den Ablauf der Monarchenzusammenkunft bis ins kleinste 
Detail selbst zu bestimmen. Der Hofmarschall Robert Graf von Zedlitz- 
Trützschler fand es geradezu «seltsam, [...] welche Wichtigkeit der Kaiser 
dieser Zusammenkunft beimaß. Bis in die Kleinigkeiten bei der Aus- 
schmückung der «Hohenzollern» griff er ein. Ein großes Zeltdach wurde 
über das Promenadendeck gespannt, wunderbare Blumenausschmückun- 
gen wurden angeordnet, kleine Fontänen und Wasserfälle sollten plät- 
schernd das Auge erfreuen. Ein Diner zu 108 Personen und ein Tee zu 220 
Personen wurden dem König gegeben. Der Kaiser ergriff diese Dinge mit 
solcher Wichtigkeit, daß er drei Viertelstunden vor Beginn der Festlich- 
keit, bereits vollständig angekleidet (Paradeanzug), unruhig an Deck um- 
herging und den Verlauf der Zeit gewissermaßen gar nicht mehr abwarten 
konnte.»’° Ähnlich kritisch schätzte Valentini die Rolle Wilhelms bei der 
Gestaltung des «denkwürdigen» Königsbesuchs ein, dessen Tragweite al- 
lerdings «unverkennbar» gewesen sei. «Der Kaiser hatte alles aufgeboten, 
um seinem Gast einen imponierenden Empfang zu bereiten. Der Hafen lag 
voll von Kriegsschiffen aller Größen und Jahresklassen, selbst die ältesten 
Kasten [sic] waren herangeholt und aufgebaut, um den Engländern einen 
möglichst überwältigenden Begriff von unserer Seemacht beizubringen. 
Ob dies klug war, erschien uns Outsidern schon damals höchst zweifel- 
haft. [...] Und inmitten dieses Aufgebotes von bewimpelten Schiffen lag 
die dunkle Yacht «Victoria and Albert» mit dem unheimlichen Mann an 
Bord, der weniger als ein anderer geneigt und geeignet war, sich etwas vor- 
machen zu lassen, und der im Herzen schon entschlossen war, diesem allen 
das Lebenslicht auszublasen. [...] Überall fiel uns die kühle, reservierte 
Haltung der Gäste auf, über die auch die weltmännisch-joviale Gebarung 
des korpulenten Königs selbst nicht hinwegtäuschen konnte. In diesem 
Aufgebot von Macht und Glanz lag zu deutlich der Sinn: «Freund, fühle 
meine Kraft und wahre Dich.» Und dieser Freund verfehlte nicht, aus 
dieser Geste die Konsequenz zu ziehen.»”? 

Zedlitz fiel bei der Begegnung in Kiel der Kontrast zwischen den bei- 
den Herrschern ebenfalls auf. Er stand unter dem Eindruck des Königs, 
der «magerer» und «beweglicher» geworden sei und «vortrefflich» ausge- 
sehen habe, und bewunderte die parlamentarische Monarchie, die Edward 
verkörperte, anstelle der wilhelminischen Persönlichen Monarchie. «Wel- 
cher Gegensatz in den beiden Herrschern! Wohl vieles mag man dem 
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König in seinem Privatleben haben zum Vorwurf machen können. Heute 
aber steht er da als eine Persönlichkeit, die in seinem Lande hochgeschätzt 
wird. - Ich glaube, er hat sich in seinem Leben eine Welterfahrung zu ver- 
schaffen gewußt, wie sie wohl selten einem Fürsten zuteil wird; es er- 
wächst daraus eine Menschenkenntnis, die für einen Fürsten gar nicht 
hoch genug bewertet werden kann. Dazu kommt die in England so eigen- 
tümliche Konstitution, daß er für die Mißerfolge zwar nicht verantwort- 
lich gemacht werden kann, ihm aber doch Spielraum bleibt, sich als eine 
geschickte und bedeutende Kraft zum Wohl seines Landes zu bewähren. 
[...] Die Regierungszeit der Königin Viktoria wird voraussichtlich in der 
Geschichte ein Beweis sein, wie außerordentlich günstig diese Regierungs- 
form nicht nur für das Volk, sondern auch für die Befestigung des Thrones 
in England sich erweist. Wenn man damit unser System und die Persön- 
lichkeit unseres Herrschers vergleicht, so muß man unbedingt zugeben, 
daß dieses «Sich-bei-jeder-Gelegenheit-selbst-in-die-Bresche-Stellen» eine 
der gefährlichsten Regierungsformen ist. Wie groß auch die Begabung un- 
seres Kaisers sei, zu eigentlicher Menschen- und Weltkenntnis könnte sie 
ihm auch nur dann verhelfen, wenn er wirklich in der Welt und unter 
Menschen gelebt hätte.»°° 

Der Besuch endete mit dem üblichen Austausch überschwenglicher 
Dankestelegramme und der Beteuerung von freundschaftlichen Beziehun- 
gen der beiden Länder zueinander.‘ Voller Zweckoptimismus meldete der 
Reichskanzler dem Geheimrat von Holstein: «Der englische Besuch ist gut 
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verlaufen. König Eduard zeichnete mich durch wiederholte und lange Un- 
terredungen aus und behandelte mich mit Freundlichkeit und Vertrauen. 
Mein Gesamteindruck ist, daß die Beziehungen zu England sich mit der 
Zeit bessern können, daß dies aber nicht von heute auf morgen und nur 
mit Geduld und Takt zu erreichen ist.»"” Tatsächlich waren die Hoffnun- 
gen, die der Kaiser an den Besuch seines Onkels geknüpft hatte, keines- 
wegs in Erfüllung gegangen. Mit Recht befürchtete Zedlitz, daß die Vor- 
teile der Kieler Zusammenkunft mit den Nachteilen nicht Schritt halten 
würden. «Man will zwar so tun», schrieb er, «als wären wir mit England 
auf bestem Fuße, als seien namentlich durch die beiden Monarchen alle 
Schwierigkeiten mehr oder minder auf einige Zeit beseitigt; tatsächlich 
bleiben aber alle Schwierigkeiten zwischen dem deutschen und dem eng- 
lischen Volke bestehen, und es werden diejenigen, welche an der Schürung 
dieser Unstimmigkeiten arbeiten, nur angeregt, um so eifriger am Werke 
zu sein.»® 


Kapitel ı1 


Der Osten in Flammen: 
Der Russisch-Japanische Krieg und die Folgen 


Denkt man an die welthistorische Bedeutung, die der sich 1903/04 formie- 
renden Mächtegruppierung Großbritannien-Frankreich-Italien-Amerika- 
Japan zukam, erinnert man sich an die bitteren Vorwürfe, die der Kaiser 
nur wenig später seinem Onkel Edward als Urheber der «Einkreisung» 
Deutschlands machte, so fällt die Gelassenheit auf, mit der Wilhelm II. die 
Entstehung der «Crimean Combination», wie er sie immer wieder nannte, 
zunächst aufnahm. Eine Erklärung finden wir in der Erwartung, den Zu- 
sammenschluß dieser «demokratischen» Krimkoalition für sein eigenes 
großes Spiel ausnutzen zu können. Wie wir im voranstehenden Kapitel ge- 
sehen haben, sollte das zaristische Rußland überredet werden, sich von 
seinem republikanischen Bündnispartner Frankreich loszulösen und sich 
statt dessen an die Kaisermächte Deutschland und Österreich-Ungarn an- 
zuschließen. Während London und Paris über ihre Differenzen in Ägyp- 
ten, Marokko und Kanada verhandelten, die schließlich im April 1904 in 
der Entente cordiale beigelegt wurden, spornte Kaiser Wilhelm den Zaren 
unentwegt zum Angriff auf Japan an. Die Weltgeschichte habe das heilige 
Rußland zum Vorkämpfer gegen die «gelbe Gefahr» zum Schutze der 
«weißen Rasse» und der Christenheit vorgesehen, redete er ihm ein. Er 
gaukelte Nikolaus vor, ganz Korea und selbst Peking könnten nach einem 
als sicher geltenden Sieg über die Japaner zum Zarenreich gehören. Der 
«Admiral of the Pacific» und der «Admiral of the Atlantic» würden sich 
demnach die Herrschaft über Eurasien teilen. Gemeinsam könnten 
Deutschland und Rußland sodann die britische Seeherrschaft brechen und 
die «besten» Kolonien der Engländer unter sich verteilen. Frankreich und 
die übrigen «demokratischen» Mächte, die sich in der Krimkoalition zu- 
sammengetan hätten, würden - so oder so - zur Bedeutungslosigkeit her- 
absinken. Der europäische Kontinent - und natürlich auch das schließlich 
allein auf Deutschland angewiesene Rußland — wären dann fest in deut- 
scher Hand.' 
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1. Kaiserliche Kriegstreiberei 


Die Gedankenwelt Kaiser Wilhelms II. ist kaum so eingehend dokumen- 
tiert wie in den Wochen vor dem Ausbruch des Russisch-Japanischen 
Krieges. Fast täglich ließ er sich in persönlichen Briefen und Telegrammen 
an den Zaren oder in langen, erregten Marginalien zu den diplomatischen 
Dokumenten wie in einem Rausch über seine Weltherrschaftshoffnungen 
aus. Seit dem Kaisertreffen in Reval von 1902, bei dem Nikolaus II. seine 
Absicht erklärt hatte, 1904 Krieg gegen Japan zu führen,” rechnete Wil- 
helm II. fest mit einem kriegerischen Vorgehen der Russen in Ostasien, so- 
bald ihre Streitkräfte zu Land und zu Wasser bereit sein würden.’ Je näher 
der ostasiatische Krieg heranrückte, desto intensiver wurden Wilhelms Be- 
mühungen, den Zaren in den Krieg gegen Japan hineinzutreiben. In den 
drei Monaten zwischen der Begegnung in Wiesbaden und Wolfsgarten 
Anfang November 1903 und dem japanischen Überfall auf Port Arthur 
am 8./9. Februar 1904 schrieb der Kaiser dem Zaren nicht weniger als 
neunmal — mehr als in den Jahren 1899 bis 1903 zusammen. 

In einem Brief vom 19. November 1903 hob der Kaiser neben den en- 
gen verwandtschaftlichen Beziehungen zwischen ihren Familien die starke 
Interessengemeinschaft der drei östlichen Kaisermächte gegen die par- 
lamentarisch regierten Westmächte hervor. Dringend warnte er den rus- 
sischen Herrscher vor dem wachsenden Einfluß der sich formierenden 
anglo-französisch-italienischen «Krimkoalition» auf dem Balkan, vor allem 
in Bulgarien. Diese Entwicklung beweise aufs neue, soufflierte Wilhelm 
dem Zaren, «worauf ich schon in unserer Unterhaltung anspielte, daß die 
Krim-Kombination wirkt und gegen die russischen Interessen im Osten 
arbeitet. «Die demokratischen Länder von Parlamentsmehrheiten regiert 
im Kampf gegen die kaiserlichen Monarchien» - die Geschichte wiederholt 
sich immer.»* 

Während der Kaiserbegegnung in Hessen hatte Wilhelm den Zaren um 
Erlaubnis gebeten, ihm gelegentlich militärpolitische Nachrichten zukom- 
men zu lassen und ihm zu diesem Zweck eine «private» Schlüsselschrift 
überreicht, die es den beiden Monarchen ermöglichen sollte, ohne die Ver- 
mittlung ihrer Minister miteinander zu korrespondieren. Der «Autokrat» 
Nikolaus gab den Depeschenschlüssel umgehend seinem Außenminister 
weiter und ließ sämtliche Geheimtelegramme Wilhelms im Außenministe- 
rıum entschlüsseln.’ Der deutsche Reichskanzler und das Auswärtige Amt 
ahnten dahingegen von dem Depeschenwechsel der Souveräne nichts. Am 
3. Dezember 1903 hatte der Chef des Admiralstabes, Büchsel, Immediat- 
vortrag beim Kaiser, dem er eine Denkschrift mit dem Titel vortrug: «Hat 
der Beginn eines Krieges mit Russland im Laufe des Winters für Japan 
Vorteile». Gleich am folgenden Tag depeschierte Wilhelm an Nikolaus: 
«Die Offiziere meiner nach China kommandierten Truppen haben schon 
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vor langer Zeit den geheimen Befehl erhalten, die Beziehungen zwischen 
japanischem und chinesischem Militär zu überwachen und den wachsen- 
den Einfluß Japans bei der chinesischen Armee zu beobachten. Vor zwei 
Tagen erhielt ich die Nachricht, daß die Japsen in aller Stille hinter Deinem 
und meinem Rücken die Chinesen gegen uns bewaffnen. [...] Die chine- 
sischen Truppen exerzieren Tag und Nacht und [...] recht gut! Kom- 
mandiert werden sie von japanischen Instruktionsoffizieren, deren Zahl 
ständig wächst! Feine Sachen! Ich glaube, man sollte den Chinesen nicht 
erlauben, Japsen in ihrer Armee zu haben! Sicherlich erwecken sie Hoff- 
nungen bei den Chinesen, entflammen ihren Haß gegen die weiße Rasse 
im allgemeinen und bedeuten eine schwere Gefahr in Deinem Rücken, 
falls Du einem japanischen Abenteuer an der Küste gegenüberstehen soll- 
test. Mit der Bitte um Verzeihung für die Freiheit, die ich mir genommen 
habe, spreche ich die Hoffnung aus, daß der Admiral des Pazifik nicht 
böse sein wird, über die Signale des Admirals des Atlantik, der immer auf 
dem Ausguck steht! Tata.»7 

Auch ohne Einblick in die Privattelegramme Wilhelms an den Zaren 
machte sich der Reichskanzler Sorgen über die Kriegstreiberei des Kaisers 
und über die Wirkung, die diese Haltung vor allem in England, dem Ver- 
bündeten Japans, haben könnte. Ende Dezember 1903 plädierte der amt- 
liche Leiter der deutschen Außenpolitik händeringend um Geheimhaltung 
der deutschen Unterstützung der russischen Ostasienpolitik. Schr zu 
Recht befürchtete er, daß die geheimen Absichten der deutschen Politik 
durch den Übereifer Wilhelms II. preisgegeben und von St. Petersburg aus 
nach Paris, London und Washington kolportiert werden würden.® Doch 
der Monarch ließ sich nicht bändigen. In seinen Marginalien zu diesem 
Schreiben legte der Oberste Kriegsherr seine Ansichten über den kom- 
menden russisch-japanischen Konflikt in einer Weise dar, die an Klarheit 
nichts zu wünschen übrig läßt. «Wie wir mit den Russen stehen, das zu er- 
messen ist jeder halbwegs verständige Politiker in der Welt vollkommen in 
der Lage gewesen, zumal seit Wiesbaden. Wer unsere Presse und die russi- 
sche aufmerksam gelesen hat - und zwischen den Zeilen lesen kann -, der 
wird keinen Augenblick im Zweifel sein, daß wir den Russen bei seinen 
ostasiatischen Konflikten nicht feindlich gegenüberstehen werden.» Wil- 
helmII. erinnerte anläßlich dieses Schreibens den Reichskanzler daran, 
daß er seit der Besetzung Kiautschous 1897 Rußland niemals im Zweifel 
gelassen habe, es bei einem Krieg gegen Japan im Rücken zu schützen und 
daß daraufhin starke russische Truppenkontingente von der West- an die 
Ostgrenze des Zarenreichs verlegt worden seien. «Das geschähe nicht, 
wenn die Regierungen sich nicht geeinigt hätten!! Das versteht auch der 
dümmste Japaner oder Britische Capman!»? 

In seinem Weihnachtsschreiben vom 3. Januar 1904 sicherte Wilhelm 
dem Zaren unbedingten Anspruch auf einen eisfreien Hafen am Stillen 
Ozean sowie auf die Mandschurei und die gesamte koreanische Halbinsel 
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zu. «Jeder Mensch begreift hier vollkommen, daß Rußland, dem Gesetz 
der Ausdehnung folgend, versuchen muß, für seinen Handel einen eis- 
freien Ausgangsplatz zur See zu finden. Durch dieses Gesetz hat es An- 
recht auf einen Küstenstrich, der solche Häfen hat (Wladiwostok, Port 
Arthur). Das «Hinterland muß in Deiner Macht stehen, damit Du die 
Eisenbahnen bauen kannst, die die Güter nach den Häfen einschaffen 
(Mandschurei). Zwischen beiden Häfen befindet sich eine Landzunge, die, 
wenn sie in den Händen eines Gegners liegt, eine neue Art Dardanellen 
werden kann. Das zu gestatten ist für Dich unmöglich. Derartige <Darda- 
nellen» (Korea) dürfen die Landverbindungen nicht bedrohen, weil da- 
durch Dein Handel benachteiligt wird. So liegen die Dinge schon am 
Schwarzen Meer, und das ist nicht das, was Du Dir auch für den Fernen 
Osten wünschst! Daher leuchtet es jedem unvoreingenommenen Geist 
ein, daß Korea russisch werden soll und muß. Wann und wie, geht nie- 
manden etwas an und betrifft nur Dich und Dein Land. Das ist die Ansicht 
der Leute hier bei uns, und darum gibt es hier auch keine Aufregung oder 
«emballement oder Kriegsbefürchtungen oder irgend etwas dieser Art. 
Daß Korea einstmals Dir gehören wird, ist eine schon lange bestehende 
Ansicht hier, ebenso wie die Besetzung der Mandschurei, und darum regt 
sich hier niemand darüber auf!»'° Das Verlangen des Reichskanzlers, den 
hochpolitischen Brief an den Alleinherrscher des Russischen Reiches 
vorher einsehen und eventuell mitgestalten zu dürfen, lehnte Wilhelm II. 
verärgert ab. Erstens, so antwortete er auf die Bitte Bülows, sei sein Brief 
bereits abgesandt und nicht mehr rückgängig zu machen. Und zweitens 
wolle er bemerken, «daß ein permanentes Umredigieren meiner Privatkor- 
respondenz mit dem Zaren schließlich seine Grenzen haben muß. Meine 
Briefe bekommen immer mehr den Charakter von Noten oder Denk- 
schriften, den sie sonst garnicht haben. Und das könnte den Zaren noch 
viel mißtrauischer machen, wenn er je auf den Gedanken verfiele, daß mei- 
ne «Privatbriefe in der Reichskanzlei abgefaßt werden! Auch könnte ich 
mal der Ansicht sein, daß es nicht nötig sei, <Privatbrief® überhaupt mehr 
vorzuzeigen!»'' Unbekümmert setzte Kaiser Wilhelm seine zum Krieg 
hetzende Korrespondenz mit dem Zaren fort. 

Fieberhaft verfolgte er die Kriegsvorbereitungen auf beiden Seiten. Da 
seiner Einschätzung nach die Zeit für Rußland und gegen Japan arbeitete, 
erblickte er in der zeitweiligen Kompromißbereitschaft der Russen zu- 
nächst einen genialen Schachzug, durch welchen sie sowohl den japani- 
schen Vorherrschaftsanspruch in Ostasien als auch die Machtstellung der 
Engländer im Mittleren Osten erfolgreich hintertreiben könnten. In einer 
langen und konfusen Schlußbemerkung zu einem Immediatschreiben des 
Kanzlers vom 8. Januar 1904, in der von der Friedensbereitschaft der Rus- 
sen einerseits und der wachsenden Kriegsentschlossenheit Japans anderer- 
seits die Rede war, führte Wilhelm aus: Wenn es jetzt nicht zum Krieg 
komme, «Dann hat Japan Korea de facto verloren, denn es hat seine Jetzte 
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günstige Gelegenheit» verpaßt. Dann erscheint Rußland gewiß als der 
<Weichend® oder «Haltende; aber es wird bei längerem Warten immer 
stärker und seine Überlegenheit immer unzweifelhafter, und Japans Aus- 
sichten immer ungünstiger. Ich würde in einer Abstandnahme der Japaner 
- nach allem Gedrohe und Gethue und Rüsten - von einer Expedition 
nach Korea, und in einer Demobilmachung ohne Kampf, im Augenblick 
wo Rußland anscheinend zurückweicht, eine schwere Japan[ische] Nieder- 
lage, und einen großen moralischen Erfolg der Russen ersehen. Denn ein 
Jeder wird sich sagen: wenn Japs im jetzigen günstigen Augenblick den 
Russen nichts thun, da Rußland, wie klar zu sehen noch nicht fertig ist, 
dann werden sie es erst recht nicht wagen, wenn nach Monaten oder Jah- 
ren, Rußland seine Übermacht herzustellen in der Lage gewesen ist. D.h. 
die Japaner sind vor alle[n] «Asiaten» - vor alle[n] der gelben Rasse, deren 
Führer sie zu sein streben gegen die Weißen - moralisch todt! Es ist also — 
ein Stillebleiben und Abrüsten der Japs vorausgesetzt — das augenblick- 
liche «Kneifen» der Russen vielleicht ein großer moralischer Erfolg! Vor 
den «Asiaten», auf die es für Rußland sehr ankommt, ganz besonders! Das 
hat zur Folge, daß wo es seine Aufmerksamkeit auch hinlenken möge - 
Afghanistan, Persien, Tibet — bei Betonung seiner Wünsche, die Über- 
legung bei den dortigen Machthabern mitwirken wird: «Das von England 
unterstützte Japan hat nicht gewagt gegen die Moskowiter aufzumutzen, 
also wird es England allein auch nicht!» Diese Argumentation des Monar- 
chen löste in der Wilhelmstraße Bestürzung aus, zumal er noch hinzuge- 
fügt hatte, die russischen Kompromißvorschläge eigneten sich besonders 
für das Haager Schiedsgericht. Dies, so meinten die erfahrenen Beamten 
des Auswärtigen Amts, klinge im jetzigen Moment «wie eine Art Hohn» 
und könne unmöglich, wie es der Kaiser verlangt habe, an die russische 
Regierung weitergegeben werden. '” 

In weiteren Geheimdepeschen, die wiederum ohne Mitwirkung seiner 
amtlichen Ratgeber abgingen, feuerte der «Admiral des Atlantik» den 
«Admiral des Pazifik» abermals zu einem Vorgehen gegen Japan an und 
berichtete von englisch-japanischen Intrigen gegen das Zarenreich, unter 
anderem über die angebliche geheime Unterstützung der japanischen Ma- 
rine durch England."> Aus den USA würden große Mengen Konserven für 
die japanische Armee und Flotte geliefert. Die Gelder für diese massiven 
Einkäufe seien Japan ohne Frage von einem «sehr befreundeten» Geld- 
geber - gemeint war England - zur Verfügung gestellt worden, erklärte der 
«Admiral des Atlantik».'* Noch am gleichen Tag schrieb er seinem «lieb- 
sten Nicky»: «Gott gebe, daß alles glatt geht, und daß die Japaner auf die 
Stimme der Vernunft hören, trotz der tollen Bemühungen der üblen Presse 
eines gewissen Landes [England]. Auch dieses scheint Geld übrig zu 
haben, um es in den Abgrund der japanischen Mobilisation anzulegen.»"' 

Während Wilhelm seine Frustration über die friedfertige Haltung des 
«weichen» und «unmilitärischen» Zaren kaum zügeln konnte, begrüßte er 
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die Meldungen von der Kriegsentschlossenheit Japans. Vom japanischen 
Standpunkt aus sei die Entscheidung für einen baldigen Angriff «ganz 
richtig», da Japan sonst die letzte Gelegenheit zu einem Sieg versäumen 
würde.'‘ Mit lebhafter Zustimmung nahm Wilhelm am 13. Januar 1904 
eine Depesche des Grafen Arco aus Tokio auf, wonach alle japanischen 
Staatsmänner jetzt für den Krieg seien. Diese Entscheidung sei «verständ- 
lich!», urteilte der Monarch, denn je länger die Japaner sich «von Rußland 
mit Verhandlungen hinhalten lassen, [...] desto größer werden die Aus- 
gaben, und desto höher der Kampfesmuth des ganzen Volkes. Erreichen 
sie nun keinen markanten Erfolg, auf friedliche Weise, der als signale 
Demüthigung Rußlands dem Volke vorgehalten werden kann, die es voll- 
auf befriedigt, so laufen die Minister Gefahr sofort einer wilden Revolu- 
tion entgegen sehen zu müssen, die wegen nutzlos vergeudeter Gelder und 
vermiedenen Kampfes losbrechen würde! Es wird eben die Demobil- 
machung ohne Kampf alle Tage theurer und schwieriger da der mobile 
Zustand schon zulange angedauert und zu weit geführt ist. [...] Also die 
Demobilmachung kann ohne einen solchen Eklatanten moralischen Sieg - 
der Heer und Volk zufrieden stellen würde - wohl kaum noch ausgespro- 
chen werden, dafür ist zu lange mit dem Feuer gespielt worden, das die 
Volksleidenschaft angestachelt hat. Für diesen Zustand ist natürlich der 
Russ[ische] Vorschlag weiterer Verhandlungen das Allerunangenehmste 
und Schlimmste, da dieselben in ihrer Länge unabsehbar werden können, 
und die andauernde Mobilhaltung des Jap[anischen] Heeres - selbst unter 
starker Heranziehung des Londoner Portemonnaies - und der Flotte auf 
solche Zeit hin ausgeschlossen sein dürfte. Also auch in einer versöhn- 
lichen, Verhandlungen anbietenden Antwort Rußlands liegt nicht mehr die 
Garantie des Friedens. Sondern ganz einfach darin, daß es unbedingt und 
ohne Umschweif die Japanischen] Forderungen acceptiert! Und selbst die- 
ses unerhört und unmöglich Scheinende wäre bei der weichen, idealisti- 
schen, im Übermaß friedliebenden, unmilitärischen Natur des Kaisers 
Nicolaus I nicht gänzlich von der Hand zu weisen, wenn seine Räthe ihm 
die richtige Zuckerhülle für das bittere Bonbon finden könnten. Und solch 
ein Mann wird sich vielleicht finden! [...] Freilich der Effekt auf die 
Russ[ische] Armee wäre niederschmetternd, und würde - bei dem Mangel 
an Popularität des Kaisers [Nikolaus] bei ihr - im Falle ernster Ereignisse 
im Innern, unter Umständen, überraschende Folgen zum Nachteil «Väter- 
chens> haben können. Also auch hier ist eine «Wand» vorhanden, bis an 
welche der Russ[ische] Kaiser nur Zurückweichen kann! Wir erleben hier 
eben das Schauspiel, daß 2 der militärischsten und wohlorganisiertesten 
Soldatenvölker der Erde in kriegerische Verwickelungen hineintreiben - 
fast hülflos könnte man sagen — weil sie von 2 militärisch gänzlich unfähi- 
gen Herren regiert werden, die nicht wissen was sie wollen, das nicht 
wagen was sie möchten, und zu ewigen Kriegs- und Staatsräthen ihre Zu- 
flucht nehmen aus Angst vor Verantwortung, welche sie gern ihren Mini- 
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stern und Generalen aufhalsen möchten; die erst froh sein werden wenn 
ihre Völker sie zu dem gezwungen haben werden, was sie eigentlich ver- 
meiden möchten nämlich zum Schwert zu greifen, vor dem sie Angst 
haben! Die Lage möge sich nun klären nach welcher Richtung hin sie 
wolle, Unheil muß auf die Dauer aus ihr sich entwickeln; vor allem wenn 
es jetzt nicht zum Kriege kommt, wird eine Ansammlung von Brennstoff 
unbefriedigter Leidenschaften stattfinden, die einstmals eine welterschüt- 
ternde Explosion verursachen wird. <Drifting ist die Überschrift, welche 
wir über das Verhalten, des Mikados und des Kaisers [Nikolaus] setzen 
müßten. Selten hat ein großer historischer Moment 2 so kleine Geister an 
der Spitze zwei solcher Nationen getroffen! [...] Es will mir scheinen, als 
ob die beiden Regierungen die Größe der Situation noch nicht begriffen 
haben. Es handelt sich nicht um die «open door in der Mandschurei, über 
ein Masampho oder Condominium in Corea, sondern ob Rußland seiner 
Aufgabe gewachsen ist den Schutz und die Abwehr gegen die gelbe Rasse 
für die Weiße Rasse und damit für die christliche Zivilisation zu überneh- 
men. Und ob die Japs entschlossen sind die Präponderanz der Gelben Ras- 
se in Ostasien zu sichern, sich an ihre Spitze zu stellen und dieselbe zum 
Kampf gegen die Weiße Rasse zu organisieren und anzuführen. Das ist der 
Kern der Lage; und daher ist es wohl kaum fraglich auf wessen Seite die 
Sympathien aller halbswegs vernünftigen Europäer sein sollten. England 
hat in der Panamacanalfrage seinerzeit feige und schmählich Europas 
Interessen an Amerika verrathen, um selbst <Ruh& vor den Yankees zu 
haben. Wird der <Zar> die Interessen der Weißen Rasse auch an die Gelbe 
verrathen, um «in Ruhe gelassen» zu werden, und das Haager Gericht nicht 
zu sehr blamiren? Wilhelm I. R.»" 

Der kompromißbereiten Haltung, die der Zar an den Tag legte, stand 
der preußisch-deutsche Kriegsherr verständnislos gegenüber. «So spricht 
ein ahnungsloser Engel! aber nicht der Weiße Zar!», vermerkte er verächt- 
lich am ı5. Januar 1904. Die Vorstellung Nikolaus’, Rußland und Japan 
könnten friedlich nebeneinander existieren, sei doch «bei den Endabsich- 
ten Rußlands, die den Japs bekannt, völlig ausgeschlossen!» In einem «Sig- 
nal from A[dmiral] of Aftlantic] to A[dmiral] of Pfacific]» vom 19. Januar 
1904 teilte Wilhelm dem Zaren mit, daß die japanischen Einwohner von 
Tschili von Tokio aus benachrichtigt worden seien, der Krieg werde zum 
Monatsende beginnen.'® Die Antwort Nikolaus’ II., wonach er weiterhin 
Hoffnungen auf einen friedlichen Ausgleich mit Japan hege und der An- 
sicht sei, daß sämtliche Meldungen über Kriegsvorbereitungen von Eng- 
land herrührten, versah der Kaiser mit der höhnischen Bemerkung: «Ah- 
nungsloser Engel Du!» Der Zar begreife überhaupt nicht, schrieb er auf 
einen Bericht aus London, «woher Japans Schneid» einer Großmacht wie 
Rußland gegenüber komme; sie komme «aus des Zaren eigner Haltung!» 
Die russische Bitte an England, im ostasiatischen Konflikt zu vermitteln, 
verurteilte der Kaiser als eine furchtbare «Demüthigung» Rußlands durch 
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das Land, «was die Schiffe an Japan mit eigener Mannschaft besetzt 
schenkt und dessen Mobilmachung bezahlt!!» Die Vermittlung zur Erhal- 
tung des Friedens müsse «verhindert werden», befahl der Kaiser.” Als 
London am 8. Februar 1904 ein zweites russisches Vermittlungsgesuch als 
«zu spät» zurückwies, galt dies in seinen Augen als «Backpfeife Nr. 2 von 
John Bull». Der bevorstehende Krieg mit Japan, so beschimpfte Wil- 
helm II. die russische Politik, sei die Folge «eigener Kneiferei und Feigheit 
sowie Dummheit».”' Unbegreiflich war für ihn der Geburtstagsbrief des 
Zaren vom 24. Januar 1904 — unterschrieben «Nicky Adm. of Pacific» -, 
der von seiner fortwährenden Hoffnung auf eine ruhige und friedliche 
Verständigung mit Japan sprach.” «Aber ums Himmels Willen, wie kann 
er da auf eine calm & peaceful solution hoffen! ?», rief der Kaiser fassungs- 
los. Die Vorstellung des Zaren, Japan wünsche den Krieg zu vermeiden, sei 
geradezu hirnrissig. Nikolaus befinde sich «in einem groben, unfaßbaren 
Irrthum!! Nach allen Informationen noch so was zu glauben ist ja uner- 
klärlich!»"> Bülow gegenüber gestand Wilhelm II., daß er gehofft habe, die 
Wärme seines Briefes vom 3. Januar «werde den Zaren veranlassen, seine 
ganze Macht gegen Japan zu wenden. Statt dessen bleibe die Haltung des 
Kaisers Nikolaus nach wie vor eine kleinmütige, er scheine nicht fechten 
zu wollen, und es sei nicht ausgeschlossen, daß er die Mandschurei 
schließlich ohne Schwertstreich oder nach schwächlichem Widerstand den 
Japanern überlasse. Eine solche Wendung der Dinge müsse unter allen 
Umständen verhindert werden.»** 


2. Wilhelm als «Vorkämpfer der weißen Rasse» 
gegen die «Gelbe Gefahr» 


Die ständigen Versuche des Kanzlers, den Kaiser dem Zaren gegenüber 
zur größeren Zurückhaltung zu bewegen, bedeuteten nicht, daß er mit der 
strategischen Zielsetzung der kaiserlichen Politik nicht übereinstimmte. 
Im Gegenteil, Bülow gratulierte Wilhelm II. begeistert dazu, daß es ihm 
gelungen sei, den russisch-französischen Zweibund, der jahrelang das 
Deutsche Reich bedroht hatte, auseinanderzumanövrieren. «Daß die Ge- 
fahr eines russisch-französischen Angriffs auf uns, die während Jahrzehn- 
ten die europäische und speziell die deutsche Politik beherrschte, nach 
menschlichem Ermessen jetzt in weite Ferne gerückt ist, verdanken wir 
nächst der Göttlichen Vorsehung Euerer Majestät konsequent loyaler, 
freundlicher und richtiger Haltung gegenüber dem Zaren und Rußland», 
schrieb er ihm im Sommer 1904.°° Dem Reichkanzler ging es vielmehr um 
das taktische Kalkül, daß der Zar nicht die deutsche Absicht merken dürfe, 
ihn in den Krieg gegen Japan zu locken. In einer geheimen Aufzeichnung 
stellte Bülow am 16. Januar 1904 fest: «Seine Majestät stimmt mit mir ganz 
überein, daß wir uns gegenwärtig gegenüber dem russisch-japanischen 
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Konflikt ruhig halten und vor allem alles vermeiden müssen, was speziell 
in Rußland den Glauben erwecken könnte, als wollten wir zum Kriege 
hetzen.» Andererseits müßten der Zar und sein Land «die Überzeugung 
gewinnen, daß sie an dem Deutschen Kaiser und an der deutschen Regie- 
rung einen loyalen und sicheren Nachbarn haben. [...] Seine Majestät 
äußerte heute, es erscheine ihm nicht unmöglich, daß Rußland im Falle 
weiterer Zuspitzung der Verhältnisse unsere Unterstützung in irgendeiner 
Form nachsuchen werde. Da man sich in der Politik auf alle Fälle vorbe- 
reiten müsse, bitte er mich, schon jetzt meine Gedanken dafür aufzuset- 
zen, welche Gegenforderungen wir in einem solchen Falle aufstellen 
könnten.» Also bat der Kanzler seine Berater im Auswärtigen Amt um die 
Ausarbeitung eines Promemorias für den Kaiser, das ohne Verklausulie- 
rung das Dilemma Deutschlands in der Fernostkrise angesichts der sich 
immer deutlicher abzeichnenden Kombination Japan-England-Frank- 
reich-Amerika darlegte.”° Die Antwort des Geheimrats von Holstein fiel 
zutiefst ernüchternd aus. «Deutschland hat [...] die Frage zu erwägen, ob 
und unter welchen Bedingungen es an Rußlands Seite den Feinden Ruß- 
lands entgegentreten will. Was würde dabei zu gewinnen und was zu ris- 
kieren sein? Für diese Erwägung ist die militärische Machtfrage zu Lande 
und zu Wasser von entscheidender Bedeutung. Wenn Deutschland für 
Rußland Partei ergreift, so stellt es sich damit nicht neben, sondern vor 
Rußland, denn Deutschland ist der angreifbarere von den beiden Verbün- 
deten, nicht nur in seinen maritimen und kolonialen Interessen, sondern 
auch auf dem Festlande. Deshalb ist ein klarer politischer Überblick nur 
möglich unter Zugrundelegung militärischer und namentlich - weil dies 
die gefährdetere Seite ist - maritimer Urteile.»”7 

Allerdings verfolgte Wilhelm II. «als Souverän» auch atemberaubende, 
völlig irrationale, ideologisch geprägte Ziele, für die sein Kanzler, seine Di- 
plomaten und selbst sein Gefolge überhaupt kein Verständnis aufbringen 
konnten.”® In einer Aufzeichnung vom Februar 1904 hielt der Reichskanz- 
ler das denkwürdige Sendungsbewußtsein des Kaisers fest, das in seinen 
Augen in gefährlichem Widerspruch zu den Staatsinteressen des Deut- 
schen Reiches stand. Bülow warnte den Monarchen, daß «unvorsichtige 
deutsche Ermutigungen an die Adresse des Zaren» das sicherste Mittel wä- 
ren, um zu erreichen, daß Rußland mit Japan einen voreiligen und faulen 
Frieden machte. «Wenn der Zar den Wunsch Seiner Majestät merke, daß er 
sich mit Japan fest verbeiffen möge, so würde ihn das veranlassen, sofort 
abzuschnappen.» Darauf habe Wilhelm laut Bülow geantwortet, «vom 
Standpunkt des Staatsmannes möge ich recht haben. Er fühle aber als Sou- 
verän, und als solcher kränkten ihn die Blößen, welche sich Kaiser Niko- 
laus durch sein schlappes Auftreten gebe. Damit kompromittiere der Zar 
alle großen Souveräne. Es müsse im Interesse des Ansehens der Monar- 
chien etwas geschehen, damit Kaiser Nikolaus forscher auftrete. Ich ent- 
gegnete [schrieb Bülow], Seine Majestät hätte nur die Pflicht, seine eigene 
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Ehre und das Interesse des preußischen und deutschen Volkes zu wahren. 
Für andere Herrscher und Völker sei der Deutsche Kaiser nicht verant- 
wortlich. Kaiser Wilhelm I. und Friedrich der Große hätten sich auch 
nicht für die anderen den Kopf zerbrochen. [...] Seine Majestät meinte, 
jetzt wären andere Zeiten. Damals hätte es keine Sozialisten und Nihilisten 
gegeben, die von der Blamage der Fürsten Vorteile zögen. Durch sein 
energieloses Verhalten schädige der Zar das monarchische Prinzip. Er solle 
nach Moskau fahren, das heilige Rußland zum Kampf aufrufen, die ganze 
Armee mobilisieren usw.» Bülow wiederholte seine Warnung, daß «zuviel 
Belehrung» den Zaren nur verstimmen und mißtrauisch machen würde. 
Der Kaiser habe erneut eingeräumt, so der Reichskanzler, «daß meine Ar- 
gumente vom politischen Standpunkt aus zutreffend sein möchten», als 
Souverän habe er, der Kaiser, aber den weiteren Blick und könne die Lage 
besser beurteilen als Staatsmänner und Diplomaten, die nur mit der Ge- 
genwart rechneten. Als bloßer Politiker übersehe er, Bülow, «eine unge- 
heuere Gefahr», nämlich die «gelbe Gefahr. Sie sei die größte Gefahr, wel- 
che die weiße Rasse, Christentum und Europäertum bedrohe. Wenn die 
Russen vor den Japanern weiter zurückwichen, würde die gelbe Rasse in 
20 Jahren in Moskau und Posen stehen.» Als Bülow einwarf, daß er «an 
diese Gefahr nicht glaube, und dieselbe jedenfalls alle anderen Weltmächte, 
Rußland und England, Amerika und Frankreich näher berühre als uns, be- 
harrte Seine Majestät auf seiner Ansicht, die ich zu Papier bringen und im 
Archiv deponieren möge. [...] Wir müßten den Zaren auf die Größe der 
gelben Gefahr aufmerksam machen, die er noch nicht begreife. Ich entgeg- 
nete, dies würde nur zur Folge haben, daß der Zar uns auffordern würde, 
ihm gegen eine Gefahr, die uns so groß erscheine, bewaffnete Hülfe zu 
leisten. Damit wäre der Krieg mit England gegeben.»” 

Das schwindelerregende geopolitische Ziel, das Kaiser Wilhelm mit sei- 
ner Politik im russisch-japanischen Konflikt anstrebte, nämlich den Zu- 
sammenschluß der Völker Europas unter deutscher Führung gegen die 
«gelbe Gefahr», wiederholte er in einer ausführlichen Notiz vom 9. Sep- 
tember 1904, die «zur Nachachtung für meine Herren Diplomaten!» be- 
stimmt war. Das Mißtrauen der Japaner gegen Europa werde «niemals ab- 
sondern zunehmen!», vermerkte er auf einem Bericht Arcos aus Tokio. 
«Es ist das richtige Gefühl der erstarkenden künftigen Vormacht der gel- 
ben Race, daß sie immer die zukünftige Mauer wittert, welche die Kraft 
der weißen Race zusammenfassen wird wenn der große Endkampf zwi- 
schen der gelben und weißen Race entbrennen wird, bei dem Japan den 
Chinesischen Ansturm gegen Europa leiten wird. Es wird zugleich der 
Endkampf zwischen den beiden Religionen des Christenthums und des 
Buddhismus werden; der abendländischen Cultur und der orientalischen 
Halbcultur. Es wird der Kampf werden, den ich im Bilde gezeichnet vor- 
ausgesagt habe, bei dem ganz Europa als «Etats Unis de ’Europe sich 
unter deutscher Führung zusammenschaaren sollen und müssen zur Ver- 
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theidigung unserer heiligsten Güter! Daher werden in Japan immer Ver- 
stimmungen gegen uns sein, weil wir zur See anfangen kräftig und gefähr- 
lich zu werden, mithin in der Lage -— wenn sie Europa angreifen - 
even[tuell] den Krieg an die Japan[ischen] Küsten zu tragen. Unsere Flotte 
wird ihnen einen anderen Gegner stellen! Wir müssen darauf gefaßt sein 
bald Japan[ische] Geschwader bei Helgoland und Kiel und Kronstadt zu 
sehen! Es ist der Instinkt, der den Japanern warnend im Busen dasselbe 
Gefühl erweckt uns gegenüber, was Caesar gegen Casca, und Wallenstein 
vor Butler hatte! Daher die <Verstimmungen», die Arco so sehr nervös ma- 
chen! Er soll sich nicht ein Titel darum kümmern, denn sie sind gute Zei- 
chen dafür daß Japan uns fürchtet! Man darf nicht vergessen, daß im jetzi- 
gen Kriege Japan nicht die Russen qua Russen bekämpft sondern, weil sie 
der weißen Race angehören! Wir alle thun dasselbe, daher müssen wir an- 
deren Weißen in Europa uns immer wieder klar werden, daß in diesem 
Kampfe «Tua res agitunr! Die Russen vertheidigen die Interessen und auch 
die Präponderanz der Weißen Race gegen den erstarkenden Übermuth der 
Gelben. Je nachdem der Krieg ausläuft wird somit die Situation für Euro- 
pa, Asien gegenüber günstig oder ungünstig sein. Daher gehören unsere 
Sympathien auf Rußlands Seite! Daher ist es von allergrößter Wichtigkeit, 
daß die Baltische Flotte - wenn fertig und eingeübt - hinausfährt um die 
Seeherrschaft zurückzuerobern und Japan zu entreißen. Im Golf von Pet- 
schili wird mit dem endgültigen Verbleib der Seeherrschaft das Los über 
den Krieg, - im ungünstigen Falle für Rußland - sogar über das Schicksal 
Sibiriens entschieden, was dann verloren wäre; somit der Asiate am Ural 
stehen würde. Es handelt sich um die Zukunft Rußlands und auch indirekt 
ganz Europa’s! In solchem Falle ist mir das Stirnrunzeln Itos, oder die 
Mißstimmung des Mikado verständlich, aber gänzlich egal! Ich rechne 
eben einfach bereits mit ihrer Feindschaft, die kein x mehr in meiner 
Gleichung bildet, wie bei so vieler meiner Landsleute und auch Einzelnen 
meiner Diplomaten! Ich weiß genan, daß wir einst mit Japan auf Tod und 
Leben fechten werden müssen, daher nehme ich von den Japanern an, 
daß sie dasselbe von uns annehmen. Damit ist die Situation klar und ich 
treffe meine Vorbereitungen dafür! Jedenfalls weitgehendste wohlwollende 
Neutralität für Rußland! Die sollen uns später die Japaner abschlagen 
helfen; aber besser wäre es sie thäten sie jetzt schon ordentlich ver- 
dreschen!»>° 

Noch zu Weihnachten 1904, als das Russische Reich von revolutionären 
Unruhen heimgesucht wurde und die Japaner kurz vor der Einnahme Port 
Arthurs standen, verkündete Kaiser Wilhelm II. seine bedenkliche Rassen- 
ideologie. Der Konflikt in Ostasien sei «vor allem eine reine Racenfrage! 
Die Japs hassen alle Weißen! werden eine Weiße nation gegen die andere 
ausspielen und anstelle der «open door <Japano-Chinese Labours und 
Produces in ungeahnter Fülle und Billigkeit hervorzaubern, daß trotz 
<open door die anderen Erzeugnisse Europa’s und Amerika’s einfach nicht 
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hereinkönnen, da sie nicht Conkurrenz fähig bleiben werden. Wenn sie 
dann erst Europa mit Hülfe Englands und Amerika’s kurz bekommen 
haben, dann geht es über die Beiden her, die am theuersten produziren und 
die höchsten Löhne an eine den theuersten «standard of lif& führende 
Arbeiterschaft zahlende Länder sind. Dann kommt der Krach in Form 
einer gewaltigen «Labour Question der gesamten weissen Culturwelt wo 
die Weiße Race um ihre Existenz zu vertheidigen gemeinsam zur Waffe 
gegen die Gelbe Race greift um sich der «Gelben (Arbeiter) Gefahr zu 


erwehren!»3' 


3. Der Kaiser und der Russisch-Japanische Krieg 


Im Februar 1904 brach schließlich der Krieg zwischen Rußland und Japan 
aus, auf den Kaiser Wilhelm II. seit zwei Jahren in seiner Geheimkorre- 
spondenz mit dem Zaren hingearbeitet hatte. In der Nacht vom 8. zum 
9. Februar führte Japan einen Überraschungsschlag auf den russischen 
Flottenstützpunkt Port Arthur aus. Zwei russische Schlachtschiffe und ein 
Schwerer Kreuzer wurden torpediert, die Pazifikflotte in ihrem Hafen ein- 
geschlossen. Dadurch konnten japanische Truppenlandungen in Korea 
ungehindert durchgeführt werden. In kurzer Zeit erzwangen die Japaner 
den Übergang über den Jalu, den Grenzfluß zwischen Korea und der 
Mandschurei, und drangen nach Port Arthur vor, das sie auch noch zu 
Land belagerten. 

Zwei Tage nach dem Überfall auf Port Arthur griff Kaiser Wilhelm zur 
Feder, um seinen «liebsten Nicky» zu trösten und ihn bei der Stange zu 
halten. «Der Ausbruch der Feindseligkeiten hat für Deine tapfere Flotte 
traurige Folgen gehabt, die mich tief bewegt haben!», schrieb er ihm am 
ı1. Februar. «Wie könnte es auch anders sein, da ich doch russischer 
Admiral und auf diesen Rang stolz bin! Die ernsten Ereignisse beweisen 
offensichtlich, daß die warnenden Mitteilungen, die ich Dir in meinen 
Chiffredepeschen senden konnte, durchaus zutreffend waren, und daß die 
japanische Regierung schon lange Ernst machte und den Krieg beschlos- 
sen hatte. [...] Ich kann mir wohl vorstellen, wie sehr es Dir zu Herzen ge- 
hen muß, daß alle Deine Bemühungen, den Frieden aufrechtzuerhalten, 
fruchtlos geblieben sind. Aber andererseits gibt Dir dies ein gutes und rei- 
nes Gewissen, und das läßt, wie ich oft sage, den Menschen ohne Tornister 
und Gepäck ins Gefecht marschieren. Es scheint, der Himmel - auf dessen 
Hilfe und Willen wir beide bauen - hat es so gewollt! Dann mußt Du diese 
Ereignisse im Lichte einer Prüfung für Dich und Dein Land betrachten, 
die es Dir und ihnen ermöglichen soll, alle guten Eigenschaften, die in den 
Russen schlummern und die sie schon einmal in den großen Zeiten der er- 
sten Jahre des 19. Jahrhunderts an den Tag gelegt haben, zu zeigen und zu 
entfalten! [...] Sei versichert, daß meine Gedanken sich Tag und Nacht mit 
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Euch beschäftigen!» Von neuem fügte Wilhelm seinem Brief genaue Ein- 
zelheiten über japanische Waffenlieferungen an China bei und versäumte 
nicht, das treulose Benehmen Frankreichs in dieser Angelegenheit zu 
rügen. «Das Stahl-Rohmaterial wird in Frankreich (Creusot) - Deinem 
Verbündeten! - hergestellt und in Japan fertiggestellt», teilte er dem Zaren 
mit.” 

Das Kriegsgeschehen im Fernen Osten verfolgte Kaiser Wilhelm mit 
Hilfe einer auf dem Billardtisch ausgebreiteten Karte, vor der er fast jeden 
Abend die Lage mit seinen Flügeladjutanten besprach. Er ließ es sich 
nicht nehmen, gleich zu Kriegsbeginn einen genauen Kriegsplan für die 
Russen auszuarbeiten, den er allerdings vorerst für sich behielt. Erst im 
August 1904, nachdem sowohl die russische Armee als auch die russische 
Pazifikflotte vernichtende Niederlagen erlitten hatten, teilte er dem Zaren 
mit, wie er anders vorgegangen wäre beziehungsweise wie der Krieg jetzt 
noch zu gewinnen sei. Sein Mobilisierungsplan habe sich auf die Anzahl 
der japanischen Divisionen gegründet, und da diese auf 10 bis 12 geschätzt 
würden, so ergebe sich die Notwendigkeit, ihnen 20 russische Divisionen, 
also 10 Armeekorps, entgegenzustellen, um absolutes Übergewicht zu er- 
zielen. Nikolaus hätte zusätzlich zu den 4 sibirischen Armeekorps, die be- 
reits in der Mandschurei wären, 6 weitere Korps aus Rußland hinschicken 
müssen. «Diese müßten in 2 Armeen von je 3 Korps formiert werden, un- 
terstützt durch ein Kavalleriekorps von 8 Brigaden mit 4 reitenden Batte- 
rien der Armee.» Er habe es bisher nicht gewagt, dem Zaren diese Ideen 
mitzuteilen, beteuerte der Kaiser, «weil es nicht meine Sache ist, mich in 
Deine Angelegenheiten zu mischen, und befürchtete, Du würdest sagen, 
ich sollte mich um meine eigenen Angelegenheiten bekümmern, da Du 
besser wüßtest, was Rußland nötig hat».’* 

Daß der Kaiser in der Lage war, dem Zaren detaillierte Kriegspläne und 
Militärgeheimnisse aus Ostasien mitzuteilen, verdankte er nicht zuletzt 
einem persönlichen Informationsnetz, das er kurz vor Kriegsbeginn zu- 
sätzlich zu der amtlichen Berichterstattung aufgebaut hatte.’ Am 9. Januar 
1904 wies der Chef des kaiserlichen Marinekabinetts in einem Schreiben 
an den Reichskanzler darauf hin, wie lehrreich es für die eigene Flotte sein 
würde, wenn deutsche Marineoffiziere als Beobachter am Hauptquartier 
der kriegführenden Parteien zugelassen werden könnten.‘ Unmittelbar 
nach Kriegsausbruch wurde der scharfsichtige Korvettenkapitän Albert 
Hopman über Peking nach Port Arthur entsandt. Aus dem belagerten rus- 
sischen Stützpunkt schickte er hochinformative Berichte direkt an den 
Kaiser, bis er im August 1904 unter abenteuerlichen Umständen gezwun- 
gen wurde, die Flottenbasis zu verlassen.?” Darüber hinaus erhielt Kaiser 
Wilhelm von Paul Hintze, seit Juli 1903 deutscher «Marineattache für die 
nordischen Reiche mit dem Wohnsitz in St. Petersburg», hervorragende 
Informationen über die russischen Zustände. Zwar richtete Hintze, anders 
als Hopman, seine Berichte an Tirpitz, doch dieser reichte sie sofort an den 
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Obersten Kriegsherrn weiter, der sie mit begeisterten Randvermerken be- 
deckte und ihre Weitergabe an den Generalstab und Admiralstab - nicht 
aber an den Reichskanzler oder das Auswärtige Amt - verfügte.® Die Er- 
nennung Hintzes zum Flügeladjutanten im Frühjahr 1906 bestätigte nur 
das, was schon längst augenfällig geworden war: Der Marineattach& stand 
in der kaiserlichen Gunst ganz besonders hoch.” Auch am Zarenhof nahm 
Hintze eine ungewöhnliche Stelle ein. Ende 1904 wurde er sogar gebeten, 
gelegentlich Denkschriften für Nikolaus II. zu verfassen. Der Zar «wolle 
gern ebenso gut unterrichtet sein wie der Kaiser», sagte man ihm am Peter- 
hof.*° 

Die Informationen, die Hopman, Hintze und andere vom ostasiati- 
schen Kriegsschauplatz nach Berlin schickten, sollten für die Entwicklung 
des Schiffbaus und der Taktik der deutschen Flotte von großer Bedeutung 
werden, doch ihre Auswirkung auf die Politik der Wilhelmstraße blieb mi- 
nimal. In seiner militärisch verengten Sichtweise gab Wilhelm II. erneut 
den Befehl aus, die Marineattach&s und Kriegsbeobachter hätten sich so zu 
verhalten wie die Kommandanten seiner Schiffe im Ausland; ihre Berichte 
dürften nicht den Zivilbehörden, sondern allein ihm und der Armee- und 
Flottenführung zugänglich gemacht werden.*' Wie Jonathan Steinberg zu 
Recht bemerkt hat, wären der Kanzler und das Auswärtige Amt in ihren 
Verhandlungen mit Rußland wohl zurückhaltender gewesen, wenn sie 
bessere und frühere Kenntnisse über den Zustand der russischen Streit- 
kräfte erhalten hätten.* 

Damit nicht genug, im Sommer 1904 kam Kaiser Wilhelm auf seine 
Lieblingsidee zurück, dem Zaren einen seiner Flügeladjutanten als ganz 
persönlichen Militärbevollmächtigten zu schicken. Ohne Wissen des 
Reichskanzlers und des Auswärtigen Amts schrieb er Nikolaus II. am 
6. Juni 1904, er werde Major Graf Gustav von Lambsdorff als Militäratta- 
ch@ nach Petersburg entsenden, jedoch in der besonderen Eigenschaft 
eines Militärbevollmächtigten. «Er ist von mir angewiesen worden, sich als 
lediglich Deiner Person attachiert zu betrachten, wie es in den Tagen Niko- 
laus’ I. und Alexanders II. war. Er ist in seinen Berichten nur mir persön- 
lich verantwortlich, und es ist ihm ein für allemal untersagt, mit irgend- 
jemand sonst in Verbindung zu treten, weder mit dem Generalstab, noch 
mit dem Auswärtigen Amt, noch mit dem Kanzler. Du kannst ihm daher 
jede Botschaft, jede Anfrage, jeden Brief usw. für mich anvertrauen und 
ihn in jeder Hinsicht als ein direktes Verbindungsglied zwischen uns 
beiden verwenden. Solltest Du mir einen aus Deinem Gefolge, der Dein 
volles Vertrauen besitzt, zu schicken wünschen, so werde ich ihn mit Ver- 
gnügen empfangen, denn ich halte es während dieser schweren Ereignisse 
für höchst notwendig, daß es Dir möglich sei, le cas &ch&anv Dich mit mir 
schnell in Verbindung zu setzen, ohne den schwerfälligen Apparat der 
Kanzleien, Botschaften usw.»# Der Zar schickte im Gegenzug seinen Flü- 
geladjutanten Oberst Schebeko nach Berlin, doch dieser ließ sich selten am 
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kaiserlichen Hof blicken und sprach mit Wilhelm, wie dieser klagte, meist 
nur über das Wetter.* 

Natürlich fuhr Wilhelm fort, den Zaren in seinem Kampf gegen die 
«Gelbe Gefahr» auch brieflich zu ermutigen und militärisch zu beraten. Er 
sei stolz darauf, schrieb er ihm im Juni 1904, «in diesen für Dich, Deine 
Armee und Dein Land so schweren Tagen» als seinen «echten Freund» zu 
gelten. «So ist es auch. Und ich kann Dir versichern, daß niemand alle Pha- 
sen des Krieges mit größerem Interesse und Eifer verfolgt als ich.» Den 
Zaren beglückwünschte Wilhelm manipulativ «zu dem Mut und der Tap- 
ferkeit Deiner Soldaten und Matrosen, [...] die alles Lob verdienen und 
sehr brav gekämpft» hätten. Er sei allerdings verwundert über die «Kurz- 
sichtigkeit» des Höchstkommandierenden der russischen Truppen in der 
Mandschurei, Kuropatkin, der zum Draufgehen geneigt sei, anstatt noch 
in der Defensive zu verharren, wie dies der Zar gewünscht habe. Kuropat- 
kin hätte «Deine Ratschläge um so mehr befolgen müssen, als Du doch 
selbst in Japan gewesen und daher ein viel sachkundigerer Beurteiler der 
Japaner bist als er. Deine Ermahnungen sind durchaus richtig und sind 
durch die Tatsachen vollauf bestätigt worden. Ich hoffe nur um Himmels 
Willen, daß der General nicht den Enderfolg Deiner Streitkräfte dadurch 
gefährden wird, daß er sie leichtfertig einem «Echec> aussetzt, bevor nicht 
alle seine Reserven zu ihm gestoßen sind, die, wie ich glaube zum Teil noch 
unterwegs sind. [...] Man kann für die Schlacht nie stark genug sein; 
hauptsächlich was die Artillerie betrifft: eine absolute Überlegenheit muß 
ohne Frage hergestellt sein, um den Sieg zu sichern.»* 

Gleichzeitig setzte Wilhelm seine Bemühungen fort, den Zaren von sei- 
nem Verbündeten Frankreich abzuspalten und seinen Haß gegen England 
zu schüren. Erst neulich habe er dem französischen Militärattache in Ber- 
lin seine Verwunderung darüber ausgesprochen, daß die Franzosen ihre 
Flotte nicht hinausgeschickt hätten, um Port Arthur offenzuhalten, bis die 
russische Ostseeflotte dort eingetroffen sei. «Nach vielen Anspielungen 
und Winken» habe er dann herausgefunden, «was ich immer befürchtet 
habe -, daß das englisch-französische Übereinkommen die eine haupt- 
sächliche Wirkung hat, nämlich: die Franzosen zu verhindern, Dir zu hel- 
fen! Il va sans dire, daß, wenn Frankreich verpflichtet gewesen wäre, Dir 
mit seiner Flotte oder Armee zu helfen, ich natürlich keinen Finger ge- 
rührt hätte, um es daran zu hindern; denn dies wäre doch höchst unlogisch 
von dem Urheber des Bildes «Gelbe Gefahr» gewesen».* 

Schon wenige Tage später ergänzte Wilhelm II. seinen Brief mit einem 
Telegramm an Nikolaus, das er wieder nicht dem Reichskanzler vorlegte. 
Darin teilte er dem Zaren mit, einer seiner Flügeladjutanten habe zufällig 
mit einem britischen Diplomaten, der auf der Durchreise in Berlin war, ein 
Gespräch über den Krieg in Ostasien geführt und gefragt, weshalb die 
Franzosen Rußland nicht zu Hilfe gekommen seien. Darauf habe der Eng- 
länder geantwortet: «O, nein, wir könnten das nicht erlauben; wir haben 
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sie daran gehindert; denn das würde uns veranlassen, den Japanern zu hel- 
fen, was wir nicht zu tun wünschen.» Ferner teilte der Kaiser dem Zaren 
mit, die Royal Navy beabsichtige demnächst, französische und italienische 
Häfen im Mittelmeer gleichzeitig anzulaufen.* 

Als Wilhelm II. seinem Gefolge im Mai 1904 auseinandersetzte, es sei 
«von Anfang an seine Absicht gewesen, Rußland in diese Situation hinein- 
zutreiben», sprach der Hofmarschall Graf von Zedlitz-Trützschler die 
Hoffnung aus, daß die Russen niemals die Ausführungen des Kaisers er- 
fahren würden, befürchtete aber das Schlimmste, da das Temperament den 
Kaiser immer wieder zu gefährlichen Besprechungen auch mit Fremden 
verleite. In seinem Tagebuch stellte Zedlitz fest, daß das Urteil Wilhelms 
über den Ausgang des Krieges «für Rußland, sowohl nach außen wie nach 
innen, so pessimistisch wie möglich» ausgefallen sei.* Allmählich mußte 
Kaiser Wilhelm die Möglichkeit eines japanischen Sieges ins Auge fassen. 
Bereits im Mai 1904 sah er ein, daß der Verlust Port Arthurs als Festung 
das Ende der russischen Herrschaft in der Mandschurei nach sich ziehen 
würde. Es sei durchaus denkbar, daß «Japan die Russen [aus der Man- 
dschurei] hinausschmeißt und sie an China zurückgiebt», meinte er.” 
Kurz darauf erklärte er, er habe «schon seit Monaten immer behauptet», 
die Japaner wollten nichts für sich erobern, sondern sich damit begnügen, 
die Mandschurei an China zurückzugeben und in Korea die bisherige be- 
vorzugte Stellung zu behaupten.’° 

Trotz der pessimistischen Einschätzung der Lage Rußlands, die durch 
Hopmans Berichte aus Port Arthur und Hintzes Meldungen aus St. Pe- 
tersburg bestätigt wurde, fuhr Kaiser Wilhelm zynisch fort, dem Zaren 
den sicheren Endsieg vorzumachen. Selbst nachdem der Versuch der russi- 
schen Flotte, aus Port Arthur auszubrechen, mißglückt war, feuerte er Ni- 
kolaus zu weiteren Anstrengungen an. «Ich zweifle nicht daran», schrieb 
er ihm am 19. August 1904, «daß Du schließlich siegen wirst und mußt, 
aber es wird Geld und viele Menschenleben kosten, da der Feind tapfer ist, 
gut geführt wird und nur durch eine Übermacht an Zahlen, durch Zeit und 
Geduld geschlagen werden kann. Die Operationen der Feldarmee werden 
natürlich leichter sein und bessere Ergebnisse haben, sobald die Ostsee- 
flotte auf dem Schauplatz erschienen ist und die japanische Flotte in ihre 
Häfen zurückgetrieben haben wird, wodurch die jetzt durch die Untüch- 
tigkeit der Admirale an der Spitze der Flottenstreitkräfte in Port Arthur 
verlorengegangene Herrschaft zur See wieder zu Deinen Gunsten herge- 
stellt wird. Die Herrschaft zur See ist eine unbedingte Notwendigkeit, 
gleich wichtig wie der Enderfolg der Landkampagne des Heeres, da sie 
dem Feind seine Stützpunkte, Verstärkungen usw. benimmt, über die er 
jetzt für den Massentransport von Reserven, Munition, das Verpflegungs- 
wesen, die Fortschaffung der Verwundeten usw. frei verfügen kann.» 
Diese Zeilen gab Wilhelm seinem Bruder Heinrich mit, der am 24. August 
1904 zur Taufe des kleinen Zarewitsch Alexei nach St. Petersburg reiste. 
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Während der Tauffeierlichkeiten erlitt die russische Armee eine schwere 
Niederlage bei Liau-jang. 

Wie Bülow von Anfang an gewarnt hatte, verfehlte die offene Partei- 
nahme Kaiser Wilhelms für Rußland nicht, krisenhafte Folgen sowohl in 
den internationalen Beziehungen als auch in der Innenpolitik zu zeitigen. 
Im Juli 1904 sandte der Kaiser an «sein» russisches Regiment, das 85. In- 
fanterie-Regiment Wiborg, das nach der Mandschurei kommandiert war, 
ein Glückwunschtelegramm von solcher Überschwenglichkeit, daß es 
überall als Ankündigung gedeutet wurde, Deutschland werde sich dem- 
nächst am Kriege gegen Japan beteiligen. Verwundert erkundigte sich Kö- 
nig Edward VID. bei Sir Frank Lascelles, was Wilhelm mit der Depesche 
bezweckt haben könnte. Der Botschafter antwortete: «Ich weiß nicht, in- 
wieweit es üblich ist, daß Souveräne, die Ehrenchefs ausländischer Regi- 
menter sind, ihre Anteilnahme telegraphieren, wenn solche Regimenter im 
Kriegsfall an die Front beordert werden, aber ich sehe in der Times von 
heute morgen, daß eine deutsche Zeitung betont, daß der Kaiser ein ähn- 
liches Telegramm an sein englisches Regiment schickte, als es nach Südafri- 
ka befohlen wurde. Es ist sicherlich unglücklich, daß der Kaiser sich einer 
Sprache bedient hat, die manche Leute im Glauben ließ, daß er sich vorbe- 
reite, am Krieg teilzunehmen, aber ich glaube nicht, daß das seine Absicht 
gewesen ist, und betrachte das Telegramm als ein weiteres Beispiel für die 
übertriebene Ausdrucksweise Seiner Majestät. Es ist ganz amüsant zu be- 
obachten, wie die deutsche Presse versucht, die Bedeutung des kaiser- 
lichen Telegramms abzuschwächen, und darauf hinweist, daß Deutschland 
seine neutrale Haltung sicher nicht aufgeben wird. Das ist, wie ich fest 
überzeugt bin, auch der Fall, und obwohl es besser gewesen wäre, der Kai- 
ser hätte eine gemäßigtere Sprache gewählt oder tatsächlich gar nicht für 
nötig gehalten zu telegraphieren, glaube ich nicht, daß das Telegramm ir- 
gendeine wichtige Folge haben wird, weil es meiner Meinung nach unvor- 
stellbar ist, daß der Kaiser einem Krieg beizutreten wünscht, wenn das 
unfehlbar einen gesamteuropäischen Krieg herbeiführen würde, den zu 
provozieren nicht in deutschem Interesse liegen kann. Aber selbst wenn 
der Kaiser persönlich geneigt wäre, Rußland aus seinen Schwierigkeiten zu 
helfen, glaube ich nicht, daß selbst er mit seiner ganzen Autorität durch- 
dringen würde, den Reichstag dazu zu bewegen, einen Krieg im Fernen 
Osten zu beginnen, wo deutsche Interessen von so untergeordneter Be- 
deutung sind.»’* Als Monarch und Militär sah Kaiser Wilhelm das alles mit 
anderen Augen. Noch im Oktober 1904 dankte er dem Zaren für die Ver- 
leihung zahlreicher Orden an «sein» tapferes Regiment.’ 

Die Depeschen des Kaisers an den Zaren konnten aber auch eine andere 
Tonart anschlagen. Nachdem der russische Kreuzer Smolensk den Lloyd 
Dampfer Prinz Heinrich aufgebracht und die für Japan bestimmte Post be- 
schlagnahmt hatte, drohte der Kaiser, der sich gerade auf seiner alljähr- 
lichen Nordlandreise befand, dies sei «eine Verletzung des internationalen 
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Rechts, [und] wird große Bestürzung und Abneigung in Deutschland ver- 
ursachen, in Anbetracht des von unserem Lande Rußland bezeigten 
freundschaftlichen Empfindens, und wird bei Wiederholung, fürchte ich, 
dazu beitragen, die von Deutschland für Dein Land noch gehegte Sym- 
pathie beträchtlich zu vermindern».’* Der Zar war gezwungen, sich für 
den Übereifer der Smolensk zu entschuldigen. Maßnahmen seien getroffen 
worden, um eine Wiederholung zu verhindern. Es wäre doch «zu traurig, 
wenn ein Zwischenfall die ausgezeichneten, zwischen unseren Ländern 
bestehenden Beziehungen zerstören sollte», antwortete er.’ Doch nur 
wenige Tage darauf erhielt der russische Monarch ein zweites Drohtele- 
gramm aus norwegischen Gewässern. Ein russischer Kreuzer habe den 
Hapag-Dampfer Scandia mitsamt Offizieren und Mannschaft gekapert, 
schimpfte Wilhelm II. Abermals wies er darauf hin, daß «diese Handlung 
eine offene Verletzung des internationalen Seerechts und fast gleichbedeu- 
tend mit Seeräuberei» sei. «Ich denke es ist höchste Zeit, daß die Kapitäne 
der sogenannten Kreuzer Anweisungen erhalten sollten, die sie warnen, 
sich von Beteiligungen an solchen Handlungen zurückzuhalten.»’° Zum 
zweiten Mal sah sich Zar Nikolaus genötigt, sich bei Wilhelm II. zu 
entschuldigen.” Der deutsch-russische Zwist wurde in England, das eine 
ähnliche Erfahrung mit russischen Kriegsschiffen gemacht hatte, mit einer 
gewissen Schadenfreude darüber aufgenommen, daß es der deutschen Re- 
gierung, trotz ihrer offenkundigen Hinneigung zu Rußland, nicht besser 
erging als der eigenen.“ Genau diese Wirkung hatte Tschirschky, der den 
Kaiser als Vertreter des Auswärtigen Amtes begleitete, vorhergesehen. 
Händeringend teilte er der Wilhelmstraße am 24. Juli 1904 mit, er habe 
alles versucht, um den Kaiser von dem Telegramm an den Zaren abzubrin- 
gen, doch vergebens. «Ich stellte Seiner Majestät den üblen Eindruck vor, 
den eine so scharfe Sprache auf den Zaren machen müsse, und wies darauf 
hin, daß es angesichts des zwischen England und Rußland schwebenden 
gleichen Zwischenfalls politisch klüger sein würde, die Auseinanderset- 
zungen zwischen diesen beiden Staaten durch ein Eingreifen unsererseits 
nicht zu stören. Auch trat ich Seiner Majestät Ansicht entgegen, daß es 
eine «Frechheit gegen Deutschland» sei, deren sich die Russen schuldig ge- 
macht haben, da es den russischen Kapitänen meiner Meinung nach nicht 
darauf ankomme, deutsche Schiffe zu kapern, sondern überhaupt nur 
Schiffe aufzubringen, um die hohen Prisengelder zu verdienen. Seine Ma- 
jestät bestanden aber auf seiner Absicht; er müsse dem Zaren persönlich 
eine Lektion geben.»’° Die schroffen Depeschen waren möglicherweise 
auch ein Zeichen der zunehmenden Enttäuschung des Kaisers über die in 
Rußland herrschenden Zustände. 

Die Eindrücke, die Prinz Heinrich bei seinem Aufenthalt in Rußland 
gewann, waren nicht gerade dazu angetan, die Erwartungen in einen russi- 
schen Sieg zu fördern. Zwar sei Nikolaus von einem «unerklärlichen Opti- 
mismus» erfüllt und habe dem deutschen Monarchen bestellen lassen: 
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«Willy braucht gar nicht besorgt zu sein und kann beruhigt schlafen, denn 
ich bürge dafür, daß alles vollkommen in Ordnung kommen wird.» Doch 
der Zar habe die zunehmende Tätigkeit der Chinesen als so gefährlich be- 
zeichnet, daß er damit umgehe, «China den Krieg zu erklären (!!!)» Dabei 
sei die Stimmung im allgemeinen doch gedrückt. Die russischen Großfür- 
sten seien «wie immer [...] gänzlich apathisch und unlustig»; sie gingen 
«nicht hinaus ins Feld und amüsieren sich bloß». Die einzige gute Nach- 
richt, die Heinrich aus St. Petersburg mitbrachte, betraf die angebliche Be- 
liebtheit Kaiser Wilhelms in Rußland. «Meine Person in jeder Hinsicht für 
jetzt in hoher Gunst», depeschierte Wilhelm hocherfreut an Bülow. «Be- 
völkerung im Lande mir persönlich so zugethan, daß sie in Moskau bei 
Verkündigung der Geburt des Thronfolgers, sofort in die Rufe ausbrach 
der Deutsche Kaiser müsse zu Pathen gebeten werden; diese Stimmung sei 
auch weit im Lande umher vorhanden!» 

Langsam verdichteten sich die Gewitterwolken der Revolution über 
dem Zarenreich. Nach einem Zusammentreffen mit Sergei Witte, mit dem 
er den deutsch-russischen Handelsvertrag — schr zu Deutschlands Gun- 
sten — aushandelte, schrieb Bülow an den Kaiser: «Was ich aus Rußland 
und von Russen auch auf privatem Wege höre, deutet darauf hin, daß die 
Unzufriedenheit mit dem reaktionären System allmählich eine große ge- 
worden ist. Sie war es schon unter Alexander IIl., aber dessen schwere, 
ruhige und stetige Hand ließ die Unzufriedenheit weniger hervortreten 
und er hatte keinen unglücklichen und unpopulären Krieg angefangen. 
Unter seinem weicheren, inkonsequenteren und von seiner nächsten Um- 
gebung zu abhängigen Nachfolger züngeln die revolutionären Flammen 
kecker hervor, denen grobe Fehler in der Staatsleitung wie in der militäri- 
schen Vorbereitung noch mehr Nahrung zuführen als sie ohnehin aus dem 
traditionellen russischen Verwaltungssystem ziehen. An eine Revolution 
glaubt auch Witte nicht, [...] wohl aber an die Möglichkeit weiterer Atten- 
tate, vor denen Gott den Zaren beschützen möge. Wenn der Zar die Ner- 
ven behält und keinen voreiligen und schwächlichen Frieden ohne vorhe- 
rige militärische Erfolge schließt, spricht meines Erachtens noch immer 
die Wahrscheinlichkeit dafür, daß das russische Riesenreich und das in 
dem Gefühlsleben vom 100 Millionen Muschiks doch recht fest verankerte 
Haus Romanow über die gegenwärtige allerdings sehr ernste Prüfung 
wegkommen werden.» 

Zu Kriegsbeginn hatte Kaiser Wilhelm als selbstverständlich angenom- 
men, daß er zur gegebenen Zeit eine entscheidende Rolle bei der Vermitt- 
lung des Friedens spielen würde. Er, und nicht der Reichstag, hätte die 
Entscheidung darüber zu treffen, «die Affenbande geht das nichts an!»“ 
Dem Zaren legte er im Juni 1904 nahe, falls er im Laufe der Ereignisse - 
natürlich nicht sofort, «da der Krieg doch eben erst begonnen hat» - eine 
Vermittlung wünsche, so solle er sich an ihn und nicht an England wen- 
den.“ In Anbetracht der russischen Niederlagen schwand jedoch auch die- 
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se Aussicht. Im September 1904 ärgerte sich Wilhelm über Anzeichen, daß 
die Rolle des Friedensstifters dem US-Präsidenten Roosevelt zufallen 
könnte. «Der Hohe Herr scheint ja in der Welt schon recht sans facon mit- 
zureden zu beabsichtigen», schimpfte er.°* Wie der Friedensvertrag auszu- 
schen hätte, darüber hatte der Kaiser sehr bestimmte - eigentümlich mon- 
archische - Vorstellungen. Sollten die Russen den Krieg verlieren, womit 
er eigentlich jetzt rechnete, würde Korea «von Japan unbedingt pure an- 
nektirt!» werden, meinte er. «Das haben sie auch reichlich verdient.» Die 
Mandschurei «kriegen die Chinesen wieder denen sie gehört, und da sie 
das Stammland der Regierenden Dynastie ist! vorausgesetzt, daß die Rus- 
sen verlieren!» Roosevelts Idee einer Neutralisierung der Mandschurei 
unter Kontrolle eines von Deutschland ernannten chinesischen Vizekö- 
nigs sei «ganz unmöglich» und «einfach Unsinn, geht gar nicht!!» urteilte 
Wilhelm.‘ «Ich denke nicht im Traum daran! [...] Das mache ich einfach 
nicht mit!» schrieb er. «Wenn Russland sie nicht halten kann, gehört sie 
China, dem sie vertragsmäßig wieder ausgeliefert werden sollte!» Er sei 
allerdings der Meinung, «man soll das Fell des Bären nicht eher theilen, als 
man ihn geschossen hat! [...] Ich stehe nach wie vor auf dem Standpunkt, 
die Mandschurei - falls Russland in Folge von Niederlagen gezwungen 
sein sollte, sie gänzlich aufzugeben, und im 2ten Feldzuge sie nicht wieder- 
zuerobern im Stande gewesen ist - unbedingt an China zurückzugeben, 
was der Zar zu thun sich bereits 1901 vertragsmäßig verpflichtet hatte. Die 
Regierende Dynastie muß ihre Erbbegräbnisstätte wieder erhalten, die 
Bogdychan und die Kaiserin Mutter müssen an den Gräbern ihrer Ahnen 
beten, und in freier Chinesischer Erde in Mukden einst an deren Seite be- 
stattet werden können! Daß Korea an Japan - unter xbeliebiger Form - 
kommt, ist ebenso klar. Die Form wird von Russland und Japan vorge- 
schlagen werden können. Ueberall muss «open door unbedingt schriftlich 
uns verbrieft werden. Ein Besatzungsrecht Japans in Port Arthur wird be- 
stimmt geltend gemacht werden, falls es ihm gelingt den Platz zu nehmen, 
und dauernd zu behaupten. Im Falle dieses nicht gelingt, erledigt sich die 
Frage von selbst. Ich bin gern bereit mit Roosevelt gemeinsam zu operiren 
aber nur für «open door, wofür er sich nur ordentlich einsetzen und fech- 
ten soll, während wir im zten Treffen bleiben. Die Sieger müssen im übri- 
gen - je nach Ausgang des Krieges - möglichst ungeärgert in den Besitz 
der von ihnen erstrebten Pfänder kommen oder belassen werden, wenn sie 
uns dafür namhafte Handelsvortheile zukommen lassen.»” 

Im Oktober 1904 riet Kaiser Wilhelm dem Zaren, den Krieg noch ein 
bis zwei Jahre fortzusetzen und erst nach großen Siegen den Frieden nach- 
zusuchen.‘ Ein japanischer Unterhändler sei in Paris aufgetaucht und 
scheine autorisiert zu sein, «zu versuchen, Frankreich und England - die 
entente cordiale! - zur Friedensvermittlung zugunsten Japans zu bewegen. 
[...] Das beweist, daß Japan fast an der Grenze seiner Widerstandsfähig- 
keit an Mannschaften und Geld ist, und jetzt, wo es über die Mandschurei- 
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Armee Vorteile errungen hat, denkt es, daß es jetzt aufhören und ver- 
suchen kann, die Frucht ihrer Anstrengungen reifen zu lassen, indem es 
andere Mächte dazu verleitet, sich in die Angelegenheit einzumischen und 
die Mandschurei durch eine Friedenskonferenz zu bekommen. Da ich 
Deine Gedanken über die weitere Entwicklung des Krieges kenne, und 
weiß, daß Du nach einem ernsten Rückschlage natürlich niemals Deine 
Hand einem solchen Verfahren leihen wirst, hielt ich es für meine Pflicht, 
Dich davon zu unterrichten, was hinter den Kulissen vor sich zu gehen 
scheint. Ich glaube, die Fäden aller dieser Dinge führen über den Kanal. 
Willy.»® Der Zar, der eher die Amerikaner als die Briten hinter den Frie- 
densfühlern vermutete, versicherte dem Kaiser: «Du kannst sicher sein, 
daß Rußland in diesem Kriege so lange fechten wird, bis der letzte Japaner 
aus der Mandschurei hinausgetrieben ist, erst dann kann die Rede von 
Friedensverhandlungen sein und das einzig und allein zwischen den bei- 
den Kriegführenden.»’° 

Selbst jetzt, auf dem Höhepunkt der Gefahr für Deutschland wie auch 
für Rußland, ließ es sich der Kaiser nicht nehmen, dem Zaren ohne Wissen 
der Wilhelmstraße Telegramme zu schicken, in denen er ihn drängte, den 
Krieg gegen Japan bis zum sicheren Sieg fortzusetzen.”' In einer Depesche 
vom 19. November 1904, die erst 1917 zur Kenntnis des Auswärtigen 
Amts gelangte, versicherte er ihm, Japan sei am Ende seiner Kräfte und 
strecke Friedensfühler aus, allerdings zu Bedingungen, die für Rußland 
gänzlich inakzeptabel seien. «Meine Vermutungen demgemäß, daß die 
Japaner heimlich andere Mächte zur Vermittlung zu veranlassen suchen, 
weil sie jetzt auf dem Höhepunkt ihrer Erfolge sind, haben sich als richtig 
erwiesen. Lansdowne hat Hayashi ersucht, England die Bedingungen mit- 
zuteilen, unter denen Japan Frieden schließen würde. Sie wurden von To- 
kio telegraphiert, aber waren so unsinnig, daß sogar der ungestüme Lans- 
downe sie für zu schwer hielt und Hayashi dringend aufforderte, sie 
herabzumildern. Als die Japaner ein schiefes Gesicht zogen und Schwie- 
rigkeiten machten, fügte Lansdowne hinzu: «Natürlich wird England da- 
für Sorge tragen, daß bei der Vermittlung Rußland von der Mandschurei, 
Korea usw. ausgeschlossen wird, so daß Japan de facto alles bekommen 
wird, was es wünscht!!> Das ist der Punkt, den die Briten im Auge haben, 
wenn sie von Freundschaft und freundschaftlicher Vermittlung sprechen. 
Frankreich, wie ich aus Japan höre, ist von diesen Plänen bereits unterrich- 
tet und natürlich eine Interessentin dieses Übereinkommens, indem es — 
wie üblich in der neuen «Entente cordiale - die Partei Englands nimmt. Sie 
beabsichtigen, Dir ein Stückchen von Persien als Entschädigung anzubie- 
ten, natürlich weit von der Golfküste entfernt — das versteht sich von 
selbst -, die England zu annektieren gedenkt, aus Furcht, Du könntest Zu- 
tritt zum Warmen Meer gewinnen, was Du von Rechts wegen mußt, denn 
Persien muß unter russische Kontrolle und Regierung fallen. Denn das 
würde Dir ausgezeichnete wirtschaftliche Aussichten geben, von denen 
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England Dich auszuschließen wünscht. Wahrscheinlich werden Deine 
Diplomaten Dir über alles dies bereits berichtet haben, aber ich hielt es 
nichtsdestoweniger für meine Pflicht, Dich über alles, was ich höre, zu un- 
terrichten; alles sind authentische, wichtige Nachrichten aus durchaus 
glaubwürdigen Quellen; Lansdownes Worte sind ebenfalls authentisch. So 
siehst Du, daß die Zukunft für Deine Armee sich aufklärt, und bald wirst 
Du imstande sein, den Spieß gegen den Feind umzukehren. Möge Gott 
Dir vollen Erfolg gewähren, während ich weiter überall für Dich wachen 
werde. Beste Grüße an Alix. Willy.» 

Während eines Jagdaufenthaltes in Schlesien im November 1904 wur- 
den dem Kaiser Nachrichten über russische Zustände zugetragen, die ihn 
stark beeindruckten. Tagelang sprach er, wie Zedlitz vermerkte, «fast an- 
dauernd über den Russisch-Japanischen Krieg». Die Kosaken seien mili- 
tärısch ganz wertlos, sie hätten nur geplündert und mußten nach Hause 
geschickt werden. Er äußerte sich empört über die Korrumpiertheit der 
russischen Verhältnisse und rief aus: «Wie soll es auch anders aussehen in 
diesem Lande, wo kein Schiff gekauft werden kann, ohne daß der Flotten- 
chef, der Großfürst Alexis, eine Viertelmillion Rubel dabei verdient!» Der 
Hofmarschall wunderte sich, wieviel «Abenteuerliches» der Kaiser mit 
einflocht. «In gewissen Stimmungen und gegenüber gewissen Leuten kann 
er doch merkwürdig leichtgläubig sein, und seine rege Phantasie und sein 
impulsives Temperament neigen dazu, ungewöhnliche Dinge auch noch 
ganz ungewöhnlich auszuschmücken.» Obwohl Wilhelm sehr froh sei, 
daß durch den Russisch-Japanischen Krieg «das Bedrohliche einer franzö- 
sisch-russischen Allianz für uns zunächst aus der Welt geschafft» sei, so sei 
er andererseits «doch Rußland sehr gewogen», notierte Zedlitz. Dennoch 
dachte Wilhelm inzwischen derart pessimistisch über die Verhältnisse in 
Rußland, daß er Anfang Dezember 1904 den Verkauf der russischen Pa- 
piere, die in seinem Privatbesitz waren, anordnete.’> 


4. Der Kaiser und «die Flotte, die sterben mußte» 


Vorerst setzte Kaiser Wilhelm große Hoffnung in das russische Baltische 
Geschwader, das um die halbe Welt segeln sollte, um Port Arthur zu ent- 
setzen. Er überlegte sich «allen Ernstes», wie er seinem Gefolge erzählte, 
ob er dem russischen Geschwader nicht einen seiner tüchtigsten höheren 
Offiziere zur Verfügung stellen sollte. Der Mann könne von der deutschen 
Marine seinen Abschied nehmen und dann unauffällig bei der russischen 
Flotte wieder auftauchen. «Schließlich hat sich der Kaiser jedoch aus 
Rücksichten der Neutralität und wegen der eventuellen Konsequenzen 
mit Japan entschlossen, davon Abstand zu nehmen», hielt einer der An- 
wesenden fest.’ 

Am 14. September 1904 erschien in der Londoner Times ein anonymer, 


324 Der Russisch-Japanische Krieg und die Folgen 


offensichtlich vom Foreign Office inspirierter Artikel, der vor geheimen 
Abmachungen zwischen Deutschland und Rußland warnte.” Der Artikel 
sorgte in der deutschen Presse und vor allem in der Wilhelmstraße für Un- 
ruhe. Aus Angst vor dem stark anwachsenden Mißtrauen im Ausland, und 
vor allem in England, gegen die offenkundige deutsche Begünstigung 
Rußlands bat Bülow Albert Ballın Ende September 1904 um die Aufhe- 
bung des Vertrags, wonach die Hapag die russische Ostseeflotte auf ihrer 
Fahrt nach dem ostasiatischen Kriegsschauplatz mit Kohlen beliefern 
würde.’° In einem Brief an den früheren Flügeladjutanten Ferdinand von 
Grumme-Douglas, den dieser umgehend an den Kaiser weiterleitete, schil- 
derte der Hamburger Reeder seine Auseinandersetzung mit dem Kanzler. 
Er habe Bülow deutlich zu verstehen gegeben, daß nur ein direktes Verbot 
der Regierung ihm das Recht geben könne, einseitig von dem Kohlenver- 
trag mit Rußland zurückzutreten. Die Reichsregierung müsse sich jedoch 
klarmachen, daß sie Rußland damit einen Schlag versetzen würde, der gar 
nicht wieder gutzumachen sei, «denn mit meinem Rücktritt von dem Ver- 
trage [...] fällt die geplante Aussendung des baltischen Geschwaders zu 
Boden. Das würde vielleicht ein nicht ganz unwillkommener Anlass für 
Russland sein, alle Schuld für einen unglücklichen Ausgang des Krieges 
später darauf zu schieben, dass man das Baltische Geschwader nicht hat 
hinaussenden können infolge Deutschlands Eingriff.»7” Als der Kaiser am 
26. September 1904 Ballins Brief zu lesen bekam, kritzelte er voller Wut 
darauf: «Die Wilhelmstrasse hat sich mal wieder vor der Ausländischen 
Presse in die Hosen gemacht, und stinken die dortigen Büreaus auch dem- 
entsprechend!» Er sei mit Ballins Erklärungen «vollkommen einverstan- 
den! Die Beweisführung dem Kanzler gegenüber deckt sich vollständig 
mit Meinen Ansichten, und hat fast denselben Wortlaut wie Meine Ent- 
gegnung auf seine Anfragen!»7”® Dem Zaren teilte er in einem Telegramm 
mit, das erst 1917 ins Auswärtige Amt gelangte, er habe Befehl gegeben, 
«daß die Hamburg-Amerika-Linie in keiner Weise zu behindern» sei.’ 
Erst später wurde auch dem Kaiser klar, daß er mit dieser Haltung einen 
Krieg mit der «Anglo-Japanese group» riskierte.” 

Mit Ratschlägen für die Vorbereitung und Hinaussendung der russi- 
schen Ostseeflotte nach Ostasien hielt Kaiser Wilhelm nicht zurück. In 
einem Telegramm an Nikolaus II. vom 8. Oktober 1904 übermittelte er 
seine Ansichten über die beste Ausbildungsmethode für das Geschwader, 
seine zweckmäßige Detachierung im Winter und selbst über technische 
Details. Die derartig vorbereitete russische Ostseeflotte, prophezeite er, 
werde im Frühjahr 1905 bei ihrer Ankunft in Ostasien den entscheidenden 
Sieg erringen. «Dann ist die Seeherrschaft wieder in Deinen Händen, und 
die japanischen Landstreitkräfte sind Deiner Gnade ausgeliefert; dann 
magst Du den «General-Angrifb für Deine Armee verkünden lassen und 
den Gegner zermalmen! Hallali! [...] Es besteht kein Zweifel, daß das Er- 
scheinen einer starken, neuen Flotte in einer großen Anzahl — wenn auch 
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einige ältere Schiffe dabei sein mögen - gut sein und den Sieg zu Deinen 
Gunsten entscheiden wird.»"" 

Zwei Tage später ergänzte Kaiser Wilhelm diese Ratschläge mit der 
dringenden Empfehlung an Nikolaus, dem Baltischen Geschwader noch 
die Schwarzmeerflotte beizugeben, obwohl diese durch das Passieren 
durch die Dardanellen den Pariser Vertrag von 1856 verletzen und somit 
vor allem England reizen würde. Die Zusammenführung der Schwarz- 
meerflotte mit der Ostseeflotte werde seines Dafürhaltens «den Sieg 
sichern», schrieb er. «Was die beste Aktionsmethode betrifft, so bin ich, 
nachdem ich die Frage gründlich erwogen und mich eingehend informiert 
habe, zu folgendem Schlusse gekommen. Es wäre der beste Plan, die 
[Schwarzmeer-]Flotte in aller Ruhe und Heimlichkeit für ihre Zweckbe- 
stimmung vorzubereiten, keiner Person und keiner Macht gegenüber ein 
Sterbenswort über ihre Absicht verlauten zu lassen. In dem Augenblick, 
den Du für den geeigneten hältst, dampfe dann ruhig und stolz durch die 
Dardanellen. Der Sultan wird — wie wir beide genau wissen - nicht die 
Spur eines Widerstandes leisten, und wenn Du erst draußen bist, werden 
wir alle vor ein «fait accompli» gestellt sein, das wir alle ruhig hinnehmen 
werden. Ich zweifle nicht im geringsten daran, daß auch England es hin- 
nehmen wird, wenngleich die Presse schäumen und wüten wird und die 
englischen Geschwader, wie sie es oft tun, ein wenig im Mittelländischen 
Meer herumkreuzen werden. Sie werden sich aber nicht ernstlich rühren, 
wenn sie sehen, daß die übrigen Mächte ruhig bleiben. Die Hauptsache ist, 
daß es ganz plötzlich und unvermutet vor sich gehen und für die ganze 
Welt eine Überraschung sein muß; das Geheimnis darf nicht früher ver- 
raten werden. [...] Dein Dich liebender Willy.»*? 

Die unerbetenen Ratschläge des Deutschen Kaisers wurden nicht be- 
folgt, und seine Erwartungen eines glorreichen russischen Sieges gingen, 
wie man weiß, weder zur See noch zu Land in Erfüllung. Anstatt, wie er 
vorgeschlagen hatte, bis zum Frühjahr 1905 taktische Übungen in der Ost- 
see durchzuführen, setzte das Baltische Geschwader schon am 15. Okto- 
ber 1904 zu der langen Fahrt nach Port Arthur an. Bereits in der Nordsee 
kam es zu einem Desaster, das beinahe einen Weltkrieg auslöste. In der 
Nacht vom 21. zum 22. Oktober 1904 beschoß die russische Kriegsflotte, 
offenbar in der Annahme, von japanischen Torpedobooten angegriffen zu 
werden, wehrlose englische Fischerboote an der Doggerbank vor Hull. 
Während sowohl die britische als auch die russische Regierung alles in ih- 
rer Macht stehende taten, um den unerklärlichen Zwischenfall friedlich 
beizulegen, erging sich die Londoner Presse in Schmähungen ausgerechnet 
gegen Deutschland." Einige Zeitungen, in erster Linie die Times, verstie- 
gen sich zu der Behauptung, das Reich habe die russische Admiralität vor 
einem bevorstehenden japanischen Angriff in der Nordsee gewarnt in der 
bestimmten Absicht, dadurch einen Konflikt zwischen Rußland und Eng- 
land zu provozieren.** Diese Ansicht wurde sogar vom First Sea Lord, Sir 
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John Fisher, geteilt, der am 28. Oktober seiner Frau schrieb: «Es sieht sehr 
ernst aus. Es steckt wirklich Deutschland hinter dem Ganzen. [...] Dieser 
Deutsche Kaiser tut was er kann, einen Konflikt zwischen uns und Ruß- 
land herbeizuführen.»® 

Während die Reichsregierung und die deutsche Presse größte Zu- 
rückhaltung übten, entrüstete sich Kaiser Wilhelm über alle Maßen über 
den Vorfall an der Doggerbank. Selbst in Gegenwart der Dienerschaft 
besprach er mit seiner Umgebung die wildesten Kombinationen, wie 
Zedlitz-Trützschler monierte.‘° Die Vermutung, der russische Admiral 
Roschdjestwenski habe an Halluzination gelitten oder in einem plötz- 
lichen panischen Schrecken gehandelt, wies der Monarch weit von sich. 
«Das ist bei dem ruhigen Admiral ausgeschlossen! ich kenne ihn!» schrieb 
er. «Er hat sicher Torpedoboote fremder Flagge vor sich gehabt. Wahr- 
scheinlich überlassene Englische an Japaner verkaufte.» Die britische Pres- 
sekampagne habe seiner Überzeugung nach den Zweck, die Rückberufung 
der russischen Kriegsflotte zu erzwingen. Nicht sie sei gemeingefährlich, 
wie die Engländer behaupteten, sondern «gemeingefährlich ist England 
mit seinem ewigen Hetzen und intriguieren».”” Den Vorschlag der briti- 
schen Regierung, ein Schiedsgericht zur Untersuchung des Vorfalls einzu- 
berufen, empfand Kaiser Wilhelm als eine «Unverschämtheit». So etwas 
sei «noch nie dagewesen!» Man könne doch nicht «von Fremden über Ver- 
halten seiner eigenen Offiziere im Dienst urtheilen lassen!» Eine Regelung 
der Krise auf diesem Wege «wäre ja unerhört!» «Natürlich» sei auch Japan 
bestrebt, Öl ins Feuer zu gießen, damit ihm England «die Russlische] Flot- 
te vom Halse» halte «durch Verhinderung ihrer Weiterfahrt».”® Auf die 
Meldung des deutschen Militärattach&s in London, Grafen von der Schu- 
lenburg, der Außenminister Lansdowne habe gedroht, die russische Ost- 
seeflotte aufzuhalten, falls nicht sämtliche Forderungen binnen 24 Stunden 
erfüllt würden, reagierte der Kaiser voller Wut, dies sei «eine klare Anwei- 
sung dafür, daß die Japaner den Engländern klargemacht haben, daß sie sie 
dafür verantwortlich machen, daß sie die Russ[ische] Flotte nicht nach 
Ostasien kommen lassen dürfen. Daher wird die Hull Fisher Flotte vorge- 
schoben und die Forderungen aufgestellt - möglichst unerfüllbar - um 
einen Grund zu haben die Russen möglichst lange festzuhalten.»"? 

Auf dem Höhepunkt der Spannung zwischen Rußland und England er- 
kannte endlich auch Wilhelm II., welche Gefahren er mit seinen ständigen 
Freundschaftsbekundungen an Nikolaus II. heraufbeschworen hatte. Am 
30. Oktober 1904 erklärte der Zar dem deutschen Militärbevollmächtigten 
Gustav Graf Lambsdorff, er werde «sehr ernst» mit dem britischen Bot- 
schafter Sir Charles Hardinge im Sinne der letzten Depesche des Kaisers 
reden. Es sei Zeit, «an Deutschland angelehnt zu zeigen, daß nicht alle eng- 
lischen Forderungen erfüllt zu werden brauchen», auch wenn er weiterhin 
auf die schiedsgerichtliche Schlichtung des Zwischenfalls rechnete. Lambs- 
dorff betonte zwar, der wichtige Ausspruch des Zaren «brauchte nicht not- 
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wendig in dem Sinne verstanden zu werden, daß Seine Majestät [Niko- 
laus II.] auf ein augenblickliches aktives Eingreifen Deutschlands hoffte», 
um übertriebene englische Forderungen abzuweisen, aber durch die «ener- 
gische Redewendung» und den «gehobenen Ton» des Zaren habe er doch 
den Eindruck gewonnen, wie er dem Kaiser mitteilte, daß dieser «an Euerer 
Majestät freundschaftliche Haltung große Erwartungen knüpft». Der 
Reichskanzler erkannte die Gefahr und schlug Alarm. Aus der Meldung 
Lambsdorffs gehe klar hervor, daß der Zar für die Beilegung des Hull-Zwi- 
schenfalls «uns England gegenüber ausspielen möchte. Das darf keinenfalls 
geschehen, denn anläßlich dieses Zwischenfalls [...] gehen die Franzosen 
unter keinen Umständen gegen England vor. [...] Es würde also der von 
Euerer Majestät beabsichtigte Zweck, nämlich Frankreich von England ab- 
zuziehen und neben uns und Rußland zu schieben, nicht nur nicht erreicht 
werden, sondern wahrscheinlich das Gegenteil.» Der Huller Zwischenfall 
müsse also unbedingt erst beigelegt sein, bevor Deutschland und Rußland 
sich verbündeten und an Frankreich heranträten.?" 


5. «Der erste Mißerfolg, den ich persönlich erlebe» 


Der Zwischenfall an der Doggerbank hatte durch die ernsten Spannungen, 
die er zwischen Rußland und Großbritannien auslöste, der Lieblingsidee 
Wilhelms IL, einer Kontinentalliga mit Spitze gegen letzteres, neues Leben 
eingeflößt. In einem Telegramm an den Zaren vom 27. Oktober 1904 wies 
der Kaiser auf die Feindschaft Englands hin, die Deutschland durch die 
Kohlenlieferungen an die russische Flotte auf sich gezogen hatte, und ver- 
langte als Gegenleistung eine engere Bindung sowohl Rußlands als auch 
Frankreichs an das Deutsche Reich. Die Forderung Englands und Japans, 
daß Deutschland seine Kohlenlieferungen an das russische Baltische Ge- 
schwader einstelle, käme einer Kriegsdrohung sowohl gegen Deutschland 
als auch gegen Rußland gleich, der beide Länder Schulter an Schulter be- 
gegnen müßten, schrieb er. Gemeinsam müßten Deutschland und Rußland 
auch Frankreich an seine vertraglichen Pflichten erinnern, Rußland beizu- 
stehen. «Obwohl Delcass& ein blindwütiger Anglophiler ist, wird er doch 
klug genug sein zu verstehen, daß die britische Flotte durchaus nicht im- 
stande ist, Paris zu retten!» drohte Wilhelm unmißverständlich. Durch das 
Zusammengehen Rußlands und Frankreichs mit Deutschland würde «eine 
mächtige Kombination von dreien der stärksten Kontinentalmächte zum 
Angriff gebildet werden, worüber die anglo-japanische Gruppe vor dem 
Handeln zweimal nachdenken würde».?? Daß der Kaiser und Bülow von 
Anfang an beabsichtigten, Frankreich durch Gewaltandrohung «von Eng- 
land abzuziehen und neben uns und Rußland zu schieben», wie der Kanz- 
ler es formulierte, geht schon aus der aggressiven antifranzösischen 
Randbemerkung hervor, die Wilhelm II. am gleichen Tag auf eine De- 
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pesche aus London niederschrieb. Es sei schr bezeichnend zu ersehen, ver- 
merkte er, «daß, weit davon entfernt den Russen als Alliierte beizuspringen 
und sie mit ihrer Flotte zu geleiten, der Hallunke Cambon dem Hallunken 
Delcasse — beides Englandfreunde — dazu gebracht hat an England seine 
guten Dienste anzubieten. Es ist doppelt nothwendig, daß die Gallier mal 
daran, von Rußland, erinnert werden wessen Allies sie denn eigentlich 
sind; daß heißt daß sie mal Farbe bekennen müssen, pro oder contra Eng- 
land. Wilhelm I. R.»* 

Gegen den Rat des russischen Außenministers Graf Lamsdorff, der in 
den Vorschlägen Wilhelms II. nichts als das «beständige Bestreben» er- 
blicken konnte, «unsere freundschaftlichen Beziehungen zu Frankreich zu 
stören», griff Zar Nikolaus die Idee einer Kontinentalliga mit Spitze gegen 
England auf und bat den Kaiser in einem Telegramm vom 29. Oktober 
1904, die Grundzüge für ein deutsch-russisches Abkommen, dem Frank- 
reich beitreten müsse, auszuarbeiten.”’ Obwohl der Kaiser schon lange 
von einem deutschen Europa geträumt und noch im September 1904 als 
sein Ziel das Zusammenscharen «ganz Europas [...] unter deutscher Füh- 
rung» bezeichnet hatte,” ging die Entscheidung, dem Zaren ein Bündnis 
anzubieten, diesmal nicht aus seiner alleinigen Initiative hervor, sondern 
aus Beratungen mit dem Reichskanzler, der sich wiederum mit Holstein 
abgesprochen hatte.” Der Geheimrat, der bis vor kurzem noch eine 
deutsch-russische Allianz als nachteilig und gefährlich für Deutschland 
abgelehnt hatte, war nach dem Abschluß der Entente cordiale und in An- 
betracht der wachsenden Mißstimmung in England zur Überzeugung ge- 
langt, daß die internationale Lage des Reiches nicht mehr «intakt» sei und 
durch ein Bündnis mit Rußland abgesichert werden müsse.?° Zu den Geg- 
nern dieser neuen Politik gehörten der Staatssekretär des Auswärtigen 
Amtes, Oswald Freiherr von Richthofen, und Admiral von Tirpitz, doch 
sie kamen mit ihren Einwänden gegen den Kaiser nicht an. Zwar fand am 
31. Oktober 1904 im Reichskanzlerpalais eine Art Krisensitzung statt, an 
der außer Bülow, Richthofen, Holstein und Tirpitz ausnahmsweise auch 
der Chef des Generalstabes, Graf Schlieffen, teilnahm,” doch der entschei- 
dende Schritt in dieser «Frage von weltgeschichtlicher Bedeutung», wie 
Bülow sie nannte, war zu diesem Zeitpunkt schon erfolgt, und zwar unter 
größter Geheimhaltung von Monarch zu Monarch. Kaiser, Kanzler und 
Geheimrat waren von der Erforderlichkeit durchdrungen, «der englisch- 
französischen Partei am russischen Hofe gegenüber das Geheimnis jetzt 
noch zu wahren». Da ein Telegramm leicht in falsche Hände gelangen 
könne und die Entsendung eines Flügeladjutanten die Aufmerksamkeit 
vorzeitig auf die Verhandlungen lenken würde, riet Bülow dem Kaiser, 
einen Brief an Nikolaus zu schreiben und das Schriftstück durch Feldjäger 
nach Petersburg zu expedieren.'” 

Bereits am 30. Oktober 1904, also am Tag vor der Krisensitzung im 
Reichskanzlerpalais, legte Bülow dem Kaiser den Entwurf einer Antwort 
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auf das Telegramm des Zaren vor, den Wilhelm fast unverändert abschrieb. 
Seinem Brief fügte er den Text zu einem Bündnisvertrag bei, den er, wie er 
sagte, «insgeheim» in Verbindung mit dem Kanzler entworfen habe. «Nie- 
mand weiß etwas davon, selbst nicht mein Auswärtiges Amt; Bülow und 
ich haben es persönlich besorgt.» «Es sei, wie Du sagst», hieß es in dem 
Kaiserbrief. «Wir wollen zusammenhalten.» «Wenn Du und ich Schulter 
an Schulter zusammenstehen, so wird das hauptsächlichste Ergebnis sein, 
daß Frankreich sich uns beiden offen und in aller Form anschließen muß 
und damit endlich seine vertraglichen Verpflichtungen Rußland gegenüber 
erfüllt, was für uns von größtem Wert ist, besonders im Hinblick auf seine 
schönen Häfen und seine gute Flotte, die dadurch auch zu unserer Ver- 
fügung stehen werden. [...] Wenn dieses Ziel einmal erreicht ist, so werde 
ich, wie ich erwarte, in der Lage sein, den Frieden aufrechtzuerhalten, und 
Dir wird freie und ungehinderte Hand in Deinem Vorgehen gegen Japan 
gelassen sein.»'* Trotz aller Geheimnistuerei in Berlin zeigte der Zar den 
Vertragsentwurf seinem Außenminister Lamsdorff, der darauf bestand, 
das Abkommen müsse vor der Unterzeichnung erst dem französischen 
Verbündeten vorgelegt werden.'” Damit war der große Plan des Kaisers 
vorerst gescheitert, denn Frankreich würde sich nie freiwillig den deut- 
schen Hegemonialplänen unterordnen. Der in St. Petersburg stationierte 
französische Diplomat Boutiron durchschaute sofort, hinter der Umwer- 
bung des Zaren durch den Kaiser stehe die Absicht, den russisch-französi- 
schen Zweibund zu vernichten.’ Doch Wilhelm, Bülow und Holstein 
spannen den Faden zunächst noch weiter. Sie hofften auch jetzt noch, 
Rußland «umdrehen» zu können.'* 

Am 16. November 1904 legte Bülow Wilhelm II. den Entwurf zu einem 
weiteren Brief an den Zaren vor, den Holstein und er ausgearbeitet hatten 
und den der Kaiser ins Englische übersetzen und abschreiben sollte. «Mei- 
ne Rechtfertigung für diese Zumutung liegt darin», erklärte der Kanzler, 
«daß es sich hier um eine wirklich großartige und für die zuschauende 
Welt gänzlich unerwartete Weichenstellung handelt.»'°% Mit seltener Deut- 
lichkeit zeigt der Brief die antibritische Richtung der deutschen Rußland- 
politik, denn in dem Schriftstück spornte der Kaiser den Zaren zu einem 
Angriff auf Persien und Indien an. «Schließlich würde ein ausgezeichnetes 
Mittel, die englische Anmaßung und Überheblichkeit abzukühlen, eine 
militärische Demonstration an der persisch-afghanischen Grenze sein, 
wohin Du, wie die Briten annehmen, während des Krieges [gegen Japan] 
Truppen zu senden nicht die Macht hast. Selbst wenn die Dir zur Verfü- 
gung stehenden Truppen nicht zu einem wirklichen Angriff auf Indien ge- 
nügen sollten, werden sie für Persien - das keine Armee hat - ausreichen, 
und ein Druck an der indischen Grenze von Persien aus wird in England 
Wunder wirken und einen auffallend beruhigenden Einfluß auf die heiß- 
köpfigen Jingoes in London haben. [...] Die indische Grenze und Afgha- 
nistan sind die einzigen Teile der Erdkugel, wo die gesamte britische Flotte 
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für England unwirksam ist, und wo deren Geschütze gegen die Ein- 
dringlinge machtlos sind. Indiens Verlust ist der Todesstoß für Groß- 
britannien.»'” Der Kaiser führte seinen ihm von Bülow zugedachten Auf- 
trag aus, doch nicht ohne zu klagen. Den fertigen Brief, den diesmal der 
Militärattach@ Gustav Lambsdorff dem Zaren überbringen solle, sandte er 
an Bülow mit der Bemerkung zurück: «Geändert wird nichts mehr daran. 
Ich habe 7 Stunden gearbeitet und bis 1'4 Uhr heute Nacht, wo ich mehr 
todt als lebendig fertig wurde. [...] Kommen Sie bitte ı Uhr zum Früh- 
stück. W.»' 

Doch auch dieser zweite Anlauf scheiterte an dem Verlangen Niko- 
laus’ II., den Vertragstext vor der Unterzeichnung den Franzosen zu zei- 
gen, da sie sonst den Eindruck gewinnen würden, «als wenn wir versuch- 
ten, Frankreich den Vertrag aufzuzwingen».'°® Die Enttäuschung des Kai- 
sers war «grenzenlos».'” Nachdem er mit den Generälen Kuno Graf von 
Moltke und Wilhelm Graf von Hohenau zusammen die Depesche des 
Zaren entziffert hatte, schrieb Wilhelm II. dem Reichskanzler verbittert: 
«Der Hohe Herr fängt an, «kalte Füße zu kriegen in bezug auf die Gallier, 
und ist so schlapp, daß er nicht einmal diesen Vertrag mit uns ohne ihre 
Erlaubniß - d.h. also auch nicht gegen dieselben - machen will. Es ist mei- 
nes Erachtens unmöglich, daß Paris eher etwas davon erfährt als bis wir 
«Väterchens» Unterschrift haben. Denn eine Mittheilung an Delcass& vor 
der Unterzeichnung bedeutet ein Telegramm an Cambon und am selben 
Abend Abdruck in der Times und im Figaro, und damit ist die Sache vor- 
bei; denn der darauf losbrechende Radau in London würde «Väterchen» 
vielleicht zu solchen Modifikationen bringen, die den Vertrag werthlos 
machen oder ihn ganz vom Abschluß abschrecken. Ich bin über diese 
Wendung sehr betrübt, aber nicht verwundert, er hat den Galliern gegen- 
über - wegen der Anleihen - einen zu schwachen Rücken.»""° Der Kanzler 
erkannte die Gefahr, daß der Zar durch einen falschen Ton nun «in die 
Arme von England» getrieben werden könnte, und formulierte die Ant- 
wort an Nikolaus, die der Kaiser wieder übersetzte, vorsichtig in der Ab- 
sicht, «dem Zaren die Möglichkeit einer deutsch-russischen Verständigung 
für die Zukunft offenzuhalten, selbst wenn er jetzt abspringt».'"' 

Während man in Berlin gespannt auf die Antwort des Zaren Nikolaus 
wartete''”- «der braucht wie gewöhnlich 2 Monate», schimpfte der Kaiser 
ungeduldig —, wurden die äußerst gefährlichen Nachteile der deutschen 
Rußlandpolitik unübersehbar. Die französische Regierung betonte «mit 
auffälliger Beflissenheit», wie Bülow dem Kaiser am 6. Dezember 1904 
meldete, «daß der Zweibund unverändert bestehen bleibe und Deutsch- 
lands Bemühungen um Rußland scheitern würden». Bülows Verdacht, daß 
etwas von den geheimen deutsch-russischen Unterhandlungen «von der 
Newa nach der Seine durchgesickert» sein müßten, wurde von Wilhelm 
durchaus geteilt. «Ich glaube es ist einfach mitgeteilt worden», vermerkte 
er bitter an den Rand. Weit davon entfernt, sich für die Kohlenlieferungen 
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und andere Hilfeleistungen erkenntlich zu zeigen, benehme sich die russi- 
sche Regierung ausgesprochen kühl. Dabei mehrten sich in alarmierendem 
Maße die Anzeichen dafür, daß das Deutsche Reich «vor einer englisch-ja- 
panischen Aktion» — Wilhelm befürchtete einen Schlag «gegen Kiaut- 
schou» - stünde. Es sei höchste Zeit, meinten sowohl der Kanzler als auch 
der Kaiser, Rußland zu nötigen, «Farbe zu bekennen, indem wir feststel- 
len, wie weit wir auf russische Hülfe rechnen können, wenn wir infolge 
der Kohlenlieferungen in einen Konflikt [mit England und Japan] kom- 
men». Abermals setzte Bülow den Text eines Briefes an den Zaren auf, den 
Wilhelm übersetzen sollte. Darin bat er um «absolut positive Garantien» 
der militärischen Unterstützung Rußlands für den Fall, daß «England und 
Japan mir infolge der Kohlenbelieferung der russischen Flotte durch 
Deutschland den Krieg erklären sollten». Erhalte Berlin keine befriedigen- 
de Antwort darauf, so würde der Kanzler «Herrn Ballin in Euerer Maje- 
stät Namen auffordern, [...] den Russen keine Kohle mehr zu liefern».'3 
Die Verhandlungen zwischen Lamsdorff und Alvensleben über diese heik- 
le Frage erwiesen sich als äußerst schwierig.'"* Wilhelm begleitete die Mel- 
dungen seines Botschafters mit ungehaltenen Randbemerkungen,'' doch 
schließlich mußte er einsehen, daß die geheimen Bündnisverhandlungen 
mit Rußland an der Frage der Beteiligung Frankreichs vorerst gescheitert 
waren. Am 21.Dezember 1904 sandte er den russischen Militärattache 
Schebeko mit einem Brief an den Zaren, den er zum großen Teil persönlich 
formuliert hatte. «Wir werden unter allen Umständen treue und loyale 
Freunde bleiben», beteuerte er. «Meine Meinung über den Vertrag ist noch 
dieselbe; es ist unmöglich, Frankreich in unser Vertrauen zu ziehen, bevor 
wir zu einer definitiven Regelung gekommen sind. Loubet und Delcasse 
sind zweifellos erfahrene Staatsmänner, aber da sie keine Fürsten oder Kai- 
ser sind, bin ich nicht in der Lage, sie [...] auf denselben Fuß zu stellen wie 
Dich, meinesgleichen, meinen Vetter und Freund. Solltest Du es daher für 
geboten halten, die französische Regierung mit unseren Verhandlungen 
bekannt zu machen, bevor wir zu definitiver Übereinkunft gelangt, so be- 
trachte ich es für alle in Frage kommenden Parteien als besser, in unserer 
jetzigen Haltung gegenseitiger Unabhängigkeit und freiwilliger Förderung 
unserer beiderseitigen Ziele [...] zu beharren.»""‘ 

Zum Jahresende 1904 kehrte in Berlin die große Ernüchterung ein. Die 
Antwort des Zaren auf seinen Brief bezeichnete Wilhelm II. als «eine klare 
Absage an jeden Gedanken einer Verabredung ohne Vorwissen Galliens». 
Dies sei «ein gänzlich negatives Resultat nach zweimonatlicher ehrlicher 
Arbeit und Verhandlungen», klagte er - «der erste Mißerfolg, den ich per- 
sönlich erlebe. Hoffentlich eröffnet er nicht eine Reihe ähnlicher Vorgän- 
ge. [...] Paris muß gelegentlich eins ausgewischt bekommen! Die haben 
gewiß Wind von unseren Verhandlungen bekommen und sie vereitelt.»'" 
Ebenso enttäuscht äußerte sich Bülow über die Art und Weise, wie der Zar 
über den letzten Brief des Kaisers einfach hinweggeglitten sei; dies bestä- 
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tige die Vermutung, «daß die Russen auf ein Bündnis mit uns keinen oder 
noch keinen so hohen Wert legen, wie sie dies bei richtiger Einsicht in die 
Weltlage und die gegenseitigen Machtverhältnisse tun sollten», schrieb er 
an Wilhelm.'"* 

Der Kaiser empörte sich ferner über die «unmäßig scharfe Sprache des 
uns von [Außenminister] Lambsdorff [sic] vorgeschlagenen Agree- 
ments!!»'% Wer den Freundschaftsbeteuerungen des russischen Ministers 
glaube, müsse einen Thaler zahlen, sie seien nichts als «Großartiger 
Quatsch». Frankreich beabsichtige, wenn auch nicht sofort, dann «aber 
sonst mal bei günstiger Gelegenheit!» gegen Deutschland Krieg zu führen 
und würde «lieber auf dem Fleck» sterben, ehe es auf Deutschlands Seite 
trete. «Als Zivilist!» könne Lamsdorff ohnehin nicht beurteilen, ob 
Kriegsgefahr bestehe oder nicht. Seine Bemerkungen Alvensleben gegen- 
über seien «eine versteckte dezidirte Drohung mit Frankreich! wenn wir 
nicht ganz artig sind!»'* Wutschnaubend über angebliche Intrigen der 
Russen gegen ihn in London wandte sich Kaiser Wilhelm, wie gleich deut- 
lich werden soll, wieder ganz von Rußland ab und Japan und Amerika zu. 
Die «ungeheuerlichen Lügen» der Russen seien «eine ganz gemeine 
Schweinerei aus Petersburg über Paris», wütete er. «Lamsdorff will uns 
mit England aneinanderbringen und hat entschieden auf meine Kosten — 
ob mit oder ohne Wissen seines Herrn will ich unerörtert lassen - in Paris 
und London auf das unverschämteste gelogen! [...] Wir müssen den Rus- 
sen ganz absolut mit Kälte und Mißtrauen entgegentreten, und Amerika, 
Japan uns warm halten!»'* 


6. Kehrtwende: die Forderung nach einem «Japanisch-Deutschen 
Bündniß mit Anlehnung an Amerika» 


In der Vorahnung, daß sich die anglo-französische Entente zu einer Triple 
Entente mit Rußland befestigen könnte, forderte der Kaiser plötzlich als 
Gegenkombination den Anschluß des Deutschen Reiches an Japan und die 
Vereinigten Staaten von Amerika! Am 26. und wieder am 28. Dezember 
1904 wies er Bülow an, «Amerika und Japan müssen jetzt um so mehr kul- 
tiviert werden. Die letzteren sind unzweifelhaft sehr pikiert auf England 
und in elegischer Stimmung, da nicht alles so geht, wie sie hoffen.»"*? Im 
Februar 1905 erneuerte der Kaiser, nicht ohne resignativen Unterton, sei- 
nen Auftrag an Bülow: «Die [russisch-französisch-englische] Gruppie- 
rung muß von uns durch ein Japanisch-Deutsches Bündniß mit Anleh- 
nung an Amerika beantwortet werden!»' Noch im März 1905, also 
unmittelbar vor dem Beginn seiner Mittelmeerreise, forderte er die Heran- 
ziehung Japans und der USA auf Deutschlands Seite, um diese Mächte 
gegen Frankreich, England und Rußland in Stellung zu bringen.'”* Der 
Reichskanzler mußte dem Kaiser klarmachen, daß sich seine Forderungen 


6. «Japanisch-Deutsches Bündniß mit Anlehnung an Amerika» 333 


nicht so einfach erfüllen ließen. Erstens war an ein Abkommen mit Japan 
für den Moment gar nicht zu denken. «Die Japaner haben eine hinterhalti- 
ge [sic] Politik und wären wohl imstande, ein weiteres deutsches Entge- 
genkommen in der Art auszubeuten, daß sie uns in eine gegnerische Stel- 
lung nicht nur zu Frankreich - was weniger schaden würde - sondern auch 
zu Rußland zu schieben suchen», warnte er. Schließlich gelang es Bülow, 
sich mit dieser Ansicht durchzusetzen. '” 

War Englands Bündnispartner Japan schon nicht zu gewinnen, so er- 
wies sich zweitens auch eine Anlehnung an Amerika nach wie vor als 
schwerlich erreichbar. Anläßlich der Eröffnung des Berliner Doms am 
27. Februar 1905 versicherte Wilhelm II. zwar sowohl dem amerikani- 
schen Botschafter in Deutschland als auch seinem Kollegen Meyer, der auf 
dem Weg zum Dienstantritt in Rußland war, seine Bewunderung für den 
Präsidenten Theodore Roosevelt. Diese Worte waren als Annäherung an 
die USA intendiert; sie fanden allerdings auch ihren Weg nach London, 
denn beide Botschafter berichteten Cecil Spring Rice von ihren Gesprä- 
chen, der wiederum den Privatsekretär des englischen Königs informier 
te.’ Höchstwahrscheinlich als Folge dieser Avancen Wilhelms betonte 
Roosevelt daraufhin König Edward VII. gegenüber demonstrativ die ame- 
rikanisch-englischen Freundschaft und Interessengleichheit.'”” Zufrieden 
konnte Sir Frank Lascelles aus Berlin berichten, daß Wilhelms «Versuche, 
Mißtrauen gegen uns in anderen Ländern und besonders in Amerika zu 
säen [...] völlig gescheitert sind und meiner Meinung nach auch in Zukunft 
wahrscheinlich keinen Erfolg haben werden».'”* Der ohnehin bizarr er- 
scheinende Ausweg einer diplomatischen Kombination des Deutschen 
Reiches mit dem siegreichen Japan und den republikanischen USA hatte 
sich als Phantasterei erwiesen. Kaum minder illusorisch waren allerdings 
die militärischen Lösungen, die jetzt in Berlin zur Erörterung kamen. 


Kapitel 12 


Operationspläne für einen Krieg in Westeuropa 


Was für eine Wandlung hatte sich im Laufe des Jahres 1904 in der interna- 
tionalen Lage des Deutschen Reiches vollzogen! Zu Jahresanfang hatte 
sich Kaiser Wilhelm noch dem Rausch einer europäischen Dominanz - 
einer Einigung ganz Europas unter deutscher Führung als Folge des Rus- 
sisch-Japanischen Krieges und eines Bündnisses mit dem Zarenreich - hin- 
gegeben. Statt der erhofften Kontinentalliga mit Spitze gegen England aber 
hatte sich die anglo-französische Entente cordiale mit stillschweigender 
Hinneigung Italiens gebildet, die nicht nur von Japan, sondern zuneh- 
mend auch von den Vereinigten Staaten von Amerika Unterstützung fand. 
Und jetzt, Ende des Jahres, wurde dem Kaiser schmerzhaft klar, daß auch 
Rußland, weit entfernt, auf Deutschlands geheimes Bündnisangebot ein- 
zugehen, zu seinem Alliierten Frankreich und damit zu der von England 
angeführten Weltkonstellation halten würde. Die «Einkreisung» Deutsch- 
lands, die Waldersee stets befürchtet hatte, war damit fast vollständig ge- 
worden. 

In dieser Krise machte sich im Kaiserreich eine trotzige Jetzt-erst- 
recht-Stimmung breit. Der französische Diplomat Maurice Pal&ologue 
stellte 1904 mit Sorge fest, in Deutschland zeige sich neuerdings «eine Art 
National-Mystizismus, der der germanischen Rasse eine herausragende 
und unverhoffte Berufung in der zukünftigen Regierung der Menschheit 
zuschreibt. Daraus ergibt sich diese praktische Konsequenz: die Führer 
Deutschlands müssen die expansive Kraft des Germanismus maximal ent- 
wickeln und dürfen sich nicht scheuen, laut seinen berechtigten Anspruch 
auf die Hegemonie über die Welt, auf das Welt-kaiserthum, zu bekräfti- 
gen.» Als Pal&ologue seine Befürchtungen an Außenminister Delcasse 
weitergab, rief dieser aus: «Das ist absurd! Das ist Größenwahn! [...] Es 
wird Deutschland geradewegs in den Krieg führen. [...] Wilhelms Politik 
der Schaumschlägerei kann nur im Krieg enden.»' 

Statt die Lehren aus dem diplomatischen Debakel zu ziehen und sich in 
die nun einmal von Großbritannien (und im Hintergrund zunehmend von 
den USA) beherrschte Weltstaatenordnung friedlich einzufügen, zogen 
der Oberste Kriegsherr und seine «Getreuen von Heer und Flotte» die 
Operationspläne für den Krieg gegen das Inselreich mit oder ohne Beteili- 
gung Frankreichs aus der Schublade. Mit dem Rücken im Osten frei, stan- 
den der Kaiser, der Große Generalstab, der Kriegsminister und die Leiter 
der Kaiserlichen Marine 1905 unmittelbar vor dem Entschluß, den gordi- 
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schen Knoten der Einkreisung im Westen mit dem Schwert zu durchhau- 
en. Die ganz geheimen Auseinandersetzungen zwischen dem Kaiser, der 
Armee, der Flotte und der Wilhelmstraße in diesen kritischen Monaten 
werfen erneut ein bezeichnendes Licht auf den militärpolitischen Ent- 
scheidungsprozeß im preußisch-deutschen Kaiserreich, der, auch wenn er 
in diesem Fall letztlich nicht zur Katastrophe führte, für die Zukunft nicht 
Gutes erahnen ließ. 


1. Der Oberste Kriegsherr 
und seine «Getreuen von Heer und Flotte» 


Anfang November 1904 notierte der Hofmarschall Zedlitz in sein Tage- 
buch, die Verwicklungen zwischen England und Rußland als Folge des 
Krieges in Ostasien «beschäftigten den Kaiser ungemein. — Die Phantasie 
arbeitet so intensiv weiter, daß der Kaiser seit mehreren Tagen, auch in 
Gegenwart der Dienerschaft und gewissermaßen mit jedermann aus der 
näheren Umgebung, die daran sich schließenden Kombinationen be- 
spricht.»” Zum einen bedrängte Wilhelm II. die Vorstellung, Frankreich 
wolle «mal bei günstiger Gelegenheit» einen Krieg gegen Deutschland ent- 
fesseln. Zum anderen aber fürchtete er einen englischen Angriff auf die 
noch unfertige deutsche Flotte.* Meldungen des deutschen Marineattaches 
in London, Kapitän zur See Coerper, «von steigender schlechter Stim- 
mung, direkt zum Überfall anreizenden Artikeln, und Conversationen sel- 
bigen Inhalts mit Damen aus Marinekreisen» nahm der Kaiser so ernst, 
daß er «als casus belli für uns in dieser Lage [...] die Zurückziehung der 
[englischen] Mittelmeerflotte aus dem Mittelmeer [...] in Englische Ge- 
wässer» definierte. «Es wäre als direkte Kriegsdrohung gegen uns aufzu- 
fassen. [...] Die Situation fängt an immer mehr, derjenigen vor dem 7jähri- 
gen Kriege zu gleichen». Zedlitz notierte am 21. November 1904 besorgt: 
«Seit längerer Zeit sieht der Kaiser das Verhältnis mit England als ein sehr 
gespanntes an, kommt immer wieder zu der Ansicht, daß die Möglichkeit 
eines Krieges zwischen uns und England kaum abzuwenden ist, und 
glaubt, daß auf englischer Seite dieser schwere Konflikt erstrebt wird.»® 
Die bedrohlichste Vorstellung aber war, daß diese beiden Szenarien - 
Krieg gegen Frankreich und England — zusammenfallen könnten.” Als 
Bülow zu Weihnachten 1904 feststellte: «England hat seine entente cor- 
diale mit Frankreich durch schwere Opfer erkauft. Der Verzicht auf Ma- 
rokko namentlich ist überraschend und verdächtig. Es liegt nahe, sich zu 
fragen, ob England sich damit etwa die Unterstützung Frankreichs gegen 
Deutschland oder für eine englische Erwerbspolitik in China oder zum 
Zwecke einer durch französische Vermittelung herbeizuführende eng- 
lisch-russisch-französisch-japanische Gruppierung hat sichern wollen», 
notierte der Kaiser am Rand lakonisch: «Beides!»* 
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Unentwegt stellte der Monarch in diesen Krisentagen den höchsten 
Amtsträgern des Reiches, der Armee und der Marine die Frage, wie 
Deutschland in einem Kriege gegen England vorgehen solle. «Er hat dem 
Chef des Generalstabes, dem Kriegsminister, dem Reichsstaatssekretär des 
Marineamts usw. die Aufgabe zur Beantwortung gestellt: «Die Engländer, 
die jetzt zeigen, daß sie auf der See allein die Macht haben, mischen sich 
auch in die deutschen Verhältnisse und verlangen, obgleich sie selbst den 
Russen bei der Ausreise des Baltischen Geschwaders vielfach Kohle lie- 
fern, kategorisch von Deutschland, das nicht zu tun, und drohen mit Blok- 
kade. Was soll Deutschland tun?» Nach einer Abendtafel im Neuen Palais 
wurde die Lösung dieser Frage mit dem Generalleutnant v. Moltke[...] im 
Billardzimmer bei der Zigarre, in Gegenwart des Kronprinzen, des Prin- 
zen Eitel Friedrich, einiger geladener Gäste, der Flügeladjutanten, der 
prinzlichen Adjutanten usw., von Seiner Majestät erörtert. Er sagte zu- 
nächst, daß die Lösungen alle falsch seien und auch der Chef des General- 
stabes [Schlieffen], ebenso wie der General v. Moltke selbst, nicht das 
Richtige getroffen hätten. Dahingegen sei die richtige Lösung nachfolgen- 
de: «Irgendeine Aktion der deutschen Flotte gegen die englische ist voll- 
ständig ausgeschlossen, denn die englische ist an Zahl der deutschen so 
überlegen, daß bei bester Führung und Bravour die deutsche Flotte, selbst 
wenn sie sich ganz opfert, nur etwa die Hälfte der englischen Seemacht mit 
vernichten kann, bei einer solchen Überlegenheit unsere Küste also voll- 
ständig blockiert werden wird. - Man soll die deutsche Flotte überhaupt 
nicht opfern. Dahingegen soll man sich, da die Franzosen jetzt so mit den 
Engländern liiert sind, daß man sie als deren Bundesgenosse behandeln 
kann, in dieser schwierigen Situation an diese halten und sie angreifen.» In 
den Augen des Hofmarschalls stellte die von Kaiser vorgetragene «Lö- 
sung» etwas «Phantastisches und Utopistisches» dar, denn nichts wäre für 
Deutschland nachteiliger und für England vorteilhafter als ein deutsch- 
französischer Krieg. Zedlitz wunderte sich gewaltig über Moltke, der es 
über sich ergehen ließ, daß der Kaiser in Gegenwart von zehn, zum Teil 
jüngeren Offizieren seine Lösung schlecht befand und seine eigene als die 
einzig richtige darstellte. «Da der Kaiser seit mehreren Tagen diese Lösung 
auf das allerhöchste preist», müsse er, Zedlitz, annehmen, «daß auch die 
anderen hohen, in Frage kommenden Persönlichkeiten beredt zu schwei- 
gen wußten.» Darin liege aber eine «große Gefahr».? Noch Mitte Dezem- 
ber 1904 stellte Zedlitz mit Bestürzung fest: «Merkwürdig ist es, wie be- 
sorgt der Kaiser in den letzten Tagen wegen der englischen Beziehungen 
war. [...] Besonders schlecht will mir immer der Gedanke gefallen, sich an 
Frankreich schadlos zu halten, wenn wir mit England in einen Konflikt 
geraten. - Ich glaube, dieser Gedanke ist, wie so häufig, nicht ganz bis zu 
Ende gedacht.»"° 

Was dem Kaiser und seinen höchsten Generälen um die Jahreswende 
1904/05, als Rußland als Machtfaktor ausgeschaltet war und der Konflikt 
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mit den beiden Westmächten sich ins Unermeßliche verschärfte, alles vor- 
schwebte, wird auch in den Gesprächen erschreckend deutlich, die der 
Gesandte Wilhelm von Schoen Anfang Dezember 1904 mit dem Monar- 
chen und seinem Generaladjutanten Hans von Plessen in Schlesien führte. 
Der Kaiser führte aus, daß er nicht mehr gewillt sei, die Versuche Eng- 
lands, den deutschen Schlachtflottenbau zu hemmen, hinzunehmen. «Sei- 
ne Majestät würden es in derartigem Falle für unabweisbar erachten», mel- 
dete Schoen dem Reichskanzler, «den unerhörten britischen Anmaßungen 
mit bewaffneter Hand Halt zu gebieten und feindseligen Unternehmun- 
gen gegen unsere Nord- und Ostseeküsten durch schleunige und umfas- 
sende Maßnahmen vorzubeugen. Dabei würden Seine Majestät nicht um- 
hinkönnen, die bislang geübte und nicht überall nach Gebühr gewürdigte 
Rücksicht auf große und kleine Nachbarn beiseitezusetzen und diese vor 
die binnen kürzester Frist zu entscheidende Frage zu stellen, ob sie in dem 
Konflikt unsere Freunde und Bundesgenossen sein oder sich zu unseren 
Gegnern rechnen wollen. Derartige Sommationen würden in Paris, in 
Brüssel, im Haag, und in Kopenhagen überreicht werden, am letzteren 
Platze gleichzeitig mit der Besetzung einiger strategisch wichtiger Punkte 
in und an den dänischen Wasserstraßen. Dänemark werde zwar auf seine 
Neutralität verweisen. Da es zu deren wirksamer Aufrechterhaltung und 
Verteidigung indessen nur kläglich unzulängliche Machtmittel besitze, sei 
diese wertlos.» Über internationale Verträge müsse man in solchen Fällen 
«eben hinweggehen». «Gegen jedes der vorerwähnten Nachbarländer, [...] 
das nicht umgehend und unzweideutig sich für uns entscheide, würde un- 
verzüglich mit militärischer Gewalt vorgegangen werden. Der Zeitpunkt, 
wo ein feindseliger Akt Englands zu erwarten stehe, würde mit dem Mo- 
ment als eingetreten zu erachten sein, wo es seine Flotte aus dem Mittel- 
meer nach den heimischen Gewässern ziehe.» Eine Gefahr, daß die deut- 
sche Besetzung Dänemarks Rußland in die Arme Englands treiben könne, 
liege nicht vor, da Rußland voraussichtlich «noch Jahre» Krieg in Ostasien 
führen müsse. Diese Allerhöchsten Ansichten wurden lebhaft von Plessen 
sekundiert, der hinzufügte, daß Deutschland dann auch Dänemark und 
Holland mit ihren Kolonien in die Hand bekommen müsse. Auf die War- 
nung Schoens, daß solche Pläne doch zwangsläufig zu «blutigen Konflik- 
ten mit nahezu allen Großmächten einschließlich Amerikas» führen wür- 
den, antwortete Plessen, daß ihre Verwirklichung «vielleicht noch in weite 
Fernen zu rücken» sei." 

Bei den schwierigen strategischen und außenpolitischen Entscheidun- 
gen, die angesichts der grundlegend veränderten internationalen Lage des 
Reiches gefällt werden mußten, stand Wilhelm II. als Oberster Kriegsherr 
und Oberkommandierender der Flotte zwangsläufig im Mittelpunkt. Sein 
überwältigendes Machtbewußtsein war ungebrochen, und gerade im mili- 
tärischen wie im außenpolitischen Bereich insistierte er auf seine Vorrechte 
als allerhöchste Entscheidungsinstanz. Rastlos suchte er, oft unter Aus- 
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schaltung seiner obersten Ratgeber, die strategischen Probleme des Landes 
durch persönliche Kontakte und Korrespondenzen mit seinen Monar- 
chenkollegen zu lösen, ohne dabei zu bedenken, daß er damit die gravie- 
rendsten militärischen Geheimnisse seines Landes an den potentiellen 
Gegner verriet. Unter den Staatsmännern der Wilhelmstraße, den Armee- 
führern im Generalstab und im Kriegsministerium und nicht zuletzt auch 
unter den Admirälen im Admiralstab und Reichsmarineamt kursierten un- 
terschiedliche, oft gegensätzliche Ansichten darüber, wie man strategisch 
auf die Herausforderung der veränderten Lage antworten sollte. Im Sy- 
stem der Persönlichen Monarchie hatte nur der Kaiser das Recht und die 
Macht, diese rivalisierenden Anschauungen unter einen Hut zu bringen. 
Zum einen besaß er für diese übermenschliche Aufgabe weder die erfor- 
derlichen intellektuellen noch die charakterlichen Voraussetzungen; zum 
anderen wirkte die autokratische friderizianische Befehlsstruktur selbst 
jedweder vernünftigen Einschätzung der Lage entgegen und verhinderte 
die Koordination der verschiedenen zur Verfügung stehenden Optionen. 
Nirgendwo erkennt man die verhängnisvolle Wirkung des Königsmecha- 
nismus klarer als an der Nahtstelle zwischen Krone, Staatsapparat, Heer 
und Marine während der gewaltigen Auseinandersetzungen, in denen 
die Weichen für die krisenreiche Entwicklung der nächsten Jahre gestellt 
werden sollten. 

Betrachtet man das Verhältnis Kaiser Wilhelms zu seinen «Getreuen 
von Heer und Flotte», so fällt es schwer, wie Zedlitz im Mai 1904 bemerk- 
te, nicht Satire zu schreiben. Im Salonwagen seines Sonderzugs empfing 
der Monarch den preußischen Kriegsminister Generaloberst Karl von 
Einem und den Chef des Militärkabinetts, Graf Dietrich von Hülsen-Hae- 
seler, mit den Worten: «Ihr alten Esel glaubt, daß ihr alles besser wißt, weil 
ihr älter seid als ich; das ist aber absolut nicht der Fall.»"* Jedes Jahr leitete 
Wilhelm mit einer Suite, die die Stärke eines Kavallerieregiments hatte, 
höchstpersönlich die Kaisermanöver der Armee," und zwar nach überein- 
stimmender Meinung aller Generäle mit verheerenden Folgen für die 
Tauglichkeit der Armee. Der jetzt im Sterben liegende Generalfeldmar- 
schall Waldersee, der immer schon die Unsitte beklagt hatte, daß die Kai- 
sermanöver «nur darauf angelegt waren dem Kaiser zu Erfolgen zu verhel- 
fen, mochte er noch so große Fehler machen», schlug Anfang 1904 die 
Hände über dem Kopf zusammen über die Kriegsspiele, «die Schlieffen so 
führen muß, daß der Kaiser immer siegt. Sie sind allmählig herabgewür- 
digt zu wahren Kindereien, wenn man hört, daß [Generaladjutant] Plessen 
Armee Befehle schreibt u. [Generaladjutant] Scholl Kavallerie Korps - u. 
immer mit großem Erfolg - führt, so bezeichnet das schon einigermaßen 
die Sache. [...] Ich habe die Hoffnung völlig aufgegeben, daß der Kaiser 
noch andere Wege einschlägt.»'* Zedlitz klagte nach den Manövern im 
Herbst 1904, der Kaiser habe selbst «alles so in Bewegung» gebracht, «daß 
ein Übereilen und Überhasten die notwendige Folge war. [...] Seine Ma- 
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jestät ritt häufig selbst in die Schützenlinie, um die Bewegung noch inten- 
siver vorzutreiben.» Jeder wisse, «woher der Wind weht» und handele 
nach den Wünschen des Kaisers; weder für die Truppe noch für den Gene- 
ralstab hätten solche Manöver irgendeinen Nutzen." Der britische Militär- 
attach& Lord Edward Gleichen, der 1904 als Beobachter an den Kaiser- 
manövern teilnahm, konnte sein Staunen über das Auftreten Wilhelms 
nicht unterdrücken. Der Oberste Kriegsherr habe am ersten Tag die blaue 
Seite kommandiert und mittels eines unmöglichen Frontalangriffs (in ge- 
schlossener Formation) gegen eine stark befestigte Stellung, verbunden 
mit einem späten Wendemanöver, die rote Seite nach Nordwesten abge- 
trieben, während die rote Kavallerie die blaue Armee mit Erfolg angriff. 
Am folgenden Tag übernahm er dann das Kommando der roten Seite und 
führte zur Abwechslung diese zum Sieg. Die kombinierten Operationen 
zwischen Land- und Seestreitkräften, die der Kaiser nur angeordnet habe, 
um das Publikum zu beeindrucken, hielten alle Generäle (so Gleichen) für 
eine Farce. Nicht zuletzt aufgrund der «plötzlichen Eingebungen» des 
Kaisers sei unter ihnen eine nicht zu verkennende Entmutigung eingetre- 
ten, berichtete er nach London.“ 

Anläßlich einer innerhalb der Armee umstrittenen Offiziersernennung 
konstatierte ein Flügeladjutant Anfang 1904: «Daß des Kaisers Wille in 
solchen Besetzungen absolut entscheidet ist klar.»"7 Dies sollte sich bald an 
ganz herausragender Stelle bewahrheiten, als Wilhelm überraschend, statt, 
wie mit dem Chef des Militärkabinetts nach langen Konsultationen abge- 
sprochen, den erfahrenen Generalstäbler Hans von Beseler zum Nachfol- 
ger des Grafen Schlieffen als Chef des Großen Generalstabes zu ernennen, 
seinen Flügeladjutanten und Duzbruder Helmuth («Julius») von Moltke 
für diesen verantwortungsvollen Posten auserkor. Entsetzt schrieb Wal- 
dersee am 5. Januar 1904 in sein Tagebuch: «Der Eindruck den dies in der 
Armee bei Allen die nur einigermaßen Urtheil haben machen muß, ist der 
des Erstaunens u. sodann tiefer Betrübniß. Auch Moltke selbst ist klug ge- 
nug den Entschluß des Kaisers zu bedauern. [...] Bezeichnend für unsere 
Zustände ist es, daß der General Plessen in dieser so unendlich wichtigen 
Angelegenheit der Besetzung der wichtigsten Stelle in der Armee, mitge- 
sprochen hat. Selbst Leute von der Qualität des Generals Scholl u. Flügel- 
adjutanten reden da ab u. zu mit u. speziell in dieser Frage. Ich glaube eine 
tiefere Demüthigung des Generalstabes kann es garnicht geben. [...] Wäh- 
rend der letzten Kaiser Manöver hat der Kaiser sich wiederholt in abfäl- 
ligster Weise über den Generalstab geäußert u. ist diesmal [...] soweit 
gegangen zu sagen er brauche keinen Generalstab, er mache Alles allein 
mit seinen Flügeladjutanten. Daß sich des Generalstabes eine tiefe Ver- 
stimmung bemächtigt hat, ist wohl kein Wunder.»"* Da sich die Einzelhei- 
ten über Moltkes Bestimmung zum Nachfolger Schlieffens «nicht gut 
schriftlich darlegen» ließen, machte sich der «ganz geschlagene» alte Gene- 
ralfeldmarschall Notizen in einer Schlüsselschrift, die Bände sprechen. 
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Des Kaisers «Wege machen mir immer größere Sorgen». Bei ihm nehme 
«das Bewußtsein der Größe in einer Weise zu die gerade zu beängstigend 
wird».' 

Das scharfe Urteil Waldersees über Moltkes zweifelhafte Eignung für 
den von ihm so hochgeschätzten Posten wurde vollauf von anderen Offi- 
zieren geteilt. Der Chef des Militärkabinetts drohte, über die Beförderung 
Moltkes, den er für einen spiritistischen Phantasten hielt, seinen Abschied 
zu nehmen.” Der siebzigjährige General Wagner, der Moltke in der 
Kriegsakademie unterrichtet hatte, schrieb ahnungsvoll: «Dieser Herr 
könnte verhängnisvoll werden.»”' General Bruno von Mudra, der auf die 
Ernennung des Generals Colmar von der Goltz zum Chef des Generalsta- 
bes gesetzt hatte, gab die Hoffnung noch nicht für verloren, doch er zeich- 
nete ein erschütterndes Bild vom Autokratismus Wilhelms II. im militäri- 
schen Bereich im Frühjahr 1904. Vom Brigadekommandeur Graf Kanitz, 
der engen Kontakt zum Kaiserhof hatte, brachte Mudra in Erfahrung, 
«daß die Sache mit Moltke [...] doch noch durchaus nicht sicher sein soll». 
Moltke sei nämlich «in seiner unbegreiflichen Zukunftsbestimmung ein 
Opfer des direktesten sic volo, sic jubeo. Moltke hat — was seinem 
Charakter jedenfalls Ehre macht - sofort an Se. Majestät geschrieben, daß 
man von seiner Ernennung zum Chef des Generalstabes Abstand nehmen 
möge da er sich den Anforderungen dieser Stelle in keiner Weise gewach- 
sen fühlt. Das wollte Graf Kanitz aus direktester Quelle bei seiner kürz- 
lichen Anwesenheit in Berlin erfahren haben. Antwort S.M.- es bliebe da- 
bei, denn ein preußischer Offizier müsse sich eben alles zutrauen und auch 
alles können. Schlieffen soll empört sein über die Wahl des Grafen [sic] 
Moltke und ihn absolut schneiden. [...] Sei dem wie ihm sei - S.M. wird 
bei der endgültigen Fixirung seines diesfallsigen Willens Schwierigkeiten 
in seiner näheren Umgebung finden, wozu ich in erster Linie mit dem 
langweiligen Gesicht des Grafen Schlieffen rechne; und da ist es erfah- 
rungsgemäß leicht möglich, daß S.M. nach der anderen Seite ausschlägt 
und nun wirklich den richtigen zum Chef des Generalstabes macht.» Ab- 
gesehen von «einigen Bonzen» wolle die ganze Armee Colmar von der 
Goltz als Nachfolger Schlieffens sehen. Schlieffen selber ziehe allerdings 
Beseler vor, glaubte Mudra, der aber geltend machte: «Daß der Kaiser, 
wenn er M[oltke] nicht durchsetzen kann - Schlieffen den Gefallen thun 
sollte, dessen Kandidaten zu wählen, das wäre doch eine arge Zumuthung 
gegen die Allerhöchste Unfehlbarkeit - und deshalb glaube ich nicht an 
Beseler. [...] Er ist außerdem, wie auch Graf Kanitz erzählte, dem Kaiser 
nicht sympathisch. - Jedenfalls kriselt’s noch - und deshalb gebe ich meine 
schönste Hoffnung immer noch nicht auf.»”° Bekanntlich hielt Wilhelm II. 
an seiner Entscheidung fest und ernannte «Julius» Moltke, der seine Stel- 
lung als Generaladjutant beibehielt, am ı. Januar 1906 zum Nachfolger 
Schlieffens mit der Bemerkung, das bißchen Friedenswerk könne Moltke 
erledigen, im Kriege werde er sein eigener Chef des Generalstabes sein.” 
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Das einzige Zugeständnis, zu dem sich der Monarch bereit erklärte, war 
sein Versprechen, sich künftig weniger aktiv an der Manöverführung zu 
beteiligen. Doch selbst daran sollte er sich nicht halten. 

So verhängnisvoll das friderizianische Entscheidungssystem sich unter 
Wilhelm II. auch erweisen sollte, und so sehr man der Ansicht zuneigt, daß 
regelmäßige kollektive Beratungen zwischen den verantwortlichen Instan- 
zen - dem Reichskanzler, dem Auswärtigen Amt, dem Generalstab, dem 
Kriegsministerium, dem Admiralstab und dem Reichsmarineamt - zu 
einer illusionsfreieren Einschätzung der Situation geführt hätten, unüber- 
sehbar bleibt der erschreckende größenwahnsinnige Mystizismus, der 
selbst in den Köpfen dieser höchstgestellten Ratgeber der Krone herum- 
spukte. Daß weder der berüchtigte Schlieffen-Plan, der um diese Zeit ent- 
stand und einen durch Holland, Belgien und Luxemburg geführten Blitz- 
angriff auf Frankreich vorsah, noch der Tirpitz-Plan, der sich spätestens 
mit der Unterzeichnung der Entente cordiale und der deutsch-englischen 
Kriegspanik vom November/Dezember 1904 als lebensgefährlicher Irr- 
weg erwiesen hatte, je ihre Ziele erreichen konnten, ist nach dem heutigen 
Forschungsstand kaum noch zu bestreiten. Aber die grandiosen Macht- 
träumereien der Armee- und Flottenführer gingen noch viel weiter. Was 
soll man von der Forderung des kaiserlichen Flügeladjutanten Georg 
Alexander von Müller, des späteren Chefs des Marinekabinetts, vom Fe- 
bruar 1905 halten, der ein noch schnelleres Bautempo von Schlachtschiffen 
forderte und für den Fall, daß dies zum Krieg mit England führen sollte, 
vollmundig verkündete: «Die Antwort muß für uns lauten: Dann der 
Weltkrieg, der unsere Heere nach Indien führt und nach Ägypten»? 
Oder von der Denkschrift, die der nachmalige Chef des Admiralstabes, 
August von Heeringen, im April 1902 für Prinz Heinrich von Preußen 
verfaßte, in der er klarstellte, nur eine Invasion Englands, für die man 
allerdings die Nordsee beherrschen und dazu erst Holland und Belgien 
besetzen müsse, könne Deutschland den Endsieg gegen das Inselreich 
bringen?’ Oder auch - um ein letztes Beispiel anzuführen - von der be- 
reits erwähnten «ganz geheimen» Immediateingabe des Chefs des Admi- 
ralstabes, Vize-Admiral Wilhelm Büchsel vom 21. März 1903, die dem 
Kaiser für den Fall eines Krieges gegen die Vereinigten Staaten einen An- 
griff auf New York anempfahl, um die U. $.-Flotte «zur Schlacht zu zwin- 
gen und zu vernichten»? Bei so tiefem Weltmachtsrausch und solch 
autistischer Selbstüberschätzung erscheint es dann doch fraglich, ob wei- 
tere Beratungen zwischen den Ressorts wesentlich zu einer Ernüchterung 
beigetragen hätten. 
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2. Die Besetzung Dänemarks 
im Falle eines «Krieges gegen England allein» 


Zu diesem betrüblichen Schluß gelange ich jedenfalls bei der Untersu- 
chung der gut dokumentierten Operationspläne, die der Admiralstab der 
Marine viele Jahre hindurch auf Befehl Kaiser Wilhelms und in enger Zu- 
sammenarbeit mit dem Großen Generalstab für die Kriegführung gegen 
England vorbereitet hat. Geradezu exemplarisch bieten die im Freiburger 
Militärarchiv aufbewahrten Akten des Admiralstabes, des Reichsmarine- 
amtes und des Marinekabinetts Einsicht in den militärpolitischen Ent- 
scheidungsprozeß und die Mentalität der Berliner Führung in diesen Jah- 
ren des Umbruchs, als Großbritannien als möglicher Bündnispartner des 
Deutschen Reiches ausschied und statt dessen seine Entente cordiale mit 
Frankreich abschloß. 

Während der Anwesenheit des Kaisers in Berlin oder Potsdam hatte 
der Chef des Admiralstabes jeden Dienstag Immediatvortrag beim Ober- 
sten Kriegsherrn, und auch außerhalb dieses offiziellen Stundenplans fand 
Büchsel häufig Gelegenheit, dem Kaiser seine Belange vorzutragen. Loyal 
arbeitete er dem Monarchen mit langen Denkschriften über die Weltlage, 
die Kriegsbereitschaft und die Operationspläne der Flotte in allen nur er- 
denklichen Fällen zu. Die Entwicklung der deutschen Planungen für einen 
Krieg gegen England läßt sich vor allem an den Immediatberichten des 
Admiralstabschefs verfolgen. 

Seit dem Beginn des Schlachtflottenbaus 1897/98 mußte die deutsche 
Flottenführung mit der Gefahr rechnen, daß die Royal Navy, sobald sie 
den eigentlichen Zweck des Tirpitz-Planes erkannte, einen Vernichtungs- 
schlag gegen die junge deutsche Kriegsflotte führen würde, ehe diese zu 
einer tödlichen Bedrohung für die Insel werden konnte. Von Anfang an 
hatte der Admiralstab für den Fall eines während dieser «Gefahrenzone» 
ausbrechenden Krieges mit England ein Geheimrezept: Mit Hilfe der Ar- 
mee beabsichtigte er, gleich in den ersten Kriegstagen Dänemark zu über- 
fallen. Nicht nur Jütland und Fünen, sondern auch die Hauptinsel Seeland 
und damit der Kleine Belt, der Große Belt und der Sund sollten unter 
deutsche Kontrolle gebracht werden. Bereits am Morgen des 3. Mobil- 
machungstages, so der Plan, sollten deutsche Truppen Kopenhagen errei- 
chen.” Die Absicht, die der Admiralstab dabei verfolgte, war vielschichtig: 
Die dänische Mobilmachung sollte empfindlich gestört, die dänische Flot- 
te vernichtet oder beschlagnahmt und ein nationalpsychologisch wir- 
kungsvoller Anfangserfolg erzielt werden. Der eigentliche Zweck des An- 
griffs auf Dänemark und die Zugänge zur Ostsee ist jedoch darin zu sehen, 
die Siegeschancen der weit unterlegenen deutschen Flotte gegen England 
zu erhöhen. Mit dem dramatischen Überfall auf Dänemark sollte die Ro- 
yal Navy dazu gebracht werden, sich zu teilen und in den Belten und der 
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westlichen Ostsee der Gefahr eines Gefechts mit der deutschen Schlacht- 
flotte auszusetzen. In einem Grundlagenpapier des Admiralstabes vom 
Anfang 1903 wird dieser Kerngedanke in aller Klarheit formuliert: «Zuerst 
soll [...] der Zweck unserer strategischen Massregel sein: Herbeiführung 
einer Teilung der englischen Flotte. Entfernung der beiden Teile soweit 
voneinander, dass unsere Verbindungslinie durch den [Kaiser-Wilhelm-] 
Kanal [...] wesentlich kürzer als die Verbindungslinie beider englischen 
Gros ist. Wir wollen damit die Möglichkeit erringen, mit unserer konzen- 
trierten Streitmacht den einen Teil der englischen Flotte schlagen zu kön- 
nen, ehe der andere zu seiner Unterstützung herankommen kann. Es wird 
eines starken Druckes auf England bedürfen, diese Teilung vorzunehmen, 
weil sie strategisch bei den in Betracht kommenden Zahlen falsch ist. Wo- 
durch kann dieser Druck ausgeübt werden? [...] Indem wir Dänemark 
zwingen, sich mit uns zu verbünden oder durch feindliche Unternehmun- 
gen gegen Dänemark die englische Regierung veranlassen, dem befreun- 
deten und nach Hilfe rufenden Lande eine Flotte zur Unterstützung zu 
schicken. [...] Dieser Druck kann ausgeübt werden dadurch, dass wir Dä- 
nemark den Krieg erklären oder durch Kriegshandlungen ohne Kriegs- 
erklärung den Kriegszustand herbeiführen.»”* 

Selbstredend war Kaiser Wilhelm in diese atemberaubenden Opera- 
tionspläne von Anfang an genauestens eingeweiht und hatte sie in einer 
«Allerhöchsten Willensmeinung» vom 12. Dezember 1899 ausdrücklich 
gebilligt.” Wilhelm gab dem Admiralstab Befehl, die Einzelheiten des 
Operationsplans mit dem Generalstab - nicht aber mit dem Kriegsmini- 
sterium oder dem Reichsmarineamt und erst recht nicht mit dem Reichs- 
kanzler oder dem Auswärtigen Amt - abzusprechen und ihm dann ge- 
meinsamen Vortrag zu halten. Die einfach klingende Anordnung des 
Monarchen, der Admiralstab solle «mit dem Gen. Stab bestimmte feste 
Abmachungen» treffen und ihm «dann Imm. Vortrag» halten, erwies sich 
allerdings in der Praxis als schwierig.3° Gleich zu Beginn erhob Schlieffen 
Bedenken, da er befürchtete, die deutschen Besatzungstruppen auf Seeland 
könnten abgeschnitten werden, wenn die englische Flotte den Großen Belt 
forcierte.’’ Der Admiralstab mußte wiederholt darauf hinweisen, daß die 
militärische Besetzung Seelands unerläßlich sei, sollte der Zweck des 
Unternehmens - die Sperrung der Zufahrten zur Ostsee, die Einnahme 
Kopenhagens und die Spaltung der englischen Flotte — erreicht werden. 
Die kommissarischen Beratungen zwischen Vertretern des Admiral- und 
des Generalstabes, die im März 1900 begannen, erschöpften sich in zähen 
Detailverhandlungen. Eine Besprechung am 22. Dezember 1902 schien 
zunächst zu einer Klärung der noch strittigen Punkte zu führen. Für die 
beiden Armeerepräsentanten wiederholte der Chef des Admiralstabes «die 
leitenden Gesichtspunkte des Operationsplanes der Flotte im Falle eines 
Krieges von Deutschland gegen England allein: Die Überlegenheit der 
englischen Flotte zwinge die deutsche Flotte zur Defensive. Eine solche 
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Defensive ist in der Nordsee wenig aussichtsvoll, sie verspricht Leistungen 
nur dann, wenn die englische Flotte zur Theilung und Verlagerung des 
Hauptkriegsschauplatzes in die zur Ostsee führenden Defileen veranlaßt 
wird. Erforderlich hierfür ist die Beherrschung der Zufuhrstraßen zur 
Ostsee durch die deutsche Flotte», und dafür sei wiederum die Besitzer- 
greifung der sie angrenzenden dänischen Gebietsteile erforderlich.” Am 
14. April 1903 genehmigte der Kaiser die Ausarbeitungen für die geplante 
Besetzung Dänemarks. Doch bald darauf brachte Schlieffen die Bedenken 
klar zum Ausdruck, die er von Anfang an gegen die Operationspläne des 
Admiralstabs gehegt hatte: Welche Garantie hatte Deutschland, daß Eng- 
land in einem einmal ausgebrochenen Krieg auch wirklich der alleinige 
Gegner bleiben würde? 

Die «conditio sine qua non» des Operationsplans der Flotte gegen Dä- 
nemark war immer schon, daß «England keinen Verbündeten auf dem 
Kontinent gegen uns» habe. Genau diesen Punkt machte Schlieffen gel- 
tend in einem Schreiben an Büchsel vom 6. August 1903, das im Admiral- 
stab wie eine Bombe einschlug. «Zur Durchführung Euer Exzellenz Ab- 
sicht im Falle eines Krieges Deutschlands gegen England allein dänisches 
Gebiet zu besetzen, werden ungefähr 2 Armeekorps erforderlich sein. 
Diese sind durchaus verfügbar, so lange England Deutschlands alleiniger 
Gegner ist. Schwerlich wird aber dieser Zustand lange dauern. Es ist mit 
Sicherheit anzunehmen, daß die ungünstige Lage, in die wir durch einen 
Krieg gegen England gebracht worden sind, und in die wir uns durch 
einen Krieg gegen Dänemark selbst setzen, von anderen Mächten gegen 
uns ausgenutzt werden wird. Wir stehen dann vor einem Krieg, zu dessen 
Durchführung wir unseren letzten Mann einsetzen müssen und für den 
wir jene 2 Armeekorps, welche die dänischen Inseln besetzt halten, keines- 
wegs entbehren können. Das Fehlen der beiden Armeekorps an der Stelle, 
wo mit Aufbietung aller Kräfte der Sieg errungen werden soll, wird um so 
schmerzlicher empfunden werden, als sie zur Entscheidung und zur Aus- 
tragung des Krieges weder des gesamten noch desjenigen gegen England 
allein irgend etwas beitragen. Sie führen Krieg gegen Dänemark, das kei- 
nerlei feindselige Absichten gegen uns hegte, gegen England aber nur in 
dem Fall, daß dieses es durchaus wünscht und sich nicht auf die einfach- 
sten und natürlichsten Mittel, unseren Handel zu vernichten, beschränkt. 
Unter diesen Umständen bitte Euer Exzellenz ich ganz ergebenst noch- 
mals in Erwägung zu ziehen, ob nicht von dem Plan einer Besetzung däni- 
schen Gebietes abgegangen werden kann.»> 

Trotz dieser klaren Absage gelang es Büchsel unter ausdrücklicher Be- 
rufung auf die Allerhöchste Willensmeinung, Schlieffen zur Fortsetzung 
der Vorarbeiten und der Kommissionsverhandlungen zu bewegen.’* Daß 
die Frage einer möglichen Besetzung Dänemarks bis zum Sommer 1904, 
mehr als vier Jahre nach der grundsätzlichen Zustimmung des Kaisers zu 
den Vorschlägen des Admiralstabes, ungeklärt blieb, spricht nicht dafür, 
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daß zu diesem Zeitpunkt ein baldiger Krieg gegen England erwartet wur- 
de.’? Das sollte sich jedoch in den kommenden Monaten und vor allem 
nach dem Zwischenfall an der Doggerbank ändern. Vorerst aber wiegten 
sich Kaiser Wilhelm II. und seine Paladine von Heer und Flotte in der 
Hoffnung, der Abzug der russischen Streitkräfte nach Ostasien werde 
ihnen einen ungeahnten Handlungsspielraum in Westeuropa verschaffen. 
Mit Gusto ging der deutsche Herrscher daran, kraft seiner persönlichen 
Beziehungen zu den benachbarten Monarchen das strategische Dilemma 
des Reichs in der Mitte Europas, das weder die Armee noch die Marine 
hatten lösen können, zu meistern. 


3. Des Kaisers Plan für eine 
«nordische Allianz zum Schutz der Ostsee» 


Seit März 1903 begeisterte sich Wilhelm II. für die Idee einer «nordischen 
Allianz zum Schutz der Ostsee», die eine «Heranziehung [...] Dänemarks 
an Deutschland» mit anderen Mitteln einschließen sollte. Dem völlig ver- 
blüfften russischen Botschafter Graf Osten-Sacken gegenüber sprach er 
von seinem Ziel einer «Vereinigung der nordischen Reiche - Dänemark, 
Schweden, Norwegen, Rußland und Deutschland zum Schutze der Ost- 
see».3° Vor seinem Besuch in Kopenhagen im April zur Vorfeier des 
85. Geburtstags König Christians IX.’ hatte ihn der Reichskanzler ange- 
sichts des Mißtrauens der Engländer, Russen und Amerikaner hinsichtlich 
der deutschen Absichten zur Vorsicht und Zurückhaltung mahnen müs- 
sen. «Wenn auch der Gedanke einer nordischen Allianz zum Schutz der 
Ostsee thatsächlich Euerer Majestät Haupt entsprungen ist, müssen wir 
nach außen daran festhalten, und den Anschein erwecken, als ob die Initia- 
tive von Rußland ausgegangen wäre, weil wir sonst die von einem solchen 
Projekt zu erwartende englische Erbitterung und den dadurch hervorge- 
rufenen englischen Gegenstoß auf uns lenken würden.»>® 

Das Thema der dänischen Neutralität bildete dann auch den Gegen- 
stand eifriger Erörterungen zwischen Wilhelm und dem Zaren bei ihrer 
Begegnung in Wiesbaden und Wolfgarten im November 1903, also gerade 
zu der Zeit, als der Generalstab Bedenken gegen die Operationspläne der 
Marine im Norden erhob. Nach den Notizen, die sich Wilhelm über sei- 
ne Gespräche mit Nikolaus I. machte, habe er dem Zaren mitgeteilt, Prinz 
Johann von Schleswig-Holstein-Sonderburg-Glücksburg, der Bruder des 
dänischen Königs, dränge ständig auf eine Neutralisierung Dänemarks 
und seiner Gewässer, er, der Kaiser, habe ihm jedoch deutlich auseinander- 
gesetzt, «das sei nur möglich, wenn Dänemark auch militärisch in der Lage 
sei, die Respektierung der Neutralität gegen jede Großßmacht, auch gegen 
England, zu erzwingen, und daß es sich frage, ob das möglich sei. Darauf 
sei der Prinz Seiner Majestät die Antwort schuldig geblieben. Daraus ginge 
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hervor - wie auch Kaiser Nikolaus selbst in Dänemark sich überzeugt ha- 
ben werde -, daß die Garantie nicht vorhanden sei. Wolle also mal eine 
Grofßmacht, welche mit Rußland im Auslande Händel habe, in die Ostsee 
hinein, so sei der Zugang von dem kleinen Dänemark nicht zu sperren, 
und unter Nichtachtung der Neutralität würden Sund und Belte forciert 
und Kronstadt, Libau pp. bedroht werden können. Der Russische Kaiser 
sagte: «Das hat Nelson schon vor 100 Jahren gemacht, und die Briten oder 
die Amerikaner werden es gewiß wieder tun. Wenn die Dänen - wie es tat- 
sächlich der Fall ist - nicht in der Lage sind, die Unberührbarkeit ihrer 
Gewässer zu garantieren, müssen sie uns beide, die wir von diesem Zu- 
stand bedroht sind, ermächtigen es für sie zu tun, so daß wir jeden Feind 
davon abhalten können, in die Belte oder in den Sund zu kommen, indem 
wir uns auf die dänischen Forts und Kopenhagen als Operationsbasis stüt- 
zen, statt warten zu müssen, bis der Eindringling die offene Ostsee er- 
reicht und Besitz von Kopenhagen und den Ausgängen ergriffen hat.» 
Am Rhein und Main einigten sich die zwei Kaiser darauf, diese Idee «bei 
nächster Gelegenheit mit dem König von Dänemark persönlich» zu be- 
sprechen, «und zwar ohne Zuziehung der Minister».** Während des Be- 
suchs König Christians IX. in Potsdam am 17. Dezember 1903 erörterte 
Kaiser Wilhelm mit ihm die Neutralitätsfrage unter vier Augen. An- 
schließend meldete der deutsche Monarch nach St. Petersburg, Christian 
habe die lebenswichtige Bedeutung der dänischen Neutralität für Rußland 
eingesehen. Er habe offen eingeräumt, die Neutralität seines Landes und 
die Schließung der Eingänge zur Ostsee gegen eine übermächtige Flotte 
nicht gewährleisten zu können. Er habe deshalb den Vorschlag, daß Ruß- 
land und Deutschland die dänische Neutralität garantieren sollten, mit Er- 
leichterung begrüßt. «Er hat versprochen, seinem Minister — ein radikal 
parlamentarischer Mann - nichts von der Angelegenheit zu sagen, bis Du 
entschieden hast, wie die Angelegenheit zu behandeln sein wird. H. v. Bü- 
low, dem ich die Sache übergab, ist über den Vorschlag sehr erfreut, ist 
ebenfalls der Meinung, daß der dänische Premierminister und vor allem 
sein Parlament davon ferngehalten werden muß. Daß es ein geheimes, 
zwischen den drei Souveränen geschlossenes Abkommen zu sein hätte, 
durch irgendein Instrument, das sie von ihren Vertretern entwerfen ließen; 
daß im Kriegsfalle Dänemark sofort seine Neutralität zu erklären hätte, 
und daß wir beide unsere feste Absicht bekunden, sie zu garantieren und 
wenn nötig mit Gewalt verteidigen zu helfen.» Erneut versicherte Wilhelm 
dem Zaren, der König sei «offensichtlich erleichtert» bei dem Gedanken, 
daß seine beiden großen Nachbarn einer Meinung seien und im Notfall 
zur Rettung seines Landes eilen würden.*’ Dem Staatssekretär des Reichs- 
marineamtes von Tirpitz teilte Wilhelm freilich mit, der alte Dänenkönig 
sei dabei ziemlich niedergeschmettert gewesen.* 

Anhand der «eingehenden Aufklärungen», die der Kaiser seinem Kanz- 
ler gab, überlegte sich Bülow in den Weihnachtstagen 1903 die schwierige 
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taktische Behandlung der Frage. Er gelangte zu dem Schluß, «der sicherste 
Weg, um uns weder ohne Not und für russische Zwecke vor die englischen 
Schiffskanonen schieben zu lassen, noch dem Zaren berechtigten Grund 
zu Verstimmung oder Mißtrauen zu geben ist, wenn wir das von uns ge- 
forderte «Project [...] auf den würdigen König von Dänemark abschie- 
ben».** Den Entwurf zu einem entsprechenden Brief an den Zaren, den 
Bülow ihm vorlegte, verwarf der Kaiser allerdings mit Marginalien, die 
selbst für ihn ungewöhnlich barsch waren.*; Den Vorschlag des Kanzlers, 
der Sendung einige dänische Zeitungsartikel über die Neutralitätsfrage 
beizufügen, lehnte Wilhelm rundweg ab. «Der Zar schreibt, Ew. Exzellenz 
möchten etwas aufsetzen; das wird in Ihrer Kladde einfach ignoriert! Das 
geht nicht an, und würde von ihm übel vermerkt werden und ihn mißtrau- 
isch machen. Es muß daher ein Antwortschreiben so gedacht werden, daß 
ich ihm, auf Grund der Vorschläge der «Dänischen» Zeitungen gemachte 
Auszüge unterbreite, welche er als Grundlage für einen Brief an den König 
benutzen soll, den der König von ihm erwartet. An letzteren würde ich 
schreiben, der Zar werde selbst mit ihm in Verbindung treten und über die 
Angelegenheit schreiben! Diese dänische Neutralitätsfrage muß mit aller 
Macht betrieben werden, als im hanuptsächlichen Interesse Rußlands, dem 
wir aus Liebenswürdigkeit dabei als «ehrlicher Makler helfen. In Wirk- 
lichkeit ist es aber vom militärischen Standpunkt aus eine Lebensfrage für 
uns! Es bedeutet eine Verdoppelung unserer Kraft im Kriege, wenn wir 
uns auf Dänemark stützen können!» Sollte Dänemark nicht auf die deut- 
sche Seite treten, würde es den Engländern ein leichtes sein, Deutschland 
mit «ein paar Keulenschlägen» umzubringen. «Da Seine Majestät der Kai- 
ser [Nikolaus] selbst den größten Wert auf das Geheimhalten der eventuel- 
len Abmachungen über die Garantie der dänischen Neutralität legt, so ist 
kein Grund anzunehmen, daß er sie wird verletzen oder durch seine Re- 
gierung verlautbaren lassen wollen. England betreffend ist zu keiner Be- 
sorgnis daher Grund, da es die Sache nicht erfährt. Aber selbst, wenn es sie 
erführe, wäre es nicht schlimm, da es selbst früher oft für diesen Fall einge- 
treten ist, und His Majesty [Edward VII.] würde uns obendrein noch 
dankbar sein, wenn wir dafür gesorgt haben, daß sein lieber alter Schwie- 
gerpapa vor allen Unbillen geschützt worden ist.»* 

Die Dänen gingen auf den «Plan» des Kaisers nicht ein. Statt dessen 
verstärkten sie die Kopenhagener Seebefestigungen und versicherten 
Berlin, durch diese und andere Vorkehrungen sei das Land vor einem 
Handstreich gesichert; damit sei der «erste Schritt getan zur Wahrung der 
Neutralität». Wilhelm nahm diese Mitteilung jetzt, da inzwischen der 
Russisch-Japanische Krieg ausgebrochen war und England seine Nichtbe- 
teiligung erklärt hatte, gelassen hin. Es sei verständlich, antwortete er dem 
König Christian am 26. Februar 1904, «wenn Du auf alle Fälle geeignete 
militärische Vorkehrungen triffst, um die Neutralität Deines Landes zu 
wahren».#° Die Absicht des Kaisers, Dänemark mit Beschlag zu belegen, 
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war jedoch nicht aufgehoben, sondern nur aufgeschoben. Wie noch zu 
sehen sein wird, erregten seine Pläne noch Jahre hinaus Mißtrauen in 
Skandinavien, England, Frankeich, Rußland und Amerika und stießen 
auch in der Wilhelmstraße auf schwere Bedenken.*® 


4. Die «Heranziehung Belgiens» 
und der Niederlande «an Deutschland» 


Anfang 1904, unmittelbar vor Ausbruch des Russisch-Japanischen Krie- 
ges, unternahm Wilhelm II. den Versuch, durch seine persönlichen Bezie- 
hungen zu den belgischen und niederländischen Königshäusern auch diese 
westlichen Nachbarstaaten an Deutschland «heranzuziehen». Er tat dies in 
der Überzeugung, daß der Krieg in Ostasien dem Kaiserreich die Gelegen- 
heit zu einem Schlag gegen Frankreich bieten könnte. Im Winter 1903/04 
war der deutsche Generalstab bei seinen Operationsplanungen gegen 
Frankreich erstmals davon ausgegangen, daß England einen solchen Waf- 
fengang benutzen könne, um auf seiten der Gegner zu treten und Truppen 
nach Holland oder Belgien zu entsenden. Der Admiralstab mußte am 
19. Januar 1904 einräumen, daß die deutsche Flotte gänzlich außerstande 
sei, derartige Landungen - zum Beispiel in der Schelde - zu verhindern.’® 
Um so größere Bedeutung gewann in einem solchen Szenario natürlich die 
Haltung der beiden Nachbarstaaten. 

Vom 26. bis 28. Januar 1904, also nur wenige Tage nachdem der Kaiser 
durch Büchsel von der pessimistischen Einschätzung des Admiralstabs 
Kenntnis erhalten hatte, weilte König Leopold II. der Belgier zum Kaiser- 
geburtstag in Berlin. Wilhelm war fest entschlossen, die Gelegenheit zu er- 
greifen, um Belgien enger an Deutschland zu binden. Dem Reichskanzler 
teilte er mit: «Wir müssen König Leopold auf den Glanz und die Pracht 
des alten Burgund hinweisen. [...] Wenn wir ihm die Aussicht eröffnen, 
durch ein Bündnis mit uns zu gleicher Höhe emporzusteigen, wird Leo- 
pold zu allem bereit sein.» In seinen Denkwürdigkeiten hielt Bülow die 
peinliche Szene fest, die sich nach der Auseinandersetzung zwischen dem 
Kaiser und dem König am Abend des 28. Januar 1904 ereignete. Leopold 
habe bei der Abreise «ganz verbiestert» ausgesehen; ein Adjutant bemerk- 
te, daß der verstörte König seinen Helm falsch aufgesetzt hatte, mit dem 
Adler nach hinten. Dem Kanzler gegenüber habe Wilhelm anschließend 
über die «Jämmerlichkeit» seiner Monarchenkollegen geklagt. Er habe 
dem Belgierkönig von dem alten Burgunderreich gesprochen und ihm ge- 
sagt, er könne, wenn er wolle, «sein Zepter über Französisch-Flandern, 
Artois und die Ardennen ausstrecken». Als Leopold «grinsend» darauf 
geantwortet habe, weder seine Minister noch das belgische Parlament 
würden von solchen hochfliegenden Plänen etwas wissen wollen, da habe 
er, Wilhelm, die Geduld verloren. «Ich sagte dem König, daß ich einen 
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Monarchen nicht achten könne, der sich Deputierten und Ministern ver- 
antwortlich fühle, anstatt allein unserem Herrgott im Himmel. Ich habe 
ihm auch gesagt, daß ich nicht mit mir spaßen ließe. Wer im Falle eines 
europäischen Krieges nicht für mich sei, der sei gegen mich. Als Soldat ge- 
höre ich der Schule Friedrichs des Großen an, der Schule Napoleons I. Wie 
jener den Siebenjährigen Krieg mit der Invasion von Sachsen begonnen 
habe und dieser stets blitzschnell seinen Gegnern zuvorgekommen wäre, 
so würde ich, sofern Belgien nicht mit mir gehe, mich nur von strategi- 
schen Erwägungen leiten lassen.» Nachdem ihm Bülow seine Bedenken 
dargelegt hatte, sei der Kaiser «nervöser und heftiger, als das sonst mit mir 
seine Art war», geworden und habe schließlich erklärt: «Wenn Sie so den- 
ken, werde ich mich im Falle eines Krieges nach einem anderen Reichs- 
kanzler umsehen müssen.»’' 

In Anbetracht der politischen Brisanz dieser Episode haben sich Histo- 
riker häufig die Frage gestellt, ob Wilhelm wirklich bei seiner Begegnung 
mit Leopold II. im Januar 1904 die Absichten seines Generalstabes, in 
einem Krieg gegen Frankreich die belgische Neutralität zu verletzen, in 
dieser groben Form verraten haben könnte,” doch an der Authentizität 
seines Ultimatums kann nicht gezweifelt werden. Zahlreiche zeitgenössi- 
sche Quellen bestätigen den Vorfall. So stellte ein in Brüssel stationierter 
deutscher Diplomat nach einer Unterhaltung mit Wilhelm II. im Dezem- 
ber 1904 fest, nach eigener Erzählung habe der Kaiser König Leopold II. 
bei seinem Berlinbesuch zum Kaisergeburtstag im Januar ganz unver- 
blümt die Frage vorgelegt, «welche Haltung er - der König - im Falle des 
Ausbruchs eines bewaffneten deutsch-französischen bezw. deutsch-eng- 
lischen Konflikts einzunehmen beabsichtige». Er habe «dem Könige in 
längerer Besprechung kategorisch die Forderung gestellt, Ihm schon zu 
Friedenszeiten eine schriftliche Erklärung darüber abzugeben, daß Belgien 
im Konfliktsfalle sich auf unsere Seite stelle, und daß der König uns zu 
diesem Zwecke u.a. die Verfügung über die belgischen Bahnen und be- 
festigten Plätze gewährleiste. Tue dies der König nicht, so könne Er-S.M. 
der Kaiser - ihm Land und Dynastie nicht garantieren. Wir würden ev. 
ohne jeden Verzug in Belgien einrücken, und der König müsse dann alle 
für ıhn nachteiligen Folgen tragen. Gebe der König dagegen die ge- 
wünschte Erklärung schon jetzt ab, so sei Er - S.M. der Kaiser -, wenn 
auch nicht gern, geneigt, ihm nicht nur den Fortbestand des jetzigen Kö- 
nigreichs Belgien zu garantieren, sondern dieses sogar durch Zuteilung 
nordfranzösischer Gebietsteile, - Seine Majestät ließ hierbei u.a. auch den 
Ausdruck «Alt-Burgund fallen -, zu vergrößern. Wessen sich der König 
Leopold bzw. die belgische Dynastie anderenfalls seitens eines siegreichen 
republikanischen Frankreichs zu versehen habe, darüber werde sich der 
König wohl selbst im klaren sein.»'3 

Die Reaktion König Leopolds auf die nackten Kriegs- und Okkupa- 
tionsdrohungen seines mächtigen Nachbarn wurde natürlich auch in meh- 
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reren belgischen Dokumenten festgehalten. Bei seiner Rückkehr nach 
Brüssel erzählte er dem Außenminister Baron de Favereau und seinem 
Kabinettschef Graf Smet de Nayer umgehend von dem unglaublichen 
Ultimatum Wilhelms II. Der Kaiser habe auf Frankreich geschimpft, das 
seine [Wilhelms] wiederholten Bestrebungen zur Errichtung eines Konti- 
nentalblocks gegen England abgelehnt hätte, und erklärt, er werde nicht so 
dumm sein abzuwarten, bis die französischen Vorbereitungen gegen ihn 
abgeschlossen seien. «Die Franzosen wollen den Krieg. Gut, sie sollen ihn 
bekommen.» Er habe den König aufgefordert, sich mit ihm zu verbünden. 
«In dem riesigen Kampf, der beginnen wird, ist Deutschland des Sieges 
sicher, aber dieses mal müssen Sie sich entscheiden. Sie müssen mit uns 
oder gegen uns sein. [...] Wenn Sie mit uns sind, werde ich Ihnen die flämi- 
schen Provinzen zurückgeben, die Frankreich Ihnen ohne Recht abgejagt 
hat. Ich werde für Sie das Herzogtum Burgund wiederherstellen. Denken 
Sie über mein Angebot und das, was Sie erwartet, nach.»’* Die Äußerun- 
gen des Kaisers und das Entsetzen der Belgier über die unmißverständ- 
lichen Drohungen des Obersten Kriegsherrn fanden rasch ihren Weg nach 
London und Paris. Sie trugen auch im nachhinein weltweit zu der Über- 
zeugung bei, daß Wilhelm es schon damals vorsätzlich auf einen großen 
Krieg abgesehen hatte.’ Graf Louis de Lichtervelde hielt in seiner nach 
dem Ersten Weltkrieg erschienenen Biographie Leopolds II. fest: «Der 
König erfaßte die Worte und unterrichtete seine Minister darüber. Er sah 
darin einen weiteren Grund, gegen die anti-militaristischen Tendenzen in 
seinem Land vorzugehen und [...] immer freundschaftlicher mit Großbri- 
tannıen zu werden, dessen Bedeutung im nächsten Krieg angesichts seiner 
unbestrittenen Herrschaft über die Meere er vorhersah.»’° Zu spät machte 
der Reichskanzler seinen Souverän auf die Gefahren seines ultimativen 
Vorstoßes gegen Belgien aufmerksam. Alles komme darauf an, warnte er 
Wilhelm im Juli 1905, «daß die Belgier vorher nicht ahnen, daß wir sie 
eintretendenfalls vor ein solches aut-aut stellen wollen. Sonst würden sie 
ihr vieles Geld in Fortifikationen gegen uns stecken und den Franzosen 
einen Wink geben, damit diese ihre Pläne auf eine solche Eventualität ein- 
richten.»’7 

Womöglich noch brisanter waren die Drohungen, die Kaiser Wilhelm 
genau zur gleichen Zeit an die junge niederländische Königin Wilhelmina 
gelangen ließ. Zwar ist ein Kaiserbrief an die Königin, von dem Gerüchte 
umgingen, nie aufgefunden worden, doch daran, daß Wilhelmina Anfang 
1904 durch eine geheime Mitteilung Wilhelms II. erschreckt wurde, kann 
trotz mehrfachen Dementis schwerlich gezweifelt werden - zu viele Zeu- 
gen haben dafür gebürgt. Die früheste überlieferte Erwähnung des Vorfalls 
datiert vom 16. Februar 1904, also nur wenige Wochen nach der Auseinan- 
dersetzung Wilhelms II. mit König Christian IX. in Potsdam am 17. De- 
zember 1903 und nur wenige Tage nach den ultimativen Forderungen an 
den König der Belgier in Berlin am 28. Januar 1904. Just um diese Zeit 
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empfing Kaiser Wilhelm auch den Prinzgemahl Heinrich der Niederlande, 
den gebürtigen Herzog von Mecklenburg-Schwerin, der seit 1901 mit Wil- 
helmina verheiratet war, zu einem «intimen Diner». Bei dieser Begegnung 
äußerte sich der Kaiser in einer Weise besorgt wegen der niederländischen 
Küstenverteidigung im Falle eines Krieges zwischen Deutschland und 
England, die auf den Prinzgemahl und durch ihn dann auf die holländische 
Königin einen alarmierenden Eindruck machte.’ In einem geheimen Pri- 
vatbrief vom 16. Februar 1904 schrieb der Kolonialminister A. W. F. Iden- 
burg dem Generalgouverneur von Niederländisch-Indien, die Königin 
habe ihm und seinen Ministerkollegen einige Tage vor dem soeben ausge- 
brochenen Russisch-Japanischen Krieg vertraulich mitgeteilt, daß, falls 
sich England auf Japans Seite stellen sollte, Deutschland und Frankreich 
die Partei Rußlands ergreifen und gegen England und Japan Krieg führen 
würden. Königin Wilhelmina sei dann fortgefahren, so Idenburg: «Die 
Niederlande und Dänemark, die nicht in der Lage wären, ihre Neutralität 
ausreichend zu verteidigen, würden dann 24 Stunden Zeit erhalten», um 
sich für oder gegen Deutschland zu entscheiden. Von Belgien habe 
Deutschland bereits eine entsprechende Zusicherung bekommen. Diese 
Mitteilung sei den Ministern als so «phantastisch» vorgekommen, daß sie 
die Königin erstaunt gefragt hätten, von wem diese bedrohliche Nachricht 
herrühre. Wilhelmina habe sich geweigert, den Namen direkt zu nennen, 
doch nach ihren Andeutungen habe keiner daran zweifeln können, daß es 
sich um den Deutschen Kaiser handele, schrieb Idenburg.’? 

In den folgenden Jahren drohte das Geheimnis von der ungeheuerli- 
chen Drohung Kaiser Wilhelms immer wieder gelüftet zu werden. Am 
ı1. März 1905 besprachen Königin Wilhelmina und Prinzgemahl Heinrich 
mit dem Mitglied des Staatsrates General J. C. C. den Beer Poortugael die 
Lage der Niederlande im Falle eines europäischen Krieges. Die Königin 
stellte fest, daß das Land «im Falle eines Krieges zwischen England und 
Deutschland [...] der Prellbock» sein würde und äußerte sich besorgt we- 
gen des impulsiven Charakters Wilhelms II., worauf Prinzgemahl Hein- 
rich sagte, «daß der Deutsche Kaiser ihm persönlich mitgeteilt hatte, in 
einem solchen Fall würde er mit einer Armee in unserem Land sein, neu- 
tral oder nicht neutral». Im November 1908, nach dem peinlichen Vorfall 
des «Interviews» des Kaisers im Londoner Daily Telegraph, veröffentlich- 
te die holländische Zeitung Het Vaderland einen aufsehenerregenden Leit- 
artikel mit dem Titel «Kaiser und Königin», der auf vertrauliche Mitteilun- 
gen des Diplomaten und Parlamentariers Baron Jacob Derk Carel Van 
Heeckeren van Kell beruhte. Darin wurde behauptet, Wilhelm II. habe 
schon während des Burenkrieges, als er den Ausbruch eines europäischen 
Krieges befürchtete, die Besetzung der niederländischen Häfen für unver- 
meidlich gehalten. «Als nun der japanische Krieg ausbrach, schrieb der 
Kaiser an die Königin einen Brief, worin er ankündigte, er sehe sich zu sei- 
nem tiefsten Bedauern verpflichtet sein Vorhaben zur Ausführung zu 
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bringen, wenn die Niederlande nicht unverzüglich sich in Verteidigungs- 
zustand gegen England zu versetzen verständen. Die Königin, aufs 
Äußerste bestürzt, teilte dem Minister Dr. Kuyper den Drohbrief mit, 
worauf Kuyper es für wünschenswert erachtet hat einige Festungen in 
Ordnung bringen zu lassen. [...] Glücklicherweise nahmen die Sachen eine 
andere Wendung. Jedoch ein mehr oder weniger unfreundliches Verhältnis 
zwischen Kaiser und Königin war zurückgeblieben.» Der deutsche Diplo- 
mat Richard von Kühlmann, zu dieser Zeit Geschäftsträger im Haag, riet 
dringend dazu, den Artikel, der «die allerempfindlichste Seite der deutsch- 
niederländischen Beziehungen» berühre und geeignet sei, «besonders im 
gegenwärtigen Zeitpunkt dem Verhältnis der beiden Länder schweren 
Schaden zu tun», zu dementieren.‘ Er setzte sich umgehend mit Kuyper 
in Verbindung, der die Erlaubnis der Königin zu einem Dementi erhielt, 
dessen Wortlaut allerdings nicht gerade überzeugend wirkte. Weit ent- 
fernt, die Kriegsdrohung des Kaisers zu leugnen, erklärte Kuyper nur, 
«daß die Königin ihm nie über einen vom Deutschen Kaiser in 1904 emp- 
fangenen Brief auch nur ein Wort gesprochen habe, viel weniger ihm einen 
solchen Brief vorgelegt habe».°° Das Gespräch Wilhelms mit dem Prinzge- 
mahl wurde nicht erwähnt. 

Trotz des Dementis wollte das Gerücht von einem unheimlichen Kai- 
serbrief an Wilhelmina nicht verstummen.® Am 9. Februar 1910 meldete 
sich Baron Van Heeckeren erneut zu Wort, und zwar nicht versteckt in 
einem anonymen Zeitungsartikel, sondern offen während der Haushalts- 
debatte in der Ersten Kammer.“* Heeckeren behauptete auch diesmal, 1904 
habe der Deutsche Kaiser in einem Brief an Königin Wilhelmina gedroht, 
die holländische Küste zu besetzen, falls die Niederlande ihre Küstenver- 
teidigung nicht verstärkten.‘ Dieser Darstellung widersprach der Außen- 
minster De Marees van Swinderen am 18. Februar 1910 entschieden. «I.M. 
die Königin hat niemals vom Deutschen Kaiser einen Brief, ein Tele- 
gramm, eine Note oder irgendein Schreiben, die militärische Verteidigung 
unseres Vaterlandes betreffend, empfangen. Die Königin hat auch niemals 
in einem Gespräch mit dem Kaiser dieses Thema behandelt», erklärte er 
feierlich in der Ersten Kammer des Parlaments.“ Wieder einmal wurde die 
bedrohliche mündliche Mitteilung des Kaisers an Prinzgemahl Heinrich 
übergangen. 

Diese parlamentarische Auseinandersetzung veranlaßte den Staatsmi- 
nister Kuyper am 13. März 1910 in einer geheimen Notiz, die erst nach sei- 
nem Tod geöffnet werden durfte, seine Erinnerungen an die Vorgänge vom 
Januar/Februar 1904 festzuhalten. Er machte darin deutlich, daß es sich 
dabei, wie schon Idenburg angedeutet hatte, nicht um einen Brief Kaiser 
Wilhelms an die Königin, wohl aber um eine ihr (wahrscheinlich münd- 
lich) durch einen Verwandten überbrachte Mitteilung gehandelt habe, die 
sie genauso ernst nehmen mußte. In seiner testamentarischen Notiz 
schrieb Kuyper: «Während der internationalen Spannung 1904/5 teilte 
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mir I.M. die Königin in einer Audienz mit, daß sie einen Bericht empfan- 
gen habe, wonach die aktuelle Spannung sehr wahrscheinlich zu einem 
plötzlichen Krieg zwischen Deutschland und Frankreich führen könnte. 
Sollte dieser Krieg tatsächlich ausbrechen, könnten wir plötzlich vor ein 
Ultimatum gestellt werden, innerhalb ı2 bis 14 Stunden zu entscheiden, 
welche Haltung wir gegenüber Deutschland einnehmen wollten. Auf mei- 
ne [...] Frage, von wem I.M. diesen Bericht oder diese Warnung erhalten 
habe, antwortete I. M., daß sie mir das nicht sagen dürfe.» Bei der anschlie- 
ßenden Erörterung der Mitteilung unter den Ministern sei klar geworden, 
daß sie nur aus deutschen Regierungskreisen kommen konnte. «So be- 
dachten wir zwei Möglichkeiten: ı. daß sie von der Deutschen Regierung 
selbst stamme, oder 2. daß ein Mitglied der deutschen Fürstenfamilie sie 
anI.M. übermittelt habe, nachdem er die Pläne der Deutschen Regierung 
erfahren hatte. Bei der öffentlichen Behandlung dieser Frage durfte ich als 
Minister a.D. natürlich nicht verraten, was mir I.M. die Königin in der 
Audienz mitgeteilt hatte. [...] Ich teile jetzt mit, was geschehen ist, damit 
es nötigenfalls nach meinem Tod veröffentlicht werden kann.» 
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Während die Operationspläne der Flotte gegen Dänemark, wie wir sehen 
konnten, einen Krieg Deutschlands «gegen England allein» zur Vorausset- 
zung hatten, ging Kaiser Wilhelm bei seinen drohenden Vorstößen gegen 
Belgien und Holland im Januar 1904 von einem kurz bevorstehenden 
Angriff Deutschlands auf Frankreich aus, der die Gefahr einer britischen 
Beteiligung in sich trug. Das Gefühl der eigenen militärischen Stärke, das 
seiner Unterredung mit Leopold II. sowie dem der Königin Wilhelmina 
überbrachten Ultimatum zugrunde lag, beruhte auf dem Kalkül, daß mit 
dem Abzug der russischen Armee nach Osten das Deutsche Reich in die 
ersehnte Lage kommen würde, mit dem Rücken frei seine ganze Macht im 
Westen, und zwar sowohl gegen England als auch gegen Frankreich, zur 
Geltung bringen zu können. Die veränderte weltpolitische Konstellation, 
die mit dem Ausbruch des Krieges in Ostasien entstanden war, stellte auch 
den Admiralstab vor neue Aufgaben. Sein Chef Büchsel schöpfte daraus 
die Hoffnung, daß seine seit 1899 gehegten Pläne für eine große Aktion 
gegen Dänemark doch noch die Allerhöchste Billigung finden würden. In 
einem Schreiben an Schlieffen vom 2. November 1904 machte der Ad- 
miralstabschef geltend, daß ein Krieg gegen Frankreich und Rußland für 
absehbare Zeit fast ausgeschlossen sei, die Hineinziehung Frankreichs 
in einen Konflikt zwischen dem Deutschen Reich und England dagegen an 
Wahrscheinlichkeit gewonnen habe. Dies bedeute eine Erleichterung für 
die Armee, aber eine Erschwerung für die Flotte. Um so dringender sei 
daher die Sperrung der Belte, und dazu sei eben eine bedeutende Beteili- 
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gung der Landstreitkräfte erforderlich, appellierte Büchsel an den Gene- 
ralstabschef.°° Obwohl der Generalstab weiterhin Bedenken gegen die 
Abzweigung von Truppen zur Besetzung Dänemarks hegte, kam der 
Widerstand gegen die Pläne des Admiralstabes nicht von ihm, sondern 
vom preußischen Kriegsministerium. Schlieffen, der nach dem Weltkrieg 
zur Legende wurde, wurde von seinen Zeitgenossen häufig als langweilig 
und dem Kaiser gegenüber als ausgesprochen schweigsam empfunden. 
Kriegsminister General Karl von Einem dahingegen erhob sowohl for- 
malen als auch sachlichen Widerspruch gegen Büchsels Bemühen, mit der 
Rückendeckung des Kaisers seine Pläne durchzudrücken. Dabei berief er 
sich auf früher vom Kaiser gebilligte Verfahrensregeln, wonach nur das 
Kriegsministerium berechtigt sei, die Vorbereitungen der Armee für den 
Kriegsfall gegen England zu treffen. Außerdem habe Wilhelm II. damals 
bestimmt, daß der Admiralstab seine Wünsche an die Armee nicht über 
den Chef des Generalstabs, sondern vermittelt durch den Staatssekretär 
des Reichsmarineamtes an das Kriegsministerium zu richten habe. Von 
Einem verlangte daher die Beiziehung von Vertretern seines Ministeriums 
und des Reichsmarineamtes zu den kommissarischen Beratungen. Doch 
Kaiser Wilhelm unterstützte weiterhin die Operationspläne des Admiral- 
stabes und befahl die Fortsetzung der Beratungen zwischen ihm und dem 
Generalstab allein.’ 

Die Kriegspanik, die im November 1904 nach dem Zwischenfall an der 
Doggerbank ausbrach, verschärfte die Auseinandersetzungen zwischen 
den Diplomaten, den Generälen und den Flottenführern in erheblichem 
Maße. Unter dem Eindruck der bedrohlichen britischen Zeitungskampa- 
gne fanden in Berlin mehrere informelle Krisenkonferenzen statt, bei de- 
nen die zivilen Staatsmänner und die Militärs in verschiedenen Kombina- 
tionen zusammenkamen.’' Auf den Abend des 18. November 1904 berief 
der Kaiser eine Krisensitzung mit dem Reichskanzler, dem Generalstabs- 
chef und dem Staatssekretär des Reichsmarineamtes — Büchsel war zum 
Stapellauf des kaiserlichen Flaggschiffs Deutschland abwesend in Kiel. 
Dennoch befahl Wilhelm II. bei dieser Besprechung, in der Schlieffen 
nicht einmal das Wort ergriff, ganz im Sinne des Admiralstabschefs, die 
Pläne für eine Besetzung Dänemarks mit Unterstützung der Armee vor- 
zubereiten. «Hiermit ist also die Entscheidung gefallen wie wir es wün- 
schen und es kommt nun darauf an, das Eisen zu schmieden solange es 
warm ist», freute sich Büchsel.”” Eine entsprechende Kabinettsordre billig- 
te der Kaiser bald darauf.” Als der Admiralstabschef bei den weiteren Be- 
ratungen, der Unterstützung Wilhelms sicher, sich leichtherzig über die 
fortbestehenden Bedenken der Armee, zahlreiche Truppen für ein Neben- 
unternehmen gegen Dänemark festzulegen, hinwegsetzte, platzte dem 
Kriegsminister der Kragen. An Tirpitz schrieb er: Als er im Februar 1904 
erstmals von der Absicht der Marine hörte, in einem Krieg gegen England 
den Großen Belt zu sperren «und dass Seine Majestät der Kaiser diese Ab- 
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Abb. ıo Admiral Büchsel, der Architekt der Pläne, Dänemark zu besetzen 


sicht gebilligt habe», habe er angenommen, «dass es sich um eine lediglich 
Marineinteressen berührende Frage handele, zu deren Erledigung der Ma- 
rine seitens der Armee nur Truppenteile zu stellen waren». Nun aber wer- 
de ihm mitgeteilt, «dass die geplanten Sperrmassnahmen des Grossen Belt 
im allgemeinen Landesinteresse lägen und die Sicherung der Sperren allein 
der Armee zufiele bezw. die Kosten von letzterer getragen werden müss- 
ten». Unter solchen Umständen müsse er «als der für die Interessen der 
Armee allein verantwortliche Vertreter wohl beanspruchen, dass über der- 
artige Fragen nicht nur [durch] einen Vertreter der Marine allein Vortrag 
bei Seiner Majestät dem Kaiser gehalten wird».’* 

Doch die abenteuerlichen Operationspläne des Admiralstabes fanden 
beim Kaiser und seinem militärischen Gefolge weiterhin uneingeschränkte 
Unterstützung. Wie wir weiter oben gesehen haben, sprachen der Mon- 
arch und sein Generaladjutant von Plessen Anfang Dezember 1904 un- 
geniert von ihrem Vorhaben, bei Kriegsausbruch «Sommationen [...] in 
Paris, in Brüssel, im Haag und in Kopenhagen [zu] überreichen», im letz- 
teren Fall «gleichzeitig mit der Besetzung einiger strategisch wichtiger 
Punkte in und an den dänischen Wasserstraßen». Über internationale Ver- 
träge müsse man dabei «eben hinweggehen».”° In der Zuversicht, das Ver- 
trauen des Kaisers in vollem Maße zu besitzen und nur im Allerhöchsten 
Auftrag gehandelt zu haben, wies Büchsel den Einspruch des Kriegsmini- 
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sters zurück und arbeitete persönlich an der Denkschrift, die er dem Kaiser 
bei seinem Immediatvortrag am 3. Dezember 1904 vorzulegen beabsich- 
tigte. Das «ganz geheime» Dokument läßt an Klarheit über die Absichten 
der Marine, selbst im Falle eines Krieges gegen England und Frankreich 
einen Teil der britischen Flotte in die Ostsee zu locken, um ihn dort zur 
Schlacht zu stellen, nichts zu wünschen übrig. Der Admiralstabschef 
führte aus: 


«Eurer Majestät melde ich alleruntertänigst, dass die Verhandlungen mit 
dem Generalstab wegen Besetzung dänischen Gebiets bei einem Ueberfall 
durch England Folgendes ergeben haben: 

1. Zur Durchführung der Besetzung Dänemarks, wie sie nötig ist, nur 
zur direkten Verteidigung der Sperren im grossen und kleinen Belt, reicht 
aus eine aktive Division, verstärkt durch schwere Artillerie des Feldheeres 
(Geschütze pp., die nicht zur Division gehören). 

2. Diese Truppenzahl reicht nicht aus, wenn Dänemark eine Besetzung 
seines Gebiets durch eine Kriegserklärung beantwortet. In diesem Fall 
muss ein Nachschub aus der Heimat eintreten, der sich auf die Höhe von 
ungefähr zwei Armeekorps bemessen wird. 

3. Wird also dänisches Gebiet durch Truppen besetzt, so werden da- 
durch unter allen Verhältnissen, falls nicht Dänemark mit uns verbündet, 
zwei Armeekorps an die Küste gebunden. 

4. Diese beiden Korps können ohne weiteres gestellt werden, wenn die 
Armee nicht gleichzeitig an anderer Stelle engagiert ist. Es besteht aber die 
Auffassung, dass, selbst wenn der Krieg zunächst durch eine Ueber- 
raschung Englands allein eingeleitet wird, doch das Hineinziehen Frank- 
reichs folgen wird. In diesem Fall werden die beiden Armeekorps bei den 
Operationen gegen Frankreich fehlen. 

5. Aus den Ausführungen des Chefs des Generalstabes habe ich die 
Ueberzeugung gewonnen, dass er das Zurückhalten von zwei aktiven Ar- 
meekorps an der Küste im Kriege mit England, bei dem Frankreichs Be- 
teiligung in Aussicht steht, nicht für richtig hält, und dass er deshalb nur 
abraten kann, Massnahmen zu treffen bzw. Operationen zu befehlen, 
welche solches Zurückhalten zur Folge haben. Damit ist also die Mög- 
lichkeit, Armeetruppen zur Verteidigung der Sperre heranzuziehen, in 
Frage gestellt und damit die Möglichkeit den kleinen Belt am Nordende 
zu sperren und die Sperre im grossen Belt von Land aus zu verteidigen. 
Für die M[obilmachung]s Vorbereitungen der Marine ist eine Entschei- 
dung hierin notwendig, und kann ich Eure Majestät nur alleruntertänigst 
bitten, diese Entscheidung durch einen gemeinsamen Vortrag der beteilig- 
ten Stellen herbeizuführen. 

6. Meine Stellung hierzu ist folgende: Ob die beiden Korps verfügbar 
sind, ob der Nutzen, der für die Kriegführung allgemein dadurch entsteht, 
dass die Sperren von Land aus verteidigt werden, dass der Krieg - even- 
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tuell in die Ostsee gezogen - auf dänischem Gebiet sich abspielt, grösser 
oder geringer ist als der Nachteil, den das Fehlen der beiden Armeekorps 
an der französischen Grenze im Gefolge hat, entzieht sich meiner Beurtei- 
lung. Eins steht aber fest, Deutschland kann auf die Verteidigung gegen 
den Durchmarsch des Feindes durch die Belte nicht Verzicht leisten. Infol- 
gedessen wird es in den Belten, das heisst auf dänischem Hoheitsgebiet, 
Kriegshandlungen ausführen müssen und dadurch Dänemarks Neutralität 
verletzen. Das ist unvermeidlich! Ist Dänemark uns unfreundlich geson- 
nen, so wird es, trotzdem England ebenfalls die dänische Neutralität nicht 
achten wird, dies als Vorwand, uns den Krieg zu erklären, benutzen kön- 
nen, weil diese Neutralitätsverletzungen von uns ausgehen. Eine Verteidi- 
gung unserer Nordgrenze bzw. des Kaiser-Wilhelm-Kanals gegen die dä- 
nische Armee, zu der eventuell später eine gelandete englische hinzutreten 
kann, werden wir also unter allen Umständen vorsehen müssen, ob wir dä- 
nisches Gebiet besetzen, oder nicht. Ob hierfür die im Lande bleibenden 
Landwehr- und Ersatztruppen ausreichen entzieht sich wiederum meiner 
Beurteilung. 

7. Die Consequenzen für die Kriegsführung Eurer Majestät Flotte 
würden, sobald die Truppen zur Verteidigung der Sperren nicht gestellt 
werden können, folgende sein: Der kleine Belt kann nicht im Nordende 
sondern im Südende gesperrt werden; dadurch wird ı. die Ausführung der 
Sperrung erheblich schwieriger, 2. die Beseitigung der Sperre durch den 
Feind leichter, 3. infolgedessen die Stellung im grossen Belt vom Rücken 
her bedroht, wodurch eventuell eine vorzeitige Aufgabe derselben not- 
wendig werden kann. Ferner fehlt das Ausfallsthor des kleinen Belt im 
Rücken des die Sperre im grossen Belt angreifenden Gegners. Die Sperre 
im grossen Belt kann nicht von Land aus verteidigt werden, sondern das 
muss Schiffen zufallen. Diese sind während der Nacht, der Zeit, in der 
Aufräumungsarbeiten an der Sperre vorgenommen werden, den Ge- 
schütz- und Torpedobootsangriffen des Gegners dauernd ausgesetzt (sie 
müssen die Sperre dauernd unter Scheinwerferlicht halten). Die Verteidi- 
gung der Sperre wird daher wesentlich leiden und wegen Aufbrauchs des 
Schiffsmaterials nur viel kürzere Zeit möglich sein, als wenn die Verteidi- 
gung von Land aus erfolgt, wo die Geschütze und Scheinwerfer nur gegen 
Landungsversuche geschützt werden müssen. 

Infolge dieser Schwächung der Sperrstellungen wird der Zweck, wel- 
chen Eure Majestät mit derselben verbinden, dem Feinde Schiffsverluste 
beizubringen, welche so gross sind, dass die hinter der Sperre stehende 
Schlachtflotte Aussicht hat die angreifende Flotte vollends zu vernichten, 
im wesentlich geringeren Masse erreicht werden, ja die Verluste auf der 
eigenen Seite würden, da die Verteidigung der Sperre älteren Schiffen 
übertragen werden muss, wesentlich grösser sein, als auf Seite des Geg- 
ners, und ein Aufräumen der Sperre würde sich nicht verhindern lassen. Es 
würde also diese Sperre nur eine schwer erkaufte Verzögerung des Angrif- 
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fes der Flotte auf Kiel, bzw. dessen enger Blockade erreichen, nicht aber 
die Gelegenheit geben zu einer aussichtsvollen Schlacht.»”° 


Diese schwerwiegenden Überlegungen hat Admiral Büchsel dem Kaiser 
am 3. Dezember 1904 während eines Spaziergangs im Thiergarten vorge- 
tragen.’’ Wie er auf der Denkschrift vermerkte, war sein Immediatvortrag 
«für den Spaziergang befohlen, in Folge dessen d. Chef d. Hauptquartiers 
[Plessen] und der Kabinetschef [Senden-Bibran] nicht zugegen». Der 
Monarch billigte die Argumente des Admiralstabschefs auch diesmal voll- 
auf. Büchsel notierte anschließend: «S.M. sprachen Ihre Ansicht dahin 
aus, daß die beiden Korps (IX u. X) im Norden bleiben müßten bis die 
Verhältnisse dort geklärt seien. Die Besetzung dänischen Gebiets müsse 
erfolgen, auch schon wegen Esbjergs, ganz abgesehen von d. Sperrverteidi- 
gung. Er sei d. Meinung, daß die Armee diese Truppen entbehren könne u. 
müsse. S.M. stellten den Erlaß einer Kabinetsordre in Aussicht welche 
eine klare Grundlage für die Vorarbeit geben soll. [...] Wir arbeiten also 
zunächst weiter in d. Annahme, daß die Truppen gestellt werden, müssen 
aber nun eine stärkere Besetzung Seelands u. Fünens vorsehen welche als 
zweiter Schub - auf d. Wasserwege -— nachkommt.»’* 

Am 9. Dezember 1904 vermerkte der Flügeladjutant von Müller in sei- 
nem Tagebuch, der Kaiser sei «durch Spannung mit England sehr beschäf- 
tigt» und habe den Nachmittag allein an dieser Frage gearbeitet. Zur 
Abendtafel hatte Wilhelm den Chef des Generalstabes, Graf Schlieffen, 
den Chef des Admiralstabes, Büchsel, und Generalleutnant Helmuth von 
Moltke eingeladen. «Zum Schluß nahm der Kaiser den Chef d. General- 
stabes u. den des Admiralstabes zur Besprechung mit sich.» Um die 
Rückendeckung, die er bei diesen Beratungen durch den Kaiser erfahren 
hatte, auch schriftlich zu fixieren, wandte sich Büchsel an Schlieffen mit 
der Bitte, die kommissarischen Beratungen wieder aufzunehmen, um zu 
einem raschen Abschluß der Angelegenheit zu gelangen. Am 9. Dezember 
abends habe ihm der Monarch mündlich erneut Anweisungen erteilt, ge- 
meinsam mit dem Chef des Generalstabes endgültig festzustellen, «welche 
Truppen der Armee in Folge der geplanten Verwendung auf nichtdeut- 
schem Gebiet zu Beginn eines von England erzwungenen Krieges mit 
Deutschland nötig und deswegen für anderweitige Verwendung zunächst 
nicht verwendbar sein werden. Sobald diese Zahl u. Art gefunden, schlage 
ich ergebenst vor durch einen gemeinsamen Immediatbericht S. Majest. 
Meldung hiervon zu erstatten und gleichzeitig durch Darlegung der Grün- 
de, welche für und gegen diese Verwendung sprechen, S. Majestät die 
Grundlagen für eine Entscheidung zu geben, wie in dem angenommenen 
Falle verfahren werden soll, sowie wie weit solche Maßnahmen planmäßig 
vorbereitet werden sollen. Dabei wird hervorzuheben sein, daß d. Kriegs- 
ministerium bisher noch nicht mitgewirkt hat. — Ich möchte erneut beto- 
nen, daß für den Admiralstab eine baldige Entscheidung in dieser Frage 


5. Wiederaufnahme der Pläne, Dänemark mit Beschlag zu belegen 359 


dringend nothwendig ist und E. Exz. bitten, falls dieser Vorschlag, eine 
Entscheidung herbeizuführen, nicht angenommen werden kann, einen an- 
deren Weg anzugeben.»"° 

In Befolgung des Allerhöchsten Befehls ging Schlieffen auf die Wün- 
sche des Admiralstabs ein und teilte Büchsel am 20. Dezember 1904 mit, er 
sei in eine genaue Prüfung der für die Operationen in Dänemark erforder- 
lichen Truppen eingetreten. «Ich beabsichtige Seiner Majestät durch einen 
Immediatbericht die Grundlagen für eine Entscheidung zu geben und stel- 
le ergebenst anheim, dasselbe zu tun.»*' Trotzdem vergingen mehrere Wo- 
chen, ohne daß der Chef des Generalstabes seinen Bericht an den Kaiser 
gab. Am 28. Januar 1905 teilte Büchsel Schlieffen verärgert mit, sein eige- 
ner Immediatbericht sei nun zur Absendung an den Obersten Kriegsherrn 
fertig. Er müsse Schlieffen bitten, ihm den Tag zu nennen, an dem er seinen 
Bericht einzureichen gedenke, denn es sei wichtig, daß beide Berichte den 
Kaiser gleichzeitig erreichten. Er verfehle nicht darauf hinzuweisen, 
mahnte Büchsel, «daß ich Mitte Februar terminmäßig die Entscheidung Sr. 
M. d. Kaisers einholen muß über die Verwendung $.M. Flotte». Es wäre 
ihm peinlich, wenn er dabei auf die großen Lücken in den Operations-Ar- 
beiten hinweisen müßte, «die mangels einer Allerhöchsten Entscheidung 
gerade für den wahrscheinlichsten Kriegsfall vorhanden sind».'? 

Bezeichnend für die Art und Weise, in der derartig folgenschwere Pla- 
nungen im wilhelminischen Deutschland betrieben wurden, ist, daß dem 
Admiralstabschef und dem Kaiser erst im Januar 1905 bei der Besprechung 
der Inkraftsetzung der Operationspläne gegen Dänemark aufging, daß da- 
bei die Mitwirkung des Reichskanzlers und des Auswärtigen Amts, des 
Kriegsministeriums und des Marinekabinetts, die bislang ignoriert worden 
waren, unumgänglich war. «Damit im Kriegsfalle keine folgenschweren 
Verzögerungen entstehen können, müssen die beteiligten oder zuständi- 
gen Stellen schon im Frieden über das, was wir im Kriege wollen, soweit 
erforderlich unterrichtet sein. Namentlich muss der Reichskanzler die all- 
gemeinen Grundzüge des Olperations] Plans sowie den Standpunkt ken- 
nen, den die Kriegsleitung hinsichtlich der internationalen Rechtsfragen 
einnehmen will, um bei der Leitung der Reichspolitik unsere Absichten 
erforderlichenfalls berücksichtigen zu können», heißt es in der Immediat- 
eingabe Büchsels, die Wilhelm am 31. Januar 1905 genehmigte. Der Mon- 
arch habe als «Allerhöchst Seine Intention» zu erkennen gegeben, notierte 
der Admiral, daß seine Befehle «durch gemeinsamen Vortrag aller beteilig- 
ten Stellen und des Herrn Reichskanzlers» eingeholt werden sollten.” 

Die Grundsatzentscheidung des Kaisers für oder wider den großen 
Operationsplan der Marine bei einem Krieg Deutschlands gegen England 
allein oder gegen England und Frankreich zusammen, auf die Büchsel und 
der Admiralstab seit fünf Jahren hingearbeitet hatten, stand nun unmittel- 
bar bevor. Ein letztes Mal hob Büchsel in einer Immediatdenkschrift für 
den Kaiser die welthistorische Bedeutung des Kampfes gegen England und 
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daher die primäre Rolle, die der Flotte zufalle, hervor. «Im Kriege gegen 
England handelt es sich um unsere nationale Existenz!» beteuerte er. «Wir 
müssen Alles einsetzen, wollen wir unser Ziel erreichen; verlieren wir, 
zwingt uns England zur bedingungslosen Unterwerfung unter seinen Wil- 
len, so ist Deutschland voraussichtlich für alle Zukunft aus den Reihen der 
Weltmächte gestrichen und sinkt zu einer Kontinentalmacht herab.» Zwar 
könnte es dem Reich eventuell gelingen, sich «durch Besiegung eines Kon- 
tinentalverbündeten Englands [...] eine Zeitlang aus dem feindlichen Lan- 
de zu ernähren» und dadurch den «Zeitpunkt, zu dem wir den Willen 
Englands thun müssen», hinauszuschieben, doch dies könne nur für kurze 
Zeit geschehen, der Endsieg Englands dadurch nicht verhindert werden. 
Letzteres könne nur erreicht werden, «wenn es uns gelingt, England in sei- 
nen Machtmitteln zur See so zu schädigen, daß es ihm zur Aufrechthal- 
tung seiner Weltmachtstellung gerathen erscheint, diesen Krieg abzubre- 
chen und Deutschland als gleichberechtigten Machtfaktor anzuerkennen». 

«Im Kriege mit England liegt die endgültige Entscheidung einzig u. al- 
lein bei der Flotte. [...] Deshalb muß Deutschland mit allen Mitteln - auch 
mit denjenigen der Armee - die Kriegführung d. Flotte unterstützen.» 
«Bietet also ein Weg Aussicht - und sei sie auch nicht sehr groß - das Ziel 
unserer Seekriegführung zu erreichen, so muß dieser Weg mit äußerster 
Kraftanstrengung u. größter Energie beschritten werden. Die Situationen, 
die wir brauchen, müssen geschaffen werden ohne Rücksicht auf Nach- 
barn und unter weitgehendster Auslegung der Rechte der Kriegführenden. 
Alle Maßnahmen müssen auf das eine Ziel gerichtet sein, die Kriegführung 
der Flotte zu unterstützen.» Bei der Übermacht und der ständigen Kriegs- 
bereitschaft der englischen Flotte wäre eine Schlacht gleich zu Beginn des 
Krieges für Deutschland ebenso aussichtslos wie eine strategische Defen- 
sive in der Deutschen Bucht. Eine reine Defensive sei ohnehin «unverein- 
bar mit dem Ziel unserer Kriegführung u. unvereinbar mit dem Geist der 
in Ew. M. Flotte großgezogenen, unvereinbar mit dem was die Nation von 
der mit großen Opfern geschaffenen Flotte erwartet, unvereinbar mit der 
Hoffnung nach dem Kriege die Mittel zu erhalten für den weiteren Aus- 
bau unserer Flotte zu einem Ausschlag gebenden Machtfaktor in der 
Hand Ew. Majestät». Den Einwand, daß die Engländer ihre Kräfte in der 
Nordsee zusammenhalten und nicht in die Mausefalle der mit Minen ge- 
sperrten Zugänge zur Ostsee gehen würden, wies Büchsel mit dem Hin- 
weis auf den offensiven Geist der Royal Navy und den erwarteten däni- 
schen Hilferuf zurück. Etwas unbeholfen mußte er einräumen: Handele 
der Feind trotzdem nicht wie angenommen, «bleibt er in der Nordsee, läßt 
er die Ausgänge aus der Ostsee nur zwischen Schottland u. Norwegen 
überwachen, so sind allerdings unsere weiteren Maßnahmen im Belt um- 
sonst, Dänemark umsonst in d. Arme d. Gegners getrieben. In d. Kriegs- 
lage England gegenüber aber hat sich sonst nichts geändert. Wir stehen un- 
serem Hauptfeind gegenüber nicht ungünstiger da als bisher.» Die Flotte 
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könne sich aber mit dem «großen moralischen Vortheil» trösten, daß sie 
gleich zu Beginn des Krieges die wenn auch beschränkte Offensive ergrif- 
fen und «alles ihr Mögliche geleistet» habe. Büchsel drängte auf eine rasche 
Entscheidung des Kaisers. «Die Nothwendigkeit, die seit Jahren im Gange 
befindlichen Kriegsvorbereitungen gegen England zu beendigen, ist nach 
Lage der Verhältnisse überaus dringend. Sie verlangt, daß die Frage, ob u. 
welches dänisches Gebiet besetzt werden soll, jetzt endgültig entschieden 
wird, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob Frankreich mit in d. Krieg hin- 
eingezogen wird oder nicht. [...] Ohne endgültige Entscheidung, [...] 
ohne sorgfältige Friedensvorbereitungen auf Grund dieser Entscheidung, 
ist die Durchführung dieses Plans im Kriege unmöglich. Diese Vorberei- 
tungen aber erfordern Zeit, sie verlangen die ausgedehnte Mitarbeit des 
Kriegsministeriums u. des Reichs Marine Amts, die Beide noch nicht ge- 
hört sind, und darum wage ich Allerunterthänigst zu bitten, nach Kennt- 
nißnahme der Stellungnahme des Chefs des Generalstabes und Anhörung 
des Kriegsministers und des Staatssekretärs des Reichs Marine Amts [...] 
Allergnädigst [die] Entscheidung treffen zu wollen: [...] Soll für die Ope- 
rationen der Flotte im Kriege gegen England oder England u. Frankreich 
planmäßig mit der Besetzung eines Theils von Seeland mit Korsör, von 
Sprogoe, Fünen und eines Theils von Jütland mit Esbjerg u. Fredericia 
gerechnet werden und sollen alle Mobilmachungsvorbereitungen hierfür 
getroffen werden ?»" 

Während Büchsel gespannt auf die Entscheidung des Kaisers wartete, 
erreichte ihn endlich die Stellungnahme des Großen Generalstabes zu dem 
Operationsplan. Sie wies zwar auf verschiedene logistische Schwierigkei- 
ten hin, die dabei zu bewältigen sein würden, errechnete aber doch, daß 
der Plan der Flotte durchführbar sein würde. Von grundsätzlichen Beden- 
ken gegen den Krieg im Norden enthielt Schlieffens Denkschrift von An- 
fang Februar 1905 nichts. Im Gegenteil, sie bestätigte, daß die Sperrung 
der Belte mit den zu deren Verteidigung erforderlichen Truppen und Ge- 
schützen, wie von der Flotte gewünscht, bis zum vierten Mobilmachungs- 
tag erreicht werden könne.” 

Diese Stellungnahme des Generalstabes wurde am 4. Februar 1905 ab- 
geschlossen, am 6. Februar abgeschickt und ging im Admiralstab am 8. Fe- 
bruar ein." Sie lag dem Kaiser also nicht vor, als er am 7. Februar seine 
schwerwiegende Entscheidung gegen eine Besetzung der Hauptinsel See- 
land fällte. Man kann sich die Frustration und Verwirrung im Admiralstab 
gut vorstellen, als am 8. Februar - also gleichzeitig mit der positiven Stel- 
lungnahme Schlieffens - das Schreiben des Chefs des Marinekabinetts Ad- 
miral von Senden-Bibran mit dem ablehnenden Entscheid des Obersten 
Kriegsherrn eintraf. Senden schrieb: «Seine Majestät der Kaiser und König 
haben auf den Bericht Euerer Excellenz vom 3. d. Mts. heute dahin zu ent- 
scheiden geruht, daß [...] für die Operationen der Flotte im Kriege gegen 
England oder England und Frankreich mit der planmäßigen Besetzung 
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eines Theils von Seeland mit Korsör nicht gerechnet werden soll, weil 
einerseits der Reichskanzler vom politischen Standpunkte aus wesentliche 
Bedenken mündlich dagegen zum Ausdruck gebracht hat, andererseits die 
Armee bei einem Kriege gegen England und Frankreich die für die Beset- 
zung Seelands erforderliche Truppenmacht nicht hergeben kann, ohne den 
Erfolg gegenüber Frankreich in Frage zu stellen.»" Enttäuscht vermerkten 
die Offiziere des Admiralstabs auf die Stellungnahme Schlieffens, die 
Sache sei jetzt «erledigt durch die Allerh. Entscheidung».'* 

Die Einwände des Reichskanzlers und der Diplomaten einerseits" und 
die des Kriegsministeriums andererseits hatten den Kaiser bewogen, sozu- 
sagen auf dem Absatz kehrtzumachen. Obwohl der ablehnende Beschluß 
Wilhelms II. vom 7. Februar 1905 sich lediglich auf Seeland mit Korsör be- 
zog und somit eine Besetzung Fünens und Jütlands noch offenzulassen 
schien, mußte Büchsel einsehen, daß mit der kaiserlichen Entscheidung 
der ganze Plan, durch einen Angriff auf Dänemark die Royal Navy zur 
Teilung zu bewegen, gescheitert war. Eine Sperrung des Großen Belts war 
ohne eine Besetzung Korsörs nicht aufrechtzuerhalten, und die politischen 
und militärischen Bedenken, die der Reichskanzler beziehungsweise der 
Kriegsminister gegen eine Invasion Seelands erhoben hatten, galten im 
gleichen Maße für die Besetzung Fünens und Jütlands. Unter diesen Um- 
ständen bat Büchsel den Kaiser am 13. Februar 1905, «da es durchaus not- 
wendig ist eine feste Grundlage für die Verwendung Eurer Majestät Flotte 
im Kriege gegen Frankreich und England zu schaffen, [...] allerunterthä- 
nigst befehlen zu wollen, dass die Marine mit einer Betheiligung der Ar- 
mee an ihrer Kriegführung im Belt überhaupt nicht mehr zu rechnen hat». 
Diese Empfehlung nahm der Kaiser während des Immediatvortrags des 
Admiralstabschefs am 16. Februar 1905 an.” 

Die kaiserliche Entscheidung vom 7. Februar 1905 gegen eine Beset- 
zung Dänemarks im Falle eines Krieges mit England allein oder auch mit 
England und Frankreich zusammen machte die seit fünf Jahren intensiv 
bearbeiteten Operationspläne des Admiralstabes zu Makulatur. Der 
Grundgedanke des Operationsplans mußte nun aufgegeben und eine ganz 
andere Strategie verfolgt werden. Wie Büchsel dem Kaiser in seinem 
Immediatvortrag am 21. März 1905 darlegte, könne er es «unter den jetzi- 
gen Verhältnissen [...] nur als das allein richtige ansehen, [...] die gesamm- 
te aktive Schlachtflotte in der Elbe aufmarschieren zu lassen, wo sie ge- 
schlossen in der Hand ihres Chefs zu jeder Aktion bereit ist, die die 
Kriegslage erforderlich machen kann.» Allerdings würden diese Aktionen 
angesichts der Übermacht der britischen Flotte auf absehbare Zeit be- 
schränkt sein. «Eine strategische Offensive an der englischen Küste kann 
nach Lage der Verhältnisse - wenigstens vorläufig noch - planmäßig nicht 
in Frage kommen. Es bleibt nur übrig eine strategische Defensive oder 
besser ausgedrückt, eine offensive Kriegführung in Anlehnung an unsere 
Küste.» Diese Grundzüge für Aufmarsch und Verwendung der Flotte im 
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Kriege gegen England genehmigte Kaiser Wilhelm am 21. März 1905. 
Zwei Tage später verließ er auf dem Postdampfer Hamburg Cuxhaven in 
Richtung Mittelmeer, wo er durch seine Landung in Tanger die erste der 
großen Vorkriegskrisen auslösen sollte. 


6. Wollte Wilhelm II. 1904/05 den Krieg? 


Kaum ein Thema der Vorkriegsgeschichte ist so kontrovers diskutiert 
worden wie die Frage, ob die politische und militärische Führung des Kai- 
serreiches 1904/05 die Absicht hatte, die durch die Niederlagen und revo- 
lutionären Unruhen Rußlands gebotene Chance zu benutzen, um einen 
sogenannten «Präventivkrieg» gegen Frankreich herbeizuführen. Auch 
wenn sich die Geister trotz intensiver Quellenstudien immer noch schei- 
den, so ist doch unbestreitbar, daß seit dem Ausbruch des Russisch-Japa- 
nischen Krieges im Februar 1904 die Präventivkriegsfrage in Berlin ständig 
und auf höchster Ebene erörtert wurde. Bereits am 19. April 1904 sprach 
Fürst Lichnowsky, Bülows rechte Hand, im Auftrag des Kanzlers bei 
Schlieffen vor und erhielt vom Generalstabschef auf dessen Anfrage die 
bezeichnende Antwort: «Wenn die Notwendigkeit eines Krieges mit 
Frankreich sich also für uns ergeben sollte, so wäre der gegenwärtige Au- 
genblick wohl zweifellos hierzu günstig.» Nicht zufällig entstand gerade 
zu dieser Zeit, genauer gesagt nach der Generalstabsreise vom Juni 1904, 
die erste Fassung des berüchtigten Schlieffenplans, die den Titel «Angriffs- 
krieg gegen Frankreich» trug und die Verletzung der belgischen und hol- 
ländischen Neutralität vorsah; erst im Dezember 1905 — unmittelbar vor 
seinem Abgang - wählte Schlieffen für seinen Kriegsplan die Überschrift 
«Krieg gegen das mit England verbündete Frankreich», die die nackte Rea- 
lität widerspiegelte. Von einem anschließenden Feldzug gegen Rußland ist 
darin bezeichnenderweise nicht die Rede.? 

Trotz seiner kaum zu bändigenden kriegerischen Aggressionslust gegen 
England und Frankreich hielt Wilhelm II. die Einsicht von einem Angriff 
im Westen zurück, daß weder die Armee noch erst recht die Flotte kriegs- 
bereit seien und daß sich auch die Bevölkerung gegen einen Angriffskrieg 
auflehnen würde. Am 4. Februar 1905 geriet er, wie Admiral von Müller 
notierte, «außer sich» über eine Rede des Zivillords der britischen Admi- 
ralität Sir Arthur Lee, in der dieser als Antwort auf den deutschen 
Schlachtflottenbau die Kriegsbereitschaft der Royal Navy hervorgehoben 
und mit einem Präventivschlag ä la Kopenhagen gedroht hatte. Wilhelm 
bestellte sofort den Botschafter Sir Frank Lascelles und äußerte anschlie- 
ßend zu Müller, er halte «diese neue englische Drohung [...] für Anzette- 
lung an Frankreich, [...] dem es gerade passen würde, wenn ich vom Leder 
zöge. Das fällt mir natürlich nicht ein, aber ich verlange eine entschiedene 
Desavouierung des Mr. Lee.» Am folgenden Tag sprach Wilhelm wieder 
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erregt über «engl. Drohungen u. dennoch durchzuführende Flotten-Ver- 
größerung».”* Am ı5. Februar 1905 führte er bei einem Spaziergang im 
Thiergarten mit Müller ein «sehr bewegtes Gespräch», in dem er von neu- 
em auf das äußerst gespannte Verhältnis des Kaiserreiches zu England und 
Frankreich zu sprechen kam. Auf die rabiate Kriegshetze der Alldeutschen 
hinweisend, beklagte er allerdings die «Unfähigkeit der Deutschen [die] 
große politische Situation zu begreifen» und führte aus: «Frankreich als 
Hetzer England gegen Deutschland und als Angriffsobjekt».?° Die Ent- 
scheidung des Kaisers vom 7. Februar 1905, die dänische Hauptinsel See- 
land im Kriegsfall doch nicht zu besetzen, muß vor diesem Hintergrund 
gesehen werden. Sie deutet auf die Erkenntnis hin, daß ein Krieg gegen 
England allein höchst unwahrscheinlich geworden war. In einem Krieg ge- 
gen England und Frankreich würden aber sämtliche Armeekorps für den 
Angriff im Westen benötigt werden.” Sollte man ein derartig gefährliches 
Wagnis auf sich nehmen? 

Ende Juli 1905 traf Wilhelm II. die bereits achtzehn Monate zuvor an- 
gekündigte Entscheidung, zum Jahresende den betagten Schlieffen durch 
Helmuth von Moltke als Chef des Generalstabes zu ersetzen. Wie es zu 
diesem endgültigen Entschluß gekommen ist, teilte Schlieffens Schwieger- 
sohn Wilhelm von Hahnke, der Sohn des ehemaligen Chefs des Militärka- 
binetts, 1926 dem General Groener mit. Hahnke erinnerte sich: Mehrere 
Generäle, darunter Plessen, Hülsen-Haeseler und Moltke, seien bestrebt 
gewesen, Schlieffen als Chef des Generalstabes zu beseitigen. «Sie stießen 
auf den Widerstand des Kaisers und gebrauchten schwereres Geschütz. Da 
war eine Staatsratssitzung [sic] 1905 während der Marokkokrise unter 
Bülows Vorsitz, dabei u.a. Tirpitz und Schlieffen. Es wurde viel hin und 
hergefaselt. Schließlich fragte Bülow Schlieffen um seine Ansicht. Der sag- 
te: «Rußland ist im Osten gebunden, England noch vom Burenkrieg ge- 
schwächt, Frankreich mit seinen Rüstungen im Rückstande. Seinen Befä- 
higungsnachweis muß das deutsche Reich doch über kurz oder lang durch 
einen Krieg bringen. Jetzt ist die günstigste Zeit. Mithin ist meine Lösung: 
Krieg mit Frankreich.» Tirpitz geriet in Wut, seine Flotte sei noch nicht 
fertig und Bülow fiel das Herz in die Hosen, mit dem Kaiser ist ein Krieg 
unmöglich. Er lief zum Kaiser und sagte, die Zeiten sind bränzlich [sic], 
der Generalstabschef ein alter gebrechlicher Mann, es ist höchste Zeit, daß 
der Kaiser sich nach einem anderen Chef umsehen müsse.» Diesem 
Zeugnis zufolge habe also nur Tirpitz gegen die Herbeiführung eines Krie- 
ges in Westeuropa opponiert, da die Schlachtflotte gegen England «noch 
nicht fertig» sei. Bülow dagegen habe das Urteil Schlieffens durchaus ak- 
zeptiert, daß der Krieg gegen Frankreich, der «über kurz oder lang» doch 
geführt werden müsse, unter den obwaltenden Umständen am besten in 
Bälde ausgelöst werden sollte. Hahnkes Aussage nach habe er nur zwei 
Vorbedingungen gestellt: die Ersetzung Schlieffens durch einen jüngeren 
Chef des Generalstabes, und die Zusicherung des Kaisers, daß er in die 
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Kriegführung nicht persönlich eingreifen würde. Moltke seinerseits mach- 
te es zur Bedingung seiner Übernahme des Generalstabes, daß Wilhelm die 
persönliche Führung der Manöver aufgab.?® Dies sei dem Kriegsherrn 
«bitterlich schwer geworden», schrieb Moltke seiner Frau, es war aber 
wenigstens ein Anfang.” 

In einem geradezu schwindelerregenden Brief vom 30. Juli 1905 teilte 
Wilhelm dem Reichskanzler seine Entscheidung, Schlieffen zu entlassen, 
mit und fuhr fort, offensichtlich in der Annahme, es könne jeden Augen- 
blick zum Kriege mit England und Frankreich ohne Beteiligung Rußlands 
kommen: «Ich habe [...] mit Julius von Moltke [...] die Eventualitäten 
durchgesprochen. Das Resultat ist folgendes: [...] Fängt England auf ir- 
gend eine Weise Krieg mit uns an, so müssen sofort seitens Euerer Durch- 
laucht zwei Depeschen abgehen nach Brüssel und Paris mit einer Soemma- 
tion, sich binnen sechs Stunden zu erklären, ob für oder wider uns. In 
Belgien müssen wir sogleich einmarschieren, wie es sich auch erklären 
möge. Bei Frankreich kommt es darauf an, ob es neutral bleibt - was ich 
nicht für gänzlich ausgeschlossen halten möchte, wenn auch die Wahr- 
scheinlichkeit gering ist -; dann tritt der russische casus foederis [Frank- 
reich beizustehen] nicht in Betracht. Macht es [d. i. Frankreich] mobil, 
dann ist das Kriegsdrohung gegen uns zugunsten Englands, und dann 
müssen russische Regimenter mit uns marschieren. Ich habe Glauben, die 
Aussicht, im schönen Gallien zu rabuschern und zu plündern, würde den 
Russen Freude genug bereiten, um sie zu locken. Es würde eventuell zu er- 
wägen sein, ob Frankreich als Lockspeise für gutes Verhalten uns gegen- 
über nicht etwa eine Arrondierung auf Kosten Belgiens als Ersatz für die 
verlorenen Reichslande angeboten werden könnte. [...] Auf aktive Hülfe 
Rußlands ist in nächster Zeit nicht zu rechnen, da Krieg und Revolution 
das Heer beschäftigt und keine Flotte mehr da ist. Aber es läßt uns den 
Rücken frei! Passiv sehr gut!»'” So weit also waren die Überlegungen und 
Planungen des Kaisers und Moltkes für einen großen europäischen Krieg 
bereits im Juli 1905 fortgeschritten. 

Suchten aber Wilhelm I. und seine obersten Militärberater zu diesem 
vermeintlich günstigen Zeitpunkt den Krieg im Westen, oder wollten sie 
nur strategisch gut vorbereitet sein, falls England und Frankreich von sich 
aus den Krieg anzetteln sollten? Immerhin war die Tirpitzsche Schlacht- 
flotte tatsächlich noch etliche Jahre davon entfernt, für die Entscheidungs- 
schlacht gegen England «fertig» zu sein, und auch im preußischen Kriegs- 
ministerium machte man rüstungstechnische Gründe für einen Aufschub 
der großen Abrechnung mit Frankreich geltend. Einige recht aussagekräf- 
tige Quellen legen die Deutung nahe, daß im Dezember 1905 lebhafte 
Auseinandersetzungen stattfanden, die schließlich zu der Entscheidung 
führten, den Krieg im Westen doch noch um einige Monate oder gar Jahre 
hinauszuschieben. 1936 teilte ein ehemaliger Generalstabsoffizier, Rie- 
mann, dem Historiker Rudolf Schwertfeger schriftlich mit, er sei seit März 
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1905 als Oberleutnant der Artillerie-Abteilung des großen Generalstabes 
zugeteilt gewesen. Riemann erinnerte sich: «Eines Tages kam der, mir sehr 
befreundete, Neffe des Gen[eral] Stabs Chefs, Graf v. Schlieffen, der Graf 
Hermann Schflieffen], [...] mit sehr erregtem Gesicht etwa morgens 
10 Uhr auf unsere Stube. [...] Graf Hermann Schlieffen sagte: «Eben kom- 
me ich von Onkel Alfred [Schlieffen]. Wißt Ihr was los war? Heute Nacht 
um ı Uhr hat der Kaiser Bülow, den Onkel Alfred zu sich befohlen. Heute 
morgen um 6 Uhr wieder dazu den Kriegsminister. Frage Krieg gegen 
Frankreich.» «Und wissen Sie, sagte Hermann Schlieffen, auf den Tisch 
hauend, «wer Schuld ist, daß diese einzige Gelegenheit versäumt werden 
muß? Ihr seid Schuld! (Ich bin Feldartillerist) Der Kriegsminister hat er- 
klärt, daß unsere Artillerie der französischen durchaus unterlegen sei. [...] 
Graf Hermann Schlieffen war der ausgesprochene Liebling seines Onkels, 
der ihn fast jeden morgen bei Dienstantritt begrüßte. [...] Es ist mir un- 
zweifelhaft», beteuerte Riemann, «daß er uns an jenem Morgen die Worte 
seines Onkels und dessen erbitterte Resignation sagte.»'°' 

Daß diese dramatische nächtliche Entscheidung, den Krieg im Westen 
aufzuschieben, Ende 1905 gefallen ist, geht sowohl aus dem Tagebuch 
Müllers als auch aus dem berüchtigten Silvesterbrief des Kaisers an Bülow 
hervog, der gleich vorgestellt werden soll. Das Tagebuch des Admirals für 
Dezember jenes Jahrs führt eine ganze Reihe von Audienzen an, die ins- 
gesamt von einem regen Konflikt auf höchster militärpolitischer Ebene 
zeugen.'” Die entscheidende Auseinandersetzung zwischen dem Kaiser, 
Bülow, Schlieffen und dem Kriegsminister von Einem, von der Riemann 
berichtet, scheint sich in der Nacht vom 20. zum 21. Dezember 1905 ereig- 
net zu haben, denn zu diesem Zeitpunkt waren Bülow und Schlieffen 
nachweislich zusammen im Schloß. Auch noch am 23. Dezember 1905 
fanden im Neuen Palais Müller zufolge zahlreiche «Militärische Vorträge 
u. Meldungen» statt.'” 

Vom Inhalt dieser militärpolitischen Beratungen legt der merkwürdige 
Brief, den Wilhelm II. in der Silvesternacht 1905 an Bülow richtete, bered- 
tes Zeugnis ab. Ausdrücklich verlangte der Kaiser darın den Aufschub 
eines «Weltkrieges» - ipsissima verba - bis zur Nachrüstung vor allem der 
Feldartillerie (genau wie Riemann berichtete) sowie bis zur Fertigstellung 
der Schlachtflotte, der Sicherung der Unterstützung der Verbündeten, der 
Gewinnung der ganzen islamischen beziehungsweise arabischen Welt, der 
Erzeugung einer Kriegsbegeisterung im eigenen Volke und der Nieder- 
schlagung der Sozialdemokratie daheim! Wörtlich schrieb der Monarch 
seinem Reichskanzler: «Die Meldung, daß in Frankreich 150 Millionen 
unbemerkt bereits für Kriegsvorbereitungen verausgabt sind, ist äußerst 
ernst und bedenklich. [...] Dadurch haben die Franzosen einen sehr be- 
deutenden Vorsprung, vor uns gewonnen. [...] Wegen Marokko England 
den Gefallen tun, das Odium eines Angriffs gegen Frankreich auf uns zu 
nehmen, damit es dann endlich die ersehnte Gelegenheit hat, unter dem 
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schönen Gewande «Unterstützung des überfallenen Schwachen» über uns 
herzufallen, das liegt nicht in unserem Interesse und ist auch kein Pro- 
gramm für die Begeisterung unseres Volkes. [...] Wenn Sie, lieber Bülow, 
mit der Aussicht einer Kriegsmöglichkeit [...] rechnen, so müßten Sie 
dann noch energisch sich nach unseren Verbündeten umsehen. Diese müß- 
ten unbedingt zur Mithülfe aufgefordert werden, denn ihre Existenz steht 
dann auch auf dem Spiel, da es ein Weltkrieg würde. Vor allem aber müßte 
sofort eine Alliance mit dem Sultan gemacht werden coute qui coute, die 
die mohammedanischen Kräfte in weitester Weise - unter preußischer 
Führung - zu meiner Verfügung stellen, auch mit allen Arabischen Herr- 
schern ebenso. Denn allein sind wir nicht in der Lage, gegen Gallien und 
England verbündet den Krieg zu führen. Das nächste Jahr ist besonders 
ungünstig, als wir gerade bei der Umbewaffnung unserer Artillerie mit ei- 
nem neuen (Rohrrücklauf) Geschütz uns befinden, was ein Jahr dauern 
wird, bis es durchgeführt ist. Auch die Infanterie ist in der Umbewaffnung 
begriffen und erhält neue Gewehre und neue Munition. Bei Metz sind 
überall noch unvollendete Forts und Batterien, die erst in Angriff genom- 
men sind. Somit befinden wir uns militärtechnisch nicht in einem Stadium, 
in welchem ich als Oberster Kriegsherr einwilligen würde, ohne weiteres 
meine Armee leichten Herzens einzusetzen.» Zur See grenze Deutschland 
«geradezu fast an Ohnmacht», weil der Reichstag jahrelang die Flottenver- 
stärkung abgelehnt hatte, klagte der Kaiser. «Einer Comb[ination] Frank- 
reich — Englandflotte sind wir absolut wehrlos gegenüber». Sodann fuhr 
Wilhelm fort: «Also ich möchte dringend rathen, die Sachen so zu dirigie- 
ren, daß, soweit als irgend möglich uns für jetzt die Kriegsentscheidung er- 
spart werde. Zudem kann ich in einem solchen Augenblick wie jetzt, wo 
die Sozialisten offen Aufruhr predigen und vorbereiten, keinen Mann aus 
dem Lande ziehen, ohne äußerste Gefahr für Leben und Besitz seiner Bür- 
ger. Erst die Sozialisten abschießen, köpfen und unschädlich machen -— 
wenn nötig per Blutbad - und dann Krieg nach außen! Aber nicht vorher 
und nicht a tempo.»'* 

Der sagenhafte Brief des Obersten Kriegsherrn vom 31. Dezember 
1905 mit der leidenschaftlichen Aufführung aller Gründe, die gegen einen 
sofortigen Krieg sprachen - wir kommen im ı5. Kapitel noch darauf zu- 
rück -, kann eigentlich nur als Beleg dafür verstanden werden, daß Wil- 
helm II. bis zu diesem Zeitpunkt davon ausgegangen war, die deutsche Po- 
litik habe die Herbeiführung eines solchen Krieges, wenn nicht gerade 
beabsichtigt, so doch mindestens in ihr Kalkül gezogen. Diese Erkenntnis 
wirft ein bezeichnendes Licht auf das Verhalten des Monarchen in den 
zwei großen außenpolitischen Aktionen des Jahres 1905, die in den folgen- 
den Kapiteln näher untersucht werden sollen - seine aufsehenerregende 
Landung in Tanger am 31. März 1905 und die Unterzeichnung des gehei- 
men Bündnisvertrags mit dem Zaren auf der Insel Björkö am 24. Juli 1905. 


Kapitel 13 


«Paris muß gelegentlich 
eins ausgewischt bekommen!» 
Der Kaiser und die Erste Marokkokrise 


Am 31. März 1905 stattete Wilhelm II. auf seiner Schiffsreise ins Mittel- 
meer der alten Hafenstadt Tanger an der marokkanischen Seite der Straße 
von Gibraltar einen kurzen Besuch ab und löste damit eine schwere au- 
ßenpolitische Krise aus, die Europa an den Rand eines großen Krieges 
brachte." Was sollte mit dieser provokativen Blitzvisite erreicht werden, 
und wessen Idee war sie? Edward VII. ließ sich lange Zeit von der Über- 
zeugung nicht abbringen, daß der Kaiser selbst dahinterstand und daß es 
seine Absicht war, einen Krieg auszulösen.” Von nun an betrachtete er sei- 
nen Neffen als den gefährlichsten Feind, den England überhaupt hatte. 
Der Kaiser wiederum insistierte (und zwar nicht erst später, als sich die 
Marokkokrise zu einem Fiasko für Deutschland entwickelt hatte, sondern 
bereits im Sommer 1905), er sei nur Bülow zuliebe in Tanger gelandet. In 
seinem berühmten «Selbstmordtelegramm» an den Reichskanzler vom 
ı1. August 1905 rief er aus: «Vergessen Sie nicht, daß Sie mich persönlich 
gegen meinen Willen in Tanger eingesetzt haben, um einen Erfolg in Ihrer 
Marokkopolitik zu haben. [...] Ich bin Ihnen zuliebe, weil es das Vaterland 
erheischte, gelandet, auf ein fremdes Pferd trotz meiner durch den ver- 
krüppelten linken Arm behinderten Reitfähigkeit gestiegen, und das Pferd 
hätte mich um ein Haar ums Leben gebracht, was Ihr Einsatz war! Ich ritt 
mitten zwischen den spanischen Anarchisten durch, weil Sie es wollten 
und /hre Politik davon profitieren sollte!»* In seinen Memoiren betonte 
der Kaiser weniger seine Angst vor den Anarchisten und den fremden 
Pferden als die politischen Bedenken, die er angeblich gegen die Landung 
geltend gemacht hatte. «Ich befürchtete, daß dieser Besuch bei der Lage 
der Dinge in Paris als Provokation aufgefaßt werden könnte und in Lon- 
don die Geneigtheit zur Unterstützung Frankreichs im Kriegsfalle bewir- 
ken würde.»’ Dem ihn auf der Mittelmeerreise begleitenden Gesandten 
Wilhelm von Schoen gegenüber rechtfertigte sich der Kaiser mit der Be- 
hauptung, «es sei nicht seine Absicht gewesen, die Reise zu einer hochpoli- 
tischen und in mancher Beziehung nicht unbedenklichen Kundgebung 
werden zu lassen. [...] Indessen habe der Kanzler, vermutlich unter dem 
Einfluß Herrn von Holsteins, so nachdrücklich auf einer politischen Beto- 
nung bestanden, daß er sich schließlich, konstitutionellem Grundsatze ge- 
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treu, gefügt habe.»* Schoen bestätigte diese Darstellung und stellte fest: 
«Erst mehrere Tage später, als der Kaiser in Neapel die ersten Nachrichten 
über das gewaltige Echo erhielt, das der Tangerbesuch in der Welt geweckt 
hatte, schien es zum vollen Bewußtsein des Kaisers zu kommen, von welch 
großer politischer Bedeutung das Unternehmen gewesen. Wenn der Kaiser 
es auch nicht äußerte, so hatte ich doch den Eindruck, daß er auf das Er- 
eignis mit dem Gefühl zurückblickte, es wäre besser gewesen, an seiner ur- 
sprünglichen Weigerung festzuhalten.»7 

Wenn auch die Geschichtsforschung selbst nach einhundert Jahren 
nicht zu einem Konsens über die Rolle oder die Motive der drei für die 
deutsche Marokkopolitik hauptsächlich Verantwortlichen - Wilhelm IL., 
Bülow und Holstein - gelangt ist, so besteht Einigkeit wenigstens darüber, 
daß sich mit der Landung des Kaisers in Tanger am 31. März 1905 die in- 
ternationalen Spannungen wesentlich verschärft, die Gefahren eines Welt- 
krieges sich seitdem erheblich erhöht hatten. «Die Landung des Kaisers in 
Tanger löste die wahrscheinlich ernsteste internationale Krise in Europa in 
der Ära vor dem Ersten Weltkrieg aus», urteilt der amerikanische Hol- 
stein-Biograph Norman Rich. Die Erste Marokkokrise «führte zu einer 
Kristallisation diplomatischer Ausrichtungen, die die Bühne für die Ereig- 
nisse von 1914 bereitete».“ Aber nicht nur die Historiker, auch einige Zeit- 
genossen erkannten das Fehlkalkül hinter der theatralischen Provokation. 
So schrieb der weise Graf Zedlitz bereits eine Woche nach der Tangerlan- 
dung: «Der einzige tatsächliche Erfolg des Besuches ist der, daß die Fran- 
zosen in große Erregung geraten sind und wir sie, was bei der augenblick- 
lichen Lage für uns das allerungünstigste ist, geradezu dem Engländer in 
die Arme getrieben haben. [...] Wenn die beiden Mächte in dieser Frage 
also Ernst machen, so werden wir nachgeben müssen.» Der Vorfall könne 
«für lange Zeit so wirken, wie die einst sehr plötzlich und rasch abgesandte 
Krüger-Depesche. Jedenfalls gehört die ganze Art, wie sich diese Ange- 
legenheit entwickelt, zu den Momenten, die für den Staat einmal wirklich 
gefährlich werden können.»? 

Wie konnte es zu diesem Fehltritt kommen? Welche Ziele verfolgten in 
der Marokkokrise der Reichskanzler und der Geheimrat von Holstein, 
und welche Haltung nahm Kaiser Wilhelm II. ihnen gegenüber ein? Wann, 
wenn überhaupt, hat er gegen die abenteuerliche Machtpolitik der Wil- 
helmstraße Bedenken geäußert und den Versuch unternommen, einen an- 
deren, versöhnlicheren Kurs einzuschlagen? Immerhin stand Wilhelm 
1905, und gerade im außen- und militärpolitischen Bereich, auf dem Hö- 
hepunkt seiner persönlichen Macht. Wie wir sehen werden, bekannte er 
sich in jenem Sommer wiederholt mit Stolz zu der Landung als unerläß- 
liche Vorbedingung seines ständig anvisierten Ziels einer Kontinentalliga 
gegen England.'° Der Gräfin Annina Morosini schrieb er im April 1905, 
kurz nach dem Ritt durch Tanger: «Sie werden bemerkt haben, daß ganz 
Europa jetzt meinen Willen tut- aus Angst vor mir.»'' Die Versicherungen 
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des Grafen Götz von Seckendorff, der an der Kreuzfahrt nach Lissabon, 
Tanger, Gibraltar und Neapel teilnahm, daß nicht der Kaiser, sondern das 
Auswärtige Amt die Idee des Marokko-Abenteuers gehabt und daß Wil- 
helm bis zuletzt sein Widerstreben gegen eine Landung in Tanger geäußert 
habe, wies der britische Außenminister Lansdowne zurück. «Nach meiner 
festen Überzeugung war der Urheber der Idee [der Gesandte Graf] Tat- 
tenbach, dem es gelang, den Geist des Kaisers damit zu durchtränken. Der 
Kaiser nahm sie dann enthusiastisch auf und machte sie sich zu eigen. - 
Aber die Wahrheit liegt vielleicht dazwischen.»'* Der deutsche Botschafter 
in Paris, Fürst Hugo Radolin, der mit Holstein engstens befreundet war, 
gab den Hofmilitärs die Schuld an dem Fiasko: Sie hätten den Kaiser «an 
einen Punkt gedrängt, [...] der nahe am Krieg war». Zweifellos ist das 
Verhalten Wilhelms während der Ersten Marokkokrise äußerst aufschluß- 
reich für das spannungsreiche Verhältnis zwischen seiner persönlichen 
Diplomatie und der Außenpolitik der Reichsleitung und verdient eine 
genaue Untersuchung. 


1. Das Vorspiel vom Frühjahr 1904 


Daß der Kaiser auch anders hätte handeln können, belegt seine entschiede- 
ne Haltung ein Jahr vor der fatalen Landung in Tanger, nämlich während 
seiner Mittelmeerreise im Frühjahr 1904. Damals entwickelten Bülow und 
das Auswärtige Amt Pläne für eine Kraftdemonstration in Marokko, die 
der Monarch wiederholt ablehnte. Als der Pascha von Fes den marokkani- 
schen Agenten einer deutschen Firma inhaftieren ließ, wollte Bülow den 
Zwischenfall zum Vorwand nehmen, um «unsere [...] zum Teil seit länge- 
rer Zeitschwebenden Reklamationen gegen Marokko zu endlicher Erledi- 
gung» zu bringen. «Unsere politische und wirtschaftliche Stellung in Ma- 
rokko, namentlich auch den übrigen dort engagierten Mächten gegenüber, 
dürfte es [...] unumgänglich machen, diesen Widerstand zu brechen und 
auf Gewährung voller Genugtuung für das vertragswidrige, in offene Ver- 
höhnung unseres Rechts ausartende Verhalten [...] zu bestehen.» Der 
Kanzler schlug dem Kaiser im März 1904 vor, «schleunige und ausreichen- 
de Sühne für die flagrante Vertragsverletzung in Fes» einzufordern, also 
die sofortige Freilassung und Entschädigung des deutschen Agenten sowie 
«strenge Bestrafung der in die Angelegenheit verwickelten scherifischen 
Beamten». Doch Wilhelm II. reagierte auf diese scharfen Worte ablehnend 
und meinte resignierend: Da die marokkanischen Behörden «von Gallien 
und Britannien zusammen» bestärkt würden, werde ihre Bestrafung «doch 
nicht» geschehen.'* Folglich verwarf der Monarch den Vorschlag seines 
Kanzlers, «den weiteren Verhandlungen durch militärische Machtent- 
wickelung Nachdruck zu verleihen», indem deutsche Kriegsschiffe «zur 
Unterstützung unserer Forderungen und Beschwerden» nach Tanger ent- 
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sandt würden.'s Angesichts des «sehr vorgerückten Stadiums» der Ver- 
handlungen über die wenig später, am 8. April 1904, abgeschlossene eng- 
lisch-französische Entente würde «eine einseitige kriegerische Aktion 
Deutschland in diesem Augenblick [...] das Mißtrauen dieser Mächte un- 
streitig wachrufen, es würde den Glauben an unsere wiederholt abgegebe- 
ne[...] Versicherung, daß wir in Marokko keinerlei ausschließliche Rechte 
beanspruchen, wankend machen und unserer Politik den Stempel der 
Zweideutigkeit aufdrücken.»"° 

Ausnahmsweise agierte der Kaiser hier also weitaus umsichtiger als sein 
Kanzler und erteilte dessen auftrumpfenden Plänen eine deutliche Abfuhr. 
Anstelle eines Alleingangs des Kaiserreichs regte Wilhelm eine Europäisie- 
rung und Internationalisierung der Problematik an. Während Bülow in 
dem eigentlich unbedeutenden Vorfall endlich eine «genügende Unterlage 
für eine militärische Aktion» gekommen sah, war sein Souverän angesichts 
des in der Luft liegenden Abschlusses der Entente cordiale besorgt über 
die drohende Isolierung Deutschlands und mißbilligte genau die Schaukel- 
politik zwischen den übrigen Großmächten, die er sonst so häufig selbst 
betrieb. Doch der Kanzler wollte seine Kanonenbootpolitik immer noch 
nicht aufgeben, sondern beabsichtigte, dem Kaiser zu antworten, er halte 
es für seine Pflicht, darauf hinzuweisen, daß die Zugeständnisse, die man 
in Paris, London und Madrid machen müßte, um zu einem gemeinsamen 
Vorgehen in Marokko zu gelangen, «möglicherweise im Inlande uner- 
wünschte Rückwirkungen auf das Schicksal der zu erwartenden neuen 
Flottenvorlage zeitigen könnte. Die Opposition, die aus jedem Holz Pfeile 
schnitzt, wird unser Zurückgreifen auf fremde Hilfe gegen Marokko leicht 
zum Ausgangspunkt für flottenfeindliche Argumente nehmen.»' Dieser 
durchsichtige Appell Bülows an Wilhelms Vorliebe für «seine» Flotte und 
die Aversionen gegen den Reichstag kam bereits zu spät und wurde nicht 
mehr abgeschickt - ob angesichts des sich vollziehenden Abschlusses der 
Entente cordiale'® oder doch, weil Bülow im letzten Moment der Mut 
fehlte, gegen die deutliche Abfuhr seines Monarchen aufzubegehren, muß 
dahingestellt bleiben. 

Jedenfalls bestätigte der Abschluß der Entente vom 8. April 1904 den 
Kaiser in seiner Ablehnung der von Bülow vorgeschlagenen Machtde- 
monstration in Marokko. Da nun für England «die möglichen Reibungs- 
punkte mit Frankreich [...] wesentlich eingeschränkt» seien, urteilte er am 
19. April 1904, werde «für England jede Rücksichtnahme anf uns mehr 
und mehr in den Hintergrund treten. [...] Unter diesen Umständen dürfte 
es wohl als ein Segen anzusehen sein, daß eine Flottendemonstration unse- 
rerseits in Marokko unterblieben ist.»'? Im Sommer 1904 lehnte der Kaiser 
erneut ein Verlangen der Wilhelmstraße ab, dem Sultan von Marokko ein 
Ultimatum zu stellen und zur Unterstützung der deutschen Forderungen 
ein Kriegsschiff nach Nordafrika zu entsenden.” 
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2. Das Tauziehen um die Landung in Tanger 


In den darauffolgenden Monaten hatte sich vor allem durch die wachsende 
Spannung mit England während des Russisch-Japanischen Krieges die 
internationale Lage Deutschlands im Westen erheblich verschlechtert. 
Größte Vorsicht und Zurückhaltung, das sahen auch Bülow und Holstein 
ein, waren geboten. Unmittelbar vor der Mittelmeerreise des Kaisers im 
März 1905 riet Bülow zu Gefälligkeiten gegenüber dem italienischen Kö- 
nigshaus, um Italien «nicht ganz in das französische Lager [zu] treiben». 
Die «allgemeine Weltlage», meinte der Reichskanzler, sei «doch so ge- 
spannt, daß wir bestrebt sein müssen, möglichst wenige Stiche zu ver- 
geben». Auf diese Mahnung konterte Wilhelm verbittert: «Wenn es nicht 
schon geschehen ist in früheren Zeiten, die Keime zur jetzigen Constella- 
tion geboren haben. Der Dreibund durch Entzweiung Oesterreichs und 
Italiens gelockert, Rußland uns gegenüber unverändert oder Indifferent 
[sic], England feindlich, Gallien auf Revanche ausgehend.»”' Der Kaiser 
wandte kräftigere Methoden an, um Italien an den Dreibund zu ketten, in- 
dem er dem italienischen Botschafter Lanza Gerüchte über einen franzö- 
sisch-italienischen Neutralitätsvertrag vorhielt. Diese Mitteilung verfolgte 
den Zweck, wie Bülow den Botschafter in Rom, Graf Monts, wissen ließ, 
«die italienische Regierung darauf zu stoßen, daß diese ihre Hinneigung zu 
Frankreich wenigstens äußerlich in Schranken halten und auf die Pflege 
der deutsch-italienischen Beziehungen mehr Sorgfalt verwenden muß, als 
bisher seit dem Thronwechsel.»”” Ob man dem Ziel, Italien beim Drei- 
bund zu halten, allerdings durch eine derartige Eröffnung näherkam, muß 
bezweifelt werden; trotz Bülows Versicherung: «Daß wir Italien einge- 
schüchtert haben, war nützlich, schon um dessen Stimmung zu sondieren, 
und auch als Warnung.»”: Beide Vorstöße zeugten vielmehr von der Hilf- 
losigkeit der deutschen Politik angesichts der zunehmenden Isolierung des 
Reiches. 

In dieser Situation sollte ausgerechnet Frankreich den Vorwand für 
einen gewagten Versuch der Wilhelmstraße bieten, die Bande der Entente 
doch noch aufzubrechen. Die Republik versäumte es nämlich, Deutsch- 
land offiziell über den Abschluß seiner Kolonialverständigung mit Eng- 
land zu unterrichten und die ihm darin zugesprochenen Vorteile in Ma- 
rokko gegenüber Berlin abzusichern. England hingegen hatte sich mit dem 
Kaiserreich über den Schutz deutscher Interessen in Ägypten geeinigt und 
damit auch formell das Einverständnis Deutschlands zur britischen Herr- 
schaft am Nil erhalten. Dies war bereits unmittelbar vor dem Besuch Kö- 
nig Edwards bei Kaiser Wilhelm auf der Kieler Woche Ende Juni 1904 
geschehen.” Durch seine Unterlassung leistete Frankreich nun dem deut- 
schen Vorgehen unbewußt Vorschub, die konkrete Anwendung der En- 
tente-Vereinbarungen in Marokko zu durchkreuzen. Der französischen 
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Politik und insbesondere dem Außenminister Theophile Delcasse sollte 
damit die Wertlosigkeit seiner Verbindung mit England demonstriert wer- 
den, um so dieses entscheidende Glied einer drohenden Einkreisung 
Deutschlands zu zerbrechen. Das Kaiserreich wollte auf der - nominell 
weiterhin gültigen — Unabhängigkeit des marokkanischen Sultanats be- 
stehen und den französischen Zugriff auf Marokko verhindern, um die 
Entente cordiale als Fetzen Papier ohne echten Nutzen für Paris hinzu- 
stellen. Gab es ein augenfälligeres Mittel, dies zu demonstrieren, als daß 
der Deutsche Kaiser offiziell marokkanischem Boden einen Besuch abstat- 
tete und dem dortigen Sultan - von Souverän zu Souverän, um auch hier 
als Bannerträger des monarchischen Prinzips aufzutreten - Grüße entbot? 
Der Plan zu einer solchen Aktion wurde angesichts der vorübergehenden 
Handlungsunfähigkeit Rußlands in einem strategisch äußerst günstigen 
Moment ins Auge gefaßt. 

Parallel dazu versuchte Frankreich, seinen Einfluß in Marokko zu 
zementieren: In der zweiten Januarhälfte 1905 reiste der französische 
Gesandte Georges St.-Rene-Taillandier von der Diplomatenstadt Tanger 
am Atlantik nach Fes ins Landesinnere, an den Hof des marokkanischen 
Sultans Mulay Abdul Asis. Dort sollte er die in der Entente-Abmachung 
zugestandene französische Vormachtstellung in Marokko sicherstellen. 
Taillandier präsentierte dem Sultan die Aufforderung zur faktischen Um- 
wandlung seines Landes in ein französisches Protektorat: Frankreich woll- 
te die Finanzkontrolle ausüben, den politischen Einfluß anderer Staaten 
ausschließen und die marokkanische Armee durch eigene Instrukteure 
kontrollieren.” 

Bei der Behandlung der Frage waren sich Holstein und Bülow nur zu 
bewußt, daß der Kaiser ostentativen Handlungen in Marokko weiterhin 
ablehnend gegenüberstand. Wilhelms Weigerung, im Frühjahr und Som- 
mer 1904 Kriegsschiffe nach Nordafrika zu entsenden, wirkte ebenso wie 
sein Verzicht auf Landerwerb in Marokko auch jetzt noch nach.” Der 
Kaiser stand weiterhin auf dem Standpunkt, «daß die Politik des Reiches 
mit zu viel äußeren und inneren Fragen belastet sei, um sich auf ein Unter- 
nehmen in Marokko einzulassen».”” Angesichts dieser Haltung Wilhelms 
verweigerte das Auswärtige Amt zweimal, im Oktober 1904 und im Ja- 
nuar 1905, eine Verstärkung der Marinepräsenz an der marokkanischen 
Küste, um die der dortige Gesandte und die deutsche Kolonie gebeten hat- 
ten.” Dennoch gibt es einige interessante Hinweise darauf, daß die Idee zu 
einer Landung in Tanger ursprünglich von Wilhelm selbst ausgegangen 
ist.” Die amerikanische Regierung war erstaunt, als der Kaiser sie in den 
ersten Wochen des Jahres 1905 um Mitwirkung bei dem geplanten Vorstoß 
in Marokko bitten ließ, denn damit hatte er sich in ihre Hand begeben. 
Durch die Mitteilung an England und Frankreich, «was er uns in den letz- 
ten Wochen gesagt hat, könnten wir ihm große Schwierigkeiten bereiten», 
konstatierte John Hay, der US-Staatssekretär, am 7. März 1905.3° 
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Während der Beratung über das Programm für die Mittelmeerreise 
1905 äußerte der Kaiser dem Oberhofmarschall Grafen August Eulenburg 
gegenüber den Wunsch, an der nordafrikanischen Küste entlangzukreu- 
zen, um etwas von Marokko zu sehen und den Aufenthalt in Gibraltar 
nicht zu lange auszudehnen. Vorsichtshalber fragte Eulenburg beim 
Reichskanzler an, ob er dagegen politische Bedenken habe, woraufhin 
Bülow schriftlich antwortete: «Nur ein Vorbeifahren dicht an Tanger habe 
nach seiner Ansicht kaum Bedenken.» Zedlitz, der als Hofmarschall mit 
seinem Vorgesetzten Eulenburg eng zusammenarbeitete, wußte zu berich- 
ten: Aus der Reaktion Bülows «ging hervor, daß ihm bereits dieser Plan 
schon nicht ganz sympathisch war, und daß er leise abraten wollte. - Nach 
einigen Tagen aber sprach Majestät ganz ruhig von einem eventuellen kur- 
zen «Landen in Tanger, und nun hatte Graf Bülow doch nicht mehr die 
Nerven, um zu erklären, daß dies tatsächlich Schwierigkeiten in der politi- 
schen Lage hervorrufen könnte. Aus der ganzen Situation ging hervor, daß 
dem Reichskanzler der Besuch von Tanger sehr unerwünscht war, daß er 
dies aber nicht mit der entsprechenden Entschiedenheit zum Ausdruck 
brachte.»>’ Der von Eulenburg an Bülow übersandte Reiseplan vom 
13. März 1905 sah bereits einen vierstündigen Aufenthalt des Monarchen 
in der marokkanischen Hafenstadt vor. Nun erkannte Bülow unter dem 
Einfluß Holsteins aber die Möglichkeit, die Kaiserlandung für einen welt- 
politischen Coup zu instrumentalisieren. Am 19. März meldete die offi- 
zıöse Kölnische Zeitung ein «sehr bestimmt auftauchendes Gerücht», daß 
«Seine Majestät Kaiser Wilhelm am 31. d. Mts. vormittags Tanger anlaufen 
und durch einen vom Sultan beauftragten marokkanischen Würdenträger 
begrüßt werden wird». Auch international sorgte diese Meldung für Auf- 
sehen. Die Londoner Times erinnerte ihre Leser an Wilhelms Worte vom 
Vorjahr, Deutschland suche in Marokko keine territorialen Vorteile, 
sondern lediglich die Fortdauer der ökonomischen Gleichberechtigung. 
Bülow ließ diese und andere Artikel unkommentiert in der Norddeutschen 
Allgemeinen Zeitung verbreiten und übersandte sie dem Kaiser mit dem 
Kommentar: «Euerer Majestät Besuch in Tanger wird Herrn Delcasse in 
Verlegenheit setzen, seine Pläne durchkreuzen und unseren wirtschaft- 
lichen Interessen in Marokko förderlich sein.» «Tant mieux», notierte der 
Kaiser zufrieden am Rand dieses Immediatberichts.>” Von politischen Be- 
denken gegen den Husarenritt war hier also noch nichts zu spüren. 

Wilhelm schien zunächst begeistert, daß er mit dem geplanten Tanger- 
besuch die von ihm explizit geforderte Gelegenheit geliefert bekam, «Paris 
eins auszuwischen». Schon wenige Stunden später aber zögerte er dann 
doch, diese «Chance» auch wahrzunehmen. Als er am 20. März aus Agen- 
turberichten die Nachricht erhielt, «daß deutsche Colonie und Marokka- 
ner Vorbereitungen machen um meinen Besuch auszuschlachten, und Bri- 
ten ihn gegen Gallier ausspielen», befahl der Kaiser Bülow: «Es ist sofort 
nach Tanger zu telegraphiren, daß es höchst zweifelhaft ist ob ich Lande 
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[sic], und daß ich incog[nito] als Tourist nur Reise [sic]; also keine Audien- 
zen, keine Empfänge.» In den folgenden Tagen mußte Wilhelm durch 
Bülow und Holstein sozusagen zum Jagen getragen werden. Der Kanzler 
beruhigte und umschmeichelte zunächst den verunsicherten Monarchen: 
Durch den «unter Zugrundelegung der von Euere Majestät im vorigen 
Jahre [...] gegebenen Erklärung» in der Norddentschen Allgemeinen Zei- 
tung veröffentlichten «Hinweis, daß Euere Majestät keine territorialen 
Vorteile in Marokko erstreben, sondern daselbst nur die wirtschaftliche 
Gleichberechtigung Deutschlands mit anderen Völkern beanspruchen, ist 
der sensationellen Preßmache der Boden entzogen. Unter diesen Umstän- 
den möchte ich alleruntertänigst empfehlen, daß an den bisherigen Reise- 
dispositionen Euerer Majestät in betreff von Tanger nichts geändert wer- 
de.» Bülow versuchte Wilhelm bei seiner Ehre zu packen: Wenn jetzt 
bekannt würde, daß der Kaiser - falls überhaupt - nur inkognito in Tanger 
lande, dann werde der französische Außenminister diese «Beschränkung 
des kaiserlichen Reiseprogramms» als eigenen «Erfolg» öffentlich für sich 
reklamieren. «Ich wage zu glauben, daß ich mit Euerer Majestät einig bin 
in der Auffassung, daß kein Grund für uns vorliegt, Herrn Delcasse diesen 
Triumph zu bereiten, den er mit gewohnter Virtuosität moussieren lassen 
würde.» Damit zeigte sich Wilhelm, zwei Tage vor seiner Abreise, «einver- 
standen».’* Der Monarch erwartete jedoch bei seinem Zwischenstop in 
Lissabon telegraphische «Vorschläge», ob er «ohne Gefährdung seiner Si- 
cherheit an Land gehen kann. Wenn ja, will Seine Majestät unter Führung 
[des Geschäftsträgers] von Kühlmann die Schönheiten und Sehenswürdig- 
keiten von Tanger besichtigen und sodann bei Kühlmann das Frühstück 
einnehmen. Ferner ist festzustellen, wen Seine Majestät als Gesandten des 
Sultans von Marokko an Bord empfangen soll.» Der Kanzler konnte sich 
seines schwankenden Monarchen also keineswegs sicher sein — und hielt, 
quası als Auftrag für sich und Holstein, fest: «Alles dies muß genau er- 
wogen und festgestellt werden, damit Seine Majestät bei seiner Ankunft in 
Lissabon ein genaues Programm für Tanger vorfindet, unter Darlegung 
dessen, was dort zu geschehen hat, der dortigen Situation, der zu führen- 
den Sprache usw. usw.»>’ 

Am 22.März 1905 hielt Wilhelm II. anläßlich der Enthüllung des 
Denkmals für seinen Vater in Bremen eine bemerkenswerte Rede, die zwar 
seine Friedensliebe betonte, aber auch die wachsende Macht des Deut- 
schen Reiches zu Land und zu Wasser sowie seine weitreichenden Zu- 
kunftsziele - er sprach von einer Hohenzollernweltherrschaft - unmißver- 
ständlich hervorhob. «Ich habe mir damals den Fahneneid geschworen, als 
Ich zur Regierung kam, nach der gewaltigen Zeit Meines Großvaters, daß, 
was an Mir liegt, die Bajonette und Kanonen zu ruhen hätten, daß aber Ba- 
jonette und Kanonen scharf und tüchtig erhalten werden müßten, damit 
Neid und Scheelsucht von außen uns an dem Ausbau unsers Gartens und 
unsers schönen Hauses im Innern nicht stören. Ich habe Mir gelobt, auf 
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Grund Meiner Erfahrungen aus der Geschichte, niemals nach einer öden 
Weltherrschaft zu streben. Denn was ist aus den großen sogenannten 
Weltreichen geworden? Alexander der Große, Napoleon der Erste, alle die 
großen Kriegshelden, im Blute haben sie geschwommen und unterjochte 
Völker zurückgelassen, die beim ersten Augenblick wieder aufgestanden 
sind und die Reiche zum Zerfall gebracht haben. Das Weltreich, das Ich 
Mir gegründet [sic!] habe, soll darin bestehen, daß vor allem das neuer- 
schaffene Deutsche Reich von allen Seiten das absoluteste Vertrauen als 
eines ruhigen, ehrlichen, friedlichen Nachbarn genießen soll, und daß 
man dereinst vielleicht von einem deutschen Weltreich oder einer Hohen- 
zollernweltherrschaft in der Geschichte reden sollte, sie nicht auf Erobe- 
rungen begründet sein soll durch das Schwert, sondern durch gegenseiti- 
ges Vertrauen der nach gleichen Zielen strebenden Nationen. [...] Ich 
danke Gott, daß Ich hier in diesem Rathause keinen Notschrei mehr aus- 
zustoßen habe, wie einst in Hamburg. Die Flotte schwimmt und sie wird 
gebaut, das Material an Menschen ist vorhanden. Der Eifer und der Geist 
ist derselbe wie der, der die Offiziere der preußischen Armee bei Hohen- 
friedberg und bei Königgrätz und bei Sedan erfüllt hat, und mit jedem 
deutschen Kriegsschiff, das den Stapel verläßt, ist eine Gewähr mehr für 
den Frieden auf der Erde gegeben, um soviel weniger werden unsre Geg- 
ner mit uns anzubinden suchen, um so wertvoller werden wir als Bundes- 
genossen.» Die Aufgabe der deutschen Jugend werde es sein, so verkünde- 
te Wilhelm II., «Streit, Haß, Zwietracht und Neid zu meiden, sich zu 
erfreuen an dem deutschen Vaterlande, wie es ist, und nicht nach Unmög- 
lichem zu streben; sich der festen Überzeugung hinzugeben, daß unser 
Herrgott sich niemals so große Mühe mit unserm deutschen Vaterlande 
und seinem Volke gegeben hätte, wenn er uns nicht noch Großes vorbe- 
halten hätte. Wir sind das Salz der Erde, aber wir müssen dessen auch wür- 
dig sein. Darum muß unsre Jugend lernen zu entsagen und sich zu ver- 
sagen, was nicht gut tut für sie, fernzuhalten, was eingeschleppt ist von 
fremden Völkern und Sitten, Zucht und Ordnung, Ehrfurcht und Religio- 
sität zu bewahren. [...] Dann werden wir von allen Seiten mit Achtung, 
teilweise auch mit Liebe, als sichere und zuverlässige Leute betrachtet 
werden und können stehen die Hand am Schwertknauf, den Schild vor uns 
auf die Erde gestellt, und sagen: Tamen, komme, was wolle.»3° Am folgen- 
den Morgen stach Wilhelm in bester Laune an Bord des Hapag-Dampfers 
Hamburg von Cuxhaven aus zu seiner Mittelmeerreise in See.?7 

In Paris machte die Nachricht von dem geplanten Tangerbesuch «gro- 
ßen Eindruck», wie der dortige Geschäftsträger feststellte. «In Presse und 
noch mehr in Salon und Klub herrscht der Ton der Beunruhigung und 
Besorgnis vor Komplikationen vor.»® Diese Stimmung suchte Bülow 
noch zu verschärfen, indem er die Leitung des Auswärtigen Amts anwies, 
«wenn Diplomaten nach Tanger und Marokko fragen, [...] ihnen gar 
nichts zu antworten und dazu ein ernstes und impassibeles Gesicht zu ma- 
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chen. Unsere Haltung in dieser Beziehung gleiche vorläufig derjenigen der 
Sphinx, die, von neugierigen Touristen umlagert, auch nichts verrät.»>? 
Diese Unbestimmtheit erschien nicht nur wegen der primär intendier- 
ten Verunsicherung Frankreichs angebracht, sondern auch, weil sich die 
deutsche Führung selbst ihres Monarchen und seiner endgültigen Absich- 
ten nicht sicher sein konnte. Mit einer ganzen Batterie von nach Lissabon 
gesandten Telegrammen suchte Bülow den Kaiser davon zu überzeugen, 
wirklich wie vorgesehen Tanger anzulaufen. Darauf seien jetzt die Augen 
des Inlandes und Auslandes gerichtet. [...] Durch diesen Besuch ist Del- 
casse zum ersten Mal seit lange in eine verlegene Situation versetzt wor- 
den. Verläuft der Besuch in Tanger nach Wunsch, so steht Delcasse mit sei- 
ner deutschfeindlichen Politik als blamierter Europäer da.» Der Sultan 
von Marokko sei «hocherfreut über Euerer Majestät Besuch in Tanger» 
und habe bereits seinen Großonkel mit drei weiteren hohen Würdenträ- 
gern sowie einem Handschreiben dorthin entsandt.* In einem weiteren 
Telegramm, das detaillierte Regieanweisungen für die Handlungen und 
Reden des Monarchen in Tanger enthielt, betonte Bülow «die Sicherheit 
der von uns eingenommenen Stellung. Indem wir als Vertreter der wirt- 
schaftlichen Gleichberechtigung aller Nationen dastehen, werden wir 
auch ipso facto zum Beschützer der englischen Verkehrswelt in Marokko, 
deren Interessen von der englischen Regierung durch das Abkommen mit 
Frankreich preisgegeben wurden. Der englische Kaufmann ist zu sharp, 
um nicht zu wissen, was es für ihn wie für alle Nichtfranzosen bedeuten 
würde, wenn Marokko allmählich in dieselbe Protektoratsform hineinge- 
drückt werden sollte wie Tunis.» Die französische Presse sei «wieder fre- 
cher geworden», u.a. mit der Forderung, «z.B. Metz heraus[zu]geben», 
und verfolge damit das Ziel, dem marokkanischen Sultan «die Überzeu- 
gung beizubringen, daß Frankreich die stärkere von den beiden Mächten 
[Frankreich und Deutschland] sei und die Bedingungen bezeichne, nach 
welchen die Beziehungen der beiden Mächte sich regelten. [...] Um dem 
entgegenzuwirken, empfiehlt es sich meines ehrfurchtsvollsten Erachtens, 
daß Ew. Majestät den Abgesandten des Sultans mit Auszeichnung und 
ausgesprochenermaßen als Abgesandten eines Souveräns empfangen. [...] 
Im deutschen Interesse liegt es nicht, durch Entmutigung des Sultans die 
allmähliche Angliederung Marokkos an Frankreich zu fördern. Abge- 
sehen davon, daß die systematische Ausschließung des nichtfranzösischen 
Kaufmanns und Unternehmers aus Marokko nach dem Vorgange von 
Tunis eine erhebliche wirtschaftliche Einbuße für Deutschland bedeuten 
würde, ist es auch eine Verkennung unserer Machtstellung, wenn Herr 
Delcass& es nicht der Mühe für wert gehalten hat, wegen seiner marokka- 
nischen Pläne mit Deutschland in Verhandlung zu treten. Herr Delcass& 
hat uns bei dieser Gelegenheit vollkommen ignoriert. Es scheint deshalb 
angezeigt, daß Ew. Majestät, ohne ein unfreundliches Wort über Frank- 
reich zu sagen, Frankreich in Marokko gänzlich unerwähnt lassen und 
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auch den französischen Geschäftsträger mit keiner Ansprache, sondern 
nur mit einem stillschweigenden Gruße beehren. [...] Ew. Majestät Besuch 
in Tanger steht augenblicklich im Mittelpunkt des Weltinteresses. In Lissa- 
bon wird versucht werden, Ew. Majestät über unsere Endabsichten in Ma- 
rokko auszuholen. Je mehr Ew. Majestät bis zur Ankunft in Tanger die 
Sphinx spielen, und je weniger bis dahin unsere Stellungnahme erkennbar 
wird, um so mächtiger wird der Besuch in Tanger wirken.»* 

Die ständigen Umschmeichelungs- und Einflüsterungskünste des 
Reichskanzlers blieben zunächst wirkungslos, zumal die Nachrichten aus 
Tanger alles andere als ermutigend lauteten. Besorgt telegraphierte der 
Kaiser am 28. März 1905 aus Lissabon an Bülow: «In Tanger ist bereits der 
Teufel los, gestern ein Engländer fast ermordet, ich halte die Sache dort für 
recht sehr zweifelhaft und da [der Gesandte in Lissabon, Graf] Tattenbach 
als alter Kenner Zweifel ebenfalls hegt, so habe ich befohlen, daß er mit 
geht und ers[t]mal die Dinge sich besicht, ehe ich an Land gehe.» Darauf- 
hin bearbeitete Bülow am 29. März mit gleich vier Telegrammen den vom 
Kaiser vorgeschobenen Tattenbach, daß er für eine Landung eintreten 
möge: «Wenn der Sultan fest bleibt, die französischen Forderungen in der 
Hauptsache ablehnt und Frankreich sich also vor die Alternative einer di- 
plomatischen Niederlage oder eines marokkanischen Krieges gestellt sieht, 
[wird] das diplomatische Prestige des Herrn Delcasse von seinen eigenen 
Landsleuten arg zerpflückt werden. [...] Diese Verlegenheit möchten die 
zahlreichen Feinde von Delcass& ausnutzen, um diesen zu stürzen. [...] Es 
wäre daher kein Wunder, wenn der Minister und sein Anhang jetzt be- 
müht wären, durch Einschüchterungsversuche einen Besuch Seiner Ma- 
jestät in Tanger zu hintertreiben.»* Implizit hieß das: Wer gegen eine Lan- 
dung eintritt, spielt damit indirekt Frankreich in die Hände. Darüber 
hinaus versuchte der Reichskanzler die Sorge um die persönliche Sicher- 
heit des Monarchen zu zerstreuen. Daß Tattenbach den Kaiser nach Tan- 
ger begleite, sei für ihn, Bülow, «eine besondere Beruhigung». Aber besag- 
ter Engländer sei nach Auskunft des deutschen Geschäftsträgers «nur ganz 
leicht geritzt» worden und die öffentliche Meinung in Tanger sei «geneigt, 
in dem Überfall eine französische Machination zu sehen, um womöglich 
den Besuch Seiner Majestät in Tanger zu hintertreiben». Kühn behauptete 
der Kanzler, «daß, da alle erforderlichen Maßnahmen auch seitens deut- 
scher und spanischer Polizei getroffen sind, unser allergnädigster Herr 
sich bei der Landung in Tanger kaum mehr exponiert als bei seinem täg- 
lichen Spaziergang im Tiergarten».*° Zwar gehe «die Sicherheit der aller- 
höchsten Person [...] allem anderen vor», er müsse «es aber allerdings als 
eine Unglück für Seine Majestät und für das Deutsche Reich ansehen, 
wenn die Lage in Tanger wirklich so wäre, daß die Landung unterbleiben 
müßte. Die feindliche Presse würde natürlich verbreiten, daß Seine Maje- 
stät einer vermeintlichen Gefahr — die man hinterher als imaginär darstel- 
len würde - habe ausweichen wollen. Sie werden darin mit mir einig sein, 
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daß diese Ansicht, wenn sie Boden gewönne, die Scheu beseitigen müßte, 
welche die Welt heute vor der unerschrockenen Tatkraft Seiner Majestät 
hat. Diese Scheu war bisher ein Hauptfaktor für die friedliche Erhaltung 
der Machtstellung Deutschlands. Wenn das Prestige der allerhöchsten 
Person litte, würde das Benehmen des Auslandes uns gegenüber ein ande- 
res werden, und wir würden uns bald, bei der ersten besten Gelegenheit, 
vor die Alternative zwischen Zuschlagen und Zurückweichen gestellt 
sehen.»* 

Tattenbach antwortete, es gäbe zwar in der Umgebung des Kaisers 
«eine starke Stimmung dagegen, daß Seine Majestät in Tanger an Land 
gehe», er selbst halte aber deren Befürchtungen für unzutreffend und ver- 
trete ebenso wie der Oberhofmarschall Eulenburg die Ansicht, daß «unter 
allen Umständen [...] der beabsichtigte Besuch jetzt, nachdem so viel dar- 
über gesprochen und geschrieben worden ist, nicht aufgegeben werden» 
dürfe.” Bülow nahm aus der Ferne - in einem bewußt «ganz ruhig» gehal- 
tenen Telegramm“* - erneut direkten Einfluß auf den Kaiser: «Delcasse 
schwitzt Blut, weil Ew. Maj. Besuch in Tanger seine fein eingefädelten Plä- 
ne stören wird. Er hatte in Fez erklären lassen, Frankreich handle im Auf- 
trage aller europ. Mächte, die sämtlich die Unterwerfung Marokkos unter 
Frankreich billigten und wünschten. Wenn Ew. Maj. in Tanger erscheinen, 
umbraust von dem Jubel der Mohammedaner, gefeiert von den nicht-fran- 
zösischen Europäern und ohne von den Franzosen Notiz zu nehmen, so 
ist Delcass& lackiert.» Immerhin hielt der Kanzler selbst jetzt noch ein 
Fehlschlagen seiner Bemühungen für möglich, denn er schrieb an Hol- 
stein: «Wir müssen uns in peius eventum [wenn es Probleme gibt] ein Tele- 
gramm für den Fall ausdenken, daß S.M. an Bord bleibt.»’° 
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Auch nach dem dreitägigen Besuch in Lissabon, dessen pausenlose Festivi- 
täten nichts zur Nervenberuhigung beitrugen, konnte der mitreisende Ge- 
sandte von Schoen (zwei Jahre später sollte der Kaiser ihn zum Staats- 
sekretär des Auswärtigen Amtes ernennen) «wahrnehmen, daß der Kaiser 
dem Tangerer Abenteuer nicht ohne einige Besorgnis entgegensah».’' 
Schoen lebte, wie Valentini beobachtete, «von Anfang an in großer Aufre- 
gung. War ihm doch vom Kanzler Bülow und dem Auswärtigen Amt 
(Holstein!) der gemessene Auftrag [zuteil] geworden, den widerstreben- 
den Kaiser unbedingt nach Tanger zu bringen.»’” Besorgt meldete der Di- 
plomat nach Berlin, der Monarch sei «vor Tanger bis zum letzten Augen- 
blick schwankend und geneigt» gewesen, den Besuch «unter Vorwand der 
Landungsschwierigkeiten zu vermeiden». Die «Allerh[öchste] Laune» 
bei der Ankunft vor Tanger entsprach dem Wetter, hielt Admiral von Mül- 
ler fest: Es wehte nämlich ein steifer Wind aus Ost.’* Mangels eines ausge- 
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Abb. ır Die abenteuerliche Landung in Tanger am 31. März 1905 


bauten Hafens und aufgrund hohen Seegangs konnte die Hamburg nicht 
einfach in Tanger einlaufen, sondern mußte vor der Stadt vor Anker ge 
hen.’ Nicht nur das: Besondere Angst hatte der Kaiser, weil ihm in den 
engen Straßen der Stadt zugemutet werden sollte, auf einem fremden Pferd 
zur reiten.’ «Bei dunklem Wetter und lebhaftem Seegang auf der Reede 
von Tanger [...] begann der Schlußkampf um die Seele des Kaisers», mel- 
dete Valentini seiner Familie.’7 

Die endgültige Entscheidung brachte die Intervention des deutschen 
Geschäftsträgers in Tanger, Richard von Kühlmann. Dieser war von Bü- 
low über die skeptische Haltung Wilhelms I. informiert worden und des- 
halb der Hamburg entgegengefahren. Der Diplomat kletterte in einem 
nicht ungefährlichen Manöver - wie Valentini attestierte: «mit bemerkens- 
werter Eleganz»® - an einer strickleiterartigen Lotsenleiter die Bordwand 
des großen Dampfers hinauf. Vom hohen Wellengang vollständig durch- 
näßt, meldete sich Kühlmann «noch triefend» beim Kaiser - allerdings in 
voller, wenngleich durchweichter Paradeuniform der Bamberger Ulanen, 
des Regiments, in dem er gedient hatte. Wilhelm hatte der handfeste Ein- 
satz «sichtlich amüsiert». Er lobte Kühlmann «wegen der gezeigten Unter- 
nehmungslust» und versprach ihm scherzhaft, «falls es bei der Diplomatie 
schief gehen sollte, eine Lebensstellung an der Militärturnschule». Gleich- 
zeitig aber lehnte er eine Landung aufgrund des Seegangs weiterhin ab und 
versuchte Kühlmann diese Entscheidung zu versüßen, indem er ihm un- 
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mittelbar den Roten Adlerorden verlieh. Den noch jungen Geschäftsträger 
hielt dieser «psychologisch [...] ganz interessante Zug» aber nicht davon 
ab, dem Kaiser Depeschen Bülows vorzutragen, nach denen der Kanzler 
durchaus auf dem Besuch in Marokko bestehe. Unschlüssig befahl der 
schwankende Monarch, zunächst solle ein Vorauskommando, bestehend 
aus Kühlmann, Tattenbach und Generaladjutant von Scholl, als Sachver- 
ständige an Land gehen, um die Lage und vor allem die «Pferdeverhältnis- 
se» zu überprüfen. Zurück an Bord, berichteten sie positiv über die getrof- 
fenen Vorbereitungen. Kühlmann versuchte erneut «eine Einwirkung mit 
ziemlich starken Mitteln» und beschwor Wilhelm: «Eure Majestät dürfen 
nicht vergessen, ganz Afrika blickt auf Sie» Der Kaiser entschloß sich 
plötzlich, befahl Felduniform, schnallte den Revolver um und sagte nur 
kurz: «Wir landen.»»’? 

Kühlmann hatte den Ritt des Kaisers durch die engen Straßen zum Ge- 
sandtschaftsgebäude sorgfältig vorbereitet. Da nicht wie sonst üblich ein 
für den Kaiser speziell zugerittenes Pferd mitgeführt worden war, hatte 
der Geschäftsträger bereits vor der Ankunft der Hamburg «viele Stunden 
damit verbracht, von allen Seiten zur Auswahl hergebrachte Pferde auf ab- 
solute Ruhe und Schußfestigkeit zu prüfen. [...] Nach vielen Mühen ge- 
lang es endlich, ein halbwegs entsprechendes Pferd ausfindig zu machen. 
Dieses wurde, so gut wie es in der kurzen Zeit möglich war, für seine 
schwierige Aufgabe vorbereitet.» Zudem hatte sich Kühlmann durch 
einen Vertrauensmann mit den zahlreichen in Tanger lebenden spanischen 
Anarchisten ins Benehmen gesetzt und dafür gesorgt, daß diese in dem 
Kaiser eine Art Erlöser vor der drohenden französischen Oberherrschaft 
in Marokko erblickten. «Der Haß gegen das Vordringen Frankreichs in 
Marokko und die Freude über eine Gegendemonstration von deutscher 
Seite waren so stark, daß es der von mir in Aussicht gestellten, nicht uner- 
heblichen Geldspende nicht bedurft hätte, um auch die spanischen Anar- 
chisten in den Dienst der Sicherheit des Monarchen zu stellen. Sie errichte- 
ten sogar für den Einzug des Kaisers eine besondere Tribüne und fielen 
dem Monarchen während unseres Rittes durch die Stadt durch ihre beson- 
ders lauten und demonstrativen Jubelrufe auf. Als ich dem Kaiser erklärte, 
wer die begeisterten Rufer waren, unterhielt ihn der Gedanke dieser Hul- 
digung durch hartgesottene Anarchisten.»° 

Während der Ritt durch die Stadt gänzlich reibungslos verlief, ereignete 
sich beim Empfang in der Gesandtschaft ein Zwischenfall, der Auswir- 
kungen insbesondere auf das deutsch-französische Verhältnis haben sollte. 
Als der dritte Sekretär der französischen Gesandtschaft in Tanger, Graf 
Cherisey, die «Huldigungen und Grüße Delcasses übermittelte und gewis- 
sermaßen in dessen Namen Seine Majestät in Marokko begrüßte», brach 
es aus Wilhelm heraus. Er setzte sich über die von Bülow empfohlene 
sphinxähnliche Zurückhaltung gegenüber Frankreich hinweg und erwi- 
derte - in deutlichem Kontrast zu seinen übrigen Unterredungen, die «alle 
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Abb. ı2 Der Husarenritt durch die Gassen von Tanger 


farblos» verliefen: Sein Besuch in Tanger bedeute, daß er «für Deutschland 
freien Handel und volle Gleichberechtigung mit anderen Nationen verlan- 
ge; als Graf Cherisey dies großmütig zugestehen wollte, bemerkte Seine 
Majestät, er werde sich mit [dem] Sultan als einem gleichberechtigten, frei- 
en Herrscher eines unabhängigen Landes direkt verständigen, werde aller- 
höchstseinen berechtigten Ansprüchen Geltung zu verschaffen wissen und 
erwarte, daß diese auch von Frankreich gebührend respektiert würden. 
Graf Cherisey erbleichte, wollte antworten, wurde jedoch durch kurze 
Verabschiedung verhindert und zog gesenkten Hauptes ab.» Des weite- 
ren verlieh Wilhelm, bewußt über den Rat Kühlmanns hinweggehend, 
dem politischen Gegensatz durch Courtoisie die Schärfe zu nehmen, nur 
dem englischen Kommandeur der marokkanischen Paradetruppen einen 
Orden, nicht aber seinem französischen Kollegen.“ 

Wilhelms unversöhnliches Aufbrausen gegenüber Cherisey lief zwar 
dem vorsichtigen Kalkül Holsteins und Bülows zuwider, doch sie waren 
nicht gerade unglücklich darüber. Der Kanzler sprach in einem Brief an 
seinen Souverän lobend von «hochbedeutsamen Ansprachen, namentlich 
diejenigen an den französischen Geschäftsträger und an die deutsche Ko- 
lonie», die «einen nachhaltigen Eindruck auf die Stimmung in und außer- 
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halb Europas gemacht» hätten.“ Und auch der Geheimrat nahm das will- 
kommene fait accompli gelassen hin. Mit spürbarer Genugtuung faßte er 
die kräftigen Ausdrücke des Monarchen in Tanger als Beweis dafür auf, 
«daß wir eine feste Politik machen wollen. Nach den Worten des Kaisers 
an Cherisey ist es auch nicht anders möglich. Zurückweichen, nachdem 
man einmal Stellung genommen, hat dieselben Folgen wie das Kneifen 
beim Duell, d.h. [man] setzt sich weiteren, größeren Avanıen aus.» 


4. Das Nachspiel: die Mittelmeerreise vom Frühjahr 1905 


Anhand der Quellen kann nachgewiesen werden, daß Wilhelm, der sich 
bis zuletzt gegen eine Landung in Tanger gesträubt hatte, dann doch mit 
seinem Besuch äußerst zufrieden war und zunächst keine Ahnung hatte, 
was für eine Furore sein Ritt und seine Reden in der Hafenstadt machen 
würden. Der Monarch war, wie Kühlmann beobachtete, «bei seiner großen 
Vorliebe für den mohammedanischen Orient [...] von der Wärme des ihm 
gewordenen Empfangs [in Tanger] sichtlich freudig überrascht». Schoen 
meldete nach Berlin, der Kaiser zeige sich «von dem Besuch im höchsten 
Grade befriedigt, insbesondere auch von der [...] vertraulichen Mitteilung 
des Sultans, daß er keine Reformen ohne vorherige Verständigung mit der 
kaiserlichen Regierung vornehmen werde». Auch Müller konstatierte, als 
alle wieder heil an Bord der Hamburg waren, der Kaiser sei «sehr befrie- 
digt vom politischen Erfolg» seines Besuchs.‘* Daß der Monarch in Tanger 
durch ein scheuendes Pferd «um ein Haar ums Leben» gekommen wäre, 
wie er in seinem bereits zitierten «Selbstmordtelegramm» an Bülow be- 
hauptete,® daß er, wie Bülow in seinen Denkwürdigkeiten schrieb, «be- 
sorgen mußte, vor den Augen der staunenden und gaffenden Mauren und 
Araber von seinem Gaul heruntergebockt zu werden»,7° ist ein Mythos. 
Die Augenzeugen bestätigen alle, daß der Besuch «ohne jeden Zwischen- 
fall verlaufen» war.” 

Die exzellente Stimmung des Kaisers hielt noch tagelang an. Auch in 
Gibraltar, seiner nächsten Reisestation, zeigte er sich trotz des kühlen 
Empfangs betont harmlos und hochbefriedigt, offenbar — wie Valentini 
mutmaßte - um «den Eindruck dieser marokkanischen Extratour, zu der 
er ungern die Hand geboten hatte, in den Augen der Engländer zu verwi- 
schen.»7” Bei der Ankunft in Neapel am 5. April erreichte Wilhelm II. ein 
beruhigendes Schreiben des Reichskanzlers, das ihm den amerikanischen 
Beistand für die deutsche Forderung nach einer vom Sultan einberufenen 
Konferenz über die Zukunft Marokkos als sicher in Aussicht stellte: 
«Falls eine Konferenz zustande kommt, sind wir der diplomatischen Un- 
terstützung Amerikas zugunsten der open door schon jetzt sicher. Eng- 
land wird sich dort wie überall scheuen, mit Nachdruck gegen Amerika 
anzugehen. Österreich wird sich wegen Marokko nicht mit uns brouillie- 
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ren wollen, und das gleiche glaube ich von Italien. [...] Ich halte daher für 
ausgeschlossen, daß eine Konferenz das Ergebnis haben könnte, die Ein- 
schiebung Marokkos in die ausschließliche Macht- und Interessensphäre 
Frankreichs anzubahnen. [...] Frankreich [...] wird bei der weiteren Ver- 
folgung seiner Pläne voraussichtlich isoliert bleiben. Rußland ist mit sich 
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selbst beschäftigt, und für England ist es angesichts des Eintretens des 
Präsidenten Roosevelt sowie auch eines erheblichen Teils der englischen 
öffentlichen Meinung für die Politik der open door sehr schwierig, 
Frankreich größere Gefälligkeiten zu leisten. Unter diesen Umständen 
können Euere Majestät in Ihrer mächtigen und auch rechtlich unangreif- 
baren Stellung die Erledigung der marokkanischen Frage mit Ruhe ab- 
warten.»”? 

So konnte Wilhelm in der Zuversicht, daß die Kugel, die er mit seinem 
abenteuerlichen Ritt durch Tanger angestoßen hatte, in der von ihm und 
seinem Kanzler vorgesehenen Bahn weiterrollte, getrost die Fortsetzung 
seiner Kreuzfahrt genießen. Vier Wochen lang besichtigte er zusammen mit 
seinem Gefolge Sizilien, Süditalien, Korfu’* und besuchte die schöne Grä- 
fin Morosini in Venedig. Auf Sizilien sprach der Kaiser tagelang begeistert 
von Friedrich II. von Hohenstaufen und sagte bei der Besichtigung des 
Castel del Monte: «Ja, wenn man denkt, was dieser große Kaiser alles ge- 
leistet! Aber wenn ich euch ebenso peitschen und köpfen lassen könnte wie 
er, dann würde ich auch mehr schaffen können.»”5 Nicht selten stöhnte das 
Gefolge über die Herrschergelüste Seiner Majestät. Als einer von ihnen 
nach dem Datum fragte, stieß Schoen den Seufzer aus, man hätte den 
9. April, «wenn es nicht noch anders befohlen wird». Unter dem persön- 
lichen Kommando Kaiser Wilhelms mußten alle an Bord täglich turnen, 
sonntags las er persönlich lange Predigten vor, die als «gräßliche Wortklau- 
berei» empfunden wurden. Die Ausflüge an Land ohne den Monarchen er- 
lebten die Mitglieder seiner Umgebung als «goldene Freiheit».”° Nur ganz 
selten war in diesen Wochen nach der Tangerlandung von Politik die Rede. 
Während der ganzen Zeit ist, dem ausführlichen Tagebuch Müllers zufolge, 
überhaupt nur einmal von der Marokkokrise gesprochen worden, und 
zwar mit stolzem Rückblick auf den «großen Tag von Tanger».77 


5. Die Ziele der deutschen Marokkopolitik 


Die internationale Spannung, die nach der Kaiserlandung in Nordafrika 
die europäischen Kabinette, die Börsen und die öffentliche Meinung erfaß- 
te, war durchaus beabsichtigt. Friedrich von Holstein, der eigentliche Ar- 
chitekt der Marokkopolitik, hatte es nicht unbedingt auf einen Krieg in 
Westeuropa abgesehen, wie gelegentlich behauptet wird, aber er befolgte 
doch einen unnachgiebigen Kurs, der die Möglichkeit, wenn nicht gar die 
Wahrscheinlichkeit eines Krieges mit Frankreich (und England) bewußt 
einkalkulierte. Die republikanische Großmacht im Westen sollte vor die 
Wahl gestellt werden, sich Deutschland gegenüber zu erniedrigen oder den 
Einfall der preußisch-deutschen Armee, die den «Weg nach Paris» gut 
kannte, auf sich zu nehmen.” Seit dem Beginn des Russisch-Japanischen 
Krieges im Februar 1904 und dem Ausbruch der Revolution in Rußland 
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im Januar 1905 war die strategische Lage Deutschlands, das einen Zwei- 
frontenkrieg auf Jahre hinaus nicht zu befürchten brauchte, eine einmalig 
günstige geworden. Die Rückendeckung, die Frankreich mit der Entente 
cordiale durch England erhalten hatte, wurde als wenig wirksam einge- 
schätzt, weil die britischen Schiffe, wie der Kaiser immer wieder hervor- 
hob, «keine Räder» hätten und Paris nicht schützen konnten. Also bestand 
Holstein, von Bülow gedeckt, auf einer internationalen Konferenz zur Re- 
gelung aller Marokko betreffenden Fragen, zu der die Signatarstaaten der 
Madrider Konvention von 1880 (Deutschland, Österreich-Ungarn, Frank- 
reich, Großbritannien, Spanien, Italien, Portugal, die Niederlande, Bel- 
gien, Schweden, Norwegen und die USA) zusammenkommen sollten. 
«Die vertragsmäßige Kollektivität ist das Prinzip, auf dem wir fest fußen 
können, ohne selbst den Anschein aggressiver Absichten» zu erwecken, 
erklärte der Geheimrat dem Kanzler am 5. April 1905.7° Auf diese Weise 
sollten nicht nur Frankreichs «Tunisifaktion» von Marokko durchkreuzt, 
sondern zudem der Nachbar und «Erbfeind» öffentlich gedemütigt wer- 
den, indem sein Recht, internationale Verträge mit anderen Großmächten 
selbständig abzuschließen, vor aller Welt in Abrede gestellt wurde. Nicht 
territorialer oder kommerzieller Gewinn war das Ziel der deutschen Poli- 
tik in der Ersten Marokkokrise - die vertraulichen Angebote, die die Fran- 
zosen in den Wochen und Monaten nach der Tangerlandung an Deutsch- 
land machten, wies Holstein sämtlich zurück - und auch nicht der Sturz 
des verhaßten Außenministers Delcasse am 6. Juni 1905, so sehr dieser 
auch begrüßt wurde, stellte Berlin zufrieden. Das Endziel der unnachgie- 
bigen deutschen Haltung war vielmehr die Abspaltung Frankreichs von 
seinem neuen Ententepartner Großbritannien, sei es durch die Erkenntnis, 
daß ihm letzteres doch keinen Schutz gegen die deutsche militärische 
Übermacht zu Lande gewähren könne, sei es aber auch direkt durch Krieg. 
Holstein hielt Tuchfühlung mit dem Chef des Großen Generalstabes, und 
es war durchaus kein Zufall, wie Kapitel 12 gezeigt hat, daß der Schlieffen- 
plan für einen blitzartigen Überfall auf Frankreich durch Belgien, Luxem- 
burg und Südholland ausgerechnet zu dieser Zeit und in dieser bestimm- 
ten politisch-strategischen Konstellation entstand.°° 

So geheimnisvoll Holstein auch operierte — er verheimlichte seine 
eigentlichen Ziele nicht nur vor den Franzosen, sondern auch vor den 
meisten deutschen Botschaftern -, so kann doch nicht daran gezweifelt 
werden, daß der Kaiser von dem Kalkül der Wilhelmstraße wußte und mit 
ihm übereinstimmte. Sein Zögern, in Tanger zu landen, basierte nicht auf 
sachlich-politischen Bedenken, sondern auf der schieren Angst vor den 
Gefahren für seine Person. Die Quellen zeigen, daß der Monarch das Ziel 
der Spaltung der Entente durchaus teilte und zu diesem Zweck auch ge- 
legentlich - wie gegenüber Battenberg in Gibraltar - Kriegsdrohungen 
aussprach. In Randbemerkungen auf die Berichte der Diplomaten aus 
London und Paris wiederholte er seine Überzeugung, daß Großbritannien 
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in einem deutsch-französischen Krieg machtlos sein würde: «die Englische 
Flotte schützt Paris vor unserer Eroberung nicht!»®" Die französischen 
Staatsmänner hätten «Angst» vor Deutschland, «aber das ändert an den 
Thatsachen nichts», hielt er Anfang Mai 1905 fest.” Am 8.Mai konnte 
Bülow in einem Telegramm an Holstein befriedigt feststellen: «Se. Ma- 
jestät steht in der Marokkofrage ganz auf unserem Standpunkt.» Und 
noch am 22. Mai warnte Holstein, daß die Franzosen, falls sie damit rech- 
neten, «daß im psychologischen Moment man in Deutschland an den lei- 
tenden Stellen pas d’estomac» — keinen Appetit - auf einen Krieg hätte, sie 
«arg hereinfallen» würden. Ausdrücklich stellte er fest: «Der R.K. und, 
wie ich höre, auch $.M. sind sich darüber ganz klar, daß das Zurück wei- 
chen gerade für Deutschland gefährlicher sein würde als Stehenbleiben. 
Der Krieg, den man jetzt durch Nachgiebigkeit vermiede, würde uns bin- 
nen kurzem aus irgendeinem andern Anlaß und unter ungünstigeren 
Verhältnissen doch aufgezwungen werden.» Durch die internationale 
Erniedrigung Frankreichs, das verstand Wilhelm II. sehr wohl, sollte die 
Republik gezwungen werden, entweder zu einem für Deutschland über- 
aus günstigen Zeitpunkt Krieg gegen das Reich zu führen oder aber dem 
von Deutschland angestrebten Kontinentalbund beizutreten.” 


6. Der Pyrrhussieg gegen Frankreich 


Von der Tangerlandung am 31. März bis zum 6. Juni 1905, dem Tag der 
Hochzeit des Kronprinzen und des Sturzes von Delcasse, den der Kaiser 
mit der Erhebung Bülows in den Fürstenstand feierte, deutet nichts darauf 
hin, daß Wilhelms Haltung in der Marokkokrise weniger scharf war als 
die Bülows und Holsteins. Allerdings bildete der impulsive Monarch, der 
das letzte Wort zu sprechen hatte, von Anfang an einen unberechenbaren 
Faktor mehr in der ohnehin äußerst gewagten Drohpolitik Holsteins und 
Bülows. 

Im Juni 1905 stand Holstein gerade wegen der ständigen schroffen Hal- 
tung des Kaisers wieder einmal vor dem Rücktritt. An Bülow schrieb er: 
«Der Kaiser war von jeher zur Kritik geneigt, aber in neuerer Zeit vermeh- 
ren sich die Fälle, wo sein Tadel einen scheinbar absichtlich verletzenden 
Charakter annimmt. [...] Man wird behaupten können, daß innerhalb der 
letzten hundert Jahre kein König von Preußen eine Zentralbehörde aus ge- 
ringfügigen Anlässen mit so markierter Verachtung behandelt hat.» Da 
Bülow ihm sein Vorhaben ausgeredet habe, aus Protest gegen die ihm zu- 
gefügte Kränkung sein Entlassungsgesuch einzureichen, bliebe nach seiner 
Überzeugung «nur die eine Remedur übrig, daß die eigene Aufmerksam- 
keit Seiner Majestät auf den durch die Heftigkeit seiner Rügen hervorge- 
rufenen Mißstand gelenkt wird». Er sei bereit, durch eine Eingabe an den 
Kaiser «einer Lage ein Ende zu machen, welche ich als eine unwürdige 
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empfinde», so der Geheimrat, und wenn das zu seiner Entlassung führen 
sollte, wäre diese Konsequenz besser «als eine unveränderte Fortdauer des 
gegenwärtigen Zustandes mit den in kürzeren oder längeren Zwischen- 
räumen wiederkehrenden Äußerungen kaiserlicher Mißachtung».‘“ 

Holsteins Entmutigung war jedoch nicht nur das Ergebnis verletzender 
Randvermerke des Kaisers. Seine Nervosität beruhte auch auf der Über- 
zeugung, daß Wilhelm II. durch mehrere friedfertige Bemerkungen an die 
Adresse der französischen Regierung ihm, wie er glaubte, plötzlich in den 
Rücken gefallen sei und damit das ganze Kalkül hinter der amtlichen Ma- 
rokkopolitik untergraben habe. Der Sturz Delcass&s habe deswegen nicht, 
wie erwartet, zu einer deutsch-französischen Verständigung geführt, son- 
dern vielmehr zu einer Verhärtung des französischen Standpunktes auch 
nach der Übernahme des Außenministeriums durch den Premierminister 
Rouvier. Der Geheimrat sah sich in peinlicher Weise gezwungen, durch 
Privatbriefe an den Botschafter in Paris, Radolin, herauszufinden, was der 
Kaiser den französischen Offizieren, die zur Hochzeit des Kronprinzen 
eingeladen waren oder an den Manövern in Döberitz teilgenommen hat- 
ten, über Deutschlands Absichten eigentlich mitgeteilt hatte. «Wir, der RK 
und ich, wissen nichts. [...] Mir scheint, daß $.M. ein schlechtes Gewissen 
hat, da er dem RK nichts gesagt hat. Aus der dickfelligen Haltung, die 
Rouvier [...] zeigte, möchte ich annehmen, daß $.M. die Franzosen über 
die Kriegsgefahr beruhigt hat.» Der Geheimrat äußerte ferner die Befürch- 
tung, daß der Kaiser dem französischen General Henri de Lacroix bei der 
Hochzeit des Kronprinzen versichert habe, daß «alles Bluff» sei.” Über 
den Inhalt der kaiserlichen Äußerungen an die Franzosen tappten der 
Kanzler und das Auswärtige Amt monatelang im dunkeln.* 

In der Tat streckte Wilhelm II. in dem Glauben, das Ziel seiner Konti- 
nentalligapolitik beinahe erreicht zu haben, jetzt die Hand der Versöh- 
nung gegenüber Frankreich aus. Auf einen englischen Zeitschriftenartikel, 
in dem die Möglichkeit eines deutschen Angriffs auf Frankreich erörtert 
wurde, schrieb er: «Nein! Niemals werde ich einer solchen Handlung 
fähig sein!»"? Dem General de Lacroix soll er während der Hochzeitsfeier- 
lichkeiten am 6. Juni 1905 gesagt haben, ein Krieg zwischen Deutschland 
und Frankreich wäre «wie ein Bruderkrieg» gewesen; er freue sich über 
Rouviers Übernahme des Außenministeriums, die sicherlich zur Versöh- 
nung der beiden Länder beitragen würde.?° Als der Botschafter Marschall 
von Bieberstein im Sommer 1906 Holstein in der Wilhelmstraße aufsuch- 
te, erzählte ihm der Geheimrat «von Marokko und wie die Niederlage ent- 
stand. S.M. hat, als die Nachricht von dem Sturze Delcasses kam, dem 
französischen General de la Croix, der für die Kronprinzenhochzeit da 
war, gesagt, «maintenant je ne vous ferais plus de difficult@s au Maroo. 
Dem Auswärtigen Amt wurde das verheimlicht, trotzdem wäre noch et- 
was zu retten gewesen, wenn nicht S.M in letzter Stunde Nachgiebigkeit 
befohlen hätte.»?' Auf einen Bericht Radolins vom ı1. Juni 1905, der die 
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Verhandlungsbereitschaft Rouviers meldete, schrieb der Kaiser: «Gut; 
alles was wir wollen.»°: Dem französischen Finanzier Betzold, der an ver- 
traulichen Verhandlungen zwischen Paris und Berlin beteiligt gewesen 
war, verlieh der Kaiser einen hohen Orden mit der Begründung: «Er hat 
uns vor einem Krieg bewahrt.» Nach dem Manöver in Döberitz brachte 
er «in herzlicher Weise» einen Toast auf das Wohl der französischen Ar- 
mee aus?* und sagte zum französischen Militärattache Marquis de La- 
guiche: «Ich bin sehr erfreut über den Abschied von Monsieur Delcasse. 
Die entsetzliche Politik, die er in Frankreich lenkte, hat mir Angst gemacht 
und hätte Sie in eine Katastrophe geführt, seien Sie sich dessen sicher.»°° Er 
denke nicht daran, «wegen dieses Marokko einen Krieg zu führen». Die 
weittragende Bedeutung dieser Äußerung erkennend, fragte Laguiche den 
Kaiser ausdrücklich, ob er denn wirklich davon Gebrauch machen dürfe, 
und erhielt prompt die Antwort: «Sie können davon Gebrauch machen.»%* 

Auch Bülow erwog jetzt den Rücktritt.” Wie Holstein später bitter 
klagte: «Daß ein konstitutioneller Souverän die Zugeständnisse, welche er 
einer fremden Regierung gemacht hat, der eigenen Regierung verheimlicht 
und diese dadurch in die Lage bringt, monatelang eine Position verteidigen 
zu müssen, welche der Monarch längst aufgegeben hatte, das ist wohl 
ein Novum in der Geschichte der Diplomatie.» Rückblickend machte 
Bülow Wilhelms Nachgiebigkeit für das Scheitern der gesamten Marokko- 
politik verantwortlich, als er schrieb: «Nach dem Rücktritt Delcasses 
(1905) bat ich S.M. dringend, nicht den Franzosen (und besonders dem 
General Lacroix) sogleich zu gute Worte zu geben, da wir sonst von ihnen 
nicht die nötigen Garantien für Marokko erhalten würden; S.M. war aber 
nicht zu halten.» 

Diese Phase der Versöhnung hielt jedoch nur wenige Tage an. Ende 
Juni 1905 erschreckte auch Wilhelm über die Erkenntnis, daß Rouvier, der 
anfangs Kompromißbereitschaft signalisiert hatte, offenbar zu dem harten 
Kurs Delcasses zurückgekehrt war, ohne freilich einzusehen, daß seine 
eigenen Äußerungen zu dieser plötzlichen Kehrtwendung beigetragen 
haben könnten.'” Von Kiel aus, wo er mit dem Fürsten Albert von Mona- 
co, der seinen Einfluß für eine friedliche Lösung des Konflikts eingesetzt 
hatte, zusammentraf, telegraphierte der Kaiser am 23. Juni 1905 an Bülow: 
«Rouviers augenblickliches Verhalten völlig unbegreiflich und im krassen 
Widerspruch zu allem, was er bisher dem Fürsten gesagt. London sei viel- 
leicht dabei im Spiel. Fürst hat vor, Rouvier sofort das Mitgeteilte zu 
schreiben.»'°' Aufgrund dieses Telegramms erkannte Bülow in aller Deut- 
lichkeit, daß man erneut an der Schwelle zu einem großen Krieg stand, 
denn wenn Rouvier sich tatsächlich anschicke, das Delcasse-Programm 
fortzusetzen und die von Deutschland geforderte internationale Konfe- 
renz weiterhin ablehne, müsse Deutschland ultimativ erklären, daß es sich 
für verpflichtet halte, «für den Sultan und den Status quo» einzutreten. 
«Wir stehen jetzt vor dem Wendepunkt der marokkanischen Frage», 
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schrieb der Kanzler an Radolin. «Es scheint daher dringend wünschens- 
wert, ohne Zeitverlust Herrn Rouvier zu orientieren. Jede weitere Verzö- 
gerung könnte ihn in den jetzigen Delcasseschen Bahnen befestigen und 
weiter treiben, womit der Sache des Friedens nicht gedient wäre.»' 

Kaiser, Kanzler und Geheimrat waren also jetzt wieder einer Meinung, 
denn auch Wilhelm bestand unbedingt auf dem Konferenzvorschlag.'” 
Noch während der Kieler Woche, und dann auch anschließend bei einem 
Besuch im Generalstabsgebäude, gab er, dem französischen Generalkonsul 
in Hamburg zufolge, zu erkennen, «daß er den Krieg nicht wolle, aber daß 
wenn man durch eine Politik der Nadelstiche dazu gezwungen werde, er 
den Kampf, überzeugt von der Überlegenheit der deutschen Armee, an- 
nehmen werde».'* Wie Holstein am 23.Juni 1905 an Radolin melden 
konnte, war der Monarch am Vortag «von dem ungünstigen Stande der 
Marokkofrage benachrichtigt worden, und jetzt eben [...] erhielt der 
Reichskanzler ein langes Antworttelegramm. Der Kaiser ist ganz auf dem 
Standpunkt des Reichskanzlers, findet es unbegreiflich, daß Rouvier sich 
die Aufgabe gestellt hat, das Programm Delcasse und damit diesen selber 
zu Ehren zu bringen, und hat dem Fürsten von Monaco darüber sehr ein- 
dringlich seine Meinung gesagt. Der Fürst war, wie der Kaiser sagt, ganz 
niedergeschmettert und wollte sofort Rouvier schreiben. Dieser Brief [...] 
wird nötig sein, falls dort [in Paris] die Theorie von den zwei Strömungen 
[in der deutschen Marokkopolitik] noch immer ihr Leben fristen sollte. 
Die ist damit totgemacht.»'° Die politische Linie, die der Kaiser, Bülow 
und er selbst verfolgten, umschrieb Holstein am ı. Juli mit den Worten: 
«Das Hauptziel der marokkanischen Aktion [ist], daß wir den Franzosen 
ad oculos demonstrieren, es sei nützlicher, uns gut als schlecht zu behan- 
deln.»'” Eine Woche später, am 8. Juli 1905, gab die französische Regie- 
rung nach und stimmte dem Konferenzvorschlag zu. Am folgenden Tag 
ließ Kaiser Wilhelm den Reichskanzler als «besondere Ehrung in Aner- 
kennung der von Frankreich erlangten Zustimmung zur Marocco Konfe- 
renz» auf der Hohenzollern in Swinemünde «mit 3 Hurrahs empfan- 
gen».'” 

Allzubald sollte sich freilich herausstellen, daß nicht Frankreich, son- 
dern Deutschland international isoliert war. Gerade durch seine Drohpoli- 
tik in der Marokkokrise hatte es alle Mächte inklusive Amerika, Italien 
und Rußland gegen sich vereint, und einzig der vom Verfall bedrohte 
Bündnispartner Österreich-Ungarn gewährte ihm auf der Konferenz im 
spanischen Algeciras schließlich Unterstützung. Die Frage, ob das Reich 
auf diese Einkreisung mit Krieg antworten sollte, solange Rußland noch 
handlungsunfähig war, beschäftigte daher auch in den nächsten Monaten 
die Entscheidungsträger in Berlin und wurde, wie wir oben gesehen 
haben, erst in der Silvesternacht 1905 mit einem entschiedenen «Nein, 
noch nicht» Kaiser Wilhelms II. beantwortet. In den drei Monaten zwi- 
schen der Tangerlandung am 31. März und der Annahme der deutschen 
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Konferenzforderung durch Frankreich am 8. Juli 1905 aber hatte der Kon- 
sens zwischen Wilhelm, Bülow und Holstein bis auf sechzehn Tage im 
Juni gehalten. Ihr Ziel blieb durchgehend, Frankreich durch Androhung 
eines Krieges von England abzuspalten und in einen von Deutschland ge- 
führten Kontinentalbund hineinzuzwingen. Im Juni 1905 schlug der Kai- 
ser Frankreich gegenüber versöhnliche Töne an, weil er glaubte, dieses 
Ziel erreicht zu haben. Sobald er erkannte, daß er damit voreilig gehandelt 
hatte, schwenkte er wieder auf die Linie Bülows und Holsteins ein, bis 
Frankreich tatsächlich nachgab. 

Daß Wilhelm II. Bedenken hatte, das ihm von Bülow und Holstein 
dringend anempfohlene Tanger-Abenteuer zu unternehmen, kann ein- 
wandfrei belegt werden. Sein Zögern gründete sich aber nicht, wie seine 
kaisertreuen Verteidiger nach dem verlorenen Weltkrieg stets geltend ma- 
chen, auf Friedensliebe oder politische Weitsicht, sondern — wie noch ein- 
mal betont sei - auf der Angst um seine persönliche Sicherheit in der frem- 
den Stadt. Die politischen Ziele der Wilhelmstraße teilte er voll und ganz. 
Während der Kreuzfahrt im Mittelmeer und auch noch nach seiner Rück- 
kehr in die Heimat war Kaiser Wilhelm II. von kriegerischer Aggression 
gegen Frankreich und von Gereiztheit gegen England, das sich mit seiner 
Flotte schützend vor Frankreich gestellt hatte, besceelt. Am ı. April 1905 
führte er im Hafen von Gibraltar an Bord des britischen Flaggschiffes 
Drake eine denkwürdige Unterredung mit dem Admiral Prinz Louis Bat- 
tenberg, die dieser sofort an Edward VII. meldete. Battenberg zufolge 
habe der Kaiser in der Unterredung nicht nur seine Landung in Tanger mit 
dem Hinweis auf das Prinzip der «offenen Tür» gerechtfertigt, sondern 
auch seine Überzeugung verkündet, daß die Welt eines Tages zwischen 
den Germanen und den Slawen aufgeteilt werden würde. «Was Frankreich 
betrifft», habe der Kaiser naßforsch hinzugefügt, «wir kennen den Weg 
nach Paris und werden wieder dorthin gelangen, wenn es sein muß. Du 
[Prinz Battenberg] solltest daran denken, daß keine Flotte Paris beschüt- 
zen kann.»'”® Nicht zuletzt auf Grund solcher Mitteilungen kam Ed- 
ward VII. zu der Überzeugung, «daß die deutsche Marokkopolitik im Ge- 
heimen auf einen Krieg gegen Frankreich und England hinarbeite».'” 
Selbst den Amerikanern gegenüber, deren Unterstützung für die deutsche 
Konferenzforderung unerläßlich war, sprach Wilhelm II. von seinen wah- 
ren Absichten mit einer Deutlichkeit, die nichts zu wünschen übrig ließ.''° 
An den britischen Diplomaten Cecil Spring Rice schrieb US-Präsident 
Theodore Roosevelt am 26. Mai 1905 verwundert, «Der Kaiser [...] hat 
eine erstaunliche Bereitschaft gezeigt, Klartext über seine Gefühle zu spre- 
chen. Er hält mich offenbar für einen Gentleman und vertraut darauf, daß 
die Briefe niemals gegen ihn in die Öffentlichkeit gelangen.»""" 

Noch mehrere Monate nach der Landung in Marokko reklamierte Wil- 
helm II. den scheinbar erfolgreichen Coup von Tanger für sich. Sowohl 
seinem Freundeskreis als auch fremden Diplomaten stellte er sein dramati- 
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sches Auftreten in Marokko als einen brillanten Schachzug dar, durch den 
er die Einkreisungspläne seines Onkels Edward durchkreuzt und Frank- 
reich zur Aufgabe seiner Ansprüche auf Elsaß-Lothringen und somit zur 
Anerkennung der deutschen Vorherrschaft gezwungen habe. In endlosen 
Gesprächen setzte der Kaiser im September 1905 seinem Freund Philipp 
Eulenburg den Grundgedanken seiner Marokkopolitik auseinander: «Der 
Gedanke einer europäischen Koalıtion» sei «nach wie vor im Kaiser vor- 
herrschend», hielt Eulenburg anschließend fest. Der Monarch habe ihm 
eröffnet: Um die «drohende Isolierung Englands zu verhindern», habe der 
«sehr geschickte und intrigante König Eduard» eine Verständigung mit 
Frankreich herbeigeführt, durch die Frankreich freie Hand in Marokko 
erhalten habe. «Das Abkommen enthält aber auch eine Klausel, wonach 
Frankreich und England gegebenenfalls zusammen gegen Deutschland 
losschlagen wollen», habe er behauptet und den Schluß gezogen: «Wir 
mußten gros jeu spielen, und ich ließ mich von Bülow für den Theater- 
coup von Tanger als Puppe gebrauchen. Wollten die Franzosen sich über- 
haupt schlagen, so mußten sie es nun tun — wollten sie nicht, so mußte die 
aufgerollte Marokko-Frage wie ein reinigendes Gewitter wirken und den 
Weg für die Entente zwischen uns und Frankreich frei machen.» Durch 
den Fürsten Henckel von Donnersmarck, der mit dem Schwiegersohn des 
Ministerpräsidenten Rouvier befreundet war, habe die französische Regie- 
rung erfahren, «daß Deutschland, wenn es von England angegriffen wür- 
de, sofort in Frankreich einmarschieren wolle, um sich an Frankreich für 
die unaufhaltbaren Schäden, die England an den deutschen Küsten anrich- 
ten würde, schadlos zu halten». Schnell habe sich daraufhin herausgestellt, 
daß weder der Staatspräsident Loubet noch die übrigen Minister «eine 
Ahnung von der Gefahr hatten, in welche sie Delcasses Politik und König 
Eduards Freundschaft gebracht hatte». Einstimmig votierten die französi- 
schen Staatsmänner gegen einen Krieg, und Delcass&, der - so behauptete 
der Kaiser - den Befehl für die Entsendung von Panzerschiffen nach Tan- 
ger bereits ausgestellt hatte, wurde gestürzt. Damit wurden die Machen- 
schaften Edwards VII. durchkreuzt und der Weg zur Formierung «einer 
friedlichen kontinentalen Koalition» wieder frei.''* Wir wir gleich sehen 
werden, fiel der russische Diplomat und spätere Außenminister Alexander 
Iswolsky aus allen Wolken, als ihm Wilhelm II. in einem nächtlichen 
Gespräch in Kopenhagen diese abstruse Interpretation der Ersten Marok- 
kokrise auftischte.'"® Daß Bülow und Holstein durch die persönliche Di- 
plomatie Wilhelms II. in der Marokkokrise nachhaltig genervt und ent- 
schlossen waren, ihr einen Riegel vorzuschieben, sollte sich in seltsamer 
Weise zeigen, als der Kaiser kurz darauf mit dem Vertrag von Björkö sei- 
nen Traum der Kontinentalliga endlich erreicht zu haben glaubte. 


Kapitel 14 


«Ein Wendepunkt in der Geschichte Europa’s» 
oder 
Das Fiasko von Björkö 


Die persönliche Diplomatie Kaiser Wilhelms II. erreichte ihren unrühm- 
lichen Höhepunkt, als er am 24. Juli 1905 auf der russischen Kaiseryacht 
Polarstern bei Björkö im Finnischen Meerbusen einen deutsch-russischen 
Bündnisvertragstext aus der Tasche zog und den Zaren Nikolaus I. dazu 
überredete, ohne Gegenzeichnung seitens irgendeines verantwortlichen 
Ministers diesen Pakt zu unterschreiben. Zwar war der Vertrag im Auswär- 
tigen Amt ausgearbeitet und ihm von Bülow zugeleitet worden. Wilhelm 
hatte aber den französischen Text nicht nur eigenhändig abgeschrieben, 
sondern im letzten Augenblick, um die Bedenken des Zaren zu beschwich- 
tigen, durch einen Zusatz die Gültigkeit des Verteidigungspakts auf Europa 
beschränkt, wodurch er in den Augen des Reichskanzlers und der Wil- 
helmstraße für Deutschland an Wert verlor. Gegen England, so argumen- 
tierten sie, könne Rußland nur mit einem Angriff auf Indien helfen; in 
Europa sei es machtlos, denn es besitze keine Flotte mehr, und die russische 
Armee könne ebensowenig wie die deutsche die Insel angreifen. Noch stär- 
ker waren die Bedenken der russischen Staatsminister, als sie — was aller- 
dings erst viele Wochen später geschah - von dem Bündnisvertrag von 
Björkö erfuhren, richtete sich doch die deutsch-russische Allianz nicht 
allein gegen England, sondern mindestens ebenso gegen Rußlands Bünd- 
nispartner Frankreich, dessen Investitionen das krisengeschüttelte Zaren- 
reich nach der Niederlage gegen Japan weniger denn je entbehren konnte. 
So verlief die spektakuläre Initiative des Kaisers von Björkö, durch die 
seine langjährige Hoffnung auf eine Kontinentalliga unter deutscher Füh- 
rung endlich in Erfüllung zu gehen schien, kläglich im Sande. Das Ver- 
trauensverhältnis zwischen Wilhelm II. und seinem Kanzler, der wegen der 
eigenwilligen Abänderung des Vertragstextes seinen Abschied einreichte, 
erlitt einen Rückschlag, von dem es sich nicht mehr erholte. Aber auch die 
Beziehung zwischen Wilhelm und Nikolaus IL, die der Kaiser seit gut zehn 
Jahren trotz zahlreicher Enttäuschungen immer wieder aufzubauen und zu 
instrumentalisieren versucht hatte, war nach dem Fiasko von Björkö nie 
wieder dieselbe. Allzubald sollte sich das zaristische Rußland ganz von 
Deutschland abwenden und den Schutz gegen die drohende deutsche 
Übermacht in Europa bei der anglo-französischen Entente suchen.‘ 


394 Das Fiasko von Björkö 


ı. Wilhelm und die Niederlagen Rußlands im Osten 


Der Weg, der den Kaiser und den Zaren im Sommer 1905 nach Björkö 
führen sollte, war ein verschlungener. Ende Dezember 1904 hatte Wil- 
helm, wie wir oben sehen konnten, die «erste große Enttäuschung» seiner 
Außenpolitik erlebt, als Rußland ein deutsches Bündnisangebot aus- 
schlug.” Doch schon wenige Tage später, am 2. Januar 1905, fiel Port Ar- 
thur. Sobald die Nachricht von der Kapitulation in Berlin eintraf, griff 
Kaiser Wilhelm zur Feder und schrieb - auch in diesem Fall ohne Mitwir- 
kung des Kanzlers oder des Auswärtigen Amtes - dem Zaren einen Kon- 
dolenzbrief, ihm seine Dienste bei den Friedensverhandlungen anbietend: 
«Ich hoffe, Du wirst nicht denken, daß ich mich in Deine Privatangelegen- 
heiten mische, wenn ich mich mit der Bitte an Dich wende, mir Deine Zu- 
kunftspläne zu sagen, so daß ich mich, wenn möglich, Dir nützlich erwei- 
sen kann und imstande bin, die Richtung meiner Politik danach zu 
richten. [...] Ich ziehe es vor, mich von Dir selbst informieren zu lassen, 
statt auf Umwegen durch andere Vermittlungen, da ich fest zu Dir und 
Deinem Land als Dein treuer Freund vom ersten Tag an gehalten habe!»> 

Dem russischen General Stoessel, der in Port Arthur kapituliert hatte, 
sowie dem japanischen General Nogi verlieh Wilhelm II. den Orden 
«Pour le me£rite», was sowohl im Inland wie im Ausland auf scharfe Kritik 
stieß.* Sehr zu Recht verurteilte Graf Zedlitz diese Auszeichnung fremder 
Heerführer durch den Kaiser als «nicht unbedenklich», denn schließlich 
sei dies «Sache ihrer eigenen Kriegsherren», und außerdem stehe noch gar 
nicht fest, «wie weit ihr Verdienst in ihrer eigenen Armee auch wirklich 
anerkannt» werde.’ Die Verleihung des höchsten preußischen Ordens an 
Stoessel «für die vorbildliche Verteidigung der Festung» erwies sich dann 
auch als besonders peinlich, wurde er doch von einem russischen Kriegs- 
gericht zu einer langjährigen Haftstrafe verurteilt, nachdem sich herausge- 
stellt hatte, daß bei der Kapitulation die Festungswerke noch verteidi- 
gungsfähig waren.‘ 

So erschwerend die unberechenbaren Alleingänge des Kaisers für den 
diplomatischen Verkehr auch waren, die Wilhelmstraße machte gerade von 
der persönlichen Korrespondenz Wilhelms mit dem Zaren häufig Ge- 
brauch. In der schwierigen Frage der Kohlenlieferungen für das Baltische 
Geschwader beispielsweise legte Bülow dem Kaiser Mitte Februar 1905 
einige von Holstein entworfene Telegrammtexte vor, die dieser in seinem 
Namen an den Zaren abschickte.” Auch bei der Frage, ob Deutschland den 
Russen seine Vermittlung im Kriege gegen Japan anbieten sollte, bedienten 
sich Bülow und Holstein des Willy-Nicky-Briefwechsels. «Für unsere 
Weltstellung wäre es eine große Sache und eine große Kränkung für Eng- 
land und Frankreich», wenn Deutschland gemeinsam mit den USA den 
Frieden zustande bringen könnte, meinte Holstein am 20. Februar 1905, 
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doch erst müsse man die Antwort des Zaren auf den letzten Brief Wil- 
helms abwarten.® Demnach könnten Bülow und Holstein jenen «merk- 
würdigen» «historischen» Brief, den der Kaiser am 21. Februar 1905 an 
den Zaren richtete, nicht nur gekannt, sondern auch gutgeheißen und 
vielleicht sogar mitformuliert haben. Darin schlug Wilhelm erstaunlich 
kritische Töne über die russische Kriegführung in der Mandschurei und 
das Verhalten des Zaren gegenüber den inneren revolutionären Ereignis- 
sen an. Die verletzende Wirkung suchte er zu entschärfen, indem er seine 
Ausführungen als eine «Skizze der öffentlichen Meinung Europas im Hin- 
blick auf die Vorgänge in Rußland» darstellte, die er sich als ehrlicher 
Freund verpflichtet fühle, dem in Zarskoe Selo abgekapselten Zaren zu 
übermitteln. 

Was den Krieg gegen Japan anbetraf, schrieb der Kaiser unverblümt: 
«In einem Punkt scheint man in Europa ganz allgemein übereinzustim- 
men, daß der Zar persönlich für den Krieg, seinen Ausbruch, die durch 
den plötzlichen Angriff hervorgerufene Überraschung, allein verantwort- 
lich ıst, der augenfällige Mangel an Vorbereitung falle ihm zur Last. Die 
Leute sagen, daß die Tausende von Familien, die ihre männlichen Ange- 
hörigen durch den Krieg verloren haben oder auf lange Zeit hinaus ent- 
behren müssen, das vergossene Blut und ihre Klagen an den Stufen des 
Zarenthrones niederlegen. Es wird behauptet, daf die Reservisten, die aus 
ihren Wohnstätten heraus einberufen worden sind, zögernd Folge leisten, 
weil sie nur mit Widerwillen in einem Lande kämpfen wollen, dessen Vor- 
handensein sie gar nicht kannten, und für eine Sache, die bei ihnen unbe- 
liebt ist. Sie sind von Gram erfüllt, wenn sie an ihre Frauen und Kinder 
denken, die sie zurücklassen und die allmählich in Armut und hilfloses 
Elend versinken; sie legen ihre Ängste und ihre Sorgen vor das Tor des 
Zarenpalastes und wünschen, er hätte sie zu Hause gelassen. Die Berichte 
der fremden und der russischen Korrespondenten von der Front besagen, 
daf3 die Armee unter äußerst ungünstigen Umständen gegen einen überaus 
furchtbaren Feind zu kämpfen hat. Sie mußte den Krieg unter sehr schwie- 
rigen Verhältnissen beginnen, hatte nicht Zeit, sich für die Aufgabe ent- 
sprechend vorzubereiten, hatte den Nachteil einer zu geringen Stärke und 
war so nicht in der Lage, die hereinbrechende Flut von Widerwärtigkeiten 
einzudämmen und dem furchtbaren, mörderlichen Angriff eines Feindes 
zu widerstehen, von dem man weiß, daß er sich während fünf Jahre auf 
diese Aktion vorbereitet hat. Für alles dies ist, wie man glaubt, der Zar ver- 
antwortlich. Auch die fürchterlichen Verluste in der Flotte werden ihm 
aufgebürdet. Nun ist die Verantwortung für einen Krieg etwas sehr Ern- 
stes für einen Herrscher», führte Wilhelm in seinem Briefe aus. In den drei 
Kriegen, die sein eigener Großvater zu führen hatte, habe ihn das deutsche 
Volk begeistert unterstützt. «Die ganze Nation erhob sich wie ein Mann, 
entschlossen, den Krieg zu gewinnen oder zu sterben, zum Sieg oder Un- 
tergang.» Solche Kriege, behauptete Wilhelm II., «vermag der Herrscher 
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leicht zu tragen, weil sein ganzes Volk die Last mit ihm teilt. Die Verant- 
wortung für einen unpopulären Krieg jedoch ist etwas ganz anderes. Wenn 
die Glut des flammenden Patriotismus entfacht ist und die Nation als Gan- 
zes keinen willigen Anteil daran nimmt und plötzlich ihre Söhne zur Front 
schickt, weil der Zar es so befiehlt, doch ohne seine Sache zu ihrer eigenen 
zu machen, so ist das eine furchtbare und schwer zu tragende Bürde.» Der 
Zar müsse sich die Frage stellen, ob Kuropatkin der richtige Heerführer sei; 
andererseits seien Kuropatkins Kenntnisse des Feindes und seiner Kampf- 
weise nicht zu bestreiten. Die Lösung des Dilemmas wäre Wilhelm zu- 
folge, «der Zar selbst möge vielleicht persönlich das Oberkommando 
übernehmen, zu seinen tapferen Truppen gehen, ihr Vertrauen wiederher- 
stellen, sie aufmuntern, indem er seinen Teil der Mühsal trägt, sie durch 
seine Gegenwart begeistern und seinen Iruppen die Dienste Kuropatkins 
erhalten, insofern dieser als Chef des Stabes unter seinem «Kriegsherrn» 
wirken würde. [...] Die europäische Öffentlichkeit blickt so gut wie die 
russische Nation instinktiv auf den Zaren und erwartet von ihm, daß er 
hervortreten und etwas Großzügiges, eine große persönliche Tat tun wer- 
de: die allen zeigen soll, daß er der autokratische Herrscher seines Volkes 
und gewillt ist, ihnen in ihren Ängsten und Schmerzen zu helfen, soweit es 
in seiner Macht steht.» Sodann empfahl Wilhelm dem Zaren, sich in der 
heiligen alten Hauptstadt Moskau zu zeigen. «In früheren Zeiten pflegten 
Deine Vorfahren, bevor sie in den Krieg zogen, sich nach Moskau zu be- 
geben, in den alten Kirchen zu beten, dann die Notabeln im Innern des 
Kreml und das Volk draußen im Hof zu versammeln, unter feierlichem 
Gepränge ihnen die Notwendigkeit des Krieges zu verkünden und ihre 
loyalen Untertanen aufzurufen, ihnen auf das Schlachtfeld zu folgen. Ein 
solcher Ruf vom Kreml in Moskau - das noch immer die wahre Haupt- 
stadt Rußlands ist — hat nie seinen Widerhall beim russischen Volk ver- 
fehlt! Eine solche Tat, einen solchen Ruf zu den Waffen hat Moskau und 
Rußland in den Tagen, die dem 8. Februar des vergangenen Jahres folgten, 
von Dir erwartet; da waren sie bereit, mit Enthusiasmus zu antworten, im 
ersten Schmerz über den grausamen Schicksalsschlag, der sie unverschens 
getroffen hatte, und die Bürger der großen Stadt hielten gierig Ausschau 
nach Deinem Kommen; es wird sogar davon geredet, die Beamten hätten 
Deinen Extrazug zur Abfahrt bereit gestellt. Aber der Zar kam nicht.»? 
Der Zar nahm von den Ratschlägen des Deutschen Kaisers keine No- 
tiz. Nur wenige Tage nach dem Eintreffen des Briefes in Zarskoe Selo be- 
gann bei Mukden die Entscheidungsschlacht, die am 10. März 1905 zum 
vollständigen Sieg der japanischen Armee führte. Die Nachrichten aus der 
Mandschurei riefen in Wilhelm II. Enttäuschung und Verwirrung hervor. 
Bei der Matrosenvereidigung in Wilhelmshaven hielt er am 9. März 1905 
eine Rede, die auf alle Anwesenden einen peinlichen Eindruck machte. Er 
sei nach wie vor der Überzeugung, erklärte der Monarch, daß «nur ein gu- 
ter Christ [...] ein guter Soldat sein» könne. Aus den Siegen der heidni- 
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schen Japaner über die christlichen Russen dürfe man also nicht etwa den 
Schluß ziehen, «daß Buddha unserm Herrn Christus über sei». Nein, 
«wenn Rußland geschlagen wurde, so liege das zum großen Teile [...] 
daran, daß es mit dem russischen Christentum sehr traurig bestellt sein 
müsse, die Japaner aber viele christliche Tugenden aufzuweisen hätten. Ein 
guter Christ, ein guter Soldat!»'° Zedlitz schüttelte nur den Kopf und 
meinte, die Tatsache sei doch nicht zu verwischen, «daß in Ostasien die 
Christen andauernd von den Nichtchristen geschlagen» würden. Die Äu- 
ßerungen Wilhelms seien «unpolitisch», und vor allem die Russen würden 
es «nicht wohltuend empfinden, daß ihre Unglücksfälle so zum Gegen- 
stand offizieller Redeergüsse gemacht werden». 

Zwei Tage darauf drahtete der Kaiser aus Bremerhaven aufgebracht an 
Bülow: «Eben erhaltene Nachricht aus <«Woltb, die Friedensverhandlungen 
durch Gallo-Englische Gruppe betreffend im Auftrage des Zaren, zeigt, 
daß Rotschild nicht gewillt ist längeren Krieg zu bezahlen. Diese Verhand- 
lungen dürften der Hauptgrund für plötzliche Aufgabe König Ed- 
wards VII. Reise sein! Er will jetzt Gallo-British-Russ[ische] Allianz ma- 
chen, nachdem er Thibet und Afghanistan in der Tasche hat. [...] Unerhört 
ist bei diesen Vorgängen, daß wir, die wir dem Zaren treu zur Seite standen, 
mit Rath auch jetzt wieder gänzlich außen vor geblieben sind. Die Nieder- 
lage bei Mukden scheint einer Vernichtung der Russl[ischen] Armee sehr 
nahezukommen.»'* Der plötzliche Umschwung in den Neigungen Wil- 
helms zugunsten Japans wirkte irritierend auf die Diplomatie weltweit." 
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Die verheerenden Niederlagen der russischen Armee bedeuteten nicht nur 
eine Umwälzung in der militärstrategischen Vorstellungswelt des Kaisers; 
die revolutionsartigen Erschütterungen im Zarenreich, die auf die Kata- 
strophe folgten, stellten eine fundamentale Herausforderung des von ihm 
verkörperten und heilig gehaltenen monarchischen Prinzips dar. Die so- 
zialdemokratische Presse verhöhnte Nikolaus II. und spottete, daß jetzt 
selbst die konservativen Blätter in Deutschland «Väterchen wie einen 
Idioten» behandelten. «Gestern noch der Herr der Welt, heute ein armer 
Blödsinniger», schrieb der Vorwärts am 17. März 1905.'* Als ihn die Nach- 
richt von der Katastrophe von Mukden erreichte, warnte Philipp Eulen- 
burg den Kaiser: «Und Rußland?? Das monarchische Prestige in Europa 
erlitte einen bedenklichen Stoß, wenn nicht bald Frieden gemacht, und die 
Ordnung im Innern [...] hergestellt wird. Ein Dreikaiserbündnis ist nöti- 
ger denn jemals - aber vorsichtig. Jetzt ist es höchst unpopulär in Deutsch- 
land. Wir brauchen Reformen in Rußland und keine Fusilladen, um ein 
Bündnis verstehen zu lassen.»' 


Wilhelm II. erwies sich jedoch als ein Gegner durchgreifender Verfas- 
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sungsreformen in Rußland, die die persönliche Macht des autokratischen 
Zaren geschmälert hätten. Er machte hauptsächlich die Korruption für den 
Zusammenbruch Rußlands verantwortlich und rühmte sich, durch seinen 
Kampf gegen den Unions-Klub und das Spielwesen in den 1880er Jahren 
Preußen-Deutschland vor einem ähnlichen Schicksal bewahrt zu haben."* 
Im Januar 1905 nannte er Verfassungsreformen in Rußland «Selbstmord — 
Harakiri der Regierung». Zedlitz kritisierte diese uneinsichtige Haltung 
und meinte, der Kaiser glaube «etwas zu sehr an die Notwendigkeit, in 
Rußland mit Gewalt zu regieren».'” Nachdem am 22. Januar 1905 unter 
der Führung des Priesters Gapon Zehntausende von Arbeitern in St. Pe- 
tersburg zum Zaren zu gelangen versuchten und mehrere Hundert dabei 
vor dem Winterpalais getötet worden waren, richtete Wilhelm II. ein Gra- 
tulationsschreiben an Nikolaus. Er drängte ihn, Maßnahmen zu ergreifen, 
die die Beliebtheit des Zaren vergrößern, aber seine Machtvollkommenheit 
unangetastet lassen würden. «Die Reformpläne in Deinem Lande sind 
zahlreich und höchst vage, [...] aber der vernünftigste Plan und der, der 
sich am besten dem Volk und seinen Sitten anpaßt scheint meiner unmaß- 
geblichen Meinung nach die Bildung einer Körperschaft zu sein, die sich 
aus den besten und fähigsten Köpfen in den verschiedenen «Semstvos zu- 
sammensetzt. Diese Körperschaft müßte dem «Reichsraw angegliedert 
werden, und ihr könnte jede wichtige Frage, die für die Gesamtheit Ruß- 
lands ein Lebensinteresse hat, zur Ausarbeitung und Vorbereitung für den 
«Reichsrab überwiesen werden; ebenso könnten Männer, die auf dem Son- 
dergebiet, das zu erörtern steht, genau Bescheid wissen, herangezogen 
werden, um ihren Rat zu erteilen; diese müßten aus allen Teilen des Volkes 
ad hoc ausgewählt werden. Am schönsten wäre es, wenn Du von Zeit zu 
Zeit selbst den Vorsitz führen würdest und dadurch in der Lage wärst, 
möglichst viele verschiedene Leute anzuhören, so daß Du Dir ein richtiges 
Urteil über die vorliegenden Fragen bilden könntest. So habe ich es im 
Jahre 1890 getan, als ich nach dem großen Streik den großen Ausschuß zur 
Ausarbeitung der <Sozialgesetze für die Arbeiterklassen einberief, in dem 
ich wochenlang den Vorsitz führte. Auf diese Art wäre es der Körperschaft 
möglich, den «Reichsrat mit jeder erforderlichen Information zu versehen, 
und gleichzeitig Dir, mit der großen Masse der unteren Klassen in Berüh- 
rung zu bleiben; dadurch wird diesen jedes Mittel, sich in allen auf ihre 
Wohlfahrt bezüglichen Angelegenheiten Gehör zu verschaffen, gesichert, 
und so bilden sie einen direkten Verbindungskanal zwischen den einfa- 
chen Leuten und ihrem «Kaiser und Vater. Außerdem wäre es Dir auf 
Grund eigener Informationen möglich, Deinen «Reichsrat und das «Mini- 
sterkomite® gut zu überwachen und zu kontrollieren, und danach zu 
sehen, daß die Arbeit so von ihnen getan wird, wie Du es wünschest und 
Dein Volk es braucht. Auf diese Art ist die Exekutive ein für allemal dem 
«Antokratischen Zaren» gesichert und nicht einem leitenden Minister mit 
einem Kollegium hilfloser Amtgenossen, die seiner Leitung blindlings 
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folgen.»"® Unverkennbar spiegelten diese Vorschläge die eigenen Verfas- 
sungsvorstellungen Wilhelms II. und seinen Konflikt mit Bismarck und 
dessen Nachfolgern wider. 

Am 17. Februar 1905 fiel Großfürst Sergius (Serge) von Rußland, der 
Generalgouverneur von Moskau, der mit Wilhelms Jugendliebe Prinzessin 
Ella von Hessen (Schwester der Zarin sowie der Prinzessin Irene von 
Preußen) verheiratet war, einem Bombenattentat zum Opfer.'” Der Mord 
an seinem verhaßten Rivalen veranlaßte den Kaiser zu jenem soeben zitier- 
ten «historischen» Brief, von dem sein Herausgeber Walter Goetz ge- 
schrieben hat, er müsse «doch als starke Bevormundung» des Zaren aufge- 
faßt werden.” «Was für schreckliche Nachrichten sind von Moskau 
gekommen!» heißt es darin. «Diese Bestien von Anarchisten haben eine 
dunkle, feige Tat vollbracht. [...] Es ist sehr hart für die schöne alte Haupt- 
stadt Rußlands, daß ihre Mauern durch ein so schändliches Verbrechen be- 
sudelt worden sind, doch sicherlich beherbergt sie keinen treuen Bürger, 
der diese Tat billigen könnte. Ich kann nicht glauben, daß diese Dämonen 
aus den Reihen Deiner moskowitischen Untertanen hervorgegangen sind, 
es waren vermutlich Ausländer, die von Genf kamen. Denn die große 
Masse Deines Volkes glaubt noch immer an ihr «Väterchen» den Zaren und 
verehrt seine geheiligte Person.» In ganz Europa sei man der Ansicht, 
behauptete der Kaiser, daß der neue Innenminister Svjatopolk-Mirski der 
Presse «zu plötzlich eine größere Freiheit als früher eingeräumt und die 
Zügel, die [sein Vorgänger] Plehwe so straff gehalten hatte, zu frühzeitig 
locker gelassen» habe. «Daher eine plötzliche Hochflut unerhörter Artikel 
und offener Briefe an die Adresse des Herrschers, eine bis dahin in Ruß- 
land für unmöglich gehaltene Sache; einige davon außerordentlich unver- 
schämt, mit dem Zweck, die Achtung vor der autokratischen Herrschaft 
zu verringern. Die revolutionäre Partei hat sich dieser Gelegenheit be- 
mächtigt, um maßgebenden Einfluß auf die arglosen Arbeiter zu gewin- 
nen, unter ihnen eine Gärung hervorzurufen und sie zu Forderungen zu 
veranlassen, die sie nicht verstehen konnten, und dies in einer befehlenden, 
mißachtenden Art, von einer Sprache und von Handlungen begleitet, die 
sehr große Ähnlichkeit mit der Revolution hatten. Dies brachte die Arbei- 
terklasse - nach meiner Überzeugung gegen ihren Willen - in direkte Op- 
position zur Regierung und in Konflikte mit den Behörden, die Gesetz 
und Ordnung aufrechtzuerhalten hatten. Da diese irregeführten, schlecht 
unterrichteten Menschen, zumeist solche, die gewohnt waren, den Zaren 
als ihren «Vater» zu betrachten und ihn als solchen zu <duzen>, den Ein- 
druck hatten, daß es ihnen möglich sein würde, ihm ihre Wünsche vorzu- 
tragen, wenn sie vor seinem Palast erschienen, so läßt man durchblicken, 
es sei vielleicht praktisch gewesen, wenn der Zar eine gewisse Anzahl von 
ihnen - in der Mitte des Platzes aufgestellt und von einem Truppenkordon 
umgeben - empfangen und an sie vom Balkon des Winterpalastes aus, be- 
gleitet von der höchsten Geistlichkeit, dem Heiligen Kreuz und seinem 
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Gefolge, eine Ansprache gehalten hätte, wie ein «Vater zu seinen Kindern 
spricht, ehe das Militär in Aktion zu treten hatte; vielleicht wäre es nicht 
unmöglich, daß auf diese Art Blutvergießen ganz hätte vermieden oder 
wenigstens vermindert werden können. Man hat oft an das Beispiel Niko- 
laus’ I. erinnert, [fuhr Wilhelm fort] der einen sehr ernsten Aufstand da- 
durch unterdrückte, daß er persönlich, sein Kind auf dem Arm, mitten un- 
ter die Rebellen ritt und sie in kurzer Zeit auf die Knie brachte. Man ist der 
Ansicht, daß die Person des Zaren jetzt wie damals noch einen ungeheuren 
Einfluß auf das einfache Volk hat, und daß sie sich vor seiner geheiligten 
Erscheinung noch immer beugen. Ein Wort aus solcher Lage heraus und in 
solchem «entourage würde den Massen Ehrfurcht eingeflößt, sie beruhigt, 
weit über ihre Köpfe hinweg in den entlegensten Winkel des Reiches ge- 
klungen haben. [...] Vom Zaren aber ist niemals die Rede, denn sie kennen 
seine wirklichen Gedanken nicht! [...] Die Leute sagen: In einem autokra- 
tischen Regime muß es der Herrscher selbst sein, der das Kennwort und 
das Aktionsprogramm in unmißverständlicher, amtlicher Art kundgibt. 
Anscheinend erwartet jedermann etwas dergleichen, vermittels eines vom 
Zaren selbst ausgehenden Willensaktes. Solange ein solcher nicht erfolgt, 
wird allgemein der Eindruck weiterbestehen, daß die angekündigten Re- 
formen und Gesetzesparagraphen lediglich ministerielle Arbeit und nur 
auf den äußeren Schein berechnet sind, dem Volke Sand in die Augen zu 
streuen; man wird nach wie vor die feste Hand am Steuerruder des Landes 
ängstlich vermissen, die Führung durch einen überlegenen Geist mit klarer 
Zweckrichtung, der einem genau bestimmten Ziele zusteuert. Dieser Zu- 
stand erzeugt ein Gefühl des Unbehagens, dem seinerseits wieder Unzu- 
friedenheit entspringt, und daraus erwächst selbst bei den sanftesten Leu- 
ten mit den besten Absichten [...] eine Nörgelsucht & tort et ä travers in 
großem Maßstab. Infolgedessen ist der enttäuschte Zuschauer - vielleicht 
auch die Untertanen - mehr und mehr geneigt, die Verantwortung für alles 
das, womit man unzufrieden ist, den Schultern des Zaren aufzubürden. In 
gewöhnlichen Zeiten hat dies nicht viel zu bedeuten, und bei konstitutio- 
nellen Völkern ist es nicht so gefährlich, da die Minister des Königs in die 
Bresche zu springen und seine Person zu verteidigen haben. In Rußland 
aber, wo die Minister nicht in der Lage sind, die geheiligte Person des 
Herrschers zu schützen, da man weiß, daß sie lediglich seine Werkzeuge 
sind, bilden solche Wirren, welche die Gemüter der Russen mit Unruhe 
und Unbehagen erfüllen und den Herrscher mit dem Odium aller uner- 
quicklichen Geschehnisse belasten, eine sehr ernste Gefahr für den Herr- 
scher und seine Dynastie, weil sie geeignet sind, ihn unpopulär zu machen. 
Jetzt, so heißt es, wo die Intelligenz und Teile der guten Gesellschaft schon 
unzufrieden sind, können die Agitatoren, wenn der Zar auch bei den Mas- 
sen unpopulär werden sollte, mit Leichtigkeit einen solchen Sturm herauf- 
beschwören, daß es sehr ungewiß wäre, ob die Dynastie ihn überdauern 
könnte.»*' 
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In seinem Brief führte Wilhelm II. genau auf, welche Zugeständnisse 
der Zar an das Volk machen sollte und welche Reformen vermieden wer- 
den müßten. «Nicht das Versprechen einer allgemeinen gesetzgebenden 
Versammlung, keine Konstituante oder Convention Nationale, doch eine 
Habeas-Corpus-Akte und eine weitere Ausdehnung des Staatsrats. Keine 
Versammlungs- oder Preßfreiheit, doch strenge Weisung an alle Zensoren, 
sich hinfort jeder Schikane zu enthalten.» Sogar den Ort und die Art der 
Verkündung dieser Maßnahmen schlug der Kaiser dem bedrängten Zaren 
vor. «Europäische Beobachter glauben, es lasse sich einrichten, daß der Zar 
die erwartete «große Tab tue, indem er nach Moskau gehe, den Adel und 
die Notabeln in seinem prächtigen Palast versammle und zu ihnen spre- 
che». Im Kreml «solle der Zar, <entour& vom Klerus mit Bannern, Kreu- 
zen, Weihrauchkesseln und Heiligenbildern, auf den Balkon hinaustreten 
und dieselbe Rede, die er vorher gehalten, verlesen, als ein Manifest an sei- 
ne im Hofe unten versammelten, von den dichten Reihen der Truppen [...] 
umringten treuen Untertanen. Wenn Du ihnen sagtest, daß Du - falls es 
Dir notwendig scheint - die Beschwerden ihrer Brüder und Angehörigen 
im Felde, die auf Deinen Befehl hinausziehen mußten, mit ihnen teilen, sie 
ermutigen und versuchen wolltest, sie zum Sieg zu führen, so wird [...] das 
Volk tief gerührt sein, Dir zujubeln, auf die Knie fallen und für Dich beten. 
Die Popularität des Zaren wäre zurückerlangt.»”* 

Was der Kaiser sich auch immer von diesem äußerst undiplomatischen 
Brief versprach, seine Wirkung war gleich null. Der Zar antwortete am 
25. Februar 1905 mit einem kurzen nichtssagenden Danktelegramm,” er 
fuhr aber weder nach Moskau noch an die Front, und im Innern ver- 
schlechterte sich die Lage der Dynastie in alarmierender Weise. Die Ber- 
liner Spitze war empört, von dem aus St. Petersburg zurückgekehrten 
Prinzen Fritz Leopold von Preußen zu erfahren, daß Nikolaus II. von 
der brutalen Ermordung seines Onkels und Schwagers Sergius kaum 
Notiz genommen und den Abend mit kindischen Späßen auf dem Sofa 
verbracht hatte.”* Britische Diplomaten berichteten von der gänzlich ver- 
änderten Stimmung der Berliner Beamten und Offiziere den Zuständen 
in Rußland gegenüber. Alle seien tief beeindruckt von dem Ernst der 
Lage und der weitreichenden Korruption in den höchsten Kreisen Ruß- 
lands, Bülow befürchte das Schlimmste, «keine Revolution, aber so etwas 
wie die Jacquerie», und Wilhelm. beschäftige die Entwicklung der- 
artig, daß er wahrscheinlich den Rußlandkenner Theodor Schiemann mit 
auf seine Mittelmeerreise nehme.” Als der deutsche Botschafter Graf Al- 
vensleben am 17. März aus St. Petersburg meldete, daß der Zar nur noch 
auf seine Mutter und seine Frau höre, schrieb Wilhelm entsetzt: «Dann 
ist er aber in großer Gefahr wenn das nicht bald aufhört! Die kleine Hes- 
senprinzessin, die in Darmstadt niemals etwas von Politik gehört hat, 
ertheilt polit. Rathschläge!? [...] Fools rush in where Angels fear to 
tread!»° 


402 Das Fiasko von Björkö 


3. Die Mission des Prinzen Heinrich nach Zarskoe Selo 


Gleich nach dem Bombenattentat auf seinen Schwager Sergius war Prinz 
Heinrich nach Berlin gefahren, um Wilhelms Genehmigung für die Reise 
seiner Frau zur Beisetzung nach Rußland einzuholen.” Der Gedanke lag 
nahe, Heinrich selbst in Mission nach Petersburg zu entsenden.’® Die 
Briefe, die der Kaiser an Nikolaus II. gerichtet hatte, waren praktisch 
unbeantwortet geblieben, und die Hoffnung Wilhelms, den Zaren durch 
die Ernennung seines Flügeladjutanten Gustav Lambsdorff zum Militär- 
bevollmächtigten in St. Petersburg beeinflussen zu können, war geschei- 
tert, doch den Schwager Heinrich konnte man am Zarenhof nicht abwei- 
sen; er war in der Lage, wie Bülow sich ausdrückte, «dem Zaren ungefähr 
Alles» zu sagen, «was auch der nächste Verwandte einem Kaiser sagen 
kann».” 

Am 2. April 1905, also zwei Tage nach der Landung des Kaisers in Tan- 
ger, reiste sein Bruder Heinrich nach Zarskoe Selo. Vorher suchte er den 
Reichskanzler auf, der ihn bat, wie der Prinz notierte, «Nicky zu beein- 
flussen festzuhalten am Krieg».°° Über die Lage am Zarenhof im revolu- 
tionären Rußland führte Heinrich ausnahmsweise ausführlich Tagebuch. 
Unterm 4. April 1905 lesen wir: «Nicky anfangs etwas gedrückt. Spricht 
ruhig über Krieg. Setzt seine Hoffnung auf Rosestwenski [sic]. Will noch 
180 000 Mann Reserven auf Kriegsschauplatz senden. Sagt mir es gäbe eine 
starke Friedenspartei. Bewundert Thatkraft der Japaner.» Am Nachmittag 
des 8. April 1905 traf Heinrich mit Nikolaus II. zu einem Spaziergang zu- 
sammen. Der Kaiserbruder machte den Zaren «auf alle Gefahren aufmerk- 
sam» und riet ihm, zu Ostern Moskau zu besuchen. «Auf seine Frage 
«weshalb» Antwort weil dort religiöses und geschichtliches Zentrum. - Er 
gestand Richtigkeit der Argumente zu. Wilhelm hätte ihm bereits ähn- 
liches geschrieben. Mache ihn auf Gefahr der Revolution aufmerksam. 
Wegen augenblicklichen Stand der Armee sagt Nicky sie stünde [...] nicht 
bei Charbin, um Eisenbahn nicht zu exponieren (!). Er gäbe keine Befehle, 
sondern nur Anregungen. [...] Nicky fährt mich im Schlitten zur Bahn, 
dankt mir für meine offene Aussprache.»’' Die «ganz geheimen» Tele- 
gramme, die ihm Prinz Heinrich aus St. Petersburg schickte, leitete Bülow 
an den Kaiser im Mittelmeer weiter. So erfuhr Wilhelm umgehend von den 
desperaten Eindrücken, die sein Bruder am Zarenhof gewonnen hatte. 
«Mein Gesamteindruck ist der», meldete Heinrich noch aus Zarskoe Selo, 
«daß Zustand nach innen wie nach außen vollkommen hoffnungslos. Ruß- 
land treibt seinem unabwendbaren Geschick entgegen. Gründe: Gänz- 
liches Versagen der Person des Souveräns, der den Verhältnissen in keiner 
Weise gewachsen; ferner ebensolches Versagen der Minister, welche jeg- 
liche Verantwortung scheuen. Selbst nächste Verwandte sehen keine Hoff- 
nung und sind verzweifelt.»3? 
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Bei seiner Rückkehr nach Kiel faßte Heinrich in einem Brief an seinen 
Bruder seine Beobachtungen zusammen. Darin wiederholte er seine Über- 
zeugung, «daß der gegenwärtige Zustand der Dinge im russischen Reiche 
ein absolut hoffnungsloser» sei. Der beginnenden Anarchie und Revolu- 
tion könnten nur zwei Momente Einhalt gebieten, nämlich der Sieg des 
russischen Ostseegeschwaders über die Flotte Japans, und der Appell des 
Zaren an sein Volk zu Ostern von Moskau aus. Genau diesen Vorschlag, so 
notierte Wilhelm am 15. April an den Rand des Schreibens, «predige» er 
«seit Monaten». Allerdings war Heinrich auch jetzt noch zweifelhaft, «ob 
Nicky sich zur Reise nach Moskau, sowie ferner zu jenen energischen 
Maßregeln behufs Unterdrückung der Anarchisten, welche ich ihm anra- 
then durfte, entschließen» würde. «Den Gedanken zur Armee zu gehen hat 
er, wie er mir mittheilte, erwogen, denselben jedoch fallen gelassen wegen 
der Unruhen im eigenen Lande.» Es sei überhaupt fraglich, ob der Zar, 
sollte er sich dazu entschließen, zu seinen Truppen zu fahren, «jemals die 
Armee lebendig erreichen würde», urteilte Heinrich. Er, der Prinz, habe 
kein Mittel unversucht gelassen, «um Nicky aus seinem ebenso unbegreif- 
lichen wie äußerst gefährlichen Zustande der Willenlosigkeit - des «Nicht- 
wollenkönnens - aufzurütteln. Ich habe ihm Dinge gesagt, die zur Folge 
hätten haben müssen, daß er mich sofort unter Bewachung über die Gren- 
ze spedirte, anstatt daß er, wie thatsächlich der Fall, mir nahezu unter 
Thränen der Rührung dankte für meine <Offenherzigkeiv.» Nikolaus sei 
entschlossen, den Krieg weiterzuführen. «Er ist überzeugt, daß die <Zeiv 
für ihn Gewinn sei, vorausgesetzt, daß die nöthigen Geldmittel dauernd 
flüssig zu machen sind, wenngleich, auch in heimischen Armeekreisen, 
eine starke Strömung zu Gunsten des Friedens sich dauernd bemerkbar 
macht und Nicky zu beeinflussen sucht.» Der Zar lebe in der «geradezu 
kindlich naiven» Vorstellung, er könne einen Frieden ohne Gebietsabtre- 
tung und ohne Kriegsentschädigung erreichen und fordere außerdem das 
Recht, eine Flotte von jeglicher Stärke in Wladiwostok zu halten, was auch 
Wilhelm für «total verrückt!!!» erklärte. Als Heinrich die Ansicht vertrat, 
«Ich befürchte, die Japaner werden von Dir mehr für ihre Mühen verlan- 
gen», habe Nikolaus einfach geantwortet: «Dann müssen sie warten». 
«Nicky ist mir ein psychologisches Räthsel!» seufzte der Preußenprinz. 
«Physisch gut entwickelt, geistig gut begabt, ein Herz von Gold, und ohne 
Willen, eingekapselt in einem ungewöhnlichen Maß von Fatalismus, der 
verhängnisvoll zu werden droht! Hinzu kommt, daß er keinen einzigen 
Mann in seiner Umgebung oder unter seinen Ministern hat, der bereit 
wäre, seine Haut zu Markte zu tragen, oder Verantwortung zu überneh- 
men.»?? 

Unmittelbar nach seinem Gespräch mit Prinz Heinrich faßte Bülow 
dessen Mitteilungen in einem Brief an den Kaiser zusammen und gelangte 
daraufhin zu dem Schluß, «die Zukunft von Rußland ist also mehr wie je 
in großes X, der Klumpen ist aber zu dick und kompakt, als daß er im 
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Staatensystem der Welt nicht doch immer eine gewisse Rolle spielen sollte. 
Deshalb haben Euere Majestät ganz recht, Rußland ein wohlwollender 
Freund und Nachbar zu bleiben, daneben aber auch die Beziehungen zu 
allen anderen Staaten, großen und kleineren zu pflegen, von denen wir 
Nutzen haben können. Und wenn Euere Majestät unser Schwert weiter 
scharf halten, können wir mit Ruhe abwarten, was aus dem russischen Ve- 
suv schließlich emporsteigen wird. Alte Reiche haben eine so zähe Lebens- 
kraft und Rußland eignet sich so wenig für konstitutionelle und liberale 
Experimente, wie sie Frankreich vor ı15 Jahren durchmachte, daß es mich 
schließlich nicht wundern würde, wenn das heute anscheinend Unwahr- 
scheinlichste geschähe, die russische Staatsordnung den jetzigen Fieber- 
zustand der Bevölkerung überdauern und wenn auch durch einen schar- 
fen Aderlaß stark geschwächt in der hergebrachten Weise fortbestehen 
würde.»>* 

Die bittere Enttäuschung Kaiser Wilhelms angesichts der katastropha- 
len Niederlagen des russischen Heeres und der revolutionären Unruhen 
im Zarenreich kam in der Rede zum Ausdruck, die er am 8. Mai 1905 in 
Straßburg hielt.’ Vor den Offizieren des XV. Armeekorps und zahlrei- 
cher fremder Beobachter kritisierte der Kaiser offen die Trunkenheit und 
Liederlichkeit der russischen Armee. «Das japanische Offizierkorps ist 
äußerst tüchtig und hat sich, wie auch der japanische Soldat, voll be- 
währt.» Das russische Heer dahingegen sei bei der Schlacht von Mukden 
«durch Unsittlichkeit und Alkoholgenuß» - nach Zeitungsberichten hät- 
ten die Äußerungen des Kriegsherrn noch drastischer gelautet — «ent- 
nervt» gewesen. Der russische Oberfeldherr Kuropatkin habe in Mukden 
den Fehler begangen, an die Front zu gehen, während der japanische 
Höchstkommandierende Oyama an einer Stelle zurückgeblieben war, 
von wo aus er den ausgedehnten Kampf überschauen und ihn ruhig wie 
ein Schachspieler Zug für Zug dirigieren konnte. «Deutschland habe, 
nachdem Rußland seine Schwäche gegenüber der gelben Gefahr gezeigt, 
unter Umständen die Aufgabe, der Ausbreitung dieser Gefahr entgegen- 
zutreten», mahnte der Kaiser. Der Krieg in Ostasien habe von neuem den 
Wert alter Verteidigungsmethoden — Wolfsgruben, Handgranaten, Sta- 
cheldraht - erwiesen, dozierte er.?° Wie der anwesende britische Militärat- 
tach& berichtete, habe die Rede vielerorts zu Erörterungen geführt, ob es 
taktvoll von Seiner Majestät gewesen sei, die Offiziere der russischen 
Armee in solch offener Weise herunterzumachen.? Der Reichskanzler, 
Holstein und auch der Großherzog von Baden waren empört und setzten 
alles daran, den Obersten Kriegsherrn von weiteren kriegerischen Reden 
gegen Rußland abzuhalten.3® Vergeblich bestritt die Regierung in der 
Norddeutschen Allgemeinen Zeitung den veröffentlichten Wortlaut der 
Kaiserrede, doch ohne eine Berichtigung vorzunehmen.’ Man wußte ge- 
nau, daß die verletzenden Worte des Kaisers richtig wiedergegeben wor- 
den waren. Noch ein Jahr später, als der inzwischen entlassene Geheimrat 
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von Holstein eine Kampagne gegen die gefährliche «Selbstherrlichkeit» 
Wilhelms II. startete, urgierte er einen Publizisten, gerade bei der Straß- 
burger Rede vom Sommer 1905 «einzuhaken, [...] wo er als Lehrmeister 
des Erdballs Russen und Japaner gleichzeitig abkanzelte. Mit der Rede 
hat er uns enormen Schaden getan, nicht bloß in Japan. Einem hochge- 
stellten Mann (nicht Bülow), der eine kraftvolle Kritik wagte, hat $.M. 
das demonstrativ verübelt.»*° 


4. Die deutsch-russische Annäherung 
nach der Schlacht von Isuschima 


Am 27./28. Mai 1905 wurde das russische Baltische Geschwader, das unter 
dem Kommando Roschdjestwenskis um die halbe Welt gesegelt war, bei 
Tsuschima in der Bucht von Korea von der japanischen Flotte vernichtet. 
Damit verschwand auch die letzte Hoffnung der Russen auf einen glück- 
lichen Ausgang des Krieges. Der Zar mußte Friedensverhandlungen anbe- 
raumen und die Beziehungen seines militärisch und innenpolitisch ge- 
schwächten Landes zu den übrigen Großmächten überdenken. Nach 
Tsuschima schöpfte Wilhelm II. erneut Hoffnung, daß sein Traum von ei- 
nem Kontinentalbund unter seiner Führung doch noch in Erfüllung gehen 
könnte. In einem überaus herzlichen Brief vom 3. Juni 1905* riet er Niko- 
laus dringend zum Frieden und bot sich als Vermittler beim US-Präsiden- 
ten Roosevelt an. «Vom rein militärisch-strategischen Gesichtspunkt aus 
beendet die Niederlage in der Meerenge von Korea die Aussichten für eine 
entschiedene Wendung der Dinge zu Deinen Gunsten. Die Japaner sind 
nun in der Lage, jede Menge von Reserven, frischen Truppen, Munition 
für die Belagerung von Wladiwostok in die Mandschurei zu werfen. [...] 
Formell ist es natürlich möglich, selbst unter diesen ungünstigen Umstän- 
den den Krieg noch beliebig fortzuführen. Aber anderenteils darf die 
menschliche Seite nicht übersehen werden. Dein Land hat Tausende seiner 
Söhne an die Front geschickt, wo sie starben oder erkrankten oder für den 
Rest ihres Lebens zu Krüppeln wurden. Nun ist, wie ich Dir in meinem 
letzten Brief vom 6. Februar schrieb, der Krieg sehr unpopulär, und das 
Volk sieht seine Söhne und Väter widerstrebend, sogar unwillig ihre Hei- 
mat verlassen, um für eine Sache zu kämpfen die sie nicht nur nicht guthei- 
ßen, sondern sogar verabscheuen! Ist es mit der Verantwortlichkeit eines 
Herrschers vereinbar, ein ganzes Volk gegen seinen ausgesprochenen Wil- 
len weiter zu zwingen, seine Söhne hinauszuschicken, in Hekatomben tö- 
ten zu lassen, nur für ihn? Nur für seine Auffassung der nationalen Ehre? 
Nachdem das Volk durch sein Verhalten klar bewiesen hat, daß es eine 
Fortsetzung des Krieges mißbilligt? Wird nicht in kommenden Zeiten das 
Leben und das Blut all dieser nutzlos geopferten Tausende vor des Herr- 
schers Tür gelegt werden, und wird er nicht eines Tages von Ihm, dem 
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Herrn und Meister aller Könige und Menschen, aufgerufen werden, sich 
für die zu verantworten, die seiner Macht von dem Schöpfer unterstellt 
waren, der ihm ihre Wohlfahrt anvertraute? [...] Wenn der Wille eines Vol- 
kes zeigt, daß es genug hat, [...] ist es dann nicht vernünftig, daß auch sein 
Herrscher dann [...] die Konsequenzen zieht und Frieden schließt? Selbst 
wenn es ein bitterer Friede ist? Besser als durch die Verlängerung eines un- 
populären Krieges ein derart bitteres Gefühl in seinem Lande zu schaffen, 
daß es sich sogar nicht zurückhalten ließe, ernstliche Schritte zu unterneh- 
men, um den Herrscher schließlich zu zwingen, ihre Wünsche zu erfüllen 
und ihre Auffassung anzunehmen? Natürlich ist die Armee zu berücksich- 
tigen. Sie hat gefochten, und brav gefochten - anderthalb Jahre lang in Hit- 
ze und Kälte, um für Dich und Dein Land den Sieg zu erringen; aber bis 
jetzt hat ihr die Vorsehung den Erfolg versagt. Niederlage, furchtbare 
Menschenverluste und unsagbare Leiden sind statt dessen Deinem armen 
Heere beschieden gewesen und von diesen prächtigen, tapferen, ruhigen, 
aufopferungsvollen Burschen, Deinen Soldaten, willig ertragen worden. 
Daß sie nach Vergeltung lechzten und bereit sind, sich in jedem Moment 
zu schlagen, ist ganz natürlich. Aber gibt es unter den Befehlshabern 
irgendeinen neuen Führer oder General, der imstande ist, den Erfolg zu 
garantieren, so daß eine neue gewaltige Anstrengung den Einsatz von Tau- 
senden von Soldatenleben rechtfertigen würde? Ist das Heer wirklich 
überzeugt davon, daß es das Geschick zu wenden vermag? Auf diese Frage 
kannst Du allein natürlich die Antwort wissen. Sollte diese Antwort je- 
doch von Deinen Generalen im Namen Deiner Soldaten im verneinenden 
Sinne gegeben werden, indem sie auf ihre Ehre erklären, daß sie nur für 
ihren Kaiser sterben, aber schwerlich einen entscheidenden Sieg für ihn er- 
kämpfen könnten, dann, glaube ich, kann Dein Gewissen ruhig sein, ob 
Du weiterkämpfen sollst oder nicht, und Du kannst die Friedensverhand- 
lungen eröffnen, was von allen Deinen getreuen Untertanen in ganz Ruß- 
land mit Freude begrüßt werden würde nach dem Blutzoll, den sie bereit- 
willig für ihren Kaiser entrichtet haben. [...] Napoleon der Erste und 
Friedrich der Große haben auch Niederlagen erlitten! Es muß als Gottes 
Wille betrachtet werden, daß die Dinge diesen Lauf genommen haben! 
Gott hat diese Last auf Dich gelegt, und sie muß getragen werden, aber 
vielleicht wird durch seine Absicht und mit seiner Hilfe schließlich etwas 
Gutes von Dauer daraus, ein neues Leben und eine neue Ordnung der 
Dinge wird vielleicht aus dieser Zeit der Prüfung erstehen, als Belohnung, 
die Deine Untertanen reichlich verdient haben. Entschuldige die Länge 
meines Briefes, aber ich fühle mich als Dein Freund und Kollege verpflich- 
tet, Dir zu sagen, was ich für wahr und richtig halte. Du kennst die Motive, 
die mich bewegen, und es steht Dir frei, mit diesen Zeilen zu tun, was Du 
für angemessen hältst. Sollten jedoch die in diesem Brief niedergelegten 
Gedanken mit den Deinigen übereinstimmen, und solltest Du glauben, ich 
könnte Dir auch nur vom kleinsten Nutzen bei den vorbereitenden Schrit- 
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ten für den Frieden sein, so verfüge bitte nach Deinem Gefallen über mich. 
Ich darf vielleicht Deine Aufmerksamkeit auf die Tatsache lenken, daß die 
Japaner zweifellos die größte Hochachtung vor Amerika haben, mehr als 
vor allen anderen Völkern, da diese starke, aufstrebende Macht mit ihrer 
furchtbaren Flotte ihnen zunächst liegt. Wenn irgend jemand in der Welt 
imstande ist, die Japaner zu beeinflussen und sie dahin zu bringen, ver- 
nünftig in ihren Forderungen zu sein, so ist es der Präsident Roosevelt. 
Sollte es Deine Billigung finden, so könnte ich mich leicht privatim ins 
Einvernehmen mit ihm setzen, da wir sehr intim sind; auch mein dortiger 
Botschafter ist ein Freund von ihm.»* Kurz nach dem Abgang dieses 
Schreibens entschloß sich Wilhelm II., nicht die gewohnte Nordlandfahrt 
in die norwegischen Fjorde anzutreten, sondern in der Hoffnung auf eine 
Begegnung mit dem Zaren in der Ostsee zu kreuzen. Sein Ziel war nichts 
anderes, als höchstpersönlich von Monarch zu Monarch einen «Wende- 
punkt in der Geschichte Europa’s» herbeizuführen. 


5. Der Vertrag von Björkö 


«Wir suchen diesmal nicht die Stille der Gletscherwelt und der hellen 
Nächte. Wir fahren umher und drehen das Seil der Politik», schrieb Gene- 
ral Helmuth von Moltke von der Hohenzollern aus im Juli 1905.” Beim 
Abschied in Saßnitz hatte Bülow dem Kaiser gesagt, er würde sich «un- 
endlich freuen», wenn es während der Östseereise zu einem Zusammen- 
treffen mit dem Zaren käme, «es wäre für beide Völker und die Welt von 
größtem Segen; aber wir können es nicht von Berlin aus anregen; schlägt er 
es vor oder bittet darum, dann gehen Sie hin, und Gott mit Ihnen!»* Er 
legte Wilhelm nahe, bei seinem Treffen mit dem Zaren zwar ein deutsch- 
russisches Defensivabkommen anzuregen, aber die Verhandlungen dem 
Außenminister Lamsdorff und ihm selber, dem Kanzler, zu überlassen.* 
Wilhelm aber war geradezu durchdrungen von der Idee, das Bündnis mit 
Rußland ohne die verantwortlichen Staatsmänner zu erreichen. Am 
18. Juli 1905 telegraphierte er an Nikolaus II.: «Ich werde bald auf meiner 
Rückreise sein und kann den Eingang ins finnische Meer nicht passieren, 
ohne Dir herzliche Grüße und Wünsche zu senden. Sollte es Dir Vergnü- 
gen machen, mich zu sehen - entweder an der Küste oder auf Deiner Yacht 
- so bin ich natürlich zu Deiner Verfügung. Ich werde als einfacher Tourist 
kommen ohne Festlichkeit.»* Nikolaus schlug ihm daraufhin vor, sich bei 
der kleinen Insel Björkö, nahe der Stadt Wyborg, zu treffen. Es sei «ein 
hübscher, ruhiger Ort», und in dieser so ernsten Zeit könne er sich nicht 
zu weit von der Hauptstadt entfernen.'’ Wilhelm forderte nun Bülow auf, 
ihm den Text des deutsch-russischen Bündnisabkommens zu übermitteln, 
der im Jahr zuvor «von Graf Lamsdorff verballhornisiert wurde» und 
dadurch gescheitert war.” Am folgenden Tage telegraphierte Holstein 
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Abb. ı4 Der Admiral des Atlantik trifft den Admiral des Pazifik in der Ostsee 


den Vertragstext an Bülow nach Norderney, der ihn an den Kaiser weiter- 
leitete. 

Am 23. Juli 1905 traf Wilhelm II. bei Björkö mit dem Zaren zusammen. 
Nicht einmal die Umgebung an Bord der Hohenzollern hatte von der be- 
vorstehenden Monarchenzusammenkunft eine Ahnung. Moltke hielt er- 
griffen in einem Tagebuchbrief fest, wie der Kaiser zu der Reisegesellschaft 
hereintrat und sagte: «Nun, Kinder, macht euren Paradeanzug in Ord- 
nung, in zwei Stunden steht ihr vor dem Kaiser von Rußland.» Keiner von 
den Mitreisenden habe «die Motive dieses plötzlichen und so geheimnis- 
voll eingeleiteten Besuchs» geahnt, schrieb der künftige Generalstabschef, 
«wir alle aber empfanden die ungeheure politische Wichtigkeit der kom- 
menden Stunden, deren Folgen niemand berechnen konnte.»’® 

Wilhelm war selber von der Bedeutung seiner Begegnung mit dem Za- 
ren beinahe überwältigt. Am Tag nach dem Treffen schrieb er erleichtert 
an Bülow: «Ich habe die letzten Tage soviel nachgedacht, daß mir der Kopf 
brummte, um sicher zu sein, daß ich es richtig anfange, stets die Interessen 
meines Landes vor Augen, aber nicht minder diejenigen des Monarchi- 
schen Gedankens im Allgemeinen. Schließlich habe ich meine Hände zum 
Herren über uns alle erhoben, und ihm Alles anheimgestellt, und gebeten 
Er wolle doch mich leiten und führen wie Er wolle, ich sei nur ein ein- 
faches Werkzeug in Seinen Händen, und werde thun, was Er mir eingeben 
werde, möge die Aufgabe noch so schwer sein. [...] Nun fühlte ich mich 
wunderbar gestärkt und der Wille und die Absicht wurden bei mir immer 
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fester und bestimmter. [...] Und was fand ich nun vor? Einen warmen, lie- 
bevollen, begeisterten Empfang wie er nur einem von Herzen aufrichtig 
geliebten Freunde zu Theil werden konnte. Der Zar hat mich umarmt und 
an sich gedrückt, als sei ich sein leiblicher Bruder, und mit dankerfüllten 
freudestrahlenden Augen blickte er mich immer wieder an. [...] Bald nahm 
mich der Zar bei Seite und sagte er brenne auf eine eingehende Conversa- 
tion. Wir steckten die Cigaretten an, und waren bald in Medias Res. Er war 
ungemein erfreut über unser Marokko Abkommen, was den Weg zu guten 
dauernden Beziehungen zu Frankreich eröffne, und spendete meiner 
Hoffnung, daß daraus eine dauernde Verständigung vielleicht sogar ein 
«agreement mit Gallien hervorblühen möge, lebhaften Beifall. [...] Nun 
kam das Gespräch auf England und es zeigte sich sehr bald, daß der Zar 
eine schwere persönliche Wuth auf England und den König hat. Er be- 
zeichnete Edwf[ard] VII als den größten «mischief maker> und unaufrich- 
tigsten sowie auch gefährlichsten Intriguanten in der Welt. Ich konnte ihm 
nur beipflichten mit dem Bemerken, daß ich ganz besonders unter seinen 
Intriguen in den letzten Jahren gelitten hätte.» Während des abendlichen 
Diners auf der Hohenzollern sei der Zar in heiterer Stimmung gewesen, 
fuhr Wilhelm in seiner Mitteilung fort, und auch die Umgebung des russi- 
schen Herrschers befürwortete ein deutsch-russisch-französisches Bünd- 
nis, an dem sich später vielleicht sogar Japan beteiligen könne, als «die 
beste Lösung der Situation». Am nächsten Morgen sei er, Wilhelm, «hoff- 
nungsfreudig» zur Yacht des Zaren hinübergefahren. Wieder empfing ihn 
der Zar auf dem Fallreep mit einer herzlichen Umarmung, und erneut 
schimpfte er während des Frühstücks auf England und dessen perfiden 
Einfluß auf Rußlands Verbündeten Frankreich. «Jetzt fühlte ich war der 
Moment gekommen», berichtete der Kaiser Bülow über diesen welthisto- 
rischen Augenblick. Edward VII. habe ja ein Faible für kleine «agree- 
ments». «Wie wäre es denn wenn wir auch so ein (little agreemenv mach- 
ten? Wir hätten ja im Winter schon mal eins berathen, das sei aber nicht 
gegangen wegen Delcasse und Spannung mit Frankreich. Jetzt sei das ja 
alles vorbei, wir würden gute Freunde der Gallier werden, also nun falle 
jedes Hinderniß fort?!» Als der Zar sein Bedauern aussprach, daß er den 
Vertragstext vom Dezember 1904 nicht bei sich habe, rief Wilhelm aus: 
«Ich besitze eine Abschrift, die ich so ganz zufällig in der Tasche bei mir 
habe.» Der Zar habe ihn in die Cajüte seines Vaters gezogen und alle Türen 
geschlossen. «Dabei funkelten die träumerischen Augen in hellem Glan- 
ze», hielt der Kaiser fest. «Ich zog das Couvert aus der Tasche, entfaltete 
das Blatt auf den Schreibtisch Alexander III vor dem Bilde der Kaiserin 
Mutter [...] und legte es dem Zaren hin. Er las einmal, zweimal, dreimal 
den Ihnen bereits mitgetheilten Text. Ich betete ein Stoßgebet zum lieben 
Gott Er möge jetzt bei uns sein und den jungen Herrscher lenken. Es war 
todtenstill. [...] Da sagte des Zaren Stimme neben mir «that is quite excel- 
lent. I quite agree!» Mein Herz schlägt so laut, daß ich es höre; ich raffe 
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mich zusammen und sagte so ganz nebenhin: «Should You like to sign it? It 
would be a very nice souvenir of our entrevue.» Er überflog noch einmal 
das Blatt: Dann sagte er <Yes I wilb. Ich klappte das Tintenfaß auf, reichte 
ihm die Feder und er schrieb mit fester Hand «Nicolas», dann reichte er mir 
die Feder ich unterschrieb, und als ich aufstand schloß er mich gerührt in 
seine Arme. [...] Mir stand das helle Wasser der Freude in den Augen, - 
allerdings rieselte es mir auch von Stirn und Rücken herab - und ich dach- 
te Fried[rich] W[ilhelm] III, Königin Louise, Großpapa und Nicolai I die 
sind in dem Augenblicke wohl nahe gewesen? herabgeschaut haben sie je- 
denfalls, und gefreut werden sie sich Alle haben! [...] So ist der Morgen 
des 24. Juli 1905 bei Björkoe ein Wendepunkt in der Geschichte Europa’s 
geworden, dank der Gnade Gottes; und eine große Erleichterung der Lage 
für mein theures Vaterland, das endlich aus der scheußlichen Greifzange 
Gallien-Russland befreit werden wird.» Das «Werk der Annäherung» sei 
«gekrönt und der Wurf gelungen», jubelte Wilhelm nach der Unterzeich- 
nung. «Und jetzt da es so gekommen ist, da wundert man sich, und sagt 
wie ist so etwas möglich? Die Antwort ist für mich sehr klar! Gott hat es 
also gefügt und gewollt, allem Menschenwitz zum Trotz, allem Menschen- 
treiben zum Hohn, hat er zusammengeführt, was zusammengehörte! Nun 
Seine Wege sind andere als unsere Wege und Seine Gedanken sind höher 
denn unsere! Was im Vorigen Winter Russland im Hochmuth ausschlug, 
und in Intriguensucht, zu unserm Nachtheil auszugestalten versuchte, hat 
es jetzt durch des Herren furchtbare, harte, demüthigende Hand herab- 
gedrückt mit Dank freudigst als eine schöne Gabe akzeptirt.»’' Euphorie 
über den geglückten Coup, Stolz auf den persönlichen Erfolg, Erstaunen 
über das eigene Wagnis, Erleichterung, daß nichts schiefgelaufen war — 
kaum ein anderes unter den fünfzehntausend diplomatischen Dokumen- 
ten, die in der Quellensammlung Die Große Politik der Europäischen Ka- 
binette abgedruckt sind, weist so viel Emotion auf wie dieses Schreiben 
Wilhelms II. an den Reichskanzler. 

Das kaiserliche Hochgefühl hielt noch tagelang an. Dem Zaren schrieb 
er überschwenglich bei der Ankunft in Deutschland am 27. Juli einen Dan- 
kesbrief, der das atemberaubende Ausmaß seiner an den Vertrag geknüpf- 
ten hegemonialen Erwartungen verrät. «Der 24. Juli 1905 ist ein Eckstein 
in der europäischen Politik und schlägt ein neues Blatt der Weltgeschichte 
um; es wird ein Kapitel des Friedens und Wohlwollens unter den Groß- 
mächten des europäischen Kontinents sein, die einander respektieren wer- 
den in Freundschaft, Vertrauen und in Verfolgen einer allgemeinen Politik 
in der Richtung einer Interessengemeinschaft. In dem Augenblick, wo die 
Nachricht von dem neuen «Groupement in der Welt bekannt werden 
wird, werden die kleineren Völker wie Holland, Belgien, Dänemark, 
Schweden, Norwegen, alle zu diesem neuen, großen Schwergewichtszen- 
trum hingezogen werden durch das ganz natürliche Gesetz der Anziehung 
kleiner Körper durch die größeren und kompakteren. Sie werden sich um 
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die Bahn des großen Mächteblocks (Rußland, Deutschland, Frankreich, 
Österreich, Italien) drehen und voll Vertrauen sich an diesen Hauptkörper 
anlehnen und um ihn kreisen. Die Doppelallianz in Verbindung mit dem 
Dreibund ergibt einen Fünfbund, der wohl in der Lage ist, alle unruhigen 
Nachbarn in Ordnung zu halten und den Frieden vorzuschreiben, selbst 
mit Gewalt, wenn eine Macht so unbesonnen sein sollte, ihn zu stören.»’? 
So nahe wähnte sich der Kaiser, endlich am Ziel zu sein. Um so größer war 
seine Enttäuschung, als Bülow über den Vertrag von Björkö seinen Ab- 
schied einreichte. 


6. Bülows Rücktrittsgesuch 


Weder der Kaiser noch der Zar hatten in Björkö einen verantwortlichen 
Minister bei sich. Wohl aber wurde Wilhelm von dem Gesandten Heinrich 
von Tschirschky als Vertreter des Auswärtigen Amts begleitet, mit dem er 
seine geheimen Absichten eingehend besprach. Tschirschky war es denn 
auch, der nach der Unterzeichnung des Vertrags durch die beiden Monar- 
chen den Befehl erhielt, sich ebenfalls auf die russische Kaiseryacht zu be- 
geben. Zusammen mit dem russischen Marineminister Admiral Birilew 
sollte er als Zeuge den Vertrag gegenzeichnen.’ Die ersten Telegramme 
des Gesandten über das große Ereignis von Björkö bestätigten vollauf die 
hochtrabende kaiserliche Schilderung. Bei der ersten Begegnung der Mon- 
archen am Abend des 23. Juli habe der Kaiser den Zaren «gegen England 
und besonders König Eduard [...] sehr gereizt» gefunden. Nikolaus habe 
«mit Entrüstung von der vom Könige befolgten Politik der Intrigen» ge- 
sprochen und dem Kaiser «mit Faustschlag auf den Tisch» die Versiche- 
rung gegeben, «daß er, der Zar, sich nie dazu hergeben werde, mit England 
zu paktieren und am wenigsten etwa gegen den Deutschen Kaiser.» Wil- 
helm habe sich die Verbitterung des Zaren gegen England zunutze ge- 
macht, so Tschirschky weiter, indem er von neuem auf die Gefahr der Be- 
herrschung aller Zufahrtswege zur Ostsee durch das kleine Dänemark zu 
sprechen kam: Rußland und Deutschland hätten doch ein gemeinsames 
Interesse, die britische Flotte aus der Ostsee herauszuhalten. Sodann habe 
der Kaiser die norwegische Thronfolgefrage instrumentalisiert und die 
Zustimmung des Zaren erwirkt, mit ihm zusammen gegen das Vorhaben 
Edwards VII. Front zu machen, seine Tochter Maud, die mit dem Prinzen 
Carl von Dänemark verheiratet war, auf den Thron Norwegens zu set 
zen.’* Er habe Nikolaus ferner vor der Möglichkeit gewarnt, dafß England 
(wie im Jahr 1807) Kristiansand am Skagerrak mit Beschlag belegen könn- 
te, in welchem Falle Deutschland wohl zum Ausgleich Bergen nehmen 
würde. «Kaiser Nikolaus war über die Idee der Aufteilung Norwegens 
und der eventuellen Festsetzung Englands dort sichtlich beunruhigt», 
wußte Tschirschky zu berichten. Er übermittelte dem Reichskanzler den 
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von ihm mitunterzeichneten Vertragstext, ohne irgendwelche Bedenken 
oder Unstimmigkeiten zu erwähnen. Im Gegenteil, er meldete jubelnd, der 
Kaiser habe den Zaren in Björkö in einer Stimmung vorgefunden, «in der 
dieser bereit gewesen wäre, noch ganz andere Dinge zu unterschreiben, 
wenn er sie ihm unterbreitet hätte». In Norderney nahm Bülow die 
Mitteilung des Kaisers und Tschirschkys von der Unterzeichnung des 
Vertrags «mit tiefer Bewegung und innigem Dank» entgegen. Er be- 
glückwünschte den Monarchen brieflich zu diesem Erfolg, «denn Euere 
Majestät allein haben diese Wendung ermöglicht und herbeigeführt».’° 

Als aber der Kanzler den Vertrag von Björkö, den Tschirschky tele- 
graphiert hatte, genau durchlas, entdeckte er, dafß der Text vom Vorjahr in 
einem wichtigen Punkt abgewandelt war: Durch den Einschub der Wen- 
dung «en Europe» war die Beistandsklausel auf Europa beschränkt wor- 
den. Das bedeutete insbesondere: Im Falle eines gemeinsamen Krieges 
gegen Großbritannien war Rußland nicht verpflichtet, Britisch-Indien 
anzugreifen. Bülow fragte sorgenvoll bei Holstein an: «Sind Sie der An- 
sicht, daß der Zusatz «en Europe» den Vertrag für uns wertlos macht, weil 
in Europa Rußland uns mit seiner aufgeriebenen Flotte überhaupt nicht 
und mit seinem Heer nicht gegen England nützen kann? Soll ich unter die- 
sen Umständen durch Verweigerung meiner Gegenzeichnung den Vertrag 
hinfällig machen? oder glauben Sie, daß auch in dieser Form der Vertrag 
als Durchlöcherung des Zweibundes für uns Wert hat?»’” Die Graue Emi- 
nenz des Auswärtigen Amtes antwortete: «Der Vertrag in seiner jetzigen 
Fassung ist immer noch entschieden vorteilhaft für uns.»’* Am folgenden 
Tage erfuhr Bülow, daß Wilhelm selbst die Wendung «en Europe» in den 
Vertragstext eingefügt hatte.’? Er telegraphierte nun am 28. Juli 1905 an 
den Kaiser: «In dem Vertrag macht mir Bedenken der Zusatz «en Europe» 
im ersten Artikel. Das einzige, was die Engländer wirklich fürchten, ist ein 
russischer Angriff auf Indien. In Europa können uns die Russen mit ihrer 
aufgeriebenen Flotte wenig, mit ihrem Heer gegen England auch nicht viel 
nützen. Wenn die Engländer wissen, daß bei einem englischen Angriff auf 
Deutschland die Russen uns nur in Europa zu unterstützen brauchen, 
Rußland also nicht verpflichtet ist, gegen Indien vorzugehen, werden sie es 
eher auf einen Zusammenstoß mit uns ankommen lassen, als wenn Indien 
in Gefahr wäre.»“ 

Wilhelm II. rechtfertigte sich entschieden: «Der Passus <en Europa» ist 
von mir nach reiflicher Erwägung mit vollstem Bewußtsein eingesetzt 
worden. Ohne ihn wären wir unbedingt zur Mitwirkung in Asien ver- 
pflichtet gewesen. Denn es würde bei einem Zusammenstoß, z.B. in 
Afghanistan, falls England dort Rußland schikaniert hätte, von Rußland 
militärisch mit Recht Anspruch auf Mithilfe durch Truppen an uns gestellt 
werden.»“ Zu Bülows Hinweis auf die Furcht der Engländer vor einem 
russischen Angriff auf Indien behauptete der Monarch: «Was nun den 
Druck auf Indien betrifft, der ein beliebtes Schlagwort in der diplomati- 
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schen Sprache und ein Inventarienstück zur Bezwingung Englands in di- 
plomatischen Apotheken ist, ist derselbe vollkommen illusorisch. Ich habe 
im vorigen Jahre diese Frage noch einmal gründlich durcharbeiten und 
von allen Seiten durch den Generalstab beleuchten lassen. Es ist so gut wie 
unmöglich für ein großes Heer ohne ganz enorme jahrelange Vorbereitun- 
gen und mit Kosten den Marsch auf Indien anzutreten. Derselbe würde 
eine so lange Zeit in Anspruch nehmen, daß England alle Zeit hätte, seine 
Vorbereitungen und Gegenmaßregeln zu treffen. Und dann ist es fraglich, 
ob die Angriffsarmee je bis nach der indischen Grenze in noch kampffähi- 
gem Zustande kommen würde, so daß dieser Gedanke aus dem Gebiete 
nüchterner «Realpolitik> auszuscheiden hat, um so mehr als Rußland jetzt 
an Truppen und Mitteln auf lange stark geschwächt ist und noch dazu Mil- 
liarden als Kriegskosten verlieren wird und ebensoviel zur Reorganisation 
und Rekonstruktion nach dem Friedensschluß braucht, also innerhalb 
eines Menschenalters für eine solche militärische Aufgabe wie die obige 
völlig unfähig sein wird. [...] Kommt es zum Krieg mit England, so liegt 
gerade die russische Hülfe für uns nicht in Asien und dem chimärischen 
Druck auf Indien», sondern in der Tatsache, daß Rußland uns absolute 
Rückenfreiheit in Europa gewährt, so daß der «Krieg mit zwei Fronten, 
den wir die letzten zwanzig Jahre bearbeitet haben, sich in einen Krieg mit 
einer Front, id est wie siebzig mit dem gesamten einheitlichen deutschen 
Heer gegen Frankreich allein verwandelt. Natürlich unter der Vorausset- 
zung, daß Frankreich, um England zu helfen, gegen uns mobil macht, was 
nicht ausgeschlossen ist. [...] Auf aktive Hülfe Rußlands ist in nächster 
Zeit nicht zu rechnen, da Krieg und Revolution das Heer beschäftigt und 
keine Flotte mehr da ist. Aber es läßt uns den Rücken frei! Passiv sehr 
gut!» 

Zu diesem Zeitpunkt dachte Bülow nicht daran, wegen des Eingriffs 
des Kaisers in den Vertragstext seinen Abschied einzureichen. Zwar be- 
dauerte er den Einschub der Wendung «en Europe» und überlegte sich, 
wie der Zar dazu gebracht werden könnte, die ursprüngliche Fassung zu 
unterschreiben, doch wie Holstein und Tschirschky hielt auch der Kanzler 
das Abkommen für einen großen Gewinn für Deutschland, weil er den 
russisch-französischen Zweibund sprengte und dem Deutschen Reich 
freie Hand im Westen gewährte.“ In seiner Antwort auf das soeben zitier- 
te kriegerische Telegramm Wilhelms II. hob er hervor, daß das, was ihm 
der Kaiser «über den Wert der Rückenfreiheit für uns» gesagt habe, seines 
Erachtens «vollständig zutreffend» sei. «Diese für uns erreicht zu haben, 
gereicht Euerer Majestät zum höchsten Ruhm.»* 

Erst am 2. August 1905 faßte Fürst Bülow den Entschluß, sein Entlas- 
sungsgesuch einzureichen, da er den Zusatz «en Europe» für «perniziös» 
halte und die Verantwortung dafür nicht übernehmen könne.“ Es wird 
vermutet, daß dieser Entschluß auf die Einwirkung des Staatssekretärs 
Freiherrn von Richthofen zurückzuführen war, der den Reichskanzler am 
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1. August auf Norderney besuchte.” Die «ungnädigen Randbemerkun- 
gen», die der Kaiser auf seine jüngsten Telegramme gekritzelt hatte, wer- 
den ebenfalls zu seinem Entschluß beigetragen haben.” Sicherlich spielte 
ganz allgemein Mißmut und Sorge über die persönliche Regierungsweise 
Wilhelms II. auch eine Rolle, hatte doch der Kanzler erst Wochen zuvor 
aus Protest gegen die eigenständige Frankreichpolitik des Monarchen den 
Abschied erwogen.“ Bülow befand sich im August 1905 nach dem Sturz 
Delcasses und seiner eigenen Erhebung in den Fürstenstand gegenüber 
Wilhelm I. in einer starken Position. Er wußte, daß der Monarch ihn 
kaum entlassen konnte. Offenbar sah er in dem Eingriff des Kaisers in den 
Vertrag von Björkö eine Chance, diesem für seine Eigenmächtigkeit, die 
er als Reichskanzler jahrelang widerstandslos hingenommen hatte, eine 
nachhaltig wirksame Lektion zu erteilen.® Er ging mit seinem Vorstoß 
dennoch ein Risiko ein. Nicht seine Stelle an sich, wohl aber das innige 
Vertrauensverhältnis zum Monarchen, das seit zehn Jahren die Grundlage 
ihres Zusammenwirkens gebildet hatte, setzte er aufs Spiel. 

In seinem Entlassungsgesuch vom 3. August 1905 schrieb der Reichs- 
kanzler unumwunden: «Ich bin meinem Kaiserlichen Herrn schuldig, of- 
fen zu sagen, daß ich nach ruhiger und rein sachlicher Prüfung vor Gott 
und meinem Gewissen den Zusatz «en Europe für schädlich und gefähr- 
lich halten muß.» Durch den Einschub sei das Abkommen für das Zaren- 
reich sehr viel vorteilhafter geworden als für Deutschland. «Was setzt 
Deutschland ein?» fragte er im Hinblick auf einen Konflikt mit England, 
und gab die Antwort: «Eine schöne Flotte, einen blühenden Handel, rei- 
che Küstenstädte, unsere Kolonien. Was setzt, nachdem Asien ausgeschal- 
tet ist, Rußland ein? Eine kaum noch vorhandene Marine, einen geringen 
Handel, unbedeutende Küstenorte, keinen Kolonialbesitz. Das Risiko ist 
mit der Einschränkung «en Europe ein ganz unverhältnismäßiges.» Eine 
Parität des Einsatzes wäre nur gegeben gewesen, wenn die Engländer 
einen russischen Vorstoß gegen Indien zu befürchten hätten. Der Zar und 
sein Außenminister Lamsdorff würden nie ihre Einwilligung zu einer Än- 
derung dieses für Rußland so vorteilhaften Vertrages geben; selbst die An- 
regung zu einer Änderung wäre «höchst gefährlich», weil sie den Russen 
die Möglichkeit bieten könne, von dem ganzen Vertrag «abzuspringen». 
«Deshalb bitte ich in tiefster Ehrfurcht, die Leitung der auswärtigen Poli- 
tik anderen Händen anvertrauen zu wollen. [...] Ich brauche nicht zu 
sagen, daß ich meinen Rücktritt selbstverständlich nur mit Gesundheits- 
rücksichten begründen würde. Ich brauche noch weniger zu sagen, daß 
meine treuesten, dankbarsten und allerinnigsten Wünsche immer meinen 
Kaiserlichen Herrn begleiten würden und daß bis zu meinem letzten 
Atemzug mein ganzes Herz für das Glück und den Ruhm Ew. Majestät 
schlagen wird.»° 

Bülows Rücktrittsgesuch traf am 4. August im Auswärtigen Amt ein 
und wurde an den Kaiser weitergeleitet, der am Tag darauf in Swinemünde 
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ankam. Abermals versuchte Wilhelm, Bülow davon zu überzeugen, daß 
die Einfügung von «en Europe» in den Vertrag sinnvoll und notwendig 
war. «Zu einem Operationsplan gegen Indien zwingen, wenn die Russen 
nicht wollen oder nicht zu können vorgeben, sind wir auch ohne «en Euro- 
pe nicht imstande», machte er geltend. «Sie werden aber leichter dazu zu 
haben sein, wenn sie sich mit Japan verständigt haben werden. Die eng- 
lischen «Strategen» und anglo-indischen Politiker benutzen den «Druck auf 
Indien» d.h. russische Einfallmöglichkeit, lediglich als Popanz für zu Haus 
- in London -, damit sie von dort genügend Machtmittel bekommen 
gegen ihre innerindischen Feinde, welche seit Japans Erfolgen über die 
«weiße Rasse nicht mehr an deren absolute Unbesiegbarkeit glauben und 
unruhig zu werden begonnen haben. Mir haben hohe englische Militärs, 
die früher in Indien gedient, selbst gesagt, daß sie absolut keine Gefahr von 
Rußland aus befürchten, der Einfall mit irgendeiner stärkeren <armeearti- 
gen» Abteilung sei undurchführbar. Euere Durchlaucht haben ganz recht 
zu sagen, daß die Grenze wohl befestigt und vorbereitet ist, ein Grund 
mehr, daß sie unangreifbar geworden. Es versteht sich wohl von selbst, 
daß ohne «en Europe» die gesamte deutsche Flotte verpflichtet wäre - auf 
russischen Wunsch - hinauszufahren und überall englische Truppentrans- 
porte nach Indien zu verhindern, dabei von der übermächtigen englischen 
Flotte, fern von irgendeinem heimischen Hafen als Operationsbasis ver- 
nichtet werden würde.»’' 

Von neuem überlegte sich der Kanzler, ob Zar Nikolaus dazu gebracht 
werden könnte, die ursprüngliche Fassung des Vertragstextes hinzuneh- 
men. Wilhelm könne in einem Brief an Nikolaus etwa geltend machen, daß 
die Vereinbarung nach der deutschen Verfassung nur gültig sei, wenn der 
Reichskanzler ihn gegenzeichne, und dieser habe sich an den Worten «en 
Europe gestoßen. Oder aber Deutschland könne den vereinbarten Ver- 
tragstext beibehalten, wenn der Zar eine ausdrückliche Erklärung abgeben 
würde, «daß Rußland im Falle eines Krieges auf der ganzen Linie vorge- 
hen müsse».”° Doch Holstein bestärkte den Kanzler in seiner gegenteiligen 
Auffassung. Er führte aus: «1. <En Europe ist schädlich, denn Rußland als 
«<Popanz> für Indien wäre uns sehr erwünscht gewesen, um den englischen 
Philister im Zaum zu halten. 2. «En Europe ist unnötig, denn unsre Schiffe 
werden einen Krieg mit England in der Nord- und Ostsee ausfechten. Die 
Verwendung in fernen Meeren kommt für unsre Flotte gar nicht in Be- 
tracht.»73 Allerdings hielt der Geheimrat den Björkö-Vertrag «selbst in 
seiner jetzigen verkrüppelten Fassung [...] für zu wertvoll, um ihn auf eine 
Hasardkarte» wie die unvorhersehbare Wirkung eines Briefes Wilhelms II. 
an den Zaren zu wagen. Der Wert des Vertrages liege «in der nieder- 
schmetternden Wirkung, die er auf Frankreich ausüben wird, und in der 
dadurch herbeigeführten indirekten Rückwirkung auf England», argu- 
mentierte er.”* Trotz dieser etwas zweideutigen Ratschläge befestigte sich 
die Überzeugung Bülows immer mehr, daß der Vertrag von Björkö nur 


416 Das Fiasko von Björkö 


annehmbar sein würde, wenn sichergestellt werden könne, daß im Falle 
eines Krieges gegen England «Rußland selbstverständlich auch zum Vor- 
gehen in Asien verpflichtet sei». 

Am 9. August 1905 traf Generaladjutant Helmuth von Moltke als Ab- 
gesandter des Kaisers auf Norderney ein. Anschließend berichtete Bülow 
dem Auswärtigen Amt: «General von Moltke eröffnete mir [...] im Na- 
men Seiner Majestät des Kaisers, daß allerhöchstderselbe durch mein Ab- 
schiedsgesuch tief betrübt sei. Seine Majestät verstehe nicht, wie ich mich 
von allerhöchstihm trennen wolle, wo er volles Vertrauen zu mir habe. 
Seine Majestät der Kaiser könne nicht glauben, daß ich allerhöchstihn in 
seiner gegenwärtigen schwierigen Lage im Stich lassen werde. Ich habe er- 
widert, daß ich Seine Majestät nicht in vorübergehender Aufwallung, aus 
Rechthaberei oder gar verletzter Eigenliebe um meinen Abschied gebeten 
hätte, sondern weil ich dem deutschen Volk für den Gang unserer auswär- 
tigen Politik verantwortlich sei. Diese Verantwortung könne ich nicht tra- 
gen, wenn von Seiner Majestät, ohne meinen Rat einzuholen, Veränderun- 
gen von solcher Tragweite wie den Zusatz «en Europe in einem so 
entscheidenden Schriftstück, wie es dieser Vertragsentwurf sei, vorgenom- 
men würden. Ich bliebe nur im Dienste, solange ich dem Land nützen 
könne. Würde mir dies unmöglich gemacht, so ginge ich. Ich müsse mir 
meine endgültige Entscheidung über mein Abschiedsgesuch bis nach 
mündlicher Rücksprache mit Seiner Majestät dem Kaiser vorbehalten, um 
welche ich allerhöchstdenselben jetzt brieflich bitten würde.»”‘ 

Wie sehr das Entlassungsgesuch Bülows den Kaiser getroffen, ja gera- 
dezu niedergeschmettert hat, geht aus seinem Brief an Bülow vom ı1. Au- 
gust 1905 hervor, der ausführlich zitiert sei, denn es handelt sich um eines 
der merkwürdigsten Dokumente aus dem Leben Kaiser Wilhelms II. 
überhaupt. Er schrieb: «Ich bin, nach reiflicher Erwägung, völlig außer- 
stande zu sehen, daß die Lage für uns durch «en Europe eine so ernstere 
oder gefährlichere gegen die bisherige geworden sei, daß Sie Veranlassung 
haben, mir Ihre Entlassung anzubieten. Sie haben von mir mitgeteilt erhal- 
ten zwei Tatsachen, die allein schon einen so enormen Fortschritt bedeu- 
ten gegen früher, daß sie für uns hoch eingeschätzt werden müssen: 1.) daß 
Seine Majestät der Kaiser [Nikolaus] mir feierlich erklärte, daß für Ruß- 
land die Elsaß-Lothringer Frage un incident clos sei, 2.) daß er mir in die 
Hand versprochen hat, niemals mit England gegen uns eine Verabredung 
oder Bündnis einzugehen. Wenn es Bismarck gelungen wäre, einen dieser 
beiden Punkte von Alexander II. oder III. zu erreichen, so wäre er außer 
sich vor Freude gewesen und hätte sich von allem Volk feiern lassen, als ob 
er einen großen Erfolg errungen hätte. Das sind zwei so schwerwiegende 
Tatsachen, daß ich glaube, diese allein bedeuten für unser Vaterland eine 
festere Sicherung als alle Verträge und sonstigen Rückversicherungen. [...] 
Ich glaubte für Sie gearbeitet und etwas Besonderes geleistet zu haben. Da 
senden Sie mir ein paar kühle Zeilen und Ihre Entlassung!!! Meinen See- 
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lenzustand Ihnen zu schildern, werden Sie, lieber Bülow, wohl mir erlas- 
sen. Vom besten, intimsten Freund, den ich habe [...] so behandelt zu wer- 
den, ohne Angabe irgend eines stichhaltigen Grundes, das hat mir einen 
solchen fürchterlichen Stoß gegeben, daß ich vollkommen zusammenge- 
brochen bin und befürchten muß, einer schweren Nervenkrankheit an- 
heimzufallen! Sie sagen, die Situation durch den Vertrag mit «en Europe 
sei so ernst geworden, daß Sie keine Verantwortung übernehmen können; 
vor wem? Und im selben Atemzuge glauben Sie es vor Gott verantworten 
zu können in der von Ihnen als besonders verschärft und ernst angesehe- 
nen Lage, Ihren Kaiser und Herrn, dem Sie Treue geschworen, der Sie mit 
Liebe und Auszeichnungen überhäuft hat, Ihr Vaterland und, wie ich 
glaubte, Ihren treusten Freund in derselben sitzen lassen zu können!? 
Nein, lieber Bülow, das werden Sie uns beiden nicht antun! Wir sind beide 
von Gott berufen und für einander geschaffen, für unser liebes deutsches 
Vaterland zu arbeiten und zu wirken. [...] Ihre Person ist für mich und un- 
ser Vaterland 100 000 Mal mehr wert als alle Verträge der Welt. [...] Ver- 
gessen Sie nicht, daß Sie mich persönlich gegen meinen Willen in Tanger 
eingesetzt haben, um einen Erfolg in Ihrer Marokkopolitik zu haben. [...] 
Und jetzt wollen Sie mich, wo ich das alles - und, wie ich zuversichtlich 
glaube, noch weit mehr - für Sie getan, mich einfach fahren lassen, weil 
meine Situation Ihnen zu ernst erscheint!! Aber Bülow, das habe ich nicht 
um Sie verdient! Nein, mein Freund, Sie bleiben im Amt und bei mir und 
werden mit mir gemeinschaftlich weiter arbeiten ad majorem Germaniae 
gloriam, Sie sind mir durch meine diesjährige Verwendung ja geradezu 
verpflichtet, Sie können und dürfen mir nicht versagen, damit wäre Ihre 
ganze eigene diesjährige Politik von Ihnen selbst desavouiert und ich auf 
ewig blamiert! Was ich nicht überleben kann. Gönnen Sie mir ein paar 
Tage erst der Ruhe und Sammlung, ehe Sie kommen, denn die durch Ihre 
Briefe verursachte Nervenaufregung ist zu groß, ich bin jetzt außerstande, 
in Ruhe zu debattieren. Ihr treuer Freund Wilhelm I.R.P. S. Ich appelliere 
an Ihre Freundschaft für mich, und lassen Sie nicht wieder etwas von Ihrer 
Abgangsabsicht hören. Telegraphieren Sie mir nach diesem Briefe «ll 
righv, dann weiß ich, daß Sie bleiben! Denn der Morgen nach dem Ein- 
treffen Ihres Abschiedsgesuches würde den Kaiser nicht mehr am Leben 
treffen! Denken Sie an meine arme Frau und Kinder!» 

Daß Wilhelm II. so melodramatisch auf das Abschiedsgesuch reagieren 
würde, hatte Bülow nicht erwartet. Er schrieb ihm am folgenden Tage ei- 
nen eigenhändigen Brief und demonstrierte darin zunächst Zerknirschung 
und tiefes Mitgefühl. «Euerer Kaiserlichen und Königlichen Majestät so- 
eben erhaltene Worte haben mich tief erschüttert. Euerer Majestät Unruhe 
und Sorge bereitet zu haben, ist mir ein bitterer Schmerz. Ich würde ja 
mein Leben geben, um Euerer Majestät Kummer zu ersparen, Steine aus 
Euerer Majestät Weg fortzuräumen, Alles für Euere Majestät günstig zu 
gestalten!» Dann erklärte Bülow den Kaiser zu einem «hochbegabten, rit- 
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terlichen, an Gaben und Geist, in Wesen und Charakter über alle anderen 
ragenden Menschen». Über seine Einwendungen gegen die Formel «en 
Europe» sagte er: «Vor Gott, zu dem ich täglich für Euerer Majestät Glück 
und Ruhm bete, schwöre ich Euerer Majestät, daß ich nicht aus Arroganz 
oder alberner Empfindlichkeit auf die Nachtheile und Gefahren jenes Zu- 
satzes hingewiesen habe, sondern weil mich mein Gewissen dazu trieb.» 
«Natürlich» erkläre er sich bereit, im Amt zu bleiben: «Solange Euere Ma- 
jestät mich verwenden können und wollen folge ich Euerer Majestät mit 
dem einzigen Wunsch und Gedanken, dafß Gott mir die Kraft geben möge 
Euerer Majestät so zu nützen, wie es meiner Pflicht und meiner Liebe zu 
Euerer Majestät entspricht.»”° 

Erschrocken über die Rücktrittsdrohung Bülows, war Wilhelm II. 
nunmehr bereit, auf die Wendung «en Europe» zu verzichten, und wollte 
dem Zaren eine entsprechende Änderung vorschlagen.”” Holstein be- 
schwor Bülow jedoch weiterhin, nicht an den Vertrag zu rühren. Sein 
Argument: «Lamsdorff, der unserem Kaiser die frühere geringschätzige 
Behandlung und natürlich am meisten die «Überrumpelung von Björkö 
nachträgt, wird den Ergänzungsantrag benützen, um nicht nur diesen, 
sondern den ganzen Vertrag kaputt zu machen. Nichts leichter als das. 
Denn wenn wir ändern wollen, können wir den Russen einen Zusatz oder 
Abstrich nicht abschlagen.» Selbst mit der Einfügung «en Europe», so 
wiederholte Holstein seine Überzeugung, sei der Vertrag für die deutsche 
Seite immer noch wertvoll.’ Als sich Kaiser und Kanzler am 18. August 
1905 in Wilhelmshöhe wiedersahen, versicherte Wilhelm, daß er dem Za- 
ren in der Angelegenheit weder geschrieben noch telegraphiert hätte. Er 
war ganz damit einverstanden, daß in der Frage der Revision des Vertrages 
bis auf weiteres nichts geschah. Auch die Notwendigkeit der «absoluten 
Sekretierung» des Vertrags bis zur beiderseitigen Annahme und Veröffent- 
lichung erkannte Wilhelm vollständig an.” 


7. Die deutsch-russische Annäherung verläuft im Sande 


Hatten schon die deutschen Staatsmänner mit dem Kaiservertrag von 
Björkö Probleme, so verblaßten ihre - immerhin recht ambivalenten - 
Einwände im Vergleich zu dem Widerstand, den die russischen Minister 
dem Abkommen entgegensetzten. Der Außenminister Lamsdorff erfuhr 
erst am 30. August 1905 vom Zaren von dem Vertrag.’ Weit entfernt, sich 
über den Zusatz «en Europe» ins Fäustchen zu lachen, wie Holstein zu- 
nächst argwöhnte, lehnte der Außenminister den gesamten Vertrag, den er 
mit Recht als Verrat an Rußlands Bündnispartner Frankreich beziehungs- 
weise als Hinnahme der deutschen Hegemonie in Europa auffaßte, ent- 
schieden ab. Der einflußreiche russische Staatsmann Sergei Witte hielt sich 
im Sommer 1905 in den USA auf, wo er den Friedensvertrag mit Japan 
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aushandelte. Auf dem Rückweg nach St. Petersburg besuchte er erst Paris, 
dann Berlin und schließlich Rominten, wo er am 27. September 1905 mit 
dem Kaiser zusammentraf. Wilhelm wollte sich die Freude nicht nehmen 
lassen, Witte in das Geheimnis von Björkö selbst einzuweihen. «Zar teilt 
mir mit», telegraphierte der Kaiser aus Rominten an Bülow, «er habe gar 
nichts dagegen, daß ich Witte in Vertrag einweihe; wisse nichts davon. [...] 
Ich werde daher persönlich Witte die Mitteilung machen; lassen Sie ihn von 
sich aus und Auswärtigem Amt aus nichts merken.»® Aber auch Witte, 
der bald darauf zum Ministerpräsidenten berufen wurde, mußte den 
Björkö-Vertrag entschieden ablehnen. Es war für den russischen Staat eine 
Existenzfrage, in Frankreich eine große Anleihe von 2% Milliarden Francs 
aufzunehmen. Einem Rußland aber, das mit dem deutschen Kaiserreich 
einen Vertrag über militärischen Beistand abgeschlossen hätte, hätte 
Frankreich keinen einzigen Franc Kredit gewährt. Witte und Lamsdorff 
machten deshalb Nikolaus II. klar, daß er eine große Dummheit begangen 
hatte und der Vertrag auf keinen Fall in Kraft treten durfte. 

Von dem Vertrag, den er feierlich unterschrieben hatte, abrücken zu 
müssen, wäre allerdings für den Zaren unmöglich gewesen. So versuchte er 
sich aus dem Abkommen herauszumogeln. Am 7. Oktober 1905 bezeich- 
nete er in einem Brief an Wilhelm den Vertrag als ein «Dokument von un- 
ermeßlichem Wert». Dann aber klagte er, er habe in Björkö den Text des 
russisch-französischen Bündnisvertrags von 1894 nicht bei sich gehabt. 
Jetzt meine er, der Björkö-Vertrag solle erst in Kraft treten, wenn klar sei, 
wie Frankreich sich dazu stellen werde. Weigere Frankreich sich, dem Ab- 
kommen von Björkö beizutreten, dann müßte der Vertrag so geändert 
werden, daß er mit dem russisch-französischen Bündnisvertrag vereinbar 
sei.” 

Wilhelm beschwor den Zaren, an der Vereinbarung festzuhalten. «Der 
Wortlaut des Vertrages - den wir in Björkoe übereinstimmend festgestellt 
haben - verstößt nicht gegen das französisch-russische Bündnis; vorausge- 
setzt natürlich, daß letzteres nicht unmittelbar gegen mein Land gerichtet 
ist. - Andererseits können die Verpflichtungen Rußlands gegen Frankreich 
nur so weit gehen, als Frankreich sie durch sein Verhalten verdient. Dein 
Verbündeter hat Dich während des ganzen Krieges [gegen Japan] offen- 
kundig im Stiche gelassen, wogegen Deutschland Dir in jeder Weise so 
weit wie möglich geholfen hat, ohne die Neutralitätsgesetze zu übertreten. 
Das legt Rußland moralisch auch Verpflichtungen gegen uns auf; do ut 
des.» Schließlich appellierte der Kaiser an das religiöse Empfinden des 
«Herrschers aller Reußen»: «Wir haben uns die Hände gereicht und vor 
Gott unterzeichnet, der unsere Gelübde gehört hat! Ich bin daher der An- 
sicht, daß der Vertrag sehr wohl ins Leben treten kann. [...] Was unter- 
zeichnet ist, ist unterzeichnet! und Gott ist unser Zeuge!»** 

Nikolaus ließ fünf Wochen verstreichen, dann schrieb er an Wilhelm: 
«Wie Du richtig sagst, was unterzeichnet ist - ist unterzeichnet. Die glei- 
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che Loyalität macht es mir zur Pflicht, zu erfüllen, was von meinem Vater 
unterzeichnet wurde und nicht mit einem Federzuge gestrichen werden 
kann. Um daher imstande zu sein, die Bestimmungen des neuen Vertrages 
mit Deutschland ebenso loyal zu erfüllen, hält Rußland es für notwendig, 
das Björkoe-Abkommen durch die beigefügte Erklärung zu ergänzen.»" 
Diese Deklaration lautete: «In Anbetracht der Schwierigkeiten, die sich 
einem unmittelbaren Beitritt der französischen Regierung zu dem in Björ- 
koe am 11./24. Juli 1905 unterzeichneten Verteidigungsbündnisse ent- 
gegenstellen, [...] soll als abgemacht gelten, daß Artikel I dieser Akte kei- 
nerlei Anwendung im Falle eines Krieges mit Frankreich finden kann, und 
daß die gegenseitigen Verpflichtungen, die letztere Macht mit Rußland 
vereinigen, bis zum Zustandekommen eines Abkommens zu Dreien in 
vollem Umfange aufrechterhalten werden.»" Zu dieser Erklärung be- 
merkte WilhelmII. am 26. November 1905 in einem Brief an Bülow 
treffend: «Die Beiliegende «Declaration> ist eine direkte Annullirung des 
Vertrages im Falle eines Krieges mit Frankreich. Mithin eine Wiederher- 
stellung des status quo.» Der Kaiser sah auch bereits voraus, was Bülow 
nicht sehen wollte - die Entstehung einer Triple Entente Großbritannien- 
Frankreich-Rußland: «Da Frankreich allein niemals uns angreifen wird, 
sondern nur im Verein mit England, von diesem angehetzt, so würde sich 
der Zar auch im Falle eines Krieges von uns mit England, bei dem wir Gal- 
lien angreifen müßten, sofort hinter die Deklaration verschanzen und den 
Beiden Mächten beispringen, weil er seinen Verbündeten treu bleiben 
muß. Die Coalition ist de facto da! Das hat King E[dward] VII doch fein 
gefingert. Jetzt stehen den Galliern Landstreitkräfte ad libitum zur Ver- 
fügung.»”° 

Am 28. November versuchte Wilhelm noch einmal, den Zaren davon 
zu überzeugen, daß eine Zusatzerklärung zum Björkö-Vertrag überflüs- 
sig sei. «Wenn der französische Vertrag, wie unserer, rein auf Verteidigung 
gerichtet ist, dann liegt keine Unvereinbarkeit zwischen den beiden vor, 
und der eine schließt den anderen nicht aus, sodaß keine weitere Erklä- 
rung vonnöten ist.»”' Doch der Zar entgegnete: «Unser Bündnis mit 
Frankreich ist ein Bündnis der Verteidigung. Ich denke, die Erklärung, 
die ich Dir sandte, könnte in Kraft bleiben, bis Frankreich unser neues 
Abkommen annimmt.» Wilhelm begriff nun, daß die russische Seite den 
Björkö-Vertrag abgeschrieben hatte. Zu einem Brief des Zaren vom 
23. Januar 1906 telegraphierte er verärgert an Bülow: «Einliegend sende 
ich Ihnen wiederum ein köstlich Machwerk des Ideologen Jünglings auf 
Rußlands Thron! Die neueste Phase Russo-Gallischer Allianz <frise le 
ridicule, zeigt aber wie in Paris - auf Londoner Anregung hin? - gegen 
jede Annäherung der beiden Kaiser sofort ein Contrecoup losgelassen 
wird, auf den Allemal das Zarchen, auf Grund der «Uralten Alliance so- 
fort hineinplumpst oder von Lamsdorff hineingelegt wird. [...] Und das 
alles wird einem serviert unter der thränenfeuchten Maske nie ersterben- 
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der innigster Freundschaft! [...] Der Hohe Herr sollte sich vor seinen und 
Meinen Vorfahren schämen solche Dinge zu treiben, und vor mir; solche 
Briefe mir zu schreiben, die Lamsdorff ihm diktirt!»® Der kühne Traum 
einer «friedlichen kontinentalen Koalition»?* unter Deutschlands Füh- 
rung war vorerst ausgeträumt. 


Kapitel 15 


Gleichgewicht oder Hegemonie? 
Der deutsch-englische Gegensatz 
und das Zerwürfnis mit dem König 


Anders als die Landung des Kaisers in Tanger, die als bewußte Macht- 
demonstration konzipiert war, ist das Abkommen, das Wilhelm II. und 
Nikolaus II. am 24. Juli 1905 auf der Polarstern unterzeichneten, der Welt- 
öffentlichkeit jahrelang verheimlicht worden. Erst mit der Abdankung 
des Zaren im Februar 1917 drang etwas von den Absprachen von Björkö 
in die Presse - man vermutete sogleich, Nikolaus müsse betrunken gewe- 
sen sein, als er einen derartigen Vertrag mit dem Deutschen Kaiser verein- 
barte. Als daraufhin die offiziöse Norddeutsche Allgemeine Zeitung sich 
veranlaßt sah, die Existenz des Björkö-Vertrags zu bestätigen, stellte der 
bekannte Journalist Theodor Wolff den Altreichskanzler Fürst von Bülow 
zur Rede. Dieser mokierte sich über den kaiserlichen Dilettanten, der das 
diplomatische Handwerk nicht beherrscht habe. Er, Bülow, habe den 
Monarchen angesichts der Tatsache, daß jedes seiner Worte in Paris und 
London bekannt werden würde, bei der Abreise zur äußersten Zurückhal- 
tung aufgefordert. Trotzdem habe der Kaiser in Björkö mit dem Zaren 
über ein Bündnisabkommen gesprochen, «und er setzte auch wirklich 
gleich einen Vertrag auf. [...] Aber es war doch eben, wie ein Dilettant so 
etwas macht. [...] Der Kaiser war natürlich sehr beglückt, er glaubte, einen 
ungeheueren Erfolg mit nach Hause zu bringen», erinnerte sich Bülow 
und fuhr herablassend fort: «Auf die erste Nachricht von dem, was vorge- 
gangen war, reichte ich meine Entlassung ein. Der Kaiser, der jamanchmal 
rührend ist, schrieb mir sofort sehr betreten und bat mich dringend, ihn 
nicht im Stich zu lassen. Ich blieb im Amte und war nun bemüht, die Sache 
in die Länge zu ziehen und wenigstens darauf zu achten, daß keine Ver- 
stimmung zwischen uns und Russland dabei herauskomme.»' 

So sehr Bülow in diesem Interview und auch sonst bemüht war, sich 
von den Handlungen und Absichten Kaiser Wilhelms zu distanzieren, 
indem er sie als weltfremd und lächerlich hinstellte, so bleibt doch unbe- 
streitbar, daß er die Außenpolitik seines Souveräns nicht nur bei der Tan- 
ger-Landung, sondern auch in Björkö mitgestaltet und mitzuverantwor- 
ten hatte. Wie wir feststellen konnten, wurde der Bündnisvertrag mit 
Rußland im Auswärtigen Amt ausgearbeitet - und zwar zuerst im Dezem- 
ber 1904 und dann von neuem im Juli 1905 — und dem Kaiser durch Bülow 
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persönlich zugeleitet. Tschirschky, der kurz darauf zum Staatssekretär be- 
fördert werden sollte, war von vornherein in das Vorhaben Wilhelms ein- 
geweiht und hatte auch keinerlei Bedenken, als dieser mit dem Zusatz «en 
Europe» die Gültigkeit des deutsch-russischen Abkommens auf Europa 
beschränkte. Bülow hat auch nicht sofort seinen Abschied eingereicht, 
sondern erst nach längerer Überlegung, und auch dann war sein Motiv 
eher, dem Kaiser einen Rüffel wegen seines diplomatischen Alleingangs zu 
erteilen. Sowohl er als auch Holstein bedauerten zwar den einschränken- 
den Einschub des Kaisers, doch beide waren über den Abschluß des Bünd- 
nisvertrages an sich begeistert und warnten dringend davor, durch einen 
Versuch, den Einschub wieder zu entfernen, den unterzeichneten Vertrag, 
der die deutsche Hegemonie in Europa in greifbare Nähe zu rücken 
schien, aufs Spiel zu setzen. 


1. Gleichgewicht oder Hegemonie? 


Die «napoleonische Suprematie», die der Kaiser, der Kanzler, das Auswär- 
tige Amt, die Flottenführung und die Militärs seit spätestens 1897 durch- 
zusetzen bestrebt waren, war unverkennbar gegen das europäische Gleich- 
gewicht gerichtet, das letztlich von Großbritannien aufrechterhalten 
wurde. Die deutsche Weltmachtpolitik trug daher offensichtlich von An- 
fang an das Risiko eines Weltkrieges in sich. Durch die Kriegsdrohungen 
gegen Frankreich, Belgien, Holland und Dänemark und nicht zuletzt 
durch den Abschluß des Bündnisvertrages mit dem Zaren in Björkö 
wähnte sich Wilhelm II. im Herbst 1905 wochenlang seinem großen Plan 
der Einigung Europas unter deutscher Vorherrschaft nahe. Graf Zedlitz- 
Trützschler hielt in seinem Tagebuch fest: «Die politischen Hoffnungen 
des Kaisers gehen augenblicklich tatsächlich dahin, mit Rußland und 
Frankreich eine so enge Fühlung zu suchen, daß daraus möglichst eine Art 
Allianz entsteht, die dem englisch-japanischen Bündnis ein Gegengewicht 
bietet.» In endlosen Gesprächen setzte der Kaiser Philipp Eulenburg im 
Herbst 1905 die Ziele seiner gegen England gerichteten Kontinentalbund- 
politik auseinander. «Der Gedanke einer europäischen Koalition» sei «nach 
wıe vor im Kaiser vorherrschend», stellte der Kaiserfreund zustimmend 
fest. 

Beide Seiten, die deutsche wie die britische, erkannten schon zu diesem 
Zeitpunkt nur zu deutlich, daß die Hegemonialpolitik des Kaiserreiches 
leicht zu einer kriegerischen Auseinandersetzung führen könnte. Metter- 
nich, der deutsche Botschafter in London, warnte ın einem Privatbrief an 
Bülow vom 2. Oktober 1905, den der Kanzler dem Kaiser vorlegte, un- 
mißverständlich vor den großen Gefahren, die ein gegen England gerichte- 
tes Bündnis zwischen Deutschland und Rußland heraufbeschwören wür- 
de. «Eine deutsch-russische Annäherung mit der Spitze gegen England 


424 Das Zerwürfnis zwischen Wilhelm II. und Ednard VII. 


bringt uns gar keinen Nutzen, sondern nur Schaden und Gefahr aus dem 
einfachen Grunde, weil [...] die russische Hülfe gegen England für uns un- 
gefähr so viel wert ist wie die des Mannes im Mond. Eine Flotte besitzt 
Rußland nicht, unsere Häfen und unseren Handel kann es nicht schützen, 
und sein Landheer kann uns gegen England nichts nützen.» «In einem rus- 
sisch-englischen Krieg, in den wir verwickelt würden», würde Deutsch- 
land dieselbe Rolle spielen wie Frankreich in einem deutsch-englischen 
Krieg, «d.h. wir würden die pots casses zu zahlen haben».* Die deutsche 
Kontinentalbundpolitik trage außerdem das Risiko in sich, daß Frankreich 
«dann auch ganz zu den Engländern übergeht». Diese Mahnungen Metter- 
nichs wies Kaiser Wilhelm jedoch mit Entschiedenheit zurück. Allein 
schon «wegen seiner ro Milliarden &pargnes [...], die in Russ[ischen] Hän- 
den sind», könne Frankreich nicht zu den Engländern übergehen, behaup- 
tete er. «Der Herr Botschafter ist Zivilist und versteht nicht was es für uns 
Militärs bedeutet, den Rücken und die Arme frei zu haben, statt nach 
2 Fronten stehen zu müssen!» schrieb er. «Sobald Gallien klar ist, daß 
Russl[ische] Bajonette nicht mehr gegen uns gehen, wir also völlig freie 
Hand haben, wird es sich schwer hüten zu England überzugehen, dessen 
Flotte «keine Räder» hat und Frankreich gar nichts nützen könnte! um es 
vor uns zu schützen.»’ Anders als Metternich und im Sinne des Kaisers be- 
fürwortete der einflußreiche Erste Sekretär an der Londoner Botschaft, 
Johannes Graf Bernstorff, grundsätzlich den Konflikt mit England, der 
seiner Ansicht nach allerdings möglichst lange hinausgeschoben werden 
sollte. Für jetzt müsse ein deutsch-englischer Krieg vermieden werden, 
argumentierte er im April 1905. «Muß dann wirklich einmal um deutscher 
Macht und Expansion willen Krieg mit England geführt werden, so ist 
jede Stunde, die dieser Kampf hinausgeschoben wird, für uns ein Gewinn. 
Die deutsche Volkskraft bewegt sich stetig aufsteigend, während keiner 
mit offenen Augen unter dem englischen Inselvolk leben kann, ohne zu 
gewahren, daß es zum mindesten seinen Höhepunkt schon erreicht hat.»® 
Mit lebhafter Zustimmung nahm Wilhelm im Frühjahr 1905 einen weite- 
ren «vorzüglich geschriebenen» Bericht Bernstorffs auf, in dem er die Mei- 
nung vertrat, daß die englische Regierung und öffentliche Meinung, «an- 
statt die lebendigen Kräfte in der Geschichte zu erkennen und sich mit uns 
gut zu stellen [...], den im ganzen Verlaufe der Weltgeschichte stets miß- 
glückten Versuch machen» wolle, einer aufsteigenden Nation in den Weg 
zu treten.” Auch Tirpitz und zahlreiche andere führende Köpfe in Berlin 
waren der Überzeugung, daß es in Deutschlands Interesse liege, den Ent- 
scheidungskampf mit England noch lange hinauszuschieben. 

Auf der britischen Seite hatte man die «deutsche Gefahr» längst er- 
kannt und entsprechende diplomatische und strategische Gegenmaßnah- 
men getroffen, die wiederum beim Kaiser und seiner militärischen Um- 
gebung bittere Klagen hervorriefen, so, als sollte das Inselreich seine 
weltweite Vormachtstellung kampflos an das Kaiserreich abgeben. Am 
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16. Januar 1905 richtete der frühere Flügeladjutant Grumme einen Bericht 
über die Stimmung in England an den Kaiser: «Man verstünde in England 
nicht die Aufregung in Deutschland bezw. das Gefühl, dass England uns 
nicht aufkommen lassen wollte. England müsste mit dem Faktum rechnen, 
dass wir da wären und mit Gewalt könnten sie gegen uns nichts unterneh- 
men, ohne sich in der Welt unmöglich zu machen. Die einzige Erklärung, 
die man fände wäre die, dass die Regierung und in erster Linie Seine Ma- 
jestät diese Stimmung in Deutschland brauchten, um das Tempo der Flot- 
tenvermehrung zu beschleunigen.»® Im August 1905, wenige Tage nach 
der Kaiserbegegnung von Björkö, schrieb der designierte Chef des Gene- 
ralstabes, von Moltke, an seine Frau: «Das Schlimmste für uns ist die Eifer- 
sucht Englands auf unseren aufstrebenden Handel und unsere industrielle 
Entwicklung. Wenn man die englischen Zeitungen einsieht, erschrickt man 
vor der systematischen und gehässigen Deutschenhetze, die durch die 
Blätter aller Parteien geht. Die Presse ist geradezu blutrünstig und möchte 
uns am liebsten mit Stumpf und Stiel ausrotten, um unbeschränkt die Welt 
beherrschen und ausbeuten zu können. Diese Zeitungsschreiber und 
Schreier richten viel Unheil an und spielen gewissenlos mit dem Feuer. 
Wenn’s zum Schlagen kommt, brauchen sie ihre Haut freilich nicht zu 
Markte zu tragen, bleiben hübsch daheim, tauchen die Feder in Gift und 
Galle und lassen die anderen sich totschlagen.» Die Aufgabe Deutschlands 
sollte es sein, «sich ernsthaft und mit bitterlicher Energie auf den Krieg 
vorzubereiten».? 

Abgesehen von dem für das Inselreich immer gefährlicher werdenden 
Schlachtflottenbau wirkten die Drohungen des Kaisers gegen Frankreich, 
Belgien, Holland und Dänemark sowie sein geheimnisumwittertes Treffen 
mit dem Zaren in Björkö alarmierend auf die englische Staatsführung. Wie 
wir gesehen haben, führte Wilhelm II. am rı. April 1905 unmittelbar nach 
seiner sensationellen Landung in Tanger eine Unterredung mit dem Prin- 
zen Louis Battenberg, in der er seine Überzeugung verkündete, daß die 
Welt eines Tages zwischen den Germanen und den Slawen aufgeteilt wer- 
den würde. «Was Frankreich betrifft», habe der Kaiser hinzugefügt, «wir 
kennen den Weg nach Paris und werden wieder dorthin gelangen, wenn es 
sein muß. Du solltest daran denken, daß keine Flotte Paris beschützen 
kann.»'° König Edward war fast sprachlos vor Wut, als Battenberg ihm die- 
se nackte Kriegsdrohung Wilhelms II. mitteilte. «Ich betrachte den Zwi- 
schenfall in Tanger als einen der boshaftesten & ungerechtfertigtsten Vor- 
fälle, die S.M. der Dfeutsche] Kfaiser] jemals angerichtet hat», schrieb er an 
Battenberg. «Es war eine mutwillige Beleidigung zweier Länder - & der 
ungeschickt theatralische Teil würde mich zum Lachen bringen, wenn die 
Sache nicht so ernst wäre. Es war ein typischer Fall von <Bombastes Furio- 
so>! Ich nehme an, der Dfeutsche] Kfaiser] wird nie herausfinden, wie 
lächerlich er sich macht, da es ihm nie jemand sagen wird. - In allem, was er 
zu Ihnen gesagt hat, herrscht ein Mangel an Aufrichtigkeit. [...] Ich habe 
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mich bemüht, mit ihm auszukommen & werde nominell bis zum Ende 
mein Bestes tun - aber vertrauen - nie. Er ist durch und durch falsch & der 
erbittertste Feind, den E[ngland] besitzt.»"" Nur mit großer Mühe konnte 
der König davon überzeugt werden, daß die Marokkopolitik seines Neffen 
«nicht im Geheimen auf einen Krieg gegen Frankreich und England hin- 
arbeite».'* 

Nach den verheerenden Niederlagen der russischen Armee und Flotte 
im Kriege gegen Japan und den revolutionären Erschütterungen des Za- 
renreiches erkannten die britischen Staatsmänner, daß sich das Gleich- 
gewicht in Europa zumindest auf einige Jahre massiv zu Deutschlands 
Gunsten verschoben hatte. Fast resignierend meinte der Diplomat Cecil 
Spring Rice bei seiner Ankunft in St. Petersburg im Frühjahr 1905, daß 
nunmehr mit friedlichen Mitteln die deutsche Hegemonie über Europa 
kaum noch zu verhindern sein würde. In einer scharfsichtigen Analyse 
für den König vom 2. Mai führte er aus: Da Rußland unter den jetzigen 
Umständen an einen Krieg gegen Deutschland nicht denken könne, habe 
Deutschland im Osten den Rücken frei. Auch intern habe sich gegenüber 
früher die Lage stark geändert. Unter dem alten Kaiser Wilhelm I. habe 
sich Deutschland 1875 und wieder 1887 unter russischem Druck gegen 
einen Krieg mit Frankreich entschieden. Jetzt aber habe «der alte Kai- 
ser [...] seinen Platz dem neuen Kaiser geräumt, und das Wachstum der 
sozialistischen Partei bedroht die Dynastie, sofern nicht ein großer und 
eindrucksvoller Erfolg das Prestige der Hohenzollern wiederherstellt 
(wie Prinz Heinrich gesagt haben soll, als er im Osten war). [...] Die Sym- 
pathien Rußlands (d.h. seiner Regierung) liegen auf der Seite der beiden 
Reiche [Deutschland und Österreich-Ungarn]: England, Frankreich und 
Italien ist es naturgemäß abgeneigt. [...] Es ist ziemlich klar, daß die bei- 
den Monarchien [Deutschland und Rußland] einen gemeinsamen Feind 
haben — den inneren, den sie mehr fürchten als jeden anderen; und daß ihr 
gemeinsames Handeln, um sich gegenseitig zu unterstützen, im Augen- 
blick unerläßlich ist. Das gilt insbesondere für Polen. Wenn sie streiten, 
profitiert der innere Feind, der nur durch gemeinsames Handeln unter- 
drückt werden kann. Im Innern droht daher die größte Gefahr, und alle 
anderen Fragen sind untergeordnet. Deutschland kann dem Zaren Sicher- 
heit an der Westgrenze, Nachschub für den Krieg, Geld usw. und Siche- 
rung vor der Revolution anbieten. Alles was es dafür verlangt, ist freie 
Hand in Westeuropa, wo Rußland im Grunde genommen keine Interes- 
sen hat, und gegen das Land, das die Quelle und den Ursprung der Revo- 
lution darstellt. Es wäre unmöglich, die Überzeugungskraft dieses Ge- 
dankengangs zu leugnen. Das erklärt die Angst der Franzosen. Ein neuer 
«alerte» unter schwierigsten Umständen steht Frankreich möglicherweise 
jeden Moment bevor, und wer könnte helfen? [...] Die Franzosen hier 
sind uns sehr dankbar, aber gleichzeitig ist die Frage schwer zu beantwor- 
ten: Was kann England tun, um Frankreich vor einer Invasion zu schüt- 
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zen, wenn Rußland Deutschland die vollkommene Sicherheit seiner Ost- 
grenze garantiert? (Bitte antworten Sie nicht).»" 

Mit tiefem Mißtrauen nahmen die britischen Führungskreise also die 
Nachricht von der Zusammenkunft zwischen Wilhelm II. und Niko- 
laus II. in Björkö auf. Schon wenige Wochen nach der Kaiserbegegnung 
traf im Londoner Foreign Office ein erster Augenzeugenbericht über die 
Ostseerundreise Wilhelms und dessen Begegnung mit dem Zaren ein. 
Prinz Otto zu Sayn-Wittgenstein gehörte zu den kaiserlichen Fahrtgesel- 
len und wurde vom Kaiser aufgefordert, zusammen mit Tschirschky mit 
an Bord der Polarstern zu gehen. Seine vertrauliche Schilderung des Gei- 
steszustandes und der atemberaubenden Absichten Wilhelms II. rief in 
London Schrecken hervor. Während der Zar wohlausgesehen und bei der 
Mittagstafel fröhlich gelacht habe, habe Wilhelm auf Wittgenstein einen 
ganz anderen Eindruck hinterlassen. Er sei «abwechselnd rastlos gesprä- 
chig und still» gewesen, und «erschien während der ganzen Fahrt außer- 
ordentlich geistesabwesend». «Die Gespräche Kaiser Wilhelms», erzählte 
der Prinz weiter, «drehen sich immer um Bündnisse und politische Kom- 
binationen, und er äußerte während der Reise seine Vorstellung, jetzt in 
der Lage zu sein, eine Verbindung zwischen Deutschland, Frankreich und 
Rußland zustande zu bringen, unter Ausschluß Großbritanniens.» Wil- 
helm habe große Angst vor der wachsenden Macht Japans gezeigt und sei 
bemüht, eine Allianz mit den Vereinigten Staaten abzuschließen, um einem 
drohenden Bündnis zwischen Großbritannien, Japan und Amerika zuvor- 
zukommen. '* Der britische Außenminister sandte den Geheimbericht mit 
den Äußerungen Wittgensteins umgehend an den König und den Premier- 
minister A.]J. Balfour, die darin die Bestätigung ihrer schlimmsten Be- 
fürchtungen sahen. «Bin mehr als je überzeugt von der Feindseligkeit des 
Deutschen Kaisers gegenüber England», notierte Edward VII.’ Lord 
Lansdowne kommentierte den Bericht über die Haltung Wilhelms mit den 
Worten: «Ich muß gestehen, die Schilderung Prinz Wittgensteins von den 
Worten und dem Verhalten des Deutschen Kaisers erfüllt mich mit Unru- 
he. Was mag ein Mann in einer solchen Geistesverfassung nicht als näch- 
stes anrichten ?»"° Aus St. Petersburg berichtete der einflußreiche britische 
Botschafter, Sir Charles Hardinge, im September 1905: «Es besteht kein 
Zweifel, daß der Kaiser eine sehr aktive Kampagne betreibt, deren Ziel es 
ist, die russisch-französische Allianz zu schwächen und jede Art von 
freundlichem «rapprochement [Rußlands] an England zu verhindern. [...] 
Alle Hebel werden in Bewegung gesetzt, um Mißtrauen zu erzeugen. Die- 
se Manöver haben bislang noch nicht die Regierung beeinflußt, die den 
wirklichen Wert der kaiserlichen Freundschaft, die vollkommen vom 
Eigeninteresse und der Furcht vor der Isolation diktiert ist, erkennt. Aber 
zweifelsohne war Kaiser Nikolaus sehr beeindruckt vom letzten Zusam- 
mentreffen bei Björkö und ist zum ersten Mal von der Aufrichtigkeit der 
kaiserlichen Freundschaftsbekundungen überzeugt.»'” Den Engländern 
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war jetzt klar, daß sich ein fast unausweichlicher und unerbittlicher Kon- 
flikt zwischen ihrem übergroßen, allmählich ermüdenden ozeanischen 
Weltreich einerseits und der jungen, kraftstrotzenden preußisch-deut- 
schen Militärmonarchie auf dem Kontinent andererseits angebahnt hatte. 
Der deutsch-englische Gegensatz sollte Europa ein halbes Jahrhundert 
lang überschatten. 


2. Die Absicht des Kaisers, Dänemark «in die Hand zu bekommen» 


Was das von Wilhelm und Nikolaus in Björkö beschlossene deutsch-russi- 
sche Bündnis für die Seemacht Großbritannien konkret bedeutete, das zei- 
gen unter anderem ihre Pläne, beim Ausbruch eines Krieges Dänemark zu 
besetzen und auch anschließend besetzt zu halten. Wie bereits weiter oben 
ausgeführt wurde, hatte Wilhelm II. schon einige Monate vor der Östsee- 
rundreise vom Sommer 1905 seine brisante Idee einer «Vereinigung der 
nordischen Reiche - Dänemark, Schweden, Norwegen, Rußland und 
Deutschland zum Schutze der Ostsee» wieder aufgegriffen und hoffte, zu 
diesem Zweck das kleine Dänemark, das die Schlüssel zur Ostsee in der 
Hand hielt, fester an Deutschland zu binden." Wie wir sehen konnten, 
setzte er und sein Generaladjutant von Plessen im Dezember 1904 dem 
Gesandten in Kopenhagen, Wilhelm von Schoen, auseinander, daß es für 
Deutschland «im höchsten Grade erwünscht» sei, Dänemark «in die Hand 
zu bekommen». Dänemark werde sich «entschließen müssen, sich in 
irgendeiner Weise, zunächst in Form eines Zollbündnisses, sodann auch 
mit militärischen Einräumungen, unter den Schutz des Deutschen Reiches 
zu stellen», erklärte der Kaiser und fügte hinzu, über internationale Ver- 
träge müsse man dabei «hinweggehen». Zu Lebzeiten des alten Königs 
Christian IX. werde er «möglichste Rücksicht walten lassen, später aber 
würde diese hinwegfallen».'” Die Mahnungen Bülows und Schoens, daß 
jede Allianz zwischen dem kleinen Dänemark und dem mächtigen Deut- 
schen Reich weltweit als eine Angliederung Dänemarks an Deutschland 
aufgefaßt werden und dem Kaiserreich mit Sicherheit die Feindschaft Eng- 
lands, Frankreichs, Rußlands und Amerikas zuziehen würde, schlug der 
Monarch in den Wind. Rundheraus erklärte er: Wegen des Krieges in Ost- 
asien, der sich wohl noch Jahre hinziehen würde, sei die Gefahr eines Zu- 
sammengehens des Russischen Reiches mit England aus Anlaß der «Beset- 
zung dänischen Bodens und Gewässers» seitens Deutschlands äußerst 
gering.” 

Im Februar 1905, als er wegen der wachsenden Spannung mit Frank- 
reich und England den Operationsplan des Admiralstabes zur militäri- 
schen Besetzung Dänemarks aufgeben mußte, telegraphierte Kaiser Wil- 
helm gleich zweimal hintereinander an Bülow: «Wir müssen ein engeres 
Verhältnis zu Dänemark herstellen.»”' Nach einem Gespräch mit Wilhelm 
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notierte der Reichskanzler am 6. Februar 1905: «In Zusammenhang mit 
den engl. Drohungen kam $.M. auch wieder auf Dänemark zu sprechen, 
gab mir zu, daß jede Bedrohung von Dänemark bedenkliche Folgen haben 
könnte, sprach aber den dringenden Wunsch nach einem Bündnis mit Dä- 
nemark aus, um dadurch einen engl. Überfall auf Kiel und die Ostseehäfen 
zu verhindern.»** Zunächst war Bülow für die «akademische» Sondierung 
eines derartigen deutsch-dänischen Bündnisses in Kopenhagen gewonnen, 
doch in einer Aufzeichnung machte ihn Friedrich von Holstein von neu- 
em auf die Gefahren aufmerksam, die Deutschland damit heraufbeschwö- 
ren würde. Zwar hege der greise König Christian für den Kaiser innerlich 
vielleicht eine gewisse Zuneigung, doch Dänemark sei ein konstitutionel- 
les Land und jedes Bündnis sei letztendlich von der Volksstimmung ab- 
hängig. Diese sei jedoch im Grunde deutschfeindlich. Das dänische Volk 
würde bei jeder Annäherung an das mächtige Reich sofort Verdacht 
schöpfen, daß Dänemark in Abhängigkeit von Deutschland gebracht wer- 
den solle. Jede Regierung, die diesen Volksinstinkten nicht Rechnung trü- 
ge, würde im Handumdrehen weggefegt werden, und selbst das dänische 
Königtum wäre in einem solchen Augenblick gefährdet. Der Hof und die 
Regierung in Kopenhagen würden sich also um Hilfe nach England und 
Rußland wenden. England würde mit Freude die Gelegenheit ergreifen, 
sich zum Verteidiger des kleinen Landes gegen eine «erzwungene» deut- 
sche Allianz aufzuwerfen, und Frankreich würde für ein anglo-russisch- 
französisches Zusammenwirken zum Schutz der dänischen Unabhängig- 
keit und für die Erhaltung des Status quo in der Ostsee werben. Die «Hin- 
einziehung Dänemarks in die äußere Peripherie des deutschen Reichs- 
verbandes» sei daher «ein großer Zukunftsgedanke», momentan aber ein 
nicht ungefährlicher Traum, der sich nur verwirklichen ließe, wenn entwe- 
der die englische Flotte anderweitig festgelegt oder aber die deutsche Flot- 
te, sei es allein, sei es mit einem Verbündeten zusammen, der englischen 
gleichwertig wäre. Zur Zeit, so warnte der Geheimrat im Februar 1905 in- 
ständig, wäre jeder Schritt in Richtung einer Angliederung Dänemarks an 
Deutschland den Förderern eines französisch-russisch-englischen Drei- 
bundes gegen Deutschland nur erwünscht. Nicht minder deutlich sprach 
sich der Gesandte von Schoen, der bereits im Dezember 1904 vor der Ge- 
fahr eines Weltkrieges gewarnt hatte, gegen das Vorhaben des Kaisers aus. 
Er schrieb an Holstein: «Die jetzige Situation ist so ungünstig wie möglich 
zum Anschneiden dieser heiklen Frage. Zunächst sind die Dänen selbst 
dazu noch nicht reif. [...] Rußland würde es uns wohl nicht verzeihen, 
wenn wir seine jetzigen Verlegenheiten dazu benutzen wollten, die Schlüs- 
sel zur Ostsee in die Hand zu bekommen, und was die Briten betrifft, so 
würden sie bei der jetzigen Stimmung schwerlich anstehen, uns eines un- 
freundlichen Aktes zu zeihen, und würden darin wohl auch von Frank- 
reich unterstützt werden. Kurz, der Moment scheint mir [...] so ungünstig 
wie möglich zu liegen für Heranarbeiten an ein Ziel, das an sich ja gewiß 
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sehr erstrebenswert ist und mit der Zeit, aber sehr allmählich auch erreicht 
werden wird.»** Die Argumente der Wilhelmstraße verfehlten ihre Wir- 
kung auf den Monarchen, der vorerst unbekümmert seine Pläne zum An- 
schluß Dänemarks an Deutschland fortsetzte.” Bei seiner Begegnung mit 
dem Zaren in Björkö wurde «auch viel über Dänemark gesprochen», wie 
der Kaiser überglücklich an Bülow meldete. Dabei habe der Zar (Wilhelm 
zufolge) den Wunsch ausgesprochen, «wir möchten in Erwägung ziehen, 
ob nicht irgend eine Form zu finden wäre, durch die wir Beide dem König 
Christian seinen Länderbestand guarantieren könnten, damit wir sicher 
seien, daß [wir] im Kriegsfalle die Vertheidigung der Ostsee nördlich vor 
den Belten führen könnten.»” 

Diese kaiserliche Mitteilung löste in Berlin Alarm aus, zumal Wilhelm 
von Björkö aus seine Ostseefahrt nach Kopenhagen fortsetzte. Unmittel- 
bar vor dem Eintreffen des Kaisers in der dänischen Hauptstadt am 31. Juli 
1905 rieten ihm der Kanzler und das Auswärtige Amt dringend von der 
Erörterung der dänischen Neutralität ab, um nicht «das stets rege, krank- 
hafte Mißtrauen Englands von neuem zu wecken».” Nicht zuletzt wegen 
der Weigerung König Christians, irgendwelche politischen Fragen mit ihm 
anzuschneiden, verzichtete Wilhelm II. auf seinen Vorsatz und ließ dem 
erleichterten Schoen ausrichten, daß in der Neutralitätsfrage «Initiative 
unsererseits jetzt untunlich ist und unnütz wäre, und daß Grund zu der 
Annahme bestehe, daß Dänemark selbst mit der Zeit zu der Überzeugung 
kommen werde, sein eigenes Interesse weise es im Ernstfall an unsere und 
eventuell Rußlands Seite».”* Nichtsdestominder ging das britische Foreign 
Office bis 1914 davon aus, daß Deutschland beim Kriegsausbruch den 
kleinen nördlichen Nachbarn sofort besetzen werde, um die Zugänge zur 
Ostsee zu schließen. In einem Brief an König Edward schrieb der inzwi- 
schen zum Unterstaatssekretär ernannte Hardinge im Frühjahr 1907: «Wir 
befürchten, daß bei Kriegsausbruch deutsche Truppen Dänemark & Jüt- 
land überrennen werden, während deutsche Schiffe in den Belten und im 
Sund Minen legen, und so versuchen werden, die Meeresstraßen praktisch 
zu verschließen. Dies könnte nur durch eine rasche Flottenaktion verhin- 
dert werden, aber Deutschland hat die bessere geographische Lage als wir 
und hat wahrscheinlich alles zu sofortigem Handeln bereit.» 

Erstaunlicherweise besprach Kaiser Wilhelm die ebenso großspurige 
wie riskante Zielsetzung seiner Europapolitik in Kopenhagen ausgerech- 
net mit dem dortigen russischen Gesandten Alexander Iswolsky, der bald 
zum russischen Außenminister (1906-10) und daraufhin zum Botschafter 
in Paris (1910-17) avancieren und sich, wie wir noch sehen werden, als 
ärgster Feind der kaiserlichen Expansionspläne erweisen sollte. Durch sei- 
nen Kollegen Schoen erhielt Iswolsky die Einladung, sich nachts in der 
Gesandtschaft zu einem heimlichen Treffen mit dem Deutschen Kaiser 
einzufinden. Offenbar in dem Glauben, den Vertreter einer nunmehr ver- 
bündeten Großmacht vor sich zu haben, enthüllte der deutsche Souverän 
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Iswolsky die geheimen Ziele seiner Außenpolitik. Noch Jahre später blieb 
dem russischen Diplomaten die Erinnerung an das nächtliche Gespräch 
unvergeßlich. Beredt habe ihm Wilhelm II. auseinandergesetzt, daß der 
Friede Europas nur mit ganz neuen Methoden, nämlich durch den gegen 
England gerichteten Zusammenschluß der drei großen Mächte des Fest- 
landes Rußland, Deutschland und Frankreich gesichert werden könnte. 
Als Iswolsky, völlig verblüfft, auf die unüberbrückbare Kluft hinwies, die 
sich seit der Annexion Elsaß-Lothringens zwischen Frankreich und 
Deutschland aufgetan hatte, sei der Kaiser außer sich geraten. Sein «Miß- 
vergnügen steigerte sich zu unverkennbarem Ärger, und mit einer Stimme 
fast jenseits seiner Kontrolle gab er diese höchst überraschende Darlegung: 
Die Frage Elsaß Lothringem, schrie er, «betrachte ich nicht nur als zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht vorhanden, sondern als durch das franzö- 
sische Volk selbst für alle Zeit ausgelöscht. Ich habe Frankreich im Zu- 
sammenhang mit der Marokkoaffäre den Fehdehandschuh hingeworfen, 
und es hat es nicht gewagt ihn aufzunehmen; indem es ablehnte, gegen 
Deutschland zu kämpfen, hat Frankreich für immer und ewig auf alle An- 
sprüche verzichtet, die es auf seine verlorenen Provinzen hatte.»» Iswolsky 
fährt fort: «Zuerst hielt ich diesen Ausbruch für eine jener <Boutaden, für 
die der Kaiser bekannt war, aber bald erkannte ich, daß es sich um seine 
tiefsitzende Überzeugung handelte, denn während unseres Gespräches 
kam er mehrere Male auf die merkwürdige Idee zurück, daß von dem Mo- 
ment an, als Frankreich während der Auseinandersetzung über Marokko 
vor dem deutschen Druck zurückwich, es jedes Recht verloren habe, den 
lang gehegten Groll als Grund anzuführen, die Freundschaft mit Deutsch- 
land abzulehnen. [...] Der Kaiser überraschte mich sogar noch mehr mit 
der Behauptung, daß, falls Frankreich bei seiner Weigerung bliebe, sich 
dem vorgeschlagenen Bündnis anzuschließen, es schließlich Wege gebe, es 
mit Gewalt zum Beitritt zu bewegen.»’° 

Nach seiner Rückkehr von der Ostseerundreise telegraphierte Wil- 
helm II. an den Zaren, daß er wegen des von England geschürten Mißtrau- 
ens des dänischen Königs und der öffentlichen Meinung in Kopenhagen 
doch nicht, wie in Björkö verabredet, die Frage der dänischen Neutralität 
angeschnitten habe. Das sei aber auch gar nicht nötig gewesen, behauptete 
der Kaiser, denn «Ich konnte feststellen, daß der gegenwärtige Außenmi- 
nister, Graf Raben, und eine Anzahl von Personen mit Einfluß bereits zu 
der Überzeugung gelangt sind, daß im Falle eines Krieges und eines dro- 
henden Angriffs auf die Ostsee durch eine fremde Macht [England], die 
Dänen angesichts ihrer Unfähigkeit und Hilflosigkeit, auch nur den Schat- 
ten der Neutralität gegen eine Invasion zu behaupten, erwarten, daß Ruß- 
land und Deutschland sofort Schritte unternehmen, ihre Interessen zu be- 
wahren, indem sie von Dänemark Besitz ergreifen und es während des 
Krieges besetzt halten würden, da dies gleichzeitig ihr Territorium und die 
weitere Existenz ihrer Dynastie und ihres Landes sicherstellte.»3' 
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Dieses Telegramm löste in ganz Skandinavien Bestürzung aus, als es 
1917 nach der russischen Revolution veröffentlicht wurde.” Seine Au- 
thentizität kann jedoch nicht bezweifelt werden, denn in einem Brief an 
den Zaren vom 9. August 1905, der auf Anraten des Kanzlers schließlich 
doch nicht abgeschickt wurde, wiederholte Wilhelm II. fast wörtlich seine 
Einschätzung der von ihm in Kopenhagen vorgefundenen Situation und 
bestätigte seine Absicht, Dänemark im Falle eines Krieges gegen England 
gemeinsam mit Rußland militärisch zu besetzen — und anschließend auch 
besetzt zu halten. Er schrieb: «Von Iswolsky und auch von Schoen hatte 
ich gehört, daß die vernünftigen Kreise der Gesellschaft und der Regie- 
rung — unter anderem Graf Raben, der Außenminister - von selbst nach 
und nach zu dem Schluß kommen, daß im Falle eines Krieges zwischen 
uns beiden und einer fremden Macht, wenn letztere unsere Ostseeküsten 
angriffe, Dänemark außerstande wäre, seine Neutralität aufrechtzuerhal- 
ten und eine leichte Beute der fremden Macht würde. Diese würde Däne- 
mark zu seiner Operationsbasis machen und es dadurch als unfreiwilligen 
Verbündeten auf seine Seite ziehen. Dafür würde es - möglicherweise mit 
dem Verlust der Unabhängigkeit - nach dem Krieg zu zahlen haben, da 
wir niemals erlauben würden, daß es nochmals dasselbe Schicksal erleide. 
Da wir eine solche Entwicklung der Dinge niemals hinnehmen und kei- 
neswegs zulassen könnten, daß die Zugänge zur Ostsee im Kriegsfall in die 
Hände des Feindes fallen, haben sich diese Männer damit abgefunden, eine 
gemeinsame Besetzung durch uns beide zu erwarten, die allerdings ver- 
bürgen würde, daß ihr Territorium unversehrt und ihre Unabhängigkeit 
unangetastet bliebe. Da das genau das ist, was wir die Dänen zu glauben 
wünschen, und sie schon auf dem Weg dahin sind, dachte ich, laß man gut 
sein» und sagte nichts; sie entwickeln sich langsam dahin, wohin wir sie 
haben wollen, und werden uns zukünftig in den Schoß fallen.» 

Zur Zeit des Kaiserbesuchs in Kopenhagen gingen in ganz Europa Ge- 
rüchte um, Wilhelm beabsichtige, die Ostsee zum mare clausum zu erklä- 
ren und für alle Flotten außer denen der Anrainerstaaten zu Manöver- 
zwecken zu sperren.’* In London vermuteten sowohl der russische 
Botschafter Graf Benckendorff als auch der Vertreter Deutschlands, Met- 
ternich, daß Skandinavien und speziell «die Frage der Abschließung des 
Baltischen Meeres» eines der Hauptthemen der Unterredung zwischen 
dem Kaiser und dem Zaren in Björkö gebildet habe und waren sich darin 
einig, daß eine «neue deutsch-russische Ostseepolitik» mit dem Ziel der 
«Schließung der Ostsee hier [in London] als Kriegsfall aufgefaßt werden 
würde».3° Zwar leugnete Wilhelm II., je eine derartige Absicht gehegt zu 
haben: Die Behauptung, er und der Zar hätten in Björkö die Frage der Ab- 
schließung der Ostsee besprochen, sei «Blödsinn»; es «denkt ja Niemand 
daran».’ Dennoch kamen die Gerüchte, wie wir sehen konnten, der 
Wahrheit sehr nahe. Und Großbritannien hatte seine Antwort darauf, wie 
Benckendorff und Metternich voraussahen, parat. 
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Am ı5. August 1905 verließ die Royal Navy Spithead und segelte weni- 
ge Tage später durch die Belte in die Ostsee. Vom 27. bis 31. August anker- 
ten die Kriegsschiffe vor Swinemünde und am 1. September vor Neufahr- 
wasser. Zwar versicherte London offiziell, es handele sich lediglich um 
gewöhnliche Manöver,” doch allen war klar, daß der Besuch der britischen 
Kanalflotte in der Ostsee als eine unmißverständliche Machtdemonstra- 
tion aufzufassen war.’ Iswolsky sprach in seinen Memoiren die Überzeu- 
gung aus, die Entsendung der Flotte sei eine direkte Antwort auf die im 
Umlauf befindlichen Gerüchte einer beabsichtigten Sperrung der Ostsee 
durch Deutschland und Rußland gewesen.’ Auf Befehl des Kaisers unter- 
brach das deutsche Manövergeschwader seine eigenen Übungen und eilte 
«zur Begrüßung» der Schwesterflotte nach Danzig, aber die Bestürzung 
Wilhelms war offenkundig. Empört telegraphierte er an das Auswärtige 
Amt um anzufragen, ob London die Absicht, mit seiner Kriegsflotte zwei 
deutsche Hafenstädte zu besuchen, formell mitgeteilt hätte, was Mühlberg 
verneinen mußte.*° Auf Anregungen in der Presse, er möge als Geste der 
Freundschaft dem vor Danzig weilenden britischen Flaggschiff einen Be- 
such abstatten, reagierte Wilhelm zornig: «Ich habe - ohne Erfolg - im 
Frühjahr dieses Jahres 2 Englische Flaggschiffe [in Gibraltar] besucht! 
Fällt mir gar nicht ein! Die Ruthe küssen die mir John Bull drohend hin- 
hält!!!»* 

Was auch immer die unmittelbaren Motive für die Machtdemonstration 
gewesen sein mögen, unübersehbar ist, daß die Gefahr eines Krieges zwi- 
schen Deutschland und Großbritannien in greifbare Nähe gerückt und 
plötzlich in aller Munde war. Helmuth von Moltke sah bereits den großen 
europäischen Krieg vor Augen. «Es wird von der englischen Seite in der 
unglaublichsten Weise gehetzt, die scheußlichsten Lügen werden in die 
Welt gesetzt und Deutschland als der böse Geist der ganzen Welt darge- 
stellt. Der erste Schuß, der zwischen England und Deutschland gewechselt 
wird, wird sicher das Signal zu einem allgemeinen europäischen Massaker 
werden, an dessen Greuel man nur mit Schauder denken kann.»* 
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Als wären diese Absichten, Dänemark allmählich an das Deutsche Reich 
anzugliedern, nicht Grund genug zur Unruhe, erweckte der Kaiser im 
Sommer 1905 sowohl in Kopenhagen als auch in London zusätzliches 
Mißtrauen durch sein Verhalten in der norwegischen Thronfolgefrage und 
speziell durch seine Intrigen gegen die Kandidatur des Prinzen Carl von 
Dänemark. Die Gemahlin des Prinzen, Maud, war nämlich die jüngste 
Tochter König Edwards VII. und der Königin Alexandra, einer gebürtigen 
dänischen Prinzessin. 

Die Auflösung der Union zwischen Schweden und Norwegen wurde 
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am 6. Juni 1905 im Storting, dem norwegischen Parlament, proklamiert. 
Im Laufe der langen Krise, die diesem dramatischen Schritt vorausgegan- 
gen war, hatte der alte König Oscar II. den Deutschen Kaiser mehrfach um 
Rat gebeten. Wie Graf Szögyeny in Erfahrung bringen konnte, hatte Wil- 
helm anfangs «ein Eingreifen mit Waffengewalt [für] das einzige Heilmit- 
tel» gegen die Unabhängigkeitsbewegung in Norwegen gehalten, doch mit 
der Zeit habe er einsehen müssen, daß angesichts der passiven Haltung 
des kranken Königs und der Tatsache, daß die öffentliche Meinung in 
Schweden den Vorgängen in Norwegen gegenüber «eine beklagenswerte 
Gleichgültigkeit entgegengebracht» habe, ein energisches Auftreten der 
Regierung in Stockholm nicht zu erwarten sei.# Trotz der «großen Zu- 
rückhaltung», die sich der Kaiser seitdem auferlegte, verstummten die Ge- 
rüchte von einer von ihm befohlenen militärischen Aktion in Norwegen 
nicht. Als der schwedisch-norwegische Kronprinz Gustaf Anfang Juni 
1905 zur Hochzeit des deutschen Kronprinzen nach Berlin kam, fragte er 
Bülow direkt, ob der Kaiser im Falle eines russischen Vorgehens in Nor- 
wegen ebenfalls militärische Maßnahmen ergreifen werde, worauf ihm der 
Reichskanzler die ambivalente Antwort gab, daß er schwerlich glaube, daß 
Deutschland in dieser Frage dem Willen des Kaisers folgen würde.* 

Obwohl König Oscar II. mit der Proklamation im Storting vom 6. Juni 
1905 als König von Norwegen abgesetzt wurde, bot der norwegische 
Premierminister Christian Michelsen dem schwedischen Königshaus an, 
einen jüngeren Prinzen aus dem Hause Bernadotte zum König des nun- 
mehr unabhängigen norwegischen Staates zu wählen. Oscar wies dieses 
Ansinnen als Beleidigung zurück. Eine bedeutsame Rolle spielte in diesem 
Entscheidungsmoment der in Madrid akkreditierte norwegische Diplomat 
Baron Fredrik Wedel Jarlsberg, der bereits im März ı905 während des 
Aufenthaltes Kaiser Wilhelms in Lissabon mit diesem Rücksprache ge- 
nommen hatte. Diese erste Begegnung trug nicht dazu bei, das Mißtrauen 
des Diplomaten über die Absichten Wilhelms II. zu zerstreuen. In seinen 
Gesprächen mit dem britischen Botschafter in Madrid, Fairfax Cart- 
wright, bezeichnete Baron Wedel Deutschland und Rußland als «Diebe», 
die sich bei der ersten besten Gelegenheit Flottenstützpunkte und Han- 
delsvorteile in Norwegen nehmen würden. Namentlich Wilhelm II. galt in 
den Augen Wedels als eine Gefahr. Seinem britischen Kollegen erläuterte 
Wedel, daß die Freude über die jährlichen Besuche Wilhelms II. an der 
norwegischen Küste getrübt sei, da sich in der Bevölkerung das Gefühl 
festgesetzt habe, die kaiserliche Aufmerksamkeit gelte weniger den Schön- 
heiten der Natur als der Suche nach einem Flottenstützpunkt. Anders als 
Deutschland und Rußland hätten sowohl Großbritannien als auch Frank- 
reich ein starkes Interesse an der territorialen Integrität Norwegens. Seiner 
Überzeugung nach gebe es nur eine wirksame Garantie der Unabhängig- 
keit Norwegens, und dies sei die Herrschaft eines Souveräns, der mit dem 
britischen Königshaus blutsverwandt war.*# 
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Einen ähnlichen Vorschlag hatte Wedel bereits am 5. Juni 1905, einen 
Tag vor der Proklamation Michelsens im Storting, diesem telegraphiert. In 
seiner Depesche hob er nicht nur die Bedeutung der Beibehaltung der 
monarchischen Staatsform und der Gewinnung der Unterstützung Groß- 
britanniens für den neuen Staat hervor, sondern er verwies ausdrücklich 
auf den Prinzen Carl von Dänemark als den weitaus geeignetsten künfti- 
gen König Norwegens. Prinz Carl war nicht nur mit der Königin Alexan- 
dra «blutsverwandt», sondern seit 1896 auch mit deren und Edwards VIl. 
Tochter Prinzessin Maud verheiratet. Unmittelbar nach der Unionsauf- 
lösung mit Schweden reiste Wedel nach Stockholm, wo ihm der verbitterte 
König Oscar deutlich zu verstehen gab, daß kein Mitglied seines Hauses je 
den norwegischen Thron annehmen würde. Damit war der Weg zu Ver- 
handlungen mit Prinz Carl von Dänemark frei. Am 17. Juni wurde der 
norwegische Nationalheld Fridtjof Nansen als Unterhändler nach Kopen- 
hagen geschickt und ein Referendum auf den 13. August 1905 angesetzt.* 

In dieser überaus delikaten Situation sah sich der Kaiser weiterhin ge- 
zwungen, sich «für jetzt große Reserve» aufzuerlegen. Gerade wegen der 
Krise verzichtete Wilhelm «aus Rücksichten der Courtoisie wie Dynasti- 
scher Kollegialität» diesmal auf seine Reise zu den norwegischen Fjor- 
den. Auch während seiner Kreuzfahrt in der Ostsee übte er die gebotene 
Zurückhaltung. Auf seinen Wunsch hin fand die Begegnung mit dem 
schwedischen König und dem Kronprinzen Gustaf am 13. Juli 1905 nicht 
in Stockholm, sondern möglichst unauffällig in der kleinen Hafenstadt 
Gävle (Gefle) im Bottnischen Meerbusen statt.*' Trotzdem wurden Ängste 
vor dem großen Nachbarn mit seinem imposanten Flottengeschwader 
laut.* Gerüchte gingen um, Wilhelm II. wolle seinen zweitältesten Sohn, 
den Prinzen Eitel Friedrich, zum König von Norwegen wählen lassen. 
Auch andere deutsche Prinzen wurden als angebliche Wunschkandidaten 
des Kaisers gehandelt.’® 

Die norwegische Thronfolgefrage bildete in der Tat das Hauptthema 
der Gespräche in Gefle, doch der Kaiser setzte sich nicht für einen deut- 
schen Prinzen, sondern für die Nominierung eines Prinzen aus dem 
schwedischen Hause Bernadotte ein.’' Nur mit Mühe gelang es dem Kron- 
prinzen Gustaf, den Kaiser davon zu überzeugen, daß dies nunmehr 
«praktisch unmöglich» sei. In Gefle bedauerte Wilhelm offen die Thron- 
kandidatur des Prinzen Carl von Dänemark und dessen Frau, da «eine 
englische Prinzessin auf dem norwegischen Thron» das «Vasallentum 
Norwegens gegenüber England« bedeuten würde. Er äußerte auch die Be- 
fürchtung, daß England fortab in Norwegen «Übergewicht im Handel» 
genießen würde.’” Die Enttäuschung Wilhelms II. kam in seiner Depesche 
vom 14. Juli 1905 an Bülow zum Ausdruck, in der er klagte, am schwedi- 
schen Hofe herrsche «völlige Gleichgültigkeit über das Schicksal Norwe- 
gens und man scheint bereits mit der dänischen Kandidatur fest zu rech- 
nen. Mit dem englischen Schwiegersohn auf dem norwegischen Thron ist 
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die Wahrscheinlichkeit, dass England seine Hand auf das Land legt, schr in 
den Vordergrund gerückt.» Um so erstrebenswerter sei nun für Deutsch- 
land «die Erlangung eines engeren Verhältnisses zu Dänemark».’3 

Bei der Begegnung mit Nikolaus II. in Björkö am 23. Juli konnte Wil- 
helm es sich nicht nehmen lassen, die brisanten Verhandlungen mit Oscar 
und Gustaf für seine Zwecke zu instrumentalisieren. Dem Zaren, den er 
voller Entrüstung gegen die Intrigen Edwards VII. vor allem in der norwe- 
gischen Frage antraf, teilte der Kaiser gleich am ersten Abend den Stand 
der Angelegenheit mit, «wie er aus den in Gefle erhaltenen Eindrücken 
sich ergab, und fand bei dem Zaren für den beiläufig gemachten Hinweis 
auf die voraussichtliche Einflußnahme des englischen Übergewichts im 
Falle der Erwählung des dänischen Prinzen oder der Errichtung einer Re- 
publik volles Verständnis». Die Befürchtungen Wedel Jarlsbergs und des 
Kronprinzen Gustaf über die deutschen und russischen Absichten bestäti- 
gend, meldete Tschirschky weiter: «Seine Majestät konnten dem Zaren ge- 
genüber dabei eine in Gefle gefallene ganz vertrauliche Äußerung des Kö- 
nigs Oscar verwerten, der im Laufe eines Gesprächs die Bemerkung hatte 
fallen lassen, es stände ja Deutschland frei, Bergen zu besetzen, und bei 
dem Einwande, was England wohl dazu sagen würde, fortfuhr, ja, das 
würde wohl dann Christiansand für sich nehmen! Kaiser Nikolaus war 
über diese Idee der Aufteilung Norwegens und der eventuellen Festset- 
zung Englands dort sichtlich beunruhigt und meinte noch, [...] die Gefah- 
ren einer Abschließung des Kattegatts für Rußland lägen ja auf der 
Hand.»’* 

Dem Reichskanzler teilte Wilhelm II. mit, Zar Nikolaus habe auf seine 
Meldung hin, daß «König Oskar es gleichgültig sei, wer sein Nachbar wer- 
de, ja sogar nichts gegen eine Republik habe», die Hände über dem Kopf 
zusammengeschlagen und ausgerufen: «Auch das noch, na das fehlte uns 
gerade noch, als ob wir nicht schon genug, Republiken, und ähnliche 
Monarchieen in der Welt hätten, wo bleibt das Monarchische Prinzip! ?» 
In der norwegischen Thronfolgefrage habe der Zar gemeint: «Wenn kein 
schwedischer Prinz hingehe, und Copenhagen dabei interessirt ist, könne 
ja Prinz Waldemar [der jüngste Bruder der verwitweten Zarinmutter Ma- 
ria Feodorowna von Rußland und der Königin Alexandra von England] 
hingehen. Der habe einige Lebenserfahrung, eine elegante nette Frau [eine 
geborene Prinzessin von Orleans], und schöne stramme Kinder. Ich 
pflichtete ihm bei», fuhr Wilhelm in seinem Brief an Bülow fort, «machte 
aber darauf aufmerksam, daß nach Privatmittheilungen aus Copenhagen, 
der König von England bereits einer eventl. Wahl seines Schwiegersohns 
sein Einverständniß ertheilt habe. Der Zar war sehr unangenehm davon 
überrascht, schien nichts davon zu wissen, und meinte sein Vetter Carl sei 
völlig ungeeignet für diesen Posten, da er nirgend wo gewesen, keine Le- 
benserfahrung habe, unbedeutend und indolent sei; Waldemar sei viel 
besser. Bei Carl werde England «by fair means or foub die Finger nach 
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Norwegen hineinstecken und Einfluß gewinnen, Intriguen beginnen, und 
am Ende das Skaggerack durch Besetzung von Christiansand u[nd] damit 
uns alle in der Ostsee abschließen; ebenso im Norden seien dann seine 
Murmanhäfen erledigt.» 

Als Fridtjof Nansen am 17. Juli 1905 in Kopenhagen eintraf, erklärte er 
den Prinzen Carl von Dänemark für den beliebtesten und geeignetsten 
Kandidaten als König seines Landes. Dem britischen Gesandten John- 
stone versicherte er: «Kein anderer Kandidat muß befürchtet werden, ob- 
wohl M. Michelsen das lächerliche Gerücht zu Ohren kam, der Deutsche 
Kaiser bevorzuge den Prinzen Waldemar. Raben; Wedel; Nansen; alle sind 
sich einig, daß diese Kandidatur völlig außer Frage steht.»’° Das Gerücht 
über die angebliche Unterstützung des Prinzen Waldemar seitens des Kai- 
sers erregte den Zorn Edwards VII., der seinen Privatsekretär Francis 
Knollys anwies, den Gesandten über seine Parteinahme für die Kandidatur 
seines Schwiegersohns nicht in Zweifel zu lassen. «Der König ist sehr 
überrascht, daß Sie glauben, der Deutsche Kaiser begünstige die Kandida- 
tur des Prinzen Waldemar für den norwegischen Thron anstelle des Prin- 
zen Carl von Dänemark. Die Sache ist zu weit fortgeschritten, und der 
König würde es als höchst unfreundlich ihm persönlich gegenüber erach- 
ten, wenn der kaiserliche Wunsch ausgeführt würde.» 

Unmittelbar vor der Ankunft Kaiser Wilhelms in Kopenhagen witterte 
Edward VII. erneut Gefahr für seine Pläne, seinen Schwiegersohn auf den 
norwegischen Thron zu bringen. In einem chiffrierten Telegramm für 
Prinz Carl flehte er das ganze dänische Königshaus an, gegen die Machen- 
schaften des Kaisers fest zu bleiben.’ Als der Kaiser am 31. Juli 1905 in 
Kopenhagen eintraf, erhielt er über den britischen Gesandten die unmiß- 
verständliche Mitteilung, daß die Londoner Regierung die Thronkandida- 
tur des Prinzen Carl vollauf unterstütze «und dafß der König erfreut wäre 
zu wissen, daß der Kaiser seine Auffassung teile». In einem Gespräch mit 
dem Prinzen Albert von Schleswig-Holstein, der zusammen mit dem Kai- 
ser anreiste, fügte Johnstone warnend hinzu, «daß jeder Widerstand Seine 
Majestät [Edward VII.] tief treffen würde». Mit Erleichterung konnte 
der Gesandte dem König melden, der Kaiser habe dem Prinzen Carl die 
Unterstützung seiner Kandidatur zugesichert.“ In einem Telegramm, das 
er bei seiner Rückkehr nach Rügen am 2. August absandte, erklärte der 
Kaiser dem Zaren Nikolaus, weswegen er in Kopenhagen die Thronfolge 
des Schwiegersohns Edwards VII. nicht zu verhindern vermocht habe. 
«Die Frage bezüglich Carls Einsetzung nach Norwegen ist bis in kleinste 
Detail geregelt, England hat sich mit allem einverstanden erklärt, und da 
ist nichts mehr zu machen. Ich sprach mit Carl über seine Erwartungen 
und fand ihn sehr nüchtern, ohne jede Illusion über seine Aufgabe.» 

Da die dänische Regierung zögerte, die Entsendung des Prinzen Carl 
nach Norwegen zu gestatten, ehe nicht Schweden endgültig auf die Kandi- 
datur eines Prinzen aus dem Hause Bernadotte verzichtet hatte, blieb die 
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Thronfolgefrage wochenlang in der Schwebe. Irritiert griff der in Marien- 
bad weilende Edward VII direkt in die Verhandlungen ein in der Befürch- 
tung, Wilhelm II. könne doch noch versuchen, einen seiner Söhne auf den 
norwegischen Thron zu setzen. Er befahl dem ebenfalls in Marienbad 
anwesenden britischen Botschafter in Wien, Sir Edward Goschen, ein 
unmißverständliches Zifferntelegramm an Johnstone in Kopenhagen zu 
schicken. «Wenn Prinz Carl jetzt nicht die Krone Norwegens annehmen 
sollte, fürchtet König Edward, daß er und seine Familie der Lächerlichkeit 
preisgegeben werden. Es wird allgemein erwartet, daß Prinz Carl nach 
Norwegen geht; wenn nicht, ist der König überzeugt, daß der Deutsche 
Kaiser einen seiner Söhne hinschicken wird, und fürchtet sehr, daß aus die- 
ser Richtung schon Intrigen gesponnen werden.» Am 18. November 
1905 bestieg Prinz Carl von Dänemark als König Haakon VII. mit seiner 
britischen Gemahlin den norwegischen Thron, aber der Zwist mit dem 
Kaiser hatte nachhaltig zu der Mißstimmung Edwards VII. gegen seinen 
Neffen beigetragen. 


4. Das Zerwürfnis zwischen Onkel und Neffe 


So tiefgehend die Wurzeln des anglo-deutschen Antagonismus in diesen 
Jahren vor dem Ersten Weltkrieg zweifellos auch waren, augenfällig ist, 
wie häufig sowohl in den höchsten Kreisen als auch in der Presse die 
Monarchen persönlich für die Verschlechterung in den Beziehungen der 
beiden Länder verantwortlich gemacht wurden. So gab Premierminister 
Balfour dem Kaiser die Schuld an der Spannung und bat König Edward 
VII. am 28. Juni 1905 im Anschluß an eine Kabinettssitzung, alles in sei- 
ner Macht zu vermeiden, was dazu beitragen könnte, «die europäische 
«Spannung» zu erhöhen, die der Deutsche Kaiser so mühsam zu schaffen 
gestrebt hat.»°* Umgekehrt erntete die Magdeburgische Zeitung den leb- 
haften Beifall des Kaisers mit einem Artikel vom ı. August 1905, in dem 
ausgeführt wurde: «Ein Teil der Gehässigkeiten [in der britischen Presse] 
hat ihren Ursprung in der wachsenden Anerkennung der geistigen Be- 
deutung Kaiser Wilhelms. Die früheren Versuche, ihn nicht ernsthaft zu 
nehmen, sind aufgegeben. Dann hat man es zeitweilig mit der Andich- 
tung kriegerischer Ungezügeltheit versucht. Seit dem Besuch in Tan- 
ger [...] erblickt man in ihm den obersten Drahtzieher in Europa. [...] 
Sobald in irgend einer Sache deutsche Einwirkung auch nur vermutet 
wird, geht das Geschrei los: der schwarze Mann ist da. [...] Kaiser Wil- 
helm steht solchen Superioritätsplänen ganz fern. Das beweist nicht nur 
sein bisheriges Regiment in Deutschland, nicht nur die letzte Rede im 
altehrwürdigen Rathause zu Bremen, sondern es liegt vor allem in der 
Natur der Dinge und im Charakter des Volkes, an dessen Spitze der Kai- 
ser steht. Deutschland will nichts als für seine eigene Entwicklung den 
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gleichen Frieden und den gleichen Ellbogenraum, den die anderen Völ- 
ker genießen.» 

Am ı. August 1905 vertraute Sir Frank Lascelles seinem österreichisch- 
ungarischen Kollegen Szögyeny an, daß «König Eduard gegen Kaiser Wil- 
helm in ganz außerordentlichem Maße aufgebracht sei. Seine Majestät be- 
haupten, das Benehmen seines kaiserlichen Neffen ihm gegenüber könne 
nicht anders als mit dem englischen Wort «unfair» bezeichnet werden. In 
großen und in kleinen Dingen begegne er dem feindseligen, gehäßigsten 
Antagonismus Kaiser Wilhelms.» Ausdrücklich führte Lascelles als Bei- 
spiel den Zwist über die norwegische Thronfolge an.“ Seinerseits hielt Wil- 
helm II. seinen Onkel für seinen erbittertsten Widersacher und sprach von 
ihm nicht nur seinen engsten Vertrauten, sondern auch fremden Botschaf- 
tern gegenüber «in recht unfreundlichen, ja sogar teilweise schr heftigen 
Äußerungen». In dieser gereizten Atmosphäre reichte schon die Mittei- 
lung über ein englandkritisches Buch nach London oder das Erscheinen 
des britischen Militärattach&s am kaiserlichen Hofe in der falschen Uni- 
form, um Staatsaffären auszulösen, die die Botschaften, die Regierungen 
und nicht zuletzt die gekrönten Häupter selbst wochenlang beschäftigten.‘ 

Die fortgesetzten Versuche des Kaisers, überall in der Welt und na- 
mentlich in Amerika die britische Politik zu verdächtigen, blieben dem 
König keineswegs verborgen. Im März 1905, während sich Wilhelm auf 
seiner Reise nach Lissabon, Tanger und Gibraltar befand, teilte Knollys 
Lascelles mit, «daß der König voller Mißtrauen gegenüber dem Kaiser ist». 
Der Botschafter zeigte Verständnis für die Haltung Edwards VII. in Anbe- 
tracht dessen, «was wir von seinen Versuchen wissen, Mißtrauen gegen 
uns in anderen Ländern zu säen, vor allem in Amerika. Diese Bemühungen 
sind völlig gescheitert und werden meiner Meinung nach auch in Zukunft 
wahrscheinlich keinen Erfolg haben, und so sehr er vielleicht andere Län- 
der gegen uns aufzubringen wünscht, glaube ich nicht, daß er mit uns 
Streit haben möchte.» Mahnend fügte Lascelles hinzu: «Ich nehme an, wir 
wollen keinen Streit mit ihm, und daher meine ich, wir sollten, während 
wir ganz zu Recht angesichts seiner Intrigen in anderen Ländern wachsam 
sind, im Interesse unserer beiden Länder unser Bestes tun, mit ihm in gu- 
ten Beziehungen zu bleiben.» Diese Bemerkung bezog sich speziell auf die 
Entscheidung König Edwards, seinen Sohn George, den Prinzen von Wa- 
les, doch nicht, wie ursprünglich angekündigt, zur Hochzeit des deutschen 
Kronprinzen am 6. Juni 1905 nach Berlin reisen zu lassen mit der Begrün- 
dung, der König von Spanien werde gerade dann in London erwartet. In 
Anbetracht der Spannung zwischen den beiden Ländern empfand Lascel- 
les diese Entscheidung als «most unfortunate» und «almost a calamity» - 
nachgerade eine Katastrophe.” 

Nicht zu Unrecht faßte der Kaiser die Entscheidung seines Onkels als 
bewußte Brüskierung auf, die er um so schmerzlicher empfand, als der 
König Ende April dem französischen Außenminister Delcasse einen «pri- 


440 Das Zerwürfnis zwischen Wilhelm II. und Ednard VII. 


vaten» Besuch in Paris abstattete.”° Wilhelms angestaute Gereiztheit gegen 
England entlud sich mit einem Schlag, als er Anfang Juni 1905 am Bahnhof 
auf den Prinzen Arthur von Connaught wartete, der nun anstelle des 
Thronfolgers Prinz George den König bei den Hochzeitsfeierlichkeiten 
vertreten sollte. Zwar begrüßte der Kaiser den ebenfalls wartenden Lascel- 
les, er vermied aber «mit auffallender Absichtlichkeit» jedes politische 
Thema. Als der Botschafter, der im Begriff war, auf einige Tage nach Eng- 
land zu reisen, den Monarchen fragte, ob er denn nicht an König Edward 
irgendeinen Auftrag erteilen solle, antwortete Wilhelm II. «in einem brüs- 
ken, [...] ganz ungewöhnlich unfreundlichen Tone»: «weder Ihrem Köni- 
ge, noch Ihrem Minister, überhaupt niemand in England habe ich etwas 
sagen zu lassen. Mit allen diesen Herren, insolange sie sich mir gegenüber 
nicht besser benehmen, will ich gar nichts zu tun haben.» Lascelles suchte 
umgehend den Reichskanzler auf und erklärte ihm, er könne sich eine der- 
artige Behandlung, die ihm unbegreiflich sei, nicht gefallen lassen und 
müsse die Konsequenzen ziehen und seine Regierung bitten, ihn von Ber- 
lin abzuberufen. Auch Bülow war über den Zwischenfall «recht bestürzt» 
und bat Lascelles eindringlich, «sich zu beruhigen und nicht zu vergessen, 
daß bei dem impetuosen Temperamente Kaiser Wilhelms Höchstdessen 
Worte nicht immer auf die Goldwaage gelegt werden können». Wenige 
Stunden später erschien der Kanzler persönlich und teilte dem Botschafter 
im Namen des Kaisers mit, er, Wilhelm, habe Sir Frank keineswegs belei- 
digen wollen. «Kaiser Wilhelm, so fuhr der Reichskanzler fort, sei eben 
über die andauernde feindselige Haltung der englischen Presse in höch- 
stem Maße erbost und beschuldige in dieser Beziehung die englische Re- 
gierung einer schweren Unterlassungssünde, da er zu wissen glaube, daß 
es bisher bei einigem guten Willen doch möglich gewesen wäre, den 
unaufhörlichen Hetzereien gegen Deutschland und Seine Persönlichkeit 
Einhalt zu tun.» Der Kaiser sei ferner durch die unlängst in Berlin einge- 
troffene Information irritiert gewesen, erklärte Bülow, daß die englische 
Regierung der französischen den Abschluß eines direkt gegen Deutsch- 
land gerichteten Schutz- und Trutzbündnisses angeboten hätte, das aber 
von Frankreich abgelehnt worden sei. Diese und ähnliche Nachrichten 
hätten dem Kaiser «zu seiner scharfen Sprache Anlaß geboten, welcher 
aber keine weitere Bedeutung» zuzuschreiben sei. Der Reichskanzler wie- 
derholte seine dringende Bitte, den ganzen Vorfall als nichtig zu betrach- 
ten. Um des lieben Friedens willen erklärte sich Lascelles bereit, wenig- 
stens für jetzt die Angelegenheit auf sich beruhen zu lassen, doch gestand 
er dem Reichskanzler, daß er sich fragen müsse, ob es nicht besser wäre, 
sich von Berlin abberufen zu lassen, da es ihm während seiner zehnjähri- 
gen Tätigkeit auf dem Posten «trotz eifrigsten Bestrebungen nicht gelun- 
gen ist, freundschaftliche Beziehungen zwischen England und Deutsch- 
land herzustellen und aufrechtzuerhalten».7' 

Als sich Lascelles am r. August 1905 nach seinem Urlaub im Auswärti- 
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gen Amt zurückmeldete, sprach Unterstaatssekretär Otto von Mühlberg 
sofort sein Bedauern über den kritischen Stand der deutsch-britischen Be- 
ziehungen aus, der beide Länder bis an den Rand eines Krieges geführt 
hätte. Mühlbergs Ansicht nach sei die Verschlechterung des Verhältnisses 
ohne eigentlichen Grund eingetreten. «Es existiere keine schwebende Fra- 
ge zwischen den beiden Ländern, die zu einem ernsthaften Streit Anlaß 
geben könnte, und doch bestehe der allgemeine Eindruck, daß ein Krieg 
zwischen Deutschland und England - der noch vor wenigen Jahren für 
gänzlich außerhalb jeder Wahrscheinlichkeit liegend gehalten wurde - eine 
tatsächliche Möglichkeit geworden sei.» Obwohl Lascelles entgegnete, 
daß er nicht an einen Krieg glaube, den England gewiß nicht wünsche und, 
wie er hoffe, auch niemand in der deutschen Regierung herbeizuführen 
beabsichtige, räumte er ein, daß das Mißtrauen auf beiden Seiten vor allem 
auf monarchischer Ebene in gefährlichem Grade angestiegen war.”” Der 
Botschafter teilte durchaus die Beobachtung Mühlbergs, daß «die gegen- 
wärtigen Beziehungen zwischen König Eduard und dem Kaiser gespannt 
seien. König Eduard glaube, daß Kaiser Wilhelm überall, wo er nur könne, 
die englischen Pläne zu durchkreuzen trachte. Viel zu dieser Mißstim- 
mung trügen wohl unkontrollierbare Zwischenträgereien und Entstellun- 
gen von Äußerungen unseres allergnädigsten Herrn bei», habe Lascelles 
Mühlberg zufolge geklagt.” Als der Botschafter den Besuch der britischen 
Kanalflotte und die angebliche deutsche Absicht, die Ostsee zum mare 
clausum zu erklären, zur Sprache brachte, leugnete Mühlberg leidenschaft- 
lich, «daß die deutsche Regierung jemals eine derartig absurde Idee ver- 
folgt habe». Der Gedanke sei lediglich in einigen unwichtigen Blättern 
ventiliert und von der Regierung am 30. Juli 1905 in der offiziösen Kölni- 
schen Zeitung zurückgewiesen worden, machte der Unterstaatssekretär 
geltend - und erwähnte das lebhafte Werben seines Souveräns in dieser 
Angelegenheit mit keinem Wort. Als weiteren Grund des Mißtrauens zwi- 
schen den beiden Ländern führte Lascelles die Machenschaften Wilhelms 
in der norwegischen Thronfolgefrage an, die offensichtlich den Zweck 
verfolgten, die Kandidatur des Schwiegersohnes Edwards VII., «für die 
der König großes persönliches Interesse an den Tag lege», zu vereiteln. 
Der Botschafter beendete das Gespräch mit dem Ausdruck der Hoffnung, 
daß «Wege gefunden werden würden, wenn auch nicht zu einem freund- 
lichen Übereinkommen zu kommen, so doch auf jeden Fall das gräßliche 
Unglück eines Krieges zu bannen, der keinem der Länder Vorteile ver- 
schaffen, sondern nur enorme Verluste auf beiden Seiten mit sich bringen 
würde.» Nach Einsicht des Berichts, den Lascelles über das Gespräch mit 
Mühlberg einreichte, lobte der König als «excellent» die Sprache, die der 
Botschafter dabei geführt hatte.”* 
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5. Ein heißer Sommer in Marienbad 


Es entbehrt nicht der Ironie, daß Kaiser Wilhelm II., dessen Weltmacht- 
und Flottenpolitik so offensichtlich gegen Großbritannien und das von 
ihm garantierte europäische Gleichgewicht gerichtet war, sich nach einer 
Einladung nach England sehnte und sich auch zunehmend darüber gereizt 
zeigte, daß ihn sein Onkel Edward bei seinen Reisen auf dem Kontinent 
mied. Als Zeitungen im Sommer 1905 von der Möglichkeit berichteten, 
der König könne auf seinem Weg nach Marienbad dem Kaiser einen Be- 
such abstatten, ließ Edward VII. durch Knollys diese Meldungen demen- 
tieren. Für Wilhelm stand es außer Zweifel, daß der ganze Vorfall eine eng- 
lische Intrige war, durch die er und sein Land gedemütigt werden sollten. 
Die Nachricht von der bevorstehenden Monarchenzusammenkunft sei 
eine Zeitungsente, die bewußt lanciert worden sei, «um das Dementi pu- 
bliziren zu können». «Da ist der Plan klar!» schrieb er. «England giebt uns 
eine Ohrfeige indem es Nein sagt.» 

Die Lage war dennoch so ernst, daß auch von deutscher Seite Fühler 
ausgestreckt wurden, ob nicht im Interesse der deutsch-britischen Bezie- 
hungen eine Begegnung zwischen Wilhelm und seinem in Böhmen weilen- 
den Onkel zu arrangieren wäre. Graf Götz von Seckendorff, der ehema- 
lige Hofmarschall und Vertraute der verstorbenen Kaiserin Friedrich, 
gehörte zu denen, die «den unbefriedigenden Zustand der Beziehungen 
zwischen unseren beiden Ländern» zutiefst bedauerten und die kaiserliche 
Umgebung, «die selten eine Gelegenheit verstreichen ließ, die Animosi- 
tät Seiner Majestät gegen England aufzustacheln», dafür verantwortlich 
machten.”° In einem persönlichen Appell vom ı5. August 1905 flehte 
Seckendorff den König an, auf seiner Heimreise von Marienbad den Kai- 
ser in Bad Homburg zu besuchen, um im Interesse der ganzen Welt der 
obwaltenden «höchst unerfreulichen und untragbaren Lage zwischen 
England und Deutschland» ein Ende zu machen. «Ich glaube, Euere Ma- 
jestät würden problemlos Wege finden, den Frieden in ganz Europa, ja 
der ganzen Welt wiederherzustellen, [...] mit jener glücklichen Hand, die 
Euere Majestät schon so oft bewiesen haben. [...] Ich erlaube mir zu be- 
haupten, daß ein Treffen mit dem Kaiser und ein Gespräch mit ihm Wun- 
der wirken könnte.» Durch einen Zufall halte sich der Kaiser vom 7. bis 
zum 10. September in Bad Homburg auf. Der König könne also am Sonn- 
tag, 10. September, an dem Feldgottesdienst vor dem Denkmal der Kaise- 
rin Friedrich teilnehmen, das Mittagessen mit dem Kaiser im Homburger 
Schloß einnehmen, anschließend mit ihm zur Saalburg fahren und dann in 
Schloß Friedrichshof bei Kronberg übernachten.’ 

Diesen gutgemeinten Vorschlag faßte König Edward als eine Frechheit 
auf und wies seinen Privatsekretär an, Seckendorff in aller Deutlichkeit zu 
verstehen zu geben, daß er aus verschiedenen Gründen nicht bereit sei, 
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dem Kaiser in Bad Homburg zu begegnen. Knollys möge in seinem Na- 
men schreiben, «daß, was den Dfeutschen] Kaiser betrifft, ich keinerlei 
Streit mit ihm habe. Ich stehe zu ihm genau so wie jeher seit meiner Thron- 
besteigung. Freundliche Briefe & 'Telegramme wurden im Laufe des Jahres 
gewechselt. Ich habe meinen Neffen [Prinz Arthur von Connaught] dieses 
Jahr zu 2 wichtigen Anlässen nach Berlin geschickt, was den Kaiser] ge- 
freut zu haben scheint. [...] Daß die Presse Englands & Deutschlands sich 
gegenseitig beschimpfen, kann ich weder hindern noch beheben. Ich wer- 
de sicherlich nicht dem Kaiser] hinterherlaufen & einen Besuch vorschla- 
gen, selbst wenn es möglich wäre, was es nicht ist. Ich kann nicht sagen, ob 
der Kfaiser] persönliche Zuneigung zu mir hegt oder nicht - nach dem, 
was ich höre, glaube ich allerdings nicht daran — so daß es auch nichts 
ändern würde, wenn ich ihm 3mal im Jahr einen Besuch abstattete.» Als 
Beweis für seinen guten Willen könne Knollys in seinem Brief noch er- 
wähnen, «daß wir den Kronprinzen & die Kr[onprinze]ssin Deutschlands 
einladen werden, uns im Nov[ember] einen Besuch in Windsor zu ma- 
chen, & daß wir nach der Abreise der französischen Flotte aus Cowes 
Metternich, Eisendecher, Eckhardstein [sic] & Coerper auf unsere Yacht 
zum Essen gebeten haben».”® Knollys erfüllte seinen Auftrag und fügte 
von sich aus hinzu, daß eine Monarchenbegegnung im jetzigen Augen- 
blick, in dem das deutsch-französische Verhältnis wegen Marokko so ge- 
spannt sei, in Frankreich sicherlich mit Argwohn aufgenommen werden 
würde, «aber es gibt keinen Grund, weshalb eine solche nicht später statt- 
finden könnte, wenn Deutschland & Frankreich zu einer Verständigung 
über Marokko & überhaupt besseren Beziehungen gelangt sind. Dann würde 
ein Treffen vielleicht zum Nutzen sowohl Englands als auch Deutschlands 
sein & möglicherweise dazu beitragen, die Gefühle des Mißtrauens zu be- 
seitigen, die zur Zeit leider gegenseitig obwalten.»” 

Lascelles fand den Vorstoß Seckendorffs derart verblüffend, daß er 
mehrmals den Verdacht äußerte, der Graf habe möglicherweise auf einen 
Wink «from a higher quarter» gehandelt. Er teilte die Ansicht des Königs, 
Lord Knollys’ und der Londoner Regierung, daß eine Begegnung zwi- 
schen den beiden Monarchen im gegenwärtigen Moment politisch nicht 
geraten sei, er begrüßte aber wärmstens die Bereitschaft Edwards VII, den 
Kaiser zu treffen, sobald der deutsch-französische Konflikt über Marokko 
beigelegt sei. «Ein solches Zusammentreffen zum richtigen Zeitpunkt 
würde nicht verfehlen, großen Nutzen zu stiften», versicherte er dem Kö- 
nig. Auch die Einladung des Kronprinzen und der Kronprinzessin nach 
Windsor werde zweifellos «einen ausgezeichneten Eindruck in Deutsch- 
land» machen.*° 

Über sein erstes Zusammentreffen mit Wilhelm II. nach dem Eklat auf 
dem Bahnhof vier Wochen zuvor berichtete Lascelles, daß ihm der Kaiser 
betont freundlich begegnet sei. Andererseits habe der Monarch weder das 
deutsch-britische Verhältnis noch den Besuch der Royal Navy in der Ost- 
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see angesprochen, «und der allgemeine Eindruck, den Sir Frank von dem 
gesamten Gespräch gewann, war, daß der Kaiser, während er keine Mühe 
scheute, ihm persönlich Höflichkeit, um nicht zu sagen Freundschaft, zu 
bezeugen, den bedeutenderen Themen, die die Beziehungen zwischen den 
beiden Ländern betrafen, aus dem Weg ging.» Noch enttäuschender als die 
Weigerung, politische Fragen anzuschneiden, sei allerdings die Mitteilung 
des Kaisers gewesen, schrieb Lascelles, «daß der Kronprinz die Einladung 
Euerer Majestät nicht annehmen könne, da das Datum, das Euere Majestät 
bestimmt haben, zusammenfalle mit einem Besuch des spanischen Königs 
in Berlin und darüber hinaus zu dieser Zeit ein wichtiger Empfang stattfin- 
de, bei dem die Anwesenheit Seiner Kaiserlichen Hoheit unumgänglich 
sei».”" Von der griechischen Kronprinzessin, Wilhelms Schwester, habe er 
erfahren, schrieb Lascelles, «der wirkliche Grund für die Weigerung des 
Kaisers, dem Kronprinzen die Annahme Euerer Majestät Einladung zu er- 
lauben», sei Eifersucht. Wilhelm «wünsche so sehr, England selbst einen 
Besuch abzustatten, daß er den Kronprinzen nicht dorthin gehen lasse, ehe 
er nicht selbst hingehen könnte. “Tatsache isv, sagte Ihre Königliche Ho- 
heit, <daß wir alle England lieben, und er ebenso wie jeder von uns.»»"” 

Diese Brüskierung erregte verständlicherweise den Zorn König Ed- 
wards. Nach Erhalt der ablehnenden Antwort des Kronprinzen erwiderte 
Edward VII. am 5. September 1905 mit einem eigenhändigen, ironisch ge- 
haltenen Brief, der lautete: «Mein lieber Willy, ich war aufrichtig be- 
trübt & gleichzeitig, wie ich sagen muß, überrascht, aus Deinem Brief zu 
erfahren, daß Du & Cecile uns nicht den Besuch in Windsor abstatten 
könnt, auf den wir uns auch so sehr gefreut haben. Da Du schreibst, daß 
«unglücklicherweise Dein Papa dieses Jahr Deine Reise nach England ab- 
lehnv, gibt es weiter nichts darüber zu sagen. - Im nächsten Jahr wird es 
wohl kaum anders sein, da ich Grund zu der Vermutung habe, daß Dein 
Vater es nicht gern sieht, wenn Du nach England kommst!»® Auf seinem 
Heimweg von Marienbad fuhr der König demonstrativ an Bad Homburg 
vorbei, ohne den Kaiser aufzusuchen. 

Der Streit zwischen den beiden Herrschern eskalierte jetzt in alarmie- 
rendem Maße. Wie Lascelles seinem österreichischen Kollegen anvertrau- 
te, war es nun «an der Reihe Kaiser Wilhelms, sich getroffen zu fühlen und 
gegen den Ton des Briefes [an den Kronprinzen] zu remonstrieren. In sei- 
ner impulsiven Art schien es Seiner Majestät nicht genügend, diese Fami- 
lienangelegenheit in direktem Briefwechsel auszutragen, sondern er beauf- 
tragte auch den englischen Botschafter, in seinem Namen Vorstellungen zu 
erheben. Sir Frank sagte mir, er hätte anfangs gegen diesen immerhin nicht 
sehr angenehmen Auftrag protestieren wollen, und Seiner Majestät seine 
bereits einmal kundgegebene Absicht wiederholt, den hiesigen Posten zu 
verlassen.» Doch Wilhelm habe das Rücktrittsangebot Lascelles’ mit der 
scherzhaften Bemerkung abgelehnt, zu solchen Zwecken seien ja die Bot- 
schafter da. Lascelles erbat vom Kaiser die Erlaubnis, «in seinem Bericht 
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wenigstens sagen zu dürfen, daß Kaiser Wilhelm die Trübung seiner Bezie- 
hungen mit König Eduard bedaure. «Ja, lautete nach einem Augenblick 
der Überlegung die Antwort Seiner Majestät, «Sie können es sagen, aber 
sagen Sie auch, daß es nicht meine Schuld sei, daß es so weit gekommen 
is. «Trotz der traurigen Tatsache®, so meinte Sir Frank, «mußte ich in mei- 
nem Innern lachen, da König Eduard vor nicht langer Zeit beinahe wört- 
lich dieselben Ausdrücke mir gegenüber gebraucht hatte.»»° 

An Lord Knollys telegraphierte Lascelles perplex, Kaiser Wilhelm 
«versteckte nicht seinen Verdruß & seine Verärgerung über den Brief, den 
der König dem Kronprinzen geschrieben hatte & über den er $.M. [dem 
König] selbst schreiben wolle, da die Bemerkungen über ihn fast in einer 
persönlichen Beleidigung gipfelten. Es scheine, als suche der König Streit 
mit ihm, & er führte andere Gegebenheiten an, die seiner Meinung nach 
Beschwerden rechtfertigten. Ich werde mit dem nächsten [Depeschen-] 
Sack vollständig berichten, hielt es aber für richtig, Sie zu bitten, dem 
König mitzuteilen, daß der Kaiser plant, ihm zu schreiben, & it will no 
doubt be a strong (?) letter.»°° Den vollständigen Bericht über den Vorfall 
sandte der Botschafter am 13. September 1905 direkt an den König. Er 
wiederholte darin die Klage des Kaisers, daß der Brief an den Kronprinzen 
Bemerkungen enthalten habe, die beinahe einer persönlichen Beleidigung 
gleichkämen. Der König habe es übel genommen, so Wilhelm, daß der 
Kronprinz jetzt zum zweiten Mal eine Einladung nach England abgelehnt 
habe, doch in beiden Fällen hätten gewichtige Gründe für die Absage vor- 
gelegen. Die erste Einladung sei kurz nach der Verlobung seines Sohnes 
eingetroffen und es wäre «scarcely decent» gewesen, wenn er seine Verlob- 
te im Stich gelassen hätte. Nun müsse der Kronprinz unmittelbar nach 
dem Besuch des Königs von Spanien an einem wichtigen Empfang in Süd- 
deutschland teilnehmen. «Darüber hinaus gäbe es eine Regel im Hause 
Hohenzollern, daß die Prinzen des Hauses die Erlaubnis ihres Souveräns 
benötigten, um das Land zu verlassen, und es sei üblich, daß jeder fremde 
Souverän, der sie einzuladen wünschte, vorher sicherstellte, ob diese Zu- 
stimmung bevorstand. So sei immer unter Queen Victoria verfahren wor- 
den, die die Zustimmung des Kaisers Wilhelm I. einzuholen pflegte, bevor 
sie eine Einladung an ihren Enkel richtete. Der König habe es nicht für nö- 
tig gehalten, ebenso zu verfahren, und der Kaiser glaubte mit Recht ver- 
letzt zu sein, weil es so aussche, als versuchte Seine Majestät des Kronprin- 
zen ohne Zustimmung des Vaters <habhaft zu werden». [...] Der Kaiser 
sagte, daß er vorhabe, dem König über diesen Punkt selbst zu schreiben. 
Es sei vollkommen falsch zu glauben, daß er irgend etwas dagegen habe, 
daß der Kronprinz nach England komme, & er glaube, daß seine Hand- 
lungen das Gegenteil bewiesen. Sogar schon bevor der Kronprinz sein 
Universitätsstudium beendet habe, habe er ihn ermuntert, nach England 
zu reisen, in der Hoffnung, er würde etwas über das Volk lernen. [...] Es 
sei wahr, daß es einige Gegebenheiten in bezug auf den Besuch Seiner Kai- 
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serlichen Hoheit gäbe, die ihn zögern ließen, ihm für einige Zeit ein Wie- 
derkommen zu erlauben. Es habe unziemliches Herumtollen in dunklen 
Korridoren gegeben. Eine Dame sei sogar soweit gegangen, ihren Schuh 
auszuziehen, und eine andere sei ohne Strümpfe im Schottenrock erschie- 
nen. Diese Vorgänge seien erst einige Zeit nach der Rückkehr des Kron- 
prinzen und nur nach und nach zur Kenntnis der Kaiserin gelangt, die 
natürlich sehr schockiert war. Er selbst mißbillige außerordentlich, was 
vorgefallen sei, insbesondere im Hinblick auf das damalige jugendliche Al- 
ter des Kronprinzen.» Sodann führte der Kaiser einen ganzen Katalog von 
weiteren Beschwerden gegen seinen Onkel an, die sich im Laufe der Zeit 
aufgestaut hatten. Wilhelm habe dem erstaunten Botschafter zu verstehen 
gegeben, berichtete dieser, «daß das nicht die einzige Angelegenheit sei, 
über die er glaube, mit Recht verärgert zu sein. Der König sei auf seiner 
Rückreise von Marienbad in unmittelbarer Nähe vorbeigefahren, und es 
wäre ein leichtes gewesen, ein Treffen zu arrangieren, das ihm eine große 
Freude gemacht haben würde, wenn Seine Majestät darum gebeten hätte. 
Er wisse, daß der Gedanke in Betracht gezogen worden sei. Es helfe 
nichts, daß ich mit meinem Kopf schüttle, denn er wisse, was geschehen 
sei. Die Presse habe es zustimmend besprochen, und plötzlich veranlaßte 
Lord Knollys, eine Erklärung zu veröffentlichen, man habe sich nie mit 
dem Gedanken getragen. Für eine solche Erklärung, deren Schroffheit in 
Deutschland allgemein als Beleidigung für ihn aufgefaßt worden sei, 
scheint kein Grund vorgelegen zu haben. Das war das zweite Mal im Ver- 
lauf des Gesprächs, daß der Kaiser das Wort «Beleidigung [insult] ge- 
brauchte. Dann wiederum habe der König vom Empfang der Royal Navy 
in deutschen Häfen keine Kenntnis genommen. Der Empfang sei ein guter 
gewesen, und er habe seine eigene Flotte geschickt, um die englischen Ka- 
meraden zu begrüßen. Er glaube, es sei nicht zu viel zu erwarten, daß der 
König ihm ein Zeichen der Erkenntlichkeit darüber bezeuge, was gewiß 
als Ausdruck der Höflichkeit gedacht war. Kaum ein Jahr sei vergangen 
seit dem Besuch des Königs in Kiel, bei dem Seine Majestät [König Ed- 
ward] seine Befriedigung ausgedrückt habe, insbesondere über seinen 
Empfang in Hamburg, dessen Herzlichkeit, wie Seine Majestät selbst ge- 
sagt habe, selbst in Liverpool nicht übertroffen werden könnte. Seine Ma- 
jestät habe damals ein politisches Gespräch mit Bülow geführt, das ihn 
vollends befriedigte. Nun sei alles gestört, und der Kaiser wisse wirklich 
nicht, warum, es sei denn, der König lege es auf einen Streit mit ihm an. 
Über die Einladung des Kronprinzen werde er Seiner Majestät selbst 
schreiben, und es sei meine Aufgabe, die anderen Punkte zur Kenntnis Sei- 
ner Majestät zu bringen und ihm seine Auffassung zu erläutern.» Zwar 
habe er, Lascelles, daraufhin protestiert, daß der Kaiser ihn dadurch in eine 
«sehr schwierige und heikle» Lage versetze, doch der Monarch habe «in 
freundlichster Weise» entgegnet, «Wieso? Dafür sind Sie doch hier.»** 
König Edward traute seinen Augen nicht, als er den Bericht Lascelles’ 
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erhielt. Entrüstet schrieb er an Knollys: «Natürlich weiß ich, daß der junge 
Mann [der Kronprinz] nicht ohne die Erlaubnis seines Vaters hierher 
kommen könnte, daher verfehlen die höchst albernen Bemerkungen des 
Dfeutschen] Kaisers] [the G. E.’s most silly remarks] darüber das Thema. 
Die eigentliche Wahrheit ist, daß er eifersüchtig war, daß ich seinen Sohn 
überhaupt eingeladen hatte. [...] Der ganze Ton des Df[eutschen] Kaisers] 
gegenüber Lascelles ist der der gereizten Beschwerde [peevish complaint] 
über mich. Ich halte sie für vollkommen fehl am Platze. Aber er be- 
rührt klugerweise nicht die Politik, denn das ist das Thema, das vielleicht 
zu ernsthaftem Streit führen könnte & deshalb am besten vermieden 
wird. [...] Die gesellschaftlichen Bewandtnisse, auf die der Dfeutsche] 
Kfaiser] anspielt, sind fast zu belanglos, um davon Notiz zu nehmen.» Er 
hoffe, daß mit der Zeit eine Begegnung mit dem Kaiser arrangiert werden 
könne, «aber ich glaube nicht, daß es noch in diesem Jahr möglich sein 
wird».'7 

In dem Antwortschreiben, das Knollys auf Wunsch des Königs an Las- 
celles richtete, nahm der Privatsekretär kein Blatt vor den Mund. «Der 
Kaiser muß wirklich erpicht auf einen Streit sein, wenn er sich über das 
Dementi in englischen Zeitungen über eine Begegnung zwischen dem Kö- 
nig & ihm beschwert, und sagt, es würde als eine «Beleidigung für ihn» be- 
trachtet werden. Die Absurdität dieser Behauptung & seine lächerliche 
Empfindlichkeit machen es unnötig für mich, auf diese Beschwerde von 
ihm näher einzugehen - eine von vielen gleichermaßen gehaltlosen ande- 
ren. Ich möchte nur bemerken, daß der König (& ich glaube, er hatte voll- 
kommen recht) es im Interesse der beiden Länder für geboten hielt, den 
verbreiteten Berichten ein Ende zu machen, er beabsichtige den Kaiser auf 
dem Weg nach oder von Marienbad zu treffen, & ungeachtet dessen, was 
der Kaiser, der alles immer besser weiß, zu Ihnen sagte, dachten sowohl 
Balfour wie Lansdowne, daß es sehr unpopulär in diesem Land sein wür- 
de. Ich meine natürlich, zu diesem besonderen Zeitpunkt. Haben Sie eine 
Ahnung, warum der Kaiser, wenn er möchte, dafß der König ihm einen Be- 
such abstattet, sich einer solchen Sprache über ihn befleißigt, wie er 
tut, [...] & warum er dazu fortwährend gegen England intrigiert? Wenn er 
diese beiden Dinge einstellen würde, habe ich keinen Zweifel, daß der Kö- 
nig erfreut wäre, ihn bei einer passenden Gelegenheit zu treffen. Aber Sie 
werden sich bestimmt erinnern, daß der König vor anderthalb Jahren vor- 
geschlagen hat, nach Berlin zu reisen, aber damals sagte man ihm, der Kai- 
ser, der offensichtlich glaubt, daß niemand außer ihm Verpflichtungen hat, 
erhole sich von einer Krankheit & müsse ans Mittelmeer fahren, obwohl es 
sich nur um eine kurze Verschiebung seiner Reise gehandelt hätte. [...] Ich 
fürchte, der Kaiser ist ein ziemlicher Tyrann [Bully]. Ich bin sehr erfreut, 
daß er sich Ihnen gegenüber neulich so liebenswürdig verhalten hat, be- 
sonders als Sie Ihren Rücktritt andeuteten, [...] aber was ist er bloß für ein 
unmöglicher Mensch [an impossible man], und wie schwierig muß es sein, 
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mit ihm zurechtzukommen!» An eine Begegnung zwischen Wilhelm und 
dem König sei für jetzt nicht zu denken, erklärte Knollys. «Vielleicht 
nächstes Jahr, es sei denn, der Kaiser fährt fort, scheinbare Beschwerden 
gegen den König zu erfinden & bei jeder Gelegenheit gegen dieses Land zu 
intrigieren.»®* 

Die Botschafter Lascelles und Metternich berieten schließlich die lei- 
dige Angelegenheit, kamen aber nach der Diskussion der gegenseitigen 
Anschuldigungen ihrer Monarchen und der beiderseitigen Animosität der 
öffentlichen Meinungen ihrer Länder zum Ergebnis, daß eine Besserung in 
den deutsch-britischen Beziehungen für den Moment nicht herbeizufüh- 
ren sei. Selbst die Möglichkeit einer Begegnung der beiden Monarchen 
sollte vorerst nicht diskutiert werden, «bis das gegenseitige Mißtrauen, das 
unglücklicherweise in beiden Ländern besteht, etwas beschwichtigt ist».”? 
In einem Privatbrief vom 2. Oktober 1905 teilte Metternich dem Kanzler 
als Ergebnis seines Gesprächs mit Lascelles mit, Edward VII. behaupte, 
keinen Streit mit dem Kaiser zu haben, er sei aber der Überzeugung, daß 
dieser «überall gegen ihn, den König, seinen Einfluß geltend zu machen 
suche». Metternich fuhr fort, es sei ersichtlich, «daß die Zeit für eine Aus- 
sprache oder Aussöhnung zwischen den beiden hohen Herren noch nicht 
reif ist. Je ruhiger sich Seine Majestät der Kaiser dem Unmute seines kö- 
niglichen Onkels gegenüber verhält, um so mehr wird dieser in das Un- 
recht versetzt, und um so eher wird wieder ein richtiges Verhältnis zwi- 
schen den beiden Herrschern eintreten. Ich weiß bestimmt, daß schon 
jetzt den leitenden englischen Staatsmännern aus politischen Rücksichten 
das persönliche Zerwürfnis zwischen Kaiser und König höchst uner- 
wünscht ist. Sobald sie deutlicher empfinden, daß die Schuld am Könige 
liegt, und daß aus den persönlichen Beziehungen der beiden Herrscher po- 
litische Störungen drohen, werden sie selbst bei dem Könige vermittelnd 
einzugreifen versuchen, da seine Untertanen nicht die geringste Lust 
haben, sich an den Deutschen die Köpfe blutig zu rennen, weil der Onkel 
den Neffen nicht mag. Seine Majestät König Eduard ist klug genug, selbst 
einzulenken, sobald er empfindet, daß er zu weit gegangen ist. Nur muß 
man den Prozeß dieser Erkenntnis den Engländern selbst überlassen», 
warnte Metternich. «Sollten wir irgendetwas tun, was so gedeutet werden 
kann, als wollten wir die Engländer gegen ihren eigenen König einneh- 
men, so würden sie einstimmig für ihn einstehen und gegen uns Front 
machen.» 

Die Chancen, daß der Kaiser sich ruhig verhalten würde, um seinen 
Onkel ins Unrecht zu setzen, wurden weder von den beiden Botschaftern 
noch von Bülow als hoch eingeschätzt. Den Kaiserfreund Fürst Philipp zu 
Eulenburg, der Ende September 1905 zu Wilhelm nach Rominten reiste, 
warnte der Kanzler im Hinblick auf die Impulsivität des Monarchen: «Die 
Weltlage ist zur Zeit eine sehr unsichere und gespannte. Unsere Feinde 
lauern darauf, daß wir uns Blößen geben. Tun wir es, so könnten die Fol- 
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gen bei der feindlichen Stimmung in England, dem Mißtrauen der Japaner, 
der Unberechenbarkeit der Franzosen und der Unsicherheit in Rußland, 
Österreich-Ungarn und Italien bedenklich sein. Wir dürfen nach außen 
gar keine Nervosität zeigen, sondern müssen mehr als je fest, ruhig und 
mutig auftreten. Wir dürfen uns aber auch keine Unvorsichtigkeiten oder 
Plötzlichkeiten leisten, dazu ist die Situation nicht angetan.» In seinen be- 
vorstehenden Verhandlungen in Rominten mit dem russischen Minister 
Sergei Witte müsse der Kaiser unbedingt «outriertes Schimpfen über Eng- 
land» vermeiden und auch gegenüber Japan «keine Nervosität zeigen».?' 
Die Schilderungen der kaiserlichen Stimmung, die ihm Eulenburg aus Ro- 
minten zukommen ließ, trugen freilich wenig zur Beruhigung des Reichs- 
kanzlers bei. In alter Vertraulichkeit habe ihm Wilhelm «den ganzen Gang 
der Politik erzählt und sie mit 100 Details» ausgeschmückt, meldete 
Eulenburg, so daß er oft Mühe gehabt habe, «die Grenze zwischen Wirk- 
lichkeit und Phantasie» zu unterscheiden. «Bisweilen will er imponieren, 
bisweilen auch amüsieren — bisweilen hat es gar keinen Zweck - eine 
Angewohnheit wie eine andere. [...] Von allen diesen Bildern scheint mir 
die Gegnerschaft zwischen Onkel Berty und Neffe Willy am wahrsten 
hervorzutreten, und sie scheint sehr beachtenswert, weil die stärkste Trieb- 
feder aller Handlungen - also auch in der Politik - immer persönliche Lei- 
denschaft sein wird. In manchen Naturen wirkt der Neid, in andern die 
Rache am stärksten. In Onkel Berty ist wohl beides vereinigt, denn die 
ssittliche Entrüstung des Neffen über den spielenden Onkel wird dieser 
wohl niemals vergessen haben. Auch will er jetzt an der Spitze des gewalti- 
gen England mehr gehört werden als der Neffe.» 

Bis weit in den Winter hinein schäumte Wilhelm II. vor Wut gegen sei- 
nen Onkel und gegen England überhaupt. Gegenüber dem Grafen August 
Eulenburg, der sich besorgt über die deutsch-britische Verstimmung äu- 
ßerte, gestand Lascelles, «Wenn ich alles nach London berichtet hätte, was 
mir Ihr Allergnädigster Herr gesagt hat, dann hätten wir schon zwanzig- 
mal einen Krieg zwischen England und Deutschland gehabt.» Noch im 
Oktober 1905 vermerkte der Hofmarschall Zedlitz: «Gegen den König 
von England ist der Kaiser in noch tieferer Mißstimmung, als ich es mir 
gedacht. [...] Ich befürchte, diese Stimmung kommt hin und wieder zum 
Ausdruck und wird natürlich nicht geheim bleiben, sondern die Spannung 
noch erhöhen.» Seiner Umgebung erzählte der Kaiser, er habe den König 
von England durch den Botschafter Lascelles fragen lassen, ob er mit ihm 
anbinden wolle, daß er so, ohne Notiz von ihm zu nehmen, durch sein 
Land führe. Nach Anfrage in England habe Lascelles im Auftrag des Kö- 
nigs geantwortet, «Der König sei verstimmt, daß ihn der Kaiser in ganz 
Europa verklatsche, und habe ihn daher nicht besuchen können.» 


450 Das Zerwürfnis zwischen Wilhelm II. und Ednard VII. 


6. Der aufgeschobene Krieg «gegen England und Gallien» 


Die Überzeugung Wilhelms II., daß König Edward gemeinsam mit dem 
französischen Außenminister Th&ophile Delcasse einen Angriff auf 
Deutschland geplant hatte, der nur durch seine Landung in Tanger und die 
damit verbundene Drohung eines deutschen Einmarsches in Frankreich 
vereitelt worden war, erhielt neue Nahrung, als der Pariser Matin am 
6. Oktober 1905 angebliche Enthüllungen über den Sturz Delcasses veröf- 
fentlichte. Der Zeitung zufolge hätte England der französischen Regierung 
das mündliche Versprechen gegeben, im Falle eines deutschen Angriffs auf 
Frankreich seine Flotte mobil zu machen, den Kaiser-Wilhelm-Kanal zu 
besetzen und r00000 Mann in Schleswig-Holstein zu landen.” Die Be- 
teuerungen des Foreign Office, daß die britische Regierung solche Zu- 
sicherungen niemals gemacht habe, wies der Kaiser als «Faule Ausreden!» 
zurück. «Der König hat [es] eben persönlich, direkt Delcasse versprochen! 
Nicht die Regierung.» 

Die «Enthüllungen» Delcasses versetzten den Kaiser wieder einmal in 
einen Zustand der höchsten Erregung. An den in England lebenden 
Schwager Edwards, Prinz Christian von Schleswig-Holstein, richtete er 
am 11. Oktober einen exaltierten Brief über das deutsch-englische Zer- 
würfnis. Einen deutschen Pressebericht über die Enthüllungen Delcasses 
beifügend, schrieb er fulminant: «Das ist der wahre Grund der «Entente 
Cordiale, von Brest und Cowes! Man verabredet sich gemeinsam im Frie- 
den ein andres Nachbarland zu überfallen und theilt es auch gleich schon 
auf! Natürlich muß Dein armes Stammland [Schleswig-Holstein] wieder 
herhalten, das Operationsobjekt eines in Esbjerg auf Jütland gelandeten 
Britischen Einfallcorps sein soll. Die Britische Flotte hat im Herbst dort- 
selbst die nöthigen Recognoszirungen gemacht, wie uns die Dänen mit- 
getheilt haben. Nun die Stimmung bei uns über diese Enthüllung aus des 
Ministers eigenem Munde kannst Du Dir vorstellen! Sie ist tiefgehend; 
und unser Volk, zumal hier Deine Landsleute, sind tief verletzt! Aber man 
ist hier allgemein der Ansicht, daß die bewährte Schleswig-Holsteinische 
Landwehr genügen wird, derlei unerbetenem Besuch einen solchen Emp- 
fang zu bereiten, daß Heimkehr oder Wiederholung ausgeschlossen sein 
dürfte. Durch die Indiscretionen Delcass&s bekommen die Reden von Mr. 
Lee, Adm: Fitzgerald p. p. ernsten Hintergrund und der Verdacht des mit 
Frankreich verbündeten Englischen Ueberfalls auf Deutsche Küsten wird 
vollauf bestätigt! Wir sind gewarnt! Und werden uns nicht überraschen 
lassen!» 

In einer bedeutsamen Depesche vom 18. Oktober 1905 lotete Metter- 
nich die Frage aus, unter welchen Umständen Großbritannien in einen 
Krieg zwischen Frankreich und Deutschland eingegriffen haben würde, 
und betonte, daß die englische Regierung «den Grund und die Veranlas- 
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sung zum Kriege stets so auffassen [könne], daß wir nach englischer Auf- 
fassung im Unrecht gewesen wären.»” In Randbemerkungen zu diesem 
Telegramm wiederholte Kaiser Wilhelm seine Überzeugung, daß sich ein 
deutscher Angriff auf Frankreich «jeden Augenblick durch politische Un- 
verschämtheiten» der Franzosen «heraufbeschwören» ließe. In einem 
deutsch-französischen Krieg werde England «bestimmt» der Auffassung 
sein, daß Deutschland im Unrecht sei und daher militärisch für die Fran- 
zosen eintreten. «Das war das Wichtigste, die für unsere Philister nöthige 
Klärung!» meinte er. Die gegenteilige Auffassung der liberalen Opposition 
in England würde «keine Bedeutung» haben, da «das Publikum [...] auf 
der anderen Seite» stehe.'” 

Anfang Dezember 1905 trat in London, wie schon lange erwartet, die 
konservative Regierung zurück. Im neuen liberalen Kabinett Campbell- 
Bannerman übernahm Sir Edward Grey das Foreign Office und der als be- 
sonders deutschfreundlich bekannte Lord Haldane das Kriegsministeri- 
um. Gleichzeitig fanden sowohl in der Hauptstadt als auch in Städten 
Nord- und Mittelenglands Versammlungen statt, die lebhaft für eine 
deutsch-britische Versöhnung eintraten. Die Anregung dazu ging von dem 
Kaiserfreund Lord Lonsdale aus, der aber im Hintergrund blieb, da er 
wußte, daß König Edward gegen ihn voreingenommen war.'” In diesem 
Augenblick unternahm Metternich einen, wie er meinte, womöglich letz- 
ten Versuch, das deutsch-britische Verhältnis zum Besseren zu wenden. Er 
berichtete von mehreren Anzeichen, daß das «englische Volk zur Besin- 
nung und Einsicht» komme und warnte eindringlich davor, die in Freund- 
schaft ausgestreckte Hand der Briten abzuweisen. «Wir stehen am Wende- 
punkt in den Beziehungen zu England», telegraphierte er am 3. Dezember 
1905 nach Kundgebungen im Junior United Services Club und im Londo- 
ner Lyceum Club, in denen zahlreiche prominente Engländer, darunter 
Lord Avebury und Lady Aberdeen, ihre Freundschaft für Deutschland 
bezeugt hatten. «Wenn wir [...] jetzt die wichtigen und spontanen Kund- 
gebungen versöhnlicher Gesinnungen kühl zurückweisen, so müssen wir 
auf eine Besserung des Verhältnisses zu England endgültig verzichten», 
denn «ob die Gelegenheit nochmals wiederkommen wird, die öffentliche 
Meinung Englands uns, wenn auch langsam, wiederzugewinnen, weiß nie- 
mand.»'” Am folgenden Tag bat Metternich den Reichskanzler direkt, 
dem Kaiser klarzumachen, daß «der psychologische Moment für eine 
Wiederannäherung der beiden Völker, wenigstens soweit England in Frage 
kommt, eingetreten und daß hier der unverkennbare Wunsch einer Aus- 
söhnung vorhanden und zum öffentlichen Ausdruck gekommen ist. [...] 
Warum sollen wir die dargebotene Hand nicht mit Vorsicht und ohne 
Überschwenglichkeit ergreifen? [...] Es kann dem deutschen Vaterland 
nur nutzbringend sein, wenn die gefährliche Spannung zwischen den bei- 
den Nationen nachläßt.» Aus sicherer Quelle wisse er, fügte der Botschaf- 
ter hinzu, «daß auch Seine Majestät König Eduard, wohl im Gefühl, daß er 
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im vergangenen Sommer zu weit nach der anderen Seite gegangen ist, 
einen Ausgleich der persönlichen und politischen Gegensätze wünscht». 
Händeringend bat Metternich den Kaiser, auf das ihm zugeschickte Ver- 
söhnungstelegramm Aveburys eine freundliche Antwort zu geben und zu 
beteuern, daß die Annäherungsbestrebungen seine volle Unterstützung 
hätten.'® 

Ressentimentgeladen schlug Wilhelm D. alle diese Warnungen und Rat- 
schläge in den Wind. «Dazu ist es zu früh wir sind zu tief verletzt!» 
schrieb er auf die Depesche seines Botschafters. «Solange S.M. [der Kö- 
nig] sich nicht indirekt» an den Kundgebungen «betheiligt oder sein In- 
teresse ausspricht! haben sie wenig nutzen!» Eine freundliche Antwort 
auf das Telegramm Aveburys werde er nur in dem Falle geben, «daß 
H.M. E[duard] VI. es auch thut und offiziell von dem Meeting Kenntniß 
nimmt!» «Metternich ist etwas optimistisch», schrieb der Kaiser. «Es ist 
gewiß erfreulich, daß nach 10 Jahren andauernden Hetzens und Intrigui- 
rens einige Damen und Herren und einige - nicht die wichtigsten - Zei- 
tungsvertreter zusammenkommen, um ihre Sympathieen mit Deutschland 
auszudrücken. Ich begrüße diese Ereignisse mit Freude als Symptome und 
Anfänge zur Anbahnung eines besseren Verhältnisses. Aber die Probe aufs 
Exempel muß erst in den Handlungen der Regierung, in ihrer Politik ge- 
zeigt werden. Wenn sie aufhört Geschwader gegen uns um England herum 
und in die Nordsee aufzustellen, wenn sie aufhört in Paris gegen uns zu 
hetzen und die Hand dazu bietet uns die Franzosen zu einer Entente cor- 
diale zuzuführen, wenn sie aufhört, uns die Russen auf den Hals zu hetzen 
und die Polen anzustacheln, wenn sie aufhört in Amerika gegen uns zu in- 
triguiren, sondern ehrlich die Hand hinhält und pater peccavi sagt mit dem 
Bemerken: Soyons Amis Cinnal; wenn der König seine Haltung mir und 
meinem Land gegenüber öffentlich ändert, erst dann will ich glauben, daß 
England mit uns Freundschaft halten will vorher ganz bestimmt nicht. Ein 
paar Diners mit ein paar wohlmeinenden Redensarten genügen mir nach 
meinen Erfahrungen nicht mehr! So billig bin ich nicht mehr zu haben. 
Vor allem hat H.M. E[duard] VII. sich persönlich mir zu nähern!»'* «Der 
König und seine Regierung und sein Parlament haben mir Englands Hand 
darzubieten! Nicht Lady Aberdeen!!!» Die Aussöhnungsbewegung in 
England sei «nur die Folge der Delcasseschen Enthüllungen, wodurch die 
Briten sich auf das schmählichste entlarvt und hereingefallen fühlen und 
nun, da der Ueberfall auf uns nicht gelang, sollen wir sofort alles verges- 
sen!!»'% Der Reichskanzler möge das Telegramm Aveburys in seinem Na- 
men und Auftrag beantworten, befahl er. «Ich tue es ganz bestimmt nicht! 
Es ist nicht ausgeschlossen, daß die ganze Geschichte nur ein schlauer 
Coup des Königs ist, um unsern Zorn und seine Rüstungsfolgen zu be- 
sänftigen! dabei aber ruhig seine Intrigenpolitik fortsetzt: also uns dum- 
men Kerls fangen will! Ich teile Metternichs optimistische Ansichten 
nicht! Die Reden von ein paar unmaßgeblichen Herren und Damen in 
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einer Versammlung und einem Damenclub bedeuten dem Englischen Ver- 
halten und Taten uns gegenüber absolut Nichts. Erst wenn His] Ml[ajesty] 
seine Pohtik mir gegenüber ändert, erst wenn sein Vertreter bei der Ma- 
rokkokonferenz mit meinem Hand in Hand geht und die Franzosen beru- 
higt und mit uns zu versöhnen trachtet; erst wenn die Staatsmänner offi- 
ziell wie öffentlich im Parlament es als nötig betonen, daß mit uns Frieden 
gehalten werden muß, dann werde ich es glauben und meine Haltung und 
Benehmen ändern, vorher nicht! Zudem wird jetzt eine neue direkt gegen 
Deutschland gerichtete Flotte von sechs Schiffen in der Nordsee gebildet! 
Das bedeutet mehr als alle Reden und Diners.»'* Wolle England bessere 
Beziehungen zu Deutschland, schrieb er am 20. Dezember 1905, «dann 
muß endlich der heimlichen Englischen Preßkampagne gegen uns in Gal- 
lien, Belgien, Russland, Amerika gründlich von der Regierung aus Einhalt 
gethan werden».'” 


7. Die Ernüchterung: Wilhelms Unterredung mit Sir Alfred Beit 


Erst in den letzten Tagen des Jahres wurde dem Kaiser auf Grund von 
neuen Informationen aus England und Frankreich die ungeheure Gefahr 
bewußt, welche ein Krieg mit diesen Ländern bedeuten würde. Am 
28. Dezember 1905 empfing er im Neuen Palais den in Hamburg gebürti- 
gen britisch-südafrikanischen Diamantenmillionär Sir Alfred Beit, der mit 
Cecil Rhodes befreundet war und auch Beziehungen zu Edward VII. un- 
terhielt. Die Unterredung mit Beit, die einen tiefen Eindruck auf ihn 
machte, faßte der Monarch in einem langen, aufgeregten Brief an Bülow 
zusammen. «Auf meine Bemerkung, es sei sehr erfreulich, daß von hüben 
und drüben in Versammlungen pp. die Leute sich regten und trachteten, 
die Reibungen zu mindern, fiel er [Beit] mit seiner hastigen Lebhaftigkeit 
ein, voll zustimmend, und umsomehr, als England ja gar nichts von uns 
wolle, als mit uns in guten Beziehungen sein. Nur Marokko sei ein dunkler 
Punkt. Auf meine Frage weshalb, erwiderte er: weil in England die An- 
sicht vorherrsche, wir wollten den Franzosen den Krieg machen, weil sie 
mit England das Abkommen getroffen und die «Entente Cordiale ge- 
schlossen hätten. Ich bemerkte dazu, «es sei höherer Blödsinn! Die Eng- 
länder könnten mit Frankreich soviel «ententes cordiales» machen, wie sie 
wollten, das wäre uns ebenso egal wie der gallo-russische Zweibund, der 
uns auch nicht erschüttert hätte.» Allerdings habe England nicht das Recht 
gehabt, Frankreich auf Kosten der anderen Staaten Vorzugsrechte in Ma- 
rokko einzuräumen. «Zudem sei es doch recht unmanierlich gewesen, daß 
niemand es für gut befunden, uns das Geringste über das Abkommen, in 
dem unsere Rechte ignoriert würden, mitzuteilen. Dazu die englischen 
Intrigen in Paris, die durch die Delcasseschen Enthüllungen herausgekom- 
men, wären Grund genug, daß wir uns nicht in der rosigsten Laune befän- 
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den, sondern eher den Eindruck hätten, zwei Buschkleppern uns gegen- 
über zu befinden, die einen nach Verabredung beim Spazierengehen zu 
überfallen sich anschickten; dann griffe man eben zum Revolver! Lebhaft 
unterbrach mich Herr Beit und erklärte: Was das in den Delcasse-Enthül- 
lungen erwähnte Angebot beträfe, mit bewaffneter Hülfe, so «sei das nur in 
dem Falle gemeint gewesen, falls Deutschland Frankreich unrechtmäßiger- 
weise überfiele'» England fühle eben durch die «entente cordiale sich an 
Frankreich in der Marokkofrage festgebunden und werde die französi- 
schen Ansprüche unterstützen, weil das im Abkommen so bedungen sei 
und sie die französische Freundschaft sich absolut fürs erste erhalten woll- 
ten. Daher erachte sich England im Falle eines Krieges zwischen Deutsch- 
land und Frankreich für unbedingt verpflichtet, dem letzteren sofort bei- 
zuspringen, und das werde es auch bestimmt tun. Aber von sich aus allein 
einen Krieg mit Deutschland zu machen oder gar uns zu überfallen, daran 
dächte niemand in England, da wäre das ganze große Publikum absolut 
dagegen, denn es wolle unbedingt gute Beziehungen mit uns haben. Auch 
die Regierung, deren Mitglieder er kenne, sei von demselben Wunsche er- 
füllt und würde alles tun, die freundschaftlichen Gefühle zu fördern. Da- 
für wäre es aber enorm wichtig, daß die leidige Marokkofrage erst von der 
Tagesordnung verschwinde, denn die laste wie ein Alp auf den Englän- 
dern, gerade wegen des in Aussicht stehenden Krieges Deutschlands gegen 
Frankreich. Als ich nochmals erklärte, davon sei gar keine Rede, wir wür- 
den mit den Franzosen schon zu Rande kommen, wenn sie London nur in 
Frieden ließe, sagte Beit: In Frankreich glaube man ebenso an den nahen 
Ausbruch des Krieges als in London! Rouvier, den er vor ein paar Tagen 
besucht habe, habe es ihm auch gesagt, als er über die [Algeciras-]Konfe- 
renz mit ihm gesprochen, die werde sich wohl allmählich abwickeln, aber 
er habe große Sorgen vor Überraschungen, <car il est incontestable qu’il ya 
quelque chose dans l’air.» [da es unbestreitbar ist, daß etwas in der Luft 
liegt.] Nicht genug damit, habe Beit in Paris konstatiert, daß man sich in 
aller Stille auf einen Krieg vorbereite! Die Reserveoffiziere hätten ihre 
Einberufungsorders zu Ende Februar erhalten, dem mutmaßlichen Datum 
des Kriegsausbruchs, und überall hätten Vorbereitungen stattgefunden, 
soweit man solche treffen könne, ohne direkt mobil zu machen. Die Stim- 
mung in Paris sei ernst, besorgt, aber fest und entschlossen gewesen. Der 
Schreck vom Frühjahr sei fort, und im Bewußtsein der sichergestellten 
englischen Hülfe sei man auch guten Muts. Ich erwiderte: Wir hätten seit 
den Enthüllungen nie daran gezweifelt, daß England mit Frankreich gehen 
werde - überhaupt stets auf der Seite unserer jeweiligen Gegner zu finden 
sein werde —. Die ganze Kriegsangst der Franzosen sei lächerlich, an Irr- 
sinn grenzend; falls sie entschlossen seien, sich loyal und gentlemanlike in 
der Konferenz zu benehmen, würden sie bei uns dasselbe Verfahren 
finden, und hoffte ich, daß aus dem Verlaufe sich ein good understanding 
herausentwickeln werde. Da sei also gar kein Grund zu irgendwelchem 
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Krieg oder Sorge vor Überfall von uns. Aber der Grund zu allen diesem 
Verdruß sei nicht in Frankreich sondern in London zu suchen! Das sei die 
verfluchte englische organisierte Hetze gegen uns, die systematisch unter 
der Hand in der Presse aller Länder mit skrupelloser Verleumdung, Lüge 
und Verdächtigung alles gegen uns einzunehmen und aufzubringen trach- 
te! «Glauben Sie, daß die englische Regierung das machv? fragte Beit. Ich 
erwiderte «Neim! Aber englisches Kapital von reichen Privatiers, welche 
der Regierung indirekt damit Dienste leisten! Ich sei von Franzosen infor- 
miert, daß England 300 000 frcs. in die Pariser Presse stecke für antideut- 
sche Hetzartikel! Beit bestätigte das, nur die Summe sei ihm nicht bekannt 
gewesen, das Factum sei aber absolut richtig! Desgleichen hätten auch die 
Russen ihre Summen, die sie in Paris spielen ließen, auch gegen uns; ich 
wisse da auch die Summe 360 000 frcs.! Dazu setzte Beit «monatlich»! Des- 
gleichen wisse ich es aus Belgien, wo die liberalen Parteichefs, die gern ein 
freundnachbarliches Verhältnis mit uns haben wollten, sich beklagten, daß 
sie ihre Presse nicht dirigieren könnten, da sie glatt von England bestochen 
und im antideutschen Sinne redigiert werde! Ebenso in Rußland, wo auch 
einflußreiche Blätter erkauft und gegen uns mit Gift versehen würden! Zu 
diesen Operationen im Auslande träte die systematische, jahrelange Brun- 
nenvergiftung in den zahllosen englischen Revuen, wo die Leute, die sich 
Calchas, Diplomaticus, one who knows, Vales etc. unterschrieben, die un- 
erhörtesten, schamlosesten Verleumdungen und Lügen über Deutschland 
und mich dem englischen Publikum unwidersprochen vorgesetzt hätten, 
die daher auch geglaubt worden seien. [...] Dann fuhr Beit fort: Das, wor- 
über ich geklagt, sei recht, die Presse habe sich ganz unqualifizierbar be- 
nommen und habe die Hauptschuld an dem Zustande, wie er heute sei. 
[...] Es sei auch leider wahr, daß viel englisches Geld in die Presse zu un- 
lauteren und bösen Dingen gesteckt worden sei. Aber es sei jetzt der An- 
fang ehrlicher Annäherung gemacht, und er verspreche mir, mit seinem 
ganzen Einfluß sich dafür einzusetzen, daß dem Preßtreiben und Hetzen 
ein Ende bereitet werde. Er tue [es] um so freudiger, als er sich aus meinen 
Ausführungen überzeugt habe, daß ich ehrlich Frieden wolle und nicht die 
Franzosen überfallen wolle, wie ihm das in London und Paris eingebildet 
worden sei. Seine Majestät K[önig] E[duard] VII. wolle bestimmt auch nur 
den Frieden; noch vor kurzem habe ihm ein Offizier, auf den Burenkrieg 
angeredet, erklärt, in dem nächsten Kriege werde es besser gehen, dazu 
hätten sie sich besser vorbereitet, worauf H[is] Ml[ajesty] ausrief «there 
shan’t be any more war. I [won’t] have any more war, Peace, Peace, Peace!» 
Das sei auch das Gefühl, von dem die ganze Regierung erfüllt sei und alle 
Börsen (City) sowie Handelskreise in ganz England. Sie wollten alle kei- 
nen Krieg; sie seien nur besorgt wegen Marokko, event[uel]l, wenn Fran- 
zosen angegriffen würden, ihnen beispringen zu müssen. Diese Sorge wer- 
de er in London jedoch zerstreuen. Ich setzte hinzu, er möge doch sofort 
dahin wirken, daß die Preßhetze in Paris eingestellt werde, denn, wenn wir 
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auch die besten Absichten hätten und loyal seien und friedlich bleiben 
wollten, so sei doch die Gefahr nicht ausgeschlossen, daß bei fortgesetz- 
tem Aufputschen der Franzosen seitens Londons diese sich schließlich - 
im Vertrauen auf die ihnen sichere englische Hülfe - uns gegenüber derge- 
stalt ungezogen, renitent und provokant auftreten würden, bis endlich die 
nationale Ehre ins Spiel komme und dieser zuliebe die Waffen angerufen 
werden müßten; dann müßten wir losschlagen, und damit wäre der Grund 
für Englands Mithülfe gegeben, i[d] e[st] der «unrechtmäßige Überfalb von 
uns auf Frankreich. Und das sei eine ungeheuerliche Perfidie, auf so etwas 
hinzuarbeiten. Herr Beit sagte sofort: Das soll und darf unter keinen Um- 
ständen geschehen; ich werde in London sagen: man wünsche in Berlin 
nur eines, London möge Paris endlich mal in Frieden lassen, damit Paris 
mit Berlin sich vertragen und seinen modus vivendi finden könne. England 
habe von Berlin ungestört seine entente cordiale mit Frankreich gemacht, 
nun dürfe es aber auch anstandshalber keine Schwierigkeiten Deutschland 
in den Weg legen, wenn es auch mit Frankreich zu einer ebensolchen En- 
tente kommen wolle; im Gegenteil, London müsse Berlin dazu beistehen 
und in Paris zureden. Was seine obigen Auslassungen über die Friedenslie- 
be der Regierung beträfe, müsse er noch eine Ergänzung machen. Ein ein- 
ziger sei nämlich vorhanden, der wolle den Krieg, habe ihn bis ins Detail 
vorbereitet und hetze dazu, das sei Sir John Fisher. Der habe neulich noch 
gesagt: «We are now quite ready and as powerful as possible, the Germans 
are not yetready and are weak, now is the time for us let us hit them on the 
head.» [Wir sind bereit und so kampfstark wie nur möglich, die Deutschen 
sind noch nicht bereit und zudem schwach, der Zeitpunkt ist gekommen, 
sie aufs Haupt zu schlagen.] Ich erwiderte, das hätte ich von Sir John 
Fisher als selbstverständlich vorausgesetzt und dementsprechend meine 
Vorsichtsmaßregeln getroffen; alle Anordnungen der britischen Flotte seit 
November 1904 seien für mich nur Mobilmachungs- und Kriegsvorberei- 
tungen gewesen und als solche escomptiert worden. «Nun», erwiderte Herr 
Beit, «lassen Sie sich das nicht weiter zu Herzen gehen, Fisher ist ein Hitz- 
kopf, hat aber politisch nichts zu sagen und muß sich der Regierung fügen. 
Auch wenn Admirale nach Tisch Reden halten, nehmen Sie das nicht zu 
ernst, wie zum Beispiel mit der lächerlichen Drohung der Landung von 
100.000 bei Ihnen, das ist ja Unsinn und zu dumm)» Ich erklärte darauf, 
das sei gar kein Unsinn, sondern bei dem kolossalen numerischen Überge- 
wicht der englischen Flotte gut ausführbar, und zwar in Dänemark, da wo 
die britische Flotte in diesem Sommer rekognosziert hätte. «So», sagte 
Herr Beit, «das ist möglich?! Ja, aber wenn sie an Land gekommen sind, 
dann schlagen Sie sie alle tot?!» Darauf erwiderte ich: «Das ist wieder ganz 
etwas anderes, und das ist lediglich unsere Sache!» Er wollte vor Lachen 
platzen.» Als glatte Lüge wies der Kaiser zum Schluß die Mitteilung Beits 
zurück, der Berliner Korrespondent der Times, George Saunders, habe 
«jetzt eben vor kurzem nach London telegraphiert, daß er aus einwand- 
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freier Quelle wisse, daß binnen zwei Monaten — also Ende Februar - der 
Krieg erklärt werden solle von hier!!!»'”* 

Diese lebhafte Auseinandersetzung und die sonstigen Mitteilungen 
Beits stimmten den Kaiser nachdenklich. Die «sehr wichtigen» Erkennt- 
nisse, die er daraus gewann, listete er am 29. Dezember 1905 für den 
Reichskanzler auf. «Einmal, daß in der Marokkosache England und 
Frankreich wie zwei Verbündete handeln werden. Daß Fisher brennend 
gern die Gelegenheit benutzen möchte, unsere See- und Handelsmari- 
ne [...] zu vernichten. Daß zu diesem Zweck die fremde — Pariser Presse — 
mit englischem Privatkapital auf das schärfste bearbeitet wird, um die Gal- 
lier möglichst mutig zu machen und dazu zu bringen un[s] zu provozie- 
ren, um den casus foederis zu haben. Daß es ganz richtig von unserem Ad- 
miralstabschef geurteilt und gesehen war, als die im vorigen November 04 
begonnenen Marineveränderungen für Kriegsvorbereitungen und nicht 
bloß gewöhnliche Dislokationen angesehen wurden. Daß die Berichte von 
Flotow und Mutius [Militärattach& in Paris] über die Stimmung in Paris 
vollkommen richtig sind; die Gallier zum Kampf entschlossen, wenn auch 
schweren Herzens, so doch geschlossen und fest geschart hinter ihrer Re- 
gierung stehen und tatsächlich eine Menge Kriegsvorbereitungen gemacht 
haben und noch machen, wodurch sie eine Überraschung ausschließen und 
den Einfall bedeutend erschweren werden. Daß der von Saunderson [sic] 
nach London telegraphierte - wenn auch fingierte — Termin in London 
und Paris als echt angenommen wird, das geht daraus hervor, daß England 
einen Beobachtungskreuzer nach Kiel schickt, um zu sehen, ob wir schon 
in der heimlichen Mobilmachungsvorbereitung sind, und die Gallier jetzt 
noch einen Kreuzer nach Kopenhagen schicken, um zu beobachten, ob in 
Dänemark Abwehrmaßregeln von dort oder von uns vorbereitet werden. 
Damit stimmt ferner überein die Neuformation — soeben beendet - des 
englischen Nordsee (Eastern Squadron) Geschwaders — 6 Linienschiffe, 
5 Kreuzer - und die zu Anfang Februar befohlene Konzentration der ge- 
samten englischen Seestreitkräfte -— 33 Linienschiffe, 25 Panzerkreuzer — 
an der portugiesischen Küste. [...] Dieser Termin (Februar) ist mir auch 
von anderer Seite bestätigt worden, durch [den Oberhofmeister der Kaise- 
rin] Mirbach, der jetzt einen Monat in Belgien zugebracht. Zudem sind 
über ein Dutzend in Tränen aufgelöste Schwiegermütter französischer Re- 
serveoffiziere aus den Verwandten- und Bekanntenkreisen seiner [belgi- 
schen] Frau gekommen, um zu hören, ob er es wüßte, ob es wahr sei, daß 
in zwei Monaten der Krieg ausbreche. Als er sich darüber totlachte, wur- 
den die Damen ganz ärgerlich und erzählten ihm, daß sie von ihren 
Schwiegersöhnen die Mitteilungen erhalten hätten, letztere seien alle ange- 
wiesen, sich bereitzuhalten, zum Februar einzurücken, da Deutschland 
dann den Krieg erklären werde. Sie hätten auch alle ihre Testamente ge- 
schrieben! Mirbach hat die Damen dann ernstlich vermahnt, nicht solchen 
Blech zu glauben, und sie ermächtigt nach Paris zu schreiben, das sei alles 


458 Das Zerwürfnis zwischen Wilhelm II. und Ednard VII. 


Unsinn und Lüge. Das haben die Drachen aufatmend umgehend getan. - 
Daß ferner nur die Zusammenwirkung mit Frankreich in der Marokko- 
frage in London zum Kriege führt, sonst aber ohne dem - weil dann 
Frankreich nicht direkt beteiligt - England nicht mit uns Krieg haben will, 
der großen Kreisen des Volkes unsympathisch ist. Daß H[is] M[ajesty] 
E[dward] VII. auch friedlicher geworden ist und keinen Krieg an sich 
mehr will. [...] Daß — was das allerwichtigste ist - tatsächlich England an 
Frankreich ein Angebot mit Waffenunterstützung gemacht hat - Herr Beit 
hat das ohne Umschweife zugegeben, nur etwas eingeschränkt - und auch 
jetzt noch die Unterstützung aufrechterhält! Also hat Lansdowne Metter- 
nich angelogen, was wir ja gleich vorausgesetzt hatten, deswegen konnte 
er auch nicht Dementi erlassen. - Daß die Berichte unserer Herren in Paris 
richtig und ihre Beobachtungen genau und korrekt sind, i[d] e[st] daß die 
Gallier keine Angst mehr vor uns haben wie im Frühjahr, geht außerdem 
noch aus ihrer gesamten Militärliteratur hervor.»"” 

Unter dem Eindruck der Mitteilungen Alfred Beits vom 28. Dezember 
1905, der Beratungen mit seinen höchsten Militärs und der Nachrichten 
über die Kriegsvorbereitungen der Franzosen mußte Wilhelm II. endlich 
erkennen, daß sein großer Plan, durch ein Bündnis mit dem zaristischen 
Rußland und eine Kriegsdrohung gegen Frankreich die europäische Eini- 
gung unter seiner Führung durchzusetzen, aufgrund des entschlossenen 
Widerstands Großbritanniens und nicht zuletzt auch wegen der anwach- 
senden Opposition in Deutschland fürs erste gescheitert war. In seinem 
bereits angeführten denkwürdigen Silvesterbrief vom 31. Dezember 1905 
ordnete der Kaiser nun seinem Reichskanzler an, den bisherigen außenpo- 
litischen Kurs, der ein hohes Kriegsrisiko in sich barg, abzuändern und bis 
auf weiteres einen europäischen Krieg so weit wie möglich zu vermeiden. 
Er schrieb: «Daß man uns gern ein Faschoda bereiten möchte, ist erklärlich 
und nicht unwahrscheinlich. Die geschickte Politik muß es dann dahin 
bringen, daß es nicht wie eines aussieht oder nicht dazu kommt. Wegen 
Marokko England den Gefallen tun, das Odium eines Angriffs gegen 
Frankreich auf uns zu nehmen, damit es dann endlich die ersehnte Gele- 
genheit hat, unter dem schönen Gewande «Unterstützung des überfallenen 
Schwachen» über uns herzufallen, das liegt nicht in unserem Interesse und 
ist auch kein Programm für die Begeisterung unseres Volkes. Vor allem 
rückt es in den Augen der andern «zuschauenden> Staaten, die uns alle 
nicht grün sind, das Recht - scheinbar — auf die Seite unserer Gegner! 
Wenn Sie, lieber Bülow, mit der Aussicht einer Kriegsmöglichkeit, die sich 
aus Frankreichs Verhalten auf der Konferenz ergeben könnte, rechnen, so 
müßten Sie dann noch energisch sich nach unseren Verbündeten umsehen. 
Diese müßten unbedingt zur Mithülfe aufgefordert werden, denn ihre 
Existenz steht dann auch auf dem Spiel, da es ein Weltkrieg würde. Vor 
allem aber müßte sofort eine Alliance mit dem Sultan [Abdulhamid] ge- 
macht werden coute qui coute, die die mohammedanischen Kräfte in wei- 
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tester Weise — unter preußischer Führung - zu meiner Verfügung stellen, 
auch mit allen Arabischen Herrschern ebenso. Denn allein sind wir nicht 
in der Lage, gegen Gallien und England verbündet den Krieg zu führen. 
Das nächste Jahr ist besonders ungünstig, als wir gerade bei der Umbe- 
waffnung unserer Artillerie mit einem neuen (Rohrrücklauf) Geschütz uns 
befinden, was ein Jahr dauern wird, bis es durchgeführt ist. Auch die In- 
fanterie ist in der Umbewaffnung begriffen und erhält neue Gewehre und 
neue Munition. Bei Metz sind überall noch unvollendete Forts und Batte- 
rien, die erst in Angriff genommen sind. Somit befinden wir uns militär- 
technisch nicht in einem Stadium, in welchem ich als Oberster Kriegsherr 
einwilligen würde, ohne weiteres meine Armee leichten Herzens einzuset- 
zen, zumal wegen Marokko. Der Fehler der Situation liegt eben darin, daß 
1) unsere Diplomatie in England absolut es nicht verstanden hat, mit Edu- 
ard VII. sich zu stellen und ihn zu gewinnen; 2) unsere Presse in scham- 
losester Weise - bewußt und unbewußt — die Engländer bis aufs Blut ge- 
reizt und geärgert hat; 3) daß der Reichstag durch seine Weigerung in den 
ersten zehn Jahren unserer Regierung, die Flotte auszubauen und zu ver- 
mehren, uns in einer Weise gegen die andern Seemächte zurückgebracht 
hat, so daß wir geradezu fast an Ohnmacht grenzen. Einer Comb. Frank- 
reich — Englandflotte sind wir absolut wehrlos gegenüber. Wir hätten das 
System der Ausgleiche und agreements, das Eduard VII. in so meisterhaf- 
ter Weise zu befolgen versteht, in den vergangenen Jahren auch mehr ver- 
suchen sollen, als uns immer auf den Piquirten Rechtsstandpunkt des Be- 
leidigten zu stellen. Da hat auch wieder unsere Hundepresse schaudervolle 
Sünden begangen! Für die seit 96 von ihr eingeworfenen Fenster werden 
uns Jetzt die von mir vorausgesagten Rechnungen präsentiert, und zwar in 
Comiteform. Also möchte ich dringend rathen, die Sachen so zu dirigie- 
ren, daf, soweit als irgend möglich uns für jetzt die Kriegsentscheidung er- 
spart werde.» Noch ein weiterer Grund spreche für den Aufschub des 
Krieges. In einem blutrünstigen Zusatz führte der Kaiser an: «Zudem kann 
ich in einem solchen Augenblick wie jetzt, wo die Sozialisten offen Auf- 
ruhr predigen und vorbereiten, keinen Mann aus dem Lande ziehen, ohne 
äußerste Gefahr für Leben und Besitz seiner Bürger. Erst die Sozialisten 
abschießen, köpfen und unschädlich machen — wenn nötig per Blutbad — 
und dann Krieg nach außen! Aber nicht vorher und nicht a tempo. Mit 
herzlichen Grüßen und Wünschen zum Neuen Jahr, welches uns gesegne- 
te Arbeit bringen möge, Ihr treuer Freund, Wilhelm.»""° Zwei Wochen vor 
dem Beginn der internationalen Marokkokonferenz in Algeciras, deren 
Zustandekommen das Reich nur durch die Androhung des Krieges gegen 
Frankreich erpreßt hatte, signalisierte Kaiser Wilhelm unmißverständlich 
mit diesem Brief, daß er angesichts der Unfertigkeit der deutschen Rü- 
stungen nicht bereit war, wegen Marokko Krieg zu führen. Es ist demnach 
nicht verwunderlich, daß die deutsche Haltung in Algeciras den Eindruck 
der Orientierungslosigkeit erweckte. 


Kapitel 16 
Demütigung in Algeciras 


Am 16. Januar 1906 trat in Algeciras unweit von Gibraltar die internatio- 
nale Konferenz zur Regelung der Marokkofrage zusammen. Abgesehen 
vom Deutschen Reich und den übrigen europäischen Großmächten Ruß- 
land, Österreich-Ungarn, Frankreich und Großbritannien nahmen die 
Vereinigten Staaten von Amerika, Italien, Spanien, Portugal, Belgien, die 
Niederlande, Schweden und Marokko an der Konferenz teil. Da in der 
kleinen südspanischen Hafenstadt nur 46 anständige Zimmer verfügbar 
waren, lebten die meisten Unterhändler monatelang im Hotel Reina Cris- 
tina zusammen. Das Mienenspiel eines jeden der Diplomaten wurde genau 
beobachtet, jedes Wort gedeutet und gedreht, im Flüsterton besprochen 
und an die jeweilige Hauptstadt weitergemeldet. 

Während sich in Algeciras die französischen und deutschen Delegier- 
ten wochenlang über die kleinsten Detailfragen stritten — als Hauptstreit- 
punkt stellte sich neben der internationalen Kontrolle über die Hafenpoli- 
zei die Überwachung der marokkanischen Zentralbank heraus -, zeichnete 
sich in der sogenannten Großen Politik eine seismische Umschichtung 
von globaler Bedeutung ab. Nur angesichts der deutschen Kriegsdrohung 
hatte sich Frankreich, damals militärisch unvorbereitet und ohne die 
Unterstützung seines Bundesgenossen Rußland, im Sommer 1905 bereit 
erklärt, über seine Ansprüche in Marokko auf einer internationalen Kon- 
ferenz zu verhandeln. Damals, als Delcasse stürzte und sein Nachfolger 
Rouvier die deutsche Forderung nach der Konferenz annahm, glaubte 
Kaiser Wilhelm II., seinem Ziel einer europäischen Kontinentalliga unter 
deutscher Vorherrschaft mit Spitze gegen England, Amerika und Japan 
nahe zu sein. Doch inzwischen hatte sich das Kräfteverhältnis und damit 
die Aussicht auf einen deutschen Triumph in Algeciras wieder geändert. 
Rußland war auf das in Björkö angebotene Bündnis mit Deutschland nicht 
eingegangen, und Frankreich hatte mit großer Anstrengung die Verteidi- 
gungsanlagen an seiner Ostgrenze wirksam verbessert. Rouvier hatte sich 
als in keiner Weise nachgiebiger als sein Vorgänger Delcasse erwiesen. Sein 
Entschluß zur Annahme der deutschen Forderung nach einer Konferenz 
war nicht zuletzt auf die Versicherung des US-Präsidenten Theodore Roo- 
sevelt zurückzuführen, daß die Vereinigten Staaten eine Demütigung 
Frankreichs nicht zulassen würden. Zudem hatte Frankreich sowohl mit 
Spanien als auch mit Italien Geheimabkommen getroffen, die auf eine Un- 
terstützung seiner Marokkopolitik auch durch diese Staaten hoffen ließen. 
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Die Geldnot des Zarenreichs nach der Niederlage im Krieg gegen Japan 
und den revolutionären Umwälzungen im Innern war dermaßen akut, daß 
mit der Abhängigkeit Rußlands von der französischen Finanzhilfe gerech- 
net werden konnte. Ganz entscheidend sollte sich der Schulterschluß der 
allmächtigen Seemacht Großbritannien erweisen, das keinen Zweifel über 
seine Entschlossenheit aufkommen ließ, selbst bis zum Äußersten mit 
Frankreich zusammenzustehen. So zeichnete sich bereits vor der Eröff- 
nung der Konferenz, ganz anders als ursprünglich erwartet, in Algeciras 
eine demütigende Niederlage Deutschlands und seines Kaisers ab. Bis auf 
den Verbündeten Österreich-Ungarn stellten sich sämtliche Mächte, die 
großen wie die kleinen, hinter Frankreich. Nicht Großbritannien, sondern 
das Kaiserreich war diplomatisch isoliert.’ 


1. Deutschlands Zielsetzung in Algeciras 


Von den grandiosen deutschen Zielen, die bei der Forderung nach einer 
Konferenz über Marokko im Frühjahr 1905 im Vordergrund gestanden 
hatten - die Spaltung der Entente cordiale und das Hineinzwingen Frank- 
reichs in einen Kontinentalbund mit Deutschland und Rußland -, war 
jetzt nicht mehr viel zu spüren. Für den Geheimrat Friedrich von Hol- 
stein, den Spiritus rector der deutschen Marokkopolitik, galt die Aufrecht- 
erhaltung der Würde Kaiser Wilhelms II. als ein vorrangiges Anliegen. Sei- 
nem Freund Radolin schrieb er im August 1905, die «Wahrung des 
äußeren Anstandes unserem Kaiser gegenüber, indem man ihn nicht zwin- 
gen will, sechs Monate nach der Rede von Tanger den Sultan [von Marok- 
ko] an die Franzosen auszuliefern auf Gnade und Ungnade», sei neben der 
Erreichung wirtschaftlicher Gleichberechtigung für alle Nationen in Ma- 
rokko die wichtigste Forderung, die Deutschland auf der Konferenz zu 
stellen hätte. Er sprach allerdings bereits zu diesem Zeitpunkt die Befürch- 
tung aus, daß die Engländer gerade «als Demütigung für den Kaiser» die 
Unterjochung des marokkanischen Sultans durch Frankreich anstreben 
würden.’ Selbst dieses bescheidene Ziel der Gesichtswahrung zu erreichen, 
wurde durch die Gleichgültigkeit Wilhelms II. erschwert, der überall laut 
verkündete, «ein deutscher Krieg wegen Marokko» wäre «ein Unding». 
Auf einen Bericht aus Rom, in dem der Botschafter Graf Monts im Januar 
1906 die Ansicht vertrat, daß Delcasse im April 1905 wohl bereit gewesen 
wäre, Deutschland «ein großes Stück Marokko» zu überlassen, schrieb der 
Monarch wegwerfend: «Wozu denn? Brauchen wir nicht.» Auf die wie- 
derholten Hinweise des Botschafters, was zu tun wäre, wenn die Konfe- 
renz im Sande verlaufe, habe der Kaiser, wie Holstein betroffen feststellte, 
ganz gelassen geantwortet: «Kein Unglück. Dann bleiben wir auf dem Bo- 
den der Madrider Konferenz» von 1880, und: «Dann kommt Status quo 
von Madrid, den müßte Frankreich auch noch sprengen.» Die Verwirrung, 
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die bei der Reichsleitung und den deutschen Delegierten in Algeciras 
durch das Desinteresse Wilhelms an der Marokkofrage entstand, war 
allenthalben spürbar. Perplex leitete Holstein die Randbemerkungen des 
Kaisers an Joseph Maria von Radowitz, den Ersten Delegierten auf der 
Konferenz von Algeciras, weiter und bemerkte: «Der Reichskanzler 
wünscht gleichfalls den Krieg zu vermeiden, soweit das mit Ehren irgend 
angeht, ist sich aber klar darüber, daß im Falle eines &checs die Vorwürfe 
sich nächst den Delegierten auch gegen ihn richten würden.»> 

Als Sir Donald Mackenzie Wallace, ein Vertrauter König Edwards, der 
inoffiziell an den Konferenzberatungen teilnehmen sollte, auf seinem Weg 
nach Algeciras den deutschen Botschafter in Paris aufsuchte, gab dieser 
fast beschämt zu erkennen, daß das Bedürfnis, das Versprechen des Kaisers 
vom 31. März 1905 dem Sultan gegenüber einzulösen, zu den vorrangigen 
deutschen Motiven zählen würde. Dem Besucher aus England setzte Ra- 
dolin auseinander: Als Delcass& gestürzt wurde, habe Deutschland eine 
konziliante Haltung Frankreichs bezüglich Marokkos erwartet, doch die 
Einstellung Rouviers habe sich als ebenso unnachgiebig erwiesen wie die 
seines Vorgängers. Angesichts der Hartnäckigkeit Frankreichs sei eine 
endgültige Lösung der Marokkofrage auf der Konferenz sehr unwahr- 
scheinlich geworden. Da ein Krieg nicht in Frage käme - «Ich kann Ihnen 
versichern, [...] daß Krieg das letzte ist, was der Kaiser will!» - werde sich 
Deutschland in Algeciras mit einer Lösung begnügen müssen, «die beiden 
Parteien einen Rückzug aus ihren vorgerückten Stellungen ohne allzu gro- 
ßen Verlust an Würde erlaubt». Das sei wohl das bescheidene Endziel des 
Kaiserreiches auf der Konferenz, folgerte Wallace. Radolin habe ihm ganz 
offen gestanden: «Der Kaiser hat dem Sultan seine Unterstützung zuge- 
sagt, und er kann diesem Versprechen nicht nach wenigen Monaten auszu- 
weichen versuchen. In Zukunft werden wir sehen, was zu machen ist. Wir 
werden vielleicht eines Tages Frankreich bewilligen, was es erstrebt, wenn 
es uns anderswo Kompensationen leistet.» Der Botschafter habe diese Mit- 
teilung «in einem halb-entschuldigenden Ton» ausgesprochen, schrieb 
Wallace, «und ich fühlte mich versucht zu fragen, warum der Kaiser sich in 
diese Lage begeben hat, aber aus einleuchtenden Gründen hielt ich mich 
zurück, eine derart taktlose Frage zu stellen».* 

Angesichts der Verwirrung in Berlin war es kein Wunder, daß sich die 
deutschen Unterhändler in Algeciras so rätselhaft wie Sphinxe aufführten. 
In Washington wurde ihr geheimnisvolles Schweigen als ein Zeichen dafür 
gedeutet, «daß wir mit Frankreich Streit suchen», warnte der dortige Bot- 
schafter Speck von Sternburg.’ Bei seiner Ankunft in Algeciras stellte Wal- 
lace fest, daß weder die Franzosen noch die Vertreter der neutralen Staaten 
zu erkennen vermochten, was Deutschland eigentlich erreichen wollte. 
Alle seien immer noch «vollständig im dunkeln über die Auffassungen 
und Absichten Deutschlands in der Marokkofrage», meldete er am zwölf- 
ten Tag der Verhandlungen. Der französische Chefunterhändler Paul Re- 


2. Krieg in Sicht? 463 


voil hege «einen starken Verdacht, daß das Berliner Auswärtige Amt sich 
noch nicht einig geworden ist, welchen Kurs es nehmen wird». Wallace 
selber konnte nur spekulieren, was der «aalglatte» Radowitz und sein Se- 
kundant Graf Tattenbach, der sich wie eine Bulldogge benehme, mit ihrer 
«ungeschickten» Taktik bezweckten. «Die wichtige Frage im Augenblick 
ist, warum Deutschland sich diese Mühe macht, statt klar zu sagen, was es 
will und was es nicht hinnehmen wird. Manche glauben, daß es tatsächlich 
zögert und nach der Erleuchtung sucht, während andere den Verdacht 
hegen, es wirbele nur eine Wolke diplomatischen Staubes auf, um seine au- 
genblickliche Tätigkeit und seine Pläne für die Zukunft zu verschleiern. 
Vielleicht ist an beiden Theorien etwas Wahres dran.»° Selbst Rouvier 
schüttelte angesichts der Undurchsichtigkeit der deutschen Politik ratlos 
den Kopf. Der britische Botschafter meldete am 3 1. Januar 1906 aus Paris: 
«Rouvier kann nicht erkennen, was die Deutschen im Hinblick auf Ma- 
rokko wollen. [...] Er sagt, daß für ihn das Vorstellungsvermögen des 
Kaisers, Bülows, Holsteins etc. und ihre Selbsttäuschung unbegreiflich 
seien.» 


2. Krieg in Sicht? 


Selbst wenn die deutsche Regierung nicht vorsätzlich darauf hinsteuerte, 
war die Kriegsgefahr bei einem Scheitern der Marokkokonferenz jedem 
gegenwärtig. Wallace warnte am 28. Januar 1906 gerade vor dieser Even- 
tualität und wies auf die Notwendigkeit hin, sich ernsthaft die Frage zu 
stellen, wie sich Großbritannien im Falle eines deutsch-französischen 
Krieges verhalten sollte. Seiner Überzeugung nach sei «ein Bruch, obwohl 
nicht wahrscheinlich, keineswegs ausgeschlossen», zumal die Franzosen 
inzwischen längst nicht mehr so nachgiebig seien wie noch wenige Monate 
zuvor. «Die kaum verschleierte Kriegsdrohung vom letzten Sommer er- 
regte bei ihnen eine Besorgnis, die fast das Ausmaß von Panik erreichte; 
und das nicht ohne Grund, denn zu diesem Zeitpunkt waren sie nicht dar- 
auf vorbereitet, einem Angriff auf ihre Ostgrenze zu widerstehen. Seither 
haben sie große militärische Vorbereitungen unternommen und glauben 
jetzt, ob es zutrifft oder nicht, daß sie nichts zu fürchten haben. [...] Mili- 
tärfachleute sagen, dieses Jahr bestehe keine Kriegsgefahr, weil die Reorga- 
nisation der deutschen Artillerie nicht abgeschlossen ist, aber nächstes Jahr 
werde die militärische Lage sehr verändert sein.»® Auch im Londoner Fo- 
reign Office hielt man die Gefahr eines deutschen Angriffs auf Frankreich 
für den Augenblick für gering, die Möglichkeit eines Losschlagens Frank- 
reichs für cher wahrscheinlich. 

Diese Einschätzungen stimmen mit den Ansichten Kaiser Wilhelms, 
des Reichskanzlers und führender deutscher Militärs überein, die alle min- 
destens seit Dezember 1905, wie wir gesehen haben, einen Krieg vermei- 
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den wollten.’° Wie Bülow im Februar 1906 konstatierte, von einem Kriege 
wegen Marokko wolle niemand in Deutschland, «noch selbst die Armee», 
etwas wissen.'' Sehr zu Recht konnte General Freiherr Colmar von der 
Goltz einem besorgten Freunde gegenüber geltend machen: «Die Kriegs- 
gerüchte beruhen alle nur darauf, daß man uns kriegerische Absichten zu- 
schreibt. Namentlich in Frankreich herrscht diese Vorstellung. Es liegt ja 
auch etwas Logisches darin, daß man sich nicht anders erklären kann, 
warum wir die leidige Marokkofrage mit so viel Geräusch eingeleitet ha- 
ben, trotzdem sie uns im Grunde genommen garnichts anging. Thatsäch- 
lich herrschen bei uns aber weder kriegerische Absichten, noch über- 
haupt kriegerische Stimmungen. Gerade das Gegentheil ist der Fall - ich 
glaube eher, daß man an der maßgebenden Stelle sich vor jedem Kriege 
fürchtet.»'? 

Wilhelm I. ließ keinen Zweifel aufkommen, daß er nicht bereit secı, 
wegen Marokko einen Krieg zu führen.’ Nach allen Richtungen hin 
verkündete er die Friedfertigkeit der deutschen Politik.'* In einem Privat- 
brief an Edward VII. vom ı. Februar 1906 - den ihm vom Reichskanzler 
vorgelegten Entwurf schrieb er weitgehend um - beteuerte er seinen 
Wunsch, mit allen Nachbarn inklusive Frankreich in Frieden leben zu 
wollen. «Meine Politik, was den Frieden betrifft, ist glasklar! & es sollte 
unmöglich sein, sie mißzuverstehen! Aber es ist mir eine Freude, diese Ge- 
legenheit zu ergreifen, noch einmal feierlich zu wiederholen, & ich hoffe, 
Du wirst mir glauben, daß es mein allerernstestes Bestreben & Wunsch ist, 
mit allen Staaten in Frieden zu leben, besonders mit meinen Nachbarn. 
Das deutsche Programm, das in der Marokkopolitik verfolgt & der Konfe- 
renz in Algeciras mitgeteilte wurde, ist: Aufrechterhaltung der «open door 
-.d.h. gleiches Recht für den Handel aller beteiligten Mächte - & An- 
erkennung der besonderen Lage & Rechte Frankreichs entlang seiner 
gesamten Grenze zu Marokko. Dieses Programm ist in hohem Maße 
friedlich, zweckmäßig & international & scheint mit fast allgemeiner Zu- 
stimmung aufgenommen worden zu sein. Es entspricht unseren pourpar- 
lers mit Frankreich, auf deren Grundlage wir beide zustimmten, uns an der 
Konferenz zu beteiligen. Die Berichte, die ich von unseren Unterhändlern 
in Algeciras erhalte, sind günstig, das Gleiche ist, wie ich höre, in Paris, 
Petersburg und London der Fall. Also kann auf eine befriedigende Rege- 
lung gehofft werden.»' 

Dem Zaren Nikolaus versicherte der Kaiser ebenfalls seine Friedfertig- 
keit. Ende Januar 1906 meldete Cecil Spring Rice aus St. Petersburg, der 
Einfluß Kaiser Wilhelms sei für die Haltung Rußlands in Algeciras gerade- 
zu ausschlaggebend. Frage der französische Botschafter Bompard nach 
den Aussichten in Algeciras, so erhalte er vom Außenminister Lamsdorff 
stets die beruhigende Antwort: «Tout va bien; il n’y aura pas de guerre.» 
[Alles läuft gut; es wird keinen Krieg geben.] Frage er, wieso der Außen- 
minister so sicher sein könne, bekomme er die Antwort, «daß der Kaiser 
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dem Zaren seine Absichten mitgeteilt hat und daß der Zar vollkommen 
überzeugt sei, daß es keinen Krieg geben werde. Frage er, was der Kaiser 
dem Zaren gesagt habe, sei die Antwort, die persönliche Beziehung zwi- 
schen den Souveränen gehe die Diplomaten nichts an.» Der russische Pre- 
mierminister Witte sei ebenso davon durchdrungen, so Spring Rice weiter, 
daß nach den Versicherungen, die Kaiser Wilhelm gegeben habe, ein Krieg 
ausgeschlossen sei. Schon aus Angst vor der Sozialdemokratie, so Witte, 
wolle der Deutsche Kaiser einen Krieg vermeiden. Er wisse bestimmt, 
«daß, wenn ein Krieg ausbricht, unabhängig davon ob Deutschland sieg- 
reich ist oder nicht, die Sozialisten einen großen Machtzuwachs erfahren 
und ein bedeutendes Element darstellen werden. Im Hinblick auf diese 
Gefahr wird meiner Meinung nach der Deutsche Kaiser nicht wagen, ge- 
gen Frankreich zu kämpfen, wenn es sich nicht selbst durch überstürztes 
Handeln hoffnungslos ins Unrecht setzt.»"‘ 

Die Friedensbeteuerungen Wilhelms II. gingen freilich an der Tatsache 
vorbei, daß Frankreich nicht bereit war, die deutschen Bedingungen an- 
zunehmen. Sie begnügten sich eben nicht mit der von Deutschland ange- 
botenen Vorherrschaft in einer Zone an der Grenze zu Algerien, sondern 
beharrten auf der ausschließlichen Kontrolle über ganz Marokko, was 
wiederum für den Kaiser und sein Reich einem Schlag ins Gesicht gleich- 
gekommen wäre. Auf dieses Dilemma wies Holstein hin, als er am 7. Fe- 
bruar 1906 ausführte: «Gleichviel ob die Konferenz ein Ergebnis hat oder 
der alte Zustand bleibt, deswegen bleibt doch immer der Friede. S.M. er- 
klärt jedermann, daß Er Frieden will, und Frankreich wird natürlich kei- 
nen Krieg provozieren. Für uns ist es deshalb schwierig zu arbeiten, weil 
S.M. bei aller Friedlichkeit auf seinem bekannten Standpunkt vom 
31. März bleibt. Er würde es schr übel vermerken, wenn man «den Sultan 
an Frankreich auslieferte. Unter den Umständen ist es, falls Revoil bei sei- 
nem alten Programm französischer Vorherrschaft bleibt, kaum anzuneh- 
men, daß die Konferenz ein Ergebnis hat.»"7 

In London suchte man gewiß nicht den Krieg, man war jedoch bereit, 
notfalls selbst diese Konsequenz unerschrocken ins Auge zu fassen. Um 
der Reichsleitung die illusionäre Hoffnung auf eine Spaltung der Entente 
cordiale zu nehmen, erklärten britische Diplomaten unmißverständlich, 
daß Großbritannien bis zum Äußersten zu Frankreich halten werde. An- 
fang Februar 1906 sprach Prinz Heinrich während eines Besuchs in der 
britischen Botschaft von der großen Freude seines kaiserlichen Bruders 
über die Besserung in den deutsch-britischen Beziehungen und speziell in 
dem Verhältnis zu seinem Onkel Edward. Es sei für ihn, Heinrich, «ein 
großer Schock» gewesen, «festzustellen, daß, wenn ein Krieg zwischen 
Deutschland und Frankreich ausgebrochen wäre, England auf der Seite 
des letzteren gestanden hätte». Mit ungewöhnlicher Offenheit erklärte Sir 
Frank Lascelles dem Prinzen, er habe zwar nie ernsthaft an die Gefahr 
eines Krieges geglaubt, da er der festen Überzeugung sei, daß weder 
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Deutschland noch Frankreich den Kampf wollten, doch «es war sicherlich 
so, daß, wenn eine solche Katastrophe eingetreten wäre, England auf der 
Seite Frankreichs gestanden hätte. Es werde in England gewöhnlich, wenn 
nicht sogar allgemein eingesehen, daß sich die deutsche Aktion in Marok- 
ko gegen das englisch-französische Übereinkommen richte und es für 
England unmöglich gewesen wäre, Frankreich preiszugeben, wenn letzte- 
res als Folge des Beitritts zu diesem Übereinkommen zum Krieg gezwun- 
gen worden wäre.»'° Ebenso entschieden waren die Äußerungen des 
neuen britischen Kriegsministers Lord Haldane und des Ersten Lords der 
Admiralität, Lord Tweedmouth, die Metternich am 20. Februar 1906 aus 
London zu melden wußte. Haldane habe rundheraus erklärt, «daß die 
englische Regierung unbedingt auf dem französischen Standpunkt stehe 
und die Ansprüche Frankreichs maßvoll» finde. Tweedmouth habe die 
Vermutung ausgesprochen, Deutschland wolle an der atlantischen Küste 
Marokkos in den Besitz eines Hafens gelangen. Er habe diesen Verdacht 
kürzlich mit Sir John Fisher besprochen, der kriegslustig wie immer er- 
widert habe: «Wenn wir wirklich jemals Krieg mit Deutschland hätten, 
hätten wir was zum Bombardieren.» Solche Mitteilungen verfehlten ihre 
Wirkung auf den Kaiser nicht." 


3. Der Verrat der «Lateinischen Race» 


Am 20. Februar 1906 zeigte sich Kaiser Wilhelm noch unnachgiebig in der 
strittigen Frage der Internationalisierung der marokkanischen Polizei. Auf 
die Meldung, daß Rouvier in 48 Stunden stürzen könne, wenn er auf diese 
deutsche Forderung einginge, und daß dann vielleicht Delcasse wieder 
herankäme, bemerkte der Kaiser trotzig: «Schadet nichts! um so klarer 
wird die Lage. Es ist besser Delcasse macht seine Politik selbst, als daß sie 
von Rouvier gemacht wird! Ich bleibe fest auf meinem Standpunkt!»*° 
Aber schon wenige Tage später war seine Stimmung angesichts der Un- 
nachgiebigkeit Frankreichs von Bitterkeit und Resignation gekennzeich- 
net. Am 21. Februar erörterten Wilhelm II. und der Reichskanzler einge- 
hend die Lage in Algeciras und kamen zum Ergebnis, daß Deutschland 
darauf abzielen müsse, die Konferenz möglichst ohne Gesichtsverlust zum 
Abschluß zu bringen. Der Kaiser sei zwar «fest», teilte Bülow Holstein 
mit, doch alles käme jetzt darauf an, «daß wir den richtigen Moment für 
einen annehmbaren Vergleich erfassen. Eine Demütigung können wir 
nicht über uns ergehen lassen. Ein Scheitern der Konferenz wäre, wie man 
es auch drehen würde, ein diplomatischer Echec für uns. Von einem Krie- 
ge wegen Marokko wollen weder öffentliche Meinung noch Parlament 
noch Fürsten noch selbst Armee etwas wissen. Ob wir einen solchen für 
uns gangbaren Ausweg finden, wird die Probe auf die Richtigkeit der von 
uns eingenommenen Haltung sein.»* 


3. Der Verrat der «Lateinischen Race» 467 


Die Suche nach einem einigermaßen würdigen Kompromiß wurde al- 
lerdings durch die zunehmende Unruhe Wilhelms erschwert. «Je länger 
die Konferenz von Algeciras dauerte, um so höher stieg die Nervosität Sei- 
ner Majestät», schreibt Bülow in seinen Memoiren.” Fast panikartig rea- 
gierte der Monarch auf die nicht mehr zu verkennenden Anzeichen der 
deutschen Isolierung. Seine schönen Hoffnungen auf ein unter seiner Vor- 
herrschaft geeintes Europa stürzten wie ein Kartenhaus zusammen, als ein 
Staat nach dem anderen zu erkennen gab, daß er sich auf die anglo-franzö- 
sische Seite stellen würde. Den Schlüsselgedanken hinter dem großen Plan, 
die Abspaltung Frankreichs von Großbritannien, das dann isoliert in Eu- 
ropa dastehen würde, mußte Wilhelm verbittert als gescheitert aufgeben. 
Seine tiefe Enttäuschung kam zum Ausdruck in seiner Reaktion auf ein 
Schreiben vom 20. Februar 1906, worin sein Onkel, der Großherzog von 
Baden, leidenschaftlich just für die Aussöhnung mit Frankreich und die 
Einigung des Kontinents gegen Großbritannien eintrat. Um einen 
deutsch-französischen Krieg zu vermeiden sei es dringend geboten, 
schrieb der Großherzog, «Frankreich von England loszulösen und zu 
einer kontinentalen Politik zurückzuführen. [...] Möchte es gelingen, 
diese kontinentale Verbindung zu erlangen und dadurch die europäischen 
Reiche und Staaten mehr und mehr zu einigen; so wird auch die Einheit 
der Interessen schärfer hervortreten, und die Gegensätze werden sich mil- 
dern. Die englische Politik würde dadurch wesentlich modifiziert werden, 
und England muß dann trachten, sich mit den übrigen Mächten auf 
freundschaftlichen Fuß zu stellen.»”® Diese Leitidee, die Wilhelm selber 
seit vielen Jahren verfochten hatte, verwarf er jetzt als ıllusorische «naive 
Kindlichkeit!» Da England «die stärkste Flotte der Welt» habe, frage es 
«den Kukuk nach den übrigen Mächten», rief er aus. Die vom Großherzog 
«so sehr angerathene und gewünschte Vereinigung mit Frankreich - hier 
als eine Art novum behandelt - wird von mir seit 18 Jahren bisher vergeb- 
lich angestrebt. Es gehören eben 2 dazu wie beim Heirathen! Will der eine 
absolut nicht, geht es nicht! Die Gallier haben mehr Angst und Respekt 
vor Englands Flotte als vor unsrer Armee für den Moment, daher hören 
sie auf London, und das will keine Vereinigung von Deutschland und 
Frankreich! Dann geht es eben nicht!»** 

Die bittere Enttäuschung des Kaisers kam ebenso zum Ausdruck, als 
Schoen, der als Nachfolger Alvenslebens zum Botschafter in St. Peters- 
burg ernannt worden war, am 24. Februar 1906 von dem Verlangen des 
russischen Premierministers nach einem engeren Zusammenschluß der 
kontinentalen Mächte gegen das «mit gewaltigen Machtmitteln und skru- 
pelloser Brutalität seine Ziele verfolgende Amerika» sowie gegen das 
«über das kontinentale Europa hohnlächelnde England» berichtete. Ver- 
grämt schrieb der Kaiser zu dieser Meldung: «Dieses Thema habe ich [...] 
in Europa zu verwirklichen versucht, bin bei allen Ländern zumal Gallien 
und Rußland abgeblitzt, und von ihnen gemeinsam mit Amerika bekämpft 
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worden!» Rußlands Rat an Frankreich, in Algeciras Deutschland gegen- 
über möglichste Kulanz zu zeigen, werde «eben nicht befolgt, da Russland 
kein Gewicht hat! England zieht besser und räth das genaue Gegen- 
theil!»®5 

In der zweiten Februarhälfte 1906 mußte Kaiser Wilhelm hilflos zu- 
sehen, wie selbst die Mittelmeerstaaten Spanien und Italien, deren Unter- 
stützung er als sicher vorausgesetzt hatte, als Folge der Entschlossenheit 
Frankreichs und der dahinterstehenden britischen Seemacht in das Lager 
der Entente übergingen. Wenige Monate zuvor, während des Berlinbe- 
suchs des jungen Königs von Spanien im September 1905, hatte Wilhelm 
Alfonso XIII. sogar «eine Verabredung behufs gemeinsamen Handelns 
unsrer Armeen!» vorgeschlagen. Jetzt, im Februar 1906, äußerte er in 
einem Schreiben an Bülow den Verdacht, daß Spanien ein Geheimabkom- 
men mit Frankreich über Marokko getroffen habe, das «unsaubere Dinge 
auf unsere Kosten» enthalte. Diese Befürchtung wurde durch die Tatsache 
genährt, daß ihm König Alfonso «ungezogen» jede Auskunft über die 
Vereinbarung mit Frankreich verweigere.”* Nur wenig später bestätigte 
sich Wilhelms schlimmster Verdacht. Aus Madrid traf die Nachricht ein, 
daß Spanien die deutsche Forderung nach einer internationalen Polizei in 
Marokko nicht annehmen werde. Erschreckt mußte Wilhelm II. nun ein- 
sehen, daß Spanien schon längst in das französisch-britische Lager überge- 
gangen war. «Aha! da kommt es heraus!» schrieb er betroffen auf den Be- 
richt, «die [Spanier] haben mit Gallien zusammen sich in Marocco schon 
getheilt.» Das von Spanien in Aussicht gestellte, fast ironisch anmutende 
künftige Bündnis mit Deutschland, sobald die deutsche Flotte stark genug 
sei, «um mit einiger Aussicht auf Erfolg der englischen Flotte entgegentre- 
ten zu können», wies der Kaiser verbittert mit der Bemerkung zurück, 
«dann müssen wir darauf verzichten! denn das wird niemals der Fall sein». 
«Wir sollen also Spanien schützen gegen die Engl[ische] Flotte und Frank- 
reich, sobald wir stark genug sind, ab[er] die Spanier wollen selbst gar 
nichts dazu thun! und haben sich beiden gegenüber festgelegt! Feine Situa- 
tion! Und dabei wollen die Kerls nicht mal gestehen was sie mit dem «Teu- 
feb für einen Pakt eingegangen sind!»*7 

Noch alarmierender als der Anschluß Spaniens an die anglo-französi- 
sche Gruppierung war der Abfall des Dreibundpartners Italien.” Schon 
am ı1ı.Februar 1906 schimpfte der Kaiser, daß sich Italien «wie immer 
letzthin doppelzüngig erweise und immer mehr und mehr französische 
Ansprüche» anerkenne.” Je länger die Konferenz andauerte, desto mehr 
befestigte sich in Wilhelm die Überzeugung, daß auch Italien aller Beteue- 
rungen zum Trotz ein Geheimabkommen mit Frankreich getroffen und 
militärstrategisch nunmehr für den Dreibund wertlos geworden war. 
««Niemand kann Zween Herren dienen, steht in der Bibel; also 3 Herren 
erst recht nicht! Frankreich, England und dem 3 bund, das ist völlig ausge- 
schlossen! Es wird darauf hinauskommen, daß Italien sich zur Britisch- 


3. Der Verrat der «Lateinischen Race» 469 


Gallisch[en] Gruppe hält! Wir thun gut damit zu rechnen, und diesen <Al- 
liirten» in den Rauch zu schreiben!»3° «Wir haben in Italien für[s] Erste 
ausgespielt», war sein Fazit.’ 

Der faktische Übergang des Dreibundpartners zur anglo-französi- 
schen Entente, den Wilhelm lange mit dem Schlagwort Krimkriegskoali- 
tion vorhergesagt hatte, wurde bestätigt durch die Berichte des Grafen 
Monts aus Rom. Am 3. März 1906 gab er eine scharfsinnige Analyse der 
Weltlage aus der Sicht der italienischen Regierung, die überaus ernüch- 
ternd auf den Kaiser und die Wilhelmstraße wirken mußte: «In England 
ist man sich der Macht und der Schwäche des [britischen] Weltreiches 
wohl bewußt. Hieraus geht das System der Freundschaften und Bünd- 
nisse hervor, die das jetzige England entgegen früheren politischen Prin- 
zipien sich zurecht gelegt hat, für den Osten Japan, für das atlantische Ge- 
biet und die freie Zufuhr von Lebensmitteln die Vereinigten Staaten, für 
den Kontinent Frankreich. Die englisch-französische Entente ist nicht als 
etwas Vorübergehendes anzusehen. Die Engländer wenigstens haben sie 
in der Absicht abgeschlossen, daß sie mindestens für ein Menschenalter 
ihre Nachwirkung äußert. [...] Da England loyal an seinen Arrangements 
mit Frankreich festhält, wird es auch durch dick und dünn Frankreichs 
Marokkopolitik verteidigen.» Allein schon wegen der Verwundbarkeit 
seiner langen Küsten sei Italien also gezwungen, Rücksicht auf die größte 
Seemacht der Welt und deren Entente mit Frankreich zu nehmen.’ Diese 
düstere Einschätzung erkannte Kaiser Wilhelm als durchaus zutreffend 
an. Der Bericht aus Rom sei «sehr gut! und absolut Richtig!», schrieb er 
darauf. Es gehe klar daraus hervor, daß die von ihm angestrebte Annähe- 
rung Deutschlands an Frankreich auf Jahrzehnte nicht zu erreichen sein 
werde. «Also für meine Generation ist die Beziehung zu Gallien nicht 
mehr zu erhoffen», stellte er auch hier fest. Schuld daran seien allerdings 
nicht er oder die amtliche deutsche Politik, sondern die Agitation in den 
deutschen Zeitungen gegen die westlichen Nachbarn. «England ist mit 
Frankreich von der deutschen Presse <zusammengeschimpf» worden und 
nun sind sie zusammen und Gallien unter Engl[ischem] Einfluß; das ist 
uns für das erste verloren. Italien hält sich dazu - Krimkrieg-Coalition - 
und wir haben das nachsehen.» Wilhelm sah durchaus ein, daß die 
Mächtekonstellation im Mittelmeer sich grundlegend wieder ändern wür- 
de, wenn nur Deutschland den Weg zu einem besseren Verhältnis zu Eng- 
land zurückfinden könnte. «Italien bleibt nur solange bei uns als wir mit 
England befreundet sind», vermerkte er. «Kommt das nicht wieder so 
wird es aus dem 3 Bund ausscheiden!»3* An einen Kurswechsel in der für 
England so bedrohlichen Flottenpolitik dachte der Kaiser freilich auch 
jetzt keineswegs. Auf die Mitteilung des Grafen Monts, daß nach Ansicht 
der italienischen Regierung niemand in England aggressive Absichten ge- 
gen Deutschland hege, «wohl aber glauben viele Politiker aus allerhand 
Reden und Zeitungsartikeln schließen zu müssen, daß Deutschland nach 
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dem Dreizack greifen will», schrieb der Monarch siegesbewußt: «ist 
schon dabei».3 

Nicht zu Unrecht, wie man jetzt weiß, glaubte der Kaiser, den Inhalt 
des französisch-italienischen Notenaustausches vom Sommer 1902 erfah- 
ren zu haben, wonach sich beide Mächte strikte Neutralität im Falle eines 
Angriffs auf den anderen zugesichert hatten. Trotz der Geheimnistuerei 
der Italiener wisse er genau, schrieb Wilhelm am ı5. April 1906, «daß Ita- 
lien Frankreich versprochen hat uns niemals mit einem Soldaten gegen 
dasselbe zu helfen!» In den Abmachungen «stehen üble Sachen, [...] auch 
gegen den Alliierten!» Die italienische Politik sei «gegen alles Germani- 
sche!» gerichtet, und nun verlange sogar «Gallien, [...] als Freundin auch 
unter den Linden gegrüßt zu werden! das ist natürlich, wenn man mit der 
legitimen Frau spazieren geht, <kompromittirend».»37 

Nach dem Abschluß der Konferenz steigerte sich des Kaisers Wut auf 
Italien bis zur Kriegsdrohung gegen das verbündete Königreich. Am Tag 
nach der Unterzeichnung der Algeciras-Akte sagte er zum Botschafter 
Österreich-Ungarns: «Über Italien wolle er nicht viele Worte verlieren 
und nur die Versicherung abgeben, es würde ihm eine große Genugtuung 
gewähren, bei gegebener Gelegenheit, welche bei der unverläßlichen Poli- 
tik des Königreichs nicht ausgeschlossen sei, dem letzteren im Verein mit 
uns, eventuell auch mit Waffen in der Hand, eine heilsame Lektion zu er- 
teilen.»3® Zwei Tage später zitierte Szögyeny den Kaiser mit den Worten: 
«Es sei zwar etwas ganz Unerhörtes, daß man an die Möglichkeit eines 
Krieges gegen einen Bundesgenossen denken könne; dennoch müsse er 
mir versichern, er würde, falls sich Italien zu Österreich-Ungarn feindselig 
stellen sollte, mit wahrem Enthusiasmus die Gelegenheit ergreifen, mit uns 
auf dasselbe mit dem Aufgebote seiner ganzen militärischen Macht loszu- 
schlagen.»>? 

Der Kaiser reagierte auf den «Verrat» Spaniens und Italiens mit einer 
besorgniserregenden Flucht in die rassistische Irrationalität. «Eine <Latei- 
nische Union» gegen die Germanen in Deutschland - unterstützt von den 
Germanen in London - könnte man das schon nennen», wütete er am 
ı1. Februar 1906. «Diese «Union» hat sich wahrscheinlich schon längst mit 
gegenseitigen Konzessionen und agreements das gesamte Littorale Afrikas 
am Mittelmeer — ohne uns - verteilt -— unter Englands Sanktion -, das 
könnte daraufhin seine Flotte in Malta bedeutend herabsetzen, da eine 
«Mittelmeerfrag® im früheren — Nelsonschen - Sinne nicht mehr existiert. 
Entente cordiale zwischen Paris und London und daher die Schiffe für die 
neue Nordseeflotte frei werden.»# Voller Wut auf die «Lateinische Race» 
schrieb Kaiser Wilhelm II. im März 1906: «Die ganzen jämmerlichen, ver- 
kommenen lateinischen Völker werden nur Instrumente in Englands Hän- 
den, um den Deutschen Handel im Mittelmeer zu bekämpfen. Wir haben 
nicht nur keine Freunde mehr, sondern dieses Eunuchengeschlecht des 
alten Röm[ischen] Völkerchaos haßt uns aus vollster Seele! Es ist wie zur 
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Zeit der Hohenstaufen und der Anjous! alles bei den Romanischen 
Hundsföttern verräth uns nach Rechts und Links, und springt England in 
die geöffneten Arme, die sie gegen uns verwenden werden! Ein Kampf 
zw[ischen] Germanen und Lateinern auf der ganzen Linie! und leider sind 
die Ersteren getheilt!»* Die Italiener hätten «von jeher den deutschen Kai- 
ser im Stich gelassen und verraten», jammerte er seinem Gefolge vor.* 


4. Der Abfall Rußlands 


So bitter die Enttäuschung Wilhelms über die Haltung Italiens und Spa- 
niens auch war, weitaus gravierender war natürlich die Entscheidung Ruß- 
lands, sein Gewicht ebenfalls auf Frankreichs Seite in die Waagschale zu 
werfen. Unübersehbar spielte dabei die finanzielle Abhängigkeit des von 
revolutionären Wirren heimgesuchten Zarenreiches von Frankreich eine 
bedeutende Rolle. Zwar korrespondierten der Zar und der Kaiser im 
Geiste von Björkö weiterhin freundlich miteinander über die Köpfe der 
Minister und Botschafter hinweg, doch die nackte Realität störte immer 
eindringlicher die Träumereien der Souveräne. Der britische Diplomat 
Spring Rice berichtete am 16. Februar 1906 aus St. Petersburg: «Allgemein 
besteht der Eindruck, daß der Zar sich dem Deutschen Kaiser durch be- 
sondere Bande der Dankbarkeit verbunden fühlt. Das ist keineswegs der 
Fall bei Witte, der nach seiner kurzlebigen Deutschen-Begeisterung heftig 
in die entgegensetzte Richtung umgeschwenkt ist. [...] Die Kernfrage ist 
jetzt die finanzielle. Diese hängt zum Großteil von der allgemeinen Lage 
ab. Wenn sie angespannt bleibt, kann Rußland nicht die neunzig Millionen 
entleihen, die es vor Anfang des nächsten Jahres benötigt. Aber das wie- 
derum ist von der Bereinigung der Angelegenheit zwischen Frankreich 
und Deutschland abhängig. Witte schimpft lauthals über die Deutschen, 
die ihn übertölpelt hätten. [...] Es ist wahrscheinlich, daß die Abmachung 
ein Teil des Plans gewesen ist, den er aus Deutschland mitgebracht hat, 
und zwar eines Zusammenschlusses gegen das anglo-japanische Bündnis. 
Diesem weigerten sich die Franzosen beizutreten, und mit diesem Teil 
scheiterte auch der Rest des Vorhabens. Vielleicht ist das der Grund für die 
Zurückhaltung des Zaren, einen persönlichen Appell an den Kaiser zu 
richten. Die Lage liegt in der Hand des letzteren. Hier hat man die Emp- 
findung, daß die Marokkosache eine kaiserliche Angelegenheit ist, in der 
die Persönlichkeit des Kaisers erheblich engagiert ist.»* 

Spätestens Anfang März 1906 mußte Wilhelm II. einsehen, daß das 
Maß der Freundschaft Rußlands, auf die er seit Jahren gesetzt hatte, auf 
«Gleich Null!» herabgesunken war. Die russische Freundschaft «giebt es 
für uns nicht!» vermerkte er verbittert. Schoen berichtete, daß das Zaren- 
reich nunmehr «offen und entschieden auf die französische Seite getreten» 
sei. Der Kaiser erkannte in der verzweifelten Lage Rußlands, die es zwin- 
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ge, sich «willenlos dem französischen Freund und Helfer» zu überliefern, 
den Hauptgrund für die Haltung Rußlands. «Die russische Logik läuft 
also darauf hinaus, daß wir in der Marokkofrage den Rückzug antreten 
sollen, damit Rußland nicht noch tiefer in die Not gerät», schrieb Schoen 
und traf damit auf die volle Zustimmung Wilhelms. Mit «bravo!» und 
«Gut gesagt» lobte der Kaiser die rassistischen Äußerungen des Botschaf- 
ters über den angeblichen Nationalcharakter «des Russen», der von «nie- 
derem Kulturniveau» gekennzeichnet sei und nicht im entferntesten eine 
moralische Abhängigkeit gegenüber einem Nachbarstaat empfinde, der 
eine loyale und vornehme Haltung eingenommen habe. «Undank und 
Hochmut [...] sind nach wie vor Hauptcharakterzüge des Russen», erklär- 
te der Diplomat und künftige Staatssekretär des Auswärtigen Amts. Er 
führte aus: «Dazu kommt das durch die konstitutionelle Bewegung ge- 
stärkte Nationalbewußtsein, die Rassenabneigung der Slawen gegen die 
Germanen, der Haß der Freiheitsstürmer gegen das als Hort der Reaktion 
geltende Deutschland, allgemein der Argwohn gegen seine immer mehr 
erstarkende Macht, der Neid ob seines Siegeszuges auf den weiten Bahnen 
des Handels und der Kultur. [...] Der Russe, hoch und niedrig, scheint für 
gute Behandlung wenig Verständnis zu haben, nur auf herrisches Wesen 
und Grobheit zeigt sich der Tschinownik und der Muschik gefügig.» Auch 
diese Vorurteile machte sich WilhelmII. zu eigen und meinte, daß 
Deutschland gegenüber Rußland wieder Grobheit werde «anwenden müs- 
sen». Es sei «unbedingt die höchste Zeit dazu!!», vermerkte der Monarch, 
dem russischen Nachbarn bei allen geeigneten Gelegenheiten den Wert der 
deutschen Freundschaft mit derjenigen Deutlichkeit zu Gemüte zu füh- 
ren, die allein bei ihm auf Verständnis rechnen könne. Die Russen seien 
«einfach insolent!» und hätten «lange genug auf unsere Kosten Fett ange- 
setzt». Waren Schoens rassistische Bemerkungen auf die Überzeugungen 
des Kaisers gemünzt, so traf er damit gewiß ins Schwarze. Des Botschaf- 
ters Bericht, so urteilte Seine Majestät, sei «Hervorragend geschrieben! 
und endlich mal wahr! ohne Tünche oder Gejammer über vergangene 
Zeiten!»# 

Als in den Pariser Zeitungen eine Erklärung Rußlands erschien, wo- 
nach das Zarenreich in Algeciras unter allen Umständen mit den Franzo- 
sen stimmen würde, konnte Kaiser Wilhelm seine Verärgerung nicht mehr 
im Zaume halten. Am 21. März 1906 schimpfte er auf einem Hofkonzert 
für 700 Personen auf den russischen Botschafter, der sich absentiert hatte, 
und erklärte: «Schade, daß der Osten-Sacken nicht hier war, ich würde 
ihm heute ordentlich den Kopf gewaschen haben. Und wenn es so doll ge- 
worden wäre, daß er direkt nach Hause gefahren wäre, das würde mir ganz 
gleichgültig gewesen sein.» Der Reichskanzler, der diese Äußerung mit- 
angehört hatte, sagte beim Weggehen: «Da war es doch besser, daß der 
Osten-Sacken nicht zu dem Konzert gekommen ist.»* 

Die Wut Wilhelms auf Rußland legte sich noch lange nicht. Ende März 


5. Kehrtwende: Der Kaiser weicht zurück 473 


1906 traf ein weiterer Bericht Schoens ein, den der Kaiser wieder mit ge- 
hässigen Schimpfwörtern über die russischen Staatsmänner bedeckte. 
«Schoen hat seine Sache gut gemacht; ihm telegr[aphisch] mitth[eilen]! fest 
und klar, auch wenn nöthig grob, das ist den Slaven gegenüber nöthig», 
befahl er. Das «Lügengewebe» Lamsdorffs sei doch «zu plump» und «un- 
glaublich unverschämt!» «Diese faulen, lügenhaften Russen, nehmen eine 
dummdreiste Haltung ein, schwören ein paar Meineide, lügen noch was 
hinzu, um ihr face zu retten! Auf uns kommt es ihnen schon gar nicht 
mehr an! Diese Art der Behandlung ist geradezu empörend! Adding insult 
to injury» — dem Unrecht fügen sie noch Beleidigung hinzu. Bülows 
Meldung, die Geld- und Anleihe-Not in Rußland sei auf das höchste ge- 
steigert, begrüßte Kaiser Wilhelm mit Schadenfreude: «Sehr erfreulich!» 
schrieb er Ende März 1906, «von uns sollen sie keinen Pfennig kriegen.»*' 
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Angesichts des unerschrockenen Festhaltens Frankreichs an seinem An- 
spruch auf «friedliche Durchdringung» Marokkos und der diplomatischen 
Isolierung Deutschlands wurde schnell deutlich, daß die kaiserliche Regie- 
rung in Algeciras nicht einmal das bescheidene Ziel würde erreichen kön- 
nen, das Gesicht zu wahren. Das unrühmliche und rätselhafte Ende kam 
dennoch für alle Teilnehmer überraschend. Wann und warum erteilte Wil- 
helm den Befehl zum Nachgeben?* Klar ist, daß sowohl er als auch Bülow 
im Einklang mit dem Auswärtigen Amt bis in den März 1906 hinein einen 
unnachgiebigen Kurs steuerten, der, wenn nicht unbedingt zum Krieg, 
dann doch zu einem Scheitern der Konferenz und damit zu einer schweren 
internationalen Krise geführt haben könnte. Noch Ende Februar nahm der 
Kaiser die Behauptung des deutschen Chefunterhändlers in Algeciras, 
«eine Isolierung ist für uns auch jetzt ausgeschlossen», mit trotzigem Bra- 
vado auf. «Na? Na?», krakelte er an den Rand, «nous verrons schadet aber 
gar nichts!» Mit einem scharfen «nein» lehnte er damals noch einen Kom- 
promißvorschlag in der strittigen Polizeifrage ab.’° Auf Bülows Veranlas- 
sung wurden diese kaiserlichen Randbemerkungen am 7. März 1906 an 
Radowitz weitergeleitet, um diesem «jetzt vor den entscheidenden Sitzun- 
gen der Konferenz Mut zu machen»." Noch am selben Tag signalisierte 
Radowitz in Algeciras völlig überraschend Kompromißbereitschaft in der 
leidigen Polizeifrage und öffnete somit den Weg zu einer friedlichen 
Einigung. Wie ist diese Kehrtwende zu erklären? 

Am s. März 1906 lud König Edward VII. in Paris auf seinem Weg nach 
Biarritz den französischen Staatspräsidenten Emile Loubet und — was 
noch bezeichnender war — den entlassenen Außenminister Th&ophile 
Delcass& zum Frühstück ein. Die Nachricht von diesem demonstrativen 
Schulterschluß der beiden westeuropäischen Großmächte schlug in Ber- 
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lin wie eine Bombe ein. Unter den Papieren Holsteins befindet sich eine 
undatierte Notiz, die die Wirkung des Pariser Frühstücks auf den Kaiser 
und Bülow festhält: «Am nächsten Tag ließ der R. K. mich rufen und teilte 
mir ganz geheim mit, der Kaiser habe ihm geschrieben gehabt, wir müß- 
ten zurückweichen, weil unsere Artillerie und Marine nicht in der Ver- 
fassung seien, einen Konflikt auszuhalten. Dieser Brief war geschrie- 
ben unter dem Eindruck der Nachricht, daß der König Eduard Delcasse 
zum Frühstück eingeladen habe.»” Ob es sich bei dem von Holstein er- 
wähnten Brief des Kaisers an Bülow um seinen berüchtigten Silvesterbrief 
handelte, den der Reichskanzler seit neun Wochen in der Hand hatte, 
oder um ein neues Schreiben, in dem Wilhelm seine Gründe gegen einen 
baldigen Krieg wiederholte, bleibt unklar. Klar ist der Schock, den der 
Geheimrat an diesem Tag, dem 6. März 1906, erlitt, als der Kaiser den 
Rückzug anblasen ließ. 

Im Zusammenhang mit der deutschen Entscheidung von Anfang März 
1906, in Algeciras nachzugeben, hat Ragnhild Fiebig-von Hase auf die Be- 
deutung des Briefwechsels des Kaisers mit dem US-Präsidenten Roosevelt 
hingewiesen. Sie weist nach, daß Roosevelt schon im Sommer 1905 anläß- 
lich der Zustimmung zur internationalen Konferenz den Kaiser verpflich- 
tet hatte, maßvoll zu bleiben und gewarnt hatte, daß die Vereinigten Staa- 
ten nicht gewillt sein würden, ungerechtfertigte Angriffe auf französische 
Interessen hinzunehmen. Hielte der Kaiser auf der Konferenz unnachgie- 
big an kleinen Detailfragen fest, «würde er zwangsläufig einen Krieg aus- 
lösen, den die ganze Welt mißbilligt».”? Durch den Botschafter Speck von 
Sternburg hatte Wilhelm seinerseits versprochen, dem Rat Roosevelts zu 
folgen, sollte es während der bevorstehenden Konferenz zu einer Krise 
kommen. Diese Korrespondenz setzte der Präsident nun im März 1906 
ein, um Deutschland zum Nachgeben zu bewegen. Als Roosevelt auch 
noch mit der Bekanntmachung der gesamten desaströsen «Willy-Teddy»- 
Korrespondenz in der Marokkofrage drohte, sah sich der Kaiser gezwun- 
gen, in Algeciras einzulenken.’* 

Dieser seltsame Hergang blieb am Londoner Hof und unter den Staats- 
männern in der Downing Street kein Geheimnis. Der Unterstaatssekretär 
im Foreign Office, Sir Charles Hardinge, konnte seinem König bereits am 
9. März 1906 mitteilen, wie es zu der «Kehrtwendung von seiten Deutsch- 
lands» gekommen sei. «Der Präsident der Vereinigten Staaten hat Druck 
auf den Deutschen Kaiser ausgeübt und Seine Majestät schließlich daran 
erinnert, daß er letzten Sommer versprochen hatte, jede Lösung der Ma- 
rokkofrage zu akzeptieren, die er (Mr. Roosevelt) für gerecht und vernünf- 
tig hielte. Der Präsident konstatierte, daß seiner Meinung nach die franzö- 
sischen Vorschläge sowohl gerecht als auch vernünftig seien und band ihn 
an sein Versprechen, eine solche Regelung gutzuheißen. Dies geschah erst 
vor zwei Tagen, und die Wirkung folgte fast augenblicklich. Die Zuge- 
ständnisse, die Deutschland gewährt, sind wirklich sehr umfangreich», 
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urteilte er, und Sir Edward Grey werde Frankreich drängen, den angebote- 
nen Kompromiß anzunehmen.’ Wenige Tage darauf erhielt Außenmini- 
ster Grey aus Algeciras die hoffnungsvolle Nachricht: «Gerade werden 
Mitteilungen ausgetauscht zwischen dem Deutschen Kaiser und dem Prä- 
sidenten der Vereinigten Staaten in bezug auf die Polizeifrage», und ein 
Nachgeben Deutschlands sei zu erwarten. ’° 

Von diesen Vorgängen auf allerhöchster Ebene erfuhren die Staatsmän- 
ner in der Wilhelmstraße nur unvollständig und oft erst nachträglich. Bei 
keinem war die Verwirrung über den Zeitpunkt und die Ursache des kai- 
serlichen Rückzugs größer als beim Geheimrat von Holstein, der die gan- 
ze delikate Aktion zu fingern hatte. Wir haben soeben gesehen, wie Bülow 
ihn am 6. März 1906 mit einem Handschreiben des Kaisers überraschte, in 
dem der Monarch befohlen hatte, «wir müßten zurückweichen, weil unse- 
re Artillerie und Marine nicht in der Verfassung seien, einen Konflikt aus- 
zuhalten».’” In einer weiteren Aufzeichnung, datiert vom 29. März, blickt 
Holstein auf die vergangenen fünf Wochen zurück und hält irrtümlich 
Sonntag, den ı1. März 1906 - also sechs Tage nach dem kaiserlichen Ein- 
lenkungsbefehl vom 6. März - als Datum der Entscheidung Wilhelms II. 
fest. In dieser Notiz führt Holstein eine Reihe von Äußerungen des Kai- 
sers und des Kanzlers als Beleg dafür an, daß beide bis zu diesem Datum 
fest entschlossen gewesen seien, nicht nachzugeben. Holstein fährt fort: 
«Am Montag, den ı2. März eröffnete der Herr R.K. in einer Konferenz 
dem St[aats]S[ekretär], U[nter]Staatssekretär, Geh. Rat Hammann und 
mir, dafß es notwendig sei, nachzugeben. Wir sprachen uns mit Ausnahme 
von Hammann gegen Nachgiebigkeit aus und wiesen darauf hin, daß, 
wenn wir festhielten, eine vermittelnde Aktion der Neutralen mit Sicher- 
heit zu erwarten sei, da dieselben - Rußland, Italien, sogar das liberale 
England - dringend nicht nur des Friedens, sondern vollständiger Ruhe 
bedürftig seien. [...] Der Reichskanzler ordnete indessen an, daß nachge- 
geben werden solle, und diktierte die Hauptpunkte dem U. St. von Mühl- 
berg.»5° Als diese Konferenz in der Wilhelmstraße stattfand, hatte Rado- 
witz in Algeciras aber schon längst seine Bereitschaft zum Nachgeben 
signalisiert. In einem weiteren Dokument, einem Brief an Maximilian von 
Brandt vom ıo. April 1906, hielt Holstein fest: «In der Marokkofrage stan- 
den wir-R.K., St.S, und U. St. sowie ich - auf dem Standpunkt, daß wir 
ruhig abwarten wollten, bis die geld- und friedensbedürftigen Neutralen - 
Rußland, Italien etc. - mit Vermittelungsvorschlägen herauskämen. Lange 
konnte das nicht dauern. S.M. befahl jedoch vorzeitig den Rückzug und 
rechtfertigte dadurch die Voraussagung von König Eduard, [...] daß 
Deutschland die Nerven verlieren werde. Aus diesem Zurückweichen er- 
wächst für die Zukunft eine unbestimmte Kriegsgefahr, weil man die 
Druckmethode, welche in Marokko erfolgreich war, vielleicht bei nächster 
Gelegenheit wieder gegen uns anwenden wird.» Bekanntlich reichte 
Holstein am 31. März 1906 sein Abschiedsgesuch ein; am 5. April erlitt 
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Bülow im Reichstag während einer Debatte über die Marokkofrage einen 
Ohnmachtsanfall. Zwei Tage später wurde die Algeciras-Akte unterzeichnet. 
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Nach außen hin machte Wilhelm IH. gute Miene zum bösen Spiel. Seinem 
Gefolge las er in der Bibliothek einen Artikel der Zeitung Der Deutsche 
vor, die dem Reichskanzler nahestand. Darin wurde behauptet, Deutsch- 
land habe in Algeciras eigentlich einen großen diplomatischen Erfolg er- 
rungen. Der Kaiser schien, wie Zedlitz notierte, «recht befriedigt davon».°° 
In Gesprächen mit amerikanischen Diplomaten gab er sich «besonders 
hocherfreut über den Ausgang. [...] Er verwies darauf, daß die Interessen 
der Vereinigten Staaten mit denen Deutschlands identisch seien und daß 
der Wert der Konferenz von den beiden Nationen mehr und mehr ge- 
schätzt werden würde.»“ Dem alten Kaiser Franz Joseph gegenüber be- 
hauptete Wilhelm, er sei erfreut über den «allseitig befriedigenden Ab- 
schluß», der in Algeciras erzielt worden sei.‘ In einem Telegramm vom 
13. April 1906, das Furore machen sollte, dankte er dem österreich-ungari- 
schen Außenminister Grafen Goluchowski «für Ihre unerschütterliche 
Unterstützung meiner Vertreter» auf der Konferenz. «Eine schöne Tat des 
treuen Bundesgenossen. — Sie haben sich als brillanter Sekundant auf der 
Mensur erwiesen und können gleichen Dienstes in gleichem Falle auch 
von mir gewiß sein.»®% Die Spitze, die in dieser Depesche gegen Italien ge- 
richtet war, wurde überall verstanden. Der angekündigte Besuch Kaiser 
Wilhelms in Wien wurde ebenfalls «als Demonstration gegen Italien und 
England» aufgefaßt.* Tatsächlich stand der Kaiser mit solcher Bravade 
allein. Zu dem Telegramm an Goluchowski hätte abgesehen von dem Flü- 
geladjutanten von Neumann-Cosel kein einziger in der kaiserlichen Um- 
gebung geraten, wenn er gefragt worden wäre, stellte Zedlitz niederge- 
schlagen fest. Zu erklären sei es nur mit dem «Eingesponnensein» des 
Monarchen «in gewisse einseitige Gedankengänge. [...] Mit dem Kai- 
ser [...] geht in solchen Zeiten das Temperament durch.» In der Wilhelm- 
straße herrschte blankes Entsetzen, und trotzdem fühlten sich die «verant- 
wortlichen Ratgeber der Krone» verpflichtet, die Schuld auf sich zu 
nehmen. Als das Telegramm im Reichstag zum Gegenstand lebhafter 
Kritik wurde, stellte sich der neuernannte Staatssekretär Heinrich von 
Tschirschky vor den Kaiser mit der Erklärung: «Wenn Seine Majestät für 
eine solche Depesche den Weg des persönlichen Telegramms gewählt hat, 
so ist Seine Majestät unzweifelhaft dazu berechtigt, ebenso steht ihm auch 
die Wahl der Worte durchaus frei wie jedem Privatmann. Für den Inhalt 
des Telegramms übernimmt selbstverständlich der Reichskanzler die Ver- 
antwortung.»“° 

Die Wilhelm I. Nahestehenden glaubten erkennen zu können, daß er 
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sich über den Mißerfolg in Algeciras «verhältnismäßig wenig Illusionen» 
machte und sogar einsah, daß das einmütige Auftreten der Mächte gegen 
Deutschland nicht zuletzt auch einer persönlich gegen ihn gerichteten De- 
mütigung gleichkam.” Es dauerte freilich nicht lange, da hatte der Kaiser 
(und hatte Bülow) in Holstein den Sündenbock gefunden, auf den er die 
Schuld für das Debakel von Algeciras abladen konnte. Ein Jahr nach der 
Entlassung des alten Geheimrats rief er aus: Die Ausführung seiner eige- 
nen Marokkopolitik sei «durch Holstein oft in ganz falscher und unnöthig 
antifranzösischer Weise gegen Meinen Willen gemacht worden! [...] Herr 
von Holstein hat meine ganz bestimmten Befehle und Verabredungen mit 
dem Kanzler, in seiner geschickten Art, dergestalt verdreht, daß schließlich 
das Gegentheil herauskam. Er hat immer wieder das Gift gegen Frankreich 
aufgerührt und eingespritzt, und den Kanzler so bedrängt, daß letzterer 
mir wiederholt in seinem Garten zu meinem höchsten Erstaunen dieselbe 
Frage vorlegte, ob ich den Krieg mit Frankreich wolle oder wünsche! 
Während meine Instruktionen an Madrid und Richthofen ausdrücklich 
lauteten: «Algeciras-Conference is to be the stepping stone of the be- 
ginning of the agreement between France and Germany! W.»°° [Die Al- 
geciras-Konferenz soll der Trittstein für den Beginn einer Übereinkunft 
zwischen Frankreich und Deutschland sein!] 

In den Hauptstädten der Mächte hatte man keine Zweilfel, daß Kaiser 
Wilhelm II. die treibende Kraft in der Außenpolitik des Reiches darstellte. 
Aus ihrer Sicht hatte er durch seine Landung in Tanger die Marokkokrise 
ausgelöst, durch Kriegsandrohung die Konferenz erzwungen und monate- 
lang die Suche nach einer befriedigenden Lösung erschwert.® Nicht ohne 
Spott und Schadenfreude berichtete Donald Mackenzie Wallace am 25. Fe- 
bruar 1906 von Algeciras aus dem königlichen Hof in Windsor, Wil- 
helm II. «muß ein väterliches Zärtlichkeitsgefühl für die Konferenz als 
seinem Hätschelkind hegen, und das ist wohl der Grund, weshalb der Ab- 
bruch, den seine Haltung unausweichlich macht, so lange hinausgescho- 
ben wird».7° Ganz ähnlich erklärte der französische Botschafter in Lon- 
don, Paul Cambon, im März 1906, «daß, sofern nicht der Kaiser, den er für 
die treibende Kraft in dieser Frage halte, im letzten Moment nachgibt, ein 
Abbruch der Verhandlungen unvermeidlich sei».”' Aus St. Petersburg be- 
richtete Cecil Spring Rice, Zar Nikolaus habe endlich eingesehen, daß der 
Schlüssel zur Beilegung der Krise allein beim Kaiser liege. Er habe jetzt 
seine Bereitschaft signalisiert, «im äußersten Falle, wenn alle anderen Mit- 
tel versagen, an den Kaiser zu appellieren, wenn möglich gemeinsam mit 
dem König» Edward, doch «scheinen die Russen zu meinen, daß der Kai- 
ser ein ungezogenes Pferd sei, zu dem man besser nicht in den Stall tritt, 
und daß sie den Zaren lieber nicht der Nähe seiner Fersen aussetzen».7° 
Auch in Frankreich galt der Kaiser als der überragende Entscheidungsträ- 
ger der deutschen Politik: Der glücklose Diplomat de Courcel, der mit 
Vermittlungsvorschlägen aus Berlin nach Paris reiste, wurde nicht einmal 
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empfangen, da die Regierung davon ausging, «that he has been hypnotized 
by the Emperor».7 

Nicht nur der politische Kurs, den Wilhelm II. gesteuert hatte, sondern 
auch das verheerende Entscheidungssystem, das sein Regierungsstil über 
die Jahre hervorgebracht hatte, stand zusammen mit seiner Persönlichkeit 
selbst im Brennpunkt der Kritik. Am 16. März 1906 führte der Hofmar- 
schall Zedlitz an Bord des Kriegsschiffes Kaiser Wilhelm II. eine tief- 
gehende Unterredung mit Tschirschky. Der neuernannte Staatssekretär 
sprach düster von der Marokkokonferenz und von der deutschen Außen- 
politik insgesamt und gab der «Abenteurerpolitik» des Kaisers einen gro- 
ßen Teil der Schuld an der ungünstigen Lage des Reiches. In Algeciras, äu- 
ßerte er, befände sich Deutschland «nicht nur dem gesamten Europa (mit 
Ausnahme von Österreich) feindlich gegenüber, sondern der gesamten 
Welt; wir wären immer schrittweise zurückgewichen und würden ganz na- 
turgemäß auch noch weiter weichen müssen». Tschirschky schreckte nicht 
davor zurück, Deutschlands Situation in Algeciras mit der Demütigung 
Preußens in Olmütz im November 1850 zu vergleichen. Und er fuhr fort: 
«Zum Kriege dürfen wir es nicht kommen lassen, und es wird auch nicht 
dazu kommen. Ob aber bei dieser Abenteurerpolitik früher oder später 
einmal der Moment eintritt, wo wir hierüber nicht mehr die Entscheidung 
haben, das liegt im Schoße der Zukunft. Der Kaiser will zwar im Innersten 
keinen Krieg, weil er genau weiß, wie groß der Einsatz wäre, aber er 
möchte immer mit leichter Mühe Großes erreichen und ohne Gefahr Lor- 
beeren ernten.»”* Zedlitz erklärte sich die weitverbreitete negative Einstel- 
lung zum deutschen Souverän teilweise mit dem Hinweis auf seine «ge- 
niale außergewöhnliche Persönlichkeit», die an sich schon den anderen 
Monarchen und Staatsmännern unsympathisch sei. Er kritisierte aber auch 
Wilhelms «Hervortreten nach außen, das Sich-hinein-Mischen in alle An- 
gelegenheiten, auch die fremden, und das [...] Anspruchsvolle und häufig 
Rücksichtslose im persönlichen Verkehr», das ihm überall «nicht nur 
Feindschaft, sondern Haß» eingetragen habe. «Der König von England, 
der Kaiser von Rußland und auch der König von Italien sind ihm trotz 
allen zeitweiligen Buhlens um ihre Gunst und trotz eines direkten Nach- 
laufens nicht nur nicht freundlich, sondern direkt feindlich gesonnen. Sehr 
mitgewirkt hat bei der Verschärfung dieser persönlichen Gegensätze, daß 
der Kaiser sich häufig, sowohl schriftlich wie mündlich, über diese hohen 
Herren zwar ganz vertrauensselig, aber sehr ungeniert und zwanglos geäu- 
ßert hat, und dies ist ihnen natürlich zu Ohren gekommen. [...] So zeigte 
es sich in Algeciras, daß die persönlich nicht günstigen Beziehungen des 
Kaisers zu den Monarchen fremder Staaten auf den Gang der Verhandlun- 
gen nachteilig einwirkten, und der Kaiser selbst empfindet dies und wird 
dadurch in seinem inneren Gegensatz zu diesen Herrschern noch ge- 
stärkt.»’° Für den entlassenen Holstein stand ebenfalls als Kernproblem 
der deutschen Politik fest: Sämtliche «Herausforderungen gehen entweder 
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direkt vom Kaiser aus oder werden erdacht, um ihm zu gefallen», klagte er 
nach dem Scherbengericht von Algeciras.”° 

Die tiefere Bedeutung der Konferenz faßte Sir Donald Mackenzie Wal- 
lace für König Edward in einem letzten Bericht aus Algeciras zusammen. 
Zwar habe Deutschland mit seinem großen Einsatz demonstriert, «daß es 
in allen internationalen Fragen, selbst wenn seine Interessen nicht direkt 
betroffen zu sein scheinen, nicht als quantite negligeable behandelt wer- 
den darf», schrieb er am 19. April 1906. Andererseits habe die Konferenz 
den Zweck der Unterminierung der anglo-französischen Entente völlig 
verfehlt, «und sie verschärfte die deutsche Semi-Isolierung, statt sie zu ver- 
ringern. [...] Für die ganze Welt ist es offensichtlich, daß Deutschland nur 
einen Freund in Europa besitzt und daß dieser Freund (Österreich) so vie- 
le eigene innere Probleme hat, daß er nicht als wirkungsvoller Verbündeter 
in internationalen Krisen betrachtet werden kann. Was wird Deutschland 
jetzt tun? Wird es sich damit zufriedengeben, allmählich seine Beziehun- 
gen zu den Mächten zu verbessern und somit die Interessen des Friedens 
fördern, von dem es behauptet, daß er ihm so am Herzen liegt, oder wird 
es versuchen, irgendeine neue «Konstellation» in Europa herbeizuführen, 
die es ihm erlaubt, die vorherrschende Rolle zu spielen?» Die Anzeichen 
dafür, daß das Reich fortan den friedlicheren Weg wählen würde, schätzte 
Wallace nicht hoch ein. Als bedrohlich faßte er die klar erkennbare Ten- 
denz auf, daß sich das Kaiserreich aus dem internationalen System zurück- 
ziehen und auf die eigene Stärke vertrauen werde. «Nur auf uns selbst ver- 
lassen, das muss unsere Losung sein», habe ihm Tattenbach beim Abschied 
in Algeciras gesagt und daran die Überlegung geknüpft: «Worunter wir 
vor allem leiden ist, daß wir jährlich eine Million Menschen hervorbringen 
und wir für diese einen Auslaß finden müssen! Ist es erstaunlich, daß wir 
uns manchmal anderen Nationen unliebsam machen? [...] Der große Feh- 
ler ist, daß wir uns in allen Richtungen verzetteln und uns überall auf der 
Welt einmischen. Was wir tun sollten ist, uns unüberwindlich stark zu ma- 
chen und dann hart zuzuschlagen.»77 


Kapitel 17 


Im Netz der Entente 


Für das Kaiserreich und seinen Kaiser war im Frühjahr 1906 in Algeciras 
eine Welt zusammengebrochen. Nicht nur hatten sich seine grandiosen 
Erwartungen, den europäischen Kontinent unter seiner Vorherrschaft zu 
einigen, als unerreichbar erwiesen; sein Dreibundpartner Italien und sein 
erhoffter Bündnispartner Rußland hatten sich zusammen mit Spanien und 
den kleinen Ländern auf die Seite der anglo-französischen Entente ge- 
schlagen, die auch noch von Amerika (und im Hintergrund Japan) unter- 
stützt wurde. Allein die krisengeschüttelte Donaumonarchie hatte sich auf 
der Konferenz loyal gezeigt. Die Gretchenfrage, die Sir Donald Macken- 
zie Wallace angesichts der «Semi-Isolierung» Deutschlands in Algeciras 
gestellt hatte, mußte nun beantwortet werden: Würde sich das Kaiserreich 
mit dem Status quo in der Welt zufriedengeben und mit friedlichen Mit- 
teln versuchen, das verlorengegangene Vertrauen des internationalen Staa- 
tensystems wiederzugewinnen, oder würde es fortfahren, sozusagen mit 
den Mitteln eines kalten Krieges avant la lettre, das Netz der Entente zu 
zerreißen, um den Durchbruch zur Weltmacht doch noch zu erreichen? 


ı. Wilhelm II. und die Außenpolitik 


Die Entscheidung über den außenpolitischen Kurs, der nunmehr gesteuert 
werden sollte, lag weiterhin überwiegend in den Händen Kaiser Wil- 
helms I. In allen Kreisen der deutschen Bevölkerung und nicht zuletzt als 
Folge der gescheiterten und gefährlichen Weltpolitik wuchs zwar die Kri- 
tik am «Persönlichen Regiment» des Monarchen in geradezu alarmieren- 
dem Maße an, wie wir noch sehen werden,' doch die Entscheidungsgewalt 
Wilhelms blieb davon zunächst unberührt und «das Autokratische in der 
Persönlichkeit des Kaisers» nahm in angsterregender Weise noch zu.” 
Nach achtzehn Jahren auf dem Thron übte der Monarch gerade im militär- 
und außenpolitischen Bereich einen fast unvorstellbaren Einfluß aus. «Der 
Kaiser ist allmählich an sultanische Regierungsmethoden gewöhnt wor- 
den», konstatierte Friedrich von Holstein im September 1907. 

Die Marokkokrise hatte neben der Entlassung Holsteins auch noch 
einige andere Opfer in der Wilhelmstraße gefordert, wodurch die Rolle des 
Auswärtigen Amtes als gelegentliches Gegengewicht oder Hemmnis des 
Allerhöchsten Willens noch weiter geschwächt wurde. Der Staatssekretär 
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Oswald Freiherr von Richthofen war Anfang Januar 1906 völlig über- 
arbeitet an einem Schlaganfall gestorben. Er wurde sehr gegen den Willen 
des Reichskanzlers, der deshalb ein Abschiedsgesuch eingereicht haben 
soll,* durch Heinrich von Tschirschky und Bögendorff ersetzt, dem man 
nachsagte, er fasse seine Aufgabe als Leiter des Auswärtigen Amtes als 
Vollstrecker des kaiserlichen Willens auf.’ Zur Genugtuung Wilhelms D. 
hatte Tschirschky die Entlassung Holsteins gewissermaßen zur Bedingung 
seiner Amtsübernahme gemacht,* und so schied der mächtige Geheimrat, 
der einzige, der durch sein Talent und seine langjährige Erfahrung in der 
Lage gewesen wäre, die Grundzüge einer alternativen Außenpolitik zu 
entwickeln, im April 1906 «wegen der unglaublichen Behandlung durch 
Ischirschky» verbittert aus dem Amt. «Tschirschky würde das alles nicht 
wagen, wenn er nicht den Kaiser hinter sich hätte», mutmaßte Holstein 
sehr zu Recht. «S.M. findet mich unbequem und will jetzt die auswärtige 
Politik machen ohne Widerspruch vom grünen Tisch.» Auch der Reichs- 
kanzler werde gegen Tschirschky nicht aufkommen können, «weil der 
Kaiser hinter ihm steht», sagte Holstein voraus.” Im August 1906 gab er 
zustimmend die Feststellung eines «feinen Beobachters» weiter: «Er finde 
ihn [Bülow] klein geworden, nichts Olympisches mehr, Tschirschky 
macht die auswärtigen Dinge und namentlich die Personalien mit dem 
Kaiser direkt.» Man fragte sich ernsthaft, inwieweit «Bülow sich über- 
haupt in ausw. Politik einmischen darf». ? Um wenigstens den Schein einer 
Mitentscheidung zu wahren, überlegte der Reichskanzler, ob er den fran- 
zösischen Botschafter zu sich nach Norderney bestellen solle, da es «aus 
innerpolitischen Rücksichten nicht schädlich sein würde, wenn ich für die 
auswärtige Politik reges Interesse an den Tag legte».'° Allerdings arbeitete 
auch der vom Kaiser bevorzugte neue Staatssekretär ganz im Bewußtsein 
seiner Abhängigkeit von der «Allerhöchsten Gnade» und klagte schon 
bald nach der Amtsübernahme über die unkalkulierbaren Eingriffe des 
Monarchen. «Wandelbar ist die Gunst der Großen», schrieb er im Mai 
1906 an Karl von Eisendecher. «Sie können sich denken, daß ich auch je- 
den Tag auf einen Umschlag der Kaiserlichen Gesinnung gegen mich ge- 
faßt bin. Die auswärtigen Beziehungen Deutschlands sind gegenwärtig 
sehr kompliziert, und gerade das Erfordernis in solcher Lage, mit ruhigen 
Nerven abwarten zu können, ist nicht gerade nach dem Geschmack 
Sr. M.»'' Welchen Kurs steuerte also Wilhelm II. nach dem Debakel von 
Algeciras? Welche Ziele hoffte er noch durchsetzen zu können, und mit 
welchen Mitteln wollte er vorgehen? 
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2. Der Dreibund in der Krise 


Wie jemand, der im Dunkeln pfeift, um sich Mut zu machen, spielten Wil- 
helm und Bülow die Gefahren herunter, die für das Reich in dem immer 
lückenloseren Netz der Ententen und Abmachungen unter den übrigen 
Großmächten lagen. Wie Tattenbach beim Abschied in Algeciras voraus- 
gesagt hatte, zog sich das Deutsche Reich mit seinem einzigen Verbünde- 
ten Österreich-Ungarn in die Festung Mitteleuropa zurück und verließ 
sich auf seine «unüberwindliche» militärische Stärke in dem Bewußtsein, 
im geeigneten Moment «hart zuschlagen» zu können.'” Deutschland sei 
stark genug, erklärte der Kaiser im Juni 1907, um die Ententen - verächt- 
lich nannte er sie «politische Späße» — «mit kühlem Lächeln mitanzu- 
sehen.» Die Abmachungen unter den anderen Mächten würden durch 
ein einziges Ereignis «wie Spinneweben» zerrissen werden, glaubte er.'* 
Solche papierenen Abkommen seien in der wirklichen Welt nichts wert, 
erklärten der Kaiser und seine höchsten Ratgeber. Im Juli 1907 frohlockte 
der Stellvertretende Staatssekretär von Mühlberg über die überall zum 
Vorschein kommenden Rivalitäten zwischen Rußland und Frankreich, 
Frankreich und England, den Vereinigten Staaten und Japan und glaubte 
feststellen zu können: «Bei allen diesen Zuckungen können wir den be- 
obachtenden Zuschauer spielen und daraus eine Lehre über den proble- 
matischen Wert der epidemisch gewordenen und so laut ausgeschrieenen 
Garantieverträge und Deklarationen ziehen. Wie Euere Durchlaucht [Bü- 
low] es sagten, die Zeit läuft für uns, und an dem festen Block, den wir zu- 
sammen mit Österreich in Zentraleuropa bilden, werden die papierenen 
Wurfgeschosse der uns unfreundlich gesinnten Nationen machtlos nieder- 
fallen.»" 

Nach dem «Verrat» der «jämmerlichen, verkommenen lateinischen 
Völker» in Algeciras beschloß Kaiser Wilhelm, seine für den Frühling 1906 
geplante ausgedehnte Mittelmeerreise aufzugeben.'* An die Stelle der 
Kreuzfahrt im Mittelmeer trat die Idee, im Juni dem Kaiser Franz Joseph 
als Dank für seine loyale Sekundierung Deutschlands auf der Konferenz - 
und als Rüge für das abtrünnige Italien — einen Besuch abzustatten. Der 
Besuch war als Demonstration der Stärke des deutsch-österreichischen 
Zweibundes und des monarchischen Prinzips gedacht, doch je näher die 
Reise nach Wien heranrückte, desto undurchsichtiger und problemati- 
scher gestaltete sich die politische Lage in der verbündeten Doppelmonar- 
chie mit der Folge, daß der Kaiser wieder schwankend wurde. Wie der 
Wiener Botschafter Graf Carl von Wedel unmittelbar vor der Ankunft 
Wilhelms II. berichtete, vertiefte sich die Krise in dem Habsburger Viel- 
völkerstaat ins Unermeßliche, als Kaiser Franz Joseph ohne Zustimmung 
der österreichischen Regierung und des österreichischen Parlaments den 
Ungarn die Ermächtigung erteilte, selbständig Zolltarife zu erheben. Die 
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erregten Reden im Wiener Abgeordnetenhaus zeigten, «in welch ernster 
Weise die einst so große und allgemeine Popularität des greisen Monar- 
chen erschüttert worden» sei. In Wien schwirrten Gerüchte von kommen- 
den Massendemonstrationen. Eine Abdankung Franz Josephs sei nicht 
ganz auszuschließen, warnte Wedel. Von allen Seiten höre er die Ansicht, 
daß nur in der völligen Änderung der staatsrechtlichen Struktur Öster- 
reich-Ungarns im föderativen Sinn eine Lösung der Krise gefunden wer- 
den könne. Eine derartige Umstrukturierung im Innern würde aber 
zwangsläufig «eine einschneidende Veränderung der Beziehungen der 
österreich-ungarischen Monarchie zum Auslande» nach sich ziehen und 
durch das Emporkommen antideutscher Elemente in vorderster Linie der 
Machtstellung Deutschlands abträglich sein.'” Es nimmt nicht Wunder, 
daß Kaiser Wilhelm durch diesen Bericht an der Zweckmäßigkeit seiner 
Reise nach Wien zweifelte. Telegraphisch ließ er bei dem in Norderney 
weilenden Reichskanzler anfragen, «ob unter diesen Umständen mein Be- 
such noch opportun sei? Oder besser unterbleibe.»"" 

Diese nervöse Anfrage Kaiser Wilhelms kreuzte sich mit einem Brief 
Bülows, in dem der Kanzler in Anbetracht der internationalen Isolierung 
Deutschlands die große Bedeutung der Wiener Reise hervorhob. Er habe 
noch vor seiner Abreise aus Berlin die Lage mit Tschirschky erörtert und 
stimme mit diesem überein «ı.) daß unsere Beziehungen zu Oesterreich 
jetzt wichtiger denn je geworden sind, da der Kaiserstaat unser einziger 
wirklich zuverlässiger Bundesgenosse ist, 2.) daß wir unsere relative politi- 
sche Isolierung den Oesterreichern gegenüber so wenig wie möglich mer- 
ken lassen müssen.» Um von dem Bundesgenossen nicht ausgenommen zu 
werden, «dürfen wir in Wien weder ein zu starkes Bedürfniß nach Anleh- 
nung an Oesterreich durchblicken lassen, noch thun, als ob wir uns ir- 
gendwie isolirt fühlten. Die Oesterreicher müssen den Eindruck gewin- 
nen, daß wir volles Vertrauen jeder Eventualität gegenüber zu uns selbst 
haben. Wir müssen deshalb auch unsere Beziehungen zu Rußland, Italien 
und England als besser hinstellen, als sie vielleicht in Wirklichkeit sind.» 

Während seines Besuchs in Wien knüpfte Wilhelm freundschaftliche 
Beziehungen zum österreichischen Thronfolger Erzherzog Franz Ferdi- 
nand und vereinbarte mit diesem einen heimlichen Berlinbesuch im Früh- 
jahr 1907. Diese Visite wurde allerdings durch die Ungeschicklichkeit des 
Habsburgers bekannt, so daß die Presse die abenteuerlichsten Spekulatio- 
nen anstellte: Selbst die eventuelle Abdankung Kaiser Franz Josephs sei 
besprochen worden. Zedlitz mutmaßte, Hintergrund der Aussprache sei 
die Rangfrage bezüglich der morganatischen Gattin des Thronfolgers im 
Falle einer Regierungsübernahme gewesen.’”° Wie dem auch sei, die gehei- 
men Verhandlungen zwischen Wilhelm II. und dem österreichisch-ungari- 
schen Thronfolger waren wieder einmal symptomatisch für die überragen- 
de Stellung, die der Kaiser bei der Gestaltung der Außenpolitik einnahm. 
Holstein warnte den Reichskanzler am 3. Mai 1907 nach einer Begegnung 
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Bülows mit dem neuen österreichischen Außenminister Alois Freiherr 
Lexa von Achrenthal in Berlin: «Wenn Ährenthal mit der Empfindung 
von hier abreist, daß [...] Österreich sich mehr auf S.M. verlassen kann als 
auf Sie, [...] dann wird die Ausschaltung des Reichskanzlers und der di- 
rekte Gedankenaustausch der Regierenden zur Gewohnheit werden. (S.M 
wird gewiß nichts tun, um das abzuweisen.) Daß Erzherzog Franz Ferdi- 
nand neulich schon dementsprechend verfuhr, ist eine Tatsache, der man 
ihre Bedeutung lassen muß, wenn man sich ein richtiges Urteil wahren 
will. [...] Der Erzherzog und der Minister werden jetzt die Frage zusam- 
men erwägen, mit wem sich’s besser verhandelt und wer den festeren 
Standpunkt einnimmt, $.M. oder Sie.»”' 

Nach dem «Verrat» der Italiener in Algeciras war das Verhältnis Wil- 
helms zum Dreibundpartner Italien auf den Nullpunkt herabgesunken. Im 
September 1906 sprach er sich dem britischen Botschafter gegenüber «sehr 
scharf» über König Vittorio Emanuele aus, den er «als einen vollkomme- 
nen Sozialisten» bezeichnete. «Der König sei ganz besonders stolz auf sei- 
ne sozialistischen Ansichten. Auch kokettire er fortwährend mit der Irre- 
denta und mit dem Gedanken einer Besitz-Ergreifung von Albanien.» 
Von einer militärischen Hilfe Italiens in einem Krieg gegen die Westmäch- 
te konnte keine Rede mehr sein. Wedel sprach die Überzeugung aus, «daß 
Italien im Falle eines Krieges zwischen uns und Österreich-Ungarn einer- 
seits und Frankreich und England andrerseits auch nicht einen Mann zu 
unseren Gunsten in Bewegung setzen würde. [...] Daß es den Vertrag 
brechen und sich zu unseren Gegnern gesellen würde, halte ich für nicht 
ausgeschlossen.» Zu einem ähnlichen Urteil gelangte der langjährige 
deutsche Botschafter in Rom, Graf Anton Monts. Seinen Bericht vom 
5. Februar 1907, in dem er fatalistisch feststellte, daß Italien «auch ohne 
schriftlichen Pakt [...] in entscheidenden und wichtigen Momenten [...] 
nicht minder an der Seite von England zu finden sein [würde] wie der 
durch die entente cordiale augenscheinlich noch für längere Zeit an das 
Inselreich gekettete Gallier», begrüßte Kaiser Wilhelm als «brillant», 
«richtig» und «vorzüglich geschrieben». «Italien ist durch die Lappen ge- 
gangen, was ich seit 1904 behauptet habe!» schrieb er. «Über London» 
würden sich Paris und Rom einigen und die Italiener in einem Krieg «also 
auch an der Seite der Gallier» stehen.”* Seiner Einschätzung nach werde 
Italien mit Sicherheit den Fortbestand des Dreibundvertrages in Frage 
stellen, «sobald ihm England ordentlich auf den Pelz geht!» England kön- 
ne sich «Italien so unangenehm als möglich machen und im Bunde mit 
Gallien Italien zu allem bringen». Schere Italien aber aus dem Dreibund 
aus, so sei ein Krieg zwischen Österreich-Ungarn und Italien, der sich 
rasch zu einem europäischen Krieg ausweiten würde, so gut wie sicher. 
Also hänge auch hier «alles von England ab!» urteilte der Kaiser. «Gelingt 
es England Italien aus dem Dreibund zu lösen, so ist er eben hin und eine 
allgemeine Convulsion ist unausbleiblich. Da man England und Gallien 


3. Deutschland zwischen England und Frankreich 485 


hat zusammenkommen lassen so ist die Auslösung [eines Krieges] per 
Drohung oder sonstwie noch wahrscheinlicher geworden.»” 


3. Deutschland zwischen England und Frankreich 


Welche Wege gab es, die aus der Sackgasse, in die das Kaiserreich geraten 
war, wieder herausführten? Für den entlassenen Holstein war klar, daß 
spätestens mit der Konferenz von Algeciras der Plan eines «Kontinental- 
bündnisses mit antienglischer Spitze» gescheitert war. Nach seiner Über- 
zeugung «müssen wir näher an England heran, wenn auch die Eifersucht 
der beiden Monarchen das etwas erschwert».”° Als Vorbedingung einer 
Verständigung mit dem Inselreich werde der Kaiser allerdings den Rü- 
stungswettlauf zur See aufgeben müssen, stellte Holstein scharfsichtig fest. 
«Gegen England und Frankreich Krieg führen wird er [Kaiser Wil- 
helm II.] nicht wollen. Das Zurückweichen vor geballter Faust würde in 
seinen Folgen unheilvoll sein. Die geeignete Weichenstellung muß also 
schon von langer Hand vorbereitet werden, und zwar durch die beiden 
Formeln: ı. Können wir durch gleichviel welche Anstrengungen jemals 
zur See den vereinten Engländern und Franzosen gleichwertig werden? 
Eigene Kraft? Allianz? 2. Wird die Gesamtsumme von Deutschlands krie- 
gerischer Kraft durch extreme Flottenrüstungen vermehrt oder relativ ver- 
mindert? Beschränkung der Landverteidigung jedenfalls Kriegsfall. Land- 
heer zur Verteidigung unerläßlich, Flotte nicht. Gegen England können 
wir ohne Alliierte keinen Krieg führen. Alliierte nicht ersichtlich. Gegen 
Japan können wir vielleicht zusammen mit Amerika etwas unternehmen. 
Unsere Konflikte mit den übrigen Großmächten werden zu Lande ent- 
schieden.»”7 

Dem Kaiser und Bülow warf Holstein vor, im Zuge ihrer Kontinental- 
bundpolitik weiterhin die Annäherung an Frankreich zu suchen, ohne ein- 
zusehen, daß dies bei dem Mißtrauen der Briten gegen die Hegemoniebe- 
strebungen Deutschlands nicht zu erreichen sein würde. «Es ist nicht zu 
verkennen», schrieb er Ende August 1906, «daß Bülow eine Verbesserung 
unserer Beziehungen [zu England] nicht wünscht. [...] Bülow hegt den 
glühenden Wunsch, Frankreich näher zu kommen. Ich hege den gleichen 
Wunsch, halte aber die Erfüllung jetzt nicht für erreichbar. England 
wünscht diese Annäherung nicht; England aber, welches Frankreichs ost- 
asiatische Besitzungen gegen Japan sicherstellt, ist für Frankreich jetzt 
wichtiger als wir. Außerdem sagt sich Frankreich, daß es eine «Grenzbe- 
richtigung> oder eine «Revision des Frankfurter Friedens» eher von einem 
einsamen und dadurch eingeschüchterten deutschen Kaiser erhoffen kann 
als von einem Verbündeten Frankreichs, der sich der französischen 
Freundschaft sicher fühlt. [...] Ich fürchte, daß der Kaiser, um nach Paris 
zu kommen, und Bülow, um ein Äquivalent zu liefern für die von ihm mit- 
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verschuldete Entfremdung Englands, einen Grad von Entgegenkommen 
zeigen werden, der die Annäherung erschweren, anstatt beschleunigen 
wird.»”® 

Holstein war zwar nicht mehr im Amt, als er diese weitreichenden 
Überlegungen niederschrieb, aber auch Bernhard von Bülow, mit dem der 
entlassene Geheimrat weiterhin engen Kontakt hielt, faßte nun die Not- 
wendigkeit einer radikalen Umorientierung der Außenpolitik ins Auge. In 
einem Brief vom Juli 1906 an seinen Bruder Alfred verurteilte der Reichs- 
kanzler die «stupiden» Haßtiraden der Alldeutschen gegen England, die 
«die Gefahr eines Weltkrieges» in sich trügen. «Ich wünsche mit England 
in guten Beziehungen zu bleiben, im Zeichen der Gleichberechtigung und 
auf der Basis voller deutscher Selbständigkeit», beteuerte er. «Unser Ver- 
hältnis zu einem großen Reich wie England muß mit nationalem Selbstbe- 
wußtsein, es muß aber auch mit ruhiger Vernunft, ohne unklare Leiden- 
schaften behandelt werden. [...] Wir haben gar keinen Anlaß, uns in eine 
Erbfeindschaft mit England zu bringen, so zu England zu stehen, daß wir 
von vornherein sicher sind, es bei jeder politischen Konstellation unter un- 
seren Gegnern zu wissen.» Nach seiner Überzeugung gebe es keinen 
Punkt, wo sich bei gegenseitigem guten Willen nicht zwischen deutschen 
und englischen Interessen auf einer friedlichen und gerechten Basis ein 
Ausgleich finden ließe. Sollte Deutschland jemals angegriffen werden, von 
wem es auch sei, dann werde es kämpfen bis aufs Messer. «Aber ohne 
zwingende Gründe einen Krieg zu provozieren, der gesittete Völker [...] 
in einen furchtbaren Kampf verwickeln würde, dessen Konsequenzen [...] 
für den Wohlstand der ganzen Welt, für die Kulturschritte der Menschheit 
ich Dir gar nicht erst ausmalen brauche, dafür kann derjenige nicht die 
Verantwortung übernehmen, dem es mit dem Wohl des Landes wirklich 
Ernst ist und dessen Vaterlandsliebe nicht nur in tönenden Worten be- 
steht.» 

Es ist bezeichnend, daß der Reichskanzler selbst in diesem ellenlangen 
Diktat an seinen Bruder das Haupthindernis zu besseren deutsch-briti- 
schen Beziehungen — das Festhalten des Kaisers an dem Tirpitzschen 
Schlachtflottenbau - mit keiner Silbe erwähnte. Weit entfernt, den Monar- 
chen auf die schädliche Auswirkung des unerbittlichen Wettrüstens zur 
See auf das Verhältnis zu Großbritannien hinzuweisen, lobte Bülow nach 
den Flottenmanövern vom Herbst 1907 den forcierten Flottenbau übereif- 
rig als des Kaisers «eigenstes Werk».3° Erst in den Monaten unmittelbar 
vor seiner Entlassung, als es praktisch zu spät war, sollte Bülow es wagen, 
dem Monarchen im Interesse einer Annäherung an Großbritannien eine 
Reduzierung des weltpolitischen Engagements und des Flottenprogramms 
vorzuschlagen, doch vergebens. 

Natürlich verstand auch Kaiser Wilhelm die Schlüsselrolle, die England 
in den deutsch-französischen Beziehungen innehatte. Die Siegessicherheit 
der französischen Generäle in der Marokkokrise und überhaupt die inten- 
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sive Belebung des französischen Selbstvertrauens der letzten Monate sei in 
der «Hauptsache» auf das Vertrauen auf die britische Hilfe zurückzufüh- 
ren, meinte er im Herbst 1906.°' Am 19. September überraschte er den bri- 
tischen Botschafter mit der Bemerkung, daß England viel zu einer Besse- 
rung des Verhältnisses zwischen Berlin und Paris beitragen könne, wenn 
es nur wolle; England könne dafür sorgen, daß die Franzosen sich «mir ge- 
genüber anständig verhalten».>” Häufig wütete er gegen die Bestrebungen 
Londons und vor allem seines Onkels Edward VII., die anglo-französi- 
sche Entente immer enger zu gestalten, um die deutschen Kontinental- 
bundpläne zu vereiteln. Der Plan einer anglo-französischen Militärkon- 
vention sei «schon so gut wie gemacht», glaubte er im November 1906. 
Das Ziel des Königs sei offenbar, die Entente cordiale «zur Alliance!» aus- 
zubauen, «die England die Verfügung über das Französ[ische] Heer und 
die Flotte giebt um zu verhindern, daß wir mit Frankreich auf einen guten 
Fuß kommen», rief er aus und ließ in einer Schlußbemerkung zu einem 
Bericht aus London vom 17. Oktober 1906 das Geheimrezept durch- 
blicken, durch welches er das Inselreich zur Aufgabe seiner Gleichge- 
wichtspolitik auf dem Kontinent zu zwingen hoffte: «Es wird sich nichts 
in Englands Haltung ändern, als bis wir zur See so stark sind daß wir wün- 
schenswerthe Bundesgenossen werden.»>* 

Oft schien es, als ob nur die Furcht vor dem Eingreifen der Engländer - 
die Landung von 100 000 Mann in Schleswig oder an der Maas im Zusam- 
menhang mit der Übermacht zur See - einen deutschen Überfall auf 
Frankreich verhinderte. Anfang Juli 1906 drängte Bülow den Kriegsmini- 
ster und den Chef des Generalstabes, angesichts der Tatsache, daß «viel 
Neid, Haß und Feindschaft gegen uns in der Welt vorhanden» sei und daß 
Deutschland so gut wie isoliert dastehe, nachzuprüfen, ob die Landarmee 
auch wirklich genügend auf den «Ernstfall» vorbereitet sei. Zwar bemerk- 
te Bülow ausdrücklich, «daß Seine Majestät der Kaiser von diesem Brief 
nichts weiß»,5’ doch daß Wilhelm II. von der Schlagfertigkeit und Über- 
legenheit des Heeres vollauf überzeugt war, darüber besteht kein Zweifel. 
Als der britische Kriegsminister Haldane im September 1906 an den Kai- 
sermanövern teilnahm, kam der Kaiser herangaloppiert und sagte zu ihm 
in allerbester Laune: «Ich besitze mit dieser Armee eine prächtige Maschi- 
nerie [splendid machine], Lord Haldane; ist es nicht so! Und was würde 
ich ohne sie tun, in der Lage, in der ich mich zwischen den Russen und den 
Franzosen befinde. Aber die Franzosen sind Ihre Alliierten, also bitte ich 
um Verzeihung.» Haldane antwortete, «daß ich an Stelle Seiner Majestät 
mit diesem Apparat sehr beruhigt wäre und daß ich selbst es sehr viel mehr 
genossen habe, ihn von hinten zu sehen, als wenn ich ihn vor mir hätte».;° 
Klar erkannte Haldane, daß die deutsche Armee, die einzig und allein auf 
einen Krieg gegen Frankreich und Rußland ausgerichtet sei, nunmehr den 
Höhepunkt ihrer Entwicklung erreicht hatte. «Die Organisation der ge- 
samten deutschen Armee ist jetzt perfekt ausgearbeitet, wahrscheinlich 
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gibt es im Hinblick auf die Organisation nichts mehr zu tun. Man darf 
nicht vergessen, daß der Vorgang seit einem halben Jahrhundert andauert, 
& daß er auf einen einzigen Zweck ausgerichtet ist - Krieg mit Frank- 
reich & Rußland. Sie müßten damit noch einmal ganz von vorne beginnen, 
wenn sich ihnen das Problem weit entfernter überseeischer Expeditionen 
stellte. Dafür haben sie nur geringe Vorkehrungen.»’ In seiner Unter- 
redung mit Sir Charles Hardinge, dem Unterstaatssekretär im britischen 
Foreign Office, in Kronberg im August 1906 sprach Kaiser Wilhelm von 
der «überwältigenden Armee», die Deutschland jetzt besitze, und fuhr un- 
umwunden fort: «In einem Krieg gegen Frankreich könnte Deutschland 
drei Millionen Mann mehr als Frankreich ins Feld stellen und würde 
Frankreich durch die schiere Übermacht zerdrücken. Was Rußland ange- 
he, würde es eine lange Zeit dauern, bevor die russische Armee reorgani- 
siert sein könnte. [...] Seine Majestät verweilte dann bei der Einstellung 
der Franzosen und merkte an, die französische Nation sei ein Nervenbün- 
del und eine weibliche Rasse, keine männliche Rasse wie die Angelsachsen 
oder die Teutonen.»>* 

Auch nach Algeciras verfolgte Wilhelm II. die Politik einer deutsch- 
französischen Annäherung, wobei er allerdings selbst Fremden gegenüber 
durchblicken ließ, wie er sich eine künftige deutsch-französische «Freund- 
schaft» vorstellte. So sprach er am 4. April 1906 bei einem Diner in der 
amerikanischen Botschaft von der Notwendigkeit, mit der Zeit auf Kosten 
Frankreichs mehr Raum für die rapide anwachsende deutsche Bevölke- 
rung zu erwerben. Bei seiner Thronbesteigung habe die deutsche Bevölke- 
rung vierzig Million gezählt, jetzt stehe sie bei sechzig Millionen. Zwar sei 
eine Wachstumsrate von mehr als einer Million junger Menschen im Jahr 
an sich zu begrüßen, doch im Verlauf der nächsten zwanzig Jahre würde 
die Frage der Volksernährung akut werden. Dann bemerkte er «auf eine 
halb-freundliche Weise, daß die Zeit vielleicht reif sei, Frankreich mitzu- 
teilen, daß Deutschland überbevölkert sei, daß Frankreich weite Landstri- 
che besitze, die nicht angemessen entwickelt oder nutzbar gemacht seien, 
und ob es ihnen große Unannehmlichkeiten bereiten würde, ein entspre- 
chendes Stück landeinwärts zu ziehen.» 

Schadenfroh registrierte Wilhelm II. jede Schwächung der weltpoliti- 
schen Position Frankreichs. «Sie ärgern sich sehr die Gallier! Das macht 
mir Freude», lautete seine Devise.** Im Dezember 1906 frohlockte er, als 
Frankreich und Spanien 3000 Landungstruppen nach Marokko schickten, 
angeblich um bedrohte Fremde in Tanger zu schützen, in Wirklichkeit 
aber in der «versteckten Absicht», wie er glaubte, «um dann debarquiren 
und annektiren zu können». Die Anregung des deutschen Gesandten in 
Tanger, deutsche Kriegsschiffe nach einem südspanischen Hafen zu sen- 
den, um bei Zuspitzung der Lage schnell in Tanger sein zu können, lehnte 
der Kaiser ganz entschieden mit der Begründung ab, daß die Wut des Is- 
lams sich gegen Frankreich und Spanien, nicht aber gegen das Deutsche 
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Reich richten solle. «Der Französische Pudel und Spanische Dogge sind 
auf der Pürsche nach dem Mohammedanischen Knochen Marokko aus! 
Sie werden sich die schönsten Keile holen! Denn mit 3000 Mann ist nichts 
zu machen! Sind diese gelandet, und die Marokkaner werden um das Grü- 
ne Banner geschaart zum Krieg wider die Christen, dann genügen auch 
nicht 30000 Mann! Man lasse die Beiden ruhig gewähren! Lasse ruhig die 
Gallier mit ihren Demonstrationen die Marokkaner reizen; dann berathe 
den Scherif, daß wenn es im Interesse von Marokko sei, es los gehe und die 
Gallier ins Wasser werfe! Ist erst die Keilerei im Gange und Gallien or- 
dentlich in einer Campagne verfangen -ä la Mexico - dann haben wir im- 
mer noch Zeit Schiffe zu schicken! Aber erst muß der Rummel wirklich in 
Gang kommen! Dann können wir eine gute Position als Vermittler ein- 
nehmen bei unsrer Beziehung zur Muhammjedanischen] Welt! Auf keinen 
Fall geht ein Schiff hin solange England keine von zu Hause schickt. [...] 
Man störe nicht die von der Vorsehung gegebene Möglichkeit, daß die 
Gallier sich in ein zweites Mexico stürzen! Lasse sie Landen, Truppen und 
Schiffe schicken, bis sie sich mit dem Marokkanischen Löwen verbissen 
haben und er sie an der Kehle hat! Das wird viel Geld und Soldaten 
kosten! Das gebe der Himmel! Im Rechten Moment muß das ganze Ma- 
rokko geschickt angewiegelt den Galliern auf den Pelz gejagt werden! Die 
müssen dabei Reinfallen ohne, das [sic] wir milit[ärisch] einen Finger rüh- 
ren!»*' Bereits ein Jahr zuvor hatte Wilhelm II. ausgeführt: «Bei den jetzt 
so gespannten Verhältnissen, wo wir fast allein, sich bildenden großen, ge- 
gen uns gerichteten Coalitionen gegenüberstehen, ist unser letzter Trumpf 
der Islam und die Muhamedanische Welt.»" Doch auch diese Vorstellung 
des Kaisers, daß Deutschland als «den Muhamedanern so befreundete 
Macht» den Islam gegen die Entente würde ausspielen können, erwies sich 
als Illusion. Genau zu dem Zeitpunkt, als Wilhelm den Franzosen in Ma- 
rokko «ein zweites Mexiko» wünschte, kauften die britische und französi- 
sche Regierung heimlich die Aktien einer Gesellschaft auf, welche die Zu- 
gangsrechte zu allen Quais im Hafen von Konstantinopel besaß. «Wir 
erkannten sofort, daß, wenn die Deutschen ihrer habhaft würden, sie einen 
enormen Vorteil in Konstantinopel erlangten & daß dies ein wichtiges 
Bindeglied ihres Bagdadbahn-Planes bedeutete», teilte Hardinge dem Pri- 
vatsekretär des Königs mit.* 

Auch in Spanien waren die Londoner und Pariser Regierungen gemein- 
sam bestrebt, dem Einfluß des Kaiserreichs Einhalt zu gebieten, denn, wie 
Sir Edward Grey im Dezember 1906 feststellte, «Eine große Bedeutung 
kommt jetzt Spanien zu; es wäre ziemlich heikel, wenn es sich Deutsch- 
land zuwendete und von Frankreich & uns abwendete. Die Marokkofrage 
würde dann verwickelter als je zuvor.»* Das Zusammentreffen Ed- 
wards VII. mit dem König von Spanien und anschließend auch mit dem 
König von Italien im April 1907 führte zu «grotesken» und «absurden» 
Angriffen auf den britischen König in der deutschen Presse.* Man stellte 
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Vergleiche zwischen der erfolgreichen Reisediplomatie Edwards und den 
mißlungenen Vorstößen seines deutschen Neffen an. Mit Bewunderung 
und Neid sprach die älteste Schwester Wilhelms II. davon, «was mein On- 
kel an Stellung u. Ansehen, durch Thaten (keine hohlen Wortel!) in der 
Welt erreicht hat».* Ein deutscher General stieß verzweifelt aus: «Haben 
wir denn keinen Teufel, der deutsch ist und ebenso skrupellos positive Ge- 
schäfte zu machen bereit wäre wie der dicke Eduard für England!? [...] 
Wir kommen, wenn die Verhältnisse so weiter rutschen doch in die Lage, 
eines Tages va banque zu spielen.» 


4. Der Kaiser besteht auf der «Alliance Frankreichs mit Deutschland» 


Trotz aller Rückschläge gab Wilhelm die Hoffnung auf eine deutsch-fran- 
zösische Allianz nicht auf.** Die Chancen einer derartigen Revolutionie- 
rung des europäischen Staatensystems schienen sich schlagartig zu bes- 
sern, als er am 31. Mai 1907 ein Handschreiben des Fürsten Albert von 
Monaco erhielt.” In dem Brief stellte Monaco in Aussicht, den früheren 
französischen Innen- und Kriegsminister Eugene Etienne sowie L&opold 
Mabilleau, den Präsidenten der über fünf Millionen Mitglieder zählenden 
Fed£ration nationale de la Mutualit& Frangaise, die beide, wie Wilhelm an- 
nahm, «ebenso wie der Fürst auf eine deutsch-französische Annäherung» 
hinarbeiteten, zur Kieler Woche mitzubringen.’ In einem Paradebeispiel 
der persönlichen Diplomatie empfing Kaiser Wilhelm den Fürsten von 
Monaco und den französischen Exminister Etienne am Abend des 25. Juni 
1907 in Kiel und diktierte anschließend von der Hohenzollern aus einen 
ausführlichen telegraphischen Bericht an den Reichskanzler über den Ver- 
lauf dieser denkwürdigen Begegnung. Etienne habe das Gespräch sofort 
auf die Marokkofrage gebracht. «Mit französischer Lebhaftigkeit und 
Überredungskunst legte er den französischen Standpunkt dar. Der langen 
Rede kurzer Sinn war folgender: Deutschland solle Frankreich als Vor- 
macht in Marokko anerkennen. Es wolle dort nichts anderes als Ruhe und 
Ordnung herstellen. Ein unruhiges Marokko sei auf die Dauer als Nach- 
bar von Algier unmöglich und unleidlich. [...] Frankreich ist nach Algeci- 
ras gegangen auf Deutschlands Wunsch in dem Glauben, Deutschland 
werde ihm zur Seite stehen, um die Anerkennung der pr&epond£rance zu 
ermöglichen. Das sei nicht erfolgt, daher die gereizte Stimmung gegen uns. 
Man habe in Tanger von mir une declaration, un mot pour la France er- 
wartet. Das sei nicht erfolgt, daher die Verstimmung. Er wünsche nichts 
sehnlicher wie ein gutes Verhältnis zwischen Deutschland und Frankreich. 
Es liege in meiner Hand, das herbeizuführen: un mot, un beau geste de 
l’Empereur, und alles sei in Ordnung. Dann würde ein bon accord zwi- 
schen den beiden Ländern herzustellen sein und quasi als Entschädigung 
Grenzerleichterungen oder Berichtigungen auf kolonialem Gebiet, z.B. in 
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Abb. ı5 Der Kaiser mit dem Fürsten Albert von Monaco in Kiel 


Afrika uns zugestanden werden. Ich antwortete folgendes: Frankreich 
habe mit England im Frühjahr 1904 das Marokkoabkommen geschlossen 
hinter unserem Rücken, ohne uns Mitteilung zu machen, also gegen uns. 
Unsere Interessen seien dadurch bedenklich gefährdet gewesen, ebenso 
wie die aller anderen europäischen Kolonien in Marokko. Das wisse ich 
von den Vorständen der letzteren persönlich. Ich habe Frankreich ein Jahr 
Zeit gelassen, mir die Mitteilung darüber zugehen zu lassen, es sei nicht er- 
folgt. Daher sei die Algeciraskonferenz ins Leben gerufen worden, damit 
die Regelung der marokkanischen Verhältnisse durch die Großstaaten ge- 
meinsam geregelt werde. Marokko sei ein freies Land unter einer selbstän- 
digen angestammten Dynastie, über welches ein einzelner Großstaat ohne 
Etablierung durch Eroberung oder Protektorat keine prepond£rance er- 
halten könne. Das verhindere die Algecirasakte, auf welche wir fußen. Wir 
hätten in diesem Frühjahr einen einwandfreien Beweis unseres Wohlwol- 
lens gegenüber Frankreich gegeben, als dasselbe, den Grenzgürtel über- 
schreitend, Udjda besetzte. [...] Auf meinen guten Rat hin habe der Sultan 
sich willfährig gezeigt, die mannigfachen französischen Wünsche [...] zu 
erfüllen. Das seien direkte Dienste, die ich Frankreich geleistet hätte, ohne 
irgendwie dazu genötigt gewesen zu sein. Alle diese Dienste würden aber 
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von Frankreich kaum dankend hingenommen, und dann bliebe alles beim 
alten. Was nun den beau geste beträfe, so hätte ich deren im Laufe meiner 
ıgjährigen Regierung eine ganze Anzahl gemacht! [...] Vous n’en avez pas 
tir& les consequences. [Sie haben keine Konsequenzen daraus gezogen.] 
Ich wäre sehr erfreut, daß er für einen accord zwischen unsern beiden 
Ländern eingenommen sei, das sei vollkommen im Interesse von Frank- 
reich und das einzig Richtige. Allein mit einem accord, der kleine Gefällig- 
keiten in den Kolonien anböte, sei es nicht mehr getan. Die großen zu- 
künftigen Fragen, welche auf der Welt auftauchten, verlangten ein einiges 
Europa, und da müsse Deutschland und Frankreich Hand in Hand gehen. 
[...] Deutschland sei stark genug, um solche politischen Späße [gemeint 
waren die Ententen] mit kühlem Lächeln mitanzusehen. Schließlich ginge 
es doch nicht ohne uns trotz aller Ententen. Die großen Länder der Zu- 
kunft, Japan und Amerika, rechneten bereits mit uns und stellten sich mit 
uns. Frankreich dagegen habe seine Aktionsfreiheit eingebüßt, sei im eng- 
lischen Schlepptau; England diktiere in Paris, was ihm gefalle, und Frank- 
reich sei der willenlose Sklave Englands geworden. [...] Mit dem beau ge- 
ste hätte es jetzt ein Ende, es sei an Frankreich, uns feste Beweise seines 
guten Willens zu geben. Ich würde Frankreichs Wunsch nach einer pre- 
pond£rance morale [Vormachtstellung] in Marokko erst dann in wohlwol- 
lende Erwägung ziehen apres que la France aura conclu une alliance fixe 
avec l’Allemagne [nachdem Frankreich eine feste Allianz mit Deutschland 
eingegangen sei]. Seien die Franzosen meine Alliierten, würden ihre Wün- 
sche ein gnädiges Ohr bei mir finden und es ihnen ebenso gut gehen, ihre 
Existenz ebenso gesichert sein wie die Österreichs und Italiens. Ich könne 
nicht mehr das bisherige Prinzip Frankreichs akzeptieren; dem Russen den 
Arm, den Briten die Hand, dem Deutschen einen Gruß. Ich verlange jetzt 
auch zum mindesten die Hand, noch besser wäre es, den Arm. Meine 
Hand sei ihnen seit 19 Jahren in loyaler Weise entgegengestreckt, Frank- 
reich hätte allen anderen die Hand geboten, mir aber den Rücken gekehrt. 
Ich hielte sie immer noch dar, trotz alledem. Ich riete ihnen einzuschlagen, 
ehe es zu spät sei. [...] Also Alliance erst, unbeschadet ihrer Alliance mit 
Rußland, dann prepond£rance morale in Marokko.» Darauf habe Etienne 
«eine verzweifelte Gebärde» gemacht, während der Fürst von Monaco, 
der neben dem Kaiser saß, diesem in allem recht gegeben habe. «Damit 
endigte das Drama.»’' 

Am folgenden Morgen rekapitulierte Etienne das ganze Gespräch im 
Beisein von Monaco und Mabilleau und rief - dem Kaiser zufolge - aus, 
daß die «Alliance Frankreichs mit Deutschland» nun doch das «richtigste» 
sei. Nach dem Mittagessen kam Mabilleau auf den Kaiser zu und bestätig- 
te, daß der ehemalige Minister ganz für den Bündnisgedanken gewonnen 
sei; der Kaiser hätte sehr recht gehabt, ihm die Situation so klar und deut- 
lich darzulegen. Mabilleau selbst werde sofort zu Leon Bourgeois fahren, 
den er als «coming man» bezeichnet habe, «und werde ihm alles erzählen 
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und ihn in der Richtung bearbeiten. Er werde auch seine 5 Millionen 
Mutuels mit demselben Geiste inspirieren, und das sei eine gute Waffe für 
Bourgeois, um die Oberen zu drücken.» Aus der Haltung Etiennes und 
Mabilleaus ersehe man, schrieb der Kaiser seinem «Lieben Bernhard», 
«wie sehr ihnen Marokko am Herzen liegt, daß sie sogar bereit sind, mit 
uns zur Alliance zu schreiten dafür! Nun, es wird noch viel Wasser die Sei- 
ne und Spree hinunterlaufen bis dahin. Aber ich glaube doch daß ich Kei- 
me ausgesät habe, die, so Gott will, dereinst zu schönen Pflanzen sprießen 
könnten.»’* Als der Kaiser auf seiner Nordlandreise den Fürsten von 
Monaco in Tromse wieder antraf, konnte dieser ihm von der überaus gün- 
stigen Wirkung seiner Kieler Unterredung mit Etienne und Mabilleau 
berichten. «Die Frage einer Annäherung an Deutschland werde [in Frank- 
reich] überall lebhaft [...] diskutiert, ein Faktum, das vor einem Jahr noch 
ganz ausgeschlossen gewesen wäre.» 

Wie so oft hatte der Kaiser mit Außenseitern verhandelt und deren Ein- 
fluß auf die Entscheidungen der amtlichen Machtinhaber weit überschätzt. 
Entsprechend groß war seine Verärgerung darüber, daß der neue französi- 
sche Botschafter, Jules Cambon, zu dem Treffen mit Etienne saure Miene 
gemacht und nicht wie einige andere Botschafter zur Kieler Woche ge- 
kommen war. Cambons Abwesenheit faßte der Kaiser als eine bewußte 
Brüskierung seitens der Pariser Regierung auf.’* Ebenso maliziös empfand 
er die Entscheidung der Franzosen, kein Kriegsschiff nach Kiel geschickt 
zu haben. Als Cambon seine Abwesenheit damit zu rechtfertigen suchte, 
er habe nicht einmal einen indirekten Wink erhalten, sich in Kiel einzufin- 
den, und außerdem hätte auch keine andere europäische Macht ein Kriegs- 
schiff zur Kieler Woche entsendet, geriet der Kaiser in Wut. «Das ist bei 
[dem japanischen Botschafter] Inouye und [dem US-Botschafter] Tower 
auch nicht geschehen; beide haben mir einfach gemeldet sie würden da 
sein», schrieb er erregt auf den Bericht aus Paris. «Der Herr Cambon hat 
sehr wohl gemerkt, daß er eine kolossale Dummheit und Taktlosigkeit be- 
gangen nicht nach Kiel zukommen. Wenn er unsicher war ob er kommen 
sollte oder nicht - im Hinblick auf die vielen vornehmen und wichtigen 
Franzosen — konnte er fragen. Die ganzen Entschuldigungsgründe sind 
einfach kindisch! - Er der Mann der von sich selbst gesagt je vais ä Berlin 
pour causer, verpaßt die beste Gelegenheit dazu, die Kieler Woche, zu der 
eine Menge Leute gekommen pour causer: als ob er noch nie Etwas von 
der Kieler Woche gehört! [...] Nein! Dahinter liegen andere Sachen! Daß 
er lügt, geht aus der blödsinnigen Bemerkung betr[e]f[fend] der Schiffsent- 
sendung hervor, als ob andere Europfäische] Staaten dazu anwesend sein 
müßten, um Gallien zu veranlassen uns ein Schiff zu schicken! Esel! Ge- 
rade die Regatten um die Coupe de France war immer gute Gelegenheit, 
ein Schiff zu entsenden, da das eine ganz offizielle Sache war! - Nein! Mir 
soll Herr Cambon mit solchen faulen Redensarten nicht kommen; da bin 
ich besser informirt!» 
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Mitte Juli 1907 benutzte Otto von Mühlberg die Gelegenheit eines Di- 
plomatenempfangs im Auswärtigen Amt, um Cambon einige Stellen aus 
dem Telegramm des Kaisers über seine Unterredung mit Etienne vorzu- 
lesen. Er sollte daraus ersehen, schrieb der Unterstaatssekretär an Bülow, 
daß die immer wieder von der französischen Presse aufgetischten Gerüch- 
te von einem Gegensatz zwischen der Politik des Monarchen und derjeni- 
gen der amtlichen deutschen Regierung gänzlich unwahr seien. «Und 
zweitens sollte ihm zum Verständnis gebracht werden, daß es mit seinen 
Anerbietungen von kleinen Akkords und Arrangements nicht getan sei.» 
Der Botschafter blieb aber bei seinem «Lieblingsgedanken der kleineren 
Akkords» und sprach die Hoffnung aus, «daß bei der mißtrauischen, ner- 
vösen Stimmung, die zwischen unseren beiden Ländern herrsche, [...] von 
diesen zarten Palliativmittelchen sich eine Beruhigung, ein Erwecken des 
gegenseitigen Vertrauens» entwickeln würde. In dem Gespräch mit Mühl- 
berg genierte sich Cambon auch nicht, die Gretchenfrage Elsaß-Loth- 
ringen anzuschneiden, wobei er rundheraus die Ansicht vertrat, daß die 
Annexion ein Fehler Bismarcks gewesen sei: Wenn er die französischen 
Landstriche bei Frankreich belassen und das Elsaß in ein autonomes 
Ländchen verwandelt hätte, hätte Frankreich mit Deutschland im schön- 
sten Frieden leben können. ’® 


5. Die Konfrontation mit Edward VII. im Schloß Friedrichshof 


Für den Kaiser war nicht zweifelhaft, wer für das unzerreißbare Netz von 
Ententen und Abkommen, das sich seit 1904 um Deutschland gespannt 
hatte, verantwortlich war. Nicht erst beim Kriegsausbruch im Sommer 
1914, sondern schon zehn Jahre zuvor klagte er die britische Politik und in 
erster Linie seinen Onkel an, durch Intrigen die Regierungen und die Zei- 
tungen fast aller Länder gegen ihn eingenommen zu haben.” Im Februar 
1907 wütete Wilhelm gegen Edward VII, der wieder einmal, wie er glaub- 
te, mit der Absicht nach Paris gefahren sei, um «Galliens Wunsch der Ver- 
ständigung mit uns» zu vereiteln.’* Vor seinem Gefolge beschwerte er sich 
«bitter, wie sein Onkel [...] gegen ihn intrigiere. Er sagte, er wisse das ganz 
genau durch Privatbriefe aus Frankreich. In anderen Ländern aber sei der 
König von England ebenso eifrig an der Arbeit gegen ihn. Eigentlich die 
gesamte Presse, auch die amerikanische, sei bereits mit englischem Gelde 
gegen ihn bearbeitet, es sei unglaublich, wieviel persönlicher Haß sich in 
diesem Verhalten seines Onkels dokumentiere. Er schloß diese Auslassun- 
gen mit der Bemerkung: «Er ist ein Satan; man glaubt es gar nicht, was für 
ein Satan er ist..»°° Den Notenaustausch vom 16. Mai 1907 zwischen Eng- 
land, Frankreich, Spanien und Italien zur Erhaltung des Status quo im 
Mittelmeer deutete der Kaiser als einen Coup seines Onkels, der «durch 
Freiwerden der englischen Mittelmeerflotte gewissermaßen eine gegen 
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Deutschland gerichtete Spitze» habe.” Die Gefahr sei durchaus vorhan- 
den, glaubte Wilhelm, daß Frankreich «durch England in einen Krieg mit 
Deutschland hineingehetzt» werden könnte, doch diesen Gefallen «wer- 
den wir ihnen zu liebe nicht machen!»“ Die Versicherungen des französi- 
schen Botschafters in London, daß Edward VII. ein «Lebemann» sei, der 
schon aus Bequemlichkeit keinen Krieg führen wolle, kommentierte Wil- 
helm II. mit der bitteren Bemerkung: «Aber «andere dürfen ihn führen». 
Auf die Bemerkung Cambons, daß die Neigung des Königs, Politik «mit 
scharfer Spitze gegen seinen kaiserlichen Neffen» zu machen, allerdings 
gewisse Gefahren in sich schließe, reagierte Wilhelm höhnisch mit den 
Worten: «ich bleibe ruhig! und seh’ herab von Meinem Thier auf das Ge- 
sindel unter mir.» Edward und sein Inselreich seien bemüht, sich mit 
jedermann außer Deutschland gutzustellen, «um mit Jedermann um so 
besser über uns herfallen zu können!» argwöhnte er.“ 

In dieser Stimmung und in der Überzeugung, daß «die Zeit [...] sicher- 
lich für uns» laufe, war Wilhelm keineswegs geneigt, den ersten Schritt zu 
einer Versöhnung zu unternehmen. Nach der Demütigung von Algeciras 
ordnete er vielmehr ein abwartendes Verhalten gegenüber Großbritannien 
an, um «die Dinge reifen zu lassen».°* Er bestand darauf, daß die ersten 
Schritte zu einer Annäherung von England ausgehen mußten und nahm 
die Beteuerungen der Londoner Regierung, von dem Wunsch nach besse- 
ren Beziehungen erfüllt zu sein, mit Ungeduld auf. «Dann werden die 
Herren doch endlich einen Anfang dazu zu mach[en] sich entschließen 
müssen», schrieb er an den Rand eines Berichts aus London vom 19. Mai 
1906. «Warum sollen wir denn immer anfangen!» 

Der einflußreichste Befürworter einer deutsch-britischen Annäherung 
im Londoner Kabinett — der Kaiser nannte ihn einen «weissen Raben!» — 
war der Kriegsminister Lord Haldane.° Im Mai 1906 räumte dieser Met- 
ternich gegenüber ein, daß «Deutschland Gebiete erhalten müsse, auf die 
es seine Energie und Tatkraft leiten könne. Wir [Deutschen] seien hundert 
Jahre zu spät mit unserer Kolonialpolitik gekommen, nachdem schon das 
meiste vergeben gewesen sei. Um so mehr halte er es für erforderlich, daß 
da, wo noch eine Möglichkeit der Ausbreitung des deutschen Einflusses 
gegeben sei, sich England nicht widersetze.» Im Interesse einer deutsch- 
englischen Versöhnung hielt es der Kriegsminister «von der größten Wich- 
tigkeit», meldete Metternich, «daß Seine Majestät der Kaiser mit König 
Eduard wieder in persönliche Beziehungen trete und hofft, dass eine Zu- 
sammenkunft zwischen den beiden Monarchen in nicht allzu langer Zeit 
stattfinden würde.» «An mir liegt es nicht!», behauptete der Kaiser, 
«S[eine] M[ajestät] möge mich ruhig besuchen.» Auf beiden Seiten wurde 
die Frage einer Begegnung jedoch mit äußerster Vorsicht und Zurückhal- 
tung behandelt. In London besorgte man, daß ein Zusammentreffen des 
Königs mit dem Kaiser von den Franzosen falsch gedeutet werden und zur 
Verunsicherung führen könnte.”° Für Wilhelm II. wurde die Frage eines 
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Treffens mit seinem Onkel nach dem Affront vom September 19057' zu 
einer emotionsgeladenen Prestigeangelegenheit. Als die Möglichkeit einer 
Begegnung mit Edward im Mittelmeer erörtert wurde, schrieb er sichtlich 
gekränkt auf die Depesche Metternichs, der König habe «zweimal eine 
solche im Vorjahr zu Falle gebracht! Möge er mich aufsuchen wenn er 
mich sehen will! Eine Begegnung auf dem Mittelmeer genügt mir nach den 
Beleidigungen seinerseits im Vorjahre nicht mehr.»7”° Er bezweifelte, ob 
selbst eine «freundschaftliche Begegnung [...] zwischen den beiden ver- 
wandten Souveränen» die deutsch-britischen Beziehungen zum Besseren 
würde wenden können und schrieb, «ich glaube nicht! Seit Kiel sind kaum 
zwei Jahre verflossen! Begegnungen mit E[duard] VII. haben keinen dau- 
ernden Werth, weil er neidisch ist. Propter invidiam.»7 

Den Vorschlag des Königs, sich auf dem Weg nach Marienbad in Schloß 
Friedrichshof zu treffen, nahm Wilhelm schließlich im Juli 1906 an, doch 
weder er noch der Kanzler knüpften an den Besuch politische Erwartun- 
gen. An Bülow telegraphierte der Kaiser: «Zur Begegnung mit Edu- 
ard VII. ist Friedrichshof sehr geeignet. Es wird sich sachlich gar nichts än- 
dern, da er ein «Neidling> bleiben und weiter gegen uns intriguiren wird; 
aber äusserlich zur Beruhigung beitragen in der Welt.»”* Dennoch drohte 
die Zusammenkunft bis zuletzt an Formfragen zu scheitern. Von Anfang 
an hatten die Engländer zur Bedingung gemacht, daß die deutschen Zei- 
tungen die Monarchenzusammenkunft nicht etwa als Kanossagang des 
Königs darstellten.‘ Umgekehrt bestand der Kaiser darauf, daß die Initia- 
tive zu der Begegnung vom König ergriffen werden müsse.’ Der Reichs- 
kanzler hielt diesen Standpunkt für «richtig» und instruierte Metternich, 
sich in London dementsprechend zu verhalten.’ Schließlich wurde die lei- 
dige Einladungsfrage auf familiärem Wege gelöst, indem der König der in 
London weilenden Kronprinzessin von Griechenland, Wilhelms Schwe- 
ster Sophie, von seinem Wunsch nach einem Treffen mit dem Kaiser 
sprach, die diese Anregung an ihre Schwester Margarethe von Hessen wei- 
tergab. Eine politische Dimension erhielt die Monarchenentrevue freilich 
durch den Wunsch Edwards, den Unterstaatssekretär Sir Charles Hardin- 
ge stillschweigend mit nach Kronberg zu nehmen.”* Der Botschafter Las- 
celles wurde ebenfalls aufgefordert, sich in Bad Homburg einzufinden.” 
Diese Entscheidung wurde den Engländern durch die Nachricht aus Ber- 
lin erleichtert, daß der Kaiser den Staatssekretär Heinrich von Tschirschky 
eingeladen habe, an dem Treffen teilzunehmen.‘° Wilhelm hielt sogar eine 
Meldung im Daily Telegraph, wonach der bevorstehende Besuch des Kö- 
nigs jeden politischen Charakters entbehre, für «unverschämt» und bestä- 
tigte seinen Entschluß, Tschirschky mit nach Kronberg zu nehmen, jetzt 
erst recht, «um die politische Bedeutung des Besuchs» zu unterstreichen.“ 

Die Unterhaltung zwischen den Monarchen verlief, wie Wilhelm dem 
Reichskanzler am 16. August 1906 meldete, «zu meiner vollen Zufrieden- 
heit». Sie besprachen die besorgniserregenden Entwicklungen in Rußland 
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und Österreich-Ungarn und einigten sich dahingehend, daß bei der 
Thronbesteigung Franz Ferdinands dessen morganatische Ehefrau als Kai- 
serin anerkannt werden sollte.” Zum «größten Erstaunen» Kaiser Wil- 
helms äußerte sich der König «in schärfsten Ausdrücken» über die bevor- 
stehende zweite Haager Friedenskonferenz, die Edward als geradezu 
gefährlich bezeichnete. In einer teils eigenhändigen Aufzeichnung über 
seine Unterredung mit dem König führte Wilhelm aus, es sei auch seine 
eigene «volle Überzeugung, daß die [Haager] Konferenz besser gänzlich 
unterbliebe. Wenn aber doch schon der Zusammentritt einer Konferenz 
im Haag nicht mehr zu umgehen sei, so scheine mir es praktisch, [...] 
wenn Deutschland und England sich über einige Hauptfragen möglichst 
vorher verständigten. Zu diesen gehörten meiner Ansicht nach vor allem 
die maritimen. Wenn England und Deutschland mit einem festverabrede- 
ten Programm gerade in diesen Fragen vor die Konferenz träten, seien die- 
se so gut wie vorher angenommen.»® Der König sowohl wie Hardinge 
und Lascelles versprachen, die Anregung des Kaisers an die Regierung 
weiterzugeben, was auch geschehen ist.‘* In seiner Aufzeichnung betonte 
Wilhelm ausdrücklich, daß es ihm bei dem Vorschlag einer Zusammenar- 
beit mit London «vor allem darauf angekommen ist, zur Basis für irgend- 
eine Verständigung direkt mit England zu gelangen, wodurch nach und 
nach intimere Beziehungen zwischen uns sich entwickeln könnten. Ob in 
concreto zu einem praktischen Resultat zu gelangen sein wird, steht dabei 
in zweiter Linie.» Seine Enttäuschung war daher groß, als das Londoner 
Kabinett auf seine Anregung in keiner Weise reagierte.’ 

Freilich, die Beweggründe des deutschen Monarchen waren nicht unei- 
gennützig von Annäherungswünschen durchdrungen, und die Abweisung 
der Londoner Regierung nicht unverständlich. Die Haltung des Kaisers 
war nämlich von seinem Argwohn geleitet, die Engländer könnten durch 
das Aufrollen der Abrüstungsfrage auf der Haager Friedenskonferenz hin- 
ter das Ausmaß der deutschen Flottenpläine kommen. «Das wissen wir 
schon lange», bemerkte er zu einem Bericht, England beabsichtige im 
Haag von Deutschland Erklärungen über die Vermehrung seiner Flotte zu 
verlangen. «Daher muß unser altes Programm von der letzten Haager 
Conferenz unbedingt aufrecht erhalten bleiben. Nur wenn «Abrüstungs- 
frage total ausgeschaltet wird, werde ich die Conferenz beschicken, sonst 
nicht.»*° Selbst in Kronberg setzte der Kaiser dem König und Hardinge 
«wiederholt und nachdrücklich» auseinander, «daß Deutschland an dem 
vor sechs Jahren festgelegten und publizierten Flottengesetze festhalten 
müsse. Deutschland baue aber seine Flotte nicht in aggressiver Tendenz 
gegen den einen oder anderen Staat, sondern würde seine Seemacht nur 
nach den Bedürfnissen des eigenen Interesses zum Schutze seines Handels 
einrichten.» In bezug auf die Haager Konferenz habe er dem Botschafter 
Lascelles in Kronberg unmißverständlich erklärt, schrieb er, «daß meine 
Instructionen für meine Minister dieselben geblieben seien wie für die er- 


498 Im Netz der Entente 


ste Conferenz: Im Falle des Auftauchens der Abrüstungsfrage in irgend 
einer Form unterbleibe die Theilnahme Deutschlands. Da ich sowohl wie 
mein Volk es niemals dulden würden, uns von Fremden irgendwelche Vor- 
schriften über unsere Militärischen und Maritimen Verhältnisse machen 
zu lassen.»"7 

In seinen ausführlichen Verhandlungen mit Hardinge lobte der Kaiser 
die Vorzüge des Militarismus, indem er dem erstaunten Diplomaten aus- 
einandersetzte: «Wenn Leute über die Verminderung der Streitkräfte re- 
den, lächeln die Deutschen nur. Das deutsche Volk hat den Frieden von 
Tilsit nicht vergessen, und ist seither fest entschlossen, sein Dasein durch 
seine eigene Stärke zu sichern, und dafür haben sie die überwältigende Ar- 
mee der Gegenwart aufgebaut.» Der Unterstaatssekretär machte den nahe- 
liegenden Einwand, daß die Ursache für das französisch-russische Bünd- 
nis und die französisch-englische Entente gerade in der militärischen 
Überlegenheit Deutschlands liege. «Der Kaiser antwortete mir mit der 
Versicherung seiner friedlichen Absichten und daß die Frage eines Krieges 
mit Frankreich im letzten Winter niemals ernsthaft in Betracht gezogen 
wurde, obwohl er sich der in Frankreich herrschenden Ängste über seine 
angeblichen Pläne, die völlig unbegründet seien, wohl bewußt sei. Seine 
einzige Zielsetzung und politische Richtlinie sei, wirtschaftliche Absatzge- 
biete für die ständig wachsende und überzählige Bevölkerung Deutsch- 
lands.» Als Fazit seiner Gespräche mit dem Kaiser und Tschirschky 
schrieb Hardinge: «Ich war sehr von ihrem offensichtlichen Wunsch ange- 
tan, mit uns auf gutem Fuß zu stehen und von der Tatsache, daß sie nun 
endlich zu begreifen scheinen, daß gute Beziehungen mit uns nicht auf 
Kosten unserer «Entente mit Frankreich gehen können, sondern daß sie, 
wenn es sie überhaupt geben soll, neben unserer «Entente bestehen müs- 
sen. Ich nutze jede Gelegenheit, sie mit der Nase darauf zu stoßen.»"* 

Eine Änderung in der britischen Deutschlandpolitik trat schon deswe- 
gen nicht ein, weil der König und die Londoner Regierung einmütig an der 
Entente mit Frankreich und der Annäherung an Rußland als einzig wirk- 
sames Mittel zur Wahrung des europäischen Gleichgewichts festhielten. 
Der britische Diplomat Louis Mallet analysierte sehr treffend den Hinter- 
gedanken, der sich hinter der auffallenden Freundlichkeit Berlins verbarg, 
als er am 9. Juni 1906 in Anbetracht der bevorstehenden Monarchenbegeg- 
nung in Kronberg schrieb: Die Deutschen «haben einen großen Reinfall 
mit der brutalen Methode erlebt, die Entente zu sprengen, und nun beab- 
sichtigen sie, auszuprobieren, was mit städtischen Besuchen, Besuchen der 
Presse, Kunstausstellungen und Ministerbesuchen in Berlin zu erreichen 
ist. Vor allem hoffen sie, ihre Ziele mittels eines Treffens des Königs mit 
dem Kaiser zu erreichen.» Ein solches Zusammentreffen würde in Frank- 
reich mit tiefem Mißtrauen beobachtet und von den Deutschen mit Sicher- 
heit auch in Rußland ausgenutzt werden, warnte Mallet. England dürfe je- 
denfalls nicht die enormen Errungenschaften der letzten Jahre aufs Spiel 
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setzen. «Die Position, die wir in den letzten 3 Jahren in Europa erreicht 
haben, ist ausschließlich auf die anglo-französische Entente zurückzu- 
führen, und diese hat uns stärker gemacht, als wir jemals seit den Zeiten 
Palmerstons waren. Zum ersten Mal seit vielen Jahren können wir mit 
Deutschland auf der Basis der Ebenbürtigkeit verkehren. [...] Sie [die En- 
tente mit Frankreich] hat außerdem eine Entente mit Rußland fast in 
Sichtweite gebracht. Das sind große Errungenschaften, & es scheint mir 
unerläßlich, daß wir diesen Kurs beibehalten, Frankreich so behandeln, als 
ob es ein Verbündeter wäre. Ich bin davon überzeugt, daß wir auf diesem 
Wege normale Beziehungen mit Deutschland aufrechterhalten können, 
das die Lage akzeptieren & bereit sein wird, mit uns auf freundschaft- 
lichem Fuß zu stehen, wenn sie erst einmal begriffen haben, daß unsere 
Freundschaft mit Frankreich unauflöslich ist. Mir erscheinen die heimtük- 
kischen Methoden, die Entente zu sprengen, die jetzt sowohl in London 
als auch in Paris ausprobiert werden, gefährlicher zu sein als die drasti- 
schen Maßnahmen, die gescheitert sind.» König Edward hatte Mallets 
Mahnbrief kurz vor seiner Abreise nach Kronberg gelesen.” 
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Zum Zeitpunkt ihrer Begegnung im Schloß Friedrichshof im August 1906 
konnten sowohl Kaiser Wilhelm als auch sein Onkel Edward auf eine Ver- 
ständigung mit Rußland hoffen, die für die Zukunft des europäischen 
Staatensystems ausschlaggebend sein würde. Ein Dreikaiserbund zwi- 
schen Deutschland, Rußland und Österreich-Ungarn hätte nicht nur die 
konservative monarchisch-militaristische Staatsform in Mittel- und Ost- 
europa gegen den Ansturm der liberalen und demokratischen Kräfte be- 
festigt, sondern auch die deutschen Hegemoniebestrebungen auf dem 
Kontinent erheblich gefördert. Eine Ausdehnung der anglo-französischen 
Entente auf das zaristische Rußland, das ja bereits seit zehn Jahren mit 
Frankreich fest verbündet war, durch ein direktes Abkommen mit Groß- 
britannien hätte andererseits die Vollendung der als «Einkreisung» emp- 
fundenen Eindämmung der kaiserlichen Vormachtpolitik bedeutet. Die 
Tatsache, daß im August 1907 durch die Unterzeichnung eines anglo-rus- 
sischen Abkommens die Triple Entente zustande kam, sollte nicht von der 
Erkenntnis ablenken, daß die Entwicklung offen war und daß Wilhelm II. 
bis zuletzt trotz zahlreicher Rückschläge seine Hoffnung in ein Bündnis 
mit dem Zaren gesetzt hat. 

Allerdings konnte auch er sich der Einsicht nicht verschließen, daß eine 
britisch-russische Annäherung durch die Zusammenarbeit der beiden Flü- 
gelmächte Europas auf der Konferenz von Algeciras in greifbare Nähe ge- 
rückt war. Einen starken Impuls erhielten die Verhandlungen zwischen 
London und St. Petersburg ferner durch die Ernennung des einflußreichen 
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Sir Charles Hardinge zum Ständigen Unterstaatssekretär im Foreign 
Office und Alexander Iswolskys zum russischen Außenminister im Früh- 
jahr 1906. Mit Verbitterung nahm Wilhelm II. jetzt die sich mehrenden 
Anzeichen einer Triple Entente zwischen England, Frankreich und Ruß- 
land auf. Als ihm im April 1906 gemeldet wurde, der österreichische Bot- 
schafter in St. Petersburg habe die Befürchtung geäußert, daß die Erkal- 
tung in den deutsch-russischen Beziehungen «dem König Eduard den 
willkommenen Anlaß bieten würde, sich Rußland zu nähern und eine Ver- 
ständigung mit demselben zu suchen», wetterte der Kaiser: «! Das ist egal! 
und nicht zu hindern!» Er sei nicht gewillt, aus Angst vor einer Annähe- 
rung Englands an Rußland die alten freundschaftlichen Beziehungen zu 
Rußland zu pflegen. «Wir haben gepflegt! ohne Effekt! Jetzt sollen die 
Russen mal pflegen!» Der Gedanke, daß England im Zuge einer Verständi- 
gung bereit sein würde, den Russen Konstantinopel und die Meerengen 
preiszugeben, erregte den Zorn des Monarchen, der schrieb: «Aha! auch 
wieder eine Internationale Abmachung zu durchbrechen, ohne die andren 
Länder zu fragen!» Andererseits lehnte er ein Eingreifen zur Verhinderung 
der sich anbahnenden russisch-englischen Entente ab. «Nein!», schrieb er 
an den Rand, denn dadurch würden «die beiden erst Recht zusammen- 
kommen!!»%° 

Unter Iswolsky steuerte auch das russische Außenministerium «mehr 
und mehr in das englische Fahrwasser», was den Kaiser im September 
1906 zu der bitteren Beobachtung veranlaßte: «Nette Aussichten! Man 
kann also in Zukunft mit der Alliance Franco-Russe, Entente cordiale 
Franco-Anglaise und Entente Anglo-Russe rechnen, mit Spanien, Italien, 
Portugal als Anhängsel dazu im zweiten Treffen!»?' Gleich nach seiner Er- 
nennung zum Außenminister erhielt Iswolsky durch den deutschen Bot- 
schafter in Petersburg die Mahnung, daß das Deutsche Reich, das zwar ein 
friedliches Abkommen zwischen Rußland und Großbritannien über ihre 
gegenseitigen Interessen im Mittleren Osten begrüße, die bestimmte Er- 
wartung habe, bei jeder Berührung deutscher Interessen konsultiert zu 
werden.” Die Warnung machte auf Iswolsky um so größeren Eindruck, 
als die Erinnerung an das Schicksal Delcasses nach dem Marokkoabkom- 
men mit London noch frisch war. Auch bei seinem Aufenthalt in Berlin im 
Oktober 1906, bei dem er sowohl vom Kaiser als auch von Bülow empfan- 
gen wurde, zeigten sich die Deutschen «außerordentlich empfindlich [...] 
im Hinblick auf jede Vereinbarung, die zwischen zwei Staaten zustande 
käme, ohne daß sie vorher gefragt würden», stellte Iswolsky fest.” 

Kurze Zeit flackerte die Möglichkeit einer Verständigung Deutschlands 
mit Rußland wieder auf, als Zar Nikolaus im Mai 1906 einen Vorschlag des 
Kaisers vom Vorjahr aufgriff, diesen nach den Flottenmanövern im Herbst 
aufzusuchen.?* Wilhelm II. ging bereitwillig auf die Anregung ein und 
schlug vor, den Zaren Anfang August bei seiner Rückkehr von der Nord- 
landreise in Swinemünde zu treffen.?° Schon vor der Abfahrt nach Nor- 
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wegen wurde der Kaiser freilich unsicher, ob angesichts der anhaltenden 
revolutionären Unruhen in Rußland der Zar ins Ausland würde reisen 
können. Dem Reichskanzler telegraphierte er Anfang Juli: «Seit der 
«Emeut® vom I. Bat. Preobrajensk halte ich [...] die Situation [für] sehr 
ernst und stark gefährdet; daher sehr zweifelhaft, ob Zar Land verlassen 
kann. Er könnte risquiren das Ersuchen zu erhalten gleich für immer 
draussen zu bleiben; unter Ausschaltung der Wiederkehr. Ich halte eine 
Catastrophe nicht für ausgeschlossen.»? Bülow antwortete: «Die Situa- 
tion in Rußland ist zweifellos sehr ernst. [...] Euere Majestät haben daher 
gewiß Recht, es Seiner Majestät dem Kaiser von Rußland zu überlassen, ob 
Höchstderselbe glaubt, sein Land jetzt und unter diesen Umständen ver- 
lassen zu können. Umso wichtiger ist natürlich, daß über die Absicht einer 
Begegnung nichts Sicheres nach außen durchsickert, da es dann später hei- 
ßen würde, das Unterbleiben der Entrevue sei ein Zeichen für die Erkal- 
tung unserer Beziehungen zu Rußland.»?7 

In der Tat meldete der Marineattach& Paul von Hintze am 18. Juli 1906 
aus St. Petersburg, daß der Zar wegen der Situation im Innern nicht wie 
verabredet am ı. August mit dem Kaiser würde zusammentreffen können; 
in sechs bis acht Wochen, so hoffe Nikolaus, werde sich die Lage beruhigt 
haben.?® Sowohl in Rußland, wo sie «zu sehr peinlichen Commentaren in 
der Presse und zu sonstigen unheilvollen und gefährlichen Kundgebungen 
hätte Anlaß geben können»,” als auch in Deutschland wurde der Auf- 
schub der Kaiserbegegnung mit Erleichterung aufgenommen. Bülow kon- 
statierte ausdrücklich, daß es «kein Unglück» sei, «wenn die Begegnung 
zwischen Seiner Majestät und dem Zaren nicht stattfindet». Jedenfalls sei 
es besser, daß «von russischer Seite auf die Zusammenkunft verzichtet» 
worden sei, «als wenn wir abgewinkt hätten». Damit liege kein Grund vor, 
«Kommentare über die russisch-deutschen Beziehungen an das Unterblei- 
ben der Begegnung zu knüpfen. Ueberhaupt können wir den Vorgängen in 
Russland gegenüber uns nicht ruhig und abwartend genug verhalten.»'” 
Diese Einstellung teilte Kaiser Wilhelm vollauf.'°' 

Nach seiner Rückkehr aus Norwegen wütete Kaiser Wilhelm gegen 
Gerüchte, wonach er in einem Telegramm dem Zaren seine Intervention 
zur Unterdrückung der Revolution in Rußland in Aussicht gestellt hätte; 
die Geschichte sei «glatt erlogen». Als ihm das Auswärtige Amt nahelegte, 
angesichts der heiklen Lage in Rußland und ihrer Rückwirkung auf die 
deutsch-russischen Beziehungen von einer direkten Korrespondenz mit 
dem Zaren abzusehen, zumal Nikolaus bekanntlich die Gewohnheit habe, 
die Depeschen seinem Außenminister vorzulegen, die dann später auf den 
Tischen der Kabinette von Paris und London landeten, platzte dem Kaiser 
allerdings der Kragen. Die gewundene Gedankenführung der Wilhelm- 
straße hätte «die selige Pythia zu Delphi selbst in schwere Kopfschmer- 
zen» versenkt, spottete er. «Hoffentlich sind die Instructionen an meine 
Diplomaten weniger räthselhaft!» Den Rat des Amtes, statt dem Zaren zu 


502 Im Netz der Entente 


telegraphieren eine geheime Mitteilung an den Außenminister Iswolsky 
gelangen zu lassen, wies Wilhelm ungläubig zurück: «!! Das soll nun eine 
bessere Art sein!! [...] Wenn Iswolski lügen will, dann belügt er gleich sei- 
nen Herren auch mit neben London und Paris.» Das erlogene Gerücht 
von dem Telegramm «von unserer vermeintlichen Interventionsabsicht» in 
Rußland sei der Beweis dafür, «daß ob ich telegraphire oder nicht doch ein 
solches Telegramm erfunden wird. Da ist es doch loyaler und besser dem 
Zaren gegenüber zu telegraphiren, denn auf den kommt es für mich allein 
an! Seine Schweinehunde von Ministern oder Umgebung die bleiben wie 
sie sind.»'°° Beteuerungen, daß Rußland, auch wenn es in die Reihe der 
konstitutionellen Staaten eintreten sollte, doch stets wie Deutschland und 
Österreich den monarchischen Gedanken in den Vordergrund stellen wer- 
de, wies Wilhelm ebenso argwöhnisch zurück wie den angeblichen russi- 
schen Wunsch nach einer «festeren Gestaltung des Verhältnisses der Drei- 
kaisermächte» zueinander - das seien doch nichts als «Phantasien». Zu 
dem Vorhaben, die kaiserliche Gewalt hochzuhalten, «gehört ein anderer 
Kaiser» als Nikolaus Il.'* Dieser sei zwar nicht falsch, aber doch schwach, 
und das laufe auf dasselbe hinaus.'* Dennoch schwebte ihm weiterhin ein 
Dreikaiserbündnis zur Verteidigung der monarchisch-konservativen Ord- 
nung als Ideal vor. Als «sehr erfreulich» und «richtig» begrüßte er am 
18. November 1906 das Programm des neuen Außenministers in Wien, 
Aehrenthal, der den Dreibund «unter besonderer Pflege der deutschen 
und österreichischen Beziehungen zu Rußland» aufrechtzuerhalten ver- 
sprach, zumal «bei der gegenwärtigen Weltlage und den Fortschritten der 
demokratischen Anschauungen und Einrichtungen in fast allen Ländern 
nur durch das Zusammenhalten der Dreikaisermächte der Fortbestand der 
Monarchie gewährleistet würde».' 

Auch Iswolsky bekräftigte seinen Wunsch nach einem Zusammen- 
schluß der drei östlichen Kaisermächte, doch Kaiser Wilhelm durchschau- 
te derartige Erklärungen als Zwecklügen. «Warum hat er sich nicht ehrlich 
zu uns öffentlich geschlagen und sich mit uns vereint! ?» fragte er im März 
1907. Der Minister beschwöre zwar immer «die Interessengemeinschaft 
der Dynastien», «in Praxi [aber] macht er keinen Gebrauch davon!» Das 
soeben zustandegekommene Abkommen zwischen Frankreich und Japan, 
das Iswolsky gefördert und begrüßt habe, würde dieser der Überzeugung 
Wilhelms II. nach «mal bitter bereuen!», zumal er die «Gallier» auch noch 
dazu veranlaßt habe, den Japanern für ihre Rüstungen Geld vorzuschie- 
ßen. In seiner Obsession hinsichtlich der «Gelben Gefahr» war dem Kai- 
ser die russische Haltung gegenüber Japan völlig unverständlich. Weshalb, 
wenn Iswolsky den Wunsch habe, die Japaner nicht allzu mächtig werden 
zu lassen, «pumpt ihnen Gallien mit Russ[ischer] Genehmigung mehrere 
Milliarden!» fragte er. Die Beteuerungen des russischen Außenministers, 
daß sich Rußland nur aus Angst vor einer neuen kriegerischen Bedrohung 
durch Japan nachgiebig zeigen müsse, wies Wilhelm mit Verachtung zu- 
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rück. «Ach du liebe Zeit!», schrieb er an den Rand, «Soweit will er schon 
heruntergekommen sein.» Die Behauptung Iswolskys, daß die Gerüchte 
von einer Entente ä quatre zwischen Rußland, Frankreich, England und 
Japan gänzlich unbegründet seien, lehnte der Kaiser als unwahrhaftig ab. 
«Ich glaube daran und meine Landsleute alle!» Die russische Politik, «das 
weiss der Deibel», sei befremdend und kleinlich; «wie gewöhnlich» kom- 
me Deutschland dabei «gar nicht in Betracht, [...] als wäre es nicht da!» 
Die Versicherungen Iswolskys, persönlich herzliche Gefühle für Deutsch- 
land zu hegen, seien «Quatsch! Er denkt nicht daran!», sondern strebe den 
«3 Bund!» mit England und Frankreich an. Dem Zarenreich gegenüber 
müsse sich Deutschland fortab «kühl wie ein Eiszapfen!» verhalten.'* 

Plötzlich wendete sich das Blatt wieder, als Zar Nikolaus seinen drei- 
tägigen Besuch in Swinemünde für Anfang August 1907 - also ein Jahr 
später als ursprünglich vorgesehen - in Aussicht stellte. Von der Nord- 
landreise aus entwickelte Wilhelm eine hektische Aktivität, die bezeugt, 
welch hohe Erwartungen er an die Monarchenbegegnung knüpfte. Er bat 
Bülow, am ı. August auf der Hohenzollern, wo er auch wohnen solle, ein- 
zutreffen, um genügend Zeit zur Vorbereitung der Verhandlungen zu 
haben.'” Unter dem Siegel der Verschwiegenheit befahl der Kaiser dem 
preußischen Gesandten in Karlsruhe, «dem z. Zt. in St. Blasien befind- 
lichen Admiral von Tirpitz mündlich den Allerhöchsten Befehl zu über- 
bringen, sich am ı. August Nachmittags in Swinemünde auf der Hohen- 
zollern einzufinden, um an dem am 3. August stattfindenden Empfange 
des Kaisers von Rußland teilzunehmen. Seine Majestät der Kaiser bitten 
Euere Exzellenz bis auf weiteren Befehl den Badischen Herrschaften 
nichts mitzuteilen und auch dem Herrn Staatssekretär des Reichsmarine- 
Amts strengste Geheimhaltung anzuempfehlen.»'* 

Auf der Tagesordnung der Swinemünder Begegnung stand der von den 
beiden Souveränen genau zwei Jahre zuvor in Björkö unterzeichnete 
Bündnisvertrag an oberster Stelle, gefolgt von der Haltung der beiden 
Länder auf der Haager Friedenskonferenz und der strittigen Frage der 
Bagdadbahn.'” Zu dem gegenwärtigen Stand des Björkö-Vertrags legte 
Ischirschky dem Kanzler eine Aufzeichnung vor, die seltsamerweise 
konstatierte: «Den zu Björkoe am 24. Juli 1905 von den beiden hohen 
Souveränen unterzeichneten deutsch-russischen Defensiv-Bündnis-Ver- 
trag halten wir als zu Recht bestehend. Auf die von Seiner Majestät dem 
Kaiser von Russland später gewünschte Zusatzdeklaration bezüglich 
Frankreichs ist Seine Majestät der Kaiser nicht eingegangen, da nach der 
Erklärung des Zaren das französisch-russische Bündnis lediglich defen- 
siven Charakter trägt, also mit dem deutsch-russischen Defensivvertrag 
nicht kollidiert. Hierbei hat sich Russland beruhigt.»""° 

Was sich der Kaiser auch immer von dem Besuch des Zaren in Swine- 
münde erhoffte, politisch erreichte er überhaupt nichts außer der vagen 
Erklärung Nikolaus’ II, aus Gründen monarchischer Solidarität mit 
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Deutschland auf gutem Fuß bleiben zu wollen.‘ Die drei Tage vergingen 
mit Flottenparaden, Gefechtsübungen und Festessen, an denen die beiden 
Kaiser, Prinz Heinrich, Bülow, Tirpitz, Iswolsky, Plessen, Büchsel, Holt- 
zendorff, Hintze und zahlreiche andere deutsche und russische Seeoffi- 
ziere und Flügeladjutanten teilnahmen. Auf Korvettenkapitän Albert 
Hopman machte Zar Nikolaus einen überraschend günstigen Eindruck. 
«In seinem jungen Wesen gefiel er mir ausgezeichnet. Hinter seiner als 
erster Eindruck in Erscheinung tretenden Schüchternheit steht viel Ernst, 
Ueberlegung und Takt. Sein Auge ist sehr wohlwollend und für einen 
Mann etwas weich. Innerlich ist er aber [...] weit fester und bestimmter als 
es der Welt scheint.» Peinlich wirkte auf den scharfblickenden Seeoffizier 
dahingegen das Auftreten des eigenen Monarchen. Wilhelm habe die 
«recht grobe Unvorsichtigkeit» gewagt, dem Zaren beim Gefechtsbild eine 
Äußerung von Tirpitz wiederzuerzählen, der gesagt habe: «Jetzt müßte da 
drüben die «Dreadnoughp sein und Fisher in the middle of her.» Hopman 
hielt fest: «Der Zar lächelte gezwungen. Eduard wird das wohl bald zu 
hören bekommen.» Auch in seiner Abschiedsrede auf der Standart habe 
Kaiser Wilhelm in seinem Stolz auf die Flotte, die Deutschland durch ern- 
ste harte Arbeit und Pflichttreue erzielt hätte, die Hoffnung ausgespro- 
chen, daß es dem Zaren gelingen werde, sich auf gleiche Weise eine ähn- 
liche Flotte zu schaffen. «Jetzt fehlt nur noch, daß er ihm eine Ohrfeige 
giebt», meinte ein deutscher Marineoffizier dazu." 

Nach der Kaiserbegegnung von Swinemünde sorgten Bülow und Is- 
wolsky für Erklärungen in der Presse, die den verwandtschaftlichen und 
friedlichen Charakter der Entrevue betonten.'' Mit Genugtuung konnte 
auch Hardinge feststellen, daß die Swinemünder Monarchenzusammen- 
kunft die fortgeschrittenen Verhandlungen zwischen Großbritannien und 
Rußland nicht zu stören vermocht hätte: «Nach dem offiziellen Kommuni- 
que zu urteilen, war das Ireffen der beiden Kaiser genau, was es sein sollte, 
und wir sollten keinen Grund haben, es zu bedauern. [...] Ich glaube nicht, 
daß es dem Kaiser gelungen sein wird, unsere beabsichtigte Verständigung 
mit Rußland zu stören, so sehr es ihn vielleicht gereizt hat, es zu tun.»'"* 

Nach der Zusammenkunft mit Nikolaus II. war Wilhelm zunächst wie- 
der ganz erfüllt von der Hoffnung auf ein Zusammengehen der drei Kai- 
serreiche, die eine feste Staatsgewalt und starke Armeen besäßen, gegen die 
von den Westmächten geförderten liberalen Tendenzen. «Blech!», schrieb 
er zornig auf einen englischen Zeitungsbericht, der die Beliebtheit Ed- 
wards VII. in Deutschland hervorhob, «Der Zar steht uns immer noch 
näher!»"'5 Als «richtig» und «sehr gut» bezeichnete er einen Stimmungsbe- 
richt aus Moskau, der auf den angeblichen Zusammenhang zwischen der 
britischen und französischen Außenpolitik und der demokratischen Be- 
wegung in Rußland hinwies. Gerade dagegen, meinte er am 9. August 
1907, müßten Deutschland und Rußland aneinander eine starke mora- 
lische Stütze finden.'" 


7. Die Verantwortung Kaiser Wilhelms II. So 


Drei Wochen nach der Abreise des Zaren aus Swinemünde traf in Ber- 
lin die erschütternde Nachricht ein, daß ein weitreichendes Abkommen 
zwischen Rußland und Großbritannien unterzeichnet worden sei.''” Es 
werde durch die Unterschriften des Zaren Nikolaus II. und des Königs 
Edward VII. ratifiziert und erst danach veröffentlicht werden, hieß es. 
Symbolträchtig lud der König den französischen Staatsmann Georges 
Clemenceau und den russischen Außenminister Alexander Iswolsky nach 
Marienbad ein.” Wie gehabt ordnete Reichskanzler Fürst Bülow eine 
«ruhige und sachliche» Behandlung des anglo-russischen Abkommens in 
der Presse an, die auf keinen Fall «etwa zu einer englisch-russischen Alli- 
anz aufgebauscht oder ohne Not als Verletzung deutscher Interessen hin- 
gestellt» werden dürfe." In Wirklichkeit hätte es kaum einen größeren 
Rückschlag für seine oder vielmehr des Kaisers Weltmachtsambitionen ge- 
ben können als den Zusammenschluß der Flügelmächte Europas, die auch 
noch beide mit Frankreich verbündet waren. Der Bülow-Biograph Gerd 
Fesser stellt fest: «Bülows außenpolitisches Konzept, die Rivalen des deut- 
schen Kaiserreiches gegeneinander auszuspielen, war in ein Fiasko ohne- 
gleichen eingemündet.»"”° 


7. Die Verantwortung Kaiser Wilhelms II. 


Nach dem Abschluß des anglo-russischen Abkommens, das die Triple En- 
tente besiegelte, gratulierte Sir Charles Hardinge seinem König wärmstens 
zu dem großen Erfolg der britischen Politik, der es endlich gelungen sei, 
die vom Kaiserreich ausgehende Gefahr einzudämmen. «Ich erlaube mir, 
die Meinung auszusprechen, daß kein Souverän jemals mit friedlichen 
Methoden mehr als Euere Majestät zu einer erfolgreichen Durchsetzung 
der auswärtigen Politik und der beherrschenden Stellung dieses Landes im 
Rate der europäischen Völker beigetragen hat. Wenn man die Stellung 
Englands im Ausland im Jahre 1900 mit derjenigen vergleicht, die dieses 
Land heute einnimmt, hat Euere Majestät allen Anlaß zu einem Gefühl tie- 
fer Befriedigung.»'*' Wie anders lauteten in Deutschland die Urteile über 
den eigenen Souverän, der das stolze Bismarckreich in die Sackgasse der 
Isolierung geführt hatte! Der rabiate Nationalist Maximilian Harden hatte 
nichts als Spott übrig für den Fehlschlag der deutschen Diplomatie auf der 
ganzen Linie. «On rira», schrieb er an Rathenau. «Rußland-Japan, Ruß- 
land-England, Italien-Österreich, Frankreich-Spanien-England (Italien als 
stiller Teilhaber) haben Bündnisse. Wir jubeln. Denn der «Weltfriede> ist 
gesichert.»"”* Er geißelte vor allem die angeblich «schmachvolle» Politik 
«Wilhelms des Friedlichen», die seiner Überzeugung nach zu dem Desa- 
ster geführt hatte.” «Ceterum censeo», schrieb er im Winter 1906 an 
Friedrich von Holstein. «Nach bester Überzeugung, nach immer erneuter 
Prüfung kann ich nicht anders: die persönliche Politik des Kaisers ver- 
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schuldet alles Unheil. [...] Nicht genug Koburger, um gute Geschäfte zu 
machen, und nicht genug Hohenzoller, um sich in würdiger Ruhe zu hal- 
ten und, wo es gilt, sich tapfer und furchtlos zu zeigen. Wenn diese Art, 
mit Impromptus, deren Konsequenzen nie bis zu Ende gedacht sind, Poli- 
tik zu machen, nicht aufhört, sehe ich kein Heil.»'* 

Niemand hat das fatale Zusammenwirken der persönlichen Diplomatie 
Kaiser Wilhelms einerseits und der die anderen Großmächte Europas her- 
ausfordernden Weltmacht- und Schlachtflottenpolitik andererseits so klar 
erkannt wie der alte, entlassene Geheimrat Fritz von Holstein. Am Vor- 
abend der Unterzeichnung des russisch-britischen Abkommens lieferte er 
dem Reichskanzler eine Analyse der fehlerhaften kaiserlichen Politik, die 
am Hof und in den Staatsämtern ihresgleichen sucht und die, wäre sie nur 
von den Machthabern berücksichtigt worden, selbst jetzt noch zur Beson- 
nenheit und Umkehr geführt haben könnte. Anspielend auf das plötzliche 
Nachgeben Wilhelms II. auf dem Höhepunkt der Marokkokrise im Juni 
1905 sowie auf seine Haltung erst vor kurzem wieder bei der Begegnung 
mit dem ehemaligen französischen Kriegsminister Etienne in Kiel, kriti- 
sierte der pensionierte Diplomat aufs schärfste die durch Kriegsdrohung 
und vorzeitiges Zurückweichen gekennzeichnete Außenpolitik des Kai- 
sers. «Das ist seine Spezialität. Er wird, auch wenn er noch 25 Jahre regiert, 
immer la proie [die Beute] fahren lassen und nach l’ombre [dem Schatten] 
haschen. Seine auswärtige Politik ist steril, und seine Flottenpolitik ist ste- 
ril, weder die eine noch die andere wird praktischen Nutzen bringen, denn 
beide sind auf falschen Methoden aufgebaut. Die auswärtige Politik [Wil- 
helms II.] fängt gern mit einem Einschüchterungsversuch an, weicht aber 
zurück, sobald der andere nicht gleich nachgibt (Krügertelegramm, Rede 
in Tanger). Diese Eigenart, die anfangs nur Onkel Eduard kannte, ist jetzt 
weltbekannt. Deshalb wird sich jetzt noch schwer ein Dummer finden, der 
uns gegenüber so schnell nachgibt, daß S.M. dazu keine Zeit hat.» Noch 
tiefgreifender war die Kritik Holsteins am Schlachtflottenbau. «Die Flot- 
tenpolitik des Kaisers nützt dem Flottentrust (Panzerplatten pp.) und dem 
Avancement der Marineoffiziere, für das übrige Deutschland bringt sie 
Schaden und ohne Frage Gefahr nach außen und nach innen», warnte er. 
«Die Flottenreden des Kaisers, der Flottenverein und die krampfhaften 
Flottenrüstungen sind es, die eine erdrückende maritime Übermacht gegen 
uns gruppiert haben. Niemals und unter keinen Umständen kann unsere 
Marine hoffen, dieser Übermacht Stand zu halten. Deshalb ist diese Flot- 
tenpolitik steril. Wenn sie gleichwohl fortgesetzt wird - dann fällt das un- 
ter die Rubrik der gefährlichen Spielereien. [...] Kindisch ist die Behaup- 
tung, unsere Marine werde den vereinigten Streitkräften Englands und 
Frankreichs die Spitze bieten können. Ebenso ist es Diplomatie für Kin- 
der, wenn Etienne oder Radolin uns die Möglichkeit vorgaukeln, Frank- 
reich von England ab- und zu uns herüberzuziehen. Was kann England 
und was können wir den Franzosen bieten? Überseeisch? Und der Land- 


7. Die Verantwortung Kaiser Wilhelms II. 507 


angriff [Deutschlands] an den Vogesen kommt heute nicht mehr in Be- 
tracht. Was an Besorgnis davor nach Algeciras etwa noch übrig war, das 
hat S.M. beseitigt.» Als besonders gefährlich erkannte Holstein «die 
Rückwirkung, welche die sterile Kaiserliche Politik nach innen haben 
muß. Die Gefahr ist groß. Wenn erst allgemein erkannt wird, daß die Op- 
fer, welche crescendo für die Marine verlangt werden, zwecklos, Spielerei 
sind, dann wird der Herveismus [Holstein meinte die Kriegsdienstverwei- 
gerung und den Aufruf zum Klassenkampf] so anwachsen, daß namentlich 
ein so nervöser Charakter wie S.M. das Bedürfnis fühlen wird, mit ihm zu 
rechnen. Dann haben wir ein inneres Algeciras zu fürchten, und das be- 
deutet - Wurstkessel. [...] Das Gefühl kann ich nicht abschütteln, daß es 
so, wie S.M. es treibt - immer rüsten und immer würdelos zurückweichen 
oder nachlaufen - nicht viel länger gehen kann.»" 

Der Reichskanzler erkannte die Richtigkeit der Analyse Holsteins 
durchaus an, hatte aber weder den Mut noch die Möglichkeit, gegen den 
Kaiser die Schlüsse daraus zu ziehen. Am 31. August 1907, dem Tage der 
Unterzeichnung des anglo-russischen Abkommens, schrieb Holstein an 
seine Kusine Ida von Stülpnagel: «Bülow ist durchaus imstande, das Rich- 
tige zu sehen, aber der Kaiser redet und tut, was er will, und Bülow wird 
nachgezerrt.» Fatalistisch mußte der Geheimrat im Ruhestand einsehen, 
daß sein einst erheblicher Einfluß wirkungslos geworden war. «Wenn der 
Kaiser in der auswärtigen oder der Flottenpolitik verkehrte Ideen hat, 
dagegen bin ich zu schwach.»"”° 

Wie Holstein und viele andere erkannte der Hofmarschall Graf Robert 
von Zedlitz-Trützschler in dem «gekünstelten und unnatürlichen» und 
«keineswegs ungefährlichen» deutschen Schlachtflottenbau gegen Groß- 
britannien den springenden Punkt der Politik Wilhelms IL, der zur Zu- 
sammenführung der übrigen Weltmächte gegen das Kaiserreich geführt 
hatte. «Warum ist es nun eigentlich notwendig, unsere Flotte so stark zu 
vermehren?» fragte er 1907. «Unser heutiges Resultat der Rüstungen zur 
See besteht darin, daß wir alle Welt aufmerksam, mißtrauisch und eifer- 
süchtig auf uns machen. Besonders England sieht sich, nicht mit Unrecht, 
bedroht, denn wir rüsten in einer Weise, um uns gewissermaßen England 
ebenbürtig zu machen. Dies hat zur Folge, daß England nur noch mehr 
rüstet, und da die Machtmittel Englands größer sind, ist eigentlich auch 
anzunehmen, daß uns England immer überlegen bleiben wird. Wozu also 
die großen Ausgaben, wozu dies Hereintragen von Unruhe und Miß- 
trauen und Eifersucht in unsere äußere Politik ?»'”7 


Kapitel 18 


Dreadnought-Sprung: 
Der Kaiser und «seine» Flotte 


Just zu dem Zeitpunkt, als nachdenkliche Zeitgenossen wie Holstein, Zed- 
litz und andere dringend den Abbruch des Tirpitzschen Schlachtflotten- 
baus verlangten,' drehten Kaiser Wilhelm und sein Staatssekretär im 
Reichsmarineamt weiter an der Schraube eines mörderischen Wettrüstens 
zur See. Nachdem bereits im März 1906 durch eine Novelle zum Flotten- 
gesetz die Entscheidung gefallen war, sechs zusätzliche Große Kreuzer auf 
Kiel zu legen, erhielt Tirpitz im September 1907 von einem begeisterten 
Kaiser in Rominten die Zustimmung zu einer Flottennovelle, durch die 
jährlich vier (statt wie bisher drei) Linienschiffe der Dreadnoughtklasse 
gebaut werden sollten: Der Dreadnought - zu deutsch «Fürchtenichts» — 
repräsentiert den riesigen neuen Schlachtschifftyp. Da gleichzeitig die Le- 
bensdauer der älteren Linienschiffe um fünf Jahre auf 20 Jahre verkürzt 
werden sollte, wodurch sich die Schlachtflotte quasi von selbst erneuern 
würde, bedeutete diese Entscheidung eine massive qualitative Intensivie- 
rung des Rüstungswettlaufs, auf die Großbritannien entsprechend ant- 
worten mußte.” Bei der Entscheidung für das Vierertempo im September 
1907 hatten sich allerdings, wie zu zeigen sein wird, weniger die vorsichtig 
kalkulierten Grundsätze des Tirpitz-Planes als die weiterreichenden Vor- 
stellungen des ungeduldigen Obersten Kriegsherrn, der Marineoffiziere in 
seiner Umgebung und an der «Front» sowie der Agitatoren im Deutschen 
Flottenverein durchgesetzt. Daher rührte auch die eher verbitterte Stim- 
mung des Staatssekretärs, die er nach dem Immediatvortrag auf einem Zet- 
tel festhielt: «S. M. bemerkte, es wäre gut, daß ich jetzt auch zu der Ansicht 
gekommen wäre, daß die Lebenszeit d[er] Linienschiffe verkürzt werden 
müsse. Die Bedeutung des dadurch erlangten Äternats für das 3-Tempo 
schien $.M. nicht zu erkennen oder nicht zu schätzen. Im ganzen war die- 
ser Vortrag deprimierend für mich, der [ich] seit 10 Jahren unaufhörlich 
dieses eine Ziel verfolgt hab[e].»> 

Es entbehrt nicht der Ironie, daß der Flottenkaiser dem «Baumeister» 
Tirpitz, der seit einer Dekade unermüdlich, zielstrebig und oft gegen un- 
überwindlich erscheinende Widerstände in der Staatsführung, im Parla- 
ment und nicht zuletzt auch innerhalb der Marine diese Schlachtflotte auf- 
gebaut hatte, so wenig Anerkennung entgegenbrachte, daß dieser glaubte, 
der Oberste Kriegsherr habe wesentliche Kernelemente seines großen Pla- 
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nes möglicherweise überhaupt nicht verstanden. Der beste Kenner des 
Tirpitz-Plans, Volker Berghahn, erhebt sogar die Frage, «ob der Kaiser die 
ganze Gefährlichkeit dieser auf Biegen und Brechen forcierten Rüstungs- 
politik erkannt hat», und antwortet behutsam, dies sei wohl «nur teilweise 
der Fall» gewesen, «denn es scheint, als habe ein eigenartiger psychologi- 
scher Mechanismus diese Einsicht beschränkt».* 

In diesem Kapitel soll das Augenmerk dem überaus krisenreichen Ver- 
hältnis zwischen Kaiser Wilhelm II. und dem Admiral Alfred von Tirpitz 
während der Jahre 1903 bis 1907 gelten, in denen das Kaiserreich mit 
dem forcierten Bau einer heimischen Schlachtflotte Großbritannien als 
der ersten Seemacht der Welt und zugleich Garant des europäischen 
Gleichgewichts den Fehdehandschuh hinwarf und das Inselreich zur 
diplomatischen und strategischen Gegenwehr zwang. Freilich waren die 
langfristigen Pläne des Staatssekretärs selbst innerhalb der Marineführung 
keineswegs unangefochten, sondern wurden vom Marinekabinett, von den 
Flügeladjutanten im kaiserlichen Gefolge, vom Admiralstab und von den 
Kommandanten der Hochseeflotte als zu einseitig bekämpft. Als Aller- 
höchster Kriegsherr befand sich Wilhelm II. also auch in diesen Konflik- 
ten in der Lage, dank des Königsmechanismus das entscheidende Wort zu 
sprechen. Nicht zu Unrecht galt die Kriegsflotte als sein «Lieblingskind», 
das er persönlich großgezogen hatte und auf das er mit berechtigtem Stolz 
blicken konnte, zumal nachdem er den eigenen Bruder zum Chef der 
Hochseeflotte ernannt hatte.’ Es sollte uns also nicht verwundern, daß der 
Kaiser prononciert eigene Ideen entwickelte und bei aller Übereinstim- 
mung mit den grandiosen «Endzielen» des Tirpitz-Planes keineswegs im- 
mer mit der umstrittenen Vorgehensweise des Staatssekretärs einverstan- 
den war. 

Umgekehrt war Tirpitz bei der Durchsetzung seiner Konzeption ganz 
auf die Unterstützung des Kaisers angewiesen und mußte, wie Berghahn 
konstatiert hat, «seine Argumente nach der Psychologie des Monarchen» 
ausrichten.° «Wilhelm II. war der Brennpunkt des preußisch-deutschen 
Verfassungssystems, wie es sich bis zur Jahrhundertwende allmählich ent- 
wickelt hatte», hebt er hervor. So sehr es seiner «Bismarcknatur» auch wi- 
derstrebte, so sehr war sich der Staatssekretär des Reichsmarineamtes voll- 
auf bewußt, daß sein schwindelerregender Schlachtflottenbauplan nicht 
vom Volk getragen wurde, sondern letztendlich von einem starken Kaiser- 
tum abhängig war, ja, daß er sogar noch nach dem Tod Wilhelms II. auf die 
kraftvolle persönliche Unterstützung seines Nachfolgers angewiesen sein 
würde. So schrieb er 1909 an den jungen Kronprinzen: «Die Frage, ob 
Deutschland zu den großen oder zu den kleinen Staaten auf- oder nieder- 
steigen wird, muß in diesem Jahrhundert ausgetragen werden. Wenn man 
aber an die Zukunft Deutschlands glaubt, dann ist ein solches Maß an See- 
macht notwendig, daß wir fair play» von England zu erlangen haben. Die- 
ser Gedanke geht so sehr gegen die bisherigen Traditionen unseres Staates 
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und unseres Volkes, daß er in Realität [...] nicht übersetzbar ist, wenn 
nicht des jeweiligen Deutschen Kaisers Majestät persönlich den Schutz 
und die Förderung der Seeinteressen in die Hand nehmen. [...] Oder mit 
anderen Worten: Wenn des jetzigen Kaisers Majestät einmal dahinscheiden 
sollte, so stürzen die Seeinteressen Deutschlands zusammen ohne das per- 
sönliche starke Eintreten des Nachfolgers Seiner Majestät. Die Wurzeln 
des Baumes sind noch nicht tief genug in unsere Nation gedrungen, um 
ohne «Gärtner stehen und gedeihen zu können.»’ 


1. Der Kaiser und der Tirpitz-Plan 


Der Tirpitz-Plan gilt heute nach den grundlegenden Untersuchungen von 
Volker R. Berghahn, Wilhelm Deist, Paul Kennedy und Michael Epken- 
hans in der Wissenschaft allgemein als eine haarsträubende Fehlleistung, 
die innen- wie außenpolitisch unsäglichen Schaden angerichtet hat.® Mit 
ungeheurer Zähigkeit verfolgte Tirpitz eine Flottenbaupolitik, die zwar 
technisch exakt durchkalkuliert war, aber dennoch so zahlreiche elemen- 
tare Schwächen aufwies, daß die Berechnungen nicht aufgehen und die 
atemberaubenden «Endziele» des Planes nie erreicht werden konnten. Bis 
1920 sollte im Dreiertempo eine Schlachtflotte von rund 60 Linienschiffen 
und Großen Kreuzern gebaut und in der Nord- beziehungsweise der Ost- 
see stationiert werden, ohne daß die Engländer dies bemerkten, geschwei- 
ge denn in einem Überraschungsschlag (etwa wie 1807, als Nelson die 
dänische Kriegsflotte in Kopenhagen vor dem Zugriff Napoleons vernich- 
tete) die deutsche Wunderwaffe versenkten, ehe sie zu einer Lebensbedro- 
hung für das Inselreich werden konnte. Daß die Londoner Regierung und 
die britische Öffentlichkeit sehr schnell auf die drohende Gefahr aufmerk- 
sam wurden und Gegenmaßnahmen trafen, dafür sorgten allein schon die 
großangelegte offizielle Flottenpropaganda und die hitzköpfige Agitation 
des Flottenvereins, durch die der Reichstag etappenweise dazu gebracht 
werden sollte, die astronomischen Summen für das Wettrüsten zur See zu 
bewilligen, ohne zu bedenken, daß gerade die wachsende Steuerlast die 
Hohenzollernmonarchie in die Krise stürzen würde und daß solche Gel- 
der besser für andere Zwecke - und sei es für die Vermehrung der Armee - 
hätten ausgegeben werden können. Die Erwartung des Staatssekretärs im 
Reichsmarineamt, daß sich die amtliche deutsche Außenpolitik in der lan- 
gen Zeit, während der sich das Reich in der «Gefahrenzone» befand, äu- 
ßerste Zurückhaltung auferlegen würde, um das Ausland von den eigent- 
lichen Zielen des Flottenbaus abzulenken, erwies sich schon wegen des 
Geltung heischenden Naturells des Kaisers als Illusion. 

So traten bereits nach wenigen Jahren unübersehbare Verfallserschei- 
nungen in dem 1897 von Tirpitz initiierten Schlachtflottenbauplan auf. 
Die britische Regierung begriff sehr schnell, welche Gefahren für das Land 
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und für das europäische Gleichgewicht von der Weltmacht- und Flotten- 
politik des Kaiserreiches ausgingen und ergriff sowohl diplomatische als 
auch strategische Gegenmaßnahmen.? Bereits bei den Verhandlungen, die 
im Januar 1902 zu dem Bündnis mit Japan führten, spielten, wie wir ge- 
sehen haben, Sorgen um die Aufrechterhaltung der Suprematie zur See 
eine nicht zu unterschätzende Rolle. Die Möglichkeit, die der Royal Navy 
nach diesem Allianzvertrag geboten wurde, Kriegsschiffe nach den Hei- 
matgewässern zurückzuführen, ergab sich erneut 1904 mit dem Abschluß 
der Entente cordiale mit Frankreich, denn jetzt konnte auch die Mittel- 
meerflotte nach Portsmouth, Dover und Schottland verlegt werden, um 
die Flottenpräsenz im Ärmelkanal und in der Nordsee zu erhöhen. Nicht 
allein in der britischen Presse, sondern auch in der Admiralty plädierten 
einflußreiche Stimmen für eine Versenkung der Kaiserlichen Marine ä la 
Kopenhagen, ehe sie zu mächtig wurde. Die Kriegspanik nach dem Vorfall 
auf der Doggerbank im Herbst 1904 und die 1905 öffentlich ventilierten 
Überlegungen, ob England Frankreich nicht nur zur See, sondern auch 
mit einem Expeditionsheer von 100000 Mann gegen einen deutschen An- 
griff schützen sollte, führten jedem vor Augen, wie hautnah bereits zu die- 
ser Zeit die Gefahr eines deutsch-englischen Krieges gerückt war. Unter 
der entschlossenen Führung Sir John Fishers als Erstem Seelord moderni- 
sierten und vergrößerten die Briten seit 1904 ihre Heimatflotte, die zuneh- 
mend auf den Einsatz gegen die Kaiserliche Marine in der Nordsee ausge- 
legt wurde. Hinzu kam, daß die technische Entwicklung in allen Ländern 
den Bau von immer größeren Kriegsschiffen ermöglichte, wodurch eine 
endlose Kostenspirale entstand, welche die angeblich «rationalen» Kalku- 
lationen des Reichsmarineamtes ad absurdum führte. Überdies mußte 
beim Übergang zum Bau von Großkampfschiffen der Dreadnought-Klas- 
se die Erweiterung und Vertiefung des Kaiser-Wilhelm-Kanals in Angriff 
genommen werden, die erst im Juli 1914 ihren Abschluß finden sollten. 

Blicken wir auf die Jahre 1903 bis 1907 zurück, in denen der systema- 
tisch durchkalkulierte und dennoch grotesk-phantastische Tirpitz-Plan in 
die berüchtigte «Gefahrenzone» geriet, so sehen wir, daß das Verhältnis 
zwischen Kaiser Wilhelm II. und Tirpitz alles andere als reibungslos war. 
Zwar wollte auch der Kaiser eine riesige Schlachtflotte gegen England 
bauen und war deshalb in der Regel, wenn auch oft schweren Herzens, be- 
reit, den Staatssekretär, der diese Flottenentwicklung verwirklichen konn- 
te, im Amt zu belassen. Eigentlich aber stand der Monarch, stets angefeu- 
ert von den «extremen Ansichten» seines Marinekabinettschefs Freiherr 
von Senden-Bibran'° und der «Front», den «uferlosen» Forderungen der 
Fanatiker im Flottenverein viel näher, die das systematische Vorgehen von 
Tirpitz als viel zu langsam und viel zu vorsichtig anprangerten. 
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Schon bald nach der Amtsübernahme sah sich Tirpitz mit scharfer Kritik 
konfrontiert, und zwar vor allem durch die Marine selbst, da nicht wenige 
Offiziere glaubten, ein Krieg gegen England stehe kurz bevor, und deshalb 
die sofortige Erhöhung der Kriegsbereitschaft der Flotte forderten. Auf 
die Gegensätze zwischen Tirpitz und dem Admiralstab unter Büchsel, der 
weitreichende Pläne für den Erwerb von Stützpunkten in der Karibik, für 
die Bombardierung von New York sowie für die Besetzung Dänemarks, 
Hollands und Belgiens ausarbeitete, haben wir weiter oben hingewiesen." 
Zur gleichen Zeit sah sich Tirpitz einer harschen Kritik seitens des Chefs 
der Hochseeflotte, Admiral Hans von Koester, ausgesetzt, der ebensowenig 
wie Büchsel der Ansicht war, daß sich ein Krieg bis zur Fertigstellung der 
Schlachtflotte um 1920 würde vermeiden lassen. Koesters Drängen auf 
eine Erhöhung der Kriegsbereitschaft der noch jungen Flotte war für Tir- 
pitz um so gefährlicher, als die Ansichten des Flottenchefs von Senden- 
Bibran durchaus geteilt wurden. Beide Admirale hatten natürlich unein- 
geschränkten Zugang zum Obersten Kriegsherrn, der sich unentwegt 
«höchstpersönlich» in den Streit einmischte. «Die marinefachlichen Rat- 
schläge Wilhelms II. nahmen in den Jahren 1902 bis 1906 überhand», stellt 
der Verfasser einer neuerlichen Studie zur Entwicklung der deutschen Li- 
nienschiffe fest.'* Mitte 1903 stellte sich Wilhelm so leidenschaftlich auf die 
Seite der «Front» gegen den Staatssekretär, daß Tirpitz, wie Berghahn 
schreibt, «bei seinem nächsten Immediatvortrag über die kaiserliche Er- 
regung ganz überrascht war»."> Die «Rage» und «Verstimmung», mit der 
der Kaiser auf die Argumente reagierte, die Tirpitz gegen die taktischen 
Vorstellungen Koesters und Sendens vorbrachte, ließen den Staatssekretär 
bereits im Frühsommer 1903 den Rücktritt erwägen.'* Unwillkürlich stellt 
man sich die Frage, wie der Rüstungswettlauf zur See und damit das 
deutsch-britische Verhältnis überhaupt sich entwickelt hätten, wenn der 
Monarch Tirpitz zu diesem Zeitpunkt entlassen hätte. 

Ein derartiger Ausgang erschien noch längere Zeit durchaus möglich, 
denn der Konflikt zwischen Tirpitz einerseits und Koester und Senden an- 
dererseits erreichte in den nächsten Monaten seinen vorläufigen Höhe- 
punkt. Im September 1903 gab Wilhelm II. den Befehl, die aktive Flotte 
auf Kosten der Reserveflotte zu entwickeln und stellte damit die vorsichti- 
gen Kalkulationen von Tirpitz grundsätzlich in Frage. In Notizen für den 
bevorstehenden Immediatvortrag führte Tirpitz die Gründe an, weshalb 
die vom Kaiser befohlene Vorgehensweise «unsere großen Chancen in 
einem Weltkrieg, insonderheit gegen England und Amerika [sic!]», gefähr- 
den würde. Schließlich mußte der Staatssekretär einsehen, daß er im Hin- 
blick auf das impulsive Temperament und die Geltungssucht des Monar- 
chen mit seinem Plädoyer für einen langsamen, systematischen Aufbau der 
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Schlachtflotte nichts erreichen würde. So verzichtete er auf den Versuch, 
bei seinem Immediatvortrag «S. M. verständlich zu machen, daß die Orga- 
nisatlions]-Fragen [der Flotte] nicht vom Sattel herab gelöst werden kön- 
nen u. nur im Zusammenhang mit d. möglichen bez[w.] anzustrebenden 
Weiterentwicklung d. Flotte» in Angriff genommen werden dürften und 
daß diese Weiterentwicklung «aber nur im R.M. A., nicht in d. Front u. 
nicht im Kabinett übersehen werden» könne." 

Die Gegensätze zwischen Tirpitz, Senden und Koester entluden sich 
Ende September 1903 in einer heftigen Auseinandersetzung in Rominten. 
Die Vermittlungsversuche des ebenfalls anwesenden Admirals von Holl- 
mann stießen bei Wilhelm II. auf Widerspruch. Tirpitz, so schimpfte er, 
wolle «immer das Verdienst haben»; Koester müsse unbedingt als Flotten- 
chef gehalten werden; Senden sei «ein ganz ehrlicher Kerl, der nur das 
Beste für mich will.» Beim Mittagessen am nächsten Tag listete Senden für 
den Kaiser eine ganze Reihe von angeblichen Mängeln in der Flotte auf, 
doch gelang es Tirpitz, den Kaiser für seine Ansichten zu gewinnen. Am 
28. September, als der Marinekabinettschef abermals die von Tirpitz vor- 
geschlagene Flottenorganisation angriff und dabei die «taktische Arbeit 
d[es] Prinzen [Heinrich] als Sturmbock zu benutzen» suchte, wurde Sen- 
den vom Kaiser «furchtbar abgeschlagen» und «gänzlich auf d. Pfropfen 
gesetzt». Verärgert klagte der Monarch: «U[nd] da fährt Koester uns seit 
3 Jahren ein Dogma fest.» Zwei stürmische Stunden lang machten sich Tir- 
pitz und Senden im Beisein des Kaisers gegenseitig Vorwürfe. Anschlie- 
ßend, als die zwei Admirale allein waren, habe der Staatssekretär dem 
Kabinettschef «ordentlich dfie] Wahrheit» gesagt. Er, Tirpitz, habe «den 
Kaiser vor verhängnisvollem Mißgriff retten müssen u. da hätte man mit 
Verleumdungen gearbeitet.» Der Kabinettschef leitete sodann eine «Ver- 
söhnungskomödie» ein, auf die Tirpitz aber nicht einging, sondern offen 
mit seinem Rücktritt drohte. Senden erklärte Koester für den einzigen ver- 
fügbaren Flottenchef und warb um Tirpitz’ Zustimmung, daß Koester 
«sich lediglich an S.M. zu wenden habe u. [direkt] berichten [dürfe]», 
doch der Staatssekretär des Reichsmarineamtes konterte erregt: «Damit 
Sie also allein d[en] Vortrag haben auch über die Sachen, wo ich allein ver- 
antwortlich wäre. D[er] Staats[sekretär] solle also auf die Knie vor ihm u. 
hätte lediglich d[ie] Ehre, Prügeljunge zu sein. Ich dankte dafür; da müsse 
er sich eine andere Sorte aussuchen. Ob die aber auch geeignet wären, für 
die Marine nach außen zu fechten, das scheine ihm ja gleichgültig [zu sein]. 
Organisations-Entwicklung [ist] meine Sache u. nicht die des Kabinetts.» 
Zum Schluß versprach Senden, im nächsten Herbst das Marinekabinett an 
den Flügeladjutanten Georg Alexander von Müller abzugeben.'‘ 

Nach der Abreise seines Widersachers aus Rominten erfuhr Tirpitz 
vom Flügeladjutanten Ferdinand von Grumme, mit welchen Verdächti- 
gungen Senden, Koester und andere im kaiserlichen Gefolge gegen ihn ge- 
arbeitet hatten. Man habe ihm vorgeworfen, im Solde Krupps zu stehen 
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und «wohl etwas sozialdemokratische Ansichten» zu hegen. «Ich gehöre 
eben nicht zu den Edelsten d. Nation», vermerkte Tirpitz verbittert. Sach- 
lich konnte er allerdings mit dem Ergebnis von Rominten zufrieden sein, 
hatte er doch die gegen ihn gerichtete Verstimmung Kaiser Wilhelms be- 
seitigen und die Attacken Sendens und Koesters fürs erste abwehren kön- 
nen. Erleichtert meldete er dem Reichskanzler, daß «die akute Spannung 
mit S.M. beseitigt» sei.'” Freilich, weder der Staatssekretär noch Bülow 
wollten an den Abgang Sendens glauben, bis sie «ihn auf d[er] Strecke lie- 
gen» sähen. Der Chef des Marinekabinetts sei zwar eine «komische Fi- 
gur», doch der Kaiser würde sich nur schwer von ihm trennen können.“ 
Darüber hinaus äußerte Tirpitz Zweifel, ob der Kaiser wirklich «verstan- 
den» hätte, daß es sich bei den Gegenvorstellungen Koesters und Sendens 
«um mehr handelt als [um] taktische Fragen». Ihre Organisationsvorschlä- 
ge wären nämlich «ein verhängnisvoller Methodenfehler in der Entwick- 
lung unserer Schlachtflotte» gewesen und hätten außerdem dazu geführt, 
daß der Kaiser seine Stellung als «Flottenchef an Land» verlöre.'” Einen 
betrüblichen Eindruck von der Oberflächlichkeit der kaiserlichen Ent- 
scheidung gewannen auch Grumme und Hollmann, als sie kurz nach der 
Romintener Auseinandersetzung mit dem Monarchen sprachen. Dieser, so 
meinten sie, sei «lediglich der Sache müde» und habe erklärt, «Tirpitz 
müsse nun zufrieden sein, er hätte alles erreicht u. $.M. hätten alles Mög- 
liche getan».”° 

Die Argumente des Staatssekretärs, daß die Vorschläge Koesters und 
Sendens die Stellung des Obersten Kriegsherrn als eigentlichen Flotten- 
chef hätten gefährden können, scheinen allerdings nicht ohne Wirkung auf 
Wilhelm geblieben zu sein. Tirpitz gewann den Eindruck, daß der Kaiser 
erkannt hatte, daß die beiden wieder eine Art Oberkommando einführen 
wollten, obwohl doch der Monarch selbst jetzt das Oberkommando sei. 
Wilhelm habe eingesehen, stellte Tirpitz fest, «daß ich Recht gehabt u. die 
richtige Entwicklungslinie im Auge gehalten hätte.»”' In der Tat bestimm- 
te der Kaiser nach einem Marinevortrag in Hubertusstock am 12. Oktober 
1903, daß Koester sein bisher ausgeübtes Amt als Generalinspekteur der 
Flotte aufgeben und außerdem nicht mehr die Leitung der Herbstmanöver 
innehaben sollte. Mit der Zustimmung von Tirpitz und gegen den Willen 
des Kabinettschefs erklärte der Kaiser, er wolle die Stellung des General- 
inspekteurs überhaupt eingehen lassen. Das Oberkommando habe er ja 
höchstpersönlich inne, und zusammen mit dem Chef des Admiralstabes 
werde er auch die Herbstmanöver selber leiten. Koester solle sich fortab 
mit der aktiven Flotte begnügen; bei den Manövern sei er nur eine Partei 
und müsse «eingegliedert» werden.” 

Auch in der Typenfrage konnte sich Tirpitz vorerst gegen die Ansich- 
ten Sendens und Koesters durchsetzen. Am 10. Oktober 1903 richtete der 
Kaiser die Frage an das Reichsmarineamt: «Welcher Typ soll der Novelle 
zugrunde gelegt werden? Panzerkreuzer oder Linienschiffe?»3 In seinem 
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Immediatvortrag vom 14. November 1903 erhielt Tirpitz die Zustimmung 
des Kaisers zu seinen systematischen Verstärkungsplänen für die heimi- 
sche Schlachtflotte, die den Forderungen des Flottenchefs nach einer 
sofortigen erhöhten Kriegsbereitschaft und dem Aufbau einer Auslands- 
flotte entgegenstanden.”* 

In einem eigenhändigen Brief, den er unmittelbar nach dem Immediat- 
vortrag vom 14. November 1903 verfaßte und in dem er Tirpitz zum Ad- 
miral ernannte, ließ Kaiser Wilhelm deutlich erkennen, daß er die Grund- 
sätze des Tirpitz-Planes sehr wohl verstanden hatte. Er sei «sehr erfreut», 
versicherte er, «aus Ihrem vorbereitenden Vortrage über die größere Mate- 
rie, die Entwicklung unserer heimischen Schlachtflotte betreffend, zu er- 
sehen, daß wir vollkommen derselben Ansicht sind. Wenn das geschickt 
arrangiert wird und mit einem gewissen Eklat und Pose den erstaunten 
Reichsnörgelpetern und wasserscheuen Abgeordneten im richtigen Au- 
genblick verkündet wird, daß um die Finanzkräfte des Landes zu schonen 
- und darin der Volksvertretung entgegenzukommen - S.M. schweren 
Herzens auf die ihm zustehende Berechtigung, eine Auslandsflotte zu for- 
dern, verzichtet haben zugunsten der Konzentrierung aller Kräfte und 
Mittel auf den Aufbau der heimischen Streitkräfte, das kann seine Wirkung 
nicht verfehlen; [es] schlägt mit einem Male die «uferlosen Flottengerüchte 
für immer tot und entzieht den Briten die Möglichkeit anderen Leuten mit 
uns draußen Angst zu machen, wenn wir nichts draußen haben.»”° Auch 
seinem Bruder bestätigte Wilhelm, daß er sich in völliger Übereinstim- 
mung mit Tirpitz befände, ein Umstand, den Prinz Heinrich «nicht ge- 
nügend freudig begrüßen» konnte.” Der Kaiser hatte also «absolut be- 
griffen», konstatiert Berghahn, «worum es im Prinzip ging».” 

Trotz des somit errungenen Sieges konnte sich Tirpitz der Unterstüt- 
zung des Kaisers für seinen langfristigen Stufenplan nie ganz sicher sein, 
sondern mußte stets befürchten, daß Wilhelm wie schon oft zuvor «früher 
als richtig» losschießen würde.”® Der Staatssekretär fühlte heraus, daß ihm 
der Monarch «nicht etwa dankbar» war, sondern sich vielmehr darüber 
ärgerte, daß Tirpitz recht behalten hatte. «Es ist ihm unangenehm, daß er 
noch nicht allein die Sache macht u. vor allem in den wissenden Kreisen 
d[er] Marine allein als d[fer] Machende erscheint. Das ist das Traurige und 
Betrübende bei dem befähigten Monarchen, daß er den Schein höher stellt 
als das Wesen. Nicht die Sache selbst, sondern die Frage, ob er als einziger 
Meister sofort in Erscheinung tritt, ist das Entscheidende. Er übersieht 
ganz, daß nur das Wesentliche, die Sache selbst, bleibend ist u. dieses Blei- 
bende lediglich auf sein Konto kommt, die Handlanger aber bald verges- 
sen sind [und] nach preußischer Art auch zufrieden sind, wenn die Sache 
gemacht ist.» 

Genau ein Jahr nach der furiosen Auseinandersetzung in Rominten 
vom September 1903 wiederholte sich im gleichen Jagdrevier das Possen- 
spiel zwischen Wilhelm II., Senden und Tirpitz. Eindrücklich hielt Zedlitz 
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in einer Tagebuchaufzeichnung vom ı. Oktober 1904 das konfliktreiche 
Verhältnis der drei Männer fest. «Seit dem Flottenmanöver [Anfang Sep- 
tember] schwebt eine Art Krisis, da der Kabinettschef v. Senden und der 
Reichsstaatssekretär v. Tirpitz in gewisse Gegensätze geraten waren», 
schrieb er. Man befürchtete sogar, daß Tirpitz seinen Hut nehmen könne, 
was einen schweren Verlust für die Marine bedeutet hätte. Zedlitz notierte 
auch das bezeichnende Detail, daß die beiden Flottenvertreter am An- 
kunftstag «jagdlicher Rücksichten wegen» keinen Vortrag mehr halten 
konnten und ihre Zusammenkunft mit dem Kaiser am nächsten Morgen 
abgebrochen wurde, weil ein kapitaler Hirsch gesichtet wurde. Um seiner 
Jagdpassion zu frönen, nötigte der Kaiser die beiden Admiräle, einen Tag 
länger in der Rominter Öde auszuharren. «Dafür fiel dann der Vortrag am 
29. nachmittags befriedigend aus», urteilte Zedlitz. «Die Konflikte sind 
zunächst beigelegt, und allen Beteiligten merkte man eine aufatmende 
Stimmung an.»’° 

Wie im Vorjahr ging es bei den Querelen vom Herbst 1904 darum, daß 
der Kaiser, angestachelt von Koester und Senden, einen schnelleren Flot- 
tenbau verlangte, während Tirpitz wie gehabt die Vorzüge seines gesetz- 
mäßigen Etappenplans hochhielt. Auf seine Lieblingsmetapher zurück- 
greifend, warnte er, daß man das Erbe für ein Linsengericht verkaufen 
würde, wenn man dauernd «kleinere Sonderforderungen» anmeldete. 
Alle «Seitensprünge, die [den] schnellen Aufbau gerade störten», müßten 
vermieden werden. Es sei unerträglich, wenn ihm der «Kabinettschef im- 
mer in den Rücken fiele u. sorgsame Pläne störe». Der Kaiser wies jedoch 
die Klagen gegen den Marinekabinettschef entschieden zurück. Tirpitz 
irre sich gewaltig, wenn er Senden für einen Intriganten halte, erklärte er. 
Der Kabinettschef sei vielmehr «ein altpreußischer Seigneur, dem so et- 
was ganz unmöglich» wäre. Als Tirpitz entgegnete, er wolle keineswegs 
den Charakter Sendens angreifen, «aber er übersähe die Lage u. Pläne 
nicht», suchte Wilhelm den Staatssekretär mit der Versicherung zu trö- 
sten, er stünde doch vor ihm und «da könnte keiner heran». Daher habe 
Tirpitz «die selbständigste Stellung, die es gäbe». Schließlich täte er, der 
Kaiser, «ja auch alles, was ich [Tirpitz] vorschlüge».’' Mit Recht weist 
Berghahn darauf hin, wie unzureichend der Oberste Kriegsherr die ihm 
allein zustehende Entscheidungsgewalt in diesen Konflikten innerhalb 
der Flottenführung ausübte. Der Kaiser war vor die Entscheidung ge- 
stellt, «aber er mochte weder eine konsequente personalpolitische Ent- 
scheidung fällen noch der einen oder anderen Seite ein für allemal sachlich 
Recht geben».3” So blieben auch in den nächsten kritischen Jahren die 
Gegensätze bestehen. 
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3. «Lügner, Intrigant etc.» - Der Kampf um das Schnelle Linienschiff 


In den stürmischen Auseinandersetzungen zwischen Wilhelm II. und Tir- 
pitz ging es nicht allein um Personalpolitik, die Befehlsstruktur der Mari- 
nebehörden oder das Bautempo der Kriegsflotte, so grundlegend diese 
Fragen auch waren. In Angelegenheiten der Marine, seiner ureigensten 
Schöpfung, fühlte sich der Kaiser durchaus berufen, auch die technischen 
Aspekte der in Auftrag zu gebenden Schiffe und deren Armierung bis ins 
kleinste Detail anzuordnen, wodurch er wiederum die vorsichtig ausgear- 
beiteten Pläne des Reichsmarineamtes gefährdete. So stellte er im Dezem- 
ber 1903 dieser Behörde eine «Konstruktionsaufgabe» für ein Linienschiff 
mit 13 300 Tonnen Deplacement, vier 28 cm und acht 21 cm-Geschützen, 
einem Kohlenvorrat von 2000 Tonnen und einer Höchstgeschwindigkeit 
von 18 Knoten.’ Im Februar 1904 forderte er in einer weiteren seiner 
Konstruktionsaufgaben nicht nur vom Reichsmarineamt, sondern auch 
von der Kaiserlichen Werft in Kiel die Ausarbeitung eines Projekts mit 
acht 24 cm-Schnellfeuerkanonen.>* Sehr treffend machte Zedlitz die Beob- 
achtung, «daß die Marine aus dem regen Interesse, das für sie an Aller- 
höchster Stelle herrscht, große Vorteile zieht, ja daß sie ohne dasselbe 
kaum vorwärts käme, der Kaiser also tatsächlich der Schöpfer unserer 
Flotte ist. Im kleinen und einzelnen aber machen die Eingriffe des Kaisers 
den höheren Seeoffizieren Schwierigkeiten und große Sorgen.» 

Unter dem Einfluß Koesters und Sendens hatte Wilhelm II., besorgt 
um die aktuelle Kriegsbereitschaft der Heimatflotte, seit 1902 auf den Bau 
von Kreuzern gedrängt und damit den Tirpitz-Plan in Frage gestellt, der 
den stufenweisen Aufbau einer Schlachtflotte von 4o Linienschiffen und 
20 Großen Kreuzern vorsah.’ Wie wir schen konnten, war es dem Staats- 
sekretär im Herbst 1903 anscheinend gelungen, den Kaiser für seinen gro- 
ßen Plan zu gewinnen. Seitdem beschäftigte sich der Oberste Kriegsherr 
aber geradezu manisch mit den Einzelheiten eines neuen Schiffstyps, des 
Schnellen Linienschiffes, den auch die «Front» wünschte, das Reichs- 
marineamt jedoch «absolut» ablehnte.” Fieberhaft fertigte Wilhelm Mo- 
dellskizzen von den neuen Schiffen an - es waren schwergepanzerte Kreu- 
zer mit starken Maschinen und großkalibrigen Geschützen - und forderte 
Tirpitz auf, solche Schiffe in seinen Flottenbauplan aufzunehmen. Am 
21. November 1903 überraschte er den Staatssekretär mit einem Artikel 
über diese gepanzerten Kreuzer, den er mit Sendens Hilfe verfaßt hatte. 
Trotz der Bedenken des Staatssekretärs bestand der Monarch darauf, den 
Aufsatz unter dem Decknamen «L» im Januarheft 1904 der Marine-Rund- 
schau zu veröffentlichen. Er begeisterte sich darin für die Panzerkreuzer 
Rivardaria und Moreno, die von der genuesischen Rüstungsfirma Ansaldo 
für Argentinien gebaut und nun von England angekauft und an Japan wei- 
tergeleitet worden waren. Dank seiner kleinen Tonnage könne dieser neue 
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Schiffstyp die Geschwindigkeit der Linienschiffe um drei bis vier Knoten 
übertreffen und sei dennoch mit seinen größeren Geschützen effektiv und 
zudem vergleichsweise billig, argumentierte er in dem Aufsatz.?° «Von nun 
an rıfß die marinefachliche Produktion des Monarchen für längere Zeit 
nicht mehr ab», stellt Berghahn ironisch fest. «Es schien, als wolle er das 
«Persönliche Regimenp selbst auf dem komplexen Gebiet der Kriegsschiff- 
konstruktion verwirklichen.» 

Auf unzähligen Bleistiftzetteln, die der Monarch, der nach seiner Poly- 
penoperation im November 1903 eine Zeitlang nicht reden konnte, mit 
Weisungen an sein Gefolge richtete, ließ er seine Wut an Tirpitz aus, der 
ihm in der Typenfrage nicht beipflichten wollte. Als der Staatssekretär gar 
die Unverfrorenheit besaß, die technischen Angaben anzuzweifeln, die 
Wilhelm in seinem Artikel angeführt hatte, ließ dieser «schleunigst den 
Gen. Consul in Genua das Material von [der Werft] Ansaldo erbitten, und 
konnte es gestern ihm [Tirpitz] vorlegen! Tableau! Er ist ingrimmig auf 
seine Herren denen die Facta entgangen sind», teilte der Kaiser seiner Suite 
triumphierend mit.*” Auf einem weiteren Zettel Seiner Majestät heißt es: 
«Gestern habe ich Tirpitz eine neue Freude bereitet. Indem ich durch Ver- 
gleiche und Zeichnungen nachwies, daß «Constitucion> und «Libertad» die 
Chile soeben von England gekauft [die mit] ı1 800 Tons genau so groß wie 
Wittelsbach sind» und trotzdem mit größeren Geschützen und Panzer- 
platten ausgerüstet seien, mehr Kohle aufnehmen und schneller fahren 
könnten als die deutschen Schiffe dieser Klasse.“ Seine Überzeugung hin- 
sichtlich der Vorteile des neuen Schiffstyps ließ sich der Kaiser auch durch 
einen Briefwechsel mit dem spanischen Marineministerium bestätigen. 
Rechthaberisch schrieb er Ende 1903 dem Chef des Marinekabinetts: «Ich 
habe mich nach Eingang der Photos von Ansaldo gestern abend, den gan- 
zen Abend und den ganzen heutigen morgen schon auf das Gesicht von 
Tirpitz so gefreut, daß meine Frau gar nicht klug werden konnte was mit 
mir los sei! Es soll blos Tirpitz zeigen, daß ich es mit der Frage ernst mei- 
ne, und mich durch ein paar allgemeine zweifelnde Redensarten nicht ab- 
speisen lasse. Gefundenes Fressen für mich, und wie gerufen, ist ja der 
Brief aus dem Spanischen Marine-Ministerium, der ja fast wörtlich das 
sagt, was ich in meinem Aufsatz über den Moreno gesagt habe. Also einen 
besseren Beweis kann man gar nicht wünschen. Daß Ansaldo tüchtig, zu- 
verlässig und leistungsfähig ist, darüber besteht unter unseren Schiffbau- 
firmen nicht der geringste Zweifel. Es ist eben nur Hochmuth unsrer Be- 
hörden, die alles selbst erfunden haben wollen, und höchst piquirt sind, 
wenn ich komme und zeige, daß noch andre Menschen vorhanden sind, 
die auch nachdenken und klug sind.»* Tirpitz fühle sich «etwas getroffen, 
gewissermaßen, als ob er gleichsam nicht recht auf seinen Bruder aufge- 
paßt hätte», spottete der Kaiser im Dezember 1903. «Das ist ja auch der 
Fall. Denn bei den Massen von Vergleichtabellen [...] hat er mir nie eine 
solche wie anliegende vorgelegt obwohl seine Beamten, die ihm das Mate- 
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rıal für die anderen Tabellen beschaffen, diese auch hätten zusammenstel- 
len können. Aber da kommt wieder der Hochmuth! [...] Und nun; da die 
Tabelle sehr überrascht und überzeugende Sprache redet, nun heißt es 
plötzlich, daß Ansaldo’s Angaben nicht zuverlässig seien und daß seine 
Schiffe nicht die Geschwindigkeit hielten! Quatsch.»* 

Mit seinen Forderungen nach schnelleren und größeren Panzerkreu- 
zern mag der Kaiser im internationalen Trend gelegen haben, doch ihm 
kam offenbar nicht der Gedanke, daß es ihm als Souverän nicht zustand, 
sich in die technischen Einzelheiten des Kriegsschiffbaus einzumischen, 
daß er dadurch sein Verhältnis zu Tirpitz und dem Reichsmarineamt 
schwer belastete und auch unter haushälterischen Gesichtspunkten Ver- 
wirrung stiftete. Er hielt sich offensichtlich für einen vorzüglichen Sach- 
verständigen in Schiffbauangelegenheiten und glaubte, besser Bescheid zu 
wissen als das Konstruktionsbüro. So dozierte er in seinen an den Chef des 
Marinekabinetts gerichteten Bleistiftzetteln unter anderem über Details 
der Panzerung von Kriegsschiffen, die fehlende Durchschlagkraft der 
Schiffsartillerie mittleren Kalıbers und die daraus abzuleitende Taktik für 
die Seeschlacht.* 

Die Marotte des Kaisers zog Kreise und nahm bald globale Dimensio- 
nen an. Nachdem er über den Generalkonsul in Genua die Blaupausen für 
die argentinischen Panzerkreuzer Rivardaria und Moreno, die inzwischen 
im Dienst der japanischen Kriegsmarine standen, besorgt und nachdem er 
mit Beamten des spanischen Marineministeriums über die Eigenschaften 
des neuen Schiffstyps korrespondiert hatte, schickte er am 9. Januar 1904 — 
unmittelbar vor dem Ausbruch des Russische-Japanischen Krieges - seinen 
Artikel in der Marine-Rundschan dem russischen Zaren zu und teilte ihm 
mit, er habe die geheimen Risse für die Panzerkreuzer von der italienischen 
Rüstungsfirma Ansaldo «auf ausdrücklichen Wunsch des Präsidenten der 
Argentinischen Republik» erhalten. Er redete auf den Zaren ein, ebenfalls 
Schnelle Linienschiffe für die russische Kriegsflotte bauen zu lassen. 

Als Staatssekretär des Reichsmarineamtes sah sich Tirpitz nun genötigt, 
in einer vierzehnseitigen Denkschrift vom 29. Januar 1904 über die «Ent- 
wicklung unseres Großen Kreuzers» seine Überzeugung zu wiederholen, 
daß «für Deutschland die große maritime Gefahr für das nächste Jahrzehnt 
nur die englische Flotte» darstelle und daß in der Schlacht mit der Royal 
Navy ausschließlich «die Linienschiffe [...] entscheiden» würden.“ Die 
Wut des Kaisers über diese Entgegnung kannte keine Grenzen. Nach ei- 
nem Spaziergang mit seinem Bruder notierte Prinz Heinrich am 31. Januar 
1904, Wilhelm habe «in den gröbsten Ausdrücken (Lügner, Intrigant etc.) 
auf Tirpitz [ge]schimpft wegen der Frage der Panzerkreuzer!»# Die Aus- 
führungen des Staatssekretärs kommentierte der Monarch barsch mit 
«Unsinn!» und «Gänzlicher Irrtum!»* In seinen Schlußbemerkungen zu 
der Denkschrift schrieb er: Da die mutmaßlichen Gegner bereits eine gro- 
ße Zahl von Großen Kreuzern besäßen, müsse auch Deutschland einen 
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Schiffstyp entwickeln, der eine doppelte Aufgabe erfüllen könne. Die Kai- 
serliche Marine benötige also einen Kreuzer, der nicht nur für den her- 
kömmlichen Einsatz in Übersee geeignet, sondern der «auch it for the 
line» sei. «Unsere großen Kreuzer müssen bei uns in die «Linie einran- 
giert werden können [und] daher auch mit solchen Eigenschaften versehen 
werden.» Offiziell könnten solche Schiffe zwar ruhig weiterhin Große 
Kreuzer genannt werden, meinte er; in Wirklichkeit wären es aber Schnelle 
Linienschiffe.# Gerade eine derartige Verschmelzung des Kreuzertyps mit 
dem Linienschiff zu einem einzigen Großkampfschiff drohte aber das 
Flottengesetz, mit dem Tirpitz den Reichstag auf seinen grandiosen Bau- 
plan festgelegt hatte, zu unterminieren.’® 

Die Vertrauenskrise zwischen Wilhelm und Tirpitz vertiefte sich, als 
der Kaiser dem Staatssekretär vom 23. Februar 1904 telegraphisch mitteil- 
te, er habe einen zweiten Artikel über die Panzerkreuzer verfaßt, den er 
ebenso wie den ersten unter dem Decknamen «L» in der Marine-Rund- 
schau veröffentlichen wolle.s' Schon bei dem ersten kaiserlichen Aufsatz 
hatte Tirpitz auf die Problematik einer öffentlichen Diskussion der Bau- 
typen hingewiesen, doch ohne Erfolg. Während er einerseits Hopman 
anwies, einen Gegenartikel gegen die Ausführungen des Kaisers für die 
Marine Rundschau zu verfassen,” argumentierte Tirpitz in einem Ant- 
worttelegramm an Wilhelm und sodann in einem Immediatvortrag vom 
27. Februar 1904, «daß das Ansehen E.M. geschädigt würde», wenn sich 
der Monarch fortgesetzt in die technische Diskussion einmischen würde. 
Die Identität des Kaisers als Verfasser des ersten L-Artikels sei inzwischen 
allgemein bekannt. Das Erscheinen eines zweiten Artikels würde «Persön- 
lichkeiten, welche weder durch Autorität noch durch Stellung dazu geeig- 
net wären, Gelegenheit geben, ihre eigenen Ansichten kritisierend denen 
unseres Allerhöchsten Kriegsherrn gegenüberzustellen». Kaiser Wilhelm 
wollte nicht einsehen, «inwiefern sein Anschen geschädigt werden könne 
durch die Veröffentlichung», sondern blieb renitent bei seinem Vorhaben 
und erklärte: «Es müsse einmal Klarheit über die Sache geschaffen werden, 
und das hätte er getan.» Achselzuckend konnte der Staatssekretär nur er 
widern, daß der Kaiser sich die Sache «noch überlegen» könne. Das 
nächste Heft der Marine Rundschau befinde sich ohnehin schon im Druck, 
daher bestehe keine Eile. Schließlich habe er nur die ihm obliegende 
Pflicht erfüllt und «E.M. von der Veröffentlichung abgeraten», beteuerte 
Tirpitz, worauf der Kaiser gereizt erwiderte: «Jawohl, das haben Sie 
getan.» Tirpitz mußte nun deutlicher werden. Er setzte dem Kaiser ausein- 
ander, daß er seit 1900 dem Reichstag gegenüber eine bewußte Verschleie- 
rungstaktik angewendet habe mit dem Erfolg, daß die Abgeordneten über 
die Bedeutung der Schlachtschiffe, die sie bewilligten, im dunkeln geblie- 
ben wären; ein zweiter kaiserlicher Artikel über Panzerkreuzer würde «die 
Aufmerksamkeit gerade hierauf» lenken.’> 

Zwar unterblieb die Veröffentlichung des zweiten kaiserlichen Traktats, 


3. Der Kampf um das Schnelle Linienschiff 521 


aber die Frage des Schnellen Linienschiffes beschäftigte den Monarchen 
weiterhin obsessiv. Während seiner Kreuzfahrt auf dem Hapag-Dampfer 
König Albert verfaßte er am 17. März 1904 ein «Erwiderungswort» auf Tir- 
pitz’ Denkschrift vom 29. Januar.‘ Vom Mittelmeer aus gab er bei dem 
Oberwerftdirektor Max Fischel die Konstruktion eines Schnellen Linien- 
schiffes in Auftrag.’® Anfang April 1904 befahl er gegen den Rat des 
Reichsmarineamtes, die gerade fertiggestellten deutschen Panzerkreuzer 
mit 24cm statt mit 21 cm-Geschützen auszurüsten.5° Wieder einmal sah 
sich Tirpitz genötigt, mit ganzer Kraft gegen die Initiative des Obersten 
Kriegsherrn vorzugehen, die den gesetzmäßigen Aufbau einer Schlachtflot- 
te von Linienschiffen gefährdete. Am 6. Mai 1904 appellierte er verzweifelt 
an die Unterstützung des Prinzen Heinrich. Die Durchführung der kaiser- 
lichen Wünsche würde «einen Zusammenbruch unseres Flottengesetzes» 
zur Folge haben, warnte er. «Wenn Se. Majestät Kreuzerlinienschiffe in 
größerem Maß» verlange, gebe es nach dem Gesetz nur die Möglichkeit, 
diese Schiffe Linienschiffe zu nennen und sie auch als solche vom Reichstag 
zu fordern. Nicht angängig wäre es, einen Großen Kreuzer zu fordern und 
daraus heimlich ein Linienschiff zu machen. Auf die Dauer könne ein 
derartiges Vorgehen nicht verborgen bleiben, zumal «die von Sr. Majestät 
geplanten großen Kreuzer 6 Millionen [Mark] mehr kosten wie [sic] der 
zuletzt bewilligte große Kreuzer C». Nach dem geltenden Flottengesetz, 
das «ganz vorzugsweise» den Bau von Linienschiffen vorsehe - auf zehn 
Linienschiffe kämen zwei Große Kreuzer - sei bis 1910 nur noch der Bau 
von einem einzigen Kreuzer vorgesehen. «Es hieße doch wirklich ein gutes 
Erbe um ein Linsengericht verkaufen, wenn man an dem einen noch aus- 
stehenden Kreuzer die Grundprinzipien des Flottengesetzes modifizieren 
wollte. Das kann wohl ein Kabinettschef denken, aber nicht ein Staatsse- 
kretär, der das wahre Interesse Sr. Majestät übersieht und sich dafür [für] 
verantwortlich hält. Während früher bei Reichstagsforderungen uns nichts 
so sehr geschadet hat als [sic] eine gewisse Ruhelosigkeit und ewige Ände- 
rung in den Projekten und Auffassungen, so haben wir jetzt gerade nach 
dieser Richtung ein gewisses Vertrauenskapital angesammelt, was unseren 
Forderungen sehr zugut[e] kommt. Wir geben der Opposition die schärf- 
sten Waffen in die Hand, wenn wir ihr die Möglichkeit geben, wieder von 
der veränderlichen Kriegskunst, dem Zickzack-Kurs usw. zu sprechen.»’7 
Heinrich gelang es nach längerem Gespräch, seinem Bruder die Forderung 
nach Schnellen Linienschiffen einstweilen auszureden.’® Doch schon weni- 
ge Monate später brach die Auseinandersetzung von neuem aus. 

Am 28. April 1905 richtete Kaiser Wilhelm von der Adria aus einen 
Brief an Tirpitz, mit dem der Konflikt in ein akutes Stadium trat, verlangte 
doch Wilhelm nichts anderes als die Einführung des neuen Schiffstyps an- 
stelle der bisher geplanten Linienschiffe und Großen Kreuzer, und zwar 
schon in der für 1906 vorgesehenen Flottennovelle. In Messina, schrieb er, 
habe ihm der Kommandant der Sardegna, Admiral Bettolo, die Pläne für 
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neue italienische Linienschiffe gezeigt, die mit acht 30,5 cm-Geschützen in 
vier Doppeltürmen sowie zwanzig kleineren Geschützen ausgerüstet sein 
würden; die Mittelartillerie solle ganz wegfallen. Bettolo sei auch für 
«hohe Geschwindigkeit im Linienschiff, damit der Admiral stets in der 
Lage sei, die ihm zusagende Entfernung für seine Artillerie zu halten, ent- 
weder durch Herangehen oder durch Fortdampfen», führte der Kaiser 
aus. «Auf meine Frage, weshalb man in Italien auf so große Geschwindig- 
keiten der Linienschiffe bedacht sei, da doch Panzerkreuzer dieser Auf- 
gabe mehr gewachsen seien, erwiderte er, man sei der Ansicht, daß Italien 
kein Geld habe für beides, Linienschiffe und Panzerkreuzer. Daher sei 
man entschlossen keine Panzerkreuzer zu bauen, sondern Linienschiffe 
mit so guten Wasserlinien auszugestalten, daß sie bequem die hohen Ge- 
schwindigkeiten halten könnten und vorkommenden Falles die Panzer- 
kreuzerdienste thun könnten. [...] Die Äußerung des Kommandanten der 
Sardegna frappirte mich um so mehr, als sie fast wörtlich das wiederholte, 
was ich schon seit Jahren zu Gunsten des schnelleren Linienschiffes gegen 
die Panzerkreuzer entwickelt habe. [...] Obige Daten bestärken mich nun 
noch mehr in meiner schon oft vertretenen Auffassung, daß die Ausbil- 
dung des Linienschiffes zum «schnellen Linienschiff> die richtige Methode 
ist, um zu leistungsfähigen großen Kreuzern zu kommen, für Länder, die 
nicht wie England im Stande sind, ungemessene Mengen Geldes für große 
Geschwader von Panzerkreuzern neben den Linienschiffen aufzubringen. 
Aus der Eurer Exzellenz [...] zugesandten Tabelle sind die Vergleichszah- 
len zu entnehmen. Die Regina Elena Klasse ist de facto das «schnelle Li- 
nienschifb, welches ich entwickelt zu sehen wünsche - anstelle der Roon 
und der C-Klasse - und welches mir als nicht erreichbar angedeutet wur- 
de. Der von mir angeregte Gedanke von Wittelsbach Armirung auf ein 
etwa Braunschweig-Deplacement bei größerer Länge, war doch nicht so 
grundfalsch! Denn die neuen italienischen Linienschiffe deplaciren 12 600 
Tons nur und sind schwerer armirt als Wittelsbach. Für die neue Flotten- 
Vorlage wäre es - meines Erachtens nach - sehr angenehm, wenn man sag- 
te: wir haben genug Panzerkreuzer, unsere Hauptmasse bleibt nach wie 
vor das «Linienschifß. Wir werden dasselbe in einzelnen schnellen Typen 
ausbilden und zu leichten Divisionen zusammenfassen und damit Kreu- 
zerdienste erfüllen lassen, so gut es geht. [...] Es wäre ein Schiff von etwa 
höchstens ı3 200 Tons zu wählen. [...] Keine Batteriekasematten mit 
ihrem Panzer. Durch Aufstellung der Artillerie in Thürmen statt in der 
Batterie fallen die großen Scharten fort und die lange Panzerung, es kann 
auch das Schiff niedriger gehalten werden, was eine Gewichtserleichterung 
bedeutet, welche anderen Elementen zu Gute kommt, vor allem Kohlen, 
die bei uns noch immer zu knapp bemessen sind. Es sind diese Zahlen als 
allgemeine Anhaltspunkte zu betrachten, die nur unter dem Gesichts- 
punkte aufgestellt sind, daß das als Panzerkreuzer eventuell zu brauchende 
«schnelle Linienschiff> eben auch it for the line ist, was weder die Fried- 
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rich Karl Klasse noch die C in der Lage sind. Denn allen unseren jetzigen 
Panzerkreuzern gegenüber ist die «Regina Elena überlegen, obgleich sie 
Linienschiff ist und können sie - unsere Panzerkreuzer - nicht daran den- 
ken, sich jemals mit ihr einzulassen. An Artillerie und Kohle sind sie weit 
unterlegen, an Geschwindigkeit nur eben gleich. Wilhelm I. R.»”° Noch in 
den nächsten Tagen beschäftigte sich der Kaiser, bestärkt durch Berichte 
seines Marineattach&s in Rom, intensiv mit dem neuen Schiffstyp.“ Seiten- 
weise zeichnete er vergleichende Schiffstabellen und Skizzen, die Admiral 
von Senden am 4. Mai 1905 an Tirpitz sandte.°' Wieder einmal entpuppe 
sich in dieser Frage «Senden als Tirpitz-Gegner», konstatierte Admiral 
von Müller.* 

Es ist verständlich, daß Tirpitz über diesen Eingriff in seine im Flotten- 
gesetz fest verankerten Schlachtflottenbaupläne außer sich geriet. In seiner 
Antwortdepesche vom 6. Mai 1905 machte er vor allem militärtechnische 
Gründe gegen das Projekt geltend. Er hob hervor, daß die von Italien ge- 
plante und von Wilhelm für die Kaiserliche Marine geforderte neue 
Schiffsklasse für das Mittelmeer geeignet sein möge, «aber kaum brauch- 
bar sein dürfte für einen Staat, welcher nur Schiffe bauen darf, welche auch 
unter schwierigen Verhältnissen auf dem Ozean fechten können». Aus 
zahlreichen technischen Gründen, so erklärte er, sei das italienische Mo- 
dell «für unsere Seeverhältnisse nicht annehmbar».‘ 

Eine derartige Zurückweisung seiner Lieblingsidee ließ sich der Kaiser 
nicht gefallen, und er depeschierte gereizt an Tirpitz: «Grosse Geschwin- 
digkeit bleibt nach wie vor für die Zukunftslinienschiffe die Hauptwaffe, 
unter 22 Knoten dürfen dieselben nicht kommen, das ist meine - unabän- 
derliche - Ansicht, und danach ist zu konstruieren! [...] Eine noch so gut 
gepanzerte zu langsame Flotte, die ihren Gegner nicht erreichen kann, 
bleibt eine wehrlose Scheibe, dem schnelleren Gegner gegenüber wird ret- 
tungslos von ihm auf der - ihm - zusagenden Entfernung zusammenge- 
schossen, und bliebe besser ungebaut. Das ist die Ansicht aller Seeoffiziere 
fremder Flotten, die ich im Mittelmeer sprach, und auch derjenigen, die 
mich begleiteten, ebenso wie die meine. Gerade wir vor Allem brauchen 
Geschwindigkeit.»°* 

Wilhelm begnügte sich nicht mit der Verkündigung seines «unabänder- 
lichen» Willens. Den Widerstand des Staatssekretärs vorausahnend, erteil- 
te er Müller am 4.Mai 1905 bei der Heimreise nach Deutschland den 
«heiklen» Auftrag, «wegen des neuen schnellen Linienschiffes» an Tirpitz 
zu schreiben. Müller bat Tirpitz um eine Begegnung in Berlin, um den 
Staatssekretär «über die Erwägungen zu unterrichten, welche Allerhöchst- 
dieselben zu dem Wunsche einer Erhöhung der Geschwindigkeit unserer 
zukünftigen Linienschiffe geführt» hätten.“ In zwei Aussprachen, die am 
9. und 10. Mai 1905 stattfanden, erklärte Tirpitz rundheraus, daß er ab- 
gesehen von den bereits erläuterten militärischen und bautechnischen 
Einwänden auch «aus parlament[arischen] u. finanz[iellen] Gründen die 
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gewünschte Umwendung unserer Schiffbaupolitik bei d. Novelle nicht 
vertreten» könne. Er sprach erneut von der «Unmöglichkeit, das Ge- 
wünschte jetzt zu schaffen». Wie Müller dem Kaiser meldete, habe Tirpitz 
vor allem klargestellt: «Die Schwierigkeit der parlamentarischen Situation 
bei einem sprungweisen Vorgehen liegt in der Erschütterung des Vertrau- 
ens in der Folgerichtigkeit der bisherigen Flottenentwicklung, ein Vertrau- 
en, welches nach Ansicht von Admiral v. Tirpitz von ganz außerordent- 
licher Bedeutung ist und welches geradezu eine Bedingung bildet für das 
Durchbringen der nächsten, von Euer Majestät genehmigten Flottenvor- 
lage mit ihrer gleichzeitigen Vermehrung der Zahl der Einheiten und sehr 
erheblichen Steigerung der Kosten des einzelnen Schiffes.» Müllers 
Schreiben kam mit der kaiserlichen Randbemerkung zurück: «Das Parla- 
ment versteht zu wenig von Technik um über «Sprünge oder «Nichtsprün- 
g® im Typ zu urtheilen. Es darf die Rücksicht auf dasselbe niemals dazu 
verleiten, auf erwünschte Fortschritte, wenn sie auch weitgehende Ände- 
rungen bedingen, zu verzichten oder andere Nationen uns überholen zu 
lassen.»°® Am ı1. Mai 1905 wiederholte Wilhelm II. den Befehl, einen Typ 
nach seinen Skizzen durchzukonstruieren, um rechtzeitig vor den Parla- 
mentsdebatten festzustellen, «um welchen Preis eine weitere Steigerung 
der Geschwindigkeit der Linienschiffe zu haben» wäre.“ Ein sich abzeich- 
nendes Entlassungsgesuch des Staatssekretärs konnte nur durch den Kom- 
promiß abgewendet werden, daß ein Schiff nach den kaiserlichen Wün- 
schen durchkonstruiert werde sollte, ohne dabei allerdings die Arbeiten an 
der Novelle aufzuhalten.’ 

Untersuchungen im Konstruktionsbüro des Reichsmarineamtes erga- 
ben, daß das vom Kaiser geforderte Schnelle Linienschiff ohne größeren 
Tiefgang zu kentern drohte und daß ausgedehnte Modellschleppversuche 
nötig sein würden, ehe man mit dem Bau beginnen könnte.”' Offensicht- 
lich wiegte sich Tirpitz in der Hoffnung, das Projekt möglichst gemächlich 
bearbeiten zu können, doch er rechnete nicht mit der Hartnäckigkeit des 
Kaisers. Während der Kreuzfahrt in der Ostsee im Juli 1905 regte Müller 
an, Tirpitz möge dem Monarchen eine Abhandlung über den letzten Stand 
der Konstruktionsarbeiten zukommen lassen.” Herablassend bat Tirpitz 
seinen Mitarbeiter Adolf von TIrotha, «irgend etwas schiffbaulich Interes- 
santes» für den Kaiser aufzutreiben; er gedenke, sagte er, dem Monarchen 
«eine Tonne» in die Hand zu geben, «mit der man spielen kann». Der 
Versuch, den Kaiser damit abzulenken, mißglückte jedoch vollkommen. 
Trotha äußerte im August 1905 resignierend, «S.M. ist den sachlichen 
Ausführungen in dieser Frage ja nie gefolgt, einmal weil ihm dies nach sei- 
ner ganzen Arbeitsmethode nicht liegt, und dann auch wohl, weil er doch 
jedenfalls Recht behalten will.»”* Wiederholt bildete das Lieblingsprojekt 
des Kaisers in den nächsten Jahren ein Gesprächsthema am Hofe und auf 
der Hohenzollern.’’ Am 26. November 1906 rief er in Kiel die Admirale 
und Kommandanten der Hochseeflotte auf der Deutschland zusammen 
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und hielt ihnen einen Vortrag, wie Hopman notierte, «über sein den 
Werften aufgegebenes Projekt eines schnellen Linienschiffes, dabei dem 
R.M.A. einige kl[eine] Hiebe versetzend».7”° Noch im März 1907 unter- 
brach Wilhelm den «reichlich langweiligen» Vortrag des Chefs des Admi- 
ralstabes, um selbst Vortrag über die Vorzüge des Schnellen Linienschiffes 
zu halten.’”’ Im Sommer 1906 wandte sich der Kaiser zudem mit seinem 
Projekt an die Öffentlichkeit, indem er einen Preis für den besten Entwurf 
eines solchen Schiffes ausschrieb, wobei er neuerlich seinen Unmut über 
die «blinden» Konstrukteure des Reichsmarineamtes nicht verhehlte.”* 
Das Allerhöchste Lieblingsprojekt «Schnelles Linienschiff» verlief schließ- 
lich nur deshalb im Sande, weil nach dem Entwicklungssprung im Kriegs- 
schiffbau, den die englische Dreadnought-Klasse darstellte, die deutsche 
Marine einschließlich des Reichsmarineamtes selbst ihre Baupolitik 
grundsätzlich überdenken mußte. 


4. Der Dreadnought-Sprung 
und die Erweiterung des Kaiser-Wilhelm-Kanals 


Wie unsere Untersuchung der langwierigen Auseinandersetzungen über 
das Schnelle Linienschiff gezeigt hat, verfolgte Kaiser Wilhelm die Bau- 
pläne der anderen Marinen und in erster Linie natürlich der britischen mit 
ungewöhnlicher Intensität. Mit Spannung hatte er den Artikel «An Ideal 
Warship for the British Navy» aufgenommen, den der italienische Kon- 
strukteur Vittorio Cuniberti 1903 in der Jahresschrift All the World’s 
Fighting Ships veröffentlicht hatte.”? Als der Londoner Marineattache Carl 
Coerper am 5. Januar 1905 erstmals von der Absicht der Royal Navy be- 
richtete, ein Großkampfschiff vom Typ Dreadnought mit einem Deplace- 
ment von 18000 tons und vier 30,5 cm-Geschützen sowie zehn 25,4 cm- 
Geschützen zu bauen, gab der Kaiser den Befehl, der Chef des Konstruk- 
tionsbüros solle «z[um] schleunigen Vortr[a]g» kommen und ihm «zum 
Vergleich unsere neuesten Pläne darüber» vorlegen. Erregt rief er aus, als 
Coerper die erste Meldung bestätigte: «Also doch! Das ist das vor 2 Jahren 
in «All The World’s Fighting Ship» vorgetragene Projekt von Cuniberti.»®° 

Angesichts der Meldungen aus London konnte Tirpitz nicht umhin, 
eine Vergrößerung der für die Kaiserliche Marine geplanten Schiffe und 
der damit verbundenen Kosten ins Auge zu fassen. Nach hektischen Be- 
ratungen im Reichsmarineamt legte er dem Kaiser in einem Immediatvor- 
trag am 18. März 1905 vier Projekte vor, die jedoch alle noch unterhalb der 
Dreadnought-Größe blieben. Zwar bewilligte der Monarch das auch von 
Tirpitz bevorzugte Modell, das mit einem Deplacement von 15 700 Ion- 
nen und 28 cm-Geschützen eine Höchstgeschwindigkeit von 18,33 Knoten 
haben und rund 33 Millionen Mark kosten würde, doch er drängte auch 
weiterhin auf größere und schnellere Großkampfschiffe.”" «Wir müssen 
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auch so hoch gehen!» lautete sein Befehl, als Coerper weitere Einzelheiten 
über das neue britische Schiff meldete: 18 000 Tonnen Deplacement, zehn 
30,5 cm-Schnellfeuerkanonen und eine Geschwindigkeit von 21 Knoten.'” 
Am Sonntagmorgen, 4. Juni 1905, ließ er Müller noch vor dem Frühstück 
rufen und unterhielt sich lange im Garten mit ihm «über die Nothwendig- 
keit der Geschwindigkeitssteigerung für unsere Kriegsschiffe». Dabei sei 
wieder «viel Mißstimmung gegen Tirpitz» zum Vorschein gekommen, no- 
tierte Müller, der hinzufügte, die Kaiserin und die Prinzen hätten bis nach 
Beendigung des Gesprächs auf ihr Frühstück warten müssen. Die Verstim- 
mung des Kaisers gegen Tirpitz und seine vergleichsweise behutsamen 
Baupläne verschärfte sich weiter, als Hintze aus St. Petersburg meldete, 
auch Rußland plane den Bau von Linienschiffen mit einem Deplacement 
von 19 800 Tonnen. Vom Konstruktionsbüro verlangte der Monarch, ihm 
umgehend Zeichnungen zu den russischen Schiffen vorzulegen.” Wäh- 
rend eines «heiklen» Morgenspaziergangs mit Müller in Kiel klagte der 
Kaiser über den «Charakter von Tirpitz im Gegensatz zu Senden, Holl- 
mann u. in Übereinstimmung zu Bismarck». 

Am 20. Juli 1905 richtete Wilhelm ein elfseitiges Handschreiben, dem 
er vier Tage später einen weiteren Brief nachschickte, an Tirpitz. In beiden 
Briefen forderte der Kaiser sowohl ein rasches Vorantreiben der Torpedo- 
waffe als auch den Bau von größeren und schnelleren Linienschiffen.® 
Dem Verlangen nach einer Verstärkung der Torpedoboote versprach der 
Staatssekretär zu entsprechen, und was den Wunsch nach noch größeren 
und schnelleren Linienschiffen anbelange, so sei er im Prinzip auch damit 
einverstanden, doch müsse er daran erinnern, daß man «schon an die 
äußerste Grenze für den Kaiser-Wilhelm-Kanal gekommen» sei. Fordere 
man jetzt noch größere Schiffe, «so würden wir gezwungen sein, dabei 
amtlich auszusprechen, daß diese Schiffe den Kanal nicht mehr passieren 
können. Damit rollt aber die ganze Kanalfrage auf. Bei der großen Schwie- 
rigkeit, welche im kommenden Winter die Steuervorlage u. die Flotten- 
novelle bieten wird, möchte ich Euer Majestät dringend empfehlen, die 
Kanalfrage zurückzustellen.»° 

Eine scharfe Auseinandersetzung über den Dreadnought-Typ und die 
damit verbundene «infame» Frage der Erweiterung des Kaiser-Wilhelm- 
Kanals, die Unsummen verschlingen, mehrere Jahre in Anspruch nehmen 
und im In- und Ausland Mißtrauen wecken würde, war bei dem für An- 
fang Oktober 1905 angesetzten Immediatvortrag in Rominten unumgäng- 
lich. Am 3. September forderte Tirpitz von seinen Mitarbeitern im Reichs- 
marineamt Denkschriften an über die «Konsequenzen» einer Steigerung 
von der bisherigen Braunschweig-Klasse (13 000 Tonnen) auf 17 000 oder 
gar 18 000 Tonnen, «ehe ich nach Rominten fahre».'” Am gleichen Tag er- 
hielt Tirpitz vom Chef des Marinekabinetts die Mitteilung, daß der Kaiser 
eine Erweiterung und Vertiefung des Kaiser-Wilhelm-Kanals für notwen- 
dig erklärt habe. Der Monarch habe darüber bereits mit dem Reichskanz- 


5. Die Tirpitz-Krise vom Winter 1905/06 527 


ler verhandelt und sei mit ihm übereingekommen, den kostspieligen Aus- 
bau mit der zunehmenden Handelsschiffahrt zu motivieren. In dem 
Glauben, mit dieser Entscheidung auch die Typenfrage gelöst zu haben, 
äußerte Wilhelm die Hoffnung, daß es nunmehr bei der Konstruktion von 
neuen Kriegsschiffen nicht mehr notwendig sein würde, auf die Schleusen- 
abmessungen zu achten.‘ Tirpitz schöpfte den Verdacht, daß der Kaiser 
mit der Erweiterung des Kanals seine Lieblingsidee des Schnellen Linien- 
schiffes durchsetzen wolle, die ihm selber «im höchsten Maße unsympa- 
thisch» sei, «da ich Geld u. Mühe lieber für Gefechtskraft [als für Ge- 
schwindigkeit] anlegen möchte». 

Der Staatssekretär mußte darauf hinweisen, daß die Kanalfrage nicht 
«ganz so einfach» zu lösen sei, «wie $.M. anzunehmen» schiene. «Kein 
Mensch» würde der Behauptung Glauben schenken, die beinahe unbe- 
zahlbaren Kanalerweiterungsarbeiten seien durch den gesteigerten Han- 
delsschiffsverkehr notwendig geworden.” Dennoch erkannte er, daß er 
dem Reichstag nach der kaiserlichen Entscheidung die Erforderlichkeit 
der Kanalerweiterung nicht würde verheimlichen können und daß damit 
auch die Vergrößerung der Schiffe öffentlich zur Sprache kommen wür- 
de.?' Vor seinem Immediatvortrag fuhr er nach Baden-Baden, um Bülows 
«allgemeines» Einverständnis - im Reichsmarineamt ging man davon aus, 
daß der Reichskanzler «nicht eingehend [...] orientiert» war - für die Er- 
höhung der Marineforderungen einzuholen.” In Rominten legte der 
Staatssekretär dann am 4. Oktober 1905 dem Kaiser den Entwurf zu einer 
Flottennovelle vor, die, wie Berghahn schreibt, «das weitere Schicksal des 
gesamten Tirpitz-Plans und den Verlauf der deutschen Politik bis 1914 fol- 
genschwer beeinflußte». Das neue deutsche Linienschiff sollte mit einem 
Deplacement von über 18000 Tonnen eine Länge von ı35 m und eine 
Breite von 26m haben und mit zwölf 28 cm-Geschützen 36,5 Millionen 
Mark kosten. Insgesamt würden die Linienschiffe und Großen Kreuzer, 
die man 1906 vom Reichstag verlangen würde, 940 Millionen Mark kosten 
und die Erweiterungsarbeiten am Kaiser-Wilhelm-Kanal weitere 60 Mil- 
lionen verschlingen. Kaiser Wilhelm begrüßte die Vorschläge und leitete 
damit ein offenes Rüstungswettrennen mit Großbritannien ein, denn die 
erste Seemacht der Welt konnte nicht anders, als die deutsche Provokation, 
die einer Herausforderung ihrer maritimen Suprematie und Weltmacht- 
stellung gleichkam, anzunehmen.? 
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So lästig ihm die unaufhörlichen Eingriffe des Monarchen in seine Kreise 
auch waren, so griff doch Tirpitz gelegentlich zu der bewährten Methode, 
die autokratischen Gelüste Wilhelms II. zu schüren, um dessen Stellung als 
Oberster Kriegsherr gegen seine Feinde einzusetzen. So war es ihm im 
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Frühjahr 1905 gelungen, den Monarchen davon zu überzeugen, daß die 
maßlosen Forderungen des Deutschen Flottenvereins nach der Bildung 
eines dritten Doppelgeschwaders von Linienschiffen einen Eingriff in sei- 
ne Hoheitsrechte darstellten.?* Wie so oft schoß der Kaiser aber weit über 
das gewünschte Ziel hinaus. Ungehalten richtete er am 6.Mai 1905 ein 
Telegramm an den geschäftsführenden Vorsitzenden des Flottenvereins, 
Generalmajor a.D. Wilhelm Menges, das dessen Rücktritt und den des 
Propagandachefs des Vereins, des Generalmajors z. D. August Keim, pro- 
vozierte. Es lägen ihm Beweise vor, drahtete der Monarch, daß der Flot- 
tenverein unstatthafte Wege beschreite, indem er sich das Recht anmaße, 
die Schiffstypen in der Kaiserlichen Marine zu bestimmen. Das sei «ein di- 
rekter Eingriff in die Kommandosphäre des Allerhöchsten Kriegsherrn», 
schrieb er, den er «auf das Bestimmteste als gänzlich ungehörig zurück- 
weisen» müsse. Der Flottenverein habe zwar die Aufgabe, das Verständnis 
für die Flotte zu pflegen; «sich in Dinge rein militärischer, technischer Na- 
tur einzumischen» dürfe jedoch «von den Marinebehörden nun und nim- 
mer geduldet werden».?° Da nach dem Rücktritt von Menges und Keim 
auch noch der angesehene Otto Fürst zu Salm-Horstmar sein Amt als Prä- 
sident des Flottenvereins niederzulegen drohte, wurden Tirpitz, Bülow, 
Senden und Müller aktiv, um eine allgemeine Krise zu verhindern.” Dem 
badischen Gesandten sprach Tirpitz sein Bedauern darüber aus, daß Men- 
ges und Keim «durch ein von Allerhöchster Stelle an die beiden Generale 
gerichtetes, sie rektifizierendes ungnädiges Telegramm» zum Rücktritt 
veranlaßt worden seien.” Am 24. Mai 1905 konnten Bülow und Tirpitz 
den Kaiser dazu überreden, die Bedenken wegen seiner Hoheitsrechte zu- 
rückzustellen und durch ein weiteres Telegramm den Weg für einen Kom- 
promiß freizumachen.?” Menges und Keim wurden ins Präsidium wieder- 
gewählt, und auf der Hauptversammlung des Vereins in Stuttgart wurden 
im Beisein des Königs von Württemberg sowie des Prinzen Heinrich, der 
auf Wunsch seines Bruders die Schirmherrschaft übernommen hatte, die 
Kompromißvorschläge angenommen. Am ı5.Juni 1905 schrieb Kaiser 
Wilhelm zufrieden dem König von Württemberg: «Wenn der Flotten-Ver- 
ein auf dem jetzt wiedergefundenen Wege verbleibt, wie zu hoffen, wird er 
wirklich Gutes stiften können und seine Arbeit mir willkommen sein.» 

Tatsächlich deckten sich die Vermehrungspläne Wilhelms II. viel eher 
mit den ungestümen Forderungen des Flottenvereins als mit den vorsich- 
tig kalkulierten Bauprojekten von Tirpitz. Während dieser in Rominten 
im Oktober 1905 die Zustimmung des Kaisers zu seiner milliardenschwe- 
ren Dreadnought-Novelle einholte, drängten Salm-Horstmar, Keim und 
Admiral Thomsen auf eine noch größere Verstärkung der Flotte. Der 
Staatssekretär befürchtete, daß der Kaiser durch die Vorstöße des Flotten- 
vereins zu einer Verschärfung der soeben erst gebilligten Vorlage bewegt 
werden könnte, zumal die Vereinsführer mit dem Argument arbeiteten, 
«das Volk erwarte von Seiner Majestät eine viel größere Vorlage; deren 
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Ausbleiben bedeute eine direkte Gefahr für den Boden der Monarchie».'” 
Bitter klagte Tirpitz, daß diese «äußerst lebhafte Agitation» dem Zweck 
diene, «Seine Majestät den Kaiser zu bestimmen, eine weit stärkere 
Vermehrung der Flotte in Aussicht zu nehmen».'” Mit Recht weist Berg- 
hahn darauf hin, wie bezeichnend die Ängste des Staatssekretärs vor der 
«Sprunghaftigkeit» des Monarchen «für die innere Mechanik des Wilhel- 
minischen Regierungssystems» waren.'” 

Das Drängen des Flottenvereins nahm besonders bedrohliche Formen 
an, als Salm, Thomsen und Keim Anfang November 1905 eine Audienz 
bei Wilhelm II. verlangten und auch den Flügeladjutanten Admiral von 
Müller «für kräftigere Flottenvermehrung in Ausnutzung der Volksstim- 
mung zu gewinnen» suchten. Tirpitz gelang es, Müller davon zu über- 
zeugen, wie gefährlich es für das Deutsche Reich sein würde, «über das 
offizielle Tempo hinaus vorwärts zu wollen».'® Aber Bülow, der noch im 
September Tirpitz seine Unterstützung zugesichert hatte, schien jetzt ge- 
neigt, aus der Flottennovelle «eine große nationale Frage» zu machen.'* 
Am 8.November 1905 wandte sich der Staatssekretär daher mit einer 
Denkschrift an den Reichskanzler, darin er in aller Deutlichkeit seine 
Überzeugung von der Erforderlichkeit einer «ruhigen und systematischen 
Entwicklung der Marine» wiederholte. Schon die gesetzmäßige Vermeh- 
rung der deutschen Kriegsflotte, die er vorgenommen habe, enthalte eine 
fast unannehmbare machtpolitische Herausforderung Großbritanniens, 
die die Gefahr eines Krieges sehr nahe bringen werde, führte er aus. «Die 
Tatsache, daß Deutschland in den nächsten 4 Jahren 16 Linienschiffe von 
18 ooo tons auf Stapel legen will und ferner die Erkenntnis, dass England 
mit einem künftigen Sollbestand von 50-60 erstklassigen deutschen Li- 
nienschiffen zu rechnen haben wird, bedingt eine solche Verschiebung der 
realen Machtfaktoren, dass auch eine ruhige und verständige englische Po- 
litik zu dem Entschluss kommen muss, einen solchen Gegner niederzu- 
schlagen, ehe er eine für Englands Weltmachtstellung so gefährliche militä- 
rische Stärke erreicht hat. Die Möglichkeit kriegerischer Verwicklungen in 
den nächsten 4 Jahren, ehe auch nur eins der neuen Linienschiffe fertig ist, 
wird damit ausserordentlich gesteigert.» Aber auch innenpolitisch sei ein 
ruhiges und systematisches Vorgehen unumgänglich, warnte Tirpitz, denn 
wenn der Reichstag merken sollte, daß die Regierung eine Flotte aufbaue, 
von der man «nicht ganz ohne Grund» annehmen müsse, daß sie einst «der 
englischen gleichwertig» sein werde, würde eine Parlamentsmehrheit da- 
für nicht zu finden sein. Schon die «gewaltigen Kosten» für die bereits ver- 
einbarte Novelle brächten «zweifelsohne große politische Gefahren» mit 
sich. Fordere man noch mehr, so sei ein Mißerfolg und damit «eine grosse 
Einbusse an Prestige nach Innen und Aussen» zu befürchten. Die neuer- 
lichen Unruhen in Rußland und Österreich würden nicht ohne Rückwir- 
kung auf die deutsche Sozialdemokratie sein, warnte Tirpitz. «Ob das 
Deutsche Reich heute die innere Kraft besitzt, eine «Konfliktszeiv zu 
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überwinden, erscheint [...] fraglich».'% In einem Begleitschreiben räumte 
Tirpitz ein, daß sich in der Denkschrift Gedanken befänden, «die man 
wohl denken kann bezw. muss, die aber eigentlich nicht niedergeschrieben 
werden dürfen». Das ausdrückliche Ziel des Staatssekretärs war es, die 
Unterstützung des Reichskanzlers wiederzugewinnen gegen «die unauf- 
hörliche Wühlarbeit an anderer Stelle, deren Ungeduld von Phantasten 
und Übelwollenden beständig gestachelt wird». Gemeint war natürlich 
der Kaiser.'” 

An der Tatsache, daß Wilhelm, angefeuert durch Senden, für die «extre- 
me» Agitation des Flottenvereins zugänglich war und fortgesetzt auf ein 
noch schnelleres Bautempo drängte, konnte nicht gezweifelt werden.'” In 
Randbemerkungen tadelte er den Staatssekretär, nicht schon früher vier 
große Schiffe im Jahr gebaut zu haben.’ Wiederholt forderte er den 
schnelleren Ersatz der älteren Schlachtschiffe und das Vorziehen von Neu- 
bauten.'” Am 3. Februar 1906 warf er Tirpitz bei seinem Immediatvortrag 
vor, «die Volksstimmung zugunsten der Flotte [...] nicht genug ausge- 
nutzt» zu haben. Ultimativ verlangte er, wie Tirpitz notierte: «Vorziehen. 
Lebensdauer abkürzen auf 18 Jahre. Höhere Forderungen. (Es scheint der 
Wunsch zu treiben, den Reichstag unter dem Zeichen der Flottenvorlage 
aufzulösen.)»''° Unbeirrt durch die Mahnungen Tirpitz’ und Holsteins 
stieß auch Bülow ins gleiche Horn. Bei einer Besprechung mit dem Kaiser 
am 5. Februar 1906 kam «das Mißverhältnis unserer Flotte zu der jetzt 
mobilisierten gewaltigen Streitmacht Englands zur Sprache», wie der Ma- 
rinekabinettschef von Senden in einem Memorandum festhielt. «Als der 
Reichskanzler fragte, ob wohl irgend etwas geschehen könne, um den 
Ausbau unserer Flotte zu beschleunigen, erwiderten Seine Majestät, daß es 
wohl angängig sei, [...] die Lebensdauer der Linienschiffe um sechs oder 
sieben Jahre herabzusetzen. Am besten sei es, [...] dies auf Initiativantrag 
[aus dem Reichstag] zu erreichen. Dann würden schon jetzt die Branden- 
burg-Klasse - erste Rate 1889 - oder die Siegfried-Klasse - erste Rate 1887 
und 1889 - zum Ersatz heranstehen und erste Raten angefordert werden 
können. Etwa 1907 könnten diese Neubauten ablaufen und Anfang 1909 
wohl Probefahrten machen. Der Reichskanzler trat der Ansicht Seiner 
Majestät bei, er erachtete die Abkürzung der Lebensdauer der Linienschif- 
fe gleichfalls für sehr erfreulich, [...] und sie störe das Flottengesetz gar 
nicht.»''"" Am 8. Februar 1906 stellte Tirpitz den Reichskanzler zur Rede, 
der leugnete, dem Kaiser eine Reichstagsresolution für einen schnelleren 
Aufbau der Flotte als erreichbar dargestellt zu haben und erklärte, es müß- 
ten Mißverständnisse vorliegen. Doch als Tirpitz zwei Tage später im 
Stadtschloß zu Potsdam beim Vortrag erklärte, daß sowohl er als auch der 
Reichskanzler es für aussichtslos hielten, eine Resolution im Reichstag 
durchzusetzen, «erwiderte Seine Majestät ganz schroff: daß der Reichs- 
kanzler ihm gestern (Freitag) das Gegenteil gesagt hätte». Wieder mußte 
Bülow eingestehen, daß die Parteien im Reichstag doch nicht zu der vom 
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Kaiser gewünschten Resolution zu bewegen sein würden. Gemeinsam 
setzten er und Tirpitz eine schriftliche Erklärung auf, die Bülow am 
13. Februar 1906 dem Kaiser im Beisein von Tirpitz vorlas. Über die Reak- 
tion des Monarchen fertigte Tirpitz die Notiz an: «Seine Majestät nahm 
darauf die Erklärung, las sie nochmals durch und sagte am Schluß in er- 
regtem Tone: «Also die Schiffe bekomme ich nicht, das Weitere wird sich 
finden!» Dem folgte eine nicht ganz verständliche Bemerkung mehr gegen 
mich gewendet: «Wenn wir nachher keine Schiffe haben ...®» ... Als ich 
nachher den Reichskanzler fragte, was der Kaiser damit wohl gemeint 
hätte, sagte er nur: «Mehr konnte ich ja für Sie nicht tun.»""* 

Nach diesem Vorfall überlegte sich Tirpitz abermals ernsthaft, sein 
Rücktrittsgesuch einzureichen. Nur nach einem «harten Kampf zwischen 
gekränkter persönlicher Würde und dem Bewußtsein einer großen Pflicht 
dem Staate gegenüber» entschied er sich, wie Müller attestierte, wenigstens 
im Amt zu bleiben, bis die Flottennovelle durchgebracht sein würde.’ 
Das Verhältnis zwischen ihm und dem Kaiser blieb aufs äußerste ge 
spannt.''* Nach der Annahme der Novelle im Reichstag am 28. März 1906 
glaubte Tirpitz, den Dank des Kaisers für diesen Erfolg verdient zu haben, 
den dieser im November freilich als den seinen reklamierte. Statt dessen 
erhielt der Staatssekretär einen Zeitungsausschnitt, auf den Wilhelm II. die 
Randbemerkung geschrieben hatte: «Flausen! Man hat nicht genug seiner- 
zeit gefordert und fühlt nun, daß die Leute, die darauf hinweisen, recht 
haben!»'" Tirpitz reichte am 4. April 1906 sein Abschiedsgesuch ein, denn 
nicht nur die Desavouierung, die in der Randbemerkung lag, sondern die 
Gesamtbehandlung, der er in letzter Zeit seitens des Kaisers ausgesetzt ge- 
wesen war, wertete er als Indiz, daß er die für die Amtsführung unerläß- 
liche «Allerhöchste Zufriedenheit» nicht mehr besaß. «Die bewußte Be- 
merkung Seiner Majestät beleuchte in dieser Art gewissermaßen die ganze 
Situation.»'"* Gleichzeitig hoffte er, mit seinem Rücktrittsgesuch «etwas 
auf den Kaiser einzuwirken, daß er die Neigung bei sich bekämpfe, der- 
artige nicht ganz ausgereifte Gedanken in die Behörden hereinzuwerfen». 
Allerdings verwarf er einen ersten Entwurf, in dem er gegen die kaiserliche 
Randbemerkung Klage führte, und motivierte seinen Wunsch, sein Amt 
niederzulegen, allein mit seiner angeblich angegriffenen Gesundheit, um 
«den Kaiser nicht mehr als nötig zu erregen».'” Es überrascht also keines- 
wegs, daß sich der Staatssekretär mit dem «gnädigen» Handschreiben 
zufriedengab, mit dem der Monarch seine Entlassung ablehnte.''* Nach- 
träglich erfuhr Tirpitz, daß Wilhelm sein Rücktrittsgesuch zunächst kom- 
mentarlos an das Marinekabinett weitergeleitet, und daß es Senden war, 
der das «gnädige» Handschreiben vom 5. April aufgesetzt hatte. Diesem 
gegenüber sagte der Kaiser, «er könne den Staatssekretär nicht verstehen; 
er wisse, daß verschiedene Differenzen und Schwierigkeiten zwischen ihm 
und dem Staatssekretär vorgekommen seien, darauf habe er aber bei dem 
letzten Hoffest Frau von Tirpitz neben sich gesetzt und sie damit allen 
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Fürsten vorgesetzt; daß ihm der Staatssekretär daraufhin das Abschiedsge- 
such an den Kopf geworfen hätte, wäre für ihn nicht zu verstehen. Er hätte 
gedacht, der Staatssekretär würde ihm vielleicht schreiben, daß er wisse, 
daß Seine Majestät mit ihm in letzter Zeit in verschiedenen Fällen nicht zu- 
frieden und einverstanden gewesen sei, aber da der Kaiser seine Frau neu- 
lich so außergewöhnlich ausgezeichnet hätte, so hätte er von der Vorlage 
seines Abschiedsgesuches Abstand genommen.» Der Kaiser habe hinzuge- 
fügt, sagte Senden, «er schmisse den andern Ministern noch viel tollere 
Sachen an den Kopf, was solle daraus werden, wenn jeder darauf seinen 
Abschied einreichen wolle».''” Auch Müller gegenüber klagte der Kaiser 
über die Tirpitzsche Renitenz und sagte, «der Kriegsminister von Einem 
täte stets, was der Kaiser auch nur befehle, während der Staatssekretär der 
Marine ihm immer Schwierigkeiten mache».'”° 

Zwar kehrte Tirpitz nach einem Urlaub auf seinen Posten zurück, doch 
in einem sehr offenen Gespräch mit Müller, der inzwischen zum stellver- 
tretenden Chef des Marinekabinetts avanciert war, erklärte er ultimativ, 
daß die ständigen Eingriffe des Monarchen aufhören müßten, wenn er im 
Amt bleiben sollte. Rundheraus sagte der Staatssekretär, er hielte «die Art 
des Kaisers nicht aus. Der ständige Zweifel, ob Seine Majestät in den ein- 
zelnen Fragen durchhielte, lähmte seine Initiative. In den schiffbaulichen 
und ähnlichen Fragen würde der Staatssekretär derartig von Seiner Maje- 
stät beschäftigt, daß er seine Aufmerksamkeit mehr auf Abwenden und 
Bremsen als auf die Produktion im Amt richten könne.» Daher hege er 
ernsthafte Zweifel, ob er im Amt bleiben könne, erklärte Tirpitz am 3. Mai 
1906. Müller zeigte für die Haltung des Staatssekretärs Verständnis. Des- 
sen Abschiedsgesuch sei «doch sehr notwendig gewesen als reinigendes 
Gewitter», meinte er. Jetzt habe der Kaiser erkannt, daß Tirpitz nicht an 
seiner Stellung klebe, andererseits aber, daß er ihn im Reichstag nicht ent- 
behren könne.'” 

Mit gutem Grund hegten sowohl der Staatssekretär als auch Müller al- 
lerdings Zweifel, ob Wilhelm die Lektion des Entlassungsgesuchs beher- 
zigt hatte. Mit dem Prinzen Salm stehe der Monarch weiterhin «in engster 
Fühlung», warnte Müller. Noch neulich habe der Kaiser das Programm 
des Flottenvereins genehmigen wollen, bis er ihm vor Augen führte, was 
für eine Situation entstehen würde, wenn dies öffentlich bekannt werden 
sollte. Ferner bestätigte Müller die Befürchtung des Staatssekretärs, daß 
der Kaiser weiterhin der Ansicht sei, daß Tirpitz die Gelegenheit zu einer 
noch größeren Flottenvermehrung verpaßt hätte. Der Monarch rechne 
auch jetzt noch darauf, «daß innerhalb Jahresfrist eine neue große Novelle 
käme, welche schnelleren Ersatz der alten Schiffe und Abkürzung der Le- 
bensdauer brächte, wodurch wir innerhalb Jahresfrist auf das Vierertempo 
kämen».'” 

Wie zuvor fand Tirpitz in Prinz Heinrich, den der Kaiser im Mai 1906 
zum Nachfolger Koesters als Flottenchef designierte,'* ein Gegengewicht 
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sowohl gegen die Hitzköpfe im Flottenverein als auch gegen den ständig 
auf eine raschere Flottenvermehrung drängenden Kaiser. Dem Prinzen ge- 
genüber hatte der Staatssekretär Ende 1905 seine Grundüberzeugung wie- 
derholt, daß in finanzieller, personeller und technischer Hinsicht ein syste- 
matischer Aufbau der Flotte der einzig richtige Weg sei. «Man kann wohl 
Armeen aus dem Boden stampfen, wie Scharnhorst und Gambetta es 
taten; um aber eine Flotte mit den erforderlichen Stützpunkten und Reser- 
ven aufzubauen, ist die Lebenszeit einer Generation erforderlich. Planmä- 
ig in Gang gebracht ist unser Flottenbau aber erst durch die Flottengeset- 
ze», die nun durch die Ungeduld des Flottenvereins und des Kaisers in 
Frage gestellt würden.'”* In einer Rede auf der Hauptversammlung des 
Flottenvereins in Hamburg pries Prinz Heinrich am 20. Mai 1906 die Lei- 
stungen Tirpitz’, und in Kiel sagte er seinem Bruder entschieden, «wenn er 
mit dem Staatssekretär nicht auskommen könne, so möchte er ihn gehen 
lassen». Der Kaiser antwortete darauf, «davon könne keine Rede sein; er 
brauche ihn noch und sein organisatorisches Talent». Dennoch fiel auf, 
daß Wilhelm die endgültige Annahme der Flottennovelle am 19. Mai 1906 
nicht mit der Verleihung des Schwarzen Adler-Ordens an Tirpitz würdig- 
te. Auf die Meldung des Staatssekretärs, daß die Novelle angenommen sei, 
reagierte der Monarch auffallend kühl mit dem Satz: «Besten Dank für die 
erfreuliche Nachricht.»'°° Noch im Juli 1906 bestätigte ihm ein Mitarbei- 
ter, daß der Kaiser sich geärgert habe, «daß er seine Schiffe nicht kriegte» 
und sich immer noch ärgere, «daß Sie ihm nicht Recht geben mit seinem 
[...] schnellen Linienschiff».'*° 

Mit der lange geplanten Ernennung Georg Alexander von Müllers zum 
Chef des Marinekabinetts am 9. Juli 1906 glaubte Tirpitz, am Hof einen 
Verbündeten in seiner Einstellung zu finden, der ihm unter Senden mit sei- 
nen «extremen Ansichten» gefehlt hatte.'”” Müller versprach, den Staats- 
sekretär von den impulsiven Eingriffen des Monarchen abzuschirmen. Er 
habe den «dringenden Wunsch», erklärte er, «daß es mir gelingt, Ihnen un- 
nötige Friktionen vom Halse zu halten und Ihnen bei dem Allerhöchsten 
Herrn ein verständnisvolles Gehör zu verschaffen». Tirpitz könne ver- 
sichert sein, daß sowohl der Kaiser als auch der Reichskanzler ihn unter 
allen Umständen als Staatssekretär halten wollten. Er sei der festen Über- 
zeugung, «daß Eure Exzellenz im Herbst einen ganz traitablen [...] Kaiser 
vorfinden werden, der verständigen Vorstellungen über den weiter zu be- 
schreitenden Weg ganz zugänglich sein wird, auch wenn diese Vorstellun- 
gen darauf hinauslaufen, daß das Tempo vorläufig so bleiben muß, wie es 
jetzt besteht. Es wird auch ganz ohne Typenkampf abgehen und das 
möchte ich doch als einen nicht zu unterschätzenden Vorteil des «schnellen 
Linienschiffe» ansehen. Solange die Projekte des Preisausschreibens noch 
nicht vorliegen, ist die Typenfrage tot, und liegen die Projekte vor, so wer- 
den sie, auch wenn sie gänzlich unausführbar sind, aus technischen oder 
taktischen Gründen doch in ihrer extremen Gestalt eine ganz andere Klar- 
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Abb. 16 Kriegsschiffsentwürfe Kaiser Wilhelms II. 


heit in die Frage bringen als die Mittelgeschöpfe, wie sie so leichthin [vom 
Kaiser] mit Bleistift auf ein Depeschenformular skizziert wurden ohne 
jede zahlenmäßige Grundlage.»"”* 


6. Der Rüstungswettlauf mit Großbritannien 


Das spannungsreiche Verhältnis zwischen Kaiser Wilhelm II. und dem 
Staatssekretär des Reichsmarineamtes sollte nicht die Erkenntnis verdun- 
keln, daß beide das gleiche revolutionäre machtpolitische Endziel verfolg- 
ten, nämlich bis etwa 1918 eine heimische Schlachtflotte von sechzig gro- 
ßen gepanzerten Kampfschiffen aufzubauen. Beide wollten, wie Volker 
Berghahn in seiner grundlegenden Untersuchung über den Tirpitz-Plan 
nachgewiesen hat, «eine sich regelmäßig ersetzende Flotte bauen, die vom 
Budgetrecht des Reichstags unabhängig und als machtpolitischer Hebel 
gegen England gerichtet sein würde». Klarer als Wilhelm II. und die Flot- 
tenagitatoren habe Tirpitz allerdings die Grenzen erkannt, «die der Kai- 
serlichen Marine bei dem Bemühen gezogen waren, ein seemilitärisches 
Machtinstrument für den künftigen deutschen Durchbruch zur Welt- 
macht zu schaffen».'” 

Natürlich wußte der Kaiser sehr genau, welche innen- und außenpoli- 
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tischen Ziele Tirpitz mit dem Schlachtflottenbau verfolgte. Er rieb sich 
die Hände vor Freude bei dem Gedanken, wie dieser mit seinem Ver- 
steckspiel die Reichstagsabgeordneten über die wahren Absichten seines 
Plans getäuscht hatte. Mit dem Flottengesetz habe er «das Parlament ab- 
solut hereingelegt», rühmte sich der Monarch im April 1907. Die Reichs- 
tagsabgeordneten wären sich «bei der Annahme desselben über die dehn- 
baren Konsequenzen absolut nicht klar gewesen; denn das Flottengesetz 
bestimme, daß bewilligt werden müsse, was er irgend verlange. [...] 
Mit diesem Flottengesetz bekomme ich ja jede Linienschiffsdivision, 
die ich haben will. Das ist ein Korkenzieher, mit dem ich die Flasche 
unter allen Umständen aufziehen kann. Mag auch der Schaum bis an die 
Decke spritzen. Die Hunde sollen zahlen, bis sie blau werden. Jetzt habe 
ich sie völlig in der Hand, und keine Macht der Welt soll mich davon 
abhalten, so viel herauszuziehen, als möglich ist.»"°° In seinem Tri- 
umphgefühl begrüßte Wilhelm II. sogar die sonst verhaßte Reisediplo- 
matie Edwards VII., dessen Begegnungen mit dem spanischen und dem 
italienischen König in Deutschland eine Woge antienglischer Empfin- 
dungen ausgelöst hatten, deren Schubkraft der Kaiser für eine weitere 
Flottenvermehrung zu nutzen gedachte: «Uns hat sie die Freude bereitet, 
daß der Reichstag die Lage begreifend sich mal endlich patriotisch in Mi- 
litairkreditfragen erweist.»"3' 

Anders als der Reichstag fiel das Inselreich auf die Täuschungsversuche 
Wilhelms II. und Tirpitz’ nicht herein. Unterstaatssekretär Hardinge 
stemmte sich gegen jeden Versuch, die britische Flottenpräsenz in der 
Nordsee und im Ärmelkanal zu reduzieren. In Briefen an den König 
machte er geltend, «wenn Deutschland uns jemals angreifen sollte, dann 
durch einen Handstreich». Die Royal Navy müsse stets bereit sein, «einen 
Überraschungsangriff» seitens der Kaiserlichen Marine zurückzuwer 
sen.’ Im Juni 1907 stellte Hardinge fest: «Wir sind wirklich gegenüber 
Deutschland in einer Lage ernsthafter Gefahr, die das Land [...] sicher 
nicht einen Augenblick hinnehmen würde, wenn es die ganze Wahrheit 
kennte.»'3? Anfang 1907 schrieb er dem Berliner Botschafter Lascelles: 
«Unser Neubau-Programm wird weitgehend von Deutschland abhängen, 
und es liegt bei ihm, das Tempo anzuziehen oder zu lockern, soweit es uns 
betrifft (und tatsächlich auch soweit es Frankreich betrifft).»'3* Ebenso in- 
sistierte Außenminister Sir Edward Grey, daß die Verantwortung für den 
Rüstungswettlauf beim Kaiser liege und dies auch öffentlich klargestellt 
werden müsse. «Falls der Reichstag das Geld bewilligt, kann er uns zwin- 
gen, dem Marineetat in den nächsten Jahren weitere zehn oder zwanzig 
Millionen hinzuzufügen, aber wenn das geschieht, möchte ich, daß die 
Leute hier und in Deutschland, die das Geld bewilligen müssen, wissen, 
daß er es war, der uns trotz unseres Willens, die Ausgaben zu begrenzen, 
in Zugzwang gebracht hat», schrieb er an Lord Knollys im November 
1906.'3) 
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Die wachsende Überzeugung der Engländer, daß die deutsche Flotte 
dazu bestimmt sei, «England die Seeherrschaft zu entreißen», geißelte der 
Kaiser heuchlerisch als «hellen Blödsinn» und «! so ein Blech!»'3° Meldun- 
gen aus London, wonach sich Angst breitmache vor den «zunehmenden 
Rüstungen Deutschlands zu Wasser und zu Lande», wies der Kaiser als 
lächerlich zurück. «Die Armee ist seidt [sic] Jahren auf demselben Fuß! 
Und das Flottengesetz stammt von 97-99 her!!!» erklärte er im Januar 
1907.'77 Die Behauptung Greys, daß England Deutschland gegenüber seine 
Suprematie zur See aufrechterhalten müsse, da Deutschland eine hervorra- 
gend starke Armee besitze, die nach der Vernichtung der Royal Navy eine 
Invasion der Insel gestatten würde, rief beim Kaiser nur Hohngelächter 
hervor. «So ein unerhörtes Blech!!» schrieb er 1907; «wie anders malt in 
diesem Kopfe sich die Welt!»'3? 

Jede Initiative, mittels internationaler oder bilateraler Vereinbarung den 
Irend zu Vergrößerung und Verteuerung der Kriegsschiffe aufzuhalten, 
wehrte Wilhelm II. fulminant als unstatthafte Einmischung in seine Rechte 
als Oberster Kriegsherr und die Souveränität des Reiches ab. Als Grey im 
Mai 1906 im Hinblick auf die bevorstehende Zweite Haager Friedenskon- 
ferenz den Wunsch seiner Regierung nach Einschränkung der Rüstungs- 
ausgaben zu erkennen gab, sah der Kaiser darin nichts als eine Falle, «da- 
mit wir keine große Flotte bauen dürfen!» Er werde «sicher nicht» auf den 
Vorschlag Greys eingehen. «Wenn einer seine Rüstungen einschränken 
kann, ist es nur England! Da es eine so kolossale Uebermacht hat! Aber 
weil es dieselbe hat, will es dieselbe in aeternum behalten, und daher dür- 
fen die anderen nicht ihre Rüstungen i[d] e[st] Flottenbauten weiterent- 
wickeln. Besonders wir nicht!»'3 Mit Ironie verwarf er die Anregung 
Greys, die Mächte sollten sich auf der Friedenskonferenz ihre Flotten- 
programme gegenseitig mitteilen: «! ach wie niedlich!» «Damit England 
immer rechtzeitig gewarnt, die stärkste Seemacht bleiben kann!»'# In 
England würden die Flottenprogramme bis zum letzten Augenblick ge- 
heimgehalten, «bei uns nicht! Da wir im Flottengesetz uns unsren Rahmen 
gesteckt haben.»'*' Den weiteren Vorschlag Greys, die beiden Kriegsflot- 
ten arithmetisch etwa in der Proportion 2:ı oder 3:1 festzusetzen, 
bezeichnete der Kaiser wiederholt als «Unsinn», «Blödsinn» und «Jesuitis- 
mus». Immer wieder führte er pharisäisch das Flottengesetz als Ableh- 
nungsgrund an. «Durch unser vor 10 Jahren publizirtes Flottengesetz ist ja 
England in der Lage gewesen 10 Jahre vorher bereits zu wissen was wir 
1907-10 haben werden!! also auch sich darauf vorzubereiten! Wir sind das 
einzige Land der Welt das bisher den Muth gehabt sich so in Zukunft 
gesetzlich fest zu legen und zu offenbaren! Die Geheimnißthuerei der 
«Dreadnoughv und der ganz heimliche Bau der «Invincible Classe, welche 
der obigen an Größe gleich ist, schlägt Grey’s Wünschen ins Gesicht, wäh- 
rend wir sie längst erfüllt haben durch unser Flottengesetz!»'* Offenbar 
beabsichtigten die Engländer, die anderen Staaten mit der Frage der inter- 
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nationalen Kontrolle von Rüstungsbeschränkungen zu überraschen in der 
Hoffnung, «aus der Diskussion die Keilerei mit uns entstehen zu sehen!» 
meinte er. Es «schadet gar nichts!», wenn die Abrüstungsfrage ungelöst 
bliebe und dies eine Steigerung des Flottenprogramms der Londoner Re- 
gierung zur Folge haben sollte: «man zu solange sie es bezahlen will!» Die 
Mahnung Greys, daß auch die liberale Regierung, wie ihre konservative 
Vorgängerin, «in fieberhafter Sorge um die Aufrechterhaltung des Vor- 
sprungs, den ihre Machtmittel zur See gegenüber denjenigen Deutschlands 
haben, an der Vervollkommnung und Verstärkung derselben weiterarbei- 
ten» würde, nahm der Kaiser gelassen mit dem Kommentar auf: «wird ihr 
niemand von uns verwehren[,] wir machen uns nur so stark als unsre In- 
teressen es erfordern, und um zu verhindern, daß England im Gefühl sei- 
ner großen Uebermacht, plötzlich, um unsere Flotte «mathematisch» sicher 
zu vernichten, über uns herfallen kann!»'# Bitter klagte er über die briti- 
sche Haltung in der Abrüstungsfrage: «Also: Frankreich und Amerika, Ja- 
pan Italien, dürfen soviel Schiffe bauen wie sie wollen! Nur wir nicht! Das 
weitere wird die Haager Conferenz ergeben.»'* «Im übrigen ist H[is] 
Mlajesty] nicht ganz so harmlos wie er dargestellt ist, und die Engl[ische] 
Regierung nicht so Engelrein, wie sie sich gerne geben möchte», lautete 
das Urteil des Kaisers im Frühjahr 1907. «Zudem sind in England außer 
der einen <Dreadnoughv 7-8 in Bau und Bestellung, und das kommt jetzt 
heraus, also die Abrüstungstheorie ist mit dem besten Willen nicht auf- 
recht zu erhalten.»'# In ein Dilemma geriet der Kaiser allerdings, als auch 
US-Präsident Roosevelt den Vorschlag machte, Deutschland möge auf der 
Haager Konferenz zusammen mit den Vereinigten Staaten, Frankreich 
und Italien für die Beschränkung des Deplacements aller Schlachtschiffe 
auf 15 000 Tonnen eintreten; dies sei das einzige praktische Mittel, um die 
ungeheuren Ausgaben für Kriegszwecke zu limitieren.'* Die Weisung des 
Obersten Kriegsherrn ließ an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. 
«Ablehnen!» lautete sein Befehl. «Jeder Staat baut das was ihm paßt! Geht 
keinen Andern was an! 15/X 1906 W.»'47 
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Kurz nach der Annahme der Flottennovelle im Reichstag im Mai 1906 war 
aus London die besorgniserregende Meldung eingetroffen, die Briten hät- 
ten die Konstruktion eines 34,3 cm-Geschützes für die Linienschiffe der 
neuen Dreadnought-Serie in Auftrag gegeben und planten sogar eine wei- 
tere Kalibersteigerung auf über 40cm; die neuen Schiffe würden wahr- 
scheinlich über 20 000 Tonnen Deplacement haben.'* Für Tirpitz und sei- 
ne vorsichtigen Berechnungen bedeuteten die Nachrichten aus England 
das alarmierende Eingeständnis, daß er für die Flottennovelle 1906 wohl 
doch, wie der Kaiser ihm vorgeworfen, zu wenig gefordert hatte. Schlim- 
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mer noch: In der Steigerung der Schiffsgrößen zeichnete sich der Anfang 
vom Ende seines kühnen Plans ab. 

Die stete Deplacementsvergrößerung der Kampfschiffe war, wie Berg- 
hahn konstatiert, Wasser auf die Mühlen des Kaisers, der sich dadurch in 
seiner Forderung nach Schnellen Linienschiffen bestätigt sah. «Also 
Linienschiff; ... genau mein Prinzip», schrieb er triumphierend auf die 
Meldung über die britischen Baupläne.‘ Da die im Frühjahr 1906 vom 
Reichstag bewilligten Mittel für eine Deplacementssteigerung der Großen 
Kreuzer und der Linienschiffe nicht ausreichten, sah sich Tirpitz im Sep- 
tember 1906 gezwungen, vorerst nur für eine Vergrößerung der Großen 
Kreuzer einzutreten, womit dieser Schiffstyp in der Tat dem vom Kaiser 
gewünschten Schnellen Linienschiff näherkam. Nicht zuletzt aus diesem 
Grund fand der Staatssekretär bei seinem alljährlichen Immediatvortrag in 
Rominten am 28.September den Kaiser mehr als willig, die enormen 
Mehrkosten gutzuheißen. Tirpitz legte dem Monarchen dar, daß die Eng- 
länder bei der Steigerung ihrer Großen Kreuzer der Invincible-Klasse wei- 
tergegangen seien, als man 1905 hätte annehmen können. Deutschland 
müsse darauf mit der sofortigen Vergrößerung der geplanten Kreuzer rea- 
gieren. Der neue Kreuzertyp werde mindestens ro Millionen Mark teurer 
sein als bisher kalkuliert, warnte er. Die Anregung des Staatssekretärs, dem 
Reichstag diese Mehrkosten vorerst zu verheimlichen und ihm erst nach 
vorgezogenen Neuwahlen eine weitere Flottennovelle vorzulegen, billigte 
Wilhelm II. enthusiastisch.'’° Endlich willigte er zu seinem Geburtstag am 
27. Januar 1907 in die Verleihung des Schwarzen Adler-Ordens an Tirpitz 
ein, die «allgemeine Freude, besonders der Marine» auslöste.'’' Zum 
15. Juni 1907 übersandte der Kaiser Tirpitz ein Gratulationsbouquet an- 
läßlich seines zehnjährigen Jubiläums als Staatssekretär des Reichsmarine- 
amtes und dankte ihm herzlich für seine Leistungen.” Geschwunden 
waren die ständigen Reibereien zwischen dem Monarchen und dem 
Staatssekretär mit der «Bismarcknatur», die wiederholt beinahe zur Ent- 
lassung des letzteren geführt hätten. 

Die Idee, den Reichstag aufzulösen und mit nationalistischen Parolen 
Wahlkampf zu führen, gewann an Attraktivität, je deutlicher die Absicht 
Londons, den Fehdehandschuh aufzunehmen, erkennbar wurde. Wollte 
man das Endziel einer Schlachtflotte, die der Royal Navy seemilitärisch 
gleichwertig sein würde, nicht aufgeben, würde eine neue riesige Flotten- 
vorlage unumgänglich werden.'’’ Die sogenannten Hottentottenwahlen 
vom Januar 1907 brachten in der Tat Verluste der Sozialdemokratie und 
eine flottenfreundliche Reichstagsmehrheit, mit der Tirpitz die nächste 
Etappe seines großen Plans umsetzen konnte. In einem Brief an seinen 
Gönner Prinz Heinrich jubelte der Staatssekretär über den «überraschen- 
den Sieg über die Sozialdemokratie», deren «Vaterlandslosigkeit [...] wie 
ein Alp [...] über unserem Volk» gelegen habe. Von neuem hob er die Vor- 
züge seines schrittweisen, längerfristigen Vorgehens hervor, das das große 
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Endziel in sichtbare Nähe gerückt hätte. «Unsere Lage [ist] infolge unseres 
Maßhaltens im vorigen Jahr so günstig geworden, wie es nur irgend in der 
Erreichbarkeit liegt. Das drückt sich im heutigen «gleichen» Bautempo aus. 
Dem Reichstag gegenüber ist es [...] besonders wichtig, das jetzige Flot- 
tengesetz als Grundlage festzuhalten u. bis auf weiteres auf einmal nur so- 
viel darauf heraufzupfropfen, als «gesetzlich» durchsetzbar ist. Als point de 
vue bleibt eine solche Sicherung gegen Reichstagsmajoritäten, wie sie für 
die Armee durch Verfassung und Wehrgesetze tatsächlich vorhanden ist. 
Mich freut es ungemein, daß Seine Majestät diesen Gedanken akzeptiert 
zu haben scheint, denn es handelt sich ja um das größte Ruhmesblatt der 
bisherigen Regierung Seiner Majestät: eine Flotte «dauernd», also auch für 
Allerhöchstdero Nachfolger, geschaffen zu haben.»'5* Seinem Mitarbeiter 
Adolf von Trotha teilte Tirpitz schon am 3. Februar 1907 mit, er wolle den 
neuen Reichstag «ausnützen», und zwar «vielleicht schon bald», um eine 
neue Flottenvorlage durchzubringen. «Möge der Himmel uns dabei be- 
günstigen. Mir kommt Alles dabei auf den Schlußstein des Dreiertempos 
an.»'3 

Am 9. März 1907 setzte Tirpitz dem Kaiser auseinander, daß die deut- 
sche Marine angesichts der Steigerung der britischen Gefechtskraft bald 
nachziehen müsse. Er schlug eine vierte Flottennovelle vor, die nicht nur 
den Bau von erheblich größeren Großkampfschiffen und Großen Kreu- 
zern festlegen, sondern gleichzeitig auch die Verkürzung der Lebensdauer 
der Linienschiffe um fünf Jahre durchsetzen werde. Damit wäre endlich 
auch die von Anfang an geplante «Äternisierung» des Dreiertempos er- 
reicht, wodurch die Flotte sich ohne weiteren Parlamentsbeschluß alle 
zwanzig Jahre quasi von selbst erneuern würde. Kaiser Wilhelm begrüßte 
mit Freuden diese Lösung, und Tirpitz konnte anschließend erleichtert auf 
seine Vortragsnotizen schreiben: «S.M. d.K. haben dies[es] Vorgehen ge- 
nehmigt, insbesondere, daß ich ev[entuell eine] Erklärung abgeben kann, 
wir beabsichtigten nicht, das 3- Tempo zu verlassen.»'5‘ 

Ein neues Linienschiff, so errechnete das Reichsmarineamt, würde 
47 Millionen, ein neuer Großer Kreuzer 44 Millionen Mark kosten.'’ Bü- 
lows Einwände gegen diese enorm kostspielige und außenpolitisch äußerst 
gefährliche Rüstungseskalation blieben dank der bedenkenlosen Unter- 
stützung der Tirpitzschen Pläne seitens des Monarchen jedoch wirkungs- 
los. Dem Reichskanzler blieb «nach dem Plazet Wilhelms II. kaum etwas 
anderes als sein Jawort übrig», konstatiert Berghahn.'’® Am 27. Mai 1907 
nutzte Tirpitz seinen Immediatvortrag, um den Kaiser noch einmal auf 
sein Vorgehen einzuschwören und die Bedenken, die Bülow geltend ge- 
macht hatte, auszuräumen. Nötigenfalls müsse der Monarch im Interesse 
der Flottenvorlage «hart sein», warnte er. Wilhelm II. sagte Tirpitz erneut 
seine Unterstützung zu." 

Scheinbar hatte der Staatssekretär allen Grund, das seit 1897 beharrlich 
verfolgte, gegen das Geschrei der Flottenfanatiker und oft auch gegen das 
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ungeduldige Drängen Kaiser Wilhelms durchgesetzte Vorgehen, das eine 
gesetzmäßige Vermehrung der Flotte im Dreiertempo vorsah, für erfolg- 
reich zu halten. Noch im August 1907 versprach er Bülow, die bevorste- 
hende Marinevorlage «als etwas Selbstverständliches und als bloße Konse- 
quenz unseres unabänderlich bestehenden und begrenzten Flottenplanes» 
darzustellen. Er werde die Novelle wieder so abfassen, «daß sie nach au- 
ßen und innen möglichst klein und harmlos» erschien.'“ Sogar noch am 
7.September 1907 setzte Tirpitz dem Kaiser auseinander, daß mit der 
neuen Vorlage das von Beginn an anvisierte innenpolitische Ziel seines 
Flottengesetzes, der Äternat, erreicht sein würde. Das Ziel der Vorlage sei 
es, «im nächsten Winter die Flotte zu einem so unantastbaren Gefüge zu 
stabilieren [sic], daß kein Parteigetriebe es künftig zu stören vermag, wo- 
durch sich auch jedwede, von Euer Majestät für erforderlich erachtete und 
zur Zeit noch gar nicht absehbare Steigerung der Kampfeskraft des einzel- 
nen Schiffes in Zukunft glatt ermöglichen lassen wird».'*' Um so erstaun- 
licher war daher Tirpitz’ Entscheidung, dem Kaiser in Rominten einen 
Entwurf vorzulegen, der die Grundprinzipien seines Flottenbauplans um- 
warf und mit dem Übergang zu einem Vierertempo für die Jahre 1908 bis 
ıgıı die letzten Schranken der finanziellen und außenpolitischen «Ver- 
nunft» durchbrach.'“ 

Für diesen überraschenden Entschluß gab es bautechnische und parla- 
mentarische Gründe, doch die «größte Gefahr» für die ursprünglich beab- 
sichtigte Novelle ging vom Kaiser aus. Nicht zu Unrecht mußte Tirpitz 
befürchten, daß sich Wilhelm, angespornt von der Flottenbewegung und 
ohne Rücksicht auf die Folgen, für ein sofortiges Vierertempo entscheiden 
könnte. Seine Flottenbegeisterung hatte sich seit dem Winter 1905/06 kei- 
neswegs vermindert, ganz im Gegenteil. Im April 1907 hatte er auf einen 
Zeitungsartikel über den britischen Flottenbau geschrieben: «Also stramm 
bauen! Und das Alter unserer Linienschiffe herabsetzen, damit früher 
mehr Ersatzbauten gemacht werden können.»'% Um nicht wieder in die 
unerquickliche Lage zu kommen, in der er sich im November 1905 befun- 
den hatte, ergriff Tirpitz die Flucht nach vorn und fuhr unmittelbar vor 
seinem Immediatvortrag in Rominten am 21. September 1907 zu Bülow 
nach Norderney. Dort setzte er dem Kanzler auseinander, daß einerseits 
die Stimmung im Lande zugunsten einer großen Flottenvermehrung uner- 
wartet «geschwollen» und daher ein «Festhalten [am] 3-Tempo» nicht 
mehr möglich sei; andererseits sei die Beschleunigung des Schlachtflotten- 
baus in außenpolitischer Hinsicht jetzt «ungefährlich» geworden. Er- 
staunlicherweise akzeptierte der Reichskanzler diese Ausführungen und 
deckte damit die halsbrecherischen Baupläne des Marinesekretärs mit sei- 
ner Verantwortlichkeit.'* 

Kurz darauf trat Tirpitz seine alljährliche Reise nach Ostpreußen an, um 
dem Kaiser am 29. September 1907 in seinem Jagdschloß zu Rominten Im- 
mediatvortrag zu halten. Wilhelms Reaktion auf den Vorschlag, mit dem 
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Vierertempo zur forcierten Rüstung zur See überzugehen, hielt Tirpitz ein- 
drücklich fest: «S.M. warf die Vorlage als selbstverständlich u. als Bagatelle 
hin. Der Reichskanzler hätte ihm schon geschrieben, daß er mit den Abge- 
ordneten alles besprochen [hätte] und selbst rabiate [Freisinnige] Volkspar- 
teiler bewilligen wollten. Auf meinen Einwand, daß die bisherigen Ver- 
handlungen mit den Abgeordneten sich nur auf die im Frühjahr geplante 
Vorlage erstreckten [und] nicht auf die jetzige, meint[e] S.M., das wäre 
ganz gleich! Die Bedeutung der Geldschwierigkeit lehnt S.M. ab. England 
könne gar nichts sagen, da eine Masse Dreadnoughts plötzlich überall ge- 
baut würden. S.M. bemerkte, es wäre gut, daß ich jetzt auch zu der Ansicht 
gekommen wäre, daß die Lebenszeit d[er] Linienschiffe verkürzt werden 
müsse. Die Bedeutung des dadurch erlangten Äternats für das 3-Tempo 
schien S.M. nicht zu erkennen oder nicht zu schätzen. Im ganzen war die- 
ser Vorgang deprimierend für mich, der [ich] seit 10 Jahren unaufhörlich 
dieses eine Ziel verfolgt hab[e].»"% Unter dem Druck des ungeduldigen 
Kaisers, der die uferlosen Vorstellungen des Flottenvereins teilte, hatte Tir- 
pitz «alle Gebote der Vernunft über Bord» geworfen, wie Berghahn 
schreibt, und die vorsichtig kalkulierte Flottenvorlage in eine provozieren- 
de Vierertempo-Novelle umgewandelt. Ende März 1908 stimmte eine brei- 
te Mehrheit im Reichstag für die Erhöhung des bisherigen Dreiertempos 
auf vier große Schiffe pro Jahr bis 1911.’ 


Kapitel 19 


Im Zenit der Persönlichen Monarchie 
Der Kaiser und die Reichsleitung am Vorabend 
der großen Krisenzeit 


ı. Wilhelm II. auf dem Höhepunkt der Macht 


Nach achtzehn Jahren auf dem Thron übte der Monarch vor allem im mi- 
litär-, außen- und personalpolitischen Bereich einen so außerordentlichen 
Einfluß aus, daß gerade jene Zeitgenossen, die den politischen Entschei- 
dungsprozeß gut kannten, auf die Gefahren dieser Entwicklung hinwie- 
sen. Im Mai 1906, also unmittelbar nach seiner Entlassung, warnte Fried- 
rich von Holstein: «Nicht nur im Auslande, auch in Deutschland selbst 
steigert sich die Angst vor der Selbstherrschaft. Und mit Recht.»' «Das 
Autokratische in der Persönlichkeit des Kaisers nimmt zu und wir geraten 
mit diesem System nach innen wie nach außen in Schwierigkeiten», ur- 
teilte Graf Zedlitz, der als Hofmarschall täglich Gelegenheit hatte, den 
Monarchen zu beobachten. Wilhelm erziehe die Menschen «gewissermaßen 
künstlich dazu, ihm nur das zu sagen, was ihm angenehm ist und was er 
wünscht», klagte er im Frühjahr 1906.” Ein Jahr darauf verwies Zedlitz auf 
den Hang Wilhelms II., Tatsachen und Ansichten, die ihm nicht behagten, 
einfach zu ignorieren. «Man muß diese Virtuosität, eine fremde Ansicht 
nicht hören zu wollen, beobachtet haben, um zu verstehen, daß so häufig 
Situationen sich bilden, in denen man den Eindruck hat, daß kaum noch 
jemand ein wahres Wort spricht. [...] Die Möglichkeit, stets das Ge- 
sprächsthema zu wählen, ihm eine andere Wendung zu geben oder es ab- 
zubrechen, die glänzende und eigenartige Persönlichkeit des Kaisers, sein 
Nichthörenwollen gewisser Anschauungen und auch die Abhängigkeit 
der Mehrzahl aller Persönlichkeiten schaffen diese Situation, mit der man 
rechnen muß, da zunächst nicht anzusehen ist, wie sie sich ändern sollte.»> 
Unabhängige Männer könne der Kaiser in seiner Nähe nicht ertragen, 
schrieb der Hofmarschall. Der Kaiser habe ein feines Empfinden für diese 
Art von Menschen. «Nicht lange müht er sich mit ihnen ab, dann läßt er 
sie beiseite. Keinesfalls kommen sie zu Einfluß. [...] Noch keiner hat sich 
dem Kaiser gegenüber voll durchgesetzt, und noch keiner hat auf ihn einen 
dauernden, gesicherten starken Einfluß gehabt. Auch Fürst Bülow, Fürst 
Eulenburg, selbst Oberhofmarschall Graf August Eulenburg machen hier- 
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von keine Ausnahme. Sie sind im wahrhaften Sinne des Wortes nur Hand- 
langer, denn schließlich befiehlt der Kaiser, und sie führen stumm aus, was 
er verlangt. Dabei gebe ich wohl zu, daß sie durch Geschick vieles verhin- 
dern und vieles wieder gutmachen, aber im entscheidenden Augenblick, 
wenn es ernst ist, für ihre Überzeugung einzutreten, das tut keiner.»* Wie 
Waldersee fünfzehn Jahre zuvor meinte Zedlitz noch im Dezember 1907, 
daß erst wirklich schwere Zeiten an den Kaiser herantreten müßten, ehe 
auch er einsehen würde, «daß der Gedanke, noch heute mit dem Absolu- 
tismus zu kokettieren, nicht nur ihm, sondern auch der Entwicklung des 
Volkes am meisten schadet.»’ 

Die Exzesse der Selbstherrlichkeit, die sich Wilhelm II. im Umgang mit 
den höchsten Staatsbeamten erlaubte, sind atemberaubend. Im Sommer 
1906 befahl er dem preußischen Kultusminister, eine Büste seines Erzie- 
hers Hinzpeter für die Nationalgalerie in Auftrag zu geben.‘ An den Bot- 
schafter in Konstantinopel richtete er ein «endlos langes» Telegramm en 
clair, worin er hohe türkische Beamte als Halunken und Schurken be- 
zeichnete und deren Entlassung forderte - «eine an Wahnsinn grenzende 
Verkennung der einfachsten Rechte des Sultans», wie die Baronin Hilde- 
gard von Spitzemberg meinte.” Im September 1906 brachte der Diplomat 
Hans von Wangenheim in Erfahrung, daß der Kaiser einen Brief an US- 
Präsident Roosevelt gerichtet hatte, «der in einem Tone geschrieben war, 
wie ihn ein verliebter Tertianer an eine Nähmamsell schreibt». Zwar habe 
der Botschafter Speck von Sternburg sich geweigert, den Brief an den Prä- 
sidenten weiterzugeben, doch Wilhelm II. befahl, ihn trotzdem zu über- 
reichen. Erst als Sternburg mit seinem Abgang drohte, habe der Kaiser auf 
sein Vorhaben verzichtet, doch er behandelte den Botschafter auffallend 
schlecht, als er sich das nächste Mal am Hofe zeigte.‘ Als der frühere 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes und langjährige Botschafter in 
Konstantinopel, Adolf Freiherr Marschall von Bieberstein, um vierzehn 
Tage Nachurlaub bat, schrieb Wilhelm II. an den Rand des Gesuchs: 
«Zehn Tage genügen.» «Dies einem Botschafter aus purer bubenhafter 
Unart!» kommentierte Spitzemberg empört das Benehmen des Monar- 
chen.’ Im Oktober 1906, als die Gaunergeschichte vom «Hauptmann» von 
Köpenick die Runde machte, war man sich in politischen Kreisen einig, 
«ein solches Ereignis sei nur möglich unter einem Regimente wie dem des 
Kaisers, wo die Menschen die unmöglichsten Dinge an Willkür und Wohl- 
dienerei für angängig halten».'” Am Hofe machten sich erfahrene Beamte 
schwere Sorgen über «die Wendung in des Kaisers Charakter, [...] oder 
besser, daß keine Wendung eintritt vom jungen, impulsiven Herrn zum 
reifen, ernsten, zielbewußten». Die «Brutalität nimmt zu, die Unmöglich- 
keit, etwas Unangenehmes zu sagen, die Täuschung über die wirkliche 
Lage der Dinge».'' 

Weder der Reichskanzler noch erst recht die Minister und Staatssekre- 
täre fanden den Mut oder sahen eine Möglichkeit, gegen diese Art der Be- 
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handlung anzugehen. Der stets kritische Zedlitz hielt im Februar 1906 das 
unterwürfige Verhalten der Staatsmänner bei einer Abendtafel am Hofe 
fest: «Solch eine Versammlung der Minister bei ihrem König trägt in heuti- 
ger Zeit doch einen eigenartigen Charakter. Bei dem Hereinkommen des 
Kaisers in den Pfeilersaal [...] stellten sich die Minister dem Kaiser gegen- 
über im Halbkreis auf. Eine mehr oder weniger militärische Haltung nah- 
men sie alle ein. [...] Es drängen sich bei dieser Versammlung Vergleiche 
auf, man wird an einen Regimentskommandeur mit seinen Hauptleuten 
erinnert. Nach Tisch, als Podbielski etwas derbe und auch zweideutige 
Geschichten zum besten gab, dachte man unwillkürlich an das Tabakskol- 
legium.»"* Solche Szenen sind symptomatisch sowohl für die untergeord- 
nete Stellung, die der Reichskanzler und die Staatsminister seit den 1890er 
Jahren einnahmen, als auch für die Selbstherrlichkeit des Souveräns, der 
solche Unterwürfigkeit von den höchsten Staatsbeamten erwartete. In 
einer solch einseitigen Beziehung war es weder für den Kanzler noch für 
die Minister möglich, den Monarchen vor der immer schriller werdenden 
Kritik der Öffentlichkeit zu schützen. 

Geradezu abgründig war auch noch zu dieser Zeit das kriecherische 
Benehmen des Fürsten von Bülow, der nach seinem Ohnmachtsanfall im 
Reichstag am 5. April 1906 auf Beobachter körperlich und seelisch ange- 
griffen wirkte. Es ging das Gerücht um, der Kanzler habe einen Schlagan- 
fall erlitten." Der Prominentenarzt Rudolf von Renvers verordnete Bülow 
strikte Bettruhe und schickte ihn zur Erholung nach Norderney. '* Erst im 
Oktober 1906 sollte Bülow seine Amtsgeschäfte in ihrem vollen Umfange 
wiederaufnehmen. Mehr denn je geriet er jetzt in eine byzantinische Ab- 
hängigkeit vom Kaiser, die auf die Zeitgenossen degoutierend wirkte. «Es 
ist mein höchstes Glück Euerer Majestät Intentionen ausführen und den 
großen Zielen Euerer Majestät die Wege ebnen zu können», telegraphierte 
der «allerunterthänigste Diener [...] in treuester Hingebung» seinem Sou- 
verän am 20. Mai 1906." Wenige Tage später hieß es von neuem: «Euerer 
Majestät Ruhm, Glück und Wohlfahrt so gut ich kann zu fördern wird bis 
zu meinem letzten Athemzug der Mittelpunkt aller meiner Gedanken, 
Sorgen und Bestrebungen sein.»"‘ 

Obwohl er durch eine Erbschaft zum Millionär geworden und vom 
Kaiser in den Fürstenstand erhoben worden war, klebte Bülow an seinem 
Posten und wagte keinen ernsthaften Widerspruch.’ Zedlitz seufzte bei 
dem Anblick solcher Ergebenheit des höchstgestellten Staatsmanns im 
Reiche. «Wenn er nur einmal im geringsten sich reserviert zeigte oder gar 
durchfühlen ließe, daß er doch eigentlich von seiner Stellung unabhängig 
wäre, so könnte er Großes erreichen, denn er ist als Persönlichkeit für den 
Kaiser ganz unersetzlich. Aber leider liegt dies nicht in seiner Natur.»"' 
Mit Abscheu verfolgte der Hofmarschall auch in den folgenden Monaten 
und Jahren die devote und anbiedernde Haltung, die der Reichskanzler 
dem Kaiser gegenüber zur Schau trug. Die innere Politik sei «so verfahren 
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wie möglich», urteilte er, «und in der äußeren haben wir in Marokko eine 
Art Olmütz, obgleich wir im Verhältnis noch nie eine so starke Armee und 
Flotte und damit verglichen so schwache Gegner hatten. Ein Reichskanz- 
ler aber, der auf der «Hohenzollern, sobald ihm gesagt wird: «Sie verder- 
ben mit Ihren hellen Hosen noch die besten Wetteraussichtem, sofort in 
seine Kabine geht und dunkle Hosen anzicht, ein Reichskanzler, der bei al- 
len Gelegenheiten Notizen auf seiner Manschette macht, um nur ja nichts 
von den im Gespräch hingeworfenen Wünschen zu vergessen, ein Kanzler, 
dem dann doch einmal die Unvorsichtigkeit passiert, eine diametral entge- 
gengesetzte Ansicht auszusprechen, dies bemerkend, nur einen kurzen 
Augenblick schweigt, um sofort das gerade Gegenteil seiner früheren Auf- 
fassung mit den Worten einzuleiten: «Wie Eure Majestät so treffend be- 
merkten, verhält sich die Angelegenheit ..., ein solcher Kanzler macht 
eben trotz größter Begabung, trotz vorhandener größter Machtmittel die 
denkbar schlechteste Politik. Ich fürchte, er wird in der Geschichte nicht 
günstig beurteilt werden.»'? Zedlitz war mit seinem harten Urteil keines- 
wegs allein. 

Nach einer mehrjährigen Unterbrechung nahm Holstein bei seiner 
Verabschiedung im April 1906 seine Angriffe auf das «Persönliche Regi- 
ment» Wilhelms II. wieder auf. Genau wie Zedlitz warnte der Geheimrat 
vor den enormen Gefahren, die von dem autokratischen Charakter des 
Kaisers und der Rückgratlosigkeit des Kanzlers ausgingen. Der Monarch 
dulde keine selbständige Meinungsäußerung und gewöhne jedem in seiner 
Nähe das Widersprechen systematisch ab. «Der Kaiser hat dramatischen, 
aber nicht politischen Instinkt, er denkt an den augenblicklichen Effekt, 
nicht an die Folgen, wird vielmehr von letzteren meistens unangenehm 
überrascht.» An den Publizisten Pascal David schrieb er im Mai 1906: 
«Das Deutsche Reich steht vor einer Periode von Gefahren bzw. von 
Demütigungen, dicht davor. [...] Alle Herausforderungen gehen entweder 
direkt vom Kaiser aus oder werden erdacht, um ihm zu gefallen. [...] Um 
wirksam zu sein, muß die Kritik sich ausgesprochen gegen den Kaiser 
richten. [...] Der Kaiser muß die Empfindung bekommen, daß sein Pre- 
stige leidet, wenn er jedem Impulse folgt. Dies gilt besonders von den per- 
sönlichen Äußerungen Sr. Majestät.»”° Bald fand Holstein im einfluß- 
reichen Publizisten Maximilian Harden einen potentiell sehr gefährlichen 
Verbündeten im Kampf gegen den Kaiser und seine Umgebung. 


2. Die Podbielski-Krise 


So sehr sich Bülow auch bemühte, durch gewissenlose Schmeichelei das 
Vertrauen des Kaisers für sich zu erhalten, es war nur eine Frage der Zeit, 
bis eine Situation aufkam, in der er nicht umhin konnte, gegen den Monar- 
chen Stellung zu beziehen. Im Sommer 1906 war es so weit. Im Reichstag 
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erhob der Zentrumsführer Matthias Erzberger schwere Korruptionsvor- 
würfe gegen Offiziere und Beamte der Kolonialabteilung des Auswärtigen 
Amts. Ein Major Fischer, Leiter des Heeres-Bekleidungsamts, wurde ver- 
haftet und der Bestechung durch die Firma Tippelskirch angeklagt, die die 
Schutztruppe in Deutsch-Südwestafrika belieferte. Die Krise weitete sich 
zu einer Staatsaffäre aus, als sich herausstellte, daß der preußische Land- 
wirtschaftsminister General Viktor von Podbielski, ein Günstling Wil- 
helms II., enge geschäftliche Beziehungen zur Firma Tippelskirch unter- 
hielt. Erzberger, linksliberaler Parlamentarier und die Sozialdemokraten 
forderten seinen Rücktritt. Am 18. August 1906 besprachen der Kaiser 
und Bülow in Wilhelmshöhe die «leidige Angelegenheit», doch sie erziel- 
ten keine Einigung. Wilhelm empfing den Kanzler «unfreundlich» und 
weigerte sich, Podbielski fallenzulassen. Bülow, der «für seine Stellung 
[...] fürchtete», sah sich gezwungen, zunächst «zurückpfeifen».”' 

Der Zusammenstoß über das Verbleiben Podbielskis galt überall als das 
Signal, daß Bülows Tage als Kanzler gezählt waren. Am ı1. September 
1906 schrieb Monts an Holstein: «Ich kann mir nicht denken, daß 
BB[ülow] noch sehr lange hält. Die Affäre Pod[bielski], bei der er den 
Kürzeren zog, war eine schwere Niederlage für ihn, resp. eine schöne Ge- 
legenheit gewesen, um ehrenvoll abzugehen. [...] An Intelligenz fehlt es 
dem Kanzler wahrlich nicht, nur an Charakter und am Entschluß zu 
kämpfen. So wird er trotz seiner hohen Gaben zum Schluß unrühmlich 
von der Szene abtreten. Mir scheint, er wiegt sich namentlich auch betreffs 
S.M. noch in Illusionen und glaubt, daß das alte Verhältnis noch fortbeste- 
he.»”* In der Tat suchte Wilhelm II., wie noch zu sehen sein wird, seit Sep- 
tember einen Nachfolger für Bülow. Am 8. Oktober 1906 vermerkte Hil- 
degard von Spitzemberg: «Es ist genau so gekommen, wie ich hier gleich 
nach der Katastrophe schrieb: Bülow ist kaltgestellt, wird beibehalten und 
hochgeehrt nach außen als Redner, was Tschirschky nicht ist, im übrigen 
macht $.M. mit Tschirschky als Werkzeug die große Politik und eine gro- 
be Taktlosigkeit nach der andern, Gott sei’s geklagt!»** 

Mit dem Nachgeben Bülows in Wilhelmshöhe war die Podbielski-Kri- 
se nicht gelöst, sondern nur vertagt worden. Im November 1906 forderte 
das Preußische Staatsministerium einstimmig die Entlassung des unhaltbar 
gewordenen Landwirtschaftsministers noch vor dem Zusammentritt des 
Reichstags. Der stets gut informierte bayerische Gesandte Graf Lerchen- 
feld wußte zu berichten, daß der Kaiser Podbielski in den letzten Tagen 
gleich zweimal direkt befohlen hatte, auf seinem Posten zu verharren, «er 
decke ihn». Damit habe sich «der Monarch in bewußten Gegensatz zu 
dem Kanzler und dem ganzen übrigen preußischen Staatsministerium ge- 
stellt», erfuhr Lerchenfeld. Er stellte die Prognose, daß Bülow zwar den 
Abgang Podbielskis erzwingen würde, damit aber «einen Pyrrhussieg er- 
fechte, dessen er sich nicht allzu lange mehr erfreuen dürfte, denn das Ver- 
hältnis zwischen Kaiser und Kanzler sei momentan ein sehr gespanntes».” 
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Am ı1. November sah sich Wilhelm II. genötigt, in die Entlassung Pod- 
bielskis einzuwilligen. Das ultimative Verhalten des Kanzlers und der Mi- 
nister mußte in ihm Erinnerungen an die Krise vom November 1895 
wachrufen, als Fürst Chlodwig zu Hohenlohe und das gesamte Staatsmi- 
nisterrum mit ihrem Rücktritt drohten, um gegen seinen ausdrücklichen 
Willen die Entlassung des Innenministers von Köller zu erzwingen.” Hol- 
stein, der an der Köller-Krise maßgeblich beteiligt gewesen war, mußte 
«bezweifeln, ob Bülow es noch lange macht. Der Kaiser wird ihm die Be- 
seitigung von Pod nicht verzeihen.»”7 


3. Die Veröffentlichung der Hohenlohe-Memoiren 


Als hätte die Öffentlichkeit mit der Podbielski-Krise nicht schon genü- 
gend Einblicke hinter die Kulissen der Persönlichen Monarchie Wil- 
helms II. gewonnen, bot ihr im Oktober 1906 die völlig überraschende 
Veröffentlichung der Memoiren des Fürsten Chlodwig zu Hohenlohe- 
Schillingsfürst authentisches Quellenmaterial über die bisher geheimge- 
haltenen Vorgänge bei der Entlassung Bismarcks und während der Kanz- 
lerschaft Caprivis. Das zweibändige Enthüllungswerk wurde rasch zu 
einem Sensationserfolg. Nicht nur der Kaiser, sondern die ganze politi- 
sche Welt war bestürzt über den Vertrauensbruch, den Prinz Alexander 
Hohenlohe durch die Veröffentlichung der Papiere seines Vaters began- 
gen hatte.”® An Philipp-Ernst zu Hohenlohe-Schillingsfürst, den ältesten 
Bruder Alexanders, richtete Kaiser Wilhelm ein zorniges Telegramm, das 
von seiner «Entrüstung» über die Veröffentlichung Zeugnis ablegt. «Wie 
konnte es zugehen, daß dergleichen Material der Öffentlichkeit überge- 
ben werden konnte, ohne zuvor Meine Erlaubnis einzuholen? Ich muß 
dieses Vorgehen als im höchsten Grade taktlos, indiskret und völlig inop- 
portun bezeichnen.» Der badische Gesandte Baron Berckheim berichte- 
te: «S.M. ist wütend, und zwar nicht nur auf den Prinzen Alexander, son- 
dern auch auf den Fürsten Philipp-Ernst, von dem er sagt, daß er ihn als 
Chef seines Hauses nicht mehr ansehen könne, da er seine Agnaten nicht 
in Ordnung zu halten vermöge.»3° Vom alten Statthalter Fürsten Her- 
mann zu Hohenlohe-Langenburg meinte der Kaiser, man habe doch er- 
warten dürfen, daß er größere Autorität über seinen Vetter und Unterge- 
benen - Alexander Hohenlohe war Bezirkspräsident in Colmar - gehabt 
hätte.3’ Angesichts der kaiserlichen Stimmung rief der Chef des Militär- 
kabinetts, General von Hülsen-Haeseler, einem Mitglied der Familie zu: 
«Na, hören Sie mal, die ganze Familie Hohenlohe kann sich man begra- 
ben lassen.»3” Bülow erinnerte sich später: «Der Kaiser war schwer zu be- 
ruhigen. Wenige Dinge waren ihm antipathischer als Publikationen über 
Souveräne und ganz besonders solche über ihn selbst, die in einer anderen 
Tonart als in einer sehr devoten, wenn nicht byzantinischen und verhim- 
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melnden [...] gehalten waren. [...] In diesem Punkte begegnete sich Wil- 
helm II. mit Ludwig XIV.» 

Nur mühevoll gelang es dem Reichskanzler, nachdem Prinz Alexander 
ihn in Bad Homburg um Hilfe angefleht hatte, den Kaiser von seiner For- 
derung nach einem Disziplinarverfahren wieder abzubringen.’* Seinen Be- 
amtenposten als Bezirkspräsident mußte er freilich aufgeben, wodurch der 
Skandal nur noch weitere Kreise zog. Seinem Onkel, dem Statthalter, tele- 
graphierte der Prinz am 16. Oktober: «Da mir die zu erwartende Aller- 
höchste Entscheidung nach vom Reichskanzler erhaltenden Äußerungen 
nicht mehr zweifelhaft ist, bin ich in meinem vollen Recht die Öffentlich- 
keit über die Tatsachen meines Scheidens von meinem Posten aufzuklären, 
um allen über mich in der Presse verbreiteten, für mein Ansehen nachteili- 
gen Gerüchten entgegenzutreten und dieses Recht kann ich mir nicht neh- 
men lassen.» Er ließ sich nicht davon abbringen, dem ihm befreundeten 
Chefredakteur der französischen Zeitung Temps ein Interview zu geben, 
in dem er die Veröffentlichung der Memoiren rechtfertigte.3 

Um seine eigene Stellung als Statthalter zu retten, sprach Fürst Her- 
mann dem Kaiser sein «tiefstes Bedauern» und seine «Entrüstung über das 
Verhalten des Prinzen Alexander» aus. «Gleich nach Bekanntwerden des 
gerechten Tadels, den Euere Majestät auszusprechen geruhten, ließ ich 
Prinz Alexander kommen und wies ihn auf die Indiskretion, die in seinem 
Vorgehen liege, hin, indem ich ihm zugleich klar machte, daß sein ferneres 
Verbleiben in amtlicher Stellung unmöglich sei und er um seine Entlassung 
bei Euerer Majestät einzukommen habe. Euere Majestät werden Allergnä- 
digst verstehen, wie tief schmerzlich es für mich sowohl als Senior des 
Hohenlohe’schen Hauses wie als unmittelbarer Vorgesetzter des Prinzen 
Alexander ist, daß er sich eines solchen Vergehens gegen Euerer Majestät 
schuldig gemacht hat. Sollten Euere Majestät in dem Geschehniß eine 
theilweise Pflichtversäumniß von meiner Seite erblicken und das mir in 
den ı2 Jahren meiner Verwaltung des Landes in so reichen Maßen von 
Euerer Majestät Allergnädigst zu Theil gewordene Vertrauen gemindert 
sein, so bitte ich Euere Majestät allerunterthänigst, die Stelle eines Statt- 
halters Euerer Majestät in Elsaß-Lothringen niederlegen zu dürfen und 
verbinde damit die chrfurchtsvolle Bitte, die Verwaltung in solange noch 
weiterführen zu dürfen, um die Auflösung meiner Haushaltung zu be- 
werkstelligen.»”° Am 20. Oktober 1906 bestätigte der Kaiser sein Ver- 
trauen in Hermann Hohenlohe, dessen Tage als Statthalter freilich fortab 
gezählt waren - ein Jahr später erhielt er den kaiserlichen Befehl, seinen 
Abschied zu nehmen.?7 
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4. Die Reichstagsauflösung und die «Hottentottenwahlen» 
vom Januar 1907 


Zu den zahlreichen Konflikten, die Bülows Verhältnis zum Kaiser zu trü- 
ben drohten, gesellte sich 1906 die gegensätzliche Einstellung zum Zen- 
trum, dessen demokratischer Flügel unter der Führung Matthias Erzber- 
gers, wie oben erwähnt, immer mehr auf Konfrontationskurs ging.’® Seit 
der Verabschiedung des Zolltarifs von 1902 hatte Bülow weitgehend stö- 
rungsfrei mit dem Zentrum zusammengearbeitet und diese überwiegend 
katholische Partei hatte de facto die Rolle einer Regierungspartei gespielt. 
Sie ließ sich ihre regierungsfreundliche Haltung unter anderem durch die 
Einführung von Diäten für die Reichstagsabgeordneten und durch Kon- 
zessionen für katholische Privatschulen honorieren, was immer wieder die 
Aversion des Kaisers gegen den «Ultramontanismus» hervorrief.’ Als die 
Partei im Mai 1906 auf Betreiben Erzbergers die brutale Kriegführung ge- 
gen die Herero und Nama in Deutsch-Südwestafrika scharf kritisierte und 
die Korruption der Behörden anprangerte, empörte sich Wilhelm II. über 
dieses «schändliche» Vorgehen: Das Zentrum, so wütete er, wandle 
Arm in Arm mit den Sozialdemokraten.*° Erregt telegraphierte er dem 
Reichskanzler am 2. Juli 1906: «Ist denn gar kein Mittel vorhanden, unsere 
Beamten- und Offizierswelt vor dem gewerbsmässigen Hintertreppen 
Schleicher, Ehrabschneider und Verleumder Erzberger zu decken? Die 
Empörung in diesen Kreisen ist stark und nimmt zu; es wäre gut, wenn die 
Regierung ihm und dem Zentrum die Zähne zeigte.»*' Dem Kaiser gegen- 
über beteuerte Bülow: «Euerer Majestät Empörung über die unglaub- 
lichen Verleumdungen und Verdächtigungen der Kolonialgegner theile ich 
vollkommen und habe strenge Anweisung gegeben, daß gegen alle beweis- 
lose Verdächtigungen Strafantrag gestellt und auf exemplarische Strafe 
hingewirkt wird. Erzberger’s Handlungsweise ist unerhört und wird auch 
von seinen politischen Freunden gemißbilligt. [...] Dem Centrum an sich 
auf den Leib zu rücken bietet der vorliegende Fall bis jetzt keine Hand- 
habe. Denn Erzberger ist mit einigen Liberalen intimer als mit den Cen- 
trumsführern, die schon längst auf ihn eifersüchtig sind und denen er sehr 
lästig ist. Leider ist die parlamentarische Küche nicht reinlicher und wo- 
möglich noch komplicirter als die diplomatische. Meines unterthänigsten 
Erachtens müssen zunächst in allen Fällen gegen beweislose Verdächti- 
gungen sofort Strafanträge gestellt werden, sodann muß die Untersuchung 
gegen schuldige Beamte mit äußerster Strenge und Rücksichtslosigkeit ge- 
führt und gegen die Schuldigen unerbittlich eingeschritten werden.» In 
bezeichnender Weise suchte Bülow den Kaisergünstling Tschirschky vor- 
zuschieben, dem er schrieb: «Sehr dankbar wäre ich Ihnen und meine, Sie 
würden sich ein Verdienst um das Vaterland erwerben, wenn Sie S.M. von 
sich aus, ohne Bezugnahme auf mich, darauf aufmerksam machen wollten, 
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daß das ewige Schimpfen und Aufreizen gegen das Zentrum zu nichts 
führt.»# Ob Tschirschky, der laut Bülow «nur zu sehr geneigt war, jeden 
Stimmungswechsel Seiner Majestät mitzumachen und lediglich das Echo 
Seiner Majestät zu sein», diesen Auftrag ausgeführt hat, ist mehr als zwei- 
felhaft.* Jedenfalls änderte sich in der Haltung des Kaisers dem Zentrum 
gegenüber nichts. 

Im Dezember 1906 entschloß sich der Kanzler kurzfristig, mit der Zen- 
trumspartei zu brechen und sich künftig auf die Linksliberalen zu stützen, 
die seit der Reichsgründung in Opposition zur Reichsregierung gestanden 
hatten. Entscheidend war dabei nicht etwa ein innenpolitischer Gesin- 
nungswandel, sondern vielmehr, wie Wilfried Loth hervorgehoben hat, 
Bülows «Sorge um seine persönliche Stellung als Reichskanzler».*° Die 
Auflösung des Reichstags, die er nun einleitete, wurde auch von manchen 
Zeitgenossen als «ein Verzweiflungsmittel, um sich in seiner Stellung zu 
halten», durchschaut.* Die parteipolitische Entwicklung kam dem Kanz- 
ler allerdings insofern entgegen, als einerseits die Linksliberalen erstmalig 
einer Flottenvorlage zustimmten, und andererseits das Zentrum gegen die 
Errichtung eines Reichskolonialamtes votierte, nicht zuletzt weil für die- 
sen Posten der Leiter der Kolonialpolitischen Abteilung des Auswärtigen 
Amtes, Ernst Prinz zu Hohenlohe-Langenburg, vorgesehen war, der als 
protestantischer Eiferer galt. 

Bülow verstand die Zeichen der Zeit und kündigte Anfang Dezember 
1906 dem Kaiser an, daß er möglicherweise um die Genehmigung bitten 
werde, den Reichstag aufzulösen; dieses Vorhaben müsse aber strikt ge- 
heim bleiben.“ Wilhelm antwortete: «Einverstanden. Sie haben Meine 
vollste Billigung und Meine Autorisation auch zu dem ernstesten 
Schritt.»* Bülow weihte nur wenige Personen in seinen Plan ein, nament- 
lich den Chef der Reichskanzlei, Friedrich Wilhelm von Loebell, den desig- 
nierten Staatssekretär des Reichskolonialamtes, Bernhard Dernburg, so- 
wie seinen Pressechef Otto Hammann. Loebell und Dernburg empfahlen 
ihm, als Begründung für die Auflösung des Parlaments eine «nationale» 
Wahlparole auszugeben.’ Erst am ı1. Dezember informierte Bülow seine 
Kollegen im Staatsministerium.’' 

Am 13. Dezember 1906 lehnten Zentrum, Sozialdemokraten, Polen 
und Welfen, die zusammen die Mehrheit besaßen, in zweiter Lesung den 
Nachtragshaushalt der Reichsregierung für den Kolonialkrieg in Deutsch- 
Südwestafrika ab.’* Erzberger hatte seine Fraktion auf einen Gegenantrag 
festgelegt, die deutschen Truppen in Südwestafrika von 8000 auf 2500 
Mann zu verringern. Ein solcher Eingriff in die kaiserliche Kommandoge- 
walt mußte Wilhelm II. aufs höchste empören. Nach der Abstimmung 
verlas Bülow die Auflösungsordre des Kaisers. Er hatte keinen Versuch 
unternommen, sich zuvor mit den Führern des Zentrums über eine dritte 
Lesung der Vorlage zu verständigen. Bei der Abstimmung hatte sich be- 
reits die künftige parteipolitische Konstellation gezeigt: Die Linkslibera- 
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len stimmten gemeinsam mit den Nationalliberalen und Konservativen für 
die Regierungsvorlage. 

Der Kaiser befand sich in Hochstimmung. Am 12. Dezember 1906 ju- 
belte er in einem Telegramm an Max Fürstenberg: «Bei uns hat sich das 
Zentrum endlich einmal in seiner ganzen schändlichen Gemeinheit und 
Gewissenlosigkeit dekouvrirt und einen tüchtigen Sturm gegen sich her- 
aufbeschworen.»53 Per Funkspruch meldete er am 13. Dezember dem 
Flottenchef, «daß Reichstag aufgelöst, weil er sämtliche Kredite und Trup- 
pen für Südwest-Afrika nicht bewilligt hat». Unter den Marineoffizieren 
herrschte «große Freude» darüber, daß «endlich mal wieder eine Tat und 
ein energischer Schlag der Regierung gegen das Zentrum» zu verzeichnen 
war.’* Nach der Auflösung des Parlaments berichtete Berckheim nach 
Karlsruhe: «S.M. der Kaiser soll [...] sich über die Wendung, welche die 
Dinge genommen haben, sehr befriedigt geäußert haben; auch wird her- 
vorgehoben, daß dadurch die Stellung des Kanzlers allerhöchsten Orts er- 
neut gefestigt sei.»°° Die Fürstin Marie Radziwill schrieb am 15./16. De- 
zember, Wilhelm habe beim italienischen Botschafter Carlo Conte Lanza 
gespeist und — «laut genug, daß jeder es verstehen konnte» - gesagt: «Es 
war höchste Zeit, daß die Herrschaften vom Zentrum eins mit der Keule 
kriegten. Sie wurden ja immer unverschämter, sie wollten in ihrer Anma- 
ßung mich regieren.»5° Und die Baronin Spitzemberg notierte, der Kaiser 
sei «in rosigster Stimmung, gehoben von der Tat, die ihm unendlich viel 
Zustimmung gebracht hat, über deren Folgen er sich aber kaum im klaren 
ist».7 

Bei den Reichtagswahlen von 1903 hatte die Reichsleitung sich zurück- 
gehalten. Jetzt griff sie vehement in den Wahlkampf ein. Sie schürte natio- 
nalistische und imperialistische Stimmungen und lenkte sie gegen die So- 
zialdemokratie und das Zentrum sowie gegen die Polen und Welfen. Sie 
klammerte wirtschafts- und sozialpolitische Probleme aus und konzen- 
trierte sich auf die Kolonial- und Militärpolitik.5® Bereits die Rede Bülows 
im Reichstag am 13. Dezember 1906 ließ die Tendenz dieser Kampagne 
ahnen: «Die Regierung darf sich nicht vor Wünschen und Interessen ein- 
zelner Parteien beugen, wenn ihre höchste Aufgabe, die nationale, in Frage 
steht. [...] Wir werden unsere Pflicht tun - im Vertrauen auf das deutsche 
Volk.» In seinem am 3. Januar 1907 veröffentlichten «Silvesterbrief» an 
den Vorsitzenden des Reichsverbandes gegen die Sozialdemokratie, Gene- 
ralleutnant z. D. Eduard von Liebert, warf Bülow dem Zentrum vor, «in 
einer Angelegenheit, die die deutsche Waffenehre und unser Ansehen in 
der Welt berührte», die Regierung unter Druck gesetzt zu haben. Das Vo- 
tum des Zentrums vom 13. Dezember sei «ein Schlag gegen die Verbünde- 
ten Regierungen und die nationale Würde» gewesen. Bülow gab als Wahl- 
parole aus: «Kampf für Ehr’ und Gut der Nation gegen Sozialdemokraten, 
Polen, Welfen und Zentrum». Der Alldeutsche Verband und der Flotten- 
verein verbreiteten massenhaft Flugschriften und Broschüren, die zur Un- 
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terstützung der konservativen und liberalen «reichstreuen» Parteien auf- 
riefen.“ 

Diese «nationale» Agitation gegen das Zentrum und die Sozialdemo- 
kratie löste in antiklerikalen adeligen und bürgerlichen Kreisen einen er- 
staunlichen Grad an Begeisterung aus, und auch am kaiserlichen Hof geriet 
der eine oder andere darüber beinahe in Ekstase.“ Der südbadische Flügel- 
adjutant Max Freiherr von Holzing-Berstett hatte «vor Bewegung und 
Begeisterung» sogar geweint, als er über die entscheidende Reichstagssit- 
zung in der Zeitung las.“ In einem antikatholischen Rausch frohlockte er 
zu Weihnachten 1906 in einem Brief an seine Mutter: «Wie kann man kla- 
gen in einer Zeit in der der Kampf gegen Rom losgeht! Ist das nicht herr- 
lich! Endlich, endlich sieht man ein mögliches Ende dieser verruchten, mit 
Schuld und Blut beladenen Kirche. Es geht aufwärts! [...] Es giebt ein 
Deutschland ohne Rom, ohne diese ganze schwarze ungermanische 
Pest.»“ Freilich, es fehlte auch im «nationalen» Lager nicht an Skepsis, ob 
Wilhelm II. und Bülow wirklich entschlossen seien, den Kampf gegen die 
schwarzen und roten «Reichsfeinde» durchzustehen. Der zum Krieg und 
Staatsstreich hetzende General Friedrich von Bernhardi suchte seinen 
Freund Holzing-Berstett auf den Boden der Realität zurückzuholen, in- 
dem er ihm schrieb: «Ihren ehrlichen Pfaffen- oder Ultramontanenhaß 
theile ich von ganzem Herzen. Aber ich bin zu alt, um so enthusiastisch in 
die Zukunft zu sehen. Die ganze Bewegung ist ja gar keine geplante gewe- 
sen. Das Bestreben sich von dem drückenden Einfluß des Centrums zu be- 
freien lag allerdings schon lange vor. Aber es fehlte der Muth. Am wenig- 
sten geht die jetzige Action von $.M. aus. Dernburg hat die Sache in’s 
Rollen gebracht. Aber von einem Kampf gegen Rom ist man in unserer 
Regierung sehr weit entfernt.»°° Ohne wirkliche Hoffnung auf eine dau- 
ernde Besserung durch Neuwahlen beurteilte auch Erbprinzessin Char- 
lotte, die älteste Schwester Wilhelms IL, die innenpolitische Lage. «Die 
Reichstagsauflösung war nothwendig», schrieb sie ihrem Arzt, «aber der 
nächste dürfte noch schlechter werden! Was dann! Wir sind dem Ansturm 
nicht gewachsen u. Bülow am wenigsten!! Ich sehe sehr sehr ernst in die 
Zukunft.» Zu spät erkannte Bülow die Gefahr, die er durch seine Wahl- 
kampagne gegen das Zentrum heraufbeschworen hatte. Als ihm bei einem 
Diner am 27. Januar 1907 von der Möglichkeit eines Paktes zwischen die- 
ser Partei und der Sozialdemokratie gesprochen wurde, rief er aus, eine 
solche Eventualität wäre «die denkbar größte Schmach und ein geradezu 
nationales Unglück».” 

Am 25. Januar 1907 fand die Hauptwahl, am 5. Februar die Stichwahl 
statt. Die Propaganda der Reichsregierung und der «nationalen» Verbän- 
de bewirkte, daß die Wahlbeteiligung gegenüber 1903 von 75,8 % auf 
84,3 % stieg. Der Zuwachs an Wählerstimmen kam fast ausschließlich 
den bürgerlichen Parteien zugute. Die Sozialdemokratie verlor die Hälfte 
ihrer Mandate, während das Zentrum sich behaupten konnte.“ Dank der 
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Unterstützung durch die Splittergruppen Deutsche Reformpartei und 
Wirtschaftliche Vereinigung besaß der konservativ-liberale «Bülow- 
Block» fortan im Reichstag die absolute Mehrheit. In der Nacht vom 25./ 
26. Januar und wieder nach der Stichwahl zogen einige tausend «national» 
gesinnte Bürger zum Reichskanzlerpalais und zum Schloß, um den Wahl- 
sieg zu bejubeln. Selbst die sonst kritisch eingestellte Baronin Spitzem- 
berg war vom Wahlerfolg überrascht und hielt «die Ovationen vor des 
Kronprinzen Palais und dem Bülows mitten in der Nacht» für «recht 
merkwürdige Symptome». Der begeisterten Menge rief der Kanzler zu: 
«Mein großer Amtsvorgänger [Bismarck], vor dem wir alle in Ehrfurcht 
uns neigen hat vor bald 40 Jahren gesagt: «Setzen wir das deutsche Volk in 
den Sattel, reiten wird es schon können. Ich hoffe und glaube, das deut- 
sche Volk hat heute gezeigt, daß es noch reiten kann. Und wenn bei den 
Stichwahlen jeder seine Schuldigkeit tut, so wird die ganze Welt erken- 
nen, daß das deutsche Volk fest im Sattel sitzt und alles niederreitet, was 
sich seiner Wohlfahrt, seiner Größe in den Weg stellt.»7° Auch der Kaiser 
bejubelte das Wahlergebnis. «Sichtbarlich hat Gott doch mit unseres Vol- 
kes Herz und Gewissen geredet, und erfreulich ist der Erfolg gewesen, 
möge Er es auch ferner mit ihm und uns allen so gnädig meinen und uns 
führen nach Seinem heiligen Willen», schrieb er seinem Onkel Friedrich 
von Baden am 30. Januar 1907.7' Nach den Stichwahlen rief Wilhelm - 
zum Entsetzen seiner Schwester’? - in einer glühenden Rede vom Schloß- 
balkon aus den Massen zu: Das deutsche Volk könne alle Mächte über- 
winden, die sich ihm entgegenstellten, «wenn alle Klassen und Konfessio- 
nen fest und stark zusammenstünden». Einhellig berichteten die 
Mitglieder des Kaiserlichen Hauptquartiers von der Hochstimmung, in 
der sich Wilhelm nach der Reichtagswahl befand.” Obwohl die Gerüchte 
um einen Kanzlerwechsel nicht ganz verstummten, galt Bülows Stellung 
nach dem großen Wahlerfolg zunächst doch als befestigt.’ «Bülow trıium- 
phirt nun, u. wir behalten ihn, fester denn je», schrieb im Februar 1907 
Wilhelms Schwester Charlotte.” 
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Nach der Auflösung des Reichstags und dem offenen Bruch mit dem Zen- 
trum war Bülows politisches Schicksal unlösbar mit dem «Bülow-Block» 
verknüpft, er konnte sich aber vorerst auf die Unterstützung des Kaisers 
verlassen, der sich mit den Ergebnissen der Blockpolitik demonstrativ zu- 
friedengab.77 In einem Telegramm an Bülow vom ıı. Mai 1907 belobigte er 
den Reichstag in Tönen, die man nie zuvor von ihm vernommen hatte. 
«Ich habe aus Euerer Durchlaucht Bericht vom 7. d. M. mit großer Befrie- 
digung entnommen, eine wie ausgiebige Tätigkeit der Reichstag in seiner 
soeben geschlossenen Session entfaltet und welch eine bedeutende Anzahl 
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wichtiger Gesetzesvorlagen und Verträge derselbe erledigt hat. Zu diesem 
sehr erfreulichen Ergebnis, welches neben der patriotischen Haltung des 
Reichstags in erster Linie das Verdienst Ihrer und Ihrer Mitarbeiter ge- 
schickten und unermüdlichen Bemühungen ist, spreche ich Euerer Durch- 
laucht wiederholt von Herzen Meine Kaiserliche Anerkennung und Mei- 
nen aufrichtigen Dank aus.»7”° Am 26. Juni 1907 berichtete Berckheim nach 
Karlsruhe, «daß der Reichskanzler Fürst Bülow, mehr wie seit langer Zeit 
des Vertrauens $.M. des Kaisers gewiß, entschlossen ist, mit der neu inau- 
gurierten Blockpolitik zu stehen und zu fallen; die Brücken zum Zentrum 
sind für ihn endgültig abgebrochen». 

Die Gunst der Stunde ausnutzend, gelang es dem Reichskanzler, beim 
Kaiser einige seiner personalpolitischen Wünsche durchzusetzen. Ende 
Juni 1907 entließ Wilhelm II. auf Vorschlag Bülows sowohl den Staats- 
sekretär des Reichsamts des Innern, Graf Arthur von Posadowsky-Weh- 
ner, der dem Zentrum nahestand und vor der Auflösung des Reichstags ge- 
warnt hatte, als auch den betont konservativen preußischen Kultusminister 
Konrad von Studt. Die Entlassung Studts begründete Bülow vor dem 
Staatsministerium damit, daß dieser Minister nicht mehr zur Blockpolitik 
gepaßt habe.” Posadowsky schied verbittert aus dem Amt, das er seit zehn 
Jahren geleitet hatte. Seine Entlassung traf ihn vollkommen unerwartet. 
Der Kriegsminister Karl von Einem vertraute Berckkeim an, daß Bülow in 
Posadowsky wohl einen Rivalen gesehen habe. Die Verabschiedung des 
hochverdienten Staatssekretärs sei «in unerhört rücksichtsloser Form» vor 
sich gegangen. «Nicht länger als eine Stunde sei dem bis zum Besuche des 
Herrn von Lucanus völlig Ahnungslosen Zeit gelassen worden zur Formu- 
lierung seines Abschiedsgesuches, das nach weiteren vier Stunden bereits 
publiziert wurde: mit Recht scheide er tief und schwer gekränkt aus dem 
Amt», sagte der Kriegsminister. Auch Studt sei keineswegs freiwillig ge- 
gangen, sondern habe versucht, wenigstens noch einige Monate im Amt zu 
bleiben, doch vergebens. Posadowkys Nachfolger als Staatssekretär des 
Reichsamts des Innern wurde der bisherige preußische Innenminister 
Theobald von Bethmann Hollweg, der gleichzeitig zum Vizepräsidenten 
des Preußischen Staatsministeriums ernannt wurde. Bekanntlich avancierte 
Bethmann zwei Jahre später - unter Umständen, die genau zu untersuchen 
sein werden - zum Reichskanzler und Ministerpräsidenten. 

Obwohl Bülow bei der Umgestaltung der Reichsleitung und der preu- 
ßischen Regierung die Initiative ergriffen hatte, war nicht zu übersehen, 
daß der Kaiser das Revirement vollauf billigte und daß auch recht persön- 
liche Empfindungen dabei eine Rolle spielten. Berckheims Eindruck, bei 
dem Ministerwechsel sei der Umstand mitbestimmend gewesen, «daß be- 
kanntlich Graf Posadowsky dem Kaiser persönlich nie recht sympathisch 
war», wurde ihm vom Kriegsminister bestätigt. In dem Ministerwechsel 
erblickte Berckheim zu Recht ein Zeichen dafür, daß Bülow das Vertrauen 
des Kaisers wiedergewonnen hatte. Diese Gelegenheit habe der Kanzler 
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«äußerst geschickt» benutzt, um einen ihm persönlich möglicherweise ge- 
fährlich werdenden Rivalen zu beseitigen, indem er dem Kaiser den Gra- 
fen Posadowsky «als unzuverlässig und zentrumsfreundlich hinzustellen 
wußte». 

In dieser Phase der Eintracht gelang es Bülow sogar, einen mäßigenden 
Einfluß auf die öffentlichen Auftritte Wilhelms II. auszuüben. Am 8. Au- 
gust 1907 beschwor er Rudolf von Valentini in einem «ganz vertraulichen» 
Schreiben, dafür Sorge zu tragen, «daß die Reden, welche Seine Majestät 
bei dem Manöver in Münster halten wird, gerade in diesem Jahre im Hin- 
blick auf den neuen Reichstag und die Erfordernisse der nationalen Block- 
politik besonders überlegt, staatsmännisch und ruhig gehalten werden, so 
daß sie in keiner Weise weder durch unnötige Schärfen noch durch die 
Möglichkeit der Verdrehung den Gegnern Anlaß zu schändlicher Kritik 
bieten».”° Ganz in solchem Sinne hielt der Kaiser am 31. August auf einem 
Festmahl für die Provinz Westfalen eine Rede, in der er sich an die Bürger, 
Bauern und Arbeiter wandte und sie aufforderte, «einheitlich in gleicher 
Ireue und Liebe zum Vaterlande» zusammenzuwirken. Zuvor hatte der 
Monarch ausdrücklich die Arbeiter einbezogen: «Ich gedenke hierbei auch 
der Arbeiter, die in den gewaltigen industriellen Unternehmungen vor den 
Hochöfen und unter Tage in den Stollen mit nerviger Faust ihr Werk ver- 
richten. Die Sorge für sie, für ihren Wohlstand habe Ich als teures Erbe 
von Meinem in Gott ruhenden Großvater übernommen, und es ist Mein 
Wunsch und Wille, daß wir auf dem Gebiete der sozialen Fürsorge fest- 
halten an den Grundsätzen, die in der unvergeßlichen Botschaft Kaiser 
Wilhelms des Großen niedergelegt sind.»® 

Ende September 1907 konnte Bülow dem Kaiser die Erfolge seiner 
Blockpolitik im rosigen Lichte darstellen. «Der Block hat schon das Gute 
gehabt, daß das Centrum bescheidener geworden ist und sich der nationa- 
len Pflichten wieder erinnert. Das zeigte nicht nur die Flottenrede von 
Spahn, sondern auch der ruhige Verlauf des Würzburger Katholikentages. 
Bei den Linksliberalen habe ich namentlich darauf hingewirkt, daß sie un- 
bedingt für Marine- und Militärforderungen eintreten müssen, was mir 
auch Payer zusagte. Er ist Schwabe, der Führer der süddeutschen Volks- 
partei. Wer vor 40, vor 20 und selbst noch vor 10 Jahren prophezeit hätte, 
daß ein württembergischer Volksparteiler Heer- und Flotten-Forderungen 
zustimmen würde, hätte riskirt als unzurechnungsfähig in einer Maison de 
sante untergebracht zu werden.»** 

Freilich, sobald bei den Konservativen und Liberalen die Begeisterung 
über den Wahlerfolg verklungen war, zeigte sich mehr und mehr, daß die 
Regierungspolitik unter den Bedingungen des «Bülow-Blocks» schwierig 
werden würde.” Zwar unterstützten Konservative wie Liberale die «Welt- 
politik» und Militärpolitik der Reichsregierung. Auch einte sie der Gegen- 
satz zum Zentrum (wobei die Frontstellung der Konservativen gegenüber 
dem Zentrum nicht so grundsätzlich war wie die Gegnerschaft der Libera- 
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len gegenüber dem «Ultramontanismus»). In entscheidenden Fragen der 
Wirtschafts- und Innenpolitik aber bestanden zwischen Konservativen 
und Liberalen, insbesondere Linksliberalen schwerwiegende Differenzen. 
Bülow durfte nicht riskieren, die Konservativen ernstlich zu verärgern, 
weil diese sich jederzeit wieder mit dem Zentrum verbünden und ihm so 
im Reichstag die Mehrheit entziehen konnten. Und die Führer des Zen- 
trums, über Bülows Haltung während des Wahlkampfes nachhaltig em- 
pört, standen gewissermaßen mit gezückten Messern bereit. Bereits im 
November 1907 berichtete die österreichische Botschaft nach Wien, Bü- 
low werde, da sich Schwierigkeiten auf dem Felde der Finanzpolitik ab- 
zeichneten, möglicherweise einer Spaltung seines «Blocks» zuvorkommen 
und zurücktreten.‘ Am 22. Januar 1908 verwies Szögy@ny mit einiger Ver- 
wunderung auf Bülows Erklärung, er werde nur dann im Amt bleiben, 
wenn er seiner Mehrheit im Reichstag ganz sicher sei. Das sei ein «Einlen- 
ken in parlamentarische Formen», und gegen eine solche Entwicklung 
habe sich Wilhelm II. wiederholt «in sehr energischer Weise» ausgespro- 
chen.'” Der langjährige Botschafter der verbündeten Donaumonarchie 
wußte genau, nicht das Parlament, sondern «das unentwegte Vertrauen 
seines kaiserlichen Herren» bilde «nach wie vor [...] die Hauptstütze des 
Reichskanzlers».* 
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Indessen hatte sich in dem entscheidenden Verhältnis zwischen Wilhelm 
und Bülow wenig verändert. Auch nach der Formierung des Bülow- 
Blocks bestimmte der Kaiser, nicht der Kanzler, die Richtlinien der deut- 
schen Politik. Bülow beschränkte sich darauf, mit den Mitteln des Höf- 
lings die allerschlimmsten Exzesse des Monarchen zu verhüten und nach 
außen hin so gut wie möglich den Schein zu wahren. Der britische Bot- 
schafter Lascelles äußerte sich im Frühjahr 1907 verwundert darüber, daß 
Bülow «nichts mehr tue als seine Reden vorbereiten; führen und Einfluß 
üben auf die Politik tue er längst nicht mehr». Marschall von Bieberstein 
stellte bei einem Besuch in Berlin fest, «Bülow habe keinen bestimmten 
Kurs. [...] Man möge gegen ihn sagen, was man wolle, zehn Jahre mitS. M. 
es durchzuführen, sei eine Leistung die er sich niemals zugetraut haben 
würde; was man in solcher Stellung an falschen Schritten verhindert, sche 
man nicht, nur was man etwa durch- und zugelassen.» Maximilian Har- 
den schäumte weiterhin vor Wut und warf Bülow vor, mit seiner Ge- 
schmeidigkeit die Schattenseiten des Persönlichen Regiments nur zu ver- 
decken. «Mit diesem Kaiser ist ernste und wirksame Politik nicht zu 
machen», klagte er im September 1907. «Der Kanzler sorgt dafür, daß die- 
ses Bewußtsein nicht aufkommt und alles jeden Morgen frisch lackiert 
glänzt.»?' 
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Mehr denn je machte sich Holstein Sorgen vor allem über die Wirkung 
dieses Systems auf die internationale Lage Deutschlands. «Der Kaiser re- 
det und tut, was Er will, und Bülow wird nachgezerrt», klagte er.?” Selbst 
auf seinem eigentlichen Feld, der auswärtigen Politik, sei der Kanzler re- 
gelrecht «herausgedrängt» worden, «die macht der Kaiser jetzt allein».? 
«Die Art, wie regiert wird, ist mir unheimlich: Bülow, der doch immer 
noch die meiste persönliche Gewähr bietet, wird bei den auswärtigen Din- 
gen eigentlich ganz ausgeschaltet, obwohl er als Kanzler allein die Verant- 
wortung trägt. Tschirschky ist ganz unfähig, hat keine eigene Ansicht, 
blickt nur auf den Kaiser und folgt jedem Wink.»°* Fast gleichlautend no- 
tierte die Baronin Spitzemberg am 21. April 1907: «Bülow wird eben ganz 
auf die Seite geschoben, scheinbar durch Tschirschky, in Wirklichkeit 
durch S.M., dem dieser eben deshalb höchst angenehm ist.» 

In seiner Selbstregierung sowohl in der Innen- wie in der Außenpolitik 
wurde der Kaiser nach wie vor von seinen Hofbeamten, den Kabinetts- 
chefs und Hofmilitärs sowie von einer Reihe von Günstlingen kräftig un- 
terstützt. Selbst als alter und kranker Mann spielte der Chef des Zivilkabi- 
netts, Hermann von Lucanus, eine überragende politische Rolle. So teilte 
Zedlitz seinem Vater, dem ehemaligen Kultusminister, im Herbst 1907 mit: 
«Was [...] «Alter und «Vereinigung vieler Geschäfte anlangt, so ist ja Lu- 
canus das sprechende Beispiel, wieviel darin möglich ist. Er ist seit letztem 
Frühjahr wirklich so alt geworden, daß es eine Sorge ist, wenn er von ei- 
nem Zimmer in das andere geht, und auch geistig ist dies leider sehr zu be- 
merken. Trotzdessen führt er in Wirklichkeit einen großen Teil, und nicht 
den unwichtigsten, der Geschäfte sämtlicher Minister. Ich weiß, daß auch 
seiner Macht die bei einer Kabinettsregierung natürlichen Grenzen ge- 
steckt sind, aber bei einer Kraftprobe zwischen ihm und einem Minister 
oder Oberpräsidenten würde ich noch heute jedem empfehlen, sich getrost 
auf seiten des unscheinbaren alten Herrn zu stellen.»” Nicht zu unter- 
schätzen war auch der Einfluß des Oberhofmarschalls und Oberzeremo- 
nienmeisters Graf August zu Eulenburg, der im Oktober 1907 auch noch 
das Amt des Hausministers übernahm. Die Zusammenlegung dieser Ge- 
schäftsbereiche am Hofe war, wie August Eulenburg selbst einräumte, «et- 
was viel für einen gewöhnlichen Sterblichen! [...] Der Kaiser aber erhofft 
von dieser Kumulirung der Aemter eine Erleichterung und Vereinfachung 
der Geschäfte, die allerdings durch die regelmäßige und möglichst tägliche 
Berührung mit dem Allerhöchsten Herrn [...] herbeigeführt werden kann. 
Voraussetzung ist nur daß unsereins Kraft und Gesundheit zur Bewälti- 
gung des ganzen Wustes von Geschäften behält.»” Voraussetzung war vor 
allem auch, wie Zedlitz mit Recht beobachtete, daß man beim Kaiser «per- 
sona grata» sei, und das waren viele der obersten Reichs- und Staatsbeam- 
ten eben nicht.? 

Die überragende Macht des Monarchen über die staatliche Reichslei- 
tung zeigte sich exemplarisch in dem großen Revirement, zu dem Bülow 
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im Herbst 1907 auf Befehl Wilhelms II. genötigt war. Der Kaiser beabsich- 
tigte, den Rücktritt des Fürsten Hermann zu Hohenlohe-Langenburg als 
Statthalter von Elsaß-Lothringen herbeizuführen und - gegen den 
Wunsch des Reichskanzlers - den Hannoveraner Carl Graf von Wedel, 
derzeit Botschafter in Wien, zum Nachfolger Hohenlohes in Straßburg zu 
ernennen. Neuer Botschafter in Wien sollte der amtierende Staatssekretär 
des Auswärtigen Amtes, Heinrich von Tschirschky, werden. Dem Kanzler 
blieb nichts anderes übrig, als gute Miene zum bösen Spiel zu machen: In 
einem Brief an den Kaiser hob er scheinheilig die Vorzüge Tschirschkys 
hervor, die ihn für Wien besonders geeignet machten - er kenne «Cis- 
leithanien und Transleithanien, die Hauptstadt wie die Provinzen, er ist 
auch routinirt in wirthschaftlichen und in Handelsfragen. Seine Frau, halb 
Wienerin halb Ungarin, wird ihm dort nützen.» Nicht einmal den Staats- 
sekretär des Auswärtigen Amts, der seine rechte Hand bei der Führung 
der Außenpolitik sein sollte, konnte Bülow selber auswählen. Zum Nach- 
folger Ischirschkys wollte er entweder den Unterstaatssekretär Otto von 
Mühlberg oder aber (an zweiter Stelle) Alfred von Kiderlen-Wächter, den 
Gesandten in Bukarest, befördern, doch er wagte es nicht, dem Kaiser, der 
seine Präferenz für den Petersburger Botschafter Wilhelm von Schoen zu 
erkennen gegeben hatte, seine beiden Kandidaten in Vorschlag zu bringen. 
Statt dessen forderte der Monarch den Kanzler auf, ihm eine Liste der für 
den wichtigen Posten des Staatssekretärs in Frage kommenden Diploma- 
ten zu unterbreiten - und wählte Schoen.'” 

Prompt zum ı. Oktober 1907 erhielt dann auch der Statthalter Fürst zu 
Hohenlohe-Langenburg den von Lucanus aufgesetzten, vom Kaiser 
in Rominten eigenhändig abgeschriebenen Abschiedsbrief.'” In überaus 
warmen, aber doch bestimmten Worten legte der Kaiser darin seinem 
Onkel den Rücktritt nahe. Seit der Veröffentlichung der Memoiren seines 
Vetters Chlodwig im Vorjahr hatte Hermann Hohenlohe fast täglich mit 
seiner Entlassung rechnen müssen, dennoch rief das «Allerhöchste Hand- 
schreiben» Bitterkeit in ihm hervor.” Seinem Sohn Ernst offenbarte er: 
«Es ist eine sehr gezuckerte Pille, die mir der hohe Herr eingibt, um mir zu 
sagen, daß ich meine Wege gehen kann. Die Sorge um meine Gesundheit 
wird schwerlich dabei mitgespielt haben. [...] Obgleich ich fühle, daß ich 
meiner Aufgabe auf die Dauer nicht mehr gewachsen bin, so schmerzt es 
mich doch den Posten zu verlassen, der so viel Interessantes bot. [...] Ich 
hoffe nur, daß der Kaiser mein Verbleiben im Herbst gestattet u. meine 
Pensionierung nicht gleich veröffentlichen läßt.»'” 

Am 3. Oktober 1907 sandte der Statthalter dem Kaiser ein Antwort- 
schreiben, in dem er seinen Rücktritt aus Gesundheitsgründen ankündig- 
te. Die «bestimmte Absicht», demnächst um seine Pensionierung zu bit- 
ten, habe er ohnehin gehabt. Um allerdings den Eindruck zu vermeiden, 
als sei er «in Ungnade von Euerer Majestät entlassen worden», was ihn 
«selbstverständlich nach langjähriger Arbeit tief schmerzlich berühren 
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müßte», bat der Statthalter, wenigstens bis Weihnachten im Amt bleiben 
zu dürfen.'* Sein Sohn meinte gutgläubig: «Wenn S.M. eine Spur von der 
Anhänglichkeit besitzt, die er in seinem Briefe zur Schau trägt, so kann er 
Dir die Erfüllung Deiner Bitte nicht versagen.»'% Beide Hohenlohes rech- 
neten nicht mit der giftigen Intrigenwirtschaft, die seit Jahrzehnten die 
Politik des Kaiserreiches kennzeichnete. 

Noch bevor sein Brief den Kaiser erreichte, empfing Hohenlohe vom 
Reichskanzler ein Telegramm, das den Rücktritt des Statthalters zum Fait 
accompli machen sollte. Darin warnte Bülow vor «Indiskretionen und 
Entstellungen in der Presse in der Angelegenheit die den Briefwechsel 
zwischen Euerer Durchlaucht und Seiner Majestät gebildet hat» und ver- 
langte die Erlaubnis des Statthalters zur sofortigen Veröffentlichung der 
Korrespondenz.'”° Umgehend antwortete Hohenlohe, er könne «schon im 
Interesse Seiner Majestät» seine Zustimmung zur Veröffentlichung nicht 
geben.'” Erregt depeschierte er auch an den Kaiser: «Da mir eine Aller- 
höchste Entscheidung auf mein allerunterthänigstes Schreiben noch nicht 
zugegangen ist, ich den Inhalt der Veröffentlichung nicht kenne und die 
Presse unmöglich Kenntniß von dem Allerhöchsteigenhändigen Schreiben 
Euer Majestät an mich und meine hierauf bezügliche Antwort erhalten 
haben kann, [...] konnte ich meine Zustimmung nicht geben.»'* In einem 
nicht mehr abgesandten Briefentwurf an Bülow machte Hohenlohe gel- 
tend, «daß eine so unerwartet schnelle Veröffentlichung, deren Inhalt mir 
nicht einmal bekannt ist, mich tief erschüttern u. veranlassen mußte gegen 
dieselbe bei Euer Durchlaucht Einspruch zu erheben. Ich konnte nicht 
annehmen, daß S.M. mit dem für mich so kränkenden Vorgehen einver- 
standen sei.»'% 

Ein kaiserliches Telegramm vom nächsten Tag belchrte ihn eines Besse- 
ren. «Es liegt im Interesse aller Teile und entspricht vor allem meiner 
grundsaetzlichen Auffassung solcher Dinge, dass die von mir beschlosse- 
nen Personalveraenderungen nicht durch Indiscretionen in die Presse 
kommen, sondern auf dem Wege einer offiziellen Verlautbarung bekannt 
gegeben werden. Deshalb habe ich befohlen, dass das Faktum des bevor- 
stehenden Wechsels morgen Montag abend in Berlin amtlich bekannt ge- 
geben wird. Bis dies erfolgt sein wird, verlange und erwarte ich von allen 
Seiten und an allen Stellen die unbedingteste Verschwiegenheit. Mein 
Schreiben an Dich und Deine Antwort werden natuerlich nicht publicirt 
werden, sondern nur die Thatsache des Wechsels. Auch ist natuerlich nicht 
noetig, dass Du Strassburg sofort verlaesst, sondern Du kannst Deinen 
Fortgang in aller Ruhe bewerkstelligen. Wilhelm I. R.»"'"° Fürst Hohen- 
lohe wurde zum ı. November 1907 von dem Amte als Kaiserlicher Statt- 
halter im Reichsland Elsaß-Lothringen abberufen und wie von Wilhelm 
vorgesehen durch den Botschafter und General Grafen Carl von Wedel 
ersetzt." 

Diese Vorgänge riefen in allen politischen Kreisen Erstaunen hervor." 
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Holstein gegenüber gab Bülow vor, die Ernennung Wedels nach Straßburg 
und diejenige Tschirschkys nach Wien selbst durchgesetzt zu haben, denn 
in beiden Fällen sei der Kaiser «eher indifferent» gewesen. «Wirklich 
schmerzlich» sei es ihm allerdings gewesen, daß er weder Mühlberg noch 
Kiderlen zum Staatssekretär habe ernennen können. «Sie wissen, wieviel 
ich von Mühlberg halte. Daß Kiderlen der beste politische Kopf in unserer 
Karriere ist, läßt sich auch nicht bestreiten.» Hier aber habe der Monarch 
darauf bestanden, einen aktiven Botschafter als Staatssekretär zu haben. 
Kleinlaut räumte der Reichskanzler ein, daß er Schoen «wenig [...] ken- 
ne»; er hoffe aber, es werde mit ihm gehen." Holstein durchschaute die 
Beteuerungen des Reichskanzlers als Zwecklügen und warf Bülow vor: 
«Wieder haben Sie Ihren gesunden Menschenverstand den Bestimmungen 
- oder sagen wir Stimmungen - des Kaisers untergeordnet.» Tschirschky 
sei doch nichts als «ein Kalkulator aus Sachsen», der mit seiner österreichi- 
schen Ehefrau «aus der dritten oder vierten Schicht» überhaupt nicht nach 
Wien passe und dort mit Sicherheit «gesellschaftliche Nasenstüber» be- 
kommen würde. Ebensowenig sei der katholische Hannoveraner Wedel, 
der noch 1866 gegen Preußen gekämpft hatte, für den Straßburger Posten 
geeignet. «Das Unglück ist freilich, daß die Sachen nicht nach Ihren Ge- 
danken entschieden werden, sondern nach dem politisch keineswegs un- 
fehlbaren Instinkt des Kaisers. In diesem Grundzuge des heutigen Staats- 
lebens, der mehr und mehr zu Tage tritt, liegt eine nationale Gefahr, nicht 
nur nach außen, sondern fast mehr noch nach innen zu, weil man hier 
langsam, aber sicher das Vertrauen zu dieser Art von Regiererei verlieren 
muß. Was das bedeutet gegenüber den zersetzenden Kräften, die an der 
Arbeit sind, braucht Ihnen niemand zu sagen.» Den Vorwurf Hardens auf- 
greifend, warnte Holstein den Kanzler, daß er mit seinem System des «Al- 
les-schließlich-laufen lassens» zum «Deckmantel» werde «für Dinge, die 
sich schwer oder gar nicht verantworten lassen». Der Kaiser sei ja «allmäh- 
lich an sultanische Regierungsmethoden gewöhnt worden», und «diese 
paar Fälle sind ja nur einzelne Spitzen eines ganzen Korallenriffs».""+ 

Die klägliche Rolle, die Wilhelm. seinem Reichskanzler zumutete, 
wurde in immer weiteren Kreisen als unwürdig empfunden. Im November 
1907 hielt Zedlitz in seinem Tagebuch einen Vorfall fest, von dem «einge- 
weihte Höflinge [...] bereits eine Kanzlerkrisis» befürchteten. Der Kaiser 
habe sich über einen Artikel in der Kölnischen Volkszeitung dermaßen er- 
regt, daß er vom Kanzler die Einleitung eines Verfahrens gegen das zen- 
trumsnahe Blatt wegen Majestätsbeleidigung forderte. «Bülow war das 
höchst peinlich - er suchte auszuweichen - aber selbst seiner großen Ge- 
schicklichkeit gelang das nicht.» Er gab also nach und leitete das Verfahren 
ein. Am 22. November veröffentlichte die Volkszeitung dann jedoch ein 
Telegramm des Staatsanwalts mit der Mitteilung, daß man das Verfahren 
wegen Majestätsbeleidigung wieder eingestellt habe. Für Zedlitz war diese 
Unstetigkeit symptomatisch für die Regierungsweise unter Bülows Kanz- 
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lerschaft. «Es kommen so oft plötzliche Eingebungen und Einfälle [des 
Kaisers], denen der Kanzler keinen Widerstand leisten kann, daß er dann 
auf irgendeine Weise, nach formeller Befolgung der Befehle, aus der Sache 
wieder herauszukommen sucht. Aber selbst seine Geschicklichkeit reicht 
nicht immer dazu aus, dadurch entstehenden Schaden zu verhüten.»''5 Der 
Baronin Spitzemberg wurde «schwül» bei dem Gedanken, daß im Kriegs- 
fall der Kaiser, «sei’s im Hauptquartiere, sei’s hier, sich in alles mischen, 
alles verwirren, alles lähmen könnte», und ihre Informationen über «die 
unglaublichsten Führungsfehler» Wilhelms bei den Manövern sowie über 
die Randbemerkungen, die er auf die diplomatischen Dokumente kritzel- 
te, trugen nicht zu ihrer Beruhigung bei.''* 

Wenige Monate nach dem «nationalen» Wahlsieg des Bülow-Blocks 
vom Januar/Februar 1907 galt Bülows Stellung wieder als gefährdet. Oft 
warf der Monarch dem Reichskanzler Mangel an Energie und Geschick 
vor, was Zedlitz als ein Zeichen deutete, daß «die Chancen für das fernere 
Verbleiben des Fürsten Bülow im Amte nicht günstig» stünden.''” Der be- 
stens informierte Graf Szögyeny wußte im Januar 1908 zu berichten: «In 
parlamentarischen Kreisen kommen die Gerüchte über den demnächst in 
Aussicht stehenden Sturz des Fürsten Bülow nicht zur Ruhe, und mit gro- 
ßer Insistenz wird die Nachricht kolportiert, daß Kaiser Wilhelm sich, 
wenn auch ungern, schon mit dem Gedanken beschäftigt, für ihn einen 
Nachfolger zu suchen.»""* Holstein war der Überzeugung, der Kaiser wer- 
de Marschall von Bieberstein zum Kanzler ernennen. Am 21. Januar 1908 
schrieb er an seine Kusine Ida von Stülpnagel: «Die Kanzler-Kandidatur 
von Marschall hat viele Anhänger, außer bei den Konservativen. Marschall 
würde mindestens ebenso fügsam gegen den Kaiser sein wie Bülow und 
weniger gewandt im Ablenken.»'"? 

Bülow mag sich vorgenommen haben, wie er in seinen Denkwürdig- 
keiten behauptete, «im Interesse des Landes die nächste sich bietende 
Gelegenheit zu einer energischen Korrektur der das Wohl des Reichs ge- 
fährdenden und schädigenden kaiserlichen Übergriffe pflichtgemäß wahr- 
zunehmen»,'* doch nur selten gelang es ihm, Wilhelm von seinen eigen- 
mächtigen Eingriffen abzuhalten. Selbst in der explosiven internationalen 
Politik trieb der Kaiser sein Unwesen unbekümmert weiter. Im März 1908 
lehnte er in einem Brief an den amerikanischen Präsidenten die Ernennung 
des Berufsdiplomaten David J. Hill zum US-Botschafter in Berlin ab, an- 
geblich weil er ihm als zu wenig vermögend galt. Die Nachricht, daß der 
Kaiser «wieder einen seiner ominösen Privatbriefe, diesmal an Roosevelt» 
geschrieben hatte, löste einen neuen Entrüstungssturm in der deutschen 
Presse aus.'*”' Spitzemberg hielt diese neue Affäre für «die ärgste und pein- 
lichste der Taktlosigkeiten» Wilhelms II. und seufzte: «Alle übeln Erfah- 
rungen helfen aber leider beim Kaiser nichts, und Bülow läßt sich eben alle 
Über- und Eingriffe gefallen.» Nur mit Schwierigkeit gelang es den 
Amtsträgern in der Wilhelmstraße, eine Kraftprobe mit den Vereinigten 
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Staaten zu vermeiden. Hill erhielt schließlich das Agrement und vertrat bis 
1911 sein mächtiges Land in Berlin. 

Für den entlassenen Geheimrat von Holstein war das Faß damit zum 
Überlaufen voll. Im Mai 1908, am Vorabend der größten Verfassungskrise 
im Kaiserreich, erörterte er in einem Brief an Bülow erstmals die Möglich- 
keit der Abdankung Wilhelms II. «Solange $S.M. Kaiser bleiben will, muß 
er etwaige persönliche Regungen den nationalen Notwendigkeiten unter- 
ordnen», insistierte er. «S.M. benimmt sich eben unvorsichtig. [...] In sei- 
nem -d.h. dem monarchischen - wie auch in Ihrem Interesse wegen Ihrer 
Stellung in der Geschichte müssen Sie ihn veranlassen, weniger als bisher 
von den Pfaden abzuweichen, die wir als die normalen, vernünftigen an- 
sehen.» Der Reichskanzler dürfe sich durch die «hysterischen Drohun- 
gen» Wilhelms, abzudanken, nicht einschüchtern lassen, denn selbst wenn 
er sie wahrmachen sollte, «das Schlimmste wäre das auch noch nicht. 
Unter den gegebenen Verhältnissen ist Ihre erste Aufgabe, den Kaiser zu 
leiten, erst die zweite, ihn zu schützen, wenn er sich leiten läßt.»' 


7. Unverantwortliche Ratgeber: 
Adolf von Harnack und Houston Stewart Chamberlain 


Auf dem Nährboden der autokratischen Herrschaftsweise Wilhelms I. 
konnte die Giftpflanze der Günstlingswirtschaft, wie Bülow sie im 
Reichstag bezeichnen sollte, auch unter seiner Kanzlerschaft gedeihen. 
Nicht nur die notorische «Kamarilla» um Philipp Eulenburg, deren Trei- 
ben im Kapitel2ı untersucht werden wird, sondern auch angesehene 
Männer aus Wirtschaft und Wissenschaft gewannen kraft ihrer Nähe zum 
Thron einen von Bülow nicht zu kontrollierenden Einfluß. In den ersten 
Bülow-Jahren übten der schlesische Magnat Fürst Guido Henckel von 
Donnersmarck und der frühere Erzieher des Kaisers Hinzpeter vor allem 
in der Innen- und Personalpolitik einen solchen Einfluß aus.'”* Bei der Ge- 
staltung der deutschen Politik in der Westlichen Hemisphäre, im Rus- 
sisch-Japanischen Krieg und dann in den kritischen Vorkriegsverhandlun- 
gen mit England spielte der Hamburger Reeder Albert Ballin eine 
unermeßliche Rolle.’ Seit seiner Teilnahme an der Mittelmeerreise des 
Kaisers im Frühjahr 1905 machte sich der Einfluß des baltischen Publizi- 
sten und Professors für osteuropäische Geschichte Theodor Schiemann im 
rußlandfeindlichen Sinne auf den Kaiser bemerkbar. So sah sich der 
Reichskanzler während der Nordlandreise 1906 genötigt, Schiemann an 
seine Pflicht zu erinnern, «sich seine Worte wohl zu überlegen»; schließ- 
lich laste doch «eine schwere Verantwortlichkeit» auf ihm." 

Im Oktober 1901 traf der Kaiser auf Eulenburgs Schloß Liebenberg mit 
zwei Männern zusammen, die, so unterschiedlich sie auch waren, einen 
nachhaltigen Einfluß auf seine Gedankenwelt und damit auch auf die 
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deutsche Politik haben sollten: Adolf von Harnack'” und Houston Ste- 
wart Chamberlain'**. Harnack, so spottete Bülow in späteren Jahren, habe 
in der Kunst, dem Monarchen zu schmeicheln, sogar Schiemann noch 
übertroffen.'” Dieser «Hoftheologe» habe zu den zahlreichen «Speichel- 
leckern, Weihrauchstreuern und Kriechern» um Wilhelm II. gehört, die 
«jederzeit bereit» gewesen seien, «das Hemd zu wechseln und die Haut, 
wenn nötig».3° Harnack sei der «Liebling und Adorant Seiner Majestät» 
gewesen." Seine Ansprachen bei feierlichen Anlässen verurteilte Bülow in 
seinen Denkwürdigkeiten als Beiträge, die «an Byzantinismus alles über- 
trafen, was sich Beamte oder Militärs bei uns je geleistet haben»."’* Aller- 
dings fehlte es nicht an Zeitgenossen wie Waldersee, die vermuteten, daß 
Bülow die Beziehung Wilhelms II. zu Harnack in der Absicht gepflegt hat, 
«den Kaiser mit Fragen zu beschäftigen, die ihn fesseln und von anderen 
ableiten»; Harnack sei auch «ganz die Persönlichkeit auf den Kaiser Ein- 
druck zu machen»." 

1903 wurde die Freundschaft Wilhelms zu Harnack durch eine theolo- 
gische Auseinandersetzung auf die Probe gestellt. Bereits ein Jahr zuvor 
hatte der Assyriologe Friedrich Delitzsch im Weißen Saal des Schlosses 
einen Vortrag mit dem Titel «Babel und Bibel» gehalten, in dem er die Über- 
legenheit der babylonischen Religion über die «israelitische» postulierte 
und damit eine erhitzte Debatte über den Stellenwert des Alten Testa- 
ments für den christlichen Glauben entfachte. In einem zweiten Vortrag, 
abgehalten - ebenfalls im Beisein des Kaisers - am 12. Januar 1903, ging 
Delitzsch weiter, indem er behauptete, die hebräische Bibel sei weitest- 
gehend der babylonischen Kultur unterlegen und deshalb für den christ- 
lichen Glauben gegenstandslos geworden; die meisten Schriften des Alten 
Testaments sollten aus der Bibel entfernt werden.'* In den Babel-Bibel- 
Streit, der schwerwiegende Folgen nicht zuletzt auch für das christlich- 
jüdische Verhältnis hatte, fühlte sich Wilhelm II. bemüßigt, mit einem 
aufsehenerregenden eigenhändigen Brief vom ıs. Februar 1903, den er 
allerdings vor der Veröffentlichung zur Redaktion an den Kanzler gab, 
höchstpersönlich einzugreifen. Er warf Delitzsch vor, «den Standpunkt 
des strengen Historikers und Assyriologen» verlassen zu haben und «in 
theologisch-religiöse Schlüsse und Hypothesen» hineingeraten zu sein, 
«welche doch recht nebelhaft oder gewagt waren. Als er aber unvorsichti- 
ger Weise auf das Neue Testament kam, wurde es bald klar, daß er bezüg- 
lich der Person unseres Heilandes so ganz abweichende Anschauungen 
entwickelte daß ich ihm darin nicht nur nicht folgen konnte, sondern 
einem Meinem Standpunkte diametral entgegengesetzten constatiren 
mußte. Er erkennt die Gottheit Christi nicht an, und daher als Rückschluß 
auf das alte Testament dieses als keine Offenbarung auf denselben als 
Messias enthaltend. [...] Er hat in sehr polemischer Weise sich an die Of- 
fenbarungsfrage herangemacht und dieselbe mehr oder minder verneint. 
[...] Das war ein schwerer Fehler.» Wilhelms eigene gegenteilige Grund- 
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überzeugung kam in den charakteristischen Sätzen zum Ausdruck: «Es ist 
keinem auch nur dem leisesten Zweifel unterworfen, daß Gott sich immer- 
dar in Seinem von Ihm geschaffenen Menschengeschlecht andauernd of- 
fenbart. Er hat dem Menschen «Seinem Odem eingeblasen» d.h. ein Stück 
von sich selbst eine Seele gegeben. Mit Vaterliebe und Interesse verfolgt er 
die Entwickelung des Menschengeschlechtes; um es weiter zu führen und 
zu fördern «offenbarv er sich bald in diesem oder jenem großen Weisen, 
oder Priester oder König, sei es bei den Heiden Juden oder Christen. 
Hammurabi war einer, Moses, Abraham, Homer, Karl d. Grosse, Luther, 
Shakespear [sic], Göthe, Kaiser Wilhelm d. Gr. - Die hat Er ausgesucht 
und Seiner Gnade gewürdigt, für ihre Völker auf dem geistigen wie physi- 
schen Gebiet nach Seinem Willen Herrliches, Unvergängliches zu leisten. 
Wie oft hat mein Großvater dieses nicht ausdrücklich betont, er sei ein In- 
strument nur in des Herrn Hand. Die Werke der Großen Geister sind von 
Gott den Völkern geschenkt, damit sie an ihnen sich fortbilden, weiterfüh- 
len können durch das Verworrene des noch Unerforschten hienieden.»'3 
Nicht nur Wilhelms schwindelerregende Auffassung seiner eigenen histo- 
rischen Sendung kam in diesen Grundsätzen zum Vorschein, sondern auch 
die in protestantischen Kreisen verbreitete Überzeugung, göttliche Offen- 
barung manifestiere sich in dem schrittweisen Aufstieg Preußen-Deutsch- 
lands zur Größe.'7 

Als ein «hoch erfreuliches Ereigniß» begrüßte der streng orthodoxe 
Waldersee das Glaubensbekenntnis des Kaisers. Der Kaiserbrief werde 
«vielen gläubigen Christen, denen der Verkehr mit Harnack ernste Be- 
sorgnisse einzuflößen begonnen hatte, eine große Erleichterung sein», sag- 
te er voraus. «Herrn Harnack, Delitzsch u. Konsorten wird er allerdings 
wenig Freude bereiten. Ich hätte gewünscht, dass er die großen Weisen, 
Priester oder Könige, denen sich Gott offenbart hat, nicht mit Namen ge- 
nannt hätte, denn er fordert hier gar zu sehr zum Widerstande heraus u. 
wird es an Auflehnung nicht fehlen. Die Katholiken werden sicherlich sich 
verletzt fühlen.»'3® Tatsächlich meldete sich Harnack mit seiner liberaleren 
Meinung in einem Artikel in den Preußischen Jahrbüchern zu Wort, den er 
dem Kaiser zuschickte."? Dieser antwortete umgehend: «Ihre Zusendung 
hat mich sehr interessiert. [...] Auch die abweichenden Ansichten, welche 
Sie darinnen ansprechen, haben mich beschäftigt. [...] Was die Person des 
Heilandes betrifft, so ist mein Standpunkt, auch noch durch Lesen ihrer 
Bemerkungen, derselbe. Christus ist Gottes Sohn - Gott in menschlicher 
Gestalt - der Heiland der Welt. Wie sein Erscheinen auf der Welt geschah, 
erzählt uns Weihnachten. [...] Mit der Gottheit Christi steht und fällt die 
ganze heil. Schrift, [...] kurz unsre gesammte Religion. Denn diese heil. 
Schrift, diese Bibelwelt ist eine Urkundensammlung über die Offenba- 
rungsthätigkeit Gottes. Von Menschenhänden geschrieben ist sie natürlich 
ihren Irrthümern auch unterworfen. Aber an dem Offenbarungsinhalt än- 
dert das nichts.»'* Harnack erwiderte noch am gleichen Tag: «Allerdurch- 
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lauchtigster Großmächtigster Kaiser und König! Allergnädigster Kaiser, 
König und Herr! Ew. Kaiserlichen und Königlichen Majestät allergnädig- 
stes und huldvolles Handschreiben hat mich in tiefster Seele bewegt und 
zu unauslöschlichem Dank verpflichtet. Ew. Majestät Glaube an unseren 
Herrn und Heiland Jesus Christus ist auch mein Glaube, und ich würde 
nicht länger Theologe bleiben, wenn ich diesen Glaube verlöre. Aber die 
Theologie, als Wissenschaft, kann das Tiefste und Heiligste nur als Grenze 
erreichen. [...] Ew. Majestät lichtvolle und warme Darstellung verstehe ich 
in diesem Sinn und lasse sie mir freudig gesagt sein.»"* 

Gerade weil er sich darauf verstand, künftighin religionswissenschaft- 
liche Fragen weitgehend auszusparen, konnte Harnack zum wichtigsten 
Berater des Monarchen in wissenschaftspolitischen Fragen aufsteigen. 
Gemeinsam besprachen und entschieden sie in den nächsten Jahren: Aka- 
demie der Wissenschaften, Erweiterung der Berliner Universität, Preußi- 
sches Historisches Institut in Rom, Neubau der Königlichen Bibliothek, 
Reform des Bibliothekswesens, deutsch-amerikanischer Professorenaus- 
tausch, Zulassung von Frauen zum Uhniversitätsstudium, Reform des 
Mädchenschulwesens und Gründung der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft.'* 
Die Berufung Harnacks zum Präsidenten der Kaiser-Wilhelm-Gesell- 
schaft, deren Gründung Wilhelm in einer Rede zur 100-Jahrfeier der Ber- 
liner Universität am ı1. Oktober ı91o verkündetet hatte, überraschte 
niemand. Die herausragende Stellung, die er dank der Unterstützung Wil- 
helms I. als Wissenschaftsorganisator innehatte, wurde am 22. März 1914, 
dem Geburtstag des alten Kaisers, bei der großartigen Einweihung der 
Königlichen Bibliothek exemplifiziert, deren Generaldirektor er auch 
war.'® 

Ganz anders als der die Nähe der Macht suchende Harnack lebte 
Houston Stewart Chamberlain zurückgezogen zunächst in Wien und 
dann, nach seiner Heirat mit der Wagnertochter Eva, im Haus Wahnfried 
in Bayreuth. Sein stiller Einfluß kam nicht in Festakten oder neuen wis- 
senschaftlichen Einrichtungen zur Geltung, sondern in einem zunehmend 
rassistischen Antisemitismus des Kaisers.'** Aus Bayreuth schrieb der 
Wahldeutsche dem Monarchen Ende 1909: «Meinem Schwager Siegfried 
nahe zu leben, gewährt einen Einblick in das still emsige, heitere Schaffen 
eines echt deutschen Künstlers»; dies sei «eine rührende Erfahrung inmit- 
ten unseres völlig verjudeten Künstlerlebens».'# Wenige Jahre zuvor hatte 
Chamberlains berüchtigtes Buch Die Grundlagen des 19. Jahrhunderts, 
das zu einem frühen Standardwerk des rassistischen Antisemitismus wur- 
de, einen tiefen Eindruck auf Wilhelm gemacht.'** Wie dieses Buch las Wil- 
helm I. seiner Umgebung auch die nachfolgenden Schriften Chamber- 
lains über Kant, Wagner und Goethe mit «atemloser Spannung [und] 
begeisterter Zustimmung» vor.‘ Schon 1902 forderte Chamberlain den 
Kaiser in seinen Briefen zu einer durchgreifenden Handhabung der «Ras- 
senfrage» auf. Fest stehe, daß entweder Deutschland die Welt führen wür- 
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de, «oder wir lösen uns überhaupt in ein herzloses Chaos [...] charakter- 
barer Rasselosigkeit auf». Er verlangte eine statistische Erfassung der 
Juden als eine der «ungermanischen Rassen Europas». Vor allem sei eine 
Selektion notwendig, denn «Wenn wir uns [...] nicht entschließen, dieses 
Problem resolut ins Auge zu fassen und Rasse grundsätzlich zu züchten», 
mahnte er den Kaiser, «so wird es bald zu spät sein, und unsere germani- 
sche Art ist für immer verloren.»'# Unter Chamberlains Einfluß und 
unter den Skandalen und Krisen, die die Hohenzollernmonarchie in den 
letzten Jahren der Kanzlerschaft Bülows erschütterten, wurden die anti- 
semitischen Ansichten des Kaisers immer bedenklicher. 


Kapitel 20 


«Die Könige sind doch blos Menschen» 
Hofskandale, die den Thron erschütterten 


Im Mai 1907 zeichnete der im königlichen Marstall wirkende Flügeladju- 
tant Max Freiherr von Holzing-Berstett ein anschauliches Bild von der 
Begeisterung, die Kaiser Wilhelm II. entgegengebracht wurde, als er sich 
in Wiesbaden aufhielt. «Die Spazierritte des Kaisers hier muß man wirk- 
lich mal gesehen haben. Der ganze Heimweg vom Wald herunter bis ins 
Schloß umsäumt von Frauen und Mädchen jeden Alters, die dem Kaiser 
Blumen überreichen, sich in Galoppritten vor sein Pferd stellen, ihn kaum 
durchlassen, ihm frenetisch zujubeln. 4 Reitknechte, Sattelmeister und 
jeder von uns die Arme voll Blumen, so geht es in dem schönen Sonnen- 
schein in lustiger Cavalcade die Strasse herab. Es kommt alles zusammen. 
Die vielen unbeschäftigten Leute, das herrliche Frühjahr, die grosse Fasci- 
nierung der Frauen durch den Kaiser. Er hat etwas riesig sonniges, lebens- 
freudiges und Heiteres.»' Kurz darauf berichtete Holzing beglückt aus 
Wilhelmshöhe, «der Kaiser ritt Galopp wie nie. Ritt attaquen mit. War 
glückselig und jugendlich». 

Ein halbes Jahr später war die gute Laune des Monarchen scheinbar un- 
getrübt. Am 20. Januar 1908 veranstaltete Prinz Adalbert von Preußen, 
sein drittältester Sohn, der als Offizier in der Kriegsmarine diente, im 
Kaiserlichen Yachtclub zu Kiel ein Kostümfest. An die hundert Gäste, 
darunter viele hübsche junge Damen, waren eingeladen und erschienen in 
phantasievoller Verkleidung. Albert Hopman, einer der anwesenden See- 
offiziere, hielt in seinem Tagebuch fest: «Um $h erschien im schwarzen 
Domino mit Maske von einigen anderen Dominos umgeben völlig über- 
raschend und gänzlich unerkannt der Kaiser. Schr amüsante Erkennungs- 
szene zwischen ihm und dem Prinzen Adalbert. Er bewegte sich dann 
noch einige Minuten unerkannt in der Gesellschaft umher u. erschien, 
nachdem er sich demaskiert hatte in der Tracht des großen Kurfürsten, die 
ihm vorzüglich stand.»3 Wiesbaden im Mai 1907, Kiel im Januar 1908: 
Zwei Szenen aus dem Leben eines Kaisers und Königs, doch kein Außen- 
stehender, der dieses heitere Treiben am Hofe der Hohenzollern beobach- 
tete, hätte ahnen können, was für Skandale in der Kaiserfamilie, in der 
engsten Umgebung Wilhelms II. sowie im preußischen Offizierskorps 
diese Monate bringen würden - Skandale, die die Monarchie in Grund und 
Boden erschütterten. Nur vor dem Hintergrund der tiefempfundenen 
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Abb. ı7 Herrliche Zeiten: Der Kaiser reitet aus. 


Schmach, die diese Hofskandale erzeugten, wird uns die allgemeine Em- 
pörung gegen Wilhelm verständlich, die sich im November 1908 nach sei- 
nem «Interview» im Daily Telegraph entlud. 
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Anläßlich der Feier seiner Silbernen Hochzeit am 25. Februar 1906 ge- 
stand der Kaiser seinem Onkel, dem Großherzog von Baden, es komme 
ihm «wie ein Traum vor, daß bereits 25 Jahre verflossen sein sollen! Und 
nicht genug auf den Knien kann ich Gott danken, daß Er sie durch Seine 
ganz unverdiente Gnade so schön und so ergebnisreich hat verlaufen las- 
sen, dabei die geliebten Häupter aller der teuren Meinigen behütet und be- 
wahrt hat und vor allem meine herrliche Gattin, die treue Mitarbeiterin, 
erhalten hat bis hierher. Das ist das Schönste an der Feier gewesen zu 
sehen, wie richtig das Volk den Wert und das Wirken seiner Kaiserin ein- 
geschätzt hat, in vollem Verständnis für das, was auch ihm der Herr mit ihr 
bescherte.»* In religiöser und sittlicher Hinsicht stellten der Kaiser und 
noch mehr die von ihren drei bigotten «Halleluja-Tanten» umringte Kaise- 
rin die höchsten Ansprüche und erzeugten am Hohenzollernhof einen 
unangebrachten puritanischen Moralfanatismus, der von aufgeklärten Be- 
obachtern vielfach beklagt wurde. Wie Graf Zedlitz 1906 bemerkte, kam 
in den Briefen und Reden Wilhelms II. um diese Zeit «Religiös-Mysti- 
sches» besonders penetrant zum Vorschein, der Kaiser drohe «direkt zum 
Fanatiker» zu werden, stellte der Hofmarschall besorgt fest.’ Er machte es 
zur Gewohnheit, von der Kanzel aus Predigten zu halten.‘ Im März 1905 
alarmierte Wilhelm in einer Rede in Bremen die Welt mit der Aufforde- 
rung an die Deutschen, sich zu erinnern, daß bei ihren großen historischen 
Leistungen «das Walten der göttlichen Vorsehung zu erkennen» sei, und 
«wenn unser Herrgott nicht mit uns noch etwas Großes in der Welt vor- 
hätte, dann würde er unserem Volke auch nicht so herrliche Eigenschaften 
und Fähigkeiten verliehen haben». Seltsam wirkte er auf die Seeoffiziere, 
als er im November 1906 auf dem Flaggschiff Deutschland den Gottes- 
dienst persönlich abhielt. Die Predigt, die er vorlas, habe nach dem Ein- 
druck Hopmans «viel eigene Gedanken» enthalten, sie sei aber «voll 
Mystik und krassester Orthodoxie» gewesen. Der Kaiser sei «doch ein zu 
merkwürdiger Mensch».® Noch im Herbst 1910 rief er bei der Stiftung 
eines Kreuzes im Benediktinerkloster Beuron den Mönchen zu: «Was Ich 
von Ihnen erwarte, ist, daß Sie [...] Mich unterstützen in Meinen Bestre- 
bungen, dem Volk die Religion zu erhalten. Dies ist umso wichtiger, als 
das zwanzigste Jahrhundert Gedanken ausgelöst hat, deren Bekämpfung 
nur mit Hilfe der Religion und mit Unterstützung des Himmels siegreich 
durchgeführt werden kann. Das ist Meine feste Überzeugung! Die Krone, 
die Ich trage, kann hier nur dann einen Erfolg verbürgen, wenn sie sich 
gründet auf das Wort und die Persönlichkeit des Herrn. Als Symbol dafür 
habe Ich das Kreuz in diese Kirche gestiftet, um damit [...] zu beweisen, 
daß die Regierungen der christlichen Fürsten nur im Sinne des Herrn ge- 
führt werden können und daß sie helfen sollen, den religiösen Sinn, der 
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den Germanen angeboren ist, zu stärken und die Ehrfurcht vor Altar und 
Thron zu vermehren. Beide gehören zusammen und dürfen nicht getrennt 
werden.»? 

Mitten in der sich rasch modernisierenden Welt hielt Wilhelm II. un- 
nachgiebig an den überholten dynastischen Grundsätzen seiner Vorfahren 
fest. Nicht nur er selber, sondern sein ganzer Hofstaat fühlten sich genö- 
tigt, sich mehrmals am Tag passend umzukleiden, was besonders für die 
Kaiserin, die Prinzessinnen und Hofdamen mit ihren feinen Toiletten und 
komplizierten Coiffuren eine schwere Belastung darstellte.'° Als Familien- 
oberhaupt griff er mit seinen strengen monarchischen und protestanti- 
schen Vorstellungen oft schmerzhaft in das Privatleben der weitverzweig- 
ten Hohenzollernfamilie ein. Wie wir bereits gesehen haben, verbannte er 
seine verwitwete Tante Anna Landgräfin von Hessen 1902 von der Familie 
und vom Hofe, als sie mit fünfundsechzig Jahren zur katholischen Kon- 
fession übertrat: Mit der «Renegatin» dürfe «von meinem Hause Niemand 
mehr Verkehr haben», verfügte er.'' Im Dezember 1907 bat Prinz Fried- 
rich Wilhelm von Preußen, der Sohn des im Vorjahr verstorbenen Prinz- 
regenten Albrecht von Braunschweig, den Kaiser um die Erlaubnis, sich 
um die Hand der Gräfin Paula von Lehndorff zu bewerben. Wieder war 
die Entscheidung Wilhelms unerbittlich: «Er kann sie heirathen, aber da 
ich keine Morganatischen Ehen dulde, muß er auf Titel und Besitz ver- 
zichten.»" Der Prinz verzichtete auf die Gräfin Lehndorff und heiratete 
statt dessen 1910 «standesgemäß» die Prinzessin Agathe von Ratibor und 
Corvey aus dem Hause Hohenlohe-Schillingsfürst, allerdings erst, nach- 
dem ihr Vater dem Kaiser versprochen hatte, daß «die Trauung ganz prote- 
stantisch erfolgt und die zu erwartende Nachkommenschaft protestan- 
tisch getauft und in Unserer Religion erzogen wird.»"’ Die Brüder des 
Prinzen Friedrich Wilhelm sollten sich nicht so leicht vom Familienober- 
haupt unterjochen lassen, wie wir gleich schen werden. 

Die vorsintflutliche Einstellung Wilhelms und Auguste Viktorias er- 
streckte sich erst recht auf das Sexualverhalten der Männer und Frauen in 
der Hofgesellschaft und führte sogar dazu, daß sie den Tango, den eroti- 
schen Modetanz aus Argentinien, bei den Hof- und Regimentsbällen ver- 
baten. Vor allem nach Bülows «Verrat an der Krone» in der Daily Tele- 
graph-Affäre vom November 1908 hatten höfische Gegner der zivilen 
Reichsleitung ein leichtes Spiel, den Kaiser durch Zuträgereien gegen die 
Wilhelmstraße einzunehmen. Seinem engsten Freund Max Fürstenberg 
teilte der Monarch zu Weihnachten 1908 entrüstet mit, der Chef des Pres- 
sebüros im Auswärtigen Amt, Otto Hammann, sei in einen «Eheschei- 
dungsskandal» verwickelt, der zu seiner sofortigen Entlassung hätte füh- 
ren sollen, doch Bülow habe ihn «unter keinen Umständen» gehen lassen 
wollen oder können. Hammann habe nämlich «einem Architekten Bruno 
Schmitz - hypermoderner Kerl - die Frau verführt und dann abspenstig 
gemacht und wird sie nun heirathen! Darüber anonymer Brief= und 
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Broschürenkrieg mit Schmitz, Meineidsverfahren etc.! In diese Fehde hat 
Holstein auch eingegriffen, der Ham[mJann haßt wie die Pest, dieser giebt 
es ihm gründlich auch auf dem Zeitungswege wieder, da er Holstein eben- 
so verabscheut wie andere. Dazwischen sitzt der verzweifelte Bülow der 
beide braucht, und vergeblich sie zu versöhnen bestrebt ist, da er sie nicht 
loslassen kann, oder sie ihn nicht! Eine Schmutzkampagne der B.Z.a.M. 
gegen Kiederlen [sic] wegen einer sog: <Hausdame beschließt diesen dufti- 
gen Strauß, wobei allerhand unerquickliches herauskommen wird! Doux 
pays! So sieht es bei uns aus! Das ist das disziplinirte, wohlgesittete zuver- 
lässige deutsche Beamtenthum! In dessen Händen und Leitung der deut- 
sche Philister sich endgültig gesichert fühlt. [...] Die Schilderung könnte 
eigentlich besser nach Paris oder Petersburg, oder in die Zeit der Medizäer 
nach Florenz passen, als nach dem modernen nüchternen Berlin! Daher 
will ich dort nicht wohnen, um mich von dieser namenlos gewissenlosen 
Camarillaschweinerei freizuhalten, das thut noth; die Zukunft ist ungewiß 
und verlangt Ruhe, Klarheit, Entschlossenheit und ganze Männer, nicht 
intriguante Weiber auch solche in Männerkleidern!»'+ 

Nicht ganz ohne Grund, denkt man an den Lebenswandel etwa des 
Kronprinzen oder des Prinzen August Wilhelm, rechtfertigte der Kaiser 
diese sittenrichterliche Strenge mit der Notwendigkeit, seine sechs heran- 
reifenden Söhne vor der Versuchung zu schützen.’ Dabei war Wilhelm 
hin und wieder selber ein Opfer der unwiderstehlichen Anziehungskraft 
des anderen Geschlechts. Während Ella Sommssich, Anna Homolatsch 
und schließlich - wenn auch nach langwierigen peinlichen Verhandlungen 
- Emilie Klopp (Miss Love) durch großzügige Abfindungen zum Schwei- 
gen gebracht werden konnten, wie wir in den ersten beiden Bänden dieser 
Biographie sehen konnten,'* wurde Wilhelm um die Jahrhundertwende 
von einer alten Affäre heimgesucht, die bis 1905 drohte, zu einem interna- 
tionalen Skandal zu werden. Elisabeth Berard, geschiedene Gräfin von 
Wedel, hatte 1886 fünf eigenhändige Liebesbriefe des Prinzen Wilhelm in 
der persischen Gesandtschaft versteckt, die erst in den 1950er Jahren in Te- 
heran wieder ans Licht kamen. Da sie sich nicht zuletzt wegen dieser feh- 
lenden Briefe von den Hofbehörden verfolgt fühlte, nahm sie nach ihrer 
Scheidung von ihrem zweiten Ehemann Schlarbaum ihren Mädchennamen 
wieder an, wanderte in die Schweiz aus und veröffentlichte im Juli 1900 im 
Verlag Caesar Schmidt Zürich ihre sensationellen Memoiren unter dem 
Titel Meine Beziehungen zu S. M. Kaiser Wilhelm II., die man im Deut- 
schen Reich, wo das Buch verboten war, postalisch unter einem Deckblatt 
beziehen konnte.'” Im Juni 1901 zog sie mit ihren beiden Kindern nach 
Paris, von wo aus sie, offenbar geistesgestört, unentwegt Briefe an den 
Botschafter Fürst Radolin, König Edward VIL., den Großherzog von 
Baden und zahlreiche andere Prominente richtete, die zum Teil mit dem 
geheimen Kürzel «W. W. W.» unterzeichnet waren und ihre intime Be- 
ziehung zu Wilhelm und dem Generalfeldmarschall Graf Waldersee 
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dokumentieren sollten.'" In den Briefen behauptete sie, Geheimnisse zu 
besitzen, die Europa vor dem Krieg bewahren würden, die sie aber preis- 
zugeben bereit sei, wenn der Kaiser sie nicht empfangen sollte. Als Vergel- 
tung für das schlimme Schicksal, das sie vermeintlich als Folge ihrer Inti- 
mität mit Wilhelm II. zu tragen gehabt habe, verlangte sie die Schenkung 
eines Hauses an ihre Tochter.” Am 10. Februar 1903 bestand sie in einem 
Brief an den Stadtkommandanten von Berlin auf einem Treffen binnen 
48 Stunden mit dem Deutschen Kaiser und Reichskanzler Graf von Bülow 
in einem Bonner Hotel, andernfalls sei ein Weltkrieg und ein unvorstell- 
bares Blutbad zu erwarten.” Wiederholt drohte sie, eigenhändige Briefe 
des Kaisers als Faksimile zu veröffentlichen.” Als sich im April 1903 ein 
pensionierter Hauptmann namens Emil von Hartmann als Unterhändler 
anbot, trafen sich Waldersee und der kaiserliche Geheime Korrespondenz- 
sekretär Miessner und beschlossen, die immer unheimlicher werdende An- 
gelegenheit an den Reichskanzler und das Auswärtige Amt abzugeben. Da 
die Liebesbriefe Wilhelms aus den 1880er Jahren noch immer nicht sicher- 
gestellt waren, sahen Bülow und Unterstaatssekretär Otto von Mühlberg 
im August 1903 keinen anderen Ausweg, einen Skandal zu vermeiden, als 
über Hartmann mit Elisabeth Wedel-Berard Verhandlungen aufzuneh- 
men.” Doch dann nahm das Melodrama eine unerwartete Wende. 

Im November 1903 tauchte die Gräfin mit ihrer Tochter in Basel auf, 
stellte sich dem deutschen Konsul Marschall von Bieberstein vor und 
drohte, mit einem neuen Buch den Untergang Preußens herbeizuführen, 
es sei denn, der Kaiser käme nach Basel, um sie abzuholen. Ausdrücklich 
stellte der Konsul in seinem Bericht fest, daß die inzwischen nicht mehr 
ganz jugendliche «Beaute» nicht den Eindruck gemacht habe, als wäre sie 
geisteskrank.”® Wenige Wochen darauf mußte er berichten, daß «die ge- 
schiedene Gräfin Wedel-Berard» am 28. Januar 1904 von der Kantonspoli- 
zei in die Psychiatrische Anstalt Friedmatt eingeliefert werden mußte. Sie 
sei durch die Straßen der Stadt gelaufen und habe laut ausgerufen, der 
Deutsche Kaiser befinde sich als Gefangener in Basel und sei in Lebensge- 
fahr. Die Untersuchung hätte ergeben, die Gräfin leide in gefährlichem 
Grade an Paranoia. Sie habe die Überzeugung, der Kaiser hätte sie geheira- 
tet, sie also, und nicht Auguste Viktoria, sei die legitime Kaiserin. Da sie 
vollkommen mittellos sei, wolle sich der Leiter der Anstalt zwecks Rück- 
führung der Kranken nach Deutschland an die Behörden in Oppeln wen- 
den, wo sie unter dem Namen Schlarbaum gemeldet sei.” 

Bezeichnenderweise schlugen der Reichskanzler und das Auswärtige 
Amt, als sie von der Einlieferung der Gräfin in die Basler Anstalt erfuhren, 
dem Chef des Zivilkabinetts, Hermann von Lucanus, vor, die Behandlung 
der unheilbaren Patientin möge nicht aus staatlichen Geldern, sondern aus 
der Allerhöchsten Kronkasse bestritten werden, was Lucanus nach an- 
fänglichem Zögern im Juni 1904 auch autorisierte.°° Der gewöhnliche Auf- 
enthalt in Friedmatt kostete für Ausländer fünf Franken am Tag, zehn 
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Franken, sollte (was in diesem Fall zu befürchten war) eine gepolsterte 
Zelle erforderlich werden. Da die Patientin in ihrem «Kaiserinwahn» auf 
ein Einzelzimmer bestand und auch noch erstklassige Verpflegung ver- 
langte, riet Bülow am 31. Juli 1904 zur Erhöhung der aus der Kronkasse 
Seiner Majestät des Kaisers und Königs an die Basler Klinik zu zahlenden 
Tagegelder auf sieben Franken.” Doch die Situation wurde allmählich un- 
haltbar. Ende 1904 und wieder im Juni 1905 bat der neue Direktor der Bas- 
ler Klinik um die Überführung der unheilbaren Patientin, die immer 
schwieriger wurde, in eine deutsche Anstalt.” Im Sommer 1905 kamen 
Unterstaatssekretär Otto von Mühlberg vom Auswärtigen Amt und Ru- 
dolf von Valentini als Vertreter des Zivilkabinetts nach einer Besprechung 
überein, daß dies auch die einzige denkbare Lösung sei.”® Am 18. Septem- 
ber 1905 wurde Elisabeth Schlarbaum, «die ehemalige Gräfin Wedel-Be- 
rard», von zwei Wächterinnen begleitet in einem verschlossenen Eisen- 
bahnabteil in Lörrach über die Reichsgrenze gebracht und der dortigen 
Armenverwaltung übergeben. Dem deutschen Konsul Marschall von Bie- 
berstein, der die heikle Angelegenheit behandelt hatte, war es nicht mög- 
lich herauszubekommen, wohin die Kranke gebracht wurde. Die Gesamt- 
kosten für die Behandlung in Friedmatt und die Überführung der Gräfin 
nach Deutschland betrugen 789 Schweizer Franken.” 

Während sich diese unrühmliche Trauergeschichte in Basel abspielte, 
zeigte sich Kaiser Wilhelm im Hochgefühl seiner Macht weiter anfällig für 
das schöne Geschlecht, zumal die an einem Herzleiden erkrankte Kaiserin 
vorzeitig gealtert war: Besucher am Hohenzollernhof äußerten sich oft 
schockiert über das plötzliche Vergreisen der Kaiserin - sie sei «old & whi- 
te» geworden.?° Bei seinen Mittelmeerreisen 1904, 1905 und 1909 besuchte 
Wilhelm die venezianische Gräfin Annina Morosini. Der genaue Charak- 
ter ihrer Beziehung bleibt in den erhaltenen Quellen freilich im dunkeln. 
Sicher ist lediglich, daß es im Sommer 1905 wegen der überaus schönen 
Contessa zu dramatischen Eifersuchtsszenen unter einigen Mitgliedern 
seiner engsten Umgebung kam.>' Um diese Zeit begann der Kaiser eine in- 
time Korrespondenz mit Lady Mary Montagu, einer jungen unverheirate- 
ten Engländerin, Tochter des deutschfreundlichen Admirals Lord Victor 
Montagu.’” Im Oktober 1905 bat er den Admiral Montagu um Auskunft 
darüber, ob denn seine Tochter, die er bei seinem letzten Besuch in Cowes 
kennengelernt hatte, immer noch so schön sei. «I thought her the handso- 
mest & nicest I ever met!» - die Hübscheste und Entzückendste, die ich je 
getroffen habe - schrieb er hingerissen.°? Auf den Brief, den er daraufhin 
von Lady Mary erhielt, antwortete der Kaiser am 17. Oktober 1905: «Ich 
erinnere mich gut unseres Gespräches an Deck über Erbschaftssteuern. 
[...] Der Pfirsich, den Sie für mich vorbereiteten, war ausgezeichnet, & mir 
ist, als schmecke ich ihn immer noch! Sie beklagen, daß ich nicht nach 
England komme & Ihnen so die Gelegenheit entgeht, mich zu sehen? 
Nun, meine liebe Miss Montagu, wenn Sie die Zeit oder Muße hatten, nur 
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Abb. 18 Lady Mary Montagn, «die Entzückendste, die ich je getroffen habe». 


einen Teil der Veröffentlichungen in Zeitschriften & Presse des Vereinigten 
Königreichs der letzten 3-4 Jahre aufmerksam zu verfolgen, werden Sie 
die Gründe verstehen, die mich verhindern. Ihre Leute müssen mir & mei- 
nem Land gegenüber erst Manieren erlernen, an denen sie leider Mangel 
zu leiden scheinen! Es ist mir unverständlich, wie sie sich in solcher Weise 
gegenüber dem ältesten Enkel ihrer Queen benehmen können, der der 
letzte ihrer Verwandten gewesen ist, den sie erkannte & anlächelte, bevor 
sie starb, & in dessen liebevollen Armen sie ihren letzten Atemzug tat.»>* 
In diesem Ton wurde der Briefwechsel über viele Jahre hindurch bis zum 
Kriegsausbruch 1914 fortgeführt: Es wird sich wiederholt Gelegenheit fin- 
den, aus der Korrespondenz zu zitieren. Ob es je zu intimeren Kontakten 
zwischen dem Deutschen Kaiser und der englischen Admiralstochter ge- 
kommen ist, bleibt uns jedoch unbekannt. Denkbar wäre es immerhin, daß 
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bei des Kaisers Entscheidung, im Winter 1907 drei Wochen Urlaub an der 
englischen Südküste zu verbringen, die Hoffnung auf ein Wiedersehen mit 
Mary, deren Familiensitz ganz in der Nähe war, eine Rolle gespielt hat.’ 
Fest steht nur, daß es noch 1912 wegen der «Tändelei» des Kaisers mit 
dieser jungen Engländerin zu Eifersuchtsszenen mit Auguste Viktoria ge- 
kommen ist.‘ 

Im Sommer 1906 fiel Beobachtern auf, daß der Kaiser auf den pünkt- 
lichen Beginn seiner alljährlichen Nordlandreise beharrte, obwohl fest- 
stand, daß die Kronprinzessin Cecilie jeden Augenblick seinen ersten 
Enkel und möglichen künftigen Thronerben zur Welt bringen würde. An- 
gesichts dieser hastigen Abreise argwöhnte der alte König Oscar II. von 
Schweden sogar, Wilhelm könne die Absicht haben, in irgendeiner Weise 
die Hand auf Norwegen zu legen. Um so größer war König Oscars Er- 
leichterung, als er konstatieren zu können glaubte, daß der deutsche Sou- 
verän nicht etwa aus Expansionsgelüsten, sondern nur wegen einer Liebes- 
geschichte auf seine termingerechte Abreise nach Norwegen gedrängt 
hatte. Dem britischen Gesandten in Stockholm, Sir Rennell Rodd, teilte 
der König mit, «Er glaube das wirkliche Motiv entdeckt zu haben, und es 
sei für uns vielleicht interessant zu erfahren, was er dafür halte, da viele 
Leute darauf beharrten, der Kaiser wolle ein Gegengewicht gegen den hie- 
sigen britischen Einfluß schaffen. Er sagte, er sei so gut wie sicher, daß die 
Anziehungskraft Norwegens, und eigentlich Bergens, eine ziemlich ge- 
wöhnliche und zugleich eine der mächtigsten im Leben eines Mannes war, 
nämlich eine Frau.»”” Um welche Dame es sich bei der geheimnisvollen 
Verabredung in Bergen gehandelt hat, bleibt auch heute noch im dunkeln. 

So harmlos solche kleinen Seitensprünge des Kaisers auch gewesen sein 
mögen, sie sind historisch erwähnenswert, weil sie von seiner heterosexuel- 
len Orientierung zu zeugen scheinen, die angesichts der schrecklichen 
Skandale, die mehrere Männer in seiner engsten Umgebung vernichteten, 
immer wieder in Zweifel gezogen worden ist. Seltsam wirkt allerdings der 
Umgang des Souveräns mit einigen Offizieren seiner Umgebung, von der 
die Zeitgenossen wiederholt und nicht ohne Abscheu berichten. Selbst 
nach den Skandalaffären um Willi Hohenau, Kuno Moltke und Philipp Eu- 
lenburg, auf die wir gleich zu sprechen kommen werden, fuhr der Kaiser 
fort, gewisse Mitglieder seines Gefolges bei jeder Begegnung zu kneifen 
und zu kitzeln, bis sie «die merkwürdigsten Laute» von sich gaben. Sein 
Hofstaat lebte in einem Zustand täglicher Angst, daß diese «kindliche» An- 
gewohnheit in die Öffentlichkeit dringen könnte. Ende 1908 schlug Zedlitz 
die Hände über dem Kopf zusammen über solche Späße, die die Diener- 
schaft natürlich zu sehen und zu hören bekam. «Nun denke man sich, daß 
über so etwas ein gehässiger und bösartiger Artikel erschiene.»>* 
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2. Scheidung im Hause Hessen 


Das schmerzhafte Dilemma, in das Wilhelm als Monarch und Familien- 
oberhaupt durch seine strenge Moralvorstellung geriet, zeigte sich im No- 
vember 1901, als ihm gemeldet wurde, daß sein Vetter, Großherzog Ernst 
Ludwig von Hessen-Darmstadt, sich von seiner jungen Frau «Duckie» - 
Prinzessin Viktoria Melita aus dem Hause Sachsen-Coburg und Gotha - 
scheiden lassen werde.” Am Grund für die Trennung war nicht zu zwei- 
feln: Wegen der Veranlagung des Großherzogs war «diese Ehe», wie Prinz 
Heinrich, Ernst Ludwigs Schwager, seinem kaiserlichen Bruder in einem 
Brief vom 8. November 1901 aus Darmstadt mitteilte, «von vornherein 
eine verfehlte» gewesen, da «männlicherseits ein gewisses Unvermögen» 
vorhanden war, «auf die Dauer eine leidenschaftliche Frau, wie Duckie, 
zu befriedigen.» Durch diesen Umstand und die daraus entstehenden 
Friktionen «gestaltete sich das Leben Beider zu einer qualvollen Exi- 
stenz». Diese Mitteilung, so ahnte Heinrich in seinem Brief an Wilhelm 
voraus, werde «vielleicht Deinen Unwillen, jedenfalls Dein Erstaunen, 
und wie ich hoffe Deine Sympathieen erwecken». Die Scheidung, fügte 
Heinrich hinzu, werde voraussichtlich am 25. November 1901, dem ge- 
meinsamen Geburtstag des Ehepaares, erfolgen.* 

Kaiser Wilhelm war aufs engste mit beiden Partnern verwandt - alle 
drei waren ja Enkel der Queen Victoria. Mit Ernst Ludwig und seinen vier 
älteren Schwestern Viktoria, Ella, Irene und Alix, den Kindern der 
Schwester seiner Mutter, hatte er als Kind und Student glückliche Tage in 
Darmstadt verlebt. Ella hatte er heiraten wollen, Ir&ne war mit seinem 
Bruder Heinrich verheiratet, und die Ehe der jungen Alix mit dem russi- 
schen Thronfolger Nikolaus hatte er selbst in Coburg anläßlich der Hoch- 
zeit Ernst Ludwigs und Viktoria Melitas in die Wege geleitet. Wilhelm 
schrieb seinem Vetter Ernst Ludwig einen zehnseitigen emotionsgelade- 
nen Brief, der wie kein anderes Dokument seine Vorstellung von der Be- 
deutung der Fürstenehe als Vorbild für die allgemeine Bevölkerung be- 
leuchtet: Nicht etwa die homosexuelle Neigung des Großherzogs machte 
er ihm darin zum Vorwurf, sondern die Tatsache, daß er mit dieser Veran- 
lagung überhaupt geheiratet hat und jetzt, statt sich zu arrangieren, durch 
seine Scheidung die Institution der Ehe in Mißkredit bringen werde. Der 
Schritt, den Ernst Ludwig angekündigt hatte, sei «traurig» und «tief bekla- 
genswerth», schrieb er ihm am ı1. November 1901. «Schmerzlich für Dein 
Herz, welches nur auf Grund ungewöhnlicher Kämpfe zu solchem Ent- 
scheide reifen konnte. Tief erschütternd für Dein Haus und Land, welchen 
das Vorbild der Familie urplötzlich genommen und zertrümmert wird, 
und das mit einem Male sich seiner Landesmutter und der Aussicht auf 
einen dereinstigen Nachfolger für Dich beraubt sieht. Die sorgsamen 
Hände der hohen Frau, welche Dir das Heim und im Volke Linderung von 
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der Noth zu bereithen von Gott berufen war, welche die Hüterin des Fa- 
miliensinnes und das Beispiel für die Frauen im Volke sein sollte, werden 
mit einem Male den Hessen fehlen und öde Leere wird sie anstarren. Tief 
zu bedauern ist der Schritt auch im allgemeinen monarchischen Sinne. Das 
factum wird in der bisherigen deutschen Geschichte ein trauriges Novum 
bilden. Ein regierender deutscher Fürst scheidet sich von seiner Gattin, 
und das ohne daß sie eine besondere Schuld trifft, ohne ein schweres Ver- 
gehen ihrerseits, welches den Schritt erzwungen hätte. Blos weil man sich 
mit einander nicht verständigen kann oder ernstlich versucht oder will. 
Dazu hätten gewiß Opfer gehört, vielleicht recht schwere; doch zur rech- 
ten Zeit, früher versucht und gebracht, hätten sie dieses schwere Unheil 
abwenden können. Denn ein Unheil ist es. Ein böses Beispiel in dieser 
leichtsinnigen Zeit, wo die Scheidung fast schon zu den Zuthaten der mo- 
dernen Ehen in den mittleren und besseren Ständen gehört. Ein Schlag für 
das Ansehen und die Stellung unserer deutschen Fürstenhäuser, welcher 
von uns allen Deinen Collegen bitter empfunden und Dir nachgefühlt 
werden wird; da wir ja alle uns als eine Familie rechnen! - Nach dem ein- 
gehenden Vortrage Ernie’s [des Erbprinzen Hohenlohe-Langenburg] 
habe ich mich überzeugen müssen, dafß der Hauptgrund, welcher das Ver- 
hältniß von Euch Beiden von Anfang an gestört, in physischen Thatsachen 
bei Dir liegt, welche Dir schon bekannt und klar sein mußten als Du, oder 
ehe Du anhieltest. Nun sind Deine Werbungen anfänglich kühl aufgenom- 
men und sogar abgewiesen worden. Das mußte Dir zu denken geben, daß 
Du doch nicht den vollen Eindruck eines gereiften Mannes bei dem jungen 
Mädchen erwecktest. Um so schärfer hättest Du Dich selbst prüfen und 
Dir überlegen müssen, ob bei etwaiger Erhörung Deiner erneuerten An- 
träge, Du auch thatsächlich in der Lage seiest, die Erwartungen Deiner Zu- 
künftigen zu erfüllen! und erst in der Ehe doppelt und dreifach Dir ange- 
legen sein lassen, Dich um sie zu bemühen, wenn sie Dir nun - vielleicht 
mit Widerstreben und auf Zureden höchster Verwandten - doch noch die 
Hand reichte! Es wäre kein Unglück gewesen, wenn Du noch ein, zwei 
Jahre gewartet hättest, che Du heirathetest, denn sie war doch erst ı7!! 
Und nun haben sich ihre Hoffnungen nicht so erfüllt, und sie hat sich un- 
befriedigt und negligirt gefühlt, und spielte die Rolle eines Kleiderstän- 
ders, an dem Du Deine Toiletten und Rivieren von Diamanten und Edel- 
steinketten aufhängen konntest, um vor der Welt mit der schönen Frau zu 
glänzen! Das hat sie tief verwundet! Denn feurig aber tief und groß ist ihr 
Charakter angelegt, der einen Herrn und Meister und Mann forderte, den 
sie in Dir nicht gefunden hat. Der Du auch nach dem, was mir Ernie [Ho- 
henlohe] sagte, Deinen eigenen Worten nach nicht bist, wo Du ihm geant- 
wortet hast: «Eine Frau oder Mädchen oder Mann erwecken in mir nicht 
das allergeringste Gefühl oder Interesse, ich betrachte sie nur vom Stand- 
punkte einer Statue» Unglückliches Wesen! Wenn das so war, wie konntest 
Du das Herz haben, um diese herrliche Jungfrau zu werben und sie an 
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Dich zu ketten, zumal da sie Dir nicht mit Enthusiasmus entgegenkam?! 
Dann war, was Du thatest, ein schweres Unrecht gegen sie; und kein Wun- 
der, wenn Du ihr trotz äußeren Scheins das Leben zur Last machen muß- 
test. Aber war das Alles so, einmal vor Gott Dir angetraut, hast Du for 
better for worse vor Ihm die Verantwortung für ihr Wohl und Wehe über- 
nommen durch gute und böse Tage; und das bleibt Dir nach wie vor, und 
das wäre bei mehr Eingehen auf einander wohl zu lösen gewesen. Durch 
Ernie [Hohenlohe] weiß ich, daß der Unfriede zwischen Euch fast von 
Anfang an geherrscht aus den obigen Gründen, also von Anfang an die 
Folgen Deines voreiligen Handelns durch zu frühes Heirathen sich fühl- 
bar machten. Mithin hätte es Deine höchste Sorge sein müssen, darüber 
nachzudenken, wie ein annehmbarer Zustand eingeleitet und das Aeußer- 
ste, was jetzt geschieht, hätte vermeiden werden können. Du berufst Dich 
in Deinem Brief darauf, daß ich ein guter Freund von Dir sei, das bin ich, 
da hast Du ganz Recht, und von ganzem Herzen, [...] Wenn Du mich als 
Deinen Freund ansahst, warum kamst Du nicht zu mir und klagtest mir 
Dein Leid? Ich als älterer Ehemann hätte mit Freuden Dir mit Rath und 
That zur Seite gestanden und hätte es an keiner Mühe fehlen lassen, um 
Euch zusammenzuhalten, wenn auch nur äußerlich vor der Welt! Aber 
eine Form hätte sich gefunden, und Gott hätte uns schon geholfen. Ich 
kenne manche Ehe, in der es genau so zugeht wie bei Euch, und wo es 
doch nicht zur Scheidung gekommen. Nochmals mein lieber Ernie, ich be- 
klage Dich sehr, aber auch ebenso sehr, dafß Du es so weit kommen ließest, 
ohne mich zu Hilfe zu rufen! Sondern sogar Heinrich, der bei mir war, hat 
mir, seinem Bruder und Familienchef, die Angelegenheit verschwiegen, 
sehr unrechter Weise; und erst durch das Telegramm meines diplomati- 
schen Vertreters erfuhr ich von der bevorstehenden Katastrophe! Das nen- 
ne ich nicht Freundschaft! -— Nun es ist nichts mehr zu ändern! Du mußt 
tragen, was Du Dir eingebrockt hast. Die Ehe steht im deutschen Volke 
viel zu hoch, als daß dieses Ereigniß nicht furchtbare Sensation erregen 
wird, und Du wirst manches Unerquickliche zu hören bekommen. Jeden- 
falls muß die Scheidung so eingeleitet werden, daß Deine arme, schöne 
junge Frau absolut makellos und schuldlos vor der Welt dastehen kann, 
und Du das Unrecht auf Dich nimmst; Gott helfe ihr, dem süßen, bald 
vaterlosen Kinde, und Dir, das ist der Wunsch Deines Freundes und Vet- 
ters Wilhelm.»* 

Mit der wehleidig angebotenen Freundschaft und Eheberatung des 
Kaisers war es dann doch nicht so weit her. Als Ernst Ludwig den Wunsch 
äußerte, möglichst bald nach Potsdam zu kommen, um sich mit Wilhelm 
auszusprechen, verhehlte Wilhelm sein Befremden nicht. Der Großherzog 
dürfe erst kommen, wenn seine Angelegenheiten in Ordnung seien, be- 
stimmte er. «Er wollte gleich kommen, und das habe ich abgelehnt», 
schrieb er am 21. November 1901 auf das Telegramm des Gesandten aus 
Darmstadt. Auf den Wunsch des Großherzogs habe er geantwortet, «eine 
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Reise zu mir jetzt wäre wie ein Gang nach Canossa, und sähe so aus als ob 
ich ihn nur zum Rapport bestellt hätte um sich bei mir zu verantworten, 
über die Dummheiten welche in seinem Hause passirten. Da würden wie- 
der Bemerkungen über «Vasallenthum> p.p. fallen, und sein Volk würde 
ihm das sehr übel nehmen! Diese Sache muß er selber ausbaden, da er sie 
sich selber eingerührt; und er sei Herr in seinem Hause; mich gingen seine 
Privatangelegenheiten, solange sie nicht direkt nachtheilig auf oder für das 
Reich wirkten nichts an; die müßte er allein ordnen. Wolle er Rath, so sei 
meine Ansicht die u. die, damit basta.»* 


3. Der galante Schwerenöter Prinz Joachim Albrecht von Preußen 


Wilhelms Onkel Prinz Albrecht von Preußen, seit 1885 Regent des Her- 
zogtums Braunschweig, war am 13. September 1906 auf Schloß Kamenz in 
Schlesien gestorben. Der «etwas weltfremde» und «sehr streng kirchliche» 
Prinzregent hinterließ drei Söhne, Prinz Friedrich Heinrich (1874-1940), 
Prinz Joachim Albrecht (1876-1939) und jenen Prinzen Friedrich Wilhelm 
von Preußen (1880-1925), der, wie oben erwähnt, auf Verlangen des Kai- 
sers auf die Ehe mit der Gräfin Lehndorff verzichten mußte.* Die beiden 
ältesten Preußenprinzen standen seit 1906 im Rampenlicht der Sensations- 
presse. 

Friedrich Heinrich und Joachim Albrecht wuchsen in luxuriösen Ver- 
hältnissen im Palais Prinz Albrecht in der Berliner Wilhelmstraße auf. 
Beide erhielten aus der Königlichen Kronkasse eine Apanage von 30.000 
Mark jährlich und einen Zuschuß von weiteren 30000 Mark vom Vater. 
Hinzu kamen anschnliche Summen als Zinsen aus geerbten Kapitalien.** 
Es überrascht nicht, daß beide bereits in frühen Jahren eine bedenkliche 
Leichtlebigkeit an den Tag legten. Robert Graf von Zedlitz-Trützschler, 
der spätere Hofmarschall, diente als persönlicher Adjutant Joachim Al- 
brechts während dessen Militärdienstzeit bei den Gardedragonern und 
kritisierte scharf das Leben der Offiziere in diesem vornehmen, vom nach- 
maligen Kriegsminister Erich von Falkenhayn geführten Regiment, das 
durch Luxus und «viel Alkohol, viel Lärm, Tanzen [...] oder Kartenspiel» 
gekennzeichnet war. Er fährt in seinen Erinnerungen fort: «Für die beiden 
Prinzen war dieses Offizierkorps nicht das Richtige. [...] Prinz Joachim 
Albrecht war etwas leicht veranlagt, er kam häufig in schr schlechte 
Gesellschaft und war dementsprechend oft in Ungelegenheiten ver- 
wickelt. [...] Eine Möglichkeit, ihn auf einigermaßen korrekten Bahnen zu 
erhalten, schien es nicht zu geben.» Zu den Hauptschwierigkeiten, die 
Zedlitz zu bekämpfen hatte, zählten die endlosen Liebesaventüren Joa- 
chim Albrechts. Vergeblich bemühte er sich, den Prinzen vor dem Unheil 
zu schützen, das ihm «durch List und Ränke von Evastöchtern» drohte. 
Sogar unter den Damen der ersten Kreise habe das vorteilhafte Äußere 
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und die musikalische Begabung seinem Schützling die Aura eines Mär- 
chenprinzen eingetragen.* 

Im September 1906 erfuhr die deutsche Botschaft in London von Ge- 
rüchten, Prinz Joachim Albrecht werde demnächst die Wienerin Marie 
Blich-Sulzer ehelichen, die nach einer Scheinehe nun - ausgerechnet! - 
Baronin Liebenberg hieß. Obwohl dieser jede Eheabsicht leugnete, 
schickte Wilhelm II. den liebestollen Preußenprinzen zur Schutztruppe 
nach Deutsch-Südwestafrika. Durch Tausende Kilometer von seiner ge- 
liebten Baronin Liebenberg entfernt, verschlimmerte sich sein Zustand 
dramatisch. «Nach meiner eigenen Beobachtung ist seit der Abreise von 
Berlin unzweifelhaft eine Wandlung in den geistigen Funktionen Seiner 
Königlichen Hoheit eingetreten», berichtete Hauptmann von Branden- 
stein, der Adjutant des Prinzen. «Dies äußert sich darin, daß Seine König- 
liche Hoheit nicht selten den Maßstab dafür verliert, was er als preußi- 
scher Prinz sagen und tun darf. Im Besonderen erfuhr seine unglückliche 
Leidenschaft für die Baronin Liebenberg infolge der langen Trennung 
eine mir unnatürlich erscheinende Steigerung. Nach wie vor fühlt sich 
Seine Königliche Hoheit als Märtyrer, als Opfer der gemeinen Gesinnung 
und Klatschsucht übelwollender Menschen. Der Prinz hält es - nach sei- 
nen eigenen Worten - für seine höchste und schönste Aufgabe, das, was er 
vor Gott als das Richtige zu verantworten gedenke, nämlich das Festhal- 
ten an der «edlen Fraw, allen Menschen zum Trotz durchzuführen! Ihm 
ganz fern stehenden Personen erzählt er, seine Freundschaft zu der «guten 
Frau sei eine rein geistige. Nur gemeine Menschen könnten etwas Ande- 
res denken. Sogar seinem Arzt und mir gegenüber macht er den Versuch, 
die geschlechtlichen Beziehungen in Abrede zu stellen. Alles, was an gu- 
ten Eigenschaften, an Liebe und Opfermut dem Prinzen zu Gebote steht, 
widmet er dieser, wie er sagt, <vornehmsten aller Frauen». Die zahlreichen, 
auf alle nur denkbare Weise unternommenen Versuche, ihn von der Not- 
wendigkeit der Lösung des unseligen Verhältnisses zu überzeugen, blie- 
ben leider erfolglos. Die letzte in dieser Sache mit Seiner Königlichen 
Hoheit gehabte Unterredung endigte damit, daß der Prinz kurz erklärte, 
Niemand könne zwei Menschen verbieten, daß sie sich lieben, er beab- 
sichtige, sich eher totzuschießen, als die Gemeinheit zu begehen, dieser 
Frau treulos zu werden. Ein Einblick in das Denken und Fühlen Seiner 
Königlichen Hoheit in dieser Angelegenheit muß aufrichtiges Mitgefühl 
und regste Teilnahme erwecken. Nach Ansicht der [...] Ärzte beruht 
denn auch die Auffassung des Prinzen in der Liebenberg-Angelegenheit 
auf krankhafter Grundlage.» Die Krankheit äußere sich «in zügellosem 
Schimpfen auf nicht anwesende Personen, das er ohne Rücksicht auf ihn 
umgebende Fremde mit Gesten der höchsten Erregung begleitet», klagte 
Brandenstein. Eine «Besserung [...] in irgend einer Richtung» hielt der 
Adjutant für «ausgeschlossen».* 

Der Fall nahm akute Formen an, als der Prinz in Südwestafrika seine 
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Absicht durchblicken ließ, incognito zu einem Treffen mit der Baronin in 
die Schweiz zu fahren. Da der Preußenprinz dort schwerlich unerkannt 
bleiben werde, liege «die Gefahr vor, daß seitens der Presse der Zweck der 
von Allerhöchster Stelle einst befohlenen Versetzung nach Südwest als 
nicht erreicht hingestellt» werden würde. Um einen neuen Presseskandal 
zu verhindern, hielt es Brandenstein im April 1907 «für geboten, daß Seine 
Königliche Hoheit in Neapel den Befehl vorfindet, sich sofort bei Seiner 
Majestät zurückzumelden, oder aber, was vielleicht noch besser ist, daß ein 
höherer Offizier, z.B. Herr General von Schenck, beauftragt wird, Seine 
Königliche Hoheit am 26. Mai in Neapel zu empfangen und nach Berlin zu 
begleiten.»* General Graf von Hülsen-Haeseler, der Chef des Militärkabi- 
netts, vertrat die Ansicht, man solle dem Prinzen als erwachsenem Men- 
schen überlassen, wie er sich zu der Baronin Liebenberg stelle, solange er 
sich nicht öffentlich mit ihr kompromittiere und auch erkläre, sie nicht 
heiraten zu wollen. Nach dem Vortrag erzählte der Militärkabinettschef 
dem Hofmarschall Zedlitz «mit trauriger Miene», der Kaiser habe «von 
alledem nichts wissen» wollen. «Es ist ja gar nicht mit ihm zu sprechen. 
Er schlug mit der Faust auf den Tisch und rief mir ganz erregt zu: 
«Meine Söhne haben auch keine Frauenzimmer. Warum sollen es andere 
haben.»»** Schließlich stimmte Wilhelm einer ihm von Hülsen vorgelegten 
Instruktion an Generalmajor von Schenck, den Brigadekommandeur Joa- 
chim Albrechts, für den Empfang des Prinzen in Neapel zu. Sie lautete: 
«Seine Majestät hegen die feste Zuversicht, daß von einem Verkehr mit 
oder Beziehung des Prinzen zu der Baronin Liebenberg in Zukunft keine 
Rede mehr ist. Seine Majestät als Chef des Königlichen Hauses können 
unter keinen Umständen dulden, daß der Prinz der Oeffentlichkeit den 
geringsten Anlaß zu Erörterungen über seinen moralischen Lebenswandel 
giebt, geschweige denn, daß Er Sich etwa mit Ehegedanken der Dame ge- 
genüber trägt. Seine Majestät müssen Seiner Königlichen Hoheit als Prin- 
zen, Ehrenmann und Offizier die ganze und volle Verantwortung für sein 
Thun und Lassen zuschreiben und werden Allerhöchstsich, falls der Prinz 
den in Ihn gesetzten Erwartungen nicht entsprechen und den an Ihn ge- 
richteten, dringenden Ermahnungen gegenüber taub stellen sollte, genö- 
thigt sein, die schärfsten Maßregeln gegen Ihn zu ergreifen. Seine Majestät 
verlangen, daß der Prinz Sich klar vor Augen hält, was Er als preußischer 
Prinz der Ehre und dem Ansehen Seines Hauses schuldig ist und erwarten, 
daß Er Sein künftiges Leben dementsprechend einrichten und führen, Sei- 
nen Schild makellos und rein erhalten wird. Nur in dem Falle, daß die Le- 
bensführung des Prinzen vor aller Welt eine musterhafte ist, werden Seine 
Majestät eine Wiederanstellung des Prinzen in der Armee in Erwägung 
ziehen. Seine Majestät erwarten eine jedesmalige Meldung vom Wechsel 
des Aufenthaltorts während des Urlaubs.»* Als Hülsen die Instruktion 
Zedlitz zeigte, äußerte sich dieser verwundert darüber, daß sie «sehr allge- 
mein» abgefaßt war; man könne ebensogut daraus entnehmen, «der Prinz 
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dürfe nun mit seiner Frauensperson überhaupt nicht mehr, oder er dürfe 
doch diskret mit ihr zusammenleben». Der Militärkabinettschef stimmte 
diesem Einwand zu und entgegnete nur: «Anders war es nicht möglich, 
und eine andere Instruktion würde der Kaiser niemals genehmigen.» Hül- 
sen würde aber Schenck schriftlich anordnen, dem Prinzen die kaiserliche 
Instruktion zwar vorzulesen, dann aber mündlich hinzuzufügen, er «kön- 
ne mit seiner Frauensperson zusammenkommen, wenn er sich nicht öf- 
fentlich kompromittiere und wenn er sie nicht heiraten wolle». Später be- 
stätigte Schenck, daß sich in Neapel alles wie verabredet abgespielt und 
daß der Prinz ein schriftliches Versprechen über die Einhaltung der beiden 
Bedingungen gegeben habe. «Von dieser mündlichen Instruktion weiß der 
Kaiser nun nichts. So geht es, wenn man die Welt mit allzu tugendhaften 
Grundsätzen regieren und reformieren will.»’° 

Der humane Kompromiß, den Hülsen, Zedlitz und Schenck gewisser- 
maßen hinter dem Rücken des Kaisers durchsetzen konnten, scheiterte al- 
lerdings am labilen Gemütszustand des Prinzen, der mit der immer noch 
ungeschiedenen Baronin Liebenberg zusammenlebte und weiterhin hohe 
Schulden machte. Aufgrund eines ihm zugeleiteten militärärztlichen Gut- 
achtens erstellte ein Professor Ziehen, ohne den Prinzen je untersucht zu 
haben, im Oktober 1907 die Diagnose einer Defektpsychose - offenbar 
leide der Prinz entweder an einer Dementia praecox oder an einer Demen- 
tia paralytica. Die Prognose sei insofern ungünstig, schrieb Ziehen, als eine 
vollständige Heilung so gut wie niemals vorkomme. Ein Entmündigungs- 
verfahren wegen Geistesschwäche (nicht Geisteskrankheit) hätte jede 
Aussicht auf Erfolg. Statt der Entmündigung, die nicht ohne Rückwir- 
kung auf den Zustand des Prinzen bleiben würde, könne man aber auch an 
die Einsetzung einer Pflegschaft denken, zu der der Prinz allerdings seine 
Zustimmung würde geben müssen. Eine Überwachung des Patienten auf 
Schritt und Tritt sei in jedem Fall erforderlich, da er nicht in der Lage sei, 
seine Angelegenheiten selbst zu regeln.’' 

Am 25.Februar 1908 übersandte Kaiser Wilhelm II. seinem Vetter 
Prinz Joachim Albrecht zwei Allerhöchste Kabinetts-Ordres. In der er- 
sten, die der Prinz «dankend» annahm, verlangte der Monarch die Einrei- 
chung des Abschieds aus der Armee. Die zweite Ordre bat den Prinzen 
um die Zustimmung zur Einsetzung einer Pflegschaft und bot ihm gleich- 
zeitig finanzielle Hilfe zur Begleichung seiner Schulden an. Diese Zumu- 
tung lehnte der Prinz in seiner Antwort vom 28. Februar 1908 ab: «Ich 
glaube, daß ich allen gerechtfertigten Wünschen Euer Majestät entspre- 
chen kann, ohne daß ich mich einer so demütigenden und in mein Leben 
so grausam einschneidenden Bedingung unterwerfe. Ich darf wohl darauf 
hinweisen, daß ich mich selber für geisteskrank und unzurechnungsfähig 
erklären müßte, wenn ich in eine Pflegschaft einwilligte. Welchen Werth 
könnte meine Dankbarkeit und irgend ein Beweis meiner Ergebenheit für 
Euer Majestät haben, wenn ich mich selbst für pflegschaftsbedürftig er- 
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klärte?»” Wenige Tage darauf wurde Prinz Joachim Albrecht von Preu- 
ßen, Ritter des Schwarzen Adler-Ordens, aus der königlich-preußischen 
Armee verabschiedet, und zwar ausdrücklich unter der entehrenden Be- 
dingung, fortan keine militärische Uniform mehr tragen zu dürfen.’ 

Als «unbegreiflich» verurteilte Zedlitz und mit ihm «die Mehrzahl 
ruhig denkender Menschen» diese extreme Handlung Wilhelms II. Man 
mache dem Prinzen «Ehebruch» zum Vorwurf, «weil er mit einer Person 
noch immer zusammenlebt, die einen heruntergekommenen Baron Lie- 
benberg in einer Scheinehe geheiratet hat, um seinen Namen tragen zu 
können. Da sie niemals mit diesem Menschen zusammengelebt hat und er 
wegen der Scheidung nur Schwierigkeiten macht, um Geld herauszupres- 
sen, ist der Vorwurf des «Ehebruchs» eigentlich unverständlich. - Anderer- 
seits hat man den Prinzen dazu bewegen wollen, sich offiziell unter eine 
Art «Pflegschaft zu stellen. Auf Anraten seines Rechtsbeistandes [...] hat 
sich der Prinz geweigert, dies zu tun, und darauf hat er den Abschied ohne 
Uniform erhalten. - Nicht ganz ohne Grund äußerte der Prinz: «Was habe 
ich eigentlich getan, um mich selbst für verrückt erklären zu müssen» - 
Die Folge dieser Verabschiedung wird sein, daß man den Prinzen noch 
mehr als bisher von der «tadellosen» und anständigen Gesellschaft entfernt, 
daß man ihn hingegen seiner Frauensperson nur noch mehr in die Arme 
treibt, und daß sich bedenkliche Elemente aller Art an ihn herandrängen 
werden, die ihn moralisch nur noch mehr herunterziehen, ausnützen und 
betrügen. Ich beklage diese Lösung sehr.» Ebenso scharf verurteilte Zed- 
litz die ihm unverständliche Bereitschaft Kaiser Wilhelms, «andere Exi- 
stenzen zu vernichten, um die Moral der eigenen Söhne zu erhalten».’* 
Erst nach dem Zusammenbruch der Monarchie konnte Joachim Albrecht 
die Frau, mit der er dreizehn Jahre zusammengelebt hatte, heiraten, doch 
Marie Prinzessin von Preußen, geborene Blich-Sulzer, verstarb schon 
wenige Wochen nach der Hochzeit. 


4. Der königliche Reitknecht: 
Prinz Friedrich Heinrich von Preußen 


Just zu der Zeit, als der Kaiser den Prinzen Joachim Albrecht wegen seiner 
Beziehung zu einer bürgerlichen Frau in den Krieg nach Afrika schickte, 
wurde der ältere Bruder, Prinz Friedrich Heinrich von Preußen, in einen 
Homosexualitätsskandal verwickelt, der ebenfalls mit der Verbannung 
enden sollte. Wie wir schen werden, löste der Fall eine ganze Lawine von 
Anschuldigungen gegen Mitglieder der engsten Umgebung Wilhelms II. 
aus, von der sich die Hohenzollernmonarchie niemals erholen sollte. 
Gerüchte über die homosexuellen Eskapaden des Prinzen Friedrich 
Heinrich machten seit Jahren schon die Runde. Er soll sich gern als Reit- 
knecht verkleidet und für seine Dienste Bezahlung gefordert haben. Wie- 
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derholt wurde er von Polizeibeamten verfolgt und sogar vom Berliner 
Polizeipräsidenten, Georg von Borries, gewarnt.’’ Die Gerüchte nahmen 
eine bedrohliche Form an, als der Prinz Anfang 1907 zum Herrenmeister 
des Johanniterordens gewählt wurde. Graf Wilhelm von Wedel-Sandfort, 
Commendator des Ordens in der Provinz Westfalen, riet dem Prinzen 
dringend, im Hinblick auf die umlaufenden Gerüchte die Herrenmeister- 
würde nicht anzunehmen, doch er schlug die Warnung aus. Schließlich un- 
ternahm es der Hausminister von Wedell-Piesdorff, dem Prinzen «in ganz 
bestimmter Form» zu schreiben. In seiner Verzweiflung wandte sich 
Friedrich Heinrich in einem Brief an den Zeremonienmeister Grafen Ed- 
gard von Wedel, der ebenfalls homosexuell war, mit der Bitte, die Ange- 
legenheit dem Kaiser in einer Form darzulegen, die Unannehmlichkeiten 
von ihm abwenden würde. «Unglaublicherweise» zeigte Edgard Wedel 
aber dem Kaiser den Brief, wodurch der Prinz, wie Zedlitz festhielt, «na- 
türlich verloren» war, denn Wilhelm entschied sich umgehend für die Er- 
nennung seines eigenen Sohnes Eitel Friedrich zum Herrenmeister und 
bestätigte somit in aller Öffentlichkeit die Gerüchte um Friedrich Hein- 
rich. Die überstürzte Entscheidung Wilhelms, die an sein impulsives Ver- 
halten 1894 in der Kotze-Affäre erinnert, sollte in den kommenden Mona- 
ten auch in anderen Fällen verhängnisvoll wirken. Mit Recht verurteilte 
der Hofmarschall den Vorgang, der nach seinem Dafürhalten «etwas Ent- 
setzliches» hatte. «Die Menschen mit ihrem Tugendwahn, ihrem Pharisäis- 
mus und ihrer fürchterlichen Härte und Grausamkeit» kamen ihm «ganz 
mittelalterlich» vor. Da keine Beweise gegen den Prinzen vorlägen, was 
selbst Borries eingeräumt habe, wäre es klüger gewesen, die Nerven und 
den Mut zu behalten und die Gerüchte falls nötig abzuleugnen, meinte 
Zedlitz.’° 

Erstauntes Kopfschütteln rief die Entscheidung des Kaisers vom März 
1907 hervor, Friedrich Heinrich & la suite des 2. Dragonerregiments zu 
stellen. «Wenn man überhaupt zugibt, daß er wegen $ 175 nicht Herren- 
meister des Johanniter-Ordens werden kann, so kann er logischerweise 
auch nicht als Offizier A la suite eines Regiments gestellt werden», urteilte 
Zedlitz, denn jeder Offizier erhielt ja wegen dieses Vergehens den soforti- 
gen Abschied.’” Wenn diese Ernennung als Vertrauensbeweis für den an- 
geschlagenen Prinzen gedacht gewesen war, so hielt die Wirkung nur 
wenige Tage an. In der Wochenzeitschrift Die Zukunft vom 27. April 1907 
bezichtigte Maximilian Harden den Prinzen Friedrich Heinrich von Preu- 
ßen namentlich, er leide «an ererbter Perversion des Geschlechtstriebes» 
und habe aus diesem Grund auf die Herrenmeisterschaft im Johanniter- 
orden verzichten müssen.’ Die Folge der öffentlichen Bloßstellung war 
verheerend: Die Hofgesellschaft verdammte den Hohenzollernprinzen 
völlig. Entrüstet notierte Zedlitz unter dem 7. Juni 1907, man wolle den 
Prinzen Friedrich Heinrich in Berlin «gar nicht mehr sehen, er soll im 
Ausland leben, nur eventuell sich von Zeit zu Zeit still in Kamenz auf- 
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halten können. Die militärischen Adjutanten will man ihm nehmen, da es 
doch unmöglich einem Offizier zugemutet werden könne, bei einem 
solchen Prinzen Adjutant zu sein. [...] Die ganze Angelegenheit bleibt von 
furchtbarer Tragik, denn der Prinz ist im Grunde genommen ein guter, 
pflichttreuer Mensch.» Für den kritischen Hofmarschall bildete die Ent- 
scheidung des Kaisers, auch diesen Vetter vom Hof zu verbannen, wieder 
einmal ein Paradebeispiel für die unüberlegte Regierungsweise des Mon- 
archen. «Welche Zufälligkeiten regieren bei uns, welche Plötzlichkeiten 
der Entschlüsse entstehen dann! Was für Menschen geben manchmal 
entscheidende Ratschläge! Wie wenig wird etwas sachlich-ruhig mit den 
maßgebenden verantwortlichen Persönlichkeiten durchgesprochen, bevor 
übereilte Entschlüsse gefaßt werden.» 


5. «Ein Sittenbild wie im heidnischen Rom»: 
Graf Hohenau und das Potsdamer Gardekorps 


Da sich die Hohenzollernmonarchie vorrangig als Militärmonarchie ver- 
stand, trafen sie die skandalösen Vorgänge in den Potsdamer Garderegi- 
mentern, die 1907 ans Licht kamen, ins Mark, zumal wieder Verwandte 
des Kaisers zu den Hauptbeschuldigten zählten. Der älteste Sohn aus der 
zweiten Ehe des älteren Prinzen Albrecht, des jüngsten Bruders Kaiser 
Wilhelms I., Graf Wilhelm von Hohenau (1854-1930), avancierte zum 
kaiserlichen Flügeladjutanten, Generalleutnant, Kommandeur des elitären 
Regiments der Gardes du Corps und schließlich der ı. Garde-Kavallerie- 
Brigade. Er war verheiratet mit Margarete Prinzessin zu Hohenlohe-Oeh- 
ringen und hatte drei Töchter. Im Mai 1907 wurde Hohenau wegen homo- 
sexueller Vergehen vom Hofe verbannt und sechs Monate später aus der 
Armee entlassen und gezwungen, ins Ausland zu fliehen. Auch der Ruf 
seines jüngeren Bruders, des Grafen Friedrich von Hohenau - dessen Ehe- 
gattin während des Kotze-Skandals Zielscheibe der meisten gehässigen an- 
onymen Briefe gewesen war“ - wurde durch Anschuldigungen der 
Homosexualität erschüttert. 

Ebenfalls in den Potsdamer Skandal verwickelt war Graf Johannes von 
Lynar, der mit der Schwester der Großherzogin Eleonore von Hessen- 
Darmstadt verheiratet war. Lynar galt als einer der elegantesten Offiziere 
der Garde und befehligte die Leibeskadron des Regiments Gardes du 
Corps. Als der Kronprinz dieses Kommando übernahm, fungierte Lynar 
als dessen rechte Hand.“ Die glänzende Stelle, die Lynar, Hohenau und 
andere am Hohenzollernhof und im preußischen Offizierskorps einnah- 
men, wurde jäh zerstört, als am 23. Oktober 1907 im ersten Prozeß Kuno 
Graf von Moltke gegen Harden der Soldat Bollhardt unter Eid beteuerte, 
er habe seit Jahren in der Villa Adler des Grafen Lynar am Potsdamer 
Heiligensee an homosexuellen Orgien teilgenommen und dabei mit Be- 


586 Hofskandale, die den Thron erschütterten 


stimmtheit auch den Grafen Wilhelm Hohenau erkannt. Die Aussage 
Bollhardts ging natürlich ebenso durch die Weltpresse wie die Aussage 
Hardens, er habe «den armen, schwer erblich belasteten Mann» überhaupt 
nur zu seiner Verteidigung in den Prozeß hineingezogen, weil er davon 
ausging, daß die seit vielen Jahren gegen Hohenau erhobenen Vorwürfe 
allgemein bekannt waren. «Es schreien ja doch die Spatzen von den Dä- 
chern. Drängen Sie mich noch weiter, dann würde ich Ihnen Mitglieder 
von Herrscherhäusern vorführen, die da sagen: Ist es denn möglich, daß 
das noch bestritten wird!» Mit dieser Anspielung war niemand anderes 
als die älteste Schwester des Kaisers gemeint.® 

Die Vorgänge in der Adlervilla am Heiligensee kamen Ende Novem- 
ber 1907 sogar in einer erhitzten Debatte im Reichstag zur Sprache. 
Reichskanzler Fürst Bülow versicherte im Hinblick auf die Affäre um 
Hohenau und Lynar, «daf von unserer Militärverwaltung alles geschehen 
wird, um solche Greuel ferro et igni [mit Feuer und Schwert] auszurot- 
ten». Der Kriegsminister Generalleutnant Karl von Einem räumte gewis- 
se Verfehlungen im Regiment der Gardes du Corps ein, behauptete aber, 
daß ein von ihm vor kurzem veröffentlichter Erlaß, der es den Mann- 
schaften des Regiments verbot, in weißen Hosen und schwarzen Kano- 
nenstiefeln auszugehen, derlei Übelständen in Zukunft abhelfen würde, 
denn damit würden «Angriffe der pervers veranlagten Teile des Zivilpub- 
likums» auf die Soldaten verhindert werden. Einem wehrte sich gegen den 
Eindruck, daß die Adlervilla in Potsdam quasi als Freudenhaus gedient 
habe. Die im Moltke-Harden-Prozeß bekannt gewordenen Vorgänge 
dort hätten allerdings Veranlassung gegeben, «sofort eine kriegsgerichtli- 
che Untersuchung einzuleiten gegen den Grafen Hohenau und den Gra- 
fen Lynar». Auf den Vorwurf, als Kriegsminister hätte er zusammen mit 
dem Kommandanten des kaiserlichen Hauptquartiers, von Plessen, und 
dem Chef des Militärkabinetts, von Hülsen-Haeseler, den Kaiser vor dem 
Umgang mit solchen Männern schützen sollen, entgegnete Einem, er habe 
von der Veranlagung der Offiziere nichts gewußt und müsse es «ableh- 
nen, meine Kenntnisse aus den Berliner Kneipen zu holen; ich muß es ab- 
lehnen, auf Gerüchte, auf Getratsch, auf Raunen, auf Geschichtenerzäh- 
len irgend etwas zu geben». Es wäre doch «geradezu blödsinnig», wenn 
der Chef des Militärkabinetts «einen Mann in die Nähe Seiner Majestät 
brächte, von dem er wüßte, daß er solche Neigungen hätte und sich dieser 
Neigung entsprechend betätigte». Ein solcher Mann wäre doch «ein 
Kranker, ein Verrückter» gewesen, und selbst führende Medizinwissen- 
schaftler hätten in der Umgebung des Kaisers keine solchen Männer ver- 
mutet. Zum Schluß bemühte sich der preußische Kriegsminister um Scha- 
densbegrenzung. «Es ist gesagt worden, Seine Majestät sei von lauter 
derartigen Leuten umgeben. Wenn ein einziger, meine Herren, schuldig 
ist, ist es der Graf Hohenau. Was bleibt nun übrig von dieser Umgebung? 
Ich möchte niemand raten, der Umgebung Seiner Majestät, wie sie jetzt 
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ist, ins Gesicht zu sagen, daß sie derartigen Neigungen frönt.»“* Erst Tage 
zuvor war Wilhelm II. angesichts der erschütternden Enthüllungen über 
das Sexualverhalten seiner intimsten Freunde mit dem Aufschrei zusam- 
mengebrochen: «Die Könige sind doch blos Menschen und können doch 
auch mal krank sein!» 


Kapitel 21 


Fürst Eulenburgs Ende 
Die Angriffe auf die Liebenberger «Kamarilla» 


So peinlich die Skandale in den Seitenlinien der Familie Hohenzollern so- 
wie in den Potsdamer Eliteregimentern auch waren, für sich genommen 
hätten sie die Monarchie nicht in ihren Grundfesten erschüttert. Diese 
Wirkung gewannen die Sensationsskandale der Jahre 1906-8 erst mit ihrer 
Ausweitung ins Hochpolitische durch die immer schärfer werdenden An- 
griffe auf den Kaiserfreund Philipp Fürst zu Eulenburg-Hertefeld und die 
sogenannte «Liebenberger Tafelrunde», der vorgeworfen wurde, einen 
homoerotischen, weichlichen, schwärmerischen, spiritistischen, gesund- 
beterischen und gar pazifistischen Ring um den Kaiser gebildet zu haben, 
um ihn von seinem Volk und den harten Realitäten der Weltpolitik abzu- 
schirmen. Die gesellschaftlich vernichtende Waffe der öffentlichen An- 
schuldigung der Homosexualität im Kampf gegen diese Männergruppe ist 
erst relativ spät im November 1906 eingesetzt worden, und auch dann 
nicht in erster Linie von dem Publizisten Maximilian Harden, sondern 
vom Reichskanzler und seinen Mitarbeitern und Vertrauensleuten in der 
Wilhelmstraße. Es ist geradezu atemberaubend, wie Bülow in der Eulen- 
burg-Affäre agierte und mit der preußisch-deutschen Krone va banque 
spielte, um sich an seine längst nicht mehr als würdig anzusehende Stel- 
lung zu klammern. 


1. Die Machenschaften der «Liebenberger Tafelrunde» 


Wie geschildert, hatte das Vertrauensverhältnis zwischen Kaiser und 
Kanzler durch Bülows Abschiedsgesuch anläßlich des Björkö-Vertrages 
sowie durch das Debakel von Algeciras irreparabel Schaden genommen." 
Der Ohnmachtsanfall des Kanzlers im Reichstag am 5. April 1906 und 
seine siebenmonatige Abwesenheit auf Norderney konnten den Eindruck 
nur bestärken, daß er verbraucht war, und der dem Kaiser aufgezwungene 
Rücktritt des preußischen Landwirtschaftsministers von Podbielski tat 
dann das seinige, um die schwelende Kanzlerkrise weiter zu vertiefen. 
Selbst die Reichstagsauflösung vom Dezember 1906 und der Wahlsieg der 
Blockparteien konnte die Stellung Bülows nur vorübergehend festigen, 
denn der Bülow-Block erwies sich als brüchig. Nach beiden Seiten hin, 
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zum Monarchen und zum Parlament also, drohte der Kanzler zu schei- 
tern. Es war sicherlich kein Zufall, sondern vielmehr ein geradezu klassi- 
sches Merkmal des Systems der Persönlichen Monarchie, daß nun überall 
groteske Gerüchte über dunkle Machenschaften lanciert wurden, die in 
der nächsten Umgebung des Kaisers obwalteten. 

Seit dem Frühjahr 1906 setzte sich in weiten Kreisen die Überzeugung 
durch, daß Philipp Eulenburg und seine Freunde bestrebt waren, Bülows 
Schwäche auszunutzen, um die höchsten Ämter im Staat für sich und ihre 
Vertrauensmänner zu übernehmen. Aufgeschreckt registrierten Beobach- 
ter die Tatsache, daß Wilhelm unmittelbar nach dem Ohnmachtsanfall 
Bülows und der Entlassung des Geheimrats von Holstein seinem einstigen 
Günstling «Phili», der sich einige Jahre lang wohlweislich im Hintergrund 
gehalten hatte, den Schwarzen Adler-Orden verlieh. Der Historiker Pro- 
fessor Theodor Schiemann, der miterlebte, wie der Kaiser Eulenburg von 
der hohen Ehrung Mitteilung machte, ahnte sofort, daß die Auszeichnung 
«notwendig mit der Krankheit des Reichskanzlers in Verbindung ge- 
bracht» werden würde und hielt es für dringend geboten, die offizielle 
Verkündung der Verleihung zu verzögern. 

Die unerwartete Dekorierung des Günstlings löste tiefes Mißtrauen 
und Empörung aus. Sie wurde nicht nur mit Bülows Schwächeanfall und 
Holsteins Entlassung in Verbindung gebracht, sondern auch mit der Ver- 
öffentlichung des Prachtwerks Deutsche Gedenkhalle: Bilder aus der va- 
terländischen Geschichte, das unter der Ägide Eulenburgs entstanden und 
von ihm im April 1906 dem Kaiser überreicht worden war.* In der Zu- 
kunft vom 28. April 1906 mokierte sich Harden über die Verleihung des 
höchsten preußischen Ordens an Eulenburg. Dieser neue «Adlerritter» sei 
«Dichter, Komponist, Spiritist (wie der neue Chef des Großen Generalsta- 
bes); und auf die Dauer, wie es scheint, nicht aus der Gunst zu drängen. «Er 
liebt den Kaiser so innig, lebt nur von seinem Blick; und es ist so wohl- 
tuend, dieses Schwärmerauge stets auf sich gerichtet zu fühlen.» Immer 
geht, wenn Philis Name wieder auftaucht, ein Zittern durch die Reihen. 
Nun der Schwarze Adler; wofür? [...] Phili hat sich wieder «betätigv. 
Diesmal [...] ist es [...] ein Prachtwerk, das Wilhelm den Zweiten und an- 
dere dem Schwärmerauge großscheinende Männer verherrlicht.»s 

Für Holstein, der Eulenburg für seinen Sturz verantwortlich machte, 
war jetzt klar, daß sein großer Widersacher im Kampf gegen die Persön- 
liche Monarchie während der 1890er Jahre wieder zum «Hauptberater des 
Kaisers» avanciert war.° Schon vor der Verleihung des Schwarzen Adlers 
hatte der Geheimrat geargwöhnt, es sei «Philis» Ziel, mit Hilfe seines In- 
timfreundes Raymond Lecomte, des Botschaftsrates an der französischen 
Botschaft, seine eigene Ernennung zum Botschafter in Paris durchzuset- 
zen.’ Jetzt, nach der Auszeichnung Eulenburgs durch den Kaiser, schrieb 
der verbitterte Holstein an Schiemann: «Die demonstrative Dekorierung 
von Phili gerade in diesem Augenblick klärt den Horizont. Vor einigen 


590 Fürst Eulenburgs Ende 


Wochen sagte mir jemand, der jetzt krank ist (sc. Bülow), daß Phili ihm ge- 
sagt habe, «Aber Holstein treibt uns ja in den Krieg. Dem Kaiser hat also 
Phili jedenfalls zur Nachgiebigkeit geraten und er ist dafür belohnt wor- 
den. [...] Der Kampf gegen Philis Dichterpolitik war für mich eine Haupt- 
aufgabe der letzten 10-12 Jahre. Jetzt hat Phili gesiegt.»" Kurz darauf wäre 
es zwischen dem siebzigjährigen, gerade verabschiedeten Wirklichen Ge- 
heimen Rat und dem neuen Ritter des Ordens vom Schwarzen Adler bei- 
nahe zum tödlichen Pistolenduell gekommen. 

Eine Mitteilung Schiemanns, daß Eulenburg in seinem Schloßarchiv in 
Liebenberg «jeden Zettel» aufbewahrt hatte, faßte Holstein als einen Ein- 
schüchterungsversuch auf. Am 28. April 1906 antwortete er darauf, er sei 
«namenlos erstaunt, daß jemand, der so viel Dreck am Stecken hat wie 
Philipp Eulenburg, bei dem man die Seite des Angriffs beliebig wählen 
kann, sich aufs Drohen verlegen sollte. Aber solche Naturen haben 
manchmal Momente hysterischer Überreizung.»? Drei Tage später richtete 
Holstein an Eulenburg einen Brief, der kaum beleidigender hätte sein kön- 
nen. Er lautete schlicht: «Mein Phili! Dieser Anruf ist kein Zeichen von 
Hochschätzung, denn «Phil» bedeutet heute unter den Zeitgenossen - 
nichts Gutes. [...] Ich bin jetzt frei, brauche mir keinen Zwang aufzulegen 
und kann Sie so behandeln, wie man einen verächtlichen Menschen mit 
Ihren Eigentümlichkeiten behandelt.»'° Nach Erhalt des Zettels suchte 
Eulenburg seinen langjährigen Freund, den württembergischen Gesandten 
Axel Freiherrn von Varnbüler, mit der Bitte auf, ihm in einem Duell mit 
Holstein unter den schärfsten Bedingungen — gezogene Pistolen und 5 
Schritt Barriere bis zur Kampfunfähigkeit - zu sekundieren. Varnbüler er- 
klärte sich bereit, die Forderung an Holstein zu überbringen, machte aber 
geltend, daß es angesichts des ungeheuren Skandals, den ein Duell zwi- 
schen zwei so prominenten Personen nach sich ziehen müsse, wohl erfor- 
derlich sei, dem Auswärtigen Amt als der vorgesetzten Behörde von dem 
bevorstehenden Zweikampf Meldung zu erstatten. Nach Anhörung Eu- 
lenburgs im Beisein Varnbülers und Rücksprache mit dem Unterstaats- 
sekretär von Mühlberg erklärte Tschirschky, daß er «im Staatsinteresse» 
versuchen müsse, dem Duell durch eine Revokation des Holsteinschen 
Briefes vorzubeugen. Eine gerechte Handhabe dazu biete ja die Versiche- 
rung Eulenburgs, daß er der Entlassung Holsteins absolut fernstehe. 
Schließlich erklärte sich Holstein bereit, seinen Brief unter der Vorausset- 
zung zurückzunehmen, daß Eulenburg seine mündliche Versicherung, er 
habe weder mit dessen Abschied noch mit den Angriffen gegen ihn etwas 
zu tun gehabt, ehrenwörtlich und schriftlich wiederholte. Obwohl Varn- 
büler auf dem Standpunkt verharrte, daß «die persönliche Beleidigung [...] 
nur durch ein Duell auf Leben und Tod [...] aus der Welt geschaffen wer- 
den könnte», erklärte sich Eulenburg «aus politischen Rücksichten» bereit, 
der Begleichung des Ehrenhandels zuzustimmen." 

Das geradezu unglaubliche Duelldrama mag ausgegangen sein wie das 
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Hornberger Schießen, aber es bildete das Vorspiel zu der Serie von Skan- 
dalprozessen, die bald darauf ihren fatalen Lauf nehmen sollte. Durch 
die Einbeziehung des Auswärtigen Amts und Schiemanns in die Händel 
konnte spätestens jetzt eine ganze Reihe von Männern von dem Vorwurf 
der Päderastie, den Holstein gegen Eulenburg erhoben hatte, Zeugnis ab- 
legen.'* Der Kaiser aber blieb im Dunkeln, und weder Bülow noch Eulen- 
burg selbst klärten ihn auf. «Sehr fatal war mir eine lange, sehr erregte Un- 
terhaltung mit $S.M. über Hol[stein]», gestand Eulenburg in einem Brief 
vom 13. Mai 1906 an Varnbüler. «Er wird mir - wenn er später einmal von 
meiner Affäre hören sollte - nicht verzeihen können, daß ich bei dieser 
Gelegenheit ihm kein Wort gesagt habe, was vorgegangen ist!»" 

Die Befürchtungen Bülows, Holsteins und zahlreicher anderer, daß 
Eulenburg und sein Liebenberger Freundeskreis kurz vor einem politi- 
schen Comeback standen, wurde bald durch weitere Zeichen der kaiser- 
lichen Gunst gestärkt.'* Unmittelbar nach der Beilegung der Duellaffäre 
reiste Eulenburg mit dem Kaiser zur Besichtigung der restaurierten Hoh- 
königsburg ins Elsaß und wohnte dort drei Tage lang mit Wilhelm im 
Straßburger Schloß. Dadurch erhielten die Gerüchte von seinen Ambitio- 
nen auf den glanzvollen hochdotierten Statthalterposten natürlich neue 
Nahrung. In seinen Memoiren behauptet Bülow, der Botschafter in Wien, 
Carl Graf von Wedel, habe ihm im Spätsommer 1906 über seinen Bruder 
Karl Ulrich, der Militärattache in Wien war, sagen lassen, «daß stark gegen 
mich gearbeitet würde, auch und namentlich von Philipp Eulenburg, der 
den Chef des Generalstabs, Hellmuth [sic] Moltke, als Reichskanzler 
wünsche. Eulenburg rede dem Kaiser vor, ich sei viel kränker als S.M. 
glaube. «Es geht um Bernhards Leben.» Übrigens würde es auch ohne den 
«teurem Bernhard und sogar ganz gut gehen. Der Kaiser müsse die auswär- 
tige Politik allein, unterstützt von ihm, Eulenburg, und dem treuen 
Tschirschky, machen, im Innern aber ein starker Mann, also ein General, 
mit eisernem Besen gründlich ausfegen.»'5 Derartige Gerüchte schienen 
sich zu bestätigen, als Eulenburg im Oktober 1906 mit dem Kaiser nach 
Rominten reiste und dem Kanzler von dort berichtete, Wilhelm klage über 
«einen gewissen Mangel an Energie» bei Bülow, der von der Erkrankung 
herrühre. «Sicher ist», fuhr Eulenburg fort, «daß er absolut niemand weiß, 
den er an Deine Stelle setzen könnte.»'° Am 10. Oktober 1906 schrieb 
Holstein seiner Kusine Ida von Stülpnagel, «mit Bülows Kanzlerschaft soll 
es zu Ende gehen. Der Kaiser soll ganz mit ihm fertig sein. [...] Phili Eu- 
lenburg ist es, der die Totengräberei betreibt. Er will nicht Kanzler wer- 
den, will aber eine ihm nahestehende Persönlichkeit heranbringen.»" 

Der Verdacht, daß Eulenburg dank seiner Nähe zum Monarchen kurz 
vor der Einfädelung einer Art Schattenregierung stand, war also 1906 
weitverbreitet. Aber wie glaubhaft waren derartige Spekulationen? Hol- 
stein, Bülow, auch Publizisten wie Harden - alle wußten nur zu genau, 
welchen enormen, schädlichen Einfluß Eulenburg in den 1890er Jahren bei 
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der Durchsetzung der Persönlichen Monarchie Wilhelms II. ausgeübt 
hatte. Inzwischen war er jedoch gezwungen worden, seinen Botschafter- 
posten aufzugeben und politisch in den Hintergrund zu treten, und sein 
Verhältnis zum Kaiser war zwischendurch von Bitterkeit und tiefer Sorge 
um dessen geistige Gesundheit gekennzeichnet.'* Hatte er denn jetzt noch 
mit 60 Jahren die Kraft, den Ehrgeiz und überhaupt die Möglichkeit, als 
eigentlicher Lenker der Geschicke des Reiches wieder aktiv zu werden, 
wie seine zahlreichen Feinde behaupteten? Nicht ganz zu Unrecht zog 
Zedlitz solche Befürchtungen seiner Zeitgenossen in Zweifel. «In der letz- 
ten Zeit wurde der Eulenburgischen Tafelrunde alles zugeschoben, was bei 
uns in politischen Dingen geschah. Hier liegt ein Irrtum vor. Der Kaiser 
nahm weder den Fürsten Eulenburg, noch aber den Grafen [Kuno] Molt- 
ke in politischen Dingen ganz au serieux. Außerdem hatte der Fürst Eu- 
lenburg gar keinen politischen Ehrgeiz mehr. Besonders aber war er schon 
lange in keinem dauernden Konnex mit dem Kaiser. Er wurde nur jährlich 
in Rominten gesehen, und der Kaiser fuhr einmal im Herbst auf ein oder 
zwei Tage nach Liebenberg. Im übrigen war Eulenburg im ganzen Jahr 
vielleicht ein- oder zweimal zur Mittagstafel geladen und sonst war tat- 
sächlich keine dauernde Beziehung.»'? Noch Ende 1907 urteilte der Hof- 
marschall: «Wenn Fürst Philipp Eulenburg auch nur einen vierten Teil des 
Einflusses gehabt hätte, den man ihm zuschreibt, dann wären wir längst in 
Schwierigkeiten und Katastrophen geraten, von denen sich kaum jemand 
etwas träumen läßt. Er ist zwar ein liebenswürdiger «grandseigneur> mit 
sehr weltgewandten, angenehmen Formen, aber dabei so phantastisch und 
mystisch, daß ich gar nicht verstehe, wie man ihn ganz ernst nehmen kann. 
Schließlich war er weder ehrgeizig noch arbeitssam. [...] Sein ganzes 
Trachten ging dahin, der Freund des Kaisers zu sein. Das ist er zweifellos 
in einem sehr hohen Grade gewesen. Denn mit seinen angenehmen For- 
men und seinen sehr witzigen und geistreichen Erzählungen hat er sich als 
ganz ungewöhnlicher causeur sehr fest in das Herz des Kaisers eingenistet. 
- Als solch ein Freund hat er in manchen Augenblicken zweifellos auch 
außerordentlichen Einfluß auf den Kaiser gehabt, und mancher rasche, 
phantastische und mystische Gedanke und Entschluß mögen wohl auf ihn 
zurückzuführen sein. Aber er hat diesen Einfluß niemals wohlberechnet 
und durchdacht gebraucht.»”° 

So erfrischend dieser Appell an die Vernunft als Korrektiv zu den über- 
triebenen, fast paranoid erscheinenden Verdächtigungen Holsteins, Har- 
dens und Bülows auch auf mich wirkt, festzuhalten ist, daß die Gerüchte 
von einer bevorstehenden heimlichen Machtübernahme der Liebenberger 
Clique in der politischen Führungselite erstaunliche Verbreitung fanden 
und, wie Peter Winzen in seiner neuesten Studie über die Skandale im Kai- 
serreich nachgewiesen hat, nicht unbegründet waren.” Der preußische 
Kriegsminister, der bayerische Ministerpräsident, die badischen Gesand- 
ten in Berlin und München waren alle, wie wir gleich sehen werden, von 
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deren Richtigkeit überzeugt. Darüber hinaus sind aber auch direkte Belege 
überliefert, die ein beredtes Zeugnis von der Hybris ablegen, die im Früh- 
jahr 1906 im innersten Kreis um Eulenburg obwaltete. Am 6. April 1906, 
am Tag nach dem Ohnmachtsanfall Bülows und nur wenige Stunden nach 
der Verleihung des Schwarzen Adler-Ordens an Eulenburg, war Theodor 
Schiemann zusammen mit Kuno Moltke bei Varnbüler eingeladen. Man 
sprach bei diesem Treffen offen vom Botschafter in Rom, Grafen Anton 
Monts, «als möglichen Zukunftsreichskanzler». Varnbüler selbst wurde 
sowohl als Nachfolger von TIschirschky im Auswärtigen Amt als auch als 
künftiger Ministerpräsident in Stuttgart genannt. Drei Tage darauf nahm 
Schiemann bei Moltke an einem Frühstück teil, bei dem auch Eulenburg 
und Varnbüler anwesend waren. Auch dieses Treffen stand ganz im Zei- 
chen umfassender Personalspekulationen. Schiemann notierte in sein Ta- 
gebuch: «Es scheint, daß die Dauer der Stellung Tschirschkys nicht wahr- 
scheinlich ist, [Kuno] Moltke scheint Monts als Nachfolger zu wünschen, 
und an Schöns Stelle [als Botschafter in Petersburg] Varnbüler.»°* Bedenkt 
man, daß Holstein wenige Tage später überraschend seine Entlassung er- 
hielt, ist es kaum verwunderlich, daß die Befürchtungen von einer Über- 
nahme der wichtigsten Posten durch die Liebenberger allgemein Glauben 
fanden. Ja, seiner Schwester Hildegard von Spitzemberg gegenüber räumte 
Varnbüler ein, daß er den neuen Generalstabschef Helmuth von Moltke 
als für den Reichskanzlerposten bestens geeignet hielt. Er könne «pracht- 
voll» reden, «und wenn er einmal so weit komme, sei doch der Charakter 
die Hauptsache gegenüber dem allgemeinen Wahlrecht». Varnbüler gab 
sogar zu erkennen, daß es mit der erhofften Ernennung des Generalstabs- 
chefs zum Kanzler zu einer Art Staatsstreich kommen würde.” 

Wie immer hing alles von der Entscheidung Wilhelms II., des «Mannes 
der unbegrenzten Möglichkeiten», ab, und mit Argusaugen verfolgte die 
politische Welt dessen Verhalten zum Reichskanzler einerseits und zur 
Gruppe um Eulenburg andererseits.”* Nach der mehrtägigen Reise mit 
dem Kaiser ins Elsaß, die feindselige Kommentare in der Presse hervorrief, 
zog sich Eulenburg angeblich wegen schwerer Erkrankung zunächst wie- 
der zurück. Die Einladung Wilhelms, an der Nordlandreise teilzunehmen, 
lehnte er mit derselben Begründung ab und setzte dadurch die wieder auf- 
gelebte Freundschaft des Monarchen aufs Spiel.’ Eulenburgs Teilnahme 
an dem alljährlichen kaiserlichen Jagdaufenthalt in Rominten im Oktober 
1906 wurde mit Argwohn betrachtet und drohte ebenso wie die Tatsache, 
daß er vom 22.-23. Oktober im Neuen Palais übernachtete, einen Ent- 
rüstungssturm auszulösen.” Schließlich war es der Besuch Wilhelms II. in 
Liebenberg im November 1906, der den Skandal herbeiführte, der die be- 
sten Freunde des Kaisers in den Abgrund reißen und dem Hohenzollern- 
thron einen Schaden zufügen sollte, von dem er sich nie wieder erholte. 
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Abb. ı9 Schloß Liebenberg in der Uckermark 


2. Der Kaiserbesuch in Liebenberg im November 1906 


Da Wilhelm wegen eines Schnupfens erst abgesagt und sich dann zum 
7. November kurzfristig in Liebenberg wieder angesagt hatte, mußte Eu- 
lenburg die Gästeliste für den Kaiserbesuch eiligst improvisieren. Nicht 
mehr zu erreichen waren Emil Görtz und Georg Hülsen; dafür erschienen 
der General Paul von Leszczynski, Jan Freiherr von Wendelstadt und Axel 
Varnbüler sowie einige Gutsnachbarn. Im Gefolge des Kaisers befand sich 
auch Kuno Moltke. Fatal erwies sich die Anwesenheit des als Homosexu- 
eller stadtbekannten französischen Botschaftsrates Raymond Lecomte, 
der anscheinend «auf kaiserlichen Befehl» eingeladen wurde.” Holstein 
berichtete seiner Kusine: «Bei dem Gedanken, daß der Franzose im klein- 
sten Kreise mit dem Kaiser zusammen war, geriet der kleine Harden [...] 
in eine wahre Tobsucht.»*® Harden seinerseits hielt fest, daß Holstein ganz 
blaß wurde, als er von der Anwesenheit Lecomtes in Liebenberg erfuhr.” 
Selbst die der französischen Botschaft nahestehende und mit Lecomte be- 
freundete Fürstin Marie Radziwill hielt die Einladung des letzteren zu- 
sammen mit dem deutschen Souverän für «eine gefährliche Unvorsichtig- 
keit». Der Kaiser scheint in Liebenberg keine Staatsgeheimnisse verraten 
zu haben. «Aber er redete» - Lecomte zufolge - «ohne auch nur eine Mi- 
nute zu pausieren, von morgens bis abends. Er sprach über Kunst, lachte 
schallend über einen Haufen alter Anekdoten, die im Grunde völlig un- 
interessant waren, erzählte von seinen Reisen, seinen musikalischen Ein- 
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drücken, seinen Erlebnissen auf dem Meer usw., und ließ sich sogar zum 
Essen nicht Zeit. [...] Der Kaiser glich einem Schüler in den Ferien, der 
noch keine gesellschaftlichen Manieren hat.»3° Sogar dem Hausherrn ging 
die laute Oberflächlichkeit seines hohen Gastes auf die Nerven. Während 
des dreitägigen Kaiserbesuchs sei «nur geschwatzt» worden, klagte Eulen- 
burg. «Es ist unbegreiflich, wie der Kaiser das alles aushalten kann! Er 
spricht unaufhörlich mit der größten Lebhaftigkeit!»>' 

Wie dem auch sei, die Anwesenheit Wilhelms II. im engsten Kreis der 
«Liebenberger Tafelrunde» sorgte in der gesamten Führungsschicht für 
Aufruhr. Der Vizeoberzeremonienmeister Bodo von dem Knesebeck äu- 
ßerte sich «sehr erregt» über das dreitägige Beisammensein des Kaisers mit 
Eulenburg, der «für den Herrscher [ein] sehr gefährlicher Freund» sei, 
denn er sei «falsch, ehrgeizig und unfähig, die großen Linien der Politik zu 
erfassen».?” Ausgerechnet am 7. November 1906, dem Tag der Anreise 
Wilhelms in Liebenberg, berichtete die dem Kanzler nahestehende Neue 
Gesellschaftliche Correspondenz, ein «hochgeborener Barde» wolle Bülow 
stürzen und den neuen Generalstabschef Helmuth von Moltke zum 
«Reichskanzler des Innern» machen. Der badische Gesandte in Berlin, 
Sigismund Freiherr von Berckheim, sandte den Artikel, der von etlichen 
Zeitungen nachgedruckt wurde, nach Karlsruhe und bemerkte dazu, 
Kriegsminister von Einem habe ihm persönlich versichert, die darin ent- 
haltenen Mitteilungen seien «leider in allen Punkten zutreffend». Eulen- 
burg habe schon Caprivi gestürzt und wolle jetzt auch Bülow beseitigen, 
weil er wegen finanzieller Verlegenheit die hochdotierte Stelle des Statt- 
halters von Elsaß-Lothringen anstrebe. Vernichtend fuhr Berckheim fort: 
«Fürst Bülow hält nun mit Recht eine Wiederverwendung des Fürsten Eu- 
lenburg in einem hohen Staatsamt für unmöglich, und zwar aus einem 
Grunde, den die Spatzen hier sozusagen von den Dächern pfeifen, den 
aber niemand dem Kaiser auch nur andeutungsweise zu sagen wagt; der 
Fürst soll nämlich Passionen huldigen, die zwar im Orient erlaubt und in 
Rußland geduldet, bei uns aber vom Strafrichter geahndet werden. [...] Es 
soll ihn stark belastendes Material in Form von Briefen vorhanden sein, 
welches im Falle einer Veröffentlichung einen ungeheuren Skandal hervor- 
rufen würde - und diesen will der Kanzler unter allen Umständen vermei- 
den. Fürst Eulenburg selbst rechnet aber offenbar anders, und deswegen 
willer den Kanzler durch die Beigabe eines Vizekanzlers sachte aber sicher 
beiseite schieben.» Im neuen Generalstabschef von Moltke glaube Eulen- 
burg, «das gefügige Werkzeug» gefunden zu haben, den er durch seinen 
Intimus Generalleutnant Graf Kuno von Moltke, den Stadtkommandan- 
ten von Berlin, zu dirigieren beabsichtige. Als «dritten im Bunde» führte 
Berckheim seinen württembergischen Gesandtenkollegen Varnbüler an, 
der gegenwärtig auch mit dem Kaiser in Liebenberg sei und ebenfalls aus 
pekuniärer Not einen Botschafterposten anstrebe. Obwohl der «schlau er- 
sonnene Plan» für den Moment vereitelt sei, indem der Kaiser sich von der 
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wiedererstarkten Gesundheit Bülows persönlich überzeugt habe, «eigen- 
tümlich berührt es aber doch, daß er jetzt anstatt nach Letzlingen für eini- 
ge Tage nach Liebenberg gereist ist».’* 

Die naheliegende Vermutung, daß Bülow und sein Pressechef Otto 
Hammann hinter diesen Zeitungsangriffen auf die Liebenberger «Kama- 
rilla» steckten, wird erhärtet durch die Reichstagsrede, mit der der Reichs- 
kanzler am 14. November 1906 in Beantwortung einer scharfen Interpella- 
tion des nationalliberalen Parteiführers Ernst Bassermann, in der dem 
Kaiser Willkür, Spiritismus und Byzantinismus vorgeworfen wurde, ge- 
wissermaßen die Flucht in die Öffentlichkeit ergriff. Mit deutlicher An- 
spielung auf Eulenburg und dessen Kreis erklärte Bülow, «Kamarilla» sei 
kein deutsches Wort; «Kamarilla, das bedeutet eine häßliche fremde Gift- 
pflanze, und man hat nie versucht, [...] diese häßliche Giftpflanze bei uns 
einzupflanzen ohne großen Schaden für die Fürsten und ohne großen 
Schaden für das Volk».° Die Rede war um so bedeutsamer, als Bülow dar- 
in unmißverständlich auch den Kaiser kritisierte -— er beklagte das «über- 
triebene persönliche Hervortreten» und das «zu häufige Erscheinen des 
Monarchen ohne die ministeriellen Bekleidungsstücke».” In einem Brief 
an Wilhelm entschuldigte sich der Kanzler gewissermaßen für seine Kritik 
mit der Erklärung, das deutsche Volk sei eben gegenüber absolutistischen 
Tendenzen sehr empfindlich; der Kaiser habe zwar nie die Verfassung ver- 
letzt, doch seien manche seiner Reden und Telegramme gegen ihn aus- 
genutzt worden. Unbekümmert schrieb Wilhelm II. auf den Rand von 
Bülows Brief: «Einverstanden! Besten Dank! Ich ändere mich nicht! Und 
es wird weiter geschimpft werden.»>® 


3. Hardens Feldzug gegen die «Liebenberger Tafelrunde» 


Wie die Reaktion auf den Artikel in der Neuen Gesellschaftlichen Corre- 
spondenz zeigte, war die homosexuelle Ausrichtung der Liebenberger Ta- 
felrunde in weiten Kreisen bekannt, noch ehe Maximilian Harden seinen 
Feldzug gegen Eulenburg und Kuno Moltke eröffnete. Holstein konnte 
schon am ı1. November 1906 in sein Tagebuch notieren, daß die beiden 
Männer den Kaiser in ihren Briefen als «das Liebchen» bezeichnet hät 
ten.3? Und bereits am 15. November gab der bayerische Ministerpräsident 
Freiherr von Podewils dem badischen Gesandten in München zu erken- 
nen, daß die «moralischen Defekte» Eulenburgs schon vor zehn Jahren 
Gegenstand der Vermutungen gewesen seien.* 

Am 17. November 1906, drei Tage nach der Rede des Reichskanzlers 
im Reichstag, erschien in der Zukunft unter dem bedrohlich klingenden 
Titel «Praeludium» der erste große Angriff Hardens gegen «Phili» Eulen- 
burg und seine «Tafelrunde». Darin stellte Harden fest, in den 1890er Jah- 
ren sei kein wichtiger Posten ohne Eulenburgs Mitwirken besetzt worden; 
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dann aber «schien sein Stern zu erbleichen. Sein Günstling Bülow saß fest 
auf dem Platz in der Sonne; war Graf, Kanzler, Fürst, nebenbei auch Mil- 
lionenerbe geworden. [...] Doch der Romantiker kam aus dem Exil zu- 
rück, wurde wieder [vom Kaiser] eingeladen, ans Nordkap mitgenommen, 
besucht.» Es sei also kein Wunder, wenn sich der Kanzler bedroht fühle. 
Schließlich habe Eulenburg «für alle seine Freunde gesorgt. Ein Moltke ist 
Generalstabschef, ein anderer [Moltke], der ihm noch näher steht, Kom- 
mandant von Berlin, Herr von Tschirschky Staatssekretär im Auswärtigen 
Amt; und für Herrn von Varnbüler hofft man auch noch ein warmes Eck- 
chen zu finden. Lauter gute Menschen. Musikalisch, poetisch, spiritistisch; 
so fromm, daß sie vom Gebet mehr Heilswirkung erhoffen als vom wei- 
sesten Arzt, und in ihrem Verkehr, mündlich und brieflichen, von rühren- 
der Freundschaftlichkeit. Das Alles wäre ihre Privatangelegenheit, wenn 
sie nicht zur engsten Tafelrunde des Kaisers gehörten (ich habe noch lange 
nicht alle Affilüirten aufgezählt) von sichtbaren oder unsichtbaren Stellen 
aus Fädchen spönnen, die dem Deutschen Reich die Athmung erschwe- 
ren.» Im Mittelpunkt der Hardenschen Kritik stand der Vorwurf, daß 
Eulenburg für die Schürung der absolutistischen Neigungen des Kaisers 
verantwortlich gewesen sei. «Daß ein Deutscher Kaiser alles selbst regeln 
möchte, kann schon bedenklich stimmen; wird er, mit einem zu dramati- 
scher Entladung hinneigenden Temperament, von einem ungesunden 
Spätromantiker und Geisterscher beraten, dann wäre, selbst bei genialer 
Begabung, nur eine Politik ä la Victor Hugo denkbar. [...] Solche Entwick- 
lung wäre ein unabsehbares Unglück für das Reich und für die Monarchie 
und muß deshalb mit allen erreichbaren Mitteln verhindert werden. Heute 
weise ich offen auf Philipp Friedrich Karl Alexander Botho Fürsten zu 
Eulenburg und Hertefeld, Grafen von Sandels, als auf den Mann, der mit 
unermüdlichem Eifer Wilhelm den Zweiten zugeraunt hat und heute noch 
zuraunt, er sei berufen, allein zu regieren, und dürfe, als unvergleichlich 
Begnadeter, nur von dem Wolkensitz, von dessen Höhe herab ihm die 
Krone verliehen ward, Licht und Beistand erhoffen, erflehen; nur ihm sich 
verantwortlich zu fühlen. Das unheilvolle Wirken dieses Mannes soll we- 
nigstens nicht im Dunkeln fortwähren.»* 

Eine Woche darauf brachte Harden in der Zukunft unter dem Titel 
«Dies irae» einen weiteren gegen Eulenburg («Der Harfner») und Kuno 
(«Tütü») Moltke («Der Süße») gerichteten Angriff, der schließlich dazu 
führte, daß der Kaiserfreund ins Ausland floh. In Anlehnung an die 
Faust-Szene «Nacht. Offen Feld» spottete Harden: «November 1906. 
Nacht. Offenes Feld im Ükergebiet. Der Harfner: «Hast Du’s gelesen?» 
Der Süße: «Schon Freitag» Der Harfner: «Meinst Du, daß noch mehr 
kommt» Der Süße: «Wir müssen mit der Möglichkeit rechnen; er scheint 
orientiert, und wenn er die Briefe kennt, in denen vom Liebchen die Rede 
ist... Der Harfner: «Undenkbar! Aber sie lassen’s überall abdrucken. Sie 
wollen uns mit Gewalt an den Hals.» Der Süße: «Eine Hexenzunft. Vor- 
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bei! Vorbei!» Der Harfner: «Wenn nur Er [der Kaiser] nichts davon er- 
fährt» 

Über einen Vermittler vereinbarten Harden, Eulenburg und Moltke im 
stillen einen «Waffenstillstand», wonach der Publizist seine Angriffe ein- 
stellen würde, wenn und solange Eulenburg Deutschland verließe. Ob- 
wohl er klar erkannte, daß er mit seiner Flucht die Vorwürfe Hardens be- 
stätigte, begab sich Eulenburg am 10. Dezember 1906 mit seiner Familie 
nach Territet am Genfer See. Moltke, der in Hardens Augen nur als harm- 
loser Mittler zwischen Eulenburg und Wilhelm tätig gewesen war, konnte 
nach dem Rückzug Eulenburgs ruhig auf seinem Posten als Stadtkomman- 
dant von Berlin bleiben.* 

Von diesen dramatischen Vorgängen, die sich teils in aller Öffentlich- 
keit und teils im Kreise seiner engsten Freunde abspielten, hat Kaiser Wil- 
helm lange nichts mitbekommen. Die überstürzte Abreise in die Schweiz 
begründete Eulenburg in einem Brief an den Kaiser mit einer Grippe und 
der plötzlichen Erkrankung seiner Tochter Augusta («Lycki»), die in 
Wahrheit von dem Hauslehrer Edmund Jaroljmek ein Kind erwartete und 
diesen sehr gegen Eulenburgs Wunsch auch heiratete.** Obwohl Hardens 
Giftpfeile auf das Herz seiner Persönlichen Regierungsweise zielten, fan- 
den weder der Reichskanzler noch die Hofchargen noch die Militärs in 
seiner Umgebung den Mut, den Monarchen von den ungeheuerlichen An- 
schuldigungen zu informieren, die zur Flucht seines Favoriten ins Ausland 
geführt hatten. Im Gegensatz zur Abgeschirmtheit ihres Bruders verfolgte 
die Erbprinzessin Charlotte Hardens Kampagne mit Faszination und leb- 
haftem Beifall. Dessen Enthüllungen seien «erschreckend großartig», 
schrieb Wilhelms Schwester ihrem Arzt Schweninger; sie habe die Artikel 
in der Zukunft geradezu «verschlungen». Mehr dürfe sie nicht sagen und 
Vergleiche dürfe man auch nicht ziehen, «der momentane Stand der Dinge 
ist [aber] ein zu trauriger!»*; Nach den beiden gegen die Liebenberger 
Clique gerichteten Artikeln vom 17. und 24. November jubelte sie: «Har- 
dens Enthüllungen waren meisterhaft aber er muß noch mehr bringen, 
obgleich er nur Betrübendes verrathen kann: Unsere Misere ist [...] er- 
schreckend.»* Mit solchen Ansichten stehe sie in der Familie allerdings 
völlig vereinsamt dar, schrieb sie. Dort werde Harden als «gemeiner 
Schuft, frecher Jude, Hundskerl etc.» beschimpft; am Hofe herrsche «Ver- 
blendung, Gefühlsduselei, Stumpfsinn, Hornöchsigkeit, falsches Mitleid 
mit S.M.»* 

Wilhelm ahnte also nicht die Gefahr, als er die bestimmte Erwartung 
aussprach, daß Eulenburg zum 18. Januar 1907 ins Berliner Stadtschloß 
komme, um feierlich in das Kapitel des Schwarzen Adler-Ordens auf- 
genommen zu werden. Unverständlich bleibt Eulenburgs Entscheidung, 
die Einladung anzunehmen, denn sein Wiedererscheinen am Hofe mußte 
Harden zu neuen Angriffen reizen. Prompt erschien auch am 2. Februar 
1907 der Vorwurf in der Zukunft, Eulenburg habe zusammen mit dem 
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französischen Botschaftsrat Lecomte — «der ja nicht auf den Vorderein- 
gang angewiesen ist» — den Kaiser in der Marokkokrise zum Zurückwei- 
chen gedrängt.“ Eiligst kehrte der Fürst an den Genfer See zurück, doch 
nur auf wenige Wochen. Seine Rückkehr aus der Schweiz im April 1907 
erwies sich für ihn, seine Familie, seine Freunde und nicht zuletzt die Ho- 
henzollernmonarchie als desaströs, denn sie löste in Harden den Ent- 
schluß aus, den vermeintlichen «Schädlingen» um den Kaiser den Todes- 
stoß zu versetzen.” «Blickt auf diese Tafelrunde», rief er in der Zukunft 
vom 13. April 1907 aus. «Philipp Eulenburg, Lecomte (den Tout-Paris 
nicht seit gestern kennt), Kuno Moltke, Hohenau, des Kanzlers Civiladju- 
tant Below: Die träumen nicht von Weltbränden; die haben’s schon warm 
genug.»”° Zwei Wochen später erreichte Hardens Feldzug mit der bisher 
deutlichsten Anspielung auf Eulenburgs homosexuelle Neigungen seinen 
Höhepunkt. In einem Artikel betitelt «Roulette» vom 27. April kritisierte 
er scharf die Entscheidung Wilhelms II., den höchsten preußischen Orden 
jetzt auch noch an den Fürsten Albert von Monaco zu verleihen. Es sei 
ihm unbegreiflich, daß dieser «Spielhöllenfürst» und Besitzer des «auch als 
Mädchenfleischbörse weltberühmten Kasınos» zehn Tage lang Gast des 
Kaisers gewesen sei und nun auch den Schwarzen Adler-Orden erhalten 
habe. «Ist die Sache aber nicht verdammt ernst?» empörte er sich. «Prinz 
Friedrich Heinrich von Preußen mußte, weil er an ererbter Perversion des 
Geschlechtstriebes leidet, auf die Herrenmeisterschaft im Johanniterorden 
verzichten. Gilt für das Kapitel des Schwarzen Adlers mildere Satzung? 
Da sitzt mindestens Einer, dessen vita sexnalis nicht gesunder ist als die des 
verbannten Prinzen. Soll nun Einer sitzen, der den geräumigsten Hazard- 
saal und den größten Hetärenmarkt Europas duldet und reichen Gewinn 
daraus zieht.»°' 


4. Die Verbannung Kuno Moltkes 
und Philipp Eulenburgs vom Hofe 


Obwohl die Gefährlichkeit dieser Anschuldigungen für den Kaiser und 
die Monarchie offenkundig war, weigerte sich Bülow selbst jetzt noch, 
Wilhelm II. über die Artikel zu informieren.” Später im Reichstag über 
das Versäumnis zur Rede gestellt, erklärte der Kanzler, er habe deswegen 
nichts unternommen, weil ihm «etwas Tatsächliches oder auch nur Greif- 
bares erst im Frühjahr dieses Jahres zur Kenntnis gebracht worden» sei. 
Außerdem sei es nicht die Pflicht des Reichskanzlers, sondern die der 
Hofchargen gewesen, den Monarchen vor derartigen Angriffen zu war- 
nen. Ein eklatanteres Zeugnis für die Verantwortungslosigkeit des «er- 
sten Ratgebers der Krone» ist kaum vorstellbar. Richtig ist allerdings, daß 
der Kanzler jetzt durch den Grafen Bogdan von Hutten-Czapski von der 
Berliner Polizei Recherchen über Eulenburg anstellen ließ, die zu dem 
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Ergebnis führten, daß der Fürst noch in jüngster Zeit «mit einem Straßen- 
jungen in einem Hotel in Berlin geschlafen» habe; danach sei ihm klar ge- 
worden, daß Eulenburg «nicht zu halten» sei.’ 

Harden, der über die Vorgänge in der Umgebung des Kaisers wie im- 
mer erschreckend genau informiert war, frohlockte über die «spaßhafte» 
Nachricht, der Hof habe «drei Tage lang nur von «Roulette geredet». 
Wie in der Wilhelmstraße herrschte auch dort Ratlosigkeit, Feigheit und 
Pflichtversäumnis. Selbst der alte und kranke Chef des Zivilkabinetts Her- 
mann von Lucanus, der wenig zu verlieren hatte, sagte dem Kaiser kein 
einziges Wort.° Generaladjutant von Plessen, der Chef des Militärkabi- 
netts von Hülsen-Haeseler und der Kriegsminister von Einem kamen 
überein, mit den beiden Offizieren Wilhelm Hohenau und Kuno Moltke 
erst ein persönliches Gespräch zu führen, ehe sie dem Kaiser Bericht er- 
statteten. Was den zur Disposition gestellten Diplomaten Eulenburg anbe- 
traf, fragten die drei Generäle «an maßgebener Stelle» nach, ob «irgend 
etwas» gegen den Fürsten bekannt sei. Und da die Antwort darauf negativ 
ausfiel, ließen auch die höchsten Militärberater ihren Kriegsherrn über die 
gegen seinen besten Freund erhobenen Vorwürfe im dunkeln.’ 

Plessen als Kommandant des kaiserlichen Hauptquartiers führte am 
1. Mai 1907 Unterredungen mit Hohenau und Moltke. Am folgenden Tag 
legte auf Anraten Hülsens der junge Kronprinz seinem Vater die Artikel in 
Hardens Zukunft vom 13. und 27. April vor.® Der Kaiser, der von solchen 
Sachen angeblich nichts verstehe und sie «wie ein Verbrechen» behande- 
le,’? fiel aus allen Wolken. «Niemals in meinem Leben werde ich das ver- 
zweifelte, entsetzte Gesicht meines Vaters vergessen, das mich fassungslos 
anstarrte, als ich ihm im Garten des Marmorpalais von den Verfehlungen 
seiner nahen Freunde sprach», erinnerte sich der Kronprinz in späteren 
Jahren. Nach der Einweihung durch den Thronfolger hieß es, «S.M. 
habe es anfänglich nicht glauben wollen, sich aber schließlich der Evidenz 
nicht verschließen können.»° Am 4. Mai 1907 führte Admiral von Müller 
mit dem Kaiser ein «längeres Gespräch über die Konsequenzen der Zu- 
kunftenthüllungen (Hohenau, Moltke, Fürst Eulenburg)» und notierte an- 
schließend, daß der Monarch «sehr erregt» gewesen sei.” Harden konnte 
Holstein mitteilen: «S. M. soll verstimmt gegen Ph. sein und ihn und Kuno 
aufgefordert haben, sich schleunig zu rechtfertigen». Die öffentliche Be- 
lobigung des Kronprinzen dafür, daß er seinem Vater die Angriffe auf die 
Liebenberger zur Kenntnis gebracht hatte, solle der Kaiser «nicht gerade 
gern sehen».‘* 

Während Hohenau ins Ausland flüchtete, sah sich Kuno Moltke nach 
ergebnislosen Sondierungen bei Harden gezwungen, den Kaiser um seine 
Entlassung aus dem Amt des Stadtkommandanten zu bitten.® Obwohl er 
Plessen versichert hatte, daß er nie sexuellen Umgang mit Männern gehabt 
habe, sei er der Auffassung, «daß eine Person, die unter so schweren Ver- 
dächtigungen zu leiden habe, in der nächsten Umgebung des Kaisers» 
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nicht bleiben könne. «Ohne Abschiedsaudienz, ohne Händedruck» wurde 
der General ä la suite und Flügeladjutant, der seit vierzehn Jahren zum in- 
timsten Freundeskreis um Wilhelm II. gehört hatte, am 24. Mai 1907 durch 
Kabinettsordre zur Disposition gestellt.“ Natürlich wurde sein Rücktritt 
überall als Schuldbekenntnis aufgefaßt. Müller, den Moltke in seiner Not 
häufig aufgesucht hatte, war sprachlos über diese Entscheidung des Kai- 
sers, die er als «unbegreiflich» bezeichnete, denn dadurch sei «Harden als 
Sieger» aus der Affäre hervorgegangen.” Erbprinz Bernhard von Sachsen- 
Meiningen, Wilhelms Schwager, schrieb seinem Vater nach einem Aufent- 
halt in Berlin: «Die Dinge, welche hier in der Umgebung des Kaisers vor 
sich gehen, sind geradezu erschreckend. Sein Freund, Graf Kuno Moltke, 
plötzlich entlassen, desgleichen sein langjähriger Generaladjutant Willy 
Hohenau, sein anderer Freund Graf [sic] Eulenburg in Ungnade gefallen, 
und thatsächlich weiss kein Mensch eigentlich, warum. Was man munkelt, 
lässt sich auf seine Wahrheit nicht controlliren: dass in der That die Insi- 
nuation eines Zukunftsartikels der Grund sein soll, klingt so abenteuer- 
lich, dass es schwer fällt, es zu glauben. Auf eine boshafte Notiz in einem 
sensationellen Artikel der Zukunft kann man doch keine Anklage baule]n, 
auf jeden Fall keine Verurtheilung, wenn auch nur eine moralische, aus- 
sprechen, ohne der Sache gründlich nachgeforscht zu haben. Ob jedoch 
diese Nachforschungen gründlich und unparteiisch stattgefunden haben, 
das sieht und weiss kein Mensch. Augenblicklich sieht es wie verletzende 
Willkür aus.»“* 

Unaufhaltsam vollzog sich nun auch der Sturz Philipp Eulenburgs, der 
als Hauptfigur der Tafelrunde als «der am meisten gravierte» galt.” Am 
4. Mai 1907 wies Wilhelm seinen Generaladjutanten Gustav von Kessel, 
einen Vetter Eulenburgs, an, diesem ein Ultimatum zu stellen. «Seine Ma- 
jestät der Kaiser und König haben mich beauftragt, Dir zu schreiben, daß 
Allerhöchstderselbe eine Mitteilung darüber erwartet, ob und welche 
Schritte Du zur Einleitung einer gerichtlichen Versetzung gegen gewisse 
Verdächtigungen in einem der letzten Artikel der <Zukunfv getan hast. 
Hierin sollen unter anderem Andeutungen gegen einen Ritter des H[fohen] 
Olrdens] vom Schwarzen Adler enthalten sein. Seine Majestät haben dar- 
auf ganz besonders hingewiesen und erwarten Aufklärung darüber, ob Du 
Dich diesen Anspielungen gegenüber einwandfrei fühlst. Die Artikel 
selber sind mir unbekannt. Der Bericht ist Seiner Majestät direkt einzurei- 
chen.»7° Auf diesen harschen «Befehl» des Kaisers antwortete Eulenburg: 
«Ich erkläre Ew. Majestät, daß ich mich einwandfrei fühle. Ich glaube auch 
annehmen zu dürfen, daß ein mehr als 2ojähriges Zusammenleben und 
eine so genaue Kenntnis meines Wesens und Charakters, wie sie vor Ew. 
Majestät scharfblickendem Geiste liegen, niemals einen Zweifel daran hat 
aufkommen lassen können. Zu den ersten Schritten, die ich in dieser leidi- 
gen Sache habe tun müssen, gehörte die Herausforderung des nach meiner 
Überzeugung eigentlichen Anstifters jener bösartigen Angriffe, des Herrn 
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von Holstein. Die sehr scharfe Forderung wurde, nachdem die stattgehab- 
te Beleidigung seitens des Herrn von Holstein in vereinbarter Form ge- 
sühnt war, zurückgezogen. Daß ich bisher zögerte, auf die Anzapfungen 
der Zukunft - welche darauf berechnet sind, einen skandalpolitischen Pro- 
zeßß hervorzurufen - zu reagieren, lag lediglich in politischer Rücksicht. 
Ich wurde als derjenige bezeichnet, der Ew. Majestät <«autokratische Gelü- 
ste nährte (!), und ich wurde mit so viel Fragen heikler politischer Art ver- 
quickt, daß ich es für eine Pflicht gegenüber Ew. Majestät und Ew. Maje- 
stät Regierung ansah, über manche persönliche Angriffe hinwegzusehen, 
um einen solchen Prozeß zu vermeiden. Es scheinen nun in letzter Zeit in 
Nummern der Zukunft, die ich nicht gelesen habe - denn ich liege an Neu- 
ritis (Nerven-Entzündung) an beiden Füßen und Knien völlig gelähmt zu 
Bett -, die persönlichen Angriffe gegen mich einen bösartigen Charakter 
angenommen zu haben. Unter diesen Umständen bin ich allerdings nicht 
mehr in der Lage, weiter zu schweigen. Es wird mir dieses erleichtert, in- 
dem Ew. Majestät Allerhöchst sich über die politischen Folgen des mög- 
lichen Prozesses hinwegsetzen wollen. Immerhin erscheint es mir, der ich 
noch im aktiven Dienst Ew. Majestät stehe, angemessen, das Disziplinar- 
verfahren über mich zu beantragen. Es soll dieses in den nächsten Tagen 
stattfinden. »7" 

Diesen Brief erhielt der Kaiser während der Beisetzung seines Onkels, 
des Großherzogs von Baden, in Karlsruhe.”” Wie Eulenburg von seinem 
Vetter August erfuhr, habe der Kaiser ihm «sehr gütig über die traurige 
Lage» gesprochen, «in der Du Dich befindest, und schien auch für die Dis- 
ziplinar-Untersuchung zu sein, indem er Deinen Angaben in dem durch 
Kessel erforderten Bericht durchaus Glauben schenkte».73 Schon wenige 
Tage später aber schlug die Stimmung Kaiser Wilhelms gegen Eulenburg 
und Moltke wieder um. Am 23. Mai 1907 erfuhr Harden durch Emil 
Rathenau, «SM habe erklärt, Phili nicht mehr sehen und neue Menschen 
für seinen Verkehr suchen zu wollen.»”* Eine Woche später vermerkte der 
Chef des Marinekabinetts mit Bestürzung, mit welch «ungeheurer Schär- 
fe» der Kaiser «über Fall Moltke, Eulenburg» gesprochen habe.’ Während 
er sich anfänglich mit der Verweisung Eulenburgs vom Hofe begnügen 
wollte und die Forderung der Rückgabe des Schwarzen Adler-Ordens ab- 
lehnte, entschied sich Wilhelm nunmehr doch für die rigorosere Maßnah- 
me.7° Für diese Erhärtung der kaiserlichen Haltung machte Bülow die bei- 
den Kabinettschefs Hülsen und Lucanus sowie das militärische Gefolge 
unter Plessen verantwortlich.” Am 1. Juni brachte Harden in Erfahrung, 
daß das «Maison militaire wütet, will Kuno Uniform, Phili den Schwarzen 
Adler nehmen».7° Der frühere Chef des Militärkabinetts, Generalfeldmar- 
schall von Hahnke, derzeit Kanzler des Hohen Ordens vom Schwarzen 
Adler, soll geäußert haben, es sei Hardens Verdienst, «diese Eiterbeule» 
aufgeschnitten zu haben, und Hülsen erwog sogar seinen Abgang vom 
Hofe, um dann die Wahrheit über Eulenburg offen sagen zu können.” 
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Möglicherweise hat bei Wilhelms Entscheidung, seine langjährigen 
Freunde «mit verletzender Willkür» fallen zu lassen, die Angst mitgespielt, 
er könnte selber verdächtigt werden, homosexuelle Neigungen zu haben.” 
Andererseits dürfen wir die erwiesene Tatsache nicht aus den Augen ver- 
lieren, daß Eulenburg, Moltke und andere Mitglieder der Tafelrunde in der 
Tat solche Präferenzen pflegten und viele ihre Neigung auch gelebt hatten. 
Über diese Tatsache herrschten in der militärischen Umgebung des Kaisers 
keine Zweifel mehr, und die im Eulenburgschen Lager als «elende [...] 
Verräter» kritisierten Hofgeneräle Kessel, Hülsen-Haeseler, Plessen, 
Hahnke und Einem hatten nicht unrecht, als sie die Unschuldsbeteuerun- 
gen der Liebenberger als Bluff durchschauten und dem Kaiser rieten, sich 
im Interesse der Monarchie so schnell wie möglich von den Beschuldigten 
zu trennen.” 

Der Verlust der beiden Freunde Eulenburg und Moltke traf den Kaiser 
besonders hart, weil auch andere Mitglieder der sogenannten Tafelrunde 
wie zum Beispiel Emil Graf Görtz sich gezwungen fühlten, in Deckung zu 
gehen.‘” Als Ersatz nahm Wilhelm sich vor, «neue Menschen für seinen 
Verkehr» zu suchen,” und seine Wahl fiel in erster Linie auf den badisch- 
österreichischen Grandseigneur Max Egon Il. Fürst zu Fürstenberg, der 
ebenso wie die Hofmilitärs den Monarchen gegen seinen Vorgänger in der 
kaiserlichen Gunst anstachelte.‘ 


5. «Eine abscheuliche Rohheit»: Das Ultimatum des Kaisers 


Wer auch immer den Kaiser in diese Richtung beeinflußte, die Wirkung 
war fatal: Wilhelm ließ dem Reichskanzler ausrichten, er fände ihn «Eu- 
lenburg gegenüber zu gutmütig, nicht energisch genug», er solle sich doch 
«endlich aufraffen».° Noch am 12. Mai 1907 hatte Eulenburg in einem 
Brief an Bülow ihre alte Freundschaft ins Gedächtnis gerufen und den 
Kanzler um seine Hilfe angefleht. «Ein Presseprozeß wird böse Blüten 
treiben und ist das, was unsere Feinde wünschen. Seine Majestät ist sich 
der Folgen wohl kaum bewußt. Ich fühle mich von dem Schmutz rein, in 
den man mich ziehen, und mit dem man Seine Majestät besudeln will. [...] 
Auf Deine Unterstützung rechne ich, soweit Deine Stellung es Dir er- 
laubt. [...] Wenn ich etwas vor Gott für mich in Anspruch nehme, so ist es 
meine Treue für Dich - und mein Glauben an Deine Treue, die mir nie- 
mand hat rauben können. Was hast Du alles für mich - was habe ich alles 
für Dich getan! Und ich sollte gegen den einzigen, den ich als Reichskanz- 
ler für möglich halte - gegen meinen Freund Verräterei treiben?» 

Der Kanzler beteuerte zwar sein Mitleid,” wußte aber nur zu genau, 
daß Eulenburg, wenn er nicht ins Ausland «verduftete», unrettbar ver- 
loren war. Weder aus politischen noch aus persönlichen Gründen hatte er 
die Absicht, sich schützend vor seinen früheren Freund und Gönner zu 
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stellen. Nach dem Befehl des Kaisers, sich endlich «aufzuraffen», richtete 
Bülow ein kaiserliches Ultimatum an seinen Duzbruder, das an Herzlosig- 
keit kaum zu übertreffen war und das Eulenburg als «eine abscheuliche 
Rohheit» empfand.®® Am 31.Mai 1907 schrieb ihm der Reichskanzler: 
«Auf Befehl Seiner Majestät des Kaisers und Königs habe ich Euerer 
Durchlaucht folgende Mitteilung zu machen: ı. Seine Majestät haben er- 
fahren, daß Euere Durchlaucht bereits im November v. Js. in der <Zukunfv 
angegriffen worden wären und nichts dagegen unternommen, wohl aber 
sich unter der Hand mit Herrn Harden in Beziehung gesetzt hätten mit 
der Bitte, von ferneren Angriffen abzustehen. In Widerspruch hiermit 
haben Euere Durchlaucht Seiner Majestät in zwei Briefen von Anfang und 
Ende Mai versichert, daß Sie von der «Zukunft keine Kenntnis hätten, sie 
nicht läsen und daher auch nicht wüßten, was darin stände. 2. Dies in Ver- 
bindung mit dem Umstande, daß auf den Angriff in der <Zukunfv vom 
27. April bisher nichts erfolgt ist, legt Seiner Majestät dem Kaiser die Ver- 
mutung nahe, daß Herr Harden Briefe von Ihnen in der Hand habe, die es 
Ihnen unmöglich machen, gegen ihn vorzugehen; diese Briefe möchten 
nach Ansicht Seiner Majestät wohl aus Ihrer Korrespondenz mit dem 
Grafen Moltke stammen, die diesem entwendet und in Herrn Hardens 
Hände gespielt worden sei. Teilweise sei der Inhalt der Korrespondenz 
Seiner Majestät seit kurzem bekannt geworden und Allerhöchstderselbe 
halten ihn für so kompromittierend, daß Allerhöchst Er daraufhin Seine 
Schlüsse ziehen müsse. 3. Es ist jetzt zur Kenntnis Seiner Majestät gekom- 
men, daß unter den von Euerer Durchlaucht in Liebenberg geladenen 
Gästen sich Herren von anrüchigem Renomm& befunden hätten, von 
denen einer [Wendelstadt] deswegen von dem [preußischen] Königlichen 
Gesandten in München nicht habe zur Tafel geladen werden können. Seine 
Majestät sind empört, daß Euere Durchlaucht so wenig vorsichtig in der 
Auswahl der Gäste gewesen wären und Allerhöchstdenselben dadurch in 
eine für einen Monarchen unerhörte Situation gebracht hätten. 4. Seine 
Majestät erwarten hiernach von Euerer Durchlaucht, daß Sie sofort Ihre 
Pensionierung nachsuchen. Ferner wollen Seine Majestät, sofern die ge- 
gen Euere Durchlaucht erhobenen Anschuldigungen wegen perverser 
Neigungen unwahr sind und Ihr Gewissen Seiner Majestät gegenüber 
vollständig frei und klar ist, einer unzweideutigen Erklärung von Ihnen 
hierüber entgegensehen, worauf gegen Herrn Harden vorzugehen wäre. 
Anderenfalls erwarten Seine Majestät, daß Euere Durchlaucht unter Rück- 
gabe des Schwarzen Adler-Ordens unter Vermeidung jedes Aufsehens sich 
in das Ausland begeben. Bülow.» 

So schroff dieser Brief auch war, unter der Hand war der Kanzler be- 
müht, Harden zum Einlenken zu bringen und Eulenburg den Ausweg 
eines längeren Aufenthaltes im Ausland zu ebnen. Es gehe ihm vor allem 
darum, beteuerte er, die Krone vor weiterem Schaden zu schützen.” Er 
entbot Varnbüler zu sich und «versetzte» ihm, wie sich dieser in seinen 
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Memoiren erinnerte, «mit schmerzlich bekümmerter Miene [und] unter 
den üblichen Freundschaftsbeteuerungen für Phili [...] das Belastungs- 
material, das ihm von allen Seiten, besonders von dem als nahen Verwand- 
ten doch unverdächtigen General von Kessel zugetragen, aber auch in den 
Safes des Auswärtigen Amts in geheimen Berichten der politischen und 
Sittenpolizei von Wien, München, Berlin verwahrt sei. -— Angeblich so er- 
drückend, daß in öffentlichen Gerichtsverfahren dagegen anzukämpfen 
für Phili nahezu aussichtslos, mindestens einen für den Kaiser als seinen 
Freund und damit für das Staatswohl verhängnisvoller Skandal wäre, und 
bat mich inständig, seinen Freundesrat bei Phili zu unterstützen: daß er so- 
fort auf Krankheitsurlaub nach dem Süden gehe und dort bleibe, bis der 
Sturm sich gelegt und dann bald Gras darüber gewachsen sein werde. Daß 
solches «Gras auch über Philis Grab nie wachsen, daß er mit der Flucht ins 
Ausland urbi et orbi sich schuldig bekennen und damit den Kaiserlichen 
Freund bloßstellen würde, war mir sofort klar und hielt ich B[ülow] ent- 
gegen.»?' 

Varnbülers Einwand war zwar berechtigt, aber der Freundesrat, den 
Bülow Eulenburg erteilte, bot unzweifelhaft die einzige noch vorhandene 
Möglichkeit, dem viel schlimmeren Verhängnis eines Skandalprozesses zu 
entrinnen. Die vom Kanzler angestrebte Kompromißlösung hätte auch 
jede Aussicht auf Erfolg gehabt, denn mit der Entfernung der Liebenber- 
ger Clique aus der Umgebung des Kaisers hatte Harden sein eigentliches 
Ziel erreicht. Politisch sei die Schlacht «unzweifelhaft gewonnen», stellte 
er am 3. Juni 1907 fest. Es gelte nunmehr als unmöglich, «daß die Gruppe 
je wieder zu Einfluß kommen könnte». Die «Strecke» sei doch respekta- 
bel, triumphierte er in einem Brief an Holstein: «Willi [Hohenau] und 
Tütü [Moltke] weg, Philis Abschiedsgesuch [...] wird bewilligt, Lecomte 
fort und unmöglich, alles Kamarillige doch sehr erschwert». Verzweifelt 
beklagte Harden den Umstand, daß niemand den Kaiser von seiner Bereit- 
schaft, fortab zu schweigen, unterrichtete.” Er besitze doch «furchtbares 
Material» und könne «einen Skandal machen, von dem die Welt wider- 
hallt», warnte er. «Der Prinzen und dem Thron Nächste für immer ver- 
schlammt. Ich wollte es vermeiden und habe das Äußerste an Selbstent- 
äußerung getan.» Daß es dahin kommen mußte, sei die Schuld Bülows.” 

Ein erschütternder Eindruck von dem «zermalmenden» Beweis- 
material, das Harden im Verlauf seiner Kampagne ans Licht gefördert zu 
haben glaubte, läßt sich aus seinem Schreiben an die Staatsanwaltschaft 
vom Juli 1908 gewinnen, als der Skandal mit der Verhaftung Eulenburgs 
seinen Höhepunkt erreichte. Der beste Freund des Kaisers habe «sein Le- 
ben lang mit lauter Päderasten verkehrt», darunter Farenheid, Lecomte, 
Lonyay, Wendelstadt, Edgard von Wedel und die beiden Grafen Hohenau. 
Hinzu kämen «Bismarcks Zeugnis. Hunderte von Polizeinotizen. [...] 
[Eulenburgs] Verhalten von Prenzlauer Anzeige bis heute. 2 Eide. Danby, 
Trost, Riedel. Lügen Sie alle? Obwohl sie das Interesse hätten, das Gegen- 
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teil zu sagen? Hat nicht E. Dutzende von Lügen dem Gericht aufge- 
tischt? [...] Bei diesem Verbrecher ist jeder Schritt berechnet; auch bei dem 
Herrn Tütü.»% Es mag wohl sein, daß Harden in seiner zelotischen Selbst- 
gerechtigkeit zu Übertreibung neigte. Richtig ist auch, daß viele der hier 
von ihm angeführten Namen und Vergehen erst im Lauf der nächsten 
zwölf Monate ermittelt worden sind. Aber Eulenburg selbst wußte doch, 
was er für ein Leben geführt hatte und was für ihn, seine Familie, seine 
Freunde und nicht zuletzt auch für die Monarchie auf dem Spiel stand, 
wenn er alles verneinen und der Wahrheit die Stirn bieten würde! Ange- 
sichts des sozialen Zerstörungspotentials des Homosexualitätsvorwurfs - 
der noch bis vor wenigen Jahren in Deutschland bedauerliche Wirkungen 
zeitigen konnte - in der Wilhelminischen Gesellschaft erscheint die Tat- 
sache, daß der schwärmerisch veranlagte Dichterfürst auch jetzt noch den 
einzigen Rettungsweg, möglichst unauffällig ins Ausland zu gehen, ent- 
rüstet weit von sich wies, als ein Zeichen gefährlicher Realitätsverweige- 
rung. 

Als Varnbüler ihm Anfang Juni 1907 in Liebenberg im Beisein seines 
Rechtsbeistands Karl Laemmel das von Bülow unterzeichnete kaiserliche 
Ultimatum überreichte und ihn mit dem Belastungsmaterial konfrontierte, 
das ihm der Kanzler vorgelegt hatte, lehnte Eulenburg «das Ansinnen Bü- 
lows, ins Ausland zu «verduften», [...] auf das entschiedenste ab». Die Vor- 
würfe gegen ihn bestritt er «ohne Zögern und Besinnen» mit solcher Ent- 
schiedenheit, daß Varnbüler, wie er später in seinen Memoiren behauptete, 
zu der «Überzeugung von seiner Unschuld» gelangte.” Diese nachträg- 
liche Schilderung Varnbülers wird man nicht ganz wörtlich nehmen kön- 
nen, denn selbstverständlich wußte der württembergische Gesandte, der 
seit der gemeinsamen Studienzeit in Leipzig und Straßburg aufs engste mit 
Eulenburg und Moltke befreudet war, von deren sexueller Orientierung. 
Von «Tütü» Moltke, seinem «Dachs», hatte er Briefe erhalten, in denen 
von «der alten Philine» die Rede war, und wie seine beiden Freunde hatte 
auch er den Kaiser in seinen Briefen «das Liebchen» genannt.” Gegen die 
«Dichterphantasie» Eulenburgs kam Varnbüler aber weder im Juni 1907 
noch ein Jahr später an, als die Luftschlösser seines Freundes längst zer- 
stoben waren. Seiner Schwester, der Baronin von Spitzemberg, vertraute 
Varnbüler im Juni 1908 «so Merkwürdiges über Eulenburg» an, daß sie 
keine Zweifel mehr an seiner «Schuld» hatte, auch wenn sie es für möglich 
erachtete, daß Eulenburg «wahr und wahrhaftig sich für unschuldig» hal- 
te.”” Sogar noch nach der Katastrophe seiner Verhaftung im Mai 1908 
klammerte sich Eulenburg an die «Fiktion», wie Varnbüler an Moltke 
schrieb, «daß er schuldlos sei und ich daran glaube - und ich akzeptiere die 
Fiktion, obwohl ich nicht an sie glaube».” 

In seiner Antwort an Bülow vom 4. Juni 1907, die er bat, dem Kaiser 
«unverkürzt» vorzulegen, machte Eulenburg eine Reihe von Ausflüchten 
und ging dann auf die Kernfrage seiner homosexuellen Neigungen ein. 
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Diese Frage wolle er überhaupt nur in der Annahme beantworten, schrieb 
er, «daß sie mir von Seiner Majestät direkt gestellt und von Euerer Durch- 
laucht nur übermittelt ist. Denn jedem anderen als Seiner Majestät gegen- 
über müßte ich schon eine solche Frage als schwerste Beleidigung zurück- 
weisen. In obiger Voraussetzung will ich aber, obwohl ich sinngemäß 
dieselbe Frage schon in meinem Schreiben vom 5. Mai direkt beantwortet 
habe, hiermit, um jeden weiteren Zweifel auszuscheiden, nochmals erklä- 
ren, daß mein Gewissen bezüglich perverser Neigungen völlig frei und 
klar ist.» Obwohl er glaube, damit die vom Kaiser geltend gemachten 
Gründe für seinen Rücktritt widerlegt zu haben, müsse er einsehen, daß er 
«das Vertrauen Seiner Majestät nicht mehr besitze» und bäte daher um sei- 
ne Pensionierung. '”° 

In einem letzten Schreiben an Bülow behauptete Eulenburg, daß ihn 
Wilhelms «Freundschafts-Abschluß» im Grunde wenig überrascht habe. 
«Den langjährigen Freund zu verlieren [...] war nicht die grausame Ent- 
täuschung, die Du vielleicht in mir vermutet hast, denn ich kannte den See- 
fahrer doch zu genau, der das <«Ölzeug stets anzieht, wenn es noch lange 
nicht nötig ist. Die Enttäuschung lag nur in der häßlichen Form, mich ab- 
zuschlachten. Und doch bin ich objektiv genug zu verstehen, daß ein 
Monarch, bei der widerlichen Wendung, die meine Sache [...] nahm, so 
schnell als möglich einen unbequemen Freund los sein will. Für mich liegt 
darin die Gefahr, daß ich ihm nun so schuldvoll, so schlecht als irgend 
möglich sein muß, damit er seine Handlungsweise vor der Öffentlichkeit 
motivieren kann.» Trotz des «abscheulichen» Ultimatums des Kaisers vom 
31.Mai, das der Kanzler unterzeichnet hatte, erflehte Eulenburg erneut 
den «Freundesschutz» Bülows und lobte dessen Bemühungen um die Ein- 
grenzung des Skandals. Er fände es «absolut richtig», beteuerte er, «daß 
Du diese fabelhaften Fehler geschehen ließest, ohne eine Krise zu machen. 
Du hättest nur die Stellung der Generäle bis ins Unendliche gesteigert, und 
wir hätten leicht, nachdem ihr Einfluß so gewachsen ist, [...] einen Reichs- 
kanzler Hülsen haben können. Deine Leitung durch die Stromschnellen 
ist die einzig mögliche und eine patriotische Tat, wenn Du sie vollbringst. 
Du siehst daraus, geliebter Bernhard, wie ich die Lage auffasse und wie es 
mir ganz fern lag, Deine Mitarbeit an meinem letzten Akt als Kränkung zu 
empfinden.»'° Ob dieser Appell an den Schutz des Reichskanzlers irgend- 
eine Wirkung hatte, ist angesichts der undurchsichtigen Haltung Bülows 
mit gutem Grund bezweifelt worden.'” 


6. Der erste Prozeß Moltke gegen Harden 
Trotz seiner fortgesetzten Unschuldsbeteuerungen wußte Eulenburg sehr 


wohl, daß er einen Prozeß, in dem er unter Eid eine Aussage über seine 
sexuelle Orientierung machen müßte, unter allen Umständen zu vermei- 
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den hatte. Statt Harden zu verklagen, strengte er deshalb am r. Juni 1907 
bei der Staatsanwaltschaft im benachbarten Prenzlau ein Verfahren gegen 
sich selbst an wegen eines Verstoßes gegen $ı75 der Strafgesetzord- 
nung.'® Dieses Verfahren, das am 15. Juni 1907 verhandelt wurde, ist allge- 
mein als «Hokuspokus» durchschaut worden und brachte keineswegs die 
erwünschte «Reinigung», zumal Harden erklären konnte, er habe Eulen- 
burg niemals derjenigen Vergehen beschuldigt, die gemäß $ 175 gesetzlich 
strafbar gewesen wären.'** 

Die Bestrebungen Eulenburgs, Bülows und anderer, eine desaströse Se- 
rie von Skandalprozessen zu vermeiden, scheiterten an Kuno Moltke. 
Durch die übereilte und unüberlegte Forderung Wilhelms II, er müsse 
«gereinigt oder gesteinigt» werden,'® durch die Engstirnigkeit seiner mili- 
tärischen Vorgesetzten, die eine ehren- und kriegsgerichtliche Unter- 
suchung ablehnten, sowie schließlich durch die Weigerung Hardens, seine 
Duellforderung anzunehmen, war der General in die Enge getrieben wor- 
den und verklagte den Journalisten wegen Verleumdung.'”* Trotz Moltkes 
Stellung als Stadtkommandant von Berlin verneinte die Staatsanwaltschaft, 
anscheinend mit Billigung sowohl des Kaisers als auch des Kanzlers, ein 
öffentliches Interesse an der Strafverfolgung Hardens, so daß Moltke 
schließlich auf den höchst riskanten Weg der Privatklage angewiesen 
war.'” Erschreckt rief die Kaiserschwester Charlotte aus, als sie von der 
Absicht des Generals erfuhr: «Sind die Leute denn wahnsinnig? Wollen sie 
dies wirklich bestreiten? Das weiß doch alle Welt.»'°® Prompt erfuhr Har- 
den von dieser Äußerung der Erbprinzessin und drohte, dem Gericht 
«Mitglieder von Herrscherhäusern vor[zu]führen, die da sagen: Ist es denn 
möglich, daß das überhaupt noch bestritten wird!»'% 

Die Verhandlung wurde am 23. Oktober 1907 vor dem Schöffengericht 
in Moabit, bestehend aus einem jungen Amtsrichter, einem Fleischer und 
einem Milchhändler, eröffnet. Obwohl die Eintrittskarten Tage vorher 
vergriffen waren, konnten Journalisten ausführlich über die sensationellen 
Enthüllungen berichten mit dem Erfolg, daß das Gebäude bald von Hun- 
derten Neugieriger belagert wurde. Der Prozeß bot also dem jetzt zur 
schonungslosen Rechtfertigung entschlossenen Harden die Gelegenheit, 
vor aller Öffentlichkeit die «sehr ernste, für ganz Deutschland wichtige» 
Frage zu erörtern, «ob die Freunde und Berather des Deutschen Kaisers 
dieser ihrer Stellung würdig seien».""° Sowohl für Moltke als auch für Eu- 
lenburg erwies sich die Aussage der Zeugin Lilly von Elbe, der geschiede- 
nen Ehefrau Moltkes, die Harden 1902 durch Schweninger kennengelernt 
hatte, als geradezu katastrophal. Unter Eid sagte sie aus, Moltke habe das 
Institut der Ehe als eine «Schweinerei» und das eheliche Schlafzimmer als 
«reine Notzuchtsanstalt» bezeichnet; eine Frau sei eben «nicht mehr als 
ein Klosett». Dagegen habe ihr damaliger Ehemann seine Freunde und vor 
allem Eulenburg, der 1897 bis 1899 als Wiener Botschafter sein Vorgesetz- 
ter gewesen war, schwärmerisch geliebt. Für Eulenburg habe er Kose- 
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Abb.20o Eine peinliche Reaktion auf den Moltke-Harden-Prozeß 


namen wie «meine Seele», «mein Alterchen», «mein einziger Dachs» ge- 
braucht. «Eines Tages», so erinnerte sich die Zeugin, «hatte Graf Philipp 
Eulenburg nach einem Besuch sein Taschentuch im Zimmer des Grafen 
Moltke vergessen. Als Graf Moltke das Taschentuch fand, drückte er es in- 
brünstig an seine Lippen und sagte: «Meine Seele! Mein Lieb!» Nach sei- 
ner Trennung von ihr im November 1898 habe Moltke gesagt, er wolle 
wieder als Flügeladjutant an den Hof, da «Phili» wieder jemanden in der 
Nähe des Kaisers haben müsse, um genau informiert zu sein; Eulenburg 
und er hätten einen Ring um den Kaiser geschlossen, in den niemand hin- 
einkomme.'"' 

Namentlich diesen politischen Aspekt stellte Harden in den Mittel- 
punkt seiner Verteidigung. Sein Anwalt Max Bernstein behauptete vor 
dem Gericht, daß sein Mandant mit seinen Artikeln «Zustände bekämpft 
hat, die des Bekämpfens wert waren, und daß es sein Verdienst ist, wenn 
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diese Männer keinen politischen Einfluß mehr haben, wenn diese Zustän- 
de nicht mehr bestehen. Ein Merkmal dieser Zustände war es, [...] daß die 
Herren, welche die allerhöchste Person umgaben, Päderasten waren. Das 
hat nicht Herr Harden in seinen Artikeln gesagt, denn damals das zu sagen 
war nicht notwendig. Das sage ich jetzt. [...] Ich behaupte nicht, daß der 
Privatkläger [Kuno Moltke] sich aktiv an diesem Treiben beteiligt hat, der 
Herr Privatkläger ist aber der einzige aus dieser Gruppe, von dem ich das 
nicht behaupte. Ich behaupte aber von dem Herrn Privatkläger, daß ihm 
die Qualität der anderen Herren kaum entgangen sein kann.» Die Frage, 
ob er Eulenburg zu den aktiven Homosexuellen zähle oder nicht, ließ 
Bernstein offen; er behauptete aber, «daß schon zu der Zeit, als Fürst Eu- 
lenburg in Wien war, allgemeine Gerüchte über seine homosexuelle Veran- 
lagung umgingen», die auch Moltke bekannt gewesen seien. Er kündigte 
die Absicht an, als Zeugen nicht nur den Sexualforscher Magnus Hirsch- 
feld, sondern auch den kaiserlichen Generaladjutanten von Kessel, den 
Chef des Militärkabinetts Grafen von Hülsen-Haeseler und den Reichs- 
kanzler zu laden. Auch Eulenburg wolle er unter Eid befragen.'' 

Das Schöffengericht beschloß in der Tat, in die Beweisaufnahme dar- 
über einzutreten, «ob in dem Freundeskreise, zu dem Fürst Eulenburg, 
Graf Wilhelm Hohenau und der Privatkläger gehörten, Päderastie betrie- 
ben worden ist»!""3 Der ehemalige Gardekürassier Bollhardt sagte aus, er 
glaube, unter den Teilnehmern an den homosexuellen Orgien in der Villa 
Adler des Grafen Lynar nicht nur Hohenau, sondern auch Kuno Moltke 
und Eulenburg erkannt zu haben, ganz sicher könne er aber nicht sein.'"* 
Eulenburg, der geladen wurde, ließ sich nicht blicken, obwohl er sich - an- 
geblich schwer leidend - unweit vom Gerichtssaal in seiner Berliner Woh- 
nung aufhielt. Bernstein zog daraus den naheliegenden Schluß, daß Eulen- 
burg, der ja als Entlastungszeuge für seinen Freund Moltke hätte aussagen 
können, unter allen Umständen eine Aussage unter Eid vermeiden wollte. 
Als das Gericht beschloß, den Fürsten an seinem Krankenbett zu verneh- 
men und ihm dort Bollhardt gegenüberzustellen, erklärte Hardens Anwalt 
rundheraus: «Fürst Philipp Eulenburg zeugt nicht, weil er sich vor der Ge- 
setzesbestimmung fürchtet, die auf Meineid Zuchthaus setzt! Das ist es, 
warum er hier nicht erscheint und auch, warum er den Zeugen Bollhardt 
nicht sehen will. Alles andere ist Schein, Spiel, Komödie!»''5; Drohend 
sprach Bernstein, der mögliche Zeugen in der Münchener Gegend aufge- 
spürt hatte, eine ernste Warnung an Eulenburg aus: «Wenn der Fürst Phil- 
ipp zu Eulenburg unter Eid in Abrede stellt, daß er homosexuell veranlagt 
sei, und daß er diese Veranlagung betätigt habe, so werde ich versuchen, 
durch Zeugen den Beweis zu führen, daß diese Behauptung unwahr ist.» 
Außerdem werde er sich auf mehrfach überlieferte Äußerungen Bismarcks 
berufen können, der «den Fürsten Eulenburg als Päderasten auf das aller- 
deutlichste bezeichnet» habe." 

Wie nicht anders zu erwarten war, deutete Bernstein in seinem Schluß- 
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plädoyer die Tatsache, daß Wilhelm seine beiden Freunde ohne Anhörung 
fallengelassen hatte, als Beweis dafür, daß er von ihrer «Schuld» überzeugt 
war.''” Harden habe Beweise dafür, daß sie den Kaiser in ihren Briefen als 
«Liebchen» bezeichnet hätten, stellte er klar. «Ich glaube, ich kann beinahe 
die Behauptung aufstellen, daß Fürst Eulenburg ein Päderast ist», rief er 
aus, «und Herr Harden ist im Recht, wenn er den Kaiser aus solcher Um- 
gebung befreien will. Es soll der Sänger mit dem Könige gehen, aber es soll 
nicht der Päderast mit dem Könige gehen! [...] Wer solchen Charakter hat, 
muß aus der Umgebung Sr. Majestät entfernt werden! [...] Um den Kaiser 
sollen und müssen ganze Männer sein, denn sonst kommen wir zu dem 
verwerflichsten Höflingstum im Deutschen Reich und davor wolle uns 
alle der Himmel bewahren. [...] Ziehen Sie einen scharfen Grenzstrich 
zwischen Männern wie Eulenburg, Hohenau, Moltke und den Männern 
Deutschlands. Dann entsprechen Sie dem allgemeinen Empfinden!»"* Am 
29. Oktober 1907 fällte das Gericht das vernichtende Urteil: Harden habe 
den Beweis der Wahrheit erbracht, er sei der fortgesetzten Beleidigung 
Moltkes nicht schuldig und wurde freigesprochen; die Kosten wurden 
Moltke auferlegt.''” Eine jubelnde Menge trug Harden auf Schultern aus 
dem Gerichtsgebäude. 


7. «Schauerliche seelische Depressionen»: 
Die Reaktion des Kaisers auf den Prozeß 


Nicht nur das Urteil gegen den kaiserlichen Freund und Flügeladjutanten, 
auch und vor allem die Einzelheiten über die Gepflogenheiten in der 
nächsten Umgebung Wilhelms II, die im Verlauf des Prozesses zutage ge- 
treten waren, erschütterten die Monarchie bis in die Grundfesten.'”° Der 
Korvettenkapitän Hopman sprach die Hoffnung aus, daß das Verfahren, 
das in der ganzen Welt so viel Staub aufgewirbelt hatte, «gründlich reini- 
gend» und «letzten Endes auf eine allmähliche Aenderung unserer Verfas- 
sung im Sinne des reinen Parlamentarismus» wirken werde, «für den der 
Deutsche allmählich reif» sei.’ Mit Entsetzen blickte Zedlitz auf die 
glücklose Handhabung des Skandals zurück, die er als charakteristisch für 
die Dysfunktionalität der Reichsregierung insgesamt ansah. Nach seiner 
Auffassung «konnten wir die ganze Angelegenheit überhaupt nicht törıch- 
ter und kompromittierender erledigen. Ich stehe nicht an, zu sagen, wenn 
jemand eine Prämie ausgesetzt hätte, wie es möglich wäre, diese Skandal- 
affäre am ungeschicktesten und kompromittierendsten für das Herrscher- 
haus und die Hofgesellschaft sowie auch für die Armee zu erledigen, so 
müßte derjenige den Preis erhalten, der die Direktiven für unser tatsäch- 
liches Verhalten gegeben hätte.» Die Behandlung der Skandale habe deut- 
lich gezeigt, «daß wir auf dem Wege zur Katastrophe schon so weit vorge- 
schritten sind, daß unser an sich gut entwickelter Staatsorganismus einem 
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solchen moralischen Zusammenbruch nicht vorbeugen konnte. [...] Man- 
gel an Verantwortungsgefühl und ängstliche Streberei haben auch hier 
einen Zustand gezeitigt, dessen Hilflosigkeit und Unfähigkeit nicht voll 
erkannt ist.»'”? 

Bereits am ersten Verhandlungstag meldete der Chef der Reichskanzlei, 
Friedrich Wilhelm von Loebell, dem Kanzler: «Der Prozeß Harden nimmt 
für den Grafen Moltke einen höchst ungünstigen Verlauf. Die in breitester 
Öffentlichkeit verhandelten Szenen aus dem Eheleben des Grafen lassen 
seine Anormalität erwiesen erscheinen und vernichten ihn gerade persön- 
lich. Auch für den politischen Einfluß der Tafelrunde sind gravierende Be- 
weise erbracht. Unter anderem fortdauernde Berichte Moltkes an Eulen- 
burg über alle Vorgänge am Kaiserhof in politischer und persönlicher 
Beziehung. Äußerungen in Briefen: <Wir bilden einen festen Kreis um den 
Kaiser, keiner kommt zu ihm ohne uns, usw. wurden verlesen.»' Bülow 
bat den Kaiser um eine Audienz und beklagte zutiefst den «unerhörten» 
Verlauf des Prozesses. «Die sensationellen Enthüllungen, welche jetzt das 
sensationslüsterne Publikum beschäftigen, werden wir am besten dadurch 
überwinden», meinte er, «daß wir nach innen und außen eine feste und 
würdige Politik machen, welche die Nation aus diesem Schlamme zu gro- 
ßen Zielen emporhebt.»"** 

Tagaus, tagein hatte auch Wilhelm II. den Prozeß verfolgt. Der Reichs- 
tagsstenograph Neufort hatte Stenogramme der Verhandlungen erstellt, 
die die Grundlage täglicher Berichte an den Kaiser bildeten.’ Ihm wur- 
den zudem Ausschnitte aus der in- und ausländischen Presse vorgelegt. 
Schon zu Beginn hatte er verzweifelt ausgerufen: «Warum hat der schlappe 
Kuno nicht als schneidiger Offizier gleich seine Ehre verteidigt? Dann 
wäre diese entsetzliche Wirtschaft nicht gewesen.»'"* Als der Prozeß zu 
Ende ging, stellte Zedlitz fest: «Den Kaiser hat die Angelegenheit [...] 
mehr angegriffen, als irgend jemand erwartete. Er hat die Gerichtsver- 
handlungen verfolgt und dabei Dinge zu hören bekommen, die ihm eben 
sonst völlig vorenthalten werden. Während er sonst der Wahrheit, wenn 
sie ihm unangenehm klingen könnte, geflissentlich aus dem Wege geht, hat 
es ihn hier doch einmal interessiert, alles zu hören. Der Erfolg ist ein ziem- 
lich durchschlagender für den Augenblick. [...] Im ganzen äußert sich 
seine Stimmung, die seinem Naturell entspricht, in den Extremen. Er hat 
Augenblicke, wo er tief niedergeschlagen ist und durchfühlt, daß die ganze 
Angelegenheit eine große Blamage ist. Dann hat er in einem für den Für- 
sten Eulenburg und den Grafen Moltke günstigen Moment die phantasti- 
sche Auffassung, er müsse ihnen eine Rehabilitierung zuteil werden lassen, 
wie sie noch niemals dagewesen. Dann wieder, wenn er über einen Zei- 
tungsartikel, der ihm in die Hand gespielt wird, sehr empört ist, denkt er 
ganz ernstlich daran, direkt Rechenschaft zu fordern, und sagt mit vollster 
Überzeugung: «Wenn es jetzt in den Zeitungen nicht aufhört, schicke ich 
einen Flügeladjutanten hin und lasse einen Redakteur totschießen. Kurz, 
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er hat sozusagen die Nerven verloren.»'” Nach dem Urteilsspruch gegen 
Moltke erlitt Kaiser Wilhelm einen mit «schauerlichen seelischen Depres- 
sionen» einhergehenden Nervenzusammenbruch, der vorübergehend 
sogar zu einer Absage seines seit Monaten geplanten Staatsbesuchs in Eng- 
land führte.'** 

Ende November 1907, während der Kaiser zur Erholung im südeng- 
lischen Highecliffe weilte, kamen die Hofskandale des zurückliegenden 
Jahres im Reichstag zur Sprache. Im Gegensatz zu den Äußerungen, die er 
im Vorjahr über eine Kamarilla in der Umgebung des Kaisers gemacht hat- 
te, erklärte Bülow jetzt dem Parlament: «Die erste Voraussetzung für das 
Gedeihen dieser Giftpflanze ist doch Abgeschlossenheit und Unselbstän- 
digkeit des Monarchen. Nun hat man ja unserem Kaiser manchen Vorwurf 
gemacht, wie man jedem Menschen diesen oder jenen Vorwurf macht; aber 
daß er sich abschlösse im Verkehr, und daß er keinen eigenen Willen hätte, 
das ist meines Wissens ihm noch niemals vorgeworfen worden. Also, ich 
denke, es ist an der Zeit, das Gerede und Geraune und Geflüster über 
Kamarilla nun endlich einzustellen.»'*° Bülows Versicherungen wurden von 
vielen Abgeordneten als eine bloße «Spielerei mit Worten» empfunden. 
Der süddeutsche Demokrat Friedrich Payer erklärte, nichts könne die Tat- 
sache verschleiern, «daß jahrelang in der Umgebung des Kaisers sich ein- 
flußreiche Personen befunden haben, welche wir nach ihrer Persönlichkeit 
oder nach ihrem Umgang als minderwertig betrachten». August Bebel 
wies auf die im Verlauf des Prozesses bekanntgewordenen Ansichten Bis- 
marcks über Eulenburg und seinen Freundeskreis hin. «Die Hintermän- 
ner, im doppelten Sinn, auch im physischen, sitzen in Liebenberg. Diese 
Leute umgeben den Kaiser und schließen ihn ab. Der Kaiser glaubt, daß 
niemand ihn beeinflußt. [...] Für die amtlichen Berater trifft das zu; aber 
die Leute, [...] diese männlichen Kinäden treiben alles von ihm fort, was 
ihnen paßt. Das schlimmste ist, daß solche Leute immer die Meinung des 
regierenden Herrn haben. [...] Wenn der Kaiser etwas sagt und sich um- 
sieht, sieht er immer nur anbetende Gesichter auf sich gerichtet. Sie geben 
ihm immer recht und schaffen so ein Gegengewicht gegen die Berater, 
die ihm pflichtgemäß opponieren müssen.» Der Parteiführer der Sozial- 
demokraten erinnerte an die Intrigen der Liebenberger gegen Bülow vom 
Herbst 1906. In seinen Augen sei «ein solcher Zustand der Dinge für 
Deutschland beschämend»; in einem parlamentarisch regierten Lande 
wäre eine derartige «Hintertreppenwirtschaft» undenkbar. Während Bebel 
auf die Unhaltbarkeit des $ ı75 hinwies und seine Abschaffung verlangte, 
äußerte sich der Zentrumsführer Spahn empört über die Tatsachen, die 
während des Moltke-Harden Prozesses ans Licht gekommen waren, «von 
denen man nur sagen kann, daß sie einem Sittenbild aus dem heidnischen 
Rom entsprechen». Der Antisemit Liebermann von Sonnenberg entblöde- 
te sich nicht, die Verschickung aller Homosexuellen in eine von «gutbe- 
zahlten, kräftigen Waschfrauen überwachte Südseekolonie» zu fordern. 
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Vertreter der Rechtsparteien protestierten gegen den vor allem im Ausland 
hervorgerufenen Eindruck eines allgemeinen sittlichen Verfalls. Es könne 
doch davon keine Rede sein, erklärte Bassermann für die Nationallibe- 
ralen, «daß unser deutsches Volk, unser deutsches Offizierskorps, unser 
deutscher Adel sittlich verdorben und verlottert» wäre. Auch Bülow und 
der Kriegsminister von Einem wiesen die Unterstellung entschieden zu- 
rück, «als ob das deutsche Volk und das deutsche Heer in ihrem innersten 
Kern nicht vollkommen gesund wären». Es wäre ungerecht und töricht, 
aus den Verfehlungen einzelner Mitglieder der oberen Gesellschaftsklas- 
sen «auf eine Korruption des Adels, auf eine Verseuchung der Armee zu 
schließen», sagte der Reichskanzler.'>° 

Bei seiner Rückkehr aus England zeigte der Kaiser alles andere als Ver- 
ständnis für den schweren Stand, den die Reichsleitung angesichts der all- 
gemeinen Entrüstung im Reichstag gehabt hatte. Er war, wie Zedlitz am 
18. Dezember 1907 feststellte, «immer noch sehr erregt über den Harden- 
Prozeß». Er fühlte sich gekränkt durch die so offen geführte Erörterung 
der Enthüllungen im Parlament und warf Bülow, der seiner Meinung nach 
die Debatte überhaupt hätte verhindern sollen, wieder einmal «Mangel an 
Energie und Geschick» vor. «Der ganze Groll des Kaisers über das Verhal- 
ten der Volksvertretung in diesem Falle kam zum Durchbruch», notierte 
der Hofmarschall, «als er das Gespräch [...] abbrach und im Fortge- 
hen [...] sagte: «Und ein solches Lumpenpack soll man nun regieren. Sie 
sind eben absolut nicht reif für eine Verfassung.»"" Dabei hatte sich der 
Sturm, der bereits einen so ungeheuren Schaden angerichtet hatte, noch 
lange nicht ausgetobt. 


8. Bülow und der Brand-Prozeß 


Nach dem katastrophalen Ausgang des Moltke-Prozesses bemühten sich 
abermals einflußreiche Personen, zu einem Vergleich zu gelangen. «Wir 
müssen im Interesse des Kaisers wie des Vaterlandes eine erneute Auflage 
dieses Prozesses verhindern», urgierte der ehemalige Landwirtschafts- 
minister General Viktor von Podbielski. «Wer will die Fluten dämmen, 
wenn die Leidenschaften entfesselt?»'3” Anstatt aber aus dem Prozeß die 
Lehre zu ziehen, daß die Enthüllungen über die Zustände am Hohen- 
zollernhof weitaus schlimmer wirkten als der für den Privatkläger ungün- 
stige Ausgang, rollte die Dampfwalze des Rechtsstreites unaufhaltsam 
weiter, und zwar diesmal mit kräftiger Unterstützung des Staates, der sich 
die vom Kaiser kolportierte Parole zu eigen machte, «nicht eher zurück, 
als bis der Kerl [Harden] sitzt».'3? Als Kuno Moltke am 31. Oktober 1907 
Berufung gegen das Urteil einlegte, bejahte die Staatsanwaltschaft plötz- 
lich das bisher geleugnete öffentliche Interesse und übernahm damit die 
Strafverfolgung gegen Harden. Drei Wochen später kündigte Eulenburg 
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auf Grund der «schwersten Verläumdungen und Beleidigungen», die sie 
im ersten Moltke-Prozeß ausgesprochen hatten, Strafantrag gegen Harden 
und Bernstein an.'* 

Als wäre dies alles nicht mehr als genug, begann am 6. November 1907 
in Berlin ein weiterer Sensationsprozeß, bei dem die Frage der Homo- 
sexualität in den höchsten Kreisen abermals im Mittelpunkt stand: Der 
Schriftsteller Adolf Brand, ein leidenschaftlicher Vorkämpfer der Legalı- 
sierung gleichgeschlechtlicher Beziehungen, hatte in einer Flugschrift die 
Behauptung aufgestellt, der Reichskanzler Fürst von Bülow befände sich 
«durchaus in derselben Lage wie Fürst Eulenburg» und habe selber vor 
Jahren eine Erpressergeschichte am Halse gehabt. Mehrere der engsten 
Mitarbeiter Bülows in der Reichskanzlei und auf Norderney — Brand 
nannte die Geheimräte Max Scheefer, Paul von Below-Schlatau und Wil- 
liam Seeband — seien homosexuell und vor allem Scheefer die «bessere 
Hälfte» und der «unzertrennliche Begleiter» des Kanzlers.'>’ Die An- 
schuldigungen Brands nahmen für Bülow bedrohliche Formen an, als Be- 
low-Schlatau wegen der Angriffe Hardens ins Ausland fliehen mußte.'>° 

Auf die «schamlosen» Behauptungen Brands reagierte Bülow mit einer 
Vehemenz, die nach dem Empfinden eines seiner Biographen «wie eine 
Kampfansage an sein Alter ego» klinge.'” Seinem Vertrauten, dem Chef 
der Reichskanzlei von Loebell, versicherte der Kanzler am 27. September 
1907, daß ihm «jede homosexuelle Neigung zeitlebens nicht nur ekelhaft, 
sondern einfach unverständlich gewesen ist. Nie habe ich auch nur in Ge- 
danken derartige widerliche Triebe in irgendwelcher Form oder in irgend- 
welchem Grade empfunden.»"® Dahingegen war Brand, wie sich heraus- 
stellte, im Besitz hochbrisanter Informationen über das Doppelleben 
Bülows während seiner Zeit als Botschafter in Rom. Er berief sich auf 
Zeugen aus der römischen Schwulenszene, die bekunden würden, daß Bü- 
low in den 1890er Jahren in ihren Kreisen verkehrt und unter ihnen den 
Spitznamen Concettina gehabt habe. Sein ständiger Begleiter sei damals 
schon der jetzige Geheimrat Max Scheefer gewesen, der mit ihm «schwär- 
merische Ausdrücke, zärtliche Umarmungen, Händedrücke, Blicke» aus- 
getauscht habe. Brand beteuerte ferner, daß die römische Polizei von den 
intimen Beziehungen Bülows zu Scheefer gewußt und ihn deswegen in 
ihren Listen als homosexuell geführt habe. In Rom scheint Bülow, wie Pe- 
ter Winzen aufgrund der Personalakten des Auswärtigen Amtes konstatie- 
ren konnte, «mit einem Höchstmaß an Anonymität seine homosexuellen 
Neigungen ausgelebt zu haben. Seit Mitte 1895 befand er sich dabei in 
ständiger Begleitung von Max Scheefer, der im Mai jenes Jahres als dreißig- 
jähriger Eisenbahnbetriebssekretär in den Dienst des Auswärtigen Amts 
eingetreten und seit dem 1. August [...] an der Kaiserlichen Botschaft in 
Rom beschäftigt war. Scheefer sollte seinem Herrn zwei Jahre später nach 
Berlin folgen und als Privatsekretär des Reichskanzlers eine glänzende 
Karriere machen.»'3 
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Abb.2ı Fürst und Fürstin Bülow 


Mit der ganzen Wucht der Staatsmacht hinter sich gelang es dem 
Reichskanzler, in einem Prozeß vor der zweiten Strafkammer des Landge- 
richts Berlin am 6. November 1907 den Nachweis zu führen, daß ihm «alle 
und jede homosexuelle Neigung, Anlage und Empfindungen in jeder 
Form und in jedem Grade» fremd seien.'** Auch Scheefer bestritt unter 
Eid, intime Beziehungen zu Bülow unterhalten zu haben. Brand wurde 
zur Höchststrafe von achtzehn Monaten Gefängnis verurteilt, mußte aber 
wegen Erkrankung vorzeitig aus der Haft entlassen werden. Er emigrierte 
in die Schweiz, wo er seine Behauptungen aufrechterhielt. Scheefer trug 
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sich mit Selbstmordabsichten und wurde schließlich von Bülow mit dem 
Posten eines Vizekonsuls in Triest abgefunden.'* Eine solche Lösung hat- 
te sich schon deshalb angeboten, weil Scheefer in bedrohlicher Weise be- 
hauptete, William Seeband sei mit dem Privatsekretär Eulenburgs, Karl 
Kistler, intim befreundet und mit diesem «auf Du und Du und Kuß und 
Kufß»; genau wie er Kuno Moltke als Informant in die Nähe des Kaisers 
gebracht, habe Eulenburg Seeband in den engsten Kreis um den Kanzler 
geschleust.'+ 

Wie der zweite Band dieser Biographie gezeigt hat, reichten Bülows 
Beziehungen zu Eulenburg und seinem Freundeskreis weit in die Vergan- 
genheit zurück und waren um ein Vielfaches intimer und verzahnter, als 
er jetzt noch wahrhaben wollte. Bülows jüngerer Bruder Alfred war seit 
der Studentenzeit in Straßburg aufs engste mit Eulenburg und Varnbüler 
befreundet,'® ein weiterer Bruder, der Militärattache Karl Ulrich, galt all- 
gemein als homosexuell,'* und ein gleichnamiger Neffe des Kanzlers 
hatte in Berlin eine Wohnung mit Edmund Jaroljmek geteilt, dem «ehe- 
maligen Liebling und Privatsekretär des Fürsten Eulenburg», der mit 
Eulenburgs Tochter Augusta («Lycki») durchgebrannt war und Harden 
mit Briefen seines Schwiegervaters versorgt hatte.'# Mit derselben Be- 
rechnung, mit der Bülow 1886 die geschiedene Gräfin «Contessina» Dön- 
hoff, eine gute Freundin der Kronprinzessin Victoria, geheiratet hatte, 
gab er sich spätestens seit 1892 Eulenburg gegenüber als mit diesem 
«schwesterlich» seelenverwandt zu erkennen und bot sich als derjenige 
an, der dessen Ideale in die Praxis umzusetzen verstehen würde. Als 
Eulenburg seinem «alten Bernhard», den er «von Herzen lieb» habe, 1893 
das «Du» anbot, schrieb der künftige Staatssekretär und Reichskanzler 
seinem «liebsten Philipp», daß sie beide «innerlich doch wahrhaft wahl- 
verwandt» seien, weil sie «in der Tiefe unseres Wesens gleich denken und 
empfinden. [...] Als schwesterliche entstiegen einst unsere Seelen dem 
rätselhaften Born alles Daseins; nur andere Hüllen und verschiedenfar- 
bige Flügel wurden uns gegeben.» Auch er, Bülow, liebe Eulenburg «mit 
ganzer Seele». Zusammen würden sie Kaiser und Reich schon auf die 
richtigen Wege bringen können. '* 

Bülows rasanter politischer Aufstieg ist überhaupt nur durch Eulen- 
burgs jahrelange Fürsprache beim Kaiser zu erklären, doch um als Reichs- 
kanzler zu überleben, ließ er seinen Gönner im Brand-Prozeß fallen und 
stellte ihn am 6. November 1907 in aller Öffentlichkeit als Homosexuellen 
dar. Unter Eid sagte er aus, er habe Eulenburg zwar «sehr lange und [...] 
sehr genau» gekannt, «ungünstige Gerüchte» seien aber «erst in den letz- 
ten Jahren» zu ihm gedrungen.'* Nun konnte Eulenburg, als Zeuge ge- 
laden, nicht umhin, einen Eid abzulegen, was er bisher mit aller Kraft zu 
vermeiden gesucht hatte: Er erklärte «auf das bestimmteste», daß er sich in 
seinem Leben «nie strafbare Handlungen in Bezug auf den $ 175 habe zu 
schulden kommen lassen».'* Damit hatte er zwar noch keinen regelrech- 
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ten Meineid geschworen, denn nicht alle homosexuellen Handlungen wa- 
ren strafbar, aber er hatte sich, wie die Ereignisse zeigen sollten, in eine 
tödliche Falle begeben. 


9. «Fort ist er!» Der Kaiser und Eulenburgs Ende 


In Anwesenheit zahlreicher Journalisten aus dem In- und Ausland begann 
am 19. Dezember 1907 in Moabit das zweite Verfahren Moltke gegen 
Harden.'® Zum Entsetzen Wilhelms II. sah es zeitweilig sogar so aus, als 
würden seine älteste Schwester Charlotte und ihr Ehemann Bernhard 
Erbprinz von Sachsen-Meiningen geladen werden.'5° Empört klagte der 
Kaiser kurz nach dem Prozeßbeginn in einem Brief an Chamberlain: «Ein 
trauter Freundeskreis, der auf einmal gesprengt wird durch jüdische 
Frechheit, Verleumdung und Lüge. Monatelang den Namen seiner Freun- 
de durch alle Gossen Europas durch den Schmutz schleifen sehen zu 
müssen und nicht helfen können und dürfen, das ist entsetzlich!» Der 
«Schlamm» spritzte «haushoch», schimpfte er, und sogar der Reichstag 
habe sich «mit Behagen darinnen herumfge]sudelt wie ein Schwein im 
Kotel»' 

Unter Eid wiederholte der scheinbar schwerkranke Eulenburg als Zeu- 
ge seine Beteuerung, daß er sich niemals gegen $ 175 des Strafgesetzbuches 
verfehlt habe. Auf diese Aussage hatte Bernstein nur gewartet. Eindring- 
lich richtete der Anwalt die Frage an den Fürsten, ob er mit dieser eid- 
lichen Erklärung «auch gesagt haben will, dass er überhaupt niemals ho- 
mosexuelle Handlungen begangen habe, auch straflose». Bernstein nannte 
ausdrücklich die Namen Georg Riedel und Jakob Ernst, die bezeugen 
würden, daß sie mit Eulenburg gemeinsam onaniert hätten. Trotzdem be- 
stritt dieser auch jetzt noch unter Eid, jemals derartige «Schmutzereien» 
getrieben zu haben.'s? Nicht zuletzt aufgrund dieser Aussage wurde Molt- 
ke am 3. Januar 1908 für «sittenrein» und «fleckenlos» erklärt und Harden 
vernichtend zu vier Monaten Gefängnis sowie zur Erstattung der Ge- 
richtskosten verurteilt.'‘3 Plötzlich stand Eulenburg als unschuldiges Op- 
fer da. Die Baronin Spitzemberg notierte am 5. Januar 1908: «An Eulen- 
burgs Unschuld in sexueller Hinsicht muß man glauben nicht nur, weil er 
es beschworen, sondern weil er alle Welt aufgefordert hat, ihn eines sol- 
chen Vergehens zu zeihen.»'* Kaiser Wilhelm war über den Ausgang des 
zweiten Prozesses «sehr erfreut», am liebsten hätte er, so Zedlitz, «gleich 
eine Rehabilitierung des Fürsten Eulenburg und des Grafen Moltke vorge- 
nommen «wie sie noch nie dagewesen» (verba ipsissima).»'5° Nach dem 
Prozeß, in dem sich Eulenburg «wieder rein geschworen» habe, glaubte 
Holstein, Bülow werde schwerlich noch lange im Amt bleiben, weil die 
Liebenberger jetzt «wieder hochkommen» würden.’ Nachfolger Bülows 
werde «ein Parteigänger von Eulenburg, vermutlich Marschall, der [...] 
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vor allen Dingen [...] den Willen des Kaisers tun und Eulenburg nach 
Möglichkeit schützen würde.»'” 

Schließlich behielten die Stimmen am Hofe die Oberhand, die vor einer 
demonstrativen Rehabilitierung der beiden Beschuldigten warnten. Es ge- 
lang ihnen, Wilhelm von einer solchen «Exponierung der Allerhöchsten 
Person» zurückzuhalten.'s® Drei Wochen nach seiner Verurteilung legte 
Harden beim Reichsgericht in Leipzig Revision ein. Er sann auf Rache 
und hatte tatsächlich «vernichtendes» Material in der Hand.')? Seit etwa 
sechs Jahren wußte er von dem geschlechtlichen Umgang Eulenburgs mit 
Fischerjungen am Starnberger See in der Zeit, als er als Legationssekretär 
an der Münchener Gesandtschaft tätig war. Er erhielt auch anonyme Hin- 
weise aus der Bevölkerung, die in die gleiche Richtung zielten. Aus Mitleid 
für Adolf Brand meldete sich der Münchener Milchhändler Riedel bei 
Bernstein und erklärte sich bereit, gegen Eulenburg auszusagen. Zudem 
engagierte Harden einen Detektiv, der in München, Berlin, Wien, Ham- 
burg und anderen Städten weiteres Belastungsmaterial sammelte.'“° Bereits 
am 19. Januar 1908 kamen Harden und Bernstein auf die spitzfindige Idee, 
sich in einer Zeitung beleidigen zu lassen, damit Riedel und andere Zeugen 
in einem fingierten Prozeß eidlich vernommen werden könnten, und zwar 
diesmal vor einem bayerischen Gericht.’ Sie gewannen den Münchener 
Redakteur Anton Städele dafür, in seiner Neuen Freien Volkszeitung die 
Behauptung aufzustellen, Harden habe von Eulenburg eine Million 
Schweigegeld erhalten, damit er nichts weiter aufdecke.'” Der Prozeß 
Harden contra Städele wurde auf den 21. April 1908 im Amtsgericht 
München anberaumt. 

Die eidlichen Aussagen Riedels und des Starnberger Fischers Jakob 
Ernst, die an peinlicher Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig ließen, '“ 
vernichteten den Ruf Eulenburgs auf alle Zeit. Hildegard von Spitzemberg 
schrieb entsetzt in ihr Tagebuch: «Alle Gespräche sind beschmutzt und 
vergiftet durch die Eulenburgsche Sache, und jeden Tag tauchen neue, 
gräßlichere, bedenklichere Einzelheiten und Symptome auf, die schon den 
Kaiser selbst in die versumpfte Atmosphäre ziehen!!»'“ Der Bruder der 
Baronin, Axel Varnbüler, schrieb bestürzt an Justizrat Laemmel, der ge- 
meinsame Freund könne jetzt nur noch durch Selbstmord die Ehre des 
Familiennamens retten. Nach den Zeugenaussagen in München sehe er 
«nichts als die unerbittliche, unumstößliche Tatsache: Er ist verloren ret- 
tungslos.» Ein Meineidsverfahren und die Wiederaufnahme des Moltke- 
Harden-Prozesses seien danach unausweichlich. «Entsetzlicher aber noch 
als diese äußere Katastrophe ist der innere Zusammenbruch des Glaubens 
an den Freund. Daß er uns belogen, falsch geschworen - das könnte man 
noch verzeihen als Art verzweifelter Notwehr eines zu Tod Gehetzten, 
wenn er es tat nicht um sich, sondern auch die Ehre seiner Familie, seines 
Namens zu retten. Dann aber mußte er sich selbst richten, ehe er gerichtet 
wurde - unauffällig, wie s[eine] Krankheit es ermöglichte, aus dem Leben 
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scheiden. [...] Die Kugel [ist] jetzt noch das barmherzigste - wenn sie auch 
vor der Schmach ihn und die Seinigen nicht mehr retten kann. [...] Und es 
wäre wenigstens ein tragischer Abschluß — endich ein Abschluß all dieses 
ekelhaften Schmutzes.» Varnbüler drängte den Anwalt, Eulenburg zum 
Selbstmord zu raten. «So hart und grausam es erscheinen mag - es wäre 
doch die größte Barmherzigkeit. Ob er nicht von selbst zu dieser einzigen 
Lösung kommt? Mir ist, als müßte jeden Augenblick die Nachricht aus 
L[iebenberg] eintreffen. Oder fehlt ihm die moralische Kraft?»" 

Am 30. April 1908 sowie in den darauffolgenden Tagen wurde Eulen- 
burg von einer Gerichtskommission verhört.'“ Der preußische Justiz- 
minister Maximilian von Beseler hielt den Kaiser über den unaufhaltsamen 
Sturz seines langjährigen besten Freundes auf dem laufenden." Am ı. Mai 
teilte er ihm mit, daß der Fürst bei der Vernehmung «jegliche Schuld ent- 
schieden bestritten» habe, daß der Erlaß eines Haftbefehls dennoch wei- 
terhin erwogen werde.‘ Am 9. Mai meldete der Justizminister: «Die Ver- 
nehmung des Fürsten Eulenburg hat am Nachmittag des 7. d. Mts. [...] auf 
Schloß Liebenberg stattgefunden. Die beiden Münchner Zeugen Ernst 
und Riedel sind dem Fürsten gegenübergestellt worden und sind trotz ein- 
dringlicher Gegenvorstellungen von seiten des Fürsten bei ihren belasten- 
den Aussagen geblieben, haben sie auch beschworen. Mit der gleichen Be- 
stimmtheit hat der Fürst jede Schuld bestritten und erklärt, er stehe vor 
einem Rätsel. Nach Abschluß der Vernehmung hat der Untersuchungs- 
richter [...] gegen den Fürsten wegen dringenden Verdachts des Meineids 
Haftbefehl erlassen und nach Anhörung des Gerichtsarztes [...] und des 
Hausarztes des Fürsten die Überführung in die Charite angeordnet. Die 
Überführung ist gestern nachmittag [...] mittels Automobile erfolgt. Der 
Antrag des Fürsten auf Haftentlassung gegen Sicherheitsleistung ist vom 
Untersuchungsrichter abgelehnt [worden] [...] mit der Begründung, [...] 
daß Tatsachen gegeben seien, aus denen zu schließen sei, daß der Ange- 
schuldigte Zeugen zu falschen Aussagen verleiten werde.»'% Gleichzeitig 
verfügte das Preußische Staatsministerium unter dem Vorsitz Bülows die 
Beschlagnahme aller persönlichen Papiere Eulenburgs.'”° Zu dieser Zeit 
weilte Kaiser Wilhelm bei seinem neuen Freund Max Fürstenberg in Do- 
naueschingen, dem er beim Abschied für die «reizenden Tage» dankte, die 
er dort verleben konnte. Der Danksagung fügte der Kaiser hinzu: «Fort ist 
er!»'"”' Trotzdem machten sich Wehmut und Reue über den verlorenen 
Freund immer wieder bemerkbar. So teilte Varnbüler seiner Schwester 
Ende Juni 1908 mit, statt der Wutanfälle von früher gedenke Wilhelm 
Eulenburgs jetzt «mir großer Trauer». Er habe ausgerufen: «Warum hat er 
uns das angetan, warum sich nicht jemandem anvertraut?» Der Kaiser sei 
«tief beschämt über diese Enttäuschung durch den Freund».'7 

Die richterliche Untersuchung förderte immer mehr Belastungsmateri- 
al zu Tage und riß weitere Mitglieder der kaiserlichen Umgebung mit in 
den Abgrund. In der Liebenberger Schloßbibliothek wurden «unbe- 
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Abb.22 Fürst Eulenburg wird von der Charite zum Gericht gebracht 


schreibliche» homosexuelle Schriften aufgefunden, auf die Eulenburg in 
der eigenen Handschrift den Namen des Kammerherrn Edgard von We- 
del-Gerzlow geschrieben hatte. Am 2. Juni 1908 sah sich der Justizmi- 
nister genötigt, dem Kaiser mitzuteilen, Wedel habe gestanden, eine «ähn- 
liche sittliche Verfehlung» begangen zu haben, «wie solche gegenwärtig 
dem Fürsten Eulenburg zur Last gelegt werden». Eulenburg mußte 
schließlich eingestehen, daß die Bücher ihm selber gehörten; er habe We- 
dels Namen darauf geschrieben, weil dieser Junggeselle sei und ihm die 
Entdeckung daher weniger geschadet hätte. Dennoch verlor Wedel da- 
durch seine Stellung als Kammerherr und die dazugehörige Dienstwoh- 
nung.'?? Geradezu vernichtend für Eulenburg war die Auffindung eines 
Briefes, den er am 22. Dezember 1907 — also unmittelbar nach seiner 
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Zeugenaussage unter Eid im zweiten Moltke-Harden-Prozeß, niemals 
«Schmutzereien» begangen zu haben - an Jakob Ernst geschrieben hatte, 
diesen anflehend, falls er als Zeuge geladen werden sollte, alles abzu- 
schwören, was zwischen ihnen passiert, zumal die Sache ja doch «längst 
verjährt» sei. Mit Recht wies die Staatsanwaltschaft darauf hin, daß dieser 
Brief ein Zugeständnis enthielt, «daß Schmutzereien zwischen dem Ange- 
schuldigten und Ernst vorgekommen» seien. '”* 

Von diesen äußerst peinlichen Entwicklungen und der darauf basieren- 
den Anklage Eulenburgs wegen zweifachen Meineids und Verleitung zum 
Meineid machte Justizminister von Beseler dem Kaiser am 5. Juni 1908 
Meldung.’ Die Wirkung auf Wilhelm II. war erschreckend. Diejenigen, 
die ihm um diese Zeit begegneten, waren «entsetzt über die Nervosität des 
Kaisers, sein verkrampftes Gesicht, seinen unruhigen Blick und seine Ma- 
nieren».'7° Drei Wochen später wurde vor dem Moabiter Landgericht der 
Prozeß gegen Eulenburg eröffnet. Über den Verlauf der Verhandlungen 
berichtete Beseler, die Hauptzeugen Ernst und Riedel seien bei ihren Aus- 
sagen geblieben und hätten diese abermals beschworen. Vor allem die Aus- 
sage Ernsts habe den Eindruck vollster Glaubwürdigkeit gemacht.'7” Am 
17. Juli meldete Beseler dem Kaiser, der sich inzwischen auf der Nordland- 
reise befand, daß die Verhandlungen abgebrochen werden mußten, weil 
der Angeklagte nach Überzeugung der Gerichtsärzte wegen Arterienver- 
kalkung, Schwellung der Kniegelenke und Venenverstopfung in Lebensge- 
fahr schwebte; selbst der Versuch, die Verhandlungen am Krankenbett des 
Fürsten in der Charite fortzusetzen, hätte aufgegeben werden müssen." 
Ein Termin für die Wiederaufnahme, bei der allerdings sämtliche Beweise 
von neuem erhoben werden müßten, wurde nicht festgelegt. Eulenburg, 
der vorerst in Haft blieb, protestierte in einer «eindrucksvollen» Rede ge- 
gen den Abbruch der Verhandlungen.’ Als ihn diese Nachricht auf der 
Hohenzollern erreichte, zeigte sich der Kaiser verwirrt und empört. Er 
telegraphierte am 18. Juli 1908 an Bülow: «Ich bin über den plötzlichen 
unglückseligen Beschluß des Gerichts in rebus Eulenburg sehr unangenehm 
überrascht! Die ganze Wirtschaft war umsonst, und die Schweinerei fängt 
wieder von vorne an! Ist denn den Leuten gar nicht klar, was das unserem 
Ansehen im Auslande für immensen Schaden tut!? Einerseits erklären die 
Ärzte ihn für nicht vernehmungsfähig, andererseits hält er lange Verteidi- 
gungsrede! Wie geht das zusammen? Der Prozeß mußte fortgehen, und 
wenn E[ulenburg] im Feuer blieb! Das wäre immer noch besser für ihn, als 
in monatelanger Haft hinvegetieren, mit dem Prozeß drohend im Hinter- 
grund, der dann wieder völlig von vorne anfängt! Die Justizbehörde ist 
mir unbegreiflicher als je, in dieser Sache!»"'° 

Ende September 1908 wurde der Haftbefehl gegen eine Kaution von 
100000 Mark aufgehoben und Eulenburg konnte nach Liebenberg heim- 
kehren. Allerdings hegte das Gericht die Befürchtung, daß der Fürst trotz 
Krankheit «in verhältnismäßig kurzer Zeit» ins Ausland reisen könnte und 
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zwar in eines der Länder, «die wegen Meineids nicht ausliefern».'"" Allge- 
meines Staunen rief im Mai 1909 die Nachricht hervor, daß der angeblich 
vernehmungsunfähige Eulenburg eine Reise nach Bad Gastein antreten 
wolle. Auf Antrag der Staatsanwaltschaft wurde die Kaution auf 500 000 
Mark erhöht. Eine Ärztedeputation, die ganz unverhofft in Liebenberg er- 
schien, stellte nun fest, «daß der Fürst seine ganze Krankheit in der Cha- 
rit€E und im Gerichtssaal — simuliert habe!!» Der Unterstaatssekretär im 
Auswärtigen Amt, Wilhelm Stemrich, verfügte die erneute Verhaftung 
«des dämonischen Menschen, [...] der alle Ärzte der Charite [...] schmäh- 
lich genasführt» hatte.'"* Auch jetzt noch wünschten nachdenkliche Beob- 
achter, Eulenburg würde doch einfach ins Ausland fliehen. Spitzemberg 
legte aber den Finger auf die wunde Stelle, als sie am 9. Juni 1909 in ihrem 
Tagebuch vermerkte: «Die Sorge, daß er könnte bedenkliche Briefe S. M.’s 
veröffentlichen, wenn man ihm zu scharf zu Leibe ginge, ist es ja, die den 
Leuten hier die Hände lähmt.»"" Eulenburg wurde gezwungen, sich unter 
ärztlicher Überwachung in seiner Berliner Wohnung aufzuhalten. Der 
Versuch, die Hauptverhandlung gegen ihn wiederaufzunehmen, mußte 
abgebrochen werden, denn am 5. Juli 1909 brach er schon nach kurzer Zeit 
bewußtlos zusammen. Er wurde nach Liebenberg zurückgebracht, das er 
bis zu seinem Tod im September 1921 nicht mehr verlassen sollte.'“* Seine 
«bedenkliche» Korrespondenz mit dem Kaiser ist der Wissenschaft erst in 
den 1980er Jahren zugänglich gemacht worden. 


Kapitel 22 


Der Kaiserbesuch in Windsor und Highcliffe, 
November-Dezember 1907 


Die Sexualskandale am Hohenzollernhof, durch die das Ansehen der Kro- 
ne schweren Schaden nahm, bereiteten den Boden für die größte innenpo- 
litische Krise der Regierung Wilhelms II. vom November 1908 und führ- 
ten sogar zu einem empfindlichen Verlust von Prestige im Ausland - und 
das zu einem Zeitpunkt, der mit der Ausweitung der Entente cordiale zur 
anglo-franco-russischen Triple Entente kaum brenzliger hätte sein kön- 
nen. Während sich viele Deutsche nach den peinlichen Enthüllungen von 
der Monarchie abwandten, flüchteten sich andere als Antwort auf die tief- 
empfundene Schmach und Schande in die irreale Gedankenwelt der All- 
deutschen und Flottenfanatiker mit ihren größenwahnsinnigen Vorstel- 
lungen, das Reich habe die historische Sendung, allen abschreckenden 
Warnungen des internationalen Staatensystems zum Trotz zur «Welt- 
macht» aufzusteigen. Es war sicher kein Zufall, daß gerade zu dem Zeit- 
punkt, da mit der Veröffentlichung der neuen deutschen Flottennovelle im 
November 1907 die Gefahr eines großen europäischen Krieges bedrohlich 
näher rückte, ein glänzender Besuch des Deutschen Kaiserpaares in der 
britischen Hauptstadt vorgesehen war, der beschwichtigend auf das ge- 
spannte deutsch-britische Verhältnis wirken sollte. Doch selbst dieser als 
Geste der Freundschaft gemeinte und auf beiden Seiten der Nordsee um- 
strittene Staatsbesuch wurde durch die skandalösen Enthüllungen der Ber- 
liner Hofwelt zeitweilig in Frage gestellt. 


1. Annäherungsgesten 


Der Kaiserbesuch vom November 1907 stand von Anfang an unter kei- 
nem guten Stern. In den zwölf Monaten zuvor überhäufte Wilhelm II. sei- 
ne britischen Verwandten derart mit Beteuerungen seiner Verbundenheit 
und seines guten Willens, daß der liberale Premierminister Sir Henry 
Campbell Bannermann sich an das «hässliche» italienische Sprichwort er- 
innert fühlte: Benimmt sich einer Dir gegenüber freundlicher als gewohnt, 
so hat er Dich entweder verletzt, oder er hegt die Absicht, es noch zu tun." 
Ein wehmütiger Dankesbrief an seine Tante Louise Herzogin von Argyll 
vom Dezember 1906 offenbart, wie sehr sich der Kaiser von der englischen 
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Öffentlichkeit ungerecht behandelt wähnte: «Und zu finden, daß ich, der 
ich es als meine Pflicht betrachtet habe, die beiden Völker näher zusam- 
men zu bringen, sie zu lehren, einander besser kennenzulernen & langsam 
die wechselseitigen Traditionen zu ehren & zu pflegen, daß ich, der Enkel 
der größten Königin Englands, Jahr für Jahr erbarmungslos & ohne Ende 
ausgepfiffen, verhöhnt, bekrittelt & verlästert & von der Presse & im 
Schrifttum zum Gespött gemacht werde. Daß jeder Vorgang irgendwo auf 
der Erde, der nicht nach britischen Erwartungen verläuft, ausnahmslos mit 
Selbstverständlichkeit mir als eine meiner Intrigen angelastet wird! Das ist 
sehr hart! Denn es hindert mich, so oft wie ich möchte zu kommen, um 
meine Freunde & die Orte zu besuchen, wo ich einst als Kind glücklich 
war! Möge die Vorsehung geben, daß 1907 uns den Anfang besserer Emp- 
findungen zwischen Völkern zeige, die von einer gemeinsamen Gefahr be- 
droht sind!»* In der königlichen Familie war man sich der zwiespältigen 
Empfindung Wilhelms für England, der «seltsamen Mischung» seiner 
«two natures, the German and the English», durchaus bewußt. 

Nicht zuletzt dank kaiserlicher Annäherungsgesten - Geschenke, Er- 
nennungen und betont freundlicher Empfang englischer Abgesandter - 
und trotz mancher Rückschläge verbesserte sich das deutsch-britische 
Verhältnis im Laufe des Jahres 1907 merklich,* wie sogar der stets miß- 
trauische Unterstaatssekretär Sir Charles Hardinge feststellen konnte. 
«Ohne übermäßig optimistisch zu sein, schätze ich, daß der Deutsche Kai- 
ser im Hinblick auf den Besuch in Windsor versucht, sich vernünftig zu 
benehmen und uns keine Überraschungen zu bereiten.»’ Unter der Ober- 
fläche waren die Empfindungen Wilhelms I. für das Heimatland seiner 
verstorbenen Mutter allerdings auch in dieser Zeit von einem hohen Grad 
an Reizbarkeit und Aggression gekennzeichnet. Seine eigenartige Gefühls- 
mischung aus Zuneigung und Verbitterung der englischen Verwandtschaft 
gegenüber kam im August 1907 exemplarisch zum Vorschein, als Bülow 
Warnungen vor den gefährlichen Klatschereien des Prinzen Albert von 
Schleswig-Holstein an den Kaiser weiterleitete. Albert, ein zehn Jahre jün- 
gerer Vetter Wilhelms II., diente als Major in der preußischen Armee und 
begleitete den Kaiser seit 1899 regelmäßig auf dessen sommerlichen Nord- 
landreisen. Wenige Wochen vor dem Staatsbesuch Wilhelms in Windsor 
beschuldigte der Herzog Arthur von Connaught diesen jungen Prinzen, 
durch «Klatschereien» viel zur Verschlechterung der Beziehungen zwi- 
schen beiden Höfen beigetragen zu haben. Wilhelm wies diese Vorwürfe 
seines Onkels zurück: «Mir hat er niemals über den König Edward ge- 
klatscht, ob ihm über mich weiß ich nicht!» erklärte er. «Der Prinz Albert 
hat in der schlimmsten Zeit von ’04-’06 als der Krieg mit England zu dro- 
hen schien sich sogar sehr gut benommen. Als seine sehr leidenschaftlich 
antideutsche Mutter, wie leider seit langem üblich, im Kreise der Verwand- 
ten und Bekannten in der unglaublichsten Art sich über mich und 
Deutschland äußerte und gegen uns hetzte, erklärte er ganz kurz und bün- 
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dig, unter solchen Verhältnissen werde er um seinen Abschied bei mir ein- 
kommen, um im bevorstehenden Kampfe auch gegen seine eigene Familie 
zu Felde zu ziehen; wolle man aber den Frieden, dann dürfe in seiner Ge- 
genwart über seinen Kriegsherrn und die preuß. Armee so nicht gespro- 
chen werden.»° Da Wilhelm von dieser Auseinandersetzung zwischen 
Mutter und Sohn nur durch den Prinzen Albert selber gehört haben kann, 
bestätigen die kaiserlichen Randbemerkungen eigentlich nur die Befürch- 
tungen seines Onkels Arthur. 


2. Die schwierige Einladung 


Bei dieser konfliktreichen Gefühlslage ist es nicht verwunderlich, daß 
sich sogar die Einladung zum Staatsbesuch in Windsor als äußerst kom- 
pliziert erwies. Noch im Sommer 1906 ließen das gespannte deutsch- 
französische Verhältnis wegen Marokko, die schwebenden Verhandlun- 
gen Londons mit Rußland und nicht zuletzt auch die aufgebrachte 
öffentliche Meinung in Deutschland und England der britischen Regie- 
rung einen Staatsbesuch des Deutschen Kaisers vorerst unerwünscht er- 
scheinen. Erst im April 1907 griff Edward die Frage wieder auf. Der König 
erinnerte Hardinge und Grey daran, daß Wilhelm II. seit dem Tod der 
Queen Victoria überhaupt nur einmal in Großbritannien gewesen war, 
und zwar zum Privatbesuch in Sandringham im November 1902. Die of- 
fizielle Visite des Königs in Kiel und Hamburg im Sommer 1904 habe der 
Kaiser noch nicht erwidert. Er sei daher der Meinung, daß es «weder höf- 
lich noch politisch klug» wäre, den Gegenbesuch hinauszuschieben.’ Die 
Begegnungen Edwards VII. mit den Königen von Spanien und Italien, 
die im April 1907 zu «grotesken» und «verrückten» Angriffen gegen den 
britischen Monarchen in der deutschen Presse führten, stellten den 
Staatsbesuch des Kaisers jedoch wieder in Frage. Am 30. April teilte Har- 
dinge dem König mit: «Ich habe die Frage mit Sir E. Grey besprochen, 
ob es nicht möglich wäre, dem deutschen Botschafter etwas mitzuteilen, 
besagend, daß Euere Majestät sehr erpicht darauf wären, den Deutschen 
Kaiser zu einem Staatsbesuch im November nach Windsor einzuladen, 
aber daß Sie glauben, daß es sehr schwer sei, diesen Wunsch in die Tat 
umzusetzen und den Erfolg des Besuches sicherzustellen, sofern die 
deutsche Presse bei ihrer gegenwärtigen Haltung verbleibt und sofern 
der Gegensatz zu Frankreich in Marokko fortbesteht.»* Schließlich wur- 
de es Juni, ehe die formelle Einladung an den Kaiser ergehen konnte, und 
wieder war es der König, der das zögerliche Foreign Office dazu drängte. 
Als Hardinge Grey konsultierte, meinte dieser nicht gerade begeistert, 
«daß es, da es ja nun einmal geschehen müsse, besser bald geschehe, und 
weil November der Monat wäre, der dem König am bequemsten sei. Er 
stimmte zu, daß, wenn der Besuch des [Londoner] Bürgermeisters in 
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Deutschland [...] ohne Zwischenfälle verliefe, wohl der Moment gekom- 
men sei, die Einladung auszusprechen.»? 

Während der frühere Hofmarschall der Kaiserin Friedrich, Hugo Frei- 
herr von Reischach, der sich zum Pferdekauf in England aufgehalten hatte, 
mit dem Einladungsbrief des Königs nach Hamburg eilte, richtete der Bot- 
schafter Graf Metternich eine Reihe von Depeschen über die angebliche 
Entstehungsgeschichte der Einladung an das Auswärtige Amt, die die er- 
hoffte Wirkung des Staatsbesuchs wieder ernsthaft in Frage stellte. Metter- 
nich meldete nämlich, daß ausgerechnet der betont deutschfeindlich ge- 
sinnte Erste Seelord Admiral Sir John Fisher das Verdienst für sich in 
Anspruch nehme, den König zu der Einladung bestimmt zu haben. Fisher 
habe «an seinen Souverän die Frage gerichtet, ob jetzt nicht der richtige 
Zeitpunkt gekommen sei, an Seine Majestät den Kaiser eine Einladung zu 
richten, und als König Eduard dies lebhaft bejaht, habe Sir John Fisher den 
Wunsch ausgesprochen und erfüllt erhalten, im Falle der Annahme der 
Einladung zum persönlichen Dienst bei Seiner Majestät dem Kaiser kom- 
mandiert zu werden. Der Admiral hat augenscheinlich das Bestreben, sich 
von dem Verdacht antideutscher Politik zu reinigen», telegraphierte Met- 
ternich. «Sein Wunsch, Seine Majestät den Kaiser näher kennen zu lernen, 
ist alt, sein Bestreben, sich deutschfreundlich zu zeigen, neu.»'° Als Met- 
ternichs Depeschen dem Kaiser vorgelegt wurden, lösten sie einen Schrei 
der Entrüstung aus. Freiherr von Rücker-Jenisch, der Gesandte im kaiser- 
lichen Gefolge, meldete dem Auswärtigen Amt, «dass Allerhöchstderselbe 
über den Inhalt der Meldungen des Grafen Metternich ausserordentlich 
empört sei, weil aus ihnen klar hervorgehe, dass Admiral Sir John Fisher 
die Seele der Intriguen gegen Deutschland sei und er die Hauptschuld da- 
ran trage, wenn die Beziehungen zwischen Deutschland und England sich 
trotz vieler Versuche bisher nicht gebessert hätten. Jetzt, wo es Sir John 
Fisher passe, dürfe Er wieder nach England kommen; Seine Majestät seien 
geradezu der Spielball in den Händen des englischen Admirals, der sich in 
unqualifizierbarer Weise in den Vordergrund dränge. Seine Majestät der 
Kaiser teilen Euerer Exzellenz Ansicht, dass vor einem Besuch Seiner Ma- 
jestät in England König Eduard, sei es auf der Hin- oder Rückreise von 
Marienbad, Allerhöchstihn offiziell besuchen müsse.»'' 

In einem weiteren Telegramm forderte Metternich eine öffentlich er- 
kennbare deutsch-britische Annäherung, ehe der Kaiser die Einladung 
nach Windsor annehmen könne. Es sei «nicht günstig», warnte er, «wenn 
sich am englischen Hofe und in der englischen Regierung die Meinung 
einbürgert, daß der Deutsche Kaiser auf den ersten Ruf nach England eilt, 
sobald es hier in die politische Küche paßt. Der Argwohn, daß England 
eifrig an unserer Isolierung arbeitet, ist bei uns allgemein und wird durch 
das neue Mittelmeerabkommen frische Nahrung erhalten, [...] so daß ein 
Allerhöchster Besuch in England bei uns weder verstanden noch beruhi- 
gend wirken wird, wenn nicht in der Zwischenzeit ein Moment der Be- 
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ruhigung eintreten sollte.»'* Der Kaiser teilte die Auffassung des Reichs- 
kanzlers, daß von einer Ablehnung der Einladung «keine Rede» sein 
könne. Allerdings erwartete er ebenso wie Metternich ein öffentliches Si- 
gnal der deutsch-britischen Annäherung: «Es müsse unbedingt ein offi- 
zieller Besuch König Eduards in Berlin seinem Besuch in Windsor voraus- 
gehen. Denn König Eduard sei noch niemals offiziell in Berlin gewesen.» 
Wiederholt mußte Jenisch, wie er dem Auswärtigen Amt meldete, den 
Kaiser darauf hinweisen, «dass König Eduard im Jahre 1904 einen offiziel- 
len Besuch in Berlin habe machen wollen, dieser Besuch aber Seiner Ma- 
jestät damals nicht gepasst habe und König Eduard gebeten worden sei, 
statt dessen nach Kiel zu kommen. Seine Majestät bestritt dies, bis ich Ihm 
sagte, dass es aktenmässig feststehe. Ich habe damit vermeiden wollen, dass 
Seine Majestät Sich schon jetzt allzu sehr auf die Forderung eines eng- 
lischen Besuchs in Berlin versteift, der wohl sehr schwer durchzusetzen 
sein würde.»"3 

Da Edward - wenn auch unwillig - auf den Vorschlag einer Begegnung 
in Wilhelmshöhe einging,'* war die Verärgerung Wilhelms über die Rolle 
Fishers und den ausgebliebenen Berlinbesuch seines Onkels bald wieder 
verflogen. Während der Nordlandreise sprach er im Triumphgefühl mit 
hohen Marineoffizieren «fast eine halbe Stunde lang über englische Flotte 
und englische Verhältnisse. Die Einladung zu dem im November geplan- 
ten Besuch ist vom König ausgegangen, der durch Fisher dazu veranlaßt 
worden sein soll, und ist S.M. sehr überraschend gekommen. Er erklärte 
ihn sich damit, daß man in England die Reisen [des Königs] nach Spanien 
etc. als zu sehr gegen Deutschland gerichtet nicht gern gesehen hat und 
jetzt abblasen will. Bezeichnend war die Äußerung des Kaisers, man müs- 
se den Engländern deutlich und grob kommen, dann erreiche man am 
meisten.»" 

Außen- und innenpolitische Ereignisse warfen bis zuletzt einen Schat- 
ten auf den bevorstehenden Staatsbesuch. Die Nachricht, daß Sir John 
French, der Oberkommandierende der britischen Armee, zusammen mit 
dem französischen General de Lannes den Chef des russischen General- 
stabes Palytzin in St. Petersburg aufsuchen werden, rief bei Kaiser Wil- 
helm Alarm und Empörung hervor. Die «jetzige Zusammenkunft des Ge- 
neralissimus der Britischen Armee Sir J. French mit Gen[eral] de Lannes 
(Frankreich) bei Palytzin» sei ein sicheres Zeichen dafür, daß England 
seine antideutsche Politik fortsetze, schrieb er im Oktober 1907 voller 
Wut. «Die Einkreisungspolitik geht weiter ihren ruhigen unveränder- 
lichen Gang, trotz der Einladung nach Windsor, die nur eine Finte ist und 
bestimmt den Dummen beider Nationen Sand in die Augen zu streuen. 
French’s Sendung nach Petersburg 3 Wochen ehe ich nach London komme 
ist beispiellos,; umsomehr wenn man weiß daß seit 40- so Jahren kein deut- 
scher Heerführer offiziell je in Russland geduldet worden ist!»" 


3. Die rätselhafte Absage 629 


3. Die rätselhafte Absage 


Geradezu erschüttert war der Kaiser wie die gesamte Hofgesellschaft 
durch den sensationellen Beleidigungsprozeß seines Intimfreundes Kuno 
Moltke gegen Harden, der in der letzten Oktoberwoche vor dem Moabi- 
ter Schöffengericht verhandelt wurde und, wie wir sehen konnten, am 
29. Oktober 1907 mit dem Freispruch Hardens endete. Unter dem Ein- 
druck des Skandals entschied sich Wilhelm, eine Grippe vorschützend, 
den Besuch in Windsor plötzlich abzusagen. Am 3 1. Oktober abends tele- 
graphierte er vom Berliner Schloß aus, ohne den Reichskanzler auch nur 
zu informieren, seinem Onkel Edward die Absage und fragte an, ob der 
Kronprinz in Begleitung der Kaiserin als Vertretung willkommen wäre.'7 
Ungläubig drahtete der König zurück: «Dein Telegramm hat mich enorm 
bestürzt - denn es würde eine herbe Enttäuschung für uns alle, die Familie 
und das Britische Volk sein, wenn Du nicht nach England kämest. Bitte 
Dich, Deine Entscheidung zu überdenken, und vertraue darauf, daß es Dir 
nächste Woche viel besser gehe. Wir werden das Programm soweit Du 
willst einschränken.»"* Das Telegramm des Kaisers sandte er zusammen 
mit seiner Antwort an Knollys mit der Bitte, noch in der Nacht mit dem 
Premierminister, Grey, Hardinge und Metternich zu beraten, was zu tun 
sei. «Der Deutsche Kaiser hat mich in eine äußerst schwierige & unbillige 
Lage gebracht», klagte er. «Tatsache ist, daß nach den ganzen schreck- 
lichen Enthüllungen während des jüngsten Prozesses in Berlin - er sich 
nicht traut, den Tatsachen ins Auge zu sehen & ihm wahrscheinlich gesagt 
wurde, er würde einen schlechten Empfang in England haben. Ich sche 
nicht recht, wie sein Sohn ihn ersetzen könnte mit der Kaiserin. Es wäre zu 
offensichtlich, daß er sich im Augenblick davor fürchtet zu kommen. Na- 
türlich geht es ihm (unberufen) genauso gut wie mir. Es ist eine regelrechte 
«impasse. Sein Telegramm ist sehr unbillig- aber er wird nicht wissen, wie 
er mein Telegramm beantworten soll. [...] Ich kann nicht sagen, wie unan- 
genehm ich durch all das & seine Folgen überrascht bin. Niemand außer 
Grey & Hardinge soll diesen Brief lesen.»" 

Knollys, Grey und Hardinge hofften alle, daß der Kaiser doch noch 
dazu gebracht werden könnte, am ursprünglichen Reiseprogramm festzu- 
halten. In einem Telegramm an Botschafter Lascelles und in einer Unter- 
haltung mit Metternich machte der Außenminister geltend, «daß jetzt ein 
wohlwollender Empfang des Kaisers hier sichergestellt sei, jetzt mehr 
denn je, denn ihm werde Mitgefühl entgegengebracht wegen des Schmer- 
zes, den ihm die jüngsten Enthüllungen zugefügt haben müßten, und auch 
etwas Bewunderung über den Mut, mit der er sie aufdecken ließ.» Sollte 
ein Aufschub der Staatsvisite dennoch unvermeidbar sein, dann sollte es 
sich höchstens um ein paar Wochen handeln und das neue Datum um- 
gehend bekanntgegeben werden. Wenn aber eine Verschiebung des Kaiser- 
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besuchs wegen anderweitiger Pläne des Königs überhaupt nicht zu er- 
reichen sei, dann wäre nach Ansicht des Foreign Office der Besuch des 
Kronprinzen anstelle seines Vaters vom politischen Standpunkt aus ge- 
sehen doch die beste Lösung.” Hardinge meinte sogar, daß ein Englandbe- 
such des deutschen Kronprinzen längerfristige Vorteile nach sich ziehen 
könnte. «Der Kronprinz würde eine gewaltige Ovation erhalten, und ob- 
wohl man sagt, daß er diesem Land schon sehr freundlich gesonnen sei, 
würde ihn sein Besuch in dieser Haltung sicher bestärken, was ein Gewinn 
für uns für die Zukunft wäre. Aber natürlich wäre es unendlich besser, der 
Kaiser käme selbst.»”' 

Der Reichskanzler wußte nichts von der folgenschweren Entscheidung 
seines Souveräns, den seit vielen Monaten unter großen Schwierigkeiten 
vorbereiteten Staatsbesuch abzusagen. Erst am Nachmittag des ı. Novem- 
ber 1907 erhielt er ein langes, aufgeregtes Telegramm des Botschafters in 
London. Metternich berichtete: Der königliche Privatsekretär Lord Knol- 
lys habe ihm dargelegt, daß der König «sehr aufgebracht» und der Über- 
zeugung sei, «dass Seine Majestät nicht kommen wolle. [...] Der König be- 
fürchtet, [...] dass der Skandalprozess auf Seine Majestät den Kaiser einen 
so betrübenden Eindruck gemacht habe, dass AllerhöchstDerselbe eine 
Reise ins Ausland jetzt nicht unternehmen wollten. [...] Der König und 
Lord Knollys sind der Ansicht, dass das englische Volk die Absage nicht 
verstehen und dahinter Gründe einer weniger freundlichen Gesinnung 
Seiner Majestät des Kaisers gegen England vermuten würden. Lord Knol- 
lys, der [...] seit anderthalb Jahren eifrig für das Zustandekommen des Be- 
suches gewirkt hat, fürchtet, dass mit der definitiven Absage die glücklich 
angebahnte Verbesserung in den Beziehungen beider Länder wieder rück- 
gängig gemacht werden würde. [...] Ich bin Lord Knollys gegenüber for- 
mell auf dem Standpunkt geblieben, dass Erkrankung die Ursache der 
Absage sein dürfte», erklärte der Botschafter. «Ich teile indessen die Auf- 
fassung des Königs und Lord Knollys’, sollten andere Ursachen mitge- 
wirkt haben. Ich bitte Euere Durchlaucht in dieser ernsten Angelegenheit 
um Information, sei es persönlich für mich oder zur Besprechung mit Sei- 
ner Majestät dem König.»”” Zwei Stunden später erreichte Bülow ein wei- 
teres Telegramm Metternichs, daß der Außenminister Grey die Auffassun- 
gen des Königs und Knollys’ durchaus teile und die Absage bedauere.” 

Verwundert legte Bülow die beiden Depeschen des Botschafters seinem 
Souverän vor, der sie mit den merkwürdigsten Randbemerkungen bedeck- 
te. Wilhelm bestätigte darin Metternichs Meldung, daß er per Telegramm 
an den König den Staatsbesuch in England abgesagt habe. «Ich war gestern 
dergestalt elend», erklärte er, «hatte einen plötzlichen Ohnmachtsanfall, 
der mich auf die Erde gestreckt hätte, wenn ich nicht im Fallen eine Stuhl- 
lehne gefaßt hätte, die mich auf das Sopha warf; ich ward durch die zufällig 
hereinstürzende Kaiserin wieder zur Besinnung gebracht per Sect. Da ich 
mich sehr elend und schwach fühlte, so habe ich an H[is] Mf[ajesty] tele- 
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graphirt, ob mein Sohn mich in Begleitung I. M. vertreten, oder der Emp- 
fang auf nächsten Frühjahr verschoben werden könne. Die Antwort lau- 
tete, er hoffe ich werde in 8 Tagen soweit sein doch kommen zu können. 
Daraufhin fange ich seit heute an zu Reiten und auszufahren, und werde 
versuchen ins Theater und unter Menschen zu gehen um mich wenigstens 
etwas vorzubereiten und zu stärken, und an Menschen zu gewöhnen, da 
ich bisher nicht mal mit Meinen Hofstaaten gegessen habe. Ich habe einen 
vollkommenen Collapsus gehabt! Auch mit durch die schauerlichen seeli- 
schen Depressionen veranlaßt; ebenso wie durch einen gänzlichen Mangel 
an Sonnenbestrahlung meines Cörpers in diesem scheußlichen Regenjahr; 
der ich so sehr der Sonne bedarf; sodaß ich eventl. den Winter im Süden 
verbringen muß. Daher hielt ich es für meine Pflicht, H.M. sofort zu be- 
nachrichtigen. Ich werde Alles aufbieten um einigermaßen in Gang zu 
kommen, kann aber noch nicht bestimmt zusagen. [...] Ich werde Alles 
daransetzen durch Bewegung im Freien, Reiten etc. wieder zu Kräften zu 
kommen und erhoffe das Beste; aber der Stoß war ein harter und Influenza 
ist wohl mit im Spiel. Schleimabsonderung ist noch stark!» Die Behaup- 
tung, daß er wegen des Harden-Moltke-Prozesses nicht nach England 
reisen wolle, wies Wilhelm als «eine empörende Verdächtigung» zurück. 
«Das hat ja nichts direkt damit zu thun. Ich habe eben einen scharfen 
Bronchial Catarrh, mit Husten und Schnupfen, der durch Entkräftung 
zum Ohnmachtsanfall führte, was ich noch niemals gehabt! Die Könige 
sind doch blos Menschen und können doch auch mal krank sein!»* Erst 
am 4. November 1907 faßßte Kaiser Wilhelm den endgültigen Entschluß, 
die Reise nach England doch programmgemäß durchzuführen und danach 
noch drei Wochen auf der Isle of Wight zuzubringen, um seinen Katarrh 
auszukurieren.” 


4. Der Staatsbesuch in Windsor 


Nach all den vorangegangenen Schwierigkeiten wurde der Kaiserbesuch 
wenigstens nach außen hin zu einem glänzenden Erfolg. Staatssekretär 
Wilhelm von Schoen erinnerte sich an die überaus günstige Wirkung der 
Rede des Kaisers bei der Festtafel in Windsor, in der er mit großer Wärme 
von seinen Jugenderinnerungen und seiner Verehrung für die «große 
Königin» sprach.” Den Höhepunkt bildete der Umzug des Kaiserpaares 
durch London von Paddington Station zur Guildhall am 13. November, 
der sich als eine herzliche Massendemonstration deutsch-englischer 
Freundschaft gestaltete.”” Abends bei der Rückkehr nach Windsor Castle 
telegraphierte Wilhelm dem Reichskanzler beglückt: «Unser Besuch der 
City von schönstem Wetter begünstigt verlief höchst befriedigend. Un- 
endliche Menschenmassen bei musterhafter Ordnung in Straßen uns auf 
ganzer Fahrt enthusiastisch begrüßend. Empfang im Mansion House 
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feierlich und glänzend. Das uns dargebrachte Geschenk sehr kostbar, die 
Reden des Lord Mayor und meine mit großem Jubel aufgenommen.»”* 
Umgehend sprach Bülow seinen Glückwunsch aus und versicherte, daß 
«die Nachrichten über den unserem Kaiserpaar in England bereiteten 
schönen Empfang [...] hier im Lande allgemeine Befriedigung» hervorge- 
rufen hätten.”” Am nächsten Tag meldete Kaiser Wilhelm seinem Reichs- 
kanzler noch von den Maßnahmen, die die Londoner Polizei ergriffen hat- 
te, um Ausschreitungen während seines Umzugs durch die Stadt zu 
verhindern. «Englische Sozialisten hielten ein Meeting in Townhill [sic], 
von wo sie behufs Demonstration in die Strassen ziehen wollten. Polizei- 
meister liess sie bei Meeting ruhig gewähren, aber als sie ausziehen woll- 
ten, alle Ausgänge sperren. Sie konnten also nur Faust in Tasche machen. 
Deutsche und andere ausländische Sozialisten waren ebenfalls zu Zwecken 
störender Demonstrationen herübergekommen und hatten an einer Stra- 
ßenecke Aufstellung genommen. Englische Polizei hatte Detektivs unter 
sie gemischt, die beim leisesten Versuch der Störung die Knüttel gezogen 
haben würden. Die Sozialisten hielten sich wohlweislich mäuschenistill, so 
dass nicht der leiseste Misston vorkam.» Nicht zuletzt als Folge dieser 
Maßnahmen sei seine Rundfahrt durch die Straßen Londons ein eklatanter 
Erfolg gewesen. Der Polizeimeister von London habe dem König gemel- 
det, «dass seines Wissens noch keinem fremden Souverän ein so warmer 
Empfang bereitet worden [sei] wie gestern Mir», telegraphierte Wilhelm. 
Auch im Schloß Windsor sei «alle Welt [...] höchst befriedigt von schönem 
Verlauf des gestrigen Tages und den Reden, die heute in Presse sehr 
freundlichen Widerhall finden.» Am gestrigen Abend habe ein Sängerchor 
aus Wales das Lied Deutschland über Alles «in deutscher Sprache» ge- 
sungen, fügte der Kaiser jubelnd hinzu, «zum ersten Male in Windsor 
Castle».5° In der Tat konnte die Prinzessin Mary von Wales an die Ver- 
wandten in Deutschland berichten: «Hier verläuft bislang alles reibungs- 
los, beide Deutsche Majestäten von rosigem Aussehen, geben sich jedem 
gegenüber reizend und liebenswürdig, tatsächlich könnte es nicht besser 
gehen. Der Empfang in London war hervorragend, ein herrlicher Tag & 
Tausende Leute auf der ganzen Strecke von Paddington bis zur Guildhall. 
Wilhelms Rede beim Festessen war bezaubernd.»> 

Wesentlich reservierter fiel das Urteil Charles Hardinges aus, der nach 
der Übersiedlung des Kaisers nach Highcliffe Castle einen nachdenklichen 
Überblick über die Ereignisse der letzten Tage verfaßte. «Der Besuch des 
Deutschen Kaisers ist höchst erfolgreich verlaufen. Ich würde seinen 
Empfang durch die Massen in den Straßen als gut, aber nicht begeistert be- 
zeichnen, aber in der Guildhall hatte er einen guten, warmen Empfang. 
Leider wurde der Wert der friedlichen Versicherungen des Kaisers in den 
Augen der Öffentlichkeit etwas gemindert durch die fast gleichzeitige Ver- 
öffentlichung des deutschen Marineetats, der Stoff zum Nachdenken gibt. 
Ich beobachtete eine große Veränderung im Kaiser, verglichen mit dem, 
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wie er sich gab, als der König nach Wilhelmshöhe reiste - er hat offenbar 
unter der Besorgnis über die jüngsten Ereignisse in Berlin gelitten. Er war 
in einer sonderbaren Gemütsverfassung. Es wird Sie interessieren zu er- 
fahren, daß er zehn Tage vor seiner Abreise seine Verabredung hinschmiß 
und telegraphierte, er würde den Kronprinzen an seiner Stelle schicken. Er 
hatte offenbar Angst, den Tatsachen ins Auge zu schen — Metternich & 
Bülow wurde mitgeteilt, daß eine Absage in elfter Stunde einen sehr 
schlechten Eindruck machen würde und daß, was auch immer wir sagen 
oder tun würden, die Öffentlichkeit behaupten würde, er sei nicht gekom- 
men, weil er in die Skandale verwickelt & verängstigt sei. [...] In Windsor 
äußerten sich beide [Wilhelm II. und die Kaiserin] entzückt über ihren Be- 
such & die Herzlichkeit des Empfangs und soweit ich weiß, ist der Besuch 
ohne eine einzige Störung verlaufen.»>? 


5. Kaiserlicher Alleingang in der Bagdadbahnfrage 


Sogar im politischen Bereich wurde vorübergehend Einigkeit erzielt. So- 
wohl das Auswärtige Amt als auch das Foreign Office hatten die Punkte 
aufgelistet, die während des Staatsbesuchs eventuell verhandelt werden 
könnten. Die britischen Staatsmänner hatten die Bagdadbahn, das anglo- 
russische Abkommen über Persien sowie die Marokkofrage als mögliche 
Themen identifiziert, während das Auswärtige Amt Überlegungen über 
die Haager Abrüstungskonferenz, die Lage in Mazedonien, das britische 
Mittelmeerabkommen mit Spanien und Italien und den Aufstand in 
Deutsch-Südwestafrika anstellte.’? Bereits am ersten vollen Tag des Be- 
suchs führte der Kaiser ein weitreichendes Gespräch über einige dieser 
Fragen mit Grey und entwickelte dabei Ansichten, die mit den für ihn vor- 
bereiteten Notizen der Wilhelmstraße keineswegs im Einklang standen. 
Der Monarch habe sogleich die brenzlige Lage auf dem Balkan ange- 
schnitten, hielt der britische Außenminister fest. «Der Kaiser sprach mit 
Nachdruck über die Art, mit der sich die verschiedenen Nationen gegen- 
seitig behandelten. Er sagte, Italien habe immer schon ein Auge auf Alba- 
nien geworfen, das sein Gegenüber sei, und daß er ziemlich sicher sei, daß 
Österreich niemals irgendeinen Versuch Italiens zulassen würde, jenseits 
des Wassers Fuß zu fassen. Er [...] sagte, es sei die Absicht des Fürsten 
Ferdinand [von Bulgarien], sich selbst zum König des Balkan zu erheben, 
mit Konstantinopel als seiner Hauptstadt. Der Kaiser sagte, daß die türki- 
sche Regierung geeigneter sei zu herrschen als diese Nationalitäten. Sie sei, 
was die verschiedenen Religionen anginge, in einem Ausmaß tolerant, wie 
diese es nicht seien. Ich sagte ihm, ich fürchte, die türkische Regierung ma- 
che es dem Land unmöglich, sich zu entwickeln. Sie bezahle ihre Beamten 
und Offiziere nicht, und die Palastclique in Konstantinopel verhindere, 
gute Gouverneure zu ernennen.» Daraufhin sei Wilhelm II. auf die Bag- 
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dadbahn zu sprechen gekommen, berichtete Grey. «Der Kaiser sprach mit 
großer Anerkennung über die Eigenschaften der türkischen Bevölkerung. 
Er sagte, die Entwicklung des Landes, durch das die Anatolischen Bahnen 
führten, sei außerordentlich gewesen. [...] Als die letzte Verlängerung der 
Eisenbahn nach Süden gebaut wurde, seien die Leute Hunderte Meilen ge- 
reist, um sie zu schen, und hätten höchst begeistert ihren Dank für den 
Bau der Bahn ausgedrückt. Deutschland wünsche, diese Entwicklungs- 
arbeit fortzusetzen und die Bahnen weiterzubauen. [...] Es sei nötig, daß 
die Bewässerung Hand in Hand mit dem Fortschritt des Bahnbaus einher- 
gehe. Deutschland verfüge über Ingenieure, die für diese Aufgabe beson- 
ders geeignet seien, und die Auffassung des Kaisers sei, daß Deutschland in 
Mesopotamien das tun sollte, was wir in Ägypten getan haben, und wenn 
seine Meinung darüber gefragt werde, habe er immer gesagt, es sei voll- 
kommen richtig, daß deutsches Kapital dorthin ginge.»’* 

Erst zwei Tage später informierte der Kaiser den Reichskanzler von der 
Initiative, die er in dieser schwerwiegenden internationalen Angelegenheit 
ergriffen hatte. Grey sei von seinem Besuch und seinen Reden «vollständig 
umgewandelt», drahtete er hochbeglückt am 14. November 1907 nach 
Berlin. «Ich hatte mit ihm und Herrn Haldane Unterredung über Bagdad- 
bahn, in welcher ich alle hier bestehenden Vorurteile mit Erfolg widerleg- 
te. Ich glaube, dass Engländer jeden Widerstand aufgeben, wenn wir ihnen 
Aus-Mündung der Bahn am Persischen Meerbusen als ein Tor überlassen, 
dessen stete Offenlassung wir ausbedingen. Hierüber voraussichtlich mor- 
gen mehr.» 

Nachdem er während der Jagd auch mit dem König die Bagdadbahn 
erörtert hatte, entschied sich der Kaiser zu einer dramatischen Initiative. 
In einer Note, die er dem Kriegsminister Haldane übergab, schlug er vor, 
die Endstrecke der Bagdadbahn gemeinschaftlich zu bauen; der Endpunkt 
am Persischen Golf könne in britischer Hand sein, unter der Bedingung, 
daß «das Tor zu friedlichen Zwecken stets offen bleiben solle». In Über- 
einstimmung mit Edward VII. fanden intensive Beratungen zwischen 
Grey, Hardinge und Haldane einerseits?” und anschließend zwischen Wil- 
helm II., Haldane, Schoen und Metternich andererseits statt, die jedoch 
schließlich im Sande verliefen. Über seine Verhandlungen mit dem Kaiser 
und den deutschen Diplomaten, die am Abend des 14. November 1907 be- 
gannen und in den frühen Morgenstunden fortgesetzt wurden, diktierte 
Haldane am folgenden Tag: «Um 7 [abends] ging ich zum Kaiser. Ich fand 
ihn über die Möglichkeit eines Abkommens ganz begeistert, und er erklär- 
te eifrig, daß? Deutschland wegen der strategischen Frage des Tores keiner- 
lei Schwierigkeiten machen werde.» Darauf sagte Haldane, «es gebe da 
noch eine andere Seite, die Aufmerksamkeit erfordern werde. Das Verhält- 
nis, in dem wir zu Rußland und Frankreich stünden, sei jetzt so freund- 
schaftlich, daß wir unmöglich die Dinge besprechen könnten, ohne sie auf 
dem laufenden zu erhalten, und es sei wirklich unerläßlich, daß die Bespre- 
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chung a quatre statt a deux weitergeführt werde. Der Kaiser äußerte sich 
hierüber in ganz freundlichem Sinne, aber mit ziemlicher Heftigkeit. Er 
bemerkte, er wisse, daß Rußland gegen das ganze Projekt sei und sofort 
Schwierigkeiten bereiten würde. Er sei auch überzeugt, daß Frankreich 
unverzüglich dazu übergehen würde, weitere Anerkennungen in betreff 
Marokkos als Gegenleistung für das zu fordern, was man bezüglich der 
Bahn von ihm verlangen würde. Er sagte ferner, die Konzession sei wirk- 
lich eine deutsche Angelegenheit, und es sei für Deutschland sehr wohl an- 
gängig, die Sache offen mit einer Macht zu besprechen, mit der es auf solch 
gutem Fuß stehe wie mit England, aber das deutsche Volk werde sicher ge- 
gen pourparlers mit Frankreich und Rußland sein.» Immerhin versprach 
der Kaiser, sich den Vorschlag zu überlegen. Unmittelbar vor der Abend- 
tafel kam Schoen auf Haldane zu und erklärte, es habe ein Mißverständnis 
vorgelegen. Der Kaiser habe nicht gewußt, sagte er, daß Schoen, als er 
noch Botschafter in Petersburg war, die ganze Angelegenheit der Bagdad- 
bahn mit dem Außenminister Iswolsky besprochen hatte «und daß sie 
vollkommen einig seien und ein Abkommen abgeschlossen und unter- 
zeichnet haben würden, wenn Herr Iswolski nicht krank geworden wäre. 
Er setzte hinzu, der Kaiser sei der Ansicht, daß dies die ganze Natur der 
Schwierigkeiten ändere und die Sache sehr erleichtere, und der Kaiser 
wünsche mich nach der Theatervorstellung, die an jenem Abend dem Fest- 
mahl folgen sollte, in seinem Privatzimmer zu sprechen. Ich begab mich 
um ı Uhr morgens in das Privatzimmer des Kaisers, und die Unterredung 
dauerte bis 2. Herr von Schoen und Graf Metternich waren zugegen. Der 
Kaiser erklärte, er habe von Herrn Iswolskis Unterredungen mit Herrn 
von Schoen nichts gewußt und sei jetzt der Meinung, daß es mit Rußland 
nicht die geringste Schwierigkeit geben werde. Was Frankreich betreffe, 
sagte er, würde es ebenfalls keine Schwierigkeiten geben, weil er vernom- 
men habe, daß die Franzosen sich gern an dem Geschäft beteiligt hätten, es 
aber nicht tun würden, wenn nicht auch wir dazu bereit wären. Da die 
Dinge nun so günstig stünden, erwarte er keinerlei Schwierigkeiten.» Die 
vier Männer nahmen sodann das im Foreign Office ausgearbeitete Doku- 
ment durch, das Haldane dem Kaiser vor dem Diner überreicht hatte. 
«Der Kaiser erklärte, er verstehe vollkommen die Notwendigkeit unserer- 
seits, bei jedem Schritt mit dem vollen Wissen und Einverständnis der 
französischen und russischen Regierung vorzugehen; das sei in unserer 
Lage ganz berechtigt, und es stehe zudem im Einklang mit seinen Wün- 
schen. Graf Metternich hatte zu einem früheren Zeitpunkt in dieser vier- 
ten Unterredung bemerkt, seines Erachtens sei eine Konferenz der vier 
Mächte nicht wünschenswert. Das Projekt gehöre Deutschland und sollte 
nicht auf solche Weise angeschnitten werden. Aber ich hatte dargelegt, daß 
ich nicht glaubte, Sir Edward Grey meine mehr als dies: daß die Geschäfts- 
leute in Berlin zusammenkommen und genau erklären sollten, was jeder 
von ihnen wolle. Sie würden vielleicht das, was sie wollen, nicht bekom- 
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men. Der Kaiser wäre vielleicht nicht bereit, von seinen kommerziellen 
Rechten etwas abzutreten. Aber andererseits ließen sich die Schwierigkei- 
ten vielleicht verringern oder könnten sogar ganz verschwinden. Das Er- 
gebnis war, daß der Kaiser nach einer langen Besprechung, die bis 2 Uhr 
morgens dauerte, sagte, er stimme von Herzen der Aufzeichnung als 
Grundlage zu, von der aus vorzugehen wäre; wir seien «ganz einverstan- 
den, und was er gern möchte, sei, so rasch als möglich voranzukommen. 
Er sei jetzt voller Hoffnung, daß alle vier beteiligten Mächte ein gutes Ge- 
schäft machen würden, und er wolle Herrn von Schoen ersuchen, sich 
noch am selben Tag (den 15.) nach London zu begeben, um die Initiative 
zu ergreifen und einen Vorschlag zu machen, den, wie er es auffasse, 
Sir Edward Grey von Deutschland als ersten Schritt zu haben wünsche. 
Gegen den Schluß dieser Unterredung hatte sich Graf Metternichs kriti- 
sche Haltung so sehr gewandelt, daß er bemerkte, eine Besprechung in 
Berlin 4 quatre in dem nun klar gemachten Sinn sollte keine Schwierigkeit 
bieten, und es sei nicht nur berechtigt, sondern auch ganz natürlich, daß 
wir in eingehender Beratung mit Frankreich und Rußand voranzugehen 
wünschten.»>* 

Im Anschluß an diese nächtlichen Verhandlungen konnte Haldane dem 
König Edward die Zuversicht aussprechen, daß sich der Englandbesuch 
des Kaisers als «von weitreichender Bedeutung» erweisen würde. «Mr. 
Haldane erlaubt sich zu erwähnen, daß er die Ehre einer Audienz beim 
Deutschen Kaiser hatte, die bis 2 Uhr diesen Morgen dauerte, & daß alle 
Punkte, die während der Diskussion auftauchten, zufriedenstellend ge- 
klärt wurden. Mr. Haldane setzte den Kaiser von den Auffassungen Euerer 
Majestät in Kenntnis, und der Kaiser äußerte seine Ansicht, er könne die- 
sen in allen Punkten zustimmen.» Hardinge äußerte sich nicht weniger zu- 
frieden, als er am ı5. November an Knollys schrieb: «Während der letzten 
beiden Tage haben wir der Bagdadbahn einen großen Schubs vorwärts ge- 
geben. Ob eine Einigung erzielt werden kann, ist bis jetzt noch verfrüht zu 
sagen, aber der Kaiser & Schön haben beide unser Recht auf ein Tor, zu 
dem wir den Schlüssel halten müßten, d.h. ein Stück der Bahn, einge- 
räumt. Das ist ein großer Schritt vorwärts. [...] Wir sind hocherfreut über 
die Wendung, die die Angelegenheit genommen hat.»? Grey hatte gleich- 
falls den Eindruck, daß «der ganze Besuch des Kaisers [...] ein großer Er- 
folg und von jedem Gesichtspunkt aus vorteilhaft» gewesen sei. Vor allem 
habe Haldanes Gespräch mit dem Kaiser der Bagdadbahnfrage eine äu- 
ßerst günstige Wendung gegeben. Der Außenminister hatte allerdings 
den Verdacht, daß der Kaiser im Alleingang und ohne vorherige Abspra- 
che mit dem Reichskanzler verhandelt hatte.*' 

Daß dieser kaiserliche Vorstoß zu keinem Ergebnis führte, lag zum Teil 
an der fortdauernden Opposition Rußlands gegen den Bagdadbahnbau 
insgesamt,” und zum Teil an den Bedenken, die Bülow geltend machte. 
Schoen, der in Windsor die Initiative Wilhelms auch gegen den Rat Met- 
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ternichs unterstützt hatte, führte in seinen Memoiren rückblickend die 
schwerwiegenden Gründe an, die gegen Verhandlungen mit Rußland und 
Frankreich sprachen. «Wir würden uns am Verhandlungstisch allein drei- 
en nicht freundlich gesinnten und unter sich in Verbindung stehenden 
Mitspielern gegenüber gefunden haben. Auch erschien es nicht ratsam, 
Rußland und Frankreich von vornherein Anlaß zu der Meinung zu geben, 
daß wir ihrem nur schwach begründeten Interesse an der Sache das gleiche 
Gewicht beizumessen geneigt seien, wie demjenigen des weit stärker betei- 
ligten England. Es mochte auch fraglich erscheinen, ob dem Wunsche Sir 
Edward Greys nach Mitbeteiligung jener beiden Mächte lediglich der Ge- 
danke eines allgemeinen Ausgleiches zugrunde lag, oder ob er nicht auch 
von der Neigung bestimmt war, eine damals vorerst noch in unbestimmten 
Umrissen erkennbare neue Mächtegruppierung [...]in das Licht einer ge- 
wissen Anerkennung treten zu lassen. Die Sache kam daher nicht weiter in 
Fluß und versickerte allmählich.»* 


6. Der Kaiser in Highcliffe 


Während die Kaiserin mit ihrem Hofstaat nach Hause reiste, begann Kai- 
ser Wilhelm II. am 18. November 1907 einen dreiwöchigen Erholungsur- 
laub in Highcliffe Castle, dem Landsitz des Colonel Edward James Stuart 
Wortley an der englischen Südküste gegenüber der Isle of Wight. Bekannt- 
lich fanden dort jene Gespräche statt, die ein Jahr später als Weltsensation 
im Daily Telegraph veröffentlicht wurden und den Kaiser beinahe den 
Thron kosteten.* 

Vor der Ankunft des Kaisers in England glaubten sowohl Graf Metter- 
nich als auch der Botschaftssekretär Wilhelm von Stumm, vor übertriebe- 
nen Erwartungen warnen zu müssen. In einem Grundsatzbrief an den 
Reichskanzler vom 7. November 1907 verteidigte Metternich die bewußte 
Zurückhaltung, die er bei der Abfassung der Kaiserreden geübt hatte, und 
warnte zugleich prophetisch vor den Folgen, die eine übertriebene Her- 
vorhebung der Blutsverwandtschaft zwischen den königlichen Familien 
und den beiden Nationen zeitigen könnte. Gewiß werde der Empfang des 
deutschen Souveräns in England ein herzlicher sein, aber eine politische 
Annäherung zwischen Deutschland und England werde es nicht geben 
können. «Man wünscht hier keine Reibung, keine Spannung. Man 
wünscht in Frieden mit Deutschland zu leben. Man wünscht aber keine 
innere politische Annäherung. Diese wird für Frankreich aufgespart, und 
etwa auch noch für andere, wenn sie zu haben sind, aber nicht für uns. 
Denn man fürchtet uns und unsere Absichten und man erblickt in uns den 
möglichen künftigen Feind, nicht der Handels- sondern der Flottenrivali- 
tät. Deshalb will man sich hier nicht der Gefahr aussetzen, durch eine zu 
stark prononzierte Annäherung an Deutschland den Argwohn der Fran- 
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Abb.23 Der Kaiser und Gefolge mit dem Gastgeber Oberst Stuart Wortley 
(links von Wilhelm) in Highcliffe, November 1907 


zosen zu erwecken und damit ihre Freundschaft auf die Probe zu stellen.» 
Aus diesem Grunde sei es geboten, in den Reden und Ansprachen des Kai- 
sers von einer «Betonung der Bluts- und Stammesverwandschaft» abzu- 
sehen, riet der Botschafter. Derartige Worte würden «von dem offiziellen 
England mit verlegenem Schweigen übergangen, von manchen anderen 
Elementen aber bei Gelegenheit [...] mit wenig wohlwollender Kritik be- 
dacht werden. Ob bei uns zu Lande die Stimmung für eine Betonung der 
Stammesverwandtschaft mit England durch Seine Majestät den Kaiser reif 
ist, müssen diejenigen am besten beurteilen, die zu Hause leben. Ich be- 
zweifle es.» In diesem Sinne werde er dem Kaiser bei der Ankunft in Eng- 
land Vortrag halten, fügte der Botschafter ahnungsvoll hinzu.* 

Ähnlich stellte Stumm nach der Übersiedlung des Kaisers nach 
Highcliffe fest, daß die Begeisterung der Menschenmassen in den Straßen 
Londons nicht als Symptom einer politischen Annäherung gewertet wer- 
den könne, zu tiefgehend seien dafür die außen- und rüstungspolitischen 
Gegensätze zwischen den beiden Mächten. Zwar sei man berechtigt, den 
Besuch des Herrscherpaares als ein in jeder Hinsicht gelungenes Ereignis 
anzuschen, aber es wäre verfehlt, sich Illusionen hinsichtlich einer Beseiti- 
gung der deutsch-englischen Spannungen der letzten Jahre hinzugeben. 
«Einem höheren Wärmegrade in den deutsch-englischen Beziehungen 
werden bis auf weiteres zwei Faktoren stets im Wege stehen: die Rücksicht 
auf Frankreich und der Ausbau der deutschen Flotte.» Das soeben be- 
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kannt gewordene deutsche Marineprogramm habe in London «wieder 
starke Beunruhigung hervorgerufen». Selbst die überzeugtesten Vertreter 
einer deutschfreundlichen Politik stünden auf dem Standpunkt, daß für je- 
des neue deutsche Schiff zwei englische gebaut werden müßten. Stumm 
sprach allerdings die Hoffnung aus, daß man sich in England mit der Zeit 
an den Gedanken gewöhnen werde, «dass Deutschland eine starke Flotte 
besitzt» und daß sich allmählich auch in Deutschland die Erkenntnis 
durchsetzen werde, «dass die englische Flotte der deutschen stets über- 
legen sein wird». Er sagte voraus, daß dann «auch die französische 
Freundschaft in den Augen der englischen Staatsmänner an Wert verlie- 
ren» und es somit möglich werden würde, «die englisch-deutschen Bezie- 
hungen über den Stand korrekter Höflichkeit hinauszubringen, der sie ge- 
genwärtig kennzeichnet.»* 

Obwohl Kaiser Wilhelm den zur Zurückhaltung mahnenden Bericht 
Stumms mit zustimmenden Randvermerken versah - das sei alles «richtig» 
und «das wissen wir schon lange» -, setzte er seine Versuche fort, die 
Engländer von seiner lauteren Gesinnung und der Erforderlichkeit eines 
deutsch-britischen Bündnisses zu überzeugen. Am ı1.Dezember 1907 
nahm der Kaiser in Highcliffe seinen britischen Gastgeber Colonel Stuart 
Wortley in der Schloßbibliothek zur Seite und vertraute ihm an: «Wenn 
die Geschichte geschrieben wird, wird sich zeigen, wie sehr die britische 
Öffentlichkeit mich verkannt hat. Zu Beginn des Burenkrieges, als alles 
schlecht für euch lief, schrieb mir die Queen einen Brief, wie besorgt sie 
über die Lage der Dinge sei. Obwohl nahezu mein gesamtes Volk zugun- 
sten der Buren eingestellt war, aufgrund eines rein gefühlsbetonten Stand- 
punkts (ein Bibel lesendes, protestantisches Volk unterdrückt, von einer 
großen Nation gleichen Bekenntnisses), wußte ich, daß die Mehrheit der 
Buren nicht die Bibel liest, und erkannte, im Hinblick auf die Zukunft 
meiner eigenen Kolonien, die herausragende Bedeutung des vollständigen 
Sieges des Mutterlandes. Ich bin sofort mit meinem Generalstab an die Ar- 
beit gegangen und nach Erwägung der Lage, wie sie sich darstellte, emp- 
fahl ich eine bestimmte Ausrichtung des militärischen Vorgehens. Queen 
Victoria bedankte sich herzlichst. Ich will nicht behaupten, es war infolge 
meines Rates, aber die Strategie, der Lord Roberts nach seinem Eintreffen 
in Südafrika folgte, war genau die, die ich empfohlen hatte. Als zwei deut- 
sche Schiffe nahe der Delagoa Bay aufgebracht wurden, weil sie Kriegs- 
konterbande beförderten, d.h. Gewehre, Geschütze und Munition, tele- 
graphierte ich sofort nach Hamburg, daß ich absolut bestimmte Nachricht 
benötige, ob irgendein deutsches Schiff den Hafen mit derartiger Ladung 
verlassen habe, und daß ich kein solches Schmuggeln erlauben würde. Ich 
erhielt die Antwort, es sei vollkommen unwahr. Als man diese Schiffe un- 
tersuchte, fand man sie leer vor. [...] Früh im Jahre 1900 traten die franzö- 
sische und russische Regierung an meine Regierung heran, mit der Bitte 
um meine Unterstützung, wenn sie zugunsten der Buren gegen euch inter- 


640 Der Kaiserbesuch in Windsor und Highchffe 


venierten. Meine Regierung war äußerst versucht; aber ich habe absolut 
verweigert so zu handeln und damit England aus einer äußerst gefähr- 
lichen Lage gerettet. [...] Und noch dazu schleudert ihr mir die <entente 
cordiale ins Gesicht. [...] Das französische Volk wird euch heute küssen, 
aber morgen gegen euch sein: Man darf ihm nicht trauen. Ich habe Kolo- 
nien, bei denen es Jahre dauern wird, sie zu entwickeln und bis sie ihre 
Kosten tragen, aber schließlich werden sie sich rentieren. So ist es auch mit 
euch, die Welt ist groß genug für uns beide. Wir sollten zusammenarbei- 
ten. Vertrauen Sie nicht auf Frankreich: ein fauliges Schilfrohr.» Wil- 
helm II. erinnerte Stuart Wortley sodann daran, daß er sich geweigert 
habe, den südafrikanischen Agitator Willem Leyds in Berlin zu empfan- 
gen, wofür er in der deutschen Presse «scharf getadelt» worden sei. Er gab 
ferner vor, seine Agenten in Ägypten stets angewiesen zu haben, sich für 
die dortigen britischen Interessen und gegen die zahlreichen französischen 
Machenschaften einzusetzen. 

Am folgenden Tag setzte der Kaiser dem britischen Obersten auseinan- 
der, weshalb er Bismarck habe entlassen müssen: Der Kanzler habe die 
Sozialisten durch Truppen niederschießen lassen wollen, während er den 
Standpunkt vertreten habe, daß er «als Herrscher einer großen Nation» 
allein dem Allmächtigen verantwortlich sei und «daß ich gegenüber dem 
Allmächtigen niemals die Schuld auf mich nehmen würde, mein Volk nie- 
derzuschießen». Stuart Wortley fragte ihn daraufhin, ob er 1904 die Nie- 
derlagen der russischen Armee durch die Japaner vorhergesehen habe. 
«Nein, überhaupt nicht», antwortete der Kaiser. «Genau genommen hat- 
ten mir meine Vertreter berichtet, daß die russische Armee in jeglicher 
Hinsicht in bester Verfassung wäre. Nur ein einziger Mann, ein englischer 
Professor an einem japanischen College in Tokio, kam zu mir nach Berlin 
und sagte mir, die Russen würden keine einzige Schlacht gewinnen. Ich 
habe ihn fast höhnisch ausgelacht. Kurz nach Ausbruch des Krieges war 
ich mit mehreren Mitgliedern meines Hauptquartiers in der Oper. Nach 
dem ersten Akt traf ein Telegramm meiner militärischen Vertreter in 
Korea ein, daß die Japaner den Übergang über den Yalu erzwungen hätten. 
Ich reichte das Telegramm an meinen Generalstabschef, der meinte, es 
müsse falsch sein, weil es unmöglich sei: Die Blüte der russischen Armee 
befinde sich am Yalu. Nach dem zweiten Akt wurde mir ein weiteres Tele- 
gramm ausgehändigt, das mir die genauen Details der Schlacht mitteilte - 
die Zahl der Getöteten und der eroberten Geschütze - und das besagte, 
der japanische Erfolg sei auf das mörderische Feuer ihrer jüngst erworbe- 
nen Kruppschen Feldkanonen zurückzuführen. Danach erlebte ich keine 
weiteren Überraschungen, denn meine Vertreter berichteten mir über den 
kläglichen Zustand der russischen Armee. Der kommandierende General 
des Fernmeldewesens brachte eine große Anzahl Prostituierter für die ver- 
schiedenen Depots entlang der Front heran und steckte 60 % ihres «Ver- 
dienstes in die eigene Tasche.» Der Kaiser hielt es für eine «Schande», daß 
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die russischen Großfürsten im Krieg gegen Japan nicht an die Front ge- 
gangen seien.* 

In einem weiteren Gespräch mit Stuart Wortley stellte Kaiser Wilhelm 
die absurde Behauptung auf, daß er die deutsche Schlachtflotte nicht gegen 
England, sondern gegen die Japaner zum Schutze der weißen Rasse aufge- 
baut habe. Bezugnehmend auf die wachsenden Spannungen zwischen den 
Vereinigten Staaten und Japan erklärte er: «Ich habe die Bedrohung durch 
die Gelbe Gefahr vor zwanzig Jahren vorausgesehen, und daher baute ich 
meine Flotte - nur um bereit zu sein zu helfen. [...] Wenn es zum Kriege 
zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und Japan käme, wärt ihr 
[Engländer] in einer sehr mißlichen Lage. Ihr könntet niemals an der Seite 
Japans gegen Amerika handeln, ein Volk vom eigenen Fleisch und Blut. 
Eure Position wäre eine äußerst schwierige, denn entlang der gesamten 
amerikanischen Westküste - sogar bis Vancouver, das kanadisch ist - 
herrscht Mißstimmung über den Wettbewerb gelber gegen weiße Arbeits- 
kräfte. Ihr wärt verpflichtet, euren kanadischen Untertanen zu helfen, und 
trotzdem habt ihr ein Bündnis mit Japan.» Das japanische Bündnis sei für 
England «eine sehr gefährliche Politik, die ihr bedauern werdet. Aber, so 
sehr ich auch mißverstanden werde, ich habe meine Flotte gebaut, um euch 
zu helfen». Er beendete seine Faselei mit der Behauptung, daß die britische 
Armee vollkommen korrupt sei und daß Admiral Sir John Fisher «ein 
höchst gefährlicher und überschätzter Mann» sei, der die Royal Navy 
durch käufliche subalterne Männer leite.® Diese sensationellen Mitteilun- 
gen seines erhabenen Gastes hielt Stuart Wortley taufrisch in Briefen an 
seine Frau fest, deren Bruder der angesehene Diplomat Sir Rennell Rodd 
war.° Die Aufzeichnungen des Obersten über die Äußerungen des Kaisers 
in Highcliffe sowie über weitere Auslassungen, die der Monarch ihm ge- 
genüber im September 1908 von sich gab, bildeten dann auch die Grund- 
lage jenes «Interviews» im Daily Telegraph, das zu dem Entrüstungssturm 
vom November 1908 führte. Doch auch schon ein Jahr vor jener bekann- 
ten Staatskrise sorgte ein «Zeitungsinterview» Kaiser Wilhelms II. für 
Alarm. 


7. Ein erstes peinliches Kaiserinterview 


Während Wilhelm II. dem Obersten Stuart Wortley in Highcliffe weiszu- 
machen versuchte, daß er der eigentliche Schöpfer des englischen Sieges im 
Burenkrieg gewesen sei und seine Schlachtflotte nur aufbaue, um dem bri- 
tischen Weltreich schützend vor der gelben Gefahr beizustehen, erschien 
in der in Manchester verlegten Regionalzeitung Daily Dispatch ein angeb- 
liches Interview eines «hohen Diplomaten» mit dem deutschen Souverän, 
das in London und Windsor Verwunderung und Kopfschütteln hervor- 
rief." Nach dem Vorabdruck des Gesprächsprotokolls, der am 4. Dezem- 
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ber 1907 in der einflußreichen Londoner Times erschien, habe der Kaiser 
die starke deutsche Flotte als unerläßlich für die künftige Entwicklung sei- 
nes Landes hingestellt. «Wir sind gezwungen, neue Märkte für den Export 
unserer Industrie zu sichern. Da diese Länder in den meisten Fällen von 
halbzivilisierten Völkern bewohnt werden, müssen wir ihnen unsere Stär- 
ke demonstrieren. Einige zusätzliche Soldaten würden Millionen für unse- 
ren Handel einbringen, da wir dann viel bessere Bedingungen für unsere 
Handelsverträge erhielten als jetzt. [...] Schließlich benötigen wir unsere 
Kolonien für unsere zunehmende Bevölkerung, wenn wir nicht Millionen 
unserer eigenen Leute verlieren wollen. Es gibt in Europa keine Länder, 
die wir erobern könnten, ohne uns damit selbst zu schaden. Beginnen wir 
ım Norden. Die skandinavischen Länder sind sehr schön, aber sie sind 
sehr arm; daher sind sie für uns nicht erstrebenswert. Natürlich lebt noch 
viel der alten germanischen Stärke und Zähigkeit in der Bevölkerung; aber 
das würde ihre politische und nationale Assimilation schwieriger machen. 
Hollands Bevölkerung zeigt die gleiche Hartnäckigkeit des National- 
charakters. Sogar noch mehr ist das der Fall bei Belgien. Die Schweiz? Sie 
dient als der beste Pufferstaat, den wir uns wünschen können. Man könnte 
über die Schweiz sagen, daß, wenn es sie nicht gäbe, wir sie erfinden 
müßten. Rußland? Es ist zwar richtig, daß die baltischen Provinzen einst 
deutsch waren; aber sie sind nicht mehr deutsch! Die Russifizierung dieser 
Provinzen schreitet täglich fort, und wir würden einen Fehler machen zu 
glauben, wir würden dort mit offenen Armen empfangen werden. Außer- 
dem würden die baltischen Provinzen, selbst wenn wir sie erobern könn- 
ten, eine Quelle ständiger Schwierigkeiten für uns werden. Die Ausdeh- 
nung unserer Ostgrenzen würde unsere strategische Lage gegenüber jetzt 
verschlechtern. Unsere Position gegenüber Rußland würde unhaltbar. 
Und das wäre noch nicht das Schlimmste. Wir würden Rußland zu unse- 
rem andauernden und unversöhnlichen Feind machen. Wir müßten Krieg 
gegen Rußland führen, das wahrscheinlich die gleiche militärische Taktik 
verfolgen würde wie gegen Napoleon im Krieg von 1812. Nein! Wir soll- 
ten niemals an eine solche Eroberung denken! Wir brauchen Rußland, und 
Rußland braucht uns.» Auffallend war bei diesem kaiserlichen tour 
d’horizon die völlige Übergehung Frankreichs. Als das Gespräch auf die 
deutsch-britischen Beziehungen kam, sei der Kaiser «sehr lebhaft» gewor- 
den, hieß es in dem Zeitungsbericht. «Ich bin froh zu sehen, daß die Strei- 
tigkeiten in der Presse der beiden Länder aufgehört haben», habe er ausge- 
rufen. «Wir wollen England nichts wegnehmen; und England kann uns 
nichts wegnehmen oder nicht einmal wünschen, uns etwas wegzunehmen. 
England und Deutschland haben daher jeden Grund, zusammenzuhalten 
und sich gegenseitig zu unterstützen, soweit nicht vitale Interessen der 
beiden Länder die Regierungen zur Auseinandersetzung zwingen. Welche 
Schwierigkeit könnten zwischen England und Deutschland auftauchen, 
die nicht in freundschaftlicher und einvernehmlicher Weise bereinigt wer- 
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den könnten? Neben unserer Verwandtschaft zu England haben wir volles 
Interesse, England stark und mächtig zu sehen. Wir selbst würden jede 
Schwächung Englands bald empfinden. Ein deutscher Staatsmann, der ge- 
gen England in den Krieg ziehen würde, um vielleicht eine kleine Kolonie 
Großbritanniens zu bekommen - und das ist alles, was wir selbst im Fall 
eines siegreichen Krieges erwarten können -, würde es nicht verdienen, am 
Ruder des Reiches zu stehen. Nein, nein», habe der Kaiser erklärt, «wir 
wollen nichts dergleichen; alles was wir wollen, ist Frieden und wieder 
Frieden, um unseren Handel, unsere Industrie und unsere nationale Kul- 
tur zu entwickeln.»* 

Die deutsche Botschaft dementierte die Zeitungsberichte umgehend, 
doch der Redakteur der Daily Dispatch beharrte entschieden auf der Au- 
thentizität der kaiserlichen Äußerungen, die er dokumentarisch nachwei- 
sen könne. Die Gesprächsaufzeichnung, so erklärte er, sei ursprünglich 
vor etwa vierzehn Tagen in seine Hände gelangt. Die Bedeutung des Do- 
kuments erkennend, habe er den Text an Graf Metternich nach Highcliffe 
Castle gesandt mit der Bitte, ihn dem Kaiser zur Verifikation vorzulegen. 
Einige Tage später sei der Londoner Korrespondent seines Blattes telegra- 
phisch zur deutschen Botschaft gebeten worden, wo ihm mitgeteilt wurde, 
der Text enthalte doch einige phantasiereiche Stellen, beispielsweise dieje- 
nige über die Einmischung des Papstes in die europäische Politik oder die- 
jenige über die Interessen Deutschlands in Südamerika, und solle deshalb 
wohl besser unveröffentlicht bleiben. Man einigte sich jedoch unter Weg- 
lassung dieser Stellen auf eine revidierte Fassung, die der Korrespondent 
wieder zur Autorisierung bei der Botschaft einreichte. Abermals wurde 
der Journalist per Telegramm zur Botschaft bestellt, wo ihm der Bot- 
schaftssekretär von Stumm einen Brief des Botschafters aus Highcliffe 
vorlas, der bestätigte, daß sich der Kaiser zwar nicht direkt an das Ge- 
spräch erinnern könne, daß jedoch «die berichteten Anschauungen sicher- 
lich vom Kaiser geteilt würden». Der Korrespondent erhielt daraufhin die 
ausdrückliche Erlaubnis, den Text, der ihm mit einigen handschriftlichen 
Korrekturen Metternichs zurückgegeben wurde, als den Ansichten Kaiser 
Wilhelms II. entsprechend zu veröffentlichen. Als Nachweis für die Rich- 
tigkeit dieser Entstehungsgeschichte führte der Redakteur wörtlich die 
handschriftlichen Korrekturen an, die Metternich vorgenommen hatte. 
Schlagfertig stellte der Redakteur die Frage, weshalb der Botschafter ein 
derart penibles Redigieren vorgenommen haben sollte, wenn es sich bei 
dem eingeschickten Text, wie die Botschaft jetzt behaupte, um eine «pure 
Erfindung» gehandelt hätte. In einem zweiten Dementi mußte Stumm in 
der Times vom 6. Dezember 1907 einräumen, daß der veröffentlichte Text, 
wenn nicht wortwörtlich, so doch sinngemäß den Ansichten Kaiser Wil- 
helms entsprochen habe.’> 

Diese peinlichen Vorgänge, über die die Times und die internationale 
Agentur Reuters Bericht erstatteten, wurden natürlich in London bis auf 
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die höchste Ebene genau verfolgt. Bereits beim Erscheinen des ersten Ti- 
mes-Artikels am 4. Dezember schrieb Sir Charles Hardinge, die entsetzte 
Reaktion deutschnationaler Kreise auf derartige Kaiserinterviews voraus- 
ahnend, an Lord Knollys: «Haben Sie die merkwürdige Darlegung des 
Kaisers gegenüber dem Reporter einer Zeitung aus Birmingham [sic!] ge- 
sehen? Sie ist wirklich zu merkwürdig. Ich weiß nicht, was seine eigenen 
Alldeutschen dazu sagen werden.»’* Anfangs glaubten Hardinge und 
Grey den Beteuerungen Metternichs, daß das ganze angebliche Interview 
apokryph gewesen sei,’ fanden dann aber die Rechtfertigung des Redak- 
teurs völlig überzeugend. An Knollys schrieb Hardinge am 6. Dezember: 
«Es gibt absolut keinen Zweifel an der Wahrheit des Berichtes des Man- 
chester Despatch, und die deutsche Botschaft hat einen großen Fehler ge- 
macht, ein derartiges «Dementp zu veröffentlichen. Stumm, der Erste 
Sekretär, der ein sehr ehrlicher, freimütiger Mann ist, hat offenbar die 
Wahrheit gesagt, als er äußerte, der Artikel entspreche den Auffassungen 
des Kaisers. Die durchgeführten Verbesserungen sind ziemlich aussage- 
kräftig. Ich höre aus privater Quelle, daß der Diplomat, mit dem die Un- 
terhaltung angeblich stattgefunden hat, kein Engländer, sondern Deut- 
scher war, und daß die Gesichtspunkte, die der Kaiser angeführt hat, die 
Argumente waren, die S.M. im Gespräch mit Engländern über englisch- 
deutsche Beziehungen vorbringen sollte! Ich höre weiterhin, daß der Re- 
dakteur des Despatch letzte Nacht einen geharnischten Brief an Metter- 
nich geschrieben hat mit der Warnung, daß er das gestrige Dementi, das 
eine schamlose Lüge sei, nicht tatenlos hinnehmen werde etc. ... Man 
glaubt, dieser Brief habe der deutschen Botschaft das heutige, veränderte 
Dementi abgezwungen, mit dem der Redakteur, wie man hört, nicht ge- 
neigt ist, sich zufriedenzugeben. Die Sache ist ziemlich amüsant und 
belegt, was für Stümper die Deutschen sind.»’° 

Bei dem am 4. Dezember 1907 publizierten «Interview» Wilhelms I. 
mit einem «Diplomaten von europäischem Rang» handelte es sich also 
nicht um «Entgleisungen» des angeblich zu impulsiven Äußerungen nei- 
genden Monarchen, sondern um eine gezielte Aktion, an der die Wilhelm- 
straße und die deutsche Botschaft in London intensiv beteiligt waren, um 
die britische Öffentlichkeit über die eigentlichen Absichten hinters Licht 
zu führen und vor allem um Zeit für den Aufbau der Schlachtflotte zu ge- 
winnen. Daß die Darbietung in England, Frankreich, den Niederlanden 
und Skandinavien ihr Ziel verfehlte und in diesen Ländern wieder Furcht 
vor Invasionsabsichten hervorrief, hinderte Wilhelm und Bülow bekannt- 
lich nicht daran, einige Monate später den Versuch in größerem Stil durch 
ein «Interview» des Kaisers mit Stuart Wortley im Daily Telegraph zu wie- 
derholen.’” In ihrem Glauben an die Wirksamkeit fintenreicher Kaiser- 
interviews wurden sie durch den positiven Widerhall bestärkt, den das im 
Daily Dispatch veröffentlichte Interview in der amerikanischen Presse 
fand. Ende Dezember 1907 berichtete Speck von Sternburg aus Washing- 
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ton von einem überaus erfreulichen Leitartikel in der New York Tribune 
mit dem Titel «Friede, Friede und wieder Friede». Das Blatt habe festge- 
stellt, meldete der Botschafter: «Irotzdem Seine Majestät unter allen Herr- 
schern der Welt in hervorstechender Weise als <War Lord» bekannt sei, und 
man ursprünglich vielfach geglaubt habe, daß unter Allerhöchstseiner Re- 
gierung Deutschland und Europa bald in Krieg verwickelt sein würden, so 
sei doch während der letzten 191% Jahre gerade das Gegenteil eingetreten. 
Deutschland könne als die friedliebendste aller europäischen Großmächte 
betrachtet werden. Fast alle anderen Länder Europas hätten während jener 
Zeit Kriege durchgefochten oder sich mit dem Gedanken daran mehr be- 
schäftigt als Deutschland. Deshalb deckten sich die Kaiserlichen Auslas- 
sungen mit den Tatsachen und seien als aufrichtig gemeint zu nehmen. 
Ebenso wahr seien die von Seiner Majestät gegebenen Gründe für diese 
Politik; es gebe kein Land in Europa, das Deutschland erobern könne, 
ohne sich selbst in Gefahr zu bringen. Es liege im Interesse Deutschlands, 
Rußlands Integrität und Freundschaft zu erhalten, ebenso wie die Wohl- 
fahrt und die Macht Englands. Frankreich sei nicht erwähnt, weil es un- 
möglich gewesen sein würde, etwas darüber zu sagen, ohne in Gefahr zu 
geraten, mißverstanden zu werden. Aber es sei klar, daß Deutschlands 
eigenes Interesse ebenso stark auf Frieden mit Frankreich wie mit irgend 
einer anderen Macht hinweise. Die Kaiserlichen Gründe für Frieden seien 
auf alle Länder anwendbar. Die Eroberung selbst eines der kleinsten Län- 
der würde andere in Mitleidenschaft ziehen und fast unvermeidlich zu ge- 
fährlichen Verwickelungen für den Sieger führen.» Diese Auslassungen 
der New York Tribune seien «besonders erwünscht», stellte Sternburg fest, 
«weil sie den wiederholten aus englischen und französischen Quellen 
stammenden Angriffen verschiedener Blätter auf Deutschlands angebliche 
Eroberungspolitik gegenüber Holland entgegentreten.» Kaiser Wilhelm 
begrüßte den Bericht Sternburgs und verfügte, Abschriften sollten umge- 
hend an die Botschaften in London, Paris, St. Petersburg und den Haag 
geschickt werden. Übereifrig leitete das Auswärtige Amt den so erfreu- 
lichen Bericht aus Washington an alle übrigen 33 Gesandtschaften weiter.’* 


8. Britische Einschätzungen der «deutschen Gefahr» 


Weit entfernt, die Friedens- und Freundschaftsbeteuerungen Kaiser Wil- 
helms für bare Münze zu nehmen, schrieben sowohl der Königliche Hof 
von Windsor als auch die Staatsmänner in der Downing Street dem Kaiser- 
reich atemberaubende Ambitionen zu. Quasi als Vorbereitung auf den Be- 
such des Kaisers übergab König Edward VII. im September 1907 dem ihm 
vertrauten Publizisten Donald Mackenzie Wallace das Buch Germany’s 
Swelled Head - Deutschlands geschwollener Kopf - des ungarischen Ge- 
lehrten Emil Reich, das er gerade gelesen hatte; Wallace möge ihm sein Ur- 
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teil über die alarmierenden Behauptungen des Verfassers zukommen las- 
sen. In einer ersten Stellungnahme erkannte Wallace den Wert des Buches 
durchaus an: Es enthalte Tatsachen, die den Engländern oft entgingen und 
die «disastrous consequences for the British Empire» zeitigen könnten. 
Zwar habe der Autor die Gefahr, die von den Alldeutschen ausgehe, wohl 
etwas übertrieben, meinte Wallace, denn die große Mehrheit der deutschen 
Bevölkerung sei vernünftig und friedfertig. Gefahr drohe daher weniger 
vom Volke als von oben, und zwar in erster Linie von Wilhelm II. «Die 
Gefahren der ungestümen alldeutschen Ideen» liege Wallace zufolge «in 
der Möglichkeit, vom Kaiser ernsthaft aufgenommen zu werden. Daß er 
ihnen eine gewisse Sympathie entgegenbringt, ist unbestreitbar. [...] Aber 
es ist zu beachten, daß er in Worten viel unbesonnener ist als in Taten. [...] 
Es besteht kein Zweifel, daß Seine Majestät, obwohl er bisweilen alldeut- 
schen Hurrapatriotismus in seinen Reden zur Schau stellte, nie erlaubt hat, 
daß dieser in seine Politik eindrang, und er wird ihn ganz sicher nicht in 
den Krieg treiben. Was wir als Nation zu fürchten haben, ist, so würde ich 
meinen, nicht Größenwahn der üblichen Art, die «Geltungssucht genannt 
wird, sondern die ruhige, hartnäckige Ausführung einer wohlüberlegten 
Politik, die darauf zielt, unsere Marineüberlegenheit zu zerstören mit der 
Absicht, sich einen großen Anteil unseres Kolonialreiches anzueignen.» 
Das Fazit der Schrift Emil Reichs faßte Wallace für den König folgender- 
maßen zusammen: «Der Kaiser [...] verfolgt eine wohlbegründete, wohl- 
geordnete Politik. Seine Untertanen, die eine fruchtbare Rasse sind, emp- 
finden die Notwendigkeit der Ausdehnung, aber sie stellen fest, daß eine 
Expansion in Europa unmöglich ist, erstens, weil sie von schon dicht be- 
völkerten Nachbarn umgeben sind, und zweitens, weil jeder Versuch gro- 
ßer europäischer Eroberungen eine feindliche Koalition herstellen würde 
wie diejenigen, die die aggressiven Absichten Ludwigs XIV. und Napole- 
ons aufhielten. Sie müssen daher nach Möglichkeiten der Ausdehnung in 
entfernten, dünn besiedelten Gegenden Ausschau halten und werden in- 
folgedessen zu einem weltweiten Imperialismus gezwungen. Auf diesem 
Feld der nationalen Betätigung treffen sie auf drei Respekt einflößende Ri- 
valen, England, die Vereinigten Staaten und Japan. Von diesen drei Geg- 
nern steht England an erster Stelle, und seine Marineüberlegenheit muß 
gebrochen werden, bevor Deutschland seine Kolonialpläne verwirklichen 
kann. Menschlich gesprochen, ist daher ein Kampf zwischen England und 
Deutschland auf Leben und Tod unausweichlich, aber weil er nicht anfan- 
gen wird, bevor der deutsche Angriffsplan vorsichtig und vollständig vor- 
bereitet ist, sowohl in diplomatischem als auch in militärischem Sinne, 
haben wir eine gewisse Atempause, und wir sollten sie nutzen, um defen- 
sive Gegenvorbereitungen zu treffen. Unglücklicherweise hat die große 
Mehrheit der Engländer die wirklichen Absichten und Methoden der 
deutschen Politik noch nicht begriffen, und diejenigen, die die Gefahr er- 
kennen, sind unwillig oder unfähig, Maßnahmen zu ergreifen, um sie ab- 
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zuwenden. Zu viel Vertrauen wird in die Unbesiegbarkeit und Allgegen- 
wart der britischen Flotte gesetzt, und aus diesem Grunde wird keine 
angemessene Landmacht geschaffen. Die britische Flotte ist zur Zeit ohne 
Zweifel der deutschen an Stärke weit überlegen, aber die Deutschen über- 
holen uns zügig in den Marinerüstungen, und es ist sehr wohl möglich, 
daß sie uns in einigen Jahren herausfordern. Wenn es zu einer großen See- 
schlacht kommt, wird der Einsatz sehr unterschiedlich sein, weil Deutsch- 
land nur seine Flotte, seine Kolonien und einen Anteil seines Überseehan- 
dels, England dagegen seine Stellung als Großmacht riskiert.»'? 

Nicht zu Unrecht beanstandeten Edward VII. und sein Privatsekretär 
diese etwas diffuse Aussage des erfahrenen Publizisten in einer derart le- 
benswichtigen Frage, bei der sein eigenes Urteil über den Kaiser durch die 
Ansichten des ungarischen Professors verdeckt wurden. Auf ihr Verlangen 
nach Klarstellung hin präzisierte Wallace daher «meine eigene (künftiger 
Berichtigung unterworfene) Auffassung einer sehr komplizierten und rät- 
selhaften Persönlichkeit». Am ıı. Oktober 1907, also nur vier Wochen vor 
der Ankunft des Kaisers in Windsor, zeichnete er ein faszinierendes Cha- 
rakterbild des deutschen Herrschers, in dem er schrieb: «Sicherlich ist Kai- 
ser Wilhelm von Natur aus impulsiv und flatterhaft, und diese seine natur- 
haften Wesenszüge finden oft Ausdruck sowohl in Worten als auch in 
Handlungen; denn, weit davon entfernt zu versuchen sie zu verstecken, 
liebt er es, die Welt hin und wieder durch die theatralische Zurschaustel- 
lung seiner Persönlichkeit aufzuscheuchen. [...] Aber hinter dieser Impul- 
sivität und Flatterhaftigkeit besitzt er ein gewisses Maß von verborgener 
Umsicht, die im allgemeinen in kritischen Momenten erwacht und ihn da- 
vor bewahrt, den fatalen Sprung in den Krieg zu machen. Eitel und ehrgei- 
zig, ist er erpicht und ungeduldig, seinen Einfluß und seine Herrschaft so- 
wohl in Europa als auch in anderen Teilen der Welt auszudehnen, aber er 
ist in seinen ruhigeren Momenten klug genug, die Hindernisse und Gefah- 
ren zu erkennen, von denen er umgeben ist. Was Europa angeht, weiß er, 
obwohl er manchmal mit dem Alldeutschtum kokettiert, sehr genau, daß 
jeder Versuch, Ludwig XIV. oder Napoleon in ihren ungezügelten Plänen 
territorialer Ausdehnung nachzuahmen, bald eine europäische Koalition 
hervorriefe, die ihn schließlich vernichten würde. Schon wird ihm überall 
Mißtrauen entgegengebracht, und die Mächte, die seinen aggressiven Ten- 
denzen am meisten ausgesetzt sind, rücken zusammen, so daß er schon 
wenigstens ein Vorgefühl zukünftiger Isolation empfinden muß. In dieser 
Hinsicht war ihm die Konferenz von Algeciras eine Warnung, und er fühl- 
te sie so deutlich, daß er törichterweise seinen Ärger im berühmten Tele- 
gramm an Graf Goluchowski zum Ausdruck brachte. [...] Im Hinblick 
auf koloniale Ausdehnung ist die Lage ganz ähnlich. Hier entspricht der 
extreme Flügel der Kolonialbefürworter den Alldeutschen, und Seine Ma- 
jestät kokettiert mit ihnen, aber er verliert niemals völlig die Tatsache aus 
dem Auge, daß die Macht berücksichtigt werden muß, die die Herrschaft 
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über das Meer ausübt. Obwohl er vielleicht ein Telegramm voller Mitge- 
fühl und Aufmunterung an einen Feind Englands schickt, unterläßt er es 
doch gewissenhaft, diese Nachricht durch die Entsendung einer Flotte zu 
unterstützen! Zum Glück für ihn und sein Land gestalten sich die diplo- 
matischen Aktionen, zu denen ihn sein rastloser Ehrgeiz treibt, wie militä- 
rische Manöver, bei denen die Truppen nur Platzpatronen benutzen. Das 
sollte uns jedoch nicht von unserem Wachposten abbringen oder unsere 
Wachsamkeit schlaff werden lassen, denn es ist ziemlich sicher, daß, falls 
wir jemals das Unglück erleiden würden, uns durch internationale oder in- 
nere Schwierigkeiten ernsthaft behindert zu finden, er den Vorteil daraus 
ziehen und befehlen würde, scharfe Patronen auszugeben. Viele Jahre hat 
er gewartet, beobachtet und gezögert zwischen zwei Möglichkeiten. Da 
die deutsche Kolonialexpansion nur auf einem der beiden Wege, entweder 
durch Freundschaft und Kooperation mit England oder durch Feindschaft 
und Herausforderung, erreicht werden kann, pendelte er zwischen den 
beiden Vorgehensweisen, uns durch Umschmeicheln oder Einschüchte- 
rung seinem Willen gefügig zu machen. Jede sachkundige Person mit 
Zugang zum Geheimen Archiv unseres Auswärtigen Amtes könnte eine 
äußerst interessante und aufschlußreiche Skizze dieser Schwankungen 
schreiben. [...] Wenn wir uns das nächste Mal treffen», schrieb Wallace an 
Knollys, «werde ich äußerst gespannt darauf sein, ob Sie in irgendeinem 
Umfang meiner Auffassung über den Charakter und die Ziele des Kaisers 
zustimmen.» Das Tun und Treiben Wilhelms II. in den kommenden Mo- 
naten sollten die schlimmsten Ahnungen der britischen Staatsführung be- 
stätigen. 


Kapitel 23 


Der heiße Sommer 1908 
Am Rande des Krieges mit England 


1. England und die «Deutsche Gefahr» 


Wie aufrichtig waren die Freundschaftsbeteuerungen gemeint, die Wil- 
helm II. in Windsor, im Londoner Guildhall und in Highcliffe Castle 
feierlich von sich gab? Wie begründet waren —- umgekehrt gefragt - die Be- 
fürchtungen Sir Donald Mackenzie Wallaces vom Oktober 1907, daß der 
Kaiser auf lange Sicht weitgreifende Eroberungsabsichten in Europa und 
in Übersee hege, die das britische Weltreich und das globale Staatensystem 
erschüttern würden? Am 18. November 1907, dem Tag der Ankunft des 
deutschen Souveräns in Highcliffe, wurde in Berlin die neue deutsche 
Flottenvorlage veröffentlicht. Da Tirpitz den Gesetzentwurf bewußt ver- 
schleiernd formuliert hatte, benötigte der britische Marineattach& Captain 
Philip Dumas zwei Wochen, um die durch die Novelle veranlaßten Neu- 
bauten zusammenzurechnen mit den schon vom Flottengesetz von 1900 
vorgesehenen Schiffen und den Ersatzbauten, die sich aus der verkürzten 
Dienstzeit älterer Schiffe ergaben, und das gigantische Ausmaß des Flot- 
tenprogramms nach London zu melden. Seinen Kalkulationen zufolge 
würde die Kaiserliche Marine bis zum Jahr 1914 36 Schlachtschiffe (da- 
von 16 vom Typ Dreadnought) und 19 Große Kreuzer (davon 5 der Invin- 
cible-Klasse) besitzen. Und da nach dem neuen Programm ı911 eine Bau- 
lücke entstehen werde, würde die Forderung nach einer weiteren Novelle 
seines Erachtens dann unvermeidlich sein. 

Als wäre diese Entwicklung nicht besorgniserregend genug, traf im De- 
zember 1907, während Wilhelm hoch und heilig in Highcliffe seine 
Freundschaft mit England beteuerte, in London die «noch sehr geheime» 
Nachricht ein, daß Deutschland und Rußland, wie der Kaiser seit Jahren 
angestrebt hatte, ein Abkommen über die Erhaltung des Status quo in der 
Ostsee getroffen hätten, dem auch Schweden beizutreten veranlaßt wer- 
den sollte. Hardinge bewertete dieses Abkommen als gegen Frankreich 
und England gerichtet und erläuterte Edward VII., daß die Nichtbeteili- 
gung Dänemarks bezeichnend sei, denn «Falls Deutschland mit uns im 
Krieg stünde, wäre sein erster Schritt die Besetzung eines Teiles von Däne- 
mark, und wenn Dänemark in das Abkommen einbezogen würde, wären 
sowohl Rußland als auch Schweden verpflichtet, Deutschland davon ab- 
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zuhalten.»* Gleichzeitig mit diesem Vorstoß in der Ostsee machte Graf 
Metternich im Namen des Kaisers einen weiteren Vorschlag, den Hardinge 
für nicht weniger «hinterhältig» erachtete. Um die umlaufenden Gerüchte 
zu zerstreuen, der Kaiser habe es auf Holland abgesehen, sollten England, 
Deutschland, Dänemark und Holland - nicht aber Frankreich - ein Über- 
einkommen über die Aufrechterhaltung des Status quo in der Nordsee 
treffen. Diese Anregung erachtete der Unterstaatssekretär als Versuch, ei- 
nen Keil zwischen Großbritannien und Frankreich zu treiben.3 

Wie kaum anders zu erwarten war, schürten die Ankündigung einer 
massiven Vergrößerung der Kriegsmarine sowie die Gerüchte über die 
deutschen Absichten im Hinblick auf Dänemark und die Niederlande 
nicht nur in der britischen Öffentlichkeit, sondern auch in den höchsten 
Londoner Regierungskreisen die Angst vor einem Krieg und gar einer In- 
vasıon. Sie erhärteten aber auch ihre Entschlossenheit, zu Wasser und zu 
Land die notwendigen Gegenmafßßnahmen zu treffen und die diplomati- 
schen Beziehungen vor allem zu Frankreich und Rußland noch enger zu 
gestalten. Bereits im September 1907 hatte das Foreign Office den König 
auf einen Artikel in der Times aufmerksam gemacht, in dem der Militär- 
korrespondent Charles & Court Repington zur höchsten Wachsamkeit ge- 
genüber der deutschen Flottenpolitik aufgerufen hatte. Die deutsche Flot- 
te sei nicht nur stark, sondern immer an einem Ort konzentriert und 
reagiere auf ein einziges Kommando. England dürfe keine einzige Vor- 
sichtsmaßnahme zur See oder zu Land vernachlässigen, wenn die Mög- 
lichkeit einer deutschen Feindseligkeit gegeben sei.* Eine Schlüsselrolle in 
der Koordination der Außen- und Flottenpolitik zur Abwehr der deut- 
schen Gefahr spielten Sir Charles Hardinge, Admiral Sir John Fisher und 
Viscount Esher, alle drei enge Vertraute des Königs. Fisher schrieb dem 
Monarchen unverblümt am 14. März 1908: «Rußland & die Türkei sind 
die beiden Mächte und die einzigen beiden Mächte, die für uns gegen 
Deutschland von Bedeutung sind, und daß wir uns schließlich mit 
Deutschland schlagen müssen, ist so sicher wie irgend etwas Menschliches 
sein kann.»’ 

Die Gefahr, daß Kaiser Wilhelm eine Invasion der Britischen Inseln an- 
ordnen könnte, wurde im Foreign Office durchaus ernst genommen. Zwar 
suchte Tirpitz im Februar 1908 in einem Gespräch mit dem Marineattach& 
Dumas solche Vorstellungen als absurd und völlig undurchführbar hinzu- 
stellen, doch Hardinge und Außenminister Grey waren dezidiert anderer 
Meinung. Ersterer schrieb: «Es liegen viele Anzeichen dafür vor, daß in 
Deutschland die künftige Invasion Englands sorgfältig vorbereitet wird, 
und wenn je der Augenblick dafür kommen sollte, wird sich beinahe mit 
Sicherheit ergeben, daß keine Vorsichtsmaßnahme versäumt worden ist, 
um ihren Erfolg zu verbürgen.» Und Grey kommentierte: «Es unterliegt 
nicht dem geringsten Zweifel, daß die Deutschen die Frage [einer Inva- 
sion] studiert haben und weiterhin studieren; beurlaubte deutsche Offiziere 
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kommen hierher, kundschaften unsere Küste aus und senden ohne Zweifel 
Berichte ein, die ihren Behörden Interessantes bieten und ihnen willkom- 
men sind. Ohne Zweifel arbeiten die deutschen Stäbe auch eventuelle Plä- 
ne aus. Wir fahren gleichfalls fort, die besten Methoden auszuarbeiten, um 
alle derartigen Pläne zum Scheitern zu bringen. Solange wir eine genügend 
überlegene Flotte haben, wird das Risiko für die Deutschen zu groß sein, 
als daß sie sich ihm kaltblütig aussetzen würden, aber es handelt sich da 
um eine Gefahr für uns, an die man bei allen Zufallsereignissen denken 
muß.» Der leitende Deutschlandexperte im Foreign Office, Eyre Crowe, 
notierte zu dem Bericht des Marineattaches über sein Gespräch mit Tir- 
pitz: «Wir dürfen unsere eigene Meinung darüber haben, ob eine Invasion 
verhindert oder abgewiesen werden kann, aber es ist zu gut bekannt, daß 
die deutschen Militärsachverständigen sie unter gewissen Umständen 
nicht nur als möglich erachten, sondern auch die Mittel und Wege dazu 
studiert und Pläne entworfen haben. Ich glaube, es steht aktenmäßig fest, 
daß eine so große Autorität wie Moltke die Invasion Englands für durch- 
führbar angesehen hat. Sicher ist, daß der Große Generalstab in Berlin 
diese Ansicht teilt. Erst vor 2 oder 3 Jahren hat Freiherr von Edelsheim, 
damals Hauptmann bei jenem Stab, mit Ermächtigung seines Chefs eine 
Broschüre veröffentlicht, die sich eingehend mit den für diesen Zweck zu 
ergreifenden Maßnahmen befaßte; die Schrift wurde sofort unterdrückt 
und Freiherr von Edelsheim in Ungnade zu seinem Regiment zurückver- 
setzt, weil der Kaiser sehr erzürnt darüber war, daß die Schrift, die in der 
englischen Presse Beachtung gefunden hatte, eine Verstimmung hervorzu- 
rufen und die politischen Beziehungen zu verschlechtern drohte. Es ist 
ferner eine Tatsache, die ich durch die Indiskretion eines Beamten der 
Hamburg-Amerika Linie erfuhr und die ich seinerzeit (vor ungefähr 2 
oder 3 Jahren glaube ich) Lord Lansdowne zur Kenntnis brachte, daß der 
Kaiser in den Plänen für 2 neue Passagierschiffe, die gerade gebaut werden 
sollten, eigenhändig mit Blaustift eine Anzahl von Verbesserungen und 
Abänderungen eintrug, weil S[eine] M[ajestät] behauptete, die ihm vorge- 
legten Entwürfe würden es nicht gestatten, daß diese Schiffe den ihnen 
beim Transport von 2 Divisionen nach England zugedachten Anteil über- 
nähmen. Angesichts dieser Tatsachen und anderer Erwägungen mehr all- 
gemeiner Art, die hier nicht dargelegt zu werden brauchen, verdienen mei- 
nes Erachtens Admiral Tirpitz’ schmeichelhafte Bemerkungen gegenüber 
Kapitän Dumas nicht, schr ernst genommen zu werden. Es ist selbstver- 
ständlich seine Pflicht, womöglich zu verhindern, daß in bezug auf even- 
tuelle deutsche Pläne irgendwelcher Argwohn entstehe.»° Vor diesem 
Hintergrund entschied sich das Foreign Office jetzt, dem König jene 
später so berühmt gewordene Denkschrift über die welthistorische Be- 
deutung der deutschen Herausforderung zuzuleiten, die Crowe ein Jahr zu- 
vor verfaßt hatte. In seinem Begleitschreiben betonte Hardinge die beson- 
dere Qualifikation Crowes, der «ein begabter junger Mann» sei. «Er hat 
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außergewöhnliche Möglichkeiten, um zu wissen, was Deutsche denken, 
denn seine Mutter war Deutsche, seine Gattin ist Deutsche und seine 
Schwestern haben Deutsche geheiratet. Daher ist seine gesamte Verwandt- 
schaft deutsch! Ich glaube, es ist einiges Wahre in dem, was er geschrieben 
hat.» Edward VII. nahm die Denkschrift mit großem Interesse auf.7 


2. Das ersehnte Bündnis mit den Vereinigten Staaten und China 


Während sich Wilhelm II. vor, während und nach seinem Besuch in Wind- 
sor, London und Highcliffe nach außen hin als Freund Englands präsen- 
tierte, schätzte der Kaiser das britische Weltreich mit seiner Ententepolitik 
als Deutschlands schlimmsten Feind ein. Unmittelbar nach seiner Rück- 
kehr aus England setzte er seinem Reichskanzler auseinander: «Die ganze 
Politik Englands der letzten Jahre ist klar! Seine Stellung in Europa unan- 
greifbar machen uns gegenüber, um uns bei der Ergreifung des Yang-tze 
Gebiets in Europa maritim festzuhalten, zu fesseln, so daß wir uns ducken 
sollen und sie beim Raub nicht stören. Dazu alle Ententen mit den Mittel- 
meermächten, um überall Stützpunkte zu haben, und die Lanzirung von 
Frankreich obendrein in die Marokkosache. Diese sollte zu einem Zusam- 
menstoß zwischen uns beiden führen, damit der Brite uns beide los war 
und den fetten Bissen allein einstecken konnte! Deswegen auch die Enten- 
te mit Russland wegen Persien, damit Russland beruhigt und still wird und 
nicht stört. Daher auch jetzt der kolossale Aerger der Briten über die Fahrt 
der Amerikanfischen] Flotte [in den Pazifik], den sie mir auch nicht ver- 
helten; das maritime Gleichgewicht ist hoffnungslos verschoben und wird 
im Orient anders als ihnen paßt. Daher muß hingewirkt werden, daß die 
[amerikanische] Flotte im Pacific bleibt und möglichst auch nach den Phi- 
lippinen und China geht! Es ist die Deckung für den Yangste, bis wir mit 
unsrer Flotte fertig sind! Gegen Amerika wird England niemals etwas wa- 
gen; sieht es daß wir beide entschlossen zusammengehen zur Erhaltung 
China’s, wird es als echter Pharisäer vielleicht sogar mitthun! Und so ist 
Japan unschädlich gemacht. Also ist hier großes Werk zu thun, vorwärts, 
überlegt ist lange genug! Der Worte sind genug gewechselt, jetzt laßt uns 
Thaten sehen! Wilhelm I. R. an Schön zu lesen geben.»® 

Das «große Werk», auf das der Kaiser seit Jahren ungeduldig hinarbei- 
tete, war nichts Geringeres als das Zustandebringen einer «Entente» des 
Deutschen Kaiserreichs mit den USA und China als globales Gegen- 
gewicht gegen die anglo-französisch-russisch-japanische Kombination. 
Bereits im Juni 1907, als er von der Absicht Roosevelts erfuhr, die amerika 
nische Atlantikflotte in den Pazifik zu senden, hatte Wilhelm dem US-Prä- 
sidenten schriftlich angeboten, die amerikanische Atlantikküste durch die 
gesamte deutsche Flotte schützen zu lassen.” Einige Monate darauf, als 
Spekulationen über einen baldigen Krieg zwischen den Vereinigten Staa- 
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ten und Japan aufkamen, richtete der Kaiser einen weiteren Brief an Roo- 
sevelt, diesmal mit dem Angebot, ein preußisches Armeekorps zum 
Schutz der kalifornischen Küste hinüberzuschicken.'” Am Vorabend sei- 
nes Windsorbesuchs erreichte den Kaiser die ihn beglückende Nachricht, 
daß China endlich Interesse an einem Bündnis mit Deutschland und Ame- 
rika zeige. «Das kommt von der ewigen «Entente-Wirtschaft der Briten 
die ihren Intressen zu lieb über andere Länder wie über eine Viehheerde 
disponiren», triumphierte er.'' 

Bei seiner Rückkehr aus Windsor und Highcliffe im Dezember 1907 er- 
hielt der Kaiser einen Bericht des Gesandten Rex aus Peking, der den Ein- 
druck erweckte, daß der Abschluß eines deutsch-amerikanisch-chinesi- 
schen Bündnisses in greifbare Nähe gerückt war. Auf diesen Moment habe 
er «seit Jahren hingearbeitet!» jauchzte Wilhelm." In aufgeregten Rand- 
bemerkungen zu dem «ausgezeichneten» Bericht schrieb er glückstrah- 
lend, eine derartige Allianz mit den Vereinigten Staaten und China gegen 
die britisch-französisch-russische Entente habe er «schon vor einem Jahr 
vorgeschlagen!» Der Bericht enthalte «ganz meine Anschauungen, die ich 
auch [dem früheren chinesischen Gesandten] Yin-cheng gegenüber ge- 
äußert! Nicht nur [der chinesische Staatsmann] Juan-shi-kai, sondern 
auch Yin-cheng hat diese Anfrage an uns veranlaßt, auf Grund der von mir 
direkt bei I[hrer] M[ajestät] [der Kaiserin-Regentin Tsu-Hßi] angeregten 
Entente mit uns! Das ist ein Jahr her, und wir haben bisher nichts darın 
gethan! Jetzt aber wird gearbeitet werden! Sofort, subito!»" Siegessicher 
schrieb er dem Reichskanzler am 30. Dezember 1907: «Mein lieber Bülow, 
Ich habe heute den Geheimbericht von Rex, den ich schon lange erwartet 
habe, mit Interesse und Freude gelesen. Das ist mal ein offenes klares Ur- 
theil und ein klar gestecktes Ziel. Ich theile vollkommen seine Ansichten. 
Sie sind zum Theil nur Wiederholungen von dem, was ich schon lange dem 
Auswlfärtigen] Amt gepredigt habe. Aber ich habe es leider niemals zur 
Aktion bringen können, da bei uns Deutschen des «Gedankens Blässe ja 
stets «Unternehmungen voll Kraft und Nachdruck» zu lähmen pflegen. Im 
Herbst vorigen Jahres habe ich nach Verabredung mit Ihnen, ein Gespräch 
mit dem scheidenden Yin-tschang über die Zukunft China’s gehabt. Ich 
habe ihm geschildert wie sie uns am Herzen läge und wie ich bestrebt sei 
der Kaiserin die Wege zu ebnen, was daraus hervorgehe, daß ich Befehl ge- 
geben habe, daß meine Truppen zurückgezogen würden. Er solle das von 
mir an I[hre] Mf[ajestät] melden. Den Erfolg dieses Schrittes werden Sie 
sich noch entsinnen bzw. in Ihren Akten finden. Er war durchschlagend; 
und China begann wieder Vertrauen zu uns zu fassen. Damals habe ich mit 
Ihrem Einverständniß Ying-tschang zur Mittheilung an I[hre] M[ajestät] 
Kaiserin aufgetragen, eine Entente Cordiale, die die wichtigsten Theile 
Chinas (nicht die weitläufigen äußren Provinzen) garantirte und uns Kiau- 
tschou sowie Unterstützung bei event[ue]l[lem] Angriff vorzuschlagen. 
Das hat er mir versprochen. Da er nun erst jetzt zu Ansehen und Einfluß 
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gelangt ist, hat er erst die Angelegenheit in Gang gesetzt, und zwar zu 
einem sehr geeigneten Zeitpunkt. Der Rex’sche Vorschlag deckt sich ganz 
mit meinem und muß zur Basis sofortiger Verhandlungen gemacht wer- 
den. Eine Entente Cordiale mit China zur Aufrechterhaltung des Status 
quo ist absolut nöthig für uns! Sonst ist unsere ganze Weltpolitik in die 
Binsen zu werfen. Ich habe daher mit Freuden die Abfahrt der Ame- 
rik[anischen] Flotte [nach Ostasien] gesehen. Deren Herumkommen nach 
dem Pacific schmeißt ja alle Berechnungen der Briten und Japaner über 
den Haufen. Die Briten müssen nolens volens wieder ein starkes Ge- 
schwader nach dem Osten schicken, den sie schon fest in Jap[anischer] 
Hut wähnten; das muß sie in Europa uns gegenüber schwächen. Die Japa- 
ner wollen natürlich China für sich, aber auch alle Weißen aus Asien hin- 
aushaben. Sie sind aber mit ihrer Flotte nicht fertig, daher auch nicht ge- 
neigt jetzt mit Amerika schon zu fechten. Daher ist für diese und uns die 
Situation günstig, da der Druck von 19 Linienschiffen, 15 Panzerkreuzern, 
und der größten Flotte unter einem Kommando in der Welt, schon die 
anderen vor Theilungsversuchen mit Benachtheiligung Amerikas und uns 
hübsch bewahren wird. Es liegt also auch im Amerikanischen Interesse, 
eine solche Entente Cordiale mit China für die Aufrechterhaltung des Sta- 
tus quo zu schließen damit ihr Handel nicht zu kurz komme. Russland 
wird in the long run, wenn diese Leute die Lage erst ordentlich begriffen 
haben, auch einer solchen Abmachung geneigt sein, weil es doch ein gro- 
ßes Interesse hat sich China zu erhalten, und nicht außer Japan auch noch 
andere mißliebige Europäer als orientalische Nachbarn zu bekommen. 
Der Kaiser [Nikolaus Il.] hat mir in dieser Beziehung schon Andeutungen 
gemacht, ich habe ihm ein gutes Verhältniß besonders warm ans Herz ge- 
legt zu China. Alle Europfäischen] Nationen haben für bestimmte Zwecke 
ihre Ententen hier geschlossen, um sich zu wahren und Intressen [sic] 
sicher zu stellen. Wir müssen das unbedingt hier jetzt thun, da unsere 
wichtigsten Exportintressen der Zukunft auf dem Spiele stehen; diese be- 
dingen eine Fortdauer China’s als Ganzes! Bei einer Raubtheilung wie die 
3 Pennbrüder das vorhaben sind wir verloren und erledigt! Es kann ja nur 
der modus operandi so gewählt werden, daß China mit jedem einzelnen 
von uns die Entente schließt. Wir können ja Rooseveldt durch Sternburg 
mit Hochdruck bearbeiten, sodaß, wenn er den Antrag kriegt, er ihn mit 
Wohlwollen annimmt. Wir müssen unbedingt so bald als möglich ab- 
schließen! Auf diesen Moment habe ich seit Jahren hingearbeitet und ge- 
wirkt! Es war nicht leicht! So oft ich mit der Frage zu Tschirschky kam, da 
rang er blos die Hände und sagte «China, ach ja, China!» Das war alles! 
Daß wir dabei auch so nebenbei mal die Russen - scheinbar - etwas zwi- 
schen die Scheren kriegen, was solchen Schleichern wie Lamsdorff und 
Iswolsky gegenüber sehr angebracht ist, verfing auch nicht! Jetzt ist aber 
die höchste Zeit, eine günstige Gelegenheit jetzt forsch zugegriffen und 
mal nicht ewig nach anderen umgeschen, was sagt dieser, was sagt der! Die 
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Anderen haben sich niemals um uns gekümmert, also tit for tat! - Wie 
lebensfähig China ist beweist der Artikel der Finanzchronik, den ich ihnen 
gestern schickte. Auch ist das Chinesische Selbstgefühl nicht zu unter- 
schätzen, und wenn ihrer Armee Reorganisation etwas von uns unter- 
stützt und beeinflußt würde, wäre das gut!» 


3. Der Brief des Kaisers an Lord Tweedmouth 


Von der Hoffnung auf das Zusammengehen mit China und den USA be- 
flügelt, glaubte Wilhelm, England gegenüber ganz andere Töne anschlagen 
zu können als in seiner Guildhallrede. Reichskanzler Fürst Bülow, der ıhn 
zur Mäßigung vor allem in der Flottenpolitik anflehte, erntete dafür nur 
den Unmut des Obersten Kriegsherrn. In seinen Denkwürdigkeiten erin- 
nerte sich Bülow: Wilhelm habe behauptet, mit den Briten sei «rücksichts- 
lose, selbst brutale Offenheit das einzig Richtige»; Deutschland hätte «kei- 
nen Anlaß, leisezutreten, und namentlich gar keine Veranlassung, das 
Tempo des Flottenbaus zu verlangsamen oder zu irgendwelchen Flotten- 
arrangements mit Albion die Hand zu bieten». Dieser Mentalität sei der 
«bedauerliche» Brief entsprungen, den der Kaiser hinter seinem Rücken an 
Tweedmouth gerichtet hatte, klagte Bülow." 

Am Abend des 16. Februar 1908 besuchte Admiral von Müller im 
Kronprinzenpalais eine Theatervorstellung, als er ins Schloß gerufen wur- 
de. Der Kaiser zeigte ihm in seinem Arbeitszimmer zwei Briefe, die er 
ohne Vorwissen des Reichskanzlers, des Außensekretärs von Schoen oder 
des Admirals von Tirpitz an Lord Tweedmouth, den Ersten Lord der Bri- 
tischen Admiralität, sowie an den König von England geschrieben hatte.'‘ 
Der Brief an Tweedmouth stellte einen der schlimmsten, sein eigenes An- 
schen und das des Kaiserreiches international schwer schädigenden Allein- 
gänge des Kaisers dar. In deutscher Übersetzung lautete er: «Bei meinem 
letzten angenehmen Besuch Ihres gastlichen Gestades versuchte ich, Ihren 
Behörden klar zu machen, worauf die deutsche Marinepolitik hinaus will. 
Aber ich fürchte, daß meine Erklärungen entweder mißverstanden oder 
nicht geglaubt worden sind, weil ich sehe, wie die «Deutsche Gefahr und 
die «Deutsche Herausforderung der britischen Vorherrschaft zur Se& be- 
ständig in den verschiedenen Aufsätzen angeführt werden. Das Schlag- 
wort könnte, wenn es nicht zurückgewiesen oder richtiggestellt, sondern 
weit und breit über das Land posaunt wird und täglich in britischen Ohren 
hallt, schließlich zu den bedauerlichsten Ergebnissen führen. Ich halte es 
deswegen als Admiral of the Fleet für rätlich, Ihnen einige Tatsachen vor- 
zulegen, um Sie instand zu setzen, klar zu sehen. - Es ist gänzlicher Un- 
sinn und durchaus unwahr, daß das deutsche Flottengesetz eine Marine 
schaffen soll, die als eine «Herausforderung an die englische Vorherrschaft 
zu See zu verstehen ist. Die deutsche Flotte wird durchaus gegen nieman- 
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den gebaut. Sie wird lediglich gebaut für Deutschlands Bedürfnisse im 
Verhältnis zu dem rasch wachsenden Handel dieses Landes. Das deutsche 
Flottengesetz wurde vor ro Jahren vom Reichstag genehmigt und veröf- 
fentlicht und ist bei jedem großen Buchhändler zu haben. Es steht nichts 
Überraschendes, Geheimes oder zwischen den Zeilen darin, da jeder Leser 
mühelos den ganzen Weg studieren kann, der für die Entwicklung der 
deutschen Marine abgesteckt ist. An dem Gesetz wird festgehalten, es sieht 
für 1912 etwa 30-40 Linienschiffe vor. Die vom Gesetz bestimmte Schiffs- 
zahl umfaßte die damals tatsächlich in Dienst befindliche Flotte, obwohl 
ihr Material den gleichaltrigen Typen der fremden Marinen schon weit un- 
terlegen war. Die außerordentliche Schnelligkeit, mit der Verbesserungen 
bei den Linienschiffstypen, bei Bestückung und Panzer eingeführt wur- 
den, brachte die in Dienst befindliche Flotte zum Veralten, bevor das Bau- 
programm, das die Vermehrung vorsah, halb beendet war. Die veraltete 
Flotte mußte aus der Liste gestrichen werden, wodurch eine Lücke ent- 
stand, welche die Zahl der Schiffe unter das im Gesetz vorgeschriebene 
Maß brachte. Dieses Loch wurde dadurch gestopft, daß die fertig gewor- 
denen Schiffe zum Ersatz der veralteten verwendet wurden, statt zur Ver- 
mehrung, wie ursprünglich beabsichtigt war. Statt also die vorhandene 
Flotte durch regelmäßige Vermehrungen stetig zu vergrößern, kam es zu 
einem vollständigen Neubau der gesamten deutschen Flotte. Unser in der 
Durchführung begriffenes Programm ist in Wirklichkeit nur ein Um- 
tausch alten Materials in neues, nicht aber ein Zuwachs zu der Schiffszahl, 
die ursprünglich vor 10 Jahren durch das Gesetz festgesetzt wurde, an dem 
festgehalten wird. - Mir scheint, daß der Hauptfehler bei den in den Zei- 
tungen angestellten Erörterungen in der andauernden Besprechung des so- 
genannten Zwei-, Drei- oder mehr Mächte-Maßstabes liegt und darin, daß 
als Beispiel immer nur eine einzige Macht genommen wird, die allemal 
Deutschland ist. Man muß gerechterweise annehmen, daß jede Nation ihre 
Flotte baut und in Dienst hält gemäß ihren Bedürfnissen, und nicht nur 
mit Rücksicht auf die Bauprogramme anderer Länder. Deshalb wäre es das 
Einfachste für England, zu sagen: Ich habe ein weltweites Reich, den größ- 
ten Handel der Welt, und um sie zu schützen, muß ich so und so viel Li- 
nienschiffe, Kreuzer usw. haben, die nötig sind, um mir die Vorherrschaft 
zur See zu gewährleisten, und demgemäß werden sie gebaut und bemannt. 
Das ist das unbedingte Recht Ihres Landes, und niemand in der Welt wür- 
de auch nur ein Wort darüber verlieren. Seien es 60 oder 90 oder ıoo Li- 
nienschiffe, das würde keinen Unterschied machen und gewiß keine Än- 
derung in dem deutschen Flottengesetz: Mag die Stärke sein, wie Sie es für 
richtig halten, jeder hier würde es verstehen; aber man würde hier sehr 
dankbar sein, wenn endlich Deutschland aus der Erörterung bliebe. Denn 
es ist für die Deutschen sehr ärgerlich zu sehen, daß ihr Land als die einzi- 
ge Gefahr und Drohung hingestellt wird, angesichts dessen, daß andere 
Länder ebenfalls bauen und daß es sogar größere Flotten als die deutsche 


3. Der Brief des Kaisers an Lord Tweedmouth 657 


gibt. - Zweifellos herrscht, wenn die Wogen der Parteileidenschaft hoch- 
gehen, oft ein bedauerlicher Mangel an Unterscheidungsvermögen in der 
Wahl der Waffen, aber ich muß wirklich scharf dagegen Verwahrung ein- 
legen, daß das deutsche Flottenprogramm das einzige ist, dessen man sich 
ausschließlich bedient, oder daß etwas so Ungeheuerliches unterschoben 
wird wie die «Deutsche Herausforderung der englischen Vorherrschaft zur 
Se®. Wenn man sich ständig dessen bedient, so kann damit hierzulande 
Unheil angerichtet und die Volksstimmung verletzt werden, woraus mög- 
licherweise der Wunsch nach Wiedervergeltung in den Kreisen des deut- 
schen Flottenvereins, als eines Vertreters der deutschen Nation, ent- 
springt, der die öffentliche Meinung beeinflussen und die Regierung in 
eine sehr unangenehme Lage bringen würde, indem sie durch einen unge- 
bührlichen, aber schwer zu übergehenden Druck zu zwingen versuchen 
würde, ihr Bauprogramm zu ändern. — In dem Brief, den Lord Esher vor 
kurzem veröffentlicht hat, schrieb er, daß jeder Deutsche, vom Kaiser bis 
zum letzten Mann herab, den Sturz Sir John Fishers wünschte. Ich kann 
nun wirklich nicht sagen, ob die Aufsicht über die Grundmauern und 
Entwässerungsanlagen der Königlichen Paläste [gemeint damit war Lord 
Esher] dazu geeignet ist, jemanden zur Beurteilung von Marineangelegen- 
heiten im allgemeinen zu befähigen. So weit deutsche Marineangelegen- 
heiten in Frage kommen, ist das Wort ein starkes Stück unverfälschter 
Großsprecherei und hat hier in den Kreisen der Wissenden ungeheure 
Heiterkeit erregt. Aber ich möchte meinen, daß Derartiges nicht von 
hochstehenden Leuten geschrieben werden dürfte, da es geeignet ist, die 
Volksstimmung hier zu verletzen. Selbstverständlich brauche ich Ihnen 
nicht zu versichern, daß niemand hier im Traume England in der Wahl 
derjenigen zu beeinflussen wünscht, denen es die Leitung seiner Marine 
anvertrauen will, oder sie bei der Erfüllung ihrer hohen Aufgabe zu stören 
trachtet. Es darf erwartet werden, daß die Wahl stets auf die Besten und 
Fähigsten fallen wird; ihre Leistungen werden mit Interesse und Bewun- 
derung von ihren Kameraden in der deutschen Marine verfolgt werden. Es 
ist deshalb albern zu folgern, daß deutsche Behörden für oder wider Per- 
sonen in amtlichen Stellungen im Auslande arbeiten, es ist so lächerlich, 
wie es unwahr ist. Ich weise hierdurch eine solche Verleumdung zurück. 
Überdies ist meiner bescheidenen Meinung nach diese ewige Anführung 
der «Deutschen Gefahr durchaus unwürdig der großen britischen Nation 
mit ihrem Weltreich und ihrer mächtigen Marine, die etwa fünfmal so groß 
ist wie die deutsche Marine. Es liegt etwas fast Drolliges darin. Die Be- 
wohner anderer Länder könnten leicht den Schluß ziehen, daß die Deut- 
schen ausnehmend starke Kerle sein müssen, da sie anscheinend imstande 
sind, den Engländern, die ihnen fünfmal überlegen sind, Angst und 
Schrecken einzujagen. — Ich hoffe, Eure Lordschaft werden diese Zeilen 
mit freundlicher Überlegung lesen. Sie sind von jemandem geschrieben, 
der ein warmer Bewunderer Ihrer herrlichen Marine ist, der ihr jeden Er- 
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folg wünscht und der hofft, daß ihre Flagge stets auf derselben Seite wie 
die der deutschen Marine weht, von einem, der stolz ist, die britische Ma- 
rineuniform eines Admirals of the Fleet zu tragen, die ihm durch die ver- 
storbene große Königin gesegneten Andenkens verliehen worden ist. - 
Noch einmal: Das deutsche Flottengesetz zielt nicht auf England ab und 
ist keine «Herausforderung an die englische Vorherrschaft zur Se®, die 
noch auf Generationen hinaus unangreifbar bleiben wird. Wir wollen 
doch alle an die Warnung denken, die Admiral Sir John Fisher im Novem- 
ber seinen Zuhörern erteilte, als er sie so hübsch davor warnte, sich bange 
machen zu lassen, indem er die wundervolle Wendung gebrauchte: Hätte 
nicht Eva immer ihr Auge auf den Apfel geworfen, so würde sie ihn nicht 
gegessen haben, und wir brauchten uns jetzt nicht mit Kleidern zu pla- 
gen. [...] Wilhelm I. R. Admiral of the Fleet.»'7 

Der Brief des Kaisers löste in England und Deutschland einen Sturm 
des Entsetzens aus, als sein Inhalt nach und nach bekannt wurde. Da Wil- 
helm in einem Schreiben an seinen Onkel den Brief an Tweedmouth ange- 
kündigt hatte, lud der König diesen am 19. Februar zusammen mit Fisher 
zum Abendessen in den Buckingham Palace ein." Den Zorn Edwards VII. 
über die beleidigenden Angriffe auf seine Freunde, über die offenkundigen 
Zwecklügen über den Schlachtflottenbau und überhaupt über die Tat- 
sache, daß der deutsche Monarch einen politischen Brief an den britischen 
Marineminister gerichtet hatte, kann man sich leicht vorstellen. Indigniert 
sandte der König am 22. Februar 1908 seinem Neffen den berühmten Rüf- 
fel: «Dein Schreiben an meinen Ersten Lord der Admiralität bedeutet eine 
«neue Richtung», und ich sehe nicht ein, wie er unsere Presse verhindern 
könnte, die Aufmerksamkeit auf das starke Wachstum im deutschen 
Kriegsschiffbau zu lenken, das uns zwingt, auch unsere Seemacht zu ver- 
mehren.»"? 

Obwohl dieser Brief des Königs bereits am 24. Februar in Berlin ein- 
traf,”° sollten noch ganze elf Tage vergehen, ehe der Reichskanzler, der 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes und Admiral von Tirpitz aus den 
Zeitungen und Berichten aus London von der unglaublichen Korrespon- 
denz ihres Souveräns Wind bekamen.” Tirpitz, der sich besonders hinter- 
gangen fühlte, da der Kaiser «in fast kindlicher Weise eine Reihe von fal- 
schen Angaben gemacht hatte, die von den Engländern natürlich als solche 
sofort erkannt worden waren»,?* drohte mit seinem Rücktritt und mußte 
mit einem Sitz im Herrenhaus beschwichtigt werden.” Fürstin Marie Rad- 
ziwill schildert, wie der Kanzler und der Außensekretär, beide «außer 
sich», zur britischen Botschaft eilten, um anzufragen, ob die Geschichte 
wahr sei, die sie am 6. März in der Times gelesen hätten. «Als Lascelles sag- 
te, es sei tatsächlich die Wahrheit, fiel Bülow zurück in seinen Sessel, mit 
zurückgeworfenem Kopf und einem derartig roten Gesicht, daß Lascelles 
glaubte, der Kanzler erleide auf der Stelle einen Anfall.»** Verdutzt telegra- 
phierte der Reichskanzler noch am gleichen Tag an den Kaiser, der sich in 
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Wilhelmshaven aufhielt: «Euere Majestät bitte ich ehrfurchtsvoll um Ab- 
schrift des Briefes an Lord Tweedmouth, damit wir für alle Eventualitäten 
gerüstet sind und ich Euerer Majestät nach Rückkehr über den weiteren 
Verlauf Vortrag halten kann.»* 

Da Wilhelm keine Abschrift angefertigt hatte, sah sich Bülow schließ- 
lich genötigt, einen Vertrauten heimlich nach London zu entsenden, um 
den Text des unsäglichen Kaiserbriefes zu erfahren.” Bevor er den Wort- 
laut kannte, bat der Reichskanzler den Kaiser um dessen grundsätzliche 
Genehmigung, das Schriftstück, «eventuell unter Weglassung persönlicher 
Stellen, beispielsweise derjenigen über Lord Esher», zu veröffentlichen.’ 
Vollkommen unbekümmert drahtete Kaiser Wilhelm zurück, er sei «mit 
Veröffentlichung einverstanden».”* Selbstredend sahen Bülow und Schoen 
von der Veröffentlichung ab, als dann der volle Text des Briefes mit seinen 
eigenartigen und extrem verletzenden Ausdrücken in der Wilhelmstraße 
eintraf.” 

Der vollständige Wortlaut des Tweedmouth-Briefes wurde erst nach 
Ausbruch des Weltkrieges publiziert, es sickerte jedoch mehr als genug 
von seinem Inhalt durch, um sowohl in London als auch in Deutschland 
eine schwere Vertrauenskrise auszulösen. Metternich setzte seinen Bot- 
schafterposten aufs Spiel, als er am 6. März 1908 aus der britischen Haupt- 
stadt über die verheerende Wirkung des Kaiserbriefes berichtete und 
warnte: «Alle uns freundlich gesinnten Elemente werden geschwächt und 
die Jingos gestärkt werden. Auch die Popularität Seiner Majestät des Kai- 
sers in England wird leiden und das Mißtrauen gegen unsere Politik wie- 
der zunehmen.»3° In London kam die Briefaffäre in beiden Häusern des 
Parlamentes zur Sprache. Erstmals wurde bei der Festlegung des briti- 
schen Marineetats die Kaiserliche Marine ausdrücklich als wahrschein- 
licher Gegner genannt.’ 

In Berlin bezeichnete Maximilian Harden den Brief an Tweedmouth als 
«die große Krisis. Viel, viel ärger als das Krüger Telegramm.»3” Marie Rad- 
ziwill zweifelte an der geistigen Gesundheit eines Monarchen, der in einer 
derart gefährlichen Frage so selbstherrlich und verantwortungslos gehan- 
delt hatte. «Man hat nie eine solche Unbesonnenheit gesehen, einen sol- 
chen Mangel an Takt, ein solches Vergessen der Pflichten eines Staatsober- 
hauptes», seufzte sie. «Ich beginne durchaus überzeugt zu sein, daß unser 
Herrscher krank und sein Gehirn nicht mehr in völlig normalem Zustand 
ist. Wäre er geistig klar, würde er nicht einen so ungeheuren Fehler wie 
diesen begehen. Denn diesmal ist es etwas Schlimmeres als eine Entglei- 
sung. [...] Sicher ist, daß der Kaiser, wie wir ihn kennen, nur geschrieben 
hat, weil er hoffte, Einfluß auf die englischen Schiffsbauten zu haben und 
ihre Beschleunigung hindern zu können, um dadurch mehr Zeit für die 
deutschen Schiffsbauten zu gewinnen. [...] Zweifellos spielt beiderseits 
viel verborgene Perfidie mit und dann das seltsame Bestreben des Kaisers, 
alle Dinge in der Welt mit seinem Willen lenken zu wollen. Seit langem 


660 Am Rande des Krieges mit England, Sommer 1908 


wird sein Charakter immer autokratischer. Er liebt es, zu raten wenn man 
ihn nicht um Rat bittet, und hat den Drang, alles zu beherrschen.»>? 

In seinen Denkwürdigkeiten mokierte sich Bülow über die Erklärung, 
mit der sich der Kaiser für seinen unverantwortlichen Alleingang zu ent- 
schuldigen suchte: In den Tagen, «wo er an seinem Brief gedrechselt hät- 
te», habe der Reichskanzler einen Schnupfen gehabt, dem der Monarch 
sich «wegen seines alten Ohrenleidens Katarrhen nicht aussetzen dürfe». 
Er, Bülow, habe jedoch angesichts des Tweedmouth-Briefes den Entschluß 
gefaßt, Alleingänge Kaiser Wilhelms im nationalen Interesse nicht mehr zu 
dulden. «Es ist verständlich», schrieb er, «daß mich eine derartige, die 
Grenze des Zulässigen bedenklich überschreitende Eigenmächtigkeit des 
Kaisers nicht nur verstimmen, sondern auch mit tiefer Sorge erfüllen und 
mich in dem Entschluß bestärken mußte, im Interesse des Landes die 
nächste sich bietende Gelegenheit zu einer energischen Korrektur der das 
Wohl des Reichs gefährdenden und schädigenden kaiserlichen Übergriffe 
pflichtgemäß wahrzunehmen.»>' 

Wilhelm II. beharrte jedoch noch lange auf seinem Standpunkt, richtig 
gehandelt zu haben, und setzte seine vollkommen kompromißlose Politik 
in der Flottenfrage bis zum Rande eines Krieges mit England fort. Wäh- 
rend des alljährlichen Botschafterdiners im Berliner Schloß am ı1. März 
1908 stellte der französische Botschafter verwundert fest, daß die unglück- 
liche Briefaffäre dem Kaiser eher Vergnügen als Verärgerung bereitet hätte 
«und daß es ihm nicht die geringste Verlegenheit bereitete»; ja, er sähe 
überhaupt keine Schwierigkeiten in dem Vorfall und sei bereit, alles noch 
einmal genauso zu tun. Auf die Depesche Metternichs, die von der ka- 
tastrophalen Wirkung des Briefes auf die Flottenpolitik der Londoner 
Regierung berichtete, schrieb der Kaiser unbekümmert: «Ich theile die 
Befürchtung Metternichs nicht. So total verrückt sind die Engländer noch 
nicht geworden. Der Times Vorstoß kommt vom König, der in Sorge ist 
daß der Brief [an Tweedmouth] einen zu beruhigenden Eindruck macht.» 
Den Versuch des Botschafters, in einfachen Sätzen schonungslos klarzu- 
machen, weswegen sich die Engländer durch den deutschen Schlachtflot- 
tenbau in ihren vitalsten Interessen bedroht und zu ihrer Ententepolitik 
gezwungen fühlten, schmetterte Wilhelm mit einem uneinsichtigen Wort- 
schwall nieder. Metternichs Behauptungen seien «alles englische Fehler!» 
und nichts als «Quatsch!» Die Feststellung des Botschafters, «Eine verlo- 
rene Schlacht in der Nordsee bedeutet das Ende des englischen Welt- 
reichs», konterte der Monarch mit der Bemerkung: «noch lange nicht! gar 
kein Grund dazu!» Die Erklärung, England fürchte, durch eine Verbin- 
dung mit dem starken Deutschland «politisch in unsere Abhängigkeit zu 
geraten und stützt sich daher lieber auf andere», wies Wilhelm ebenfalls 
mit der vielsagenden Bemerkung zurück: «dies hat es sonst immer getan 
das ist eben falsch! und ein schwerer Fehler, da es auf die Dauer unser Volk 
mit Mißtrauen erfüllen und ärgern muß!» Und zum Schluß wetterte der 
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Monarch, den Brief an Tweedmouth nochmals rechtfertigend: «Dieses 
Raisonnement der Engländer und ebenso des Botschafters ist nicht neu 
und muß und kann nur immer wieder durch Richtigstellungen und Erklä- 
rungen korrigiert werden. Dazu diente der Brief. Im übrigen verfahren die 
Engländer in obiger Ausführung geradezu verkehrt und politisch falsch, 
wenn sie sich «lieber auf andere stützen», als mit uns ein Freundschaftsver- 
hältnis haben wollen! Das ist eben ein Fehler ex fundamentis, der in seinen 
Folgen in allerhand unmöglichen Situationen, die England selbst bedrük- 
ken, seinen Ausdruck findet. Dabei kann man sich nicht einfach beruhi- 
gen, sondern muß «Linderung» schaffen. An alle dem ist nicht unsere Flotte 
schuld, sondern die ganz verrückte «Dreadnought» Policy von Sir J. Fisher 
und His Majesty, welche vermeinten, uns damit «en demeure zu setzen. 
Jetzt sehen sie und die getäuschten Briten ein, daß sie sich total geirrt 
haben, und daß sie damit ihre alte, große, bisherige Überlegenheit vernich- 
tet haben, da alle Staaten sie nachmachen. Das hat die Briten nervös ge- 
macht, da sie jetzt erst dahinter kommen. Sie müssen sich eben an unsere 
Flotte gewöhnen. Und von Zeit zu Zeit müssen wir ihnen versichern, es sei 
nicht gegen sie.»>° 


4. An der Schwelle zum Krieg gegen England 


Die Aggression, die Wilhelm II. gegenüber England und seinem König 
empfand, nahm geradezu bedenkliche Formen an, als er von der Absicht 
Edwards VII. erfuhr, im Juni 1908 mit Hardinge, Sir John Fisher und dem 
Oberkommandanten der Landstreitkräfte, General Sir John French, zu 
einem Treffen mit Nikolaus II. nach dem russischen Flottenstützpunkt 
Reval zu fahren. Die anglo-russisch-französische Entente, urteilte er, sei 
«nur eine Verschleierung für eine antideutsche Gruppirung wie vor dem 
zjährigen Kriege! [...] Daher Reichsfinanzreform! Viel indirekte Steuern; 
starke Flotte, starkes Heer! Pulver trocken!» In der «gewalttätigsten 
Sprache» beschimpfte er den russischen Botschafter gegenüber seinem 
Onkel und die britischen Politiker - Schimpfereien, die nicht nur nach 
St. Petersburg, sondern in Windeseile natürlich auch nach London gemel- 
det wurden.* Eine ganze Reihe kriegerischer Bemerkungen fand ihren 
Weg über Rußland alsbald auch in die deutsche Presse.*' 

Am 29. Mai 1908 hielt der Kaiser beim Brigadeexerzieren in Döberitz 
eine Ansprache an das Offizierskorps, die weltweit für Aufregung sorgte, 
als ihr Wortlaut allmählich durchsickerte. Mitte Juni brachte die Dort- 
munder Zeitung die Meldung, daß der Kaiser in Döberitz erstmals von der 
«Einkreisung» Deutschlands gesprochen habe. Er solle gesagt haben: 
«Nun, es sieht ja ganz so aus, als ob man uns einkreisen und stellen wollte. 
Das werden wir zu ertragen wissen. Der Germane hat nie besser gefoch- 
ten, als wenn er sich nach allen Seiten hin wehren mußte. Sie sollen uns nur 
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kommen. Wir sind bereit.»* Die aufgeschreckten Anfragen, ob er tatsäch- 
lich solche kriegerischen Töne angeschlagen habe, leugnete der Kaiser zu- 
nächst auf das entschiedenste. «Die Lügerei auf meine Kosten hat so hor- 
rende Dimensionen angenommen, daß ich die Geduld verliere. Von allem 
gesagten ist nichts wahr! Alles erfunden und soll scharf dementirt werden. 
Ich erkläre nochmals auf das Bestimmteste, daß ich in Döberitz rein 
dienstlich, militärisch gehaltene Besprechungen abgehalten habe, ohne 
eine Spur von Politik, Ansprachen habe ich keine gehalten, zumal keine 
wie die in den Zeitungen stehende.»* Noch Wochen später bezeichnete er 
den Journalisten, der in der Dortmunder Zeitung von seiner Rede in 
Döberitz berichtet hatte, als einen «Schweinehund».* 

Bülows Vorsatz, «im Interesse des Landes die nächste sich bietende 
Gelegenheit zu einer energischen Korrektur der das Wohl des Reichs ge- 
fährdenden und schädigenden kaiserlichen Übergriffe pflichtgemäß wahr- 
zunehmen,»* wurde nun auf die Probe gestellt. Der Kanzler sah sich ver- 
pflichtet, dem Monarchen vor Augen zu führen, welchen furchtbaren 
Schaden er mit seinen naßforschen Äußerungen angerichtet hatte. «Ich 
glaube nach wie vor, daß England aus wirtschaftlichen und finanziellen 
Gründen sich nur sehr ungern zum Kriege entschließen würde. Ich glaube, 
daß Rußland Frieden braucht und wünscht. Ich glaube endlich, daß selbst 
Frankreich, obwohl es Elsaß-Lothringen und den Verlust seiner 25ojähri- 
gen Prepond£rance legitime auf dem Kontinent auch heute nicht ver- 
schmerzt und die Revancheidee nicht aufgegeben hat, Bedenken trägt, die 
unberechenbaren Chancen eines Krieges zu laufen. Ich glaube aber auch 
gleichzeitig, daß es im Interesse dieser Mächte liegt, uns als nervös und un- 
ruhig erscheinen zu lassen. Das ist schon darum die Taktik unserer Feinde, 
weil jede wirkliche oder scheinbare Drohung von unserer Seite die Fran- 
zosen veranlaßt, ihre Ostgrenze noch mehr zu befestigen, die Engländer, 
noch mehr Dreadnoughts zu bauen, die Russen, noch mehr Truppen nach 
ihrer Westgrenze zu legen. Es ist deshalb bedauerlich, daß Euerer Majestät 
nur für die Offiziere bestimmte Döberitzer Ansprache durch Indiskretion 
in weitere Kreise gebracht worden ist. Wir müssen in möglichster Stille an 
der Schlagfertigkeit und Kriegstüchtigkeit der Armee arbeiten, nach außen 
aber vermeiden, was auf unsere Arbeit und auf uns unnötigerweise die 
Aufmerksamkeit lenkt und uns neuen Verdächtigungen und Umtrieben 
aussetzt.»* Abermals wies Wilhelm jede Verantwortung weit von sich. 
«Ihre Zeilen beruhen auf einem Irrtum», antwortete er auf die Mahnung 
des Kanzlers, «ich habe in Döberitz eine solche Ansprache an versammelte 
Offiziere überhaupt nicht gehalten.» Die ganze Aufregung sei der Aus- 
fluß des schlechten Gewissens der Ententepolitiker. Vor allem Ed- 
ward VII. arbeite auf den Krieg hin und sei bestrebt, ihm, Wilhelm, dafür 
den Schwarzen Peter zuzuschieben. «Er will den Krieg!» rief er Ende Juni 
1908 aus. «Nur soll ihn ein anderer führen; und ich ihn anfangen, damit er 
nicht das Odium hat!»* Zum ersten Mal taucht hier bei Wilhelm II. die 
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Überlegung auf, daß man bei der Auslösung eines europäischen Krieges 
die Schuld daran dem Feinde zuschieben müsse. Noch im Sommer 1908 
zog er aus dieser Erkenntnis, wie wir gleich schen werden, den ungeheuer- 
lichen Schluß, daß man England zum Angriff auf Deutschland provozie- 
ren müsse, um vor der Welt und dem eigenen Volke als Angegriffener da- 
zustehen.” 

Die charakteristische Leugnung Kaiser Wilhelms, jemals die ihm in 
Döberitz zugeschriebenen Worte geäußert zu haben, verloren den letzten 
Rest an Glaubwürdigkeit, als er am 20. Juni 1908 in Hamburg stürmisch 
durch singende Volksmassen bejubelt wurde und Albert Ballin ihm vor- 
machte, diese patriotische Huldigung sei auf seine Döberitzer Rede zu- 
rückzuführen. Man «begrüsse es mit Freude, dass dem Ausland ein nicht 
misszuverstehendes kraftvolles Wort zugerufen worden sei, weil man sich 
von der darin enthaltenen Warnung den besten Erfolg im Interesse des 
Friedens verspräche», habe ihm Ballin versichert. «Herr Ballin hat hinzu- 
gefügt», meldete der als Vertreter des Auswärtigen Amtes anwesende Ge- 
sandte Georg von Treutler, «der an der Verbreitung der Rede Schuldige 
habe sich den Schwarzen Adler-Orden» verdient.» Plötzlich fühlte sich 
Wilhelm II. in seinen kriegslustigen Ansichten wieder bestätigt. Das von 
der versammelten Menge spontan angestimmte Lied «Die Wacht am 
Rhein» habe er «seit 10-15 Jahren nicht mehr gehört!», stellte er begeistert 
fest. Er ordnete an, daß «die aussergewöhnliche Wärme des Empfangs und 
die grosse Zahl der daran Beteiligten» offiziell zum Ausdruck gebracht 
werde.’° Wenige Tage später rief er in einer Rede in Brunsbüttel aus, auf 
seinen begeisterten Empfang durch die Hamburger bezugnehmend: «Als 
ich mich fragte, wo der Grund für diesen Ausbruch der Begeisterung liege, 
da erschallte spontan, erst allmählich, dann immer mächtiger anschwel- 
lend, unser altes deutsches Sturmlied. Nun wußte ich genug. Meine Her- 
ren, ich danke ihnen dafür, ich habe Sie verstanden. Es war der Druck der 
Freundeshand einem Manne, der entschlossen seinen Weg geht, und der 
weiß, daß er jemanden hinter sich hat, der ihn versteht, und der ihm helfen 
will.»5° 


5. Kriegsgedanken auf der Nordlandreise 


Als die Hohenzollern mit dem Kaiser und seinem Gefolge am 6. Juli 1908 
in See stach — zur Nordlandgesellschaft gehörten diesmal der Chef des 
Generalstabes Helmuth von Moltke, der Chef des Militärkabinetts Ge- 
neral Graf Dietrich von Hülsen-Haeseler und der Chef des Marinekabi- 
netts Admiral Georg von Müller’” —- war die Gefahr eines Krieges in aller 
Munde. Der Erbprinz Ernst zu Hohenlohe-Langenburg berichtete sei- 
nem Vater von einer Unterredung, die er mit dem alten Fürsten Henckel- 
Donnersmarck geführt hatte. Zwar glaube Henckel «nicht an einen 
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baldigen Krieg», schrieb er, «da die Franzosen Angst haben, für die Eng- 
länder die Kastanien aus dem Feuer holen zu müssen u. die Russen noch 
sehr an den durch den letzten Krieg geschlagenen Wunden laboriren. 
Etwas unheimlich bleibt die Situation immerhin».? Da die Royal Navy 
ihre Sommerübungen im Skagerrak durchführte, während die Kaiser- 
liche Marine ausnahmsweise die heimatlichen Häfen verließ, um bis zu 
den Azoren hinauszufahren, war das deutsch-englische Verhältnis zu 
diesem Zeitpunkt besonders angespannt.’* Der Chef der Hochseeflotte, 
Admiral Graf Baudissin, hielt die Dislokation der englischen Flotte im 
Skagerrak für eine Art Mobilmachung und betonte besorgt die Notwen- 
digkeit, während der Nordlandreise des Kaisers und der Übungsfahrt der 
Flotte im Atlantik in täglicher Nachrichtenverbindung mit dem Ober- 
sten Kriegsherrn zu verbleiben. Der Staatssekretär des Auswärtigen 
Amtes sicherte jedoch die Unbedenklichkeit der politischen Lage zu. 
Korvettenkapitän Hopman teilte diese Einschätzung. «Die Engländer 
denken nicht daran zuzuschlagen», meinte er am 30. Juni 1908. «Sie sind 
nur mißtrauisch und wollen uns etwas in das Boxhorn jagen. Wenn sie 
uns überfallen sollten, gibt es einen gewaltigen europäischen Krieg und 
den können sie nicht vertragen.»’° Auch Prinz Heinrich von Preußen 
hielt einen Krieg mit England für «völlig unwahrscheinlich» und «so gut 
wie ausgeschlossen». Immerhin gab er den Befehl, daß bei Kriegsaus- 
bruch die deutsche Flotte nördlich um Schottland herum in die Nordsee 
zurückzukehren habe.’ 

Ebensowenig wie sein Bruder glaubte Wilhelm II. an eine unmittelbare 
Kriegsabsicht der Engländer.” Aber seine Überzeugung, daß Edward VII. 
höchstpersönlich die treibende Kraft hinter der antideutschen «Einkrei- 
sungspolitik» darstellte,”® erhielt neue Nahrung durch eine Mitteilung 
Albert Ballins. Aufgebracht depeschierte der Kaiser an Bülow nach der 
Unterredung mit dem Generaldirektor der Hapag, der einflußreiche 
deutsch-britische Finanzier Sir Ernest Cassel habe diesem erzählt, «daß er 
vom König erfahren, daß Seine Majestät [Edward VII.], um beim Zaren 
ein «Sprungbretb zu haben, um denselben von mir loszubekommen, [in 
Reval] weisgemacht habe, das Sandschakbahnprojekt sei von mir persön- 
lich ausgeheckt, den Österreichern dann von mir couliert worden, um den 
Zaren zu ärgern, ihm eine politische Niederlage beizubringen und ihn vor 
Europa lächerlich zu machen. Dem Zaren sei dadurch von mir eine gleiche 
Niederlage beigebracht worden wie durch die Japaner. Der Zar dürfe so 
etwas nicht auf sich sitzen lassen und nicht von mir gefallen lassen. Sir 
Ernest fügte hinzu, es schiene, als ob der Zar das geglaubt habe. Über die 
Perfidie einer solchen Lügerei habe ich keinen Ausdruck. Cassel völlig 
entsetzt, als Ballin ihm sagte, dies wäre eine gemeine Lüge, da König 
Eduard fest an die Sache glaube. Auf Ballins ehrenwörtliche Erklärung 
(die ich ihm hier bestätigen konnte), daß ich von der ganzen Geschichte 
nichts gewußt und erst durch die Zeitungen wie alle anderen Menschen 
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davon erfahren habe, erklärte Cassel, er müsse sofort das dem Könige 
mitteilen, um ihm den Unsinn auszureden.»’? 

Die extrem gereizte Stimmung des Kaisers gegen England und speziell 
gegen seinen Onkel hielt während der gesamten Nordlandreise an und be- 
wirkte - wohl auch unter dem Einfluß Moltkes - eine gefährliche Kriegs- 
stimmung. Die ihm durch Berichte Metternichs gemeldeten Ängste füh- 
render britischer Staatsmänner vor einem Überfall der deutschen Flotte 
auf England rief in ihm nur Hohn hervor. Die «Kerls», die in London 
solche Invasionsängste hätten, müßten «in die Kaltwasserheilanstalt ge- 
schickt werden!» donnerte er. «So dämlich werden wir niemals sein! das 
wäre ja Hara-Kiri. [...] Es ist hirnverbrannter Blödsinn sich einzubilden, 
wir wollten die Engländer angreifen, überfallen, oder gar <hinwegräumen» 
blos aus Concurrenzneid! Das Einzige, was wir wollen ist von ihnen in 
Frieden gelassen zu werden, um ungestört unseren Handel ausbreiten zu 
können.» Schon wenige Tage später schlug Wilhelm andere Töne an. 
Plötzlich hieß es: Das neue deutsche Flottengesetz «wird bis ins letzte 
Tüttelchen ausgeführt; ob es den Briten paßt oder nicht ist egal! Wollen sie 
den Krieg, so mögen sie ihn anfangen, wir fürchten ihn nicht!»“" Was war 
vorgefallen, um diese erhöhte Kriegsbereitschaft des Kaisers zu erzeugen? 

Mitte Juli 1908 erreichten ihn im norwegischen Odde Direktmeldun- 
gen seines Jugendfreundes, des Militärbevollmächtigten am Zarenhof, 
Albano von Jacobi, über Gespräche, die er mit dem russischen Kriegsmi- 
nister Rediger und dem Außenminister Iswolsky geführt hatte und die im 
Kaiser und seinem Generalstabschef die Hoffnung auf die russische Neu- 
tralität im Falle eines Krieges zwischen Deutschland und den beiden 
Großmächten im Westen weckten.“ Aus Redigers Bemerkungen an Jacobi 
ginge hervor, wie Wilhelm am 15. Juli dem Reichskanzler aufgeregt tele- 
graphierte, «dass Russland augenblicklich keine Kriegsabsichten gegen 
uns hat, auch nicht fertig ist. [...] Er hat dagegen durchblicken lassen, dass 
es nicht ausgeschlossen, dass bei einer Complication zwischen England 
und uns Russland vielleicht neutral bleiben würde, es würde eine Ausspra- 
che vertraulicher Natur nicht von der Hand gewiesen werden. [...] Iswols- 
ki hat erklärt er habe die ganz «unmöglichen> Englischen Vorschläge bez: 
Makedoniens einer sorgsamen Umarbeitung und Abschwächung unter- 
worfen. Es läge jetzt ganz allein in unserer Hand für die Zukunft unser 
Verhältniss zu Russland dauernd günstig zu gestalten; denn es werde le- 
diglich davon abhängen wie wir die Russ: Vorschläge aufnähmen und be- 
handelten. Nähmen wir sie an dann werde Russland den Weg zu und mit 
England nicht weitergehen, zu dem er durch Oesterreich’s und unser Ver- 
halten in der Sandschakbahnfrage gezwungen worden sei. Lehnten wir sie 
ab, dann werde Russland entschlossen den Weg fortsetzen, und sich immer 
enger und fester an England anschliessen und uns verlassen. Gen. v. Jacobi 
ist der Ansicht dass Rediger und Iswolski nach gemeinsam verabredeten 
Plan mit ihm gesprochen haben; die letzte Wendung Iswolski’s hält er für 
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«bluffr. Beide Berichte haben Moltke vorgelegen. Er hat es für eine absolute 
Nothwendigkeit erklärt auf die «nvite Rediger’s einzugehen. Es wäre für 
die Heeresleitung von vitalster Bedeutung, im Falle eines Krieges mit Eng- 
land, Russland neutral zu wissen und zu erhalten, davon hänge unser gan- 
zer Aufmarsch ab. Unsere diplomatie müsse daher die Neutralitätserklä- 
rung mit allem Mitteln zu erreichen suchen. Dazu kommt dann die 
richtige Einfädelung des Bruches, der so erfolgen müsse, dass England uns 
anfalle und falls es Frankreich dazu bekommt auch Letzteres uns den 
Krieg erkläre. Dann seien wir die Angegriffenen und damit sei der Casus 
foederis für Russland Frankreich gegenüber hinfällig, der nur bei einem 
Angriff unsererseits auf Letzteres, in Kraft trete. [...] Ich halte Iswolski’s 
Worte nicht blos für leeren Bluff, denn wir wissen ja mit welchen teuf- 
lischen Mitteln England in Reval gearbeitet hat. Ich theile den Standpunkt 
Moltke’s vollkommen. Sehen dass wir zu einem Uebereinkommen militä- 
rischer Natur mit Russland sobald als möglich kommen, in dem es uns die 
Neutralität zusichert, falls nicht durch unser Ungeschick, casus foederis 
herbeigeführt wird. Im Falle ernster Verwickelungen, unsere Taktik so 
einrichten, dass England und Frankreich uns angreifen, damit dadurch wir 
die Beleidigten sind, und Russland, des casus foederis ledig, seine Neutra- 
lität erklären kann. Bei solcher Wendung sehn Moltke und ich mit fester 
Zuversicht und Ruhe mit Gottvertrauen auch den schwersten Aufgaben 
getrost entgegen. Aber Russland muss nun festgemacht werden.»® Auch 
auf einem Bericht des Botschafters in Petersburg, Pourtales, in dem von 
der Möglichkeit der Neutralität Rußlands im Falle eines deutsch-engli- 
schen Krieges die Rede war, vermerkte der Kaiser: «Das muß für uns 
durch Verhandlungen mit Rußland absolut klar und unanfechtbar festge- 
legt werden. Das muß unsere Heeresleitung unbedingt verlangen.»** 


6. Das unglaubliche Hale-Interview vom 19. Juli 1908 


Gleichzeitig mit den Berichten aus London und Petersburg trafen Mitte 
Juli 1908 auf der Hohenzollern Nachrichten aus Peking ein, die des Kai- 
sers lange gehegte Hoffnungen auf eine deutsch-amerikanisch-chinesische 
Verständigung als Gegengewicht gegen die englisch-französisch-russisch- 
japanische Gruppierung wieder aufleben ließen.‘ Den zögerlichen chine- 
sischen Unterhändler Yuan-Schi-Kai bezeichnete Wilhelm ungeduldig als 
«Umstandsbaron!» Die Hauptpunkte der Verständigung seien den Chine- 
sen doch «vor einem Jahr schon auseinandergesetzt worden!» Es sei «ja 
alles bereits mit Roseveldt [sic] abgemacht! und den Himmlischen Söhnen 
mitgetheilt!» «Es ist mit Amerika abgemacht, a statement of policy zu 
machen! nichts schriftliches auch kein Bündniß», vermerkte er zu dem 
Bericht aus Peking.“ 

In Erwartung eines Abkommens mit den USA und China empfing der 
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Kaiser am 19. Juli 1908 auf der Hohenzollern vor Bergen den amerikani- 
schen Geistlichen und Journalisten Dr. William Bayard Hale zu einem In- 
terview, das nach übereinstimmender Einschätzung des US-Präsidenten 
und der führenden Staatsmänner in London den Weltkrieg hätte auslösen 
können, wäre sein Inhalt, wie der Kaiser ja beabsichtigt hatte, öffentlich 
bekannt geworden. Im Interesse des Friedens rieten Roosevelt, König Ed- 
ward VII. und das Foreign Office dringend von einer Veröffentlichung ab, 
und selbst der vom Auswärtigen Amt zensierte, für den Druck freigegebe- 
ne Text wurde in letzter Minute aufgekauft und eingestampft, als im No- 
vember unübersehbar wurde, daß nach der Katastrophe der Daily Tele- 
graph-Krise die Veröffentlichung eines zweiten Kaiser-Interviews fast 
zwangsläufig zur Abdankung Wilhelms II. geführt haben würde. Dennoch 
erhielten die Staatskanzleien aller fremden Großmächte einschließlich 
Japans bereits im August 1908 den vollständigen, unzweifelhaft authen- 
tischen Text des Hale-Interviews; nur der deutsche Reichskanzler, von sei- 
nem Souverän und der Wilhelmstraße hinters Licht geführt, wußte bis 
zum Jahresende 1908 von dem wahren Inhalt der haarsträubenden Unter- 
redung vom 19. Juli so gut wie nichts. 

Hale war dem Kaiser vom Botschafter Johann Graf von Bernstorff und 
dem Auswärtigen Amt empfohlen worden, nachdem der Journalist eine 
lobende Schrift über Roosevelt veröffentlicht hatte.” Gleich nach seinem 
denkwürdigen zweistündigen Gespräch mit Wilhelm II. machte sich der 
Amerikaner ausführliche Notizen über das, was ihm der Monarch alles 
«eifrig und impulsiv» erzählt hatte.°® Noch am selben Abend sandte er eine 
Zusammenfassung an den Besitzer der New York Times und warnte: 
«Deutschland erwartet den Krieg gegen England, und nach meiner Mei- 
nung ist es dem Kaiser egal, ob heute oder morgen. Er überschüttete die 
Engländer zwei Stunden lang mit einem ununterbrochenen Schwall von 
Beleidigungen.»® Bei seiner Rückkehr nach New York erläuterte Hale den 
verblüfften Redakteuren der Zeitung die Kernpunkte der kaiserlichen Äu- 
ßerungen. Er wiederholte, «daß der Kaiser während der ganzen Unter- 
redung äußerst hämisch gegenüber England gewesen und daß Deutsch- 
land jeden Augenblick bereit zum Krieg gegen England sei und, je eher er 
käme, desto besser. Er behauptete, Großbritannien betrachte Deutschland 
als seinen Feind, weil es die stärkste Macht auf dem Kontinent sei und es 
immer die Methode Englands gewesen sei, die stärkste Macht anzugreifen. 
Frankreich und Rußland seien jetzt aus dem Rennen, sagte er, und er sei 
freundlich zu ihnen, so daß alles gegen Deutschland gerichtet sei. Der Kai- 
ser sagte, Großbritannien sei fortwährend degeneriert seit dem Buren- 
krieg, der ein Krieg gegen Gott gewesen sei, für den es noch bestraft wer- 
de, wie alle Länder bestraft würden, die an einem schwächeren Land, das 
im Recht war, ein Unrecht begangen haben. Er glaube, daß der Krieg kom- 
men werde, und sehnte sich danach, nicht um des Krieges selbst willen, 
sondern als etwas Unbequemes und Unausweichliches, und je cher, je bes- 
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ser. Im Hinblick auf Indien erschien der Kaiser vollkommen unterrichtet 
und sagte, innerhalb von neun Monaten würde dieses Land von einer der 
blutigsten Rebellionen überzogen werden, die die Geschichte kenne. Er 
gab die Schuld daran den Japanern, die ihre Güter auf jedem Basar hätten 
und deren Agenten überall Aufruhr und Verrat säten. Dr. Hale sagte, er 
habe vom Kaiser den Eindruck gewonnen, daß seine Absicht sei, Ägypten 
den Engländern zu nehmen und später das Heilige Land der Türkei und 
damit den Taten der Kreuzfahrer nachzueifern, den Ungläubigen das Land 
Christi zu entreißen. Er schien ausgesprochen verbittert über seinen On- 
kel König Edward und klagte ihn an, die anderen Mächte gegen Deutsch- 
land aufzuwiegeln. Bezüglich Frankreichs und Rußlands sagte er, über 
diese lohne sich vom militärischen oder Marinestandpunkt aus nicht zu 
sprechen. [...] Während der ganzen Unterredung lief der Kaiser auf und ab 
und sprach kräftig und verkündete ernst jedes Wort, so daß Dr. Hale ihn 
völlig verstehen konnte. Er schien voller Elektrizität, und mußte kurz sei- 
ne Augen schließen, wenn er über England sprach, so durchdringend war 
seine Erbitterung.» Indem ein Redakteur der New York Times diese hoch- 
brisante Information vertraulich an den britischen Pressemagnaten Lord 
Northcliffe weiterleitete, versicherte er, daß keine Zeile davon in der ame- 
rikanischen Zeitung erscheinen würde, «aber Sie können versichert sein, 
daß jedes Wort, das ich Ihnen geschrieben habe, so von Wilhelm gespro- 
chen wurde, und wenn er in einer solchen Geisteshaltung ist, daß er sich 
derartig einem amerikanischen Pfarrer öffnet, den er zum ersten Mal trifft, 
besteht die Gefahr, daß in kürzester Zeit etwas passiert».’° 

Seine Siegeszuversicht schöpfte der Kaiser Hale zufolge aus der Über- 
zeugung, daß das Britische Empire in Auflösung begriffen sei und daß es 
sich bei dem bevorstehenden Weltkrieg um einen Endkampf zwischen der 
«gelben» und der «weißen» Rasse handeln würde, in dem das Deutsche 
Reich Schulter an Schulter mit den Vereinigten Staaten von Amerika und 
China fechten würde; ihn irritierte es offenbar keineswegs, daß seinem 
Weltbild zufolge die Engländer, die Franzosen und die Russen auf der 
«gelben», die Chinesen auf der «weißen» Seite stehen würden. Stolz auf 
seine Zeichnung «Völker Europas, wahrt eure heiligsten Güter!» verwei- 
send, mit der er bereits fünfzehn Jahre zuvor vor der «Gelben Gefahr» ge- 
warnt hätte, rief er dem amerikanischen Journalisten zu: «Deshalb malte 
ich die Gelbe Gefahr. Ich wage zu sagen, die Welt lächelte. Jetzt lächelt die 
Welt nicht mehr. Die Zeit zum Lächeln ist vorbei. Jeder versteht, was zwi- 
schen Ost und West geschehen muß, zwischen der gelben und der weißen 
Rasse. Es ist idiotische Torheit, unsere Augen vor dem Unausweichlichen 
zu verschließen, es zu unterlassen, uns darauf vorzubereiten, dem Unaus- 
weichlichen gegenüberzutreten. Wir sind unserer Väter unwürdig, wenn 
wir nachlässig in der heiligen Pflicht sind, unsere Zivilisation, die sie für 
uns zustande gebracht haben, und die Religion, die Gott uns gegeben hat, 
zu bewahren. Die gesamte Welt erkennt, daß der größte Kampf im Schick- 
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sal der Weltbevölkerung bevorsteht.» In diesem Kampf um die Zukunft 
der Menschheit wären die Deutschen und die Amerikaner natürliche 
Bündnispartner, beteuerte Kaiser Wilhelm II. «Die große Anzahl Deut- 
scher und Männer und Frauen deutscher Abstammung [...] in Ihrem gro- 
ßen Land stellt schon eine notwendige Verbindung zwischen uns her. Un- 
sere Religion ist gleich. Unsere Rasse ist gleich. Nirgendwo, nicht einmal 
in den Alpträumen der Scharfmacher, ist jetzt noch ein Schatten oder die 
Möglichkeit eines Problems zwischen uns denkbar.» Dieser Überzeugung 
sei auch Präsident Roosevelt, der sämtliche Fragen mit ihm durchgegangen 
sei. «Oh! Das ist viel weiter gegangen als sich irgend jemand träumen läßt. 
Es hat mich in dieser Form seit vier oder fünf Jahren beschäftigt, und es 
funktioniert. Das größte Problem ist, daß China so langsam ist.» Doch 
«eines Tages, demnächst, ich hoffe sehr bald, wird ein Abgesandter von 
höchstem Rang [aus China] die Vereinigten Staaten aufsuchen und danach 
uns besuchen und uns mitteilen, was die Bedingungen Chinas sind, und 
dann können wir fortfahren. Deutschland und die Vereinigten Staaten von 
Amerika verkünden, daß wir den chinesischen Landbesitz und die open 
door in allen Teilen des chinesischen Reiches garantieren. Oh ... Ho! ho! 
Ich bin neugierig, was sie dazu sagen werden!» «Hier lachte Seine Majestät 
laut und hüpfte auf dem Deck herum», bemerkte Hale und zitierte den 
Kaiser weiter: «Oh! Es wird alles gut enden. [...] Die Zukunft gehört [...] 
der weißen Rasse; die gehört weder der gelben noch der schwarzen noch 
der olivfarbenen. Sie gehört dem blonden Menschen, und sie gehört dem 
Christentum und dem Protestantismus. Wir sind die einzigen Völker, die 
sie bewahren können. Es gibt in den anderen Kulturen oder anderen 
Religionen keine Macht, die die Menschheit retten kann, und die Zukunft 
gehört uns, den Anglo-Teutonen, der Menschheit, die aus dem Norden 
Europas stammt.»’' 

Der Todfeind der weißen nordischen Rasse sei der Japaner, verkündete 
der Monarch. «Wir wissen soviel über ihn», erklärte er seinem verdutzten 
Gesprächspartner, «Er haßt den weißen Mann, schlimmer als der weiße 
Mann den Teufel haßt. Er haßt alles, was dem weißen Mann gehört. Er ist 
ein Wunder der Nachahmung, aber im Herzen verachtet er alle, die er vor- 
erst parodiert. Die Japaner sind Teufel», habe der Kaiser ausgerufen, «das 
ist die einfache Wahrheit. Sie sind Teufel.» Die erste Schlacht zwischen 
ihnen und der weißen Rasse sei 1904-5 gefochten worden. «Rußland 
kämpfte die Schlacht des weißen Mannes. Viele haben das damals nicht ge- 
sehen. Alle sehen es jetzt. Wie schade, daß sie nicht besser gekämpft wur- 
de! Welch ein Unglück! Diese Russen waren untauglich, diesen Kampf zu 
führen. Wie schade, daß diese Aufgabe ihnen zugefallen ist.» Das Gesicht 
des Kaisers errötete und er hob seine Faust empor, notierte Hale. Dann 
habe er ausgerufen: «Mein Gott! Ich wünschte, meine Bataillone hätten 
eine Gelegenheit gehabt, auf sie zu treffen; wir hätten kurzen Prozeß mit 
ihnen gemacht.» 
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Die große Gefahr stellten nicht die Japaner allein dar, sondern «Japan 
an der Spitze eines vereinigten Asien, die Herrschaft über China durch Ja- 
pan, das der Zivilisation des weißen Mannes scharf und bitterlich feindlich 
gegenübersteht. Das wäre das größte Unglück. Das könnte die Welt be- 
drohen.» Diese Gefahr habe er, der Kaiser, bereits vor vielen Jahren er- 
kannt und gefordert, daß der Osten aufgeteilt werden müsse. Es sei die 
historische Pflicht des weißen Mannes, «Japan zu hindern, China zu ver- 
schlingen». Deutschland und die USA müßten die Integrität Chinas ge- 
meinsam garantieren, dies sei die einzig mögliche Rettung, denn die ande- 
ren weißen Nationen seien nutzlos. «Es hat keinen Zweck, über England 
zu reden, den Verräter an der Sache des weißen Mannes», schimpfte er. 
«Die Idioten dort haben die Regierung in eine absolut unmögliche Lage 
gebracht. Ich sage Ihnen, das Empire wird an diesem Fels zerschellen, 
wenn an seiner Allianz mit Japan festgehalten wird. Ich sche nicht, wie das 
Britische Empire vor der Zerstückelung bewahrt werden könnte.» Austra- 
lien und Neuseeland suchten schon jetzt den Schutz der amerikanischen 
Flotte gegen die gelbe Gefahr. Kanada drohe, wegen der Einwanderung 
aus Asien das Empire zu verlassen, und in Südafrika habe die Rassenfrage 
einen kritischen Punkt erreicht. Das britische Volk sei nicht für die Allianz 
mit Japan, «aber die Idioten, die die Regierung führen, sind entschlossen, 
daran festzuhalten. England ist in der Lage eines Verräters an der Sache des 
weißen Mannes, und England steht außerhalb jedes Planes, den andere 
westliche Staaten entwickeln, den Umständen entgegenzutreten, die das 
Erwachen des Ostens hervorgebracht hat. Wenn man dann erwägt, welche 
weiteren Mächte an England durch Vertrag oder Abmachung gebunden 
sind, welche anderen Mächte als ausgeschlossen betrachtet werden müssen 
vom Vorgehen gegen Englands östlichen Verbündeten. Das schließt 
Frankreich und Rußland aus. [...] Welche Macht bleibt dann interessiert 
und ungebunden? Die Vereinigten Staaten.»’* 

Auf der Rückreise von Bergen nach Berlin verfaßte Hale einen Artikel 
über sein Interview mit dem Kaiser. Obwohl er darin die anstößigsten Äu- 
ßerungen Wilhelms wegließ oder abmilderte, warnte der neuernannte 
amerikanische Botschafter David J. Hill dringend vor der Veröffent- 
lichung selbst in dieser abgeschwächten Form.’ Einstimmig entschied die 
Redaktion der New York Times, keine einzige Zeile aus dem Artikel zu 
drucken. Ihren politischen Korrespondenten in Washington schickte sie 
zu Präsident Roosevelt mit den Briefen, in denen Hale die prägnantesten 
Äußerungen des Kaisers festgehalten hatte. Auch Roosevelt sprach sich 
entschieden gegen deren Bekanntmachung aus, da sie «großen Schaden» 
verursachen würden. Ungläubig schrieb er am 8. August 1908 an den ehe- 
maligen US-Außensekretär Elihu Root: «Der Kaiser hatte zwei Stunden 
damit zugebracht, mit diesem unbekannten Zeitungsmann in einer Spra- 
che zu reden, die eine internationale Explosion heraufbeschwören würde, 
wenn man sie bekannt machte.»”* «Die Veröffentlichung des Interviews 
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würde wirklich den Weltfrieden gefährden», warnte der Präsident er- 
schreckt.’ Freilich, auch wenn sie dem breiten Publikum unbekannt blie- 
ben, verfehlten die Worte Wilhelms II. ihre Wirkung auf die Außenpolitik 
der Vereinigten Staaten nicht. Dem britischen Admiral Arthur Lee gestand 
Roosevelt, daß er seine Einschätzung der Gefahr für den Weltfrieden, die 
vom Kaiserreich ausgehe, im Lichte der Auslassungen Wilhelms habe revi- 
dieren müssen. Bisher habe er die Ängste der Engländer vor der deutschen 
Gefahr als «ein bißchen lächerlich» empfunden und nicht geglaubt, «daß 
es notwendig sei, gegen Deutschland zu rüsten»; nach den Bemerkungen 
des Kaisers an Hale, die gezeigt hätten, daß der Monarch «Krieg zwischen 
Deutschland und England für unausweichlich und bald bevorstehend 
hielt», sei er allerdings anderer Ansicht geworden. In der Unberechenbar- 
keit des «sprunghaften» Hohenzollernkaisers erkannte Roosevelt jetzt 
eine Gefahr für den Weltfrieden. «Wenn er unbesonnen genug ist, mit 
einem unbekannten Zeitungsmann in dieser Weise zu sprechen, wäre es 
nicht ganz undenkbar, daß er einmal so unbesonnen wäre, aus einem Im- 
puls heraus in einer Weise zu handeln, die den Weltfrieden gefährden 
könnte», meinte er besorgt.”° Fortab sah auch Elihu Root in Wilhelm II. 
und seinem Reich «den großen Unruhestifter der Welt».77 

Die Äußerungen Wilhelms II. breiteten sich wie ein Lauffeuer von Re- 
gierung zu Regierung aus. Wie bereits erwähnt, teilte der Redakteur der 
New York Times dem britischen Zeitungsbaron Northcliffe die wesent- 
lichen Punkte des Interviews mit.”° Auch Northcliffe entschied sich gegen 
eine Veröffentlichung, sandte aber die Synopse, die er aus New York er- 
halten hatte, an Sir Edward Grey weiter.”” Bald gab es an der Richtigkeit 
der gemeldeten Äußerungen keinen Zweifel mehr, zumal auch der voll- 
ständige, unzensierte Text des Kaiserinterviews, den Hale auf der Rück- 
fahrt von Bergen nach Berlin niedergeschrieben hatte, im November in die 
Hände der britischen Regierung gelangte, und zwar ausgerechnet über das 
verbündete Japan: Auf ungeklärtem Wege hatte die japanische Botschaft in 
Washington bereits Ende August den Artikel Hales in die Hände bekom- 
men und nach Tokio weitergeleitet, wo er, wie man sich nur zu gut vorstel- 
len kann, den allerschlimmsten Eindruck machte.‘ Dem französischen 
Botschafter in Washington gelang es ebenfalls, den Interviewtext einzu- 
sehen, und auch diese Version ist dem Foreign Office in London mitgeteilt 
worden.’ 

Grey und Hardinge sandten eine Abschrift der Synopse an den König, 
der mit seiner Verwunderung nicht zurückhielt. «Dieser Bericht ist äu- 
ßerst merkwürdig! Kann man ihn als authentisch betrachten ?»°° Als ihm 
der vollständige Text des Interviews vorgelegt wurde, hatte Edward VII. 
an der Authentizität allerdings keine Zweifel mehr: «Ich bin davon über- 
zeugt, daß die dem Kaiser von Mr. Hale zugeschriebenen Worte vollkom- 
men zutreffend sind. Ich weiß, daß der Deutsche Kaiser mich haßt und 
niemals eine Gelegenheit verstreichen läßt, es (hinter meinem Rücken) zu 
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sagen, während ich immer freundlich und nett zu ihm war.» Wie die 
Staatsmänner in der Downing Street erkannte auch der König die enorme 
Gefahr, die in einer Bekanntmachung der kaiserlichen Äußerungen liegen 
würde. Am 17. November drängte er Hardinge, alles zu tun, um eine Ver- 
öffentlichung in der Morning Post zu verhindern. «Wir ließen heute mor- 
gen den Redakteur herbeirufen, und er sagte, er sei im Besitz des Berichts 
über das Interview, aber er hat treulich versprochen, ihn nicht zu veröf- 
fentlichen», teilte der Unterstaatssekretär dem Privatsekretär des Königs 
tags darauf mit. Er fügte hinzu, der berüchtigte Deutschenhasser Leopold 
Maxse habe die Absicht, durch die Veröffentlichung des Interviews in der 
National Review den Kaiser zur Abdankung zu zwingen, doch auch in 
diesem Fall werde das Foreign Office die Bekanntgabe verhindern. König 
Edward begrüßte die Intervention zur Unterdrückung des Textes. «Ende 
gut, alles gut!» meinte er erleichtert zu der Mitteilung Hardinges. «Mit 
Maxse muß wirklich eindringlich gesprochen werden.»** 

Als einige der schlimmsten Auslassungen des Kaisers dann doch in die 
Presse sickerten, verlangte der französische Premierminister Georges Cle- 
menceau die Veröffentlichung des vollständigen Interviewtextes in der 
Absicht, die wahren Ziele der deutschen Politik bloßzustellen und damit 
der Welt zu zeigen, «welche Gefahr für den Frieden der Deutsche Kaiser 
darstelle».‘5 Nur unter Schwierigkeiten gelang es Grey und Hardinge, die 
Veröffentlichung zu verhindern. Sie taten dies nicht zuletzt in der Über- 
zeugung, daß die Bekanntgabe des Kaiserinterviews in einer ausländischen 
Zeitung eine Welle der patriotischen Entrüstung in Deutschland hervor- 
rufen würde, die das nach der Daily Telegraph-Krise erschütterte Ansehen 
Wilhelms II. wieder stärken könnte. Die beste Chance, zu einem normalen 
Verhältnis zu Deutschland zu kommen, lag Greys Überzeugung nach in 
der gegenwärtigen Schwäche des Kaisers «mit seinem Größenwahn». 
«Noch nie war das Ansehen des Kaisers so tief gesunken in der Welt», 
stellte Grey zufrieden fest. «Warum also nicht die Finger davon lassen!»* 
Hardinge seinerseits meinte, daß Wilhelm II. offensichtlich «in einer äu- 
ßerst erregbaren & unausgeglichenen Geistesverfassung» sei, «die, wenn 
provoziert, gefährlich werden könnte»; man dürfe ihn nicht in die Enge 
treiben, sonst würde er erst recht «eine Gefahr für Europa» werden.” 

Nichtsdestoweniger bewirkte das Hale-Interview auch in der briti- 
schen Politik einen gravierenden Umschwung in der Einstellung gegen- 
über Deutschland. Im November 1908 teilte Grey dem französischen Bot- 
schafter mit, daß sich als Folge der kaiserlichen Äußerungen bei einigen 
seiner Kabinettskollegen und besonders «chez Mr. Winston Churchill» ein 
Sinneswandel zugunsten Frankreichs vollzogen habe, und Hardinge be- 
stätigte, daß jetzt sogar eine Mehrheit im Kabinett «für eine Interventions- 
politik zugunsten Frankreichs» vorhanden sei.‘® Die verheerende Wirkung 
des Interviews auf die Haltung führender Kreise in Großbritannien er- 
schreckte den König von Schweden bei seinem Besuch in Windsor im 
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November 1908. Während seines anschließenden Aufenthaltes bei seinem 
Schwager dem Großherzog Friedrich II. von Baden schilderte Gustaf V. 
dem preußischen Gesandten in Karlsruhe, Karl von Eisendecher, der sie in 
einem Privatbrief an Bülow weitergab, die Eindrücke, die der König in 
London gewonnen hatte. Gustaf habe ihm mitgeteilt, schrieb Eisendecher: 
«Das jenseits des Kanals gegen Deutschland herrschende Mißtrauen müsse 
leider zum allergrößten Teil auf das Konto Seiner Majestät des Kaisers ge- 
schrieben werden. [...] Man glaube drüben, daß unser Allergnädigster 
Herr die deutsche Politik fast allein leite und, trotz aller verbreiteten eng- 
landfreundlichen Gespräche, im Herzen ein Feind des Britenreiches sei. In 
diesem Gefühl sei die Mehrheit des Volkes und der Presse, vielleicht auch 
mehr oder minder König Edward befangen. Man lasse es sich nicht ausre- 
den, daß die deutsche Flotte aggressiven Zwecken gegen England dienen 
solle und das Schreckgespenst der Invasion trete immer wieder hervor.» 
Offenbar hatte Edward VII. den König über den Inhalt des Hale-Inter- 
views genauestens unterrichtet, denn Gustaf sprach in Karlsruhe von sei- 
ner Besorgnis, daß die schrecklichen Auslassungen des Kaisers doch noch 
veröffentlicht werden könnten. Der Wortlaut des Gesprächs sei nämlich 
dem «Londoner Foreign Office wie auch dem Könige bekannt», warnte er. 
«Man würde die darin dem Kaiser zugeschriebenen Aussprüche in Eng- 
land sehr ernst auffassen müssen, wenn sie wahr wären, da in ihnen eine 
unzweideutige Feindschaft zu Tage trete.» Der König von Schweden sei 
davon durchdrungen, schrieb Eisendecher, daß der «echte Inhalt des Ha- 
le’schen Berichtes [...] unter keinen Umständen ans Licht kommen» dürfe, 
denn er würde «bei den Briten einen Sturm der Entrüstung erregen gegen 
unseren Allergnädigsten Herrn und die vermeintlich doppelzüngige und 
friedensstörende deutsche Politik. [...] König Gustav sprach über dieses 
Thema in augenscheinlicher Besorgnis vor weiterem Unheil, das mög- 
licherweise daraus noch entstehen könnte, verhehlte zugleich nicht, daß 
seines Erachtens ein Krieg zwischen den beiden großen Kulturnationen 
nicht nur das allergrößte Unglück für die Beteiligten, sondern geradezu 
vernichtend für die Machtstellung und den Fortschritt ganz Europas sein 
würde.» 


7. Ärger um den ausgebliebenen Gegenbesuch Edwards VII. in Berlin 


In Anbetracht der äußerst militanten Haltung, die Wilhelm II. im Sommer 
1908 gegenüber England einnahm, wird es nicht überraschen, daß seine 
Begegnung mit seinem Onkel Edward, die nach längerem Tauziehen 
schließlich am ır. August 1908 in Schloß Friedrichshof im Taunus statt- 
fand, von Anfang an unter einem schlechten Stern stand. Besonders erbost 
war Wilhelm darüber, daß der König seiner in Windsor ausgesprochene 
Einladung, ihm und der Kaiserin einen Gegenbesuch in Berlin abzustat- 
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ten, auswich und sich statt dessen für den Besuch der Zarenfamilie in Re- 
val entschied. Der Kaiser empfand es als unerhört, daß der König «meine 
angenommene Einladung [nach Berlin] später ausgeschlagen» habe, «um 
statt meiner einen Anderen zu besuchen! Was unter Souveränen als insulte 
gilt und noch niemals mir einer zu bieten gewagt hat.” Wilhelms Verärge- 
rung nahm mit der Meldung, daß Edward auf seiner Reise von Queen 
Alexandra begleitet werden würde, geradezu bedenkliche Formen an. 
«Danach wäre meine Frau die Einzige, die von der Königin noch nicht be- 
sucht ist!» rief er entzürnt.?' Metternich wurde angewiesen, die Frage des 
Gegenbesuchs des britischen Königspaares mit Lord Knollys zu erörtern. 
In einem Privatbrief an Bülow warnte der Botschafter dringend davor, die 
Frage zu forcieren, und machte geltend, daß die als dänische Prinzessin ge- 
borene Queen zwar «keine persönliche Animosität gegen unseren Aller- 
gnädigsten Herrn» hege, «ihre Abneigung gegen Berlin und Preussen wird 
aber wohl nie schwinden und ob Staatsräson je den Sieg davontragen wird, 
vermag ich bei dem eigenwilligen Charakter der hohen Frau nicht zu ent- 
scheiden». Dagegen schrieb Wilhelm an den Rand: «Das muß sie, sonst ist 
es ein Affront für meine Frau!» Bülow und Schoen konnten einen bereits 
erteilten kaiserlichen Befehl gerade noch rückgängig machen, wonach eng- 
lische Offiziere als Vergeltung für die in dem Verhalten Edwards VII. her- 
vortretende «Unliebenswürdigkeit» nur auf ausdrückliche Allerhöchste 
Einladung an den Kaisermanövern teilnehmen dürften.” 

Am s. Juli drahtete Metternich, er habe durch Sir Ernest Cassel in Er- 
fahrung gebracht, daß König Edward den Kaiser wie zwei Jahre zuvor auf 
seinem Weg nach Marienbad in Kronberg besuchen wolle. Bei dieser Ge- 
legenheit wolle er auch seinen und der Königin Staatsbesuch in Berlin näher 
erörtern.”* In der irrigen Annahme, daß er zum Zeitpunkt der Durchreise 
seines Onkels in Stockholm sein würde, schlug Wilhelm allen Ernstes dem 
Reichskanzler vor, die Begegnung mit dem britischen König solle während 
dessen Rückreise aus Marienbad stattfinden, und zwar im Elsaß oder in 
Lothringen!?; Entsetzt mußte der Reichskanzler seinem Souverän klar- 
machen, daß er mit einem derartigen Vorschlag nur dem König und den 
Franzosen in die Hände arbeiten würde. Eine Unterredung, die er neulich 
mit Ballin in Norderney führte, schrieb Bülow, habe ihn «eingehend über 
das Verhältnis zwischen Euerer Majestät und Seiner Majestät dem König 
Eduard orientiert». «Offenbar geht der König darauf aus, Euere Majestät 
durch allerlei Nadelstiche zu reizen. Nichts amüsiert den König mehr, 
meinte Ballin, als wenn bei uns schlechte Laune zutage tritt. Das betrachtet 
der König als eine Quittung darüber, daß er seinen Zweck erreicht hat. 
Dabei möchte aber der König vor der Welt so tun, als wenn er von Euerer 
Majestät froissiert würde. Diese Taktik führt der hohe Herr mit Über- 
legung und Klugheit durch. Unsere Taktik muß also dahin gehen, uns keine 
Blöße zu geben und dem Könige nicht die Möglichkeit zu bieten, sich in 
sachlicher oder formeller Hinsicht mit Grund über uns zu beschweren. 
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Das gilt gerade für die Besuchsfrage. Der König würde sich freuen, wenn 
auf unserer Seite Verstimmung über die bisher nicht erfolgte Erwiderung 
des vorjährigen Besuches Euerer Majestät in England an den Tag gelegt 
würde. Er würde daraus mit Vergnügen entnehmen, daß es ihm gelungen 
sei, uns zu ärgern. Wohl aber müssen wir aus ernsten politischen Gründen 
wünschen, daß der englische Besuch in Berlin stattfinde.» Ein Treffen mit 
Edward, beispielsweise in Homburg, Kronberg oder Baden-Baden, sei 
eine gute Einleitung, um einen späteren Besuch in Berlin zu besprechen, 
aber: «Nach Straßburg oder Metz wird der König nicht kommen. Es wür- 
de falsch sein, ihm dort eine Begegnung vorzuschlagen, da ein unzweifel- 
haft zu erwartender Refus His Majesty nur in Frankreich noch beliebter 
machen würde als bisher.»%° Schließlich traf am 20. Juli auf der Hohenzol- 
lern der Brief des Königs ein, der eine Begegnung in Schloß Friedrichshof 
am 11. August - also nach der Rückkehr Wilhelms aus Schweden - an- 
regte. «Ich könnte morgens ankommen und bis nach dem Abendessen 
bleiben», schrieb er.” Zur Erleichterung des Kanzlers nahm der Kaiser 
diesen Vorschlag an.” 


8. «Wenn England den Krieg haben will soll es ihn nur anfangen» 


Bülow ahnte noch nichts von dem katastrophalen Interview, das Wilhelm 
dem US-Journalisten Hale soeben in Bergen gewährt hatte. Aber schon 
der telegraphische Befehl vom 15. Juli, die russische Neutralität in einem 
deutsch-englischen Krieg zu sichern und England zum Aggressor zu 
stempeln, ließ ihn befürchten, daß der Kaiser bei der Monarchenzusam- 
menkunft in Kronberg die Flottenfrage auf die Spitze treiben könnte, um 
Großbritannien zu provozieren. In seinen Memoiren verglich Bülow die 
Taktik Wilhelms II. in Kronberg sogar mit der Konfrontation zwischen 
Wilhelm I. und dem französischen Botschafter Benedetti in Bad Ems im 
Juli 1870, die zum Deutsch-Französischen Krieg geführt hatte.” 

Die bedenkliche Haltung, die Wilhelm II. im Vorfeld der Kronberger 
Zusammenkunft in der Flottenfrage einnahm, konnte der Reichskanzler 
auch den heftigen Randbemerkungen entnehmen, die der Monarch auf die 
Berichte aus London kritzelte, denn Wilhelms Wut auf das britische Ver- 
langen nach einer Verlangsamung des Rüstungswettlaufs zur See steigerte 
sich während der Nordlandreise ins Unermeßliche. Derartige Forderun- 
gen seien allein die «Folge Englischer Uebergroßmachtsgelüste und Ge- 
spensterseherei», zeterte er. Sie würden nur gewagt, «weil man glaubt, daß 
meine Diplomatie die Hosen voll hat und sich durch Kriegsgeschrei impo- 
niren lässt». Jeden Versuch, die deutschen Flottenrüstungen einzuschrän- 
ken, würde er, der Kaiser, als eine Kriegserklärung auffassen und «mit 
Granaten beantworten». «Wenn England uns nur seine Hand in Gnaden 
zu reichen beabsichtigt unter dem Hinweis, wir müßten unsere Flotte ein- 


676 Am Rande des Krieges mit England, Sommer 1908 


schränken, so ist das eine bodenlose Unverschämtheit, die eine schwere 
Insulte für das Deutsche Volk und seinen Kaiser in sich schließt. [...] Mit 
demselben Recht können Frankreich und Russland dann eine Einschrän- 
kung unserer Rüstungen zu Lande fordern. Sobald man unter irgendwel- 
cher Firma einem fremden Staate erlaubt, in die eigenen Rüstungen hinein- 
zureden, so dankt man ab, wie Portugal und Spanien! Die Deutsche Flotte 
ist gegen niemand gebaut und auch nicht gegen England! Sondern nach 
unserem Bedürfniß! Das ist ganz klar im Flottengesetz gesagt und seit 
ıı Jahren unbeanstandet geblieben! Dies Gesetz wird bis ins letzte Tüttel- 
chen ausgeführt; ob es den Briten paßt oder nicht ist egal! Wollen sie den 
Krieg, so mögen sie ihn anfangen, wir fürchten ihn nicht!»'” 

Ein weiterer Bericht über die Haltung führender Engländer zur deut- 
schen Flottenrüstung verleitete den Monarchen zu den allergröbsten 
Randvermerken. Die Beobachtung Greys, die Deutschen seien das einzige 
Volk in Europa, das eine große, starke, einheitliche, moderne Flotte mit 
Dreadnoughts baue, und noch dazu in der Nähe der englischen Küste, 
wies der Kaiser fulminant zurück. Die deutsche Flotte, so behauptete er, 
werde «niemals» eine Gefahr für England werden. Die «Gallier» bauten ja 
auch eine große Flotte und seien der englischen Küste «noch näher» als 
Deutschland. Grey sei ein «Esel!», wenn er glaube, andere Mächte hätten 
keine Dreadnoughts: «Sie bauen alle welche!» Es sei auch «sehr falsch!» 
von ihm, Amerika nicht in Betracht zu ziehen und zu glauben, daß ein 
Konflikt zwischen England und den Vereinigten Staaten undenkbar ge- 
worden sei, meinte der Kaiser und fragte höhnisch, ob denn ein Krieg zwi- 
schen England und Amerika «eben so undenkbar [wäre] wie der Verlust 
Indiens durch Japan!?» Zu der Meldung Metternichs, daß der einfluß- 
reiche liberale Staatsmann David Lloyd George am Horizont das Kriegs- 
gespenst auftauchen sehe, das sowohl die beiden Regierungen als auch die 
beiden Völker doch zu bannen wünschten, krakelte Kaiser Wilhelm wü- 
tend an den Rand: «fällt mir gar nicht ein! Wenn England den Krieg haben 
will soll es ihn nur anfangen[,] wir werden ihm schon dienen!» Eine von 
Lloyd George dringlich angemahnte gegenseitige Einschränkung des 
Rüstungswettlaufs zur See lehnte Wilhelm als «unerhört!» strikt ab. Das 
sei alles «Quatsch!», «blauer Dunst» und «Unsinn!» Die Erklärung des 
Ministers, daß die englische Flotte immer ein gutes Stück stärker als die 
deutsche sein müsse, um dem Inselreich ein Gefühl der Sicherheit zu ge- 
währleisten und in Deutschland «keine mutwilligen Angriffsgelüste [...] 
aufkommen zu lassen», rief ebenfalls seine Empörung hervor. «Das ist eine 
Sprache die bisher nur China oder Italien oder solchen Kerls gegenüber 
geführt wird! unerhört!!» schrieb er entrüstet. Nach diesen Worten werde 
er «niemals!» einer Verlangsamung des Flottenbautempos zustimmen. 
«Nein! 3 mal Nein!» «Diese Art von Conversation wie sie zwischen 
L. George und Metternich geführt wurde ist geradezu unwürdig und pro- 
vokant für Deutschland! Ich muß mir ausbitten, daß er in Zukunft derglei- 
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chen Expektorationen unbedingt abweist. Hier hat er [Metternich] als Zu- 
hörer ganz geduldig die Ansichten und Befehle Englischer Staatsmänner 
entgegengenommen, und sich nur auf Proteste beschränkt, die keinen 
Effekt hatten. Er muß mal den Herren, die «unsere muthwilligen Angriffs- 
gelüste nicht aufkommen lassen wollen, eine derbe Antwort geben wie 
«Lecken Sie mich etc.» Damit diese Kerls erstmal wieder vernünftig werden! 
Daß der L. George überhaupt schon wagte mit einem Diktat zu Fixirung 
unseres Bautempos herauszukommen, ist bodenlos, aber die Folge davon, 
daß} Metternich sich in seinen ersten Gesprächen auf die schiefe Ebene der 
«Möglichkeit nicht ganz ausgeschlossen» begeben hat. Die klugen Briten 
haken da ein, und über kurz oder lang werden sie ihm daraus einen Strick 
drehen an dem er eingehen wird; trotz «Privatgespräch», «Unverbindlich- 
keit der Meinungsäußerung etc.! Er mußte ab ovo ablehnen mit dem 
Bemerken: «kein Staat läßt sich von einem Anderen das Maaß und die Art 
seiner Rüstungen vorschreiben oder hineinreden; ich lehne ab solch ein 
Gespräch zu führen»! Im Uebrigen Flottengesetz - seit ıı Jahren bekannt 
- und Nauticus lesen lassen! Metternich soll einen gehörigen Schwärmer 
in den Hintern kriegen; er ist zu schlapp!» Auf Befehl Seiner Majestät 
wurden Abschriften des Metternichschen Berichts für den Chef des Gene- 
ralstabes und die Admirale Tirpitz, Müller und Baudissin angefertigt.'° 
Bülow konnte gerade noch durchsetzen, daß in den Abschriften die belei- 
digenden Allerhöchsten Marginalien weggelassen wurden; sie wurden 
dennoch bald weitergetragen.'” 


9. Die Konfrontation in Kronberg am ıı. August 1908 


Der Kanzler muß geahnt haben, welche Wendung die Gespräche über die 
Flottenfrage nehmen würden, die nun in Kronberg ins Haus standen. Am 
Vormittag des ıı. August 1908 traf Edward VII. auf Schloß Friedrichshof 
ein. Die beiden Monarchen wurden schnell einig, den in den Ruhestand 
tretenden englischen Botschafter in Berlin, Sir Frank Lascelles, durch den 
bisherigen Vertreter in Wien, Sir Edward Goschen, zu ersetzen, und auch 
in verschiedenen anderen Angelegenheiten herrschte Harmonie.'® Diese 
Eintracht obwaltete jedoch nur, weil der König zögerte, die leidige Flot- 
tenfrage anzuschneiden.'”* Er überließ sie dem Unterstaatssekretär Sir 
Charles Hardinge, der allerdings kein Blatt vor den Mund nahm. 

Seine eigene Version der Unterredung mit Hardinge setzte Kaiser Wil- 
helm in einem langen, dramatischen dreiteiligen Telegramm an Bülow auf, 
das sehr zu Recht als ein historisches Schlüsseldokument angesehen wur- 
de, als es nach dem Krieg bekannt wurde.’ Stolz meldete der Kaiser sei- 
nem Kanzler: Nach Tisch sei der britische Unterstaatssekretär rasch auf 
die Flottenfrage gekommen. «Er sprach von grave apprehension [großer 
Besorgnis], von der alle Kreise Englands über unseren Flottenbau erfüllt 
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seien. Auf meine erstaunte Frage: warum, da sie gesetzlich begrenzt und 
das Gesetz seit ıı Jahren publiziert sei, erwiderte er: da sie stets zu Hause 
konzentriert sei. Ich erwiderte, wir brauchten unsere Flotte zum Schutz 
des rapiden Wachsens des Handels. Er: «Sie bleibt aber immer in Kiel oder 
Wilhelmshaven und Nordsee. Ich: «Da wir keine Kolonien und keine 
Kohlenstationen haben, ist das unsere Basis; uns fehlt ein Gibraltar oder 
Malta. Er: «Von Ihrer Basis aus ist Ihr Handel nicht zu schützen. Warum 
fahren Sie nicht mehr umher» Ich: «Weil Londoner Botschaft und auswär- 
tige Behörden der Ansicht waren, daß, je weniger die Briten unsere Flotte 
zu sehen kriegen, um so besser; ein Erscheinen derselben im Kanal würde 
Mißvergnügen hervorrufen.» Er: «Sie wollen wohl einen faulen Scherz ma- 
chen? Ich: «Es ist mein bitterer Ernst, meine Mannschaften haben genug 
darunter gelitten, ihre Dienstzeit nur in nordischen Gewässern zu verbrin- 
gen» Er: «Das ist ja ganz unglaublich, in England hat man das ganz anders 
ausgelegt.» Ich: «In diesem Sommer habe ich meine Flotte ins Ausland ge- 
schickt während Ihrer großen Manöver in der Nordsee, ein untrügliches 
Zeichen meiner Friedfertigkeit und meines Vertrauens zu England. Er: 
«Das war ausgezeichnet, hat sehr gut gewirkt, schicken Sie Ihre Schiffe nur 
oft weg, dann werden unsere Leute wesentlich ruhiger werden. Immerhin 
wäre es wünschenswerter, unsere Besorgnis wegen dem Flottenbau zu zer- 
streuen, da Sie in wenigen Jahren unsere Stärke erreicht haben werden. (!) 
[...] «Der Dreadnoughtbau nimmt bei Ihnen so rasche Fortschritte, daß Sie 
in wenigen Jahren, sagen wir 1912, uns an Stärke gleich und sogar überle- 
gen sein werden. Darüber ist das englische Volk voll Aufregung und 
schwerer Besorgnis. Ich: «Das ist absoluter Blödsinn. Wer hat Ihnen denn 
den Unsinn aufgebunden» Er: «Das ist gar kein Unsinn, das ist authenti- 
sches Material von der englischen Admiralität.> Ich: «Es bleibt Unsinn, 
auch wenn Ihre Admiralität es Ihnen mitteilt, und zugleich ein Beweis, wie 
wenig englische Staatsmänner und das englische Volk von maritimen Din- 
gen versteht und über ihre eigene Stärke orientiert ist, um sich so etwas 
einbilden zu können. Sie haben ja, ohne daß Sie es wissen, den Two-Po- 
wer-Standard längst überschritten und sind im Three-Power-Standard be- 
reits angelangt. Er: «Das ist ganz unmöglich. Unsere Admiralität sagt, sie 
könne kaum den Two-Power-Standard aufrechterhalten eben wegen des 
deutschen Flottenbaus, der bedrohlicher Natur sei.» Ich: «Ihre Admiralität 
muß das besser wissen und amüsiert sich damit, Sie und Ihre Landsleute 
mit Gespenstern zu bluffen. Ich kann Ihnen beweisen, daß ich recht habe, 
aus dem Nauticus. Er: «Sie können kein authentischeres Material haben, 
als was mir die Admiralität gegeben hat.» Ich: «Ihr Material ist falsch, ich 
bin Admiral der englischen Flotte, welche ich genau kenne, und verstehe 
das besser wie Sie, der ein Zivilist ist und davon nichts versteht. Ich ließ 
den Nauticus herunterholen und zeigte Sir Charles die Euerer Durch- 
laucht bekannten Tabellen mit den Schiffsbaukurven. Sprachloses Erstau- 
nen malte sich auf seinen Gesichtszügen. [...] Nach langem Schweigen 
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fragte Sir Charles: «Wer ist eigentlich dieser Nauticus, ich habe bisher nie 
etwas von ihm gehört? Ich: «Es ist eine Reihe von Herren, bedeutende Ka- 
pazitäten aus allen Berufen und Ständen, denen authentisches Material zur 
Verfügung steht.» Er: «Solche Herren können keinen Anspruch darauf ma- 
chen, besseren Bescheid zu wissen wie die Admiralität. Diese Tabelle ist 
ganz willkürlich, und lege ich ihr nicht den mindesten Wert bei. [...] Die- 
ser Konkurrenzbauerei muß ein Ende gemacht werden, es muß ein Arran- 
gement getroffen werden, wonach das Bautempo verlangsamt wird. Denn 
unsere Regierung muß sonst im nächsten Jahre ein großes Programm von 
Neubauten einbringen, für die bei dem Mangel an Mitteln neue Steuern 
ausgeschrieben werden müssen. Das wird sehr unpopulär sein, das Volk 
wird murren, und kann vielleicht der Regierung den Hals kosten.» Ich: 
«Wenn Sie die Tabellen des Nauticus, statt sie für Phantasie zu halten, als 
richtig akzeptierten, dann würden Sie daraus ersehen, daß ein solches Ex- 
trabauprogramm zur Erhaltung Ihres Vorsprungs völlig überflüssig ist. 
Konkurrenzban treiben wir nicht, unser Tempo ist gesetzlich festgelegt, 
die Anzahl der Schiffe desgleichen, und Ihnen bekannt. Sie treiben Kon- 
kurrenzbau, und zwar eine Konkurrenz, die nur einseitig englisch ist und 
von Ihrer Admiralität erfunden ist.» Er: «Can’t you puta stop to your buil- 
ding? Or build less ships» [Können Sie keinen Stop des Bauprogramms 
verfügen? Oder weniger Schiffe bauen?] Ich: «Das Maß der maritimen Rü- 
stung Deutschlands richtet sich nach seinen Interessen und Bündnissen, ist 
ein defensives und bestimmt nicht gegen eine Nation, am wenigsten gegen 
England gerichtet. Sie sind keine Drohung für Sie, die Sie augenblicklich 
alle miteinander an Gespensterfurcht leiden.» Er: «Aber ein Arrangement 
müßte doch getroffen werden, um den Bau einzuschränken. You must 
stop or build slower. [Sie müssen aufhören oder langsamer bauen.] Ich: 
«Then we shall fight for it is a question of national honour and dignity. 
[Dann werden wir fechten, denn es ist eine Frage der nationalen Ehre und 
Würde.] Und dabei sah ich ihm fest und scharf in die Augen. Sir Charles 
bekam einen feuerroten Kopf, machte mir einen Diener, bat mich um Ent- 
schuldigung für seine Worte und ersuchte mich ausdrücklich, dieselben als 
versehentlich im Privatgespräch gemachte Bemerkungen zu betrachten, 
welche ich vergeben und vergessen möchte. Das Gespräch war von ihm in 
ziemlich gereiztem und fast diktatorischem Ton geführt worden. Ich zwei- 
fele keinen Augenblick, daß er Instruktion und Marschorder von Fisher 
hatte. Abends nahm ich das Gespräch mit ihm wieder auf, wobei er ein 
ganz anderer Mann war, liebenswürdig, vergnügt, seine Erzählungen mit 
Anekdoten würzend. [...] Die offene Aussprache mit mir, in der ich ihm 
scharf die Zähne gezeigt hatte, hat ihre Wirkung nicht verfehlt. Mit Eng- 
ländern muß man immer so verkehren.»'” 

Offensichtlich glaubte der Kaiser, dank seiner besonderen Fähigkeit, als 
«halber Engländer» mit Engländern umzugehen, beziehungsweise seiner 
fachmännischen Kenntnisse als «Admiral der englischen Flotte», einen 
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Riesenerfolg gegen den britischen Zivilisten erzielt zu haben. Höhnisch 
schreibt Bülow in seinen Memoiren von dem erschütternden Eindruck, 
den der «telegraphische Erguß» Wilhelms II. auf ihn machte. Der «phan- 
tastisch übertriebenen» Depesche habe er sogleich angemerkt, daß der 
Monarch zu seinem höheren Ruhm «einen Vorgang von der Art der welt- 
historischen Szene zu konstruieren wünschte, die sich im Juli 1870 in Ems 
zwischen Wilhelm I. und Benedetti abgespielt hatte». Einen Vertreter des 
Auswärtigen Amts habe der Kaiser mit den Worten empfangen: «Habe ich 
es Sir Charles nicht ordentlich gegeben?» Der Reichskanzler, der jetzt 
endlich die enorme Gefahr erkannt hatte, die in der deutsch-englischen 
Flottenrivalität lag, und den Kaiser um größere Vorsicht bat, merkte bald, 
daß dieser seinetwegen «sehr verstimmt» war. Bülows «kühle Haltung» 
nach dem Empfang der Schilderung seines großen Erfolges in Kronberg 
habe den Monarchen «bitter enttäuscht». Wilhelm habe statt dessen 
«Dank und Lob» dafür erwartet, daß er «im Handumdrehen nicht nur 
Hardinge, sondern auch seinen Oheim, den König, für sich und seinen 
Standpunkt gewonnen hätte». Fortab sei Wilhelm in der Flottenfrage 
«noch eigensinniger» aufgetreten, als dies schon früher der Fall gewesen 
war, erinnerte sich Bülow. Überhaupt sei in den Kronberger Gesprächen 
die Tendenz Seiner Majestät wieder stark zum Vorschein gekommen, «die 
auswärtigen Geschäfte möglichst selbständig zu führen», was gerade Eng- 
land gegenüber besonders gefährlich war.'” In den nächsten Monaten 
rühmte sich der Kaiser seinem Hofpersonal gegenüber «häufig», den 
Engländern in Friedrichshof offen mit Krieg gedroht zu haben, falls sie 
fortfahren sollten, eine Beschränkung der deutschen Flottenrüstungen zu 
verlangen; diesen Krieg könne England «dann gleich haben, wenn es 
durchaus wolle».'® 

Unmittelbar nach der Unterredung mit dem deutschen Souverän wie- 
derholte der Unterstaatssekretär gegenüber Freiherrn von Jenisch, dem 
Vertreter des Auswärtigen Amtes, sämtliche Argumente, die er dem Kaiser 
vorgebracht hatte und gab dabei zu erkennen, daß der englischen Regie- 
rung auch «das kleinste Anzeichen» einer Verlangsamung der deutschen 
Flottenvermehrung genügen würde, um ihrerseits von einer Marinever- 
stärkung abzusehen. Jenisch mußte einräumen, daß angesichts der Hal- 
tung Wilhelms I. ein Einlenken so gut wie ausgeschlossen sei. «Ich glaub- 
te persönlich nicht, daß Seine Majestät der Kaiser sich in der Ausführung 
unseres Flottenprogramms werde beeinflussen lassen», meldete er unbe- 
holfen seinen Vorgesetzten in der Wilhelmstraße.'” 

Die Erklärung Kaiser Wilhelms, weswegen die deutsche Flotte stets in 
heimischen Gewässern konzentriert bleiben sollte, mußte auf Hardinge 
geradezu lächerlich wirken. Ebensowenig schenkte er den Schiffsbaukur- 
ven des Nauticus Glauben, die ihm der Monarch vorlegte. Der königliche 
Privatsekretär Sir Frederick Ponsonby teilte dem jungen Prinzen von Wa- 
les sofort die Hauptpunkte der Auseinandersetzung zwischen dem eng- 
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lischen Staatsmann und dem Deutschen Kaiser mit: «Nach dem Mittag- 
essen hatte Charlie Hardinge eine Gelegenheit und er scheint die Dinge 
mit dem Kaiser in Ordnung gebracht zu haben. Er betonte, daß, solange 
sie Schiffe bauten, wir gezwungen seien, das Gleiche zu tun. Er fragte, zu 
welchem Zweck Deutschland eine so große Flotte baue. Offensichtlich 
war sie nicht nötig, um Frankreich, Österreich oder Rußland zu bekrie- 
gen, und daher seien wir zum Schluß gezwungen, sie sei gegen uns gerich- 
tet. Der Kaiser antwortete, sie diene zum Schutz ihres Handels! Hardinge 
fragte daraufhin, warum sie immer in Kiel behalten wurde, statt daß ihr er- 
laubt würde, auszufahren und den Handel in China usw. zu beschützen. 
Der Kaiser antwortete, er nehme an, unsere Gefühle würden verletzt, 
wenn er seiner Flotte erlaubte herumzukreuzen (das war schwach). Har- 
dinge wies darauf hin, daß, wenn nächstes Jahr eine große Erhöhung der 
Ausgaben für die Flotte käme, das englische Volk erkennen würde, daß 
diese nur Deutschland geschuldet sei, und die Empfindungen zwischen 
den beiden Ländern sogar noch schärfer würden. [...] Der Kaiser sagte, 
daß das deutsche Schiffbauprogramm 1900 veröffentlicht worden sei und 
niemand ein Wort gesagt habe. Jetzt, da es nach und nach durchgeführt 
werde, schreie England auf. Er sagte, daß Fisher jedermann getäuscht 
habe. Der Presse wurde glaubhaft gemacht, wir lägen unterhalb des «two 
power standard», während er beweisen könne, daß wir vor zwei Jahren 
einen <3 power standard» erreicht hätten und wir in zwei Jahren wieder na- 
hezu auf einen «3 power standard» gelangen würden. Erwarteten wir, daß 
Deutschland sich nicht selbst schütze, sondern in einem schwachen Zu- 
stand verbleibe, um es zu vernichten, wann immer es uns paßt? Er gab 
Hardinge ein Buch, das zeigt, wie wir stünden, und Einzelheiten über 
jedes Schiff beinhaltet. Er schloß damit zu sagen, daß er nicht nur den 
Schiffbau nicht reduzieren, sondern er sich weigern würde, überhaupt in 
Besprechungen über diesen Gegenstand einzutreten. Es gab einige deut- 
liche Worte, und Lascelles fürchtete, der Kaiser würde verärgert sein, so 
angegangen zu werden. Aber ich glaube, er war es nicht. [...] Die Stim- 
mung in Deutschland scheint uns gegenüber sehr feindlich zu sein, und 
nun werden alle möglichen Geschichten über den König in Umlauf ge- 
bracht. [Der Militärattache] Trench sagte mir, der Haß auf den König sei 
groß. Sie würden ihn alle anklagen, zu versuchen ihr Land zu demütigen. 
Meine eigene Empfindung, nachdem ich soviel gehört habe, ist, daß nichts 
den Gedanken des Kaisers und seiner Berater ferner liegt, als gegen uns 
Krieg zu führen, aber daß sie möglicherweise durch die schlechte Stim- 
mung gegen uns, die sie gefördert haben, mitgerissen werden könnten und 
den Wunsch des Volkes nach Krieg schließlich nicht mehr würden bändi- 
gen können.»""° 

Nach seiner Rückkehr nach England schilderte auch Hardinge in einem 
Brief an den Prinzen von Wales den Kern seiner Auseinandersetzung mit 
Wilhelm II. in Kronberg. «Gleich zu Beginn brachte ich die ganze Frage 
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der deutschen Marinerüstungen, ihrer Motive & Absichten aufs Tapet. Ich 
beharrte darauf, das ganze Thema mit dem Kaiser auszureizen, dem das 
offenbar nicht sehr gefiel, aber, um es zusammenfassen, das Ergebnis war 
die kategorische Erklärung Seiner Majestät, daß das Marineprogramm, das 
gesetzlich festgelegt sei, zu den festgesetzten Zeiten durchgeführt werden 
würde und müsse und daß keine Diskussion oder Verlangsamung der Bau- 
rate hingenommen würde. Er machte zahlreiche freundschaftliche Beteue- 
rungen, daß keine Intention eines Angriffs auf England zugrunde liege, 
aber er konnte keine befriedigende Begründung für die Notwendigkeit 
einer derart großen Flotte liefern. [...] Ich sehe nicht, daß unsere Bezie- 
hungen zu Deutschland jemals wirklich gut sein können, bis es eine Ab- 
änderung des Bauprogramms gibt.»'"' 

In den folgenden Tagen setzte Hardinge in einer längeren Denkschrift 
seine Eindrücke der Kronberger Unterredung auf. Er hielt darin fest: «Bei 
der Zigarre nach dem Mittagessen erwies mir der Kaiser die Ehre, mich zu 
einer Unterredung mit ihm rufen zu lassen. Im Verlauf eines Gesprächs 
über die Popularität des Militärdienstes in Deutschland, der infolge der 
Verwüstung und des Elends, welche die Deutschen im Dreißigjährigen 
Krieg, im Siebenjährigen Krieg und während der Feldzüge Napoleons er- 
duldet hätten, von welchen aber die britischen Inseln glücklicherweise ver- 
schont geblieben seien, zu einem eingewurzelten Prinzip bei der Heranbil- 
dung und Entwicklung des Nationalcharakters des deutschen Volkes 
geworden sei, kam die Rede auch auf die zwischen England und Deutsch- 
land bestehenden Beziehungen, die der Kaiser als ganz befriedigend er- 
klärte, mit Ausnahme der üblen Folgen des Feldzuges der gelben Presse in 
beiden Ländern. Ich antwortete, leider vermöchte ich die Ansicht des Kai- 
sers nicht zu teilen, da sich die Tatsache nicht verheimlichen ließe, daß man 
in England bezüglich der Gründe und Absicht, die hinter dem Bau einer 
großen deutschen Flotte steckten, wirklich besorgt sei. Diese Präokku- 
pation hege man nicht nur in England, sondern auch in Europa, wo sie 
glücklicherweise das einzige Unruhe erregende Element in der internatio- 
nalen Lage sei. Zwischen England und Deutschland bestehe kein Grund 
zu Mißhelligkeiten und die diplomatischen Beziehungen zwischen den 
beiden Ländern seien vollkommen freundlich und natürlich, ohne die 
kleinste Wolke am politischen Horizont, die in der Zukunft Anlaß zur 
Sorge geben könnte. Die Kenntnis dieser Tatsachen erschwere es nach- 
denklichen Leuten, die freundschaftlichen Versicherungen des Kaisers und 
der deutschen Regierung in Einklang zu bringen mit der vom deutschen 
Reichstag erfolgten Annahme des umfangreichen Flottenprogramms, das 
sich nur mit erheblichen Opfern des deutschen Volkes verwirklichen ließe. 
Die Ausführung des deutschen Programms würde notwendigerweise eine 
entsprechende Erhöhung unserer Ausgaben für Flottenrüstungen nach 
sich ziehen, da die Vorherrschaft Großbritanniens zur See jetzt ein Haupt- 
grundsatz der britischen Politik geworden sei. [...] Obwohl niemandem 
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das Recht zustehen könne, irgendeiner Macht ein Schiffbauprogramm 
vorzuschreiben, so sei man sich doch in England vollkommen klar darüber 
geworden, daß die deutsche Flotte bei Ausführung des jetzigen deutschen 
Programms der britischen Flotte hinsichtlich des größten Schlachtschiff- 
typs in wenigen Jahren überlegen sein werde, und die britische Vorherr- 
schaft zur See würde auf diese Weise gefährdet sein. Wenn die beiden 
Regierungen nicht zu irgendeiner freundschaftlichen Erörterung gelangen 
könnten, die eine Abänderung oder Verlangsamung des gegenwärtigen 
Schiffbautempos zur Folge habe, werde die Regierung dem Parlament im 
nächsten Jahr ein umfangreiches Schiffbauprogramm vorlegen und dar- 
legen müssen, wie sich die Notwendigkeit dazu ergeben habe. Es könne 
kein Zweifel darüber bestehen, daß das Parlament alle von der Regierung 
etwa vorgeschlagenen Lasten akzeptieren würde, aber auch darüber könne 
kein Zweifel bestehen, daß diese Flottenrivalität zwischen den beiden Län- 
dern ihre Beziehungen zueinander verbittern werde und in wenigen Jahren 
eine sehr kritische Lage herbeiführen könnte, falls ein ernster oder auch 
nur geringfügiger Streit zwischen den beiden Ländern entstehen sollte. Der 
Kaiser behauptete, daß wegen des deutschen Flottenprogramms für Eng- 
land absolut kein Grund zur Besorgnis vorliege und daß kein vernünftiger 
Mensch in Deutschland je auch nur einen Augenblick daran gedacht habe, 
die deutsche Flotte sei für einen Angriff auf England bestimmt. [...] Er 
vermöge daher im deutschen Flottenprogramm keinen Grund für irgend- 
welche Nervosität in England oder für eine Vermehrung der britischen 
Flotte zu erblicken. Dies Programm sei nicht neu, es sei gesetzlich festge- 
legt und seine Ausführung sei eine Ehrensache der Nation geworden. Fine 
Erörterung mit einer fremden Regierung könne nicht geduldet werden; ein 
solcher Vorschlag würde gegen die nationale Würde verstoßen und zu in- 
neren Unruhen führen, falls die Regierung ihn annähme. Er würde lieber 
zum Kriege schreiten, als sich einem solchen Diktum zu unterwerfen. Ich 
wies den Kaiser sofort darauf hin, daß bei der Anregung einer möglichen 
freundschaftlichen Erörterung zwischen den beiden Regierungen von 
einem Diktat keine Rede gewesen sei und daß meine Worte schwerlich in 
diesem Sinne ausgelegt werden könnten, was Seine Majestät zugab. Ich 
sagte, es sei mir ganz unverständlich, wie Seine Majestät in bezug auf Li- 
nienschiffe zu dem zahlenmäßigen Stärkeverhältnis der beiden Flotten im 
Jahre 1909 gelange, und ich könne nur annehmen, daß in den zweiund- 
sechzig erstklassigen Linienschiffen der britischen Flotte jedes veraltete 
Fahrzeug inbegriffen sei, das man in britischen Häfen nur auftreiben kön- 
ne und das noch nicht als Alteisen verkauft worden sei. Der Kaiser ließ so- 
fort durch einen Adjutanten eine diesjährige Veröffentlichung von «Nauti- 
cu» holen, in der die obigen Zahlen stehen, und schenkte mir ein 
Exemplar zu meiner eigenen Erbauung und Überzeugung.» Hardinge 
habe dem Kaiser dargelegt, weswegen die maritime Superiorität für das In- 
selreich eine existentielle Frage sei: England halte keine Armee, und seine 
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offenen Küsten stünden jederzeit in Gefahr, angegriffen zu werden. Die 
Stärke der deutschen Kriegsflotte sei andererseits weder durch die Royal 
Navy noch durch die Flotten Frankreichs und Rußlands gerechtfertigt; sie 
sei überdies nicht geeignet, den deutschen Handel in Übersee zu schützen. 
Daraufhin erwiderte der Kaiser «mit einiger Lebhaftigkeit, das Gerede von 
einer Invasion sei reiner Unsinn, und kein ernsthafter Mensch in Deutsch- 
land habe jemals einen solchen Gedanken ins Auge gefaßt. Außerdem sei 
er es, der die auswärtige Politik in Deutschland leite, und sei es da wahr- 
scheinlich, daß er einen solchen Gedanken je auch nur einen Augenblick 
dulden würde? Er blieb dabei, daß die von «Nauticus angegebenen Zahlen 
stimmten und daß die von der Admiralität angeführten Zahlen bezweck- 
ten, die öffentliche Meinung Englands irrezuführen. Der erste «Dread- 
noughv sei unter größter Geheimhaltung in England gebaut worden und 
bei seiner Fertigstellung hätten Admiral Fisher und die Presse sofort ver- 
kündet, daß er imstande sei, die gesamte deutsche Flotte zu versenken. 
Diese Erklärungen hätten die deutsche Regierung gezwungen, den Bau 
von Schiffen gleichen Typs zu beginnen, um die öffentliche Meinung in 
Deutschland zufriedenzustellen. Obgleich England vordem die Ausmaße 
seiner Linienschiffe vergrößert habe, sei Deutschland bei dem bisherigen 
kleineren Typ geblieben, bis das Vorgehen der britischen Admiralität es 
zum Bau von Schiffen größten Formats herausgefordert habe. Was die Sta- 
tionierung der deutschen Flotte in Kiel betreffe, so lasse er sie dort, weil 
Graf Metternich ihm berichtet habe, daß das britische Auswärtige Amt 
und die öffentliche Meinung in England empfindlich seien und es nicht 
gerne sähen, wenn die deutsche Flotte durch den Kanal fahre. Überdies 
habe Deutschland nicht die zahlreichen Stützpunkte, die England in ent- 
fernten Meeren besitze, und infolgedessen müßten die deutschen Schiffe in 
heimischen Gewässern gehalten werden. Er habe seine Schiffe jedoch jetzt 
nach den Kanarischen Inseln geschickt und, um sein Vertrauen zur briti- 
schen Politik zu zeigen, dies in einem Augenblick getan, als die Nordsee 
anläßlich von Flottenmanövern von britischen Kriegsschiffen gewimmelt 
habe. Der Kaiser wiederholte, daß das deutsche Flottenprogramm von 
achtunddreißig Linienschiffen und zwanzig Kreuzern unter Innehaltung 
der durch das Gesetz vorgeschriebenen Stadien bis 1918 ausgeführt sein 
müsse und daß dann keine weitere Vermehrung stattfinden werde, die 
Flotte aber auf diesem Stand erhalten bleiben würde. Was Seiner Majestät 
Regierung anlange, so stehe es ihr selbstverständlich frei, nach Belieben zu 
bauen.» Hardinge machte geltend, daß in diesem Fall, wenn keine Gegen- 
maßnahmen getroffen werden würden, die Gefahr einer Invasion des In- 
selreichs stets gegeben sein würde. Er bedauerte die Entschlossenheit des 
Kaisers, an dem Bauprogramm ohne Abstriche festzuhalten und wies die 
Idee, daß die Engländer durch das Passieren des Ärmelkanals durch die 
deutsche Flotte nervös werden würden, weit von sich. Er fuhr in seiner 
Denkschrift fort: «Auf die allgemeine Frage der Flottenausgaben zurück- 


9. Die Konfrontation in Kronberg am ı1. August 1908 685 


kommend, gab ich der Hoffnung Ausdruck, daß doch maßvolle Ratschlä- 
ge durchdringen würden; auch sei ich, obschon, wie der Kaiser betone, 
eine freundschaftliche Erörterung zwischen den beiden Regierungen aus- 
geschlossen sein dürfte, dennoch überzeugt, daß [die britische] Regierung 
von der deutschen weder eine schriftliche Formel noch eine mündliche Er- 
klärung benötigen würde, sondern nur einen sichtbaren Beweis, daß das 
Flottenbauprogramm abgeändert oder das Bautempo verlangsamt worden 
sei, um in ihrem eigenen Programm eine ähnliche Abänderung oder Ver- 
langsamung vorzunehmen. Ohne einen derartigen Beweis würde [die bri- 
tische] Regierung dem Druck der öffentlichen Meinung unmöglich wider- 
stehen können, und ein umfangreiches Gegenprogramm für Schiffsbauten 
wäre dann unvermeidlich. Die Unterhaltung nahm hiermit ein Ende, aber 
zwei Stunden später hatte ich eine Unterhaltung mit Herrn von Jenisch, 
der eine Autofahrt mit mir gemacht und keine Möglichkeit gehabt hatte, 
sich inzwischen mit dem Kaiser in Verbindung zu setzen. [...] Herr von 
Jenisch gab mir genau die gleichen Antworten, die mir der Kaiser schon 
gegeben hatte. [...] Obgleich es bedauerlich ist, daß die deutsche Regie- 
rung hinsichtlich einer Besprechung oder Abänderung ihres gegenwärti- 
gen Flottenbauprogramms eine solche unnachgiebige Haltung eingenom- 
men hat, so ist es doch ganz gut, das Schlimmste zu wissen und darauf 
gefaßt zu sein». 

Nach dem Abendessen habe ihn der Kaiser, der in bester Laune gewe- 
sen sei, wieder zu sich gerufen und eine Reihe von anderen Fragen mit ihm 
erörtert, fuhr Hardinge fort. Dabei seien der Staatsstreich der Jungtürken 
in Konstantinopel, die «Gelbe Gefahr» und die Sandschakbahn zur Spra- 
che gekommen, wobei Wilhelm betont habe, daß Deutschland die Vor- 
herrschaft einer europäischen Macht auf der Balkanhalbinsel niemals hin- 
nehmen würde. «Im Verlauf dieses Gespräches machte der Kaiser mehrere 
spöttische Anspielungen auf die Politik Englands und auf seine «neuen 
Freunde und suchte darzulegen, was für ein guter Freund Englands er in 
der Vergangenheit gewesen sei.» Der Kaiser habe dabei die Behauptung 
aufgestellt, während des Burenkrieges hätten Rußland und Frankreich mit 
Deutschland eine Koalition gegen England eingehen wollen - ein Ansin- 
nen, das er persönlich gegen den Rat seiner Regierung entschieden abge- 
lehnt habe. Ferner habe er seinerzeit in seinem Generalstab einen Feld- 
zugsplan für den Krieg in Südafrika ausarbeiten lassen, den er seiner 
Großmutter geschickt und den Lord Roberts haargenau gegen die Buren 
umgesetzt habe — Behauptungen, die weltweit für Furore sorgen sollten, 
als sie wenige Wochen später durch das notorische «Interview» Wilhelms 
im Daily Telegraph veröffentlicht wurden.'"” Hardinge fuhr in seinem Me- 
morandum fort: «Der Kaiser beklagte sich darüber, daß kein britischer 
Staatsmann Berlin je besuche und daß diese folglich außerstande seien, 
deutsches Empfinden und das deutsche Volk zu verstehen. Er schicke sei- 
ne Staatsmänner beständig nach England, um allerhand Fragen zu studie- 
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ren, aber er könne sich nur an zwei Fälle erinnern, in denen englische 
Staatsmänner das gleiche getan hätten. Die beiden Fälle seien der Besuch 
Lord Roseberys vor vielen Jahren und der Lord Haldanes vor ganz kur- 
zem. [...] Gegen Schluß der Unterredung näherte sich dem Kaiser ein Ad- 
jutant und meldete, daß der König zur Abfahrt nach dem Bahnhof bereit 
sei. Als ich etwas eilig aufsprang und um die Erlaubnis bat, meinen Über- 
zieher und Hut holen zu dürfen, hielt mich der Kaiser zurück und sagte 
sehr emphatisch: «Denken Sie daran, daß ich an all dem, was ich im vergan- 
genen Jahr in der Guildhall sagte, festhalte und jedes Wort davon meine. 
Die Zukunft der Welt liegt in den Händen der englisch-teutonischen Ras- 
se. England kann ohne eine mächtige Armee nicht allein in Europa da- 
stehen, sondern muß sich an eine Kontinentalmacht anlehnen, und diese 
Macht sollte Deutschland sein.» Es bot sich weder die Zeit noch die Ge- 
legenheit zur Fortführung dessen, was eine interessante Diskussion über 
eine etwas ehrgeizige Politik hätte werden können. Wenn ich mir die 
Worte des Kaisers und den allgemeinen Grundzug seines Gespräches 
überlege, kann ich mich der Schlußfolgerung nicht entziehen, daß seine 
letzten Sätze den Höhepunkt bildeten, auf den er das Gespräch allmählich 
geführt hatte, und daß er noch einmal den größeren Vorteil herausstrei- 
chen wollte, den England von der Freundschaft mit Deutschland statt von 
den Ententen mit Frankreich und Rußland hätte, von Ententen, die wäh- 
rend der letzten paar Jahre schon solch nützliche und praktische Ergebnis- 
se gezeitigt haben.»'" 

Hardinges Eindruck, daß Kaiser Wilhelm in seinem offenbar umsichtig 
vorbereiteten Kampfgespräch in Kronberg eigentlich auf eine deutsch-bri- 
tische Verständigung hinzielte, ist erstaunlich, denkt man an die offene 
Kriegsdrohung, mit der der Monarch wiederholt auf das Verlangen der 
Engländer nach einer Verlangsamung des Flottenbautempos reagierte. 
Und doch, so ganz abwegig war die Schlußfolgerung des Unterstaats- 
sekretärs nicht. Selbst auf dem Höhepunkt der Erregung über die anglo- 
russische Monarchenzusammenkunft in Reval, als er auf Moltkes Anre- 
gung hin Bülow dazu aufforderte, England zum Angriff gegen Deutsch- 
land zu provozieren,''* schwebte dem Kaiser eine «entente» zwischen 
England und Deutschland, statt zwischen England, Frankreich und Ruß- 
land, vor.''s Wilhelm unterstützte vollauf die Kritik des ehemaligen Pre- 
mierministers Lord Rosebery an der Entente cordiale mit Frankreich. Die 
Politik der britischen Regierung laufe darauf hinaus, so spottete Rosebery, 
«sich durch Freundschaften mit Anderen gegen ein Land von 60 Millionen 
Einwohnern mit dem stärksten Heere zu schützen, anstatt Freundschaft 
mit dem Starken selbst zu schliessen». «Was ich immer sage!» vermerkte 
Wilhelm II. dazu; hätten die englischen Staatsmänner die Annäherung an 
Deutschland statt an Frankreich und Rußland gesucht, so wäre jetzt in 
London weder von der deutschen Gefahr noch von der deutschen Flotte 
die Rede.‘ 
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Die Wunschvorstellung Wilhelms von einer deutsch-britischen Ver- 
ständigung war zu diesem Zeitpunkt vollkommen illusorisch, nicht zu- 
letzt weil er sich - anders als Bülow, der jetzt einlenken wollte - weiterhin 
schroff weigerte, auch nur ein «Tüttelchen» des Schlachtflottenbaupro- 
gramms abzuändern. Die Randbemerkungen, die er auch nach der Kron- 
berger Konfrontation auf die mahnenden Berichte aus London schrieb, 
verdeutlichen, wie leichtfertig er weiterhin mit Kriegsgedanken gegen 
England spielte. Eine Reduzierung seines Bauprogramms komme selbst 
auf die Gefahr eines Krieges mit England hin überhaupt nicht in Frage, er- 
klärte er. In einem solchen Krieg hätte Deutschland ja «gute Chancen». 
Die englischen Freundschaftsbeteuerungen seien «alle gänzlich bedeu- 
tungslos, da sie alle eine Reduzierung unserer Flotte als Vorbedingung 
ihrer Freundschaft im Auge haben; und das würden wir eben nicht thun! 
Die Briten sollten sich nur klar sein, daß Krieg mit Deutschland den Ver- 
lust Indiens bedeutet! und damit der Weltstellung.»''” Meldungen aus 
Wien, wonach Kaiser Franz Joseph Edward VII. gegenüber seinen Unwil- 
len über die anglo-russische Zusammenkunft in Reval zu verstehen gege- 
ben habe, begrüßte Wilhelm mit «bravo! Je mehr die Unverschämtheit der 
Briten gestraft wird um so besser». Besonders erfreute ihn die Mitteilung, 
daß der österreichische Außenminister Achrenthal, «beinahe ausfallend» 
werdend, Sir Charles Hardinge erklärt habe, «bei der Ententepolitik, die 
König Eduard zu inaugurieren für gut befunden habe, könne es wahrlich 
niemand Deutschland verdenken, wenn es an dem Ausbau seiner Flotte 
unentwegt weiter arbeite». Es sei gut, meinte der Kaiser dazu, «daß der 
unverschämte Kerl gedeckelt worden» sei, und «sehr gut! Daß er es auch 
mal von 3ter Seite zu hören kriegt». Hardinge komme «nach England zu- 
rück, a sadder but a wiser man!» Diese Nachrichten seien alle «sehr erfreu- 
lich!» jubelte Wilhelm; «wie mir das wohlthut!»""* Wenige Wochen darauf 
honorierte der Kaiser Aehrenthals Treue zu Deutschland, wie wir sehen 
werden, durch seine bedenkenlose Rückendeckung für die abenteuerliche 
Annexion Bosniens und der Herzegowina. 

Gerade Wilhelms Bereitschaft, gegen England und Frankreich den 
Krieg zu provozieren, vorausgesetzt, daß Rußland zur Neutralität über- 
redet werden könnte, hatte die friedenserhaltende Wirkung der anglo- 
französisch-russischen Entente bestätigt. Hätte Großbritannien seine En- 
tenten mit Frankreich und Rußland aufgekündigt, um ein Bündnis mit 
Deutschland einzugehen, wie es Wilhelm II. gelegentlich vorschwebte, so 
wäre dem Kaiserreich die Vorherrschaft über ganz Europa eingeräumt 
worden. Nicht nur Frankreich und Rußland wären dann der preußisch- 
deutschen Armee preisgegeben gewesen, sondern Großbritannien selbst 
hätte sich einem geeinten Kontinent gegenübergesehen und wäre der deut- 
schen Militärmacht zu Land und zu Wasser schutzlos ausgeliefert gewe- 
sen. Es nimmt also nicht wunder, daß Hardinge keinen Augenblick daran 
dachte, auf die Anregung Kaiser Wilhelms II. einzugehen, die Ententen 
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mit Frankreich und Rußland aufzugeben und statt dessen den Zusammen- 
schluß der «Anglo-Teuton» Rasse unter deutscher Führung hinzunehmen. 

In dieser Haltung wurde Hardinge durch das fatale Hale-Interview 
bestärkt, das nur wenige Tage nach seiner Rückkehr aus Kronberg auf sei- 
nem Schreibtisch landete.''” Als er im Dezember 1908 nach der Daily 
Telegraph-Affäre auf die zahlreichen widersprüchlichen Äußerungen 
Wilhelms II. des vergangenen Jahres zurückblickte, machte sich der Un- 
terstaatssekretär folgendes Bild: Das Interview des Kaisers im Daily Tele- 
graph «entspricht genau dem, was der Kaiser mir letzten August in Kron- 
berg sagte, und, obwohl es Ihnen sehr widersprüchlich vorkommen mag, 
glaube ich, daß es wirklich seinen Gefühlen entspricht. Gleichzeitig be- 
steht kein Zweifel, daß er Anfang Juli genau entgegengesetzte Auffassun- 
gen in seinem Interview mit Hale ausdrückte. [...] Die Erklärung für diese 
außergewöhnliche Kehrtwendung liegt meiner Meinung nach im Folgen- 
den: Nach dem Treffen zwischen dem König und dem Kaiser von Ruß- 
land in Reval im Juni war der Kaiser ziemlich wütend und tobte jedem 
gegenüber gegen England. Dessen bin ich gewiß, denn er besaß die Unbe- 
sonnenheit, Anfang Juli die schroffste Sprache über England gegenüber 
dem russischen Botschafter zu benutzen, der es seiner Regierung berich- 
tete. Während er England beleidigte, beleidigte er auch den König. Aber 
als er seine Wut über das Ireffen von Reval überwunden hatte, zeigte er 
immer noch freundschaftliche Gefühle für England, und nichts hätte 
freundlicher sein können als sein Verkehr mit dem König in Kronberg. 
Daher ist er entweder ein Freund Englands oder der größte Gauner, den 
es gibt, und ein sehr guter Schauspieler [the greatest knave that exists and 
a very good actor]. Es ist sehr mißlich, daß seine impulsive Natur ihn der- 
artig mitreißt und ihn solch dumme Dinge sagen läßt. Einstweilen sind 
seine Flügel etwas gestutzt; aber im Alter von fünfzig wird es nicht leicht 
sein, ıhn zu ändern.»'”° 


Kapitel 24 


«Unser Kaiser und sein Volk!» 
Die Existenzkrise des wılhelminischen Kaisertums 


1. Das Kaiserreich und der demokratisierende Zug der Zeit 


Die seit 1904 immer deutlicher in Erscheinung tretende außenpolitische 
Isolierung des Kaiserreichs hatte auch eine innenpolitische Dimension, er- 
schien doch die Persönliche Monarchie Wilhelms II. im internationalen 
Vergleich zunehmend als einsame Hochburg einer längst überholten auto- 
kratischen Regierungsweise. Vor allem nach der russischen Revolution 
von 1905 und dem Oktroy einer parlamentarischen Verfassung durch Ni- 
kolaus II. befürchtete Bülow, daß die fortschrittlichen Kräfte nicht mehr 
im Zarenreich, sondern «in dem deutschen Kaiserreich und in der preußi- 
schen Monarchie [...] einen Hort der [...] monarchisch-konservativen 
Ordnung» und daher ihren Hauptgegner sehen würden.' Mit dem Zusam- 
menbruch des stärksten Bollwerks der Reaktion in Osteuropa mußten 
Kaiser Wilhelm und seine Berater befürchten, daß diese zur Demokratie 
tendierende Entwicklung gravierende Folgen auch für die beiden mittel- 
europäischen Kaiserreiche sowie für das Osmanische Reich haben würde. 
Aufgeregt nahm Wilhelm II. im Juli 1906 eine Meldung Metternichs auf, 
wonach Londoner Zeitungen schadenfroh die Meinung vertraten, ein Zu- 
sammenbruch der Autokratie in Rußland werde die Monarchie auch im 
deutschen Kaiserreich untergraben, «das allein nicht mehr die letzte Zu- 
fluchtsstätte des autokratischen Prinzips in Europa bleiben könne». 
Bülow erkannte deutlich genug die Gefahr, die Deutschland von einem 
Untergang des absolutistischen Zarenreiches drohte. Dem Kaiser setzte er 
am 17. Juli 1906 nachdrücklich auseinander: «Was wir jetzt erleben, ist 
nach menschlicher Berechnung der Zusammenbruch des russischen auto- 
kratischen Systems, das während hundert Jahren der Abscheu und nicht 
selten der Schrecken des demokratischen, aber auch die Hoffnung und bis- 
weilen die Stütze des monarchischen und konservativen Europas war.» 
Obwohl es die deutsche außenpolitische Lage erleichtere, müsse man die 
russische Wendung zur parlamentarischen Regierungsform bedauern, 
«weil der Unterschied der Entwickelung der östlichen Monarchien mit 
derjenigen der westlichen Staaten jetzt zu sehr in den Augenschein springt. 
Das konstitutionelle und liberale England, das offen mit den russischen 
Revolutionären sympathisiert, steht glänzend da; vor der amerikanischen 
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Republik öffnen sich gewaltige Zukunftsmöglichkeiten; die von Soziali- 
sten versteckt oder offen mitregierte französische Republik erfreut sich 
allgemeinster Sympathien und alle Könige geben sich in ihrer Hauptstadt 
Stelldichein. Selbst in Italien sieht es nicht so schlimm aus als manchmal 
geglaubt wird; demokratische kleine Länder wie Dänemark, Belgien, Hol- 
land, Norwegen erfreuen sich im Innern großer Blüthe, während in der 
Jahrhundert jährigen Hochburg monarchischer und konservativer Grund- 
sätze, in der altehrwürdigen Habsburgischen Monarchie Alles aus dem 
Leim geht und in Rußland, das der unzerstörbare Hort streng autokrati- 
scher, militärischer und orthodoxer Grundsätze schien, Fundamente, Bal- 
ken und Giebeln wackeln. Auch für einen so kraftvollen Monarchen wie 
Euere Majestät wird dadurch die Situation erschwert, wenn ich sie auch 
durchaus nicht pessimistisch ansehe, vorausgesetzt, daß wir in unserer in- 
neren Politik Festigkeit mit Umsicht und Vorsicht verbinden, nicht Klei- 
nes und Großes verwechseln, mit einem Wort weiter unerschrocken, ruhig 
und vernünftig operiren. [...] Der gute alte Herr an der Donau und der lie- 
benswürdige junge Herr an der Neva haben es durch eine Kette von Feh- 
lern, Versäumnissen und Uebereilungen fertig bekommen, daß jetzt viel- 
fach wieder geglaubt wird, das Heil läge doch mehr Links als Rechts. 
Damit ist manches verdorben, was Euerer Majestät mächtige Persönlich- 
keit und edles Streben für das monarchische Prinzip erreicht haben wür- 
den. Das muß uns eine Mahnung zur Festigkeit und Weisheit nach Außen 
und im Innern sein und im Uebrigen nur eine Aufforderung, im Vertrauen 
zum alten Preußen-Gott muthig weiter zu gehen.»° 

Wie es in Rußland weitergehen werde, konnte der Kanzler nicht vor- 
aussagen, er glaubte aber nicht, daß das russische Volk, das in seinem 
«innersten Kern [...] nicht germanisch sondern slavisch-tartarisch, nicht 
europäisch sondern asiatisch» sei, «freiheitliche Institutionen in der Art 
der englischen oder amerikanischen vertragen» könne. Die Meinungen der 
Sachverständigen über die künftige Entwicklung Rußlands gingen weit 
auseinander, konstatierte er. «Die Einen sehen einen allgemeinen Bauern- 
aufstand voraus mit allen Schrecken einer Agrarrevolution oder Mordsce- 
nen wie vor drei Jahren in Belgrad; die Anderen glauben, daß ähnlich wie 
in Centraleuropa nach 1848 sich die Sache in irgend einer Weise wieder zu- 
recht ziehen wird.» Das ganze Unheil sei gekommen, so stellte Bülow fest, 
weil sich das zaristische Rußland gegen eine längst fällige Modernisierung 
gesperrt habe. Nikolaus II. habe wie schon sein Vater die Zeichen der Zeit 
verkannt: «Sie glaubten, daß eine große Bewegung wie es die freiheitliche 
Bewegung in Rußland im Grunde und trotz aller Auswüchse doch ist, 
ohne Reformen noch rechtzeitige Zugeständnisse nur durch Peitschenhie- 
be der Kosacken, Lanzen der Ulanen und Flintenschüsse der Grenadiere 
unterdrückt werden könnte. Das war ein verhängnisvoller Irrthum. [...] 
Sobald nun ein unglücklicher Krieg kam, den grade ein persönliches und 
absolutistisches Regierungssystem nicht leicht erträgt, kam das Debäcle, 
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das auch die schwere und strenge Hand Alexanders III. zwar hätte aufhal- 
ten aber schwerlich vermeiden können.»* 

Selbstverständlich erkannte auch Wilhelm II. den inneren Zusammen- 
hang zwischen der besorgniserregenden Entwicklung im Ausland und der 
exponierten Stellung der Monarchie im Innern. Anläßlich eines Dankes- 
briefes für Geburtstagswünsche an seinen Onkel, den Großherzog von 
Baden, blickte er am ı. Februar 1906 auf das vergangene Jahr zurück, das 
die russische Revolution und die Marokkokrise gebracht hatte, und ahnte 
sehr wohl, daß diese Ereignisse nicht ohne Rückwirkung auf das Prinzip 
der Persönlichen Monarchie bleiben würden, das er verkörperte: «Das war 
mal ein schweres Jahr! Und ereignisreich zugleich!» Zu den Sorgen in der 
Familie «gesellten sich bald diejenigen der Politik; bald nach Westen in 
äußerer Beziehung, bald nach Osten, wo Sorge um Krieg und seinen Ab- 
schluß wechselte mit der Besorgnis, wie der Kampf um Thron und Selbst- 
erhaltung der Dynastie mit der Neugestaltung des Landes auslaufen wer- 
de! Es war reichlich viel, das auf einen einstürmte, und dabei stets einen 
rechten, gangbaren und ehrenvollen Weg zu finden, war nicht leicht. Mit 
Gottes sichtbarlicher Hilfe ist es aber gut abgegangen, und er wird weiter- 
helfen.»’ Ein Jahr später gestand er dem nunmehr achtzigjährigen Onkel, 
wie mühsam ihm das Regieren manchmal erschienen sei. «Unendlich 
schwer und dornenvoll ist die Aufgabe gewesen, die Anforderungen der 
Neuzeit so gestalten zu können, daß die Überleitung aus der großen Peri- 
ode in die jetzige ohne Risse und Erschütterungen und Nachteil für unser 
Volk und Vaterland ausging. Wer ohne die Überzeugung, von Gott sei die 
Aufgabe gestellt und Er werde sie auch lösen helfen, hätte darangehen 
wollen, der wäre bald verzagt und erlegen. Nur mit Gottes wunderbarer 
Hilfe und Seinem Segen konnten wir bis hierher kommen!»* 

Die Erkenntnis, daß Deutschland außenpolitisch jetzt weitgehend auf 
das Bündnis mit Österreich-Ungarn angewiesen war, trug angesichts der 
chaotischen Zustände im Vielvölkerreich an der Donau nicht gerade zur 
Beruhigung der deutschen Führungsspitze bei. Mit Bestürzung verfolgte 
Wilhelm die Auflösungserscheinungen, die im Mai 1906 mit Tumulten im 
Wiener Parlament zugunsten des allgemeinen Wahlrechts einhergingen. 
Seinem Freund Max Egon Fürst zu Fürstenberg bekannte er, er sei «ganz 
entsetzt» über die «sog. Programm-Rede», die der österreichische Mini- 
sterpräsident Konrad Prinz zu Hohenlohe soeben im Parlament gehalten 
habe. «Es ist gar kein Programm, sondern eine Bier- oder Tischrede im 
Studentenverein oder beim Wählerdiner. Es ist ein toast auf das All- 
gem[eine] Wahlrecht! [...] Es hätte füglich mit einem 3 maligem Hoch auf 
das Wahlrecht abschließen müssen! Nach einem Staatsmann sieht das nicht 
aus; zumal da er sich jeden concreten Vorschlags enthält, und dankbarst je- 
den solchen von den Abgeordneten anzunehmen bereit ist. Er scheint also 
nicht recht zu wissen was er will oder soll. Das verspricht nicht viel für die 
Zukunft.» Die Krise in der Habsburger Doppelmonarchie vertiefte sich, 
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als Kaiser Franz Joseph wenige Tage später ohne Zustimmung der öster- 
reichischen Regierung und des österreichischen Parlaments den Ungarn 
die Ermächtigung erteilte, selbständig Zolltarife zu erheben. Wie der Bot- 
schafter Graf Carl von Wedel am 30. Mai 1906 berichtete, zeigten die er- 
regten Reden, die im österreichischen Abgeordnetenhaus gehalten wur- 
den, «in welch ernster Weise die einst so große und allgemeine Popularität 
des greisen Monarchen erschüttert worden» sei. Nicht die unqualifizierten 
Äußerungen einzelner Desperados gegen den Träger der Krone hätten ihm 
diese bedrückende Erkenntnis aufgezwungen, versicherte Wedel, sondern 
der Umstand, daß solche Angriffe ohne Protest und vielfach mit heim- 
licher Zustimmung angehört worden seien. «Den tiefsten und bedenklich- 
sten Eindruck erzeugte die Rede des Führers der Christlichsozialen, des 
Wiener Bürgermeisters Dr. Lueger», die mit stürmischem Beifall aufge- 
nommen worden sei und mit dem Ausruf an Kaiser Franz Joseph endete: 
«Kaiser, willst Du vor der Geschichte die Verantwortung dafür überneh- 
men, daß das alte Reich der Habsburger, an Ehren und Siegen reich, in so 
erbärmlicher Weise zu Grunde geht?» Auch der Alldeutsche Karl Her- 
mann Wolf habe den alten Kaiser scharf angegriffen. Das Stärkste aber 
habe der berüchtigte Parteiführer Graf Sternberg geleistet, als er sagte, er 
habe nur deswegen auf die Unterbreitung eines besonderen Antrags ver- 
zichtet, weil dieser verfassungsmäßig nicht zulässig gewesen wäre. Der 
Antrag würde nämlich gelautet haben, «Seine Majestät zu bitten, die Re- 
gierungsgeschäfte jüngeren Händen zu überweisen». Wedel betonte, daß 
die in Wien herrschende Verbitterung und Mutlosigkeit nie zuvor so deut- 
lich zum Ausdruck gekommen seien. Die Formulierungen Luegers, hinter 
dem die breite Masse besonders des Kleinbürgertums der Hauptstadt 
stehe, seien «Keulenschläge gegen die Dynastie und nicht nur gegen den 
regierenden Kaiser». In Wien schwirrten Gerüchte von kommenden Mas- 
sendemonstrationen. Von allen Seiten höre er die Ansicht, daß nur in der 
völligen Änderung der staatsrechtlichen Struktur Österreichs im föderati- 
ven Sinn eine Lösung der Reichskrise gefunden werden könne. Eine der- 
artige Umstrukturierung im Innern würde aber zwangsläufig «eine ein- 
schneidende Veränderung der Beziehungen der österreich-ungarischen 
Monarchie zum Auslande» nach sich ziehen und durch das Empor- 
kommen antideutscher Elemente in vorderster Linie der Machtstellung 
Deutschlands abträglich sein. Wie wir bereits schen konnten, spielte bei 
dem Entschluß, trotz dieser heiklen Situation den geplanten Staatsbesuch 
Wilhelms II. in Wien durchzuführen, der Wunsch eine entscheidende Rol- 
le, das monarchische Prinzip an der Donau zu stabilisieren.? Die intendier- 
te Wirkung blieb bekanntlich aus. Die innere Auflösung der verbündeten 
Doppelmonarchie schritt rasant voran und rief bei Wilhelm II. auch in den 
nächsten Monaten Entsetzen hervor. An Fürstenberg schrieb er am 
12. Dezember 1906: «Die Beschreibung der Dinge in Ungarn ist ja uner- 
hört, das Benehmen dieser Leute ist ja gleichbedeutend mit Tollheit, und 
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grenzt fast an Landesverrath! Und da giebt man ihnen immer noch nach! 
[...] Währenddessen fällt in Oesterreich das Parlament auf ein Allgem. 
Wahlrecht hinein, womit man ursprünglich den Aufsässigen Magyarischen 
Exzellenzen und Nobility nur drohen wollte, und welches die Ungarn so 
niemals einführen werden! Es ist zum verzweifeln!»"° 


2. Der Schutz der Monarchie vor der revolutionären Bedrohung 


Der Bombenanschlag auf das frischvermählte spanische Königspaar vom 
Sommer 1906" löste auch in Deutschland Überlegungen aus, wie derarti- 
gen Bedrohungen wirksam entgegengetreten werden könne. Wilhelm II. 
schlug dem Reichskanzler in seiner ersten Erregung ein einfaches Rezept 
vor: «Bestes Mittel Attentaten vorzubeugen ist die Bekannten Anarchisten 
einfach aufzugreifen und einzustecken, ebenso alle Verdächtigen. So hat 
seinerzeit es der Sultan bei unserem Besuche gemacht und das hat sich sehr 
bewährt. Empfehle das Wien an die Hand zu geben. Uebrigens finde ich es 
geradezu verblüffend, dass kein Mensch irgend einen Vorschlag macht, 
keine Regierung den leisesten Schritt tut um gegen das Viechzeug von An- 
archisten vorzugehen. Wenn nach jedem Attentat in allen Ländern die be- 
kannten Anarchisten arretirt und kurzweg geköpft würden, wäre die 
Wirthschaft bald zuende. Aber dazu hat keine Regierung den Schneid, 
nicht mal unsere. Daher werden wir wohl wieder beworfen werden. Das 
Blut der Könige liegt auf den Ministern ihrer Regirungen.»"” Wilhelm II. 
forderte den Reichskanzler auf, «geeignete Maßnahmen» zur Verhinde- 
rung «solcher Ausbrüche des politischen Fanatismus» zu prüfen. Wie Bü- 
low dem Staatsministerium am 31. August 1906 mitteilte, habe der Kaiser 
dabei «den Wunsch nach genauester Überwachung der terroristischen 
Bewegung» geäußert und «die Notwendigkeit der Überwachung und ge- 
gebenenfalls der Ausweisung der im Inlande befindlichen russischen Stu- 
denten besonders hervorgehoben». Er habe dem Kaiser erwidert, daß das 
preußische Innenministerium und das Berliner Polizeipräsidium eine der- 
artige Beobachtung bereits «mit größtem Nachdruck» betrieben. Auch in- 
ternational mache das Vorgehen gegen den Anarchismus Fortschritte: Die 
Schweiz und die USA zeigten jüngst mehr Bereitwilligkeit und Energie bei 
der Ergreifung von Abwehrmaßnahmen, und eine internationale Konfe- 
renz in Rom habe eine regierungsübergreifende Zusammenarbeit bei der 
Überwachung «gefährlicher sozialistischer und anarchistischer Elemente» 
vereinbart. Eine allgemeine Verständigung über die Auslieferung bekann- 
ter Anarchisten an ihren Heimatstaat sei jedoch an England gescheitert, 
das an der Tradition seines Asylrechts festhalte. Er, Bülow, habe den Kai- 
ser ferner darauf hingewiesen, daß sich das Staatsministerium bereits seit 
Monaten «mit der Frage der Bekämpfung der sozialdemokratischen und 
revolutionären Bestrebungen, insbesondere auch mit der Abwehr des Ein- 
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dringens derselben in die Armee, beschäftige». Schlußendlich habe er je- 
doch dem Kaiser reinen Wein einschenken müssen und ihm gesagt, «daß 
Sein Leben in Gottes Hand stehe», denn «Bombenattentaten gegenüber 
versage [...] bis zu einem gewissen Grade jede polizeiliche Vorkehrung»." 

Die anschließende Diskussion des Staatsministeriums, «ob eine Ver- 
schärfung der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen zur Bekämpfung 
des Anarchismus notwendig und durchführbar» sei, offenbarte lediglich 
die Hilflosigkeit der Behörden. Innenminister Theobald von Bethmann 
Hollweg räumte einer Verschärfung des Strafgesetzbuchs keine Chance im 
Reichstag ein und beurteilte auch die Möglichkeiten der Überwachung 
und eventuellen Ausweisung russischer Einwanderer pessimistisch, da 
niemals auszuschließen sei, «daß sich noch exaltierte und gefährliche Ele- 
mente dieser Art im Inlande aufhielten». Immerhin wären jetzt zur Kaiser- 
reise zu den Manövern nach Schlesien besonders umfangreiche polizei- 
liche Vorsichtsmaßregeln getroffen worden, da in der sozialistischen 
Hochburg Breslau «der Boden [...] ein heißer» sei. Die Minister wiesen 
darauf hin, daß Wilhelm II. besonders bei seinen Spaziergängen und bei 
der Rückkehr von Paraden, wenn er an der Spitze der Fahnenkompanie zu 
reiten pflegte, günstige Gelegenheiten für Attentate biete. Der Reichs- 
kanzler und der Kriegsminister von Einem lehnten jedoch ab, den Kaiser 
auf diese Gefahren aufmerksam zu machen: Der Monarch, so Bülow, «sei 
bezüglich Seiner Person von einem hohen Grade von Gottvertrauen und 
einem gewissen Fatalismus erfüllt und Er würde Sich schwer entschließen 
können, Sich Beschränkungen in Seiner Bewegungsfreiheit aufzuerlegen. 
Die Verhältnisse in Deutschland», so fügte Bülow hinzu, «seien glück- 
licherweise mit russischen Zuständen nicht in Parallele zu stellen und Vor- 
beugungsmaßregeln, wie sie dort [...] getroffen würden, würden im Volk 
kaum verstanden werden. Gegen Bombenattentate gäbe es allerdings kei- 
nen sicheren Schutz, wie auch das traurige Ereignis in Madrid wieder ge- 
zeigt habe.»'+ 


3. Der wachsende Mißmut über Wilhelm II. 


Anders als in Rußland, Österreich-Ungarn, Spanien und Portugal, Italien 
und Serbien ging die Gefahr für die Hohenzollernmonarchie weniger von 
revolutionären Massenaufständen oder anarchistischen Anschlägen aus, 
sondern viel eher von der sich rasant in allen Schichten ausbreitenden 
Empfindung, daß die «sultanischen Regierungsmethoden», die Wil- 
helm II. praktizierte, vollkommen unzeitgemäß waren und für das deut- 
sche Volk eine Schmach darstellten.’ Am 9. November 1906 bemerkte die 
Baronin Spitzemberg in ihrem Tagebuch: «Geradezu erschreckend [...] ist 
der Ton, den die Zeitungen aller Farben gegen das selbstherrliche und 
retrograde Regiment des Kaisers anschlagen — sie drohen förmlich.»'* 
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Wehmütig verglich sie die politische Entwicklung in Deutschland mit 
jener Englands und klagte, «daß in einer Zeit, da auch unser Volk reicher, 
politisch mächtiger geworden denn je, wir einen Herrn haben, der das 
patriarchalisch-autokratische Wesen künstlich erhalten oder gar wieder 
auferwecken will, das lange tot ist in den Herzen seines Volkes, und damit 
nur Byzantinismus und Servilismus einerseits, Verdruß und vorerst noch 
passiven Widerstand großzieht.»'” Der scheidende britische Botschafter 
Sir Frank Lascelles schüttelte im Gespräch mit ihr «sehr den Kopf über 
den neuen kritisierenden, rebellischen Geist in unserem Volke».'® 1908 
empfand es die Baronin als «förmlich erschütternd, wie unverblümt die 
[...] Generale [...] über des Kaisers Eingriffe in die Personalfragen und 
seine Politik» sprachen. 

Der wachsende Unmut gegen Wilhelm und sein «Persönliches Regi- 
ment» beschränkte sich keineswegs auf die Führungselite; er wurde in al- 
len Volksschichten und von allen Konfessionen empfunden. Die Stim- 
mung in ganz Deutschland sei «erbärmlich», stellte der Botschafter Graf 
Anton Monts, der vielfach als nächster Reichskanzler gehandelt wurde, im 
September 1906 fest. Weitsichtig führte er aus: «Unsere Arbeiterschaft, die 
durch mannigfache Fehler Bismarcks in die sozialdemokratischen Bahnen 
gedrängt und vor allem von $.M. weiter darin erhalten wurde, muß auf an- 
dere Wege gebracht werden. Ohne die Arbeiter oder gegen sie kann auf die 
Dauer nicht regiert werden, denn, so wenig erfreulich dies an sich auch 
sein mag, Deutschland ist schon ein Industriestaat. Die Grundsätze des 
alten preußischen Klassenstaates sind unanwendbar, zumal die leitenden 
Klassen so wenig politisches Verständnis zeigen. Bei rechtzeitigem Erken- 
nen der Zeichen der Zeit wäre manches noch zu retten gewesen, was gut 
und lebensfähig war. Wie soll der Proletarier sich aber für Thron und Altar 
erwärmen, wenn er täglich sieht, daß unter dieser Firma der schnödeste 
Egoismus sich Sondervorteile zu sichern weiß. [...] Der Klassenstaat und 
das Gottesgnadentum sind im Lichte moderner Zeit nicht haltbar.»”° 

In Berlin und anderen Städten gingen viele Tausende auf die Straße, um 
für die Abschaffung des Dreiklassenwahlrechts in Preußen zu demonstrie- 
ren; die übertriebenen Sicherheitsvorkehrungen um das Berliner Schloß 
wurden allgemein als ein Ausdruck der Schwäche und der Angst empfun- 
den.’' In der katholischen Zentrumspartei, auf deren Unterstützung die 
Regierung im Reichstag bis Ende 1906 angewiesen war, wurde die Stim- 
mung unter der Leitung Matthias Erzbergers und Hermann Roerens 
immer kritischer. Hinzpeter machte seinen einstigen Zögling darauf auf- 
merksam, daß sowohl die sozialdemokratische Arbeiterbewegung als auch 
die katholische Zentrumspartei eine unerschütterliche Basis im Volke be- 
saßen. In einem Brief an den Kaiser vom 31. März 1907 hob er hervor, daß 
die Sozialdemokratie und das Zentrum «in ihrem Wesen sehr nahe 
verwandt, dass sie beide gleichmässig demagogische Organisation und 
demagogische Tendenzen haben. Und zwar die Sozialdemokratie als ein 
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horizontaler Volksausschnitt von Ursprung an, weil sie die unterste Volks- 
schicht umfasst, während das Zentrum als ein vertikales Volkssegment in 
sich schliesst. Es wurde deshalb auch anfangs von der oberen Schicht, 
der weltlichen und geistlichen Aristokratie dirigiert. Aber dem demokra- 
tisierenden Zuge der Zeit folgend ist auch bei ihm die Herrschaft an die 
unterste Schicht übergegangen, welche gruppenweise in den Händen der 
niederen Geistlichkeit sich befindet. Diese ist auch ganz demagogisch 
gesinnt.»”* «Mit der wachsenden Industrie» werde auch die Sozialdemo- 
kratie «unaufhaltsam wachsen», mahnte er, und «die Macht des Centrums 
[sei] im Laufe der Jahre zu groß und wohl fundiert» geworden, als daß sie 
in einem «ersten Ansturm [...] wesentlich geschwächt werden» könnte. 
«Dazu wird eine Arbeit von Generationen nötig sein.» Allenfalls könne 
man in beiden Volksbewegungen auf eine Spaltung hoffen.” 

Hinzpeter riet Wilhelm zur Mäßigung und Geduld - vor allem in der 
Arbeiterfrage. Am 1.September 1906 wies er eindringlich hin auf die 
wachsende Kluft zwischen den Gewerkschaften, die in erster Linie bessere 
Arbeitsbedingungen von den Unternehmern forderten, und den Idealisten 
der politischen Sozialdemokratie, die den Massenstreik «als eine neue 
wichtige Waffe des Proletariats zur Niederwerfung der kapitalistischen 
Gesellschaft in die Doktrin und Taktik der Partei aufgenommen» wissen 
wollten. Derlei Ideen der «hohlen Schwätzer» in der Partei würden jedoch 
zunehmend von den Gewerkschaftsführern für «unpraktischen Unsinn» 
gehalten, für den sie ihre Organisation und ihr großes Vermögen nicht ris- 
kieren wollten. Diesen Brief erhielt der Kaiser am 3. September 1906, un- 
mittelbar vor den Kaisermanövern in Schlesien, die den Ausgangspunkt 
der Beratungen des Staatsministeriums über die Sicherheit des Monarchen 
gebildet hatten.”* Nur wenige Tage darauf hielt Wilhelm in Breslau eine 
Rede, in der er Gott als den alten Alliierten Preußens bezeichnete und die 
Zuhörer zum Kampf gegen alle «Schwarzseher» aufrief. 


4. Halbherzige Versuche, die Popularität der Monarchie zu vergrößern 


Natürlich war der Kaiser in Teilen der Bevölkerung weiterhin ausgespro- 
chen beliebt, und Bülow bedrängte ihn, diese persönliche Popularität und 
den herkömmlichen Glanz der Krone zur Stabilisierung der Monarchie 
einzusetzen. Er riet, die Empfänglichkeit der Massen für den Zauber kai- 
serlicher Familienfestlichkeiten voll auszuschöpfen. Als Kronprinzessin 
Cecilie im Juli 1906 ihren ersten Sohn zur Welt brachte, erkannte der 
Reichskanzler in diesem Ereignis eine Gelegenheit, die Beliebtheit der Dy- 
nastie im Volke tiefer zu verankern. Dem Kaiser schrieb er, er sehe sich bei 
diesem freudigen Ereignis an die Geburt des jetzigen Kronprinzen Wil- 
helm im Jahre 1882 erinnert, als er, damals ein junger Botschaftsrat in 
Paris, erklärt habe: «In vier Generationen steht heute die glorreiche Dy- 
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nastie der Hohenzollern vor dem durch tausend Bande an sie geknüpften 
deutschen Volk.» Anläßlich der Taufe des neuen Prinzen schlug Bülow 
vor, durch eine «schöne Cabinetsordre» den Dank des Kaisers und der 
Kaiserin ihrem «treuen Volke» gegenüber zum Ausdruck zu bringen und 
gleichzeitig eine größere Spende für die Gründung eines Säuglingskran- 
kenhauses zu tätigen, welches allen Familien zugute kommen würde.” 
Sehr gegen den Willen des Kronprinzenpaares, das sich «sehnlichst ge- 
wünscht hätte, die Taufe Ihres Sohnes sehr einfach und womöglich en 
famille zu feiern», bestand der Kaiser darauf, daß die Taufe seines Enkels 
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«sehr feierlich» begangen wurde und daß auch diesmal, wie 1882, die be- 
freundeten Monarchen ersucht werden sollten, eine Patenschaft für den 
Neugeborenen zu übernehmen.” Bülow begrüßte es besonders, daß Wil- 
helm II. seinen Onkel Edward dazu ausersah, und schlug vor, auch den 
Präsidenten der Vereinigten Staaten um die Annahme einer Patenschaft zu 
bitten.”® 

Aus Anlaß der Geburt des ersten Kaiserenkels sprach sich die Mehrheit 
der preußischen Staatsminister für eine Amnestie auch in Fällen der Ma- 
jestätsbeleidigung aus, da ein derartiger Gnadenbeweis «politisch von der 
größten Bedeutung» sein würde. Abgelehnt wurde allerdings eine An- 
regung Bülows, auch härtere Strafen etwas zu mildern, denn die Minister 
befürchteten, daß damit auch Straftaten erfaßt werden könnten, «wegen 
deren jetzt gegen die sozialdemokratische Presse unaufhörlich eingeschrit- 
ten werden» müsse.”” Die Beratungen mündeten in den Allerhöchsten 
Erlaß vom 27. Januar 1907 und eine Verfügung des Justizministers vom 
folgenden Tag, die eine bedeutende gesetzliche Einschränkung der Straf- 
barkeit der Majestätsbeleidigungen in Aussicht stellte.° Als das Staatsmi- 
nisterium am 23. März 1907 den Entwurf zu einem neuen Majestätsbelei- 
digungsgesetz beriet, konnte Bülow die Erklärung abgeben, «daß Seine 
Majestät der Kaiser und König sicher allem zustimmen werde, was ge- 
eignet erscheine, die Bestrafung von Majestätsbeleidigungen einzuschrän- 
ken». Das Staatsministerium einigte sich auf ein Gesetz, das Straffreiheit in 
allen solchen Fällen verfügte, wo die Tat «aus Unverstand, Unbesonnen- 
heit oder Übereilung oder sonst ohne bösen Willen» begangen wurde. Der 
Staatssekretär des Reichsjustizamts, Arnold Nieberding, machte darauf 
aufmerksam, daß in Süddeutschland «bei Beleidigungen des Kaisers schon 
jetzt nur selten Verurteilungen» zu erzielen seien; in Zukunft würden 
derartige Beleidigungen wohl «so gut wie völlig straflos bleiben».3* Die 
Lockerung des Gesetzes wurde als eine längst fällige Modernisierung 
begrüßt — ebenso wie der gleichzeitige Beschluß des Staatsministeriums, 
in Zukunft mehr Orden zu verleihen.” Freudiges Staunen rief auch die 
Entscheidung hervor, die deutsche Übersetzung des Buches Lui devant 
Pobjectif caricaturel des Franzosen John Grand-Carteret, das rund 300 in- 
ternationale Karikaturen des Kaisers enthielt, nicht zu verbieten. In einem 
Erlaß vom Februar 1906 wurden die staatlichen Behörden auf «Allerhöch- 
sten Befehl» angewiesen, «von einer Strafverfolgung wegen des Inhaltes 
dieses Werkes sowie von einer Beschlagnahme Abstand» zu nehmen. Mit 
der Zeichnung «S. M.» von Olaf Gulbransson auf dem Titelblatt des Sim- 
plicissimus erschien daraufhin zum ersten Mal in Deutschland eine echte 
Karikatur Wilhelms II. 

Solchen Versuchen, dem Kaisertum zur größeren Popularität zu ver- 
helfen, waren freilich Grenzen gesetzt. Die prunkvollen Hoffeste, an de- 
ren Planung und Vorbereitung Kaiser Wilhelm oft die leitende Rolle über- 
nahm, hatten immer «etwas von Mummenschanz», wie Zedlitz nach der 
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feierlichen Investitur des Prinzen Eitel Friedrich als Herrenmeister des Jo- 
hanniterordens am 18. März 1907 bemerkte. Viermal anderthalb Stunden 
habe man im Beisein des Kaisers die Zeremonie einstudiert.* Kurz vor sei- 
ner Ernennung zum Chef des Generalstabes klagte Helmuth von Moltke 
nach einem Hofball: «Es macht mir immer wieder einen ganz merkwürdi- 
gen Eindruck, wenn ich den Einzug des Hofes in den Weißen Saal sehe, 
der Kaiser bringt immer so ein Stück Mittelalter hinter sich her. [...] Es ist, 
als ob die Toten auferstehen mit Zopf und Puder.» 

Der Luxus am Hof und in den vornehmen Potsdamer Garderegimen- 
tern stieß auf immer heftigere Kritik. Ein Sohn des Kaisers, Prinz Adalbert 
von Preußen, war Marineoffizier geworden, weigerte sich aber, trotz Be- 
fehl, auf seinem Kriegsschiff zu wohnen. Statt dessen lebte er in Kiel in 
einer «phantastisch ausgestatteten» Villa und benahm sich, wie Zedlitz 
klagte, eher wie ein russischer Großfürst, «als daß er den althergebrachten, 
einfach schlichten und pflichttreuen Typ eines preußischen Prinzen» ver- 
körperte.3° Der Kaiser selber verhandelte seit 1905 mit Kaiser Franz Jo- 
seph und seiner Tochter Prinzessin Gisela von Bayern um den Ankauf des 
wunderschönen kleinen Palastes «Achilleion» auf Korfu, der der Kaiserin 
Elisabeth gehört hatte. Im April 1907 erteilte er dem Botschafter in Wien, 
Carl Wedel, den Auftrag, das Haus mit dem umliegenden Gelände für 
ı Million francs zu erwerben. 

Vor allem die feindselige Haltung Wilhelms dem Parlament, den Par- 
teien, der Presse und weiten Teilen der Bevölkerung gegenüber kam im- 
mer wieder kraß zum Vorschein und behinderte die Bestrebungen seiner 
Ratgeber, die Monarchie fester im Volke zu verankern. Im August 1906 
drängten Bülow und Tschirschky den Kaiser, wenigstens symbolisch eini- 
ge Zugeständnisse an parlamentarische und demokratische Tendenzen der 
Zeit zuzulassen; dies würde dem Kaiserreich sogar außenpolitische Vor- 
teile bringen, argumentierten sie. In einem Immediatbericht stellte der 
Staatssekretär fest: «Augenblicklich ist leider unsere internationale Situa- 
tion die, daß uns die öffentliche Meinung in Unkenntnis der tatsächlichen 
Verhältnisse fast überall in der Welt für reaktionär, streitsüchtig und er- 
oberungslüstern hält oder doch wenigstens dafür ausgibt, während wir 
in Wirklichkeit eine friedliche, nicht aggressive Politik machen. Andere 
Mächte, die weniger friedlich und enthaltsam sind als wir, haben es ver- 
standen, sich mit dem Mantel moderner, humaner und liberaler Anschau- 
ungen zu drapieren.» Aus diesem Grund unterstützten Bülow und 
Tschirschky die Anregung des Londoner Botschafters Metternich, auch 
einmal Berlin zum Tagungsort der Interparlamentarischen Konferenz zu 
machen. Doch Wilhelm II. lehnte den Vorschlag seiner obersten Ratgeber 
zunächst strikt ab.’® Erst vier Monate später, als Bülow und Tschirschky 
von neuem bei ihm vorstellig wurden, erklärte sich der Kaiser mit der Ab- 
haltung der Interparlamentarischen Konferenz in Berlin im September 
1908 einverstanden, immer vorausgesetzt, daß auf dem Kongreß keine 
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Angriffe «gegen die preußische Armee oder die deutsche Marine» erho- 
ben würden.’? 

Die höfisch-militärische Atmosphäre, in der Wilhelm II. lebte, wirkte 
geradezu anachronistisch in einem hochindustrialisierten Land, das mit 
einem nach allgemeinem Wahlrecht für Männer gewählten Reichstag und 
einer modernen Massenpresse durchaus vitale Elemente der Demokratie 
kannte. Als «Grobheit» bezeichnete der Monarch 1906 die Kritik, die der 
Führer der Deutsch-Konservativen, Ernst von Heydebrand und der Lasa 
an seinem langjährigen Chef des Zivilkabinetts, Hermann von Lucanus, 
geübt hatte. An Bülow schrieb er: «Ein so würdiger fleissiger alter Beamter 
hätte seitens der Conserativen eine andere Behandlung verdient; zumal als 
mein Beamter.» Die Klagen der linksliberalen Vossischen Zeitung, daß der 
kaiserliche Hof keine Notiz vom Tode des großen Parlamentariers Eugen 
Richter genommen habe, erregte in Wilhelm «grosse Heiterkeit».* Mit 
seiner Ansicht, daß es taktisch klüger gewesen wäre, in irgendeiner passen- 
den Form von Richters Begräbnis Notiz zu nehmen, da dieser unzweifel- 
haft ein sehr bedeutender Mann gewesen sei, stand Zedlitz am Hofe 
allein.* 

Wilhelms Einstellung zur Presse schwankte zwischen Verachtung und 
Aggression. Er zeigte sich überzeugt, daß die meisten ausländischen Zei- 
tungen von fremden Mächten bestochen würden, um gegen ihn und sein 
Reich zu wettern. Die Presse sei ja ganz in der Hand des «europäischen 
Panjudentums», erklärte er 1908. Mehr als einmal, als er sich über einen 
Artikel besonders ärgerte, drohte der Monarch, einen seiner Flügeladju- 
tanten in die Büros zu schicken, um den Redakteur totzuschießen. Was er 
von der wachsenden Kritik an seinem «Persönlichen Regiment» hielt, be- 
legt der denkwürdige Befehl, den er am 30. August 1908 an das Zivilkabi- 
nett richtete. «Die Erfindungen über die Person Seiner Majestät des Kai- 
sers und Königs bezw. Seine Absichten und Pläne steigern sich in einem 
Maasse, dass Dementirung im Einzelnen kaum noch möglich und wün- 
schenswerth erscheint. Seine Majestät haben aber den Wunsch, dass eine 
Liste über alle diese falschen Nachrichten im Laufe des Jahres aufgestellt 
und am Jahresschluss veröffentlicht werden solle in der Hoffnung, dass die 
Presse daraus eine heilsame Lehre ziehen möge.»* 

Am 8. September 1906 entlud sich die Nervosität des Kaisers in seiner 
berüchtigten «Schwarzseherrede», in der er in Breslau ausrief: «So wie der 
große König von dem alten Allierten niemals im Stich gelassen worden ist, 
so wird auch unser Vaterland und diese schöne Provinz seinem Herzen 
nahe bleiben. Und so wollen wir ein neues Gelübde aus dem schönen 
Schatz der Erinnerungen und der goldenen Treue, die Mir hier entgegen- 
schlug, prägen: Uns von nun an mit Aufbietung aller geistigen und körper- 
lichen Kräfte nur der einen Aufgabe zu widmen, unser Land vorwärts zu 
bringen, für unser Volk zu arbeiten, ein jeder in seinem Stande, gleichviel, 
ob hoch oder niedrig, unter Zusammenschluß der Konfessionen dem Un- 
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glauben zu steuern und uns vor allen Dingen den freien Blick für die Zu- 
kunft zu bewahren und niemals an uns und unserem Volk zu verzagen.» 
Dieser Aufmunterung folgte die Drohung: «Schwarzseher dulde Ich nicht, 
und wer sich zur Arbeit nicht eignet, der scheide aus, und wenn er will, 
suche er sich ein besseres Land.»* Die Rede verschärfte die Stimmung im 
ganzen Lande und stieß selbst in konservativen Kreisen auf schonungslose 
Kritik. 


5. «Deutsche Sorgen» eines «Schwarzscehers» 


Wollte man einen Zeitpunkt nennen, an dem das imposante Bauwerk 
der Persönlichen Monarchie Wilhelms II. merklich zu wanken begann, so 
ginge man kaum fehl, auf den Herbst 1906 hinzuweisen. Im Oktober 1906 
legte Maximilian Harden dafür Zeugnis ab: «Nach bester Überzeugung, 
nach immer erneuter Prüfung kann ich nicht anders: die persönliche Politik 
des Kaisers verschuldet alles Unheil. Er ist eine «brillante Natur: (tant pis 
pour un empereur), aber politisch unbegabt. Nicht genug Koburger, um 
gute Geschäfte zu machen, und nicht genug Hohenzoller, um sich in wür- 
diger Ruhe zu halten und, wo es gilt, sich tapfer und furchtlos zu zeigen. 
Wenn diese Art, mit Impromptus, deren Konsequenzen nie bis zu Ende ge- 
dacht sind, Politik zu machen, nicht aufhört, sehe ich kein Heil. Und bei 
allen monarchistischen Erwägungen weiß ich doch nicht, ob ein großes, 
tüchtiges Volk heute noch durch solche Eigenschaften eines Einzelnen ge- 
hemmt werden darf.»# Im November 1906, als die gesamte deutsche Presse 
voll von Gerüchten über die angebliche Intrigenwirtschaft Eulenburgs und 
der Liebenberger Tafelrunde war,“ erschrak Hildegard von Spitzemberg 
über den Ton einer Reichstagsinterpellation des nationalliberalen Parla- 
mentariers Bassermann, die «von einer verblüffenden und erschreckenden 
Deutlichkeit auf S.M. gemünzt» und in der von «Willkür, spiritistischen 
Einflüssen [und] Byzantinismus» die Rede gewesen sei; «alles nur zu wahr, 
aber also öffentlich ausgesprochen noch nie!»# Und wenige Wochen später 
schrieb Max Weber dem linksliberalen Publizisten Friedrich Naumann: 
«Das Maß von Verachtung, welches uns, als Nation, im Ausland (Italien, 
Amerika, überall!) nachgerade — mit Recht! Das ist entscheidend - ent- 
gegengebracht wird, weil wir uns dieses Regime dieses Mannes «gefallen 
lassen», ist nachgerade ein Faktor von erstklassiger «weltpolitischer> Bedeu- 
tung für uns geworden. [...] Wir werden isolierd, weil dieser Mann uns in 
dieser Weise regiert und wir es dulden und beschönigen.»* 

Im Herbst 1906, kurz nachdem Kaiser Wilhelm in seiner Breslauer 
Rede alle «Schwarzseher» aufgefordert hatte, sein Reich zu verlassen, * er- 
schien in einem obskuren Verlag in Freiburg eine glänzend geschriebene 
anonyme Schrift mit dem Titel Unser Kaiser und sein Volk! Deutsche Sor- 
gen. Von einem Schwarzseher, die in der Hofgesellschaft und den politi- 
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schen Kreisen mit einer Mischung aus atemberaubender Anerkennung 
und tiefster Erschütterung aufgenommen wurde.5° Die Identität des Au- 
tors ist bis heute nicht aufgehellt, doch für die Wissenden war unzweifel- 
haft: Der anonyme Schriftsteller mußte zur Führungsschicht gehören und 
den Kaiser persönlich erlebt haben, so haargenau waren seine Beobachtun- 
gen auf allen Gebieten. Baronin Spitzemberg vermerkte am 26. November 
1906 in ihrem Tagebuch: «Mit brennendem Interesse habe ich dieser Tage 
eine anonym erschienene Broschüre gelesen «Unser Kaiser und sein 
Volkb [...] Der Verfasser muß in allen Sätteln gerecht und überall vorne 
dran sein, weiß in Militaria, in Politik, im Reichstage, in Personalien, bei 
Hofe gut Bescheid, muß auch persönlich mit dem Kaiser verkehrt haben. 
Bitterernst sieht er unsern Zustand im Innern und Äußern an.» Auch ihr 
Sohn Lothar von Spitzemberg, der Kammerherr bei der Kaiserin war, sei 
von der Broschüre «sehr erschüttert».’' Holstein bewunderte den «elegan- 
ten, hochmodernen Stil», in dem die «Sensationsbroschüre» geschrieben 
war, und zweifelte «kaum noch, daß der Verfasser ein höherer Militär» sei, 
denn unter denen gebe es «mehr als einen, der schreiben kann».’” 

Schonungslos und mit verblüffendem Insider-Wissen deckte der ano- 
nyme Autor die Regierungsführung unter Wilhelm II. auf. Die Grund- 
ursache für die wachsende Besorgnis, die überall in Deutschland um sich 
greife, nicht nur in der stets nörgelnden «Horde» der Sozialisten und De- 
mokraten, sondern durchaus auch unter den «hunderttausenden warm- 
fühlender, rückhaltloser monarchisch gesinnter Volksgenossen», so der 
Verfasser, sei in der selbstherrlichen Persönlichkeit des Kaisers zu suchen, 
die sich überhaupt nicht verstehen lasse, «wenn man die Überzeugung des 
Gottesgnadentums nicht in Rechnung» stelle. Es gebe «einfach kein Ge- 
biet mehr, auf dem er nicht als Sachverständiger Geltung heischte».? Wil- 
helm II. bestehe darauf, alle Fäden in seiner Hand zu vereinigen, sich auch 
in Nebensächlichem jede Entscheidung vorzubehalten, «um nur ja keinen 
Zweifel darüber zu lassen, daß er wirklich sein eigener Kanzler» sei.’* «So 
wandelt er auf halsbrecherischem Pfade unablässig am Abgrund eines 
prestigemordenden Dilettantismus hin, macht sich und andern das Leben 
so ungeheuer schwer und hemmt vor allem den Regierungsapparat, indem 
er Motor sein will, wo selbst der Tüchtigste an seiner Stelle nur oberster 
Disponent sein darf.»° «Die Neigung zu vorschneller Stellungsnahme, die 
Impulsivität Wilhelms II., der naive Subjektivismus, [...] der Drang end- 
lich, überall die Oberleitung zu wahren, dieser Drang, der nur Handlanger 
dulden will und sich alle ausgeprägten Persönlichkeiten in stets wachem 
Mißtrauen fern hält, das alles mußte die Kanzlerwirksamkeit eines Mannes 
wie Bernhard Bülow von vornherein in einen ganz bestimmten Rahmen 
pressen. [...] Er fand die Position des Kanzlers bereits so eingeengt vor, 
daß die Grenzen seiner eigenen Fähigkeiten ziemlich genau zusammenfie- 
len mit dem Rahmen, den Wilhelm II. der Tätigkeit eines ersten Dieners 
und Ratgebers gezogen.»’‘ 
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Es sei nachgerade unmöglich geworden, dem Kaiser ein abgerundetes, 
wahrheitsgetreues Bild von der wirklichen Lage im Reich zu vermitteln. 
Zwar müsse man zugeben, daß seit Bismarcks Abgang die Kanzler nicht 
mehr die Stellung eines leitenden Staatsmannes, sondern die eines unterge- 
ordneten Beamten eingenommen hätten. Ebenso habe keiner seiner ver- 
antwortlichen Ratgeber die Kraft oder Opferfähigkeit gezeigt, dem Kaiser 
unangenehme Wahrheiten zu sagen. Die Schuld für die wachsende Ent- 
fremdung zwischen Monarch und Volk trage dennoch in erster Linie der 
Kaiser, denn Wilhelm sei von dem Drang beseelt, zu glänzen und zu be- 
zwingen. «Oft ist der Vortragende noch nicht beim dritten Satz angelangt, 
da nimmt der Kaiser selbst das Wort, entwickelt seine eigenen Ansichten 
über die Materie, die er stets völlig zu beherrschen glaubt, fragt nur, um im 
gleichen Moment selbst zu antworten, kommt [...] leicht vom Hundert- 
sten ins Tausendste und hat nach Ablauf der festgesetzten Zeit meist dem 
Vortragenden eine höchst angeregte Stunde bereitet, ihm aber gleichzeitig 
die Möglichkeit benommen, seiner Informationspflicht zu genügen, eine 
eigene Meinung zu entwickeln.» Wer dem geistreichen Gedankenflug des 
Kaisers nicht folge, sondern - wie beispielsweise Posadowsky - beharrlich 
seine Pflicht erfülle und auf sein Thema zurückzukommen versuche, der 
gerate bei Wilhelm schnell in den Ruf, ein «langweiliger Kumpan» oder ein 
«lederner Bureaukrat» zu sein. Verstehe es andererseits ein Minister - ge- 
meint war offensichtlich Podbielski -, den Kaiser mit einem derben Witz 
zum frohen herzlichen Lachen zu bringen, so könne dieser auch den 
schärfsten Angriffen der Öffentlichkeit trotzen. 

Bülow habe sich «als amüsanter Plauderer [...] in das Herz seines kai- 
serlichen Herrn geschmeichelt», wußte der Autor zu berichten. Allerdings 
könne der Reichskanzler «mit Recht von sich in Anspruch nehmen, daß er 
immerhin noch beim Kaiser, wenn auch oft auf gar verschlungenen Um- 
wegen, das unumgänglich Nötige wenigstens zu Gehör gebracht und, 
durch ein unaufhörliches Opfer des Intellekts im Kleinen, in einigen wich- 
tigeren Fragen schließlich doch der besseren Einsicht bei Wilhelm II. eine 
Stätte verschafft hat. Solange unser Kaiser inmitten einer Umgebung lebt, 
die in Anschauungen befangen ist, welche längst verrauschte Jahrhunderte 
geboren haben, solange diese Umgebung den Kaiser in ihrem Anschau- 
ungskreise festzuhalten und aus diesem heraus unter ganz einseitigen Ge- 
sichtspunkten zu informieren weiß, ist das nicht wenig.» Bülow sei aus 
der zünftigen Diplomatie hervorgegangen und wisse «sein Auskommen 
zu finden mit Wilhelm II. Er hat manches verhindert, vieles geschehen las- 
sen müssen, nichts Eigenes geschaffen. [...] In vielen Fällen hat er erst 
durch die Presse Kunde erhalten von dem, was er verantworten mußte. 
Gleich als ob der Kaiser Genugtuung darüber empfände, daß sein erster 
Ratgeber von aller Welt als Statist erkannt wird. Von Caprivi und Hohen- 
lohe sei hier nicht die Rede. Aber Bernhard Bülow jedenfalls ist in Wirk- 
lichkeit doch immerhin mehr gewesen als ein reines Werkzeug kaiserlicher 
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Initiative. Das Ausland sollte indes die Vorstellung erhalten, daß für die 
gesamte Politik des Deutschen Reiches [...] nur der Kaiser selbst verant- 
wortlich gemacht werden dürfe.»5* 

Seitdem unter Wilhelm II. «der Schwerpunkt der Regierung ins Kabi- 
nett verlegt wurde», habe Bülow, in dem Versuch, die «allzu bedenklichen 
Seitensprünge» des Kaisers zu verhüten oder wenigstens nachträglich zu 
decken, «unter die Konkurrenz» gehen und selbst mit den Mitteln eines 
Höflings operieren müssen. «Man kann es als ein nationales Unglück auf- 
fassen, daß der Kanzler des Deutschen Reiches, wenn auch er selbst noch 
nicht aus der Kamarilla hervorgegangen ist, doch nicht nur eine Art Kabi- 
nettsregierung deckt, sondern auch mit den Höflingen sich dauernd auf 
dem gleichen Boden messen muß, statt als selbständiger und entschlosse- 
ner Initiator einer innerlich starken Politik diese ungebeugten Nackens bei 
seinem kaiserlichen Herrn vertreten zu dürfen. Man wird es tief beklagen, 
wenn der Reichskanzler durch politische Handlungen seines Souveräns 
andauernd überrascht werden kann, weil er, wie jeder andere Höfling, 
eben auch die Augen und Ohren nicht überall hat, daß er stets darauf ge- 
faßt sein muß, kontrekarriert zu werden. Man mag eine katastrophale 
Wendung ankündigen, wenn die deutsche Politik auch fernerhin jede ge- 
rade Linie vermissen läßt, weil der Kanzler bestenfalls Kompromisse zu- 
stande bringt, lange nicht alle Seitensprünge verhindern und Handlungen 
von unabsehbarer Tragweite oft selbst nicht motivieren kann.»’? 

In der Überzeugung, «wirklich der begabteste und tüchtigste Stratege 
seiner Armee» zu sein, habe es Wilhelm II. «mit leichterem Herzen über- 
nommen, sein eigener Generalstabschef, als sein eigener Kanzler zu sein». 
Die Rolle, welche der Kaiser dem Chef des Generalstabes zugedacht habe, 
sei daher noch bescheidener als die des Kanzlers in diesem System, kritisier- 
te der «Schwarzseher». «Es ist bezeichnend für die erschreckende Bedeu- 
tung, welche unser Kaiser rein äußerlichen Momenten einräumt, daß auf 
diesen Posten ein Moltke berufen wurde, sobald einer zu haben war. Einen 
Mann wie den «großen Schweiger [d. h. Moltke d. Ä.] hätte Wilhelm II. auf 
die Dauer genau ebensowenig als ersten militärischen Berater neben sich ge- 
duldet, wie er sich mit der Kanzlerschaft eines Bismarck abzufinden wußte. 
Aber «seinen Moltke wollte er haben. Es machte sich so dekorativ.» Neben 
einem von der Goltz oder einem Beseler konnte der jüngere Moltke nicht 
bestehen, urteilte der Verfasser. «Aber er war ein Moltke. Und als der alte 
Schlieffen abgehalftert werden mußte, gingen Würde und Bürde auf den 
schon lange Designierten über. Schlieffen hatte abgeraten. Bei den General- 
kommandos vernehmbares Murren, stark genug jedenfalls, den Günstling 
zu warnen. In elfter Stunde bat er denn auch selbst, von seiner Ernennung 
Abstand zu nehmen. Aber nun wurde er’s gerade!» Kein Wunder, daß 
Holstein den Autor, der solche Intimkenntnisse über Vorgänge hinter den 
Kulissen besaß, für einen höheren Militär hielt. Unwillkürlich denkt man da 
an den General Bruno von Mudra, der, wie wir sehen konnten, in seinen 
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Briefen an Colmar von der Goltz ganz ähnliche Ansichten über Moltkes 
Ernennung zum Generalstabschef geäußert hatte.“ 

Das Fazit, das der «Schwarzseher» aus der achtzehnjährigen Ära Kaiser 
Wilhelms II. zog, war vernichtend. «Der junge Fürst, der seinem Lande 
Kanzler und Generalstabschef, höchster Bischof der evangelischen Bun- 
deskirche, letzte Autorität in allen Fragen der Kunst und Wissenschaft 
sein, der die auswärtige Politik des Reiches leiten, der Industrie, dem Han- 
del und der Landwirtschaft, der Erziehung und dem Sport neue Bahnen 
weisen, zu jeder sozialen, jeder wirtschaftlichen, jeder technischen Lei- 
stung die Anregung geben wollte, mußte auch überall persönlich zugegen 
sein, wo ein Grundstein oder ein Schlußstein gelegt, ein Schiff getauft, eine 
Kirche oder eine Kaserne eingeweiht, ein neues Geschütz ausprobiert, ein 
Denkmal enthüllt, eine Ausstellung eröffnet, ein Musikfest gefeiert, ein 
Pferde- oder Automobilrennen gelaufen, eine Regatta begangen wurde. 
Auch dem Nebensächlichen wollte er durch seine Anwesenheit den Stem- 
pel seiner Persönlichkeit aufdrücken.»° Wie Holstein verglich auch der 
Autor die selbstherrliche Regierungsführung Wilhelms mit den «Sultani- 
schen Regierungsmethoden», die im untergehenden Osmanischen Reich 
Abdulhamids II. obwalteten. «Es ist bei uns heute tatsächlich nicht viel an- 
ders mehr als in der Türkei, wo die Pforte ein Schattendasein fristet, wo 
alle Fäden im Serail zusammenlaufen, wo die Stimmungen und Verstim- 
mungen ım Yildiz maßgebend sind in der inneren wie in der äußeren Poli- 
tik, wo die Kamarilla triumphiert und die Minister nicht mehr unter ein- 
heitlicher Leitung nach einem festen Regierungsprogramm arbeiten, 
sondern nur noch vom Antlitz des Herrschers dessen Wünsche abzulesen 
suchen, nichts mehr fürchten, als sich mit seinen Intentionen in Wider- 
spruch zu setzen. Auch zu Abdulhamids ersten Regierungshandlungen 
gehörte die Einschränkung der Befugnisse des Großveziers, auch Abdul- 
hamid wollte sein eigener Kanzler, sein eigener Generalstabschef sein. 
Auch er will vor allem gehorsame Diener, schätzt gute Umgangsformen 
und Grillen verscheuchende Unterhaltung über Gebühr, läßt sich von lie- 
bedienerden Schranzen Weihrauch streuen, ohne zu bedenken, daß die 
Düfte, die ihn so lieblich umschmeicheln, der großen Masse des Volkes auf 
die Nerven gehen, zu immer schärferer Opposition reizen.» Händerin- 
gend rief der Anonymus aus: «Der persönliche Wille des Herrschers als 
Anfang und Ende! - Der Kanzler als Konkurrent der höfischen Kamarilla, 
um nur die gefährlichsten Extravaganzen verhindern zu können! — Das 
Beamtentum über ihn hinweg unablässig nach der höfischen Instanz schie- 
lend! - Die Bureaukratie korrumpiert und zum Teil verlottert! - Das Par- 
lament charakterlos bis zur Selbstvernichtung! - Nirgends ein Gegenge- 
wicht gegen Kamarilla und Kabinettsregime! - So wird Deutschland 
regiert im ersten Lustrum des zwanzigsten Jahrhunderts.» Die Katastro- 
phe, die der «Schwarzscher» und mit ihm zahlreiche andere im Herbst 
1906 vorhersahen, ließ dann auch nicht lange auf sich warten. 


Kapitel 25 


Nemesis: 


Wilhelm II. und die Daily Telegraph-Affäre 


Im Spätsommer 1908 verfolgte Kaiser Wilhelm II. mit Verve die Proben 
des Balletts Sardanapal, die letzten Tage von Niniveh, das am ı. September 
1908 in der königlichen Oper zu Berlin zur Erstaufführung gelangte. Zur 
Vorbereitung hatte er die bedeutendsten deutschen und ausländischen 
Assyriologen herangezogen und das Bühnenbild historisch originalgetreu 
rekonstruieren lassen. Mit dem archäologisch-didaktischen Zweck der 
«Verbreitung der wissenschaftlichen Untersuchungen in den mesopotami- 
schen Ruinen»' verband er ein aktuelles hochpolitisches Ziel: Der gelade- 
nen internationalen Prominenz rief er bei der Probe zu, der Sinn der Auf- 
führung sei, «das monarchische Bewußtsein des Volkes zu stärken, 
dadurch daß es sehe, wie das rein persönliche Regiment einen Staat zu 
Ruhm und Größe führe». 

Wenige Wochen später brach das System der Persönlichen Monarchie 
zusammen. Der Unmut über Wilhelms unzeitgemäße Selbstherrschaft, der 
sich schon bald nach seiner Thronbesteigung bemerkbar gemacht hatte 
und in jüngster Zeit - nicht zuletzt als Folge der bedrohlichen internatio- 
nalen Isolierung des Kaiserreiches und der peinlichen Sexualskandale am 
Hofe - in alarmierendem Maße angewachsen war, entlud sich in einer Wel- 
le der Entrüstung gegen das «persönliche Regiment» des Kaisers. Seine 
Abdankung wurde offen in Erwägung gezogen und zeitweilig schien sogar 
die Zukunft der Hohenzollernmonarchie in Frage gestellt. Anlaß zu dem 
«Novembersturm», der sämtliche Parteien und Volksschichten erfaßte 
und üble Auswirkungen auch im Ausland zeitigte, bot bekanntlich ein 
«Interview», das Wilhelm einem zunächst nicht näher benannten Englän- 
der gegeben hatte und das mit ausdrücklicher Genehmigung des Kaisers 
am 28. Oktober 1908 im Londoner Daily Telegraph erschienen war. Ganz 
abgesehen von der Empörung darüber, daß sich der Monarch überhaupt in 
einem «Privatgespräch» mit einem Fremden über die Ziele der deutschen 
Politik ausgelassen hatte, enthielt das Interview drei «Horrenda» - Schau- 
erlichkeiten -, wie Bülow sie nannte, die besonders beleidigend auf die 
deutsche Öffentlichkeit wirkten: 

1. Offenbar in einem Versuch, das Mißtrauen Großbritanniens gegen 
den deutschen Flottenbau zu zerstreuen, hatte der Kaiser behauptet, daß 
die Schlachtflotte nicht gegen das Inselreich gerichtet, sondern für den 
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Kampf gegen die «gelbe Gefahr» - Japan und China - im Stillen Ozean 
gedacht sei. 

2. Das deutsche Volk, vor allem in seinen unteren und mittleren 
Schichten, sei zwar feindselig gegen England eingestellt, doch er selber sei 
stets bestrebt gewesen, mit seiner ganzen Macht für Englands Interessen 
einzutreten. So habe er seinerzeit mit seinem Generalstab einen Kriegsplan 
gegen die Buren ausgearbeitet und diesen an seine Großmutter Queen Vic- 
toria geschickt. 

3. Gleichzeitig habe er eine Initiative Rußlands und Frankreichs, die 
während des Burenkrieges eine Kontinentalliga bilden wollten, um das 
Inselreich «bis in den Staub zu demütigen», nicht nur weit von sich ge- 
wiesen, sondern diesen perfiden Plan umgehend nach London gemeldet. 
Die Engländer seien «verdreht wie Märzhasen», wenn sie in ihm, dem 
Deutschen Kaiser, etwas anders als einen Freund zu sehen meinten. 

Wie dieses fatale «Interview» zustande kam und welche Absichten Kai- 
ser Wilhelm damit verfolgte, soll gleich anhand der Quellen aufgezeigt 
werden. Nicht minder aufschlußreich ist aber auch die seit Jahrzehnten 
umstrittene Frage, welche Rolle bei der Veröffentlichung des Artikels der 
Reichskanzler und das Auswärtige Amt gespielt haben. Bis vor kurzem 
hat die internationale Geschichtswissenschaft mit ganz wenigen Ausnah- 
men die Behauptung Bülows als wahr übernommen, er habe den auf dün- 
nem Papier in einer schlecht leserlichen englischen Hand geschriebenen 
Interviewentwurf weder bei seinem Erhalt Anfang Oktober 1908 noch 
nach seiner Überprüfung durch das Auswärtige Amt gelesen, sondern das 
Manuskript an den Kaiser in der Annahme zurückgehen lassen, daß das 
Auswärtige Amt, das nur einige wenige Korrekturen angeregt hatte, das 
Interview als unbedenklich zur Veröffentlichung freigegeben habe. Schul- 
dig an der Katastrophe seien daher der biedere Geheimrat Klehmet in der 
Wilhelmstraße, der die Brisanz des Artikels nicht erkannt hatte, und der 
Unterstaatssekretär Stemrich, der den beurlaubten Staatssekretär Frei- 
herrn von Schoen zu vertreten hatte, aber noch zu neu in seinem Amt war, 
um die Tragweite einer Veröffentlichung der kaiserlichen Bemerkungen zu 
übersehen. Schließlich trage auch der Gesandte Felix von Müller, der dem 
Kanzler während seines Aufenthaltes in Norderney assistierte, einen er- 
heblichen Anteil der Schuld, da er es versäumt habe, Bülow auf die Gefah- 
ren einer Veröffentlichung hinzuweisen.> 

Diese gewissermaßen «offizielle» Version der Vorkommnisse bei dem 
Zustandekommen des Kaiser-Interviews wirft schon ein grelles Licht auf 
die Zustände, die sich seit vielen Jahren hinter der glänzenden Fassade der 
Persönlichen Monarchie hatten entwickeln können. Sie ist aber spätestens 
seit dem Erscheinen der einschlägigen Dokumentation Peter Winzens 
über die Daily Telegraph-Affäre unwiderlegbar als zynische Notlüge 
Bülows entlarvt worden.* Allein die Tatsache, daß der Interviewtext nicht 
handgeschrieben auf schlechtem Papier, sondern doppelzeilig auf dem be- 
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sonders schweren Bogen der Londoner Zeitung mit der Maschine ge- 
schrieben worden war’ und daß auf Befehl Bülows im Auswärtigen Amt 
drei weitere maschinenschriftliche Abschriften angefertigt wurden, be- 
weist, daß wir es mit einer listigen Manipulation der Tatsachen zu tun 
haben, an der nicht nur der Reichskanzler, sondern höchstwahrscheinlich 
auch Staatssekretär von Schoen, der erst nach den entscheidenden Bera- 
tungen seinen Urlaub antrat, beteiligt waren. 

Wenn aber Bülow den blamablen Interviewtext in der Tat gelesen und 
ihn dem Kaiser zur Veröffentlichung zurückgeschickt hat, welche Schluß- 
folgerungen ergeben sich aus dieser erstaunlichen Erkenntnis? Bereits un- 
ter den Zeitgenossen ist der Verdacht aufgekommen, Bülow habe mit der 
bewußten Bloßstellung des Kaisers den großangelegten Plan verfolgt, in 
drei Etappen die Parlamentarisierung des Kaiserreichs einzuleiten: Durch 
die Reichstagsauflösung und die Neuwahlen vom Januar/Februar 1907 
habe er sich im «Bülow-Block» einen parlamentarischen Rückhalt gegen 
die Krone geschaffen; durch die von ihm geförderten Angriffe auf Eulen- 
burg und die «Liebenberger Tafelrunde» habe er die geheime Kamarilla 
um Wilhelm II. beseitigt; und nun habe er durch die absichtliche Demüti- 
gung des Kaisers dessen Machtwillen brechen wollen, um ihn endlich un- 
ter die Kontrolle der verantwortlichen Reichs- und Staatsinstanzen zu 
bringen. Diese kühne Interpretation der Novemberereignisse wird zu prü- 
fen sein, es sei jedoch vorweg gesagt, daß sie, wenn sie auch ein paar wah- 
rer Elemente nicht entbehrt, in dieser Form schon wegen der Persönlich- 
keit und des Regierungsstils Bülows wenig stichhaltig zu sein scheint. Als 
französische Zeitungen Mitte November 1908 derartige Spekulationen an- 
stellten, äußerte der württembergische Gesandte Varnbüler Zweifel, ob 
Bülow im guten wie im schlechten zu solch weitgespannten und zielbe- 
wußten Plänen fähig sei. «Ich traue ihm weder eine solche Skrupellosigkeit 
in der Wahl seiner Mittel, noch die Entschlossenheit und Konsequenz zur 
Durchführung so weit und hoch gesteckter Ziele zu, halte ihn mehr für 
einen Mann der Opportunität, der kleinen Auskunftsmittel, der geschick- 
ten Ausnützung gegebener Situationen. Darin allerdings von erfindungs- 
reichster Gewandtheit und feinster Berechnung und, was auch nicht zu 
verschmähen, seltenem Glück.» Immerhin stellte Varnbüler zu diesem 
Zeitpunkt fest, daß Bülow wenigstens vorübergehend «aus dieser letzten 
Krise in einer stärkeren und gesicherteren Stellung dem Kaiser und der 
Nation gegenüber hervorgegangen [sei], als sie je vor ihm seit Bismarcks 
Zeiten - und selbst dieser unter dem «neuen Herrn» - ein Reichskanzler be- 
sessen hat.»* 

Die Parlamentarisierung Deutschlands wollte der Monarchist Bülow 
ganz gewiß nicht in die Wege leiten, aber gedachte er wirklich, durch sein 
Verhalten in der Novemberkrise dem Kaiser eine «pädagogische» Lektion 
erteilen zu können, um den Machtwillen des Monarchen zu brechen und 
so seine eigene Position als Kanzler unanfechtbar zu machen? Schließlich 
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mußte Bülow auf Grund seiner langjährigen Erfahrung wissen, was auch 
die Zeitgenossen bald nach der Novemberkrise erkannt haben, nämlich 
daß seine Tage als Reichskanzler in dem Augenblick gezählt waren, in dem 
er durch seinen «Verrat» am Kaiser das Allerhöchste Vertrauen verspielt 
hatte. Es ist zu prüfen, ob Bülows Verhalten in den Wochen vor dem Er- 
scheinen des Kaiser-Interviews im Daily Telegraph nicht eher durch seine 
notorische Willfährigkeit dem Kaiser gegenüber zu erklären ist, als daß es 
auf einer bewußten Absicht beruht habe, das Steuer herumzureißen und 
das Zentrum der Macht vom Hofe wieder in die Wilhelmstraße zu über- 
führen. 

Ob er das Interviewmanuskript vorher gelesen hat oder nicht - klar ist, 
daß Bülow von dem Entrüstungssturm völlig überrascht wurde. Auch 
diese Tatsache, die Winzen einwandfrei nachweisen konnte, spricht gegen 
einen wohlüberlegten und zielorientierten Plan des Kanzlers, den Kaiser 
zu demütigen. Weder der Monarch noch der Reichskanzler, noch das Aus- 
wärtige Amt haben überblickt, welche Wirkung die kaiserlichen Behaup- 
tungen, die einzig und allein auf die englische Politik gemünzt waren, auf 
die deutsche Öffentlichkeit haben würden. Wilhelm II. war nicht nur da- 
von überzeugt, daß er in diesem Fall, indem er das englische Manuskript 
dem Kanzler persönlich zur Begutachtung zusandte, verfassungskonform 
gehandelt hatte, sondern auch, daß er mit seinem Interview die mit Bülow 
vereinbarte politische Linie vertrat. 


1. Zur Vorgeschichte des Interviews 


Zum Verständnis der kaiserlichen Äußerungen, die Ende Oktober 1908 im 
Daily Telegraph erschienen, ist es unerläßlich, im Auge zu behalten, daß es 
sich dabei nicht um aufrichtig geäußerte Überzeugungen Wilhelms II. 
handelte, sondern um den halb-naiven, halb-perfiden Versuch, die Englän- 
der über die wahren Ziele der deutschen Politik zu täuschen und ihr Miß- 
trauen gegen die Ententepartner Frankreich und Rußland sowie gegen den 
Alliierten Japan zu schüren. Seit Jahren hatte Wilhelm - etwa dadurch, daß 
er seine durchaus pietätvoll wahrgenommene Rolle am Sterbebett seiner 
Großmutter in Erinnerung rief - seine enge verwandtschaftliche Bezie- 
hung zum britischen Königshaus hervorgehoben, um in London das 
wachsende Mißtrauen gegen die deutsche Außen- und Flottenpolitik zu 
zerstreuen.’ Die eher zurückhaltenden Reden, die 1907 in der Londoner 
Botschaft für seinen Besuch in Windsor entworfen wurden, wies Wilhelm 
mit grobschlächtigen Bemerkungen wie «jammervoll, «skandalös» und 
«abominable» zurück und verlangte trotz entsprechender Mahnungen, 
daß dies in England kontraproduktiv wirken würde, eine emotionsgelade- 
ne Hervorhebung seiner familiären Beziehungen zur Royal Family. Eigen- 
händig fügte er in den Redeentwurf die Sätze ein: «Bande enger Verwandt- 
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schaft & viele teure Erinnerungen an vergangene Tage verbinden Mich mit 
E.M. Familie. Unter diesen Erinnerungen steht an erster Stelle die Gestalt 
Meiner verehrten Großmutter, der großen Queen, deren Bild Meinem 
Herzen unauslöschlich eingegraben ist, während die Erinnerung an Meine 
geliebte Mutter Mich zurückversetzt in die frühesten Tage einer glück- 
lichen Kindheit, die Ich unter dem Dach & innerhalb der Mauern dieses 
großen alten Windsorschlosses zugebracht habe.»® So sollten ihn die Eng- 
länder sehen. 

Zunehmend waren Wilhelms Freundschaftsbeteuerungen für England 
allerdings von Frustration und Bitterkeit darüber gekennzeichnet, daß sich 
sein Onkel, der König, so zurückhaltend verhielt, die britischen Staats- 
männer so gut wie nie nach Berlin kamen und die Londoner Presse weiter- 
hin von tiefstem Argwohn gegen die «deutsche Gefahr» beseelt war. Be- 
reits im Oktober 1905 hatte er in einem Brief an eine junge Engländerin, 
der bereits im Kapitel 20 zitiert wurde, erklärt, er könne vorerst nicht wie- 
der nach England kommen, da die dortigen Zeitungen in den letzten drei 
bis vier Jahren voller Haß gegen ihn und Deutschland gewesen seien. «Ihre 
Leute müssen mir & meinem Land gegenüber erst Manieren erlernen, an 
denen sie leider Mangel zu leiden scheinen! Es ist mir unverständlich, wie 
sie sich in solcher Weise gegenüber dem ältesten Enkel ihrer Queen beneh- 
men können, der der letzte ihrer Verwandten gewesen ist, den sie erkann- 
te & anlächelte, bevor sie starb, & in dessen liebevollen Armen sie ihren 
letzten Atemzug tat!»? 

Neben der Erinnerung an die verstorbene Queen und seine idyllischen 
Kindheitserlebnisse in Osborne betonte Wilhelm Engländern gegenüber 
immer wieder das Argument, er habe während des Burenkrieges einen 
Feldzugsplan für die britische Armee ausgearbeitet und seiner Großmut- 
ter zur Verfügung gestellt. Wie wir bereits sehen konnten, tischte der Kai- 
ser diese Geschichte auch seinem englischen Gastgeber Colonel Stuart 
Wortley in Highcliffe auf, ebenso wie das dritte «Horrendum» des Daily 
Telegraph-Interviews: die Behauptung, er habe den französisch-russischen 
Vorschlag eines Kontinentalbündnisses abgelehnt und nach London ge- 
meldet.'° 

Nach seiner Rückkehr aus England im Dezember 1907 wiederholte 
Kaiser Wilhelm in zahlreichen weiteren Gesprächen mit britischen Staats- 
männern, darunter Lascelles, diese zdees fixes. Im Januar 1908 erschien im 
Strand Magazine angeblich mit ausdrücklicher Billigung Wilhelms ein 
biographischer Artikel des britischen Journalisten J. L. Bashford, in dem 
der Kaiser mit den Worten zitiert wurde: «Ich kann den Groll gegen mich 
in England nicht nachvollziehen. Ich habe England gegenüber loyal ge- 
handelt. Von zwei mächtigen Seiten gleichzeitig wurde Deutschland ein 
Angebot gemacht, die Situation auszunutzen und die britische Politik zu 
stören, und ich habe rundweg abgelehnt. Ich telegraphierte meinem Onkel 
sofort das Wesen des Vorschlags.»"" 
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Noch am ı1. August 1908 hatte Wilhelm II. in seiner Auseinanderset- 
zung mit Sir Charles Hardinge in Schloß Friedrichshof wortwörtlich die- 
selben Behauptungen aufgestellt, die zehn Wochen später im Daily Tele- 
graph zu lesen waren. In einem Protokoll über das Kronberger Gespräch 
hatte Hardinge aufgezeichnet, wie der Kaiser nach der scharfen Auseinan- 
dersetzung über den deutschen Schlachtflottenbau abends andere Töne 
angeschlagen und dabei hervorgehoben habe, «was für ein guter Freund 
Englands er in der Vergangenheit gewesen sei. So wiederholte er die schon 
früher (wie ich glaube) gegenüber Seiner Majestät Botschafter in Berlin ab- 
gegebene Erklärung, daß während des Burenkrieges die französische und 
russische Regierung zwecks Bildung einer Koalition gegen England an ihn 
herangetreten seien, daß er dies aber rundweg abgelehnt und gedroht habe, 
gegen jede Macht Krieg zu führen, die zu jener Zeit einen unprovozierten 
Angriff auf England wagen würde. Ich hielt es nicht für der Mühe wert zu 
erwähnen, daß diese Darstellung sich keineswegs mit den Schilderungen 
Herrn Delcasses und der russischen Regierung über diese Transaktion 
deckt. So erzählte mir Seine Majestät auch, daß er nach unseren ersten 
Rückschlägen im Burenkrieg von der verstorbenen Königin Victoria einen 
Brief voll Kummers über die von den britischen Truppen erlittenen Ver- 
luste erhalten habe, einen Brief, der ihn tief gerührt hätte. Er habe sofort 
seinen Generalstab beauftragt, einen Feldzugsplan zu entwerfen, den er 
der Königin geschickt habe, und diesen Plan habe Lord Roberts in allen 
seinen Einzelheiten befolgt. «Und dennoch,» setzte Seine Majestät hinzu, 
«soll ich der Feind Englands sein»'? 

Es ist so gut wie ausgeschlossen, daß der Reichskanzler von diesen auf 
Allerhöchster Ebene unternommenen Beschwichtigungsversuchen nichts 
erfuhr, zumal Bülows Vetter Martin Rücker Freiherr von Jenisch ständig 
als Vertreter des Auswärtigen Amts im kaiserlichen Gefolge war. Alles 
deutet vielmehr darauf hin, daß Bülow die anglophilen Beteuerungen des 
Kaisers begrüßte, war der Kanzler doch in jenem Sommer endlich zu der 
Überzeugung gelangt, daß ein deutsch-englisches Rapprochement drin- 
gend erforderlich war.’ Grundsätzliche Übereinstimmung mit den kaiser- 
lichen Bemühungen, die Sorgen der Briten zu zerstreuen, gekoppelt mit 
einer jahrelang geübten Hörigkeit dem Souverän gegenüber und wohl 
auch mit einem Grad von Demoralisierung angesichts der ihm zugemute- 
ten Rolle als Reichskanzler — das werden die Gründe für Bülows Verhalten 
gewesen sein, als er am ı. Oktober 1908 in Norderney den Entwurf des 
Kaiser-Interviews erhielt, und nicht etwa der machiavellistische Versuch, 
den Monarchen vor aller Welt bloßzustellen, um dessen persönliche Macht 
zu brechen. 
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2. Die Entstehung des Daily Telegraph-Interviews 


Als das «Interview» im Daily Telegraph veröffentlicht wurde, begann das 
Rätselraten darüber, wer der «ehemalige Diplomat» sein könnte, der den 
brisanten Text angeblich verfaßt hatte. Vielfach wurde der kürzlich zu- 
rückgetretene Botschafter Sir Frank Lascelles für den Autor gehalten; 
andere nannten die Journalisten Bashford, Lucien Wolff und John Alfred 
Spender als mögliche Verfasser.'* Erst 1930 wurde bekannt, daß der Arti- 
kel auf Edward Stuart Wortley zurückging."’ Nach den Forschungen Peter 
Winzens und anderer ist das Zustandekommen des Interviews nun weit- 
gehend geklärt.'° Als Dank für seine Gastfreundschaft in Highcliffe Castle 
hatte Kaiser Wilhelm «Eddy» Stuart Wortley, der inzwischen zum Bri- 
gadegeneral avanciert war, zur Teilnahme an den Herbstmanövern in 
Lothringen eingeladen.'” Am 10.September 1908 kam es dann auf dem 
Manöverfeld zu jenem Gespräch zwischen Wilhelm und dem britischen 
General, das direkt zu der Veröffentlichung im Daily Telegraph führen 
sollte. Stuart Wortley erinnerte sich später: «Am abschließenden Tag der 
Manöver schickte der Kaiser nach mir. Er befand sich auf seinem Pferd in 
der Mitte eines gepflügten Feldes. Er bat seinen Stab, sich etwas zu entfer- 
nen, und fuhr fort, mir gegenüber alles zu wiederholen, was schließlich in 
jenem Interview auftauchte, das veröffentlicht wurde. Er endete damit, 
mir zu sagen, er wünsche sich meiner Diskretion zu bedienen und daß die 
Hauptpunkte des Gesprächs in einer führenden englischen Zeitung publi- 
ziert würden. [...] Der Kaiser erwähnte keine bestimmte Zeitung, in der er 
das Interview veröffentlicht wünschte, sondern überließ mir gänzlich die 
Angelegenheit.»'* Prompt informierte der Monarch seinen Reichskanzler 
in der Form einer Schlußbemerkung zu einem Bericht aus London, Stuart 
Wortley habe ihm soeben erklärt: «Meine Landsleute sind selbst im Sep- 
tember verdreht wie Märzhasen. Sogar General Sir John French glaubt fest 
an einen bevorstehenden deutschen Angriff!» Er, der Kaiser, habe Stuart 
Wortley «beauftragt, von mir aus zu Hause zu bestellen, daß die Briten 
den Eindruck of a set of raving lunatics [eines Haufens völlig durchge- 
drehter Irrer] machten»."? Sechs Wochen später sollten diese Bemerkungen 
wortwörtlich im Daily Telegraph zu lesen sein. 

Unter Mitwirkung des angesehenen Daily Telegraph-Redakteurs John 
Benjamin Firth setzte Stuart Wortley einen Artikel in der Form eines In- 
terviews auf und übersandte den Text - das heute noch im Nachlaß des 
Generals erhaltene Originalmanuskript umfaßt zehn maschinenschrift- 
liche Seiten und ist mit einem breiten Korrekturrand verschen - am 
23. September 1908 an den Kaiser mit der Bitte um die Genehmigung zur 
Veröffentlichung. Sein Begleitschreiben läßt über seine lauteren Absich- 
ten keinen Zweifel. «Die große Ehre, die Euere Majestät mir während der 
jüngsten Manöver und bei früheren Gelegenheiten, während Euerer Ma- 
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jestät Aufenthalt in Highcliffe, dadurch erwiesen haben, so offen über den 
höchst bedauerlichen Ton eines Teils der Presse dieses Landes im Hin- 
blick auf Ihre Handlungen und Absichten bezüglich dieses Landes ge- 
sprochen zu haben, hat mich derartig beeindruckt, daß, nach meiner 
bescheidenen Auffassung, es höchste Zeit ist, die Aufrichtigkeit Euerer 
Majestät guter Gefühle und Absichten, wie sie bei mehr als einer Gelegen- 
heit öffentlich ausgedrückt wurden, vermittels einer führenden Zeitung 
an prominenter Stelle und gewichtig der britischen Öffentlichkeit vorzu- 
setzen. Wenn dies gemacht, und gut gemacht wird, habe ich überhaupt 
keinen Zweifel, daß ein großer Wandel des höchst ungnädigen und unge- 
bührlichen Tones bestimmter Presseorgane eintreten wird - und viel 
Gutes dabei herauskommt. Nach meiner Rückkehr von den Manövern 
habe ich mich vertraulichst mit einem Freund [Harry Lawson] in Verbin- 
dung gesetzt, dessen Vater der Eigentümer des Daily Telegraph ist, einer 
Zeitung, die sich niemals im Hinblick auf Euere Majestät des Tones be- 
fleißigt hat, der so bedauerlich ist. Als Ergebnis meines Gespräches wurde 
auf meine Veranlassung der beigefügte Entwurf eines möglichen Kommu- 
niqu6s aufgestellt, getarnt als von einem Diplomaten im Ruhestand stam- 
mend. Ich glaube, es beinhaltet alles, was Euere Majestät mir erzählten. 
Bevor ich jedoch weitere Schritte in der Angelegenheit unternehme oder 
erlaube, es zu benutzen, unterbreite ich es Euerer Majestät zur Prüfung - 
und in der Hoffnung, daß, wenn Euere Majestät es in irgendeiner Weise 
mißbilligen, Sie so liebenswürdig sein würden, es mir mitzuteilen. Ich bin 
nur einer der großen Bewunderer Euerer Majestät in diesem Land, dessen 
großer Wunsch es ist, dem englischen Volk Euerer Majestät festes Be- 
streben zu beweisen, mit ihm auf dem besten Fuß zu stehen.»” Am 
30. September bedankte sich Kaiser Wilhelm telegraphisch aus dem ost- 
preußischen Jagdrevier Rominten für die Sendung, die er einer Prüfung 
unterziehen lassen werde.”' 


3. Das Interviewmanuskript und die «verantwortliche Regierung» 


Den Entwurf Stuart Wortleys erhielt der Kaiser zu einem Zeitpunkt, als 
der europäische Friede durch Krisen in West und Ost gefährdet schien und 
ihm die Isolierung Deutschlands akut bewußt wurde. Während einerseits 
seine Wut auf seinen Onkel Edward, dessen Ententepolitik er für die ein- 
getretene internationale Lage des Kaiserreichs verantwortlich machte, in 
diesen Tagen einen neuen Höhepunkt erreichte,” hielt er andererseits an- 
gesichts der undurchsichtigen Lage nach der Machtübernahme der Jung- 
türken im Osmanischen Reich ein deutsch-englisches Rapprochement für 
dringend geboten. Am ı2. Oktober 1908 bestimmte er als Richtlinie der 
deutschen Orientpolitik: «Wir müssen trachten, in diesem heillosen Wirr- 
warr mit England wieder auf besseren Fuß zu kommen. [...] England und 
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Deutschland sind die beiden Großmächte, die anscheinend bei dem gan- 
zen Rummel vorher nicht informiert wurden, haben also quasi freie Hand 
und sollten sich verständigen.»” Gerade dieses Ziel sollte durch das bevor- 
stehende «Interview» im Daily Telegraph erreicht werden, dessen Entwurf 
der Kaiser am ı. Oktober zur Überprüfung an den in Norderney weilen- 
den Reichskanzler überweisen ließ. 

Zu den Spannungen, die durch die jungtürkische Revolution, die bulga- 
rische Unabhängigkeitsbestrebungen und die Annexion Bosniens und der 
Herzegowina durch das Habsburger Reich zustande kamen - wir kom- 
men im nächsten Kapitel auf diese Krisen zurück -, gesellte sich eine Krise 
in Marokko.” In diesem Zusammenhang kam es zu heftigen Vorwürfen 
Wilhelms. an das Auswärtige Amt, ihn über wichtige Geschäfte nicht 
auf dem laufenden zu halten.” Der tiefe Groll des Kaisers gegen die Wil- 
helmstraße erklärt zum Teil seinen ausdrücklichen Befehl, Bülow solle die 
Überprüfung des Manuskripts seines Interviews für den Daily Telegraph 
selbst vornehmen und es nicht an das Auswärtige Amt weiterleiten.” 
Wilhelms herrische Attitüde erklärt vielleicht auch, weshalb die leitenden 
Beamten der Wilhelmstraße offenbar etwas eingeschüchtert waren, als sie 
trotz der kaiserlichen Bestimmung den Interviewtext vom Kanzler zur 
Überprüfung erhielten. Jedenfalls zeugt die mangelhafte Kommunikation 
zwischen dem Hoflager in Rominten, dem Reichskanzler in Norderney 
und dem Auswärtigen Amt in Berlin von einer gefährlichen Überbela- 
stung der Regierungsführung, die bei der Behandlung des Interviewtextes 
zur Katastrophe führen sollte. 

Der Entwurf Stuart Wortleys und sein Begleitschreiben an Wilhelm II. 
erreichten Bülow in Norderney am Abend des ı. Oktober 1908. Bei der 
Einsendung der beiden Schriftstücke an den Kanzler hatte Rücker-Jenisch 
im Namen des Kaisers mehrmals die Brisanz der geplanten Veröffent- 
lichung hervorgehoben, die Bülow mit strengster Diskretion und ohne 
Mitwirkung des Auswärtigen Amtes überprüfen möge. «Seine Majestät ist 
erfreut über das Anerbieten Stuart Wortleys und darüber, daß auch ein 
vornehmer Engländer an der Herstellung guter Beziehungen zwischen 
Deutschland und England mitzuarbeiten sich anbietet. Er findet den Arti- 
kel gut geschrieben und Seine Worte wahrheitsgetreu wiedergegeben. [...] 
Seine Majestät beauftragt mich, Dir Brief und Anlage unter Rückerbittung 
zur Kenntnisnahme zu übersenden, und ersucht Dich, in dem Artikel Dir 
gut dünkende Veränderungen vorzunehmen und diese neben den jetzigen 
englischen Text zu schreiben. Dazu müßte der Artikel wohl auf gebroche- 
nem Bogen und einseitig erst abgeschrieben werden. Auch wünscht Seine 
Majestät, daß für uns eine Abschrift mit dem veränderten Text zurückbe- 
halten werde. [...] Ich habe Seine Majestät schon darauf aufmerksam ge- 
macht, daß an mehreren Stellen die Allerhöchstihm in den Mund gelegten 
Worte einer Korrektur bedürften, weil sie mit den Tatsachen nicht über- 
einstimmten, so z.B. [...] bezüglich der Verhandlungen während des 
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Burenkrieges usw. Seine Majestät scheint Wert darauf zu legen, bald eine 
Antwort von Dir zu bekommen.»” 

Der weitere Gang des Manuskripts durch die Büros kann jetzt als ge- 
klärt gelten. Auf die «Notlüge», der Interviewtext sei auf dünnem Papier 
in sehr undeutlicher englischer Hand geschrieben, er habe ihn deshalb un- 
gelesen zur Prüfung an das Auswärtige Amt weitergeleitet, ist Bülow erst 
Anfang November verfallen, als sich die gutgemeinte Veröffentlichung als 
eine desaströse Fehlentscheidung erwiesen hatte.” Wie Winzen anhand 
der Quellen nachweisen konnte, bearbeitete der Kanzler die aus Rominten 
eingetroffene Sendung und leitete sie am 2. Oktober an die Wilhelmstraße 
mit der «ganz geheimen» Instruktion weiter, den Artikel sorgsam zu prü- 
fen und etwaige wünschenswert erscheinende Korrekturen, Zusätze und 
Weglassungen am Rand einer Schreibmaschinenabschrift einzutragen.” Im 
Auswärtigen Amt befaßten sich der Unterstaatssekretär Stemrich, der die- 
se Stellung erst seit elf Monaten bekleidete, und der erfahrene, aber doch 
untergeordnete Vortragende Rat Reinhold Klehmet intensiv mit dem eng- 
lischsprachigen Text. Beide erkannten seine Bedenklichkeit, nahmen aber 
an, zumal der Kanzler in seiner Instruktion die Frage der Opportunität 
einer Veröffentlichung nicht aufgeworfen hatte, daß Bülow die letzte Ent- 
scheidung in dieser hochpolitischen Frage treffen würde.’° Klehmet korri- 
gierte daher drei sachliche Fehler, die Stemrich am 5. Oktober zusammen 
mit einer Schreibmaschinenkopie des Artikels, dem Originalmanuskript, 
dem Begleitbrief Stuart Wortleys und dem Brief Jenischs an den Kanzler 
nach Norderney zurücksandte. Die von Bülow zusätzlich angeforderte 
maschinelle Abschrift für den Kaiser reichte Stemrich am 7. Oktober 
nach.?' Somit hatte der Reichskanzler gleich drei mit der Schreibmaschi- 
ne geschriebene Exemplare des Interviewartikels in der Hand, während 
ein viertes Exemplar im Auswärtigen Amt zurückbehalten wurde. Am 
10. Oktober bat Bülow den Gesandten Felix von Müller, der bei ihm als 
Vertreter des Auswärtigen Amtes fungierte, sämtliche in Norderney ange- 
sammelten Schriftstücke an die Wilhelmstraße zurückzuschicken, wohin 
er in der Nacht vom 11.-12. Oktober zurückkehrte.” 

Am ı2. Oktober 1908 frühstückte Bülow mit dem Kaiser im Reichs- 
kanzlerpalais.3 Staatssekretär von Schoen erinnerte sich: «Nach Tisch hat- 
te der Kaiser im Garten ein längeres Gespräch, ohne mein Beisein, mit dem 
Kanzler, bei dem es sich, wie ich späterhin einer Äußerung des Kaisers ent- 
nehmen konnte, um die fragliche Veröffentlichung handelte. Der Kaiser 
bat um endliche Erledigung der Sache, der Kanzler sagte dies zu.»’* Wäh- 
rend Wilhelm am nächsten Tag zur Parforcejagd nach Döberitz fuhr, be- 
sprach Bülow den Artikel und die von Klehmet und Stemrich vorgeschla- 
genen Berichtigungen noch mit Schoen, ehe er am Nachmittag des 
13. Oktober die Sendung an Jenisch, der inzwischen nach Klein-Flottbeck 
gereist war, absandte.> 

Jenisch schickte den Entwurf des Artikels mit den drei Randkorrektu- 
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ren Klehmets zusammen mit dem Anschreiben Stuart Wortleys an den 
Kaiser zurück und betonte in seinem Begleitbrief wahrheitswidrig: «Der 
Artikel ist, wie Euere Majestät zu befehlen geruht haben, unter möglich- 
ster Umgehung des Auswärtigen Amts, von dem Herrn Reichskanzler 
eingehend geprüft worden und hat nur an drei Stellen zu einer Beanstan- 
dung des Wortlauts Anlaß gegeben. Die von Seiner Durchlaucht vorge- 
schlagenen Änderungen sind an dem Rande des Stuart Wortleyschen Ent- 
wurfs von mir eingefügt worden; von dem Entwurf wurde eine Abschrift 
für die Akten zurückbehalten. Zu den einzelnen Änderungen hat Fürst 
Bülow folgendes bemerkt: ı) Das Anerkenntnis, daß das Deutsche Volk in 
seiner Mehrheit gegen England unfreundlich gesinnt ist, dürfte für eine 
englische Zeitung besser etwas eingeschränkt werden. 2) Die Angabe über 
die Reise des Konsuls Vassel nach Fez mußte den tatsächlichen Umstän- 
den nach etwas umgearbeitet werden, 3) ebenso diejenige betreffend un- 
sere Antwort auf die russisch-französische Anregung zu einer Intervention 
im Burenkriege. Diese ging bekanntlich dahin: Wir mußten besonders 
sorgfältig Verwickelungen mit anderen Großmächten, namentlich See- 
mächten vermeiden, solange wir gegen Frankreich nicht sicher seien, und 
diese Sicherheit könne nur durch gegenseitige Garantierung des Besitz- 
standes auf eine längere Reihe von Jahren geboten werden. Von dieser Mo- 
tivierung, in der von der Drohung mit einem bewaffneten Eintreten 
Deutschlands zu Gunsten Englands nichts zu finden ist, [...] dürften wohl 
die Euerer Majestät zugeschriebenen Bemerkungen nicht allzuweit abwei- 
chen können. In der Voraussetzung, daß die vorgeschlagenen wenigen 
Änderungen die Billigung Euerer Majestät finden werden, lege ich aller- 
untertänigst den Entwurf zu einem Antwortschreiben an Colonel Stuart 
Wortley bei, welches nach Durchsicht Euerer Majestät von dem Chiffreur 
nochmals mundiert, von Euerer Majestät Allergnädigst vollzogen und als- 
dann mit dem Artikel von Colonel Stuart Wortley als eingeschriebene Sen- 
dung abgesandt werden könnte.»>® 

Der Kaiser unterschrieb das Begleitschreiben und schickte den Artikel- 
entwurf mit den handschriftlichen Korrekturen, die Jenisch im Auftrag 
Bülows am Rand angebracht hatte, am 16. Oktober an Stuart Wortley zu- 
rück. Diesseits und jenseits der Nordsee herrschte unter den wenigen Ein- 
geweihten Zuversicht, daß der Artikel eine deutliche Besserung in den 
deutsch-englischen Beziehungen herbeiführen würde. Die erhoffte Wir- 
kung auf den Ion der englischen Presse werde bestimmt nicht ausbleiben, 
versicherte der Kaiser dem britischen General, und dieser antwortete am 
22. Oktober: «Ich habe Schritte unternommen, die hoffentlich dazu füh- 
ren werden, den dummen Eindruck zu korrigieren, den einige Zeitungen 
von den Empfindungen Euerer Majestät diesem Lande gegenüber verbrei- 
tet haben. Die tiefe Bewunderung und Verehrung, die ich für Euere Maje- 
stät hege, machen es mir zur Pflicht, [...] die britische Öffentlichkeit über 
die wahren Gefühle aufzuklären, die Sie für uns [Engländer] empfinden. 
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Ich wäre überglücklich, sollte Gutes dabei herauskommen.» Diesen 
Dankesbrief Stuart Wortleys schickte Wilhelm I. an das Auswärtige Amt, 
wo ihn Bülow und Schoen nachweislich am 26. Oktober zur Kenntnis 
nahmen.’® Keiner der an der Entstehung des Artikels Beteiligten scheint 
vorausgesehen zu haben, welchen Eindruck das Kaiserinterview auf die 
öffentliche Meinung in Deutschland machen würde. 


4. «Schande übers Deutsche Reich!» Die Reaktion auf das Interview 


Am 28. Oktober 1908 erschien auf Seite ıı der Londoner Zeitung Daiby 
Telegraph der Artikel, der die Weltöffentlichkeit erschüttern sollte. Unter 
dem Titel «The German Emperor and England. Personal Interview. Frank 
Statement of World Policy. Proofs of Friendship» war zu lesen, daß er, 
Kaiser Wilhelm II., die in breiten Schichten der mittleren und unteren 
Klassen seines Volkes vorherrschende antienglische Gesinnung nicht teile, 
er sei sozusagen in seinem eigenen Lande in der Minderheit. Als Beweis 
führte er seine Weigerung an, im Sommer 1900 die Burengenerale, die vom 
deutschen Volke bejubelt worden wären, in Berlin zu empfangen. Ferner 
habe er auf dem Höhepunkt des Burenkrieges eine Anregung Frankreichs 
und Rußlands zurückgewiesen, das Engagement des Inselreiches in Süd- 
afrıka zu benutzen, um «England bis in den Staub zu demütigen». Den 
beiden Mächten, die jetzt Englands Freunde seien, habe er geantwortet: 
«Deutschland werde nicht nur seine Hand nicht dazu leihen, auf England 
einen Druck auszuüben und dessen Sturz herbeizuführen, sondern sich 
überhaupt abseits von jeder Politik halten, die Verwicklungen mit England 
mit sich bringen könne.» Diese Antwort habe er Englands Souverän mit- 
geteilt, sie ruhe noch im Schloßarchiv von Windsor und sei der Beweis 
dafür, wie er in Tagen englischer Not gehandelt habe. Als weiteren Beleg 
seiner englandfreundlichen Gesinnung führte Wilhelm I. an, nach den 
schweren Niederlagen der britischen Armee im Dezember 1899 habe er 
persönlich einen Feldzugsplan ausgearbeitet, den er von seinem General- 
stab begutachten ließ und nach England schickte, wo er in den Staatsarchi- 
ven des Urteils der Geschichte harre. Sein Plan sei zum großen Teil mit 
demjenigen identisch gewesen, nach welchem Lord Roberts die englischen 
Truppen zum Siege geführt habe. «Hätte so jemand gehandelt, der gegen 
England Böses im Schilde führte?» fragte er. Die Beteuerungen Wilhelms 
gipfelten schließlich in der Behauptung, die deutsche Schlachtflotte werde 
nicht gegen England gebaut, sondern sei im Gegenteil für den gemein- 
samen Kampf mit der Royal Navy gegen die «gelbe Gefahr» im Fernen 
Osten bestimmt. «Sehen Sie auf die vollendete Erhebung Japans, das schon 
mögliche nationale Erwachen Chinas, und beurteilen Sie danach die gro- 
ßen Zukunftsprobleme im Stillen Ozean. Nur Mächte im Besitz großer 
Flotten werden mitzureden haben, wenn das Schicksal des Pacific sich ent- 
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scheidet. Schon aus diesem Grunde braucht Deutschland eine starke 
Kriegsmarine. Vielleicht wird England eines Tages froh sein, ein flotten- 
starkes Deutschland neben sich zu haben und mit ihm in den großen Völ- 
kerdebatten der Zukunft auf derselben Seite zu stehen.»*° 

Die Wirkung dieser kaiserlichen Ausführungen auf die öffentliche Mei- 
nung Großbritanniens war alles andere als die intendierte. An der Londo- 
ner Botschaft herrschte völlige Entmutigung. Graf Metternich stieß den 
Seufzer aus, jetzt könne man den Laden ganz zumachen, und der Erste 
Botschaftssekretär von Stumm bezeichnete seinen Souverän als den «größ- 
ten Gaffeur» in Europa.*' König Edward ließ intensiv nach der Identität 
des «englischen Diplomaten» fahnden, der die Bemerkungen des Kaisers 
an die Zeitung weitergegeben hatte. Jeden Versuch, sie als «gutgemeint» 
herunterzuspielen, wies er ebenso verärgert zurück wie die Erklärung des 
ehemaligen Berliner Botschafters Lascelles, bei dem bekannten Hang des 
Kaisers zur Übertreibung solle man doch Nachsicht üben.* Die Londoner 
Presse deutete die Freundschaftsbekundungen des deutschen Monarchen 
als Versuch, das Mißtrauen gegen den deutschen Flottenbau zu zerstreuen 
und Zwietracht zwischen Großbritannien und dessen Verbündeten Japan, 
Rußland und Frankreich zu säen. Quasi als Antwort auf die Versicherun- 
gen des Kaisers bekräftigte Premierminister Herbert Henry Asquith am 
14. November 1908 im Unterhaus die Entschlossenheit seiner Regierung, 
die britische Überlegenheit zur See unter allen Umständen aufrechtzuer- 
halten. Der amerikanische Präsident Theodore Roosevelt schrieb dem 
Herausgeber der New York Tribune, Whitelaw C. Reid, er wage es buch- 
stäblich nicht, dem Papier anzuvertrauen, was er über die letzten Inter- 
views des Kaisers wisse und denke.* 

Die ablehnende Reaktion des Auslands wurde jedoch durch die verhee- 
rende Wirkung des Interviews auf die deutsche Öffentlichkeit bei weitem 
übertroffen.* Da die spontane Ansicht Schoens, die in der Londoner Zei- 
tung veröffentlichten Meinungsäußerungen des Kaisers sollten dem deut- 
schen Publikum besser vorenthalten werden, sich binnen Stunden als 
überholt erwies,‘ erschien das «Interview» schon in den Abendausgaben 
der deutschen Zeitungen in vollem Wortlaut und löste in allen Parteien 
und Schichten einen Sturm des Entsetzens aus. Die Baronin Spitzemberg 
sprach für die überwiegende Mehrheit der Deutschen, als sie am 30. Okto- 
ber 1908 in ihr Tagebuch schrieb, die Äußerungen Wilhelms seien «das Be- 
schämendste, Kläglichste, Indiskreteste und Bedenklichste, was der Kaiser 
bisher geleistet! [...] Der Kaiser ruiniert unsere politische Stellung und 
macht uns zum Gespött der Welt, und sein Sohn läßt sich eine neue Art 
von Manschettenknöpfen patentieren!! Man faßt sich an den Kopf, unge- 
wiß, ob man nicht in einem Narrenhause ist!» In Sätzen, in denen sich 
der Unmut der Nation über die jahrzehntelange anachronistische und 
inkompetente Regierungsführung Wilhelms II. widerspiegelte, drückte sie 
ihre Empörung über das Interview aus. «Das war ein gräßlicher Tag, da 
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man wahrlich alle Heiligen hätte anrufen mögen, wie nach einer verlore- 
nen Schlacht, von Jammer in Zorn, von Zorn in Jammer zurückfiel!» Ihre 
Bekannten berichteten alle «von dem niederschmetternden Eindruck, [...] 
den dieses entsetzliche Vorkommnis in allen Kreisen, bei den verschieden- 
artigsten Menschen hervorgerufen habe. Der Kaiser ist ja - ich möchte fast 
sagen leider - von dem Vorwurfe diesmal frei, ohne Befragen seines Mini- 
sters die Veröffentlichung unternommen zu haben; leider sage ich, weil er 
sich deshalb gar nicht schuldbewußt fühlen wird, während doch viel ärger 
als eine neue Eigenmächtigkeit das Faktum ist, daß er solche unstaatsmän- 
nische, taktlose, haltlose, unvorsichtige Reden tun konnte und so sträflich 
Staatsgeheimnisse und politische Abmachungen privatim ausplauderte. Es 
liegt etwas so unmännlich Kindisches gerade in dieser Schwatzhaftigkeit, 
die man unter gewöhnlichen Sterblichen geradezu verächtlich findet. Ganz 
natürlich, daß die Presse, diesmal in voller Übereinstimmung mit dem ge- 
samten Volke aller Parteien, nach Abhilfe ruft gegen einen Zustand, der 
sachliche Grenzen bekommen muß, da Wesen und Art des Herrn sich 
gleichbleiben werden, Gott sei’s geklagt.» 

Durch das Interview sah sich Maximilian Harden in seinen aller- 
schlimmsten Befürchtungen bestätigt. In seiner Zukunft veröffentlichte er 
drei wutentbrannte Artikel «Gegen den Kaiser».* Nicht zu Unrecht inter- 
pretierte er das Fiasko als eine typische Folge der persönlichen Regie- 
rungsweise Wilhelms II. und speziell des Eulenburg-Skandals, der ihm wie 
«die Ur-Ursache der heutigen Krisis» vorkomme. «Seitdem völlige Des- 
equilibrierung an der Spitze. Schlag auf Schlag.» Dem verabschiedeten Ge- 
heimrat von Holstein schrieb er am ı5. November 1908: Die schärfsten 
Mittel müßten angewandt werden, um Wilhelm zur Abdankung zu zwin- 
gen, denn sonst gebe es als Ausweg aus der Krise nur noch die Auslösung 
eines Krieges. «Ich glaube nicht an Versprechungen und Reserven; dieser 
Monarch wird sich nie ändern und ist einfach in [englischen] Erpresser- 
händen. [...] In England liegen noch viele, viele Briefe. In Highcliffe sind 
alle Themata besprochen worden vor Journalisten, und alles ist aufge- 
schrieben. [...] Um uns vor dem Hohn, der Lächerlicheit reinzuwaschen, 
müssen wir Krieg führen, bald, oder die traurige Notwendigkeit des aller- 
höchsten Personenwechsels auf uns nehmen, selbst wenn dabei unter vier 
Augen das stärkste Mittel angewandt werden muß.» Die Abdankung kön- 
ne man durch die Drohung erzwingen, meinte Harden, die Ausflüge be- 
kanntzumachen, die Wilhelm und Eulenburg in den 1880er Jahren auf dem 
Starnberger See gemeinsam mit dem Hauptbelastungszeugen Jakob Ernst 
unternommen hätten. Bliebe Wilhelm auf dem Thron, würde Deutschland 
«in den Abgrund [...] rutschen». Jeder andere Bundesfürst, selbst König 
Friedrich August von Sachsen oder «ein halbes Kind», wäre als Kaiser ge- 
eigneter als Wilhelm. «Auf den war’s nicht zugeschnitten», habe Bismarck 
immer gesagt. «Und kann man nach allem, was jetzt draußen und drinnen 
gesagt worden ist, noch daran denken, im Ernst daran denken, wieder Kai- 
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ser und höchste Autorität zu spielen? Es ist aus: und nur fraglich, ob wir 
den Mut zur Operation finden oder die langsame Fäulnis des Reichskör- 
pers vorziehen werden.»5° 

Das waren gewiß drastische Vorschläge, aber wer nun glaubt, sie als 
verbitterte Überreaktion eines fanatischen Einzelgängers abtun zu kön- 
nen, der sollte sich vergegenwärtigen, daß keine Geringere als Charlotte 
Erbprinzessin von Sachsen-Meiningen, die älteste Schwester des Kaisers, 
nicht viel anders über die Lage dachte als Harden. «Armes Reich!!» 
schrieb sie am 18. November 1908. Sie schäme sich «bis ins Innerste» für 
Deutschland. Sie habe angeregt, die Bundesfürsten sollten gemeinsam 
unter der Ägide des Prinzen Ludwig von Bayern beim Kaiser vorstellig 
werden, um eine Art Kollektivregentschaft einzuführen.’ «Jetzt wo mein 
Bruder sich festgerannt hilft ihm keiner; nur ich versuche es! (Geheim bit- 
te!). Ich will die Deutschen Fürsten bearbeiten, einmüthig (wenn dies 
möglich) zum Kaiser zu gehen, Privatwurstelrechte mal bei Seite schieben, 
ihm ihre Hülfe anbieten, im Interesse des Reichs u. im Namen ihrer Völ- 
ker: unter Bedingungen, die klar da liegen. Ein Zusammengehen u. -halten 
halte ich für dringend nothwendig! u. das Einzige, was noch imponiren 
könnte. Ludwig müßte der Sprecher sein, im Namen seines Vaters u. der 
Großherzöge, Sachsen u. Württemberg. [...] Mein Mann lacht, ich kriege 
die Herren nicht. Schande übers Deutsche Reich! Dann sind sie nicht 
werth Regenten zu bleiben. /ch möchte meinem armen Bruder helfen 
(man muß ihn nehmen wie er ist). Bülow u. Consorten sind sein Verder- 
ben!!! [...] Ich durchschaue alles jetzt!! Der Bundesrath ist eine Comödie, 
Minister gleichfalls, wir stehen alleine da im tiefsten Schmutz, u. ich schä- 
me mich als treue Preussin.»’” 

Ein Schandgefühl, eine hysterische Untergangsstimmung erfaßte das 
ganze Land und machte selbst vor dem Offizierskorps nicht halt. Man 
schämte sich für den Herrscher, der sein Volk zum Gespött der ganzen 
Welt gemacht hatte. Viele fühlten sich an Friedrich Wilhelm IV. erinnert, 
der in geistiger Umnachtung gestorben war.s: Aktive preußische Stabsoffi- 
ziere, so wurde berichtet, erklärten in den Kasinos unter anderem: «Der 
Kaiser ist direkt pathologisch», «Man müsste den Kaiser auf drei Monate 
in Babelsberg gegenüber den Bildern Bismarcks und des alten Herrn ein- 
sperren», «Den nächsten Krieg verlieren wir, weil der Kaiser die Nerven 
verlieren wird», und «Der Kaiser müsste einer Regentschaft unterstellt 
werden.»’* 


5. Bülows «Verrat am Kaiser» 
Als sein «Interview» mit Stuart Wortley in den deutschen Zeitungen er- 


schien, befand sich Wilhelm II. noch in Wernigerode als Gast des Fürsten 
Stolberg. Erst auf der Rückfahrt am 29. Oktober 1908 lasen der Monarch 
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und sein Gefolge im Speisewagen die Zeitungsberichte. Der Chef des Zi- 
vilkabinetts, Rudolf von Valentini, erkannte sofort, welchen «Groll einer 
ganzen Reihe von Staaten, nicht zum mindesten aber des eigenen Volkes» 
die Äußerungen des Kaisers «mit Notwendigkeit heraufbeschwören muß- 
ten», habe doch das Interview «höchst bedenkliche Enthüllungen über 
die heikelsten Fragen der äußeren Politik u. unser Verhältnis zu England, 
Rußland u. Frankreich der Öffentlichkeit» preisgegeben. Mit Verwunde- 
rung erinnerte er sich: «Unser Erschrecken war allgemein, aber der Kaiser, 
der mitten unter uns saß und den Artikel ebenfalls las, verhielt sich völlig 
stumm.»'° Bei der Ankunft in Potsdam zeigte sich Wilhelm zwar «sehr er- 
regt» und hielt vor Rekruten eine Ansprache, in der er Deutschlands Be- 
reitschaft, sich notfalls gegen alle Neider zu verteidigen, hervorhob.’® 
Doch erst viele Tage später sollte Wilhelm das Ausmaß der Katastrophe 
erkennen, die er mit seinen Verlautbarungen im Dailby Telegraph ausgelöst 
hatte.’7 

Einen ersten Schlag versetzte ihm ausgerechnet sein getreues «Bü- 
lowchen». In einer atemberaubenden, an Farce grenzenden Kehrtwende 
behauptete der Reichskanzler nun plötzlich, keine vorherige Kenntnis von 
dem verhängnisvollen Interview gehabt zu haben und reichte am 30. Ok- 
tober 1908 sein Rücktrittsgesuch ein. In seinem Immediatbericht von die- 
sem Tag bedauerte er, «das auf schlechtem Papier sehr unleserlich geschrie- 
bene lange Elaborat des Obersten Wortley nicht gelesen», sondern das 
Manuskript - entgegen dem ausdrücklichen Befehl des Kaisers - zur Prü- 
fung an das Auswärtige Amt geschickt zu haben. Hätte er den Artikel ge- 
lesen, würde er entschieden von einer Veröffentlichung abgeraten haben. 
Die Schuld an dem bedauerlichen Mißgeschick trage also nicht er, sondern 
das Auswärtige Amt, das seinen Anweisungen um sorgfältige Prüfung 
nicht nachgekommen sei. Sollte der Kaiser sein Verhalten trotzdem miß- 
billigen, bot Bülow seinen Rücktritt an. Gleichzeitig betonte er jedoch die 
Vorteile für den Kaiser, ihn als Reichskanzler zu belassen, denn nur dann 
wäre er ja in der Lage, «den ungerechtfertigten Angriffen gegen meinen 
kaiserlichen Herrn offen und nachdrücklich entgegenzutreten». Als ersten 
Schritt der Verteidigung versprach Bülow, amtlich zu erklären, daß sich 
der Monarch, indem er ihm das Manuskript zur Überprüfung geschickt, 
vollkommen verfassungskonform verhalten hätte.’* 

Bülows Entlassungsgesuch lehnte der Kaiser glatt ab.”? In einer zwei- 
stündigen Unterredung im Reichskanzlerpalais am Abend des 31. Okto- 
ber 1908 vermieden beide Männer weitgehend das heikle Thema des Inter- 
views, so daß der Kaiser noch tagelang des festen Glaubens war, «daß 
Bülow im allgemeinen mit Meinen Äußerungen zu dem Engländer einver- 
standen sei und nur den Zeitpunkt der Veröffentlichung für inopportun» 
gehalten habe.°° Auf Anregung des Kanzlers und zur sichtlichen Genug- 
tuung Wilhelms startete das Pressebüro des Auswärtigen Amtes mit einer 
Erklärung in der Norddeutschen Allgemeinen Zeitung eine großangelegte 
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Kampagne mit dem Ziel, den Kaiser, den Kanzler und den Staatssekretär 
zu entlasten und den untergeordneten Räten der Wilhelmstraße den 
Schwarzen Peter zuzuschieben.°' Am 31. Oktober hielt Admiral von Mül- 
ler in seinem Tagebuch fest, daß der Außensekretär von Schoen zum 
Vortrag beim Kaiser war «wegen des Versehens im A. A. hinsichtlich der 
Daily Telegraph Veröffentlichung»; er sei «doch wieder ganz vergnügt» 
herausgekommen.‘ Der Kaiser hatte ihm erklärt, «er sei nur froh, daß nun 
die gewohnte allgemeine Kritik sich nicht mehr mit Ihm befasse, sondern 
gegen das Auswärtige Amt richten werde; die Herren sollen nur sehen, wie 
sie damit fertig würden!»® Der bayerische Gesandte Graf Lerchenfeld er- 
innerte sich: «Zunächst, als der Lärm über das Interview in der Presse ein- 
setzte, unterhielt dies den Kaiser, und er sagte zu seiner Umgebung mit 
einer Art Schadenfreude, es sei ein Skandal los, der ihn aber gar nichts an- 
gehe, das Auswärtige Amt habe die Verantwortung und sei hereingefal- 
len.»“* In völliger Verkennung des «tiefen Ernstes der Situation» verließ 
Kaiser Wilhelm am Abend des 3. November die Hauptstadt, um «unbe- 
kümmert», wie der badische Gesandte berichtete, «wieder für die nächsten 
10 Tage auf Jagd nach Österreich und Donaueschingen!» zu gehen.‘ 

Wilhelm vertraute auf das parlamentarische Geschick und die Loyalität 
seines Kanzlers und ahnte nicht, daß sich Bülow angesichts des Sturms der 
Entrüstung, der unvermindert weitertobte, entschied, sich nicht mehr 
schützend vor seinen kaiserlichen Herrn zu stellen. Um sich an der Macht 
zu halten, beging Bülow, wie Winzen geschrieben hat, «Verrat am Kar 
ser».° Er beauftragte Jenisch, der den Monarchen als Vertreter des Aus- 
wärtigen Amtes auch auf seiner zehntägigen Reise nach Österreich und 
Baden begleitete, Wilhelm auf die veränderte Lage vorzubereiten. Jenisch 
erklärte daher dem Kaiser am 4. November offen, daß seine Gesprächig- 
keit Ausländern gegenüber vom deutschen Volk «schmerzlich empfun- 
den» werde, «daß derartige Äußerungen von Ihm unsere Politik unter 
Umständen schwer schädigen müßten; daß S.M. überhaupt allzu oft ver- 
trauensselig sei und politische Gespräche führe, die lieber Seinem verant- 
wortlichen Ratgeber zu überlassen seien.» Nach der Unterredung, an der 
auch der Chef des Militärkabinetts, von Hülsen-Haeseler, teilnahm, hatte 
der Diplomat das Gefühl, einen bleibenden Eindruck gemacht zu haben. 
Dem Kanzler berichtete er: «Hülsen sekundierte mir sehr verständig, und 
wir hatten beide den Eindruck, daß S.M. dies akzeptierte, da Er nichts 
entgegnete. Beim Lunch war S.M. sichtlich still und präokkupiert, aber 
durchaus freundlich.»” 

Der ausgedehnte Besuch Wilhelms bei Erzherzog Franz Ferdinand in 
Eckartsau und anschließend, nach einer Stippvisite bei Franz Joseph in 
Wien, bei seinem Freund Max Egon Fürst zu Fürstenberg im Schwarzwald 
erwies sich als schwerer Fehler, der die Kluft zwischen dem scheinbar 
sorglos jagenden Monarchen und seinem aufgebrachten Volke noch vertie- 
fen mußte. Anstatt aber dem Kaiser zur Rückkehr nach Berlin zu raten, 
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wofür die Kaiserin, der Generaladjutant von Plessen und andere am Hofe 
plädierten, sorgte Bülow unter dem Vorwand, daß der plötzliche Abbruch 
des kaiserlichen Reiseprogramms «alarmistisch» auf das Ausland wirken 
könnte, für sein Fernbleiben.“® 

Im Gefolge des Kaisers war es vor allem Hülsen-Haeseler, der ihn «sehr 
unverblümt» auf den Ernst der Lage hinwies und ihn zur Rückkehr in die 
Hauptstadt drängte. Kurz nach der Ankunft in Eckartsau am 4. November 
schenkte er dem Monarchen reinen Wein ein, der daraufhin verwundert zu 
Jenisch sagte: «Hülsen stellt mir soeben die Sache in einem anderen Lichte 
dar. Ich habe bisher geglaubt, daß Bülow im allgemeinen mit meinen Äu- 
ßerungen zu dem Engländer einverstanden sei und nur den Zeitpunkt der 
Veröffentlichung für inopportun halte. Nun sagt mir Hülsen, die Auf- 
regung im Deutschen Volk und der Presse komme daher, weil man aus der 
Erklärung in der N[orddeutschen] Alllgemeinen] Z[eitung] ersehe, daß 
Ich ohne Zustimmung des Reichskanzlers eine derartige politische Unter- 
redung mit einem Ausländer gehabt habe.»® Als Müller ihm von der Bitte 
Ballins berichtete, «dahin zu wirken, daß S.M. nach Berlin zurückkommt 
statt in Donaueschingen Füchse zu schießen, als ob ihn die ungeheure 
Aufregung ob des Steward-Wortley [sic] Interviews garnichts anginge», 
antwortete Hülsen seinem Kollegen vom Marinekabinett: «Ich hatte von 
vornherein die Ansicht, daß S.M. den Aufenthalt hier aufgeben müsse, 
wenn aber der Reichskanzler das nicht fühlt und ausspricht, so ist wohl 
keine Hoffnung, daß S.M. jetzt früher zurückkehrt. Und der Kanzler hat 
ja S.M. nicht einmal gesagt, daß er seinen Abschied deshalb erbäte, weil 
S.M. eben zu Ausländern Äußerungen gemacht hätte, welche mit der 
Reichs-Politik nicht vereinbar wären und welche er gutzuheißen oder ge- 
genzuzeichnen nicht in der Lage wäre. S.M. glaubte, daß Bülow Ihn voll- 
ständig in der Norddeutschen-Erklärung gedeckt hätte und zur mit dem 
Zeitpunkt der Veröffentlichung nicht einverstanden sei. Ich habe $.M. auf 
der Herreise gesagt, wie die Sache stände und daß das ganze Volk, wie auch 
ich, tief betrübt und etwa wie 70 auf das Äußerste darüber erregt sei, daß 
S.M. Sich so gegen Ausländer im Gegensatz zu der Politik des Reiches ge- 
äußert hätte, und habe S. M., soweit ich es vermochte, die reine Wahrheit 
gesagt. Sie können versichert sein, daß auch ich die baldige Rückkehr des 
Kaisers, wenn der Kanzler sie anregte, mit allen Kräften anraten würde.»’° 


6. Der Novembersturm im Reichstag 
gegen das «persönliche Regiment» 


Die zweitägige Debatte, die am ıo. und ıı. November 1908 im Reichstag 
über das Kaiserinterview im Daily Telegraph stattfand, bildete, wie der 
spätere bayerische Ministerpräsident und Reichskanzler Freiherr Georg 
von Hertling bezeugte, einen «Markstein in der parlamentarischen Ge- 
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schichte Deutschlands».7' Nie zuvor in der Geschichte des Kaiserreiches 
hat es derartige Szenen gegeben. Ein Redner nach dem anderen prangerte 
in seltener Einhelligkeit die jahrzehntelang geübte autokratische Regie- 
rungsweise Wilhelms II. an. Der Vorsitzende der Nationalliberalen, Bas- 
sermann, sprach von einem nahezu «einmütigen Protest [...] gegen das, 
was man im Lande das persönliche Regiment nennt». Im Namen seiner 
Partei verlangte er «sichere Garantien gegen das Eingreifen» des Kaisers in 
die Politik. «Keine persönlichen Stimmungen und Impulse, keine tempe- 
ramentvollen Kundgebungen, keine Politik der übermäßigen Freundlich- 
keiten und der Ohrfeigen.»”” Für die Freisinnige Volkspartei bezeichnete 
Otto Wiemer «das fortgesetzte Hervortreten des persönlichen Regiments» 
als den «schwersten Mißstand» der deutschen Verfassungswirklichkeit. 
«Was das deutsche Volke heute bewegt, in tiefster Seele erregt, das ist die 
klare Erkenntnis: dies persönliche Regiment ist in einem Umfang vorhan- 
den und wird in einer Art geübt, daß es weder mit dem monarchischen 
noch dem Staatsinteresse in Einklang steht. Am allerwenigsten sind [...] 
impulsive Äußerungen des monarchischen Subjektivismus, Gefühlswal- 
lungen und Plötzlichkeiten angebracht auf dem Gebiet der auswärtigen 
Politik.» Mit Blick auf Bülow und die Staatsminister und -sekretäre for- 
derte er, daß die Ratgeber der Krone «nicht biegsame Höflinge sein sollen, 
die hinterher die Verantwortung übernehmen, auch wenn sie vorher nicht 
gefragt worden sind, nicht Bureaukraten oder Ziviladjutanten, die sich 
einarbeiten, so gut es geht, in irgendein Amt, das ihnen übertragen wird, 
sondern sie sollen wirkliche Staatsmänner sein, die sich ihrer Verantwort- 
lichkeit auch dem Lande gegenüber voll bewußt sind.» 

Hertling, damals Sprecher der oppositionellen Zentrumspartei, befand 
sich als überzeugter Monarchist, wie er bekannte, in einer schmerzlichen 
Zwangslage. «Es sollte die Kritik vor der Allerhöchsten Person schweigen. 
Aber, meine Herren, die Tage des französischen Sonnenkönigs und die 
Tage der englischen Stuarts liegen längst hinter uns und heute in der mo- 
dernen Welt muß auch der Träger der höchsten Macht es sich dann gefallen 
lassen, der Kritik der Volksvertretung unterzogen zu werden, wenn er 
durch seine Handlungen dazu Anlaß gegeben hat.» Staatsmännisch warnte 
er vor den außenpolitischen Folgen der Äußerungen Wilhelms II. In der 
Vergangenheit habe der Reichstag oft von der «Einkreisungspolitik des 
englischen Königs» gesprochen. Jetzt aber, nach der Veröffentlichung im 
Daily Telegraph, habe er den Eindruck, «daß deutscherseits eine Absto- 
ßungspolitik getrieben wird, die uns mit allen Mächten in Zwiespalt brin- 
gen muß». Die «isolierte Stellung», in der Deutschland sich nun einmal be- 
fände, sei «nur dann ungefährlich, wenn sie in ruhiger Würde getragen 
wird, im Gefühle der eigenen Kraft und mit der Zurückhaltung, die eine 
solche Stellung durchaus notwendig macht, wenn jede impulsive Äuße- 
rung, die das Mißtrauen der Mächte wachrufen kann, vermieden wird».7* 
Zum Schluß verlas Hertling eine Erklärung der Zentrumsfraktion, die die 
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Bemerkungen des Kaisers im einzelnen zurückwies und für die Zukunft 
eine verantwortliche Regierungsführung durch den Reichskanzler ver- 
langte. Die Behauptung des Kaisers, im deutschen Volke herrsche eine 
englandfeindliche Stimmung vor, sei in den Tatsachen nicht begründet. 
Die Schritte, die Wilhelm während des Burenkrieges unternommen habe, 
ließen ihn als im Widerspruch mit dem Empfinden des deutschen Volkes 
erscheinen und seien sehr zu bedauern. Schließlich habe der Kaiser, so die 
Erklärung des Zentrums, «als das Ziel des Flottenausbaues ein Eingreifen 
des Deutschen Reiches in das Gebiet des Stillen Ozeans bezeichnet. Diese 
Äußerung steht im Widerspruch mit allen offiziellen Erklärungen, welche 
für den Reichstag bestimmend waren bei Annahme der Flottengesetze. Sie 
schließt zudem eine ernste Gefahr für die Erhaltung des Friedens ein.» 
Kundgebungen des Monarchen von solcher politischen Tragweite, welche 
geeignet seien, «das Ansehen des Deutschen Reiches aufs schwerste zu ge- 
fährden und das Vertrauen zu seinen Leitern zu erschüttern», müßten in 
Zukunft durch ein kräftiges Einwirken des Reichskanzlers verhindert 
werden. Um den Frieden zu sichern und das Mißtrauen zu zerstreuen, 
müsse alles verhütet werden, «was geeignet ist, Zweifel an den föderativen 
wie an den konstitutionellen Grundsätzen der Reichsverfassung im Inlan- 
de wie im Auslande zu erwecken. Nach der Verfassung ist dem Reichstage 
für die Politik des Reichs ausschließlich der Reichskanzler verantwortlich. 
Das deutsche Volk muß verlangen, daß der Reichskanzler den Willen und 
die Kraft besitzt, dem Kaiser gegenüber denjenigen Einfluß zur Geltung 
zu bringen, ohne welchen seine staatsrechtliche Verantwortlichkeit jede 
Bedeutung verliert.» 

Für die Sozialdemokraten geißelte Paul Singer sehr zu Recht die offi- 
zielle Darstellung der Vorgeschichte der Veröffentlichung als «so grotesk 
und zugleich so absurd, daß man diese Aktion der Wilhelmstraße wirklich 
nicht ernsthaft behandeln» könne. Mit Bülows Erklärung in der Nord- 
deutschen Allgemeinen Zeitung, das Manuskript nicht gelesen zu haben, 
sei «das Kaiserliche Trauerspiel durch eine reichskanzlerische Posse abge- 
löst worden». Wie die anderen Redner wies Singer jedoch darauf hin, daß 
der Schwerpunkt der Krise nicht darin zu schen sei, wie es zu der Ver- 
öffentlichung der kaiserlichen Äußerungen gekommen sei, sondern darin, 
«daß diese Äußerungen überhaupt gemacht werden konnten». Der 
Reichskanzler selber habe die Schädlichkeit der kaiserlichen Behauptun- 
gen zugegeben, als er erklärte, er hätte deren Veröffentlichung widerraten, 
wenn er sie nur vorher gekannt hätte. Im Interesse des deutschen Volkes 
und des Weltfriedens verlangte Singer klarblickend die Umwandlung der 
Persönlichen Monarchie in eine parlamentarische Regierungsform. Kon- 
sequent forderte er «eine Verfassungsänderung, die der Volksvertretung 
die Entscheidung über Krieg und Frieden in die Hand gibt. Denn in aller- 
letzter Linie sind es doch die Kriege, die als Gespenst am Horizont stehen, 
die möglich werden, deren Gefahr erhöht wird, wenn die unverantwort- 
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liche Politik, dieses persönliche Regiment in Deutschland weiter getrieben 
wird. In letzter Linie hat doch das deutsche Volk Leben, Gesundheit, Gut 
und Blut zu Markte zu tragen, wenn sich durch eine solche unverantwort- 
liche Politik, durch solche Vorgänge die Situation zugespitzt hat, wie es in 
den letzten Wochen leider der Fall war.» Dem Reichstag müsse das Recht 
zugesprochen werden, bei der Ernennung des Reichskanzlers mitzuwir- 
ken, denn «das Ernennungsrecht des Kaisers» biete «keine genügende 
Garantie für die Sicherheit und Wohlfahrt des Volkes. [...] Das einseitige 
Vertrauen des Kaisers, das [...] plötzlich von einem Tage zum andern 
wechselt, des Kaisers, von dem wir gar nicht wissen, welche Forderungen 
er an Minister stellt, was das Mindestmaß von Kenntnissen und Fähigkei- 
ten sein muß, die nach Ansicht des Kaisers ein Minister mitzubringen 
hat, [...] das einseitige Vertrauen des Kaisers reicht nicht hin, [...] um das 
deutsche Volk über seine Zukunft zu beruhigen und es davor zu sichern, 
daß die Ministerposten mit nicht geeigneten und unfähigen Leuten besetzt 
werden. [...] In England und Frankreich kennt man keine Minister, die 
nicht das Vertrauen der Mehrheit des Parlaments besitzen. In England und 
Frankreich werden die Minister aus den Reihen der Mehrheit des Par- 
laments genommen; und diesen Zustand in irgendeiner Form herbeizu- 
führen, das wird Aufgabe des Reichstags sein, wenn anders er ernstlich die 
Wiederkehr solcher Vorgänge vermeiden will.»”° 

Gespannt warteten die Abgeordneten sowie die Zuschauer auf den 
überfüllten Tribünen darauf, wie der Reichskanzler auf die Interpellatio- 
nen zur Daily Telegraph-Affäre antworten würde. Seine Rede hatte er von 
Otto Hammann entwerfen lassen und (wie immer) auswendig gelernt. Sie 
war - nach den Worten des Sozialdemokraten Wolfgang Heine - ein 
«äußerst geschickter Eiertanz».77 Sie enthielt eine Reihe von halben Wahr- 
heiten und bewußten Lügen, die vor allem ihn selbst in der peinlichen An- 
gelegenheit exkulpieren sollten. Als Sündenböcke wurden wieder die 
nachgeordneten Beamten des Auswärtigen Amtes hingestellt. Er selber 
habe die «verhängnisvolle Wirkung» der kaiserlichen Auslassungen sofort 
erkannt, als er sie zum ersten Mal am 28. Oktober im Daily Telegraph zu 
Gesicht bekam, erklärte der Reichskanzler unverfroren. Der «ernsteste 
und schwerste Entschluß», den er in seinem politischen Leben gefaßt hät- 
te, sei der gewesen, «dem Wunsche des Kaisers folgend, im Amte zu blei- 
ben». Als Reichskanzler werde er dafür sorgen, daß der Kaiser in Zukunft 
«auch in Privatgesprächen jene Zurückhaltung» beobachte, «die im Inter- 
esse einer einheitlichen Politik und für die Autorität der Krone gleich un- 
entbehrlich ist. Wäre dem nicht so, so könnte weder ich noch einer meiner 
Nachfolger die Verantwortung tragen.» Mit Recht charakterisiert Winzen 
die Selbstverteidigung Bülows vor dem Reichstag als «eine schamlose Ko- 
mödie».”° Wider besseres Wissen behauptete der Kanzler: «Seine Majestät 
der Kaiser hat zu verschiedenen Zeiten gegenüber privaten englischen Per- 
sönlichkeiten private Äußerungen getan, die, aneinandergereiht, im «Daily 
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Telegraph> veröffentlicht worden sind. Ich muß annehmen, daß nicht alle 
Einzelheiten aus den Gesprächen richtig wiedergegeben worden sind.» Als 
Beispiel führte er die «Geschichte mit dem Feldzugsplan» an. Die Ausfüh- 
rungen des Kaisers, die er ausdrücklich als «Aphorismen» bezeichnet hät- 
te, seien rein theoretische Betrachtungen ohne praktische Bedeutung für 
die englische Kriegführung gewesen. «Der Chef des Generalstabes, Gene- 
ral v. Moltke, und sein Vorgänger, General Graf Schlieffen, haben erklärt, 
daß der Generalstab [...] niemals einen Feldzugsplan oder eine ähnliche 
auf den Burenkrieg bezügliche Arbeit des Kaisers geprüft oder nach Eng- 
land weitergegeben habe.» Sodann kritisierte Bülow, daß in dem Artikel 
des Daily Telegraph «manche Ausdrücke zu stark gewählt» seien, etwa 
daß der Kaiser gesagt haben soll, die Mehrheit des deutschen Volkes sei 
England feindlich gesinnt. Im Gegenteil, «auf der Basis gegenseitiger Ach- 
tung» wünschten sämtliche Parteien in Deutschland friedliche und freund- 
liche Beziehungen zu England. «Die Farben sind auch zu stark aufge- 
tragen an der Stelle, die Bezug hat auf unsere Interessen im Pazifischen 
Meere», fuhr Bülow fort und versicherte: «Aggressive Tendenzen liegen 
dem deutschen Flottenbau im Stillen Ozean ebenso fern wie in Europa.» 
Nur ganz schwach nahm er den Kaiser in Schutz, indem er auf den «psy- 
chologischen» Aspekt hinwies. «Seit zwei Jahrzehnten ist unser Kaiser be- 
müht, unter oft schwierigen Verhältnissen freundschaftliche Beziehungen 
zwischen Deutschland und England herbeizuführen. Dies ehrliche Stre- 
ben hat mit Hindernissen zu kämpfen gehabt, die manchen entmutigt hät- 
ten. [...] Unsere Absichten wurden verkannt, es wurden uns feindliche 
Pläne gegen England unterschoben, an die wir nie gedacht haben. Der Kai- 
ser, mit Recht von der Überzeugung durchdrungen, daß dieser Zustand 
für beide Länder ein Unglück und eine Gefahr für die zivilisierte Welt war, 
hat unentwegt an dem Ziel festgehalten, das er sich vorsetzt. [...] Ich ver- 
stehe, daß der Kaiser [...] sich gekränkt fühlte, wenn er immer wieder Ge- 
genstand von Angriffen gewesen ist, die seine besten Absichten verdäch- 
tigten. Ist man doch so weit gegangen, seinem Interesse für die deutsche 
Flotte geheime Absichten gegen englische Lebensinteressen unterzuschie- 
ben, Absichten, die ihm völlig fern liegen.»”? 

Solche Versicherungen über den guten Willen Wilhelms II. trugen we- 
nig zur Beruhigung der Gemüter bei. Am zweiten Tag der Parlamentsde- 
batte verschärften sich noch die Angriffe der Redner auf Wilhelms «per- 
sönliches Regiment». Unter Beifall rief der württembergische Demokrat 
Conrad Haußmann dem Reichstag zu: «Vergegenwärtigen Sie sich: es ist 
gestern und auch heute niemand in diesem Deutschen Reichstag aufgetre- 
ten, der die Handlungen des Deutschen Kaisers verteidigt hätte, auch kein 
Konservativer. [...] In Deutschland sind in der Beurteilung der Lage alle 
Kreise einig, unmutig und erregt. [...] Es ist in Deutschland das Wort ge- 
sprochen worden: «Schwarzseher dulde ich nichv, - und der Mund, der 
dieses Wort gesprochen hat, hat Schwarzseher zu Millionen geschaf- 
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fen! [...] Das deutsche Vaterland befindet sich gegenwärtig [...] in einer 
Gefahr, in die es durch seinen gutgläubigen Kaiser geführt worden ist.» 
Der Reichskanzler habe Zweifel geäußert, ob alle Einzelheiten in dem In- 
terview richtig wiedergegeben seien. Der Reichstag aber wolle darüber 
Gewißheit haben und wäre nur froh, wenn dem so wäre. «Das muß doch 
der Deutsche Kaiser wissen, und der Deutsche Kaiser mußte doch gefragt 
werden, ob diese Einzelheiten richtig sind! Der Deutsche Kaiser, dem sein 
eigenes Interview eingesandt ist, muß doch sein Interview gelesen haben - 
oder hat der Deutsche Kaiser sein Interview auch nicht gelesen, welches 
sein Freund ihm eingesandt hat?» An den guten Absichten des Kaisers 
könne in der Tat, wie Bülow versichert habe, niemand zweifeln, doch 
«jene ganzen Argumente, die der Deutsche Kaiser im Verkehr mit Englän- 
dern benützt hat, waren Versuche mit durch und durch untauglichen Mit- 
teln. [...] Daß der Deutsche Kaiser kein Mehrer der Sympathien Deutsch- 
lands bisher gewesen ist, das ist auch eine Tatsache, die gestern von allen 
Rednern festgestellt worden ist.» Der Reichskanzler habe von schweren 
Tagen gesprochen. Aber, so fragte Haußmann: «Waren es auch schwere 
Tage für den Kaiser?» Wäre es für ihn als Hauptbeteiligten nicht richtig 
gewesen, «in diesen Tagen am Mittelpunkte der Regierungsgeschäfte zu 
sein und dem leitenden Staatsmann zu ermöglichen, hier Erklärungen ab- 
zugeben, die die deutsche Nation beruhigt hätten?» Wie andere Redner 
vor ihm beklagte Haußmann den Umstand, daß unter den obwaltenden 
Machtverhältnissen die in der Reichsverfassung erwähnte Verantwortlich- 
keit des Reichskanzlers «bloß eine Fiktion, eine äußere Deckung und 
Form und eine innere Unwahrheit» sei. In Zukunft müsse der Reichskanz- 
ler die Geschäfte wirklich selber führen, und dies werde er der Krone 
gegenüber nur durchsetzen können, wenn er eine Mehrheit des Parlaments 
hinter sich habe. Angesichts der einhelligen Meinung des gesamten Reichs- 
tags, daß «etwas geschehen» müsse, regte Haufsmann an, eine Adresse an 
den Kaiser zu richten, in der die Besorgnisse des Volks klar zum Ausdruck 
kämen. «Das wäre ein ehrlicher Versuch, die Wandlung mit dem Kaiser 
herbeizuführen; und das wäre doch überhaupt das allererfreulichste, was 
wir machen könnten. Wir haben doch nicht das Recht, zu glauben, daß 
unser Kaiser das, was das ganze deutsche Volk wünscht und erkennt, allein 
nicht erkennen werde.» 

Noch schärfer als Haußmann sprach der Sozialdemokrat Wolfgang 
Heine, der ein geradezu «ungeheures Anklageregister gegen das «persön- 
liche Regimenv und seinen Träger» herunterspulte und den Reichstag auf- 
forderte, Bülow zu stürzen, um dem Kaiser vor Augen zu führen, «daß 
sich kein Kanzler halten kann, der seinen Neigungen zu Eingriffen in die 
Politik nicht energisch entgegentritt».”' Doch der Reichskanzler schwieg. 
Er hörte nicht auf die Mahnungen seiner Vertrauten Loebell und Ham- 
mann, er müsse doch den Kaiser gegen diese «wüsten und ungerechten» 
Angriffe in Schutz nehmen. Statt dessen hörte er auf Bethmann Hollweg, 
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der angesichts der «Radaustimmung» im Plenarsaal dringend von einer 
weiteren Intervention des Reichskanzlers abriet.‘” Vergeblich drängten 
einige Konservative den Kanzler, doch noch ein Wort der Verteidigung zu 
sagen. Man könne den Kaiser doch nicht «so schmoren lassen»; Bülows 
Schweigen würde «ja die völlige Preisgabe des Monarchen durch seinen 
obersten Beamten [bedeuten] und das geht nicht, wenn wir das monarchi- 
sche Prinzip hochhalten wollen». Während der Kanzler weiterhin 
schwieg, ergriff der Deutsch-Konservative Elard von Oldenburg-Janu- 
schau die Gelegenheit zu einer leidenschaftlichen Loyalitätserklärung. 
Dem Reichstag, so stellte er fest, stehe das Recht nicht zu, die Handlungen 
Seiner Majestät des Kaisers und Königs zu kritisieren. Für Haußmann und 
seine Parteifreunde möge der Kaiser bloß «eine Einrichtung» sein, «für 
uns [Konservative] ist er eine Person, [...] und wir werden Seiner Majestät 
dem Kaiser und König persönlich dienen, solange wir leben, ohne Furcht, 
aber bis zum letzten Atemzuge in der alten Treue, die wir ihm noch nie 
versagt haben.» Während diese Rede mit stürmischem Bravo zur rechten 
und Hohngelächter zur linken Seite des Hauses aufgenommen wurde, 
sahen der Reichskanzler und die Staatsminister schweigend zu.'* 
Unmittelbar nach dem Schluß der Reichstagssitzung rief Bülow das 
Preußische Staatsministerium zu einer Sondersitzung zusammen. Die Mi- 
nister standen alle unter dem Schock der Debatte, denn, wie einer von 
ihnen feststellte, noch nie war «ein Deutscher Kaiser oder Preußischer 
König den Angriffen des Parlaments so schutzlos preisgegeben» wie in den 
vergangenen zwei Tagen.” Bethmann Hollweg, der den Erinnerungen des 
Kriegsministers zufolge «zusammengeklappt» und «flügellahm geschos- 
sen» war, soll nur gestammelt haben: «Noch ein solcher Tag, und wir haben 
die Republik.» Da Bülow auch seinen Ministerkollegen versicherte, er 
habe das fatale Interview nicht gelesen und hätte selbstredend gegen die 
Veröffentlichung geraten, wenn ihn der Kaiser nur um seinen Rat gefragt 
hätte, herrschte auch unter ihnen Empörung über die unverantwortlichen 
Äußerungen, die der Monarch in Privatgesprächen - zumal mit einem Aus- 
länder - gemacht hatte. Zu den schärfsten Kritikern gehörten General von 
Einem und Admiral von Tirpitz, die ihr «Entsetzen» unverblümt zum Aus- 
druck brachten.‘ Ersterer wies darauf hin, daß «die Unzufriedenheit mit 
dem Verhalten und Gebaren des Kaisers, mit den Auswüchsen des per- 
sönlichen Regiments, mit den kaiserlichen Temperamentsausbrüchen und 
Launen auch in Offizierskreisen mehr und mehr um sich greife.»** Freilich 
äußerten die Staatsminister ihre Kritik bezeichnenderweise auch jetzt nur 
unter der Bedingung, daß sie nicht zu Protokoll genommen werden würde, 
wußten sie doch alle nur zu gut, welche Rückwirkung ihre Worte auf das 
Allerhöchste Vertrauen haben würden, das weiterhin die unerläßliche 
Grundlage ihrer Stellung bildete. Einstimmig äußerten sie ihr Bedauern 
über den enormen Prestigeverlust, den «die Monarchie und die Person Sei- 
ner Majestät des Kaisers» durch die Affäre erlitten habe und sprachen die 
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Befürchtung aus, daß eine Wiederholung solcher Vorkommnisse «für Kai- 
ser und Reich, für König und Preußen verhängnisvoll» werden könne. 
«Das Staatsministerium bittet deshalb den Herrn Reichskanzler und Mi- 
nisterpräsidenten, Seiner Majestät auch namens des Staatsministeriums 
über den Ernst der Lage und über die Notwendigkeit Vortrag zu halten, 
daß Seine Majestät alles vermeiden wolle, was eine ähnliche Kritik heraus- 
fordern würde.» Noch am gleichen Abend telegraphierte Bülow an den 
Kaiser in Donaueschingen und bat um einen Vortragstermin.?° 


7. Die Stunde der Wahrheit in Donaueschingen 


Während in der Presse, im Reichstag, in der Staatsleitung, im Offiziers- 
korps und in der allgemeinen Bevölkerung die Wellen der Kritik immer 
höher schlugen, vergnügte sich Kaiser Wilhelm als Gast Max Fürstenbergs 
bei der Fuchsjagd in Donaueschingen. Harden, wie immer bestens infor- 
miert, wußte Walther Rathenau zu melden: «S.M. kreuzfidel; mindestens 
for show».?”' Zwar sandten ihm das Auswärtige Amt und selbst der junge 
Prinz Friedrich Wilhelm von Preußen kritische Zeitungsausschnitte zu, 
doch der Kaiser ließ sich nicht beeindrucken. «Zeitungen lese ich über- 
haupt nicht», erklärte er trotzig.?” Zunächst tat das Gefolge, was es konnte, 
um Wilhelm von der Erregung gegen ihn abzuschirmen. Der spätere öster- 
reichische Außenminister Graf Ottokar Czernin traf als Jagdgast in Do- 
naueschingen ein und berichtete von einem «fast revolutionären» Vorfall, 
den er auf der Anreise erlebt habe: In einer überfüllten Bahnhofsgaststätte 
hätten alle Fahrgäste heftige Kritik gegen den Kaiser geübt und einer hätte 
sogar eine Brandrede gegen den Monarchen gehalten. Das Gefolge be- 
schwor Czernin, Wilhelm nichts von diesem beunruhigenden Erlebnis zu 
erzählen, doch ein Herr - es könnte sich gut um Hülsen gehandelt haben - 
«widersprach auf das energischste und erklärte, man müsse das im Gegen- 
teil dem Kaiser in allen Details mitteilen, und [...] unterzog [...] sich auch 
dieser wahrscheinlich nicht sehr angenehmen Aufgabe».” Trotz derartiger 
Aufklärungsversuche traf den Kaiser die aufgebrachte Debatte im Reichs- 
tag weitgehend unvorbereitet.?* 

Am ı10.November, dem ersten Tag der Reichstagsverhandlungen, 
machte Wilhelm mit seinem Gefolge einen Ausflug an den Bodensee zur 
Probefahrt eines Zeppelins. Wie Admiral von Müller notierte, wäre der 
Kaiser auch gerne mit dem Luftschiff aufgestiegen, «doch hatte die Kaise- 
rin ihm das Versprechen abgenommen, das nicht zu tun». Bei der an- 
schließenden Verleihung des Schwarzen Adler-Ordens an den Grafen Fer- 
dinand von Zeppelin hielt Wilhelm eine Ansprache, die ein Paradebeispiel 
für jene «Gefühlsaufwallungen» bot, die just der Gegenstand heftiger Kri- 
tik im Parlament war. «Unser Vaterland kann stolz sein, einen solchen 
Sohn zu besitzen, den größten Deutschen des zwanzigsten Jahrhunderts, 
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der durch seine Erfindung uns an einen neuen Entwicklungspunkt des 
Menschengeschlechts geführt hat. Es dürfte wohl nicht zu viel gesagt sein, 
daß wir heute einen der größten Momente in der Entwicklung der 
menschlichen Kultur erlebt haben.» Die Männer der kaiserlichen Um- 
gebung, die noch kürzlich «fast täglich» gehört hatten, wie Wilhelm den 
Grafen Zeppelin als den «Dümmsten» unter allen Süddeutschen be- 
schimpft hatte, waren beileibe nicht die einzigen, die verwundert über 
dieses exotische Lob den Kopf schüttelten.? 

Erst am ıı. November 1908 begann Wilhelm, das Ausmaß der politi- 
schen Krise, die ihn fast vom Throne gefegt hätte, zu erahnen. Morgens er- 
schien er, wie Müller vermerkte, «fast eine Stunde später» als geplant zur 
Jagd. Er «entschuldigte sich aber ausnahmsweise. Hatte Reichstagsver- 
handlungen gelesen, war sehr betrübt. Trotzdem bei Frühstück im Jagd- 
zelt sehr lustige Stimmung.»” Am Abend setzten ihm Fürstenberg und 
Hülsen-Haeseler «den Grund und den Umfang der Mißstimmung des 
Volkes» auseinander. Diese Eröffnung hatte eine dramatische Wirkung. 
Wie Rudolf von Valentini bei seinem Eintreffen in Donaueschingen erfuhr, 
sei der Kaiser darüber «völlig starr» gewesen. Er habe nicht begreifen kön- 
nen, «wie seine guten Absichten so mißverstanden worden seien, und wie 
man seine Tätigkeit in der Politik so hart und abfällig beurteilen könne. 
Tränen des Zornes und der Enttäuschung seien ihm in die Augen gestie- 
gen.» Der Chef des Zivilkabinetts wunderte sich über das «harte Urteil» 
des Militärkabinettschefs «über den Kaiser und die ernste Sorge um die 
Zukunft bei diesem dem Monarchen so nahe stehenden General».'” Später 
erfuhr Hildegard Spitzemberg, daß der Kaiser «in Donaueschingen in 
einer furchtbaren Wut» gewesen sei. «Hülsen habe ihm aber nichts ge- 
schenkt.»'” Wie Zedlitz, der die ganze Zeit in Donaueschingen mit dabei 
war, seinem Vater anschließend berichtete, verfiel der Kaiser am ı1. No- 
vember in eine «tiefe seelische Depression», die sich allerdings sehr bald 
darin äußerte, daß er «nichts mehr über die Angelegenheit las und sich von 
seinen trüben Gedanken zu zerstreuen suchte. [...] Trotz der verschie- 
dentlichen Ablenkungen ist eine gewisse Depression bis zu unserer Rück- 
kehr geblieben.»'” 

Als Valentini am 13. November 1908 in Donaueschingen eintraf, fand 
er den Kaiser «blaß und angegriffen aussehend» vor. Er sei ganz von der 
Stimmung «verständnisloser Enttäuschung» beherrscht gewesen, «sehr 
niedergedrückt und besorgt, was nun werden solle». Auf der Automobil- 
fahrt ins Jagdgelände fragte Wilhelm den Chef des Zivilkabinetts konster- 
niert: «Sagen Sie mir, was geht eigentlich vor? Was bedeutet dies alles?»'% 
Als der Kaiser und sein Kabinettschef am Abend des 13. November das 
Gespräch fortsetzten, beteuerte Wilhelm, «niemals ohne oder gegen den 
Kanzler Politik gemacht» zu haben. «Alle meine Handlungen und Aeuße- 
rungen sind mit ihm entweder vorher beraten oder nachher voll gebilligt. 
Speziell die Unterredung mit [Stuart Wortley] in Highclifffe] Castle im 
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Herbst 1907, deren Veröffentlichung durch den Daily Telegr. jetzt so im- 
menses Aufsehen macht, habe ich dem Fürsten Bülow wörtlich mitgeteilt, 
als ich ihn in Berlin wiedersah, und der Fürst hat mir gerührt gedankt, daß 
ich seine Politik so wirksam unterstützt habe. Als in Rominten die Nie- 
derschrift der Unterredung an mich gelangte, schien mir manches schief 
und nicht verständlich ausgedrückt, und ich sagte daher an Herrn v. Je- 
nisch, er solle das Manuskript mit dem Ersuchen an den Kanzler schicken, 
es selbst persönlich darauf zu prüfen, ob der Veröffentlichung Bedenken 
entgegenstünden. Ich maß der Sache solche Wichtigkeit bei, daß ich mich 
nicht auf das Urteil irgend einer untergeordneten Stelle im Ausw. Amt 
verlassen mochte. Nach meiner Rückkehr von Rominten fragte ich den 
Kanzler nach dem Verbleib des Manuskriptes, er gab ausweichende Ant- 
wort, es werde noch nach der formellen Seite geprüft pp. Es vergingen 
wieder einige Wochen und dann erhielt ich das Manuskript mit einigen 
Korrekturen und dem Anschreiben des Kanzlers zurück, daß der Ver- 
öffentlichung s. A.n. Bedenken nicht entgegenstünden! [...] Er - S.M. - 
habe also auch in diesem Falle alles getan, was möglich gewesen sei, um 
sich konstitutionell zu decken. Daß der Kanzler eine ihm unter so gravie- 
renden Umständen gemachte Zusendung überhaupt nicht lesen werde, 
habe er allerdings nicht annehmen können! Jedenfalls entfalle für ihn jeder 
Vorwurf. Aber er wolle auch dieses auf sich nehmen, wie er auch die Be- 
schimpfungen wegen des Besuchs in Tanger auf sich genommen habe. [...] 
Er habe zu Allem geschwiegen und werde weiter schweigen. Aber in den 
Reichstagsverhandlungen am ro. u. ır. November sei ein Justizmord» an 
ihm begangen und der Kanzler, der das wohl gewußt habe, habe ihn «mit 
einem Florett statt mit einer Streitaxt verteidigb.»'* Zur Erleichterung 
Valentinis verlangte Wilhelm nicht, wie er es eigentlich erwartet hatte, die 
Entlassung Bülows, sondern akzeptierte «mit einer bewunderungswürdi- 
gen Seelenruhe» im Staatsinteresse die Notwendigkeit, den Reichskanzler 
vorerst noch im Amte zu belassen. Endlich beschloß der Kaiser, vorzeitig 
nach Berlin zurückzukehren. Er sei bereit, «den Kanzler zu empfangen 
und ihm die Zusicherungen zu geben, die dieser im Interesse der Zukunft 
fordert, und die eine Absage an das persönliche Eingreifen des Herrschers 
in die Regierungsmaschine bedeuten. Den Entschluß gefaßt, fühlt er sich 
erleichtert.»'% Zum Abschied gaben Fürstenbergs der kaiserlichen Jagd- 
gesellschaft ein festliches Diner, das von einer geradezu bizarren Tragödie 
unterbrochen werden sollte. 

Eindrücklich schildert Valentini als Augenzeuge den Tod des Generals 
von Hülsen-Haeseler, des schärfsten Kritikers in der Umgebung des Kai- 
sers, der sich am letzten Abend des Kaiserbesuchs in Donaueschingen er- 
eignete. Während die Regimentskapelle einen Walzer spielte, erschien 
plötzlich in der Halle, wo der Monarch und alle Gäste plaudernd umher- 
standen, «eine groteske Figur: Graf Hülsen-Häseler, der den ganzen Tag 
über besonders gut aufgelegt war, hat sich eine helle Ballrobe der Hausher- 
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rin angezogen, einen großen mit Straußenfedern geschmückten Hut aufge- 
setzt und so tanzt er, den Fächer kokett in der Hand, in seiner graziösen 
Weise nach den Klängen der Musik. Rauschender Beifall lohnt ihn, wie er 
rückwärts schreitend u. den Damen Kußhände zuwerfend die Halle durch 
eine Glasthür verläßt. - Da plötzlich ein rasches Laufen, ein Raunen und 
Flüstern, Alles drängt nach jener Thür und hinter ihr liegt lang ausge- 
streckt der, der noch soeben lebenslustig athmete - tot! Die Oberkleider 
sind entfernt, der Arzt liegt auf ihm um Alles zu thun, was die Kunst vor- 
schreibt, um das Leben zu erwecken — umsonst - er ist hingestürzt, weil 
der tot war! Und neben seinen Häupten steht der Kaiser, neben der Leiche 
des Mannes, der ihm in den letzten Jahren wie kein anderer nahe gestan- 
den, ihm noch in allerletzter Zeit offen u. ehrlich den Freundschaftsdienst 
der Wahrheit geleistet hatte. Wahrlich ein Drama!»'* 

Für Wilhelm bedeutete der Tod Hülsens gerade in dieser schwersten 
Krise seiner Regierung einen herben, kaum zu ertragenden Verlust. In dem 
Telegramm an die Kaiserin, das den Tod des Chefs des Militärkabinetts an- 
zeigte, nannte er Hülsen seinen treuesten Freund.'7 Während der Andacht 
an der aufgebahrten Leiche am folgenden Morgen war der Kaiser, wie Va- 
lentini festhielt, «ganz fassungslos». Am ı5. November 1908 morgens fand 
die Leichenfeier statt, bei welcher der Kaiser «in etwas theatralischer Weise 
neben der Witwe an dem Sarge» kniete, che er und sein Gefolge die Bahn- 
fahrt nach Potsdam antraten.'”* 
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8. Die Konfrontation mit Bülow am 17. November 1908 


Kurz nach der Ankunft Wilhelms am Morgen des 17. November erschien 
der Reichskanzler im Neuen Palais zu einer zweistündigen Audienz unter 
vier Augen. Holstein hatte Bülow zum Festbleiben gedrängt und die Be- 
fürchtung ausgesprochen, daß er «dem Kaiser zuliebe einen faulen Frieden 
zwischen Kaiser und Volk, nein zwischen Kaiser und Reich herzustellen 
versuchen» würde. Daran würde der Kanzler aber «binnen weniger Mona- 
te zugrunde gehen», denn «wer wird Sie nachher noch verteidigen ?» «Blei- 
ben Sie fest, Bülow, lassen Sie sich nichts vorschauspielern. Der Kaiser 
wird sich’s zweimal überlegen, ehe er Sie gehen läßt, jetzt. Aber schlimm- 
stenfalls, wenn er nicht Vernunft hören will, ist es besser, Sie gehen jetzt, 
als großer Mann, als verhöhnt in ein paar Monaten.»'” 

Über die «gereizte» und «finstere» Haltung Wilhelms während des Im- 
mediatvortrages vermerkte der Pressechef Hammann, der Kaiser habe 
«eine erzwungene Ruhe beobachtet. Vergebens versuchte der Kanzler 
unter Anführung mancherlei Fälle, in denen plötzliche Entschlüsse, auto- 
kratische Eingriffe in die verschiedensten Gebiete, unbesonnene oder ver- 
letzende Reden immer wieder die Kritik herausgefordert hatten, überzeu- 
gend auf den Kaiser einzuwirken. Er gab nur einsilbige Antworten und 
ließ von aufdämmernder Erkenntnis der zwanzigjährigen Selbsttäuschung 
über das persönliche Hervortreten wenig merken.»""° Auf die Vorhaltun- 
gen Bülows habe Wilhelm «mit deutlichem Widerwillen» oder mit über- 
triebener Bejahung, wie «brauche auch gar keine Briefe mehr zu schrei- 
ben», geantwortet.''' Immerhin genehmigte der Monarch, wenn auch 
«schweigend», die vom Kanzler geforderte Veröffentlichung einer Erklä- 
rung im Reichsanzeiger, in der der Monarch versprach, künftig «die Stetig- 
keit der Politik des Reiches unter Wahrung der verfassungsmäßigen Ver- 
antwortlichkeiten» zu gewährleisten.'"” Unmittelbar nach der Audienz 
teilte Bülow den Verlauf Holstein mit. «Stimmung gereizter, Widerstand 
hartnäckiger, Unterredung schwieriger, als ich [...] angenommen hat- 
te. [...] Ich hielt an allen in meiner Registratur aufgeführten Forderungen 
ohne jede Abschwächung fest. Ich ließ keinen Zweifel darüber, daß ich 
eventuell sofort zurücktreten würde. Das (von mir redigierte) Kommuni- 
que für den <Reichsanzeiger setzte ich gegen die (wieder angeregte!) Idee 
eines Manifestes oder einer Kabinettsorder durch.» Werde sein Vorgehen 
vom Reichstag und vom Preußischen Landtag unterstützt, «so liegt die 
Möglichkeit vor, daß von jetzt ab anders regiert wird, und vieles kann bes- 
ser werden.» Sollte jedoch alles beim alten bleiben, werde er seinen Ab- 
schied nehmen''s. Dem Zentrumsführer Hertling teilte der Reichskanzler 
mit, die Audienz sei «eine äußerst peinliche» gewesen. «Er habe den Kaiser 
von der Mißstimmung in Kenntnis setzen müssen, die ja nicht erst durch 
die Veröffentlichung des Daily Telegraph hervorgerufen worden sei. Er 
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habe ihn auf alle früheren Vorkommnisse, Reden, Depeschen usw. hinge- 
wiesen, aber wenn er auf der einen Seite den Kaiser zur Einsicht habe brin- 
gen müssen, daß er seine Haltung ändern müsse, habe er doch anderseits 
die Krone nicht vor der Öffentlichkeit demütigen können. [...] Der Kaiser 
sei sehr erschüttert gewesen, habe die Tränen fortwährend im Auge ge- 
habt, und in seinem «gottesfürchtigen Sinn» fasse er das Ganze als eine 
<Heimsuchung> auf. Er habe ihm versprochen, keine Depesche und keine 
Rede mehr loszulassen, ohne sich vorher mit dem Kanzler zu verständi- 
gen.»'"* Freilich, für Wilhelms Schwester Charlotte bot «die Lösung in 
Potsdam» keine Gewähr für einen grundlegenden Wandel: «S.M. hält sich 
für unfehlbar, Bül. jonglirt weiter u. ich [...] kann nicht aufhören, ernst u. 
schwarz in die Zukunft unserer Deutschen politischen dynastischen u. 
Reg.-Verhältnisse zu sehen», urteilte sie fatalistisch.' 

Der Chef des Zivilkabinetts, der nach Bülows Audienz zum Kaiser ge- 
rufen wurde, fand den Souverän «blaß und erregt» und hatte den Ein- 
druck, «daß er nur momentan unter einem schweren seelischen Druck 
nachgegeben habe, dem Kanzler aber diese Stunde nie vergeben werde». 
Von diesem Moment an, so Valentini, habe der Kaiser ihm gegenüber «nur 
in den bittersten Ausdrücken von Bülow gesprochen». Von neuem beteu- 
erte Wilhelm, dem Kanzler eingehend über seine Gespräche in Highcliffe 
berichtet und seine lobende Zustimmung dazu erhalten zu haben. Das 
Interview habe er ihm zugesandt und «ohne jedes Monitum» zurückerhal- 
ten, jetzt aber bezichtige der Kanzler ihn, eigenmächtig gehandelt zu 
haben und brandmarke ihn vor dem Volke und dem Ausland als Stören- 
fried. «Sein Vertrauen zu ihm sei gründlich zerstört und könne nie wieder 
aufleben.»''° Dem Kriegsminister von Einem, der danach zum Vortrag er- 
schien, rief der Kaiser zu: «Alle ihr Minister seid Schweinehunde.» Auch 
ihm gegenüber insistierte Wilhelm, «täglich von England aus den Inhalt 
aller Gespräche mit englischen Freunden an Bülow geschrieben oder tele- 
graphiert und stets das volle Einverständnis des Kanzlers erhalten» zu ha- 
ben. «Er habe die Papiere eingefordert, aber im Ausw. Amt seien sie nicht 
gefunden. Bülow müßte sie vernichtet haben.»'" Bald darauf konstatierte 
Bülow irritiert, der Kaiser lasse verbreiten, er sei vor einem Jahr vom 
Kanzler gebeten worden, sich in England im Sinne des Daily Telegraph- 
Interviews auszusprechen; daß er dies getan habe, hätte er dem Kanzler in 
einem 24 Seiten langen Brief mitgeteilt und dessen wärmsten Dank dafür 
erhalten. Hinterher aber habe Bülow «in perfidester Weise» die Sache 
selbst in die Presse gebracht.'"® Noch Monate später suchte Wilhelm durch 
Privatbriefe an die Beteiligten Klarheit über das Verhalten des Kanzlers bei 
der Entstehung des Interviews zu gewinnen." Stets hielt er daran fest, daß 
er vor seiner Abreise nach England im November 1907 im Garten des 
Reichskanzlerpalais stundenlang mit Bülow auf- und abgegangen sei, um 
seine Haltung in London mit ihm abzusprechen, daß er Bülow laufend aus 
Highcliffe über seine Gespräche mit Stuart Wortley berichtet und ihm 
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auch nach seiner Rückkehr eingehend von diesen Gesprächen erzählt 
habe, wobei ihm der Kanzler «mit feuchten Augen» für diese Unterstüt- 
zung seiner Englandpolitik gedankt habe.'”° 

Was auch immer an diesen Behauptungen richtig gewesen sein mag - 
Briefe Wilhelms an den Kanzler aus Highcliffe sind nie aufgefunden wor- 
den -, der Kaiser schien unfähig einzusehen, daß sich der Sturm der Ent- 
rüstung nicht nur gegen derartige Einzelheiten richtete, sondern vielmehr 
der Ausdruck einer tiefempfundenen Unruhe in Anbetracht seiner unheil- 
vollen Regierungsweise im allgemeinen war. Vergebens suchte Bülow ihm 
darzulegen, daß nicht nur seine Behauptungen über die Entstehung des 
Interviews «nicht haltbar» waren, sondern auch, daß die Mißstimmung 
gegen ihn schon lange vor der Veröffentlichung im Daily Telegraph ver- 
breitet gewesen sei. «Ich habe Sr. Maj. nie geraten, zu irgendjemand, und 
nun gar zu englischen Privatleuten, von dem zu sprechen, was S.M. als 
«militärische Aphorismem und über die französisch-russischen Media- 
tionsvorschläge an die Königin Victoria geschrieben hatte. Auch ist die 
von Sr. Maj. gegebene Version über beide Vorgänge eine der Wirklichkeit 
nicht entsprechende, weil sehr übertriebene. Ich habe S. Maj. seit ıı Jahren 
immer gedeckt, mich immer vor dem Roß gestellt, auch dann, wenn $.M. 
mich vorher nicht gefragt hatte (Swinemünder Depesche, Telegramm an 
Fürst Lippe, Hunnenrede, Krupp-Reden usw. usw.) Die jetzige Erregung 
kommt daher, daß zu oft und immer wieder Unvorsichtigkeiten begangen 
wurden (Sekundanten-Depesche, Schwarzseher-Rede, Brief an Tweed- 
mouth, Fall Hill usw.)»"*" In Wahrheit hätte der Reichskanzler eine weit- 
aus längere Liste aufführen müssen, wenn er nicht nur den bekannten 
«Unvorsichtigkeiten», sondern auch der überwältigenden Dominanz des 
Kaisers in der Gestaltung der deutschen Innen- und Außenpolitik seit 
1897 hätte gerecht werden wollen. 


9. Der «schwere Nervenschock» 


In den Tagen nach der Konfrontation mit Bülow verschlechterte sich der 
Gesundheitszustand Wilhelms II. zusehends. Bereits am 18. November er- 
hielt Prinz Heinrich den Bescheid, daß sein Bruder nicht wie geplant zur 
Rekrutenvereidigung nach Kiel kommen werde.'” Am 20. November 
wußte Harden zu berichten: «S.M. etwas cerebrale Reizung, deshalb im 
Bett.»' Am 22. November schrieb Wilhelm seinem Freund Fürstenberg: 
«Ich bin jetzt, nach all dem Schweren, so müde und fertig, und so kaput, 
wie wenn ich eine anstrengende Fußtour gemacht hätte. [...] Andere Men- 
schen zu sehen oder zu begegnen ist mir greulichst, ich kann mich an ihren 
Anblick noch nicht gewöhnen.»"* Bald darauf verschlimmerte sich Wil- 
helms Zustand derart, daß man von einem regelrechten Nervenzusam- 
menbruch sprechen kann. Was war geschehen? 
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In der Audienz mit Bülow am 17. November 1908 war auch die Mög- 
lichkeit einer Veröffentlichung des Interviews zur Sprache gekommen, das 
der Kaiser dem Amerikaner Hale im vergangenen August an Bord der 
Hohenzollern gegeben hatte und dessen Bekanntwerden in diesem kriti- 
schen Augenblick mit Sicherheit zur Abdankung Wilhelms, ja vielleicht 
sogar zum Zusammenbruch der Hohenzollernmonarchie geführt hätte. 
Der Kaiser aber versicherte dem Kanzler, «daß Er Mr. Hale kein Wort 
über Politik und insbesondere nichts über englische Politik und unser Ver- 
hältnis zu England gesagt habe». Trotzdem hatte es Bülow für ratsam 
gehalten, die Veröffentlichung zu verhindern und das Manuskript aufzu- 
kaufen.'s Als er dem Kaiser am 21. November eine Abschrift derjenigen 
Stellen des Hale-Interviewtextes zuschickte, deren Veröffentlichung «be- 
sonders unerwünscht» wären, bat Bülow seinen Souverän, «niemandem 
auf der Welt diesen Auszug zu zeigen», sondern ihn umgehend zur Ver- 
nichtung zurückzuschicken. Immer noch scheinbar unbekümmert, be- 
zeichnete Wilhelm den Artikel als «sehr übertrieben und z.T. erdichtet» 
und vermerkte am Kopf des Schriftstückes: «Besten Dank! Sehr viel Phan- 
tasterei und maßlose Übertreibungen.»'*° Als Wilhelm aber am Morgen 
des 23. November eine Zusammenfassung des Hale-Interviews im Berli- 
ner Tageblatt las, erkannte er, daß diese Synopse, obwohl abgeschwächt, 
immer noch genügend Zündstoff für eine politische Katastrophe ungeahn- 
ten Ausmaßes enthielt. Denn der Zeitungsartikel gab die uns schon be- 
kannten horrenden Äußerungen des Kaisers zu Hale'” im großen und 
ganzen korrekt wieder.'” Ahnend, welchen Eindruck dieser Artikel nach 
dem Sturm wegen des Interviews im Daily Telegraph in aller Welt machen 
würde, telegraphierte der Kaiser um ı0 Uhr 34 an Bülow: «Lese im Tage- 
blatt ein unglaubliches Zeug, was als Hale-Interview bezeichnet wird. Ich 
autorisiere Sie, es sofort zu dementieren. Falls nach England an S.M. [den 
König] was geschehen soll, erwarte ich Vorschlag.»'” In den nächsten 
Stunden brach Wilhelm I. unter dem Eindruck dieses jüngsten Desasters 
zusammen. Ein Telegramm, in dem Bülow um Erlaubnis bat, den Bericht 
als eine «grobe Mystifikation» zu dementieren, kam vom Neuen Palais mit 
der Meldung zurück, «daß Seine Majestät erkrankt sei und daß der Leib- 
arzt vorläufig jedes Schriftstück von Seiner Majestät fernhalte».'3° 

Der Hofmarschall Zedlitz hielt das dramatische Geschehen in einer Ta- 
gebuchaufzeichnung fest: «Vor zwei Tagen kam der Kammerdiener Schulz 
im Neuen Palais erregt in das Zimmer der Flügeladjutanten und sagte, er 
habe von Seiner Majestät den Befehl erhalten, sofort den Herrn Reichs- 
kanzler an das Telephon zu rufen und ihm direkt mitzuteilen, Seine Maje- 
stät ließe ihm sagen, Allerhöchstdieselben hätten einen so starken Nerven- 
schock durch die Vorkommnisse der letzten Zeit erhalten, daß er genötigt 
sei, sich von allen Geschäften zurückzuziehen und die Regierungsgeschäf- 
te dem Kronprinzen zu übergeben. Kammerdiener Schulz wurde beruhigt 
und ihm bedeutet, daß er diesen Befehl unmöglich ausführen könne, was 
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er schließlich auch einsah. Dann wurde an Exzellenz Graf Eulenburg tele- 
phoniert, der nach Kenntnis des Sachverhalts mit dem Kaiser und dem 
Reichskanzler und den Kabinetten konferierte und die Angelegenheit wie- 
der in ruhige Bahnen leitete.»'3' Der Oberhofmarschall und der Reichs- 
kanzler vereinbarten eine Mitteilung an die Presse, wonach Wilhelm an 
einer Grippe erkrankt sei, die einige Tage Schonung erfordere."’* Von einem 
Kammerherrn der Kaiserin erfuhr die Baronin Spitzemberg jedoch die 
Wahrheit: Der Kaiser leide an einer «großen Depression», habe sich «zu 
Bette gelegt, sche niemanden, habe keine Vorträge, esse ohne Gefolge, 
kurz, sei noch ganz verwirrt»."®® In späteren Jahren erinnerte sich der 
Kronprinz, wie er «dringend ins Neue Palais gerufen» und von seiner 
Mutter behutsam auf das Gespräch mit dem ganz verstörten Kaiser vorbe- 
reitet wurde. «Minuten später war ich bei meinem Vater, der zu Bette lag. 
Ich war tief erschreckt über sein Aussehen. [...] Er hieß mich setzen, rede- 
te drängend, anklagend und sich überstürzend von diesen Vorgängen. Ent- 
täuschung, Mutlosigkeit und Resignation hielten ihn umfaßt; dabei kam 
immer wieder die Bitterkeit über das Unrecht durch, das er in den Vorgän- 
gen sah. [...] Am Ende wurde vereinbart, daß ich für eine kurze Zeit und 
bis er von seiner Erkrankung völlig wiederhergestellt sei, eine Art von 
Stellvertretung des Kaisers übernehmen solle.»'3* Die Idee einer Abdan- 
kung wurde dem Kaiser ausgeredet. 

Auf einer Briefkarte vom 25. November 1908 teilte der Kaiser Max Für- 
stenberg wehleidig mit: «Es ist nun doch so gekommen wie ich es ahnte 
und Dir vorhersagte! Vor 3 Tagen habe ich meinen Zusammenbruch richtig 
bekommen, und liege seit 3 Tagen im Bett im Halb- oder Ganzschlaf, nach- 
dem ein heftiger Weinkrampf mich aus meiner Ohnmacht riß. Schlaf, 
Krankenkost, gänzliche Fernhaltung von allen Geschäften p.p. sind die 
Folgen. [Der Leibarzt Dr.] Ilberg verarbeitet mich mit Tannennadelbädern, 
Kohlensäurebädern, Massagen, Baldriantropfen etc.! Der gute Mann! Er 
sagt es käme vom vielen Automobilfahren und Überarbeit her!! Als ob eine 
solche 4 Wöchentliche Höllenfolter seelischer Art sich mit solchen Curen 
vertreiben ließe!! Sehr wohlthuend ist mir die völlige Loslösung von allen 
Geschäften! Ich mußte mal ausspannen! Aber so haben mich die Politiker 
und Tintenklexer doch auf die Strecke gekriegt!!»"3° 

Anstatt sein Fehlverhalten einzusehen und aus dem Desaster, das seine 
quasi-absolutistische Regierungsweise gezeitigt hatte, Lehren für die Zu- 
kunft zu ziehen, wies Wilhelm I. jegliche Schuld von sich. Zwar hielt er 
sich in seinen Reden notgedrungen vorerst zurück, doch in seinen Briefen 
und Gesprächen - vor allem mit ausländischen Sympathisanten — be- 
schimpfte er in maßlosen Haßtiraden alle diejenigen, die ihn «verraten» 
hätten. Sehr bald legte er sich eine Schilderung der Novemberkrise zu- 
recht, nach der man ihn «für den größten Märtyrer seiner Zeit» halten 
konnte.'3° An seinem Verhalten und am vielbeklagten System der Persön- 
lichen Monarchie hat die Daily Telegraph-Atfäre, wie wir noch sehen wer- 
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den, wenig geändert. In seiner Umgebung nahm das Gefühl, auf einem 
Pulverfaß zu sitzen, nicht ab, sondern deutlich zu. «Im innersten Grunde 
ist der Kaiser eben immer noch so wie früher», stellte Zedlitz fest. Zwar sei 
Wilhelm «noch immer tief deprimiert», meinte der Hofmarschall am 
22. Dezember 1908, körperlich befinde er sich aber wieder «ganz wohl». 
Es sei sogar eine gewisse Gefahr vorhanden, daß ihm «etwas Gewalttäti- 
ges» vorschwebe. «Ob er durch Mißerfolge zu Gewalttätigkeiten geneigter 
ist als früher, ist schwer zu beurteilen. Im ganzen dürfte es nicht der Fall 
sein, da er durch den letzten Zusammenbruch seines Systems cher weich 
und schwach geworden erschien. Immerhin sind so verschiedene Richtun- 
gen in ihm vorhanden, daß auch die Neigung für gewaltsame Worte und 
Handlungen wieder erscheinen kann.»'?” Weiterhin beklagte jeder, der das 
intimere Leben am Hofe kennenlernte, die Gewohnheit des Kaisers, «im- 
mer nur selbst zu sprechen und [...] vor allen Menschen an der Tafel, so- 
wie nachher, ganze Abende hindurch die Unterhaltung fast ausschließlich 
allein zu führen», doch eine Besserung war nicht zu erreichen."® Wilhelms 
Wut auf den Reichstag, dem er vorwarf, ihn mit Schmutz beworfen und 
mit Neid und Haß verfolgt zu haben, sowie auf die Presse, die er nie lesen 
würde, kam immer wieder lauthals zum Ausdruck." Der Hofstaat lebte 
in einem Zustand täglicher Angst vor weiteren Enthüllungen. 


Kapitel 26 


Umwälzungen im Orient 
Kaiser Wilhelm und die Bosnische Krise 1908/09 


Es trug nicht gerade zur Beruhigung der aufgebrachten Gemüter bei, daß 
die Daily Telegraph-Affäre, die schwerste Verfassungskrise seit der 
Reichsgründung, zeitlich mit einer ernsten Kriegsgefahr auf dem Balkan 
zusammenfiel. Die Entmachtung des wahnsinnig gewordenen, tyranni- 
schen Sultans Abdulhamid D. durch die Jungtürkische Bewegung im Juli 
1908, der im gesamten Osmanischen Reich Parlamentswahlen nach west- 
lichem Muster folgten, ließ nicht nur heftige und oft blutige Konflikte 
zwischen den verschiedenen Religionen und Nationalitäten innerhalb des 
morschen Riesenreiches aufbrechen. Die Revolution am Bosporus und die 
Umwälzungen auf dem Balkan hatten auch gravierende Auswirkungen auf 
die Beziehungen der Großmächte untereinander. Die Ereignisse er- 
schreckten Europa wie ein plötzlicher Donnerschlag, erinnerte sich Bülow 
in seinen Denkwürdigkeiten. Der Kontinent sei «seit vielen Jahren nicht in 
solcher Erregung» gewesen.‘ Für welche Mächtegruppierung - für die En- 
tente oder den Dreibund - würden sich die neuen Machthaber in Istanbul 
entscheiden? Welche Folgen würde die Revolution am Goldenen Horn in 
der heiklen Meerengenfrage und somit für das Verhältnis zwischen Ruß- 
land einerseits und England und Frankreich andererseits zeitigen? Wessen 
Einfluß — Rußlands, Englands, Österreich-Ungarns oder Deutschlands - 
würde in dem nunmehr von der Türkei unabhängigen Königreich Bulga- 
rien die Oberhand gewinnen? Wie würden sich Rußland auf der einen und 
Österreich-Ungarn auf der anderen Seite zu den von Belgrad ausgehenden 
großserbischen Bestrebungen verhalten? Und wie würden die großen 
Weltreiche Großbritannien, Frankreich und Rußland mit ihren Millionen 
muslimischer Untertanen fertigwerden, wo doch von Kalkutta über Kau- 
kasien bis Casablanca mit einem Erwachen des Islam zu rechnen war? 
Diese weltbewegenden Fragen sind nach dem Ersten Weltkrieg von der 
internationalen Geschichtswissenschaft erschöpfend untersucht worden. 
In dieser Biographie ist speziell nach der Einstellung Wilhelms II. zu den 
Erschütterungen in dem auseinanderfallenden Osmanischen Reich zu fra- 
gen. Welche Erwartungen hatte er in die Welt des Islam gesetzt, und wie 
beurteilte er damals die Machtübernahme der in der Regel in Deutschland 
ausgebildeten jungtürkischen Offiziere? Wie stellte er sich zum Hasard- 
spiel seines einzigen noch zuverlässigen Bundesgenossen Österreich-Un- 
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garn, als Wien nicht nur die Unabhängigkeit Bulgariens von der Türkei 
förderte, sondern — für Wilhelm gänzlich überraschend, wie wir sehen 
werden - durch die Annexion Bosniens und der Herzegowina eine schwe- 
re internationale Krise heraufbeschwor? Wie lange, wenn überhaupt, hielt 
sich der Kaiser an sein ihm im Zuge der Daily Telegraph-Krise abgerunge- 
nes Versprechen, sich in Zukunft aus der Politik herauszuhalten? Und 
welche Rolle spielte dabei sein seit der Konfrontation vom 17. November 
1908 schwerstens belastetes Verhältnis zu Bülow einerseits und seine über- 
aus vertrauensselig anmutende Freundschaft mit Fürstenberg und Erzher- 
zog Franz Ferdinand andererseits? Wie zu schen sein wird, wirft Wilhelms 
emotionsgeladenes, rassistisch und militaristisch geprägtes Verhalten in 
der Orientkrise 1908/09 geradezu unheimliche Schatten auf seine Politik 
im Juli 1914 voraus, als die Mächtekonstellation mancherlei Parallelen auf- 
weisen sollte. 


1. «Unser letzter Trumpf der Islam und die Muhamedanische Welt» 


Spätestens seit seiner spektakulären Orientreise im Herbst 1898, während 
der er sich in Damaskus zum Beschützer aller 300 Millionen Mohamme- 
daner aufgeschwungen hatte,” nahm die Vorstellung in der Gedankenwelt 
Wilhelms I. einen bevorzugten Platz ein, er würde sich eines Tages mit 
der islamischen Welt gegen die großen Kolonialmächte England, Frank- 
reich und Rußland verbünden können. 1901 hatte der Kaiser die Durch- 
dringung des Osmanischen Reiches als wichtiges Ziel der deutschen 
Politik angegeben. An der Lieblingsidee einer deutsch-österreichisch-tür- 
kischen Achse von Berlin zum Persischen Golf hielt Wilhelm Jahre hin- 
durch fest. Mit dem Projekt der Bagdadbahn verfolgte er dieses Ziel, das 
mit der Hoffnung verknüpft war, einst Mesopotamien (Irak), eventuell 
auch Ägypten und das Heilige Land beherrschen zu können.* Anfang 
1906, unmittelbar vor dem Zusammentreten der internationalen Marok- 
kokonferenz in Algeciras, hatte Holstein die Tatsache gepriesen, daß sich 
Kaiser Wilhelm II. «durch jahrelanges, konsequentes Mühen» Sympathien 
«bei den Völkern des Islam erworben» hätte.’ Gerade diese Idee hatte der 
Monarch wieder aufgegriffen, als seine Hoffnungen auf einen strategi- 
schen Durchbruch in der Marokkokrise zu scheitern drohten. Im Novem- 
ber 1905 plädierte der Reichskanzler beim Kaiser für die «huldreiche 
Ermächtigung», mit dem Spezialschiff Loreley an der gemeinsam von Eng- 
land, Frankreich, Italien, Rußland und Österreich-Ungarn beabsichtigten 
Flottendemonstration teilzunehmen zwecks Durchsetzung einer interna- 
tionalen Finanzkontrolle für die türkische Provinz Mazedonien. Der Kai- 
ser lehnte ab, vor allem weil er negative Rückwirkungen auf die islamische 
Welt befürchtete: «Bei den jetzt so gespannten Verhältnissen, wo wir fast 
allein, sich bildenden großen, gegen uns gerichteten Coalitionen gegen- 
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überstehen, ist unser letzter Trumpf der Islam und die Muhamedanische 
Welt. Dieselbe auch noch gegen uns aufzubringen und zu ärgern, indem 
wir uns an dieser geradezu jämmerlichen und lächerlichen Komödie betei- 
ligen, lehne ich absolut ab.» Die Teilnahme Deutschlands an der geplanten 
Aktion würde «die Islamitische Welt besonders verletzen wenn man bei 
ihren Todtfeinden sich versammelte».° Als im Oktober 1908 der Besuch 
des russischen Außenministers Iswolsky in London und Paris die Befesti- 
gung der Triple Entente demonstrierte, gedachte Kaiser Wilhelm, mit dem 
Anschluß der Türkei an den Dreibund zu antworten.” Wie wir gleich 
sehen werden, spielten die Türkei und die gesamte islamische Welt in den 
schwindelerregenden weltpolitischen Kombinationen Kaiser Wilhelms 
während der Orientkrise 1908/09 (und dann wieder in den Balkankriegen 
1912/13) eine zentrale Rolle. 

Der Kaiser stand mit seiner Idee, das Osmanische Reich und die Welt 
des Islam im deutschen Interesse gegen die anglo-französisch-russische 
Entente auszuspielen, keineswegs allein. Um den Generalfeldmarschall 
Freiherrn Colmar von der Goltz, dem der Kaiser am 27. Januar 1907 den 
Schwarzen Adler-Orden verlieh, versammelte sich eine Gruppe von Gene- 
rälen, die gerade in dieser Strategie einen vielversprechenden Weg zum 
Durchbruch zur Weltmacht erblickten. Sie forderten von den deutschen 
Diplomaten «nicht zum wenigsten in Constantinopel [...] eine gewisse 
diabolische Rücksichtslosigkeit, [...] die das Feigenblatt bürgerlicher 
Ehrenhaftigkeit sich nur so lange bedient, bis der erreichte Vortheil über 
den Gegner nicht mehr in Frage gestellt werden kann. Die Türkei mit allen 
Ränken des Himmels und der Hölle uns zum Freunde zu erhalten und sie 
zum Feinde Englands u. Frankreichs zu machen - darauf kommt alles 
an.»" 


2. Die Jungtürkische Revolution 


Des Kaisers Kalkül, der anglo-französisch-russischen Gruppierung eine 
deutsch-österreichisch-türkische Achse entgegenzusetzen, geriet im Juli 
1908 mit der Wiederherstellung der türkischen Verfassung von 1876 durch 
Sultan Abdulhamid II., die einer Machtübernahme der Jungtürkischen Be- 
wegung gleichkam, ins Wanken. Dem Auswärtigen Amt telegraphierte der 
Reichskanzler am 25. Juli: «S.M. der Kaiser und König erblicken in der 
vom Sultan ergriffenen Maßregel der Wiederherstellung der Konstitution 
einen Beweis von Schwäche, die möglicherweise von engl. Seite in höchst 
ungünstiger Weise ausgebeutet werden könnte.»? Englische und russische 
Zeitungsberichte, die die Jungtürkische Bewegung als deutschfeindlich 
darstellten, verfehlten nicht ihren Eindruck.'° Doch schon nach wenigen 
Tagen begrüßte Wilhelm den Erfolg der nationaltürkischen Bewegung, 
von dem er sich ein Ende nicht nur der abgründigen Mißstände und der 
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Korruption im Osmanischen Reich, sondern auch ein Scheitern der «Ma- 
chinationen der Engländer und Russen» am Bosporus und auf dem Balkan 
erhoffte. Er redete sich ein, daß das, was die Jungtürken anstrebten, «stets 
der Grundgedanke» seiner eigenen Politik gewesen sei. «Und der erfüllt 
sich jetzt endlich, durch die Berufung eines Türkischen Parlaments, dessen 
Abgeordnete die Ordnung der Türkischen Verhältnisse hoffentlich selbst 
in die Hand nehmen und selbst «Reformem machen werden, sodaß ein für 
alle mal den Einmischungsgelüsten intriguanter Europläischer] Groß- 
mächte ein Keil vorgetrieben wird. Das ist gut für die Türkischen Christen 
wie Muselmänner, und daher gerade das was ich stets erstrebt habe. Ich bin 
mit der Lösung sehr zufrieden.»"" Warnungen seiner Diplomaten, dafß das 
türkische Reich durch die Verkündung einer Verfassung nach britischem 
und französischem Muster sich von Deutschland ab- und den Entente- 
mächten zuwenden würde, wies Wilhelm entschieden zurück. Ende Au- 
gust 1908 glaubte er voller Zuversicht, ganz auf die deutschfreundliche 
türkische Armee bauen zu können. «Die Revolution ist nicht von den 
Jung Türken» aus Paris und London, sondern allein von der Armee und 
zwar ausschließlich von den in Deutschland erzogenen «sog[enannten] 
Deutschen Offizieren» gemacht worden. Eine reine Militär-Revolution. 
Diese Offiziere haben das Heft in der Hand und sind absolut deutsch ge- 
sonnen.» Der Machtwechsel in Konstantinopel werde sogar zur Auf- 
lösung der anglo-russischen Entente führen, sagte der Kaiser voraus, denn 
«ein Erstarken der Türkei durch Englands Hilfe duldet Russland auf die 
Dauer nicht. Und dürfte hier der Punkt für ernste Differenzen liegen in 
Zukunft.» 

Mehr noch: Wilhelm stand sogar die Möglichkeit eines islamistischen 
Aufstandes von Indien bis Marokko vor Augen, der den Untergang der 
britischen, russischen und französischen Herrschaft in diesen Regionen 
signalisieren würde. Als «hervorragend!» und «ein geradezu klassisches 
Werk!» lobte er einen Bericht des Botschafters Freiherrn von Marschall 
vom 3. September 1908 über die tiefgreifenden Umwälzungen, die sich im 
türkischen Riesenreich ereignet hatten. Begeistert sah er in Marschalls 
Analyse die Bestätigung seiner eigenen, vom Wunschdenken geprägten 
Überzeugung, daß es sich bei der Jungtürkischen Bewegung um eine «na- 
tionaltürkisch-islamitische Bewegung» handele, und nicht um eine Bewe- 
gung, die alle türkischen Untertanen jedweden Glaubens und jedweder 
Rasse umfasse. «Richtig!» schrieb Wilhelm an den Rand des Berichts. «Ich 
habe jahrelang davor gewarnt den Islamismus so mit Füßen zu treten und 
herauszufordern, und bin in ganz Europa verlacht und als Türkenbold 
verhöhnt worden.» Marschalls Voraussage, daß die muslimischen Türken 
nunmehr wieder Meister im Lande werden würden, begrüßte der Kaiser 
ebenfalls mit der Bemerkung: «endlich! das müssen sie auch.» Eine Inter- 
vention Wiens, Londons oder Petersburgs zugunsten der Christen würde 
einen «furor islamiticus» hervorrufen, der sich «bis Indien und Marocco» 
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fühlbar machen würde. In dem Bericht Marschalls erblickte der Kaiser 
eine «volle Bestätigung alles dessen was seit meinem letzten Besuch in 
Stamboul Marschall, Goltz, Tewfik und ich so oft besprochen haben. Es 
hat sich ereignet, was uns weder Salisbury, noch Lobanow, noch Moura- 
view, noch Balfour etc. haben glauben wollen; sie alle haben in ihrer hirn- 
verbrannten Dummheit, Verbohrtheit, und unerhörter Selbstüberhebung 
trotz aller meiner Warnungen, den Islam verachtet, mißhandelt, beleidigt 
und auf ihm Jahrelang herumgetrampelt, bis er es endlich nicht mehr aus- 
gehalten hat, und sich ermannt und sich zusammengeschlossen hat! Jetzt 
noch einmal ein Eingriff von Außen durch «Reformvorschläge pp. die 
Achrenthal «noch» nicht fallen lassen will; dann muß, ob er will oder nicht, 
der Sultan des Propheten grüne Fahne entrollen, dann wird es «Allah» in 
allen Ecken Asiens und Afrikas ertönen, und mit den Christen ist es dann 
zu Ende.»"3 Tatsächlich erwies sich die Jungtürkische Bewegung, die die 
Parlamentswahlen haushoch gewann, bekanntlich als radikal säkulari- 
stisch und demonstrativ pro-englisch.'* Im Oktober 1908 wütete der Kaiser 
wiederholt gegen seinen Onkel Edward, dem es gelungen sei, den deut- 
schen Einfluß auf dem Balkan und in Konstantinopel durch eine englisch- 
französisch-russische Hegemonie zu ersetzen. Auf diese Weise gehe seine 
«2oJjährige mühsam aufgebaute türkische Politik in die Binsen! Ein großer 
Triumpf E[duard] VII. über uns!» Bald beschimpfte Wilhelm die Jung- 
türken «als Sklaven Englands» und donnerte: «Das ist ein ganz grandioser 
Coup! Damit sind wir endgültig aus dem Orient hinausgeschmissen und 
können dort abtreten. Jetzt befiehlt nur noch London dort! Sehr hart!»"® 
Die Fehleinschätzung der neuen Machtverhältnisse in Konstantinopel war 
beileibe nicht die einzige böse Überraschung, die der Kaiser während der 
Orientkrise 1908 erleben mußte. 

Die Revolution am Bosporus hatte bald schwerwiegende Auswirkun- 
gen auf den ganzen Balkan, die Wilhelm mit Bestürzung als weiteren Er- 
folg der Einkreisungspolitik Edwards VII. wertete. Bulgarien stand for- 
mell noch immer in einem Vasallenverhältnis zum Osmanischen Reich, 
und sein Monarch, Ferdinand von Sachsen-Coburg und Gotha, besaß le- 
diglich den Titel eines Fürsten. In den Umwälzungen in Konstantinopel 
erblickte Ferdinand, gegen den Kaiser Wilhelm schon immer eine heftige 
Aversion hegte,'"” die Gelegenheit, die völlige Souveränität seines Landes 
und für sich den Zarentitel zu erlangen. Als Ferdinand am 23./24. Septem- 
ber 1908 in Budapest von Franz Joseph mit den Ehren eines Souveräns 
empfangen wurde, wodurch die Unabhängigkeitsbestrebungen seines 
Landes neue Nahrung erhielten, war sich Wilhelm sicher, daß sein Onkel 
Edward wieder einmal die Hand im Spiel hatte. Bitter vermerkte er auf 
einem Bericht aus Wien: «Ich halte die ganze Bulgarische Aktion für einen 
Coup König Eduards VII, der in Marienbad eingeleitet worden ist. Der 
Fürst [Ferdinand] ist ganz in seiner Hand und arbeitet mit ihm. Der König 
versucht wo er kann - nach Mittheilung meiner Gewährsmänner aus der 
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City -, deutsches Capital zu schädigen. Dieses ist bei der Orientbahn stark 
engagirt, und somit der Streich begreiflich.» Den großartigen Empfang 
Ferdinands durch Franz Joseph empfand Wilhelm als «Unerhörte Dumm- 
heit».'* Eine Kluft hatte sich aufgetan zwischen seiner eigenen Orient- 
politik und der seines Bundesgenossen an der Donau. Als Österreich am 
5. Oktober 1908 auch noch die Annexion Bosniens und der Herzegowina 
proklamierte und dadurch eine ernste Kriegsgefahr heraufbeschwor, ohne 
den Deutschen Kaiser vorher ins Vertrauen zu ziehen, drohte das Bündnis 
zu zerreißen. 


3. Die Bosnische Annexionskrise 


Schon länger trug sich der österreichisch-ungarische Außenminister Alois 
Freiherr Lexa von Aehrenthal mit der Absicht, mit der Unterstützung 
Bulgariens die Vorherrschaft Österreich-Ungarns auf dem Balkan zu si- 
chern. Die beiden Provinzen Bosnien und Herzegowina unterstanden seit 
1879 österreichischer Verwaltungs- und Militärhoheit; staatsrechtlich ge- 
hörten auch sie jedoch weiterhin zum Osmanischen Reich. Die Entschei- 
dung der Regierung in Wien vom 19. August 1908, die von den Jungtürken 
im ganzen Osmanischen Reich ausgeschriebenen Parlamentswahlen zum 
Vorwand zu nehmen, um Bosnien und die Herzegowina zu annektieren, 
lief eindeutig auf einen Bruch des Berliner Vertrags von 1878 hinaus. Ent- 
scheidend für die Annexionspläne Achrenthals war die tiefgreifende Ver- 
änderung des Verhältnisses zwischen Österreich-Ungarn und Serbien seit 
1903. Damals hatten serbische Offiziere den König Alexander und Köni- 
gin Draga bestialisch ermordet. An die Stelle der proösterreichisch orien- 
tierten Dynastie ObrenoviC war die Dynastie Karadjordgovic getreten. 
Unter der neuen Dynastie vollzogen die Regierenden Serbiens einen 
schroffen außenpolitischen Kurswechsel, hin zur Anlehnung an Rußland 
und zu einer Konfrontationspolitik gegenüber der Donaumonarchie. Von 
Belgrad aus wurde unter der serbischen Bevölkerung innerhalb Öster- 
reich-Ungarns Propaganda für die Errichtung eines großserbischen Staates 
betrieben, der auch Bosnien und die Herzegowina einschließen sollte.'? 
Achrenthal war bestrebt, durch die Annexion der großserbischen Pro- 
paganda den Boden zu entziehen und die Position der Donaumonarchie 
auf dem Balkan dauerhaft zu festigen. Bei der Vorbereitung seiner gewag- 
ten Aktion handelte er im Einvernehmen mit dem deutschen Reichskanz- 
ler und dem Außensekretär von Schoen, nicht aber mit Wissen Kaiser Wil- 
helms. Bülow hatte Aehrenthal bereits am 21. Juli 1908 pauschal und 
blanko Rückendeckung für seine Balkanpolitik zugesichert.” Am 5. Sep- 
tember 1908 suchte Aehrenthal Schoen auf, der gerade in Berchtesgaden 
Urlaub machte, und teilte ihm mit, daß er über die Annexion hinaus die 
«vollständige Aufhebung des serbischen revolutionären Nestes» ins Auge 
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gefaßt habe. Serbien solle zwischen Österreich-Ungarn und Bulgarien auf- 
geteilt werden.” Bei einem 'Ireffen mit dem russischen Außenminister Is- 
wolsky in Buchlau (Mähren) erlangte Achrenthal sodann am 16. Septem- 
ber dessen Zustimmung zu der geplanten Okkupation. Als Gegenleistung 
versicherte Achrenthal, Österreich-Ungarn werde sich dafür einsetzen, 
daß die Meerengen für russische Kriegsschiffe geöffnet würden. Damit 
glaubte er, alles für den Überraschungsschlag vorbereitet zu haben. In 
einem Schreiben vom 26.September 1908 kündigte Aehrenthal dem 
Reichskanzler die Annexion als unmittelbar bevorstehend an. Er rechne, 
so schrieb er, «mit vollem Vertrauen auf Deutschlands Unterstützung». 

Diese Unterstützung war nie zweifelhaft. Bülow hat bekanntlich das 
Wort geprägt, das Deutsche Reich wahre gegenüber der Donaumonarchie 
«Nibelungentreue».”? Ende Oktober 1908 versicherte er Aehrenthal von 
neuem, er werde «die Entscheidung, zu der Sie schließlich gelangen wer- 
den, als die durch die Verhältnisse gebotene ansehen».”* Der Kanzler ging 
von der Annahme aus, daß das Risiko einer Ausweitung der Krise zu 
einem allgemeinen Krieg gering war. Rußland, so glaubte er, werde aus 
Furcht vor der überlegenen deutschen Militärmacht nicht wagen, in einen 
österreichisch-serbischen Krieg einzugreifen.” Die Informationen, die er 
aus dem Zarenreich erhielt, bestärkten ihn in seiner Ansicht. So berichtete 
der Botschafter in St. Petersburg am 13. November 1908: Man sei sich dort 
«ganz klar darüber, daß ein Krieg den finanziellen Ruin Rußlands und ein 
Wiederauflodern der Revolution mit unabsehbaren Folgen bedeuten 
könnte».”° Neben der militärischen Schwäche Rußlands war es vor allem 
die offensichtliche Zurückhaltung von Rußlands Bündnispartner Frank- 
reich, die Bülow ermutigte.”” Der pensionierte Holstein bestätigte Bülow 
noch in seiner Haltung. Am 7. November holte sich der Kanzler einen 
energischen und tatkräftigen Helfer ins Auswärtige Amt: Alfred von Ki- 
derlen-Wächter, der zehn Jahre zuvor bei Wilhelm in Ungnade gefallen 
und nach Bukarest quasi strafversetzt worden war.” Der Kurs der deut- 
schen Außenpolitik in der Bosnischen Krise wurde im wesentlichen von 
Bülow, Holstein und seit November von Kiderlen geprägt. Welche Rolle 
spielte aber Kaiser Wilhelm II. in dieser «schwersten und folgenreichsten 
aller Balkankrisen» ?°° 

Das brisante Schreiben Achrenthals vom 26. September 1908, in dem 
er die unmittelbar bevorstehende Annexion der beiden Provinzen ankün- 
digte und auf Deutschlands bedingungslose Unterstützung vertraute, er- 
reichte den Kaiser in Rominten erst am 6. Oktober 1908 zusammen mit 
einem Handschreiben Kaiser Franz Josephs vom 29. September und Stel- 
lungnahmen Bülows und Tschirschkys.3° Bereits am Vortag hatte Franz 
Joseph die Annexion Bosniens und der Herzegowina proklamiert und 
Fürst Ferdinand von Bulgarien die Unabhängigkeit seines Landes als Kö- 
nigreich ausgerufen. Das Vorgehen des Verbündeten in Wien empörte 
Wilhelm II., und nicht nur, weil er erst im nachhinein informiert worden 
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war, sondern auch und vor allem, weil er durch die Annexion in einen 
Loyalitätskonflikt zwischen Österreich-Ungarn und dem türkischen 
Reich geriet.’' «Das[s] wir gegen die Annexion nichts thun ist selbstver- 
ständlich! Ich bin aber persönlich auf das tiefste in meinen Gefühlen als 
Bundesgenosse verletzt, daß ich nicht im Geringsten vorher von S[einer] 
Majestät] [Kaiser Franz Joseph] in’s Vertrauen gezogen wurde! Die 
1. Nachricht von der bevorstehenden Annexion bekam ich gestern (5.) 
Abends aus Stambul aus türkischer Quelle. Die Polit[ischen] Veränderun- 
gen in Stambul, die als Grund für die Annexion im Briefe $.M. angegeben 
werden, fanden im Juli statt. Es wäre wohl angängig gewesen, wenn am 
18. August der Botschafter - für mich persönlich - eine streng ver- 
traul[iche] Mittheilung gemacht hätte, daß Etwas dergleichen im Werke 
sei. So, bin ich der Letzte von Allen in Europa der überhaupt Etwas erfah- 
ren! [...] Ich beklage tief die Form in der die Angelegenheit gestartet 
wurde. Der Lügnerische Heuchler Ferdinand [von Bulgarien] und der 
würdige alte Kaiser die gemeinsam als Spoliatoren der Türkei in Bengali- 
scher Beleuchtung auf der Bühne erscheinen!! Die Engländer werden nun 
erst Recht behaupten, daß alles von Oesterreich und uns vorher mit Bul- 
garien - also gegen die Türkei — arrangirt gewesen sei, und daß wir in der 
Orientbahnfrage eine unsaubere Comödie gespielt haben. Vom Türki- 
schen Standpunkt aus betrachtet ergiebt sich die Lage, daß nach 20 Jahren 
Freundespolitik von mir, mein bester Verbündeter der erste ist der das 
Signal zum Auftheilen der Europ. Türkei gegeben hat! Eine angenehme 
Situation für uns in Stambul. [...] Wenn der Sultan in seiner Noth den 
Krieg erklärt und in Stambul die Grüne Fahne des Heil. Kriegs entrollte, 
würde ich ihm das nicht sonderlich verdenken, und den Christen - fal- 
schen Galgenvögeln - auf dem Balkan wäre es gesund!»’* Am 7. Oktober 
notierte der Kaiser bitter: «Ich bedaure [...] durch die furchtbare Dumm- 
heit Achrenthals in das Dilemma gebracht worden zu sein, die Türken 
unsre Freunde nicht beschützen und ihnen nicht beistehen zu dürfen, da 
mein Verbündeter sie beleidigt hat. Und statt dessen England an meiner 
Stelle die Türken berathen und beschützen sehen zu müssen, noch dazu 
mit Ausführungen völkerrechtlicher Natur, die formell unanfechtbar und 
mir aus der Seele gesprochen sind. Auf die Weise geht Meine 2ojährige 
mühsam aufgebaute türkische Politik in die Binsen!»3 

Wilhelm verfolgte die Ereignisse, die sich nun entfalteten, mit leiden- 
schaftlicher Anteilnahme. Mag er auch innerlich vor Wut gekocht haben, 
nach außen hin mußte er gute Miene zum bösen Spiel machen. In einem 
Handschreiben an Kaiser Franz Joseph versicherte er, er wisse die Gründe 
für die Einverleibung Bosniens und der Herzegowina «sehr wohl zu wür- 
digen; Du kannst auch in dieser Frage auf meine unwandelbare persön- 
liche Freundschaft und Verehrung wie auf die enge Bundesfreundschaft 
zählen, die unsere Reiche verbindet.»3* In seinen Randbemerkungen kam 
dahingegen zunächst noch sein Groll gegen den österreichischen Bundes- 
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genossen überdeutlich zum Ausdruck. Auf einen Bericht Marschalls vom 
9. Oktober 1908 über das Vorgehen Österreichs notierte Wilhelm erbit- 
tert: «es ist einfach eine Felonie! der «Dank vom Hause Habsburg»!»>5 Drei 
Tage später vermerkte er entrüstet: «Die Tat Achrenthals gewinnt immer 
mehr den Schein eines Fähnrichsstreichs! Uns hat er nichts gesagt; Iswols- 
ky und Tittoni so verschleierte Andeutungen gemacht, daß sie sich als total 
betrogen vorkommen; den Sultan total unberücksichtigt gelassen, auf den 
es doch vor allen Dingen ankommt; den Schein der Verabredung mit dem 
Vertrags- und Friedensbrecher Ferdinand auf seinen Herrn geladen; die 
Serben zur Siedehitze gebracht; Montenegro aufs äußerte gereizt; die 
Kretenser zur Empörung veranlaßt; unsere zwanzigjährige mühsam auf- 
gebaute Türkenpolitik über den Haufen geworfen; die Engländer erbost 
und in Stambul an unsere Stelle befördert; die Griechen schwer verärgert 
durch seine Bulgarenfreundlichkeit; den Berliner Vertrag in Stücke ge- 
schlagen und das Konzert der Mächte auf das heilloseste verwirrt; die 
Ungarn aufgebracht, weil Bosnien an sie hätte angegliedert werden sollen; 
die Kroaten empört, weil sie die Angliederung an sich beabsichtigen! Das 
ist für eine Gesamtleistung ein europäischer Rekord, wie ihn noch kein 
Diplomat je fertig bekommen hat. Ein weitblickender Staatsmann ist er 
jedenfalls nicht!»>‘ 

Holstein, dem noch der vermeintliche Dolchstoß des Kaisers in der 
Marokkokrise in den Gliedern saß, rügte am 8. Oktober 1908 in einem 
Brief an Bülow: «S. M. hat wie gewöhnlich einen false start gemacht. Er ist 
gegen Österreich und für die Türken, spannt sich also vor den Wagen des 
uncle Edward. S.M. hat eben keine politische Ader, da ist nichts zu wol- 
len.»3” Doch die Befürchtungen der überängstlichen alten Grauen Emi- 
nenz erwiesen sich als unbegründet: Am 12. Oktober 1908 gelang es dem 
Kanzler in einer anderthalbstündigen Unterredung im Garten des Reichs- 
kanzlerpalais, den aus Rominten zurückgekehrten Wilhelm ID. «völlig um- 
zudrehen». Der Kaiser, so erinnerte sich Bülow später, sei wegen der Vor- 
gänge auf dem Balkan in einer «hohen Erregung» gewesen. Auch nach 
dem Sturz seines «Spezialfreundes» Abdulhamid waren die Türken «seine 
Lieblinge» geblieben, und er war empört über die Kränkung, die diesen 
durch die Annexion widerfahren war. Kaum weniger habe sich der Kaiser 
auch darüber geärgert, daß Ferdinand sich erkühnt hatte, sich das Prädikat 
Majestät anzumaßen, ohne seine Genehmigung vorher einzuholen. «In 
stürmischem Redefluß machte mir der Kaiser [...] den Vorschlag eines to- 
talen Kurswechsels. Wir müßten in Wien die sofortige Zurücknahme der 
Annexions-Proklamation des Kaisers Franz Josef und den gleichzeitigen 
Rücktritt des Ministers Aehrenthal verlangen. Dem dreisten Bulgaren dür- 
fe die Anerkennung der von ihm usurpierten Majestät nun und nimmer 
gewährt werden.» Langsam habe er, so rühmte sich Bülow, den Kaiser zu 
der Einsicht bringen können, daß man weder Österreich-Ungarn noch 
Bulgarien «mit einem Fußtritt in das Lager unserer Feinde» treiben könne. 
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Von diesem Tag an habe wieder Eintracht zwischen ihm und dem Kaiser in 
der Balkanpolitik geherrscht.® 

Seit der Unterredung mit Bülow am ı2. Oktober 1908 wandte sich der 
Zorn Wilhelms II. tatsächlich von Österreich ab und der russisch-franzö- 
sisch-englischen Gruppierung zu. Iswolsky, der doch mit Blick auf die 
Meerengen den Annexionsplänen zugestimmt hatte, erklärte sich nun für 
düpiert und verlangte die Einberufung einer Konferenz der Signatarstaa- 
ten des Berliner Vertrages, die über die Forderungen Serbiens und über die 
Frage der Meerengen befinden sollte.” Auch die Regierungen und die 
Presse Großbritanniens und Frankreichs riefen nach einer Konferenz zur 
Beilegung der gefährlichen Lage auf dem Balkan. Man sympathisierte in 
London und Paris mit den Jungtürken und verurteilte nachdrücklich das 
Vorgehen Aehrenthals. Der Dreibundpartner Italien rügte ebenfalls die 
Annexion. Weder in London noch in Paris waren die Regierenden freilich 
bereit, die russische Forderung nach Öffnung der türkischen Meerengen 
für russische Kriegsschiffe zu unterstützen. 

Auf diese Entwicklungen reagierte Kaiser Wilhelm mit der für ihn so 
typischen hitzigen Impulsivität. Nach den Erfahrungen mit Algeciras war 
ihm vor allem die Idee einer internationalen Konferenz ein Greuel. Zu 
einem Bericht aus St. Petersburg vom 12. Oktober notierte er: «Iswolski 
ist mit der Sandschackbahn und der Annexion sowie der Verabredu[n]g 
mit Bulgarien, durch Aehrenthal mehrfach gründlich gepritscht worden, 
und kommt sich gänzlich blamirt vor. Er fährt seit Monaten in ganz Euro- 
pa - exc[lusive] Deutschland - umher um sein face den Russen gegenüber 
zu retten und mit irgend einem Erfolge nach Hause zu kommen. Das soll 
nun die Conferrenz [sic] sein. Und wie gewöhnlich sollen wir ganz gut- 
müthig den von ihm mit London u[nd] Paris ohne uns zu fragen getroffe- 
nen Abmachungen über die Welt einfach zustimmen. Das thue ich ganz 
bestimmt nicht. Iswolski hat sich persönlich, in seiner Politik, in seiner 
Presse im letzten 1% Jahren dergestalt unerhört gegen mich und mein 
Land benommen, daß er mal feste geduckt werden und eins auf den 
Kasten bekommen muß. Ich bin gegen die Confer[e]nz, weil, wie S[eine] 
Dfurchlaucht] der Reichskanzler richtig bemerkte, dieselbe schließlich 
doch in einem Zusammenschluß der anderen Mächte gegen uns endigt. 
Für Oesterreich ist es auch besser nicht hinzugehen, um nicht den Schein 
zu erwecken, daß über dasselbe zu Gericht gesessen werden soll. Wenn die 
Russen Compensationen haben wollen, sollen sie den Aehrenthalschen 
modus procedendi nachahmen und einfach durch die Dardanellen durch 
fahren, damit ist die Frage ohne Conferenz erledigt!»# Die von Iswolsky 
geforderte Konferenz «wird nicht sein!», erklärte er rundheraus, «wir 
gehen auch nicht hin! Oesterreich will Bosnien nicht auf der Conf[e]- 
r[e]nz haben, Rußland die Meerengen nicht, was soll da noch eine Con- 
f[e]rfe]nz!?»* 
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4. «Wenn es doch erst Losginge.» 
Wilhelm und die Aussicht auf Krieg 


Mitte Oktober 1908 gewann Wilhelm die Überzeugung, daß sich die Krise 
auf dem Balkan rapide zu einem Krieg zwischen Bulgarien und der Türkei 
zuspitze. Gleichzeitig berief die serbische Regierung 110 000 Reservisten 
ein und bereitete sich auf einen Krieg gegen Österreich-Ungarn vor. Die 
bulgarische Regierung habe den Fürsten Ferdinand «zum Zaren gemacht, 
und will ihm gleich die Hauptstadt Stambul dazu besorgen, dafür ist der 
Moment der Beste», meinte Wilhelm, denn Rußland sei «desorganisirt, 
Türkei nicht bereit und indisziplinirt! Oesterreich zum Mitverschwore- 
nen!»* Bald darauf kam er auf die Idee, an der er noch lange festhalten 
sollte, daß die Russen hinter Ferdinands Griff nach Konstantinopel stün- 
den. «Die Russen wollen eben die Bulgaren in Stambul sehen, damit sie 
von ihnen die Meerengen Allein kriegen. Das fait accompli was jetzt an der 
Tagesordnung ist und die Verträge zerstört wird auch hier spielen.»* Be- 
sorgnisse über einen Krieg im Orient habe er aber «keine!», erklärte der 
Kaiser gelassen. «Es komme wie es wolle so ist es gut! Eine Klärung per 
Entladung [der türkischen Wut] gegen Bulgarien ist immer noch logischer, 
denn sie ist verdient, als ein allgemeines Christen massacre! Der erregte Is- 
lam, und die gefährdete Constitution, sind die beiden Triebfedern die wir- 
ken werden.»** Als Botschafter Radolin am 17. Oktober aus Paris meldete, 
Iswolsky habe ihm soeben gesagt, «seine Nachrichten aus Bulgarien seien 
sehr ernst, und fürchte er den Ausbruch von Feindseligkeiten»,*; bemerkte 
Wilhelm dazu: «wenn es doch erst Losginge! Damit wir diese verfluchte 
Conferenz nicht kriegen! Da kann für uns nichts als Aerger und Unheil 
heraus kommen! Iswolski hat sich total blamirt, und will das face retten 
und unser Bündniß sprengen. Dazu gebe ich mich für keins von Beiden 
her.»* Als er am 21. Oktober 1908 dem österreichisch-ungarischen Bot- 
schafter Graf Szögyeny begegnete, erinnerte ihn der Kaiser «in der ent- 
schiedensten Weise» daran, daß er bereits vor dreizehn Jahren erklärt habe, 
daß der «die Bündnistreue nicht nur nach den Buchstaben unseres Bun- 
desvertrages auffasse, sondern in jeder großen und kleinen Frage treu an 
unserer [Österreich-Ungarns] Seite stehen werde». Kaiser Franz Joseph 
sei ja «preußischer Feldmarschall, und demzufolge habe er nur zu befeh- 
len, die ganze preußische Armee werde seinem Kommando folgen». 
Ende Oktober 1908 reagierte Wilhelm auf die Aussicht eines Krieges zwi- 
schen Serbien und Österreich ungeduldig mit dem Ausruf: «Man zu! 
Dann wird eine Erleichterung der Spannung eintreten.»* 

Die von Großbritannien, Frankreich und Rußland in Vorschlag ge- 
brachte internationale Konferenz zur Regelung der neuen Situation im 
Orient lehnten Wilhelm, Bülow und das Auswärtige Amt einhellig ab.“ 
An der Bündnistreue des Deutschen Reiches zu Österreich-Ungarn sollte 
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Abb.26 Bülow mit dem russischen Außenminister Alexander Iswolski 


auf gar keinen Fall Zweifel aufkommen. Er werde «nicht der Büttel sein 
den Anglo-Gallo-Russisch[en] Spruch an Oesterreich zu vollziehen!», 
erklärte Wilhelm II. und fuhr fort: «Graf Hoyos, den ich heute auf der 
Jagd traf sagte mir Oesterreich wolle keine Conferenz und vor allem nie- 
mals hingehen [wenn] Bosnien auf dem Programm stehe. Ich habe ihn be- 
stärkt, und gesagt ich verspräche mir nichts von einer Conferenz, die 
doch nur über den Kaiser [Franz Joseph] zu Gericht sitzen wolle. Ich ging 
nicht hin wenn Wien nicht ginge.»’° Auf das Angebot des französischen 
Außenministers Pichon, daß «Frankreich und Deutschland in wichtigen 
Fragen zusammengehen» sollten, konterte Wilhelm mit dem Vermerk: 
«nicht ohne Oesterreich, erst recht nicht dagegen».)' Aus Angst, das Miß- 
trauen des letzten verläßlichen Bündnispartners zu wecken, weigerte sich 
Wilhelm überhaupt, in der Balkankrise eine Vermittlerrolle zu überneh- 
men. «Danke recht sehr! Damit wir die Schuld haben, wenn Oesterreich 
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nicht will, oder der Türkei die Meerengen abnehmen sollen für Russ- 
land!»’* 

Da Iswolsky nach seinem Aufenthalt in London und Paris auch Berlin 
besuchen wollte und da Wilhelm II. aus seiner Verachtung für den russi- 
schen Außenminister nie ein Hehl gemacht hatte,’ sah sich Bülow genö- 
tigt, dem Kaiser zur äußersten Vorsicht zu raten. «Herr Iswolsky hegt 
natürlich auch die Hoffnung, von Euerer Majestät möglichst viel und 
Sensationelles über die Lage im Orient und unsere Beziehungen zu ande- 
ren Mächten zu hören, um es dann nach eigenem Gutdünken zu drehen 
und zu verwerten. [...] So wage ich Euerer Majestät huldreichen Erwä- 
gungen anheimzustellen, ob es nicht zweckmäßig sein würde, wenn gera- 
de Euere Majestät ihm nichts Wesentliches über Politik sagen, sondern 
ihn einfach an den Staatssekretär und mich verweisen wollten mit dem 
Bemerken, daß Allerhöchstdieselben sich für die in Betracht kommenden 
Spezialfragen nicht besonders interessierten.» Wilhelm akzeptierte nicht 
nur bereitwillig diesen Rat - «war meine Absicht!» antwortete er, «Ich 
wollte ihn reden lassen und auf gar nichts eingehen!» -, sondern auch Bü- 
lows Anregung, Iswolsky die Möglichkeit seiner späteren Ernennung 
zum Botschafter in Berlin vorzuspiegeln. Es sei wichtig, ihn persönlich 
freundlich zu behandeln, damit er nicht den Märtyrer spielen könne.’* 
Am 25. Oktober gab Bülow für Iswolsky in Berlin ein großes Diner.’ 
Drei Tage später brach mit der Veröffentlichung des Kaiser-Interviews im 
Daily Telegraph das Kartenhaus der Persönlichen Monarchie zusammen. 
Wie wirkte sich diese schwerste Krise im Innern auf Wilhelms Haltung in 
dem schwelenden Konflikt auf dem Balkan aus? 


5. «Ich halte zu Euch durch dick und dünn.» 
Wilhelm und Franz Ferdinand 


Nach der überaus frostigen Konfrontation mit Bülow vom 17. November 
1908 und dem darauffolgenden Nervenzusammenbruch zog sich der Kai- 
ser, wie wir geschen haben, wochenlang «schmollend» aus der Politik zu- 
rück.° Während er seine eigenen Absichten vor seinen «verantwortlichen» 
obersten Ratgebern verheimlichte, vertraute er sich arglos seinen österrei- 
chischen Freunden an. Zu diesen zählte nicht nur Max Egon I. Fürst zu 
Fürstenberg, der im österreichischen Hochadel eine bevorzugte Stellung 
einnahm, sondern auch der k.u.k. Thronfolger Erzherzog Franz Ferdi- 
nand, der als eigentlicher Treiber hinter der Annexion Bosniens und der 
Herzegowina galt und sich rühmte, Aehrenthal als Außenminister nomi- 
niert zu haben. ’7 

Vom 4. bis 6. November 1908 hielt sich Wilhelm zur Jagd bei Franz 
Ferdinand in Eckartsau auf, ehe er über Schönbrunn nach Donaueschin- 
gen weiterfuhr. Sein Besuch beim Erzherzog-Thronfolger rief nicht nur 
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wegen der Krise daheim, sondern auch angesichts der gespannten Lage auf 
dem Balkan große Beunruhigung hervor. Fast panisch äußerte Iswolsky 
die Befürchtung, daß Wilhelm die von Franz Ferdinand angeführte Mili- 
tärpartei in Wien unterstützen würde, die «sehr kriegerisch» sei und zu 
einem Angriff auf Serbien treibe,’’ doch der Kaiser hielt sich zurück. 
Bülow hatte ihn gebeten, in seinen Gesprächen mit den Österreichern die 
Dardanellenfrage nicht anzuschneiden.’’” Am 5. November telegraphierte 
Wilhelm dem Kanzler aus Eckartsau: «In bisherigen Gesprächen, die ich 
lediglich als Zuhörer mitmachte, behandelte Franz Ferdinand Annexions- 
frage sehr lebhaft. Er hat überall dabei, und zwar treibend mitgewirkt. 
Sehr anerkennend für Freiherrn von Aehrenthal, den er selbst ausgesucht 
habe. Außerordentlich warm in Beurteilung unserer Stellungnahme und 
Bundestreue, fast enthusiastisch, sehr scharf über König Eduard VI. und 
England; [...] Iswolskys wurde mit Haß und Verachtung gedacht. Vom 
Kaiser Nikolaus II. sei ihm vor kurzem eine geheime Mission zugesandt 
worden, in welcher ihm versprochen wurde, stets gute Freundschaft mit 
Österreich zu halten, und aus Anlaß der jetzigen etwaigen kriegerischen 
Verwickelungen (Serbiens) solle kein Mann gegen Österreich von Ruß- 
land aufgestellt werden. [...] Waidmannsheil! Meerengenfrage nicht ge- 
streift.»°° Am folgenden Tage ergänzte der Kaiser seine Berichterstattung 
über die Absichten Franz Ferdinands. «Bosnien und Herzegowina sollen 
als Reichsland ähnlich wie bei uns das Reichsland verwaltet werden. Er sei 
sehr froh, daß alles so gut gegangen dank unserer loyalen Haltung, die er 
nicht genug unterstreichen konnte. Nur eins ärgere ihn, daß der Bulgare 
gleichzeitig seinen Coup gemacht habe; das sei ungehörig, daß er mit Sei- 
ner Majestät dem Kaiser nun stets gemeinsam genannt und angeführt wer- 
de; das hätte man vermeiden sollen. [...] Habe nicht den Eindruck, daß 
vorläufig irgendwelche kriegerischen Verwickelungen in ud stehen, 
falls nicht Serbien und Montenegro total verrückt sein sollten.»° 

Im Verlauf des Noveraber: brach, wie wir gesehen haben, die heile Welt 
Wilhelms II. zusammen.“ In der paranoiden Überzeugung, sein eigenes 
Reich werde jetzt von Harden und Holstein regiert, die Bülow völlig in 
ihrer Hand hätten, wandte sich Wilhelm nach der Daily Telegraph-Krise 
zutraulich an das fürstliche Ehepaar Fürstenberg, den langjährigen öster- 
reichisch-ungarischen Botschafter Szögyeny sowie an den Thronfolger 
Franz Ferdinand direkt und versprach ihnen die Unterstützung Deutsch- 
lands. Seinem Freund Max schrieb er am 1. Dezember 1908: «Was Du 
mir über die Oesterreichische Auffassung über mich und meine Politik 
schreibst ist mir eine große Genugthuung. Ja Oesterreich kann sich auf 
mich verlassen ich halte zu Euch durch dick und dünn! Nach heutigen 
Meldungen scheint ja die reine Anarchie in Prag zu sein, da muß mal Feuer 
auf den Tschechenmob gegeben werden. [...] Dem Franzi kannst Du ruhig 
über meinen Zustand Meldung machen.»® 

Eine Woche darauf empfing der Kaiser den österreichisch-ungarischen 
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Botschafter zu einer überaus vertrauensseligen Audienz im Neuen Palais. 
Szögyeny berichtete am 9. Dezember 1908, er habe den Monarchen «in 
einer ganz außerordentlich gedrückten Stimmung» vorgefunden. «Es mag 
hierzu auch Sein körperliches Unbehagen bis zu einem gewissen Maße 
beigetragen haben, hauptsächlich sind es jedoch noch Nachwirkungen des 
deprimierenden Eindrucks der letzten Vorfälle, welche sich bei dem hohen 
Herrn bemerkbar machen. Seine Majestät versicherte mir, es sei ihm ein 
Bedürfnis mir gegenüber eine ganz offene Sprache zu führen und - wie Er 
Sich ausdrückte - mir «Sein Herz auszuschütten». Er müsse mich aber bit- 
ten, Seine Mitteilungen als strengst vertraulich zu betrachten, und über 
dieselben nur Seiner K. und K. Apostolischen Majestät Meldung zu erstat- 
ten. Von Seinen Sorgen über die geschaffene Situation und von Seinem ge- 
kränkten Gemütszustand hätten bisher nur die Kaiserin und Seine Kinder 
genaue Kenntnis. Sonst sei nur Erzherzog Franz Ferdinand durch die län- 
geren Besprechungen in Eckartsau über Seine innersten Gefühle orien- 
tiert.»“* Eine Woche später griff Wilhelm erneut zur Feder, um auch dem 
Erzherzog-Thronfolger sein Leid zu klagen.‘ Das sich ach so vertrauens- 
voll gestaltende Verhältnis zwischen dem Deutschen Kaiser und dem 
Thronfolger Österreich-Ungarns auf dem Höhepunkt der Bosnischen 
Krise hatte schwerwiegende politische Folgen. 


6. Krieg gegen Rußland oder Kontinentalliga gegen England? 


Der nach dem «Nervenschock» vom 23. November selbstauferlegte Ver- 
zicht Wilhelms II. auf politische Betätigung währte nur kurze Zeit. Knapp 
drei Wochen nach dem Zusammenbruch meldete er sich mit der gewohn- 
ten Leidenschaftlichkeit zurück. Auf einen Bericht aus St. Petersburg, wo- 
nach Iswolsky wieder einmal den Abschluß eines formellen Bündnisses 
zwischen Rußland, Frankreich und England an die Wand gemalt hätte, 
wütete der Kaiser, der russische Außenminister habe wohl «ein hunde- 
mäßig schlechtes Gewissen! Er hat doch mit England angebandelt, wie er 
es schon im Frühjahr uns androhte in der Sandschackbahnaffaire! Aber die 
Anbandelungen haben anscheinend die Meerengen nicht gebracht, nur für 
London die gewollten Arrangements in Asien. Nun werden wir von Is- 
wolski mit dem Engl[ischen] Bündniß fortwährend geblufft, um uns von 
Österreich abzuziehen. Die Meerengen muß Rußland von Österreich und 
uns bekommen, aber nicht von London oder gar London ganz allein. Ich 
glaube bestimmt, daß Iswolski die Phrase mit dem Engl[ischen] Bündniß 
gebraucht hat und selbst verlautbarte. Genau so hatte er es ja mit dem 
Wortlaut des Conferenzprogramms im Herbst gemacht, das er in London 
losließ, um es von Paris aus am nächsten Tage zu dementiren, als der Ein- 
druck ein andrer war, wie der erwartete!» 

Wilhelms Haltung in der Orientkrise schwankte nun erratisch zwi- 
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schen einer Bereitschaft zum großen Kriege gegen Rußland - bisher hatte 
er den Krieg gegen die westlichen Großmächte, nicht aber gegen das Za- 
renreich ins Auge gefaßt - und dem alten Wunsch nach der Wiederherstel- 
lung des Dreikaiserbundes zwischen Deutschland, Österreich-Ungarn 
und Rußland — mit oder ohne Frankreich — gegen England. Am 10. De- 
zember 1908 berichtete der Militärattache in St. Petersburg über eine 
Unterredung mit dem russischen Kriegsminister, der in «drastischen Aus- 
drücken» erklärt habe, es sei «ausgeschlossen», daß Rußland wegen der 
Serben Krieg führen werde.” Der Militärattach& schilderte auch detailliert 
die Mängel der russischen Armee hinsichtlich ihrer Organisation und Be- 
waffnung. Diese Mitteilungen riefen in Wilhelm die Erklärung hervor: «Das 
wäre also vom militärischen Standpunkt für uns jetzt der beste Moment 
mit den Russen abzurechnen.»® Einen Tag später berichtete der Botschaf- 
ter Graf Pourtal&s über ein dramatisches Gespräch, das er mit Iswolsky 
geführt hatte. Zu Presseberichten, es gebe über die Triple Entente hinaus 
bereits ein festes russisch-englisch-französisches Bündnis, habe er gegen- 
über dem russischen Außenminister ausgeführt: «Ein solches Bündnis 
würde die Schließung des Ringes bedeuten, welcher die Stellung Deutsch- 
lands in Europa zu einer unerträglichen gestalten würde. Schon bei bloßen 
ernstlichen Anzeichen des Bevorstehens eines solchen Bündnisses bin ich 
überzeugt, daß ein beträchtlicher Teil der sonst gewiß friedlich gesinnten 
öffentlichen Meinung Deutschlands zu einer aggressiven Politik drängen 
würde, um den Ring womöglich zu sprengen, ehe er fertig ist.» Auch 
hierzu schrieb Wilhelm zustimmend: «unbedingt ja Prävenire spielen wie 
einst Friedr[ich] d[er] Große». Begeistert vermerkte er am Schluß des Be- 
richts zu der scharfen Sprache, die der Botschafter geführt hatte: «Ausge- 
zeichnet! Ich unterschreibe jedes Wort! Pourtal£s hat, überlegt, wahr, und 
schneidig gesprochen! Es ist gut, daß Iswolski das zu hören bekam. Der 
Kerl hat mit seinen abwechselnden bluff, Intriguen, Unwahrheit, Finasse- 
rie sich schließlich so in eine Ecke hineinmanövrirt, daß er selbst in seinem 
Netz verstrickt ist und nicht mehr heraus kann!»7° 

Am 13. Dezember 1908 erhielt WilhelmII. durch den Militärbevoll- 
mächtigten in Rußland, Kapitän zur See Paul Hintze, die Bestätigung, daß 
das Zarenreich gegenwärtig nicht bereit sei, für Serbien Krieg zu führen, 
und als eigentliches Ziel nur die freie Passage seiner Kriegsmarine durch 
die Dardanellen anstrebe.7' Plötzlich schöpfte der Kaiser wieder Hoffnung 
auf den Zusammenschluß der drei östlichen Kaiserreiche gegen England. 
Der Zar, so verlangte er, müsse zu Deutschland und Österreich-Ungarn 
«hinübergezogen» werden. Der Gegensatz zwischen Rußland und Eng- 
land in der Meerengenfrage habe die Chance zu einer diplomatischen 
Revolution eröffnet, die Deutschland mit beiden Händen greifen müsse. 
«Dadurch könnte vielleicht eine ganz geänderte Constellation der Mächte 
herbeigeführt werden», schrieb er an Bülow. «Jedenfalls wäre es nicht aus- 
geschlossen bei einigem Geschick, die 3 Kaisermächte einander näher zu 
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bringen, und den monarchischen Gedanken zu stärken. Wenn Oesterreich 
und Deutschland [...] dem Zaren in der Meerengenfrage Entgegenkom- 
men zeigen, und Schwierigkeiten fortzuräumen sich befleißigen, da wir ja 
jetzt wissen, das[s] er auf diesen Punkt so scharf den Nachdruck legt, daß 
er sogar den Appell an die Waffen nicht scheut, dann würden wir ihm zu 
neuem Erfolge verhelfen - der ihn in Gegensatz zu London bringt - die 
Russ[ische] Oeffentliche Meinung befriedigen und Iswolski einen großen 
Dienst erweisen. Frankreich hat die Wahl zu treffen ob es mit seinem 
Russlischen] Alli& gehen - also mit den Kaisermächten - oder zu England 
halten will. Es wird wohl wegen der 12 milliarden das erstre thun. England 
wird in die Lage versetzt, entweder wie bisher sich der Türkei anzuneh- 
men, dann muß es gegen die Oeffnung der Meerengen sein, oder die Oeff- 
nung für alle also auch für sich beanspruchen, was Russland nicht will. Es 
muß entweder den Haß der Russen oder der Türken auf sich laden, d[as] 
hfeißt] sich entweder mit den Slavischen oder der Muhammedanischen 
Welt überwerfen. Im letzteren Fall dürften die Folgen baldigst in Aegyp- 
ten und in Indien in übeler Weise sich fühlbar machen. Denn gerade die 
Unruhe in diesen Ländern ist der Grund der plötzlichen Türkenfreund- 
lichkeit Englands. Die Russen rechnen schon mit und rüsten schon auf 
einen Krieg, in den wir auch mit involvirt sein würden; wir fürchten ihn 
nicht; jedoch glaube ich, daß man ihn vielleicht noch mit der Oeffnung der 
Meerengen beschwören könnte, welche von 2 Kaisern dem Dritten ange- 
boten zu einem leidlichen Verhältniß zwischen den 3 Kaisermächten füh- 
ren könnte, welchen, wohl oder übel, Frankreich sich anzuschließen hätte, 
Italien ebenso; und England würde zum Mindesten sehr höflich werden. 
Jedenfalls ist die Situation sehr ernst. Und da ist es bei dieser Lage der Din- 
ge sehr ergötzlich, daß jetzt gerade im Reichstage der Spaarteufel seine 
wildesten Sprünge macht und wahre Orgien feiert, wodurch Heer und 
Flotte gerade jetzt gehindert werden sich unauffällig, wie man es sonst ge- 
konnt, auf kommende Ereigniße vorzubereiten. [...] Jetzt heißt es gerüstet 
sein und klar machen zum Gefecht! Dazu ist aber der Abstrich von 
so Millfionen] im Marine Etat, der uns unmöglich macht, Seeminen zu be- 
schaffen von denen uns viele Hundert zur Sichrung unsrer Häfen und 
Flußmündungen noch fehlen, ein schlechter Anfang, das ist bei der Au- 
genblicklichen Lage der Dinge beinahe Landesverrath! Wie viele Milliar- 
den könnten uns dafür an Handelswerthen ruinirt werden! Schon der Ver- 
such große Ersparniße an der bewaffneten Macht, in solcher unruhigen 
Zeit zu machen, verleiht den Schein der Schwächung und reizt den Feind 
zum Angriff. Der letzte Satz im gestrigen Petersburger Telegramm «daß 
der Zar nach wie vor mein Freund sei und ich mich auf ihn verlassen kön- 
ne - nach der schroffen Erklärung «er wolle die Meerengen haben» - zeigt 
den Weg wie seine Freundschaft gewonnen, befestigt und auch fruktifizirt 
werden kann. Daher muß Berlin im Verein mit Wien bald ans Werk gehen 
und die Meerengenfrage mit Petersburg behandelt werden. So kann der 
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Zar zu den Kaisermächten hinübergezogen werden, und auch die Eitelkeit 
Iswolskis ist befriedigt.» 

Bülows Antwort auf diese «Allerhöchsten Direktiven» wurde von Ki- 
derlen-Wächter entworfen. Grundsätzlich, so führte er aus, sei eine Rück- 
kehr zum deutsch-russisch-österreichischen Dreikaiserbündnis zu begrü- 
ßen. Ansatzpunkt für eine Verbesserung des Verhältnisses zu Rußland 
könne in der Tat sein, den Russen in der Frage der türkischen Meerengen 
entgegenzukommen. Dies könne am besten unter Hinweis auf den gehei- 
men deutsch-russischen Rückversicherungsvertrag von 1887 geschehen, 
denn auch nach dem Erlöschen des Vertrages habe sich die wohlwollende 
deutsche Haltung in der Meerengenfrage nicht geändert. Bülow und Ki- 
derlen warnten aber dringend davor, in dieser Frage die Initiative zu er- 
greifen. «Die zu unserm lebhaften Bedauern gegen uns in England, zum 
Teil auch in Frankreich herrschende Animosität ist so groß, daß unser 
Hervortreten die Wünsche Rußlands eher gefährden als fördern würde.» 
Deshalb wäre es im Interesse Rußlands besser, wenn es die Vermittlung 
Frankreichs bei England in Anspruch nehmen würde. Solche Verhandlun- 
gen würden bald ergeben, dafß England sowohl wegen der gegenwärtigen 
«Schwärmerei der Engländer für das freiheitlich-revolutionäre Element in 
der Türkei» als auch wegen der gebotenen «Rücksicht auf die eigenen mu- 
hamedanischen Untertanen in Indien und Ägypten» nicht bereit sei, den 
Wünschen der Russen in der Meerengenfrage Rechnung zu tragen.” 

Wie zu alten Zeiten bedeckte Wilhelm II. den Immediatbericht seines 
Reichskanzlers mit endlosen herrischen Kopf- und Randbemerkungen. 
Bülows Vorschlag «wäre das genauste Gegentheil was ich will», kritzelte 
er. «Es wäre ja geradezu den Zaren künstlich den Engländern in die Arme 
jagen.» Er, Wilhelm, wolle dahingegen Rußland (und Frankreich) von 
England abspalten und zu Deutschland und Österreich hinüberziehen. 
«Wenn England Nein sagt, so ist die Freundschaft zw[ischen] ihm und 
Russland zu Ende, und der verletzte Zar kommt dann zu Oesterreich und 
uns, und Frankreich geht mit ihm, und dann kriegt er eben von uns andern 
die Erlaubniß und Zustimmung, und England bleibt es überlassen ob es 
allein die Russen daran hindern will, die ganz Europa mit sich haben. So 
muß es gefing[e]rt werden.» «Es kommt hierbei hauptsächlich darauf an 
einen Keil zw[ischen] London und Iswolski zu treiben. Das geschieht da- 
durch, wenn Oesterreich und wir ihm die Zustimmung geben und gemein- 
sam in Paris und London die Russlischen] Schritte und Wünsche die vom 
Zaren ausgehen, warm unterstützen. [...] Daher mit Vorschlag nicht ein- 
verstanden; es muß die Instruktion [an den Botschafter in St. Petersburg] 
hiernach modifizirt werden. Es kommt weniger auf den Erfolg der Schritte 
an, als darauf England in die von mir gestern angedeutete Zwangslage zu 
bringen, und dem Zaren einen eklatanten Beweis unsrer und der Oester- 
reichischen Hülfe zu geben, und einen Riss zwischen London und Peters- 
burg zu ermöglichen.» Das Telegramm Hintzes sei ja - «zumal mit dem 
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persönlichen Schluß -[...] ein Appell an mich [...] zu helfen» gewesen, er- 
klärte Wilhelm. «Der Zar [...] will die Meerengen haben; une question 
d’amour-propre. Er ist im Herbst mit seiner Anregung in London bereits 
abgeblitzt, [...] und hat sich nun an mich gewendet. Da kann ich nicht ihm 
anrathen die Sache nochmals mit Hülfe von Paris zu probiren! Das hat 
ihm sicher schon damals nach Kräften sekundirt. Außerdem hieße das ja 
gerade den Zaren direkt in die Englischen Arme künstlich hineintreiben 
und die Anglo-Franco-Russische Gruppe gerade zu erschaffen. Er hat 
Vertrauen zu mir gezeigt, daß ich ihm zu seinem Wunsch verhelfe. Das 
muß ausgenutzt werden, und zwar dahingehend, daß nunmehr die Kaiser- 
mächte sich für seinen Plan interessiren und ihn mit Paris gemeinsam in 
London vertreten, da Paris in diesem Falle nicht anders kann. Sagt London 
wieder nein, ist der Riss mit Petersburg evident, wir haben diligentiam 
prestiret und den Russen gezeigt, daß wir es gut mit ihnen meinen. Und es 
kann nun seinen Weg wählen mit oder ohne England: es thun oder unter- 
lassen. Sagt London ja, dann haben Wien und Berlin - mit Paris vereint - 
Russland zu seines Wunsches Erfüllung verholfen, und Russland ist zu- 
frieden, und wird sich uns nähern, Paris dadurch indirekt auch, da das 
Alles mitmacht, was Petersburg thut, und Iswolski’s Eitelkeit ist auch 
beruhigt, was sehr wichtig ist. Die Meerengen muß Russland von Wien 
und Berlin bekommen; das waren Bismarcks und Schweinitz’ Worte an 
mich!»”* Schließlich gelang es Bülow, Schoen und Kiderlen, den Kaiser zu 
überzeugen, daß eine Unterstützung der russischen Wünsche zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt, nachdem die Annexionskrise noch nicht beigelegt 
war, als Schwäche ausgelegt werden würde: Iswolsky würde dem Zaren 
die Sache «schon so darzustellen wissen, daß wir nicht aus Liebe, sondern 
aus Furcht» intervenierten. Als längerfristiges Ziel hielt jedoch auch die 
Berliner Führung an dem Gedanken einer Wiederherstellung des Dreikai- 
serbundes fest.’ 

Der Wunsch nach einer Erneuerung des vor allem gegen Großbritan- 
nien gerichteten deutsch-österreichisch-russischen Kontinentalbündnisses 
tauchte in dem Brief wieder auf, den Wilhelm II., ohne den Reichskanzler 
zu informieren, am 31. Dezember 1908 an Franz Ferdinand richtete. 
«Mein lieber Franzi», schrieb er dem Thronfolger, «Ernste Fragen nehmen 
wir in das neue Jahr hinüber, deren Lösung noch aussteht. [...] Der Kern- 
punkt der Lage liegt bei der gewissen Seemacht über die wir so oft gespro- 
chen und über deren Verhalten wir beiden ja ganz einig sind. Sie betreibt 
eine ganz gewissenlose und acharnirte sowie Zielbewußte Hetze gegen 
unsre beiden Länder an Allen Orten der Welt. In Paris, Madrid, Rom, vor 
allem in Petersburg und Stambul. Ihr Ziel ist ein großer Continentalkrieg 
Aller gegen Alle um dabei im Trüben zu fischen und uns alle zu schwä- 
chen. Russland will! aber keinen Krieg - weil es jetzt nicht kann. Immerhin 
ist aus /swolski’s Rede der Plan zu erkennen, einen Balkanbund der Slawi- 
schen Brüderstäimme gegen Euch zusammenzubringen, was der anderen 
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Macht gut ins Concept paßt. Dieser Bund ist am Besten dadurch zu hin- 
tertreiben, wie mich dünkt, wenn Ihr Bulgarien fest an Euch kettet und es 
mit Euch zu gehen veranlaßt. So wie das sich öffentlich an Eurer Seite 
zeigt, beweist es, daß seine Interessen durch Euch gedeckt werden, ob- 
gleich es Slawisch ist. Damit wird dem Gerede des bedrohten Slawenthums 
sofort durch ein evidentes Faktum der Boden entzogen, und Iswolski ist 
um ein Agitationsmittel ärmer. Rumänien geht ja auch mit Euch. So habt 
ihr die beiden besten Balkanstaaten und Heere auf Eurer Seite was doch ei- 
nen factor in der Berechnung ausmacht falls es Ernst werden sollte. Die 
Türken dürften auch glaube ich zu haben sein. Sie «brauchen dringend viel 
Geld». Es wäre schade, wenn sie das Alles von jenseits des Meeres kriegen 
sollten und noch abhängiger würden für dortige Wünsche. Der Orientale 
ist für Gaben sehr zugänglich, und falls der Bakschisch nicht zu klein ist, 
dürfte er seine Wirkung kaum verfehlen. [...] Es wäre doch schön wenn 
auf dem Verhandlungswege die 3 Kaisermächte als «Interessengemein- 
schafb sich wieder zusammenfinden könnten? Jedenfalls habe ich in Sofia 
wissen lassen daß meine Stimme zu Anerkennung und mein späteres 
Wohlwollen lediglich davon abhänge ob Fernando Naso [Ferdinand von 
Bulgarien] sich resolut auf Eure Seite stellen wird, wozu ich ihm nur ra- 
then könne. Im Uebrigen halte ich mich auf Alles gefaßt wie Gott es auch 
fügen möge und halte mein Pulver trocken und bin auf der Wacht. Das[s] 
Ihr auf uns zählen könnt weißt Du, und ob unsere Armee was taugt, 
kannst Du am Besten beurtheilen.»”° 


7. Deutschland und die Gefahr eines Krieges 
zwischen Österreich und Serbien 


Wenn auch Wilhelm die Wiederherstellung des Dreikaiserbundes bevor- 
zugt hätte, einen allgemeinen Krieg, der sich leicht aus dem österreichisch- 
russischen Gegensatz auf dem Balkan hätte entwickeln können, lehnte er 
keineswegs ab, wie die Schlußsätze dieses Silvesterbriefes an Franz Ferdi- 
nand wieder zeigen. Beim Neujahrsempfang der Kommandierenden Ge- 
neräle am 2. Januar 1909 identifizierte sich der Oberste Kriegsherr mit 
einem Artikel Schlieffens, der ein düsteres Bild der weltpolitischen Lage 
zeichnete und die «Einkreisung» Deutschlands und Österreich-Ungarns 
als vollendete Tatsache voraussetzte.7”” Bülow sah sich genötigt, seinen 
Souverän auf den Boden der Realität zurückzuführen. In einem Brief an 
Wilhelm kritisierte er die pessimistische Sicht des Schlieffenschen Aufsat- 
zes (und damit indirekt auch Wilhelms II.) und enthüllte die Leitlinien sei- 
ner eigenen Politik, die auf einen gewaltigen Vorstoß in der Orientkrise 
ohne Krieg hinzielte. «In dem Artikel der Deutschen Revue waren die mi- 
litärischen Betrachtungen gewiß vortrefflich, die politischen Ausführun- 
gen dagegen sind nicht glücklich. Worauf es jetzt ankommt ist, den Öster- 
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reichern Mut zu machen, die nicht nur für sich selbst, sondern am letzten 
Ende auch für uns gegen die Entente-Mächte Front genommen haben. Es 
kommt darauf an, die Österreicher mit der Überzeugung zu erfüllen, daß 
die Russen noch für Jahre hinaus nicht völlig aktionsfähig sind; die Italie- 
ner nicht die Kraft, noch den Schneid haben, Österreich anzugreifen; Eng- 
land den Österreichern nicht viel tun kann und aus wirtschaftlichen wie 
aus politischen Gründen auch Ursache hat, einen Waffengang mit uns 
nicht vom Zaune zu brechen; Frankreich noch immer unsere Überlegen- 
heit fürchtet. Es ist weiter nicht richtig, daß Österreich nicht in der Lage 
wäre, uns Unterstützung zu gewähren. Österreich kann uns gegen Ruß- 
land sehr wohl unterstützen und es liegt auf der Hand, daß eine österrei- 
chische Kooperation gegen Rußland durch die letzte Wendung der öster- 
reichischen Politik sicherer geworden ist als sie vor der Annexion von 
Bosnien und der Herzegowina war. Es ist endlich unrichtig, daß Öster- 
reich im Falle einer europäischen Conflagration die Front nach Süden 
nehmen müsse. Österreich wird im Gegentheil in seinem eigenen wie in 
unserem Interesse gut thun, alle seine Kräfte gegen Rußland zusammenzu- 
halten und sich gegenüber Italien und den Raubstaaten Serbien und Mon- 
tenegro auf die Defensive zu beschränken.»"* 

Durch Generalstabschef von Moltke in diesem Glauben bestärkt, ge- 
wann Kaiser Wilhelm aus der Tatsache, daß seine Ansprache an die Kom- 
mandierenden Generäle vom 2. Januar 1909 bereits am folgenden Tag in 
der russischen Botschaft bekannt und anscheinend von dort aus an das 
Berliner Tageblatt weitergegeben worden war, die Überzeugung, daß die 
«Indiskretion» vom russischen Militärbevollmächtigten Tatischtscheff be- 
gangen worden sei. Der Zweck, so argwöhnte er, sei wohl, den bevorste- 
henden Besuch des britischen Königspaares in Berlin zu verhindern.” 
Während Wilhelm somit wieder gegen Rußland eingenommen wurde, 
zollte er der angestiegenen Macht des Inselreiches am Goldenen Horn Re- 
spekt, wobei die Hoffnung auf die englische Neutralität in einem Krieg 
gegen Rußland sicherlich eine Rolle spielte. Franz Ferdinand beglück- 
wünschte er am 14. Januar 1909 zu der «erfreulichen» Beilegung des Kon- 
flikts zwischen Österreich und der Türkei, hinter der er den britischen 
Einfluß zu sehen glaubte. «Das Angebot hat seine Wirkung gethan und 
scheint von den Türken mit Freuden angenommen zu sein. [...] Sehr 
amüsant ist, daß man ganz ungenirt in London uns mittheilte, man habe 
Stambul bestimmt zu verstehen gegeben dieses Angebot anzunehmen. 
Also Albion kommandirt dort ganz nach Belieben und hetzt oder wiegelt 
ab ganz nach Belieben und Bedarf gerade wie es ihm in den Kram paßt. 
Unsere gemeinsame Haltung hat ihm imponirt, und da lenkt es ein.» Of- 
fenbar suche England eine Annäherung an Deutschland und Österreich 
und wende sich wieder von Rußland ab.'° 

Die Gefahr eines europäischen Krieges drohte jetzt, nachdem sich Öster- 
reich-Ungarn mit der jungtürkischen Regierung arrangiert hatte, nicht 
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mehr aus einem Gegensatz zwischen Wien und Konstantinopel, sondern 
viel eher aus einem Konflikt zwischen der Donaumonarchie und den 
«Raubstaaten» Serbien und Montenegro zu entstehen, deren Forderungen 
nach Kompensation für die Annexion Bosniens und der Herzegowina von 
Rußland unterstützt und von Österreich abgelehnt wurden. Um die Jah- 
reswende 1908/09 stellte sich die Gretchenfrage in akuter Form, wie Ruß- 
land und Deutschland sich in einem Krieg zwischen Österreich und Ser- 
bien stellen würden. In einem Brief an Kaiser Wilhelm vom 25. Dezember 
1908 äußerte Zar Nikolaus II. die Sorge, daß Österreich Serbien angreifen 
werde. Deutschland, so bat er, solle in Wien zu verstehen geben, daß ein 
österreichisch-serbischer Krieg den Frieden Europas gefährden würde." 

Das Antwortschreiben Wilhelms vom 8. Januar 1909 wurde im Aus- 
wärtigen Amt in englischer Sprache entworfen. Ausdrücklich bat Bülow 
den Kaiser, den Entwurf unverändert abzuschreiben, weil dort jedes Wort 
sorgsam überlegt worden sei. Ausnahmsweise hielt sich Wilhelm mit ganz 
geringfügigen Abweichungen an die Bitte des Kanzlers."” In dem Schrei- 
ben an den Zaren sprach er von seinem Wunsch, «daß Deutschland und 
Rußland so eng wie möglich vereint sein sollten», denn «ihre Vereinigung 
wird ein mächtiges Bollwerk für die Aufrechterhaltung des Friedens und 
der monarchischen Einrichtungen bilden». Der Brief enthielt jedoch auch 
viele Klagen über die russische Politik, die sich offenkundig in den letzten 
zwei Jahren «allmählich von uns mehr und mehr entfernt [hätte] in der 
Richtung einer immer engeren Kombination von Mächten, die uns un- 
freundlich gesinnt sind». Das Mißtrauen, das man in Rußland gegenüber 
der Politik Deutschlands hege, sei unbegründet. Von der österreichischen 
Annexion Bosniens und der Herzegowina, für die man Deutschland ver- 
antwortlich halte, habe man in Berlin keinerlei Vorwissen gehabt. Mit 
einem Angriff Österreichs gegen Serbien, den der Zar befürchte, sei nicht 
zu rechnen. «Ich halte es [...] für meine Pflicht, Dir ganz offen zu sagen, 
daß ich den Eindruck habe, daß Deine Auffassung über die Absichten 
Österreichs zu pessimistisch ist, und daß Du Dich darüber mehr als not- 
wendig beunruhigst. Jedenfalls zweifeln wir hier nicht im geringsten 
daran, daß Österreich Serbien nicht angreifen wird. Das würde dem Kaiser 
Franz Joseph [...] ganz und gar nicht ähnlich sehen. Auch glauben wir 
nicht, daß Ährenthal solche Pläne hegt. Natürlich müssen die kleinen Bal- 
kanstaaten notwendigerweise klug und loyal sein, alle Provokationen ver- 
meiden und kriegerischen Vorbereitungen ein Ende machen. Diese kleinen 
Staaten sind eine furchtbare Plage! Quantites negligeables!? Die geringste 
Ermutigung von irgendeiner Seite bringt sie außer Rand und Band. [...] 
Vor sechs Jahren blickte die ganze Welt mit Abscheu und Entsetzen auf 
dieses sehr kleine Volk als auf die Mörder ihres Königs!» 

Entgegen diesen Versicherungen bestand eine Kriegsgefahr sehr wohl. 
Der österreichische Generalstabschef, Franz Freiherr Conrad von Höt- 
zendorf, drängte beharrlich auf einen Angriffskrieg gegen Serbien.°* Zwar 
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hatte sein deutscher Amtskollege Moltke Anfang Januar 1909 die Ansicht 
vertreten, daß es geraten sei, den Krieg mit Serbien nicht zu provozieren, 
denn solange sich Österreich «auf die Abwehr gegen Serbien beschränkt, 
wird Rußland keine Veranlassung haben, aktiv zu werden». Doch am 
21. Januar 1909 sicherte Moltke seinem österreichischen Kollegen im Ein- 
vernehmen mit Bülow die volle Unterstützung Deutschlands in einem 
Krieg gegen Rußland zu. «Ich glaube», schrieb er an Conrad, «daß erst der 
Einmarsch Österreichs in Serbien ein eventuelles aktives Einschreiten 
Rußlands auslösen könnte. Mit diesem würde der casus foederis für 
Deutschland gegeben sein.» Moltke zog sogar die Möglichkeit ins Kalkül, 
daß die Franzosen dann dem russischen Bundesgenossen militärische 
Hilfe leisten würden. Gleichwohl erklärte er, selbst dann brauche «die 
Lage der verbündeten Reiche zwar als ernst, aber nicht als bedrohlich auf- 
gefaßt zu werden». 

Wie verhielt sich Kaiser Wilhelm in dieser gravierenden Frage? Ende 
Januar 1909 äußerte er die Überzeugung, daß die Annexionskrise allein 
der unverantwortlichen persönlichen Rivalität Iswolskys und Achrenthals 
entsprungen sei, durch die die Welt bestimmt nicht in den Krieg gestürzt 
werden sollte. «Man muß die ganze Russ[ische] Balkanpolitik vom Stand- 
punkt der sehr schwer verletzten, bodenlosen Eitelkeit Iswolski’s betrach- 
ten», urteilte er. «Er hat sich coram publico blamirt, und will sich jetzt 
partout an Achrenthal rächen. Die aus verletzter Eitelkeit entstehende 
Rachsucht ist die allergefährlichste; zumal wenn, wie hier, Politische 
Seichtheit, Leichtsinn und unbegrenzte Lügerei mit ins Spiel treten; die 
machen sich kein Gewissen daraus um diese Rache zu befriedigen, einen 
Weltenbrand zu inszeniren. Ich würde an und für sich die Angelegenheit 
nicht tragisch nehmen; wenn nicht der arme schwache von Iswolsky gänz- 
lich über den Löffel balbirte Zar dawäre. Der ist schon trotz aller Bitten 
und Warnungen in den Japanlischen] Krieg völlig ahnungslos hineingetrie- 
ben, hier sehe ich die aufsprießenden Keime für eine ähnlich Thorheit im 
Balkan. Der Conflict zweier Staatsmänner aus Neid und Eifersucht hat 
schon mal zwei Länder in große Gefahr gebracht: Bismarck contra Gort- 
schakoff! Resultat davon: Russo-Gallisches Bündniß!»” Mit Befriedigung 
nahm er die sich mehrenden Anzeichen auf, daß Frankreich Rußland von 
einem Krieg zurückhalten werde. Für einen kriegerischen Konflikt um 
den Orient wolle «la belle France nicht ins Feuer kommen», spottete er, 
dafür sei in Frankreich kein Enthusiasmus vorhanden, schon wegen der 
«Besorgniß 5 Milliarden Werthe durch Krieg in Türkei zu verlieren». 
Deutschland dürfe sich unter keinen Umständen an einer Vermittlung be- 
teiligen; «die Gallier sollen das allein auf ihr Conto nehmen, viel Freude 
werden sie in Petersburg nicht damit erleben!»"* 

Im Februar 1909 erhielt Wilhelm vom Thronfolger Franz Ferdinand 
eine wutschnaubende Tirade gegen die Ungarn, die der Erzherzog als die 
«infamsten, antidynastischsten, verlogensten und unverläßlichsten Gesel- 
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len» in seinem Vielvölkerreich beschimpfte. Die Magyaren seien über- 
haupt «des Übels Wurzel» der Krise der Donaumonarchie, die «Lehrmei- 
ster für alle Elemente, die durch revolutionäres Drängen und Excesse» 
das Habsburgerreich auflösen wollten. Das «schamlose» Vordringen der 
Slawen in allen Teilen der Monarchie sei nichts als die Nachahmung des 
Benehmens der Magyaren. Dem Kaiser setzte der Erzherzog auseinander: 
«Ich bin vollkommen überzeugt, [...] daß in dem Momente wo man dem 
heillosen Treiben der Magyaren Einhalt gebiethet (was ganz leicht zu 
effectuiren ist, da sich der Magyar als echter Hunne u. Asiate immer nur 
bramarbasirt, aber der Energie sich sofort beugt) die Slawen auch in ihrem 
stürmischen Vorgehen einhalten u. sich wieder ruhig u. still den culturell 
viel höher stehenden Deutschen unterordnen. Will man in der oesterrei- 
chischen Monarchie Ruhe u. Ordnung haben u. die Gelegenheit besitzen 
im Anschluß an die Bundesgenossen eine kräftige und für alle Völker 
nützliche Auslandspolitik zu treiben so gibt es nur ein Mittel u. eine Not- 
wendigkeit u. d[ie] i[st] diese Präponderanz der Ungarn zu brechen! Sonst 
werden wir mit apodiktischer Sicherheit ein slawisches Reich u. der Tria- 
lismus der ein Unglück wäre ist fix u. fertig!»" 

In seiner geradezu schwindelerregenden Antwort vom 12. Februar 
1909 auf diesen Brandbrief brach der Deutsche Kaiser eine Lanze für die 
Ungarn als wichtige Verbündete der «Germanen», Engländer und Türken 
in ihrem unausweichlichen gemeinsamen Konflikt mit der «Slavischen Ge- 
sammtmacht» und den «Romanen (Latein[ische] Nationen)». «Mein lieber 
Franzi», schrieb er dem Thronfolger, «die Gefahren, welche Du voraus- 
siehst für die zukünftige Entwickelung im Inneren der Monarchie im Ver- 
hältniß zu Ungarn sind für mich von großem Interesse gewesen. Es ist ge- 
wiß, daß der Ungar bei seinem Chauvinismus und seiner Eitelkeit nicht 
leicht zu behandeln ist: und wie Du ausführst sind diese Eigenschaften 
durch zuviel Nachgeben noch gestärkt worden, sodaß es schwer fällt eine 
feste Grenze für den Abschluß von Conzessionen zu finden. Daß solche 
nicht auf Kosten der Wehrmacht gemacht werden sollten, die dadurch an 
Homogenität und Kraft verlieren würde ist selbstverständlich. Auf der an- 
deren Seite hat sich in den Letzten Monaten die slavische Gefahr in über- 
raschender Weise in ihrer Verblendung und Heftigkeit dekouvrirt. Nach 
Deiner eigenen Schilderung manövrirt Belgrad und Prag unter festem Pro- 
gramm, was durch Geldspenden außer Zweifel gesetzt ist. Hinter beiden 
steht Moskau, wie weit Krakau und Lemberg mitspielen entzieht sich mei- 
ner Beurtheilung. Nun ist für Oesterreich anscheinend diese Pan-Slavische 
Gefahr die größere von beiden, da ja dieselbe ihren Hebel bei Euch im 
Lande selbst bei den Tschechen gegen Oesterreich und sein Kaiserhaus an- 
setzen und den Bestand der Monarchie gefährden, weil sie slawische Lan- 
destheile nen incorporirt hat, und dadurch zu einer zweiten Slawischen 
Großmacht (neben dem heilligen] Slawischen Russland) sich zu entwik- 
keln im Begriff ist. Mit dieser All-Slawischen Feindschaft - von anderen 
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Großmächten geschürt - ist in Zukunft wohl in erhöhtem Maße zu rech- 
nen; aus Angst vor der Concurrenz, und daher der T'heilung der Slavi- 
schen Gesammtmacht zwischen Euch und Russland, was Russland stets 
mißtrauisch beobachten wird. Als beste Stütze gegen die All-Slavische Ge- 
fahr und ihre Machinationen, ist a) festes, gutes Verhältniß mit Rumänien 
b) dito mit Bulgarien c) mit der Türkei. Dazu der Haß der Ungarn gegen 
Alles was Pan-Slavistisch ist, würde diese doch zu einer gute Stütze gerade 
im Süden gegen alle Slaw[ischen] Velleitäten machen. Denn der Chauvinis- 
mus der Ungarn entspringt aus einem glühenden Patriotismus, wenn auch 
partikularistischer Färbung; und richtig geleitet würde er sich doch wohl 
zu gutem Nutzen für das Gesammtwohl des Vaterlandes brauchen lassen.» 

Wilhelm fuhr fort: Vor kurzem habe er sich mit dem neuen türkischen 
Botschafter in Berlin «über die Politischen Zukunftsideen der Jungtür- 
ken» unterhalten. «Er entwickelte mir als Hauptprogramm gelte eine feste 
Freundschaft mit Oesterreich, Rumänien, eventl. Bulgarien, Deutschland 
und wie er hoffe England, um einen tiefen Graben zu ziehen quer durch 
Europa zwischen den Romanen (Latein[ische] Nationen) und den Slaven 
unter Russ[ischer] Abhängigkeit. Lateiner sowohl als Slaven seien zu ähn- 
lich in ihren Characteren und Rasseneigenthümlichkeiten und zögen sich 
daher stets gegenseitig an. Von beiden Rassen hätte die Türkei nur Übeles 
erfahren und auch nur Böses zu erwarten; jede einzeln genommen sei der 
Türkei gefährlich; vereint seien sie eine drohende Gefahr für sie, der die 
Türkei nur durch engen Anschluß an die übrig bleibenden Großmächte 
Oesterreich, Deutschland, England vorbeugend begegnen könne. Ich habe 
ihn natürlich ernstlich zum guten Verhältniß mit Euch ermahnt, und dar- 
auf hingewiesen, daß alle solche Dummheiten, wie Boycott p.p. mög- 
lichst bald zu beenden seien.» Während des soeben zu Ende gegangenen 
«sehr günstigen» Besuchs König Edwards in Berlin sei auch der Annexion 
Bosnien-Herzegowinas gedacht worden, teilte der Kaiser dem Erzherzog 
mit, «aber ohne Rekriminationen, und wo andere Auffassungen zu Tage 
traten, war es mir ein Leichtes aufklärend und beruhigend einzuwirken». 
Selbst das «Streitobjekt» des Flottenbaus sei «nun auch beseitigt», glaubte 
der Kaiser. Voller Hoffnung auf eine diplomatische Annäherung des Drei- 
bundes sowohl an Großbritannien als auch an die Türkei, Rumänien und 
Bulgarien schloß Wilhelm II. seinen hochpolitischen Brief, den er dem 
Kanzler - als habe es die Daily Telegraph-Krise nie gegeben - natürlich 
nicht zeigte.” 

In dieser Phase der Balkankrise schöpfte Kaiser Wilhelm immer die 
Hoffnung auf eine Neuorientierung der Großmächte Europas gegen die 
slawische Gefahr. Das russische Vordringen im Nahen Osten werde «der- 
einst» zu einem «Zusammenstoß mit der europäischen Kultur- und ger- 
manischen Welt» führen, meinte er noch Anfang März 1909. «Daher 
Zusammenschluß der Germanen und Angelsachsen mit eventuell den 
Galliern!»?' Diese optimistische Einschätzung der Lage, die nach dem Ber- 
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lin-Besuch Edwards VII. dominierte, wurde jedoch durch Meldungen 
wieder in Frage gestellt, wonach die russische Balkanpolitik in London 
und Paris auf großes Verständnis stoßen würde. Am 20. Februar erklärte 
sich Wilhelm II. mit der Ansicht Bülows und Kiderlens «einverstanden», 
daß Deutschland einen Vorschlag der britischen und französischen Regie- 
rungen, gemeinsam in Wien zur Beilegung des österreichisch-serbischen 
Gegensatzes zu intervenieren, ablehnen sollte. «Nein! Mache ich nicht 
mit», erklärte er peremptorisch.?” Er stimmte mit dem Kanzler überein, 
daß nicht Wien, sondern Belgrad der passende Ort für eine Einwirkung 
sei. Als Aehrenthal die englisch-französischen Sondierungen zurückwies, 
frohlockte Wilhelm: «Gut! abgeblitzt! ist den Galliern gesund.» «Ich 
bleibe bei meiner Ablehnung! Ich werde bestimmt an solchen Schritten 
Oesterreich gegenüber mich nicht betheiligen!»® Eine Anregung Lon- 
dons, Österreich möge Serbien für die Annexion Bosniens und der Herze- 
gowina durch eine kleine Gebietsabtretung kompensieren, kommentierte 
Wilhelm sarkastisch: «!England kann ja Wallfishbai oder Jersey und 
Guernsey abtreten!»?* 


8. Das geplante Ultimatum an Frankreich 


Der Moment, der die Entscheidung zwischen Krieg und Frieden bringen 
würde, nahte nun mit raschen Schritten. Am 20. Februar 1909 begrüßte 
der Kaiser die unverhohlene Absicht Achrenthals, spätestens im kommen- 
den Monat «eine Klärung des Verhältnisses mit Serbien» herbeizuführen. 
Am 23. Februar erhielt er das an Bülow gerichtete Schreiben des öster- 
reichischen Außenministers, das von einer «Züchtigung Serbiens durch 
Österreich» und von der Möglichkeit eines «bewaffneten Vorgehens» ge- 
gen Serbien sprach. Nach Bülows Dafürhalten war «ein russisches Ein- 
greifen trotz aller slawischen Hetzereien nach menschlicher Berechnung 
wenig wahrscheinlich», da weder die Armee vorbereitet noch die Finanzen 
Rußlands für einen Krieg ausreichend seien und vor allem die Dynastie da- 
durch gefährdet sein würde. Außerdem würde Frankreich, das einen Krieg 
unbedingt vermeiden wolle, Druck auf seinen Bundesgenossen ausüben, 
um eine russische Beteiligung an einem österreichisch-serbischen Krieg zu 
verhindern.’ Mit dieser beruhigenden Analyse erklärte sich Wilhelm ein- 
verstanden und bemerkte: «Man sieht daraus, wie klug es war uns mit Gal- 
lien über Marokko zu verständigen. Denn jetzt hat es die Hände frei und 
kann beruhigter dem Russlischen] Alli& energisch Ruhe empfehlen. Dieses 
wird Iswolski maßlos ärgern und die Freundschaft nicht erhöhen.»? Die 
Drohungen Rußlands, im Falle eines österreichischen Angriffs auf Serbien 
werde man dem Druck der öffentlichen Meinung nicht widerstehen kön- 
nen, erklärte der Kaiser für «bluff».”° 

In der vermuteten Unwilligkeit der Franzosen, wegen einer Balkanfra- 
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ge in den Krieg zu ziehen, erblickte Wilhelm II. den Angelpunkt der deut- 
schen Balkanpolitik.” Um Frankreich zu zwingen, auf Rußland mäßigend 
einzuwirken, ordnete er im Einvernehmen mit Moltke eine atemberauben- 
de ultimative Intervention in Paris an. Am 24. Februar 1909 forderte er: 
«Es ist im Hinblick auf den Ernst der Lage nothwendig, daß wir sofort mit 
Paris in Verbindung treten und von Frankreich verlangen, daß es mit uns 
gemeinsam eine Pression auf Russland ausübt, welche dieses Land zu kla- 
rer Stellungnahme Serbien gegenüber zwingt (mitmachen der Pression auf 
Belgrad). Es muß Frankreich gegenüber klar gemacht werden, daß im Fal- 
le des Einschreitens Russlands gegen Oesterreich, unverzüglich bei uns so- 
fort casus foederis eintritt, d[as] h[eißt] Mobilmachung. Frankreich muß 
zu bündiger, klarer Erklärung veranlaßt werden, daß es in diesem Falle 
nicht überhaupt gegen uns Krieg macht. Weder zu Anfang des Krieges 
noch später. Eine Neutralitätserklärung genügt nicht. Verweigert Frank- 
reich diese Erklärung, so ist das als casus belli von uns aufzufassen und 
dem Reichstage wie der Welt mitzutheilen, daß Frankreich trotz unserer 
Aufforderung den einzig möglichen Weg zur Erhaltung des Europfäi- 
schen] Friedens gemeinsam mit uns zu beschreiten, abgelehnt hat, daher 
den Krieg gewollt hat. Diese Klärung, in dieser Form, ist nöthig, damit wir 
unsere Mobilmachung zunächst gegen Frankreich ausnutzen und es ab- 
thun. Auf keinen Fall kann sich die Armee auf eine Situation einlassen, bei 
der sie mit Rußland zur Hälfte engagirt, zur Hälfte als Deckung gegen ein 
unsicheres Frankreich steht. Wir müssen alles gegen Westen oder alles ge- 
gen Osten einsetzen. Im Ersten Fall bei Frankreichs Weigerung, die Er- 
klärung, in keinem Falle in den Russl[isch]-Oesterr[eichisch]-Deutschen 
Krieg einzugreifen, abzugeben. Im Zweiten Fall, wenn Frankreich erklärt, 
mit uns die Pression auf Russland auszuüben, den Frieden zu halten, im 
Falle Russ[ischer] Weigerung aber uns nicht anzugreifen, beim Zusam- 
menwirken mit Oesterreich gegen Russland. Zur sofortigen Erledigung in 
Paris. Wilhelm I.R. Chef des Generalstabes ist damit einverstanden.»'” 
Nie zuvor war der fatale Mechanismus, der fünf Jahre später zur Kata- 
strophe des Ersten Weltkriegs führen sollte, so deutlich zum Vorschein ge- 
kommen wie in dieser Schlußbemerkung Wilhelms II. vom Februar 1909. 
Es ist daher vielleicht nicht verwunderlich, daß die Herausgeber der deut- 
schen Aktenpublikation Die Große Politik der europäischen Kabinette 
nach dem Zusammenbruch bestrebt waren, die Bedeutung der kaiserlichen 
Expektorationen so weit wie möglich herunterzuspielen. Sie mokierten 
sich über die «außerordentlich charakteristischen» Marginalien des Kai- 
sers und wiesen darauf hin, daß Wilhelm mit seiner Instruktion «nur dem 
Bluff Iswolskys eine gleiche Bluff-Politik entgegensetzen wollte, daß er 
aber keineswegs daran dachte, eine Politik einzuschlagen, die einen Krieg 
heraufbeschwören konnte.» Bülow habe die Schlußbemerkung auch 
«nicht als ernst» angesehen und sie «einfach unberücksichtigt» gelassen. 
Und Wilhelm habe sich «ohne weiteres damit zufrieden[gegeben], daß das 


8. Das geplante Ultimatum an Frankreich 767 


Auswärtige Amt davon absah, in Paris im Sinne des Monarchen Aufklä- 
rung zu verlangen: ein sicherer Beweis, daß er in diesem wie in zahlreichen 
anderen Fällen seine in kategorische Befehlsform gekleidete Marginalien 
nur als eine Meinungsäußerung ansah, deren Prüfung er dem Auswärtigen 
Amte als der zuständigen Stelle zuschrieb.»'” Richtig ist, daß sich Ende 
Februar 1909 die Zeichen dafür mehrten, daß Frankreich auch ohne deut- 
sche Pression in Petersburg zur Zurückhaltung riet, wodurch das vom 
Kaiser geforderte Ultimatum an Paris für den Moment an Aktualität ver- 
lor. Daß es aber weiterhin einen Eckpunkt in seinem militärpolitischen 
Kalkül - und dem des Generalstabes - bildete, das bezeugt nicht nur sein 
Vorgehen in der Julikrise 1914, als Bülow und Schoen längst nicht mehr in 
der Wilhelmstraße amtierten. Das belegen auch zahlreiche andere Äuße- 
rungen Wilhelms aus der Vorkriegszeit, die den Herausgebern der Großen 
Politik nicht zur Verfügung standen. 

Am ı. März 1909 empfing der Kaiser den sächsischen Kriegsminister 
Freiherrn von Hausen zu einem Gespräch unter vier Augen «über große 
politische Verhältnisse der Gegenwart u. Zukunft». Nach einer geheimen 
Aufzeichnung, die Hausen zwei Tage später niederschrieb, führte Wil- 
helm II. dabei folgende Grundgedanken aus: «Das französ. Volk besitzt 
z.Z. etwa 25 Milliarden Franken in russischen Werthen. Hieraus ent- 
springt die Pflicht der französ. Regierung, Rußland vor einem Bankrott zu 
bewahren. Käme es jetzt zum Krieg, das wäre zu einem Zeitpunkt, zu dem 
Rußland seine Armee noch nicht wieder retabliert hat und über keine 
Flotte verfügt, so ginge Rußland sicherlich vollständig zu Grunde. Ein sol- 
cher Niedergang bliebe aber nicht ohne Rückwirkung auf die Franzosen, 
denn diese würden mit dem Falle Rußlands einen großen Teil ihres Natio- 
nalvermögens verlieren. Diese Erwägung nötigt Frankreich, Rußland für 
die nächsten Jahre, von einem Kriege fern zu halten u. dementsprechend 
seine Politik zu beeinflussen. Rußland, das sein altes Prestige in der hohen 
Politik bald wieder gewinnen möchte, empfindet seine Ohnmacht sehr 
schmerzlich und ist durch seine Abhängigkeit vom französischen Kapital, 
sowie von der Beeinflussung durch die französ. Regierung nicht sonder- 
lich erbaut. So erklärt es sich, daß die französ.-russ. Entente, vom russ. 
Standpunkte aus gesehen, nicht völlig ungetrübt ist. Für uns ist es jetzt 
nicht mehr angezeigt, so wie früher, um die Freundschaft Rußlands zu 
werben. Statt dessen ist es aber erwünscht, auf gutem Fuß mit der Türkei 
zu stehen und eine solche Entente weiter zu entwickeln und zu festigen. 
Ohne allen Zweifel wird bei der Kulturentwickelung Japans und dem Auf- 
schwung, den auch China jetzt nimmt, die gelbe Gefahr in einiger Zeit für 
Europa empfindlich. Vermöchte Rußland diese Gefahr abzuwehren und 
Europa davor zu schützen, was ihm vermöge seiner geographischen Lage 
gegenüber China naturgemäß zufällt, so würde das Zarenreich mit einem 
Schlage wieder seine alte Rolle in der Welt-Politik inne haben. Um Ruß- 
land Zeit u. Gelegenheit zu bieten, seine Streitmacht zur Durchführung 
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einer solchen Politik wieder zu entwickeln, ist es nötig die Erbfeinde Ruß- 
lands — die Muhamedaner - von einer Störung des russischen Auf- 
schwungs fern zu halten. Eine solche von Deutschland geführte und dem 
Interesse Rußlands Rechnung tragende Politik weist uns darauf hin, 
Freundschaft mit der Türkei zu halten. Aber dieser Freundschaft bedürfen 
wir auch, wenn es Rußland mißlingt, die gelbe Gefahr abzuwehren und 
wenn an uns die Aufgabe herantritt, eine solche Abwehr selbst zur Durch- 
führung zu bringen. Denn hätten wir bei einem solchen Ringen, die Türkei 
auf Seite der gelben Rasse, d.h. zum Feinde, so würde der Kampf für uns 
ungleich schwerer werden, als wenn wir auf gutem Fuße mit den Muha- 
medanern stünden, wenn möglich mit diesen allürt wären. Endlich bleibt 
aber noch zu erwägen, daß die gegenwärtig beginnende Entwickelung auf 
dem Balkan, den Panslavismus dazu [verleiten kann?], bei erneuter Macht- 
stellung Rußlands, sich gegen das auf der Balkanhalbinsel mehr u. mehr 
Fuß fassende Oesterreich zu wenden. — Auch die Tschechen in Böhmen 
fördern die Sympatien des Panslavismus. Tritt ein solcher Fall ein, d.h. 
wendet sich Rußland gegen den öst. Kaiserstaat, so sind wir verpflichtet, 
zu Gunsten Oesterreichs einzutreten. Dann aber ist es wünschenswert, 
auch noch die Türkei unter den Gegnern Rußlands zu wissen und um des- 
willen müssen wir, auch für diese Eventualität, mit ihr Freundschaft zu 
halten. [sic] Ich glaube, daß binnen 5 Jahren eine Auseinandersetzung 
Rußlands, sei es mit Oesterreich, sei es mit den Balkanstaaten (letzteres 
dann, wenn sich der Schwerpunkt des Slaventums zu Ungunsten Rußlands 
dorthin verlagern sollte) eintritt. Bleibt diese Auseinandersetzung zwi- 
schen Rußland u. den Balkanstaaten auf diese Mächte beschränkt, so 
haben wir wohl keinen Anlaß uns in die Sache hineinzumischen. Sobald 
aber Frankreich Miene macht, den Russen zum Schaden Oesterreichs zu 
helfen, und diese Absicht nicht sofort aufgiebt, wenn ich mein Kaiserl. 
Ehrenwort verpfände, mich, für den Fall französischer Neutralität, jeder 
Waffeneinmischung zu enthalten - ich stelle 24 stündiges Ultimatum an 
Frankreich (Geheimnis) — so befehle ich die Mobilisierung der gesamten 
deutschen Armee gegen Frankreich. Auch für diesen Fall würde die 
Freundschaft mit der Türkei von Nutzen sein. Sie brächte unseren Allür- 
ten - den Oesterreichern - einen unmittelbaren Kraftzuwachs und würde 
insofern auch für uns von Vorteil sein, als wir mit geringeren Kräften ge- 
gen Rußland in’s Feld zu ziehen brauchten und daher eine größere Macht 
gegen Frankreich zu entfalten vermöchten.»'** Solche atemberaubenden 
Leitgedanken spielten während der Balkankriege 1912/13 und dann im 
Juni/Juli 1914 eine nicht zu unterschätzende Rolle. 
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9. «Na dann rücke er doch ein!» 
Ein Blankoscheck für den Krieg gegen Serbien 


Diese unheimliche globale Zukunftsvision verband sich bei Wilhelm seit 
der Ermordung König Alexanders I. und der Königin Draga im Jahre 
1903 mit einer tiefen, undifferenzierten Abneigung gegen die Serben. 
Auf dem Höhepunkt der Annexionskrise verwies der inzwischen schwer- 
kranke Holstein auf die bedenkliche Tatsache, «daß der Kaiser, bei dem ja 
bekanntlich immer das persönliche Moment prädominiert, ein starkes 
Vorurteil gegen die Serben als Königsmörder hat».'% Die hartnäckige 
Weigerung der Serben, die Annexion von Bosnien und der Herzegowina 
anzuerkennen, steigerte Wilhelms Aversion noch. Als im März 1909 der 
serbische Ministerpräsident Rücksicht auf die Würde und das Nationalge- 
fühl Serbiens forderte, notierte Wilhelm: «existieren nicht!»'* Auch diese 
haßerfüllte nationale Überheblichkeit sollte, wie noch zu sehen sein wird, 
in der Julikrise 1914 eine fatale Rolle spielen. 

Mitte März 1909 führte Aehrenthal die Entscheidung herbei, indem er 
damit drohte, Dokumente zu veröffentlichen, die belegen würden, daß 
Iswolsky bei den Verhandlungen in Buchlau sehr wohl den österreichi- 
schen Annexionsplänen zugestimmt habe. Wilhelm begrüßte die Rußland 
demütigende Handlung des österreichischen Außenministers, die durch 
die Tatsache erforderlich geworden sei, «daß seit 6 Monaten Oesterreich 
mobile Truppen an der Grenze stehen hat, da die Serben absolut nicht Far- 
be bekennen wollen. Das hat bisher 200 Milllionen] gekostet, und das geht 
eben nicht weiter! Es wird zum Abschluß kommen, den Iswolski hinaus- 
zieht!»'% Zwei Tage nach dem Vorstoß Aehrenthals berichtete der Militär- 
bevollmächtigte Paul von Hintze über eine geheime Sitzung der Duma, in 
der Gutschkow, der Führer der nationalistischen Partei der «Oktobri- 
sten», unwidersprochen erklärt hatte, daß die russische Armee «nicht 
kriegsbereit» sei.’ Am Vorabend der Sitzung hatte Iswolsky die Partei- 
führer in diesem Sinne über die außenpolitische Lage informiert und eine 
außerordentliche Steigerung der Rüstungsausgaben gefordert. Wilhelm 
notierte dazu: «in 3 od[er] 5 Jahren werden mit den Waffen die Dardanel- 
len geholt». 

Die Mitteilungen des Militärbevollmächtigten veranlaßten den Kaiser 
dazu, die Österreicher zu einem Angriff auf Serbien zu ermuntern. Mit 
den Worten «Ich bleibe dabei!» sicherte er der Donaumonarchie seine mi- 
litärische Unterstützung zu.'”® Mitte März 1909 meldete Szögyeny, der 
Kaiser habe unter Zustimmung Bülows hervorgehoben, «daß Deutsch- 
land, ebenso wie es bisher unsere Bestrebungen zur Erhaltung des Frie- 
dens voll unterstützt habe, auch im Falle eines Krieges ganz an unserer 
Seite stehen werde».'% Die diplomatischen Berichte aus Belgrad und 
St. Petersburg, die Verständigungsbereitschaft signalisierten, bedeckte 


770 Kaiser Wilhelm und die Bosnische Krise 1908/09 


Wilhelm mit aggressiven Marginalien wie «Von Abrüsten etc. keine Rede! 
Absoluter Quatsch! Iswolskisches dictat» oder «Oberfaule Ausrede! wie 
Butler mit Piccolomini! Ihr habt den Pfeil geschärft etc.!»''° Iswolsky habe 
die Serben «hineingeritten» und wolle Österreich offenbar «einen Echec 
bereiten!»"" Trotz deutlicher Anzeichen eines russischen Rückzugs - am 
17. März telegraphierte Pourtales, Iswolsky habe dem österreichischen 
Botschafter versichert, «Rußland werde, falls es zum österreichisch-serbi- 
schen Konflikt komme, keinesfalls aus Neutralität heraustreten»""* - blieb 
Wilhelm bei seinem Wunsch nach einem Angriff Österreichs auf Serbien. 
«Na! Das ist doch mal was Bestimmtes!» jubelte er zu der Nachricht aus 
St. Petersburg. «Nun vorwärts und Einrücken.»'3 Wenige Tage darauf 
zwang die Berliner Regierung durch eine ultimative Kriegsandrohung 
Rußland zum Nachgeben. 

Am 21. März 1909 instruierte Bülow Pourtales, Iswolsky zu übermit- 
teln, daß die deutsche Regierung bereit sei, Österreich vorzuschlagen, es 
solle die Signatarstaaten des Berliner Vertrages ersuchen, eine Außerkraft- 
setzung des Bosnien und die Herzegowina betreffenden Artikels 25 des 
Berliner Vertrages zu genehmigen. Dabei gab die Wilhelmstraße der russi- 
schen Regierung unmißverständlich zu verstehen: Stimme Rußland nicht 
der Annexion Bosniens und der Herzegowina zu, werde die Reichsregie- 
rung den Österreichern grünes Licht für einen Angriff auf Serbien geben. 
Komme Rußland dann den Serben zu Hilfe, werde die deutsche Armee 
eingreifen, der die Russen derzeit nicht gewachsen seien.''* 

Diesen ultimativen Auftrag führte Pourtales am 22. März 1909 aus. Zu 
seiner telegraphischen Mitteilung, Iswolsky habe erklärt, er wolle «vor Er- 
teilung definitiver Antwort Befehle Kaisers einholen und Frage Minister- 
rat unterbreiten»,'"’ notierte Wilhelm II. verächtlich «Feigling!»""* Am 
gleichen Tag appellierte Nikolaus II. an Wilhelm, den offenbar unmittel- 
bar bevorstehenden Einmarsch Österreichs in Serbien zu verhindern. Ein 
Krieg zwischen Österreich und Serbien würde angesichts der aufgebrach- 
ten Stimmung in Rußland kaum zu lokalisieren sein, warnte er; aber selbst 
wenn dies gelingen sollte, würde der Krieg auf dem Balkan eine Ära allge- 
meiner größter Beunruhigung und Nervosität in Europa einleiten. Ein 
Einvernehmen zwischen Rußland und der Donaumonarchie wäre danach 
für immer unmöglich, und dies würde sich zwangsläufig auch auf Ruß- 
lands Verhältnis zu Deutschland auswirken.''” Zwei Tage später gab Is- 
wolsky nach und kündigte die Anerkennung der Annexion an, sofern 
Österreich-Ungarn auch die anderen Signatarstaaten des Berliner Vertra- 
ges um Anerkennung ersuchen würde." 

Zum Erstaunen Wilhelms und der deutschen Diplomaten schlossen 
sich die Regierungen Großbritanniens und Frankreichs, empört, daß Is- 
wolsky vor der deutschen Kriegsdrohung bedingungslos kapituliert hatte, 
nicht dem Schritt Rußlands an, sondern forderten Garantien für die fried- 
liche Regelung der neuen Lage auf dem Balkan.''? Nach den Erfahrungen 
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in Algeciras lehnte der Kaiser den Gedanken an eine Konferenz mit unge- 
wöhnlicher Schärfe ab. «Himmel!!!» rief er aus. «Die Briten wollen eben 
eine Menge andere Fragen in die Conferenz hineinschmuggeln, die all- 
mählich Algesiras II werden soll. Möglicherweise auch mit ihrer Hülfe 
den Continentalmächten die Vertheidigung der Dardanellen und deren 
Ablehnung den Russen gegenüber zuschieben.»'* «Hier setzt sich Lon- 
don zum ersten Male in direkten Widerspruch mit Petersb[ur]g, falls der 
Coup nicht mit Iswolski heimlich verabredet ist, um ihm Zustimmung 
(scheinbar) zu erleichtern.»'”' Zu einer Mitteilung Graf Metternichs aus 
London, die Regierungen Italiens, Frankreichs und Englands würden sich 
weiterhin weigern, die Annexion anzuerkennen, vermerkte Wilhelm: «Na 
das haben wir von aller Höflichkeit gegen Paris. Unzuverlässiges Pack sie 
sind ganz im Londoner Fahrwasser!»'** «Die beiden Hunde [England und 
Frankreich] jagen den Hasen ä deux!»'*? «!! Das Lügen scheint in London 
Prinzip zu werden», schimpfte er und sagte voraus, «Italien läßt uns doch 
sitzen.»'** Als Aechrenthal durchblicken ließ, daß ihm trotz aller Vermitt- 
lungsvorschläge der Westmächte immer noch am Krieg gegen Serbien 
gelegen wäre, notierte Wilhelm II. ungeduldig: «Na dann rücke er doch 
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ein!» 


10. «Eine wundervolle Probe auf den Ernstfall» 


Mit dem Zurückweichen Rußlands und Serbiens hatte der deutsch-öster- 
reichische Block einen Prestigeerfolg errungen, mit dem Kaiser Wilhelm 
zunächst recht zufrieden sein konnte.'”* Am 9. April 1909 bramarbasierte 
er in einem Brief an Erzherzog Franz Ferdinand: «Das waren hochinteres- 
sante Monate, die nun hinter uns liegen, deren Ergebniß, wenn es auch 
keine Lösung mit dem Bajonet brachte, doch sehr hoch einzuschätzen ist. 
Es war mir eine wahre Freude Euch mal ein guter Sekundant sein zu dür- 
fen und durch unverbrüchliches Festhalten an unserem Bündniß der Welt 
zu beweisen, ad oculos, daß wenn die beiden Kaisermächte zusammenste- 
hen Europa eben auf sie hören muß. Und das Geheimniß dieses Blocks ist 
der Granitunterbau seiner beiden verbündeten Heere! Die beiden besten 
Heere der Welt Arm an Arm entschlossen sich nichts bieten zu lassen und 
den Interessen ihrer Länder Gehör und Respekt zu verschaffen das ist ein 
factum mit dem müssen sich alle anderen Diplomaten wie Staaten eben 
nun einmal abfinden ob es ihnen convenirt oder nicht. Wie der Pappenhei- 
mer Cuirassier im «Wallensteins Lager sagt: «Warum können wir ihrer 
lachen? Weil wir einen großen Haufen ausmachen.» Und das soll immer so 
bleiben! Dann wird Europa auch Ruhe halten! In diesen Wochen ist der 
Vortheil des Bündnisses auch den beiden Völkern wieder gründlich zu Ge- 
müthe geführt worden, und hat mich die Anerkennung unserer Haltung, 
die seitens aller Stämme Eures Vaterlandes laut wurden ebenso mit Ge- 
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nugthuung erfüllt, als besonders Deine warme rückhaltlose Betonung der- 
selben mich tief gerührt hat. Gewiß kann ich mir wohl denken, daß vom 
rein militärisch, technischen Standpunkt aus Conrad, Du und das ganze 
Heer gehofft haben werdet ins Feuer zu kommen, und daß der Ausgang 
für den Leutenant ein anderer hätte sein sollen. Auf der anderen Seite aber, 
habt ihr eine wundervolle Probe auf den Ernstfall machen können um mal 
klar zu werden, ob Alles funktioniren werde. Und es hat brillant geklappt! 
Alles - welchen Stammes es auch sei - ist zu den Fahnen geströmt und das 
prompte und exakte Funktioniren des ganzen Militärmechanismus ist ein 
großer Erfolg für Euren Generalstab, Kriegsministerium und die ganze 
Armee. Ihr habt gezeigt was ihr als Bundesgenossen vermögt und werdet 
hoch eingeschätzt. So hoch, daß die muthmaßlichen Gegner auf die Ge- 
genprobe verzichteten! Bravo: Dazu spreche ich meinen wärmsten Glück- 
wunsche aus! Es ist bestätigt worden im Wort was ich der Zeit meinen 
Herren sagte: «Wenn der Kaiser von Oesterreich zu Pferde steigt, dann fol- 
gen ihm alle Völker!» Der [jungtschechische] Herr Abgeordnete Kramarc 
der uns Deutsche am liebsten gern von der Erde fortgetilgt hätte, hat ein- 
mal gesagt «Das Deutsch-Oesterreichische Bündniß ist ein altes abgespiel- 
tes Klavier dem keine Melodien mehr zu entlocken sind.» Mit Verlaub, der 
Herr hat sich doch geirrt! Die Thatsachen haben ihn Lügen gestraft; das 
Klavier ist noch in guter Ordnung, und hat 2 wundervolle Zug-Melodien 
in Reserve, die ihre Wirkung niemals verfehlen, das sind: der Radetzki und 
der Yorcksche Avanciermarsch! Aehrenthal hat seine Sache vortrefflich 
gemacht und vor Allem eine fabelhafte Geduld an den Tag gelegt, die aber 
überall hoch aufgenommen worden ist; dabei hat er uns stets auf das Lie- 
benswürdigste und offen über Alles informirt sodaß es ein wahres Vergnü- 
gen ist mit ihm zu arbeiten, ein großzüglig]er echter Staatsmann, der sein 
Land von Inneren Kleinigkeiten auf große Äußere Gesichtspunkte hinge- 
wiesen, eine unschätzbare Kunst. Gott erhalte ihn Euch!»'?7 

Des Kaisers militaristisch geprägte Nibelungentreue zum untergehen- 
den Habsburgerreich, die er vom Beginn der Annexionskrise an im Okto- 
ber 1908 an den Tag gelegt hatte, ließ für die Zukunft nichts Gutes er- 
ahnen. Zwar hatte Deutschlands «unverbrüchliches Festhalten» an dem 
Bundesgenossen das militärisch noch schwache Rußland zum Zurück wei- 
chen gezwungen, doch an der Bereitschaft Wilhelms und seiner Generäle, 
im März 1909 an Österreichs Seite gegen Rußland und wenn nötig auch 
Frankreich in den Krieg zu ziehen, können Zweifel nicht bestehen. Die 
Vorstellung, daß Rußland in «3 bis 5 Jahren» nachgerüstet haben würde, 
setzte sich bei ihnen fest und führte auch bei Wilhelm zu der Überlegung, 
daß Deutschland mit einem Präventivkrieg die Initiative ergreifen sollte, 
um den sich immer enger schließenden Ring der Entente zu sprengen. Un- 
ter den höchsten Militärs machte sich, wie bei Wilhelm selber, unverhoh- 
len Enttäuschung bemerkbar, daß es nicht schon jetzt zu der angeblich 
unausweichlichen Auseinandersetzung gekommen war.'” Der General- 
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stabschef von Moltke machte aus seiner Überzeugung keine Mördergrube, 
daß er es lieber gesehen hätte, wenn die Donaumonarchie den wohlvorbe- 
reiteten Krieg gegen Serbien und Montenegro geführt hätte. Seinem öster- 
reichischen Kollegen Conrad von Hötzendorf versicherte er, auch er 
müsse es auf das tiefste bedauern, «daß die Gelegenheit ungenutzt vor- 
übergegangen ist, die unter so günstigen Bedingungen sich sobald nicht 
wieder bieten dürfte. Ich bin überzeugt, daß es gelungen sein würde, den 
Krieg zwischen Oesterreich-Ungarn und Serbien zu lokalisieren und die 
Monarchie würde nach seiner siegreichen Durchführung im Innern be- 
festigt, nach außen gekräftigt, eine nicht so leicht mehr zu erschütternde 
Präponderanz auf dem Balkan gewonnen haben. Selbst wenn Rußland ak- 
tiv geworden wäre und ein europäischer Krieg sich entwickelt hätte, wären 
die Vorbedingungen für Oesterreich und Deutschland jetzt bessere ge- 
wesen, als sie in einigen Jahren voraussichtlich sein werden. Immerhin, 
Exzellenz, lassen Sie uns vertrauensvoll in die Zukunft blicken. Solange 
Oesterreich und Deutschland Schulter an Schulter stehen, jeder bereit in 
dem Ergehen des andern das «tua res agitur zu erkennen, werden wir stark 
genug sein, jeden Ring zu sprengen. An diesem mitteleuropäischen Block 
kann sich mancher die Zähne ausbeißen.»"” Seiner Nichte Maria bekannte 
Moltke am ı1. April 1909, «wenig hätte gefehlt, so hätte ich dieses Früh- 
jahr die Feuerprobe ablegen müssen, ob ich würdig oder unwürdig auf 
meinem Posten bin. Denn wir waren doch recht nahe daran, und alles war 
fertig und vorbereitet zum Schlagen. [...] Nun ist ja wieder alles ruhig, und 
wenn die Vettern jenseits des Kanals nicht ganz den Verstand verlieren, 
wozu sie anscheinend auf dem besten Wege sind, so werden wir voraus- 
sichtlich 3-4 Jahre Ruhe haben. Die Auseinandersetzung zwischen Ger- 
manentum und Slawentum - denn um eine solche handelt es sich im letz- 
ten Grunde bei der österr. Balkanaktion — wird aber kommen, sie ist nur 
aufgeschoben, weil zurzeit alle bissigen [Hunde], die uns umbellen, Angst 
vor dem deutschen Knüppel haben.» Wohl mit Blick auf die «schlechten 
Nerven» des Kaisers fügte der Generalstabschef hinzu: «Die ruhige Stetig- 
keit unserer auswärtigen Politik, während der ganzen Zeit der Spannung 
war mir eine wahre Herzensfreude. Möchten wir doch immer so bleiben, 
ruhig und in sich gesammelt, die Hand am Schwert, ohne Provokation, 
ohne Prahlerei, bereit zu Taten, karg mit Worten dem Kommenden fest ins 
Auge sehend, treu dem gegebenen Wort, auf Gott bauend, sich selbst ver- 
trauend.»"3° Der neue Chef des Militärkabinetts, General Moriz Freiherr 
von Lyncker, hatte ebenfalls, wäre es zum Krieg gekommen, Deutschland 
«günstige Chancen sowohl Frankreich wie Rußland gegenüber» beige- 
messen, ja «sogar die Herbeiführung des Krieges im jetzigen Moment für 
wünschenswert» gehalten, «um aus den inneren und äußeren Schwierig- 
keiten herauszukommen». Auf den Hinweis des Grafen Zedlitz, «daß die 
Nerven des Kaisers schlecht seien und man doch sehr mit seiner schwieri- 
gen Persönlichkeit zu rechnen habe», habe Lyncker allerdings geantwor- 
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tet: «Ich stimme Ihnen bei, Moltke fürchtet nicht die Franzosen und die 
Russen, wohl aber den Kaiser.» "3" 

Der deutsche Prestigeerfolg in der Bosnischen Annexionskrise erwies 
sich sehr bald als Pyrrhussieg. «Wir haben auf der ganzen Linie gesiegt», 
schrieb Zedlitz am 9. April 1909, «allerdings mit dem schwersten Ge- 
schütz, indem wir tatsächlich bereit waren, loszuschlagen. Wie wir uns ge- 
gen den Haß, den wir durch diesen diplomatischen Erfolg errungen, weh- 
ren werden, ist cura posterior. Das Resümee des Ganzen aber ist: <Wie 
schlecht ging unsere Politik bei all den Eingriffen von Allerhöchster Stelle 
seit 20 Jahren, und wie rasch war ein großer diplomatischer Erfolg mög- 
lich, als diese Eingriffe nicht stattfanden.»»"3 Die nachteiligen Auswirkun- 
gen des «Erfolges» ließen nicht lange auf sich warten. Die bisher nur lose 
Triple Entente festigte sich. Hingegen entfernte sich Italien, das keine 
Kompensationen für den Territorialgewinn Österreich-Ungarns erhielt, 
weiter vom Dreibund.'? Die Gegensätze zwischen Deutschland und Ruß- 
land sowie zwischen Österreich-Ungarn und Serbien nahmen an Schärfe 
zu. In der russischen Führungsschicht empfand man das Zurückweichen 
Rußlands als zutiefst demütigend.'’* 

Durch schmeichelnde persönliche Briefe an den Zaren tat Wilhelm II. 
das seinige, den Schaden, den das ultimative Vorgehen des Deutschen Rei- 
ches in St. Petersburg angerichtet hatte, wieder gutzumachen. Am 3. April 
versicherte er Nikolaus II., er - der Zar - habe durch sein Einlenken vom 
22.März den Frieden Europas gerettet: «Es ist Deiner hochherzigen, 
selbstlosen Initiative zu verdanken, daß Europa vor den Schrecken eines 
allgemeinen Krieges bewahrt geblieben ist, und daß die Heilige Woche 
nicht durch menschliches Blut befleckt wird, das vergossen worden 
wäre.»° In einem Brief, den Hintze dem Zaren überbrachte, ergänzte 
WilhelmIl.: «Vor einigen Wochen, als die Lage gefährlich zu werden 
drohte, hat Deine kluge und mutige Entscheidung allen Völkern den Frie- 
den erhalten. Es hat mich aufs höchste befriedigt, daß Du infolge meiner 
Mithilfe Deine Aufgabe zu erfüllen vermochtest. [...] Wenn Du und ich in 
offener und loyaler Zusammenarbeit für die Aufrechterhaltung des Frie- 
dens wirken — was mein glühendster Wunsch ist -, bin ich vollkommen 
überzeugt, daß der Frieden nicht nur erhalten bleibt, sondern auch nicht 
einmal gestört wird. Es besteht nicht der Schatten eines Zweifels, daß der 
Frieden die Lebensinteressen verbürgt, die Sicherstellung der Wohlfahrt 
unserer Völker sowohl wie unserer Herrscherhäuser.»"”° Doch diese 
fadenscheinigen Versuche fruchteten nichts. Am 29. Mai 1909 berichtete 
Hintze: «Bekanntlich ist der Vermittlungsvorschlag Euerer Majestät Re- 
gierung vom März d. Js. am hiesigen Hof in den ersten Tagen dahin gedeu- 
tet worden, daß Österreich zum Einmarsch in Serbien entschlossen sei, 
und daß Deutschland bereit sei, die sich daraus ergebenden etwaigen Fol- 
gen auf sich zu nehmen, bis zum Kriege mit Rußland. Der Wortlaut der 
Vermittlung rief erschreckende Erinnerungen an die letzten Mitteilungen 
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des japanischen Gesandten im Jahre 1904 wach. Die russische öffentliche 
Meinung hat daraus ein Ultimatum Deutschlands gemacht.»'7 Zur Wen- 
dung «russische öffentliche Meinung» notierte Wilhelm verächtlich: «die 
gallo-englische Presse»."5' 

Nach dem Weltkrieg behauptete Bülow in einem Brief an Tirpitz, die 
Bosnische Krise habe keineswegs zu einer Verschlechterung der deutsch- 
russischen Beziehungen geführt.’ In Wirklichkeit wurde das Verhältnis 
zum Nachbarn im Osten schwer und nachhaltig belastet. Für die Füh- 
rungsschicht Rußlands war die Bosnische Krise und vor allem die als Ulti- 
matum aufgefaßte deutsche Demarche vom 21. März eine traumatische 
Erfahrung.'# Der britische Botschafter in St. Petersburg berichtete Ende 
März 1909 nach London: «Leute, die verschiedene Phasen der neueren 
Geschichte Rußlands mitgemacht haben, versicherten mir, daß ihr Land 
bisher noch niemals eine solche Demütigung zu erleiden gehabt habe, und 
daß Rußland, wenn es auch sowohl innere als äußere Stürme und Prüfun- 
gen durchzumachen gehabt und Niederlagen im Felde erlitten hätte, sich 
doch niemals - und zwar anscheinend ohne triftigen Grund - dem Diktate 
einer fremden Macht hatte unterwerfen müssen.»'* Zar Nikolaus schrieb 
an seine Mutter, die Schwester der britischen Königin Alexandra: «Das 
deutsche Vorgehen uns gegenüber ist brutal gewesen, und wir werden es 
nicht vergessen.»'* Aus der Furcht heraus, künftigen Konfrontationen 
mit dem deutsch-österreichischen Block wiederum nicht gewachsen zu 
sein, verstärkte Rußland seine Rüstungsanstrengungen außerordentlich.'* 
Als im Juli 1914 eine der Bosnischen Krise vergleichbare Konfliktsituation 
heraufzog, wich das militärisch erstarkte Rußland nicht zurück, und so 
mündete die Konfrontation in die Katastrophe des Ersten Weltkrieges ein. 


Kapitel 27 


Die «Komödie» um den Kanzlerwechsel: 
Von Bülow zu Bethmann Hollweg 


Äußerlich gestalteten sich die Beziehungen Bülows zu Kaiser Wilhelm in 
den letzten Monaten seiner Kanzlerschaft recht harmonisch, und auch sein 
Abgang, der sich schließlich am 24. Juli 1909 vollzog, spielte sich scheinbar 
im beiderseitigen Einvernehmen ab. Unmittelbar nach seinem Rücktritt war 
Bülow bestrebt, Gerüchten aus «kaisertreuen» Kreisen um Wilhelm II. 
entgegenzutreten, wonach er seit der Daily Telegraph-Krise «nur noch 
«offiziell» [...] das Vertrauen Sr.M. besessen und es auch nicht wieder 
zurückgewonnen» habe. In Wirklichkeit, so insistierte er in einem langen 
Rechtfertigungsschreiben an seinen Nachfolger Bethmann Hollweg vom 
28. September 1909, sei das Vertrauensverhältnis zwischen dem Kaiser und 
ihm spätestens im Frühjahr 1909 vollauf wiederhergestellt gewesen. «S.M. 
hat zweimal mein Entlassungsgesuch unter Betonung Seines Vertrauens zu 
mir abgelehnt. Er hat nach der eingehenden Aussprache, die ich im März 
[1909] mit Ihm hatte, mich in der gnädigsten und wärmsten Weise Seines 
vollen und unerschütterlichen Vertrauens versichert. Er hat Sich wieder- 
holt zu Tische bei mir angesagt, mich besucht, mich nach Potsdam einge- 
laden, in Berlin, Potsdam, Wiesbaden u.s. w. in der gnädigsten, freund- 
schaftlichsten Weise mit mir verkehrt. Er hat mich und meine Frau, als er 
von uns Abschied nahm, eingeladen zum Geburtstag I.M. der Kaiserin 
nach Potsdam zu kommen. Er hat mir wiederholt (zu meinem Geburtstag, 
am 3. Mai, vor Seiner Reise zum Kaiser von Rußland und noch nach der 
Ablehnung der Erbschaftssteuer) im herzlichen Tone und in einer Weise 
telegraphirt, die keinen Zweifel ließ an Seinem Wunsch, daß ich im Amte 
bleiben möge. Er hat, als ich in Kiel um meine Entlassung bat, die ganze 
innere und auswärtige Lage, wie die Wahl meines Nachfolgers vertrauens- 
voll und freundschaftlich mit mir durchgesprochen. Es ist mir erst nach 
langer Unterredung in Kiel gelungen S.M. davon zu überzeugen, daß ich 
nach der Ablehnung der Erbschaftssteuer im Hinblick auf die von mir seit 
den letzten Wahlen in der inneren Politik eingeschlagenen Richtung nicht 
Reichskanzler bleiben könne. In welchem Lichte erscheint S. M., wenn das 
Alles Komödie war! Ich bin aber überzeugt, daß es nicht Komödie war, 
daß S.M. nicht den Wunsch hatte, Sich von mir zu trennen. Wie ich ande- 
rerseits nicht zurückgetreten wäre, wenn der Ausgang der Reichsfinanz- 
Reform mich dazu nicht genöthigt hätte.» Um seine Ehre gegen die «nie- 
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derträchtigen Verläumdungen» seiner «kaisertreuen» konservativen Geg- 
ner zu verteidigen, die das Gegenteil behaupteten, drohte Bülow einen 
Prozeß zu führen, der für die Monarchie nicht schädlicher hätte gedacht 
werden können. Schließlich sei er «unter schwierigen Verhältnissen und 
nicht ohne Erfolge 12 Jahre Minister und 9 Jahre Reichskanzler» gewesen. 
«Wohin soll es führen, wenn diese Verläumdungs-Kampagne weitergeht, 
wenn es vielleicht zu Prozessen kommt, und wenn meinen Erklärungen, 
die ich auf meinen Eid nehme, angebliche Aeußerungen Sr. M. entgegenge- 
halten würden. Es würde das eine der traurigsten Wendungen in der deut- 
schen Geschichte sein, die ich der Krone und dem Lande ersparen möch- 
te.»' Zu einem solch selbstmörderischen Prozeß, bei dem, wie Bülow 
klarmachte, nicht nur das Daily Telegraph-Interview und die Bosnische 
Krise, sondern auch der Brief des Kaisers an Lord Tweedmouth, seine Ver- 
wahrung gegen die Kandidatur des amerikanischen Botschafters Hill, die 
Swinemünder Depesche an den Prinzregenten von Bayern, das Telegramm 
an den Fürsten von Lippe, die Hunnen-Rede des Sommers 1900 und die 
Schwarzseher-Rede vom September 1906 zur Sprache gelangen würden, 
ist es natürlich nicht gekommen. Wenn er aber geführt worden wäre, so 
wäre der Ausgang auch für Bülow keineswegs vorteilhaft gewesen, denn 
Wilhelms eigene Briefe und seine Äußerungen an die Vertrauten in seinem 
Gefolge belegen einwandfrei, wie tief sein Haß auf Bülow saß, ja, wie be- 
fangen er in der Wahnvorstellung war, unter Bülow sei Deutschland von 
einer europaweiten jüdischen Verschwörung manipuliert worden. Nicht 
erst die Niederlage der Erbschaftssteuervorlage im Reichstag führte den 
Sturz des Kanzlers herbei - sie bot dem Kaiser lediglich den Anlaß, sich 
von dem «Verräter an der Krone» zu trennen. Seit November 1908 hatte er 
in der Tat nur «Komödie» gespielt. 


1. Der Kaiser und die «Kaisertreuen» 
nach Bülows «Verrat an der Krone» 


Schon wenige Tage nach dem Nervenzusammenbruch des Kaisers im No- 
vember 1908 schrieb der wohlinformierte Zedlitz an seinen Vater, der 
Monarch habe sich «eine Schilderung zurechtgemacht, nach der man ihn 
für den größten Märtyrer seiner Zeit halten kann. Wenn er Bülow auch 
vorläufig behält, so ist gegen diesen doch ein tiefer Groll zurückgeblie- 
ben.»” Bald darauf berichtete der Botschafter Szögyeny, der Monarch habe 
sich bitterlich darüber beschwert, «daß Fürst Bülow eigene Verfehlungen 
auf Kosten seines Kaiserlichen Herrn zu entschuldigen getrachtet - und 
nicht einmal den Versuch gemacht habe Ihn - Kaiser Wilhelm - gegen bru- 
tale und ganz ungerechtfertigte Angriffe in Schutz zu nehmen. Nur hie- 
durch sei es möglich geworden, daß alle die größeren und kleineren Fehler, 
die in der inneren und äußeren Politik Deutschlands tatsächlich begangen 
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worden seien, von der öffentlichen Meinung auf das Schuldkonto Seines, 
Kaiser Wilhelms, persönlichen Regiments geschoben werden konnten.»> 

Nach der Daily Telegraph-Affäre entstand um den Kaiser mit den soge- 
nannten «Kaisertreuen» eine Art Fronde, welche Wilhelm in seiner Feind- 
seligkeit gegen Bülow eifrig bestärkte.* Bereits am 6. Dezember 1908 be- 
richtete der Publizist Eugen Zimmermann dem Kanzler, daß «gewisse 
Kreise» (Namen nannte er noch nicht) gegen ihn arbeiteten. Auch «inakti- 
ve Minister mit weitreichender Verbindung, Magnaten etc.» seien beteiligt. 
Diese Gruppe, zu der Fürst Fürstenberg, der Historiker Theodor Schie- 
mann sowie der Publizist Adolf Stein gezählt wurden, verbreitete die Be- 
hauptung, Bülow habe während der Daily Telegraph-Krise den Kaiser 
«systematisch hineingelegt». Er habe die Veröffentlichung des Interviews 
veranlaßt, weil er gegenüber dem Kaiser «ein Übergewicht anstrebte»; 
man spreche «offen von einem Hausmeiertum Bülows».’ Unter ihrem de- 
magogischen Einfluß fand, wie Ernst Rudolf Huber geschrieben hat, eine 
sonderbare «Umdeutung» statt: «Der «glatte Höfling Bülow verwandelte 
sich in der Agitation der Kaisertreuen in einen skrupellosen Intriganten, 
der, um seine Machtposition zu sichern, den Ruf des Kaisers, das Ansehen 
der Monarchie, die Sicherheit des Reiches aufs Spiel gesetzt habe.»° 

Mit Ermutigung der «Kaisertreuen» und in einer bedenklichen Stim- 
mung tiefster Kränkung entwickelte Wilhelm pathologische Verschwö- 
rungstheorien und sarnn auf Rache gegen seine eigene «unglaublich feige» 
Regierung, den «würdelosen und unerhört gemeinen» Reichstag, die «ver- 
logene» Presse und das «Europ: Panjudenthum», welches das «total ge- 
täuschte arme Deutsche Volk» «völlig zum Narren» gehalten habe.” An 
Lady Mary Montagu, die ihn bemitleidet hatte, schrieb er am 21. Novem- 
ber 1908: «Es ist wahr, daß schwere Prüfungen das beste Mittel sind, her- 
auszufinden, wo deine Freunde sind & was & wie sie für dich empfinden. 
[...] Aus allen Teilen & Ständen Englands strömten Briefe wie Ihrer voller 
Mitgefühl und Freundlichkeit auf mich ein, während der Zeit als ich zu 
Hause wochenlang von einem rücksichtslosen Gesindel bestürmt wurde, 
das sich ein Parlament nennt & sich einer niederträchtigen & skrupellosen 
Presse auf der letzten Stufe der Hysterie anschloß. Ich werde kein Wort 
der Verteidigung sprechen & das alles ruhig ertragen; ich betrachte es als 
von der Vorsehung geschickt als Prüfung, die mit gebeugtem Kopf & ver- 
schlossenen Lippen ertragen werden muß. Aber ich werde niemals verges- 
sen, wie mich mein Volk behandelt hat nach 20 Jahren harter Arbeit, die es 
zu der Stellung emporgehoben hat, die es nun innehat! Und das alles, ohne 
mir auch nur eine Anhörung zu gewähren.»® 

Seinem Gefolge kam Wilhelm vor wie ein gestelltes, getroffenes Tier, 
das in seiner Not zu einem extremen Gewaltakt neigen könnte. Besonders 
innig gestaltete sich jetzt sein Briefwechsel mit Max EgonII. Fürst zu 
Fürstenberg und seiner Frau Irma, einer geborenen Gräfin von Schön- 
born-Buchheim.'° Die Korrespondenz des Kaisers mit diesen «halben 


1. Bülows «Verrat an der Krone» 779 


Ausländern» enthüllt uns wie keine andere Quelle seine wahre Stimmung 
nach dem «Verrat» Bülows. Die Briefe des Fürsten und der Fürstin Für- 
stenberg übertrafen in ihrem Ton sogar noch die schwülstigen Ergüsse, die 
Wilhelm einst von Philipp Eulenburg erhalten hatte und taten ihm sicht- 
lich wohl. So war denn auch sein Duzfreund Max «der Erste und Einzige», 
den Kaiser Wilhelm nach seiner Konfrontation mit dem Reichskanzler am 
17. November 1908 «in das Geheimnis dieser schrecklichen Stunde» ein- 
weihte.'' 

Nach dem Nervenzusammenbruch Wilhelms II. vom 23. November 
1908 beschwor Fürstenberg den Monarchen, den Mut nicht ganz zu ver- 
lieren. «Es drückt mir das Herz ab, zu sehen, dass mein theuerer Kaiser- 
licher Herr Sich unwol fühlt und immer noch, und immer wieder an den 
Folgen der unseeligen Vorgänge leidet! Ich gestehe, dass ich immer in ban- 
ger Angst war, dass so etwas kommen werde - aber auf den Knieen be- 
schwöre ich Euere Majestät: mit all’ der grossen bewundernswerten Wil- 
lenskraft, die ja doch Euerer Majestät eigen ist, gegen diesen schrecklichen 
Zustand der Depression anzukämpfen! Trotz allem was, Gott sei es ge- 
klagt, geschehen ist, dürfen und brauchen Euere Majestät jetzt nicht allzu 
schwarz in die Zukunft zu sehen! Der heroische Entschluss Euerer Maje- 
stät: den Vortrag des Kanzlers ruhig anzuhören und die Vorschläge ruhig 
hinzunehmen - das hat tausenden und tausenden irregeführten treuen 
Unterthanen Euerer Majestät die Augen geöffnet und Bewunderung in 
und ausserhalb des Deutschen Vaterlandes erweckt!» 

Während ihn seine österreichischen Freunde mit Mitleid überhäuften, 
«boudierte» der Kaiser gegen seinen eigenen Reichskanzler weiter.‘ Ab- 
gesehen von der gemeinsamen Teilnahme an der Hundertjahrfeier der 
Steinschen Städteordnung am 21. November — der Kaiser las bei dieser 
Gelegenheit seine Rede demonstrativ vom Blatt ab - blieb Wilhelm im 
Potsdamer Neuen Palais, mied jeden Kontakt mit Bülow und hielt sich 
möglichst von den Staatsgeschäften fern. Zwar bemühte er sich, sich nach 
außen hin nichts anmerken zu lassen. Laut Bülow war er «sogar in man- 
cher Hinsicht rücksichtsvoller geworden, widersprach mir selten und un- 
gern, wurde nur in der Flottenfrage ärgerlich, und auch das nur dann, 
wenn ich diese Frage anschnitt».'* Tatsächlich aber hielt Wilhelms Wut un- 
vermindert an. Mit Verachtung für den Kanzler schrieb er in seinem Weih- 
nachtsbrief an Fürstenberg: «Hier stehen die Sachen ziemlich beim Alten; 
aber die Situation ist nicht uninteressant. Die Folge meines mich vergra- 
bens im Neuen Palais ist gewesen, daß neulich [Bülows Arzt] Renvers 
[den kaiserlichen Leibarzt] Ilberg zu mir schickte. Dieser schilderte in des 
Ersteren Auftrage, daß der arme» Kanzler so gedrückt und trübselig sei, 
daß er Sorge um ihn habe. Der Grund sei, daß er es «empfände», daß er 
nicht mehr mich zu sehen bekommen und die Angelegenheiten mit uns 
besprechen könne. Ich erwiderte der Kanzler brauche nur um Vortrag zu 
bitten, so werde er bestellt. Im Uebrigen, sei das ja sein Werk, denn er habe 
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ja gerade die Zurückhaltung empfohlen, wenn er darunter litte, sei das sei- 
ne und nicht meine Sache, ich befände mich sehr wohl dabei.»'s 

In seiner gewollten Einsamkeit setzte sich in Wilhelm II. die Wahnvor- 
stellung fest, unschuldiges Opfer einer tückischen Verschwörung zu sein, 
bei der Bülow, Holstein und Harden die Fäden gezogen hätten. Das deut- 
sche Volk sei «irregeführt» worden und stehe eigentlich weiterhin zu ihm, 
seinem Kaiser. Am ı. Dezember 1908 dankte er Fürstenberg für seinen 
«lieben, treuen Brief» und berichtete: «Meine Frau pflegt mich in rüh- 
rendster und aufopferndster Weise. Wir lesen viel zusammen, da sie mir 
vorliest, während ich zeichne, oder die Manöverschlachtkarten durch- 
studire und die Operationen corrigire. Um Geschäfte darf ich mich noch 
nicht kümmern und noch keine Vorträge haben; Zeitungen lese ich auch 
nicht, sodaß ich von nichts eine Ahnung habe. Nur gestern im Sonntags 
«Graphio aus London las ich: daß nunmehr, bei der Zurückhaltung des 
Kaisers der Kanzler Allmächtig geworden sei: Das sei aber das Schlimmste 
von Allem! Ihnen sei ein indiskreter absoluter Kaiser lieber, als ein Kanz- 
ler der mit Hülfe seiner beiden «Klopffechter Holstein u. Harden das 
Reich regire! So ist das Ausland auch schon auf dieselbe Fährte gekom- 
men, die bei uns nur Eingeweihte zu spüren meinten! [...] Ich vertraue fest 
darauf, daß Gott mir durchhelfen wird und, daß das Volk zur Besinnung 
kommen wird, aber ob die Politiker und die Presse?? Der brave [August] 
Eulenburg hat in seiner Wuth die Conservativen so angeschnautzt und 
madig gemacht, daß sie wie geprügelte Dorfköter umherschleichen und 
sich schämen! [...] Hoffentlich wird Deutschland von Holstein und Har- 
den nicht zu sehr in den Dreck gerissen. Daß letzterer noch lebt nach dem 
was er mir angethan ist merkwürdig! Kein Leutnant, keine Hofschranze, 
der uns von dieser Pestilenz zu befreien den Schneid gehabt zu schade!»"° 

In den nächsten Tagen und Wochen befestigte sich - nicht zuletzt als 
Folge verantwortungsloser Zuträgereien Schiemanns — Wilhelms Interpre- 
tation der Novemberereignisse als eine maliziös gegen ihn gerichtete Ver- 
schwörung Bülows, Holsteins und Hardens. Zu Weihnachten 1908 schrieb 
er einen langen Brief an Fürstenberg, der ein beredtes Zeugnis für diese be- 
denkliche Auffassung abgibt. Sich selbst bemitleidend, klagte er: «Ich bin 
wirklich hart mitgenommen worden! 1907 Kuno Moltke, Hohenau und 
das ganze Jahr über die Eulenburg-Affaire die bis ins Frühjahr 1908 spiel- 
te. 1908 die uns bekannten Ereignisse! Das ist doch ein bißchen reichlich 
für ein empfindsames Gemüth! Diese erneut gegen mich gerichtete Cam- 
pagne hat mich nun aber hellhörig gemacht, und andere mir treu gesinnte 
Männer auch. Es sind nun Untersuchungen und Nachforschungen von 
Letzteren gemacht worden. Die haben bisher folgendes Resultat ergeben. 
Holstein hat mit Harden ein festes Abkommen, die jagen gemeinschaft- 
lich. Holstein hat seinen alten Einfluß über Bülow vollkommen wieder- 
hergestellt und ist der unverantwortliche Leiter unsrer Politik, wie chedem 
in der Maroccofrage. Es geht sogar so weit, daß er neulich nach einer der 
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letzten Reichstags-Reden Bülows, für welche er sich in der Europ: Presse 
feiern ließ, dem Kanzler mit Annotationen hinsandte, dazu einen scharfen 
Brief schrieb, in dem er Bülow auf alle Fehler in der Rede hinwies und ihm 
obendrein einen derben Wischer für dieselbe ertheilte.'” Charmante Zu- 
stände! [...] Dieser Holstein hat eine Freundin Frau v. Lebbin. In deren 
Salon erscheinen die Zeitungshallunken, oder ihre Inspiratoren zum Ap- 
pell und erhalten dort versammelt ihre Instruktionen für die Campagnen 
die geführt werden sollen. Mit Harden in Verbindung steht auch der Vize- 
präsident des Reichstages der National!!!liberale Paasche. Dessen Sohn hat 
die Tochter von Harden vor Kurzem geheirathet. Paasche versorgt die 
Nat. Lib. Presse mit Gift, vor allem die Hannoverschen Zeitungen; daher 
die mir unerklärlichen Wuthausbrüche von dort. Mit diesem zusammen 
arbeitet auch Herr Witting — Hardens Bruder -, der als Ob: Bürgermeister 
von Posen von mir persönlich ausgezeichnet und dekorirt wurde. [...] 
Dieser saubere Ring ist es der unter Holstein’s Leitung indirekt durch Bü- 
low das deutsche Reich - nach Ausschaltung des impulsiven unkonstitu- 
tionellen Kaisers - dirigirt, wo das nun hingehen wird, das weiß der Taifi; 
mir ist es ganz egal, zu ändern ist daran nichts. Natürlich ahnt weder der 
Kanzler noch die Bande, daß ich davon weiß, daher laß Dir auch nichts 
merken. Meine Getreuen wollen versuchen erst unanfechtbares Doku- 
menten Material in die Hände zu bekommen. Dann kann erst über einen 
Schlag berathen werden. [...] Die Zukunft ist ungewiss und verlangt Ruhe, 
Klarheit, Entschlossenheit und ganze Männer, nicht intriguante Weiber 
auch solche in Männerkleidern! Meine Zeit wird schon kommen, dann 
müssen sie wenn Noth und Gefahr droht, doch wieder zu mir gelaufen 
kommen!»"* 

Wie stets sekundierte Fürstenberg dem kaiserlichen Freund in seinem 
wahnhaften Glauben, Opfer eines diabolischen Komplotts zu sein. Er 
machte ihm Hoffnung, daß er sein Selbstvertrauen und seine alte Macht- 
fülle zurückgewinnen würde. «Es wäre ja gerade für diese Gegner ein Tri- 
umph, wenn sie es zu Wege bringen würden, alles Vertrauen zu den Unter- 
tanen und daher alle Schaffensfreude Euerer Majestät zu rauben! Darauf 
geht ja doch die ganze Hetze heraus! Euere Majestät sollen ganz Halalı ge- 
macht werden, so dass Euere Majestät «alle fünfe grad sein lassen» und 
dann wäre das Feld frei für die anderen - nein, nein tausendmal nein! Das 
darf nicht sein und das wird nicht sein! Es wird, es muss ein grosses Volks- 
erwachen kommen, die ungezählten Gutgesinnten, die aus tausend Grün- 
den [...] sich bis jetzt dem Druck der Schreier und Hetzer nicht entziehen 
konnten - sie alle werden plötzlich sehen, welchem Abgrunde sie ent- 
gegensteuern, und es werden ihnen die Schuppen von den Augen fallen! 
Sie werden, wie wir das so oft in der Geschichte sahen, die sogenannten 
Volksbeglücker als das erkennen, was sie sind und ihnen den Rücken wen- 
dend zu ihrem Kaiser und König reumütig zurückkehren! Sie werden füh- 
len, welches Weh’ sie in ihrer Verblendung dem Herzen ihres Landesherrn 
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bereitet haben und, dann wird die Zeit Euerer Majestät wieder da 
sein! [...] Ich halte an dem Glauben fest: Das Volk ist gut - nur diejenigen 
sind es nicht, die es aufhetzen und aufreizen!» Mit einer kindlichen Naivi- 
tät, die an Verantwortungslosigkeit grenzt, fügte Fürstenberg hinzu: «Ich 
komme eben von der Bescheerung, da haben wir das Christkindchen [...] 
innig und treu gebeten: Es möge unseren heissgeliebten, theueren Kaiser 
das Schönste das Herrlichste bescheeren, was der liebe Gott schenken 
kann: Friede im Herzen und wiederwachendes Vertrauen und Liebe 
zu Seinem Volke! -— Das Christkindchen wird uns erhören! Ich glaube 
daran!»"? 

Die Überzeugung, von den Österreichern (und Engländern) besonders 
gut verstanden, von den eigenen Staatsmännern, Parlamentariern und 
Journalisten dagegen schmählich verraten worden zu sein, führte auch zu 
einer Intensivierung der Beziehungen Kaiser Wilhelms zum österrei- 
chisch-ungarischen Thronfolger Franz Ferdinand, dem er - und dies auf 
dem Höhepunkt der Bosnischen Annexionskrise - sein Herz ausschüttete. 
In einem wehleidigen Brief vom 16. Dezember 1908 schrieb Wilhelm II. 
seinem «lieben Franzi»: «Du bist ja im Ganzen au courant der Ereignisse 
und kannst daher ermessen welch eine Ueberwindung es für mich gewesen 
zu thun als ob Alles in Ordnung sei und mit den Leuten weiterzuarbeiten 
durch deren Pflichtvergessenheit und moralische Feigheit ich der Verthei- 
digung entbehren mußte, die in jedem anderen Staate dem Oberhaupt des- 
selben ohne Besinnen gewährt wird. Es ist mir besonders wohlthuend aus 
Oesterreich so viele Beweise des Mitempfindens erhalten zu haben; merk- 
würdigerweise geht auch dasselbe aus zahllosen Zuschriften die ich von 
meist Unbekannten aus allen Schichten und Klassen des Volkes und der 
Gesellschaft aus England erhalte hervor. Die Pöbelhaftigkeit der Deut- 
schen Presse, das würdelose und unerhört gemeine Benehmen des Deut- 
schen Reichstages werden auf das schärfste ganz einheitlich verdammt in 
gleichem Maaße wie die unglaubliche Feigheit der Regierungsbeamten, die 
ihren Herrn schmählich «sitzen gelassen» hätten. Das Letztere ist das Ge- 
fühl, das das von der verlogenen Presse des Europ: Panjudenthums völlig 
zum Narren gehaltene und total getäuschte arme Deutsche Volk, das all- 
mählich aus dem Jüdischen Pressecarneval- und Bann, sich wieder erholt, 
zu empfinden beginnt. Es kommt zur Einkehr und fängt an zu merken, 
was man mit ihm gemacht und wozu man es verleitet hat. Es mehren sich 
die Zeichen, daß die Erkenntniß, mir sei ein unerhört schändliches Un- 
recht gethan worden im Wachsen begriffen ist. Inzwischen habe ich ge- 
schickte Spürhunde auf die Fährten der Saubengel» von der Presse ge- 
setzt und habe schon ganz nette Resultate erzielt. Es ist wie ich vermuthete 
ein ganzes Consortium, von sauberen Hallunken aus allen Ständen und 
Berufen beisammen entdeckt worden. Noch ahnen diese Gesellen nichts 
davon!»*° 

Es liegt auf der Hand, daß diese zurechtgelegte Interpretation der Daily 
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Telegraph-Affäre jede Einsicht in die eigene Verantwortung versperrte 
und damit jede Korrektur im eigenen Verhalten als überflüssig erscheinen 
ließ. Natürlich gab es am kaiserlichen Hofe auch kluge Köpfe, die klar er- 
kannten, daß das Desaster vom November 1908 die fast unausbleibliche 
Folge des seit über zehn Jahren geübten Systems der Persönlichen Monar- 
chie unter Bülow war. Mit Recht vertrat Zedlitz die Ansicht, daß in der 
Krise «ein lang anhaltender Gärungsprozeß zum akuten Ausbruch kam 
und daß auch die Furcht, in unabsehbare Abenteuer gestürzt zu werden, 
im Volke eine Rolle gespielt hat».”' Im Dezember 1908 schrieb der erfahre- 
ne Oberstallmeister Hugo Freiherr von Reischach, ein Württemberger, 
seinem badischen Kollegen Freiherrn von Holzing-Berstett, den der Kai- 
ser gerade zu seinem Flügeladjutanten ernannt hatte, er sei der Überzeu- 
gung, «daß der Kanzler vor und nicht hinter den Kaiser gehört. Ich hätte 
ihn gedeckt und wäre dann zurückgetreten weil diese Fehler in meinem 
Ressort vorgekommen». Auch Reischach erkannte klar, daß die Daily Te- 
legraph-Affäre eine systemimmanente Krise der Regierungsweise Wil- 
helms II. und Bülows war. Er traf sicherlich den Nagel auf den Kopf, als er 
geltend machte, Bülows Rücktritt wäre auch noch aus dem Grunde nötig 
gewesen, «weil der leitende Staatsmann niemals in den letzten ı0 Jahren 
Seiner Majestät gegenüber den Mannesmuth gefunden hat Ihm ernstlich 
und nachdrücklich zu sagen daß Er sich mehr zurückhalten solle. Wenn 
man Seine Majestät allein spricht, kann man in der dem Monarchen schul- 
digen Ehrfurcht alles sagen, was das Ressort betrifft, und der Kanzler hat 
Ihn in den 10 Jahren weiß Gott oft genug allein gesehen. Wenn man aber 
selbst nie etwas sagt, wenn man alles thut um den Monarchen mit weichen 
schwachen und unbedeutenden Männern zu umgeben, wie Jenisch Schoen 
etc., so muß man sich nicht wundern, wenn die Sache aus dem Leim geht. 
Man hat aber jedenfalls dann nicht auch noch das Recht die eigene Stellung 
durch einen solchen Fall zu befestigen. Bülow ist ein fleißiger, unendlich 
gebildeter, sehr gescheuter, viel belesener Mensch, ich möchte sagen der 
feinste Cultur-Mensch des laufenden Jahrhunderts, aber kein Staatsmann, 
kein produktiver Mensch, kein Mann und Männer machen nun mal die 
Geschichte aber keine Lavirer.»”’ Indem er Bülow, und nicht dem Monar- 
chen, die Hauptschuld an der Katastrophe gab, unterschätzte Reischach 
allerdings den kaiserlichen «Willen zur Macht», der dem System der Per- 
sönlichen Monarchie zugrunde lag. Es dauerte denn auch nicht lange, bis 
der Kaiser einen neuen Sturm der Entrüstung und damit eine neue Ver- 
trauenskrise zwischen ihm und dem Kanzler auslöste. 
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2. «Man wird allmählich zum überzeugten Antisemiten» 


Bei dem Empfang der Kommandierenden Generäle im Berliner Schloß am 
2.Januar 1909 las Wilhelm II. den bereits erwähnten Artikel des ehema- 
ligen Chefs des Generalstabes, Graf Schlieffen, vor, der soeben anonym 
unter dem Titel «Der Krieg in der Gegenwart» in der Deutschen Revne 
erschienen war und der ein äußerst pessimistisches Bild von der militär- 
politischen Lage des Deutschen Reiches und Österreich-Ungarns zeichne- 
te. Diese zwei Mächte stünden laut Schlieffen «in der Mitte unge- 
schützt, [...] ringsherum hinter Wall und Graben die übrigen Mächte. [...] 
Im gegebenen Augenblick sollen die Tore geöffnet, die Zugbrücken herab- 
gelassen werden und die Millionenheere über die Vogesen, die Maas, die 
Königsau, den Niemen, den Bug und sogar den Isonzo und die Tiroler 
Alpen verheerend und vernichtend hereinströmen. Die Gefahr erscheint 
riesengroß.»”> Beim Vorlesen des Aufsatzes vor vierzig Generälen machte 
der Kaiser aus seiner Überzeugung kein Hehl, daß die darin vertretenen 
Ansichten mit seinen eigenen übereinstimmten. Holstein war fassungslos 
über diese neue Indiskretion und riet Bülow, umgehend seinen Rücktritt 
zu fordern: «Der Schlieffensche Artikel und die Aneignung desselben 
durch den Kaiser ist eine demonstrative Rückkehr zu den Gewohnheiten 
der Vergangenheit; man kann wohl sagen, eine Verhöhnung der konstitu- 
tionellen Faktoren. In der Form raffiniert. Der Kaiser kann sich auf die 
«Indiskretion> (die natürlich zum Programm gehörte) berufen. Sachlich so 
schädlich wie möglich. Kleinmütig wie zur Zeit von Algeciras, entmuti- 
gend für Österreich (das ist das Übelste an der Sache), ermutigend für die 
Einkreisungsmächte. Wir haben wieder zweierlei auswärtige Politik: Be- 
amtenpolitik, die zur Festigkeit rät, und Kaiserpolitik, der das Festhalten 
bedrohlich erscheint.» Holstein fügte hinzu: «Ich würde als R. K. morgen 
in aller Ruhe den Abschied einreichen und mir dabei sagen: «Entweder ich 
bekomme ihn, dann habe ich einen triumphierenden Abgang oder - 5:1 - 
ich bekomme ihn nicht, dann nimmt sich der Kaiser längere Zeit in acht, 
und ich erlange mit einem Schlage diejenige autoritative Stellung in der 
Zeitgeschichte, die der R.K. im Interesse des Reiches haben muß, nament- 
lich jetzv.»”* 

Zwar hielt auch Bülow den Schlieffenschen Artikel für schädlich - von 
seinem Bruder in Wien erfuhr er, daß dort alle Welt den Kopf schüttele; 
«solche Flaumacherei gerade von unserer Seite verstehen gerade unsere 
Freunde am wenigsten»” -, er reichte jedoch nicht sein Entlassungsgesuch 
ein. An Holstein antwortete er: «Ich muß verhindern, daß die über alle 
Maßen törichten (oder perfiden) politischen Betrachtungen jenes Artikels 
in Österreich entmutigend wirken; ich darf aber auch nicht die Empfin- 
dungen der Armee und der in ihrer Mehrheit sehr militärisch empfinden- 
den Nation verletzen.»”° Dem Kaiser gegenüber begnügte sich der Reichs- 
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kanzler mit einer sanften Rüge.” Die Mahnung des «Verräters» Bülow 
machte kaum Eindruck im Vergleich zu den mitleidsvollen, hetzenden 
Zeilen, die Wilhelm von seinem Freund in Donaueschingen erhielt. «Es ist 
empörend, wie die Presse schon wieder vorgeht!» schrieb ihm Fürstenberg 
am 9. Januar 1909. «Man schäumt förmlich vor Entrüstung, dass es diese 
Gesellschaft wagt, die kaum einigermassen zur Ruhe gekommene Öffent- 
lichkeit von Neuem aufzuwühlen und abermals eine ignoble, infame 
Pressfehde einzuleiten! Wie können sich die Leute unterstehen, einen voll- 
kommen einwandfreien Vorgang, wie die Besprechung und der Empfang 
Euerer Majestät am 2. Januar es doch ist - in den Kreis ihrer impertinenten 
Betrachtungen zu ziehen!? Das ist ja nichts Anderes als die Fortsetzung 
der Vorgänge im Dezember oder November! Das geht nicht mit rechten 
Dingen zu, da müssen einem Blinden die Augen aufgehen, und er muss 
sich sagen: das ist bestellte oder doch geduldete Arbeit! Diese Verblende- 
ten rütteln an dem Heiligsten, was sie haben, sie untergraben die Autorität, 
die Stellung und das unantastbare Recht ihres Kaisers: mit der Armee so 
zu sprechen, wie es der Allerhöchste Kriegsherr eben für gut befindet! [...] 
So kann, so darf es nicht weitergehen! Jeder treue Unterthan Euerer Ma- 
jestät muss es auf das Schärfste verdammen, dass es geduldet wird, dass 
diese infamen Zeitungsschreiber sich erfrechen, unseren geliebten, theue- 
ren Kaiser immer wieder anzugreifen! Man staunt darüber, dass es keine 
Macht im Staate giebt, dieses Treiben, dieses hochverräterische, perfide, 
scheussliche Vorgehen aufzuhalten und einzudämmen! Man muss es glau- 
ben, dass in der Sache ein System, ein woldurchdachter und teuflisch 
durchgeführter Plan besteht, der für unser Vaterland, für Kaiser und Reich 
von unabsehbaren, schrecklichen Folgen begleitet sein muss! Ich weiss 
nicht ob ich Recht tue, das alles so zu sagen, aber ich kann nicht anders! 
Wenn das Herz voll ist, dann überströmt der Mund! Ich musste so schrei- 
ben, weil ich weiss, wie Euere Majestät, mein angebeteter Herr, gewiss 
wieder unter dieser unsagbaren Sache leidet! [...] Wir sind aber auch fe/- 
senfest davon überzeugt, dass Hunderttausende so denken und fühlen und 
eine erlösende Beruhigung Euerer Majestät inbrünstig herbeisehnen!»"* 
Diese Schimpferei war dem Kaiser aus dem Herzen gesprochen: «Theile 
ganz Deine Auffassung!» telegraphierte er am ı1. Januar, «Die goldene In- 
ternationale hat unser Vaterland in ihrer Gewalt und spielt durch die von 
ihr geleitete Presse Fangball mit unseren heiligsten Gütern! Man wird all- 
mählich zum überzeugten Antisemiten. Wenn das Deutsche Volk je aus 
seinem Dämmerzustand der von dieser Judenpresse erzeugten Hypnose 
erwachen sollte und sehend wird, dann kann es was nettes geben.» 

Der Vorfall verstärkte nur das paranoide Gefühl Wilhelms, überall aus- 
spioniert zu werden. Seinen Hofbeamten und Flügeladjutanten setzte er 
auseinander, ausländische Journalisten hätten sich wiederholt als Lakaien 
und Fotografen verkleidet, um ihn bei Tisch auszuhorchen.3° Des Kaisers 
bizarre Überzeugung, sein Reich werde heimlich von Harden, Holstein 
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und der jüdischen «goldenen Internationale» regiert, hielt noch Monate 
an. Bei seinem Besuch am Berliner Hof in Begleitung des britischen Kö- 
nigspaares im Februar 1909 gewann Sir Charles Hardinge den Eindruck, 
daß die Stellung Bülows gefährdet sei. Der Kaiser und die ganze kaiser- 
liche Familie hegten größtes Mißtrauen gegenüber dem Kanzler, nicht nur 
wegen seines Verhaltens in der Daily Telegraph-Affäre, sondern auch we- 
gen seiner engen Beziehungen zu Holstein." 

Nach einem Immediatvortrag des Kanzlers am 2. Februar 1909 ver- 
merkte Admiral von Müller in sein Tagebuch, «S.M. wie Reichskanzler 
bei bester Laune».?° Doch wiederholt ließ der Kaiser die Maske fallen und 
sprach weiterhin im Kasernenhofton über den Reichskanzler, der von 
Holstein und Harden ferngesteuert werde. Zedlitz notierte nach einem 
Gespräch mit dem Kaiser am 13. Januar 1909, Wilhelm sei «doch sehr ge- 
reizt gegen» Bülow und werfe ihm unter anderem vor, «von Persona- 
lien [...] keine Ahnung» zu haben; «deshalb hätten wir auch so viele Miß- 
erfolge» in der Außenpolitik.’* «Sehr mißfällig» äußerte er sich auch über 
eine Rede, die Bülow am 19. Januar 1909 im Preußischen Abgeordneten- 
haus hielt.’ Als «unerhörte Verblendung!» wies Wilhelm am 13. Februar 
1909 die Beteuerung des Kanzlers zurück, er habe in der Daily Tele- 
graph-Krise angesichts der damals in Deutschland bestehenden Lage und 
Stimmung «im Interesse Euerer Majestät, der Krone und des Landes 
nicht anders operiren» können. Bülows byzantinische Behauptung, «daß 
auch in diesem Fall lediglich und ausschließlich Treue zu Euerer Majestät 
Haus und innige Liebe zu Euerer Majestät Allerhöchster Person mein 
Thun bestimmt haben», kommentierte der Kaiser verächtlich mit den 
Worten: «davon war verteufelt wenig zu merken! Unverschämtheit».° 
Dem Kriegsminister Karl von Einem gegenüber nannte der Kaiser Bülow 
einen «Verräter an der Krone» und drohte ihm eine «schimpfliche Entlas- 
sung» an.’ 

Im Februar 1909 klagte Wilhelm seiner Tante Luise von Baden: «Man 
wandelt in einer Athmosphäre von Unaufrichtigkeit, Mißtrauen, Ueber- 
wachung und Hohlheit. Man versteckt ängstlich Gedanken und Gefühle, 
aus Sorge sie könnten von Uebelwollenden falsch ausgelegt werden. Ueber- 
all fragende, zweifelsvolle Gesichter, mißmuthige und die Arbeit mit hal- 
bem Herzen verrichtende Leute. Der Rückschlag gegen die Ereignisse vo- 
rigen Novembers ist im Volk und Publikum in sehr wahrnehmbarer Weise 
eingetreten. Man fühlt sich düpirt, eine ungeheure Dummheit bezw. 
schreiende Ungerechtigkeit begangen zu haben.»>® Wenig später notierte 
der Chef des Zivilkabinetts, der Kaiser habe geseufzt: «Ich Unglücklicher 
Mensch, was habe Ich verbrochen, daß Mich Gott damit straft, Herrscher 
dieses Volkes zu sein! [...] Die Minister machen die gröblichsten Fehler 
und wenn es dann schief geht, verkriechen sie sich hinter den König! Das 
nennt man dann «konstitutionelles Regimenv!» Und, mit Blick auf Maxi- 
milian Harden, habe der Kaiser ausgerufen: «Ich bin vogelfrei! Ich lasse es 
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Mir nicht länger gefallen, daß ein Jude (Harden) in m. eigenen Lande her- 
umreist und aus Meiner Beschimpfung Geld zieht. 2000 M. erhält er von s. 
Impresario für jeden Abend, wo er seinen Vortrag «Gegen den Kaiser hält! 
Giebt es keine Gesetze gegen solchen Unfug, so werde ich zur Selbsthülfe 
greifen.»3? 

Das Kernstück der kaiserlichen Verschwörungstheorie bildete die 
Überzeugung, Bülow habe ihm mit dem Daily Telegraph-Interview ab- 
sichtlich eine Falle bereitet, um ihn vor aller Welt zu blamieren und somit 
die Macht an sich zu reißen. Diese Deutung kam in einem Brief Wil- 
helms II. vom 22. Februar 1909 an den Gesandten Felix von Müller klar 
zum Ausdruck, der Bülow im September/Oktober 1908 während seines 
Aufenthalts auf Norderney zur Erledigung der laufenden Geschäfte an die 
Seite gestellt war. Darin klagte er verbittert: «Als ich seinerzeit im vorigen 
Oktober dem Reichskanzler das Manuskript des sog: Daily Telegraph In- 
terview sandte, war dasselbe von einem Begleitbrief des Frhr. v. Jenisch be- 
gleitet, in welchem u.a. der gemessene Befehl an den Kanzler enthalten 
war, das Schriftstück nicht aus den Händen und vor allem nicht an das 
Auswärtige Amt oder in Hände von Beamten desselben gelangen zu las- 
sen. Bei einem späteren Gespräch im Oktober teilte mir S.D. proprio 
motu mit, er habe es gelesen und werde es nachdem es vom Ausw. Amt 
zurück sei, nochmals durchlesen und mir dann zusenden. Zu meinem 
nicht geringen Erstaunen wurde mir nach der Veröffentlichung von ihm 
gemeldet und in Allen Zeitungen publizirt, er habe die Zusendung gar 
nicht gelesen und ihren Inhalt nicht gekannt. Die nachfolgende Behand- 
lung der Angelegenheit hat mir monatelange Angriffe der gemeinsten und 
wüstesten Art eingetragen, die Krone mit meterhohem Schmutz bedeckt, 
das altpreußische Königthum und den Glanz der Deutschen Kaiserkrone 
schwer geschädigt, unser Ansehen im Auslande untergraben, dem Hohen- 
zollernhause maaßlose Schmach und Schande und mir und der Kaiserin 
namenloses Weh und Leid gebracht. Ich schwieg. Jetzt aber bricht die Er- 
kenntniß, daß ein furchtbares Unrecht an mir begangen worden ist, sich 
immer mehr Bahn; und ein gewaltiger Umschwung in Volk und Gesell- 
schaft hat in Folge dessen zu meinen Gunsten eingesetzt. Vor allem tritt ei- 
nem von Allen Seiten die Ansicht entgegen, der Kanzler habe damals das 
ganze deutsche Volk, Bundesrath und Ministerium angelogen, wenn er be- 
hauptete, daß er den Inhalt des Interview nicht gelesen habe.» Wilhelm ap- 
pellierte an Müllers «Ehrgefühl als Cavalier und Gentleman und an die 
Treue die Sie mir als Beamter geschworen haben und die Sie mir schul- 
den», ihm einen «eingehenden wahrheitsgetreuen Bericht über Alle Vor- 
kommnisse in Norderney dieses Manuskript betreffend» zuzusenden.* 
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3. Der «Ausgleich» vom ıı. März 1909 


Im Frühjahr 1909 kam es dann doch, wie Bülow in seinem oben zitierten 
Rechtfertigungsschreiben an Bethmann Hollweg geltend machte, zu einer 
Art Versöhnung zwischen Kaiser und Kanzler, wobei Bülows unnachgie- 
bige, zum großen Krieg bereite Politik in der Bosnienkrise, die Wilhelm 
als grandiosen Erfolg wertete, zweifellos eine Rolle spielte.*' Bei der Zu- 
sammenkunft im Berliner Schloß am ı1. März 1909 erklärte der Kanzler, 
er spüre, daß er nicht mehr das Vertrauen des Kaisers habe, und bot seinen 
Rücktritt an. Wilhelm verweigerte den Abschied: Im Staatsinteresse müsse 
Bülow erst noch die Reichsfinanzreform zu Ende führen. Die Quellen 
vermitteln kein eindeutiges Bild von den wahren Absichten des Monar- 
chen in diesem Moment. Selbst in der nächsten Umgebung herrschte Un- 
klarheit darüber, ob eine echte Aussöhnung stattgefunden hatte oder ob 
der Monarch weiterhin nur Komödie spielte.” Zum Diensttuenden Flügel- 
adjutanten Hans von Gontard sagte er unmittelbar nach der zweieinhalb- 
stündigen Unterredung mit dem Reichskanzler: «Mit dem Bülow bin ich 
fertig», und bald darauf teilte er auch August Eulenburg mit: «Nach der 
Finanzreform nehme ich einen anderen Kanzler.» Zedlitz aber gewann 
den Eindruck, daß «Bülow dieses Mal doch auf der ganzen Linie gesiegt» 
habe.*# Für diese Deutung spricht eine - offenbar zufriedene - Briefkarte 
Wilhelms vom 4. April 1909 an Irma Fürstenberg, auf der es hieß: «Max 
wird Dir schon die Umkehr und das peccavi des Kanzlers erzählt haben, 
und seine Unterstützung Achrenthals ist ja sehr schön gelungen. Er ver- 
schnauft sich in Venedig.»** Demnach glaubte also der Kaiser, sein Kanzler 
habe sich für sein Verhalten entschuldigt und versprochen, sich künftighin 
wieder dem kaiserlichen Willen unterzuordnen. Wie wir noch sehen wer- 
den, zeigte sich das wiedergewonnene Selbstvertrauen des Monarchen be- 
sonders deutlich in allen Fragen, die seine Prärogative als Oberster Kriegs- 
herr tangierten. 

Am 13. April 1909 brach Wilhelm zu einer Reise nach Korfu auf, von 
der er erst am 23. Mai zurückkehrte.* Da auch Fürstenberg an der Mittel- 
meerreise teilnahm, fehlen uns für diese entscheidende Zeit Briefe des Kai- 
sers, die sonst intime Einblicke in seine Haltung Bülow gegenüber ermög- 
licht hätten. Die überlieferten Quellen ergeben weiterhin ein unklares 
Bild. Am Tage nach der Abreise berichtete Szögyeny nach Wien, Bülow 
habe sich, «nachdem die Versöhnung zwischen ihm und seinem kaiser- 
lichen Herrn in vollem Umfang erfolgt ist, und die drohenden Wolkenge- 
bilde am Balkan sich günstiger gestaltet haben, in heiterer Ferienstimmung 
nach Venedig begeben».* Dort traf Bülow wieder mit dem Kaiser zusam- 
men, aber die Begegnung hinterließ bei allen Beobachtern einen zwiespäl- 
tigen Eindruck, zumal auch der deutsche Botschafter in Rom, der mit 
Bülow verfeindete Graf Anton Monts, vom Kaiser eingeladen wurde. An 
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Bord der Hohenzollern führte Monts - Valentini bezeichnete ihn als «be- 
denklich, aber gewiß sehr klug» - «auch nach Bülows Fortgang [...] in- 
timste Gespräche» mit dem Kaiser. In seinen Denkwürdigkeiten erzählt 
Bülow, noch in Venedig habe er von einem «durchaus verläßlichen Herrn 
der Allerhöchsten Umgebung» erfahren, daß der Kaiser «laut und ver- 
nehmlich» Monts mit den Worten begrüßt habe, «Bülow hat mich verra- 
ten! Sie müssen an seine Stelle.» Was auch immer seine Absichten waren, 
am 3. Mai gratulierte er Bülow in den freundlichsten Tönen demonstrativ 
zu seinem Geburtstag und betonte: «Die derzeitige schwierige Lage der 
inneren Politik wird überwunden werden. Jedenfalls bin Ich nicht gewillt, 
Mich durch parlamentarischen Druck in Meinem Vertrauen zu Ihnen er- 
schüttern oder in Meinen Entschlüssen beeinflussen zu lassen.»# Doch 
schon bald nach der Ankunft im korfiotischen Palästchen Achilleion erlitt 
das Verhältnis zwischen Kaiser und Kanzler von neuem einen Rückschlag. 
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Nach den schrecklichen Ereignissen des letzten Winters brachte der mehr- 
wöchige idyllische Aufenthalt auf Korfu, während dem der Kaiser sich eif- 
rig an archäologischen Ausgrabungen beteiligte, eine dringend gebotene 
Erholung.° Mitten in die Idylle platzte die Nachricht, daß am 27. April 
1909 der bereits entmündigte Sultan Abdulhamid II. durch eine Militärre- 
volte abgesetzt worden war.' Die Entthronung des Sultans traf Wilhelm I. 
schwer, zumal sie, wie sein Generaladjutant Gustav von Kessel es formu- 
lierte, «für uns Soldaten» darum so unfaßbar war, «weil die Armee sich zur 
Verfügung der Revolution unter das Parlament, gegen ihren Herrscher 
stellte».'” «Es war erklärlich, daß der Kaiser den Vorgang fast als einen ge- 
gen ihn selbst geführten Schlag empfand», kommentierte Valentini.’ 
Durch den Chef des Militärkabinetts Moriz von Lyncker forderte Wilhelm 
den als Militärberater in Konstantinopel fungierenden General von der 
Goltz auf, ihm einen Bericht über die Umwälzungen in der Türkei zukom- 
men zu lassen.’* Binnen Tagen kam es anläßlich der neuen Orientkrise zu 
ernsten Meinungsdifferenzen zwischen Wilhelm und dem Reichskanzler, 
dem Auswärtigen Amt, dem Admiralstab und dem Reichsmarineamt. 
Schon am 17. April 1909 hatte der Kaiser die vom Auswärtigen Amt 
befürwortete Entsendung weiterer Kriegsschiffe ins östliche Mittelmeer 
zum Schutz deutscher Staatsangehöriger abgelehnt: «In diesem Augen- 
blick nicht einen Pinaß mehr! Es werden soviel Schiffe der Mittelmeer- 
mächte vorhanden sein daß die Ruhe in den Häfen aufrecht erhalten wer- 
den. [sic] Ich schicke kein Schiff ehe England nicht von zu Hause verfügt 
zu detachiren!»®s Als ihm gemeldet wurde, daß nicht nur England, son- 
dern auch Frankreich, Österreich und Rußland Kriegsschiffe entsenden 
würden und zwei deutsche Kreuzer klargemacht und einstweilen zum 
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Piräus beordert werden sollten, überraschte der Kaiser Bülow mit dem Be- 
fehl, vom Reichstag Gelder für den Einsatz von Ersatzschiffen zu for- 
dern.’° Bülows Versuch, dem Kaiser seinen Einfall mit dem Hinweis auf 
das große Aufsehen, das eine derartige Maßnahme namentlich im Ausland 
erregen würde, wieder auszureden, versetzte Wilhelm in Rage. «Mein 
Gott wie man immer gleich für jede einfache Dienstmaßregel bei uns, stets 
auf das Ausland zurückgreifen muß!» krakelte er auf des Kanzlers Tele- 
gramm. «Das ist ja ganz schrecklich.»” In seinem langen Antworttele- 
gramm wies er die Vorschläge Bülows in einem arroganten und besserwis- 
serischen Ion zurück und gerierte sich ganz als Oberster Kriegsherr, der in 
Flottenfragen nur zu befehlen brauche.’® Daß derartige Entscheidungen 
Einfluß auf die Außenpolitik des Deutschen Reiches haben mußten, focht 
Wilhelm II. nicht an. Daß dem Fürsten Bülow langsam die Lust verging, 
unter solchen Umständen als Reichskanzler zu dienen, ist nicht verwun- 


derlich. 
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Während der «Versöhnung» am ı1. März 1909 hatte Wilhelm das Feld be- 
nannt, auf dem Bülow schließlich zu Fall kommen sollte: die Reichs- 
finanzreform. In dieser Frage gab es zwischen dem Kaiser und dem Kanz- 
ler keine sachlichen Differenzen. Die wachsenden Ausgaben des Reiches, 
nicht zuletzt die Flottenrüstung, die dem Kaiser so am Herzen lag, erfor- 
derten für das Haushaltsjahr 1909/10 Mehreinnahmen von soo Millionen 
Mark. Am 3. November 1908 hatte die Reichsleitung deshalb dem Reichs- 
tag die Entwürfe neuer Steuergesetze vorgelegt. Vier Fünftel der vorge- 
sehenen zusätzlichen Einnahmen sollten durch indirekte Steuern (auf Bier, 
Branntwein, Wein, Tabak, Gas und elektrischen Strom) aufgebracht wer- 
den. Das restliche Fünftel sollte dadurch beschafft werden, daß die Erb- 
schaftssteuer als Reichssteuer erhoben und auf Ehegatten und Nachkom- 
men ausgedehnt werden würde.’? Die führenden Politiker der Deutsch- 
Konservativen Partei und des Bundes der Landwirte waren fest entschlos- 
sen, die Erbschaftssteuer, die vor allem die Großgrundbesitzer getroffen 
hätte, zu verhindern.“ In der Torpedierung der Finanzreform sahen sie 
auch eine Möglichkeit, den 1907 gegründeten «Block» mit den Linkslibe- 
ralen aufzukündigen und den «Verräter» Bülow selbst zu Fall zu bringen. 
Ein weiterer Grund dafür, daß die Konservativen sich von Bülow abwen- 
deten, war dessen vage Ankündigung, das reaktionäre preußische Drei- 
klassenwahlrecht zu reformieren.“ Natürlich blieb den Konservativen die 
Feindseligkeit Wilhelms gegenüber Bülow nicht verborgen. Um aber Miß- 
verständnisse nach den «Versöhnungs»-Gesten des Kaisers vom ı1. März 
1909 auszuschließen, informierte der Kronprinz den konservativen Parla- 
mentarier Elard von Oldenburg-Januschau, daß sein Vater den Kanzler 
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auf jeden Fall in absehbarer Zeit entlassen werde, wie auch immer die 
Reichsfinanzreform ausgehen werde.“ 

Die Entscheidung der konservativen Reichstagsfraktion, gegen die Erb- 
schaftssteuer votieren zu wollen, war dem Kaiser unverständlich. Wie der 
Chef des Zivilkabinetts am 6. Mai 1909 aus Korfu meldete, neigte Wilhelm 
dazu, «des Rätsels Lösung im «Trotz des Junkers zu sehen», worin ihm Va- 
lentini recht gab. «Es steckt ein Stück brutaler Rechthaberei in der Hal- 
tung der Partei, die ihr aber leicht [...] eine böse Katastrophe eintragen 
kann. Und ob dann ihre Tage des Glanzes und der Macht nicht für immer 
unwiederbringlich vorüber sind, ist mir nach der Entwicklung der allge- 
meinen Volksstimmung doch recht zweifelhaft. Sie spielen also - vielleicht 
ohne es ganz zu wissen - um hohen Einsatz.» Jedenfalls faßte Wilhelm als 
ultima ratio eine Auflösung des Reichstages fest ins Auge. «Daß der Ge- 
danke an Allerh. Stelle keine Schrecknisse hat - im Gegentheil - dafür habe 
ich deutliche Kennzeichen», schrieb Valentini dem Chef der Reichskanzlei, 
Friedrich Wilhelm von Loebell. «Was der Kaiser absolut und auf das Ent- 
schiedenste ablehnt, ist die andere Eventualität, sich in Folge parlamentari- 
scher Konstellationen irgend welcher Art vom Kanzler zu trennen. Er wird 
ein Entlassungsgesuch desselben in Folge dieser Schwierigkeiten niemals 
annehmen. Dieser Gedanke ist ja auch - vorbeugend - in der Glück- 
wunschdepesche vom 3. d.M. voll zum Ausdruck gekommen und damit 
muß und kann Fürst Bülow unbedingt rechnen. Von den beiden sozusagen 
konstitutionellen Wegen — Auflösung oder Ministerwechsel — wird der 
Kaiser dem ersten, wenn er ihm empfohlen wird, unbedenklich zustimmen, 
dem zweiten niemals.» Auf Valentinis Frage, was werden solle, wenn die 
Reichsfinanzreform nicht zustande komme, habe der Kaiser geantwortet: 
«Es bleibt eben, wie es vorher war, noch ein Jahr länger. Wir machen zu un- 
seren so und so viel Milliarden Schulden noch eine halbe zu und verhan- 
deln die Finanzreform auf der als richtig erkannten Grundlage weiter oder 
wieder von vorn an bis der Reichstag mürbe geworden oder zur Abdan- 
kung völlig reif geworden ist. Nötig ist nur, daß wir die guten Nerven be- 
halten und nicht unsererseits denken, die Welt oder wenigstens das Reich 
stürzt ein, wenn «nicht alle Blüthenträume reiften». Der Türke sagt «auch 
dieses geht vorüber und dies muß in diesen im großen Zusammenhange 
der Dinge garnicht so erstaunlichen Kämpfen auch unsere Parole sein!» 

Nach seiner Rückkehr aus dem Süden empfing der Kaiser den Kanzler 
am 18. Mai 1909 in Wiesbaden zu einem Immediatvortrag. Bülow brachte 
später den Eindruck, den er dabei gewann, auf die Formel: «Er wünschte 
meinen Rücktritt, er wollte mich loswerden. Aber er wollte den Augen- 
blick meines Ausscheidens, die Form und die Modalität meines Fortge- 
hens selbst bestimmen.»“ Offenbar dachte Wilhelm aber nicht an eine bal- 
dige Krise, denn am 30. Mai bat er Bülow, ihn zu der auf den 17./18. Juni 
1909 angesetzten Begegnung mit Nikolaus II. und der ganzen Zarenfami- 
lie in den Finnischen Schären zu begleiten.‘ Er ging auch davon aus, daß 
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die umstrittene Reichsfinanzreform schließlich doch vom Reichstag ange- 
nommen werden würde.“ Wilhelm interessierte sich persönlich für die 
Gestaltung der Reform und lehnte zum Beispiel «die Zustimmung zu der 
Erhöhung des Kaffeezolles auf das entschiedenste» mit der Begründung 
ab, «er habe keine Lust um der Steuerzänkereien im Reichstag willen das 
eben angebahnte gute Verhältniß zu Brasilien wieder aufs Spiel zu setzen!» 
Wie Valentini Loebell meldete, habe der Kaiser während des Vortrags auch 
gemeint, «die Zündhölzchen könnten noch eine weit höhere Steuer tragen 
und für den Rest müsse sich etwas anderes finden. Er kommt immer wie- 
der auf die Junggesellensteuer.»° Offensichtlich beteiligte sich der Kaiser 
wie zu alten Zeiten auch wieder an der Mitgestaltung der Innenpolitik. 

Am 24. Juni 1909 lehnte eine knappe Mehrheit des Reichstags, beste- 
hend aus Abgeordneten der Deutsch-Konservativen Partei, der freikon- 
servativen Reichspartei, des Zentrums und der polnischen Fraktion, die 
Erbschaftssteuer ab. Wilhelm hielt sich zunächst an die feierliche Versiche- 
rung, die er Valentini auf Korfu gegeben hatte, sich «absolut und auf das 
Entschiedenste [...] niemals [...] in Folge parlamentarischer Konstellatio- 
nen [...] vom Kanzler zu trennen».°° So rief er einen Tag nach der Nieder- 
lage zum Kampf gegen den Reichstag auf. An Bülow telegraphierte er: 
«Abstimmung eine Farce! Vier Stimmen keine Majorität. Ordentlich mit 
der Presse das Land gegen Reichstag in Gang gebracht, der sich in Wider- 
spruch mit seinen Interessen setzt, so daß zaghafte Abgeordnete zum Um- 
fall gebracht werden. Bin bereit, eventuell, wenn bei dritter Lesung wieder 
so geringe oder noch geringere Mehrheit gegen Vorlage zustande kommt, 
einfach das Steuergesetz zu oktroyieren. Das Land ist auf unserer Seite 
und hilft letztlich nur Gewalt.»® 

Auf Bülows telegraphische Bitte bestellte ihn der Kaiser für den 
26. Juni 1909 nach Kiel, wo die internationale «Kieler Woche» auf Hoch- 
touren lief und wo sich der Oberste Kriegsherr inmitten «seiner» Flotte in 
einer Art Rausch befand. «Dieser Übermacht maritimer Inanspruchnahme 
gegenüber versank das kaiserliche Interesse an den Vorgängen fast völlig», 
kritisierte Valentini.’”° Die Audienz auf der Hohenzollern, an der Valentini 
als Chef des Zivilkabinetts teilnahm, zog sich von 91 bis ı2 Uhr hin. 
Bülow bat um seine Entlassung. Der Kaiser genehmigte sie, verlangte aber, 
Bülow solle zuvor noch die Reichsfinanzreform ohne Erbschaftssteuer 
durchbringen. Der Kanzler machte deutlich, daß er die Auflösung des 
Reichstags für eine «Unmöglichkeit» halte, da Neuwahlen «40 Sozial- 
demokraten mehr bringen» würden. Er hoffte, «bis Mitte Juli doch noch 
eine annehmbare Finanzreform ohne Erbanfallsteuer zu Stande zu brin- 
gen».”' Während dieser entscheidenden Audienz des Reichskanzlers, der 
bis auf den Tag zwölf Jahre lang die Geschäfte des Reiches in seinem Sinne 
geleitet hatte, hörte der Kaiser kaum zu, sondern schaute wiederholt auf 
seine Uhr, da er auf der Yacht eines französischen Schokoladenfabrikaten 
zum Frühstück eingeladen war.’ 
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Kaum ein Ereignis der Spätphase des wilhelminischen Reiches zeigt so 
deutlich, wieviel Macht der Kaiser auch noch nach der Daily Telegraph- 
Krise ausüben konnte, und wieviel Einfluß die «unverantwortlichen» 
Männer in seiner unmittelbaren Umgebung behalten hatten, wie die Wahl 
des fünften deutschen Reichskanzlers. Die skandalöse Oberflächlichkeit, 
mit der diese Entscheidung gefällt wurde, bietet aber auch ein Parade- 
beispiel für die anachronistische Untauglichkeit des «persönlichen Regi- 
ments», das seit Jahren im Mittelpunkt der öffentlichen Kritik gestanden 
hatte. Seit dem 17. November 1908 war Bülows Entlassung eigentlich be- 
schlossene Sache, doch bis zuletzt wußte Wilhelm nicht, wen er auf diesen 
höchsten Posten im Reich und in Preußen berufen sollte! Während er un- 
geduldig auf die Erledigung der Kanzlerkrise wartete, die seine Nordland- 
reise in Frage zu stellen drohte, segelte der Kaiser stundenlang in der Ost- 
see herum. Noch am 9. Juli 1909 klagte er in einem Telegramm an Franz 
Ferdinand: «Ich liege jetzt hier umher, und warte ab, was das verdammte 
Parlament angeht, nachdem Centrum, Polen und Conservative sich das 
Privatvergnügen geleistet haben, plötzlich Bülow zu stürzen! Eine nette 
Lumpenbande! Ich fürchte, daß meine Ferien gründlich durch diesen 
Lumpenstreich gekürzt werden und die Suche nach Ersatz sehr schwer 
ist.» 

Die Kaiserin, die sich seit der Daily Telegraph-Krise mehr als zuvor mit 
der Politik beschäftigte, setzte sich für die Beibehaltung Bülows ein. «Sie 
rechnete zu wenig mit dem starken Rachegefühl, das den Kaiser seit der 
November-Affäre gegen Bülow beherrschte», erinnerte sich Valentini mit 
Recht.”* Dieses Rachegefühl wurde von Staatssekretär von Schoen und 
Theodor Schiemann noch geschürt, die sich «abfällig» über Bülow äußer- 
ten. Der Staatssekretär teilte dem Kaiser mit, der scheidende Reichskanz- 
ler habe ihm gegenüber die Daily Telegraph-Krise als «doch sehr nützlich» 
bezeichnet, während Schiemann dem Monarchen sagte, er habe «die Jour- 
nalisten Wirtschaft» unter Bülow «nicht mehr ansehen können». Der Chef 
des Marinekabinetts beklagte als «trübes Bild» die Tatsache, «daß nun alle, 
auch die, die wohl von B[ülow] ans Licht gezogen sind, auf ihn los- 
hacken». Noch am 6. Juli äußerte sich der Kaiser gegenüber Müller miß- 
mutig über die «Schwierigkeit [einen] neuen Reichskanzler zu finden». 

Seit der Krise vom November 1908 waren etliche Generäle, Botschaf- 
ter, Hof- und Staatsbeamte als Ersatz für Bülow gehandelt worden. An- 
fangs war der General Alfred Loewenfeld, Wilhelms Flügeladjutant, den 
er vor kurzem zum Generaladjutanten, Kommandeur der Schloßgarde 
und Kommandeur des X. Armeekorps erhoben hatte, als Kanzlerkandidat 
im Gespräch.” Kurz vor Weihnachten besprach der Generaladjutant von 
Plessen auf der Jagd die Nachfolgefrage mit dem bayerischen Gesandten 
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Abb.27 Kanzlerwechsel im Juli 1909 


Lerchenfeld, der, wie Wilhelm seinem Freund Fürstenberg mitteilte, sich 
sehr bestimmt dahingehend äußerte: «Einen Preußen muß $.M. nehmen, 
nur bei Leibe keinen Süddeutschen oder gar Bayern; das geht nie; das hat 
Hohenlohe uns gezeigt.»7” Ende Februar 1909 wurde am Hofe und in In- 
dustriekreisen der Botschafter in Paris, Fürst Hugo Radolin, als Reichs- 
kanzler gehandelt.”® Im April, auf der Fahrt nach Korfu, hat Wilhelm — wie 
gesehen —- dem Grafen Anton Monts «versprochen», daß er der Nachfol- 
ger Bülows werden würde.” Der abgehende Kanzler beschwor den Chef 
des Zivilkabinetts mit Erfolg, die Ernennung Monts’ zu verhindern.‘ 
Dem Kaiser riet Bülow mit dem sonderbaren Argument, daß in den kom- 
menden Jahren «die Hauptschwierigkeiten in der inneren Politik» liegen 
würden, Bethmann Hollweg zu seinem Nachfolger zu ernennen, doch als 
Valentini diesen am 3. Juli in Vorschlag brachte, lehnte Wilhelm mit der 
Bemerkung ab: «Ich kenne ihn ganz genau, er ist ein überheblicher Schul- 
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meister u. Dickschädel; ich kann mit ihm nicht arbeiten.» Wilhelms Ab- 
neigung gegen Bethmann wurde durch die Kaiserin geschürt, die ihn als 
«zu sehr philosophisch, weltfremd und spintelierend» empfand; außerdem 
sei er mit seinem «etwas zu krummen Rücken» dem Charakter nach nicht 
sympathisch.‘ Drei weitere Kandidaten für das höchste Amt im Reiche, 
die Brüder August und Botho zu Eulenburg und der Statthalter in Straß- 
burg, General Graf Carl von Wedel, lehnten das angebotene Reichskanz- 
leramt ab. Am 6. Juli meldete der wohlinformierte Botschafter Szögyeny 
nach Wien, neben Carl Wedel und Bethmann Hollweg hätte der preußi- 
sche Finanzminister Georg Freiherr von Rheinbaben die besten Chancen, 
Kanzler zu werden.” Als Valentini sich am 7. Juli nachmittags wieder auf 
der Hohenzollern zurückmeldete, traf er den Kaiser «sehr ungnädig über 
die Verzögerung» an. Plötzlich kam Wilhelm «auf den schon früher be- 
rührten Gedanken zurück, den General Colmar Frhr. v. der Goltz zum 
Kanzler zu ernennen». Er befahl dem Chef des Zivilkabinetts, «sogleich 
mit der Orientexpreß nach Konstantinopel zu fahren!», doch während Va- 
lentini das Kursbuch studierte, rief ihn der Kammerdiener nochmals zum 
Kaiser. «Der hohe Herr hatte sich inzwischen zum Tennisspiel umgeklei- 
det und empfing mich zwischen Tür und Angel: er habe sich die Sache 
nochmals überlegt; er könne es den Türken nicht antun, ihnen jetzt den 
General, der dort eine wichtige Mission zu erfüllen habe, fortzunehmen; 
er sei mit Bethmann einverstanden, und ich solle nun alles Nötige schnell 
besorgen!» Der Kaiser konnte endlich seine Nordlandreise antreten. Am 
14. Juli 1909 nahm der in dieser fastnachtsspielartigen Weise «erkorene» 
Bethmann Hollweg - «mit schwermütiger Miene, aber doch nicht ungern» 
— das dornenreiche höchste Staatsamt an.‘* Dem in der Großen Politik 
vollkommen unerfahrenen fünften Kanzler des Deutschen Reiches sollte 
das Los beschieden sein, die Welt im Sommer 1914 in die Katastrophe des 
Großen Krieges zu stürzen. 


Kapitel 28 


Wilhelm II. und die Kontinentalpolitik 
unter Bethmann Hollweg 


Ende August 1909, knapp sechs Wochen nach dem Wechsel von Bülow zu 
Bethmann Hollweg, erschien im Simplicissimus eine Karikatur von Th. Th. 
Heine mit dem Titel «Kanzlererziehung», die in vier Bildern das sich rasch 
ändernde Verhältnis zwischen Bethmann und dem Monarchen darstellen 
sollte. Im ersten Bild sieht Wilhelm noch zum großgewachsenen neuen 
Reichskanzler respektvoll hinauf; im zweiten stehen sich beide Männer 
ebenbürtig gegenüber; im dritten ist der Kanzler im Vergleich schon sehr 
klein geworden; und im letzten Bild muß er sich eines Fernrohrs bedienen, 
so gigantisch ist der sporenklirrende Militärmonarch in seiner Machtfülle 
und Selbstherrlichkeit gewachsen.' Die Karikatur mag die Dominanz 
des Monarchen etwas überzogen haben, aber es ist doch erstaunlich, wie 
rasch und vollkommen sich Wilhelm II. von den Rückschlägen der zu- 
rückliegenden zwei Jahre - den horrenden Hofskandalen und der Daily 
Telegraph-Affäre - erholt hat und mit welchem Selbstbewußtsein er nun 
wieder die Leitung der deutschen Politik übernahm. Namentlich im 
außen- und militärpolitischen Bereich - mit der schwarz-blauen Mehrheit 
im Reichstag war innenpolitisch ohnehin nicht viel zu erreichen - hat sich 
der neue Reichskanzler schnell in seine Rolle als ausführendes Organ des 
kaiserlichen Willens hineingelebt, auch wenn er sich hin und wieder ge- 
nötigt sah, seinem ungestümen Souverän zur Mäßigung zu raten. Wilhelm 
seinerseits, der in die Ernennung Bethmann Hollwegs nur widerstrebend 
eingewilligt hatte, konnte sich bald zur Kanzlerwahl gratulieren. Zum 
Jahreswechsel 1909/10 meldete er dem österreichischen Thronfolger Franz 
Ferdinand zufrieden: «Unser Kanzler hat ein gutes Entree gehabt und sehr 
zur allseitigen Beruhigung nach Außen und Innen gewirkt!»® Wie nahm 
sich im Kopfe Wilhelms II. in den ersten Jahren der Kanzlerschaft Beth- 
manns die Welt aus und welchen Einfluß konnte er unter dem neuen 
Reichskanzler auf die Gestaltung der Außenpolitik nehmen? 
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Abb.28 Kanzlererziehung 1909 


1. Die Nachwirkung des «Faustschlags» von Bosnien 


Von grundlegender Bedeutung für die Haltung Wilhelms in der Zeit von 
1909 bis 1911 war die Überzeugung, daß er mit dem «Faustschlag» gegen 
Rußland in der Bosnischen Annexionskrise ein Siegesrezept gegen die Ma- 
chenschaften der Entente gefunden hatte. So triumphierte er in einem 
Brief an Franz Ferdinand vom 13. August 1909, «daß die Ententenkoche- 
rei von jenseits des Wassers zu nichts geführt hat. Denn es bedurfte nur des 
einen Zusammentritts von Oesterreich und uns um die ganze Wirthschaft 
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zum stoppen zu bringen; und die lieben Freunde die sich schon Entente- 
seelig als die Herren Europas aufspielten, zogen, höchst ernüchtert, es vor 
nicht die äußersten Consequenzen zu ziehen, wie es sich der eine von 
ihnen [gemeint war England] so sehnlich gewünscht, der ja auch der einzig 
gewinnende Theil bei der Keilerei geblieben wäre! facit: ein ziemlicher Ka- 
ter und Oesterreich baut auch «Dreadnoughts! Ein anscheinend gänzlich 
unerwartetes und sehr betrübendes Resultat für <drüben»!»> Anfang 1910 
erklärte er in einem weiteren Brief an Franz Ferdinand, das «feste Zusam- 
menstehen» Österreichs und Deutschlands in der Bosnienkrise habe «Eu- 
ropa vor einer Catastrophe bewahrt, [...] der Welt den Frieden erhalten 
[und] die Nutzlosigkeit der gegen unser Bündniß gesponnenen Intriguen 
und Ententen» entlarvt. Noch im Sommer 1911 drohte Wilhelm einem 
britischen Admiral, den Kraftakt von Bosnien wenn nötig zu wiederholen. 
«Diese Herzegowina-Angelegenheit hat gezeigt, wie machtlos England 
auf dem Kontinent wirklich ist. Ich habe sie auf meine Weise geregelt, für 
meinen Freund Österreich, und ihr hattet dabei nichts zu sagen. So werde 
ich es wieder machen, wenn sich die Gelegenheit ergibt.» 

Zu einer Art mitteleuropäischer Festung sollte Deutschlands Bündnis 
mit Österreich-Ungarn ausgebaut und durch ein Militärabkommen mit 
der (mittels deutscher Hilfe) wiedererstarkten Türkei nach Süden und 
Osten erweitert werden. Obwohl Kaiser Wilhelm von der Annahme aus- 
ging, daß das Zarenreich auf «etwa 5» Jahre hinaus «nicht aktionsfähig» 
sein würde,’ setzte er sich seit dem Herbst 1909 für den Abschluß einer ge- 
heimen militärischen Konvention zwischen Österreich-Ungarn, der Tür- 
kei und Rumänien gegen Rußland ein. Er griff dabei eine Anregung des 
türkischen Botschafters in Berlin, Osman Nisami Pascha, auf, bestimmte 
aber, die Absprachen zwischen Wien und Konstantinopel für den Kriegs- 
fall sollten nicht auf diplomatischem, sondern auf rein militärischem Wege 
zustande kommen.‘ 

Diesen Plan besprachen Wilhelm und Bethmann ausführlich mit dem 
österreichischen Thronfolger während des Besuchs Franz Ferdinands in 
Potsdam und Letzlingen im November 1909. Wie der Reichskanzler dem 
verbündeten Außenminister Aehrenthal am 15. November 1909 mitteilen 
konnte, habe bei den Gesprächen «in allen Fragen der auswärtigen Poli- 
tik [...] volle gegenseitige Übereinstimmung» geherrscht. «Kurz bevor wir 
uns in Letzlingen trennten», fuhr Bethmann fort, «hatte Seine Majestät 
mein Allergnädigster Herr dem Herrn Erzherzog Mitteilung von einem 
soeben eingelaufenen höchst vertraulichen Bericht unseres Militärattaches 
in Konstantinopel gemacht, wonach der hiesige türkische Botschafter 
Osman Nisami Pascha, der zur Zeit in Konstantinopel auf Urlaub weilt, 
Ihrem Bevollmächtigten Baron Giesl von Gieslingen von der Idee einer 
militärischen Konvention zwischen der Türkei und Oesterreich-Ungarn 
gesprochen hat. Mein Allergnädigster Herr hatte, wie ich ganz vertraulich 
bemerken darf, diesen Gedanken [...] prima vista temperamentvoll aufge- 
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nommen. Ich möchte mich, namentlich bevor ich Ihr sentiment kenne, 
nicht dazu äußern. Die Frage der Konsolidation des neuen türkischen 
Regimes scheint mir dabei jedenfalls eine Hauptrolle zu spielen.»? 

Wenige Tage später drängte Kaiser Wilhelm den österreichischen 
Thronfolger direkt, sich für den Abschluß einer geheimen Militärkonven- 
tion mit der Türkei einzusetzen. «Es war mir sehr werthvoll aus der Mit- 
theilung Aehrenthals an uns zu erfahren, daß meine Ansichten bezüglich 
Eurer Beziehungen zur Türkei so schnelle Bestätigung erfuhren. Der 
Schritt des Türkischen Botschafters in Berlin, Osman Nisami, bei Aechren- 
thal ist sehr erfreulich, und verdient vertrauensvolles und ehrliches Ent- 
gegenkommen. Die Türken sehen in die Zukunft, in der sie Besorgnisse um 
ihren Besitzstand und Sicherheit wittern, und suchen natur- und vernunft- 
gemäß Anschluß an die Centralmächte. Rein technisch gehaltene geheime 
Militärabkommen, von Generalstab zu Generalstab, dürften wohl am Be- 
sten der Situation entsprechen. Die Diplomatie braucht nicht in Bewegung 
gesetzt zu werden - sie ist immer indiskret - und der Minister kann sich 
stets auf den Unwissenden spielen. Die Anwesenheit Gen. v. d. Goltz [in 
Konstantinopel] bürgt für Sicherheit und erleichtert die Situation.»'° 

Das Zögern der Österreicher, den Wunsch des Deutschen Kaisers zu 
erfüllen, erklärt sich nicht zuletzt aus ihrer berechtigten Befürchtung, da- 
durch ins Schlepptau des mächtigen Nachbarn genommen und gegen Ruß- 
land vorgeschoben zu werden. Im September 1910 formulierte Bethmann 
Hollweg in aller Deutlichkeit dem Kaiser gegenüber das Kalkül, das er vier 
Jahre später zum Leitgedanken seiner Politik in der Julikrise machen soll- 
te: «Wir müssen doch wünschen, daß, falls es zum Äußersten kommt, der 
erste [russische] Angriff auf Österreich geht, das dann unserer Hülfe be- 
darf, und nicht auf uns, sodaß es dann von Österreichs Entschluß abhängt, 
ob es die Bündnistreue wahren will.»'' Genau diesen Gedanken verfolgte 
Wilhelm 1909 mit seinem Drängen auf eine geheime Militärkonvention 
zwischen Wien und Konstantinopel. Die Österreicher und Türken «müs- 
sen militärisch zusammengebracht werden; dann sind die Österreicher den 
Russen gegenüber festgelegt und anrüchig. Desswegen will ja auch Aech- 
renthal nicht an die Milit[är]-Convention mit der Türkei heran. Ist diese 
erst fest, werden die Russen es den Oesterreichern nicht vergessen! und 
ein Zankapfel zwischen ihnen sein.»'? Als Wiener Zeitungen 1910 die fal- 
sche Meldung brachten, es sei bereits auf Betreiben Kaiser Wilhelms eine 
Militärkonvention zwischen Deutschland, Österreich-Ungarn und der 
Türkei abgeschlossen worden, meinte der Monarch, das sei leider zu 
schön, um wahr zu sein - «wären wir erst so weit!» Man solle die Falsch- 
meldung aber «nur nicht dementiren! Man lasse die Ente ungeschossen 
fliegen!» Bethmanns Mahnung, daß solche Gerüchte in Paris, London und 
St. Petersburg bereits Unruhe hervorgerufen hätten, machte auf Wilhelm 
keinen Eindruck. Die Nervosität gönne er «den 3 Hallunken von Her- 
zen», antwortete er, «man lasse sie sich ruhig aufregen!» Der Ansicht des 
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Reichskanzlers, man müsse doch, ehe man dem Gedanken einer Militär- 
konvention mit der Türkei nähertrete, erst den Dreibundpartner Italien 
ins Vertrauen ziehen, trat der Kaiser ebenfalls schroff entgegen. Eine Mit- 
teilung des geheimen Vorhabens an Italien wäre doch «sehr bedenklich! es 
weiß die Welt, was Dreie wissen!!» Bethmann dürfe «unter gar keinen 
Umständen!» Fühler nach Rom ausstrecken. «Wir sind auch nie von Rom 
gefragt worden, wenn die mit Paris sich ohne uns verständigten! Oder bei 
anderen Staaten! wenn die unter einander was abmachten!»"3 


2. Das Vordringen der Entente im Orient 


Die Hoffnungen, die der Kaiser nach der Bosnienkrise in die Achse 
Deutschland-Österreich-Türkei setzte, wurden durch den immer stärker 
hervortretenden Einfluß Großbritanniens, Frankreichs und Rußlands auf 
der Balkanhalbinsel und im Mittleren Osten konterkariert.'‘* Nur wenige 
Tage nach dem Brief an Franz Ferdinand vom 13. August 1909, in dem er 
stolz von der Vereitelung der «Ententenkocherei» durch den festen Zu- 
sammenhalt Deutschlands und Österreichs berichtete, wütete Wilhelm ge- 
gen das Vordringen der Ententemächte in die inneren Angelegenheiten der 
Türkei. Der englisch-französische Wunsch, die beiden Mittelmächte soll- 
ten sich an der internationalen Bewältigung der Krise in Mazedonien be- 
teiligen, rief in Wilhelm wieder starke Haßgefühle gegen England und vor 
allem König Edward hervor, auf den er den «unerhörten!» Vorschlag, der 
ein «Bauernfang!!!» sei, zurückführte. «Im vorigen Jahr ist gerade die Um- 
wälzung in der Türkei gemacht worden, mit der ausdrücklichen Absicht, 
das Hineinmanschen andrer Mächte als der Türkei, in Mazedonien, ein für 
alle Mal zu hindern; und das ist von uns allen damals so anerkannt, und 
von Deutschland als eine wahre Erlösung begrüßt worden! damit endlich 
diese entsetzliche Seeschlange aufhören sollte! Jetzt bei den ganz unstabi- 
len türkischen Verhältnissen Mazedonien anschneiden wollen, ist purer 
Wahnsinn und muß das amour propre der Türkei geradezu herausfor- 
dernd verletzen! Das ist von Edw[ard] VII. an Gallien suggerirt worden 
um uns mit der Türkei ganz auseinander zu bringen! Ich verweigere jeg- 
liches Eingehen auf solches Zeug! [...] Alle solche Anträge, verschleiert 
oder unverschleiert, indirekt oder direkt sind mit Wien gemeinsam abzu- 
lehnen!»" 

Vollends ungehalten war Wilhelm, als ihm im November 1909 gemeldet 
wurde, die Engländer strebten offenbar mit der Billigung Rußlands ein 
Schiffahrtsmonopol auf dem Tigris und dem Euphrat an. Dies sei eine 
«Unerhörte Unverschämtheit der Briten». «Da kommt die Teufelsklaue 
heraus!» «Den Türken muß der Rücken gestärkt werden!» befahl er. «Es 
geht gegen die Bagdadbahn!»"° Die Ahnung des Botschafters Marschall 
von Bieberstein, daß in diesen «englischen Treibereien möglicherweise die 
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ersten Anfänge einer weltgeschichtlichen Katastrophe liegen» könnten, 
weil sie einen Stoß in das Herz des Osmanischen Reiches bedeuteten, teilte 
der Kaiser voll und ganz.” Als er aus der Zeitung erfuhr, daß England sei- 
ne Zustimmung zu der geplanten Erhöhung der türkischen Einfuhrzölle 
nur geben wolle, wenn die türkische Garantie für die Bagdadbahn entfalle, 
sah Wilhelm darin «einen so direkten Vorstoß Englands gegen uns, und 
zwar gegen eine große kulturelle Aufgabe, die sich Deutschland gestellt 
habe», daß er den Reichskanzler anwies, in London klarzustellen, daß 
unter solchen Umständen von einer «allgemeinen Verständigung mit Eng- 
land [...] kaum mehr die Rede» sein könne. Das englische Vorgehen in 
Konstantinopel sei «ein Eingriff seitens einer fremden Macht in das Selbst- 
bestimmungsrecht einer zweiten, mit direkter Spitze gegen eine dritte!» 
Mit dem Hinweis auf die Auflösung des britischen Parlaments und den 
unsicheren Ausgang der Neuwahlen gelang es Bethmann schließlich, den 
aufgebrachten Monarchen vorerst wieder etwas zu beruhigen. '* 

Ständig befürchtete Wilhelm II. den Ausbruch eines Krieges zwischen 
Griechenland und der Türkei über Kreta, der seiner Meinung nach eine 
europäische Intervention zugunsten der Griechen heraufbeschwören wür- 
de, an der sich dann auch Serbien und Bulgarien beteiligen würden. Das 
«Endergebnis» einer solchen Entwicklung wäre die Besitzergreifung 
Mesopotamiens und Kretas durch die Briten und die Annexion Konstanti- 
nopels und der Dardanellen durch die Russen.'? Im Sommer 1910 sprach 
er die Besorgnis aus, daß London auf eine «<Liquidation> der Türkei, Bag- 
dadbahn, Creta, Egypten, Dardanellen pp!» hinarbeite.”° Die Situation im 
östlichen Mittelmeer sei eine «wundervolle Schweinerei! Aber grade das 
will England um nachher bei der ausbrechenden Keilerei Egypten, Suda- 
bai, Bagdadbahn pp. zu schlucken!»*' Seine Hoffnung, die britische Über- 
nahme des Mittleren Ostens zu verzögern, setzte Wilhelm merkwürdiger- 
weise auf Rußland, das seines Erachtens immer noch zu schwach sei, um 
sich seinerseits an der Aufteilung der Türkei zu beteiligen. Im Juni ı9ro 
schrieb er auf einen Bericht aus Petersburg: «Iswolski fürchtet den von 
England ersehnten Schlamassel im Orient. Dabei würde England Sudabai, 
Egypten, Arabien, Mesopotamien raffen, und Russland die Dardanellen 
zu nehmen gestatten. Da aber Iswolski weiß, daß Rußland jetzt völlig un- 
fähig ist, auch mit dem Stambul besetzt haltenden Türken mit Aussicht auf 
Erfolg zu fechten, so will er die Auftheilung hinausschieben, und um das 
zu ermöglichen will er Russ[ische] Truppen in Creta halten, die ein Vorzei- 
tiges nehmen von Sudabai seitens Englands verhindern sollen.»”* 

Nicht nur den übermächtigen Einfluß der britischen Seemacht im öst- 
lichen Mittelmeer, auch die enorme Finanzkraft der Franzosen in Kon- 
stantinopel mußte der Kaiser als kaum zu bewältigendes Hindernis seiner 
eigenen Ambitionen im Orient empfinden. Bitter beschimpfte er das Auf- 
treten der französischen Finanziers am Goldenen Horn als «Unerhörte 
Frechheit» und schlichte Gelderpressung. «Das ist ja die reine Chantage!» 
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rief er aus. «Die Gallier behandeln die Türken wie einen Negerstaat ster 
Güte! Eine Manier die geradezu beleidigend ist.» Die Türken müßten 
«festbleiben! wir müssen ihnen den Rücken stärken. Sie können das Geld 
auch bei uns bekommen.»” Unter keinen Umständen dürften sie sich 
unter das kaudinische Joch der französischen Forderungen begeben. «Das 
factum, daß bei uns Geld bereit liegt muß den Türken mitgetheilt werden. 
Sie dürfen keinenfalls auf die Französ[ischen] Unverschämtheiten ein- 
gehen», befahl er am 22. Oktober 1910.” 


3. Wilhelm und die Balkanstaaten 


Unter den kleineren Balkanstaaten zählte Wilhelm um diese Zeit lediglich 
Rumänien zu den Freunden Deutschlands. Der Hohenzollernkönig Carol 
sei «ein edler, rechtlicher Charakter und hat viel für die Hebung seines 
Volkes und die Consolidirung seiner Verhältnisse gethan», versicherte er 
Franz Ferdinand. «Er ist ein werthvoller Bundesgenosse auf dem ewig 
unruhigen Balkan, da er, ein guter Kenner der dortigen Verhältnisse, die- 
selben mit ruhigem, klarem Blick und durch die Erfahrung gestärktem 
Urtheil behandelt.»°° Für Georg I., den «schlaffen» König der Hellenen, 
den nur eine «unverantwortliche Willenlosigkeit» auszeichne, empfand 
Wilhelm nichts als Verachtung. Seiner Tante Großherzogin Luise von 
Baden gegenüber mokierte er sich über das verfassungskonforme Verhal- 
ten des Königs, der Gefahr laufe, einen Krieg mit der Türkei heraufzu- 
beschwören, «nur um der Constitutionellen Theorie treu zu bleiben, der 
König müsse ein für alle mal absolut das thun was Kammer und Volk wol- 
len!»” An Franz Ferdinand schrieb er: «In Athen ist kein König mehr, nur 
ein hülfloser, feiger Waschlappen der seine Dynastie verrathen hat!» Er 
«gebe die Dynastie für verloren».” 

Auch in Griechenland und Serbien empfand Wilhelm II. ein unaufhalt- 
sames Vordringen des britischen Einflusses. Der griechische Ministerprä- 
sident Venizelos habe vor kurzem in Kreta erklärt, schrieb Wilhelm im 
März 1910 verbittert an Max Fürstenberg, «der König werde fliegen, nur 
wisse man nicht wer an seine Stelle solle, da der Prinz Georg (Enkel) den 
er wolle, von England nicht gewünscht werde, weil er zu nahe mit dem 
Deutschen Kaiser verwandt sei!! Und was England nicht will geschieht in 
der Welt eben nicht.»*® Mit Hinweis auf den übergroßen Einfluß Englands 
in Athen lehnte der Kaiser eine Anregung Marschalls ab, zur Stärkung der 
deutschen Stellung im östlichen Mittelmeer das deutsche Schiff Blücher an 
die Türkei zu verkaufen. Dies, so urteilte Wilhelm II., wäre «nicht zu un- 
serem Vortheil! und bedenklich, da Griechenland von England gestützt 
wird das zu Gunsten Griechenlands gegen die Türkei front gemacht hat. 
Gegen die in großer Gefahr schwebende mir blutsverwandte griechische 
Dynastie, wäre es auch nicht verwandtschaftlich ihre Feinde zu stärken. 
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Da sie ja mit der Hoffnung auf die Vereinigung Kretas mit Griechenland 
steht und fällt! Jetzt rästet Griechenland! Vielleicht freilich mit Eng- 
lischem Gelde: Würde ich jetzt die Türkei mit Schiffen so ostensibel stär- 
ken, daß sie im Falle eines Griechischen Confliktes, die letzteren mit Hülfe 
eines Deutschen Kriegsschiffes, ad hoc verkauft, schlägt; dann haben wir 
es wiederum nicht nur mit Griechenland sondern auch mit England zu 
thun, das mit der Mittelmeerflotte eingreifen würde. Wir haben bisher 
grundsätzlich abgelehnt, uns in der Cretafrage hineinziehen zu lassen. Der 
Blücher Verkauf an die Türkei würde jetzt uns direkt als Partheinahme zn 
diesem Streit zu Gunsten der Türkei ausgelegt werden, und die ganze 
Griechische Welt, die im Morgenlande immerhin zu beachten ist, gegen 
uns einnehmen, ebenso wie England es übelnehmen würde. Ich bin daher 
gegen den Verkauf.»” Serbien befände sich nicht minder als Griechenland 
«unter Englischem Szepter!» schimpfte Wilhelm im September 1909. «Ein 
ganz charmanter Herr der Onkel E[dward] VII!» rief er aus.’° 

Geradezu pathologisch war der Haß, den der Kaiser gegen den Cobur- 
ger Vetter Ferdinand von Bulgarien - «Fernando Naso», wie er ihn ver- 
spottete — entwickelte. Vor allem seit der Ausrufung Ferdinands zum Za- 
ren im Sommer 1908 überschüttete ihn der deutsche Souverän mit Hohn. 
Schadenfroh registrierte er ıgıo, daß Ferdinands Besuch in Petersburg 
kühl verlief und dem Bulgarenzar sogar die Verleihung eines Regiments, 
ein Akt der Courtoisie gegenüber Souveränen, verweigert wurde.3' Das 
Betragen Wilhelms gegen seinen Vetter aus Bulgarien nahm bald Formen 
an, die in aller Welt Kopfschütteln hervorriefen. Von dem Bankier Paul 
Schwabach erfuhr die Baronin Spitzemberg im Januar ı9ro von einer un- 
glaublichen Szene, die sich während einer Hochzeit in Braunschweig ab- 
gespielt hatte: «Der Kaiser stand im Gespräch mit einigen Menschen, 
Rücken an Rücken mit ihm der Bulgarenzar, auch plaudernd. Plötzlich er- 
hält er einen wuchtigen Schlag auf das Hinterteil, dreht sich wütend um 
und erblickt S.M., laut lachend!» Wenige Tage später bestätigte der Vize- 
oberzeremonienmeister Bodo von dem Knesebeck der Baronin «mit 
Kummer die Geschichte mit dem langnäsigen Ferdinand, den S.M. auch 
vor dem Schlage aufs Hinterkastell, nur weil er ihm zuwider ist, so misera- 
bel behandelt hat, daß er weißglühend vor Haß abgereist ist. [...] Mich 
wundert nur», setzte Spitzemberg hinzu, «daß nicht einer der Fürsten, die 
so wütend sind, dem Kaiser solchen Puff oder Schlag wiedergibt!»>” Noch 
Monate später erzählte der britische Gesandte in Sofia dem Unterstaats- 
sekretär im Foreign Office, Hardinge, die Geschichte folgendermaßen: 
«Anscheinend lehnte sich König Ferdinand aus dem Fenster, um etwas auf 
der Straße zu beobachten, als der Kaiser, dessen Begeisterung für Katzbal- 
gerei berüchtigt ist, hinter Seiner Majestät auftauchte und der Verlockung 
nicht widerstehen konnte, dem Königlichen Allerwertesten einen herzhaf- 
ten Klaps zu verabreichen. Die Kniehosen des Königs waren eng, und der 
Streich traf wahrscheinlich heftiger als beabsichtigt. König Ferdinand, 
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bleich vor Wut, sagte dem Kaiser, er habe sich eine unverzeihliche Freiheit 
herausgenommen. Der Kaiser antwortete dahingehend, es sei ein ver- 
wandtschaftlicher Scherz gewesen, und riet Ferdinand, sich nicht zum 
Narren zu machen. König Ferdinand antwortete stolz, daß er nicht erlau- 
be, derlei Scherze mit ihm zu treiben. Der Kaiser wandte sich ab und ging 
voll Wut, den König aufgebracht und wahrscheinlich sehnsüchtig, die Stel- 
le zu reiben, die am meisten schmerzte, zurücklassend.» Die gegenseitigen 
Haßgefühle kamen während der Begegnung der beiden Monarchen in 
London anläßlich der Beisetzung Edwards VII. im Sommer 1910 wieder 
zum Vorschein. Auch bei dieser Gelegenheit habe Kaiser Wilhelm den 
Bulgarenkönig «äußerst grob» behandelt, so daß Theodore Roosevelt die 
erstaunte Bemerkung machte, «er habe niemals so etwas wie die kaiser- 
liche Unhöflichkeit zu seinem bulgarischen Verwandten gesehen». 


4. Der Kampf mit Rußland um die Vorherrschaft auf dem Balkan 


Zu dem deutsch-britischen Gegensatz im Orient gesellte sich ein scharfer 
Konflikt mit Rußland um die Vorherrschaft auf dem Balkan, der die Groß- 
mächte immer näher an den Rand eines Krieges zu treiben drohte. Auch 
nach dem Zurückweichen des Zarenreiches in der Bosnienkrise hegte Wil- 
helm II. einen ungezügelten Haß auf den russischen Außenminister Is- 
wolsky.* Auf ihn müßten Österreich und Deutschland auch ferner «scharf 
aufpassen», meinte er, da er «nach wie vor Aehrenthals wüthendster Feind 
ist und uns gleichfalls haßt».3° Außerdem verfahre der «Jesuit» Iswolsky 
nach dem Prinzip, die «Worte sind dazu da die Gedanken zu verbergen!»>° 
War er anfangs geneigt, die russische Außenpolitik auf Iswolskys verletzte 
Eitelkeit zurückzuführen, so mußte Wilhelm mit der Zeit einsehen, daß 
der Kurs, den Rußland in der Balkanpolitik verfolgte, von staatlichen In- 
teressen bestimmt war. Ein Personenwechsel an der Newa würde daher 
keine nennenswerte Änderung bringen, erkannte er im September 1909. 
Die Russen berauschten sich an der panslawistischen Vorliebe für die «hi- 
storische Mission Rußlands auf dem Balkan» und würden sich solange mit 
diesen «Phantasiebildern amüsiren, bis eines Tages die Mongolen am Ural 
stehen! Dann werden sie zu spät erkennen, nach welcher Seite Rußlands 
wahre «Historische Mission» gelegen hat! nämlich Schutz Europas vor der 
Gelben Gefahr!»37 

Als einen Schlag ins Gesicht empfand der Kaiser den von Iswolsky ein- 
gefädelten Besuch des Zaren Nikolaus II. beim italienischen König Vitto- 
rio Emanuele im Jagdschloß Racconigi bei Turin am 25. Oktober 1909. 
Daß der Zar auf seinem Weg nach Italien einen großen Bogen um Öster- 
reich-Ungarn machte, deutete er als bewußste Brüskierung des ebenso ehr- 
würdigen wie alten Kaisers Franz Joseph.’ Die geheimen Gespräche, die 
zwischen dem russischen und dem italienischen Außenminister Tommaso 
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Tittoni stattfanden, führten zu einem Austausch von Noten, die zwar vom 
Erhalt des Status quo auf dem Balkan sprachen, für den Fall des Zusam- 
menbruchs der türkischen Herrschaft in Europa aber die Durchsetzung 
des Nationalitätenprinzips auf der Halbinsel vorsahen. Außerdem erkann- 
te Italien die russischen Interessen an den Meerengen und Rußland die ita- 
lienischen Ansprüche in Tripolis und der Cyrenaika an.’ Kaiser Wilhelm 
argwöhnte sogleich, daß Iswolsky «eine Schweinerei mit Tittoni hinter 
unserm Rücken gemacht!» habe.* Das unaufrichtige Verhalten des Drei- 
bundpartners verurteilte er als «echt jesuitisch und ganz echt Italienisch».* 
Die öffentliche Verpflichtung der beiden Mächte, den Status quo auf dem 
Balkan zu erhalten, hielt der Kaiser bloß für «Quatsch pour la Gallerie! 
Der arme status quo! was der sich schon hat gefallen lassen müssen!» Das 
Abkommen bedeute vielmehr «Hallali der Türkei!» Das Gerede von der 
Wahrung des Status quo auf dem Balkan sei «nur als Deckblatt für die Bal- 
kanbundcigarre» gedacht, «die aus türkischem Taback gedreht wird», 
meinte er in einer charakteristischen Randbemerkung. Für Wien sei aber 
«eine starke Türkei Lebensbedingung! Diese kann nur erhalten werden, 
wenn der «Ausbau der Balkanstaaten unterbleibt. Der würde nur mit 
Russ[ischer] Hülfe auf Kosten von der Türkei erfolgen.»# Die Erklärung 
der Russen, «daß das Hineinragen des islamistischen Osmanenreichs in 
das christliche Europa eine unerträgliche Anomalie sei», sei «ja so deutlich 
wie wir es nur wünschen konnten» und beweise, daß sie einen «Balkan- 
bund! gegen Österreich» anstrebten, erklärte Wilhelm. «Rußland geht an 
die Formirung eines Balkanbundes behufs Liquidation der Türkei - Dar- 
danellen p. p. - und Einengung von Österreich, gegen welches die Slavi- 
schen Brüder vereint werden sollen. Österreich muß sich Rumänien und 
die Türkei - event[uel]l durch Bündnißartige- oder Kriegsverabredungen 
festmachen», verlangte er abermals.** Sollte Rußland am Balkan eingreifen, 
so war dem Kaiser klar, daß «für uns der casus foederis» - also der Bünd- 
nisfall mit der Folge militärischer Aktion - eintreten würde.*° Wie immer 
vermutete er den Einfluß Englands hinter dem Vorstoß Rußlands und 
stellte die Frage, wie sich wohl Frankreich «mit seinen 5 Milliarden in der 
Türkei» zu dem anglo-russischen Vorgehen verhalten würde.* 


5. Der Kaiser und Franz Ferdinand 


In Anbetracht der zunehmenden Isolierung des Reiches verdoppelte Kai- 
ser Wilhelm nun sein Werben um die Freundschaft des Erzherzogs Franz 
Ferdinand und der hochadeligen Clique, die sich erwartungsvoll um den 
Thronfolger gebildet hatte. Schon die Teilnahme Wilhelms an den österrei- 
chischen Armeemanövern im mährischen Groß-Meseritsch im September 
1909, bei welcher Gelegenheit er nicht nur mit dem Thronfolger, sondern 
auch mit dem von ihm verehrten Kaiser Franz Joseph zusammentraf, hatte 
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den Zusammenhalt der beiden Reiche demonstriert. Der Besuch des Erz- 
herzogs und seiner Frau Sophie in Potsdam und Letzlingen im November 
jenes Jahres besiegelte dann den Freundschaftsbund. Wie seine Briefe zei- 
gen, unterließ es Wilhelm nie, eine übertriebene Verehrung für die morga- 
natische Gattin des Erzherzogs an den Tag zu legen, die am Wiener Hof 
geächtet wurde. 

Glanz und Charme der aristokratischen Clique um Franz Ferdinand 
beeindruckten das preußisch-deutsche Gefolge schwer, und nicht wenige 
machten sich Sorgen, ob nicht Wilhelm mehr als für das Land gut war, 
ihrem Zauber unterliegen könnte. So berichtete einer der Flügeladjutan- 
ten, der im November 1909 am Kaiserbesuch in Donaueschingen teil- 
nahm, seiner Frau: «Die «party» ist vielleicht die nobelste, u. schönste die 
irgendwo in der Welt beisammen ist. [...] Ernst zu nehmen ist trotz aller 
drölerie, Geschrei u. Gelächter Fürstenberg selbst und ein Gf Nostitz. 
Beide politisch in Oestereich thätig, nicht ohne Absichten u. Zwecke in ih- 
ren Gesprächen mit dem Kaiser, der in seiner herrlichen Offenheit und un- 
erschöpflichen Sprechfrische ja genug Stoff zum Hören bietet. Da Beide 
genannten mit allen maasgebenden Leuten in Oesterreich eng verwandt 
sind, so ist dieser harmlose Jagdaufenthalt meiner Ansicht nach mit Be- 
wusstsein des Kaisers nicht ohne politische Wichtigkeit. Besonders da 
doch offenbar heutzutage das deutsch-oesterreichische Einvernehmen der 
Halt der ganzen Welt ist.»** 

Wie bereits weiter oben zu sehen war, führte Wilhelm II. mit Franz Fer- 
dinand schon länger eine lebhafte Korrespondenz über die Rassenfrage 
innerhalb der Donaumonarchie beziehungsweise auf dem Balkan, die 
schwerwiegende geostrategische Implikationen nach sich ziehen sollte.* 
Im Dezember 1909 setzte Kaiser Wilhelm diesen recht unheimlichen Ge- 
dankenaustausch im Lichte der jüngsten internationalen Entwicklungen 
fort. In seinem Glückwunschschreiben zum Geburtstag legte er dem Erz- 
herzog dar: «Racconigi ist ein absolut persönlicher Racheakt /swolski’s ge- 
gen Aehrenthal gewesen, zu dem der Zar sich anfänglich stark geweigert 
hat. Der Balkanbund scheint behandelt worden zu sein, jedenfalls eine Un- 
terstützung der Balkanslawen auf Kosten der anderen Rassen (Germanen, 
Magyaren und Türken) und warmer, wohlwollender und berathender 
Theilnahme von England, das besonders eifrig daran in Belgrad arbeitet 
und in Sofia. Die letzten Reden der Tschechen haben ja keinen Zweifel über 
die Ziele der Slavischen Union» gelassen, die per Kramarc, aus Petersburg 
kommandirt und dirigirt wird, wo augenblicklich Sir A. Nicholson (Briti- 
scher Botschafter) absoluter Alleinherrscher ist und Iswolski total in der 
Tasche hat. - Kokowzoff’s Reise nach Charbin hatte eine Entente mit Ito 
und Japan zum Zweck, um im Osten «Ruhe zu haben!» Das ist durch Itos 
Tod für den Augenblick nicht geglückt, aber die Russen sagen ganz offen 
«Wir sind nicht stark genug für 2 Seiten, daher wollen wir im Osten liquidi- 
ren um uns besser mit dem Balkan und dem daulen Westen» beschäftigen zu 
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können! Sie geben ihre grosse historische Asiat: Mission auf um gegen Eu- 
ropa zu wirken! Eine volle Bestätigung dessen was ich Dir sagte, und Du 
zuerst nicht glauben wolltest; «Wenn die Gelbe Gefahr oder Welle angerollt 
kommt, werden die Slawen nicht — wie es ihre Pflicht und Lage erheischt - 
die Europ: Cultur gegen Osten vertheidigen, sondern, unter dem Vorgeben 
des Kampfes gegen den Pangermanismus sich mit den Gelben gegen uns 
verbinden, und haben dazu noch die Hülfe der Latein-Romanischen Rasse 
sich erkürt! Das ist nackte Wahrheit, facta loquntur! Also nun die Musel- 
männer festgemacht und auf Eure Seite gezogen! Endlich hat auch England 
- das in allen obigen Dingen seine Hände hat - mit sich zu thun. Dort sieht 
es heiter aus. Lansdowne’s unvorsichtiger Vorstoß soll auf direkte An- 
regung E[dwards] VII. erfolgt sein und daher ist jetzt alle Welt auf ihn 
piquirt. Wie es ausläuft weiß Niemand! Wahrscheinlich kleine Majoritäten, 
häufig wechselnde Parlamente und Ministerien und die Irländer und La- 
bourparty als Zünglein an der Waage.»’° 

Während Wilhelm diesen äußerst brisanten Brief hinter dem Rücken 
seiner «verantwortlichen» Ratgeber verfaßt hatte, ließ sich der Erzherzog 
sein Gratulationsschreiben zum Geburtstag des Deutschen Kaisers über 
seinen Kammervorsteher Karl Freiherr von Rumerskirch im Ministerium 
des Hauses und des Äußern entwerfen.’ Schöpfte der deutsche Souverän 
aufgrund des etwas formalen Tons des Briefes Verdacht, daß der Thron- 
folger auf Abstand zu ihm gehen wollte, so wurde diese Befürchtung zur 
Gewißheit, als sich eine Annäherung zwischen Österreich-Ungarn und 
Rußland abzeichnete, die in Wilhelms Augen den Zweck hatte, die Dop- 
pelmonarchie und Deutschland auseinanderzubringen. Nur der «brutale 
Faustschlag», den Deutschland Rußland in der Bosnienkrise ins Gesicht 
versetzt hätte, so wurde in der Pariser Presse ausgestreut, hätte die bedau- 
erliche Spannung zwischen Österreich und Rußland verschuldet; diese 
beiden Mächte täten also gut, sich gegen den Störenfried in Berlin zu ver- 
ständigen. Der Kaiser hatte keinen Zweifel, wer hinter diesen «verflucht 
gescheiten» Machenschaften stand: Der britische Botschafter in St. Peters- 
burg, Arthur Nicolson, «dürfte der geistige Leiter der von Petersburg aus- 
gegangenen Campagne sein!», der wohl mit den britischen und fran- 
zösischen Botschaftern in Wien, Cartwright und Crozier, sowie dem 
antideutschen Journalisten Gabriel de Wesselitzky zusammenarbeite.’” 
Der «Oberleiter» dieser Versuche, auch noch seinen letzten Bundesgenos- 
sen abzusprengen, aber sei Edward VII. selbst.’ 

Fast in Panik schrieb Wilhelm dem Erzherzog einen überschäumenden 
Brief, um dessen Mißtrauen zu zerstreuen und ihm die «wahren» Hinter- 
gründe des perfiden Komplotts auseinanderzusetzen. Nur das deutsch- 
österreichische Zusammenstehen in der letztjährigen Krise, behauptete 
Wilhelm darin einmal mehr, habe «Europa vor einer Catastrophe bewahrt, 
und der Welt den Frieden erhalten, die Nutzlosigkeit der gegen unser 
Bündniß gesponnenen Intriguen und Ententen zur Evidenz darlegend. Als 
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einen erneuten Versuch in dieser Richtung - und nicht den letzten - be- 
trachte ich den Besuch des Herrn Wesselitzki bei Aehrenthal. [...] Wesse- 
litzki ist der fanatischste Deutschenfeind und wüthendste Hetzer gegen 
mich persönlich und mein Land der in London lebt. Er schreibt seit über 
ein Dutzend Jahren auf Englisch unter Pseudonym in allen Engl: Revuen 
und Schriften die infamsten Angriffe und Verläumdungen gegen uns, die 
man sich nur denken kann, und an ihm liegt es nicht, wenn es nicht zum 
Kriege mit England kommt. - In Petersburg bedient er auch die «Nov: 
Wremja und sekundirt dort auf Russisch seine Englischen Artikel in Lon- 
don gegen uns. Ich persönlich habe schwer unter ihm gelitten. Dieses Ge- 
schöpf hat Aehrenthal empfangen, ohne zu ahnen, daß er ihm durch [den 
britischen Botschafter] Cartwright und [den französischen Botschafter] 
Crozier unter die Finger gespielt wurde; der eigentliche Instigator der 
Intrigue ist aber Sir Arthur Nicholson in Petersburg. Ich habe sie gleich 
erkannt, und mich darüber amüsirt daß ein so kluger Mann wie Achren- 
thal einem so plumpen Versuch aufgesessen ist. Das lustigste aber an der 
Geschichte war, daß während Aehrenthal uns anzeigte die Annäherungs- 
aktion sei von Russland ausgegangen, /swolski mir mittheilte Aehrenthal 
habe angefangen sich ihm zu nähern. Du kannst Dir denken, daß ich bei 
mir ein bißchen für mich gelächelt habe. Consu de fil blanc! nicht der 
Tinte werth die verschrieben ward.»5* Auch mit schmeichelhaftem Lob für 
die militärische Begabung des Erzherzogs und überschwenglicher Herz- 
lichkeit für dessen Ehefrau suchte Wilhelm, den österreichischen Thron- 
folger an sich zu binden. ’’ 

Schon wenige Tage darauf schrieb Wilhelm dem Erzherzog einen wei- 
teren Brief, in dem er erneut vor Versuchen warnte, die Donaumonarchie 
von Deutschland zu trennen: «Ganz Oesterreich-Ungarn, Croatien, Böh- 
men wird mit Anglo=französischen Correspondenten netzartig über- 
zogen (in Agram sind allein 4 signalisirt), welche in den betreffenden Län- 
dern hetzen und Unruhe erzeugen sollen um anti-Zweibund Capital 
daraus zu schlagen und mein Land und mich bei Euch zu verdächtigen. 
Wesselitzki hat soeben in Petersburg einen großen öffentlichen Vortrag ge- 
halten der von Diplomaten - zumal der slawischen Staaten - und von der 
haute Vol&e Petersburgs stark besucht war. Es hat die übelsten Verdächti- 
gungen gegen uns zum Besten gegeben und einen engen Zusammenschluß 
aller, vor allem Russlands mit England gepredigt, gegen wen ist nicht 
schwer zu rathen! Also Achtung es wird Etwas gebraut!»’‘ 

Um seiner Interpretation eines englisch-französisch-russischen Kom- 
plotts gegen seine Freundschaft mit Franz Ferdinand Nachdruck zu ver- 
leihen, aktivierte Wilhelm II. die Vermittlung des gemeinsamen Freundes 
Fürstenberg. Ihm schrieb er aufgebracht am 18. Februar 1910: «Nach einer 
Meldung Tschirschkys, der eben mit Franzi gefrühstückt, hat mein Brief 
gut gewirkt, da der Erzherzog sehr zufrieden gewesen. Er ist apropos ge- 
kommen, denn nach Nachrichten von Privater Seite aus Wien geht das An- 
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näherungsspiel von Russland - i. e. Sprengung des Deutsch-Oesterreichi- 
schen Blocks durch Engl-französ-Russ. Presse und sonstige Agenten 
munter weiter. Herr Wesselitzki ist der Hauptacteur und Drahtzieher. Er 
hat neulich in Petersburg orbi et urbi verkündet, daß er wisse, der Erzher- 
zog mache sich nichts aus mir, bekomme auch keine wirklichen Informa- 
tionen von hier, sondern sei viel zu selbständiger Charakter um auf dem 
Leime zu kriechen. Er müsse bald nach Petersburg gebracht werden. Um 
ihm dort einen angenehmen Empfang zu sichern werde er jetzt günstige 
Artikel über Franzi in der <«Wremja erscheinen lassen, auf Grund von 
Wien ihm gelieferten Materials. Diese Artikel werde ein Wiener Herr - ein 
Freund Wesselitzkis - dem Erzherzog in die Finger spielen um ihm Lust 
zu machen, mal nach Petersburg statt immer nach Berlin zu fahren. Der 
Gedanke ist ganz verteufelt schlau! [...] Da wir beide im vorigen Jahr Eng- 
land lahmlegten, müssen wir eben coute que coute auseinandergebracht 
werden. Der alte Kaiser hat neulich in Wien gesagt, da <die Russen sich ihm 
förmlich aufdrängten, könne er gar nicht anders als sie anhören»! Inzwi- 
schen erklärt Iswolski in Petersburg er könne sich der Oesterreichischen 
Avancen nicht wehren!!! Daß sich beide Länder gegenseitig aussprechen 
und dem Zwist der Minister ein Ende bereiten ist gewiß erwünscht, nur 
die Personen und Wege, die dazu erwählt werden sind sehr eigenthüm- 
lich. [...] Franzi muß gewarnt werden!»’” Mit der ausdrücklichen Zustim- 
mung des Kaisers unternahm es Fürstenberg, den Erzherzog-Thronfolger 
«im Sinne des allerhöchsten Handschreibens Euerer Majestät vor den infa- 
men Intriguen und Umtrieben der Russen und Consorten zu warnen». Er 
halte es «für unerlässlich, in dieser Weise dauernd auf den Erzherzog ein- 
zuwirken um jeden fremden Einfluss von vornherein» auszuschalten. ’* 


6. Krieg mit Rußland? 


Wilhelms Befürchtung, die er im Dezember 1909 dem Erzherzog mitteilte, 
daß Rußland im Bündnis mit der «Latein-Romanischen Rasse [...] unter 
dem Vorgeben des Kampfes gegen den Pangermanismus sich mit den Gel- 
ben gegen uns verbinden» werde,’ legte sich vorübergehend im Januar 
1910, als sein Bruder Prinz Heinrich von der Beerdigung des Großfürsten 
Michael in Petersburg mit friedlichen Versicherungen seines Schwagers 
Nikolaus heimkehrte. Erfreut teilte Wilhelm dem Generalstabschef von 
Moltke mit, der Zar habe erklärt, «daß er von unserer Grenze 4 Armee- 
korps zurückziehen werde. Dieselben seien dazu bestimmt: Einmal die 
inneren, ferner nach dem Centrum und Osten gelegenen Städte [...] zu be- 
legen, um bei Aufständen zur Hand zu sein, und den Garnisonen ökono- 
mische Vortheile zu bieten; sodann weil S. M. die Verhältnisse im Osten als 
unsicher bezeichneten, und er vor allem den Japanern nicht traue, die an- 
scheinend rüsteten, Corea zu annektiren sich anschickten, und noch wei- 
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tergehende Pläne auf Russische Ostasiat: Besitzungen zu schmieden schie- 
nen. Demgegenüber sei die Armee in Polen ungünstig dislozirt massirt, 
daher solle sie mehr nach der Mitte und der Ostgrenze zu verlegt werden, 
behufs schnelleren Abtransports nach den bedrohten Punkten.»“ Erleich- 
tert schrieb Wilhelm dem Zaren gleich am nächsten Tag: «Heinrich hat ge- 
treu alle Botschaften ausgerichtet, die Du ihm für mich mitgegeben hast. 
Ich teile Deine Ansichten vollständig. Ich kann durchaus verstehen, daß 
die Entwicklung im Fernen Osten Deine Aufmerksamkeit fesselt. Die 
Mitteilung [...] betreffs Deines Entschlusses, vier Armeekorps von unserer 
Grenze zu verlegen, war mir eine große Genugtuung. Um so mehz, als 
Heinrich mir erzählte, daß Du [...] in den herzlichsten Ausdrücken von 
der traditionellen Freundschaft unserer beiden Länder und von ihrer vor 
einem Jahrhundert geschlossenen Waffenbrüderschaft sprachst. Du weißt 
recht gut, wie mir diese geheiligten Beziehungen stets am Herzen lagen 
und noch liegen, und ich brauche Dir nicht zu sagen, wie tief dankbar ich 
für Deine freundlichen, rührenden Worte bin.» Seinem «liebsten Nicky» 
schlug Wilhelm ein Treffen im August nach der Nordlandreise vor.” 

Das neugeweckte Vertrauen Wilhelms in die Absichten Rußlands, das 
auf einer Überschätzung der Macht und Entschlossenheit des Zaren be- 
ruhte, hielt nicht lange an. Seine Erregung gegen den östlichen Nachbarn 
erreichte einen neuen Höhepunkt, als ihm Ende August 1910 aus Peters- 
burg gemeldet wurde, in der Manöverdisposition der russischen Armee sei 
ganz offen von der Annahme eines Krieges gegen Deutschland bezie- 
hungsweise Deutschland-Schweden die Rede gewesen.“ Im Urteil Wil- 
helms II. war der scharfmacherische Bericht des Militärbevollmächtigten 
Paul von Hintze über den Vorfall «der ernsteste und wahrhaftigste, der 
bisher von dort eingetroffen ist. Er läßt keinen Zweifel an zielbewußten, 
energischen Kriegsvorbereitungen, gegen Deutschland gerichtet, mit dem 
in baldiger Zukunft gefochten werden soll. Er bezeichnet die Manöveridee 
als öffentliche Bestätigung der seit langem vorbereiteten und allgemein po- 
pulären Absicht eines baldigen Krieges mit uns, um die Scharte des japani- 
schen Krieges auszuwetzen.»°% Die Nachrichten aus St. Petersburg waren 
für Wilhelm die Bestätigung, daß er als Militär die Lage immer schon zu- 
treffender eingeschätzt hatte als die zivile Reichsleitung. «Ob mir Meine 
Minister nun wohl endlich glauben werden, daß Russland etwas vorhat, 
und wir unsere Rüstung ausbauen müssen!!?» rief er aus. Diplomatische 
Proteste gegen die ausdrückliche Nennung Deutschlands als den mutmaß- 
lich zu bekämpfenden Gegner hielt der Kaiser für «zu Milde. Solchen 
Russ[ischen] Unverschämtheiten gegenüber ist eine andere Tonart gebo- 
ten.»“* Es handele sich schließlich um eine «systematische Verhetzung und 
Anfeindung Deutschlands in allen Schichten Russlands, die wir jetzt es- 
compiren werden. Der Bericht Hintze’s trifft den Nagel auf den Kopf. Die 
Kerls wollen uns beruhigen, weil sie noch nicht fertig sind, voilä tout!» 
Der Vorfall sei den Russen nur deswegen unangenehm, weil Deutschland 
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dadurch «eine vorzeitige Warnung, über was uns droht, erhalten» habe.“ 
Ihre Absicht sei offenbar, «auf dem Balkan Oesterreich so zu ärgern, bis es 
zum Conflikt kommt und wir in den Casus foederis gezogen werden», 
schrieb er Ende August 1910 in gespenstischer Vorwegnahme der Ereig- 
nisse bei Kriegsausbruch 1914. «Die Russen rüsten zum event[ue]lf[len] 
Krieg gegen Oesterreich und uns!» 

Die Wirkung der Berichterstattung Hintzes auf den Kaiser löste nicht 
nur beim Reichskanzler und den Diplomaten, sondern auch unter den 
Hofgenerälen um Wilhelm II. Alarm aus. Sogar der Generaladjutant von 
Plessen trat der Ansicht Hintzes scharf entgegen, «daß Rußland gegen uns 
rüste [...] und daß der Balkan den erwünschten Anlaß liefern würde». 
Der Kaiser aber hielt vorerst noch an dem Militärbevollmächtigten fest, 
nicht zuletzt, da er sich von dessen Berichten eine «neue Militärvorlage» 
versprach. «Ich denke dies Material wird Kanzler und Kriegsminister 
wohl genügen!» schrieb er auf Hintzes Bericht.” 

Gleichzeitig erkannte jedoch auch er, daß die Möglichkeit eines 
deutsch-russischen Krieges die Gefahr mit sich brachte, daß Österreich- 
Ungarn sich über den Kopf Deutschlands hinweg mit Rußland verständi- 
gen könnte, um aus dem drohenden Konflikt herauszubleiben. Ein solches 
Szenario rückte näher, als sich Mitte September ı9r0 die Ablösung Is- 
wolskys als Außenminister - er wurde als Botschafter nach Paris versetzt 
abzeichnete. Durch die Beseitigung des persönlichen Gegensatzes zwi- 
schen Iswolsky und Aehrenthal mußte Bethmann Hollweg eine Besserung 
der Beziehungen zwischen Wien und St. Petersburg befürchten. Er setzte 
alles daran, Wilhelm von der Notwendigkeit zu überzeugen, bei seinem 
bevorstehenden Besuch in Österreich-Ungarn (16. bis 20. September 
1910) nichts von der Krise in den deutsch-russischen Beziehungen erken- 
nen zu lassen. Beim Ausbruch eines Krieges gegen Rußland wäre es für 
Deutschland wünschenswert, stellte der Kanzler fest, daß der russische 
Angriff zunächst auf Österreich erfolge, das dann Deutschland um Hilfe 
anrufen müsse, «und nicht auf uns, sodaß es dann von Österreichs Ent- 
schluß abhängt, ob es die Bündnistreue wahren will».7”° Am Vorabend sei- 
ner Abreise nach Wien erklärte sich der Kaiser mit dieser Taktik einver- 
standen, obschon er erkannte, wie schwierig sie durchzusetzen sein würde. 
«Ja ob es aber so kommt ist Sache geschickter Politik in Berlin!» mahnte 
er. Ganz unmöglich sei eine russisch-österreichische Verständigung auf 
Deutschlands Kosten nicht, denn «wenn die beiden ernstlich wollen, kön- 
nen und werden sie sich ohne uns vertragen!» «Das Einzige Hinderniß 
sind die Ungarn! die solche Politik nicht dulden!» Wilhelm versprach dem 
Kanzler, in Wien «gar nicht [...] über die Russen» zu sprechen - «Nur 
höchstens insoweit als sie im Balkan putschen und den Österreichern und 
Türken unangenehm werden.»’' 
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7. Der Besuch des Zaren in Potsdam im November 1910 


Tatsächlich sollte die Ersetzung Iswolskys am 28. September ı910 durch 
den deutschsprechenden Sergei Dimitrijewitsch Sasonow eine - wenn 
auch kurze - Ära der deutsch-russischen Wiederannäherung einleiten, wie 
sich der Kaiser in seinen Briefen vom Januar erhofft hatte. Eine Besserung 
in den Beziehungen zu Rußland bezeichnete Wilhelm auch weiterhin als 
«sehr wünschenswerth», er zweifelte aber an der Bereitschaft des Zaren, 
ihm entgegenzukommen. Seit Ende August 1910 weilte Nikolaus II. mit 
seiner Familie in der Wetterau, wo sich die herzkranke Zarina Alexandra 
zur Kur aufhielt, und anschließend bei seinem Schwager Großherzog 
Ernst Ludwig in Wolfsgarten bei Darmstadt, doch den Einladungen Wil- 
helms, ihn in Potsdam zu besuchen, wich der Zar wochenlang aus.” «Da 
druckst er schon seit Wochen daran herum!? wie immer! auch in rebus 
politicis!» schimpfte der deutsche Monarch im Oktober 1910.73 Mit zu- 
nehmender Frustration warf er dem Zaren vor, die antideutsche Politik 
Iswolskys zumindest zugelassen zu haben. «Warum hat er es denn ge- 
duldet?» fragte er verärgert. «Wenn er das merkte, warum änderte er es 
nicht!? [...] Töne ulnd] Stimmungen nutzen jetzt nichts mehr, seit der 
Triple Entente und den 6 neuen Russlischen] Armeecorps die in der For- 
mation begriffen sind! Jetzt helfen nur noch Thaten, und facta!»’* 

Erst der Besuch Sasonows in Berlin am ı. November 1910 und der dar- 
auffolgende zweitägige Aufenthalt des Zaren in Potsdam brachte neue 
Hoffnung auf eine Verständigung mit Rußland auf der Grundlage, wie 
Bethmann Hollweg es formulierte, der «in beiden Ländern bestehenden 
kräftigen, tatsächlichen und wesenhaften Monarchie». Den Wunsch des 
Zaren, bei der Begegnung in Potsdam «frei und offen mit Euerer Majestät 
über politische Angelegenheiten zu sprechen», begrüßte der Kaiser leb- 
haft. Er «habe das von Jahr zu Jahr erhofft, es ist aber nie eingetreten!» Die 
Behauptung des neuen Außenministers, daß die Zeiten der russischen Ex- 
pansionspolitik ein für allemal abschlossen seien und daß dadurch eine 
Verständigung Rußlands mit England möglich geworden sei, traf bei Wil- 
helm II. allerdings auf Skepsis. «Das werden die Ereigniße wohl nicht zu- 
lassen!» meinte er. «Falls eine Theilung Persiens zwischen den Beiden 
Eintritt, ist die territoriale Nachbarschaft in Asien hergestellt, und damit 
nolens-volens Russland in die Indische Sphäre hineingezogen!!» Bei der 
Aussicht auf einen neuen russisch-britischen Gegensatz in Persien und 
Indien flammte Wilhelms Hoffnung auf die Gewinnung islamischer Sym- 
pathien für Deutschland wieder auf: «Falls der Kaiser [Nikolaus II.] ent- 
schloßen ist Persien aufzutheilen können wir es natürlich nicht hindern. 
Wir müßen uns kommerzielle Gleichberechtigung, Freiheit und open 
door gewährleisten lassen. Wir können auf die Gefahren der Auftheilung 
hinweisen. Das erwachte Selbstbewußtsein der Mohammed[anischen] 
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Welt können wir anführen, das anscheinend Annexionen von Gebietsthei- 
len Mohammed[anischer] Völker sehr übel nehmen würde. Das Solidari- 
tätsgefühl der Moslimen, das durch die Sammlungen in Indien für die Tür- 
kische Flotte sich kundgiebt; die Rückwirkung der Muhamfedanischen] 
Agitation auf moslim[ische] Unterthanen der übrigen Großmächte. Das 
sind Gesichtspunkte, die wir in freundschaftlicher Weise warnend vor- 
bringen können. Das ermöglicht uns, bei etwa sich vollziehender Anne- 
xion der Muhamed[anischen] Welt gegenüber zu bekennen, daß wir nach 
bestem Wissen ihr Intresse zu wahren versucht und zum Guten geredet 
hätten.»”° 

Nach dem offenen Meinungsaustausch mit dem Zaren im Neuen Palais 
am 4. und 5. November 19107 konnte Wilhelm die Hoffnung aussprechen, 
«daß nunmehr deutsch-russische Beziehungen in günstigere Bahnen ge- 
lenkt seien, und daß künftighin auch die Regierungen sich offen bespre- 
chen werden».7” Um die Gelegenheit beim Schopfe zu greifen, sagte sich 
Wilhelm am ıı. November zu einem Besuch beim Zaren in Wolfsgarten 
an, wo er, wie der Gesandte von Jenisch berichtete, «den guten Eindruck, 
den er von freundlicher Gesinnung des Zaren in Potsdam gewonnen 
habe, [...] wiederum bestätigen» konnte. «In längeren Gesprächen mit Za- 
ren, dem auch Grossherzog [Ernst Ludwig] und Prinz Heinrich beiwohn- 
ten, hat Seine Majestät unsere Flotten-Politik und unser Verhältnis zu 
England ausführlich erläutert. Auch über die Japaner ist in ähnlichem 
Sinne wie in Potsdam gesprochen worden.»”* 

Um das neue Verhältnis zu besiegeln, mußte der Scharfmacher in 
St. Petersburg, Paul von Hintze, geopfert werden. Während des Besuchs 
Wilhelms II. in Wolfsgarten am ıı. November 1910 teilte der Gastgeber 
Großherzog Ernst Ludwig dem Gesandten Jenisch mit, daß sein Schwager, 
der Zar, sein Vertrauen in Hintze «vollkommen [...] verloren» habe. «Der 
Zar wisse sehr wohl, daß S.M. der Kaiser auf jedes Wort, das Herr von 
Hintze berichte oder erzähle, das allergrößte Gewicht lege» und daß im 
Vergleich dazu der Einfluß des Botschafters «gleich null» sei.” Anfangs 
wies der Kaiser den Vorstoß gegen Hintze als «gemeine Intrige neidischer 
Umgebungen» zurück," doch Bethmann Hollweg bestand im Interesse 
des «ausgesprochenen Wandels der russischen Politik, der sich an Potsdam 
anknüpft», auf der Abberufung des unliebsamen Militärbevollmächtig- 
ten.°' Auf sein Drängen hin richtete Wilhelm Ende November die vertrau- 
liche Anfrage an Nikolaus, ob er die Ablösung Hintzes wünsche.“ Der 
Zar antwortete umgehend, daß er tatsächlich das Vertrauen zu Hintze ver- 
loren habe. «In den letzten achtzehn Monaten sah oder vielmehr fühlte 
ich, daß ein Wandel den Mann überkam. Er geht mir aus dem Weg, schaut 
mir nie in die Augen und wenn es mir gelingt, mit ihm zu sprechen - gibt 
er einsilbige Antworten - in der Tat ist er nicht mehr der Hintze, den ich 
zuvor kannte. [...] Was die Gründe für diesen Wandel sind, weiß ich nicht, 
aber ich bin verpflichtet anzuerkennen, daß es unter diesen Umständen 


814 Die Kontinentalpolitik unter Bethmann Hollweg 


besser wäre, wenn er durch einen anderen Deiner Flügeladjutanten ersetzt 
würde.» Entgegen dem Wunsch Wilhelms II., Hintze einen Botschafter- 
posten anzubieten, setzte Bethmann die Ernennung des unbequemen See- 
offiziers zum Gesandten in Mexiko durch." 

Unmittelbar nach der Potsdamer Entrevue befahl der Kaiser dem 
Reichskanzler, ihm den Entwurf eines Telegramms an Kaiser Franz Joseph 
über ihren günstigen Verlauf vorzulegen.’ Der Thronfolger Franz Fer- 
dinand äußerte sich erfreut über das dadurch verbesserte Verhältnis 
Deutschlands zu seinem östlichen Nachbarn, das sich positiv auch auf die 
Beziehungen Österreich-Ungarns zu Rußland auszuwirken versprach.‘ 
Den österreichischen Außenminister informierte Bethmann am 14. No- 
vember ausführlich über den Zarenbesuch. «Der persönliche Verkehr der 
beiden hohen Herren war ein sehr freundschaftlicher und durchaus unge- 
zwungener», teilte er Achrenthal mit. «Ich habe den bestimmten Eindruck 
gewonnen - und er ist von beiden Seiten bestätigt worden - dass beide 
Souveräne von ihrem Zusammensein und ihren gegenseitigen Ausspra- 
chen - sowohl hier wie nachher in Wolfsgarten - durchaus befriedigt ge- 
wesen sind.» Ausführlich ging der Reichskanzler auf seine Gespräche mit 
Sasonow ein, der «einen sehr günstigen Eindruck hinterlassen [habe], den 
Eindruck eines ruhigen ernsten und verständigen Politikers, mit dem eine 
offene Aussprache stets möglich sein wird». Der russische Außenminister 
habe in Berlin zwei Besorgnisse zur Sprache gebracht: «einmal fürchtete er 
ganz entschieden eine expansive Politik Oesterreich-Ungarns auf dem 
Balkan und unsere Unterstützung einer solchen Politik, sodann glaubte er, 
dass wir die Türkei zu einer agl[g]ressiven Politik sowohl im Balkan wie 
ganz besonders nach der persischen Seite hin aufhetzen und dass wir be- 
strebt seien, ihr die dazu nötigen Mittel zu liefern.» Er habe beide Besorg- 
nisse zerstreuen können, versicherte Bethmann. Deutschland habe die fe- 
ste Überzeugung, «dass Oesterreich-Ungarn an keinerlei expansive Politik 
im Balkan denke. Desgleichen hätten wir uns niemals verpflichtet und sei- 
en auch niemals von Ihrer Seite darum angegangen worden, expansive Plä- 
ne Oesterreich-Ungarns im Balkan zu unterstützen. Diese Versicherungen 
machten auf Herrn Sasonow einen so erleichternden Eindruck, dass er mir 
spontan die Zusage machte, dass Russland bei allem Bestreben, sich mit 
England zu verständigen, sich niemals mit ihm in gegen Deutschland ge- 
richtete feindselige Kombinationen einlassen werde. Euere Exzellenz darf 
ich bitten, diesen letzteren Punkt ganz sekret zu behandeln.» Er habe sich 
mit Sasonow ferner darauf verständigt, daß Rußland und der Dreibund auf 
die Erhaltung des Status quo im Orient hinarbeiten müßten und daß dazu 
eine friedliche innere Entwicklung der Balkanstaaten und die Erhaltung 
einer starken Regierung in der Türkei erforderlich seien. «Sollte sich der 
status quo wider Erwarten nicht aufrecht erhalten lassen, so wäre es Auf- 
gabe der Mächte, den entstehenden Konflikt zu lokalisieren und sich über 
weitere Massnahmen zu verständigen.» Insgesamt sprach Bethmann in sei- 
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nem Schreiben an Aehrenthal mit Erleichterung von der Tatsache, daß 
«wieder ein Anfang zu vertrauensvoller Aussprache mit Russland gemacht 
ist, der auch seine Rückwirkung auf die Beziehungen Oesterreich-Un- 
garns zu Russland haben wird. [...] Ich glaube von dieser Entrevue eine 
wesentliche Erleichterung der Politik unserer beiden Reiche erwarten zu 
dürfen.» «Unser Bundesverhältnis», so erklärte er dem österreichischen 
Außenminister zum Jahresende 1910, «tritt immer schärfer als der Angel- 
punkt der gesamten europäischen Politik hervor.»** 

Die während der Potsdamer Entrevue abgegebene gegenseitige Ver- 
sicherung, daß sich weder die deutsche noch die russische Regierung in 
irgendeine Kombination eingelassen habe oder einlassen werde, die eine 
aggressive Spitze gegen die andere haben könne, verkündete der Reichs- 
kanzler am ro. Dezember 1910 in einer Rede im Reichstag — und rief da- 
durch den Unwillen des Kaisers hervor. Auf einen Zeitungsbericht über 
die Kanzlerrede donnerte er: «Davon ist mir nichts bekannt! Ich habe auch 
eine solche Verpflichtung nicht angetragen bekommen noch übernom- 
men! Ich weiß nur, daß Rußland England gegen uns nicht helfen will falls 
England einen Krieg vom Zaune bricht!» Wilhelm sprach die Befürchtung 
aus, dafß mit einer solchen Erklärung der Dreibund wertlos werden könne, 
denn «damit wäre formell der casus foederis Österreich gegenüber im 
Falle eines Russ[ischen] Krieges hinfällig und der Hauptstützpunkt des 
3 Bundes gefährdet!» Zwar gelang es dem Kanzler, den Kaiser mit dem 
Hinweis wieder zu beruhigen, daß sich seine im Reichstag gebrauchte «all- 
gemeine Wendung» durchaus mit Deutschlands Verpflichtungen gegen- 
über Österreich und Italien decke, zumal Wien wiederholt bündig erklärt 
habe, im Orient keine aggressiven Pläne zu verfolgen,?° doch der Vorfall 
ließ eine Differenz zwischen Kaiser und Kanzler erkennen, die angesichts 
der Entwicklung der nächsten vier Jahre keinesfalls bagatellisiert werden 
sollte: Für Wilhelm II. war die unbedingte Bündnistreue Deutschlands 
zum «alten Kaiser» in Wien längst zu einem sakrosankten Prinzip gewor- 
den, an dem nicht zu rütteln war. 

Über diese sachliche Differenz hinaus fühlte sich Kaiser Wilhelm durch 
Bethmanns Reichstagserklärung in seiner Rolle als eigentlicher Leiter der 
Außenpolitik hintergangen. So klagte er in seinen Bemerkungen zu dem 
Rechtfertigungsschreiben des Reichskanzlers vom ı1. Dezember 1910: 
«Davon mußte ich rechtzeitig in Kenntniß gesetzt werden! Denn das war 
mir unbekannt! und immerhin ein Schritt von erheblicher Bedeutung! [...] 
Es ist ein Moment von hoher Politischer Wichtigkeit, bei dem der Leiter 
der Auswfärtigen] Politik, der Sonverän, nicht im Dunkelen gelassen wer- 
den darf. In Zukunft ist mir Meldung zu machen vorher, über Inhalt einer 
beabsichtigten Erklärung und über die unternommenen Schritte bei frem- 
den Regierungen.»?' Zwar mokierten sich die Herausgeber der amtlichen 
Aktenpublikation in einer herablassenden Notiz über diese kaiserlichen 
Randbemerkungen, die «sichtlich einer Aufwallung seines leicht erregten 
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Souveränitätsgefühls» entsprungen seien, aber nach langjähriger Erfah- 
rung werden die hohen Beamten der Wilhelmstraße die Macht des Monar- 
chen gewiß nicht ganz so gering eingeschätzt haben.” 

Es mag wohl sein, wie ausländische Beobachter feststellten, daß Wil- 
helm II. nach der Eulenburg-Affäre und der Daily Telgraph-Krise in der 
Außenpolitik keinen festen Kurs mehr steuerte, daß er die Entwicklungen 
in der Weltpolitik eher reaktiv wahrnahm, statt sie gestaltend bestimmen 
zu können. Sicher sah er sich daheim noch mehr als früher scharfer Kritik 
ausgesetzt und überließ die routinemäßige Geschäftsführung weitgehend 
den Staatsmännern und Diplomaten. Es wäre jedoch verfehlt, seinen Ein- 
fluß auf das Weltgeschehen zu unterschätzen. Zum einen blieb sowohl in 
personalpolitischen Fragen als auch im militärischen Kommandobereich 
seine Entscheidungsgewalt ungeschmälert und beinahe absolut. Zum an- 
deren mußten sämtliche Entscheidungen, und erst recht die in der Außen- 
politik, das Plazet des Monarchen erhalten, wodurch einige Lösungen 
stillschweigend bevorzugt wurden, andere dagegen als für den Kaiser wohl 
unannehmbar schon im Vorfeld ausschieden. Der «Königsmechanismus», 
durch den Wilhelm II. das letzte Wort sprechen konnte, sobald ihm zwei 
oder mehr entgegengesetzte Richtungen angeraten wurden, zeigte sich be- 
sonders wirksam in der vielleicht wichtigsten Frage, die im außenpoliti- 
schen Bereich dieser Jahre zu behandeln war - in den Verhandlungen mit 
Großbritannien über den Fortbau der Schlachtflotte, die in den folgenden 
Kapiteln zur Sprache kommen werden. 

Darüber hinaus aber erging sich Kaiser Wilhelm II. in seinen - von sei- 
nen Staatsmännern nicht kontrollierbaren - Gesprächen und Briefen mit 
hochgestellten Vertretern anderer Weltmächte nach wie vor in schwindel- 
erregenden, phantastisch ausgeschmückten Tiraden über die Zukunft, die 
das tiefste Mißtrauen über die Endziele der deutschen Politik erweckten 
und bei manchen sogar den Verdacht aufkommen ließen, daß der mächtige 
Monarch nicht ganz bei Sinnen war. Wilhelms Korrespondenz mit dem 
Zaren am Vorabend des Russisch-Japanischen Krieges, sein Treffen mit 
diesem in Björkö, das fatale Interview, das er 1908 dem amerikanischen 
Journalisten Hale gewährte, seine Kronberger Kriegsdrohungen Sir Char- 
les Hardinge gegenüber, seine Äußerungen zu Oberst Stuart Wortley, die 
das deutsche Publikum erschütterten, als sie Ende Oktober 1908 im Daily 
Telegraph veröffentlicht wurden - diese peinliche Reihe setzte der Kaiser 
auch nach der Novemberkrise 1908 und dem Abgang Bülows 1909 unbe- 
sonnen fort. 


Kapitel 29 


The King is Dead 
oder 
Neue Hoffnung auf ein Abkommen mit England 


Die Politik Wilhelms II. auf dem europäischen Festland richtete sich in 
erster Linie gegen Großbritannien beziehungsweise gegen die von ihm an- 
geführte internationale Staatenordnung, die pax britannica oder auch das 
europäische Konzert genannt. Das bedeutete keineswegs, daß das Kaiser- 
reich ein Bündnis mit der führenden Seemacht nicht begrüßt hätte, ganz 
im Gegenteil. Allein, ein solches Bündnis hätte nach den Vorstellungen des 
Kaisers und seiner Berater Deutschlands «Gleichberechtigung» mit dem 
Britischen Empire verankern müssen, eine Bedingung, die die Engländer 
grundsätzlich ablehnten, erkannten sie doch, daß eine derart definierte 
«Gleichberechtigung», die dem Deutschen Reich die Tore zur Vorherr- 
schaft in Europa öffnen würde, über kurz oder lang zwangsläufig zum 
eigenen Untergang führen mußte. Durch eine seltsame Mischung aus dy- 
nastischer Liebenswürdigkeit und unerbittlichem Flottenwettrüsten hoff- 
te Wilhelm, die Engländer dazu bringen zu können, ihre Ententen mit 
Frankreich und Rußland aufzukündigen und an deren Stelle ein «political 
agreement» mit Deutschland zu schließen. Der immer schärfer werdende 
deutsch-britische Antagonismus der Vorkriegsjahre entwickelte sich somit 
zu einem Kampf auf Leben und Tod zwischen dem von Großbritannien 
vertretenen Prinzip des Gleichgewichts und der vom Deutschen Reich 
angestrebten Suprematie in Europa. Die britische Außenpolitik, deren 
Richtschnur darauf hinauslief (wie Metternich 1909 präzisierte), daß zur 
Bewahrung des Gleichgewichts in Europa stets ein Gegengewicht gegen 
die Zentralmächte vorhanden sein müsse, war für Wilhelm II. das größte 
Hindernis zur Durchsetzung seiner eigenen Hegemonialpläne. In seinen 
Augen war das britische Leitprinzip der balance of power nichts als der 
Versuch, «Europa vor Vereinigung zu wahren um es in permanenter Im- 
potenz zu erhalten».' 
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ı. Flottenrüstung und Hegemonie 


Trotz der Agitation des Flottenvereins und des Alldeutschen Verbandes 
war die deutsche Englandpolitik nicht determiniert, nicht zwangsmäßig 
vorgegeben. Hätten nicht der Kaiser und Tirpitz, sondern der Reichskanz- 
ler und die Diplomaten das Sagen gehabt, wäre ein leidliches Einverneh- 
men mit Großbritannien durchaus zu erreichen gewesen. Schon Bülow 
hatte gegen Ende seiner Kanzlerschaft den ruinösen Schaden erkannt, den 
das Flottenwettrüsten dem deutsch-britischen Verhältnis zugefügt hatte. 
Seine Bemühungen um eine Verlangsamung des Flottenbaus als Gegenlei- 
stung für freundschaftlichere Beziehungen zu Großbritannien wurden 
von seinem Nachfolger fortgesetzt, der dem österreichischen Aufßenmi- 
nister Aehrenthal im November 1909 versicherte, die Verringerung der 
Spannung zwischen der öffentlichen Meinung Englands und dem Deut- 
schen Reich schwebe ihm «als höchst wünschenswertes [...] Ziel [...] vor 
Augen, [...] nicht nur im speziellen Interesse meines eigenen Landes, son- 
dern auch, weil ich mir einen etwaigen englisch-deutschen Konflikt nicht 
denken könnte, ohne daß der ganze Kontinent davon in Mitleidenschaft 
gezogen würde».? Bethmanns Versuche, eine Verlangsamung des Flotten- 
wettrüstens zu erreichen, stießen aber auf den erbitterten Widerstand von 
Tirpitz, der sich auf die Rückendeckung des Kaisers verlassen konnte. 

Im August 1909, also nur wenige Wochen nach seiner Amtsübernahme, 
regte Bethmann im Einvernehmen mit dem Kaiser dem britischen Bot- 
schafter Sir Edward Goschen gegenüber eine Flottenbeschränkung in Ver- 
bindung mit einem «allgemeinen» politischen Abkommen an.* Doch noch 
bevor die Verhandlungen in ein konkretes Stadium treten konnten, dräng- 
te Wilhelm mit dem Hinweis auf die innenpolitische Krise in England auf 
größte Zurückhaltung. Nach einem Besuch von Tirpitz in Rominten tele- 
graphierte er am 30.September 1909 dem Reichskanzler, es müsse den 
Engländern überlassen werden, «uns zu kommen, nachdem wir diligen- 
tiam prestirt haben»; daher sei «ein dilatorisches Verfahren ganz ange- 
bracht». Die nächste Zeit sei für die Aushandlung eines Flottenabkom- 
mens ohnehin denkbar ungeeignet, da im bevorstehenden Wahlkampf die 
englische Regierung sich weniger kompromißwillig zeigen würde. Im 
übrigen müsse er die Streichungen im Marineetat, die der Staatssekretär 
des Reichsschatzamts, Adolf Wermuth, für erforderlich erklärt habe, strikt 
ablehnen, denn «als Oberster Kriegsherr kann ich eine solche in Frage 
Stellung der Seemacht des Reiches niemals dulden». 

Bethmanns Vorstoß traf nicht nur im Reichsmarineamt, sondern auch 
im Londoner Foreign Office und am Hof von Windsor auf Mißtrauen und 
Ablehnung. «Das deutsche Angebot ist überraschend in seiner Plötzlich- 
keit, wenn man bedenkt, daß der Kaiser in Kronberg vor einem Jahr sich 
weigerte, die Frage des Marineetats überhaupt zu erörtern», teilte Sir Wil- 
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Abb.29 Schicksalhafte Begegnung: Winston Churchill 
im Kaisermanöver 1909 


liam Tyrrell dem Privatsekretär Edwards VII. am 1. September 1909 mit. 
«Nach allen Berichten ist Bethmann Hollweg ein aufrichtiger und ehr- 
licher Mann, aber Goschen ist beunruhigt über die [Männer] über und um 
den neuen Kanzler, deren Motive vielleicht nicht über alles Mißtrauen er- 
haben sind.»° Unterstaatssekretär Hardinge glaubte, den Hintergedanken 
des deutschen Vorschlags durchschauen zu können: «Ich spüre, daß es ein 
heimtückischer Versuch ist, Mißtrauen zwischen uns & Frankreich & 
Rußland zu säen & daß größte Vorsicht geboten ist. [...] Was sie wirklich 
wollen, ist ein Neutralitätsversprechen von uns in bestimmten Fällen zu 
sichern, und wir wären Trottel es zu geben.» Hardinge äußerte sogar die 
Hoffnung, daß sich die deutschen Vorschläge als «gänzlich unannehmbar» 
erweisen würden, «und ich bin keineswegs sicher, ob es nicht das beste für 
unser Land wäre, wenn sie es wären. Deutschland fühlt bereits die Bedrük- 
kung durch Steuern, und es wird Jahr für Jahr deutlicher, daß es in die 
größten Schwierigkeiten geraten wird, Geld für die Flotte aufzutreiben. 
Manche Leute ziehen daraus den Schluß, daß dies vielleicht einen Konflikt 
herbeiführen könnte, aber unsere derzeitige Überlegenheit zur See ist so 
erheblich, daß die Deutschen keine derartigen Dummköpfe wären, ihn zu 
provozieren, und falls wir jemals zulassen, daß diese Überlegenheit ge- 
fährdet wird, hätten wir uns redlich verdient, was uns bevorstehen könn- 
te.»° Er hegte allerdings die Befürchtung, daß einige Kabinettsmitglieder 
wie David Lloyd George und Winston Churchill - letzteren hatte der 
Kaiser zu den Armeemanövern eingeladen - geneigt sein könnten, auf die 
Verlockungen aus Berlin hereinzufallen. «Die Einladung des Deutschen 
Kaisers an Winston, an den Manövern teilzunehmen, ist meiner Überzeu- 
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gung nach Teil seiner Taktik, und sein Ziel ist es, eine Verminderung un- 
serer Marineausgaben im nächsten Jahr herbeizuführen.»? 

In der Tat war die deutsche Initiative in der Flottenfrage in erster Linie 
darauf gerichtet, Großbritannien auf die Seite des Dreibundes zu ziehen 
und es dazu zu bringen, seinen Ententepartnern Frankreich und Rußland 
den Rücken zu kehren. Als Bethmann in einem weiteren Treffen mit 
Goschen im November 1909 seine Vorstellungen von einem deutsch-briti- 
schen Abkommen präzisierte, sah Hardinge seine Befürchtungen bestä- 
tigt. «Die Vorschläge des Kanzlers sind äußerst heimtückisch und gefähr- 
lich, und ich meine, es ist jetzt höchste Zeit, sie fallenzulassen. Mir 
schaudert aber bei der Vorstellung, welches Schicksal solchen Vorschlägen 
in einem Kabinett, in dem L[loyd] George & Winston Churchill bestim- 
menden Einfluß ausüben, bevorstehen könnte.»'° Außenminister Grey 
sprach offen von seiner Bereitschaft, seinen Hut zu nehmen, sollte Pre- 
mierminister Asquith sich mit Lloyd George solidarisieren und den vom 
Foreign Office als unerläßlich erachteten Bau von sechs weiteren Dread- 
noughts ablehnen.'' Der König teilte die Ansichten Greys und Hardinges 
vollauf. Wie Knollys dem Unterstaatssekretär am 13. November 1909 zu 
verstehen gab, sei auch Edward VII. der Überzeugung, daß ein Flotten- 
abkommen mit Deutschland, das mit dem Versprechen der britischen 
Neutralität im Falle eines Kontinentalkrieges erkauft worden wäre, ein 
verhängnisvoller Fehler sein würde, da Deutschland dann die Macht be- 
käme, «seine Feinde einen um den anderen zu vernichten, während wir mit 
verschränkten Armen zuschauen, bis es zuletzt vermutlich uns selbst an- 
greift».'” Nach dem Tode des Königs bestätigte Lord Knollys, wie 99,9 
Prozent aller Engländer habe Edward VD. zeitlebens «considerable dis- 
trust» — beachtliches Mißtrauen — gegenüber Deutschland empfunden." 

Gegen die Besorgnisse der Engländer stellte sich Kaiser Wilhelm taub. 
Als der deutschfreundliche Kriegsminister Lord Haldane die Ansicht ver- 
trat, die anderen Staaten des Kontinents würden sich von einem eventuel- 
len Zusammengehen Englands mit dem Dreibund «dermaßen beunruhigt 
fühlen, daß sich daraus eine fortwährende Gefährdung des Friedens erge- 
ben würde», nannte der Kaiser dieses Argument «Quatsch!» und meinte, 
die anderen europäischen Staaten - in erster Linie Frankreich und Ruß- 
land - «würden mit übertreten», also der ganze Kontinent vereint sein.'* 
Ähnlich reagierte er, als ihm Graf Metternich im Februar 1910 von einem 
vierstündigen Privatgespräch mit dem früheren Premierminister und nun- 
mehrigen konservativen Oppositionsführer Arthur James Balfour berich- 
tete. Balfour habe ihm auseinandergesetzt, schrieb Metternich, daß die 
britische Deutschlandpolitik letztendlich aus der «Furcht vor der wach- 
senden Macht Deutschlands zur See [...] zu erklären» sei, da man besorgt 
sei, «daß die schließliche Stärke Deutschlands zur See Englands Stellung 
erschüttern könne und England in ein, wenn auch nur diplomatisches Ab- 
hängigkeitsverhältnis zu Deutschland» herabsinken werde. Wieder einmal 


1. Flottenrüstung und Hegemonie 821 


wies Wilhelm II. diese Befürchtungen rundweg als «Quatsch!», «Blech!» 
und «Hallucinationen» zurück. Die Erklärungen Balfours seien «für einen 
früheren Staatsmann u[nd] Parteichef geradezu lamentable und kindische 
Ausreden» und verdienten nicht, ernst genommen zu werden. «Er sollte 
sich schämen so dämlich gesprochen zu haben.»" 

Über die ablehnende Haltung der britischen Regierung und Bevölke- 
rung geriet der Kaiser regelmäßig in Rage. Seiner jungen Freundin Mary 
Montagu erklärte er die Aufregung auf der Insel schlicht für Massenwahn- 
sinn: «Das arme deutsche Volk wird in den schwärzesten Farben gemalt, 
um zu den Absichten der Unruhestifter zu passen! Es ist ziemlich er- 
schreckend, diese massive Lügerei & Verlästerung aus dem Munde von 
Engländern auf meine Kosten & die meines Landes & seiner Streitkräfte 
zu erleben. Solche Gebräuche sind eines weltbeherrschenden Landes wie 
England vollkommen unwürdig, das eine dreimal größere Flotte als alle 
anderen auf dem Wasser hat. Ihre Landsleute scheinen völlig den Verstand 
verloren zu haben! Die Vorsehung gebe, daß sie ihn bald wiederfinden! 
Es ist höchste Zeit!»'° Die Versuche der Admiralstochter, ihm die briti- 
schen Befürchtungen verständlich zu machen, riefen beim Kaiser Entrü- 
stung hervor. «Was Ihre politischen Berühmtheiten & sogenannten großen 
Staatsmänner anbelangt, so kann deren Benehmen gegen mich & mein 
Land, von hier aus gesehen, nur Erbarmen & Heiterkeit auslösen, denn sie 
erwecken allesamt den Eindruck, als seien sie aus Bedlam [dem berüchtig- 
ten Londoner Irrenhaus] ausgebrochen! Um Ihr Volk <«aufzurütteln» gehen 
sie hin & erfinden & erzählen den unerhörtesten Unsinn, Märchen & so- 
gar dreiste Lügen über die Absichten, oder angeblichen Absichten, eines 
Landes, das sie meistenteils noch gar nie gesehen, gewiß nicht studiert 
haben, & eines Herrschers, den sie nicht kennen & der ihnen noch nie die 
Ehre erwiesen hat, ihnen seine Ansichten auseinanderzusetzen!! Nun, 
wenn Kinder so etwas machen, bekommen sie einen Oliventrunk & wer- 
den ins Bett geschickt, & wenn ernsthafte, erwachsene Leute an solchen 
schlechten Witzen teilnehmen, sollten sie nach Bedlam geschickt werden! 
Ihre Politiker sind wie Schauspieler in einer Pantomime, eine Meute krei- 
schender Clowns oder hysterischer alter Weiber! was ihre Äußerungen 
über Deutschland & seine Pläne betrifft! [...] Sie sagen auch, es wäre gut, 
wenn unsere beiden Länder zusammenstünden. Das ist in den 20 Jahren 
meiner Herrschaft stets mein Ideal gewesen. Aber die wütende Presse & 
die wütenden & sinnlosen Reden in England machen die Aufgabe so gut 
wie unmöglich.» Den Vorschlag der jungen Engländerin, er möge doch 
mehr auf sein eigenes Volk hören, wies Kaiser Wilhelm mit Entrüstung zu- 
rück. Die Vorstellung, «meine Ideen & Empfindungen auf Geheiß des Vol- 
kes aufgeben zu müssen, ist beispiellos in der preußischen Geschichte oder 
den Traditionen meines Hauses! Was der Deutsche Kaiser, König von 
Preußen für richtig & das Beste für sein Volk erachtet, das tut er; wenn er 
glaubt, Frieden sei notwendig - so wie ich davon überzeugt bin -, wird er 
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Frieden halten; ungeachtet all des Geheules Ihres Volkes im entgegenge- 
setzten Sinne, & damit erfüllt er die Wünsche seiner eigenen Untertanen, 
die nur verlangen, mit England auf gutem Fuß zu stehen. Schreit & ruft so- 
viel ihr wollt, um die «schlummernden Briten» aufzuwecken, aber laßt 
mich & Deutschland aus dem Spiel! Da sind Amerika, Japan, Rußland 
usw., alle sogar schneller wachsend & sich entwickelnd als wir! Warum 
wird nicht auch auf diese hingewiesen!»" 


2. Das «Zusammengehen 
der Germanisch-Angelsächsischen Länder der Welt» 


Kaum etwas zeigt die Doppeldeutigkeit der Einstellung Wilhelms zum In- 
selreich so deutlich wie die Erwartungen, die er Ende 1909 und Anfang 
1910 an den neu aufflackernden Gegensatz zwischen Rußland und Japan, 
die ja beide mit England liiert waren, knüpfte. Seine lebhafte Phantasie 
entzündete sich an der Vorstellung, es könnte sich über die strittige Bahn- 
frage in der Mandschurei ein neuer Krieg zwischen Rußland und Japan 
entwickeln, in den vielleicht auch Amerika hineingezogen würde, das 
dann auf Deutschlands Unterstützung - eventuell sogar gegen England - 
angewiesen wäre. Beglückt kritzelte er am Heiligabend 1909 auf den 
diesbezüglichen Bericht des Kanzlers, das sei doch «endlich mal ein großer 
Internationaler Gesichtspunkt mit weiten Perspektiven! Das ist wohlthu- 
end und erfreulich! Das Zusammengehen der Germanischen Rasse im 
Orient! Die Mongolen und 'Tartaren werden saure Mienen aufsetzen. [...] 
Hierdurch wird — wenn auch nur im Auslande - zum ersten Male das 
Zusammengehen der Germanisch-Angelsächsischen Länder der Welt ge- 
zeigt! Ein großer Gewinn!»"" Die nächsten Wochen verstärkten Wilhelms 
Hoffnungen auf eine globale Neuorientierung der Mächte nach rassischem 
Grundmuster. Er rieb sich die Hände bei der Zunahme der Spannung im 
Fernen Osten. «Dann wird ja das Mißvergnügen zwischen Amerika und 
England beginnen. Und das Dilemma auch für England zwischen dem 
gelben Verbündeten und dem Weißen Bruder!» Auch die «Reibungen 
zwischen Japs und Yankees mehren sich dadurch und das ist gut», froh- 
lockte er.” 

Geradezu fieberhaft erging sich Wilhelm in seiner Korrespondenz mit 
Erzherzog Franz Ferdinand über die Möglichkeiten, die diese Ereignisse 
zu bieten schienen. Am 30. Januar 1910 schrieb er ihm: «Die Entwickelung 
im Orient geht genau ihren Gang wie ich ihn Dir skizzirte. Russland 
weicht vor Japan zurück, will <liquidiren wie man das jetzt zu nennen be- 
liebt um im Balkan zu stänkern. Japan rüstet weiter um dereinst Amurpro- 
vinzen und Wladiwostock zu schlucken. Amerika hat sich der armen Chi- 
nesen angenommen und beginnt dort die Interessen der Weißen Rasse um 
Erschließen Chinas durch Politik des Bahnbaues zu inauguriren, was ich 


2. Das «Zusammengehen der Germanisch-Angelsächsischen Länder» 823 


unterstütze. Die Reperkussionen die dieses Vorgehen in London, Tokio 
und Petersburg hatte, und die zum Theil sehr piquirten Recriminationen, 
bieten Stoff für ein Lustspiel! Nur gut, daß Amerika energisch die Füh- 
rung übernahm! Die anderen Weißen werden sich schon heranfinden. 
England scheint mir fürs Erste mit sich selbst genügend beschäftigt zu 
seın.»?' 

Eine Woche darauf ließ der Kaiser seiner Phantasie erneut freien Lauf 
und entwickelte dabei ein aberwitziges Szenario von einem zweiten rus- 
sisch-japanischen Krieg sowie einem Zusammenschluß Deutschlands mit 
Amerika gegen Japan und möglicherweise auch gegen England. «Im 
fernen Osten sieht es amüsant aus», schrieb er an Franz Ferdinand. «Nach 
Recognoszirungen an der Mandschurischen Bahn und in Corea, sind 
überall große Kriegslazarette und Munitionsdepots seitens Japan’s im Bau. 
Die Belagerungsgeschütze gegen Wladiwostock sind bereits auf dem Con- 
tinent in Nordcorea [...] gelagert. [...] Natürlich werden die Japaner die 
Russen [...] auf die Dauer hinausdrängen, und schließlich auch die Nord- 
mandschurei schlucken. Dann kommt Wladiwostock daran. Fällt das, 
dann ist sein Fall der erste Faustschlag der asiatischen Völker an das Euro- 
päische Thor, dann setzt die «Gelbe Gefahr wirklich ein! Man nimmt bei 
uns allgemein an, daß diese Lage bis 1915 sich klärend entscheiden wird. In 
dem Jahr soll der Panamakanal fertig werden, der Amerika erlaubt, seine 
gesammte Flotte im Pazific zu vereinigen. Davor werden die Japaner - 
falls sie wie bisher Absichten auf den Ocean haben — um seinen Besitz mit 
Amerika ringen müssen - so rechnet man in Amerika -; kommt es dazu, ist 
die deutsche Flotte den Amerikanern nöthig als Rückenschutz in Europa - 
mit den Atlantischen Streitkräften Amerikas - im Falle England den Alli- 
irten von Japan spielen sollte - was immerhin unwahrscheinlich ist —. Da- 
her haben die Amerikaner Englands Angebot im vorigen Herbst, [...] mit 
ihnen gegen uns gemeinschaftliche Sache zu machen, a limine abgelehnt. 
Die daraus resultirende mögliche Combination (Amerika-Deutschland) 
fängt so allmählich an John Bull aufzudämmern, daher mit ein Theil der 
Angst und Nervosität vor uns!»”? 

Als ihn im Sommer 1910 Meldungen von einem russisch-japanischen 
Abkommen über die Bahn in der Mandschurei erreichten, sah Wilhelm II. 
darin wieder einmal den Vorboten eines globalen Konflikts, diesmal zwi- 
schen den «Germanisch-Angelsächsischen» Völkern und der von den 
«Slawen» geförderten «Gelben Gefahr». Es gehe zunächst um die «Auf- 
theilung Chinas!», glaubte er, «dem Mandschurei von Japan und Mongolei 
von Russland abgenommen werden sollen, und das im Moment da Eng- 
land von Japan - weil das Bündniß eine Dummheit war und ist - abrückt. 
Käme es zum Zusammenstoß zwischen Amerika und Japan, bei dem Eng- 
land Amerika beispringen würde und müßte, so würde Russland gezwun- 
gen werden Japan in Asien (Indien) beizustehen sonst ist es Wladiwostock 
los und auch die Mongolei und Ost-Sibirien. Falls wir Amerika und Eng- 
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land helfen was natürlich wäre, würden wir (formell) die Russen gegen- 
über haben. Damit bewahrheitet sich meine Behauptung aus dem Jahr 
1908, daß im Falle eines Angriffs der «Gelben Gefahr auf Europa, die Sla- 
ven nicht nur nicht Widerstand leisten, sondern sie gegen Europa unter- 
stützen würden.» 

Nicht nur die weltpolitischen Ereignisse im Fernen Osten, sondern 
auch die inneren Zustände in Großbritannien verstärkten Wilhelms 
Überzeugung, daß das ozeanische Weltreich kurz vor dem Untergang ste- 
he. Im Februar 1910 erklärte er: «England sei in völliger Dekadenz, die 
oberen Schichten der Gesellschaft seien demoralisiert, in Armee und 
Marine mache sich dies ebenfalls durch Korruption und Unfähigkeit gel- 
tend. Besonders aber stagniere das wirtschaftliche Leben und dort zeige 
sich, daß das englische Volk durch seine Entwicklung in ein Stadium der 
Hypertrophie gelangt sei, das es unfähig mache, im Wettbewerb der Völ- 
ker gleichen Schritt zu halten. Überall bemerke man die geringe Leistung, 
und erschreckend schnell werde die Welt den Abstieg und Zerfall des eng- 
lischen Weltreichs erleben.» 

Erfüllt von der Zuversicht, daß Deutschland kraft seiner wirtschaft- 
lichen, wissenschaftlichen und militärischen Entwicklung nun die Ober- 
hand gewonnen habe, antwortete Wilhelm auf den Gratulationsbrief sei- 
nes Onkels Edward zu seinem Geburtstag am 31. Januar 1910: «Deine 
Bemerkung: «daß es für den Frieden der Welt unentbehrlich ist, daß wir 
gemeinsam Schulter an Schulter gehen zum Heil der Zivilisation & des 
Wohlstands der Welt trifft einen vertrauten Ton in meinem Herzen. Die- 
ser Wunsch war immer der oberste Leitsatz meiner Politik & das Ziel, das 
ich heiß erstrebt habe. Es ist ein fester Bestandteil meines politischen 
Glaubensbekenntnisses, daß die Zukunft der Welt gesichert & beschützt 
wäre, wenn die angelsächsische und die teutonische Rasse zusammenar- 
beiteten. Sie sind die mächtigen Hüter der Ideale des christlichen Glau- 
bens & der christlichen Zivilisation, & es ist ihre gemeinsame Aufgabe, 
diese zu verkünden & sie auf der Welt zu verbreiten. Diese Aufgabe ist 
ihnen von der Vorsehung zugewiesen! Sie sollte schon allein durch ihre 
Reichweite & Bedeutung allen Störungsversuchen & Zänkereien zwischen 
ihnen ein Ende setzen. Sie muß sie daran erinnern, daß die Vorsehung dar- 
auf wartet, daß sie wieder an die Arbeit gehen, die sie in Gefahr sind zu 
vernachlässigen. Wenn dies erst den Völkern klargemacht & erkannt & 
von ihnen verstanden ist, werden sie bald, wie ich vertraue, ihre Differen- 
zen begraben & zustimmen, sich die Hände zur gemeinsamen Aufgabe zu 
reichen.»”‘ 

Was Wilhelm mit diesem Brief an den König bezweckte, schilderte er 
wenige Tage später in einem merkwürdigen Gespräch mit US-Botschafter 
David Jayne Hill, das dieser noch am gleichen Abend aufzeichnete. «Er 
sagte, daß sich an seinem Geburtstag eine merkwürdige Sache ereignet 
habe, nämlich ein Brief seines Onkels Edward, der das erste Mal in seinem 
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Leben Politik erörterte. [...] «Er betrachtete sich immer als mein Vor- 
gesetzter und hat sich ziemlich geärgert, daß ich, obwohl nur sein Neffe, 
länger Herrscher bin als er. Jetzt da er sieht, daß wir stark sind und die po- 
litische Lage in E[ngland] schlecht ist, wünscht er sich ein besseres Einver- 
nehmen und fängt an zu glauben, sein Neffe könnte von Wert sein. [...] 
Ich habe nie verstanden, warum die Engländer uns so mißtrauisch gegen- 
überstehen, sogar beide Parteien. Teilweise ist es infolge der Daily Mail. Es 
ist haarsträubend, wie falsch uns die Zeitungen in England darstellen, und 
Northcliffe ist die größte Schuld daran zuzuschreiben. Es war seine Daily 
Mail, die mit der Erfindung begonnen hat vom Trinkspruch unserer Mari- 
neoffiziere <Zu dem Tag («Dem Tag, an dem sie gegen England kämpfen 
würden»). Mein Bruder Heinrich als Leiter der Marine hat es absolut be- 
stritten, aber sie werden ihm nicht glauben, und sie glauben mir nicht. Zu 
Großmutters Zeiten war es anders. Sie würde dem vor langer Zeit ein 
Ende gesetzt haben, so wie sie es getan hat, als es mit Krüger begann. (Das 
ist das, was er mir letzten Sommer auf der Meteor sagte, als er vor dem 
Bild Queen Victorias stand und seine glanzvolle Lobrede auf sie hielt.) 
Was denken sie in England? Wenn sie meinem Ehrenwort nicht trauen, 
warum überlegen sie nicht einfach? Was würde ich bei einer Invasion der 
Insel gewinnen? Was könnte ich mit ihr anfangen, wenn sie mir gehörte? 
Glauben sie, ich würde mit der Wallace Collection davonlaufen! Die Wei- 
se, wie sie über Deutschland sprechen, ist ein Skandal, und den König 
scheint es nicht zu kümmern. Aber jetzt beginnt er sich zu kümmern. Er 
beginnt zu sehen, daß wir einige Schiffe haben. Wir wollen nicht so viele, 
wie sie haben. Wir wollen weder ihre Kolonien noch die Herrschaft über 
die See, wir wollen nur, daß unsere Rechte anerkannt werden. Deutsch- 
land ist fast so reich wie England. Wir konkurrieren überall erfolgreich mit 
ihnen, und alles, was wir wollen, ist eine gleiche Chance. Sie haben ver- 
sucht, uns als Bedrohung Europas hinzustellen, aber wir haben niemanden 
bedroht. Sie haben versucht, Europa gegen uns aufzustellen, aber ihre En- 
tente lockert sich. So wie die Lateiner haben sie ihre Glanzzeit überschrit- 
ten. Ich glaube nicht, daß die Slawen die Führer der Zukunft sind. Die 
Vorsehung hat Pläne, und es wäre kein Kompliment für die Vorsehung zu 
denken, daß die Vorsehung die Slawen und nicht die germanische Rasse als 
Rasse der Zukunft betrachtet. Nein, es ist die germanische Rasse, - wir 
hier in Deutschland, die Engländer und die Amerikaner, - die die Zivilisa- 
tion der Welt führen müssen. Wie schade getrennt zu sein! Es ist vollkom- 
men falsch, sich zu mißtrauen. Ich hoffe, daß sich die Dinge bessern. Ich 
habe den Geburtstagsbrief meines Onkels in diesem Sinne beantwortet. 
Ich habe ihm gesagt, es sei seine Schuld, daß wir kein besseres und früheres 
Einvernehmen herstellen konnten, denn bisher habe ich mich nicht frei ge- 
fühlt, Politik mit ihm zu erörtern. Ich habe versucht, mich verständlich zu 
machen, aber ich konnte das Thema bei ihm nicht ansprechen, bevor er es 
nicht bei mir tat. Um das, was über mich persönlich gesagt wird, kümmere 
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ich mich nie; aber ich kümmere mich um meine Mission als Deutscher 
Kaiser, und ich beabsichtige nicht, die Würde dieses Amtes in meinen 
Händen herabsinken zu lassen oder seine Verantwortlichkeit zu vergessen. 
Deutschland hat den Frieden in Europa erhalten, seit mein Großvater zum 
Kaiser auserwählt wurde. Ich hatte viele Gelegenheiten, ihn zu brechen, 
viele Gelegenheiten, wo andere ihn gebrochen hätten, aber in den zwei- 
undzwanzig Jahren herrschte Frieden. In welchen vierzig Jahren der euro- 
päischen Geschichte hatte Europa ungestörten Frieden, den es seit der 
Gründung des Reiches genießt, und trotzdem sagen sie, Deutschland sei 
eine Bedrohung für Europa!»” 

Am 10. Mai 1910 traf der vormalige US-Präsident Theodore Roosevelt 
für fünf Tage in der deutschen Hauptstadt ein. Er wurde vom Kaiser groß- 
zügig hofiert und führte längere Gespräche auch mit Bethmann Hollweg, 
Tirpitz und Staatssekretär von Schoen.” «Der Kaiser spricht, wie jeder 
weiß, mit der größten Offenheit mit beinahe jedem», stellte Roosevelt fest. 
Wilhelm erklärte seine Liebe zu England, indem er betonte: «Ich wurde 
überwiegend in England erzogen; ich fühle mich teilweise als Engländer. 
Nach Deutschland sorge ich mich mehr für England als um jedes andere 
Land.» Zwar habe der Kaiser den Gedanken an einen Krieg gegen England 
weit von sich gewiesen, fuhr der Amerikaner scharfsichtig fort, aber «das 
bedeutet nicht, daß ich seine Haltung gegenüber England für frei von Dro- 
hung halte. Ich glaube nicht, daß Deutschland bewußt und mit festem 
Vorsatz mit dem Gedanken einer Eroberung Englands spielt, aber 
Deutschland besitzt die Überheblichkeit einer sehr starken Macht. [...] 
Deutschland hätte gerne eine derartig starke Flotte, daß es, wann immer 
England etwas tut, was ihm nicht paßt, gegenüber England den gleichen 
Ton annehmen könnte, wie es ihn gegen Frankreich angenommen hat. [...] 
Wenn Deutschland eine Flotte hätte, die genauso stark wie die englische 
wäre, glaube ich nicht, daß es beabsichtigen würde, diese zur Vernichtung 
Englands einzusetzen; aber ich glaube, daß wahrscheinlich Ereignisse ein- 
treten würden, die es dazu veranlassen könnten, sie dazu zu benutzen.» 
Wilhelm habe sich ebenfalls offen über die Bedrohung geäußert, die seiner 
Überzeugung nach von Japan ausging, was Roosevelt begrüßte, da er im- 
mer gesehen habe, «daß es eine gefährliche Situation wäre, wenn Deutsch- 
land, [...] die einzige weiße Macht, die so organisiert ist wie Japan, Japan 
die Hände reicht. Was dies verhindert ist Deutschlands Wunsch, gut mit 
Rußland zu stehen. Der Kaiser war sicher, daß Japan beabsichtige, China 
zu organisieren und dann, an der Spitze der mongolischen Rassen, die wei- 
ße Vorherrschaft in der Welt zu bedrohen. [...] Ich konnte nicht umhin ihn 
zu fragen, warum er, wenn er so deutlich fühle, daß die christlichen Mäch- 
te vereint gegen die Gelbe Gefahr stehen sollten, nicht das gleiche bezüg- 
lich der Türkei empfinde.» Seinen Gesamteindruck resümierte Roosevelt 
in den Worten: «In internationalen Angelegenheiten handelt er manchmal 
wie ein Raufbold [bully], überdies wie ein Raufbold, der prahlt und dann 
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Abb. 30 Kaiser Wilhelm mit Ex-Präsident Theodore Roosevelt 1910 


einen Rückzieher macht.» Bestimmt seien weder der Kaiser noch sein 
Land angenehme Nachbarn. «Aber wieder und wieder, und ich glaube, zu- 
mindest im Augenblick aufrichtig, wiederholte er mir seinen Wunsch, 
England, Deutschland und die Vereinigten Staaten in allen Fragen der 
Weltpolitik gemeinsam handeln zu sehen.»”? Nach der Abreise des Ex- 
Präsidenten schickte ihm Wilhelm Fotografien ihres Zusammenseins auf 
dem Manöverfeld in Döberitz. «Vollkommene Übereinstimmung über die 
allgemeinen Grundsätze von Leben & Politik zwischen Amerika & 
Deutschland!» schrieb er begeistert darauf. «Die vereinigte germanische & 
angelsächsische Rasse wird die Welt in Ordnung halten!»3° Wenige Tage 
später sollte er Theodore Roosevelt bei der Beisetzung des am 6. Mai 1910 
verstorbenen Edwards VII. in London wiedersehen. 


3. Die Trauerfeierlichkeiten für Edward VII. in London 


Mit dem Tod König Edwards schöpfte Wilhelm II. neue Hoffnung auf 
eine Verständigung mit Großbritannien, die dem Deutschen Reich eine 
«gleichberechtigte» Stellung in der Welt einräumen würde. Neben Roose- 
velt, der aber nicht mehr im Amt war, galt der Kaiser jetzt vielen als die be- 
deutendste Persönlichkeit auf dem Erdball überhaupt. Wie einer der Flü- 
geladjutanten, die den Kaiser zur Beisetzung des Königs nach London 
begleiteten, bemerkte, sei Wilhelm II. nun, «wo der König-Onkel tot ist, 


828 Neue Hoffnung auf ein Abkommen mit England 


mehr wie je der ausschlaggebende Mensch in der Welt. Er und Roosevelt 
werden für die nächste Zeit die Herren der Geschichte sein. Der junge 
König wird - schon an Alter jünger — ganz anders zu ihm stehen als der 
überlegene König Eduard.»3' Damit griff der Flügeladjutant ein Leitmotiv 
einiger britischer Zeitungen auf, die versicherten, daß «seit dem Ableben 
König Eduards Kaiser Wilhelm unbestritten die hervorragendste politi- 
sche Persönlichkeiten unter den Monarchen und der einzige sei, der ver- 
möge der Macht Seiner Persönlichkeit und Seines Einflusses das Lebens- 
werk des verstorbenen Königs, nämlich die Erhaltung und Sicherung des 
europäischen Friedens fortzuführen imstande» sei.’ 

Wilhelm selber erkannte sogleich die Möglichkeiten, die sich mit dem 
Thronwechsel aufgetan hatten, und ging eifrig daran, seine Beziehung 
zu seinem Vetter George V. zu pflegen.?? Auf das Beileidstelegramm des 
Reichskanzlers, das den Tod des Onkels meldete, antwortete er nachdenk- 
lich: «Eine hervorragende Polit[ische] Persönlichkeit verschwindet plötz- 
lich von der Europfäischen] Bühne eine merkbare Lücke lassend. In sol- 
chem Augenblick vergißt man manches. Die Englfische] Politik im ganzen 
ex off[izio] wird sich nicht viel ändern. Wohl aber wird die Thätigkeit re- 
müanter Intriguenwirtschaft sich etwas legen, die Europa in stetem Athem 
hielt und nicht zum Genuß friedlicher Ruhe kommen lassen wollte. Die 
persönlich inszenirten Combinationen, werden beim Fehlen des Hauptes, 
zerbröckeln: Denn sie wurden zusammengehalten durch den Zauber des 
Persönl[ichen] Einflusses und überzeugender Redegabe auf den Leiter der 
Einzelstaaten. Für Frankreich ist es ein schwerer Schlag. Und mancher 
wohldenkende und vernünftige Gallier mag sich im stillen seinen Kopf 
krauen und fragen, ob man nicht doch wohl mit dem Nachbarn bessere 
Beziehungen hätte haben sollen, und nicht jetzt sie zu bessern suchen 
müsse. Auch Iswolski wird sich recht einsam vorkommen seit sein Leit- 
stern erlosch! Ich glaube im Ganzen wird mehr Ruhe in die Europfäische] 
Politik kommen; wenn nichts weiter wäre das schon ein Gewinn. Wo man 
die verschiedenen Feuer nicht mehr schürt, werden sie niedriger brennen. 
Am meisten betrauert wird E[dward] VII. nächst seinem Volke, von Gal- 
liern und Juden, werden.»>* 

Der Kanzler befürwortete zwar die Teilnahme Wilhelms an den Trauer- 
feierlichkeiten, befürchtete aber den politischen Schaden, den der Kaiser 
durch ein unbesonnenes Wort in England anrichten könnte. Diese Sorge 
wurde bestärkt durch die Bemerkung des letzteren, es sei jetzt der Mo- 
ment günstig, in London «einen Pfahl einzuschlagen». Bethmann richtete 
daher einen Appell an Metternich, politische Gespräche des Monarchen 
möglichst zu verhindern. «Ich brauche Ihnen nicht zu sagen, lieber Graf», 
schrieb er, «daß ich die Opportunität politischer Gespräche in diesem Au- 
genblick für sehr fraglich halte. Abgesehen von der aus Gründen des poli- 
tischen Takts im Hinblick auf die Landestrauer gebotenen Zurückhaltung 
dürfte eine Initiative Seiner Majestät zu politischen Erörterungen insbe- 
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sondere aus dem Grunde nicht unbedenklich sein, weil die maßgebenden 
englischen Persönlichkeiten dahinter den persönlichen Wunsch unseres 
allergnädigsten Herrn vermuten werden, den König auf die deutsche Seite 
zu ziehen und der engen Freundschaft mit Rußland und Frankreich 
abspenstig zu machen.» Er habe versucht, dem Kaiser klarzumachen, daß 
es besser wäre, wenn er politische Themata in London überhaupt nicht 
berühren würde, schrieb Bethmann dem Botschafter, er sei «aber nicht 
sicher, ob der Eindruck meiner Vorstellungen ein nachhaltiger bleiben 
wird. Ich möchte Sie daher bitten, [...] in der gleichen Richtung tätig zu 
sein, was Ihnen ja bei Ihrer genauen Kenntnis der Sinnesart Seiner Maje- 
stät und Ihrem bewährten Takt nicht schwer fallen wird.» 

Bethmanns Befürchtungen schienen sich schon durch das erste Tele- 
gramm Wilhelms, in dem er die Herzlichkeit seines Empfangs durch Ge- 
orge V. schilderte, zu bewahrheiten. Der junge König sei gemeinsam mit 
ihm zum Katafalk Edwards VII. in die Westminster Hall gegangen, schrieb 
er gerührt. «Nachdem wir beide knieend eine stille Andacht verrichtet hat- 
ten, schritten wir beide aufeinander zu und gaben uns tiefbewegt die 
Hand. Ein Moment von historischer Bedeutung, als inmitten seines trau- 
ernden Volkes, das Zeuge des Vorgangs war, Englands König am Sarge 
König Eduards des Deutschen Kaisers Hand fest umschlossen hielt.»>° 
Früh am nächsten Morgen folgte dann die zweite Depesche, in der Wil- 
helm seine Gespräche mit George V., Roosevelt, dem französischen Au- 
ßenminister Stephan Pichon und anderen in London versammelten Per- 
sönlichkeiten referierte. Obwohl die meisten der britischen Staatsmänner 
kein Verständnis für die Idee eines Zusammengehens der Deutschen und 
Angelsachsen gezeigt und einige von ihnen sogar «auf dem Gebiet der all- 
gemeinen Politik, wie Ostasiat[ische] Frage, Zusammenschluß der weißen 
Rasse pp. völlig hoffnungslos» gewesen seien, bewahrte Wilhelm die Zu- 
versicht, durch den Zauber seiner Persönlichkeit eine Wende herbeiführen 
zu können. Beglückt schilderte er den glänzenden Empfang, der ihm zuteil 
geworden war.’ Ebenso stolz berichtete er dem Reichskanzler, welche be- 
vorzugte Rolle ihm George V. bei der prachtvollen und «tief ergreifenden» 
Beisetzungsfeier zugewiesen habe. Am frühen Morgen sei der König «mit 
allen seinen fürstlichen Gästen zur Westminster Hall durch Truppenspa- 
lier und eine lautlose Menschenmenge» geritten. «Dortselbst angekom- 
men, befahl der König, daß außer dem Herzog von Connaught, der Köni- 
ginwitwe [Alexandra] und [deren Schwester] der Kaiserinmutter von 
Rußland nur ich allein von allen fremden Prinzen absitzen und mit in die 
Westminster Hall kommen solle. [...] Nachdem der Sarg auf der Lafette 
befestigt war, setzte sich der gewaltige Trauerzug in Bewegung, der eine 
Länge von mehreren Kilometern hatte. Der Herzog von Connaught und 
ich ritten beide als Feldmarschälle rechts und links vom König, der noch 
Generalleutnantsuniform trug. [...] Es war die imposanteste Trauerkund- 
gebung eines ganzen Volkes für seinen geliebten Souverän, die ich bisher 
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Abb.3ı Wilhelm II. und George V. bei der Beisetzung König Edwards VII. 


gesehen habe. [...] Auch hier konnte ich sehr oft von den Leuten geflüstert 
die Namen hören «the King and the German Emperor:. [...] Ein gemeinsa- 
mes Mittagsmahl im Schloß Windsor beendigte die Feier. Ich hatte zum 
Absteigen dortselbst die Zimmer meiner Eltern zugewiesen bekommen, in 
denen ich als kleiner Junge oft gespielt hatte, und die berühmt sind durch 
ihren prachtvollen Blick über den ganzen Windsorer Park. Es waren man- 
nigfache Erinnerungen, die mein Herz durchzogen, als ich die Räume 
durchschritt, wo ich als Kind gespielt, als Jüngling geweilt und als Mann, 
später als Herrscher die edle Gastfreundschaft der großen Königin und 
des hohen Verblichenen genossen hatte. Sie riefen mein altes Heimatsge- 
fühl von neuem wach, welches mich an diesen Ort so fest bindet, und das 
mir persönlich im Hinblick auf die politische Seite die letzten Jahre beson- 
ders schwer zu tragen gemacht hat. Ich bin stolz, diesen Ort meine zweite 
Heimat zu nennen und ein Mitglied dieses königlichen Hauses zu sein, als 
welches ich auch von allen in der herzlichsten Weise behandelt werde. Sehr 
bemerkenswert war, daß bei der Abfahrt von Windsor Castle im offenen 
Wagen, als ich dieselbe Menschenmenge passierte, die eben noch in stum- 
mer Trauer dagestanden hatte, es plötzlich wie ein elektrischer Schlag die 
Menge durchlief, als sie mich erkannte. Es wurde in diesem Augenblick 
lebhaft und lebhafter «the German Emperor gerufen, bis plötzlich eine 
laute Stimme ausrief: «Three cheers for the German Emperor, welches ein 
durch alle Straßen aufgenommenes, donnerndes, dreimaliges Hurra der 
dichtgedrängten Menschenmasse auslöste. Ich hatte das Wasser in den Au- 
gen, und mein Nachbar, der König von Dänemark, sagte mir: <Was haben 
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Dich die Leute doch hier lieb. Das ist ja fabelhaft, daß die Leute trotz ihrer 
tiefen Trauer um den lieben Bertie Dich so begeistert empfangen.» Ich 
glaube, man kann diese völlig spontane Begrüßung als ein gutes Omen an- 
sehen. [...] Ich fühle mich sehr wohl und bewohne im Buckingham Palace 
die zu ebener Erde liegenden schönen Belgian rooms mit dem Blick in den 
herrlichen Garten, der so groß ist, daß man den Lärm der Millionenstadt 
nicht vernimmt. [...] Auch hier habe ich als Kind viel gespielt und auch 
noch einen Platz in Erinnerung, wo ich infolge des vielen Puddingessens 
mich kolossal übergeben habe.»’® Die rührende Vertrauensseligkeit, mit 
der der Souverän hier von seinen Kindheitserinnerungen berichtet, zeugt 
wohl für das familiäre Verhältnis, das er im Laufe des vergangenen Jahres 
zu seinem Reichskanzler gefunden hatte. Der gleichzeitig in der Depesche 
zum Vorschein kommende Glaube aber, daß er kraft seines persönlichen 
Zaubers die Herzen der Engländer für sich gewonnen habe, trug die ge- 
fährliche Illusion in sich, daß das Inselreich bei Verwicklungen auf dem 
Kontinent unbeteiligt bleiben würde - eine Illusion, die noch durch den 
Eindruck der innenpolitischen Krise gestärkt wurde, deren Augen- und 
Ohrenzeuge er in London wurde. Vergeblich suchte Metternich dem Kai- 
ser klarzumachen, daß die ihm in London von allen Seiten entgegenge- 
brachten Sympathien «gewiß nicht unterschätzt werden» sollten und «mit 
der Zeit auch zu greifbaren Resultaten führen» könnten, daß sie «für den 
Augenblick aber [...] nur eine Stimmung» blieben, die angesichts der rea- 
len Gegensätze schnell wieder verfliegen könne. 

Metternichs Mahnungen waren nicht unangebracht, denn trotz der 
Bitten Bethmanns, sich Zurückhaltung aufzuerlegen, entwickelte der Kai- 
ser seinem Naturell entsprechend in London eine rege politische Aktivität. 
Am 23. Mai 1910 telegraphierte er dem Kanzler: «Ich habe im Laufe der 
Tage viele Gespräche mit meinen Verwandten, Herren des Hofes und ein- 
zelnen älteren Bekannten gehabt, besonders auch vielen Diskussionen vie- 
ler Persönlichkeiten zugehört. Das Fazit derselben ist etwa folgendes: Die 
Gemüter sind vollkommen mit der inneren Lage und ihrer unsicheren Zu- 
kunft beschäftigt. Man sieht im allgemeinen recht schwarz. Die Regierung 
ist geradezu verhaßt. Ausdrücke zur Charakteristik des Ministeriums kön- 
nen nicht scharf genug gewählt werden. Eine Lösung weiß vorläufig nie- 
mand. Mit Befriedigung konstatiert man, daß in der Zeit nach dem Tode 
des Königs und um die Beisetzung herum der Premierminister sowie an- 
dere seiner Kollegen vom Publikum auf der Straße ausgezischt worden 
sind, wobei Ausdrücke wie «you have killed the King» gefallen seien. Man 
erblickt in der großartigen Trauerkundgebung am Beisetzungstage eine 
Demonstration gegen das Ministerium und hält Umschwung im konserva- 
tiven Sinne nicht für unmöglich. Das Anwachsen der Sozialisten macht 
auch einige Sorge, wenn sie sich auch vernünftiger benehmen und weniger 
weitgehende Pläne haben als bei uns.» Mit Sir Ernest Cassel habe er die 
Weltlage in allen Einzelheiten besprochen, meldete Wilhelm ferner. Bei der 
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Erörterung der Situation der Engländer in Ägypten habe er - der Kaiser — 
sich «ganz als Privatmann» für die Annexion ausgesprochen und sich da- 
bei auf die gleichlautenden Ansichten Roosevelts bezogen. Er habe sich 
immer darüber gewundert, «daß nach den enormen Opfern an Blut, Gold 
und Menschen England Ägypten sich nicht schon längst angegliedert habe 
unter irgendeiner Form». Auf den Einwand des Finanziers, England wisse 
nicht, «was Europa dazu sagen werde, zumal vor Deutschlands Haltung 
habe es in der Frage eine große Sorge, da es sehr mißtrauisch uns gegen- 
über sei», habe er geantwortet, die britische Kolonialverwaltung sei doch 
vortrefflich, der deutsche Handel blühe in allen britischen Kolonien und 
werde wohl mit der Angliederung Ägyptens einverstanden sein. «Es seien 
ja politisch natürlich manche Schwierigkeiten zu lösen, zumal bei unserem 
freundschaftlichen Verhältnis zur Türkei, und es werde wohl noch einiges 
Wasser den Nil herabfließen, bis die Lösung erfolgt sei. Wenn aber infolge 
allgemeiner Unruhen, die vielleicht auch Indien erfaßten, England sich ge- 
zwungen sche, aus strategischen (Suezkanal) und anderen Gründen den 
Zustand Ägyptens in der Weise zu konsolidieren, so würde ich das persön- 
lich vollkommen verstehen, und man wird darüber reden können. Ich 
glaubte nicht, daß Deutschland in solchem Falle England als Gegner ge- 
genübertreten werde. Indessen hätte ich die Frage nie von dem Standpunkt 
aus behandelt und wisse nicht, wie die Regierung darüber denke. Sir Er- 
nest erwiderte, wenn das meine Ansicht sei und dieselbe jemals in England 
bekannt würde, so würde mit einem Schlage das Mißtrauen gegen uns ge- 
bannt sein, vor allem gerade die deutsch-englische Freundschaft in politi- 
scher Hinsicht um einen enormen Schritt vorwärts gebracht sein und ein 
großer Teil des Mißtrauens gegen uns würde verschwinden. Ob er Sir 
E. Grey davon etwas erzählen dürfe? Ich erwiderte, daß es nicht angängig 
sei, da es nur ein unverbindliches Privatgespräch sei und ich mich erst mit 
Euerer Exzellenz darüber unterhalten werde. Er sagte mir: «Ich habe die 
Ehre gehabt, das Vertrauen meines geliebten Herrn jahrelang zu rechtferti- 
gen, das will ich auch Euerer Majestät gegenüber. Ich werde schweigen, bis 
Euere Majestät mir weitere Befehle zukommen lassem.»*° 

Obwohl König George «sehr präokkupiert über die Lage im Inneren» 
sei und über äußere Politik nicht mit ihm gesprochen habe, setzte Wilhelm 
große Erwartungen in seinen Einfluß auf seinen Vetter.*' Als der Kanzler 
ihm zu seinem Erfolg in England gratulierte und dabei die Bemerkung fal- 
lenließ, daß sich in den Verhandlungen mit London und St. Petersburg 
über Persien bereits «eine maßvollere und weniger von Besorgnis deutsch- 
störender Absichten beherrschte Auffassung» geltend zu machen beginne, 
riet Kaiser Wilhelm dringend mit dem Argument zum Abwarten, daß sich 
der König erst in die Geschäfte einarbeiten müsse. «Der Orientierung und 
Einarbeitung des Königs in alle diese äußeren Themata muß Zeit gegeben 
werden. Die Politische Behandlung der Fragen muß von ihm neu inszenirt 
werden. Entweder in der bisherigen Bahn oder anders. Aber bei seiner tie- 
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fen Trauer und der des ganzen Volkes, würde es ein Zeichen sehr schlech- 
ten Geschmackes und als eine Taktlosigkeit empfunden werden, wenn 
jetzt von Außen her auf Lösung solcher Fragen gedrückt werden sollte. 
Ich wünsche dringend daß London gegenüber, jetzt äußerste Vorsicht und 
Ruhe waltet. [...] Wait and see! Alle Geschäftigkeit oder Frühzeitige 
Combinationen auf dem Gebiet der äußeren Politik, auch in unsrer Presse, 
könnten hier uns sehr schaden! Da man, sehr feinfühlig jetzt ist. Es muß 
viel Takt angewendet und am besten in respektvollem Schweigen verharrt 
werden; bis S[eine] Mlajestät] es bricht. Jedenfalls würde eine jetzt ange- 
regte Diskussion über die an und für sich rein theorethische Persische Fra- 
ge, die im Hinblick auf die hiesige Lage eine Nonentität ist, gradezu ein 
faux pas sein, von übelsten Folgen begleitet. Der meine ganze Arbeit hier 
völlig vernichten würde. Man begnüge sich mit dem guten Erfolg meines 
Hierseins; und warte das Weitere ab.»* Die Überschätzung der Rolle, die 
George V. im parlamentarischen Verfassungsleben Großbritanniens zu 
spielen vermochte, sollte noch in der Julikrise 1914 fatale Folgen haben. 

Wenigstens nach außen hin muß der fünftägige Aufenthalt Wilhelms I. 
in der britischen Hauptstadt als Erfolg gewertet werden. Der alte Metter- 
nich war voll des Lobes, als der Kaiser seine Heimreise antrat. Die Gefühle 
von «Wärme und Enthusiasmus», die in der Londoner Presse zu beobach- 
ten waren, sobald sein Kommen bekannt wurde, hätten während der gan- 
zen Dauer seines Aufenthaltes angehalten, berichtete er. «Man beschäftigte 
sich ausführlich mit den glänzenden persönlichen Eigenschaften Seiner 
Majestät. Die imponierende Würde Seines Auftretens, Seine nahezu un- 
begrenzte, stets aufs neue überraschende Vielseitigkeit, Seine fromme 
Gläubigkeit, Seine unbesiegliche Vitalität, Seine Beharrlichkeit in der 
Durchführung politischer Ziele, die Ehrlichkeit und Ueberzeugung Seines 
Wollens, der moderne fortschrittliche Geist, der Ihn beherrsche, wurden 
in beredten Worten geschildert. Rühmend hervorgehoben wurde die Pie- 
tät und verwandtschaftlche Anhänglichkeit, mit der der Kaiser ebenso, wie 
seinerzeit beim Ableben der Königin Victoria, so auch aus dem jetzigen 
traurigen Anlass ohne Zögern herbeigeeilt sei, um Seine Anteilnahme zu 
bekunden. [...] Der Grundton, der die gesammten Presse, darunter auch in 
Blättern, die sonst sich durch ihre Deutschfeindlichkeit auszeichnen, 
wiederklingt, ist der Wunsch und die Erwartung, dass der Besuch Seiner 
Majestät des Kaisers dazu dienen werde, den Weltfrieden zu erhalten und 
eine aufrichtige Annäherung zwischen Deutschland und England herbei- 
zuführen.»®# 

Von seiner alljährlichen Nordlandreise aus suchte Wilhelm, den Faden 
der Freundschaft zum neuen König von England fortzuspinnen. «Mein 
lieber Georgy», schrieb er ihm am 8. Juli 1910 aus Norwegen, «Erlaube 
mir, mich für den liebenswürdigen Einfall zu bedanken, mir das Photo der 
9 Herrscher in Windsor zu schicken. Ein Andenken an einen traurigen, 
aber immer zu gedenkenden Tag, der niemals aus meinem Gedächtnis ge- 
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löscht werden kann. Daß es mir erlaubt war, herüberzukommen, um mit 
Dir all diese Stunden zu durchleben, hat ein Band zwischen uns geschaf- 
fen, das ich immer pflegen werde.»* Der König bedankte sich in überaus 
freundlichen Worten für den Brief des Kaisers. «Die vielen freundlichen 
Worte, die Du im Hinblick auf Deinen letzten traurigen Besuch in diesem 
Land gefunden hast, haben mich tief ergriffen; das herzliche Mitgefühl, das 
Du bei dieser Gelegenheit erwiesen hast, wurde nicht nur von meiner Fa- 
milie hochgeschätzt, sondern auch von meinem Volk als ganzem.» Für 
kurze Zeit schien dank der Charmeoffensive des Kaisers eine neue Ära in 
den deutsch-britischen Beziehungen heraufzuziehen. Doch die Hoffnun- 
gen Wilhelms sollten bald wieder arg enttäuscht werden. Denn nach wie 
vor spielte sich hinter der Kulisse der schönen Reden und Gesten der 
Freundschaft ein bitterer Kampf um Gleichgewicht oder Hegemonie in 
Europa ab. 


4. Die Wiederaufnahme der Verhandlungen 
um eine deutsch-britische Entente 


Nach seinem erfolgversprechenden Aufenthalt in London und den rus- 
sischen Armeemanövern im August 1910, bei denen Deutschland direkt 
als Feind genannt wurde, griff Wilhelm die Forderung nach einer «Po- 
litfischen] Entente mit England» wieder auf, ohne jedoch bezüglich des 
Schlachtflottenbaus zu Konzessionen bereit zu sein.* Gerade in dieser 
Frage klafften aber die Vorstellungen der beiden Länder weiterhin ausein- 
ander. Am 14. August 1910 überreichte der Botschafter Sir Edward Go- 
schen dem Reichskanzler in Wilhelmshöhe ein Memorandum, das über 
den Vorschlag eines gelegentlichen Informationsaustausches kaum hinaus- 
ging. Dem setzte Kaiser Wilhelm in einem EIf-Punkte-Programm seine 
Vorstellungen von einer «allgemeinen politischen Verständigung» mit 
England entgegen, die weitreichender kaum hätten sein können. In einem 
Gefühl der Überlegenheit stellte er an Großbritannien Forderungen, die 
für die Inselnation völlig unannehmbar waren. Als erstes müsse ein «poli- 
tical agreement» mit England abgeschlossen werden. Was er unter einem 
solchen Agreement verstand, legte der Monarch in aller Deutlichkeit dar: 
Großbritannien müsse seine gegen die deutsche Vorherrschaft gerichtete 
Entente mit Frankreich und Rußland aufgeben und statt dessen eine En- 
tente mit Deutschland schließen. Wörtlich führte er aus: «Das political 
agreement [mit Deutschland] wünscht England so gehalten, daß die mit 
ihm im Ententeverhältniß stehenden Mächte mit darin aufgenommen wer- 
den können, d[as] h[eißt] sie sollen über dasselbe sogleich von England — 
zur Beruhigung! - informiert werden. Hier verlangen wir Reciprocity ild] 
e[st]: Franco-Russlische] Allianz ist ein Militärbündniß mit detaillirten 
Verabredungen direkt gegen uns. (Deckmantel suppleditierte] Deutsche 
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Angriffsdrohungen). Einer direkt deutschfeindlichen, als solche bekann- 
ten, Coalition ist England beigetreten (1904-05) unter Angebot an Frank- 
reich milit[ärischer] Hülfe auf dem Continent. England erklärt trotzdem 
keine Spitzen gegen uns in seinen Ententen mit den deutschfeindlichen 
Mächten aufgenommen zu haben und nichts Böses im Schilde zu führen. 
Das ist eine Selbsttäuschung. Gerade das factum des Beitritts Englands zur 
franc[o]-Russl[ischen] Allianz ist vom deutschen Standpunkte aus schon 
als unfriendly act prinzipiell angesehen. Abmachungen nach dieser oder 
jener Richtung spielen dabei keine Rolle. Will England unsere in Aussicht 
stehende Entente daher anderen Mächten mittheilen, so verlangen wir zu- 
erst aufnahme in seine Ententen mit Russ[land] und Frankreich, deren In- 
halt uns nicht vorher mitgetheilt wurden. Basis für die Entente mit uns, 
policy on parallel lines in the world. Vor allem gemeinsames Einstehen for 
the open door. Das verfängt sofort bei Handelskreisen aller Art in England 
und der City vor allem, und ist bei uns auch populär. Möglich ist, daß mal 
auch von einer guarantee of India später die Rede sein könnte, da die Sorge 
um Indien in England sehr groß ist. Dafür garantee of Alsace-Lorraine 
und Versprechen der Rückendeckung event[uel]| maritimer Hülfe in Aus- 
sicht nehmen.» Erst nachdem England diese Bedingungen angenommen 
habe, könne man mit ihm über die Relation der beiden Kriegsflotten zu- 
einander reden. Und auch in diesem Punkt waren die Forderungen des 
Kaisers völlig illusorisch. England, so führte er in seinem Elf-Punkte-Pro- 
gramm aus, verlange ein «stehen bleiben des Deutschen Flottenbaues [...] 
unter Zusicherung Engllischer] Reciprocity. Da Deutschland durch ein 
detaillirtes Gesetz schon quasi gebunden ist, soll anscheinend einer Novel- 
le bei uns vorgebeugt werden. England hat kein festes Gesetz, kann belie- 
big Schiffe in jeder Zahl auflegen je nach Bedarf. Wie ist da reciprocity zu 
denken? England muß uns dazu erst ein Bauprogramm vorlegen, an wel- 
ches es sich zu halten verpflichtet, und aus dem klar die zukünftige Ent- 
wickelung der Engl[ischen] Flotte hervorgeht.»#7 

Wie vorauszusehen, sah sich Wilhelm in seinen Hoffnungen auf eine 
großangelegte Verständigung mit England schon nach wenigen Wochen 
schwer enttäuscht. In einer Depesche an den Reichskanzler aus Rominten 
wütete er am 30. September 1910 gegen die in der ganzen Welt offenkun- 
dig werdende Absicht der von Großbritannien angeführten Triple Enten- 
te, «Deutschland finanziell einzukreisen und tot zu machen». «Überall 
fechten britische Diplomaten, Bankiers und Industrielle [...] auf Tod und 
Leben gegen jede Möglichkeit von Bestellungen für deutsche Industrie 
oder Handelsverbesserungen desselben oder gar gegen Teilnahme seines 
Kapitals im Ausland. Länder, die mit uns verbündet oder befreundet sind, 
werden finanziell von den Ententemächten kujoniert und zu ruinieren 
versucht, um sie durch finanzielle Misere - solange sie im Bunde mit uns 
sind - zum Bruch mit uns zu treiben. Es ist daher wirtschaftlich tatsächlich 
der Krieg mit England und der Entente in vollstem Gange, ohne daß es bei 


836 Neue Hoffnung auf ein Abkommen mit England 


uns bemerkt wird, mit Ausnahme unserer Hochfinanz, die die Lage sehr 
ernst ansieht. Unter solchen Verhältnissen hat das englische Promemoria - 
in Wilhelmshöhe überreicht und vorgetragen - noch weniger Wert, als es 
schon hatte. In ihm wurde unser Verlangen nach einer «politischen» Enten- 
te als Basis für eine maritime gänzlich beiseite geschoben und nicht weiter 
berücksichtigt, und gewinnt dieses Machwerk ganz den Eindruck eines 
Verlegenheitsmanövers, ut aliquid facere, um daraufhin uns wieder die 
Schuld für Nichtdaraufeingehen in die Schuhe zu schieben. Solange Eng- 
land so offen uns wirtschaftlich mit allen Mitteln und Bundesgenossen in 
unseren berechtigten auswärtigen Unternehmungen zu schädigen trachtet, 
ist an eine Entente nicht zu denken.» Er gab dem Kanzler den Befehl: «Be- 
sprechen Sie die Lage mit Großbanken in Berlin, damit wir uns rechtzeitig 
wehren können.»*' Auf Bethmanns Versicherung, daß in der deutschen 
Antwort auf das englische Memorandum «ganz nach dem Befehle Euerer 
Majestät entsprechend die Notwendigkeit einer politischen Verständigung 
in Verbindung mit einem naval agreement wiederum scharf betont» wor- 
den sei, antwortete der Kaiser ungehalten: «Das kann später kommen da 
bei der [Flotten-]Baulust Frankreichs und Russlands wir uns nicht einsei- 
tig festlegen können da wir gegen eine Coalition von mehreren Staaten zu 
bauen haben.»* 

Schmerzhaft empfand Wilhelm die auch nach dem Tode Edwards VI. 
überall in der Welt fortschreitende Isolierung Deutschlands, auf die er 
beleidigt und trotzig reagierte. Auf die Mahnung seiner Diplomaten, daß 
jede Stärkung Chinas durch Deutschland den Japanern höchst unwillkom- 
men sein und das Deutsche Reich daher unwillkürlich in einen Gegensatz 
auch noch zu Japan bringen würde, meinte der Kaiser im September 1910, 
«der ist nicht mehr aus der Welt zu schaffen! [...] Ich bin mit der Idee der 
Unterstützung China’s durch uns vollkommen einverstanden. [...] Ob Ja- 
paner oder andere Leute darüber ein schiefes Gesicht ziehen ist ganz egal. 
[Der brasilianische Präsident] Fonseca hat mich um Deutsche Offiziere 
gebeten, Frankreich hat darüber Skandal gemacht. Die Türken haben 
Schiffe bei uns gekauft, Frankreich-England-Russland sind in Krämpfe 
verfallen! England hat mit Russland ohne uns Persien aufgetheilt, Russland 
hat mit Japan ohne sich um uns zu kümmern China aufgetheilt, wir haben 
weder etwas dagegen gethan oder gesagt. Ergo ist es umgekehrt auch in 
der Ordnung! China und die Türkei sind die beiden einzigen Länder, die 
Vertrauen zu uns noch haben, und wo wir noch etwas leisten können. Ver- 
lieren wir diese durch Furchtsamkeit, Nachlässigkeit, Bequemlichkeit 
oder Connivenz gegen vermeintliche Dritte, die event[uel]l piquirt sein 
könnten verschwinden wir von der Bildfläche, was wir verdient hätten. 
Beide müssen - auch finanziell - gegen die Englische Finanzeinkreisungs- 
politik gegenüber von uns, unbedingt mit allen Mitteln gehalten wer- 
den!»5° 
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Neue Hoffnung auf eine Verständigung mit Großbritannien schöpfte Kai- 
ser Wilhelm allerdings, als er im Februar ı9r1 von seinem Vetter George V. 
die Einladung erhielt, an der für den 16. Mai vorgesehenen Einweihung 
des Denkmals für Queen Victoria in London teilzunehmen. Wilhelm und 
die Kaiserin könnten einige Tage im Buckingham Palace zubringen und 
sollten zu dem privaten Besuch auch ihre Tochter Viktoria Luise mitbrin- 
gen.’' Sofort erblickte Wilhelm wieder die Möglichkeit, wie bei der Beiset- 
zung seines Onkels aus seiner engen Verwandtschaft mit dem britischen 
Königshaus und seiner persönlichen Beliebtheit in England politisches 
Kapital zu schlagen. Begeistert antwortete er auf die Einladung des Kö- 
nigs: «Du kannst Dir nicht vorstellen, wie erfreut ich über die Aussicht 
bin, Dich so bald wiederzusehen & einen angenehmen Besuch bei Dir zu 
machen. Du hast vollkommen Recht, auf meine Verneigung & Verehrung 
für meine geliebte Großmutter hinzuweisen, mit der ich in solch ausge- 
zeichneter Beziehung stand. Ich werde niemals vergessen, wie gütig diese 
große Frau immer zu mir gewesen ist, & welches Verhältnis sie zu mir be- 
wahrte, obwohl ich so viel jünger war, daf sie mich auf ihrem Arm herum- 
getragen hat. Niemals in meinem Leben werde ich die feierlichen Stunden 
in Osborne an ihrem Totenbett vergessen, als sie in meinen Armen ihren 
letzten Atemzug tat! Diese heiligen Stunden haben mein Herz fest an Dein 
Haus & Deine Familie genietet, von der ich stolz bin, mich als Mitglied zu 
fühlen. Und die Tatsache, daß ich in den letzten Stunden ihre - der Schöp- 
ferin der Größe des modernen Englands - ehrwürdige Last in meinen Ar- 
men hielt, hat in meiner Vorstellung ein unsichtbares, besonderes Band 
zwischen ihrem Land & seinem Volk & mir geschaffen, das ich zärtlich in 
meinem Herzen hege.»* 

Während somit auf dynastischer Ebene familiäre Herzlichkeit obwal- 
tete, herrschte in den amtlichen Beziehungen der beiden Länder zueinan- 
der fortgesetzt Mißtrauen und Frustration. Die deutsche Forderung nach 
einer «allgemeinen politischen» Verständigung als Vorbedingung eines 
Flottenabkommens brachte das Londoner Kabinett in ein Dilemma. In 
einem Memorandum vom März 1911 wies die Regierung darauf hin, daß 
weder die Entente mit Frankreich noch die mit Rußland, die beide 
konkret bestehende Differenzen beseitigt hätten, eine derartige 'Trag- 
weite gehabt hätten wie die, die von Berlin jetzt verlangt werde. Eine 
Verständigung mit Deutschland, «die eine allgemeine politische Formel 
enthält, könnte als etwas Umfassenderes, Weitergehendes und Vertrau- 
teres betrachtet werden» als die Abmachungen, die man mit Paris und 
St. Petersburg getroffen hatte, und sei daher geeignet, dort Mißtrauen zu 
erregen. Als Kompromiß schlug man Verhandlungen über die Bag- 
dadbahn und über Eisenbahnlinien in Persien vor, die gleichzeitig mit 
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den Gesprächen über Rüstungsbeschränkungen zur See geführt werden 
könnten.’3 

Diese zaghaften Verhandlungen wurden von einer scheinbaren «Ka- 
pitulation» der Engländer überholt, als der Marineminister Reginald 
McKenna und der Außenminister Sir Edward Grey am 13. März ıgıı im 
Unterhaus verkündeten, angesichts der untragbar gewordenen Rüstungs- 
kosten werde sich Großbritannien mit einem Flottenverhältnis von 3:2 
gegenüber Deutschland zufriedengeben. Tirpitz urteilte rückblickend: 
«Mit dieser «Kapitulation vor der Formel 2:3 unter Aufrechterhaltung des 
Flottengesetzes war alles erreicht, was wir jemals angestrebt hatten. [...] 
Der deutsche Kanzler brauchte nur zuzugreifen. [...] Aber statt mit beiden 
Händen zuzugreifen, zögerte der Kanzler. Was in ihm vorging, weiß ich 
nicht.»’* Nicht schleierhaft war dahingegen die Haltung Kaiser Wilhelms, 
der die Schraube noch weiter anziehen wollte und die uneingeschränkte 
Fortsetzung des Rüstungswettlaufs verlangte, um die Engländer zur Auf- 
gabe ihrer Ententen mit Frankreich und Rußland zu zwingen. Die «Kapi- 
tulation» der Engländer sei «ein guter Erfolg für unser Durchhalten!», ju- 
belte er. «Hätten wir vor 4-5 Jahren wie Metternich und Bülow wollten 
mit bauen aufgehört, so wäre der Krieg «Copenhagen» jetzt da. So respek- 
tieren sie [die Engländer] unseren festen Willen und müssen sich den That- 
sachen beugen! Also ruhig weiter gebaut. Und wenn das höhere Tempo 
aufhört, event[uel]l statt 2 Linienschiffe und ı großen [Kreuzer], ı Li- 
niensch[iff] und 2 große Kr[euzer] bauen. Damit diese deficiency bei uns 
eingeholt wird!»’’ 

In einem Bericht vom 14. März 1911 hatte der deutsche Marineattache 
in London, Korvettenkapitän Wilhelm Widenmann, die Vermutung ge- 
äußert, daß die Engländer die ganze Tragweite des deutschen Flottengeset- 
zes, das ab 1917 automatisch zum «Äternat» werden würde, noch immer 
nicht begriffen hätten.’° Als der Marineattach® am 14.Mai ıgıı dem 
Kaiser auf seinem Weg nach London entgegenfuhr und ihm an Bord der 
Hohenzollern Vortrag hielt, bestätigte er den Verdacht, daß die britische 
Regierung die Falle jetzt doch erkannt und nur deswegen den Vorschlag 
eines Flottenverhältnisses von 3:2 gemacht hatte. Aufgeregt funkte Wil- 
helm II. an Tirpitz: Widenmann habe erfahren, daß «Engl[ische] Regie- 
rung endlich auf Grund Studiums des Flottengesetzes, zur Erkenntniß ge- 
langt daß von 1917 an, laut Gesetz, das zer-Tempo auf 3er-Tempo — wegen 
Ersatzbauten - automatisch hinauf geht. England will uns mit seinem 
scheinbaren Entgegenkommen, darauf Festbinden, dass zer- Tempo ferner- 
hin verbleiben soll, und damit Flottengesetz uns aus der Hand winden. Er 
[Widenmann] warnt dringend auf keinen Fall darauf einzugehen. Das 
event[uel]l[fe] Anerbieten von Verhältniss 2 zu 3, wie wir es noch 08 ulnd] 
09 anzunehmen bereit waren, jetzt [19]ıı werthlos, da inzwischen Zahlen 
durch enorme Engl[ische] Neubauten verschoben. Also Absicht des 
Engl[ischen] Agreement über Schiffbauten, Bindung der Deutschen auf 


5. Des Kaisers letzter Londonanfenthalt 839 


das 2er-Iempo und Zertrümmerung des Flottengesetzes. Factum des 
Angebots zu einem Agreement, ein Beweis für die Wirkung des Flottenge- 
setzes und unserer Flotte. Letztere wirkt mithin direkt als Zwang zur Ver- 
ständigung mit uns; ihr ungestörter Aus- und Weiterbau nach Flottenge- 
setz — auch Offenhalten der Möglichkeit das 3er-Tempo schon früher 
einzuschlagen, falls unvorgesehne Entwickelung unserer Nachbarn es 
nöthig machen sollten - unbedingtes Erforderniß.»7 

In seiner Antwortdepesche auf diesen «Befehl» tat Bethmann, was er 
konnte, um den von der Marine aufgebrachten Kaiser zu beschwichtigen. 
«Ob England bereit ist, den Graben zu nehmen, wird erst klarer werden, 
wenn sich zeigt, ob es überhaupt Vorschläge machen will, und welcher Art 
diese sein werden», schrieb er. «Deshalb dürfte sich unsere Lage am gün- 
stigsten gestalten, wenn wir die Besprechungen kühl und nüchtern fortset- 
zen, ohne von unserer Seite Empressement zu zeigen und dabei, wie das 
bisher in Nachachtung der huldreichen Befehle Euerer Majestät stets ge- 
schehen ist, die politische Verständigung in den Vordergrund schieben. In 
unserem letzten Aide-m&moire haben wir deutlich ausgesprochen, daß die 
Durchführung des Flottengesetzes für uns conditio sine qua non ist. Die 
Konsequenzen, welche sich daraus für unser Zweier- und Dreiertempo er- 
geben, werden [...] den Engländern erst dann zu entwickeln sein, wenn 
sich aus der Art der Vorschläge, die sie ihrerseits machen sollten, ergibt, 
daß sie für eine politische Verständigung schon reif sind. Andernfalls wür- 
den sie, wie ich fürchte, neuerdings Mißtrauen schöpfen. Wenngleich auch 
ich vollkommen Euerer Majestät Standpunkt teile, daß nur der tatsäch- 
liche Ausbau unserer Flotte die Engländer zur Vernunft bringen wird, so 
hat doch auch das zunehmende Vertrauen in die Loyalität Euerer Majestät 
Politik zur Verbesserung der Verhältnisse beigetragen, und wir werden bei 
dem politischen Charakter der Engländer ohne solches Vertrauen nicht 
zum Ziele gelangen können. Außerdem bürgt auch Euerer Majestät per- 
sönliches Verhältnis zu König Georg, wie es durch die gegenwärtige Ein- 
ladung zum Ausdruck gelangt ist, in erfreulicher Weise für eine weitere 
günstige Ausgestaltung unserer Beziehungen zu England.»’* 

Wie bei seinen Besuchen 1907 und 1910 setzte der Kaiser bei seinem 
Englandaufenthalt im Mai 1911 auf die glanzvolle Wirkung seiner Persön- 
lichkeit auf die Londoner. Begeistert von seinem Empfang depeschierte er 
an den Reichskanzler, die Einweihung des Denkmals für seine Großmut- 
ter Queen Victoria vor dem Buckingham Palace sei «einfach aber sehr 
grossartig und packend» gewesen. «König erwähnte meinen Besuch in 
sehr liebenswürdiger, herzlicher Weise, die -— wie ich später konstatieren 
konnte - ungeteilten Beifall erntete. [...] Sprach Asquith, Sir E. Grey, Hal- 
dane. Nichts Besonderes uns betreffend. [...] Mit üblichem englischen 
Takt wurde keine politische Frage berührt. Bei allen Begegnungen ist mir 
gegen früher eine wohltuende Offenheit und Losgelassenheit - im guten 
Sinne - bei allen Leuten [...] aufgefallen. [...] Bei allen Ausfahrten standen 
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die Menschen scharenweise und begrüssten uns mit Gruss und öfteren 
freundlichen Zurufen bis zu den einfachsten Arbeitern herab. Ich bin da- 
her meist barhauptig, den Hut in der Hand, durch London gefahren. [...] 
Wunsch mit uns gut zu stehen, doch sehr erkennbar.»’? Anschließend faßte 
der Kaiser seine Eindrücke von der allgemeinen Stimmung in England für 
Bethmann folgendermaßen zusammen: «Das «Volk» habe durch seine Hal- 
tung und die spontane Wärme seiner Kundgebungen gezeigt, daß es nicht 
nur ihn, den Kaiser, verehre, sondern auch eine Verständigung mit uns 
wünsche. Inwieweit diese Stimmung bereits in die Kreise der upper ten 
thousands, die von King Edward mit Erfolg im gegenteiligen Sinne bear- 
beitet worden seien, eingedrungen sei, bleibe zweifelhaft. In der könig- 
lichen Familie sei der Ton niemals so frei, offen und herzlich gewesen wie 
dieses Mal.»° Jedenfalls schätzte Wilhelm den günstigen Effekt seines 
Englandbesuchs sehr hoch ein. Mit wütenden Randvermerken wie 
«Quatsch!» und «Blech!» bedeckte er einen Artikel in einer Wiener Zei- 
tung, der behauptete, der private und familiäre Charakter seines Besuchs 
in London hätte ihm jede politische Wirkung genommen. «Dieser Esel 
kennt London, das Londoner Leben und das Hofleben überhaupt nicht! 
Sonst würde er solchen Mist nicht zusammenschreiben.»“" 

Vor der Abreise des Kaisers nach London waren in der Wilhelmstraße 
Besorgnisse laut geworden, daß er dort «englischen Einflüssen sehr zu- 
gänglich» sein und sich hinsichtlich der Agreement-Frage in bedenklichem 
Maße festlegen würde. Der stellvertretende Staatssekretär Arthur Zim- 
mermann schlug dem Reichskanzler vor, dem Kaiser ein Schriftstück mit 
der gewünschten Sprachregelung mitzugeben.‘ Bei seiner Rückkehr nach 
Berlin versicherte Wilhelm dem Kanzler, er habe während seines England- 
aufenthaltes politische Gespräch nicht geführt, nur dem Könige gegenüber 
habe er die Marokkofrage angeschnitten. Allerdings räumte er ein, mit Sir 
Ernest Cassel und dem Prinzen Louis (Ludwig) Battenberg, deren Diskre- 
tion er aber sicher sein könne, «ausführlich über unser Verhältnis zu Eng- 
land» gesprochen zu haben. Einer Aufzeichnung Bethmann Hollwegs zu- 
folge habe der Kaiser an Cassel gesagt: «Wir könnten uns von England 
nicht «differenzieren» lassen ... England habe sich 1904 mit Frankreich 
über Marokko, dann in Reval mit Rußland verständigt, ohne uns zu fra- 
gen. Jetzt mache es zur Bedingung einer politischen Verständigung mit uns 
die Zustimmung Rußlands und Frankreichs. Das sei eine disparitätische 
Behandlung, die wir uns nicht gefallen lassen könnten, und mit der wir 
nicht weiter kämen. — Seine Majestät erwähnte nicht, ob er mit diesen bei- 
den Herren über das naval agreement gesprochen habe», setzte der Reichs- 
kanzler hilflos hinzu.“ 

Tatsächlich hatte sich Wilhelm bei der Abreise von London eine der 
verheerendsten Tiraden seiner an Indiskretionen und Sottisen reichen 
Regierungszeit geleistet, deren verhängnisvolle Wirkung auf die britische 
Politik nicht ausblieb. Dem Prinzen Battenberg, der in Bälde das Ober- 
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kommando der Royal Navy übernehmen sollte, sagte er am 20. Mai ıgıı an 
Bord der Hohenzollern, er wünsche ernsthaft die freundschaftlichsten po- 
litischen Beziehungen zu England herzustellen, «aber Ihr dürft nicht diffe- 
renzieren, wie ihr es zuletzt getan habt. Ihr dürft nicht jedes Gespräch mit 
dem Vorbehalt einleiten, daß Ihr nicht zu einer Verständigung über diesen 
oder jenen Gegenstand kommen könnt, falls er die Interessen Frankreichs 
oder Rußlands berühre.» Den Einwand Battenbergs, das gute Verhältnis 
Großbritanniens zu diesen beiden Ländern sei doch «das natürliche & 
notwendige Gegengewicht gegen den Dreibund», wies Wilhelm vehement 
zurück. «Der Kaiser loderte auf & fuhr mit mehr & mehr Wärme, um 
nicht zu sagen Hitze, fort, diese Anschauung über die balance of power in 
Europa ins Lächerliche zu ziehen», stellte der Prinz fest. «Ihr in England 
müßt dazu gebracht werden zu verstehen, daß Deutschland der einzige 
Gebieter über Frieden oder Krieg auf dem Kontinent ist», habe Wilhelm 
ausgerufen. «Wenn wir kämpfen wollen, werden wir das tun, mit oder 
ohne Eure Erlaubnis. Und warum? Weil wir Kontinentalmächte über Ar- 
meen verfügen, die nach Millionen zählen. Von welchem Nutzen könnte 
es für Euch sein, Eure 50000 Mann irgendwo zu landen? Ich bin über- 
zeugt, Ihr würdet niemals etwas so Dummes versuchen, denn die schönen 
Leibgarden und Gardegrenadiere würden von meinen Unterseebooten 
himmelhoch in die Luft gejagt, bevor sie einen Fuß an Land setzen könn- 
ten. - Was diese Franzosen angeht, wir haben sie einmal geschlagen & wir 
werden sie wieder schlagen. Wir kennen den Weg von Berlin nach Paris. 
Sie wissen, Ihr könnt Eure Dreadnoughts nicht auf Räder setzen & Euren 
lieben Freunden zur Hilfe kommen. In der Zwischenzeit wünsche ich 
ihnen Vergnügen in ihrer Marokkoangelegenheit. Je mehr Millionen & je 
mehr Soldaten es sie kostet, desto besser. Diese Herzegowina-Angelegen- 
heit hat gezeigt, wie machtlos England auf dem Kontinent wirklich ist. /ch 
habe sie auf meine Weise geregelt, für meinen Freund Österreich, und ihr 
hattet dabei nichts zu sagen. So werde ich es wieder machen, wenn sich die 
Gelegenheit ergibt. Lassen Sie mich Ihnen eine Sache einschärfen. Jeden 
Versuch eurerseits, zwischen mich und Rußland zu gelangen, werde ich als 
die unfreundlichste aller Handlungen betrachten. Es gibt Bindungen zwi- 
schen Deutschland & Rußland, die man nicht berühren darf. Zunächst 
einmal durchlebten wir gemeinsam den großen Befreiungskrieg von Na- 
poleons Joch (sic!), und dann sind die Dynastien eng verwandt & einander 
sehr zugetan. Darüber hinaus gibt es eine Erwägung, die Ihr in Eurem de- 
mokratischen Land nicht anerkennt oder versteht. Für uns ist das monar- 
chische Prinzip eine heilige Angelegenheit. Falls eine Revolution den 
Thron in Rußland gefährdete, würden der Kaiser von Österreich & ich so- 
fort Schulter an Schulter einmarschieren, um Kaiser Nikolaus wiederein- 
zusetzen.» Mokant erinnerte Battenberg an dieser Stelle an den Zynismus, 
mit dem Wilhelm seinerzeit den Zaren in den Krieg gegen Japan gehetzt 
sowie an die Schadenfreude, mit der er die katastrophalen Niederlagen 
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Rußlands in jenem Krieg begrüßt hatte. Insgesamt gewann er den Ein- 
druck, daß der Kaiser durchaus den Wunsch hatte, daß seine Ansichten an 
die Machthaber in London weitergegeben werden sollten, «als ein Stück 
Blendwerk, um sie einzuschüchtern und zu einer zurückhaltenderen Ein- 
stellung bezüglich freundschaftlicher Beziehungen mit Frankreich, aber 
vor allem mit Rußland zu bewegen».‘ 

Seine Aufzeichnung über das Gespräch schickte Battenberg an den jun- 
gen König, der sie umgehend an Premierminister Asquith zur Einsicht 
weiterleitete. Dieser wiederum zeigte sie dem Außenminister Grey. Alle 
waren erschüttert und fragten sich ernsthaft, ob der deutsche Monarch 
noch ganz bei Sinnen sei. Asquith meinte: «Der Kaiser hat schon lange 
aufgehört, eine festgelegte Politik zu verfolgen, und wird (glaube ich) jedes 
Jahr von seinen eigenen Untertanen weniger & weniger ernst genommen. 
Man ist fast versucht in einigen der Dinge, die er zu Prinz Battenberg äu- 
ßerte, die Ausgeburten eines gestörten Gehirns zu erkennen; aber (selbst 
wenn es so ist) sind sie nichtsdestoweniger gefährlich.» Im Foreign 
Office setzte sich fester denn je die Überzeugung durch, daß Deutschland 
die «hegemony in Europe» anstrebe.‘ Da Battenbergs Frau Victoria die 
Schwester der russischen Zarin Alexandra war, kann davon ausgegangen 
werden, daß Wilhelms Prahlerei auch in St. Petersburg bekannt wurde. Je- 
denfalls trugen die drohenden Äußerungen des Kaisers zum Entschluß der 
Londoner Regierung bei, sich bis zum äußersten vor Frankreich zu stellen, 
als mit der Zweiten Marokkokrise die nächste große Kraftprobe um die 
Vorherrschaft auf dem Kontinent begann. 


Kapitel 30 
Der «Panthersprung» nach Agadır 


Unter den europäischen Großmächten pflegte Wilhelm II. zum republi- 
kanischen Nachbarn im Westen am wenigsten Kontakt. Während die bri- 
tischen und russischen Monarchen häufig in Paris gefeiert wurden und 
Wilhelm in Wien und in London begeistert empfangen wurde, wäre ein 
Besuch eines Deutschen Kaisers in der französischen Hauptstadt seit 1871 
schier undenkbar gewesen. Eine persönliche Monarchenkorrespondenz, 
wie Wilhelm sie mit dem Zaren, mit Erzherzog Franz Ferdinand und - 
wenn auch mit entsprechender Reserve — mit seinen britischen Verwand- 
ten führte, kam natürlich im Falle Frankreichs nicht in Frage. So be- 
schränkte sich der Verkehr Kaiser Wilhelms mit der Großmacht Frank- 
reich auf gelegentliche Glückwunsch- oder Beileidstelegramme an diesen 
oder jenen französischen Staatsmann, General oder Künstler beziehungs- 
weise deren Witwen. Zwar schreckte er in einigen seiner Reden, wie bei- 
spielsweise in der Straßburger Rede vom September 1908, nicht vor 
Kriegsdrohungen gegen Frankreich zurück, zwar verkündete er naß- 
forsch, wie zuletzt noch im Mai 1911 gegenüber dem Prinzen Louis Bat- 
tenberg, daß die deutsche Armee den Weg von Berlin nach Paris gut kenne 
und sich gegebenenfalls von den britischen Dreadnoughts, die ja schließ- 
lich keine Räder hätten, von einem Angriff auf Frankreich nicht abschrek- 
ken ließe. Einem amerikanischen Diplomaten sagte er sogar, in Anbetracht 
des kontinuierlichen deutschen Bevölkerungswachstums werde er eines 
Tages Frankreich dazu auffordern müssen, weite Landstriche im Norden 
und Östen zu räumen, damit sich Deutsche dort ansiedeln könnten.‘ 
Gleichzeitig aber, und in Kontrast dazu, war Wilhelm II. bestrebt, vorerst 
wenigstens leidliche Beziehungen zum westlichen Nachbarstaat aufrecht- 
zuerhalten, was ihm nicht selten bei den eigenen Nationalisten den Vor- 
wurf der Feigheit, Lächerlichkeit und des Pazifismus eintrug.” Mehrfach 
nahm der Kaiser Frankreich gegenüber eine konziliantere Haltung ein als 
seine Diplomaten in der Wilhelmstraße, und dies namentlich in der seit 
1904 so brisanten Marokkofrage. 
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1. «Mein eigenstes persönliches Werk». 
Zur Vorgeschichte der Zweiten Marokkokrise 


Bereits im Herbst 1908, noch vor der Daily Telegraph-Krise, hatte Wil- 
helm II. sein starkes persönliches Interesse an der Marokkofrage bekundet 
und sich ungehalten über den schleppenden Gang der deutsch-französi- 
schen Verhandlungen sowie die «kleinliche» Haltung seiner Beamten ge- 
äußert. Im September 1908 war es nämlich — wie schon erwähnt - in Casa- 
blanca zu Handgreiflichkeiten gekommen, als deutsche Konsularbeamte 
drei deutsche Deserteure aus der Fremdenlegion vor dem Zugriff französi- 
scher Marinesoldaten zu schützen suchten. Im Interesse des Friedens 
nahm der Kaiser eine prononciert nachgiebige Haltung ein. Er verfügte die 
Entlassung der deutschen Konsularbeamten, die seiner Ansicht nach nur 
«aus Franzosenhaß» gehandelt hätten.? Anstatt «gröberes Geschütz» auf- 
zufahren oder gar Kriegsschiffe nach Casablanca zu entsenden, wie das 
Auswärtige Amt und auch der junge Kronprinz erwogen, drängte Wil- 
helm von Anfang an auf eine Beilegung des Konfliktes und telegraphierte, 
als sich die Krise zuspitzte, das habe er «ja immer schon befürchtet und 
vermuthet!» «Ich bin in Meinen schlimmsten Befürchtungen, die ich 
schon lange gehegt, bestärkt. Empfehle möglichst schleunige Formelfin- 
dung, da sonst die Gallier Indiskretionen und Veröffentlichungen loslas- 
sen, und dann wird die Entschuldigung unzlateral bei uns und eine große 
Blamage! Wenn man Unrecht hat, soll man es auch ehrlich eingestehen!»* 
Wilhelms Friedfertigkeit ging so weit, daß Bülow damals die Befürchtung 
äußerte, die Haltung seines Souveräns könne die Franzosen — wie 1905 auf 
dem Höhepunkt der Ersten Marokkokrise — weniger kompromißbereit 
stimmen.’ 

Mit Leidenschaft setzte sich der Kaiser 1908 über den Kopf des Kanz- 
lers und des Auswärtigen Amts für eine Verständigung mit Frankreich und 
Großbritannien über die Zukunft Marokkos ein. Zwar hatte er anfangs die 
Entscheidung Bülows, den Kronprätendenten Mulay Hafid als Sultan an- 
zuerkennen, mit den Worten «Ja! je eher desto besser!» begrüßt,° doch als 
das deutsche Vorgehen in England, Frankreich und Amerika Proteste 
hervorrief, drängte er auf eine rasche Beilegung des Konfliktes mit den 
Westmächten.” Er äußerte seinen Unmut darüber, daß ihm das Amt den 
diplomatischen Verkehr über die Verhandlungen mit London und Paris 
vorenthalten hatte. «Wie kommt es, daß ich weder Mitteilung der Über- 
gabe der französischen Marokkonote noch deren Inhalt noch der Ant- 
wortnote an uns erhalten habe», fragte er in einem Telegramm vom 
24. September 1908 aus Rominten.* Als die Unterlagen endlich am 26. Sep- 
tember im ostpreußischen Hoflager eintrafen, wütete Wilhelm, weil die 
Verhandlungen ohne seine vorherige Einsicht und Genehmigung zum Ab- 
schluß gekommen waren. «Am 22. IX. hat Ausw[wärtiges] Amt eine Ant- 
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wort im Namen meiner Regierung, also in Meinem Namen übergeben, die 
mir völlig unbekannt war, auf meine Note, die ich nicht zu schen bekom- 
men habe!!! Das ist wohl in der Preußfischen] Geschichte ein noch nie- 
mals dagewesener Fall; der hoffentlich sich niemals wiederholen wird! 
Käme aus der Note Europfäischer] Skandal, so würde ich die Verantwor- 
tung ablehnen!» Die Note aus Paris hätte ihm doch erst vorgelegt werden 
müssen «unter Einholung meiner Ansichten und Genehmigung zur Be- 
antwortung derselben»; und auch «der Entwurf der Antwort mußte mir — 
wie stets, aber besonders bei einer so wichtigen ganz Europa bewegenden 
Frage — erst zur Prüfung und Genehmigung vorgelegt werden, ehe sie 
mundirt oder abgesandt wurde!»? 

Auch unter Bethmann Hollweg bestand Kaiser Wilhelm auf der öffent- 
lichen Hervorhebung der entscheidenden Rolle, die er persönlich bei der 
Beilegung der deutsch-französischen Gegensätze im Hinblick auf Marok- 
ko gespielt hatte. Das zeigte sich exemplarisch im November 1909, als er in 
einem Telegramm aus Oberschlesien den Reichskanzler bat, in der bevor- 
stehenden Thronrede im Reichstag seine Befriedigung über den Abschluß 
des Marokkoabkommens mit Frankreich zum Ausdruck zu bringen.’ 
Nach reiflicher Überlegung riet Bethmann von einer derartig demonstrati- 
ven Danksagung an Frankreich mit dem Argument ab, daß «eine Aner- 
kennung aus allerhöchstem Munde in feierlicher Form der Thronrede [...] 
an sich ungewöhnlich» und «auch durch Rücksichten auf andere Länder» 
problematisch sein würde. «Eine ausdrückliche Bezugnahme auf Frank- 
reich in freundlichem Sinne würde die Nichterwähnung namentlich Eng- 
lands, vielleicht auch Rußlands um so schärfer hervortreten lassen und zu 
unliebsamen Kommentaren Anlaß geben.»"" Von solchen Gesten der 
Rücksichtnahme auf andere Länder wollte Wilhelm aber nichts wissen. 
«Die sind mir seit 20 Jahren vom Auswlärtigen] Amt und Kanzlern gepre- 
digt worden, und haben uns schließlich in der Welt total isolirt! Nur 
Oesterreich will noch was von uns wissen! Wir müssen unsere Interessen 
unbekümmert um anderer Launen vertreten!» Unliebsame Kommentare 
in der britischen und russischen Presse seien ihm «gleichgültig», behaupte- 
te er. «Die hat es ja schon das ganze Jahr herum gegeben! Daran müßte 
Meine Regierung eigentlich nachgerade gewöhnt sein.» Er bestand auf der 
Aufnahme der Danksagung in die Thronrede. «Wenn wir überhaupt die 
Absicht haben mit den Franzosen auf eine gemeinsame Basis zu kommen, 
dann müssen wir ihrer Eitelkeit Rechnung tragen! Rücksichten auf andre 
Länder giebt es dabei überhaupt nicht. Die haben niemals in ihren gegen- 
seitigen Beziehungen Rücksichten auf uns genommen. Außerdem liegt die 
Marokkofrage lediglich zwischen uns und den Franzosen! Wie wir mit 
den Franzosen stehen, und sie behandeln, ist lediglich unsere Sache und 
geht Niemand was an! Wenn wir so fortfahren, auf Jedermann mit unsrem 
ewigen Rücksicht nehmen und Abwägen und Anfragen, zu achten, dann 
vergeben wir uns unsre Stellung, die wir uns gemacht haben. Frankreich 
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hat eine Höflichkeit für uns gehabt, wir haben sie erwidert, wie sich es un- 
ter höflichen Leuten schickt. Was andre darüber denken oder nicht denken 
ist absolut egal! So verfährt England, Russland etc. bei jeder Gelegenheit. 
Thun wir es auch, es wird gut wirken! Und der Zweck, den Galliern zu 
schmeicheln und eine Freude zu machen ist gut! Das Marokkoabkommen 
ist Mein eigenstes persönliches Werk, von Mir trotz der Verschleppung 
und des Kleinmuths meiner Beamten durchgebracht, und hat zum Wohl 
beider Länder sich bewährt! [...] Ich habe nach keinem Staat gefragt noch 
mich darum bekümmert! Die Interessen Meines Landes waren auf dem 
Spiel und da mußte es eben gemacht werden! England hat keine Rücksicht 
auf uns genommen im Vertrag von 1904 mit Frankreich über Marokko! 
Russland hat keine Rücksicht genommen als es mit unsrem Allürten noch 
dazu hinter unsrem Rücken Racconigi machte! Also wenn ich den Gal- 
liern grüßen will, brauche ich Niemand darum zu fragen! Gewiß wird eine 
Erwähnung durch Ef[ure] Exz[ellenz] im Reichstage dankbar angenom- 
men werden, aber eine Erwähnung durch mich zieht ganz anders; und ich 
habe das Abkommen gemacht ehe Sie Kanzler wurden. Daher wünsche 
ich eine kurze Erwähnung in der Thronrede.» Der Reichskanzler mußte 
nachgeben und einen entsprechenden Passus in die Thronrede, mit der der 
Kaiser am 30. November 1909 den Reichstag eröffnete, einfügen." 

Doch die Hoffnungen auf gute Zusammenarbeit mit den Franzosen, 
die Wilhelm in das Abkommen gesetzt hatte, erfüllten sich letztlich nicht. 
Die Verwandlung Marokkos in eine französische Kolonie schritt voran. 
Im März ı911 begann ein Aufstand gegen Sultan Abd al-Hafız, der als eine 
Marionette der Franzosen galt. Frankreich nahm das als Vorwand, Trup- 
pen in die marokkanische Hauptstadt Fes zu entsenden, was gegen den 
Vertrag von Algeciras verstieß. Aber auch jetzt beharrte Kaiser Wilhelm 
auf seiner konzilianten Haltung. Am 30. April telegraphierte er aus dem 
fernen Korfu an Bethmann Hollweg: «Erhalte soeben das wohl auch 
Ihnen bekannte Wolff-Telegramm über Niedermetzelung der marokkani- 
schen Garnison in Fes und Flucht des Sultans in französisches Konsulat. 
Falls sich Nachricht bewahrheitet, werden Franzosen wohl [...] größere 
militärische Expedition nach Fes unternehmen müssen. Uns kann es nur 
recht sein, wenn Franzosen sich mit Truppen und Geld tüchtig in Marok- 
ko engagieren, und ich bin der Ansicht, daß es nicht in unserem Interesse 
liegt, dies zu verhindern. Verstoßen die Franzosen dabei gegen die Bestim- 
mungen der Algecirasakte, so können wir es zunächst den anderen Mäch- 
ten, vor allem Spanien, überlassen, dagegen zu protestieren. Vermutlich 
wird bei uns wieder der Wunsch nach Entsendung von Kriegsschiffen laut 
werden. Mit Kriegsschiffen können wir aber, da Tanger nicht bedroht ist, 
sondern das Aktionsfeld im Innern liegt, nichts ausrichten. Ich bitte Sie 
daher einem etwaigen Geschrei nach Kriegsschiffen von vornherein ent- 
gegenzutreten.» Eine Woche darauf schrieb Jenisch, der den Kaiser auf 
Korfu begleitete, an den seit Juni 1910 amtierenden Staatssekretär des 
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Auswärtigen Amtes, Alfred von Kiderlen-Wächter: «Über die Auffassung 
Seiner Majestät in der Marokkofrage sind Euere Exzellenz hinreichend 
unterrichtet. Der Kaiser will durchaus nicht, daß wir die Franzosen ver- 
hindern, sich dort ernstlich zu engagieren. Als ich ihn darauf aufmerksam 
machte, daß wir doch die Algecirasakte unterschrieben und auch sonstige 
Abmachungen hätten, die doch nicht ganz außer Betracht gelassen werden 
könnten, meinte Seine Majestät: wenn es ihnen in ihre Politik passe, wür- 
den die Franzosen sich über derartige Abmachungen, auch wenn andere 
protestierten, ruhig hinwegsetzen, und dann hätten wir das Nachsehen, da 
wir doch wegen Marokko keinen Krieg wollten. Die Offene Tür für un- 
sern Handel müßten die Franzosen uns natürlich garantieren.»"* Bald nach 
seiner Rückkehr nach Berlin sollte sich Wilhelms Haltung unter dem Ein- 
fluß Bethmann Hollwegs und Kiderlen-Wächters jedoch ändern. 


2. Kiderlen-Wächters «Panthersprung» nach Agadir 


Der tatkräftige, trinkfreudige und selbstbewußte Schwabe Kiderlen- 
Wächter - in Anspielung auf seinen Amtsvorgänger Graf Herbert von 
Bismarck charakterisierte ihn Harden als «ultraherbertisch»'"5 - war als 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes eigentlich an die Weisungen des 
Reichskanzlers gebunden, doch er hatte sich schnell zum De-facto-Leiter 
der Außenpolitik aufgeschwungen: Bethmann ließ sich von ihm seine 
Depeschen an den Kaiser diktieren, um wenigstens den Anschein zu wah- 
ren, als würde er das Sagen haben!"‘ Anders als Wilhelm II. war Kiderlen 
entschlossen, die bevorstehende französische Besetzung von Fes (sie er- 
folgte schließlich am 21.Mai 1911) zu einem spektakulären Vorstoß zu 
nutzen.'” In einem Gespräch mit dem württembergischen Ministerpräsi- 
denten Karl von Weizsäcker sagte er am 23. April ıgı 1, er «habe sich aus- 
gedacht, es solle ein deutsches Kriegsschiff an die marokkanische Küste 
geschickt werden. [...] Man müsse die Franzosen daran erinnern, daß 
Deutschland noch vorhanden sei. Sie würden sich dessen schon bewußt 
werden, wenn sich Deutschland nur unerschrocken zeige.»"* Anfang Mai 
ließ Kiderlen im Auswärtigen Amt eine Denkschrift zur Marokkopolitik 
ausarbeiten, die den entscheidenden Passus enthielt: «Die Besetzung von 
Fes würde die Aufsaugung Marokkos durch Frankreich anbahnen. Wir 
würden durch Proteste nichts erreichen und würden damit eine schwer er- 
trägliche moralische Niederlage erleiden. Wir müssen uns daher für die 
dann folgenden Verhandlungen ein Objekt sichern, das die Franzosen zu 
Kompensationen geneigt macht.»"? 

Um seinem geplanten Kraftakt in Marokko Nachdruck zu verleihen, 
hatte der Staatssekretär Kontakt zu nationalistischen und schwerindu- 
striellen Kreisen aufgenommen - und spielte mit dem Feuer, denn die Er- 
wartungen, die er dadurch auf ein deutsches Südmarokko schürte, waren 
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Abb. 32 Der «Panthersprung» nach Agadir 


nicht mehr zu bannen. Am 19. April ıgı1 traf er sich mit dem Vorsitzen- 
den des Alldeutschen Verbandes, Heinrich Claß, um ihn für eine Presse- 
kampagne im «nationalen» Geiste zu gewinnen.” Wie die Alldeutschen 
forderten industrielle Kreise, die Reichsregierung solle der drohenden 
«Tunifizierung» Marokkos durch die Franzosen nicht tatenlos zusehen, 
sondern den rohstoffreichen südlichen Teil des Landes (das Susgebiet) an- 
nektieren.”' 

Am ı.Juli ı9rr tauchte vor dem kleinen südmarokkanischen Hafen 
Agadir plötzlich das deutsche Kanonenboot Panther - gefolgt einige Tage 
später von dem kleinen Kreuzer Berlin - unter der Kriegsflagge des deut- 
schen Kaiserreichs auf und löste die Zweite Marokkokrise aus.” Öffent- 
lich rechtfertigte Kiderlen die gewagte Aktion mit der Vorgabe deutscher 
Wirtschaftsinteressen in Südmarokko, die angeblich durch Unruhen der 
Eingeborenen bedroht seien. Sein wirkliches Ziel war von Anfang an, 
«Kompensationen» in anderen Gebieten Afrikas zu erlangen. Er rechnete 
damit, daß die Tage der belgischen und portugiesischen Kolonialherrschaft 
in Afrika gezählt seien und hoffte, deren Erbe antreten zu können. Auf 
diese Weise wäre ein deutsches «Mittelafrika» entstanden - ein riesiges 
Kolonialimperium, das Deutsch-Südwestafrika, Deutsch-Ostafrika, Bel- 
gisch-Kongo, Französisch-Kongo, Kamerun und Togo, Angola und Mo- 
gambique umfaßt hätte.” 

Die «nationale» deutsche Presse begrüßte den «Panthersprung» begei- 
stert als eine Erlösung, als ein Erwachen aus dem «Dornröschenschlaf» der 
Nachbismarckzeit. Sie richtete Forderungen an die Adresse Frankreichs 
und stieß teilweise gar in die Kriegstrompete. Am 2. Juli veröffentlichte die 
Rheinisch-Westfaälische Zeitung, die als Sprachrohr der Schwerindustriel- 
len von Rhein und Ruhr galt, einen Artikel, der für Aufsehen sorgte. Darın 
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hieß es: «Es wird wie ein jubelndes Aufatmen durch unser Volk gehen. 
Der deutsche Träumer erwacht aus zwanzigjährigem Dornröschenschlaf. 
Endlich eine Tat, eine befreiende Tat, die den Nebel bittersten Mißmutes 
in deutschen Landen zerreißen muß. In den zwei Jahrzehnten nach dem 
Abgang des großen Reichsschmiedes haben unfähige Nachfolger Mißer- 
folg auf Mißerfolg gehäuft. In feiger Furcht sind die unwürdigen Nach- 
kömmlinge der Helden von 1870 Schritt für Schritt vor den Herausforde- 
rungen des Auslandes zurückgewichen. Eine Fülle von Demütigungen 
haben die Caprivi und Hohenlohe und Bülow auf unser Volk gehäuft, als 
ob wir nicht die volksstärkste Nation in Europa wären, als ob wir uns mit 
unseren berechtigten Machtansprüchen nicht auf ein Heer von 5 Millionen 
Bajonetten stützen könnten und auf eine Flotte, die nicht mehr zu verach- 
ten ist, als ob wir nicht ein Volk seien, dessen ungeheurer Tüchtigkeit und 
höchster Anstrengung es gelungen ist, die Jahrhunderte alten Weltvölker 
auf den Märkten aller Erdteile in steigendem Maße zu überbieten. Unser 
Volk hat gebeten, gemahnt und gemurrt, tiefster Unmut und völkische 
Verzweiflung haben Millionen zu der Verblendung sozialdemokratischer 
Stimmabgabe getrieben: das focht die nicht an, die berufen worden sind, 
des Volkes Willen zu erfüllen, sie haben weiter Deutschland hinabregiert. 
Nun endlich eine Tat, eine befreiende Tat! Sie war dringend notwendig. Es 
geht um die Ehre unseres Volkes, die unser Kaiser zu Tanger verpfändet 
hat, die Bülow zu Algesiras einsetzte, die Kiderlen-Wächter im deutsch- 
französischen Abkommen von 1909 nochmals ins Feld geführt hat. Die 
Franzosen haben sich nicht um das Kaiserwort und nicht um Verträge ge- 
kümmert, sie haben eine Herausforderung an die andere gereiht, sie haben 
die Verträge frech zerrissen, sie schicken sich an, das reiche nordwestafri- 
kanische Land sich vollends anzueignen: über unsere wohlerworbenen 
Ansprüche, über unsere gerechten Interessen hinweg. Gut! Des Weges, 
den sie gingen, können wir auch ziehen. Wenn sie sich unterfangen, in Ma- 
rokko «Ordnung zu stiftem, können wir desgleichen tun. Sie haben uns 
freie Hand gegeben, wir werden die Aktionsfreiheit benützen! Vor Agadir 
liegt nun ein deutsches Kriegsschiff. Die Verständigung mit uns über die 
Aufteilung steht ihnen noch frei. Wollen sie nicht, dann mag der «Panther 
die Wirkung der Emser Depesche haben.»** In Paris und London arg- 
wöhnte man, die Deutschen wollten durch eine Kriegsdrohung erzwin- 
gen, daß ihnen ein Teil Marokkos mit Agadır als Flottenstützpunkt über- 
lassen würde. 


3. Der Kaiser und die Zweite Marokkokrise 
Es ist nicht undenkbar, daß Kiderlen mit dem Schüren der «nationalen» 


Kampagne auch den Zweck verfolgte, den schwankenden Kaiser unter 
Druck zu setzen. Klar ist, daß sowohl in der aufgebrachten Öffentlichkeit 
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als auch in Geschäftsräumen der Wilhelmstraße — dort nicht zuletzt mit 
Blick auf die Depeschen aus Korfu - die Befürchtung herrschte, der Mon- 
arch, der ja das letzte Wort zu sprechen hatte, könne im entscheidenden 
Moment «umfallen». Am 29. Mai ıgıı notierte Bethmanns Mitarbeiter 
Kurt Riezler: «Im A. A. richtige Ansicht, dass wir was ordentliches von 
den Franzosen trotz deren Willen uns zu compensieren, nur bekommen, 
wenn wir Faustpfand besetzen. Der Kanzler sollte dem Kaiser darüber, auf 
Grund einer Aufzeichnung des A. A. mündlich Vortrag halten - hat aber 
wohl selbst noch Bedenken. Inzwischen kann $S.M. dazwischenfahren und 
alles verderben. [Der Hofbankier] Leo Delbrück, bei dem er in Madlitz 
zur Jagd war, erzählte ihm, in Paris habe man ihm gesagt, wir könnten 
alle[s] haben an kolonialfen] Kompensationen, was wir wollten, auch eine 
Milliarde (!!), wenn wir sie nur in Marokko nicht stören. Der Kaiser mein- 
te, wir sollten ein Angebot machen. Er will nicht ran Sch[iff]chen zu schik- 
ken. Und doch geht es nicht, ohne. Wenn wir anbieten, kriegen wir nichts, 
ausser Presserummel und Kriegsgeschrei.»* 

Wie begründet waren aber diese Befürchtungen, daß Wilhelm (wie an- 
geblich schon in der Ersten Marokkokrise) im entscheidenden Augen- 
blick, statt bis zum Äußersten durchzuhalten, einlenken könnte? Bereits 
am 5.Mai ıgrı las Bethmann Hollweg dem Kaiser in Karlsruhe eine 
Denkschrift Kiderlens vor, in der das Ziel der geplanten Aktion - ein Ob- 
jekt zu sichern, «das die Franzosen zu Kompensationen geneigt macht» — 
klar dargelegt wurde, und Wilhelm stimmte der Denkschrift vollauf zu.” 
Zufrieden stellte Kiderlen fest: «Der Kaiser hat mein Marokkoprogramm 
(auch mit Schiffen für Agadir) gebilligt.»”” Auch in den nächsten Tagen 
und Wochen vor dem entscheidenden Moment wiederholte Wilhelm seine 
uneingeschränkte Genehmigung zu der Entsendung von Kriegsschiffen 
nach Agadir und der Forderung nach dem französischen Kongo; allein 
schon in der Berechnung, daß Annexionen in Marokko die islamische 
Welt gegen Deutschland aufbringen könnten, wollte der Kaiser nicht in 
Nord-, sondern in Mittelafrika Kolonialgebiete erwerben.”® Ende Mai 
1911 berichtete der Monarch dem Reichskanzler nach seiner Rückkehr aus 
London, daß er mit George V. über die Marokkofrage gesprochen und da- 
bei betont habe, daß Deutschland zwar «niemals» wegen Marokko Krieg 
führen werde, sich aber doch in Marokko das Prinzip der «open door» 
sichern und eventuell auch Kompensationsleistungen Frankreichs aus sei- 
nem afrikanischen Kolonialbesitz verlangen werde.” Später, nachdem sich 
Großbritannien schützend vor Frankreich gestellt hatte, äußerte der Kai- 
ser dem britischen Generalstabschef Sir John French gegenüber seine Ver- 
wunderung über die «provokative» und «gefährliche» Haltung der Lon- 
doner Regierung, die ihm um so überraschender vorgekommen sei, da er 
selber während seines Englandbesuchs im Mai dem König mitgeteilt habe, 
welche Aktion er plane. Er deutete sogar an, daß die britische Regierung 
von seiner Absicht, ein Kriegsschiff nach Agadir zu senden, vorher in 
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Kenntnis gesetzt worden sei.’° Seinem britischen Freund Lord Lonsdale 
erzählte Wilhelm II. hinterher ebenfalls, er habe «im Mai langes Gespräch 
mit König von England im Garten des Buckingham Palais über die deut- 
schen Marokkoabsichten gehabt, daß Gebietserwerbungen in Marokko 
garnicht auf unserem Programm, wohl aber Kompensationen anderwärts. 
Daß König ganz einverstanden, dann aber offenbar, wie das seine Pflicht 
gewesen wäre, seinen Ministern kein Wort über das Gespräch mit dem 
Kaiser gesagt, daher zum großen Teil die Überraschung. »’' Es ist also über 
jeden Zweifel erhaben, daß Wilhelm II. seit Anfang Mai ıg1 1 über die Ab- 
sicht seiner Regierung, mittels einer dramatischen Protestaktion gegen das 
französische Vordringen in Marokko Kompensationen in Zentralafrika zu 
fordern, genau Bescheid wußte und diese auch formell guthieß. 

Fast als hätten sie kein rechtes Zutrauen in die Standhaftigkeit ihres 
Souveräns, verlangten Bethmann und Kiderlen in den darauffolgenden 
Wochen weiterhin Zusicherungen, daß er mit ihrem riskanten Vorhaben 
einverstanden sei und bis zum Äußersten auch durchhalten werde. Diese 
ausdrückliche Ermächtigung erhielten sie Anfang Juni 1911, als Wilhelm 
das Manöverfeld in Döberitz verließ, um mit Bethmann in Berlin den neu- 
esten Stand der Angelegenheit zu besprechen.” Die endgültige Entschei- 
dung zum «Panthersprung» fiel während der Kieler Woche am 26. Juni 
1911, als Wilhelm II. den Kanzler und Kiderlen zum Immediatvortrag 
empfing und ihnen grünes Licht gab.’ Über des Kaisers Verhalten notierte 
Kiderlens Freundin Hedwig Kypke mißbilligend: «Als Kiderlen um Vor- 
trag wegen Marokko bat, währte derselbe eine knappe ' Stunde. Und 
S.M. beklagte sich später, daß K. ihm kostbare Zeit gestohlen! Es handelte 
sich damals um Krieg oder Frieden!»3* Wilhelm jedoch erklärte seine Un- 
geduld in Kiel mit der Behauptung, der Vortrag Kiderlens sei eigentlich 
überflüssig gewesen, da er doch bereits Anfang Mai und wieder Anfang 
Juni seine Genehmigung zum «Panthersprung» erteilt habe.° Nachträg- 
lich - am 4. September - behauptete er, «dieser Aktion sehr unsympathisch 
gegenüber gestanden zu haben. Er habe aber den Reichskanzler u. Kider- 
len gewähren lassen, als konstitutioneller Monarch, ihnen die Verantwor- 
tung aber auch die event. Ehren lassend. Er habe aber ausdrücklich darauf 
aufmerksam gemacht, daß der deutsche Kreuzer in Marokko England ver- 
stimmen und damit allen Erfolg des Kaiserbesuchs in London illusorisch 
machen würde.» Kiderlen habe bei dieser Gelegenheit erklärt, «England 
würde schimpfen aber nichts tun.»3° Wie dem auch gewesen sein mag, 
unmittelbar nach dem Kieler Immediatvortrag vom 26. Juni 1911 telegra- 
phierte Kiderlen an den Unterstaatssekretär des Auswärtigen Amtes: 
«Schiffe bewilligt».7” Die Marinebehörden führten die Befehle des Ober- 
sten Kriegsherrn aus, ohne in die weiteren Pläne der Wilhelmstraße einge- 
weiht zu sein. Verärgert erinnerte sich der Chef des Marinekabinetts an 
den «in der Kieler Woche plötzlich» durchgesetzten «Entschluß des A. A. 
u. Reichskanzlers ein Kanonenboot und später einen Kreuzer (Berlin) 
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nach Agadir zu schicken, «zum Schutz der dort gefährdeten Deutschen», 
bei dem «weder dem Staatss. d. R.M. A. noch dem Chef des Admst. noch 
mir [...] die politische Absicht der Aktion mitgeteilt» wurde. «Wir vertei- 
digen Ihren Kreuzer an unserer Westgrenze» sei alles gewesen, was Kider- 
len ihnen gesagt habe. Wäre die Marine vor der Agadir-Aktion nach ihrer 
Meinung gefragt worden, «würde sie abgeraten haben», zumal sie sich 
«jetzt in einem besonders ungünstigen Stadium befindet (Kanal, Helgo- 
land, Unterseeboote, Minen, Torpedos)».3? 

Am 5.Juli 1911 trat Wilhelm in Begleitung der üblichen «Nordland- 
gesellen», darunter wieder der Chef des Generalstabes von Moltke, seine 
Reise entlang der Küste Norwegens an. Noch vor der Abfahrt trafen die 
ersten Zeitungsstimmen zum «Panthersprung» ein, die auf Müller «etwas 
alarmierend» wirkten; rückblickend äußerte er die Ansicht, daß unter sol- 
chen Umständen die Vergnügungsreise «überhaupt ein Fehler» gewesen 
sei.” Doch die Nordlandfahrt nahm ihren gewohnten sorglosen Verlauf. 
Am 6. Juli 1911 notierte der Chef des Marinekabinetts in sein Tagebuch: 
«Beim Turnen morgens große Albernheit. S.M. schnitt [Generaladjutant 
von] Scholl mit einer Taschenschere die Hosenträger durch.»* Weit ent- 
fernt, gegen die Aktion Kiderlens Bedenken zu äußern, zeigte sich Wil- 
helm während der Reise ungeduldig und gereizt über den schleppenden 
Gang der Verhandlungen, durch die Frankreich zur Abtretung seiner ge- 
samten Kongo-Kolonie an Deutschland gezwungen werden sollte. In sei- 
nen Gesprächen mit dem französischen Botschafter Jules Cambon am 2o., 
21. und 22. Juni hatte der Staatssekretär nur vage Andeutungen über die 
deutschen Forderungen gemacht.* Erst am 9. Juli gab er Cambon zu ver- 
stehen, daß Berlin bereit sei, Marokko den Franzosen zu überlassen, wenn 
Deutschland von Frankreich im Gegenzug Kompensationen erhalte. Es 
fiel bereits das Wort «Kongo» und auch «Togo», doch deutlicher wurde 
Kiderlen auch diesmal nicht.** Auf den (wohl von Kiderlen diktierten) Be- 
richt des Reichskanzlers über diese Verhandlungen reagierte Wilhelm 
äußerst ungehalten und in einer für den Staatssekretär beleidigenden 
Weise. «Das ist ja eine ganz verfluchte Comödie!» schrieb er auf die Kanz- 
lerdepesche. «Wenn sie den Congo geben wollen, was soll da noch durch- 
sichtiger werden! [...] Also gar nichts effecktuirt! Ich kann über die 
Meldung mein Erstaunen nicht verbergen. Anfang Juni während der 
Cavall[erie]-Besichtigungen in Döberitz kam ich zum Kanzler nach Berlin 
herein. Er theilte mir die Conversation Cambons mit ihm und Kider- 
len mit, wo Cambon zum ersten Male das Wort Compensationen auf 
Col[onialem] Gebiet gebraucht habe. Der Kanzler erbat damals meine Er- 
mächtigung etwa den Kongo zu bezeichnen, da Mohammed[anisches] Ge- 
biet nicht von uns genommen werden könnte. Es wurde von mir geneh- 
migt und Auswlärtiges] Amt davon verständigt. Der Kanzler erwähnte 
noch, daß Kiderlen bei dem Gespräch mit Cambon, auf dessen Angebot 
hin gesagt habe «Es werde aber ein großer Happen sein müssen>; was letz- 
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terer mit verständnißvollem Nicken hingenommen habe. Nun möchte ich 
wissen was da noch für Ermächtigungen nöthig sind? Meine ist schon vor 
4 Wochen eingeholt und ertheilt. Zum Zweiten Male ist mir in Kiel, zum 
Ueberfluß, von Kiderlen vor S[einer] E[xzellenz] die ganze Materie noch- 
mals vorgetragen, und wiederum meine Genehmigung eingeholt worden, 
die ich sofort ertheilte. Was zum Teufel soll denn nun noch gemacht wer- 
den? Das ist ja die reine farce! Man verhandelt und verhandelt und keiner 
kommt heraus! Wenn wir so unsere kostbare Zeit verlieren, dann stärken 
die Briten und Russen den erschreckten Galliern den Rücken, und diktiren 
ihnen was sie uns nur höchstens gnädigst gewähren sollen!! - Anfang Mai 
in Carlsruhe hat mir der Canzler das ganze Programm für unsere Ver- 
handlungen wegen Marokko entwickelt, ich habe mich einverstanden er- 
klärt, und nun Anfang Juli sind wir genau auf derselben Stelle! Diese Art 
von Diplomatie ist für mein Hirn zu fein und zu hoch!»# Es mag sein, wie 
die Herausgeber der Großen Politik bemängeln, daß der Kaiser sich über 
den Zeitablauf des Entscheidungsprozesses im einzelnen geirrt hat; an sei- 
ner entschiedenen Unterstützung der Kompensationspolitik Kiderlens 
kann aber nicht gezweifelt werden. Am folgenden Tag hatte sich die Erre- 
gung Wilhelms zwar wieder etwas gelegt, doch an dem Wunsch, Franzö- 
sisch-Kongo zu erhalten, hielt er fest. Wie der Rat im Kaiserlichen Gefol- 
ge, Carl Georg von Treutler, dem Staatssekretär am ır. Juli meldete, hatte 
Seine Majestät zum Telegramm des Kanzlers «sehr dringende Randbemer- 
kungen gemacht», sich aber inzwischen für die folgende «abgeschwächte» 
Antwort darauf entschieden: «Seine Majestät sind der Meinung, daß im 
gegenwärtigen Augenblick das Tempo der Verhandlungen nicht allzu 
langsam sein dürfe, weil allerhöchstderselbe sonst eine unerwünschte Ein- 
mischung anderer Mächte befürchtet. Die Basis für unser Geschäft mit 
Frankreich müsse das Abkommen von 1909 bilden und wie dieses nur bi- 
lateral sein. Nachdem nunmehr zwischen dem Herrn Staatssekretär und 
Herrn Cambon die Worte «Compensation> [und] «Kongo, Togo> gefallen 
seien, müßten die Franzosen mit sanftem Druck gezwungen werden, mit 
ihrem Angebot herauszukommen. [...] Ich soll noch hinzufügen, daß 
Seine Majestät besonderen Wert auf den Kongo legt.»** 

In einer weiteren Unterredung mit Cambon am ı5. Juli ıgır ließ Ki- 
derlen endlich erkennen, daß es ihm nicht um Marokko, sondern um die 
französische Kongo-Kolonie ging, «und zwar ganz». «Der Botschafter 
wollte auf den Rücken fallen» und erklärte, wie Bethmann noch am glei- 
chen Tag dem Kaiser meldete, keine französische Regierung werde dem 
zustimmen können. Kiderlen sei klar geworden, warnte der Kanzler, «daß 
wir um zu einem günstigen Resultat zu kommen, jedenfalls noch sehr 
kräftig auftreten müßten».* Dieser Satz, der die Gefahr eines großen Krie- 
ges heraufbeschwor, versetzte Wilhelm II. in eine Art Panik: «Dann muß 
ich sofort nach Hause. Denn ich kann meine Regierung nicht so auftreten 
lassen, ohne an Ort und Stelle zu sein um die Consequenzen genau zu 
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übersehen und in der Hand zu haben! Das wäre sonst unverzeihlich, und 
zu parlamentarisch! Le Roi s’amuse! [Der König amüsiert sich!] Und der- 
weilen steuern wir auf die Mobilmachung los! ohne mich darf das nicht ge- 
schehen! Da müßen unsere Alliirten aber erst informiert werden! Denn 
das kann sie in Mitleidenschaft ziehen!»*° Verärgert wiederholte der Kaiser 
seinen Vorwurf, Kiderlen habe mit seinen langsamen Verhandlungen die 
günstigen Chancen, die anfangs bestanden hätten, verspielt. «Die Gallier 
haben sich von ihrem ersten Schreck erholt; Zeit gefunden sich bei Peters- 
burg ulnd] London Raths zu holen - was ich bei dem unglaublich schlep- 
penden Gang immer befürchtet habe und auf Londons Rath treten sie 
kurz. [...] Das Angebot ist lächerlich und minimal, im Verhältniß zu dem, 
was vor 2 Monaten, — wo sie noch ;solirt und daher in Angst vor uns wa- 
ren, - uns angedeutet wurde. Ich erinnere an die Mittheilungen Ludw[ig] 
Delbrücks, der Ende Mai aus Paris kam. Man hat Monate verstreichen las- 
sen, ohne den Faden aufzugreifen und ä deux die Sache zu machen, unter 
der Firma «erst muß Cambon in Galliens Namen mit dem Wort «Compen- 
sationen> herauskommen». Endlich that er es, und da ging man nach Aga- 
dir. Das versetzte London sofort in Erregung und Mißtrauen, es sprang 
dem Alliirten bei um ihm den Rücken zu stärken, und nun verhandeln wir 
thatsächlich indirekt mit London über Paris. Dazu mischt sich auch Pe- 
tersburg hinein, sodaß wir schon wieder eine halbe Conferenz haben, die 
gegen uns arbeitet. Wien wird im Balkan gegen die Türkei ausgespielt, um 
uns auseinanderzubringen, damit es uns bei ernsterer Verwickelung mit 
Frankreich nicht beistehn kann, weil es mit Russland gehen soll!»* 

In einem Telegramm vom 17. Juli 191 1 hob Treutler hervor, daß Kider- 
lens Äußerung, man müsse gegenüber den Franzosen «sehr kräftig auftre- 
ten», auf den Kaiser «offenbar stark irritierend gewirkt» habe. Er mahnte 
Kiderlen zu beachten, daß es «sehr schwer sein wird, Seine Majestät für 
Schritte zu gewinnen, von denen allerhöchstderselbe annimmt, daß sie den 
Krieg herbeiführen würden».* Noch am gleichen 'Tag legte der Staats- 
sekretär dem Reichskanzler ein Abschiedsgesuch vor, dem er am 19. Juli 
ein zweites Gesuch folgen ließ.* Im ersten Rücktrittsgesuch formulierte 
Kiderlen in aller Deutlichkeit die weitgesteckten Ziele, die er mit seiner 
Marokkopolitik verfolgte: «Wir müssen den ganzen französischen Kongo 
haben - es ist die letzte Gelegenheit, ohne zu fechten - etwas Brauchbares 
in Afrika zu erhalten. Noch so schöne Stücke des Kongo mit Kautschuk 
und Elfenbein nutzen uns nichts; wir müssen bis an den belgischen Kongo 
heran, damit wir mittun, falls dieser einmal aufgeteilt werden sollte, und 
damit wir, solange dieses Gebilde noch besteht, durch ihn die Verbindung 
nach unserem Ostafrika erhalten. Jede andere Lösung bedeutet für uns 
eine Niederlage, die wir nur durch feste Entschlossenheit vermeiden kön- 
nen. [...] Ich glaube nicht, daß die Franzosen den Fehdehandschuh auf- 
nehmen, aber sie müssen fühlen, daß wir zum Äußersten entschlossen 
sind. [...] Einen befriedigenden Abschluß erreichen wir [...] nur, wenn wir 
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bereit sind, die letzten Konsequenzen zu ziehen, d.h. wenn die anderen 
fühlen und wissen, daß wir es sind. Wer im voraus erklärt, daß er nicht 
fechten will, kann in der Politik nichts erreichen.»’° Sein zweites Entlas- 
sungsgesuch begründete Kiderlen damit, daß er das «Allerhöchste Ver- 
trauen» offenbar nicht mehr besitze. «Seine Majestät haben [...] ausdrück- 
lich zu erklären geruht, daß ich «kostbare Zeit verloren habe und daß 
Seiner Majestät <diese Politik zu hoch und fein» sei. Außerdem haben Seine 
Majestät die von mir an Eure Fxzellenz berichteten Worte, daß wir noch 
sehr kräftig werden auftreten müssen, dahin zu interpretieren geruht, daß 
ich Drohungen gegen Frankreich gebracht habe. Ich habe, wie aus dem 
Zusammenhange sich ergibt, lediglich darauf hinweisen wollen und müs- 
sen, daß die Erfüllung unserer Wünsche bei Frankreich auf hartnäckigeren 
Widerstand stoßen würden, als Seine Majestät erwartet zu haben schienen, 
und daß wir daher den Franzosen gegenüber eine sehr ernste Sprache füh- 
ren müßten. Von da bis zu direkten Drohungen ist noch ein weiter Weg. 
Immerhin kann im Verlauf der Verhandlungen, wenn sie unsererseits 
ernsthaft betrieben werden sollen, eine derartige Spannung eintreten, daß 
wir den Franzosen positiv erklären müssen, daß wir zum Äußersten ent- 
schlossen sind. Und wenn dies Wirkung haben soll, müssen wir auch 
innerlich dazu entschlossen sein. Es ist selbstverständlich, daß zu solch 
ernstem Schritt die Allerhöchste Willensmeinung eingeholt werden muß. 
Ich habe daher mit dem höchsten Bedauern erkennen müssen, daß Seine 
Majestät mir zutrauen, daß ich entweder so unerfahren oder so gewissen- 
los bin, daß ich ohne besondere Zustimmung Seiner Majestät einen frem- 
den Staat bedrohe.»5' Bethmann hat beide Gesuche nicht dem Kaiser un- 
terbreitet. Es gelang ihm, den Monarchen zu beruhigen. Wilhelm 
akzeptierte die Darlegungen des Reichskanzlers und telegraphierte am 
21. Juli 1911: «Euere Exzellenz wird ermächtigt, Verhandlungen in bisher 
befohlener Weise fortzuführen.»'” Kiderlen hatte damit, wie sein Biograph 
Ralf Forsbach bemerkt, intern «die Aktionsfreiheit in ihren alten Grenzen 
wieder gewonnen».'3 Von einer ganz anderen Seite aber erfuhr seine hals- 
brecherische Aktion noch am gleichen Tag einen gewaltigen Rückschlag. 
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Am 2ı.Juli 1911 hielt der britische Schatzkanzler David Lloyd George 
im Londoner Mansion House eine Rede, deren Wortlaut er mit Außen- 
minister Grey und Premierminister Asquith gemeinsam formuliert hatte.’* 
«Ich würde große Opfer bringen, um den Frieden zu bewahren. Ich 
denke, daf nichts außer Fragen von der ernstesten nationalen Bedeutung 
eine Störung des internationalen guten Willens rechtfertigen würden. Aber 
wenn uns eine Situation aufgezwungen werden sollte, in welcher der 
Friede nur durch die Preisgabe der großen vorteilhaften Stellung erhalten 
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werden könnte, die Großbritannien durch Jahrhunderte von Heldentum 
und Leistung gewonnen hat, indem zugelassen wird, daß Großbritannien 
in Fragen seines vitalen Interesses behandelt wird, als ob es im Konzert der 
Nationen ohne Bedeutung wäre, dann sage ich nachdrücklich, daß Frieden 
um diesen Preis eine unerträgliche Demütigung für ein großes Land wie 
unseres wäre.»’’ Die Erklärung war nur scheinbar allgemein gehalten. Ihr 
wirklicher Sinn war klar: Sollte es zwischen Deutschland und Frankreich 
zum Krieg kommen, dann werde Großbritannien auf der Seite seines 
Ententepartners eingreifen. König George V. billigte die Rede des Schatz- 
kanzlers ausdrücklich.’* 

Wieder einmal stand Europa somit am Rande eines großen Krieges. 
Müller hielt die Stimmung an Bord fest, als die «Kriegsgerüchte» auf der 
Hohenzollern eintrafen. Der Gesandte von Treutler sei in Anbetracht der 
Rede Lloyd Georges «sehr aufgeregt», notierte er, zumal ein Wolff-Tele- 
gramm die Nachricht brachte, die britische Flotte habe ihre Reise nach 
Schweden und Norwegen aufgegeben und bleibe in heimischen Gewäs- 
sern. Der Kaiser aber nahm die Kriegsgerüchte gelassen hin. Er brachte das 
Wolff-Telegramm persönlich in die Gefolgemesse und sagte «Die Englän- 
der konzentrieren ihre Flotte», dann aber setzte er sich zum Moselklub 
und machte bis nach Mitternacht Witze. Viele andere an Bord sahen schon 
«mit Schrecken den Krieg ausgebrochen u. sich selbst auf der Heimreise 
von engl. Kriegsschiffen aufgegriffen». 

Am 28. Juli 1911 abends lief die Hohenzollern in Swinemünde ein. Am 
folgenden Nachmittag kamen Bethmann Hollweg und Kiderlen an Bord.’ 
Die Lage hatte sich als Folge der Rede Lloyd Georges dramatisch zuge- 
spitzt. Nachdem Cambon die Forderung Kiderlens nach dem ganzen 
Kongo abgelehnt hatte, erklärte der Staatssekretär in einer Aussprache mit 
Bethmann rundheraus: «Unser Ansehen im Auslande ist heruntergewirt- 
schaftet, wir müssen fechten.»’° Der Reichskanzler war tief besorgt und 
befürchtete, Kiderlen lege es auf einen Krieg an. In einer geradezu grotes- 
ken Notiz vom 30. Juli ıgrı hielt Riezler in seinem Tagebuch fest, wie 
deutsche Politik in dieser Krise gemacht wurde. «Gestern Bethmann und 
Kiderlen zusammen abends allein. Bethmann wollte viel trinken und trin- 
ken machen um Kiderlen zum Reden zu bringen. Was der aber sagte war 
sehr ernst, sodass der Kanzler glaubt Kfiderlen] ziehe nicht nur den Krieg 
in Betracht, sondern wolle es darauf anlegen. [...] Bethmann wird nicht 
vollkommen informiert. Kiderlen lässt sich von niemandem hineinsehen, 
sagt der Kanzler solle sich einen anderen suchen wenn er ihm nicht 
traue.» 

Müller notierte sich den Verlauf der merkwürdigen Diskussion, die am 
29.Juli 19ıı abends in Swinemünde «im größten Kreise» im Beisein des 
Kaisers und des Kanzlers stattgefunden hat. «Kiderlen hielt einen 
schnoddrigen Vortrag unter Seitenhieben auf dummes Publicum u. All- 
deutsche über Zwecklosigkeit des Versuchs, ein unabhängiges Marocco zu 
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halten. Territorialerwerb in M. für uns zwecklos, weil kein Siedlungsge- 
biet, wir außerdem keinen Überschuß an Bauern haben. Deshalb besser 
Kamerun abrunden nach Congo hin unter Drangabe eines Streifens am 
TIsadsee, der doch nur Sumpf. Später vielleicht Togo eintauschen gegen 
weiteres südliches Gebiet. Krieg mit Frankreich jetzt sehr inopportun, da 
sicher England auf Seiten Frankreichs u. dann unsere Bundesgenossen 
mehr oder weniger wertlos. S.M. schr still. Stimmte aber zu. Im ganzen 
ein trauriges Bild.» Am folgenden Tag erklärte Kiderlen noch, er wisse 
ganz genau, was für ein «Mordsgeschrei» entstehen würde, wenn er sich, 
statt mit einem Stück Marokko, mit «Kompensationen» in Mittelafrika 
zufriedengebe. Das sei ihm aber gleichgültig. In der Politik müsse man sich 
große Ziele stecken. «Das mehr an Zentralafrika, das wir bekämen, sei ein 
Glied in dem Plan quer durch Afrika als Gegenplan zu dem englischen 
Afrika vom Nil bis zum Kap.»°' Von neuem gelang es Kiderlen, den Kaiser 
auf seinen abenteuerlichen Kurs einzuschwören. Riezler notierte am 
1. August: «Der Kaiser war in Swinemünde sehr klein. Kiderlen kam sehr 
vergnügt zurück.»° Nach dem Immediatvortrag sprach der Staatssekretär 
«hochbefriedigt» mit dem Journalisten Paul Weitz, der konstatierte: «S.M. 
absolut fest und die Politik Bethmann-Kiderlens, die durchaus d’accord 
sind, unterstützend. [...] Bethmann und Kiderlen erhielten von $.M. voll- 
ständige Aktionsfreiheit.» Dennoch wollten die Zweifel an Wilhelms 
Durchhaltevermögen nicht verstummen. 


5. Die Entrüstung gegen «Wilhelm den Friedlichen» 


Auf dem Höhepunkt der Krise äußerte der württembergische Gesandte 
Axel Varnbüler die Befürchtung, der Kaiser werde die Nerven verlieren 
und doch noch einen demütigenden Rückzug anordnen. Seiner Schwester 
Hildegard von Spitzemberg schrieb er: «Marokko! Da sah’s in den letzten 
Tagen recht brenzlich aus. [...] Hoffentlich halten wir durch; Kiderlen trau 
ichs zu, der hat Nerven wie Batzenstricke. Aber der andere, der dieses 
Motto allzu oft auf Photos und in goldene Bücher schreibt ... That’s the 
question!»“* Daß die Unterstützung der äußerst riskanten Politik Kiderlens 
durch den Kaiser nicht unbedingt aus Überzeugung gewährt, sondern mit- 
unter von dem Gefühl geleitet wurde, Stärke demonstrieren zu müssen, um 
eine zweite Daily Telegraph-Krise zu vemeiden, ist vielfach ausgesprochen 
worden. Vor dem Immediatvortrag Bethmanns und Kiderlens in Swine- 
münde am 29. Juli ı9rı hatte Riezler gemeint: «Diesmal muss $.M. zu 
allem ja und amen sagen. Die beiden werden wohl fest bleiben und wenn 
sie abgehen, und die Politik rückwärts orientiert wird, kommt November- 
sturm in verstärkter Auflage wieder und das enttäuschte Volk wird fürch- 
terlich. Diesmal muss durchgebogen werden.» Riezlers Prognose schien 
sich allzubald in bedrohlicher Weise zu bewahrheiten. Während der Ab- 
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wesenheit des Kaisers in Norwegen hatte man in Paris und London offen 
darüber spekuliert, ob nicht Wilhelm bei seiner Rückkehr den Kurs seiner 
Regierung korrigieren und friedlich einlenken würde.“ In britischen Zei- 
tungen nannte man den Monarchen den «Peacemaker» (Friedensstifter), in 
französischen «Guillaume le Timide» (Wilhelm den Furchtsamen).° Diese 
Hoffnungen des Auslandes entfachten in Deutschland jedoch nur den Zorn 
«nationaler» Kreise, die von einem bevorstehenden «Olmütz» oder «Bad 
Ems» sprachen. Am 4. August 1911 griff die Post, das Organ der Freikon- 
servativen Partei, den Kaiser in bislang einmaliger Schärfe an. «Ist Preußen 
anders geworden, ist das alte Preußentum zugrunde gegangen, sind wir ein 
Geschlecht von Weibern geworden, [...] ist bei uns jedes Gefühl für natio- 
nale Ehre, jede große politische Verantwortlichkeit, jeder weite Blick ge- 
storben, sind wir nichts mehr als ein Spott für das Ausland? Was ist mit den 
Hohenzollern geschehen, aus denen einst ein großer Kurfürst, ein Fried- 
rich Wilhelm I., ein Friedrich der Große, ein Kaiser Wilhelm I. hervor- 
gegangen ist? Der Kaiser soll die stärkste Stütze der englischen und fran- 
zösischen Politik sein, eine Stütze, viel stärker als fünfzig französische 
Divisionen? Er soll die Hoffnung Frankreichs sein? Noch vermögen wir es 
nicht, wollen wir es nicht glauben. Noch wollen wir es nicht glauben, was 
die französischen und englischen Zeitungen schon seit Wochen erzählen: 
Wartet nur ab, bis euer Kaiser zurückkommt, dann wird zum Rückzug ge- 
blasen, dann wird Deutschland nachgeben.»“ Einen Tag später veröffent- 
lichte Maximilian Harden in der Zukunft den hämischen Artikel «Wilhelm 
der Friedliche».” Selbst wenn der Oberste Kriegsherr einzulenken geneigt 
gewesen wäre, die aufgebrachte Stimmung im Lande hätte dies so gut wie 
unmöglich gemacht. 

Verletzt durch die Schmähungen der rechtsorientierten Kreise demon- 
strierte Wilhelm I. «Entschlossenheit». «Streng geheim» telegraphierte 
Jenisch am 9. August ıgrı an Kiderlen, der Souverän stehe unter «ernstem 
Eindruck» der Zeitungsartikel. «Seine Majestät bezeichnete mir die seit 
Swinemünde eingesetzten Strömungen als höchst bedenklich, so daß ihnen 
die Spitze abgebrochen werden müsse. Der öffentlichen Meinung müsse 
gezeigt werden, daß der Kaiser jeden Augenblick bereit sei, mit aller Ener- 
gie zu handeln.»7° Die Kaiserin Auguste Viktoria redete auf ihren Mann 
ein, er müsse den Franzosen und Engländern gegenüber eine stramme 
kriegsbereite Haltung einnehmen, «daß nicht später der Vorwurf erhoben 
werden könnte, daß ein Hohenzollern sich vor diesen Gegnern gebeugt 
und zurückgewichen sei.»7' Erstaunt vermerkte Spitzemberg am 8. August 
in ihrem Tagebuch, Kiderlen habe geäußert, «S.M. sei keineswegs schlapp, 
sondern schärfer noch gewesen als seine Minister!»7? 

Diese Schärfe zeigte sich beispielhaft, als Kiderlen seinen Kollisions- 
kurs abschwächte und auf einen Kompromiß mit Frankreich zusteuerte: 
Er verzichtete darauf, den gesamten französischen Kongo zu fordern, und 
die französische Seite erklärte sich ihrerseits bereit, einen Teil der besagten 
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Kolonie abzutreten. Offenbar durch ein Mißverständnis kündigte der Mi- 
nisterpräsident Joseph Caillaux — der über das Einlenken Kiderlens un- 
vollständig informiert war - gerade in diesem Augenblick an, er wolle ein 
französisches Kriegsschiff nach Agadir entsenden, wo auch ein britisches 
Schiff eintreffen werde.’ Kiderlen telegraphierte daraufhin an Jenisch: 
«Bitte Seiner Majestät dem Kaiser melden, daß Mittelsmann [...] den von 
Paris für einige Tage abwesenden Minister noch nicht sprechen konnte, 
seinerseits aber Überzeugung aussprach, Herr Caillaux werde durchaus 
befriedigende Erklärung abgeben.»’”* Diese Meldung löste bei Wilhelm 
eine Reaktion aus, die Erich Eyck als «kindischen Wutausbruch» bezeich- 
net hat.’’ Der Kaiser kritzelte nämlich dazu: «Das ist eine neue Unver- 
schämtheit! wenn man in solchen, ernsten Verhandlungen steckt, und sol- 
che Drohungen ausstößt, dann macht man keine Picnics, sondern erwartet 
die Antwort. So haben wir seine Frechheit weg, und er läßt uns nach Belie- 
ben warten! So was nach 3 Tagen warten lassen! Unerhört!» Zur Aussage, 
Caillaux werde eine befriedigende Erklärung abgeben, schrieb Wilhelm: 
«Das genügt nicht mehr, sie müßen unzweideutige Zurücknahme und 
zwar sofort enthalten! Der Mittelsmann hat umgehend Herrn Caillaux 
aufzusuchen und ihm klar zu machen, daß binnen 24 Stunden er um Ver- 
zeihung gebeten hat, mich in der frechen Weise behandelt zu haben, sonst 
breche ich die Verhandlungen ab!»”* Am folgenden Tage schickte der Kai- 
ser Kiderlen ein Telegramm, in dem er ultimativ mit dem Abbruch der 
Verhandlung und der Anwendung von «anderen Maßregeln» drohte, falls 
die Franzosen nicht innerhalb von 24 Stunden «sofort die uns gebührende 
Reparation d’honneur» erteilten. «Mir hat noch niemals bisher jemand di- 
rect gedroht! [...] Hier handelt es sich um eine colossale französische Un- 
verschämtheit, auf alle unsere Langmuth und Geduld obendrauf, die ich 
als eine Ohrfeige empfinde!» Der Ton, in dem die Franzosen die Verhand- 
lungen führten, entspreche nicht «der Würde des Deutschen Reichs u[nd] 
Volks».7” Gleichfalls am 9. August übermittelte Jenisch, Wilhelm II. habe 
den Eindruck, «daß Franzosen Abschluß solange hinauszuschieben ver- 
suchten, bis wir unsere Reserven im Herbst entließen. Den Gefallen werde 
er ihnen nicht tun.»”® In einem Gespräch unter vier Augen gelang es Ki- 
derlen schließlich, den Kaiser wieder auf seinen Kurs zu bringen. Selbstge- 
fällig notierte der Staatssekretär nach seiner Audienz: «Seine Majestät ließ 
sich leicht beruhigen. [...] Wenn ich mit Seiner Majestät zu verhandeln 
habe, muß ich immer wieder, auch wenn er sachlich anderer Meinung ist, 
feststellen, daß er im Grunde klug ist. Er erträgt auch Widerspruch, nur 
muß dieser mit Begründung vorgetragen werden und in einer Form, die 
ihn schont.» Kiderlen ging sodann in Urlaub nach Chamonix, wo er sich 
mit der in Rußland geborenen Baronin de Jonina traf, die als französische 
Agentin bekannt war. Mit Absicht ließ Kiderlen im gemeinsamen Hotel- 
zimmer geheime Dokumente herumliegen, deren Inhalt die Spionin wohl 
nach Paris melden sollte.'° 
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6. Die Bereitschaft zum Kriege 


Während Kiderlen-Wächter mit Bethmanns Unterstützung verhandelte, 
herrschte unter den Armeeführern Frustration. Berüchtigt ist der Auf- 
schrei des Generalstabschefs von Moltke vom 19. August ıg1ı in einem 
Brief an seine Frau: «Wenn wir aus dieser Affäre wieder mit eingezogenem 
Schwanz herausschleichen, wenn wir uns nicht zu einer energischen For- 
derung aufraffen können, die wir bereit sind, mit dem Schwert zu erzwin- 
gen, dann verzweifle ich an der Zukunft des Deutschen Reiches. Dann 
gehe ich.» Rückblickend urteilte der preußische Kriegsminister Josias 
von Heeringen im Oktober 1911, die Armee sei «vollkommen auf den Fall 
eines Krieges mit Frankreich vorbereitet [gewesen], ohne denselben zu 
wünschen, wie dies in jüngeren Offizierskreisen und seitens der Alldeut- 
schen Partei geschehen sei.»"? 

Daß auch Wilhelm II., ohne es auf einen Krieg abzusehen, weiterhin bei 
einem Scheitern der Verhandlungen mit Frankreich auf einen Waffengang 
mit den beiden Westmächten gefaßt war, geht aus zahlreichen Äußerungen 
in der Krisenzeit hervor. Zwar sagte er am ı. August ıgıı in einem Ge- 
spräch mit Müller über einen möglicherweise nahe bevorstehenden Krieg, 
«gern geht man ja nicht an den Gedanken heran, wenn man seine Söhne 
alle in der Front stehen hat»,°3 doch schon bald darauf schlug er wesentlich 
militantere Töne an.‘* Als Metternich meldete, daß England den Franzo- 
sen nicht nur in Worten, sondern nötigenfalls auch durch Taten beistehen 
würde und in der Lage wäre, «binnen vierzehn Tagen 90 000 Mann an der 
französischen oder belgischen Küste» zu landen, trumpfte Wilhelm mit 
der Bemerkung auf: «und wir haben Unterseeboote!»"’ Wie wir soeben ge- 
sehen haben, drohte er am 9. August ıg9rı mit dem Abbruch der Verhand- 
lungen und «anderen Maßregeln».° Acht Tage darauf schrieb er: «Die 
Franzosen müssen so oder so den Graben springen, oder die Sporen krie- 
gen.» Weit entfernt, vor dem Gedanken an einen Krieg zurückzuschrek- 
ken, beriet Wilhelm mit dem Chef des Generalstabes und dem preußischen 
Kriegsminister, welche Maßnahmen ergriffen werden sollten, um schnell- 
stens mobilfähig zu sein. So sorgte er dafür, daß die Verhandlungen mit 
Frankreich so geführt wurden, daß ein Abbruch derselben erst nach der 
Rückkehr der Truppen von den Manövern eintreten würde. In einem Tele- 
gramm an den Reichskanzler vom 28. August ıgıı wies er darauf hin, daß 
sich die französischen Truppen in ihren Standorten befänden und somit 
«für eine Mobilmachung [...] uns gegenüber in Vorsprung [seien], die wir, 
bis zum 24. September noch bei unseren großen Manövern beschäftigt, 
von unseren Standorten weit entfernt sind. [...] Die Verhandlungen müß- 
ten also so geführt werden, daß ein eventuelles Scheitern derselben nicht in 
die Manöverperiode fällt.»"® Bald darauf meldete der österreichische Mili- 
tärattach& nach Wien, zwischen dem Großen Generalstab und dem Aus- 
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wärtigen Amt hätten Besprechungen stattgefunden, wonach die erforder- 
lichen Mobilisierungs- und Aufmarschmaßnahmen getroffen worden 
seien. «Im übrigen hält man aber - teilweise bedauernd - eine friedliche 
Lösung der Marokkofrage für fast sicher.»" 

Als am 27. September ıgı1 die in Agadir lebenden Franzosen auf der 
dortigen Festung die Trikolore hißten, drohte Kiderlen mit militärischen 
Maßnahmen, falls sich herausstellen sollte, daß die «Flaggenhissung [...] 
auf Veranlassung französischen Konsuls Mogador erfolgt» sei,”” doch Wil- 
helm wies jetzt den Gedanken an einen Krieg aus naheliegenden militäri- 
schen Gründen weit von sich - den Zeitpunkt für einen Krieg habe man 
verpaßt. Er hielt die Flaggenhissung für einen «Dämlichen Schuljungen- 
streich» und Kiderlens scharfe Reaktion darauf für «Unsinn!» «Consuln 
erliegen zuweilen dem furor Consularis, und handeln ohne Befehle. So- 
bald Regierung ihn desavouirt event[uel]l absetzt ist die Sache erledigt! In 
diesem Augenblick wegen solcher Dummheit mit dem Säbel rasseln zu 
wollen, ist geradezu unerhört! Das wäre Erstens genau das thun worauf 
England seit Monaten gelauert um casus foederis et belli zu haben und 
zweitens sind meine Reserven entlassen, die Flotte aufgelöst, in die ver- 
schiedenen Häfen zur Reparatur gegangen, die Torp[edo]boots Flotillen 
außer Dienst gestellt. Alles im Einverständniß mit dem vorher befragten 
Reichskanzler! Moltke ist in Italien auf Urlaub oder in Ungarn auf Jagd! 
Also ist dieser Moment der allerdümmste gewählt um eine Provocation zu 
construiren.»?' 

Sondierungen bei den Bündnispartnern Österreich-Ungarn und Italien 
ergaben keine einhellige Bereitschaft, an einem Krieg zwischen Deutsch- 
land und Frankreich teilzunehmen. Der österreichische Chef des General- 
stabes, Conrad von Hötzendorf, teilte dem deutschen Militärattach& Gra- 
fen Kageneck am 9. September ıgrı mit, er habe Kaiser Franz Joseph um 
die Erlaubnis gebeten, «pourparlers» mit dem Bundesgenossen darüber 
einzuleiten, «wie sich Ö. U. stellt, wenn es zum Krieg D. mit F. kommt, in 
welcher Weise hiezu seitens unserer Armee Vorbereitungen zu treffen 
wären (Aufmarsch, Instradierung etc.)». Der alte Monarch habe jedoch 
«den Zeitpunkt hierzu noch nicht gekommen» erachtet, «da er nicht glau- 
be, daß es zu einem Kriege kommen werde.»” Überraschend war dahinge- 
gen die Versicherung, die der italienische König dem Kronprinzen Wilhelm 
bei der Steinbockjagd in den Alpen gab und die der Kaiser am 5. September 
ıgır in Kiel fast ungläubig an Erzherzog Franz Ferdinand weitergab. 
Demnach wäre Italien seinen Verpflichtungen nach dem Dreibundvertrag 
«bis auf seinen letzten Mann» gerecht geworden, wenn es aus Anlaß der 
Marokkofrage zu einem Konflikt Deutschlands mit Frankreich gekommen 
wäre. «Es sei dies seit dem Tode Seiner Majestät des Königs Humbert I. 
von Italien das erste Mal, daß er über die Auffassung und Bündnistreue Ita- 
liens eine Äußerung wisse, welche in so bestimmter Form gehalten sei», er- 
klärte Kaiser Wilhelm seinem erzherzoglichen Gast. Es sei für ihn «von 
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großem Werte gewesen, zu wissen, daß eventuell bei einem Kriege italieni- 
sche Truppen [...] mitkämpfen würden». 

Schließlich konnte Bethmann Hollweg dem Kaiser am 2. November 
ıgıı mitteilen, daß die deutsch-französischen Verhandlungen über den 
Kongo erfolgreich abgeschlossen seien. Sichtlich erleichtert schrieb Wil- 
helm: «Gratulire bestens zur Beendigung dieser delikaten Angelegen- 
heit.»%* Durch das Abkommen trat Frankreich 275 000 Quadratkilometer 
seiner Kongo-Kolonie an Deutschland ab.?° Zwar waren diese Gebiete 
größtenteils tropisches Sumpfland und von der Schlafkrankheit verseucht. 
Im Zusammenhang mit dem Plan, in Mittelafrika ein großes deutsches 
Kolonialreich zu errichten, mögen sie eine gewisse Bedeutung besessen 
haben. Dennoch war jedem offenkundig, daß das hochriskante Spiel mit 
dem Krieg, das zu der «Ohrfeige» Lloyd Georges vom 21. Juli ıg9ır ge- 
führt hatte, in keinem Verhältnis zu dem schließlich konzedierten «Schlaf- 
kongo» stand. Insbesondere die nationalistischen Kräfte in Deutschland 
waren tief enttäuscht. Indem Kiderlen lange Zeit seine wirklichen Ziele 
verschwiegen, gleichzeitig aber den Kolonialverein und die Alldeutschen 
zu ihrer Agitation ermuntert hatte, hatte er Hoffnungen geweckt, die er 
weder einlösen konnte noch wollte. Verbittert erklärte Ernst Bassermann, 
der Führer der Nationalliberalen Partei, im Reichstag: «Als [...] die Kunde 
kam, daß wir in Marokko keine Territorialerwerbungen beabsichtigen, ist 
in Deutschland eine große Enttäuschung eingetreten. Das Nationalgefühl 
war mächtig aufgeflammt, man rechnete mit der Möglichkeit eines Krie- 
ges. Man kann wohl sagen: Kaum jemals ging durch alle Schichten unserer 
Bevölkerung eine so entschiedene Kriegsentschlossenheit wie damals. Da 
kommt plötzlich die Mitteilung: Wir suchen nur Kompensationen, und 
zwar nicht etwa in Marokko, sondern am Kongo.» Wie noch zu zeigen 
sein wird, erzeugte der in weiten Kreisen Deutschlands als Demütigung 
empfundene Ausgang der Agadirkrise die Überzeugung, daß ein baldiger 
Krieg vor allem gegen England unausweichlich sei. 

Nicht Wilhelm II. war Initiator und treibende Kraft beim desaströsen 
«Panthersprung», sondern Alfred von Kiderlen-Wächter. Zwar hatte der 
Kaiser die von Kiderlen geplante Aktion von Anfang an genehmigt, sie in 
London während seines Besuchs im Mai 191 1 persönlich angekündigt und 
die Wilhelmstraße wiederholt zum energischeren Auftreten gegenüber 
Frankreich angespornt. Hatte er gelegentlich Zweifel an der Richtigkeit 
der Kiderlenschen Politik, so ließ er sich bei seinen persönlichen Begeg- 
nungen mit dem willensstarken Staatssekretär, der entschlossen durch 
Bethmann Hollweg sekundiert wurde, immer von neuem auf dessen Linie 
einschwören. Im Herzen stand Wilhelm II. jedoch dem Unternehmen 
skeptisch gegenüber. Nicht Mittelafrika war sein Ziel, sondern die Vor- 
herrschaft in Europa und - darüber hinaus - Territorialerwerbungen und 
Einflußsphären im Orient und im Fernen Osten. Am rı. Januar 1912 ver- 
faßte er im Rückblick eine vielsagende Aufzeichnung zur Agadirkrise, in 
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der er Kolonialerwerbungen in Afrika als Ablenkung von den eigentlichen 
Zielen seiner Weltmachtpolitik bezeichnete. «England hat in der Marok- 
koaffäre durch Wort und That das Deutsche Volk schwer beleidigt und tief 
erregt. Diese Erregung wird sich in eine Wehrvorlage für Heer und Marine 
umsetzen. Das weiß England; und davor, sowie vor dem durch sein Ver- 
halten entfesselten Sturm des Unwillens in Deutschland, hat England’s 
Volk einen Schreck bekommen. Es wünscht keinen Krieg. [...] Daher wer- 
den uns allerhand Andeutungen über ein auszubauendes Colonialreich 
in Afrika gemacht. [...] Das Spiel Englands ist klar», erklärte Wilhelm, 
«aber für meine Beamten nicht zu durchschauen. Wir sollen mit der Vor- 
spiegelung eines «Colonialreichs> in Afrika, mit Erwerbungen auf Kosten 
Anderer, in Verwicklungen hineingezogen und abgezogen werden von der 
Weltpolitik, d[as] h[eißt] man will die große Asiatische Frage ohne uns 
lösen. [...] Auf die Lösung der Asiat[ischen] Frage mit uns ist meine ganze 
Politik auch der Marine aufgebaut und meine milit[ärische] Conzentration 
in Europa. Daher wirkt sie so unbequem, und deßwegen soll sie in Colo- 
nialerwerbungen aufgelöst und zersplittert werden.»?” Kolonialerwerbun- 
gen ließen sich möglicherweise im Einvernehmen mit Großbritannien 
erreichen, die globale Machtverschiebung, die der Kaiser mit seiner militä- 
rischen Konzentration in Europa und Asien anstrebte, nicht. So rückte 
nach der kriegerischen Konfrontation mit Rußland wegen Bosnien und 
der waghalsigen Bedrohung Frankreichs wegen Marokko 1911 das Insel- 
reich, das sich in der Agadir-Krise wieder einmal als Garant des bestehen- 
den europäischen Staatensystems erwiesen hatte, unübersehbar als Haupt- 
feind der kaiserlichen Weltmachtpolitik ins Visier. 


Kapitel 3 1 


«Den Gegner erkannt»: 
Forcierte Flottenrüstung trotz 
«Kriegswahrscheinlichkeit» 


Anfang 1912 blickte Helmuth von Moltke auf die Agadir-Krise zurück 
und erklärte dem österreichischen Militärattach&, «das Ergebnis des ver- 
gangenen Jahres sei es, daß in England der Feind Deutschlands zu sehen 
sei. Es sei merkwürdig, wie England gleichsam hypnotisiert auf Deutsch- 
land sehe und alles darauf anlege, dieses zu schädigen, während es anderen 
Staaten gegenüber in ganz auffallender Weise nachgiebig sei.»' Ebenso wie 
der Chef des Generalstabes glaubte der Kaiser nach der Zweiten Marok- 
kokrise, in England den Hauptfeind Deutschlands erkannt zu haben. Im 
September ı9rı verkündete er in einem Brief an den Reichskanzler: «Wir 
haben den Gegner erkannt, sein fast demütigendes Wirken gespürt und 
knirrschend ertragen müssen. An unserer Freundschaft scheint ihm vor 
der Hand nichts zu liegen. Also sind wir noch nicht stark genug. Ihm 
imponieren nur Gewalt und Kraft.»* 

Die Gereiztheit, die Wilhelm II. gegen England empfand, schlug sich in 
allen seinen politischen Äußerungen und Handlungen nieder.’ Seiner 
Überzeugung nach steckte hinter jeder auch noch so weit entfernten Ent- 
wicklung in der Welt die unsichtbare Hand des «perfiden Albions». Der 
gänzlich unerwartete «Raubüberfall» Italiens auf das Osmanische Reich in 
Libyen im September 1911 versetzte ihn in Rage, nicht nur, weil er sich von 
seinem eigenen Bündnispartner hintergangen fühlte, sondern auch und vor 
allem, weil er diese Aktion als ein englisches Komplott interpretierte, mit 
dem das Königreich listig das Ziel verfolge, das florierende Verhältnis zwi- 
schen der Türkei und dem Dreibund zu zerstören und die ganze islamische 
Welt gegen Deutschland aufzustacheln. So schrieb er wütend auf den Im- 
mediatbericht Kiderlens, der ihm den italienischen Angriff auf Tripolis 
meldete: «England will uns anderen bei der Mohammedlanischen] Welt 
durch Italien in Tripolis verdächtigen, das Türkische (Stambuler) Chahfat 
als ohnmächtig den Muslimen darstellen, da es die Muslimen nicht vor Ver- 
lust altmohammedanischer Länder Tripolis, Tunis, Marocco bewahrt hat. 
Daher muß das Arabische Chalıfat unter Anglo-Egyptischen Schutz und 
Bemäntelung den Mohammedanern mundgerecht gemacht werden. [...] Ist 
Stambul erst zurückgeschoben, dann tritt England als Garant und Beschüt- 
zer des neuen Chalıifats auf, und wir anderen haben alle das Nachsehen.»* 
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Als Reaktion auf die «Ohrfeige» der Mansion House-Rede Lloyd Georges 
vom 21. Juli rgrı bildeten sich sowohl in der deutschen Öffentlichkeit als 
auch innerhalb der Führungselite zwei Lager.’ Während der Reichskanz- 
ler, das Auswärtige Amt und die deutschen Diplomaten eine Verständi- 
gung mit Großbritannien suchten, forderten der Flottenverein, der All- 
deutsche Verband und zahlreiche andere «bürgerliche» Kreise selbst auf 
die Gefahr eines Krieges hin eine forcierte Flottenrüstung als Antwort auf 
die «Demütigung», die England dem Kaiserreich zugefügt hatte. In dieser 
nationalen Erregung erblickten Wilhelm II. und Tirpitz die willkommene 
Chance, über das Flottengesetz hinaus zu einem noch rasanteren Bautem- 
po von Großkampfschiffen überzugehen. Bereits am 3. August ıgrı ent- 
wickelte Tirpitz den Gedanken, die «Marokkostimmung» im deutschen 
Volk auszunutzen, um eine «starke» Flottennovelle zu fordern, und zwar 
schon im kommenden Winter. «Die Engländer wittern bereits die neue 
Novelle [...] und schreien dagegen; das kann uns aber nicht abhalten», 
schrieb er. «Wollen uns die Engländer aber die Novelle verbieten, dann 
haben wir den Kriegsgrund, der jedermann in Deutschland verständlich 
wäre, und alsdann müssen wir dem Schicksal seinen Lauf lassen.» Diese 
irrationale Haltung nahm der Großadmiral ein, obwohl er klar erkannte, 
daß «hinsichtlich des Seekrieges [...] der Zeitpunkt so ungünstig wie mög- 
lich» wäre. «Jedes spätere Jahr bringt uns in eine viel günstigere Lage.» Er 
zählte die Maßnahmen auf, die eigentlich durchgeführt werden müßten, 
ehe das Deutsche Reich überhaupt eine Siegeschance in einem Krieg gegen 
die britische Übermacht haben würde: «Helgoland, Kanal, Dreadnoughts, 
U-Boote usw.»° 

Auch der Kaiser verlangte die sofortige Einbringung einer Novelle zum 
Flottengesetz. Das sei «das Einzige wodurch wir ihnen [den Briten] bei- 
kommen können!» erklärte er auf dem Höhepunkt der Agadir-Krise.7 
«Nur durch eine noch stärkere Flotte» könne man «die Briten zur Ver- 
ständigung» bringen.” Am 27. August ıgrı lobte er in einer Rede beim 
Festmahl des Hamburger Senats den Fortschritt, den die Hansestadt in 
den 23 Jahren seiner Regierung gemacht hatte und fuhr dann fort: «Der 
Schutz für Handel und Seefahrt ist durch das deutsche Volk in den letzten 
Jahrzehnten geschaffen worden in der mächtig sich entwickelnden und 
allerwärts durch Manneszucht und Disziplin sich auszeichnenden deut- 
schen Kriegsflotte. Sie ist es, welche den Willen des deutschen Volkes zur 
Seegeltung darstellt. Diese noch aufblühende junge Flotte erfreut sich ganz 
besonders des Interesses der Hamburger. Wenn anders ich den Ausdruck 
der Begeisterung der Hamburger richtig verstanden habe, so glaube ich 
annehmen zu können, daß es ihre Ansicht ist, unsere Flotte auch fürderhin 
zu verstärken, sodaß wir sicher sein können, daß uns niemand den uns zu- 
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stehenden Platz an der Sonne streitig machen werde.»? Auf den Bericht des 
preußischen Gesandten über die begeisterte Aufnahme seiner Rede seitens 
der Hamburger schrieb der Kaiser bedeutungsvoll: «Das Volk sang seit 
40 Jahren zum ersten Mal aus sich die Wacht am Rhein! avis au lecteur!»"° 
Das Anstimmen des gleichen Liedes in Hamburg nach seiner martia- 
lischen Rede in Döberitz drei Jahre zuvor hatte er wohl momentan ver- 
gessen.'' 

Seine Hamburger Ansprache hatte der Kaiser ohne Wissen von Tirpitz 
gehalten.'* Zwar diente sie dem Staatssekretär des Reichsmarineamts zum 
Anlaß, um in der Novellenfrage aktiv zu werden, doch anfangs hatte Tir- 
pitz keine klare Vorstellung davon, was er fordern sollte. Wie gleich zu 
sehen sein wird, schoß er mit seinen Vorstellungen nicht nur in den Augen 
des Reichskanzlers, der Diplomaten und des Reichsschatzamts, sondern 
auch in der Wahrnehmung zahlreicher Flottenführer weit über das Ziel 
hinaus. Der Chef des Marinekabinetts, der Chef der Hochseeflotte, der 
Chef des Admiralstabes und selbst einige seiner Mitarbeiter im Reichs- 
marineamt setzten sich für den inneren Ausbau der Marine statt einer wei- 
teren Novelle ein. Albert Hopman meinte scharfblickend im November 
1911, die Tirpitzsche Forderung nach weiteren Großkampfschiffen bedeu- 
te «eine Überspannung unserer finanziellen und militärischen Leistungs- 
fähigkeit, schafft unserer Politik neue unabsehbare Schwierigkeiten, ohne 
Aussicht auf ein klares, der Welt verständliches Ziel. Sie ist bei Licht be- 
trachtet nur der Ausfluß einer Marotte des Kaisers, der über seinem me- 
chanical toy den klaren politischen und militärischen Blick verliert. Ich 
glaube, Tirpitz wäre froh, wenn er sich in seinen Forderungen mehr Reser- 
ve auferlegt hätte. [...] Sie bringen uns eine Flotte, die eine Treibhauspflan- 
ze wird. [...] Wo sollen wir später mit 60 capital ships hin? Es ist England 
nicht zu verargen, wenn es in dieser Zahl eine dauernde Drohung sieht. 
Das Verhältnis England-Deutschland wird stets dasselbe, etwa 2:1 sein, 
auf das Agreement 3:2 kann England sich m. E. gar nicht einlassen. Seine 
Flotte hat Aufgaben auf der ganzen Welt, die unsrige nur in der Nord- 
see.»'? 

Gerade solche Einsichten veranlaßten Bethmann Hollweg, Kiderlen- 
Wächter und Adolf Wermuth, den Staatssekretär des Reichsschatzamtes, 
gegen die Pläne Wilhelms II. und Tirpitz’ entschieden Stellung zu nehmen. 
Vier Tage nach der Kaiserrede teilte Tirpitz dem Reichskanzler mit, daß 
eine «stärkere Flotte unbedingt erforderlich sei, um Weltpolitik treiben zu 
können». Er behauptete, daß in England der Krieg ohnehin «beschlossene 
Sache» sei und «sich doch nicht vermeiden» ließe. Auf die besorgte Frage 
des Kanzlers, ob er die Garantie für einen glücklichen Ausgang überneh- 
men könne, antwortete Tirpitz nach eigenen Angaben: «Das kann kein 
Mensch, aber das Risiko müssen wir laufen oder politisch abdanken.»'* 
Am folgenden Tag war Bethmann, der inzwischen mit Kiderlen und Wer- 
muth Rücksprache genommen hatte, «sehr viel ablehnender», und zwar 
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hauptsächlich wegen der «Kriegsgefahr mit England» und der finanziellen 
Notlage des Reiches." Angesichts der wachsenden Kritik im Lande - fünf 
Monate später sollten viereinhalb Millionen Wähler für die (zumindest 
nominell) marxistische und republikanische Sozialdemokratie stimmen - 
hatte der Kanzler auch berechtigte Zweifel, ob die neuen Flottenforderun- 
gen tatsächlich, wie der Kaiser und Tirpitz wiederholt behaupteten, «stür- 
misch» vom Volke erhoben würden. '* 

So gab die Rede, die Wilhelm am 27. August ı9rı in Hamburg gehalten 
hatte, den Anstoß zu einer der schwersten innen- und außenpolitischen 
Krisen der Vorkriegsjahre. Nach dem Prinzip des «Königsmechanismus» 
hatte der Monarch die Möglichkeit - aber auch die schwere Pflicht -, zwi- 
schen Tirpitz und Bethmann, zwischen Herausforderung oder Verständi- 
gung mit England und seinen Ententepartnern, letztlich also zwischen 
Krieg und Frieden zu wählen. Wie zu sehen sein wird, machte er aus sei- 
nem Herzen keine Mördergrube. Auch wenn er sich letztlich durch die 
Umstände gezwungen sah, an den ursprünglichen Forderungen Abstriche 
vorzunehmen, ergriff Wilhelm II. oft in rüdester Form die Partei Tirpitz’ 
und ließ an seiner Verachtung für die «Zivilisten» in der Wilhelmstraße 
keinen Zweifel. 

Anfang September ıgıı fand im Beisein des Erzherzogs Franz Ferdi- 
nand die große Flottenparade in Kiel statt. Dem Chef des Marinekabinetts 
von Müller erklärte der Kaiser in «Hurrastimmung»: «Das deutsche Volk 
sei auf England geladen, beste Stimmung für Flottennovelle, ja diese wür- 
de bestimmt erwartet.» Der Admiral entgegnete, daß ein Hinaufgehen auf 
das Dreiertempo unmittelbar nach der Marokkokrise eine «Kriegsgefahr 
mit England» heraufbeschwören könne und daß die Marine «sich jetzt in 
einem besonders ungünstigen Stadium befindet (Kanal, Helgoland, Unter- 
seeboote, Minen, Torpedos)». Bedenkenlos schlug der Kaiser diese Ein- 
wände mit der Bemerkung in den Wind: «Der unfertige Zustand ist mir 
immer vorgehalten worden, wenn die Verhältnisse sich zuspitzten. Jetzt ist 
jedenfalls der Zeitpunkt zum Vorgehen. Das Volk verlangt es. Wenn der 
Reichsk[anzler] u. Kiderlen u. Wermuth das nicht mitmachen wollen, 
dann fliegen sie. Der Reichskanzler sollte sich mehr über die Stimmungen 
des Volkes unterrichten. Weshalb hat er die Einladung zu den Paraden in 
Altona u. Stettin nicht angenommen, dort hätte er merken können, wie das 
Volk denkt. [...] Der Staatssekretär [Tirpitz] ist ganz bereit zu einer neuen 
Flottenvorlage, er sucht nur noch nach der Form. Geld ist genug vorhan- 
den, das Rf[eichs] Sch[atz] A[mt] weiß nicht, wohin es mit dem vielen Geld 
soll u. die Konservativen wären froh, auf eine nationale Parole hin ihren 
groben Fehler in der Nichtbewilligung der Erbschaftssteuer wieder gut zu 
machen.» Wilhelm wies auch Müllers Rat zurück, er möge «doch einmal 
mit Holtzendorff über die Kriegsbereitschaft der Marine» sprechen. Der 
Chef der Hochseeflotte könne ihm «garnichts Neues sagen», entgegnete 
der Kaiser; es sei also «ganz überflüssig, daß ich den noch einmal frage». 
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Um Mißverständnisse nicht aufkommen zu lassen, präzisierte Müller in 
diesem Gespräch vom 4. September 1911 seinen eigenen Standpunkt da- 
hingehend: «Ich selbst bin ja durchaus der Ansicht, daß eine kriegerische 
Auseinandersetzung mit England auf die Dauer nicht zu vermeiden ist. 
Aber ebenso bin ich der Ansicht, daß der gegenwärtige Moment für die 
Marine der denkbar ungünstigste ist. Die Verstimmung gegen England 
wird auch später noch als ein starkes Mittel zum Durchbringen einer Flot- 
tenvorlage zu brauchen sein.»'” Die Frage nach dem geeignetsten Zeit- 
punkt, um den Krieg gegen England zu riskieren oder gar herbeizuführen, 
wurde seitdem nicht mehr von der Tagesordnung genommen." 

Am folgenden Tag kam es dann doch zu einer Auseinandersetzung 
zwischen dem Obersten Kriegsherrn und dem Chef der Hochseeflotte, 
Admiral Henning von Holtzendorff. Dem Kaiser setzte der Flottenchef 
eindringlich auseinander, «S.M. würde sein eigenstes Werk gefährden (die 
Existenz der Flotte) wenn jetzt Krieg ausbräche.»'” Auf Anraten Müllers 
führte auch Bethmann Hollweg ein Gespräch mit Holtzendorff «über des- 
sen Ansichten über den Kriegsfall».”° Nach der Begegnung konnte der 
Reichskanzler Müller berichten, sowohl Holtzendorff als auch der Chef 
des Admiralstabes, August von Heeringen, seien «ganz derselben An- 
sicht» wie er.”' Bethmanns Zuversicht erwies sich allerdings als unbegrün- 
det, da Müller, wie wir gesehen haben, anders als Holtzendorff «die Not- 
wendigkeit des Hinaufgehens auf Dreiertempo» durchaus billigte und 
nur um einen Aufschub des «unvermeidlichen» Krieges mit England plä- 
dierte. Auch Heeringen, obschon er die Kriegsbereitschaft der Kaiser- 
lichen Marine bezweifelte, sollte sich als Befürworter der Flottennovelle 
entpuppen.” Immerhin, in Holtzendorff hatte der Reichskanzler einen 
gewichtigen Verbündeten in seinem Kampf gegen die Flottenpläne des 
Kaisers und des Staatssekretärs gewonnen. Für kurze Zeit gelang es ihm, 
Wilhelm zum Aufschub der Novelle zu bewegen. 

Am 6.September ıgıı führte der Kaiser ein langes Gespräch mit 
Bethmann. «Ich habe dem Reichsk[anzler] gesagt er sei ein viel zu vor- 
nehm denkender Mensch um die Engländer zu verstehen», berichtete der 
Souverän hinterher. «Auch Metternich verstände die Engländer nicht u. 
deshalb müsse er fort von seinem Posten. [...] Ich bin dann mit dem 
R. Kzl. dahin übereingekommen, daß zunächst der Ausgang der Marok- 
ko Affäre abgewartet wird, dann erst sollte, je nach der Aufnahme im 
Publikum, an die Flottennovelle herangegangen werden. Vielleicht wer- 
de es notwendig die Flottennovelle auf ein Jahr, vielleicht auch bis zum 
Jahre 13 (die Fertigstellung des Kanals) zu verschieben.» Müller sprach 
seine Genugtuung über diese Vertagung aus und sagte, seiner Ansicht 
nach «könne im gegenwärtigen Moment Niemand die Verantwortung 
für einen Krieg mit England übernehmen». Vor allem die Fertigstellung 
des Kaiser-Wilhelm-Kanals - die Erweiterungsarbeiten wurden nicht 
1913, sondern erst Ende Juli 1914, abgeschlossen - erschien ihm eine un- 
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erläßliche Vorbedingung für das Wagnis eines Konflikts mit der weitaus 
überlegenen Seemacht.” 

Die Entscheidung, die Flottennovelle bis 1913 oder 1914 aufzuschie- 
ben, behielt nur wenige Tage ihre Gültigkeit. Mitte September hatte der 
Kaiser während der Armeemanöver bei Boitzenburg den Einfall, die von 
ihm dringend gewünschte Flottenvermehrung durch eine List zu tarnen: 
Anstelle der im Flottengesetz vorgesehenen Schulschiffe sollten Panzer- 
kreuzer gefordert und diese Maßnahme mit der Vergrößerung der franzö- 
sischen und japanischen Flotte begründet werden.’”* Aufgeregt rief der 
Kanzler den Chef des Marinekabinetts herbei und zeigte ihm den «drän- 
genden Brief», den er soeben von Wilhelm erhalten hatte. Bethmann wies 
darauf hin, «es sei direkt kindlich, auf diese Weise die Spitze gegen Eng- 
land kachiren zu wollen. Darauf würde Niemand reinfallen. Wir sprachen 
dann davon», hielt Müller fest, «daß sich S.M. doch sehr über Stimmung 
im Volke täusche. Er solle sich doch überlegen, was der Ansturm auf Spar- 
kassen u. der Börsensturz nach dieser Richtung hin für eine Sprache sprä- 
chen.» Müller fährt in seinem Tagebuch fort: «Ich vertrat wiederum 
meinen Standpunkt dahin: Wir können bis 1917 nicht mit zer Tempo uns 
begnügen, weil wir schnelleren Zuwachs von neuen Typen brauchen.» 
Zwar könne er «nicht beurteilen, ob eine jetzt oder im nächsten Jahr ein- 
zubringende Flottennovelle Krieg mit England bedeuten würde». Sollte 
diese Gefahr aber vorhanden sein, so liege es seiner Ansicht nach jedenfalls 
«im Interesse der Marine, [...] diesen Krieg, der wohl auf die Dauer nicht 
zu vermeiden sei, bis Fertigstellung des Kanals hinauszuschieben».” 


2. Rominten September 1911: 
Der «entscheidende Wendepunkt in der Geschichte unseres Vaterlandes» 


Mittlerweile bereitete sich Tirpitz auf seinen alljährlichen Immediatvor- 
trag in Ostpreußen vor. Hier würde Wilhelm II. den Kurs der Rüstungs- 
und Außenpolitik des Reiches zu bestimmen haben. Auf der einen Seite 
rieten ihm der Reichskanzler, das Auswärtige Amt, das diplomatische 
Corps, das Reichsschatzamt, der Chef der Hochseeflotte und (mit Vorbe- 
halt) der Chef des Marinekabinetts von einer Provokation Großbritan- 
niens dringend ab; auf der anderen stand der mächtige Großadmiral von 
Tirpitz mit seinem Reichsmarineamt, der jetzt nicht mehr eine Kreuzerno- 
velle, wie dem Kaiser bisher vorgeschwebt hatte, sondern eine dramatische 
Verstärkung der Schlachtflotte durch Linienschiffe der Dreadnought- 
Klasse verlangte.” Am 26. September ıgı1 fällte Wilhelm im Jagdschloß 
Rominten die Entscheidung zugunsten des atemberaubenden Plans des 
Großadmirals, durch ein Hinaufgehen vom Zweier- zum Dreiertempo die 
Stärke der deutschen Flotte im Vergleich zur Royal Navy dauerhaft auf 
das Verhältnis 2: 3 zu bringen. In einer Novelle zum Flottengesetz sollten 
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die Mittel zu einem dritten aktiven Linienschiffgeschwader und zwei Ge- 
schwadern Großer Kreuzer vom Reichstag gefordert werden. Tirpitz’ 
Endziel blieb das «Äternat» - eine permanent gesicherte Anzahl - von 60 
Großkampfschiffen der Dreadnought-Klasse in der Nordsee, die der 
Hochseeflotte eine «militärisch brauchbare Chance gegen England» geben 
würden - es sei denn, daß die Engländer sich gezwungen sähen, aus Perso- 
nalmangel im Rüstungswettkampf einzulenken und die deutsche Vorherr- 
schaft in Europa sowie in Übersee anzuerkennen. Ein derartiges «Bündniß 
mit England» wäre der «Schlußstein unserer Flottenpolitik», verkündete 
er.” Als Konzession an den Kanzler erklärte sich Tirpitz zu einem Auf- 
schub der Novelle bis zum Herbst 1912 bereit, so daß Müller, der an dem 
Immediatvortrag teilnahm, vermerken konnte: «S. M. stimmte sehr zu, wie 
es schien erleichtert, daß ein so wenig ag[gjressiver Weg gefunden sei.»”* 
Das neue Ziel des permanenten Verhältnisses 2:3 zur britischen Marine 
sollte durch eine Erklärung im Reichstag und gleichzeitig durch eine Note 
an England bekanntgegeben werden. «Seine Majestät stimmen dem Prin- 
zip des Vorgehens, das Seine Majestät schon früher als anzustreben und er- 
reichbar erklärt haben, vollkommen zu, halten aber eine Mitteilung an 
England vor Einbringung der Novelle für zweckmäßig und sind der An- 
sicht, daß es sich hier um einen historischen Moment handelt, der dem 
deutschen Volk nicht durch den Staatssekretär oder den Reichskanzler be- 
kannt gegeben werden kann, sondern der in die T[h]ronrede gehört.» Auf 
die von Tirpitz geäußerten Zweifel, ob die Engländer das Stärkeverhältnis 
2:3 überhaupt hinnehmen würden, antwortete der Kaiser zuversichtlich: 
«Die englische Finanzlage würde dazu zwingen uns entgegenzukommen, 
ja, man würde bereitwillig die Gelegenheit zu einer Erleichterung in der 
schweren Rüstungslast ergreifen. [...] Mit Feststellung des Verhältnisses 
2:3 habe man sich zunächst gewissermaßen ein Terrain gesichert. Ob man 
nun dieses Terrain gleich ganz bebauen oder je nach der Konjunktur 
schneller oder langsamer, könne eine offene Frage bleiben.»” 

Noch am gleichen Abend entwarf Müller das Handschreiben, mit dem 
der Monarch dem Reichskanzler das Ergebnis der Romintener Beratungen 
bekanntgab. Er habe angesichts der Bedenken, die Bethmann gegen eine 
sofortige Einbringung der Flottennovelle vorgebracht hat, sich mit einer 
Vertagung auf ein Jahr einverstanden erklärt; in der Sache selbst müsse er 
jedoch fest bleiben. Er «weise darauf hin, daß es sich hierbei nicht nur um 
eine Lebensfrage für die weitere Entwickelung der Marine, sondern um 
eine Lebensfrage für die zukünftige äußere Politik des Reiches handelt».° 
Eine der gravierendsten Entscheidungen - eben «eine Lebensfrage für die 
zukünftige äußere Politik des Reiches» — war wieder einmal ohne Beisein 
und gegen den Willen des verantwortlichen Reichskanzlers entschieden 
worden. 

Der Kaiser begnügte sich nicht mit dem vom Chef des Marinekabinetts 
entworfenen Handschreiben, sondern legte dem Kanzler in einem ausführ- 
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lichen, von euphorischen Wunschträumen durchtränkten Allerhöchsten 
Schreiben vom 30. September ıgır die Beweggründe seiner Entscheidun- 
gen dar. «Mein lieber Bethmann», schrieb er, «der Chef des Marinekabi- 
netts wird Ihnen [am 13. September] ein Handschreiben - die «Kreuzer- 
Novelle betreffend - übergeben haben. Ich habe sehr schweren Herzens 
in diese Lösung gewilligt, und that es nur, um Ihnen die Situation im In- 
nern zu erleichtern. Das war aber noch vor dem Raubüberfall Italiens, der 
den Krieg mit der Türkei auslöste und unberechenbare Konsequenzen im 
Orient haben kann. Jetzt liegt die Sache anders. Mein Verantwortungs- 
gefühl als Oberster Kriegsherr zwingt mich, die Frage unserer maritimen 
Stärke wieder aufzunehmen und Ihnen von neuem dringlich vor Augen zu 
führen. [...] Ich will daher in den nachfolgenden Zeilen Ihnen einen Abriß 
geben, wie ich meine Flottenpolitik in Zukunft zu führen gedenke. [...] Es 
handelt sich jetzt nicht mehr um eine sog. «Kreuzernovelle, [...] sondern 
um ein klar erkennbares, festzulegendes Ziel für die Zukunft meiner Mari- 
ne und damit auch für die des Reiches, soweit es unser Verhältniß zu Eng- 
land betrifft. Bisher war als Ziel für unsere Flottenentwickelung bestimmt 
der Gedanke des Risico, wie es auch in der Einleitung zum Flottengesetz 
klar ausgesprochen ist: Unsere Flotte muß so stark sein, daß selbst die 
stärkste Seemacht uns nicht ohne erheblichen Schaden zu erleiden, anzu- 
greifen vermag. Diesem Risico-Gedanken, der England erst in neuester 
Zeit zum Bewußtsein gekommen ist, hat es sein «kein Risico> entgegenge- 
setzt in Form vom «two Power standard» bzw. two keels to one (German) 
standard. Der Risikogedanke hat seinen Zweck erfüllt und ist erledigt. Wir 
brauchen jetzt ein anderes, festeres, klar erkennbares Ziel, um unser Volk 
zu dirigieren und seinem Wunsch nach Seegeltung entgegenzukommen. 
Dieses Ziel muß durch Zahlen ausdrückbar sein, welches zugleich eine 
durchschlagende Agitationskraft besitzt, dem Volke leicht verständlich ist, 
eine Umgrenzung der Absichten in finanzieller Natur sowohl als in Mari- 
nepolitischer Natur in sich trägt. Es muß Ausdruck finden in einem kur- 
zen Schlagwort, welches der gemeine Mann schnell erfassen und leicht 
handhaben kann - wie in England der «two power standard» vom König 
bis zum Bettler gebraucht und verstanden wird. Es ist zu finden in dem 
schon von Ew. Exzellenz bei der Konferenz mit Tirpitz in Wilhelmshöhe 
anno 1909 gebilligten Verhältniß: Relation 2:3 der deutschen zur briti- 
schen Flotte. Es bietet den Vorteil der Beschränkung und Abweisung aller 
Vorwürfe der Kleingeister und Angstmeier über «Uferlosigkeit der Flot- 
tenpläne etc. Andrerseits den Engländern gegenüber billigt es ihnen eine 
bedeutende Suprematie ohne Weiteres zu und schneidet von vornherein 
dem Gerede von «Wettbauem, «bidding for the sovereignty of the sea» 
[Streben nach der Überlegenheit zur See] p. p. die Ursache ab. Es ist zu- 
gleich eine gewisse Festlegung ihnen gegenüber, die sie sich stets ge- 
wünscht haben; und Überraschungen unsererseits sind ausgeschlossen, da 
das Verhältniß ein für alle Male feststeht. Da es sich hierbei um das Stärke- 
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verhältniß von ganzer Flotte zu ganzer Flotte handelt, was klar und festge- 
legt wird vor aller Welt, so fällt hierbei das Tempo der jährlichen Banten 
ganz aus der Rechnung fort, was bisher in England so sehr viel Aufregung 
und Mißverständniß erregt hatte. In Zukunft ist es für England nicht mehr 
von der Wichtigkeit zu erfahren, ob bei uns im 2° oder 3” oder 4” Tempo 
unsere Relation erreicht wird, es ist bekannt, welches das Ziel ist, das wir 
erstreben, und das ist offen und loyal bekannt gegeben, mithin hat der 
deutsche Flottenbau seine Unheimlichkeit und sein Mysterium verloren. 
England hat es nun in der Hand, seinen Bau ganz anzulegen wie es ihm be- 
liebt, es kann schnell oder langsam, viel oder wenig bauen, das ist für uns 
egal, wir halten stets auf die Relation. Auf welches Material sich die Rela- 
tion beziehen soll, muß vorläufig noch offene Frage bleiben. Vorläufig er- 
scheint es mir als zweckmäßig, die Zahl der noch in der Front stehenden 
i.e. unter 20 Jahre alte L[inien] Schiffe und Panzerkreuzer zu Grunde zu 
legen. Die weitere Behandlung dieser Frage bedarf natürlich - bezüglich 
der Einbringung der Novelle p.p. - noch der Rücksprache und Prüfung. 
Denn innerhalb dieser Relation von 2:3, von deren Erreichung wir noch 
weit ab sind, muß der jährliche Zuwachs an Personal und Material durch 
eine Novelle geregelt werden. - Ich würde es für richtig und empfehlens- 
wert halten, dieses Ziel durch eine Erklärung im Reichstage (event. schon 
in der Thronrede, durch welche ich meinem Volke sein Ziel gebe) bekannt 
zu geben. Ebenso erfordert es die Loyalität und die offene Behandlung der 
Angelegenheit, daß vorher England eine Mitteilung darüber gemacht wird. 
Ob es die Relation seinerseits acceptiert oder nicht, ist gleichgültig. Wir 
haben das Unsrige gethan, um ihm zu zeigen, daß wir nichts ungeheuer- 
liches gegen England, noch feindliches im Schilde führen, und die übrige 
Welt wird über unsere weise Selbstbeschränkung anerkennend urteilen. 
Sollten die Briten trotzdem übermächtige Bauten machen, so laden sie vor 
der Welt das Odium der Provokation und feindlicher Absichten gegen uns 
auf sich, die sie schwer nach unserem propos ableugnen können und das 
sie höchst ungern auf sich nehmen würden, bei ihrer Sucht, immer schuld- 
und makellos in der Welt dazustehen. Da zudem nach allen Nachrichten 
ihre Finanzen durchaus nicht auf einem glänzenden Standpunkte ste- 
hen, [...] wird wie ich glaube Handel und Börse über unsern Vorschlag 
sehr erfreut sein, da die Regierung nicht mehr behaupten kann, moralisch 
durch uns zu massenhaften Neubauten gezwungen zu sein, da man unsere 
Absichten nicht kenne. Was den Termin der Einbringung dieser Novelle 
betrifft, so richtet sich der nun nach der Weltlage, die durch den unerwar- 
teten [Italienisch-Türkischen] Krieg plötzlich gänzlich verändert ist. Es 
wird sich bei den nächsten Besprechungen, die ich mit Euerer Exzellenz 
über diese Materie haben werde, zeigen, in wie weit Ihre Bedenken gegen 
eine baldige Einbringung der Novelle eine Änderung erfahren haben oder 
nicht. Der späteste Termin - falls nicht in diesem Herbst —- müßte für die 
Bekanntgabe des neuen Marineziels an das Volk: Relation 2:3 im Februar 


3. Zandern am Rande eines Krieges 873 


ungefähr nächsten Jahres erfolgen. Das würde die Einleitende Aktion für 
die dann im Herbst 1912 einzubringende Novelle sein. Wir stehen unleug- 
bar an einem entscheidenden Wendepunkt in der Geschichte unseres Va- 
terlandes. Wir haben den Gegner erkannt, sein fast demütigendes Wirken 
gespürt und knirrschend ertragen müssen. An unserer Freundschaft 
scheint ihm vor der Hand nichts zu liegen. Also sind wir noch nicht stark 
genug. Ihm imponieren nur Gewalt und Kraft, die in nicht mißzuverste- 
henden Faktors sich ihm darstellen. Unser Volk erwartet von der Regie- 
rung der Verhandlungen eine Handlung, wie man es ausdrückt; es muß 
eine nationale That geschehen, die der Begeisterung der Deutschen den 
rechten Weg weist ohne dem Gegner Grund zum Handeln zu geben. Das 
ist der von mir vorgezeichnete Weg, die Bekanntgabe der Relation von 
2 zu 3 für die Deutsche [Flotte] der Britischen gegenüber. Aus obigem 
werden E. Exz. entnehmen, daß der von mir vorgeschlagene Weg Sie von 
der Notwendigkeit entbindet, bei der Vertretung der Novelle im Reichs- 
tage die «hohen Töne England gegenüber anschlagen zu müssen, wovor 
Sie mir so große Befürchtung aussprachen, wegen der damit verbundenen 
Provokationsgefahr. Bei unserer öffentl. Beschränkung auf die Relation 
2:3 ist das ganz überflüssig, da jedermann weiß, daß wir erst 1: 2, bei Pan- 
zerkreuzern erst 1:4 stehen; damit also ganz von selbst das Compelle ge- 
geben ist, die limite erst mal zu erreichen. Im Rohen habe ich diese Meine 
leitenden Gedanken an Adm. v. Müller und von Tirpitz skizzirt, beide 
haben sich vollkommen damit einverstanden erklärt und nicht Anstand 
genommen, Meine Lösung für sehr gut und glücklich zu halten. [...] 
Wilhelm I. R.»3' 
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Bei der Hervorhebung seiner eigenen Rolle wurde der Kaiser nicht allein 
von Eitelkeit geleitet, so sehr diese Tendenz unverkennbar mit im Spiel 
war; vielmehr sollte dadurch der Druck auf den Reichskanzler erhöht wer- 
den, in die neue Flottenpolitik einzuwilligen. Am 3. Oktober 1911 trafen 
Müller und Tirpitz mit Bethmann zusammen, um den soeben erhaltenen 
«recht groben Brief» des Kaisers zu erörtern. Müller notierte: «Reichs- 
kanzler merkwürdig geduldig, aber doch sehr ablehnend gegen jede Her- 
ausforderung Englands durch eine Novelle.»>° Der Kanzler setzte alles 
daran, die Entscheidung von Rominten rückgängig zu machen. Er wurde 
darin nach wie vor von Kiderlen, Wermuth und dem Londoner Botschaf- 
ter Graf Metternich sekundiert, aber auch aus der Marineführung selbst 
erhielt er Unterstützung. Hopman, der im Reichsmarineamt Augenzeuge 
der bitteren Auseinandersetzungen wurde, äußerte sich skeptisch über die 
Erfolgschancen der von Tirpitz angestrebten Novelle und befürwortete 
eine Verständigung mit England, um wenigstens die führende Stellung 
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Deutschlands auf dem Kontinent zu sichern. Er notierte am 2. Oktober 
1911: «Wenn England Novelle zum Kriegsgrund macht, geht es uns bei 
der augenblicklichen politischen Gesamtlage, der mangelhaften Durchbil- 
dung und Führung unserer Flotte schlecht. Besser ist’s warten. [...] Lang- 
sam und ohne Lärm weiter ausbauen, Allianz mit Rußland oder England, 
nicht gegen beide. Englische Weltmachtstellung ist zu stark, daß wir sie 
schon umwerfen können. Besser im Anschluß an sie Übergewicht auf dem 
Kontinent aufrecht erhalten. Bismarcksche Politik. England fürchtet uns 
nur, weil wir unausgesetzt mit der Flotte weiter rüsten. Heran kommen 
wir doch nicht. Vorher schlägt es uns tot, und das gelingt ihm jetzt meiner 
festen Überzeugung nach. [...] Wir haben nur zu schnell hoch hinaus ge- 
wollt u. als Parvenus das Maul zu voll genommen. Der Schuldige ist Wil- 
helm II. Das bekommt die Nation jetzt auch zu wissen, wo die Balance 
seiner Zickzack-Politik getrieben wird.»°? Schon nach wenigen Tagen ge- 
wann Hopman den Eindruck, daß Tirpitz in seinem Konflikt mit Beth- 
mann zu weit gegangen war. Zwar sei der Staatssekretär «ein kolossaler 
Kerl», der, «wenn er dieses Mal durchdringt, [...] den härtesten Kampf, 
den er je gekämpft, siegreich durchgeführt» haben würde. «Wermuth und 
vielleicht auch Bethmann werden dann wohl gehen müssen. Vielleicht 
spannt Tirpitz den Bogen [aber] jetzt zu scharf. Wenn England deutlich 
wird, zoppt Wilhelm doch wieder zurück. Das ist meines Erachtens der 
Haken bei der ganzen Geschichte.»>* 

Wertvolle Hilfe in seinem Kampf gegen Tirpitz erhielt der Reichskanz- 
ler wieder vom Flottenchef Holtzendorff, der sich für eine Verbesserung 
der Kriegsbereitschaft der bestehenden Flotte einsetzte, eine Flottennovel- 
le aber weiterhin als «unangebracht» ablehnte.’ Gegen den Einfluß dieses 
«Phantasten» sah sich Tirpitz genötigt, dem Kaiser eine «Denkschrift über 
äußerste Zurückhaltung der Immediatbefehlshaber in der Frage der weite- 
ren Entwickelung der Marine» vorzulegen, in der er darauf bestand, daß 
die Befehlshaber der Marine etwaige abweichende Ansichten über den 
Ausbau der Flotte «nur Seiner Majestät, nicht aber dem Reichskanzler, 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes oder des Reichsschatzamtes gegen- 
über zum Ausdruck» bringen durften. Der Kaiser sei «sehr indigniert» ge- 
wesen, als er von der Einmischung Holtzendorffs erfuhr, registrierte Tir- 
pitz nach dem Vortrag.’ Andererseits wies Müller den Monarchen darauf 
hin, daß Tirpitz mit der Front und dem Admiralstab in bezug auf den 
mangelhaften inneren Ausbau der Flotte in Gegensatz geraten sei; er selber 
habe es als Chef des Marinekabinetts nicht leicht, den Frieden unter den 
Flottenführern aufrechtzuerhalten.? 

Bethmann warb aktiv um die Unterstützung der Flottenführer, indem 
er ihnen am 4. Oktober 1911 schriftlich die Gretchenfrage stellte, «inwie- 
weit in einem Kriege, in dem wir mit England verwickelt werden, unsere 
Chancen von der Fertigstellung des Kanals und der Helgoländer Anlagen 
abhängig sind».3° Sowohl Tirpitz als auch der Chef des Admiralstabes, Au- 
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Abb. 33 Der Kaiser mit dem Chef der Hochseeflotte, Admiral von Holtzendorff 


gust von Heeringen, gaben zur Antwort, daß die Chancen Deutschlands 
in einem solchen Krieg zur Zeit «durchaus unzureichend» seien. Durch 
die Fertigstellung des Kanals und der Anlagen auf Helgoland würden sich 
die Erfolgschancen zwar etwas verbessern, urteilten sie, «aber keineswegs 
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in einem solchen Maße, daß sich unsere Chancen dadurch nennenswert er- 
höhen». Daß England Deutschland wegen der geplanten Flottennovelle 
den Krieg erklären würde, hielten beide Flottenführer allerdings für un- 
wahrscheinlich. Diese Stellungnahmen sandte Tirpitz dem ungeduldig 
auf Nachricht wartenden Kaiser zu und drängte trotz des eingeräumten 
Kriegsrisikos auf eine rasche Einbringung der Flottennovelle. «Euer Kai- 
serlichen und Königlichen Majestät überreiche ich auf den mir soeben 
vom Chef des Marinekabinetts übermittelten Befehl alleruntertänigst zwei 
Meldungen an den Reichskanzler, die den Inhalt der Besprechungen 
zwischen dem Reichskanzler und mir schriftlich wiedergeben. Wie Ew. 
Majestät allergnädigst daraus ersehen wollen, habe ich dem Reichskanzler 
gegenüber den Standpunkt vertreten, daß es im Interesse der Sache liegt, 
den frühsten von Ew. Majestät ins Auge gefaßten Zeitpunkt zu wählen: 
Erklärung des Reichskanzlers noch im alten Reichstage, also vor den Wah- 
len [im Januar 1912]. Einbringung der Novelle noch zum Etat 1912, also 
unmittelbar nach den Neuwahlen. Dadurch wird Ew. Majestät Flottenpo- 
litik allerdings zur Wahlparole gemacht werden. Ich verkenne nicht, daß es 
wegen der damit verbundenen Steuerfragen eine Frage auch von größter 
innerpolitischen Bedeutung ist.»* 

Ganz anders fiel die Stellungnahme des Flottenchefs aus. Henning von 
Holtzendorff räumte zwar ein, daß die Verkündung des neuen Programms 
in weiten Kreisen Deutschlands Beifall finden würde, er warnte aber ein- 
drücklich, daß die Novelle auf England «herausfordernd» wirken und 
«wahrscheinlich» zum Kriege führen würde. Er plädierte entschieden für 
eine Vertagung jeder Provokation Englands wenigstens bis zur Fertigstel- 
lung des Kaiser-Wilhelm-Kanals im Spätsommer 1914. «Unsere Flotte ist 
z. Zt. für den Krieg gegen England in besonders ungünstiger Lage. Eine er- 
hebliche Schwäche für uns liegt in dem gegenseitigen Verhältnis gefechts- 
stärkster Schiffe, zumal der unfertige Zustand des Kanals es noch mehr 
hervorhebt. [...] Wir werden über eine Zeit des Risikos bei Aufnahme der 
gebotenen Flottenentwicklung niemals hinwegkommen, werden es aber 
bis zu einem Maße in der Hand haben, den geeigneten Zeitpunkt zum An- 
lauf zu wählen. [...] Inner- und außerpolitische Rücksichten müssen m.E. 
zurücktreten bei der Wahl dieses Augenblicks gegen die rein militärischen, 
d.h. wir dürfen die Folgen einer Provokation nicht eher auf uns nehmen, 
bevor die Flotte in ihrem jetzigen Stande der Indiensthaltung vollwertig 
kriegsbereit und qualitativ dem Gegner ebenbürtg ist. [...] Soweit ich 
weiß ist man noch vor kurzem an den maßgebenden Stellen in der Marine 
einig gewesen in der Ansicht, daß der gegenwärtige Augenblick unsere 
Flotte nicht in der zu verlangenden militärischen Verfassung findet und 
daß solcher Moment erst eintreten wird a) wenn unsere Hochseeschlacht- 
flotte ausschließlich aus modernen Linienschiffen und Kreuzern besteht 
und b) der Kanal für diese fahrbereit ist. [...] Somit wäre der Herbst 1914 
als der Zeitpunkt ins Auge zu fassen, von dem an wir der Wirkung einer 
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Machterweiterungs-Absicht über das Flottengesetz hinaus auf unsere 
Gegner mit dem Vertrauen entgegensehen können, daß der Einsatz unse- 
rer Flotte ihm so ernsten Schaden zufügen wird, daß damit der gesamte 
nationale Aufwand für unsere maritime Rüstung seinen Zweck erfüllt 
haben würde. [...] Wenn innerpolitisch auch die Einbringung einer Mari- 
ne-Novelle zwar jetzt einen günstigen Boden vorfinden mag, so trifft die 
damit verbundene Kriegswahrscheinlichkeit die Flotte bis 1914 in unzu- 
länglicher Verfassung und kann zu einer schweren nationalen Enttäu- 
schung führen. Den Zeitpunkt abzuwarten, bis dahin die Zeit ausnutzen 
und dann von festem militärischen Boden aus in der beabsichtigten Weise 
vorgehen, um das für Deutschlands Lebensinteresse gebotene Kräftemaß 
zur englischen Flotte herzustellen, erscheint mir hiernach folgerichtig.»*' 
Diese historisch so bemerkenswerte Stellungnahme des Chefs der Hoch- 
seeflotte spielte in den Auseinandersetzungen zwischen Tirpitz und Beth- 
mann zunächst keine Rolle, denn der Kanzler erhielt Holtzendorffs Denk- 
schrift erst Ende Oktober, als wichtige Entscheidungen bereits gefällt 
worden waren. 


4. Das Lavieren in Hubertusstock 


Alles deutete darauf hin, daß sich Wilhelm am 14. und 15. Oktober 1911 
im Jagdschloß Hubertusstock für Tirpitz und gegen Bethmann entschei- 
den würde. Die Wahl fiel ihm allerdings äußerst schwer, denn innenpoli- 
tisch konnte er sich die Demission weder des Großadmirals noch des 
Reichskanzlers leisten. Unverkennbar für die Kontrahenten sowie für die 
nähere Umgebung traten Symptome von «Nervosität», von Flucht vor der 
Verantwortung auf. Wilhelm klagte über Überlastung und Informations- 
mangel. Er müsse alles alleine machen, der Kanzler und die Minister such- 
ten ihn nicht mehr auf. Zunehmend verließ er sich auf die drei Kabinetts- 
chefs, deren Einfluß jetzt erheblich stieg, sowie auf den Rat seiner 
General- und Flügeladjutanten und diverser Besucher am Hofe. Der nach 
den Prinzipien der Autokratie funktionierende «Königsmechanismus», 
mit dem er einst so herrisch gewaltet und kommandiert hatte, wurde dem 
Kaiser allmählich zur Last. Nach außen hin demonstrierte er freilich Stär- 
ke und erging sich, wie zu zeigen sein wird, nicht selten in gröblichen Be- 
leidigungen seiner zivilen Ratgeber. 

Seit dem Romintener Immediatvortrag vom 26. September war Wil- 
helm «fest entschlossen, das Verhältnis in den Flotten Deutschlands und 
Englands auf 2:3 zu bringen». Seine Wut auf England glühte ungeschmä- 
lert fort. Aus allen seinen Randbemerkungen gehe hervor, meldete Frei- 
herr von Jenisch aus Ostpreußen, daß «die allerhöchste Stimmung gegen 
England sehr gereizt» sei.” Vor allem in seiner Reaktion auf die Berichte 
Metternichs, der unentwegt vor einem Krieg mit England und Frankreich 
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warnte, zeigte sich Wilhelm vollkommen unnachgiebig. «Der gute Metter- 
nich [ist] ganz seelig und gerührt über diese lieben Engländer», spottete er; 
die vom Botschafter geforderte Reduzierung der beiderseitigen Flotten- 
ausgaben sei «Blech!»; von einer Verständigung mit England könne erst 
die Rede sein, «wenn wir eine richtige Basis haben, in einem Verhältniß der 
deutschen zur Englischen Flotte 2:3! Dann kann verhandelt werden über 
Rüstungsbeschränkungen, vorher nicht!»® 

Bethmann bat den Chef des Marinekabinetts, «beruhigend» auf den 
Kaiser zu wirken. «Er könne jetzt im Herbst keine Erklärung» zugunsten 
einer Flottennovelle abgeben und halte «das Tirpitzsche Projekt mit dem 
Stärkeverhältniß 2:3 für provozierend». Der Kanzler äußerte sich «sehr 
bitter» darüber, daß der Kaiser ihn erst zum 15. Oktober - einen Tag nach 
Tirpitz - zum Vortrag nach Hubertusstock bestellt hatte. Müller ver- 
sprach, «kalmierend zu wirken, bat aber um die Gegenleistung, daß [der] 
Reichskanzler in seinem Vortrage wenigstens die Flottenvorlage im Früh- 
jahr nicht verblocken möge. Dies wurde mir etwas zögernd zugesagt.»* 
Mehr und mehr übernahm der Chef des Marinekabinetts die Rolle des 
ehrlichen Maklers zwischen Tirpitz und Bethmann. Er sah sich um so 
mehr dazu genötigt, als er sich zunehmend Sorgen über den «Zustand des 
Kaisers u. [die] allgemeine Zerfahrenheit unserer Verhältnisse» machte.* 

Bei der Ankunft im Jagdschloß Hubertusstock am 14. Oktober ı911 
empfing der Kaiser Tirpitz «gleich mit Kompliment über seine wahrhaft 
staatsmännische Antwort auf die schriftlichen Fragen des Reichskanzlers» 
und bot ihm einen Hirsch zum Abschuß an, was «dem eitlen Mann glatt 
herunterging». Während des Immediatvortrags sah sich der Staatssekretär 
«mit Rücksicht auf Anwesenheit Plessens» genötigt, «große Zurückhal- 
tung» zu üben: Er verstehe die Schwierigkeiten des Reichskanzlers und 
wolle deswegen nicht auf eine Erklärung im Reichstage schon im Herbst 
drängen. Mit Erleichterung nahm der Kaiser Müllers Mitteilung auf, der 
Kanzler habe seinerseits zugestanden, die Vorlage im Frühjahr 1912 nicht 
zu «verblocken».* 

Zum Erstaunen der beiden Admirale und des Generaladjutanten holte 
der Kaiser während des Vortrags einen von ihm selbst entworfenen Brief 
an den König von England hervor, in dem er seinem Vetter «Georgy» die 
Absicht mitteilte, eine Flottennovelle «unter Zugrundlegung des Stärke- 
verhältnisses 2:3» einzubringen. Müller vermerkte: «Einige geschickte 
Wendungen darin, im Ganzen aber natürlich eine absolute Unmöglichkeit. 
Tlirpitz] sagte, um seine Meinung befragt, ein Kompliment über die ge- 
schickte Formulierung, machte aber den Vorbehalt, ein solcher Brief sei 
eine politische Schrift, über dessen Opportunität er sich kein Urteil anma- 
ßen möchte. Als ich befragt wurde, äußerte ich sehr deutliche Bedenken 
über den Effekt des Briefes mit Rücksicht auf die konstitutionelle Stellung 
des Königs von England.» Der Chef des Marinekabinetts erntete für diese 
Bemerkung nur «ein ungnädiges: Dieser Brief wird aber geschrieben, da 
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können Sie sagen was Sie wollen.»* Dennoch sprach sich Müller wieder 
«ganz entschieden» gegen die Absendung des Briefes aus, als der Kaiser 
am folgenden Tag auf sein Vorhaben zurückkam. Er wies darauf hin: «Der 
Brief würde vom König an Asquith gegeben werden, das liberale Kabi- 
net[t] würde sich gegen diese Politik von Monarch zu Monarch auflehnen, 
der Brief würde sicher auch in Deutschland bekannt werden u. nach den 
bisherigen Erfahrungen von der Öffentlichkeit sehr mißdeutet werden. 
Dazu komme noch, daß der König konstitutionell in England sehr wenig 
zu sagen habe u. er auch als Person [...] nicht als Faktor in Betracht käme. 
S.M. hörte das nicht gern.»* 

Am Abend des 14. Oktober ıgıı brach Müller eine Lanze für den 
Reichskanzler und den Schatzsekretär Wermuth. Wenn die Flottennovelle 
erfolgreich durchgehen solle, müßten beide Männer für sie gewonnen wer- 
den. Auch das hörte Wilhelm II. nicht gern. «Wermuth ist überhaupt nicht 
mein Minister, sondern Parlamentsminister», beschwerte sich der Mon- 
arch. «Er bekümmert sich gar nicht um mich sondern macht was er Lust 
hat. Weshalb kommt er nicht wie andere Minister zu mir u. hält mir Vor- 
trag. Einmal ist er bei mir gewesen u. hat mir vorgeklönt, das Reich hätte 
kein Geld.» Auf den Hinweis Müllers, der Schatzsekretär sei doch der Un- 
tergebene des Reichskanzlers und könne nicht einfach um eine Audienz 
einkommen, erwiderte der Kaiser: «Nein, er ist mein Minister, er wird von 
mir bezahlt.» Der Admiral wies dann darauf hin, daß Bethmann es «schr 
schmerzlich empfunden» habe, daß er den Kaiser «so lange nicht gesehen 
u. noch dazu in so bewegten Zeiten». Wilhelm müsse doch berücksichti- 
gen, daß die Position des Kanzlers in der Öffentlichkeit beeinträchtigt 
werde, wenn er ihn so lange Zeit nicht empfange. «Die Zeitungen rechnen 
das genau nach.» Doch der Monarch blieb uneinsichtig. «Das ist seine 
Schuld», meinte er. «Weshalb ist er nicht nach Rominten gekommen. Ich 
existiere nicht für ihn. Ich erfahre nichts über den Gang der politischen 
Verhandlungen.» Müller erklärte, Bethmann sei einfach «zu bescheiden. 
Er will Ew. M. nicht stören u. erwartet gerufen zu werden, wenn E.M. ihn 
sehen wollen.» Der Kabinettschef regte an, Wilhelm möge den Kanzler 
doch einladen, einen zweiten Tag in Hubertusstock zu verbringen. «Der 
R.K. sei sehr betroffen darüber gewesen, daß er erst für Sonntag bestellt 
sei, wo doch so brennende Fragen zu besprechen» seien. Darauf antworte- 
te der Monarch: «Wenn der R.K. wüßte, wie ich hier lebe, so würde er be- 
greifen, weshalb ich ihn auf den Sonntag bestelle. Ich will keinen kurzen 
Vortrag von ihm, sondern er soll mit mir auf Spaziergängen über die Poli- 
tik sprechen. An Wochentagen komme ich aber nicht zu Spaziergängen 
sondern da muß ich gleich nach dem Frühstück und gleich nach dem Mit- 
tagessen auf die Pirsche fahren. [...] Er steckt voller Bedenken u. ist ganz 
von der Angst vor England beherrscht. Aber ich lasse mir nicht durch 
England diktieren, was ich tun und lassen soll. Ich habe dem R.K. gesagt, 
er solle daran denken, daß ich ein Enkel des Gr. Kurfürsten u. Friedr. d. 
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Gr. sei, die nicht lange gezögert haben zu handeln, wenn es ihnen an der 
Zeit schien. Ich habe dem Reichskanzler auch gesagt, er müsse doch auch 
die göttliche Vorsehung mit in Rechnung stellen, die werde schon dafür 
sorgen, daß ein Volk, das so viel auf dem Kerbholz hat, wie die Engländer, 
auch einmal klein würde.» Schließlich willigte Wilhelm ein, den Kanzler 
zur Übernachtung ins Jagdschloß einzuladen.” 

Trotz Müllers Fürsprache verlief Bethmanns Immediatvortrag beim 
Spazierengehen am folgenden Morgen alles andere als reibungslos. Der 
Kaiser sei ihm gegenüber «sehr heftig» geworden, klagte der Kanzler hin- 
terher. Schließlich sei es ihm allerdings gelungen, Wilhelm von der Idee 
einer sofortigen Erklärung im Reichstag abzubringen. Im Frühjahr 1912 
solle die Novelle kommen, doch auch nur, «wenn sie dann möglich sei». 
Zur Erleichterung des Kanzlers gelang es dem Marinekabinettschef sogar, 
dem Kaiser wieder auszureden, seinen Brief an den König von England 
abzusenden. «Der R.K. drückte mir gerührt die Hand.» Auch Wilhelm 
war mit dem Ergebnis der Verhandlungen zufrieden, lobte die Vermittler- 
rolle, die Müller gespielt hatte, und erklärte sich «mit dem Kanzler wieder 
ganz einig». Er beauftragte Müller, Tirpitz das Ergebnis des Vortrags mit- 
zuteilen.’° 

Im Reichsmarineamt ahnte Hopman schon, daß der Kaiser wieder 
«umfallen» würde. Er notierte: «S.M. scheint zu wollen, ist aber anderer- 
seits noch sehr unschlüssig. [...] Tirpitz kämpft gegen Alles. Reichskanz- 
ler, Wermuth, Kiderlen, Plessen, auch Müller ist flau und hält dem RK die 
Stange (kongeniale Natur).»’' Als Müllers Brief die Nachricht brachte, daß 
nun doch keine Erklärung im Reichstag abgegeben werden sollte und daß 
sogar das Einbringen einer Novelle im Frühjahr ı9r2 wieder zweifelhaft 
geworden sei, obzwar «Seine Majestät [...] persönlich sehr darauf» rech- 
ne,” schien die Stellung Tirpitz’ «jedenfalls erschüttert». Der Reichskanz- 
ler habe «jetzt die Vorhand», urteilte Hopman. Tirpitz sehe «ziemlich 
schwarz» und glaube, «daß S.M., Reichskanzler und Anhang nicht mehr 
umzustimmen sind». Auch Hopman war der Ansicht, «daß die Sache für 
Tirpitz so gut wie verloren ist. Der Kernpunkt ist die Unentschiedenheit 
von $. M., der England fürchtet und unter allen Umständen den Krieg ver- 
meiden will. Er ist, wie Tirpitz selbst sagt, schon wieder sehr nervös. [...] 
Tirpitz hofft noch am meisten von direkter Beeinflussung des Kaisers. Ich 
glaube nicht mehr daran», zumal Müller und Holtzendorff «ein zweifel- 
haftes Spiel» spielten. Immerhin räumte Hopman ein, daß die Argumente, 
mit denen Bethmann den Kaiser hatte umstimmen können -— «Kriegsge- 
fahr gegen England, schwerer innerer Konflikt, Beeinflussung der bevor- 
stehenden Wahlen, in Bälde erforderlich werdende große Armeeforderun- 
gen» - recht schwerwiegende waren. ’? 
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5. Tirpitz oder Bethmann? Die Kanzlerkrise vom Winter ı91 1/12 


Der Erfolg, den Bethmann Hollweg dank der Einwirkung Müllers, Holt- 
zendorffs und Plessens am ı5. Oktober ıg9ıı in Hubertusstock erzielen 
konnte, erwies sich als kurzlebig. Zwei Wochen später gewann Tirpitz den 
Kaiser bei einem Vortrag im Neuen Palais wieder für die Idee einer Flot- 
tennovelle, indem er ihm darlegte, daß er zwischen «zwei Strömungen» zu 
wählen habe: Die eine Strömung, von Holtzendorff angeführt, wolle bis 
zur Fertigstellung des erweiterten Kaiser-Wilhelm-Kanals jede Provoka- 
tion Englands vermeiden und bis dahin «nur Lücken ausfüllen, während 
bei dem anderen Weg sowohl Lücken ausgefüllt werden, wie der Weiter- 
entwickelung der Marine Rechnung getragen wird». Anschließend ver- 
merkte der Staatssekretär zufrieden: «Erledigt. S.M. waren durchaus der 
Ansicht, daß der richtige Weg zur Auffüllung d. Lücken ebenfalls die No- 
velle ist.» Für den Fall eines plötzlichen Kriegsausbruchs wurde immerhin 
beschlossen, alle Großkampfschiffe der Dreadnought-Klasse, die den Ka- 
nal nicht passieren konnten, nach Wilhelmshaven zu verlegen. Außerdem 
sollten bis Sommer 1913 fünfzehn weitere U-Boote gebaut, der U-Boot- 
Stützpunkt und die Verteidigungsanlagen auf Helgoland fertiggestellt — 
200 Schuß Munition wurden sofort dorthin verfrachtet -, die Herrichtung 
der Torpedos beendigt und Minen im Wert von 1,6 Millionen Mark ange- 
schafft werden. ’* 

Am 3.November ıg9ır suchte Tirpitz Müller mit dem Entwurf zur 
Flottennovelle auf und bat ihn, da er selbst durch eine Sitzung des Staats- 
ministeriums verhindert sei, die Vorlage dem Kaiser zu übergeben. Ge- 
meinsam überlegten sich die beiden Admirale, wie man dem Reichskanzler 
in einem «Sätzchen» die Zustellung des Entwurfs direkt an den Kaiser mit- 
teilen werde.’® Bei der Besprechung der Vorlage, die den Kaiser «unge- 
mein» interessierte, versprach dieser, «den Reichskanzler nicht über die 
Novelle zu sprechen, bevor sie dem R. Kzl. selbst übergeben sei».5° Nicht 
zu Unrecht befürchtete Hopman, daß sich der Kanzler gegen ein solches 
Eingreifen in seine Befugnisse verwahren werde. Von neuem sagte der See- 
offizier voraus, daß Bethmann und Kiderlen die Oberhand behalten wür- 
den, da sie «S.M. mit dem Gespenst der englischen Kriegsdrohung doch 
noch herumbekommen».7 Der Kanzler suche «mit aller Gewalt Annähe- 
rung an England» und wolle «auch nur die Möglichkeit einer Kriegsgefahr 
vermeiden». Hinter Bethmanns Bestrebungen, den Frieden zu erhalten, 
stehe freilich «zweifellos ein Höherer, dessen Hohlheit immer klarer her- 
vortritt», kritisierte Hopman.’® 

Am ı1. November ıg11 traf der Kaiser zur Rekrutenvereidigung und 
zum Stapellauf des Linienschiffes Kaiserin in Kiel ein. In den zwei Tagen 
zuvor war es bei der Debatte über das Debakel der Marokkopolitik zu tu- 
multartigen Szenen im Reichstag gekommen, an denen sich der Kronprinz 
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beteiligt hatte.‘? Die erhitzte Debatte gebrauchte Tirpitz zu einem erneu- 
ten Vorstoß, indem er die Überzeugung äußerte, daß eine Flottennovelle 
jetzt erst recht eingebracht werden müsse, um Deutschlands Ansehen als 
Grofßmacht wiederherzustellen; täte man dies nicht, würde man nach der 
«Lloyd Georgeschen Ohrfeige» eine zweite «Schlappe» einstecken.“ Zwar 
lobte Wilhelm II. Bethmann Hollwegs kräftige Verteidigung der deut- 
schen Politik in der Agadir-Krise,° doch auch er sah in der «nationalen» 
Erregung, die sich im Reichstag bemerkbar gemacht hatte, erneut die 
Chance, die ersehnte Flottenvermehrung durchzusetzen. Dem württem- 
bergischen Gesandten Axel Varnbüler sagte er, «der Haß des deutschen 
Volkes gegen England, seine nationale Begeisterung und Opferfreudigkeit 
müsse praktisch verwertet werden - rasch - so lange das Eisen noch heiß 
sei». So depeschierte der Kaiser dem Reichskanzler aus Kiel: «Von Her- 
zen Glückwunsch zur gestrigen Rede! Sie hat auch hier in allen Kreisen, 
militärischen, maritimen und zivilen, hervorragenden Eindruck gemacht; 
ebenso wie ich Kiel ganz emotioniert von der ersten Rede vorfand. Auch 
die Auslandspresse quittiert günstig. Die gestrige wird erst recht draußen 
gefallen! Nur nicht den Humor verlieren! Nach Mitteilungen aus Privat- 
quellen aus den Parteien ist Stimmung für Flottenverstärkung so günstig - 
wie auch der Beifall im Hause bei diesbezüglicher Stelle beweist —, daß es 
sehr schade ist, daß im Herbst [1911] nicht die Novelle gebracht wird. Sie 
würde glatt durchgehen. Die Regierung würde eine vorzügliche Position 
haben, da sie das Volksempfinden und die doch tiefgehende Erregung des- 
selben in eine nutzbringende Tat umsetzen würde. Vielleicht erwägen Eue- 
re Exzellenz dies nochmals mit Tirpitz. Ich werde ihn heute schen und 
könnte ihn dahin instruieren. Das Volk erwartet so etwas jetzt und würde 
dieses als nationale Tat mit Jubel begrüßen. Frisch ans Werk!»“ Der Chef 
des Zivilkabinetts, von Valentini, suchte dem Reichskanzler die bittere Pille 
mit der Erklärung zu versüßen, die Depesche sei einer «momentanen Ent- 
schließung des Kaisers entsprungen»,“* ob aber die Bestürzung Bethmanns 
dadurch gemindert wurde, kann füglich bezweifelt werden. Nicht weniger 
überrascht war Tirpitz, als ihm der Kaiser beim Festmahl nach der Rekru- 
tenvereidigung einen Menüzettel zuschob, auf den er geschrieben hatte: 
«Habe telegraphisch Seiner Exzellenz Reichskanzler nach Gratulation zur 
Rede auf Stimmung im Reichstage für Vermehrung der Kriegsflotte hinge- 
wiesen. Sie sei mir aufgefallen und ich hätte unter der Hand aus Parla- 
mentskreisen Nachricht, daß Stimmung für Novelle günstig. Das Volk 
werde neue Novelle als nationale Tat mit Jubel begrüßen, ich ersuche ihn 
daher, ihre Einbringung noch in diesem Herbst nochmals in Erwägung zu 
ziehen.» 

Ermutigt durch den kaiserlichen Menüzettel drängte Tirpitz erneut auf 
die sofortige Einbringung der Flottennovelle und drohte, um seinem Vor- 
stoß Nachdruck zu verleihen, mit seinem Rücktritt. Am 14. November 
1911 setzte er Müller auseinander, daß ein Heruntergehen von einem Bau- 
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tempo von vier auf zwei Schiffe im Jahr einem zweiten Zurückweichen vor 
England gleichkommen würde. Der Chef des Marinekabinetts verdeut- 
lichte ihm, «daß der Kaiser im Fall, daß ich die Kabinettsfrage stellte, sehr 
ungehalten sein und mir den Abschied nicht geben würde». Tirpitz «er- 
widerte, der Kaiser könne mir wohl sagen, daß ich die Novelle verdoppeln 
müßte, der Kaiser könnte aber nicht von mir verlangen, einen Schritt zu 
vertreten, der meiner Überzeugung nach ein Abdanken [vor England] in 
sich schlösse».“ Schließlich erklärte sich Müller bereit, das Anliegen des 
Staatssekretärs «an Se. Maj. heranzubringen». Beim anschließenden Im- 
mediatvortrag vom 14. November abends erhielt der Kabinettschef vom 
Monarchen das «Zugeständniß, bei R. Kzl. dahin zu wirken, daß Novelle 
gleich mit Etat im Bundesrat zur Verhandlung kommen soll». Noch am 
gleichen Abend teilte Müller dem Großadmiral mit, der Kaiser habe ihn 
mit dem Befehl zum Reichskanzler geschickt, die Flottennovelle zusam- 
men mit dem Etat für 1912 doch noch vor Jahresende in den Bundesrat 
einzubringen.“ 

Müller war sich des Ernstes der Lage durchaus bewußt, denn mit dieser 
Entscheidung hatte sich die Krise auf die Frage: Bethmann oder Tirpitz? 
zugespitzt. In einem Brief an seinen Kollegen Valentini warnte der Chef 
des Marinekabinetts vor einer Kanzlerkrise, da ein Nachgeben des Kaisers 
in der Flottenfrage jetzt nicht zu erwarten sei. Sollte der Kanzler sich wei- 
gern, den kaiserlichen Befehl auszuführen, würde Tirpitz seinen Abschied 
nehmen, was eine «sehr bedauerliche [...] Unterstreichung einer Abdika- 
tionspolitik [des Kleinbeigebens] vor England bedeuten» würde. Valentini 
solle auf Bethmann dahingehend einwirken, seine finanziellen und außen- 
politischen Bedenken «gegen das Nationale der Novelle» zurückzustellen 
«und damit auch eine Desavouierung Seiner Majestät des Kaisers, der sich 
so stark für die Novelle engagiert hat», vermeiden.“ Nach der Unterhand- 
lung mit Bethmann vermerkte der Chef des Marinekabinetts erleichtert, 
der Kanzler habe sich «mit Gedanken der Flottennovelle abgefunden».7° 

Während Wilhelm, wie Müller notierte, «stramm an Novellenidee» 
festhielt,”' trachtete Bethmann weiterhin, die Entscheidung in der heiklen 
Frage hinauszuschieben. Dem Kaiser teilte er am 28. November 1911 mit, 
er habe die Novelle doch nicht, wie befohlen, in den Etat aufgenommen, 
da er erst die für die Flottenvermehrung erforderliche Steuervorlage mit 
ihm absprechen müsse.”? Gleichzeitig fragte er auf Wermuths Rat bei der 
Armeeführung an, ob nicht einer neuen Heeresvorlage der Vorrang vor 
der Flottennovelle eingeräumt werden sollte.” Nach einer Aussprache mit 
dem Kanzler und Tirpitz am 29. November hielt Müller die zweideutige 
Einstellung des Reichskanzlers fest, indem er notierte: Bethmann «sehr 
unentschieden. Novelle höchst unbequem. Sah große Kriegsgefahr gegen 
England. Fürchtet, wir würden wieder eine auf eine Flottennovelle erfol- 
gende englische Ohrfeige einstecken u. nicht den Degen ziehen. [...] Er litt 
unter seinen Zweifeln. Armer Mann.»’* 
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Hartnäckig weigerte sich der Kanzler, den Befehl des Kaisers auszufüh- 
ren, die Flottennovelle bei der Beratung des Etats im Bundesrat anzukün- 
digen. In einem gemeinsamen Vortrag der Marineführung im Neuen Palais 
am 9. Dezember ı9rı machten Tirpitz, Müller und der Admiralstabschef 
von Heeringen den Kaiser darauf aufmerksam, daß mit dieser Weigerung 
die Novelle «verblockt» und «politisch unmöglich» werden würde. Die 
fulminante Haltung Kaiser Wilhelms an jenem Morgen charakterisierte 
der Chef des Marinekabinetts in einer Tagebuchnotiz: «S.M. sehr scharf 
für die Novelle. Wenn R. Kzl. nicht wolle müsse er gehen. Politische Iso- 
lierung Deutschlands. [...] Notwendigkeit gordischen Knoten zu zer- 
hauen. Ich muß mein eigener Bismarck sein. Jedenfalls solle sich Staats- 
sekretär beruhigen, der Kaiser würde die Novelle durchsetzen. Herbe 
Kritik über Unentschlossenheit des sonst «riesig anständigen Kanzlers 
und über unsere Diplomatie.» Abermals schickte Wilhelm II. Müller zum 
Kanzler mit dem Befehl, «unter allen Umständen» bei der bevorstehenden 
Beratung des Etats im Bundesrat die Absicht, eine Flottennovelle einzu- 
bringen, bekanntzugeben. Der Admiral traf den Reichskanzler gänzlich 
niedergeschlagen an. Er machte auf ihn den Eindruck «vollkommenen 
Pessimismus nach allen Richtungen hin». 

Noch am gleichen Tag kam es zu einer heftigen Auseinandersetzung 
zwischen dem Kanzler und dem Kaiser, die letzterer in einem Brief an 
Müller schilderte. «Reichskanzler war eben hier. Er fing sofort an [...] 
über Heer- und Flottenvorlage. [...] Etat ist gesund und würde vor den 
Wahlen in seiner jetzigen Gestalt publiziert guten Eindruck machen. Wenn 
Heer- und Flottenvorlage mit hineingearbeitet würde, [würde] ein großes 
neues Steuerbündel vorgelegt werden müssen, bei dem Erbschaftssteuer 
mitvorgelegt werden müsse. Gegen diese haben sich bereits sämtliche 
Konservative und [...] auch die Liberalen definitiv ausgesprochen. Diese 
Steuer hätte auch eine Gefahr, daß die Absicht der Parteien vorläge die 
sämtlichen Deutschen Fürstenhäuser dazu heranzuziehen, was enormen 
Ärger bei den Fürsten in Süddeutschland machen und vom Bundesrat 
nicht abgelehnt werden könnte. Ohne diese Steuer werde es schr schwer 
sein - vor den Wahlen - die Vorlage zu machen. Er möchte daher den klei- 
nen Etat (2 Schiffe) vorlegen und vor den Wahlen veröffentlichen, nachher 
im Winter den Heeres- und Flottenetat als Nachtragsetat. Ich warf ein, 
daß das ein Betrügen des eigenen Volkes sei, das stürmisch nach einer No- 
velle verlange, und daß England durch den kleinen Etat beruhigt über 
plötzliches Einbringen eines Nachtragsetats mit 3 Schiffen in die Stim- 
mung kommen werde, die er gerade vermeiden wolle. Jetzt sei man drüben 
auf eine Novelle gefaßt, habe sie sozusagen escompiert und würde ebenso 
erstaunt sein wie unser Volk wenn keine käme. Der Kanzler sagte: bisher 
sei noch niemals eine solche Heeres- und Flottennovelle in den Etat einge- 
arbeitet worden, sondern stets als besonderes Gesetz, als Nachtragsetat 
gebracht worden. Das mache die Sache so furchtbar schwierig; auch des- 
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wegen da ihm Tirpitz angedeutet, daß er im gegenteiligen Fall abgehen 
werde. Das ginge unter keinen Umständen, ich erklärte ihn unter keinen 
Umständen gehen zu lassen. Der Kanzler bemerkte Heeringen (Krfielgs- 
m[inister]) habe ihm mitgeteilt, er könnte bis zum 15. seine Arbeiten nicht 
beendigen, daher sei es kaum möglich, die Gesamtvorlage in den Etat, 
[vor] der Beratung im Bundesrat, einzuarbeiten und ein Nachtragsetat 
besser. Er meinte schließlich, es sei zu überlegen ob man an Stelle von 
Steuern auf Anleihe die Sache nehmen solle. Solche Anleihe habe aber ein 
sehr kriegerisches Gesicht. Er befürchte, daß durch die Novelle England, 
wenn auch nicht direkt Krieg machen werde, so doch uns so lange sticheln 
und auf den Füßen herumtrampeln werde, bis wir genötigt wären eine 
Emser Depesche zu machen und damit einen Angriffskrieg. Ich erwiderte, 
das hätten sie schon zur Genüge getan, ohne daß es zum Kriege gekom- 
men sei und vor dem obigen Resultat hätte unsere Diplomatie uns zu be- 
wahren und England ins Unrecht zu setzen. Schließlich nach langem Hin 
und Her habe ich $. E. vermocht einzuwilligen, mit Tirpitz und Heeringen 
nochmals die Modalitäten der Einbringung (ob im Etat oder per Nach- 
trag) zu bereden; im letzteren Falle verlangte ich bei der Einbringung des 
sogenannten kleinen Etats eine öffentliche Ankündigung - für unser Volk 
und England - daß ein Nachtragsetat mit Forderungen für erhöhte Kriegs- 
bereitschaft eingebracht werden werde, sobald die Vorarbeiten beendet 
und die Deckungsfrage geregelt sei. Er ist bereit dazu und will die Herren 
morgen zu sich bitten. [...] Er erwähnte noch ob nicht das III. Geschwa- 
der wichtiger als die Bau-Novelle sei, er könne die Mannschaftsforderun- 
gen dafür sofort in den Etat aufnehmen, das wäre etwas Tatsächliches 
wirklich Vorhandenes, gleich zu brauchendes, während das I Schiff der 
Novelle erst in 3 Jahren abgegeben werde, und wer wisse, ob England so 
lange warten werde. Ich erwiderte die Novelle sei ein Ganzes u. wir 
brauchten Dreadnoughts auch für das III. Geschwader, vor allem aber 
Dreadnoughtkreuzer. Bitte - streng vertraulich - mündlich sofort - an Tir- 
pitz mitteilen. Er soll morgen ruhig sine ira et studio verhandeln und be- 
sprechen. Kanzler ist übrigens entschlossen die gemeinsame Vorlage im 
Februar-März vorzulegen. Also sollen bei den Besprechungen keine Kon- 
flikte raufbeschworen werden.»’° Müller begrüßte die «feste Haltung des 
Kaisers» und ging mit dem Brief zu Tirpitz.’7 

Ende Dezember 1911 erklärte sich Tirpitz bereit, im Hinblick auf den 
Widerstand des Reichskanzlers, die bevorstehenden Reichstagswahlen 
und vor allem die Sondierungen Englands bezüglich einer möglichen Ver- 
ständigung auf kolonialem Gebiet, von seinen ursprünglichen Forderun- 
gen herunterzugehen. Er verlangte weiterhin zusätzlich zu den Schiffen, 
die im Flottengesetz vorgesehen waren, den Neubau von drei Linienschif- 
fen, war jetzt aber bereit, die Zahl der Kreuzer-Ersatzbauten von drei auf 
einen zu reduzieren. Müller versprach, diese «Offerte» während seines 
Vortrags am 23. Dezember «an Se. Maj. heranzubringen». Wilhelm beauf- 
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tragte ihn, Valentini und den Kanzler aufzusuchen und ihm über den Er- 
folg zu berichten. Den Reichskanzler traf Müller «wie immer unentschlos- 
sen» an.’® Der bittere Konflikt zwischen Bethmann Hollweg und Tirpitz 
überschattete noch viele Monate lang die deutsche Politik. 


6. Die Kriegsbereitschaft des Kaisers 


Fortwährend kreisten die Gedanken Wilhelms in diesen Tagen zwischen 
den Jahren um «Flotte, England, Reichskanzler, Konservative, Finanzie- 
rung der Novelle, Erbschaftssteuer, aber auch die neue Literatur über 
Friedr. d. Gr.»”” Ein Vortrag des Chefs des Admiralstabes, August von 
Heeringen, über die Kriegsvorbereitungen der Engländer im Sommer 1911 
und die «Notwendigkeit [der] eigenen Bereitschaft, besonders der Kon- 
zentrierung unserer Schiffe in [der] Nordsee», werden ihn nachdenklich 
gestimmt haben.‘° Dennoch blieb er fest entschlossen, komme was wolle 
die Flottennovelle durchzusetzen. Am 9. Januar 1912 fand im Neuen Pa- 
lais auf Einladung des Kaisers eine ungewöhnliche Versammlung von 
Militärs, Marineführern, Staatsmännern, Finanziers und Wissenschaftlern 
statt, auf der man die geplanten Heeres- und Flottenvorlagen mit Blick 
auf England beziehungsweise auf die mangelhafte eigene Kriegsbereit- 
schaft erörterte. An ihr nahmen Generalstabschef von Moltke, Admiral 
von Müller, die Bankiers Arthur von Gwinner und Ludwig Delbrück, der 
Staatssekretär des Reichskolonialamtes Wilhelm Solf und der Unter- 
staatssekretär im Auswärtigen Amt, Arthur Zimmermann, sowie Pro- 
fessor Theodor Schiemann teil. Die «Tendenz» der Besprechung kenn- 
zeichnete der Chef des Marinekabinetts mit den Worten: «Blos keine 
Mehrbauten von Linienschiffen, wo wir jetzt die besten Chancen haben, 
mit England auf gutes Verhältnis zu kommen u. große koloniale Erwer- 
bungen (portugiesische u. holländische Kolonien) zu erlangen. Die alte 
Laier [sic!]. Se. Maj. blieb schroff fest.» Gwinner wies auf die «ganz unzu- 
längliche finanzielle Kriegsvorbereitung» Deutschlands hin und machte 
damit vor allem auf Moltke Eindruck, doch der Kaiser rief aus: «Das ist 
mir ganz egal.»"' 

An seiner Bereitschaft, wegen der Flottennovelle das Risiko eines Krie- 
ges mit Großbritannien und Frankreich einzugehen, ließ Wilhelm II. kei- 
nen Zweifel. Am ı5. Januar 1912 erging er sich im Beisein Müllers und 
Valentinis «in schärfsten Ausdrücken über Schlappheit u. Angstmeierei» 
Bethmann Hollwegs und der Wilhelmstraße. «Er sei ohne alle Hülfe von 
diesem Reichskanzler und müsse seine Geschäfte mit Heeringen, Tirpitz 
u. Julius [Moltke] allein besorgen.» Am selben Tag besprach er das 
deutsch-britische Verhältnis mit dem früheren Madrider Botschafter Fer- 
dinand Freiherrn von Stumm. Als dieser ihm den Rat gab, «nur keine 
Dreadnought’s bauen», antwortete ihm sein Souverän nach eigenen An- 
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gaben: «Ich will Ihnen was sagen, Ihr Diplomaten habt die Hosen voll, die 
ganze Wilhelmstraße stinkt nach ...»® 

Erst am 25. Januar 1912 einigte man sich (nicht zuletzt mit Rücksicht 
auf den katastrophalen Ausgang der Reichstagswahlen) auf eine weitere 
Abschwächung der Flottennovelle, die der Kaiser fünf Monate zuvor 
durch seine Rede in Hamburg auf den Weg gebracht hatte. Von den ur- 
sprünglich geforderten drei Linienschiffen und drei Großen Kreuzern 
blieben jetzt nur noch die Linienschiffe übrig, die - zusätzlich zu den im 
Flottengesetz vorgesehenen Bauten - in den Jahren 1912, 1914 und 1917 
auf Kiel gelegt werden sollten. Am 7. Februar 1912 wurde die Novelle in 
der Thronrede im Weißen Saal des Berliner Schlosses angekündigt."* Selbst 
in dieser halbierten Form stellte die Novelle eine empfindliche Verschär- 
fung der Bedrohung Großbritanniens dar, zumal darin ganz abgesehen 
von den Mehrbauten eine Erhöhung des Personals der Hochseeflotte von 
66 700 auf 101 500 Mann vorgesehen war. Wie der neuernannte Erste Lord 
der Admiralität, Winston Churchill, ausrief, als er am 31. Januar 1912 die 
Novelle in Umrissen zu schen bekam: «Das ist sicherlich kein Fallenlassen 
der maritimen Herausforderung.» Als Antwort darauf werde London die 
Ausgaben für die Royal Navy verdoppeln und die im Mittelmeer statio- 
nierten Kriegsschiffe in die Nordsee verlegen müssen. Churchill stellte 
sich die Frage, wie lange ein solches Wettrüsten durchzuhalten sein wür- 
de.” Er stand mit seinen Befürchtungen keineswegs allein. Außenminister 
Grey rechnete ernstlich damit, daß die Deutschen die britische Flotte 
plötzlich überfallen könnten.’ Und Churchills Vorgänger Admiral Lord 
Fisher äußerte im Dezember ı9ı1ı die Überzeugung, daß der große 
Entscheidungskampf «im September 1914» beginnen werde. «Dieser Zeit- 
punkt paßt den Deutschen, sollten sie jemals kämpfen wollen. Dann 
werden sowohl ihre Armee als auch die Flotte mobilisiert und der Kaiser- 
Wilhelm-Kanal fertiggestellt und ihr neues (Flotten-)Bauprogramm been- 
det sein.» Die Agadir-Krise und die deutsche Reaktion auf das «Olmütz» 
der Mansion House-Rede Lloyd Georges hatte Europa «doch dem Kriege 
um einen großen Schritt näher gebracht». Auf beiden Seiten der Nordsee 
herrschte das Empfinden, daß «die große Auseinandersetzung etwas frü- 
her oder später unvermeidlich geworden» sei.“* Selbst die Verhandlungen, 
die der britische Kriegsminister Lord Haldane am 8. und 9. Februar 1912 
in Berlin mit Bethmann Hollweg, Tirpitz und Kaiser Wilhelm II. führte, 
dienten nur dazu, die völlige Unvereinbarkeit der vitalen Interessen der 
beiden Reiche zu verdeutlichen. 


Kapitel 32 


«Schon Leiter der Vereinigten Staaten von Europa»? 
WilhelmH. und das Debakel 
der Haldane-Mission 


Der Besuch des britischen Kriegsministers Viscount Haldane in Berlin im 
Februar 1912 gilt zu Recht als ein bestimmendes Ereignis in der Vorge- 
schichte des Ersten Weltkrieges. Selten wurde die Unvereinbarkeit der auf 
Erhalt des Status quo gerichteten Gleichgewichtspolitik Großbritanniens 
einerseits und dem Führungsanspruch des Deutschen Kaiserreiches auf 
dem europäischen Kontinent andererseits so deutlich sichtbar wie in den 
anglo-deutschen Verhandlungen, die am 8. Februar im Reichskanzlerpalais 
aufgenommen und am folgenden Tag im Berliner Schloß fortgesetzt 
wurden. Eine Untersuchung der zahlreichen, oft schr emotionsgeladenen 
Äußerungen Wilhelms II. vor, während und nach der Mission Haldanes 
läßt erkennen, welche hochgeschraubten Erwartungen er an den Besuch 
des Unterhändlers aus London knüpfte. Nicht das angebotene Kolonial- 
reich quer durch Afrika, sondern die Sprengung der anglo-französischen 
Entente cordiale und damit die Übermacht Deutschlands auf dem Fest- 
land war das vorrangige Ziel, das Wilhelm für kurze Zeit erreicht zu haben 
glaubte. Durch den unerbittlichen Schlachtflottenbau, so nahm er an, hätte 
er England zum Einlenken gezwungen. Wie dieses Kapitel zeigen wird, 
ging er im Februar 1912 davon aus, das Inselreich würde seine Entente mit 
Frankreich aufkündigen und statt dessen eine «Entente» mit Deutschland 
eingehen, durch die sich die Seemacht vertraglich verpflichten würde, in 
jedwedem Krieg zwischen Deutschland und Frankreich - also auch in 
einem Krieg, der von Deutschland angezettelt wurde — bedingungslos 
neutral zu bleiben. Erst nach dem Abschluß eines solchen Abkommens 
kam für ihn als Gegenleistung eine Verlangsamung im deutschen Flotten- 
programm in Frage. 

Es nimmt nicht wunder, daß Haldane, Sir Edward Grey und der neuer- 
nannte First Lord of the Admiralty, Winston Churchill, in dieser Verhand- 
lungsbasis die Absicht Wilhelms II. erkannten, Frankreich entweder durch 
Krieg oder durch Kriegsandrohung als Großmacht niederzuwerfen. Nach 
dem unausbleiblichen Scheitern der Verhandlungen, das der Kaiser mit 
großer Erregung aufnahm, verstärkte Großbritannien seine Flottenprä- 
senz in der Nordsee, indem es sein Mittelmeergeschwader in die Heimat 
zurückzog. Außerdem verpflichtete es sich, Frankreich auch zu Lande 


1. Die Bemühungen um eine Verständigung mit England 889 


militärisch zu Hilfe zu eilen, falls dieses von Deutschland angegriffen wer- 
den sollte. 

Parallel zum Tauziehen zwischen den beiden Großmächten setzte sich 
der im voranstehenden Kapitel geschilderte schwerwiegende Richtungs- 
kampf innerhalb der Berliner Führungselite fort. Tirpitz sah in dem Ver- 
handlungsangebot der Engländer nichts als eine tückische Falle, durch 
die die geplante deutsche Flottennovelle mit Vorgaukelung wertloser 
Kolonien in Übersee und ohne ein brauchbares Neutralitätsversprechen 
zu Fall gebracht werden sollte. Er wehrte sich mit Händen und Füßen 
gegen jegliche marinepolitische Konzession. Ihm standen der Reichs- 
kanzler, der Außensekretär und der Londoner Botschafter Graf Metter- 
nich gegenüber, die händeringend auf ein Nachgeben in der Flotten- 
rüstung drängten, da sie in der Verständigung mit England die vielleicht 
letzte Chance erblickten, den Weltfrieden zu erhalten. Ein Scheitern der 
Verhandlungen, das war ihre Befürchtung, würde über kurz oder lang 
zum Weltkrieg führen. 

Wie so oft fiel es Kaiser Wilhelm zu, zwischen diesen beiden Richtun- 
gen zu wählen. Er ließ keinen Zweifel aufkommen, daß er innerlich die 
Auffassung von Tirpitz teilte und die der ängstlichen «Zivilisten» in der 
Wilhelmstraße und der Londoner Botschaft verachtete. Freilich: Anfang 
Februar 1912 erklärte er sich bereit, einer Reduzierung im Flottenbaupro- 
gramm zuzustimmen, aber nur, weil ihm Bethmann Hollweg beibrachte, 
daß eine Sprengung der Triple Entente und damit die Einigung Europas 
unter seiner Herrschaft jetzt greifbar sei. Als ihm wenige Wochen später 
klar wurde, daß die Engländer entschlossen waren, ihre seit 400 Jahren 
verfolgte Gleichgewichtspolitik fortzusetzen und ihren Flottenvorsprung 
aufrechtzuerhalten, kehrte er zu seinem früheren militaristischen Kurs 
zurück." 


1. Der Kaiser und die Bemühungen 
um eine Verständigung mit England 


Mit dem verzweifelten Mut eines Mannes, der ahnte, daß er auf verlore- 
nem Posten stand, plädierte Metternich seit der Agadir-Krise, den Bogen 
im Rüstungswettlauf nicht zu überspannen und statt dessen die Hand der 
Freundschaft, die die britische Regierung ausstreckte, zu ergreifen. Ihm 
wurde darin von seinem Botschaftssekretär Richard von Kühlmann 
kräftig sekundiert. Diesen Bestrebungen entgegengesetzt, berichtete der 
Londoner Marineattach& Kapitän z.S. Wilhelm Widenmann in den ge- 
hässigsten Tönen über die antideutsche Stimmung der Engländer und 
insbesondere über die angeblichen Machenschaften des im Oktober ıg11 
zum Ersten Lord der Admiralität ernannten Winston Churchill.’ Die Ver- 
suche des Reichskanzlers, dem Kaiser die hochpolitischen Berichte des 
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Marineattachös vorzuenthalten, bis der Botschafter - immerhin Widen- 
manns Vorgesetzter - seinen gegenteiligen Standpunkt entwickeln konnte, 
nahm Wilhelm äußerst übel. Er ließ auch gar keinen Zweifel daran, daß er 
die schroffen Urteile des Marineattaches vollauf teilte und die beschwich- 
tigende Haltung des «Zivilisten» Metternich verachtete.* 

Metternich warnte eindringlich, daß die deutsche Flottennovelle zwar 
nicht unbedingt zu einer sofortigen Kriegserklärung Großbritanniens, 
wohl aber zu der Überzeugung im ganzen Lande führen würde, «daß ein 
Krieg mit Deutschland unvermeidlich» wäre. Unter diesen Umständen 
würden die Engländer Deutschland keine Zeit lassen, sein Flottenpro- 
gramm zu vollenden, sondern «nach einem Anlaß zum Kriege suchen, [...] 
ehe unsere Flotte in vollem Umfange ausgebaut sein wird». Auf jeden Fall 
würde England die gegenwärtige Proportion des Vorsprungs gegenüber 
der Kaiserlichen Marine (etwa 2: ı) aufrechterhalten wollen, und auch 
dann könne der finanzielle und soziale Druck in England «so unerträglich 
werden, daß der Krieg als das kleinere Übel» erscheinen würde. Diese An- 
sichten des Botschafters verwarf der Kaiser mit fulminanten Ausdrücken. 
Metternich sei ein «Hasenfuß» und seine Ausführungen seien «Unsinn», 
«Quatsch» und «unglaublicher Blech!» Sollte die britische Regierung den 
Krieg erklären, so sei ihm das gleichgültig, erklärte Wilhelm trotzig. «Soll 
sie nur!» schrieb er. «Dann hat sie das Odium wovor England sich immer 
scheut.» «Wir haben die Ohrfeige [in der Marokkokrise] weg: und oben- 
drein sollen wir keine Schiffe bauen!!» Der Bericht des Botschafters sei 
«Üblicher Metternich[sch]e[r] Rath! Blos nicht bauen in Deutschland, 
dann wird in England gute Laune sein! [...] Ich stimme dem Urtheil des 
Botschafters nicht bei! Der Marineattach& hat Recht!»’ Dem Kanzler 
drahtete er barsch am 27. November 1911 aus Oberschlesien: «Standpunkt 
Metternichs genau derselbe wie bei den Novellen 04 und 08. Wäre ich ihm 
damals gefolgt, hätten wir jetzt überhaupt gar keine Flotte! Seine Deduk- 
tion gestattet auf unsere Marinepolitik die Ingerenz eines fremden Volkes, 
wie ich sie mir als oberstem Kriegsherrn und Kaiser nun und nimmer ge- 
fallen lassen kann noch werde! Und die für unser Volk eine Demütigung 
bedeutet! Es bleibt bei der Novelle!»® 

Bald darauf traf ein weiterer Bericht Metternichs ein, den Wilhelm II. 
mit Rand- und Schlußbemerkungen bedeckte, die seine eigenen Erwartun- 
gen schlaglichtartig erhellen. Bezug nehmend auf eine Grundsatzrede, die 
Sir Edward Grey am 27. November 1911 im Unterhaus gehalten hatte, äu- 
ßerte Metternich die Überzeugung, daß mit der Erledigung der Marokko- 
frage der Friede Europas gesichert sein müßte. «Da wir keine aggressiven 
Kriege nach West und Ost führen wollen und von dort aus auch keine 
Kriege in absehbarer Zukunft zu erwarten sind, woran sich zu beteiligen 
England in die Versuchung kommen könnte, so liegt augenblicklich nichts 
vor, was unseren Gegensatz zu England von neuem verschärfen würde.» 
Diese Einschätzung kommentierte Wilhelm II. abfällig mit den Worten 


1. Die Bemühungen um eine Verständigung mit England 891 


«! Heilige Einfalt!» Ebenso lehnte er den von Metternich befürworteten 
Vorschlag Greys ab, eine Verständigung auf der Basis eines deutschen mit- 
telafrikanischen Kolonialreiches zu suchen. Was der Kaiser verlangte, war 
vielmehr «ein Fallenlassen der englischen Ententenfreundschaften» mit 
Frankreich und Rußland, und da London dazu nicht bereit war, sei «auch 
gar nichts zu machen!» Da man niemals die absolute Gewißheit haben 
würde, daß sich England nicht gegen Deutschland engagieren werde - 
«das ist die Hauptsache» -, so müsse man weiterrüsten, folgerte der Kaiser. 
Metternichs Warnungen, daß die gegenwärtige günstige Stimmung in Eng- 
land sofort wieder umschlagen würde, sollte der Schlachtflottenbau inten- 
siviert werden, und daß sich dann die anglo-französische Entente leicht 
zum regelrechten Bündnis verdichten könnte, machten auf Wilhelm wenig 
Eindruck. Er rechne ohnehin nicht mehr auf eine Aussöhnung mit Eng- 
land, erklärte er, und die Entwicklung der Entente zu einem formellen 
Bündnis werde «so wie so» passieren «und das schafft Klarheit.» Hämisch 
schrieb der Souverän unter den Bericht seines Botschafters: «Dem armen 
Mann ist nicht zu helfen! Er bleibt dabei, zu Hause nur nicht rüsten, dann 
bleibt Englands Laune gut! mehr nicht!»’ Aus allen diesen Bemerkungen 
geht hervor, daß Wilhelm II. nur unter der Bedingung einer vertraglich 
bindenden Zusicherung der britischen Neutralität im Falle eines Kon- 
tinentalkrieges bereit gewesen wäre, auf die Verschärfung des Flotten- 
wettrüstens zu verzichten. Die Unerreichbarkeit eines solchen Hegemoni- 
alanspruchs erkannte kein anderer als der Tirpitz-Mitarbeiter Albert 
Hopman, der die Unterhausrede Greys als «Ausdruck Englands klarer 
und fester Politik» bezeichnete, «gegen die die Wilhelms II. immer den 
kürzeren ziehen muß, wenn sie ihre Wege kreuzen will. Über meine politi- 
schen Grundanschauungen brauche ich mich nicht weiter auszulassen. Sie 
sind mit England und ohne Wilhelm IL, der alles verkokst hat und auch 
weiterhin verkoksen wird.»* 

Die anti-englische, kriegsbereite Haltung Wilhelms II. nahm indessen 
an Schärfe weiter zu. Am 6. Dezember ıgıı schrieb er seinem Freund 
Franz Ferdinand: «Nach dem Verhalten der Engländer in dem letzten hal- 
ben Jahr zu urtheilen - und Grey’s Gesalbader ändert daran nichts - mü- 
ßen wir uns auf etwaige Streiche von ihnen gefaßt machen und dagegen 
Maßregeln in Form von Mehrbauten ergreifen. Nur starke Macht und 
brutale Gewalt imponirt jenseits des Kanals; Höflichkeit gilt als Schwäche. 
Die Menschen haben wir dazu, sie [die Engländer] sind nicht in der Lage 
das durchzuhalten.»? Als ihm am 12. Dezember ein Telegramm Marschalls 
über das Vordringen der anglo-französisch-russischen Entente in Kon- 
stantinopel vorgelegt wurde, wetterte der Kaiser: «Unerhört! wieder 
werden wir ausgeschloßen! [...] Wenn das Ausschließen Deutschlands In- 
dustrie so ungestört weitergeht: Dann werden wir zu den Waffen greifen 
und uns mit dem Schwert in der Hand durchsetzen müssen also Rüsten!»'° 
Nicht zufällig sollte Kaiser Wilhelm wenige Wochen darauf den Freiherrn 
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Marschall von Bieberstein zum Nachfolger Metternichs als Londoner 
Botschafter ernennen. 

Scharf wies Wilhelm II. alle Bemühungen Metternichs und Kühlmanns 
zugunsten eines Einvernehmens mit England zurück. Brauchbare Zuge- 
ständnisse werde Grey nie machen. «Er will eben nicht! und könnte nur 
durch reale Macht der Thatsachen gezwungen werden!» Wütend schrieb 
Wilhelm auf einen Bericht Metternichs: «Pah! Der Herr Botschafter sind 
ja sehr bescheiden und genügsam! Mir genügt das nicht! Das ist so gut wie 
Nichts. [...] Das ist nicht die Art in der der Deutsche Kaiser und sein 
Deutsches Volk erwarten kann und erwarten muß von England approchirt 
zu werden, um zu einem anderen politischen Verkehr und Benehmen zu 
kommen! Es diktirt, und wir sollen acceptiren! Davon ist keine Rede! we 
must be approached & taken at our own worth, oder es bleibt beim Alten! 
- Jedenfalls müßen energisch Schiffe gebaut werden! von London muß die 
Melodie gewaltig anders klingen, ehe ich mich auf irgend etwas einlasse. In 
nuce, sieht man, daß solange Grey im Amte bleibt eine wirkliche Politische 
Verständigung nicht erreichbar sein wird! Solange die Englische Regie- 
rung nicht ein moralisches Compelle fühlt sich mit uns zu verständigen (zu 
müssen), solange ist nichts zu machen. Als zu rüsten!» Durch den forcier- 
ten Flottenbau sollte Großbritannien zur Aufgabe seiner seit 1904 be- 
triebenen Ententepolitik gezwungen werden, durch die «der Allürte von 
Waterloo [England] dem antideutschen militärischen Trutzbündniß an der 
Seite Frankreichs theilnimmt gegen uns!»"' 


2. Der Kaiser und das «Wahngebilde» eines Kolonialreichs in Afrika 


Nicht Kolonialerwerbungen in Übersee, sondern der Durchbruch zur 
Vorherrschaft in Europa war das primäre Ziel Wilhelms II. Die unaus- 
bleibliche Reaktion auf diese Politik der kontinentalen Expansion war, daß 
die übrigen europäischen Mächte - groß und klein - sich unter der Ägide 
Großbritanniens vor der wachsenden deutschen Übermacht zu schützen 
suchten. Gerade wegen seiner Vormachtbestrebungen in Europa lehnte 
Wilhelm die Angebote der Briten, Deutschland zu einem Kolonialreich 
quer durch Afrika zu verhelfen, als hinterlistig ab. Die dahinterstehende 
Absicht sei ganz offenkundig, die in der Nordsee konzentrierte deutsche 
Schlachtflotte aufzuteilen und die Schiffe in die weite Ferne zu locken. 
Einzig und allein die Wilhelmstraße und die Diplomaten der Londoner 
Botschaft seien «den Briten auf den Leim gekrochen!!» und hätten deren 
böse Absicht nicht erkannt, schrieb er.'” Als Kühlmann am 8. Januar 1912 
einen Bericht einsandte, wonach Großbritannien bereit sei, dem Kaiser- 
reich zu einem großen Kolonialreich in Mittelafrika - also gerade zu dem 
Ziel, das Kiderlen mit seinem abenteuerlichen «Panthersprung» angestrebt 
hatte - zu verhelfen, lief der Kaiser heftig dagegen Sturm. In zahllosen 


2. Das «Wahngebilde» eines Kolonialreichs in Afrika 893 


Vermerken und Aufzeichnungen verwahrte er sich gegen die Behauptung 
Kühlmanns, daß die deutsche Politik jetzt zu wählen hätte zwischen zwei 
Wegen, die klar und scharf getrennt vor ihr lägen: «Auf der einen Seite 
liegt die Möglichkeit ehrenvollen Friedens, kolonialer Ausbreitung und 
erfolgreicher Kulturarbeit mit wachsendem Reichtum, auf der anderen 
Seite Neubelebung alten Haders, Stärkung jeder uns feindlichen Politik 
und die Heraufbeschwörung ernster Gefahren.» «Nein!» wütete Wilhelm, 
«Colonien haben wir genug! Wenn ich welche haben will, kaufe ich sie 
oder nehme ich sie ohne England!» Weder die portugiesischen Kolonien 
noch das Kongobecken, von denen bei den Londoner Vorgesprächen die 
Rede war, gehörten England. «Es will uns Dinge verschenken, die ihm 
nicht gehören! wie Marokko!» Welche afrikanischen Gebiete Deutschland 
bekäme, sei ihm, dem Kaiser, «ziemlich egal! Die Hauptsache ist erstens 
politische Annäherung! Ehe die nicht stattgefunden hat, lasse ich mich auf 
keine Kolonfial] Geschäfte mit England ein. Diese ändern nicht ein Haar 
an meiner Wehrvorlage.» Die Absicht der Engländer sei klar: Deutschland 
solle sich «mit Frankreich über den Congo ebenso [...] balgen wie über 
Marokko!» Er «denke gar nicht daran!», auf die englischen Anregungen 
einzugehen, bekräftigte der Kaiser. «Da das Gebiet andren als England 
oder uns gehört, würden wir sofort gezwungen mit unserer Wehrmacht 
gegen die Besitzer vorzugehen, und da wird England schon die Gelegen- 
heit finden uns in den Rücken zu fallen. [...] England will nicht daß wir 
Colonien kriegen, sondern Colonialkriege und Verwickelungen.» Außer- 
dem wolle es «unsere Conzentrirte Stärke ulnd] Kraft!» in der Nordsee 
schwächen. Kühlmann sei «ein gelehriger Schüler Metternichs und bringt 
drum den ganzen Quatsch vor, der Mir seitdem ich meine Flotte baue, im- 
mer vorgekaut worden ist; nur niemals Eindruck gemacht hat. Ich verzich- 
te darauf dies Zeug zu widerlegen. Ich will keine Colonialen Geschenke 
von England, da sie stets auf Kosten anderer gemacht werden und zu 
Konflikten die Keime bergen, deren Ende gar nicht abzusehen ist. Die 
Stärkung, die ich für nöthig halte, soll und wird gefördert werden.»" 
Obwohl Wilhelm vorgab, auf die Widerlegung der Argumente Kühl- 
manns «verzichten» zu wollen, ließ er es sich nicht nehmen, in einer langen 
Aufzeichnung für die Londoner Botschaft seine gegenteilige Überzeugung 
darzulegen. «Der Bericht geht von falschen Prämißen aus», wetterte er am 
1. Januar 1912. England wolle keinen Krieg und wünsche nach der Belei- 
digung Deutschlands in der Agadir-Krise «uns wieder «gut stimmen» wie 
ein gehauenes Kind und will uns, nach der Lloyd George’schen Peitsche, 
wieder Zuckerbrod geben. Daher werden uns allerhand Andeutungen 
über ein auszubauendes Colonialreich in Afrika gemacht. Auf echt Briti- 
sche Manier natürlich wird das Besitzthum Anderer uns angewiesen, wor- 
über England nicht das Dispositionsrecht zusteht. Portugal hat bisher 
nicht zu erkennen gegeben, daß es die Absicht hat, sich seines Colonialbe- 
sitzes zu entäußern. Wird auch wohl gehörige Menge Millionen fordern, 
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die wir wahrscheinlich nicht frei haben. Auf den Congostaat hat Frank- 
reich das Vorkaufsrecht. Bei der jetzigen Stimmung ist es ausgeschloßen, 
daß es uns darin entgegenkommt. Im Gegentheil es ist im Stande sofort bei 
Bekanntwerden unsrer Absichten den Belgiern ı Milliarde zu bieten - die 
es immer bereit hat - und ihn uns vor der Nase fortzuschnappen. So er- 
weisen sich die britischen «Geschenke als Danaergaben, die uns den Be- 
theiligten Besitzern gegenüber in genau dieselbe Lage bringen würden wie 
Frankreich in Marokko, gegenüber Spanien; Italien in Tripolis etc. Diese 
Gaben würden, sobald wir ernstlich versuchen wollten sie zu erhaschen, 
sofort durch Presseagitation und diplomatische Lügen England’s bei den 
Besitzern, uns in die uebelsten Situationen bringen und unsere Europläi- 
sche] Kraft, Conzentration und Stärke schwächen, finanziell und militä- 
risch sowie Maritim. Das Spiel Englands ist klar, aber für meine Beamten 
nicht zu durchschauen. Wir sollen mit Vorspiegelung eines «Colonial- 
reich» in Afrika, mit Erwerbungen auf Kosten Anderer, in Verwickelun- 
gen hineingezogen und abgezogen werden von der Weltpolitik, d[as] 
h[eißt] man will die große Asiatische Frage ohne uns lösen a Trois Tripel- 
entente mit Japan und Amerika - und wir sollen dabei nicht betheiligt 
sein. Wird aber Asien aufgetheilt, ist unsre Ausfuhr - Produktion der 
Industrie - und Handel auf ewig schwer geschädigt und müßten wir ihm 
die offene Thür per Flotte und Granate öffnen. Auf die Lösung der 
Asiat[ischen] Frage mit uns ist meine ganze Politik auch der Marine aufge- 
baut und meine milit[ärische] Conzentration in Europa. Daher wirkt sie 
so unbequem, und defßwegen soll sie in Colonialerwerbungen aufgelöst 
und zersplittert werden. Damit wir in Asien - also sonst auf der Welt - 
nicht mehr mitreden! Daher gehe ich auf die Engl[ischen] Anerbietungen 
nicht ein. S[eine] E[xzellenz] der Reichskanzler hat im Herbst bereits mit 
meiner ausdrücklichen Billigung den Grundsatz aufgestellt, vor allen De- 
tailabkommen erst ein Political Working agreement mit England, d[as] 
h[eißt] Anerkennung unsres Pobitischen Werthes und Politischer Gleichbe- 
rechtigung, und Festlegung unserer Politik auf generellen paralellen [sic] 
Bahnen in der Welt. Das will England anscheinend nicht, sondern will uns 
mit Colonialen Brocken abspeisen, um uns in der Welt loszuwerden und 
event[uel]l auch ferner gegen uns zu hantiren! Daher ist das Angebot 
müßig! Wenn H[err] v[on] Kühlmann von dem großen Deutschen Afri- 
kanl[ischen] Colonialreich träumt, vergißt er das Wie des Zustandekom- 
mens, das Womit unsrer finanziellen Unzulänglichkeit, und das Wer der 
völlig für solche Verhältniße unerzogenen und mangelnden Beamten. Er 
thäte auch gut die Nase in die Seekriegsgeschichte zu stecken. Da könnte 
er lernen, daß Colonialgroßmacht sein zugleich Flottengroßmacht zu sein 
erheischt, ohne letzteres ist Ersteres heller Unsinn. Die Geschichte Spa- 
niens lehrt das. Das war eine mächtige Colonialgroßmacht, vernachlässigte 
seine Flotte und verlor sein ganzes Colonialreich. Die letzte Phase war 
St. Jago de Cuba! Man kann große Colonien ohne starke Flotte nicht hal- 
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ten. Ich müßte also für das oben angebotene Colonialreich eine doppelt so 
große Marinevorlage zunächst fordern, mit Ausbau von großen Kriegs- 
häfen und Stationen! - Die Wehrvorlage bleibt bestehen ohne Rücksicht 
auf solche Träumereien.»"* Den Umschwung in der Haltung Wilhelms II. 
brachte erst die durch Nachrichten aus London genährte Hoffnung, daß 
Großbritannien bereit sei, seine Entente mit Frankreich und Rußland auf- 
zugeben und an ihrer Stelle ein vergleichbares Abkommen mit Deutsch- 
land zu treffen. 


3. In Erwartung der «Entente» mit England 


Am 10. Januar 1912 setzte Bethmann Hollweg dem Kaiser ganz im Sinne 
Metternichs und Kühlmanns auseinander, daß eine Verständigung mit dem 
Inselreich greifbar geworden sei. Deutschland würde «ein großes Koloni- 
alreich bilden können, (Portugiesische Kolonien, Belgisch Kongo, Nieder- 
ländische Kolonien)» und - das war der entscheidende Punkt - «einen Keil 
in die Tripleentente einschlagen». Die Marine könne Geld für Mannschaf- 
ten, U-Boote und andere «Nebenwaffen» bekommen, versicherte der 
Kanzler, «nur keine Dreadnoughts mehr»."’ Wilhelm war zunächst «außer 
sich» über das Ansinnen Bethmanns, doch bald gelangte er zu der Über- 
zeugung, endlich sein großes Ziel, die Sprengung der Entente und die Vor- 
herrschaft in Europa erreichen zu können. Am 7. Februar 1912, dem Tag 
der Ankunft Haldanes in Berlin, notierte Müller nach stundenlangen Ge- 
sprächen mit dem Kaiser und Tirpitz «über engl. Ententen bzw. Neutrali- 
tätsabkommen mit Kolonialaussichten»: «S. Maj. sehr begeistert. Sah sich 
schon als Leiter der Politik der Vereinigten Staaten von Europa u. ein 
deutsches Kolonialreich quer durch Central Afrika.»"‘ 

Wann Kaiser Wilhelm erstmals von der Absicht Großbritanniens er- 
fuhr, einen leitenden britischen Staatsmann zu Sondierungen nach Berlin 
zu entsenden, ist nicht einwandfrei geklärt. Sicher ist nur, daß der Anstoß 
dazu von Albert Ballin ausging, der den einflußreichen deutsch-britischen 
Finanzmann Sir Ernest Cassel für seine Pläne gewann.'” Sowohl in Lon- 
don als auch in Berlin ging man davon aus, daß Ballin und Cassel im Auf- 
trag der anderen Regierung handelten, was zu endlosen Mißverständnissen 
führen sollte. Dem Botschafter Metternich teilte Grey mit, Cassel habe 
Anfang Januar im Auftrag Kaiser Wilhelms einen Berlinbesuch Churchills 
angeregt, doch der Kaiser bestritt entschieden, die Initiative ergriffen zu 
haben. Die Behauptung Greys sei «Unsinn!» schrieb er. «Ich habe mit 
Cassel erst etwas zu thun gehabt als er sich bei mir Ende Januar für seinen 
Orden bedankte, und mit dem Angebote Greys herauskam.»'" Dabei 
überging der Kaiser jedoch die Vermittlerrolle, die Ballin gespielt hat. Es 
scheint fast undenkbar, daß dieser, der nachweislich Mitte Dezember 1911 
mit dem Kaiser und dem Reichskanzler sprach,'? einen Vorstoß in einer 
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Abb. 34 Wilhelm II. mit dem Generaldirektor der Hapag, Albert Ballin 


derart brisanten Frage gewagt hätte, ohne sich erst vergewissert zu haben, 
daß Wilhelm darauf eingehen würde. Belegt ist ferner, daß Ballın dem 
Kaiser Ende ıgıı einen Artikel aus der Westminster Gazette mit der 
Überschrift «Towards an Anglo-German Detente» [Auf dem Weg zu einer 
englisch-deutschen Verständigung] übersandte. Dazu schrieb Wilhelm 
Anfang Januar 1912 die sonderbare Bemerkung: «Ganz gut, bis auf die 
lächerliche Idee, wir strebten die Hegemonie von Zentraleuropa an: Wir 
sind eben Zentraleuropa. Und daß andere kleinere Staaten sich an uns an- 
lehnen, oder in unseren Wirkungskreis kommen, durch das Gesetz der 
Schwerkraft, ist ganz natürlich. Das wollen die Engländer nicht, weil es 
ihre Theorie von der «Balance of Power — d.h. die Europäischen Groß- 
staaten gegeneinander ad libitum auszuspielen — absolut zu nichte macht 
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und einen einigen Continent schaffen würde, was sie mit allen Mitteln hin- 
tertreiben wollen, daher die Lüge von unseren Gelüsten auf Hegemonie! 
Wie sie sie schon in der Welt beanspruchen und betreiben! Wir Hohenzol- 
lern haben noch niemals nach so ehrgeizigen und nebelhaften Zielen je 
gestrebt. Und wills Gott werden es niemals!»* Ob Ballin in der Unter- 
scheidung zwischen «Hegemonie» und einem schwergewichtig deutschen 
«Zentraleuropa» mehr als Haarspalterei gesehen hat, muß dahingestellt 
bleiben. Jedenfalls faßte er die Reaktion des Kaisers als ermutigendes Zei- 
chen auf und unternahm mit Cassels Hilfe den Versuch, einen britischen 
Unterhändler nach Berlin zu lotsen. 

Zunächst sollte Winston Churchill zu Gesprächen in die deutsche 
Hauptstadt reisen, doch der jüngst zum Ersten Lord der Admiralität er- 
nannte Politiker fühlte sich in Anbetracht seiner neuen Stellung außer- 
stande, die Vermittlung zu übernehmen.” Er war allerdings aktiv an den 
Beratungen beteiligt, die schließlich zur Entsendung des Kriegsministers 
Haldane führen sollten. Am 27. Januar 1912 fand im Haus Churchills ein 
Treffen mit Grey, Lloyd George und Cassel statt, bei dem eine kurze Ver- 
balnote über etwaige Verhandlungen mit Deutschland entworfen wurde, 
die Cassel dem Reichskanzler am 29. Januar 1912 in Berlin übergab.” 

Bereits in diesem frühen Stadium wurden die unüberwindbaren 
Schwierigkeiten erkennbar, die einer anglo-deutschen Verständigung im 
Wege standen. Die Erwartungen, die auf der deutschen Seite an den «An- 
näherungsversuch Englands an uns» — so Müller - geknüpft wurden, 
waren von vornherein allzuhoch angesetzt: Müller sprach von einem «En- 
tenten Anerbieten» Englands.” Andererseits war klar, daß die erst wenige 
Tage zuvor beschlossene Flottennovelle, obwohl abgeschwächt im Ver- 
gleich zum ursprünglichen Entwurf, ein großes Hindernis zu einer Über- 
einkunft mit England darstellen würde. Zwar sah sich der Kaiser genötigt, 
den Engländern die Flottennovelle wenigstens in Umrissen mitzuteilen, 
doch er schickte bezeichnenderweise den Chef des Marinekabinetts zu 
Bethmann Hollweg, um mit ihm die Mitteilung an London zu redigieren, 
und nicht Tirpitz, «von dem er wohl annahm, daß er dem Reichskanzler 
Schwierigkeiten bereiten würde».”* Der hartnäckige Widerstand des Groß- 
admirals gegen jegliche Konzession an die Engländer sollte die Verhand- 
lungen enorm erschweren. 

Am 31. Januar 1912 fanden stundenlange Beratungen zwischen Ballın, 
dem Kaiser und dem Reichskanzler statt, in deren Verlauf die Umrisse ei- 
nes eventuellen Abkommens erkennbar wurden. Müller hielt in seinem 
Tagebuch die drei Elemente Flottenreduzierung, Kolonialexpansion und 
Neutralitätsversprechen fest, die gegeneinander abgewogen werden soll- 
ten: «1. Anerkennung eines Anspruchs Englands auf eine größere See- 
macht mit Rücksicht auf seine Lage, Kolonien etc., 2. Unterstützung 
Deutschlands in Expansionsbestrebungen soweit solche irgend mit briti- 
schen Interessen vereinbar, 3. Sofortiger Eintritt solcher Unterstützung, 
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wenn Deutschland nur angiebt, wo es sich betätigen will. 4. Gegenseitige 
Verpflichtung keiner Koalition beizutreten, die eine Spitze gegen den an- 
deren Kontrahenten hat. Dauer der Entente vorläufig 20 Jahre.» 

Am 3. Februar besprach der Kaiser mit dem Chef des Marinekabinetts 
abermals «unter dem Siegel tiefsten Geheimnisses [...] die Ballin-Cas- 
sel’schen politischen Eröffnungen» und erteilte Müller den Auftrag, sich 
«bis zum Nachmittag 6h über Möglichkeit weiterer Novellenreduzierung 
im Sinne des Einvernehmens mit England zu äußern».”° Wilhelm, Beth- 
mann und Ballin verfaßten am Vormittag des 4. Februar die Antwort auf 
die von Cassel überbrachte Verbalnote; weder Tirpitz noch Cassel, der 
nach England zurückgefahren war, waren daran beteiligt, und auch Kider- 
len fühlte sich übergangen.’” In der so entstandenen Antwort - Wilhelm 
persönlich diktierte den englischen Text - verlangte der Kaiser als Gegen- 
leistung für eine Verlangsamung im deutschen Flottenbau ein «politi- 
sches» Abkommen, demzufolge «beide Mächte übereinkommen, an kei- 
nen Plänen, Kombinationen, kriegerischen Verwicklungen teilzunehmen, 
die gegen einen derselben gerichtet sind».” Dem Admiral von Müller teilte 
Wilhelm am folgenden Tag mit, «daß er nichts anders könne wie auf die 
Verhandlungen mit England einzugehen. Ablehnung bedeute Krieg im 
Frühjahr u. z. ein Krieg mit 3 Fronten». 

Müller riet dringend dazu, nun endlich Tirpitz hinzuzuziehen, und er- 
hielt von Wilhelm den Befehl, den Staatssekretär am Abend ins Schloß zu 
bringen. Zu dritt gingen sie im Sternsaal auf und ab, «T. wie üblich unlie- 
benswürdig um nicht zu sagen arrogant schwierig. Er mußte aber schließ- 
lich zugeben, daß Verhandlungen nicht abzulehnen seien u. daß die Depe- 
sche vom vormittag an Ballin-Cassel-A. A. in London geschickt gefaßt.»3° 
Ein Groll auf den Kaiser, der wieder einmal «umgefallen» sei, blieb den- 
noch bestehen, zumal auch Tirpitz sich übergangen fühlte.’ 

Fieberhaft bereitete sich Wilhelm II. auf die vielversprechenden Unter- 
handlungen mit Haldane vor. In einem «Allerhöchsten Entwurf» vom 
5. Februar 1912 wurde das deutsche Hauptziel erkennbar, nämlich «Bünd- 
nisvertrag, bzw. Neutralitätsvertrag, auf Grund dessen hierorts eine Ver- 
langsamung der Novelle eingeschlagen werden könnte». Natürlich wür- 
den die Engländer ihrerseits Deutschland gegenüber den «two power 
standard» aufgeben müssen.” Nach Beratungen mit Bethmann übersandte 
der Kaiser am 6. Februar eigenhändige Notizen an Tirpitz. Sie lauteten: 


«Mit Reichskanzler folgendes abgemacht bezüglich Besprechungen mit Haldane: 
Allgemeines 

ı) Haldane kommt (Annahme) in privatem Charakter um Terrain zu sondiren 
und vorzubereiten. 

2) Clarstellung ob diese Annahme zutreffend, oder ob er erklärt (empowered by 
the Government as a whole) zu sein bereits Verhandlungen zu entriren. 

3) Im Ersteren Falle hinweis darauf, daß er als Vertreter eines Regierungs comites 
erscheint, welches unverbindlich ist und noch nicht sich gebunden hat. Daß da- 
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gegen Regierung hier von ı Mann - dem Kaiser - geführt werde, also der Kanzler 
in seinem Namen spräche. Daher vorläufig bei Ersterer Annahme, der Kanzler 
nur seine Privatmeinung und nicht die des Kaisers äußere. 

4) Große Vorsicht und Zurückhaltung im Gespräch, um Haldane erst heraus- 
kommen zu laßen. 

5) Bestimmt ausgedrückter Wille die [Flotten-]Vorlage aufrecht zu erhalten. In- 
gerenz fremden Staats darauf unzulässig. 

6) Bei Besprechung über Nachrichtenaustausch, Bauten, und etwaigen Rüstungs- 
beschränkungen, scharfer Nachdruck darauf zu legen auf die Gegenseitigkeit, 
wenn bei uns etwas geschieht muß das gleiche für England geschehen.» 


Die «politische» Frage der britischen Neutralität, die das Herzstück der 
Verhandlungen bildete, wurde in diesen Notizen für Tirpitz nicht be- 
rührt, da sie, wie dieser grollend bemerkte, nicht in sein Ressort als Staats- 
sekretär des Reichsmarineamts fiel. Der Großadmiral war fest davon über- 
zeugt, daß die Engländer noch weit entfernt davon waren, gegen eine 
Erleichterung im Rüstungswettlauf ihre jahrhundertelang geübte Gleich- 
gewichtspolitik - insbesondere ihre Ententen mit Frankreich und Rußland 
- aufzugeben. Die vom Kaiser geforderte «Politische Gleichberechtigung 
[...] in der Welt»3* könne nach Tirpitz’ Ansicht erst erreicht werden, wenn 
der unerbittliche Wettlauf im Schlachtflottenbau die Inselnation praktisch 
zur Kapitulation gezwungen haben würde. So goß der Staatssekretär dem 
«sehr begeisterten» Kaiser «viel Wasser in den Wein», als dieser sich am 
Vorabend der Verhandlungen mit Haldane «schon als Leiter der Politik 
der Vereinigten Staaten von Europa» wähnte.5° Dem Monarchen teilte er 
unverblümt mit: «Nach meiner Kenntnis und Auffassung fehlt es an jedem 
Anhalt, der die Annahme berechtigt erscheinen lassen könnte, dass die 
Engländer tatsächlich die seit Jahren befolgte Politik verlassen und eine 
vollständige Schwenkung ihrer Politik vornehmen wollen.» Tirpitz sollte 
recht behalten und die Empörung Wilhelms II. über den Ausgang der Ver- 
handlungen entsprechend bitter ausfallen. 

Was der Kaiser als Gegenleistung für eine Verlangsamung des deut- 
schen Flottenbautempos verlangte, lief aus britischer Sicht auf eine Ab- 
dankung Großbritanniens als Weltmacht, eine Aufgabe seiner Ententen 
mit Frankreich und Rußland und somit die Hinnahme der deutschen Su- 
prematie auf dem europäischen Festland hinaus. Erst im September 1911 
hatte Sir Arthur Nicolson in einer Denkschrift für George V. die Gründe 
dargelegt, die gegen ein Bündnis des Inselreiches mit Deutschland sprä- 
chen. Allein die Ententen mit Frankreich und Rußland hätten Großbritan- 
nien vor einer deutschen Hegemonie in Europa geschützt. «Die Politik 
Englands sei immer gewesen, die balance of power aufrechtzuhalten und 
sich der Vorherrschaft jeder einzelnen Macht zu widersetzen. Hätten wir 
nicht unsere offenen Fragen mit Frankreich und Rußland geklärt, würden 
wir diesen beiden Mächten die Gelegenheit geboten haben, uns ernsthafte 
Verlegenheiten und Schwierigkeiten in Ägypten, Neufundland, den Neu- 
en Hebriden und im Mittleren und Fernen Osten zu bereiten.» Ein Bünd- 
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nis mit Deutschland würde England keinen Schutz gegen solche Probleme 
bieten, im Gegenteil: «Wir wären bald gezwungen gewesen, die deutschen 
Geschäfte zu besorgen, und wir würden in jedes Abenteuer hineingezogen 
worden sein, in das Deutschlands Politik uns vielleicht geführt hätte. Ein 
Bündnis von uns mit Deutschland würde zu ständigen Spannungen mit 
Frankreich & Rußland und vielleicht zu Krieg geführt haben. [...] Ver- 
gleicht man die Lage vor 1904 mit der gegenwärtigen - es ist kaum fraglich, 
daß unsere eigene internationale Stellung jetzt viel stärker und der Frieden 
viel gesicherter ist.»” Am 8. Februar 1912, just dem Tag, an dem Haldane 
in Berlin seine Verhandlungen aufnahm, äußerte Nicolson schwerwiegen- 
de Zweifel über den eingeschlagenen Weg. «Ich selbst sehe nicht, warum 
wir unsere vortreffliche Lage, in der wir uns befinden, aufgeben und zu- 
rücktreten sollten, um in Bemühungen verwickelt zu werden, uns in soge- 
nannte «Übereinkommen zu verstricken, die zweifellos, wenn auch nicht 
unmittelbar unsere Beziehungen zu Frankreich und Rußland beeinträch- 
tigen, so doch auf jeden Fall die letzteren Länder etwas mißtrauisch gegen 
uns machen würden. Außerdem: Ist es wahrscheinlich, daß wir von 
Deutschland eine Zusicherung von wirklich formalem und binden- 
dem Charakter bekommen können, sein Flottenprogramm nicht zu ver- 
größern - und immer damit einverstanden zu sein, uns die unangefoch- 
tene und unbestrittene Vorherrschaft zu überlassen?»>* Es war klar: Nur 
ganz massive Zugeständnisse von welthistorischer Bedeutung auf der 
einen oder anderen Seite hätten zu einer Übereinkunft führen können, und 
solche waren nicht zu erwarten. 


4. Lord Haldane in Berlin 


Die Wahl Viscount Haldanes als Unterhändler war naheliegend. Der 
Kriegsminister, wegen seiner Vorliebe für deutsche Philosophie vom Pre- 
mierminister Asquith als «Schopenhauer» verspottet, sprach fließend 
deutsch, hatte in Göttingen studiert, deutsche Bücher ins Englische über- 
setzt und seine Ferien häufig in Deutschland verbracht. Er kannte den 
Kaiser persönlich und hatte ihn noch im Vorjahr in sein Haus am Queen 
Anne’s Gate eingeladen.®? Haldanes Status als Unterhändler blieb jedoch 
unklar. Bei seinem ersten Gespräch mit dem Reichskanzler am 8. Februar 
1912 erklärte er, «daß ich offiziell mit Billigung des Königs und des Kabi- 
netts hergekommen sei, aber lediglich, um gesprächsweise den Boden zu 
sondieren, und nicht, um mich selbst oder meine Regierung auf irgend wel- 
che Vorschläge festzulegen».* Andererseits fiel auf, daß der Minister, der 
lediglich von seinem Bruder (einem renommierten Wissenschaftler) be- 
gleitet wurde, nicht in der Botschaft, sondern im Hotel Bristol abstieg. 
Offiziell hieß es, beide Haldanes seien wegen Universitätsangelegenheiten 
nach Berlin gekommen.* Doch nicht formelle Statusfragen, sondern ganz 
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gravierende sachliche Differenzen sollten zum Scheitern der Verhandlun- 
gen führen. 

Die erste Runde der Sondierungsgespräche, die am 8. Februar zwischen 
Haldane und Bethmann Hollweg stattfand, verlief positiv, zeigte aber auch 
deutlich die Grenzen der Einigungsmöglichkeiten. Der britische Kriegs- 
minister wies auf die wachsende Macht des Kaiserreiches als Grund für 
den Zusammenschluß der übrigen Mächte in Europa hin. «Deutschland 
habe großartige Rüstungen geschaffen und schaffe weiter daran und mit 
Hilfe des Dreibundes sei es der Mittelpunkt einer gewaltigen Gruppe ge- 
worden. Die natürliche Folge sei, daß die anderen Mächte getrachtet 
hätten, sich einander näherzukommen.» Haldane machte deutlich, daß 
Großbritannien eine Niederwerfung Frankreichs durch Deutschland nicht 
würde hinnehmen können. Der Reichskanzler entgegnete, er sche ein, 
auch wenn er die Phrase «balance of power» nicht sonderlich mochte, daß 
Großbritannien sich immer an die schwächere Gruppierung in Europa an- 
lehnen würde. Er habe jedoch eine Neutralitätsformel entworfen, von der 
er sich eine Überbrückung der Gegensätze zwischen den beiden Lagern, 
dem Dreibund und der Triple Entente, verspreche.* Diese Formel lautete: 
«Sollte der eine der Hohen Vertragsschließenden in einen Krieg mit einer 
oder mehreren Mächten verwickelt werden, so wird ihm gegenüber der 
andere zum mindesten eine wohlwollende Neutralität beobachten und für 
die Lokalisierung des Konflikts bemüht sein.»* Haldane wies auf die «fa- 
tale» Schwierigkeit dieser Formel hin. Was würde geschehen, fragte er den 
Reichskanzler, wenn «zum Beispiel» Deutschland über Frankreich herfal- 
len sollte? In einem solchen Fall könne Großbritannien nicht mit gebun- 
denen Händen stillsitzen und zusehen. Nur wenn die Neutralitätsformel 
also ausdrücklich auf «unprovozierte Angriffe» beschränkt wäre, könne 
diese unerwünschte Folge vermieden werden. Der Kanzler machte gel- 
tend, wie schwierig es sei, beim Ausbruch eines Krieges den Angreifer zu 
bestimmen, er räumte aber ein, daß eine «bedingungslose» Neutralitäts- 
klausel problematisch sei. Er werde sich die Frage noch überlegen; die 
Hauptsache sei der gute Wille zwischen den beiden Ländern. «Zweiein- 
halb Jahre lang habe er sich bemüht, zwischen Deutschland und England 
ein Abkommen zustandezubringen. Dies sei das Ziel seiner Politik gewe- 
sen. [...] Er würde sich hinsichtlich unseres Gesprächs beraten und sich 
demnächst mit mir wieder in Verbindung setzen. Ich habe Grund zu glau- 
ben, daß er sich sofort zum Kaiser begab», notierte sich Haldane.* 

Die für den folgenden Tag anberaumten Verhandlungen zwischen ihm 
und Tirpitz versprachen von vornherein, erheblich schwieriger zu werden. 
Unmittelbar vor der Begegnung machte sich der Großadmiral Notizen, 
die die Unvereinbarkeit der beiden Standpunkte klar darlegten. England 
behaupte, Deutschland dasselbe Verhältnis anzubieten, das es zu Frank- 
reich habe, schrieb Tirpitz, «thut es aber thatsächlich nicht. Beweis: 
England] will neutral bleiben wenn F[rankreich] D[eutschland] angreift. 
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El[ngland] behält freie Hand wenn Dfeutschland] F[rankreich] angreift. 
Umkehren läßt d. Satz sich nicht, denn E[ngland] will nicht neutral bleiben 
wenn Df[eutschland] F[rankreich] angreift. Frankreich hat also eine an- 
dere Entente. Abgesehen davon wer ist d. Angreifer? F[rankreich] kann 
Dfeutschland] so brüskieren nach diesem Übereinkommen, daß Dfeutsch- 
land] zum Kriege gezwungen wird.» Von Deutschland aus gesehen sei die 
ganze Pointe der Unterhandlung mit Haldane, daß sich «England an 
einem Kriege zwischen Df[eutschland] u. F[rankreich] nicht betheiligt u. 
gerade das lehnt England ab. Wenn aber England sich an einem solchen 
Kriege betheiligt, dann müssen wir rüsten.» Die britische Absicht sei 
offenbar, so Tirpitz, Deutschland zu einer Zurückziehung der Flotten- 
novelle zu bewegen, ohne sich seinerseits zu binden. Am Vorabend der 
entscheidenden Begegnung mit dem britischen Unterhändler faßte Tirpitz 
seinen Standpunkt in einer Notiz für den Kaiser prägnant zusammen. Die 
«politische Forderung», die Deutschland als Gegenleistung für eine Ver- 
langsamung im Flottenbau stellen müsse, laute: «England darf sich an kei- 
nem Krieg zwischen Deutschland und Frankreich beteiligen, ganz gleich, 
wer der «Angreifer ist. Können wir diese Garantie nicht bekommen, dann 
müssen wir eben weiter rüsten, um der englisch-französischen Entente ge- 
wachsen zu sein, die de facto den Charakter eines Offensivbündnisses 
trägt.»# 

Tirpitz’ Notiz kreuzte sich mit einer Stellungnahme des Kaisers, der 
weiterhin hochgespannte Erwartungen in die Verhandlungen setzte: es 
stehe ja «so großes auf dem Spiel». In der Annahme, daß eine anglo-deut- 
sche Entente mit Händen zu greifen sei, setzte er seinen ganzen Einfluß 
dafür ein, Tirpitz nachgiebig zu stimmen. An Müller richtete Wilhelm 
einen Brief, den der Kabinettschef dem Großadmiral noch vor der Begeg- 
nung mit Haldane vorlesen sollte. Darin erklärte er: «Der Reichskanz- 
ler [...] ist furchtbar mißtrauisch gegen Tirpitz (durch Ausw. Amt) ge- 
macht worden und hat große Sorge, daß Tirpitz durch zu starres 
Festhalten aus Ressortgründen an Zeit und Tempo der Vorlage die Sache 
verschütten könnte. [...] Ausw. Amt - das habe ich unter der Hand erfah- 
ren - ist wüthend, daß es offiziell nicht beteiligt, aus Eitelkeit, um den 
Ruhm der Sache zu ernten, die sie natürlich nicht dem Kaiser persönlich 
oder gar Tirpitz gönnen. Wenn nur Tirpitz uns keine Steine in den Weg 
rollt, wir sind soweit im Klaren, daß pohtisch die Entente geschlossen wer- 
den kann, der darf uns jetzt nichts mehr dazwischen bringen. Zugleich bit- 
tet der Kanzler dringend, [daß] nichts seitens Tirpitz über den 2 power 
standard gesagt wird, solange nicht Haldane persönlich ausdrücklich da- 
von anfängt. Es ist kein Zweifel, daß von der heutigen Konversation zw. 
Tirpitz u. Haldane das Schicksal der Entente [zwischen Deutschland und 
England] zum großen Teil abhängt, damit das Schicksal Deutschlands und 
der ganzen Welt, das muß Tirpitz sich klar sein. In großen und freien, offe- 
nen Zügen muß er arbeiten, ohne Mißtrauen und Hintergedanken! [...] 
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Kann Tirpitz den noch anzuhörenden Engl. Wünschen genügend entge- 
genkommen, so daß wir die Entente [mit England] unter Dach kriegen, 
dann werde ich dafür sorgen, daß die Welt erfährt, daß er der Mann war, 
dem Deutschland und die Welt den Frieden verdankt und einen Haufen 
Kolonialgebiet dazu. Dann hat er eine Position in der Welt wie seit Bis- 
marck kein deutscher Minister, ebenso vor dem Reichstag, mit dem er 
dann Fangball spielen kann! Auf der Karte hat uns der Kanzler heute ge- 
zeigt, zu was England uns verhelfen will. 1) Ganz Angola, das ist größer 
als ganz S W Afrika, 2) das uns zustehende Stück von Mozambique, 3) 
Zanzibar und Pemba dazu, wenn wir es haben wollen, 4) und die südliche 
Hälfte des Kongostaates (später), wenn wir es wünschen. Sodaß Ostafrika 
und SW Afrika zusammenhängen kann. Als Entgelt für das alles die Insel 
Timor.»* 

Ursprünglich wollte der Kaiser, dem Rate Müllers folgend, nur so lange 
an den Gesprächen am 9. Februar teilnehmen, bis Tirpitz und Haldane 
miteinander «warm geworden» waren, doch «als die Geschichte [...] nun 
wirklich losging, konnte S.M. nicht widerstehen, die Hand im Spiele zu 
behalten». Er blieb bis zuletzt dabei und rühmte sich, ganz persönlich die 
Einigung herbeigeführt zu haben.* Anschließend ging er auf der Döberit- 
zer Heerstraße mit Müller spazieren, «um über die Besprechung sein Herz 
auszuschütten». «Danken Sie Gott, daß ich dabei war», stieß er aus. «Die 
Unterhaltung war durch T. Dickköpfigkeit zu einem völligen dead stop 
gekommen. T. wollte absolut nichts von der Novelle ablassen u. kam auch 
auf den two power standard. Da sprang ich ein u. sagte, wir wollten doch 
das rein Politische von dem Marinepolitischen trennen. Die Novelle müs- 
se, so wie sie ist, eingebracht werden, aber wenn die politische Entente da 
sei, so kann ich als allerh. Kriegsherr ja sagen, jetzt hat es mit der Schaffung 
des III. Geschw. nicht solche Eile u. wir werden also die benötigten Schiffe 
langsamer bauen, 1913 das erste, 1916 das zweite u. 1919 das dritte. Einen 
Versuch Haldane’s auf das Flottengesetz selbst einzuwirken, habe ich 
gleich zurückgewiesen, indem ich sagte, das ist ein Gesetz u. daran sei 
nicht zu rühren. Ich reservierte mir auch das Recht in schnellerem Tempo 
zu bauen, wenn ich sähe, daß Franzosen u. Russen schneller vorgingen, da 
erklärte aber Haldane gleich, die Engländer würden natürlich auf Russen 
u. Franzosen dahin einwirken, daß sie in maßvollem Tempo bauten. Hal- 
dane ist sehr befriedigt von der Besprechung und versichert, daß das Er- 
gebniß in England die größte Freude auslösen würde, namentlich auch 
beim König. Er werde nun gleich zurückreisen u. veranlassen, daß Grey 
mit dem Vertragsinstrument gleich nach Berlin käme zur Unterzeichnung 
und daß dann das Abkommen gleich veröffentlicht werden sollte.»’° 

Erwartungsvoll schrieb Wilhelm an den Reichskanzler, der auf aus- 
drückliche Anordnung des Kaisers an den Verhandlungen vom 9. Februar 
nicht teilgenommen hatte: «Die schwere Sitzung ist beendet, und zwar 
gut! Trotz aller guten Absichten und Vorsicht kam natürlich der Two- 
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Power-Standard 2:3 und was man sich nur nicht wünschen konnte zur 
Sprache. Endlich aber war aller steam expended und ich erlaubte mir die 
folgende Basis vorzuschlagen, die allerseits akzeptiert wurde. ı., Es wird 
im Agreement gar nichts über Flottenstärken und Standards und Bauten 
gesagt. 2., Sobald das Agreement - das purely political [rein politisch] sein 
soll - publiziert ist, werde ich, sobald die Vorlage eingebracht wird, auf das 
Agreement hinweisend durch Tirpitz erklären lassen, daß Novelle mit 
drittem Geschwader verlangt wird, daß aber, auf Grund des Agreement, 
um seine wohltätige Wirkung nicht zu stören, das erste Schiff erst 1913 ge- 
fordert werden soll und die beiden andern in Pausen von drei Jahren 1916 
und 1919 gefordert werden sollen. Haldane war einverstanden; Tirpitz 
auch. Englische Regierung wird gerade so verfahren und ihre Bauten dem- 
entsprechend herabsetzen. So ist meine Stellung zu meiner Novelle und 
meinem Volke gewahrt.»5' Triumphierend benachrichtigte der Kaiser am 
gleichen Abend noch Ballin von dem Durchbruch. «Einigung durch mich 
herbeigeführt», schrieb er stolz, erläuterte die Abmachungen und erklärte: 
«Ich bin sehr weit entgegengekommen. Aber dies ist nun das Ende! Er 
[Haldane] war sehr nett und verständig und hat meinen Standpunkt als 
oberster Kriegsherr sowie Tirpitz in der Novellenfrage dem Reichstag ge- 
genüber vollkommen verstanden. Ich glaube damit alles getan zu haben, 
was in meinen Kräften steht!!!»5? 

Am Abend sprachen sich Haldane und Bethmann abermals in der Wil- 
helmstraße. Anders als Wilhelm II. erkannten beide, wie schwierig es sein 
würde, zu einer Übereinkunft zu kommen, denn wenn London die neue 
Flottennovelle selbst in ihrer jetzt erneut abgeschwächten Form nicht 
akzeptieren könne, würde das Agreement scheitern und «die Dinge wür- 
den sich weiter verschlechtern». Eine Verständigung mit England, so der 
Reichskanzler, sei «der Traum seines Lebens», und trotzdem sei sie wohl 
durch die von Tirpitz betriebene Flottenpolitik zum Scheitern verurteilt. 
Bethmann versprach, weiterhin sein Bestes zu tun. «Aber die Kräfte, mit 
denen er zu kämpfen habe, seien fast unüberwindlich.»’3 

Niedergeschlagen teilte der Kanzler am folgenden Tag bei der Beerdi- 
gung des ehemaligen Chefs des Militärkabinetts, Feldmarschall von 
Hahnke, dem Admiral von Müller mit: «Die Sache steht sehr viel ungün- 
stiger. Haldane hat einen sehr ungünstigen Eindruck von Tirpitz, ich weiß 
noch gar nicht recht, was daraus wird.»’* Wilhelm II. aber wiegte sich noch 
tagelang in der Illusion, Haldane von der Unaufhaltsamkeit der deutschen 
Vorherrschaft überzeugt zu haben. In einem Zustand der Euphorie setzte 
er Walther Rathenau am 13. Februar ı912 auseinander: «Die Engländer 
sagen und vertragen die Wahrheit. Haldane hat sie erfahren, war sehr 
deprimiert. England sieht ein, daß sie mit unserer Flotte rechnen müs- 
sen. Sie suchen Verständigung. Haldane erhielt die Antwort: Erst müssen 
die politischen Fragen geklärt sein. [...] Der Kaiser wolle nur erst wieder 
in Cowes sein, dann werde er alles ordnen. Der König habe zu ihm Ver- 
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trauen. Sein Plan sei: Vereinigte Staaten von Europa gegen Amerika. Dies 
sei den Engländern nicht unsympathisch. Fünf Staaten (inkl. Frankreich) 
könnten dann etwas ausrichten.» 
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Den erhofften grundsätzlichen politischen Wandel der englischen Außen- 
politik faßte der Kaiser natürlich nicht als freiwillig erreichte Verständi- 
gung zwischen den beiden Großmächten auf, sondern als Folge des Wett- 
rüstens zur See, das das Inselreich zum Einlenken gezwungen habe. 
Deshalb hielt er unvermindert an der Flottennovelle und am Ziel der Rela- 
tion 2:3 in der Stärke der beiden Kriegsmarinen zueinander fest und lehn- 
te alle Bitten des Reichskanzlers und Außensekretärs, im Interesse der 
Verständigung mit England in der Flottenfrage beweglich zu sein, katego- 
risch ab. In dem Konflikt zwischen Tirpitz und Bethmann Hollweg, der 
letzten Endes ein Konflikt zwischen Krieg und Frieden war, ergriff Wil- 
helm auch jetzt die Partei des Großadmirals gegen die der «Zivilisten» in 
der Wilhelmstraße. Am 24. Februar 1912 ging Tirpitz so weit, dem Chef 
des Marinekabinetts und dem Generaladjutanten von Plessen zu sagen, er 
sei der Überzeugung, «daß der Kaiser das wichtigste wenn nicht das einzi- 
ge Pluskonto seiner Regierung, das er in den Augen des Volkes habe [ge- 
meint war die Flotte], auf das äußerste gefährdete, wenn er ein einseitiges 
Zurückgehen, also ein Zurückweichen vor England zulasse.» Plessen ver- 
sprach, dem Kaiser bei der nächsten Gelegenheit zu sagen, «er dürfe nicht 
zurück».5° Nach Tirpitz’ Immediatvortrag stellte Müller in einer Akten- 
notiz fest: «Seine Majestät der Kaiser haben heute ausdrücklich versichert, 
Er denke garnicht daran die Flottennovelle fallen zu lassen. Es sei für Ihn 
auch ganz ausgeschlossen, die Flottennovelle etwa ohne Neubauten einzu- 
bringen.» 

Gegen den Obersten Kriegsherrn, das Reichsmarineamt, das Marine- 
kabinett und den Generaladjutanten kamen Bethmann und Kiderlen nicht 
an.’° Eine Bitte des Reichskanzlers, den Marineattache Widenmann, des- 
sen Aktivität die Verständigung mit England zu unterminieren drohte, zu- 
rechtzuweisen, lehnte der Kaiser mit «unnötiger» Schärfe ab.’ «Nein!» 
rief er aus. Widenmann sei «Offizier und kann nur vom Obersten Kriegs- 
herrn, nie vom Zivilvorgesetzten mißbilligt werden». Am 24. Februar 
1912 schrieb der Kaiser an den Staatssekretär des Auswärtigen Amtes: 
«Aus dem Reichsmarineamt erfahre ich zu meinem Bedauern, daß die Un- 
terhaltung zwischen Ihnen und dem Staatssekretär des Reichsmarineamts 
leider ein negatives Resultat gehabt hat. Euere Exzellenz haben der Be- 
fürchtung Ausdruck gegeben, daß die Neutralitätsklausel im deutsch-eng- 
lischen Agreement nicht zu erlangen sein werde, falls in der Novelle die 
drei Linienschiffsneubauten — zur Ergänzung des dritten Geschwaders 
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nötig - bestehen blieben. Sie haben ferner dem Staatssekretär des Reichs- 
marineamts nahe gelegt, auf die Schiffe zu verzichten, bis in späteren Zei- 
ten sie nachgefordert werden könnten, und die Novelle ohne dieselben 
vorzulegen, was — sehr mit Recht - der Staatssekretär abgelehnt hat. Das 
kann er ohne meine Autorisation gar nicht, welche er nicht erhalten wird. 
Ich muß mich über das Ansinnen Euerer Exzellenz sehr wundern, da es 
eine Frage wieder aufrollt, welche bereits von mir mit Lord Haldane be- 
handelt und die abgeschlossen wurde im Beisein des Staatssekretärs. Ich 
habe ausdrücklich mit Lord Haldane vereinbart, daß die Marinenovelle 
nicht angetastet werden kann und darf in ihrem ganzen Prinzip. Wohl 
aber, daß ich gewillt sei, dem Wunsch der englischen Regierung, den er 
vertrat, bezüglich des Bautempos entgegenzukommen. Die vorgeschlagene 
Verlangsamung des Bautempos ist von Lord Haldane glatt akzeptiert und 
für genügend erklärt worden. Dieser Ausgang ist von mir dem Reichs- 
kanzler gemeldet und von ihm mit Dank entgegengenommen worden. [...] 
Seit dem Tage habe ich nicht die geringste Nachricht über irgendein Vor- 
kommnis erhalten, was in diesem Gespräch meinerseits mit Lord Haldane 
eine Änderung herbeizuführen bestimmt wäre. England schweigt sich bis- 
her ganz aus. [...] Wie daher Euere Exzellenz zu der Ansicht kommen, daß 
die Neutralitätsklausel ohne Fallenlassen der drei Linienschiffe schwer 
oder gar nicht zu haben sein würde, ist mir unerfindlich, da sie mit densel- 
ben von Haldane angenommen war. Es müssen also Ihnen - vielleicht auf 
dem Privatwege — neuere Nachrichten zugegangen sein, die mir bisher 
nicht gemeldet worden sind. Ich mache daher Euere Exzellenz darauf auf- 
merksam, daß ich auf ausdrückliches Bitten und im Einverständnis mit 
dem Reichskanzler damals persönlich den marinepolitischen Teil der Ver- 
handlungen - wie es scheint nicht ohne Erfolg — geführt habe und gewillt 
bin, auch ferner diese Angelegenheit persönlich, unabhängig in der Hand 
zu behalten, da sie leicht durch zuviel Diplomatie verfahren werden könn- 
te. Ich befehle daher, daß mir umgehend von Euerer Exzellenz alle - auch 
Privatnachrichten - mitgeteilt werden, die offiziell oder inoffiziell zu Ihrer 
Kenntnis kommen sollten.» Kiderlen bat um eine Audienz und ver- 
sicherte dem Kaiser «in tiefster Ehrfurcht», daß er «lediglich innerhalb des 
mir von Euerer Majestät übertragenen Wirkungskreises pflichtgemäß und 
offen meine Ansicht ausgesprochen habe, wie dies Euere Majestät von mir 
zu erwarten berechtigt sind. Dass es mir ferne gelegen hat und immer ferne 
liegen wird, irgendeiner Allerhöchsten Entscheidung vorzugreifen, ist 
selbstverständlich; ich weiss aber auch, dass Euere Majestät einem treuen 
Diener stets gestatten, seine Ansicht — mag sie auch irrig sein — offen und 
rückhaltlos auszusprechen.» 

Am 25. Februar 1912 traf schließlich ein Bericht Metternichs über ein 
Gespräch ein, das er drei Tage zuvor mit Grey und Haldane geführt hat 
te. Für Tirpitz, Müller und Wilhelm II. wurde daraus offensichtlich, daß 
eine Einigung mit Großbritannien nicht zu erzielen war.“ Der Chef des 
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Marinekabinetts sprach sich «entsetzt über [die] englische Unverfroren- 
heit» aus und riet dringend von irgendwelchen weiteren Zugeständnissen 
in der Flottenfrage ab.‘ Tirpitz setzte dem Kaiser die Unvereinbarkeit der 
deutschen und britischen Standpunkte auseinander. «Wir fordern von 
England eine Neuorientierung seiner Gesamtpolitik in dem Sinn, daß es 
seine bisherigen Ententen aufgibt und wir an die Stelle Frankreichs treten. 
England fordert von uns eine Neuorientierung unserer Flottenpolitik in 
dem Sinne, daß unsere Flotte England in keiner Weise mehr gefährlich 
werden kann.» Er glaube nicht mehr, daß eine so weitreichende Vereinba- 
rung zu erreichen sei und plädierte für das Festhalten an dem mit Haldane 
vereinbarten Bauplan von drei zusätzlichen Linienschiffen.“ 

Die Eingabe Tirpitz’, in der die atemberaubende deutsche Zielsetzung 
klar in Erscheinung tritt, machte der Kaiser noch am gleichen Tag fast 
wörtlich zur Grundlage eines Handschreibens an den Reichskanzler.” 
«Mein lieber Bethmann!» schrieb er ihm. «Ich habe mır [...] die Situation 
ernstlich durch den Kopf gehen lassen und auch nach allen Seiten hin er- 
wogen und bin zu folgendem Resultat gekommen. I. Gesamtsituation. 
1. Wir fordern von England immerhin eine Neuorientierung seiner Ge- 
samtpolitik insoweit, als es seine bishere Entente aufgibt und wir mehr 
oder weniger an Frankreichs Stelle treten. 2. England fordert von uns eine 
Neuorientierung unserer Flottenpolitik dahin, daß unsere Flotte England 
in keiner Weise mehr gefährlich werden kann. 3. Das Schwierige der Situa- 
tion für uns liegt darin, daß einzig und allein unsere von mir entworfene 
und bisher rückhaltlos mit Erfolg verfolgte Flottenpolitik die Engländer 
zur Überlegung gebracht hat, ob es wünschenswert sei, zu uns umzu- 
schwenken; und falls sie das tun, die alleinige und einzige Garantie dafür 
liefert, daß diese Schwenkung auch ehrlich und von Dauer ist, und daß wir 
ferner bei der anzustrebenden Entente mit England in Zukunft auch dem 
stärksten Compassistenten gegenüber unsere volle Gleichberechtigung zu 
wahren stark sein werden. 4. Die Schwierigkeit für England liegt hingegen 
darin, daß nach wie vor - täuschen wir uns darin nicht — nach seiner 
Meinung die Entente mit Frankreich ihm die beste Sicherheit gegen ein 
übermächtiges Deutschland gewährt. Darin wird es jetzt durch lockende 
Allianzanerbietungen von Paris aus - wie Cassel es erzählte - nur noch be- 
stätigt werden. Das ergibt 5. Einen circulus vitiosus, aus dem schwer ein 
Ausweg zu finden und auf den noch schwerer ein Agreement aufzubauen 
ist, das beide Teile befriedigt. Dies scheint auch schon in England erkannt 
zu werden. [...] Es muß bei den von uns mit Haldane getroffenen Ab- 
machungen als unserem letzten Worte verbleiben. [...] Wilhelm I. R.»‘* 

Am folgenden Tag traf ein zweiter Bericht Metternichs über die zö- 
gernde Haltung der britischen Regierung ein, der den Kaiser geradezu in 
Wut versetzte. Das Schriftstück versah der Monarch von oben bis unten 
mit empörten Randbemerkungen. «Wenn Metternich sein Amt richtig 
verstanden hätte, so hätte er umgehend Grey schon vor 8 Tagen sagen 
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müssen, daß sein Vorschlag eine völlige desavouirung der Verhandlungen 
von Lord Haldane mit S[einer] M[ajestät] bedeutete und daß er einen Sol- 
chen Vorschlag weiterzugeben sich weigere. Er habe über ein political 
agreement zu verhandeln, nicht einseitig über unsere Flottennovelle; denn 
das bedeute einen Eingriff in die freie Selbstbestimmung Deutschlands 
und eine Ingerenz in die Befugniße des obersten Kriegsherren!» «Also es 
geht nun um die Novelle los! genau so, wie ich von Anfang an den Ver- 
dacht gehabt! Es muß noch einmal für unsere Diplomatie und ihr Verhan- 
deln hervorgehoben werden: Die Engländer haben den ersten Schritt zu 
einem Agreement gemacht. Sie haben mit Einverständniß des Gesamt- 
kabinets durch Haldane Vorschläge gemacht (Bautempo Verlangsamung) 
die wir schweren Herzens acceptirt haben. Wir haben ein Neutrahtätsab- 
kommen vorgeschlagen. Das ist nicht bisher von ihnen acceptirt worden. 
Jetzt stoßen sie die von uns acceptirte Haldanesche Basis sans fagon um, 
verlangen mehr oder weniger ein Fallenlassen der Novelle ohne uns auch 
das Geringste in Bezug auf die Neutralität Bindende anzubieten! Ein 
solch einseitiges Vorgehen ist absolut unannehmbar! Erst sollen sie uns 
den Entwurf des Neutralitätsabkommens schicken, dann werden wir dar- 
über befinden, was wir thun werden! Es wird - im Sinne meines Briefes 
vom 26. und 27., an den Reichskanzler — offen von Grey zugegeben, daß 
Haldane d&savouirt ist, seine mit mir abgemachten Punktationen verlassen 
sind. Anstatt einer Verhandlung über ein Politisches agreement (Traktat) 
zwischen zwei gleichberechtigten Nationen, soll eine «Verständigung» 
bezw. «Einigung» über eine von einem der beiden Kontrahenten bei sich 
einzuführende Gesetzesvorlage stattfinden, in dem Sinne, daß ihre Durch- 
führung - weil dem anderen Kontrahenten unbequem - verhindert wer- 
den soll: Also eine freche Ingerenz in das freie Selbstbestimmungsrecht 
einer großen Nation seitens einer anderen. Das ist nicht mehr verhandeln, 
sondern Zwang ausüben und Sommationen stellen! Ich lasse mich auf 
Nichts dergleichen ein! Meine Verhandlungsbasis ist die mit Lord Haldane 
abgemachte, dessen Programm seinerzeit — auf sein Ausdrückliches Be- 
tonen - vom Engl[ischen] Gesamtkabinett gebilligt war. Ich gehe davon 
nicht ab. Jede Detailbesprechung meiner Novelle lehne ich a limine ab. Sie 
hat nichts mit dem agreement zu thun!»® 

Am 27. Februar schrieb Wilhelm unverblümt an den Reichskanzler, die 
Haltung Greys sei «ein Stück grandioser britischer Unverschämtheit» und 
völlig «inacceptabel». «Es kommt also darauf hinaus, daß England uns 
zwingen will, durch Verzicht auf die Novelle uns eine recht zweifelhafte 
Neutralitätserklärung, deren Ehrlichkeit recht anfechtbar ist - von ihm zu 
erkanfen unter Preisgabe unserer Defensivchance gegen England! Ich muß 
als Kaiser im Namen des Deutschen Reiches und als oberster Kriegsherr im 
Namen meiner bewaffneten Macht ein solches Ansinnen als mit unserer 
Ehre unvereinbar ein für alle Mal zurückweisen.» Er sprach den «allerent- 
schiedensten und dringensten Wunsch» aus - «der Wunsch wird von allen 
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nicht nur militärischen sondern gerade politischen und Ministerialkreisen 
geteilt - die gesammten Wehrvorlagen (Heer und Marine gemeinsam) mög- 
lichst umgehend endlich einzubringen, da ein längeres Zögern nicht zu ver- 
antworten ist und zu schweren Complikationen führen kann. Es ist mir 
vom politischen Standpunkt aus unbegreiflich, wie z. B. Ausw. Amt bei der 
Beurteilung der Verhandlungen mit England nur immer den englischen 
Standpunkt im Auge hat, d.h. die englische Neutralitätsversicherung wird 
als etwas Großes behandelt, hingegen unsere garnicht in ihrem gewaltigen 
Gegenwert für England eingeschätzt. Das ist mehr als Bescheidenheit, das 
ist beinahe Kleinmut; den deutschen Kaiser mit seiner gefürchteten, geach- 
teten, wachsenden Macht an seiner Seite zu wissen anstatt als Gegner, ist 
für England ebenso wichtig als umgekehrt. Also wollen wir im Vollgefühl 
unseres Wertes fest auf unserem Standpunkt verharren und ihnen auch mal 
die Zähne zeigen. England hat das agreement vorgeschlagen und die ersten 
Schritte gethan, wir haben Entgegenkommen bewiesen, an ihm ist es, die 
Sache zu vollenden. Aber nicht mit einem Stückchen unserer nationalen 
Sicherheit zu erkanfen. Dafür bin ich nicht zu haben. Wilhelm I. R.»7° Der 
Chef des Zivilkabinetts, von Valentini, notierte in sein Tagebuch, der Kaiser 
sei «sehr erregt über Bethm[ann]» und überhaupt «am Ende der Nerven». 
Abends rief die Kaiserin den Chef des Marinekabinetts zu sich und las ihm 
einen Brief vor, den sie an den Reichskanzler geschrieben hatte, ihn «zur 
Energie u. zur Schonung des Kaisers» mahnend, der «bei dem ewigen Zö- 
gern mit den Nerven ganz herunter käme».’” 

Ganz ungläubig stellte Tirpitz fest, daß die Diplomaten trotz der in sei- 
nen Augen demütigenden Antwort Londons weiterverhandeln wollten 
und gar bereit waren, ein Fallenlassen der drei neuen Linienschiffe ins 
Auge zu fassen. Der Unterstaatssekretär Zimmermann, so wurde ihm be- 
richtet, habe erklärt: «Entweder wir geben in der Novelle noch weiter 
nach, oder das politische Agreement kommt nicht zustande. Tritt letzterer 
Fall ein, so wird es sicherlich zum Kriege mit Frankreich kommen, wo sich 
schon jetzt ein bedenklicher Chauvinismus breit macht. Frankreich wird 
nicht warten, bis unsere Heeresverstärkung durchgeführt sein wird; sie 
glauben sich jetzt überlegen. [...] Die Schwierigkeit liege darin, wenn die 
Situation kritisch würde, Seine Majestät nicht durchhalten würde; mit die- 
sem unsicheren Faktor müßten sie eben rechnen. [...] Sie hofften eben 
durch ein politisches Agreement mit England erfolgreiche Politik ohne 
Krieg führen zu können. Komme das politische Agreement zustande, so 
wird dies von günstigem Einfluß auf die Stimmung in Frankreich und 
Rußland sein.» Fassungslos schrieb der Großadmiral, als ihm diese Bemer- 
kungen mitgeteilt wurden: «So weit sind wir schon gekommen. Man zeigt 
Krieg an als Folgen d. Novelle. Befürwortet [die Reise Wilhelms II. nach] 
Corfu u. [Sich]zeigen [in] Cowes. Der Plan, der seit Herbst von d. W[il- 
helm]straße e tutti quanti unentwegt weiter verfolgt wird. [...] Die ge- 
wandten Engländer haben uns gehörig über die Löffel barbiert.»7> 
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Am Abend des 28. Februar 1912 erhielt der Kaiser «endlich» die Zusage 
des Reichskanzlers, «dem Befehle Euerer Majestät entsprechend» den 
«wesentlichen Inhalt der Wehrvorlagen ohne Rücksicht auf die Deckungs- 
frage authentisch» bekanntzugeben. Eine entsprechende Mitteilung werde 
er in der Form eines Memorandums in London übergeben lassen, «um den 
Engländern in allen Einzelheiten den Widerspruch mit den Haldaneschen 
Eröffnungen vor Augen zu führen».”* Bethmann war sich allerdings im 
klaren, welche «Wichtigkeit und wohl ausschlaggebende Bedeutung» die- 
ses Memorandum «für die Gestaltung unserer Beziehungen zu England» 
haben würde und verzögerte die Absendung des Schriftstückes, als ihm 
Metternich einen Bericht über eine neue Unterredung mit Haldane avi- 
sierte.’ 

In dem Glauben, Bethmanns Memorandum sei bereits abgegangen, 
fragte der Kaiser am 3. März 1912 telegraphisch bei Metternich an, wie die 
Engländer die Mitteilung aufgenommen hätten. Der Botschafter mußte 
antworten, daß das Schriftstück noch nicht in London eingetroffen sei. Ir- 
ritiert telegraphierte der Kaiser an den Reichskanzler: «Metternich meldet 
mir auf meine Frage, memorial noch nicht erhalten, mir war versprochen, 
es sollte Freitag abend abgehen.»”° Die Erklärung, die der Kanzler für den 
Aufschub gab, beschwichtigte ihn nicht. Erneut depeschierte er: «Es hätte 
mir umgehend Meldung über Metternichs Gespräch mit Haldane gemacht 
und meine Erlaubniss eingeholt werden müssen, die befohlene Absendung 
des Memoires zu verschieben. Umso mehr mußte ich informirt werden, 
als ich ausdrücklich schriftlich H[errn] v[on] Kiderlen meinen Willen da- 
hin kund gethan hatte, dass er mich permanent über jede offizielle wie in- 
offizielle Phase und Mittheilung der Englischen Angelegenheit sofort zu 
unterrichten habe, da ich mir die Befehle über die Führung dieser Angele- 
genheit persönlich vorbehalten habe. Ich verlange, dass in Zukunft unbe- 
dingt nach diesem Befehl verfahren und kein Schritt ohne mich gethan 
wird! Das nach England abgehende Memorandum ist mir abschriftlich so- 
fort einzureichen, da ich es bisher nicht zu sehen bekommen habe. Wil- 
helm I. R.»7” Am folgenden Tag befahl er in einem weiteren Telegramm an 
den Reichskanzler: «Memorandum muss morgen den 6ten übergeben wer- 
den. Also am 6ten Abends ist die Veröffentlichung der Wehrvorlage zu 
machen. Geschieht das nicht, werde ich dem Kriegsminister u[lnd] dem 
StaatsSecretair Rleichs] M[arine] A[mts] Befehl erteilen ihrerseits die Vor- 
lagen zu veröffentlichen. Meine und des Deutschen Volkes Geduld ist zu 
Ende.»’® Dem Botschafter in London telegraphierte der Kaiser am glei- 
chen Tage: «Umgehend melden, sobald Sie Schreiben übergeben haben.»7° 

Die bedenkliche Erregung des Monarchen erreichte ihren Höhepunkt, 
als er den Bericht Metternichs über sein Gespräch mit Haldane erhielt. 
Mit Hohn nahm der Kaiser die Meldung des Botschafters auf, der 
Kriegsminister habe den Wunsch der britischen Regierung bekräftigt, zu 
einer Verständigung mit dem Kaiserreich zu gelangen und zu diesem 
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Zweck ihre «volle Unterstützung zur Erwerbung eines breiten Gürtels 
durch Afrika von Meer zu Meer» zugesagt. Die Mahnung Haldanes, daß 
es nicht im englischen Interesse liege, «if we did eat up France» [wenn wir 
Frankreich verschlingen würden], versetzte Wilhelm in Rage. Noch mehr 
wütete er über die Mitteilung des Kriegsministers, als Antwort auf die 
deutsche Flottennovelle werde England einen entsprechenden Nachtrags- 
etat einbringen und «eine stärkere Konzentrierung der Flotte durch 
Heranziehung von Schiffen aus dem Mittelmeergeschwader» vorneh- 
men.” Diese Warnung faßte Kaiser Wilhelm als eine «Mobilmachung» 
auf. Wutentbrannt schrieb er: «Der Vorschlag ist doch ein Verlassen der 
Basis vom 9. Februar, die ich nicht zu verlassen gewillt bin. Umsoweniger 
als das Mittelmeergeschwader auch noch in die Nordsee kommen soll. 
Das wird hier als solche Drohung aufgefaßt werden, daß damit das Agree- 
ment bei uns völlig vernichtet wird. Diese Verschiebung muß unterblei- 
ben. Ich bitte bestimmt zu erklären in London an Metternich und durch 
ihn an Haldane, daß ein Heranziehen des Mittelmeergeschwaders nach 
der Nordsee von uns als Kriegsfall angesehen und mit der verstärkten 
Novelle in alter Fassung und der Mobilmachung beantwortet werden 
wird.» Ganz im Sinne dieser Randbemerkungen telegraphierte der Kai- 
ser am 5. März 1912 an den Reichskanzler: «Das Heraufziehen des Mittel- 
meergeschwaders nach der Nordsee würde mit verstärkter Novelle in 
alter Fassung und mit Mobilmachung beantwortet werden.» Gleichzei- 
tig drahtete er an Metternich: «Sollte England seine Schiffe aus dem Mit- 
telmeer zurückziehen nach England - Nordsee - wird das hier als Kriegs- 
drohung aufgefasst werden und mit einer verstärkten Novelle — 3er 
Tempo - und event[uel]l| Mobilmachung beantwortet werden.»® Müller 
erschrak über die «unglaublichen Grobheiten» in den Depeschen an den 
Reichskanzler und Metternich. «Ich nahm an, der Kaiser wolle den 
Reichskanzler zum Abschiednehmen veranlassen. Das hätte er freilich 
billiger haben können.»** 
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Diese unwürdige Behandlung hatten sich der Reichskanzler, Kiderlen- 
Wächter und Metternich seit Monaten im Interesse der Friedenserhaltung 
ohne Protest gefallen lassen, obwohl alle drei ahnten, daß der Kaiser vor- 
hatte, sie «nach Erledigung der englischen Verhandlungen» zu entlassen; 
Marschall von Bieberstein wurde sowohl als Kanzlerkandidat als auch als 
Metternichs Nachfolger in London gehandelt.'s Jetzt aber hatte Bethmann 
genug. Er nahm die kriegsdrohenden Depeschen des Kaisers zum Anlaß, 
um am 6. März 1912 sein Abschiedsgesuch einzureichen. Die direkten Te- 
legramme des Monarchen an Metternich, eine Mobilmachung unter Hin- 
tergehung des Kanzlers ankündigend, und die Drohung, die Wehrvorlagen 
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in verfassungswidriger Weise durch den Staatssekretär des Reichsmarine- 
amts beziehungsweise den preußischen Kriegsminister veröffentlichen zu 
lassen, zeigten deutlich, schrieb Bethmann, daß der Kaiser «den Reichs- 
kanzler in der Führung der auswärtigen Politik ausgeschaltet» habe. Allein 
schon diese Vorgehensweise habe ihm seinen Entschluß zum Rücktritt 
nahegelegt. Zur «zwingenden Notwendigkeit» sei das Entlassungsgesuch 
aber durch die kriegerische Politik selbst geworden, die der Kaiser verfol- 
ge und die er, der Kanzler, nicht verantworten könne. Er führte aus, daß 
die nun einmal begonnenen Verhandlungen mit England in einer Weise 
fortgeführt werden müßten, daß ihr eventuelles Scheitern nicht zu kraß in 
Erscheinung träte. «Vor allem müssen wir die Schuld am Mißlingen Eng- 
land zuschieben. Tun wir das nicht, so wird nicht nur unser Verhältnis zu 
England in verhängnisvoller Weise verschärft, sondern es wird auch der in 
Frankreich schon jetzt scharf angefachte Chauvinismus zu den kühnsten 
Hoffnungen ermutigt. Frankreich wird so herausfordernd und übermütig 
werden, daß wir gezwungen sind, es anzugreifen. In einem solchen Kriege 
wird Frankreich automatisch die Hilfe Rußlands und zweifellos auch Eng- 
lands haben, während für unsere Bundesgenossen der Bündnisfall nicht 
eintritt, wir vielmehr genötigt sind, uns ihre Hilfe oder Neutralität zu er- 
bitten. Ich kann es nicht verantworten, unsererseits auf eine solche Situa- 
tion hinzuarbeiten. Wird uns der Krieg aufgenötigt, so werden wir ihn 
schlagen und mit Gottes Hilfe nicht dabei untergehen. Unsererseits aber 
einen Krieg heraufbeschwören, ohne daß unsere Ehre oder unsere Lebens- 
interessen tangiert sind, würde ich für eine Versündigung an dem Ge- 
schicke Deutschlands halten, selbst wenn wir nach menschlicher Voraus- 
sicht den völligen Sieg erhoffen könnten. Aber auch das ist, jedenfalls zur 
See, nicht der Fall.»*° 

Das Abschiedsgesuch Bethmanns erreichte den Kaiser während der 
Schießübung der Flotte in Cuxhaven am 7. März 1912. Müller hielt fest: 
«S.M. tat noch beleidigt. Mittags Valentini zum Vortrag eingetroffen. 
Nachmittags] lange Besprechungen $.M. mit Valentini und - Ballin. Ich 
selbst wurde nur zum Kollationieren des Beschwichtigungsbriefes an 
Reichs Kzl. herangezogen.» Zunächst weigerte sich der Kaiser weiterhin, 
Konzessionen über das Angebot an Haldane vom 9. Februar hinaus zu 
erwägen. England wolle «uns am Bau der 3 Extraschiffe hindern, um ein 
Aeternat im 2er Tempo festzulegen und unsren Schiffsbestand pro futuro 
um '/, herabzusetzen», schrieb er. «Ins Personal bin ich resolvirt mir eben- 
sowenig hineinreden zu lassen, als Frankreich oder Russland sich jemals 
unterstanden haben, bei einer Militärvorlage, uns die Anzahl der Bataillo- 
ne, Escadrons oder Batterien vorzuschreiben! [...] Es geht eben doch ge- 
gen das Flottengesetz, dessen Bestand zu erschüttern man ja Regierungs- 
seitig schon bereit war. Man war auf dem besten Wege England den 
Gefallen zu thun!»®® Nach Wilhelms Rückkehr nach Berlin kam es zu 
einer Aussprache mit Bethmann. «S.M. war mit Reichskanzler im Char- 
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lottenburger Schloß beim Mausoleum auf u. ab gegangen u. hatte an dieser 
geweihten Stelle eine Versöhnung zu Stande gebracht», notierte Müller an- 
schließend. «Er erzählte Valentini, Plessen u. mir davon u. hatte aber auch 
gleich eine neue Idee zur eventuellen Milderung der Marinenovelle.» Mül- 
ler erhielt den Befehl, «die Sache mit R. Kzl. und Tirpitz zu besprechen.» 
Das «ewige Schwanken u. Zweifeln» setzte sich also fort.” 

Die erneute Bereitschaft des Kaisers, unter Aufgabe der drei neuen 
Linienschiffe das «politische Agreement» mit Großbritannien doch noch 
anzustreben, führte umgehend zu einer Abschiedsdrohung seitens Tir- 
pitz’, der das «Umfallen» Wilhelms laut beklagte. Der Verzicht auf die drei 
Linienschiffsneubauten bedeute für ihn, «daß wir vor England die Segel 
streichen und unsere bisherige Flottenpolitik neu orientieren», erklärte der 
Großadmiral. Die Entscheidung über die politische Erforderlichkeit eines 
solchen Schwenks obliege zwar dem Reichskanzler und dem Kaiser. Er 
selber sei aber «von der Notwendigkeit der jetzigen Flottenpolitik Eng- 
land gegenüber innerlichst so fest überzeugt und außerdem vor der Öf- 
fentlichkeit derart engagiert, daß Seine Majestät es selbst für ausgeschlos- 
sen halten wird, daß ich eine derartige Schwenkung mitmachen und 
vertreten kann.» Kurz darauf erhielt Tirpitz einen Telefonanruf von Mül- 
ler, demzufolge der Kaiser «sehr aigriert» gegen ihn sei, sich aber jetzt 
wieder entschieden habe, die Flottennovelle unverändert einzubringen. 
Tirpitz möge zum Frühstück ins Schloß kommen, nicht aber von der Flot- 
tenfrage reden, denn der Kaiser sei «zu erregt». 

Am Abend des ı1. März 1912 wurde Tirpitz abermals zum Monarchen 
befohlen, der ihn mit den Worten begrüßte: «Wir haben gesiegt.» Wilhelm 
führte aus, der Reichskanzler habe ihm schriftlich versprochen, «daß er die 
Novelle den Haldaneschen Abmachungen gemäß übernehmen wolle. Ihre 
Majestät die Kaiserin wäre heute vormittag zum Reichskanzler gefahren 
und hätte ihm gesagt, sie mische sich nicht in Politik, aber jetzt könne sie 
es auch nicht mehr ertragen, der Reichskanzler müsse zum Entschluß 
kommen und dürfe vor England nicht zurück weichen. Ferner habe Sir Er- 
nest Cassel Ballin mitgeteilt, Churchill wäre nur wütend gewesen, daß 
Haldane hierher geschickt worden wäre, im übrigen wäre ihm die Novelle 
ganz egal, auch mit den 3 Schiffen, an den Schiffen läge ihnen überhaupt 
gar nichts. [...] «Also was wir immer dem Reichskanzler gepredigt haben.»» 
In seiner Zögerlichkeit sei Bethmann «eben pathologisch», doch ande- 
rerseits sei er «eine Vertrauensperson des ganzen Auslands und deshalb 
müsse er gehalten werden».?' 
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7. Das Scheitern der Verhandlungen 


So brachte der prinzipielle Protest Bethmann Hollwegs vom 6. März 1912 
gegen die autokratische Regierungsweise und die kriegerische Richtung 
der Politik Wilhelms II. keine nachhaltige Änderung. Zwar setzte der 
Kanzler seine Versuche zunächst fort, die Flottennovelle abzuschwächen 
beziehungsweise hinauszuzögern, aber der Kaiser schlug wieder den bar- 
schen militaristischen Ton an, den er seit Wochen geführt hatte. Er «denke 
nicht daran!», irgendeine Änderung an der Flottenpolitik vorzunehmen, 
erklärte er. Die Engländer wollten nur den für 1917 geplanten Übergang 
zum automatischen Dreiertempo verhindern und das Flottengesetz zu Fall 
bringen. Die von England angedrohten Gegenrüstungen könnten «uns 
ganz gleichgültig sein!» «Unser Programm genügt unsren Bedürfnißen, 
was England dagegen thut ist egal!» 

Für einen Augenblick glaubte Wilhelm II., durch seine Unnachgiebig- 
keit sein großes Ziel, die Sprengung der anglo-französisch-russischen En- 
tente, doch noch erreicht zu haben. Am Sonntag, 17. März 1912, trat Al- 
bert Ballin, der erneut in London mit Haldane und Churchill verhandelt 
hatte, in den Sternsaal des Berliner Schlosses und erklärte dem Monarchen 
in der Gegenwart Valentinis und Müllers: «Euere Majestät, ich bringe das 
Bündnis mit England.» Die «Entscheidung des engl. Kabinets auf unseren 
Neutr. Vorschlag [sei] unterwegs» und werde «noch am Nachmittag ein- 
treffen», versprach Ballın, der schon ein «Schutz u. Trutzbündniß im Ent- 
stehen» sah.”? Um so größer war die Enttäuschung, als am frühen Abend 
die endgültige Ablehnung der Londoner Regierung bekannt wurde. 

Metternich hatte Haldane gedrängt, das Kabinett möge doch irgend- 
eine Neutralitätsformel anbieten, um dem Reichskanzler einen Vorwand 
zu liefern, Abstriche an der Flottennovelle, deren Veröffentlichung unmit- 
telbar bevorstehe, doch noch durchzusetzen; sei die britische Regierung 
mit der abgeschwächten Novelle nicht einverstanden, könne sie ihr Ange- 
bot immer noch zurückziehen.’ Wie William Tyrrell bemerkte, als er das 
Gespräch an Lord Knollys weiterleitete: das Vorgehen Metternichs ver- 
schlage einem den Atem.” Nach einer Kabinettssitzung vom 14. März 
1912 unterbreitete Grey dem deutschen Botschafter im Beisein Haldanes 
eine Formel, die London anzunehmen bereit wäre, vorausgesetzt, daß man 
über die Novelle zu einer Verständigung gelangen könne. Sie lautete: 
«England wird keinen nicht herausgeforderten Angriff auf Deutschland 
unternehmen und keine Angriffspolitik gegen Deutschland betreiben. Ein 
Angriff auf Deutschland ist nicht der Gegenstand und bildet keinen Teil 
irgendeines Vertrages, Abkommens oder einer Verbindung, an der Eng- 
land gegenwärtig beteiligt ist, und es wird sich an nichts, das einen derarti- 
gen Zweck verfolgt, beteiligen.» Metternich erkannte sogleich, daß die 
Formel in Berlin für ungenügend gehalten werden würde. Am folgenden 
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Morgen unterbreitete er Grey zwei Alternativvorschläge, durch die die 
Neutralitätsformel im deutschen Sinne ergänzt werden sollte. Die erste 
lautete: «England wird daher zum mindesten eine wohlwollende Neutrali- 
tät beobachten, falls Deutschland ein Krieg aufgezwungen werden sollte», 
die zweite, etwas abgeschwächte: «England wird daher selbstverständlich 
neutral bleiben, wenn Deutschland ein Krieg aufgezwungen wird.» Der 
Außenminister verdeutlichte ohne Umschweife, weshalb er gegen beide 
Formulierungen Bedenken trage. «Ich sagte ihm ganz offen, wie die wach- 
sende Stärke Deutschlands hierzulande Anlaß zur Besorgnis gegeben 
habe, daß ein Tag kommen könne, an dem eine deutsche Regierung wün- 
schen möchte, Frankreich zu vernichten. Wenn ein solcher Fall eintreten 
sollte, könnten wir [...] vielleicht nicht untätig bleiben: denn wir würden 
das Empfinden haben, daß wir, wenn wir wirklich untätig blieben und 
Frankreich vernichten ließen, später allein würden zu kämpfen haben. [...] 
Dagegen hätte ich Frankreich klar zu verstehen gegeben, daß, wenn 
Frankreich aggressiv gegen Deutschland aufträte oder Deutschland angrif- 
fe, unsererseits keine Hilfe erfolgen oder von der britischen öffentlichen 
Meinung gebilligt werden würde. Unsere Formel bringe so, wie sie laute, 
diese Lage genau zum Ausdruck. Ich befürchtete, daß die Formulierun- 
gen, die er vorschlage, einen über die buchstäbliche Bedeutung der Worte 
hinausgehenden Eindruck erwecken würden und dahingehend aufgefaßt 
werden könnten, daß man, wenn es zu einem Krieg auf dem Festland 
käme, unter keinen Umständen irgend etwas von uns erwarten könne. Ich 
legte ihm offen meine Schwierigkeiten dar und ich hätte gehofft, daß die 
von uns in Anregung gebrachte Formel genügen werde.» Am 16. März 
trafen sich der Außenminister und der Botschafter wieder, und von neuem 
erklärte Grey, daß er das Wort «Neutralität» ganz vermeiden wolle, da es 
den Eindruck erwecken könne, «dafß mehr gemeint sei, als zum Ausdruck 
gelange». Darüber hinaus warnte er, daß die Verhandlungen über die For- 
mel überhaupt ihren Sinn verlieren würden, sollte Deutschland eine Ver- 
größerung seiner Kriegsflotte verkünden, «weil die Flottenvermehrung 
die durch die Formel hervorgebrachte gute Wirkung vernichten würde». 
Da Metternich angedeutet hätte, daß Bethmann Hollweg möglicherweise 
über diese Frage stürzen könne, lege er, Grey, Wert darauf festzustellen, 
daß sowohl er als auch Haldane Vertrauen in den Reichskanzler setzten. 
«Wir seien wirklich überzeugt, daß er eine ehrliche Friedenspolitik zu ver- 
folgen wünsche; und solange er deutscher Kanzler bleibe, könne er sich 
darauf verlassen, daß wir mit ihm zusammenwirken würden, um den Frie- 
den Europas zu erhalten, indem jeder von uns sich nicht nur einer Aggres- 
sion gegen den anderen enthielte, sondern auch den Einfluß, den wir bei 
anderen hätten, aufböte, um einen Krieg zu verhindern.» Andererseits 
müsse er darauf hinweisen, erklärte der Außenminister, «daß eine Formel 
nicht persönlich sein könne. Wenn wir jetzt zum Beispiel mit Deutschland 
eine Formel austauschten, die die Beziehungen zwischen uns und irgend- 
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einem anderen Lande abkühlten, dann könnten wir keine Gewähr dafür 
haben, daß Herr von Bethmann-Hollweg nicht nach ein paar Monaten ge- 
stürzt würde: worauf wir uns in der Lage befänden, bezüglich der Politik 
Deutschlands nichts gewonnen zu haben, während wir anderwärts etwas 
eingebüfßt hätten.»* 

Metternichs Bericht über diese Aussprache mit Grey traf am frühen 
Abend des 17. März 1912 in Berlin ein und löste am Hohenzollernhof, wo 
Ballin erst Stunden zuvor die Allianz mit England versprochen hatte, tiefe 
Empörung, aber auch eine «merkwürdige [...] allgemeine Erleichterung» 
aus. «S. M. war ordentlich vergnügt. Man weiß jetzt, woran man ist.»”° Der 
englische Vorschlag war, wie Müller schrieb, «völlig unannehmbar. Ver- 
klausulierte Neutralität unter Bedingung der Aufgabe der Novelle. Der 
Zweck der ganzen Aktion - Vernichtung der Novelle - ist damit aufs 
klarste zum Ausdruck gekommen. Natürlich wird der englische Vorschlag 
abgelehnt.»'°° Genauso reagierte Wilhelm II. auf die von Grey angebotene 
Formel, die nur eine «ganz beschränkte Neutralität! und keine allgemeine» 
anbiete. Die Formel «überläßt es England ganz zu beurtheilen», ob ein 
Angriff «unprovoziert» sei oder nicht. Die Erklärung Greys, daß er in der 
Neutralitätsfrage nicht so weit gehen könne, die Freundschaft mit Frank- 
reich zu gefährden, empörte den Kaiser, der dazu vermerkte: «Also kom- 
men wir doch erst in zweiter Reihe! unerhört!!» Vor allem aber fühlte sich 
Wilhelm gekränkt durch die Vertrauensbekundung des britischen Außen- 
ministers für Bethmann Hollweg. Die Reichspolitik hänge doch nicht vom 
Reichskanzler, «sondern von mir ab!» rief der Monarch aus. Greys Äuße- 
rungen zeigten «also Mißtrauen in mich!» Wie ein beleidigtes Kind schrieb 
der Kaiser unter den Bericht aus London, der ihm das Scheitern der 
deutsch-britischen Verhandlungen klarmachte: «Ich habe noch niemals 
in meinem Leben gehört, daß man ein Abkommen nur mit einem und auf 
einen bestimmten Staatsmann hin, unabhängig vom jeweiligen Souve- 
rain abschließt. Aus obigem geht hervor, daß Grey keine Ahnung hat wer 
hier eigentlich der Herr ist und daß ich herrsche. Er schreibt mir bereits 
vor, wer mein Minister sein soll, falls ich mit England ein Agreement 
schließe.»'°' 

Ein letztes Mal setzte sich der Reichskanzler für die Verständigung mit 
England und damit letztendlich für die Erhaltung des Friedens ein. Er 
räumte ein, daß die Londoner Regierung «noch keine genügende Formel» 
vorgelegt habe, äußerte aber die Überzeugung, daß bei einigem Entgegen- 
kommen in der Rüstungsfrage ein «political agreement» doch noch zu er- 
reichen sein müßte. Ein Scheitern der Verhandlungen würde, wie Chur- 
chill Ballin gesagt habe, England zu weiteren Rüstungen zwingen und 
«notwendig innerhalb der zwei nächsten Jahre zum Kriege führen». «Wir 
stehen also vor der Frage», schrieb Bethmann, «ob wir [...] durch die Ver- 
öffentlichung der Novelle das Signal zum Wettrüsten geben und damit die 
Wahrscheinlichkeit eines deutsch-englischen Krieges samt den damit not- 
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wendig verbundenen Landkriegen innerhalb dieses oder des kommenden 
Jahres heraufbeschwören wollen. Euerer Majestät Befehlen sehe ich aller- 
untertänigst entgegen.»'” 

Wie entschied Wilhelm II. diese schicksalsvolle Frage? Auf das Plä- 
doyer seines obersten Ratgebers schrieb er am 18. März 1912, dem Jahres- 
tag der Entlassung Bismarcks: «Die Englische Antwortnote enthebt mich 
der Stellungnahme zu diesem Schreiben. Sie ist ein Hohn auf die bisheri- 
gen Verhandlungen und von einer solchen kaltschnäuzigen Frechheit, daß 
Weiteres sich erübrigt. Ich lehne dieses Agreement ab. Rathe aber zu Fort- 
führung der Verhandlungen in der Art, daß England ins Unrecht versetzt 
wird, durch Ablehnen unseres Vorschlages. Durch Fallenlassen Haldanes 
hat Englfische] Regierung ihre eigene Basis verlassen und umgeworfen 
und ihn desavouirt. Damit ist das Agreement erledigt. Es fangen nun nene 
Verhandlungen an auf veränderter Basis. Ich schlage vor England — da es 
nun die Neutralität aus Rücksicht für Frankreich nicht zugestehen will - 
statt der Neutralitätsclausel ein Schutz- und Trutzbündniß mit Hineinzie- 
hung von Frankreich anzubieten. Lehnt England das ab, hat es sich vor 
aller Welt flagrant ins Unrecht gesetzt, nimmt es an, ist unsere Situation, 
Novelle betreffend, vor dem Deutschen Volke eine bessere. Zugleich ist 
Schön in Paris zu orientiren, daß, obwohl Frankreich sich unerhört gegen- 
über der deutschen Armee und Nation benommen habe, trotzdem die hie- 
sige Regierung keine bösen Pläne hege, und bei den Verhandlungen mit 
England, ihre Bereitwilligkeit zu erkennen gegeben habe Frankreich mit in 
das Bündniß hinein zu nehmen. Lehnt das auch ab, ist die Sache klar, und 
wir haben unsere Pflicht gethan. Wird angenommen, ist der Friede Euro- 
pas gesichert. Das Agreement Haldanescher Verhandlung ist tot. Ich 
werde nicht mehr auf dasselbe eingehen!»'% 


8. Die inneren Auswirkungen der gescheiterten Mission Haldanes 


Der Mißerfolg der Haldane-Mission sollte gravierende außenpolitische 
Folgen nach sich ziehen. Bei den hochgesteckten Erwartungen, die Beth- 
mann Hollweg, die Wilhelmstraße, Metternich und Kühlmann sowie zeit- 
weilig auch der Kaiser mit den Verhandlungen mit England verbunden 
hatten, konnte aber auch eine innere Machtverschiebung in Berlin nicht 
ausbleiben. Selten ist Kaiser Wilhelm II. autokratischer aufgetreten als 
nach dem Scheitern der anglo-deutschen Verhandlung im Frühjahr 1912. 
Vor allem die Stellung des Reichskanzlers und des Londoner Botschafters 
- das Ansehen Kiderlens hatte ja bereits nach der Agadir-Krise einen 
Rückschlag erlitten - galt fortan als erschüttert. Als Tirpitz am 18. März 
1912 mit Müller zum Vortrag erschien, erzählte Wilhelm den beiden Ad- 
miralen, er habe den Reichskanzler am Vormittag «ganz geknickt» vorge- 
funden über den Ausgang, den seine Politik genommen hätte. Bethmann 
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habe sich «sehr des Mißerfolges der engl. Unterhandlungen geschämt», 
berichtete der Kaiser, und sei «ein ganz gebrochener Mann, der ihm or- 
dentlich Mitlied eingeflößt hätte». Er habe ihm zur Stärkung ein Glas 
Portwein empfohlen. Der Kaiser, der «in sehr vergnügter und, wie er sagte, 
ganz erlöster Stimmung» war, habe Bethmann geraten, die Verhandlungen 
nicht schroff abzubrechen, sondern sowohl England als auch Frankreich 
das Odium des Mißerfolgs zuzuschieben. Diesem Vorschlag habe der 
Reichskanzler kleinlaut zugestimmt. Überlegen meinte der Monarch, «daß 
die alten Herren von der Bismarckschen Zeit wie Bethmann und Kiderlen 
sich eben aus dem engen europäisch-kontinentalen Leben nicht mehr 
herausarbeiten könnten». Er habe dem Kanzler befohlen, dem Londoner 
Botschafter mitzuteilen, «daß er im höchsten Maße befremdet sei, wie 
Metternich derartige Vorschläge überhaupt hätte in Empfang nehmen 
können». Er bestehe darauf, Metternich abzulösen, sobald die Wogen sich 
etwas geglättet hätten.'* 

Seit dem Scheitern der Haldane-Mission hatte der Monarch das Gefühl, 
so Tirpitz, «an Bethmann Hollweg keinen Halt mehr zu finden». Wil- 
helms Selbstherrlichkeit und mit ihr der Einfluß unverantwortlicher Rat- 
geber sowie der drei Kabinettschefs nahmen als Folge der Krise merklich 
zu.'® In einem Brief an George V., den er noch am 18. März 1912 entwarf, 
anscheinend aber nicht absandte, beabsichtigte Wilhelm II., dem König die 
Machtverhältnisse im Kaiserreich auseinanderzusetzen: «Der Reichskanz- 
ler sowohl als auch das Auswärtige Amt sind beide lediglich Beamte des 
Kaisers. Der Kaiser gibt ihnen die Richtlinien, nach denen die Politik zu 
verfolgen ist, und sie haben seinem Willen zu gehorchen und zu folgen.»'* 
Für den Reichskanzler, das Auswärtige Amt und das diplomatische Korps, 
die sich alle von Haldane und der Londoner Regierung hätten düpieren 
lassen, empfand Wilhelm nichts als Verachtung. Am 3 1. März 1912, wäh- 
rend er auf Korfu weilte, kritzelte er selbstgerecht auf einen Bericht aus 
England: «In höhnischer Weise werden wir ausgelacht, daß wir diese Vor- 
schläge und Reden für Ernst oder gar bindend angenommen haben. /ch 
persönlich habe so Etwas geahnt, und daher monatelang, darauf gedrun- 
gen die Wehrvorlagen zu veröffentlichen, unabhängig von diesen Vor- 
gängen. Meine Diplomatie ist, gegen mich, anderer Ansicht gewesen, hielt 
alles was von London kam für baare Münze, endgültig, abschließend; 
Legte mir in Ausübung meiner Befugniße und Pflichten als Kaiser und 
oberster Kriegsherr — in Vertretung der Wehrhaftigkeit und Vertheidi- 
gungsfähigkeit meines Volkes - fortdauernd die schwersten Hinderniße in 
den Weg, in der trügerischen Hoffnung des Abschlußes eines agreements! 
Das Wahngebilde eines Afrikanlischen] Colon[ial]-Reiches blendete sie, 
während seine Elemente aus dem Besitze anderer angeboten wurden; mit 
denen wir bewaffnete Complikationen event[uel]l erwarten konnten! Un- 
ser Volk wurde im Dunkelen gelassen über seine Wehrvorlagen die 6 Wo- 
chen umsonst hinausgezogen wurden, bis der Engl[ische] Minister Chur- 
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chill sie der Öffentlichkeit im Engl[ischen] Parlament preisgab. Viel 
kostbare Zeit, Mühe, Arbeit und ein unendlicher Aerger sind die Folge ge- 
wesen! Resultat = o! [...] Ich hoffe, daß sich meine Diplomatie hieraus die 
Lehre ziehen wird, in Zukunft mehr auf ihren Herren und seine Befehle 
und Wünsche zu horchen als bisher, besonders wenn es gilt, mit England 
Etwas zu Wege zu bringen, das sie noch nicht zu behandeln versteht; wäh- 
rend ich es gut kenne! Es war ein richtiger Englfischer] Bluff gegen Novel- 
le und Flottengesetz gerichtet, dem meine Diplomaten aufgesessen sind. 
Gott Lob, daß nichts von der Novelle geopfert wurde, das wäre vor dem 
Deutschen Volke nicht zu vertreten gewesen.»' 

Anders als der Reichskanzler und die Wilhelmstraße habe er das böse 
Spiel der Engländer von Anfang an durchschaut, behauptete der Kaiser in 
dieser geradezu unglaublichen Randbemerkung. «Es läßt sich demnach 
der Plan der Englischen Regierung, welcher der ganzen Aktion zu Grunde 
gelegen hat, [...] folgendermaßen skizziren: Durch Haldane’s Besprechun- 
gen, sollte die Deutsche Regierung dahin gebracht werden, auf das An- 
gebot Englands, ein Afrikanisches Transcontinentales Colonialreich zu 
erhalten [...] die Novelle fallen zu lassen. Zu gleicher Zeit wurde die 
Neutralität in der Politischen Clausel, als zu schwierig zu definiren, abge- 
lehnt. Mit diesem Erfolge sollte Haldane nach Hause kommen. [...] Das 
wäre ein kolossaler Erfolg vor dem Engl[ischen] Volk und Parlament ge- 
wesen: Die Deutschen waren ihre Novelle los, hatten kein Nentralitätsver- 
sprechen erhalten, und Aussichten auf ein ephemeres Colonialreich in Afri- 
ka, dessen Bildung aus Bestandtheilen fremder Nationen, Deutschland in 
die schönsten Conflikte mit den betreffenden zu beraubenden Nationen 
geführt hätten! Das war in nuce Haldane’s mission. Ich habe ihn und seine 
sauberen Collegen rechtzeitig durchschaut, und ihnen den Spaß gründlich 
versalzen. Dem Deutschen Volke habe ich sein Anrecht auf die Seegeltung 
und sein Selbstbestimmungsrecht in Rüstungsangelegenheiten gerettet. 
Den Engländern gezeigt, daß sie, wenn sie an unsre Rüstung tasten, auf 
Granit beißen, und dadurch vielleicht ihren Haß vermehrt aber ihren 
Respekt erworben.»'* 


9. Der doppelte Botschafterwechsel und Kiderlens Ende 


Nach der Krise infolge der Haldane-Mission war der Kaiser vergnügt wie 
ein Kind, das in die Ferien geht, nach Korfu entflohen; erst zehn Wochen 
später sollte er nach Berlin zurückkehren.'® Mit Wehmut schrieb er am 
7. Mai 1912, kurz vor der Heimfahrt nach Deutschland, an Mary Monta- 
gu, er sei voll Bedauerns darüber, Korfu zu verlassen, «wo ich herrliche 
Ferien verbracht habe. Umgeben von Oliven, Rosen, Orangenblüten, 
Glyzinien, Schwertlilien, Goldregen, etc. etc. Meer und Berge. Himm- 
lisches Paradies & niemand, der meinen Frieden stört; nicht einmal die 
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politischen Fragen interessieren mich! Statt dessen war ich beschäftigt mit 
Picknicks & Ausgrabungen, die höchst interessant waren. Nun verlasse 
ich dieses irdische Paradies, um zur Pflicht zurückzukehren, d.h. Ärger & 
Arbeit, Sisyphusarbeit, für die niemand dankbar ist, aber Beschimpfungen 
von überall eher zahlreich.»''° Das kaiserliche Gefolge wäre ebenso froh 
wie die Staatsmänner in Berlin gewesen, wenn sich der Monarch tatsäch- 
lich auf Picknicks und Ausgrabungen beschränkt und ihnen die Führung 
der Politik überlassen hätte, aber dem war nicht so. 

Auf der Reise nach Korfu erwog der Kaiser die sofortige Entlassung 
Kiderlen-Wächters, Bethmanns rechter Hand bei der Ausführung der Au- 
ßenpolitik. Der Reichskanzler sah sich gezwungen, den in Korfu anwesen- 
den Chef des Zivilkabinetts dringend zu bitten, des Kaisers Unmut gegen 
den Außensekretär zu beschwichtigen. Kiderlen sei unersetzlich und müs- 
se gehalten werden, auch wenn er beim Kaiser in Ungnade gefallen sei. Be- 
ruhigend schrieb Valentini, er habe die Gefahr der Entlassung Kiderlens 
für jetzt abwenden können: «Ich gebe Ew. Exc. darin vollkommen Recht, 
daß sein Abgang jetzt schwer zu ertragen sein würde, nicht nur für Ew. 
Exc. sondern um der Sache willen. Alle kompetenten Beurteiler halten ihn 
z.Zt. für unseren geschicktesten Diplomaten; sein Abgang, seine Erset- 
zung durch eine so minderwertige Kraft wie Bernstorf, würde nicht ver- 
standen werden u. sicher für den Dienst zum Unheil ausschlagen, abge- 
sehen davon, daß man wieder Ew. Exc. die Verantwortung für «diese 
Verbeugung vor Frankreich» zuschieben würde. Ich habe daher aus voll- 
ster Ueberzeugung daran gearbeitet, Se. Maj. in der Beurteilung Kiderlens 
umzustimmen, u. ich glaube nicht ohne Erfolg. [...] Auch sonst u. von an- 
derer Seite ist dieser Ton dem Kaiser entgegengeklungen, u. ich habe den 
Eindruck, als ob die Wirkung nicht ausgeblieben ist. Jedenfalls ist von so- 
fortigem Wechsel pp., wie bei unserer Hierherkunft, nicht mehr die Rede. 
[...] Mir scheint jetzt die Hauptsache, daß K. nicht etwa selbst im Unmuth 
die Flinte ins Korn wirft. Das darf nicht sein; es wäre zu schändlich, wenn 
es den bösen Buben in gemeinen u. hohen Positionen gelänge, ihr Ziel zu 
erreichen u. den vielleicht einzigen Mann zu beseitigen, der den Cambons, 
Greys u. Conslorten] gewachsen ist.»''' Daß Kiderlen im Mai 1912 nur 
durch die Einwirkung des Zivilkabinettschefs und anderer politisch nicht 
verantwortlicher Mitglieder der kaiserlichen Umgebung auf den in Korfu 
weilenden Monarchen gehalten werden konnte, kennzeichnet die Re- 
gierungsweise Wilhelms II. auch in der Spätphase seiner Herrschaft zur 
Genüge. 

Wie empfindlich der Monarch auf jedes auch nur vermeintliche Anta- 
sten seiner Prärogativen reagierte, geht aus seiner wütenden Reaktion auf 
die Behandlung des Titanic-Unglücks seitens des Auswärtigen Amtes her- 
vor: Nicht die Wilhelmstraße, sondern er allein als Träger der Krone besit- 
ze auf diesem Gebiete das Entscheidungsrecht. Der Untergang der Titanic 
am 14. April 1912 hatte, wie Valentini aus Korfu meldete, den Kaiser «ganz 
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unglaublich ergriffen u. beherrscht unsere Gespräche noch jetzt fast völlig. 
Er will alle damit zusammenhängenden Schritte u. Maaßregeln in der 
Hand behalten.»'"” Wilhelm ging so weit, seine Teilnahme am Stapellauf 
der /mperator am 24. Mai 1912 davon abhängig zu machen, daß auf diesem 
Riesendampfer «noch nachträglich die weitgehendsten, von Sr. Majestät 
angegebenen Sicherheitseinrichtungen getroffen» werden würden. Hinter 
dieser Forderung stand, wie Müller Tirpitz mitteilte, die kaiserliche Idee 
«einer internationalen See-Sicherheits-Gesetzgebung unter deutscher Ae- 
gide».'"? «Sehr erregt» rügte der Kaiser in einem Telegramm aus dem kor- 
fiotischen Achilleion das Auswärtige Amt dafür, daß es nach der Titanic- 
Katastrophe Schritte zur internationalen Regelung des Schiffsverkehrs 
eingeleitet hatte, ohne seine Genehmigung einzuholen. «Auf Grund wel- 
chen Auftrags oder Befehls ist das geschehen? Ich hätte zunächst erst mal 
um Erlaubnis gefragt werden müssen. [...] Ich wünsche telegraphisch Vor- 
lage der Noten der «auf Allerhöchsten Befehl» noch nachträglich vorzuset- 
zen ist. Ein Schritt von solch grosser internationaler Bedeutung kann nur 
von einem Souverän gefasst und befohlen werden, nicht aber von einer 
ihm unterstehenden Behörde ohne sein Vorwissen und Willen. Ich be- 
trachte dieses Gebiet als ein besonderes Vorrecht Meiner Krone und werde 
die ganze Angelegenheit in der Hand behalten. Mithin ist Mir das Nötige 
zur Genehmigung vorzulegen bezw. Vorschläge zu unterbreiten, die von 
Mir aus nachher abgehen werden.»""+ 

Noch unerträglicher als diese Allerhöchste Einmischung in die alltäg- 
liche Geschäftsführung war für Kiderlen das Beharren des Monarchen auf 
dem Recht, über die Köpfe des Reichskanzlers und des Staatssekretärs 
hinweg die Botschafter selbst zu ernennen. Wie wir gesehen haben, hatte 
der Kaiser seit der Agadir-Krise sehr gegen den Wunsch Bethmanns und 
Kiderlens die Entlassung Metternichs und die Ernennung des Freiherrn 
Marschall von Bieberstein auf den allerwichtigsten Londoner Posten ge- 
fordert. Die Versetzung Marschalls war nicht nur ein Rückschlag für die- 
jenigen, die noch auf eine deutsch-britische Verständigung hinarbeiteten, 
sondern auch ein persönlicher Affront gegenüber dem Staatssekretär. Am 
4.Mai 1912 wußte der österreichisch-ungarische Militärattach& in Kon- 
stantinopel zu berichten, daß «das Verhältnis zwischen Baron Marschall 
und dem Staatssekretär Herrn von Kiderlen Wächter in letzter Zeit gera- 
dezu unmöglich geworden» sei. Ihre Beziehungen seien zwar niemals gute 
gewesen, aber sie hätten sich jetzt «anläßlich der letzten Aufrollung der 
Meerengenfrage durch Russland unleidlich gestaltet». Kaiser Wilhelm 
dachte nicht daran, die Politik des verantwortlichen Leiters des Auswärti- 
gen Amts zu unterstützen, sondern ergriff entschieden die Partei des Bot- 
schafters. «Meine durch 20 Jahre bewährte, durch Marschall vorzüglich 
vertretene Orientpolitik bleibt absolut aufrecht erhalten.» Mehrfach 
drohte er, er würde diese Politik «mit dem Schwerte vertheidigen, in Ge- 
meinsamkeit mit den Türken!»""° Auch nach der Beilegung dieser Krise 
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nahmen die Beziehungen zwischen Marschall und Kiderlen «derartige 
Formen an, daß ein Zusammenwirken der beiden Herren kaum mehr 
möglich» erschien.''” Und ausgerechnet Marschall, der bisher noch nie in 
England gewesen war und auch «in seinem Äußeren nichts den Englän- 
dern Sympathisches» besaß, versetzte nun Wilhelm II. im Mai 1912 als 
Botschafter und Metternichs Nachfolger nach London." 

Am 24.September 1912, nur wenige Wochen nach seiner Amtsüber- 
nahme, verstarb Marschall in der Londoner Botschaft. Kiderlen, so meinte 
Harden, als ihn die Todesnachricht erreichte, werde sich darüber wohl 
«vor Freude besaufen».''” Äußerst zaghaft, beinahe ängstlich, brachte der 
Reichskanzler in einem Brief an den Kaiser den siebzigjährigen england- 
freundlichen Gesandten in Karlsruhe, Karl von Eisendecher, als Nachfolger 
Marschalls in Vorschlag. Eisendecher habe früher in Tokio und Washing- 
ton seine diplomatische Begabung bewiesen, schrieb er, «und ist allezeit 
ein treuer und bewährter Diener Euer Majestät gewesen. Vor allem aber 
weiß man in England in Folge des Umstandes, daß ihn Eure Majestät oft 
mit dorthin genommen haben, daß er ein besonderer Vertrauensmann 
Eurer Majestät ist, dem auch jenseits des Kanals Sympathie und Vertrauen 
entgegengebracht werden. Er ist auch bei dem Königlich Großbritanni- 
schen Hofe und speziell bei Seiner Majestät dem König Georg persona 
grata und hat aus seinen jährlichen Besuchen in England vielfache freund- 
schaftliche Beziehungen zu maßgebenden englischen Persönlichkeiten. 
Meines Alleruntertänigsten Erachtens kommt es jetzt darauf an, nach 
London einen Vertreter zu entsenden, dessen Persönlichkeit bereits be- 
zeugt, daß es Euer Majestät Wille ist, die Beziehungen zwischen England 
und Deutschland inniger und vertrauensvoller zu gestalten. Der Gesandte 
von Eisendecher dürfte in der Lage sein, das Terrain für Annäherungsver- 
handlungen vorzubereiten, auch als alter Marineoffizier volles Verständnis 
für die Unfruchtbarkeit des Abrüstungsgedankens haben.» '* In dem glei- 
chen Schreiben suchte Bethmann der Ernennung des Fürsten Karl Max 
von Lichnowsky, der früher die rechte Hand Bülows gewesen war, sich 
nun aber auf seine schlesischen Güter zurückgezogen hatte, vorzubauen. 
Er setzte dem Kaiser auseinander, daß Lichnowsky «zum Botschafter an 
sich nicht ungeeignet» sei. Aber seine Gattin Mechthild, die nur ihren 
künstlerischen Interessen lebe, verstehe es nicht, sich in der Gesellschaft 
die nötige Stellung zu verschaffen, um ihren Mann zu unterstützen." 

In tiefer Erregung antwortete Kaiser Wilhelm am 30. September 1912 
ressentimentgeladen auf den Brief seines Kanzlers: «Bei den Artikeln die 
zum Empfang Marschalls in London und als Nachrufe in d. Engl. Presse 
erschienen, ist es auffallend, daß nur immer von seinen in Aussicht stehen- 
den Leistungen, Arbeit und Wirken zur Einigung Englands u. Deutsch- 
lands die Rede ist, niemals von den Englischen. Dasselbe Lied findet sich 
in den aus England eintreffenden Privatbriefen. Man hat sich somit in 
London in die Idee eingelebt, daß es an uns sei die Mittel zur Vollbringung 
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des — scheinbar - auch von dort erwünschten Einigungswerkes, zu ersin- 
nen und dann dort zur Genehmigung zu unterbreiten. Man behandelt uns 
von London aus quasi als ein Gesindevermiethungsbüreau, daß [sic] dem 
stolzen Engländer passende Dienstboten zu stellen hat, die ihn bei Laune 
zu erhalten wissen, und die, wenn es ihnen gelingt, von ihm mit Herablas- 
sung und Wohlwollen behandelt werden. Also war der butler Metternich 
ganz leidlich, er bekam einen großartigen Abgang. Der butler Marschall 
war willkommen und man erwartete viel von ihm - im Errathen Engl. 
Launen und Wünsche - nun ist er todt, und man sieht geduldig ob das Bü- 
reau wieder einen guten butler aussuchen kann oder wird. Natürlich wird 
er es nicht so leicht haben. Dieser ganz verkehrte Standpunkt Englands - 
erniedrigend für uns alle- muß unbedingt mal erst korrigirt werden. Dazu 
ist jetzt gute Gelegenheit. Wir haben von hier durch Marschalls Sendung 
klar und deutlich zu verstehen gegeben was wir wollten, und London und 
die ganze Welt hat uns billigend, u. dankbar verstanden. Was hat nun Eng- 
land seinerseits zu dem «großen Werk» gethan? Es läßt den von seinen 
eigenen Landsleuten als darned ass bezeichneten Goschen ruhig bei uns, 
denn mehr sind wir nicht werth! Solange England seinen Botschafter in 
Berlin nicht wechselt, hat auch ein Marschall keine Chancen! Zum Heira- 
then gehören immer 2! Nun ist unser Mann gestorben! Jetzt sollen wir Er- 
satz senden. Das darf erst dann geschehen wenn nun Mal England seiner- 
seits guten Willen zeigt, und uns seinen besten Mann schickt den es hat! 
Das ist die Gegenleistung die wir, nach all den Zeitungslügen und Polemi- 
ken, sowie Ententen und Conventionen, unbedingt verlangen müssen, 
wenn wir unsere Würde waren [sic] wollen vor den Briten. Also kein Em- 
pressement für den Ersatz. Und Andeutung auf diplom: Wege in London, 
daß da unser «großer» Mann dahin, es nun mal an ihnen sei, mal ihrerseits 
einen «großen» Mann zu schicken, da man solche nicht Dutzendweise auf 
Lager habe. Zeus sandte den Fröschen auf ihre Bitte um einen König, 
einen Klotz, über den sie hinüberhopsten und sprangen und fun mit ihm 
machten. Das war Metternich. Zu Zweit sandte er ihnen die Schlange, die 
sie biß und vor der sie ins Mauseloch krochen, das muß der Nachfolger 
von Metternich [sic] sein! Geht London auf unsre Anregung nicht ein und 
bleibt Goschen, dann wissen wir was es geschlagen hat, und können un- 
sere Mobilmachungsvorarbeiten ruhig aus der Schublade holen, dann ist 
alles klar.»'”” Den Vorschlag des Reichskanzlers, den Vortragenden Rat 
Wilhelm von Stumm, der über ein großes Vermögen verfüge und England 
gut kenne, als Botschafter nach London zu entsenden, lehnte der Kaiser 
vehement ab. «Nein! Der fürchtet die Engländer viel zu sehr! Und haßt 
meinen Flottenbau!» «Ich schicke nur einen Botschafter nach London, der 
Mein Vertrauen hat, Meinem Willen parirt, Meine Befehle ausführt. Mit 
einer Instruktion: Wenn bei seinem Eintreffen in London Grey ihn fragt: 
«Was bringen Sie® Antwort: «Nichts. Ich soll von Ihnen hören was Sie 
anbieten.» [...] So muß man jetzt die Bonzen im Foreign Office behan- 
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deln!»"*3 Ohne sich nochmals mit dem Kanzler in Verbindung zu setzen, 
berief Wilhelm II. Lichnowsky auf den wohl wichtigsten diplomatischen 
Posten und befahl dem neuen Botschafter, ihm seine Londoner Eindrücke 
durch Privatbriefe direkt mitzuteilen.'** 

In der Haltung des Kaisers England gegenüber hatte sich also nichts ge- 
ändert. Auf Zeitungsausschnitte, die die Binsenweisheit wiederholten, daß 
eine deutsch-britische Verständigung nur zu erreichen sein würde, wenn 
Deutschland sein Bestreben nach der Suprematie zur See einstelle, schrieb 
Kaiser Wilhelm Ende Mai 1912 die charakteristischen Randbemerkungen: 
«Die ganze Britannische Frechheit und bodenlose Unverschämtheit! Weil 
ihnen in Geld u[nd] Menschen die Puste ausgeht, sollen wir aufhören!!» 
Die Artikel bestätigten die Meldung des Marineattaches Widenmann, wo- 
nach «der Kampf Englands gegen unser Flottengesetz [...] mit unge- 
schwächten Kräften fortgesetzt werden [wird], unter Richtung gegen die 
Person des Staatssekretärs von Tirpitz selbst! Also Achtung, Augen auf! 
Ich werde mir nichts gefallen lassen.» Eine Verständigung mit England 
komme für ihn nicht in Frage, «as long as we have no agreement with 
France!» [solange wir kein Abkommen mit Frankreich haben!] Auch jetzt 
betonte Wilhelm II., daß es ihm nicht um Kolonien, sondern um eine Neu- 
ordnung in Europa gehe. Auf Kolonialerwerbungen «kommt es gar nicht 
an! Sondern in Europa will Deutschland mit seinen Nachbarn, zumal 
Frankreich, sich vertragen und einigen, aber «Englands Interesse erlau- 
ben das nicht, und das sucht es zu hindern. Das ist aber die Hauptsache! 
Nicht Inseln in den Tropen.» Klar erkannte der Kaiser: Aus Angst vor der 
Übermacht Deutschlands verhindere die britische Gleichgewichtspolitik 
die Vereinigung des europäischen Kontinents gegen die wachsende Macht 
der USA. «England will eben nicht, daß der Continent sich verträgt, da er 
sonst unter deutsche Führung kommen könnte, und das - i[d] e[st] der ge- 
einigte Continent Europas - ist gegen das bekannte britische Interesse! 
Also wird weitergehetzt, natürlich gegen die mögliche Vormacht. Inzwi- 
schen wächst Amerika immer mehr heran, wird immer stärker und wird 
allmählich die Englische Macht an sich ziehn, das Englisch-sprechende 
Weltimperium gründen, von dem England zu einem Amerikanischen Vor- 
posten gegen den Europläischen] Continent herabsinken wird!» 

Das vom Kaiser «gesteckte Ziel» war, wie Bethmann es am 3. Oktober 
1912 formulierte, «eine Verständigung mit England auf breiter und ernster 
Grundlage», die der natürlichen Vormachtstellung Deutschlands auf dem 
Kontinent Rechnung tragen würde. Der Kanzler räumte ein, daß der briti- 
sche Botschafter in Berlin, Sir Edward Goschen, «unzweifelhaft nicht der 
Mann» sei, um eine solche Verständigung anzubahnen, warnte aber davor, 
den Wunsch nach einem Ersatz durch eine «bedeutende Persönlichkeit» 
erkennen zu lassen, da «die Herren Engländer» dies so darstellen würden, 
«als ob wir einen so entscheidenden Wert auf Englands freundliches Ge- 
sicht legten». Eine zweite Klippe liege darin, daß «die Engländer, wenn sie 
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von unseren Wünschen erfahren, uns allerdings eine «prominente Persön- 
lichkeit senden, aber eine solche, die nicht zur Besserung der Beziehungen 
geeignet wäre». Diese Warnung schlug der Kaiser in einer naßforschen 
Randbemerkung in den Wind. «Na dann wissen wir ja eben bescheid und 
sehen klar! Das wäre auch nicht das schlimmste.»"” 

In der Silvesternacht 1912 verstarb Staatssekretär Alfred von Kiderlen- 
Wächter in seinem Amtszimmer in der Wilhelmstraße an einem Schlagan- 
fall. Sein Landsmann und Freund Hugo Freiherr von Reischach würdigte 
in einem Brief an Fürstenberg die außergewöhnliche Leistung dieses 
Württembergers und bedauerte vor allem dessen langjährige Abschiebung 
nach Bukarest durch den aalglatten Bülow. Reischach empfand Kiderlens 
Tod als einen nationalen Verlust «gerade in diesem Augenblick. Es ist 
wirklich ein Verhängnis wie oft der Tod dem Kaiser seine besten Männer 
in noch verhältnismäßig jungen Jahren nimmt. Er war auch ein guter 
Mensch, wenn er freilich mit unserm schwäbischen Nationalübel stark 
erblich belastet war gerne einen guten Witz über einen anderen zu machen 
und direct etwas bös klingendes zu sagen. Dabei war er aber ein treuer 
Mann und gut Deutsch und auch seinem Kaiser ergeben. Solche Menschen 
sind viel besser und werthvoller als die ewig lächelnden und sich immer 
verbeugenden. Solche wachsen freilich in den Süddeutschen Gauen nicht. 
Es war eine der schwersten Handlungen - ich glaube es war Bülow -S.M. 
von dem Inhalt der Briefe Kenntnis zu geben, welche er in seiner damali- 
gen Eigenschaft als Jenisch-Treutler [d.h. als Vertreter des Auswärtigen 
Amts] an das Amt schrieb von den Reisen aus, darin soll freilich mancher 
Scherz auch über S$.M. enthalten gewesen sein. Nun dies war eben stärker 
als alles andere in ihm. Der Betreffende zeigte diese Briefe natürlich an 
S.M. nur in dem Gedanken, Kiderlen für alle Ewigkeit kalt zu stellen. Da 
die Aera Bülow keine starken Köpfe und Charaktere brauchen konnte aus 
der ewigen und berechtigten Sorge diese könnten die eigene Hohlheit und 
Seiltänzerei aufdecken und den Sturz herbeiführen und die Macht war 
doch zu schön. Denke Dir, wie anders manches hätte gehen können, wenn 
Kiderlen statt Richthofen, Tschirsky [sic] und Schön auf dem Staatssecre- 
tärposten gesessen. Aber das Klagen und Erwägen hilft nichts, hoffen wir 
daß ein guter Mann sein Nachfolger wird.»'” Bekanntlich fiel Wilhelms 
Wahl auf Gottlieb von Jagow, der im Sommer 1914 die Wilhelmstraße mit 
in den Weltkrieg führen sollte. 


Kapitel 33 


November 1912: 
Der Entscheidung entgegen, 
den Krieg im Osten auszulösen 


Die Entscheidung Großbritanniens, sich im Juli 1911 mit einer Kriegsdro- 
hung und der Mobilisierung der Royal Navy schützend vor Frankreich zu 
stellen, hatte in weiten Teilen der deutschen Öffentlichkeit und in der Füh- 
rungsschicht die Aversion gegen das Inselreich in alarmierendem Maße 
verstärkt. Es verbreitete sich die fatalistische Auffassung, daß es über kurz 
oder lang zwangsläufig zum Krieg mit der Seemacht und seinem Entente- 
partner Frankreich kommen werde.' Einige Hitzköpfe sehnten sogar den 
Krieg als «befreiende Tat», als eine Art Erlösung aus der scheinbaren inne- 
ren und äußeren Ausweglosigkeit herbei.” Erschreckend waren die anglo- 
phoben Haßtiraden, die in nationalistischen Kreisen und speziell im 
Flottenverein zu vernehmen waren. Der Vorsitzende des Alldeutschen 
Verbandes, Heinrich Claß, verlangte in seinem Pamphlet West-Marokko 
deutsch! den Krieg mit Frankreich. Nur im letzten Augenblick ließ er sich 
vom Auswärtigen Amt dazu überreden, in seiner Hetzschrift einen Passus 
zu streichen, in dem er atemberaubende Annexionen forderte: Frankreich, 
so steht es im ursprünglichen Manuskript, müsse das gesamte Gebiet von 
der Mündung der Somme am Ärmelkanal östlich bis Nancy und von Nan- 
cy südlich bis Toulon am Mittelmeer an Deutschland abtreten - und zwar 
«frei von Menschen».3 1912 veröffentlichte Claß unter dem Pseudonym 
Daniel Frymann die antiliberale und antisemitische Schmähschrift Wenn 
ich der Kaiser wär’, die einen Heiligen Krieg zur Erlangung der Welt- 
herrschaft propagierte.* Im gleichen Jahr erschien das berüchtigte Buch 
Deutschland und der nächste Krieg des zur Disposition gestellten Generals 
Friedrich von Bernhardi, das den Krieg gegen England, Frankreich und 
Rußland forderte, «koste es was es wolle». Nur durch den Sieg über 
Frankreich, die Errichtung eines mitteleuropäischen Staatenbundes und 
die Gründung eines großen Kolonialreiches könne Deutschland zur 
«Weltmacht» aufsteigen.’ 

Am Kaiserhof, in der Heeres- und Flottenführung sowie in der Wil- 
helmstraße waren ähnliche Stimmen zu hören, doch in diesen Kreisen, die 
die Verantwortung für das Schicksal Deutschlands zu tragen hatten, fielen 
die Äußerungen selbstredend differenzierter aus. Dort reichten die Mei- 
nungen in einem breiten Spektrum von der Sehnsucht nach dem Krieg als 
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Erlösung aus den Verstrickungen der politischen Realitäten bis hin zum 
Wunsch nach einer Verständigung mit Großbritannien und Frankreich, 
um eine drohende Katastrophe abzuwenden. Hinter den Kulissen ent- 
brannte ein heftiger Kampf um den künftigen Kurs der deutschen Politik, 
in dem es letztendlich um Krieg oder Frieden ging. War denn der deutsche 
Anspruch auf einen Weltmachtstatus nicht von der Weltgeschichte oder 
der Vorsehung vorgegeben, die Versuche Großbritanniens und seiner En- 
tente, sich dieser gerechten Machterweiterung in den Weg zu stellen, also 
perfid und ungerecht? Sollte das stolze Deutsche Reich auf die Durchset- 
zung seiner Ziele verzichten, bloß um den Frieden zu wahren? Entschied 
man sich für den Krieg, gegen wen sollte er dann geführt werden - Eng- 
land allein, England und Frankreich zusammen, Rußland allein oder mit 
Frankreich zusammen, oder gar gleich gegen die ganze Triple Entente? 
Und wann? Und da der Konflikt offenbar über kurz oder lang ohnehin 
unvermeidlich war, sollte man ihn denn nicht besser zu einem günstigen 
Zeitpunkt herbeiführen, statt die Initiative dem Feind zu überlassen? Wel- 
che Rüstungsmaßnahmen und welche diplomatischen Schritte sollten vor- 
her noch unternommen werden, um optimal auf den Kampf vorbereitet zu 
sein? Und wie könnte man das Volk, das in den Reichstagswahlen vom 
Januar 1912 millionenfach für die internationalistisch gesinnte Sozial- 
demokratie gestimmt hatte, auf den blutigen Krieg mit den Nachbarvöl- 
kern einschwören? Unser Anliegen wird es sein, mit Hilfe der Quellen 
insbesondere den Standpunkt Wilhelms II. in der Vielstimmigkeit dieser 
Auseinandersetzungen zu bestimmen. Dabei wird deutlich werden, daß 
sich im Verlauf des Jahres 1912 eine bedeutsame Wandlung im strategi- 
schen Denken des Kaisers und der Generalität vollzog: Nicht mehr Groß- 
britannien, sondern das «slawische» Zarenreich war für sie fortab der 
Feind, den es in erster Linie zu besiegen galt. 


1. Der Kaiser und der «nächste Krieg» 


Wie im 31. Kapitel zu lesen war, hielt man nach dem «Olmütz» der Zwei- 
ten Marokkokrise vor allem in der Militär- und Flottenführung sowie in 
der Deutsch-Konservativen Partei den Krieg gegen Großbritannien für 
unausweichlich.° Gleichzeitig aber bezweifelte man gerade in solchen 
Kreisen, ob Kaiser Wilhelm je den Schneid aufbringen würde, einen Krieg 
gegen England vom Zaun zu brechen. So meinte der spätere Kriegsmini- 
ster General Erich von Falkenhayn einige Wochen nach Agadir: «Unsere 
politische Situation ist äußerlich gebessert. [...] Innerlich hat sich aber 
Nichts geändert, insofern S.M. nach wie vor das Äußerste abzuwenden 
entschlossen ist. [...] Ob nicht schließlich doch der allgemeine Unwille, 
der sich gegen diese Art die Reichsgeschäfte zu betreiben, täglich mehr 
und in einflußreicheren Kreisen Geltung verschafft, den Kaiser zum 
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Kriege zwingen wird, ist eine andere Frage.»’ Im Dezember ı911 schrieb 
derselbe General: «Nach menschlichem Ermessen [ist] ein Krieg zwischen 
Deutschland und England unvermeidlich geworden. Ebensowenig wie die 
Schmach von St. Germain, Tilsit oder Olmütz wird diejenige, die uns un- 
sere teuren Blutsverwandten in diesem Jahre des Mißvergnügens zugefügt 
haben, je von Preußengeist und Preußenstolz vergessen werden. Was [der 
konservative Parteiführer] Heydebrand im Reichstag darüber geredet, 
deckt sich in jeder Beziehung mit dem Fühlen aller guten Preußen und der 
meisten Deutschen. Weder der «große Friedenskaiser, [...] noch die An- 
hänger Bertha’s [gemeint waren die Friedensnobelpreisträgerin Bertha von 
Suttner und die Friedensbewegung] werden daran irgend etwas ändern.»® 
Sogar die Baronin Spitzemberg stellte fest, daß «eben alle» Menschen den 
Kaiser für «foncierement feige» hielten, «d.h. des Mutes des Starken ent- 
behrend, der Frieden hält bis zum Äußersten, aber nicht um jeden Preis. 
Er fürchtet die Verantwortung, die Störung seines Daseins, die Arbeit, die 
Opfer jeder Art.»? Und der stets kritische Seeoffizier Albert Hopman no- 
tierte in seinem Tagebuch über Wilhelm II.: «Ein Friedrich der Große ist 
er nicht, also werden wir nach der Fanfare von Agadir wohl die Chamade 
blasen. Das Ganze wird die Abrechnung unserer völlig zwecklosen Politik 
gegen England, die auf W’s allerpersönlichstes Konto zu schreiben ist und 
uns die ganze Welt verfeindet hat.»'° 

Innerhalb der kaiserlichen Familie machte sich der junge Kronprinz 
zum Fürsprecher der Alldeutschen und Militaristen. Am 5. November 
ı9ıı übersandte er seinem Vater hämische Presseartikel über «die Hel- 
denthaten von Bethmann Hollweg», die dem Kaiser beweisen sollten, 
«daß es im ganzen Vaterlande keinen mehr belächelten und verspotteten 
Mann giebt wie unseren Reichskanzler. [...] Bethmann ist kein Mann, das 
ist des Pudels Kern.»"" Mit seinen Glückwünschen zum neuen Jahr 1912 
verband der Kaisersohn das Verlangen nach einem großen glorreichen 
Krieg. «Ich persönlich hoffe auf einen Waffengang und nicht in frischer 
Rauflust sondern aus ruhiger und nüchterner Erwägung heraus. Das deut- 
sche Volk ist an einem Wendepunkt angekommen, es geht entweder hinauf 
oder hinab. Der bekannte Platz an der Sonne soll uns nicht gegönnt wer- 
den und so müssen wir ihn uns erzwingen. Andererseits bin ich überzeugt, 
daß die durch innere Parteiinteressen zerrissene und verfahrene innere Po- 
litik sich mit einem Schlage bessern würde wenn alle Landeskinder für 
ihren Boden die Waffen ergreifen müßten, und ich bin überzeugt, das Aus- 
land wird mit Schrecken und Erstaunen sich das aufgewachte starke und 
zum Kampf aufs Messer entschlossene Deutschland anstarren. Ich habe 
nur den einen Wunsch dann an der Spitze meines schönen Regiments Dir 
beweisen zu können, daß wir noch ebenso attackieren und sterben können 
wie zur Zeit des Großen Königs.»'* 

Zwar hatte der Kaiser seinen ältesten Sohn gerade wegen seiner militan- 
ten Haltung wohlweislich nach Danzig verbannt, doch auch dort stellte 
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der Kronprinz eine Gefahr für den Reichskanzler und dessen Verständi- 
gungspolitik dar. Während der heftigen Parlamentsdebatte über Marokko 
vom 9. bis ıı. November 1911, in der sich sowohl Bethmann Hollweg als 
auch Kiderlen-Wächter in aller Schärfe gegen die Angriffe der Konservati- 
ven und Alldeutschen verteidigten, tauchte der Kronprinz demonstrativ 
im Reichstag auf. Nicht nur sein dortiges Erscheinen und Verhalten wur- 
den in allen Zeitungen kommentiert; die Nationalzeitung brachte die 
Nachricht, die sich als authentisch herausstellte, der Kronprinz habe sei- 
nen Bruder Prinz Eitel Friedrich und die Kaiserin telegraphisch aufgefor- 
dert, gemeinsam gegen den Reichskanzler vorzugehen." 

Aber wie verhielt sich Wilhelm II. tatsächlich angesichts dieser Erwar- 
tungen eines herannahenden großen Krieges? Hatte er es verdient, mit 
Bertha von Suttner in einem Atemzug genannt zu werden? Ende 1912 
wollte kein anderer als Emanuel Nobel den Deutschen Kaiser für den 
Friedensnobelpreis vorschlagen. Sowohl der Reichskanzler als auch die 
kaiserliche Umgebung winkten sofort ab, nicht nur, weil die Verleihung 
den Gegensatz zwischen der Krone und der nationalen Rechten ins Uner- 
meßliche verschärft hätte, sondern wohl auch, weil sie ein schallendes 
Hohngelächter in aller Welt und zumal bei den Sozialdemokraten im eige- 
nen Land ausgelöst haben würde.'* Tatsächlich wird es in der neueren eu- 
ropäischen Geschichte kaum einen gekrönten Monarchen gegeben haben, 
der sich so sehr als «Militär» empfand, mit Verachtung auf «Zivilisten» 
und Diplomaten herabschaute, sich ständig mit dem Großen Kurfürsten, 
dem Soldatenkönig, Friedrich dem Großen und seinem eigenen «stets 
siegreichen» Großvater verglich und unentwegt - auch Ausländern gegen- 
über - in der bedenklichsten Weise von der Notwendigkeit des Krieges 
sprach. 

Bei einer Truppenbesichtigung in Altengrabow am 2. und 3. August 
ıgıı äußerte sich Wilhelm II. dem britischen Generalstabschef Sir John 
French gegenüber sehr scharf über die Mansion House-Rede Lloyd Geor- 
ges, «bezeichnete sie als herausfordernd, Frankreich ermutigend, ihm Wi- 
derstand zu leisten, & gefährlich für den europäischen Frieden». Drohend, 
so berichtete der General, habe der Kaiser hinzugefügt: «Wenn wir [Eng- 
länder] uns in deutsche Angelegenheiten einmischten, müßten wir die 
Konsequenzen tragen.» Es sei stets notwendig, seine Politik mit dem 
Schwert unterstützen zu können und das Schwert entsprechend scharf zu 
halten. «Ich will mich nicht bei euch einmischen, genausowenig will ich, 
daß ihr euch bei mir einmischt, und wenn ihr es trotzdem tut, werdet ihr 
merken, wie scharf das Schwert ist. [...] Bezüglich Frankreich sagte der 
Kaiser, daß er sich nicht fürchte, sondern daß er es überrennen könne, 
wann immer er wolle. Er glaube nicht, daß Frankreich jemals gegen ihn 
kämpfen würde, es sei denn es würde angestachelt & unterstützt durch uns 
& unsere Presse.»'"' Der Bericht des Generals French löste in London auf 
höchster Ebene eine Diskussion über die Kriegswilligkeit Wilhelms II. 
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aus. Lord Knollys war der Ansicht, French «liegt falsch, wenn er andeutet, 
Kaiser Wilhelm sei nicht abgeneigt Krieg zu führen. Ich persönlich glaube, 
daß er aus Gründen, die ich Ihnen schon mehr als einmal dargestellt habe, 
alles in seiner Macht Stehende tun würde, um einen Krieg zu vermeiden, 
aber falls er sich durch die Taktlosigkeit seines Außenministers in einer 
Zwangslage befände oder von seinen Generälen überzeugt würde, würde 
es ihm natürlich schwer, wenn nicht gänzlich unmöglich werden, eine 
Kriegserklärung zu vermeiden.» Knollys legte den Bericht des Generals 
dem jungen König vor, der ihn «sehr interessant» fand und die Meinung 
vertrat, «der Kaiser könne zum Krieg getrieben werden, ob es ihm gefiele 
oder nicht». 

Im September ıg911 drängte Wilhelm den Reichskanzler zu einer feste- 
ren Haltung England gegenüber, selbst auf die Gefahr eines Krieges hin. 
Dem Chef des Marinekabinetts erzählte der Kaiser: «Im Garten des Neu- 
en Palais habe ich einen [...] Spaziergang mit ihm gemacht, ehe ich zu den 
Manövern fuhr. Aber erreicht habe ich nichts. Er steckt voller Bedenken u. 
ist ganz von der Angst vor England beherrscht. Aber ich lasse mir nicht 
durch England diktieren, was ich tun und lassen soll. Ich habe dem R.K. 
gesagt, er solle daran denken, daß ich ein Enkel des Gr. Kurfürsten u. 
Friedr. d. Gr. sei, die nicht lange gezögert haben zu handeln, wenn es ihnen 
an der Zeit schien. Ich habe dem Reichskanzler auch gesagt, er müsse doch 
auch die göttliche Vorsehung mit in Rechnung stellen, die werde schon da- 
für sorgen, daß ein Volk, das so viel auf dem Kerbholz hat, wie die Englän- 
der, auch einmal klein würde.»’” Dynastischer Geschichtsmythos, unge- 
zügelter Militarismus und blindes Gottvertrauen dienten hier dazu, die 
Regeln der Staatsvernunft außer Kraft zu setzen. 

Mit lebhafter Zustimmung las Kaiser Wilhelm zum Jahresende ıgr1ı ei- 
nen Artikel des Bonner Professors Philipp Zorn in der Kölnischen Zei- 
tung, worin dieser zum «Existenzkampf um unser nationales Dasein [...] 
mit aller Schärfe und Kraft» aufrief, falls England sein Verhalten Deutsch- 
land gegenüber nicht gründlich ändern sollte. Mit «gut», «ja» und «rich- 
tig» kommentierte er die Stellen, wo der Professor behauptete, «so wie die 
Dinge heute liegen, können sie nicht bleiben». Es gehe um «Sieg oder Un- 
tergang», und das deutsche Volk werde, «wenn es notwendig ist, auch den 
Kampf mit der ganzen Welt nicht scheuen». Der Weltkrieg, der dann kom- 
men würde, würde zwar verheerend sein, aber «wir haben getan, was wir 
konnten - ja vielleicht schon mehr! -, um ihn zu vermeiden. [...] Wir 
haben nun nichts mehr zu sagen. Der Worte sind überhaupt genug ge- 
wechselt. Wir warten der Taten englischer Friedensliebe, von denen der 
«Friede auf Erden abhängt.» «Vorzüglich», schrieb der Kaiser unter diese 
Sätze." 

Rechtzeitig zur Zweihundertjahrfeier des Geburtstags Friedrichs des 
Großen im Januar 1912 erschien die Neuauflage der vierbändigen Biogra- 
phie des Preußenkönigs von Reinhold Koser, den der Kaiser mehrmals zu 
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Gesprächen empfing.” Aus Anlaß des Jubiläums hielt Wilhelm II. im Re- 
gimentshaus des ı. Garde-Regiments zu Fuß in Potsdam eine Rede, in der 
er sich wieder einmal direkt mit dem Großen König verglich. Wie dieser 
sei auch er ein Optimist. «Nur so ist es möglich, der Riesenaufgabe gerecht 
zu werden, ein Deutsches Reich zu regieren, und sie erfolgreich durch- 
zuführen», rühmte er sich. «Ein Optimist bin ich auch heute in Bezug auf 
die Zukunft meines Vaterlandes, die Stellung, die ihm gebührt und die es 
haben muß. Das Volk liebt, Vergleiche zu ziehen und Parallelen aufzustel- 
len, und so wird von ihm vielfach die Situation vor dem zjährigen Kriege 
mit der heutigen verglichen. Nicht mit Unrecht. Wenn ich in einer solchen 
Situation der Zukunft unerschrocken, ja lächelnd entgegenschen kann, so 
tue ich das, [...] weil ich die Hoffnung hege, daß, so wie ich an meiner Ar- 
mee hänge und für sie lebe und arbeite, ich auch das unbedingte Vertrauen 
derselben genieße, vom Feldmarschall bis zum Leutnant. Wenn dem so ist, 
dann kann ich gleichfalls ruhig mich auf den Standpunkt stellen, alles zu 
wagen, wenn Unseres Volkes Ehre es gebietet. So wie damals des Königs 
Befehl maßgebend war für Zivil und Militär, so heute, und so werde ich 
keinen Augenblick zaudern, wenn es notwendig ist, das Schwert zu ziehen 
für die Ehre meines Vaterlandes. Da soll mich keine Rücksicht davon ab- 
halten. Es kann um die Existenz von Ihnen allen gehen, meine Herren, um 
alles, was wir haben. Es geht aber nur, wenn ein Befehl, ein Wille maßge- 
bend ist für alle, und wenn dem Befehl unbedingt gehorcht wird. [...] 
Wenn dem so ist, dann will ich ruhig auch einer Welt in Waffen gegenüber- 
stehen; denn wir Hohenzollern sind es gewohnt, mit solchen Lagen zu 
rechnen; andere Leute mögen davor zurückschrecken, die nicht dazu er- 
zogen sind, wir Hohenzollern sind es gewohnt, solchen Situationen kalt- 
blütig ins Auge zu schauen, auch wie Er mit der Möglichkeit glorreichen 
Untergangs rechnend und ich will es so tun wie mein großer Ahn. Bloß ich 
muß Sie alle geschlossen hinter mir haben; dann will ich sagen, wie der 
große König: Meine besten Alliierten sind meine Truppen, meine Gene- 
rals, und Gott sei Dank kann ich sagen auch meine Schiffe und meine Ad- 
mirals.»”° Als das Leipziger Tageblatt drei Tage später zum Kaisergeburts- 
tag die Meinung vertrat, Wilhelm I. werde keinen Moment zögern, das 
scharf geschliffene Schwert zu ziehen, wenn Deutschland ernstlichen Ge- 
fahren entgegengehen sollte, quittierte der Kriegsherr den Satz mit dem 
Vermerk «richtig!»*" 

Während seines Ferienaufenthaltes auf Korfu im Mai 1912 sagte Wil- 
helm dem König von Griechenland, er sei «wirklich wütend» über die bri- 
tische Regierung und über die Art, in der sie ihn behandelt hätte. Er rief 
aus: «Ich will keinen Krieg, aber England will ihn offenbar & wenn sie 
wollen, sind wir völlig bereit.»** Bei seiner Rückkehr von Korfu schenkte 
Kaiser Wilhelm seinem Generalstabschef «Julius» von Moltke «ein Tinten- 
faß mit der Figur des Kriegsgottes Mars» und schrieb ihm dazu: «Sehen Sie 
darin ein Zeichen Meines unveränderten Vertrauens in Ihr verdienstvolles 


932 Vorentscheidung für den Krieg im Osten 


Wirken für die Schlagfertigkeit und die kriegerische Erziehung der Armee. 
Ich freue Mich, daß durch die Annahme der Wehrvorlagen auch für Sie 
und den Generalstab mancher Wunsch erfüllt wurde.» Nach dem Kaiser- 
manöver im September 1912 erklärte Wilhelm in seiner Kritik: «Ich habe 
mich über die Infanterie gefreut. Ich habe mit wenigen Ausnahmen alle 
Bataillone gesehen. Ich habe den Leuten wohl angesehen, daß sie etwas 
hinter sich hatten; aber sowie sie meinen Wagen hörten oder mich ankom- 
men sahen, oder wenn der Befehl zum Gefecht gegeben wurde, rissen sie 
sich zusammen, bissen auf die Zähne und traten den Stiefel fest aus. Ihr gu- 
ten <Morgem klang stets frisch, auch wenn es noch spät am Abend war. Ich 
habe die Überzeugung, solche Manöver machen sie uns in keiner andern 
Armee der Welt nach. Das wagen sie ihren Leuten nicht zu bieten. [...] Die 
Hauptsache für uns alle aber ist der Charakter. Charakter bedeutet den 
Willen zum Sieg; Anbeißen, so wie man den Feind sieht, der erste Gedan- 
ke: der wird geschlagen. Was sich weiter ergiebt, schreibt er mir durch 
Feuer und seine Formationen vor. Im Kriege ist nur der Charakter maßge- 
bend. Ich verweise auf Blücher und Constantin von Alvensleben bei Vion- 
ville, der nicht gefragt hat, in welcher Formation man sich schlug, er griff 
einfach an. Der Charakter überwiegt über die korrekte Mittelmäßigkeit, 
vor der uns der Herr Gott für alle Zeiten bewahren wolle!» 


2. «Nichtintervention um jeden Preis.» 


Der Kaiser und der Erste Balkankrieg 


Nach dem Scheitern der Haldane-Mission richtete der Kaiser seinen Blick 
erst einmal wieder nach Osten in der Hoffnung, den Zaren aus seinen 
Bündnissen mit Frankreich und England herauszulocken. Der König von 
Griechenland gewann die Überzeugung, der Kaiser «versuche augenblick- 
lich, eine Allianz mit Rußland herbeizuführen & es Frankreich zu ent- 
fremden». Doch die Begegnung mit NikolausIl. in Baltischport am 
4.Juli 1912, an der Bethmann Hollweg, Ministerpräsident Kokowzow 
und Außenminister Sasonow, nicht aber Kiderlen-Wächter teilnahmen, 
stand von Anfang an unter einem ungünstigen Stern. Wilhelm ärgerte sich 
maßlos über die Meldung, daß die Russen die Zusammenkunft auf zwei 
Tage beschränken wollten und mit Rücksicht auf den Gesundheitszustand 
der Zarın den Kaiser bäten, eine zu frühe Ankunftsstunde zu vermeiden. 
Hämisch antwortete er auf die Immediateingabe des Reichskanzlers: 
«Stimmt nicht! Als die Kaiserin [Alexandra] noch gesund war, wurden mir 
schon in früheren Jahren dieselben Bedingungen gestellt! Die Kerls wollen 
blos nicht zu früh aufstehen müßen. [...] Werde Programm nur dann an- 
nehmen, wenn Sie in den 1/2 Tagen Zeit haben mit den Ministern ein- 
gehende Conversationen zu haben. Sonst heißt es in der übrigen uns un- 
günstigen Europ. Presse, wir seien so kurz dagewesen, daß ernstlich nichts 
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habe besprochen werden können!»” Als darauf die weitere Meldung aus 
der russischen Hauptstadt eintraf, daß der Zar nach Analogie der Pots- 
damer Zusammenkunft vom November 1910 keinen Trinkspruch auf den 
Kaiser ausbringen werde, riß diesem völlig die Geduld. Voller Hohn 
schrieb er auf die Depesche des Botschafters: «Der Zar hat niemals bei sol- 
chen Zusammenkünften eine Rede gehalten. Ich beabsichtige, nach Analo- 
gie der Potsdamer Zusammenkunft, Unterhosen anzuziehen und im Falle 
des Regens, einen Oelrock! auch dann, falls Ausw. Amt oder Botschaft 
mehr für einen Tuchpaletot wäre. Es wäre noch zu constatiren ob Galo- 
schen angelegt werden dürfen. [...] Ich nehme an, daß wie früher in Björ- 
koe, auch noch in Swinemünde, mit Messer und Gabel gegessen werden 
soll! Und aus Gläsern der Quass getrunken wird und nicht aus der Fla- 
sche!»” Trotz dieses nicht gerade vielversprechenden Präludiums konnte 
Wilhelm aus Baltischport dem alten Kaiser Franz Joseph die «erfreuliche» 
Nachricht übermitteln, «daß Rußland, welche Wendung auch immer der 
italienisch-türkische Krieg nehmen möge, sich nicht zu einer Politik der 
Überraschungen und der Unruhe verleiten lassen wird. Auch die Bereit- 
willigkeit, auf eventuelle kriegerische Velleitäten der kleinen Balkanstaaten 
bremsend einzuwirken, hat erneuten bestimmten Ausdruck gefunden. Al- 
les in allem anscheinend ehrlich empfundenes Friedensbedürfnis, welches 
unser beider Friedenspolitik nur zugute kommen kann, was die Haupt- 
sache!»** 

Angesichts der zahlreichen uns überlieferten Äußerungen Kaiser Wil- 
helms, die seit dem «Panthersprung» nach Agadir und der Haldane-Mis- 
sion von einer erhöhten Bereitschaft zum allgemeinen Krieg zeugen, ist 
seine scheinbar friedfertige Haltung beim Ausbruch der Balkankriege im 
Herbst 1912 zunächst rätselhaft,” und dies um so mehpz, als sich der Kaiser 
seit vielen Jahren, wie wir gesehen haben, energisch für die Stabilisierung 
und Machterweiterung des Osmanischen Reiches eingesetzt hatte. Ein 
Grund für seine Gleichgültigkeit im Hinblick auf das Schicksal der Türkei 
ist sicherlich in dem Sturz des Sultans Abdulhamid II. am 27. April 1909 
zu sehen. Mit seiner verblüffenden Einstellung den Balkanwirren gegen- 
über, die von seinem Gefolge als «Nichtintervention um jeden Preis» ge- 
kennzeichnet wurde, verfolgte Wilhelm II. allerdings auch atemberauben- 
de machtpolitische Ziele. Wie wir gleich zeigen werden, weckten die 
Umwälzungen auf dem Balkan in ihm die Erwartung auf ein Imperium, 
das dem Deutschen Reich und dem Dreibund die Präponderanz im öst- 
lichen Mittelmeer und zu Lande bis nach Odessa sowie der indischen und 
ägyptischen Grenze sichern würde. 

Die allseits erwartete Offensive der kleineren Balkanstaaten auf die 
durch den Krieg mit Italien geschwächte Türkei begann im August 
1912 mit einem Angriff der Montenegriner auf türkische Stellungen an der 
Tara. Als die ersten Meldungen darüber in Berlin eintrafen, telegraphierte 
Unterstaatssekretär Zimmermann an den Kaiser: «Mit Rücksicht auf die 
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huldreichen Intentionen Euerer Majestät, kriegerische Verwickelungen auf 
dem Balkan nach Möglichkeit vorzubeugen, glaube ich alleruntertänigst 
mich für ermächtigt halten zu dürfen, durch Euerer Majestät Botschafter 
in Konstantinopel [...] tunlichst auf friedliche Beilegung des Konflikts 
hinwirken zu lassen.» Überraschend befahl der Kaiser eine andere Politik. 
«Nein warten», antwortete er auf Zimmermanns Depesche. «Das halte ich 
nicht für nöthig! Was Montenegro macht ist mir gleichgültig. Das in Ord- 
nung zu halten ist Oesterreichs und Italiens Sache! Wir wollen nicht früh- 
zeitig wegen jeder Kleinigkeit auf dem Balkan die Finger hineinstecken. 
Ruhig abwarten und nicht gleich Schutzmann spielen.»’° Allein schon die 
unterwürfige Sprache des Unterstaatssekretärs bezeugt die Abhängigkeit 
der Wilhelmstraße von dem Träger der Krone. Auf die Randbemerkungen 
des Kaisers hin änderte Zimmermann seine Anweisungen an den Bot- 
schafter in Konstantinopel und den Gesandten in der damaligen montene- 
grinischen Hauptstadt Cetinje.’' 

Mit der am 30. September 1912 im ostpreußischen Rominten eintref- 
fenden Nachricht von der Mobilmachung Bulgariens und Serbiens und 
der Probemobilmachung einiger russischer Einheiten spitzte sich die Lage 
dramatisch zu. Der als Vertreter des Auswärtigen Amtes im kaiserlichen 
Jagdschloß anwesende Freiherr von Jenisch telegraphierte dem Reichs- 
kanzler: «Euer Exzellenz werden sich vorstellen, dass Seine Majestät über 
die Balkannachrichten ziemlich erregt ist.» «Seine Majestät der Kaiser nei- 
gen zu der Ansicht, daß es zu kriegerischen Verwickelungen kommen 
wird», meldete er.” Bethmanns Versicherung, «daß ein Grund zur Beun- 
ruhigung für uns, auch wenn es am Balkan losgeht, nicht vorliegt», kom- 
mentierte der Kaiser naßforsch mit der Bemerkung, «ein Krieg beunruhigt 
mich niemals!» Er werde getrost in Rominten bleiben, denn «von da aus 
kann ich auch mobilmachen lassen».? 

In der kaiserlichen Umgebung machte sich allerdings die Sorge breit, in 
der «recht exponierten» Lage von Rominten könne das Hoflager von Ko- 
saken überrannt und der Kaiser gefangengenommen werden.’* «Man fragt 
sich, ob die Person Seiner Majestät des Kaisers hier, wenige Kilometer von 
der Grenze, welche mit Russischen Kavallerie-Divisionen dicht besetzt ist, 
nicht gefährdet ist und ob Seiner Majestät eine Verlegung der Hofhaltung 
nach Cadinen oder Hubertusstock nahe zu legen sei», meldete Jenisch 
dem Kanzler. «Tatsache ist, daß eine Russische Kosaken Abteilung binnen 
weniger Stunden ohne Widerstand zu finden bis an das Kaiserliche Jagd- 
haus gelangen könnte.» Eiligst suchte Bethmann, die Wogen zu glätten. 
Auf die Depeschen aus Rominten antwortete er besänftigend am ı. Okto- 
ber 1912, es sei «alle Wahrscheinlichkeit dafür vorhanden», daß bei einem 
etwaigen Krieg am Balkan die «Großmächte nicht verwickelt» werden 
würden. «Es liegt im gegenwärtigen Augenblick auch nicht ein Atom 
mehr Anlaß vor, den Kaiserlichen Aufenthalt in Rominten abzukürzen als 
sonst. Ein so eklatanter Friedensbruch wie plötzlicher Überfall des Kai- 
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serl. Aufenthaltsorts wäre so beispiellos, daß es absolut als Hirngespinst 
bezeichnet werden muß. Ich bitte dies dem militär. Gefolge gegenüber zu 
vertreten und darauf hinzuweisen, daß es unverantwortlich wäre, S. M. mit 
derartigen grundlosen Insinuationen zu behelligen. Die Verantwortung f. 
die Sicherheit S. Maj. gegen Überfälle aus dem Auslande trägt der Reichs- 
kanzler.»>° Bethmann Hollweg hatte mit dieser Stellungnahme außer- 
gewöhnlichen Mannesmut erwiesen, doch es half nichts: Das Hoflager sie- 
delte nach Cadinen in Westpreußen um, wo man sich vor einem Zugriff 
der Kosaken auf den Deutschen Kaiser sicher fühlen konnte. 

Über die Lagebeurteilung des Kaisers berichtete Jenisch an Bethmann 
am 2. Oktober 1912: «Seine Majestät steht natürlich unter dem Eindruck 
der kriegerisch klingenden Nachrichten aus dem Balkan, glaubt an den 
Ausbruch von Feindseligkeiten, ist sehr mißtrauisch gegen Rußland und 
England, die sich unzweifelhaft in Balmoral über die Frage des Schicksals 
der Dardanellen geeinigt hätten, und bezweifelt die ehrliche Absicht der 
Großmächte, den Balkanbrand hintanzuhalten. Seine Majestät geht so- 
weit, [...] den Ausbruch des Krieges auf dem Balkan, wo sich die Ver- 
hältnisse einmal so zugespitzt hätten, durchaus als kein großes Unglück 
hinzustellen. Darum will Seine Majestät auch, daß wir uns von jeder 
Beeinflussung der Balkanstaaten fernhalten und den Dingen freien Lauf 
lassen. Ich versuche fortgesetzt Seiner Majestät klar zu machen, daß eine 
Erhaltung und Festigung des türkischen Staats in Europa durchaus in un- 
serem Interesse liegt. Seine Majestät wollen ja aber, wie Euerer Exzellenz 
bekannt, seit einiger Zeit überhaupt nichts mehr von der Türkei wissen.»37 

Mit Argusaugen verfolgte der Kaiser zunächst in Rominten und dann 
in Cadinen die Krisensituation. Ungehalten schrieb er auf eine Depesche 
des Reichskanzlers vom ı. Oktober 1912: «Schlafen meine Vertreter alle?!! 
Die Kerls sollen sofort melden! telegraphieren!»3® Als ihm am 3. Oktober 
endlich Depeschen über die Lage auf dem Balkan zugingen, machte er aus 
seiner Verärgerung keine Mördergrube. «Und das meldet mir das 
Auswlärtige] Amt nicht sofort!! da soll doch der Deibel dreinschlagen! 
das ist ja unerhört!» donnerte er. Die Depeschen hätten ihm «unbedingt 
sofort vorgelegt werden sollen!!! Es ist sehr unrecht, mich dergestalt im 
Dunkeln zu lassen!» Mit großer Bestimmtheit riß Wilhelm II. die Leitung 
der deutschen Orientpolitik an sich. «Von jetzt ab ist mir alles sofort wei- 
ter zu melden, was von den Balkanstaaten oder Großmächten kommt. Ich 
will mir mein Urtheil bilden, und nicht am Gängelbande des Aus[wärti- 
gen] Amts geleitet werden das nicht Unfehlbar ist!»? 

Auch jetzt, unmittelbar vor dem Ausbruch des Ersten Balkankrieges, in 
dem Bulgarien, Serbien, Griechenland und Montenegro gemeinsam gegen 
die Türkei losschlugen, befahl Wilhelm II. äußerste Zurückhaltung. Die 
territoriale Erweiterung der kleineren Staaten auf Kosten der Türkei sei 
nur «natürlich» und schade gar nichts. «Ich bin gegen das Dreinreden 
jetzt. Lieber ruhig austoben lassen, und nach dem Aderlaß reden, da hören 
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alle williger. Die Türkei muß nun zeigen, ob sie noch die Großmacht ist, 
die sie zu sein behauptet, oder nicht!»# Wiederholt hob er hervor, «wie 
heikel eine Intervention sein könnte»; die einzige richtige Politik für die 
Großmächte sei die Lokalisierung des Konflikts.* Zu einem Angriff 
Österreichs auf Serbien, der wahrscheinlich zu einem Eingreifen Rußlands 
führen würde, lag zu diesem Zeitpunkt nach Wilhelms Überzeugung «gar 
kein Grund vor!»# Im Gegenteil, er begrüßte das bulgarisch-serbische 
Abkommen, wonach sich Serbien verpflichtete, zum gemeinsamen Angriff 
auf die Türkei seine ganze Armee nach Bulgarien zu entsenden.® 

In einem bedenklichen Zustand der Überspanntheit der Nerven ver- 
faßte der Kaiser am 4. Oktober 1912 eine «erregte Niederschrift», die per- 
emptorisch den ungehinderten Vormarsch der vier christlichen Balkan- 
staaten gegen die Türkei forderte und in der Wilhelmstraße Bestürzung 
hervorrief. «Die ewige Betonung des Friedens bei allen gelegenheiten - 
passenden und unpassenden - hat in den 43 Friedensjahren eine geradezu 
Eunuchenhafte Anschauung unter den leitenden Staatsmännern und Di- 
plomaten Europas gezeitigt. Jetzt z.B. heisst es allgemein: «Die Gross- 
mächte müssen eingreifen, sie müssen den Frieden waren [sic], erhalten, 
schützen, sie müssen die Balkanstaaten hindern loszuschlagen, oder - falls 
das unmöglich - dieselben nach dem Kriege an territorialem Erwerb und 
Vergrösserung hindern!» Wie denkt man sich das? ı.) Die Mobilmachung 
ist ein ernster Schritt und weitergehend, wie eine blosse Drohung. Sie ist - 
wie bekannt - den Regierungen - die wackelich sind - von der Bevölke- 
rung aufgezwungen worden. Also diese von aussen durch Druck zwingen 
zu wollen zu demobilisiren, heisst, einmal sich den Hass der Bevölkerung 
auf den Hals laden - auf Handelspolitischem Gebiet per boycott bald fühl- 
bar — zweitens die vom Volk zum Handeln (Krieg) gezwungenen, daran 
durch die Mächte wieder gehinderten, Herrscher geradezu der Revolution 
ausliefern. Denn dass diese, nachgebend dem äusseren Mächtedruck, um- 
gehend von der empörten Bevölkerung hinausgeworfen, oder gar ermor- 
det werden können liegt nahe. Also die Mächte laden auf sich die Verant- 
wortung für den eventuellen Sturz der Balkandynastieen. Ist schon mit 
ihnen die Ordnung schwer aufrecht zu erhalten gewesen, wie viel weniger 
erst mit von Russland abhängigen slawischen Republiken! Wofür das? Um 
der Wahrung der recht problematischen Existenz der Türkei zu liebe?! 2.) 
Die Dinge wie sie liegen müssen unbedingt zu einem Zusammenstoss der 
Balkanstaaten mit der in Europa überständigen Türkei führen. Es ist bes- 
ser er erfolgt jetzt - wo er Russland u. Gallien nicht passt —, weil beide 
noch nicht gegen uns fertig sind, als später wenn sie sich bereitgestellt 
haben und fertig sind. 3.) Man sieht in dem Vorgehen der [Balkan-]Staaten 
einen «Erpressungsversuch» gegen die Türkei!? Warum? War — nach 
Oesterr: Begriffen - das Vorgehen des jungen Friedrich gegen Maria The- 
resia vor dem 1 Schles: Kriege etwa keiner!? Die Balkanstaaten haben die 
auffassung und den Drang sich erweitern zu müssen; das geht nur auf 
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Kosten der - vielleicht alternden - Türkei; da es in gutem nicht geht, wird 
darob gekämpft werden, und man thut sich ad hoc zusammen, um seine 
Entwickelung und Erweiterung zu ermöglichen. Das wollten die Gross- 
mächte schlankweg einfach hindern??! Mit welchem Recht? Zu wessen 
gunsten? Das mache ich nicht mit. Ebenso wenig wir uns haben ’64, ’66, 
’70 hineinreden lassen in unsere «berechtigte Entwickelung, so wenig 
kann und will ich andere hindern oder ihnen hintertreiben. [4].) Es komme 
ruhig zum Kriege. Da werden ja die Balkanstaaten mal zeigen was sie zu 
leisten fähig sind, und ob sie eine Existenzberechtigung haben. Schlagen 
sie entscheidend die Türkei, dann hatten sie recht und ihnen gebührt eine 
gewisse Belohnung. Werden sie geschlagen, dann werden sie klein und für 
lange Ruhe und Frieden halten; und die Territorialfrage scheidet aus. Die 
Grossmächte müssen um den Kampfplatz den «Ring bilden in dem der 
Kampf sich abspielt und zu bleiben hat; selbst ruhig Blut zu behalten und 
keine Uebereilung begehen. Dazu gehört m. E. vor allem kein zu heftiges 
Dreinreden jetzt um des sog: lieben Friedens» willen, es würde ein sehr 
fauler und böser Consequenzen voller sein. Man lasse die Leute nur ruhig 
machen; entweder sie kriegen Keile, oder ertheilen sie, danach ist immer 
noch Zeit zum sprechen. Die Orientfrage muss mit Blut und Eisen gelöst 
werden! Aber in einer für uns günstigen Periode! Das ist jetzt. Wil- 
helm I. R.»* 

Die Bemühungen der Großmächte um die friedliche Beilegung der 
Orientkrise verfolgte Kaiser Wilhelm weiterhin mit Hohn. Es sei «eine 
ganz hoffnungslose Geschichte, die ein testimonium paupertatis [Armuts- 
zeugnis] für Europa» sei. Die Großmächte blamierten sich «glänzend» 
und dokumentierten von neuem «ihre völlige Impotenz - als Concert Eu- 
ropeenn [sic] - vor den Asiatischen Völkern!»# Die Versuche des russi- 
schen Außenministers, unter Zusammenführung einer «geschäftsmäßigen 
Konferenz» den Status quo auf dem Balkan zu erhalten, erklärte Wil- 
helm II. noch Ende Oktober 1912 für «Unsinn!» «H.Sassonof ist ein 
oberflächlicher, sehr leichtdenkender Kopf, der über Erfolge andrer, die 
mit Gut, Blut, Tapferkeit und Hingebung errungen wurden, wie ein But- 
terbrot hingeht! Damit wird er bei militärisch denkenden Nationen nicht 
weit kommen.»# «Der sehr kühl ablehnende Standpunkt Englands und 
Deutschlands ist der einzig richtige!» Während er die Versuche der 
Staatsmänner und Diplomaten, den Frieden zu erhalten, herabwürdigte, 
ließ der Oberste Kriegsherr an seiner Bewunderung für die Streitkräfte der 
Balkanstaaten keinen Zweifel. «Zivilisten», bramarbasierte er, könnten 
die dortige Lage nicht beurteilen, «das ist Sache der Militärs». Der Waf- 
fengang allein sollte entscheiden, wie sich die Zukunft des Orients gestal- 
ten würde. Nur wenn sich die Türkei siegreich behaupte, könne die Souve- 
ränität des Sultans und die Integrität des Osmanischen Reiches bewahrt 
werden, «sonst einfach ausgeschloßen und Auftheilung!» Wenn dagegen 
«die «Kleinen» Sieger bleiben und die Gebiete besetzen, dann werden sie 
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mit reden wollen, was ihnen billigerweise nicht verweigert werden kann, 
und wofür Rußland sich einsetzen wird.»’® 

Mit seiner Bewunderung für die raschen Kriegserfolge der Bulgaren, 
Serben, Griechen und Montenegriner hielt Kaiser Wilhelm nicht hinter 
dem Berg. Am 25. Oktober 1912 schrieb er begeistert auf die Depesche des 
Gesandten von Griesinger aus Belgrad: «Macedonien ist verloren ebenso 
der Sandschack! I’Integrit& de ’Empire Ottoman - in Europa - erledigt! 
Stambul ist bedroht. Wenn die Türken schnell verfolgt werden, können die 
Bulgaren in 8-10 Tagen vor od[er] in Stambul stehen. Die Türken haben 
nicht ein einziges Gefecht zu gewinnen, noch eine einzige Stadt zu halten 
vermocht - excl[usive] Scutari - Ihre Herrschaft in Europa ist zertrüm- 
mert. Sie haben sich als absolut unfähig erwiesen, das Land zu halten; und 
müssen hinaus. Griechen, Serben, Montenegriner haben mit beispielloser 
Tapferkeit gefochten. Die Bulgaren sind meisterhaft geführt und brillant 
eingesetzt worden, denen kann keine Mächtekonferenz ein Dorf abneh- 
men. Ich werde jedenfalls absolut dagegen stimmen wenn ich gefragt wer- 
de. Sie haben sich redlich erkämpft, was sie haben wollten, und sich in das 
Europfläische] Concert hineingepaukt - was frischen Bluts und Geistes be- 
durfte! Vielleicht erleben wir Ferdinand den I als Zar von Byzanz? Als 
Oberhaupt des Balkanbundes? Die Balkanstaaten haben ihre Burschen- 
mensur gepaukt, und kein Europläischer] S[enioren]c[onvents]-beschluß 
kann sie ablehnen!»s' 

Der Siegeszug der Balkanheere gegen das Türkische Reich verstärkte 
nur Wilhelms Entschlossenheit, in den Konflikt nicht einzugreifen. In ei- 
nem Zusatz zu der soeben zitierten Randbemerkung vom 26. Oktober 
1912 zur Geheimdepesche aus Belgrad schrieb er: «Ich fragte S.M. den 
König von Sachsen gestern um seine Ansicht über die Lage und die eventl. 
AIntegrite de ’Empire Ottoman im Falle weiterer Rückschläge? S.M. ant- 
wortete in der von Damen - auf engem Raume - reich besetzten Gesell- 
schaften: «Wenn die Scheißkerls von Türken solche Jammerpinsel sind, daß 
sie selbst ihr eigenes Land nicht mehr halten können, dann sollen diese 
Schweine aus Europa hinausfliegen, und die Balkanstaaten sich um das 
Erbe keilen. Das kümmert uns nichts. Die Knochen eines Sächs: od. 
Pomm: Grenadirs sind zu gut um wegen Serben in Uesküb oder Bulgaren 
in Stambul eingesetzt zu werden. Jedenfalls ist es völlig ausgeschloßen 
ihnen nach der Bravour und guten Milit: Leistungen das Eroberte wieder 
abzunehmen.» Diese mit stark erhobener Stimme gesprochenen Worte 
machten großen Eindruck auf die schnell verstummte Gesellschaft, in der 
man manche verlegen zu Boden blickende Damen sah! Er sprach mir aus 
der Seele. Freilich M. Poincar& und die Manschenden Diplomaten werden 
darüber entsetzt sein. Aber Recht hat er doch!»* Noch Anfang November 
1912 stellte der österreichische Militärattach& Freiherr von Bienerth nach 
Gesprächen im Berliner Generalstab verwundert fest, daß «Seine Majestät 
mit Allerhöchstseiner Sympathie ganz auf Seite des Balkanbundes» und 
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«speziell auf Seite der Bulgaren» stehe.> Ein begeistertes Gratulationstele- 
gramm, das der Kaiser am 21. November 1912 seiner Schwester Sophie 
von Griechenland zur Einnahme Salonikis sandte, rief sowohl in der Tür- 
kei als auch in Deutschland Bestürzung hervor.’* 


3. Das Ziel: «Präponderanz im Mittelmeer» 
und «die ganze mohammedanische Welt! (Indien)» 


Hinter der frappierenden Parteinahme des Kaisers für die kleinen Balkan- 
staaten steckte nicht etwa Altruismus. Auch die offenkundige Bewunde- 
rung Wilhelms für die kriegerischen Heldentaten ihrer Armeen erklärt nur 
zum Teil seine Einstellung zum Vordringen Bulgariens, Serbiens, Grie- 
chenlands und Montenegros. Die Erwartungen, die er in den Vormarsch 
der vier Staaten des Balkanbundes auf Konstantinopel setzte, kommen 
vielmehr in seinen Randvermerken vom 3. November 1912 zum Aus- 
druck, in denen er das atemberaubende «Ziel für uns» erläuterte: Der 
«4Bund» der Balkanstaaten müsse «als zte Großmacht» in das «Europfäi- 
sche] Conzert» aufgenommen werden, und zwar «angelehnt an Oester- 
reich und den Dreibund! Event[uel]l per direkten Bündnißabschluß». 
Lebhaft begrüßte er die Bereitschaft Österreich-Ungarns, sich mit den 
neuen Verhältnissen auf dem Balkan zu arrangieren und meinte mit Blick 
auf die Bestrebung der russischen Regierung, den Status quo beim Aus- 
bruch des Krieges wiederherzustellen: «das soll sie nur! Dann ist die 
Einigkeit unter den Slaw[ischen] Brüdern a limine hin und der 4Bund gra- 
vitirt sofort zu Oesterreich mit Rumänien zusammen.» In seiner Verblen- 
dung sah sich Wilhelm II. bereits als Leiter eines mitteleuropäischen 
Großreiches, das sich bis zum Schwarzen Meer und weit in den Mittleren 
Osten hinein erstreckte. Österreich müsse «die Bildung der «Vereinigten 
Staaten des Balkans: [...] flott unterstützen», forderte er. «Denn als solche 
werden sich die Balkanstaaten bald in Gegensatz zu Russland stellen, und 
dadurch ganz von selbst auf Oesterreich angewiesen sein und damit auf 
den Dreibund, für den sie eine sehr erwünschte Verstärkung bilden wer- 
den, und eine Offensivflanke gegen Russland. Wenn sie klug sind schlie- 
ßen sie post pugnam ein Bündnifß mit der Türkei. Unsere Politik soll in 
vorbenannter skizzirter Richtung mit Oesterreich gemeinsam operiren! 
Ferdinand kann ruhig nach Stambul herein!»’’ Mit dem Sieg des Balkan- 
bundes und dem Verzicht Österreich-Ungarns auf Landerwerb glaubte 
Wilhelm, endlich den Durchbruch zur Weltmacht erreicht zu haben. ° 
Entsprechend schroff stemmte er sich gegen die Bitte der Türken um 
Mediation. «Die Sieger diktiren die Bedingungen», erklärte Wilhelm am 
4. November 1912. «Eingriff sie aufzuhalten lehnt S[eine] M[ajestät] ab. 
Der Antrag der Türkei kann an Balkanbund weitergegeben werden. Aber 
unter Mittheilung meines Standpunktes und einen Druck auf dieselben 
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auszuüben lehnt S[eine] Ml[ajestät] ab. Verfahren: die anderen Mächte erst 
kommen lassen und uns orientieren über ihre Absichten. Will einer vor- 
gehen (Frankreich od[er] Rußland), die allein machen lassen. Ich verbiete 
jede Aktion mitzumachen, die irgendwie seitens der 4Bundes als Absicht 
ihm in den Arm zu fallen ausgelegt werden könnte, selbst auf die Gefahr 
hin, mehrere Mächte des Conzerts zu verschnupfen. Rom u[nd] Wien 
über meine Auffassung orientieren, ebenso die 4Bundmächte.»’ «Ich ver- 
weigere jede Theilnahme an jeder Aktion, die die Bulgaren-Serben-Grie- 
chen in ihrem berechtigten Siegeslauf hemmt oder ihnen Bedingungen 
vorschreibt oder auferlegt, die ihnen nicht genehm sind. Ich stehe jetzt für 
fair play ein, free fight and no favour! Und für die Interessen der Kämpfer! 
Das sei sofort diesen und den Mächten mitgetheilt.»’* «Ich rühre keinen 
Finger!» erklärte Wilhelm noch am 8. November 1912. «Die Bulgaren 
werden und müßen einrücken!»? Diese Haltung schien dem Kaiser um so 
unbedenklicher, als ihm sein Bruder Heinrich von seiner Begegnung mit 
Zar Nikolaus berichtet hatte, dieser habe «mit energischer Emphase» ver- 
sichert, er selber «denke gar nicht daran», Konstantinopel zu besetzen; 
«Nicht einmal geschenkt nehme er Stambul, ihm wäre es ganz egal, ob die 
Bulgaren einrückten. Das Kreuz werde ja dann auf der Hagıa Sofia aufge- 
richtet, das sei die Hauptsache.»° Noch am 15. November 1912 lebte Kai- 
ser Wilhelm in der freudigen Erwartung des Einzugs Zar Ferdinands in 
Konstantinopel und befahl dem Botschafter Wangenheim, «Sich jeder 
Militärlisch]-Polit[ischen] Einmischung» zur Stärkung der Türkei gegen 
die siegreichen Balkanstaaten zu enthalten. Wangenheims Versuch, den 
Türken Mut zu machen, sei «ein ganz und gar ungehöriges Benehmen. Er 
tritt aus der von mir vorgeschriebenen strengen Neutralität heraus und 
compromittirt mich und meine Regierung den Bulgaren gegenüber. Denn 
wenn diese viel Leute liegen lassen beim Kampf um die Linien, und die 
Einwirkung meiner Botschaft wird bekannt, werden die Bulgfarischen] 
Verluste uns aufs Conto geschrieben, wegen moralischer Unterstützung 
der Türken. [...] Die Türkei in Europa ist zu Ende, sie muß hinaus, und je 
weniger sie Schwierigkeiten macht um so besser.»“' 

Natürlich war Wilhelms Wunschtraum, es möge eine «siebte europäi- 
sche Großmacht» entstehen, in der Realität völlig haltlos. Die von ihm er- 
hoffte gewaltige Machterweiterung des Dreibundes am Balkan zeigte sich 
alsbald als für das «europäische Konzert» unannehmbar, und die vielge- 
lobten «Vereinigten Staaten des Balkans» sollten bald in brutaler Weise 
Krieg gegeneinander führen. Doch der Kaiser setzte weiterhin die größten 
Hoffnungen in eine Machterweiterung des Dreibundes nach Südosten zu, 
wenn auch jetzt in veränderter Form: Nicht die vier im Kampf gegen die 
Türkei siegreichen Balkanstaaten, sondern ein Bündnis zwischen Bulga- 
rien und der Türkei sollte den ersehnten Durchbruch zur Weltmacht brin- 
gen und Deutschlands Einfluß bis nach Odessa, Ägypten und Indien 
sichern. Anfang Dezember 1912 mußte Wilhelm erkennen, die «Quadru- 
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pelallianz» der Balkanstaaten werde «nicht bestehen bleiben!» «Der Bul- 
gare wird abspringen» und dadurch die Machenschaften der Entente im 
Orient «durchkreuzen».” Als ihm am 1. Dezember 1912 während der 
Fuchsjagd in Donaueschingen die (sich später als unrichtig herausstellen- 
de) Nachricht von einem Bündnisangebot Zar Ferdinands an die Türkei 
erreichte, sah sich Wilhelm II. schon als Herr eines gewaltigen Weltreiches. 
An diesem Tag richtete er das folgende wahrhaft schwindelerregende Tele- 
gramm an das Auswärtige Amt: «Die türkische Nachricht über Ferdi- 
nands Angebot des Bündnisses hat mich nicht überrascht, so wenig als sei- 
ne Verräterei den Alliierten gegenüber. Es ist ein genialer großangelegter 
Gedanke! Der Schutzherr der zusammengebrochenen Türkei und der 
Führer der regenerierten, um mit ihr gemeinsam sich den Russen zu er- 
wehren und die Serben niederzuhalten. Österreich muß mit Turko-Bulga- 
rien ein Militärbündnis machen und wir mithelfen, die beiden zu stärken 
und zu regenerieren. Griechenland und sogar Serbien werden durch dieses 
Mächtegewicht rettungslos an Österreich herangetrieben. So wird Öster- 
reich die Vormacht im Balkan und östlichen Mittelmeer, mit Italien ge- 
meinsam sowie der regenerierten beziehungsweise neu zu bauenden 
turko-bulgarischen Flotte ein mächtiges Gegengewicht gegen England, 
dessen Weg nach Alexandrien bedroht werden könne. Rußland ist dann 
im Balkan erledigt und Odessa bedroht. Dann sind die Dreibundmächte 
die Präponderanten im Mittelmeer, haben die Hand auf dem Kalifen, 
damit auf die ganze mohammedanische Welt! (Indien). Serbien dürfte 
gründlich lackiert sein! und wir können unsere Türkenpolitik wieder auf- 
nehmen.»® Es ist nur zu verständlich, daß die Herausgeber der Großen 
Politik dieses «phantastische Telegramm», das die Mitteleuropaidee der 
Kriegszielprogramme im Weltkrieg vorwegzunehmen schien, von der 
amtlichen deutschen Außenpolitik abgrenzen wollten. Der Kaiser habe in 
diesem Dokument «im Nu förmliche Luftschlösser aufgebaut», die jedoch 
«eine weitere Folge» nicht gehabt hätten. «Zwar konnte das Auswärtige 
Amt nicht umhin, als am 2. Dezember im Anschluß an das obige Tele- 
gramm ein ausdrücklicher Befehl des Kaisers einlief, dem Botschafter in 
Konstantinopel zu eindringlichster Befürwortung der Annahme des bul- 
garischen Bündnisangebots bei der Pforte zu instruieren, dieser Weisung 
nachzukommen, es geschah aber in so vorsichtiger Form, daß eine Schädi- 
gung der deutschen Politik davon nicht zu befürchten stand.» Wie dem 
auch sei, für die Erwartungshaltung und die Zielsetzung Wilhelms I. in 
der Balkankrise 1912 war die Depesche aus Donaueschingen, wie die Her- 
ausgeber einräumen mußten, eben doch «ungemein charakteristisch».‘* 
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4. Der drohende Konflikt zwischen Österreich und Serbien — 
und Rußland 


Neben der wachsenden Spannung zwischen den Balkanstaaten unter- 
einander bildete die Weigerung Österreichs, dem siegreichen Königreich 
Serbien den Zugang zum Adriatischen Meer zu gestatten, ein unüber- 
windbares Hindernis zur Erfüllung der kaiserlichen Hoffnungen auf ein 
mitteleuropäisches Großreich von Hamburg bis zum Hindukusch. An- 
fangs brachte Wilhelm I. alles andere als Verständnis für die Haltung 
Wiens auf.°° Am 7. November 1912 depeschierte er an Kiderlen: «Ich sehe 
absolut keine Gefahr für Österreich’s Existenz oder gar Prestige in einem 
serbischen Hafen an der Adria. Ich halte es für bedenklich ohne Noth sich 
dem Serbischen Wunsche entgegenzustemmen. Russland würde sofort 
Serbien unterstützen, und damit wäre die alte Sandschacklage beim 
Kriegsausbruch wiederhergestellt. [...] Das sind [...] teilweise «Einbildun- 
ger» Wiener Bedürfnisse, [...] deren Geltendmachung aber mit allen sich 
daraus ergebenden Consequenzen (Krieg etc.) lediglich Sache Oesterreichs 
und nicht seines Verbündeten ist. Wenn ich schon wegen der Serben im 
Sandschack oder in Uesküb beim Kriegsausbruch den casus foederis ver- 
mieden wissen wollte und auch vermieden habe, noch viel weniger bin ich 
gesonnen denselben wegen der Serben in Durazzo oder Albanien eintreten 
zu lassen. Eine so weit gehende Verpflichtung entspricht nicht dem Geiste 
des Dreibundes, der a limine den Bestand des wirklichen Besitzes zu ge- 
währleisten bestimmt war; auch dürften kaum die eigentlichen Lebensbe- 
dürfnisse und -Bedingungen der oester[reichischen] Monarchie dieses er- 
heischen. Gewiss ist manche Veränderung auf dem Balkan, die durch den 
Krieg bedingt wird, für Wien recht unbequem und auch unerwünscht, 
aber keine so einschneidend, daß wir uns ihretwegen der Gefahr einer 
Kriegerischen Verwickelung aussetzen dürfen, das würde ich weder vor 
meinem Volk noch vor meinem Gewissen verantworten können. 1908 war 
es ganz etwas anderes, als es sich dabei um einen wirklichen Bestandtheil, 
der schon lange Österreich angeliedert war, handelte. Danach ist zu ver- 
fahren.» 

Dem Kaiser und seinem Gefolge war der Mechanismus, der von einem 
lokalen Zusammenstoß zwischen Österreich und Serbien zu einem allge- 
meinen Weltkrieg führen könnte, nur zu gewärtig. Schon am ı. Oktober 
1912 hatte der in Rominten diensttuende Flügeladjutant Max Freiherr von 
Holzing-Berstett seiner Frau auseinandergesetzt: «Deutschland kann auch 
wenn es nicht will in den Krieg gezogen werden kraft seiner Bündniss- 
pflichten gegen Oesterreich. Dass letzteres sich schlagen muß ist nicht 
unwahrscheinlich. Dass Frankreich losgeht sobald wir gegen Osten hin 
auch nur teilweise mobil machen, erscheint sicher. Dass England den 
Moment ergreift ebenso sicher. Und Italien wird Oesterreich anfallen.»* 
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Noch am 9. November 1912 führte Wilhelm II. während der Jagd in Letz- 
lingen mit dem Reichskanzler ein Gespräch, in dem er wie zuvor die Betei- 
ligung Deutschlands an einem Krieg zwischen Österreich-Ungarn und 
Rußland strikt ablehnte. Dem Kanzler habe er «bestimmt erklärt», telegra- 
phierte der Kaiser an Kiderlen, «dass wegen Albanien und Durazzo ich 
unter keinen Umständen gegen Paris und Moscan marschieren werde».° 
Trotzdem vollzog sich Mitte November 1912 in der Haltung Wilhelms II. 
gegenüber einem Konflikt zwischen Österreich und Serbien eine drama- 
tische Wendung. Im folgenden sollen die Etappen und die Gründe für 
diesen Umschwung eruiert und gefragt werden, welche längerfristigen 
Auswirkungen die neue Einstellung gehabt haben mag. 


5. «Auf Uns können Sie zählen». 
Wilhelms Entscheidung für den Krieg 


Obschon er in der ersten Phase des Balkankrieges gewiß nicht auf einen 
europäischen Krieg hinarbeitete, verfolgte Wilhelm die Politik Rußlands 
und Frankreichs mit Argwohn in der Annahme, diese Mächte könnten 
den dortigen Konflikt zum Anlaß nehmen, den Dreibund anzugreifen. 
Der Aufenthalt des russischen Großfürsten Nikolai Nikolajewitsch und 
seiner Frau in Frankreich und deren provokativer Besuch der Festungen 
an der deutschen Grenze galt in seinen Augen als propagandistischer Auf- 
takt solch einer Aggression. Darüber hinaus äußerte er den Verdacht, daß 
die Vertreter der Balkanstaaten ihren Angriff auf die Türkei unter Nikolais 
Vorsitz in Paris verabredet hätten. Erregt schrieb er am 4. Oktober 1912: 
«Dann hat der Besuch in Nancy u[nd] Toul die symptomatische Bedeu- 
tung gehabt, daß der Großfürst von den Absichten der Balkanstaaten in- 
formirt, die Hoffnung hat Oesterreich werde gegen Serbien losschlagen, 
dieses Russland zum Eingreifen bringen, dadurch für uns den casus foede- 
rıs auslösen, in welchem Falle Gallien von Rückwärts über uns sofort her- 
fallen soll. Um den Gallischen Muth zu stärken, den Haß zu schüren, ist 
die ganze Affäre an unserer Grenze inszenirt worden. Dann war sie keine 
Comödie mehr, sondern Vorbereitung zu bitterem Ernste.»°® Die Bot- 
schafter in Paris, Rom und Konstantinopel beauftragte Wilhelm, ihm alles 
zu melden, was sie über die geheimen Absprachen der Balkanvertreter in 
Paris in Erfahrung bringen konnten. Gleichzeitig wurde Pourtales in 
St. Petersburg angewiesen, ihm darüber Bericht zu erstatten, ob in der rus- 
sischen Bevölkerung und Armee Tendenzen wahrzunehmen seien, ge- 
meinsame Sache mit den orthodoxen Glaubensgenossen auf dem Balkan 
zu machen.” Am ır. Oktober 1912 äußerte Kaiser Wilhelm die Überzeu- 
gung, daß mit dem vorzeitigen Ausbruch des Krieges gegen die Türkei die 
russischen Machenschaften auf dem Balkan schiefgelaufen wären. Nach 
dem russischen Plan sollte der Angriff «erst dann erfolgen, wenn Russland 
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gegen uns fertig gewesen und den rechten Moment zum Losschlagen für 
gekommen erachtet hätte!» Auch jetzt noch befürchtete Wilhelm die Aus- 
weitung des Balkankonflikts zu einem allgemeinen Krieg, sollte Öster- 
reich sich genötigt schen, die Serben mit Gewalt aus dem Sandschack von 
Novipazar zu vertreiben. Denn dann würden «die Allslaven einen solchen 
Skandal in Russland loslassen, [...] daß Russland doch losgehen müßte».7' 
«Russland», so erklärte er, «will eben Krieg haben und sucht Oesterreich 
als Grund! Weil es nach Stambul will!»”” Als Gegenmaßnahmen gegen die 
angeblichen russischen Machenschaften ordnete er für das Auswärtige 
Amt am ı1. Oktober 1912 an, eine politische Verständigung mit England 
und ein militärisches Abkommen mit Japan zu suchen!7 Der Beginn einer 
strategischen Umorientierung von West nach Ost war unverkennbar. Zwei 
Tage später fand im Jagdschloß Hubertusstock auf Initiative des Kaisers 
eine Krisensitzung mit dem Reichskanzler, dem Kriegsminister, dem Chef 
des Generalstabes, dem Chef des Militärkabinetts und dem Staatssekretär 
des Auswärtigen Amtes statt, auf der Wilhelm II. eine größere Militärvor- 
lage verlangte. Zwar wurde ihm diese Forderung vorerst vom Kriegsmi- 
nister Josias von Heeringen wieder ausgeredet, doch im Generalstab, wo 
sich der Einfluß des neuen Oberquartiermeisters Georg Grafen von Wal- 
dersee und des am ı. Oktober zum Chef der 2. Abteilung ernannten Erich 
Ludendorff bemerkbar machte, nahm man mit «frischer Energie [...] den 
kaiserlichen Impuls» sofort auf und arbeitete die massive Heeresvorlage 
aus, die, wie noch zu sehen sein wird, 1913 vom Reichstag angenommen 
wurde.” 

Während des Aufenthalts in Letzlingen am 9. November 1912 gewann 
Bethmann Hollweg trotz der Versicherung des Kaisers, er werde wegen 
eines serbischen Hafens an der Adria «unter keinen Umständen gegen Pa- 
ris und Moscan marschieren»,’° den Eindruck, daß Wilhelm II. jetzt doch 
die Notwendigkeit eingesehen hätte, unter gewissen Bedingungen den 
Dreibundpartner gegen Serbien zu unterstützen. «Richtige Basis heute 
wiedergefunden», drahtete er offenbar erleichtert dem Staatssekretär.‘ 
Diese «richtige Basis» bestand darin, wie gleich deutlich werden soll, daß 
Rußland sich ins Unrecht setze (oder gesetzt werde), um dem deutschen 
Volk eine wirksame Parole für den «Vernichtungskrieg» - so Wilhelm 
wörtlich - zu geben. 

Unmittelbar nach seiner Rückkehr aus Letzlingen am 9. November be- 
sprach Wilhelm die Lage auf dem Balkan mit Kiderlen. Anschließend legte 
er in einer bemerkenswerten Denkschrift seine Auffassung der brenzligen 
aktuellen Situation dar. «Serbien verlangt Zugang zur Adria mit Häfen, 
Oesterreich negirt diesen Wunsch a limine. Russland scheint die Serbi- 
schen Aspirationen unterstützen zu wollen, und könnte mit Oesterreich 
derart aneinandergerathen, dass es zum Conflikt mit Waffen kommt. 
Dann tritt für Deutschland der Casus foederis ein, da Wien von Petersburg 
angegriffen wird - laut Vertrag. Dieser bedingt die Mobilmachung und 
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den Krieg nach 2 Fronten für Deutschland, d[as] h[eißt] um gegen Moskau 
marschieren zu können muß erst Paris genommen werden. Paris wird 
zweifellos von London unterstützt werden. Es muß also Deutschland in 
einen Existenzkampf mit 3 Grossmächten eintreten bei dem alles aufs 
Spiel gesetzt werden muss und eventuell es untergehen kann. Das erfolgt 
alles weil Oesterreich die Serben nicht in Albanien oder Durazzo haben 
will. Es ist klar, dass dieses Ziel, für Deutschland keine Parole für einen 
Vernichtungskrieg bieten kann, daraufhin keine Möglichkeit mit einem 
Stichwort die Deutsche Nation für einen, solcher Gründe halber, geführ- 
ten Krieg entflammen und Niemand es mit seinem Gewissen und seiner 
Verantwortung vor Gott und seinem Volke vertreten kann aus solchem 
Grunde die Existenz Deutschlands aufs Spiel zu setzen. Es ginge über den 
Rahmen eines Vertrages weit hinaus, ja selbst des Casus foederis, der in 
keiner Weise und niemals dahin ausgelegt werden darf, daß das Deutsche 
Heer und Volk, den Launen der auswärtigen Politik eines anderen Staates 
direct dienstbar gemacht und quasi dafür zur Verfügung gehalten werden 
muss! Der Dreibundvertrag sichert nur den gegenseitigen wirklichen Be- 
sitzstand der 3 Staaten, nicht aber verpflichtet er zum bedingungslosen 
Mitgehen in Reibungen über den Besitz anderer! Der casus föderis tritt 
allerdings ein wenn Oesterreich von Rußland angegriffen wird. Aber nur 
dann wenn Oesterreich Rußland nicht zum Angriff provozirt hat. Hier 
nun könnte eine solche Lage Serbien gegenüber entstehen. Und das muß 
Wien unbedingt vermeiden. Es soll Vermittlungsvorschläge anhören oder 
machen bezügl[ich] der Albanesen und ihrer Zukunft, und es den Russen 
überlassen diese zu stürzen und die Serben aufzuhetzen aufs ganze zu ge- 
hen. Durch die event[ue]l[le] Russ[ische] Ablehnung, von den übrigen 
Mächten gebilligter annehmbarer österreich[ischer] Vermittlungsvorschlä- 
ge, setzen die Russen sich Wien gegenüber ins Unrecht, werden die Miss- 
billigung der Mächte auf sich laden, den Verdacht erwecken es überhaupt 
zum Kriege mit Oesterreich zu treiben, wobei Albanien nur ein faden- 
scheiniger Vorwand ist, als Störenfriede angesehen, den Aerger aller Ver- 
nünftigen herausfordern, und so wenn es losgeht als Provocirende, welche 
Wien nicht in Ruhe lassen wollen, unserer Regierung eine gute Parole für 
die Mobilmachung geben!» Nicht mehr die Vermeidung eines großen 
Krieges stand hier nach den Gesprächen mit Bethmann und Kiderlen im 
Vordergrund, sondern der Gedanke, Rußland als Störenfried darzustellen 
in der Erwartung, dadurch eine zugkräftige Parole für das deutsche Volk 
zu gewinnen und Rußland diplomatisch zu isolieren. Des Kaisers erhöhte 
Bereitschaft zum Krieg kam auch in dem kleinen Vers zum Vorschein, den 
er seiner Denkschrift anhängte: 


«Wir übten nach der Götter Lehre 
Jahrelang uns im Verzeihen, 

doch drückt des Joches Schwere 
und abgeschüttelt muß es sein.» 
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Am 11. November 1912 befahl Wilhelm II. dem Auswärtigen Amt, Ab- 
schriften anzufertigen «von allen AllerhöchstEigenhändigen Niederschrif- 
ten, Telegrammen und Marginal-Entscheidungen, welche sich auf die ge- 
genwärtige Balkankrisis seit September d. J. beziehen. Seine Majestät 
beabsichtigen, diese Sammlung von Schriftstücken im Hausarchiv sekre- 
tieren zu lassen.»”* Sollte damit etwa im Falle eines Kriegsausbruchs die 
kaiserliche Friedfertigkeit der vorangehenden Wochen als Alibi dokumen- 
tiert werden? 

Die nächsten Tage brachten Nachrichten von Truppenverstärkungen in 
Russisch-Polen und Gegenrüstungen der Österreicher an der galizischen 
Grenze. Über Fürstenberg ließ Kiderlen in Wien ausrichten, Deutschland 
würde «bei weiteren Ereignissen [...] keinen Moment vor Erfüllung unse- 
rer Bündnispflichten zurückweichen».7? Nach der Überzeugung Wilhelms 
war ein Krieg zwischen den beiden östlichen Reichen, in den Deutschland, 
Frankreich und Großbritannien hineingezogen werden würden, jetzt 
kaum noch zu vermeiden. «Es wird Frage und Antwortspiel der Diploma- 
tie einsetzen, Gegenmaßregeln von drüben, piquirte Anfragen von hüben 
und drüben, und dann ein Vorfall an der Bosn[isch]-Serbischen Grenze, 
der Krach ist da und mit ihm casus foederis [Bündnisfall]! [...] Caveant 
Consules! [Die Konsuln - im Kriegsfall die Oberbefehlshaber der rö- 
misch-republikanischen Truppen - sollen aufpassen!] Wir müßen Forde- 
rungen im Reichstag für bessere Ausbildung unserer 100 000 Mann unaus- 
gebildeter Ersatzreserve machen! Höchste Zeit!»*° 

Den kommenden Großmachtkrieg stellte sich der Kaiser als Rassen- 
kampf der Germanen gegen die Slawen vor. Die Frage, ob Deutschland 
bereit sein würde, die vitalen Interessen Österreich-Ungarns und speziell 
des «Germanentums» gegen das Vordringen des «Slawentums» zu schüt- 
zen, bejahte er am 20. November 1912 «unbedingt». Die Auflösungser- 
scheinungen der Donaumonarchie müßten einer Gewaltpolitik weichen, 
denn «mit Blut u. Eisen sind die Kerls nur noch zu kuriren». Österreich 
habe vergessen, erklärte Kaiser Wilhelm, «daß es weder Tschechisch, 
noch Böhmisch, noch Polnisch, noch Magyarisch regirt werden kann, 
wie man es versucht hat, sondern nur deutsch! Das deutsche Haus Habs- 
burg hat alle diese Völker unterworfen mit Hülfe der deutschen Oester- 
reicher. Bei den Slawen muß divide et impera vorgegangen werden.» 
Jeder Parlamentarier, der sich gegen diese Politik steemme, müsse gehängt 
werden.” Ganz ähnlich erklärte der österreichische Kriegsminister Mo- 
ritz Ritter von Auffenberg-Komaröw: «Wir brauchen mindestens auf ein 
halbes Jahrhundert hinaus Ruhe in der Monarchie, um die Südslawen zur 
Ordnung zu bringen, und diese Ruhe können wir nur erhalten, wenn die 
Hoffnung der Südslawen auf russische Unterstützung definitiv beseitigt 
wird. Sonst geht die Monarchie in Stücke.» Bereits am 21. November traf 
in Berlin die Nachricht ein, daß Kaiser Franz Joseph die Mobilmachung 
in Galizien verfügt hatte. Auffenberg bestätigte, daß der Große General- 
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stab in Berlin über alle Maßnahmen der verbündeten Armee unterrichtet 
war.” 

Wilhelm war sich der Bedeutung der österreichischen Entscheidung 
vollauf bewußt. Dem Militärattach& von Bienerth sprach er am 21. No- 
vember 1912 von «seiner Empörung über die «Frechheit der Serben [...] 
und sagte weiter, daß Österreich-Ungarn auf den Beistand des Deutschen 
Reiches unbedingt rechnen könne. Hinsichtlich Bulgariens erwähnte Seine 
Majestät, daß er bestimmt hoffe, dieses in das Lager des Dreibundes zu 
ziehen; Bulgarien sei der ewigen Drangsalierungen durch Rußland über- 
müde. Zum Schluß gebrauchte Seine Majestät die Wendung: «Deutsch- 
lands Schwert sitze schon locker in der Scheide, auf Uns können Sie zäh- 
len.» Auf einen Bericht Tschirschkys aus Wien schrieb Wilhelm, auch 
für Deutschland sei dies «ein Augenblick tiefsten Ernstes». «Es kann der 
Europf[äische] Krieg werden und für uns event[uel]l ein Existenzkampf 
mit 3 Großmächten; es kommt darauf an, daß wir über London und Paris 
schnell ein klares Bild erhalten.» In einem Telegramm vom 21. Novem- 
ber 1912 gab der Kaiser Kiderlen-Wächter zu verstehen, daß er jetzt sehr 
wohl zum Kriege bereit sei, da Rußland sich ins Unrecht gesetzt habe und 
als kriegstreibende Macht gelte. «Aus ganzer Europ: Presse — besonders 
Englischen - geht hervor, dass allgemein Oesterreich als der Provocirte 
Theil angesehen wird, damit ist der Standpunkt, den ich wollte erreicht. 
Sollten Russische Gegenmassregeln oder Vorstellungen erfolgen, welche 
Kaiser Franz Josef zwingen den Krieg zu eröffnen, so hat er das Recht auf 
Seiner Seite, und ich bin bereit - wie ich dem Kanzler schon in Letzlingen 
erklärte - den Casus foederis in vollstem Maasse mit allen Consequenzen 
durchzuführen. Ich halte es daher für nöthig, daß sofort die Botschafter in 
Paris und London, Befehl erhalten, einwandfrei und klar zu constatiren 
und mir zu melden, ob Paris unter solchen Umständen unbedingt sogleich 
mit Russland geht, und auf welche Seite England sich stellt. Botschafter in 
Petersburg hat baldigst zu melden wie Russland die Oesterreichische De- 
marche - sobald sie eintritt aufnimmt - und mich schnellstens zu orienti- 
ren, wie er die Situation dortselbst jetzt beurtheilt. Alle Botschafter haben 
die Militairattach&s zu informiren und im Verein mit Ihnen zu arbeiten, 
und laufend mir persönlich zu melden.» Auf Anweisung Kaiser Franz Jo- 
sephs, so der Oberste Kriegsherr in seiner Depesche an Kiderlen weiter, 
werde Feldmarschalleutnant Blasius Schemua, Conrad von Hötzendorfs 
Nachfolger als Chef des österreichischen Generalstabes, am kommenden 
Morgen heimlich in Berlin eintreffen, «um mit Moltke Rücksprache über 
event[uel]l[e] Kriegsoperationen zu nehmen. Beide Herren kommen dar- 
auf zu mir.»® 


948 Vorentscheidung für den Krieg im Osten 


6. Die heimliche Begegnung des Kaisers und Moltkes 
mit dem Chef des österreichischen Generalstabs 


Auch in diesem Fall waren die Herausgeber der amtlichen Aktenpublika- 
tion Die Große Politik der europäischen Kabinette bestrebt, die Bedeutung 
dieses Kaisertelegramms für die Entstehungsgeschichte des Ersten Welt- 
krieges herunterzuspielen. Sie hoben hervor, daß der Zeitpunkt des «kur- 
zen» Berlinbesuchs Schemuas nicht genau festzustellen sei; jedenfalls sei 
der General am 23. November wieder in Wien gewesen, ohne mit den 
«verantwortlichen Leitern der Politik» in Berührung gekommen zu sein. 
Die «hingeworfenen» Direktiven des Kaisers hätten denn auch «keinerlei» 
Folgen gehabt. Sowohl während seiner Gespräche mit Schemua in Berlin 
als auch während der Anwesenheit Erzherzog Franz Ferdinands in Sprin- 
ge habe Kaiser Wilhelm «wieder den bisher konsequent von ihm festgehal- 
tenen Standpunkt» vertreten, «daß er sich wegen eines serbischen Hafens 
nicht in einen Krieg hineinziehen lassen wolle. Alle Nachrichten stimmen 
darin überein, daß Kaiser Wilhelm II. und seine Ratgeber anläßlich des 
österreichischen Besuchs zur Mäßigung geraten haben.»" Zum Teil ist die 
Verwirrung möglicherweise darauf zurückzuführen, daß strengste Ge- 
heimhaltung geboten war; selbst der Obersthofmeister des Erzherzog- 
Thronfolgers durfte von den eigentlichen Absichten des Treffens nichts 
erfahren.’ Mit Quellen, die den Herausgebern der Großen Politik frei- 
lich nicht zugänglich waren, können wir heute den wahren Verlauf der 
deutsch-österreichischen Militärgespräche in Berlin und Springe genau 
verfolgen. 

Generalstabschef Schemua traf am Freitag, den 22. November 1912, um 
7 Uhr 35 im Bahnhof Friedrichsstraße ein und ging um 9 Uhr in Zivil, um 
nicht erkannt zu werden, zu Fuß zum Generalstabsgebäude." Er traf bei 
seinem deutschen Kollegen eine recht zuversichtliche Einschätzung der 
strategischen Lage an.‘ Weder Frankreich noch England stellten Moltkes 
Ansicht nach eine ernsthafte Bedrohung des Dreibundes dar. Unmittelbar 
vor seiner Abreise nach Berlin hatte Schemua einen Bericht Bienerths 
empfangen, der die Überzeugung mehrerer Offiziere des Berliner Gene- 
ralstabes wiedergab, «daß seitens Frankreichs jetzt kaum etwas zu be- 
fürchten sei. Hinsichtlich Englands hörte ich die Ansicht», fuhr Bienerth 
fort, «daß auch dieses durch die Entsendung so starker maritimer Kräfte — 
8 moderne Schlachtschiffe - in das Mittelmeer seine sonst so bedeutende 
Überlegenheit in der Nordsee verloren habe. Habe England im vergange- 
nen Jahr trotz Verfügbarkeit aller seiner Kräfte in der Nordsee gezögert 
loszuschlagen, so dürfte dies dermalen umso eher vermutet werden.» Bei 
Schemuas Besprechung mit Moltke am 22. November herrschte denn auch 
«eine völlige Uebereinstimmung in der Beurteilung der Gesamtsituation. 
Moltke zeigte volles Verständnis für die Beurteilung unserer Situation ge- 
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genüber Russland und Serbien. [...] Auch versprach mir derselbe eine 
nicht nur zuwartende, sondern tatkräftige offensive Aktion parallel mit 
der unsern. Er betonte wiederholt die bundestreue Gesinnung, dass wir 
absolut auf Deutschlands Unterstützung rechnen dürfen, wenn Russland 
uns bedroht und dass es ja auch für Deutschland ein eminentes Interesse 
sei, dass wir nicht geschwächt werden. Der Ernst der Situation sei ihm 
klar. Die Mobilisierung Deutschlands hat automatisch jene Frankreichs 
zur Folge und ein Nebeneinander mobilisierter Armeen sei eine unhalt- 
bare Situation, die unbedingt den Zusammenstoss zur Folge haben müsse. 
Dann aber sei naturgemäss die erste Absicht, den Gegner im Westen zuerst 
niederzuwerfen — was er in 4 bis 5 Wochen hoffe - und dann den Über- 
schuss an Kraft nach Osten einzusetzen.» Die zum Ausdruck kommende 
Sorge des Österreichers, daß ihm diese kurze Frist für die Niederwerfung 
Frankreichs «sehr fraglich» vorkomme, suchte Moltke mit dem Hinweis 
auf eventuelle Ersatzdivisionen zu zerstreuen. Schemua fährt in seinem 
Bericht über das Gespräch fort: «Während wir in lebhaftem Gedankenaus- 
tausch standen, wurde gemeldet, dass soeben der deutsche Kaiser vorge- 
fahren sei und wenige Augenblicke darauf trat Se. Majestät in den Salon. 
[...] S.M. brachte zuerst einige neueste Nachrichten, die eingelaufen wa- 
ren, zur Erörterung, unter anderm, dass ein Industrieller, der soeben von 
einer grossen Autotour durch ganz Frankreich zurückgekehrt sei, nir- 
gends etwas Auffallendes konstatiert hätte, das auf Kriegsvorbereitungen 
und Kriegsstimmung hindeute, weiters erwähnte er den Inhalt eines Brie- 
fes einer Persönlichkeit der hochstehenden Kreise der Umgebung des 
Czaren, dass man für einen Krieg noch nicht genügend vorbereitet sei; dies 
würde aber in 2 Jahren der Fall sein - dann sei die Partie remis. S.M. ge- 
ruhte dann meine Ausführungen entgegenzunehmen. Auf meine Bemer- 
kung, dass ich mich nicht der Besorgnisse wegen der Haltung Italiens ent- 
schlagen kann, erzählte S.M., dass diese nicht begründet sei und erwähnte 
folgende Episode: Als dessen ältester Sohn, Kronprinz Wilhelm (S.M. 
sagte «mein Junge) vor 2 Jahren als Jagdgast beim König von Italien weilte, 
sagte der Kronprinz in seiner impulsiven Art (es war eben die aus der Ma- 
roccokrise entstandene deutsch-französische Spannung), im Kontfliktsfall 
würde Italien wohl nicht mithalten, worauf Viktor Emanuel in dezidierter 
Form antwortete, Italien werde seine übernommenen Pflichten getreulich 
erfüllen. S.M. fügte dem hinzu, der König sei wohl ein verschlossener, 
aber verlässlicher Mann. Bei der letzten Anwesenheit San Giulianos [des 
italienischen Außenministers] in Berlin habe sich dieser in streng bundes- 
freundlicher Weise geäussert [...] und sich bereit erklärt, die Erneuerung 
des Bundesvertrages sofort zu unterzeichnen. $.M. meinte zu Moltke ge- 
wendet, dass es sich vielleicht empfehlen würde, auch mit dem italieni- 
schen Generalstabschef äusserlich in Berührung zu treten, um das militäri- 
sche Zusammenstehen der Dreibundmächte der Öffentlichkeit gegenüber 
zu demonstrieren. S.M. wendete sich dann wieder mir zu und betonte mit 
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Abb.35 «Ich halte zu Euch durch dick und dünn!» Wilhelm und sein Freund 
Franz Ferdinand anf der Jagd in Springe 1912 


Nachdruck, dass wir auf Deutschlands Unterstützung unter allen Verhält- 
nissen voll zählen können. Die Verhältnisse in Russland seien nicht klar 
wegen der vielen innerpolitischen Strömungen; zweifellos seien aber der 
russische Gesandte Hartwig in Belgrad und der Botschafter Iswolsky in 
Paris die Haupthetzer. Auch sei die Angst vor politischen und revolutio- 
nären Umtrieben mitbestimmend für die militärischen Massnahmen in 
Russland. S.M. stellte noch einige persönliche Fragen [...] und verabschie- 
dete sich mit dem Bemerken, er müsse jetzt zum Empfang Sr. k. u. k. Ho- 
heit des Erzh. Franz Ferdinand auf den Bahnhof. Ich konversierte noch 
einige Zeit mit Exz. Moltke, der betonte, dass auch er voll bewusst sei, dass 
es sich bei den kommenden Ereignissen um die Existenz der Staaten han- 
deln wird. Er rechne auf Fortdauer unserer vertrauensvollen Beziehungen 
und dankte für die vielfache Unterstützung in Angelegenheiten des Nach- 
richtenwesens.» Während Moltke im Anschluß an diese Besprechung zur 
Jagd nach Springe fuhr, trat Schemua die Rückreise nach Wien an.?' 
Ebensowenig wie dem verbündeten Generalstabschef gegenüber ließ 
Kaiser Wilhelm bei seiner Zusammenkunft mit Franz Ferdinand Zweifel 
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aufkommen, daß er bereit sei, Österreich-Ungarn «unter allen Umstän- 
den» zu unterstützen, selbst wenn es darüber zu einem Weltkrieg «mit den 
drei Entente-Mächten» kommen sollte.?? Angesichts der gespannten Lage 
trug die Hofjagd in Springe, an der auch der Obersthofmeister Freiherr 
von Rumerskirch, der österreichische Militärattach& von Bienerth, Reichs- 
kanzler von Bethmann Hollweg, der Chef des Generalstabes, Großadmi- 
ral von Tirpitz, die drei Kabinettschefs, die Hofchargen Graf August zu 
Eulenburg und Max von Lyncker, der Generaladjutant von Kessel und au- 
ßerdem noch die Fürsten Dohna, Münster und Solms teilnahmen, einen 
hochpolitischen Charakter. Bienerth hob hervor, daß Franz Ferdinand in 
Springe Gelegenheit hatte, ausführliche Gespräche mit Bethmann, Moltke 
und Tirpitz zu führen.” Auf Berichte, die von der Bereitschaft des unter 
dem Einfluß Rasputins stehenden Zaren sprachen, wegen der serbischen 
Forderungen nach einem Zugang zur Adria einen «großen Krieg» zu ris- 
kieren, schrieb Kaiser Wilhelm: «Das ist ja alles, was wir wissen wollten», 
«das schafft Klarheit». Selbst wenn Zar Nikolaus sich dagegen sträuben 
sollte, rechnete Wilhelm mit einem Krieg. «Die Situation gleicht der von 
1877-78 auf ein Haar!» meinte er. «Alexander II. erklärte, er wolle keinen 
Krieg, daher werde auch keiner sein! Und er begegnete den uniformirten 
Kriegsfreiwilligen seiner Regimenter auf dem Bahnhof, die gegen seinen 
Willen nach Serbien fuhren! Nach 4 Wochen hatte er den Krieg erklärt! So 
wird es wieder werden!»?* Erzherzog Franz Ferdinand nahm aus Springe 
«die Gewißheit deutscher Hilfe für den Ernstfalle» mit.” 

Am 25.November 1912 stellte der deutsche Generalstab fest, daß 
Mobilmachungsmaßregeln weder in Rußland noch in Frankreich zu 
beobachten seien. Dagegen stehe Österreich offenbar «unmittelbar vor 
entscheidenden Maßnahmen» gegen Serbien, und «ein Losschlagen 
Österreichs werde voraussichtlich Rußland aus seiner Lauerstellung 
herauslocken. Dann würde eine deutsche Mobilmachung gegen Rußland 
vielleicht notgedrungene Folge sein.» Der Kaiser befände sich, wie der 
bayerische Militärbevollmächtigte von Wenninger nach München melde- 
te, «in schr nervöser Stimmung». Jedenfalls sei die Lage «eine hochge- 
spannte», und «verschiedene Beschleunigungen militärischer Maßnah- 
men» seien angeordnet worden.” Ältere Armeeoffiziere, darunter der 
Kaiserschwager Erbprinz Bernhard von Sachsen-Meiningen, wurden 
fristlos in den Ruhestand versetzt. «Mein Mann hat seinen Austritt aus 
der Armee, kühl u. kurz erhalten», klagte Wilhelms Schwester Charlotte 
am 23. November gekränkt. «S.M. habe keinerlei Verwendung mehr für 
ihn. [...] Meiner Empörung will ich keinen Ventil öffnen. [...] Es passt zu 
Allem Anderen!» Nach einer Aussprache mit Moltke am 27. November 
konnte Kriegsminister Josias von Heeringen feststellen, daß «das Deut- 
sche Heer mit vollster Zuversicht allen Ereignissen der Zukunft entgegen- 
sehen kann».?® Moltke präzisierte seinen Standpunkt dahingehend, daß 
Deutschland «einem Kriege augenblicklich mit Ruhe entgegenschen» 
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könne, «weil Rußland nicht fertig, Frankreich einerseits in Marokko stark 
engagiert, andererseits durch das Zusammengehen Italiens mit Österreich 
und Deutschland bedroht ist. Die militärpolitische Lage ist also zur Zeit 
eine günstige für uns. Sie kann sich aber ändern». Käme es jetzt nicht zum 
Kriege, müsse eine große Heeresvorlage eingebracht werden, denn «dann 
muß Deutschland stark genug sein, um auf eigene Kraft vertrauen zu kön- 
nen, es kann daher den weiteren Ausbau seiner Wehrkraft nicht früh ge- 
nug in Angriff nehmen».% Seiner Nichte sagte Moltke, «wenn Krieg 
kommt, kommt er hoffentlich bald, bevor ich zu alt bin, die Dinge richtig 
zu meistern».'” 


Kapitel 34 


Die Abschreckung: 


Das ungelöste Problem der englischen Neutralität 


Ende November 1912 stand das Deutsche Reich, daran lassen die soeben 
angeführten Quellen keinen Zweifel, unmittelbar vor dem Entschluß, sei- 
nen Bündnispartner Österreich-Ungarn in einem Angriffskrieg auf Ser- 
bien selbst auf die Gefahr hin zu unterstützen, daß dieser Vorstoß am Bal- 
kan, wie eigentlich vorauszusehen war, zu einem europaweiten Krieg der 
Mittelmächte gegen den russisch-französischen Zweibund führen sollte. 
Warum ist es nicht schon Ende 1912 zu dem fürchterlichen Weltkrieg ge- 
kommen, der anderthalb Jahre später genau über diesen Mechanismus aus- 
gelöst wurde? Die Antwort auf diese brisante Frage liegt, wie in diesem 
Kapitel gezeigt werden soll, in der Erkenntnis, die für den Kaiser trotz der 
Mansion House-Rede Lloyd Georges vom Sommer 1911 und der geschei- 
terten Haldane-Mission vom Frühjahr ı912 völlig überraschend kam, daß 
England entschlossen war, das europäische Gleichgewicht aufrechtzuer- 
halten und daher klarstellte, eine «Niederwerfung» seiner Ententepartner 
Frankreich und Rußland nicht hinnehmen zu können. Die Abschreckung, 
die die Existenzgrundlage der Triple Entente ausmachte, funktionierte im 
Dezember 1912 ein letztes Mal. Weshalb sie achtzehn Monate später nicht 
funktionierte, ist eine Frage, die uns im folgenden noch eingehend be- 
schäftigen wird. 


1. Die erste Mission des Prinzen Heinrich in England 


Je mehr im November 1912 die Aussicht auf einen großen Krieg heran- 
rückte, desto akuter wurde die Frage nach der Haltung Großbritanniens in 
einem auf dem Balkan ausbrechenden Konflikt. Wie wir gesehen haben, 
hatte Wilhelm II. am 21. November 1912 die Botschafter in Paris und 
London peremptorisch aufgefordert, ihm «einwandfrei» mitzuteilen, ob 
Frankreich sogleich mit Rußland gehen und auf welche Seite sich England 
stellen würde.‘ In seinem Gespräch mit Generalstabschef Schemua war 
Moltke davon ausgegangen, daß England sich zunächst heraushalten wür- 
de, und dies war auch der Eindruck, den Fürst Lichnowsky in seiner kur- 
zen Zeit als Botschafter in London gewonnen hatte. Dem Kaiser schrieb er 
in einem Privatbrief am 23. November 1912, Sir Edward Grey sei sichtlich 
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bestrebt, die Beziehungen zwischen England und Deutschland «so innig 
als möglich zu gestalten». Er wünsche «mit der überwiegenden Mehrheit 
der hiesigen Politiker mit uns in Frieden und Freundschaft zu leben, ohne 
deshalb freilich seine Beziehungen zu Frankreich und Rußland aufgeben 
zu wollen. Der Gedanke, daß es wegen Nordalbaniens zum allgemeinen 
Krieg kommen könnte, erscheint auch ihm als absurd.» Auf die Kernfrage, 
wie sich Großbritannien verhalten würde, sollte ein solcher Krieg dennoch 
ausbrechen, wußte Lichnowsky allerdings noch keine einwandfreie Ant- 
wort zu geben: «Ob im Falle eines allgemeinen Krieges, den wir auch dem 
deutschen Volke wegen Serben und Albaner nicht gut zumuten können, 
die hiesige Regierung eingreifen würde, ist eine schwer zu beantwortende 
Frage und hängt wohl in letzter Linie von den geheimen Abmachungen 
ab, die zwischen den Ententemächten bestehen. Nach meinen hiesigen 
Eindrücken aber glaube ich nicht, daß England sich zu einem aktiven Vor- 
gehen entschließen würde, falls irgendwie die Möglichkeit bestünde, sich 
aus dem Streite herauszuhalten.»? 

Die Zuversicht, die im deutschen Heere obwaltete, allen Eventualitäten 
gewachsen zu sein, war in der Kaiserlichen Marine nicht vorhanden. Im 
Gegenteil, sowohl in der Flotte als auch in der Wilhelmstraße griff bei der 
Aussicht auf einen Krieg mit England ein Gefühl der Nervosität Platz. Der 
Admiralstab warnte Kiderlen, daß «die englische Flotte in den Zustand 
höchster Kriegsbereitschaft gesetzt» sei, worauf das Auswärtige Amt die 
Marine bat, «zunächst» von Maßnahmen Abstand zu nehmen, «die Eng- 
land als gegen sich gerichtet ansehen könnte». Dem Kaiser meldete der 
Admiralstabschef in einem Immediatvortrag am 3. Dezember ı912, daß 
die Dislokation der englischen Flotte zwar nicht, wie 1911, einen ausge- 
sprochen offensiven Charakter trage, wohl aber auch nicht die normale sei 
und «eintretendenfalls massierte Verwendung der Streitkräfte in kürzester 
Zeit gestatten» würde. Heeringen machte kein Hehl daraus, daß die mili- 
tärische Lage Deutschlands zur See gegenüber der «großen Überlegenheit 
Englands an Panzerkreuzern» eine aussichtslose war - den 16 englischen 
Panzerkreuzern, die der Gegner sofort bereit habe, habe Deutschland «zur 
Zeit nur 2 gefechtsstarke Panzerkreuzer («Moltke, «Blücher)» entgegen- 
zusetzen.* Wilhelm stimmte dem Vorschlag zu, die Schiffe Göben und 
Breslan so bald wie möglich aus dem Mittelmeer zurückzubefehlen, da sie 
nach Kriegsausbruch nicht an Gibraltar würden vorbeifahren können.’ 
Tirpitz stellte sich freilich gelassen auf den Standpunkt, «daß die augen- 
blickliche politische Lage zur Zeit nicht so bedrohlich ist, daß Anordnun- 
gen gerechtfertigt sind, die keinen dauernden Wert haben, nicht im Rah- 
men der für die nächsten Jahre vorgezeichneten Richtlinien liegen und 
deren Kosten über die vorhandenen Mittel hinausgehen.» Selbst er erklärte 
sich allerdings mit der Verlegung der U-Bootflotille nach Helgoland und 
einigen Vorsichtsmaßnahmen zur Erhöhung der Kriegsbereitschaft der 
Flotte einverstanden.‘ 
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Nicht zuletzt aufgrund der optimistischen Berichterstattung Lich- 
nowskys und Kühlmanns über die abwartende Haltung, die London 
wahrscheinlich in einem Kontinentalkrieg einnehmen würde, schätzten 
Kiderlen-Wächter und Bethmann Hollweg die Situation Deutschlands in 
der Balkankrise zuversichtlich ein. Dem Admiral von Müller sagten sie, 
die Lage sei «für uns entschieden günstiger als 1909 bei Annexion Bos- 
nien’s durch Österreich», zumal «heute sowohl Italien wie auch England 
auf unserer Seite» stünden.’ Beide Staatsmänner — Kiderlen im Bundesrat 
am 26. November und Bethmann im Reichstag am 2. Dezember 1912 - er- 
klärten also feierlich die Bereitschaft des Deutschen Reiches, Österreich- 
Ungarn «fest entschlossen» zur Seite zu stehen, sollte die Donaumonar- 
chie um ihre «Großmachtstellung fechten» müssen; schließlich ginge es in 
einem solchen Kampf nicht nur um die Existenz Österreichs, sondern 
auch um die «Wahrung unserer eigenen Stellung in Europa» und die «Ver- 
teidigung unserer eigenen Zukunft und Sicherheit».” Wie Bienerth in Er- 
fahrung bringen konnte, hatte Moltke auf diese Fassung der Kanzlerrede 
«gedrungen».? Diese Erklärungen, die in Wien lebhaft begrüßt wurden, 
lösten in London jedoch Alarm aus. 

Wilhelm II. ging ebenfalls von der Annahme aus, daß England in einem 
Krieg des Dreibundes gegen Rußland und Serbien neutral bleiben würde, 
wobei die Rolle Frankreichs (sowie Englands Haltung im Falle eines 
deutsch-französischen Krieges) nach wie vor gänzlich ungeklärt blieb. 
Gelassen fügte er dem Geburtstagstelegramm, das er dem Reichskanzler 
am 29. November 1912 aus Donaueschingen zuschickte, eigenhändig die 
Worte hinzu: und «sei es im Frieden oder im Kriege».'° Wie wir gesehen 
haben, lebte er in diesen «sehr fidelen» Tagen im Schwarzwald in der 
Erwartung eines Bündnisses mit der Türkei und Bulgarien, wodurch die 
Dreibundmächte die Präponderanz auf dem Balkan sowie im Mittelmeer 
und die Oberhand über «die ganze mohammedanische Welt!» bis nach 
Indien gewinnen würden; Rußland wäre dann «erledigt und in Odessa 
bedroht».'' Als er am 3. Dezember 1912 den Brief Lichnowskys mit der 
vorteilhaften Einschätzung der Politik Greys erhielt, stand der Kaiser 
«sehr unter dem Eindruck der etwas überraschenden englischen Annähe- 
rung an Deutschland». Allerdings wolle er «auf Worte nicht mehr reinfal- 
len, sondern Taten abwarten».'” 

Angesichts dieser ungeklärten Situation kam dem Besuch, den Prinz 
Heinrich von Preußen gerade in diesen Tagen seinem Vetter George V. im 
ostenglischen Sandringham abstattete, eine besondere Bedeutung zu. 
Während Wilhelm in Donaueschingen einhundert Füchse zur Strecke 
brachte,'3 verließ der Bruder des Kaisers am 30.November 1912 Kiel, 
sprach am 2. Dezember in der Londoner Botschaft mit Lichnowsky, der 
die Lage weiterhin «optimistisch» beurteilte, und besuchte am 4. Dezem- 
ber abends noch seine Schwägerin Prinzessin Victoria Battenberg und 
deren Mann Prinz Louis, der soeben unter Churchill zum Ersten Seelord 
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der britischen Admiralität befördert worden war.'* Aufgrund dieser Ge- 
spräche fühlte sich Prinz Battenberg veranlaßt, am folgenden Tag seinen 
Vetter, den König, zu warnen, daß Heinrich und Wilhelm die Haltung 
Großbritanniens in einem europäischen Krieg offenbar ganz falsch ein- 
schätzten. Er wies in seinem Brief darauf hin, «daß Heinrich von Preußen 
(der wahrscheinlich die Auffassungen seines Bruders widerspiegelt) offen- 
sichtlich nicht begreift, daß wir, falls ein Krieg zwischen Deutschland & 
Österreich gegen Rußland & Frankreich ausbricht, nicht zulassen könn- 
ten, daß eines der letzteren Länder, insbesondere Frankreich, niederge- 
worfen [crippled] wird - folglich könnten wir unter gewissen Umständen 
[in certain circumstances] nicht außen vor bleiben.»"; Battenbergs Mah- 
nung verfehlte seine Wirkung auf den König nicht. 

Am 6.Dezember 1912 reiste Prinz Heinrich zu Gesprächen mit 
George V. nach Sandringham. Der König teilte ihm mit, daß er mit dem 
aktuellen Verhältnis der beiden Länder vollauf zufrieden sei, doch er 
warnte, wie Heinrich in seinem Tagebuch notierte: «Falls Europ. Krieg 
dann England, Frankreich und Rußland gegen uns und Dreibund! Aber 
sonst niemals Krieg vom Zaun. Unsere Flotte Krieg.»'* Nach der Abreise 
Heinrichs fühlte sich der König verpflichtet, dem Außenminister Grey 
von dem doch etwas seltsamen Besuch des Preußenprinzen Bericht zu er- 
statten. «Im Verlauf einer langen Unterredung» habe ihm Heinrich 
«rundheraus» die Frage gestellt, schrieb er am 8. Dezember, «ob, falls 
Deutschland und Österreich Krieg gegen Rußland und Frankreich führ- 
ten, England den beiden letzteren Mächten zur Hilfe kommen würde. Ich 
antwortete, «zweifellos, Ja — unter gewissen Umständen». Er äußerte 
Überraschung und Bedauern, fragte aber nicht, was die gewissen Umstän- 
de wären. Er sagte, er werde dem Kaiser mitteilen, was ich gesagt habe. 
Natürlich muß Deutschland wissen, daß wir nicht zulassen werden, daß 
unsere Freunde niedergeworfen werden.»'7 Der König hatte zwar ohne 
Rücksprache mit den verantwortlichen Ministern gesprochen, doch er er- 
hielt die nachträgliche Billigung Greys. Als «merkwürdigen Zufall» teilte 
der Außenminister seinem Souverän noch mit, daß Lichnowsky gleich- 
zeitig bei einem Besuch bei Lord Haldane dieselbe Frage gestellt und von 
ihm dieselbe Antwort erhalten hätte.“ 

Die Anfrage Prinz Heinrichs nach der Haltung Englands in einem 
Kontinentalkrieg machte auf den König einen solchen Eindruck, daß er 
noch Wochen später dem russischen Botschafter Graf Benckendorff und 
dessen französischem Kollegen Paul Cambon im Beisein Churchills und 
Lloyd Georges von der Demarche ausführlich Mitteilung machte.” Cam- 
bon berichtete seinem Außenminister nach seinem Besuch in Windsor: 
«Der Bruder Kaiser Wilhelms, der die Möglichkeit eines Konflikts zwi- 
schen Österreich und Rußland in Betracht zog, der notwendigerweise die 
bewaffnete Intervention Deutschlands und Frankreichs mit sich bringen 
würde, hat König George gefragt, ob sich England daran beteiligen würde: 
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«Sicherlich ja, hat Seine Majestät geantwortet, unter gewissen Umständen». 
Der Prinz Heinrich hat protestiert und gesagt, daß man sich in Berlin 
einen Krieg zwischen Deutschland und England nicht vorstellen könne, 
daß diese beiden Länder, vereint durch die Blutsbande, durch ihre Interes- 
sen und ihre Traditionen, nicht handgreiflich werden können ohne ihre 
Vergangenheit zu leugnen; und daß man ihn umso weniger verstehen wür- 
de, da es sich ja nicht um britische Interessen handele. «Wir haben beide 
unsere Freunde, antwortete der König, Eure Freunde nennt Ihr Eure Alli- 
ierten, wir haben keine Alliierten außer Japan; aber unsere Freunde haben 
nicht weniger ein Recht darauf, auf uns zu zählen. Ihr erklärt Eure Treue 
für Eure Alliierten, wir sind durch die Ehre verpflichtet, unseren Freun- 
den treu zu bleiben.» Prinz Heinrich hat dann versucht, dem König die 
Nachteile der englischen Intimität mit Frankreich aufzuweisen. «Mein Va- 
ter, antwortete der König, hat sich während der ganzen neun Jahre seiner 
Regierung dem Abschluß und der Weiterentwicklung unserer Entente mit 
Frankreich und Rußland gewidmet. Er hatte seine Gründe. Wie könnt Ihr 
von mir, dessen Regierung noch nicht zwei Jahre andauert, erwarten, daß 
ich diese Politik mit einem Schlag ändere? Das ist unmöglich» Cambon 
fuhr fort: «Der König fügte hinzu, daß Prinz Heinrich wahrscheinlich nur 
nach England gekommen sei, um ihm diese Frage zu stellen. Zudem sagte 
der Prinz Seiner Majestät zum Schluß des Gesprächs, daß er Kaiser Wil- 
helm berichten werde, was er soeben erfahren habe. Der König erwiderte 
ihm, daß dies gut wäre, <denn die beste Diplomatie sei die Offenheit.» Er 
und sein russischer Kollege Benckendorff hätten den König nicht fragen 
können, was er mit der Wendung «unter gewissen Umständen» genau ge- 
meint habe, schrieb Cambon. Sie seien sich aber sicher gewesen, er habe 
damit «eine Aggression Österreichs gegen Serbien und einige an Frank- 
reich gerichtete ultimative Forderungen Deutschlands» im Sinn gehabt.” 

Es kann in der Tat als sicher gelten, daß Heinrich im Dezember 1912 im 
Auftrag seines Bruders nach Sandringham gefahren war. Seine Reise gera- 
de zu diesem kritischen Zeitpunkt erscheint historisch um so bemerkens- 
werter, da er, wie wir noch sehen werden, in der letzten Juliwoche 1914, 
also wenige Tage vor dem Ausbruch des Weltkrieges, abermals nach Eng- 
land gefahren ist und dem König in einem persönlichen Gespräch im 
Buckingham Palast genau dieselbe Frage nach der Haltung Englands in 
einem europäischen Krieg gestellt hat.”' Sowohl im Dezember 1912 als 
auch ım Juli 1914 schilderte Prinz Heinrich seinem kaiserlichen Bruder - 
sicherlich wohlmeinend, aber doch im höchsten Grade unverantwortlich — 
die Antwort Georges V. in einem wahrheitswidrigen rosigen Lichte: Dem 
König gestand er sogar, in seiner Meldung an Wilhelm «den einzigen wun- 
den Punkt» ihrer Unterredung in Sandringham, nämlich die Entschlossen- 
heit Englands, seine beiden Ententepartner nicht niederwerfen zu lassen, 
fortgelassen zu haben.” Am ı1. Dezember 1912 berichtete der Preußen- 
prinz seinem Bruder, der König habe ihn beauftragt, ihm mitzuteilen: 
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«Wenn Du, Georgie, sowie Nicky zusammen bestrebt wären, den Frieden 
aufrechtzuerhalten, so wäre keine ernsthafte Gefahr vorhanden. - England 
hege keinerlei kriegerische Gedanken, es wünsche die Erhaltung des Frie- 
dens, Vermeidung eines europäischen Konflikts, ebenso wie Deutsch- 
land.» Nicht als Meinung des Königs, sondern lediglich als seinen in Lon- 
don gewonnenen «Gesamteindruck» thematisierte Heinrich die Antwort 
Georges auf die Gretchenfrage nach der britischen Neutralität — doch 
selbst dies tat er nur in einer abgeschwächten Form.” Seinem Urteil nach 
sei England «friedliebend» und wünsche, «jeden Konflikt mit uns zu ver- 
meiden». «Sollte ein ernster europäischer Konflikt entstehen, welcher zur 
Folge haben müßte, daß Deutschland seine Bündnistreue Österreich ge- 
genüber hält, so würde nach dem heutigen Stand der Dinge vielleicht mit 
einer Neutralität, nicht aber mit einem Mitgehen Englands auf deutscher 
Seite [sic!] zu rechnen sein, denn England wird, wie immer, bestrebt sein, 
das Mächteverhältnis auf dem Kontinent nach Möglichkeit zu regulieren 
und vermutlich seine Kräfte zugunsten des Unterliegenden, also Schwä- 
cheren einsetzen.» Von der klaren Aussage des Königs und Battenbergs, 
daß Großbritannien Frankreich und Rußland in einem Krieg zur Seite 
stehen müßte, war in Heinrichs Brief keine Rede.”* 


2. Die Haltung der «Angelsachsen» 
im «Endkampf der Slaven und Germanen» 


Es mag gut sein, daß das auffällige Auftreten Prinz Heinrichs in London 
nicht nur bei den Battenbergs und dem König, sondern auch im Foreign 
Office den Eindruck erweckte, als wiegten sich Kaiser Wilhelm und die 
Reichsleitung in der Illusion englischer Neutralität im Falle eines Krieges 
auf dem Kontinent. Jedenfalls aber nahmen die Sorgen um die deutsche 
Fehleinschätzung der Lage mit der Reichstagsrede Bethmanns vom 2. De- 
zember zu, in der der Kanzler auf Drängen Moltkes den Österreichern 
feierlich die deutsche Unterstützung zusicherte, sollte es gegen Rußland 
«fechten» müssen. Gleich am folgenden Tag kam es zu einer Aussprache 
zwischen Lord Haldane und dem Botschafter Lichnowsky, in deren Ver- 
lauf die britische Unterstützung für Frankreich unmißverständlich zum 
Ausdruck kam. Haldane warnte, daß «bei einem allgemeinen europäischen 
Wirrwarr, der sich doch aus dem Einmarsch Österreichs in Serbien erge- 
ben könnte», es «kaum wahrscheinlich» sei, «daß Großbritannien der stille 
Zuschauer werde bleiben können». Das Prinzip der balance of power bilde 
eben für die Londoner Außenpolitik «ein Axiom», das zur Anlehnung des 
Inselreiches an Frankreich und Rußland geführt habe. In Großbritannien 
herrsche die «allgemein verbreitete Empfindung, daß das Gleichgewicht 
der Gruppen einigermaßen aufrechtzuerhalten» sei, betonte Haldane. 
«England würde daher unter keinen Umständen eine Niederwerfung der 


2. Die Haltung der «Angelsachsen» 959 


Franzosen dulden können, die er, ein großer Bewunderer unseres Heer- 
wesens und unserer militärischen Einrichtungen, mit einiger Sicherheit 
voraussieht. England könne und wolle sich nicht nachher einer einheit- 
lichen kontinentalen Gruppe unter Führung einer einzigen Macht gegen- 
übersehen.»* 

Den Bericht Lichnowskys über diese Klarstellung der englischen Posi- 
tion erhielt Wilhelm II. am Sonntagmorgen, den 8. Dezember 1912. In hef- 
tigen Randbemerkungen darauf und an zahlreichen anderen Stellen äußer- 
te er ungehemmt seine Wut über die britische Gleichgewichtspolitik, die 
ein «Blödsinn» sei und «England ewig zu unserem Feinde machen» werde. 
Im Rassenwahn befangen, sagte er voraus, daß sich in dem bevorstehenden 
«Endkampf der Slaven und Germanen [...] die Angelsachsen auf Seiten 
der Slaven und Gallier» befinden und «Parteigänger der Gallo-Slaven ge- 
gen die Germanen!» sein würden. «Weil England zu feige ist Frankreich 
und Rußland offen in diesem Falle sitzen zu lassen, und zu sehr neidisch 
ist auf uns und uns haßt, desswegen sollen andre Mächte ihre Interessen 
nicht mit dem Schwert vertheidigen dürfen, da es dann trotz aller Ver- 
sicherungen, trotz Marschall und Lichnowsky doch gegen uns gehen will. 
Das richtige Krämervolk! Das nennt es Friedenspolitik! Balance of Po- 
wer!» Dem Staatssekretär des Auswärtigen Amtes telegraphierte der 
Monarch erregt, die Erklärung Haldanes an Lichnowsky «zerreißt alle 
Schleier der Unsicherheit. England wird aus Neid und aus Haß gegen 
Deutschland unbedingt Frankreich u[lnd] Rußland gegen uns beistehen. 
Der event[uel]lfe] Existenzkampf, den die Germanen in Europa (Öster- 
reich, Deutschland) gegen die von Romanen (Galliern) unterstützten Sla- 
ven (Rußland) zu fechten haben werden findet die Angelsachsen auf der 
Seite der Slaven. Grund: Neidhammelei, Angst unseres zu groß werdens! 
Eine erwünschte Klärung, die für uns hinfort die Basis unserer Politik sein 
muß. Wir müssen mit Bulgarien ulnd] Türkei ein Militairabkommen 
machen, ebenso mit Rumänien. Wir müssen auch mit Japan ein solches 
Abkommen schließen. Jede Macht, die zu haben ist, ist gut genug uns zu 
helfen. Es geht um sein oder nicht sein Deutschlands.»” 

Den österreichischen Thronfolger drängte Kaiser Wilhelm am folgen- 
den Tag, das von ihm schon lange ersehnte Abkommen mit der Türkei 
endlich abzuschließen. Die Chancen lägen gut. «Wir müßen das Eisen 
schmieden solange es warm ist!» Er teilte Franz Ferdinand die Eröffnung 
Haldanes mit, wonach «Falls Deutschland an Oesterreichs Seite in einem 
Krieg mit Russland und Frankreich verwickelt werde, England ohne Wei- 
teres an die Seite Frankreichs treten werde, da es nicht dulden werde, daß 
wir Frankreich niederwürfen und der Continent geeinigt unter deutschen 
Einfluß käme, das sei für England inacceptabel! Der [Haldane] war im 
Winter als Englands Friedenstaube hier mit dem Angebot der Neutrali- 
tätsklausel im Falle des Europ: Krieges! Nun lautet es anders, aber echt 
Englisch! Voll Gift und Haß und Neid auf die gute Entwickelung unsrer 
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beider Bündniß und Länder! Mich hat es nicht überrascht und die erfor- 
derlichen Vorkehrungen werden getroffen. Es ist eine erwünschte Klä- 
rung, die das Friedens und Freundschaftsgedusel der Engl: Presse auf das 
richtige Maß zurückführt, und ihre Politik in Europa - balance of Power - 
ausspielen der Großmächte gegeneinander zum Vortheil Englands, in ihrer 
Nackten Schamlosigkeit gründlich enthüllt.»*° 

Am 10. Dezember 1912 führte Wilhelm, der dabei «sehr ernst und an- 
gegriffen» aussah, ein bemerkenswertes Gespräch mit dem Schweizer Ge- 
sandten Alfred de Claparede. In «aufgeregtem Ton» setzte ihm der Kaiser 
auseinander, daß der Krieg der Balkanstaaten gegen die Türkei «lediglich 
ein Rassenkrieg, ein Krieg des Slaventums gegen das Germanentum» ge- 
wesen sei, hinter dem die russische Regierung gestanden habe. «Ihre ganze 
Idee war, durch einen glücklichen Feldzug alle Slaven anderer Staaten, na- 
mentlich Österreich-Ungarn allmählich für sich zu gewinnen, Österreich 
durch den Verlust von so und so vielen Millionen Slaven militärisch zu 
schwächen. [...] Diese Gefahr hat Österreich längst erkannt und wir in 
Deutschland auch und wir werden unseren Verbündeten nicht im Stiche 
lassen: wenn die Diplomatie versagt, werden wir diesen Rassenkampf 
kämpfen müssen.» Wilhelm sei dann auf die Haltung Englands zu spre- 
chen gekommen und habe seine Empörung über Haldanes Eröffnung 
an Lichnowsky zum Ausdruck gebracht. Dieser «angebliche Freund 
Deutschlands» habe erklärt, sagte er, «daß England es niemals dulden wer- 
de, daß Deutschland in Central-Europa eine überwiegende Stellung seinen 
Grenznachbarn gegenüber übernehmen werde. Ist dies nicht eine imperti- 
nente Äußerung, welche an sich einen Abbruch der diplomatischen Bezie- 
hungen zu England verdienen würde! Ist es nicht unerhört, [...] daß diese 
mit uns durch gemeinsame Abstammung, Religion, civilisatorisches Stre- 
ben verwandten Anglo-Sachsen sich zum Werkzeug der Slaven hergeben 
wollen. Man konnte schon eher begreifen, daß die Romanen, obgleich sie 
auch eine Civilisation besitzen ganz anders als diejenige der da drüben im 
Osten, sich in diesem Rassenkampf gegen uns verbünden!» Dem Vertreter 
der Schweiz setzte Kaiser Wilhelm sodann «sehr bestimmt» und «aufge- 
regt» auseinander, daß «die Bildung eines starken, gegen Österreich und 
Deutschland gerichteten Serbenreiches gehindert werden müsse. Die Le- 
bensbedingung der beiden Länder sei, sich durch einen Slavenring nicht 
umkreisen zu lassen. Wir haben den Dreibund erneuert, man wisse in Pe- 
tersburg, woran man ist. Wenn diese Frage - eine für uns vitale Frage - 
durch die Diplomatie nicht gelöst werden kann, so werden die Waffen ent- 
scheiden. Die Lösung kann aufgeschoben werden. Die Frage selbst wird 
aber in ı oder 2 [Jahren] wieder auftreten und es wird die Türkei dann 
wieder gekräftigt werden müssen: das war meine erste Politik: es wird auf 
dem Balkan ein Staat gegründet werden müssen, der nicht nach Peters- 
burg, sondern nach Wien gravitire; — auf der anderen Seite wird Italien 
Front gegen Westen machen.» Der «Rassenkampf», so habe der Kaiser 
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wiederholt, sei «nicht zu vermeiden». «Vielleicht ist er nicht für jetzt, aber 
er wird voraussichtlich in einem oder zwei Jahren stattfinden.» 

Als Wilhelm am 12. Dezember 1912 den Bericht seines Bruders mit den 
von diesem verfälschten Äußerungen Georges V. in Sandringham erhielt, 
schrieb er verärgert darauf: «Grey scheint dem braven König die Hucke 
ordentlich vollgelogen zu haben.» Die Frage der englischen Neutralität sei 
«Bereits erledigt! Es geht mit Frankreich!»3° Dem Prinzen Heinrich teilte 
der Kaiser berichtigend mit, daß Haldane inzwischen dem Botschafter 
Lichnowsky gesagt habe, «daß im Falle eines Europ. Krieges in welchem 
Deutschland gegen Russland-Frankreich kämpfen sollte, England nicht 
neutral bleiben, sondern Frankreich helfen werde gegen uns. Als Begrün- 
dung dieser Mittheilung erklärte er, daß England es nicht dulden könne, 
daß wir auf dem Continent die stärkste Macht würden, und derselbe sich 
unter unsrer Führung einige!!! Also mit dürren Worten eine moralische 
Kriegserklärung, die einer Bündnißstellung zu Frankreich entspricht. Mei- 
ne Diplomaten sind sehr betroffen. Wir Militärs nicht. Wir haben stets mit 
den Engländern als mutmaßlichen Feinden gerechnet, jetzt haben sie sich — 
jeden Zweifel beiseite setzend - selbst dafür erklärt. Es ist eine Klärung 
nach der negativen Seite eingetreten, die uns die vorbereitenden Maßnah- 
men erleichtert. Eine Ironie des Schicksals hat es gewollt, daß derselbe 
Haldane, der im Februar 1912 mit dem Vorschlag der Neutralitätsclausel 
für unsere beiden Länder — von uns acceptirt - nach Berlin kam, jetzt das 
Gegentheil, bei dem Nahen eines möglichen Europ. Conflikts, erklärt. Mit 
solchen Kerls soll nun mal Jemand Politik machen!» Aus Heinrichs Ge- 
sprächen mit «Georgy» gehe hervor, so Kaiser Wilhelm weiter, «daß der 
gute König von Politik keinen Dunst hat, und daß er gar keinen Verkehr 
mit seiner Regierung hat, die ihn anscheinend entweder gar nicht, oder 
falsch informiert. Es ist dies schr bedauerlich, da das Wohl und Wehe von 
Europa von seinen u. Nickys Entschlüßen abhängt; beide großen Reiche 
sind in Händen von sehr schwachen Herrschern mit zweifelhaften, wenn 
nicht unehrlichen Rathgebern versehen! Für uns bedeutet das alles Noth- 
wendigkeit der Stärkung unserer Rüstungen zu Lande u. zu Wasser. Nur 
unsere Rüstung erhält noch den morschen Europ. Frieden aufrecht.»' Auf 
den Gedanken, daß sein Bruder die lebenswichtigen und mit der Regie- 
rungspolitik vollkommen übereinstimmenden Erklärungen des Königs 
bewußt verfälscht wiedergegeben haben könnte, ist Wilhelm nicht gekom- 
men, geschweige denn, daß er selber mit seiner gekränkten Eitelkeit, sei- 
nem hyperaktiven Autokratismus, seinem blindwütigen Militarismus und 
seinem rassistischen Expansionsdrang eine weitaus größere Gefahr für den 
Weltfrieden darstellte als die «schwachen» Herrscher Englands und Ruß- 
lands. 

Am 13. Dezember 1912 suchte Wilhelm II. den bayerischen Gesandten 
Lerchenfeld auf, um ihm zum Tode des Prinzregenten Luitpold zu kondo- 
lieren. Auch ihm teilte er mit, Haldane habe Lichnowsky erklärt, «daß, 
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wenn der Krieg zwischen den vier Mächten ausbrechen sollte, gleichviel, 
ob Deutschland angreift oder angegriffen wird, England Deutschland den 
Krieg erklären werde. Großbritannien könne nicht zulassen, daß Deutsch- 
land Frankreich niederwerfe und es dann auf dem Kontinent nur mehr 
eine Macht gebe, die eine absolute Hegemonie ausüben würde.» In seinem 
Bericht über die Äußerungen des Kaisers konstatierte Lerchenfeld: «S.M. 
konnte bei der Erzählung der Sache eine gewisse Schadenfreude nicht un- 
terdrücken, darüber, daß Bethmann und Kiderlen sich geirrt haben. Er 
sagte, die beiden haben nie eine Ahnung, was man in England denkt. «Ich 
kenne die Engländer, die werden nie von der traditionellen Politik abge- 
hen, die Kontinental-Mächte gegeneinander auszuspielen.» Zwar habe 
Wilhelm eingeräumt, daß Haldanes Erklärung nicht auf einen Wunsch 
hindeute, Krieg zu führen, sondern vielmehr darauf, Deutschland zu be- 
stimmen, in friedlichem Sinne auf Österreich einzuwirken. Er beharrte 
aber auf seiner Ansicht, «daß, wenn ein Krieg kommt, England bei unse- 
ren Feinden stehen wird». Der Kaiser habe ausgerufen: «Die germanischen 
Engländer werden mit Franzosen und Russen für die Slawen kämpfen 
gegen die Stammesgenossen.» Den springenden Punkt der «äußerst ange- 
regten» Expektorationen des Obersten Kriegsherrn erblickte Lerchenfeld 
jedoch in der Mitteilung, es gehe «vielleicht bald um das Ganze für 
Deutschland. Von drei Seiten bedroht, müssen wir auf alles gefaßt sein und 
dürfen nichts versäumen, um Armee und Flotte stark zu machen. Das 
fühle das deutsche Volk selbst und sei zu allen Opfern bereit. Die Leute 
verstünden, daß ein unglücklicher Krieg viel teurer sei, als irgendwelche 
Steuer.» Wenn der Reichskanzler ihm Schwierigkeiten machen sollte, müs- 
se er gehen, habe Wilhelm hinzugefügt. Neben den Armee- und Flotten- 
vorlagen müsse Deutschland «überall Bündnisse suchen», habe er erklärt. 
«Die Rumänen stünden uns schon nahe. Jetzt müßte ein Vertrag mit den 
Bulgaren geschlossen werden.» Auch Lerchenfeld gegenüber äußerte sich 
der Kaiser abfällig über den Zaren und den König von England. Insgesamt 
machte er auf den langjährigen Vertreter Bayerns keinen günstigen Ein- 
druck. «Ich hätte mir mehr kühle Ruhe und weniger phantasievolle Be- 
handlung der Dinge gewünscht», gestand er dem Ministerpräsidenten 
Freiherrn von Hertling.’ 

Noch am 15. Dezember 1912 wütete Kaiser Wilhelm in unverminderter 
Erregung gegen die ihm angeblich unverständliche Haltung Großbritan- 
niens. Die Unterstützung Österreich-Ungarns in seinem Kampf gegen 
Serbien und die «übermütigen» slawischen Untertanen innerhalb der 
Donaumonarchie sei für Deutschland doch eine Lebensfrage, behauptete 
er in einem Brief an Albert Ballin. «Österreich stand am Wendepunkt, und 
es wurde zur Existenzfrage, ob es deutsch bleiben und deutsch regiert wer- 
den - damit bündnisfähig bleiben - konnte oder vom Slawentum über- 
schwemmt werden und damit bündnisunfähig. Wenn wir zur Waffe zu 
greifen gezwungen wurden, so war es für uns, um Österreich zu helfen, 
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nicht nur Rußland abzuwehren, sondern sich überhaupt der Slawen zu er- 
wehren und deutsch zu bleiben. Id est, es stand ein Rassenkampf bevor der 
Germanen gegen die übermütig gewordenen Slawen. Ein Rassenkampf, 
der uns nicht erspart bleiben wird, denn es handelt sich um die Zukunft 
der Habsburgischen Monarchie und die Existenz unseres Vaterlandes. 
(Das war der eigentliche Inhalt von Bethmanns forscher Rede.) Also eine 
Existenzfrage für die Germanen auf dem europäischen Kontinent. Hierbei 
war es nun von Wert, daß England bis dato den österreichisch-deutschen 
Standpunkt unterstützt hatte. Da nun der Krieg gegen Rußland sofort mit 
den Kampf mit Frankreich bedeutete, so war es von Interesse zu wissen, 
ob in diesem - rein kontinentalen Falle - England nicht seine, uns im 
Februar vorgeschlagene Neutralität ganz gut erklären könnte. Am 6. [sic] 
Dezember kam nun Haldane, anscheinend in Greys Auftrag zu Lich- 
nowsky und erklärte dem erstaunten Botschafter in dürren Worten: Falls 
Deutschland mit Rußland und Frankreich in einen Krieg verwickelt wür- 
de, werde England nicht neutral bleiben, sondern sofort Frankreich bei- 
springen! Die Begründung dafür lautete: England könne und werde es 
niemals dulden, daß wir eine Vormachtstellung auf dem Kontinent einnäh- 
men, unter der sich der Kontinent einigen könnte. Daher dürfte England 
eine Niederwerfung Frankreichs durch uns unter keinen Umständen dul- 
den. Wie nun diese Nachricht auf die ganze Wilhelmstraße gewirkt hat, 
können Sie sich wohl vorstellen! Mich hat sie nicht überrascht — wie Sie 
wissen, habe ich militärisch stets mit England als Feind gerechnet - aber sie 
bringt eine erfreuliche Klärung, wenn auch nach der negativen Seite 
hin.»33 


3. Vertagung des Krieges auf 1914? 
Der «Kriegsrat» vom 8. Dezember 1912 


Jeder, der die hier zitierten Äußerungen Kaiser Wilhelms in ihrer ganzen 
Fülle und Tragweite zur Kenntnis nimmt, wird zu der Ansicht gelangen, 
daß Europa bereits im Dezember 1912 an der Schwelle zu einer Katastro- 
phe ähnlich jener, die im Sommer 1914 ausbrechen sollte, gestanden hat. 
Der Beschluß, Österreich-Ungarn in dem «Rassenkampf [...] der Germa- 
nen gegen die übermütig gewordenen Slawen» beizustehen, war offenbar 
gefaßt und gar auf Drängen Moltkes von Bethmann Hollweg am 2. De- 
zember 1912 im Reichstag verkündet worden. Wäre Wilhelm allein auf die 
bewußt verschleierte Berichterstattung seines Bruders Heinrich über die 
Aussage Georges V. angewiesen gewesen, so wäre es möglicherweise 
schon Ende 1912 zum Ausbruch eines Weltkriegs gekommen. Erst der 
Bericht Lichnowskys über die Klarstellung der Haltung Londons durch 
Haldane, den Wilhelm am Vormittag des 8. Dezember 1912 erhielt, nahm 
ihm die Illusion hinsichtlich der erhofften britischen Neutralität. Tagelang 
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befand sich der Oberste Kriegsherr, wie soeben deutlich wurde, in einer 
Art von rassistischem und militaristischem Rauschzustand. Als «Militär» 
habe er immer schon mit England als Feind gerechnet; jetzt gelte es, die 
vorbereitenden Maßnahmen gegen «drei Seiten» zu treffen und «nichts 
[zu] versäumen, um Armee und Flotte stark zu machen».’* 

Bei der Machtfülle, die er als Kaiser, König und Oberster Kriegsherr 
innerhalb der Entscheidungsstrukturen der preußisch-deutschen Militär- 
monarchie nach wie vor genoß, hatte die äußerst erregte Haltung Wil- 
helms II. zwangsläufig gravierende Folgen. Gleich nach Erhalt des Be- 
richts Lichnowskys am Sonntagmorgen, dem 8. Dezember 1912, berief er 
seine «Getreuen von Heer und Flotte» - nicht aber den Reichskanzler 
oder den Staatssekretär des Auswärtigen Amtes - telegraphisch zu einer 
Lagebesprechung ins Berliner Schloß. Über diese Konferenz, die Beth- 
mann verärgert als «Kriegsrat» bezeichnete, besitzen wir inzwischen eine 
ganze Reihe von Aufzeichnungen, die, wenn sie auch nicht in allen Punk- 
ten übereinstimmen, so doch den wesentlichen Verlauf der Erörterungen 
historisch zuverlässig festhalten. Der Chef des Marinekabinetts, Admiral 
Georg von Müller, nahm persönlich an der Sitzung teil und zeichnete noch 
am Abend in seinem Tagebuch auf, der Kaiser habe anhand des Berichts 
von Lichnowsky den versammelten Generälen und Admirälen die Eröff- 
nung Haldanes mitgeteilt, wonach «England, wenn wir Frankreich angrif- 
fen, unbedingt Frankreich beispringen würde, denn England könne nicht 
dulden, daß die balance of power in Europa gestört werde». Wilhelm habe 
die Mitteilung «als erwünschte Klärung der Situation denjenigen gegen- 
über» begrüßt, schrieb Müller, die sich Englands sicher gefühlt hätten. Der 
Kaiser folgerte: «Österreich müsse den auswärtigen Slaven (den Serben) 
gegenüber kraftvoll auftreten, sonst verliere es die Macht über die Slaven 
der öst.-ung. Monarchie. Wenn Rußland die Serben stütze, was es offenbar 
tue (Sassonows Erklärung, Rußland werde sofort in Galizien einrücken, 
wenn Österreich in Serbien) wäre der Krieg auch für uns unvermeidlich. 
Wir könnten aber hoffen, Bulgarien u. Rumänien u. auch Albanien, auch 
vielleicht die Türkei auf unserer Seite zu haben. Ein Bündnisangebot Bul- 
gariens an die Türkei sei schon ergangen. Wir haben den Türken sehr zu- 
geredet. S.M. habe auch kürzlich dem Kronprinzen von Rumänien, der 
auf der Durchreise von Brüssel hier war, sehr zur Verständigung mit Bul- 
garien zugeredet. Treten diese Mächte auf Österreichs Seite, dann seien wir 
soweit frei, um den Krieg mit ganzer Wucht gegen Frankreich zu führen. 
Die Flotte müsse sich natürlich auf den Krieg gegen England einrichten. 
Der vom Ch. d. Admiralst. im letzten Vortrag erörterte Fall eines Krieges 
gegen Rußland allein, werde nach der Haldane’schen Erklärung außer Be- 
tracht bleiben. Also gleich Unterseebootskrieg gegen englische Truppen- 
transporte in der Schelde bezw. bei Dünkirchen, Minenkrieg in Themse.» 
An Tirpitz erteilte Wilhelm den Befehl, schleunigst mehr U-Boote zu bau- 
en. An dieser Stelle ergriff Generalstabschef von Moltke das Wort. «Ich 
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halte einen Krieg für unvermeidbar u. je eher je besser. Wir sollten aber 
durch die Presse besser die Volkstümlichkeit eines Krieges gegen Rußland 
im Sinne der Kaiserl. Ausführungen vorbereiten.» Der Kaiser habe diesen 
Vorschlag begrüßt und Tirpitz dazu aufgefordert, durch seine Pressekon- 
takte ebenfalls in dieser Richtung zu wirken. Der Großadmiral aber plä- 
dierte für ein «Hinausschieben des großen Kampfes um 11 Jahre».3° Dem 
Admiralstabschef August von Heeringen zufolge habe Tirpitz wörtlich 
ausgeführt, «unsere Chancen sind zur Zeit sehr ungünstig. Aber 1914, 
wenn der Kanal und Helgoland fertig seien, läge die Sache anders», und 
damit einen «durchschlagenden Eindruck» auf den Kaiser gemacht.’7 Sei- 
nem Mitarbeiter Hopman sagte Tirpitz am folgenden Morgen, er habe in 
der Versammlung Moltkes Drängen auf einen baldigen Krieg widerspro- 
chen und geltend gemacht, «im Interesse der Marine liege es, Krieg wenn 
möglich noch 1-2 Jahre hinauszuschieben. Auch Armee könne bis dahin 
viel tun zur besseren Ausnutzung unseres Bevölkerungsüberschusses.»>* 
Obschon der sogenannte «Kriegsrat» der Geschichtswissenschaft erst in 
den 1960er Jahren bekannt wurde, wo er dann in der zweiten Phase der Fi- 
scher-Kontroverse eine zentrale Rolle spielte,” sprach sich die militärpo- 
litische Versammlung vom 8. Dezember 1912 in eingeweihten zeitgenös- 
sischen Kreisen schnell herum. Die Militärbevollmächtigten der Königreiche 
Sachsen und Bayern, die im Großen Generalstab und im preußischen 
Kriegsministerium ein- und ausgingen, brachten bald in Erfahrung, «daß 
hinter den Kulissen das Bild wesentl[ich] anders ist als auf der offiz[iellen] 
Bühne». Der bayerische General von Wenninger berichtete am 15. Dezem- 
ber 1912, daß sich der Kaiser «in offenbarer Kriegsstimmung» befände. Am 
vergangenen Sonntag habe er Moltke, Tirpitz und Müller zu sich gerufen 
und ihnen «in größter Erregung» mitgeteilt, daß Haldane Lichnowsky er- 
öffnet hätte, «England werde, gleichviel ob Deutschland angreife oder an- 
gegriffen werde, auf Seite der Gegner Deutschlands fechten (Echo der 
Kanzlerrede!). England könne nicht zusehen, wenn Frankreich völlig zu 
Boden geworfen werde u. auf dem Kontinent eine Macht entstehe, der die 
absolute Hegemonie Europas zu eigen sei. Moltke war für sofortiges Los- 
schlagen, seit Bestehen des Dreibundes sei der Moment niemals günstiger 
gewesen», fuhr Wenninger fort. «Tirpitz verlangte Aufschub für ı Jahr, bis 
der Kanal u. der U-Boothafen Hfelgo]land fertig sei. Ungern ließ sich der 
Kaiser zu dem Aufschub bestimmen. Dem Krfiegs]M[inister] sagte er tags 
darauf nur, er solle sofort eine neue große Heeresvorlage vorbereiten. Tir- 
pitz erhielt den gleichen Auftrag für die Flotte. [...] Den Gen. St. u. Adm. 
St. beauftragte der Kaiser eine Invasion großen Stiles nach England auszu- 
arbeiten. In der Zwischenzeit soll seine Diplomatie überall Bundesgenos- 
sen werben, Rumänien (bereits z.T. gesichert) Bulgarien, Türkei usw.»* 
Offenbar in Kenntnis dieses Berichtes stellte der Prinzregent (und spätere 
König) Ludwig von Bayern am 19. Dezember den Reichskanzler besorgt 
über die Intentionen des Kaisers zur Rede. «In den letzten Wochen sei all- 
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gemein die Ansicht verbreitet gewesen, S.M. dränge zum Kriege», teilte er 
Bethmann mit, der ebenso kategorisch widersprach wie er die Behauptung 
Ludwigs zurückwies, «S.M. plane eine Invasion nach England» und habe 
einen entsprechenden Plan militärisch ausarbeiten lassen. Bethmann tat, 
was er konnte, den Prinzregenten zu überzeugen, «daß nicht nur unserer 
Politik, sondern auch dem Kaiser persönlich alle aggressiven Absichten auf 
England völlig fernlägen».* 

Wurde der Weltkrieg am Sonntagmorgen, den 8. Dezember 1912, wirk- 
lich, wie Fritz Fischer in seinem umstrittenen Buch Krieg der Illusionen 
behauptete, bis zur Fertigstellung des erweiterten Kanals im Sommer 1914 
«vertagt»?** Gab der Kaiser, wie Wenninger meldete, nur «ungern» seine 
Zustimmung zu diesem «Aufschub»? Rechnete er auch weiterhin mit dem 
«Rassenkampf» des Germanentums gegen das Slawentum, der unvermeid- 
lich sei und «voraussichtlich in einem oder zwei Jahren stattfinden» wer- 
de? Der heftige Widerspruch, den Fischers These vom vertagten Krieg in 
den 1960er Jahren hervorrief, ist zum Teil verständlich, denkt man an die 
Zeit zurück, in der die Historikerzunft in der Bundesrepublik noch von 
einem allgemeinen, von allen Mächten ungewollten «Hineinschlittern» in 
den Krieg ausging. Doch die Zeiten ändern sich, und die Historiker mit 
ihnen. Heute steht die Hauptverantwortung der deutschen und österrei- 
chischen Regierungen für die Herbeiführung des großen Krieges im Juli 
1914 nicht mehr in Frage, und auch der «Kriegsrat» vom 8. Dezember 
1912 steht nicht mehr als unerklärliche und scheinbar folgenlose Entglei- 
sung eines politisch bedeutungslosen und nicht ganz zurechnungsfähigen 
Monarchen da. Wie deutlich geworden ist, läßt sich die militärpolitische 
Besprechung jenes Sonntagvormittags reibungslos in einen Entschei- 
dungsprozeß einbetten, dessen Anfänge weit zurückreichten und der 
schließlich im Sommer 1914 in die Katastrophe des Weltkriegs münden 
sollte. Den Gegnern Fischers wäre es auch leichter gefallen, seine Thesen 
von der Vertagung des Krieges zu widerlegen, wäre nicht der Weltkrieg 
just zu dem im Dezember 1912 anvisierten Zeitpunkt, unmittelbar nach 
der Fertigstellung des Kanals - und zwar auf dem Wege eines «Rassenkrie- 
ges» zwischen Österreich und Serbien - herbeigeführt worden. 


4. Der Kampf mit dem Kanzler um die Wehrvorlagen 


Schien die unmittelbare Kriegsgefahr auch für den Moment gebannt, so 
hatte sich doch an der gespannten politischen Situation und der konfron- 
tativen Mächtekonstellation in Europa wenig geändert. Am 5. Dezember 
1912 war der Dreibund zwischen Deutschland, Österreich-Ungarn und 
Italien vorzeitig erneuert worden, doch die Umklammerung dieser mittel- 
europäischen Mächtegruppe durch die Flügelmächte Rußland, Frankreich 
und Großbritannien galt weiterhin als eine unzumutbare Einschränkung 
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der berechtigten Entwicklung des aufstrebenden Kaiserreiches. Auf einem 
Bericht Lichnowskys vom 20. Dezember, der von neuem darauf hinwies, 
daß England im Interesse der Wahrung der balance of power «unter allen 
Umständen seine schützende Hand über Frankreich halten» werde, 
machte Wilhelm abermals überdeutlich, daß er sich dadurch von einem 
Angriff im Westen nicht abschrecken lassen würde. Die britische Gleich- 
gewichtspolitik, so wiederholte er, bedeute nichts anderes als «die Conti- 
nentalstaaten gegeneinander ausspielen zu Englands Gunsten!» Die «Ein- 
engung» Deutschlands durch die britische Politik «laß ich mir nicht 
gefallen». Wilhelm sprach unverblümt die Zuversicht aus, daß Frankreich 
selbst «mit Britischer Hilfe» nicht in der Lage sein würde, sich der deut- 
schen Übermacht zu erwehren.® 

Um Deutschlands Stellung der Entente gegenüber zu verstärken, hatte 
der Kaiser am 8. und 9. Dezember 1912 eine neue Flottenvorlage und eine 
massive Heeresvermehrung befohlen. Beide Maßnahmen stellten eine Her- 
ausforderung nicht nur Englands, sondern auch der Kontinentalmächte 
Frankreich und Rußland und einen großen Schritt in Richtung Krieg dar; 
«die ganze künftige Politik» des Deutschen Reiches hing, wie Bethmann 
erkannte, von diesen rüstungspolitischen Entscheidungen ab.* Man kann 
die Verärgerung des Reichskanzlers darüber nur zu gut nachvollziehen, 
daß der Kaiser ohne sein Wissen und ohne seine Teilnahme einen militäri- 
schen Areopag einberufen hatte, auf dem Entscheidungen über Krieg und 
Frieden gefällt und Rüstungsvorlagen beschlossen worden waren, die er 
nun durchführen sollte. Er mußte erleben, daß Prinzregent Ludwig weit- 
aus besser über den «Kriegsrat» vom 8. Dezember 1912 informiert war als 
er, der «verantwortliche» Leiter der Reichspolitik. An Eisendecher schrieb 
Bethmann in bitterer Klage am 20. Dezember 1912, die Haldanesche Mit- 
teilung an Lichnowsky sei «durchaus nicht so ernst» gewesen, wie der 
Kaiser sie aufgefaßt hätte. «Sie gab nur wieder, was wir längst wissen: daß 
England nach wie vor die Politik der balance of power vertritt und sich 
deshalb für Frankreich einsetzen wird, wenn dieses in einem Kriege Ge- 
fahr läuft, von uns vernichtet zu werden. S. M., der trotz seiner Politik ver- 
langt, daß England uns um den Hals fällt, hat sich darüber entsetzlich er- 
regt, sofort - natürlich hinter meinem und Kiderlens Rücken - mit seinen 
Getreuen von Heer und Flotte einen Kriegsrat abgehalten, die Vorberei- 
tung einer Heeres- und Flottenvorlage anbefohlen und das sowie das Hal- 
danesche Gespräch, phantastisch ausgeschmückt, Gott und der Welt aus- 
posaunt. [...] WillS. M. im Verein mit Tirpitz das Band [zwischen England 
und Frankreich] ganz unzerreißbar machen, so wird ihm das mit Hilfe 
einer neuen Flottennovelle ohne Schwierigkeit gelingen. [...] England [...] 
will eben keinen Kontinentalkrieg, weil es selbst in einen solchen verwik- 
kelt werden würde, selbst aber nicht fechten mag. [...] Aber wir dürfen 
keine nervöse Hampelmannpolitik treiben, sonst reißt den Andern doch 
einmal die Geduld.»# 
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Aufgrund dieses Alarmrufes richtete Eisendecher am 23. Dezember 
ein couragiertes Schreiben an den Kaiser in der Absicht, ihn wenigstens 
von dem Gedanken einer neuen Flottenvorlage abzubringen. Die Halda- 
nesche Erklärung, so führte er aus, sei offenbar «ehrlich und gut gemeint» 
gewesen. England brauche dringend Frieden und wolle nicht in die Lage 
versetzt werden, den militärischen Verpflichtungen der Entente nachkom- 
men zu müssen. Es sei gänzlich überflüssig, weitere Rüstungsmaßnahmen 
gegen England zu treffen. Im Gegenteil, «früher oder später müssen die 
beiden großen Germanischen Nationen Europas, angesichts der Weltlage 
doch zusammenstehen, wenn nicht Slawentum, Yankees und schließlich 
die gelbe Rasse die Oberhand gewinnen sollen. Es dürfte überhaupt die 
Zeit kommen für das ganze westliche Europa sich zu einigen mit Deutsch- 
land und England an der Spitze.» Nicht ohne Sarkasmus machte der weit- 
sichtige alte Diplomat gegenüber dem Flottenkaiser geltend: «Wenn man 
allerdings den großen Brand und die kriegerische Auseinandersetzung mit 
den Briten für unvermeidlich» und «den Zeitpunkt dafür für günstig» 
halte, wäre eine neue Flottenvorlage «wahrscheinlich das geeignetste Mit- 
tel den Konflikt herbeizuführen». Ganz im Sinne Bethmanns setzte sich 
Eisendecher für eine Heeresvermehrung ein; neue Forderungen für die 
Flotte betrachte er aber nur dann als gerechtfertigt, «wenn wir den Krieg 
wollen».* 

Durch Generaladjutant von Plessen von den rüstungspolitischen Be- 
fehlen des Kaisers in Kenntnis gesetzt, stellte der Reichskanzler den 
Kriegsminister und Tirpitz über die ihm «gänzlich undurchführbar er- 
scheinenden Projekte» zur Rede. Beide ließen durchblicken, daß die In- 
itiative für die neuen Vorlagen nicht von ihnen, sondern vom Kaiser ausge- 
gangen war. Tirpitz erklärte sogar, «bereits seit dem Sommer werde er von 
Seiner Majestät zu einer Marinevorlage gedrängt». Mit allem Nachdruck 
insistierte der Kanzler, daß die beiden Minister «sich hinter meinem 
Rücken auch Seiner Majestät gegenüber nicht bänden» und machte klar, 
daß er «irgendwelche Preßtreiberei zugunsten der Projekte unter keinen 
Umständen dulden könne». In dem Bewußtsein, daß von diesen Rü- 
stungsfragen «die ganze künftige Politik abhängt», richtete Bethmann am 
18. Dezember 1912 einen passionierten Appell an den Kaiser, von den 
Wehrvorlagen wenigstens für den Augenblick wieder abzusehen, um Eng- 
land nicht unwiederbringlich in die Arme Frankreichs und Rußlands zu 
treiben. Er führte aus: «Daß ein Krieg mit Rußland für uns auch einen 
Krieg mit Frankreich bedeutet, ist sicher. Dagegen ist es [...] zum minde- 
sten zweifelhaft, ob England aktiv eingreifen würde, wenn Rußland und 
Frankreich direkt als die Provozierenden erscheinen. Denn dann hätte die 
englische Regierung mit ihrer öffentlichen Meinung zu rechnen. Äußerun- 
gen wie die Haldanes und ähnliche deuten nur darauf hin, daß England 
zugunsten eines niedergeworfenen Frankreich nachträglich - zunächst 
wohl diplomatisch - eintreten würde. [...] Unter diesen Umständen ist es 
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dringend erwünscht, daß in der Öffentlichkeit während der gegenwärtigen 
Londoner Verhandlungen [über die Balkankrise] keine deutschen Pläne 
von Heer- und Flottenvermehrungen bekannt werden. Ein solches Be- 
kanntwerden würde mit Leichtigkeit gegen uns als Provokation ausge- 
nutzt werden können, würde uns, falls es zur kriegerischen Entscheidung 
kommt, noch keine Stärkung bringen, wohl aber geeignet sein, in weiten 
Kreisen das Vertrauen in die Stärke unserer jetzigen Rüstung zu erschüt- 
tern und den englischen Chauvinisten die erwünschte Gelegenheit geben, 
sofort gegen uns in einen Krieg einzugreifen. Euere Kaiserliche und 
Königliche Majestät beehre ich mich daher alleruntertänigst zu bitten, die 
Militär- und Marineinstanzen dahin anzuweisen, daß etwaige Vorarbeiten 
für spätere Vorlagen absolut geheimgehalten und auch vor der Entschei- 
dung innerhalb der Reichsressorts nicht zur Kenntnis der Bundesstaaten 
gebracht werden.» Die bereits begonnene Agitation in der Presse zugun- 
sten einer Flottenvermehrung, die Bethmann mit gutem Grund auf den 
Befehl Wilhelms an Tirpitz vom 8. Dezember zurückführte, bezeichnete 
der Kanzler als «direkt bedenklich» und bat den Kaiser, den Großadmiral 
anzuweisen, diese Pressearbeit umgehend einzustellen.* 

Bethmanns Brief vom 18. Dezember 1912 war wohlgemerkt kein Plä- 
doyer für den Frieden. Im Gegenteil, der Kanzler setzte darin eigentlich 
voraus, daß ein baldiger Krieg zwischen Deutschland und Österreich 
einerseits und Rußland und Frankreich andererseits so gut wie unvermeid- 
lich war, und überlegte nur, mit welcher Taktik bei der Einfädelung dieses 
Krieges England herausgehalten werden könnte. Er griff dabei den Gedan- 
ken auf, der schon beim Berlin-Besuch Haldanes im Mittelpunkt der Ver- 
handlungen gestanden hatte: Wenn es nur gelingen könnte, Rußland oder 
Frankreich oder beide als Angreifer hinzustellen, würde England eventuell 
neutral bleiben und sich erst nachträglich bei den Friedensverhandlungen 
für eine schonende Behandlung Frankreichs einsetzen. Derartige Über- 
legungen stellte auch der Marinekabinettschef von Müller an, der sein Be- 
dauern darüber ausgesprochen hatte, daß? man sich am 8. Dezember nicht 
dazu entschlossen hätte, «Rußland oder Frankreich oder beide vor ein 
Ultimatum zu stellen, das den Krieg mit dem Recht auf unserer Seite ent- 
fesselte».” 

Kaiser Wilhelm hielt die optimistische Einschätzung des Kanzlers 
jedoch für einen gefährlichen Wunschtraum. Er wußte es wieder einmal 
besser. Er «zweifle keinen Augenblick daran», daß die Engländer bei Aus- 
bruch eines deutsch-französischen Krieges sofort aktiv werden würden. 
«Haldane hat ausdrücklich erklärt, daß die Möglichkeit der Niederwer- 
fung [Frankreichs] nicht geduldet werden würde, somit ist ein sofortiges 
Eingreifen Engl[fan]ds unbedingt sicher; nicht aber nachträglich!» Die 
Idee, Deutschland könne mit der Neutralität Englands rechnen, solange es 
selber jede Provokation vermeide, hielt Wilhelm für einen «schweren 
Trugschluß!» «Wir können nach unsrer Ansicht jede Provokation vermie- 
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den haben, und werden doch als Provozir[en]de dargestellt werden, sobald 
es den Gegnern und der von ihnen gekauften Presse paßt!» Allerdings las- 
se sich zu Beginn eines jeden Krieges eine Provokation «bei einigermaßen 
geschickter Diplomatie und geschickt geleiteter Presse stets constrniren 
(Spanische Kronkandidatur z[um] Bf[eispiel] 1870) und muß stets zur 
Hand gehalten werden!» Die Gründe, die der Kanzler gegen die Einbrin- 
gung neuer Wehrvorlagen geltend gemacht habe, seien nichts als «die alten 
Camellen die jedesmal gegen Vorlagen bei uns vorgebracht werden! Genau 
so hieß es im vorigen Winter gegen unsre Novelle und ist doch nicht einge- 
treten!» Selbst Bethmanns Bitte, der Propaganda der nationalen Verbände 
und des Reichsmarineamts Einhalt zu gebieten, lehnte der Kaiser schroff 
ab. Die Agitation in der Presse war in seinen Augen «bei der Gesamtlage 
sehr begreiflich und gut und Anerkennenswerth!» «Unser Volk ist über 
die Lage tief erregt und giebt dem Gefühl hierzu Ausdruck!» Tirpitz habe 
«damit gar nichts zu thun!» Der Kaiser sandte Bethmanns Brief mit seinen 
Randbemerkungen an alle drei Kabinettschefs und ordnete die sofortige 
mündliche Mitteilung des Inhalts an Tirpitz, den Kriegsminister, den Chef 
des Generalstabes und den Chef des Admiralstabes an. Zwar versprach er, 
den Bundesstaaten von seinen Rüstungsplänen vorerst nichts zu sagen, 
«aber das ändert nichts an der Thatsache der später zu machenden Forde- 
rungen die ich unbedingt haben will!» 

Trotz aller Einwände seines Kanzlers hielt Wilhelm II. also an dem Ver- 
langen nach erheblichen Flotten- und Armeeverstärkungen fest. Noch am 
4. Januar 1913 befahl er Tirpitz, ihm bei seinem nächsten Immediatvortrag 
«Vorschläge bezüglich eines schnelleren Bautempos der großen Schiffe» 
zu unterbreiten. Der Zeitpunkt sei gekommen, das Dreiertempo einzufüh- 
ren - also drei Großkampfschiffe im Jahr zu bauen; der Reichstag werde 
schon keine Schwierigkeiten machen.’' Auf Anordnung des Kaisers teilte 
der Chef des Marinekabinetts dem Reichskanzler mit, «daß S.M. am 
nächsten Sonnabend endlich Vorschläge über etwaige Marinenovelle (Sta- 
bilisierung des 3er Tempos) erwarte». 

Nun war Bethmann Hollweg aber entschlossen, entschieden gegen eine 
neue Flottenvorlage Front zu machen. Am 5. Januar 1913 ließ er Müller 
ausrichten, er sei bereit, vom Reichstag zusätzlich 300 bis 400 Millionen 
Mark für die Armee zu fordern, eine gleichzeitige Marinenovelle halte er 
dagegen für «ausgeschlossen».3 Noch am gleichen Tag hielt der Kanzler 
einen Immediatvortrag, der die Entscheidung brachte. Dem Kaiser, der 
«sehr freudig davon überrascht» war, teilte er mit, daß er die Absicht habe, 
eine große Heeresvorlage einzubringen, daß aber «mit Rücksicht auf die 
vertrauensvoller werdenden Beziehungen zu England jetzt eine Marine- 
novelle nicht kommen dürfe. Die Stabilisierung des 3er Tempos, die an 
sich berechtigt, müsse ı Jahr hinausgeschoben werden.»’* Der Kaiser er- 
klärte sich mit diesem Kompromiß «ausdrücklich einverstanden». Am 
folgenden Tag rief er seine drei Kabinettschefs zu sich und erklärte ihnen, 
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daß er dem Reichskanzler «dies zugestanden» habe. Müller erhielt den 
Auftrag, Tirpitz die kaiserliche Entscheidung mitzuteilen.’° Der Staats- 
sekretär des Reichsmarineamts wütete «sehr großspurig und abfällig» über 
den Kaiser, der wieder einmal «umgefallen» sei; er mußte sich aber fügen. ’7 

Mit der Aufgabe der vom Kaiser geforderten Flottenvorlage war die 
vom Kanzler befürchtete Provokation Großbritanniens vorerst vermie- 
den. Der Gedanke, daß England in einem Kontinentalkrieg neutral bleiben 
würde, vorausgesetzt, daß der Zweibund und in erster Linie Rußland als 
der Angreifer hingestellt werden könnte, gewann an Boden. Bethmanns 
Entscheidung zugunsten einer gewaltigen Armeevermehrung implizierte 
somit eine Stoßrichtung gegen den Osten, auch wenn aus strategischen 
Gründen, um den Kanzler zu zitieren, «ein Krieg mit Rußland für uns 
auch einen Krieg mit Frankreich bedeutet».5° Im österreichisch-ungari- 
schen Generalstab konstatierte man mit Genugtuung, daß die deutsche 
Wehrvorlage, die eine Vermehrung der Armee um nahezu vier Armee- 
korps vorsah, «eine ganz außerordentliche Erleichterung der Mobil- 
machungsarbeit und eine weitgehende Erhöhung der Schlagfertigkeit der 
Armee für den Kriegsfall» bedeutete.’? Bis zu einem gewissen Grad bildete 
die Entscheidung für die Heeresvorlage aber auch in zeitlicher Hinsicht 
eine Vorentscheidung. Denn der Reichskanzler war sich durchaus bewußt, 
daß eine massive Armeeverstärkung einen Zwang zum baldigen Handeln 
implizierte. Am 10. Dezember 1912 unterhielt er sich mit dem General- 
feldmarschall Colmar von der Goltz just über diese Frage. Dem General 
setzte er auseinander, daß der Reichstag wohl jede Armeeforderung bewil- 
ligen würde, doch «wenn wir so viel nun fordern, dann müßten wir doch 
die bestimmte Absicht haben, bald zu schlagen». Goltz bestätigte diese 
Einschätzung und erinnerte Bethmann daran, daß auch Bismarck «zum 
Segen des Vaterlandes!» drei «Präventivkriege» geführt hatte.“ 

Die abschreckende Wirkung der Warnung Lord Haldanes vom De- 
zember 1912, England werde eine Niederwerfung Frankreichs durch die 
deutsche Armee nicht dulden können, erwies sich also von kurzer Dauer. 
Statt Deutschland wie intendiert von einem Kriegskurs abzubringen, hatte 
seine an Lichnowsky abgegebene Klarstellung lediglich zu einem Auf- 
schub des großen Kampfes um die Vorherrschaft in Europa geführt. In der 
Zwischenzeit - ein bis zwei Jahre wurde als Frist genannt - sollten 
Deutschlands Rüstungen verstärkt, das deutsche Volk auf einen Krieg ge- 
gen das «Slawentum» eingeschworen, neue Bündnispartner auf dem 
Balkan und im Orient gewonnen und schließlich auch nach fintenreichen 
Wegen gesucht werden, Großbritannien im entscheidenden Moment doch 
noch zum Fallenlassen seiner Ententepartner zu bewegen. Vorerst galt es 
jedoch Österreich-Ungarn, dem man feierlich seine Unterstützung für 
einen Angriff auf Serbien zugesagt hatte, beizubringen, daß der Zeitpunkt 
dazu doch noch nicht gekommen sei. Der «Endkampf der Slaven und Ger- 
manen» wurde aufgeschoben, aber nicht aufgehoben. 


Kapitel 35 


Der «aufgeschobene Rassenkrieg 
gegen das Slawentum» 


Im Kriege der vier christlichen Balkanstaaten Bulgarien, Serbien, Griechen- 
land und Montenegro gegen die Türkei war es am 3. Dezember 1912 zu ei- 
nem fragilen Waffenstillstand gekommen. Während die Griechen Saloniki 
und die Serben Usküb (Skopje), Monastir sowie Durazzo (Durres) an der 
albanischen Küste einnehmen konnten, war der bulgarische Vormarsch vor 
der Festung Adrianopel (Edirne) steckengeblieben. Die Versuche der euro- 
päischen Großmächte auf der Londoner Botschafterkonferenz, eine halt- 
bare Friedensordnung auf dem Balkan herzustellen, scheiterten an der Wei- 
gerung der Jungtürken unter Enver Pascha, Adrianopel herauszugeben. So 
wurden die Kämpfe am 3. Februar 1913 wieder aufgenommen. Der Balkan- 
bund setzte seinen Siegeszug mit der Einnahme von Janina durch die Grie- 
chen, Adrianopel durch die Bulgaren und Skutari durch die Montenegriner 
fort. Mehrfach stand Europa aus Anlaß des schwelenden Konflikts zwi- 
schen Österreich-Ungarn und Serbien beziehungsweise Montenegro, die 
beide von Rußland protegiert wurden, am Rande eines großen Krieges. So 
schrieb der britische Botschafter in St. Petersburg am 20. Februar 1913: 
«Wenn wir über diese Krise ohne einen europäischen Krieg hinwegkom- 
men, ist das ein Wunder.»' Erst Ende Mai 1913 konnten die Großmächte in 
London einen Präliminarfrieden durchsetzen, der im Zuge der Schaffung 
eines unabhängigen Albaniens den Weg Serbiens zur Adria versperrte. Be- 
reits am 29. Juni 1913 brach mit dem Angriff Bulgariens auf seine bisheri- 
gen Verbündeten jedoch der blutige Zweite Balkankrieg aus, an dem sich 
sowohl die Türkei als auch Rumänien als weitere Gegner Bulgariens betei- 
ligten. Im Frieden von Bukarest vom 10. August 1913 verlor Bulgarien, das 
sich an Österreich-Ungarn angelehnt hatte, den Großteil seiner Gewinne 
aus dem Ersten Balkankrieg; außerdem mußte es die Süäddobrudscha mit 
Silistria an Rumänien abtreten. 

Die Umwälzungen auf der Balkanhalbinsel stellten somit einen emp- 
findlichen Rückschlag für die Donaumonarchie und daher auch für den 
Dreibund dar. Allein die Angst vor einem Eingreifen Rußlands und die 
Unsicherheit darüber, ob Deutschland und Italien dann ihrer Bündnis- 
pflicht nachkommen würden, hielt die Wiener Regierung von einem An- 
griff auf das erstarkte Serbien zurück. Die Irrungen und Wirrungen auf der 
Balkanhalbinsel und die komplizierten Verhandlungen des in London 


1. «Berlin winkt wieder ab» 973 


tagenden «europäischen Konzerts» verfolgte Kaiser Wilhelm II. mit einer 
Intensität, die selbst für ihn ungewöhnlich war.” Nachdem er sich Mitte 
November 1912 zu der Bereitschaft durchgerungen hatte, Österreich in 
einem Krieg gegen Rußland (und Frankreich) zu Hilfe zu kommen, hatte 
er nach der Warnung Haldanes, daß Großbritannien eine Niederwerfung 
Frankreichs nicht würde hinnehmen können, am 8. Dezember, wie ge- 
sehen, den Ratschlag von Tirpitz angenommen, mindestens bis zur Fertig- 
stellung des erweiterten Kaiser-Wilhelm-Kanals im Sommer 1914 einen 
europäischen Krieg nach Möglichkeit zu vermeiden. Diesen Beschluß be- 
kamen die Entscheidungsträger in Wien bald zu spüren: Kaiser Wilhelm 
und sein Bruder Heinrich, Generalstabschef von Moltke und Reichskanz- 
ler von Bethmann Hollweg gaben dem Bundesgenossen an der Donau 
deutlich und manchmal sogar verletzend zu verstehen, daß er im Falle 
eines Krieges gegen Rußland vorerst doch nicht mit Deutschlands Unter- 
stützung rechnen könnte. Doch die Lage auf dem Balkan blieb brenzlig, 
und mehr als einmal sahen sich der Kaiser, die Generäle und die Berliner 
Reichsleitung in den Monaten nach dem «Kriegsrat» vom 8. Dezember 
1912 vor die Frage gestellt, ob ein weiterer Aufschub des als «unumgäng- 
lich» angesehenen Konflikts noch zu vertreten sei. So wäre es im Mai 1913 
beinahe zu einem allgemeinen europäischen Krieg gekommen, wären nicht 
die montenegrinischen Truppen, die die albanische Stadt Skutari besetzt 
hielten, in elfter Stunde zurückgezogen worden. Blieb auch das Verhältnis 
zwischen Berlin und Wien weiterhin gespannt, so näherte sich doch Schritt 
für Schritt der entscheidende Moment. Im Oktober 1913 gab Wilhelm II. 
den österreichischen Militärs und Staatsmännern ohne Umschweife zu 
verstehen, daß er nun wieder zum großen Kampf bereit sei. Er stellte den 
Österreichern damals schon einen Blankoscheck für den Krieg gegen «das 
Slawentum» aus, den diese im Juli 1914 einlösen sollten. 


ı. «Berlin winkt wieder ab» 


Mit dem Waffenstillstand vom 3. Dezember 1912 und der Zusammenkunft 
der Botschafterkonferenz in London entspannte sich erst einmal die Lage 
auf dem Balkan, und auch die kriegerische Erregung, die die Haldanesche 
Warnung in Wilhelm II. erzeugt hatte, flaute allmählich wieder ab. Am 
17. Dezember berichtete der österreichische Botschafter nach einem De- 
jeuner im Berliner Schloß, Wilhelm hoffe bestimmt, daß der Friede erhal- 
ten bleibe. Von Rußland drohe für jetzt keine Gefahr, denn mehr als jeder 
andere Staat in Europa brauche es den Frieden. «In Deutschland seien für 
die Eventualität eines Krieges keine besonderen Vorkehrungen getroffen 
worden, doch sei dies auch gar nicht notwendig, da ja die deutsche Armee 
in sechs Tagen vollkommen kriegsbereit sein könne.» Die Situation Öster- 
reich-Ungarns habe Kaiser Wilhelm als «ganz günstig» eingeschätzt. Es 
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werde von Bulgarien «förmlich umschmeichelt», auch Griechenland und 
Montenegro richteten ihre Blicke jetzt nach Wien, «und Er müsste Sich 
sehr irren, wenn Serbien nach der bisherigen provocatorischen Haltung im 
entscheidenden Augenblicke nicht einlenken würde». 

Mitte Dezember 1912 wurde Blasius Schemua als Chef des österrei- 
chisch-ungarischen Generalstabes entlassen und Franz Freiherr Conrad 
von Hötzendorf wieder auf diese Schlüsselstelle berufen. So sehr sich Wil- 
helm I. über die Wiederernennung Conrads auch gefreut haben mag,t in 
der Frage Krieg oder Frieden standen sich die Ansichten, die der Kaiser 
und der General zu diesem Zeitpunkt vertraten, diametral gegenüber. 
Ohne die Rückendeckung des als «unzuverlässig» eingeschätzten Deut- 
schen Kaisers konnte sich der «neue» Generalstabschef mit seinem Drän- 
gen auf einen Krieg gegen Serbien und/oder Rußland nicht durchsetzen, 
zumal seit Mitte Dezember 1912 auch Erzherzog Franz Ferdinand die 
Versöhnungspolitik Kaiser Franz Josephs und des Außenministers Graf 
Leopold Berchtold unterstützte.’ 

Die Befürchtungen der Österreicher, Deutschland könne bei einem 
russischen «Vorgehen gegen Oesterreich allein (im Süden) still sitzen blei- 
ben», wie der Kaiser es formulierte, waren nicht unbegründet.‘ Im Januar 
1913 schickte Berchtold den Grafen Friedrich Szäpary in geheimer Mis- 
sion nach Berlin, um mit dem Reichskanzler, dem Unterstaatssekretär 
Zimmermann und eventuell auch Moltke «zu besprechen und sicherzu- 
stellen ı) ob und inwieweit in den einzelnen möglichen Fällen ernster Be- 
drohung unserer Interessen auf den deutschen Bundesgenossen gezählt 
werden kann und 2) welche Zusicherungen Deutschland bezüglich Ein- 
greifens Italien’s im Falle einer allgemeinen Conflagration besitzt.»7 
Szäparys Bericht über die Unwilligkeit der Reichsleitung, zum gegenwär- 
tigen Zeitpunkt Krieg zu führen, rief in Wien und zumal beim General- 
stabschef Bestürzung hervor. Conrad von Hötzendorf plädierte jetzt erst 
recht für den Krieg gegen Serbien, in den, falls Rußland eingreifen sollte, 
Deutschland doch nolens volens «hineingerissen» werden würde.‘ Am 
27.Januar 1913 forderte er ungeniert den sofortigen Krieg, um nicht zu 
einem späteren Zeitpunkt, wie zu befürchten stand, für deutsche Interes- 
sen in den Krieg hineingezogen zu werden.? 

Über verschiedene Kanäle erreichte Wien die Nachricht von der reichs- 
deutschen Entscheidung vom Dezember 1912, wenigstens bis zur Fertig- 
stellung des Kaiser-Wilhelm-Kanals im Sommer 1914 keinen Krieg zu 
riskieren. Am 25. Januar 1913 hatte der österreichisch-ungarische Marine- 
attach& in Berlin, Korvettenkapitän Hieronymus Graf Colloredo-Manns- 
feld, eine längere Audienz beim Prinzen Heinrich, in deren Verlauf der 
Kaiserbruder offen eingestand, «daß Deutschland ein Krieg im gegenwär- 
tigen Augenblicke außerordentlich unerwünscht wäre». Offensichtlich auf 
das Gespräch zwischen Lichnowsky und Haldane sowie auf die Beschlüs- 
se des «Kriegsrates» vom 8. Dezember anspielend, führte Heinrich aus: 
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«Obwohl in England die gleiche ausgesprochene Abneigung gegen einen 
Krieg bestehe, würde England den der deutschen Regierung gegebenen 
Erklärungen zufolge, unbedingt zu Rußland und Frankreich halten und 
aktiv eingreifen, wenn der Dreibund als solcher mit kriegerischen Absich- 
ten hervortreten würde. Die deutsche Flotte befinde sich der englischen 
gegenüber in einer sehr schwierigen Lage. Das Problem der Vereinigung 
der deutschen Ost- und Nordseegeschwader vor Fertigstellung des Kanals 
sei am grünen Tisch und in Manövern gründlichst durchstudiert und von 
allen Seiten beleuchtet worden, und man könne sagen, daß die Chancen 
für das Gelingen oder Mißglücken einer solchen so ziemlich die gleichen 
seien. Die Engländer verfügten über so überlegene Seestreitkräfte, die sie 
alle zum Niederkämpfen der deutschen Flotte in der Nordsee einsetzen 
würden, daß es wirklich schwer zu sagen sei, was die deutsche Flotte dage- 
gen ausrichten könnte. Diese Auslassungen des Prinzen», so stellte Collo- 
redo fest, «klangen sehr pessimistisch im Vergleich zu den sonst in der 
deutschen Marine gehörten Ansichten.»'° 

Auch in anderer Hinsicht öffnete sich zwischen Wien und Berlin 
nach dem «Kriegsrat» eine Kluft. Am 28. Januar 1913 meldete der bayeri- 
sche Militärbevollmächtigte Ritter von Wenninger aus der deutschen 
Hauptstadt, «mit der Haltung Oesterreichs in den Balkanfragen ist man in 
leitenden Kreisen hier nicht zufrieden». Auf der Londoner Botschafter- 
konferenz hätte man sich darauf verständigt, Montenegro eine Gebiets- 
erweiterung in Richtung auf das Meer hin zuzugestehen und Skutari zu 
Albanien zu schlagen, das als autonomes Fürstentum unter Kontrolle der 
Schutzmächte von einem türkischen Prinzen regiert werden sollte. Nun 
aber hätten die Österreicher gegen diese Lösung Einspruch erhoben. Nach 
ihren Vorstellungen solle Montenegro nichts bekommen und Albanien von 
Österreich selber unter einem römisch-katholischen Fürsten kontrolliert 
werden. Die Folge dieser verfehlten Politik würde sein, so befürchtete man 
in Berlin, daß Montenegro durch eine Revolution in die Arme Serbiens ge- 
trieben werde, das dadurch den Zugang zur Adria erhalten würde." 

Diese unmißverständlichen Signale aus Berlin hatten einen ausschlag- 
gebenden, wenn auch dort wenig willkommenen Effekt in Wien, wo der 
Kampf zwischen dem zum Krieg treibenden Chef des Generalstabes und 
dem zur Zurückhaltung neigenden Außenminister einen kritischen Punkt 
erreichte. Am 8. Februar 1913 urteilte Berchtold, Österreich-Ungarn habe 
absolut kein Interesse, «es auf einen Krieg mit Rußland ankommen zu las- 
sen»; vielmehr müsse es bestrebt sein, die serbische Frage «in einem gün- 
stigeren Moment, wo ihr der Angriff Rußlands nicht droht, zu lösen»." 
Berchtolds Bedenken gegen Conrads Kriegspolitik steigerten sich voll- 
ends, als ihm ein Schreiben des deutschen Reichskanzlers vom ıo. Februar 
1913 die Gewißheit brachte, daß die Donaumonarchie in einem Krieg ge- 
gen Serbien und Rußland mit der Unterstützung Deutschlands jetzt nicht 
würde rechnen können. Nach Rücksprache mit dem Kaiser setzte Beth- 
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mann Hollweg dem verbündeten Außenminister in beinahe beleidigender 
Deutlichkeit auseinander, daß das Reich nicht willens sei, wegen der öster- 
reichischen Belange am Balkan einen Weltkrieg zu führen - und zwar aus 
der Hoffnung heraus, England mit der Zeit zur Aufgabe seiner Ententen 
mit Frankreich und Rußland bewegen zu können. Es sei mit Bestimmtheit 
damit zu rechnen, argumentierte der Reichskanzler, «daß die Kräfte, die 
hinter der panslawistischen Hetze [in Rußland] stehen, die Oberhand 
gewinnen werden, wenn Österreich-Ungarn in einen Konflikt mit Serbien 
hineintreiben sollte. Daran würde auch ein größeres oder geringeres Ver- 
ständnis für die Gesichtspunkte voraussichtlich nichts ändern, die in 
einem solchen Falle für das Vorgehen der K. und K. Regierung maßgebend 
sein würden. Auch muß man bei objektiver Prüfung zu dem Ergebnis 
kommen, daß es für Rußland bei seinen traditionellen Beziehungen zu den 
Balkanstaaten beinahe unmöglich ist, ohne einen ungeheuren Verlust an 
Prestige einem militärischen Vorgehen Österreich-Ungarns gegen Serbien 
tatenlos zuzusehen. Die Vertreter einer friedlichen Richtung, die wir in 
den Herren Kokowzow und Sasonow zweifellos erblicken dürfen, wür- 
den von dem Sturm der öffentlichen Meinung einfach fortgeweht werden, 
falls sie versuchen sollten, sich ihm entgegenzustellen. Die Folgen eines 
russischen Eingreifens liegen aber offen zu Tage. Sie würden auf einen 
kriegerischen Konflikt des - von Italien voraussichtlich nicht mit großem 
Enthusiasmus unterstützten - Dreibundes gegen die Mächte der Triple- 
entente hinauslaufen, bei dem Deutschland das ganze Schwergewicht des 
französischen und englischen Angriffs zu tragen hätte. [...] Ich möchte 
nicht unterlassen, bei dieser Gelegenheit auf ein Symptom hinzuweisen, 
das meines Dafürhaltens die allerernsteste Beachtung verdient: Ich meine 
die Haltung der englischen Politik in der letzten Zeit. Während der 
Annexionskrise [1908-9] stand England als treibendes Element hinter 
Rußland und verfolgte eine Prestige-Politik, die einen friedlichen Aus- 
gleich damals auf das äußerste erschwerte. Heute bildet England ein ver- 
mittelndes Element, durch welches wir immer wieder vermocht haben, 
einen beruhigenden Einfluß auf Rußland auszuüben. [...] Die englische 
Haltung gesellt sich den mancherlei Anzeichen zu, die darauf hindeuten, 
daß die Ententepolitik ihren Höhepunkt überschritten hat und daß wir 
einer Neuorientierung der englischen Politik entgegensehen dürfen, wenn 
es uns gelingt, ohne Konflikte aus der gegenwärtigen Krisis herauszukom- 
men. Es handelt sich natürlich um Entwickelungen, die sich in den ersten 
Anfängen befinden und die einer gewissen Zeit bedürfen werden, um zu 
reifen. Eine gewaltsame Lösung aber - selbst wenn manche Interessen der 
österreichisch-ungarischen Monarchie auf eine solche hindrängen sollten - 
in einem Augenblick herbeizuführen, in dem sich uns eine wenn auch nur 
entfernte Aussicht eröffnet, den Konflikt unter für uns wesentlich günsti- 
geren Bedingungen auszutragen, würde ich für einen Fehler von unermeß- 
licher Tragweite halten.»'> Betroffen leitete Berchtold den Brief Beth- 
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manns mit dem Kommentar an Franz Ferdinand weiter, «der deutsche 
Standpunkt, dass wir uns nicht rühren sollen, damit das Pflänzchen der 
deutsch-englischen Annäherung nicht erdrückt werde, kommt darin mit 
sozusagen impertinenter Offenheit zum Ausdruck!»"+ 

Parallel zur Mahnung Bethmanns an Berchtold richtete Moltke am 
10. Februar 1913 ein Schreiben an seinen Amtskollegen Conrad, das nicht 
deutlicher hätte ausfallen können: Der große Krieg zwischen Germanen- 
tum und Slawentum werde «über kurz oder lang» kommen müssen; jetzt 
aber sei der Zeitpunkt verfrüht. Moltke stellte fest: «Die Führung eines 
großen Krieges des Dreibundes gegen die Tripleentente, ja selbst gegen 
Russland und Frankreich allein, wird, um ihn für uns zu einem glück- 
lichen Ende zu bringen, der Anspannung aller Kräfte und der Ausnutzung 
aller Chancen bedürfen. Eine Zersplitterung der Kräfte trägt dabei mehr 
wie je eine Gefahr in sich. Bedarf Oesterreich aller seiner Kräfte um den 
Kampf gegen Russland durchzuführen, so gilt dasselbe für Deutschland 
im Kampfe gegen Frankreich. Ich würde daher befürworten auch unsere 
im Osten bereitgestellten Truppen im Westen einzusetzen, wenn nicht die 
Rücksicht auf Oesterreich mich daran verhinderte. Denn in dem Austrag 
des Streites zwischen Deutschland und Frankreich liegt meiner Überzeu- 
gung nach das Schwergewicht des ganzen europäischen Krieges und auch 
das Schicksal Oesterreichs wird nicht am Bug sondern an der Seine end- 
gültig entschieden werden.» Moltke wies auf die Bedeutung der Volksbe- 
geisterung in einem solchen Kriege hin und sprach (wie so häufig der Kai- 
ser) die Ansicht aus, daß diese in der augenblicklichen Spannung zwischen 
Österreich und Serbien über den Zugang zur Adria nicht vorhanden sei; 
vielmehr müsse, um eine zugkräftige Parole für den Krieg zu finden, Ruß- 
land als der Angreifer hingestellt werden. Er setzte Conrad auseinander: 
«Eure Exzellenz wissen, daß ein Krieg, in dem es sich um die Existenz des 
Staates handelt, der opferwilligen Zustimmung und der Begeisterung des 
Volkes bedarf. Das Gefühl der Bundestreue Oesterreich gegenüber ist in 
Deutschland stark und lebendig, es würde zweifellos in elementarer Weise 
zum Ausdruck kommen, wenn die Existenz Oesterreichs durch einen rus- 
sischen Angriff bedroht werden sollte. Es würde aber schwierig sein eine 
wirkungsvolle Parole zu finden, wenn oesterreichischer Seits jetzt ein 
Krieg herausgefordert werden sollte, für dessen Entfesselung im deutschen 
Volke ein Verständnis nicht vorhanden wäre.» Statt jetzt den Krieg mit 
Serbien auszulösen sollte Conrad lieber das Auseinanderbrechen des Bal- 
kanbundes abwarten. Bei den Kämpfen zwischen Bulgarien und Serbien, 
die sich zweifellos nach der Besiegung der Türkei ereignen würden, müsse 
sich Österreich mit Bulgarien verbünden, denn dann «würde Oesterreich 
volle Aktionsfreiheit gegen Russland haben». Bei dem «europäischen 
Krieg», der «über kurz oder lang kommen muß», werde es sich «in letzter 
Linie [...] um einen Kampf zwischen Germanentum und Slawentum» 
handeln, führte der deutsche Generalstabschef ganz im Tone Wilhelms II. 
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aus. «Sich hierauf vorzubereiten ist Pflicht aller Staaten, die Bannerträger 
germanischer Geisteskultur sind. Der Angriff muß aber von den Slawen 
ausgehen. Wer diesen Kampf kommen sieht, der wird sich klar darüber 
sein, daß für ihn nötig ist: die Zusammenfassung aller Kräfte, die Ausnut- 
zung aller Chancen, vor Allem aber das volle Verständnis des Volkes für 
die weltgeschichtliche Entscheidung.»" 

In seiner Antwort unterließ es der österreichische Generalstabschef 
nicht, auf den Zeitdruck hinzuweisen, unter dem der Dreibund und spe- 
ziell der Vielvölkerstaat Österreich-Ungarn stand. Moltkes Ansicht, daß 
es über kurz oder lang zu einem europäischen Krieg kommen müsse, in 
dem es sich letztendlich um einen Kampf zwischen Germanentum und 
Slawentum handeln werde, stellte Conrad die Überlegung entgegen, «daß 
wenn wir es bis zu dem Moment ankommen lassen in welchem die Geg- 
nerschaft diese Form des Racen-Kampfes angenommen hat, wir kaum dar- 
auf werden zählen können daß unsere Slaven, welche 47 % der Einwohner 
betragen sich für den Kampf gegen ihre Stammesgenossen begeistern wer- 
den. Jetzt waltet noch das Gefühl historischer Zusammengehörigkeit und 
der Kitt der Disciplin im Heere vor - ob dies im obgedachten Falle in Hin- 
kunft auch noch zutreffen würde ist fraglich. Die Monarchie darf also 
nicht die Gegensätze bis zum Racen-Kampf gedeihen lassen; sondern sie 
muß trachten Süd- und Westslaven culturell und politisch von den Ost- 
slaven zu trennen; sie dem Einfluß Rußlands zu entziehen. Eine der ersten 
Bedingungen hiezu ist die Verhinderung des Anwachsens und der Souve- 
ränität eines selbständigen Groß-Serbiens, in welchem Rußland den Hebel 
zur Zertrümmerung der Monarchie einsetzt.» Gegenüber dieser über- 
ragenden Bedrohung sei die Frage eines serbischen Hafens an der Adria in 
der Tat eine untergeordnete Angelegenheit, für die man das Schwert gewiß 
nicht ziehen dürfe. «Sehen wir aber zu wie Serbien sich selbständig entfal- 
tet und zum kräftigen Verbündeten Rußland’s sowie zum Attraktions- 
punkt unserer Südslaven wird, dann entsteht zweifellos jene slavische Ge- 
fahr welche schließlich an das Mark Deutschland’s greift; auch letzteres 
wird sich daher klar werden müssen in welchem Moment es dieser Gefahr 
begegnen will.»"‘ 

Weitere Hinweise auf die Beweggründe, die Ende 1912 das plötzliche 
Zurückweichen Berlins hervorgerufen hatten, gewann Conrad durch den 
Bericht des Militärattach&s Karl von Bienerth über ein Gespräch, das er am 
19. Februar 1913 mit Moltke führte. Als Antwort auf das Schreiben Con- 
rads, das Bienerth ihm überbracht hatte, erklärte der deutsche General- 
stabschef unumwunden, daß Deutschland das Risiko eines Krieges gegen 
Rußland, Frankreich und England noch nicht auf sich nehmen wolle. «Der 
Beginn eines Weltkrieges sei wohl zu überlegen. Die nächste Zukunft liege 
noch ganz im Dunkel. Es sei eine noch offene Frage, ob es möglich sein 
wird, die Verhältnisse auf dem Balkan einer definitiven Regelung zuzufüh- 
ren ohne eines europäischen Krieges. Dabei sei zu beachten, dass trotz ver- 
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schiedentlicher Hetzereien Frankreich einen Krieg doch vermeiden möch- 
te. Hinsichtlich England habe er dieselbe Vermutung, doch glaube er, dass 
sich England Frankreich gegenüber durch einen schriftlichen Vertrag zu 
einer Mitwirkung bei einem Kriege gegen Deutschland verpflichtet habe, 
daher mit dessen Eingreifen gerechnet werden müsste.»'7 Angesichts die- 
ser Äußerungen, die so anders lauteten als die kriegsbereiten Zusiche- 
rungen vom November und von Anfang Dezember 1912, ist es nicht ver- 
wunderlich, daß sich der österreichische Generalstabschef beim deutschen 
Militärattach& Kageneck Ende Februar 1913 darüber beschwerte, «man 
habe von Berlin aus wieder abgewinkt».'* 

Ohne Zweifel teilte Wilhelm II. die Ansicht seines Bruders, des Reichs- 
kanzlers und Moltkes, daß ein europäischer Krieg vorerst vermieden wer- 
den müsse. Am 30. Januar 1913 sagte er dem österreichischen Botschafter: 
«Ob eine Abrechnung mit Rußland in Zukunft zu vermeiden sei, liege in 
Gottes Hand; jedoch wäre der gegenwärtige Augenblick für Österreich- 
Ungarn ebenso wie für Deutschland ein ungünstiger, um sich einem Welt- 
kriege auszusetzen.»'? Der Kaiser habe Szögyeny bei dieser Begegnung zu 
erkennen gegeben, berichtete Bienerth, daß er «die Erhaltung des Friedens 
anstrebe und betreibe, dass er aber im Falle der Verwicklung der Monar- 
chie in einen Krieg unbedingt mit der Kraft des ganzen Reiches eintreten 
werde. Seine Majestät meinte, es würde schwer sein, dem deutschen Volke 
die Notwendigkeit eines Krieges begreiflich zu machen, denn die Frage 
«Durazzo» werde nicht verstanden werden. Er meine, wegen ein paar alba- 
nesischer Städte solle man es nicht zum äussersten treiben.»” Daß es sich 
bei dieser Haltung eher um einen temporären, taktisch bedingten Auf- 
schub handelte, bis eine entsprechende patriotische Parole gefunden, die 
große Heeresvorlage unter Dach und Fach gebracht und auch andere Vor- 
bedingungen erfüllt worden seien, geht unter anderem daraus hervor, daß 
der Kaiser am folgenden Tag ganz im Sinne Moltkes verkündete, die große 
Auseinandersetzung zwischen den Germanen und den Slawen sei unver- 
meidbar und nur noch eine Frage der Zeit.” 

Ende Februar 1913 zählte der österreichische Militärattach& die Grün- 
de auf, die seiner Meinung nach auf den deutschen Wunsch nach einem 
«Hinausschieben der großen Entscheidung» hindeuteten. «Ich glaube, 
dass für Seine Majestät doch etwas der Gedanke mitspricht, gerade das 
Jahr seines 25 jährigen Regierungsjubiläums friedlich begehen zu wollen, 
dann weiters die Befürchtung vor England. Hinsichtlich letzterer konnte 
der k. und k. Marineattach& über ein Gespräch mit [...] dem Prinzen Hein- 
rich von Preußen berichten. Die Lage der deutschen Marine werde inso- 
lange als ungünstig bezeichnet, als der Kaiser Wilhelm Kanal noch nicht 
für die schweren Linienschiffe benützbar sei und die Vereinigung der Ge- 
schwader beider Liegehäfen Wilhelmshafen und Kiel nur um Dänemark 
herum möglich sei. Auch die noch nicht beendete Fortifikation Helgo- 
lands spiele dabei mit. Im Generalstabe wird andererseits wieder hervorge- 
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hoben», meldete Bienerth, «dass bei einem weiteren Hinausschieben der 
grossen Entscheidung sowohl Frankreich als Russland die Ausrüstung mit 
schwerer Artillerie des Feldheeres und Steilfeuergeschützen nachholen 
können.» 

Am 24. Februar 1913 mahnte Wilhelm Franz Ferdinand zur Entschär- 
fung der gefährlichen Spannung mit Rußland: «Für die größte Mehrzahl 
der Menschen in Europa und Umgegend [...] bedeutet der gegenwärtige 
Zustand eine wahre Calamität. Besonders Handel, Wandel, Verkehr und 
Finanz- wie Kreditwesen nicht nur bei Euch und Russland und den 
Kriegführenden sondern auch bei uns und in der ganzen Welt fangen an 
ganz erheblich zu leiden unter der unerträglichen Spannung die seit nun- 
mehr einem halben Jahr so schwer auf Europa lastet! Diese zu lösen wäre 
ein geradezu epochenmachendes Friedenswerk, eines energischen Mannes 
werth, der den Moralischen Schneid besitzt das erlösende Wort zu 
sprechen, selbst wenn es auch theilweise nicht gleich verstanden, und ihn 
vielleicht für den Augenblick bei einzelnen Gruppen unbeliebt machen 
würde. Und da frage ich mich oft, ob die Dinge um die es sich handelt - 
wie zum Beisp: die Weiden für die Ziegen von Scutari und dergl: mehr - 
wirklich bedeutungsvoll genug sind, um es zu Rechtfertigen, daß Ihr und 


offen gesagt, die Militairischen Maßnahmen, die Oesterreich-Ungarn und 
Russland getroffen haben, sind es schließlich doch hauptsächlich die 
keine Beruhigung aufkommen lassen. Diese Maßnamen [sic] kosten aber 
ein sünden Geld und drücken soviele tausende von armen Familien, die 
bitter Noth leiden müssen. Ich bin nun der ganz unmaßgeblichen Ansicht 
die ich Dir in aller Offenheit als Dein treu meinender Freund hier im Ver- 
trauen auszusprechen mir erlaube — daß ihr die allmähliche Rückgängig- 
machung der getroffenen Maßnahmen ganz unbedenklich ins Auge faßen 
könnt, natürlich unter Voraussetzung daß Russland ä tempo dasselbe 
thut. Das würde aber, nach meinen Privatnachrichten, zweifellos auch 
mitmachen. [...] Ich würde das mit großer Freude begrüßen. Oesterreich- 
Ungarn würde einmal dadurch der Welt beweisen, das [sic] es nicht 
nervös ist, und zum anderen die Sympathieen Aller in der Welt auf seine 
Seite ziehen, die durch die lange Krise betroffen, anfangen verstimmt zu 
werden und auf Euch scheel zu blicken beginnen. Ein recht geeigneter 
Zeitpunkt für den Beginn der «Abrüstung würde meine ich - auch für die 
Frisierung der Aktion zur Wirkung auf die Außenwelt - das Datum des 
300 jährigen Jubiläums des Hauses Romanow sein, wodurch gewiß dem 
Kaiser Nicolaus eine aufrichtige Herzensfreude bereitet werden würde; 
und ihm ermöglicht würde das Fest auf friedlichem, statt auf kriegeri- 
schem Hintergrund abspielen zu lassen! [...] Jetzt würde diese Gelegen- 
heit eine ganz vortreffliche sein, und würde grandios wirken und in der 
ganzen Welt mit hellem Jubel begrüßt werden.» 

Als kurz darauf ein Brief Franz Ferdinands in Potsdam eintraf, der ihm 
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den Inhalt eines entsprechenden von Berchtold entworfenen Schreibens 
des Erzherzogs an den Zaren mitteilte,”* war der Kaiser begeistert. «Was 
für eine ungemeine Freude hat uns Dein lieber Brief beschert!» schrieb er 
seinem «lieben Franzi». «Les beaux esprits se rencontre kann man in 
diesem Fall mit Recht sagen! Bravo mein Freund! Das hast Du brillant ge- 
fingert und durchgeführt! Leicht ist das gewiß nicht gewesen und die 
Ueberwindung hat Mühe, Geduld und Ausdauer bedurft! Aber hernach 
der Erfolg, der entschädigt für alle ausgestandene Unbill. Du hast Dir ein 
unsterbliches Verdienst erworben, denn Du hast Europa von seinem Bann 
der es bedrückte erlöst. Millionen dankbarer Herzen werden Deiner im 
Gebet gedenken. Ich denke der Kaiser Nicolaus wird auch froh sein, daß 
er seine Reserven nach Hause schicken kann! Alles wird aufathmen wenn 
das erfolgt.»” 


2. «Mit der Waffe in der Hand»: 
Der Kaiser und Österreich in der Skutari-Krise 


Die Österreich zur Versöhnung mit Rußland drängende Politik setzte 
Wilhelm II. auch dann fort, als im Frühjahr 1913 Montenegriner und Ser- 
ben ihren Vormarsch auf die zu Albanien geschlagene Festung Skutari 
wieder aufnahmen. In dem Bewußtsein, daß sich aus dem serbischen Vor- 
dringen rasch ein Weltkrieg entwickeln könnte, zeigte der Kaiser zunächst 
eine erstaunliche Bereitschaft, ganz Albanien und Montenegro Serbien zu 
überlassen. So schrieb er auf die Meldung des Einmarsches serbischer 
Truppen in Albanien am 6. April 1913: «Dann soll es doch in 3 Deibels 
Namen drinnen bleiben, und das ganze Albanien erledigen! [...] Und die 
Serbischen Truppen, die hinkommen, sind zur Besetzung Montenegros 
bestimmt. Dann würde Serbien von der Oesterreich-Bosnischen bis an die 
Griechische Grenze reichen inclus[ive] Albanien. Ein großzügiger Gedan- 
ke, für den die Truppen gut vertheilt sind, und der nicht zu hindern ist; 
anders als durch den Einsatz der gesammten Oesterreichischen Armee!» 
Wilhelm fuhr fort: «Ich bin der Ansicht, daß bei dieser überaus ernsten 
Lage die Idee mit Albanien nicht mehr zu halten ist. Serbien geht anschei- 
nend nicht heraus, und hat sich häuslich dortselbst eingerichtet; ebenso 
wie es sich anschickt, soviel Truppen in Montenegro zu versammeln, als 
nöthig sind, um dasselbe vollkommen abhängig zu machen. Hat Serbien 
den festen Willen, mit Hülfe seiner ganzen Armee diese Gebiete zu halten, 
so nutzt keine Diplomatie, keine Noten und keine Flottendemonstration 
mehr Etwas. Um es zu delogiren wäre ein Feldzug der ganzen Oesterrei- 
chischen Armee während mehrerer Monate nöthig, und damit der casus 
belli für Russland gegeben und der Weltkrieg da! Entweder die [Lon- 
doner] Conferenz bietet sofort Aequivalent für Skutari an Nikita [König 
von Montenegro] in Land und Stadt - event[uel]l auf Kosten Albaniens - 
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oder Serbien thut es von sich aus, und theilt Albanien mit ihm, falls es ihn 
nicht überschluckt! Jedenfalls wird Serbien jetzt der Hauptakteur und 
hinter ihm das inofficielle Russland!»”° Angesichts der Kriegsgefahr ver- 
langte Wilhelm, daß Österreich seine Forderungen nach einem autonomen 
Albanien aufgeben solle; ein Alleingang der Doppelmonarchie gegen Ser- 
bien und Montenegro würde den «Austritt aus Europläischer] Confe- 
renz» bedeuten und die Gefahr eines Krieges mit Rußland heraufbe- 
schwören. «Jedenfalls muß Wien darauf hingewiesen werden», verfügte er, 
«daß London die Führung hat, und Wien wie wir alle ruhig abwarten 
müßen was London thut. [...] Europ[äische] Conferenz hat zu entschei- 
den. Nicht Wien allein.» 

Auch diesmal erwies sich die fehlende deutsche Rückendeckung als 
ausschlaggebend für die Wiener Politik, wo Conrad (wie immer) mit 
Nachdruck auf einen Krieg drängte, während Franz Joseph, Franz Ferdi- 
nand und Berchtold weiterhin bestrebt waren, den Frieden zu erhalten. 
Am 22.März 1913 plädierte Conrad beim Außenminister dafür, Serbien 
und Montenegro ultimativ zur Räumung Albaniens aufzufordern und im 
Falle einer Weigerung gegen beide Länder zu mobilisieren: «Ich muß diese 
Notwendigkeit des Handelns im großen Style, vom militärischen Stand- 
punkt als einzig richtiges hervorheben und mich gegen alle mit halben 
Mitteln oder im Wege kleinlicher Unternehmungen gedachten Schritte 
aussprechen. [...] Die Gefahr, welche aus der Haltung Russlands droht 
muß in Kauf genommen werden, - aber eine dezidierte Haltung Deutsch- 
lands vermöchte eine Gefahr von dieser Seite wohl abzuwenden.»”* Zwar 
ließ die Unsicherheit, «inwieweit Deutschland und Italien ihre Bundes- 
treue in die Wagschale werfen würden», sogar Conrad zögern.”” Doch am 
15. April 1913 setzte er dem alten Kaiser Franz Joseph von neuem ausein- 
ander, «daß ein gedeihlicher Ausgang der Balkankrise für die Monarchie 
nur dann noch möglich erscheint, wenn sie sich entschließt das Konzert 
der Mächte zu verlassen und ihre Interessen mit den Waffen zu vertre- 
ten» .3° 

Noch immer verweigerte Franz Joseph diesen folgenschweren Schritt, 
aber die friedfertige Haltung, die Wilhelm II. seit dem 8. Dezember ein- 
genommen hatte, sollte sich im Verlauf des Frühjahrs 1913 ändern. Je aku- 
ter die Krise an der Adria wurde, desto ungeduldiger äußerte er sich über 
die Handlungsunfähigkeit des in London tagenden «europäischen Kon- 
zerts».3' Im Zögern der Botschafterkonferenz, energische Maßnahmen zu 
beschließen, um Montenegro und Serbien zum Rückzug aus Nordalba- 
nien zu zwingen, sah Wilhelm eine russische Verschwörung, der sich Grey 
offenbar angeschlossen habe. Wütend schrieb er auf ein Telegramm Lich- 
nowskys vom 26. März 1913: «also die Russen wollen nicht! Dann will 
Grey auch nicht! Dann geht die ganze Geschichte nicht! Die Russen sind 
also in der Botschafterconferenz die Herren der Lage und wir haben zu 
pariren! Außerordentlich würdig für uns andere Großmächte! [...] Dann 
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wird der Panslawismus (sub nomine Sasonow) schließlich Herr der Inter- 
natlionalen] Botschafterconferenz, die nur noch dessen Ideen ausführt. 
Das bin ich auf die Dauer nicht mitzumachen gesonnen. Grey muß die 
Wünsche des österreichl[ischen], Italienischen] und Deutschen Publikums 
genan so berücksichtigen wie die des Russischen Publikums! Das muß 
Lichnowsky in aller Freundlichkeit und Deutlichkeit an Grey sagen!»’? 
An anderer Stelle schimpfte er: «Die Russen wollen unter keinen Umstän- 
den Montenegro zwingen. Sie spielen mit uns allen ein unverschämtes 
Doppelspiel, indem sie durch Verschleppung uns am Eingreifen hindern, 
und den Widerstand der Balkanstaaten steigern! Diese Wirtschaft ist gera- 
dezu unwürdig!»3: Ausdrücklich begrüßte der Kaiser am 4. April 1913 die 
Meldung Tschirschkys, er führe den Machthabern in Wien die Notwen- 
digkeit vor Augen, bei Anwendung von Waffengewalt gegen Montenegro 
«die Dinge so zu gestalten, daß Rußland sich im Unrecht befinde und ent- 
weder dieses selbst oder seine Trabanten als die Angreifer erscheinen.»’* 

Allmählich stieg im Kaiser die Sorge auf, daß ein Aufgeben der öster- 
reichischen Forderungen nach einem autonomen Albanien doch einen 
schweren Prestigeverlust der Donaumonarchie darstellen würde. Anfang 
April 1913 sprach er von der «unbedingten Pflicht» Österreichs und Ita- 
liens, sich vereint «für die Autonomie Albaniens event[uell] mit militäri- 
scher Gewalt» einzusetzen. «Also eine gemeinsame Austro-Italienische 
Exekution gegen Serbien. [...] Es ist zu hoffen, daß Rom u[nd] Wien 
schleunigst darüber einig werden und ihre Maßregeln uns mittheilen. Ich 
stehe selbstverständlich hinter dieser Aktion. Denn sie ist geeignet den 
einzigen politischen Erfolg Wiens aus dem totalen Zusammenbruch seiner 
verfehlten Balkanpolitik zu retten, nämlich ein autonomes Albanien. Und 
zu solchem Erfolg müssen wir Wien coute qui coute verhelfen; auch mit 
der Waffe in der Hand! Zudem würde diese gemeinsame Austro-Italieni- 
sche Aktion das Verhältnis beider zu einander stärken, verbessern und den 
3 Bund festigen.» 

Diese martialischen Töne schlug der Kaiser bezeichnenderweise in der 
Annahme an, daß sich Großbritannien gemeinsam mit den Dreibund- 
mächten zu einer Flottendemonstration gegen Montenegro entschließen 
würde, an der sich weder Rußland noch Frankreich beteiligen würden. 
Damit wäre endlich die stets von ihm angestrebte Mächtekonstellation er- 
reicht worden. Frohlockend schrieb er: «England an der Seite des 3 Bun- 
des im Mittelmeer gegen Slaventhum demonstrirend! Wer hätte vor Jah- 
resfrist so was für möglich gehalten! Fast too good to be true [zu schön, 
um wahr zu sein]. Das muß man erleben um es zu glauben!!! oh Triple 
Entente!!!?[...] Also die Civilisation Europas combinirt gegen Asiatisches 
Slaven- und Tartarenthum! [...] wir kommen! [...] Ein Schiff soll be- 
schleunigt sofort hin. Wenn älterer Engl[ischer] oder österr[eichischer] 
Admiral zur Stelle, <Goeben», wenn nicht, dann «Breslau», da wir nicht die 
Führung der Demonstration zu übernehmen brauchen.» In der Hoff- 
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nung, daß über diese Aktion die «3pel Entente kaputgehen» könnte, jubel- 
te der Kaiser: «Es zeigt sich jetzt, wie unglaublich, thöricht, verkehrt, und 
gegen die Interessen Englands, die bisherige Engl[ische] Politik gewesen 
ist, mit der 3pel Entente gegen uns zu gehen. Jetzt [sieht] sich England vor 
der Frage entweder sein prestige ulnd] Interessen mit 3Bund durch[zu]set- 
zen, und 3pel Entente mal laufen [zu] lassen; oder mit 3pel Entente gegen 
seine eigenen Interessen [zu] arbeiten.»>7 

Der Anschluß Großbritanniens an den Dreibund beziehungsweise das 
Auseinanderbrechen der Triple Entente trat natürlich nicht ein; vielmehr 
unterstützte Grey die Politik Rußlands und Frankreichs, wodurch sich die 
Konfrontation der beiden Blöcke auf dem Balkan neuerlich krisenhaft zu- 
spitzte. Betroffen rief der Kaiser am 6. April 1913 aus: «Dann stünde 3pel 
Entente gegen 3Bund und die Conferenz wäre im Graben und der Eu- 
ropläische] Krieg da!» Möglicherweise spiegelte sich das Gefühl, an der 
Schwelle zu historischen Erschütterungen zu stehen, auch darin wider, daß 
Wilhelm am 17. April 1913 seinen Befehl vom November 1912 an das Aus- 
wärtige Amt wiederholte, ihm «von allen Allerhöchsteigenhändigen Nie- 
derschriften, Telegrammen und Marginal-Entscheidungen, welche sich auf 
die gegenwärtige Balkankrisis beziehen, Abschriften zur Sekretierung im 
Hausarchiv zukommen zu lassen».? 

Mit der Nachricht, daß montenegrinische Truppen am 23. April 1913 
Skutari eingenommen hatten, erreichte die Krise ihren Höhepunkt. Die 
Ratlosigkeit der in London tagenden Botschafter angesichts der halsstarri- 
gen Weigerung König Nikitas, die Stadt zu räumen, verstärkte nur Wil- 
helms Geringschätzung für das europäische Konzert und bewirkte einen 
Umschwung in seiner Haltung einem militärischen Alleingang Österreich- 
Ungarns gegenüber. Die «pflaumenweiche!» Londoner Konferenz treibe 
«Vogelstraußpolitik!» donnerte er. «Bei solchem elenden, jammervollen 
Benehmen, kann ja Nikita sich alles erlauben! Z[um] Bleispiel] das Corps 
diplomatique zum Einzug einladen!» Den Vorschlag, Offiziere der vor Du- 
razzo versammelten internationalen Flotte nach Skutari zu entsenden, ver- 
warf Wilhelm mit Hohn. «Um Gottes willen die armen Kerls! Die sollen in 
Scutari Polizei und Bürgermeister spielen!! Fern von ihren Schiffen!!! [...] 
Straßenkehren! Bordelle! [...] Das kann nett werden! furchtbarer Blöd- 
sinn!» Wenn keine bessere Lösung gefunden werde, «dann geht Oester- 
reich los!»*° «Wenn S[ir] E. Grey nicht rasch, energisch entscheidend han- 
delt, ist die Mächtevereinigung jäh zu Ende! Sie kann Scutaris Einnahme 
nicht blos mit Resolutionen beantworten.» Eine Entscheidung Österreichs, 
entweder allein oder mit Italien gegen Montenegro vorzugehen, «mußte ja 
kommen, sowie Grey bezw. Botschafterconferenz auf die Einnahme von 
Scutari hin, die eine direkte Ohrfeige der Mächte ist, nichts energisches au- 
ßer Phrasen unternimmt! Oesterreich kann eine solche Frechheit nicht auf 
die Daner einstecken, da ja seine Einzige politische That, (Schaffung Alba- 
niens), damit zu Grunde geht.» Der Wunsch Greys, das europäische Kon- 
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zert zusammenzuhalten, um Österreich-Ungarn von einer einseitigen Ak- 
tion abzuhalten, sei «auf die Daner unmöglich, bei solch jammervoller 
Schlappheit, das können wir ohne ernstlich an unserer Selbstachtung zu lei- 
den, nicht in aeternum so weiter mitmachen. [...] Ich resümire wenn Grey 
nicht schleunigst zum milit[ärischen] Einschreiten sich entschließt, ist es 
mit der Botschafterkonferenz zu Ende! Denn große Worte helfen nichts 
mehr!»* Schon am folgenden Tag mußte der Kaiser zur Kenntnis nehmen, 
daß Italien die Militäraktion Österreichs nicht mitmachen würde. Er müsse 
befürchten, daß «dann [...] der 3 Bund in die Brüche!» gehe, während an- 
dererseits Anzeichen dafür da seien, daß die «3pel Entente doch wieder zu- 
sammen!» komme. «Der Wunsch die Tripelentente zusammenzuhalten ist 
noch stärker als der Nikita zu ducken und zum Gehorsam zu bringen!» 
stellte er betroffen fest.” Von Bad Homburg aus erteilte Kaiser Wilhelm 
den Befehl, in London eine Art Bundesexekution gegen Montenegro anzu- 
regen, an der Österreich und Italien unter englischer Führung beteiligt sein 
würden. «Sollte sich wider Verhoffen England versagen, so müßte Lich- 
nowsky sich dafür einsetzen, daß Österreich und Italien, oder, wenn das 
nicht erreichbar, schließlich auch Österreich allein ein Mandat erhält.» 
Ohne ein solches Mandat müsse Österreich allerdings «von einem alleini- 
gen Vorgehen jetzt unbedingt» abgehalten werden.*® 

Wie vom Kaiser befohlen, erhielt Lichnowsky die Anweisung, auf der 
Botschafterkonferenz den Antrag zu stellen, daß an Österreich und Italien 
das Mandat der Mächte übertragen werden solle, unter britischer Führung 
in Montenegro einzurücken. Der Botschafter erkannte aber, daß sowohl 
die britische als auch die russische Regierung noch Zeit gewinnen wollten, 
um Überlegungen darüber anzustellten, ob nicht Montenegro durch an- 
derweitige Gebietsabtretungen und Geldzuwendungen doch noch zur 
Räumung Skutaris gebracht werden könnte. Als sich auch Frankreich und 
Italien dieser Initiative anschlossen, unterließ es Lichnowsky, den Antrag 
zu stellen. Am 27. April 1913 wies das Auswärtige Amt den Botschafter 
an, in der Konferenz die Erklärung abzugeben, daß, wenn die übrigen 
Mächte einer Mandatsübertragung an Österreich und Italien nicht zustim- 
men sollten, Deutschland im Alleingang Österreich-Ungarn die Zustim- 
mung zu der militärischen Aktion erteilen werde. In Rom unternahm die 
deutsche Diplomatie ebenfalls Schritte, um Italien wenigstens formell zur 
Unterstützung Österreichs zu bringen.* 

Diese «energische und klare Stellungnahme [Berlins] zugunsten [des] 
österreichischen Standpunkts», die in Wien dankbar aufgenommen wurde, 
begrüßte Kaiser Wilhelm ausdrücklich. Er verhöhnte geradezu die Ver- 
suche Georges V., mäßigend auf die Österreicher einzuwirken. Des Kö- 
nigs Ratschläge seien «Blech!» und «Unsinn!» Weder George noch ein an- 
derer habe eine Antwort auf die Frage, was geschehen solle, wenn Nikita 
sich in Skutari «neubefestigt, verproviantirt und mit Geld und Munition 
neueingerichtet» festsetzen sollte. Niemand habe den Mut, «diese Even- 
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tualität zu envisagiren und zum Pulver zu greifen! Große Worten machen 
gerne, aber seine Ehre und Standpunkt mit der Waffe vertheidigen, nein! 
Da könnte es knallen! Das wollen die Briten sich von außen ansehen!» Die 
Erklärung König Georges, er wolle keine Truppen nach Skutari entsenden, 
weil er nicht riskieren könne, daß auf englische Soldaten geschossen wür- 
de, kommentierte der Oberste Kriegsherr des Deutschen Reiches mit: 
«unglaubliches Blech!» «Warum nicht?» fragte er. «Sollen sie blos noch 
gegen Deutschland verwendet werden? Sonst sind sie doch schon von der 
ganzen Welt angeschoßen worden.» Wieder einmal habe der König damit 
bewiesen, daß er «kein Militair!» sei. England ziehe sich aus dem Spiel zu- 
rück, «und wenn es auf dem Continent zum Krachen kommt, wird es vor- 
läufig in der behaglichen Rolle des tertius gaudens [des lachenden Dritten] 
verharren und seine Führung der Europl[äischen] Conferenz sang- und 
klanglos verschwinden lassen. Später werden die geheiligten Soldaten erst 
eingesetzt werden, gegen uns!»* 

Im Falle eines militärischen Vorgehens Österreichs gegen Skutari rech- 
neten der Kaiser und die Wilhelmstraße bezeichnenderweise damit, daß, 
falls Serbien sich zum Eingreifen entschließen sollte, es sich damit ins Un- 
recht setzen und England daher in dem großen Krieg, der daraus entste- 
hen könnte, vorerst neutral bleiben würde. Dieses Kalkül kam deutlich in 
einem Privatbrief zum Ausdruck, den Gottlieb von Jagow am 28. April 
1913 an Tschirschky richtete: «Wir erklären in Petersburg, daß österrei- 
chisch-montenegrinische und österreichisch-serbische Konflikte Ausein- 
andersetzungen lokaler Natur seien, in die die anderen Mächte keinen 
Grund einzugreifen hätten und deshalb ruhig bleiben müßten. Dieselbe 
Erklärung müßten wir auch in Paris und London abgeben mit Andeutung 
der unausbleiblichen Folgen, die eintreten müßten, wenn Rußland Öster- 
reich angreift. Es ist für uns sehr wichtig, die Rolle des Provozierten zu ha- 
ben, da ich glaube, dafß England dann - aber wohl auch nur dann - neutral 
bleiben kann.» Genau diese Fehleinschätzung sollte vierzehn Monate 
später der deutschen Politik in der Julikrise zugrunde liegen. 

Ganz im Sinne des Außensekretärs riet auch Wilhelm am 30. April 1913 
zur Beschränkung der geplanten österreichischen Militäraktion. «Wenn es 
einrückt, soll es nur Montenegro a faire nehmen, und event[uel]l den Sand- 
schack; Serbien aber überlassen, ob es gegen Oesterreich aktiv werden 
will. Damit setzt sich Serbien ins Unrecht, und Russland ist nicht unbe- 
dingt gezwungen Oesterreich anzugreifen.»* Andererseits drängte der 
Kaiser auf ein sofortiges Vorgehen der Österreicher gegen Montenegro. 
Die Versuche Greys, durch Zugeständnisse an Montenegro doch noch 
eine gewaltlose Lösung des Skutari-Problems zu finden, lehnte er ent- 
schieden ab. «Hier handelt es sich um Durchsetzung Europläischen] 
Willens gegen den Nikita sich sträubt nicht um Conzessionen an ihn!» 
Der Forderung des britischen Außenministers, die bevorstehende Maß- 
regelung Montenegros durch die Doppelmonarchie möge «maßvoll» sein, 
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entgegnete Wilhelm sarkastisch mit der Frage: «Was ist ein maßvoller 
Krieg?!!!» In der Zögerung Greys, den Alleingang Österreich-Ungarns 
gutzuheißen, erblickte Wilhelm eine Parteinahme Englands für Rußland 
und Frankreich gegen den Dreibund. In großer Erregung schrieb er auf 
Lichnowskys Telegramm: «Vive la triplice. [...] Frankreich siegt und der 
3 Bund fällt hinein! Genau so wie ich es vorhergesagt! Sobald es nach Pul- 
ver riecht wird England striken! [...] Grey hat für Frankreich optirt! und 
gegen uns!»# Als sich auch noch Italien mit dem Kompromißvorschlag 
Greys einverstanden erklärte, rief der Kaiser aus: «3 plice + Italien! Es 
wird immer netter!» Selbst den von der Botschafterkonferenz beschlosse- 
nen kurzen Aufschub der Aktion gegen Montenegro lehnte der Kaiser ab. 
«Was heißt das?» fragte er. «Kann ja Monate dauern! Da soll ja Wien nur 
um seine Maßnahmen betrogen werden. [...] Wie lange sollen die Oester- 
reicher noch warten!!» Vollends empört zeigte sich Wilhelm. bei der 
Vorstellung, Grey könnte im Unterhaus die Haltung der Doppelmonar- 
chie tadeln. «Wenn er die unerhörte Frechheit hat das zu thun, ist die Con- 
ferenz erledigt! Er hat S[einer] Mf[ajestät] d[em] Kaiser [Franz Joseph] kei- 
ne Vorschriften zu machen, weder zu billigen noch zu mißbilligen.» Alle 
friedlichen Mittel seien erschöpft, «sobald sie die Ehre Oesterreichs und 
die Gesamtehre des Mächteconzerts tangiren, und das ist jetzt soweit!» 
Die offenkundige Abhängigkeit Englands von Frankreich sei beschämend, 
meinte der Kaiser. «Armes England, so herunterzukommen, was würde 
Nelson dazu sagen!!» Umgekehrt sei Deutschland «ja Null» für den briti- 
schen Außenminister. Das ganze Bestreben der Mächte sei offenbar darauf 
gerichtet, «Oesterreich das Einschreiten unmöglich zu machen!» Wutent- 
brannt kritzelte Wilhelm II. am ı. Mai 1913 auf ein Telegramm Tschirsch- 
kys: «Ich glaube, die Grenze für das Oesterreichische Abwarten ist er- 
reicht, und ein rascher entscheidender Schlag ist die einzige Lösung, dieser 
der Versumpfung preisgegebenen geradezu ridikülen Situation. Je mehr 
Oesterreich jetzt noch temporisirt und nachgiebt und aufschiebt umso un- 
haltbarer wird seine Situation nach Außen und nach Innen. [...] Grey ist 
schon längst der Gallo-Russ[ischen] Ansicht, daß Scutari auch bei Monte- 
negro bleiben kann. Um seine gänzliche Charakterlosigkeit, Feigheit und 
Fallenlassen aller seiner großen Phrasen und Noten an Montenegro zu 
maskiren — chinesisch sein face zu retten - spielt er sich auf den «Erretter 
und «Erhalter> a) der 3 plice, b) der Einigkeit der Conferenz auf Kosten 
Oesterreichs und des 3Bundes! Er macht also antioesterreichische Politik 
mit Bewußtsein, da ihm die Situation Oesterreichs nach Außen und Innen 
vollkommen bekannt und klar ist, und er sich sagen muß, daß es nicht an- 
ders handeln kann! Die Bemerkung: er werde eine abfällige Bemerkung im 
Parlament über den Kaiserstaat in seinem statement vorbringen, ist ein 
Akt von arger Illoyalität. Er würde im Nu in Oesterreich zünden, bei uns 
auch, und erst recht in Russland; also der Fäührer der Europläischen] Con- 
ferenz, ihr sog[enannter] <Erhalter> giebt mit Bewußtsein das Signal zum 
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Weltenbrand! Echt Britisch gedacht aber politisch ehrlos und im höchsten 
Grade Illoyal! Mit solchem Mann ist keine Politik mehr zu machen!»5° 

Wenn der Friede diesmal im letzten Moment gerettet wurde, so lag das 
nicht an der fehlenden Bereitschaft Deutschlands, die Donaumonarchie zu 
unterstützen, ganz im Gegenteil. Unterstaatssekretär Zimmermann teilte 
dem bayerischen Militärbevollmächtigten Wenninger am 2. Mai 1913 mit: 
«Nachdem am vorl[igen] Sonnabend dem Leiter der österr[eichischen] 
auswärtligen] Politik von Berlin aus der Rücken gestärkt worden war, be- 
gann seitdem die Energie bereits wieder zu erlahmen; nur Konrad [sic] 
von Hötzendorf sei nach wie vor für entschloss[ene] Aktivität, während 
Berchtold u. sogar der T[h]ronfolger wieder etwas schwankend erschei- 
nen. Es werde einer abermaligen Stützung von Deutschl[and] aus be- 
dürfen, damit Oesterr[feich] durchhält. Auch in Rom machen sich fort- 
während Gegenströmungen geltend, die das Ergebnis der deutschen 
Ratschläge - die bereits beschloss[ene] Parallelaktion mit Oesterrf[eich] - 
wieder in Frage stellen. «Uns wäre es am liebsten», sagte Z[immermann], 
«wenn Oesterrleich] u. Italien Albanien unter sich aufteilten, Oest[erreich] 
die nördl[iche], Itallien] die südl[iche] Hälfte nähmen, dann wäre die 
albanlische] Frage am einfachsten gelöst.» Auf meinen Einwand, [schrieb 
Wenninger] ob Rußl[fand] u. die Balkanstaaten dies dulden würden, meinte 
Z[immermann], Rußland habe in der ganzen Angelegenhleit] eine ver- 
dächtige Friedensliebe, hinter der sich Kriegs- od[er] Revolut[ions]- 
Furcht verstecke. Die Balkanstaaten würden nicht gefragt.» 

Ein europäischer Krieg schien unmittelbar bevorzustehen, und 
Deutschland war bereit, den berüchtigten von Moltke modifizierten 
Schlieffenplan in Gang zu setzen. Am 5. Mai 1913 deutete der General- 
quartiermeister im Großen Generalstab, Georg Graf von Waldersee, dem 
bayerischen Militärbevollmächtigten an, daß die Nachrichten über eine 
Räumung Skutaris falsch seien, «die Lage sei ernster und verworrener 
denn je». Er erkundigte sich nach der Kriegsbereitschaft der beiden baye- 
rischen Armeekorps und teilte Wenninger mit, daß noch am Nachmittag 
«eine gemeinsame Beratung des G[eneral]st[abes] u[nd] Admiralstabes» 
stattfinden würde; «über das Thema durfte Gr[af] Waldersee sich nicht 
äußern».’” Am folgenden Tag ließ Waldersee durchblicken, daß man auf 
dieser kriegsratsähnlichen Besprechung durchaus mit dem Ausbruch eines 
europäischen Krieges gerechnet hatte. Dem bayerischen Kollegen sagte er 
wörtlich: «Wenn wir auch - seit der Klärung der Lage - heute nicht mehr 
sagen können, wir stünden vor einer Mob[ilmachung], so darf ich Ihnen 
doch heute sagen, dafß meine gestr[ige] Anfrage betr[effend] die Kriegsver- 
wendung der baylerischen] A[rmee] Kf[orps] eine letzte Vergewisserung 
bedeutet hatte.» Zwar sei mit der inzwischen bekanntgewordenen Bereit- 
schaft Nikitas, Skutari zu räumen, die akute Gefahr für den Moment vor- 
über, doch «solange Skutari noch nicht tatsächl[ich] geräumt u[nd] von 
den Landungstruppen ohne Zwischenfall besetzt ist, [...] solange nicht un- 
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umstößlfich] feststeht, daß Oesterr[eich] u[nd] Italien auf eine albanfische] 
Expedition endgiltig verzichten, solange sei bei der «unsicheren» Haltung 
Englands u[nd] Rußlands u[nd] bei der offensichtl[ichen] Neigung Frank- 
reichs zu «Putschen» die Kriegsgefahr immer noch imminent.»% 


3. Der «unumgängliche Kampf zwischen Slawen und Germanen» 


War Deutschland auch bereit, im Mai 1913 wegen Skutari das Risiko eines 
europäischen Krieges einzugehen, so bevorzugte es für die große Ausein- 
andersetzung doch immer noch einen späteren Termin. In Wien redete der 
Botschafter Tschirschky auf den Außenminister Berchtold ein: «Alle letz- 
ten Kriege seien gewonnen worden von jenen, die sich Jahre darauf vorbe- 
reitet ... Wir [Österreicher] sollen uns auf einen Krieg vorbereiten, der uns 
Serbien und Montenegro und Nordalbanien, Italien Valona, Deutschland 
den Sieg über den Panslawismus zu bringen hätte.»’* Moltke, der an der 
Krisensitzung vom 5. Mai 1913 nicht teilgenommen hatte - er weilte zur 
Kur in Karlsbad -, besprach bei seiner Rückkehr nach Berlin die Lage mit 
dem österreichischen Militärattach& und betonte, die erzielte «rein diplo- 
matische Lösung der Skutarifrage» sei «nur ein Aufschub, aber keine 
Lösung. Daher die Verstärkungen der Deutschen Wehrmacht.» Der Gene- 
ralstabschef sprach die Hoffnung aus, daß jetzt auch Conrad von Hötzen- 
dorf «eine möglichste Verstärkung der k. und k. Wehrmacht anstreben» 
werde. Als sie sich am 18. Juni 1913 wieder unterhielten, konnte Moltke 
dem Militärattache seine Freude über die inzwischen beschlossene Ver- 
mehrung der k. und k. Streitkräfte zum Ausdruck bringen. «Da seiner An- 
sicht nach der nächste Krieg nur ein europäischer sein wird, in welchen 
alle Staaten des Kontinents verwickelt sein werden, so müsse man trach- 
ten, möglichst günstige Verhältnisse für denselben sich zu schaffen, um 
möglichst stark auftreten zu können. Früher habe die Türkei noch einen 
Machtfaktor auf dem Kontinent dargestellt. Diese sei aber jetzt ausge- 
schaltet. Dafür müsse man mit den nunmehr stärkeren Balkanstaaten rech- 
nen, welche bedeutendere Kräfte der Monarchie festlegen dürften.» Diese 
Verhältnisse seien «mit ein Grund für die neue deutsche Heeresvermeh- 
rung» gewesen; durch die Verstärkung seiner Wehrmacht verbessere die 
Donaumonarchie nun ihrerseits «ihre Situation gegen Osten».’° 
Ebensowenig wie sein Generalstabschef zweifelte Wilhelm II., daß der 
große Krieg, wenn er auch für den Augenblick vermieden worden sei, in 
absehbarer Zeit doch kommen werde. Naßforsch schrieb er auf einen Be- 
richt aus Petersburg vom 6. Mai 1913: «Der Kampf zw[ischen] Slawen und 
Germanen ist nicht mehr zu umgehen er kommt sicher. Wann? Das findet 
sich.»’” Für die Bemühungen der Diplomaten, den brüchigen Frieden zu 
erhalten, zeigte er als Monarch und Kriegsherr Verachtung. «Gott Lob» 
hätten nicht sie, sondern die gekrönten Häupter Europas das Sagen; sie 
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Abb.36 Das letzte Zusammensein: Die Vettern Wilhelm II. und George V. in 
Potsdam zur Vermählung der Prinzessin Viktoria Luise, 24. Mai 1913 


träfen die Entscheidungen, nach denen «sich die Herren Diplomaten zu 
richten haben werden», notierte er Ende Mai 1913 nach seinem Zusam- 
mentreffen mit Nikolaus II. und George V. in Berlin anläßlich der Hoch- 
zeit seiner Tochter.’ 

Während der Hochzeitsfeierlichkeiten führte Kaiser Wilhelm mit dem 
Privatsekretär des britischen Königs ein weitreichendes Gespräch, das 
Lord Stamfordham (wie Sir Arthur Bigge jetzt hieß) so bezeichnend für 
die Mentalität des deutschen Herrschers fand, daß er es gleich viermal auf- 
zeichnete, um ja sämtliche Nuancen festzuhalten. Vom Kriege auf dem 
Balkan erklärte Wilhelm dem verblüfften Engländer: «Dieser Krieg hat 
den ganzen Osten in Unruhe versetzt & wird eines Tages eine Frage auf- 
werfen - keine britische oder russische, sondern eine internationale Frage, 
denn es wird sich um eine Rassenfrage handeln. - Die Slawen sind jetzt 
unruhig geworden & werden Österreich angreifen wollen. Deutschland ist 
verpflichtet, seinem Verbündeten beizustehen. - Rußland und Frankreich 
werden eingreifen & dann England - kämpfend gegen die Angelsachsen 
[sic] & die Kultur der Welt. Er könne nicht verstehen, daß wir bevorzugen, 
den lateinischen Rassen beizustehen, statt den Teutonen. «Ich weiß, Ihr 
seid verpflichtet, den Franzosen zu helfen.» Als Stamfordham geltend 
machte, «daß nur ein unprovozierter Angriff uns einbeziehen würde», 
habe der Kaiser mokant erwidert: «Können Sie mir denn sagen, was ein 
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unprovozierter Angriff ist? — Reicht es, Ihnen die Mütze herunterzuschla- 
gen, oder muß ich Ihnen vors Schienenbein treten? Sehen Sie sich die Ma- 
rokko-Angelegenheit an: Ich weiß, daß [Sir John] French und Ihre Gene- 
ralstabsoffiziere in Frankreich gewesen sind & daß Sie versprochen haben, 
100000 Mann Truppen zu schicken, & das ist es, was uns so wütend 
gemacht hat. Ich bin ein Mann des Friedens - aber jetzt muß ich mein 
Land so bewaffnen, daß ich jeden, der uns anfällt, zerschmettern [crush] 
kann - & crush them I will.» Wilhelm fuhr fort, er habe dem Zaren deut- 
lich zu verstehen gegeben, «daß, falls Österreich angegriffen würde, er ab- 
solut verpflichtet wäre, es zu unterstützen: den alten Kaiser [Franz Joseph] 
mit seinen Niederlagen in der Vergangenheit, seinen Sorgen etc., könne er 
nicht allein lassen.» «Wie könnte ich etwas anderes tun, als ihm beizuste- 
hen?» habe Wilhelm ausgerufen. Die Engländer, sagte der Kaiser, «redeten 
viel über die balance of power & sagten, um sie aufrechtzuhalten seien sie 
der Entente beigetreten: aber Deutschland hält die balance of power.» Dar- 
über hinaus werde bei der Gestaltung der Ereignisse die Vorsehung eine 
bestimmende Rolle spielen. «Ich sage den Leuten immer, daß sie in ihren 
Berechnungen die Vorsehung vergessen, aber ich nicht.» Sodann sprach 
der Kaiser noch «ernsthaft über die gelbe Gefahr & sagte, Japan arbeite in 
Indien gegen uns: er habe ein Exemplar einer antibritischen Proklamation 
gesehen, von der 600 000 von den Japanern in Indien verbreitet worden 
seien. Wir [Engländer] hätten alle unsere Schiffe aus dem Pazifik abgezo- 
gen: sobald der Panamakanal eröffnet sei, würden Amerika & Japan um 
die Vorherrschaft in diesen Gewässern konkurrieren - und wir hätten alle 
unsere Schiffe in der Nordsee versammelt, & warum? Weil wir so idiotisch 
seien, zu glauben, er [der Kaiser] wolle uns angreifen -! Wir hinderten an- 
dere Staaten nicht daran, Schiffe zu bauen, & müßten wirklich nicht glau- 
ben, daß sie [die deutschen Schiffe] gedacht seien, gegen uns verwendet zu 
werden - wir sollten nicht wie Nero sein, der, wenn er Leute auf der Straße 
lachen sah, sich einbildete, sie lachten über ihn! Es gäbe genug Platz für 
uns beide in der Welt & er sei ein Mann des Friedens & wünsche vor allem, 
mit England im Frieden zu leben.»'? 

Während der Skutari-Krise vom Mai 1913, als der Generalstab und der 
Admiralstab zum zweiten Mal innerhalb von sechs Monaten zu einer Art 
Kriegsrat zusammentrafen, wurde die Frage des noch unfertigen Kaiser- 
Wilhelm-Kanals zwangsläufig wieder akut. Kurz nach der gemeinsamen 
Krisenbesprechung mit dem Generalstab vom 5. Mai 1913 stellte der neue 
Admiralstabschef Hugo von Pohl fest, daß angesichts der Kriegsgefahr 
und der bekannten Äußerung Haldanes vom Dezember 1912 die großen 
Schiffe, die den Kanal noch nicht passieren konnten, in der Nordsee sta- 
tioniert werden müßten. Deutschland, so führte er in einem Schreiben an 
Tirpitz vom 9. Juni 1913 aus, müsse «für alle Fälle auf einen Krieg mit 
England vorbereitet bleiben. Das erscheint mir um so notwendiger, als 
England nach der Euer Exzellenz bekannten Äußerung Lord Haldanes zu 
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unserem Botschafter in London im Falle eines Konflikts zwischen Drei- 
bund und Zweibund auf Seiten des Zweibundes steht, wenn es diesen 
Konflikt nicht verhindern kann.» Wie der Kaiser, die Wilhelmstraße und 
der Generalstab bevorzugte die kaiserliche Marine erst recht ein Hinaus- 
schieben des «großen Kampfes», wenigstens bis die Erweiterungsarbeiten 
abgeschlossen sein würden. 


4. «Irrlichtereien»: Die Ziele der Orientpolitik Wilhelms I. 


Die Bemühungen Bethmann Hollwegs, des Auswärtigen Amtes, Lich- 
nowskys und Kühlmanns, durch demonstrative Zuverlässigkeit und ver- 
trauensbildende Zusammenarbeit mit Sir Edward Grey auf der Londoner 
Botschafterkonferenz eine Annäherung an Großbritannien herbeizufüh- 
ren, wurden von Wilhelm II. mit martialischer Ungeduld durchkreuzt. 
Wiederholt drohte er zornig, das «europäische Konzert» zu verlassen. 
«Ich mach solche beschämende Comödien des Europläischen] Conzerns - 
nicht Conzerts - nicht länger mit, und werde fortab meine eigenen Wege 
den Kämpfenden gegenüber gehen, wie sie für uns gut sind ohne Rück- 
sicht mehr auf andere!» rief er aus.°' Dem britischen Außenminister warf 
er vor, immer dem Druck Rußlands und Frankreichs nachzugeben und so- 
mit «Oesterreich und den 3 Bund um seine ganzen Interessen!» zu brin- 
gen. «Auf die Dauer kann ich protestlos solche Schweinerei nicht mitma- 
chen! [...] Das können wir unserem Publikum auch nicht zumuthen!»* 
«Zu solch’ hausbackenem schwächlichem Quatsch braucht es weder des 
Pacificator Mundi Grey, noch einer Monatelangen Londoner Conferenz! 
Er hat sich mit Glanz blamirt!» erklärte der Kaiser im Juni 1913, unmittel- 
bar vor dem Ausbruch des Zweiten Balkankrieges.* 

Im Gegensatz zu Grey, der durch endloses Lavieren unter den sechs auf 
der Botschafterkonferenz vertretenen europäischen Mächten und den par- 
allel dazu in London verhandelnden Delegierten der Balkanstaaten und 
der Türkei bestrebt war, weiteres Blutvergießen zu verhindern, machte 
Kaiser Wilhelm als «Militär» nach wie vor geltend, daß eine Lösung erst 
nach einem klaren militärischen Resultat würde erreicht werden können. 
«Ich bin dafür Erst fechten, dann handgreifliche klare Friedensprälimina- 
rien auf dem Schlachtfelde, in die die Mächte eingreifen könnten. Bevor 
aber ein greifbares Friedensinstrument zwischen den Duellanten nicht 
vorliegt, ist kein Eingreifen möglich. Erst muß da einer definitiv siegen 
und der andre die Besiegung zugeben.» Sonst entstehe nur «Unsinn und 
Confusion». «Nichts ist entschieden, kein Sieger, kein Besiegter, keiner 
giebt nach und der eine will ebensogut behandelt werden wie der Andre! 
Wer jetzt den Kampf verhindert, lädt den ganzen Haß für den Friedens- 
schluß von beiden Seiten auf sich. Da mache ich nicht mit!»“* Die verschie- 
denen von Grey ventilierten Lösungen der leidigen Adrianopelfrage be- 
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zeichnete Wilhelm II. als «Quatsch» und erklärte: «Ich habe genug von 
dem Dreck und mache solchen Unsinn nicht weiter mit! Mögen die Kerls 
sich keilen und die Sache erst zur Entscheidung bringen damit klare Ver- 
hältniße geschaffen werden.»° Den Vorschlag der türkischen Regierung, 
Adrianopel gemeinsam mit den Bulgaren zu besetzen, lehnte Wilhelm erst 
recht als «absoluten Blödsinn!» ab. Wieder verlangte er statt eines Kom- 
promisses eine klare militärische Entscheidung auf dem Schlachtfeld. «Auf 
solche dämlichen Vorschläge wird [sich] kein siegreicher Gegner einlassen. 
Adrianopel oder der Kampf! So lautet die Bulgarische Devise! Eine Dop- 
pelbesetzung der Stadt ist heller Unsinn! Franzosen u[nd] wir in Metz!» 
Mit der Wiedereinnahme Adrianopels durch die Türken im Sommer 
1913 schöpfte Wilhelm II. Hoffnung, daß das Zarenreich, sollte es zugun- 
sten Bulgariens in das Geschehen eingreifen, als europäischer Störenfried 
erscheinen würde.” Die Anregung Greys, Deutschland möge gemeinsam 
mit Rußland die Türken zur Räumung Adrianopels bewegen, schon um 
die Russen vor einem einseitigen Vorgehen abzuhalten, lehnte der Kaiser 
leidenschaftlich ab. «Wenn er ein einseitiges Vorgehen Rußlands befürch- 
tet — was ich nicht thue - so soll doch England mit Rußland gehen und 
versuchen, die Türken herauszugraulen, und das Odium vor der Moslemi- 
tischen Welt tragen; wozu sollen wir so dumm sein das für England zu 
thun?» Dem Kaiser war klar: «Was Herr Grey nicht selbst fertig bringt 
und ihm zu dornig ist, soll die Magd Germania erledigen, da Britannia 
fischen und Grouse schießen gehen will! - Ich habe keine Sorge, daß Ruß- 
land etwas allein gegen die Türken unternimmt, aus dem einfachen Grund, 
daß es militärisch nicht dazu in der Lage ist und zu schwach. Sollte es doch 
etwas unternehmen, nun um so besser, dann entzweit es sich mit England 
und event[uel]l Frankreich und die 3pel Entente geht in die Binsen. Das 
kann uns gerade Recht sein. Ein «Vorschlag — wie Grey meint - seitens 
Rußlands und Deutschlands, an die Türkei zur Räumung Adrianopels, ist 
wirklich naiv! Weil er Angst vor seinen indischen Muhamedanern hat, sol- 
len wir das Geschäft und das Odium für England uns aufladen. Das fällt 
uns nicht im Traume ein! Es ist an Stambul, sich in Ruhe zu überlegen, ob 
es ganz und gar in Adrianopel bleiben will oder nicht! Und von uns unge- 
stört seine Entschlüsse frei zu fassen. Sollte es dabei zu der Überzeugung 
gelangen, daß es praktischer sei, dem früher ausgesprochenen Rath der 
Mächte, die Stadt den Bulgaren zu lassen, zu folgen, dann wird Stambul 
schon den Weg beschreiten und sich mit Bulgarien direkt darüber einigen. 
Ist dagegen der Druck der Muhamed[anischen] Welt zu stark und muß 
Stambul vorläufig Prestiges halber drinnen bleiben, dann ist es nicht 
Deutschlands Sache, das Gefühl der Moslims durch entgegenlaufende 
Rathschläge unnötig zu verbittern und gegen sich einzunehmen. Es ist da- 
her Grey’s Ansinnen einer Deutsch-Russlischen] Aktion gegen Stambul, 
wegen Adrianopel absolut abzulehnen! Das ist jetzt Sache des Taktgefühls 
der Regierung in Stambul und ihres Verhältnisses zum Türkischen Heer! 
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Mit anderen Worten: Grey hat Angst, sein Allierter [sic] Rußland könnte 
aus der Entente ausscheiden, und wir sollen behülflich sein, die Russen bei 
England zu behalten! Fällt mir nicht im Traume ein!» 

Wilhelms Haltung in der Balkankrise war auch jetzt von weitreichen- 
den geostrategischen Erwartungen auf einen Durchbruch zur deutschen 
Vorherrschaft im Nahen und Mittleren Osten bestimmt, doch mit der 
Machtübernahme der Jungtürken unter Enver Pascha in Konstantinopel 
am 23. Januar 1913 und dem Vordringen des unter russischem und franzö- 
sischem Einfluß stehenden Bulgarien hatte sich seine ursprüngliche Vor- 
stellung von der Mächtekonstellation, durch die dieses Fernziel erreicht 
werden sollte, geändert. Statt wie zu Beginn des Balkankrieges seine Hoff- 
nungen in den Zusammenschluß sämtlicher Balkanstaaten als siebente eu- 
ropäische Großmacht zu setzen, und statt von einem Bündnis zwischen 
Bulgarien und einer regenerierten Türkei zu träumen, mit dem Deutsch- 
land den Orient bis nach Odessa, Indien und Ägypten würde beherrschen 
können (siehe oben S. 941), verlangte er nunmehr die Legung eines 
«eisernen Ringes» um Bulgarien und das Zusammengehen des Dreibundes 
mit den übrigen Balkanstaaten (inklusive Serbien) und der Türkei. Mit sei- 
ner antibulgarischen Orientpolitik setzte sich Wilhelm II. zunehmend in 
Gegensatz zur Politik der Wiener Regierung, die gerade den Beistand Bul- 
gariens gegen die großserbischen Aspirationen Belgrads benötigte. Wil- 
helms gleichzeitige Parteinahme für die griechischen Bestrebungen an der 
Adria verprellte nicht nur Österreich, sondern, wie zu sehen sein wird, 
auch den anderen Dreibundpartner Italien. 

Sobald im Februar 1913 eine gewisse Entspannung in den russisch- 
österreichischen Beziehungen erfolgt war, trat Wilhelm mit seinem neuen 
Balkankonzept hervor. Durch die Annäherung des Habsburgerreiches an 
Serbien, Griechenland, Rumänien und die Türkei sollte ein «fester Ring 
um Bulgarien» gelegt und die Ausweitung des Einflusses des Dreibundes 
im Orient fortgesetzt werden. Nach Rücksprache mit seinem Freund Max 
Egon Fürst zu Fürstenberg verfügte er am 5. März 1913 überraschend: «Es 
liegt im Interesse Oesterreichs, daß es sich mit Serbien verträgt, mit ihm 
sich stellt und handelspolitisch verträgt und seine Entwickelung fördert. 
In diesem Falle ist eine Oesterreichlische] Armee an der Serbl[ischen] 
Grenze nicht mehr nöthig. Zudem würde dann die Mittheilung der That- 
sache, daß an der Serbischen Grenze Truppen oder Reserven zurückgezo- 
gen würden, da man mit Serbien auf gutem Fuße leben wolle, in Russland 
befriedigen, ohne etwas Unangenehmes für Oesterreich zu haben. Die 
Politik Wiens Serbien gegenüber war verfehlt! Man sehe den Fehler ein, 
redressire ihn, und gewähre Serbien Rückhalt, den es Bulgarien gegenüber 
braucht und wünscht. Da es sich schon mit Griechenland zu ähnlichem 
Zweck verbunden hat, so würde dieses ebenfalls mit Oesterreich mit- 
wirken. So könnte Wien bei coulanter und geschickter Behandlung mit 
Serbien, Rumänien und Griechenland gemeinsam einen festen Ring um 
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Bulgarien legen, dem die Türkei sich später anschließen könnte! Fürst 
Fürstenberg hat Einsicht genommen und ist völlig einverstanden.» Der be- 
ste Weg, «um mit Belgrad auf gutes Verhältniß zu kommen», sei «nach 
Fürstenbergs Meinung, die von Serbien freiwillig angebotene Revision des 
Handelsvertrages». Wilhelms Instruktionen wurden umgehend an den ge- 
treuen Tschirschky in Wien weitergeleitet, der sie dem wenig begeisterten 
österreichischen Außenminister Berchtold darlegte.” 

Gegen die aus Berlin signalisierte neue Balkanpolitik machte Berchtold 
geltend, das oberste Ziel der österreichisch-ungarischen Regierung sei, 
«Bulgarien und Rumänien zusammen an den Dreibund heranzuziehen», 
doch Kaiser Wilhelm II. wußte es besser: «! Serbien ulnd] Rumänien ist 
viel leichter», konterte er. Die Versuche der Österreicher, Bulgarien zu ge- 
winnen, würden ohnehin «nicht gelingen!», denn Bulgarien «hängt mit 
«goldener> Fessel an Russland und Frankreich fest». «Ich bin nach wie vor 
der Ansicht», schrieb er, «daß die Combination Serbien, Rumänien, Grie- 
chenland unter Oesterreichs Führung die natürlichere und bessere ist; weil 
sich auch an sie die Türkei lieber anschließen wird wie an eine Bulgarische. 
Dann hätte Oesterreich einen präponderirenden Einfluß auf mindestens 
3 slavische Balkanländer, die unter seiner Aegide zu eisernem Ring um 
Bulgarien gelegt werden könnten. Solchem Druck könnte Sofia auf die 
Dauer nicht widerstehen, und es würde doch allmählich von selbst sich 
heranfinden, wenn ihm Russlands bevormundende Freundschaft zu viel 
wird. Immerhin ist durch das Bündniß, Oesterreich, Serbien, Griechen- 
land, Rumänien, die gefürchtete Allslavische Welle gründlich getheilt. 
Während auf die von Berchtold beabsichtigte Weise, alle Slaven Rußland 
in die Arme mit Kunst und Gewalt getrieben werden.» Auch diese kaiser- 
lichen Randbemerkungen leitete Staatssekretär von Jagow als Richtlinie an 
die Wiener Botschaft weiter.” An dem Gedanken der Umklammerung 
Bulgariens durch einen österreichisch-serbisch-griechisch-rumänischen 
«eisernen Ring» hielt Kaiser Wilhelm noch monatelang fest und beschwor 
dadurch eine schwere Vertrauenskrise zwischen Berlin und Wien herauf.’' 

Hinter dem Vormarsch der Bulgaren auf Konstantinopel witterte Wil- 
helm die Absicht Rußlands, selber an die Dardanellen heranzukommen. 
Es sei zu befürchten, Rußland habe «sich heimlich mit Bulgarien dahin ge- 
einigt, [...] daß Bulgarien - für Rußland - auch noch Stambul einstecken 
darf.»”° Nicht Rußland, sondern das Deutsche Reich sollte aber in Klein- 
asien und Mesopotamien das Sagen haben. Die Ansicht des Botschafters 
von Wangenheim, daß eine «Resurrektion» der Türkei nur durchzuführen 
wäre, wenn sich das Land auf Deutschland und England stützen könne, 
verwarf Wilhelm mit der Bemerkung, dies «geht nicht an! entweder 
oder!» Um Palästina und Syrien, so glaubte er, stritten sich bereits die 
Engländer und Franzosen «auf Leben und Tod». «Also Achtung, aufge- 
paßt, daß die Aufteilung nicht ohne uns gemacht wird. Ich nehme Meso- 
potamien, Alexandretta [Iskenderun], Mersina! Die einsichtigen Türken 
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erwarten dies «Schicksal bereits in Geduld.»’* Auf der Hochzeit seiner 
Tochter im Mai 1913 schreckte Wilhelm nicht davor zurück, dem erstaun- 
ten Lord Stamfordham auseinanderzusetzen, welche Ziele er im Orient 
verfolge. Er sprach lange über Mesopotamien und über den Ausbau Alex- 
andrettas zu einem «großen Handelshafen». Er schien sämtliche Einzel- 
heiten der Bagdadbahn genau zu kennen und skizzierte auf einem Zettel 
die geplante Route, die die Bahntrasse durch das Taurusgebirge nehmen 
würde. «Er sei froh, daß die Kuwait-Frage erledigt sei. Er schien zu billi- 
gen, daß die Bahn nicht über Basra hinaus verlängert würde und daß die 
Güter auf dem Schatt el-Arab von & zu der Küste transportiert würden.»’’ 
Ganz in diesem Sinne äußerte der Staatssekretär von Jagow in einem Erlaß 
an den Botschafter in Konstantinopel die Meinung, die Türkei habe «für 
uns nur noch das eine Interesse, daß sie in Asien noch solange fortbesteht, 
bis wir uns in unseren dortigen Arbeitszonen weiter konsolidieren und für 
die Annexion fertig werden».° 

Die Parteinahme Wilhelms II. für Griechenland, das seine Adriagrenze 
bis zur Nordspitze Korfus hinaufschieben wollte, war so eklatant, daß 
man weitverbreitet von einer dynastischen Bevorzugung seines Schwagers 
Konstantin ausging, der nach der Ermordung König Georgs 1. in Saloniki 
am 18.März 1913 den Thron in Athen bestiegen hatte.” Die kaiserliche 
Politik rief Kopfschütteln unter den eigenen Diplomaten hervor, drohte 
sie doch Mißtrauen nicht nur in Frankreich und England, sondern auch 
und in erster Linie in Italien und Österreich zu wecken. Anders als Wil- 
helm gingen beide Dreibundpartner davon aus, daß Griechenland, das aus 
der Meerenge zwischen Korfu und dem Festland einen Flottenstützpunkt 
machen wolle, in absehbarer Zeit unter den Einfluß der Triple Entente 
kommen werde. Solche Befürchtungen verwarf der Kaiser wie gewohnt als 
«Unsinn!», «Blech!» und «Blödsinn!» Griechenland werde in Zukunft 
nicht zur Einflußsphäre der Entente, sondern zu der des Dreibundes 
gehören. «Das Land muß, soweit es Corfu gegenüber liegt, unbedingt 
zu Griechenland kommen. [...] Wenn man Griechenland so unerhört 
schlecht behandeln will wie [der italienische Außenminister Marquis di] 
S[an] Giuliano es hiernach vorhat, dann geht es allerdings sicher zur Tripel- 
entente über! Wozu es bisher gar keine Veranlassung hat. Diese steht - 
was Russland betrifft - hinter Hellenens Todtfeinden, den Bulgaren, eben- 
so Frankreich! [...] Die Auffassung des [italienischen] Ministers ist Blöd- 
sinn, da er die Landesverhältnisse Corfu gegenüber gar nicht kennt. Und 
was die Einrichtung einer Flottenbasis dort betrifft, so kann sie natürlich 
nicht zwischen Corfu ulnd] Festland liegen, - geographischer Unsinn -, 
sondern in Corfu. Will Hellas dort einen Kriegshafen bauen, so geht das 
weder den General- noch Admiralstab Italiens irgend etwas an! Ich werde 
jedenfalls diesem Unsinn zu Gunsten Griechenlands entschieden ent- 
gegentreten.»”® 

Geradezu niedergeschlagen reagierten die deutschen Diplomaten auf 
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die progriechische Wendung in der deutschen Balkanpolitik, die sie auf 
Wilhelms persönliche Initiative zurückführten. Der Marineattach& in 
Rom, Korvettenkapitän Werner Freiherr von Rheinbaben, meldete dem 
Reichsmarineamt am 18. April 1913 von einem weitreichenden Gespräch, 
das er soeben mit dem Londoner Botschaftssekretär Richard von Kühl- 
mann geführt hatte. Kühlmann sei «ganz bestürzt» gewesen, von dem Bot- 
schafter in Rom, Hans von Flotow, zu erfahren, «daß wir uns jetzt ganz 
plötzlich, anscheinend auf Allerhöchsten Wink, zum eifrigen Fürsprecher 
der griechischen Wünsche bezüglich der südalbanischen Grenze gemacht 
hätten. Anstatt die einfache und klare politische Linie: Stärkung des Drei- 
bundes mit geschäftemachender Anlehnung an England, Ausspielen der 
Balkanstaaten incl. Griechenland gegeneinander zur Verhütung nochmalı- 
ger Blockbildung - weiter zu verfolgen, spukten schon wieder unklare 
Ideen wie «Stützung des Griechentums gegen den slavischen Ansturm» etc. 
in die Politik Deutschlands hinein, die uns wieder aufs Neue als unzuver- 
lässige Kandidaten kennzeichnet. Was geht uns blos die griechische Nord- 
grenze an! Für Italien müßten wir jetzt energisch stehen! Schon sei Italien 
ernstlich verstimmt, das dieses Verhalten Deutschlands als schlechten 
Lohn für die vorzeitige Erneuerung des Dreibundes kennzeichne. Fort mit 
den Irrlichtereien, daß Deutschland sich auf Griechenland, Rumänien und 
die Türkei in Zukunft stätzen müsse. -— Das seien schwanke Rohre, um 
sich darauf zu stützen! Herr v. Kfühlmann] will von London aus so gut 
wie möglich einer solchen falschen deutschen Politik entgegenwirken.»” 
Zweifellos stellte die kaiserliche Griechenlandpolitik eine Belastung der 
deutsch-italienischen Beziehungen dar und warf einen Schatten auch auf 
das Verhältnis zwischen Berlin und Wien. 
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Auf der Hochzeit seiner Tochter nahm Kaiser Wilhelm II. vorübergehend 
jene Stellung ein, die er immer schon als sein gottgewolltes Recht ange- 
sehen hatte: Nicht die Botschafterkonferenz in London, sondern der 
Areopag der drei geheiligten Souveräne Europas unter der Ägide des 
Deutschen Kaisers in der deutschen Hauptstadt bildete für ihn das eigent- 
liche «europäische Konzert» und bestimmte die Geschicke der kleineren 
und schwächeren Staaten und nicht zuletzt auch die inneren Angelegen- 
heiten der Donaumonarchie. In diesem Hochgefühl teilte er in einem «ge- 
heimen!» Brief vom 27. Mai 1913 dem österreichisch-ungarischen Thron- 
folger mit, was er über seinen Kopf hinweg mit seinen beiden gekrönten 
Kollegen von Großbritannien und Rußland alles abgemacht hatte. «Lieber 
Franzi», schrieb er ihm, «Ich benutze Maxens [Fürstenbergs] Rückkehr 
um Dir diese Zeilen mitzusenden, die Dich über den Verlauf der Zusam- 
menkunft orientiren sollen. Sie ist vom politischen Standpunkt aus über- 
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aus erfreulich und günstig verlaufen. Es wurde zwischen König Georg \V, 
dem Kaiser [Zar Nikolaus] und mir eine absolut vollkommene Ueberein- 
stimmung die Angelegenheiten der Balkanstaaten betreffend constatirt. Es 
ist folgendes vereinbart als Linie gemeinsamer Politik. 1.) Den ränkevol- 
len, unruhigen und unzuverlässigen König von Bulgarien endgültig und 
nachhaltig endlich zur Ruhe zu verweisen und zur Raison zu bringen. Er 
hat mit Wissen und Einverständniß des Königs von England vom Kaiser 
[Nikolaus] und mir zwei scharfe nicht mißzuverstehende Telegramme er- 
halten. Der [russische] Kaiser macht Bulgarien im Falle der Fortsetzung 
der Kämpfe gegen Griechenland verantwortlich für alles Unheil, was auf 
dem Balkan vorkommen könnte. 2.) Die Türkei ist unter allen Umständen 
zu reorganisiren und ihr auf die Beine zu helfen; sie ist vor dem Verfall und 
der Zerstückelung zu bewahren. Reorganisation des Heeres, der Marine, 
Gendarmerie etc., Neubefestigung der Hauptstadt Stambul, wegen Ge- 
fahrdrohender Nähe der Bulgarischen Grenze. Stambul soll unbedingt 
türkisch bleiben und Wohnort des Sultans bleiben. 3.) Die Verbündeten 
Balkanstaaten sollen gehindert werden sich in die Haare zu gerathen über 
die Theilung der Beute. Daher hat der Kaiser [Nikolaus] das Schiedsrich- 
teramt zwischen Serbien und Bulgarien übernommen auf Wunsch beider 
Länder. 4.) Die Wünsche Griechenlands sind zu unterstützen um den sieg- 
reichen Feldherrn nicht um die Früchte seines Sieges zu bringen; und dem 
neuen Herrscher [König Konstantin 1.] einen guten Anfang und gute Posi- 
tion bei seinem Volke zu ermöglichen. [...] In einem Privatgespräch mit 
dem Kaiser [Nikolaus] habe ich durch eine zufällige Bemerkung dessel- 
ben, die günstige Gelegenheit gefunden ihm eingehend die innerpoliti- 
schen Schwierigkeiten (Slavenfrage) Oesterreichs detaillirt zu schildern 
und daraus sein Verhalten in der Balkanfrage erläutert. Der Kaiser zeigte 
vollstes, eingehendes Verständniß und - zu meiner großen Freude - billig- 
te in anerkennenden Worten die Haltung Kaiser Franz Josefs, die Schwie- 
rigkeiten seiner Lage voll würdigend. Sowohl der König von England, wie 
der Kaiser sind vollkommen einig mit mir und fest entschloßen die unge- 
zügelte Vergrößerungssucht Bulgariens auf Kosten der Türkei und ande- 
rer Staaten scharf in Grenzen zu halten, und der Türkei möglichst günstige 
Bedingungen für ihre Erhaltung und Festigung zu schaffen. Jedenfalls soll 
Stambul keinesfalls in Bulgariens Hände fallen. Du mögest aus meinen 
Mittheilungen einen neuen Beweis meines freundschaftlichen Vertrauens 
zu Dir, lieber Franzi erkennen, und ersehen wie wichtig ich es halte, daß 
Du gut orientirt seiest über die zukünftigen Ziele, welche im Orient 
verfolgt werden sollen.»*° Es ist mehr als fraglich, ob Nikolaus II. oder 
George V. vieles von den weltbewegenden Entscheidungen mitbekommen 
haben, die ihnen Wilhelm in diesem Brief in den Mund legte. Die Monar- 
chen waren ja ohne ministerielle Begleitung nach Berlin gekommen, da es 
sich nicht um eine politische Zusammenkunft, sondern um eine rein priva- 
te Familienfeier handelte. Zwar räumte der britische König später ein, daß 
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er in Berlin die Zukunft der Türkei mit dem Kaiser und dem Zaren erör- 
tert hätte. Alle drei seien sich darin einig gewesen, daß der Türkei geholfen 
werden müsse, ihre Besitzungen in Asien zu erhalten. Aber diese Gesprä- 
che seien doch sehr im allgemeinen geblieben.” 

Die arrogante Rücksichtslosigkeit, mit der Wilhelm II. in seinem Brief 
an Franz Ferdinand über die Interessen und Ziele der verbündeten Do- 
naumonarchie hinwegging, spiegelt die Verachtung und wachsende Unge- 
duld, die er, seine Generäle und auch die Wilhelmstraße inzwischen für die 
Wiener Politik empfanden. Berchtold, so schimpfte der Kaiser, sei einfach 
«hülflos, weiß nichts und täuscht sich und andere mit Phrasen». Seine 
Schaukelpolitik, seine Weigerung, eindeutig gegen Rußland Stellung zu 
beziehen, sei «doch der Urgrund der ganzen Balkanschweinerei» gewesen, 
meinte er und fuhr fort: «Oesterreich hat alles gethan um die Vormacht- 
rolle, die es spielen konnte, von sich zu weisen. Jetzt ist für Wien nur eine 
Rettung, sich mit dem Balkanstaat, gegen den der Zar entscheidet, zu be- 
freunden und an sich zu fesseln, um so ein Loch in den allslavischen Bau 
zu brechen.»®* Den von Berchtold erhobenen Anspruch, daß schließlich 
Österreich-Ungarn seine Zustimmung zu der definitiven Regelung der 
Verhältnisse auf dem Balkan geben müsse, nahm der Kaiser mit Hohn auf. 
Österreichs Zustimmung werde «kaum mehr nöthig sein»; es werde «wohl 
nicht gefragt werden». Nicht zu Unrecht stellte Franz Ferdinand im Juli 
1913 fest, der Deutsche Kaiser sei «fuchsteufelswild» über die österreichi- 
sche Balkanpolitik." Berchtold sah sich genötigt, den Thronfolger zu bit- 
ten, in seiner Antwort an Wilhelm «bei objektiver Kennzeichnung unseres 
einschlägigen Standpunktes» eine Polemik «tunlichst» zu vermeiden.'* 
Bitter klagte er: «Berlin [...] versagt vollkommen in dieser historischer 
Stunde schicksalwendender Entscheidung.» Und auch der alte Kaiser 
Franz Joseph mußte eingestehen, «daß wir in einer Zeitenwende, wo es 
sich für uns um Sein oder Nichtsein handle, nahezu isoliert dastehen».°° 
Unübersehbar übernahm das kaiserliche Deutschland in der Orientpolitik 
mehr und mehr jene führende Rolle, die bislang die Donaumonarchie aus- 
geübt hatte.” 

Sowohl Berlin als auch Wien begrüßten den Ausbruch des Zweiten 
Balkankrieges am 29. Juni 1913, in dem die Balkanstaaten wegen der Ver- 
teilung der von der Türkei erbeuteten Gebiete kämpften. Vorübergehend 
schien damit der drohende Zusammenschluß der slawischen Kleinstaaten 
unter der Ägide Rußlands gebannt. «Möge dieses Slavische Scheusal einge- 
hen, und der Kampf der Balkanslaven untereinander, dem Panslavismus 
eine derbe Abfuhr auf Lange eintragen!» jubelte Wilhelm II." Mit seinen 
Schlichtungsbestrebungen habe Grey «gar nicht gesehen, was in continen- 
taler Beziehung der Bruderkampf im Balkan bedeutet! Ein Zusammenbre- 
chen Russischer Politik und Prestiges in der Panslav[istischen] Welt!»" 
Aber die Vorstellungen der österreichischen Regierung standen der Bal- 
kanpolitik Wilhelms II. weiterhin diametral gegenüber. Während sich der 
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Deutsche Kaiser nach wie vor für die Interessen Griechenlands einsetzte, 
befürchteten sowohl Österreich als auch Italien die Entstehung einer neu- 
en Seemacht an der Adria; während Wilhelm bestrebt war, Rumänien an 
den Dreibund heranzuziehen, um Bulgarien zu isolieren, warb Berchtold 
gerade um die militärische Unterstützung Bulgariens gegen Serbien; und 
während Wilhelm den Anschluß Serbiens an die Doppelmonarchie be- 
trieb, damit diese den Rücken gegen Rußland freihaben würde, sahen die 
Österreicher gerade in dem gewaltig erstarkten Serbien die Bedrohung 
ihrer vitalsten Interessen. 

Scharf verurteilte Wilhelm die ablehnende Haltung seiner beiden Drei- 
bundpartner gegenüber den griechischen Forderungen an der Adria. «Wenn 
Oesterreich-Italien Griechenland gegenüber unvernünftig sind ist das nicht 
unsere Schuld! Wir sind nicht verpflichtet jeden Unsinn mitzumachen, den 
diese vorhaben. Wir haben schon reichlich viel in dieser Beziehung auf un- 
ser Conto geladen den Bundesgenossen zu liebe. Wenn diese [...] ihre Situa- 
tion stets nur verschlechtern, können wir sie warnen, aber nicht hindern; 
aber mitmachen brauchen wir nicht.»” Penetrant verlangte Wilhelm eine 
völlige Umkehr der Wiener Bulgarien-Politik. Als am 29. Juni 1913 mit dem 
Angriff dieses Landes auf Serbien der Zweite Balkankrieg begann, erklärte 
er dem österreichischen Marineattach& rundheraus: «Er hoffe so schr, daß 
die Bulgaren ordentlich geschlagen und in die ihnen gebührenden Schran- 
ken zurückgewiesen würden und daß sie in ihren ambitiösen Bestrebungen 
keine Unterstützung finden würden.» Die Doppelmonarchie, so fuhr er 
fort, «würde einen schweren Fehler begehen, wollte sie Bulgarien auf Ko- 
sten Rumäniens und Serbiens unterstützen». Für Österreich würde sich 
jetzt «wahrscheinlich die beste Gelegenheit ergeben, sich die Serben dau- 
ernd zu verpflichten und sich alle gewünschten Vorteile zu sichern und ver- 
diene auch der König von Rumänien wegen seines jahrelangen treuen Fest- 
haltens am Dreibunde jede mögliche Rücksicht, während auf die Bulgaren 
wegen ihrer absoluten Unverläßlichkeit nie zu rechnen sein wird».?" Nicht 
zu Unrecht vermutete Generalstabschef Conrad, daß sich das «ausgespro- 
chen feindliche Gefühl» des Kaisers gegen Bulgarien «vornehmlich gegen 
den Herrscher dieses Landes», Zar Ferdinand, richtete.?? 

Die Bevormundung der alten Donaumonarchie durch das mächtige 
Kaiserreich im Norden wurde in Wien schmerzlich empfunden.? In einem 
Klagelied führte Berchtold Ende Juli 1913 die zahlreichen Differenzen 
zwischen seiner und der Berliner Balkanpolitik auf, die seine Amtsführung 
so erschwert hätten. Dem Erzherzog-Thronfolger schrieb er: «Was unser 
Verhältnis zu Deutschland anbelangt, sind allerdings im Laufe der langen 
Krise einige «Unstimmigkeiten» vorgekommen, die darauf zurückzuführen 
sind, daß Deutschland die Balkanfragen, an welchen wir in erster Linie in- 
teressiert sind, nur nach seinen Convenienzen austragen will und in ver- 
schiedenen Phasen Schuld an für uns ungünstigen Wendungen trägt. [...] 
Wenn wir schon dieser Allianz [mit Deutschland] die unangenehme That- 
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sache verdanken, dass uns der französische und englische Geldmarkt ver- 
schlossen ist und wir einer finanziellen Katastrophe entgegengehen, soll- 
ten sie doch wenigstens auf dem einzigen Schauplatz der Aussenpolitik, 
wo vitale Interessen der Monarchie am Spiele stehen, politisch uns Suk- 
kurs leihen. Statt dessen stecken die deutschen Diplomaten ihre Köpfe mit 
den italienischen zusammen [...] und berathen sich in rührender Eintracht 
wie sie den Verbündeten am Balkan diplomatisch knebeln können! All’ 
dies und noch manches Andere schlucken zu müssen gehört zu den An- 
nehmlichkeiten meines Amtes! Ich bin mir aber vollkommen bewußt, daß 
wir Deutschland nicht froissiren dürfen und uns vor Augen halten müssen 
eventuell auf einer Conferenz oder anderswo auf die Unterstützung 
Deutschlands angewiesen zu sein. Auch wäre es unhaltbar auf die Dauer 
zweierlei Politik am Balkan zu machen und auf diese Weise das Spiel unse- 
rer Gegner zu erleichtern. Es ist daher unbedingt nötig uns über die durch 
den Balkankrieg geschaffene neue Situation an unserer Südostgrenze mit 
dem Berliner Cabinete auszusprechen.»?* 

Zur gleichen Zeit hatte Berchtold eine Begegnung mit Conrad, in deren 
Verlauf auch dieser kein Hehl aus seinem Unmut über die selbstsüchtige 
deutsche Politik machte. Er ging so weit, Überlegungen darüber anzustel- 
len, ob das österreichische Vorgehen gegen Serbien nicht besser «einver- 
nehmlich mit Russland» statt mit Deutschland versucht werden sollte. 
Jedenfalls dürften die «weiterreichenden militärischen Massnahmen», die 
eventuell bevorstünden, nicht für «geringfügige» Zwecke, sondern «für 
das große Ziel der Wiedergewinnung, beziehungsweise Erweiterung unse- 
rer Balkanposition aufgewandt werden; dabei dürfte Deutschland nicht 
wieder so wie es im Jahre 1909 geschah gefragt werden, da dieses unsere 
Machterweiterung am Balkan schon deshalb zu hintertreiben trachtet, weil 
es in den dortigen selbständigen Staaten ein fruchtbares Gebiet für seine 
kommerziellen Bestrebungen erblickt.» 

Im Sommer 1913 erreichten die Beziehungen zwischen Kaiser Wilhelm 
und Berchtold ihren Tiefstand. In einem Telegramm vom 16. August 1913 
hob rückblickend der deutsche Souverän hervor, daß er vom Beginn der 
Balkankrise an schwere Bedenken gegen die österreichische Politik getra- 
gen habe. Um einen Zusammenstoß der beiden großen Mächtegruppen zu 
vermeiden, habe er es in der Anfangsphase für richtig gehalten, die «unlös- 
bare Festigkeit des Dreibundes» zu bekunden. Dafür habe er «das Opfer» 
gebracht, «auf gewisse mir an sich unsympathische Wünsche Österreichs 
einzugehen, die mit dem Namen Sandschak, Durazzo, Skutari, autonomes 
Albanien bezeichnet werden mögen». Inzwischen hätten aber sowohl 
Österreich-Ungarn als auch Rußland so viele Fehler gemacht, «daß ihr so- 
genannter Balkaneinfluß einen vielleicht unheilbaren Echec» erlitten habe. 
Mit dem Ausbruch des Zweiten Balkankrieges sei die Wahrnehmung der 
bisherigen Hauptaufgabe der deutschen Politik, nämlich Europa den Frie- 
den zu wahren, allerdings zurückgetreten. Jetzt handele es sich nicht mehr 
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in erster Linie um die Erhaltung des Friedens, erklärte der Kaiser, sondern 
vielmehr darum, «die sich neu bildenden Verhältnisse auf dem Balkan 
richtig einzuschätzen und für eventuelle zukünftige Kombinationen den 
Boden zu bereiten. Ich durfte deshalb den neuen und schwersten Fehler 
Österreichs nicht mehr mitmachen. Österreich, das bisher zwischen Drei- 
bund und Rumänien als Bindeglied gedient hatte, versagte in dieser wichti- 
gen Bundespflicht, indem es sich in starrer Befolgung seiner falschen Ser- 
benpolitik dazu verleiten ließ, mit Sofia so nahe Fühlung zu nehmen, daß 
die traditionellen Beziehungen zu Bukarest in kritischer Zeit notwendig 
leiden mußten. Der Augenblick für einen solchen Fehler war um so 
schlechter gewählt, weil Rußland und Frankreich zur gleichen Zeit augen- 
scheinlich ihre Anstrengungen verdoppelten, um Rumänien für die En- 
tente zu Ungunsten des Dreibundes Boden zu gewinnen. Ich mußte also 
namens des Dreibundes diesen Fehler gutzumachen suchen, selbst auf die 
Gefahr hin, Österreich vorübergehend zu verstimmen. In gleicher Weise 
mußte ich dafür sorgen, daß die Neuordnung auf dem Balkan sich tun- 
lichst vorteilhaft für uns gestaltete. Nicht aus verwandtschaftlichen Rück- 
sichten, sondern unter Ausnutzung der bestehenden verwandtschaftlichen 
Beziehungen muß es unsere Aufgabe sein, das sichtlich im Aufschwung 
begriffene Griechenland auf unsere Seite zu ziehen. Mit Absicht habe ich 
dabei den Nachdruck auf eine Vergrößerung Griechenlands im und am 
Ägäischen Meer gelegt, damit nicht zu große Aspirationen Griechenlands 
an der Adria die Heranziehung dieses Landes an den Interessenkreis des 
Dreibundes für Italien schwer und bedenklich machen sollten. Ganz ähn- 
liche Ziele verfolgt auch meine Politik, die ich der Türkei gegenüber in der 
Adrianopelfrage beobachtet. Ich halte es für das allein richtige, die Ver- 
hältnisse dort allein reifen zu lassen. In jedem Fall will ich jede Ingerenz 
unsererseits vermieden wissen.» Sobald der Friede am Balkan geschlossen 
sei, werde es darauf ankommen, «unsere eigenen Bundesgenossen und na- 
mentlich Österreich von der Richtigkeit unserer Politik zu überzeugen 
und dadurch die augenblickliche Verstimmung zu heben. Ein Personen- 
wechsel in der Leitung der österreichischen Politik, wie er mir schon wie- 
derholt als wahrscheinlich gemeldet ist, wird uns diese Aufgabe, für die 
auch die Presse Direktive erhalten muß, wesentlich erleichtern, zumal ich 
weiß, daß ein großer Teil der österreichischen Diplomaten die Berchtold- 
sche Politik ebenso be- und verurteilt als ich.»?* 

Diese kaiserliche Willensbekundung vom 16. August 1913 wurde um- 
gehend an die beteiligten Botschaften und Gesandtschaften weitergeleitet. 
Ischirschky, der angewiesen wurde, den Inhalt in möglichst schonender 
Form dem verbündeten Außenminister vorzulesen, berichtete am 22. Au- 
gust: «Der Minister war unstreitig lebhaft beeindruckt von dieser aller- 
höchsten Kundgebung und wird seinem Kaiser unverzüglich darüber Be- 
richt erstatten. - Graf Berchtold meinte, er würde glücklich sein, die Lage 
der Dinge im gleichen Lichte ansehen zu können, doch fürchte er, daß in 
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der Zukunft die am Balkan geschaffenen Verhältnisse den Interessen Öster- 
reichs und damit auch Deutschlands noch manche unliebsame Über- 
raschungen bereiten würden.»7 

Die kritische Einstellung Wilhelms I. hatte um so mehr Gewicht, als es 
sich in diesem Fall keineswegs um einen exzentrischen Alleingang des Mon- 
archen handelte. Klagen über die «wenig glückliche Balkanpolitik» Öster- 
reich-Ungarns, die «in letzter Zeit vielfach von den allgemeinen Interessen 
des Dreibundes» abgewichen sei, wurden sowohl im Auswärtigen Amt als 
auch in Berliner Militärkreisen laut, wo man Wien eine «unzeitgemäße 
Hinneigung zu Bulgarien» und eine «Abschwenkung von Rumänien» vor- 
warf. Wie der bayerische Militärbevollmächtigte am ı2. August 1913 zu be- 
richten wußte, habe sich die deutsche Diplomatie «mit Erfolg bemüht, die 
rumänische Verstimmung zu beseitigen. Es besteht überdies die erfreuliche 
Aussicht [...] das erstarkende Griechenland zur politischen Anlehnung an 
den Dreibund, trotz der Werbungen Frankreichs, zu bewegen. Man erhofft 
sogar einen festen Bündnisartigen Zusammenschluß Rumäniens, Griechen- 
lands und der Türkei mit dreibundfreundlicher Tendenz, was nicht nur 
eine erhebliche Entlastung der rechten Flanke Österreichs in einem euro- 
päischen Kriege, [...] sondern auch, besonders durch die emporstrebende 
griechische Flotte, einen willkommenen Zuwachs der maritimen Streit- 
kräfte Österreichs und Italiens im Mittelmeer bedeuten würde.» 


6. «Jetzt oder nie!» «Ich gehe mit Euch!» 
Des Kaisers Blankoscheck vom Herbst 1913 


Der Druck auf Berchtold wurde immer intensiver, zumal sich Kaiser Wil- 
helm und Moltke zunehmend mit dem zum Krieg drängenden Conrad 
von Hötzendorf solidarisierten. Schon Ende Juni 1913 konnte der öster- 
reichische Militärattach& dem Wiener Generalstabschef mitteilen, er habe 
soeben im Militärkabinett erfahren, «dass Seine Majestät der Kaiser und 
König Euer Excellenz zu den diesjährigen Kaisermanövern», die im Sep- 
tember in Schlesien stattfinden würden, einladen werde. Vermutlich sei die 
Anregung dazu von Moltke ausgegangen, «dessen eifrigstes Streben es ist, 
Euer Excellenz mit dem italienischen Generalstabe in engere Beziehungen 
zu bringen». Dies bestätigte Moltke in einem eigenhändigen Schreiben 
vom 29. Juni 1913, in dem er seinem österreichischen Amtskollegen ver- 
sicherte: «Lassen Sie uns den Blick wieder mit Vertrauen und Zuversicht 
auf die Zukunft richten. Wie sie sich gestalten möge, Hand in Hand wer- 
den wir ihr entgegentreten. Die Schwüle der jetzigen Zeit drängt zur Ent- 
ladung. [...] Ich bin nicht darüber orientiert, welche Haltung Ihre Regie- 
rung den Dingen auf dem Balkan gegenüber einnehmen wird, nur das 
weiß ich, daß, wenn es zum Schlagen kommt, der Dreibund seine Schul- 
digkeit tun wird.»'° Conrad wußte also sehr wohl, daß er bei seinem deut- 
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schen Gegenüber mehr Verständnis für seine Ansichten finden würde als 
bei der eigenen Regierung. 

Am 7. September 1913 erhielt Wilhelm II. während der Herbstmanöver 
in Schlesien einen Brief Franz Ferdinands, der herzlicher nicht hätte sein 
können. Er gratulierte dem Kaiser zum «Erfolg Deiner Politik, die ich 
wieder wie immer mit größter Bewunderung verfolgt habe und mit der ich 
mich, wenn ich es in aller Bescheidenheit und tiefster Ergebenheit sagen 
darf, vollkommen identifiziere. Gestatten Majestät, daß ich Dir sage, wie 
sehr ich mich sehne, die jüngsten politischen Ereignisse mit Dir bespre- 
chen zu dürfen, wozu wohl in Leipzig, wo ich die Ehre habe, Dich wieder- 
zusehen, oder in Konopischt Gelegenheit sein dürfte. Ich könnte Dir 
manches, nach meiner bescheidenen Ansicht Interessantes mitteilen.»'”" 
Begeistert sagte sich Wilhelm zu einem Besuch in Konopischt in der letz- 
ten Oktoberwoche an.'” Die Herausgeber der Großen Politik der enropäi- 
schen Kabinette werten die «vollkommene Identifizierung» des Erzher- 
zogs mit der Politik Wilhelms II. als Beweis dafür, daß auch letzterer von 
einem «unbedingten Friedenswillen» geleitet wurde, doch diese Deutung 
muß stark in Zweifel gezogen werden.'” 

Während der Kaisermanöver in Schlesien kam es am 7. und 8. Septem- 
ber 1913 zu intensiven Diskussionen zwischen Wilhelm II. und Conrad, 
an denen sich auch Moltke und Waldersee beteiligten. Conrad machte gel- 
tend, daß die Situation des Dreibundes durch die Ereignisse auf dem Bal- 
kan schwer gelitten hätte und bestand darauf, daß, wenn es zum Krieg ge- 
gen Serbien kommen sollte, Österreich das Recht haben müsse, seine 
Verbündeten - er meinte natürlich Bulgarien - selbst auszusuchen. Zwar 
hielt Kaiser Wilhelm an der Idee eines Anschlusses Serbiens an die Donau- 
monarchie fest, denn sonst hätte Österreich-Ungarn immer einen südsla- 
wischen Staat als Nachbar, der ihm im Falle eines Krieges gegen Rußland 
in den Rücken fallen werde. Aber er beteuerte bei dieser Gelegenheit, we- 
der 1909 noch in der aktuellen Balkankrise Conrad davon zurückgehalten 
zu haben, gegen Serbien loszuschlagen. In der Bosnischen Krise habe er 
erklärt, «daß Deutschland ganz auf Ihrer Seite stehen wird», und auch 
neuerdings hätte Österreich jederzeit gegen Serbien vorgehen können. 
«Warum ist es nicht geschehen?», fragte er. «Es hat Sie niemand verhin- 
dert!» Bereitwillig ging Wilhelm auf die Anregung Conrads ein, Rumänien 
bindend an den Dreibund anzuschließen; bloße Versprechungen genügten 
nicht. Er stimmte ihm zu, daß Rumänien dem Dreibund «mit denselben 
Kautelen beitreten» müsse «wie die anderen Alliierten. Das ist eine gute 
Idee! Wir müssen es betreiben.» Auch Griechenland würde der Dreibund 
«auf unserer Seite haben». Zwar sei die Volksstimmung in Griechenland 
für Frankreich und nicht für Deutschland, doch «jetzt nach dem Siege 
kann der König in seinem Lande machen, was er will. Er wird die Politik 
durchsetzen, die er will.»'°* Bei seiner Rückkehr nach Deutschland ordne- 
te der Kaiser an, «daß Abschriften aller Balkannachrichten von militäri- 
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Abb.37 Der Dreibund: Der Oberste Kriegsherr mit den Generalstabschefs 
Pollio, Conrad von Hötzendorf und Moltke 1913 


schem Interesse sofort [dem] Generalstab mitgeteilt werden».'% In seinen 
Verhandlungen mit Moltke und Waldersee drängte Conrad darauf, daß in 
Anbetracht der Erstarkung Serbiens deutscherseits mehr Kräfte gegen 
Rußland aufgestellt werden sollten. Moltke konterte, daß Deutschland, 
«wenn es zum Kriege käme, mit den Hauptkräften Frankreich angreifen 
und sich dann ehestens gegen Osten wenden» könne. Zwar stünden ihm 
insgesamt 113 Divisionen zur Verfügung, aber «wir müssen an die Englän- 
der denken, die sicher auf französischer Seite stehen werden».'* 

Mit neuer Kraft intensivierte der österreichische Generalstabschef jetzt 
sein Drängen auf einen Krieg. In einer Audienz vom 2. Oktober 1913 be- 
schwor er Kaiser Franz Joseph, das erneute Vorrücken serbischer Truppen 
in Albanien zum Anlaß zu nehmen, um Serbien entweder auf «fried- 
lichem» Wege staatsrechtlich an Österreich-Ungarn anzugliedern oder es 
durch einen Krieg ein für allemal niederzuwerfen.'” Am folgenden Tag 
hielt Conrad im Ministerrat eine «glänzende» Rede über die militärpoliti- 
sche Lage der Doppelmonarchie, darin er, wie der deutsche Militärattach& 
Graf Kageneck nach Berlin meldete, «auf die unumgängliche notwendige 
Auseinandersetzung mit dem entstehenden Großserbien» hingewiesen 
habe.'°® Dem Grafen Berchtold setzte der Generalstabschef am 10. Okto- 
ber auseinander: «Entweder man läßt die Dinge laufen, auch auf die Ge- 
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fahr hin, zugrunde zu gehen, oder man schlägt los, stellt ein Ultimatum 
und führt den Krieg. Noch einmal mobilisieren, ohne ein Stück Land zu 
erwerben, verträgt die Armee nicht mehr.»'% Berchtold sah sich genötigt, 
eine scharfe Warnung an Belgrad zu richten. Dem deutschen Geschäftsträ- 
ger in Wien, Prinz zu Stolberg, teilte er am ı5. Oktober 1913 mit, er werde, 
falls die Antwort unbefriedigend ausfalle, Serbien ein Ultimatum stellen. 
Diesmal, so betonte der Außenminister, sei Österreich-Ungarn «fest ent- 
schlossen [...] nicht nachzugeben». Ein Kleinbeigeben würde die «völlige 
Abdikation» der Doppelmonarchie bedeuten, «was besonders im Hin- 
blick auf die eigenen Südslawen verhängnisvoll» sein würde, «da diese 
durch Schwächung der Monarchie in ihren zentrifugalen Bestrebungen 
bestärkt würden. Er werde daher im Falle weiterer Ablehnung Serbiens bis 
zum Äußersten gehen müssen und habe hierfür neben der einmütigen Zu- 
stimmung der österreichischen und ungarischen Regierungen auch die 
volle Billigung Seiner Majestät des Kaisers Franz Joseph. Er gebe sich der 
Hoffnung hin, daß Deutschland, das doch selbst großes Interesse an Zu- 
rückdämmung der slawischen Flut habe, in dieser Frage moralisch fest 
hinter Österreich-Ungarn stehen werde; denn nur um moralische Unter- 
stützung werde es sich ja voraussichtlich handeln, da weder Rußland noch 
Frankreich Krieg wollten.»'"° 

Einmütig entschieden Kaiser Wilhelm und die Wilhelmstraße, der ver- 
bündeten Regierung in Wien die erbetene «moralische Unterstützung» zu 
gewähren. Indem er Stolbergs Depesche an den bei seiner Schwester in 
Bonn weilenden Kaiser weiterleitete, machte der Stellvertretende Staats- 
sekretär Zimmermann geltend: «Den Direktiven Seiner Majestät des Kai- 
sers und Königs entsprechend haben wir uns während der Krisis des letz- 
ten Winters wiederholt und nachdrücklich zu der Auffassung bekannt, 
daß die Lösung der albanischen Frage im Sinne der österreichischen Wün- 
sche ein vitales Interesse der Doppelmonarchie darstellt. Wollten wir un- 
serem Bundesgenossen jetzt die Gefolgschaft versagen oder auch nur eine 
laue Haltung zeigen, so würde dies in Wien, wo die Werber für einen An- 
schluß an Frankreich und Rußland eifrig am Werke sind, sicherlich schwer 
empfunden werden. Auch könnte eine Absage Deutschlands zur Folge 
haben, daß Österreich sein Heil in einer selbständigen, vielleicht über- 
stürzten Aktion sucht. Ich halte es daher für angezeigt, in Wien zu erklä- 
ren, daß Österreich auf unsere moralische Unterstützung rechnen kann. 
[...] Es wird sich [...] empfehlen, die Angelegenheit unverzüglich auch in 
London zur Sprache zu bringen und die englische Regierung zwecks Ver- 
hütung eines selbständigen, europäischen Komplikationen Vorschub lei- 
stenden Vorgehens Österreichs dringend zur Beteiligung an der Belgrader 
Demarche einzuladen. In Paris und Petersburg dürften wir von dem Ge- 
schehenen lediglich Mitteilung zu machen haben.» Zimmermann bat um 
telegraphische Übermittlung der «allerhöchsten Willensmeinung», wartete 
diese aber - offenbar, weil er sich der kaiserlichen Zustimmung sicher 
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fühlte - nicht ab, sondern versprach dem Grafen Berchtold am 16. Okto- 
ber 1913, daß das Deutsche Reich «fest hinter Österreich-Ungarn» ste 
he.''' Der Außenminister zeigte sich «hocherfreut» über die Mitteilung 
und sprach seinen «aufrichtigsten Dank für Deutschlands Unterstützung» 
aus. Am 17. Oktober wiederholte er, daß, «wenn auch Österreich-Ungarn 
gewiß nicht Konflikte provozieren wolle, es unter allen Umständen bis 
zum Äußersten durchhalten werde. Der Kaiser [Franz Joseph] sei trotz 
hohen Alters ganz fest entschlossen, nötigenfalls äußerste Konsequenzen 
zu ziehen und habe ihm heute Genehmigung zur Stellung etwa achttägiger 
Frist an Serbien für völlige Räumung Albaniens erteilt.»''* Das Ultimatum 
mit dieser Räumungsfrist wurde am 18. Oktober 1913 mittags in Belgrad 
übergeben. 

Die Zustimmung Wilhelms II. zu der Entscheidung des Wiener Kabi- 
netts, die nicht nur in Paris und Petersburg, sondern auch in London und 
Rom auf «starke Bedenken» stieß,''3 war niemals fraglich. Aus Bonn ließ 
er Botho Graf von Wedel, den Rat im Kaiserlichen Gefolge, an das Aus- 
wärtige Amt telegraphieren: «Seine Majestät der Kaiser und König haben 
die Mitteilung, daß Österreich-Ungarn diesmal fest entschlossen sei, Ser- 
bien nicht nachzugeben, mit großer Befriedigung begrüßt und wünschen, 
daß dem österreichischen Geschäftsträger gesagt werde, daß Österreich- 
Ungarn unserer Unterstützung durchaus sicher sein könnte. Die von Euer 
Hochwohlgeboren vorgeschlagene Behandlung der Angelegenheit wird 
von Seiner Majestät auch in allen anderen Punkten gebilligt.» Zimmer- 
mann leitete das Telegramm umgehend «zur Verwertung bei Graf Berch- 
told» nach Wien weiter.'* Der Außenminister nahm die «allerhöchste 
Meinungsäußerung [...] mit lebhafter Freude entgegen und bat mich, sei- 
nen tiefgefühlten Dank hierfür zu übermitteln», drahtete Stolberg nach 
Berlin. «Die feste Haltung Deutschlands, an der er nie gezweifelt habe, 
bestärke ihn in der Zuversicht, daß Serbien die von heut ab laufende acht- 
tägige Frist einhalten und es nicht zum Äußersten kommen lassen werde.» 
In der Tat sah sich das isolierte Serbien gezwungen, die Räumungstfrist ein- 
zuhalten. Doch ein Nachgeben Serbiens war gar nicht das, was sich Wil- 
helm II. als Ergebnis des österreichischen Ultimatums wünschte. «Das 
wäre sehr zu bedauern!», schrieb er in gespenstischer Vorwegnahme der 
fatalen Randbemerkung, die acht Monate später die Julikrise auslösen 
sollte, auf die Depesche Stolbergs. «Jetzt oder nie! Es muß mal da unten 
Ordnung und Ruhe geschafft werden!»"" 

Am Tag der Übergabe des österreichischen Ultimatums in Belgrad kam 
es während der Einweihung des Völkerschlachtdenkmals bei Leipzig zu 
einer erneuten Aussprache zwischen Wilhelm II. und Conrad. Nach dem 
Festessen im Gewandhaus rief der Kaiser den Generalstabschef zu sich 
und erklärte ihm mit Blick auf Serbien, «das Maß sei voll, [er] billigte das 
energische Handeln und versicherte, ganz auf Seite der Monarchie zu ste- 
hen». Wörtlich habe der Kaiser gesagt: «Ich gehe mit Euch. Die anderen 


1008 Der «aufgeschobene Rassenkrieg gegen das Slawentum» 


(Mächte) sind nicht bereit, sie werden nichts dagegen unternehmen. In ein 
paar Tagen müßt ihr in Belgrad stehen. Ich war stets ein Anhänger des 
Friedens; aber das hat seine Grenzen. Ich habe viel über den Krieg gelesen 
und weiß, was er bedeutet, aber endlich kommt die Lage, in der eine 
Großmacht nicht länger zusehen kann, sondern zum Schwert greifen 
muß.»'"° 

Bald nach der Einweihungsfeier in Leipzig trat Wilhelm eine mehr- 
tägige Reise nach Österreich an.” Am 23. Oktober 1913 traf er im böh- 
mischen Jagdschloß Konopischt mit Erzherzog Franz Ferdinand und 
zahlreichen Vertretern des böhmischen und ungarischen Hochadels zu- 
sammen. Drei Tage später besuchte er Kaiser Franz Joseph in Schönbrunn 
und führte ein langes Gespräch in der deutschen Botschaft mit Berchtold, 
der die überaus freimütigen Auslassungen des deutschen Monarchen in 
einer wahrhaft geschichtsträchtigen Denkschrift festhielt. Der Kaiser habe 
ihm in beredter Weise dargelegt, schrieb der Außenminister, «daß es sich 
derzeit nicht um vorübergehende Erscheinungen handle, die durch Diplo- 
maten-Arbeit geschaffen und gestaltet worden sind, sondern um einen 
weltgeschichtlichen Prozeß, in die Kategorie der Völkerwanderungen ein- 
zureihen, in diesem Fall [um] ein mächtiges Vordringen der Slavenmacht, 
wenn auch nicht ganz nach den Wünschen der Panslavisten. Der Pansla- 
vismus und mit ihm Rußland haben allerdings am Balkan abgewirtschaf- 
tet, aber gleichzeitig seien die dortigen slavischen Staaten in einer Weise 
erstarkt, die Deutschland und Österreich-Ungarn zu denken gibt. Der 
Krieg zwischen Ost und West sei auf die Dauer unvermeidlich und wenn 
dann Österreich-Ungarn in seiner Flanke der Invasion einer respektablen 
Militärmacht ausgesetzt sei, so könne dies für den Ausgang des Völkerrin- 
gens verhängnisvoll werden. [...] Die Slaven seien nicht zum Herrschen 
geboren, sondern zum Dienen, dies müsse ihnen beigebracht werden. Und 
wenn sie glauben, daß ihr Heil von Belgrad zu erwarten sei, dann müsse 
ihnen dieser Glaube genommen werden. Mit Serbien könne es für Öster- 
reich-Ungarn kein anderes Verhältnis geben, als jenes der Abhängigkeit 
des Kleineren vom Größeren nach dem Planetensysteme, wie überhaupt 
sich der Kaiser keine andere Orientierung am Balkan denken könne, als 
die Vormachtstellung der Monarchie gegenüber allen dortigen Staatswe- 
sen. Seine Majestät stelle sich die Lösung des Problemes in der Weise vor, 
daß wir Serbien an uns heranziehen durch alles, was sie dort brauchen, das 
ist 1.) Geld (vom König angefangen seien alle für Geld zu haben); 2.) Mili- 
tärische Ausbildung; 3.) Handelsbegünstigungen. Auf der anderen Seite 
müßte Serbien der Monarchie botmäßig gemacht werden, seine Truppen, 
die im Kriege gezeigt haben, daß sie etwas leisten können, Österreich-Un- 
garn zu Verfügung stellen und dadurch die nötige Garantie schaffen, daß 
an der Südgrenze der Monarchie keine Überraschungen zu besorgen 
sind.» Berchtolds Zweifel an der Realisierbarkeit dieses Programms be- 
gegnete Wilhelm II. «mit dem Hinweis darauf, daß die derzeitige Geld- 
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knappheit der zentraleuropäischen Mächte allerdings störend sei, anderer- 
seits aber Frankreich auch nicht übermäßig viel Geld für die Balkanstaaten 
erübrigen werde». Der weitere Einwand Berchtolds, daß die «unüber- 
windliche Animosität der serbischen Rasse gegen die Monarchie [...] dem 
Abschlusse einer Militär-Konvention im Wege» stehe, wies Wilhelm mit 
der Bemerkung zurück, «daß man in diesem Belang nicht viel fragen dür- 
fe». Er stelle sich vor, «daß Serbien für den Schutz, den ihm unsere Armee 
gegen fremde Übergriffe bieten würde, bereit wäre, uns seine Armee zur 
Verfügung zu stellen, letztere sozusagen uns unterzuordnen. Sollten sie 
dies verweigern, so müßte eben Gewalt angewendet werden, denn «wenn 
Seine Majestät der Kaiser Franz Joseph etwas verlangt, so muß die serbi- 
sche Regierung sich beugen und tut sie es nicht, so wird Belgrad bomba- 
diert und so lange okkupiert, bis der Wille Seiner Majestät erfüllt ist» Und 
das können Sie sicher sein, daß ich hinter Ihnen stehe und bereit bin, den 
Säbel zu ziehen, wann immer Ihr Vorgehen es nötig machen wird. (Seine 
Majestät begleitete diese Worte mit einer Handbewegung nach dem Sä- 
bel.)» Der Kaiser drängte auch darauf, daß Rumänien herangezogen wer- 
de, um «auf Serbien zu drücken, damit Letzteres auf die unsererseits zu 
stellenden Forderungen eingehe. Der deutsche Gesandte in Bukarest wer- 
de den Auftrag erhalten, enge Fühlung mit seinem österreichisch-ungari- 
schen Kollegen in dieser Richtung zu pflegen.» Sodann habe Wilhelm aus- 
führlich die Zukunft der Türkei erörtert, notierte Berchtold. «Seine 
Majestät habe das Zusammentreffen mit den Monarchen Rußlands und 
Englands bei der Cumberlandschen Hochzeitsfeier dazu benützt, um sich 
über deren Intentionen gegenüber der Türkei Rechenschaft zu geben. Bei- 
de Souveräne hätten sich für die Erhaltung der Türkei ausgesprochen und 
speziell der Zar habe betont, er wolle kein armenisches Gebiet okkupie- 
ren, welches bei seiner revolutionären Bevölkerung für Rußland von sehr 
problematischem Werte wäre. Auch sei er unbedingt dafür, daß Konstanti- 
nopel türkisch bleibe, <da die Pforte die beste Wächterin der Dardanellen 
sei. Der König von England hätte erwähnt, daß die türkische Regierung 
sich an England gewendet habe wegen Formierung der türkischen Gen- 
darmerie. Kaiser Wilhelm habe diese Gelegenheit benützt, um der weite- 
ren Ausbildung der türkischen Armee durch deutsche Instruktoren Er- 
wähnung zu tun, wogegen weder von König Georg noch von Kaiser 
Nikolaus Einwand erhoben worden sei. [...] Auf das Thema unseres Ver- 
hältnisses zu Bulgarien ließ sich Seine Majestät nicht näher ein; dagegen 
nahm Er Anlaß, en passant dem König Ferdinand Einiges anzuhängen, 
und zwar dessen Hervortreten, um in den Besitz Samothrakes zu gelangen 
(dem Kaiser Wilhelm hätte er versichert, er benötige die Insel zum Schutze 
seiner Küste, dem Zaren habe er weismachen wollen, er habe keine andere 
Absicht, als dort Weinberge anzulegen und König George sei gefaßt gewe- 
sen auf eine Verständigung, daß die Insel der richtige Ort wäre, um die 
exotischen Vögel Ferdinands unterzubringen), und weiters der Tatsache, 
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daß König Ferdinand den Besitz Konstantinopels Rußland angetragen 
habe. (Er habe den Kaiser Nikolaus um Erlaubnis gebeten, die Stadt einzu- 
nehmen, sich bereit erklärend, dieselbe dem Zaren zu Füßen zu legen.) 
Was Rußland anbelangt, hält Seine Majestät eine Rückkehr zu den Über- 
lieferungen der heiligen Allianz und dem Dreikaiserbündnisse für ausge- 
schlossen. Er sei in dieser Tradition auferzogen, habe aber erkennen müs- 
sen, daß man seit Alexander III. mit einem anderen Rußland zu rechnen 
habe, mit einer uns feindseligen, auf unseren Untergang ausgehenden 
Macht, in welcher ganz andere Elemente regieren als der Kaiser. Vorläufig 
flöße Rußland dem Kaiser Wilhelm noch keine Besorgnis ein; für die 
nächsten sechs Jahre könne man von der Seite sicher sein. Er habe es im 
März erfahren, als nach einem in Zarskoe Selo abgehaltenen Kriegsrate ein 
ihm persönlich bekannter Deutscher aus den baltischen Provinzen den 
Ausspruch des Kaisers Nikolaus wiedergegeben habe: «Dieu soit loug, 
nous ne ferons pas de guerre, avant six ans c’est impossible!» Bis dahin sei 
die Armee nicht schlagbereit und nebenher spuke das Gespenst der Revo- 
lution.» Auf die Bemerkung Berchtolds, daß die Revolutionsgefahr vor- 
aussichtlich in sechs Jahren noch größer sein würde als jetzt und für das 
monarchische Prinzip im allgemeinen eine Bedrohung darstelle, entgegne- 
te Wilhelm II. «in temperamentvoller Weise, daß, wenn es einmal zum Äu- 
ßersten komme, Ihm solche Konsiderationen ganz schnuppe wären, denn 
dann werde es ein Existenzkampf sein um Leben und Tod, wo wir beide 
zusammenstehen werden gegen einen gemeinsamen Gegner, und da sei es 
schließlich gleichgiltig, auf welche Weise der Gegner zugrunde gehe. Die 
Haut bleibe uns immer näher als der Rock! So oft sich während der fünf- 
viertelstündigen Unterredung die Gelegenheit ergab, das Bundesverhältnis 
zu streifen, benützte Seine Majestät ostentativ den Anlaß, um zu ver- 
sichern, daß wir voll und ganz auf Ihn zählen können. Dies war der rote 
Faden, der sich durch die Äußerungen des höchsten Herrn durchzog, und 
als ich beim Abschiede dies hervorhob und dankend quittierte, geruhte 
mich Seine Majestät zu versichern, daß, was immer vom Wiener Auswärti- 
gen Amte komme, für Ihn Befehl sei ...»""* In einem Bericht an Bethmann 
Hollweg bestätigte Botschafter von TIschirschky, der Kaiser habe Berch- 
told in aller Deutlichkeit zu verstehen gegeben, die Doppelmonarchie 
müsse sich «Serbien unter allen Umständen auf irgendeine Weise, beson- 
ders auf militärischem Gebiet angliedern und sich dadurch zum mindesten 
die Garantie verschaffen, daß sie im Falle eines Konfliktes mit Rußland die 
serbische Armee nicht gegen sich, sondern auf ihrer Seite haben würde.»'"? 


Kapitel 36 


Kaiser und Reich 
Die Persönliche Monarchie 


am Vorabend des Weltkrieges 


Es ist der Augenblick gekommen, kurz innezuhalten und für einen Mo- 
ment die Erzählung der Ereignisse und Entscheidungen zu unterbrechen, 
die dem fatalen Sprung ins Dunkle vom Sommer 1914 vorausgingen, um 
einen Blick auf die Persönliche Monarchie Kaiser Wilhelms II. im fünf- 
undzwanzigsten Jahr seiner Regierung zu werfen. 1913, das Jahr seines 
Thronjubiläums, wollte er, so ließ er durchblicken, noch in Frieden er- 
leben. Sein Jubeljahr sollte mit Glanz und Gloria begangen und zusammen 
mit der Hundertjahrfeier der Befreiungskriege propagandistisch genutzt 
werden, um die Hohenzollernmonarchie fester im Volk zu verankern. 
Nicht zuletzt sollte die deutsche Bevölkerung auf künftige Kriege und 
Opfer eingeschworen werden. Wie wir sehen werden, ist dieses zweite Ziel 
zumindest zum Teil erreicht worden, das erste aber kaum.' Zu groß war 
die Kluft zwischen Anspruch und Wirklichkeit, zwischen den antiquierten 
autokratischen Herrschaftsansprüchen des letzten Kaisers und den politi- 
schen Aspirationen der überwiegenden Mehrheit des deutschen Volkes. 
In den fünfundzwanzig Jahren der Regierung Wilhelms II. hatte das 
Deutsche Reich atemberaubende Fortschritte erlebt, in Industrie und Han- 
del, in Natur- und Geisteswissenschaften, in Kunst und Kultur gehörte es 
ohne Frage zu den führenden Nationen der Welt, nur sein politisches Sy- 
stem war hoffnungslos überholt, rückwärtsgewandt und heillos mit den 
Idealen der friderizianischen Kriegermonarchie kontaminiert. Aber der de- 
mokratische Zug der Zeit war überall spürbar. Infolge des allgemeinen 
Wahlrechts für Männer auf der nationalen Ebene und der modernen Mas- 
senpresse war eine vitale politische Öffentlichkeit entstanden, und der Ruf 
nach einer Abschaffung des Dreiklassenwahlrechts in Preußen und nach 
einer parlamentarischen Verantwortlichkeit der Reichsregierung wurde vor 
allem seitens der erstarkten Sozialdemokratie immer lauter. Beunruhigt von 
dieser anschwellenden Flut demokratischen Gedankenguts forderten reak- 
tionäre Stimmen bei Hofe, im Offizierskorps, in der Deutsch-Konservati- 
ven Partei und im Alldeutschen Verband vehement den Staatsstreich gegen 
das Parlament, gegen das allgemeine Wahlrecht, gegen Pressefreiheit, So- 
zialdemokraten und Juden - es sei denn, man löste die Probleme im Innern 
durch einen siegreich geführten Krieg nach außen. Derartige Überlegungen 
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gewannen gegen Ende 1913 an Brisanz, als sich der junge Kronprinz zum 
Fürsprecher alldeutscher Hitzköpfe aufspielte und als wegen der bornier- 
ten Haltung Wilhelms II. in der Zabernaffäre die Übermacht der Militärs 
über die Zivilgewalt erschreckend deutlich wurde. 

Schließlich sei in diesem Kapitel noch einmal die Frage nach der Macht- 
verteilung gestellt, die mit dem Heraufziehen des Ersten Weltkrieges und 
mit der bitteren Kontroverse um die Ziele der deutschen Politik vor und 
während der Julikrise 1914 unauflöslich verbunden ist. Wer führte in Ber- 
lin das entscheidende Wort - der Kaiser mit seinem Gefolge und den drei 
Kabinetten? Der Generalstabschef von Moltke, der Kriegsminister von 
Falkenhayn und die hohen Militärs? Oder aber der Reichskanzler, die Wil- 
helmstraße und das diplomatische Korps? Waren sich diese drei Macht- 
zentren in der Zielsetzung einig, oder überwogen unter ihnen Richtungs- 
kämpfe - und wenn ja, mit welchem Ausgang? Die Antworten auf diese 
Kernfragen der Biographie Wilhelms II. sind verdunkelt worden durch die 
sogenannte Kriegsschuldfrage, welche die Suche nach der historischen 
Wahrheit lange Zeit überschattet hat. Dokumente wurden unterdrückt, in 
entstellter Form veröffentlicht oder gar vernichtet. Besonders die Rolle, 
die Kaiser Wilhelm II. vor dem Weltkrieg gespielt hatte, mußte möglichst 
bagatellisiert und verharmlost werden - nicht nur, weil ihm die Ausliefe- 
rung als «Kriegsverbrecher» drohte, sondern auch und vor allem, weil 
seine Worte und Taten am ehesten die Anschuldigungen der Siegermächte 
zu belegen schienen, das Deutsche Reich habe 1914 vorsätzlich und von 
langer Hand den großen europäischen Krieg herbeigeführt. Die unzäh- 
ligen aggressiven Randbemerkungen, die Wilhelm auf die diplomatischen 
Dokumente gekritzelt hatte, waren nicht wegzuradieren. Doch die vater- 
ländische Historikerzunft der Zwischenkriegszeit bemühte sich geflissent- 
lich, sie als bedauerliche, aber letztendlich bedeutungslose Entgleisungen 
hinzustellen, die auf die amtliche Geschäftsführung angeblich keinen 
Einfluß gehabt hätten.” Nicht der «unberechenbare» Kaiser, sondern der 
«verantwortliche» Kanzler, nicht das Militär, sondern zivile Beamte und 
Diplomaten hätten den Kurs der deutschen Politik bis zum Kriegsaus- 
bruch bestimmt. 1932 zeichnete der einflußreiche Verfassungshistoriker 
Fritz Hartung die absackende Kurve, die angeblich die politische Bedeu- 
tung der kaiserlichen Macht nach Bismarcks Sturz wiedergeben sollte: 
Nach Höhepunkten in den ersten Regierungsjahren sei diese gegen Ende 
des Jahrhunderts rapide gesunken, und nach der Daily Telegraph-Affäre 
vom November 1908 habe WilhelmII. vollends die Fähigkeit verloren, 
seine drohenden Worte politisch umzusetzen. Diese apologetische Inter- 
pretation aus der Zwischenkriegszeit hat sich auch nach dem Zweiten 
Weltkrieg erstaunlich lange gehalten, obwohl bereits in den 1950er Jahren 
nach ersten Untersuchungen der in Potsdam und Merseburg lagernden 
Regierungsakten Zweifel aufkamen, ob Hartungs These für die Friedens- 
jahre der Kanzlerschaft Bethmann Hollwegs zutreffend war.* In dieser 
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Biographie habe ich unter Hinweis auf die in Fülle vorhandenen Archiv- 
quellen die überwältigende Entscheidungsgewalt zeigen können, die Kai- 
ser Wilhelm II. unter der Kanzlerschaft Bernhard von Bülows bis zuletzt 
ausgeübt hat, und zwar in allen Bereichen, nicht nur in der Außenpolitik 
oder in militärischen Angelegenheiten. Wiederholt konnte auch einwand- 
frei gezeigt werden, wie Wilhelm auch unter Bethmann Hollweg seine Do- 
minanz in der Leitung der Außenpolitik ungebremst ausagieren, wenn 
nicht sogar noch weiter ausbauen konnte. Wie gestaltete sich aber das Ver- 
hältnıs zwischen Kaiser und Kanzler im Innern während der letzten Jahre 
vor dem Ausbruch des Weltkrieges, die von schweren Verfassungskrisen — 
freilich nicht nur in Deutschland - gekennzeichnet waren? Kam zu der 
beklemmenden außenpolitischen Lage, in die sich das Kaiserreich unter 
Wilhelm II. manövriert hatte, auch noch das Gefühl der Ausweglosigkeit 
angesichts der Lage im eigenen Land hinzu, um einen siegreich zu führen- 
den Krieg, wenn nicht unverzichtbar, so doch heilversprechend erscheinen 
zu lassen - ein nach außen gerichteter Befreiungsschlag, um sich in krisen- 
hafter Bedrängnis im Innern Entlastung zu schaffen? 
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Als einen - gewiß nachgeordneten - Grund für die bisherige Unwilligkeit 
Wilhelms II., die Balkankrise zu einem «Weltkrieg» eskalieren zu lassen, 
benannte der österreichische Militärattache Karl Freiherr von Bienerth im 
Februar 1913 den Wunsch des Kaisers, «gerade das Jahr seines 25 jährigen 
Regierungsjubiläums friedlich begehen zu wollen». Mit welcher Vorfreu- 
de der Kaiser diesen Feierlichkeiten entgegensah, erhellt sich schon daraus, 
daß er bereits zwei Jahre zuvor - auf dem Höhepunkt der Zweiten Marok- 
kokrise — die ersten Anweisungen gegeben hatte, wie und wo das große 
Ereignis gefeiert werden sollte. Der Reichskanzler traute seinen Ohren 
nicht, als ihm Wilhelm im August ı9ıı «Seinen Willen dahin» kundtat, 
«AllerhöchstSein in 2 Jahren bevorstehendes 2sjähriges Regierungsjubi- 
läum [...] auf breitester Grundlage und für alle Gesellschaftsklassen zu- 
gängig» in dem noch im Bau befindlichen Stadion im Grunewald zu feiern. 
Mit den Vorbereitungen der Festlichkeiten habe er den entlassenen Staats- 
minister General Viktor von Podbielski beauftragt. Bethmann war sprach- 
los. «Ich habe diese Mitteilung schweigend entgegengenommen», gestand 
er, doch inzwischen sei er zur Überzeugung gelangt, daß es «völlig 
unmöglich» sei, «schon jetzt Festlichkeiten dieser Art, die in 2 Jahren 
stattfinden sollen, A Wir können heute noch nicht wissen, ob 
wir in 2 Jahren Feste feiern werden», mahnte der Kanzler. «Sollte irgend 
etwas davon in die Öffentlichkeit durchsickern, daß man sich schon jetzt 
mit dem Feste des 2sjährigen Regierungsjubiläums Seiner Majestät be- 
schäftigt, so würde das in den kritischen Zeiten, die wir durchleben, von 
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geradezu verhängnisvoller Wirkung sein können.»* Dennoch wurde die 
Vollendung des «Deutschen Stadions» - an der Stelle des heutigen Olym- 
piastadions — unter der Leitung Podbielskis zügig vorangetrieben. Es 
konnte in der Tat am 8. Juni 1913, pünktlich zum fünfundzwanzigjährigen 
Regierungsjubiläum Kaiser Wilhelms II. eröffnet werden. Rund 30000 
Sportler und Turner marschierten «an ihrem Kaiser vorbei». 

Zum Jubiläum selbst versammelte sich die Hohenzollernfamilie in der 
Hauptstadt. Im Schloßtheater wurde am 14. Juni 1913 Der Große König 
von Joseph Lauff mit von Friedrich dem Großen komponierter Musik 
gegeben, am übernächsten Abend Lohengrin aufgeführt. Das eigentliche 
Jubiläum begann am 16. Juni, einem wunderschönen, sonnigen Tag, mit 
einem Morgenständchen Berliner Schulkinder im Schloßhof. Zahlreiche 
Deputationen marschierten am königlichen Schloß vorbei, wo der Kaiser 
vom Balkon aus die Huldigungen entgegennahm. Bei der Galatafel im 
Schloß kollabierte die Kaiserin, die schon seit Jahren an Herzschwäche litt, 
und mußte in ihre Gemächer gebracht werden." 

In der Berliner Universität versammelten sich die Rektoren aller Uni- 
versitäten des Reichs zu einem Festakt. Die deutschen Städte entsandten 
ihre Oberbürgermeister zur Feier in die Hauptstadt. Studenten veranstal- 
teten einen Fackelzug. Wie bei der Thronbesteigung ein Vierteljahrhun- 
dert zuvor scharten sich die Bundesfürsten, politisch inzwischen zur 
Bedeutungslosigkeit herabgesunken, ebenfalls um Wilhelm II., und genau 
wie damals gab es unter ihnen Streit um Rang- und Ordensfragen und 
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sonstigen Firlefanz.? Wichtiger als solche Kindereien oder die Verleihung 
von «Regierungsjubiläumsspangen» an das Erste Garderegiment'° war für 
viele Mitbürger die kaiserliche Entscheidung, aus Anlaß des Regierungs- 
jubiläums in allen deutschen Bundesstaaten eine Amnestie zu verkünden. 
Haftstrafen unter drei Monaten wurden überhaupt erlassen, bei längeren 
sollte die «Würdigkeit» des Gefangenen den Ausschlag geben." 
Rechtzeitig zum Thronjubiläum wurde der Prachtband Unser Kaiser. 
Fünfundzwanzig Jahre der Regierung Kaiser Wilhelms II. 1888-1913 her- 
ausgebracht, der neun Hochglanz-Farbporträts von Wilhelm und 449 
weitere Abbildungen enthielt.” Das anspruchsvollere Publikum konnte 
ein dreibändiges Werk mit dem Titel Deutschland unter Kaiser Wilhelm II. 
erstehen, zu dem die Leuchten der deutschen Gelehrtenwelt und einige 
ehemalige Staatsmänner Beiträge geliefert hatten. An erster Stelle stand 
Bernhard Fürst von Bülow mit einem - damals schon kontroversen - 
Überblick über die deutsche Außenpolitik seit 1888, den Beitrag über das 
Heerwesen verfaßte kein anderer als General der Kavallerie z. D. Friedrich 
von Bernhardi, und das Schlußwort hatte der einstige Chef der Reichs- 
kanzlei, Friedrich Wilhelm von Loebell, beigesteuert, der bald zum preu- 
ßischen Innenminister ernannt werden sollte." Obwohl Loebell, der ehe- 
malige Staatsminister und jetzige Oberpräsident der Rheinprovinz Dr. Dr. 
Freiherr von Rheinbaben sowie der Präsident des preußischen Abgeord- 
netenhauses, Hans Graf von Schwerin-Löwitz, als «Flerausgeber» genannt 
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wurden, war dieses aufwendige Projekt nicht von Staats wegen entstan- 
den. Die Initiative ging vielmehr von dem Herausgeber der Konservativen 
Monatsschrift, Herbert von Berger, aus, der diese und andere Staatsbeamte 
mit dem vielsagenden Appell angeworben hatte, das Ansehen der Monar- 
chie zu heben. Berger begründete das dreibändige Prachtwerk damit, daß 
es «eine Dankesschuld gegen Seine Majestät abtragen und dem ohne allen 
Grund immer mehr umsichgreifenden Pessimismus entgegenwirken» 
würde. «Es ist die große Gefahr für die deutsche Nation, daß sie in ewigem 
Aburteil, in ständiger Tadelsucht ihr altes stolzes Selbstvertrauen verliert. 
[...] So ist es denn patriotische Pflicht, der immer weiter fressenden pessi- 
mistischen Stimmung den Hinweis auf die positiven Leistungen der jüng- 
sten Zeit entgegenzusetzen, zu zeigen, wie wir doch vorwärts gekommen 
sind auf allen Gebieten des nationalen Lebens, wie wir Kräfte gesammelt 
und gestaltet haben, von denen die Vergangenheit noch nichts wußte und 
durch die wir stärker geworden sind als irgendeine Zeit vor uns. Das ver- 
gangene Vierteljahrhundert umfaßt die Arbeit der starken Mannesjahre 
unseres Kaisers. Alles, was da getan worden ist, ist geschehen unter seinen 
Augen, und die 25 jährige Regentenarbeit hat seine Scheitel gebleicht und 
seine Züge zerfurcht. Er darf wohl erwarten, daß die führenden Deutschen 
auf allen Gebieten, die da gemeinsam mit ihm gearbeitet haben und Ehren 
und Förderung von ihm empfangen haben, zu seinem Regierungsjubiläum 
der Nation zeigen, was Großes, Positives und Fruchtbares getan worden 
ist in diesen 25 Jahren. Größeres kann der Nation gegenwärtig und Not- 
wendigerer nicht gegeben werden als ein solches Werk, über dem der 
Deutsche wieder stolz und vertrauensvoll sein lernt und aus der Erkennt- 
nis des Errungenen die Zuversicht schöpft, daß noch Größeres in Zukunft 
errungen werden kann.»'* 
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Obwohl sich Wilhelm II. nach den schlimmen Erfahrungen vom Novem- 
ber 1908 in seinen öffentlichen Äußerungen etwas mehr zurückhielt, ka- 
men seine eigenen völlig antiquierten Vorstellungen von seiner Herrscher- 
rolle von Gottes Gnaden hin und wieder doch zum Ausdruck und lösten 
nicht nur im Reichstag heftige Debatten über sein Persönliches Regiment 
aus. Dem ganzen Lande war die Rede, die er am 25. August ıgıo in Kö- 
nigsberg gehalten hatte, noch lebhaft in Erinnerung." Darin hatte er das 
Gottesgnadentum seiner Stellung mit den Worten hervorgehoben: «Als 
Instrument des Herrn Mich betrachtend, ohne Rücksichten auf Tages- 
ansichten und -meinungen gehe Ich Meinen Weg.»'* Am 6. März 1913 nahm 
Wilhelm II. die Einweihung des neuen Rathauses in Bremen zum Anlaß, 
um sein eigenes Regierungsjubiläum mit den Heldentaten Friedrichs des 
Großen, der Jahrhundertfeier der Völkerschlacht bei Leipzig und dem 
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Sieg über Frankreich in Sedan am 2. September 1870 in Beziehung zu set- 
zen. Er sei überzeugt, rief er aus, daß der Sieg über Napoleon I. vor hun- 
dert Jahren «durch das Eingreifen der Vorsehung, das Eingreifen Gottes 
geschehen ist, der die Völker demütigt, der sie aber auch wieder empor- 
hebt». Die Bevölkerung solle sich «an die göttliche Vorsehung» erinnern, 
«die uns in diesen hundert Jahren diese Wendung gebracht hat, daß sie sich 
voll Dankbarkeit erinnere an die große Entwicklung der Nation. [...] 
Möge die heutige Generation sich würdig zeigen der Vorfahren, ihnen 
nacheifern und es ihnen gleich tun. Möge auch die heutige Jugend sich die 
damalige Jugend zum Vorbild nehmen in der Hingabe an das Vaterland. 
[...] Wie damals, ist heute unserem Volke die Aufgabe gestellt, seine Wehr- 
haftigkeit zu stärken, seine Wehrkraft auszubauen und es den Vorfahren 
vor hundert Jahren gleich zu tun an patriotischer Opferfreudigkeit und 
Opferwilligkeit.»'” Im großen und ganzen muß bezweifelt werden, daß 
derartige kriegerische, rückwärtsgewandte Appelle, die um Gott, König 
und Vaterland kreisten, außerhalb der altpreußischen Provinzen und ins- 
besondere in sozialdemokratisch und linksliberal geführten Städten sowie 
im katholischen Deutschland auf Zustimmung stießen. 

Dennoch wurde in unzähligen Reden der preußisch-deutsche Staats- 
mythos beschworen, um die deutsche Jugend auf einen möglicherweise 
bevorstehenden Krieg einzustimmen. So verwies beispielsweise der Gene- 
ral August von Mackensen in seiner glühenden Rede zum Kaisergeburts- 
tag am 27. Januar 1913 auf den augenblicklichen Ernst der Lage, um aus 
der glorreichen Vergangenheit die «Lehren» für die Gegenwart zu ziehen: 
«Man hat 1813 das größte Jahr der Preußen genannt. Große Vergangenheit 
darf nicht vergessen werden. Gerade jetzt, wo ein neues Geschlecht glaubt, 
auf der Höhe zu stehen, müssen wir uns erinnern, wie schwer es war, diese 
Höhe zu erklimmen. Fromme Begeisterung u. glühende Vaterlandsliebe, 
Opferfreudigkeit u. Deutscher Idealismus schufen die Helden jener Zeit. 
Wer schlug die meisten Schlachten? Wer erfocht die entscheidenden 
Schlachten? Preußen! Wer zwang die Heerführung der Verbündeten auf 
den Weg nach Paris? [...] Das Preußenthum war es, das [...] dem Kaiser 
[Napoleon] schließlich den Garaus machte. Nicht mit der Zahl, nicht mit 
der Ueberlegenheit seiner Bewaffnung, nur mit seiner sittlichen Kraft hat- 
te es dieses Ergebniß erreicht. Und dieses letzteren Umstandes, m[eine] 
Hferren], seien wir heute besonders eingedenk. Das neue Lebensjahr un- 
seres Kaisers u. Königs blickt uns mit ernsten Augen an. Wir sind gewiß 
kein kriegslustiges Volk; aber wir müssen ein kriegsbereites und kriegeri- 
sches Volk bleiben, das mannhaft für sich selber einstehen kann. Wir haben 
Menschen genug innerhalb unserer Grenzen, die nicht unsere Sprache 
reden. Wir wollen keine Grenzerweiterung. Aber wie das harte Preußen 
nicht Liebe geworben, selbst nach 1813 u. 1815 nur Undank geerntet hat, 
so wird auch das «verpreußte Deutschland u. sein kraftvoller wirthschaft- 
licher Aufschwung nur von Neidern umgeben. In einem kommenden 
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Kriege handelt es sich um unsere Weltstellung; von seinem Ausgang hängt 
politisch, national u. wirthschaftlich unser Schicksal ab. Da heißt es nicht 
in inneren Querelen sich aufreiben, sondern die sittlichen Kräfte stärken u. 
zusammenfassen. Was hat uns 1870/71 siegreich über die Schlachtfelder 
geführt? [...] Es war der sittliche Gehalt unserer Armee, unseres Volkes in 
Waffen! Die sittliche Kraft, die - nicht zuletzt - in dem Glauben an unsere 
höhere Führung u. unsere unbedingte monarchische Gesinnung wurzelt. 
Nur die Kräfte, die ein Reich schufen, können es auch erhalten. [...] Wer 
hat Preußen geschaffen, wer hat durch Preußen Deutschland national u. 
politisch wieder aufgerichtet? Die Hohenzollern! Die von diesen betätigte 
monarchische Staatsgewalt, das von ihnen geschaffene Heer, das von ihnen 
mit eisernem Pflichtbewußtsein durchtränkte Volk in Waffen, Hohenzol- 
lernherrscher die wie der Große Kurfürst, Friedrich Wilhelm I., Friedrich 
der Große u. Wilhelm der immer Siegreiche, mit ihren Wesen dem Preu- 
ßenthum den Stempel aufdrückten, dem Preußenthum, das über Fehrbel- 
lin u. Roßbach, über Tauroggen u. Möckern, über Marslatour u. Sedan - 
hier endlich mit allen deutschen Stämmen vereint - seinem König die 
Kaiserkrone errang. — Die starke monarchische Staatsgewalt, die in ihr zur 
Einheit verschmolzene Dreiheit Volk, Staat u. Herrscherhaus! Heute wird 
diese starke monarchische Staatsgewalt personifizirt von König, Kaiser 
Wilhelm II. Wohlan, m[eine] Hf[erren]! Wer diesen Fels erhalten sehen 
will, wer sein Vaterland lieb hat, wie wir Alle, der rufe: Unser heiß gelieb- 
ter König, des Deutschen Kaisers Majestät Hurrah! Hurrah! Hurrah!»"* 
Kurz darauf appellierte Mackensen erneut an die traditionelle Königstreue 
der preußischen Armee: «Das Leben ist uns nichts, König u. Vaterland 
Alles. So dachten unsere Väter vor 100 Jahren u. zogen aus in den Kampf 
unter dem Zeichen des Kreuzes von Eisen u. unter dem Schlachtruf: «Mit 
Gott für König u. Vaterland.» [...] Auch wir, Kameraden, wollen mit dieser 
Losung in den Kampf ziehen, wenn der König ruft. Mit Gott für König u. 
Vaterland werden wir thun was die Pflicht uns befiehlt. Die Männer von 
1813 sollen in uns würdige Enkel haben. [...] Die Blicke u. Herzen empor 
zum Herrscher des Vaterlandes! Volk u. König sind in ihm eines.» 

In seiner Ansprache zum 55. Geburtstag Wilhelms II. am 27. Januar 
1914 nahm Mackensen die Bedrohung der traditionellen preußisch-solda- 
tischen Werte durch die moderne demokratisch-industrialisierte Massen- 
gesellschaft zum Thema und postulierte als Gegengewicht gegen den Zug 
der Zeit erneut «Königstreue» und «kriegerischen Manneswert». «Der 
Geist des Umsturzes, der Aufsässigkeit und des Aufwieglertums schleicht 
sich in die Gemüter und bedroht den gesunden Sinn unseres Volkes, - be- 
droht unsere Jugend. Das sind Tatsachen! Und dennoch! - Dennoch mei- 
ne Herren! Der gesunde Sinn unseres Volkes! Wie oft habe ich aus dem 
Munde des Geburtstagskindes von heute Worte gehört wie «ch danke 
Gott, dass ich kein Pessimist bin. Nun meine Herren auch wir wollen 
keine Pessimisten sein, sondern uns freuen, dass es eine Persönlichkeit, 
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eine ausgesprochene Persönlichkeit ist, die wir König und Kaiser nennen.» 
«In einer Zeit, die alles demokratisieren möchte», gelte es besonders, «Kö- 
nigstreue zu bekennen und zu betätigen», rief Mackensen aus. Kein Herr- 
scherhaus habe seinem Lande vier so große Monarchen geschenkt wie den 
Großen Kurfürsten, König Friedrich Wilhelm I., Friedrich den Großen 
und König Wilhelm den Siegreichen. «Königstreu zu sein, ist angesichts 
solcher Grosstaten eine Pflicht der Dankbarkeit; aber angesichts skrupel- 
loser Strömungen der Gegenwart ist Königstreue auch Pflicht der Selbst- 
erhaltung. Staaten sind nur mit den Mitteln zu erhalten, durch die sie ge- 
schaffen sind. Das Glück weicht von den Staaten, wenn ihr Charakter sich 
ändert. Das lehrt die Geschichte.» Wie verbreitet in entsprechenden 
Kreisen solche Gedankengänge waren, zeigt der Brief, den Houston Ste- 
wart Chamberlain wenige Tage zuvor an den Kaiser gerichtet hatte. Indem 
er gegen Engländer und Amerikaner, Juden und Journalisten wetterte, 
stellte auch der jetzt in Bayreuth lebende englische Schwiegersohn Cosima 
Wagners Preußen-Deutschland als Inbegriff der starken christlich-deut- 
schen Militärmonarchie dar, als Hort gegen die verwirrende, korrupte mo- 
derne Welt. «Gott sei gelobt und bedankt», jubelte er, «daß es ein Deutsch- 
land gibt, und in dem Deutschland ein Preußen, und in dem Preußen ein 
preußisches Herz und als Herz des Heeres das Geschlecht der Hohen- 
zollern!»*' 

Einen Gipfel der antidemokratischen und antiparlamentarischen Be- 
wegung bildete die <christlich-nationale Massenkundgebung», die am 
26. April 1914 im Berliner Zirkus Busch unter dem Motto «Mit Gott 
für König und Vaterland» abgehalten wurde. Auf ihr hielt der konserva- 
tive Reichstagsabgeordnete Kuno Graf Westarp eine Rede, die mit Lei- 
denschaft die preußisch-deutsche Regierungsform der Persönlichen Mili- 
tärmonarchie gegen die immer lauter werdende Forderung nach einer 
parlamentarischen Monarchie verteidigte. Auch Westarp beschwor die 
geschichtlichen Erfolge der Hohenzollernkönige und hob - anders als 
Mackensen - auch lobend die Leistungen Bismarcks hervor, aber von Wil- 
helm II. persönlich war in seinen langen Ausführungen kaum die Rede. 
Vielmehr wies der konservative Parteiführer auf die organisatorischen 
Vorzüge einer starken Monarchie insbesondere bei der Führung eines 
Krieges hin. Deutschland sei durch seine geographische Lage von zwei 
Seiten bedroht: von Westen durch das auf Revanche sinnende Frankreich, 
von Osten durch die zunehmend feindselige Gesinnung der Panslawisten. 
«Das ist eine Lage, in der wir immer noch der alten Parole Friedrichs des 
Großen «Toujours en vedettel'» eingedenk, immer noch bereit sein müssen, 
wenn es nottut, einmal unser Schwert für unsre Existenz, für unsre Ehre, 
für unsre Lebensbedingungen in der Welt ziehen zu müssen. Da brauchen 
wir der einheitlichen Spitze.» Während das republikanische Frankreich 
immer befürchten müsse, daß nach einem siegreichen Feldzug ein Genera- 
lissimus wie Napoleon die Diktatur errichten könnte, sei diese Gefahr im 
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preußisch-deutschen System nicht gegeben. «Wir bei uns wissen, wer un- 
ser Generalissimus sein wird: unser Kaiser, König und Kriegsherr aus dem 
Hause Hohenzollern, das durch Generationen gezeigt hat, wie kriegstüch- 
tige Männer es hervorbringen kann, dessen geschichtliche Tradition es ist, 
daß all seine Mitglieder, daß auch seine zukünftigen Herrscher den Solda- 
tenberuf nicht als Spiel, sondern als ernsten Lebensberuf betreiben. Und 
wenn unser Kriegsherr dann infolge errungener Siege mit erhöhtem Anse- 
hen und erhöhter Macht an der Spitze eines ihm persönlich auf das engste 
verknüpften Volksheeres zurückkehrt, so werden wir das niemals als eine 
Gefahr, sondern nach allen Erfahrungen unserer Geschichte als einen 
wertvollen und schönen Erfolg für unser gesamtes nationales Leben zu 
verbuchen haben.» Der Gedanke lag nicht fern, mit einem siegreichen 
Krieg den matt gewordenen Glorienschein der Monarchie wiederaufzu- 
polieren. 

Wurde auch in derartigen patriotischen Reden der Vorkriegszeit immer 
wieder die Einigkeit von Volk und Monarch beschworen, so war doch die 
offiziöse Devise «Ein Volk, Ein Kaiser, Ein Reich!» längst zum hohlen 
Schlagwort verkommen. Der massive Sieg der republikanisch-marxisti- 
schen Sozialdemokratie bei den Reichstagswahlen vom Januar 1912 - von 
zwölf Millionen Stimmen waren 4 250.000 (34,8 %) für die SPD abgegeben 
worden -, gepaart mit der ungeminderten Stärke der überwiegend katholi- 
schen Zentrumspartei (1 997 000 oder 22,8 %) und dem überall zum Vor- 
schein kommenden demokratischen Zug der Zeit, der in Rechtskreisen 
häufig als «jüdisch» verschmäht wurde, hatte die substantielle Krise offen- 
gelegt, in die die wilhelminische Militärmonarchie geraten war. Gesell- 
schaftliche Eliten und Obrigkeit einerseits und die große Mehrheit des 
Volkes andererseits standen sich in einer ihrem Wesen nach unauflösbaren 
Konfrontation gegenüber. Selbst die stockkonservative Krenz-Zeitung 
mußte zum 15. Juni 1913, dem 25. Regierungsjubiläum Wilhelms II., ein- 
räumen, daß das deutsche Volk, das zutiefst monarchische Volk der Welt, 
noch nie in seiner Geschichte dem monarchischen Gedanken so kritisch 
gegenübergestanden habe wie zu diesem Zeitpunkt.” 

Auch Kaiser Wilhelm selbst war voll drückender Sorge wegen der 
«Auswüchse des Parlamentarismus, des Judentums und der Presse».”+ 
Scharfsichtig charakterisierte der französische Botschafter Jules Cambon 
den deutschen Monarchen im November 1913 mit den Worten: «Je mehr 
sich die Jahre Wilhelms mehren, desto mehr beeinflußen die dynastischen 
Traditionen, der Rigorismus der Kaiserin, die reaktionären Anwandlun- 
gen des Hofes und vor allem die Ungeduld der Offiziere seine Gedan- 
ken.» Die Vorstellung, daß es die Aufgabe der Krone sein sollte, die 
sozialen und kulturellen Gegensätze durch politische Verständigung zu 
schlichten, die Gesellschaft weniger durch historisierenden Bombast als 
durch würdige und zurückhaltende Repräsentation zu integrieren, lag 
Wilhelm II. fern. Von dem von Sozialdemokraten und Zentrum dominier- 
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ten Reichstag trennten ihn und seine Familie Welten. 1912 rief er aus: «Ich 
bin ein zu guter Preuße, um mich von diesem demokratischen Reichstag 
erdrosseln zu lassen!»*° Verständnislos vermerkte er auf einem Bericht des 
Kanzlers vom Mai 1913 über die Schwierigkeiten, die ihm das Parlament 
machte: «Das ist der Dank des Reichstags an Mich und die Fürsten.»” 

Als im Frühjahr 1913 die Jungfernfahrt des riesigen Hapag-Dampfers 
Imperator um drei Wochen verschoben werden mußte, betrachtete Kaiser 
Wilhelm dies als einen gegen ihn persönlich gerichteten Sabotageakt so- 
zialdemokratischer Werftarbeiter. Wutentbrannt schrieb er auf den Bericht 
seines Gesandten aus Hamburg: «Weil die Kerls einen großen Streik ge- 
macht hatten damit das Schiff für Meine Reise nicht fertig würde. War als 
persönliche Insulte gegen mich von den Sozen arrangiert.» Die Vertagung 
der Schiffstaufe «kam daher, daß die Sozen eine Stiefelhacke in die Turbine 
geworfen hatten um Mein Schiff, das Meinen Titel trägt, zu ruiniren.» «Es 
war einfach ein lang vorbereiteter Streich der Sozen, die nicht wollten, daß 
ich das Schiff «Imperator einweihen sollte. Das ist ihnen vollkommen 
gelungen. Sie regieren eben thatsächlich im Lande bei unsrer schlappen 
Gesetzgebung und total passiven Regierungen! Das ist die Wahrheit!» 

Wenn auch die Furcht, die man dem Kaiser nachsagte, daß er eines 
Tages auf dem Schloßplatz hingerichtet werden würde, uns übertrieben 
erscheint - in Deutschland köpft man keine Könige -, so mußte doch mit 
der Möglichkeit eines Attentats stets gerechnet werden. Im April 1913 
entschied sich der Hof aufgrund von Informationen über einen geplanten 
Anschlag, den Monarchen statt mit der Eisenbahn mit dem Auto nach 
Karlsruhe fahren zu lassen. Wie der Gesandte von Treutler dem Auswär- 
tigen Amt mitteilte, ahnte Wilhelm von dem tatsächlichen Grund für 
die Änderung nichts; er nahm an, «daß es nur wegen schönen Wetters 
geschehen» sei.” 
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Manch ein königstreuer Bürger wird sich - wie etwa Thomas Mann in sei- 
nen Betrachtungen eines Unpolitischen — mit dem Gedanken getröstet 
haben, daß nicht der Kaiser, sondern der ehrwürdige Reichskanzler Theo- 
bald von Bethmann Hollweg zusammen mit einem Dutzend anderer hoch- 
angesehener Staatsbeamten den Gang der deutschen Innenpolitik bestimm- 
ten. Wie aber gestaltete sich in Wirklichkeit das Verhältnis zwischen dem 
Souverän und der höchsten Beamtenschaft in dieser Spätphase der Persön- 
lichen Monarchie Wilhelms II.? Wir haben schon in den einleitenden Be- 
merkungen zu diesem Kapitel auf die Bedeutung dieser Frage sowie auf die 
historiographischen Schwierigkeiten, die mit ihr verbunden sind, hinge- 
wiesen. Die Antwort, die wir aus der - freilich nicht immer günstigen - 
Quellenlage gewinnen, ist alles andere als tröstlich. 
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Der Ton des Monarchen im Umgang mit seinem Kanzler, den Staatsse- 
kretären, preußischen Ministern und Diplomaten spottet auch in dieser 
späten Regierungszeit jeder Vorstellung. Wilhelm definierte sich, wie wir 
wiederholt feststellen konnten, als Militär und sprach mit Verachtung von 
den Zivilisten, denen die Energie zum Durchgreifen fehle und die immer 
nur nach Kompromissen suchten. Diese Weltsicht prägte vor allem sein 
Verhalten gegenüber dem Reichskanzler, über dessen Schwerfälligkeit er 
sich oft spöttisch oder auch frustriert äußerte. «Der Kanzler müsse eben 
pathologisch genommen werden, er sähe einen Strich auf dem Wege, über 
den hinüberzugehen er den Entschluß nicht fassen könne», mokierte sich 
der Souverän gegenüber Tirpitz.3° Im März 1913 übersandte Wilhelm dem 
Kanzler einen englischen Zeitungsartikel, in dem Deutschland als ein von 
ängstlichen, tatenlosen Bürokraten regiertes Land dargestellt wurde. Der 
Kaiser hatte den Vermerk «stimmt» an den Rand gesetzt und befahl dem 
ersten Ratgeber der Krone, den Zeitungsausschnitt an das Kriegsministeri- 
um und den Generalstab weiterzuleiten. Bethmann bezog die kaiserliche 
Randbemerkung auf sich und antwortete, er könne ein solches Urteil nicht 
annehmen, noch dazu jetzt, wo er mit der Heeresvorlage eine der ernste- 
sten politischen Aktionen durchzukämpfen habe, die Deutschland je erlebt 
hätte. Seinen Rücktritt wolle er nicht direkt anbieten, aber er müsse sich 
weigern, den Artikel an die Armeeinstanzen weiterzuleiten, denn das Be- 
kanntwerden der kaiserlichen Kritik würde eine Zusammenarbeit mit den 
Generälen unmöglich machen. Wilhelm beschwichtigte ihn mit der Ver- 
sicherung, er habe Bethmann «noch nie für einen Bürokraten gehalten, 
ebensowenig für den Alleinherrscher des Deutschen Reiches - als welcher 
doch die Bürokratie in jenem Artikel hingestellt wird». Der Kanzler solle 
sich «doch eine nicht zu feinfühlige Epidermis Zeitungsartikeln gegen- 
über» zulegen. Der joviale Ton dieser Replik täuscht jedoch. In Wirklich- 
keit hatte sich Wilhelm sehr wohl über die seines Erachtens übervorsichtige 
Behandlung der Heeresvorlage durch Bethmann geärgert. Er charak- 
terisierte den Reichskanzler als «Schlapp und umständlich in der Ausfüh- 
rung. Eingebildet und piquirlich.»3* 

Was er eigentlich von seinem Reichskanzler hielt, verriet der Kaiser im 
November 1913 seinem ältesten Sohn, der wieder einmal die Ersetzung 
Bethmann Hollwegs durch einen «starken Mann» gefordert hatte, der mit 
Gewalt gegen das allgemeine Wahlrecht, die «Verrohung des Parlamenta- 
rismus», die Vergiftung des Volkes durch die Sozialdemokratie und nicht 
zuletzt den stetig wachsenden «jüdischen Einfluß in der Presse» vorgehen 
solle. Er sei «keineswegs blind dafür», gestand Wilhelm II. seinem Sohn, 
«daß meine Regierung im Kampf gegen diese und andere Mißstände es oft 
an der erwünschten Energie und Schneidigkeit fehlen läßt. Es ist mein 
steter Kampf, sie in dieser Hinsicht zu treiben und anzufeuern. Aber wir 
haben eben keine starken Männer mit der Leidenschaft zum Kampf, und 
wenn es deren gibt, so wohnen ihnen wieder in anderer Richtung solche 
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Mängel bei, daß man sie an leitender Stelle nicht brauchen kann.» Beth- 
mann Hollweg, so ließ der Kaiser durchblicken, behalte er trotz seiner 
Schwächen hauptsächlich aus Rücksicht auf die äußere Politik. «Diese ist 
für unser Reich inmitten feindlicher Nachbarn von so übergroßer Bedeu- 
tung, daß man sie einem solchen Heißsporn nicht anvertrauen kann. Habe 
ich einen Mann, zu dessen ehrlicher Politik das Ausland Vertrauen hat und 
der hierin meiner Leitung folgt, so muß ich um deswillen schon manche 
Schwächen seiner inneren Politik in Kauf nehmen.»>? Das klingt nicht 
gerade wie ein Vertrauensbeweis. 

Obwohl Bethmann charakterlich ganz anders geartet war als Bülow, 
sah er es ebensowenig wie sein Vorgänger als seine Aufgabe an, dem Kaiser 
zu widersprechen oder gar ihn zu zwingen, seinen persönlichen Regie- 
rungsstil grundsätzlich zu ändern. Nur wenn es ihm durch ernste außen- 
politische Gefahren oder eine drohende parlamentarische Krise unum- 
gänglich schien, zeigte er sich bereit, seine Stellung für eine Abmilderung 
des von Wilhelm eingeschlagenen Kurses einzusetzen. Ansonsten operier- 
te auch Bethmann als «ausführendes Werkzeug Seiner Majestät». Gele- 
gentlich wartete er mit Ergebenheitsbezeigungen auf, die durchaus von 
seinem Vorgänger hätten stammen können. So scheute er sich nicht, sei- 
nem Souverän im Januar 1913 zu versichern: «Unter allen Geschehnissen, 
welche im vergangenen Vierteljahrhundert Preußens und Deutschlands 
Größe, Ehre und Macht in so wunderbarer Weise gemehrt haben, gibt es 
keines, das nicht in dem Vorausblick Eurer Majestät seine Wurzel fände 
oder aus Eurer Majestät Tatkraft größte Unterstützung gezogen hätte.» 
Und ein Jahr später hieß es in seinem Gratulationsbrief zum Kaiser- 
geburtstag, zwar stehe ein neues «Anstürmen der Demokratie» auf die 
Hohenzollernmonarchie bevor, jedoch werde «am Vertrauen in Ew. Ma- 
jestät erhabene Person [...] der Sinn des Volkes wieder gesunden». Die 
Nation sei eben «gottlob nicht mit den Parteien identisch» und blicke 
weiterhin voller Hoffnung zum Kaiser auf.’ 

Tatsächlich litt Bethmann Hollweg seit seiner Amtsübernahme als 
Reichskanzler an dem - nicht unbegründeten - Gefühl, das Allerhöchste 
Vertrauen nicht zu besitzen. Charakteristisch war seine Bitte an den Chef 
des Marinekabinetts im Sommer 1911, nachdem ihn Wilhelm II. eine Zeit- 
lang schlecht behandelt hatte, ihm «doch einen Wink zu geben, wenn S.M. 
entschlossen sei ihn fallen zu lassen». Admiral von Müller beklagte die 
Willfährigkeit des Kanzlers und riet ihm, «sich nicht so viel von S.M. ge- 
fallen zu lassen».° Wiederholt verlor Bethmann den Mut und dachte an 
den Rücktritt von seinem undankbaren Posten. 1913 meinte er resigniert, 
daß es «sehr lange wohl nicht mehr gehen wird».3° Noch kurz vor Kriegs- 
ausbruch, als seine Frau im Sterben lag, spielte er mit dem Gedanken - 
nicht wegen persönlicher Umstände, sondern aus Verdruß -, seinen Ab- 
schied zu nehmen.” Beinahe herablassend diskutierten der Chef der 
Reichskanzlei, Arnold Wahnschaffe, und der Chef des Zivilkabinetts, 
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Rudolf von Valentini, im Frühjahr 1914 untereinander die Frage, ob denn 
Bethmann besser bleiben oder gehen sollte. «Ich glaube zwar nicht», 
meinte Wahnschaffe, «daß der Kanzler entschlossen ist zu gehen. Aber ich 
denke immer an Ihr Wort, das Sie mir einmal in diesem Winter sagten: 
«Lange wird er doch nicht mehr bleiben.» Ich fasse das nicht auf als einen 
Reflex der Stimmung Sr. Majestät, die ich für sehr vertrauensvoll halte. Ich 
bin überzeugt, wenn der Kanzler will, kann er noch sehr lange mit dem 
Kaiser zusammenarbeiten. Aber er ist jetzt 9 Jahre Minister, und ich habe 
doch häufig den Eindruck, daß diese Jahre ihn mächtig innerlich - körper- 
lich geht es ihm gut — mitgenommen haben. Jetzt ist freilich auch die 
schlimmste Zeit am Ende dieses endlosen Winters; vielleicht frischt ihn der 
Sommer wieder auf. Wenn er mit Ew. Exzellenz über die Frage «bleiben 
oder nichv spricht, würde ich raten, ihm die Pistole auf die Brust zu setzen 
u. ihm zu sagen, er müsse sich darüber klar entscheiden, daß er bleiben 
wolle. Er muß heraus aus der immer wiederkehrenden Abiturientenstim- 
mung. Denn in ihr kann er ja gar keine Pläne machen.»>® 

Der etwas schwerfällige, zur Melancholie neigende und ohne Zweifel 
verantwortungsbewußte Staatsbeamte Bethmann Hollweg hat unbestrit- 
ten hin und wieder Bedenken gegen die Befehle seines Herrn geltend 
gemacht, aber die Richtlinien der Innen- und Außenpolitik hat nicht er, 
sondern haben der Kaiser und die Männer, die am Hofe sein Ohr hatten, 
bestimmt. Der Staatssekretär des Reichsschatzamtes, Adolf von Wermuth, 
der zu den wenigen höheren Beamten gehörte, die mutig für ihre Über- 
zeugungen eintraten, schilderte in seinen Memoiren die Abhängigkeit 
Bethmanns vom «Allerhöchsten Vertrauen» sehr treffend wie folgt: 
«Nicht was er sollte, sondern was er nicht durfte, war seine Hauptsorge. 
[...] Fürchtete er irgendwie Anstoß zu erregen, so blieb alles Drängen um- 
sonst. An der Festigkeit seiner Stellung zum Kaiser war ihm im höchsten 
Maße gelegen. Es bildete die Wurzel seiner Kraft. [...] Geräuschlos sicher- 
te er sich erst die Meinung des Kaisers. Dann erklärte er zuversichtlich, so- 
lange das Allerhöchste Vertrauen ihm zur Seite stehe, gedenke er nicht zu 
weichen.»3? 

Beispiele für dieses Entscheidungssystem, das ich als «negatives Per- 
sönliches Regiment» bezeichnet habe, ließen sich auch für die Spätphase 
des Kaiserreiches en gros anführen. Im Frühjahr 1912 gab der Chef des Zi- 
vilkabinetts in einem Privatbrief - er räumte ausdrücklich ein, daß er auf 
diese Weise die amtlichen Ressorts umgehen wolle - dem Reichskanzler 
unmißverständlich zu verstehen, daß dieser angesichts der entschlossenen 
Haltung des Monarchen eine Reform des preußischen Wahlrechts unter 
keinen Umständen ins Auge fassen dürfe. Am 2. Mai schrieb er ihm aus 
Korfu: «Bei der Zügellosigkeit der Sozen ist Er [Wilhelm II.] mehr wie je 
überzeugt, daß Preußen bei seinem Wahlrecht bleiben muß und wird nie- 
mals wieder für eine Reform zu haben sein. Ich warne dringend vor einem 
Versuch in dieser Richtung.»*° 


4. Die Kronprinzenfronde To25 


Den Staatssekretären und Ministern gegenüber handelte der Kaiser erst 
recht nach den Maßstäben militärischen Denkens von Befehl und Gehor- 
sam. Ein solidarisches Zusammenstehen des Reichskanzlers mit den Mi- 
nistern gegen die Krone, wie es in der Köller-Krise oder der Bronsart- 
Affäre unter Fürst Hohenlohe und noch bei der Entlassung Podbielskis 
unter Bülow vorgekommen war, wäre unter Bethmann Hollweg undenk- 
bar gewesen. Mit Recht bezeichnete der Tirpitz-Mitarbeiter Hopman im 
Februar 1914 den Reichskanzler als des Kaisers «Kautschuk-Mann», mit 
dessen Hilfe der Monarch die wenigen zur Selbständigkeit neigenden Mi- 
nister stets zum «umklappen» bringen konnte.*' Das Rücktrittsgesuch des 
Staatssekretärs des Reichskolonialamtes, Friedrich von Lindequist, kom- 
mentierte der Kaiser ıgıı verständnislos mit den Worten: «Ich finde es 
ganz unerhört, daß ein so hoher Staatsbeamter in solch ernstem Augen- 
blick seinem Kaiser sein Portefeuille vor die Füße wirft, aus ganz nichtigen 
Gründen! Er gibt der Beamtenschaft ein sehr schlechtes Beispiel des 
Ungehorsams. [...] Einmal ist es Zeichen einer maßlos hohen Einschät- 
zung seiner werten Person (Eitelkeit), andererseits ein Mangel an Takt, 
der haarsträubend ist.» Ähnlich war die Reaktion des Kaisers auf die 
Entlassungsgesuche des preußischen Landwirtschaftsministers Bernd von 
Arnim-Kriewen sowie des Innenministers Friedrich von Moltke.#® Aus 
seiner Bereitschaft, die höchsten Amtsträger fristlos zu entlassen, sollten 
sie sich an seinen «Heiligtümern» - der Prärogative der Krone, seiner Flot- 
te, der uneingeschränkten Kommandogewalt im militärischen Bereich 
oder dem Dreiklassenwahlrecht in Preußen - vergreifen, machte Wilhelm 
nie ein Hehl.* 

Die beleidigende Behandlungsweise gegenüber seinen höchsten Rat- 
gebern, die sich Kaiser Wilhelm auch noch mit fünfundfünfzig Jahren 
erlaubte, machte vor seinem engsten Gefolge und den höchsten Militär- 
kreisen nicht halt. Der Kommandierende General des Gardekorps, Gene- 
raladjutant Karl Freiherr von Plettenberg, berichtete am 6. März 1913 sei- 
ner Ehefrau: «Heute [...] meldete ich mich beim Kaiser, der mich am 
Ohrläppchen in sein Zimmer schleppte, dann aber sehr gnädig sein woll- 
te.»# Kein anderer als der langjährige Chef des Marinekabinetts, Admiral 
von Müller, klagte 1912 bitter, er sei «persönlich [...] im mündlichen 
Vortrag während der Nordlandsreise auf solche Schroffheiten gestoßen, 
wie sie einem als Randbemerkungen nicht schlimmer gebracht werden 
können».* 


4. Die Kronprinzenfronde 
Geriet der Reichskanzler häufig darüber in Zweifel, ob er unter den gege- 


benen Umständen in seinem dornenvollen Amt verbleiben sollte, so gab es 
einflußreiche Kräfte, die lauthals seinen Abgang verlangten. Der nunmehr 


1026 Die Persönliche Monarchie am Vorabend des Weltkrieges 


Abb. 4o Vater und Sohn: Der Kronprinz mit dem Kaiser in Königsberg 1913 


dreißigjährige Kronprinz Wilhelm entwickelte sich mehr und mehr zum 
Fürsprecher der rechtsradikalen Fanatiker, die vom Kaiser die Absetzung 
Bethmanns und des Staatssekretärs von Jagow forderten und auf einen 
Staatsstreich im Innern beziehungsweise auf einen Krieg gegen Frankreich 
und Rußland hinwirkten. Aufsehen erregte das Zustimmungstelegramm, 
das der junge Thronfolger im September 1913 dem Alldeutschen Verband 
bei seiner Tagung in Breslau schickte. Just zu dieser Zeit sandte der baye- 
rische General Konstantin von Gebsattel dem Kronprinzen eine Denk- 
schrift zu, die dieser sowohl an seinen Vater als auch an Bethmann Holl- 
weg weiterleitete. Darin rief Gebsattel zum Kampf gegen «Judenmache 
und die Verhetzung durch sozialdemokratische Führer» auf, die die 
«monarchische Gesinnung des deutschen Volkes pervertierten». Da die 
Deutschen eigentlich «christlich, monarchisch, konstitutionell, aber nicht 
parlamentarisch» seien und einen «tätig regierenden König, aber keine 
monarchisch orientierte Puppe» haben wollten, müsse durch einen gewalt- 
samen Staatsstreich oder aber auch nach einem «glücklichen» Krieg das 
allgemeine Reichstagswahlrecht abgeschafft und durch ein Pluralwahl- 
recht ersetzt werden, forderte der General. Des weiteren verlangte er dra- 
konische Maßnahmen zur «Lösung» der «Judenfrage»: Unterwerfung der 
Juden unter das Fremdenrecht, doppelte Steuern im Vergleich zu den 
«Germanen», Verdrängung aus der Staatsverwaltung und dem Presse- 
wesen, das Verbot des Erwerbs von Grundbesitz sowie die Verhinderung 
der Vermischung von «jüdischer und germanischer Rasse». Gebsattel 
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räumte ein, daß höchste Eile geboten sei, denn die Unzufriedenheit mit der 
Monarchie und der Regierung habe schon jetzt einen Grad erreicht, bei 
dem bald «französische» Zustände eintreten würden. Seiner Ansicht nach 
sei selbst ein Krieg mit unglücklichem Ausgang einem «langen und feigen 
Frieden» vorzuziehen, da Deutschland jedenfalls stark genug sei, eine Nie- 
derlage rasch zu überwinden. Wenn das Deutsche Reich seinen Nachbarn 
seine «gepanzerte Faust» entgegenhielte, so gebe es «Niemand auf dem 
Kontinent (und wohl auch England nicht), der nicht nachgeben würde». 
Der General fuhr fort: «Wir können nicht vernichtet werden und für die 
anderen steht zu viel auf dem Spiel, als daß sie den Angriff wagen wür- 
den.» An den Kronprinzen richtete der General den Appell, diese Grund- 
sätze bei seiner Thronbesteigung durchzusetzen: «Es kann eine größere 
und segensreichere Krönungstat nicht geben, als wenn der gegebene Füh- 
rer seines Volkes den notwendigen Weg voranschreitet.»** 

Bethmann Hollweg verlor keine Zeit, dem Thronerben auf die giftge- 
ladene Zuschrift zu antworten. Was die Forderung nach einem Staats- 
streich anbelange, führte Bethmann aus: «Jeder erfolglose Staatsstreich ist 
entweder eine Dummheit oder ein Verbrechen. [...] Die Aussichten auf 
das Gelingen eines Staatsstreichs sind im Deutschen Reich, weil es ein 
Bundesstaat ist, geringer als in einem Einheitsstaat. Obwohl die verbünde- 
ten Regierungen in geordneten Zuständen absolut fest zusammenhalten, 
würden sie sich auf das Programm des Staatsstreiches aber unter keinen 
Umständen einigen. Auch ist überhaupt zweifelhaft, ob sie in der Revolu- 
tion, die eine notwendige Folge dieses Staatsstreichs wäre, so fest zusam- 
men- und durchhalten würden, daß der letzte Erfolg garantiert bliebe.» 
Wie Friedrich von Holstein zwanzig Jahre zuvor wies Bethmann auf die 
Gefahr der Einmischung feindlicher Staaten, vor allem Frankreichs, bei 
solchen Umwälzungen in Deutschland hin: «Zu dem Krieg im Innern hät- 
ten wir dann den Krieg nach außen, würden uns also in eine ähnliche Stel- 
lung hineinmanövrieren, wie die war, in der sich Deutschland im Dreißig- 
jährigen Krieg oder Rußland zu Ende des russisch-japanischen Krieges 
befand.» Ebenso lehnte Bethmann die Anzettelung eines Krieges aus blo- 
ßen Prestigegründen entschieden ab. Er warnte den jungen Thronfolger: 
«In einem zukünftigen Krieg, der ohne zwingenden Anlaß unternommen 
wird, steht nicht nur die Hohenzollernkrone, sondern auch die Zukunft 
Deutschlands auf dem Spiel. Gewiß muß unsere Politik kühn geführt wer- 
den. Aber in jeder diplomatischen Verwicklung mit Schwertern [zu] ras- 
seln, ohne daß die Ehre, die Sicherheit und die Zukunft Deutschlands 
bedroht sind, ist nicht nur tollkühn, sondern verbrecherisch.»* 

Der Kaiser bat den Zivilkabinettschef, seine Antwort auf die Gebsattel- 
sche Denkschrift zu entwerfen. Seine Reaktionen auf die Forderungen des 
Draufgängers sind uns also nicht in den bekannten groben Tönen, sondern 
mittelbar durch den eleganten Text überliefert, den ihm Valentin am 
22. November 1913 zur Unterschrift vorlegte; inhaltlich stimmte die Re- 
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plik natürlich ganz mit den Ansichten Wilhelms II. überein. Darin warnte 
der Kaiser seinen Sohn davor, sich zum Anwalt der allseits um sich grei- 
fenden Kritik zu machen. «Heute knüpft sich an jeden an sich unbedeu- 
tenden Vorfall unseres öffentlichen Lebens eine Flut von Kassandra- 
rufen. [...] So ist es nicht schwer, täglich eine ganze Blätterlese von 
Zeitungsstimmen zusammenzustellen, deren Lektüre dem harmlosen 
Leser den Glauben beibringen könnte, als ob unsere inneren Zustände un- 
vermeidlich der Fäulnis und dem Untergange entgegentreiben. Dabei 
möchte ich den Staat sehen, der sich so geordneter Verhältnisse, eines so 
arbeitsamen gesunden Volkes und eines so ruhigen gesicherten Fortschrit- 
tes erfreute, wie das deutsche Reich. Ein Blick auf die inneren Zustände in 
England, Frankreich, Österreich und Rußland genügt wohl, um dies zu 
beweisen. Wir wollen uns die Freude an unseren Erfolgen auf allen Gebie- 
ten menschlichen Strebens nicht durch die ätzende Kritik und die Nörgel- 
sucht solcher Leute verderben lassen, die nun einmal nach alter deutscher 
Sitte alles besser wissen. [...] Nicht gleich alles glauben und für richtig 
halten, was gedruckt wird, lieber Sohn! Die Leute treiben ihr mötier und 
wollen leben und verdienen! Dabei will ich mich keineswegs gegen die 
Erkenntnis gewisser schwerer Schäden in unserem heutigen Staats- und 
sozialen Leben verschließen: das Reichstags-Wahlrecht ist in seinen Wir- 
kungen nach unten und in der Verrohung des Parlamentarismus höchst 
beklagenswert; die Sozialdemokratie vergiftet weite Volkskreise und ge- 
bärdet sich frech wie überall; der jüdische Einfluß in der Presse, der sozia- 
len Lebensgestaltung und der gesamten Kunstgebarung nimmt stetig zu; 
die Presse ist zu einem großen Teil miserabel.» Doch der «seltsame 
Schwärmer» Gebsattel biete auf diese Probleme keine Antwort. «Um den 
Auswüchsen des Parlamentarismus, des Judentums und der Presse zu be- 
gegnen, sieht er kein anderes Mittel als den Staatsstreich oder, wie er es 
ohne Ahnung der gesetzlichen Bestimmungen nennt, den «Belagerungs- 
zustand». Er will dieses Mittel mitten im Frieden angewandt wissen, da es 
ihm nach einem «siegreichen Kriege undankbar gegen das Volk (!) er- 
scheint. Staatsstreiche mögen in süd- und mittelamerikanischen Republi- 
ken zu den Mitteln der Regierungskunst gehören, in Deutschland sind sie 
gottlob noch nicht üblich gewesen und dürfen es nicht werden, weder von 
oben noch von unten. Das sind gefährliche Leute, die so etwas anzuraten 
wagen, gefährlicher für die Monarchie und ihren Bestand wie der wildeste 
Sozialdemokrat. Denn schon die Erwägung solcher Mittel müßte das feste 
Band des Vertrauens erschüttern, das doch gottlob noch bei uns den Herr- 
scher mit der breitesten Masse des Volkes verbindet. Eine gewaltsame Än- 
derung der Verfassung läßt sich nur denken nach Niederschlagung einer 
blutigen Revolution, wovor uns Gott behüten wolle!» Als «geradezu 
kindlich» bezeichnete Valentini in dem Entwurf, den Wilhelm übernahm, 
die Ideen Gebsattels «über die Austreibung der Juden aus dem Reich». 
Dadurch würde der deutsche Wohlstand auf den Zustand vor hundert Jah- 
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ren zurückgeworfen werden und das Reich «zugleich aus der Reihe der 
Kulturnationen ausscheiden». «Wohl aber muß unser Bestreben dahin ge- 
hen, den jüdischen Einfluß von Armee und Verwaltung mit aller Entschie- 
denheit auszuschließen und in allen Betätigungen der Kunst und Literatur 
nach Möglichkeit einzuschränken. Was die jüdisch beeinflußte Presse an- 
geht, so stimme ich mit Dir ganz überein: In ihr hat das Judentum seinen 
gefährlichsten Tummelplatz gefunden. Ihr Zügel anzulegen und ihrer 
schmutzigen Skandal- und Verleumdungssucht Halt zu gebieten, ist eine 
äußerst wichtige Aufgabe. Aber sie ist schwierig und kann nur gelöst wer- 
den, ohne die Freiheit der Presse im übrigen zu beschränken. Denn diese 
ist im modernen Staat nützlich und unentbehrlich als Ventil für allerlei 
Schmerzen und Unbehaglichkeiten, die sich sonst in gefährlicher Weise 
Luft machen würden.» Zum Schluß wies der Kaiser seinen Sohn darauf 
hin, «daß alles seine zwei Seiten hat, und daß es nicht ganz so leicht ist, et- 
was besser zu machen als zu kritisieren. Ich möchte Dir raten, künftig 
auch an die Nörgler und Kritiker etwas kritischer heranzutreten und im- 
mer zu bedenken, daß die Regierenden Dinge von höherer Warte betrach- 
ten müssen als die Helden der Tages-Literatur.»°° 

Dem Rat seines Vaters gehorchte der hitzige junge Kronprinz nicht, 
sondern er forderte von neuem die Ersetzung Bethmann Hollwegs durch 
einen «ganzen Mann». «Ich halte mich ganz gewiß von Nörglern fern aber 
die Dinge, welche ich Dir schrieb und über die ich Dir Zeitungsartikel sen- 
de glaube ich wirklich für wichtig und bedeutsam zu halten. Was den lei- 
tenden Staatsmann anbetrifft so meine ich wäre die Hauptsache daß er ein 
ganzer Mann sein müßte, der den Tod und Teufel nicht fürchtet; der 
sowohl im Inneren wie im Äußeren feste durchgreift auch wenn dadurch 
andere auf die Füße getreten werden. Ich glaube daß das Vertrauen des 
Auslandes zu Bethmann weniger hoch einzuschätzen ist, als die Furcht 
vor einem wirklich starken Mann an seiner Stelle.»’' Ebenso müßte Jagow 
durch den forscheren Unterstaatssekretär Arthur Zimmermann ersetzt 
werden, forderte der jüngere Wilhelm. ’? 

Eine Folge dieser Auseinandersetzungen und der Agitation des Thron- 
folgers in der Zabernaffäre, auf die wir gleich zu sprechen kommen, war 
die Versetzung des Kronprinzen von seinem Leib-Husaren-Regiment in 
Danzig-Langfuhr zur Dienstleistung am Großen Generalstab nach Ber- 
lin. Im Januar 1914 wurde ihm ein Ziviladjutant beigegeben, um mäßi- 
gend auf ihn einzuwirken und ihn auf die spätere Leitung der Regierungs- 
geschäfte vorzubereiten.’* Dennoch blieb die nationalistische und mili- 
taristische Fronde des jungen Thronfolgers dem Kaiser und der zivilen 
Reichsleitung bis zum Ausbruch des Krieges ein Dorn im Auge. Im Mai 
1914 veröffentlichte Dr. Paul Liman ein dreihundert Seiten langes Werk 
mit dem Titel Der Kronprinz. Gedanken über Deutschlands Zukunft, das 
für Aufsehen sorgte. Das Buch wurde geschrieben in der Erkenntnis, wie 
der Verfasser klarmachte, «wie stark die Wirkung der monarchischen 
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Persönlichkeit auch im Gegenwartsstaate, auch hinter den Schranken des 
Verfassungslebens fühlbar bleibt». Gerade deshalb sei es notwendig, den 
«Kaiser der Zukunft, der Führer in frohen und schweren Stunden werden 
soll», näher kennenzulernen. Das Buch solle kein «Panegyrikus» sein, aber 
«das Vertrauen in die Zukunft wecken und beleben und jenen öden Pessi- 
mismus zerstören, den demagogische Beflissenheit geschäftig verbreitet». 
Betroffen verfügte der Kaiser, es solle in der Norddeutschen Allgemeinen 
Zeitung offiziös erklärt werden, «daß der Kronprinz das Buch in keiner 
Weise inspiriert habe, ihm vielmehr ganz fern stehe». Der Reichskanzler 
mußte darauf hinweisen, «daß man mit einer solchen offiziösen Notiz nur 
für das Limansche Buch Reklame machen würde». Die klügere Taktik 
wäre doch, das Buch einfach totzuschweigen. Am folgenden Tag konnte 
Valentini dem Reichskanzler melden, daß der Kaiser seinen Argumenten 
beigestimmt habe und von jeder offiziellen Erklärung Abstand nehmen 
wolle.‘ 


5. Der Kaiser und der Zabern-Fall 


So frustrierend er auch die Lage im Innern empfand, so ungeduldig er auch 
mit dem schwerfälligen, bedachtsamen Reichskanzler umging, im militäri- 
schen Bereich wollte sich Wilhelm II. nach Herzenslust ausleben. In Per- 
sonalfragen im Offizierskorps und in der Marine sprach der Oberste 
Kriegsherr erst recht das entscheidende Wort, auch wenn sich die beiden 
Kabinettschefs Moriz Freiherr von Lyncker und Georg von Müller aus 
sachlichen Gründen gelegentlich verpflichtet fühlten, ihm Gegenvorschlä- 
ge zu unterbreiten. Ende 1913 schrieb Müller seinem Kameraden von 
Trotha: «Sie wissen ja wie die Dezembertage im Kabinet immer besondere 
Arbeit unerfreulicher Art bringt. Aber in diesem Jahre schien es mir be- 
sonders schwer, die richtigen Entschlüsse in Bezug auf die Personalver- 
änderungen zu treffen, zumal an Allerhöchster Stelle doch berechtigte per- 
sönliche Ansichten mit dienstlichen Interessen kollidirten.»’7 

Wie die zivilen Reichs- und Staatsbeamten mußten sich auch die Ar- 
mee- und Flottenführer stets sorgen, daß sich der Oberste Kriegsherr bei 
anderen Immediatstellen oder irgendwelchen unverantwortlichen Perso- 
nen Rat holen und mittels des Königsmechanismus ihre Pläne durchkreu- 
zen würde. Entgegen seinem Versprechen an Moltke nahm Wilhelm aktiv 
an den Armeemanövern teil und hielt abschließend detaillierte und biswei- 
len beeindruckende Manöverkritiken ab.5® Persönlich bestimmte er den 
Bau von Festungen, die Anschaffung von Flugzeugen und Geschützen, die 
Stationierung der Kriegsschiffe und vieles mehr.” Dem österreichischen 
Militärattach& teilte der Kaiser im Juni 1912 mit, auf seine Anordnung 
werde bei Metz ein neues Fort gebaut, welches hauptsächlich zur Wirkung 
in das Moseltal bestimmt sei.‘ 
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Die persönliche Identifikation Wilhelms II. mit dem Militär und seine 
Verachtung für Zivilisten, mochten sie höchste Amtsträger, Diplomaten, 
Parlamentarier, Journalisten oder einfach nur Stadt- und Dorfbewohner 
sein, zeitigte in den letzten Wochen des Jahres 1913, das er mit patrioti- 
schen Feiern zu seinem Regierungsjubiläum in Frieden hatte begehen wol- 
len, die schwerste Verfassungskrise des Kaiserreiches seit dem November- 
sturm 1908. Die neue Verfassung, die das Reichsland Elsaß-Lothringen 
erhalten hatte, war dem Kaiser von Anfang an suspekt. Im Mai 1912 droh- 
te er offen, sie in Scherben zu schlagen, sollten sich die Verhältnisse in dem 
Grenzgebiet nicht bessern.°' Im Spätherbst 1913 erwies sich Wilhelm II. 
dann als kompromißloser Verfechter der preußischen Militärgewalt gegen 
die Verfassung und das Gesetz, gegen den Reichskanzler und den Statthal- 
ter in Straßburg, gegen den Reichstag und die deutsche und internationale 
Öffentlichkeit.” 

Am 28. Oktober 1913 hatte sich in dem kleinen elsässischen Garnisons- 
städtchen Zabern (Saverne) ein an sich unbedeutender Vorfall ereignet, der 
in den darauffolgenden Wochen teils durch Inkompetenz, teils aber auch 
durch bewußte Provokation der Militärs zu einer gravierenden Krise eska- 
lieren sollte: Ein junger Leutnant, Günter Freiherr von Forstner, hatte sei- 
ne Rekruten dazu aufgefordert, bei Auseinandersetzungen mit der Bevöl- 
kerung der Stadt, die er als «Wackes» beschimpfte, ordentlich von dem 
Seitengewehr Gebrauch zu machen, «und wenn Sie dabei einen solchen 
Wackes über den Haufen stechen, schadet das auch nichts», im Gegenteil, 
er setze auf jeden niedergestochenen «Wackes» eine Prämie von zehn 
Goldmark.® Als diese Beleidigungen in die Öffentlichkeit drangen und 
Demonstrationen dagegen stattfanden, befahl Forstner seinen Truppen, 
mit aufgepflanzten Bajonetten durch die Straßen Zaberns zu patrouillie- 
ren. Auf Befehl des örtlichen Regimentskommandeurs Oberst Ernst von 
Reuter und unter Zustimmung des Kommandierenden Generals Berthold 
von Deimling in Straßburg wurden am 9. November 1913 Maschinenge- 
wehre in dem Städtchen in Stellung gebracht und mit der Verhängung des 
Belagerungszustandes gedroht.‘ Der Fall nahm internationale Dimensio- 
nen an, als Berichte zirkulierten, Forstner habe Rekruten auch noch zuge- 
rufen: «Auf die französische Fahne könnt ihr scheißen.»° Deimling ließ 
die Soldaten, die gegen diese Verunglimpfung protestierten, kurzerhand 
verhaften. Am 28. November erreichte der Fall mit der wahllosen Fest- 
nahme von 27 Personen durch Militärpatrouillen unter dem Kommando 
Reuters seinen unrühmlichen Höhepunkt.“ 

Mit fatalen politischen Folgen identifizierte sich Kaiser Wilhelm I. 
vollkommen mit den gesetzwidrigen Handlungen der Militärs, die er vor 
jedweder Kritik seitens der Zivilbehörden und der Öffentlichkeit zu 
schützen entschlossen war. Ende November 1913 befand er sich wie all- 
jährlich um diese Zeit auf der Fuchsjagd in Donaueschingen und - abge- 
sehen von Treutler, der als Rat im Kaiserlichen Gefolge mitgefahren war — 
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ohne den Beistand ziviler Ratgeber. Selbst auf Treutler hörte Wilhelm je- 
doch nicht, handelte es sich doch seiner Vorstellung nach um eine «rein 
militärische» Angelegenheit. «Bin leider fortgesetzt ausgeschaltet», melde- 
te der Gesandte dem Reichskanzler am 4. Dezember. «Seine Majestät wol- 
len augenscheinlich über Zabern nicht mit mir reden.»” Für Wilhelm 
waren die Übergriffe der Militärs im Elsaß die vollkommen gerechtfertigte 
Antwort auf die Agitation der französischen Regierung und Presse im 
Reichsland Elsaß-Lothringen. «Die ganze Zaberner Geschichte ist explo- 
siv das Zeichen, wie großartig die französische Hetze unter der Nase unse- 
rer Zivilbehörde unentdeckt und ungehindert gewühlt und gearbeitet hat, 
bis dieses Resultat erreicht worden ist in einer einst deutschen Stadt», wü- 
tete er am 2. Dezember 1913 auf einem Zeitungsbericht. «Die deutsche 
Presse und der Reichstag sind wie üblich auf die Sache eingegangen - und 
machen aus einem Maulwurfshaufen einen Berg.»“* Deutschland werde 
«beschimpft und beleidigt nicht nur die letzten 2 Jahre in der ganzen Fran- 
zöslischen] Fach und sonstigen Presse sondern im eigenen Heim durch 
mit franz[ösischem] Gelde aufgeputschte «Wackes! Da kann uns eher die 
Geduld ausgehen!» warnte er.” 

In seiner «rein militärischen» Auffassung wurde der Kaiser durch sei- 
nen ältesten Sohn bestärkt, der naßforsch wie immer seinem Vater schrieb, 
er hoffe doch sehr, daß «in dem Falle Zabern kurzer Prozeß mit dem ver- 
fluchten Pöbel gemacht werden wird und die elsäß. Rekruten wieder in 
Preußen und sonst wo eingestellt werden möchten um ihnen die Lust an 
derartigen Dingen gründlich zu verderben.»”° Eindringlich bat der Kron- 
prinz seinen Vater, fest zu bleiben. «Die jüdische Demokratie will ja weiter 
nichts als Deine Kommandogewalt untergraben und dazu ist ihnen jedes 
Mittel recht.»”' An Deimling und Reuter richtete der junge «Kaiser der 
Zukunft» Telegramme, die für Entsetzen sorgten, als sie durch eine Indis- 
kretion an die Öffentlichkeit kamen. «Bravo!» schrieb Kronprinz Wil- 
helm, «Immer feste druff!» Es müsse «ein Exempel statuiert werden, um 
den Herrn Eingeborenen die Lust an derartigen Vorfällen zu versalzen.»’° 

Von vornherein war dem Statthalter in den Reichslanden, Carl Graf 
von Wedel, klar, daß der Monarch in dem bitteren Konflikt, der zwischen 
ihm und dem Kommandierenden General von Deimling über die rechts- 
widrigen Übergriffe und Provokationen des Militärs in Zabern entstanden 
war, die Partei des Generals ergreifen würde. Bereits am 23. November 
hatte Wedel in einem Brief an Bethmann die Voreingenommenheit Wil- 
helms für das Militär vorausgesagt. «S. M. glaubt schließlich doch, daß die 
Kommandierenden Generale sich auf die Landespolitik und auf die der 
Bevölkerung gegenüber anzuwendenden Mittel besser verstehen als die 
Landesregierung. Forschheit ist heute Trumpf, möge sie nun am Platze 
sein oder nicht.»”° Wedel, der ja selbst eine militärische Laufbahn hinter 
sich hatte, ehe er zum Botschafter und dann zum Statthalter des Reichs- 
landes ernannt worden war, sollte nur zu sehr recht behalten. 
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Das Verlangen des Statthalters, dem Kaiser persönlich in dem nahegele- 
genen Donaueschingen über die «schweren Exzesse und Ungesetzlichkei- 
ten» der Militärs Vortrag halten zu dürfen, schlug Wilhelm aus: Er werde 
sich auf Grund des Berichts des zuständigen Generalkommandos vom 
Chef des Militärkabinetts Vortrag halten lassen; Wedel solle seine Inter- 
pretation der Vorgänge schriftlich einreichen.”* In einem Telegramm vom 
29. November 1913 warf der Kaiser Wedel und seiner Zivilbehörde völli- 
ges Versagen vor; nicht der Statthalter, sondern der Kommandierende Ge- 
neral trage «die Verantwortung für die Ruhe und Ordnung im Corpsbe- 
zirk». In einem gleichzeitigen Telegramm an Deimling gab er diesem freie 
Hand bei der «Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung» und fügte hin- 
zu, er solle es «dabei an der nötigen Energie nicht fehlen lassen».7 

In seiner schriftlichen Eingabe vom ı. Dezember 1913 machte Wedel 
geltend, daß die Entscheidung des Kaisers die Rechte des Statthalters «in 
einer mit seiner Stellung und Würde unverträglichen Weise» einschränke 
und deutete damit seinen Rücktritt an.”* Wie Wedel erkannte auch der 
Reichskanzler, daß es sich bei dem Benehmen der Militärs in Zabern um 
«schwere Gesetzesverletzungen» gehandelt habe; wie der Statthalter for- 
derte auch er die Versetzung Reuters und die Entsendung eines höheren 
Offiziers in die Stadt, um die Lage zu entschärfen.” Das Verlangen des 
Kanzlers, der Kaiser möge seinen Befehl an Deimling, für Ruhe und Ord- 
nung zu sorgen, durch den Zusatz «innerhalb der gesetzlichen Grenzen» 
einschränken, lehnte Wilhelm zunächst ab. Erst als ihm Bethmann mit der 
Androhung seines eigenen Rücktritts vor Augen führte, daß bei einem 
weiteren ungesetzlichen Einschreiten der Militärs «die allerernstesten Ge- 
fahren für die Armee und die Krone entstehen werden, weil das ganze 
Land die Allerhöchste Kommandogewalt für den verfassungswidrigen 
Zustand verantwortlich machen» würde, lenkte der Kaiser ein und ver- 
sprach, General Deimling bei seinem kommenden Besuch in Donau- 
eschingen «nochmals an[zu]weisen, streng innerhalb der gesetzlichen 
Grenzen zu bleiben». Eine entsprechende Erklärung erschien dann in der 
Norddeutschen Allgemeinen Zeitung.” 

Während sich die Krise in besorgniserregender Weise zuspitzte, regte 
Treutler an, Valentini möge doch beim Kaiser anfragen lassen, ob denn sei- 
ne Anwesenheit im Schwarzwald nicht erwünscht sei. Nach telephonischer 
Rücksprache mit dem Reichskanzler sandte der Chef des Zivilkabinetts am 
30. November ein entsprechendes Telegramm, doch der Kaiser lehnte das 
Angebot rundweg ab: Schließlich handele es sich um eine «reine Angele- 
genheit der Kommandogewalt».7? Statt Valentini reiste der Kriegsminister 
Erich von Falkenhayn nach Donaueschingen. Dieser erreichte zwar, daß 
Generalmajor Kühne zur Untersuchung der Vorkommnisse ins Elsaß ge- 
sandt wurde, doch der Kaiser insistierte, daß dies nicht öffentlich bekannt- 
gegeben werde; eine rein militärische Angelegenheit dürfe ja nicht im Par- 
lament besprochen werden. Der erste Bericht Kühnes aus Zabern trug 
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Abb. 4ı Die Zabernkrise: Der Kaiser, Bethmann Hollweg und Statthalter Graf 
von Wedel in Donaueschingen, 5. Dezember 1913 


auch wenig zu der Aufklärung des Monarchen bei, der daraus den Schluß 
zog: «Also zu ’/, ist die Schweinepresse schuld!!»"° Dem Reichskanzler, 
der am 3. Dezember vor den aufgebrachten Reichstag zu treten hatte, wur- 
de aus dem Schwarzwald die Parole «durchhalten» erteilt." Die loyale Er- 
klärung, die er wider besseres Wissen über die Vorgänge in Zabern abgab 
und die in dem Ausruf gipfelte, «der Rock des Königs muß unter allen 
Umständen respektiert werden», genügte dann auch ganz und gar nicht, 
um die Wogen zu glätten: Am 4. Dezember 1913 sprach der Reichstag mit 
293 gegen 54 Stimmen bei vier Enthaltungen sein Mißtrauen gegen den 
Reichskanzler aus.‘* Bethmann hatte seine Stellung «selbst um den Preis 
einer Unterwerfung unter eine ausgesprochen chauvinistische Gesinnung 
in Kreisen des Militärs und des Hofes» gerettet, wie Fritz Fischer sarka- 
stisch vermerkte.”3 Die erregte Stimmung im Parlament und in der Bevöl- 
kerung richtete sich jedoch nicht in erster Linie gegen den Kanzler, son- 
dern gegen den Kaiser, als dessen bloßes Sprachrohr Bethmann angesehen 
wurde. Führende Abgeordnete der Zentrumspartei und des Freisinns 
warnten, «daß der Argwohn weit verbreitet sei, der Kaiser habe hier die 
Sühne des begangenen Unrechts selbst verhindert. Die Erbitterung dar- 
über gehe tiefer als in den Novembertagen» 1908. Als er durch Admiral 
von Müller erfuhr, daß die «schroffe Haltung in Zaberner Angelegenheit» 
in der Tat «auf $.M. zurückzuführen» sei, schlug Albert Hopman die 
Hände über den Kopf zusammen. «Schon wieder ein Unglück durch Sic 
volo, sic jubeo». [So will ich, so befehle ich.] Er wird nicht klug.»®s 
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Nach der Abstimmungskatastrophe im Reichstag suchte der General- 
adjutant von Plessen, den Kaiser zur Rückkehr nach Berlin zu bewegen, 
doch Wilhelm lehnte auch diesen Vorschlag ab.“ So mußte sich der Kanz- 
ler kurzerhand entschließen, nach Donaueschingen zu reisen. Er fuhr die 
Nacht durch und erreichte am Morgen des 5. Dezember 1913 das Hoflager 
im Schwarzwald, wo er auch Deimling und Wedel antraf.” Die Krisensit- 
zung dauerte eine knappe Dreiviertelstunde, da Wilhelm auf dem Sprung 
zu einer Feier in Stuttgart war. Nach dem Bericht eines Augenzeugen 
schrie der Statthalter bei dieser Zusammenkunft «Deimling und Wil- 
helm II. so laut an, daß man sein Schreien vom Schloßpark bis ins Schloß 
hören konnte».® Mit Bestürzung nahm der Kaiser die Erklärung Wedels 
auf, er und die gesamte elsässische Landesregierung würden ihren Ab- 
schied nehmen. Wilhelm lehnte das Rücktrittsgesuch des Statthalters ab 
und schlug statt dessen zur Beruhigung der Lage - aber auch zur «Beleh- 
rung» der Bevölkerung, die wirtschaftlich auf die Truppen angewiesen war 
- die Verlegung der in Zabern stationierten Bataillone auf einen Truppen- 
übungsplatz vor. Durch diesen Vorschlag und die Zusicherung, daß Forst- 
ner und Reuter bestraft werden würden, ließ sich Wedel vorerst zum Ver- 
bleib als Statthalter bewegen.“ Hätte er auf seinem Abschied bestanden, 
was angesichts der Allerhöchsten Haltung ihm gegenüber nur zu ver- 
ständlich gewesen wäre, wäre nach dem Urteil des Unterstaatssekretärs in 
der Reichskanzlei, Wahnschaffe, «die Stellung des Kanzlers unhaltbar» ge- 
worden. Mit dem Sturz des Reichskanzlers aber würden «die ganzen Vor- 
würfe wegen des vorgekommenen Rechtsbruchs [...] sich gegen den Trä- 
ger der militärischen Kommandogewalt richten.» Durch das Einlenken 
Wedels hatte also nicht nur Bethmann (zum zweiten Mal innerhalb von 48 
Stunden) seine Stellung retten können; auch die Hohenzollernkrone und 
die Allerhöchste Kommandogewalt konnten wenigstens vor den «aller- 
ernstesten» Gefahren geschützt werden.? 

Natürlich waren Wedels Tage als Statthalter gezählt. Zwar fiel die Wahl 
seines Nachfolgers früh auf den konservativen preußischen Innenminister 
Hans von Dallwitz, doch der Wechsel zog sich wochenlang hin, da man 
lange keinen geeigneten Mann für den politisch so heiklen Posten des In- 
nenministers finden konnte. Kronprinz Wilhelm war nicht der einzige, der 
dem Kaiser klarmachte, er dürfe unter keinen Umständen jemanden er- 
nennen, «der für eine Reform des preuß. Wahlrechts zu haben wäre. Was 
das für ein Unglück für den Staat wäre braucht wohl nicht betont zu wer- 
den.»” Natürlich bestand Wilhelm II. absolut auf seinem Recht, die Perso- 
nalentscheidungen selber zu treffen. Die Wünsche des Reichskanzlers bei 
diesem Revirement, das immerhin die politische und personelle Zusam- 
mensetzung der gesamten Reichs- und Staatsleitung bestimmte, wurden 
kaum berücksichtigt; ja, sogar die Möglichkeit eines Kanzlerwechsels war 
in aller Munde. Am 26. März 1914 schrieb der Zivilkabinettschef von Va- 
lentini an Bethmann: «Bei dem heutigen Vortrag kam $.M. sofort auf die 
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Zeitungsnachrichten von der Ernennung Dallwitz’ zum St[atthallter zu 
sprechen. Wie es möglich sei, daß sie in die Presse kommen könnten, Er 
habe zu Niemand davon Erwähnung getan u. auch noch keinen definitiven 
Entschluß gefaßt. [...] Ich erwiderte, daß Ew. Exz. noch keinen definitiven 
Entschluß hätten fassen können, weil die Frage der Ersetzung Dallwitz’ 
Schwierigkeiten bereite u. Schorlemers Berufung [nach Straßburg] nicht 
wohl in Betracht käme, da er im Hinblick auf einen etwaigen Kanzler- 
wechsel jetzt nicht anderweit verwendet werden dürfe. Hierauf erklärte 
S.M., daß Er den Gedanken eines Kanzlerwechsels durchaus ablehne, 
dazu liege nicht der geringste Grund vor. Die von mir als eventl. Kandida- 
ten für den Innen Minister genannten Personen: [Kultusminister] Trott 
[zu Solz], [Unterstaatssekretär] Eisenhart[-Rothe], Walsow lehnte Er ent- 
schieden ab; Trott sei im Kultus ganz an s[einem] Platz, Eisenhart könne 
weder reden noch schreiben, sei auch sonst noch nicht reif für Minister- 
posten, Walsow sei ganz ungeeignet. Rebus sic stantibus müsse D[allwitz] 
eben bleiben; Er hätte auch sonst schon Bedenken gehabt, ihn z[um] 
St[atthallter zu machen. [Der Landwirtschaftsminister Clemens Freiherr 
von] Schorlemer sei erheblich geeigneter, auch viel leichter zu ersetzen. Er 
wünsche daß die Entsch[eidung] in diesem Sinn nun bald erfolge, schon 
um dem Zeitungsgerede ein Ende zu machen. Der Kaiser beauftragt mich 
ausdrücklich, Ew. Exz. dies sogleich mitzuteilen.» «Ich wäre glücklich», 
fügte Valentini hinzu, «wenn Ew. Exz. namentlich die entsch[iedene] Wei- 
gerung Sr. Maj., Sich von Ew. Exz. zu trennen, als definitivum in Rech- 
nung stellten. Auch sonst will mir die Lösung als eine durchaus glückliche 
erscheinen. Schorlemer bleibt auch in Str[aß]burg für alle Fälle zur Ver- 
fügung und die Frage des Ersatzes für Dallwitz ist wirklich z. Zt. kaum 
lösbar.»% Die Ernennung Dallwitz’ zum Statthalter konnte dennoch erfol- 
gen, weil Friedrich Wilhelm von Loebell, der Chef der Reichskanzlei 
unter Bülow gewesen war, sich bereit erklärte, das preußische Innenmini- 
sterium zu übernehmen. Von ihm wußte Wahnschaffe dem Hoflager zu 
melden, daß er sicherlich «nicht an Wahlrechtsüberraschungen» denke, 
sondern «vor allen Dingen mit seinen alten konservativen Parteigenossen 
wieder ein normales Verhältnis herstellen und die liberalen Blockfreunde 
enttäuschen» werde.?* 

Der Fall Zabern zeigt beispielhaft, was für ein siegessicherer Militaris- 
mus das Offizierskorps, die Alldeutschen, die nationalkonservative Rech- 
te und nicht zuletzt auch den Kaiser, den Kronprinzen und das militäri- 
sche Gefolge am Hofe ergriffen hatte. Borniert und verbissen hatten sich 
diese Kreise in Anbetracht der immer höher steigenden demokratischen 
Flutwelle im Innern auf die in ihrer Akzeptanz beim Volk stets kleiner 
werdende Scholle des Heeres - das Herz Preußens «und als Herz des 
Heeres das Geschlecht der Hohenzollern!» - zurückgezogen. Zwar hatte 
Bethmann Hollweg die allerschlimmsten Folgen dieser Einstellung Wil- 
helms II. für den Moment noch abwenden können, doch für den Gang 
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der deutschen Politik - auch und erst recht, wie die feindseligen Randbe- 
merkungen des Kaisers bezeugen, gegenüber Frankreich - im Jahre 1914 
verhießen die militaristischen Überheblichkeiten an der Westgrenze des 
Reiches nichts Gutes. Vom Rande des Abgrunds war man nicht mehr weit 
entfernt. 


Kapitel 37 


«Nacken steif und Hand ans Schwerdt!» 
Kriegsvorbereitungen 1913/14 


Die Spannungen nicht nur auf dem Balkan, sondern auch unter den euro- 
päischen Großmächten im allgemeinen, hatten 1913 einen solchen Hoch- 
stand erreicht, daß vielen Beobachtern ein Weltkrieg beinahe unvermeid- 
lich erschien. Im Frühjahr jenes Jahres meinte der britische Botschafter in 
Petersburg, Sir George Buchanan: «Ich hoffe nur, daß wenn wir diese 
Balkankrise überwunden haben, wir nicht mit einer europäischen Krise 
konfrontiert sein werden; aber ich muß gestehen, daß ich hinsichtlich der 
französisch-deutschen Beziehungen sehr nervös bin. Ich bezweifle, ob 
Frankreich oder Deutschland in der Lage sein wird, die Anstrengung sei- 
ner verstärkten Rüstungen lange auszuhalten; und Delcass& ist überzeugt, 
daß Deutschland beabsichtigt, einen Krieg herbeizuführen, wann immer 
es glaubt, daß die Chancen zu seinen Gunsten stehen. Hoffentlich liegt er 
damit falsch.»' Mehr als ein Jahr später, Anfang Juni 1914, hatte Buchanans 
Kollege Maurice Pal&ologue, der französische Botschafter in der russi- 
schen Hauptstadt, die Vorahnung, «daß wir in das Gewitter gehen. An 
welchem Punkt des Horizonts und zu welchem Zeitpunkt wird es sich 
entladen? Ich wüßte es nicht genau zu sagen. Aber der Krieg ist von nun 
an schicksalhaft und von kurzer Fälligkeit.»” Das Gefühl, auf einem Pul- 
verfaß zu sitzen, beruhte gewiß in erster Linie auf der Einsicht, daß das 
Wettrüsten zu Lande und zur See nicht auf ewig fortgesetzt werden konn- 
te. Ebenso gewiß ist aber auch, daß bestimmte Äußerungen Kaiser Wil- 
helms II. und ebensolche Handlungen seiner Generäle und Admiräle die 
böse Ahnung geschürt haben. 

Seit dem Herbst 1912 hatte Wilhelm II. urbi et orbi seine Überzeugung 
kundgetan, daß der große Rassenkrieg zwischen Germanentum und Sla- 
wentum unumgänglich und sein Ausbruch nur noch eine Frage der Zeit 
sei. Diese Begriffe waren recht dehnbar, denn oft rechnete er die Türken, 
gelegentlich sogar die Chinesen, zu den Germanen, die Engländer aber zu 
deren Feinden. Was er sich unter «Germanentum» und seinen Zukunfts- 
aufgaben vorstellte, kam während seiner fünfundzwanzigsten Nordland- 
reise zum Ausdruck, als er am 31. Juli 1913 im norwegischen Balestrand 
zwei riesige Standbilder mythischer Heldengestalten einweihte.3 In seiner 
Ansprache in Gegenwart König Haakons VII. bedankte er sich für die 
langjährige Gastfreundschaft der Norweger und verkündete dann: «Aber 


Kriegsvorbereitungen 1913/14 1039 


nicht nur ein Zeichen Meines Dankes an Norwegen allein soll dieser ra- 
gende Recke sein! Nein, eine größere, allgemeinere Bedeutung kommt 
ihm zu. Er soll ein Wahrzeichen für Skandinavier, Deutsche, Angelsachsen 
und alle diejenigen Stämme sein, die mit Stolz sich zu der gewaltigen 
Gruppe der indogermanischen Völker zählen! Wie er so dasteht, schwert- 
froh und schwertgewohnt auf die vornehmste und Lieblingswaffe der 
Germanen, auf sein gutes Schwert <«Angurwadeb gestützt, «das stets Böses 
schlug, litt Unrecht nie: In männlicher Zuversicht und unerschrockenem 
Selbstgefühl, so soll er alle Indogermanen daran erinnern, daß sie eines 
Stammes, eines Blutes sind, daß ihnen durch Gottes Gnade vergönnt ge- 
wesen ist, in der Vergangenheit Großes für die Entwicklung der Welt und 
ihrer Kultur zu leisten, und daß sie treu und fest zusammenhalten sollen, 
um auch in Zukunft die großen Aufgaben, die Gott ihnen stellen wird, 
zum Segen der ganzen Menschheit gemeinsam zu lösen.»* 

Als sich das Jubiläumsjahr 1913 seinem Ende näherte, die große Hee- 
resvermehrung unter Dach und Fach gebracht wurde, der Abschluß der 
Erweiterungsarbeiten am Kaiser-Wilhelm-Kanal sowie die Befestigung 
der Hafenanlagen auf Helgoland in greifbare Nähe rückten, waren einige 
der Vorbedingungen erfüllt, die Kaiser Wilhelm im Dezember 1912 (und 
auch schon früher) für die Herbeiführung eines großen Krieges gestellt 
hatte. Gibt es aber Anzeichen für die Annahme, daß man sich damals noch 
an die dramatischen Auseinandersetzungen vom November/Dezember 
1912 erinnerte und - in Übereinstimmung mit den Entschließungen des 
«Kriegsrates» — auf einen solchen Krieg zusteuerte? In seiner 1991 erschie- 
nenen Kurzbiographie Wilhelms II. stellt Willibald Gutsche im Sinne Fritz 
Fischers, Adolf Gassers, Stig Försters und einiger anderer Historiker fest: 
«Seit der Jahreswende 1913/14 wartete der Kaiser nur noch auf eine gün- 
stige Gelegenheit, den Krieg in der von militärischer und ziviler Führung 
vorgesehenen Form, nämlich als Defensivkrieg getarnt, und möglichst 
ohne Eingreifen Großbritanniens zu beginnen», doch diese Interpretation 
bleibt bis heute umstritten.’ Versuchen wir, anhand der überlieferten 
Zeugnisse aus dieser letzten Friedenszeit die Gedanken des Kaisers und 
seiner engsten Berater von der Armee und der Marine nachzuvollziehen. 
Rechneten sie mit einem baldigen Krieg? Bereiteten sie sich mit prakti- 
schen Maßnahmen darauf vor? Das sind Fragen, die in den beinahe hun- 
dert Jahren, die uns mittlerweile von der Katastrophe des Ersten Welt- 
kriegs trennen, unzählige Male gestellt worden sind und auf die sehr 
unterschiedliche Antworten gefunden wurden. Heutzutage sind es freilich 
eher Nuancen, in denen sich die Meinungen der Forscher voneinander 
unterscheiden. 
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1. «Endgültig mit ihnen abrechnen!» Wilhelm und die Franzosen 


Bald nach dem Beschluß vom Dezember 1912, den «Rassenkrieg gegen das 
Slaventum» aufzuschieben, kam eine verschärfte Feindseligkeit Wil- 
helms II. Frankreich gegenüber zum Vorschein. Im April 1913, als deut- 
sche Besucher in Nancy durch Sprüche französischer Studenten belästigt 
wurden, wütete er: «Es ist einfach pöbelhaft und unzivilisirt wie in einem 
Barbarenland! Das kommt von der antideutschen Hetzereil» «Der Fall 
von Nancy unmittelbar nach dem unqualifizirbaren Verhalten der Bevöl- 
kerung von Lüneville gegen die Insassen des Z 4 ist ein starkes Stück. Es 
zeigt die französ[ische] Grenzbevölkerung in einem Zustand feindseliger 
Erregung, der an das Gebahren [sic] von Indianern oder Hottentotten 
grenzt. Es ist dringend geboten, daß Mein Botschafter mal eine scharfe 
Sprache führt, mit dem Bemerken, daß solches Benehmen auf die Dauer 
von der Deutschen Bevölkerung als Provokation aufgefaßt und nicht mehr 
ruhig hingenommen werden könne!»° Im Dezember 1913, auf dem Höhe- 
punkt der Zabern-Krise, verlieh der Kaiser seiner Wut auf die antideutsche 
Stimmung in Frankreich in der Warnung Ausdruck, ihm könne bald «die 
Geduld ausgehen!» Rückblickend sollte er die revolutionäre Stimmung 
gegen das Militär, die durch die Vorgänge in Zabern hervorgerufen wurde, 
sogar als die eigentliche Kriegsursache bezeichnen.* 

Vor dem Hintergrund der zunehmenden deutsch-französischen Span- 
nung wegen der Krise im Elsaß fanden im Potsdamer Neuen Palais am 
5. und 6. November 1913 erschütternde Gespräche zwischen Wilhelm II., 
Moltke und König Albert der Belgier statt, die sich - wie fünf Jahre zuvor 
das Kaiserinterview mit dem Amerikaner Hale’ — wie ein Lauffeuer von 
Kabinett zu Kabinett verbreiteten und beim Kriegsausbruch mehr als je- 
der andere Beleg die Überzeugung festigen sollten, der Kaiser und seine 
Generäle hätten den Weltkrieg vorsätzlich herbeigeführt. Ganz im Sinne 
der Drohungen, die er im Januar 1904 dem König Leopold II. gegenüber 
ausgesprochen hatte,'° erklärte Wilhelm jetzt dem neuen König, der Krieg 
gegen Frankreich sei «inevitable et prochaine» - unausweichlich und un- 
mittelbar bevorstehend. Frankreich, behauptete er, wolle selbst den Krieg, 
es rüste zu diesem Zwecke und die Sprache der französischen Presse zeuge 
von einer wachsenden Feindseligkeit gegen Deutschland; der Revanche- 
gedanke des französischen Volkes äußere sich zunehmend aggressiv. Den 
Einwurf Alberts, daß die Franzosen im großen und ganzen doch friedlie- 
bend seien, wies der Kaiser nachdrücklich zurück. Er wiederholte seine 
Ansicht, daß der Konflikt unausweichlich sei und fügte hinzu: «Ange- 
sichts der erdrückenden Überlegenheit seiner Armee ist sich Deutschland 
des Sieges sicher.» Er zweifle nicht, daß sich der belgische König unter 
diesen Umständen an seine familiären Beziehungen zum Hause Hohen- 
zollern - die Mutter König Alberts war eine Prinzessin von Hohenzol- 
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Abb. 42 Wilhelm II. und König Albert I. der Belgier, 1913 


lern-Sigmaringen - erinnern werde.'' In auffälliger Übereinstimmung mit 
seinem Souverän bekräftigte Generalstabschef von Moltke dem hohen 
Gast gegenüber, daß der Krieg mit Frankreich nahe bevorstehe und daß er 
diesmal auch zu Ende gebracht werden müsse. «Cette fois, il faut en finir», 
sagte er. «Eure Majestät werden sich gewiß vorstellen können, was für ein 
unwiderstehlicher Enthusiasmus das ganze deutsche Volk an diesem Tag 
mitreißen wird. [...] Nichts wird dem furor teutonicus widerstehen kön- 
nen, wenn er erstmal entfesselt ist.» Und genau wie Wilhelm 1904 gegen- 
über Leopold II. drohte jetzt Moltke mit schlimmen Folgen, sollte sich das 
kleine Nachbarland (und die anderen europäischen Kleinstaaten) dem furor 
teutonicus in den Weg stellen. «Die kleinen Staaten haben einen großen 
Vorteil mit uns zu gehen, denn die Konsequenzen werden hart sein für 
jene, die gegen uns sein werden.»" 

Der Eindruck, den der König gewinnen mußte, daß Wilhelm und 
Moltke sich abgesprochen hatten und daß es sich bei den Äußerungen bei- 
der um eine Art Ultimatum handelte, wurde durch Bemerkungen noch 
verstärkt, die der Generalstabschef zum belgischen Militärattach& Major 
de Melotte machte. Als dieser die Ansicht vertrat, daß Europa jetzt wohl 
einer längeren Ära des Friedens entgegensehen könne, widersprach Molt- 
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ke entschieden. Er solle sich nicht der Illusion hingeben, sagte der General 
seinem Tischnachbarn. «Der Krieg mit Frankreich ist unvermeidlich und 
viel näher als Sie glauben. Wir wollen ihn nicht. Wir haben nichts von die- 
ser Seite zu gewinnen. Aber wir haben genug von diesen ewigen Alerten, 
die unserer Entwicklung schaden. Es ist unbedingt erforderlich, daß 
Frankreich aufhört uns zu schaden und uns zu provozieren, sonst verlan- 
gen wir eine Erklärung. Je eher desto besser. [...] Ich wiederhole es, wir 
wollen den Krieg nicht. Wir werden ihn nur führen, um ein Ende zu 
machen. Und wir werden siegen. Wir sind des Sieges ganz sicher.»"’ Mit 
Recht hebt der belgische Historiker Jean Stengers hervor, daß es sich bei 
diesen aggressiven Einlassungen des Kaisers und des Generalstabschefs 
nicht um einen flüchtigen, nicht weiter ernst zu nehmenden Impuls han- 
delte. Er weist nicht nur auf die früheren Drohworte Wilhelms II. an Kö- 
nig Leopold I. hin, sondern auch darauf, daß der Oberste Kriegsherr we- 
nige Tage nach dem Besuch König Alberts auf einen Bericht aus Paris die 
Randbemerkung schrieb: «Sie sollen uns nur kommen! Dann werden wir 
mit Gottes Hülfe endgültig mit ihnen abrechnen!»"* Kurz darauf hieß es in 
weiteren Allerhöchsten Marginalnotizen: «Es handelt sich um unser An- 
sehen in der Welt gegen das von allen Seiten gehetzt wird! also Nacken 
steif und Hand ans Schwerdt!»'"5 Noch im Februar 1914, als der französi- 
sche Ministerpräsident versicherte, sein Land «habe nur ein Ziel im Auge, 
die Aufrechterhaltung des europäischen Konzerts und des Friedens», 
meinte Kaiser Wilhelm dazu, «diesen Blech kennen wir schon, und impo- 
nirt uns gar nicht! Sobald sie die Gelegenheit haben über uns herzufallen, 
werden sie [es] ohne weiteres tun. Zumal sich mehr und mehr zeigt, daß sie 
wegen ihres mangelhaften Menschenmaterials, die 3jährige Dienstzeit auf 
die Dauer nicht halten können.»'* 

Die Auswirkungen der kriegsdrohenden Äußerungen Wilhelms und 
Moltkes an den belgischen König waren verheerend. Zwar zeichnete 
Albert die Worte des Kaisers und des Generalstabchefs nicht direkt auf, 
aber er erzählte sie dem belgischen Gesandten in Berlin, Baron Eugene de 
Beyens, und ermächtigte diesen, sie seinem französischen Kollegen Jules 
Cambon mitzuteilen.'” Cambon hatte zwar versprochen, die Mitteilungen 
Beyens vorerst für sich zu behalten, doch angesichts ihrer Brisanz sah er 
sich außerstande, sein Wort zu halten. Am 22. November 1913 richtete er 
an den Außenminister Pichon eine Geheimdepesche, deren Inhalt in Win- 
deseile um die Welt gehen sollte. Bis zur Potsdamer Begegnung vom 5. 
und 6. November habe König Albert geglaubt, daß Wilhelm, der seinen 
Einfluß in kritischen Lagen bisher für die Erhaltung des Friedens einge- 
setzt hätte, auch weiterhin dieser Gesinnung sei, berichtete Cambon. 
Doch «diesmal hat er ihn völlig verändert vorgefunden: Wilhelm II. ist 
nicht mehr, in seinen Augen, der Bannerträger des Friedens gegen die 
kriegstreibenden Tendenzen in gewissen deutschen Kreisen. Der Kaiser ist 
zu der Überzeugung gelangt, daß der Krieg mit Frankreich unvermeidbar 
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ist und daß man früher oder später dahinkommen müsse. Er denke, daß 
die französische Politik [...] seit einiger Zeit dazu tendiert, bei jeder Ge- 
legenheit Deutschland zu verdächtigen und ihm überall entgegenzuarbei- 
ten, und er sei überzeugt, daß der Gedanke an Revanche nicht aufgehört 
hat, den französischen Geist zu beherrschen. Der Kaiser, das braucht man 
nicht zu sagen, ist von der erdrückenden Überlegenheit der deutschen 
Armee überzeugt und glaubt an ihren sicheren Erfolg. Der General Molt- 
ke habe genau wie sein Souverän gesprochen. Auch er habe den Krieg als 
notwendig und unvermeidlich erklärt, aber er habe sich noch siegessiche- 
rer gezeigt, «denn, wie er dem König erklärte, dieses Mal müsse ein Ende 
gemacht werden und Eure Majestät werden sich gewiß den unglaublichen 
Enthusiasmus vorstellen können, der an diesem Tag das ganze deutsche 
Volk mitreißen wird.»»"* 

Pichon zeigte die Depesche Cambons dem französischen Staatspräsi- 
denten Raymond Poincar& und dem Leiter der Politischen Abteilung im 
Quai d’Orsay, Maurice Pal&ologue, der darauf bestand, daß ihr Inhalt auch 
dem Chef des Generalstabes, Joseph Joffre, mitgeteilt wurde. Pichon selbst 
faßte die Äußerungen Wilhelms II. an Albert I. als extrem ernst auf und 
konnte deswegen laut Paleologue keinen Schlaf mehr finden.” Wenige 
Tage nach Erhalt der Depesche besprach der französische Außenminister 
die Bemerkungen des Kaisers und Moltkes mit dem russischen Botschafter 
in Paris, Alexander Iswolsky, der am 4. Dezember 1913 nach St. Peters- 
burg meldete, Pichon habe von Cambon in Berlin «ganz zuverlässige 
Nachrichten» erhalten, wonach Kaiser Wilhelm, «der sich bis jetzt persön- 
lich durch überaus friedliebende Gefühle gegenüber Frankreich auszeich- 
nete und sogar stets von einer Annäherung an Frankreich träumte», jetzt 
beginne, «immer mehr der Ansicht derjenigen Personen aus seiner Umge- 
bung, besonders aus militärischen Kreisen, zuzuneigen, die von der Un- 
vermeidbarkeit eines französisch-deutschen Krieges überzeugt sind und 
deshalb glauben, daß ein solcher, je früher er ausbreche, desto günstiger 
für Deutschland sein werde.»”° Da Jules Cambon seinem Bruder Paul, dem 
Botschafter Frankreichs in London, eine Abschrift der Depesche zuge- 
sandt hatte, wurden die Äußerungen Wilhelms und des deutschen Gene- 
ralstabschefs auch in der britischen Hauptstadt bekannt.” 

Als nach Kriegsausbruch das französische Livre Jaune über die Entste- 
hung des Weltkriegs erschien, enthielt es als Beweis für die von Vorsätz- 
lichkeit bestimmte deutsche Politik im Juli 1914 eine - allerdings etwas 
entstellte - Version der Depesche, die Cambon am 22. November 1913 
über die Potsdamer Wahrnehmungen König Alberts eingesandt hatte.” 
Auch bei den Friedensverhandlungen in Versailles und in der bitteren 
Auseinandersetzung über die «Kriegsschuldfrage» während der Zwi- 
schenkriegszeit bildeten die Äußerungen des Kaisers und des General- 
stabschefs an den König Albert den Angelpunkt der Anklage der Sieger- 
mächte, die Leiter der deutschen Politik hätten absichtsvoll den Krieg 
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begonnen. So hieß es in dem Bericht des 1919 in Versailles tagenden Son- 
derausschusses über die Verursachung des Krieges unter der Rubrik «Vor- 
satz zum Krieg»: «Mehrere Monate vor der Julikrise 1914 hat der deutsche 
Kaiser aufgehört, sich als Vertreter des Friedens zu gebärden. Überzeugt 
von der erdrückenden Überlegenheit seiner Armee, hat er offen seine 
Feindschaft gegen Frankreich zum Ausdruck gebracht.»” Die spätere Be- 
hauptung Moltkes, das in dem französischen Gelbbuch abgedruckte Do- 
kument sei «von Anfang bis Ende erfunden», entsprach, wie die Quellen 
zeigen, nicht der Wahrheit.” 


2. «Wir sind Feinde geworden.» Kaiser Wilhelm und Rußland 


Längst verflossen waren die Tage, da Wilhelm I. von einer Wiederbele- 
bung des Dreikaiserbundes träumte oder sich in der Hoffnung wiegte, er 
könne NikolausII. zu einem Kreuzzug gegen die «Gelbe Gefahr» im 
Osten verleiten. Er hege «schon lange!» einen tiefen Verdacht gegen die 
russischen Absichten, stellte er Anfang 1913 fest, «Aber mir glaubt man 
niemals!»”° Die wiederholten Versuche, durch Drohungen oder Verspre- 
chungen den russisch-französischen Zweibund auseinanderzumanövrie- 
ren, hatten mit der Zweiten Marokkokrise ein Ende gefunden. Selbst das 
Hochgefühl, das im Mai 1913 bei der Hochzeit seiner Tochter aufgekom- 
men war, mit dem Zaren von Rußland und dem König von England ge- 
meinsam die Geschicke Europas leiten zu können, hatte sich als kurzlebige 
Illusion erwiesen. Die Überzeugung, bei dieser Gelegenheit die Zustim- 
mung Nikolaus’ II. und Georges V. zu der Entsendung eines deutschen 
Generals als Militärberater und Kommandant eines türkischen Armee- 
korps nach Konstantinopel gewonnen zu haben, war bitterer Enttäu- 
schung gewichen. Am 23. November 1913 schrieb Wilhelm auf einen Im- 
mediatbericht Jagows: «Russland fürchtet Stärkung der Türkei durch uns 
und Erhöhung ihrer Milit[ärischen] Widerstandskraft bez. Verwendbar- 
keit für uns gegen es, wenn Russland uns seinerzeit angreifen wird! Es will 
die Türkei sterbend erhalten und Stambul als jederzeit leichte Beute behal- 
ten! [...] Rußland in seiner Landgier steckt Mandschurei, Mongolei Nord- 
persien ein ohne, daß wir mit der Wimper zucken. Wenn wir aber Offizie- 
re nach der Türkei senden dann ist die Russ[ische] «öffentliche Meinung 
erregt!! Gingen wir auf Russ[ische] Wünsche ein, wäre es mit unserem 
Prestige in der Mohammedl[anischen] Welt einfach aus!»” Als sich Frank- 
reich dem russischen Protest gegen die Mission des Generals Liman von 
Sanders anschloß, schimpfte der Kaiser ungehalten: «Die Russen und 
Franzosen werden einfach frech und unverschämt. Ich habe S. M. dem Za- 
ren anläßlich seiner Anwesenheit in Berlin im Juni [sic] Mittheilung von 
der Bitte der Türkei, um eine deutsche Offiziersmission, in Gegenwart 
S.M. des Königs von England gemacht. Der König sagte: «Es ist ganz na- 
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türlich, daß sie sich wegen Offizieren zur Reorganisation ihrer Armee an 
Dich gewendet haben.» Wir sind gebeten worden, Leute zu senden um ihre 
Polizei & Gendarmerie zu reorganisieren, was wir tun werden.»” Die Ver- 
sicherung des britischen Botschafters in Konstantinopel, daß Großbritan- 
nien die deutsche Haltung in der Liman-Affäre verstehe und den russi- 
schen Standpunkt aber unterstütze, damit Rußland nicht allein bleibe, rief 
den Zorn des Kaisers hervor. Er bemerkte am 19. Dezember 1913 dazu: 
«Das scheint ja an der Tagesordnung zu sein! - Auf unsere Kosten!! Dafür 
sind wir Grey immer gut genug um auf unsere Kosten Rußland neue 
kleine Freude[n] zu machen! Ich bedanke mich aber so mißbraucht zu 
werden. [...] Grey hat sich louche benommen! Wie lange will er noch auf 
beiden Seiten hinken? Ist’s Russland, so gehe er offen mit ihm; sind wir es 
so gehe er offen mit uns!»* 

Im Februar 1914 schickte Wilhelm I. seinen «intimsten persönlichen 
Freund», Generalleutnant Oskar von Chelius, als «der Person Seiner Ma- 
jestät des Zaren aller Reußen attachierten» Offizier nach St. Petersburg,” 
doch gerade zu diesem Zeitpunkt erlitten die Beziehungen zwischen dem 
deutschen und dem russischen Kaiser einen Rückschlag, von dem sie sich 
nicht wieder erholen sollten. Am ı1. Februar 1914 traten der russische Mi- 
nisterpräsident und Finanzminister Kokowzow zurück. Wilhelm deutete 
den Ministerwechsel in Rußland als «Vorläufer kriegerischer Möglichkei- 
ten auf dem Balkan!?» und schrieb auf eine Depesche aus Wien: «Also 
Rußland will einen Neuen Balkankrieg!»’° Des Kaisers Unmut über die 
neuen russischen Minister blieb dem Zaren nicht verborgen. Im März 1914 
berichtete der britische Botschafter Sir Edward Goschen in einem Privat- 
brief an Sir Arthur Nicolson von einem merkwürdigen Gespräch, das er 
mit dem Journalisten Paul Krause, dem Schwiegersohn des Generalfeld- 
marschalls Colmar von der Goltz, geführt hatte. Krause setzte ihm darin 
auseinander, daß die gespannten Beziehungen zwischen Deutschland und 
Rußland eigentlich auf einen bitteren Streit der beiden Monarchen zu- 
rückzuführen seien. Nach dem Rücktritt Kokowzows habe Wilhelm dem 
Zaren Ratschläge erteilt, wen er als Nachfolger ernennen und wen er nicht 
nehmen solle. Nikolaus sei darüber wütend gewesen und habe dem Kaiser 
zu verstehen gegeben, die Wahl des russischen Premiers sei ausschließlich 
eine russische Angelegenheit. Daraufhin habe Wilhelm in einer Rede vor 
Offizieren erklärt, so Krause weiter, «daß Rußland sich in einer nicht hin- 
nehmbaren Weise benehme und daß Er die Dinge in Ordnung bringen 
würde, noch bevor 1914 zu Ende ginge!» Der Journalist habe daraufhin Ja- 
gow, der die Rede nicht kannte, gefragt, was davon zu halten sei und vom 
Staatssekretär die Antwort erhalten, Seine Majestät sei in jenen Tagen «äu- 
erst nervös und gereizt» gewesen; «wenn er in diesem Zustand sei, sage er 
oft Dinge, die besser ungesagt geblieben wären und auf die keine allzu gro- 
ße Aufmerksamkeit gerichtet werden sollte.» Krause seinerseits habe den 
Staatssekretär auf die enorme Gefahr hingewiesen, wenn ein Land von 
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einem Souverän regiert werde, «der von plötzlichen Anfällen von Nervo- 
sität und Gereiztheit heimgesucht werde und dann dazu fähig wäre, wie er 
es oft zuvor schon getan hätte, vor eifrigen und wahrscheinlich hitzköpfi- 
gen jungen Offizieren so zu sprechen.» Goschen gegenüber fügte Krause 
hinzu, der Schaden, der durch ein solches Verhalten entstehen könne, sei 
zwar groß, doch er glaube nicht, daß sich Wilhelm je tatsächlich zu einer 
Kriegserklärung aufraffen würde. So kriegerisch er auch reden würde, «es 
stehe nicht sehr zu befürchten, daß er es jemals auf sich selbst nehmen 
würde, Krieg zu erklären [...] außer unter dem allergrößten Druck seiner 
Leute.»>' Wie dem auch sei, belegt ist, daß Wilhelm nach diesem Vorfall 
eine Besserung in den Beziehungen Deutschlands zum Zarenreich für aus- 
sichtslos hielt. «Die Russ[isch]-Preuß[ischen] Beziehungen sind ein für 
alle Mal todt!! Wir sind Feinde geworden!» erklärte er im Februar 1914.’ 
Der Monarch wurde in seiner Feindschaft gegen Rußland durch den 
Kronprinzen bestärkt, der seinen Vater zu kriegerischen Maßnahmen ge- 
gen das Zarenreich anfeuerte. «Rußland benimmt sich äußerst seltsam in 
letzter Zeit und thäte ihm ein Dämpfer recht gut. Dieser wäre vielleicht in 
einem Hineinziehen Schwedens in den Dreibund zu sehen. Schweden 
würde im Ernstfalle mindestens 3 russische Korps fesseln, für uns von 
großer Bedeutung», schrieb der jetzt im Großen Generalstab tätige Thron- 
folger an den Kaiser am 21. Februar 1914. Den Vorschlag, das neutrale 
Schweden an den Dreibund anzuschließen, lehnte Wilhelm II. nicht 
grundsätzlich ab, sondern er kommentierte ihn mit dem häufig verwende- 
ten Vermerk «gehören 2 dazu wie zum heirathen». Wie wir noch sehen 
werden, setzte er sich in der Julikrise 1914 persönlich für diesen Gedanken 
eın.’* 

Nur wenige Wochen nach der kriegerischen Rede des Kaisers vor den 
jungen Offizieren war eine erhöhte Aktivität der offiziösen und regie- 
rungsnahen Presse in rußlandfeindlichem Sinne zu vernehmen. Mit Ge- 
nugtuung registrierte der österreichisch-ungarische Generalstab, daß die 
Presseabteilung des preußischen Kriegsministeriums vergrößert worden 
war.’ Anfang März 1914 erschien in der Kölnischen Zeitung ein Artikel 
mit der Überschrift «Rußland und Deutschland», der als Fanfarenstoß 
zum baldigen Kontinentalkrieg verstanden wurde und nicht zuletzt des- 
halb für Aufsehen sorgte, weil er allgemein als ein Machwerk der Wilhelm- 
straße beziehungsweise des Kriegsministeriums galt.° Der bayerische Mi- 
litärbevollmächtigte berichtete seinem Vorgesetzten darüber am 6. März, 
der Artikel werde zwar vom Auswärtigen Amt als «nicht offiziös» be- 
zeichnet, er gründe sich dennoch auf gute Kenntnis der Verhältnisse und 
verdiene Beachtung. Wenninger führte aus: «Im offiziellen Frankreich 
herrscht z. Zt. greuliche Katzenjammerstimmung. Man fühlt sich durch 
Rußland in eine Sackgasse - 3 jährige Dienstzeit - hineingesetzt, aus der es 
nur einen Ausweg zu geben scheint - beschämten Rückzug. Das ist für 
eine Nation wie die französische doppelt schwer. Die Stimmung gegen den 
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Bundesgenossen Rußland, dem man allgemein die Schuld für diese fatale 
Lage gibt, ist eine sehr gereizte. [...] Um Frankreichs Vertrauen und volle 
Freundschaft und damit seine Geldunterstützung zurückzugewinnen, ent- 
faltet Rußland einen ostentativ zu nennenden Kriegseifer gegen Deutsch- 
land. Dieser begann mit Nörgeleien gegen die deutsche Mission in der 
Türkei und setzt sich nun in mehr oder minder ehrlich betriebenen Rü- 
stungsvermehrungen fort. Rußland hofft dadurch, wahrscheinlich vergeb- 
lich, Frankreich zum Beibehalt der 3 jährigen Dienstzeit zu bewegen. Das 
französische Kabinett hat jedoch schon die einleitenden Schritte getan, um 
die bei dem mangelhaften männlichen Nachwuchs undurchführbare Maß- 
nahme wieder aufzugeben. [...] Solange diese Umkehr nicht zur geschicht- 
lichen Tatsache geworden ist, besteht eine große Schwäche des franzö- 
sischen Heeres weiter: 2 schlecht ausgebildete Rekrutenjahrgänge [...] 
bilden z. Zt. den Grundstock des französischen Heeres. Rußland steckt bis 
an den Hals in kaum angebahnten Reformen und Verstärkungen von Heer 
und Flotte. Die Quelle seiner Anleihebedürfnisse scheint zu versiegen. 
Diese ganze Sachlage als seltene Hochkonjunktur für weitschauende deut- 
sche Politik hinzustellen ist der geheime Zweck des Artikels der Kölner 
Zeitung. Wird diese Gunst der Lage nicht ausgenützt, dann ist zwar wie- 
der einmal die unentwegte Friedensliebe Deutschlands auf das Schlagend- 
ste erwiesen, aber das Reich tauscht die Gefahr ein, daß die Gegner nach 
ihrer Wiedererstarkung diesen Edelmut übel belohnen. Auch die Vermu- 
tung, daß durch diese Verlautbarung neue deutsche Heeres- und Flotten- 
vermehrungen eingeleitet werden wollen, dürfte nicht zutreffen. Dagegen 
gilt es als ein offenes Geheimnis, daß demnächst der Reichskanzler mit 
einer großen Forderung für strategische Bahnen hervortreten werde. Sie 
sollen dazu dienen, den an Frankreich verlorenen Vorsprung im Auf- 
marsch an der Westgrenze [...] zurückzuerobern und damit in einem 
Zweifrontenkrieg neue Chancen für eine schnelle Abrechnung mit Frank- 
reich zu begründen.»37 

Es nimmt nicht wunder, daß der Artikel der Kölnischen Zeitung auch in 
Rußland großes Aufsehen hervorrief. Als Petersburger Zeitungen Protest 
gegen die darin enthaltenen Andeutungen erhoben, als bereite sich Ruß- 
land planmäßig auf einen in drei oder vier Jahren zu führenden Krieg ge- 
gen Deutschland vor, ließ Wilhelm II. keinen Zweifel daran, daß er genau 
diese Absicht durchschaut zu haben glaubte und «als Militär» entspre- 
chend handeln werde. «Das ist auch so! ganz unbedingt!» schrieb er auf 
den Bericht Pourtales’ über das angebliche Kriegsprogramm der Russen, 
das der Botschafter in Zweifel gezogen hatte. Die russische Aufrüstung 
mit dem Ziele eines Konflikts mit Deutschland, so behauptete der Kaiser, 
sei eine «Rassenfrage! und Gefühlssache, bei denen sog[enannte] «Maßge- 
bende Faktoren» die Geschobenen sind und nichts zu sagen haben». Die 
Friedensliebe des Zaren falle nicht ins Gewicht, erklärte der Kaiser, denn 
der schwache Nikolaus habe «seine absolute Unzuverlässigkeit und 
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Schlappheit einem jeden Einfluß gegenüber» an den Tag gelegt. Pourtales 
hatte bezweifelt, ob überhaupt jemand die Gabe besitze, vorherzusagen, 
wie es in drei bis vier Jahren aussehen werde, doch Wilhelm II. schrieb sich 
und seinen gekrönten Kollegen die Fähigkeit des Hellsehens durchaus zu. 
«Diese Gabe kommt vor! Bei Souverainen öfter, bei Staatsmännern selten, 
bei Diplomaten fast nie», verkündete er. In drei bis vier Jahren würde 
Rußland «ein halbes Dutzend Armeekorps mehr!» haben und daher, an- 
ders als im vorigen Winter, zum Konflikt bereit sein. Selbst wenn die russi- 
sche Obrigkeit zögern sollte, «wird Armee und Volk aus Rassengrundsät- 
zen seinen Willen durchsetzen können und Krieg machen sobald es ihm 
paßt.» Mit Verachtung für die Bemühungen des Botschafters, die Politik 
Rußlands als nicht bedrohlich darzustellen, vermerkte Wilhelm II. Mitte 
März 1914: «Der liebe Pourzel hätte diesen Bericht lieber ungeschrieben 
lassen sollen! Nichtkenner Russlands und schwache, bedenkliche Charak- 
tere unter seinen Lesern macht er total konfus! Auch überzeugt er nicht im 
Geringsten. [...] Wir befinden uns im Grenzgebiet zwischen Militair und 
Politik, was heikel und unklar ist, wo aber der Diplomat meistens versagt. 
Ich als Militair hege nach allen Meinen Nachrichten nicht den allergering- 
sten Zweifel, daß Rußland den Krieg systematisch gegen uns vorbereitet; 
und danach führe ich meine Politik. Wilhelm.»3® Wäre er nach 1918 vor ein 
internationales Tribunal gestellt worden, wie es die Siegermächte in Ver- 
sailles forderten, hätte diese exaltierte Schlußbemerkung zusammen mit 
der Sommation an den belgischen König vom November 1913 vermutlich 
mehr als ausgereicht, um Wilhelm von Hohenzollern schuldig zu erklären, 
den Weltkrieg vorsätzlich verursacht zu haben. 

Es besteht kein Zweifel, daß die Einschätzungen der europäischen 
Lage, die in dem inspirierten Artikel der Kölnischen Zeitung, im Resü- 
mee des Generals von Wenninger und in den Marginalien des Kaisers 
zum Vorschein kommen, die Überzeugungen wiedergeben, die im Gro- 
ßen Generalstab obwalteten und die für die deutsche Politik im Sommer 
1914 ausschlaggebend werden sollten. Sowohl der Generalstabschef von 
Moltke als auch der einflußreiche Generalquartiermeister Georg Graf 
von Waldersee verfaßten in diesen Vorkriegswochen geheime Denk- 
schriften, die sich beinahe wörtlich mit den Ausführungen Wilhelms II. 
deckten.3? 


3. «England kommt uns, nicht trotz, 
sondern wegen Meiner Kaiserlichen Marine!!» 


Bei den Erwägungen der deutschen Armeeführung spielte Großbritannien 
nur eine untergeordnete Rolle. Die Generalstäbler gingen davon aus, daß 
die Engländer zwar Vorteile in Übersee aus dem Konflikt ziehen, nicht 
aber in das militärische Geschehen auf dem Festland eingreifen würden. 
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Eine Vorstellung davon, was die britische Seemacht selbst bei einer abwar- 
tenden Haltung der Royal Navy für den Nachschub der durch Belgien 
nach Frankreich vorstoßenden deutschen Truppen bedeuten würde, ging 
ihnen völlig ab. Wie sah es damit bei Kaiser Wilhelm aus, dem doch die 
Aufgabe zukam, die Forderungen der Armee mit den harten diplomati- 
schen Gegebenheiten und den beschränkten Möglichkeiten der noch un- 
fertigen Flotte in Einklang zu bringen? Wieso funktionierte die Abschrek- 
kungswirkung, die der anglo-französisch-russischen Triple Entente eigen 
war und die Europa - zuletzt noch im Winter 1912/13 - vor einem Krieg 
bewahrt hatte, im Sommer 1914 auf einmal nicht mehr? Warum erklärte 
sich Großadmiral von Tirpitz für den Krieg, obwohl er doch besser als je- 
der andere wußte, daß er noch mehrere Jahre benötigen würde, um seinen 
großen Schlachtflottenplan zu vollenden? Und wie gedachten der Kaiser 
und der Admiralstab, den Seekrieg unter solchen Umständen überhaupt 
zu führen? Oder teilte Wilhelm auch jetzt, trotz aller gegenteiligen Erklä- 
rungen Haldanes, Battenbergs und des Königs, die Illusion, daß Großbri- 
tannien - vorausgesetzt, Rußland könne als Angreifer hingestellt werden — 
sich nicht rühren würde, sollte die preußisch-deutsche Armee mit erdrük- 
kender Gewalt durch das kleine neutrale Belgien marschieren, um der ver- 
bündeten französischen Großmacht «ein Ende» zu bereiten? Ging auch er, 
der vorgab, das Inselvolk besser zu kennen als sämtliche Diplomaten, da- 
von aus, daß die Engländer - sei’s aus Angst vor der deutschen Flotte, sei’s 
wegen der bürgerkriegsähnlichen Unruhen in Irland, der Parlamentskrise 
und der Suffragettenbewegung, sei’s weil man ihnen versprach, ihre Stel- 
lung in Übersee nicht anzutasten, oder sei’s nur weil man drohte, andern- 
falls auch noch die Niederlande und Dänemark zu besetzen - ihre seit 
Hunderten von Jahren praktizierte Gleichgewichtspolitik in Europa ein- 
fach aufgeben würden ?*° 

Seit den Klarstellungen der britischen Haltung durch Lord Haldane, 
Prinz Louis Battenberg und George V. im Dezember 1912 hatte es auf bei- 
den Seiten Bemühungen gegeben, zu einem besseren wechselseitigen Ver- 
hältnis zu gelangen, die in Berlin und nicht zuletzt beim Kaiser die Hoff- 
nung auf Neutralität Englands im Falle eines europäischen Krieges wieder 
aufleben ließen. Im Februar 1914 ließ Wilhelm sondieren, ob sein Besuch 
in London etwa im kommenden Sommer sachdienlich sei, doch auf An- 
raten Lichnowskys sah er davon wieder ab.*' Seine Erwartungen in die 
englische Neutralität wurden durch seinen Bruder bestärkt, der ihm nach 
einem Aufenthalt in London im April 1913 meldete: «Entgegen meinen 
Eindrücken, die ich im Dezember gewann, fand ich Georgie bedeutend 
ruhiger, sehr wohl unterrichtet über die Gesamtlage der europäischen Po- 
litik und, was Dir kaum neu sein dürfte, in völliger Übereinstimmung mit 
den von Deiner Regierung ausgegebenen Anschauungen auf diesem Ge- 
biet.»*” Noch im Mai 1914, als Prinz Heinrich zur Beisetzung des Herzogs 
von Argyll abermals nach England reiste, ließ George V. ihm gegenüber, 
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vermutlich mit Blick auf das zu diesem Zeitpunkt gute deutsch-britische 
Verhältnis, «das Wort Entente Cordiale fallen».# 

Im März 1913 hielt der britische Premierminister Herbert Henry As- 
quith im Unterhaus eine Rede, die in Paris Alarm auslöste und beim 
Kaiser falsche Hoffnungen weckte: Die Behauptung sei irrig, erklärte 
Asquith, daß England im Falle eines kontinentalen Krieges verpflichtet sei, 
eine größere Truppenmacht aufs Festland zu werfen. Schadenfroh begrüß- 
te Wilhelm die Bestürzung, die diese Erklärung in Frankreich hervorrief, 
und bezweifelte die in einigen Pariser Zeitungen vertretene Ansicht, daß 
England Frankreich sehr wohl würde unterstützen müssen, wenn auch 
nur um das europäische Gleichgewicht zu wahren. Das «dürfte nicht 
zutreffen», meinte der Kaiser frohlockend und fügte hinzu: «Nach meinen 
Privatnachrichten aus Finanzkreisen der City soll die englische Regierung 
der französ[ischen] Regierung schriftlich erklärt haben, daß sie unter 
keinen Umständen Paris zu einem Revanchekrieg für die Wiedergewin- 
nung Elsaß-Lothringens provozirt oder unprovozirt unterstützen werde. 
Sol[ch]e Thorheiten müsse sich Frankreich aus dem Kopfe schlagen.»** 

Anders als Bethmann Hollweg, Lichnowsky, Kühlmann und der 
Staatssekretär des Reichskolonialamts Wilhelm Solf, die eine deutsch-bri- 
tische Annäherung über den Weg eines Kolonialabkommens anstrebten, 
führte der Kaiser die neuerlichen Freundlichkeiten der Briten auf seinen 
Schlachtflottenbau zurück, der die Insel schließlich doch, so glaubte er, 
zur Neutralität zwingen würde. Er wertete jedes Anzeichen einer konzi- 
lianteren Haltung als Beweis für die abschreckende Wirkung des Tirpitz- 
schen Risikogedankens und zog daraus den Schluß, daß die Schraube des 
Schlachtflottenbaus immer weiter angezogen werden müsse. Die Wahlrede 
Winston Churchills im schottischen Dundee vom 9. Oktober 1913, in der 
der Marineminister die besseren Beziehungen zu Deutschland auf das 
Gefühl der Sicherheit zurückführte, die die britischen Nachrüstungen zur 
See erzeugt hätten, begrüßte Wilhelm jubelnd mit dem Kommentar: 
«Mein Risikogedanke! best thanks for the compliment [vielen Dank für 
das Kompliment] Wilnston] Churchill. Damit ist die Lügenaera Fischer- 
M’Kenna [sic] endgültig desavouirt und abgethan. Ebenso Haldane, und 
der Building holiday.» Mit der Übernahme seines Risikogedankens, so 
Wilhelm weiter, «erkennt der Britische Erste Lord der Admiralität implici- 
te das deutsche Flottengesetz voll und ganz an! Insbesondere seinen Risi- 
koparagraphen! Eine glänzendere Rechtfertigung kann ich und alle, die 
mit mir das Flottengesetz geschaffen, erweitert und gegen alle Versuche 
von außen und vor allem von innen es abzuschwächen oder zu durchbre- 
chen, mit dem Aufgebot ihrer ganzen Kraft vertheidigt haben, gar nicht 
ausdenken oder erwarten. Ein grandioser Triumph für Admfiral] von Tir- 
pitz vor aller Welt, der wohlverdient ist, und ihm eine überragende Stel- 
lung in der Welt geben wird. Ein neuer Beweis für meine so oft vertretene 
alte Theorie, daß nur rücksichtsloses, mannhaftes unerschrockenes Vertre- 
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ten der eigenen Interessen dem Engländer imponirt und zuletzt zur Annä- 
herung zwingt, niemals aber sog[enanntes] Entgegenkommen, was er stets 
nur für Schlappheit und Feigheit hält. Daher werde ich schonungs- und 
rücksichtslos fortfahren, das Flottengesetz aller Opposition zu Hause zum 
Trotz, bis ins kleinste Detail voll zur Durchführung zu bringen und, falls 
nöthig zu erweitern! England kommt uns, nicht trotz, sondern wegen 
Meiner Kaiserlichen Marine!! Avıs au lecteur!!»#‘ Den Vorschlag Chur- 
chills, daß beide Länder jetzt einen «naval holiday» - einen Flottenbau- 
stopp - einlegen sollten, lehnte der Kaiser «selbstverständlich!» ab.* 

Der Gegensatz zwischen Wilhelm II. und dem Reichskanzler im Hin- 
blick auf England kam erneut zum Vorschein, als Bethmann am 9. Dezem- 
ber 1913 im Reichstag eine Grundsatzrede über die Außenpolitik hielt, in 
der er die «in so erfreulicher Weise fortschreitende Besserung unseres Ver- 
hältnisses zu England» und die allmähliche Wiederannäherung der beiden 
stammverwandten Völker begrüßte. Doch als britische Zeitungen die 
Kanzlerrede mit dem Hinweis kommentierten, daß eine derartige Annähe- 
rung undenkbar sei, solange England sich durch den deutschen Flottenbau 
in seiner Vorherrschaft zur See bedroht fühlte, ließ der Kaiser erkennen, 
daß er eine Verständigung mit England zu solchen Bedingungen immer 
zurückweisen würde. Die britische Suprematie zur See «geht in die Bin- 
sen!», rief er aus. «Mit solcher Einschränkung ist eine dauernde Besse- 
rung» in den deutsch-britischen Beziehung «unvereinbar, und Utopie!» 
«Freundschaft auf Bedingung, daß einer eo ipso den Andren stets als den 
Stärkeren anerkennt, ist Blödsinn; das ist einfach Protectorat! und schließt 
eine Capitulation Deutschlands zur See, die ich nun und nimmer unter- 
schreiben werde. Dann muß es eben ohne dem gehen.» 

Angesichts der gänzlich unnachgiebigen Haltung seines Souveräns in 
der Flottenfrage waren die Bemühungen des Reichskanzlers und der Di- 
plomaten um eine deutsch-britische Annäherung zum Scheitern verurteilt. 
Im Februar 1914 regte London von neuem eine gegenseitige Einschrän- 
kung der Rüstungsausgaben an. Mit charakteristischer Unterwürfigkeit 
bat der Kanzler den Kaiser um seine Entscheidung in dieser zentralen 
Frage der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik. Er «wage» es, schrieb 
er, «Euere Majestät alleruntertänigst zu bitten, mir Allerhöchstdero Ent- 
schließung huldreichst durch Randvermerk mitteilen zu wollen.»* Wil- 
helm antwortete mit entsprechender Bestimmtheit: «Ich will das ganze, 
endlose, gefährliche Kapitel der Rüstungsbeschränkung möglichst nicht 
noch einmal aufgerollt haben. So oder so kommt es doch schließlich auf 
einen Einspruch Englands in mein Recht der Bemessung der für Deutsch- 
land nötigen Seemacht heraus, sowie am Ende auf einen Versuch zum Bre- 
chieren des Flottengesetzes. Falls die englische Regierung die Absicht hat, 
uns Vorschläge auf der Basis der von beiden Nationen festgelegten Zahlen 
der Geschwader der Linienschiffe zu acht Schiffen, der Schlachtflotten 
(fünf Geschwader zu acht) zu machen, würden wir dieselben prüfen. Die- 
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se Vorschläge müssen berücksichtigen, daß nicht andere Großmächte mit 
zu starken Rüstungen fortfahren. Was den Rüstungsfeiertag betrifft, bin 
ich mit der Auffassung Euerer Exzellenz einverstanden, daß derselbe 
praktisch nicht durchführbar sei, und müssen Euere Exzellenz sich dar- 
über im klaren sein, daß es ausgeschlossen ist, daß ich jemals darauf ein- 
gehe. Die Form der Ablehnung überlasse ich Euerer Exzellenz.»* 


4. Tirpitz und der kommende Krieg 


Trotz des sehr entschiedenen Festhaltens des Kaisers an seinem Flotten- 
bauplan war es Tirpitz selbst, den Ende 1913 Zweifel überkamen, ob sein 
Endziel je zu erreichen sein würde. Er mißtraute Bethmann zutiefst und 
warf ihm vor, hinter dem Rücken des Kaisers, des Reichsmarineamts und 
des Auswärtigen Amts mit Solf, Lichnowsky und Kühlmann zusammen 
auf eine Verständigung mit England auf Kosten der Flotte hinzuarbeiten. 
Noch im Frühsommer 1914 witterte er die Gefahr, der Kaiser könne den 
Fürsten Lichnowsky zum Reichskanzler ernennen, im Innern wie zu 
Caprivis und Hohenlohes Zeiten stillschweigend mit den Linksliberalen 
paktieren und nach außen ein Bündnis mit Großbritannien abschließen.’° 
Er mußte einsehen, daß nach der riesigen Heeresvermehrung von 1913 der 
Marine die Mittel für den von ihm gewünschten weiteren Aufbau der 
Schlachtflotte einfach nicht zur Verfügung stehen würden. Vor allem in- 
nerhalb der Flottenführung gewannen seine Kritiker mit ihren Argumen- 
ten, daß die Marine, statt auf Jahre hinaus weiterzubauen, sich doch auf 
einen baldigen Krieg einrichten müsse, immer mehr Einfluß auf den Kai- 
ser. Heeringens Nachfolger als Chef des Admiralstabs, Hugo von Pohl, 
rühme sich neuerdings, hielt Hopman im Dezember 1913 fest, dank seiner 
Beziehungen zum Hof sowie zum Kanzler und dessen Gemahlin «der Lei- 
ter der Geschicke Deutschlands zu sein» und bereite dem Großadmiral 
viel Ärger.’ Sogar in der Frage des Schiffbaues suchte der Monarch das 
Reichsmarineamt zu hintergehen.‘” Im Februar 1914 berichtete Hopman 
an Trotha, daß Prinz Heinrich und einige andere Seeoffiziere dem Kaiser 
erzählt hätten, «die Flotte hätte zu wenig Kreuzer, zu wenig Oel und Koh- 
len, zu wenig Leute u. s. w. Darauf geruhten S.M. in kräftigen Marginalien 
u.s.w. sich dahin zu äußern, es sei ein Skandal, es sollten sofort 4 kleine 
Kreuzer in Dienst gestellt, ein dementsprechender Nachtragsetat einge- 
bracht, Leute ausgehoben, der Reichskanzler ersucht u. s. w. werden. Da 
aber bekanntlich auch an der Kaiserlichen Hoftafel nicht so heiß gegessen 
wie gekocht wird, ist nach einem längeren allerdings nicht sehr gnädig auf- 
genommenen Vortrage des Staatssekretärs die Sache darauf reduziert wor- 
den, daß im Sommer [...] die Flotte [...] einen Kreuzer plus macht.» 
Noch beim Immediatvortrag Pohls vom 26. Mai 1914 betonte der Kaiser 
«die Notwendigkeit des Ersatzes der der Flotte entzogenen Kreuzer zum 
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Abb. 43 Großadmiral Alfred von Tirpitz 


Herbst dieses Jahres.»’* Gelang es Tirpitz in der Regel, die Eingriffe des 
Kriegsherrn abzuwehren, sie blieben doch eine latente Bedrohung und 
führten dazu, daß auch er sich mit seinem enormen Einfluß Ende 1913 auf 
die Seite der Befürworter eines Krieges schlug. 

Am 9. Oktober 1913 hielt Tirpitz vor seinen Getreuen im Reichsmari- 
neamt eine Rede, in der er offen von der Gefährdung seines großen Flot- 
tenplanes sprach und zum Ergebnis gelangte, daß Deutschland bald das 
Wagnis eines Weltkrieges eingehen müßte, wollte es sich nicht mit dem 
Rang einer europäischen Kontinentalmacht zweiter Ordnung abfinden. 
Durch eine geschickte Propaganda, so führte der Großadmiral aus, such- 
ten die Engländer ihm den Kaiser zu entfremden, indem sie das Flottenge- 
setz als die alleinige Ursache von Deutschlands politischer Isolierung, der 
schweren Finanznot und der sozialen Krise hinstellten. Erschwerend für 


1054 Kriegsvorbereitungen 1913/14 


seine Flottenpolitik sei aber auch die große Armeevermehrung der letzten 
Jahre gewesen, da dadurch die nötigen Mittel für den weiteren Ausbau der 
Flotte und die Vergrößerung der Schiffstypen nicht mehr in ausreichen- 
dem Maße vorhanden seien. «Ist kein Geld mehr da, gibt der Reichstag 
nicht die Mittel, so ist das ganze Gesetz nur ein Blatt Papier», stellte er fest. 
«Eine Mehrforderung von 150 Millionen, die durch neue Steuern zu dek- 
ken sind, wird aber nötig, sobald das Dreiertempo für Neubauten wieder 
einsetzt. Das wird der kritische Moment für das Flottengesetz. [...] Für 
Deutschland aber ist das Dreiertempo unabdingbares Erfordernis, denn 
nur dies Tempo führt den Risikogedanken durch und macht es England 
unmöglich, mit Doublierung zu antworten. Wird es nicht innegehalten, so 
war die ganze Flottenpolitik falsch.» Angesichts dieser überaus realisti- 
schen Analyse, die zu einer Kehrtwende in der deutschen Flottenpolitik 
hätte führen müssen, flüchtete sich Tirpitz jedoch in die Irrealität und for- 
derte den Krieg, selbst wenn er zum Untergang führen sollte. Seine Rede 
schloß er mit den Worten: «Die Frage, allgemein genommen, ob Deutsch- 
land seine Weltstellung wenn nötig England gegenüber erkämpfen soll - 
mit dem großen Einsatz, den dieser Kampf in sich schließt - oder ob es 
sich auf die Stellung als europäische Kontinentalmacht zweiter Ordnung 
von vorn herein beschränken soll, diese Frage ist letzten Endes Sache des 
politischen Glaubens. Schließlich scheine es einer großen Nation würdi- 
ger, um das höchste Ziel zu kämpfen und vielleicht ehrenvoll unterzu- 
gehen als ruhmlos auf die Zukunft zu verzichten.» 

Die eingedenk seines politischen Gewichts so bedeutsame Entschei- 
dung des Großadmirals für einen baldigen Krieg wird ihm etwas leichter 
gefallen sein, weil die Vorbedingungen, die er im Dezember 1912 für die 
Entfesselung eines Krieges gestellt hatte - die Erweiterung des Kaiser-Wil- 
helm-Kanals und die Befestigung des U-Boothafens auf Helgoland -, bei- 
de bis Sommer 1914 erfüllt sein würden. Am 18. März 1914 teilte das 
Reichsamt des Innern Tirpitz mit, die Arbeiten am Kaiser-Wilhelm-Kanal 
seien so weit fortgeschritten, daß im Laufe des Monats Juni 1914 die 
Durchfahrt eines Großkampfschiffes erprobt werden könne.’° Die Probe- 
fahrt, die ursprünglich für den 28. Mai 1914 vorgesehen war, mußte dann 
um etwa vier Wochen verschoben werden, da die Arbeiten an der Ufer- 
mauer unter der Grünenthaler Hochbrücke langsamer vorangingen als ge- 
plant.” Etwa zur gleichen Zeit wurden die Befestigungsanlagen auf Helgo- 
land fertig.’* 

Andere Vorbereitungen, die auf eine erhöhte Kriegsbereitschaft der 
Flotte hindeuteten, wurden ebenfalls in diesen Monaten getroffen. Im Früh- 
jahr 1913 stellte der Generalstab Überlegungen darüber an, durch wen die 
Marine im Kriegsfall im kaiserlichen Hauptquartier vertreten werden soll- 
te. Eine Forderung des Marinekabinettschefs von Müller vom 27. März 
1913, sowohl das Reichsmarineamt als auch der Admiralstab sollten auf 
eine «Vertretung [...] im großen Hauptquartier bei Kriegsausbruch [...] 
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verzichten», löste einen Streit zwischen ihm, dem Reichsmarineamt und 
dem Admiralstab aus, der als geradezu idealtypisch für den «Königs- 
mechanismus» gelten kann.” Der Admiralstabschef von Pohl stellte fest: 
«Nach der bestehenden Organisation führen Seine Majestät der Kaiser den 
Oberbefehl über die Marine Allerhöchst Selbst. Entscheidungen [...] kön- 
nen daher auch nur von Seiner Majestät getroffen werden. Da sie während 
des Krieges meist von großer Dringlichkeit sein werden, müssen Seine 
Majestät dazu den amtlichen Bearbeiter unmittelbar zur Hand haben. 
Bliebe der Chef des Admiralstabes in Berlin, während Seine Majestät Sich 
auf den Schauplatz des Landkrieges begeben, so würde die Bearbeitung 
der Angelegenheiten der Seekriegsleitung auf den Weg schriftlicher oder 
telegraphischer Berichterstattung angewiesen sein.» Dies wäre zeitrau- 
bend, und «den Vortrag im Allerhöchsten Hauptquartier würde [...] der 
Chef des Marine-Kabinetts übernehmen müssen. Dadurch würde dieser 
mit einer großen Verantwortung belastet werden in Angelegenheiten, die 
sonst nicht zu seinem Arbeitsgebiet gehören.» Den Vorschlag des Marine- 
kabinetts, «daß der Chef des Admiralstabes auf Grund der ihm allgemein 
bekannten Intentionen Seiner Majestät dringende Verfügungen selbstän- 
dig auf <Allerhöchsten Befehl» erlassen» könnte, lehnte Pohl mit der be- 
zeichnenden Begründung ab, «daß auch Verfügungen «Auf Allerhöchsten 
Befehb aus Berlin praktisch nicht das gleiche Gewicht haben würden, als 
wenn sie aus der unmittelbaren Umgebung Seiner Majestät kommen.» 
Durch eine derartige Regelung würde also die Einheitlichkeit der Ober- 
leitung des Seekrieges leiden und Unsicherheit unter den verschiedenen 
Befehlshabern entstehen. «Ich verkenne keineswegs», konstatierte Pohl, 
«daß die Arbeit des Chefs des Admiralstabes im Großen Hauptquartier 
der Armee mancherlei Unbequemlichkeiten ausgesetzt sein wird, glaube 
aber, dafß diese in Kauf genommen werden müssen, um die erheblichen 
sachlichen Gefahren zu vermeiden, welche bei der bestehenden Organisa- 
tion eine Trennung des Chefs des Admiralstabes von der entscheidenden 
Stelle im Kriege mit sich bringen würde.» Nachdem sich sowohl das 
Reichsmarineamt als auch der Admiralstab zu einer Beschränkung ihres 
Personals bereit erklärten, konnte das Militärkabinett dem Marinekabinett 
am 24. Mai 1913 mitteilen, «daß die Vertreter der Kaiserlichen Marine zur 
1. Staffel des Großen Hauptquartiers gehören» und im Kriegsfall also in 
der Umgebung des Kaisers installiert werden würden.“ 


5. Die letzten Kriegsspiele der Kaiserlichen Marine 


Wie wollte Wilhelm II., der Oberste Kriegsherr, der sich rühmte, Nelson 
und Napoleon zum Vorbild gewählt zu haben,“ mit einer noch unfertigen 
Schlachtflotte den Seekrieg gegen England führen? Zusammen mit Pohl 
beraumte er im Winter 1913/14 eine Reihe von Kriegsspielen an, die das 
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unlösbare Dilemma der Kaiserlichen Marine schlaglichtartig erhellen soll- 
ten. Während des Immediatvortrags des Admiralstabschefs am 20. Okto- 
ber 1913 befahl der Kaiser als strategische Aufgabe für die Hochseeflotte, 
sie befände sich bei Kriegsausbruch zwischen Dreibund und Triple Enten- 
te auf ihrer Frühjahrsauslandsreise bei Nordspanien und müsse möglichst 
beschleunigt in die Heimat zurückkehren. Der Nordseestation stellte er 
die Aufgabe, Krieg gegen Frankreich und Rußland zu führen «bei Zu- 
sicherung neutraler Haltung Englands, mit der zu rechnen ist, solange es 
seine Machtstellung, insbesondere auch im Mittelmeer nicht bedroht 
sieht.» Bei dieser Konstellation solle der größere Teil der deutschen Flotte 
«einen kräftigen Angriffskrieg gegen Rußland» führen. «Für den west- 
lichen Kriegsschauplatz stehen alle neuen großen Schiffe und ein Teil der 
leichten Streitkräfte zur Verfügung. Aufgabe der Nordseestreitkräfte ist 
den eigenen Handel zu schützen, den feindlichen Handel zu vernichten, 
die französischen Küsten zu bedrohen.» Bei gleicher Kriegslage, das heißt 
unter der Annahme englischer Neutralität, sollte die Ostseestation den 
Krieg gegen Rußland durchspielen und die russische Flotte gegebenenfalls 
durch «überraschende, überfallartige Schläge in ihren Stützpunkten [...] 
möglichst schnell [...] vernichten». Als Kriegsspiel für das Kreuzerge- 
schwader befahl der Kaiser schließlich die Aufgabe, den Krieg gegen Eng- 
land in dem Fall zu führen, daß England, statt eine enge Blockade zu ver- 
hängen, sich für die Blockade der Nordseezugänge im Ärmelkanal und 
zwischen Schottland und Norwegen entschied und bestrebt wäre, die 
deutsche Hochseeflotte dazu zu bringen, möglichst weit entfernt von der 
deutschen Küste anzugreifen. In diesem — durchaus realistischen - Fall 
solle der Flottenchef den Krieg offensiv führen und die Handelskreuzer 
möglichst früh «herausbringen». Durch dieses Kriegsspiel sollte vor allem 
geklärt werden, welche Aussichten auf Erfolg solche Offensivunterneh- 
mungen haben würden und gegen welche Ziele sie zu richten seien.“ Des 
Kaisers Kriegsspielaufgaben zeigen zwar, wie die Hochseeflotte bei 
Kriegsausbruch in die Heimat zurückgebracht werden sollte; sie zeigen, 
wie bei garantierter Neutralität Englands der Krieg gegen Frankreich und 
Rußland zu führen wäre; auf die Gretchenfrage aber, welche Strategie die 
Schlachtflotte in dem allerwahrscheinlichsten Fall befolgen sollte, daß 
England seinen beiden Ententepartnern bei einem deutschen Angriff zur 
Hilfe kommen würde, gaben die von Wilhelm anberaumten letzten 
Kriegsspiele der Kaiserlichen Marine keine Antwort. 

Die Pläne, die der Kaiser mit seinem «Pöhlchen» für die Seekriegfüh- 
rung gegen England ausheckte, muten beinahe komisch an, wären sie 
nicht gar so ernst und unverantwortlich gewesen. Der Monarch und sein 
Admiralstabschef griffen nämlich, wenigstens für einen Teil der Flotte, 
auf eine Strategie zurück, die Tirpitz seit zwei Jahrzehnten auf das ent- 
schiedenste bekämpft hatte - den Kreuzerkrieg. Eine Denkschrift, die 
Pohl dem Kaiser am 29. April 1913 vortrug, bietet ein sprechendes Bei- 


5. Die letzten Kriegsspiele der Kaiserlichen Marine 1057 


spiel für die detailgenaue Beteiligung Wilhelms II. an der Planung der See- 
kriegführung gegen England. «Euere Majestät haben zu befehlen geruht, 
daß die Auslandsschiffe im Kriegsfalle Kreuzerkrieg führen sollen. Ein 
Kreuzerkrieg gegen England findet die meisten Angriffsobjekte im Atlan- 
tischen Ozean, durch den fast die gesamte englische Nahrungsmittel- und 
Rohstoffzufuhr geht.» Pohl räumte ein, daß «die Führung des Kreuzer- 
krieges in diesem Gebiet |...] für uns mit besonderen Schwierigkeiten ver- 
knüpft» sei, da Deutschland keine Stützpunkte im Atlantik besitze. Er 
setzte seine Hoffnungen in die Schnelldampfer Kaiser Wilhelm der Große, 
Kaiser Wilhelm II., Kronprinz Wilhelm und Kronprinzessin Cecilie des 
Norddeutschen Lloyd, die eine Geschwindigkeit von 23 Seemeilen in der 
Stunde erreichen konnten, und in die Dampfer der Hamburg-Südameri- 
kanischen Dampfschiffahrtsgesellschaft. Diejenigen Dampfer, die sich bei 
Kriegsausbruch in New York oder im Atlantik befänden, müßten nach 
einem «einheitlichem, bereits im Frieden ausgearbeiteten Plan» durch die 
Kanonenboote Panther und Eber beziehungsweise durch Schulschiffe zu 
Hilfskreuzern umgewandelt werden, ehe die Schulschiffe «selbst gleich- 
falls zum Krenzerkrieg übergehen». «Diejenigen Schnelldampfer des 
Norddeutschen Lloyd die bei Kriegsausbruch in der Heimat sind [...) 
sollen in Bremerhaven ausgerüstet und dann [...] durch den englischen 
Blockadegürtel geleitet werden. Einmal durch diesen gebracht, müssen sie 
versuchen, sich feindlichen Streitkräften vermöge ihrer Geschwindigkeit 
zu entziehn und nördlich um Schottland herum den Atlantischen Ozean 
zu gewinnen.» Diese Schnelldampfer sollten von Anfang an «ganz mit 
Marinepersonal besetzt» werden. Erfolge dahingegen die Umwandlung in 
Hilfskreuzer im Ausland, «so wird der Kern der Besatzung einschließlich 
Kommandant durch die Besatzung eines Kanonenboots gestellt, [...] oder 
bei Ausrüstung durch ein Schulschiff durch den ı. Offizier desselben und 
einige mit ihren Geschützen herübergegebene Geschützbedienungen, 
während in beiden Fällen die Zivilbesatzung fast vollständig an Bord ver- 
bleibt. Dies ist dadurch sichergestellt, daß der Lloyd sich bereit erklärt 
hat, als Deckmannschaft und Maschinenpersonal [...] nur solche Leute 
einzustellen, die entweder zum Beurlaubtenstande Euerer Majestät Mari- 
ne gehören, oder sich schriftlich verpflichten, im Kriegsfalle an Bord zu 
bleiben.» 

Die größte Schwierigkeit bei der Führung des Kreuzerkrieges gegen 
England stelle die Sicherung der Kohlenzufuhr dar, führte Pohl aus. Aller- 
dings befänden sich auf Madeira, Teneriffa, Las Palmas, St. Thomas sowie 
in Buenos Aires, Montevideo und Kamerun Kohlenlager in deutschen 
Händen, «mit deren Besitzern die nötigen Abmachungen getroffen» seien. 
Es sei auch schon dafür vorgesorgt, daß Kohlenlager «in den größeren 
südamerikanischen Häfen noch vor Kriegsausbruch nach Möglichkeit 
durch vertrauenswürdige Personen aufgekauft und an bestimmte Stellen 
zur Verfügung Euerer Majestät Schiffe verschifft werden. Entsprechende 
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Geldsummen werden ihnen vom Reichs-Marine-Amt durch Vermittelung 
unserer Großbanken überwiesen werden. In der Erkenntnis, daß alle diese 
greifbaren Mengen nur für den ersten Bedarf reichen werden, ist mit der 
Hamburg-Amerika-Linie in Verbindung getreten, um durch deren Ver- 
mittelung von Nordamerika aus einen ständigen Strom von Kohlen in 
neutralen Dampfern an die betreffenden Stellen zu dirigieren. Die Ham- 
burg-Amerika-Linie ist gewillt, diese Aufgabe zu übernehmen. [...] Ge- 
eignete Buchten ohne Verkehr, in denen Kohlenschiffe wochenlang warten 
könnten, ohne daß ihre Anwesenheit bekannt würde, sind [...] nicht mehr 
zu finden. Es ist deshalb der Ausweg beschritten worden, die Kohlen- 
dampfer auf Trefflinien in der Nähe strategisch günstig gelegener Punkte, 
aber möglichst außerhalb des Verkehrs, auf und ab dampfen zu lassen und 
die Kriegsschiffe erwarten zu lassen. Letztere sollen dann mit dem Koh- 
lendampfer in die nächste geeignete Bucht gehn, dort ohne Rücksicht dar- 
auf, ob es bekannt wird, kohlen und wieder verschwinden, bevor feind- 
liche Streitkräfte zur Stelle sein können.» Nach seinem Immediatvortrag 
stellte Pohl Ende April 1913 zufrieden fest, der Oberste Kriegsherr habe 
«die für die Kreuzerkriegführung im Atlantischen Ozean aufgestellten 
Grundsätze und Direktiven gebilligt und befohlen, dafß die nötigen Vorbe- 
reitungen weiter bearbeitet und die Durchführung des Kreuzerkriegs in 
dem geplanten Sinne erfolgen soll.»°* In einem weiteren Vortrag vom 
17. März 1914 ermächtigte der Kaiser das Kreuzergeschwader für den Fall 
eines Kriegs gegen England «unter günstigen Umständen» einen «soforti- 
gen Angriff auf die feindlichen Seestreitkräfte» in Betracht zu ziehen, «um 
durch Erringung der Seeherrschaft den englischen Handel lahmzulegen».° 
Wie wir sehen werden, ordnete Wilhelm II. am 19. Juli 1914, also mehrere 
Tage vor der Übergabe des österreichischen Ultimatums in Serbien, an, der 
Norddeutsche Lloyd und die Hapag sollten durch das Auswärtige Amt 
«beizeiten avertiert werden, um rechtzeitig Dispositionen zu treffen und 
im Auslande befindlichen Dampfern Ordre erteilen zu können». Selbst- 
verständlich waren die Planungen des Admiralstabes für den Kreuzerkrieg 
mit umgerüsteten Passagierdampfern im Atlantik, die der Kaiser am 
29. April 1913 und wieder am 17. März 1914 genehmigte, völlig realitäts- 
fern. Bei Kriegsausbruch 1914 wurden nicht weniger als ı5 deutsche 
Passagierdampfer —- darunter Kaiser Wilhelm II., Kronprinz Wilhelm und 
Kronprinzessin Cecilie - in amerikanischen Häfen festgehalten. Das Schiff 
Kaiser Wilhelm der Große, das ebenfalls als Hilfskreuzer umgerüstet wer- 
den sollte, und der Schnelldampfer Cap Trafalgar, mit dem Prinz Heinrich 
und seine Frau erst vor kurzem nach Südamerika gereist waren, wurden 
beide zu Kriegsbeginn versenkt.” Nicht der Kreuzerkrieg mit umgewan- 
delten Schnelldampfern, sondern die neuen U-Boote sollten im Weltkrieg 
das anvisierte Ziel, die Britischen Inseln von der Nahrungsmittel- und 
Rohstoffzufuhr abzuschneiden, beinahe erreichen. 

Die Rolle, die den U-Booten und Torpedobooten in einem Krieg gegen 
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England zugedacht war, wurde von Wilhelm II. und Pohl am 26. Mai 1914 
erörtert. Der Admiral berichtete dem Kaiser ausführlich über die Erkennt- 
nisse, die die Marine aus dem letzten Kriegsspiel gewonnen hatte. Nach 
dem Immediatvortrag notierte Pohl auf seinen Bericht: «Se. Majestät 
waren mit der Durchführung des Spiels und den darauf gebauten Schluß- 
folgerungen durchweg einverstanden. «Bei aller Defensive den offensiven 
Gedanken nicht fallen lassen!» Se. Maj. legen auf enges Zusammenwirken 
der U Boote mit der Hochseeflotte und dem Ansetzen der ersteren vor der 
Schlacht hohen Wert.» Auch bei der Besprechung der Rolle der Torpedo- 
boote bestand Wilhelm auf der offensiven Kriegführung. «Se. Maj. beton- 
ten hierbei wiederum, daß es durchaus nötig sei, daß die Torpedoboote 
auch in der Tagschlacht nahe an den Feind heran müßten», notierte der 
Chef des Admiralstabes.“ 

In einem Immediatvortrag vom 9. Juni 1914 legte Pohl Wilhelm II. die 
Befehle dar, die die Seebefehlshaber und Kommandanten beim Zusam- 
mentreffen mit feindlichen armierten Handelsschiffen im Kriege erhalten 
würden. Der Kaiser genehmigte den Vorschlag des Admiralstabes, daß der 
Widerstand eines solchen Handelsschiffes «mit allen Mitteln zu brechen» 
sei. «Die Verantwortung für die Gefährdung von Passagieren und neutra- 
lem Gut trägt die feindliche Regierung. Die Besatzung ist als Kriegsgefan- 
gene zu behandeln. Die Passagiere sind zu entlassen, falls sie sich nicht 
nachweislich am Widerstand beteiligt haben.»® In demselben Vortrag kam 
auch das Kriegsspiel zur Sprache, das gezeigt hatte, daß die Hochseeflotte, 
sollte sie sich beim Ausbruch eines Krieges zwischen dem Dreibund und 
der Triple Entente in nordspanischen Häfen befinden, weder durch den 
Ärmelkanal noch um Schottland herum in die Heimat würde zurückkeh- 
ren können. Der Kaiser machte daraufhin den erstaunlichen Vorschlag, 
«daß die Frage der Entsendung der Flotte in das Mittelmeer in einer ähn- 
lichen Kriegslage, wie sie dem Kriegsspiel zu Grunde lag, im Admiralstab 
näher geprüft und bearbeitet» werden sollte. «Im Mittelmeer böte sich in 
jeder Hinsicht ein würdiges Ziel für eine Tätigkeit für die Flotte, während 
das Kriegsspiel darauf hinwiese, daß eine Rückkehr in die Heimat zu ihrer 
Vernichtung führe.»’° 

Als der Kaiser Tirpitz am 18. Juni 1914 stolz von seinem Einfall erzähl- 
te, wollte der Großadmiral seinen Ohren nicht trauen. Er stellte Pohl mit 
der «ganz geheimen» Anfrage zur Rede: «Seine Majestät der Kaiser haben 
mir mitgeteilt, Euere Exzellenz hätten Vortrag darüber gehalten, daß die 
gesamte Hochseeflotte im Kriegsfalle unter Umständen in das Mittelmeer 
gehen und deshalb mit ständigen Kohlen-, Öl-, Werkstatts- und sonstigen 
Hilfsschiffen versehen werden müsse. Da eine solche Forderung eine 
wesentliche Änderung des planmäßigen Aufbaues unserer gesamten See- 
streitkräfte zur Folge haben würde, beehre ich mich Euere Exzellenz um 
gefällige Aufklärung hierüber zu ersuchen.»’”' Auf diese Herausforderung 
antwortete der Admiralstabschef, daß es sich um ein Mißverständnis han- 
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deln müsse. Die Frage sei lediglich bei seinem letzten Vortrag über die Er- 
gebnisse der Kriegsspiele vom vergangenen Winter gestreift worden. Die 
Aufgabe, die der Kaiser für die Kriegsspiele gestellt hatte, sei die Rückfüh- 
rung der Flotte in die Heimat für den Fall gewesen, daß die Schiffe sich bei 
Kriegsausbruch in nordspanischen Häfen befinden sollten. Die Kriegs- 
spiele hätten ergeben, daß die Flotte von der beträchtlichen Übermacht 
der Engländer zur Schlacht gestellt werden würde. Bei diesem Ausgang sei 
dann auch die Überlegung aufgekommen, ob der drohenden Vernichtung 
der Flotte durch die Verlegung ihrer Tätigkeit ins Mittelmeer begegnet 
werden könnte. «Ich habe Seiner Majestät dem Kaiser bei der Besprechung 
dieser Erwägungen vorgetragen, daß ich bei dem Fehlen von Stützpunk- 
ten, der unzureichenden Leistungsfähigkeit der Werften der Verbündeten, 
der Unmöglichkeit einer genügenden Kohlen- und Materialzufuhr, Muni- 
tionsergänzung und bei dem Mangel an Torpedobooten und Hilfsschiffen 
eine dauernde erfolgreiche Tätigkeit der von der Heimat losgelösten Flotte 
im Mittelmeer für ausgeschlossen erachte», beteuerte er. «Seine Majestät 
äußerten jedoch, daß sich der Flotte im Mittelmeer ein in jeder Hinsicht 
würdiges Ziel für ihre Tätigkeit bieten könnte und daß es daher notwendig 
sei, die Hemmnisse für eine solche zu beseitigen. Seine Majestät bezeich- 
neten es infolgedessen auch als eine Aufgabe des Admiralstabes, die Frage 
einer derartigen Kriegführung näher zu untersuchen.»’° 

Natürlich trafen der Kaiser, der General- und Admiralstab und die Wil- 
helmstraße weiterhin Vorsorge für den Fall eines Landungsversuchs briti- 
scher Truppen in Belgien, Holland, Schleswig-Holstein oder Dänemark. 
Wie wir sahen, hatte der Kaiser während der Krisenkonferenz vom 8. De- 
zember 1912 schleunige Mehrbauten von U-Booten angeregt und im 
Kriegsfall «gleich Unterseebootskrieg gegen englische Truppentransporte 
in der Schelde bezw. bei Dünkirchen» befohlen.’’ Im Admiralstab wurden 
damals schon Überlegungen über die Form des Ultimatums angestellt, das 
im Falle eines Krieges mit England an die belgische beziehungsweise die 
niederländische Regierung zu richten sein würde. In einer Denkschrift 
vom 24. August 1912 hieß es: «Ist die Landkriegführung nicht in der Lage, 
auf die Benutzung des Gebiets eines der beiden oder beider Staaten zu ver- 
zichten, so wird der betreffende Staat seine Neutralität aufgeben und sich 
entweder für oder gegen uns erklären müssen. [...] Beabsichtigt dagegen 
die Landkriegführung, die Neutralität eines der beiden oder beider Staaten 
zu achten, so wird der zu schonende Staat bei Kriegsausbruch zu einer be- 
stimmten Erklärung über das von ihm beabsichtigte Verhalten aufzufor- 
dern sein. Hierbei wird ausdrücklich darauf hinzuweisen sein, daß wir 
seine Neutralität nur so lange achten können, als er sie selbst gegenüber 
jeder Verletzung durch unsere Gegner, insbesondere gegenüber feindlichen 
Landungsversuchen, wahren wollte und tatsächlich wahren könnte. Soll- 
ten begründete Zweifel entstehen, daß er dies wolle oder könne, so 
würden wir uns vorbehalten, die zur Abwehr feindlicher Landungsunter- 
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nehmungen erforderlichen Maßnahmen unter Benutzung seiner Territori- 
algewässer selbst zu treffen.»”* Im gleichen ultimativen Ton machte man 
der Regierung in Kopenhagen klar, daß Dänemark im Kriegsfall mit einer 
deutschen Besetzung zu rechnen haben würde, es sei denn, das kleine 
Land könne jedweden Landungsversuch britischer Truppen selbst abweh- 
ren. Im Juni 1913 wußte der österreichisch-ungarische Militärattach& 
Oberst Straub nach Wien zu melden, der deutsche Gesandte in Kopenha- 
gen, Graf Brockdorff-Rantzau, habe bei Antritt seines Postens im August 
1912 dem dänischen Außenminister rundweg erklärt: «Wir sind nun ein- 
mal Nachbarn und ich hoffe bei ihnen Unterstützung zur Aufrecht- 
erhaltung eines freundnachbarlichen Verhältnisses zu finden. Unsere 
wechselseitige Lage scheint mir klar: Sollte es zum Kampfe zwischen 
Deutschland und England kommen, [...] so können zwei Möglichkeiten 
eintreten, entweder es siegt Deutschland oder England - was Sie vielleicht, 
wie ich begreife wünschen mögen. Hat Dänemark in diesem Kampfe seine 
Neutralität nicht tatsächlich und mit Aufbietung aller Kraft gewahrt, so 
sind Sie, im Falle wir siegen, erledigt - das können Sie mir glauben. Wird 
aber Deutschland geschlagen, und das kann wohl nur zur See sein, dann 
werden wir uns an Ihnen und Frankreich schadlos halten.» Verblüfft be- 
merkte Straub, daß dieses Vorgehen «jedenfalls [...] von bemerkenswert 
klaren Instruktionen des Gesandten» zeuge.’’ 


6. Wilhelm II. und die Befestigung des Dreibunds 


In der Erwartung eines baldigen Krieges setzte sich Kaiser Wilhelm per- 
sönlich für den engeren Zusammenschluß der Dreibundpartner Öster- 
reich-Ungarn und Italien untereinander sowie an das Deutsche Reich ein. 
Dem Besuch des Königs Vittorio Emanuele III. in Kiel im Juli 1913 folgte 
derjenige des Herzogs der Abruzzen, der im Herbst als Gast des Kaisers in 
Potsdam weilte. Von mehr als nur symbolischer Bedeutung war der fünf- 
zehntägige Aufenthalt des Chefs des italienischen Generalstabes, Alberto 
Pollio, in Deutschland, der sowohl an den Militärparaden in Potsdam, 
Posen, Breslau und Berlin als auch an den Kaisermanövern teilnahm. Als 
besondere Auszeichnung wurde die Ernennung des deutschen Militäratta- 
ches in Rom, Major von Kleist, zum Allerhöchsten Flügeladjutanten auf- 
gefaßt, zumal diese Ehre bisher nur der deutsche Militärattache in Wien 
genossen hatte.’* 

Diese deutsch-italienischen Freundschaftsbekundungen fanden vor 
dem Hintergrund ganz geheimer Gespräche zwischen den italienischen, 
österreichischen und deutschen Seestreitkräften statt. Am ıı1.Juni 1913 
hielt Pohl dem Kaiser Vortrag über die in Wien tagende Konferenz, die das 
Ziel hatte, gemeinsame Operationen der Flotten der Dreibundmächte im 
Mittelmeer zu ermöglichen. Er hob das lebhafte persönliche Interesse des 
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Kaisers Franz Joseph und des Königs von Italien an den Besprechungen 
hervor und konstatierte: «Euer Majestät Botschafter in Wien sieht ebenso 
wie ich den Hauptwert des geplanten Zusammenarbeitens in der Erstar- 
kung des Dreibundgedankens, in dem Schwinden des Mißtrauens zwi- 
schen Italien und Österreich und in dem offensiven Geist, der in dem 
geplanten Abkommen liegt.»7” Dem Kaiser war vollauf bewußt, welche 
Sprengkraft das Geheimabkommen enthielt, sollte es in London, Paris 
oder St. Petersburg bekannt werden. «Seine Majestät wies besonders auf 
die Notwendigkeit absoluter Geheimhaltung des Abkommens und der 
Vorgänge hin. Dem Auswärtigen Amt, Generalstab und dem Staatssekre- 
tär des Reichs-Marine-Amts muß daher unter besonderen Kautelen 
Kenntnis von dem Abschluß des Übereinkommens gegeben werden, so- 
weit sie daran interessiert sind. Ebenso der Chef der Mittelmeer-Division. 
Auch dem Chef des Marinekabinets, soweit Kommandierung von Offizie- 
ren in Betracht kommt.» Vom Reichskanzler war in dem Vermerk Pohls 
keine direkte Rede.” 

Als Schlußstein des Flottenabkommens zwischen Deutschland, Öster- 
reich-Ungarn und Italien wurde von allen drei Marinen eine in Berlin 
ausgearbeitete Geheimchiffre, der Triplecodex, übernommen. In dem 
Immediatvortrag Pohls vom 26.Mai 1914 nahm der Kaiser «eingehend 
Kenntnis» von dem Codex und sprach seine volle Anerkennung für die 
wichtige und umfangreiche Arbeit aus, die der Admiralstab geleistet hatte. 
Die übergreifende Bedeutung des Mittelmeerabkommens hob der Admi- 
ralstabschef bei dieser Gelegenheit mit den Worten hervor: «Ew. Maj. 
haben vor ı5 Jahren im Kieler Schloß den Ausspruch getan: Seegewalt ist 
Reichsgewalt. Die Richtigkeit dessen hat sich seither erwiesen. Nichts bin- 
det die deutschen Stämme so zusammen, wie das Flottengesetz und die Er- 
folge, die die Marine im Auslande u. im Aufbau ihrer Seemacht erzielt hat. 
Dasselbe wird für Oesterreich gelten, wo jetzt schon von dem Offizier- 
korps u. den Besatzungen der Schiffe der Reichsgedanke hochgehalten 
wird u. wo die ganze Nation stolz auf die entstehende Seemacht ist. Es 
darf wohl erwartet werden, daß das Marineabkommen auf das Zusammen- 
halten im Dreibund die günstigste Rückwirkung haben wird.» 

Dem fünfwöchigen Urlaub Kaiser Wilhelms auf Korfu im Frühjahr 
1914 kam unter diesen Umständen eine hochpolitische Bedeutung zu, bot 
ihm die Reise über Wien und Venedig ans Ionische Meer doch Gelegenheit 
zu Gesprächen mit Kaiser Franz Joseph, Erzherzog Franz Ferdinand, Kö- 
nig Vittorio Emanuele und seinem Schwager König Konstantin von Grie- 
chenland. Während seines Aufenthaltes in Schönbrunn am 23./24. März 
1914 führte Wilhelm auch Gespräche mit Außenminister Graf Berchtold 
und dem ungarischen Ministerpräsidenten Graf Istvan Tisza, in denen die 
k. und k. Staatsmänner die Notwendigkeit betonten, gemeinsam eine auf 
lange Sicht angelegte Balkanpolitik mit dem Ziel zu verfolgen, Rumänien 
für den Dreibund zurückzugewinnen und Bulgarien auf Kosten Serbiens 
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zu vergrößern.‘ Im Hinblick auf Rumänien äußerte sich der Kaiser auffal- 
lend wegwerfend über besorgniserregende Gerüchte, wonach der zwan- 
zigjährige Prinz Carol von Rumänien (dessen Mutter eine Prinzessin von 
Sachsen-Coburg und Gotha war) demnächst eine der Töchter des Zaren 
Nikolaus II. heiraten würde. Wilhelm habe erklärt, schrieb Berchtold: 
«Prinz Carol sei noch viel zu jung, was er selbst einsche, es wäre «heller 
Unsinn» von ihm jetzt schon zu heiraten, König Carol wünsche nicht eine 
Heirat, durch welche der russische Einfluß prädominierend werden könn- 
te, die nahe Verwandtschaft und die in der Familie herrschende Bluter- 
krankheit lassen die Verbindung als nicht wünschenswerth erscheinen, 
endlich könne keine der beiden im heiratsfähigen Alter stehenden Czaren- 
töchter ernstlich in Betracht kommen, da die Aelteste als eventuelle 
Anwärterin auf den Thron - im Falle der kränkliche Thronfolger nicht 
zur Succession käme — im Lande zurückbehalten werden solle, die 
Zweitälteste aber herzleidend sei. - Ob Seine Majestät trotz aller angeführ- 
ten Argumente überzeugt ist, daß die fragliche Heirat als ausgeschlossen 
angesehen werden könne, möchte ich dahingestellt sein lassen», meinte der 
Außenminister. «Die Ausführungen machten einigermaßen den Eindruck, 
daß der Wunsch in diesem Falle der Vater des Gedankens ist.»"" 

Aus Venedig richtete Wilhelm eine Postkarte an den Freund Max Für- 
stenberg mit der Nachricht, «Alles ist gut verlaufen in Wien, wie hier.»" 
Treutler und Valentini berichteten, «wie über alle Erwartungen herzlich u. 
sympathisch die Begegnung mit dem König v. Italien war. Es geht so weit, 
daß S.M. ihn gestern Abend als einen der [...] klügsten Menschen rühm- 
te!»®® Am 27. März 1914 segelte die Hohenzollern nach Miramar, wo Erz- 
herzog Franz Ferdinand zur Begrüßung an Bord kam. Gemeinsam nah- 
men Kaiser Wilhelm und der Thronfolger die Parade der österreichisch- 
ungarischen Kriegsflotte ab, ehe sie zum Frühstück in das herrliche Schloß 
gingen. 
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Freilich, die Große Politik und die blutigen Unruhen auf dem Balkan war- 
fen ihre Schatten auf den sonnigen Urlaub auf Korfu und stellten auch 
nach der Heimkehr des Hoflagers nach Berlin das verbesserte Klima unter 
den Dreibundmächten wieder in Frage. Im April 1914 bemerkte Admiral 
von Müller nachdenklich, daß sich auf dem Balkan Verschiebungen vorbe- 
reiteten, «die den Keim europäischer Wirren in sich tragen»." Bereits vor 
seiner Reise in den Süden hatte Wilhelm die Nachricht von einem mög- 
lichen Zusammenschluß Serbiens und Montenegros erhalten. Während je- 
doch Conrad von Hötzendorf in der Fusion der beiden Länder, durch die 
Serbien die Adria erreichen würde, einen Grund zur militärischen Inter- 
vention erblickte, hielt der Kaiser den Anschluß Montenegros an Serbien 
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nach wie vor für natürlich und unvermeidlich. Er warnte unmißverständ- 
lich, daß Österreich in einem darüber ausbrechenden Krieg nicht mit 
Deutschlands Unterstützung würde rechnen können. «Die Vereinigung ist 
absolut nicht zu verhindern», schrieb er Mitte März 1914, «und wenn 
Wien das versuchen sollte, so macht es eine große Dummheit und be- 
schwört die Gefahr eines Krieges herauf mit den Slawen, der uns ganz kalt 
lassen würde.»°° Noch im Mai 1914 beharrte Wilhelm II. auf seiner Mei- 
nung, daß der Zusammenschluß der beiden Balkanstaaten nicht zu verhin- 
dern sei. «Es muß eingesehen werden, daß ä la longue Serbien und Monte- 
negro doch zusammen kommen werden, wie Tisza es sagte.» Österreich 
und Italien sollten sich endlich darüber einig werden.'7 

Nicht Serbien, sondern das von dem verhaßten Ferdinand von Coburg 
regierte Bulgarien stellte auch jetzt noch in Wilhelms Augen den eigent- 
lichen Feind auf der Balkanhalbinsel dar. Hinter den blutigen Auseinan- 
dersetzungen zwischen Albanern und Griechen in Epirus witterte er den 
Einfluß Bulgariens, das die Unruhen «natürlich im Einverständnis mit 
Rußland-Frankreich» geschürt habe, «um uns zu schaden. Eine scharfe 
Bemerkung nach Sofia wäre wohl am Platze», drahtete der Kaiser am 
5. April 1914 von Korfu aus nach Berlin. Der Reichskanzler antwortete 
«dankbarst» auf das «Allergnädigste Telegramm» und versicherte: «Die 
bulgarischen Treibereien werden in Sofia scharf zur Sprache gebracht 
werden.»"® 

Mit dem Aufstand gegen den im Januar 1914 von den europäischen 
Großmächten als Fürst von Albanien eingesetzten Prinzen Wilhelm von 
Wied beschäftigte sich der Kaiser in diesen letzten Monaten vor dem Aus- 
bruch des großen Krieges intensiv. Ungehalten tadelte er die in seinen Au- 
gen gänzlich verfehlte Politik seiner beiden Dreibundpartner Österreich- 
Ungarn und Italien.” «Es wird alles wahr, was ich vor 2 Jahren befürchte- 
te, als Oesterreich den Blödsinn mit Albanien startete. Es erndtet jetzt, 
was es ausgesäet hat!» meinte er Ende Mai 1914. Von Anfang an wäre es 
besser gewesen, statt Wied einen wohlgesinnten Mohammedaner wie den 
ägyptischen Prinzen Fuad zum Fürsten von Albanien zu machen.” Als 
Wied um die Entsendung von dreitausend Mann internationaler Truppen 
bat, rief der Kaiser entsetzt aus: «Er ist wohl verrückt! Dann können wir 
es ja gleich auftheilen und behalten! [...] So ein horrender Unsinn. Es ist 
besser, er verduftet und Fuad Pascha oder ein Mohammedanischer Prinz 
löst ihn ab! Er kriegt allein nichts fertig! und Internationale Truppen in 
Albanien ist Blödsinn, den ich unter gar keinen Umständen mitmache.»°' 
Der Einfluß Italiens und Österreichs in Albanien, «die unter dem schlap- 
pen Wied allmächtig werden», müsse «unbedingt gekürzt werden», ver- 
langte der Kaiser.” 

Die albanische Frage belastete in den Wochen vor dem Kriegsausbruch 
vor allem das Verhältnis Wilhelms II. zu Italien. Auf einem Bericht aus 
Rom wütete er Ende Mai 1914: «Unerhörte Schlappheit, Flaumacherei 
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und Falschheit, ganz Italienisch! Etwas Lüge, etwas Feigheit, etwas Co- 
morrha!»® Als «Militär» wies der Kaiser das Drängen Italiens auf eine In- 
ternationalisierung Albaniens mit italienischer, österreichischer, deutscher 
und britischer Beteiligung fulminant zurück. «Blödsinn! Wie denkt der 
Herr sich das??! Jeder besetzt einen Streifen und behält ihn!! Und darf 
sich mit Räubern herumschießen!» Wenn überhaupt, dann müßten ganze 
italienische Regimenter nach Albanien geschickt werden, keineswegs klei- 
ne europäische Einheiten. «Ich halte die Entsendung kleiner Detache- 
ments geradezu für verhängnißvoll! Das sind Militaria die Zivilisten zu- 
mal Diplomaten nun einmal nicht verstehen! Da kann man nur mit 
Brigaden und Divisionen arbeiten, wie früher die Türken, und die haben 
auch damit nichts erreicht. Preußische Brigaden nach Albanien zu senden, 
dazu werde ich niemals zu haben sein. [...] Die Kerls haben seit 1000 Jah- 
ren keine Ruhe gehalten! werden über die kleinen Detachements lachen, 
sie anfallen, und zwingen, große hinterher zu schicken. Beruhigt kann Mi- 
litärisch das Land nur mit einer Armee von 40-50 000 Mann werden, die 
in starken Garnisonen, in Alle Orte einquartirt wird, und permanent in 
die Gebirge Expeditionen macht. Wer soll die Internationale Truppe ein- 
heitlich kommandiren? Geschieht das nicht einheitlich, sondern werden 
Detachementskommandeure auch Distriktschefs, dann geht sehr bald der 
Krakehl zwischen Oesterreich[ern], Italienern, Deutschen, Engländern 
p- p- los und die Stämme werden von den Regierungen, denen die Detache- 
ments unterstehen gegeneinander ausgenutzt! Am Besten wäre es eine An- 
zahl Offiziere dem Fürsten [Wied] zur Verfügung zu stellen, zur möglichst 
schnellen Formirung einer Miliz aus ihm ergebenen und treuen Mann- 
schaften und dazu Gebirgsartillerie von Rom und Wien zur Verfügung zu 
stellen. Denn der Albanese läßt sich von keinem fremden Soldaten auf die 
Dauer etwas bieten. [...] Zudem ist nicht zu vergessen, daß sobald kriege- 
rische Aktionen in Albanien beginnen, sofort alle Balkan Comitatschis, 
Türken, Bulgaren, Serben und Montenegriner als Banden verkleidet, auf- 
tauchen und mitwirken werden!» Wie immer sah Wilhelm bei einer Ein- 
mischung fremder Truppen in Albanien auch die Gefahr einer Entfrem- 
dung der mohammedanischen Welt voraus. «Es wird sehr leicht sein», 
warnte er am 30. Mai 1914, «die Europ[äische] Einmischung, nachher als 
gegen die Mohammedaner gerichtet darzustellen, und dann haben wir es 
mit der ganzen Muselmännischen Welt auf immer verschüttet! Dazu ist 
mir Albanien nicht genug!»?° Am 3. Juni 1914 begrüßte der Kaiser die Ent- 
scheidung Londons, keine Truppen nach Albanien zu entsenden und sag- 
te, dies sei entschieden auch seine Meinung.” Zwei Wochen später 
schäumte er vor Wut über die «Gemeinheiten» Italiens dem Fürsten Wied 
gegenüber. Italien behandele ihn als Gegner, dabei kämpfe er doch um sein 
Leben und habe «keinen Mann». «Italien hat den Fürsten verrathen, der 
hats gemerkt, er soll so thun als ob er nichts gemerkt hätte, und nichts 
weiter sagen!» Die italienische Albanienpolitik sei «geradezu unerhört!» 
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schimpfte er. «Italien benimmt sich falsch, verrätherisch und gemein 
in dieser Sache. [...] Heitere Zustände! Netter Bundesgenoße! Falsche 
Lateiner!» 

Noch Anfang Juli 1914 wies Wilhelm jede Idee einer internationalen 
Intervention in Albanien weit von sich. Dies würde auf eine «permanente 
Europfäische] Garnison des ganzen Landes!!!» hinauslaufen, die einfach 
unbezahlbar wäre. Um das Land zu erobern und zu pazifizieren, wären 
«6-8 Inf[anterie]Divisionen und 300-400 Milllionen] Mark» erforderlich. 
Die politischen Folgen wären unübersehbar, denn «Wenn - bei der jetzi- 
gen Lage und Aufregung im ganzen Balkan - eine solche Truppenmenge 
zum Kampfe angesetzt wird, dann geht der Krieg wieder los. Wer soll sol- 
che Truppenmengen stellen? bezahlen? ernähren? Wer soll sie kommandi- 
ren? Woher sollen sie genommen werden? Welche Garantieen bekommen 
die Staaten, welche die Soldaten liefern, daß ihnen die Auslagen ersetzt 
werden? und woraus? Ich detachire keine Kompanie.»” Als der Kaiser 
diese leidenschaftliche Weigerung, deutsche Truppen auf den Balkan zu 
senden, am 1. Juli 1914 niederschrieb, lag die Mordtat von Sarajevo schon 
drei Tage zurück. Wenige Tage später gab er mit einer anderen Randbe- 
merkung das Signal zum Einmarsch der österreichisch-ungarischen Armee 
nach Serbien und damit zum Weltkrieg. Wie ist es dazu gekommen? 


Kapitel 38 


«Diesmal falle ich nicht um!» 
Die Entscheidung für den Kontinentalkrieg 


Der letzte Aufenthalt Kaiser Wilhelms II. in seinem Schlößchen Achilleion 
auf Korfu war geradezu idyllisch verlaufen. Bei Ausgrabungen auf der 
Insel wurden Überreste eines vorchristlichen Tempels entdeckt, die sein 
ungewöhnliches Interesse weckten. «Aufregung gross», telegraphierte er 
am ı1. April 1914 an den Archäologen Professor Dörpfeld.' «Die Ausgra- 
bungen fördern sehr wichtige Dinge zu Tage, die die Archäologen sehr be- 
wegen», meldete er der Großherzogin von Baden.” Nachdem auch der 
Reichskanzler mit seinem Adjutanten Freiherrn von Sell am 15. April im 
Achilleion eingetroffen war, meldete der Kaiser beglückt: «Hier Alles nach 
wie vor herrlich. Der Kanzler hat sich hier gut erholt und ausgeruht und 
sehr gute Eindrücke von seinen Gesprächen mit S.M. [König Konstantin 
von Griechenland] und den hiesigen Staatsmännern gewonnen.»’ Weh- 
mütig schrieb Wilhelm am 3.Mai 1914 an Mary Montagu kurz vor der 
Heimreise nach Berlin: «Unser Aufenthalt hier kommt zu einem Ende. Es 
war himmlisch. 5 Wochen herrliches Sommerwetter, mit einer brennend 
heißen Sonne. Die Vegetation speziell in meinem Garten jenseits jeder Be- 
schreibung reizend. [...] Wir machten sehr interessante Ausgrabungen, die 
den Archäologen viele Nüsse zu knacken geben werden. Gestern hatten 
wir ein großartiges Vergnügen. 180 junge Griechinnen waren in einem 
speziellen Dampfschiff herübergekommen & tanzten nachmittags alte na- 
tionale Tänze in Kostümen, die von allen Teilen Griechenlands kamen & 
ziemlich einzigartig waren. Der Effekt von all diesen verschiedenen Far- 
ben unter den Olivenbäumen im Sonnenlicht war einfach zauberhaft. [...] 
Es war alles wie ein Märchen oder ein Traum. Ich bin sehr betrübt, dieses 
Paradies von Licht, Schönheit, Charme & Licht zu verlassen, aber die 
Pflicht ruft & ich muß zurück in die Tretmühle! Wir freuen uns über den 
angekündigten Besuch des britischen Geschwaders unter Admiral War- 
render, das nach Kiel zu unserer «Woche kommen wird.»* Anfang Mai 
1914 kehrte Wilhelm II. gut erholt nach Berlin zurück. Knapp zwölf 
Wochen später befanden sich das Deutsche Reich und sein Bündnispartner 
Österreich-Ungarn im Krieg gegen eine Welt von Feinden. Ob der Kaiser 
beim Verlassen seines geliebten Achilleion geahnt hat, welche schwere 
Pflicht ihn in der Berliner «Tretmühle» erwartete? Undenkbar ist das 
nicht. 
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Abb. 44 Die Ruhe vor dem Sturm: Der Kaiser auf der Terrasse 
des Achilleion in Korfu 


1. Wilhelm und die Generalität vor dem Attentat von Sarajevo 


Als Kaiser und König und Oberster Kriegsherr stand Wilhelm D. in der 
Julikrise 1914 zwangsläufig im Mittelpunkt des Entscheidungsprozesses. 
Wie der langjährige belgische Vertreter in Berlin, Baron Beyens, auf dem 
Höhepunkt der Krise bemerkte: «Die Herren von Jagow und Zimmer- 
mann würden nicht so sprechen ohne eigens hierfür an sie ergangene Wei- 
sungen des Kaisers.»’ Auch der französische Geschäftsträger in London 
äußerte die Überzeugung, «die deutschen Minister würden es ohne aus- 
drücklichen Befehl nicht wagen, die von Kaiser Wilhelm [...] erteilten 
Richtlinien abzuändern».* Er hat in diesen ereignisreichen und angespann- 
ten Wochen gravierende Entscheidungen gefällt, ohne welche die Welt- 
geschichte zweifellos anders verlaufen wäre. Die eigentlichen Drahtzieher 
der fatalen deutschen Politik waren zu Beginn der Julikrise, wie wir schen 
werden, der Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg, der Unter- 
staatssekretär im Auswärtigen Amt, Arthur Zimmermann, und der Diri- 
gent der Politischen Abteilung, Wilhelm von Stumm. In der letzten Woche 
vor Kriegsausbruch nahmen die Generäle Erich von Falkenhayn und Hel- 
muth von Moltke das Heft in die Hand. Es gibt Anhaltspunkte dafür, daß 
Kaiser Wilhelm bis zu einem gewissen Grade sowohl vom Reichskanzler 
und der Wilhelmstraße als auch von den Militärs manipuliert und von Zeit 
zu Zeit hinters Licht geführt worden ist. Trotz seiner seit November 1912 
so häufig und vehement beteuerten Kriegswilligkeit gegen Frankreich und 
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Rußland hatten der österreichisch-ungarische Generalstabschef und der 
deutsche Botschafter in Wien im März 1914 Überlegungen darüber ange- 
stellt, wie Wilhelm II. zur Genehmigung eines «Präventivkrieges» veran- 
laßt werden könnte. Sowohl der Kaiser als auch Erzherzog Franz Fer- 
dinand, so einigte man sich, müßten dazu «gezwungen» und mit einer 
Situation konfrontiert werden, «in der man nicht anders kann, als <losge- 
hen»».” Und noch am 6. Juni 1914 sprach der Reichskanzler mit dem Ge- 
sandten Bayerns, Lerchenfeld, über den «von vielen Militärs geforderten 
Präventivkrieg» und wies darauf hin, daß auch konservative Kreise «von 
einem Krieg eine Gesundung der inneren Verhältnisse in Deutschland» er- 
warteten. «Aber der Kaiser», so fügte Bethmann zu diesem Zeitpunkt hin- 
zu, «habe keinen Präventivkrieg geführt und werde keinen führen.»® Sol- 
che Zweifel an der Kriegswilligkeit Wilhelms II. sind in Anbetracht seiner 
in den vorangehenden Kapiteln dieses Buches wiederholt bezeugten Iden- 
tifikation mit der militanten Haltung der Generalität schwer zu erklären. 
Auch in den Wochen unmittelbar vor dem Mord an Franz Ferdinand in 
Sarajevo am 28. Juni 1914 sind Beweise seiner Entschlossenheit zum Krieg 
gegen Rußland und Frankreich in Fülle vorhanden. Er mag in der Krise 
selbst nicht der Hauptkriegstreiber gewesen sein, aber von der schweren 
Verantwortung für das, was geschah, kann man Wilhelm II. nicht frei- 
sprechen. 

Die von vielen Historikern als «absurd» empfundenen Gedankengänge 
der Generäle in jenem Frühjahr und Sommer sind heute hinlänglich doku- 
mentiert.? Vom Kalkül Helmuth von Moltkes in der Julikrise wußte der 
Militärbevollmächtigte Bayerns, Ritter von Wenninger, zu berichten: «Der 
Chef des Generalstabs [...] setzt seinen ganzen Einfluß darein, daß die sel- 
ten günstige Lage zum Losschlagen ausgenützt werden solle; er weist dar- 
auf hin, daß Frankreich geradezu in militärischer Verlegenheit sich befin- 
de, daß Rußland militärisch sich nichts weniger als sicher fühle; dazu die 
günstige Jahreszeit, die Ernte großenteils geborgen, die Jahresausbildung 
vollendet.»'° Unmittelbar vor Kriegsausbruch faßte Lerchenfeld die Über- 
legungen der Generalität folgendermaßen zusammen: «In hiesigen mili- 
tärischen Kreisen ist man des besten Mutes. Schon vor Monaten hat der 
Generalstabschef Herr von Moltke sich dahin ausgesprochen, daß der 
Zeitpunkt militärisch so günstig sei, wie er in absehbarer Zeit nicht wie- 
derkehren kann.» Als Begründung nannte Moltke die Überlegenheit der 
deutschen Artillerie und des deutschen Infanteriegewehrs sowie Defizite 
in der Ausbildung der letzten Jahrgänge der französischen Armee infolge 
der Einführung der dreijährigen Dienstzeit.'' Die Haltung Großbritan- 
niens in einem europäischen Krieg erwähnte Lerchenfeld bezeichnender- 
weise nicht. Die gravierendste Fehleinschätzung am Vorabend der großen 
Katastrophe war nämlich die, daß Deutschland den Angriffskrieg gegen 
Frankreich und Rußland würde führen können, ohne das Eingreifen des 
Britischen Empires befürchten zu müssen. 
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Die Überzeugungen Moltkes waren in deutschen Generalskreisen All- 
gemeingut. Am 18. Mai 1914 übersandte der Oberquartiermeister im Gro- 
ßen Generalstab, Generalmajor Georg Graf von Waldersee, seinem Vorge- 
setzten eine Denkschrift, die die Argumente zugunsten eines baldigen 
«Präventivkriegs» darlegte. Mit dem Wort «Präventivkrieg» war ein Los- 
schlagen gegen Frankreich und Rußland gemeint, solange ein rascher deut- 
scher Sieg noch als sicher galt - ausdrücklich und wiederholt wies der 
Oberquartiermeister darauf hin, daß in absehbarer Zeit ein Angriff auf 
Deutschland nicht zu erwarten war. Dennoch, so Waldersee, habe das 
Deutsche Reich auf lange Sicht «allen Grund zu ernstester Aufmerksam- 
keit und Anspannung aller seiner Kräfte. Nicht als ob für den Augenblick 
der Beginn eines Krieges von seiten der Gegner Deutschlands zu gewärti- 
gen sei; wohl aber mehren sich die Anzeichen, daß diese unablässig rüsten 
und Vorbereitungen auf den verschiedensten Gebieten treffen, um zu ge- 
gebener, wohl noch etliche Jahre hinaus liegender Zeit, den Dreibund oder 
dessen beide Kaisermächte, am liebsten gar Deutschland allein, mit über- 
legener Macht von allen Seiten her anzufallen. Daß gerade dieses Jahr den 
Gegnern Deutschlands einladend sei, gegen den Dreibund kriegerisch vor- 
zugehen, kann nicht gesagt werden. Im Gegenteil, für den Moment kann 
keinem der Hauptbeteiligten etwas daran liegen, den Waffengang herbei- 
zuführen.» Die französische Armee sei dürftig ausgebildet und besitze kei- 
ne brauchbare schwere Artillerie; Rußlands Armeeorganisation und sein 
Ausbau strategischer Bahnen bedürften «noch etlicher Jahre»; England 
habe wegen der irischen Frage und anderer innerer Schwierigkeiten 
«durchaus keine Neigung», sich an kriegerischen Ereignissen zu beteili- 
gen. Andererseits werde «die bunte Monarchie» an der Donau als Deutsch- 
lands Bündnispartner immer unsicherer, und auch Italien drohe, vom 
Dreibund abzufallen. «Aus dieser Betrachtung ist zu entnehmen, daß 
Deutschland sich bei normalem Lauf der Dinge eines Angriffs in aller- 
nächster Zeit nicht zu gewärtigen hat, daß es aber andererseits nicht nur 
keinen Grund hat in irgend einer Lage einem Konflikt aus dem Wege zu 
gehen, vielmehr, daß die Aussichten, einen großen europäischen Krieg 
schnell und siegreich zu bestehen, heute noch sehr günstig für Deutsch- 
land liegen und ebenso für den Dreibund. Heute. In kurzem wird dies 
nicht mehr der Fall sein. [...] Das deutsche Reich tut recht, wenn es diese 
Situation klaren Auges und mit Ruhe betrachtet, sofern es nicht den Frie- 
den um jeden Preis erkaufen will.» Zwar riet Waldersee zu einer weiteren 
Heeresvermehrung als Vorbereitung für den großen Kampf, was darauf 
hindeutet, daß er zu diesem Zeitpunkt - Mitte Mai 1914 - nicht mit einem 
unmittelbaren Kriegsausbruch rechnete, doch seine eigene Logik führte 
ihn unweigerlich zum Ergebnis, daß der Zweifrontenkrieg je eher desto 
besser herbeigeführt werden mußte. '* 

Am 19. Mai 1914, nachdem er die Denkschrift Waldersees erhalten hat- 
te, bat Moltke Gottlieb von Jagow um ein Gespräch. «Die Aussichten in 
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die Zukunft bedrückten ihn sehr», erinnerte sich der Staatssekretär später. 
«In 2-3 Jahren würde Rußland seine Rüstungen beendet haben. Die mili- 
tärische Übermacht unserer Feinde wäre dann so groß, daß er nicht wüßte, 
wie wir ihr Herr werden könnten. Jetzt wären wir ihnen noch einigerma- 
ßen gewachsen. Es bliebe seiner Ansicht nach nichts übrig, als einen Prä- 
ventivkrieg zu führen, um den Gegner zu schlagen, solange wir den Kampf 
noch einigermaßen bestehen könnten. Der Generalstabschef stellte mir 
demgemäß anheim, unsere Politik auf die baldige Herbeiführung eines 
Krieges einzustellen.»" 

Gerade um diese Zeit - Ende Mai 1914 - traf Colonel Edward House, 
der beste Freund und engste Berater des amerikanischen Präsidenten 
Woodrow Wilson, auf einer Friedensmission in Deutschland ein. Seine 
ehrgeizige Hoffnung war, eine Art «anglo-amerikanisch-deutsche Weltolig- 
archie» zu etablieren und dadurch den Weltfrieden zu retten.'‘* House 
sprach eingehend mit Tirpitz, Zimmermann, Falkenhayn und anderen 
führenden Köpfen in Berlin sowie am ı. Juni 1914 anläßlich des Schrip- 
penfestes eine halbe Stunde unter vier Augen mit dem Kaiser.'; Die Schil- 
derung des Amerikaners von der denkwürdigen Begegnung in Potsdam 
vermittelt uns ein eindrucksvolles Bild von der politischen Auffassung 
Wilhelms I. am Vorabend des Weltkrieges. «Er war viel weniger voreinge- 
nommen und kriegerisch als Tirpitz. Er erklärte, er wolle den Frieden 
haben, denn er liege in Deutschlands Interesse. Deutschland sei arm ge- 
wesen, werde nun zunehmend reicher, noch einige Friedensjahre, und es 
würde reich sein. «Deutschland ist von allen Seiten bedroht. Die Bajonette 
Europas sind gegen Deutschland gerichtev und einiges dergleichen mußte 
ich hören. Von England sprach er gütig und voll Bewunderung. Engländer, 
Amerikaner und Deutsche seien verwandte Völker und sollten einander 
näherkommen. Von den anderen Nationen hatte er eine nur geringe Mei- 
nung. [...] Er sprach von der Verrücktheit Englands, sich mit Lateinern 
und Slawen zu verbünden, die für unsere Ideale und Absichten kein Ge- 
fühl hätten, dazu als Verbündete wankelmütig und unverläßlich seien. 
Er sprach von ihnen wie von halben Barbaren, dagegen von England, 
Deutschland und den Vereinigten Staaten als der einzigen Hoffnung fort- 
schreitender christlicher Zivilisation. [...] Er sprach davon, daß es für 
Großbritannien unmöglich sei, mit Rußland und Frankreich in ständigem 
und befriedigendem Bündnis zu leben. Ich sagte ihm, daß die Engländer 
von dem Wachstum seiner Flotte beunruhigt seien, die, zusammengenom- 
men mit seinem gewaltigen Heere, eine Bedrohung bedeute; es könnte die 
Zeit kommen, wo sie sich die Frage beantworten müßten, ob ihnen von 
ihm und seinem Volke die größere Gefahr eines Einfalls drohe oder von 
Rußland, das sie um ihre asiatischen Kolonien bringen könnte. Ich meinte, 
daß die Entscheidung gegen Deutschland ausfallen würde, wenn einmal 
dieser Punkt erreicht wäre. [...] Nach meiner Meinung könne es aber zu 
keiner Verständigung zwischen England und Deutschland kommen, so- 
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lange er seine Flotte vermehre. Er antwortete, daß er eine starke Flotte 
zum gehörigen Schutze des deutschen Handels brauche, eine Flotte, die im 
richtigen Verhältnis zur Größe und zur Bedeutung Deutschlands stehe. Er 
behauptete auch, daß er eine Flotte brauche, stark genug, um den vereinten 
Kräften Rußlands und Frankreichs die Stirn bieten zu können.» House 
fragte dann den Kaiser, «warum Deutschland sich weigere, den «Bryan- 
Vertrag zu unterzeichnen, der die schiedsgerichtliche Entscheidung und 
eine «Abkühlungsperiode von einem Jahr vorsehe, nach der erst Feindse- 
ligkeiten begonnen werden könnten. Er antwortete: «Deutschland wird 
niemals einen solchen Vertrag unterzeichnen. Unsere Stärke liegt darin, 
daß wir stets auf einen ganz kurzen Wink kriegsbereit sind. Wir wollen 
nicht auf diesen Vorteil verzichten und unseren Feinden Zeit zur Vorberei- 
tung lassen.»» «Großbritannien habe von Deutschland nichts zu fürchten», 
habe Wilhelm II. schließlich erklärt, «er persönlich sei ein Freund Eng- 
lands und erweise ihm einen unschätzbaren Dienst, indem er das Mächte- 
gleichgewicht gegen Rußland aufrechterhalte.»'° Zwei Wochen darauf, 
nachdem er auch in Paris sondiert hatte, resümierte Colonel House in 
London dem britischen Außenminister Sir Edward Grey gegenüber die 
besorgniserregenden Eindrücke, die er in Berlin und Potsdam gewonnen 
hatte. «Ich erwähnte den militärischen Geist in Deutschland und die 
Hochspannung im Volke und gab meiner Sorge Ausdruck, daß leicht ein 
Funke zu einer Flamme angefacht werden könnte. Nach meiner Meinung 
würde Deutschland, wenn es einmal losschlüge, rasch schlagen; Unter- 
handlungen und Verhandlungen würde es nicht geben; glaubte es einmal, 
daß eine Schwierigkeit im Wege friedlicher Verhandlungen nicht über- 
wunden werden könnte, so würde Deutschland es gar nicht auf solche an- 
kommen lassen, sondern losschlagen. Ich glaubte, daß der Kaiser und die 
meisten seiner nächsten Ratgeber keinen Krieg wollten, weil sie die Ent- 
wicklung des deutschen Handels und das Wachstum des deutschen Wohl- 
stands wünschten, aber die Armee sei militaristisch, angriffslustig und 
zum Kriege jederzeit bereit.» 

Die Hemmschwelle zur Auslösung eines Krieges war also in der militä- 
rischen Umgebung des preußisch-deutschen Monarchen besonders nied- 
rig, und bei dem symbiotischen Verhältnis, das zwischen Wilhelm und 
seinen Generälen obwaltete, war stets zu befürchten, daß auch er - als 
«Militär» - sich mit seiner entscheidenden Stimme zur Kriegspartei schla- 
gen könnte. Und in der Tat: Nur wenige Tage nach dem Besuch von Colo- 
nel House äußerte sich der Kaiser ganz im Sinne Moltkes, Waldersees und 
der Hofgeneräle. Im Zusammenhang mit dem griechisch-türkischen Kon- 
flikt um die Inseln in der Ägäis prophezeite Wilhelm am 9. Juni 1914, daß 
es bald über die Aufteilung der Türkei zu einem «Krakehl» kommen wer- 
de. In einer uns geradezu unheimlich anmutenden Randbemerkung sagte 
er an diesem Tag voraus: «Es kommt bald das III. Kapitel des Balkankrie- 
ges, an dem wir alle betheiligt sein werden, daher die emsigen und kolossa- 
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len Russ[isch] Französ[ischen] Kriegsvorbereitungen!» In Erwartung des 
großen Krieges zwischen dem Dreibund und der russisch-französischen 
Allianz befahl er - genau wie im November 1912 - der Reichsleitung: 
«Klarheit im Verhältniß zu England schaffen! W.»"* 

Vom ır. bis 14. Juni 1914 weilte der Kaiser auf dem Schloß des Erzher- 
zogs Franz Ferdinand in Konopischt bei Prag. Der österreichisch-ungari- 
sche Chef des Generalstabes, Conrad von Hötzendorf, berichtet über diese 
Begegnung, der deutsche Monarch habe den österreichischen Thronfolger 
zum Krieg gedrängt. Wenn die Österreicher «nicht losgingen, würde sich 
die Lage verschlimmern»; Rußland sei zur Zeit nicht kriegsbereit.'” Bei 
seiner Rückkehr wurde ihm am 15. Juni 1914 - es war der sechsundzwan- 
zigste Jahrestag seiner Thronbesteigung - ein Artikel des Berliner Lokal- 
Anzeigers vorgelegt, der über eine Forderung des russischen Kriegsmini- 
sters Suchomlinow nach Wiedereinführung der dreijährigen Dienstzeit 
in Frankreich berichtete. Wilhelm bedeckte den Zeitungsartikel mit Rand- 
bemerkungen, die, wenn nicht gerade seinen Willen zum sofortigen Krieg, 
so doch seine starke Identifizierung mit dem Generalstab und dessen 
militarıstischem Denken belegen. Die Behauptung, daß Rußland und 
Frankreich keinen Krieg wünschten, sei «quatsch!», vermerkte er. Die 
Rüstungen Rußlands und Frankreichs sowie der Ausbau des russischen 
Eisenbahnnetzes seien «alles gegen Deutschland!» gerichtet. Wie «mein 
Generalstab stets behauptet hat!», schrieb er, hätten die Nachrüstungen 
Rußlands vor zwei Jahren laut Abmachungen mit Frankreich begonnen. 
«Das verlangt eine klare bündige Antwort durch die That!» donnerte er, 
und fuhr fort: «Na! Endlich haben die Russen die Karten aufgedeckt! Wer 
in Deutschland jetzt noch nicht glaubt, daß von Russo-Gallien mit Hoch- 
druck auf einen baldigen Krieg gegen uns hingearbeitet wird, und wir 
dementsprechende Gegenmaßregeln ergreifen müssen, der verdient umge- 
hend ins Irrenhaus nach Dalldorf geschickt zu werden! Stramme neue 
Steuern und Monopole, und die 38 000 Nichteingestellten sofort in die 
Armee und Marine hinein!»”° Diese Forderungen deckten sich ganz mit 
den Ansichten Moltkes, Waldersees und des Kriegsministers Erich von 
Falkenhayn. 

Die kriegerischen Randbemerkungen des Kaisers galten durchaus als 
Anweisungen für die Reichsleitung. Am 16. Juni 1914 - zwölf Tage vor 
dem Attentat in Sarajevo - unterrichtete Bethmann Hollweg den Fürsten 
Lichnowsky davon, daß Kaiser Wilhelm und andere führende Köpfe in 
Berlin zu der Ansicht neigten, daß Rußland an der planvollen Vorberei- 
tung eines baldigen Angriffskrieges arbeite. Der Ruf nach einer aberma- 
ligen sofortigen umfangreichen Verstärkung der Armee, der sich eine Ver- 
größerung der Marine anschließen würde, sei laut geworden. Der Kaiser 
habe sich «schon ganz in diese Gedankengänge eingelebt», betonte der 
Kanzler. Um «Klarheit» über die britische Haltung in einem eventuellen 
europäischen Krieg zu schaffen, wie es der Kaiser verlangt habe, solle 
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Lichnowsky in London darauf hinweisen, daß ein «beliebiger, auch ganz 
untergeordneter Interessengegensatz zwischen Rußland und Österreich- 
Ungarn die Kriegsfackel entzünden» könne. Ob es bei einem Wiederaus- 
bruch der Balkankrise zu einer europäischen Konflagration kommen wür- 
de, hänge von der Haltung Großbritanniens und Deutschlands ab, mahnte 
der Kanzler.”' Nicht nur Bethmann, sondern auch die ranghöchsten Mili- 
tärs nahmen die kriegerische Haltung Wilhelms II. als willkommenes Si- 
gnal zur Schaffung von vollendeten Tatsachen auf. Am gleichen 'Tag, an 
dem der Kanzler den Botschafter Lichnowsky von den Präventivkriegsab- 
sichten des Kaisers und der Generäle informierte, bat Waldersee die Militär- 
bevollmächtigten der drei nichtpreußischen Königreiche Bayern, Sachsen 
und Württemberg, ihre schriftliche Berichterstattung an die Kriegsmini- 
sterien fortab einzustellen; Emissäre des Großen Generalstabs seien nach 
München, Dresden und Stuttgart unterwegs, um die Kriegsminister 
mündlich über die Lage zu orientieren.” Auf welche voraussehbaren Ent- 
wicklungen der kommenden Tage und Wochen Waldersee sich dabei be- 
zog, ob er gar von dem bevorstehenden Attentat in Bosnien Wind bekom- 
men hatte, das immerhin durch nicht weniger als sechs «Mordbuben» 
durchgeführt werden sollte,” darüber können wir nur spekulieren. 

Am 20. Juni 1914, eine Woche vor der Bluttat von Sarajevo, äußerte sich 
der Kaiser dem Bankier Max Warburg gegenüber während eines Besuchs 
in Hamburg anläßlich des Stapellaufs der Bismarck erneut zugunsten eines 
Präventivkrieges. Den Notizen Warburgs zufolge habe der Monarch ge- 
meint: «Die Rüstungen Rußlands, die großen russischen Bahnbauten wa- 
ren seiner Ansicht nach Vorbereitungen für einen Krieg, der 1916 ausbre- 
chen konnte. [...] Bedrängt von seinen Sorgen, erwog der Kaiser sogar, ob 
es nicht besser wäre, loszuschlagen, anstatt zu warten.» Warburg entgeg- 
nete: «Deutschland werde mit jedem Jahr des Friedens stärker. Abwarten 
könne nur Gewinn bringen.»”* Sein weiser Rat wurde, wie man weiß, nicht 
beachtet. 

Wenige Tage später reiste Wilhelm II. nach Kiel, wo er das britische Ge- 
schwader begrüßte, das vom 23. bis 30. Juni einen Höflichkeitsbesuch auf 
der Kieler Woche abstattete.”° Er hatte die gesamte britische Admiralität 
eingeladen und war enttäuscht, daß weder Winston Churchill als Erster 
Lord noch Prinz Louis Battenberg an dem Besuch teilnehmen konnten.” 
Der Wunsch des Amerikaners House, zusammen mit Sir Edward Grey 
nach Kiel zu reisen, um geheime Entspannungsgespräche mit dem Kaiser 
zu führen, ging ebenfalls nicht in Erfüllung, nicht zuletzt weil der britische 
Außenminister befürchten mußte, dadurch den Argwohn der Franzosen 
und Russen zu wecken.’ Trotz der ausgesuchten Höflichkeit war die At- 
mosphäre zwischen den beiden Marineoffizierskorps eine gespannte. «Es 
waltete ein gewisser frostiger Ton zwischen uns», erinnerte sich der Chef 
des Marinekabinetts nach dem Krieg. «Vorkehrungen zur Verhinderung 
englischer Spionage waren getroffen [...] und entsprechend wurde bei un- 
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seren Besuchen an Bord der englischen Schiffe sorgfältig vermieden, mehr 
sehen zu wollen, als der gesellschaftliche Charakter der Besuche mit sich 
brachte. Der Kaiser selbst lehnte z.B. bei einem Besuche auf dem engli- 
schen Flaggschiffe ab, der Einladung zur Besichtigung des Inneren eines 
Geschützturmes Folge zu leisten.»”' Den Grund für seine Zurückhaltung 
hat der Kaiser selbst in einer Randbemerkung zu erkennen gegeben: «Ich 
habe ausdrücklich nur eine «private visi und keine «Inspection» gemacht, 
um keine Gegenleistungen machen zu müssen.» 

Die deutschen Marinebehörden glaubten feststellen zu können, daß die 
Gäste aus Großbritannien bestrebt waren, mehr als sonst üblich den Be- 
such zur Erkundung vor allem des Kaiser-Wilhelm-Kanals und der Zahl 
und Leistungsfähigkeit der deutschen U-Boote zu nutzen.’° Sie gerieten 
daher in Verlegenheit, als der Geschwaderkommandeur Admiral Warren- 
der den Prinzen Heinrich direkt darum bat, daß die Kreuzer Southamp- 
ton, Birmingham und Nottingham ihre Rückfahrt durch den Kanal neh- 
men durften. Doch letztendlich wurden gegen die Durchfahrt der drei 
Kriegsschiffe durch den gerade erweiterten Nord-Ostsee-Kanal keine Be- 
denken erhoben.’' Fünf Wochen später standen die britischen und deut- 
schen Flotten einander im tödlichen Kampf gegenüber. 
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Am Sonntag, 28. Juni 1914, nahm der Kaiser mit der Meteor an den Segel- 
regatten auf der Kieler Förde teil. Um 14.30 Uhr erhielt der Chef des Ma- 
rinekabinetts ein Telegramm des Generalkonsuls Eiswaldt in Sarajevo mit 
der Meldung, der Erzherzog-Thronfolger Franz Ferdinand und seine Ge- 
mahlin seien einem Revolverattentat zum Opfer gefallen. Sofort fuhr Mül- 
ler mit dem Verkehrsboot zur Meteor hinaus und überbrachte dem Kaiser 
die Nachricht. Dessen erste Reaktion hielt der Admiral in seinem Tage- 
buch fest: «Meinen Sie, daß man das Race besser abbrechen soll?» Der 
Kaiser entschied, am nächsten Tag nach Potsdam zurückzukehren, die 
Fortsetzung der Segelregatten aber zu gestatten.” Bei seiner Ankunft auf 
der kleinen «Fürstenstation» Wildpark am 29. Juni wurde das Kaiserpaar 
von Prinz August Wilhelm mit Gemahlin, Reichskanzler von Bethmann 
Hollweg und Zivilkabinettschef Valentini empfangen. Von einer Absicht, 
den Mord von Sarajevo als Anlaß zu einem kriegerischen Vorgehen auf 
dem Balkan zu nehmen, war nach außen hin noch nichts zu erkennen. 

In den nächsten Tagen sollten dann die Entscheidungen fallen, die vier 
Wochen später zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges führten. Allgemein 
wird von der Forschung die berüchtigte Randbemerkung Kaiser Wil- 
helms II. vom 3. oder 4. Juli 1914, wonach «jetzt oder nie» mit den Serben 
«aufgeräumt» werden müsse, als das entscheidende Signal gewertet, das 
nach anfänglichem Zögern zu der Festlegung der amtlichen deutschen Po- 
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litik auf einen harten anti-serbischen Kurs geführt hat. Wie aber ist diese 
kaiserliche Randbemerkung entstanden? Immerhin waren mittlerweile 
sieben Tage seit dem Fürstenmord in Sarajewo verstrichen, was bei der be- 
rüchtigten Impulsivität Wilhelms II. und dessen kriegerischer Stimmung 
in den Wochen und Monaten vor dem Attentat zu denken gibt. Es muß ein 
Prozef der Entscheidungsfindung, der allerdings schwer zu rekonstruie- 
ren ist, in diesen ersten Julitagen stattgefunden haben. Wen hat der Kaiser 
in dieser Zeit gesprochen, welche Beratungen und Absprachen fanden im 
Generalstab, im Kriegsministerium, im Reichsmarineamt, im Admiralstab, 
in der Wilhelmstraße und im Neuen Palais statt? 

Äußerlich verlief das Leben am Hofe nach der Rückkehr des Kaiser- 
paares aus Kiel wie gewohnt. Es bot wie immer reichlich Gelegenheit zu 
ernsten Gesprächen, über deren Inhalt wir allerdings so gut wie gar nicht 
informiert sind. Am Dienstag, den 30. Juni 1914, hörte Wilhelm einen ge- 
meinsamen Vortrag von Kriegsminister Erich von Falkenhayn und Mili- 
tärkabinettschef Moriz von Lyncker. Zur Morgentafel an diesem Tag war 
der österreichisch-ungarische Botschafter, Graf Ladislaus von Szögyeny- 
Marich, eingeladen; an der Abendtafel nahm der Reichskanzler teil. Am 
Mittwochvormittag hatte zuerst Zivilkabinettschef Valentini Vortrag, da- 
nach fand eine Sitzung mit seinem Marinekollegen Müller, dem Komman- 
danten der Hohenzollern und einem Schiffbauingenieur über die Möbel- 
ausstattung der neuen Kaiseryacht statt. Am nächsten Tag, den 2. Juli, 
kamen erneut der Kriegsminister und der Chef des Militärkabinetts zum 
gemeinsamen Vortrag.’ Wie wenig Wilhelm in diesen ersten Tagen nach 
dem Attentat in Bosnien mit einem größeren Krieg rechnete, geht aus der 
Tatsache hervor, daß er noch am Abend des 3. Juli 1914 von einer Reise 
nach Bukarest sprach, die er im Herbst zu unternehmen gedachte.’ 

Ursprünglich beabsichtigte Kaiser Wilhelm, am Abend des 2. Juli 
zusammen mit seinem Bruder Heinrich zu der für den nächsten Tag an- 
gesetzten Trauerfeier für Franz Ferdinand nach Wien zu reisen und 
am 4. Juli nach Potsdam zurückzukehren, doch von diesem Plan wurde 
«wegen leichter Indisposition» des Monarchen, wie es in dem amtlichen 
Hofbericht hieß, überraschend abgesehen.’ Tatsächlich hatte der Ge- 
neralkonsul in Sarajewo in Erfahrung gebracht, daß zehn bis zwölf 
Verschwörer von Belgrad aus entsendet worden seien, um weitere Atten- 
tate auszuführen, und hatte daraufhin der Reise des Kaisers nach Wien 
«auf das allerentschiedenste widerraten».’° In einer Unterredung mit 
Tschirschky am 2. Juli 1914 sprach auch der österreichische Außenmini- 
ster Berchtold von einer «Meldung, wonach 12 Mordbuben unterwegs 
seien mit der Absicht, ein Attentat auf Kaiser Wilhelm auszuüben». Dies 
werde «doch vielleicht in Berlin die Augen öffnen über die Gefahr, die 
von Belgrad aus droht», fügte er hinzu.” Wilhelm nahm den Rat des 
Kanzlers, die Reise nach Wien aufzugeben, an, legte aber Wert darauf, daß 
Kaiser Franz Joseph den wahren Grund für seine Entscheidung erfuhr. ’* 
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Sowohl die Angst vor Attentaten als auch die Wut über die erzwungene 
Aufgabe der Reise werden ihre Wirkung auf seine Stimmung nicht ver- 
fehlt haben. Am 3. Juli hörte Admiral von Müller von seinem Kollegen 
Lyncker, der am Tag zuvor im Neuen Palais gewesen war, «daß Aufgeben 
der Reise nach Wien mit Unsicherheit wegen Attentaten zusammenhängt 
u. daß Unsicherheit des Conflikts Österreich-Serbien überhaupt Nord- 
landsreise in Frage stelle».??” Es war dies ein erster Hinweis auf eine mög- 
liche Militäraktion auf dem Balkan und die ernsten Konsequenzen, die sie 
nach sich ziehen könnte. 

Kronprinz Wilhelm forderte in diesen ersten Tagen der Julikrise nicht 
etwa die Auslösung eines Krieges, sondern die sofortige Entlassung Beth- 
mann Hollwegs und die Einleitung einer repressiven Staatsstreichpolitik, 
die mit großer Wahrscheinlichkeit zum Bürgerkrieg in Deutschland ge- 
führt hätte. Von Zoppot bei Danzig aus wies der nunmehr zweiunddrei- 
Rigjährige präsumptive Thronfolger am 4. Juli 1914 die Vorwürfe seines 
Vaters zurück, er habe versäumt, diesem sein Beileid über die Bluttat von 
Sarajevo auszusprechen. Er habe absichtlich geschwiegen, behauptete der 
Kronprinz naßforsch, da ihm «jedes Wort was über diese entsetzliche An- 
gelegenheit gesprochen oder geschrieben wurde so banal und platt» vorge- 
kommen sei. Er sei zudem davon ausgegangen, «Du würdest Deinen 
Ältesten so kennen, daß es keiner Worte bedürfte um Dir zu beweisen wie 
sehr ich Deinen Kummer begreife. - Aber wichtiger als Worte sind Tha- 
ten. Jetzt muß die Gelegenheit benutzt werden um gegen das ganze sozia- 
listische Gesindel und die ehrlose Gilde der Anarchisten bei uns endlich 
energisch vorzugehn. Wiedereinführung des Sozialistengesetzes, Ände- 
rung des miserablen Reichsvereinsgesetzes, ein neues strammes Gesetz 
zum Schutz der Arbeitswilligen. Diese Dinge müssen gemacht werden so- 
lange die Volksseele noch kocht, also schnell. Mit dem jetzigen Reichs- 
kanzler geht es allerdings nicht, daher bitte ich Dich dringend und mit mir 
Millionen gutgesinnter Deutscher, laß diesen unglücklichen Mann gehen 
und gieb dem Vaterlande einen Mann aus Eisen, wir brauchen ihn nötig. 
Verzeih diesen Exkurs aber wenn der Tod des armen Thronfolgers diesen 
Erfolg hätte, würde man Ihn hier zu Lande segnen.»*° Noch am 9. Juli 
1914 zeigte der Hohenzollernheißsporn in Zoppot, daß er von der in der 
Hauptstadt eingeschlagenen Politik nichts ahnte, denn an diesem Tag tele- 
graphierte er an den «unglücklichen» Reichskanzler direkt: «Ersehe aus 
der Zeitung, daß in Berlin lebende Serben auf Seine Majestät ein Attentat 
geplant haben. Falls sich diese Nachricht bewahrheiten sollte, wäre es 
wünschenswert, alle in Deutschland sich herumtreibenden dreckigen Ser- 
ben speziell die Studenten sofort auszuweisen. Erwarte energische Maß- 
regeln. Besten Gruß. Wilhelm Kronprinz.»*' 

In den Berliner und Wiener Amtsstuben herrschte anfangs Unsicher- 
heit darüber, wie man auf den Doppelmord von Sarajevo reagieren sollte. 
In beiden Hauptstädten gab es sowohl Vertreter eines versöhnlichen Kur- 
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ses als auch solche, die die Gelegenheit für eine «Abrechnung» mit Serbien 
gekommen sahen. Darüber hinaus gab es, wie wir gesehen haben, zahlrei- 
che und mächtige Befürworter eines «Präventivkrieges» gegen Rußland 
und seinen Verbündeten Frankreich. Der sächsische Gesandte in Berlin, 
Ernst Freiherr von Salza und Lichtenau, berichtete am 2. Juli 1914 nach 
Orientierungsgesprächen im Auswärtigen Amt, es werde in Österreich ein 
energisches Vorgehen gegen Serbien geplant. Die Berliner Reichsleitung 
habe Serbien geraten, sich möglichst entgegenkommend zu verhalten. Man 
habe auch Rußland gebeten, in Belgrad mäßigend zu wirken. In der Wil- 
helmstraße glaubte man also diesem Bericht zufolge, daß ein Krieg zwi- 
schen Österreich-Ungarn und Serbien wahrscheinlich vermieden werden 
könne, «bricht er trotzdem aus, so würde [...] Rußland [...] mobilisieren, 
und der Weltkrieg würde nicht mehr aufzuhalten sein». Gerade diese Ent- 
wicklung wollten die Generäle jedoch herbeiführen, meldete Salza weiter. 
Wörtlich heißt es in seinem Bericht: «Von militärischer Seite wird jetzt 
wieder gedrängt, daß wir es zum Kriege jetzt, wo Rußland noch nicht fer- 
tig, kommen lassen sollten, doch glaube ich nicht, daß Seine Majestät der 
Kaiser sich hierzu verleiten lassen wird.»* 

Nicht nur in der deutschen Generalität, sondern auch unter den Zivili- 
sten in der Wilhelmstraße begrüßten einige führende Köpfe das Attentat 
von Sarajevo als willkommene Gelegenheit, den sogenannten Präventiv- 
krieg gegen Rußland und Frankreich unter vermeintlich günstigen Bedin- 
gungen auszulösen. Weder Rußland noch Frankreich seien militärisch 
«fertig», England könne wegen des Irlandproblems, der militanten Suffra- 
gettenbewegung und anderer Schwierigkeiten keinen Krieg führen und 
habe sich außerdem in letzter Zeit Deutschland gegenüber freundlich ge- 
zeigt.” Der deutsche Publizist Dr. Victor Naumann sprach bereits am 
1. Juli 1914 im Wiener Außenministerium vor und führte dabei aus, sich 
auf den Direktor der Politischen Abteilung des Auswärtigen Amts in Ber- 
lin, Wilhelm von Stumm, beziehend, daß man «in Berlin über die russi- 
schen Rüstungen [...] sehr beunruhigt» sei. Naumann selbst habe in der 
deutschen Hauptstadt «wahrnehmen können, daß man nicht nur in Ar- 
mee- und Marinekreisen sondern auch im Auswärtigen Amte der Idee 
eines Präventivkrieges gegen Rußland nicht mehr so ganz ablehnend ge- 
genüberstehe wie vor einem Jahre. Man habe sich mit England über Afrika 
und die portugiesischen Kolonien geeinigt, und der Besuch der englischen 
Flotte in Kiel sei zur Dokumentierung in der Besserung der Beziehungen 
arrangiert worden. Daher glaube man die Sicherheit zu haben, daß Eng- 
land in einen europäischen Krieg nicht eingreifen werde.» Stumm habe 
Naumann gesagt, daß der Krieg, «den Deutschland haben könne, wann es 
wolle», nunmehr «nicht unmöglich» sei. Ein Vernichtungsschlag Öster- 
reichs gegen Serbien, so drängte Naumann weiter, sei für das Habsburger- 
reich eine Fxistenzfrage. Er wäre «für Deutschland der Prüfstein, [...] ob 
Rußland den Krieg wolle oder nicht. [...] Frankreich werde wahrschein- 
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lich wegen Geldverlegenheiten genötigt sein, auf Rußland im friedlichen 
Sinne einzuwirken, wenn es aber doch zum europäischen Krieg komme, 
so sei der Dreibund jetzt noch stark genug.»* Tatsächlich entschied man in 
der Wilhelmstraße unmittelbar nach dem Attentat von Sarajevo in Ab- 
stimmung mit dem Generalstab, daß die Lage eine ungewöhnlich günstige 
sei, und drängte auf ein scharfes Vorgehen Österreichs gegen Serbien, ob- 
wohl dies deutlich die Gefahr eines Kontinental- und möglicherweise so- 
gar eines Weltkriegs in sich barg. 

Beim deutschen Botschafter in London, Lichnowsky, hatte die im kai- 
serlichen Auftrag von Bethmann Hollweg übermittelte Instruktion vom 
16. Juni 1914 den schrecklichen Verdacht erweckt, daß nicht nur Wilhelm 
und die Militärs, sondern jetzt auch die Zivilisten in der Wilhelmstraße den 
Moment für gekommen hielten, mit den Zweibundmächten Frankreich 
und Rußland abzurechnen. Deshalb entschied er sich, Ende Juni zu den 
Feierlichkeiten anläßlich des Besuchs des britischen Geschwaders nach 
Deutschland zu reisen. Bei seinen Gesprächen in der Wilhelmstraße am 
29. Juni 1914 bestätigte sich seine Befürchtung, die eigene Regierung wolle 
den Fürstenmord von Sarajevo als Vorwand zum Krieg gegen Rußland 
nehmen. Lichnowsky äußerte ernste Bedenken gegen ein solches Wagnis. 
In den ersten Julitagen arbeitete daher der Generalstab ausdrücklich für 
den zweifelnden Botschafter eine geheime Denkschrift über die in den 
nächsten Jahren beabsichtigten russischen Nachrüstungen und strategi- 
schen Eisenbahnbauten aus. Auf der Grundlage dieses Generalstabsdoku- 
ments erläuterte Unterstaatssekretär Zimmermann am 5. Juli Lichnowsky 
die politische Lage.* 

In der ursprünglichen Fassung einer Denkschrift, die im Frühjahr 1918 
unter dem sensationellen Titel Die Schuld der deutschen Regierung am 
Weltkrieg veröffentlicht wurde, schildert Lichnowsky diese «Orientie- 
rung» wie folgt: «Bei meiner Rückreise aus Schlesien am 5. Juli hatte ich 
kurz vor Abgang meines Zuges eine Unterredung mit dem Unterstaats- 
sekretär. Letzterer erzählte mir, es sei soeben ein Brief des Kaisers von 
Österreich eingetroffen, des Inhalts, daß man in Wien den unerträglichen 
Zuständen an der serbischen Grenze nunmehr durch ein energisches Vor- 
gehen ein Ende bereiten wolle. Der Herr Unterstaatssekretär schien zu 
meinen, daß, wenn der Krieg für uns nun doch unabwendbar sei, infolge 
der unfreundlichen Haltung Rußlands es vielleicht besser sei, ihn jetzt zu 
führen als später. Ich verfehlte nicht, dieser Ansicht gegenüber ernste Be- 
denken zu äußern und darauf hinzuweisen, daß ein kriegerisches Vorge- 
hen Österreichs gegen Serbien zweifellos den Weltkrieg nach sich ziehen 
würde.»*° Später bereute Lichnowsky, am 5. Juli nicht in Berlin geblieben 
zu sein und erklärt zu haben, daß er eine auf den Krieg abzielende Politik 
nicht mitmachen könne.” Aus diesen Vorgängen scheint klar hervorzuge- 
hen, daß sich der Generalstab, das Auswärtige Amt und auch der Reichs- 
kanzler bereits unmittelbar nach dem Attentat in Sarajevo auf einen 
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Kriegskurs gegen Rußland geeinigt hatten, noch bevor der Kaiser mit sei- 
ner Randbemerkung vom 3./4. Juli sein Einverständnis mit einer kriegeri- 
schen Aktion der Österreicher gegen Serbien signalisierte. 

Natürlich war die Flottenführung an diesen Entscheidungen ebenfalls 
beteiligt. Bereits am 3. Juli 1914 erkundigte sich der Chef des Admiralstabs, 
Pohl, dringend beim Reichsmarineamt, «ob der Stand der Arbeiten am 
Kaiser Wilhelm Kanal die Durchfahrt von Großkampfschiffen nunmehr 
gestattet und wann der ausstehende Durchfahrtsversuch stattfindet».* 
Pohl sowie der Chef der Hochseeflotte Friedrich von Ingenohl legten 
«vom militärischen Standpunkt aus den allergrößten Wert darauf, daß der 
Kaiser-Wilhelm-Kanal von einem Großkampfschiff umgehend befahren 
wird», hob nur wenige Tage später der stellvertretende Staatssekretär des 
Reichsmarineamts, Eduard von Capelle, hervor.* Mit Nachdruck arbeite- 
ten fortab die zuständigen Marine- und Zivilbehörden an der Befestigung 
der Schwachstellen der Kanalufer mit dem Erfolg, daß am frühen Morgen 
des 25. Juli 1914 das Großkampfschiff Kaiserin mit ausdrücklicher Geneh- 
migung des Kaisers die Probefahrt unternehmen konnte.S° 
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Da die deutsche Unterstützung für eine Aktion Wiens gegen Serbien ohne 
seine Zustimmung nicht zugesichert werden konnte, richteten sich alle 
Blicke der Kriegsbefürworter vom Beginn der Krise an auf Kaiser Wil- 
helm II. Daß ihm die blutige Ermordung seines Freundes «Franzi» persön- 
lich naheging, beweist schon sein ehrlicher Unmut darüber, daß sein älte- 
ster Sohn sein Beileid über den Verlust nicht schriftlich bekundet hatte.’ 
Des Kaisers Angst, daß ihn oder ein anderes Mitglied der kaiserlichen 
Familie ein ähnliches Schicksal ereilen könnte, war sicherlich genuin und 
keineswegs neu.'* Über Wilhelms wahrscheinliche politische Reaktion auf 
die Ermordung Franz Ferdinands gingen die Meinungen anfangs freilich 
weit auseinander. Im Auswärtigen Amt und im Generalstab herrschten 
Zweifel, ob er das Ableben des Erzherzogs besonders bedauern würde.’ 
Der Kaiser stimmte jedoch der Einschätzung des Wiener Botschafters zu, 
der Tod des Thronfolgers bedeute einen großen Verlust für das «germani- 
sche Element im österreichischen Staate».* Wilhelm lobte die Politik 
Franz Ferdinands, obgleich er «der beste Freund Rußlands!» gewesen war, 
da er «ja immer den alten 3 Kaiserbund wiederherstellen» wollte.’ Die 
Anregung des ungarischen Ministerpräsidenten Tisza, Kaiser Franz Joseph 
möge die Empörung Wilhelms über den Fürstenmord von Sarajevo aus- 
nutzen, «um die Eingenommenheit dieses hohen Herrn für Serbien [...] zu 
bekämpfen und ihn zur tatkräftigen Unterstützung unserer Balkanpolitik 
zu bewegen»,5* schien bald ohne Einwirkung Wiens in Erfüllung zu gehen, 
denn in einem ersten Randvermerk nach dem Attentat wütete Wilhelm II. 
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gegen die serbische Regierung, die «mit Mord und Bomben» ihre Expan- 
sionspolitik auf dem Balkan durchzusetzen suche.’7 

Insgesamt schwankte die Haltung Wilhelms in diesen Tagen allerdings 
zwischen Krieg und Frieden hin und her, so daß die Wilhelmstraße und 
der Generalstab sich genötigt sahen, die gewünschten Entscheidungen 
vom Monarchen zu «extrahieren». In seinem bereits zitierten Gespräch 
vom 1. Juli 1914 teilte Victor Naumann dem Grafen Hoyos mit, «daß Kai- 
ser Wilhelm, wenn man im jetzigen Augenblicke, wo er über die Bluttat 
von Sarajevo entsetzt ist, in richtiger Weise mit ihm spricht, uns [Österrei- 
chern] jede Zusicherung geben und diesmal [!] auch bis zum Kriege durch- 
halten wird, weil er die Gefahren für das monarchische Prinzip einsieht.» 
Das Berliner Auswärtige Amt, so setzte der Journalist hinzu, werde «die- 
ser Stimmung nicht entgegentreten, weil man den Augenblick für günstig 
halte, um die große Entscheidung herbeizuführen» .’* 

Auch in Wien wurden Überlegungen angestellt, wie man die Unterstüt- 
zung des Deutschen Kaisers für eine kriegerische Aktion gegen Serbien 
gewinnen könne. Anfangs ging man davon aus, daß am Rande der Lei- 
chenfeier für Franz Ferdinand im Stephansdom Verhandlungen mit Wil- 
helm II. stattfinden würden.” Nach dessen Absage der Reise entschied 
sich die Wiener Staatsleitung, ganz auf die Psyche Wilhelms berechnet, 
diesem ein Handschreiben des von ihm so hochverehrten alten Kaisers 
Franz Joseph zu übermitteln.“ Gleichzeitig sorgte Waldersee im Einver- 
nehmen mit Zimmermann dafür, daß der Kaiser am Abend des 3. Juli 1914 
ausgerechnet den Major Günther Bronsart von Schellendorff, den Militär- 
attach& in Bukarest, der noch Mitte Juni gegen die russische Außenpolitik 
gehetzt hatte,° empfing. Der Kaiser habe «alles beschimpft nur die Grie- 
chen gepriesen», berichtete Waldersee Zimmermann anschließend.” Was 
sonst zwischen Bronsart und dem Kaiser besprochen wurde, ist nicht 
überliefert, es wird jedoch kein Zufall sein, daß Wilhelm gerade zu diesem 
Zeitpunkt die scharf antiserbische Randbemerkung niederschrieb, die 
sowohl die Generalität als auch die zivile Staatsleitung nun mit einiger 
Erleichterung als Befehl interpretieren konnten. 

Ischirschkys Bericht vom 30. Juni war am 2. Juli nachmittags in Berlin 
eingetroffen und wurde am 4. Juli vom Kaiser an das Auswärtige Amt zu- 
rückgegeben. In zornigen Marginalien zu dem Dokument tadelte Wil- 
helm II. die mäßigende Haltung, die der Botschafter gegenüber der beab- 
sichtigten Aktion Wiens gegen Serbien eingenommen hatte. «Wer hat ihn 
dazu ermächtigt?» fragte Wilhelm erzürnt. «Das ist sehr dumm! geht ihn 
gar nichts an, da es lediglich Österreichs Sache ist, was es hierauf zu thun 
gedenkt. Nachher heißt es dann, wenns schief geht, Deutschland hat nicht 
gewollt!! Tschirschky soll den Unsinn gefälligst lassen! Mit den Serben 
muß aufgeräumt werden, und zwar bald.» Die gründliche Abrechnung 
mit den Serben müsse «jetzt oder nie» erfolgen, verlangte er.“ 

Die Nachricht von der kriegerischen Stimmung des Obersten Kriegs- 
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herrn breitete sich rasch über die Hofmilitärs und die zivile Umgebung 
Wilhelms II. in der Armee, der Marine und der Wilhelmstraße aus. 
Ischirschky änderte den Rat, den er den Wiener Staatsmännern erteilte, 
im Sinne der kaiserlichen Befehle schlagartig, noch bevor Szögyeny den 
Brief Kaiser Franz Josephs an Wilhelm II. übergeben konnte.°* Am Sonn- 
abend, 4. Juli, empfing der deutsche Botschafter in Wien den einflußrei- 
chen Korrespondenten der Frankfurter Zeitung, Hugo Ganz, und teilte 
ihm «nachdrücklichst und wiederholt» mit - offenbar in der Absicht, daß 
Ganz dies an das österreichisch-ungarische Außenministerium weiterge- 
be - «Deutschland würde die Monarchie durch Dick und Dünn unter- 
stützen, was immer dieselbe auch gegen Serbien beschließen sollte. [...] Je 
früher Oesterreich-Ungarn losgehe, desto besser. Besser wäre gestern 
gewesen als heute, besser aber heute als morgen. [...] Kaiser und Reich 
würden unbedingt zu Österreich-Ungarn halten.» 

Die ausschlaggebende Randbemerkung des Kaisers vom 3./4. Juli war 
also nicht eine unüberlegte Impulsivreaktion auf den sieben Tage zuvor 
verübten Mordanschlag auf seinen Freund, sondern eine vorsätzliche, 
wenn auch bis zu einem gewissen Grade manipulativ aus ihm hervor- 
gelockte Instruktion. Sie paßte vollauf in das militaristisch-kriegsbereite 
Denken, das sich in den vorangegangenen Wochen und Monaten in zahl- 
reichen Gesprächen und Marginalien Wilhelms gerade zur Balkanfrage 
manifestiert hatte. Daß der Kaiser im vollen Bewußtsein der schwerwie- 
genden möglichen Folgen seiner Entschließungen handelte, beweisen die 
Verhandlungen, die er am 5. und 6. Juli im Neuen Palais mit dem österrei- 
chischen Botschafter und anschließend mit den Spitzen der Reichsleitung, 
der Armee und der Marine führte, ehe er sich am frühen Morgen des 6. Juli 
auf seine alljährliche Nordlandreise begab. 

Am Sonnabendnachmittag, 4. Juli, wurde Szögyeny vom Reichskanz- 
ler empfangen,“ am darauffolgenden Tag von Kaiser Wilhelm ins Neue 
Palais eingeladen, um das Handschreiben Kaiser Franz Josephs sowie ein 
Memorandum des Wiener Außenministeriums zu überreichen. Die 
«furchtbare Katastrophe» von Sarajevo, behauptete Franz Joseph in sei- 
nem Brief, sei die Folge der von den russischen und serbischen Panslawi- 
sten betriebenen Agitation, deren Ziel die Zertrümmerung des Habsbur- 
gerreiches und die Schwächung des Dreibundes sei. Die Fäden des 
«wohlorganisierten Komplotts» reichten nach Belgrad, wo die Regierung 
eine Vereinigung aller Südslawen unter serbischer Flagge anstrebe. Da die 
Fortsetzung dieses Zustandes «eine dauernde Gefahr für mein Haus und 
für meine Länder» bilde, müsse seine eigene Regierung künftighin auf 
«die Isolierung und Verkleinerung Serbiens», also auf die Ausschaltung 
Serbiens «als politischer Machtfaktor am Balkan» hinwirken. «Auch Du 
wirst [...] die Überzeugung haben, daß an eine Versöhnung des Gegensat- 
zes, welcher Serbien von uns trennt, nicht mehr zu denken ist, und daß 
die erhaltende Friedenspolitik aller europäischen Monarchen bedroht 
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sein wird, solange dieser Herd von verbrecherischer Agitation in Belgrad 
ungestraft fortlebt.»7 

Die Reaktion Kaiser Wilhelms auf diesen Brief ist festgehalten in dem 
Telegramm, das Szögyeny noch am gleichen Abend nach Wien absandte. 
Diesem berühmten Dokument zufolge versicherte der Kaiser dem Bot- 
schafter, daß er zwar «eine ernste Aktion unsererseits gegenüber Serbien 
erwartet habe, doch müsse er gestehen, daß er infolge der Auseinanderset- 
zungen unseres Allergnädigsten Herrn eine ernste europäische Komplika- 
tion im Auge behalten müsse und daher vor einer Beratung mit Reichs- 
kanzler keine definitive Antwort erteilen wolle. Nach dem Dejeuner [so 
fuhr Szögyeny in seinem Telegramm fort], als ich nochmals Ernst der Si- 
tuation mit großem Nachdruck betonte, ermächtigte mich Seine Majestät, 
unserem Allergnädigsten Herrn zu melden, daß wir auch in diesem Falle 
auf die volle Unterstützung Deutschlands rechnen können. Wie gesagt, 
müsse er vorerst Meinung des Reichskanzlers anhören, doch zweifle er 
nicht im geringsten daran, daß Herr von Bethmann Hollweg vollkommen 
seiner Meinung zustimmen werde. Insbesondere gelte dies betreffend eine 
Aktion unserseits gegenüber Serbien. Nach seiner (Kaiser Wilhelms) Mei- 
nung muss aber mit dieser Aktion nicht zugewartet werden. Rußlands 
Haltung werde jedenfalls feindselig sein, doch sei er hierauf schon seit Jah- 
ren vorbereitet, und sollte es sogar zu einem Krieg zwischen Österreich- 
Ungarn und Rußland kommen, so könnten wir davon überzeugt sein, daß 
Deutschland in gewohnter Bundestreue an unserer Seite stehen werde. 
Rußland sei übrigens, wie die Dinge heute stünden, noch keineswegs 
kriegsbereit und werde es sich gewiss noch sehr überlegen, an die Waffen 
zu appellieren. Doch werde es bei den anderen Mächten der Tripleentente 
gegen uns hetzen und am Balkan das Feuer schüren. [...] Wenn wir aber 
wirklich die Notwendigkeit einer kriegerischen Aktion gegen Serbien er- 
kannt hätten, so würde er (Kaiser Wilhelm) es bedauern, wenn wir den jet- 
zigen, für uns so günstigen Moment unbenützt liessen.»°® Damit war die 
Kriegsentscheidung der Habsburger Monarchie so gut wie gefallen. Wie 
ein im österreichischen Kriegsministerium eingeweihter Generalstabsoffi- 
zier dem deutschen Militärattache Graf Kageneck «mit triumphierendem 
Lächeln» am 7. Juli 1914 sagte: «diesmal ist der Krieg gewiss.» 

Nach dieser energischen Unterstützung der österreichischen Absich- 
ten, die, wie Imanuel Geiss zu Recht betont hat, weit über den vielzitierten 
«Blankoscheck» hinausging, berief der Kaiser noch am gleichen Nachmit- 
tag diejenigen Staatsmänner und Militärs, die erreichbar waren, ins Neue 
Palais, ehe er am nächsten Morgen, 6. Juli, die Reise nach Kiel antrat.’ 
Bethmann Hollweg wurde zusammen mit dem Unterstaatssekretär Zim- 
mermann im Park des Neuen Palais vom Kaiser empfangen. «Eine andere 
Person war nicht zugegen», behauptete der Kanzler in seinen Erinnerun- 
gen ausdrücklich, aber nicht ganz wahrheitsgetreu, denn das Tagebuch des 
Generaladjutanten von Plessen macht deutlich, wie gleich zu zeigen sein 
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wird, daß der Reichskanzler und Zimmermann wenigstens zeitweise mit 
den Generälen zusammen beim Kaiser waren.’' 

Beide Zivilisten hatten bereits Abschriften der österreichischen Doku- 
mente eingesehen und stimmten vollkommen mit der Überzeugung Wil- 
helms II. überein. Wie sich Bethmann später in seinen Memoiren erinner- 
te, habe der Kaiser bei diesem Treffen erklärt, «er könne sich über den 
Ernst der Lage, in die die Donaumonarchie durch die großserbische Pro- 
paganda gebracht sei, keiner Täuschung hingeben. Unseres Amtes sei es 
aber nicht, dem Bundesgenossen zu raten, was auf die Serajewoer Bluttat 
zu tun sei. Darüber müsse Österreich-Ungarn selbst befinden. Direkter 
Anregungen und Ratschläge sollten wir uns um so mehr enthalten, als wir 
mit allen Mitteln dagegen arbeiten müßten, daß sich der österreichisch- 
serbische Streit zu einem internationalen Konflikt auswachse. Kaiser 
Franz Joseph aber müsse wissen, daß wir auch in ernster Stunde Öster- 
reich-Ungarn nicht verlassen würden.»”” Nach der Katastrophe des ver- 
lorenen Weltkriegs ist es nur zu verständlich, wenn Bethmanns rückblik- 
kenden Äußerungen unübersehbar eine apologetische Note eigen ist. 

An jenem Sonntagnachmittag sprach der Kaiser im Neuen Palais noch 
mit führenden Köpfen erst seines Heeres und dann der Kriegsmarine. Den 
Kriegsminister von Falkenhayn empfing er um ı7 Uhr zusammen mit 
seinem Generaladjutanten Hans von Plessen und dem Chef des Militär- 
kabinetts, Freiherrn Moriz von Lyncker. Den drei Generälen las der Kaiser 
Teile des Handschreibens Franz Josephs und das Memorandum des Wie- 
ner Außenministeriums vor. Er wies darauf hin, wie Falkenhayn 1919 vor 
dem Parlamentarischen Untersuchungsausschuß attestierte, «daß aus dem 
offenbar festen Entschluß Österreich-Ungarns, der großserbischen Propa- 
ganda nunmehr ein Ende zu machen, sehr ernste Folgen entstehen könn- 
ten, und richtete im Anschluß daran die Frage an mich, ob das Heer für 
alle Fälle bereit sei. Meiner Überzeugung entsprechend bejahte ich dies 
ohne Einschränkung ganz kurz und fragte meinerseits nur noch, ob 
irgendwelche Vorbereitungen zu treffen seien. S. M. lehnte ebenso kurz ab 
und entließ mich.» 

Weitere Einzelheiten über diese wichtige militärpolitische Besprechung 
enthält die unmittelbar nach dem Treffen entstandene Tagebuchaufzeich- 
nung Plessens, in der es heißt: «S. M. läßt mich zu 5 Uhr nachm. ins Neue 
Palais befehlen. Ich finde dort Chef des Militärkabinetts Lyncker und 
Kriegsminister Falkenhayn. S.M. liest uns einen Brief des Kaisers von 
Österreich und ein Memoire des Öst[erreichischen] Auswärt. Ministers, 
Grafen Berchtold, vor, wonach die Öst[erreicher] sich zum Krieg gegen 
Serbien vorbereiten und zuvor Deutschlands sicher sein wollen. Der 
Reichskanzler u. der [Unter-]Staatssekretär erscheinen auch. Bei uns 
herrschte die Ansicht, daß die Österreicher je früher je besser gegen Ser- 
bien losgehen und daß die Russen - obwohl Freunde Serbiens - doch nicht 
mitmachen.»”* In dieser zeitgenössischen Quelle wird die einhellige Ein- 
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stellung des Kaisers, des Reichskanzlers und der obersten Armeeführung 
unverblümt festgehalten. Unter ihnen gab es keinen Dissens. Man gewinnt 
sogar den Eindruck, daß die einzuschlagende Richtung vor dem Gang 
nach Potsdam zwischen dem Generalstab und der Reichsleitung ausge- 
macht war. Die bereits erwähnten Gespräche zwischen Waldersee und 
Zimmermann deuten auch auf eine Absprache hin.” 

Zu guter Letzt beorderte Kaiser Wilhelm an diesem schicksalsschweren 
Sonntag noch den Kapitän zur See Hans Zenker, Chef der taktischen Ab- 
teilung des Admiralstabes, als Vertreter des beurlaubten Admiralstabs- 
chefs von Pohl nach Potsdam. Im November 1919 schrieb Zenker rück- 
blickend über diesen Immediatvortrag: «S.M. der Kaiser teilten mir zur 
Weitergabe an meine vorgesetzte Behörde mit, daß am Mittag des 5. Juli 
der österreichisch-ungarische Geschäftsträger [sic] bei ihm angefragt habe, 
ob Deutschland im Falle eines österreichisch-ungarischen Konflikts mit 
Serbien und daraus vielleicht entstehenden Spannungen mit Rußland seine 
Bündnispflichten erfüllen würde. S.M. hätten dies zugesagt, glaubten aber 
nicht an ein Eintreten Rußlands für Serbien, das sich durch den Meuchel- 
mord befleckt habe. Auch Frankreich werde es kaum zu einem Kriege 
kommen lassen, da ihm die schwere Artillerie des Feldheeres fehle. Wenn 
also auch ein Krieg gegen Rußland-Frankreich nicht wahrscheinlich sei, so 
müsse seine Möglichkeit immerhin militärisch ins Auge gefaßt werden. Je- 
doch solle die Flotte ihre für Mitte Juli angesetzte Reise nach Norwegen 
antreten, wie auch er seine Norwegenfahrt planmäßig beginnen werde.»”* 
So Zenker 1919 nach dem verlorenen Krieg. Unmittelbar nach der Sonn- 
tagsaudienz vom 5. Juli 1914 hatte der Kapitän dagegen geäußert, er habe 
«die Ausführungen S.M. dahin verstanden, [...] Oesterreich wolle Serbien 
unannehmbare Forderungen stellen, um Krieg herbeizuführen». 

Sogar am folgenden Vormittag, Montag, 6. Juli 1914, fanden in aller 
Frühe vor der Abfahrt des Kaisers nach Kiel ähnliche Besprechungen statt. 
Kurz nach 7 Uhr wurde Admiral Eduard von Capelle als Vertreter des 
Reichsmarineamts - Staatssekretär von Tirpitz war in der Schweiz auf Ur- 
laub - telefonisch ins Neue Palais bestellt. Nach dem Krieg erinnerte er 
sich: «Der Kaiser ging mit mir noch eine kurze Zeit auf und ab und erzähl- 
te mir kurz von den Vorkommnissen am gestrigen Sonntag. Er fügte nach 
meiner Erinnerung [...] ungefähr Folgendes hinzu [...]: Er glaube nicht an 
größere kriegerische Verwicklungen. Der Zar werde sich in diesem Falle 
nach seiner Ansicht nicht auf Seite der Prinzenmörder stellen. Außerdem 
seien Rußland und Frankreich nicht kriegsbereit. - England erwähnte der 
Kaiser nicht.»”® Diese nach der Niederlage gemachte Aussage Capelles 
kann jetzt durch einen Bericht ergänzt werden, den Hopman unmittelbar 
nach Capelles Vortrag an Tirpitz weiterleitete. Demnach habe Wilhelm II. 
behauptet, die Wiener Untersuchungen hätten «zweifelsfrei ergeben, daß 
hohe serbische Beamte, aktive Offiziere, ja vielleicht sogar Mitglieder des 
Königshauses von dem Mordplan vor dessen Ausführung Kenntniß ge- 
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habt hätten. Die österreichische Regierung werde mit der Forderung um 
weitgehendste Genugtuung an Serbien herantreten und, sobald diese nicht 
erfüllt würde, ihre Truppen in Serbien einmarschieren lassen. S.M. hält ein 
Eingreifen Rußlands zur Deckung von Serbien für nicht wahrscheinlich, 
weil der Zar die Königsmörder nicht unterstützen werde und weil Ruß- 
land zur Zeit militärisch und finanziell völlig kriegsunfertig sei. Das Glei- 
che gelte, besonders in finanzieller Beziehung, für Frankreich. Von Eng- 
land hat S.M. nicht gesprochen. Er hat dem Kaiser Franz Joseph sagen 
lassen, daß er sich auf ihn verlassen könne. $.M. glaubt, daß sich die Situa- 
tion in 8 Tagen durch Nachgeben Serbiens klären würde, hält es aber doch 
für erforderlich, auch für einen anderen Ausgang gerüstet zu sein. Er hat 
deshalb bereits gestern mit dem Reichskanzler, dem Chef des Generalsta- 
bes [sic], dem Kriegsminister und dem Stellvertreter des Chef[s] des Ad- 
miralstabes gesprochen. Maßnahmen, die geeignet sind, politisches Auf- 
sehen zu erregen oder besondere Kosten zu verursachen, sollen vorläufig 
vermieden werden.»’”? Der Kaiser habe auf Capelle «einen ruhigen, be- 
stimmten Eindruck gemacht».'° Diese Beobachtungen ergänzte Hopman 
am folgenden Tag mit der Bemerkung, der Chef des Zentraldepartments 
des Kriegsministeriums, Oberst Scheüch, habe ihm gesagt, «daß $S.M. dem 
Kriegsminister Situation ebenso dargestellt hat wie Capelle» und nicht wie 
Kapitän Zenker, der am Sonntag die Ausführungen S.M. dahin verstanden 
habe, Österreich beabsichtige, Serbien bewußt unannehmbare Forderungen 
zu stellen, um einen Krieg herbeizuführen. «S. M. hat aber Kriegsm[inister] 
gesagt, Entspannung bzw. Klärung der Lage könne nicht vor 3 Wochen 
erfolgen.»"' 

Vor der Abreise nach Kiel sprach Wilhelm dann noch mit Generalleut- 
nant Hermann von Bertrab, der während der Karlsbader Kur seines Chefs 
Helmuth von Moltke und der Abwesenheit Waldersees den Großen Gene- 
ralstab leitete. Der Kaiser habe ihm «ohne Zeugen» seine Auffassung über 
die Lage auseinandergesetzt, die durch die beabsichtigten österreichischen 
Maßnahmen gegen Serbien entstanden sei, sagte Bertrab nach dem Kriege 
aus. Besondere Anordnungen seien nicht zu treffen, habe Wilhelm betont, 
«da er an ernste Verwickelungen aus Veranlassung des Sarajevoer Verbre- 
chens nicht glaube».'” Dem Oberquartiermeister Waldersee teilte Bertrab 
am 8. Juli 1914 jedoch mit, der Kaiser habe ihm während dieser Potsdamer 
Audienz eröffnet, er, Wilhelm, habe dem Kaiser Franz Joseph die Unter- 
stützung der deutschen Macht zugesagt, «wenn aus dem seitens Öster- 
reich-Ungarns geplanten Vorgehen gegen Serbien Verwickelungen ent- 
stünden». 
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4. Die Doppelgleisigkeit der deutschen Politik in der Julikrise 


Das Mindestziel der deutschen Politik bestand in der Ausschaltung Ser- 
biens als Machtfaktor auf dem Balkan und somit in der Verbesserung der 
Ausgangslage des Dreibundes in einem eventuell später herbeizuführen- 
den Krieg gegen Rußland, das Maximalziel in der sofortigen Auslösung 
eines Kontinentalkrieges gegen «Russo-Gallien» unter vermeintlich gün- 
stigen Bedingungen. Die Doppelgleisigkeit der deutschen Strategie, die in 
der scheinbar ambivalenten Haltung des Kaisers zum Vorschein kam, be- 
dingte die unauffällige Vorbereitung der Armee und der Flotte auf diese 
letztere Möglichkeit. Aufgrund der Potsdamer Besprechungen vom 5./ 
6. Juli 1914 wurde «beschlossen», wie der Unterstaatssekretär im Auswär- 
tigen Amt, Hilmar Freiherr von dem Bussche-Haddenhausen, 1917 fest- 
stellte, «auf alle Fälle vorbereitende Maßnahmen für einen Krieg zu tref- 
fen. Entsprechende Befehle sind darauf ergangen.»"* Die Armeeführer 
brauchten vorerst nichts zu veranlassen, denn, wie sowohl der Kriegsmi- 
nister als auch Waldersee versichern konnten, «das Heer [sei] für alle Fälle 
bereit». In betreff der Marine befahl der Kaiser am 6. Juli dem Admiral 
Capelle ausdrücklich, «eine Mobilmachung der Flotte vorzubereiten. Na- 
mentlich solle unter Vermeidung politischen Aufsehens Vorsorge getrof- 
fen werden, daß die neuen, in der Vollendung begriffenen Schiffe Derfflin- 
ger, König, Großer Kurfürst indienststellungsfertig und möglichst viel[e] 
Torpedoboote u[nd] U-Boote kriegsbereit seien.» Mit Zustimmung des 
Kaisers wurde die Ausreise des Kanonenboots Panther, das am ıo. Juli 
nach Westindien in See gehen sollte, um zwei Wochen verschoben.’ Zahl- 
reiche andere Mobilmachungsvorbereitungen wurden auf Anordnung 
Capelles unauffällig in die Wege geleitet, um die Kriegsflotte für jeden Fall 
zu wappnen."* 

Generalstabschef von Moltke unterzog sich seit dem 28. Juni 1914 in 
Karlsbad der zweiten Kur binnen kurzer Zeit, Tirpitz weilte in diesen er- 
sten Wochen der Julikrise ebenfalls fern von Berlin in der Schweiz. Beide 
wurden natürlich über die wichtigen Ereignisse in der Hauptstadt auf dem 
laufenden gehalten.” Am 8. Juli traten auch Kriegsminister Falkenhayn 
und - «auf ausdrücklichen Wunsch des Reichskanzlers»?° - auch Walder- 
see ihren Urlaub an. Auch Bethmann Hollweg war bis zum 25. Juli offi- 
ziell von Berlin abwesend, reiste aber mehrmals heimlich in die Haupt- 
stadt.”' Sehr zu Recht spricht Geiss von dem «trügerischen Schleier der 
Urlaubsreisen», mit dem die eigentliche Absicht sowohl der deutschen als 
auch der österreichischen Politik verhüllt werden sollte.°° Den eklatante- 
sten Beweis dafür, daß die Reichsleitung nicht an eine bevorstehende inter- 
nationale Krise dachte, sollte aber die Tatsache liefern, daß Kaiser Wil- 
helm II. wie alljährlich seine Nordlandreise antrat.”? Wie der Kaiser Admi- 
ral von Capelle in seiner Audienz am frühen Morgen des 6. Juli mitteilte, 
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unternehme er die Nordlandreise «auf Rat des Reichskanzlers, [...] um 
keine Beunruhigung zu schaffen».* Die machiavellistische Absicht, die 
sich dahinter verbarg, war für die wenigen Eingeweihten klar zu erkennen: 
Die Reichsleitung werde, so berichtete der bayerische Geschäftsträger am 
18. Juli 1914 aus Berlin, «mit dem Hinweis darauf, daß der Kaiser auf der 
Nordlandreise und der Chef des Großen Generalstabes sowie der preußi- 
sche Kriegsminister in Urlaub seien, behaupten, durch die Aktion Öster- 
reichs genau so überrascht worden zu sein wie die anderen Mächte.» Es 
kann angenommen werden, daß Bethmann mit diesem Tarnmanöver auch 
das Ziel verfolgte, den Kaiser als «Unsicherheitsfaktor» aus dem Entschei- 
dungsprozeß der nächsten kritischen Wochen weitgehend auszuschalten.” 

Auch nach der Abreise Wilhelms II. zur Nordlandreise sorgten die 
deutschen Staatsmänner dafür, daß in Wien kein Zweifel über die deut- 
schen Erwartungen aufkam. Gegenüber Szögyeny und dem Grafen Alex- 
ander Hoyos, der die beiden österreichischen Dokumente konzipiert und 
nach Berlin gebracht hatte, bekräftigte Bethmann noch am 5. Juli, er sei 
«von seinem kaiserlichen Herrn ermächtigt worden», die Auffassung der 
deutschen Regierung dahingehend zu präzisieren, daß Österreich-Ungarn 
selbst beurteilen müsse, wie es bezüglich Serbien und den russischen Bal- 
kanbundplänen vorgehen wolle. Es könne aber, «wie auch immer unsere 
[d. h. Österreichs] Entscheidung ausfallen möge - mit Sicherheit darauf 
rechnen, daß Deutschland als Bundesgenosse und Freund der Monarchie 
hinter ihr stehe.» Szögyeny fügte hinzu, «daß auch der Reichskanzler, 
ebenso wie sein kaiserlicher Herr ein sofortiges Einschreiten unsererseits 
gegen Serbien als radıkalste und beste Lösung unserer Schwierigkeiten am 
Balkan ansieht. Vom internationalen Standpunkt hält er den jetzigen Au- 
genblick für günstiger als einen späteren.»”” Dem Grafen Hoyos sagte 
Bethmann Hollweg ohne Umschweife, «wenn der Krieg unvermeidlich 
wäre, sei der jetzige Zeitpunkt günstiger als ein späterer». Botschafter 
Tschirschky übermittelte Berchtold am 8. Juli die Aufforderung Wilhelms, 
«mit allem Nachdrucke zu erklären, daß man in Berlin eine Aktion der 
Monarchie gegen Serbien erwarte» und es nicht verstehen würde, wenn 
Österreich «die gegebene Gelegenheit vorübergehen ließe, ohne einen 
Schlag zu führen».?°° Am 12. Juli berichtete Szögyeny in einer ausführ- 
lichen Lagebeurteilung aus Berlin, daß «sowohl Seine Majestät Kaiser Wil- 
helm als auch alle anderen maßgebenden hiesigen Faktoren nicht nur fest 
und bundestreu hinter der Monarchie [stehen], sondern sie ermuntern uns 
auch noch auf das Nachdrücklichste, den jetzigen Moment nicht verstrei- 
chen zu lassen, sondern energischst gegen Serbien vorzugehen. [...] Daß 
Kaiser Wilhelm und das ganze Deutsche Reich in jedem Falle seine Bun- 
despflichten uns gegenüber in loyalster Weise erfüllen würde», daran habe 
er während seiner langjährigen Tätigkeit als Botschafter in Berlin nie ge- 
zweifelt, versicherte Szögyeny. Doch die Tatsache, daß just zu diesem 
Zeitpunkt «die maßgebenden deutschen Kreise und nicht am wenigsten 
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Seine Majestät Kaiser Wilhelm Selbst uns - man möchte fast sagen, gerade- 
zu drängen, eine eventuell sogar kriegerische Aktion gegen Serbien zu un- 
ternehmen», erklärte sich Szögyeny durch «allgemein politische Gesichts- 
punkte». Dazu zählte er in erster Linie die Überzeugung, daß Rußland 
zwar auf einen künftigen Krieg hin rüste, «für den gegenwärtigen Augen- 
blick [aber] noch nicht genügend darauf vorbereitet» sei. Deshalb sei es 
«absolut nicht ausgemacht», daß Rußland Serbien militärisch helfen wür- 
de, wenn Serbien in einen Krieg mit Österreich-Ungarn verwickelt wer- 
den sollte. «Und sollte das Zarenreich sich doch dazu entschließen, so ist 
es zur Zeit noch lange nicht militärisch fertig und lange nicht so stark, wie 
es voraussichtlich in einigen Jahren sein wird.» Zweitens glaube die deut- 
sche Regierung, sichere Anzeichen dafür zu haben, daß England, das «zur 
Zeit nichts weniger als kriegslüstern» sei, sich «nicht an einem wegen eines 
Balkanlandes ausbrechenden Kriege, selbst dann nicht, wenn es zu einem 
Waffengang mit Rußland, eventuell auch Frankreich, führen sollte, beteili- 
gen würde», berichtete Szögyeny. «Im allgemeinen ist also [...] die politi- 
sche Konstellation gegenwärtig für uns so günstig wie irgend möglich.» 
Hinzu komme die Empörung der ganzen zivilisierten Welt über die «Blut- 
tat von Sarajewo» und speziell «bei Kaiser Wilhelm, wie ich aus zuver- 
lässiger, das Vertrauen Seiner Majestät in hohem Grade besitzender Seite 
erfahren habe, auch noch das rein persönliche Moment hinzu, eines unbe- 
grenzten Enthusiasmus für unsern Allergnädigsten Herrn, über die in dem 
Allerhöchsten Handschreiben bekundete bewunderungswürdige Energie, 
mit der Seine k. und k. Apostolische Majestät für die vitalen Interessen 
und das Prestige der Allerhöchstdemselben anvertrauten Länder einzu- 
treten gewillt ist.» 

Die deutsche Regierung hatte unverkennbar mit kaiserlicher Billigung 
den «großen Krieg» in ihr Kalkül einbezogen. Der Unterstaatssekretär 
Zimmermann teilte am 5. Juli 1914 dem einflußreichen Chef der Präsidial- 
kanzlei am Wiener Ballhausplatz, Alexander Hoyos, als seine Einschät- 
zung mit: «Ja, 9o% Wahrscheinlichkeit für einen europäischen Krieg, 
wenn sie etwas gegen Serbien unternehmen.»'” Gegenüber dem Chef der 
Auslandsabteilung im Admiralstab, Kapitän Graßhof, nahm Zimmermann 
ebenfalls kein Blatt vor den Mund: Komme es zum Einmarsch österreichi- 
scher Truppen in Serbien und gelinge es nicht, Rußland darüber zurück- 
zuhalten, werde es «zum großen Kontinentalkriege» kommen, bei dem 
Deutschland damit rechnen müsse, «daß England auf unserer Gegenseite 
steht». '” 


Kapitel 39 


Des Kaisers letzte Nordlandreise 


1. Die halbierte Nordlandfahrt 


Am Montagmorgen, dem 6. Juli 1914, kurz nach 9 Uhr verließ Wilhelm I. 
Potsdam Richtung Kiel. Während der Fahrt im Speisewagen des kaiser- 
lichen Sonderzuges wurde die Lage, die sich «aus dem beabsichtigten Ein- 
marsch der Österreicher nach Serbien ergiebt [...] ununterbrochen» dis- 
kutiert. Bei der Ankunft in Kiel nahm der Kaiser gleich den Chef der 
Hochseeflotte, Friedrich von Ingenohl, und den Stationschef, Gustav 
Bachmann, «bei Seite u. sprach auch mit ihnen die Situation durch», was 
nach Müllers Ansicht «ganz überflüssig» war, zumal der Kaiser erklärt 
habe, daß «erst in etwa 9 Tagen die Entscheidung über die Schritte Öster- 
reichs fallen würde»." Was der Kaiser darüber hinaus mit den Admirälen 
besprach, ist nicht überliefert, wohl aber die Versicherung, die er an jenem 
Abend gleich dreimal dem Schwerindustriellen Gustav Krupp von Bohlen 
und Halbach gab: «Diesmal falle ich nicht um.» Wenn Rußland mobil ma- 
che, beteuerte er, werde er mit Krieg antworten. «Die wiederholte kaiser- 
liche Betonung, in diesem Falle werde ihm kein Mensch wieder Unschlüs- 
sigkeit vorwerfen können, habe sogar fast komisch gewirkt.»* 

Am 7. Juli segelte die Hohenzollern von Kiel aus durch den Belt, dann 
an Skagen vorbei und die norwegische Küste bis zum Sognefjord entlang, 
wo man am ı1ı. Juli vor Balholm (Bälen), etwa 100 Kilometer nördlich von 
Bergen, ankerte. Obwohl die diesjährige Nordlandreise planmäßig bis 
zum Abend des 2. August andauern sollte? deutet die Einschränkung des 
Reiseziels - auf den früheren Fahrten war man viele hundert Kilometer 
weiter in den Norden gefahren - schon auf die erwartete internationale 
Krise hin, die eine rasche Rückkehr des Obersten Kriegsherrn nach Berlin 
erforderlich machen könnte.* Von Balholm aus war Wilhelmshaven oder 
Cuxhaven binnen 22 Stunden, Kiel in zwei Tagen zu erreichen.‘ 

Durch die Nordlandreise sollte der Eindruck vorgetäuscht werden, als 
ob der Kaiser nichts von der beabsichtigten österreichischen Herausforde- 
rung Belgrads beziehungsweise Rußlands und der mit hoher Wahrschein- 
lichkeit daraus entstehenden internationalen Krise ahnen würde. In Wirk- 
lichkeit wurde die sommerliche Idylle am Sognefjord ständig durch 
Nachrichten aus der Heimat unterbrochen. Das Auswärtige Amt sandte 
mehrere Dutzend Telegramme und Berichte aus Wien, St. Petersburg, 


1. Die halbierte Nordlandfahrt 1091 


Abb. 45 In Erwartung des Schicksals: Die «Hohenzollern» vor Anker in 
Norwegen 


Paris, London, Rom, Belgrad, Athen, Konstantinopel und Bukarest an das 
Hoflager auf der Hohenzollern nach, um den Kaiser und seinen kleinen 
Beraterstab - außer Wilhelm und Müller waren nur der Vertreter des Aus- 
wärtigen Amts, Georg Graf von Wedel, und Moriz Freiherr von Lyncker 
in das Kalkül der Reichsleitung eingeweiht - auf dem laufenden zu halten.‘ 
Obwohl die Berliner Regierung vorgab, nichts von den österreichischen 
Absichten zu wissen, hatte sie schon bald genaue Informationen über das 
geplante, unannehmbar formulierte Ultimatum, das Wien am 23. Juli 
1914 mit einer Frist von nur 48 Stunden in Belgrad zu überreichen beab- 
sichtigte. Der österreichisch-ungarische Gesandte in Belgrad, Wladimir 
Freiherr von Giesl, hatte schon am 7. Juli die Instruktion erhalten, die di- 
plomatischen Beziehungen abzubrechen, egal wie die serbische Antwort 
auf das Ultimatum ausfallen sollte; «es muß zum Krieg kommen».’ Genau 
wie Bethmann Hollweg, das Auswärtige Amt, der Botschafter Tschirsch- 
ky und die deutschen Militärs drängte auch Kaiser Wilhelm in Balholm 
ungeduldig auf eine rasche und unwiderrufliche Aktion Wiens gegen Ser- 
bien.* Die «ganz geheime» Depesche Tschirschkys vom ro. Juli über die 
sich langsam gestaltenden Pläne der Doppelmonarchie versah der Kaiser 
bei seiner Ankunft in Balholm mit martialischen Randvermerken. Die 
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Meldung, Kaiser Franz Joseph sei jetzt der Ansicht, daß man zu einem 
Entschluß kommen müsse, kommentierte Wilhelm mit den Worten: «Da 
S.M. pro Memoria etwa 14 Tage alt ist, so dauert das sehr lang!» Die Wie- 
ner hätten «Zeit genug gehabt», um konkrete und unzweideutige Forde- 
rungen an Serbien zu formulieren. Sie sollten einfach Serbien zwingen, den 
ihm 1913 zugefallenen Sandschak von Novi Pazar wieder aufzugeben, 
dann wäre der Krieg am Balkan sicher. «Den Sandschack räumen!», for- 
derte Wilhelm in einer Randbemerkung, «dann ist der Krakehl sofort da! 
den muß Österreich unbedingt sofort wiederhaben, um die Einigung Ser- 
biens und Montenegros und das Erreichen des Meeres seitens der Serben 
zu hindern!» Die eher zurückhaltende Politik des Grafen Tisza verurteilte 
der Deutsche Kaiser scharf als «Blödsinn!» «Mördern gegenüber nach 
dem, was vorgefallen ist», könne man sich nicht vornehm benehmen. 
Österreich verhalte sich «ungefähr wie zur Zeit der Schlesischen Kriege!», 
schrieb Wilhelm ungehalten unter das Dokument und zitierte das Wort 
Friedrichs des Großen: «Ich bin gegen die Kriegsräthe und Berathungen, 
sintemalen die timidere Parthey allemal die Oberhand hat.»? Erst als auch 
Tisza auf den Kriegskurs einschwenkte, zeigte Wilhelm Zufriedenheit. 
«Na doch mal ein Mann!» äußerte er nun über den Ministerpräsidenten 
Ungarns.'° In Balholm unterschrieb der Kaiser einen ihm am 9. Juli vom 
Auswärtigen Amt zugesandten Entwurf für einen Brief an Franz Joseph, 
in dem er von der «ernsten Gefahr» sprach, «die Deinen Ländern und in 
der Folgewirkung dem Dreibund aus der von russischen und serbischen 
Panslawisten betriebenen Agitation drohen». Er erkenne die Notwendig- 
keit, versicherte Wilhelm dem alten Kaiser, «die südlichen Grenzen Deiner 
Staaten von diesem schweren Druck zu befreien».'' Als in einem Bericht 
von einer «gehörigen Lektion» Österreichs an Serbien die Rede war, 
schrieb Wilhelm am 22. Juli an den Rand: «das gebe der Himmel!»"* Ener- 
gische und rasche Entschlüsse gegen Serbien seien «unbedingt» erforder- 
lich; die Entscheidung Wiens, die Übergabe des Ultimatums bis zur Abrei- 
se des französischen Präsidenten Raymond Poincare aus St. Petersburg zu 
verschieben, um eine koordinierte russisch-französische Intervention zu 
erschweren, kommentierte Kaiser Wilhelm II. mehrmals mit den Worten 
«wie schade».'3 Und obschon er selber und zahlreiche Militärs und Staats- 
männer just aus diesem Grund auf Urlaub gegangen waren, bezeichnete 
Wilhelm den Beschluß der Wiener Führung, den österreichischen Kriegs- 
minister und den Chef des Generalstabes, Conrad von Hötzendorf, zeit- 


weise wegzuschicken, «um jeder Beunruhigung vorzubeugen», als «kin- 
disch!»'+ 
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2. Wieder Probleme mit dem Kronprinzen 


Die Wirkung des Schachzugs der Wilhelmstraße, Normalität vorzutäu- 
schen und jedes Vorwissen der österreichischen Absichten bis nach der 
Übergabe des unannehmbaren Ultimatums in Belgrad abzustreiten, wurde 
durch ungeduldige öffentliche Auftritte des in Zoppot weilenden ungestü- 
men Kronprinzen, der nicht in die Pläne der Reichsleitung eingeweiht war, 
gefährdet. Mitte Juli 1914 nahm der älteste Sohn Wilhelms II. eine als Bro- 
schüre verlegte, stark nationalistische Bismarckrede des Professors Gustav 
Buchholz zum Anlaß, um seinerseits lauthals die kraftvolle Fortführung 
der Bismarckschen Politik zu fordern. Damit nicht genug, in einem tele- 
graphischen Dank an den Oberstleutnant Herman Frobenius für die 
Übersendung der Schrift Des deutschen Reiches Schicksalsstunde identifi- 
zierte sich der preußisch-deutsche Thronfolger öffentlich mit der aggressi- 
ven Kritik, die Frobenius an der aktuellen Reichspolitik geübt hatte.‘ Die 
Wilhelmstraße mußte ernsthaft besorgt sein, wie Jagow an Bethmann 
schrieb, daß, «wenn das österr. Ultimatum bekannt wird - der Draht aus 
Danzig [...] die ärgsten Fanfaren» bringen würde.“ 

Eine solche Desavouierung gerade zu diesem kritischen Zeitpunkt 
konnte der Reichskanzler nicht hinnehmen. Am 17. Juli 1914 ordnete er 
die Ausarbeitung einer förmlichen Zurechtweisung des Kronprinzen an. 
In dem Brief wurde hervorgehoben, daß die politischen Folgen solcher 
Kundgebungen gerade in der gegenwärtigen internationalen Krise unbe- 
rechenbar seien. «Die durch den österreichisch-serbischen Gegensatz mo- 
mentan bereits gespannte auswärtige Situation erfordert ein ebenso be- 
stimmtes wie überlegtes Verhalten Deutschlands. Mag auch die weitere 
Entwicklung heute noch nicht erkennbar sein, so haben wir doch im ge- 
genwärtigen Augenblick ein absolutes Interesse daran, bei entschiedener 
Sekundierung Österreichs nach außen nicht als diejenigen zu erscheinen, 
die ihrerseits durch Aufpeitschung der nationalen Leidenschaften auf eine 
europäische Konflagration losarbeiten. [...] Eine einheitliche und zielbe- 
wußte Politik kann nur geführt werden, wenn sie vor jeder Durchkreu- 
zung sicher ist. Es ist bei der Eigenart des diplomatischen Spiels nicht nur 
möglich sondern wahrscheinlich, daß eine ohne Kenntnis des Zusammen- 
hangs unternommene Durchkreuzung unabsichtlich nicht nur dem Geg- 
ner nützt sondern auch das Gegenteil dessen, was mit ihr beabsichtigt war, 
fördern hilft. [...] Euere Kaiserliche Hoheit darf ich demnach in aller Ehr- 
erbietung bitten, von Kundgebungen dieser Art künftig abzusehen.»'7 

Um die Wirkung dieses Rüffels sicherzustellen, telegraphierte der 
Reichskanzler am folgenden Tag nach Balholm mit der Bitte, der Kaiser 
selbst möge seinen Sohn zurechtweisen und ihm weitere störende Eingrif- 
fe untersagen. Seine Kundgebungen seien «von der englischen, russischen 
und französischen Presse als Zeichen dafür angesehen worden, daß der 
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Kronprinz sich in einem Gegensatz zu der Politik Euerer Majestät stelle 
und daß er zum Kriege treibe. Aus zuverlässiger Quelle weiß ich aber 
auch, daß in den Regierungskreisen der Triple-Entente dieses Hervortre- 
ten des Kronprinzen als ein bedenkliches Symptom ernste Beachtung fin- 
det.» Zwar habe er, der Kanzler, dem Kronprinzen in einem längeren Brief 
auseinandergesetzt, wie schr derartige Kundgebungen in der momentan 
gespannten internationalen Lage die Regierungspolitik «kompromittieren 
und kontrekarrieren» könnten, doch er habe keinerlei Sicherheit dafür, 
daß der Kronprinz seine Bitte, von solchen Schritten abzusehen, erfüllen 
werde. Vielmehr besorge er «ernstlich, daß Höchstderselbe, wenn jetzt das 
österreichische Ultimatum an Serbien bekannt wird, mit Kundgebungen 
hervortreten möchte, die nach allem Vorangegangenen von unseren Geg- 
nern als gewollte Kriegstreiberei angesehen werden, während es doch nach 
Ew. M. Weisungen unsere Aufgabe ist, den österreichisch-serbischen Kon- 
flikt zu lokalisieren. Die Lösung dieser Aufgabe ist schon an sich so 
schwierig, daß auch kleine Zwischenfälle den Ausschlag geben können. 
Ich wage deshalb die alleruntertänigste Bitte auszusprechen, Ew.M. 
möchten Sr. K. Hoheit durch einen alsbaldigen telegraphischen Befehl jeg- 
liches politisches Hervortreten huldvollst untersagen.»'* Der Kaiser ent- 
sprach diesem Wunsch des Kanzlers umgehend. Am 21. Juli telegraphierte 
er an seinen Sohn: «Ich appelliere [...] an Dein Pflicht- und Ehrgefühl als 
preußischer Offizier, der gegebene Versprechen unbedingt zu halten hat, 
und erwarte mit aller Bestimmtheit, daß Du Dich besonders jetzt bei der 
Spannung der Lage sowie hinfort überhaupt jeglicher politischer Äuße- 
rung Dritten gegenüber, die nur geeignet sind, Meine und Meiner verant- 
wortlichen Ratgeber Politik zu stören, ein für alle Mal enthalten wirst.»'° 
Als Antwort drahtete der Kronprinz nach Balholm einfach: «Befehle wer- 
den ausgeführt». In einem Telegramm an den Reichskanzler ließ der 
Thronfolger jedoch durchblicken, daß er den Wink, der zwischen den Zei- 
len der Depesche Bethmanns zu lesen war, verstanden hatte: «Der Inhalt 
des Telegramms, welches Ew. Exzellenz in der bewußten Angelegenheit an 
S.M. gesandt haben, hat mich sehr interessiert.»”° In einem langen Brief an 
den Kanzler, der nicht mehr vorhanden zu sein scheint, verlangte der 
Kronprinz «Krieg und Sozialistengesetz, Kampf und Gewalt». Das waren 
«dumme Redensarten», stöhnte Kurt Riezler, der ausrief: «Wo sind nur die 
gebildeten Offiziere hingeraten, die Preußen groß gemacht haben ?»*" 


3. Auf der Suche nach neuen Verbündeten 


Der Kaiser wurde von der Wilhelmstraße nicht nur über die geheime Ent- 
wicklung der österreichisch-serbischen Krise auf dem laufenden gehalten, 
er griff auch von Balholm aus gestaltend in die Ereignisse ein. Der Mon- 
arch dirigierte persönlich die Bemühungen der deutschen Diplomaten, die 
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Türkei und Bulgarien sowie falls möglich auch Rumänien und Griechen- 
land für den Anschluß an den Dreibund und somit zum bevorstehenden 
allgemeinen Kampf gegen die «Slawen» zu gewinnen. Am 2o. Juli 1914 traf 
auf der Hohenzollern ein Telegramm des Botschafters Wangenheim aus 
Konstantinopel ein, das von der Möglichkeit einer Einigung zwischen 
Griechenland und der Türkei in der umstrittenen ägäischen Inselfrage 
sprach. Ein Bündnis zwischen der Türkei und Griechenland, das seiner- 
seits mit Serbien ein Defensivbündnis verband, drohte jedoch im Falle 
eines Angriffs Österreich-Ungarns und Bulgariens auf Serbien über Grie- 
chenland auch die Türkei ins Lager der Triple Entente zu ziehen. Die Ent- 
scheidung Wangenheims, dem Großwesir «unter vorsichtigem Hinweis 
auf die Möglichkeit einer ernsteren Wendung der serbisch-österreichi- 
schen Beziehungen» nahezulegen, «keinerlei Bündnisse» abzuschließen, 
begrüßte Wilhelm II. ausdrücklich und wies das Auswärtigen Amt an, da- 
für zu sorgen, daß «keine Einigkeit!» zwischen Griechenland und der Tür- 
kei entstand. Er befahl die Mitteilung seiner Instruktion auch an den Ge- 
sandten in Athen, Albert Graf zu Quadt-Wykradt-Isny.”” Eine weitere 
Depesche Wangenheims, wonach sich Bulgarien, Rumänien und die Tür- 
kei bei einer Aktion Österreichs gegen Serbien «rückhaltlos auf die Seite 
des Dreibundes stellen» würden, versah Wilhelm am 22. Juli mit dem 
Kommentar: «wir wollen die Herren zur betreffenden Stunde daran erin- 
nern».?3 Die betreffende Stunde ließ nicht lange auf sich warten. Drei Tage 
später, auf der Heimfahrt der Hohenzollern nach Kiel, schrieb Wilhelm 
zur Meldung aus Sofia, Bulgarien wolle sich an den Dreibund anschließen, 
«dann man schnell!» 

Die diplomatischen Beziehungen im Orient im Vorfeld der österrei- 
chisch-serbischen Auseinandersetzung gestalteten sich immer undurch- 
sichtiger. Am 23. Juli - also noch vor der Übergabe des Wiener Ulti- 
matums in Belgrad — erhielt Wilhelm II. über das Auswärtige Amt die 
Nachricht aus Konstantinopel, der Chef der deutschen Militärmission in 
der Türkei, General Liman von Sanders, sei der Überzeugung, daß Grie- 
chenland unmittelbar vor einem Angriff auf die Dardanellen stehe. Um- 
gehend befahl der Kaiser dem Auswärtige Amt, seinem Schwager König 
Konstantin ausrichten zu lassen, daß er die geplante Militäraktion zu un- 
terlassen habe, da die Unterstützung der Türkei im kommenden Kampf 
gegen die Slawen gebraucht werde. Quadt solle «persönlich dem König 
von mir diese Nachricht [...] mittheilen. [...] Die Türkei habe Wunsch sich 
an Dreibund anzuschließen, also mit Österreich sich zu verständigen. Da- 
durch werde sie für uns von Werth, und S[eine] Ml[ajestät] [Konstantin] 
dürfe nicht einen mir werthvollen Dreibundfreund aus kleinen eigenen 
Gründen anfallen, wenn dieser Österreich beistehen wolle gegen die Sla- 
wen. Sondern S[eine] M[ajestät] müßte sich auch auf Oesterreichs Seite 
Rangiren, sonst höre meine Freundschaft auf.» Die Randbemerkungen des 
Kaisers wurden gleich am folgenden Tag, 24. Juli, von Wedel an das Aus- 
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wärtige Amt telegraphiert, das den kaiserlichen Befehl an Quadt in Athen 
weiterleitete. 

Noch am Abend des 23. Juli lief in Balholm die Meldung Wangenheims 
ein, die türkische Regierung sei zu der Überzeugung gelangt, das Land be- 
dürfe des Rückhalts an einer der beiden Großmächtegruppen. Der Groß- 
wesir und andere führende Staatsmänner seien der Meinung, «daß der 
Dreibund militärisch stärker sei als die Entente und bei einem Weltkrieg 
[sic!] obsiegen werde». Ein Bündnisvertrag zwischen der Türkei und Bul- 
garien sei bereits früher vereinbart worden, doch letzteres habe Bedenken 
gehabt, den Vertrag ohne die «Patronanz» des Dreibundes zu unterschrei- 
ben. Jetzt wünsche die türkische Regierung dringend den Anschluß an den 
Dreibund, sie würde sich aber, wenn auch schweren Herzens, zu einem 
Pakt mit der Triple Entente entschließen, falls sie von Berlin zurückgewie- 
sen werden sollte. Sofort gab Kaiser Wilhelm den Befehl, ein Bündnis so- 
wohl mit der Türkei als auch mit Bulgarien und wenn möglich auch noch 
mit Rumänien abzuschließen. Er schrieb auf das Dokument: «Jetzt handelt 
es sich um Gewinnung jeder Büchse, die auf dem Balkan bereit ist, für 
Österreich gegen die Slawen loszugehen, daher ist ein Turko-Bulg. Bünd- 
nis mit Anschluß an Österreich wohl zu acceptieren! Das ist Opportuni- 
tätspolitik, die muß hier getrieben werden.» In Ermangelung eines Besse- 
ren seien die Bulgaren «mitzunehmen, solange sie auf Österreichs Seite zu 
fechten bereit sind». In einer Schlußbemerkung, die am 24. Juli von der 
Wilhelmstraße fast wörtlich als Weisung nach Konstantinopel gedrahtet 
wurde, erklärte der Kaiser: «Einverstanden. Wenn es nicht anders geht, 
und Stambul absolut Bündnis schließen will «unter Patronanz des Drei- 
bundes oder einer Macht desselben», so soll es doch ruhig versuchen, Ru- 
mänien und Bulgarien zusammenzukriegen und sich Österreich zur Ver- 
fügung stellen. Ich habe nichts dagegen. Das ist immer noch besser, als aus 
theoreth. Bedenken die Türken zur 3ple Entente drängen.» Am gleichen 
Abend wiederholte er mit allem Nachdruck seine Erwartung, daß sich 
Bulgarien, die Türkei und «hoffentlich» auch Rumänien dem Dreibund 
anschließen würden. Die Türkei, schrieb er, «bietet sich ja direkt an!!! Eine 
Ablehnung oder Brusquirung wäre gleichbedeutend mit Übergang dersel- 
ben zu Russo-Gallien, und unser Einfluß ist ein für allemal dahin! Wan- 
genheim soll den Türken sich in Bezug auf Anschluß an 3 Bund unbedingt 
klar entgegenkommend äußern und ihre Wünsche entgegennehmen und 
melden! Wir dürfen sie unter gar keinen Umständen abweisen.»”” Wieder 
wurden die kaiserlichen Befehle von Balholm nach Berlin und von dort an 
Wangenheim in Konstantinopel telegraphiert.”* Vier Tage später stellte die 
Türkei den offiziellen Antrag auf ein geheimes Bündnis mit Deutschland 
gegen Rußland, das, wie zu zeigen sein wird, am 2. August 1914 abge- 
schlossen wurde.” 
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Der berühmte «Halt-in-Belgrad»-Vorschlag, den Kaiser Wilhelm am 
28.Juli nach seiner Rückkehr von der Nordlandreise machte, wird oft 
als Beleg dafür angeschen, daß er den Krieg zwischen Österreich und Ser- 
bien verhindern und somit auch dem drohenden Konflikt mit Rußland 
und Frankreich aus dem Weg gehen wollte. Was der Kaiser mit seinem 
«Faustpfand»-Gedanken wirklich bezweckte, soll weiter unten genauer 
untersucht werden. Klar ist, daß die scheinbar friedliche Einstellung, die in 
jener Initiative zum Vorschein kam, einen plötzlichen Umschwung in der 
Stimmung des Kaisers darstellt, aber keineswegs für seine Haltung wäh- 
rend der dreiwöchigen Nordlandreise typisch war. Von einer vom Kurs 
der Wilhelmstraße abweichenden Einstellung des Kaisers zur österreichi- 
schen Note kann in dieser Zeit keine Rede sein. Für die gesamte Dauer sei- 
ner letzten Nordlandfahrt war er von Kriegslust gegen die «Slawen» und 
auch die Franzosen erfüllt und hielt, wenn auch mit wachsender Span- 
nung, an dem in der ersten Juliwoche in Potsdam mit Bethmann, Zimmer- 
mann, den Generälen und der Flotte vereinbarten verhängnisvollen Kurs 
fest. Zwar trifft es nicht zu, wie dem britischen Botschafter de Bunsen in 
Wien Ende Juli mitgeteilt wurde, daß Tschirschky den Text des Wiener 
Ultimatums vor seinem Abgang an Kaiser Wilhelm telegraphierte.° Doch 
spätestens seit dem 5./6. Juli wußte er von der Absicht Wiens, «in etwa 
9 Tagen» beziehungsweise «in drei Wochen» ernste Schritte gegen Serbien 
zu unternehmen - Kabinettschef von Müller sprach schon während der 
Bahnfahrt von Potsdam nach Kiel von dem «beabsichtigten Einmarsch der 
Österreicher in Serbien» -, die sich zu einem großen Krieg ausweiten 
könnten." Am 19. Juli 1914 schrieb Müller in Balholm in sein Tagebuch: 
«S.M. in erheblicher Aufregung über die Folgen des am 23. von Öster- 
reich an Serbien zu stellenden Ultimatums.»3’ Wilhelms Korrespondenz 
mit Bethmann Hollweg vom 20. und 21. Juli über die kriegstreiberischen 
Kundgebungen des Kronprinzen beweist ebenso wie sein soeben geschil- 
dertes Drängen auf den raschen Abschluß von Bündnisverträgen mit der 
Türkei, Bulgarien und Rumänien vom 2o. Juli, daß der Monarch von dem 
bevorstehenden Ultimatum und der möglicherweise daraus folgenden 
Entwicklung vollauf informiert war.’ Am 21. Juli faßte er den Entschluß, 
den Verkauf von vier U-Booten an Griechenland vorerst auf vier Wochen 
hinauszuschieben.’* 

Während der drei Wochen, die er in Balholm vor Anker lag, äußerte 
sich Wilhelm I. fortgesetzt mit ungeheurer Schärfe gegen die «Slawen» im 
Osten und die mit ihnen verbündete «Absolute Sozialistische-Sansculot- 
ten Republik!» im Westen. Die «grenzenlose Verachtung» und «wach- 
sende Überhebung» Rußlands gegenüber der habsburgischen Monarchie 
habe er, der Kaiser, «natürlich» schon in seine Politik einberechnet, erklär- 
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te er in einer Randbemerkung zu einem Bericht des Grafen Pourtales aus 
Petersburg, der ihm kurz nach der Ankunft in Balholm vorgelegt wurde, 
und er fügte höhnisch hinzu: «Hochmuth kommt vorm Fall!» Am 
23. Juli 1914 erhielt Wilhelm einen Bericht über ein sehr erregtes Ge- 
spräch, das Pourtales mit Sasonow, dem russischen Außenminister, über 
den drohenden Konflikt zwischen Österreich und Serbien geführt hatte. 
In zahlreichen Randbemerkungen zu diesem Dokument machte der Kai- 
ser aus seiner Überzeugung, daß die «Vernichtung Serbiens» durch Öster- 
reich «auch das Beste» wäre, kein Hehl. Die Drohung Sasonows, Öster- 
reich würde bei einer solchen Politik «mit Europa zu rechnen» haben, 
wies der Kaiser mit dem Vermerk von sich: «nein! Rußland ja! als den 'Thä- 
ter und Vertreter des Fürstenmordes!!!» Auch die klare Mahnung des 
Außenministers, Rußland würde es nicht dulden können, daß Österreich 
Serbien gegenüber eine drohende Sprache führe oder militärische Maß- 
nahmen treffe, nahm Wilhelm mit der Bemerkung auf die leichte Schulter 
«qui vivra verral» - wer’s erleben wird, wird’s schen!’ 

Diese Erwartung Kaiser Wilhelms, daß «Europa» den österreichischen 
Angriff auf Serbien hinnehmen und sich sogar gegen Rußland wenden 
würde, sollte das Zarenreich den «Fürstenmord» von Sarajewo gutheißen, 
entpuppte sich nur wenige Stunden später als naives Wunschbild. Eine De- 
pesche des Botschafters Lichnowsky, die am Abend des 23. Juli im Hof- 
lager eintraf, berichtete von der Bereitschaft der britischen Regierung, 
ihren Einfluß für eine friedliche Beilegung des Konflikts zwischen Öster- 
reich-Ungarn und Serbien zur Geltung zu bringen, vorausgesetzt, daß sich 
die Forderungen Wiens mit der Selbständigkeit des serbischen Staates ver- 
einbaren ließen. Diesen Bericht versah der Kaiser mit fulminanten Rand- 
vermerken, die für seine Monarchenideologie charakteristisch sind. Ob die 
Forderungen an Serbien gemäßigt seien oder nicht, darüber zu befinden 
stehe dem britischen Außenminister Grey nicht zu, meinte er, «das ist 
Sache S.M. des Kaisers Franz Josef!» Die Bemerkung Greys, auf Grund 
leichtfertiger Anschuldigungen gegen Serbien könne er in Belgrad aller- 
dings nicht vorstellig werden, kommentierte Wilhelm empört: «was ist 
leichtfertig? Wie kann Grey so ein Wort über den alten ehrwürdigen 
Herrn gebrauchen!» Eine nationale Würde Serbiens «gibt es nicht!» 
schimpfte er. Die Erwartung Londons, daß sich Deutschland nicht mit 
«unerfüllbaren» Forderungen Österreich-Ungarns identifizieren werde, 
«die offenkundig den Zweck haben, den Krieg herbeizuführen» oder nur 
als Vorwand dienen sollten, um Österreich-Ungarns Balkanwünsche zu 
erfüllen, versetzte den Kaiser in Rage. «Wie käme ich dazu! geht mich gar- 
nichts an! was heißt unerfüllbar? die Kerls haben Agitation mit Mord ge- 
trieben und müssen geduckt werden. Das ist eine ungeheuerliche Britische 
Unverschämtheit. Ich bin nicht berufen, ä la Grey S. M. dem Kaiser [Franz 
Joseph] Vorschriften über die Wahrung seiner Ehre zu machen!» Lebhaft 
begrüßte Wilhelm II. die Absicht Jagows, Lichnowsky als «Sprachrege- 
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lung» in London mitzuteilen, Berlin habe die österreichischen Forderun- 
gen nicht gekannt, betrachte sie als innere Angelegenheit Österreich-Un- 
garns und habe daher kein Recht auf Einwirkung. Gegen diese Mitteilung 
des Staatssekretärs schrieb der Kaiser an den Rand: «richtig! Das soll Grey 
aber recht ernst und deutlich gesagt werden! Damit er sieht, daß ich keinen 
Spaß verstehe. Grey begeht den Fehler, daß er Serbien mit Österreich und 
anderen Großmächten auf eine Stufe stellt! Das ist unerhört! Serbien ist 
eine Räuberbande, die für Verbrechen gefaßt werden muß! Ich werde mich 
in nichts einmischen, was der Kaiser [Franz Joseph] zu beurtheilen allein 
befugt ist! Ich habe diese Depesche erwartet und sie überrascht mich 
nicht! Echt Brit. Denkweise und herablassend befehlende Art, die ich ab- 
gewiesen haben will! Wilhelm, I. R.»3® Diese Allerhöchsten Randbemer- 
kungen teilte Graf Wedel noch am 23. Juli dem Auswärtigen Amt telegra- 
phisch mit, das sie an Lichnowsky weiterleitete.’ 

Dramatisch gestaltete sich der 25. Juli 1914, der Tag nach dem Ablauf 
des scharfen österreichischen Ultimatums, das den Krieg gegen Serbien 
einleiten sollte. Zuerst traf die telegraphische Meldung ein, daß sich Graf 
Berchtold nach Bad Ischl begeben habe, um dort zusammen mit Franz Jo- 
seph den Eingang der serbischen Antwort abzuwarten.“ Müller schildert 
diese schicksalhaften Stunden ausgiebig in seinem Tagebuch. «Morgens 
beim Einsteigen ins Boot - der Wortlaut des Ultimatums war inzwischen 
durch Zeitungsdienst Norddeich gekommen - verlas der Kaiser ein Wolf 
Telegramm, wonach Bestürzung in Belgrad u. Erklärung Rußlands, daß es 
nicht uninteressirt bleiben könne. Große Aufregung.»* Als Müller dem 
Grafen Wedel seine Besorgnis hinsichtlich des «unerhört scharfen Tones» 
des Ultimatums aussprach, erhielt er «die charakteristische Antwort» des 
Vertreters der Wilhelmstraße: «Wir haben nur die Sorge, daß die Serben 
die Note schlucken.»* In einer nach der Niederlage 1918 verfaßten Auf- 
zeichnung über die ereignisreichen Tage vor dem Kriegsausbruch erinner- 
te sich Müller: «Da kam der Kaiser, wie üblich, vor dem Frühstück an 
Deck und sagte zu mir, der ich den Funkspruch von Norddeich in der 
Hand hatte: <Was, das ist doch einmal eine forsche Note.» Ich antwortete: 
Ja, forsch ist die Note, aber sie bedeutet Krieg!» Worauf der Kaiser meinte, 
den Serben würde es gar nicht einfallen, einen Krieg zu riskieren.»* Die 
wilden Randbemerkungen, die Wilhelm auf die ihm an diesem Vormittag 
zugegangenen Zeitungsberichte kritzelte, lassen freilich von der Erwar- 
tung eines friedlichen Ausgangs der Krise nichts erkennen. Den Zeitungs- 
artikel über die Abschiedsreden des französischen Präsidenten Poincare 
und des Zaren Nikolaus Il. in St. Petersburg am 23. Juli kommentierte er 
mit seinen Lieblingsschimpfworten «Quatsch!», «Blech!» und «gelogen!» 
Der Zweibund zwischen Rußland und Frankreich sei seiner Überzeugung 
nach «zu gemeinsamen Raubanfällen auf uns!» geschlossen worden.* 
Während die Zeitungen darüber spekulierten, ob die sich am Himmel zu- 
sammenziehenden Kriegswolken nicht durch eine persönliche Begegnung 
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zwischen dem französischen Präsidenten und dem Deutschen Kaiser auf 
ihrer Heimfahrt gebannt werden könnten, beschimpfte der Monarch Ray- 
mond Poincare als «gallisches Schwein» und traf mit dem Auswärtigen 
Amt und dem Admiralstab Vorkehrungen, um ein Zusammentreffen mit 
ihm in der Ostsee zu vermeiden.* 

Am 25. Juli nachmittags traf in Balholm die telegraphische Nachricht 
ein, der serbische Kronprinz Alexander habe an Königin Elena von Italien, 
eine gebürtige Prinzessin von Montenegro, um Hilfe appelliert; die serbi- 
schen Militärs forderten dahingegen die Ablehnung der österreichischen 
Note und Krieg. Die Mobilisierung des Landes sei schon in vollem 
Gang.“ In diesen kritischen Stunden scheint Wilhelm II. bei einem Fest- 
halten am harten Kurs mit einer bedingungslosen Kapitulation der Belgra- 
der Regierung, einer Besetzung des Landes durch die Armee Österreich- 
Ungarns und einer anschließenden Zerstückelung des serbischen Staatsge- 
biets gerechnet zu haben. Er erwartete ein Zurückweichen Rußlands und 
damit eine entscheidende Machtverschiebung zugunsten der Mittelmächte 
nicht nur auf dem Balkan, sondern in ganz Europa. Die Depesche aus Bel- 
grad, wonach die serbische Regierung von dem Ultimatum vollkommen 
überrascht worden sei und nunmehr unter dem Vorsitz des Kronprinzen 
Alexander über die Antwort berate, begrüßte der Kaiser hämisch mit dem 
Randvermerk: «bravo! man hatte es den Wienern nicht mehr zugetraut! es 
scheint S.M. [König Peter von Serbien] haben sich gedrückt! Die stolzen 
Slaven! Wie hohl zeigt sich der ganze sog. Serbische Großstaat, so ist es 
mit allen Slavischen Staaten beschaffen! Nur feste auf die Füße des Gesin- 
dels getreten!» Daß dem Kaiser bei allem Triumphieren über den erwar- 
teten diplomatischen Coup der Krieg gegen Rußland (und das hieß wohl 
auch Frankreich) allerdings keineswegs unwillkommen gewesen wäre, zei- 
gen seine Befehle, als um ro Uhr am 25. Juli 1914 das Flottenflaggschiff 
Friedrich der Große mit Admiral von Ingenohl in Balholm vor Anker 
ging. An jenem Morgen erteilte der Oberste Kriegsherr dem Flottenchef, 
wie Müllers Tagebuch bezeugt, «beinahe schon Operationsbefehl gegen 
Rußland, Reval [Tallinn] zerstören u. Libau [Liepaja]. Ingenohl ließ sich 
garnicht aufregen.»* Um die Mittagszeit gab der Kaiser angesichts der 
Verschärfung der Lage und der zunehmenden Spannung mit Rußland dem 
Auswärtigen Amt den Befehl, Dänemark und Schweden für den Fall eines 
Krieges die Vertrauensfrage zu stellen.® 


5. Der Streit mit dem «Civilkanzler» 
um die Rückführung der Hochseeflotte 


Je näher der «Krakehl» auf dem europäischen Festland rückte, desto kriti- 
scher wurde die Lage auch zur See. Daß der Kaiser während der Nord- 
landreise sogar die Möglichkeit eines Kriegseintritts Englands ins Auge 
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faßte, wurde bereits am 19. Juli 1914, also gut vier Tage vor der Übergabe 
des Ultimatums in Belgrad, erkennbar. An diesem Tag wies er nämlich den 
Grafen Wedel an, telegraphisch im Auswärtigen Amt anzufragen, ob der 
Zeitpunkt nicht gekommen sei, um die Direktoren der Hapag und des 
Norddeutschen Lloyd, Albert Ballin und Karl-Anton Freiherr von Plet- 
tenberg, «streng vertraulich und unter der Hand» dahin zu verständigen, 
«daß am 23. österreichisches Ultimatum zu erwarten» sei. «Im Hinblick 
auf unübersehbare, vielleicht sehr rasch eintretende Folgen scheint es 
Sr. M. wünschenswert», funkte Wedel nach Berlin, «daß die beiden großen 
Linien beizeiten avertiert werden, um rechtzeitig Dispositionen zu treffen 
und ım Auslande befindlichen Dampfern Ordre erteilen zu können.»’° Be- 
reits am 20. Juli abends konnte Jagow nach Balholm melden, er habe unter 
Zustimmung des Reichskanzlers Ballin soeben mündlich ins Vertrauen ge- 
zogen und Plettenberg für den kommenden Tag «in wichtiger Angelegen- 
heit» zu sich gebeten.’' Was von den Hapag- und Lloyd-Schnelldampfern 
bei der Kriegführung gegen England erwartet wurde, haben wir im 37. Ka- 
pitel gesehen. 

Da die deutsche Hochseeflotte am 15. Juli 1914 zu Übungen zwischen 
Skagen und der norwegischen Südküste ausgelaufen war, während zur 
gleichen Zeit die britische Grand Fleet zu einer großen Revue im Ärmel- 
kanal zusammengezogen war, entstand eine brenzlige Situation in der 
Nordsee. Die Berliner Reichsleitung mußte alles daransetzen, den Schein 
der Friedfertigkeit vorzutäuschen, damit die britischen Schiffe auch tat- 
sächlich, wie vorgesehen, am 27. Juli wieder auseinandergingen und ihre 
Heimathäfen aufsuchten. In diesem Fall glaubte der Admiralstab, mit 
einer Warnfrist von mindestens sechs Tagen rechnen zu können.’? Sollte 
die deutsche Flotte jedoch vorzeitig zurückgerufen werden, könnte Eng- 
land Verdacht schöpfen und seine Kriegsschiffe zusammenhalten, mit 
unvorhersehbaren Folgen.’ In der Befehlsgewalt über die Marine, die Wil- 
helm II. als Oberster Kriegsherr auch in Balholm ausüben konnte - seit 
dem 23. Juli stand er mit der Flotte in direkter Funkspruchverbindung’* -, 
lag also für das Kalkül der zivilen Reichsleitung eine ernste Gefahr, zählte 
doch die Sicherung der britischen Neutralität zumindest für die ersten 
Wochen eines Kontinentalkrieges zu ihren wichtigsten Zielen. Nichts ver- 
deutlicht die Nervosität und Ratlosigkeit der Wilhelmstraße in dieser Fra- 
ge besser als die haarsträubende Anfrage des Außensekretärs von Jagow 
vom 20. Juli 1914 an den Admiralstab, «ob wir nicht auf England dadurch 
einen Druck ausüben könnten, daß wir drohten, im Falle seiner Teilnahme 
[am Kriege] Holland einzustecken». «Was Dümmeres» hätte der Staats- 
sekretär nach Überzeugung der Admiräle nicht vorschlagen können.‘ 

In der Frage der Rückführung der Hochseeflotte zeichnete sich zwi- 
schen dem Obersten Kriegsherrn und der Reichsleitung schon um diese 
Zeit ein scharfer Gegensatz ab. Bereits am Abend des 19. Juli ordnete der 
Kaiser an, die Übungen der Hochseeflotte bis zum 25. Juli «so einzurich- 
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ten, daf Flotte gleich gesammelt werden kann zur Heimkehr»; ein Einlau- 
fen in norwegische Häfen solle nur auf besondere, bei ihm persönlich in 
Balholm einzuholende Erlaubnis erfolgen.‘ Der Reichskanzler und die 
Wilhelmstraße zeigten sich ungehalten über diesen unkalkulierbaren kai- 
serlichen Eingriff in ihre vorsichtig gezeichneten Kreise.”” An Jagow tele- 
graphierte Bethmann am Abend des 21. Juli von Hohenfinow aus: «Befehl 
Sr.M. wegen Zusammenhaltens der Flotte bis 25. läßt mich besorgen, daß, 
wenn alsdann Ultimatum abgelehnt ist, auffällige Flottenbewegungen vor- 
zeitig von Balholm aus befohlen werden könnten. Auf der andern Seite 
könnte im Falle einer Krisis falscher Standort der Flotte verhängnisvoll 
werden. Da ich die Frage militärisch nicht beurteilen kann, wäre wohl 
Rücksprache mit Admiralstab empfehlenswert, um danach durch Graf 
Wedel entsprechenden, neben den militärischen auch die politischen Mo- 
mente berücksichtigenden Vortrag bei Sr. M. halten lassen zu können.»’* 

Wie begründet die Befürchtungen des Kanzlers waren, zeigt das Tele- 
gramm, das Wilhelm II. am 23. Juli 1914 an den Admiralstab abfeuerte. 
«Bin der Ansicht, daß politische Spannung Verteilung der Flotte auf nor- 
wegische Häfen nicht erlaubt und demgemäß Befehl zur Heimkehr besser 
gleich gegeben wird. Ersuche Rücksprache nehmen mit Auswärtigem Amt 
und Mir dann Vorschlag telegraphieren.»’’ Im Namen des Reichskanzlers 
telegraphierte Jagow am Nachmittag des 23. Juli an Wedel, das Ultimatum 
Wiens, das noch an diesem Tag in Belgrad übergeben werde, würde am 
25. Juli abends ablaufen. Die amtliche deutsche Haltung werde zunächst 
sein, daß es sich um einen lokalen Konflikt zwischen Österreich und Ser- 
bien handele. «Erst ein Eingreifen anderer Macht würde uns in Konflikt 
einbeziehen. Daß dies sofort geschieht, namentlich, daß England sich 
gleich zum Eingreifen entschließt, ist nicht anzunehmen. [...] Etwaige vor- 
zeitige Rückberufung unserer Flotte könnte allgemeine Beunruhigung 
hervorrufen und namentlich in England als verdächtig erachtet werden. 
Bitte nach Rücksprache mit Admiral von Müller Sr.M. in diesem Sinne 
Vortrag zu halten.»“ 

Im Reichsmarineamt und im Admiralstab war man ebensowenig erbaut 
wie in der Wilhelmstraße über die Eingriffe des Kaisers. Dem noch in der 
Schweiz weilenden Tirpitz meldete Hopman, der Kanzler habe «in einem 
Telegramm aus Hohenfinow seiner Befürchtung darüber Ausdruck ge- 
geben, daß der Kaiser durch den Befehl für die Flotte, die norwegischen 
Häfen nicht anzulaufen und zurückzukehren, die Situation sehr verschär- 
fen und die von ihm angestrebte friedliche Entwicklung der Lage aufs 
Schwerste stören könne. Die sofortige Rückkehr der Flotte müsse unter 
allen Umständen verhindert werden.» Nach der Überzeugung Hopmans 
gäbe es aber keine Lösung des Problems, die den politischen und militäri- 
schen Erfordernissen gerecht werden würde, denn «der politische Ge- 
sichtspunkt verlangt das Vermeiden jeder Aufsehen erregenden Pro- 
grammänderung, der militärische, d.h. der mit der Kriegsmöglichkeit 
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rechnende, die sofortige Rückkehr der Flotte nach Wilhelmshaven oder 
Kiel.» Nur wenn die politische Leitung erklären könne, mit der Kriegser- 
klärung Englands sei innerhalb der nächsten 6 Tage nicht zu rechnen, kön- 
ne von der sofortigen Rückkehr der Flotte abgesehen werden. Schließlich 
telegraphierte Vizeadmiral Paul Behncke nach Rücksprache mit Zimmer- 
mann an den Kaiser, er halte die Hochseeflotte «vorläufig nicht für gefähr- 
det, befürworte [...] baldiges Einlaufen und Aufenthalt abkürzen falls po- 
litische Spannung zwischen Deutschland und - [sic!] weiter zunimmt.»* 
Wie die Entscheidung des Kaisers ausfallen würde, war gänzlich unge 
wiß.® 

Am 24.Juli erteilte Wilhelm II. der Flotte zwar, wie Bethmann und 
Jagow verlangt hatten, die «Erlaubnis zum Einlaufen in norwegische Hä- 
fen», doch mit dem Zusatz, «bei Beurlaubungen auf möglicherweise ein- 
tretende Verkürzung des Aufenthaltes zu rechnen».“* Um 9.30 Uhr am 
nächsten Vormittag aber gab der Kaiser «während des Spaziergangs» in 
Balholm den «geheimen» Befehl, die Kriegsschiffe sollten die «Kohlen- 
übernahme beschleunigen» und sich «klarmachen zum Auslaufen». Die 
sich in der Nähe befindlichen zwei Schulschiffe erhielten Befehl zur sofor- 
tigen Heimkehr.‘ «S.M. erklärt dabei», notierte Müller, «er verlasse sich 
nicht darauf, daß der Admiralstab von sich aus die Heimkehr veranlas- 
se.»°° Am Nachmittag des 25. Juli verhandelte der Chef des Marinekabi- 
netts mit dem Flottenchef von Ingenohl «über Heimkehr der Flotte. Wir 
kamen auf den Abend des nächsten Tages überein. Um 6 h holte sich Inge- 
nohl das Einverständnis des Kaisers hierzu u. es wurden Anker gelich- 
tet.»°” Diese überstürzte Handlung des Kaisers erregte den Zorn des 
Reichskanzlers. Wie Riezler sich später erinnerte, habe sich Bethmann 
«ziemlich niedergeschlagen über die «Oberflächlichkeiv geäußert, mit der 
Wilhelm II. und seine Freunde einem Kriege auch einem siegreichen, denn 
ein anderer sei nicht in Frage gekommen, entgegen sahen. «Was will der 
geschwollene Leutnant (W.II.) mit der Welt anfangen» sagte mir Beth- 
mann.» 

Am 26. Juli früh traf auf der Hohenzollern ein Telegramm des Reichs- 
kanzlers ein, das dem Kaiser «gewissermaßen vorwarf, [er] hätte der Flotte 
Anweisung gegeben, sich zur frühen Heimreise bereit zu halten, nur auf 
Wolf Telegramm hin».® In dieser Depesche flehte Bethmann Hollweg den 
Kaiser an, die Heimreise der Flotte noch nicht zu befehlen, da die britische 
Marine, wie gehofft, keinerlei auffällige Maßnahmen getroffen habe und 
auch Sir Edward Grey «vorläufig wenigstens an eine direkte Teilnahme 
Englands an einem eventuellen europäischen Krieg nicht denkt».7° Das 
Dokument bedeckte Kaiser Wilhelm mit erzürnten Randvermerken, die 
den Zustand der hochgradigen Erregung, in der er sich befand, aber auch 
seine Bereitschaft, den Krieg gegen Rußland und Frankreich aufzuneh- 
men, belegen. Bethmanns Telegramm sei «unerhört!» und eine «Unglaub- 
liche Zumuthung!» schimpfte er. Es sei ihm «garnicht eingefallen!!!» auf 
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Grund einer bloßen Wolffschen Agenturmeldung die Flotte auf die Heim- 
reise vorzubereiten. Dies habe er angeordnet «auf die Meldung meines Ge- 
sandten von der Mobilmachung in Belgrad! Diese kann Mobilmachung 
Rußlands nach sich ziehen; wird Mobilmachung Österreichs nach sich zie- 
hen! In diesem Fall muß ich meine Streitmacht zu Lande und zu Wasser 
beisammen haben. In der Ostsee ist kein einziges Schiff!! Ich pflege im 
Übrigen militärische Maßnahmen nicht nach einem Wolfftelegramm zu 
treffen, sondern nach der Allgemeinen Lage und die hat der Civilkanzler 
noch nicht begriffen! [...] Wenn Rußland mobil macht muß meine Flotte 
schon in Ostsee sein also fährt sie nach Haus!» Die englische Flotte unter 
dem Kommando Battenbergs brauche keine weiteren Maßnahmen zu tref- 
fen. «Sie ist bereits Kriegsbereit, wie die Revue eben gezeigt hat und hat 
mobilisiert!»’”' Müller hatte für die Verärgerung des Kaisers, der «sehr un- 
gehalten» sei, Verständnis. Die Befehle des Monarchen an die Flotte seien 
«sehr gerechtfertigt aus der ganzen Lage heraus und daß er sie gethan auf 
Wolf Telegramm hin - weil die Nachrichten vom A. A. ganz versagten - 
war ein Vorwurf, der auf Berlin zurückfiel», meinte er. Er erhielt vom 
Kaiser den Auftrag, zusammen mit Wedel ein entsprechendes Antwortte- 
legramm an Bethmann aufzusetzen.’ 

Noch bevor das verärgerte Telegramm des Kaisers in Berlin ankam, 
nahm der Reichskanzler eine Meldung des Marineattaches in London” 
zum Anlaß, den Obersten Kriegsherrn abermals um die Belassung der 
Hochseeflotte in Norwegen anzuflehen. Die Engländer schickten ihre 
Mannschaften planmäßig in den Urlaub und wollten eine Vermittlungs- 
aktion in Petersburg, das «ersichtlich schwankend» sei, unternehmen. 
Doch Wilhelm II. wußte alles besser als sein «Civilkanzler». Es gebe ja au- 
ßer der englischen auch noch «eine Russ. Flotte!», schrieb er zur Beleh- 
rung Bethmanns an den Rand. «In der Ostsee sind jetzt auf Übungsfahrten 
begriffen 5 Russ. Torpedobootstlotillen, welche ganz oder teilweise in 16 
Stunden vor den Belten stehen und dieselben sperren können. Port Arthur 
sollte eine Lehre sein! Meine Flotte hat Marsch Ordre nach Kiel und dahin 
fährt sie! W.» Daß Rußland in seiner Haltung schwankend geworden sei, 
wie der Reichskanzler behauptet habe, sei aus dem ihm vorgelegten Mate- 
rial nicht zu entnehmen.’* Diese heftige Auseinandersetzung zwischen 
dem Kriegsherrn und dem Kanzler ließ für ihre Zusammenarbeit nach der 
Rückkehr des Kaisers in die Hauptstadt nichts Gutes erahnen. 


6. Die «verfrühte» Heimkehr des Obersten Kriegsherrn nach Kiel 


Je näher der Termin zur Übergabe der österreichischen Note in Belgrad 
heranrückte, desto problematischer gestaltete sich die Abwesenheit des 
Obersten Kriegsherrn, der allein befugt war, die Mobilmachungsbefehle 
an Armee und Flotte zu erteilen. Bereits am frühen Abend des 18. Juli bat 
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Staatssekretär Jagow um Auskunft über die kaiserliche Reiseroute vom 
23. Juli ab, da danach von der weiteren Entwicklung - also von der Auf- 
nahme des österreichischen Ultimatums — abhänge, «ob und wann An- 
wesenheit $. M. hier erforderlich sein dürfte. [...] Da wir eventuellen Kon- 
flikt zwischen Österreich und Serbien zu lokalisieren wünschen, dürfen 
wir Welt durch verfrühte Rückkehr Sr. M. nicht alarmieren, andererseits 
müßte Allerhöchstderselbe erreichbar sein, falls nicht vorzusehende Er- 
eignisse auch für uns wichtige Entscheidungen (Mobilmachung) benötigen 
sollten. Eventuell wäre an Kreuzen in der Ostsee für letzte Reisetage zu 
denken.»’’ 

Die Hohenzollern blieb vorerst im Sognefjord. Doch die Spannung 
wuchs, je näher die Stunde der Wahrheit herannahte. Am 21. Juli 1914 be- 
richtete der Chef des Militärkabinetts von Lyncker seiner Frau: «Seit ge- 
stern sieht es wieder etwas kriegerisch aus; namentlich wird am 25. d.M. 
eine Verschärfung der Lage erwartet. Wir sind bereit, jeden Augenblick zu- 
rückzukehren. Es wird aber wohl nicht nöthig sein.»”° Wenige Stunden 
später schrieb er erneut nach Hause: «Die politische Lage scheint sich 
zweifellos zuzuspitzen, und ich wünschte, wir wären in Deutschland. 
Wenn es sein muß, können wir in 22 Stunden Cuxhaven erreichen; das ist 
noch immer ein Trost. Neue Nachrichten sind heute übrigens nicht da, und 
etwas entscheidendes soll erst am 25/7 eintreten. Das sind noch 4 Tage. [...] 
Was machst Du nun, wenn ich plötzlich nach Berlin zurück komme? Aus- 
geschlossen ist das nicht.»”” Mittags am 22. Juli setzte Lyncker seinen lau- 
fenden Kommentar über die Lage an Bord mit der Mitteilung fort: «Wir - 
d.h. ein kleiner Kreis Eingeweihter - sind doch in einiger Spannung, wie 
sich die Dinge entwickeln werden. Wie wird sich Rußland verhalten, wenn 
es jetzt - wie sehr wahrscheinlich - zum Krieg zwischen Österreich u. Ser- 
bien kommen wird? Unsere eigene Rolle ist vorgeschrieben. In einigen 
Tagen wird man klarer sehen.»”* Wiederum einige Stunden später schrieb 
der Kabinettschef an seine Frau: «Der Gewitterhimmel am politischen Ho- 
rızont wird immer dunkler. [...] Man kann nicht wissen, wie der Hase lau- 
fen wird. Im übrigen mache Dir keine vorzeitigen Gedanken; solche Krisen 
sind ja schon oft weiter gegangen, und man kann sich eigentlich kaum den- 
ken, daß wegen dieser Mörder Bande in Serbien ein großer Weltkrieg ent- 
brennen sollte.» 

Am 23.Juli notierte Lynckers Kollege Müller: «Unruhe steigt. [...] 
Heute soll Ultimatum übergeben werden.» An jenem Abend meldete 
Lyncker seiner Frau: «Wir sind alle, d.h. die wissenden, in einiger Span- 
nung; die österreichische Note ist heute in Belgrad übergeben worden; sie 
soll sehr scharf sein. Was werden die Serben machen? Zweifellos wird sich 
dies danach richten, ob sie Rußland hinter sich haben oder nicht? Wahr- 
scheinlich hat Östreich [sic] ihnen nur eine Frist von 48 Stunden gegeben, 
so daß man in 2 bis 3 Tagen vielleicht schon klarer sehen kann.»"" An die- 
sem Tag richtete der Kaiser die optimistische Meldung an den Admiral- 
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stab, er «beabsichtige, wenn nicht Zwischenfall eintritt, 1. August Eintref- 
fen Swinemünde».' 

Am 25. Juli 1914 stimmten Müller, Lyncker und Wedel, obwohl «noch 
keinerlei offizielle Nachricht aus Berlin» eingetroffen war, einmütig für 
die sofortige Heimkehr des Obersten Kriegsherrn in die Hauptstadt, 
denn «der Zustand, daß bei so kritischen Zeiten der Kaiser auf Vergnü- 
gungsreise bleibt, [sei] doch unerträglich».°3 In seinem Tagebuch schildert 
der Chef des Marinekabinetts, dem die ganze Nordlandreise schon län- 
gere Zeit als verfehlt erschienen war, jetzt aber als geradezu «unerträg- 
lich» vorkam,'* wie es im Laufe des 25. Juli zu dieser Entscheidung ge- 
kommen ist. «Da habe ich am nachm. um 3 h den Kommandanten [der 
Hohenzollern, Kapitän von Karpf] beauftragt, Dampf auf zu machen, ich 
würde das vertreten u. beim Kaiser Heimreise durchsetzen. Als Kaiser 
sich nach Nachmittagsschlaf hatte wecken lassen um 4%, ging ich zu 
ihm ins Schlafzimmer. Ich sagte ihm, daß ich nach Rücksprache mit Grf. 
Wedel u. Gen. v. Lyncker die Situation in Balholm für unhaltbar hielte u. 
daß ich S.M. vorschlüge gleich um 6 h [abends] nach Hause in See zu ge- 
hen. Ich habe schon Dampf aufmachen lassen. Inzwischen sei auch ein 
Telegramm vom Gesandten in Belgrad gekommen, daß dort große Auf- 
regung herrsche u. eine Antwort auf das Ultimatum in der gestellten Zeit 
ausgeschlossen sei. Der Kaiser, immer noch zu Bett, überlegte einen 
Augenblick u. sagte dann: ga, einverstanden. Kann ich noch auf eine halbe 
Stunde an Land gehen.» Ich bejahte das. Er ging zum Abschiednehmen an 
Land.»°; Das Nordland, das er seit 1889 alljährlich bereist hatte, sollte 
Kaiser Wilhelm II. nie wiedersehen. 

Die aggressiven Randbemerkungen, die der Kaiser auf die zahlreichen 
Depeschen schrieb, die während der stürmischen Heimfahrt eintrafen, las- 
sen von Bedenken gegen den eingeschlagenen Kurs, geschweige denn von 
einem Umbesinnen, immer noch nichts erkennen. Die Meldung Tschirsch- 
kys, Graf Berchtold habe dem russischen Geschäftsträger in Wien die 
österreichische Haltung Serbien gegenüber sachlich und versöhnlich aus- 
einandergesetzt und dabei betont, daß die Donaumonarchie keinerlei serbi- 
sches Gebiet beanspruche, löste den aufgebrachten kaiserlichen Vermerk 
aus, dies sei doch «gänzlich überflüssig!» Berchtold werde dadurch nur den 
«Eindruck der Schwäche erwecken und Eindruck der Entschuldigung her- 
vorrufen, was Rußland gegenüber unbedingt falsch ist, und vermieden wer- 
den muß. Österreich hat seine guten Gründe, hat daraufhin den Schritt ge- 
than, nun kann er nicht hinterher quasi zur Diskussion gestellt werden!» 
Der österreichisch-ungarische Außenminister sei ein «Esel!», wenn er auf 
serbisches Gebiet verzichte. «Den Sandschak muß es wiedernehmen, sonst 
kommen die Serben an die Adria.» Eine Verschiebung der bestehenden 
Machtverhältnisse «am Balkan und in Europa», die Berchtold als Ziel der 
Wiener Politik abgestritten hatte, komme nach der Überzeugung Wil- 
helms II. «ganz von selbst und muß kommen. Österreich muß auf dem 
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Balkan präponderant werden den Anderen kleineren gegenüber auf Kosten 
Rußlands; sonst giebts keine Ruhe.»"‘ 

Der Ansicht Sir Edward Greys, ein Staat, der die in dem österreichi- 
schen Ultimatum gestellten Bedingungen annehme, höre auf, als selbstän- 
diger Staat zu zählen, stimmte Wilhelm II. mit dem Randvermerk zu, «das 
wäre sehr erwünscht. [Serbien] ist kein Staat im Europ. Sinne, sondern 
eine Räuberbande!» Die Balkanvölker, so meinte er, seien «eben keine» 
Kulturvölker, und wenn Rußland diese Einsicht nicht teile, «dann sind die 
Russen eben auch nicht besser». Mit Gewißheit erwartete der Kaiser eine 
österreichische Invasion Serbiens, auch auf die Gefahr hin, daß dies einen 
Krieg zwischen Österreich-Ungarn, Deutschland und Italien einerseits, 
Rußland und Frankreich andererseits auslösen könnte. Das britische An- 
gebot, zusammen mit Deutschland in Wien für eine Verlängerung der ge- 
stellten Frist einzutreten in der Hoffnung, dadurch vielleicht einen Aus- 
weg aus der Krise finden zu können, wies der Kaiser als «nutzlos» zurück. 
Ebenso lehnte Wilhelm II. Greys Vorschlag, daß im Falle einer gefähr- 
lichen Spannung zwischen Rußland und Österreich die vier noch unbetei- 
ligten europäischen Mächte Großbritannien, Deutschland, Frankreich und 
Italien die Vermittlung übernehmen sollten, barsch als «überflüssig!» ab. 
Schließlich habe «Österreich Rußland schon orientiert, [...] und Grey ja 
nichts anderes vorschlagen kann. Ich tue nicht mit», erklärte Kaiser Wil. 
helm, «nur wenn Österreich mich ausdrücklich darum bittet, was nicht 
wahrscheinlich. In Ehren- und vitalen Fragen konsultiert man Andere 
nicht.» Die vom britischen Außenminister vorhergesehene Gefahr, daß 
selbst ein lokalisierter Krieg zwischen Österreich und Serbien ein langwie- 
riger, erbitterter Kampf werden könnte, an dem sich die Donaumonarchie 
«verbluten» werde, apostrophierte Wilhelm II. schlicht als «Unsinn». 
Diese Allerhöchsten Bekundungen teilte Graf Wedel noch am Abend des 
26. Juli durch Funkspruch dem Auswärtigen Amt mit.“ 

Nicht weniger militant waren die kaiserlichen Kommentare zu der De- 
pesche des Botschafters Freiherrn von Schoen aus Paris. Die französische 
Beteuerung, für die Erhaltung des europäischen Friedens wirken zu wol- 
len, bezeichnete Wilhelm wieder einmal als «Quatsch» und als «verklausu- 
liertes Blech!» Den Vorschlag der Pariser Regierung, Österreich-Ungarn 
möge mit Belgrad über diejenigen Punkte des Ultimatums verhandeln, die 
Serbien nicht sofort hinnehmen zu können glaube, rief die erboste Bemer- 
kung hervor: «Ultimata erfüllt man oder nicht! aber man diskutiert nicht 
mehr! Daher der Name!»” 

Die sich verdichtenden Anzeichen, daß Rußland die Unterjochung Ser- 
biens durch Österreich-Ungarn und damit eine entscheidende Machtver- 
schiebung auf dem Balkan und in Europa nicht hinnehmen würde, mach- 
ten auch während der Fahrt von Balholm nach Kiel auf Kaiser Wilhelm 
keinen Eindruck. Kurz vor der Abreise am 25. Juli hatte der Monarch sei- 
nem Botschafter in St. Petersburg befohlen, mit dem russischen Außen- 
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minister Sasonow «klar, ernst und ganz fest» zu sprechen.” Jetzt, während 
der Heimfahrt, wies er die Forderung Sasonows vom 24. Juli, die österrei- 
chischen Vorwürfe gegen Serbien «einem europäischen Areopag vorzu- 
legen», weit von sich. Dies werde er, Wilhelm, «ganz bestimmt nicht!» zu- 
lassen, denn eine Großmacht könne sich, wo ihre vitalen Interessen in 
Frage ständen, einem Schiedsgericht nicht unterwerfen, schrieb er auf einen 
Bericht aus St. Petersburg. «Seit seiner Verbrüderung mit der französ. So- 
zialrepublik» wisse Rußland «nicht mehr», was es dem monarchischen 
Prinzip schulde, erklärte Kaiser Wilhelm II. am 26. Juli abends. Die Mah- 
nung des «sehr erregten» russischen Außenministers, «wenn Österreich- 
Ungarn Serbien verschlingt, werden wir mit ihm Krieg führen», ließ den 
Kaiser unbeeindruckt. Achselzuckend schrieb er hier an den Rand: «na 
denn zu!»?' Wie würde sich aber England in einem solchen Fall verhalten? 


Kapitel 40 


Verwirrung in Potsdam 
Die Angst vor der englischen Teilnahme am Kriege 


1. Von Kiel nach Potsdam 


So rege der Depeschenwechsel zwischen der Hohenzollern und der 
Hauptstadt während der Nordlandreise auch gewesen war und so kriege- 
risch der Kaiser sich in Balholm und noch auf der Heimfahrt auch ge- 
bärdet hatte, die Hoffnung, daß Rußland im letzten Augenblick zurück- 
weichen und daß der Konflikt zwischen Österreich-Ungarn und Serbien 
somit ohne großen Krieg enden würde, hatte Wilhelm nicht ganz aufge- 
geben. Während der Heimreise nach Kiel am 25. und 26. Juli sprach er 
wiederholt von der Möglichkeit, nach einem kurzen Aufenthalt in Berlin 
seinen Sommerurlaub wie gewohnt mit der Kaiserin in Wilhelmshöhe 
fortsetzen zu können. So schrieb der Chef des Militärkabinetts am 26. Juli 
von der Hohenzollern aus an seine Frau: «Der Kaiser wird von Kiel gleich 
ins Neue Palais fahren, wo er mit Gefolge morgen nachmittag eintreffen 
wird. [...] Sollte nun auch bei uns mobil gemacht werden, so bleibt der 
Kaiser natürlich im Neuen Palais; wenn aber, was doch noch immer sehr 
möglich ist, Rußland zusieht, dann werden wir auch stille sitzen, und der 
Kaiser geht vielleicht (?) [sic] nach Wilhelmshöhe. Das ist alles sehr un- 
sicher.» Nach einem Gespräch mit dem Oberhofmarschall Graf Platen- 
Hallermund um 18 Uhr fügte Lyncker hinzu, der Kaiser habe soeben an 
die Kaiserin telegraphiert, «er wolle, nachdem er sich in Berlin genügend 
orientirt habe, nach Wilhelmshöhe kommen. Das läßt nun nicht grade auf 
einen bevorstehenden Ausbruch eines Deutschen Krieges schließen», fol- 
gerte der Chef des Militärkabinetts. Nachdem wiederum drei Stunden spä- 
ter das Funkentelegramm mit der Meldung von der scharfen Auseinander- 
setzung zwischen Sasonow und Pourtales eintraf, schrieb Lyncker, daß der 
Kaiser trotzdem «vorläufig» an dem Plan festhalte, «nach mehr oder min- 
der kurzem Aufenthalt im Neuen Palais nach Wilhelmshöhe zu gehen». 
Noch am folgenden Montagmorgen, eine halbe Stunde vor der Einfahrt in 
den Kieler Hafen, sagte ihm Graf Platen, daß der Kaiser «schon heut 
Abend nach Wilhelmshöhe weiter führe». Es werde allerdings darauf an- 
kommen, fügte Lyncker hinzu, «was der Kanzler in Berlin sagt».' Bald 
nach der Ankunft in Kiel am frühen Morgen des 27. Juli wurde dem Kaiser 
allerdings klar, daß an einen Sommerurlaub mit der Kaiserin in Kassel 
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nicht zu denken war. Noch an jenem Tag änderte Auguste Viktoria im 
Schloß Wilhelmshöhe ihr Testament und kehrte nach Potsdam zurück.” 

Bereits in den letzten Stunden der Heimfahrt waren auf der Hohenzol- 
lern Meldungen eingegangen, die an der Verschärfung der Krise keinen 
Zweifel ließen. Um Mitternacht telegraphierte der Reichskanzler, König 
Peter von Serbien und seine Regierung hätten Belgrad in Richtung Süden 
verlassen. In den frühen Morgenstunden leitete Bethmann dem Kaiser per 
Funkspruch eine Depesche aus St. Petersburg zu, wonach die russischen 
Truppenübungen plötzlich abgebrochen und die Regimenter in ihre 
Garnisonen zurückbeordert worden seien. Im russischen Hauptquartier 
herrsche «große Aufregung über das Vorgehen Österreichs»; man werde 
wahrscheinlich gegen letzteres mobilisieren.* Bei der Ankunft in Kiel wur- 
de dem Kaiser ein ausführlicher Bericht über die äußerst aufgebrachte 
Stimmung am Zarenhof überreicht, den der dortige Militärbevollmächtig- 
te, Wilhelms Jugendfreund und Flügeladjutant Oskar von Chelius, direkt 
an ihn gerichtet hatte. Der scharfe Ton der österreichischen Note habe in 
Petersburg «große Entrüstung» hervorgerufen, bestätigte der Generalleut- 
nant. Rußland fühle sich durch das Ultimatum schwer verletzt; man sage 
sich, noch nie habe ein Staat gegen einen schwächeren eine solche Sprache 
geführt. Rußland könne nicht dulden, daß Serbien «zermalmt» werde. 
Nach der Ablehnung der russischen Bitte an Wien um eine Verlängerung 
der Frist, damit Verhandlungen stattfinden könnten, sei die Stimmung «in 
tiefgehendste Empörung gegen Österreich» umgeschlagen. Das Gefolge 
des Zaren habe ihm, Chelius, deutlich zu verstehen gegeben, daß «ein 
Krieg zwischen Österreich und Serbien [...] Krieg mit Rußland» bedeute, 
und Auskunft von ihm darüber verlangt, ob man in Berlin die österreichi- 
sche Note vorher gekannt und gebilligt habe.’ 

Die dringende Mahnung des Kanzlers, der Kaiser möge im Sinne der 
vereinbarten «Lokalisierungspolitik» eine ruhige Haltung bewahren, 
kommentierte Wilhelm II. mit mehreren Ausrufezeichen und dem höhni- 
schen Randvermerk: «Ruhe ist die erste Bürgerpflicht! Nur Ruhe, immer 
nur Ruhe!! Eine Ruhige Mobilmachung ist eben auch etwas Neues.» Beth- 
mann solle ihm bloß nicht nach Kiel entgegenkommen, wie er angeboten 
habe, sondern: «Er soll mich in Berlin erwarten; ich komme dorthin, oder 
Wildpark.» Der Kanzler, stets darauf bedacht, Rußland den Schwarzen 
Peter zuzuschieben, antwortete, der Monarch möge nicht nach Berlin, 
sondern nach Potsdam fahren, da in Berlin antiserbische Kundgebungen 
zu erwarten seien, die Rußland so deuten könne, «daß wir den Krieg mit 
ihm wollen», während doch Rußland «rücksichtslos unter allen Umstän- 
den vor der Welt ins Unrecht gesetzt werden» müsse.” Auch diese Anwei- 
sung des Reichskanzlers erregte den Zorn des Kaisers. Admiral von Müller 
notierte in sein Tagebuch, Bethmann wurde bei der Ankunft in Wildpark 
von Wilhelm «ungnädig behandelt, weil er den Kaiser gebeten hat, wegen 
der zu erwartenden Demonstrationen nicht nach Berlin zu kommen». 


1. Von Kiel nach Potsdam IIII 


Dem Chef des Marinekabinetts gegenüber grollte der Monarch: «Das wird 
immer toller, jetzt schreibt mir der Mann sogar vor, daß ich mich meinem 
Volke nicht zeigen darf.»® 

Weit davon entfernt, sich durch die Meldungen aus St. Petersburg oder 
die Mahnungen des Reichskanzlers von seinem bisherigen kriegerischen 
Standpunkt abschrecken zu lassen, ordnete Kaiser Wilhelm am frühen 
Morgen des 27. Juli 1914 bei der Landung in Kiel Maßnahmen an, die so- 
wohl Bethmann Hollweg als auch der Berliner Marineleitung - inzwi- 
schen war Tirpitz aus seinem Urlaub zurückgekehrt - nachgerade krank- 
haft vorkamen. Dem Stationschef Admiral Bachmann befahl der Kaiser, 
persönlich die Überwachung der Zugänge zur Ostsee zu übernehmen. 
Hopman hielt das Entsetzen der Marineführung folgendermaßen in sei- 
nem Tagebuch fest: «Um 2%h kommt etwa folgendes Chiffretelegramm 
von der Östseestation: <S.M. habe dem Stationskommando befohlen, für 
Sicherung der westlichen Ostsee Sorge zu tragen ulnd] hierzu SMS Kaiser, 
Rostock, V. u[nd] VII. T[or]p[edo]b[ooltsflotille unterstellt.» Ich gehe mit 
diesem wunderbaren Ding zu Tirpitz, bei dem Capelle ist. Er hat densel- 
ben Eindruck wie ich, den er in die Worte kleidet: Jetzt spielt er Soldaten! 
Ich teile es Behncke mit, der auch entsetzt ist und mir sagt, Pohl sei nach 
Potsdam zur Ankunft von $.M. befohlen. Hebbinghaus gibt mir auf tele- 
phonische Anfrage aus Kiel die Antwort, S.M. habe Bachmann dringlich 
ulnd] persönlich für die gestellte Aufgabe verantwortlich gemacht, die er 
auch völlig unfaßbar finde. Ich sage ihm auch meine Ansicht, u[nd] Tir- 
pitz, der bei dem Tel[fephon]gespräch zufällig in meinem Zimmer ist, sagt 
nur, ich solle Hebbinghaus sagen, er hielte die Sache für militärischen Un- 
sinn u[nd] einen politischen Fehler. C[a]pfelle]), dem ich darüber noch 
Meldung mache, bezeichnet den Befehl als <krankhaft. [...] Tirpitz sieht 
wenig rosig in die Zukunft u[nd] glaubt, daß die Affäre mit einer Blamage 
für uns endet.»'° Dem glücklosen Chef des Admiralstabs Hugo von Pohl 
gelang es nur zum Teil, den Befehl des Kaisers zu widerrufen. Fast ungläu- 
big notierte Hopman nach dem Vortrag des Admirals im Neuen Palais am 
27. Juli, «Pohl hat[...] bei S.M. nur wenig erfahren, er hat ihm nur von sei- 
nem [...] in Kiel gegebenen Sicherungsbefehl erzählt und Pohl hat leider 
nicht dagegen opponiert. Heute Vormittag hat Admjiral]lstfa]b dann 
Zurücknahme des Befehls S.M. vorgeschlagen, worauf die Antwort ge- 
kommen ist: Bewachung kann unterbleiben, Beobachtung aber aufrecht 
erhalten!»"" 

Auf der Bahnfahrt von Kiel nach Potsdam empfing der Kaiser einen 
telegraphischen Situationsbericht des Reichskanzlers, der die Fragen auf- 
zählte, die bei seiner Ankunft in Potsdam zu erörtern sein würden: Öster- 
reich werde wohl nicht vor dem 12. August in kriegerische Aktion treten 
können; Serbien, das beinahe alle Punkte des Ultimatums angenommen 
habe, werde sich bei einem Angriff rein defensiv verhalten; England, 
Frankreich und Italien wünschten den Frieden; Rußland scheine nach den 
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jüngsten Meldungen Verhandlungen mit Wien anknüpfen zu wollen. Die 
deutsche Position bleibe weiterhin, daß der Konflikt zwischen Österreich 
und Serbien eine Angelegenheit sei, die lediglich diese beiden Staaten an- 
gehe; Rußland habe er, Bethmann, «auf die Folgen jeder militärischen 
Mafßregel, die sich irgendwie gegen uns richtete, mit allem Nachdruck auf- 
merksam gemacht." 


2. Die Immediatvorträge im Neuen Palais vom 27. Juli 1914 


Als der kaiserliche Sonderzug am 27. Juli 1914 um 15.10 Uhr in Wildpark 
eintraf, warteten der Reichskanzler, der Chef des Generalstabes Helmuth 
von Moltke, die zuvor lange miteinander konferiert hatten, 3 und der Chef 
des Admiralstabes am Bahnhof auf ihn. Anhand der jüngsten Berichte trug 
der Reichskanzler dem Monarchen in seinem ersten Immediatvortrag seit 
dem 5. Juli seine Einschätzung der Lage vor. Trotz des Drängens der Berli- 
ner Regierung auf «größte Schnelligkeit in militärischen Operationen und 
baldigste Kriegserklärung, [...] um die [sic] Gefahr der Einmischung drit- 
ter tunlichst vorzubeugen», habe der österreichisch-ungarische General- 
stabschef Conrad von Hötzendorf rundweg erklärt, erst «ungefähr am 
12. August den allgemeinen Vormarsch [gegen Serbien] beginnen zu kön- 
nen», erläuterte der Kanzler.'* Die Regierung in Paris habe Verdacht ge- 
schöpft, «daß wir treibend hinter Österreich-Ungarn stehen und Krieg 
wünschen», sie sei dennoch weiterhin bestrebt, beruhigend in St. Peters- 
burg zu wirken, falls auch Berlin in Wien zur Mäßigung rate.’ Von den 
vierzehn Berichten und Depeschen, die Bethmann seinem Immediatvor- 
trag zugrunde legte, waren nicht weniger als sieben in den letzten Stunden 
aus Rußland eingetroffen. Sie enthielten die widersprüchlichsten Meldun- 
gen. Einerseits sei die russische Mobilmachung für die Bezirke Kiew und 
Odessa so gut wie sicher, und Gerüchte von einer Mobilmachung mehre- 
rer russischer Armeekorps an der Grenze zu Deutschland verdichteten 
sich stündlich. Andererseits hätten sowohl Pourtales als auch Chelius in 
Petersburg den Eindruck «großer Nervosität und Besorgnis» gewonnen; 
Außenminister Sasonow scheine, «vielleicht infolge von Nachrichten aus 
Paris und London, etwas die Nerven verloren» zu haben.'‘ Trotz der 
scheinbar schwankenden Haltung der russischen Machthaber lehnte Wil- 
helm I. die Anregung des Reichskanzlers, er möge dem Zaren eine bereits 
im Auswärtigen Amt entworfene Depesche senden, als verfrüht ab.’ 
Noch während des Aufenthaltes in Balholm hatte der Kaiser gegenüber 
der Wilhelmstraße angeordnet, Druck auf die Österreicher auszuüben, 
Rom großzügige Kompensationen für die eigene bevorstehende Expan- 
sion auf dem Balkan anzubieten, um somit die Beteiligung des schwanken- 
den Italien am Krieg zu sichern." Auf der Seereise nach Kiel hatte er die 
besorgniserregende Nachricht von einer mehrstündigen «ziemlich erreg- 
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ten» Auseinandersetzung zwischen dem deutschen Botschafter, Hans von 
Flotow, und dem italienischen Ministerpräsidenten Salandra sowie dem 
Außenminister Marquis di San Giuliano über die österreichische Note an 
Serbien erhalten. Die leitenden Staatsmänner Italiens empörten sich, daß 
das Ultimatum ohne ihr Vorwissen abgegeben worden sei. Der Ton der 
Note sei zudem «so aggressiv und ungeschickt», daß die öffentliche Mei- 
nung ganz Europas entrüstet sei; gegen eine derartige Stimmung im Lande 
könne die italienische Regierung nicht ankämpfen. Diese Auseinanderset- 
zung faßte der Kaiser jedoch lediglich als einen Erpressungsversuch Roms 
auf, um größere Kompensationen zu erlangen. Die italienischen Einwände 
seien «Blech!», kritzelte er verächtlich an den Rand des Berichts. Italien 
habe «Albanien still mausen wollen und das hat Österreich verpurrt. [...] 
Der klfeine] Dieb muß eben immer was mitschlucken.» «Das ist lauter 
Quatsch und wird sich schon von selbst geben, im Lauf der Ereignisse», 
beurteilte er noch kurz vor der Landung in Kiel die Einwände der italieni- 
schen Staatsführung.'? Jetzt, während des Immediatvortrags des Reichs- 
kanzlers am 27. Juli, nahm Wilhelm einen Bericht Flotows mit großer Sor- 
ge auf, in dem der Botschafter erneut von «scharfen Zusammenstößen» 
mit dem italienischen Außenminister Meldung machte. Die wiederholten 
Erklärungen San Giulianos, daß Italien selbst bei einer Einmischung Ruß- 
lands und Frankreichs den Bündnisfall nicht anzuerkennen bereit sein 
würde, weil das Vorgehen Österreichs gegen Serbien nicht defensiv, son- 
dern offenkundig aggressiv sei, ja, daß sich Italien sogar veranlaßt sehen 
könnte, gegen Österreich vorzugehen, faßte der Kaiser nunmehr zu Recht 
als ernste Warnung auf. Offenbar in der Erkenntnis, daß ein Kontinental- 
krieg unmittelbar bevorstehen könnte, befahl Wilhelm dem Reichskanzler 
von neuem, Wien zur Kompensationsbereitschaft zu drängen. Nach dem 
Immediatvortrag notierte Bethmann: «S.M. hält es für unbedingt erfor- 
derlich, daß sich Österreich mit Italien rechtzeitig wegen der Kompensa- 
tionsfrage verständigt. Das soll Herrn von Tschirschky zur Weitergabe an 
Graf Berchtold im ausdrücklichen Auftrage S.M. mitgeteilt werden.»” 
Ein Telegramm mit diesem kaiserlichen Befehl ging noch am gleichen 
Abend nach Wien ab.” 

Nach den Vorträgen im Neuen Palais meinte Müller zwar, eine gewisse 
Entschärfung der internationalen Krise konstatieren zu können. An der all- 
gemeinen, den Kontinentalkrieg einkalkulierenden Zielsetzung der deut- 
schen Politik hatte sich jedoch nichts geändert. Gelassen faßte Müller die 
«Tendenz unserer Politik» in den Worten zusammen: «Ruhige Haltung, 
Rußland sich ins Unrecht setzen lassen, dann aber Krieg nicht scheuen.»”* 
Seinem Mitarbeiter Kapitänleutnant Ernst Freiherrn von Weizsäcker ge- 
genüber erläuterte der Chef des Marinekabinetts die schwerwiegenden Er- 
gebnisse der Potsdamer Beratungen vom 27. Juli folgendermaßen: Beth- 
mann habe erklärt, «England wolle neutral bleiben, damit sei ziemlich 
sicher zu rechnen. [...] Frankreich habe keine besondere Lust mitzutun. 
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Unsere Politik sei darauf gerichtet, Rußland in die Rolle des Provozieren- 
den zu drängen. Wir seien aber nicht bemüht, Österreich von weiterem 
Vorgehen zurückzuhalten. Im Ganzen sei die Ausbreitung des Konflikts 
noch nicht wahrscheinlich. Österreich sei erst am 12. VIII. militärisch be- 
reit. Bis dahin könne sich manches noch ändern. Nach außen müssten wir 
den Eindruck kriegerischer Stimmung vermeiden.»” Kriegsminister von 
Falkenhayn nahm an dem Potsdamer Treffen nicht teil, auch er hörte aber 
anschließend «unter der Hand» sehr zu seiner Genugtuung, daß man be- 
schlossen habe, die Sache durchzufechten, «koste es, was es wolle». Bereits 
am 27. Juli befahl er die Zurückhaltung der Truppen, die sonst zur Übung 
ausgerückt wären, in ihren Garnisonen und ordnete den Bahnschutz und 
den Ankauf von Weizen in großem Umfang an.” 

Bei Wilhelm II. war an diesem Tag von einem Einlenken oder einer 
Neubesinnung immer noch nichts zu spüren. Auf den Berichten, die ihm 
während oder kurz nach dem Immediatvortrag Bethmann Hollwegs vor- 
gelegt wurden, schrieb er Vermerke an den Rand, die von einer unverän- 
derten Haltung zum kommenden Konflikt auf dem Balkan sowie zu den 
eventuellen Konsequenzen zeugen. Die telegraphische Meldung Flotows 
aus Rom, wonach der Krieg zwischen der Donaumonarchie und Serbien 
möglicherweise verhindert werden könne, da Serbien jetzt geneigt sei, die 
österreichischen Forderungen anzunehmen, wenn sie im Namen Europas 
gestellt würden, wies Wilhelm wie gehabt als «Quatsch!» zurück.’ Ebenso 
lehnte der Kaiser den britischen Vorschlag einer Botschafterkonferenz 
zwischen Deutschland, Frankreich, Italien und Rußland mit der Bemer- 
kung ab, «ich lasse mich auf nichts ein».”° Den französischen Wunsch nach 
einer deutschen Vermittlung in Wien, um den Frieden zu retten, wies er 
ebenfalls mit der Behauptung schroff zurück, die Entscheidung über Krieg 
und Frieden liege nicht bei Berlin, sondern «Allein bei Petersburg!»* Die 
Meldung Tschirschkys vom 27. Juli, daß Österreich am nächsten oder spä- 
testens am übernächsten Tag Serbien den Krieg erklären werde, «um jedem 
Interventionsversuch den Boden zu entziehen», nahm Wilhelm kommen- 
tarlos hin.” Er erklärte sich mit einer ihm von der Wilhelmstraße vorgeleg- 
ten geheimen Instruktion an den Gesandten in Kopenhagen, Graf Brock- 
dorff-Rantzau, einverstanden, durch die Dänemark im richtigen Moment 
mitgeteilt werden sollte, Deutschland habe «bei einer europäischen Kon- 
flagration [...] keinerlei Absichten, den Bestand des dänischen Staates zu 
gefährden. Die Kriegsereignisse könnten aber ohne unser Wollen und Zu- 
tun ein Übergreifen der Operationen in die dänischen Gewässer zur Folge 
haben. Dänemark muß sich des Ernstes der Situation bewußt werden und 
darauf gefaßt sein, welche Stellung es gegebenenfalls einnehmen will.» 
Noch am Abend des 27. Juli 1914 waren seitens des Kaisers Bedenken über 
den vereinbarten Kriegskurs ebensowenig vorhanden wie seitens der Wil- 
helmstraße oder der Generalität. Um so verblüffter waren letztere daher, 
als Wilhelm am folgenden Morgen unmittelbar vor der österreichischen 
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Kriegserklärung an Serbien seine Bereitschaft zum Einlenken signalisierte. 
Was war vorgefallen? Weshalb schien der Kaiser, nachdem er seit Monats- 
beginn das Risiko eines großen Krieges mitgetragen hatte und manchmal 
sogar kriegerischer als seine Ratgeber gewesen war, plötzlich die Nerven 
verloren zu haben? Es sollte uns nicht überraschen, daß der vorübergehen- 
de Sinneswandel eng mit der sich abzeichnenden Feindschaft Englands 
zusammenhing. 


3. «Wirre Reden»: Die Bedenken des Kaisers vom 28. Juli 1914 


Die Kriegsbereitschaft Wilhelms II. auf der Heimfahrt nach Kiel und auch 
noch nach den Immediatvorträgen Bethmanns, Moltkes und Pohls am 
Nachmittag des 27. Juli ist nicht zuletzt auf Meldungen aus London zu- 
rückzuführen, König George V. habe dem Prinzen Heinrich von Preußen 
persönlich zugesichert, daß England in einem Krieg zwischen den Konti- 
nentalmächten neutral bleiben würde.>° An diesem Tag erklärte Bethmann 
Hollweg voller Zuversicht, mit der Neutralität Englands sei «ziemlich 
sicher zu rechnen», und es habe den Anschein, «daß neutrale Tendenz 
Englands sehr abkühlend auf Rußland u. Frankreich wirkt».3" Zwar stan- 
den diese Meldungen im Widerspruch zu den Mahnungen des Londoner 
Botschafters Lichnowsky, daß eine Invasion Serbiens durch österreichi- 
sche Truppen «unabwendbar» zum Weltkrieg führen müsse, doch diese 
Berichte wurden in Berlin in den Wind geschlagen. Mehr noch: Der 
Reichskanzler und das Auswärtige Amt waren sich bewußt, daß nichts so 
sehr geeignet sein würde, den Kaiser von seiner bisherigen Bereitschaft 
zum Krieg gegen Rußland und Frankreich abzubringen, wie die Angst vor 
einer Beteiligung Großbritanniens. Deshalb spielten sie dem Kaiser gegen- 
über in gefährlicher Weise mit verdeckten Karten, indem sie wichtige Stel- 
len in den Depeschen aus London verfälschten und andere Meldungen 
Lichnowskys, die deutlich machten, daß sich England bei der sich ab- 
zeichnenden Kraftprobe zwischen Dreibund und Triple Entente «unbe- 
dingt auf Seite Frankreichs und Rußlands stellen» werde, dem Monarchen 
einfach vorenthielten.? 

In seinem Immediatvortrag am Nachmittag des 27. Juli legte Bethmann 
dem Kaiser die bewußt entstellte Abschrift einer Depesche Lichnowskys 
vor. Er entfernte daraus die Warnung des Foreign Office, daß die russische 
Regierung die Überschreitung der serbischen Grenze durch Österreich 
niemals dulden könne, vielmehr zum Krieg gegen Österreich gezwungen 
sein würde, «falls sie nicht ihrer Stellung bei den Balkanstaaten für immer 
verlustig gehen wollte». Auch der letzte Absatz wurde vom Kanzler vor 
der Übergabe der Depesche an den Monarchen getilgt. Darin hatte der 
Botschafter dringend vor der Illusion der deutschen Lokalisierungspolitik 
gewarnt und die leidenschaftliche Bitte ausgesprochen, «unsere Haltung 
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einzig und allein von der Notwendigkeit leiten zu lassen, dem deutschen 
Volke einen Kampf zu ersparen, bei dem es nichts zu gewinnen und alles 
zu verlieren hat».>? Diese Manipulation des Textes kann nur den Zweck 
gehabt haben, den eigenen Souverän über die Folgen eines österreichi- 
schen Einmarsches in Serbien beziehungsweise über die britische Haltung 
zu täuschen. «S. M. vorgetragen», vermerkte der Reichskanzler mit Zufrie- 
denheit auf die verkürzte Abschrift des Telegramms aus London. «S.M. 
mißbilligten den Standpunkt Lichnowskys.»>* Fortab wurden dem Bot- 
schafter seitens der eigenen Regierung wichtige Informationen mit der Be- 
gründung vorenthalten, er sei zu vertrauensselig und «erzählt alles an Sir 
Edward [Grey] in ungeschickter Weise». 

Während Bethmann am Nachmittag des 27. Juli im Neuen Palais mit 
dem Kaiser verhandelte, traf im Auswärtigen Amt eine weitere Depesche 
Lichnowskys ein. Darin berichtete der Botschafter von der Verblüffung 
Greys über die überaus nachgiebige Antwort Serbiens auf das Ultimatum 
Wiens, die offensichtlich auf massiven Druck aus Petersburg zurückzu- 
führen sei. Gehe Österreich jetzt nicht auf Verhandlungen über die weni- 
gen noch ausstehenden Differenzen ein, überschreite es gar die serbische 
Grenze, um das völlig wehrlose Belgrad zu besetzen, so sei vollkommen 
klar, daß Österreich nur nach einem Vorwand gesucht habe, um Serbien zu 
erdrücken. Das eigentliche Ziel einer derartigen Aktion sei aber nach der 
Einschätzung Greys die Zurückdrängung des russischen Einflusses auf 
dem Balkan, was Rußland nicht würde hinnehmen können. «Daraus wür- 
de der fürchterlichste Krieg entstehen, den Europa jemals gesehen habe, 
und niemand wisse, wohin ein solcher Krieg führen könne.» Dringend 
habe der britische Außenminister die deutsche Regierung gebeten, «unse- 
ren Einfluß in Wien dahin zur Geltung zu bringen, daß man die Antwort 
aus Belgrad entweder als genügend betrachte oder aber als Grundlage für 
Besprechungen». Warnend fügte Lichnowsky hinzu: «Ich fand den Mini- 
ster zum ersten Male verstimmt. [...] Auf jeden Fall bin ich der Überzeu- 
gung, daß, falls es jetzt doch noch zum Kriege käme, wir mit den eng- 
lischen Sympathien und der britischen Unterstützung nicht mehr zu 
rechnen hätten.»>‘ 

In der Wilhelmstraße ahnte man sogleich, welchen Eindruck diese Stel- 
lungnahme Londons auf die überspannten Nerven des Kaisers machen 
würde, man sah aber keine Möglichkeit, ihm auch diese Depesche zu ver- 
heimlichen. In einer Notiz für den Reichskanzler fragte Gottlieb von Ja- 
gow: «Soll das Telegramm $.M. vorgelegt werden? Es dürfte S.M. wohl 
kaum vorzuenthalten sein?» Bei seiner Rückkehr aus Potsdam verfügte 
Bethmann Hollweg, Lichnowskys Depesche sei «morgen früh mit Boten 
nach dem Neuen Palais» zu überbringen.’ Der Bericht traf dort in den frü- 
hen Morgenstunden des 28. Juli ein und hat die in der Wilhelmstraße be- 
fürchtete Wirkung auf den Monarchen nicht verfehlt, zumal der Tag, wie 
Müller vermerkte, noch «weitere alarmierende Nachrichten» brachte.® 
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Bei der Weiterleitung des Lichnowsky-Telegramms an Tschirschky in 
Wien verdeutlichte Bethmann Hollweg von neuem das Kalkül, das seine 
Politik beseelte, indem er hervorhob, daß «wir als die zum Kriege Ge- 
zwungenen dastehen müssen».3? Noch vor dem Eintreffen der britischen 
Vermittlungsvorschläge hatte Jagow den österreichisch-ungarischen Bot- 
schafter ins Auswärtige Amt zitiert und ihm «auf das Bündigste» ver- 
sichert, daß die deutsche Regierung «entschieden» gegen die Berücksichti- 
gung der Londoner Vorschläge sei. Sie gebe sie nur an Wien weiter, um zu 
verhindern, «daß England im jetzigen Moment [...] gemeinsame Sache mit 
Rußland und Frankreich mache. [...] Würde nun Deutschland Sir E. Grey 
glatt erklären, daß es seine Wünsche an Österreich-Ungarn [...] nicht wei- 
tergeben will, so würde eben dieser vorerwähnte unbedingt zu vermeiden- 
de Zustand eintreten.»*° Bei der Eingabe des Lichnowsky-Telegramms an 
den Kaiser legte der Reichskanzler auch ihm die Gründe unmißverständ- 
lich dar, weshalb er «entsprechend den Befehlen Ew. M.» die britische An- 
regung zur Vermittlung nach Wien weitergeleitet habe. «Wollten wir jede 
Vermittlerrolle a limine abweisen, zumal da London und Paris fortgesetzt 
auf Petersburg einwirken, so würden wir vor England und der ganzen 
Welt als verantwortlich für die Konflagration und als eigentliche Kriegs- 
treiber dastehen. Das würde uns einerseits unmöglich machen, im eigenen 
Lande die jetzige gute Stimmung aufrechtzuerhalten, andererseits aber 
auch England von seiner Neutralität abbringen.»*' Die Mitwisserschaft 
Kaiser Wilhelms II. an dieser machiavellistischen Duplizität kann also 
nicht in Abrede gestellt werden. 

Zur gleichen Zeit wie das Telegramm aus London las Kaiser Wilhelm 
am frühen Vormittag des 28. Juli 1914 die ausführliche Antwortnote der 
serbischen Regierung auf das österreichisch-ungarische Ultimatum, die 
ihm erst jetzt vom Auswärtigen Amt zugeleitet wurde." Auf das Doku- 
ment schrieb er die berühmten Worte: «Eine brillante Leistung für eine 
Frist von blos 48 Stunden. Das ist mehr als man erwarten konnte! Ein gro- 
ßer moralischer Erfolg für Wien; aber damit fällt jeder Kriegsgrund fort, 
und [der österreichische Gesandte] Giesl hätte ruhig in Belgrad blei- 
ben sollen! Daraufhin hätte ich niemals Mobilmachung befohlen!»#® Um 
10 Uhr verfaßte Wilhelm II. nach Rücksprache mit seinem Generaladju- 
tanten Hans von Plessen eigenhändig jenen merkwürdigen Brief an Jagow, 
der, wenn ihm nur Folge geleistet worden wäre, die sich anbahnende Welt- 
katastrophe vielleicht noch verhindert hätte. «Nach Durchlesung der Ser- 
bischen Antwort, die ich heute Morgen erhielt, bin ich der Überzeugung, 
daß im Großen und Ganzen die Wünsche der Donaumonarchie erfüllt 
sind. Die paar Reserven, welche Serbien zu den einzelnen Punkten macht, 
können M.Er. nach durch Verhandlungen wohl geklärt werden. Aber die 
Kapitulation demüthigster Art liegt darin urbi et orbi verkündet, und 
durch sie entfällt jeder Grund zum Kriege. Dennoch ist dem Stück Papier, 
wie seinem Inhalt nur beschränkter Werth beizumessen, solange er nicht 
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in die That umgesetzt wird. Die Serben sind Orientalen, daher verlogen, 
falsch und Meister im Verschleppen. Damit diese Schönen Versprechun- 
gen Wahrheit und Thatsache werden, muß eine douce violence geübt wer- 
den. Das würde dergestalt zu machen sein, daß Österreich ein Faustpfand 
(Belgrad) für die Erzwingung und Durchführung der Versprechungen, be- 
setzte und solange behielte bis thatsächlich die petita durchgeführt sind. 
Das ist auch nothwendig um der zum 3ten Male umsonst mobilisierten 
Armee eine äußere satisfaction d’honneur zu geben den Schein eines Er- 
folges dem Ausland gegenüber, und das Bewußtsein wenigstens auf frem- 
dem Boden gestanden zu haben ihr zu ermöglichen. Ohne dem dürfte bei 
Unterbleiben eines Feldzuges eine sehr üble Stimmung gegen die Dynastie 
aufkommen die höchst bedenklich wäre. Falls Ew. Exz. diese meine Auf- 
fassung theilen, so würde Ich vorschlagen: Österreich zu sagen: Der Rück- 
zug Serbiens in schr demüthigender Form sei erzwungen, und man gratu- 
liere dazu. Natürlich sei damit ein Kriegsgrund nicht mehr vorhanden. 
Wohl aber eine Garantie nöthig, daß die Versprechungen ausgeführt wür- 
den. Das würde durch die militärische vorübergehende Besetzung eines 
Theils von Serbien wohl erreichbar sein. Ähnlich wie wir 1871 in Frank- 
reich Truppen stehen ließen bis die Milliarden gezahlt waren. Auf dieser 
Basis bin Ich bereit, den Frieden in Österreich zu vermitteln. Dagegenlau- 
fende Vorschläge oder Proteste anderer Staaten würde ich unbedingt ab- 
weisen, umsomehr als alle mehr oder weniger offen an Mich appellieren 
den Frieden erhalten zu helfen. Das werde ich thun auf Meine Manier, und 
so schonend für das Österreich[ische] Nationalgefühl und für die Waffen- 
ehre seiner Armee als möglich. Denn an letztere ist schon bereits seitens 
des obersten Kriegsherrn appelliert worden, und sie ist dabei dem Appell 
zu folgen. Also muß sie unbedingt eine sichtbare satisfaction d’honneur 
haben; das ist die Vorbedingung für meine Vermittlung. Daher wollen Ew. 
Exz. in dem skizzierten Sinne einen Vorschlag Mir unterbreiten; der nach 
Wien mitgetheilt werden soll. Ich habe im obigen Sinne an Chef des Gene- 
ralstabes durch Plessen schreiben lassen, der ganz meine Ansicht theilt. 
Wilhelm I. R.»* Für einen Augenblick schöpfte Wilhelm neue Hoffnung, 
demnächst doch nach Wilhelmshöhe reisen zu können: Admiral Tirpitz 
ließ er ausrichten, es sei fraglich, ob er zu dessen Immediatvortrag am 
1. August noch in Potsdam sein werde. Er betrachtete also, wie Hopman 
vermerkte, «die Lage als recht friedlich».* 

Noch mittags am 29. Juli 1914 fixierte Kaiser Wilhelm seine Überzeu- 
gung, daß es für einen großen Krieg keine Veranlassung gebe. In einer 
eigenhändig geschriebenen «Beurtheilung der Lage» führte er aus: «Ser- 
bien hat durch seine Antwort eigentlich moralisch vor Oesterreich bereits 
capitulirt und der Kriegsgrund ist dadurch hinfällig. Da aber Serbien ein 
Lumpen= und Räuberstaat ist, so gilt ein Papiernes Versprechen gar 
nichts. Oesterreich muß absolute Garantien für die thatsächliche Ausfüh- 
rung der Versprechungen haben. Die schafft es sich durch Besetzung eines 
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Theils von Serbien, bis zur Ausführung der Bedingungen! Wie wir im 
Jahre 70 so lange in Frankreich stehen blieben bis die Milliarden bezahlt 
waren. Also eine Strafexekution und Krieg [sic]. Da liegt gar keine Veran- 
lassung vor für Russland oder andere Mächte zugunsten der Königs= u. 
Fürstenmörder einzugreifen. Wer das thut ist Mitschuldiger. Wil- 
helm I. R.»* 

Die hoffnungsvolle Initiative des Kaisers vom 28. Juli blieb ohne Wir- 
kung auf den Gang der Ereignisse. Zynisch sorgten Reichskanzler von 
Bethmann Hollweg und die leitenden Beamten des Auswärtigen Amtes 
dafür, daß seine Anregungen verstümmelt nach Wien weitergeleitet wur- 
den. Die von Stumm, dem einflußreichen Leiter der Politischen Abteilung, 
entworfene Instruktion, die der Kanzler in der Nacht vom 28. zum 29. Juli 
an den Botschafter Tschirschky in Wien abschickte, enthielt zwar den Vor- 
schlag, Österreich möge zum zweiten Mal erklären, es beabsichtige keine 
territorialen Erwerbungen in Serbien und werde Belgrad nur vorüber- 
gehend als Garantie für die Erfüllung seiner Forderungen beziehungs- 
weise mit Rücksicht auf die Waffenehre seiner Armee besetzen. Der 
Hauptgedanke des Kaisers aber, daß mit der nachgiebigen serbischen Ant- 
wortnote jeder Grund zu einem Krieg zwischen Österreich und Serbien 
entfallen sei, wurde mit keinem Wort erwähnt. Zudem wurde die Instruk- 
tion an Tschirschky so spät abgeschickt, daß sie erst in den frühen Mor- 
genstunden des 29. Juli, lange nach der Kriegserklärung Österreich-Un- 
garns an Serbien, in Wien ankam und Berchtold angesichts der Eröffnung 
der Feindseligkeiten den englischen Vermittlungsvorschlag «als zu spät er- 
folgt» ablehnte.” 

Bethmanns Depesche an TIschirschky verriet, daß es der Wilhelmstraße 
weiterhin lediglich um taktische Vorteile ging. Deutschland, so erläuterte 
der Reichskanzler dem Botschafter, komme durch die Verzögerung des 
österreichischen Einmarsches in Serbien bis zum 12. August in eine äußerst 
schwierige Lage, da es von allen Seiten zur Vermittlung gedrängt werde. 
Wenn Berlin weiterhin sämtliche Vermittlungsvorschläge ablehne, würde 
«das Odium, einen Weltkrieg [sic!] verschuldet zu haben, schließlich auch 
in den Augen des deutschen Volkes» auf die deutsche Regierung zurückfal- 
len. «Auf einer solchen Basis aber läßt sich ein erfolgreicher Krieg nach drei 
Fronten nicht einleiten und führen. Es ist eine gebieterische Notwendig- 
keit, daß die Verantwortung für das eventuelle Übergreifen des Konflikts 
auf die nicht unmittelbar Beteiligten unter allen Umständen Rußland 
trifft.» Österreich-Ungarn müsse daher von neuem versichern, daß es keine 
territorialen Erwerbungen in Serbien anstrebe und Belgrad nur bis zur völ- 
ligen Erfüllung seiner Forderungen besetzen werde. «Erkennt die russische 
Regierung die Berechtigung dieses Standpunktes nicht an, so wird sie die 
öffentliche Meinung ganz Europas gegen sich haben, die im Begriffe steht, 
sich von Österreich abzuwenden. Als eine weitere Folge wird sich die all- 
gemeine diplomatische und wahrscheinlich auch die militärische Lage sehr 
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wesentlich zugunsten Österreich-Ungarns und seiner Verbündeten ver- 
schieben.» Tschirschky solle es allerdings sorgfältig vermeiden, fügte der 
Kanzler hinzu, in Wien den Eindruck zu erwecken, «als wünschten wir 
Österreich zurückzuhalten». Es handele sich lediglich darum, stellte Beth- 
mann klar, «einen Modus zu finden, der die Verwirklichung des von Öster- 
reich-Ungarn erstrebten Ziels, der großserbischen Propaganda den Le- 
bensnerv zu unterbinden, ermöglicht, ohne gleichzeitig einen Weltkrieg zu 
entfesseln, und wenn dieser schließlich nicht zu vermeiden ist, die Bedin- 
gungen, unter denen er zu führen ist, für uns nach Tunlichkeit zu verbes- 
sern.»* Klarer hätten Motive und Taktik der Reichsleitung in der Julikrise 
nicht formuliert werden können, doch die kaiserliche Initiative von jenem 
Vormittag war darin nicht wiederzuerkennen. Es ist also nicht verwunder- 
lich, daß der Kanzler dem Monarchen die Depesche an Tschirschky nicht, 
wie Wilhelm ausdrücklich verlangt hatte, unterbreitete. Dennoch beließ 
Bethmann den Kaiser in dem Glauben, er habe «die befohlene Demarche» 
nach Wien weitergeleitet, und zwar telegraphisch, weil es, wie er behaup- 
tete, «keine regelmäßige Zugverbindung mit Wien mehr gibt».* 

Die Verwirrung, die der Kanzler durch die Verfälschung der kaiser- 
lichen Anweisung stiftete, schlägt sich in den Quellen nieder. Noch am 
Abend des folgenden Tages zeigte Wilhelm seine Verunsicherung, als er 
den Admiralen Tirpitz, Müller und Pohl gegenüber klagte, «er wüßte 
nicht, was die Österreicher wollten. Er würde von allen Seiten bestürmt 
und hätte deshalb einen Herrn vom Auswärtigen Amt nach Wien schi- 
cken wollen, aber die Bahnen seien gesperrt. Deshalb sei an Botschafter v. 
Tschirschky telegraphiert worden, er solle vom Grafen Berchtold katego- 
rische Auskunft darüber verlangen, was sie eigentlich wollten. Die Serben 
hätten doch alles bis auf einige Bagatellen konzediert. Er könne verstehen, 
daß die österreichische Armee Genugtuung brauche, nachdem sie dreimal 
vergeblich gegen Serbien mobilisiert [worden] sei, dazu genüge aber ein 
Faustpfand.» Einer Aufzeichnung Tirpitz’ zufolge habe der Kaiser des 
weiteren ausgeführt, «seit dem Kommuniqu£, das ihm vor vier Wochen 
überreicht [worden] sei, habe Österreich nichts gesagt, was es vorhabe. Er 
habe geglaubt, die entsprechenden Schritte würden sofort eingeleitet 
werden. Dann sei gesagt worden, das dauere noch 17 Tage, dann sei ein 
Aufschub erfolgt, um die Poincar&-Reise nicht zu stören, und nachdem 
dann das Ultimatum abgelehnt [worden] sei, habe man nichts unternom- 
men und unternehmen können, sondern weitere 17 Tage bis zum Beginn 
der Aktion gefordert. Er verstehe das nicht.»’° Noch am darauffolgenden 
Tag zeigte sich der Kaiser frustriert, daß Österreich auf seinen Faust- 
pfand-Vorschlag nicht eingehen zu wollen schien.’ Die Illusion, daß 
seine Vermittlungsaktion noch im Gange sei, erklärt zum Teil die Bestür- 
zung des Monarchen, als ihn am 30. Juli früh die Nachricht von der russi- 
schen Mobilmachung gegen Österreich-Ungarn erreichte. Das Doppel- 
spiel seines Kanzlers hat der Kaiser also nicht durchschaut. Er hat aber 
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auch nichts unternommen, um seinem Faustpfandvorschlag Nachdruck 
zu verleihen. 

Bei aller Achtung vor seiner Anregung vom 28. Juli - sie war zweifellos 
ein Schritt in die richtige Richtung —- muß man die Frage stellen, ob seine 
Initiative, wäre sie nicht von der Wilhelmstraße vereitelt worden, über- 
haupt geeignet war, die ins Rollen geratenen Ereignisse noch aufzuhalten. 
An Wilhelms Einstellung zum Konflikt auf dem Balkan hatte sich nichts 
geändert. Er hielt nach wie vor an der Forderung einer massiven Macht- 
verschiebung zugunsten der Donaumonarchie auf Kosten Serbiens und 
Rußlands fest, auch wenn er für einen Augenblick glaubte, diese könne 
jetzt ohne Krieg zwischen Österreich und Serbien erreicht werden. Seine 
Vorstellung, die österreichisch-ungarische Armee könne widerstandslos in 
Serbien einrücken und bis zur Erfüllung des Ultimatums Belgrad und die 
umliegenden Gebiete besetzt halten, erscheint illusorisch: Sowohl Ruß- 
land als auch Großbritannien hatten wiederholt klargemacht, daß ein Ein- 
rücken österreichischer Truppen in Serbien unter welchen Umständen 
auch immer für Rußland eine unannehmbare Herausforderung darstellen 
würde. Die Idee, die zwischen Wien und Belgrad noch strittigen Punkte 
der Klärung durch einen Haager Schiedsspruch zu überlassen, lehnte Wil- 
helm auch jetzt noch peremptorisch als «Blödsinn» ab; darauf könne sich 
eine Großmacht wie Österreich nicht einlassen. Die Anregung, daß er als 
Deutscher Kaiser dem verbündeten Habsburgerreich einen wohlmeinen- 
den Rat geben solle, den Bogen nicht zu überspannen, wies er noch in der 
Nacht zum 29. Juli mit der Bemerkung zurück, «das sind Phrasen um die 
Verantwortung auf mich zu schieben; das lehne ich ab!»’* 

Wie dem auch sei, die Stimmung, aus der heraus Wilhelm II. seine An- 
regung vom 28. Juli gab, war von kurzer Dauer. Als Kriegsminister von 
Falkenhayn an jenem Abend zu seinem Vortrag ins Neue Palais kam, er- 
schrak er zunächst über die Verfassung seines Obersten Kriegsherrn, des- 
sen Stimmung «völlig umgeschlagen» sei. «Er hält wirre Reden, aus denen 
nur klar hervorgeht, daß er den Krieg jetzt nicht mehr will und entschlos- 
sen ist, um diesen Preis selbst Österreich sitzen zu lassen.» Doch dem fest 
zum Krieg entschlossenen General gelang es bald, den Kaiser von der 
Richtigkeit des bisherigen Kurses zu überzeugen. «Ich mache ihn darauf 
aufmerksam, daß er die Angelegenheit nicht mehr in der Hand hat», 
schrieb er.’ Und am folgenden Tag konstatierte Falkenhayn mit Genug- 
tuung, daß der Kaiser jetzt wieder zu der Überzeugung gelangt sei, daß die 
«Kugel, die in’s Rollen gekommen, nicht mehr aufzuhalten ist».’* 
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4. Die fatale Wirkung des «Wortes eines Königs»: 
Prinz Heinrichs zweite Mission nach London 


Der von Falkenhayn registrierte Umschwung in der Stimmung des Kaisers 
zugunsten eines Kontinentalkrieges ist nicht zuletzt darauf zurückzufüh- 
ren, daß am 29. Juli ein Brief des Prinzen Heinrich im Neuen Palais eintraf, 
der aufgrund einer persönlichen Unterredung mit König George V. neue 
Hoffnung auf die Neutralität Großbritanniens schöpfen ließ. Wie kam es 
zu der merkwürdigen Begebenheit, daß George auf dem Höhepunkt der 
Julikrise 1914 - genau wie achtzehn Monate zuvor im Dezember 1912 — 
mit seinem preußischen Vetter ein Gespräch über die englische Haltung in 
einem bevorstehenden europäischen Krieg führte? Aus den Tagebüchern 
des Prinzen geht nur hervor, daß er am 22. Juli seinen Familienurlaub in 
der Schweiz abbrach und nach Kiel zurückkehrte. Von dort fuhr er am 
Freitagnachmittag, 24. Juli, nach London, wo er am nächsten Morgen an- 
kam.5° Am Abend dieses Tages fand er bei seiner Rückkehr ins Hotel eine 
Antwort des Königs auf seine Meldung vor, die die internationale Lage in 
düsteren Farben schilderte.” Wörtlich schrieb ihm der König: «Ich verste- 
he durchaus, daß Du sehr beschäftigt sein wirst, bis Du am Dienstag nach 
Cowes gehst, wo ich hoffe, die Freude zu haben, Dich nächsten Samstag 
zu schen, falls es die politische Lage mir erlaubt, London zu verlassen. Ich 
fürchte, die Dinge sehen sehr schwarz aus zwischen Österreich & Serbien. 
Der österreichische Gesandte & sein Gesandtschaftspersonal haben diesen 
Abend Belgrad verlassen. Ich glaube, Europa steht in diesem Augenblick 
so nahe an einem allgemeinen Krieg wie seit vielen Jahren nicht mehr. Gott 
gebe, daß der Friede erhalten werden kann.»’* Am frühen Sonntagmorgen 
des 26. Juli antwortete der Prinz darauf in rassistisch-kriegsbereiten Tö- 
nen, die nicht dazu angetan waren, die Befürchtungen des Königs zu zer- 
streuen. «Dearest Georgie», schrieb er, «Leider kann ich nicht anders, als 
die Lage ebenso einzuschätzen wie Du, & sollte ich die Nachricht bestätigt 
finden, daß Wilhelm nach Deutschland aufgebrochen ist, werde ich mor- 
gen früh nach Kiel zurückkehren! - Wie Du sagst, Gott gebe, daß wir 
einen europäischen Krieg noch verhindern können, & mögen unsere bei- 
den Länder zusammenstehen & einen allgemeinen Kladderadatsch [a gen- 
eral smash up] vermeiden, da es sich letztlich um eine Frage der «Rasse 
handeln könnte! Au revoir dearest, we must each follow his call, happen 
what may You will in future, as in the past find a true friend in Your al- 
ways devoted cousin Harry PvP.» [Auf Wiedersehen, mein Lieber, jeder 
muß nun seinem Ruf folgen, doch was auch immer geschehen mag, Du 
wirst in der Zukunft wie in der Vergangenheit einen treuen Freund finden 
in Deinem Dir stets wohlgesinnten Cousin Harry PvP.]” 

An diesem Sonntagmorgen besuchte Prinz Heinrich auf dessen An- 
suchen doch noch schnell den König im Buckingham Palace. Die Ver- 
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sicherung, die George V. während dieses Gesprächs gegeben haben soll, 
England würde in dem kommenden Kontinentalkrieg neutral bleiben, 
bildete in der Endphase der Julikrise sowie nach dem Kriegsausbruch, wie 
wir sehen werden, einen wichtigen Bestandteil der apologetischen These 
des Kaisers, Grey habe ihn vorsätzlich in eine Falle gelockt, um Deutsch- 
land zu vernichten.“ Wiederholt behauptete Wilhelm, in dem festen 
Glauben gehandelt zu haben, der König habe ihm «durch Prinz Heinrich 
eine klare Neutralitätserklärung offiziell [...] zugehen lassen», die Grey 
im entscheidenden Moment zurücknahm.‘' Was ist an jenem Sonntag- 
morgen tatsächlich gesagt worden, und was hat Heinrich seinem Bruder 
über die Äußerungen des britischen Cousins mitgeteilt? 

Die Eintragung im Tagebuch des Prinzen über seine Begegnung mit 
George V. ist äußerst knapp gehalten. Er schrieb nur: «Besuche ihn 9,45. 
Vorschlag Intervention, Deutschland, England, Frankreich, Italien, um 
Krieg zu lokalisieren zwischen Oest[erreich] und Serbien.» Als Nachtrag 
fügte Prinz Heinrich zu einem späteren Zeitpunkt - ob Tage oder gar Jahre 
später ist nicht zu erkennen - am unteren Rand des Tagebuchblattes die 
angebliche Äußerung des Königs ein: «We shall try & keep out of it, we 
shall probably remain neutral.» - Wir werden versuchen uns herauszuhal- 
ten und werden wahrscheinlich neutral bleiben.‘ Ebensowenig wie der 
Preußenprinz machte sich der König, der um 10 Uhr in die Kirche eilte, 
zeitgleiche Notizen über die Unterredung. Er trug lediglich eine kurze 
Notiz — auch sie war zwischenzeilig eingefügt - in sein Tagebuch ein, die 
lautete: «Henry of Prussia came to see me early, he returns at once to Ger- 
many.»® Erst nachträglich - wann ist nicht mehr festzustellen - fixierte der 
König (offenbar in Anlehnung an die Note, die er von Heinrich erhalten 
hatte) auf einem gesonderten Zettel den Inhalt seines Gesprächs mit dem 
Bruder des Kaisers. «Prinz Heinrich von Preußen kam am Sonntag 26. Juli 
um 9.30 Uhr zu mir & fragte, ob es neue Nachrichten gäbe; ich sagte, die 
Nachrichten seien sehr schlecht & es sähe nach einem europäischen Krieg 
aus & daß er besser sofort nach Deutschland zurückreisen sollte. Er sagte, 
er würde nach Eastbourne fahren, um seine Schwester (die Königin von 
Griechenland) zu sehen, & er würde heute abend nach Deutschland heim- 
kehren. Er fragte dann, was England tun würde, wenn es einen europäi- 
schen Krieg gäbe. Ich sagte, ich weiß nicht was wir tun werden, wir haben 
mit niemand Streit & ich hoffe wir werden neutral bleiben. Aber wenn 
Deutschland Rußland den Krieg erklärt & Frankreich Rußland beisteht, 
dann befürchte ich, daß wir hineingezogen werden. Aber Du kannst ver- 
sichert sein, daß ich & meine Regierung alles tun werden, um einen euro- 
päischen Krieg zu verhindern. Er sagte dann, nun, wenn unsere beiden 
Länder auf gegnerischen Seiten kämpfen sollten, hoffe ich, daß unsere per- 
sönliche Freundschaft davon nicht betroffen wird. Er gab mir die Hand & 
verließ den Raum, nachdem er etwa 8 Minuten bei mir gewesen war.»“* 

Den obersten britischen Hofbeamten und Staatsmännern blieb das Ge- 
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spräch zwischen dem König und dem Preußenprinzen nicht verborgen. 
Zwar ahnten sie nichts von einer Neutralitätszusage, aber sie durchschau- 
ten wohl, daß die Erreichung einer derartigen Haltung in der Absicht 
Prinz Heinrichs lag. Der Privatsekretär des Königs, Lord Stamfordham, 
teilte dem Unterstaatssekretär Sir Arthur Nicolson, der die Nachricht so- 
gleich an Grey weiterleitete, noch am 26. Juli mit, «Prinz Heinrich kam ge- 
stern herüber und frühstückte [sic] heute morgen mit dem König. Prinz 
Heinrich sagte, wenn Rußland eingreife werde es im Innern Revolution 
geben und die Dynastie gestürzt werden. Das ist Unsinn - aber es zeigt, 
wie eifrig sie bestrebt sind, uns vorzumachen, daß Rußland ruhig bleiben 
wird und auszustreuen, daß wir ebenso still sein werden - ein törichtes 
Verfahren - (Prinz Heinrich ist nach Deutschland zurückgekehrt).» 

Nach der kurzen Begegnung im Buckingham Palace eilte Heinrich in 
die naheliegende deutsche Botschaft, wo er mit dem Fürsten Lichnowsky 
und dem Marineattache Korvettenkapitän Erich von Müller konferierte. 
Kurz vor Mittag telegraphierte der Botschafter ans Auswärtige Amt: 
«Prinz Heinrich bittet mich, Ew. Exz. zu melden, S.M. der König habe 
ihm den lebhaften Wunsch zu erkennen gegeben, daß es der britisch-deut- 
schen Gemeinschaft unter Zutritt Frankreichs und Italiens gelingen möge, 
der so überaus ernsten Lage im Sinne des Friedens Herr zu werden.» Eine 
Zusicherung des Königs bezüglich der neutralen Haltung Großbritan- 
niens in einem europäischen Krieg erwähnte der Botschafter nicht.“ Daß 
Heinrich eine solche Zusicherung erhalten zu haben glaubte, geht aber 
zweifelsfrei aus dem «ganz geheimen» Telegramm hervor, das der Marine- 
attach& Müller noch am gleichen Tag, dem 26. Juli, an seine Vorgesetzten in 
Berlin richtete, die diese Nachricht umgehend an den Reichskanzler wei- 
terleiteten: «König von Großbritannien äußerte zum Prinzen Heinrich 
von Preußen, England würde sich neutral verhalten, falls Krieg ausbrechen 
sollte zwischen Kontinentalmächten.»* Von der Botschaft aus fuhr Prinz 
Heinrich nach Maresfield, dem Landsitz des Fürsten Alexander von 
Münster-Derneburg in Sussex. Dort besuchten ihn, für den Tag aus East- 
bourne kommend, seine beiden Schwestern Sophie von Griechenland und 
Margarethe von Hessen mit ihren Kindern.“ 

Es ist kaum anders denkbar, als daß Heinrich «auf Veranlassung des 
Kaisers» nach London gekommen war, auch wenn wir nicht genau fest- 
stellen können, wann er diesen Auftrag erhielt. Jedenfalls war die Aus- 
wirkung seines Gesprächs mit dem König auf die Entscheidungen Wil- 
helms in dieser kritischen Phase der Julikrise eine verheerende, denn 
Wilhelm interpretierte die ihm durch seinen Bruder übermittelte spontane 
und zögerliche Äußerung Georges V. als eine «klare offizielle Neutralitäts- 
erklärung» .”° Wir haben oben gesehen, wie schon das Telegramm Müllers 
vom 26.Juli den Kaiser bei seiner Rückkehr nach Potsdam in seiner 
Bereitschaft zum Kriege bestätigte.”' Bei seiner Rückkehr nach Kiel am 
28. Juli 1914 — es war genau die Zeit, in der Wilhelm II. unter dem Ein- 
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Abb. 46 Prinz Heinrich von Preußen in Sussex am 26. Juli 1914 


druck der Warnungen Lichnowskys schwankend wurde und seinen Halt- 
in-Belgrad-Vorschlag niederschrieb - teilte Heinrich dem Kaiser brieflich 
mit: «Vor meiner Abreise von London und zwar am Sonntag morgen hatte 
ich, auf mein Ansuchen, eine kurze Unterredung mit Georgie, welcher 
sich über den Ernst der augenblicklichen Lage vollkommen im Klaren war 
und versicherte, er und seine Regierung würden nichts unversucht lassen 
um den Kampf zwischen Oesterreich und Serbien zu lokalisieren, deshalb 
habe seine Regierung den Vorschlag gemacht, Deutschland, England, 
Frankreich und Italien, wie Du längst weißt, möchten intervenieren um zu 
versuchen Rußland im Zaume zu halten, er hoffe, daß Deutschland in der 
Lage sein werde, trotz seines Bündnissverhältnisses zu Oesterreich, die- 
sem Vorschlag beizutreten um den Europäischen Krieg zu vermeiden, dem 
wir, wie er sagte, näher seien als je zuvor; er sagte weiter wörtlich «we shall 
try all we can to keep out of this and shall remain neutrab. - Daß diese Äu- 
erung ernst gemeint war, davon bin ich überzeugt, ebenso wie davon, daß 
England anfangs auch neutral bleiben wird, ob es dies jedoch auf die 
Dauer wird können, darüber kann ich nicht urteilen, hege aber meine Be- 
denken, wegen des Verhältnisses zu Frankreich. - Georgie war sehr ernst 
gestimmt, folgerte logisch und hatte das ernsteste und aufrichtige Bel[s]tre- 
ben dem eventuellen Weltbrand vorzubeugen, wobei er stark auf Deine 
Mithülfe rechnete. [...] Im Übrigen war von einer Erregung im öffent- 
lichen Leben in London nichts zu spüren, was wohl dem Umstande zuzu- 
schreiben sein dürfte, daß der «weekend» seine Rolle spielte, den sich ein 
Land, welches geographisch so günstig gelegen ist wie England, wohl lei- 
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sten kann. - Lichnowsky, mit dem ich noch am Sonntag zusammen war 
hat mich der loyalen und aufrichtigen Gesinnungen, Sir Edward Grey’s, 
gelegentlich der augenblicklichen Krisis, des Neuen versichert.»”° Nach 
dem Krieg räumte der Prinz in einem Leserbrief an die Süddeutsche Zei- 
tung sowie in Gesprächen mit dem Archivar Kurt Jagow ein, daß es sich 
bei der Äußerung des Königs keineswegs um ein Versprechen der Neutra- 
lität gehandelt habe. 

Gleich am folgenden Vormittag des 29. Juli erhielt Heinrich per Tele- 
gramm die Bitte des Kaisers, umgehend nach Potsdam zu kommen. Er traf 
um 18.20 Uhr im Neuen Palais ein.”* Er mußte sogleich Wilhelm II. und 
Bethmann Hollweg seine Eindrücke von England schildern. In seinem 
Tagebuch hielt er fest: «Stelle mich zur Entsendung St. Petersburg zur Ver- 
fügung; W. meint dies zwecklos, aber eventuell London, welches vorzuzie- 
hen sei.»7° Zu dieser zweiten Reise des Kaiserbruders nach London ist es 
bekanntlich nicht gekommen. Statt dessen entschied man sich für einen 
Depeschenwechsel des Kaisers sowohl mit dem König als auch mit dem 
Zaren, durch den die britische Neutralität erwirkt beziehungsweise die 
Schuld am Kriegsausbruch Rußland zugeschoben werden sollte. 


5. Der «Kronrat» von Potsdam am 29. Juli 1914 


Prinz Heinrich traf zu einem Zeitpunkt im Neuen Palais ein, als eine Reihe 
von Besprechungen bei Wilhelm II. stattfanden, die gelegentlich als «Pots- 
damer Kronrat» zusammengefaßt werden. Diese Bezeichnung ist irrefüh- 
rend, nicht nur, weil es sich nicht um einen Kronrat im verfassungsmäßi- 
gen Sinne einer Sitzung des Preußischen Staatsministeriums unter Vorsitz 
des Königs handelte, sondern weil der Monarch die Armee- und Marine- 
führer zu separaten Vorträgen empfing. Selbst jetzt im Augenblick der 
höchsten Gefahr kam der Kaiser nicht auf die Idee, seine höchsten zivilen 
und militärischen Ratgeber, die alle gleichzeitig im Palais auf die Audienz 
warteten, gemeinsam um einen Tisch zu versammeln. Um 16.20 Uhr spra- 
chen der Reichskanzler, der Kriegsminister von Falkenhayn, der General- 
stabschef von Moltke und der Chef des Militärkabinetts von Lyncker beim 
ihm vor. Als sie kurz nach 18.00 Uhr entlassen wurden, wurde Prinz 
Heinrich für eine Dreiviertelstunde vorgelassen. Als Admiral blieb Hein- 
rich dann im Zimmer, als um 19.15 Uhr Tirpitz, Pohl und Müller zu ihrem 
Marinevortrag eintraten. Eine derartige Aufteilung erleichterte es dem 
Monarchen wie eh und je, die Diskussionen weitgehend zu beherrschen. 
Seit der Rückkehr Bethmann Hollwegs, Falkenhayns und Moltkes 
nach Berlin am 25. Juli war die Krise in ihr Endstadium eingetreten. Zwi- 
schen ihnen gab es jedoch schwerwiegende Differenzen taktischer Art, die 
nur der Monarch beilegen konnte. Schon am 28. Juli abends gelang es dem 
Kriegsminister, gegen den ausdrücklichen Willen des Reichskanzlers beim 


5. Der «Kronrat» von Potsdam am 29. Juli 1914 1127 


Kaiser den Befehl zu erwirken, diejenigen Truppen, die sich außerhalb der 
Kaserne befanden, zu ihren Standorten zurückzurufen.’* Jetzt, am 29. Juli, 
schilderte Falkenhayn seine Differenzen mit Bethmann und Moltke und 
die Entscheidungen des Kaisers in seinem Tagebuch wie folgt: «Morgens 
sichere Nachrichten, daß Frankreich und England (letzteres mit Flotte) 
mobil machen und wir sitzen ruhig!!! Sitzung beim Reichskanzler über 
Kriegszustand in Berlin. Er bleibt natürlich dabei. Mit Moltke zum 
Reichskanzler, um ihn für die Ausübung des mil. Schutzes von wichtige- 
ren Verkehrskunstbauten zu gewinnen. Dies Vorschlag Moltkes während 
ich mehr für Ausspruch der «drohenden Kriegsgefahr> bin. Reichskanzler 
natürlich für ersteren Vorschlag. Mit Moltke zu S.M., er hörte auf Reichs- 
kanzler. Bei S.M. Stimmung wieder umgeschlagen. Glaubt, wie er sagt, 
daß Kugel, die ins Rollen gekommen, nicht mehr aufzuhalten ist. Stimmt 
dem entsprechend meiner Ansicht zu, fällt aber, als ihn Reichskanzler und 
verwunderlicherweise auch Moltke im entgegengesetzten Sinn beeinflus- 
sen, um. Es bleibt also beim Beschluß.» Die Ausrufung des Zustandes der 
drohenden Kriegsgefahr, die Falkenhayn forderte, wäre praktisch gleich- 
bedeutend mit der Mobilmachung und dem Überfall auf Belgien, Luxem- 
burg und Frankreich gewesen. Deshalb zeigte der Kriegsminister für die 
Entscheidung des Kaisers Verständnis, indem er achselzuckend feststellte: 
«Wer noch an die Erhaltung des Friedens glaubt, oder sie wenigstens 
wünscht, kann natürlich dem Ausspruch der drohenden Kriegsgefahr bei 
uns nicht beitreten. Freilich kommen wir durch diese Entscheidung militä- 
risch in Nachteil, aber wenn das Moltke zu vertreten in der Lage ist, kann 
ich mich nicht widersetzen.»’7 

Lange haben Historiker den Umstand beklagt, daß es über die wichti- 
gen Besprechungen in Potsdam am 29. Juli 1914 nur fragmentarische, nach 
der Niederlage entstandene Aufzeichnungen gegeben hat.”® Inzwischen 
besitzen wir eine authentische zeitgenössische Quelle, die mehr Licht auf 
die Vorgänge und speziell auf die Wirkung der angeblichen Neutralitäts- 
zusicherung Georges V. auf die Stimmung des Kaisers wirft. Das Tagebuch 
des Marinekabinettschefs von Müller hält die Vorgänge folgendermaßen 
fest: «Nachm. Vortrag im Neuen Palais. Vor uns (Tirpitz, Pohl u. ich) wa- 
ren Reichskanzler u. Chef d. Gen. St. u. Kriegsm. zum Vortrag gewesen. 
Letztere beiden im Adj. Zimmer gesprochen, waren guter Dinge im Glau- 
ben an Englands vorläufige Neutralität (der König hatte das unserem Prin- 
zen Heinrich versichert). Reichskanzler hatte sehr roten Kopf. Unser 
«Vortrag beschränkte sich auf längere Darlegung der Situation durch Kai- 
ser. Reichskanzler habe ihm gesagt, wenn die Krisis überwunden, käme 
doch sehr eine Verständigung mit England über die Flottenfrage in Frage. 
S.M. habe das rundweg abgelehnt. Wir alle stimmten zu. Kaiser erzählte 
dann noch über Äußerung des Königs von England an Prinz Heinrich - 
der beim Vortrag zugegen war - u. über seinen Telegrammwechsel mit 
dem Zaren über den Krieg gegen Serbien, den der Weisse Zar einen ignobel 
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[sic] war genannt hatte. Dann trug Tirpitz einige unwichtige Sachen vor. 
Kaiser war sehr erschöpft. Ich schlug deshalb vor, daß Pohls Vortrag auf 
morgen verschoben werde. Das geschah auch, aber Pohl trat doch in die 
Erscheinung u. sprach von der Notwendigkeit der Ernennung eines Ober- 
befehlshabers der Ostseestreitkräfte, worauf der Kaiser sofort auf den 
Prinzen Heinrich hinwies, der das hörte. Ich sagte, ich würde S.M. einen 
Vorschlag machen nach dem Vortrag Pohl’s über die Kriegführung.»° 

Müllers Tagebuchaufzeichnung bestätigt weitgehend den Inhalt der 
Notizen, die sich Tirpitz später über den Marinevortrag im Neuen Palais 
machte. Er referierte darüber in der dritten Person: «Seine Majestät führte 
zunächst aus, daß Prinz Heinrich, der heute von England zurückgekom- 
men ist, von Seiner Majestät dem König von England das Wort habe, daß 
England in dem Kriege neutral bleiben werde. Sir Edward Grey habe aller- 
dings geäußert, die Sache würde anders, wenn wir Frankreich niederschlü- 
gen. Seine Majestät fragte: «Was heißt das» Darauf antwortete Staatssekre- 
tär v. Tirpitz, die Rede Greys zeige deutlich, daß England sich seine 
Schritte vorbehalte und nicht klaren Wein einschenke. Nur wenn England 
klipp und klar seine Neutralität erkläre, käme es nicht zum Kriege. Seine 
Majestät erwiderte: «Ich habe das Wort eines Königs, das genügt mir.» Seine 
Majestät sagte weiter, es sei eine Depesche nach London geschickt worden, 
daß wir nicht beabsichtigten, Frankreich Land wegzunehmen, daß wir den 
Krieg nur abwehren und die Neutralität von Belgien und Holland respek- 
tieren würden, falls dies von der anderen Seite auch geschehe. Nach dem 
Kriege würden wir uns bemühen, mit England zu einem festen understan- 
ding zu kommen. Der Reichskanzler habe vorgeschlagen, daß wir das 
auch bezüglich der Marine zusagen wollten. Das habe er abgelehnt. Ein 
Flottenagreement habe keinen Zweck. Er könne ein solches vor dem Volke 
nicht verantworten, das Flottengesetz müsse durchgeführt werden. Staats- 
sekretär v. Tirpitz sagte, er danke Seiner Majestät für diesen Entschluß. 
Eine solche Zusage in diesem Augenblick bedeute ein In-die-Knie-Sinken 
vor England und könne von Seiner Majestät vor der Geschichte und seiner 
Persönlichkeit nicht verantwortet werden. Er glaube, daß Admiral v. Mül- 
ler derselben Ansicht sei, was Admiral v. Müller bejahte. Auch Prinz 
Heinrich stimmte zu.»"° Einstimmig beschlossen also die beiden Hohen- 
zollernbrüder und die drei ranghöchsten Admiräle gegen den Protest des 
Reichskanzlers, selbst bei einem friedlichen Ausgang der Balkankrise den 
selbstmörderischen Schlachtflottenbau gegen England fortzusetzen. 

Die Militärbevollmächtigten Bayerns, Sachsens und Württembergs ge- 
wannen einen überaus kriegerischen Eindruck von der Haltung Falken- 
hayns, Moltkes und auch Kaiser Wilhelms am 29. Juli 1914. Unmittelbar 
vor der Potsdamer Konferenz berichtete der bayerische General von Wen- 
ninger: «Der Kriegsminister, unterstützt vom Generalstabschef, wünscht 
dringend militärische Maßnahmen, die der «gespannten politischen Lage 
und der immerhin «drohenden Kriegsgefahr entsprechen würden. Der 
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Chef des Generalstabs will noch weiter gehen; er setzt seinen ganzen Ein- 
fluß darein, daß die selten günstige Lage zum Losschlagen ausgenützt wer- 
den solle.» Demgegenüber versuche der Reichskanzler alles zu vermeiden, 
was ähnliche Maßnahmen in Frankreich oder England auslösen und somit 
«den Stein ins Rollen bringen» könne. Aus diesem Grund sei Bethmann 
auch mit der verfrühten Heimreise des Kaisers und der Rückberufung der 
Flotte nicht einverstanden gewesen. Er habe die Chefs der Zentralbehör- 
den wie Tirpitz und Delbrück ersucht, weiterhin im Urlaub zu bleiben.“ 
Am folgenden Tag berichtete Wenninger nach München, die Potsdamer 
Verhandlungen hätten zu keinem entscheidenden Ergebnis geführt; «es 
wurde nur das Zugeständnis erreicht, daß die deutschen militärischen 
Maßnahmen allmählich in das Stadium der «drohenden Kriegsgefahr hin- 
übergleiten dürfen».? Der General Wild von Hohenborn habe an diesem 
Abend zuversichtlich gemeint, «wir gleiten langsam aber sicher in die Mo- 
bilmachung».”: Im gleichen Sinne berichtete der württembergische Ge- 
sandte in Berlin, Axel Freiherr von Varnbüler, am Abend des 29. Juli, daß 
der Große Generalstab nach wie vor «von seinem militärischen Stand- 
punkt den Moment für uns günstig halte» und daß «die Stimmung des 
Kaisers [...] ruhig und entschlossen» sei.'* 

Wenn Bethmann Hollweg auch bemüht war, übereilte Schritte der Mi- 
litärs zu verhindern, so war sein Anliegen auch jetzt nicht die Verhinde- 
rung eines großen Krieges, sondern die Schuldzuweisung für den «großen 
Kladderadatsch» an Rußland, da seiner Überzeugung nach nur so das 
deutsche Volk für den Krieg zu gewinnen und England wenigstens zur 
vorläufigen Neutralität zu bewegen sein würde. Noch am Abend des 
29. Juli wies der Reichskanzler das Drängen des Kriegsministers auf Mo- 
bilmachung mit der Begründung zurück, daß die Mobilisierung Rußlands 
gegen Österreich noch nicht den Krieg bedeute und somit «der Bündnis- 
fall noch nicht gegeben sei. Wir müßten aber das Eintreten dieses Falles 
abwarten, weil wir sonst die öffentliche Meinung weder bei uns noch in 
England für uns haben würden. Letzteres sei erwünscht, denn nach An- 
sicht des Reichskanzlers würde England nicht auf Seiten Rußlands stehen 
können, wenn dieses durch einen Angriff auf Österreich die allgemeine 
Kriegsfurie entfesseln und damit die Schuld für den großen Kladdera- 
datsch auf sich nehmen würde.»® 


6. Der unredliche Depeschenwechsel mit dem Zaren 


Der Kanzler und das Auswärtige Amt hatten schon lange die Absicht, in 
der letzten Phase der Krise die dynastischen Beziehungen zwischen Wil- 
helm II. und Nikolaus II. auszuspielen, um die russische Mobilmachung 
hinauszuzögern und Rußland moralisch ins Unrecht zu setzen. Noch 
während sich Wilhelm auf der Rückreise von Balholm nach Kiel befand, 
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hatte ihm Bethmann den Entwurf zu einem Telegramm an Nikolaus zuge- 
sandt, dessen Absendung der Kaiser aber als verfrüht ablehnte.‘ Am 
Abend des 28. Juli wiederholte der Reichskanzler seine Bitte, der Monarch 
möge «nunmehr doch die Gnade haben, [...] ein Telegramm an S.M. den 
Zaren zu richten. Ein solches Telegramm würde, wenn es dann doch noch 
zum Kriege kommen sollte, die Schuld Rußlands in das hellste Licht set- 
zen.» Diesmal erklärte sich der Kaiser mit dem Vorschlag einverstanden, 
er änderte allerdings zahlreiche Stellen im von Stumm entworfenen eng- 
lischsprachigen Konzept eigenhändig ab. Die endgültige, in den frühen 
Morgenstunden des 29. Juli abgeschickte Fassung lautete: «Mit der größ- 
ten Beunruhigung höre ich von dem Eindruck, den das Vorgehen Öster- 
reichs gegen Serbien in Deinem Lande hervorruft. Die gewissenlose Wühl- 
arbeit, die seit Jahren in Serbien am Werke war, hat schließlich zu dem 
abscheulichen Verbrechen geführt, dem Erzherzog Franz Ferdinand zum 
Opfer gefallen ist. Der Geist, der die Serben [1903] zu Mördern ihres eige- 
nen Königs und seiner Gemahlin machte, herrscht noch im Lande. Du 
stimmst sicher mit mir darüber ein, daß wir beide, Du und ich, sowie alle 
Souveräne ein gemeinsames Interesse daran haben, darauf zu bestehen, 
daß alle für diesen feigen Mord moralisch verantwortlichen Personen ihre 
verdiente Strafe erhalten. In diesem Falle spielt die Politik keine Rolle. An- 
dererseits verstehe ich vollkommen, wie schwierig es für Dich und Deine 
Regierung ist, den Strömungen Eurer öffentlichen Meinung entgegenzu- 
treten. Im Hinblick auf die herzliche und innige Freundschaft, die uns bei- 
de seit langem mit festem Bande verbindet, biete ich daher meinen ganzen 
Einfluß auf, um Österreich zu veranlassen, durch sofortiges Handeln zu 
einer befriedigenden Verständigung mit Dir zu kommen. Ich hoffe zuver- 
sichtlich, daß Du mich in meinen Bemühungen unterstützen wirst, die 
Schwierigkeiten, die noch entstehen können, zu beseitigen. Dein sehr auf- 
richtiger und ergebener Freund und Vetter Willy.»®* 

Dieses erste Telegramm des Kaisers kreuzte sich mit einer Depesche des 
Zaren, die Wilhelm am frühen Morgen des 29. Juli erhielt, als er sich noch 
im Schock über das Lichnowsky-Telegramm des Vortages befand. «Ich bin 
froh, daß Du zurück bist», drahtete Nikolaus. «In diesem äußerst ernsten 
Augenblick wende ich mich an Dich um Hilfe. Ein unwürdiger Krieg 
[ignoble war] ist einem schwachen Land erklärt worden. Die Entrüstung 
in Rußland, die ich völlig teile, ist ungeheuer. Ich sehe voraus, daß ich sehr 
bald dem auf mich ausgeübten Druck erliegen und gezwungen sein werde, 
äußerste Maßnahmen zu ergreifen, die zum Kriege führen werden. Um ein 
solches Unheil wie einen europäischen Krieg zu verhüten, bitte ich Dich 
im Namen unserer alten Freundschaft, alles Dir Mögliche zu tun, um Dei- 
nen Bundesgenossen davon zurückzuhalten, zu weit zu gehen.» Plötz- 
lich sah Kaiser Wilhelm die ganze Tragweite der Krise, die seine Politik 
heraufbeschworen hatte - Krieg gegen die gesamte Triple Entente - klar 
vor Augen. Um 7.30 Uhr früh bedeckte er das Telegramm des Zaren mit 
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langen erregten Randvermerken. Gefangen in seiner archaischen Monar- 
chenideologie, sah sich Wilhelm H. plötzlich in seiner Erwartung ge- 
täuscht, Nikolaus würde sich gegen die «Fürstenmörder» in Belgrad stel- 
len und sich als Herrscher von Gottes Gnaden mit ihm sowie mit Kaiser 
Franz Joseph und König George V. solidarisch erklären. Auf einem Imme- 
diatbericht des Reichskanzlers forderte er: «Solidarität der Monarchen 
gegen Fürstenmörderische Räuberbande gegen die Oesterreich eine Straf- 
exekution auszuführen im Begriff steht.» In seiner Verwirrung versuchte 
er sich Klarheit zu verschaffen. «1.) Des Zaren Telegramm ungefähr: Es sei 
ein «gnoble war» gegen einen armen Kleinstaat vom Zaun gebrochen, der 
in Russland eine ungeheuere Entrüstung ausgelöst habe, die er - der Zar - 
vollkommen theile. Er sehe voraus, daß er von öffentlicher Meinung 
«overwhelmed» werde, und dadurch zum Treffen von Maaßregeln gezwun- 
gen werde, welche zum Krieg unfehlbar führen würden. Er appellire daher 
an meine Freundschaft dahin, daß ich «must stop your Allies from going 
too far. 2.) Mein Telegramm, das sich mit dem des Zaren gekreuzt hat lau- 
tet etwa: Der Geist der einst die Serben zum Königsmord getrieben, habe 
im Volke weiter gewuchert und endlich den armen Erzherzog mit Frau 
auch getroffen. Es sei das solidarische Interesse aller Monarchen, daß die 
daran Betheiligten für das «dastardly murder streng und exemplarisch 
bestraft würden. Politics hätten nothing to do with this case at all. Daher 
appelirte ich an $S.M. Freundschaft, die uns seit langem verbinde, mir zu 
helfen, diese Strafe durchführen zu lassen - zu lokalisiren. - Ich verhehlte 
mir nicht die schwierige Stellung, die S.M. und die Russ. Regierung dabei 
gegen ihre öffentliche Meinung hätten. Ich hätte daher Wien anempfohlen 
ganz offen und ehrlich S.M. dem Zaren direkt mitzutheilen, welche Moti- 
ve es bewegten und welche ultimate Ziele es im Auge habe. - (Diese sind 
mir bis heute auch nicht bekannt.)»” Verbittert schrieb Wilhelm noch am 
30. Juli an den Rand eines russischen Zeitungsartikels: «Ich konnte nicht 
voraussetzen, daß der Zar sich auf seiten von Banditen und Königsmör- 
dern stellen würde, selbst auf die Gefahr hin einen Europ. Krieg zu entfes- 
seln. Einer solchen Mentalität ist ein Germane unfähig, die ist Slavisch 
oder Lateinisch.»”' 

Des Zaren Telegramm, schimpfte er in einer Randbemerkung für den 
Reichskanzler, sei das «Eingeständnis der Schwäche seiner selbst, und Ver- 
such die Verantwortung mir zuzuschieben. Das Telegramm enthält eine 
versteckte Drohung! und einem Befehl ähnliche Aufforderung dem Alli- 
ierten in den Arm zu fallen. Falls Ew. Exz. mein Telegramm gestern Abend 
abgesandt haben, muß es sich mit diesem gekreuzt haben. Wir werden nun 
sehen, wie das meine wirkt. Der Ausdruck «gnoble war läßt nicht auf 
monarchisches Solidaritätsgefühl beim Zaren schließen, sondern auf eine 
panslawistische Auffassung; d.h. die Sorge vor einer capitis diminutio auf 
dem Balkan im Falle Österr. Erfolge. Diese könnten ruhig in ihrer Ge- 
samtwirkung erst abgewartet werden. Es ist später immer noch Zeit zum 
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Verhandeln und eventl. Mobilmachen, wozu jetzt gar kein Grund für 
Rußland ist. Statt uns die Soemmation zu stellen, den Alliierten zu stoppen, 
sollte S.M. sich an den Kaiser Franz Josef wenden und mit ihm verhan- 
deln, um die Absichten $.M. kennen zu lernen. Sollten wir nicht Copien 
der beiden Telegramme an $S.M. den König nach London zur Information 
gesandt werden? [sic]»?* Bethmann teilte durchaus die Ansicht Wilhelms, 
daß das eingelaufene Telegramm des Zaren «so sehr das Eingeständnis der 
eigenen Schwäche» sei, daß es zweifelhaft sei, «ob man jedes einzelne Wort 
auf die Goldwaage legen darf. Jedenfalls zeigt es, wie notwendig es war, 
daß Euer Majestät den Zaren den wirklichen Untergrund des österrei- 
chisch-serbischen Konflikts und seine Bedeutung für die Monarchieen 
Europas erinnert haben. Ich darf ehrerbietigst um eine kurze Über- 
legungsfrist bitten, welchen Tenor ich Euer Majestät als Antwort vor- 
schlagen darf. Davon wird auch die Form der Mitteilung an London ab- 
hängen.» 

Die Antwort auf das Telegramm des Zaren wurde von Gottlieb von Ja- 
gow im Auswärtigen Amt entworfen und die englische Übersetzung ins 
Neue Palais geschickt, von wo aus der vom Kaiser an mehreren Stellen 
verbesserte Text am 29. Juli um 18.35 Uhr nach Petersburg abgesandt wur- 
de. Daß auch diese Depesche unchiffriert gedrahtet wurde, zeigt deutlich, 
daß es sich vornehmlich um einen propagandistischen Schachzug zur Ge- 
winnung der öffentlichen Meinung handelte. Die endgültige Fassung lau- 
tete: «Ich habe Dein Telegramm erhalten und teile Deinen Wunsch nach 
Erhaltung des Friedens. Allein, wie ich Dir in meinem ersten Telegramm 
gesagt habe, kann ich Österreichs Vorgehen gegen Serbien nicht als einen 
unwürdigen [ägnoble] Krieg ansehen. Österreich weiß aus Erfahrung, 
daß serbische Versprechungen auf dem Papier gänzlich unzuverlässig sind. 
Meiner Ansicht nach ist Österreichs Aktion dahingehend zu beurteilen, 
daß sie volle Bürgschaft dafür zu schaffen anstrebt, daß die serbischen Ver- 
sprechungen auch wirklich in die Tat umgesetzt werden. Diese meine Auf- 
fassung wird bestätigt durch die Erklärung des österreichischen Kabinetts, 
daß Österreich nicht beabsichtigt, irgendwelche territoriale Eroberungen 
auf Kosten Serbiens zu machen. Ich rege daher an, daß es für Rußland 
durchaus möglich wäre, bei dem österreichisch-serbischen Konflikt in der 
Rolle des Zuschauers zu verharren, ohne Europa in den entsetzlichsten 
Krieg zu verwickeln, den es je gesehen hat. Ich halte eine direkte Verstän- 
digung zwischen Deiner Regierung und Wien für möglich und wün- 
schenswert und, wie ich Dir schon telegraphiert habe, setzt meine Regie- 
rung ihre Bemühungen fort, diese Verständigung zu fördern. Natürlich 
würden militärische Maßnahmen von seiten Rußlands, die Österreich als 
Drohungen ansehen würde, ein Unheil beschleunigen, das wir beide zu 
vermeiden wünschen, und meine Stellung als Vermittler gefährden, die ich 
auf Deinen Appell an meine Freundschaft und meinen Beistand bereitwil- 
lig übernommen habe. »9* 
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Der Zar dankte für das «versöhnliche und freundschaftliche» Tele- 
gramm Wilhelms, er machte aber mit Bestürzung geltend, daß «die heute 
von Deinem Botschafter meinem Minister übergebene offizielle Mittei- 
lung in einem ganz anderen Ton gehalten» war. «Bitte Dich, diese Ver- 
schiedenheit aufzuklären», verlangte Nikolaus und fügte hinzu: «Es wür- 
de sich empfehlen, das österreichisch-serbische Problem der Haager 
Konferenz vorzulegen. Vertraue auf Deine Weisheit und Freundschaft. 
Dein Dich liebender Nicky.» Noch in der Nacht zum 30. Juli traf eine 
weitere Depesche des Zaren im Neuen Palais ein, die für noch größere 
Unruhe und Verwirrung sorgte. Nikolaus kündigte darin an, er werde um- 
gehend den Militärbevollmächtigten General Ilja Tatischtschew mit In- 
struktionen nach Berlin senden. Beschwichtigend fügte er hinzu, die mili- 
tärıschen Maßnahmen, die in Rußland jetzt in Kraft getreten, seien bereits 
«vor 5 Tagen zum Zwecke der Verteidigung wegen der Vorbereitungen 
Österreichs» beschlossen [«decided»] worden. «Ich hoffe von ganzem 
Herzen, daß diese Maßnahmen in keiner Weise Dein Amt als Vermittler 
stören werden, das ich sehr hoch anschlage. Wir brauchen Deinen starken 
Druck auf Österreich, damit dieses zu einer Verständigung mit uns 
kommt.» Von einem starken deutschen Druck auf Österreich könne 
«keine Rede!!!» sein, wütete Wilhelm in einer Randnotiz zu dieser Depe- 
sche. «Österreich hat ja nur im Süden gegen Serbien eine Theilmobilma- 
chung gemacht. Daraufhin hat der Zar - wie hier von ihm offen zugegeben 
wird - milit. Measures, which have now come into force, gegen Österreich 
und uns getroffen und zwar schon vor 5 Tagen. Es ist uns also um fast eine 
Woche voraus. Maßregeln seien zur Vertheidigung gegen Austria, das ıhn 
gar nicht angreift!!! Ich kann mich nicht auf Mediation mehr einlassen, da 
der Zar der sie anrief zugleich heimlich mobilgemacht hat, hinter meinem 
Rücken. Es ist nur ein Manöver, um uns hinzuhalten und den schon ge- 
wonnenen Vorsprung zu vergrößern. Mein Amt ist aus! W.»” Historiker 
haben wiederholt darauf hingewiesen, daß es sich hier um ein gravierendes 
Mißverständnis handelte, denn mit dem Wort «decided» hatte der Zar nur 
sagen wollen, daß die Maßnahmen zwar am 24. Juli beschlossen, aber erst 
jetzt, am 29. Juli, zur Ausführung gekommen seien.?* Imanuel Geiss zum 
Beispiel kommentiert den seltsamen Vorgang wie folgt: «Offensichtlich ist 
Wilhelm II. hier in seiner Erregung einem sprachlichen Mißverständnis 
zum Opfer gefallen (was bei seiner sicheren Beherrschung der englischen 
Sprache allerdings schwer zu erklären wäre), oder er hat bewußt oder un- 
bewußt aus dem englischen Wortlaut das herausgelesen, was gerade in sei- 
ne politische Stimmung hineinpaßte. Jedenfalls las auch die deutsche 
Reichsleitung das harmlose Wörtchen «decided> ganz so wie der Kaiser.» 

Am frühen Morgen des 30. Juli traf in Berlin ein Telegramm des Bot- 
schafters Pourtales ein, das die Nachricht von der Mobilmachung Ruß- 
lands gegen Österreich-Ungarn bestätigte. Die Wut des Kaisers darüber 
war grenzenlos. Um 7 Uhr früh schrieb er auf das Begleitschreiben des 
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Reichskanzlers: «Demnach hat der Zar mit seinem Appell an meine Hilfe 
einfach Comödie gespielt und uns arg angeführt! Denn man bittet nicht 
um Hilfe und Mediation, wenn man bereits mobilmacht! W.» «Darauf 
muß ich auch mobil machen!» rief er aus, denn die Mobilmachung gegen 
Österreich habe schon «am 24/VII begonnen». «Sie ist nach dem Tele- 
gramm des Zaren vom 29. bereits vor 5 Tagen befohlen, also am 24ten 
gleich nach Überreichung des Ultimatums an Serbien. Also lange ehe der 
Zar mich telegraphisch um Vermittlung gebeten hat. Er hat bei seinem er- 
sten Telegramm ausdrücklich gesagt, er werde voraussichtlich gezwungen 
werden Maßregeln ergreifen zu müssen die zu einem Europ. Kriege führen 
würden. Also damit nimmt er die Schuld auf sich. In Wirklichkeit waren 
die Maßregeln aber schon in vollem Gang und er hat mich einfach belogen. 
Die Sendung Tatischeffs [sic] und der Wunsch ich möge mich durch seine 
Mobilmachungsmaßregeln nicht in meiner Mediator-Rolle stören lassen 
sind kindisch, und lediglich darauf berechnet uns auf den Gänsedreck zu 
führen! Ich sehe meine Vermittelungsaktion als gescheitert an, da der Zar 
stattihre Wirkung loyal abzuwarten hinter meinem Rücken, ohne mir eine 
Andeutung zu machen bereits mobilisiert hatte! W.»'” 

Obwohl sie mit einem Zurückweichen Rußlands nicht mehr rechneten, 
setzten Bethmann, Jagow, Zimmermann und Stumm ihre Kriminalgrotes- 
ke mit dem Willy-Nicky-Depeschenwechsel fort. Am späten Vormittag 
des 30. Juli übersandte der Reichskanzler den von Jagow ausgearbeiteten 
deutschsprachigen Entwurf für ein weiteres Kaisertelegramm, den Wil- 
helm ins Englische übersetzte und an den Kanzler zurückschickte. Beth- 
mann verfügte die sofortige - offene - Absendung des Telegramms nach 
Schloß Peterhof. In deutscher Übersetzung lautete der gesandte Text: «Be- 
sten Dank für Telegramm. Es ist ganz ausgeschlossen, daß die Sprache 
meines Botschafters mit dem Inhalt meines Telegramms in Widerspruch 
gestanden haben könnte. Graf Pourtales war angewiesen, Deine Regierung 
auf die Gefahr und die ernsten Folgen einer Mobilmachung aufmerksam 
zu machen. Das gleiche sagte ich in meinem Telegramm an Dich. Öster- 
reich hat nur gegen Serbien mobil gemacht und zwar nur einen Teil seines 
Heeres. Wenn, wie es jetzt nach Deiner und Deiner Regierung Mitteilung 
der Fall ist, Rußland gegen Österreich mobil macht, so wird meine Ver- 
mittlerrolle, mit der Du mich gütigerweise betraut hast, und die ich auf 
Deine ausdrückliche Bitte übernommen habe, gefährdet, wenn nicht un- 
möglich gemacht werden. Das ganze Gewicht der Entscheidung ruht jetzt 
ausschließlich auf Deinen Schultern, sie haben die Verantwortung für 
Krieg oder Frieden zu tragen.»'”" Was Bethmann Hollweg mit dieser Ak- 
tion bewirken wollte, ging überdeutlich aus seiner Bitte an den Kaiser her- 
vor, er möge, «da auch dieses Telegramm ein besonders wichtiges Doku- 
ment für die Geschichte werden wird», darin «noch nicht zum Ausdruck 
bringen, daß Allerhöchstdero Mediatorrolle bereits aus ist».'” Das Ziel 
der deutschen Taktik war, wie Wilhelm II. genau wußte, «die Schuld 
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Rußlands [...] [zu] vergrößern und vor der gesamten Welt öffentlich [zu] 
dokumentieren».'% 


7. Das Pokerspiel um die englische Neutralität 


Der 30. Juli war für Wilhelm II. ein schwarzer Tag - der Tag, an dem sein 
Kartenhaus zusammenstürzte. Der soeben erwähnten Meldung von der 
vermeintlich schon mehrere Tage zuvor durchgeführten russischen Mobil- 
machung gegen Österreich folgten Telegramme des Fürsten Lichnowsky 
und des Marineattaches Erich von Müller aus London, die die Illusion von 
der Neutralität Großbritanniens in einem europäischen Krieg, die nicht 
zuletzt durch Prinz Heinrichs überoptimistische Wiedergabe seines Ge- 
sprächs mit George V. entstanden war, jäh zerstörten. 

Im sogenannten Potsdamer «Kronrat» am Abend des 29. Juli hatte 
Wilhelm den Admiralen Tirpitz, Müller und Pohl mitgeteilt, es sei eine 
Depesche nach London geschickt worden mit dem Angebot, falls Groß- 
britannien neutral bliebe, würde Deutschland Frankreich kein Land weg- 
nehmen und die Neutralität Belgiens und Hollands respektieren.’ Das 
war ein Mißverständnis. Tatsächlich handelte es sich bei der deutschen Of- 
ferte nicht um eine Depesche, sondern um ein mündliches Angebot Beth- 
mann Hollwegs an den britischen Botschafter Sir Edward Goschen. Diese 
entlarvenden Verhandlungen führte der Kanzler am 29. Juli nach seiner 
Rückkehr aus Potsdam - es war inzwischen 22.30 Uhr geworden. Der 
Botschafter und das Foreign Office in London erkannten in dem «Ange- 
bot» nicht nur die Kriegsentschlossenheit des Deutschen Reiches, sondern 
die ganze Tragweite der deutschen Expansionsabsichten in Westeuropa. 
Bethmann führte nämlich aus, daß Deutschland keine «Zerschmetterung 
Frankreichs» und also auch keine Störung des europäischen Gleichge- 
wichts beabsichtige. «Wir können dem englischen Kabinett - voraussätz- 
lich dessen neutraler Haltung - versichern, daß wir selbst im Falle eines 
siegreichen Krieges keine territoriale Bereicherung auf Kosten Frankreichs 
in Europa anstreben. Wir können ihm ferner zusichern, daß wir die Neu- 
tralität und Integrität Hollands so lange respektieren werden, als diese von 
unseren Gegnern respektiert wird. Was Belgien betrifft, so wissen wir 
nicht, zu welchen Gegenoperationen uns die Aktion Frankreichs in einem 
etwaigen Kriege nötigen könnte. Aber vorausgesetzt, daß Belgien nicht 
gegen uns Partei nimmt, würden wir auch für diesen Fall uns zu einer Ver- 
sicherung bereit finden, wonach Belgiens Integrität nach Beendigung des 
Krieges nicht angetastet werden darf.»'% Aus diesen Vorschlägen ging all- 
zu klar hervor, daß Deutschland die Absicht hatte, die belgische Neutrali- 
tät zu verletzen und das Land für die Dauer des Kriegs zu besetzen. Selbst 
wenn Großbritannien neutral bleiben sollte, behielt der Reichskanzler sich 
vor, die französischen Kolonien zu annektieren und Frankreich schwere 
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Bedingungen aufzubürden. Bei einem englischen Kriegseintritt, auch das 
implizierte sein Angebot, würde das Reich sich berechtigt fühlen, sich 
auch territorial auf Kosten Frankreichs zu bereichern. '* 

Am Vormittag des 30. Juli bastelten Kaiser Wilhelm und sein Bruder im 
Neuen Palais an einem Telegramm Prinz Heinrichs an George V., das die 
Neutralität Großbritanniens wenigstens für die ersten Wochen des Krie- 
ges sichern und gleichzeitig dem König die Schuld am kommenden euro- 
päischen Krieg, wie Admiral von Müller sich ausdrückte, «zuschieben» 
sollte.'”” In der deutschen Übersetzung lautete dieses Telegramm: «Bin seit 
gestern hier, habe das, was Du mir so freundlich in Buckingham Palace am 
vorigen Sonntag gesagt, Wilhelm mitgeteilt, der Deine Botschaft dankbar 
entgegennahm. Wilhelm, der sehr besorgt ist, tut sein Äußerstes, um der 
Bitte Nickys nachzukommen, für die Erhaltung des Friedens zu wirken. 
Er steht in dauerndem telegraphischen Verkehr mit Nicky, der heute die 
Nachricht bestätigt, daß er militärische Maßnahmen angeordnet hat, die 
einer Mobilmachung gleichkommen, und daß diese Maßnahmen schon 
vor fünf Tagen getroffen wurden. Außerdem erhalten wir Nachrichten, 
daß Frankreich militärische Vorbereitungen trifft, während wir keinerlei 
Maßnahmen verfügt haben, wozu wir indessen jeden Augenblick gezwun- 
gen sein könnten, wenn unsere Nachbarn damit fortfahren sollten. Das 
würde dann einen europäischen Krieg bedeuten. Wenn Du wirklich und 
ernstlich wünschest, dieses furchtbare Unheil zu verhindern, darf ich Dir 
dann vorschlagen, Deinen Einfluß auf Frankreich und auch auf Rußland 
dahin auszuüben, daß sie neutral bleiben. Das würde meiner Ansicht nach 
von größtem Nutzen sein. Ich halte dies für eine sichere und vielleicht die 
einzige Möglichkeit, den Frieden Europas zu wahren. Ich darf hinzufügen, 
daß jetzt mehr denn je Deutschland und England sich gegenseitig unter- 
stützen sollten, um eine furchtbare Katastrophe zu verhindern, die sonst 
unabwendbar erscheint. Glaube mir, daß Wilhelm in seinen Bestrebungen 
um die Aufrechterhaltung des Friedens von der größten Aufrichtigkeit ist. 
Aber die militärischen Vorbereitungen seiner beiden Nachbarn könnten 
ihn schließlich zwingen, zur Sicherheit seines eigenen Landes, das sonst 
wehrlos bleiben würde, ihrem Beispiel zu folgen.» Das Telegramm wurde 
von Prinz Heinrich dem Reichskanzler persönlich überbracht, der die so- 
fortige — abermals offene - Absendung nach London verfügte.’ 

Als die beiden kaiserlichen Brüder ihr Telegramm entwarfen, wußten 
sie noch nichts von den beiden inzwischen eingetroffenen Depeschen aus 
London, wonach der britische Außenminister unmißverständlich zu er- 
kennen gegeben hätte, Großbritannien könne sich unmöglich aus einem 
Krieg heraushalten, wenn Deutschland über Frankreich herfiele. Die dies- 
bezügliche Depesche des Londoner Marineattaches von Müller, die kurz 
vor Mitternacht in Berlin eingetroffen war,'” brachte der Chef des Admi- 
ralstabes von Pohl mit, als er am 30. Juli um ıı Uhr vormittags mit Admi- 
ral von Müller zu seinem Vortrag im Neuen Palais erschien. Der Chef des 
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Marinekabinetts schildert in seinem Tagebuch die Wirkung der Nachricht 
auf den Kaiser. «Auf der Hinfahrt zeigte er [Pohl] mir eine in der Nacht 
eingegangene Depesche des Mar. Attaches in London, wonach Grey an 
Lichnowski persönlich bestellt habe, England könne in einem Kriege 
Deutschland-Frankreich nicht neutral bleiben, sondern werde gleich mit 
der Flotte in Aktion treten. Das war der härteste Schlag dieser Tage. [...] 
Der Kaiser kannte merkwürdiger Weise das in der Nacht eingegangene 
vorerwähnte Telegramm noch nicht. Er war tief betroffen, als er es las, 
bewahrte aber äußerlich Ruhe.»'"° 

Obschon der Chef des Admiralstabes am 30. Juli zunächst die Opera- 
tionspläne unter der Annahme englischer Neutralität vortrug, die auch 
vom Kaiser genehmigt wurden," erließ Wilhelm angesichts der neuen 
Lage gleichzeitig den Allerhöchsten Operationsbefehl für den Nordsee- 
kriegsschauplatz. Demnach sollte «die englische Flotte durch offensive 
Vorstöße gegen die Bewachungs- oder Blockade-Streitkräfte der Deut- 
schen Bucht sowie durch eine bis an die britische Küste getragene rück- 
sichtslose Minen- und wenn möglich U-Bootsoffensive» geschädigt wer- 
den. «Nachdem durch diese Kriegführung ein Kräfteausgleich geschaffen 
ist, soll nach Bereitschaft und Zusammenfassung aller Kräfte versucht 
werden, unsere Flotte unter günstigen Umständen zur Schlacht einzuset- 
zen. Bietet sich schon vorher günstige Gelegenheit zum Schlagen, so muß 
diese ausgenutzt werden.»'"” Der Kaiser, Pohl und Müller legten an diesem 
Vormittag auch die Grundzüge fest, die zur Schädigung der englischen 
Truppentransporte angewendet werden sollten. «Es ist möglich, daß die 
Lage die unmittelbare Schädigung des Transports erforderlich machen 
wird», stellte die von ihm genehmigte «ganz geheime» Denkschrift fest. 
«Für diesen Fall werden Seine Majestät befehlen, von welchem Zeitpunkt 
ab Unternehmungen gegen den Transport erfolgen sollen. [...] Seine Ma- 
jestät wollen, daß die Schädigung alsdann, wenn möglich, vorwiegend 
durch U-Bootunternehmungen und Verseuchung der Anmarschwege des 
Transports sowie der Zugänge zu den Ein- und Ausschiffungshäfen mit 
Minen erfolgt. [...] Seine Majestät wollen jedoch nicht, daß das Gros hier- 
zu ohne seinen ausdrücklichen Befehl eingesetzt wird.»'"; Ferner geneh- 
migte der Kaiser an diesem Tag die ihm vom Admiralstab vorgelegten Be- 
fehle für das Verhalten der deutschen Flotte gegenüber den neutralen 
Staaten Dänemark, Schweden, Norwegen, Holland und Belgien.''* Der 
Staatssekretär des Innern wurde angewiesen, «den Wasserstand im Kaiser 
Wilhelm-Kanal von jetzt ab dauernd so hoch zu halten, daß Großlinien- 
schiffe den Kanal jederzeit befahren können.»''5 Um 13.45 Uhr erteilte der 
Kaiser die Genehmigung zur «Sicherung» der Flotte. Trotz alledem be- 
richteten Prinz Heinrich und sein Adjutant, die vom Neuen Palais direkt 
ins Reichsmarineamt fuhren, «$. M. ist ruhig.»'"* 

Unmittelbar nach dem Marinevortrag schrieb der Kaiser auf einer Ein- 
gabe des Reichskanzlers: «Inzwischen ist heute Morgen ein Telegramm 
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des Marine Attach&s in London eingelaufen, in dem mitgetheilt wird, daß 
Sir E.Grey an Lichnowsky im Privatgespräch gesagt habe, daß, falls wir 
gegen Frankreich zum Kriege kämen, England uns umgehend, sofort zur 
See mit seiner Flotte angreifen werde. Erforderliche Gegenmaßsregeln, so- 
weit sie unauffällig gemacht werden können gegen Überfälle pp. (ä la Port 
Arthur) sind bereits im Gange. Ich wundere mich, daß Lichnowsky noch 
nichts gemeldet hat.»''” Auf einen Zeitungsausschnitt aus der Londoner 
Morning Post schrieb der Kaiser eine lange Randbemerkung in englischer 
Sprache, die uns ein gutes Bild von seiner Verwirrung in diesem kritischen 
Augenblick vermittelt. Ins Deutsche übersetzt lautete seine Einschätzung 
der Lage: «Die einzige Möglichkeit den Frieden zu sichern oder sogar zu 
erzwingen, besteht darin, daß England seinen Verbündeten, Paris und 
Petersburg, sagen muß, sich ruhig, daß heißt neutral gegenüber dem öster- 
reichisch-serbischen Konflikt zu verhalten. Dann kann auch Deutschland 
ruhig bleiben. Fährt England jedoch fort, Stillschweigen zu beobachten 
oder lauwarme Neutralitätsversicherungen zu geben, so würde das heißen, 
daß es seine Verbündeten ermutigt, Österreich-Deutschland anzugreifen. 
Auf die Aufforderungen des Zaren hat Berlin versucht, zwischen Peters- 
burg und Wien zu vermitteln. Doch schon vor seiner Aufforderung hatte 
S.M. [Zar Nikolaus] in der Stille mobil gemacht, so daß der Vermittler - 
Deutschland - «en demeure» versetzt [in Verzug gerät] und seine Aufgabe 
illusorisch wird. Jetzt kann nur England allein die Katastrophe aufhalten, 
indem es seine Verbündeten zurückhält und ihnen deutlich zu verstehen 
gibt, daß es, wie Sir E. Grey erklärte, mit dem österreichisch-serbischen 
Konflikt nichts zu tun hat und daß, im Falle einer seiner Verbündeten sich 
aktiv an dem Kampf beteiligte, er nicht auf Englands Hilfe rechnen könn- 
te. Dies würde jeden Krieg verhindern. König George hat mir Englands 
Absicht, neutral zu bleiben, durch Prinz Heinrich übermittelt. Dagegen 
hat der Admiralstab heute morgen 30. VII. ein Telegramm von dem deut- 
schen Militärattache [sic] in London erhalten, daß Sir E.Grey in einer 
privaten Unterredung mit Fürst Lichnowsky geäußert habe, daß, wenn 
Deutschland gegen Frankreich Krieg begänne, England sofort mit seiner 
Flotte Deutschland angreifen würde. Folglich sagt Sir E. Grey genau das 
Gegenteil von dem, was sein Herrscher [Sovereign] mir durch meinen 
Bruder mitteilte, und versetzt dadurch seinen König mir gegenüber in die 
Lage eines doppelzüngigen Lügners [a double tongued liar]. William 
I.R.» Vermutlich nach dem Eintreffen des Lichnowsky-Telegramms ge- 
gen 13 Uhr setzte der Kaiser dieser Randbemerkung ein verwirrtes Post- 
skriptum hinzu, das sein Entsetzen dokumentiert. «Der ganze Krieg ist of- 
fensichtlich zwischen England, Frankreich und Rußland zur Vernichtung 
Deutschlands abgemacht worden. Zuletzt durch die Besprechungen mit 
Poincare in Paris und Petersburg, und der österreichisch-serbische Kon- 
flikt dient nur als Entschuldigung, um über uns herzufallen! Gott helfe uns 
in diesem Kampf um unsere Existenz, der durch Trug und Lug und gifti- 
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gen Neid [falseness, lies and poisonous envy!] zustande gebracht worden 
iselo 

Ganz im Geiste dieser Nachschrift bedeckte Kaiser Wilhelm sodann 
das Telegramm Lichnowskys mit Rand- und Schlußbemerkungen, die so 
rabiat waren, daß sie in der Tat, wie Müller befürchtete, auf den Beginn 
einer Nervenkrise schließen lassen — wenn sie nicht nur eine zynische Ab- 
wälzung der eigenen Schuld auf England und seinen König waren. Die 
«sehr ernste» Warnung Greys, daß, falls sein Vorschlag einer Vermittlung 
der vier Großmächte England, Deutschland, Frankreich und Italien nicht 
umgehend aufgegriffen würde, eine «europäische Katastrophe» unmittel- 
bar bevorstehe, versetzte den deutschen Herrscher geradezu in Rage. Die- 
se Erklärung des Außenministers sei «das stärkste und unerhörteste Stück 
Engl. Pharisäerthums das ich je gesehen!» schrieb Kaiser Wilhelm. «Mit 
solchen Hallunken mache ich nie ein Flottenabkommen!» Der «urge- 
mein[e] und mephistophelisch[e]! aber recht Englisch[e]» Vermittlungs- 
vorschlag des «gemeinen Täuschers!!» Grey laufe darauf hinaus, «wir sol- 
len Österreich sitzen lassen», sonst würde England «uns anfallen». Und 
am Schluß des Dokuments donnerte der Monarch: «England dekouvriert 
sich im Moment wo es der Ansicht ist, daß wir im Lappjagen eingestellt 
sind und so zu sagen erledigt! Das gemeine Krämergesindel hat uns mit 
Diners und Reden zu täuschen versucht. Die gröbste Täuschung, die Wor- 
te des Königs für mich an Heinrich: «We shall remain neutral and try to 
keep out of this as long as possible.» Grey straft den König Lügen, und die- 
se Worte an Lichnowsky sind der Ausfluß des bösen Gewissens, daß er 
eben das Gefühl gehabt hat uns getäuscht zu haben. Zudem ist es tatsäch- 
lich eine Drohung mit Bluff verbunden, um uns von Österreich loszulösen 
und an der Mobilmachung zu hindern und die Schuld am Kriege zuzu- 
schieben. Er weiß ganz genau, daß wenn er nur ein einziges, ernstes, schar- 
fes abmahnendes Wort in Paris und Petersburg spricht und sie zur Neutra- 
lität ermahnt, beide sofort stille bleiben werden. Aber er hütet sich das 
Wort auszusprechen, sondern droht uns statt dessen! Gemeiner Hunds- 
fott! England allein trägt die Verantwortung für Krieg und Frieden nicht 
wir mehr! Das muß auch öffentlich klargestellt werden. W.»'" 

Am frühen Abend des 30. Juli traf im Neuen Palais noch die Abschrift 
einer Depesche aus St. Petersburg ein, die der Kaiser von oben bis unten 
mit Vorwürfen gegen Rußland und England bedeckte, die nicht nur von 
seiner bitteren Enttäuschung und Angst, sondern auch von einem wahn- 
haften Realitätsverlust Zeugnis ablegen, wobei die Überzeugung, die Rus- 
sen hätten bereits am 24. Juli gegen Österreich mobil gemacht, wieder eine 
fatale Rolle spielte. Die Behauptung des russischen Außenministers Saso- 
now, die Teilmobilmachung der russischen Armee gegen Österreich sei 
eine Antwort auf die österreichische Mobilmachung und nicht mehr rück- 
gängig zu machen, erregte seinen empörten Widerspruch. «Wenn Mobil- 
machung nicht mehr rückgängig zu machen ist - was nicht wahr ist -, 
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warum hat dann überhaupt der Zar meine Vermittlung 3 Tage nachher an- 
gerufen ohne die Erlassung des Mobilmachungsbefehls zu erwähnen?! 
Das zeigt doch klar, daß die Mobilmachung ihm selbst übereilt erschienen 
ist und er hinterher zur Beruhigung seines erwachten Gewissens pro For- 
ma diesen Schritt bei uns that, obwohl er wußte, daß er zu nichts mehr 
nutze sei, da er sich nicht stark genug fühlt, die Mobilisierung zu stoppen. 
Leichtsinn und Schwäche sollen die Welt in den furchtbarsten Krieg stür- 
zen, der auf den Untergang Deutschlands schließlich abzielt. Denn das 
läßt jetzt für mich keinen Zweifel mehr zu: England, Rußland u. Frank- 
reich haben sich verabredet - unter zu Grunde Legung des casus foederis 
für uns Österreich gegenüber - den Österreichisch-Serb. Konflikt zum 
Vorwand nehmend gegen uns den Vernichtungskrieg zu führen. Daher 
Greys zynische Bemerkung an Lichnowsky «solange der Krieg auf Ruß- 
land und Österreich beschränkt bleibe würde England still sitzen, erst 
wenn wir uns und Frankreich hineinmischten würde er gezwungen sein 
aktiv gegen uns zu werdem. D.h. entweder wir sollen unseren Bundes- 
genossen schnöde verrathen und Rußland preisgeben - damit den 3Bund 
sprengen oder für unsere Bundestrene von der 3pel Entente gemeinsam 
überfallen und bestraft werden, wobei ihrem Neid endlich Befriedigung 
wird uns gemeinsam total zu ruinieren. Das ist in nuce die wahre nackte 
Situation, die langsam und sicher durch Edward VII. eingefädelt, fortge- 
führt, durch abgeleugnete Besprechungen Englands mit Paris und Peters- 
burg, systematisch ausgebaut; schließlich durch Georg V. zum Abschluß 
gebracht und ins Werk gesetzt wird. Dabei wird uns die Dummheit und 
Ungeschicklichkeit unseres Verbündeten zum Fallstrick gemacht. Also die 
berühmte «Einkreisung Deutschlands ist nun doch endlich zur vollsten 
Thatsache geworden, trotz aller Versuche unsrer Politiker und Diploma- 
ten sie zu hindern. Das Netz ist uns plötzlich über den Kopf zugezogen 
und ho[h]nlächelnd hat England den glänzendsten Erfolg seiner beharrlich 
durchgeführten puren antidentschen Weltpolitik, gegen die wir uns macht- 
los erwiesen haben, indem es uns zsolirt im Netze zappelnd aus unserer 
Bundestreue zu Österreich den Strick zu unserer Politischen und ökono- 
mischen Vernichtung dreht. Eine großartige Leistung, die Bewunderung 
erweckt, selbst bei dem, der durch sie zu Grunde geht! Edward VI. ist 
nach seinem Tode noch stärker als ich, der ich lebe! Und da hat es Leute 
gegeben die geglaubt haben, man könnte England gewinnen oder beruhi- 
gen, durch diese oder jene kleinen Maßregeln!!! Unablässig, unnachgiebig 
hat es sein Ziel verfolgt, mit Noten, Feiertagsvorschlägen, scares, Haldane 
etc. bis es soweit war. Und wir sind ins Garn gelaufen und haben sogar das 
Einertempo im Schiffbau eingeführt in rührender Hoffnung England da- 
mit zu beruhigen!!! Alle Warnungen, alle Bitten meinerseits sind nutzlos 
verhallt. Jetzt kommt der Engl. sog. Dank dafür! Aus dem Dilemma der 
Bundestreue gegen den ehrwürdigen, alten Kaiser wird uns die Situation 
geschaffen, die England den erwünschten Vorwand giebt uns zu vernich- 
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ten, mit dem heuchlerischen Schein des Rechtes, nämlich Frankreich zu 
helfen wegen Aufrechterhaltung der berüchtigten balance of Power in Eu- 
ropa, d.h. Ausspielung aller Europ. Staaten zu Englands Gunsten gegen 
uns! Jetzt muß dieses ganze Getriebe schonungslos aufgedeckt und ihm 
öffentlich die Maske christlicher Friedfertigkeit in der Öffentlichkeit 
schroff abgerissen werden und die Pharisäische Friedensheuchelei an den 
Pranger gestellt werden!! Und unsere Consuln in Türkei und Indien, 
Agenten etc. müßen die ganze Mohamedan. Welt gegen dieses verhaßte, 
verlogene, gewissenlose Krämervolk zum wilden Aufstande entflammen; 
denn wenn wir uns verbluten sollen, dann soll England wenigstens Indien 
verlieren. W.»'?° Dem General Liman von Sanders, der aus der Türkei nach 
Deutschland zurückkehren wollte, befahl der Kaiser nun: «Muß da blei- 
ben und auch gegen England den Krieg und Aufstand schüren.»'*' 

Freilich, die scharfe Absichtserklärung Greys verfehlte ihre abschrek- 
kende Wirkung auf den Kaiser nicht. Noch am Abend des 30. Juli befahl 
Wilhelm dem Außensekretär von Jagow, ihm einen Entwurf zu einer De- 
pesche an Kaiser Franz Joseph vorzulegen, in der er seinen Halt-in-Bel- 
grad-Vorschlag wiederholte. Das Telegramm, das er um 19.15 Uhr nach 
Wien absandte, lautete: «Die persönliche Bitte des Zaren, einen Vermitt- 
lungsversuch zur Abwendung eines Weltenbrandes und Erhaltung des 
Weltfriedens zu unternehmen, habe ich nicht ablehnen zu können ge- 
glaubt und Deiner Regierung durch meinen Botschafter gestern und heute 
Vorschläge unterbreiten lassen. Sie gehen unter anderem dahin, daß Öster- 
reich nach Besetzung von Belgrad oder anderer Plätze seine Bedingungen 
kundgäbe. Ich wäre Dir zu aufrichtigem Dank verpflichtet, wenn Du mir 
Deine Entscheidung möglichst bald zugehen lassen wolltest.»'** Aber auch 
diesmal sorgte der Reichskanzler dafür, daß der kaiserliche Vorstoß ohne 
praktische Folgen blieb. Noch am gleichen Abend legte Bethmann in einer 
dringenden Depesche an Tschirschky abermals das zynische Kalkül offen, 
das den Kern seiner Politik in der Julikrise bildete. «Wenn Wien [...] jedes 
Einlenken ablehnt, ist es kaum mehr möglich, Rußland die Schuld an der 
ausbrechenden europäischen Konflagration zuzuschieben. $.M. hat auf 
Bitten des Zaren die Intervention in Wien übernommen, weil er sie nicht 
ablehnen konnte, ohne den unwiderleglichen Verdacht zu erzeugen, daß 
wir den Krieg wollten.» Wenn jetzt Österreich die Vermittlungsinitiative 
Londons ablehnen sollte, «so dokumentiert Wien, daß es unbedingt einen 
Krieg will, in den wir hineingezogen sind, während Rußland schuldfrei 
bleibt. Das ergibt für uns der eigenen Nation gegenüber eine ganz unhalt- 
bare Situation.» TIschirschky solle in seinen Verhandlungen mit den 
österreichischen Staatsmännern daher das Kaisertelegramm «sofort nach- 
drücklichst in diesem Sinne» - also lediglich als taktischen Schachzug - 
interpretieren.'* 

Gegen Abend beruhigte sich der Kaiser wieder, wozu die offene 
Kriegsbegeisterung seines Bruders und seiner Söhne, die sich um ihn ver- 
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sammelt hatten, in nicht unwesentlichem Maße beitrug.'”* Der Chef des 
Zivilkabinetts teilte seiner Ehefrau am folgenden Morgen mit: «Gestern 
Abend waren der Kronprinz, Prinz Heinrich, Adalbert, Eitel Friedrich, 
Joachim bei der Kais. Tafel, alle furchtbar kriegerisch u. unglücklich, daß 
noch nicht mobil! Es ist ja an sich ganz gut, daß dem Kaiser solche muti- 
gen Gesinnungen entgegentreten, er ist in einer furchtbar schwierigen 
Lage. [...] Der Eindruck meiner gestrigen langen u. eingehenden Bespre- 
chung mit $. M. nach der Abendtafel im Neuen Palais (im Freien!) ist doch 
der, daß die Mobilmachung nicht zu vermeiden sein wird. Die Verhand- 
lungen in allen Hauptstädten schweben ja noch, alle Mittel und Wege wer- 
den versucht, aber bei der Haltung Englands, das wohl in der Lage wäre, 
das erlösende Wort zu sprechen, sich aber wie es scheint durch ein Bünd- 
nis mit Frankreich verpflichtet hat, ist kaum darauf zu hoffen, daß der 
Krieg vermieden werden kann. Aber der Zeitpunkt ist noch ganz unsicher. 
Gestern dachte man, die nächsten 24 Stunden müssen die Entscheidung 
bringen, heute ist schon wieder ein Hoffnungsstrahl!»" 

Wilhelms Stimmung hellte sich weiter auf, als am 30. Juli kurz vor 
Mitternacht ein entgegenkommendes Antworttelegramm des Königs von 
England an Prinz Heinrich in Potsdam eintraf. Er sei «so erfreut von Wil- 
helms Bemühungen zu hören, sich mit Nicky über die Erhaltung des Frie- 
dens zu verständigen», versicherte George. «Ich habe fürwahr den ernsten 
Wunsch, daß so ein nicht wieder gutzumachendes Unheil wie ein euro- 
päischer Krieg abgewendet werde. Meine Regierung tut das Äußerste, um 
Rußland und Frankreich nahezulegen, weitere militärische Vorbereitun- 
gen aufzuschieben, falls Österreich einwilligt, sich mit der Besetzung von 
Belgrad und angrenzendem serbischen Gebiet als Pfand für eine zufrie- 
denstellende Regelung seiner Forderungen zu begnügen, während inzwi- 
schen die anderen Länder ihre Kriegsvorbereitungen einstellen. Ich ver- 
traue darauf, daß Wilhelm seinen großen Einfluß aufbieten wird, um 
Österreich zu veranlassen, diesen Vorschlag anzunehmen und um zu be- 
weisen, daß Deutschland und England zusammenarbeiten, um zu verhin- 
dern, was eine internationale Katastrophe sein würde. Bitte versichere 
Wilhelm, daß ich alles tun werde, was in meiner Macht steht, um den euro- 
päischen Frieden zu erhalten.»'** Interlinear bemerkte Wilhelm auf das 
Telegramm des Königs, Österreich habe «heute Abend die gleichen Vor- 
schläge gemacht» - eine rätselhafte Äußerung, die noch näher zu untersu- 
chen sein wird.'”” Um 6.45 Uhr früh am folgenden Morgen verlangte Wil- 
helm vom Reichskanzler die «Vorlage eines Antworttelegramms an König 
von England und einer eventl. Mittheilung an S.M. den Zaren, über Eng- 
lische u. Wiener Vorschläge, die sich ja mit meinen fast ganz decken».'”* 

Der versöhnliche Ton des Telegramms des Königs trug aber auch spür- 
bar zu einer festeren Haltung Wilhelms gegenüber Rußland bei. Am 
31. Juli früh wurde ihm eine Depesche des Generals von Chelius über die 
russische Teilmobilmachung gegen Österreich-Ungarn überbracht, die in 
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der Nacht im Auswärtigen Amt eingegangen war. Der Kaiser stimmte 
ganz mit der Ansicht des Militärbevollmächtigten überein, daß Rußland 
eher «aus Angst vor kommenden Ereignissen» als aus aggressiven Absich- 
ten mobilisiert habe «und nun erschreckt ist darüber, was man angerichtet 
hat». Die Russen, so meinte er, müßten doch jetzt mit der Mobilisierung 
der deutschen Streitmacht rechnen. Ihr Ziel sei es offenbar: «Auf alle Fälle 
Zeit [zu] gewinnen und fertig vor uns [zu] sein!» Das in Petersburg vor- 
gebrachte Argument, daß man den österreichischen Zusicherungen nicht 
mehr glauben könne, keine Gebietserweiterung auf Kosten Serbiens anzu- 
streben, wies der Kaiser als «Quatsch!» und «Unverschämtheit» zurück.” 

Am 31. Juli 1914 vormittags war man sich in der engeren Umgebung 
Wilhelms II. einig, der Ausbruch des Krieges sei «unvermeidlich, aber ei- 
nige Zeit könne es immerhin noch dauern!» Der Chef des Zivilkabinetts 
wußte zu berichten: «Kommt die Mobilmachung, so siedelt der Kaiser zu- 
nächst nach Berlin über u. das Hauptquartier bleibt dort mindestens die 
ersten 3 Wochen.»'3° An diesem Vormittag schilderte der Kaiser in einer 
ganz geheimen Denkschrift zur Orientierung des Reichsmarineamtes, des 
Admiralstabes und nachträglich auch des Generalstabes und des Kriegsmi- 
nisteriums die Verhandlungen der letzten 24 Stunden mit England. «Nach- 
dem mir gestern - 30. VII. - Chef des Adm. Stabes Kenntnis des Tele- 
gramms des Marineattaches aus London gegeben hatte, die Unterhaltung 
Sir E. Greys mit Fürst Lichnowsky betreffend, in welcher Deutschland zu 
verstehen gegeben wurde, daß nur das Verrathen seines Bundesgenossen 
durch Nichttheilnahme am Kriege gegen Rußland uns vor einem soforti- 
gen Englischen Angriff bewahren könnte, traf bald darauf die Meldung 
des Botschafters über dieses Gespräch als Bestätigung ein, vom Ausw. 
Amt kommentarlos eingesandt. Es war mir klar, daß hierdurch Sir E. Grey 
seinen eigenen König, der mir eben durch Prinz Heinrich eine klare Neu- 
tralitätserklärung offiziell hatte zugehen lassen - am 29. mündlich über- 
bracht -, mir gegenüber als unwahrhaft darstellte. Da ich nun der Über- 
zeugung bin, daß die ganze Krisis nur allein durch England veranlaßt und 
nur allein durch England gelöst werden kann (durch Druck auf die ver- 
bündeten Russen und Gallier), so entschloß ich mich zu einem Telegramm 
privater Natur an den König, der anscheinend sich seiner Rolle und Ver- 
antwortung in der Krisis in keiner Weise klar ist. [...] Ich sei der Ansicht, 
daß nunmehr die einzige Möglichkeit, einen Weltenbrand zu hindern, den 
England auch nicht wünschen könne, in London läge, nicht in Berlin. An- 
statt Vorschläge für Conferenzen pp. zu machen, möge S.M. der König 
klipp und klar Russen und Galliern gleichzeitig anbefehlen lassen, - es sei- 
en ja seine Allüierte - umgehend ihre Mobilmachungen einzustellen, nen- 
tral zu bleiben und die Vorschläge Österreichs abzuwarten, die ich sofort 
weitergeben werde, sobald sie mir mitgeteilt seien. Die volle Verantwor- 
tung für den entsetzlichsten Weltbrand, der je getobt habe, falle unbedingt 
auf seine Schultern, und er werde von Welt und Geschichte dafür mal ver- 
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urteilt werden. Ich könne nichts direkt mehr machen; es sei an ihm, nun- 
mehr einzugreifen und die Ehrlichkeit englischer Friedensliebe zu bewei- 
sen. Meiner loyalen und regsten Unterstützung könne er versichert sein. 
Anliegendes Telegramm des Königs ist die Antwort. [...] In Petersburg 
nach heutiger Meldung des Botschafters absolut gar keine Kriegsbegeiste- 
rung, im Gegenteil gedrückte Stimmung, da gestern abend wieder heftige 
Straßenkämpfe zwischen Revolutionären und Truppen und Katerstim- 
mung bei Hof und Militär, da sie wieder zur Besinnung kommend einen 
Schreck bekommen über das, was sie mit ihrer vorzeitigen Mobilmachung 
angerichtet und noch anrichten könnten. Wilhelm I. R.»"* 

Dieses Schriftstück - vom Kaiser mit dem Datum «3 1/VII 14 12 h. Mit- 
tags» versehen, doch allem Anschein nach etwas früher und vor allem in 
Unkenntnis der um 11.40 Uhr in der Wilhelmstraße eingetroffenen Nach- 
richt von der russischen Generalmobilmachung verfaßt - ist ein merkwür- 
diges Dokument, nicht nur wegen der offenkundigen Abwälzung der 
Schuld an der bevorstehenden Katastrophe auf England. Wilhelm berief 
sich darin auf Meldungen des Botschafters über eine plötzliche Kater- 
stimmung in St. Petersburg, die vier Tage alt und somit längst überholt 
waren.'3* Nichtsdestoweniger machte es zusammen mit dem beigefügten 
Telegramm Georges V. auf die oberste Marineführung, nicht aber auf 
Bethmann Hollweg und die Generäle, einen tiefen Eindruck. Müller hielt 
in seinem Tagebuch fest: «Mittags brachte ein Leibgendarm direkt vom 
Kaiser ein sehr entgegenkommendes Antworttelegramm des Königs von 
England an Prinz Heinrich. Sehr für Frieden, hofft daß wenn Österreich 
sich mit Belgrad u. umliegende Gebiete als Pfand für Erfüllung seiner For- 
derungen begnügt, die Kriegsvorbereitungen der anderen Staaten einge- 
stellt werden, etc. Wie stimmt das aber zu der nackten Grey’schen Dro- 
hung, daß wenn Krieg zwischen Frankreich u. Deutschland ausbräche, 
gleich die engl. Flotte gegen uns in Aktion treten würde. Gleichzeitig 
schickte S.M. eine Niederschrift über die Lage im Ganzen mit. Er hat 
noch einige Hoffnung auf friedliche Lösung durch die von ihm suggerirte 
Pfandidee. Auch schreibt er, daß nach Meldungen des Botschafters die 
Kriegslust in Petersburg einer Katerstimmung gewichen ist. Ein interes- 
santes Aktenstück. [...] Später mit Tirpitz über diese beiden Schriftstücke 
gesprochen. Er meint sehr richtig, wozu dann noch der Krieg. Er will die- 
sen Standpunkt dem Reichskanzler vortragen. Ich bestärke ihn darin.»"3 
Als Tirpitz um 12.30 Uhr zum Kanzler eilte, erfuhr er von der russischen 
Generalmobilmachung und dem inzwischen vom Kaiser erteilten Befehl 
für die drohende Kriegsgefahr. Verwundert wies er auf die soeben erhalte- 
ne Niederschrift Wilhelms hin, die er Bethmann auszugsweise vorlas, aus 
der eine weitgehende Übereinstimmung zwischen Wien, London und Ber- 
lin hervorginge. Doch der Kanzler machte dem Großadmiral klar, «der 
Kaiser mische in dieser Niederschrift Verschiedenes durcheinander. Tat- 
sächlich sei der Kaiser in der lebhaftesten Vermittlung gewesen, da wäre 
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die teilweise und heute die vollständige Mobilmachung in Rußland ausge- 
sprochen worden. Das sei ein so unerhörtes Verfahren gegen uns, daß wir 
uns das nicht gefallen lassen könnten.» Im Laufe des Gesprächs wieder- 
holte Tirpitz seine Lieblingsidee, daß Deutschland, statt gegen Rußland 
Krieg zu führen, sich mit dem Zarenreich verbünden und gegen England 
vorgehen sollte. Dem Reichskanzler setzte er auseinander, «wir sollten uns 
mit Rußland arrangieren. Denn es sei klar, daß weder Rußland noch 
Deutschland etwas gewinnen könnten, wenn wir uns gegenseitig zer- 
fleischten, sondern nur andere.» Merkwürdigerweise stimmte Bethmann 
dieser Ansicht zu, doch er wies achselzuckend darauf hin, daß Rußland 
auf die dauernden Vermittlungsversuche Deutschlands mit der Mobil- 
machung geantwortet habe.'* 


8. Des Kaisers letzter Vermittlungsversuch 


Unmittelbar nach dem Kriegsausbruch behauptete Kaiser Wilhelm IL, er 
habe im letzten Augenblick einen vielversprechenden Vermittlungsver- 
such zwischen Wien, London und Berlin eingeleitet, der nur wegen der 
unerwarteten russischen Mobilmachung gescheitert sei. So erklärte er in 
einem Telegramm vom 14. August 1914 an den US-Präsidenten Woodrow 
Wilson, König George V. habe ihn gebeten, den Vorschlag nach Wien wei- 
terzuleiten, «daß Österreich Belgrad und einige andere serbische Städte 
einnehmen sollte, nebst einem Streifen Landes, als «Unterpfand» dafür, daß 
die serbischen Versprechungen auf dem Papier in Wirklichkeit erfüllt wer- 
den sollten. Dieser Vorschlag wurde mir im gleichen Augenblick von Wien 
zur Überleitung nach London telegraphiert, genau zusammen mit dem 
britischen Vorschlag. [...] Ich überwies sogleich die Telegramme vice versa 
nach Wien und London. Ich fühlte, daß ich imstande war, die Frage zur 
Erledigung zu bringen, und war glücklich über die Aussichten für den 
Frieden. Während ich andern Morgens eine Note an $.M. den Zaren vor- 
bereitete, um ihn davon in Kenntnis zu setzen, daß Wien, London und 
Berlin übereingekommen wären betreffend der Behandlung der schwe- 
benden Angelegenheiten, erhielt ich die telephonische Mitteilung von S. E. 
dem Reichskanzler, daß in der vergangenen Nacht der Zar den Befehl zur 
Mobilmachung der ganzen russischen Armee erteilt habe, die natürlich 
ebenfalls gegen Deutschland gerichtet war.»">° Da weder der König noch 
die Londoner Regierung je eine derartige Mitteilung aus Berlin erhielten, 
gab diese Behauptung Wilhelms bis in die jüngste Zeit ein Rätsel auf. Als 
1917 das Telegramm des Kaisers an Woodrow Wilson bekannt wurde, 
stellte man in London Überlegungen darüber an, ob Wilhelm etwa aus 
propagandistischen Gründen gelogen oder sich den ganzen Vorgang zur 
Selbstrechtfertigung eingebildet hatte. Eine zweite Möglichkeit, so meinte 
man, wäre die, daß er das Telegramm an den König tatsächlich verfaßt hat- 
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te, das dann aber von der Berliner Zentralstelle nicht befördert worden 
war. Eine dritte, allerdings sehr unwahrscheinliche, Erklärung wäre, daß 
das Telegramm zwar abgesandt, aber von Lichnowsky in London unter- 
drückt wurde.'° Was war geschehen? 

Eine Vermittlungsaktion ist von Wilhelm II. tatsächlich in die Wege ge- 
leitet worden. In seiner letzten Handlung vor der Übersiedlung von Pots- 
dam ins Berliner Schloß am 31. Juli 1914 sandte er um 12.55 Uhr vom 
Neuen Palais aus ein Antworttelegramm an den König von England, das 
den Satz enthielt: «Deine Vorschläge decken sich mit meinen Gedanken 
und mit den Nachrichten, die ich heute nacht aus Wien erhielt und die ich 
nach London habe weitergeben lassen.» Dramatisch fuhr er fort: «Gerade 
erhielt ich Nachricht vom Kanzler, es sei ihm soeben die offizielle Mel- 
dung zugegangen, daß Nicky heute nacht die Mobilmachung seiner gan- 
zen Armee und Flotte angeordnet hat. Er hat nicht einmal die Ergebnisse 
der Vermittlung abgewartet, an der ich arbeite, und mich ohne jede Nach- 
richt gelassen. Ich fahre nach Berlin, um Maßnahmen für die Sicherheit 
meiner östlichen Grenzen zu treffen, wo schon starke russische Truppen 
Aufstellung genommen haben.» 

Auch in der oben angeführten Denkschrift, die der Kaiser am Vormit- 
tag des 31. Juli für die Marineleitung verfaßte, schilderte er in aller Deut- 
lichkeit seine Friedensinitiative. Die Vorschläge, die George V. in seinem 
letzten Telegramm gemacht hätte, schrieb er, «decken sich mit meinen, die 
ich dem Wiener Kabinett, das uns seit 6 Tagen ohne Antwort läßt, sugge- 
riert habe, und die gleichfalls gestern abend als solche von Wien uns tele- 
graphiert wurden. Ich habe sie nach London weitergegeben und des Kö- 
nigs Antwort nach Wien. Zwischen Wien und Peterhof sind diplomatische 
Besprechungen endlich begonnen worden, auch hat Peterhof auch Lon- 
don um Vermittlung angefleht.»"3* 

Bei dem vom Kaiser erwähnten Vermittlungsvorschlag aus Wien 
scheint es sich um einen Bericht TIschirschkys vom 30. Juli gehandelt zu 
haben, der vom Kaiser eingesehen und, mit Randvermerken bedeckt, am 
31. Juli ans Auswärtige Amt zurückgeschickt wurde. Noch vor der Rück- 
gabe - also ohne die kaiserlichen Randbemerkungen - wurde eine Ab- 
schrift des Berichts sowohl an Lichnowsky als auch an Pourtales gesandt. 
In der Depesche berichtete Tschirschky von einem bevorstehenden Ge- 
spräch Berchtolds mit dem russischen Botschafter in Wien, Schebeko, in 
dem der Außenminister, wie Berlin aus rein taktischen Gründen angeregt 
hatte, zu erklären beabsichtigte, daß der Wiener Regierung Territorialer- 
werbungen in Serbien fernlägen und daß sie serbisches Gebiet lediglich 
vorübergehend als Garantie für die Erfüllung der Bedingungen besetzt 
halten werde. In dieser Erklärung erkannte Wilhelm seinen eigenen 
«Faustpfand»-Gedanken wieder und schrieb zufrieden auf das Dokument: 
«Also so ziemlich mein Vorschlag akzeptiert und so gehandelt, wie ich es 
dem Zaren als meine Ansicht telegraphiert habe.» Gleichzeitig äußerte er 
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aber die Befürchtung: «Im Hinblick auf die kolossalen jetzt veröffentlich- 
ten russischen Rüstungsmaßnahmen ist das alles [...] zu spät.» Von einer 
Anweisung, Tschirschkys Bericht beziehungsweise dessen Inhalt an den 
König oder die Londoner Regierung zu telegraphieren, fehlt in den kaiser- 
lichen Randbemerkungen jede Spur.' 

Die Frage, weshalb Wilhelm dennoch die Überzeugung hegte, einen 
bedeutenden Vermittlungsvorschlag Wiens nach London und einen eben- 
solchen Londons nach Wien weitergeleitet zu haben, kann jetzt endlich 
unter Heranziehung des Tagebuchs des Prinzen Heinrich aufgehellt wer- 
den. Dieser notierte unter dem 30. Juli 1914: «ro p. m. erste Nachricht aus 
Wien seit 6 Tagen daß Gebietserweiterungen nicht beabsichtigt. - ıı p. m. 
Antwort von Georgie sehr günstig, theile W. sofort mit, der gerade beim 
Zubettgehen. — Erhalte Auftrag sofort [zu] Bethmann [zu] fahren, ihm das 
mittheilen. - Außerdem solle Wien hiervon verständigt werden; ferner sol- 
le London Wiener Mittheilung erhalten. - 11.30 ab im Auto, 1.15 an Berlin 
Kanzlerpalais, wo Bethmann und Jagow anwesend. - Auftrag erledigt. — 
1.30 ab, 2.20 an N.P. Potsdam.»" Trotz des dramatischen nächtlichen 
Einsatzes des Hohenzollernprinzen haben der Reichskanzler und der 
Staatssekretär die Anweisungen des Kaisers in dem Bewußtsein, daß es 
sich bei der beabsichtigten Erklärung Berchtolds nur um einen von ihnen 
selbst angeregten taktischen Zug handelte, ignoriert, den Monarchen je- 
doch im Glauben gelassen, eine wichtige Friedensinitiative eingeleitet zu 
haben. 

Die seit Ende Juni 1914 verfolgte waghalsige deutsche Politik hatte auf 
der Annahme gegründet, daß, wenn es ihr gelingen könnte, über den Bal- 
kankonflikt eine russische Kriegserklärung gegen den Dreibund zu provo- 
zieren, das deutsche Volk zur «Verteidigung» gegen den « Angreifer» bereit 
sein, England sich wenigstens anfänglich neutral verhalten und Italien sei- 
ner Bündnispflicht nachkommen würde. Vier Wochen später war dieses 
Kartenhaus der Illusionen zusammengestürzt. Zwar war Österreich-Un- 
garn durch seine Vorhutrolle auf dem Balkan wie mit Eisenketten an das 
Deutsche Reich geschmiedet und die deutsche Bevölkerung von der Ge- 
rechtigkeit des sich anbahnenden Konflikts - vor allem als eines Verteidi- 
gungskriegs gegen Rußland — weitgehend überzeugt. In dieser Hinsicht 
waren also die Machinationen der Reichsleitung erfolgreich. Die Vorstel- 
lung aber, die deutsche Armee könne nun, ohne britische Einmischung zu 
Land und zur See befürchten zu müssen, in Belgien, Luxemburg und 
Frankreich einfallen und im Westen einen raschen Sieg erringen, ehe sie 
sich gemeinsam mit der Donaumonarchie, Italien, Bulgarien und der Tür- 
kei, eventuell auch mit Griechenland und Rumänien, den schwerfälligen 
russischen Koloß vornahm, hatte sich spätestens am 30. Juli als irrig erwie- 
sen. Ein Einlenken angesichts dieser Erkenntnis hätte viel Entscheidungs- 
kraft, viel moralischen Mut gekostet und wohl auch einen herben Ge- 
sichtsverlust bedeutet; doch hätte es die unermeßliche Katastrophe, die 
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bevorstand, auch damals noch aufhalten können. Aber in der Berliner 
Führung fehlte es nicht nur an solcher Beweglichkeit und Courage, son- 
dern überhaupt an der Einsicht in die Konsequenz dessen, daß sich die 
wichtigste Voraussetzung ihrer Politik, die britische Neutralität, als Illu- 
sion erwiesen hatte. Die Generäle glaubten weiterhin an die Unbesiegbar- 
keit der Truppen; der Kanzler und die Wilhelmstraße führten ihr aus- 
geklügeltes Hasardspiel mit dem Ziel, Rußland den Schwarzen Peter 
zuzuschieben, bis zum bitteren Ende fort. 

Auch der physisch erschöpfte, nervlich angeschlagene Kaiser zeigte 
sich weder willens noch fähig, in dieser fortgeschrittenen Stunde der Eska- 
lation einen so gewaltigen Kurswechsel durchzusetzen. Zwar zauderte er 
drei Tage lang, vom 28. Juli früh bis zum späten Abend des 30. Juli; und 
sein Zaudern verstärkte sich vor allem, als er der Gefahr der Beteiligung 
Großbritanniens am Kriege - und damit wohl auch der Loslösung Italiens 
vom Dreibund - ins Auge sehen mußte. Als einziger in der verschwindend 
kleinen Gruppe der Entscheidenden in Berlin regte er in diesen drei Tagen 
mit seinem Halt-in-Belgrad-Vorschlag Vermittlungen zwischen Öster- 
reich-Ungarn und Serbien an, doch immer nur zögerlich und für kurze 
Zeit, bis der nächste vermeintliche Hoffnungsschimmer aus London den 
gefürchteten britischen Eintritt in den Krieg wieder in weite Ferne zu 
rücken schien und die kaiserliche Kriegslust gegen Rußland und Frank- 
reich wieder aufflammen ließ. Vor allem kam er nie dahinter, daß sein eige- 
ner Reichskanzler mit dem Auswärtigen Amt selbst seine halbherzigen 
Schlichtungsversuche systematisch untergrub. Er sprach mit Verachtung 
von der Schwäche des Zaren den russischen Ministern und Generälen ge- 
genüber, er empörte sich, daß Sir Edward Grey sich nicht an das «Wort 
eines Königs» - an das Neutralitätsversprechen, das George V. dem Prin- 
zen Heinrich angeblich gegeben hatte - hielt, und merkte gar nicht, daß 
ihn seine eigenen Staatsbeamten in sträflicher Weise hinters Licht führten. 
Bethmann, Jagow, Zimmermann und Stumm entstellten die Berichte Lich- 
nowskys, die vor der Illusion britischer Neutralität warnten, um den Kai- 
ser über die Folgen der deutschen Politik zu täuschen. Sie leiteten seinen 
Faustpfand-Vorschlag in stark abgeschwächter Form und viel zu spät nach 
Wien und betonten dabei ausdrücklich, daß selbst dies nur zum Schein ge- 
schehen sei - Wien solle nur nicht auf den Vorschlag eingehen. Zu guter 
Letzt nahm Wilhelm II. die raffinierten Täuschungsmanöver seiner eige- 
nen Regierung für bare Münze und glaubte noch in der Nacht vom 30. 
zum 31. Juli, eine Vermittlungsinitiative ergriffen zu haben, mit der Wien, 
Berlin, London und Petersburg leben könnten. 

Die Meinungsunterschiede zwischen Wilhelm II. und der Wilhelmstra- 
ße, die in diesen drei Tagen vor dem Ausbruch des großen Krieges obwal- 
teten, sollten andererseits auch nicht zu einem grundsätzlichen Dissens 
hochstilisiert werden. Innerhalb der kleinen Entscheidungsgruppe in Ber- 
lin gab es in der Endphase der Julikrise mehrere Differenzen, die jedoch 
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meist taktischer Art waren und keineswegs als Zeichen dafür gedeutet 
werden können, daß es neben der Kriegspartei auch eine Friedenspartei 
gegeben habe. Das gilt auch für Wilhelms Halt-in-Belgrad-Vorschlag und 
für seine hektischen Bemühungen in elfter Stunde um die englische Neu- 
tralität. Den «Endkampf der Germanen gegen das Slawentum» hatte er seit 
gut achtzehn Monaten unentwegt gefordert und dabei mit Verachtung auf 
den Zivilkanzler und die Diplomaten herabgeblickt, die das militärische 
Handwerk nicht verstünden. Im Oktober 1913 hatte er in Wien den Gra- 
fen Berchtold gedrängt, Serbien - wenn möglich mit friedlichen Mittel, 
wenn nötig mit Gewalt - Österreich anzugliedern, damit das Habsburger 
Reich für den kommenden großen Kampf gegen Rußland im Süden den 
Rücken frei haben würde. Genau das wäre die Lage gewesen, die bei einer 
Besetzung Belgrads und der umliegenden Gebiete durch österreichische 
Truppen entstanden wäre, und erklärt schon zur Genüge, weswegen die 
russische Regierung darauf nicht eingehen konnte. Seit beinahe zwei Jahr- 
zehnten hatte Wilhelm versucht, teils durch Ausspielen seiner Familien- 
beziehungen, teils durch den machtpolitischen Hebel der forcierten Flot- 
tenrüstungen, die Engländer dazu zu bewegen, Deutschland auf dem 
Kontinent freie Hand zu lassen. Zweimal - in den beiden Marokkokrisen 
von 1905 und 1911 - hatten diese durch Mobilisierung der Royal Navy 
unmißverständlich demonstriert, daß sie eine Niederwerfung Frankreichs 
beziehungsweise eine deutsche Hegemonie in Europa nicht hinnehmen 
würden. Zweimal, während der Haldane-Mission und dann wieder im De- 
zember 1912 durch die Klarstellung Haldanes an Lichnowsky, legte Lon- 
don der deutschen Regierung in schmerzlicher Deutlichkeit dar, weshalb 
sie stets an dem Prinzip der balance of power festhalten würde. Daß Kaiser 
Wilhelm Ende Juli 1914 nach alledem noch wähnte, durch ein paar hinge- 
worfene Bemerkungen, die George V. seinem Bruder Heinrich an einem 
Sonntagmorgen in aller Eile vor dem Gottesdienst gemacht hatte, eine 
«klare offizielle Neutralitätserklärung» erhalten zu haben, und daß er in 
seinem kindischen Glauben an die monarchische Solidarität diese Äuße- 
rung zum «Wort eines Königs» aufwertete, womit die feierlich gegebenen 
Versicherungen der verantwortlichen Regierung Großbritanniens außer 
Kraft gesetzt würde, das zeugt nicht für Friedensliebe, sondern eher für 
panische Verwirrung und für einen an Wahnsinn grenzenden Realitätsver- 
lust. 


Kapitel 41 


Der Sprung in den Abgrund 
Kriegsausbruch 1914 


Welche Zweifel auch immer der Kaiser nach seiner Rückkehr von der 
Nordlandreise gelegentlich gehegt haben mag - in den letzten Tagen vor 
dem Ausbruch des großen Krieges waren sie geschwunden. Gegen den 
Kriegskurs erhob er keinen Widerspruch mehr, sondern er agierte ent- 
schlossen als Haupt eines Entscheidungsapparats, dessen Aufgabe es war, 
die beträchtlichen - wenn auch nur taktisch bedingten - Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen der zivilen Reichsleitung, der Generalität und der 
Marineleitung beizulegen. Er übte diese Funktion keineswegs fatalistisch 
aus, sondern durchaus in der Überzeugung, daß der Krieg gegen Frank- 
reich und Rußland binnen kurzer Zeit mit einem heldenhaften Sieg seiner 
Truppen enden und somit die deutsche Vorherrschaft über Europa (und 
darüber hinaus) auf erdenkliche Zeit sichern würde. «S[eine] M[ajestät] 
der Kaiser ist entschieden auf Seite Moltkes und des Kriegsministeriums», 
die beide ungeduldig zum Kriege drängten, wußte Wenninger am 30. Juli 
1914 nach München zu berichten.‘ Er sei «entschlossen, mit Frankreich 
abzurechnen», und hoffe, daß ihm dies «vollkommen gelingen werde», er- 
klärte Wilhelm dem Botschafter der verbündeten Donaumonarchie am 
Abend des ı. August 1914.” Vom Beginn der Julikrise bis zum Kriegsaus- 
bruch blieb sein erklärtes Ziel, «den Balkan von Rußland auf ewig zu be- 
freien!» Bis zuletzt hoffte er zwar auf die Neutralität Großbritanniens 
und auf den aktiven Beistand Italiens, Griechenlands, der Türkei, Bulga- 
riens und Rumäniens, doch er hielt auch am Kriegskurs fest, als sich die 
britische Intervention abzeichnete und die Abwendung Italiens, Grie- 
chenlands und Rumäniens von den Mittelmächten zur Gewißheit wurde. 
Noch in der Nacht vom ı. zum 2. August 1914, also nach der Entfesselung 
des Krieges auf dem Kontinent, lobte Wilhelm II. ausdrücklich «die mann- 
hafte Haltung des Reichskanzlers sowie [...] dessen richtige Durchfüh- 
rung seiner Intentionen».* In dieser Stellungnahme wurde er von seinem 
Bruder Prinz Heinrich und seinen Söhnen bestärkt, und selbst die Kaiserin 
Auguste Viktoria drängte ihren Mann zum Krieg. Der Generaladjutant 
und Kommandeur des Gardekorps, Karl Freiherr von Plettenberg, hält in 
seinen Erinnerungen fest: «Schließlich war es Ihre Majestät die Kaiserin, 
die, gewiß blutenden Herzens, geglaubt hat, Se. Majestät zu einem Ent- 
schluß drängen zu müssen. Als wieder ein Telegramm unseres von der 
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englischen Diplomatie umgarnten Botschafters Lichnowsky einging, aus 
dem Se. Majestät Hoffnungen für Erhaltung des Friedens glaubte schöpfen 
zu können, sagte die Kaiserin vor Zeugen: Jetzt bleibt nur der Krieg und 
mein Mann und meine 6 Söhne gehen mit» (Die Ausdrucksweise war 
sogar etwas drastischer),» erinnerte sich der General.’ 


1. «Überall strahlende Gesichter»: 
Die Auslösung des Kontinentalkrieges 


Seit dem 30. Juli drängten der Kriegsminister Erich von Falkenhayn und 
der Chef des Großen Generalstabes, Helmuth von Moltke, den Reichs- 
kanzler, dem «unerträglichen» Zustand, in dem sich Deutschland befinde, 
durch Ausrufung des «Zustandes der drohenden Kriegsgefahr», der die 
Vorstufe zur allgemeinen Mobilmachung bildete, ein Ende zu bereiten.‘ 
Nach «endlosen Verhandlungen» zwischen Falkenhayn und Moltke einer- 
seits und Bethmann Hollweg, Jagow und Zimmermann andererseits kam 
esam späten Abend des 30. Juli, so der Kriegsminister in seinem Tagebuch, 
zu einer heftigen Auseinandersetzung zwischen dem Kanzler und dem 
Chef des Generalstabes darüber, «wer die Verantwortung für einen etwai- 
gen Krieg zu tragen» habe. «Moltke und ich setzen schließlich durch, daß 
spätestens morgen Mittag die Entscheidung über die Erklärung der dro- 
henden Kriegsgefahr ergehen muß.»7 

Bereits am frühen Morgen des 30. Juli 1914 hatte Moltke telegraphisch 
die Rückkehr seines Adjutanten Major Hans von Haeften nach Berlin ge- 
fordert. Als sich dieser um Mitternacht bei ihm meldete, erklärte der Chef 
des Generalstabes, «der Krieg sei so gut wie unvermeidlich». Moltke bat 
den Offizier, «sofort, noch in der Nacht, einen «Aufruf an mein Volk» und 
einen «Aufruf an Heer und Marine» zu verfassen, damit er beide Seiner Ma- 
jestät dem Kaiser bei dem im Laufe des Vormittags stattfindenden Vortrag 
vorlegen könne.» Die politische Lage erläuterte Moltke Haeften folgen- 
dermaßen: «Geschieht nicht ein Wunder, d.h. wird die russische Mobil- 
machung nicht rückgängig gemacht, so erscheint der Krieg unvermeidlich. 
Deutschland kann die Erhaltung des Friedens jetzt nur noch mit einer 
schweren nationalen Demütigung erkaufen, denn jedes Verhandeln unter 
dem Druck der russischen Mobilmachung ist gleichbedeutend mit natio- 
naler Demütigung. Machen wir aber mobil, so bedeutet das den Krieg. 
Wenn Deutschland jetzt noch mit dieser Massnahme zögert, um etwa Zeit 
zu Verhandlungen zu gewinnen, so bedeutet dies, falls, wie vorauszusehen, 
die Verhandlungen misslingen, den Eintritt Deutschlands in den Krieg 
unter den denkbar ungünstigsten Umständen. Wir würden damit unseren 
Gegnern gestatten, den Krieg in deutsches Land zu tragen. Von Tag zu Tag 
wird unsere militärische Lage, wenn wir mit der Mobilmachung zögern, 
ungünstiger und kann, wenn unsere voraussichtlichen Gegner sich weiter 
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in aller Ruhe vorbereiten, zu den verhängnisvollsten Folgen für uns füh- 
ren.» Mit tiefem Ernst habe Moltke hinzugefügt: «Dieser Krieg wird sich 
zu einem Weltkriege auswachsen, in den auch England eingreifen wird. 
Nur Wenige können sich eine Vorstellung über den Umfang, die Dauer 
und das Ende dieses Krieges machen.» Der Generaloberst habe die Unter- 
redung mit der Mitteilung geschlossen, «Morgen Mittag [...] fällt die Ent- 
scheidung über Krieg oder Frieden. Der Reichskanzler, der Kriegsminister 
und ich haben gemeinsam Vortrag bei Seiner Majestät.»® 

Am 31.Juli 1914 befanden sich der Kriegsminister und der Chef des 
Generalstabes, der immer noch «leider sehr nervös» war, wieder beim 
Reichskanzler, als um 11.40 Uhr - also zwanzig Minuten vor dem selbst- 
gesetzten Termin - ein Telegramm des Botschafters von Pourtales aus 
Petersburg mit der Bestätigung der russischen Generalmobilmachung ein- 
traf.’ Die Reaktion der führenden Militärs, des Kanzlers und des Auswär- 
tigen Amts, aber auch der übrigen eingeweihten Staatsmänner und Offi- 
ziere, war von Genugtuung gekennzeichnet, konnte man doch jetzt, wie 
von Anfang an beabsichtigt, die russische Mobilisierung als Vorwand für 
die Ausrufung des Zustandes der drohenden Kriegsgefahr und damit für 
den Angriff auf Frankreich und Rußland verwenden. Über die Stimmung 
im Kriegsministerium vermerkte der bayerische Militärbevollmächtigte in 
sein Tagebuch: «Überall strahlende Gesichter, - Händeschütteln auf den 
Gängen; man gratuliert sich, daß man über den Graben ist. Gerüchte von 
dem Ultimatum auch an Frankreich - einer meint, ob dies denn nötig sei, 
sich auch Frankreich aufzupacken, das sich doch wie ein Karnickel 
drücke; General v. Wild meint: Nun, wir möchten die Brüder doch auch 
dabei haben.»'° Der bayerische Gesandte Lerchenfeld bestätigte am 
31. Juli in einem Bericht aus Berlin, «in hiesigen militärischen Kreisen» sei 
man «des besten Mutes», da man schon lange der Ansicht gewesen sei, daß 
«der Zeitpunkt militärisch so günstig sei, wie er in absehbarer Zeit nicht 
wiederkehren kann».'' Selbst in der Marine und bei der zivilen Staatsver- 
waltung war man erleichtert und erfreut. Nach einem Morgenritt im Tier- 
garten ging der Chef des Marinekabinetts in sein Büro, wo «schr bald [...] 
meine Herren mit der vom Admjiral]st[fab] eingegangenen Mitteilung [er- 
schienen], der Krieg sei «endlich» entschieden».'” Auch der Staatssekretär 
des Innern, Clemens von Delbrück, war nach der Ausrufung des Zustands 
der drohenden Kriegsgefahr «frohester Laune»." 

Kaiser Wilhelm bildete keine Ausnahme. Um 7.30 Uhr machte er in 
Potsdam seinen morgendlichen Ritt, «Alles schien in guter Stimmung als 
plötzlich Nachricht 12.30 eintrifft von Mobilmachung der gesamten russi- 
schen Armee und Marine», notierte Prinz Heinrich in sein Tagebuch und 
fuhr fort: «W. ruhig, gefaßt, bestimmt Uebersiedlung Berlin in Autos.»'* 
«Nach einigem Wechsel in der Stimmung während des Beginns der Krisis» 
sei der Monarch «jetzt sehr ernst und ruhig», meldete Lerchenfeld am 
31. Juli nach München."5 Auf den österreichischen Botschafter machte der 
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Abb.47 Von Potsdam nach Berlin: Auf dem Weg in den Abgrund 


Kaiser an diesem Tag ebenfalls einen «sehr dezidierten, ruhigen Ein- 
druck».'° 

Da die Befehle zur Verhängung des Zustandes der drohenden Kriegsge- 
fahr sowie zur Mobilmachung allein vom Kaiser gegeben werden konnten, 
stand schon länger fest, daß Wilhelm unverzüglich von Potsdam nach Ber- 
lin umziehen sollte. Falkenhayn notierte, nach dem Eintreffen der Nach- 
richt von der russischen Generalmobilmachung um 11.40 Uhr sei «sofort 
[...] vom Kaiser telefonisch der Befehl erbeten [worden], wodurch der Zu- 
stand drohender Kriegsgefahr über das Reich verhängt wird. Auch wird 
ihm vorgeschlagen, jetzt nach Berlin in’s Schloß zu kommen. An Rußland 
soll ein 12 stündiges Ultimatum abgehen, entweder es verpflichte sich so- 
fort alle Maßnahmen gegen uns und Österreich einzustellen, oder wir 
würden mobilisieren, was den Krieg bedeute. Bei Frankreich wird mit 18 
stündiger Frist gefragt, wie es sich bei einem Krieg zwischen Deutschland 
und Rußland stellen würde. Antwortet es ausweichend oder neutral, so 
soll es aufgefordert werden, uns Toul und Verdun als Faustpfand für die 
Dauer des Krieges einzuräumen.»"7 Kaiser Wilhelm gab gleich telefonisch 
den Befehl zur Ausrufung des Zustandes drohender Kriegsgefahr, der von 
Falkenhayn um 13 Uhr erlassen wurde. Wenige Minuten später teilte der 
Reichskanzler dem Botschafter Ischirschky in Wien mit, Berlin habe als 
Antwort auf die russische Generalmobilmachung den Zustand der dro- 
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henden Kriegsgefahr verfügt, worauf in 48 Stunden die deutsche Mobil- 
machung erfolgen werde. «Diese bedeutet unvermeidlich Krieg.»'* 

Unmittelbar vor dem Verlassen des Neuen Palais am frühen Nachmit- 
tag des 31. Juli 1914 hatte Georg Graf von Wedel dem Kaiser einen Ent- 
wurf zu einem Telegramm an den Zaren vorgelegt. Die Depesche, die Wil- 
helm wie üblich an zahlreichen Stellen korrigierte und ergänzte, muß also 
in Unkenntnis der Tatsache der russischen Generalmobilmachung entwor- 
fen worden sein. In deutscher Übersetzung lautete der gedrahtete Text: 
«Auf Deinen Appell an meine Freundschaft und Deine Bitte um meinen 
Beistand habe ich zwischen Dir und der österreichisch-ungarischen Regie- 
rung zu vermitteln begonnen. Während diese Verhandlungen im Gange 
waren, sind Deine Truppen gegen Österreich-Ungarn, meinen Bundesge- 
nossen, mobil gemacht worden. Dadurch wurde, wie ich Dir schon erklärt 
habe, meine Vermittlung fast illusorisch gemacht. Trotzdem habe ich mei- 
ne Tätigkeit fortgesetzt. Nunmehr erhalte ich zuverlässige Nachricht über 
ernstliche Kriegsvorbereitungen an meiner Ostgrenze. Die Verantwortung 
für die Sicherheit meines Reiches zwingt mich zu vorbeugenden Verteidi- 
gungsmaßnahmen. In meinem Bestreben, den Frieden der Welt zu erhal- 
ten, bin ich bis an die äußerste Grenze des Möglichen gegangen. Die Ver- 
antwortung für das Unheil, das jetzt die ganze zivilisierte Welt bedroht, 
wird nicht auf mich fallen. In diesem Augenblick steht es noch in Deiner 
Macht, es abzuwenden. Niemand bedroht die Ehre oder Macht Rußlands, 
das wohl in der Lage ist, das Ergebnis meiner Vermittlung abzuwarten. 
Meine Freundschaft für Dich und Dein Reich, die mir mein Großvater auf 
dem Sterbebette als Vermächtnis hinterließ, ist mir stets heilig gewesen, 
und ich habe oft ehrlich zu Rußland gestanden, wenn es in schwerer Be- 
drängnis war, namentlich während seines letzten Krieges. Noch kann der 
Friede Europas durch Dich erhalten bleiben, wenn Rußland einwilligt, die 
militärischen Maßnahmen einzustellen, die Deutschland und Österreich- 
Ungarn bedrohen müssen. Willy.»" 

Am Nachmittag warteten die Armeeführer Moltke, Falkenhayn, Ples- 
sen und Lyncker im Berliner Schloß auf den Kaiser. Lyncker berichtet: 
«Im Sternensaal blieb Kaiser mit den Generalen von Moltke, von Plessen, 
von Falkenhayn und mir ohne weitere Zeugen stehen und setzte uns noch- 
mals an der Hand von neuen Telegrammen die Lage auseinander. [...] 
Während dieses etwa \4Stunde dauernden Gespräches trat der herbeige- 
rufene Reichskanzler hinzu und das ruhige Gespräch bewegte sich in dem 
selben Gedankengang weiter. Der Kanzler erbat und erhielt die Genehmi- 
gung zu zwei telegraphischen Anfragen in Petersburg und Paris, deren 
Wortlaut [...] als eine Art von Ultimatum bezeichnet wurde, die in zwölf 
Stunden beantwortet werden müßte; es mochte wohl 4 Uhr nachmittags 
sein, als dies geschah, und als der Kanzler telephonisch den Staatssekretär 
von Jagow mit entsprechender Anweisung versah.»”° 

Lynckers Schilderung dieser historischen Szene kann jetzt durch das 
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Tagebuch des Kriegsministers in einigen wesentlichen Punkten ergänzt 
werden. Falkenhayn schrieb: «Zwischen 2 u. 3 Uhr zu S.M. in den Ster- 
nensaal. Er giebt ein Expose über die Lage, in dem Rußland die ganze 
Schuld zugeschoben wird. Seine Haltung und Sprache sind würdig eines 
Deutschen Kaisers! würdig eines preußischen Königs. Die Ordre über die 
drohende Kriegsgefahr wird auf meiner Hand im Stehen unterzeichnet. 
Demnächst liest Moltke den von dem Major v. Haeften verfaßten Entwurf 
zu einem Aufruf an das Volk vor, der so, mit zuweilen fast von Tränen er- 
stickter aber doch energischer Sprache vorgetragen, einen vortrefflichen 
Eindruck macht. An dem von demselben Verfasser entworfenen und mir 
von Moltke übergebenen Aufruf an das Heer werden sehr erhebliche Kor- 
rekturen nötig sein. Den Aufruf an das Volk übernimmt, mittlerweile er- 
schienen, der Reichskanzler, wobei er seinem Unmut, daß Moltke ihm da 
in das Handwerk gepfuscht hat, deutlichen Ausdruck giebt, was zu einem 
Zusammenstoß des Reichskanzlers mit $S.M. führt. Auf Antrag Moltkes 
designiert S.M. den Kronprinzen zum Führer der 5. Armee. Ich hole ihn 
aus dem Nebenzimmer heran und der Kaiser und Vater legt ihm mit eben- 
so schönen wie strengen Worten die Pflicht auf, zu gehorchen und keine 
Prinz v. Homburg Eskapaden zu machen.»” 

Sowohl der Kaiser als auch der Reichskanzler hielten am Nachmittag 
des 31. Juli vom Berliner Schloßbalkon beziehungsweise vom Reichskanz- 
lerpalais aus Ansprachen an das Volk, die ihre Wirkung nicht verfehlten. 
Die Rede Wilhelms II. lautete: «Eine schwere Stunde ist heute über Deutsch- 
land hereingebrochen. Neider überall zwingen uns zur gerechten Verteidi- 
gung. Man drückt uns das Schwert in die Hand. Ich hoffe, daß, wenn es 
nicht in letzter Stunde meinen Bemühungen gelingt, die Gegner zum Ein- 
sehen zu bringen und den Frieden zu erhalten, wir das Schwert mit Gottes 
Hilfe so führen werden, daß wir es mit Ehren wieder in die Scheide 
stecken können. Den Gegnern aber würden wir zeigen, was es heißt, 
Deutschland zu reizen. Und nun empfehle ich euch Gott. Jetzt geht in die 
Kirchen, kniet nieder vor Gott und bittet ihn um Hilfe für unser braves 
Heer!»* Zwar hielt Falkenhayn die Ansprache des Kaisers für «sehr 
schwach», doch Admiral von Müller empfand beide Reden «an das be- 
geisterte Volk» als «vorzüglich» und äußerst wirkungsvoll. «Stimmung 
glänzend», notierte er triumphierend in sein Tagebuch. «Die Regierung 
hat eine glückliche Hand gehabt, uns als die Angegriffenen hinzustellen.»*+ 
Damit war eines der wichtigsten Ziele der Reichsleitung in der Julikrise - 
Rußland ins Unrecht zu setzen, um die Unterstützung des deutschen Vol- 
kes für den Krieg zu sichern” - erreicht worden. Jetzt mußte noch ge- 
währleistet werden, daß, während das deutsche Heer gegen Frankreich 
losschlug, Österreich-Ungarn mit seiner ganzen Kraft gegen das östliche 
Riesenreich zu Felde zog. Gerade in dieser Beziehung konnte Kaiser Wil- 
helm II. seinen Einfluß zur Geltung bringen. 
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2. Die Sicherung der österreichischen Bundesgenossenschaft 


Während die beiden Hohenzollernbrüder, der Reichskanzler und die vier 
ranghöchsten Generäle am Nachmittag des 31. Juli im Sternensaal versam- 
melt waren, traf eine Depesche des Zaren ein, die sich mit dem Telegramm, 
das der Kaiser vom Neuen Palais aus abgeschickt hatte, gekreuzt hatte. 
Darin sprach Nikolaus II. seine Hoffnung aus, daß die Vermittlung Wil- 
helms doch noch zu einem friedlichen Ausgang der Krise führen würde. 
Es sei zwar «technisch unmöglich», behauptete er, «unsere militärischen 
Vorbereitungen einzustellen, die infolge Mobilmachung Österreichs not- 
wendig waren. Es liegt uns [jedoch] fern, einen Krieg zu wünschen. Solan- 
ge die Verhandlungen mit Österreich wegen Serbiens andauern, werden 
meine Truppen keinerlei herausfordernde Handlung unternehmen. Ich 
gebe Dir mein feierliches Wort darauf. Ich setze mein ganzes Vertrauen in 
Gottes Gnade und hoffe auf den Erfolg Deiner Vermittelung in Wien für 
die Wohlfahrt unserer Länder und für den Frieden Europas.»” 

Diese Hoffnung des Zaren stieß in Berlin auf taube Ohren. Moriz von 
Lyncker schilderte die Reaktion, als der Kaiser das Telegramm vorlas. Wil- 
helm habe erklärt, «daß der Zar allerdings noch immer seine Friedensliebe 
beteuerte und hierfür in seinem letzten Telegramm [...] sein <heiliges Eh- 
renworb verpfändet, daß aber andererseits die russische Mobilmachung 
fortschreitet, weil, wie der Zar entschuldigend behauptet, ein Aufheben 
der militärischen Maßregeln und insbesondere der Mobilmachung «tat- 
sächlich nicht möglich» sei. Dies zeigt auf das Deutlichste, daß der Zar kei- 
nen eigenen Willen hat und von der russischen Kriegspartei geschoben 
wird», resümierte der Chef des Militärkabinetts.”” Ebensowenig wie in den 
Wochen zuvor waren der Reichskanzler und die Generäle zu ernsthaften 
Vermittlungen bereit, sondern sie übten jetzt starken Druck auf die Do- 
naumonarchie aus, ihren Vertragsverpflichtungen nachzukommen. «Wir 
erwarten von Österreich sofortige tätige Teilnahme am Krieg gegen Ruß- 
land», mahnte Bethmann Hollweg ultimativ am 31. Juli 1914 in einer De- 
pesche nach Wien.” Den Anfang dieser Aktion zur Sicherung der österrei- 
chischen Unterstützung machte jedoch Kaiser Wilhelm selbst, als er am 
Nachmittag des 31. Juli auf no der Wilhelmstraße ein Telegramm 
an den Kaiser von Österreich verfaßte, dessen Wortlaut in schonungsloser 
Weise die Machtverhältnisse zwischen den beiden Bündnispartnern wider- 
spiegelte: An Stelle einer Bitte Österreich-Ungarns an Deutschland um 
Rückendeckung für einen lokalen Krieg gegen Serbien war die ultimative 
Aufforderung Deutschlands an den Bundesgenossen getreten, den «ganz 
nebensächlichen» Krieg gegen Serbien einzustellen, um zur Rückendek- 
kung Deutschlands seine sämtlichen Streitkräfte gegen Rußland zu wer- 
fen. Das Telegramm, das der Kaiser um 16 Uhr an Franz Joseph richtete, 
lautete: «Der heute von mir angeordneten einleitenden Mobilmachung 
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meines gesamten Heeres und meiner Marine wird die definitive Mobilma- 
chung in kürzester Frist folgen. Ich rechne mit dem 2. August als ersten 
Mobilmachungstag und bin bereit, in Erfüllung meiner Bündnispflichten 
sofort den Krieg gegen Rußland und Frankreich zu beginnen. In diesem 
schweren Kampfe ist es von größter Wichtigkeit, daß Österreich seine 
Hauptkräfte gegen Rußland einsetzt und sich nicht durch gleichzeitige 
Offensive gegen Serbien zersplittert. Dies ist um so wichtiger, als ein gro- 
ßer Teil meines Heeres durch Frankreich gebunden sein wird. Serbien 
spielt in dem Riesenkampfe, in den wir Schulter an Schulter eintreten, eine 
ganz nebensächliche Rolle, die nur die allernötigsten Defensivmaßregeln 
erfordert. Ein Erfolg des Krieges und damit der Bestand unserer Monar- 
chien kann nur erhofft werden, wenn wir beide dem neuen mächtigen 
Gegner mit allen Kräften entgegentreten. Ich bitte Dich ferner alles zu tun, 
um Italien durch möglichstes Entgegenkommen zur Teilnahme zu bewe- 
gen, alles andere muß zurücktreten, damit der Dreibund gemeinsam in den 
Krieg eintritt.» 

In derselben Absicht, nämlich «der österreichisch-ungarischen Monar- 
chie zum Schlage gegen Rußland möglichste Verstärkung» zuzuführen, 
berief der Kaiser am 31. Juli gegen 17 Uhr den österreichischen Militär- 
attach€ Freiherrn Karl von Bienerth zu sich und setzte ihm auseinander: 
«Deutschland müsse mit seiner Hauptmacht zuerst sich gegen Frankreich 
wenden und könne erst nach dessen Niederringung gegen Rußland offen- 
siv werden, daher müsse Österreich-Ungarn den ersten Ansturm Ruß- 
lands aushalten und mit mindestens vierzehn Korps gegen sich rechnen, da 
nach den Nachrichten gegen Deutschland vorläufig nur sechs russische 
Korps Verwendung finden sollen.»>° Was geschehen würde, wenn sich 
Großbritannien auf Rußlands und Frankreichs Seite stellen würde, das 
konnte der Oberste Kriegsherr allerdings nicht sagen. Bienerth gegenüber 
gestand der Kaiser ein: «Seiner Überzeugung nach müsse Deutschland mit 
Englands aktivem Eingreifen gegen den Dreibund rechnen; wie aber die 
deutsche Flotte gegen die vielfach überlegene englisch-französische Flotte 
aufkommen solle, das wisse Gott.»3’ 

Die erwünschte Zusicherung Franz Josephs, daß die Armee Öster- 
reich-Ungarns hauptsächlich gegen die russische vorgehen würde, ließ 
nicht lange auf sich warten. «Sobald mein Generalstab erfahren hat, daß 
Du entschlossen bist, den Krieg gegen Rußland sogleich zu beginnen und 
mit aller Kraft durchzuführen, stand auch hier der Entschluß fest, die 
überwiegenden Hauptkräfte gegen Rußland zu versammeln», antwortete 
er am 1. August.’ Am frühen Nachmittag des ı. August 1914 traf im 
Schloßtelegraphenamt zu Berlin ein letztes Telegramm des Zaren ein, das 
zwar Verständnis für die deutsche Mobilmachung bekundete, jedoch vom 
Kaiser dieselbe Garantie erbat, die Nikolaus in seinem Telegramm gegeben 
hatte, nämlich «daf diese Maßnahmen nicht Krieg bedeuten und daß wir 
fortfahren werden, zu verhandeln zum Heile unserer Länder und des all- 
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gemeinen Friedens, der unser aller Herzen teuer ist. Unserer langbewähr- 
ten Freundschaft muß es mit Gottes Hilfe gelingen, Blutvergießen zu ver- 
meiden.»33 Diese Garantie konnte Kaiser Wilhelm natürlich nicht geben, 
da der deutsche Aufmarsch engstens mit dem Einfall in Luxemburg und 
der sofortigen Einnahme Lüttichs verknüpft war und somit, anders als die 
russische oder die französische Mobilmachung, tatsächlich den Krieg be- 
deutete. 


3. Der Mobilmachungsbefehl 


Mit der kaiserlichen Unterschrift auf dem Befehl, den Zustand der dro- 
henden Kriegsgefahr in Kraft zu setzen, war am Nachmittag des 31. Juli 
der Krieg gegen Rußland sowohl für das deutsche Kaiserreich als auch für 
den Bundesgenossen Österreich-Ungarn beschlossene Sache. Und da 
Rußland seit zwei Jahrzehnten mit Frankreich verbündet war und 
Deutschland sowieso nur den einen Kriegsplan mit dem Angriff im We- 
sten besaß, konnte an einem deutsch-französischen Konflikt ebenfalls 
nicht gezweifelt werden. Völlig offen schien dagegen immer noch die Hal- 
tung Großbritanniens in einem solchen Krieg. Würde London, wie alle 
Führer in Berlin noch hofften, ein «Niederringen» seines Entente-Partners 
Frankreich durch die deutsche Armee wirklich ruhig hinnehmen? Würde 
es sogar die Verletzung der Neutralität Belgiens, auf die Moltke unter allen 
Umständen bestehen zu müssen glaubte, dulden, wenn Deutschland die 
Wiederherstellung der territorialen Integrität des kleinen Landes nach dem 
Krieg versprach? Da seit Jahrhunderten die Freihaltung eines Teils der Är- 
melkanalküste sowie die Wahrung des europäischen Gleichgewichts das 
oberste Ziel der britischen Außenpolitik gewesen war, mußte jedem nüch- 
ternen Beobachter eine derartige Entscheidung als äußerst unwahrschein- 
lich vorkommen, doch - hatte man da nicht das «Wort eines Königs», 
nämlich das Neutralitätsversprechen, das George V. angeblich an Prinz 
Heinrich gegeben hatte? Bei der ungeheuren Bedeutung der britischen 
Seemacht nicht nur für die militärischen Operationen im engeren Sinn, 
sondern auch wegen ihres mutmaßlichen Einflusses auf die vom Meer aus 
verwundbaren Länder wie Italien und Griechenland klammerten sich Kai- 
ser Wilhelm und die gesamte Berliner Staatsleitung bis zuletzt an die Hoff- 
nung auf ein britisches Stillhalten. 

Gerade aus dem Kalkül, daß London sich heraushalten würde, wenn 
Rußland als Angreifer hingestellt werden könnte, suchten Bethmann 
Hollweg und das Auswärtige Amt, die deutsche Mobilmachung so lange 
wie möglich hinauszuzögern, doch der Kriegsminister und der General- 
stabschef drängten auf einen raschen Angriff auf Luxemburg, Belgien und 
Frankreich. Mit jeder Stunde spitzte sich der Gegensatz zwischen der zivi- 
len Reichsleitung und der militärischen Führung zu. Am Abend des 
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31. Juli suchte der Kriegsminister den Kanzler auf, «um ihm die militäri- 
schen Nachteile einer Verzögerung der Mobilmachung erneut und dring- 
lich klar zu machen».* Als Haeften am Nachmittag des ı. August von der 
Ansicht Bethmanns erfuhr, eine neutrale Haltung Frankreichs sei nicht 
ganz auszuschließen, eilte er mit dieser Nachricht zu Moltke, der erregt 
mit der Faust auf den Schreibtisch schlug und ausrief: «Dann verlange ich 
das ganze Land bis zur Maas, einschliesslich der ganzen befestigten Maas- 
linie mit den Festungen Verdun, Toul, Epinal, Belfort als Bürgschaft der 
französischen Neutralität. Wenn Frankreich darauf eingeht, ist seine 
Macht gebrochen, und wir können unbesorgt um unseren Rücken mit un- 
seren Hauptkräften Russland angreifen. [...] Vorläufig bleibt es natürlich 
bei unserem Aufmarsch gegen Westen. Erst wenn wir im Falle der Neutra- 
litätserklärung Frankreichs die befestigte Maaslinie in der Hand haben, 
können wir gegen Russland aufmarschieren.»> 

Am späten Nachmittag des ı. August 1914 ergriff Wilhelm II. in diesem 
Streit die Partei der Militärs. Dramatisch heißt es im Tagebuch Falken- 
hayns: «Da von Rußland, trotzdem das Ultimatum um ı2 Uhr ablief, bis 
4 Uhr Nachm. keine Antwort da ist, fahre ich zum Reichskanzler, um ihn 
zu veranlassen, mit mir zum Kaiser zu gehen und den Erlaß des Mob[il- 
machungs-]Befehls zu erbitten. Nach längerem Sträuben sagt er zu, und 
wir telefonieren an Moltke und Tirpitz. Während dessen ruft S.M. selbst 
an und fordert uns auf mit der Mob[ilmachungs-]Ordre zu ihm zu kom- 
men.»3° Wilhelm II. hatte also selbst das Empfinden, daß mit der allgemei- 
nen Mobilmachung nicht länger gezögert werden sollte. Der Kriegsmini- 
ster vermerkte: «Um 5 Uhr nachmittags Unterzeichnung der Ordre durch 
S.M. auf dem Tisch, der aus dem Holz der Victory Nelsons geschnitzt ist. 
Ich sage dabei: Gott segne E.M. und Ihre Waffen, Gott schütze das gelieb- 
te Vaterland. Darauf drückt mir der Kaiser lange die Hand, in unserer bei- 
der Augen stehen Tränen.» Zur gleichen Zeit überreichte Pourtales in St. 
Petersburg die deutsche Kriegserklärung. 
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Nach der Unterzeichnung des Mobilmachungsbefehls verließen Moltke 
und Falkenhayn rasch das Schloß, um «die schwerste Blutarbeit, die je die 
Welt gesehen hat», zu beginnen.’ Kaum war Falkenhayn wieder im 
Kriegsministerrum angekommen, da erschien der Unterstaatssekretär 
Wahnschaffe mit der Entzifferung einer soeben eingegangenen Depesche 
Lichnowskys aus London: Sir Edward Grey wolle den Botschafter gleich 
zu einem Gespräch empfangen, in dem er voraussichtlich vorschlagen 
werde, daß, «falls wir Frankreich nicht angriffen, England auch neutral 
bleiben und die Passivität Frankreichs verbürgen würde». Umgehend 
gab Falkenhayn von sich aus den Befehl, daß keine deutsche Patrouille die 
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französische Grenze überschreiten dürfe und auch der Einmarsch der 16. 
Division in Luxemburg angehalten werden solle.* Er eilte ins Schloß zu- 
rück, wo sich mittlerweile Moltke, Bethmann Hollweg, Jagow, Valentini, 
Plessen, Lyncker, Müller und Tirpitz wieder eingefunden hatten. Die 
Nachricht, die in dem Lichnowsky-Telegramm enthalten war, wirkte «wie 
eine Bombe», hielt der Militärkabinettschef fest, denn «einmal eröffnete 
sich hier die Aussicht, daß man es statt mit 3 nur mit ı Gegner zu tun 
haben würde, [...] zweitens mußte der Kaiser vor dem Volke und vor der 
Öffentlichkeit loyalerweise die gebotene Hand ergreifen».*" Nachdem er 
dem Chef des Generalstabes die Depesche vorgelesen hatte, erklärte der 
Kaiser: «Darauf müssen wir natürlich eingehen u. also vorläufig den Auf- 
marsch nach Westen inhibiren.»* «Also wir marschieren einfach mit der 
ganzen Armee im Osten auf!», befahl der Oberste Kriegsherr.® 

Alle Anwesenden waren mit der Entscheidung des Kaisers vollauf ein- 
verstanden. Der Flügeladjutant Max von Mutius, der der Szene beiwohnte, 
unterstrich in seinen Erinnerungen die sachgerechte Reaktion Wilhelms 
auf das angekündigte Angebot der Engländer. Der Kaiser habe Moltke ge- 
fragt, ob der Grenzübertritt der deutschen Armee im Westen noch ange- 
halten werden könne. Da der Generalstabschef die Antwort darauf nicht 
wußte, wurde Oberstleutnant Gerhard Tappen von der Operationsabtei- 
lung herbeigeholt, der sie bejahte. Dann erst wurden die entsprechenden 
Befehle gegeben, den Vormarsch einzustellen. Der Aufmarsch im Westen 
sollte ohne Grenzüberschreitung vollendet und die Truppen dann ord- 
nungsgemäß nach Osten umgeleitet werden. «Insofern hatte der Kaiser 
sowohl vollkommen vernünftig als auch ressortkonform reagiert und 
Moltke gegenüber den Takt gewahrt», resümiert Holger Afflerbach die 
Aussage Mutius’.* Es handelte sich also keineswegs um einen kaiserlichen 
Alleingang, um einen plötzlichen Angstanfall oder einen heldenhaften, 
aber letztendlich illusorischen Versuch, den Weltfrieden noch zu retten, 
sondern um die kalte Erkenntnis, daß Deutschland, falls sich das Angebot 
Greys bewahrheiten sollte, den Krieg gegen Rußland unter geradezu idea- 
len Umständen würde führen können. Moltke aber war wie vom Schlag 
getroffen. Zu Mutius sagte er zutiefst verbittert: «Das habe ich immer 
gefürchtet, wir hätten den Feldzug nach beiden Fronten gewonnen.»® 
Erregt machte der Generalstabschef geltend, daß der Aufmarsch eines 
Millionenheeres das Ergebnis einer mühsamen Jahresarbeit sei und nicht 
einfach improvisiert werden könne. «Wenn Se. Majestät darauf bestehen, 
das gesamte Heer nach dem Osten zu führen, so würden dieselben kein 
schlagfertiges Heer, sondern einen wüsten Haufen ungeordneter bewaff- 
neter Menschen ohne Verpflegung haben», erklärte er. Doch «der Kaiser 
bestand auf seiner Forderung und wurde sehr ungehalten, er sagte mir un- 
ter anderem: «Ihr Onkel würde mir eine andere Antwort gegeben haben), 
was mir sehr weh tat», klagte der Chef des Großen Generalstabes. Sein 
(bewußt unannehmbarer) Vorschlag, als Garantie für das Nichtlosschlagen 
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Frankreichs während eines deutsch-russischen Krieges die Überlassung 
der Festungen Toul und Verdun an Deutschland zu fordern, wurde ebenso 
abgelehnt wie sein Beharren auf die Besetzung Luxemburgs, die seiner 
Überzeugung nach für den deutschen Aufmarsch unerläßlich sei. Moltke 
erinnerte sich: «Während ich dabeistand, wandte sich der Kaiser, ohne 
mich zu fragen, an den Flügeladjutanten vom Dienst [tatsächlich war es 
der Generaladjutant Hans von Plessen] und befahl ihm, sofort telegra- 
phisch der 16. Division nach Trier den Befehl zu übermitteln, sie solle 
nicht in Luxemburg einmarschieren. - Mir war zumut, als ob mir das Herz 
brechen sollte. [...] Ich versuchte vergebens, Se. Majestät davon zu über- 
zeugen, daß wir die Luxemburger Bahnen brauchten und sie sichern müß- 
ten, ich wurde mit der Bemerkung abgefertigt, ich möchte statt ihrer ande- 
re Bahnen benutzen. Es blieb bei dem Befehl.»* 

Falkenhayn gegenüber empfand Moltke besondere Bitterkeit. «Anstatt 
ihn gegen das unsinnige Vorhaben des Kaisers zu unterstützen», habe der 
Kriegsminister «stillgeschwiegen».” Immerhin hatte Falkenhayn, wenn 
wir der oben erwähnten Aufzeichnung Haeftens Glauben schenken, be- 
reits vor der Zusammenkunft im Schloß gerade die «unsinnigen» Befehle 
erteilt, die der Kaiser nun auch anordnete. Doch der Kriegsminister han- 
delte in dem Bewußtsein, daß die blutigen Würfel des Krieges nicht mehr 
aufzuhalten waren. Er selbst berichtet über sein Gespräch mit Moltke in 
der Ecke des Sternensaals: «Er behauptet völlig gebrochen zu sein, weil 
diese Entscheidung des Kaisers ihm zeigt, daß dieser immer noch auf Frie- 
den hofft. Ich tröste Moltke. Seine Idee über die Gedanken $.M. teile ich, 
kann aber darin nichts für Moltke Verletzendes finden, wenn auch einige 
seiner Anordnungen zeitweise zurückgehalten werden, und den Kaiser 
ehrt das menschliche Denken nur. Freilich glaube ich nicht einen Augen- 
blick daran, daß das Telegramm irgend etwas an dem ungeheuren Drama, 
das um 5 Uhr begonnen hat, ändern wird.»*' Auch als der Kronprinz mit 
der Frage an ihn herantrat, ob die Verhandlungen mit London an dem Mo- 
bilmachungsbefehl etwas ändern würden, antwortete der Kriegsminister, 
der Krieg sei nunmehr unausweichlich.*” 

Während alle militärischen und zivilen Ratgeber noch bei ihm versam- 
melt waren, beauftragte der Kaiser den Reichskanzler, Jagow, Falkenhayn 
und Moltke, eine offene Antwort «von Regierung zu Regierung» auf die 
Depesche Lichnowskys aufzusetzen.’° In seinem Tagebuch behauptet der 
Kriegsminister, er selbst habe «nach heftigen Scenen zwischen Reichs- 
kanzler und Moltke dem Staatssekretär Jagow auf Befehl des Kaisers das 
Antworttelegramm» diktiert.’' Darin verbürgte Deutschland, bis Montag, 
3. August, abends 7 Uhr, die französische Grenze nicht zu überschreiten, 
falls England bis dahin verspreche, mit seiner gesamten Streitmacht für die 
unbedingte Neutralität Frankreichs während der gesamten Dauer des 
deutsch-russischen Konflikts einzustehen.” Gleichzeitig «schmiedeten» 
auf der anderen Seite des Sternensaals der Kaiser, Müller und Tirpitz ein 
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Telegramm direkt an König George V., das das englische Angebot, mit sei- 
ner Armee und Flotte die Neutralität Frankreichs zu garantieren, annahm 
und versprach - trotz der bereits begonnenen deutschen Mobilmachung, 
die aus technischen Gründen vorerst fortgesetzt werden müsse - jede Ak- 
tion gegen Frankreich zu unterlassen «und meine Truppen anderweitig 
[zu] verwenden. Ich hoffe, Frankreich wird nicht nervös werden. Die 
Truppen an meiner Grenze werden soeben telegraphisch und telephonisch 
abgehalten, die französische Grenze zu überschreiten.»’? Dieses Tele- 
gramm wurde, nachdem der Reichskanzler es gebilligt hatte, um 19.05 Uhr 
an den König abgeschickt. 

Völlig gebrochen kehrte Moltke in den Generalstab zurück. Seine Ehe- 
frau erinnerte sich, er sei «blau und rot im Gesicht gewesen und habe vor 
innerer Aufregung kein Wort hervorbringen können. Schliesslich habe 
sich die Spannung in einem Weinkrampf gelöst, wobei er immer wieder die 
Worte hervorgestossen habe: «Gegen die Franzosen und Russen will ich 
Krieg führen, aber nicht gegen einen solchen Kaiser.»»'* Über seine see- 
lische und physische Verfassung schrieb der Chef des Großen Generalsta- 
bes später: «Es ist unmöglich, die Stimmung zu schildern, in der ich zu 
Hause ankam. Ich war wie gebrochen und vergoß Tränen der Verzweif- 
lung. Wie mir die Depesche an die 16. Division vorgelegt wurde, die den 
telephonisch gegebenen Befehl wiederholte, stieß ich die Feder auf den 
Tisch und erklärte, ich unterschreibe sie nicht.»° 

Während Moltke in seinem Amtszimmer Tränen der Verzweiflung ver- 
goß, schlug im Schloß die Jubelstimmung höher denn je, als um 20.30 Uhr 
ein zweites Telegramm von Lichnowsky eintraf, diesmal mit der Nach- 
richt, Grey wolle ihm in einer Stunde «Vorschläge für die Neutralität Eng- 
lands machen, selbst für den Fall, daß wir mit Rußland wie mit Frankreich 
Krieg hätten».’° Euphorisch vermerkte der Chef des Marinekabinetts in 
sein Tagebuch: «Welch fabelhafter Umschwung. Es wurde im Adj. Zim- 
mer ein Glas Sekt getrunken. Der Kaiser sehr gehobener Stimmung aber 
sehr nett.»7 

In der Zuversicht, daß Großbritannien nun doch, wie stets gehofft, 
Deutschland freie Hand auf dem Kontinent lassen würde, ließ der Reichs- 
kanzler durch Wedel ein ultimatives Telegramm an den Zaren entwerfen, 
das er dem Kaiser «alleruntertänigst» um 21.45 Uhr zur Unterschrift vor- 
legte. Auch diesmal änderte Wilhelm den Text an verschiedenen Stellen ab 
und schickte ihn wenige Minuten später an den Kanzler zurück, der die so- 
fortige offene Absendung nach St. Petersburg verfügte. In deutscher Über- 
setzung lautete die Depesche: «Ich habe gestern Deiner Regierung den Weg 
angegeben, durch den allein noch der Krieg vermieden werden kann. Ob- 
wohl ich um Antwort bis heute mittag gebeten hatte, hat mich bis jetzt 
noch kein Telegramm meines Botschafters mit einer Antwort Deiner Re- 
gierung erreicht. Ich war daher genötigt, meine Armee mobil zu machen. 
Sofortige bejahende, klare und nicht mißzuverstehende Antwort Deiner 
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Regierung ist die einzige Möglichkeit, endloses Elend zu vermeiden. Bis 
ich diese Antwort erhalten habe, bin ich leider nicht in der Lage, auf den 
Gegenstand Deines Telegramms einzugehen. Ich muß Dich ernstlich er- 
suchen, daß Du unverzüglich Deinen Truppen Befehl gibst, unter keinen 
Umständen die geringste Verletzung unserer Grenzen zu begehen. Wir 
ly.»5° Auf dieses Telegramm konnte der Zar nicht mehr antworten. Bestürzt 
schrieb er auf das Dokument: «Erhalten nach der Kriegserklärung».’” 

Spätabends an diesem ereignisreichen ı. August 1914 ließ der Kaiser 
noch den österreichischen Botschafter zu sich rufen.“ Über die zuver- 
sichtliche, den Kriegskurs gegen Rußland und Frankreich vollkommen 
bejahende Haltung Wilhelms zu diesem Zeitpunkt berichtete Szögyeny 
nach Wien: «Während unserer langen Unterredung stellte der Kaiser vor 
allem fest, daß er in fortlaufendem Depeschenwechsel mit dem Zaren ste- 
he, aber zu seinem lebhaften Bedauern gestehen müsse, daß er den jetzigen 
Geisteszustand Kaiser Nikolaus absolut nicht verstehe. Er wisse auch 
nicht, ob der russische Kaiser seine an ihn, Kaiser Wilhelm, gerichteten 
Depeschen mit seinen Ratgebern vereinbart hätte; der jetzige Hauptrat- 
geber des Zaren sei wahrscheinlich sein Kriegsminister, doch scheine noch 
immer der Gesundbeter Rasputin ausschlaggebenden Einfluß auf ihn aus- 
zuüben. Des Zaren Telegramme enthielten fortwährend Widersprüche 
und er könne leider kein anderes Wort als «Lüge für dieselben gebrauchen. 
Auf die befristete Anfrage Deutschlands sei die Antwort noch ausständig. 
Es wäre ein - wie gewöhnlich in englischer Sprache abgefaßtes - Tele- 
gramm des Kaisers von Rußland eingetroffen, in dem Höchstderselbe ihm 
(Kaiser Wilhelm) versicherte, daß die in Rußland angeordnete allgemeine 
Mobilisierung nicht eine Spitze gegen Deutschland habe. Die Antwort aus 
Paris enthalte nur leere «Phrasen»; hingegen hätte Sir E. Grey mit Zustim- 
mung seines königlichen Herrn sich telegraphisch angeboten, die Neutra- 
lität Frankreichs in einem eventuellen Krieg zwischen Deutschland und 
Rußland zu garantieren. Selbstverständlich werde er (Kaiser Wilhelm) von 
Frankreich ein «Faustpfand» verlangen. Er habe den Eindruck, daß Frank- 
reich über die Mobilmachung Deutschlands in hohem Grade erschrocken 
sei. Unter diesen Umständen werde es sich darum handeln, zwar mit 
Ruhe, aber mit großer Entschiedenheit in der bisher beobachteten Rich- 
tung zu verharren.» Obwohl er zu diesem Zeitpunkt der Überzeugung 
war, daß England neutral bleiben und für die Neutralität Frankreichs ein- 
stehen würde, machte Wilhelm aus seiner Absicht, Frankreich zu unter- 
jochen, kein Hehl. Er sei «vor allem [...] entschlossen, mit Frankreich ab- 
zurechnen, was ihm hoffentlich vollkommen gelingen werde», teilte er 
Szögyeny mit. Die Politik Bethmann Hollwegs in der Julikrise, die zur 
Entfesselung des Krieges gegen Rußland geführt hatte, bejahte der Kaiser 
an diesem Abend voll und ganz: «Über die mannhafte Haltung des Reichs- 
kanzlers sowie über dessen richtige Durchführung seiner Intentionen 
äußerte sich Kaiser sehr lobend.»° 
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Die Ernüchterung kam noch in der Nacht. In London berief George V. 
Sir Edward Grey in den Buckingham Palast, wo der Außenminister das 
Antworttelegramm des Königs entwarf, das die Meldung Lichnowskys für 
ein Mißverständnis erklärte.° Moltke wurde daraufhin um ıı Uhr abends 
noch einmal ins Schloß befohlen. Er erinnerte sich: «Der Kaiser empfing 
mich in seinem Schlafzimmer, er war schon zu Bett gewesen, aber wieder 
aufgestanden und hatte einen Rock übergeworfen. Er gab mir eine Depe- 
sche des Königs von England, in der dieser erklärte, ihm sei von einer 
Garantie Englands, Frankreich am Kriege zu verhindern, nichts bekannt. 
Die Depesche des Fürsten Lichnowsky müsse auf einem Irrtum beruhen 
oder er müsse etwas falsch verstanden haben. - Der Kaiser war sehr erregt 
und sagte mir: «Nun können Sie machen, was Sie wollen.» Ich fuhr sofort 
nach Hause und telegraphierte an die 16. Division, der Einmarsch in 
Luxemburg solle ausgeführt werden.»“ Trotz dieser Entscheidung war das 
Vertrauensverhältnis zwischen Moltke und seinem Obersten Kriegsherrn 
für immer zerstört. Wie sein Adjutant aufzeichnete, war «sein ganzes Ner- 
vensystem [...] auf das Schwerste in Mitleidenschaft gezogen». Bei der 
Übersiedlung des Hauptquartiers nach Koblenz mußte der Chef des Ge- 
neralstabes von seiner Frau begleitet werden, die sich auf Verlangen des 
Kaisers als Vorsteherin eines Rot-Kreuz-Lazaretts verkleidete.°* 

In der gleichen Nacht traf ein weiteres Telegramm Lichnowskys im 
Auswärtigen Amt ein, das umgehend an den Generalstab, das Kriegs- 
ministerium, den Admiralstab und das Reichsmarineamt weitergeleitet, 
dem Kaiser aber erst am Nachmittag des 2. August vorgelegt wurde. Darin 
berichtete der Botschafter von einem Gespräch mit Grey, in dem dieser im 
Namen des ganzen Kabinetts auf die entscheidende Bedeutung der Verlet- 
zung der belgischen Neutralität für die Haltung der Londoner Regierung 
und der britischen öffentlichen Meinung in einem Kontinentalkrieg hin- 
wies. Davon abgesehen, habe Grey sich gefragt, ob sich Deutschland und 
Frankreich in einem deutsch-russischen Krieg wirklich bewaffnet gegen- 
überstehen könnten, ohne sich gegenseitig anzugreifen. Als Lichnowsky 
fragte, ob Frankreich auf einen derartigen Pakt eingehen würde, den 
Deutschland wohl annehmen würde, um sich die Neutralität Großbritan- 
niens zu sichern, versprach Grey, sich zu erkundigen, obwohl er die 
Schwierigkeiten keineswegs verkannte.°° Um 2.30 Uhr nachts trafen die 
Spitzen der Reichsleitung, der Armee und der Marine - anwesend waren 
Bethmann, Jagow, Zimmermann, Hammann, Moltke, Falkenhayn und 
Tirpitz - zu einer Lagebesprechung im Reichskanzlerpalais zusammen, in 
der es zu einer «wilden» Auseinandersetzung zwischen den Zivilisten und 
den Militärs über die Kriegserklärung an Frankreich und den beabsichtig- 
ten Einmarsch in Belgien kam.“ 

Schon die Kriegserklärung an Rußland, die am ı. August um 17 Uhr er- 
folgt war, hatten die Generäle als «vorzeitig» und «töricht» zu verhindern 
versucht.‘ Sie zeigten erst recht kein Verständnis für das Argument Beth- 
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manns und des Auswärtigen Amts, jetzt auch Frankreich den Krieg er- 
klären zu müssen, um den Durchmarsch durch Belgien rechtfertigen zu 
können. «Der Einmarsch in Belgien ließ sich nur durch den Krieg mit 
Frankreich, dieser nur durch den Krieg mit Rußland rechtfertigen», er- 
klärte Jagow nach der Niederlage. «Es war nun Sache der Politischen Lei- 
tung, durch die erforderlichen diplomatischen Schritte den Weg hierzu zu 
bahnen.»“ Auch in diesem Streit handelte es sich allerdings um taktische 
Erwägungen, nicht um grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten. Den 
Schlieffenplan mit seinem Angriff auf Frankreich durch Belgien und Lu- 
xemburg billigte Bethmann Hollweg ausdrücklich mit dem vielsagenden 
Argument, der umgekehrte Plan - Offensive im Osten und Defensive im 
Westen — hätte das Eingeständnis bedeutet, daß Deutschland sich mit 
einem «Unentschieden» zufriedengeben würde, und «mit einer solchen 
Parole konnte keine Armee und kein Volk in den Existenzkampf geführt 
werden». Diese Gegensätze zwischen der Staatsführung und den Militärs 
mußten am folgenden Tag vom Kaiser geschlichtet werden. 

Am frühen Morgen des 2. August 1914 faßte der Reichskanzler für den 
Monarchen im Telegrammstil die dramatischen Ereignisse der letzten 
Stunden zusammen. «Nach Meldung Generalstabs (heute 4 Uhr a. m.) 
Bahnzerstörungsversuch und Vormarsch 2 Schwadronen Kosaken auf 
Johannisburg [in Ostpreußen]. Dadurch tatsächlicher Kriegszustand. Vor- 
stehendes sofort nach Wien und Rom gemeldet mit Ersuchen um Äuße- 
rung über Erfüllung der Bundespflicht, nach Rom Zusatz, daß wir fran- 
zösischen Angriff voraussähen. Russischem Botschafter werden Pässe 
zugestellt. Nach Vereinbarung mit Kriegsministerrum und Generalstab 
Übergabe Kriegserklärung an Frankreich aus militärischen Gründen heute 
nicht notwendig. Erfolgt deshalb noch nicht in Hoffnung [sic!], daß uns 
Franzosen angreifen.»’° 

Gegen 10 Uhr fand im Schloß unter dem Vorsitz des Kaisers eine erreg- 
te Debatte zwischen Bethmann, Moltke, Tirpitz und Plessen statt. Wäh- 
rend der Reichskanzler auf einer formellen Kriegserklärung an Frankreich 
bestand, da er sonst die Sommation an Belgien nicht überreichen könne, 
erkannten weder der Chef des Generalstabes noch Tirpitz den Sinn dieser 
Maßnahme. Wider sein besseres Wissen führte Moltke eine ganze Reihe 
von feindlichen Handlungen der Franzosen an, die als Beweis dafür dienen 
sollten, daß der Krieg tatsächlich schon ausgebrochen sei: Versuche, einen 
Brunnen in Metz mit Cholerabakterien zu verseuchen und einen Tunnel 
der Moselbahn zu sprengen, sowie Bombenabwürfe französischer Flug- 
zeuge auf Nürnberg - und andere «Tatarennachrichten» mehr.’ Zahlrei- 
che Randvermerke Wilhelms II. belegen, daß er diese Propagandalügen für 
bare Münze gehalten hat. Er beauftragte Bethmann, «England zu benach- 
richtigen, daß wir nur gezwungen durch die Verhältnisse und das französi- 
sche Vorgehen den Durchmarsch durch Belgien machen, in jeder Bezie- 
hung sonst die Souveränität Belgiens achten und alles bezahlen würden. 
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Selbst nach einem siegreichen Kriege hätten wir die bestimmteste Absicht, 
die Integrität in keiner Weise anzufassen.»’° 

Am Nachmittag des 2. August bedeckte Wilhelm DI. die in der Nacht 
angekommene Depesche Lichnowskys mit wutschnaubenden Randbe- 
merkungen, die von seiner Enttäuschung und Angst zeugen. «Das Gefasel 
von Grey zeigt, daß er absolut nicht weiß was er machen soll», schrieb der 
Monarch erregt. «Erfahre soeben, daß England bereits das Cabel von Em- 
den unterbrochen hat. Also Kriegsmaßregel! Während es noch unterhan- 
delt.» Der britische Außenminister sei ein «falscher Hallunke also!» Seine 
Beteuerung, England habe nicht die geringste Absicht, feindlich gegen 
Deutschland vorzugehen, sei «gelogen! Er hat es ja selbst vor 4 Tagen 
Lichnowsky gesagt!» Greys Überlegung, ob sich trotz des Krieges im 
Osten die mobilisierten Heere Deutschlands und Frankreichs kampflos 
gegenüberstehen könnten, kommentierte der Kaiser jetzt mit den Worten: 
«Der Kerl ist toll oder Idiot!» und fügte - unwahrheitsgemäß - hinzu: 
«Außerdem haben durch ihre Bomben schmeißenden Flieger die Fran- 
zosen den Krieg und den Völkerrechtsbruch begonnen.» Lichnowskys 
Versicherung gegenüber Grey, daß Deutschland Frankreich weder zerstö- 
ren noch Gebietsteile abnehmen wolle, bezeichnete Wilhelm II. als 
«Blech!» Zum Schluß vermerkte der Monarch: «Mein Eindruck ist der, 
daß Herr Grey ein falscher Hund ist der Angst vor seiner eigenen Ge- 
meinheit und falschen Politik hat, aber nicht offen Stellung gegen uns neh- 
men will, sondern durch uns dazu gezwungen werden will.»”° Dem briti- 
schen Botschafter Sir Edward Goschen teilte Jagow mit, der Kaiser sei 
furchtbar niedergeschlagen und meine, daß es mit seinem Ruf als «Frie- 
denskaiser» jetzt vorbei sei.’* 


5. Wilhelms Werben um weitere Bundesgenossen 


Die Angst des Kaisers vor einer britischen Beteiligung am Krieg war nur 
zu begreiflich, denn er wußte nicht nur um die strategische Bedeutung der 
Royal Navy für die deutsche Offensive im Westen zu Wasser und zu Land, 
sondern auch um die wahrscheinliche Auswirkung der britischen Feind- 
schaft auf die Haltung der aktuellen und möglicherweise noch zu gewin- 
nenden Bundesgenossen Deutschlands vor allem im Mittelmeerraum und 
in Skandinavien. Unmittelbar vor dem Kriegseintritt des Inselreiches legte 
er dar, welches Hemmnis die britische Flotte selbst bei einer abwartenden 
Haltung Großbritanniens für die deutsche Kriegführung gegen Frankreich 
bedeutete: «Die englische Flotte deckt Frankreichs Nordküsten durch 
Bindung unserer Flotte. Das ist Mithilfe eines Bundesgenossen. Statt Hal- 
tung eines Neutralen. Denn England hindert die Mitwirkung meiner Flot- 
te mit meinem Heere gegen meinen schon im Kriege gegen mich befind- 
lichen Gegner. Dieser hat unter Bruch des Völkerrechts ohne Erklärung 
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den Krieg begonnen. So kann der Zustand nicht bleiben! England muß un- 
bedingt Farbe bekennen! sofort. So oder So!»” 

Genauso klar war ihm seit langem schon der Zusammenhang zwischen 
der Haltung Englands und der Bündnistreue des Dreibundpartners Italien 
mit seinen endlosen ungeschützten Küsten.”* Als am 1. August 1914 die 
Telegramme Lichnowskys die Aussicht auf die britische Neutralität zu 
bringen schienen, befahl Wilhelm die sofortige Mitteilung dieser hoff- 
nungsvollen Nachricht nach Rom, «da Italien zach [sic] im 3Bund mitgeht 
sola[n]ge Angst vor Englands Gegnerschaft vorhanden ist».7” Die Feind- 
schaft Großbritanniens und ein Abfall Italiens drohten aber auch, verhee- 
rende Folgen für die bis zuletzt gehegte Erwartung Wilhelms zu haben, 
daß auch Rumänien, Bulgarien, die Türkei, Griechenland und nicht zu- 
letzt Schweden an Deutschlands und Österreich-Ungarns Seite kämpfen 
würden. 

Wie wir sehen konnten, hatte Wilhelm bereits von Balholm aus Ver- 
handlungen mit der Türkei, Bulgarien und Griechenland geführt mit dem 
Ziel, diese Länder für eine aktive Beteiligung am kommenden Krieg gegen 
Rußland zu gewinnen.7* Ebenso drängte er Österreich-Ungarn von An- 
fang der Julikrise an, Italien großzügige Kompensationen - er dachte an 
das gesamte Albanien”? - für die eigene Machtausdehnung auf dem Balkan 
anzubieten, um die Mitwirkung des Mittelmeerlandes am Krieg gegen 
Frankreich sicherzustellen.‘° Gegen Ende der Julikrise, als der große Krieg 
in Sicht kam, intensivierte der Kaiser in enger Zusammenarbeit mit der 
Wilhelmstraße seine Bemühungen, um Italien bei der Stange zu halten, sei- 
ne Verwandten König Konstantin von Griechenland und König Carol von 
Rumänien zu einem Anschluß an die Mittelmächte zu bewegen und die 
bereits eingeleiteten Bündnisverhandlungen mit Bulgarien und der Türkei 
zu einem raschen Abschluß zu führen. In keiner anderen Frage glaubte er, 
seinen persönlichen Einfluß so effektiv zur Geltung bringen zu können, 
wie auf diesem dynastisch-diplomatischen Gebiet. 

Nach der Proklamation des Zustandes der drohenden Kriegsgefahr 
setzte Wilhelm II. am frühen Abend des 3 1. Juli dem österreichischen Mi- 
litärattach& Bienerth voller Zuversicht auseinander, daß Deutschland und 
Österreich-Ungarn in dem nun sicher bevorstehenden Krieg gegen Ruß- 
land und Frankreich mit der militärischen Unterstützung nicht nur Ita- 
liens, sondern auch Rumäniens, Bulgariens, der Türkei, Griechenlands 
und Schwedens rechnen könnten. «An König Karl von Rumänien habe er 
telegraphiert, daß er als Chef des Hauses Hohenzollern unbedingt auf sei- 
ne aktive Unterstützung durch Ausführung des geschriebenen Vertrages 
rechne. Der soeben aus Rumänien zurückgekehrte Graf Hutten-Czapski 
habe Kaiser Wilhelm seine vollste Überzeugung ausgesprochen, daß Ru- 
mänien aktiv auf Seite des Dreibundes eingreifen werde. Kaiser Wilhelm 
fügte daran die Bemerkung, Österreich-Ungarn solle doch Rumänien Bess- 
arabien versprechen. [...] Weiters habe er an den König von Bulgarien 
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auch in dezidierter Weise die Aufforderung gerichtet, sich im allgemeinen 
Konflikte an die Seite Österreich-Ungarns zu stellen.» Bezüglich der 
«Dispositionen der Türkei sagte Seine Majestät, er könne mit dem drin- 
gendsten Ersuchen um strengste Geheimhaltung mitteilen, daß er im Be- 
griffe stehe, mit der Türkei einen Vertrag abzuschließen, der die Türkei 
verpflichte, mit fünf Armeekorps [...] aktiv gegen Rußland vorzuge- 
hen. [...] Griechenland betreffend habe er - Kaiser Wilhelm - an König 
Telegramm gerichtet, daß er jedwede Beziehungen mit ihm abbrechen 
würde, wenn Griechenland mit Rußland gehe. Weiters habe er König von 
Griechenland nahelegen lassen, daß infolge der Überlegenheit der Flotte 
Österreich-Ungarns und Italiens gegenüber der griechischen sein Land 
überdies wehrlos sei, ja auch die griechische Armee erst in der Ausgestal- 
tung begriffen. Wenn er aber, König Konstantin, doch eingreifen wolle, so 
müsse er gegen Rußland sein. Auf Grund Gedankenaustausches mit dem 
König von Schweden will König Gustav mobilisieren und nach Ausbruch 
des Krieges aktiv vorgehen. An den König von Italien sei sein Flügeladju- 
tant Oberstleutnant von Kleist, der früher Militärattache in Rom war, mit 
einem Schreiben unterwegs, in welchem Kaiser Wilhelm König Viktor 
Emanuel dringend auffordert, den eingegangenen Vertrag einzuhalten 
durch Mobilisierung der gesamten Streitkräfte zu Wasser und zu Lande 
und durch die zugesagte Entsendung einer Armeegruppe über die Alpen. 
Durch das Auftauchen italienischer Truppen auf deutschem Boden gegen 
Frankreich erwarte er sich allerdings hauptsächlich einen starken morali- 
schen Eindruck.»"" Noch in der Nacht vom ı. zum 2. August, als Kaiser 
Wilhelm den Botschafter Szögyeny empfing, sprach er voller Zutrauen 
von seinen «fortgesetzten Bemühungen zur Gewinnung von neuen und 
Festlegung der alten Bundesgenossen». Er hob hervor, daß er «auf Italien 
in jeder Hinsicht fort einwirke, an die Könige von Rumänien, Bulgarien 
und Griechenland sehr kategorische Briefe gerichtet habe und, wie er mir 
streng vertraulich hinzufügen könne, im Begriffe stehe, mit der Türkei 
einen Vertrag abzuschließen».'? 

Bei dem vom Kaiser erwähnten «Gedankenaustausch» mit König Gu- 
staf V. von Schweden handelte es sich um ein Gespräch, das dieser mit dem 
deutschen Gesandten Franz von Reichenau am 26. Juli 1914 geführt hatte. 
Reichenaus Bericht, demzufolge der König das «germanische Solidaritäts- 
gefühl gegenüber dem Slawentum» hervorgehoben, die Berchtoldsche 
Note an Serbien gepriesen und sich mokierend über den französischen 
Präsidenten Poincare geäußert hatte, wurde von Wilhelm II. am 31. Juli 
mit zustimmenden Randbemerkungen versehen.® 

An jenem Abend sandte er seinen diensttuenden Flügeladjutanten 
Leopold von Kleist mit einem Handschreiben für Vittorio Emanuele III. 
nach Rom." Der Brief enthielt die schroffe Aufforderung Wilhelms, die 
sofortige Mobilmachung der italienischen Armee und Flotte zu befehlen 
sowie die vertragsmäßig versprochene Bundeshilfe für Deutschland ein- 
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zuhalten; eine davon abweichende Haltung würde sich als «gemeine Felo- 
nie» darstellen. Einige Wendungen in dem kaiserlichen Handschreiben 
waren so verletzend, daß Botschafter Flotow sie vor der Übergabe an den 
König entfernen mußte.”5 Das Verlangen Wilhelms war freilich angesichts 
der antideutschen Stimmung im Lande gänzlich illusorisch: Seit geraumer 
Zeit hatte die italienische Regierung die Neutralität des Landes unmißver- 
ständlich signalisiert.‘ Am 2. August legte das Auswärtige Amt dem 
Kaiser Depeschen Flotows vor, die ihm erneut in aller Deutlichkeit den 
Abfall Italiens vom Dreibund vor Augen führten.’ Der italienische Au- 
ßenminister habe ihm, dem Botschafter, rundheraus zu verstehen gege- 
ben, daß der casus foederis für Italien nicht gegeben sei, «da es sich um 
Angriffskrieg handele». Bei einer Teilnahme Italiens am Krieg sei sogar 
der Ausbruch einer Revolution zu befürchten, maßgebend bei der Ent- 
scheidung der Regierung sei aber auch die Furcht vor der Feindschaft 
Englands gewesen.'® Wütend kritzelte der Kaiser auf die Entzifferung der 
Telegramme: «Also wenn wir Belgiens Neutralität nicht respektieren, fällt 
England uns an und Italien von uns ab, das ist die Lage in nuce! also auch 
noch Verrath der Verbündeten!»” Am 3. August traf in der Tat ein Tele- 
gramm Vittorio Emanueles ein, das die Neutralität Italiens mit Verweis 
auf die Defensivklausel des Dreibundvertrages begründete. Wieder nann- 
te Wilhelm die italienische Entscheidung «Verrath» und beschimpfte den 
König als «Schurken!», dessen Behauptungen «gelogen» und eine «Frech- 
heit!» seien.” Am Abend des 3. August bestätigte dann ein Telegramm 
Kleists die ablehnende Haltung des Königs, der ihm zwar versichert habe, 
er sei «persönlich mit ganzem Herzen bei uns», aber doch geltend machte, 
«die für italienisches Volksempfinden unglaubliche Ungeschicklichkeit 
Österreichs habe in den letzten Wochen öffentliche Meinung derart gegen 
Österreich aufgebracht, daß jetzt aktives Zusammengehen mit Österreich 
Sturm entfesseln werde. [...] Da Volk Unterschied [zwischen Österreich 
und Deutschland] nicht begreife, versage infolge Österreichs Ungeschick- 
lichkeit leider auch Italien Deutschland gegenüber, was ihn, König, tief 
schmerze.»?' Bitter fügte der Kaiser einem ihm vom Auswärtigen Amt 
vorgelegten Telegrammentwurf an Kaiser Franz Joseph eigenhändig den 
Satz hinzu, der König von Italien habe «unser Vertrauen schmählich 
getäuscht und ist seiner Bundespflicht nicht nachgekommen».9? Dennoch 
gab Wilhelm auch jetzt die Hoffnung auf einen Sinneswandel nicht ganz 
auf. «Wien muß unter allen Umständen bindende Versprechungen ab- 
geben und hohe Kompensationen anbieten, die so verlockend sind, daß 
sie ziehen, hätte schon längst geschehen sollen», bestimmte er am 4. Au- 
gust.?3 

Bis zuletzt hatte Wilhelm II. die Erwartung, daß sowohl Griechenland 
als auch Rumänien in dem ausgebrochenen europäischen Krieg auf seiten 
Deutschlands, Österreich-Ungarns, Bulgariens und der Türkei gegen 
Rußland kämpfen würden, doch sehr bald ging auch diese Hoffnung 
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dahin. In den frühen Morgenstunden des 31. Juli 1914 hatte er sich nach 
geringfügigen Verbesserungen mit den Telegrammtexten an seinen Schwa- 
ger Konstantin von Griechenland sowie an den Hohenzollernkönig Carol 
von Rumänien einverstanden erklärt, die ihm vom Auswärtigen Amt un- 
terbreitet worden waren. Beide Depeschen dienten unverkennbar dem 
Zweck, diese Balkanstaaten wie bereits Bulgarien und die Türkei auf die 
Seite des Dreibundes zu ziehen. «Ich betrachte es als selbstverständlich», 
so lautete das Kaisertelegramm an König Konstantin, «daß schon das An- 
denken Deines von Mörderhand gefallenen Vaters Dich und Griechenland 
abhalten wird, gegen Meine Person und den Dreibund für die serbischen 
Meuchelmörder Partei zu ergreifen. Aber auch vom reinen Nützlichkeits- 
standpunkt des griechischen Interesses scheint Mir für Dein Land und 
Deine Dynastie der Platz an der Seite des Dreibundes der gegebene zu 
sein. [...] Niemand hat Griechenlands bewunderungswürdigen Aufstieg 
unter Deiner Führung mit scheeleren Augen angesehen als Rußland. Nie 
wird sich für Griechenland eine bessere Gelegenheit als jetzt, unter dem 
mächtigen Schirm des Dreibundes, bieten, um die Vormundschaft, die 
Rußland über den Balkan anstrebt, abzuschütteln. Solltest Du Dich wider 
Meine zuversichtliche Erwartung auf die gegnerische Seite legen, so wird 
Griechenland dem sofortigen Angriff Italiens, Bulgariens und der Türkei 
ausgesetzt, und auch Unsere persönlichen Beziehungen würden darunter 
wohl für immer leiden müssen.»?* Konstantin antwortete am 2. August, es 
sei Griechenland nie in den Sinn gekommen, den Serben zu helfen, ande- 
rerseits sei es für sein Land gänzlich unmöglich, «über sie herzufallen». 
Vielmehr müsse Griechenland eine absolute Neutralität bewahren und 
sich für die Erhaltung des Status quo auf dem Balkan einsetzen. Diese De- 
pesche seines Schwagers bedeckte Kaiser Wilhelm mit Randbemerkungen, 
die die Kontinuität seiner anti-russischen Balkanpolitik in der Julikrise in 
aller Klarheit offenlegen. «Athen mittheilen», verfügte er, «daß ich Bünd- 
nis mit Bulgarien und Türkei zum Kampf gegen Rußland geschlossen habe 
und Griechenland als Feind behandeln werde, falls es sich nicht sofort an- 
schließt: habe das soeben dem [Gesandten] Theotoki persönlich gesagt, 
unter Mittheilung, daß wir mit Türkei und Bulgarien verbündet.» Den 
Griechen sei es «unmöglich», neutral zu bleiben, «ihr sollt gegen Rußland 
marschieren!» «Der Balkan marschiert. [...] Wenn Griechenland nicht 
jetzt sofort mitgeht, so wird es seine Stellung als Balkanmacht verlieren 
und von uns nicht mehr in seinen Wünschen unterstützt, sondern als 
Feind behandelt werden. Es handelt sich nicht um das Gleichgewicht auf 
dem Balkan, sondern um die gemeinsame Operation der Balkanstaaten um 
den Balkan von Rußland auf ewig zu befreien! W.» 

Nicht anders verhielt sich Wilhelm gegenüber Rumänien. Das von Ja- 
gow konzipierte Telegramm an König Carol, das Wilhelm am 31. Juli früh 
mit einem eigenhändigen Zusatz guthieß, war nicht weniger manipulativ 
gedacht. «Nach der ruchlosen Tat von Sarajevo hat unser ehrwürdiger 
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Freund und Bundesgenosse Kaiser Franz Joseph Sühne von Serbien gefor- 
dert», heißt es darin. «Rußland, das eine Hegemonie über den Balkan be- 
ansprucht, macht durch sein Eintreten für Serbien dessen Bestrebungen 
auf Untergrabung der österreichischen Monarchie zu den seinigen. Ich 
kann mich auch nicht der Erkenntnis verschließen, daß die panslawisti- 
schen Tendenzen mit der Zertrümmerung der Donaumonarchie die Spren- 
gung des Dreibundes und die Isolierung und Schwächung Deutschlands 
bezwecken und die Herrschaft Rußlands über den ganzen Südosten Euro- 
pas stabilisieren wollen. Bündnistreue, Ehre und Selbsterhaltung weisen 
mich an die Seite Österreichs. In dieser ernsten Stunde eilen meine Gedan- 
ken zu Dir, der Du an Europas Ostmark einen Kulturstaat geschaffen und 
damit einen Damm gegen die slawische Flut aufgerichtet hast. Ich ver- 
traue, daß Du als König und Hohenzoller treu zu Deinen Freunden halten 
wirst und unbedingt Deinen Bündnispflichten nachkommst. Wilhelm.»” 
Am Nachmittag des 2. August forderte der Kaiser peremptorisch, «Rumä- 
nien muß Vertrag mit Österreich sofort publizieren und sofort gegen Ruß- 
land mobil machen.»” Als dann der rumänische Ministerpräsident Bra- 
tianu unter Hinweis auf die anti-österreichische Stimmung im Lande die 
Neutralität Rumäniens andeutete, wies Wilhelm II. dies wie gewohnt als 
«Blech!» zurück und forderte erneut von König Carol: «S$. M. muß mobil- 
machen! gegen Rußland.» Er selbst hatte Österreich-Ungarn dazu ge- 
drängt, Rumänien als Belohnung für den Kriegseintritt Bessarabien anzu- 
bieten. Jetzt griff er eine Anregung des Botschafters in Konstantinopel auf, 
man könne doch Rumänien für ein Bündnis mit den Mittelmächten da- 
durch gewinnen, daß man ihm für die Eroberung Bessarabiens die Hilfe 
der Türkei und Bulgariens in Aussicht stelle.” Doch in Bukarest nutzten 
alle Köderversuche nichts, zumal auch dort die italienische Neutralitäts- 
erklärung tiefen Eindruck machte. Am 4. August 1914 teilte die rumäni- 
sche Regierung nach einem Kronrat unter Vorsitz des Königs den Gesand- 
ten Deutschlands und Österreich-Ungarns mit, daß sie den casus foederis 
nicht anerkennen könne, da sie vor der Demarche Wiens in Belgrad nicht 
konsultiert worden sei. Bitter stellte Kaiser Wilhelm das Scheitern seiner 
Bündnisbemühungen fest und schob die Schuld dafür seinen Diplomaten 
in die Schuhe. «Die Verbündeten fallen schon vor dem Krieg von uns ab 
wie die faulen Äpfel! Ein totaler Niederbruch der Auswlärtigen] Deut- 
schen bezw. auch Österreichlischen] Diplomatie. Das hätte vermieden 
werden müssen und können. W.»' 

Letztendlich entschieden sich nur die Türkei und (später) Bulgarien zu 
einer Kriegsbeteiligung an der Seite Deutschlands und Österreich-Un- 
garns.'°' Bekanntlich traten Italien 1915, Rumänien 1916 und Griechen- 
land 1917 in den Krieg ein, jedoch auf der Seite der Entente. Am 2. August 
1914 erklärten Dänemark, Schweden, Norwegen, die Niederlande, die 
Schweiz und Belgien ihre Neutralität. Die Lage, in der sich das Kaiserreich 
beim Ausbruch des Weltkrieges befand, war weit entfernt von den schönen 
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Hoffnungen, die man noch wenige Stunden zuvor im Adjutantenzimmer 
des Berliner Schlosses mit Sekt gefeiert hatte. 


6. Die Verletzung der belgischen Neutralität 
und der Kriegseintritt Englands 


Seit vielen Jahren stand fest, daß die deutsche Armee beim Ausbruch eines 
Krieges gegen Frankreich durch das neutrale Belgien stürmen würde, ko- 
ste es, was es wolle. Wie Lerchenfeld am 4. August 1914 zu berichten wuß- 
te, habe Generalstabschef von Moltke rundheraus erklärt, «daß selbst die 
englische Neutralität um den Preis einer Respektierung Belgiens zu teuer 
erkauft wäre, da der Angriffskrieg gegen Frankreich [sic!] nur auf der Li- 
nie Belgiens möglich» sei.'” Obwohl auch Wilhelm I. genau wußte, daß 
die Verletzung der belgischen Neutralität «das Eingreifen Englands gegen 
uns» herbeiführen würde, bestimmte er, daß am Abend des 2. August, wie 
vorgeschen, das deutsche Ultimatum in Brüssel überreicht werde. Als Vor- 
wand griff er wieder auf die Propagandalügen von den französischen Luft- 
attacken auf Deutschland zurück. «Unsere Besorgnis, der wir bereits in 
der heute Abend zu überreichenden Note an Belgien Ausdruck gegeben 
haben, wird bestärkt dadurch, daß Frankreich heute bereits unter Bruch 
des Völkerrechts kriegerische Handlungen (Abwerfen von Fliegerbomben 
auf deutschem Gebiet, Überschreiten der Grenze durch Kavalleriepa- 
trouillen) gegen uns unternommen hat. Gesandten in Brüssel anweisen, 
dies bei Überreichung der Note ausdrücklich hervorzuheben.»'” Die an- 
geblichen Aktionen der Franzosen mußten auch zur Rechtfertigung des 
Einmarsches in Luxemburg herhalten. «Flieger sind über Luxemburg zu 
uns gekommen. Überfliegen eines Neutralen Staates zu Kriegszwecken, ist 
ein Bruch der Neutralität», behauptete am 3. August der Kaiser.'* 

An diesem Tag erhielt das Auswärtige Amt die Meldung des Gesandten 
von Below-Saleske in Brüssel, daß die belgische Regierung die Bedingun- 
gen des ihr von Deutschland gestellten Ultimatums ablehne und jeder Ver- 
letzung seiner Neutralität mit militärischer Gewalt entgegentreten wer- 
de.’ Um 17 Uhr traf im Schloß ein an den Kaiser persönlich gerichteter 
Friedensappell König Alberts der Belgier ein. «Euere Majestät und Seine 
Regierung haben uns zu wiederholten Malen wertvolle Beweise Seiner 
Freundschaft und Sympathie gegeben, und bevollmächtigte Persönlichkei- 
ten haben uns die Versicherung gegeben, im Falle eines neuen Konflikts, 
die Neutralität Belgiens zu respektieren. Wir bezweifeln nicht, daß die Ge- 
fühle und Intentionen des mächtigen Kaiserreiches, dessen Schicksal Euere 
Majestät leitet, uns gegenüber unverändert geblieben sind. Die verwandt- 
schaftlichen und freundschaftlichen Beziehungen, welche unsere beiden 
Familien eng verbinden, haben mich dazu bestimmt, Dir heute zu schrei- 
ben und Dich zu bitten, in dieser so ernsten Stunde mir den Ausdruck die- 
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ser Gefühle meinem Lande gegenüber gnädig wiederholen zu wollen.»'* 
Der Kaiser ließ den Brief Alberts an den Reichskanzler und den Chef des 
Generalstabes überbringen und verlangte die sofortige Vorlegung einer 
telegraphischen Antwort.'” Das von Jagow konzipierte Telegramm wurde 
auf Befehl des Kaisers um 20.20 Uhr direkt vom Berliner Schloß aus nach 
Brüssel abgeschickt. Darin beharrte Wilhelm auf der Erfüllung der an Bel- 
gien gestellten Kapitulationsbedingungen.'”® Am 4. August 1914 abends 
traf im Schloß die bittere Antwort König Alberts en clair ein, er habe nicht 
einen Augenblick geglaubt, «daß Ew. M. uns zu der grausamen Entschei- 
dung zwingen würden, im Angesichte ganz Europas zwischen Krieg und 
Ehrlosigkeit, zwischen Vertragstreue und Mißachtung unserer internatio- 
nalen Pflichten zu wählen». Kommentarlos ließ Wilhelm den Text an das 
Auswärtige Amt zustellen.'” 

In der unrealistischen Hoffnung, die Wirkung des deutschen Einmar- 
sches in Belgien auf die Londoner Regierung abzuschwächen, hatten sich 
der Kaiser, Moltke und Bethmann schon früher geeinigt, Großbritannien 
die Wiederherstellung der belgischen territorialen Integrität (nicht Souve- 
ränität!) nach dem gewonnenen Krieg zu versprechen.''° Anders als am 
28. Juli bei seinem Halt-in-Belgrad-Vorschlag wollte sich Wilhelm II. ver- 
sichern, daß diese Anregung auch wirklich weitergegeben worden war. So 
schrieb er noch am 3. August 1914 eigenhändig an den Reichskanzler: «Im 
Anschluß an das eben stattgehabte Gespräch, bitte ich um sofortige tele- 
phon. Mittheilung, ob bei Bekanntgabe der von uns an Belgien gestellten 
Sommation in London, der Zusatz gemacht worden ist, daß Deutschland 
selbst in dem Fall eines kriegerischen Konflikts mit Belgien der Engl. Re- 
gierung die bündige Erklärung giebt, daß Deutschland auch dann den Be- 
stand des Belg. Staates garantirt. Falls es trotz schriftlicher Bitte Gen. 
Stbschefs unterlassen worden sein sollte, ist es sofort nachzuholen. Wil- 
helm I. R.» Jagow konnte dem Kaiser versichern, daß eine entsprechende 
Mitteilung tatsächlich nach London abgegangen war.'"' Das deutsche An- 
gebot bestätigte jedoch nur die schlimmsten Befürchtungen der britischen 
Regierung über die Absichten des Kaiserreichs. Um 19.45 Uhr erhielt 
Jagow die ultimative Forderung des britischen Botschafters Goschen, bis 
Mitternacht die belgische Neutralität zu respektieren, andernfalls befände 
sich Großbritannien mit Deutschland im Kriege." 

Am frühen Morgen des 4. August 1914, während die deutsche Armee 
in Belgien einfiel, erneuerte der Kaiser seinen Vorwurf, England hätte den 
Krieg verhindern können, wenn es nur seine Alliierten zurückgehalten 
hätte. In einer englischsprachigen Randbemerkung behauptete er: «Wenn 
Grey wirklich den Frieden erhalten wollte, brauchte er nur, wie Prinz 
Heinrich am 29. Juli angeregt hat, den beiden Verbündeten Frankreich und 
Rußland nahezulegen - nicht zu mobilisieren, sondern abzuwarten, bis die 
von mir geleiteten Besprechungen zwischen Wien und Rußland Erfolg 
hatten oder nicht. W.»'"3 
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Am 4. August 1914 eröffnete Kaiser Wilhelm II. um 13 Uhr im Weißen 
Saal des Schlosses den Reichstag. Fast genau sechsundzwanzig Jahre zuvor 
hatte er an dieser Stelle im Beisein Bismarcks und des alten Moltkes voller 
Zuversicht seine erste Thronrede gehalten. Jetzt sprach er: «In schicksals- 
schwerer Stunde habe Ich die gewählten Vertreter des deutschen Volkes 
um Mich versammelt. Fast ein halbes Jahrhundert lang konnten wir auf 
dem Weg des Friedens verharren. Versuche, Deutschland kriegerische 
Neigungen anzudichten und seine Stellung in der Welt einzuengen, haben 
unseres Volkes Geduld oft auf harte Proben gestellt. In unbeirrbarer Red- 
lichkeit hat Meine Regierung auch unter herausfordernden Umständen die 
Entwickelung aller sittlichen, geistigen und wirtschaftlichen Kräfte als 
höchstes Ziel verfolgt. Die Welt ist Zeuge gewesen, wie unermüdlich wir 
in dem Drang und den Wirren der letzten Jahre in erster Reihe standen, 
um den Völkern Europas einen Krieg zwischen Großmächten zu ersparen. 
Die schwersten Gefahren, die durch die Ereignisse am Balkan heraufbe- 
schworen waren, schienen überwunden. Da tat sich mit der Ermordung 
Meines Freundes, des Erzherzogs Franz Ferdinand, ein Abgrund auf. 
Mein hoher Verbündeter, der Kaiser und König Franz Joseph, war ge- 
zwungen, zu den Waffen zu greifen, um die Sicherheit seines Reichs gegen 
gefährliche Umtriebe aus einem Nachbarstaat zu verteidigen. Bei der Ver- 
folgung ihrer berechtigten Interessen ist der verbündeten Monarchie das 
Russische Reich in den Weg getreten. An die Seite Österreich-Ungarns 
ruft uns nicht nur unsere Bündnispflicht. Uns fällt zugleich die gewaltige 
Aufgabe zu, mit der alten Kulturgemeinschaft der beiden Reiche unsere ei- 
gene Stellung gegen den Ansturm feindlicher Kräfte zu schirmen. Mit 
schwerem Herzen habe Ich Meine Armee gegen einen Nachbarn mobili- 
sieren lassen, mit dem sie auf so vielen Schlachtfeldern gemeinsam gefoch- 
ten hat. Mit aufrichtigem Leid sah Ich eine von Deutschland treu bewahrte 
Freundschaft zerbrechen. Die Kaiserliche Russische Regierung hat sich, 
dem Drängen eines unersättlichen Nationalismus nachgebend, für einen 
Staat eingesetzt, der durch Begünstigung verbrecherischer Anschläge das 
Unheil dieses Krieges veranlaßte. Daß auch Frankreich sich auf die Seite 
unserer Gegner gestellt hat, konnte uns nicht überraschen. Zu oft sind 
unsere Bemühungen, mit der Französischen Republik zu freundlicheren 
Beziehungen zu gelangen, auf alte Hoffnungen und alten Groll gestoßen. 
Geehrte Herren! Was menschliche Einsicht und Kraft vermag, um ein 
Volk für die letzten Entscheidungen zu wappnen, das ist mit Ihrer patrioti- 
schen Hilfe geschehen. Die Feindseligkeit, die im Osten und Westen seit 
langer Zeit um sich gegriffen hat, ist nun zu hellen Flammen aufgelodert. 
Die gegenwärtige Lage ging nicht aus vorübergehenden Interessenkonflik- 
ten oder diplomatischen Konstellationen hervor, sie ist das Ergebnis eines 
seit langen Jahren tätigen Übelwollens gegen Macht und Gedeihen des 
Deutschen Reichs. Uns treibt nicht Eroberungslust, uns beseelt der un- 
beugsame Wille, den Platz zu bewahren, auf den Gott uns gestellt hat, für 
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uns und alle kommenden Geschlechter. Aus den Schriftstücken, die Ihnen 
zugegangen sind, werden Sie ersehen, wie Meine Regierung und vor allem 
Mein Kanzler bis zum letzten Augenblick bemüht waren, das Äußerste 
abzuwenden. In aufgedrungender Notwehr mit reinem Gewissen und rei- 
ner Hand ergreifen wir das Schwert. An die Völker und Stämme des Deut- 
schen Reichs ergeht Mein Ruf, mit gesamter Kraft, in brüderlichem Zu- 
sammenstehen mit unseren Bundesgenossen, zu verteidigen, was wir in 
friedlicher Arbeit geschaffen haben. Nach dem Beispiel unserer Väter fest 
und getreu, ernst und ritterlich, demütig vor Gott und kampfesfroh vor 
dem Feind, so vertrauen wir der ewigen Allmacht, die unsere Abwehr stär- 
ken und zu gutem Ende lenken wolle! Auf Sie, geehrte Herren, blickt 
heute, um seine Fürsten und Führer geschart, das ganze deutsche Volk. 
Fassen Sie Ihre Entschlüsse einmütig und schnell - das ist Mein inniger 
Wunsch.»'" 

Admiral von Müller fand die Thronrede «sehr erhebend» und «S.M. 
sehr würdig», doch er ahnte wohl, was für eine schreckliche Katastrophe 
sich angebahnt hatte. Über der feierlichen Zeremonie im Weißen Saal habe 
«die Schwüle von dem allseitig als unvermeidlich angesehenen Kriege mit 
England» gelegen, schrieb er nachdenklich in sein Tagebuch. An jenem 
Abend, als er mit Tirpitz zusammensaß, kam die Nachricht, auch der briti- 
sche Botschafter habe seine Pässe verlangt. «So war der Krieg mit England 
da. Er ist gekommen, weil unsere Politiker keine Ahnung von der Be- 
deutung der überlegenen Seemacht haben. Eine furchtbare Prüfung für 
Deutschland. Wie soll das enden ?»"" 

Das britische Ultimatum an Deutschland hatte der Außenminister 
Grey unter Tränen gestellt. Händeringend fragte König George V. den 
amerikanischen Botschafter in London: «My God, Mr. Page, what else 
could we do?» [Mein Gott, Herr Page, was konnten wir anderes tun?] Der 
österreichische Botschafter, Graf Mensdorft, saß tagelang ratlos in seinem 
Londoner Botschaftspalais und weinte. Fürst Lichnowsky irrte, vor Trau- 
er ganz außer sich, wie ein Wahnsinniger durch die Räume seiner Bot- 
schaft im Carlton House Terrace, als sein amerikanischer Kollege am 
Nachmittag des 4. August 1914 zu ihm kam, um die deutschen Geschäfte 
zu übernehmen. «Er kam in seinem Pyjama herunter - ein übergeschnapp- 
ter Mann. Ich fürchtete, er würde buchstäblich verrückt», berichtete Page 
dem US-Präsidenten Woodrow Wilson. «Er gehört der Partei der Kriegs- 
gegner an und hat sein Bestes getan und ist völlig gescheitert. Dieses Ge- 
spräch war eines der ergreifendsten Erlebnisse meines Lebens. Der arme 
Mann hat nächtelang nicht geschlafen.» Die Fürstin Mechthild Lich- 
nowsky, so fuhr Page in seinem Brief an Präsident Wilson fort, hatte das 
Porträt Kaiser Wilhelms II. von ihrem Schreibtisch gefegt und dabei aus- 
gerufen: «Das ist das Schwein, das dies getan hat.»""‘ 


Kapitel 42 
Der Oberste Kriegsherr im Weltkrieg 


Die Leser dieses Buches sind nun der Darstellung der Jahre 1900 bis 1914 
über viele hundert Seiten gefolgt. Jene, die auch die ersten beiden Teile die- 
ser Wilhelm-Biographie gelesen haben, haben gar über zweitausend Seiten 
Lektüre bewältigt. Manche werden sich daher fragen, wieso ich die Zeit 
des vollständigen Scheiterns Kaiser Wilhelms II. und des Untergangs der 
preußisch-deutschen Monarchie während der Jahre 1914 bis 1918 dem- 
gegenüber wesentlich knapper darstelle. Der Grund dafür liegt - wie im 
folgenden deutlich werden wird - darin, daß mit Kriegsbeginn Wilhelm 
politisch dramatisch an Bedeutung einbüßt, militärisch aber ohnehin nie 
Bedeutung erlangt. Die Macht wandert faktisch vom Kaiser zur Obersten 
Heeresleitung. Hatte bis zum Ausbruch des Krieges Kaiser Wilhelm II. 
Herrschaft und Verantwortung in Händen - was zu zeigen mein besonde- 
res Anliegen war -, so gehen beide nun mit bestürzender Geschwindigkeit 
auf die Generäle über. Und in demselben Maß wie er in den Hintergrund 
tritt, genügt auch weniger Raum, um die Peripetie seiner Regierung und 
seinen Fall zu beschreiben. 


1. Im Brennpunkt der Nation - 
Wilhelm II. und das «Augusterlebnis» 


Seit dem Bekanntwerden der serbischen «Ablehnung» des Wiener Ultima- 
tums am 25. Juli 1914 versammelte sich täglich eine wachsende Menschen- 
menge in der Nähe des Berliner Stadtschlosses. Die monarchisch gesinnten 
Bürger der Hauptstadt waren «von altersher gewohnt, das Brandenburger 
Tor, die Linden und den Lustgarten als Stätte großen geschichtlichen Er- 
lebens zu betrachten» und in den «historischen Stunden» die Nähe des Mon- 
archen zu suchen." Hans von Schoen, der stellvertretende bayerische Ge- 
sandte in Berlin, beobachtete diese spontanen Massenaufläufe: «Was diesen 
Demonstrationen, die auch heute noch fortdauern, ihren besonderen Stem- 
pel aufdrückt, ist der Umstand, daß die Teilnehmer sich nicht, wie dies 
sonst der Fall zu sein pflegt, aus den unteren Schichten der Bevölkerung 
zusammensetzen, sondern überwiegend den gebildeten Ständen ange- 
hören.»” Entsprechend leidenschaftlich wurde Wilhelm II. am 31. Juli bei 
seiner Übersiedlung nach Berlin begrüßt, entsprechend begeistert seine 
Rede bejubelt und mit Hochrufen und patriotischen Liedern beantwortet. 
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Abb. 48 Der Kaiser verkündet am 1. August 1914 den Krieg 


Als am Nachmittag des 1. August 1914 die deutsche Mobilmachung be- 
kannt wurde, versammelte sich auf dem Schloßplatz erneut eine dicht- 
gedrängte Menschenmenge. Gegen Abend wandte sich Wilhelm abermals 
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mit einer kurzen Ansprache vom Balkon aus an die Wartenden: «Ich dan- 
ke euch für alle Liebe und Treue, die ihr Mir in diesen Tagen erwiesen 
habt. Sie waren ernst, wie keine vorher! Kommt es zum Kampf, so hören 
alle Parteien auf! Auch mich hat die eine oder die andere Partei wohl ange- 
griffen. Das war in Friedenszeiten. Ich verzeihe es heute von ganzem Her- 
zen! Ich kenne keine Parteien und Konfessionen mehr; wir sind heute alle 
deutsche Brüder. Will unser Nachbar es nicht anders, gönnt es [sic!] uns 
den Frieden nicht, so hoffe Ich zu Gott, daß unser gutes deutsches Schwert 
siegreich aus dem Kampfe hervorgeht.»* Diese zweite «Balkonrede» des 
Kaisers, die mit ihrem ungewohnt versöhnlichen Ton die Burgfriedens- 
politik ankündigte, hatte der Reichskanzler veranlaßt. An Bethmann Holl- 
weg waren nämlich Gerüchte gelangt, daß eine Anzahl sozialdemokra- 
tischer Abgeordneter erwog, die Kriegskredite abzulehnen. Zu tief saß 
immer noch die Verbitterung über die vormaligen Beschimpfungen der 
Sozialdemokratie durch den Kaiser, über die Schmähung als «vaterlands- 
lose Gesellen», als «Rotte, nicht würdig den Namen Deutsche zu tragen», 
als «Pest», die vertilgt werden müsse.’ Auch diese Ansprache rief einen un- 
geheuren Beifallssturm hervor, wie die Hofdame der Kaiserin, Gräfin Kel- 
ler, in ihrem Tagebuch festhielt: «Es war ein unbeschreiblich packender, 
herrlicher Augenblick, der Jubel, die Begeisterung überwältigend.»° Die 
Abneigung des Kaisers gegen die Sozialdemokratie war freilich nicht ge- 
ringer geworden. 

Noch eindrücklicher wurde die Einheit der Nation bei der Eröffnung 
des Reichstags am 4. August 1914 beschworen. Der Kaiser lieferte dazu die 
Parole, indem er der offiziellen Thronrede? noch eine spontane, patheti- 
sche Erklärung folgen ließ: «Sie haben gelesen, meine Herren, was Ich zu 
Meinem Volke vom Balkon des Schlosses aus gesagt habe. Ich wiederhole, 
Ich kenne keine Parteien mehr, Ich kenne nur Deutsche. (Stürmisches Bra- 
vo!), und zum Zeugen dessen, daß Sie fest entschlossen sind, ohne Partei- 
unterschiede, ohne Standes- und Konfessionsunterschiede zusammenzu- 
halten mit Mir durch dick und dünn, durch Not und Tod, fordere Ich die 
Vorstände der Parteien auf, vorzutreten und Mir dies in die Hand zu gelo- 
ben.»° Mit diesem Wort - in der Form «Ich kenne keine Parteien mehr, ich 
kenne nur noch Deutsche» millionenfach reproduziert - traf der Kaiser 
genau den Nerv der Augenblicksstimmung. Die einstimmige Annahme 
der Kriegskredite durch den Reichstag, vor allem die Zustimmung der So- 
zialdemokratie, schien gegenüber der konfliktreichen Vorkriegszeit eine 
neue Ära nationaler Geschlossenheit anzukündigen.? Der «Burgfrieden», 
der Verzicht auf innenpolitische Auseinandersetzungen während des Krie- 
ges, sollte diese Eintracht bewahren helfen. Das Verhalten der Massen in 
Berlin, ihr Verlangen, den Kaiser zu sehen, konnte als Beweis seiner Inte- 
grationskraft gesehen werden. Das «Ideal des Nationalkaisertums, das 
Wilhelm II. immer als Richtschnur angesehen hatte, schien mit einem Male 
erfüllt.»'° Auch persönlich verschafften dem Kaiser seine Auftritte zu 
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Kriegsbeginn einen enormen Popularitätszuwachs. Selbst ehemalige Kriti- 
ker schwenkten jetzt in geradezu ekstatische Begeisterung um." 

Nachdem der Krieg Realität war, profitierte der Monarch außerdem 
von seinem Anschen als «Friedenskaiser» und sogar von seiner ehemaligen 
Schmähung als «pacifiste» und «timide». Denn jetzt verkörperte er gegen- 
über seinem Volk ideal die Vorstellung von dem Herrscher, dem man einen 
Verteidigungskrieg aufgezwungen hatte. Selbst Kritiker der Regierungs- 
politik in der Julikrise wie Ballin oder Bülow, die aufgrund ihrer Kontakte 
gewisse Einblicke gewinnen konnten, wie es hinter den Kulissen aussah, 
waren überzeugt, daß Wilhelm II. beim Kriegsausbruch nur eine margi- 
nale Rolle gespielt hatte.” Dieser Glaube an den Friedenswillen des Kaisers 
half auch, als sich der Krieg unerwartet hinzog und sich eine lautstarke an- 
nexionistische Propaganda geltend zu machen versuchte, die Sozialdemo- 
kratie auf Regierungskurs zu halten. Noch im Juni 1915 stellte Arnold 
Wahnschaffe diesen Aspekt gegenüber dem Chef des Zivilkabinetts her- 
aus: «Verschiedene Sozialdemokraten haben mir gesagt, nichts wirke der 
bösartigen Agitation ihrer Radikalen mehr entgegen, als der auch unter 
den sozialdemokratischen Arbeitern überall verbreitete Glaube an den 
redlichen Friedenswillen des Kaisers. Man höre immer wieder: «wenn der 
Kaiser den Krieg hätte vermeiden können, hätte er es getan und deswegen 
könne dieser Krieg kein ungerechter Eroberungskrieg sein.»»"3 

Trotz dieser wiedergewonnenen Popularität und der - zumindest an- 
fänglich — ungeteilten Unterstützung der Kriegspolitik durch die gesamte 
Nation, litt der Kaiser unter der neuen großen Verantwortung, das Deut- 
sche Reich in den Krieg geführt zu haben und nun für dessen Ausgang ver- 
antwortlich zu sein. Nach außen hin trat er zwar fest und siegesgewiß auf; 
am ı1. August 1914 verabschiedete er beispielsweise das ı. Garderegiment 
zu Fuß mit den martialischen Worten: «Das Schwert ist gezogen, das ich, 
ohne siegreich zu sein, ohne Ehre nicht wieder einstecken kann. Und ihr 
alle solltet und werdet mir dafür sorgen, daß ich den Frieden meinen Fein- 
den diktieren kann. Auf in den Kampf mit den Gegnern und nieder mit 
den Feinden Brandenburgs!»'* Doch innerlich nagten erhebliche Zweifel 
am Obersten Kriegsherrn. «So viele Feinde», äußerte er öfters besorgt im 
vertrauten Kreise.’ Bernhard von Bülow, der Anfang August erstmals seit 
seiner Entlassung von Wilhelm II. empfangen wurde, berichtet von seinen 
Eindrücken: «Ich war bis ins Innerste ergriffen, als ich sein bleiches, er- 
schrockenes, ich möchte sagen verstörtes Antlitz erblickte. Es sah erregt 
und dabei doch abgespannt aus. Die Augen flackerten unruhig. [...] Er leg- 
te mir in freundlicher Weise, nach alter Gewohnheit, seinen Arm um die 
Schulter und begann mit der Bemerkung, daß die fürchterlichen Ereig- 
nisse der letzten vierzehn Tage ihn auch körperlich mitgenommen hätten. 
Er habe, in Berlin angekommen, vierundzwanzig Stunden das Bett hüten 
müssen. <A little nerves rest cure& [eine kleine Kur für meine Nerven], 
fügte er mit trübem Lächeln hinzu.»'° Dem Chef des Feldeisenbahnwesens 
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erschien der Monarch bei einem Vortrag am 9. August «wie erstarrt». 
Auguste Viktoria hielt es für nötig, ihren Gatten beim Auszug ins Feld 
seelisch aufzurichten; in ihrem Abschiedsbrief vom 12. August schrieb sie: 
«Aber Gott wird Dich gesund zu mir führen, das musst Du Dir immer 
sagen, wenn Deine armen Nerven u[nd] Dein armes Herz sich so bedrückt 
fühlt [sic!]. Denke dann immer, ich fühle es in der Ferne, wenn ich auch 
nicht zu Dir komme, im Gebet bin ich Dir nahe u[nd] versuche dadurch 
Dir Ruhe zu verschaffen. - Nimm Dir nicht Alles so zu Herzen, Du mein 
Liebling, Du stehst so klar u[nd] gerecht vor der Welt. Dein Land schlägt 
sich mit Ruhe für seine heiligsten Güter, dem wird der Herr auch weiter 
helfen. [...] Gott schütze Dich. - Schone Dich, wenn Du kannst, mein 
Liebling.»"* Wilhelm zu schonen und den immer befürchteten vollständi- 
gen Nervenzusammenbruch zu vermeiden, wurde zur wichtigen Aufgabe 
der kaiserlichen Umgebung während der folgenden vier Jahre. 


2. Das Scheitern des deutschen Kriegsplans 


Am 2. August 1914, dem ersten Mobilmachungstag, setzte sich das penibel 
vorbereitete Räderwerk des deutschen Aufmarsches in Bewegung. Wäh- 
rend eine einzige Armee den Schutz der deutsch-russischen Grenze über- 
nahm, versammelte sich die Hauptmasse des deutschen Heeres - sieben 
Armeen - an der Westgrenze, um gemäß dem von Moltke modifizierten 
Schlieffenplan zunächst den schnellen, den entscheidenden Sieg gegen 
Frankreich zu erringen. Die erste bedeutende Operation — die Festung 
Lüttich (Liege) im Handstreich zu erobern, um dem deutschen rechten 
Flügel den ungesäumten Vormarsch durch Belgien zu ermöglichen - er- 
wies sich mühevoller und verlustreicher als vom Generalstab erwartet. 
Obwohl mit den Details nicht vertraut, überschüttete Wilhelm II. Moltke 
beim Lagevortrag am 6. August mit herber Kritik. Nur wenige Stunden 
später, nachdem zuversichtliche Meldungen eingegangen waren, fand er 
plötzlich Worte höchsten Lobes für seinen Generalstabschef und machte 
bereits hochfliegende Pläne für die zu annektierenden belgischen Gebie 
te.” Auch wegen solcher Launenhaftigkeit, die die Zusammenarbeit des 
Obersten Kriegsherrn mit seinen Ratgebern gefährdete, gab der Komman- 
deur des Hauptquartiers, Generaloberst Hans von Plessen, schon am sel- 
ben Tag die Parole aus, «man müsse mit allen Mitteln die Stimmung des 
Kaisers hochhalten».”° 

In den folgenden Wochen, solange die deutsche Armee scheinbar un- 
aufhaltsam durch Belgien, Luxemburg und Nordfrankreich vorrückte, 
herrschte freilich Optimismus. Am 16. August 1914 reiste Wilhelm II. von 
Berlin ins «Großen Hauptquartier», das zunächst in Koblenz aufgeschla- 
gen, aber bereits Ende August nach Luxemburg verlegt wurde, um den 
entscheidenden Operationen näher zu sein.” Am 18. August begann die 
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Schwenkung des rechten Flügels mit dem Ziel einer allgemeinen Um- 
fassung des französischen Heeres. Anfang September, nicht einmal drei 
Wochen nach Beginn des Vormarschs, standen deutsche Verbände weniger 
als fünfzig Kilometer vor Paris; die französische Regierung floh nach Bor- 
deaux. Im Hauptquartier herrschte Siegesstimmung. Gerhard Tappen, als 
Chef der Operationsabteilung des Generalstabs die rechte Hand Moltkes, 
erklärte Ende August: «In sechs Wochen ist die ganze Geschichte er- 
ledigt.»”° Selbst der eher pessimistisch veranlagte Chef des Militärkabinetts, 
Moriz von Lyncker, glaubte, daß der Triumph im Westen unmittelbar be- 
vorstehe: «Wenn nicht Alles trügt, kann in einigen Tagen der Hauptfeld- 
zug gegen Frankreich entschieden sein.» 

An der Ostfront war die deutsche Armee in der Zwischenzeit in eine 
schwere Krise geraten. Der Befehlshaber der dortigen 8. Armee, General- 
oberst von Prittwitz, erwog angesichts der zahlenmäßigen Überlegenheit 
der russischen Armee den Rückzug über die Weichsel und damit die Auf- 
gabe Ostpreußens. Im Hauptquartier wirkte diese Nachricht nieder- 
schmetternd; auch Wilhelm war zutiefst betroffen, wie eine Episode zeigt, 
die der Chef des Marinekabinetts notierte: «Der Kaiser war sehr trüber 
Stimmung, ging mit Lyncker und mir lange im Garten spazieren, wohl 
1'/,Stunden. Schließlich setzte er sich auf eine Bank und sagte: «Setzt Euch 
auch.» Die Bank war sehr kurz. Wir holten uns also eine andere Bank her- 
bei. Da sagte der Kaiser: <Verachtet Ihr mich schon so, daß sich niemand 
mehr neben mich setzen will» Das war mehr als eine Redensart», kom- 
mentierte Müller, «Er sah sich schon gemieden, weil seine Politik dazu ge- 
führt hatte, daß große Teile seines Landes vom Feinde überschwemmt 
wurden.» Auch der österreichische Vertreter im Großen Hauptquartier 
hatte den Eindruck, daß Wilhelm II. «die Bedrängnis seiner Provinz sehr 
schmerzlich und als schwere Kränkung seines Selbstgefühls» empfand.” 
Nach dem Lagevortrag vom 24. August notierte Plessen einen schrillen 
Hilferuf: «Ostpreußen, Gumbinnen und Allenstein vom Feinde besetzt. 
Die Russen verbrennen und verwüsten alles! - Wir müssen machen, dass 
wir so schnell wie möglich im Westen fertig werden, um dem Osten zu 
Hilfe zu kommen.»”° Die Entscheidung Moltkes, zwei Armeekorps, die 
später ın der Schlacht an der Marne bitterlich vermißt wurden, vom We- 
sten nach Osten zu verlegen, wurde durch diese von Entsetzen geprägte 
Stimmung im Hauptquartier zumindest beeinflußt.” Nach dem Krieg 
haben sich alle Beteiligten freilich dagegen verwahrt, daß die Notlage in 
Ostpreußen Einfluß auf die fatale Entscheidung genommen habe. So er- 
klärte Wilhelm 1922 gegenüber einem Vertrauten: Die Not Ostpreußens 
sei seinem Herzen natürlich sehr nahegegangen. «Niemals aber würde Er 
Sich bei Seinen Entschlüssen von anderen als rein sachlichen Erwägungen 
haben leiten lassen. Die Abbeförderung von 2 A[rmee]k[orp]s vom fran- 
zösischen Kriegsschauplatze nach dem Osten sei Ihm beim Vortrage vor- 
geschlagen worden, mit der Begründung, dass diese Korps im Westen ent- 
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behrlich geworden seien.»”* Erst dem neuernannten Oberbefehlshaber der 
8. Armee Paul von Hindenburg mit Stabschef Erich Ludendorff gelang es 
Ende August 1914 in der Schlacht bei Tannenberg, die den legendären Ruf 
der beiden Generäle begründete, den Vormarsch der russischen Armee zu 
stoppen.” 

Die Lage an der Westfront verdüsterte sich zusehends. Am 4. Septem- 
ber mußte Moltke einräumen, daß bislang die geplante Vernichtung der 
französischen Armee gescheitert war: «Wir wollen uns nichts vormachen. 
Wir haben Erfolge gehabt, aber wir haben noch nicht gesiegt. Sieg heißt 
Vernichtung der Widerstandskraft des Feindes. Wenn sich Millionenheere 
gegenüberstehen, dann hat der Sieger Gefangene. Wo sind unsere Gefan- 
genen? [...] Auch die verhältnismäßig geringe Zahl der erbeuteten Ge- 
schütze zeigt mir, daß die Franzosen sich planmäßig und in Ordnung zu- 
rückgezogen haben. Das Schwerste steht uns noch bevor.»’° Tatsächlich 
begann zwei Tage später mit einem Gegenangriff der französischen Armee 
auf die exponierten und abgekämpften deutschen Flügelarmeen die Mar- 
neschlacht. Am 8./9. September mußten die ı. und die 2. Armee sich zu- 
rückziehen; am ı1. September ordnete Moltke die Rückwärtsbewegung 
auch der 3., 4. und 5. Armee an, um wieder eine einheitliche Kampflinie 
herzustellen. Der Generalstabschef befürchtete einen unmittelbaren 
Durchbruch des Gegners und traf die Entscheidung bei einer Besichtigung 
der Armeeoberkommandos - gegen den erklärten Willen des Kaisers und 
ohne vorher seine Genehmigung einholen zu können.’ Entsprechend in- 
digniert reagierte der Oberste Kriegsherr auf die Mitteilung beim Lage- 
vortrag: «S.M. nimmt diesen Vortrag ruhig entgegen, schlägt aber dann 
mit der Faust auf den Tisch und verbittet sich jedes weitere Zurückgehen. 
— Diese etwas laute Willensäußerung war leider nicht geeignet, auf die An- 
wesenden einen besonderen Eindruck zu machen, da wir - in der Defen- 
sive - nicht unabhängig vom Feinde sind», kommentierte Plessen diesen 
Ausbruch.” 

Moltke, dessen Gesundheit ohnehin angeschlagen war und der schon in 
den ersten Kriegstagen einen reizbaren Eindruck hinterlassen hatte, erlitt 
während der aufreibenden Tage der Marneschlacht einen Nervenzusam- 
menbruch.3? Der Generalstabschef «schiene etwas nervös», deutete Wil- 
helm am 12. September gegenüber seinem Generaladjutanten an, der diese 
Einschätzung bestätigte.’* Zwei Tage später, nachdem auch der zuständige 
Chef des Militärkabinetts von der Unhaltbarkeit Moltkes überzeugt war, 
wurde unter dramatischen Umständen der Wechsel der militärischen 
Führung vollzogen: «Abends große Krisis. Der Chef des Militärkabinetts 
Lyncker mit seinem Abt[ei]l[ungs]-Chef Marschall bestürmen $.M., [...] 
Moltke abzusetzen und den Kriegsminister Falkenhayn mit den Geschäf- 
ten des Chefs des Generalstabs des Feldheeres zu betrauen. S.M. willigt 
auch sofort ein. Moltke wird mit Falkenhayn zusammen gerufen. $.M. er- 
öffnet M[oltke], daß er wegen Angegriffenheit sich krank melden sollte, 


2. Das Scheitern des deutschen Kriegsplans 1183 


sein Nervenzustand verlange eine Ruhepause - 14 Tage! Moltke sagt: 
[<JDas tue ich nicht! Ich bin nicht krank. Wenn E[uere] M[ajestät] mit der 
Leitung der Operationen durch mich unzufrieden sind, dann gehe ich! Es 
entspinnt sich eine Diskussion, in welche Lyncker sehr schroff eingreift. 
Das Ende vom Lied ist: Der Moltke bleibt, [Generalquartiermeister] Stein 
bekommt ein Armeekorps, Falkenhayn übernimmt neben dem Kriegs- 
ministerium auch die Geschäfte als Generalquartiermeister.»35 Tatsächlich 
übertrug Wilhelm II. durch Allerhöchste Kabinettsorder vom 15. Septem- 
ber die Aufgaben und die volle Verantwortung des Generalstabschefs auf 
Falkenhayn, der aber erst ab Anfang November 1914 dieses Amt auch of- 
fiziell bekleidete. Der Wechsel der Heeresleitung wurde so vor der Öffent- 
lichkeit - und sogar vor dem österreichisch-ungarischen Verbündeten?‘ - 
verschleiert, weil er unmittelbar nach der Marneschlacht als Eingeständnis 
der Niederlage gewirkt hätte.’ Seine schnelle und überraschend leichther- 
zige Verabschiedung durch den Monarchen, der ihn immerhin jahrzehnte- 
lang seiner persönlichen Freundschaft versichert hatte, enttäuschte Moltke 
menschlich zutiefst, und die entwürdigende Situation, im Hauptquartier 
nur noch vorübergehend geduldet zu sein, machte ihn für Intrigen, die 
man gegen seinen Nachfolger spann, sehr zugänglich.’ 

Obwohl die Einsetzung des neuen Generalstabschefs vor allem durch 
das Militärkabinett betrieben wurde - Lyncker und der Abteilungschef 
Marschall galten geradezu als «Erfinder» Falkenhayns’? -, handelte es sich 
durchaus um eine Wahl im Sinne des Kaisers, der den General spätestens 
seit 1912 für diesen Posten in Erwägung gezogen und ihn 1913 zum preu- 
ßischen Kriegsminister ernannt hatte.” Der neue Generalstabschef be- 
mühte sich jedoch vergeblich, den deutschen Angriff an der Westfront 
wieder in Gang zu bringen. Spätestens im November 1914, nach verlust- 
reichen und erfolglosen Offensiven gegen die Engländer in Flandern 
(Ypern), war die deutsche Hoffnung auf einen kurzen Krieg zerronnen: im 
Westen die Front in einem Schützengraben von der Kanalküste bis ins EI- 
saß erstarrt, im Osten Rußland nur vorübergehend geschwächt, die deut- 
sche Wirtschaft durch die englische Seeblockade vom Weltmarkt abge- 
schnitten. Deutschland und seine Verbündeten sahen sich jetzt einem 
Abnutzungskrieg gegen eine kräftemäßig weit überlegene Mächtegruppe 
gegenüber. Auf diese Situation unvorbereitet, mußte die deutsche Führung 
neue militärische und politische Antworten suchen. Dem Kaiser als Ober- 
sten Kriegsherrn, als Koordinator der deutschen Kriegsanstrengungen 
und Vermittler zwischen politischer und militärischer Leitung, fiel dabei 
eine entscheidende Bedeutung zu. 
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3. Kaiser und General: Wilhelm II. 
und die Oberste Heeresleitung unter Falkenhayn 


Mit Kriegsausbruch hatte Wilhelm II. gemäß Artikel 63 der Reichsverfas- 
sung nominell den Oberbefehl über die gesamten Landstreitkräfte des 
Reichs übernommen. Faktisch jedoch war die Befehlsgewalt bereits unter 
seinem Großvater dem Chef des Generalstabs des Feldheeres übertragen 
worden, der sie im Namen des Monarchen eigenständig ausübte.* Vor 
dem Krieg hatte Wilhelm häufig mit seinen vermeintlichen militärischen 
Fähigkeiten renommiert und die Kritiker der Ernennung Moltkes über- 
dies damit «beruhigt», daß er im Kriegsfall die Funktion als Generalstabs- 
chef selbst übernehmen werde.* Jetzt, im Ernstfall, überwog immerhin die 
realistische Selbsteinschätzung, daß er zur tatsächlichen operativen Füh- 
rung des Heeres unqualifiziert war: Im allgemeinen genehmigte der Kaiser 
anstandslos die Planungen des Generalstabs. Er legte allerdings großen 
Wert darauf, daß wenigstens der Schein seiner Oberleitung gewahrt wur- 
de. Im Juni 1915 beschwerte er sich beim Kriegsminister: «Vorbereitun- 
gen, Einzelheiten erfahre ich überhaupt nicht, muß den Flügeladjutanten 
hinschicken, wenn ich wissen will, was los ist. [...] Ich rede ja so wenig 
rein als möglich; aber Falkenhayn muß doch nach außen hin die Fiktion 
erhalten, daß ich alles persönlich anordne.»# 

Nicht zuletzt um den Führungsanspruch des Obersten Kriegsherrn zu 
demonstrieren, blieben der Kaiser und sein Gefolge während des gesamten 
Krieges - abgesehen von Frontreisen, Staatsbesuchen und einigen Kurz- 
aufenthalten in Berlin - im Großen Hauptquartier an dessen wechselnden 
Orten: zuerst in Koblenz und Luxemburg, dann abwechselnd in Charle- 
ville-Mezieres (Department Ardennes) und Pleß in Schlesien, später in 
Bad Kreuznach und zuletzt im südbelgischen Spa. Da die militärische 
Führung trotz der Zurückhaltung des Kaisers seine spontane Einmischung 
befürchtete, wurde er systematisch vom eigentlichen Entscheidungspro- 
zeß ferngehalten. Zwar trug der Generalstabschef (später unter der dritten 
Obersten Heeresleitung ein Verbindungsoffizier) täglich über die aktuelle 
militärische Lage vor, benutzte dies jedoch zu einer äußerst selektiven Un- 
terrichtung und damit zur Steuerung des Kaisers. Falkenhayn erläuterte 
dieses Verfahren noch als Kriegsminister dem bayerischen Militärbe- 
vollmächtigten Karl Ritter von Wenninger: WilhelmII. «erfahre nicht 
mehr, als die Diplomaten und Hofleute wissen dürfen. Hauptsache die 
Zahl der Gefangenen, Kanonen etc. [...] Jetzt erfährt er tatsächlich nichts 
mehr, was erst im Werke ist, sondern nur Geschehnisse und zwar nur die 
Günstigen.»* Auch der österreichisch-ungarische Delegierte im Großen 
Hauptquartier, Alois Klepsch-Kloth von Roden, berichtete über diese 
Manipulationen, «daß Falkenhayn ein mehr wie weites Gewissen hatte bei 
den Informationen, die er S. M. unterbreitet hat, und daß er gar nicht wäh- 
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lerisch war, in der Wahl der Mittel».# Albert Hopman, Leiter der Zentral- 
abteilung des Reichsmarineamts, bemerkte bereits im Oktober 1914, daß 
die Armee WilhelmIl. gänzlich ausgeschaltet hatte — was er auch der 
Marineführung empfahl, die seiner Meinung nach dem Kaiser zu großen 
Einfluß einräumte.* 

Wilhelm blieb seine Verbannung aus dem militärischen Entscheidungs- 
prozeß natürlich nicht verborgen, und er beschwerte sich bisweilen dar- 
über. Im November 1914 äußerte er zu Prinz Max von Baden: «Der Gene- 
ralstab sagt mir gar nichts und fragt mich auch nicht. Wenn man sich in 
Deutschland einbildet, daß ich das Heer führe, so irrt man sich sehr. Ich 
trinke Tee und säge Holz und gehe spazieren, und dann erfahre ich von 
Zeit zu Zeit, das und das ist gemacht, ganz wie es den Herren beliebt. Der 
Einzige, der ein bißchen netter zu mır ist, ist der Chef der Feldeisenbahn- 
abteilung, der erzählt mir alles, was er macht und beabsichtigt.» Das sei 
zwar im Scherz gesagt gewesen, kommentierte der Chef des Marinekabi- 
netts, «und doch tragische Wahrheit». Im Juni 1916 beklagte sich Wil- 
helm II. bei seinem Schulfreund aus Kasseler Zeiten, Kriegsminister Wild 
von Hohenborn, «daß Falkenhayn den obersten Kriegsherrn zu wenig 
orientiere»; von einem wichtigen Angriff bei Verdun habe er sogar erst 
durch die Zeitung erfahren. «Wenn man ihn so wenig brauche, dann könne 
er auch in Deutschland wohnen.»*' Und Plessen notierte nach einem Lage- 
vortrag im November 1914: «S.M. sehr mauvais humeur [mißgelaunt]! Er 
würde vom Chef des Generalstabes total beiseite geschoben, er erführe 
nichts. Er hätte nur zu allem Ja zu sagen, das könnte er von Berlin gerade 
so gut!»# Der unermüdliche Generaladjutant besänftigte den Monarchen 
geschickt mit dem Argument, «dass bei solchem Millionenheer, ein Heer 
wie weder Alexander d[fer] G[roße] oder Napoleon I. oder Wilhelm I. je 
gehabt hätten, - Er, der oberste Kriegsherr, unmöglich mit Details befasst 
werden könnte. Dazu hätte er seinen Chef des Generalstabes. Dieser 
müsste die Einzelheiten verarbeiten und nur die wesentlichen Punkte sei- 
ner Entscheidung unterbreiten.»5° Aber selbst das war eine freundliche 
Verzerrung der Realität: Es war gänzlich ausgeschlossen, daß der Kaiser 
über die mit überlegenem Sachverstand und dem enormen Apparat des 
Generalstabs vorbereiteten militärischen Planungen ein eigenständiges 
Urteil hätte fällen können, selbst wenn er ausführlicher informiert worden 
wäre. 

Letztendlich unternahm der Oberste Kriegsherr - abgesehen von den 
gelegentlichen Beschwerden über seine Ausschaltung — auch gar keinen 
Versuch, sich eine eigene Anschauung von der militärischen Lage zu ver- 
schaffen. Seine Umgebung verwunderte immer wieder, daß sich der Kaiser 
fast ausschließlich für ausgefallene Einzelheiten und Anekdoten interes- 
sierte.’' Nicht ein einziges Mal während des ganzen Krieges verlangte er 
beispielsweise Aufklärung über die deutschen Verluste.’? 

Bei seinen zahlreichen Frontbesuchen offenbarte Wilhelm seine ober- 
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flächliche Beurteilung des Kriegsgeschehens. Über einen Kaiserbesuch 
beim IX. Reservekorps notierte dessen Generalstabschef: «Seine Majestät 
sah wohl aus, war huldvoll und sprach meist von Allerweltssachen. Was er 
vom Kriege sagte, war so, daß man am besten darüber schweigt. Exc. v. 
Boehn [der Kommandierende General], der so königstreu ist, wurde lei- 
chenblaß. Ob Seine Majestät wohl ahnt, um was es in diesem Kriege auch 
für ihn geht, und daß es um Szepter und Krone geht, auch für die Hohen- 
zollern?!»53 Einem Armeekommandeur, der im Herbst 1915 in schwersten 
Kämpfen einen französischen Durchbruchsversuch abwehrte, gab der 
Monarch den gänzlich unbedarften Rat: «Lassen Sie die Seitengewehre 
aufpflanzen und werfen Sie die Kerls wieder hinaus.»5* Auch andere Offi- 
ziere gewannen den Eindruck, daß der Kaiser von den Operationen und 
den Gegebenheiten an der Front nur eine unklare Vorstellung hatte.’ Im 
Sommer 1916 vertrat Wilhelm gegenüber der bei Verdun angreifenden 
5. Armee Leitlinien, die den jüngsten Befehlen Falkenhayns schnurstracks 
entgegenliefen.s° 

Welch enormer Verlust an Reputation und Autorität beim Offiziers- 
korps damit einherging, schildert Erich von Manstein, im Zweiten Welt- 
krieg Generalfeldmarschall, an einem Beispiel sehr eindringlich: «Im 
Frühjahr 1917, nach Scheitern der französischen Nivelle-Offensive in der 
Champagne, besuchte der Kaiser unser ArmeeoberkommandoI in Re- 
thel. [...] General v. Below schilderte die Kämpfe, in denen die angreifen- 
den französischen Armeen schwerste Verluste erlitten hatten, ohne ihr 
Durchbruchsziel zu erreichen [...] General v. Below erwähnte in seinem 
Vortrag auch, daß auf dem linken Flügel der Armee einige wichtige Höhen 
von den Franzosen genommen worden seien, deren Wiedergewinnung im 
sofortigen Gegenstoß nicht möglich gewesen wäre. Der Kaiser sagte dazu 
in seiner kurzen Art nur: «Die werden selbstverständlich wiedergenom- 
men.» General v. Below ging über diese Meinungsäußerung hinweg. Wir 
alle waren uns darüber klar, daß den Worten des Obersten Kriegsherrn 
keine Folge gegeben werden könne und würde. Die Armee hatte keine 
Kräfte für einen Gegenangriff und würde sie auch von der Obersten Hee- 
resleitung zu diesem Zweck nicht bekommen. [...] Die Tatsache, daß hier 
ein Befehl, eine Willensäußerung oder wie immer man die Worte des Mon- 
archen auffassen wollte, sang- und klanglos unter den Tisch fiel, erhellte 
für mich blitzartig, wie weitgehend der Kaiser auf eine Einwirkung auf die 
Führung verzichtet hatte.»”” Dadurch daß auch Prinz Heinrich (als Ober- 
befehlshaber der Ostseestreitkräfte) und Kronprinz Wilhelm (als Oberbe- 
fehlshaber der 5. Armee), deren Eignung mindestens umstritten war, hohe 
militärische Befehlsstellen einnahmen, und auch die anderen kaiserlichen 
Prinzen außer der Reihe befördert wurden (und zum Teil gemütliche Sine- 
kuren bekleideten), wurde die ganze Dynastie in diesen Verfall militäri- 
scher Autorität hineingezogen.’* 

Dennoch bewahrte sich der Kaiser in der ersten Hälfte des Krieges 
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noch einen gewissen — und keineswegs unbedeutenden - Einfluß auf die 
Kriegführung, indem er mit dem zuständigen Militärkabinett über die Be- 
setzung der wichtigsten Stellung in der Armee - und damit indirekt auch 
über die zu verfolgende Strategie — selbständig entschied und seine Wahl 
gegen starken politischen, militärischen und familiären Druck zu verteidi- 
gen wußte. Erich von Falkenhayn war von seiner Ernennung an bis zu sei- 
ner Entlassung im August 1916 außerordentlich umstritten. In der Armee 
wurde neben seiner vergleichsweise kurzen Generalstabsausbildung sein 
geringes Alter bemängelt: mit seinen erst 53 Jahren war Falkenhayn jünger 
als alle Armeeführer und Kommandierenden Generäle.’” Außerdem hatte 
er sich durch seine überhebliche Art zahlreiche persönliche Feinde gemacht. 
«Neunundneunzig Prozent aller Leute seien gegen Falkenhayn», urteilte 
ein Beobachter.‘ Nach den verlustreichen, aber erfolglosen Schlachten in 
Flandern (1914) und um Verdun (1916) schwoll die Kritik an seinen militä- 
rischen Fähigkeiten beständig an, trotz seiner Erfolge des Jahres 1915, der 
Besetzung Russisch-Polens infolge der Durchbruchsschlacht von Gorlice- 
Tärnow und der Eroberung Serbiens.° Auch Bethmann Hollweg war der 
Chef des Generalstabs suspekt, teils weil er die Geringschätzung der Feld- 
herrnkünste Falkenhayns teilte, teils weil er in ihm einen politischen Kon- 
kurrenten mit Ambitionen auf den Reichskanzlerposten erblickte. 

Hinzu kam ein andauernder Konflikt mit den populären Heerführern 
an der Ostfront, Hindenburg und Ludendorff, die dem Generalstabschef 
vorwarfen, ihnen aus persönlichen Motiven Verstärkungen vorenthalten 
zu haben, mit denen ein entscheidender Sieg über die russische Armee 
möglich gewesen wäre. Gegenüber ihrer beständigen Forderung, das 
Schwergewicht der Operationen an ihre Front zu verlegen, um zuerst 
Rußland aus dem Feld zu schlagen, hielt Falkenhayn am Primat der West- 
front fest, da er - und wohl mit Recht - davon ausging, daß angesichts der 
Weite des russischen Raumes ein militärischer Sieg über das Zarenreich 
ausgeschlossen war. Dieser Dauerstreit, der von beiden Seiten nicht frei 
war von persönlicher Ranküne, nötigte Wilhelm II. zu fortwährender auf- 
reibender Ausgleichstätigkeit, die er - mit der Unterstützung seiner Um- 
gebung - durchaus erfolgreich bewältigte.‘ 

Das hohe Ansehen Falkenhayns beim Kaiser beruhte einerseits auf per- 
sönlicher Wertschätzung: Der General imponierte dem Monarchen und 
seiner Umgebung durch sein gewandtes Auftreten, seine ungeheure Ener- 
gie und Arbeitskraft sowie seine brillanten Lagevorträge. «Die Armee 
kennt den General v. Falkenhayn noch nicht; er ist ein ganz hervorragen- 
der General. Wenn die Chefs der Armeen zum Vortrag kommen, so weiss 
er über die Lage der Schützengräben bei den einzelnen Armee weit ge- 
nauer Bescheid, als jene selbst», versuchte der Monarch die Kritiker zu be- 
ruhigen.“ Ferner wußte Falkenhayn - zumindest in kritischen Situationen - 
die Eigenliebe Wilhelms II. zu schonen und ihm wenigstens das Gefühl zu 
vermitteln, daß er weiterhin die ausschlaggebende Rolle einnehme.‘* Der 
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Monarch und sein Generalstabschef stimmten zudem auch in den grund- 
sätzlichen Einschätzungen der Kriegslage weitgehend überein: Beide (der 
Kaiser jedoch mit Schwankungen) beurteilten die langfristige militärische 
Situation der Mittelmächte eher pessimistisch, glaubten nicht an einen 
Siegfrieden, sondern hofften auf einen politischen Ausweg aus dem Krieg, 
insbesondere auf einen Sonderfrieden mit Rußland.‘ 

Andererseits spielten beim Festhalten am einmal ernannten General- 
stabschef bei Wilhelm und seiner Umgebung auch weitergehende Über- 
legungen über die Stellung des Obersten Kriegsherrn eine Rolle. Die Kriti- 
ker Falkenhayns forderten nämlich seine Ersetzung durch Hindenburg 
und seinen Stabschef Ludendorff, die sich seit der Befreiung Ostpreußens, 
den Schlachten von Tannenberg und an den Masurischen Seen, einer au- 
ßerordentlichen Popularität und eines eigenen Nimbus als Feldherrn- 
genies erfreuten. Der Kaiser befürchtete - wie sich zeigen sollte mit 
Recht -, bei einer Obersten Heeresleitung (OHL) Hindenburg/Luden- 
dorff, die kraft ihrer Volkstümlichkeit gleichsam unabsetzbar war und 
seine eigene Stellung überstrahlte, auch die letzten Reste seines Einflusses 
zu verlieren. «Der Kaiser soll sehr ungehalten darüber gewesen sein, daß 
ihm zugemutet wird, auf die Volksstimmung in Berlin Rücksicht zu neh- 
men. Das bedeute eine Abdankung für ihn, und Hindenburg sei damit als 
Volkstribun an seine Stelle getreten», notierte der Chef des Marinekabi- 
netts, als sich im Juli 1916 die Kritik an Falkenhayn zuspitzte.” Luden- 
dorff war dem Monarchen auch persönlich zuwider, er «sei ein zweifelhaf- 
ter, von persönlichem Ehrgeiz zerfressener Charakter».°* 

Fast zwei Jahre lang hielt Wilhelm II. den äußerst unbeliebten General- 
stabschef gegen starke Opposition: einerseits Hindenburgs, Ludendorffs 
und Moltkes - die weder vor Intrigen zurückscheuten noch davor, den 
Kronprinzen und die Kaiserin Auguste Viktoria gegen Falkenhayn zu mo- 
bilisieren -, andererseits zahlreicher Armeeführer (unter ihnen als der ein- 
flußreichste Kronprinz Rupprecht von Bayern) sowie einiger deutscher 
Fürsten, nicht zuletzt aber Bethmann Hollwegs. Unterstützt wurde der 
Kaiser dabei stets durch das Militärkabinett. Auch dessen Chef, Moriz 
Freiherr von Lyncker, und sein einflußreicher Abteilungschef, Ulrich Frei- 
herr von Marschall, schätzten den General. «F[alkenhayn] ist ein verteu- 
felt frischer und fixer Kerl. Ohne Nerven, aber vielleicht auch ohne Herz. 
Jedenfalls aber beherrscht er seine Sache vorzüglich mit absolut sicherem 
Überblick. Wenn man bedenkt, daß unsere Truppen an der Nordsee und 
am Schwarzen Meer und unsere Offiziere sogar in Mesopotamien und 
Persien, vor Saloniki, in Tirol, vor Riga und in Flandern stehen!» lobte 
Lyncker im Dezember 1915.% Das uneingeschränkte Ernennungsrecht des 
Kaisers gegen die Forderungen der Öffentlichkeit zu verteidigen, gehörte 
zudem von jeher zur Hauptaufgabe der kaiserlichen Kabinette. Daß Fal- 
kenhayn den Kaiser «zu nehmen wußte», war ein weiteres wichtiges Ar- 
gument des Militärkabinetts für seinen Verbleib an der Spitze der Armee. 
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Schon wegen seiner guten Beziehung zum Monarchen sei der General- 
stabschef unersetzbar, beschied Marschall einen Kritiker.” 

Erst die militärische Krise des Jahres 1916 erschütterte die Stellung 
Falkenhayns beim Kaiser. Zuerst scheiterte der Ende Februar begonnene 
Angriff bei Verdun unter enormen Verlusten. Wilhelm II. benannte nach 
dem Krieg als Zweck der Verdun-Offensive: «Wir erstrebten den Gewinn 
einer Linie, aus der wir Verdun tötlich [sic!] bedrohten; einer Linie, die 
günstig war, um die bestimmt zu erwartenden französischen Gegen- 
angriffe für die Franzosen möglichst verlustreich zu gestalten.»’”' Falken- 
hayn hatte also aus den gescheiterten Durchbruchsversuchen der Enten- 
tearmeen lernen und die Franzosen durch Bedrohung der strategisch 
bedeutsamen und prestigeträchtigen Festung Verdun zum verlustreichen 
Gegenangriff provozieren wollen. Der deutsche Angriff blieb jedoch 
stecken, bevor die für einen Erfolg unabdingbare Eroberung der beherr- 
schenden Höhen auf dem Ostufer der Maas gelang. Dennoch setzte Fal- 
kenhayn die Angriffe um Verdun bis in den August 1916 fort, in der trü- 
gerischen Hoffnung, der französischen Armee unerträgliche Verluste 
beizubringen.”” Als im November 1916 die Schlacht von Verdun zu Ende 
ging, indem die deutschen Truppen in ihre Ausgangsstellungen zurückge- 
drängt wurden, hatte das deutsche Heer im Maasgebiet Verluste von rund 
337 000 Mann zu beklagen. 

Im Juni 1916 gelang obendrein der russischen Armee in der Brussilow- 
Offensive ein überraschender Einbruch in die österreichisch-ungarische 
Front in Galizien, das unter großen Verlusten an Menschen und Material 
preisgegeben werden mußte. Zeitweise erschien ein kompletter Zusam- 
menbruch der haltlos zurückflutenden k.u.k. Armee bevorzustehen. Die 
Gegner Falkenhayns, vor allem Bethmann Hollweg, der nach den verhee- 
renden Verlusten vor Verdun jedes Vertrauen in den Generalstabschef ver- 
loren hatte, nutzten die Krise, um trotz anfänglicher Gegenwehr Wil 
helms II. als ersten Schritt zu einer Umgestaltung der OHL wenigstens 
eine Ausdehnung des Befehlsbereichs Hindenburgs auf fast die gesamte 
Ostfront durchzusetzen.’* Erst nachdem immer bedrohlichere Berichte 
über die Lage der Donaumonarchie eintrafen, die sogar das Schreckge- 
spenst eines Separatfriedens aufsteigen ließen, unterstützte auch der Kaiser 
die Neuregelung und half entscheidend mit, den Widerstand des österrei- 
chisch-ungarischen Generalstabschefs Franz Conrad von Hötzendorf zu 
überwinden.’ 

In der schweren Krise, in die die deutsche Kriegführung im Sommer 
1916 durch den Allfrontenangriff der Entente geriet - Ende Juni hatte 
auch an der Westfront, an der Somme, ein großangelegter englisch-franzö- 
sischer Angriff eingesetzt -, wurde Wilhelm unausgesetzt bestürmt, sich 
endlich von Falkenhayn zu trennen. Mit Hindenburg als Generalstabs- 
chef, so das verbreitete Argument, könne der Kaiser auch einen drohenden 
«schlechten» Frieden schließen, andernfalls werde man den Monarchen 
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selbst für den Kriegsausgang verantwortlich machen; selbst die Dynastie 
sei dann gefährdet.”° Im Verlauf vom Juli und August 1916 mehrten sich 
die Anzeichen, daß der Kaiser und das Militärkabinett von Falkenhayn ab- 
zurücken begannen, aber noch am 24. August 1916 erklärte der Monarch 
sein scheinbar ungebrochenes Vertrauen: «Wir bleiben bis zum Kriegsende 
zusammen.»’77 

Den letzten Anstoß zur Entlassung Falkenhayns gab die Kriegserklä- 
rung Rumäniens an Österreich-Ungarn am 27. August 1916. Bis zuletzt 
hatte der Kaiser daran festgehalten, daß sein Vetter und «Kollege» Ferdi- 
nandI. die Neutralität des Balkanstaats bewahren würde.”* Die Nachricht 
vom Kriegseintritt Rumäniens machte auf Wilhelm II., den sie beim abend- 
lichen Skat mit den Kabinettschefs erreichte, einen verheerenden Eindruck; 
er befürchtete den unmittelbar bevorstehenden Zusammenbruch Öster- 
reich-Ungarns und damit den Verlust des Krieges für die Mittelmächte. 
Admiral von Müller hielt die Reaktion in seinem Tagebuch fest: «Der Kai- 
ser war ganz resigniert. Man hatte den Eindruck: Nur Frieden - alles an- 
dere ist ihm gleichgültig. Jedenfalls ein trauriger Abend.»”? Dem Chef des 
Militärkabinetts, der letzten Stütze Falkenhayns in der Umgebung des Kai- 
sers, vehement bedrängt durch Plessen und Valentini,'° erschien die Ablö- 
sung des Generalstabschef in dieser Situation unvermeidlich. Am folgen- 
den Vormittag schlug Lyncker daher WilhelmII. den lang erwarteten 
Personalwechsel an der Spitze der Armee vor, dem der Monarch erst nach 
inneren Kämpfen stattgab; die Entschließung habe den Kaiser, so Lyncker, 
Tränen gekostet.“ Bereits am nächsten Tag, den 29. August 1916, übernah- 
men Hindenburg als Generalstabschef und Ludendorff als Erster General- 
quartiermeister die Geschäfte der «dritten Obersten Heeresleitung». 

Der Wechsel in der Führung der Armee vom August 1916 bedeutete, 
wie Gerhard Ritter schreibt, eine «politische Wende ersten Ranges»."” Der 
Monarch rückte mit der Berufung des durch ihren Nimbus quasi unab- 
setzbaren Feldherrenduos Hindenburg/Ludendorff nicht nur noch weiter 
als bisher im Krieg in den Hintergrund, sondern geriet auch in den politi- 
schen Sog der OHL. Falkenhayn hatte zwar ebenfalls versucht, den Kaiser 
in seinem Sinne politisch zu beeinflussen, hatte aber formal die Zuständig- 
keiten weitgehend eingehalten. Insbesondere respektierte er den Kaiser als 
Entscheidungsinstanz bei Konflikten mit der politischen Führung. Als 
dieser beispielsweise gegen einen Vorschlag Falkenhayns votierte, tröstete 
sich der General mit «monarchischen Rechten, gegen die man nicht an- 
könne; er könne doch nicht mit seinem Abschied drohen». Das unent- 
behrliche Feldherrenduo dagegen war ungeniert bereit, weit über die mili- 
tärischen Kompetenzen in die Politik auszugreifen, den Kaiser unter 
Druck zu setzen und selbst auf die Personalauswahl - das Zentrum kaiser- 
licher Macht - entscheidenden Einfluß auszuüben. Mit der Abschiedsdro- 
hung verfügten Hindenburg und Ludendorff über eine machtvolle Waffe 
sowohl gegen die politische Leitung wie gegen den Monarchen. 
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Abb. 49 Die Machtübergabe an die Oberste Heeresleitung: Der Kaiser mit 
Hindenburg, Bethmann Hollweg, dem König von Bayern und Ludendorff in 
Pless, 1916 


4. Der Oberste Kriegsherr 
als Vermittler zwischen politischer und militärischer Sphäre 


Die weitgehende Verfügungsgewalt über die Streitkräfte, die der Kaiser 
und König kraft seiner «Kommandogewalt» ausübte, offenbarte während 
des Weltkrieges eine Kehrseite. Die zivile und die militärische Sphäre wa- 
ren nämlich kaum institutionell miteinander verbunden. Der Reichskanz- 
ler besaß keinen direkten Einfluß auf die militärische Kriegführung. Dem 
Monarchen fiel daher die herkulische Aufgabe zu, die gesamten Kriegs- 
anstrengungen des Deutschen Reiches aufeinander abzustimmen - die 
militärische Operationsplanung von Heer und Marine, die Rüstungs-, 
Außen- und Innenpolitik, die Kriegswirtschaft und Versorgung, die 
Propaganda und psychologische Kriegführung und nicht zuletzt die Ent- 
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scheidung über die anzustrebenden Kriegsziele. Es ist nachvollziehbar, 
daß jede einzelne Person mit der alleinigen Wahrnehmung dieser Funktio- 
nenvielfalt hoffnungslos überbürdet war. Doch scheint Wilhelm II. diesen 
wesentlichen Aspekt seiner Stellung als Oberster Kriegsherr nicht einmal 
erkannt zu haben.“ 

Mit dem «Großen Hauptquartier» verfügte das Deutsche Reich über 
den Kristallisationskern einer strategischen Führungsorganisation. Es um- 
faßte neben dem Kaiser und seinem Gefolge den Generalstab, den Chef 
des Admiralstabs, Teile des Kriegsministeriums und der kaiserlichen Ka- 
binette, Vertreter des Reichskanzlers, des Auswärtigen Amts und des 
Reichsmarineamts sowie die Militärbevollmächtigten der Verbündeten 
und derjenigen deutschen Bundesstaaten, die über eigene Kontingente ver- 
fügten.’® Der Reichskanzler reiste bei Bedarf zu Besprechungen an. Die 
meisten Behörden blieben jedoch ganz oder teilweise in Berlin zurück. 
Auch siedelten manchmal nur Abteilungen des «Großen Hauptquartiers» 
um, wenn die Kriegslage eine schnelle Verlagerung erforderlich machte. 
Schon diese Zersplitterung und die damit verbundene aufwendige Reise- 
und Berichtstätigkeit erschwerten die Abstimmung innerhalb der deut- 
schen Führung. Schwerer noch wog, daß der Ressortpartikularismus der 
Vorkriegszeit und das wechselseitige Mißtrauen zwischen ziviler Reichs- 
leitung und den militärischen Stellen auch im Krieg ungebremst fortwirk- 
ten." Im soldatisch dominierten Hauptquartier wurden Regierungsvertre- 
ter und andere Zivilpersonen oftmals verächtlich behandelt und bewußt 
desinformiert.” Wilhelm II., der von jeher an die Überlegenheit des Mili- 
tärischen glaubte und sich im Hauptquartier ganz als Frontkämpfer fühlte, 
stand «an sich schon lieber auf der Seite des Soldaten als des Diploma 
ten».’® Der Vertreter des Auswärtigen Amts im Großen Hauptquartier, 
Karl Georg von Treutler, beobachtete schon Mitte August 1914, daß der 
Oberste Kriegsherr hervorhob, «wie nunmehr der Schwerpunkt alles Ge- 
schehens nach dem Generalstabe gravitierte».”” In der Regierung klagte 
man häufig über die «schwierige Mentalität des Kaisers», der ständig Ein- 
griffe in seine «Kommandogewalt» witterte und derartige «Übergriffe» 
perhorreszierte.” «Politik hält im Kriege den Mund, bis Strategie ihr das 
Reden wieder erlaubt», formulierte der Oberste Kriegsherr seinen Stand- 
punkt.”' Schon die bloße Äußerung politischer Bedenken stellte für ihn 
zuzeiten eine skandalöse «Einmischung in die Kriegführung» dar.” Er- 
schwerend machte sich bemerkbar, daß - zumindest nach der Entfernung 
Treutlers im Sommer 1916, der immerhin jahrelange Erfahrung als Ge- 
sandter hatte - sich kein ausgewiesener und geachteter Diplomat dauernd 
im «Großen Hauptquartier» aufhielt. 

In dieser Situation erlangten die Kabinettschefs, die über den Zugang 
zum Monarchen entschieden, besondere Bedeutung. Vor allem von kon- 
servativer Seite wurde beklagt, daß namentlich Rudolf von Valentini und 
Georg von Müller den Kaiser mit einer «chinesischen Mauer» umgaben, 
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um ihn von anderen Einflüssen abzuschirmen. Sicher - und wir werden 
noch davon hören - gab es Versuche, dem wankelmütigen Kaiser unange- 
nehme Nachrichten vorzuenthalten, aber diese gingen kaum von den bei- 
den kritisierten Kabinettschefs aus. Deren loyales Verhalten Bethmann 
Hollweg gegenüber, das den konservativen Furor erklärlich macht, schuf 
erst die Möglichkeit, daß sich die zivile Reichsleitung gegen die strukturell 
und durch die schiere Notwendigkeit der Heeresführung auch mental be- 
günstigten Militärs überhaupt Mitsprache und Einfluß auf den Kaiser be- 
wahren konnte. Die Kabinettschefs plädierten für das Letztentscheidungs- 
recht des Monarchen, weil sie die Spannungen zwischen politischer und 
militärischer Führung nicht in den Personen, sondern in der Sache selbst 
und dem zunehmenden Übergewicht der militärischen Kräfte begründet 
sahen.” 

Obwohl sich Wilhelm II. im «Großen Hauptquartier» inmitten der 
Spitzen der Armee und der Marine aufhielt, war er von wesentlichen Ent- 
wicklungen abgesondert. Schon seine bereits geschilderte Ausschaltung 
aus dem militärischen Entscheidungsprozeß zeigte, daß allein räumliche 
Nähe weder die vollständige Information des Monarchen geschweige 
denn seinen Einfluß sicherstellten. Von den innen- und parteipolitischen 
Entwicklungen, der Stimmung des Volkes und des Reichstags war Wil- 
helm, der sich dafür ohnehin weniger interessierte, fernab der Reichs- 
hauptstadt gänzlich isoliert. Speziell in der zweiten Kriegshälfte, als die 
Beschwerden über seine Abgeschlossenheit sich mehrten, drängten die 
Kabinettschefs auf häufigere Anwesenheit in Berlin. Im September 1916 
schlug Müller mit guten Gründen vor, das Hauptquartier ganz an den Re- 
gierungssitz zu verlegen: «Die böse Volksstimmung richtet sich in erster 
Linie natürlich gegen den Kanzler als Personifikation der Regierung. [...] 
Um so wichtiger ist es, daß hinter dem Kanzler ein wohlunterrichteter, 
d.h. nicht einseitig unterrichteter Kaiser steht, der mit dem Volke mitlebt 
und empfindet. Das ist aber nur dadurch zu erreichen, daß der Kaiser vor- 
zugsweise in Berlin lebt.»?* Eine solche zeitgemäßere Auffassung von der 
Rolle des Obersten Kriegsherrn prallte jedoch an der Tradition des 
Hohenzollernschen Heerkönigtums ab, die vom militärischen Gefolge, 
allen voran dem Kommandanten des kaiserlichen Hauptquartiers, General 
Hans von Plessen, verbissen verteidigt wurde. Aber auch der Kaiser selbst 
widerstrebte Reisen nach Berlin, da er sich in der militärischen Atmosphä- 
re des Hauptquartiers augenscheinlich wohler fühlte und die Beschäfti- 
gung mit der komplizierten Innenpolitik ihm Unbehagen bereitete. So no- 
tierte der Chef des Militärkabinetts im Juni 1917: «Aus dem Kommen 
nach Berlin wird Nichts. Er [Wilhelm II.] will mal wieder nicht; fürchtet 
sich vor unangenehmen Aussprachen. [...] Es wäre sehr gut, wenn die Zei- 
tungen mal wieder darüber berichteten, daß er in Berlin mit dem Kanzler 
konferierte und den oder den gesprochen hat.» Auch die Aufzeichnun- 
gen Admiral von Müllers bezeugen den gefühlsbetonten Widerwillen des 
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Kaisers: «Bei der Abendpromenade machte Valentini den nicht sehr glück- 
lichen Versuch, Se. Majestät zu einem kurzen Aufenthalt in Berlin auf der 
demnächstigen Reise nach Wien zu veranlassen. Der Versuch wurde 
schroff zurückgewiesen und mir dabei der Vorwurf gemacht, ich habe den 
Kaiser schon zweimal «gezwungen», nach Berlin zu gehen: «Und was habe 
ich davon gehabt! Es fiele ihm nicht ein, wieder in das ... zu gehen. Als ich 
darauf erwiderte, der Besuch Sr. Majestät in Berlin sei doch sehr dankbar 
begrüßt worden, hieß es nur: «Kein Mensch ist mir dankbar.»»” Selbst in 
der schweren innenpolitischen Krise im Juli 1917, die in der Entlassung 
Bethmann Hollwegs mündete, bedurfte es eindringlichster Bemühungen 
des gesamten Gefolges, Wilhelm II. einen Hauptstadtaufenthalt abzurin- 
gen.?” Im übrigen entwickelte er eine eigene Methode, um seiner Um- 
gebung derartige «erzwungene» Berlinbesuche zu verleiden: «9 Uhr vor- 
mittags in Berlin. Also eine Stunde später, als ursprünglich geplant. Der 
Kaiser blieb dabei, daß er erst in Schloß Bellevue frühstücken und baden 
wollte. Die Besprechungen mit dem Reichskanzler, Helfferich, Graf 
Rödern und Batocki wurden dadurch auf knappe /, Stunden reduziert 
und bestanden - wie mir Valentini erzählte - aus Erzählungen des Kaisers 
über die Erntearbeiten in Pleß, über die Nachkommenschaft des Zebu- 
Bullens in Cadinen und über die Instruktion, die er Hindenburg gegeben. 
Die Herren sind über diesen gänzlichen Mangel an Ernst außer sich ge- 
wesen.»°° An der pünktlichen Abfahrt um ı1ı Uhr hielt der Kaiser fest: 
Dieser Berlinbesuch dauerte also nicht länger als zwei Stunden.” 

Die weitgehende Selbstausschaltung des Monarchen auch aus der Poli- 
tik führte dazu, daß die Berliner Ressorts gewöhnlich ihre Entscheidungen 
ohne oder nach nur formeller Zustimmung des Kaisers trafen.'” Einen Teil 
seiner mehr routinemäßigen Kompetenzen hatte Wilhelm II. bereits un- 
mittelbar nach Kriegsausbruch an das Staatsministerium abgetreten, um 
den Geschäftsbetrieb während seiner Abwesenheit zu vereinfachen.’ Ein 
bedeutsames Refugium kaiserlicher Macht blieb dem Kaiser jedoch auch 
in dieser Situation neben der Personalpolitik erhalten, und zwar die Auf- 
gabe, bei Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Führung - insbeson- 
dere zwischen politischer und militärischer Leitung - eine Entscheidung 
herbeizuführen. Im allgemeinen wurden solche Differenzen in einem im- 
provisierten «Kronrat» ausgetragen, bei dem beide Seiten die Gelegenheit 
bekamen, ihre Argumente vorbringen. Aber auch mit dieser Pflicht war 
Wilhelm des öfteren überfordert. Müller bemängelte, «Se. Majestät kann 
solche Besprechungen nicht in sachlichen Bahnen halten».'” Anläßlich 
der Auseinandersetzung um den uneingeschränkten U-Bootkrieg - die 
noch im Zusammenhang dargestellt werden wird - schrieb General von 
Lyncker: «Die Sache muß jetzt entschieden werden, und zwar unter den 
streitenden Parteien. Dem Kaiser kann diese Entscheidung nicht zugemu- 
thet werden. Das kann er nicht.»'% Der Monarch fühlte sich zunehmend 
unbehaglich, wenn ihm ein bindender Entschluß abverlangt wurde und 
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beklagte sich über die Härte solcher Konferenzen.'”* Unschlüssig schwan- 
kend neigte er zur dilatorischen Behandlung; gelegentlich endeten die Sit- 
zungen des «Kronrats» ohne jeden formalen Beschluß, öfter mit einer nur 
oberflächlichen Bereinigung der Streitfragen. Beispielhaft dafür erscheinen 
die Auseinandersetzungen über den U-Bootkrieg im März 1915, in denen 
der Kaiser zuerst der Position Bethmanns beipflichtete, sich am nächsten 
Tag von Falkenhayn umstimmen ließ und beim gemeinsamen Vortrag 
schließlich die Entscheidung verschob.' Dieser Wankelmut trug wesent- 
lich zur Vergiftung der Atmosphäre zwischen den streitenden Parteien 
bei, da die unterlegene Seite die kaiserliche Entscheidung häufig nicht als 
letztgültig erachtete und die Möglichkeit witterte, sich nach einem Stim- 
mungsumschwung des Monarchen doch noch durchzusetzen.’ Auch die 
Schaffung zahlreicher konkurrierender Immediatstellen, vor allem in der 
Marine - zuvor ein wirksames Mittel zur Betonung und Stärkung der 
Macht des Kaisers -, wirkte sich im Krieg negativ aus. 

Da sich Wilhelms Unsicherheit verzögernd oder verwässernd auf ver- 
meintliche militärische Notwendigkeiten auswirkte, gab es Überlegungen 
nationalistischer Offiziere, den Monarchen, als Hindernis bei dem ge- 
wünschten totalen Kriegseinsatz, zu entmündigen und durch eine Regent- 
schaft, den Kronprinzen oder gleich eine Militärdiktatur zu ersetzen. 
Admiral von Tirpitz sondierte im April 1915 sogar bei dem Leibarzt des 
Kaisers, ob er gegebenenfalls bereit wäre, den Kaiser regierungsunfähig er- 
klären zu lassen.'” Diese Pläne, soweit sie sich überhaupt zu konkreten 
Handlungen verdichteten, verliefen schließlich im Sande, einerseits weil das 
monarchische Empfinden - vor allem in der unmittelbaren Umgebung 
Wilhelms II. - dafür noch zu intakt war, andererseits weil sich das Problem, 
das auf diese Weise beseitigt werden sollte, mit der zunehmenden (Selbst-) 
Ausschaltung des Obersten Kriegsherrn von selbst löste. Allerdings bewei- 
sen solche Überlegungen, daß sich die Loyalität auch innerhalb der Armee 
und der Marine dem Monarchen gegenüber abschwächte.'* 
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Bezeichnend für die weitgehende politische Teilnahmslosigkeit des Ober- 
sten Kriegsherrn ist, daß er weder ein eigenständiges und beständig ver- 
folgtes Kriegszielprogramm noch eine eigene Vorstellung über einen gang- 
baren Weg zum Frieden entwickelte. Wie so oft bei Wilhelm II. sind die 
überlieferten Äußerungen sprunghaft und widersprüchlich, schwankend 
je nach Kriegslage und abhängig von flüchtigen Einflüssen.’ Seine Be- 
suche in besetzten Ländern beflügelten seine lebhafte Phantasie, und ge- 
wöhnlich drängte er danach auf Annexion der besichtigten Landstriche. So 
beklagte sich im November 1915 Bethmann Hollweg, der Kaiser sei, «seit- 
dem er [...] in Flandern war, wieder habgierig auf Belgien geworden».''° 
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Auch die zunehmenden Wünsche der deutschen Politik nach größerem 
Einfluß in Rumänien hatten eine Ursache in einer Visite Wilhelms vom 
September 1917.''' Die Spannbreite der kaiserlichen Zukunftspläne reichte 
von atemberaubenden Annexionsphantasien bis zum kleinlauten Frie- 
denswunsch. So entwarf er im Mai 1917 phantastische Kriegsziele mit den 
«Mindestforderungen»: Annexion Polens, Kurlands, Litauens und von 
Longwy-Briey («Längere Kriegsdauer erhöht Ansprüche»); deutschem 
Einfluß auf Belgien (geteilt in Flandern und Wallonien); Rückgabe der 
deutschen Kolonien und zudem Einverleibung des belgischen und franzö- 
sischen Kongos; Madeira, die Azoren und die Kapverdischen Inseln als 
Marinestützpunkte für das Deutsche Reich; Zypern, Ägypten und Meso- 
potamien für die Türkei; zuletzt eine horrende Kriegsentschädigung, nicht 
nur durch die europäischen Mächte, sondern auch durch die USA, China, 
Japan, Brasilien, Bolivien und Kuba.''* Andererseits äußerte er, wenn der 
Krieg verlorengehe, müßte man das «als eine Fügung des Himmels ertra- 
gen»,''3 und stand «abenteuerlichen [Eroberungs-]Ideen ganz ablehnend 
gegenüber».''* Allerdings ging die kaiserliche Depression nicht so weit, 
daß er für einen Verständigungsfrieden auf der Basis des Status quo ante zu 
haben gewesen wäre. Selbst als sich die Kriegslage zunehmend verdüsterte 
und vor allem Österreich-Ungarn auf einen Frieden ohne Annexionen 
drängte, dekretierte er: «Kann ich meinem Heer und Volk nicht zumu- 
then»,''5 «ausgeschlossen» und «geht nicht».''* Mehrfach betonte Wil- 
helmI., daß der Krieg mindestens fortgeführt werden müsse, bis das 
Kräftegleichgewicht in Europa beseitigt sei, mit anderen Worten: die Be- 
dingungen für eine deutsche Hegemonie sichergestellt seien.'"” Zum öster- 
reichisch-ungarischen Außenminister Buriän äußerte er: «Nach dem Krieg 
werde er alle seine Reformpläne ohne Rücksicht auf Parteiwünsche ver- 
wirklichen. Eine mitteleuropäische Gemeinschaft, unschlagbar in ihrer 
wirtschaftlichen Einheit. [...] Mit der englischen «balance of Power» will 
er ein Ende machen.»''"® In die gleiche Richtung wiesen die kaiserlichen 
Spekulationen über einen «zweiten Punischen Krieg», also die Vorstel- 
lung, die Weltmachtstellung Großbritanniens erst in einem späteren Waf- 
fengang zu brechen, für den aber jetzt die Voraussetzungen geschaffen 
werden müßten. Wilhelm begründete das so: «Ich kenne England und die 
Engländer besser als meine Landsleute zumal meine Beamten, zumal das 
Auswlärtige] Amt! Wenn Ew. Exz. Herren Vorgänger im Amte meinen 
Rathschlägen und Anregungen besser gefolgt wären, statt ihren Continen- 
talpolitiktheorien zu folgen und mich nicht anzuhören, wäre die Behand- 
lung der Kerls eine andere gewesen und vieles anders gekommen! Ew. Exz. 
wollen sich klar machen: England ist unser erbitterter, geschworener Haß- 
und Neiderfüllter Concurrent, hat als solcher sicher auf Gewinnen der 
Parthie spekuliert; verliert er sie, so wird der Haß nur größer; und der 
Kampf geht wirtschaftlich schonungslos weiter, nach dem Frieden, der für 
England eine auch nach außen erkennbare Niederlage werden muß. [...] 
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England hat den I Punischen Krieg - so Gott will - nicht gewonnen also 
verloren; wir haben es aber nicht bezwungen und scheinen es auch nicht 
zu können im Augenblick. Also wird der II Punische Krieg - hoffentlich 
unter besseren Alliiertenbedingungen und Chancen — unbedingt sofort 
vorbereitet werden müssen. Denn er kommt. Ehe einer von uns beiden 
nicht allein oben ist, giebt es keinen Frieden in der Welt! Condominium 
gestattet Großbritannien nicht; also muß es hinausgeschmissen werden. Es 
ist dasselbe wie ’66 mit Österreich; was die Vorbedingung für °7o war! [...] 
So ist es mit England in der Welt auch. Um das ordentlich niederringen zu 
können, müssen jetzt im Frieden unbedingt milit. und marinepolitisch die 
Vorbedingungen geschaffen werden.»'" Als sich Anfang Januar 1918 der 
ungarische Graf Gyula Andrässy als Vermittler zwischen Deutschland 
und England anbot und versicherte, als «ehrlicher Makler» «die Grund- 
lagen eines neuen europäischen Gleichgewichts» suchen zu wollen, notierte 
der Kaiser aufgebracht: «Danke sehr! brauche keinen! Geht von allein! mit 
dem Schwert! Davor bewahre uns der Himmel! hat ja gerade den Krieg 
entfesselt, sancta simplicitas!» und empfahl Andrässy einen Sanatoriums- 
aufenthalt: «There is a tile off this man’s roof!» — Der hat einen Dachscha- 
den!"” Der Widerspruch, daß die Erringung eines solchen Friedens, der 
eine gute Ausgangsposition für einen weiteren Waffengang schaffen sollte, 
wie es dem Kaiser vorschwebte, bereits einen vollständigen militärischen 
Sieg voraussetzte, da sich die Entente andernfalls auf derartige Bedingun- 
gen keinesfalls einlassen konnte, entging Wilhelm II. augenscheinlich. 

Ebensowenig glaubte der Kaiser an die Möglichkeit eines Ausgleichs 
mit Rußland, zumindest nachdem bis 1917 alle Bemühungen um einen 
Sonderfrieden gescheitert waren. Die Notwendigkeit für Deutschland, das 
Baltikum in seinen Besitz zu bringen, begründete Wilhelm im Mai 1918 
damit, daß ein Frieden zwischen «Slawen und Germanen überhaupt un- 
möglich» sei: «Friede mit Rußland kann nur durch Furcht vor uns erhalten 
werden. Die Slawen werden uns immer hassen und Feinde bleiben. Sie 
fürchten und haben nur Respekt vor dem, der sie verhaut! S[iehe] Japan! 
So wird es auch mit uns! Die Entente kann, wenn sie will und meine Di- 
plomatie zu dumm ist, stets in Rußland machen, was sie will, - sie hat es 
zum Kriege gebracht -; aber unsere Präponderanz in dem germanischen 
Gebiet [d.h. im Baltikum] ist nötig, um Rußland von unserer Ostgrenze 
ein- für allemal fernzuhalten; das kriegt kein noch so günstiger russ[ischer] 
Friede fertig!»'”' 

Am ıo. März 1918, auf dem Höhepunkt seiner Erwartungen eines bal- 
digen militärischen Sieges der Mittelmächte, erklärte der Kaiser jede Erwä- 
gung der Möglichkeiten einer «künftigen friedlichen Entwicklung der 
Welt» zur «Nebensache!» und legte seine Auffassung über einen künftigen 
Friedensschluß dar: «Der kommende Frieden wird unseren Feinden, so 
Gott will, aufgezwungen werden müssen. Sie werden erst zum Frieden 
schreiten, wenn sie so geschlagen sind, daß sie genug haben. Bekennen sie 
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sich als solche, dann müssen sie einen Frieden annehmen, der dem allein 
ihrer Verbohrtheit zu dankenden neuen, schweren Blutopfer des deut- 
schen Volkes entspricht. Der muß - evtl. auf ihre Kosten und gleichgültig 
gegen ihre Gefühle für die Zukunft - solche realen Sicherungen für uns 
enthalten, daß eine solche Weltkombination wie die jetzige nie wieder ge- 
gen uns mit Aussicht auf Erfolg sich zusammen tun kann. Also ein echter, 
rechter, hausbackener Friede, wie er bisher immer nach jedem siegreichen 
Kriege geschlossen wurde. Volksbeglückende Weltbürgerschaftsgedanken 
finden darin keinen Platz. Nur das nackte eigene Interesse und die Garan- 
tie für die eigene Sicherheit und Größe dürfen maßgebend sein! Der Be- 
siegte hat sich zu bescheiden!»'” 

Folgerichtig wies Kaiser Wilhelm II. alle Überlegungen bezüglich einer 
Friedensordnung, die nicht auf militärischer und wirtschaftlicher Überle- 
genheit Deutschlands und seiner Verbündeten basierte, weit von sich. Als 
das Berliner Tageblatt in einem Artikel zum Jahreswechsel 1917/18 be- 
klagte, daß bei den Verhandlungen über einen Frieden mit Rußland in 
Brest-Litowsk nichts über Abrüstung, Schiedsgerichte und eine zukunfts- 
weisende «Gesellschaft der Nationen, also eine Art Völkerbund, verlaute, 
notierte der Monarch dazu arrogant: «weil das Quatsch ist! mit dem ernst- 
hafte Leute sich nicht abgeben!»'* 

Ebenso erstaunlich und charakteristisch ist auch, daß Wilhelm II. - 
trotz aller Enttäuschung über den «Verrat» seiner gekrönten Verwandten - 
am Glauben an die Wirksamkeit von Übereinkünften von Monarch zu 
Monarch unverdrossen festhielt. Admiral Müller hielt etwa Überlegungen 
des Kaisers zu Friedensverhandlungen mit Rußland fest: «Es müßte ein 
geschickter Vermittler eine Besprechung der drei Kaiser von Deutschland, 
Österreich und Rußland und des Sultans vorschlagen auf der Basis, daß die 
Monarchen doch vor Gott verantwortlich seien für die furchtbaren Opfer, 
die ihre Völker bringen müßten, und daß dem zwecklosen Blutvergießen 
doch nun ein Ende gemacht werden müsse durch eine Abmachung unter 
den Monarchen. In den anderen Ländern herrsche eine gewissenlose Ad- 
vokatenclique, die sich ihrer Verantwortlichkeit vor Gott nicht bewußt 
sei.»'°* Und den amerikanischen Unterhändler Colonel Edward House, 
der wegen einer Friedensvermittlung sondierte, suchte der Kaiser mit dem 
Argument zu beruhigen, daß er mit seinen Vettern George und Nikolaus 
schon zu gegebener Zeit Frieden schließen werde.’ 

Wilhelm gelangte nicht zuletzt deshalb zu keiner Vorstellung darüber, 
wie man den Krieg beenden könnte, weil er sich nur selten Rechenschaft 
über dessen politische Ursachen und Auswirkungen gab. Statt dessen ver- 
traute er auf das Gottgewollte der Entwicklung oder konstruierte überhi- 
storische Erklärungen aus dem so gegensätzlichen Charakter von Germanen, 
Angelsachsen, Romanen und Slawen. Ein sehr sinnfälliges Musterbeispiel 
dafür bietet der Brief, den der Kaiser Anfang 1917 an Houston Stewart 
Chamberlain richtete: «Der Krieg ist ein Kampf zwischen zwei Weltan- 
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schauungen: der germanisch-deutschen für Sitte, Recht, Treu u. Glauben, 
wahre Humanität, Wahrheit und echte Freiheit, gegen die Angel-Sächsi- 
sche, Mammonsdienst, Geldmacht, Genuß, Landgier, Lüge, Verrath, Trug, 
und nicht zuletzt Meuchelmord! Diese beiden Weltanschauungen können 
sich nicht «versöhnen» oder «vertragem, eine muß siegen, die andere muß 
untergehen! Solange «muß gefochten werden»! Das haben nun endlich, 
durch Lloyd George und Briand mit ihren Noten und Reden belehrt, die 
braven deutschen Gesellen begriffen; und sind in hellem - gottgewolltem 
Zorn - entflammt! [...] Es ist ein Werk des Herrn! Es ist wieder wie im 
Faust! Unsere Feinde müßten sagen «Ich bin ein Theil von jener Kraft, die 
stets das Böse will, und stets das Gute schafft.» Jetzt wird es dem deutschen 
Michel mit einem Mal klar, daß der Kampf für ihn zum Kreuzzug gewor- 
den und, daß er jetzt St. Michael geworden ist. Ein Kreuzzug gegen das 
Böse - Satan - in der Welt, von uns geführt als Werkzeuge des Herrn, die 
wir nach nichts mehr zu fragen haben, nach keiner Bedingung und keinem 
anderen Kriegsziel, als das Eine zu erreichen, wir Gottesstreiter schlagen 
bis das Mammonsdienende Räuberpack zusammenbricht und die Feinde 
im Reiche Gottes im Staube liegen! Dessen Kommen in der Welt durch 
die Angel-Sächsische Weltanschauung aber geradezu unmöglich gemacht 
werden würde, durch unseren Sieg aber gefördert wird! Gott will diesen 
Kampf und wir sind seine Werkzeuge. Er wird ihn leiten um den Ausgang 
brauchen wir uns nicht zu sorgen, wir werden leiden, fechten und siegen 
unter Seinem Zeichen! Dann kommt der Friede, der Deutsche, der Gottes- 
Friede, in dem die ganze befreite Welt aufathmen wird; befreit von Angel- 
sächsischem satanischem Mammonsdienst und Verrohung! Ohne Con- 
gresse, und große Advokaten Redereien, nur durch die Thatsache des 
Sieges der Deutschen! Darum vorwärts mit Gott! Und wenn die Welt voll 
Teufel wär!»"* Ähnlich eigentümlich sind auch die Randbemerkungen, 
mit denen Wilhelm II. einen Presseausschnitt kommentierte, in dem die 
Frankfurter Zeitung seine Rede zum dreißigjährigen Regierungsjubiläum 
im Juni 1918 «stark zerpflückte».'”” In dem Leitartikel hieß es: «Dem deut- 
schen Volke ist am 4. August 1914 nicht mitgeteilt worden, daß es aus- 
ziehe, um die angelsächsische Weltanschauung zu bekämpfen, bis sie un- 
bedingt überwunden sei. Wäre das gesagt, selbst nur in verschleierter 
Andeutung ausgesprochen worden, so würde der erhabene Einheitswille 
der deutschen Nation, um den sich der Kaiser selber mit so großem Gelin- 
gen gemüht hat, gleich am ersten Tage zerrissen sein. Denn an Weltan- 
schauungen, seien sie dieser oder jener Art, dachte der Deutsche nicht 
[Randbem.: eben darum! als er sich in Millionen zu den Fahnen drängte. 
Er dachte an die Not des Vaterlandes, an Werkstatt und Herd, an Weib 
und Mutter].» Diese Ausführungen erregten im Kaiser heftigen Wider- 
spruch. «Der Deutsche denkt sehr oft nicht nach. Das besorgt der Herr- 
scher!» schrieb er. Der «Erreger der Noth [sei eben] England! Woher sonst 
das Wort «Gott strafe England»? das der Landsturm überall in Frankreich 
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über seine Quartiere, Bahnwachen und Buden schrieb?»'"" Und den Satz 
«Auserwählte Völker gibt es, Gott sei Dank, nicht», kommentierte der 
Kaiser: «sehr sogar! die Deutschen! die Juden die es waren sind es nicht 
mehr.»'% Solche merkwürdigen Denkschemata, die der Monarch aller- 
dings mit zahlreichen Zeitgenossen teilte,'5° erlangten durchaus politische 
Bedeutung, etwa wenn Wilhelm II. die polnische Frage als «Rassenfrage» 
interpretierte und aus der wesenhaften Unvereinbarkeit des deutschen und 
des polnischen Nationalcharakters die Schlußfolgerung zog, ein autono- 
mes Polen sei nach Kriegsende am besten an die Donaumonarchie anzu- 
schließen." 

Der Erste Weltkrieg forderte jeden Zeitgenossen dazu heraus, sich 
einen Reim auf das Geschehen zu machen, um der Zerstörung, der Not 
und dem unermeßlichen Leid irgendeinen Sinn abzugewinnen. Aber daß 
der Kaiser glaubte, mit seiner befremdenden Deutung noch im September 
1918 die ausgemergelte und friedensbedürftige Bevölkerung zum Durch- 
halten bewegen zu können, spricht für einen deutlichen Realitätsverlust.'>° 
Innerhalb dieser bizarren Gedankenwelt war es auch nur folgerichtig, daß 
er zur Beendigung des Krieges auf ein «Wunder» hoffte." 


6. «Sehr aktive Untätigkeit» und Gemütsschwankungen 
im Großen Hauptquartier 


Da der Kaiser weder die militärischen Operationen lenkte, noch mit Inter- 
esse seine vermittelnden und koordinierenden Aufgaben ausfüllte, stellt 
sich die Frage, womit er dann seine Tage im Großen Hauptquartier ver- 
brachte. Die kürzeste Antwort darauf wäre: Er setzte seine sehr geschäf- 
tige Lebensweise der Vorkriegszeit fort, beinahe unberührt von den Ereig- 
nissen des Krieges. In diesem Sinne berichtete der bayerische Gesandte 
Graf Lerchenfeld: «Nach allem, was ich höre, setzt der Kaiser seine sehr 
aktive Untätigkeit fort und damit hat er sich gewissermaßen selbst ausge- 
schaltet.»"3* 

Rudolf von Valentini schilderte seiner Frau den Tagesablauf des Kaisers 
in Koblenz, dem ersten Standort des Großen Hauptquartiers: «Im Garten 
Park wird gegessen, das erste Frühstück um 8-9 ohne den Kaiser, der erst 
später aufsteht u. um ıomit einem Adj[utanten] frühstückt. Mittag u. 
Abend ißt er mit uns allen, ca. 25 Personen. [...] Mittags 12 Uhr fährt S.M. 
zum Generalstab u. wir erfahren dann von ihm eines oder das andere, aber 
meist nur Nachrichten, die Ihr später auch in der Zeitung lest. [...] Hat 
man dann, wie ich heute, dem Kaiser etwas vorzutragen, so geht man wie- 
der in den Schloßgarten, wo man ihn sicher trifft. Einige sind immer um 
den Kaiser u. ich bin froh, daß ich mich auch auf diese Weise nützlich ma- 
chen kann. Die Unterhaltung ist natürlich nicht leicht, da Alles Morose 
vermieden werden muß. [...] 28 Uhr ist Abendtafel u. nachher Cigarre 
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auf der Schloßterasse [...] Um % 10 trennt sich Alles u. man geht recht 
müde zu Bett. [...] Von Exkursionen an die Front ist auch gar keine Rede, 
der Kaiser macht Nachm. meist einen Automobilausflug in den Wester- 
wald, gestern war er in Nassau und Ems. Er geht dann mit den Adj[utan- 
ten] im Walde spazieren.»"’ Dieses Tagesprogramm - mittags der Gene- 
ralstabsvortrag, alle anderen Regierungsgeschäfte ohne feste Zeiten, häufig 
im Umhergehen, nachmittags Ausflüge, lange Abende mit der Umgebung 
mit kaiserlichen Monologen oder Skatspiel - änderte sich auch in den fol- 
genden Kriegsjahren kaum." 

Die Umgebung beklagte sich oft über die ständigen Stimmungswechsel 
des Kaisers: «Einmal verzagt: Der Krieg ginge nie zu Ende. Dann wieder 
ganz groß: Er sei stahlhart, sie müßten alle vor ihm auf die Knie.» In Kri- 
sensituationen befürchteten die engsten Berater immer wieder eine schwere 
Nervenkrise, und einige Male schrammte Wilhelm II. wohl tatsächlich haar- 
scharf daran vorbei. Im Dezember 1914, nach der Vernichtung des deut- 
schen Kreuzergeschwaders in der Seeschlacht bei den Falklandinseln, ® und 
Anfang September 1918 mußte er mehrere Tage das Bett hüten und machte 
den Eindruck «völliger Apathie, [im] ähnlichen Zustand wie im November 
1908 nach der Bülow-Affäre».'?? General Moriz von Lyncker empfand Wil- 
helm II. im Herbst 1916 als «seit einiger Zeit mal wieder furchtbar aufgeregt 
bis zum Überschnappen» und «in sehr aufgeregter Stimmung, so daß man 
manchmal in Sorge geräth, ob er diese Spannung wohl aushält».'* 

Fast ebenso gefürchtet wie die depressiven waren die ekstatisch-begei- 
sterten Launen des Kaisers, in denen er makabere und übertriebene 
Kriegsanekdoten wiederkäute, die Gegner lächerlich machte, deutsche Er- 
folge maßlos übertrieb und sie ausschließlich für sich oder den Kronprin- 
zen beanspruchte. So schrieb etwa Valentini über ein Zusammentreffen 
zwischen Wilhelm II. und dem bayerischen König: «Wir sind froh, daß die 
Entrevue vorüber ist, die sich durch die unglaubliche Haltung Seitens un- 
seres «Allerhöchsten> wie immer sehr unglücklich gestaltete. Aber der alte 
König soll gesagt haben: «wir kennen ihn ja' Es ist ein böses Kapitel, [...] 
über das man besser schweigt. Aber es ist schwer, dies Protzen zu ertragen 
u. diese grenzenlose Ueberhebung, die sich schon in der Bildung der Sage 
zeigt, daß eigentlich dem Kronprinzen (unserem) der Haupterfolg zuzu- 
schreiben sei. Gewiß hat seine Armee sich tapfer geschlagen und den zwei- 
maligen schweren Vorstoß der Franzosen zurückgewiesen. Aber das Ver- 
dienst daran ihm allein zuzusprechen, ist doch ein starkes Stück. Ich bitte 
Gott, daß er uns diese Ueberhebung nicht entgelten lasse.»'*' Das kaiser- 
liche Gefolge, vor allem diejenigen, die um Angehörige im Feld bangten 
oder Verluste zu beklagen hatten, empfand derartige kaiserliche Großspre- 
cherei als ausgesprochen peinlich und qualvoll. Darin war der Kaiser aber 
auch ein Spiegelbild seiner Umgebung, die sich öfters in erschreckend ba- 
nalen und primitiven Schmähungen der Kriegsgegner (und sogar der ver- 
bündeten Österreicher) erging. In ihrer Korrespondenz wimmelte es von 
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«ekelhaften Japsen», «dreckigen Cosacken», «scheußlichen Wallonen», 
«infamen Österreichern», «Schweinehunden» und «dreckigen Amerika- 
nern».'# Über das englische Heer schrieb ein junger Generalstabsoffizier, 
der später zum Flügeladjutanten avancierte: «Wir haben diese Viecher mit 
gelb eingemalt auf unserer Operationskarte, weil das die Farbe ist, mit der 
die Geierfelsen im Zoologischen Garten immer bekleckert sind und so am 
besten auf sie paßt.»'# 

In seiner Empörung über den «Verrat» beispielsweise Englands oder 
Italiens steigerte sich Wilhelm II. zuzeiten in regelrechte Vernichtungs- 
phantasien.'** Besonderen Ingrimm hegte er gegenüber Großbritannien, 
dem er von jeher in Haßliebe verbunden war und das jetzt zum deutschen 
Feindbild schlechthin wurde.'# Militärische Erfolge über die britischen 
Truppen riefen stets große Genugtuung hervor. Gegenüber der elsässi- 
schen Bevölkerung, die teilweise aus ihren französischen Sympathien kein 
Hehl machte, empfahl der Kaiser: «Also immer feste aufhängen und tot- 
schießen und keine Rücksicht auf Geistliche und Landtagsabgeordnete 
nehmen!»'# Um sie dort dem Hungertod preiszugeben, erwog er, 90.000 
russische Kriegsgefangene nach der Schlacht bei Tannenberg auf die Kuri- 
sche Nehrung bringen zu lassen.’ Anzumerken ist allerdings, daß selbst 
ein vergleichsweise kühler Kopf wie Valentini diese Maßnahme angesichts 
der bis dahin unvorstellbaren Menge an Kriegsgefangenen für unabwend- 
bar hielt.'** Außerdem war sich die Umgebung durchaus bewußt, daß der- 
artige Redereien hauptsächlich der psychischen Entlastung dienten und 
nicht buchstäblich aufzufassen waren. So schrieb etwa Lyncker über die 
Gründe der kaiserlichen Nervosität: «Wer kann das wissen. Ich fürchte, 
daß es Angstzustände sind. Daneben trägt er sich mit heimlichen Friedens- 
hoffnungen, die dann allmählich immer wieder zu Wasser werden. Und 
das zermürbt ihn, und die Angst macht sich Luft in ungeheuerlichen Re- 
nommistereien. Es ist oft nicht anzuhören, wie er sich selbst zu belügen 
versucht.»'# In entspannterer Stimmung plädierte der Kaiser dann wieder 
für eine möglichst menschliche Kriegführung. Beispielsweise lehnte er die 
Bombardierung ziviler Ziele in London ab, «weil er es für grausam hält, 
unschuldige Frauen und Kinder durch Bomben zu töten».'5° Er bedauerte 
die Zerstörungen von Kulturgütern beim Vormarsch in Belgien.‘ Die 
grausamen Repressalien gegen die belgische Zivilbevölkerung - infolge des 
(vermeintlichen) Franktireurkrieges — erachtete er allerdings als gerecht- 
fertigt." 

Für die stark zwischen Apathie und Exaltation schwankende Stim- 
mung des Obersten Kriegsherrn gab es abgesehen von der Überspanntheit 
der Nerven allerdings noch einen anderen Grund, der selbst dem engsten 
Gefolge ein Rätsel blieb. Bereits vor dem Kriegsausbruch hatte sich ein ge- 
heimnisvolles Leiden bemerkbar gemacht, das Wilhelms Bewegungsfrei- 
heit beeinträchtigte, das Reiten unmöglich machte und ihn und seine Frau 
verständlicherweise mit großer Sorge erfüllte. Während des letzten Auf- 
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enthaltes auf Korfu im Frühjahr 1914 schilderte der Marinekabinettschef 
von Müller das eintönige Leben am Hoflager und stöhnte über «das ge- 
zwungene Zusammensein der ganzen Achilleiongesellschaft bei allen Ge- 
legenheiten». Nicht einmal das Spazierengehen, das der Kaiser früher ge- 
nossen habe, sei ihm jetzt mehr möglich. «Offenbar ist sein Knie, mit dem 
er schon öfters zu tun hatte, nicht in Ordnung. Man spricht aber nicht dar- 
über. Kaiser dürfen ja keine Fehler haben.»'3 Drei Jahre später stellte sich 
die wahre Ursache der kaiserlichen Gehbehinderung heraus. Als sich Mül- 
ler am 16. Februar 1917 zum Vortrag im Schloß Bellevue einfand, wurde 
ihm mitgeteilt, «daß S.M. in dieser Woche «keinerlei» Meldungen entge- 
gennimmt. Was war los? S.M. hatte sich angeblich einen Furunkel am Bein 
schneiden lassen u. die Kaiserin wacht wie ein Cerberus darüber, daß Nie- 
mand zu ihm kommt.»'5* In Wirklichkeit hatte sich der Kaiser nicht am 
Bein, sondern an den Hoden operieren lassen müssen, wo sich seit Jahren 
eine besorgniserregende Geschwulst - schließlich erreichte sie einen Um- 
fang von 32 cm bei einer Länge von 19cm - fühlbar gemacht hatte. Am 
15. Februar 1917 gelang es dem Leibarzt Dr. von Niedner, drei hühnerei- 
große Spermatozelensäcke und eine Hydrozele zu entfernen. Nach dem 
Operationsbefund waren sich die Ärzte einig, daß die Ursache der Miß- 
bildung nicht wie früher vermutet auf einen Reitunfall, sondern auf das 
Geburtstrauma des Monarchen zurückzuführen war.'’ 

Überhaupt wies Kaiser Wilhelm II. im Kriege nur noch wenig von 
jener jugendlichen Frische auf, die bei seiner Thronbesteigung als ein 
«mächtiger Talisman» gegolten hatte.'’ Ein Besucher im Großen Haupt- 
quartier in den ersten Kriegsmonaten berichtete: «Der Kaiser sehe ange- 
griffen aus. [...] Das Haar sei stark ergraut und der Pollen auf der Stirn 
noch größer geworden.»'”” Die Ätiologie dieser inzwischen häufig auf- 
tretenden «Furunkel» oder «Schwellungen» an der Stirn und der rechten 
Halsseite ist unklar. Nicht uninteressant ist aber die Bemerkung seiner 
Schwester Charlotte, die ihr Leben lang unter der schmerzhaften Erb- 
krankheit Porphyrie zu leiden hatte, zu deren Symptome wässerige Haut- 
blasen - «Pollen» — gehörten. Offenbar in der Annahme, daß ihr Bruder an 
der gleichen Krankheit litt, schrieb sie ihrem Arzt Professor Ernst Schwe- 
ninger, daß Wilhelm seine Hautödeme «blödsinnig falsch» behandele.''* 


7. Der Vertrauensverlust 


Wenn der Kaiser sein Hauptquartier verließ, dann meist, um sich der 
kämpfenden Iruppe zu zeigen. Diese genau vorausgeplanten «Frontbesu- 
che» - der österreichisch-ungarische Delegierte sprach zu Recht von «etwas 
Potemkinsche[r] Baukunst»"' - vermittelten dem Obersten Kriegsherrn 
wenig von der Realität des Grabenkriegs. Natürlich durfte der Monarch 
nicht unnötig gefährdet werden, und so führten die Reisen selten weiter als 
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bis ins Etappengebiet. Die dabei abgehaltenen Truppenschauen und Para- 
den wirkten befremdend friedensmäßig, «mit Musik etc., wie auf dem 
Tempelhofer Felde».' Ein Begleiter Wilhelms bei einem Besuch an der 
Ostfront im Februar ı915 urteilte: «Die ganze unkriegerische Auf- 
machung berührte mich peinlich, dazu gewann ich immer mehr die Über- 
zeugung, daß diese sogenannten Frontreisen, auf welchen die Front nicht 
berührt wurde, die Truppen, denen das Erscheinen des Kaisers weite Mär- 
sche und Paradedrill brachte, nur mißmutig machten.»'° Erst ab August 
1918 ging Wilhelm dazu über, die ruhenden Verbände einzeln in ihren Un- 
terkunftsorten aufzusuchen." Auch das Gefolge maß den Frontreisen im 
allgemeinen wenig Bedeutung bei, unterstützte aber den Kommandanten 
des Hauptquartiers in seinen Reisevorschlägen, weil solche Ausflüge we- 
nigstens die Nerven des Kaisers beruhigten. So teilte Lyncker seiner Fami- 
lie mit: «Wir fahren heut Mittag mal wieder nach vorne an die Front; 
eigentlich ohne besonderen Zweck. Mehr des Kaisers wegen, der diese 
spannende Unthätigkeit und Ungewißheit sehr schlecht erträgt.»'% Wil- 
helm selbst bekannte, daß er sich im Hauptquartier nutzlos vorkomme 
und sich langweile.'“* 

Immer besorgt um das labile Nervenkostüm Wilhelms II, war das Ge- 
folge überhaupt geneigt zu unterstützen, was ihn ablenkte oder harmlos 
unterhielt. So ließen die Begleiter des Kaisers ihn bei ausgefallenen Eska- 
paden gewähren, auch wenn sie sich gelegentlich über seine Unbeküm- 
mertheit oder Dreistigkeit wunderten — etwa wenn er ungefragt und ohne 
Dank zu sagen, seinem Gastgeber im östlichen Hauptquartier, Fürst Pless, 
Hirsche abschoß oder Tannenbäume umsägte.'% Besonders erleichtert 
waren die täglichen Tischgenossen des Kaisers, wenn sich ein Gast fand, 
der durch interessante Erzählungen die Unterhaltung übernahm und aus- 
drücklich gebeten wurde, «tüchtig drauf los zu erzählen».'“ Generell be- 
folgte die Umgebung den Leitsatz, dem labilen Kaiser ungünstige Neuig- 
keiten in möglichst freundlicher Verpackung und im psychologisch 
geeigneten Augenblick mitzuteilen - S.M. dürfe nicht verunsichert wer- 
den'” -, aber nur sein Generaladjutant Hans von Plessen ging darin so 
weit, ihm diese gänzlich verheimlichen zu wollen.’ Mit dieser Abschot- 
tungstendenz vor der unbehaglichen Wirklichkeit traf sich Wilhelm I. 
allerdings mit seiner Begleitung. Unangenehmen Themen wich er entwe- 
der geschickt aus, strafte Überbringer schlechter Nachrichten fortan mit 
Nichtbeachtung oder schikanierte seine Umgebung. 

Kaiserliche Handlungen, die das hehre Bild vom Obersten Kriegsherrn 
in der Öffentlichkeit gefährdeten, lagen allerdings jenseits des Verständ- 
nisses des Gefolges. So explodierte etwa der Chef des Militärkabinetts, als 
Wilhelm, statt ins Hauptquartier zurückzukehren, lieber eine Kunstaus- 
stellung in Frankfurt besuchen wollte: «Da habe ich ihm in aller Form 
über seine Pflichten gegenüber dem hungernden und leidenden Volk mal 
Bescheid gesagt. Es gab einen Mordskrach zwischen uns, der damit endete, 
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daß er laut schimpfend im Zorn herausrannte und die Thür mit Gewalt 
und Krach zuschmiß. [...] Aber es ist leider so: Das eigene Behagen und 
das eigene Vergnügen gehen über Alles. Ich fürchte immer, daß sich das 
doch einmal rächt. Schon jetzt wird in weiten Kreisen nicht gut vom Kai- 
ser gesprochen; es bleibt doch nicht geheim, wie er in dieser Zeit sein Le- 
ben hinbringt. Man muß ihn doch davor bewahren, sich immer mehr und 
mehr selbst auszuschalten und ins Hintertreffen zu gerathen. Er selbst 
empfindet diesen Niedergang gar nicht, und das ist doch furchtbar.»'% Be- 
zeichnend - sowohl für die Vorstellungen der Umgebung wie für die Igno- 
ranz der kaiserlichen Familie - ist zudem ein Gespräch, das Admiral von 
Müller mit Prinz Heinrich führte: «Ich sagte ihm geradeheraus, wie depla- 
ciert wir uns alle in Homburg vorkämen und daß der Kaiser kein Recht 
auf diese «Weekends> habe. In diesem furchtbaren Kriege, der so schwere 
Opfer von dem Volke verlange, dürfe der Kaiser nur seiner Pflicht leben. 
Auch das Leben hier in Kreuznach sei nur eine Muße. Man solle nicht 
glauben, daß das dem Volke entginge. Der Kaiser müsse viel aktiver sein, 
jetzt z. B. Munitionsfabriken usw. besuchen. Die weitere Stellung des Kai- 
sers im Frieden sei von dem Verhalten des Kaisers im Kriege abhängig. Der 
Prinz hörte artig zu. Am Nachmittage machte er dann mit dem Kaiser den 
üblichen Automobilausflug ins Rheintal.»'7° Auch der Chef des Zivilkabi- 
netts beklagte das «Friedens- und Ferien-Milieu»: «Der Kaiser bespricht 
Tempelbauten (am Brunnen), konstruirt Offiziers-Genesungsheime, fährt 
spazieren und buddelt auf der Saalburg, als wenn tiefster Frieden herrschte 
und ihn der Kampf da draußen garnichts anginge.»'7' Ebenso ärgerte sich 
die Umgebung über die immer häufiger werdenden Besuche der Kaiserin 
im Großen Hauptquartier. Es war zwar offensichtlich, daß es Wilhelm II. 
guttat, sein Herz ausschütten zu können, aber die Vorstellung vom Ober- 
sten Kriegsherrn, der inmitten seiner Soldaten im Heerlager ihre Nöte teil- 
te, wurde dadurch allzu offensichtlich ausgehöhlt. «Die ganze Helden- 
legende schwindet jal» empörte sich Valentini.'”” Der Kaiser selbst war 
aber davon überzeugt, seine Pflicht getreulich zu erfüllen. Seinen Sohn 
Prinz Joachim beglückwünschte er im März 1916 zur Hochzeit und be- 
dauerte seine Abwesenheit mit den Worten, «Das ganze Volk steht unter 
Waffen und kämpft, stirbt und leidet um seinen geheiligten Boden, seine 
Freiheit und seine heiligsten Güter gegen eine Welt von verworfenem 
Feindesgesindel zu vertheidigen. In diesem Kampf gehöre ich in ihre Mitte 
um mit meinen tapferen Kameraden alles Schwere zu tragen, und alles Er- 
hebende und Erfreuende mitzuerleben.»'7 

An ihrer menschlichen Enttäuschung über den Kaiser, der selbst in der 
schweren Belastungsprobe des Weltkriegs keinen größeren Ernst entwik- 
kelte und weiterhin seinen Privatvergnügen, Jagd- und Besichtigungsaus- 
flügen frönte, die Entzifferung der Hethiter-Sprache für mindestens eben- 
so wichtig wie den ganzen Krieg hielt'”* und keinerlei Verständnis für die 
Sorgen und Nöte seiner Untertanen aufbrachte, ließen die engsten Beglei- 
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Abb.5o Das Einhorn im Winter: Wilhelm II. «im Felde» 


ter des Kaisers keine Zweifel. General von Lyncker urteilte verheerend 
über den Monarchen: «Wahr ist es ja leider, daß er sich selbst in vielen Din- 
gen ausschaltet und seine Bequemlichkeit allem anderen vorzieht. Das hat 
er aber immer gethan, auch schon vor dem Kriege. Er ist eben sehr 
schwach und stark nur im Vertreten seiner persönlichen Privat-Interessen, 
vor allem eines behaglichen möglichst ungestörten Daseins. Das ist ja lei- 
der nur allzu hervortretend.»'7° Aus all dem wird offenbar, daß das per- 
sönliche «Kriegserlebnis» des Kaisers nichts an den Grundfesten seines 
Charakters geändert, selbst die so schwer empfundene Verantwortung kei- 
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ne Bemühungen um angestrengtere Arbeit oder sorgfältigeres Abwägen 
hervorgerufen hat. Wahrlich erschütternd ist es zu lesen, daß der Oberste 
Kriegsherr wichtige Besprechungen mit Regierungsvertretern aufhob, 
weil sein Spaziergang mit den Flügeladjutanten auf dem Programm 
stand.'”° So blieb, wie ein Mitglied des kaiserlichen Gefolges formulierte, 
nichts als die Hoffnung, den Krieg eben «trotz kaiserlicher Unvollkom- 
menheit» zu gewinnen. '7 

Weder dem Kaiser noch monarchischen Kreisen blieb indes der zuneh- 
mende Ansehensverlust sowohl des Kaisers als auch der Monarchie ver- 
borgen.'”* Im Juli 1916 klagte Wilhelm entrüstet, «es stünde nichts von 
ihm in den Zeitungen».'7 Bereits im August ı915 schlug der Berliner 
Scherl Verlag dem Zivilkabinett mit der Begründung, die Persönlichkeit 
des Kaisers sei stark in den Hintergrund getreten, die Herausgabe eines 
Heftchens vor, das über das «Tagewerk» und die «Gedankenwelt» des 
Monarchen im Kriege berichten sollte.'“ Ein derartiges Buch erschien 
schließlich Ende 1916 unter dem Titel Der Kaiser im Felde, aber es offen- 
barte eher die leere Geschäftigkeit des Lebens im Großen Hauptquartier: 
Es bot auf 450 Seiten eine (im Wortsinn) erschöpfende Aneinanderreihung 
von Reisen, Besichtigungen, Fürstenbesuchen, Empfängen und stereo- 
typen Truppenansprachen.'”' Auf die Frontsoldaten, an die es zuvörderst 
gerichtet war, dürfte es einen wenig imponierenden, geschweige denn an- 
spornenden Eindruck gemacht haben. Die sporadischen Versuche der 
Umgebung, der Heimat und den Soldaten den Kaiser in Erinnerung zu ru- 
fen, waren oftmals nur wenig durchdacht. Im Herbst 1916 bemühte sich 
beispielsweise der Flügeladjutant Friedrich Mewes, Wilhelm II. nach der 
erfolgreichen Schlacht in der Dobrudsa stärker ins Licht der Öffentlich- 
keit zu rücken: «Die Form der Veröffentlichung als Telegramm des Kaisers 
an die Kaiserin habe ich gestern abend noch veranlaßt. Es ist dies die alte 
Form, wie 1870/71 die Siege draußen dem deutschen Volke bekanntgege- 
ben wurden. Die Person des Kaisers wird durch diese persönliche Art et- 
was mehr in den Vordergrund geschoben, und das ist im monarchischen 
Interesse nur wünschenswert. Der Kaiser und Ludendorff gingen bereit- 
willig darauf ein.»""* Doch statt des erhofften Propagandaerfolgs rief die- 
ses «Dobrudsa-Telegramm» Wilhelms II. in der deutschen Öffentlichkeit 
nur große Gereiztheit hervor, weil sie darin einen Versuch erblickte, von 
der gleichzeitigen verlustreichen Schlacht an der Somme abzulenken." 
Die Abgeschlossenheit des Großen Hauptquartiers und die Vorzensur al- 
ler Nachrichten über den Monarchen begünstigte außerdem die Verbrei- 
tung wilder Gerüchte. Im Sommer 1916 kursierte beispielsweise die Er- 
zählung, Wilhelm II. wolle zugunsten des Kronprinzen abdanken, «weil 
sein Gemüt für den Krieg zu weich sei».'"* Ein anderes hartnäckiges Ge- 
rücht war, Wilhelm sei in eine Art von religiösem Wahn verfallen und bete 
stundenlang.'®s Ab Mitte 1917 versuchten militärische Stellen im Rahmen 
des «vaterländischen Unterrichts», wenn auch ziemlich erfolglos, das An- 
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sehen des Kaiser aufzubessern.'*° Schon zu diesem Zeitpunkt gingen im 
Militärkabinett zahlreiche Schreiben ein, in denen eine Abdankung des 
Kaisers gefordert wurde." Das sorglose und frivole Verhalten des Monar- 
chen während des Krieges trug, wie Müller ganz richtig vorausgesehen 
hatte, dazu bei, die Weichen in Richtung Novemberrevolution zu stellen. 


Kapitel 43 


«Wilhelm der Ganz Grosse 
oder Wilhelm der Letzte»: 
Der Machtverlust im Weltkrieg 


1. Der Entschluß zum uneingeschränkten U-Bootkrieg 


Als Großadmiral Tirpitz bei Kriegsausbruch den Vorschlag machte, eine 
Art «Oberbefehlshaber der Marine» zu schaffen, lehnte Wilhelm II. mit 
der Begründung ab: «Ich behalte mir den Oberbefehl selbst vor, und will 
nicht, daß zwischen mich und die Marine jemand eingeschaltet wird.»' 
Auch den zweiten derartigen Vorstoß vom Januar 1915 wies der Kaiser zu- 
rück: «Die Leitung der Operationen der Armee sei in so guten Händen 
und belaste ihn (den Kaiser) keineswegs, die Leitung der kleinen Marine 
könne er daher sehr wohl übernehmen.»? Dies war in diesem Fall nicht wie 
so oft ausschließlich rhetorische Selbsttröstung. Während er aus der Ent- 
scheidung über die Operationen der Landstreitkräfte weitgehend ausge- 
schaltet war, gelang es dem Kaiser tatsächlich, einen bedeutenden, wenn 
auch schwankenden Einfluß auf die Verwendung seiner Flotte und damit 
seines Steckenpferds zu behalten.’ 

Noch 1912 hatte Wilhelm II. angeordnet, die gesamte Schlachtflotte 
solle im Kriegsfall - zumindest unter erfolgversprechenden Umständen - 
die Schlacht suchen. Im August 1914 hielt er sie jedoch von einem derarti- 
gen Einsatz zurück: Die Marine müsse sich vorerst darauf beschränken, 
durch Minen und Angriffe auf Vorpostenschiffe und durch U-Boote einen 
Kräfteausgleich mit der überlegenen Royal Navy herzustellen. Der Mon- 
arch schloß sich damit der Auffassung Bethmann Hollwegs an, einen Ver- 
lust der Schlachtflotte einstweilen nicht zu riskieren, um sie als Verhand- 
lungsmasse beim Friedensschluß in die Waagschale werfen zu können. 
Tirpitz drängte dagegen darauf, sofort die große Seeschlacht anzustreben, 
konnte aber selbst nicht recht sagen, wie die deutsche die englische Marine 
angesichts der Fernblockade dazu zwingen könne.* Der Verlust mehrerer 
Schiffe in den Gefechten bei Helgoland Ende August 1914 und auf der 
Doggerbank im Januar 1915 bestärkte Wilhelm in der Überzeugung, die 
Flotte möglichst zurückzuhalten. Dem Chef der Hochseeflotte, Admiral 
von Ingenohl, wurde auferlegt, Vorstöße der Flotte in Zukunft vom Kaiser 
genehmigen zu lassen.’ Die Befürworter eines offensiveren Seekriegs deu- 
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teten Wilhelms Zurückhaltung freilich als Ausdruck der Furcht, sein 
«toy», sein «Spielzeug für Kieler Wochen» zu verlieren.° Ihre Versuche, 
dem Befehlshaber der Schlachtflotte eine größere Entscheidungsfreiheit 
und den Geschwadern einen größeren Aktionsradius zu verschaffen, fan- 
den jedoch zunächst keine Gegenliebe. Im März 1915 dekretierte der Kai- 
ser, «er wolle keine Denkschriften mehr sehen. Er habe befohlen, die Flot- 
te solle drin bleiben, dabei bleibe es.» Hugo von Pohl, nach der Schlacht 
auf der Doggerbank zum Befehlshaber der Hochseeflotte ernannt, kam 
schließlich mit Wilhelm II. überein, Kämpfe nur in einer Zone zu riskie- 
ren, von der aus die Heimathäfen an einem Tag erreichbar waren.® Die 
Fernblockade, mit der die englische Marine Deutschland vom übersee- 
ischen Welthandel abschnitt, konnte auf diese Weise freilich nicht unter- 
bunden werden. 

Als aussichtsreiche Vergeltungsmaßnahme drängte sich eine deutsche 
Gegenblockade mit U-Booten auf, die in den ersten Kriegsmonaten einige 
spektakuläre Erfolge erzielt hatten. Dem Einsatz dieser neuartigen Waffe 
gegen die Handelsschiffahrt standen jedoch erhebliche Schwierigkeiten 
entgegen, da die U-Boote im aufgetauchten Zustand leichte Beute bewaff- 
neter Überwasserfahrzeuge wurden. Ein Handelskrieg in Übereinstim- 
mung mit dem Völkerrecht — das u.a. den Anruf und die Durchsuchung 
der Schiffe auf Konterbande sowie die Rettung der Besatzungen erforderte 
- erschien der deutschen Marineleitung daher untunlich. Im Februar 1915 
erwirkte Pohl von Wilhelm II. - obwohl die Diskussion zwischen ziviler 
Reichsleitung, Generalstab und Marineführung noch nicht beendet war? - 
die Erklärung der Gewässer um die Britischen Inseln zum Kriegsgebiet, in 
dem feindliche Handelsschiffe ohne vorhergehende Warnung versenkt 
würden. Diese Maßnahme, die er zunächst aus moralischen wie politi- 
schen Gründen abgelehnt hatte, rechtfertigte der Monarch als erzwungene 
Revanche für die ebenso unrechtmäßige englische Blockade.’ Noch im 
November 1914 hatte er vor Marineoffizieren erklärt: «Meine Herren, 
denken Sie immer daran: unser Schwert muß rein bleiben. Wir führen kei- 
nen Krieg gegen Frauen und Kinder. Wir wollen den Krieg anständig 
führen, einerlei, was die anderen tun. Merken Sie sich das!»'' 

Am 7. Mai 1915 sank nach einem Torpedoangriff durch «U 20» das eng- 
lische Passagierschiff Lusitania vor der irischen Küste. Fast 1200 Personen 
kamen dabei ums Leben, darunter auch zahlreiche amerikanische Staats- 
bürger. Nach massiven Protesten der USA schränkte Wilhelm Anfang Juni 
den U-Bootkrieg ein, indem er die Kommandanten anwies, Passagier- 
schiffe von den Angriffen auszunehmen.'” Der Reichskanzler, Admiral 
von Müller und auch Falkenhayn befürworteten diesen Schritt, um nicht 
die letzte unbeteiligte Großmacht in den Krieg gegen Deutschland zu trei- 
ben, der sich möglicherweise weitere bislang neutrale europäische Staaten 
anschließen würden." Tirpitz und der Chef des Admiralstabs, Gustav 
Bachmann, die sich mit ihrer Forderung nach einer kompromißlosen Hal- 
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tung nicht durchsetzen konnten, reichten daraufhin Abschiedsgesuche ein 
und eröffneten damit wider jede preußische Tradition den Reigen militäri- 
scher Rücktrittsdrohungen. «Nein! In solchem Moment, das ist Felonie. 
Er bleibt und hat zu gehorchen. Nein! Bleiben und gehorchen!» verfügte 
der empörte Monarch.'* Aber nachdem am 19. August 1915 beim Unter- 
gang des englischen Dampfers Arabic wiederum Amerikaner den Tod fan- 
den, verschärften sich die Konflikte erneut. Der Reichskanzler forderte 
jetzt unmißverständlich die öffentliche Festlegung, Passagierdampfer in 
Zukunft nicht mehr ohne vorherige Warnung anzugreifen. Gänzlich un- 
zugänglich suchte Tirpitz daraufhin erneut um seine Ablösung nach, die 
Wilhelm IH. abermals ablehnte mit der Begründung, er könne «im Kriege 
nicht gestatten, auf Grund von Meinungsverschiedenheiten bezüglich der 
Verwendung der Seestreitkräfte, über die Ich als oberster Kriegsherr in 
letzter Linie und mit vollem Bewußtsein meiner Verantwortung entschei- 
de, seinen Abschied zu erbitten.»'"° Ausführlich setzte der Monarch seine 
Beweggründe in einer Schlußbemerkung auseinander: «Ich habe die Flotte 
mir als Waffe geschaffen und ausgebildet, wie, wo und wann ich sie zu ver- 
wenden gedenke, ist ganz allein meine, des Obersten Kriegsherrn, Sache. 
Da haben alle anderen zu schweigen und zu gehorchen. Amerika mußte 
verhindert werden an der Teilnahme am Kriege gegen uns als aktiver 
Feind. Es konnte illimitierte Geldmittel den Feinden darbieten, die jetzt in 
schweren Geldnöten steckend, unserer Finanzsituation nicht gewachsen 
sind, und ihnen dadurch einen gewaltigen Vorteil über uns verleihen. Ich 
mußte als Oberster Kriegsherr unbedingt verhindern, daß dieser Fall ein- 
trat. Das war weise Politik. Daher mußte ich schweren Herzens Ein- 
schränkungen machen, die das gewünschte Ziel herbeiführten. [...] Erst 
muß der Krieg gewonnen werden, dazu bedarf es der absoluten Ausschal- 
tung irgend welcher neuer Gegner; wie das geschieht - ob mit mehr oder 
minderen Opfern - ist gleich, und meine Sache. Wie ich dabei meine Mari- 
ne verwende, ist auch allein meine Sache. Wilhelm I. R.»'° Das Wohlwol- 
len des Monarchen hatte der langjährige Staatssekretär des Reichsmarine- 
amts mit seinem neuerlichen Abschiedsgesuch endgültig verspielt: Durch 
Kabinettsordre vom 30. August 1915 wurde Tirpitz von seiner Beratungs- 
tätigkeit in Fragen der Seekriegführung entbunden, sein Mitstreiter Bach- 
mann durch Admiral Holtzendorff abgelöst.” Der neue Chef des Admi- 
ralstabs stellte am 18. September den U-Boothandelskrieg vorläufig ein. 
Die Diskussion darüber rifß dessenungeachtet nicht ab. Die Marine 
nährte phantastische Vorstellungen: Innerhalb nur etwa eines halben 
Jahres werde ein unbeschränkter U-Bootkrieg das von Importen abhängi- 
ge Großbritannien zum Friedensschluß zwingen.'* Immer ungestümer 
forderte infolgedessen die deutsche Öffentlichkeit - aus Gründen der Ge- 
heimhaltung über die kümmerliche Anzahl geeigneter Boote nicht aufge- 
klärt - die Anwendung dieses Kriegsmittels gegen den sonst unangreif- 
baren Inselstaat. Im Winter 1915/16 gelangte daher die Frage erneut auf 
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die Tagesordnung, zumal Falkenhayn inzwischen die Fronten gewechselt 
hatte: Nach dem Serbienfeldzug erschien ihm das besonders gefürchtete 
Eingreifen der bis dato neutralen Balkanstaaten ausgeschlossen, das der 
USA dagegen zu vernachlässigen.'?” Hin und her gerissen zwischen den 
abweichenden Standpunkten, lavierte der Kaiser; er müsse sich fragen, 
«könne er es entgegen den Vorschlägen seiner militärischen Ratgeber ver- 
antworten, aus Humanitätsrücksichten den Krieg in die Länge zu ziehen 
und soundso viele brave Landwehrleute mehr opfern? Er stehe vor dem 
schwersten Entschluß seines Lebens. Falkenhayn habe gut reden. Er 
könne die politischen Konsequenzen doch nicht so übersehen und 
unterschätze die Mitwirkung eines feindlichen Amerika.»”° Wilhelm II. 
schätzte die Bedeutung der USA und die Möglichkeiten der Untersee- 
boote realistischer ein als seine militärischen Berater. Anfang März 1916 
versicherte er dem Reichskanzler, «wir hätten viel zu wenig Boote, um 
England niederzuzwingen, und er werde doch nicht die Dummheit ma- 
chen, den Krieg mit Amerika zu provozieren».”' Aber er zeigte sich auch 
sichtlich beeindruckt von der Einschätzung Falkenhayns, die Zeit laufe 
gegen Deutschland und seine Verbündeten drohten noch im Laufe des 
Jahres zusammenzubrechen.” Letztendlich unterstützte Wilhelm jedoch 
einen Kompromißvorschlag des Reichskanzlers, den sogenannten «ver- 
schärften» U-Bootkrieg, bei dem ausschließlich bewaffnete Handels- 
dampfer ohne Warnung versenkt werden sollten.’ Dafür war möglicher- 
weise Verständnis bei der amerikanischen Regierung zu finden, da sie die 
Bewaffnung von Kauffahrtschiffen durch die Entente kritisiert hatte. 
Damit standen die Chancen Bethmann Hollwegs gut, den unbeschränk- 
ten U-Bootkrieg (vorerst) abzuwenden, zumal er ungewöhnlich beherzt 
die Gelegenheit ergriff, dessen eifrigsten Befürworter, nämlich Tirpitz, 
endgültig auszubooten.’”* Daß die Nachrichtenabteilung des Reichsmari- 
neamts die Öffentlichkeit zugunsten des unbeschränkten U-Bootkriegs 
zu mobilisieren trachtete, schürte den Ärger Wilhelms II., der darin 
einen Angriff auf seine Autorität erblickte. Zudem hatte ein Vertreter des 
Reichsmarineamts am 3. März 1916 dem Bundesrat grob irreführende An- 
gaben über die Zahl der gegen England verwendungsbereiten U-Boote 
gemacht. Mit einer scharf formulierten Kabinettsordre provozierte der 
Reichskanzler daraufhin Tirpitz, der bereits hochgradig verstimmt war, 
nicht zu den entscheidenden Konferenzen der letzten Tage eingeladen 
worden zu sein, zur Sendung eines erneuten Entlassungsgesuchs.” Dies- 
mal billigte Wilhelm den Abgang seines langjährigen Weggefährten und 
engsten Mitarbeiters beim Aufbau der Schlachtflotte, zu dem er jedes Ver- 
trauen verloren hatte.” Der aufreibenden Auseinandersetzungen müde, 
entschied der Kaiser trotz fortgesetzten Drängens Falkenhayns,”” vor 
weiteren Beschlüssen erst einmal das Ergebnis des «verschärften» U-Boot- 
kriegs abzuwarten. Tirpitz’ Nachfolger als Staatssekretär des Reichsmari- 
neamts, Eduard von Capelle, hielt eine Wiederaufnahme des unbeschränk- 
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ten U-Bootkriegs vor Ende des Sommers für undenkbar. Karl Georg von 
Treutler, Vertreter des Auswärtigen Amts im Kaiserlichen Gefolge, atmete 
auf: «Welcher Abgrund liegt hinter uns!»*® Als er dem Kaiser prophezeite, 
das deutsche Volk werde ihm noch einmal dankbar sein, nicht auf die U- 
Bootkriegshetze eingegangen zu sein, antwortete Wilhelm Il.: «Sie müssen 
doch sehr von der Wilhelmstraße angekränkelt sein, daß Sie mich für ein 
solches Rindvieh haben halten können, das auf eine derartige Hetze her- 
einfallen könnte!» 

Eine Wirkung des «verschärften» U-Bootkrieges zeigte sich schneller 
und ganz anders als erwartet: Am 24. März 1916 torpedierte ein deutsches 
U-Boot den unbewaffneten französischen Dampfer Sussex, den der Kom- 
mandant mit einem Minenleger verwechselt hatte. Wiederum befanden 
sich Amerikaner unter den Opfern.3° Die amerikanische Regierung drohte 
in der sogenannten «Niederboxungsnote» vom 18. April 1916 mit dem 
Abbruch der diplomatischen Beziehungen, wenn das Deutsche Reich den 
völkerrechtswidrigen U-Bootkrieg fortsetzte.”' Die Marineführung ließ 
sich rasch von der Notwendigkeit des Nachgebens überzeugen, schon am 
24. April erging die Anweisung, den «verschärften» Handelskrieg zu 
beenden. Drei Tage später stellte Admiral Scheer, inzwischen Chef der 
Hochseeflotte, angesichts der zunehmenden Bewaffnung der Handels- 
schiffe, die eine Annäherung im aufgetauchten Zustand zu riskant werden 
ließ, den Einsatz der U-Boote im Handelskrieg vollends ein.” Aber Fal- 
kenhayn gab sich nicht so schnell geschlagen und präsentierte als neues 
Argument, daß ohne Unterstützung durch den U-Bootkrieg die großan- 
gelegte Offensive bei Verdun abgebrochen werden müsse. Wilhelm II. 
schloß sich dem Gedanken des Generalstabschef an und erläuterte dem 
überraschten Reichskanzler: «Operation bei Verdun sei vorbereitet und 
werde ausgeführt nur unter nachdrücklicher Voraussetzung, daß England 
gleichzeitig durch U-Bootskrieg so geschwächt werde, daß Frankreich 
Hoffnung auf Rettung durch England aufgeben müsse. Wenn U-Boots- 
krieg wegfalle - und das bedeute Rückkehr zu Kreuzerkrieg - wäre Fort- 
setzung der Operation Verdun zwecklos, weil dann auch umfangreichste 
Menschenschwächung Frankreich nicht zum Zusammenbruch bringen 
könne. In dem dann bevorstehenden Erschöpfungskrieg könnten wir uns 
weitere Aufopferung eigenen Menschenmaterials nicht mehr leisten, müß- 
ten Verdun aufgeben und uns an allen Fronten auf passive Defensive be- 
schränken. Das bedeute Verlust des Krieges. [...] Aufrechterhaltung der 
Beziehungen zu Amerika bringe uns nichts positives, beraube uns aber des 
einzigsten Mittels Krieg zu gewinnen.»>* Diesmal rettete der Chef des Ad- 
miralstabs die Situation, der herausstrich, daß im Falle eines militärischen 
Eingreifens der USA auch ein unbeschränkter U-Bootkrieg England nicht 
friedensbereit machen könne, und damit Admiral Müller das Argument an 
die Hand gab, den Kaiser erneut umzustimmen.? Die fehlende Aussicht 
auf ein baldiges und vorteilhaftes Kriegsende setzte aber erkennbar die 
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fatale Dynamik in Gang, es trotz aller sachlichen Vorbehalte mit der po- 
tentiellen «Wunderwaffe» U-Boot zu versuchen.° So grübelte etwa Moriz 
von Lyncker: «im ganzen Lande wird die Noth größer, an allen Ecken und 
Enden fehlt es. Es ist absolut nothwendig, mit dem Kriege raschen Schluß 
zu machen. Aber wie? Das U Boot wird wohl kommen; ob es durch- 
schlagenden Erfolg haben wird? Niemand weiß es. Es ist ein Sprung ins 
Dunkle. Aber es muß gewagt werden, und wird es auch.»37 «Todesurteil» 
oder «Millionenerbschaft», «Wilhelm der Ganz [sic] grosse oder Wilhelm 
der letzte», beides erschien denkbar.?® 

Auch die Seeschlacht vor dem Skaggerak am 3 1. Mai 1916 erzielte keine 
entscheidende Kräfteveränderung, obwohl die deutsche Kriegsmarine im- 
merhin einen Prestigeerfolg erzielte.? Der Kaiser war zunächst obenauf: 
«Der erste gewaltige Hammerschlag ist getan, der Nimbus der englischen 
Weltherrschaft herabgerissen, die Tradition von Trafalgar in Fetzen geris- 
sen.»* Nichtsdestoweniger mußte Wilhelm im Juli 1916 der Lagebeurtei- 
lung Scheers zustimmen, daß die deutsche Schlachtflotte die englische 
nicht so entscheidend schlagen werde können, daß England friedensbereit 
würde. Dazu sei nur der unbeschränkte U-Bootkrieg imstande.* 

Unmittelbar nach dem Wechsel an der Spitze des Generalstabs im 
August 1916 hielten Hindenburg und Ludendorff den unbeschränkten 
U-Bootkrieg für wünschenswert, aber zur Zeit unmöglich, weniger aus 
Furcht vor einem Kriegseintritt der USA, als aus Sorge vor einem Eingrei- 
fen der europäischen Neutralen, das in der schweren Krise der Mittel- 
mächte nach dem Kriegseintritt Rumäniens fatal wirken konnte. Als sich 
jedoch Ende 1916 die Konsolidierung der Fronten abzeichnete, hielten die 
Generäle die Zeit reif für das Wagnis. Diesmal stimmte Wilhelm II. zu, und 
als Anfangstermin wurde Anfang Februar 1917 in Aussicht genommen.* 
Das Friedensangebot der Mittelmächte vom 12. Dezember 1916 erfolgte 
nicht zuletzt, um im Falle der (nicht unwahrscheinlichen) Ablehnung eine 
Rechtfertigung für die Wiederaufnahme des schrankenlosen Handels- 
kriegs vorweisen zu können. Wilhelm legte besonderen Wert darauf, «per- 
sönlich als Anreger und Vertreter der Friedensaktion zu erscheinen».® In 
einem Brief an den Reichskanzler erklärte er pathetisch: «Den Vorschlag 
zum Frieden zu machen, ist eine sittliche Tat, die notwendig ist, um die 
Welt von dem auf allen lastenden Druck zu befreien. Zu einer solchen Tat 
gehört ein Herrscher, der ein Gewissen hat und sich Gott verantwortlich 
fühlt und ein Herz für seine und die feindlichen Menschen [...] Ich habe 
den Mut dazu, ich will es auf Gott wagen.»* Gegenüber seinem amerika- 
nischen (!) Zahnarzt äußerte sich der Kaiser freilich ganz anders: «Wir 
haben die englische und die französische Regierung schön hineingelegt, 
die ihren Völkern nun erklären müssen, weshalb sie nicht Frieden schlie- 
ßen. Sie sind ganz wütend auf uns, daß wir sie derart überrascht haben.»* 
Obendrein trug der Monarch selbst dazu bei, den Eindruck des Friedens- 
angebots auf Kriegsgegner und Neutrale zu entwerten, indem er sich bei 
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einer Rede, die in die internationale Presse gelangte und große Entrüstung 
hervorrief, mal wieder im Ton vergriff: «Im Gefühle, daß wir absolut 
Sieger sind, habe er gestern den Gegnern den Vorschlag gemacht, sich mit 
ihnen über weiteren Krieg oder Frieden zu unterhalten. Was dabei heraus- 
kommen werde, wisse er noch nicht. Es sei aber jetzt an ihnen gelegen, 
wenn der Kampf noch weiter geht. Glauben sie aber noch immer nicht ge- 
nug zu haben, nun das weiß ich, werdet Ihr ...» und hier schloß der Kaiser 
mit einer soldatischen Wendung, welche ein grimmiges Lächeln auf allen 
Gesichtern der Soldaten hervorrief.»* Trotzdem war Wilhelm enttäuscht 
und verärgert über die Ablehnung des Friedensangebots und kündigte 
eine Ausweitung der deutschen Forderungen an: «Seine Majestät äußerte 
sich mir gegenüber heute dahin, daß er nach der Ablehnungsnote der En- 
tente auch seinerseits unsere Kriegsziele revidieren müsse, und daß von 
einem Entgegenkommen gegenüber Frankreich und Belgien nicht mehr 
die Rede sein könne. König Albert dürfe, nachdem er zum dritten Male 
unsere Anerbietungen abgewiesen habe, nicht mehr nach Belgien zurück- 
kommen, die flandrische Küste müsse unser werden.»* 

Nachdem auch die Vermittlungsaktion des US-Präsidenten Woodrow 
Wilson im Anschluß an das Friedensangebot gescheitert war, schienen auch 
Wilhelm. die Alternativen ausgegangen, anders zum Friedensschluß zu 
gelangen als durch den U-Bootkrieg. Am 8. Januar 1917 fand der entschei- 
dende Vortrag Holtzendorffs statt. Admiral von Müller berichtet darüber: 
«7 Uhr abends Vortrag beim Kaiser, der sich etwas unerwartet plötzlich zu 
der Notwendigkeit des rücksichtslosen U-Bootkrieges durchgearbeitet 
hatte und sich sehr entschieden für diesen erklärte, sogar, wenn der Kanzler 
ihn ablehne. Er stellte sich dabei auf den sehr merkwürdigen Standpunkt, 
daß der U-Bootkrieg eine rein militärische Sache sei, die den Kanzler gar 
nichts anginge. Im übrigen käme es auch auf einen Personalwechsel nicht 
an!»* Wilhelm schien also sogar zum Kanzlerwechsel entschlossen, aber 
zur befürchteten harten Konfrontation kam es gar nicht. Bethmann Holl- 
weg, einer geschlossenen Phalanx von Befürwortern des U-Bootkrieges ge- 
genüberstehend —- auch Müller war inzwischen abgefallen* -, deprimiert 
und krank, gab nach. Wilhelm II. «unterschrieb dann auch gleich den be- 
reitgehaltenen Befehl. [...] Er bemerkte dabei, er rechne durchaus mit der 
Kriegserklärung Amerikas. Komme es nicht dazu - und der Kanzler solle 
versuchen, es [...] herauszuhalten — um so besser!»° 

Bekanntlich kam es anders. Anfang Februar 1917 brachen die USA die 
diplomatischen Beziehungen ab, zwei Monate später erklärten sie dem 
Deutschen Reich den Krieg. In der Zwischenzeit gab sich Wilhelm sie- 
gesgewiß sogar betont schneidig: «Es ist jetzt ein für allemal Schluß mit 
den Verhandlungen mit Amerika! Will Wilson Krieg, soll er ihn herbei- 
führen und dann haben!»5' Die Beteuerungen des Admiralstabs, mit dem 
uneingeschränkten U-Bootkrieg England unfehlbar zum Frieden zu 
zwingen, erwiesen sich als katastrophale Fehlspekulation. Immerhin 
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waren die Erfolgsaussichten Anfang 1917 erheblich größer als im Vor- 
jahr, geschweige denn als 1915. Zunächst stiegen die Versenkungsziffern 
tatsächlich rasant an, aber Anfang Mai 1917 ging die englische Marine- 
führung erfolgreich dazu über, die Handelsschiffe zu Konvois zusam- 
menzufassen und mit Kriegsschiffen zu begleiten. Schließlich mußte auch 
Wilhelm, der zwischenzeitlich von der «rapid zunehmenden Hungersnot 
in England» geschwärmt hatte,” erkennen, daß die U-Bootaktion ein 
Fehlschlag war. 


2. Der Sturz Bethmann Hollwegs 


Im Schatten des Burgfriedens herrschte zunächst Flaute in der Innen- 
politik. Die politischen Folgen des Krieges wurden jedoch sehr unter- 
schiedlich bewertet: Die Rechtsparteien sahen ihre politischen Wünsche 
weitgehend erfüllt, nachdem der Kriegsausbruch die Integration der Ar- 
beiterschaft in die bestehende Gesellschaftsordnung gezeitigt hatte; Teile 
des Linksliberalismus und die Sozialdemokratie erhofften eine innenpoli- 
tische Wende, die den Kriegseinsatz der Massen durch größere politische 
Teilhabe belohne.‘; Bethmann Hollweg war zu einer Neuorientierung der 
preußisch-deutschen Innenpolitik bereit, nicht nur um kurzfristig die 
Unterstützung der Bevölkerung sicherzustellen, sondern auch um der 
Hohenzollernmonarchie für die Zeit nach dem Krieg eine breitere Basis zu 
verschaffen.’* Eine der wichtigsten Voraussetzungen dazu war die Umge- 
staltung des antiquierten preußischen Dreiklassenwahlrechts, das die kon- 
servative Herrschaft in Preußen zementierte. Entsprechende interne Vor- 
schläge des preußischen Innenministers Friedrich Wilhelm von Loebell 
auf Einführung eines direkten geheimen Mehrheitswahlrechts akzeptierte 
Wilhelm II. Mitte 1915, ebenso die vage Ankündigung, nach dem Krieg 
das preußische Wahlrecht zu reformieren, in der Thronrede (also in sei- 
nem Namen) zur Eröffnung des preußischen Landtags im Januar 1916. 
Auf die Dauer befriedigte das allerdings niemanden, zumal die Bevölke- 
rung zunehmend unter Versorgungsmängeln zu leiden hatte und die U- 
Boot- und Kriegszielagitation die politischen Gräben immer weiter aufriß. 
Die Abdankung des Zaren im März 1917 begrüßte Wilhelm II., wobei ihn 
vor allem die politischen Möglichkeiten reizten, die sich durch die rus- 
sische Revolution auftaten, während ihm das persönliche Schicksal 
«Nickys» und der Zarenfamilie naheging.’ Er warnte Bethmann Hollweg 
davor, England werde den Sturz der Dynastie Romanow ausbeuten, um 
auch im Deutschen Reich die antimonarchische Stimmung zu schüren, 7 
doch scheint er insgesamt die Auswirkungen auf die deutsche politische 
Situation gering veranschlagt zu haben.’* 

Die wachsende Unzufriedenheit nach den Entbehrungen des «Steck- 
rübenwinters» 1916/17 und die Sorge, das Beispiel der russischen Revolu- 
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tion könnte ansteckend wirken, überzeugten Bethmann im Frühjahr 1917, 
daß greifbare Zugeständnisse nötig waren.” Er hielt jetzt die Zusage, das 
gleiche Wahlrecht in Preußen nach dem Krieg einzuführen, für un- 
vermeidlich. Sein Argument, eine Vorlage sei undenkbar, «in der ein mit 
dem Eisernen Kreuz I. Klasse geschmückter armer Arbeiter neben einem 
bemittelten Drückeberger desselben Ortes mit ungleichem Stimmrecht 
zur Wahl zu gehen hätte», machte großen Eindruck auf Wilhelm.“ Die 
Festlegung auf das gleiche Wahlrecht, das auch die konservativen preußi- 
schen Minister sowie die OHL mißbilligten, lehnte er allerdings ab.” Am 
8. April, Ostersonntag, wurde daher in der sogenannten «Osterbotschaft» 
Wilhelms II. nur unbestimmt eine Reform des preußischen Herrenhauses 
und des Wahlrechts in Preußen nach Beendigung des Krieges ankündigt.‘ 
Äußerst verärgert reagierte der Kaiser, wie immer bei Angriffen auf seine 
«Kommandogewalt», als trotz dieses Zugeständnisses wenige Wochen 
später der Verfassungsausschuß des Reichstags die Forderung erhob, daß 
alle militärischen Ernennungen und Entlassungen künftig der Gegen- 
zeichnung durch den Kriegsminister bedürfen sollten.“ Wilhelm verlangte 
jetzt vom Kanzler, der im Gegenteil weitere Konzessionen an den Reichs- 
tag erwog, allen Parlamentarisierungsbestrebungen mit Festigkeit ent- 
gegenzutreten. Warum sich das parlamentarische System für das Deutsche 
Reich nicht eignete, begründete er ausführlich in einem Schreiben an Beth- 
mann Hollweg: «Dieses System hat in England u. Frankreich total Schiff- 
bruch gelitten. Zumal in England - der Mutter der Parlamente - ist das 
Parlament und Volk völlig ausgeschaltet, ist über nichts befragt oder 
orientirt worden, und hat widerstandslos eine Dictatur eines mit unbe- 
schränkten Vollmachten versehenen Premierministers an der Spitze eines 
Comitees von wenigen Männern weichen müssen. Also das alte <Directoire> 
in aller Form. Das ist die Um- u. Rückbildung vom reinen Parlamen- 
tarıschen, bewährten Regime in England zur absoluten Autokratie! In 
solchem Augenblick werde ich nicht dulden, daß Experimente für alte 
parlamentarische Gepflogenheiten - die sich schon in England überlebt 
haben - bei uns probirt werden. Es ist für uns unmöglich solche Versuche 
zu machen, da wir nicht 2 Partheien haben - wie einst im alten England - 
sondern einen ganzen Haufen. In Preussen würde der Gedanke Minister 
zu nehmen blos weil sie dem Parlament angehören unmöglich sein. Er- 
stens wird das Recht des Königs dadurch gehindert, der sich seine Minister 
nach belieben selbst wählt oder entläßt, zweitens hat der Versuch keine 
Aussicht auf praktischen Erfolg. Es ist s[einer] Zeit, gegen meinen Rath, 
von Bülow der Versuch mit der Ernennung des Führers der Liberalen Exz. 
v. Möeller als Handelsminister gemacht worden. Er mißglückte, da seine 
Partei sofort gegen Moeller Front machte, aus Neid, und ihn stürzte. [...] 
Zudem würde ein aus Partheimitgliedern zusammengesetztes Ministe- 
rıum, auch einen Sozialisten mit einbegreifen, was undenkbar ist. Im Reich 
ist gleichfalls das Parlament: Regime ausgeschlossen, da das Centrum die 
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ausschlaggebenden Stimmen hat. Es kann also mit der Linken verbunden 
einen Conservativen Minister stürzen, mit der Rechten coalirt einen Libe- 
ralen werfen! So würde in Kurzem die Reichsregierung total in den Hän- 
den des Zentrums liegen und ihm ausgeliefert sein. In Edenkoben ließen 
S.M. d. König [von Bayern] sowohl wie seine Vertrauten deutlich durch- 
blicken, daß die Fürsten und Regierungen zwar die Osterbotschaft voll 
würdigen und billigen, aber irgend welchen weitergehenden Plänen abso- 
luten Widerstand entgegensetzen werden. Die Osterbotschaft wird - nach 
dem Kriege - durchgeführt, darüber hinaus gehe ich unter keinen Um- 
ständen.»°* 

Nach der Berufung der dritten OHL unter Hindenburg und Luden- 
dorff war Wilhelm I. auch innenpolitisch rasch in deren Fahrwasser gera- 
ten und ließ sich in jeder Hinsicht benutzen, um deren Forderungen ge- 
genüber der Regierung durchzusetzen.‘ «Der Kaiser hat sich ganz in den 
Schatten der beiden Soldaten geflüchtet - schwimmt willenlos in deren 
Wasser», beanstandeten die Regierungsvertreter. Wilhelm schien dagegen 
durchaus erleichtert, daß ein Teil der ihn bedrückenden Verantwortung 
von seinen Schultern genommen war; zu einem Flügeladjutanten äußerte 
er: «Ich bin ja mit diesen beiden Leuten im siebenten Himmel.» 

Nach der «Osterbotschaft» erreichte die Kritik der innenpolitischen 
Gegner Bethmann Hollwegs einen neuen Höhepunkt. Auch Ludendorff 
mißbilligte die kaiserliche Kundgebung als einen «Kotau vor der russi- 
schen Revolution».°° Jede Form demokratischer und parlamentarischer 
Konzessionen lehnten die beiden Generäle als Zeichen sinkenden Wider- 
standswillens ab.“ Sie waren schon lange zutiefst unzufrieden mit dem zö- 
gerlichen und bedächtigen, vermeintlich schlappen Vorgehen des Reichs- 
kanzlers, der sich zudem weder annexionsfreudig zeigte, noch trotz aller 
Zugeständnisse die innenpolitische Situation stabilisieren konnte.7° Späte- 
stens seitdem waren Hindenburg und Ludendorff entschlossen, die Ab- 
lösung des Kanzlers, ihres ehemaligen Verbündeten im Kampf gegen 
Falkenhayn, herbeizuführen. Auf der Kriegszielkonferenz in Bad Kreuz- 
nach am 23. April 1917 billigte Wilhelm II. die maßlosen Forderungen der 
OHL, die jede Hoffnung auf einen Sonder- oder Verständigungsfrieden 
verschütten mußten: u. a. Annexion von Kurland und Litauen; durch Mili- 
tärkonvention an Deutschland gebundenes, formal selbständiges Polen; 
Belgien, das zudem Lüttich und die flandrische Küste abtreten müsse, 
ebenfalls unter deutscher Kontrolle; Aneignung des Erzbeckens von 
Briey.’' Tatsächlich waren damit die Meinungsverschiedenheiten zwischen 
politischer und militärischer Leitung nur notdürftig übertüncht. Beth- 
mann Hollweg - der zu Recht mutmaßte, Hindenburg und Ludendorff 
wollten ihn wegen anderer Auffassung denunzieren, um seine Ablösung 
verlangen zu können - distanzierte sich in einer Aktennotiz sofort von den 
Beschlüssen.’” In den nächsten Wochen verging kaum ein Tag, an dem die 
obersten Militärs keinen vergifteten Pfeil gegen den Reichskanzler ab- 
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schossen und auch Wilhelm II. aufwiegelten.”’ So luden sie etwa den erz- 
konservativen Oberpräsidenten von Ostpreußen, Friedrich Wilhelm von 
Berg, ins Große Hauptquartier, der wunschgemäß ausführlich auseinan- 
dersetzte, «dass der Reichskanzler im Vaterlande bei der Mehrzahl der 
Parteien das Vertrauen verloren habe», und Ludendorff als Nachfolger 
vorschlug. General Plessen kommentierte das triumphierend: «S.M. 
haben diese Eröffnung gnädig entgegengenommen.»7* 

Die Krise kulminierte schließlich im Juli 1917, als die Notwendigkeit 
weiterer Kriegskredite die Einberufung des Mitte Mai vertagten Reichs- 
tags erzwang. Die Hoffnungen auf einen schnellen Sieg durch den unbe- 
schränkten U-Bootkrieg hatten sich nicht erfüllt, und ein vierter Kriegs- 
winter drohte. Die vertröstende Zusage der «Osterbotschaft» erwies sich 
als unzureichend, und die Sozialdemokratie forderte jetzt die sofortige 
Einführung des allgemeinen Wahlrechts in Preußen sowie die Anerken- 
nung des Grundsatzes eines Friedens ohne Annexionen.”’ In dieser explo- 
siven innenpolitischen Stimmung hielt der Zentrumsabgeordnete Matthias 
Erzberger am 6. Juli seine berühmte Rede vor dem Hauptausschuß des 
Reichstags, in der er die militärische und wirtschaftliche Situation als 
derartig bedrückend ausmalte, daß eine sofortige Initiative für einen an- 
nexionslosen Friedensschluß vonnöten schien. Er schlug vor, daß der 
Reichstag eine solche Anregung durch eine «Friedensresolution» unter- 
stützen solle.”° Das für die weitere Entwicklung folgenschwerste Ergebnis 
des Erzbergerschen Vorstoßes war die Herausbildung einer stabilen parla- 
mentarischen Mehrheit für ein Programm der Friedensresolution und 
innerer Reformen. 

Bereits am folgenden Tag trafen Hindenburg und Ludendorff in Berlin 
ein, um gegen die «defätistische» Kundgebung des Reichstags zu protestie- 
ren. Mit welch beschämend intriganten und unehrlichen Methoden die 
Militärs gegen den Reichskanzler arbeiteten, bezeugt das Tagebuch Ples- 
sens: «Feldmarschall Hindenburg und Ludendorff [...] waren auf eine De- 
pesche des Kriegsministers gekommen, in welcher ihre Anwesenheit in 
Berlin aus inneren Gründen als notwendig bezeichnet war. [...] S.M. äus- 
sert sehr scharf seine Mißbilligung über dies Verfahren des Kriegsmini- 
sters, welcher die Herbeirufung Hindenburgs nur durch $.M. korrekter 
Weise hätte erbitten sollen. Der Kriegsminister stellt in Abrede, Hinden- 
burg gerufen zu haben, er hätte ihm nur die Vorgänge im Reichstage mit- 
geteilt und von dieser Mitteilung auch dem Reichskanzler Meldung ge- 
macht. Dieser aber hat die Meldung zur Hand, in welcher steht, dass er 
ersucht habe, Hindenburg zu kommen. [...] Eine peinliche Affäre.» Der 
Kaiser nahm die Bedenken gegen die bevorstehende Resolution zur 
Kenntnis, wies aber brüsk jede Einmischung der OHL in die innere Politik 
zurück: «Die Sache sei noch in vollem Fluß, ginge sie auch nichts an, sie 
sollten nur wieder abreisen.»”® Ludendorff nutzte aber die Gelegenheit, 
das Gerücht verbreiten zu lassen, Bethmann Hollweg habe ein Zusam- 
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mentreffen der Parteiführer mit der OHL verhindert, um weiteren Groll 
der Reichstagsabgeordneten zu provozieren.” 

Am folgenden Tag, dem 8. Juli 1917, trug der Reichskanzler Wilhelm I. 
seine Auffassung von der inneren Lage vor und plädierte dabei vor allem 
für die Gewährung des gleichen Wahlrechts in Preußen.‘ Der Kaiser er- 
klärte sich damit einverstanden, für den nächsten Tag einen Kronrat über 
die Wahlrechtsfrage einzuberufen, zitierte aber abends den Chef des Zivil- 
kabinetts nochmals herbei, um über mögliche Nachfolger Bethmanns zu 
beraten, falls er gegen das gleiche Wahlrecht entscheiden müsse. Da das 
Ergebnis jedoch «ganz negativ» war — die Vorschläge Bülow, Hatzfeld 
oder Roedern fanden keine kaiserliche Billigung -, schickte der Monarch 
Valentini noch zur Befragung des bayerischen Gesandten Lerchenfeld, der 
eindringlich riet, an Bethmann festhalten, «da er das größte Vertrauen der 
süddeutschen Höfe und der Verbündeten, namentlich Österreichs, besit- 
ze».”' Am nächsten Vormittag diskutierte Wilhelm die Personalfrage aufs 
neue mit Valentini und dem konservativen Hausminister August Eulen- 
burg, der gegen die Wahlrechtsreform polemisierte und abermals vergeb- 
lich Bülow vorschlug."” Der Chef des Zivilkabinetts überzeugte den Kaiser 
dabei offenbar von seinem Wunschkandidaten, jedenfalls teilte der Mon- 
arch den wartenden Generälen Plessen und Lyncker «nach dem Vortrag 
mit, dass er den Graf Roedern, den Staatssekretär des Reichsschatzamtes, 
zu nehmen gewillt sei. Allerdings wäre dieser auch für das allgemeine glei- 
che, geheime Wahlrecht in Preußen.» Auch Müller bemerkte sofort, daß 
mit dem Grafen Rocedern als Reichskanzler, «von dem man weiß, daß er zu 
liberalen Konzessionen neigt», «von einem Systemwechsel keine Rede 
sei.»°* Es erhellt das Irrationale der Situation, daß als Argument, warum 
dann trotzdem ein Kanzlerwechsel unumgänglich sei, nur übrigblieb, daß 
«das aufgeregte Meer sein Opfer haben» wolle. Der nachfolgende Kron- 
rat über das gleiche Wahlrecht endete ohne Beschluß. Das Staatsministe- 
rium und die zugezogenen Staatssekretäre erwiesen sich als tief gespalten - 
neben dem Kanzler sprachen Breitenbach, Beseler, Sydow, Helfferich, 
Roedern und Solf dafür, Loebell, Schorlemer, Trott zu Solz, Lentze, Kraet- 
ke und Stein dagegen. Wilhelm II., der während der Beratungen einen 
überraschend gelösten Eindruck machte, behielt sich schließlich die Ent- 
scheidung vor und berief den Kronprinzen zur Konsultation nach Berlin.’ 
Am ıo0. Juli fand Valentini morgens den Kaiser in höchster Erregung vor: 
«Er habe eine schlaflose Nacht gehabt; die Kaiserin habe ihm gestern 
abend, als er vom Kronrat zurückkommend ihr von dem Verlauf erzählt 
habe, die schwersten Vorwürfe gemacht.» Den nachfolgenden Vortrag 
des Reichskanzlers charakterisierte der Zivilkabinettschef als «das groß- 
artigste Plaidoyer über das Thema «Der Kaiser im Volksstaab» und berich- 
tet weiter darüber: «Mit idealem Schwung sprach er [Bethmann] von den 
überwältigenden Leistungen des Volkes in diesem Kriege, denen gegen- 
über die letzte Spur von Mißtrauen oder Zurückhaltung staatlicher Rechte 
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unangebracht sei. Nicht die Krisis des Augenblicks, sondern seine feste 
innerliche Überzeugung von der Reife des preußischen Volkes für das glei- 
che allgemeine Wahlrecht wäre für sein Votum bestimmend. Dieses, jetzt 
freiwillig von der Krone gegeben, bedeute keine Beeinträchtigung, son- 
dern eine außerordentliche Stärkung und Festigung des monarchischen 
Gedankens. Der Eindruck der Worte und der ganzen Persönlichkeit des 
Kanzlers, voll Kraft und ehrlichster Überzeugung, war so stark auch beim 
Kaiser, daß dieser nach Bethmanns Entlassung - gegen 2 Uhr - zu mir sag- 
te: «Und den Mann soll ich entlassen, der alle die anderen um Haupteslän- 
ge überragt!»»"? Am folgenden Tag gewann Valentini auch den Kronprin- 
zen für die Notwendigkeit des gleichen Wahlrechts in Preußen.?° Nach der 
kaiserlichen Ermächtigung war die später stattfindende Sitzung des preu- 
ßischen Staatsministeriums nur noch Formsache, und so wurde am Abend 
des ıı. Juli 1917 der «Juli-Erlaß» Wilhelms II. verkündigt, der den Reichs- 
kanzler in seiner Eigenschaft als preußischen Ministerpräsidenten beauf- 
tragte, eine Gesetzesvorlage zur Einführung des allgemeinen, geheimen 
und gleichen Wahlrechts in Preußen auszuarbeiten.?”' Der Monarch, der 
frohgemut glaubte, die Kanzlerkrise mit diesem Entgegenkommen erfolg- 
reich gebannt zu haben,?” wurde bald eines Besseren belehrt. Die erhoffte 
Beruhigungswirkung blieb nämlich gänzlich aus: «Der Wahlrechtserlaß 
hat keinen Eindruck gemacht. Die Rechte tobt, die Linke ist lau. D[ie] All- 
deutschen, Vossl[ische] Z[eilt[un]g, Lokalanzeiger setzen die persönliche 
Hetze gegen Bethmann fort», urteilte der einflußreiche Journalist Theodor 
Wolff.” Der Reichskanzler war in «desperater Stimmung», zumal die Ver- 
handlungen im Hauptausschuß über die Friedensresolution nicht ent- 
scheidend vorangekommen waren. 

Zugleich ließ sich der Kronprinz in eine Intrige der Kanzlergegner ein- 
spinnen. Nur sehr widerwillig hatte der präsumptive Thronfolger den 
innenpolitischen Reformen und dem momentanen Verbleib Bethmanns als 
Reichskanzler zugestimmt, das er als «ein schlechtes Provisorium» emp- 
fand.?* Unter dem Vorwand sich über die Situation zu orientieren, lud er 
am Morgen des 12. Juli 1917 Vertreter der politischen Parteien zu sich. Be- 
raten von seinem überaus konservativen Vertrauten Landrat von Maltzahn 
und einem Verbindungsmann der OHL in Berlin, Oberstleutnant Bauer, 
erfolgte die Auswahl in einer Weise, daß eine Stellungnahme zugunsten 
des Reichskanzlers von vornherein ausgeschlossen war. Graf Westarp 
(Konservative), Mertin (wirtschaftliche Vereinigung), Erzberger (Zen- 
trum) und Stresemann (Nationalliberale) sprachen sich erwartungsgemäß 
gegen ein Verbleiben Bethmanns aus, der Sozialdemokrat Eduard David 
stellte Forderungen, und nur Friedrich von Payer (Fortschrittliche Volks- 
partei) setzte sich unzweideutig für den Amtsinhaber ein. Als der Kron- 
prinz nachmittags gegen die Politik Bethmanns ins Feld zog und ihm die 
Schmälerung der Kronrechte zum Verwurf machte, mußte er sich ganz zu 
Recht von Valentini sagen lassen, «daß diese wohl durch nichts mehr 
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untergraben werden könnte, als wenn der Thronerbe an die Vertreter der 
Reichstagsparteien die offizielle Frage richte, ob sie verlangten, daß der 
Kaiser seinen ersten Minister entläßt!»” Man kann sich aber leicht aus- 
malen, welche Wirkung es auf Wilhelm. hatte, daß das Zugeständnis 
des gleichen Wahlrechts derart wirkungslos verpufft war. Am Abend des 
12. Juli - Kaiser und Reichskanzler verhandelten gerade in eisiger Atmo- 
sphäre über die Friedensresolution des Reichstags - wurde aus Kreuznach 
gemeldet, Abschiedsgesuche Hindenburgs und Ludendorffs stünden un- 
mittelbar zu erwarten, da sie mit Bethmann Hollweg nicht länger zusam- 
menarbeiten könnten.’ Der Monarch war empört über diese Insubordina- 
tion der Generäle und erklärte sich damit einverstanden, daß sie nach 
Berlin berufen wurden, um ihnen die Ablehnung ihrer Gesuche persönlich 
mitzuteilen. Aber Bethmann Hollweg, der einräumen mußte, daß eine 
Entlassung der populären Heerführer ebenso unmöglich war wie eine wei- 
tere vertrauensvolle Zusammenarbeit, reichte am Morgen des 13. Juli 1917 
sein Entlassungsbegehren ein, das Wilhelm noch vor der Ankunft Hinden- 
burgs und Ludendorffs akzeptierte.?° Damit war aber nur schwach bemän- 
telt, daß die Krone vor dem gemeinsamen Druck der Militärs, des Reichs- 
tags und der öffentlichen Meinung hatte kapitulieren müssen. «Da kann 
ich ja gleich abdizieren», äußerte der bedrückte Monarch.? Die Besetzung 
des Reichskanzlerspostens, eines der wichtigsten Privilegien des Deut- 
schen Kaisers, war seinem ausschlaggebenden Zugriff entwunden. 

Die anschließenden Verhandlungen über einen Nachfolger offenbarten 
dies ebenso deutlich. In seinem Abschiedsgesuch hatte Bethmann Hollweg 
den bayerischen Ministerpräsidenten Georg Graf von Hertling als Nach- 
folger vorgeschlagen, der jedoch mit dem Hinweis auf sein hohes Alter — 
er stand kurz vor seinem 74. Geburtstag - und die unterschiedlichen An- 
schauungen zwischen ihm und der OHL in der Frage der Kriegsziele ab- 
lehnte." Gegen den Verlegenheitsvorschlag Lerchenfelds, den ehemaligen 
Botschafter in Washington, Grafen Bernstorff, zu berufen, hatte Wil- 
helm II. «lebhafte Bedenken», erklärte aber bezeichnenderweise, diese zu- 
rückzustellen, «falls Hindenburg mit ihm einverstanden sei».'°' Als Valen- 
tini ablehnte, den Feldmarschall, dessen Mitspracherecht bei der Ernen- 
nung eines kaiserlichen Reichskanzlers er nicht akzeptierte, um seine 
Zustimmung zu bitten, wurde er an den Chef des Militärkabinetts verwie- 
sen. Gemeinsam beratschlagten nun Lyncker und Valentini und gerieten 
dabei so in Verzweiflung, daß sie sogar den Gothaischen Adelskalender 
und das Staatshandbuch konsultierten, um Kandidaten aufzutreiben.'” 
Später trat Generaladjutant von Plessen dazu, der die Diskussion in sei- 
nem Tagebuch festhielt: «Ich traf im Militär-Kabinett Valentini. Ratlos. 
Lyncker dito. Es wurden in meinem Beisein alle denkbaren und undenk- 
baren Kandidaten nochmals rekapituliert: Dallwitz, Bülow, Tirpitz, Gall- 
witz, Bernstorff, Rantzau. Alle waren aus diesen oder jenen Gründen nach 
Valentinis Ansicht unbrauchbar. Stilles Nachdenken. Darauf schlug ich 
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abermals Dallwitz vor. Abgelehnt, weil er schon mal erklärt haben soll, er 
würde dieses Amt immer ablehnen. Darauf schlug ich Hatzfeld vor. Die- 
sen wollte S.M. nicht, ebensowenig Bülow und Tirpitz. Darauf kam mir 
der allseitig als klug energisch und zuverlässig geschilderte Unterstaats- 
sekretär Michaelis in den Sinn! Valentini entzückt! Das wäre eine geeigne- 
te Kraft. Valentini, Lyncker und ich fahren mit diesem Vorschlag zunächst 
zu Hindenburg. Er und Ludendorff stimmen durchaus bei. Also nun wir 
alle drei zu S.M. - Allerhöchstderselbe erklären sich einverstanden, ob- 
wohl er ihn nur einmal gesehen hatte; er sei klein, ein Zwerg.»'° So wurde, 
nachdem die OHL quasi um Billigung gebeten wurde, auf dem Höhe- 
punkt des Weltkrieges das höchste deutsche Staatsamt im Auftrag des Kai- 
sers mit verblüffender Leichtherzigkeit — Valentini notierte: «[S.M.] ist 
erstaunt, aber einverstanden»'°* — einem Mann angetragen, den dieser 
kaum kannte, der politisch eine völlige Unbekannte darstellte und der kei- 
nerlei Erfahrungen in der Außenpolitik vorzuweisen hatte. Immerhin, 
auch das bezeugt die Diskussion über die Nachfolge Bethmann Hollwegs, 
waren Anwärter weiterhin von vornherein ausgeschlossen, die Wilhelm II. 
aus persönlichen oder politischen Gründen ablehnte, selbst wenn sie, wie 
Bülow oder Tirpitz, starken Rückhalt bei Teilen der öffentlichen Meinung 
oder der Obersten Heeresleitung fanden.’ 

Die hanebüchenen Umstände der Ernennung Georg Michaelis’ zum 
Reichskanzler im Juli 1917 sind zu Recht als Beispiel für die chaotische 
Führungsauslese im wilhelminischen Kaiserreich hervorgehoben worden. 
Um den in vielerlei Hinsicht einander widersprechenden Kräften in dem 
von OHL, Kaiser und Reichstag gebildeten Dreieck gab es jedoch kaum 
eine andere Möglichkeit, als einen unbekannten, ausgesprochen farblosen 
und daher nirgendwo aneckenden Kompromißkandidaten zu berufen. 
Immerhin war die Ernennung Michaelis’ nicht ganz so abwegig, wie sie 
oftmals beschrieben wurde: Kein anderer als Bethmann Hollweg selbst 
hatte Anfang 1914 den damaligen Unterstaatssekretär, der öfter den preu- 
ßischen Innenminister im Staatsministerium vertrat, für höhere Aufgaben 
in Aussicht genommen - auch wenn er dabei wohl eher an einen Verwal- 
tungs- oder auch Ministerposten, kaum aber an seine eigene Nachfolge ge- 
dacht haben dürfte.’ Der Auserwählte mußte selbst zugeben, daß er «bis- 
her als gewöhnlicher Zeitgenosse neben dem Wagen der großen Politik 
hergelaufen» sei und sich «nur wie ein Zeitungsleser auf dem Laufenden 
zu halten gesucht» habe.'” 


3. Der Kaiser zwischen Reichstag und OHL 
Die Ära Michaelis stand von Beginn an unter keinem guten Stern. Bereits 


wenige Tage nach seiner Ernennung beraubte sich der frischgebackene 
Kanzler des Vertrauens des Reichstags, als er dessen Friedensresolution 
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mit den Worten «wie ich sie auffasse», ins Unverbindliche verwies.'” 
Lediglich die parlamentarische Sommerpause verhinderte eine sofortige 
neue Kanzlerkrise. Daß Wilhelm II. kurz darauf erklärte, daß er «keinen 
weichen Frieden» schließen werde, verärgerte zusätzlich.'” Gänzlich miß- 
glückte der Versuch des Staatssekretärs Helfferich, durch eine offene 
Aussprache zwischen dem Kaiser und Vertretern der Reichstagsfraktionen 
wechselseitiges Verständnis anzubahnen.''° Bei dieser Zusammenkunft 
vom 20. Juli 1917 hinterließ der Monarch bei den Volksvertretern einen 
katastrophalen Eindruck. Wie immer schwadronierte Wilhelm hem- 
mungslos drauflos: Er freue sich, daß der Reichstag einen «Frieden des 
Ausgleichs» wolle (er verkannte dabei, daß er sich damit die Terminologie 
der Obersten Heeresleitung zu eigen gemacht hatte, die der Reichstag ab- 
lehnte, der einen «Frieden der Verständigung und der dauernden Versöh- 
nung der Völker» forderte); der «Ausgleich bestehe eben darin», fuhr er 
fort, «daß wir von unseren Feinden Geld, Rohstoffe, Baumwolle, Minette, 
Öle wegnähmen und aus ihrer Tasche in unsere Tasche überführten».''" 
Der Kaiser erging sich fernerhin in wilden Spekulationen über die Bünd- 
nispolitik nach dem Krieg, höhnte über die Schlappheit des Zaren und 
griff das Stichwort vom Zweiten Punischen Krieg auf, den er später als 
Leiter eines verbündeten Kontinentaleuropas gegen Großbritannien füh- 
ren werde. Seine Mißachtung der Volksvertreter veranschaulichte er mit 
den denkbar unpassendsten Worten: «Wo die Garde auftritt, da gibt es 
keine Demokratie.»'"* Für Matthias Erzberger war diese Zusammenkunft 
«der tiefste Spatenstich zum Sturz des bisherigen Regimes».'" 

In den nächsten Monaten schwankte Wilhelm I. zwischen der Hoff- 
nung auf einen baldigen Zusammenbruch Englands infolge des U-Boot- 
kriegs und der Furcht, am Ende würde Deutschland von seinen zahl- 
reichen Gegnern doch niedergerungen werden.''* Erfreut nahm er die 
Nachricht vom päpstlichen Friedensappell auf, und im Verlauf der Ver- 
handlungen vermutete er (fälschlich), daß es ein konkretes englisches 
Verhandlungsangebot gebe.''; Daher erklärte der Kaiser zunächst seine 
Bereitschaft zum Verzicht auf Belgien, der conditio sine qua non zur 
Einleitung aller erfolgversprechenden Friedenssondierungen; doch wurde 
diese Verzichtsmöglichkeit auf Betreiben der OHL und der Marine stark 
eingeschränkt.''* Schon ganz in der Pose des Siegers, ermunterte Wilhelm 
den neuen Staatssekretär des Auswärtigen: «Na, Kühlmann, nun haben Sie 
freie Hand, nun zeigen Sie, was Sie können, und besorgen uns bis Weih- 
nachten den Frieden.»''7 Die nichtssagende deutsche Antwort auf den 
päpstlichen Friedensappell, die nichts über die Zukunft Belgiens enthielt, 
schnitt den Verhandlungsfaden mit dem Heiligen Stuhl ab, und auch die 
Sondierungen Richard von Kühlmanns in London und Paris verliefen im 
Sande. Wie sehr sich der Kaiser von seinem Marineoffizierskorps, der an- 
nexionistischen Vaterlandspartei Tirpitz’ und ihrer hemmungslosen Agita- 
tion in die Enge getrieben fühlte, zeigt ein Brief, in dem er den Reichs- 
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kanzler aufforderte, für den Verzicht auf die flandrische Küste, den er 
gezwungenermaßen zu akzeptieren bereit war, wenigstens Kompensatio- 
nen zu fordern: «Durch Verzicht auf Flanderns Küste wird das Kampfziel 
meiner Marine verloren und sie gewinnt nichts, und steht auf dem Status 
quo ante! Es wird heißen «Skagerrack umsonst!» und eine sehr starke Miß- 
stimmung wird in der schon etwas mißvergnügten Flotte in Offizier- und 
Mannschaftskreisen platzgreifen. Tirpitz, Reventlow etc. werden die Gele- 
genheit ergreifen und uns mit allen Calibern verarbeiten, so für Ew. Ex. 
eine Situation schaffend im Inlande, die für Verhandlungen sehr unbe- 
quem werden kann. [...] Die Frage ist für mich persönlich in meiner Stel- 
lung zu meiner Marine so ernst, daß ich ohne Aequivalent für die Aufgabe 
Flanderns mich vor dem Offizierkorps der Marine nicht mehr sehen lassen 
kann; da ich zu sehr in der Frage engagiert bin im Sinne des Behaltens. [...] 
Wenn ich alle diese Dinge fallen lasse, um dem Frieden der etwa sich an- 
kündigt keine Gefahr zu bereiten, dann thue ich das für mein Volk; aber 
meinen milit. Behörden gegenüber, und der etwaigen Milit. Zukunft mei- 
nes Landes, komme ich in eine böse Lage, aus der zu befreien Ew. Ex. mit- 
wirken wollen. [...] Die Aufgabe derselben [der Küste Belgiens] bedeutet 
-und mit Recht - in den Augen der Marine und der Hansestädte eine Nie- 
derlage England gegenüber, das wird das Thema sein, mit dem Tirpitz bei 
seiner Geschicklichkeit und Verschlagenheit in dem Neuen «Vereim beim 
Volk und Flotte die Hebel ansetzen wird und Ew. Ex. und meiner Regie- 
rung außerordentlich unbequem wenn nicht gefährlich werden kann, das 
darf man nicht unterschätzen. Er sollte und wollte Kanzler werden; und 
jeder, der statt seiner es wird, hat ihn zum geschworenen Feind. Bekommt 
er die Preisgabe der von ihm meisterhaft bewaffneten und für uns festge- 
machten Küste zu erfahren, so wird er einen Sturm loslassen im Deutschen 
Land, gegen den die Julitage und Bethmanns Sturz Kinderspiel sein wer- 
den. Also es kann allem diesem nur seitens Ew. Ex. vorgebeugt werden, 
wenn sehr gewichtige und allen sofort greifbare Aeguivalente und Com- 
pensationen vorgeschlagen werden. Ich bitte nochmals dringend, die Stim- 
mung des Offizierkorps Meiner Marine - wo sehr viele verkappte Tirpit- 
zianer noch sind - nicht zu unterschätzen und Meine sehr erschwerte 
Stellung ihm gegenüber zu bedenken.»""* 

Die wenigen Monate der Kanzlerschaft Georg Michaelis trugen nichts 
dazu bei, das Verhältnis zwischen der kaiserlichen Regierung und dem 
Reichstag zu verbessern. Zwar wurden einzelne Parlamentarier zu preußi- 
schen Ministern, Staatssekretären und Unterstaatssekretären bestellt, doch 
standen diese überwiegend der Politik der Mehrheitsparteien distanziert 
gegenüber (und mußten der Verfassung entsprechend ihre Reichstagsman- 
date aufgeben). Alsbald gab sich der neue Kanzler unverblümt als grund- 
sätzlicher Gegner der Parlamentarisierung zu erkennen.'” Schließlich 
versuchte Michaelis in bewußt schwammigen Wendungen, sich noch wei- 
ter von der Friedensresolution des Reichstags zu distanzieren.'”” Am 8./ 
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9. Oktober 1917 eskalierte der schwelende Konflikt, als Abgeordnete der 
SPD und besonders der USPD (dem inzwischen von der Mehrheitssozial- 
demokratie abgespaltenen linken Flügel der SPD) der Regierung vorge- 
worfen hatten, die Agitation der annexionistischen «Deutschen Vater- 
landspartei» im Heer zu begünstigen.'”' Michaelis’ Antwort war ebenso 
drastisch wie politisch unklug: Ohne juristisch stichhaltige Beweise vor- 
legen zu können, beschuldigte er Abgeordnete der USPD ihrerseits Agita- 
tion in der Marine zu betreiben. Der Staatssekretär des Reichsmarineamts, 
Eduard von Capelle, ging sogar so weit, drei Abgeordnete als Mitver- 
schwörer einer jüngst niedergeschlagenen Meuterei namhaft zu machen. 
Die Abgeordneten waren außer sich über diese Denunziation, und die 
Mehrheitsfraktionen beschlossen am nächsten Tag, daß eine weitere Zu- 
sammenarbeit mit Michaelis undenkbar wäre.'* Der Kaiser, den die Nach- 
richt von einer neuen Kanzlerkrise erreichte, als er im Begriff stand, zu 
einem Staatsbesuch nach Bulgarien und in die Türkei abzureisen, glaubte 
zuerst nicht an den Ernst der Situation: «Das ist ganz egal», erklärte er 
dem Marinekabinettschef, «der Reichstag kann machen was er will. Ich 
habe das Volk und das Heer hinter mir, und Michaelis hat den Revolver, 
meine Schließungsordre, in der Tasche.»'”? Obwohl sich die Lage bei sei- 
ner Rückkehr nach Berlin am 21. Oktober nicht gebessert hatte, war der 
Kaiser entschlossen, den Kanzler zu halten.'* Die Mehrheitsparteien ver- 
ständigten sich unterdessen auf das Programm, den Wechsel des Kanzlers 
zu fordern, die Auswahl allerdings der Krone zu überlassen. Der betref- 
fende Kandidat müsse sich jedoch vor seiner Ernennung mit der Reichs- 
tagsmehrheit auf ein Programm verständigen. Dazu gehörte vor allem die 
Anerkennung der deutschen Antwort auf die Papstnote als Basis der Au- 
ßenpolitik sowie die schnellstmögliche Umsetzung des gleichen Wahl- 
rechts in Preußen.'”’ Am 23. Oktober 1917 übergaben die Vertreter der 
Mehrheitsparteien ihre Forderungen an den Chef des Zivilkabinetts zu- 
sammen mit einer Niederschrift, die darlegte, «der Kaiser möchte, falls er 
sich zu einem Wechsel in der Person des Kanzlers entschließen sollte, die 
von ihm gewählte Persönlichkeit anweisen, sich vor der definitiven Ernen- 
nung mit den Vertretern der Mehrheitsparteien in Verbindung zu setzen, 
um tunlichst ein gemeinsames Programm zu vereinbaren.»"*° Der Kaiser 
betrachtete diese Bitte (mit Recht) als Verstoß gegen die Verfassung, die 
«die Entlassung und Ernennung des Kanzlers ganz in sein Ermessen stell- 
te».'”7 Doch gegenüber den Parteivertretern scheint sich Valentini vorsich- 
tiger ausgedrückt zu haben: Die geforderten Besprechungen eines neu zu 
ernennenden Reichskanzlers mit den Fraktionen könnten unter Umstän- 
den stattfinden, aber ein konkreter Vorschlag des Reichstags sei höchst un- 
erwünscht. Im übrigen vermochte der Chef des Zivilkabinetts gegenüber 
den Parteivertretern die Notwendigkeit eines Wechsels im Augenblick 
nicht zuzugeben. Allerdings gab er dem Kaiser zu bedenken, daß ange- 
sichts der erwiesenen «faktischen Unzulänglichkeit» des Amtsinhabers 
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seine Ablösung «doch nicht zu vermeiden sein» werde.'”* Auch Michaelis 
selbst war inzwischen zum Schluß gekommen, daß seine Stellung unhalt- 
bar geworden war. Er gewann den Kaiser für den Plan, als Reichskanzler 
zurückzutreten, aber preußischer Ministerpräsident zu bleiben, da nur er 
die Wahlreform im Abgeordnetenhaus durchbringen könne. Als Nachfol- 
ger schlug er den Grafen Hertling vor, der seine früheren Bedenken auf- 
gab.'”? Am 28. Oktober 1917 empfing Wilhelm ihn in Audienz, bei der sich 
der greise Graf bereit erklärte, das Reichskanzleramt zu übernehmen, sich 
allerdings eine Bedenkzeit ausbat, um Fühlung mit Abgeordneten zu neh- 
men. Valentini kommentierte: «Der Kaiser fand dies - jetzt! - ganz natür- 
lich und hatte sich einverstanden erklärt.»"3° Nach komplizierten Ver- 
handlungen mit der Reichstagsmehrheit,'’ denen die Ämtertrennung und 
damit Michaelis zum Opfer fiel, ernannte Wilhelm II. Hertling am ı. No- 
vember 1917 zum Reichskanzler und preußischen Ministerpräsidenten. 
Der Kaiser, den die langwierige Kanzlerkrise ungeduldig gemacht hatte, 
lehnte den Rat Valentinis, vorher noch einmal andere Meinungen einzu- 
holen, ab: «Das Resultat würde doch dasselbe sein, und er sei kein Freund 
dieser langen Beratungen.»"’? 

Die Parteien der Reichstagsmehrheit setzten schließlich noch ihre Per- 
sonalwünsche durch, nämlich die Ernennung Friedrich Payers zum Vize- 
kanzler und des nationalliberalen Robert Friedbergs zum Vizepräsidenten 
des preußischen Staatsministeriums. Auch diese tiefgreifende Maßnahme, 
die erste Besetzung von politischen Schlüsselpositionen durch Parlamen- 
tarier, billigte der Monarch ohne Widerstand," ließ sich dann aber von der 
Kaiserin, dem Kronprinz und General Plessen gegen Valentini aufhetzen: 
«Von Stufe zu Stufe hat Valentini mich zur Preisgabe von Kronrechten ge- 
drängt.»'®* Dieser Vorwurf war sachlich unbegründet, aber der Kaiser 
brauchte offenbar einen Sündenbock, um seine Konzessionen zu rechtfer- 
tigen. Noch Wochen später schimpfte er über den Reichstag, «der Erpres- 
serpolitik ihm gegenüber betrieben habe. Er würde es den Kerlen aber 
heimzahlen. [...] Wenn erst die mit dem Eisernen Kreuz geschmückten 
Soldaten wieder nach Hause kämen, würde der Reichstag was erleben.»"? 
Dennoch: Zum erstenmal in der Geschichte des Kaiserreichs hatte das Par- 
lament offen einen Kanzlerwechsel erzwungen. 


4. Wilhelm II. und die Revolution in Rußland 


Die revolutionären Freignisse in Rußland im Jahr 1917 veränderten die 
strategische Lage Deutschlands erheblich. Im Februar/März dankte Zar 
Nikolaus D. ab, die provisorische Regierung setzte zwar den Krieg fort, 
aber das Scheitern der Kerenski-Offensive offenbarte die zunehmende mi- 
litärische Paralyse Rußlands. Nach ihrer Machtergreifung während der 
«Oktoberrevolution» bemühte sich die neue Sowjetregierung sofort um 
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einen Waffenstillstand und schlug einen Friedensschluß unter Verzicht auf 
alle Annexionen und Kriegsentschädigungen und auf der Grundlage des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker vor. Gelang es der deutschen Politik, 
an der Ostfront Waffenstillstand oder gar Frieden zu erlangen, erschien es 
denkbar, im nächsten Jahr mit allen Kräften die Westmächte zur Aufgabe 
zu zwingen, bevor sich die amerikanische Unterstützung auswirkte. Wie 
stellte sich Kaiser Wilhelm zu diesen welthistorischen Ereignissen? Wie 
schätzte er die Chancen und Gefahren für Deutschland ein und welche 
Rolle spielte er in der verfehlten expansionistischen Politik im Osten? 

Wie gesehen hatte Wilhelm schon 1913 im Kriegsfalle eine Revolutio- 
nierung Rußlands befürwortet.'° Nach der Abdankung des Zaren fielen 
die letzten Hemmungen der Rücksichtnahme auf die monarchische Soli- 
darität. Die Gefahren für das eigene Regime unterschätzte der Kaiser: Als 
im April 1917 der österreichische Außenminister Czernin in einem drama- 
tischen Expose für eine baldige Friedensinitiative auch unter großen Op- 
fern plädierte und die internationale Revolution an die Wand malte, mach- 
te Wilhelm dazu selbstsichere Randbemerkungen, in Deutschland sei der 
monarchische Gedanke fester verankert als in Österreich-Ungarn und da- 
her keine Revolutionsgefahr gegeben.‘ Die Pläne, Lenin und andere rus- 
sische Emigranten aus dem Schweizer Exil über Deutschland nach Ruß- 
land reisen zu lassen, von denen er aus der Zeitung erfahren hatte, billigte 
der Kaiser ausdrücklich. Er war allerdings so naiv, seiner Regierung zu 
empfehlen, den Transitreisenden deutsche Weißbücher, Kopien seiner 
«Osterbotschafv und der letzten Kanzlerrede mit auf den Weg zu geben, 
damit sie in ihrer Heimat «aufklärend wirken könnten».* 

Die Verhandlungen mit der sowjetrussischen Delegation über einen 
Friedensvertrag, die kurz vor Weihnachten 1917 in Brest-Litovsk aufge- 
nommen wurden, führten zu einem schweren, charakteristischen Konflikt 
zwischen der OHL und dem deutschen Hauptverhandlungsführer, Ri- 
chard von Kühlmann. Während der Staatssekretär des Äußeren unter dem 
Deckmantel des «Selbstbestimmungsrechts der Völker» die Abtrennung 
der russischen Westprovinzen anstrebte, um einen deutsch-beeinflußten 
Cordon sanitaire zwischen dem Reich und Rußland zu errichten, plädier- 
ten die Generäle für eine kaum verschleierte Annexion des Baltikums und 
größerer Gebiete Polens.” Wilhelm II. wurde in die Details der Verhand- 
lungen kaum einbezogen - er klagte, daß er «von beiden Seiten übergan- 
gen wird».'* Der Kaiser war aber auch unschlüssig, welche Partei er 
unterstützen sollte, da er sich sowohl einen möglichst raschen Friedens- 
schluß wünschte als auch selber weitreichende Hoffnungen auf das Balti- 
kum hegte, das er in Personalunion an die preußische Monarchie anzuglie- 
dern wünschte." Überdies zog er sich wegen einer Erkrankung der 
Kaiserin wochenlang nach Homburg zurück. Wilhelms wachsende Fru- 
stration über seine selbstverschuldete Ausschaltung machte sich in ebenso 
hilflosen wie aggressiven Randbemerkungen Luft, in denen er beispiels- 
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Abb.s5ı Deutsche Generäle begrüßen die Bolschewiki in Brest-Litowsk, 
Dezember 1917 


weise Reichstagsabgeordneten androhte, sie in Strafbataillonen in Flan- 
dern einzusetzen.'# Zahlreiche Randbemerkungen belegen aber, daß er in 
diesen Monaten fest mit einem militärischen Sieg der Mittelmächte rech- 
nete und daher von einem Verständigungsfrieden, den er als «elende[n] 
Quatsch» bezeichnete, nichts wissen wollte.'* Er pochte darauf, als militä- 
rischer Sieger in den besetzten Gebieten nach eigenem Gutdünken befeh- 
len zu können, und lobte daher das resolute Auftreten des Generals Max 
Hoffmann, des militärischen Vertreters bei den Brester Verhandlungen. '** 
Dagegen reagierte Wilhelm zunehmend gereizt auf die langwierigen diplo- 
matischen Wortgefechte zwischen Staatssekretär Kühlmann und Trotz 
ki.‘ Daß das Auftreten des Kaiserreichs bei diesen ersten Friedensver- 
handlungen entscheidende Folgen für den Kriegswillen der Gegner, der 
Verbündeten und nicht zuletzt der eigenen Bevölkerung haben mußte, ist 
dem Kaiser verborgen geblieben. 

Ein charakteristischer Konflikt entwickelte sich um den sogenannten 
«polnischen Grenzstreifen», also das Gebiet, das Deutschland zu annek- 
tieren wünschte, sofern Polen der österreichischen Einflußsphäre zuge- 
schlagen würde. Während Hindenburg und Ludendorff sich die Einverlei- 
bung eines ansehnlichen Stücks wünschten, wollten sich Kühlmann und 
General Hoffmann mit einer wesentlich geringeren Abtretung begnügen. 
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Hoffmanns Vorschlag überzeugte Wilhelm II. nicht zuletzt, weil er ver- 
sprach, den kriegsmüden Verbündeten Österreich-Ungarn weniger zu 
brüskieren. Dem Staatssekretär des Auswärtigen teilte der Kaiser mit: «Ich 
werde den Herren der Obersten Heeresleitung heute abend diese Grenz- 
linie mitteilen und zugleich meinen Entschluß als Oberster Kriegsherr, es 
bei dieser Grenzziehung bewenden zu lassen.»'** Kühlmann äußerte Be- 
denken, weil den Generälen diese Zuziehung eines Untergebenen sicher 
unangenehm wäre. Aber Wilhelm II. wischte diese Bedenken vom Tisch: 
«Na, Kühlmann, das ist wieder eine von Ihren echt diplomatischen Ideen. 
Unter euch Diplomaten ist natürlich jeder auf den anderen eifersüchtig, 
gönnt keiner dem anderen einen Erfolg. Da kennen sie meine Armee 
schlecht. Bei den Soldaten gibt es so was nicht. Der Feldmarschall hat sich 
bisher, wenn ich etwas als Oberster Kriegsherr befahl, immer gestreckt, 
und so hoffe ich heute abend im Kronrat die Sache zu Ihrer und zur allge- 
meinen Zufriedenheit durchzubiegen.»' Tatsächlich war es der Kaiser, 
der seine Armeeführung schlecht kannte: Der Kronrat vom 2. Januar 1918 
endete mit einer peinlichen Szene, weil Ludendorff, wie von Kühlmann 
befürchtet, aufbrauste. Wilhelm trat den Rückzug an und versprach, noch- 
mals den Vortrag der Generäle zur polnischen Frage hören zu wollen.'* 
Wenige Tage später beschwerte er sich darüber, «daß Ludendorff aufgeregt 
erklärte, die Oberste Heeresleitung könne dem nicht zustimmen. Als ob 
ich nicht die Oberste Heeresleitung wäre! Ich werde aber versuchen, die- 
sen unglücklichen Begriff «Oberste Heeresleitung wieder zu beseit+ 
gen!»'# Es folgte ein erregter Schriftwechsel, in dem der Reichskanzler 
den Militärs zugestand, in politischen Fragen beratend gehört zu werden, 
aber klarstellte, daß er alleine die Verantwortung für die gesamte Politik 
trug. Wenn eine politische Entscheidung also gegen die Generäle ausfiele, 
so hätten sie sich dem zu fügen. Hindenburg und Ludendorff stimmten 
dieser Auffassung widerstrebend zu, versuchten sie aber sofort wieder auf- 
zuweichen.'5° 

Aus dem unerwarteten Widerstand des Kaisers zogen die Generäle die 
Konsequenz, die «gefährlichen» Berater aus seiner Umgebung zu entfer- 
nen. In ihr Visier geriet vor allem Valentini, den sie für den innenpolitische 
Linksruck seit der Friedensresolution verantwortlich machten.'s' Im 
Kronprinzen und der Kaiserin hatte sich der Zivilkabinettschef ebenfalls 
Feinde gemacht, die ihm einen Ausverkauf der Kronrechte vorwarfen.' 
Das Feldherrenduo drohte wieder einmal unverhohlen mit dem Abschied, 
sollte der langjährige Berater nicht entlassen werden. Valentini bat darauf 
um seine Entlassung, um den Kaiser aus der Zwangslage zu befreien. Zum 
Thronerben, der sich als Überbringer der Abschiedsforderung der Gene- 
räle hatte mißbrauchen lassen, sagte der Zivilkabinettschef: «Welche Un- 
tergrabung der Autorität des Monarchen! Diesmal sind es die Generäle, 
welche den Kaiser zu einem Wechsel in der Person der nächststehenden 
Berater zwingen, das nächste Mal wird es das Parlament sein! Und dann 
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wird der Kaiser nicht mehr frei in der Wahl des Nachfolgers sein, sondern 
den nehmen müssen, den der Reichstag wünscht!»'53 Diese hellsichtige 
Vorhersage sollte sich im Herbst 1918 tatsächlich bewahrheiten. Wil- 
helm II. war zwar wieder hochgradig empört, fühlte sich aber mit Recht 
ohnmächtig. «Nun wäre die Ära solcher Erzwingungen eröffnet», klagte 
er Admiral Müller, «und er sei völlig machtlos demgegenüber.»"’* Nach- 
folger Valentinis wurde der erzkonservative Friedrich Wilhelm von Berg, 
ein Duzfreund Wilhelms II., aber auch ein Vertrauter Hindenburgs, der 
sich als gefügiges Werkzeug der Generäle erwies. Eingezwängt zwischen 
den Forderungen des Reichstags sowie der politischen Notwendigkeit von 
demokratischen Konzessionen einerseits und andererseits den annexioni- 
stischen Erwartungen der Interessengruppen, den konservativen Behar- 
rungskräften in der OHL, in seinem militärischen Gefolge und seiner 
Familie, wurde der politische Handlungsspielraum des Kaisers immer 
kleiner. 

Der Kaiser durchschaute durchaus das hinhaltende Kalkül der russi- 
schen Verhandlungsführung in Brest-Litowsk: Auf einem Protokoll der 
Sitzung der «Kommission für politische und territoriale Fragen» vom 
ı1. Januar 1918 vermerkte er, die russischen Vertreter würden ein unab- 
hängiges Polen nur auf «revolutionärer, sozialistischer Grundlage» akzep- 
tieren, und fuhr dann fort: «Bolschwiki wollen durchsetzen, daß alle Län- 
der - auch die, mit welchen sie verhandeln - diese Form annehmen sollen. 
Daher quasseln sie so lange in der Hoffnung, bei ihren Gegnern die Sozia- 
listen durch diesen Quatsch zu entflammen, die augenblicklichen Regie- 
rungen in ihrem Sinne zu beeinflussen oder sie im Weigerungsfall zu stür- 
zen. Trockij hofft und erwartet die «Selbstbestimmung der Völker der 
Mittelmächte durch die Revolution, die nach seiner Meinung jeden Tag 
hier ausbrechen muß! Dann will er mit den «Völkern», nicht «Regierungen» 
Frieden schließen. Es muß ihm bald jede Hoffnung auf so etwas gründlich 
genommen werden.»'% 

Das auf den Brester Frieden folgende, stillschweigende Bündnis mit 
den neuen russischen Machthabern war dem Kaiser höchst unsympa- 
thisch. Zwar akzeptierte er das Argument des Auswärtigen Amtes, das 
bolschewistische Regime in Rußland müsse erhalten werden, da es als 
einziges Frieden und die Umsetzung des Vertrags von Brest-Litowsk 
garantiere. Aber sein Unmut machte sich immer wieder in drastischen 
Bemerkungen Luft. «Bolschewiki wollen Revolution, wollen großen 
Arbeiterbrei machen», meinte er beispielsweise degoutiert und forderte, 
«Bolschewiki müssen erschlagen werden, weil revolutionär.»'5° Die Regie- 
renden in Moskau seien nichts anderes als «Räuberhauptleute eines rau- 
bend frechen Proletenjanhagels», notierte der Kaiser im Mai 1918'77 und 
titulierte den Gesandten der Sowjetregierung in Berlin, Adolf Joffe, in 
Randbemerkungen als «Schwein» und «Judenbengel».'°° Überhaupt steiger- 
ten die Ereignisse in Rußland Wilhelms Antisemitismus. Im Februar 1918 
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notierte er angewidert die Beobachtung: «Außer Lenin sind die ganzen 
Leiter und Führer allerorten der Bolschewiki ausschließlich Juden! von 
Entente-Juden unterstützt!» und folgerte: «Das ist Internat/ionales] Juden- 
tum, zu dessen Heil die Christen sich gegenseitig totschlagen müssen.»"? 

Auch äußerte Wilhelm II. den Wunsch, die Verbindung mit antirevolu- 
tionären Kreisen in Rußland nicht abreißen zu lassen. Als diese allerdings 
die Wiederherstellung Rußlands in den Vorkriegsgrenzen, d.h. die Her- 
ausgabe der Ukraine und der baltischen Provinzen, als Preis für eine Zu- 
sammenarbeit mit Deutschland forderten, widersprach der Kaiser vehe- 
ment: «Blödsinn! Von der Entente ihnen eingeblasen! Ausgeschlossen! 
Das sind die englischen Bedingungen, bei deren Erfüllung sie eventuell 
sich mit uns verständigen würden! Dann wäre die Beherrschung der Ost- 
see und die Bedrohung Indiens und Verbindung mit dem Kaukasus er- 
ledigt, und wir hätten umsonst gesiegt!»"“° Noch im Sommer 1918 phanta- 
sierte Wilhelm II. von der Aufteilung Rußlands in vier <Zarentümen: die 
Ukraine, einen Südostbund im Kaukasus, Sibirien und Restrußland.'" Wie 
die Vertreter der gesamten deutschen Ostpolitik 1917/1918, so war auch 
der Kaiser mit dem unauflöslichen Konflikt konfrontiert, entweder ein 
ungeliebtes revolutionäres Regime stabilisieren zu müssen oder einen Re- 
staurationsversuch zu unterstützen, der wieder eine ententefreundliche 
Regierung in Rußland an die Macht zu bringen drohte. 


5. «Unsere Armee kann nicht mehr.» Der verlorene Krieg 


Am 21. März 1918 begann zwischen Cambrai und St. Quentin die Opera- 
tion «Michael», die großangelegte deutsche Offensive, mit der die OHL 
die Kriegsentscheidung auch im Westen herbeizuführen suchte.'” Zum 
erstenmal gelang an der Westfront der Durchbruch durch das gegnerische 
Stellungssystem, die deutsche Armee rückte bis zu sechzig Kilometer vor. 
Wilhelm IL, vom Erfolg überwältigt, schwärmte: «Die Schlacht ist gewon- 
nen, die Engländer total geschlagen», und «wenn ein englischer Parlamen- 
tär komme, um den Frieden zu erbitten so müsse er erst vor der Kaiser- 
standarte knien, denn es handele sich um den Sieg der Monarchie über die 
Demokratie.»'% Aber vor Amiens geriet der deutsche Vormarsch ins Stok- 
ken: Die Entscheidungsschlacht war gescheitert. Trotzdem glaubte Luden- 
dorff, durch fortgesetzte «Hammerschläge» - begrenzte Teiloffensiven — 
die Gegner zermürben zu können. Im April folgte ein Großangriff in 
Flandern («Georgette»), im Mai am Chemin des Dames («Blücher-York»), 
im Juni bei Noyon («Gneisenau»), die jeweils nach zum Teil staunenswer- 
ten Anfangserfolgen schließlich doch zusammenbrachen. Immerhin er- 
reichte das deutsche Heer wieder die Marne und kam der französischen 
Hauptstadt fast so nah wie im ersten Kriegsjahr. Der Oberste Kriegsherr 
hatte sich die Ludendorffsche Auffassung völlig zu eigen gemacht, hegte 
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im Frühling und Sommer 1918 größte Siegeshoffnung und nahm - wenn 
auch nur als Zuschauer — wieder Anteil an den militärischen Operatio- 
nen.'“ Nüchternere Beobachter sorgten sich dagegen wegen des Optimis- 
mus des Kaisers, der den kriegsentscheidenden Charakter dieser West- 
offensiven verkannte und sich weiterhin unzulänglich informiert darbot.' 

Die Erwartung auf einen baldigen Sieg bekräftigte den Willen der 
OHL, sich jetzt ihrer politischen Gegner zu entledigen, deren schädlichen, 
weil kompromißbereiten Einfluß auf die bevorstehenden Friedensver- 
handlungen sie fürchtete. Seit den Auseinandersetzungen um die Verhand- 
lungen von Brest-Litovsk war den Generälen der Staatssekretär des Aus- 
wärtigen Amtes besonders verhaßt. Am 24. Juni 1918 hielt Kühlmann im 
Reichstag eine Rede, mit der er die deutsche Öffentlichkeit vorsichtig auf 
die Notwendigkeit vorbereiten wollte, sich mit einem Kompromißfrieden 
zu begnügen, und - wichtiger noch - der englischen Regierung, zu der er 
gerade einen Gesprächsfaden spann, Verhandlungsbereitschaft signalisie- 
ren wollte.‘ Unter anderem äußerte er die (eigentlich triviale) Feststel- 
lung, daß «bei der ungeheuren Größe dieses Koalitionskrieges und bei der 
Zahl der in ihm begriffenen auch überseeischen Mächte durch rein militä- 
rische Entscheidungen allein ohne alle diplomatischen Verhandlungen ein 
absolutes Ende kaum erwartet werden» könne.‘ Obwohl sogar Oberst 
Hans von Haeften, der Vertraute Ludendorffs in Berlin, dieselbe Auffas- 
sung vertrat, beschuldigte das leitende Feldherrenpaar den Staatssekretär 
des Defätismus, beklagte die «niederschmetternde» Wirkung seiner Worte 
auf die Armee und forderte beim Kaiser rundweg seine Entlassung. Wil- 
helm II. ließ sich von Hertling überzeugen, Kühlmann fürs erste im Amt 
zu halten, um die Verhandlungen mit England in die Wege zu leiten. Dann 
aber gelang es dem Chef des Zivilkabinetts in einer spannungsgeladenen 
Unterredung, bei der er die Grenze der schuldigen Ehrerbietung übertrat, 
den Monarchen erneut umzustimmen. Berg selbst berichtet darüber: «Ich 
hatte diese Schwäche des Kaisers nicht erwartet. Ich hatte das Gefühl, daß 
der Boden, auf dem ich stand, wankte und nahm, in starker Erregung, kein 
Blatt vor den Mund. Ich erklärte, daß es unmöglich sei, auf diese Weise zu 
regieren, daß ich diese Politik der Angst nicht mehr mitmachen werde, daß 
der Kaiser die Verantwortung dafür trage, wenn er seine Krone in den 
Schmutz werfen wolle, auf diese Weise müsse sie ihm verlorengehen. [...] 
Mehrere Male fragte mich der Kaiser, ob ich die Verantwortung überneh- 
men wolle [!], was ich natürlich bejahte, da ich es sonst nicht Seiner Maje- 
stät raten würde.»'° Der Nachfolger des gestürzten Außensekretärs, der 
ehemalige Admiral und Gesandte Paul von Hintze, war eine persönliche 
Wahl Wilhelms IL, die er gegen den Widerstand der Reichstagsmehrheit 
und des Auswärtigen Amtes traf. Sofern er nicht die OHL gegen sich hat- 
te, war der Kaiser demnach immer noch - diesmal allerdings letztmalig - 
mächtig genug, seine Personalwünsche zu verwirklichen.'® Wenige Tage 
nach der Entlassung Kühlmanns veranlaßte Zivilkabinettschef von Berg 
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den Kaiser, sich auch vom langjährigen Chef des Militärkabinetts zu tren- 
nen, weil Lyncker - durch den Soldatentod zweier Söhne ein gebrochener 
Mann, mürrisch, schroff und zunehmend respektlos - Zweifel am Sieg- 
frieden und Kritik an der Strategie der Obersten Heeresleitung gewagt 
hatte.'7° 

Der nächste Ludendorffsche «Hammerschlag», ein Großangriff am 
15. Juli 1918 bei Reims, scheiterte vollständig. Die deutsche Armee verfüg- 
te danach über beinahe keine Reserven mehr, Material und Verpflegung 
mangelte an allen Ecken, unter den dramatisch dezimierten Soldaten - zu- 
vor nur noch durch die Aussicht auf ein schnelles Kriegsende angespornt — 
machte sich tiefste Kriegsverdrossenheit breit, während die Oberste 
Heeresleitung die Widerstandsfähigkeit der Entente immer noch sträflich 
unterschätzte.'”' Drei Tage nach dem deutschen Angriffsversuch begann 
eine erfolgreiche französische Gegenoffensive, am 8. August 1918, dem 
«schwarzen Tag des deutschen Heeres» (Ludendorff), durchbrach ein eng- 
lischer Angriff bei Amiens die deutschen Stellungen. Zwar gelang es der 
Heeresleitung, diesen Stoß abzufangen, aber die gewaltige Zahl der Solda- 
ten, die sich in englische Gefangenschaft begeben hatten, belehrte die Ge- 
neräle, daß die Moral des deutschen Heeres einen entscheidenden Schlag 
erlitten hatte.'”” Wilhelm nahm die verheerende Nachricht nach der ersten 
Bestürzung erstaunlich gefaßt auf: «Ich sehe ein, wir müssen Bilanz zie- 
hen. Wir sind an der Grenze unserer Leistungsfähigkeit. Der Krieg muß 
beendet werden.»'7 

In einem Kronrat am 14. August 1918 im südbelgischen Spa diskutier- 
ten die politische und die Heeresleitung die Konsequenzen der jüngsten 
militärischen Entwicklungen.'”* Ludendorff gab dabei erstmals zu, daß 
Deutschland einen militärischen Sieg über die Entente nicht mehr erzwin- 
gen könne, äußerte allerdings die Hoffnung, den Kriegswillen der Gegner 
durch konsequente Defensive und Festhalten der besetzten Gebiete läh- 
men zu können. In Anbetracht dieses fragwürdigen und unehrlichen Op- 
timismus’7° gelangte der Kronrat zu keinem entscheidenden Beschluß: Der 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes wurde lediglich damit beauftragt, 
die diplomatischen Sondierungen weiterzuführen, um im geeigneten Mo- 
ment - nämlich nach der erhofften Stabilisierung der militärischen Lage — 
die Herbeiführung des Friedens zu betreiben. Wilhelm versprach sich 
große Wirkung von einer Durchhaltekampagne: «Zur Schwächung der 
Siegeszuversicht des Feindes, zur Hebung der Zuversicht des deutschen 
Volkes sei die Bildung einer Propagandakommission erforderlich. Flam- 
mende Reden müßten gehalten werden von angesehenen Privatpersonen, 
[...] aber auch von Staatsmännern.»'7° Die folgenden Wochen verbrachte 
das Kaiserpaar nach einem Herzanfall Auguste Viktorias in Schloß Wil- 
helmshöhe bei Kassel in äußerster Isolation von den militärischen und po- 
litischen Entwicklungen und Stimmungen. Daß die deutsche Westfront 
auf der ganzen Linie erschüttert war und den Rückzug antreten mußte, 
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blieb dem Obersten Kriegsherrn freilich nicht verborgen. Am 2. Sep- 
tember 1918 äußerte er: «Der Feldzug ist verloren. Nun laufen unsere 
Truppen schon seit dem 18. Juli ununterbrochen zurück. Wir sind eben er- 
schöpft. Ich begreife nicht, was die in Avesnes [d. h. die Operationsabtei- 
lung der OHL] gemacht haben. Als am ı5. Juli die Offensive über die 
Marne begonnen wurde, wurde mir versichert, die Franzosen hätten nur 
noch acht Divisionen in Reserve, die Engländer vielleicht 13. Stattdessen 
stößt der Feind [...] in unsere rechte Flanke und zwingt uns zum Zurück- 
gehen. Seitdem erleiden wir Schlag auf Schlag. Unsere Armee kann eben 
nicht mehr.»'7” Eine Konsequenz aus dieser ganz richtigen Erkenntnis zog 
der Kaiser allerdings immer noch nicht. 


6. Die Parlamentarisierung der Hohenzollernmonarchie 


Die ernste Krise des Spätsommers 1918 verstärkte auch in der kaiserlichen 
Umgebung die Erkenntnis, daß in Ansehung «der üblen Stimmung weiter 
Kreise gegen die Regierung und den Kaiser» eine Aufbesserung des Ima- 
ges Wilhelms II. in der deutschen Öffentlichkeit dringend geboten sei.'7° 
Auch Prinz Max von Baden appellierte dringlichst an das deutsche Staats- 
oberhaupt, jetzt aus seiner Zurückgezogenheit herauszutreten: «Das Volk 
sucht seinen Kaiser und muß ihn finden, soll schwerer Schaden nicht ent- 
stehen. Ob mit Recht oder Unrecht, Tatsache ist, daß es fürchtet, Ihm ent- 
fremdet zu werden, während es bereit ist, Seiner Führerschaft zu folgen, 
wenn es die Gewißheit haben darf, von Ihm verstanden zu werden.»'7° Sei- 
nen Teil an der von ihm selbst angeregten rhetorischen Propagandaoffen- 
sive wollte der Kaiser anläßlich eines Besuchs in den Essener Krupp-Wer- 
ken am 9./10. September 1918 leisten, bei dem ihm ermöglicht werden 
sollte, «mit der Arbeiterschaft in Fühlung zu treten und durch einen per- 
sönlichen Appell, für den ja Essen als Zentrum der Rüstungsindustrie das 
beste Podium bildete, der bedrohlichen Gärung innerhalb des werktätigen 
Volkes entgegenzuwirken.»"” Sein Durchhalteaufruf erlitt jedoch kata- 
strophalen Schiffbruch: Wilhelm I., der das vorbereitete Redemanuskript 
ignorierte, fand nicht die richtigen Worte, um die erschöpfte, hungernde 
und mutlose Belegschaft zu erreichen, kramte erneut seine Anschauung 
vom unversöhnlichen Gegensatz zwischen germanischer und angelsächsi- 
scher Weltanschauung hervor, betonte, daß der Krieg noch Jahre dauern 
könne, drohte denjenigen, die pessimistische Gerüchte verbreiteten, mit 
dem Galgen und beklagte das Versagen der politischen Parteien. Auf die 
anwesenden Werktätigen machte die Kaiserrede einen niederschmettern- 
den Eindruck, einzelne Rufe: «Hunger!» und «Wann wird endlich Frie- 
den?» wurden laut.'“ Selbst das persönliche Gefolge, das große Hoffnun- 
gen mit den Auftritt des Kaisers verbunden hatte, ließ keinen Zweifel 
daran, daß es die Ansprache für gänzlich verfehlt hielt." Für die Veröffent- 
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Abb. 52 «Jeder hat seine Pflicht und seine Last, Du an Deiner Drehbank und 
ich auf meinem Thron!» Kaiser Wilhelm II. mit Krupparbeitern in Essen, 
ro. September 1918 


lichung wurden die Äußerungen erheblich überarbeitet, aber selbst in die- 
ser Form wurden sie von der Arbeiterpresse scharf kritisiert. Bürgerliche 
Zeitungen lobten dagegen den warmherzigen Ton und das feste Gottver- 
trauen des Kaisers. Diese Würdigung und ein byzantinistischer Bericht 
Krupps reichten Wilhelm II., sich in die Illusion zu flüchten, er habe sich 
mit seiner Essener Rede der deutschen Arbeiterschaft versichert.'” 
Inzwischen begann der Zusammenbruch der deutschen Verbündeten: 
Eine Offensive der Entente erschütterte die Balkanfront, infolgedessen er- 
suchte Bulgarien am 25. September um Waffenstillstand. Der baldige Kol- 
laps des Osmanischen Reiches, dessen Syrienfront ins Wanken geraten 
war, und der Donaumonarchie, die schon am 14. September gegen deut- 
schen Protest allgemeine Friedensverhandlungen vorgeschlagen hatte, war 
absehbar.'** In dieser dramatischen Krisenlage entwickelte Paul von Hint- 
ze seinen Plan einer «Revolution von oben» als schnellsten und glimpf- 
lichsten Ausweg aus dem verlorenen Krieg:'" Eine sofortige Regierungs- 
umbildung unter Zuziehung der Mehrheitssozialdemokratie und die 
Parlamentarisierung des Deutschen Reiches, gewährt im Namen des Kai- 
sers, sollten den drohenden Umsturz kanalisieren. Zugleich würde nur 
eine neue Regierung einen erfolgreichen Verhandlungsappell an den ame- 
rikanischen Präsidenten Woodrow Wilson richten können, denn die Re- 
gierung Hertling galt im Ausland seit dem Frieden von Brest-Litowsk und 
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der erzwungenen Entlassung Kühlmanns als nicht vertrauenswürdig und 
gefügiges Werkzeug der Obersten Heeresleitung.''* Gleichzeitig mußte 
endlich Ludendorff gezwungenermaßen eingestehen, daß der Krieg ver- 
loren war und eine Katastrophe auch des deutschen Heeres vor der Türe 
stand: Weil er einen entscheidenden Durchbruch der Westfront und die 
folgende völlige Auflösung der zurückflutenden Armee befürchtete, ver- 
langte er jetzt mit einem Mal ein sofortiges Friedens- und Waffenstill- 
standsangebot. Der geschlagene General unterstützte die Pläne Hintzes, 
nicht zuletzt um die Verantwortung für die Niederlage abzuwälzen, in sei- 
nen eigenen zynischen Worten, um « diejenigen Kreise an die Regierung zu 
bringen, denen wir es in der Hauptsache zu danken haben, daß wir so weit 
gekommen sind. [...] Die sollen nun den Frieden schließen, der jetzt ge- 
schlossen werden muß. Sie sollen die Suppe essen, die sie uns 
haben.»'?7 

Wilhelm II. blieb trotz des hauptsächlich von der Heeresleitung zu ver- 
antwortenden Desasters in seinem militärfrommen Denken befangen: 
«Unsere Politiker haben erbärmlich versagt», war seine Reaktion auf 
die Niederlage.‘ Gegen den Widerstand Hertlings, der seine Entlassung 
erhielt, beugte sich der Kaiser in seiner Bestürzung nach dramatischen 
Szenen dem hartnäckigen Drängen Hintzes."® Am 30.September 1918 
wurde der «Parlamentarisierungserlaß» veröffentlicht, der den kaiserlichen 
Wunsch ausdrückte, «daß das deutsche Volk wirksamer als bisher an der 
Bestimmung der Geschicke des Vaterlandes mitarbeite. Es ist daher mein 
Wille, daß Männer, die vom Vertrauen des Volkes getragen sind, in weitem 
Umfange teilnehmen an den Rechten und Pflichten der Regierung.»'”° Ob- 
wohl die kaiserliche Umgebung mit dem Gedanken spielte, einen General 
zum Reichskanzler zu ernennen und den Reichstag bei nächster Gelegen- 
heit zu schließen,'”' fügte sich der Monarch überraschend gleichmütig in 
die umwälzenden Neuerungen, die er dreißig Jahre lang unbeirrbar abge- 
lehnt hatte. Eine offene Militärdiktatur verwarf er mit Rücksicht auf die 
Kriegsniederlage mit Fug und Recht als «Unsinn».'?? Allerdings hatte er 
eher weitere Aufnahmen von Parteipolitikern in ein Koalitionsministerium 
der nationalen Verteidigung im Auge, «die der Krone weitgehendste Initia- 
tive bei Bildung der Regierung beließen», als eine formelle Parlamen- 
tarisierung.'® Entsprechend dieser Auffassung hielt er auch an der kaiser- 
lichen Prärogative fest, den Nachfolger Hertlings aus eigenem Ermessen zu 
bestimmen, und wollte der Reichstagsmehrheit kein weitergehendes Mit- 
spracherecht einräumen, sondern nur einige personalpolitische Konzessio- 
nen machen.'?* 

Die sogenannte «Revolution von oben» traf sich jedoch mit verstärk- 
tem Bemühen der Mehrheitsparteien um eine Parlamentarisierung der 
Monarchie.'” Ihre Vertreter - nunmehr von der OHL über die katastro- 
phale militärische Situation wahrheitsgemäß unterrichtet'” - ließen den 
Vizekanzler von Payer und den Staatssekretär Graf Roedern, die im Auf- 
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trag des Kaisers Sondierungen unternahmen, nicht im Zweifel darüber, 
daß sie neben dem Eintritt ihrer Vertreter in die Regierung auch Forderun- 
gen nach weitergehenden politischen Reformen stellten und Einfluß auf 
die Auswahl des Regierungschefs beanspruchten. Lediglich der enorme 
Zeitdruck - Ludendorff drängte auf die schnellstmögliche Regierungsbil- 
dung, um das Gesuch um Waffenstillstand herausgehen zu lassen'” - und 
die Ablehnung des Kanzleramts durch Payer (Fortschrittliche Volkspartei) 
und Constantin Fehrenbach (Zentrum) verhinderten die Durchsetzung 
eines Reichskanzlers aus den Reihen der Mehrheitsparteien. Ihre personal- 
politischen Wünsche konnten diese dagegen nahezu vollständig verwirk- 
lichen, mehrere Abgeordnete des Zentrums, der Fortschrittlichen Volks- 
partei und der SPD traten als Staatssekretäre (zum Teil ohne Portefeuille) 
oder Unterstaatssekretäre in die Regierung ein; Payer blieb Vizekanzler; 
unerwünschte Personen, darunter Zivilkabinettschef von Berg, mußten 
entlassen werden. Der Kaiser hatte die Fähigkeit eingebüßt, Berater seines 
Vertrauens gegen den Willen der Reichstagsmehrheit im Amte zu erhalten 
oder ihm unerwünschte Parlamentarier auszuschließen.‘ Selbst der Er- 
nennung Matthias Erzbergers - seit seinem Vorstoß zur Friedensresolu- 
tion persona non grata bei Wilhelm - zum Staatssekretär mußte er grollend 
zustimmen.'” Da diesmal (im Gegensatz zur Aufnahme Payers und Fried- 
bergs in die Regierung im Herbst 1917) die ernannten Parlamentarier 
ihren Status als Reichstagsabgeordnete behielten, stellte das neue Kabinett 
erstmals in der Geschichte des Kaiserreiches (zumindest teilweise) eine 
Parteienregierung dar. Die Ernennung des Prinzen Max von Baden zum 
neuen Reichskanzler - ohnehin eher ein Kandidat aus Mangel an Alterna- 
tiven als Wilhelms II. Favorit” - verschleierte kaum, daß dem Kaiser die 
Auswahl der Inhaber wichtiger Regierungsämter endgültig entwunden 
war. Im Verlauf des Oktobers 1918 folgten noch verfassungsrechtliche Re- 
formen, die eine (fast) vollständige Parlamentarisierung der Monarchie 
vollzogen: Akte der militärischen Kommandogewalt und politische 
Kundgebungen des Kaisers wurden der Gegenzeichnungspflicht unter- 
worfen, dem Reichstag Mitbestimmung bei der Kriegserklärung und dem 
Abschluß völkerrechtlicher Verträge eingeräumt, die Verantwortlichkeit 
des Reichskanzlers gegenüber dem Reichstag festgeschrieben.” 

Damit waren die Forderungen der Mehrheitsparteien des Reichstags 
formaljuristisch betrachtet vollständig erfüllt. Es blieb aber die große 
Frage, ob die Konzessionen der Krone (und der Militärs) mehr waren 
als ein vorübergehendes taktisches Zugeständnis, um angesichts der be- 
vorstehenden Niederlage ihre Stellung zu festigen.” War es glaubhaft, 
daß sich Wilhelm I., der dreißig Jahre lang seine stramm antiparlamenta- 
rische Auffassung lautstark bekundet und seine persönliche Herrschaft 
als Monarch «von Gottes Gnaden» gedeutet hatte, sich dauerhaft den 
neuen Formen anbequemte? Zur Abdankung, dem großen symbolischen 
Akt, der dem In- und Ausland einen unverkennbaren Neuanfang signali- 
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siert hätte, konnte sich Kaiser Wilhelm I. nicht durchringen, bevor es zu 
spät war. 


7. Der Untergang 


In der Nacht vom 3. zum 4. Oktober 1918 ersuchte die deutsche Regie- 
rung unter Prinz Max von Baden, fortwährend gedrängt durch die OHL, 
den amerikanischen Präsidenten Wilson um Waffenstillstand und akzep- 
tierte seine berühmten «vierzehn Punkte» als Verhandlungsgrundlage für 
den Friedensschluß.?3 Den neuen Reichskanzler, der sich vehement da- 
gegen sträubte, als erste Regierungshandlung die De-facto-Kapitulation zu 
vollziehen, beschied Wilhelm II. mit den Worten: «Die Oberste Heereslei- 
tung hält einen Waffenstillstand für notwendig, und Du bist nicht geholt 
worden, um der Heeresleitung Schwierigkeiten zu machen.»”* In seiner 
ersten Antwortnote vom 8. Oktober 1918 deutete Wilson nur zaghaft Un- 
sicherheit über die Reichweite der politischen Neuerungen im Deutschen 
Reich an: «Der Präsident glaubt auch zu der Frage berechtigt zu sein, ob 
der Kanzler nur für diejenigen Gewalten des Reiches spricht, die bisher 
den Krieg geführt haben.» Wenige Tage später, in der «2. Wilsonnote», 
erläuterte die US-Regierung als ihr allgemeines Kriegsziel die «Vernich- 
tung jeder willkürlichen Macht überall, welche es in den Händen hat, 
allein, geheim und aus eigener Willensbestimmung den Weltfrieden zu 
stören, oder falls diese Macht gegenwärtig nicht vernichtet werden kann, 
wenigstens ihre Herabminderung bis zur tatsächlichen Ohnmacht. Und 
die Macht, welche bis jetzt das Schicksal der deutschen Nation bestimmt 
hat, ist von der hier beschriebenen Art. Die deutsche Nation hat die Wahl, 
dies zu ändern. Die eben erwähnten Worte des Präsidenten bilden natür- 
lich eine Bedingung, die vor dem Frieden erfüllt werden muß, wenn der 
Friede durch das Vorgehen des deutschen Volkes selbst kommen soll.» 
Aus diesen unklaren und weitschweifigen Formulierungen las ein Großteil 
der deutschen Öffentlichkeit die Forderung nach der Abdankung des Kai- 
sers. Damit war zumindest angedeutet, was vorausschauende Beobachter 
seit dem Kriegseintritt der Vereinigten Staaten erwogen hatten: «Was», 
fragte Kurt Riezler im April 1917, «wenn die Entente öffentlich erklärt, 
mit dem deutschen Volk verhandeln zu wollen, nicht aber mit den Hohen- 
zollern?»”* Schließlich hatten besonders die USA den Kampf gegen den 
«Militarismus» und die «Autokratie» auf ihre Fahnen geschrieben. Der 
amerikanische Präsident stieß mit seiner Note regelrecht in ein Wespen- 
nest, denn seit dem Bekanntwerden der militärischen Niederlage hatten 
sich auch in Deutschland die Stimmen gemehrt, die Konsequenzen des 
Höchstverantwortlichen aus dem fatalen Kriegsausgang erwarteten.”” 
Wilhelm. erkannte auch sofort die Bedeutung und schrieb empört an 
den Reichskanzler, die Note sei «eine absolut frivole Unverschämtheit», 
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und forderte ihn auf, «sie als Handhabe für die Aufmunterung unseres ge- 
samten Volkes [zu] benutzen, das sich wie ein Mann zur Verteidigung sei- 
ner heiligsten Güter um seinen Kaiser scharen muß, wie seine Regierung 
sich vor ihn stellen soll! Die Unverschämtheit der Einmischung in unsere 
politischen Verhältnisse muß gebührend gebrandmarkt werden.»”* Auch 
bei den Generälen im Großen Hauptquartier bewirkten die strengen mili- 
tärischen Bedingungen für einen Waffenstillstand, die die «2. Wilsonnote» 
enthielt, einen erneuten Sinneswandel.”® Da die befürchtete Forderung 
nach der Auflösung des deutschen Heeres ausgeblieben war und die Front 
sich wieder gefestigt hatte, befürworteten sie jetzt den Abbruch der Ver- 
handlungen und die Mobilisierung der deutschen Öffentlichkeit zum 
Endkampf, konnten aber andererseits eine Verbesserung der militärischen 
Lage nicht überzeugend versprechen.”'° Um gegen ihren und den Wider- 
stand der Marine beim Kaiser den Abbruch des U-Bootkrieges durchzu- 
setzen, mußte Prinz Max mit dem Rücktritt drohen." 

Am 24. Oktober 1918 traf in Berlin die dritte amerikanische Note ein, 
die endgültig die Kaiserfrage in den Brennpunkt der Aufmerksamkeit 
rückte. «Es liegt auf der Hand», so Wilson, «daß das deutsche Volk keine 
Mittel besitzt, die Unterwerfung der Militärbehörden des Reiches unter 
den Volkswillen zu erzwingen; daß die Macht des Königs von Preußen die 
Politik des Reiches zu bestimmen und zu lenken unvermindert ist, daß die 
entscheidende Initiative noch immer bei denen liegt, die bisher die Beherr- 
scher Deutschlands waren.» Aus dieser Einschätzung folgerte der US-Prä- 
sident, daß «die Regierung der Vereinigten Staaten mit keinen anderen als 
wahrhaftigen Vertretern des deutschen Volkes verhandeln kann, denen 
eine echte konstitutionelle Stellung als den wirklichen Beherrschern 
Deutschlands gesichert ist. Wenn sie mit den militärischen Beherrschern 
und monarchischen Autokraten Deutschlands jetzt verhandeln muß, [...] 
dann muß sie nicht Friedensverhandlungen, sondern Übergabe for- 
dern.»*'? 

Ludendorff reagierte auf diese Herausforderung mit einem Armeebe- 
fehl, der nicht mit der Reichsregierung abgestimmt war und praktisch den 
Abbruch der Verhandlungen mit Wilson voraussetzte.”® Prinz Max und das 
Kriegskabinett waren nach dieser erneuten Eigenmächtigkeit, die ihre 
Politik vor der Weltöffentlichkeit desavouierte, entschlossen, die Entlas- 
sung des Generals zu erzwingen, der zuerst die Regierung in einem Panik- 
anfall in die Verhandlungen gehetzt hatte und seither alles daransetzte, seine 
Verantwortung für diesen Schritt zu kaschieren. Der Reichskanzler forderte 
von Wilhelm II. das Ende der «Doppelregierung» und kündigte andernfalls 
seinen Rücktritt an.”'* Dieser stimmte dem Reichskanzler zu: «Es ist doch 
ein unmöglicher Zustand, daß solche Kundgebungen ohne mein und des 
Kanzlers Einverständnis hinausgehen. Ich sche keinen anderen Ausweg, als 
der Forderung des Kanzlers zu entsprechen. Jede andere Entscheidung 
würde zu unlösbaren politischen Schwierigkeiten führen.»” Ludendorff 
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erhielt demgemäß am 26. Oktober 1918 seine Entlassung. Dem Kaiser ge- 
lang es, Hindenburg, der sich halbherzig seinem langjährigen Gehilfen an- 
geschlossen hatte, zum Verbleib zu bewegen.?'* Nachfolger Ludendorffs 
wurde der Württemberger Wilhelm Groener. 

Mittlerweile hatte sich die Ungeduld im hungernden und desillusio- 
nierten Volk und Heer beinahe ins Unerträgliche gesteigert. Jetzt, da der 
Kaiser selbst als das Hindernis für das ersehnte Kriegsende erschien und 
zudem bessere Friedensbedingungen nach seiner Abdankung zu erhoffen 
waren, entwickelte sich in rasantem Tempo eine revolutionäre Stimmung. 
Philipp Scheidemann brachte die Seelenlage des deutschen Volkes prä- 
gnant auf den Punkt: Wenn es die Wahl habe zwischen Frieden und Beibe- 
haltung des Hohenzollern, würde es sich für den Frieden entscheiden. In 
der Regierung überwogen nach und nach die Stimmen, die von einem 
rechtzeitigen, freiwilligen und würdigen Thronverzicht Wilhelms II. (und 
des ebenso unbeliebten und belasteten Kronprinzen) sowie der Einset- 
zung einer Regentschaft wenigstens die Rettung der monarchischen 
Staatsform erhofften.” Der Kaiser erkannte zwar die Bedeutung der 
«3. Wilsonnote», flüchtete sich aber in die Hoffnung, die Situation in den 
Griff bekommen zu können. «Der Kerl verlangt die Absetzung von mir 
und allen übrigen Monarchen Deutschlands. Nun hat er die Maske fallen 
lassen, da soll er aber was erleben. Der Mensch hat eben keinen Schimmer 
von den Verhältnissen in Deutschland», äußerte er im engsten Kreise.” 
Im Vertrauen auf das monarchische Empfinden des deutschen Volkes ent- 
wickelte er ein wenig realistisches Kampfprogramm: «Mit jeder neuen 
Note wird mehr verlangt, und jedesmal geben wir nach. Wilson will uns 
vorschreiben, welche Verfassung Deutschland bekommen soll, will völlige 
Unterwerfung. [...] Ich gehe nicht; tue ich es, dann zerfällt das Reich, also 
ist es meine Pflicht zu bleiben, wo ich stehe und, wenn es so sein muß, mit 
dem Volk unterzugehen. Diesmal können wir nicht nachgeben; falls die 
Regierung es trotzdem will, muß sie weg. Dann entweder neue Regierung 
mit anderer Mehrheit oder Militärdiktatur; gleichzeitig Aufruf ans Volk, 
Verstärkung der Armee, und dann wird geschlagen. Die Truppen haben 
sich in der letzten Zeit glänzend geschlagen. Der Kanzler ist den Verhält- 
nissen nicht gewachsen, das Auswärtige Amt hat die Hosen bereits gestri- 
chen voll.»?'% Jenseits solcher rhetorischer Schattenspiele fügte sich der 
Monarch in die Notwendigkeiten und akzeptierte die Annahme der ame- 
rikanischen Bedingungen zur Herbeiführung des Waffenstillstands. Ende 
Oktober ergriff er sogar noch einmal die Initiative, indem er sich öffent- 
lich auf den Boden der jüngsten Reformen stellte.*° Die Öffentlichkeit be- 
wertete diese Wendung, die so gar nicht mit dem vormaligen kaiserlichen 
Auftreten in Einklang zu bringen war, jedoch ziemlich einhellig als un- 
glaubwürdig und beinah peinliche Anbiederung, nur um den Thron zu 
retten.’ 


Am Abend des 29. Oktober 1918 verließ Wilhelm II. gegen den Willen 
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des Kanzlers Berlin, wo er sich seit Anfang des Monats aufgehalten hatte, 
und reiste wieder ins Große Hauptquartier nach Spa. Vor allem seine 
Umgebung hatte dazu gedrängt, die Hauptstadt zu verlassen, da sie sich 
erhoffte, der unsicher gewordene Monarch würde sich im Kreise seiner 
Generäle standhafter gegen die kursierenden Abdankungsforderungen er- 
weisen.” Die Abreise erwies sich jedoch als fatal, nicht nur weil der Kai- 
ser seither wiederum den Entwicklungen und Stimmungen im politischen 
Entscheidungszentrum entzogen war, sondern mehr noch, weil sie als 
«Flucht» vor dem Einfluß der zivilen Regierung und Fortsetzung der Poli- 
tik nach Maßgabe der Militärs gedeutet werden konnte.” Auch der prinz- 
liche Reichskanzler war inzwischen zu der Überzeugung gelangt, daß eine 
Abdankung Wilhelms unvermeidbar war, hatte aber als badischer Thron- 
folger erklärliche Hemmungen, seinem älteren «Kollegen» solchermaßen 
zu raten. Am ı. November reiste im Auftrag der Regierung der preußische 
Innenminister Wilhelm Drews nach Belgien, um dem Monarchen den frei- 
willigen Thronverzicht nahezulegen. Doch mit Unterstützung seiner Ge- 
neräle, die von diesem Ansinnen nichts wissen wollten, lehnte der Kaiser 
ab: «Ich danke nicht ab. Es würde dies mit den Pflichten, die ich als preu- 
ßischer König und Nachfolger Friedrichs des Großen vor Gott, dem Volke 
und meinem Gewissen habe, unvereinbar sein. Ich kann und darf meinen 
Posten nicht im gefährlichsten Moment verlassen. Meine Abdankung wür- 
de der Anfang vom Ende aller deutschen Monarchien sein. [...] Vor allem 
aber verbietet mir auch meine Pflicht als oberster Kriegsherr, jetzt die Ar- 
mee im Stich zu lassen. Das Heer steht im heldenhaften Kampfe mit dem 
Feinde. Sein fester Zusammenhalt beruht in der Person des obersten 
Kriegsherrn. Geht dieser fort, so fällt die Armee auseinander und der 
Feind bricht ungehindert in die Heimat ein.»”** Noch am 3. November gab 
sich Wilhelm II. ausgesprochen kämpferisch und drohte den Revolutionä- 
ren, «die Antwort mit Maschinengewehren auf das Pflaster zu schreiben, 
und wenn ich mir mein Schloß zerschieße, aber Ordnung soll sein», und: 
«Ich denke nicht daran, wegen der paar 100 Juden und der 1000 Arbeiter 
den Thron zu verlassen.»”* 

Am selben Tag brach in Kiel, im Anschluß an Marinemeutereien, wahr- 
haftig die Revolution aus, die sich in Windeseile über ganz Deutschland 
ausbreitete. Anlaß für die Befehlsverweigerungen der Matrosen war be- 
kanntlich der Plan der Seekriegsleitung, in einem letzten Vorstoß der 
Flotte ihre Existenzberechtigung nachzuweisen und ihrer «Ehre» genüge 
zu tun, selbst auf Kosten ihres Untergangs. Der Kaiser wurde über diese 
Absichten nicht informiert, empfand es aber nachträglich besonders bitter, 
daß die Revolution ausgerechnet von «seiner» Marine ausgegangen war.”” 
Was in Kiel geschah - die Bildung von Arbeiter- und Soldatenräten und 
die widerstandslose Entmachtung der alten Autoritäten —, wiederholte 
sich in den nächsten Tagen in den meisten deutschen Großstädten: Am 7./ 
8. November 1918 wurde in Bayern das Haus Wittelsbach entthront; wei- 
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Abb. 53 Revolution! Das Berliner Stadtschloß im Dezember 1918 


tere Fürstenhäuser folgten am nächsten Tag; in Berlin drohten General- 
streik und Großdemonstrationen. In dieser Situation, in der ihnen die 
Führung der Massen zu entgleiten drohte, forderten auch die Mehrheits- 
sozialdemokraten die Abdankung des Kaisers, andernfalls würden sie aus 
der Regierung austreten. 

Aber Wilhelm II. glaubte immer noch, über die Macht der Armee ver- 
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fügen zu können.”” Um herauszufinden, ob das Heer noch gefestigt genug 
wäre, um den Kampf gegen die Revolution in der Heimat aufzunehmen, 
befahl die OHL Truppenkommandeure der nächstgelegenen Armeen nach 
Spa. Am Morgen des 9. November wurden ihnen die Fragen vorgelegt, ı. 
«Wie steht die Truppe zum Kaiser? Wird es möglich sein, daß der Kaiser 
an der Spitze der Truppen die Heimat im Kampfe wiedererobert?» und 2. 
«Wie steht die Truppe zum Bolschewismus? Wird die Truppe den Kampf 
mit der Waffe gegen die Bolschewisten in der eigenen Heimat aufneh- 
men?»”* Die Antwort war denkbar ernüchternd: Die erste Frage bejahte 
nur ein Armeevertreter, fünfzehn hielten die Haltung ihrer Soldaten für 
zweifelhaft, dreiundzwanzig verneinten rundheraus. Ebensowenig Zu- 
trauen hatten die Abgesandten in den Kampfeswillen gegen die Revolu- 
tion. Oberst Wilhelm Heye, der die Befragung durchführte, faßte die Stel- 
lungnahme so zusammen: «Allgemein kam zum Ausdruck, daß die Truppe 
nichts gegen den Kaiser habe, daß er ihr eigentlich ganz gleichgültig sei, 
daß sie nur noch einen Wunsch habe, sobald wie möglich nach Hause zu 
kommen, zu Ruhe und Ordnung. [...] Die Truppe ist total müde und ab- 
gekämpft, sie will in die Heimat und dort nichts als Ruhe haben; höchstens 
wenn eigener Hof und Herd, Weib und Kind von den Bolschewisten be- 
droht werden, wird der Mann in der Front gegen den Landsmann in der 
Heimat die Waffe gebrauchen.»** Ähnlich äußerten sich auch die Stabs- 
offiziere der OHL.’3° Damit waren die kaiserlichen Pläne einer Rück- 
eroberung der Heimat hinfällig geworden. 

Gleichzeitig klangen die Nachrichten aus Berlin immer alarmierender: 
Die USPD hatte zum Generalstreik aufgerufen, Arbeitermassen sammel- 
ten sich, es kam zu erstem Blutvergießen, die vermeintlich besonders re- 
gierungstreuen Jägerbataillone gingen zu den Aufständischen über. Die 
Regierung forderte jetzt direkt die sofortige Abdankung des Kaisers, um 
wenigstens den Bürgerkrieg zu vermeiden und möglicherweise die Monar- 
chie zu retten. Prinz Max ließ nach Spa durchgeben, es handele sich nicht 
mehr um Stunden, sondern um Minuten.’ Währenddessen verfielen die 
Generäle Plessen und Schulenburg auf den Gedanken, Wilhelm könne 
zwar als Deutscher Kaiser abdanken, aber König von Preußen bleiben. 
Dieser Vorschlag war von der Regierung schon längst erwogen und als un- 
durchführbar abgetan, weil er wegen der Bindung des kaiserlichen «Bun- 
despräsidiums» an die preußische Krone staatsrechtlich unmöglich war. 
Dennoch klammerte sich der Monarch an diesen Ausweg, der am späten 
Vormittag nach Berlin telephonisch durchgegeben wurde, und zwar in der 
konfusen Form: «Die Angelegenheit sei jetzt sachlich entschieden; sie 
seien jetzt bei der Formulierung. - Der Kaiser habe sich zur Abdankung 
entschlossen. Wir würden in einer halben Stunde die Formulierung er- 
halten.» 

Aus dieser Nachricht konnte Prinz Max freilich kaum folgern, daß Wil- 
helm II. König von Preußen zu bleiben gedachte. Die Zwangslage, in der 
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er sich zur Mittagszeit des 9. November befand, schilderte der letzte kai- 
serliche Reichskanzler in seinen Erinnerungen: «Die halbe Stunde verrann, 
ohne daß die in Aussicht gestellte Formulierung aus Spa eintraf. Jeden 
Augenblick mußte die Absetzung des Kaisers von der Straße proklamiert 
werden. Dagegen hatten wir keine Machtmittel. Der Absetzung konnte 
nur vorgebeugt werden dadurch, daß die Abdankung verkündet wurde. 
Sollte noch die geringste gute Wirkung zugunsten des Kaisers und seines 
Hauses erzielt werden, so mußte die Veröffentlichung augenblicklich 
erfolgen und durfte nicht der Absetzung nachgeschickt werden. Wir ver- 
suchten einmal über das andere, den Kaiser zu erreichen. Ein Tele- 
phon [...] war abgehängt, das andere besetzt. Ich sah mich vor die Wahl 
gestellt, entweder abzuwarten und nichts zu tun, oder auf eigene Verant- 
wortung zu handeln. Ich wußte, daß ich formell nicht berechtigt war, ohne 
Einverständniserklärung des Kaisers die Veröffentlichung vorzunehmen. 
Aber ich hielt es für meine Pflicht, den mir als feststehend mitgeteilten 
Entschluß des Kaisers bekanntzugeben, solange er noch einen Sinn hat 
te.»233 Demgemäß ließ Prinz Max dem Wolffschen Telegraphenbureau, der 
offiziösen Nachrichtenagentur, eine Erklärung zukommen, die mit den 
Worten begann: «Der Kaiser und König hat sich entschlossen, dem Thro- 
ne zu entsagen.»”* Dieser schließlich über den immer noch zaudernden 
Kaiser hinweg proklamierte Thronverzicht kam zu spät: Wenige Stunden 
später rief Scheidemann die deutsche Republik aus. 

Im Hauptquartier wurden die nächsten Stunden von der Frage nach der 
persönlichen Sicherheit des Monarchen beherrscht. Das Bild des ermorde- 
ten Zaren vor Augen, befürchtete die Umgebung für Wilhelm II. ein ähn- 
liches Schicksal, zumal Nachrichten eintrafen, daß revolutionäre Truppen 
sich im Anmarsch auf Spa befanden und auch das zur Leibwache abgestell- 
te Bataillon nicht mehr unbedingt vertrauenswürdig schien.” Bis zuletzt 
zögerten die Generäle, dem Obersten Kriegsherrn die erschütternde 
Nachricht mitzuteilen, daß die Truppen nicht mehr loyal hinter ihm stün- 
den. Als es ihm schließlich gesagt und ihm geraten wurde, heimlich ins 
Ausland zu fliehen, hatte General Groener den Eindruck, als ob das Leben 
des Kaisers in diesem schrecklichen Augenblick zu Ende gegangen sei. «Er 
sagte nichts, schaute nur - schaute von dem einen zum anderen mit einem 
Blick zuerst der Verwunderung, dann der mitleiderregenden Anflehung, 
schließlich nur der merkwürdigen vagen Bestürzung. Er sagte nichts, und 
wir führten ihn, ganz als wäre er ein kleines Kind - und schickten ihn nach 
Holland.»° 


Kapitel 44 


Ein neues Leben in Holland 
Der Kaiser ım Exil 


Am frühen Sonntagmorgen, dem ı0. November 1918, erschien am kleinen 
belgisch-holländischen Grenzübergang Eijsden ein gespenstischer Auto- 
konvoi. Der Deutsche Kaiser hatte im Morgengrauen das Große Haupt- 
quartier in Spa in seinem Hofzug fluchtartig verlassen. Aus Furcht vor 
einem Überfall der eigenen Soldaten war er jedoch schon nach wenigen 
Kilometern, begleitet nur von seinem Generaladjutanten Hans von Ples- 
sen, den beiden Flügeladjutanten Georg von Hirschfeld und Sigurd von 
Ilsemann, dem Leibarzt Dr. Niedner, dem Vertreter des Auswärtigen Am- 
tes, Freiherrn Werner von Grünau, sowie zwei weiteren Herren in zwei 
Personenkraftwagen umgestiegen in der Hoffnung, unerkannt die neutra- 
len Niederlande zu erreichen. Unter Beschimpfung der aufgebrachten 
Limburger Bevölkerung mußte Wilhelm II. mehrere Stunden lang in 
Eijsden mit dem Bahnsteig beziehungsweise dem Wartesaal vorliebneh- 
men, bis der Hofzug mit dem restlichen Gefolge und über siebzig Bedien- 
steten nachkommen konnte. 

Obwohl General van Heutsz, der Adjutant der Königin Wilhelmina, 
sich vom 5. bis 9. November 1918 in Spa aufgehalten hatte, wurden die 
Königin und die Regierung in Den Haag von dem Erscheinen des Deut- 
schen Kaisers auf holländischem Boden gänzlich überrascht.‘ Die Tele- 
gramme, die Paul von Hintze am Abend des 9. November von Spa abge- 
schickt hatte, erreichten den deutschen Gesandten in Den Haag, Friedrich 
Rosen, erst nach der Ankunft Wilhelms II. in Eijsden. In größter Eile 
mußten der Premierminister Charles Ruys de Beerenbrouck und der Au- 
ßenminister Herman van Karnebeek herumtelephonieren, um für den kai- 
serlichen Flüchtling und sein Gefolge ein geeignetes Quartier zu suchen. 
Das Angebot der Königin, Wilhelm II. eines ihrer Schlösser zur Verfügung 
zu stellen — das schreckliche Schicksal der Zarenfamilie wird für ihre 
Bereitschaft von Bedeutung gewesen sein, ihrem Verwandten Zuflucht zu 
gewähren -, lehnte das Kabinett aus innen- und außenpolitischen Grün- 
den ab, zumal noch unklar war, ob der Monarch tatsächlich, wie in Berlin 
behauptet wurde, abgedankt hatte oder nicht. Schließlich erklärte sich 
Graf Godard van Aldenburg-Bentinck bereit, den Kaiser für drei Tage im 
Kastell Amerongen in der Provinz Utrecht aufzunehmen. Kurz vor Mit- 
ternacht am 10. November 1918 erhielt Wilhelm von der Königin die tele- 
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Abb. 54 Die Flucht nach Holland: Auf dem Bahnhof Eijsden, 
10. November 1918 


graphische Nachricht, daß ihm Asyl gewährt sei. Während im Eisenbahn- 
waggon von Compitgne der Waffenstillstand unterschrieben wurde, fuhr 
der glänzende, weiß-goldene Hofzug unter dem lautstarken Protest der 
aufgebrachten Bevölkerung über Maastricht, Nijmwegen und Arnhem 
nach Maarn, wo Bentinck seinen Gast abholte und nach Amerongen gelei- 
tete. Bentinck konnte nicht ahnen, daß die ungebetenen Gäste die näch- 
sten achtzehn Monate in seinem Wasserschloß zubringen würden und daß 
Wilhelm II. dort am 28. November 1918 förmlich und «für alle Zukunft 
auf die Rechte an der Krone Preußens und damit verbundenen Rechten an 
der deutschen Kaiserkrone» verzichten würde.” 


1. Das neue Leben in Amerongen und Doorn 


Um den Kaiser, die Herren seiner Umgebung und fast dreißig Bedienstete 
unterzubringen, mußte Bentinck die beiden Gasthäuser in Amerongen 
pachten, Notunterkünfte errichten lassen sowie Vorräte und Benzin von 
der holländischen Regierung anfordern. Im Schloß erhielt Wilhelm eine 
Suite mit Blick auf den Rhein und ein Bett, in dem einst der Sonnenkönig 
Ludwig XIV. geschlafen habe soll. So komfortabel seine Unterkunft auch 
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war - im Vergleich zu ihm wurde der Kronprinz, der ebenfalls nach Hol- 
land fliehen mußte, äußerst notdürftig auf der Insel Wieringen unterge- 
bracht -, so konnte sie dennoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß sich 
Wilhelm II. in Amerongen mehr oder weniger unter Hausarrest befand. 
Seine Post und Telefongespräche wurden zensiert, und ohne holländische 
Bewachung durfte er den Schloßpark nicht verlassen. Da er noch vor der 
Unterzeichnung des Waffenstillstandes in Kriegsuniform und in Beglei- 
tung von Offizieren über die Grenze gekommen war, blieb die Frage sei- 
nes Status vorerst ungeklärt: Sollte er als Privatperson oder als Kaiser und 
Oberster Kriegsherr betrachtet und behandelt werden? Nicht weniger 
problematisch erwies sich seine materielle Situation: Wie lange sollte der 
holländische Steuerzahler für den Unterhalt des fremden Souveräns, seiner 
Suite und seiner Gäste aufkommen? Auf Verlangen der niederländischen 
Regierung wurde das Gefolge schon bald auf zwei Herren, einen Leibarzt 
(seit November 1919 Dr. Alfred Haehner) und einige wenige Bedienstete 
reduziert. Die schwerkranke Kaiserin, die noch im November 1918 mit 
einem Stab von elf Personen nachkam, mußte sich mit einer Hofdame 
(Gräfin Keller), einem Kammerherrn und sechs Dienstboten begnügen. 
Immerhin bestand der kaiserliche Haushalt in Amerongen im Dezember 
1919 aus 24 Personen.> 

Zwar beschloß die Berliner Revolutionsregierung am 30. November 
1918 die einstweilige Beschlagnahme des Vermögens des Hauses Hohen- 
zollern, doch bald darauf bewilligte sie «zur Führung eines standesge- 
mäßen Unterhalts» des Kaisers und der Kaiserin die Überweisung von 
Millionenbeträgen an den Exil-Monarchen: Bereits im November 1918 
flossen 652 ooo Reichsmark, sodann im Januar 1919 8 Millionen, im Au- 
gust 1919 1,2 Millionen, im September 1919 6 Millionen und im Oktober 
1919 weitere 10 Millionen Reichsmark auf seine Konten bei der Von der 
Heydt’schen Bank in Amsterdam beziehungsweise Zandvoort. Nach dem 
Ankauf von zwei Palästen in der Wilhelmstraße durch die Reichsregierung 
gingen weitere 38 Millionen Mark an den Kaiser. Die Überweisungen im 
ersten Jahr des Exils beliefen sich auf rund 66 Millionen Reichsmark.* 
Selbst diese Beträge genügten jedoch nicht, um die Kosten der Haus- und 
Hofhaltung, die auf 450 000 Gulden jährlich geschätzt wurden, zu decken. 
Im Mai 1921 forderte der Hausminister Graf August zu Eulenburg vom 
preußischen Finanzminister weitere ıo Millionen Reichsmark aus der 
Staatskasse an, die dieser, wenn auch unter Protest, bewilligte.’ 

Von Anfang an stand dem Kaiser der Inhalt seines Hofzuges zur Ver- 
fügung, der unter anderem 300 Teller mit entsprechendem Silberbesteck 
umfaßte. Am ı. September 1919 gab der preußische Finanzminister Albert 
Südekum die «für die Einrichtung der Wohnung des ehemaligen Kaisers 
und Königs [...] bestimmten Möbel und sonstigen Einrichtungsgegenstän- 
de» frei.° Dabei handelte es sich um kostbare Gegenstände aus dem Ber- 
liner Stadtschloß, dem Schloß Bellevue, dem Charlottenburger Schloß und 
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dem Neuen Palais in Potsdam. Die Aufstellung der dem Ex-Kaiser zuge- 
sprochenen Objekte umfaßte 71 Seiten; nicht weniger als 59 Eisenbahn- 
waggons wurden benötigt, um das kaiserliche «Umzugsgut» nach Holland 
zu verfrachten.” Umsonst warnten die Sozialdemokraten Hermann Müller 
und Philipp Scheidemann davor, diesem «erledigten Monarchen», «in dem 
Millionen und Abermillionen einen der Hauptschuldigen an dem Kriege 
und dem daraus hervorgegangenen Elend sehen», solche Großzügigkeit 
angedeihen zu lassen.* 

Nach einem Volksentscheid im Juni 1926, bei dem immerhin 14,4 Mil- 
lionen (37% der Wähler) - «Schweinehunde!», wie Wilhelm sie nannte — 
für die entschädigungslose Enteignung der deutschen Fürsten gestimmt 
hatten,? kam es zu der endgültigen Gütertrennung zwischen dem Staat 
und der Hohenzollernfamilie. In einem Vertrag vom 29. Oktober 1926 
zwischen dem vormals regierenden preußischen Königshaus und der 
preußischen Regierung wurde ein Drittel der 60 ehemals königlichen 
Schlösser - darunter Bellevue, Babelsberg, Monbijou, Königswusterhau- 
sen, Cecilienhof, Oels, das Palais Kaiser Wilhelms I. und das Niederländi- 
sche Palais Unter den Linden, das Prinz-Albrecht-Palais in der Wilhelm- 
straße sowie die Hälfte der Burg Hohenzollern im württembergischen 
Hechingen - den Hohenzollern zugesprochen zusammen mit dem Jagd- 
haus Rominten in Ostpreußen, dem Gut Cadinen mit der Majolikamanu- 
faktur in Westpreußen, dem Achilleion auf Korfu und zwei Farmen im 
ehemaligen Deutsch-Südwestafrika.'” Wilhelm war jetzt in der Lage, den 
Kredit von einer Millionen Gulden, den er bei seinem Bankier Eduard von 
der Heydt aufgenommen hatte, zurückzuzahlen. Kein anderer flüchtiger 
Monarch konnte sich einer derart generösen Abfindung erfreuen wie Wil- 
helm II. im holländischen Exil. Als er 1941 in Doorn verstarb, repräsen- 
tierte sein Reinnachlaß nach dem Steuerbescheid einen Wert von fast 
13 Millionen Mark.'' Dennoch sprach er verbittert vom «umfassenden 
Raub zu Händen der verdammten Republik».'? 

Für Wilhelm war es finanziell kein Problem, am 16. August 1919 für 
1,35 Millionen Gulden das unweit von Amerongen gelegene Haus Doorn 
mit seinem Park von 59 Hektar zu erwerben." Er ließ das Schlößchen re- 
novieren, eine Zentralheizung und einen Aufzug einbauen und ein neues 
Torgebäude zum Schloßpark errichten. In Doorn, wohin er Anfang Mai 
1920 mit der Kaiserin übersiedelte, konnte er sich mit Erinnerungsstücken 
aus den heimatlichen Schlössern umgeben: «Büsten, Bilder und Stiche vom 
Gr[oßen] Kurfürsten, Friedrich dem Großen, Großpapa und Papa [...] 
ebenso wie Darstellungen des Preußischen Heeres aus allen Zeiten seines 
Glanzes! Hochkirch und Leuthen, Hohenfriedberg und Königgrätz zie- 
ren die Wände», schrieb er beglückt am 4. Mai 1920.'* Sogar den Sattel, auf 
dem er im Stadtschloß am Schreibtisch gesessen hatte, konnte er in seinem 
Turmzimmer in Haus Doorn wieder verwenden. 

Trotz der generösen Abfindungen von 1919 und 1926 zeichnete sich die 
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Hofhaltung in Doorn anfangs durch Knauserigkeit aus. Oft mußten Gäste 
mit ihrem Handgepäck zu Fuß oder mit der Trambahn vom Bahnhof zum 
Palästchen gelangen, um Benzin zu sparen; sie klagten über die karge Kost, 
die ihnen serviert wurde. Das Gehalt des kaiserlichen Leibarztes Dr. Haeh- 
ner war so niedrig, daß er genötigt war, aus seinen Ersparnissen zuzuschie- 
ßen, und auch die Löhne der Chauffeure und der rund 5o Bediensteten — 
etwa 20 von ihnen weibliche holländische Tagelöhner - waren so gering, 
daß viele den Dienst in Doorn verließen." Die allgemeine Unzufriedenheit 
wurde dem Hausmarschall Generalleutnant a. D. Hans von Gontard, dem 
ehemaligen Gouverneur der jüngeren Prinzen, zur Last gelegt.'* Obwohl er 
schon 1922 mit den «Nerven total niedergebrochen» war und vom Arzt für 
vier Monate in den Süden geschickt werden mußte, blieb Gontard bis 1930 
des Kaisers Hausmarschall in Doorn." 


2. Die drohende Auslieferung an die Siegermächte 


In Amerongen und auch noch in Doorn lebte Kaiser Wilhelm in ständiger 
Angst vor Attentaten und Entführungen. Beim Hinlegen nachmittags und 
abends holte er stets einen geladenen Revolver aus seinem Nachttisch her- 
vor und legte ihn griffbereit neben sich. Den Vollbart, den er sich in Hol- 
land stehen ließ, wollte er unter anderem deshalb nicht abrasieren, weil er 
niemand «mit einem Rasiermesser an seine Kehle» kommen lassen wollte." 
Die größte Gefahr drohte ihm jedoch von den Siegermächten, die bereits 
Anfang Dezember 1918 in London die Forderung aufstellten, ihn als den 
«hauptsächlich für den Krieg verantwortlichen Kriminellen» vor ein inter- 
nationales Tribunal zu bringen.'” Nur das Zögern des US-Präsidenten 
Woodrow Wilson, der die «Kaiserfrage» bis zu den Friedensverhandlun- 
gen in Versailles vertagen wollte, hielt die Alliierten zu diesem Zeitpunkt 
von einem ultimativen Verlangen an Den Haag zurück, ihnen den Kaiser 
auszuhändigen.”° Aus Angst vor einer Blockade oder gar einer Invasion, 
dem Verlust der Kolonien oder der Abtretung südholländischer Gebiete 
an Belgien beschloß das Haager Kabinett am 6. Dezember 1918, Wilhelm 
zum Verlassen des Landes aufzufordern: Nach einer Unterredung mit 
Karnebeck bat Friedrich Rosen Gontard zu sich nach Den Haag, um ihm 
dieses Verlangen mitzuteilen, während Graf Lijnden van Sandenburg, der 
Gouverneur der Provinz Utrecht, den Auftrag erhielt, dem Kaiser in 
Amerongen anzudeuten, daß die Regierung es gern sähe, wenn er das Land 
innerhalb weniger Tage verlassen würde.”' Am 8. Dezember 1918 erklärte 
sich der Ex-Kaiser bereit, aus Holland abzureisen. Aber wohin? 

Der verlorene Krieg, die Revolution in der Heimat, der «Verrat» der 
Generäle in Spa, die abenteuerliche Flucht über die Grenze und jetzt die 
drohende Abschiebung - der Kaiser erlitt einen Nervenzusammenbruch 
und legte sich, wie er das oft schon während des Weltkrieges getan hatte, 
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am 14. Dezember 1918 ins Bett. Sechs Wochen lang verließ er selbst zu den 
Mahlzeiten sein Zimmer nicht; bis Ende März 1919 trug er beim Holz- 
hacken im Schloßpark einen Verband um den Kopf; sein altes Ohrenleiden 
sei wieder akut geworden, hieß es. Gerüchte wurden verbreitet, Wilhelm 
sei geisteskrank geworden; ein Schweizer Psychiater wurde aus Antwer- 
pen gerufen und verbrachte eine Woche bei ihm in Amerongen. Außen- 
minister van Karnebeek soll sogar mit einem Selbstmordversuch des Kai- 
sers gerechnet haben.” 

Wenn auch der Nervenzusammenbruch des Monarchen von der Kaise- 
rin und den Ärzten als besorgniserregend angesehen wurde, so läßt sich 
nicht verkennen, daß die Herren seiner Umgebung hier ein bizarres Pos- 
senspiel aufführten, um Wilhelm notfalls die Flucht per Krankenwagen zu 
ermöglichen. Er sollte in einer Klinik, einem Kloster, auf dem Gut der 
Erbprinzessin von Salm oder auf einem Rheindampfer irgendwo in Hol- 
land oder Deutschland versteckt werden und später eventuell in Skandina- 
vien ein neues Asyl suchen.”* Zur Tarnung ließ sich der Kaiser den Vollbart 
stehen, den er bis zum Lebensende beibehielt. Außerdem färbte er seine 
Haare und trug eine Brille. Die Gesandtschaft in Den Haag besorgte ihm 
falsche Pässe und Verkleidungsstücke und stellte ihm ein Auto zur Verfü- 
gung.”° Zwar ließ die Agitation in der Presse und damit die Forderung der 
holländischen Regierung nach einem Verlassen des Landes vorerst nach, 
doch die Gefahr einer Entführung oder einer Auslieferung an die Sieger- 
mächte blieb akut. 

Am Abend des 5. Januar 1919 erschien der Senator des amerikanischen 
Staates Tennessee, ein gewisser Luke Lea, in der Uniform eines US-Ober- 
sten mit fünf Soldaten und einem Schreiben seiner Regierung im Kastell 
Amerongen. Seine Absicht sei es gewesen, so teilte er anschließend der 
Presse mit, den Monarchen zu kidnappen und der US-Armee am Rhein zu 
übergeben. Der Senator und seine Mannschaft wurden von der Polizei ab- 
geführt.” Weitere Drohungen, den Kaiser zu entführen, wurden ebenso 
ernst genommen wie die Nachricht, ein belgischer Pilot trage sich mit dem 
Plan, eine Bombe auf das Schloß abzuwerfen: Die Sicherheitsvorkehrun- 
gen wurden verschärft und ein Überflugverbot verhängt. Im Winter wur- 
de das Eis auf dem Schloßwassergraben aufgebrochen, um potentielle Ein- 
dringlinge vom Kaiser fernzuhalten.”” Noch im Herbst 1920 gab Gontard 
scharfe Patronen aus, weil Gerüchte herumspukten, eine Gruppe Englän- 
der wolle den Kaiser mit einem Luftschiff entführen.” 

Im Frühjahr 1919 nahmen die Siegermächte in Paris die «Kaiserfrage» 
wieder auf. Ganz unterschiedliche Vorstellungen kamen dabei zum Vor- 
schein. Als Verbannungsort galt die Schweiz als zu demokratisch, Korfu 
als zu unsicher und auch zu komfortabel. Aus Rücksicht auf französische 
Empfindlichkeiten verzichteten die Briten auf eine Verbannung Wilhelms 
nach St. Helena, wo Napoleon. geendet hatte; die Franzosen ihrerseits 
wollten sämtliche Hohenzollern nach Algier verfrachten. Die Falkland- 
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Abb.55 Das Wasserschloß Amerongen im Winter: Wilhelms Schlafzimmer ist 
mit einem X gekennzeichnet 


inseln und Niederländisch-Ostindien (Indonesien), die Teufelsinsel und 
Curagao wurden ernsthaft in Betracht gezogen, während die holländische 
Regierung vorschlug, sie könnte den unerwünschten Exilanten doch ein- 
fach mit einem holländischen Schiff in Argentinien, Peru oder Chile ab- 
setzen.” 

Uneinigkeit herrschte auch in der Frage der Anklage, die gegen «Wil- 
liam of Hohenzollern» erhoben werden sollte. Bereits in der seit Januar 
1919 tagenden Kommission der Siegermächte über die Verursachung des 
Krieges zeigten sich die Briten und Franzosen als Befürworter eines schar- 
fen Verfahrens, während die Italiener zögerten und die Amerikaner und 
Japaner von einem Prozeß nichts wissen wollten.3° Diese Gegensätze ver- 
tieften sich mit dem Treffen der Großen Vier in Paris im April 1919. Wäh- 
rend Lloyd George und Clemenceau auf einem Prozeß oder wenigstens 
auf der Verbannung Wilhelms nach den Falklands oder auf die Teufelsinsel 
bestanden, zeigte sich Wilson unwillig, überhaupt gegen den Monarchen 
vorzugehen. Schließlich einigte man sich auf den schwammigen moralisie- 
renden Text, der als Artikel 227 in den Vertrag von Versailles einging: Wil- 
helm von Hohenzollern müsse sich «wegen schwerster Verletzung des 
internationalen Sittengesetzes und der Heiligkeit der Verträge» vor einem 
aus Richtern aus den USA, Großbritannien, Frankreich, Italien und Japan 
zusammengesetzten Sondertribunal verantworten. Die Frage, wo dieser 
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Prozeß stattfinden solle und wie der Ex-Kaiser dorthin zu bringen sei, 
blieb offen.3' 

Als die Bedingungen des Friedensvertrages Anfang Mai 1919 bekannt 
wurden, versicherte die holländische Regierung dem Kaiser, daß sie ihn 
nicht ausliefern würde; sie erwarte zwar keinen Gewaltakt der Entente, 
sollte ein Ultimatum dennoch erfolgen, würde sie Wilhelm an der Flucht 
nach Deutschland nicht hindern. Schon vier Wochen später ging dieser da- 
von aus, die Auslieferungsfrage sei «erledigt»; er träumte wieder von sei- 
ner Rückkehr als Herrscher nach Deutschland.” Derartige Illusionen 
wurden ihm durch die Meldung der deutschen Gesandtschaft in Den Haag 
jäh genommen, Karnebeek habe geäußert, wenn die Entente tatsächlich 
mit der Anwendung von Gewalt drohe, sollte der Kaiser sich erschießen 
oder einer seiner Adjutanten dafür sorgen, daß er die Auslieferung nicht 
mehr erlebe. Von neuem wurden in Amerongen, in der Gesandtschaft so- 
wie unter monarchistischen Armeeoffizieren in Deutschland Pläne ge- 
schmiedet, den Kaiser klammheimlich in die Heimat zurückzuführen. 

Im Sommer 1919 erreichte die Kaiserkrise ihren unrühmlichen Höhe- 
punkt. Am 28. Juni forderte Clemenceau im Namen der Alliierten von der 
niederländischen Regierung die unverzügliche Übergabe Wilhelms II. und 
des Kronprinzen. Lloyd George unterbreitete den Siegermächten förmlich 
den Vorschlag, den Prozeß entweder in Großbritannien oder in den Ver- 
einigten Staaten abzuhalten. Obwohl Wilson geltend machte, daß das Ver- 
fahren besser nicht in einer Großstadt stattfinden sollte, einigten sich die 
Alliierten am 2. Juli auf London als Tagungsort des Tribunals. Am folgen- 
den Tag gab der Premierminister diese sensationelle Entscheidung im Un- 
terhaus bekannt, ohne den König vorher informiert zu haben, worüber 
dieser nicht zu Unrecht erzürnt war.’* Die Anregung Hans von Plessens 
und des Admirals von Müller, er möge sich der Entente freiwillig stellen, 
um sein Ansehen, sein Haus und den monarchischen Gedanken zu retten 
und dem Vaterland zu dienen, lehnte Wilhelm als geradezu beleidigend ab; 
er hat ihnen diese Initiative nie verziehen.’ Ebenso wies er den Vorschlag 
des Erzbischofs von Köln zurück, er solle der Auslieferung an die Entente 
zuvorkommen, indem er sich freiwillig einem Tribunal, bestehend etwa 
aus Papst Benedikt X'V., der Königin Wilhelmina und König Alfonso XII. 
von Spanien, stellte.‘ 

Aus allen Richtungen wurden Proteste und Einwände laut nicht nur 
gegen einen Prozeß in London, sondern gegen ein Verfahren gegen den 
gestürzten Monarchen überhaupt. In einem gemeinsamen Schreiben an 
George V. wiesen die vormaligen Könige von Sachsen und Württemberg 
und der Großherzog von Baden darauf hin, daß eine Verletzung der Würde 
Wilhelms II. eine Beschädigung des monarchischen Prinzips und damit 
auch eine Gefährdung der britischen Krone bedeuten würde. Viele ahnten, 
daß ein Prozeß gegen Wilhelm sich als ein schwer kalkulierbares Verfahren 
mit unabsehbaren Konsequenzen entpuppen würde. Lord Esher erklärte 
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den Gedanken für «idiotisch» und warnte, daß dadurch auch peinliche 
Aspekte der britischen Vorkriegspolitik wie etwa die Abmachungen mit 
Frankreich und Belgien zur Sprache kommen würden; man solle doch den 
Fehler nicht wiederholen, den man mit der Verbannung Napoleons nach 
St. Helena begangen hätte, und den Deutschen Kaiser nicht zum Märtyrer 
werden lassen. ’7 

Da sich eine Entscheidung dieser Frage durch die Weigerung der hol- 
ländischen Regierung, den Kaiser zu überstellen, in die Länge zog, begann 
das Verlangen nach der Auslieferung abzuflauen, doch mit der Veröffent- 
lichung der aggressiven und kriegslustigen Randbemerkungen Wilhelms 
aus der Julikrise 1914 durch Karl Kautsky,* die «allgemeine Bestürzung» 
hervorrief und gerade auch in Holland «unendlichen Schaden» anrichtete, 
wurden Rufe nach einem Prozeß wieder laut.” Von neuem wurden in 
Amerongen Pläne für die Rückkehr des Kaisers nach Deutschland ge- 
schmiedet, koste es, was es wolle. Der britische Gesandte im Haag, Ronald 
Graham, brachte in Erfahrung, daß deutsche Monarchisten zahlreiche 
Waffen, darunter 2000 Maschinengewehre, an der deutsch-holländischen 
Grenze versteckt hätten.** Ende November 1919 setzte Gontard dem kai- 
serlichen Leibarzt Haehner auseinander, man müsse darauf gefaßt sein, 
daß die Siegermächte ihr Verlangen nach Auslieferung aufrechterhalten 
würden. «Es sei für den Fall jedoch alles vorbereitet, es solle nicht noch 
einmal so gehen wie an dem unglückseligen Novembertag 1918. Sollte der 
Forderung der Feinde nachgegeben werden, so müsse der Kaiser eben die 
äusserste Konsequenz ziehen. Ich entnahm seinen Worten [schrieb Haeh- 
ner], dass dann der Kaiser ganz heimlich über die Grenze zurückgehen 
werde. Dass dies den Bürgerkrieg notwendig wohl zur Folge haben werde 
sei anzunehmen. [...] Ob das u. U. den Untergang des Kaisers bedeute, 
dürfe dabei keine Rolle spielen, da sei die Ehre höher einzuschätzen als das 
Leben. [...] Niemals dürfe man die Schmach soweit treiben, dass der Kai- 
ser in die Hände der Feinde falle.»*' Auch der frühere Rechtsexperte im 
Auswärtigen Amt, Johannes Kriege, der Ende 1919 zur Beratung in der 
Auslieferungsfrage nach Amerongen kam, machte deutlich, daß eine 
Rückkehr Wilhelms den Bürgerkrieg und ein weiteres Vorrücken der En- 
tente in Deutschland bedeuten würde.* Die Vorstellung, ihr Mann, der 
Kronprinz und ihr Sohn Eitel Friedrich könnten an die Alliierten ausgelie- 
fert werden, trug erheblich zur Verschlimmerung des Gesundheitszu- 
stands der Kaiserin bei.* Es lag auf der Hand, daß sie eine Verbannung des 
Kaisers auf eine entfernte Insel nicht überleben würde. 

Im Januar 1920 trafen sich die Außenminister der Siegermächte in Paris 
und vereinbarten - wieder ohne ausdrückliche Zustimmung der USA und 
Japans - die förmliche Bitte an Den Haag, Wilhelm I. gemäß Artikel 227 
des Versailler Vertrags auszuliefern. Die gegen ihn erhobene Anklage liest 
sich wie ein propagandistischer Sündenkatalog der deutschen Armee an 
der Westfront** - das Geschehen im Osten fand keine Erwähnung. Dem 
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WILFUL MURDER. 


Tas Kassen. “TO THE DAY" Daum, “OF, RECKONING 1” 


Abb. 56 «Hang the Kaiser!» Bereits bei Kriegsbeginn wurde der Ruf nach der 
Bestrafung Wilhelms II. lant 


Kaiser wurden zur Last gelegt: die zynische Verletzung der Neutralität 
Belgiens und Luxemburgs, die Geiselerschießungen in Belgien, die Mas- 
sendeportationen ganzer Bevölkerungsgruppen, die Verschleppung und 
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Vergewaltigung der jungen Frauen von Lille, die systematische Verwü- 
stung ganzer Landstriche und der uneingeschränkte U-Bootkrieg. Für alle 
diese Verletzungen der heiligsten Gesetze der Menschlichkeit trage der 
Oberste Kriegsherr, der sie befohlen oder geduldet habe, zumindest mora- 
lisch die Verantwortung. Um der Forderung an die niederländische Regie- 
rung Nachdruck zu verleihen, wies die Note darauf hin, daß Wilhelm, be- 
fände er sich noch in Deutschland, zusammen mit den im Artikel 228 
namentlich aufgeführten angeblichen Kriegsverbrechern ausgeliefert wer- 
den müßte. Von Clemenceau als Vorsitzendem der Friedenskonferenz un- 
terzeichnet, wurde die Note am 16. Januar 1920 dem holländischen Ge- 
sandten in Paris überreicht.” Wieder einmal vernahm man in Den Haag 
den Wunsch, der unbequeme Gast möge doch «spurlos» in der Versen- 
kung verschwinden.* 

Das Haager Kabinett, unter dem nicht ganz unbegründeten Eindruck, 
daß diese Haltung den Alliierten nicht unerwünscht sein würde, beschloß 
von neuem einstimmig, die Auslieferung des Kaisers zu verweigern. Als 
Exzellenz J. B. Kan per Fahrrad mit dieser Nachricht in Amerongen er- 
schien, brach die Kaiserin in Tränen aus und auch der Kaiser zeigte sich 
bewegt. «Am Abend war die Stimmung des Kaisers so gut wie lange nicht 
mehr.» «Es giebt noch einen Gott im Himmel der für Gerechtigkeit 
sorgt!» schrieb er erleichtert an seine Schwester Margarethe von Hessen.“ 
Schon sah er sich wieder auf dem Thron sitzen, und zwar diesmal auf Bit- 
ten der Engländer, die mit Deutschland gemeinsam erst den Bolschewis- 
mus und dann Japan niederwerfen würden! Erstaunt kommentierte sein 
Leibarzt: «Er berauschte sich förmlich an diesen doch vollkommen utopi- 
schen Gedanken und stellte auch seine Bedingungen auf: vollständige Wie- 
derherstellung der Grenzen wie vor dem Kriege, Herausgabe alles wegge- 
führten Materials, Schiffe u. dergl., überhaupt Wiedergutmachung alles 
dessen, was die Feinde im Friedensvertrage erpresst hätten. Von dem Ge- 
danken der Wiederübernahme der Regierung lässt sich der Kaiser nicht 
abbringen.» Die Restauration der Monarchie und Wiederbewaffnung 
Deutschlands durch die bisher feindlichen Mächte, die ihn abgesetzt hät- 
ten, würde «dann der grösste Triumph seines Lebens!» sein.* 

Wie aber reagierten London und Paris tatsächlich auf die Weigerung 
der Niederlande, den Kaiser herauszugeben? In einer zweiten Note vom 
14. Februar 1920 drohten Lloyd George und der neue französische Mini- 
sterpräsident Millerand dem kleinen Land mit Repressalien.’° Allerdings 
signalisierten die Engländer gleichzeitig ihre Bereitschaft, auf einen Prozeß 
zu verzichten, vorausgesetzt, Wilhelm würde auf die Falklandinseln oder 
eine holländische Insel, etwa Java oder Batavia, verbannt werden. Im For- 
eign Office überlegte man drastische Maßnahmen gegen die Niederlande, 
sollten diese auf ihrem Schutz des Kaisers, des «Feindes der Menschlich- 
keit», beharren. Wilhelms alter Widersacher Lord Hardinge bestand auf 
der Verbannung des Ex-Kaisers auf eine entfernte Insel, von wo aus es ihm 
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unmöglich sein würde, «je wieder den Frieden der Welt zu stören».’' Am 
5. Februar 1920 stimmte das englische Kabinett diesem Vorschlag zu; um 
die Souveränität der Niederlande zu wahren, sollte die Regierung in Den 
Haag dazu gebracht werden, die Initiative zu dieser Lösung selbst zu er- 
greifen. Die übrigen Alliierten schlossen sich dieser Entscheidung an.’ 

Karnebeek lehnte jedoch auch dieses Ansinnen ab und bot als Konzes- 
sion lediglich eine kurze verschärfte Internierung des Ex-Monarchen in 
Holland an, nach deren Ablauf Wilhelm sein Leben in einem weit entfern- 
ten Land, etwa Chile oder Peru, fristen könne. Während die Unentschlos- 
senheit und Uneinigkeit der Siegermächte immer deutlicher zutage trat - 
die Androhung einer Blockade oder gar eines Krieges gegen Holland 
schien allen zunehmend absurd -, komplizierte der Kronprinz die Lage 
am 9. Februar 1920 durch seine erklärte Bereitschaft, sich an Stelle seines 
Vaters der Entente anzubieten.’ Statt darauf einzugehen, beklagten die Al- 
liierten in einer neuen Note die fehlende Bereitschaft der Niederlande, 
Maßnahmen zu ergreifen, die Wilhelm davon abhalten würden, «seinen 
bösen Einfluß in Zukunft in Deutschland auszuüben», doch sie blieben 
wirkungslos.’ Schließlich mußten sie sich mit dem Wilhelm am 10. März 
1920 unter Protest abgerungenen schriftlichen Versprechen begnügen, 
ohne vorherige Ankündigung Haus Doorn und das umliegende Gebiet 
nicht zu verlassen, sich jeglicher politischer Tätigkeit zu enthalten und die 
Zensur seiner Korrespondenz hinzunehmen.’ Vier Tage später verkünde- 
te Königin Wilhelmina in einem formellen Erlaß die Bedingungen, unter 
denen der ehemalige deutsche Souverän in den Niederlanden verbleiben 
dürfe.’° Verständnis für das Dilemma der Königin zeigte Wilhelm II. eben- 
sowenig wie Dankbarkeit für die Aufnahme in ihrem Land. Ihre Zurück- 
haltung bezeichnete er als «geradezu schandbar» und drohte, «das würde 
er ihr nie vergessen». «Nur ihm habe sie es zu verdanken», behauptete er, 
«daß ihr Land nicht auch noch in den Krieg hereingezogen wäre. Zweimal 
habe die ©.H.L. die Absicht gehabt, etwas gegen Holland zu unterneh- 
men, sei aber beide Male von ihm abgehalten worden.» 

Die Befürchtung der Alliierten, daß Wilhelm sich von Doorn aus in die 
deutsche Politik einmischen oder gar nach Deutschland zurückkehren 
würde, erhöhte sich schlagartig mit dem Kapp-Putsch vom 12. März 
1920.)° In einer letzten gemeinsamen Note vom 24. März 1920 wiesen sie 
auf die fortbestehende Gefahr hin, die von dem Aufenthalt des Kaisers auf 
holländischem Boden ausging, und schoben die Verantwortung für die 
Folgen den Niederlanden zu. Damit, und mit dem Umzug Wilhelms und 
der Kaiserin nach Doorn am 16. Mai 1920, war die «Kaiserkrise» erst ein- 
mal beigelegt. 
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3. Die kaiserliche Familie nach dem Zusammenbruch 


Als Dr. Alfred Haehner im November 1919 in Amerongen den Dienst als 
Leibarzt der Kaiserin und des Kaisers antrat - neben den Tagebüchern 
Ilsemanns bietet uns sein unveröffentlichtes, im Historischen Archiv der 
Stadt Köln aufbewahrtes Tagebuch ein selten scharfes, intimes Bild von 
den ersten Jahren des holländischen Exils’? -, wurde er eingehend von 
Hans von Gontard, Friedrich von Berg und Gräfin Keller über den Ge- 
sundheitszustand und die Gewohnheiten des Kaiserpaares unterrichtet. 
Übereinstimmend schilderten sie die schwerkranke Kaiserin als eine Frau, 
die immer schon alles aufgeboten habe, um ihren Mann zu schonen. Vor 
allem in den letzten Kriegsmonaten habe sie ihren Mann bis zur Selbstauf- 
gabe getröstet, unangenehme Wahrheiten von ihm ferngehalten und durch 
ihre wirklichkeitsfremde Unnachgiebigkeit wesentlich zum Untergang der 
Monarchie beigetragen.” Der Kaiser sei dagegen ein gefühlloser Egoist, 
der allerdings «die Seele eines Kindes» habe und deswegen auch oft das 
Bedürfnis spüre, sich hinter großen Worten zu verstecken. Das Gefolge 
warnte den Arzt: Neben den heftigen Wutausbrüchen «kämen beim Kai- 
ser hin und wieder Zeiten völligen nervösen Zusammenbruchs vor, dann 
lege er sich einfach ins Bett und sei für nichts zugänglich. [...] Der letzte 
derartige Zusammenbruch sei erfolgt, als er nach Holland gegangen wäre 
und Nachrichten gekommen seien, dass die holländische Regierung ihn er- 
suchen wolle, das Land wieder zu verlassen. Es bedürfe dann eines energi- 
schen Auftretens seitens des Arztes, dass der Kaiser sich wieder aufraffe, 
das Bett verlasse.»“ 

Bereits wenige Wochen nach seiner Ankunft in Amerongen wurde 
Haehner Zeuge eines sich anbahnenden derartigen kaiserlichen Nervenzu- 
sammenbruchs, den der Arzt jedoch im letzten Augenblick abzuwenden 
verstand. Wie erwähnt, hatte sich Ende 1919 nach der Veröffentlichung 
der Kautsky-Edition die Gefahr einer Auslieferung Wilhelms wieder er- 
höht. Am 4. Dezember 1919 rief die Kaiserin den Leibarzt und setzte ihm 
auseinander, ihr Mann sei «sehr niedergeschlagen» und es drohe, daß er 
«sich in seiner Depression gehen liesse, von ihr vollkommen beherrscht 
würde, sich einfach ins Bett lege, keinen Menschen bei sich sehen wolle 
und sich auf diese Weise immer mehr in sein Grübeln verstricke». Der 
Arzt fand den Kaiser tatsächlich abends noch im Bett. Wilhelm erklärte 
ihm, er habe infolge einer seelischen Aufregung über die Kautsky-Doku- 
mente «einen kleinen Kollaps» gehabt. Es gelang dem Arzt aber, den Kai- 
ser aus seinen trüben Gedanken herauszureißen und zum Aufstehen zu 
bewegen. Zum Glück hatte Gontard mit der Übergabe einer Nachricht 
gezögert, die den Ausgang der Krise bestimmt anders gestaltet hätte: Die 
Kaisersöhne August Wilhelm und Joachim würden sich beide scheiden 
lassen.‘ 
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Zu den Besuchern in Amerongen und Doorn zählten die Geschwister 
und die Kinder des Kaiserpaares, doch viel Trost brachten ihre Visiten dem 
abgesetzten Monarchen nicht. Seine älteste Schwester Charlotte sah Wil- 
helm in Holland nicht mehr: Sie starb am 1. Oktober 1919 an den Folgen 
der Erbkrankheit Porphyrie.°* Die zweite Schwester Victoria (Moretta) 
Prinzessin zu Schaumburg-Lippe kam nur einmal nach Doorn, und zwar 
zur Wiedervermählung ihres Bruders im November 1922. Auf die ganze 
Hochzeitsgesellschaft machte sie einen erschütternden Eindruck. Haehner 
hielt das «allgemeine Entsetzen» über die Erscheinung dieser Kaiser- 
schwester fest. «Auf ihrem Gesicht steht ihr Lebenswandel so deutlich ge- 
schrieben, wie man es nur wünschen kann», man glaube, «einer Bordell- 
wirtin gegenüber zu stehen». Der Kaiser äußerte sich entsetzt und fand 
«dies scharfe Gesicht mit der fürchterlich dicken Puderlage [...] ganz 
schaudervoll».°° Wie im zweiten Band dieser Biographie geschildert wur- 
de, starb Victoria Schaumburg vollkommen verarmt im November 1929 
als Ehefrau des russischen Hochstaplers Alexander Zubkov.“ Wilhelms 
Schwester Sophie, deren Mann 1917 auf den griechischen Thron hatte ver- 
zichten müssen, konnte den Ex-Kaiser angesichts der Unruhen in ihrem 
Land - Konstantin wurde 1920 neuerlich zum König erhoben, zwei Jahre 
später aber wieder abgesetzt - in den Niederlanden nicht besuchen. Von 
seinen Schwestern war es allein die jüngste, Margarethe (Mossy) Landgrä- 
fin von Hessen, die regelmäßig mit ihrem Mann Friedrich Karl (Fischy) zu 
Gast in Holland weilte. Wilhelms Korrespondenz mit ihr bietet den wohl 
besten Einblick in seine Gedankenwelt bis an sein Lebensende, wie noch 
zu zeigen sein wird. 

Auch die gelegentlichen Besuche des sportlich braungebrannten, drah- 
tigen Prinzen Heinrich - im Vergleich zu ihm wirkte Wilhelm «direkt ge- 
dunsen» und «schwammig»” — brachten dem Fxil-Monarchen wenig An- 
regung. Haehner stellte fest, daß der Preußenprinz Wilhelm II. in erster 
Linie als Kaiser, in zweiter Linie als Chef des Hauses und erst an dritter 
Stelle als Bruder betrachtete. Heinrich sei «von einer fast blinden Vereh- 
rung für seinen Bruder, dem er sich in allem bereitwilligst unterordnet».‘* 
Umgekehrt sehe der Kaiser den Prinzen «gar nicht als voll an, betrachte 
ihn vielmehr als absolutes politisches Kind, auf dessen Meinung er gar 
nichts gäbe». Heinrich, ein Kettenraucher, verstarb schon 1928 an Krebs. 

Zu seinen sechs Söhnen hatte Kaiser Wilhelm «ein sehr kühles Verhält- 
nis».7° Auf seine komplizierte Beziehung zum Kronprinzen wird noch 
einzugehen sein. Da auch dieser Holland vorerst nicht verlassen konnte, 
hatte der Kaiser am 23. November 1918 seinen zweiten Sohn Eitel Fried- 
rich (Fritz) als Vertreter seiner Funktionen als Oberhaupt des Königlich 
Preußisch-Brandenburgischen und des Fürstlich Hohenzollernschen 
Hauses in allen Familien- und Vermögensangelegenheiten eingesetzt.’' 
Diese Pflichten übte der selbstbewußte Prinz mit der für ihn charakteri- 
stischen Unverblümtheit aus, so daß es bald zu scharfen Konflikten 
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zwischen ihm und dem alten Hausminister August Eulenburg kam: Der 
Preußenprinz bezeichnete diesen langjährigen Diener seines Vaters als 
einen «vollkommen vertrottelten [...] alten Esel».”” Während seines Auf- 
enthaltes in Doorn im Juli 1920 hatte Eitel Fritz «einen heftigen Auftritt 
mit seinem Vater, so dass sogar behauptet wurde, und zwar von seinen 
Geschwistern, er werde nicht mehr wieder kommen».73 Auch sonst war 
Wilhelm II. von seinem zweiten Sohn wenig angetan. Dessen «erschrek- 
kend massige Figur» führte der Vater auf Trunksucht zurück, die eine 
«Gehirnerweichung» nach sich gezogen hätte.’ 

Für seinen Sohn August Wilhelm, der Ende 1919 nach der Zerrüttung 
seiner Ehe - seine Frau war mit einem ihrer Hoffouriere durchgebrannt”’ - 
in Amerongen auftauchte, empfand der Kaiser so etwas wie Abscheu. 
Auch Haehner konnte seine Verwunderung über die Erscheinung dieses 
Kaisersohnes nicht unterdrücken. «Er sah für mich fast aus wie ein fein ge- 
machter Friseur oder Ladenschwengel. Sehr wenig Männlichkeit im gan- 
zen Wesen, dagegen recht weibisch mit viel Schmuck behangen. Die klei- 
nen Finger beider Hände sind über das ganze unterste Glied mit Ringen 
besetzt, neben Ringen an anderen Fingern, an jedem Arm ein Schmuck- 
armband.» Es sei wahrlich kein Wunder, meinte der Arzt, daß die Ehe die- 
ses Prinzen gescheitert war. «Dass seine Art, sein ganzes Wesen einer stark 
nach Männlichkeit lüsternen Frau nicht zu genügen vermag, ist [...] voll- 
kommen klar. [...] Der Kaiser mag diesen Sohn anscheinend sehr wenig.»”° 
Als Auwi im Dezember 1920 zu seiner im Sterben liegenden Mutter nach 
Doorn kam, verfügte sein Vater, daß er nicht im Hause wohne, «weil er ihn 
für zu weichlich halte und ihn deswegen nicht den ganzen Tag im Hause 
herumgehen sehen wolle».7” Wilhelm von Dommes, der Hofmarschall des 
Kaisers, charakterisierte diesen Prinzen als «unerhört dickfällig, schreck- 
lich oberflächlich und weich».”° Auch von dem schwierigen Verhältnis 
zwischen Wilhelm und diesem Kaisersohn wird noch die Rede sein. 

Besonders distanziert, ja «vollständig gleichgültig», verhielt sich der 
Kaiser seinem Sohn Adalbert und dessen Frau Adelheid gegenüber, einer 
geborenen Prinzessin zu Sachsen-Meiningen.’”” Adalbert war wahrhaftig 
«kein besonderer Liebling des Kaisers», notierte Haehner, und seiner 
«exaltierten nervösen» Frau brachte er erst recht keine Sympathie entge- 
gen. Beide lehnte Wilhelm «oft in etwas schroffer Form» ab und drängte 
auf ihre baldige Abreise.*° Durch sein «kalt abweisendes» und «hochmüti- 
ges» Wesen hatte sich der Prinz in der Ameronger und Doorner Hausge- 
meinschaft keine Freunde gemacht.‘ Friedrich von Berg kanzelte ihn mit 
der Bemerkung ab, er sei wohl «der dümmste von allen Söhnen»."” 

Wilhelms Beziehung zu seinem fünften Sohn Oskar wurde überschat- 
tet von dessen «unebenbürtiger» Ehe mit der Gräfin Ina von Bassewitz. 
Erst bei einem Besuch in Doorn im August 1921 lernte der Kaiser seine 
Schwiegertochter näher kennen. Doch auch bei diesem Besuch fiel Ilse- 
mann die Distanz zwischen Vater und Sohn auf. «Im beiderseitigen Ver- 
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kehr liegt etwas Kaltes, Militärisches», notierte er.” Der Widerstand Os- 
kars gegen die Wiedervermählung seines Vaters im darauffolgenden Jahr 
trug nicht dazu bei, ihr Verhältnis zueinander freundlicher zu gestalten.‘ 

Der jüngste Sohn Joachim war von seiner Geburt an ein Sorgenkind 
der Eltern gewesen. Am Ende des zweiten Bandes wurde der äußerst be- 
sorgniserregende Bericht angeführt, den der namhafte Psychiater Profes- 
sor Robert Gaupp im Mai 1918 über die unheilbare «angeborene abnorme 
Anlage» dieses Preußenprinzen erstellt hatte. Darin war von der enormen 
seelischen und sexuellen Erregbarkeit Joachims und von seinen lawinen- 
haft anwachsenden Zornesausbrüchen die Rede.’ Joachim hatte 1916 die 
blutjunge Prinzessin Marie Auguste von Anhalt geheiratet, doch die Ehe 
war von Anbeginn ein Desaster. Im Dezember 1919 erzählte Gontard dem 
Leibarzt Haehner, Joachim sei «sehr unbeherrscht und habe seine Frau, 
die auch ein sehr unreifes Ding ist, geprügelt».'° Ständig warf der Prinz sei- 
ner Mutter vor, ihm aus konfessionellen Gründen die Ehe mit Elisabeth 
Urach verweigert und damit sein Lebensglück zerstört zu haben.’ Als 
Joachims Ehe im Sommer 1920 auseinanderging, geriet dieser mit seinem 
Vater in Doorn «furchtbar aneinander» und erlitt einen «direkten Tob- 
suchtsanfall».”® Kaiser Wilhelm verstieg sich sogar zu der Behauptung, die 
Entente habe die Ehe seines Sohnes durch Bestechung einer Opernsänge- 
rin zerstört, in der Absicht, «das Renom&e unseres Hauses zu ruiniren»!% 
Am 17. Juli 1920 nahm sich Prinz Joachim von Preußen in einem hocher- 
regten Zustand mit einer Schußwaffe das Leben.” Der Kaiser reagierte 
wütend auf die Nachricht vom Tode des Sohnes und rief aus: «Dass der 
Bengel uns und besonders seiner Mutter auch das noch angetan hat!» Stets 
habe Joachim der Kaiserin nur Aufregung und Kummer bereitet. Wilhelm 
und Haehner waren der Ansicht, daß man der Kaiserin die Tatsache des 
Selbstmordes verheimlichen und an der Fiktion eines Unglücksfalles fest- 
halten müsse. «Der Kaiser überbrachte selber der Kaiserin die Nachricht. 
Er erzählte mir nachher», notierte der Arzt, «dass als er in das Zimmer der 
Kaiserin gekommen wäre und gesagt hätte, mit Joachim sei ein Unglück 
passiert, die Kaiserin ihn sofort unterbrochen habe: «Er hat sich erschos- 
sen'»» Vor allem aus Glaubensrücksichten wollte die Kaiserin daran fest- 
halten, daß es sich um einen Unglücksfall gehandelt habe, doch sie wußte 
es besser. Der Gedanke an das Ende ihres jüngsten Sohnes verursachte ihr 
Seelenqualen bis zu ihrem eigenen Tod.?' 

Das beste Verhältnis hatte Wilhelm zu seiner quecksilbrigen Tochter 
Viktoria Luise (Sissy), Herzogin von Braunschweig, die ihm im Tempera- 
ment auch am ähnlichsten war. Als die Kinder im November 1920 sich um 
die sterbenskranke Kaiserin versammelten, beobachtete Haehner, die auf- 
fallend kleine Herzogin sei «ganz wie der Vater, sprunghaft, von einem 
Extrem ins andere fallend, keinen Mittelweg kennend». Sie sei «ganz nach 
dem Vater geartet, hat dessen lebhaftes Temperament, so dass es ihr furcht- 
bar ist in der Krankenstube still zu sitzen und ihre Mutter auch einmal 
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wirklich zu betreuen».?” Der Kaiser fand ihre Besuche stets «erquickend» 
und eine besondere Freude. Um so größer war seine Enttäuschung, als 
sich seine Sissy heftig gegen seine Wiedervermählung, und zwar mit einer 
Frau, die nur wenige Jahre älter war als sie selbst, aussprach. 

Abgesehen von der Familie, kamen auch alte Freunde und Bekannte zu 
Besuch. Ein sehr willkommener Gast war Max Egon Fürst zu Fürsten- 
berg, der, wie Haehner erstaunt bemerkte, vom Kaiser geduzt wurde. Die 
beiden Männer hätten sich sehr herzlich mit «Kuss auf beide Wangen und 
den Mund» begrüßt.’”* Ende 1920 traf der frühere Flügeladjutant General 
Max von Mutius zum Dienst als «Hofmarschall» in Doorn ein. Ihm ge- 
genüber erlaubte sich der Kaiser die Absonderlichkeit, mit seinem schon 
gebrauchten Löffel in die Erbsensuppe zu fahren, um Wurststücke heraus- 
zuangeln. Ähnliches leistete sich Wilhelm wiederholt, beispielsweise Gon- 
tard, Ilsemann und sogar der alten Gräfin Keller gegenüber.” 

Im Spätsommer 1921 kam der nunmehr 82jährige Hans von Plessen, 
der dem Kaiser fast dreißig Jahre lang als Generaladjutant treu gedient hat- 
te, nach Doorn, um seinem Herrn ein letztes Mal seine Aufwartung zu 
machen. Er sollte ob seiner rücksichtslosen Behandlung durch Wilhelm 
das Haus in Tränen verlassen. «Plessen ist eine Ruine geworden», rief der 
Kaiser aus, nachdem der alte Hofgeneral gewagt hatte, konträre Ansichten 
über die Lage in Deutschland zu äußern.” Nur ein einziges Mal ist Wil- 
helm mit Plessen spazierengegangen. «Der alte Herr habe immer wie ein 
Schuljunge in der Marschalltafel gesessen und auf einen solchen Befehl ge- 
lauert, habe aus lauter Verzweiflung eine Zeitung nach der anderen ge- 
lesen», erzählte Ilsemann am 4. September 1921 dem Leibarzt und fügte 
hinzu, «Plessen sei sozusagen in Doorn herausgeekelt worden» und habe 
seinen restlichen Aufenthalt in Amerongen zubringen müssen.?” Der 
Kronprinz war entsetzt, als er von der Behandlung Plessens in Doorn er- 
fuhr. Zu Haehner sagte er: «Der Mann möge ja in seiner Einwirkung auf 
den Kfaiser] ganz falsche, schädliche Bahnen gewandelt sein, hätte auch 
[den] Kfaiser] immer wie mit einer Mauer umgeben. Aber er habe tatsäch- 
lich nur für [den] Kfaiser] gelebt. Nun sei er, der sich gewünscht hatte, 
[den] Kfaiser] noch einmal sehen zu können, bevor er stärbe [sic], von 
[dem] Kfaiser] in so schlechter Weise behandelt worden. Wie Plessen in 
Wieringen zu Besuch gewesen, habe er bei der Erzählung seines Empfangs 
in Doorn fassungslos geweint und erklärt: mit [dem] Kfaiser] sei er end- 
gültig fertig.» Nach Meinung des Kronprinzen sei das «wieder so eine der 
unbegreiflichen Herz- und Taktlosigkeiten des Kaisers] gewesen, mit 
denen er sich schon von jeher so außerordentlich geschadet habe». 
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Auguste Viktoria war seit vielen Jahren schwer herzkrank. Im Sommer 
1918 hatte sie in Wilhelmshöhe einen Schlaganfall erlitten, der zur Läh- 
mung der linken Gesichtshälfte und des linken Arms geführt hatte.” Sie 
starb in Doorn am 11. April 1921. Der Leibarzt suchte den Kaiser auf, «um 
evtl. Vorsorge zu treffen gegen einen etwaigen nervösen Zusammenbruch, 
wie sie mir aus früheren schweren Zeiten als möglich geschildert worden 
waren». Er fand Wilhelm «jedoch äusserlich gefasst. Auf meine Fragen 
nach seinem Ergehen gab er beruhigende Antworten und wies jede Medi- 
kation weit von sich: er sei doch kein altes Waschweib, hätte schon so viele 
Todesfälle in seiner Familie erlebt!» Trotzdem machten sich seine Kinder, 
die an das Sterbebett nach Doorn geeilt waren, Sorgen wegen des schlech- 
ten Aussehens ihres Vaters.'” Tagelang sah er «sehr blass und furchtbar 
ernst aus, man merkte ihm an, wie er sich mit Gewalt zusammenriss».'°' 
Besonders schmerzhaft war ihm die Tatsache, daß er der Beisetzung seiner 
Frau in Potsdam nicht beiwohnen konnte. Seiner Freundin Irma Fürsten- 
berg klagte er voller Bitterkeit: «Was jeder Arbeiter darf im Volk, seiner 
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Frau zum Grabe folgen, selbst das hat mir mein Verräthervolk unmöglich 
gemacht. [...] Nun kommt der Gang in die Einsamkeit, eine gähnende 
Leere neben einem! Man fühlt sich so verwaist u. verlassen!»'” Allerdings 
registrierte Haehner bereits am 25. April, der Kaiser habe seine regelmäßige 
Tätigkeit im Garten wieder aufgenommen. Er sei «wieder sehr lebhaft, 
scheinbar auch vergnügter, ulkt uns wieder an und macht etwas Scherz. 
Doch kann man oft nicht das Gefühl bekämpfen, dass er sich etwas ge- 
waltsam zu betäuben sucht.»'% 

Der Plan, den Sarg der Kaiserin nach Potsdam zu überführen und die 
Trauerfeierlichkeiten zu einer großen monarchistischen Demonstration zu 
gestalten, stand schon lange fest.'”* 1918 hatte der Kaiser die Errichtung 
eines Mausoleums im Potsdamer Neuen Garten in Auftrag gegeben, doch 
durch die Revolutionswirren war der Bau nicht fertig geworden. Die Bei- 
setzung sollte also im Antikentempel stattfinden.' Tausende standen an 
der Bahnstrecke, als der Zug mit dem Sarg der Kaiserin von Doorn nach 
Potsdam fuhr; Hunderttausende begleiteten den Trauerzug vom Bahnhof 
Wildpark nach Sanssouci. Bei der Beisetzungsfeier am 19. April 1921, an 
der die Kaisersöhne Eitel Friedrich, August Wilhelm, Adalbert und Oskar, 
die Kronprinzessin Cecilie sowie Hindenburg, Ludendorff, Tirpitz und 
zahlreiche monarchistische Verbände teilnahmen, bildeten 6000 Offiziere 
Spalier, wie der Kaiser «ganz stolz» bemerkte.” Noch Jahre später be- 
zeichnete er die Grabstätte der Kaiserin als «ein dauerndes Wallfahrtsziel» 
für die vielen Menschen, die ihre Treue zeigen wollten. «Ich habe Bericht 
bekommen, wie jetzt wieder ein fortwährendes Vorbeidefilieren von Schu- 
len, Vereinen usw. stattgefunden hat», erklärte er 1924.'7 

Nach dem Tod der Kaiserin nahm die Vereinsamung Wilhelms be- 
denkliche Formen an. Haehner machte sich ernsthafte Sorgen um den 
«psychischen Zustand» seines Patienten. Er drängte die Familienmitglie- 
der und auch das Gefolge dafür zu sorgen, daß der Kaiser bei der Aus- 
wahl der Gäste mehr Abwechslung erführe, denn «wenn er sich weiterhin 
so vollkommen abschlösse und nicht auch einmal andere Menschen um 
sich sähe als die tagaus tagein gewohnten Gesichter», bestünde die «gros- 
se Gefahr», daß dieses Sich-Abschließen zu einer Art Menschenscheu 
führen würde. Früher habe Wilhelm doch Wissenschaftler, Techniker, 
führende Leute der Industrie und des Handels empfangen, gegenwärtig 
sehe er fast nur das Trio Gontard, Berg und Dommes. «Die Gefahr, dass 
der Kaiser Eigenbrödler werde, sei gross, zumal sich jetzt wo das ausglei- 
chende Element durch den Tod der Kaiserin fehle, eine steigernde Verbit- 
terung bemerkbar mache.» Der Kronprinz stimmte dem Leibarzt zu und 
machte geltend, wie notwendig es sei, seinen Vater auch in Gesellschaft 
von Damen zu bringen. = 

Freilich, schon wenige Monate nach dem Tode seiner Gemahlin stellte 
der Kaiser Überlegungen über eine Wiedervermählung an. Plötzlich tauch- 
ten auch «hermelinwütige» Damen in Doorn auf, die den Wunsch kaum 
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verbargen, den zweiundsechzigjährigen Ex-Monarchen einzufangen. Eine 
«famose» finnische Ärztin, die den Kaiser mit ihren «Visionen» «voll- 
kommen einwickelte», eine Altgräfin - ein «Prachtcharakter» - aus Süd- 
deutschland, eine «alte Potsdamer Freundin» sowie zwei «temperament- 
volle» Ungarinnen erregten schon im Sommer 1921 den Argwohn des 
kleinen Gefolges.'” Im August 1921 fiel auf, daß Wilhelm Gabriele von 
Rochow viel mehr Zeit widmete, als er jemals etwa mit seinen Schwieger- 
töchtern zubrachte. Am 27. August nachmittags «bestellte er sogar, was 
noch nie vorgekommen sein soll, für sich und seinen Gast zusammen den 
Tee in seinem Arbeitszimmer».'"° Beim Spazierengehen im Park am 1. Sep- 
tember 1921 erklärte der Kaiser dem erstaunten Ilsemann: «Die Zeiten 
sind vorüber, wo die deutschen Fürstlichkeiten untereinander heiraten 
können. Die Folgen dieser Inzucht sieht man heute in fast allen Fürsten- 
häusern. Was für Skandale sind überall vorgekommen! Wenn ich nur an 
meine Söhne Auwi und Joachim denke! [...] Ja, für die Hohenzollern 
bleibt - wenn man bedenkt, daß Cousinen oder Katholiken nicht in Frage 
kommen - wenig zum Heiraten übrig. Deshalb muß mit dem alten Brauch 
gebrochen werden. [...] Die Prinzen sollen sich ruhig eine gesunde Frau 
aus dem Adel oder dem Volke nehmen. [...] Ja, und, mein lieber Ilsemann, 
denken Sie mal an mich! Die Kinder schreiben immer, ich dürfe nicht so 
einsam bleiben. Aber wenn ich nun noch einmal heiraten will, wer kommt 
dann überhaupt für mich in Frage? Warum soll ich nicht eine Frau aus un- 
serem Adel nehmen? [...] Am besten doch eine etwa Gleichaltrige, mit der 
ich gemeinsame Erinnerungen an die Jugendzeit habe, und eine Frau, die 
für mich etwas tut!» Mit Recht führte Ilsemann diese ungewohnten Über- 
legungen des Monarchen auf den Einfluß Gabriele von Rochows zurück, 
die in der Jugendzeit Wilhelms Tanzdame auf vielen Berliner Bällen ge- 
wesen war." 

Seit dem Spätsommer 1921 verkehrte die charmante fünfundzwanzig- 
jährige Cornelia (Lily) van Heemstra fast täglich im Haus Doorn. Ilse- 
mann schrieb am 23. September dazu in seinem Tagebuch: «Viel Freude 
hat der Kaiser in der letzten Zeit durch den Besuch der Baronesse Lili van 
Heemstra; er geht viel mit ihr im Park spazieren, spricht mit der kleinen 
aufgeweckten Person über Literatur, Politik und erfreut sich an ihrem 
sonnigen Wesen. So nennt er sie denn auch den «Sonnenschein von 
Doorn». [...] Man kann dem Kaiser solche Abwechslung gönnen; aber ich 
fürchte, der kleine Sonnenscheim denkt daran, daß der Kaiser sie heiraten 
wird, obwohl sie erst 25 Jahre alt ist. Der Kaiser hat ihr aber deutlich zu 
verstehen gegeben, daß er an solchen Schritt nicht denkt.»''? Bei einer 
Filmaufführung in Amerongen am 30. September 1921, die der Kaiser mit 
lauten Zwischenrufen begleitete, fiel den Anwesenden das Benehmen der 
Baronesse auf, mit der sich der Kaiser lebhaft unterhielt und die ihn den 
ganzen Abend nicht von ihrer Seite ließ." Noch Wochen später stellte 
Ilsemann fest: «Baronesse Sonnenschein hat sich einen großen Platz im 
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Herzen des Kaisers erobert, täglich ist er mehr begeistert von ihr, weil sie 
solch warmes Verständnis für ihn habe. Er spricht mit ihr über alle Fragen, 
so offen wie seit dem Tode der Kaiserin mit keinem anderen Menschen.»'"* 
Offenbar verliebt, bezeichnete Wilhelm seine junge Freundin in einem 
Brief an seine Schwester Mossy als «meinen lieben kleinen Sonnenstrahl 
Lily». Er rühmte sie als «Finanzgenie u. Verwaltungstalent ersten Ran- 
ges!» Sie sei «der reine Chef Butler combiniert mit einem Banquier! Dabei 
das goldene liebe warme Herzchen!» Als Ilsemann ihr und dem Kaiser den 
Aufsatz vorlas, den Gabriele von Rochow über das Leben in Doorn ver- 
faßt hatte, habe Lily ganz still seine Hand gedrückt und geküßt. «Ich hätte 
am liebsten dem lieben Kind einen Schmatz dafür gegeben», schrieb Wil- 
helm und fuhr fort: «Ich empfehle Dir meinen lieben kl. Sonnenstrahl der 
mich leider auf lange verlässt; sei ihm gut; vielleicht wird was zwischen ihr 
u. Deinen Jungens Einer; es wäre eine ideale Schwiegertochter, und für 
mich eine ideale Nichte.» «Möge sie Euch Sonne ins Haus bringen, wie 
uns, ich werde sie sehr entbehren.»""5 

Die Familienmitglieder waren geteilter Meinung über diese herzerfri- 
schende Beziehung des Zweiundsechzigjährigen zu der jungen Hollände- 
rin. Die Landgräfin Margarethe freute sich aufrichtig, daß ihr Bruder «so- 
viel Sonnenschein in der Einsamkeit» erhielt, und auch der Kronprinz, der 
die schöne junge Frau selber gut kannte - in Doorn galt sie als «das abge- 
setzte Kronprinzenliebchen!»""° -, unterstützte ihre Freundschaft mit sei- 
nem Vater vollauf.'” Dem Leibarzt Haehner sagte er: «Sein Vater solle 
ruhig einen Flirt mit ihr anfangen, sie verstände das recht gut. Ihre beinahe 
täglichen Besuche in Haus Doorn im Sommer erklärte sich Kf[ron]pr[in]z 
aus ihrer «Hermelinwub heraus, macht sich im übrigen weiter keine Ge- 
danken darüber.»'"* Anders verhielten sich der Sohn Prinz Adalbert und 
seine Frau, die dadurch den Zorn des Kaisers auf sich zogen. Ilsemann be- 
richtet: «Der Kaiser hat seiner jungen Freundin nun geraten, einen von den 
vier Söhnen seiner Schwester [Margarethe] zu heiraten. Lili ist damit auch 
einverstanden» und wolle in Kronberg die hessischen Prinzen kennenler- 
nen. Zu Ilsemanns Frau, der Tochter des Grafen Bentinck, habe die junge 
Baronesse allerdings gesagt: «Am liebsten würde ich den Kaiser heiraten, 
aber möglichst bald, da er voraussichtlich nicht mehr lange leben wird. Ist 
solche Heirat nicht möglich, nehme ich auch gern einen von den hessi- 
schen Prinzen!»''? Später behauptete Lily van Heemstra, der Kaiser habe 
ihr einen Brief geschrieben, worin er ihr, wenn sie schon nicht seine Frau 
werden könnte, das Konkubinat angeboten und «in der übelsten Weise 
sexuelle Dinge» behandelt habe; diesen Brief habe sie (angeblich voller 
Entrüstung) dem Kronprinzen zu lesen gegeben.'”° 

Zum Kaisergeburtstag am 27. Januar 1922 wirkte Gabriele von Rochow 
wieder ihren Zauber auf den Kaiser. Haehner beobachtete: «Frau v. Ro- 
chow beginnt sich schon etwas als Herrin zu fühlen. Die Art und Weise, 
wie sie sich gegenüber dem Kaiser] stellt, zeigt deutlich, daß sie zu einem 
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hohen Grade des Vertrauens des Kaisers] aufgerückt ist. Ihr Auftreten ist 
nicht sympathisch, sie ist ziemlich hochmütig, erst recht nun, wo sie, was 
zweifellos der Fall ist, sich einer gewissen Macht über den Klaiser] bewußt 
ist.»"”' Im Februar 1922, nachdem die Rochow wieder abgereist war - 
wenige Monate später gab sie zur Bestürzung des Kaisers einer englischen 
Zeitung ein Interview über ihre Erlebnisse in Doorn -, kam die fünfzigjäh- 
rige Witwe Auguste von Tiele-Winckler nach Doorn und machte auf die 
Umgebung, vor allem auf Haehner, der sie «für eine Dame der ganz gro- 
ßen Welt, eine Vollblutaristokratin» hielt, einen vorzüglichen Eindruck. '” 
Sie vertrat sehr entschieden die Meinung, der Kaiser müsse wieder heira- 
ten, «aber eine passende Frau und nicht eine von der Sorte, wie sie bisher 
in Doorn gewesen sei».'? Der Leibarzt ging so weit, dem Kaiser diese 
Frau als Gattin zu empfehlen; sie hätte «auch äußerlich mit ihrer majestäti- 
schen Erscheinung brillant sich dazu geeignet». Wilhelm erwiderte, er 
möge Frau von Tiele «auch sehr gern, sie hätte ihm aber einmal auf eine 
diesbezügliche Frage geantwortet, sie wolle nicht wieder heiraten und au- 
ßerdem sei sie ja auch - unebenbürtig!» Als Haehner der Frau von Tiele 
von diesem Gespräch erzählte, fuhr sie «ganz entsetzt auf» und erklärte, 
sie würde niemals wieder heiraten, ihr Mann hätte sie auf Händen getragen 
und für einen anderen sei in ihrem Herzen kein Platz.'”* Indessen wäre es 
schon zu spät gewesen, denn der Kaiser hatte sich inzwischen anderweitig 
gebunden. 

Seit Ostern 1922 korrespondierte Wilhelm II. ohne Wissen seiner Fa- 
milie oder der Umgebung mit der verwitweten Prinzessin Hermine von 
Schönaich-Carolath, der Tochter des Fürsten Heinrich XXII. Reuß ältere 
Linie, die er noch nie gesehen hatte und die kaum älter war als seine Toch- 
ter. Am 9. Juni 1922 traf «Hermo» in Haus Doorn ein, wo zwei Zimmer 
für sie vorbereitet waren. Schon nach wenigen Stunden hielt der Kaiser um 
ihre Hand an, schon am 11. Juni verlobte sich das ungleiche Paar heim 
lich.'5 Offenbar verliebt schrieb Wilhelm seinem Freund Fürstenberg: «Es 
hat sich nun doch ein Frauenherz gefunden, eine deutsche Fürstin, eine lieb- 
reizende, kluge junge Witwe ist entschlossen, mir Sonnenschein ins ein- 
same Haus zu bringen, u. mit ihrer warmen hingebenden Liebe meine Ein- 
samkeit zu verschönen und mittragen zu helfen. Glück und Frieden sind 
durch sie in mein zerrissnes, gequältes Herz eingezogen, seitdem sie mir 
die Hand gereicht. [...] Ich bin unendlich glücklich.»"** Haehner sprach 
von einem geradezu bedenklichen «Johannistrieb», und Friedrich von 
Berg erklärte rundheraus, angesichts eines solchen Triebes sei der Kaiser 
«in seinen Augen nicht mehr normal».'” Allerdings spielten bei Wilhelm 
(und erst recht bei Hermine) neben der Leidenschaft auch Berechnung 
eine Rolle. Er handelte in dem völlig abwegigen Kalkül, daß ihm durch die 
Wahl einer blaublütigen Prinzessin ein geschickter Schachzug gegen die 
«Prinzipmonarchisten» in der Heimat gelungen sei. Wenn er eine «Un- 
ebenbürtige» geheiratet hätte, erklärte er kurz vor der Hochzeit mit Her- 
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mine, hätte er sich in den Augen vieler Monarchisten seine Restauration 
unmöglich gemacht; «durch seine Wahl einer absolut ebenbürtigen Prin- 
zessin» aber sei seine Wiederkehr nach Deutschland nun gesichert. «Die 
Prinzessin könne vollkommen und werde auch Kaiserin werden.»'*? 

Als die Verlobung am 18.September 1922, knapp siebzehn Monate 
nach dem Tod Auguste Viktorias, offiziell bekanntgegeben wurde, war die 
Empörung in der kaiserlichen Familie, dem Gefolge und unter vielen kon- 
servativen Anhängern der Monarchie in Deutschland gewaltig.’ Seinem 
Sohn Oskar, der seine Einwände brieflich mitgeteilt hatte, antwortete 
Wilhelm, er habe sich mit der Entscheidung abzufinden, immerhin sei 
Hermine im Gegensatz zu Oskars Frau «ebenbürtig».">° Auf einen «un- 
verschämten» Brief seines Sohnes Auwi wollte der Kaiser gar nicht erst 
eingehen, schließlich sei dieser «Bengel [...] nicht einmal mit seiner eige- 
nen Frau fertig geworden, [...] weil er zu schlapp dazu war!»"' Seine 
Tochter Viktoria Luise gab den Widerstand gegen die Heirat als aussichts- 
los auf, sehnte ihre Abreise aus Doorn herbei und beschloß, unter keinen 
Umständen zur Hochzeit zu erscheinen. "” 

Diese fand am 5. November 1922 in Doorn statt. Der Kaiser trug die 
feldgraue Generalsuniform des Ersten Garderegiments mit dem orange- 
nen Band des Schwarzen Adler-Ordens und hohen Stiefeln; für seine 
Braut hatte er eigenhändig eine hellmauvefarbene Hochzeitsrobe entwor- 
fen, die in Breslau angefertigt worden war. Wilhelms Bruder Heinrich, sei- 
ne Schwestern Victoria Schaumburg-Lippe und Margarethe von Hessen, 
seine Söhne Kronprinz Wilhelm und Eitel Friedrich (nicht aber August 
Wilhelm, Adalbert und Oskar und seine Tochter Viktoria Luise) sowie 
sein Freund Max Fürstenberg waren zur Hochzeit nach Doorn gekom- 
men." Beim Hochzeitsessen redete Prinz Heinrich die Braut als «Ihre 
Majestät die Kaiserin und Königin» an.'’* In ihrem neuen Reisepaß stand 
allerdings nur Prinzessin Hermine Reuss, Gemahlin Kaiser Wilhelms II. 
Das ersehnte Prädikat «Kaiserin» war ihr verweigert worden. 

Für den Menschenkenner Haehner war nicht zweifelhaft, daß der Kai- 
ser mit dieser Wahl einen schweren Fehler begangen hatte. Das «einzige 
Motiv» Hermines, den «alternden Kaiser» zu heiraten, sei seiner Überzeu- 
gung nach die Hoffnung auf eine Restauration der Monarchie gewesen. Er 
sagte voraus, daß die Ehe auseinandergehen würde, sollte Hermine je zu 
der Erkenntnis kommen, daß eine «Wiedertronbesteigung» des Kaisers 
ausgeschlossen sei. «Wenn sie einmal sieht, daß das Spiel für sie absolut 
verloren ist, sie dann sich Rechenschaft gibt, was sie für ihren Ehrgeiz alles 
aufgegeben hat bezw. in Kauf genommen hat, wird das zum Zerfall dieser 
Ehe führen», schrieb er im Oktober 1923 und meinte: «Wenn diese Ent- 
täuschungen in Ihren Hoffnungen sich mehren, kommt die Verbitterung, 
und wenn nur noch Enttäuschungen vorhanden sind, wächst aus der Ver- 
bitterung der Haß. Diese Frau wird sich nicht zu einem klaglosen Verzicht 
durchringen können, sie wird das Scheitern ihrer hochtrabenden Wünsche 
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keit wird sie es nicht kommen lassen, [...] aber sie wird den Kaiser] immer 
mehr allein lassen, immer länger und häufiger auf Reisen gehen und ihr 
Leben ganz nach ihrem Geschmack einrichten.»'3° Hermine hatte es gleich 
bei der Verlobung zur Bedingung gemacht, zweimal im Jahr für jeweils 
zwei Monate nach Deutschland reisen zu dürfen." 

In den Flitterwochen hielt das große Glück noch an - seiner Lieblings- 
schwester Mossy schrieb Wilhelm ganz verliebt: «Flermo ist für mich die 
Verkörperung des Geistes der Liebe selbst. Ich bin eingehüllt in die 
wärmste Liebe, die mir von einer einnehmenden, bezaubernden, süßen 
jungen Frau mit einem herrlichen & feurigen Temperament gegeben wird. 
Sie ist vollkommen mein Ideal einer Frau, für mich geschaffen. [...] Ich bin 
ganz unsagbar glücklich! Ich habe das gefunden, wonach ich mich so sehn- 
te & was ich so lange entbehrte!»'3” Doch der Rausch hielt nicht lange an. 
Schon nach wenigen Wochen hieß es unter dem Gefolge in Doorn, Her- 
mine beherrsche ihn «völlig», drücke ihn an die Wand, er folge ihr auf den 
Wink und sei des öfteren still und bedrückt.'5® Mit der Ankunft der fünf 
Kinder Hermines aus erster Ehe, die dem Kaiser nicht sympathisch waren 
- für sie mußten das Torgebäude und die Orangerie umgebaut werden -, 
wurde Wilhelm noch «weniger lebhaft wie sonst».'?? Sehr bald war er- 
kennbar, daß sich die Eheleute gegenseitig auf die Nerven gingen und es 
«allerlei Reibungspunkte zwischen ihnen» gab.'* Auch der Kronprinz 
und die Kaisertochter äußerten sich «sehr besorgt» über den Zustand der 
Ehe. Sie fanden ihren Vater «nicht frisch und wenig gut aussehend» und 
«vor allem auch psychisch» in keiner guten Verfassung. Bei einem Besuch 
im August 1923 war Viktoria Luise erschrocken über den schlechten Zu- 
stand der Ehe. «Es sei mitunter direkt traurig zu sehen und zu hören, wie 
die Beiden zu Zeiten scharf gegen einander seien. Nach den Briefen ihres 
Vaters hätte sie geglaubt hier strahlendes Glück und vollste Harmonie vor- 
zufinden. [...] Sie sei [...] schmerzlichst enttäuscht über das, was sie hier 
vorgefunden. Ihr Vater habe nun einmal den Schritt getan, den sie nie billi- 
gen könne, aber trotz allem hätte sie nun gewünscht, daß es gut gehen 
möge. Den Eindruck hätte sie aber keineswegs und das mache ihr das 
Herz sehr schwer.» Haehner bestätigte diese Wahrnehmung: Wilhelm sehe 
schlecht aus, sei «sehr gedrückter Stimmung und sichtlich gealtert. Die 
Ehe scheint ihm in der Tat nicht gut zu bekommen.»'* Hermine klagte 
ihrerseits über die mangelnde Rücksichtnahme des Kaisers. Sie sei mehr 
Freiheit gewohnt, und ihr Charakter sei auch zu eigen, um sich immer 
unterzuordnen. «Vielleicht sei es besser gewesen, sie hätte überhaupt nicht 
wieder geheiratet!!», gestand sie dem Arzt. Dieser kommentierte die Lage: 
«Es klang aus ihren Worten eine ziemliche Verbitterung heraus, es scheint, 
sie hat jetzt erst einzusehen gelernt, was sie mit ihrem Schritt für eine Last 
gleichzeitig auf sich genommen hat. Mag sein, daß ihr Ehrgeiz das «Maje- 
stätspielen ihr in so glänzendem Lichte vorgespiegelt hat, daß sie die tie- 
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Abb. 58 Der Ex-Kaiser mit seiner zweiten Frau, Hermine 


fen Schatten gar nicht sah.» Jetzt sei ihr Ehrgeiz enttäuscht, «da sie doch 
einsehen muß, daß [der] K[aiser] niemals wieder eine politische Rolle spie- 
len wird, von dem hiesigen kleinen Kreise als «Majestäb angeredet und be- 
handelt zu werden, hat den Reiz der Neuheit verloren, sie sieht jetzt nur 
das schwere Leben, die Abgeschlossenheit, die Aufgabe der persönlichen 
Freiheit. Ein Charakter wie der Ihre überwindet das nicht, wird sich im 
Gegenteil wohl immer mehr in Verbitterung hineinsteigern. Wie der Aus- 
gang sein wird-? Jedenfalls leider kein guter.»'* Kurz vor dem ersten 
Hochzeitstag klagte Hermine, «wie grauenhaft ihr das gemeinsame Schlaf- 
zimmer wäre, wie sie sich von [dem] Kaiser] gestört fühle, wie rücksichts- 
los er sich gegen sie benehme».'#3 Auf dem Gesicht Wilhelms lag «eine 
starke Ablehnung» gegenüber seiner Frau, er mustere sie «mit so kalter 
Kritik, wie man sie bei [dem] Kaiser] noch nicht gesehen» habe, vermerk- 
te Haehner besorgt im August 1923.'* 

So war denn das Lebensglück, der Sonnenschein, den der Kaiser nach 
dem Tod seiner ersten Frau kurze Zeit genossen hatte, rasch verflogen. 
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Unter den düsteren Umständen, die in Doorn herrschten, war es kein 
Wunder, daß selbst bei den engsten Vertrauten die Meinung zu hören war, 
es wäre eine Gnade, wenn der Tod den Ex-Monarchen bald erlösen würde. 
Friedrich von Berg, Wilhelms ehemaliger Zivilkabinettschef, der 1921 als 
Nachfolger Graf August Eulenburgs zu seinem Hausminister (genauer: 
Generalbevollmächtigten) ernannt wurde, meinte betroffen nach einem 
Besuch in Doorn, der Kaiser sei so stark verbittert, habe «ganz eigenartige 
Ansichten und sei auch gar nicht zu belehren», daß es «wahrhaftig [...] das 
Beste [wäre], wenn er früh stürbe. Er verehre den Kaiser sehr und sei ihm 
aus der langen Zeit der näheren Bekanntschaft mit ihm auch wirklich zu- 
getan. Eben deshalb könne er sich nur freuen, wenn der Kaiser ein derarti- 
ges Leben wie sein jetziges, das doch ganz fürchterlich sei, nicht mehr lan- 
ge zu ertragen brauche.»'# Bekanntlich lebte Kaiser Wilhelm jedoch noch 
weitere zwanzig Jahre im Exil und sann weiterhin auf Wiederkehr und 
Vergeltung. Seine Aktivitäten in dieser letzten Phase seines Lebens bilden 
wahrlich kein Ruhmesblatt in der Geschichte des Hauses Hohenzollern.'# 


Kapitel 45 


«Blut muß fließen, viel Blut!» 
Der Kaiser und die «Saurepublik» von Weimar 


Mit der Flucht nach Holland verließ Kaiser Wilhelm II. auch gedanklich 
den Boden der Realität. In Amerongen und Doorn lebte er in einer geisti- 
gen Welt, die in ihrer alptraumhaften Entrücktheit und weltanschaulichen 
Radikalität extrem befremdlich wirkt. Bestürzt und beschämt steht der 
Historiker vor den in Überfülle überlieferten, entsetzlichen kaiserlichen 
Ansichten dieser letzten Lebensjahre, die allerdings in vielfältigen Varia- 
tionen in völkischen und rechtsradikalen Kreisen der Weimarer Republik 
durchaus verbreitet waren. Traumatisiert durch den Verlust seines Thro- 
nes, steigerte Wilhelm sich in gewagte Weltverschwörungstheorien hinein. 
Den Weltkrieg hätten nicht etwa er, seine Generäle und die leitenden 
Staatsmänner mit ihrer Hegemonialpolitik verschuldet, sondern der öster- 
reichische Aufßenminister Graf Berchtold habe den Krieg angezettelt, um 
im Verein mit dem Vatikan, den Wittelsbachern, den Jesuiten, den Frei- 
maurern und dem Weltjudentum das protestantische Hohenzollernreich 
zu stürzen. Dann wiederum waren es die insgeheim vom Judentum be- 
herrschten Anglo-Amerikaner, die von langer Hand seinen Untergang und 
die Vernichtung Deutschlands eingefädelt hätten. Bis an sein Lebensende 
hielt Wilhelm an der Idee fest, sein 1910 verstorbener Onkel Edward VII. 
habe Engländer, Franzosen, Russen, Italiener, Amerikaner und Japaner 
zusammengebracht, um durch Krieg und Revolution den Untergang der 
Hohenzollernmonarchie herbeizuführen. Die deutschen Politiker, die die 
Weimarer Republik nach dem verlorenen Krieg schlecht und recht zu re- 
gieren suchten, seien allesamt Juden und Freimaurer, oder wenigstens in 
der Hand solcher «dunklen Kräfte», und würden von Rom, der Entente 
oder auch von den Bolschewiki in Moskau bestochen und gelenkt. Bei sei- 
ner Rückkehr auf den Thron würde es ein Blutbad geben, die Juden wür- 
den «vertilgt und ausgerottet» werden; überhaupt würde er sich an allen 
rächen, die ihn verraten hätten. «Blut muß fließen, viel Blut, bei den Offi- 
zieren und Beamten, vor allem beim Adel, bei allen, die mich verlassen 
haben», drohte er noch 1934." Die Gäste, die ihn im holländischen Exil be- 
suchten, erschraken geradezu über den abgrundtiefen Realitätsverlust, den 
hemmungslosen Haß und die haarsträubenden Zukunftspläne, die Wil- 
helm ihnen auftischte. Sie fragten sich ernsthaft und nicht ohne Grund, ob 
sich diese bedenklichen Eigenschaften nicht schon vor der Abdankung be- 
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merkbar gemacht hätten, als er die Schalthebel der Macht noch in Händen 
hielt. «Ganz erschlagen» stellte ein solcher Besucher 1919 fest: «Er muss 
sein ganzes Leben lang, er muss offenbar seiner ganzen Veranlagung nach 
nur in Vorstellungen leben, denen er dann das Wirklich-Erlebte anpasst.» 
«Das Weltbild, das er sich machte und das er uns entwarf, war von einer 
grotesken, wahrhaft tragischen Unrichtigkeit.»? 


1. Die mißlungene Rechtfertigung 


In der Einsamkeit von Doorn war der Kaiser von einer einzigen Idee be- 
seelt - von seiner Rehabilitierung und der Wiederkehr auf den Thron sei- 
ner Vorfahren. Zu diesem Zweck arbeitete er - abgesehen vom Bäumefällen 
und Holzhacken im Schloßpark und den archäologischen Studien in sei- 
nem Turmzimmer - an einer Reihe von Rechtfertigungsschriften, durch 
die er seine Restauration zu erlangen hoffte. Im Frühjahr 1921 erschienen 
— zunächst als Raubdruck in der niederländischen Zeitung Het Volk - sei- 
ne Vergleichenden Geschichtstabellen von 1878 bis zum Kriegsausbruch 
1914, die den Weltkrieg als das Ergebnis der planmäßigen Einkreisungs- 
politik der Entente darstellten. Der Zweck der Schrift war offenkundig: 
«Wenn immer mehr die Beweise sich häuften, dass Deutschland und damit 
auch er nicht die Schuldigen am Kriegsausbruch gewesen seien, [...] dann 
falle die auf Lügen aufgebaute Revolution total in sich zusammen und das 
erwachte Volk würde dann die notwendige Consequenz ziehen müssen.»* 
Ein Jahr darauf veröffentlichte Wilhelm seine vom alldeutschen Publizi- 
sten Eugen Zimmermann stark redigierten Memoiren unter dem Titel Er- 
eignisse und Gestalten in den Jahren 1878-1918.° Zwar sind rasch mehrere 
hunderttausend Exemplare verkauft und ist das Buch in mehrere Sprachen 
übersetzt worden - der Verkauf der Weltrechte brachte 70 Millionen Mark 
ein -, die erhoffte Wirkung blieb jedoch aus, zumal sowohl die amtlichen 
Stellen in Berlin als auch die vaterländisch geprägte Geschichtsschreibung 
sich darin einig waren, daß es im nationalen Interesse liegen würde, die po- 
litische Rolle, die Wilhelm II. zwischen 1888 und 1918 gespielt hatte, mög- 
lichst zu marginalisieren. Rudolf von Valentini, der als Chef des Zivil- 
kabinetts viele der darin geschilderten Vorgänge hautnah miterlebt hatte, 
meinte, am erschütterndsten an dem Buch sei «die Unwahrhaftigkeit, [...] 
mit der er die Dinge auf den Kopf stellt, um sich selbst in ein günstiges 
Licht zu rücken».’” Der frühere Chef der Reichskanzlei, Arnold Wahn- 
schaffe, stöhnte, es sei «ja gerade, als ob die unglücklichen Hohenzollern 
von einem Dämon angetrieben würden, zu dem ganz einseitigen u. in vie- 
ler Beziehung ungerechten Verdammungsurteil, das die Welt über sie ge- 
fällt hat, selbst die Begründung zu schreiben». Das Memoirenwerk des 
Kaisers sei «sicherlich eine reine Freude für alle Gegner der Hohenzol- 
lern-Monarchie».° Übereinstimmend urteilte man in Regierungskreisen, 
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«daß die Schrift an Oberflächlichkeit kaum zu übertreffen» sei.’ Admiral 
von Müller seufzte nach der Lektüre, der Kaiser und der Kronprinz hätten 
«beide jetzt wohl endgültig abgewirthschaftet».'"° Gegen die Kautsky-Edi- 
tion, Wilhelms Briefwechsel mit dem Zaren und die Memoiren früherer 
Mitarbeiter, die inzwischen ganz andere Wahrheiten ans Licht gefördert 
hatten, konnten die Memoiren des Kaisers jedenfalls nicht ankommen. Bei 
der Lektüre der Willy-Nicky-Korrespondenz urteilte ein national ge- 
sinnter Geschichtsprofessor in Tübingen, eigentlich könne man nur sein 
Haupt verhüllen und sich in einen Winkel verkriechen.'' Als der Schrift- 
steller Emil Ludwig 1925 an seiner kritischen Biographie arbeitete, konnte 
er sich bereits auf die Erinnerungen von Tirpitz und Valentini, die Tagebü- 
cher Waldersees und Zedlitz-Trützschlers, Teile des Briefwechsels Philipp 
Eulenburgs und die ersten Bände der Großen Politik stützen. Mit Recht 
befürchtete General von Dommes, Emil Ludwigs «Schandbuch» würde 
«viel gelesen werden und Seiner Majestät wie dem monarchischen Gedan- 
ken sehr schaden».'” Der Ex-Kaiser ließ keine Gelegenheit verstreichen, 
darauf hinzuweisen, daß Ludwig, den er «diesen großen Lügenbengel» 
nannte, in Wirklichkeit Cohn hieß und daß sein Buch den schlagenden Be- 
weis dafür liefere, daß er, Wilhelm, das Opfer einer jüdischen Weltver- 
schwörung sei.'> Die Jugenderinnerungen des Kaisers, die er seinem Flü- 
geladjutanten Fritz von Mewes aus dem Stegreif diktierte und die 1927 
unter dem Titel Aus meinem Leben 1859-1888 erschienen, '* verfehlten das 
gewünschte Ziel ebenso wie die verschiedenen Veröffentlichungen zu 
archäologischen und kulturmorphologischen Themen, die gleichfalls den 
monarchischen Gedanken im Kampf gegen die westlichen Freiheitsideen 
beziehungsweise gegen den «negativen, antinationalen Geiste Roms und 
Judas» fördern sollten." 

Seit 1925 machte Wilhelm II. neben Deutschland die Vereinigten Staa- 
ten von Amerika zum Schwerpunkt seiner Öffentlichkeitsarbeit. Durch 
einen regen Briefwechsel mit dem deutsch-amerikanischen Antisemiten 
George Sylvester Viereck, der sich rühmte, ein unehelicher Sohn Kaiser 
Wilhelms I. zu sein, mit seinem Jugendfreund Poultney Bigelow sowie mit 
Professor Harry Elmer Barnes und zwei amerikanischen Historikerinnen 
suchte der Exilant jenseits des Atlantik Verständnis für seine Unschulds- 
thesen und seine seltsamen Rassen- und Religionstheorien zu wecken." Er 
lancierte zahlreiche Artikel unter seinem eigenen und dem Namen ande- 
rer, gab Interviews und sorgte dafür, daß seine Memoiren in den USA ge- 
bührend verbreitet wurden. Trotz dieses riesigen Aufwands mußte er bald 
einsehen, daß die Propagandakampagne in Amerika auf die öffentliche 
Meinung in Deutschland wirkungslos geblieben war. Weshalb? «Die Ver- 
leumdung und das Lügen von seiten meiner Feinde - besonders der Juden 
- gegen meine Person und mein Haus [sind] schlimmer den[n] je», stellte 
er 1927 Viereck gegenüber fest. «Die deutsche Presse hat unter Strese- 
manns und jüdischer Kontrolle alle Artikel ignoriert, [...] die Deutschen 
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wissen nichts von ihnen.»'"” Ein Abbruch der Beziehung zu Viereck erfolg- 
te im November 1928, als Wilhelm den Verdacht schöpfte, daß auch dieser 
«leider jetzt unter Judeneinfluss gerathen» sei.'® Seinem Freund Bigelow 
setzte er auseinander, Viereck sei kein Enkel Kaiser Wilhelms I., sondern 
der Enkelsohn eines Barons von Prillwitz, der mit der jüdischen Hof- 
schauspielerin Viereck ein Verhältnis gehabt hätte. George Sylvester, Vier- 
ecks Vater, sei Sozialist gewesen und habe in die USA auswandern müssen, 
als Bismarck das Sozialistengesetz einführte.'” Vierecks umfangreiche 
Apologie zugunsten Wilhelms, die Ende 1937 unter dem Titel The Kaiser 
on Trial erschien, ist somit ohne weitere Mitwirkung aus dem Haus Doorn 
entstanden.” 

Im Sommer 1927 entschied der Kaiser, seine Rechtfertigung in die be- 
währten Hände Karl Friedrich Nowaks zu legen. Begeistert teilte er Max 
Fürstenberg nach einem Besuch Nowaks in Doorn mit: «Der österreichi- 
sche Historiker Nowack ist von mir beauftragt mit Zusammenstellung des 
gesamten Materials über mein Zeitalter und meine Politik. [...] Er ist mir 
völlig ergeben und ist fabelhaft orientirt. Meine Akten hat er schon einge- 
sehen. Er ist rücksichtsloser Wahrheitssucher mit dem Zweck alle Infamie- 
en gegen mich ein für alle mal zu vernichten.»”' Nowak machte sich so- 
gleich verdient bei der Redaktion des vielfach bewunderten Vorwortes zur 
deutschen Ausgabe der Briefe der Kaiserin Friedrich, die Sir Frederick 
Ponsonby ohne Erlaubnis des Kaisers in London publiziert hatte.” Im 
Oktober 1929 erschien der erste Band von Nowaks Rechtfertigungswerk 
unter dem nicht gerade glücklichen Titel Das dritte Deutsche Kaiserreich. 

Obwohl er sich Mühe gab, seine Schilderung auf einwandfreier Quel- 
lengrundlage aufzubauen, geriet Nowak doch in eine bedenkliche Abhän- 
gigkeit von Wilhelm. Während seiner häufigen Besuche in Haus Doorn 
saß er tagelang mit dem Kaiser in dessen Arbeitszimmer zusammen und 
machte sich ausführliche Notizen, die er abends in seinem Hotel in Ut- 
recht der mitgereisten Prinzessin Kropotkin in die Schreibmaschine dik- 
tierte. Am folgenden Morgen korrigierte der Ex-Monarch dann hand- 
schriftlich die ihm von Nowak vorgelegten Textstellen. Den ganzen 
zweiten Band arbeitete der Kaiser im Mai 1931 mit Nowak in dieser Weise 
durch. Das Verlangen des Biographen, die so entstandenen subjektiven Er- 
innerungen durch Heranziehung der Quellen (etwa der Korrespondenz 
zwischen dem Kaiser und Bülow) zu kontrollieren, wurde von Wilhelm 
als «nicht erwünscht» abgelehnt.”° Noch vor dem Erscheinen des zweiten 
Bandes im Oktober 1931 kam es gerade wegen der Unvereinbarkeit der 
apologetischen Absicht Wilhelms II. mit den wissenschaftlichen Ansprü- 
chen Nowaks zu einem «sehr gereizten» Eklat.”* Nowak verstarb im De- 
zember 1932 im fünfzigsten Lebensjahr, ohne die Arbeit am kritischen 
dritten Band seiner Biographie aufnehmen zu können. Spätestens mit den 
Bücherverbrennungen, die nur wenige Monate nach Nowaks Tod stattfan- 
den, wird dem Kaiser zum Bewußstsein gekommen sein, daß er seine Reha- 
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bilitierung einem Mitglied des ihm sonst so «verhaßten Stamm Juda» an- 
vertraut hatte. Im verbrecherischen System des nationalsozialistischen 
Rassenantisemitismus war Nowak «Volljude»,”® seine Werke fanden im 
Dritten Reich daher keine Verbreitung, und die erhoffte Wirkung seiner 
«fabelhaft spannenden» Biographie Kaiser Wilhelms II. auf die Deutschen 
blieb aus.” 

Gegen die nicht enden wollende Flut der Enthüllungen konnten die 
Rechtfertigungsversuche Wilhelms II. kaum ankommen. Im Sommer 1929 
erschien der für ihn peinliche dritte Band der Gedanken und Erinnerun- 
gen Bismarcks,” ein Jahr darauf das vierbändige Memoirenwerk Bülows 
und 1931 die entlarvenden Denkwürdigkeiten der Reichskanzlerzeit des 
Fürsten Chlodwig zu Hohenlohe-Schillingsfürst über die Jahre 1894- 
1900. Mit der Machtübernahme Hitlers wurden zwar die kritischen Stim- 
men von links zum Schweigen gebracht,” dafür aber wurden die Angriffe 
auf das Persönliche Regiment Wilhelms II., die von militärischer und all- 
deutscher Seite geführt wurden, um so schärfer.” Es entbehrt nicht der 
Ironie, daß es ausgerechnet einem «Engländer» beschieden blieb, im Drit- 
ten Reich das wohl einflußreichste Rechtfertigungswerk über den Kaiser 
zu verfassen. Die deutsche Übersetzung von Jacques Daniel Chamiers 
«ritterlicher» Apologie Ein Fabeltier unserer Zeit. Glanz und Tragödie 
Wilhelms II. wurde in Hitler-Deutschland in riesigen Auflagen verkauft 
und auch noch nach 1945 mehrmals nachgedruckt.° Doch auch in diesem 
Fall war nicht alles, wie es schien. Der Verfasser war kein «Engländer», 
sondern die 1885 in Britisch-Indien geborene Generalstochter Barba- 
ra Chamier, die nie ein Universitätsstudium absolviert hatte und kein 
Deutsch konnte. Wie sie auf die Idee gekommen ist, eine Biographie Wil- 
helms II. zu schreiben - ob von sich aus oder unter Mitwirkung monar- 
chistischer Kreise in Deutschland -, bleibt ungewiß. Bewiesen ist aber, daß 
die deutsche Übersetzung, die von Dora von Beseler, der Tochter des 
königlich-preußischen Justizministers Max von Beseler und Nichte eines 
preußischen Generals, besorgt wurde, dem Kaiser in Doorn vorgelegen 
hat und von ihm persönlich korrigiert wurde.3' Es muß als ein Armuts- 
zeugnis der kaiserlichen Rechtfertigungsbestrebungen gelten, daß er, statt 
einen angesehenen deutschen Historiker für seine Sache zu gewinnen, sich 
genötigt sah, auf die manipulierte Übersetzung einer englischen Amateur- 
biographie zurückzugreifen. 


2. Restaurationspläne und Revanchegelüste 


Die apologetische Schriftstellerei Wilhelms II. war nicht unbedenklich, 
denn sie trug mit zur Mythenbildung beziehungsweise zur Geschichts- 
verdunkelung bei. Im Vergleich zu den rachsüchtigen, blutrünstigen 
Äußerungen, die Wilhelm in privaten Kreisen von sich gab, war seine 
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Öffentlichkeitsarbeit im Ton aber noch harmlos. In Tischgesprächen und 
eigenhändigen Briefen sprach er Ansichten aus, die Zeugnis von einem 
paranoiden Weltverschwörungskomplex, einem schauderhaften, mörderi- 
schen Haß auf Juden, Freimaurer und Katholiken ablegen. Mehr als ein 
Jahrzehnt vor der Machtübernahme Hitlers verlangte Kaiser Wilhelm II. 
die blutige Hinrichtung der «Novemberverbrecher» von 1918 und die 
Enteignung und Vertreibung aller Juden aus Deutschland, gelegentlich 
sogar, wie gleich zu zeigen sein wird, ihre Vernichtung. 

Die Besucher, die nach Amerongen und Doorn pilgerten, waren ebenso 
machtlos wie seine Umgebung, dem Kaiser derartigen Wahnsinn auszu- 
reden. «Es ist immer noch wie früher, der Kfaiser] hat nicht das geringste 
aus all dem Geschehen gelernt. Was ihm nicht paßt, will er nicht hören», 
stöhnte sein Leibarzt 1923.” Schon bald nach seinem Dienstantritt im No- 
vember 1919 beklagte Haehner die Borniertheit des Monarchen, der von 
seinen Wahnvorstellungen von einer Weltverschwörung der Juden, der 
Freimaurer und der katholischen Kirche gegen die protestantische Hohen- 
zollernmonarchie nicht abzubringen sei. «Wenn er sich dergl. in den Kopf 
gesetzt hat, bekommt man ihn kaum wieder von einer solchen Meinung 
ab, zumal wenn sie ihm in gewisser Weise in die eigene konstruierte 
Anschauung über Ursache und Schuld an der Revolution zu passen 
scheint.»33 Nach vier Jahren in täglichem Kontakt mit ihm gelangte Hach- 
ner zu dem Urteil, daß der Kaiser zwar ein gutes Gedächtnis habe, aber 
alles andere als klug sei. «Die eigenen Ideen sind sehr oft ganz absurd und 
sich, wie fixe Ideen, in denselben Bahnen stets bewegend. Z.B. ist alles, 
was angeblich ihm angetan worden ist, nur Freimaurer- und Jesuiten- 
werk. [...] Es mag aber auch sonst in der Welt etwas passieren, stets steckt 
der «Großorienv dahinter.» Lese der Kaiser etwas in der Zeitung, das nicht 
in seine politischen Ansichten paßt, dann sei es eben gelogen. Für die 
Schwierigkeiten der inneren Politik Deutschlands zeige er überhaupt kein 
Verständnis. «Alle Vorgänge werden nur von dem Standpunkt aus be- 
trachtet, daß keine Regierung seit der Revolution etwas gekonnt hat. Der 
Einzige, der es gut gemacht hatte, war «Er». Aber man hat ihn im schnöde- 
sten Undank weggejagt. Jetzt geschiehts den Deutschen ganz recht, dass es 
ihnen so schlecht geht. Bildlich wird wieder sehr stark mit dem Säbel ge- 
rasselt, in Deutschland ist alles zu jammervoll schlapp. [...] Das alles von 
dem Mann, der durch seine Energielosigkeit, sein Schwanken, sein Säbel- 
rasseln am unrechten Ort so viel Schaden getan hat! Aber man sieht doch 
jetzt ein, wie alles so kommen konnte. Zumal, wenn man dazu nimmt, die 
große Empfänglichkeit des Kfaisers] für Schmeicheleien und Anbetung. 
Was da auch von seiner unmittelbaren Umgebung gesündigt worden ist, 
kann nicht ermessen werden.»3* Haehner stand mit diesem überaus kriti- 
schen Urteil nicht allein. Im Juni 1921 weilte der ehemalige preußische 
Kultusminister Friedrich Schmitt-Ott, den der Kaiser vom Kasseler Gym- 
nasıum her kannte und deshalb duzte, in Doorn zu Besuch.35 Schon nach 
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wenigen Tagen wollte Schmitt-Ott frustriert und enttäuscht wieder abrei- 
sen. Die Gedanken und Gespräche Wilhelms bewegten sich immer in den- 
selben Bahnen; er schimpfe nur über das deutsche Volk, das «feige und 
verrottet» sei.’° Selbst der Kronprinz, der im August 1921 aus Wieringen 
zu Besuch kam, war «ganz bestürzt» über die «geradezu fixen Ideen, von 
denen sein Vater besessen» wäre; er verkenne «absolut mit beinahe ge- 
schlossenen Augen» die Realität.” Und Ulrich Freiherr von Sell, Wilhelms 
Referent im Berliner Hausministerium, fragte sich 1928 nach einem Auf- 
enthalt in Doorn: «Ist denn diese Dynastie es überhaupt noch wert, daß 
man sich so kaputt arbeitet, [...] wenn man dazu hier immer wieder sieht, 
daß der Kaiser sich nicht mehr ändert, [...] wenn man weiß, daß er die 
wichtigen Dinge nicht begreift und nicht wissen will.»>° 

Wie Leitmotive durchzogen die Themen Verrat, Restauration und Ra- 
che die Ausführungen des verbitterten Monarchen im Exil. «Die Strafe 
wird furchtbar werden», warnte er 1919. «Ein solcher allgemeiner Verrat 
eines ganzen Volkes an seinem Herrscher ist beispiellos in der Weltge- 
schichte.»3° Bestürzt konstatierte ein Gast im Oktober 1919 nach einem 
Besuch in Amerongen: «Ganz besonders drastisch und heftig schilderte er 
[Wilhelm] den Verrat und die Felonie, die sein Volk an ihm verübt habe. 
Von allen Seiten bin ich belogen, betrogen und verraten worden!», es habe 
«Verrat, gemeine Felonie, Feigheit bis in die obersten Stellen hinein!» ge- 
geben. Der Kaiser habe die schärfsten Ausdrücke gebraucht und die 
schärfsten Strafen angedroht.* Seinem Schwager Friedrich Karl von Hes- 
sen setzte Wilhelm im Februar 1920 auseinander, er werde ganz bestimmt 
«wiederkommen, aber nur auf den Knien gebeten, und dann werden die 
Köpfe fliegen».*' An Generalfeldmarschall August von Mackensen schrieb 
er 1920, die Novemberrevolution sei ein «Verrath des von dem Judenge- 
sindel getäuschten belogenen Deutschen Volkes gegen Herrscherhaus u. 
Heer!» gewesen, es werde dafür «schwer gestraft!»* Als die Siegermächte 
mit der Hungerblockade gegen Deutschland drohten, verkündete der Kai- 
ser: «Dem Volk gönne ich alles, für das ist nichts schlimm genug. Es gibt 
kein Volk, das sich so gemein und niederträchtig benommen hat und ist als 
das deutsche!»* «Überhaupt sei das Deutsche Volk ganz erbärmlich, eine 
Bande von Schuften. Ihn, den Kfaiser], hätten sie davongejagt aber den 
Fremden liefen sie nach. Es geschähe dem Volk ganz recht, daß es ihm so 
schlecht ginge. Nach dem wie es sich auch seinem Kaiser] gegenüber be- 
nommen, verdiene es gar kein anderes Los.»** Fünfmal sei er verraten wor- 
den, zählte er 1920 auf: «1) vom Zaren, 2) von den Italienern 3) von den 
Rumänen 4) von Kaiser Karl & 5) endlich von seinem Volke.»* 

Unentwegt und oft sogar in der Gegenwart von Ausländern drohte der 
Kaiser mit brutaler Offenheit und lauter Stimme, bei seiner Rückkehr 
nach Deutschland blutige Vergeltung zu üben. Am ersten Jahrestag seiner 
Flucht nach Holland kam seine starke Verbitterung in den Worten zum 
Ausdruck, die «Revolutionshelden» müßten alle «gehängt werden, [...] 
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wenn erst wieder einmal die andere Zeit angebrochen sei». Als Hachner 
solche Ansichten zum ersten Mal vernahm, glossierte er sie noch mit dem 
Kommentar, sie seien zwar «nicht wörtlich gemeint», «dass er aber ein 
äusserst strenges Strafgericht gegen die Männer abhalten würde, ist ohne 
weiteres feststellbar».*“ Als der Kaiser im Januar 1920 erneut von den 
«ganz drakonischen Strafen» sprach, die er bei seiner Restauration «gegen 
die Sozialisten und die Republikaner verhängen» werde, tröstete sich der 
Leibarzt abermals mit dem Gedanken, das seien natürlich «meist grosse 
Worte, wie er sie liebt, ob im Ernstfalle sie alle zur Tat werden würden, er- 
scheint mir doch sehr zweifelhaft». Bei der ständigen Wiederholung ge- 
langte Haehner dann aber doch zu der Überzeugung, daß es sich um fixe 
Ideen handele, die dem Kaiser ganz ernst seien. Wilhelm nehme sich Na- 
poleon zum Vorbild, der «die Kerls [...] einfach zusammengeschossen 
habe. Auch bei uns müsste es zu einer Diktatur kommen, ein Bürgerkrieg 
würde wohl nicht vermieden werden können. Das feige Bürgertum müsse 
dabei seine Haut zu Markte tragen lernen. Im Anschlusse daran müsse es 
aber auch zu einer gewaltigen Austreibung der Juden kommen. Wie er ge- 
hört habe, seien bei uns die ganzen Sozialistenführer bei der Revolution 
darauf ausgegangen sich zu bereichern, Ebert, Scheidemann, Erzberger 
seien jetzt alle vielfache Millionäre.» Erzberger stehe jetzt «auf 32 Millio- 
nen und Scheidemann war auch nicht umsonst in der Schweiz». «Man 
werde das Geld einstmals aber wieder zu fassen wissen, es werde den Kerls 
schon heimgezahlt werden.» 

Immer wieder forderte Wilhelm die Hinrichtung der Revolutionsfüh- 
rer, die ihn vom Throne vertrieben hätten. Er wolle «gleich 6000» Aufstän- 
dische an die Wand stellen; auch den Adligen, die sich (wie etwa der 
«Schweinehund» Fürst Pless) auf die Republik umgestellt hätten, würde es 
dann «an den Kragen» gehen.* Wutschnaubend entrüstete er sich darüber, 
daß der «Erzverräther» Max von Baden - er hielt ihn für einen Freimaurer 
- noch am Leben war.° Reichspräsident Friedrich Ebert «würde schon 
einmal in Ketten über die Linden geführt werden!» rief er aus.’ Selbst 
Gustav Noske, der den Berliner Spartakusaufstand niedergeschlagen hatte, 
müsse «gehängt werden!»; man dürfe «nie vergessen, dass dieser Kerl sein 
ganzes Lebenswerk, die Flotte, total zerstört habe».’” Als Ende August 
1921 die Nachricht von der Ermordung Matthias Erzbergers in Doorn 
eintraf, feierte der Kaiser den Tod seines Widersachers mit Sekt.’ Ilsemann 
erzählte Haehner hinterher, «dass der Kaiser bei Erhalt dieser Kunde bei- 
nahe getanzt hätte, so erfreut wäre er darüber gewesen, dass diesen Mann, 
den er als seinen ärgsten Feind immer betrachtet hat, das verdiente Schick- 
sal ereilt hat». Der Leibarzt konstatierte: «Jedenfalls hat solange ich beim 
Kaiser bin, kein Ereignis beim Kaiser einen so grossen Jubel ausgelöst wie 
dieses.»’* Wilhelm teilte vollauf die widersinnige Überzeugung, daß die 
«Beseitigung» Erzbergers von seiner eigenen Partei veranlaßt gewesen 
sei.” Und als Walther Rathenau am 24. Juni 1922 dem Mordanschlag der 
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Organisation Consul zum Opfer fiel, stieß er aus: «Ist ihm ganz recht ge- 
schehen!»5° Ein Angebot des Rathenaubundes vom November 1928, dem 
Kaiser die Übersiedlung nach Deutschland zu ermöglichen, quittierte die- 
ser mit der Randbemerkung: «Der Rathenaubund soll mich [...] lecken! 
Siehe Götz von Berlichingen!» 

Die Staatsmänner der Westmächte, die ihm und der Kaiserin die Ver- 
bannung nach Holland zugefügt hätten, «diese Lumpen, Lloyd George, 
Poincare, Millerand und wie sie sonst alle heissen mögen», würden eben- 
falls ihre verdiente Strafe zu spüren bekommen, drohte Wilhelm. «Der ge- 
rechte Gott wird es ihnen schon heimzahlen, das Verbrechen, das sie da 
begangen, werden sie schon büssen müssen. Dabei blitzten seine Augen, 
die Fäuste ballten sich, es sprach aus ihm die ganze Wut und Empörung, 
die er gegen diese Menschen hegt», notierte Haehner nach einem Gespräch 
mit dem Kaiser.“ In immer abstruseren Kombinationen erklärte er sich 
seinen Sturz. So behauptete er 1920, aus sicherer Quelle erfahren zu haben, 
daß Woodrow Wilson nur dank der finanziellen Unterstützung König Ed- 
wards VII. zum Präsidenten der USA aufsteigen konnte. «Nun versteht 
man Wilsons Spiel», schrieb er dem holländischen Staatsmann J. B. Kan: 
«Fort mit den Hohenzollern, dafür die 14 Punkte, um die Deutschen reif 
zu machen gegen unsere Dynastie. Revolutionierung Deutschlands von 
Moskau mit Lenin und Trotzki. Sobald die Hohenzollern gefallen waren, 
verschwinden die 14 Punkte, die nur Finte waren, um die Deutschen auf 
den Leim zu locken ihren Kaiser zu verraten. Dann Vernichten Deutsch- 
lands, da es als Demokratie hülflos war!»? 1928 verstieg er sich, Präsident 
Wilson als einen «paralytischen Irren» zu bezeichnen.“ 

Wilhelm beschimpfte die Generäle, den Adel und die Deutschnationale 
Volkspartei, die es nicht wagten, aktiv für seine Rückkehr auf den Thron 
einzutreten. Die Machtergreifung Mussolinis und seiner Faschisten in 
Rom im Oktober 1922 galt ihm als Vorbild für das, was die Rechtskräfte in 
der Heimat unternehmen sollten. Es sei geradezu «jammerbar», «wie die- 
sen schlappen Italienern gegenüber das deutsche Volk sich benähme. Was 
täten all die Feldmarschälle, Generale, Stabsoffiziere denn in Deutschland, 
womit beschäftigten sie sich? - Mit Warten. Keiner findet den Mut, um 
endlich einmal aufzustehen, die Regierung zum Teufel zu jagen, einen 
Diktator einzusetzen, sie seien alle zu feige dazu!»“" 

Den beiden frühen Versuchen, die Weimarer Republik gewaltsam zu 
stürzen - dem Kapp-Putsch vom März 1920 und dem Hitler-Ludendorff- 
Putsch vom November 1923 -, stand Wilhelm allerdings ambivalent ge- 
genüber, eben weil er in beiden Fällen nicht sicher sein konnte, ob er selbst 
auch wirklich in seine Herrschaft restauriert werden würde. Als die Nach- 
richt vom Kapp-Putsch am 13. März 1920 in Amerongen eintraf, verhielt 
sich der Kaiser zunächst zögernd, die Meldung schien ihm zu gut, um 
wahr zu sein, der Putschversuch «übereilt und fehlerhaft». «Dann aber 
zeigte er sich aufs höchste erfreut über diese Wendung der Dinge», notier- 
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te Hachner.“ Als der Putsch gescheitert war, hieß es wieder: «Alle zu Hau- 
se sind zu schlapp. Es bedarf ja nur eines kleinen Stoßes, und die Regie- 
rung fliegt, um den alten Verhältnissen Platz zu machen.»“* Zweideutig 
war auch Wilhelms Reaktion im November 1923, als die Kunde vom 
Münchener Putsch eintraf: Er empfing sie, wie Haehner beobachtete, mit 
einem nassen und einem trockenen Auge. Einerseits freute er sich, daß die 
verhaßte Republik endlich gestürzt werden sollte, andererseits war er 
nicht damit einverstanden, daß die Bewegung von Bayern ausgegangen 
war. Als der Zusammenbruch des Putschversuchs gemeldet wurde, war 
ihm alles klar: Er holte, wie der Leibarzt notierte, sein Steckenpferd aus 
dem Stall und erklärte: «Die Katholiken hätten den Protestanten Luden- 
dorff nicht an der Spitze haben wollen. Nun wurde gegen diese losgewet- 
tert. Juden und Jesuiten, beide steckten zusammen, beide kennten kein 
Vaterland, beide müßten ausgerottet werden!»® Das Scheitern des Putsch- 
versuchs sei der klare Beweis, daß nur er selber in der Lage sei, in Deutsch- 
land Ordnung herzustellen.“ An den getreuen Mackensen schrieb er am 
19. Dezember 1923: «Die Münchener Vorgänge waren sehr bedauerlich, 
aber nicht überraschend. Aus Bierlokalen kommen keine neuen Reiche! 
Ludendorff ist ein prächtiger Soldat, von Politik hat er keine Ahnung. Die 
Wiederherstellung des Reiches kommt durch Preussen, u. dessen Wieder- 
herstellung muss von Potsdam od. Stettin aus gemacht werden, niemals 
aus München, mit od. durch Bayern! Die letzten Consequenzen, die man 
aus Ihren u. Anderer Briefe ziehen kann sind die: von Monarchie allein 
reden nützt nichts. Das Vo/k ersehnt den Führer; also rede man vom Mon- 
archen zu ihm; u. mache ihm klar, dass es seinen verrathenen Herren zu- 
rückzukehren anflehen soll! Er kommt! Aber das Volk muss ıhn rufen, u. 
dieses im Volk vorzubereiten ist jedes Königtreuen Mannes Aufgabe und 
Pflicht!»” 


3. Militärdiktatur, Führerprinzip, Gleichschaltung: 
Das politische Programm Wilhelms II. im Exil 


In mehr als einer Hinsicht nahm der Kaiser in Holland schon zu diesem 
frühen Zeitpunkt die Leitgedanken des Dritten Reiches vorweg. Er und er 
allein sei berufen, «Führer» oder «Diktator» des deutschen Volkes zu wer- 
den, insistierte Wilhelm. Das Gottesgnadentum und das monarchische 
Prinzip, die dreißig Jahre lang die Grundlage seiner Persönlichen Monar- 
chie gebildet hatten, dienten ihm jetzt als Ausgangspunkt für eine eigene 
Version des Führergedankens. 1921 setzte er seinem Arzt auseinander: 
«Das Volk hätte keinen Führer, ohne den ginge nichts gut. Dem Volke 
müsse von Gott der Führer gegeben sein, der dann auch wieder der Mittler 
zwischen dem «Herrn» und dem Volk sei. Der empfinge von droben seine 
Weisungen, die er auf göttlichen Ratschluss ausführen müsse. Das könne 
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natürlich nicht einem ganzen Volke geoffenbart werden, das könne immer 
nur einer sein, eben der dem Volk von Gott gegebene König!» In einer 
Predigt definierte Wilhelm seine Vorstellung vom Führerprinzip wie folgt: 
Akzeptabel sei nur der «von Gott den Menschen [...] geoffenbarte Füh- 
rergedanke». Der Führer müsse sein Herrscheramt im «Auftrag Gottes, 
im Gefühl der Verantwortlichkeit Ihm gegenüber, unter Seiner Kontrolle, 
gehemmt und gebunden durch dieselbe» ausüben; diese «Gottesgebun- 
denheit und Gottesaufgabe ihres Führerberufes» hätten er und seine Vor- 
fahren auf dem Hohenzollernthron soo Jahre lang unentwegt befolgt.” 
Dem Großadmiral von Tirpitz, der geltend gemacht hatte, daß der deut- 
sche Wiederaufbau mit dem parlamentarischen System der Weimarer Re- 
publik erfolgen müsse, hielt Wilhelm am r. Januar 1925 entgegen: «Keine 
Republik, kein Weimar, kein Parlament werden jemals Deutschland auf- 
bauen, sie haben das Land und Volk dahin gebracht, wo es jetzt ist, und 
haben ihre totale Unfähigkeit erwiesen. Das Volk hat Weimar und das Par- 
lament satt, über und bis zum Halse heraus, und will nicht mehr davon 
wissen. Alle sog[enann]t[en] «Grossen Männer Deutschlands haben total 
versagt, ob als Parteiführer oder als Einzelne. Nur eine Einzelpersönlich- 
keit kann noch retten durch die Dictatur. Ohne das Heer ist alles verloren! 
Es muss wiedererstehen. Das kann es nur durch seinen Obf[ersten] Kriegs- 
herrn, den Kaiser, u. dazu muss Versailles fallen. [...] Deutschland ist frei! 
Es rufe, er kommt!»7° Im September 1928 antwortete er auf die Frage Fritz 
von Unruhs, wer denn der Führer sein könne, der seine Wiederkehr auf 
den Thron ermöglichen würde: «Niemand! muß ich selbst machen, weil 
eben keiner da ist.» «Der angestammte Monarch ist eben der gegebene 
Führer, das dürfte die Erfahrung mit den vom Volk gewählten Führern zur 
Genüge bewiesen haben.»”' Noch im August 1931 schrieb er: «Möge das 
deutsche Volk endlich durch die Tat beweisen, daß es allein in seinem Kai- 
ser den Retter aus schwerer Not erblickt.»7? 

Angesichts der häufigen Regierungsumbildungen in Berlin äußerte sich 
der Kaiser «beinahe stolz auf sich selbst, dass er es fertig bekommen habe, 
ein solches Pack 30 Jahre lang in ziemlicher Ordnung zu regieren». Heut- 
zutage fehle eben «der feste Konzentrationspunkt und das sei der Kö 
nig!»73 1921 meinte er: «Nun kann die Welt einmal sehen, mit was für einer 
Bande von Hallunken ich 30 Jahre lang zu regieren gehabt habe, womit ich 
mich während meiner Regierungszeit herumschlagen mußte.»’* Bei seiner 
Rückkehr auf den Thron würde er allerdings mit der föderalen Verfassung 
des Bismarckreichs aufräumen und die Bundesstaaten zentralistisch 
gleichschalten, denn «die ganze Reichsgründung 1870 wurde damals etwas 
übers Knie gebrochen». «Die einzelnen Staaten, Preussen, Bayern, Würt- 
temberg denken, weil sie Königreiche sind, sie seien Nationen. Das ist 
falsch, sie sind Stämme und gehören alle zu einer Nation: der deutschen.» 
Ferner werde er das Auswärtige Amt, «die übelste und unfähigste Be- 
hörde», wie er es nannte, ordentlich an die Kandare nehmen.” «Unsere 
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Diplomatie taugt heute noch weniger als unter Mir», stellte er 1926 fest. 
«Wenn ich zurückkomme, muß ich da gründlich aufräumen.»’’ Nach sei- 
ner Rückkehr auf den Thron werde «der Kaiser [...] sein eigener Kanzler 
sein!»”® Nur er als Kaiser könne «all diesen Unsinn wieder in Ordnung 
[...] bringen».”° Er werde die Dinge daheim «schon in Schwung bringen 
als Diktator!» rief er aus. «Wartet nur!»®° 


4. Der Kaiser und der nächste Krieg 


Selbstredend verstand Wilhelm seine künftige Herrschaft als eine vorwie- 
gend militärische, die rücksichtslos gegen die inneren und äußeren Feinde 
des Reiches vorgehen müsse. Die Dolchstoßlegende gehörte in ihrer bru- 
talsten Form zu seinen fundamentalen Glaubenssätzen. «Noch zwei bis 
drei Monate und der völlige Sieg war unser», erklärte er im Oktober 1919; 
nur durch den «Verrat im Innern» sei der Krieg verlorengegangen."' Die 
Niederlage sei «von rückwärts, von Zuhause, von Juda’s Geld» bewirkt 
worden. «Während unter Mir, Meinen Generalen und Offizieren, das tap- 
fere Frontheer die Siege erfocht, verlor das Volk zu Haus, von Juden und 
Entente belogen, bestochen, verhetzt, mit seinen unfähigen Staatsmännern 
den Krieg.»°* Bereits wenige Monate nach seiner Flucht trug Wilhelm sich 
mit Plänen, nach seiner Rückkehr Ludendorff zum Chef des Generalsta- 
bes zu ernennen.” Er schrieb an Ludendorff: «Gott war mit uns! Er wird 
wieder mit uns sein, sobald sein Deutsches Volk sich wieder zu ihm wen- 
det und um Gnade und Vergebung flehend Seine Hülfe anrufen wird. Er 
wird es aus dem Jüdisch-Bolschewlistischen] Sumpf in den es unter 
Jüd[ischer] Führung versank heraus zum alten Glauben, zur alten Königs- 
treue zur alten Kraft zurückführen! Ich hoffe noch dereinst Sie als meinen 
Chef des Gen[eral]stabes neben mir mit Ihnen unser altes herrliches Heer 
wiederaufzubauen! Gott walte es!»“* Doch wirkte der Groll, den der Kai- 
ser gegen Ludendorff wegen seines Verhaltens 1918 hegte, noch lange 
nach. Ludendorff übersehe, daß «er es war, der die Nerven in Spa derart 
verlor, dass er dringend bei mir beim Vortrag ein Waffenstillstandsangebot 
verlangte, und die Einführung einer veränderten Regierungsform mit 
einem neuen Kanzler! Und das sofort! Er hat damit den Stein der Revolu- 
tion ins Rollen gebracht und mich um meinen Thron gebracht», klagte er.“ 

An Generalfeldmarschall von Mackensen, der die Möglichkeit einer 
Rückkehr zu den alten Verhältnissen angezweifelt hatte, schrieb Wilhelm 
im Sommer 1920: «Die beispiellosen Siege die Sie gegen die vielfache Ueber- 
macht erfechten durften, hat ihnen Gott geschenkt! Wem Er etwas 
schenkt, von dem hält er viel, und wzl] Etwas von ihm! Aus den großen Er- 
folgen im großen Kriege die Ihnen Gott bescheerte sollen Sie sich den 
goldenen Schild unumstößlichen Glaubens schmieden, an dem alle Pfeile 
des Satans, wie Zweifel an Zukunft, Verzweiflung, Hoffnungslosigkeit, 
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Abscheu, Ekel, Kleinmuth, machtlos abprallen! Ich mache es ebenso, ich 
arbeite, rüste mich, sinne auf Rache! Harre des Augenblicks, wo das Vater- 
land in höchster Noth uns Alle braucht, wo wir gerufen oder ungerufen 
ihm alle beispringen müssen, Sie auch! Sie sind noch zu Großem auser- 
sehen! Klar zum Gefecht!» Bis zu seiner eigenen Rückkehr nach 
Deutschland solle Mackensen Diktator werden und Ludendorff die mili- 
tärische, Helfferich die zivile Gewalt übertragen.” Besuchern aus der Hei- 
mat erklärte Wilhelm: «Es muss eine Militärdiktatur kommen, die Ord- 
nung schafft. Ludendorff oder von der Goltz oder [...] Lettow-Vorbeck. 
Ein paar zuverlässige Truppen genügen heutzutage. Man sicht es ja im Fal- 
le Fiume, ein italienischer, jüdischer Dichterling [gemeint war Gabriele 
D’Annunzio] tanzt der ganzen Entente auf der Nase herum.» In Deutsch- 
land müsse man die internationalen Kommissionen als Geiseln festneh- 
men, dann würde die Entente schon klein beigeben. «Und dann wird Ord- 
nung im Lande geschaffen und dann komme ich wieder und werde mit 
eisernem Besen das Land ausfegen. Von oben wird angefangen. Ich habe 
mir die Namen gemerkt [...] und wenn im Innern erst Ordnung ist, [...] so 
galloppieren [sic] wir den ganzen Feinden glatt vorbei!»** Im Mai 1921 rief 
Wilhelm wieder nach einem Diktator, der ein Heer zusammenrufen wür- 
de. «Freiwillige müßten aufgeboten werden und wenn sie sich nur mit 
Sensen oder Jagdflinten bewaffnen könnten. Dann erst die Polen heraus- 
werfen und von da aus weitergehen gegen die Entente!» Die parlamentari- 
sche Regierung lasse die eigenen Landsleute im Stich. «Früher unter einem 
König wäre es anders gewesen. Er hätte einfach den Mobilmachungsbefehl 
erlassen, das Heer zusammengezogen und Marsch kommandiert.»” Im 
Juli 1921 schrieb er in Erwartung eines baldigen Krieges gegen Polen: 
«Wird da wohl endlich einer von den «Alten als Führer auftreten, das Volk 
aufrütteln u. sammeln?»% 1923 bei der Besetzung des Ruhrgebietes durch 
die Franzosen und Belgier verlor er ganz die Fassung. Die Deutschen hät- 
ten kein Ehrgefühl mehr, ließen sich jeden Fußtritt gefallen, es fehlten die 
«rechten Männer», die den Aufstand versuchten, schließlich würden die 
Franzosen in Berlin, die Polen in Küstrin stehen und Foch sein Quartier 
im Schloß des «großen» Kaisers aufschlagen. «Der Geist von 1813 müsse 
lebendig werden, damals seien die Preußen auch mit Sensen, Dreschflegeln 
und Jagdflinten losgezogen und es sei ihnen gelungen, aber dazu fehle 
heute der Schneid. [...] Überdies seien Waffen genug vorhanden. Ihm sei 
kürzlich noch mitgeteilt worden, daß Geschütze versteckt seien, ebenso 
Maschinengewehre, sogar die großen «Wilhelm-Kanonen existierten 
noch. [...] Aber Ihr wartet und wartet, schließlich so lange, bis ein bayeri- 
scher König als Deutscher Kaiser auf dem Iron sitzt (!!).»' 

Geradezu schwindelerregend waren die zahlreichen, zwischen Ost und 
West lavierenden Pläne, die Wilhelm II. auch im holländischen Exil für den 
Durchbruch Deutschlands zur Weltmacht schmiedete. Im Oktober 1919 
erklärte er, daß die Deutschen angesichts der wirtschaftlichen Misere in 
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Frankreich und England «den Krieg eigentlich schon gewonnen» hätten. 
«Wir müssen nur dafür sorgen, daß wir mit Russland, unter einer vernünf- 
tigen Regierung, ein Bündnis bekommen: dann sind wir aus der <Zwei- 
bundgabeb heraus. [...] Dann schlagen wir erst die Polen auf den Kopf, 
um im Osten Luft zu haben. [...] Die Elsässer bekommen ihre Autonomie. 
[...] So haben wir dann Luft im Osten und im Westen. Im Süden sind wir 
den österreichischen Schwindel auch los, und Deutsch-Österreich kommt 
zu uns, das andere wird unschädlicher Balkan. Amerika hat mit Japan zu 
tun und Japan hänge ich im Osten an Russland an, und dann geht es mit 
Russland gegen England! Wahrscheinlich wird Frankreich auch bei uns 
mitmachen, wenn es so steht. [...] Wir haben den Krieg gewonnen, wir 
kommen wieder obenauf. Wir müssen nur den Mut haben, uns gegen die 
Engländer durchzusetzen.»? 

Wenige Tage nach dem gescheiterten Hitler-Putsch in München ver- 
kündete Wilhelm wieder einmal seine Absicht, nach Deutschland zu- 
rückzukehren, um erst den Bürgerkrieg und dann den Krieg gegen den 
Erbfeind im Westen zu führen. In gespenstischer Wiederholung seines be- 
rüchtigten Silvesterbriefs vom 31. Dezember 1905 erklärte er am 12. No- 
vember 1923: «Erst das Schwert gegen die Sozis, dann gegen die Franzo- 
sen. [...] Käme es aber vorher zum Krieg mit Frankreich, würde ihn 
niemand in Holland halten, dann käme er sofort zurück, und wollte man 
ihn nicht als König, so würde er ein Bataillon übernehmen; gegen den Erb- 
feind würde er unter allen Umständen mit losschlagen.»” Noch viele Jahre 
später träumte er von seiner Wiederkehr auf den Thron und dem Sieg über 
Deutschlands Feinde, der dann folgen würde. «Wenn Gott es fügen sollte, 
daß er noch einmal zurückkäme, dann müsse die alte Armee wieder auf- 
erstehen. [...] Dann würde der Krieg doch noch gewonnen.» Mit Scha- 
denfreude sprach er auch von dem bevorstehenden Konflikt zwischen den 
Bolschewisten und den Engländern in Asien. «Die Kerls seien ja gar keine 
Nationalisten, ein Vaterland sei ihnen ein vager Begriff. Russland sei nun 
leer gegessen, da gingen sie eben wo anders hin, wo sie weiter ihre Ideen 
verwirklichen könnten. Das läge auch im Plan der jüdisch-freimaureri- 
schen Drahtzieher, wie er in <den Weisen von Zion veröffentlicht sei.» 

Im Exil lebte Wilhelm in der Erwartung einer neuen Weltordnung, die 
sich einstellen würde, sobald die anderen Mächte aus Angst vor dem 
bolschewistischen Rußland die Notwendigkeit eines wiedererstarkten 
monarchischen Deutschlands erkannten. Beim Ausbruch des Russisch- 
Polnischen Krieges 1920 sagte er voraus, die Rote Armee würde Polen 
überrennen und dann «in Deutschland einbrechen und mit den Sparta- 
kisten gemeinsam unser Land verwüsten und den Bolschewismus über den 
Rhein u. Canal nach Westeuropa u. England führen! Da wird die Entente 
nothgedrungen sich mit Deutschland vereinen müssen! Dann ist unsere 
Zeit gekommen!»?° Wenn die russischen «asiatischen Heere in Polen ein- 
fallen und es erliegt, ist es an Deutschland aufzustehen und zum Existenz- 
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kampf an die Ostgrenze zu eilen!» rief er aus.” Dann müsse Deutschland 
«die Gelbe Gefahr abwehren, und mit ihm ganz Europa, auch das neutra- 
le. Dann wird der Versailler Frieden in Scherben gehen! Gott mit uns.»?* 
Von dem Vernichtungskrieg gegen den Bolschewismus, den Europa dann 
führen müsse, erwartete der Kaiser «eine gänzliche Umwälzung alles des- 
sen, was jetzt im Friedensvertrag niedergelegt sei. Deutschland sei das 
Land, das den von Osten vordringenden Horden Widerstand leisten müs- 
se, wenn nicht die weiter westlich liegenden Mächte ihre Existenz aufs 
Spiel setzen wollten. Dazu aber müsste Deutschland von eben denselben 
Mächten, die ihm jetzt durch den Friedensvertrag alle Waffen genommen 
hätten, wieder bewaffnet werden. [...] Wenn es zu einem Kampf mit dem 
Bolschewismus käme, würde es ein noch viel grösserer Krieg werden, wie 
der vergangene gewesen sei, würde wiederum Hunderte von Milliarden 
und ebenso Unsummen von Toten kosten. Denn das sei klar: Gefangene 
würden in dem Kriege nicht gemacht. Wenn man den Bolschewismus nie- 
derringen wolle, müsse man eben jeden Anhänger totschlagen, nur da- 
durch sei es möglich ihn ganz auszurotten. Das laufende Jahr würde uns 
noch vor Ereignisse wichtigster und erschütterndster Art stellen», sagte 
der Ex-Kaiser voraus.” Wiederholt meinte er: «Wenn Deutschland nicht 
wieder bewaffnet würde, würde der Bolschewismus darüber hinweg ge- 
hen, und an die Grenze Frankreichs und Hollands getragen werden. Woll- 
ten diese Länder eine Überflutung verhindern, so müssten sie Deutschland 
trotz aller Friedensfestsetzungen wieder stärken und gut bewaffnen, es 
müsse ausserdem eine ganze Koalition der bisher feindlichen Mächte ge- 
gen den russischen Gegner zu stande kommen. In einem solchen Falle 
könne Deutschland aber nur von einem Manne geführt werden. [...] Dar- 
an knüpft der Kaiser die Hoffnung, dass er von denen, die ihn früher ab- 
setzten wieder gerufen würde. Das sei dann der größte Triumph seines 
Lebens!»'” 

Diese Vorstellungen eines deutschen Feldzuges im Verein mit den de- 
mokratisch regierten Ländern Westeuropas unter seiner Führung gegen 
die Sowjetunion warf Kaiser Wilhelm wenig später unter dem Einfluß des 
Kulturmorphologen Leo Frobenius wieder völlig um: Deutschland, so er- 
klärte er im Oktober 1923, gehöre ja auf die andere Seite, es müsse die 
Führung des Ostens gegen den Westen übernehmen! Haehner hielt in sei- 
nem Tagebuch die «packende» Wirkung des Vortrags auf den Kaiser fest, 
den Frobenius am 3. Oktober in Haus Doorn hielt. Wilhelm, der anfangs 
viele Zwischenbemerkungen machte, wurde «allmählich immer stiller, 
man merkte wie die Worte Frob[enius’] ihn innerlich aufs stärkste erreg- 
ten. Am Ende sagte er nur: «Das war phänomenal. So etwas habe ich in 
meinem ganzen Leben noch nicht gehört!»» Am nächsten Abend «rekapi- 
tulierte» der Kaiser «auf seine Tonart» den Vortrag von Frobenius vor hol- 
ländischen Gästen in Amerongen. «Er erklärt jetzt alle Franzosen und 
Engländer für Neger und Berber, fühlt sich auf einmal als Orientaler und 


4. Der Kaiser und der nächste Krieg 1287 


erklärt sogar, daß er nach diesem Vortrag seine Karte «Völker Europas 
usw.» umdrehen müsse in: «Völker des Orients schließt Euch zusammen 
gegen das Abendland». Frob[enius] hat von ihm ein Bild erhalten mit der 
Unterschrift: «Das Abendland kann untergehen, aber Deutschland nie- 
mals. Es ist das Angesicht des Morgenlande». Mir erklärt [der] Kfaiser] 
heute Morgen, daß Frobenius der größte Deutsche sei, den er kenne!», no- 
tierte Haehner und fuhr ironisch fort: «Da [der] Kfaiser] bei den Hollän- 
dern (!) in Amerongen so viel Begeisterung und Interesse (??) für Frobe- 
nius gefunden [...] hat er eine Wiederholung des Vortrags für Montag 
Abend erbeten, wozu er noch mehr Holländer (!!) einladen will, um sie auf 
diese Weise auch davon überzeugen zu lassen, welche Wege sie mit ihrer 
Frankreich- und Englandfreundlichkeit gewandelt seien!» Haehner no- 
tierte verwundert, als sich der Kulturmorphologe am 16. Oktober 1923 
verabschiedete: «Ich habe noch nie gesehen, daß ein Gast seitens des Kfai- 
sers] so geehrt wurde, daß [der] Klaiser] sich von einem solchen so beleh- 
ren ließ, daß er quasi wie ein Schüler den Lehrer wieder fragte wie dies bei 
Frobenius der Fall war.»'° Auch Ilsemann hielt die merkwürdige Äuße- 
rung des Kaisers fest, er sei durch den Vortrag Frobenius’ «wie erlöst!» 
«Endlich weiß ich», habe er ausgerufen, «welche Zukunft wir Deutschen 
haben, wozu wir noch berufen sind! Die ganzen Jahre nach der Revolu- 
tion habe ich darüber gegrübelt, jetzt endlich weiß ich es: wir werden die 
Führer des Orients gegen den Okzident! Mein Bild «Völker Europa» muß 
ich jetzt ändern. Wir gehören ja auf die andere Seite! Wenn wir den Deut- 
schen erst einmal beigebracht haben, daß Franzosen und Engländer gar 
keine Weißen, sondern Schwarze — die Franzosen z.B. Hamiten - sind, 
dann werden sie schon gegen die Bande vorgehen.»'” Mit diesen bizarren 
Bemerkungen suchte Wilhelm nach seiner Art sich die - allerdings kaum 
weniger abwegige — archetypische Unterscheidung Frobenius’ zwischen 
der angeblich gottvertrauenden, königstreuen «äthiopischen» Kultur des 
Ostens und der als rationalistisch-berechnend gedeuteten Zivilisation der 
Hamiten im Westen anzueignen.'® Dem Archäologen Professor Wilhelm 
Dörpfeld schrieb er begeistert: «Frobenius war hier und habe ich pracht- 
volle Stunden mit diesem klaren Kopf & kernigen Deutschen Mann ver- 
lebt. Welche Zuversicht für unseres Volkes Zukunft lebt in ihm, von welch 
hoher Warte sieht er die Weltgeschehnisse an, welch herrliche Aufgaben 
winken den Deutschen, wenn sie erst wieder geeint unter zielbewusster 
Kaiserfaust, sich von allem Nichtdeutschen, von den Fremdstämmigen 
freigemacht haben werden!»'** 

Die Locarno-Verträge und Stresemanns Versöhnungspolitik mit Frank- 
reich verdammte Kaiser Wilhelm 1925 als «ein Verbrechen am Deutschen 
Volk, an der Weissen Rasse, an den altbewährten Deutsch-Russischen 
Traditionen. Türken, Russen, Bulgaren, Skandinavier, Deutsche und Un- 
garn gehören zum selben Kulturkreis: er schliesst sich zusammen, wollen 
die Deutschen draussen bleiben? Niemals! Also Fort mit Locarno! Wir 
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dürfen niemals auf einen Zoll breit deutschen Boden verzichten! Am 
allerwenigsten auf das von allen deutschen Stämmen unter Kaiser Wil- 
helm’s des Grossen und des Kronprinzen Friedrich Wilhelm’s Führung 
zurückeroberte uralte kerndeutsche Reichsland! Beim blossen Gedanken 
schämt man sich [...] vor den dort liegenden Gefallenen beider Kriege 
und ihren grossen Führern wie Moltke und Bismarck! Das darf nicht 
sein! Die Ehre des Deutschen Volkes erlaubt das nicht!» Die Locarnopo- 
litik würde zur Versklavung der Deutschen durch die Franzosen führen, 
die alten Reichsstädte Speyer, Worms, Koblenz und Köln würden franzö- 
sische Städte werden, der deutsche Generalstab und die Regimenter 
Friedrichs des Großen unter französischem Befehl stehen.‘ Noch viele 
Jahre später verkündete Wilhelm: «Unsere europäische Kultur zerfällt in 
die West-Europas (England, Frankreich und die Mittelmeerländer) und in 
die Osteuropas (Deutschland, Skandinavien, Holland, Österreich-Un- 
garn, Rußland), die sich diametral gegenüberstehen. Sobald die eine in die 
andere einbricht, gibt es eine Katastrophe. Ost bleibt Ost und West bleibt 
West!»!% 

Der Hamburger Wolfgang Krauel, Sohn des Leiters der Kolonialabtei- 
lung unter Bismarck, kehrte im Oktober 1919 «ganz erschlagen» von sei- 
ner Begegnung mit Wilhelm II. in Amerongen heim. Nur allmählich wur- 
de ihm die Ungeheuerlichkeit dessen klar, was er beim Kaiser erlebt hatte. 
«Spurlos ist an ihm die ganze Umwälzung vorübergegangen. Er trat auf 
wie ein preussischer Kommandeur, der durch Intrigen abgehalttert ist, der 
aber hofft, wieder ans Regiment zu kommen und dann die Schuldigen zu 
bestrafen. Ohne jedes Gefühl für die Wirklichkeit lebt er ganz in alten 
Vorstellungen.» Am erschütterndsten war für Krauel die Erkenntnis, daß 
Wilhelm die reale Welt nicht erst im Exil, sondern auch schon während 
seiner langen Regierung so verkannt habe. Krauel versuchte, die Haupt- 
punkte der kaiserlichen Vorstellungswelt zusammenzufassen. Den Krieg 
hätte Deutschland nur verloren, weil das Kaiserhaus gestürzt wurde, wür- 
de es wieder aufgerichtet, so kehrte Ordnung wieder zurück und man 
würde den Sieg über die Feinde doch noch erringen. Zuvor müsse man die 
innenpolitischen Hemmungen, nämlich das Zentrum und die Sozialdemo- 
kratie, vernichten und die preußische Hegemonie im Reich wieder auf- 
richten. «Dann setzt sich der Kaiser wieder an die Spitze des Reichs, das 
zunächst im Osten das Polentum vernichtet, um mit Russland ein Bündnis 
einzugehen. Im Westen wird das autonome Elsass als Bollwerk gegen 
Frankreich aufgerichtet, während Deutsch-Österreich, als Schutz gegen 
den slawischen Balkan, und Italien engen Anschluss an Deutschland fin- 
det. Das deutsch-russische Bündnis sprengt das russisch-französische, fügt 
Japan als neuen Dreibundgenossen hinzu und richtet sich von Neuem und 
mit sicherem Erfolg gegen England, das von Frankreich wahrscheinlich in 
dem neuen Kampf verlassen werden wird. Also, im Innern Kampf des 
preussischen Protestantismus gegen die internationale Demokratie und 
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das Zentrum, nach aussen ein kontinentaler Block gegen England; als Mit- 
telpunkt und Stütze des Weltbaues: Er, der Kaiser und sein Haus! Man 
glaubt sich in die Zeiten der Kreuzzüge und der Italienfahrten der Staufer 
zurückversetzt! [...] Es war ein furchtbarer Eindruck !»'7 


5. Juden, Freimaurer, Jesuiten: 
Der Weltverschwörungskomplex des Kaisers 


Die Aggression, mit der sich Wilhelm gedanklich auf seine Wiederkehr 
als Militärmonarch, Diktator oder Führer vorbereitete, ist in der Tat er- 
schreckend, aber selbst diese Brutalität verblaßt im Vergleich zu dem para- 
noiden Wahnzustand, in den er sich im holländischen Exil in bizarre Ver- 
schwörungstheorien hineinsteigerte.'”* Zu seinen unverrückbaren Ideen 
gehörte die aberwitzige Vorstellung, «der Jesuitismus» hätte sich «mit den 
jüdischen Freimaurern verbunden, um die deutsche Monarchie als prote- 
stantische Vormacht zu stürzen». Unaufhörlich setzte Wilhelm seinem 
rheinisch-katholischen Leibarzt Haehner, seinem Adjutanten von Ise- 
mann und den anderen in Amerongen und Doorn Anwesenden auseinan- 
der, daß diese jüdisch-freimaurerisch-katholische Verschwörung die wah- 
re Verantwortung für den Weltkrieg und daher für seinen Sturz trage. 
Kurz nach Haehners Ankunft in Amerongen erklärte ihm der Kaiser in 
heftigen Worten, daß die katholische Zentrumspartei und «auch der Papst 
und die Jesuiten [...] im Verein mit den freimaurerisch-jüdischen Gross- 
logen den Sturz der protestantischen Monarchie durchgesetzt hätten».'” 
«Ihm, dem Kaiser, sei jetzt klar, dass [der österreichische Außenminister] 
Graf Berchtold diesen Krieg entfesselt habe, um eben Preussen-Deutsch- 
land wieder in die Rolle hinein zu drängen, die es vor 1866 gespielt habe, 
um ein grosses süddeutsches Kaiserreich aufzurichten unter österreichi- 
scher Hegemonie. Deshalb habe der Graf auch zu Anfang des Krieges sei- 
ne deutschen Bundesgenossen ganz im Unklaren gelassen über die Schrit- 
te, die er damals gegen Serbien unternommen hatte. Er habe einfach die 
Absicht gehabt, Deutschland mit Hülfe der Entente zu besiegen, die öster- 
reichische Monarchie aber frühzeitig genug durch einen Sonderfrieden 
sich unter günstigen Bedingungen aus dem Kriege zurück ziehen zu 
lassen.»''° «Das internationale Judenpack, das Zentrum und die süddeut- 
schen Fürsten» hätten die Absicht gehabt, Preußen und das protestanti- 
sche Kaisertum für immer zu beseitigen, einen Fürstenbund mit Öster- 
reich, den süddeutschen Staaten und dem Rheinland zu schaffen, mit 
einem österreichischen Herrscher.''' Erzberger, so behauptete Wilhelm, 
sei «der Macher der eigentlich gegen Deutschland gerichteten österreichi- 
schen Politik gewesen, der es darauf ankam, das protestantische Hohen- 
zollernhaus zu enttronen und wiederum ein katholisches Kaiserreich der 
Habsburger aufzurichten. Ganz zielbewusst habe Erzberger von Anfang 
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an darauf hingearbeitet und verfolge seine Ziele jetzt im Sinne einer end- 
gültigen Beseitigung der preussischen Vormacht durch Zerstückelung 
Preussens weiter.»''* Sieben Jahre später erblickte Wilhelm II. in Admiral 
Paul von Hintze, seinem einstigen Flügeladjutanten, der in den Novem- 
bertagen 1918 das Auswärtige Amt in Spa vertreten hatte, einen hoch- 
gefährlichen Agenten der katholischen Kirche und den Hauptschuldigen 
an seinem unrühmlichen Ende. Aus sicheren Quellen habe er erfahren, 
schrieb er am 4. Januar 1927 erregt, daß Hintze «Römisch Katholisch und 
schon lange dem Jesniten-Orden affılürt» sei. «In Römflischen] Kreisen 
rühmt er sich: Er habe mich in Spa gezwungen das Parlamentar[ische] Re- 
gime anzunehmen; Er habe mir das Oberkommando entwunden; Er habe 
mich nach Holland hinausbefördert in majorem Dei gloriam!!! Also Rom 
u. Jesuiten standen hinter dem Verrath v. Spa wozu sie meinen Flügeladju- 
tanten brauchten, und im Bunde mit Soziis und Juden zu Hause!»''3 Nur 
mit Mühe konnten Reichspräsident Paul von Hindenburg und General 
August von Cramon den Ex-Monarchen davon überzeugen, daß Hintze 
zwar zum Katholizismus übergetreten sei, keineswegs aber als Eiferer gel- 
ten könne.'"* Noch im August 1931 empörte sich Kaiser Wilhelm I. über 
den Reichskanzler Heinrich Brüning als «Jesnitenzögling, also als ein 
Feind von allem, was Evangelisch-Hohenzollernsch-Preußisch ist» und 
rief aus: «Ein Jesuit an der Spitze des Reichs!! Undenkbar.»""5 

Die Ernennung Walther Rathenaus zum Wiederaufbauminister in der 
Koalitionsregierung Wirth im Mai 1921 bestätigte im Kopf des Kaisers das 
Wahnbild einer Weltverschwörung der Katholiken, Freimaurer und Juden 
gegen das evangelische Kaisertum. Seinem Leibarzt sagte er: «Es sei einem 
kath[olischen] Kabinett vorbehalten gewesen, den ersten Juden als Mini- 
ster zu bestellen. [...] Man erkenne daraus wieder die Verbindung des Ul- 
tramontanismus mit dem internationalen jüdischen Freimaurertum, denen 
es nur darauf ankomme, das ev[an]g[e]l[ische] Kaisertum nicht mehr auf- 
kommen zu lassen. Zu dem Zwecke seien dem Ultramontanismus alle 
Mittel recht. Dahinter steckten die Jesuiten im Auftrage Roms und man 
bediene sich Erzbergers als Werkzeug.» Die Gegenargumente seines Ge- 
sprächspartners blieben wirkungslos. Resignierend stellte Haehner fest: 
«Es bildet sich fast rein zur fixen Idee beim Kaiser aus, dass die Katholiken 
ihn derart quasi verfolgen.»'"° 1923 gelangte Wilhelm zu der Überzeu- 
gung, daß «Rom das Haus Habsburg total» fallengelassen und sich jetzt 
«das Haus Wittelsbach zum Instrument seiner Antigermanlischen] Politik 
erkoren» hatte, «unter Zutheilung der Oesterr[eichischen] Erblande an 
Bayern!»'"” Rom und die Jesuiten, so hieß es 1924, wollten «absolut ein 
großes katholisches Reich errichten. Die jüdischen Freimaurer hätten da- 
bei ihre Hand im Spiele, sie benutzten, ohne daß diese etwas merkten, die 
Jesuiten für ihre Zwecke, wollten erst noch mehr auf dem Kontinent alles 
in Unordnung bringen, um dann ihr Weltreich aufzurichten.»""® Noch 
1928 erklärte er einem amerikanischen Freund gegenüber, «Juden & Jesui- 
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ten reichen sich immer die Hände gegen den Protestantismus & die arische 
Rasse auf der ganzen Welt».'' 


6. Der Kaiser und die Juden 


Im holländischen Exil nahm der Antisemitismus Kaiser Wilhelms, der, wie 
bereits deutlich wurde, spätestens seit dem Kriegseintritt der Vereinigten 
Staaten von Amerika und der Machtübernahme der Bolschewiki in Ruß- 
land eine quasi-religiöse Intensität erhalten hatte, geradezu genozide Züge 
an. Am 2. Dezember 1919 schrieb er eigenhändig on allertreusten seiner 
Generalfeldmarschälle, August von Mackensen: «Die tiefste und gemein- 
ste Schande, die je ein Volk in der Geschichte fertiggebracht, die Deut- 
schen haben sie verübt an sich selbst. Angehetzt und verführt durch den 
ihnen verhaßten Stamm Juda, der Gastrecht bei ihnen genoß. Das war sein 
Dank! Kein Deutscher vergesse das je, und ruhe nicht bis diese Schmarot- 
zer vom Deutschen Boden vertilgt und ausgerottet sind! Dieser Giftpilz 
am Deutschen Eichbaum!»'*° 

Mit restloser Begeisterung las Wilhelm im Exil die abgründigsten Schmäh- 
schriften wie die berüchtigte Fälschung Die Protokolle der Weisen von 
Zion," den Roman Die Sünde wider das Blut von Artur Dinter, Friedrich 
Wichtls Weltfreimanerei, Weltrevolution, Weltrepublik, Friedrich Ander- 
sens Buch Der Deutsche Heiland sowie Houston Stewart Chamberlains 
Spätwerk Mensch und Gott und propagierte ihre Haßbotschaften gegen 
die Juden. Beim Holzsägen am ı1. November 1919 lobte er die Dintersche 
Hetzschrift und erklärte, nach der Lektüre dieses Buches dürfe man kei- 
nem Juden mehr über den Weg trauen.'”* Wenige Tage darauf erklärte Wil- 
helm in einem Gespräch mit seinem Leibarzt, «dass auch er jetzt nach all 
den Ereignissen ein erbitterter Judenfeind geworden wäre. Wenn wieder 
einmal eine andere Regierung käme, müsste diese Gesellschaft unschädlich 
gemacht werden. Kein einziger Jude, auch nicht wenn er sich habe taufen 
lassen, dürfe je wieder in eine Staatsstellung herein.» Hachner stellte fest: 
«Der Kaiser ist besonders durch die Lektüre des Dinterschen Buches, für 
das er sehr Propaganda macht, in seine scharfe Stellung gegen das Juden- 
tum gebracht worden, er wurde dadurch, wie er selber sagte, ein starker 
und überzeugter Antisemit.» Mit Genugtuung reagierte Wilhelm auf die 
Mitteilung des Arztes, das Buch werde in Deutschland sehr viel gelesen, 
und meinte, der Roman könne nicht genug verbreitet werden.’ 

Besucher in Doorn, die auf die antisemitischen Ansichten des Kaisers 
nicht vorbereitet waren, erhielten einen jähen Schock, als er diesen rabia- 
ten Unsinn von sich gab. Der frühere Flügeladjutant von Mutius traute 
seinen Ohren nicht, als ihm der Exilmonarch im Dezember 1920 erklärte, 
«die Welt würde nicht eher Ruhe haben und besonders Deutschland nicht, 
bis nicht alle Juden tot geschlagen oder wenigstens des Landes verwiesen 
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wären». Als der General einwandte, das werde «ja nun leider nicht gehen, 
sie alle tot zu schlagen», erwiderte Wilhelm II. erregt: «Liebes Kind, das 
kann ich und werde ich tun. Das will ich Ihnen schon zeigen.» Die Juden 
müßten aus allen führenden Stellen in der Politik und der Beamtenschaft 
entfernt werden. «Aus allem müssen sie heraus, aus der Presse, dem Land- 
und Reichstag. Auch als Führer der Massen dürfen sie sich nicht mehr be- 
tätigen können.» Schon vor vielen Jahren habe er mit seiner Zeichnung 
«Völker Europas» auf die Gefahr aus dem Osten hingewiesen. '”* 

Im März 1921 setzte Wilhelm dem Gefolge bei Tisch auseinander, wie 
sich die Juden gegenseitig den «deutschen Hasen» zutreiben würden. 
Haehner zeichnete auf: «Die engl., franz. und deutschen Juden steckten 
alle unter einer Decke. Ihnen komme es nur darauf an, die Judenherrschaft 
in der Welt aufzurichten. Daher müßten sie erst das deutsche Volk voll- 
ständig versklaven. Der engl. Ministerpräsident sei vollkommen in der 
Hand der Juden. [...] Wenn wieder einmal andere Zeiten in Deutschland 
kämen, müßten die Juden gehörig daran glauben. Etwa 80 Milliarden seien 
von ihnen ins Ausland verschoben worden. Die müßten sie ganz wieder 
ersetzen, zunächst müßte die Regierung von ihnen 15 Milliard[en] sofort 
verlangen. Alles müßten sie hergeben, ihre Sammlungen, ihre Häuser, jed- 
weden Besitz. Aus allen Beamtenstellungen müßten sie ein für alle Mal 
entfernt werden, sie müßten vollkommen zu Boden geworfen werden.»'”5 
Der Reichsaußenminister Rathenau galt ihm als ein «Wichtigtuer», der 
«natürlich seinen jüdischen Genossen in den Ententeländern in die Hand 
spielen wolle».'” Jahrein, jahraus schimpfte der Allerhöchste im Exil 
«kolossal auf die Juden»; «ein Jude ist der unmöglichste, widerwärtigste 
Kerl auf der Welt».'” 

Als der ehemalige preußische Kultusminister Friedrich Schmitt-Ott im 
Juli 1921 zu Besuch in Doorn weilte, erschrak auch er über den vehemen- 
ten Haß Wilhelms II. auf die Juden. Auch ihm setzte der Kaiser seine 
Theorie auseinander, der Weltkrieg sei durch die jüdischen Freimaurer- 
logen in Frankreich, England und Italien angezettelt worden. Beim Ab- 
schied überreichte er dem Duzbruder eine silberne Brosche in Form eines 
Hakenkreuzes mit den Worten: «Nun bist du in den Orden der anständi- 
gen Leute aufgenommen.» Die verstorbene Kaiserin, so fügte er hinzu, 
habe ebenfalls eine solche Hakenkreuzbrosche getragen.” 

Zu der Meldung vom Tode des Wiener Hofrats Friedrich Wichtl, 
Verfasser des schandhaften antisemitischen Hetzpamphlets Weltfreiman- 
rerei, Weltrevolution, Weltrepublik, behauptete der Kaiser im August 1921 
schlichtweg, Wichtl sei «von jüdischen Freimaurern umgebracht» worden, 
die eine «rasende Wut» auf ihn gehabt hätten, «weil er all ihre Geheimnisse 
aufgedeckt» hätte.‘ Im März 1923 rief der Kaiser einem hohen Gast zu, 
der bezweifelt hatte, ob die Besetzung des Ruhrgebiets wirklich, wie Wil- 
helm behauptete, von den Freimaurern herbeigeführt worden sei: «Haben 
Sie denn nicht das Buch von Wichtl gelesen? Darin steht doch alles aus 
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Dokumenten bewiesen!» Und als der Gast die Frage verneinte, fuhr ihn 
der Ex-Monarch an: «Dann ist es die höchste Zeit, daß Sie es lesen. Wie 
können Sie denn so töricht sein und unwissend hierher kommen! [...] 
Wenn nicht einmal Sie und Ihre Kreise das Buch kennen, wie können Sie 
erwarten, daß es weite Volkskreise kennen!»"3° Noch 1927 berief sich Wil- 
helm II. in einem Brief an Ludendorff auf Wichtl als Autorität über die 
«gegen Deutschland gerichteten» Ziele der «internationalen jüdischen 
Freimaurerei»."3' 

Der bodenlose Antisemitismus Kaiser Wilhelms erhielt 1921 Nahrung 
durch zwei weitere Bücher, die ihn fesselten und aus denen er seiner Um- 
gebung allabendlich vorlas: Friedrich Andersens Der Deutsche Heiland 
und Chamberlains Mensch und Gott.‘ Beide Schriften bekräftigten ihn in 
der Überzeugung, die von den «Deutschen Christen» propagiert wurde, 
daß «die christliche Religion vom jüdischen Beiwerk [...] gesäubert» wer- 
den müsse.'®? Schon nach der Lektüre des ersten Kapitels von Mensch und 
Gott bezeichnete er die «verjudete Weltpresse» als «Machwerk des Satans» 
und erklärte seinem Arzt: «Die ganzen Juden müssten aus der Presse her- 
aus, keiner mehr dürfe sein Gift darin wirken lassen, ich solle einmal 
sehen, wenn er zurückkomme, was dann für ein Pogrom veranstaltet wer- 
de, aber anders und wirksamer wie alle die in Galizien!» Wilhelm teilte 
vollkommen die Ansicht Chamberlains - er hielt ihn für einen neuen Pro- 
pheten, einen zweiten Luther'* -, daß Deutschland «nur dann wieder 
ganz gesunden könne, wenn sich seine Religion, die christliche, von all 
dem auf judäischem Geist fussenden Beiwerk gesäubert habe.» Das Alte 
Testament, das habe ihm schon sein Lehrer Hinzpeter beigebracht, sei 
«durchaus keine Glaubensschrift», sondern lediglich eine Geschichtser- 
zählung des jüdischen Volkes." «Also los vom Judentum mit seinem 
Jawe!»" Er sei der festen Überzeugung, daß Christus «ein Galiläer, also 
kein semitischer Jude» gewesen sei, da diese «in Galiläia nicht wohnen 
durften!»'37 In seinem letzten Brief an Chamberlain begeisterte er sich 
über die Vorstellung, daß Jesus «kein Jude!» gewesen sei, sondern ein Gali- 
läer, ein Mann «von außergewöhnlicher Schönheit, [...] von hohem 
schlanken Wuchs, Sein Antlitz von Hoheit übergossen, das Ehrfurcht und 
Liebe eingeflößt habe; sein Haar sei dunkelblond bis ins Kastanienbraun 
übergehend; Seine Arme und Hände edel und wunderschön geformt 
gewesen.»'3® Noch lange schenkte der Monarch Chamberlains Mensch 
und Gott, das ihn «außerordentlich begeisterte», an seine Besucher in 
Doorn.'? In einem Brief an die Witwe Chamberlains, Richard Wagners 
Tochter Eva, sprach er die Überzeugung aus: «Unser Christengott, der 
barmherzige, vergebende Gott, die Personification ewiger Liebe, unser 
Vater, wie Christus uns gelehrt, hat absolut nicht das Geringste mit dem 
rachsüchtigen blutlechzenden verschlagenen, zornigen alten Jaweh der Ju- 
den zu thun.» Im Gegenteil, «der alte JudenGott Jaweh ist [...] identisch 
mit Satan!»'# Auch in einem fürchterlichen Brief vom August 1929 an 
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Hans Blüher erklärte der Kaiser, der jüdische Gott Jahwe sei mit Satan 
gleichzusetzen, und er fuhr fort: «Es war Jahwe, der Fürst dieser Welt, der 
Verbannung, der durch Jehuda seinen Feind den Sohn Gottes ans Kreuz 
schlagen liess. Damit ist ihm Jehuda ein für alle Mal verfallen, u. bleibt 
Christi u. seiner Gläubigen Feind!!»'* In einer anderen Schrift forderte 
Wilhelm die Formierung einer «christlichen Internationale» für den 
«Kampf erst gegen die Verjudung Deutschlands» und «dann nach Bereini- 
gung Deutschlands den Kampf gegen das Judentum in der Welt»."# 

In endlosen Briefen an seinen amerikanischen Verehrer Viereck faselte 
Wilhelm 1926, das Weltjudentum - «Juda» - strebe die Weltherrschaft 
über sämtliche Nationen an. «Dieses Juda kreuzigte den Heiland und ent- 
fesselte die Revolutionen auf der Welt, die Mörder von Fürsten und Sou- 
veränen und Staatsmännern, und stürzte schließlich Europa in den Welt- 
krieg; es wird verkörpert im «Internationalen Kapitab, in der «Goldenen 
Internationale und im «Bolschewismus.» Maximilian Harden nannte der 
Kaiser in diesem Brief «einen widerlichen, schmutzigen, jüdischen Teufel, 
der die anti-kaiserliche Stimmung gegen mich und damit die Revolution 
vorbereitete». Rathenau bezeichnete er darin als einen «bösartigen, betrü- 
gerischen, gaunerischen Verräter», der zum inneren Ring der 200 «Interna- 
tionalen Weltherrschern jüdischer Abstammung» gehört habe, «in deren 
Hand die modernen Staatsmänner Puppen seien und ihre Nationen, die 
Entente, Rußland, Amerika die <Handlanger, die benutzt würden, die 
christliche «Kultur zu zerstören; deren Rückgrat die teutonische Rasse, 
das Deutsche Reich, die Hohenzollern und die deutschen Könige und 
Fürsten darstellten.»'* Die Judenfrage, insistierte er, sei keine religiöse, 
sondern eine Rassenfrage. Die Juden hegten einen absoluten Haß gegen 
die «arische» weiße Rasse in jeder Form, ganz besonders aber haßten und 
verachteten sie «die Deutschen, ihre Rasse, ihre Staatsform (die Monar- 
chie), ihre Fürsten, ihren Geist». «Sie gehören zu den farbigen Rassen und 
nicht zur europäischen weißen Rasse, [...] die sie entnerven, unterwerfen 
und zerstören wollen!»'# In einem Aufsatz mit dem Titel «The Jew 
Today», der zur Veröffentlichung in den USA bestimmt war, führte der 
Kaiser diese Gedanken aus. Es sei offenkundig, behauptete er, daß es ein 
teuflisches jüdisches Komplott zur Errichtung eines jüdischen Weltreichs 
gebe. Dieser Plan, der in den Protokollen der Weisen von Zion zum Vor- 
schein gekommen sei, hätte in den letzten zehn bis zwanzig Jahren er- 
staunliche Fortschritte gemacht. «Niemand bezweifelt heutzutage, daß es 
einen Ring «Internationaler Juden» gibt, der jetzt die Maske der <Hoch- 
finanz> trägt und anstrebt, alle Regierungen zu erschüttern oder zu Mario- 
netten zu machen, und getarnt als Bolschewisten versucht, durch die Welt- 
revolution jedes auf der Welt existierende System staatlicher Macht zu 
stürzen.» «Die Teutonische Rasse, das Deutsche Reich, die deutschen 
Könige und Fürsten waren das Rückgrat der christlichen Kultur. Deshalb 
verfügte der jüdische innere Ring ihre Zerstörung.»'# 
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Seinem amerikanischen Jugendfreund Poultney Bigelow offenbarte der 
Kaiser 1927: «Die hebräische Rasse ist mein Erz-Feind im Inland wie im 
Ausland; sie sind was sie sind und immer waren: Lügenschmiede und 
Drahtzieher von Unruhen, Revolution und Umsturz, indem sie mit Hilfe 
ihres vergifteten, ätzenden, satirischen Geistes Niederträchtigkeit verbrei- 
ten. Wenn die Welt einmal erwacht, muß ihnen die verdiente Strafe zuge- 
messen werden.»'* Ein Jahr darauf schimpfte Wilhelm in einem weiteren 
Brief an Bigelow, die Juden suchten «die Welt zu zerstören - so wie sie 
mein Land zerstören - & sie anzustecken mit dem Gift ihres niederträchti- 
gen, sinnlichen, lüsternen, erniedrigenden Geistes, um so Herrscher über 
die Menschheit zu werden! Möge Gott uns allen von deutscher Abstam- 
mung & standhaften Gefolgsleuten des Heilands beistehen, ihre teuf- 
lischen Pläne zu besiegen! Amen!» Instinktiv und auf Grund seiner 
Geburt und Erziehung sei er von Anfang an mit der «Kulturmission» be- 
auftragt gewesen, die die Vorsehung seiner Rasse und seinem Haus anver- 
traut hätte. «Die Geschichte hat mir gezeigt, daß Luther, Wieland, Goethe, 
Fichte, Kant, der Große Kurfürst, Fr[iedrich] der Große, all die größten 
Denker, die die Welt je gesehen hat, [...] uns nicht umsonst gegeben wur- 
den. Ihr Geschenk an uns war der klare Beweis, daß die Vorsehung eine 
Linie verfolgte, in der Preußen-Deutschland & mein Haus aufgerufen wa- 
ren, eine herausragende Rolle zu spielen. [...] soo Jahre lang hat mein 
Haus fortgesetzt die Grundlagen für dieses Werk der Vorsehung gebaut, 
für die <Kulturmission> in der Welt, [...] bis das Deutsche Reich durch Wil- 
helm den Großen wiederbegründet & ich an den Platz gestellt wurde, es in 
die Tat umzusetzen. [...] Dann fürchteten die Juden diesen Geist & seinen 
Einfluß als gefährlich für ihre «Weltherrschaft», weil Geld & Mammon kei- 
ne Macht über mich hatten, vergifteten den Geist der Welt, hetzten den an- 
gelsächsischen Neid auf das Wachstum des Wohlstands in Deutschland 
auf.»'* Als «das beste Heilmittel» gegen die Verjudung der Welt verlangte 
er ein «reguläres internationales Allerweltspogrom ä la Russe»."#° Die 
«Vergeltung» käme bestimmt, und dann werde es eine «allgemeine Säube- 
rung» geben, «eingeschlossen des Judentums, das für all diesen Schmutz 
verantwortlich ist! [...] Wir brauchen Straßenkehrer!»'# Am ı5. August 
1927 schrieb er wörtlich in eigener Hand an Bigelow: «Die Presse, Juden 
und Mücken sind eine Pest, von der sich die Menschheit so oder so befreien 
muß. I believe the best would be gas?» — das Beste wäre wohl Gas.'’® 

In Anbetracht der bekannten Anhimmelung des Kaisers durch seinen 
Bruder Heinrich wird es nicht überraschen, daß der Prinz den krankhaften 
Judenhaß Wilhelms II. vollauf teilte; Heinrichs Frau Irene hatte bereits 
1912 das Hakenkreuz getragen, das schon im Kaiserreich als «arisches» 
Bekenntnissymbol völkisch-nationalistischer Gruppen diente. In einem 
Rückblick auf die zwei Jahre seit dem Zusammenbruch schrieb Prinz 
Heinrich am 8. Dezember 1920 an Franz Sontag (Junius Alter), die Juden- 
verfolgung der NS-Terrorherrschaft um Jahre vorwegnehmend: «Es un- 
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terliegt wohl kaum mehr einem Zweifel, dass Juda an allem Unheil die 
Hauptschuld trägt und möchte ich Sie aufmerksam machen auf das jüngste 
im Verlage des «Auf Vorposten» erschienenen Werkes «Die Geheimnisse 
der Weisen von Zion, herausgegeben von Gottfried zur Beek. Die Volks- 
ausgabe dieses Werkes habe ich in mehrfachen Exemplaren bestellt um sie 
gebührend zu vertreiben! Unser Volk muss auf die politische Gefahr des 
Semitentums aufmerksam gemacht und dahin belehrt werden, dass der 
Jude ein Ausländer, ein fremdstämmiges Individuum ist. - Ich denke mir 
die weitere Entwicklung dieser sehr bedeutsamen Frage dahingehend, dass 
auf gesetzgeberischem Wege, wie ehedem, gegen diese Auslandsrasse vor- 
gegangen wird: Aberkennung der deutschen Bürgerrechte, Einzwängen in 
bestimmte Viertel und Ortschaften, Aufhebung der Freizügigkeit, Verbot 
der Teilnahme an irgend welchen öffentlichen Ämtern, sowie des Stu- 
diums an irgend welchen Hochschulen. - Strenge Massnahmen gegen 
eheliche Verbindungen mit Jüdinnen; gründliche Reinigung der arischen 
Rasse. Zur Durchführung dieser Massnahmen wird es der Generationen 
bedürfen, auch muss eine antisemitische Mehrheit in der Regierung und 
dem Parlament vorhanden sein, aber der Anfang muss gemacht werden, 
wenn wir nicht verderben sollen.» Stolz teilte Heinrich mit, er habe für 
einen vaterländischen Abreißkalender die Losung ausgegeben: «Des Deut- 
schen Volkes Zukunft - und damit Europa’s - ist eine Rassenfrage. Soll 
Siegfried erstehen muss Juda vergehen!» Wie sein kaiserlicher Bruder sei 
auch er erzogen worden, sagte er, «gegen Semiten genau so zuvorkom- 
mend und höflich zu sein, wie zu unseren Landsleuten, eine Regel, die wir 
gewissenhaft verfolgten - mit dem heute bekannten Erfolg!»''' Sogar der 
Kronprinz kritisierte den Antisemitismus seines Vaters und seines Onkels 
Heinrich als zu pauschal. Seiner Überzeugung nach müsse man «nicht die 
Juden bekämpfen, sondern im Gegenteil die nationalgesinnten Juden 
nutzbar machen und heranziehen. Das internationale Judentum müsse 
man sich natürlich fern halten. In der Hinsicht sei früher eine ganz falsche 
Auswahl getroffen worden, was man zum Hofe zugelassen habe, sei das 
internationale grossjüdische Kapital gewesen. Die nationalen Juden seien 
sehr opferbereit für nationale Zwecke.»'’* 

Das bisher weitgehend unbekannte Tagebuch des Leibarztes Haehner, 
die Gesprächsaufzeichnungen zahlreicher Besucher des gestürzten Mon- 
archen in Amerongen und Doorn, seine eigenhändigen Briefe an ehema- 
lige Mitarbeiter und Freunde, seine zahlreichen Schriften und nicht zuletzt 
die gleichlautenden Erklärungen seines Bruders öffnen uns den Blick auf 
die Seele Wilhelms II. im Exil - und das, was wir dort sehen, ist bestürzend 
und furchterregend. Aus dieser frühen Zeit sind selbst von Hitler, Himm- 
ler, Göring und Goebbels derartig virulente Haßtiraden auf die Juden 
kaum überliefert.'”3 Sein brutaler Antisemitismus, den er mit weiten Teilen 
des nationalsozialistischen Deutschlands teilte und der für Leid und Tod 
von Abermillionen Unschuldiger ausschlaggebend werden sollte, kam 
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auch 1940 zum Ausdruck, als er bejubelte, daß es Hitler gelungen sei, die 
Juden vom europäischen Kontinent zu «vertreiben».'s* Weltanschauliche 
Bedenken, geschweige denn moralische Skrupel, seine Restauration even- 
tuell durch ein Bündnis mit der NS-Bewegung durchzusetzen, hat Wil- 
helm II. offenbar nicht gehabt. 


Kapitel 46 


Ein Monarch von Hitlers Gnaden? 
Wilhelm II. und das Dritte Reich 


Wie hielt es Kaiser Wilhelm II. mit dem Nationalsozialismus? Welche 
Hoffnung auf eine Restauration setzte er in die demagogische braune Mas- 
senbewegung, und wie verhielten sich Hitler, Göring und die anderen 
Führer dieser Partei zu dem Gedanken der Wiederherstellung der Monar- 
chie und gegenüber den einzelnen Mitgliedern des Hauses Hohenzollern? 
Wann erkannte Wilhelm den verbrecherischen Charakter der NSDAP? 
Half ihm etwa seine tiefempfundene protestantische Religiosität, sein dy- 
nastisches Selbstbewußtsein als Chef des Hauses Hohenzollern, die Erfah- 
rungen, die er jahrelang als Herrscher eines großen Reiches mitten in Eu- 
ropa gesammelt hatte, um eine gewisse Distanz zu wahren? Sprach er, auch 
wenn wir vergeblich nach öffentlichen Protesten selbst gegen die schreck- 
lichsten Auswüchse des Dritten Reiches suchen, wenigstens im privaten 
Kreise am Ende seines langen Lebens ein erlösendes Wort, das man als eine 
- von vielen so heiß ersehnte - Ehrenrettung seiner selbst deuten könnte? 
Das sind brisante Fragen, auf die die Quellen keine beruhigenden Antwor- 
ten enthalten. 


1. Das Haus Hohenzollern 
im Kampf um die Wiederherstellung der Monarchie 


In der ersten Zeit in Holland stellte sich der Ex-Kaiser seine Rückkehr auf 
den Thron als einen Gewaltakt vor: Die alten Generäle sollten ihn in 
einem putschartigen Staatsstreich zurückholen, dem ein Bürgerkrieg und 
eine blutige Abrechnung mit seinen Feinden folgen würden. Nur ganz 
vage dämmerte ihm, daß zu seiner Wiederkehr auch eine Basis im Volke 
vorhanden sein beziehungsweise geschaffen werden müßte. «Ich rühre je- 
denfalls keinen Finger und werde mich nicht ohne ihr Bitten ihnen wieder 
zur Verfügung stellen», sagte er noch 1922 von den Deutschen. «Sie haben 
mich weggejagt und ich werde nicht eher wiederkommen als bis sie mich 
rufen.»' Gerade die Söhne des Kaisers hielten seine rückwärtsgewandten 
Ansichten, seine mangelnde Nähe zum Volke, für ein nachgerade unüber- 
windbares Hindernis einer Restauration. So kritisierte der Kronprinz, sein 
Vater sei doch «von erschreckender Weltfremdheit», er hätte zu Zeiten 
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Ludwigs XIV. leben müssen; es sei sein Unglück, daß er zu spät geboren 
sei, seine Anschauungen vom Gottesgnadentum paßten ganz und gar nicht 
mehr in die Jetztzeit und hätten ihm sehr viele Feinde gemacht.’ 

Bereits in seinen letzten Tagen als regierender Kaiser hatte Wilhelm D. 
die naheliegende Gefahr gewittert, daß einer seiner Söhne ihn in der Volks- 
gunst überbieten könnte. Als er am 29. Oktober 1918 von seiner Familie in 
Potsdam Abschied nahm, hatte er von allen sechs Söhnen das schriftliche 
Versprechen verlangt, niemals an seiner Stelle eine Regentschaft oder gar 
die Thronfolge zu übernehmen.’ In jenen hektischen Tagen des Zusam- 
menbruchs hatte Reichskanzler Prinz Max von Baden tatsächlich den Ver- 
such unternommen, die Monarchie durch die Thronbesteigung eines der 
jungen Söhne des Kronprinzen - etwa des zwölfjährigen Prinzen Wilhelm 
oder dessen Bruder Louis Ferdinand - zu retten: Als Regent kam vor 
allem der vierte Sohn des Kaisers, Prinz August Wilhelm, der im Weltkrieg 
am wenigsten belastete Hohenzoller, in Frage. Das Unterfangen war zum 
Scheitern verurteilt, nicht zuletzt weil dem Prinzen Auwi zu diesem Zeit- 
punkt der Wille zur Macht ganz abging.* Wie bescheiden seine Erwartun- 
gen noch nach der Novemberrevolution waren, geht aus seiner Äußerung 
vom September 1920 hervor, er wolle «überall sozusagen Zentren für die 
monarchischen Kreise gründen», die sich an die Wohnorte der Kaisersöh- 
ne in Deutschland anschließen müßten. Er selber würde nach Berlin in das 
Schloß Bellevue ziehen und die kaisertreuen Kreise in der Hauptstadt um 
sich sammeln. «Im Norden sei Prinz Heinrich, in Potsdam Prinz [Eitel] 
Fritz, im Westen, in Homburg, Prinz Adalbert, im Osten, in Öls, solle 
eventl. der Kronprinz wirken. [...] Das Volk müsse sich wieder daran 
gewöhnen, sie überall zu sehen.»’ 

Nicht der «weichliche» Auwi, sondern der Kronprinz galt dem Kaiser 
als «der bei weitem begünstigte Konkurrent bez[üg]l[ich] der Thronan- 
wärterschaft».° In den Novembertagen 1918 hatte der jüngere Wilhelm dar- 
auf spekuliert, wenigstens als König von Preußen seinen Vater beerben zu 
können. Sein bereits erwähntes Angebot vom Februar 1920, sich an Stelle 
des Kaisers einem "Tribunal der Siegermächte auszuliefern, wurde als An- 
spruch auf die Thronfolge aufgefaßt.” «Entsetzt und empört» über diesen 
«tief beklagenswerten» Schritt, schrieb ihm sein Vater: «Lasse die Hände 
von der Politik, die Du doch nicht übersehen kannst!» «Durch Deinen 
Schritt gibst Du der Entente Recht, daß Deutschland am Kriege schuldig 
sei und belastest damit auf Jahrhunderte hinaus Dein Vaterland und mich 
und unser Haus mit der Schuld am Kriege. Eine Auffassung, die endlich 
angefangen hatte, [...] bei Feinden und Neutralen zu verblassen!»® «Der 
grüne Junge macht nichts wie Dummheiten und verdirbt doch so vieles 
was nicht wieder gut zu machen ist», klagte Wilhelm seinem Arzt. «Er hat 
uns überhaupt immer Schwierigkeiten gemacht.»? Als 1922 gleichzeitig 
mit seinen eigenen Memoiren die Erinnerungen des Kronprinzen erschie- 
nen, war der Ex-Monarch entrüstet.'° Vor allem aber die Rückkehr seines 
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ältesten Sohnes nach Deutschland im Herbst 1923 bedeutete einen schwe- 
ren Rückschlag für seine eigenen Hoffnungen auf eine Restauration, auch 
wenn sich bald herausstellte, daß der Kronprinz «fast ebenso unpopulär» 
war wie sein Vater." 

Die Rückkehr des Kronprinzen war ohne Vorwissen seines Vaters er- 
folgt.'” Während der kronprinzliche Adjutant Louis Müldner von Müln- 
heim in Berlin über die Übersiedlung seines Herrn nach Deutschland ver- 
handelte, vertraute der Kronprinz dem kaiserlichen Leibarzt in Doorn an, 
daß er «bei dem Charakter seines Vaters» nicht mit diesem über sein Vor- 
haben sprechen könne, er müsse seine Beweggründe in einem Schreiben 
niederlegen. Ein «großer Krach» sei unvermeidlich, aber er würde sich in 
Deutschland anfangs sehr zurückhalten, denn eine Restauration der Mon- 
archie käme noch lange nicht in Frage. «Eine Überstürzung in der monar- 
chischen Frage werde er, was seine Person anbelange, unter allen Umstän- 
den zu verhindern suchen, ein Monarch könne sich jetzt doch nicht halten, 
da er sich mit viel zu schweren Lasten belaste, nach einem Vierteljahr die 
Zustände doch noch nicht gebessert sein könnten und ein Monarch dann 
jede Aussicht verloren haben würde.»"? Das Schreiben des Kronprinzen 
traf am 10.November 1923, dem Tag nach dem gescheiterten Hitler- 
putsch, in Doorn ein. Haehner hielt fest, wie der Kaiser «totenernst, mit 
etwas geröteten Augen, fast als ob er geweint hätte», zu seinem Gefolge 
sagte: «Ich habe Ihnen die Mitteilung zu machen, daß der Kronprinz nach 
Dfeult[sch]I[an]d geschlichen ist.» «Dann entfaltete er mit etwas heftiger 
Handbewegung den Abschiedsbrief des Kronprinzen und las ihn uns vor. 
Nach Beendigung der Lektüre des Briefes sagte [der] K[aiser] zu uns: Ich 
gebe Ihnen hiermit feierlich mein Ehrenwort, daß ich von diesem Ent- 
schlusse des Kr[on]p[rin]z[en] vorher nichts gewußt habe, er ist ohne mein 
Wissen und hinter meinem Rücken geplant und ausgeführt worden. [...] 
Ich begreife nicht, wie der Kr[on]p[rin]z derart handeln konnte. [...] Wie 
ist es möglich, daß er bei der Regierung der Stresemann, Hilferding, Braun 
u. Genossen eine solche Erlaubnis erbittet. Bei einer Regierung die seinen 
Vater und ihn herausgeschmissen hat. Das ist einfach unwürdig. Und wie 
stellt er sich denn seine Zukunft vor?»"* Die Rückkehr seines Sohnes nach 
Deutschland, das Scheitern des Hitler-Ludendorff Putschversuchs und die 
Berichte aus der Heimat, wonach die monarchische Bewegung keinen 
Halt im Volke habe, lösten Ende 1923 bei Wilhelm II. eine schwere De- 
pression aus." 

Mit der Zeit, und vor allem im Zusammenhang mit der Kampagne ge- 
gen die drohende Fürstenenteignung 1926, gelangte Kaiser Wilhelm zu der 
Einsicht, daß ein Ruf des deutschen Volkes zur Rückkehr auf den Thron 
propagandistisch vorbereitet werden müßte." Die Loyalitätsbekundungen 
der Offiziere des alten Heeres zum 9. Februar 1927, dem 5o. Jahrestag sei- 
nes Eintritts in das Erste Garde-Regiment zu Fuß, und der Besuch seines 
Lieblingsgenerals August von Mackensen in Doorn gaben ihm neuen Auf- 
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wind." Die Restaurationsstrategie, die er unter der Ägide seiner Frau Her- 
mine ersann, legte er in Anweisungen fest, die zugleich rückwärts und vor- 
wärts gerichtet waren. Die gefallenen Kameraden, heißt es 1927 in seinen 
«Richtlinien für das Denken und Wirken der Deutschen», seien gestorben 
für die «Deutsche Freiheit, [...] den Deutschen Raum» und «die Deutsche 
Ehre»; das Ziel der monarchischen Bewegung sei die «Verteidigung und 
Erhaltung ihrer Germanischen Rasse. Ihre Grundlage ist das Deutsche Va- 
terland, ihr Symbol der Deutsche Kaiser.»"* Und in Anweisungen an die 
nationalen Verbände forderte er: «Mit ganzer Leidenschaft, mit schärfster 
Logik, mit klarstem Zielbewußtsein Entfachung der großen nationalen 
Bewegung mit dem Ziel der Wiederherstellung der Monarchie, und uns auf 
diese Weise ein neues Deutsches Reich unter mir erobern. Und das losgelöst 
von jeder Partei, Parteipolitik, Parteiorganisation. [...] Also gegen jed- 
weden Parlamentarismus in jedweder Form. Er ist vollkommen westlän- 
disch, daher ungermanisch, undeutsch. [...] Bis der Tag anbricht, an dem 
die große, reine, heilige deutsche Bewegung für Kaiser und Reich das ge- 
samte durch und durch verlogene parlamentarische Gebilde in Schutt und 
Trümmer schlägt und mit seinen ganzen Parteien!»"? Im Sommer 1928 be- 
auftragte Wilhelm den Admiral a. D. Magnus von Levetzow, in Berlin ein 
Büro einzurichten mit dem Ziel, die monarchisch orientierten Kräfte zu 
sammeln.” Zu seinem 70. Geburtstag am 27. Januar 1929 versammelten 
sich die kaiserliche Familie (darunter 19 Enkelkinder) und 30 «Generäle 
und Obersten meiner alten siegreichen Armee unter F[eld]M[arschall] 
Mackensen» in Doorn.” «Mir gehört der erste Platz zu Hause und 
niemandem anders», verkündete ihnen der Kaiser, in der «feldgrauen» 
Uniform des ı. Garde-Regiments mit Säbel und Feldmarschallstab ge- 
schmückt.” 

Den «ersten Platz zu Hause» machten dem Kaiser sein ältester Sohn 
und die Kronprinzessin Cecilie, zunehmend aber auch die Prinzen Eitel 
Friedrich, Oskar und August Wilhelm streitig, die Mitte 1927 dem anti- 
demokratischen, paramilitärischen Stahlhelm beigetreten waren. Mit 
Recht weist Lothar Machtan auf die fatalen Folgen dieser Rivalitäten 
innerhalb der kaiserlichen Familie hin. Die Hohenzollern waren «schon 
wenige Jahre nach ihrer formellen Abdankung keine politisch funktions- 
tüchtige Solidargemeinschaft mehr, sondern ein buntes Gemisch höchst 
partikularer Interessen und eigensinniger Interessenvertreter».”* Innerhalb 
der Familie herrschten Intrige, Boykott, Diffamierung und Denunziation; 
in der Politik Uneinigkeit vor allem in der Haltung, die man gegenüber der 
rechtsradikalen Hitlerbewegung einnehmen sollte. 
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2. Das Kaiserhaus und die Nationalsozialisten 


Kaiser Wilhelms Verhältnis zu den völkischen und radikal-nationalisti- 
schen Bewegungen der Weimarer Republik war schwankend, je nachdem, 
wie er ihren Standpunkt zur Restauration der Monarchie einschätzte. Im 
November 1920 meldete Rudolf von Valentini dem ehemaligen Reichs- 
kanzler von Bethmann Hollweg, er habe von einem General erfahren, 
«daß der Kaiser dem «National-Bolschewismus> zuneige u[nd] überzeugt 
sei, mit dessen Hülfe den Tron wieder besteigen zu können»; «der Boden 
war für solche mystischen Vorstellungen dort immer günstig», kommen- 
tierte Valentini sarkastisch.°° 1924 begeisterten sich Wilhelm und Prinz 
Heinrich bei der Aussicht auf eine Fusion der konservativen Deutsch- 
nationalen Volkspartei mit der Deutsch-Völkischen Partei, doch beide 
Brüder mußten bald erkennen, daß die Völkischen in der Mehrzahl von 
einer Wiederherstellung der Monarchie nichts wissen wollten. So berichtete 
Heinrich am ı2. März 1924 dem Kaiser enttäuscht: «Die Deutsch-Völki- 
sche Bewegung ist der National-Sozialistischen verzweifelt ähnlich; Letz- 
tere besteht zum grossen Teil aus Gesindel und bedient sich des «Nationa- 
len» als Mantel! - Siehe das gänzliche Versagen des Demagogen Hitler! [...] 
Man wird also gut tun der Deutsch-Völkischen Bewegung mit Misstrauen 
gegenüber zu stehen, ebenso wie den Hitler-Sozialsozialisten [sic], die 
einschließlich ihres Führers gänzlich versagten, zumal dann, wenn es 
knallte.»” 

Erst mit dem 1928 von Hitler vollzogenen Rechtschwenk und dem im 
Sommer 1929 von Alfred Hugenberg gegründeten «Reichsausschuß für 
das deutsche Volksbegehren» gegen die «Kriegsschuldlüge» und die Repa- 
rationen erblickte Wilhelm II. die Chance, durch eine Zusammenführung 
aller «nationalen» Kräfte einschließlich der Nazibewegung die Weimarer 
Republik aus den Angeln zu heben und die Monarchie wieder einzufüh- 
ren. Als Hjalmar Schacht in Paris den Young-Plan unterzeichnete, schrieb 
der Kaiser ganz im Sinne Hugenbergs seinem ehemaligen Flügeladjutanten 
Admiral von Grumme-Douglas: «Man will ein Volksbegehren gegen 
Schachts Volksverrath in Paris loslassen! Gut so! Aber es muß sich «gegen 
die Kriegsschuldlüge wenden, auf den Ruf kriegt man zu Haus Alles zu- 
sammen! [...] Alles muss losgehen! Vaterl[ändische] Verbände, Bauernver- 
eine, Stahlhelm, Kriegerbund, N. D. ©. [Nationalverband Deutscher Offi- 
zierel, DoB [Deutscher Offiziersbund] etc. zu einer grossen Aktion! 
Haben wir erst auf diesen Ruf das Volk zusammen, dann schmeissen wir 
Dawes, Versailles u. anderes raus! Amerika erwartet diese Aktion! Voll- 
dampf voraus!»” 

Mit den verblüffenden Wahlerfolgen der NSDAP und dem Übergang 
zu einer Präsidialregierung in Berlin stellte sich die Frage nach dem geeig- 
netsten Weg zur Wiedereinführung der Monarchie neu. Mehrere Mitglie- 
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Abb. 59 Der Kaisersohn Prinz August Wilhelm in SA-Uniform 


der der vormals regierenden Fürstenhäuser traten jetzt in die Partei ein, 
andere, wie Wilhelms Vetter Carl Eduard von Sachsen-Coburg und 
Gotha, hatten sich schon lange demonstrativ für die braune Bewegung ein- 
gesetzt.”' Seit dem Sommer 1929 hatte auch der Kaisersohn August Wil- 
helm den persönlichen Kontakt zu Hermann Göring und über ihn zu 
Adolf Hitler gesucht, der den Preußenprinzen umgehend als Ehrengast 
zum Parteitag in Nürnberg einlud.” Im Dezember 1929 trat August Wil- 
helm nicht zuletzt in der Hoffnung, dadurch als Thronanwärter zum Zuge 
zu kommen, formell in die NSDAP ein.?° In einem Brief an seinen Sohn 
forderte der Kaiser zwar nicht den Wiederaustritt, er behielt sich jedoch 
vor, ihn aus der Familie auszustoßen, sollte aus seiner Tätigkeit als Partei- 
genosse Schaden für sein Haus entstehen.’ 

Neben Prinz Auwi, und in offener Konkurrenz mit ihm, entpuppte 
sich die «Kaiserin» Hermine als glühende Verehrerin Hitlers. Sie hatte sich 
1927 ein Absteigequartier im Palais Kaiser Wilhelms I. eingerichtet und 
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Abb.60 Hoher Besuch: Hermann Göring beim Ex-Kaiser in Doorn 


wirkte mit Levetzow zusammen, um einen möglichst großen Kreis unter 
Einschluß der Nationalsozialisten für eine Restauration zu gewinnen. Im 
August 1929 nahm auch sie - unangekündigt - am Nürnberger Parteitag 
teil. In einer längeren Aussprache mit Hitler warb sie für die Rückkehr 
ihres Mannes auf den Thron. Der Kaiser, so versicherte sie, verfolge das 
Anwachsen der völkischen Bewegung mit Genugtuung und baue auf die 
NSDAP mehr als auf den Stahlhelm und die anderen nationalen Verbände; 
von den Deutschnationalen erwarte der Kaiser keine entscheidenden 
Schritte mehr zur Wiedererrichtung der Monarchie.” Rückblickend be- 
merkte Auwi gegenüber Ilsemann, Hermine «habe Hitler gefragt, ob er 
den Kaiser und sie nicht nach Deutschland zurückbringen könne, aber er 
habe es verneint». 

Nach einer persönlichen Begegnung mit Hitler im November 1930 ar- 
beitete Levetzow auf einen Besuch des NS-Führers in Haus Doorn hin.’ 
Als Vorbereitung dazu fädelte er einen zweitägigen Besuch Hermann 
Görings und seiner Frau Karin in Doorn ein, der symbolträchtig am 17. 
und 18. Januar 1931, dem 60. Jahrestag der Versailler Kaiserproklamation, 
stattfand. Vor allem Hermine erblickte in Göring den «eventuellen Schritt- 
macher zum Thron» und nahm sich vor, ihm «mächtig den Hof» zu 
machen. Es wurde eingehend über Politik, Archäologie und kulturmor- 
phologische Fragen diskutiert und auch die «entscheidende» Frage der 
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Monarchie berührt, wobei Göring die Meinung vertrat, «daß wohl der 
Kaiser zurückkehren müsse, aber die anderen deutschen Fürsten dürften 
nicht mehr auf ihre Throne zurück!» Auch gegenüber dem ehemaligen 
Hofmarschall Graf Schwerin sprach sich Göring «ganz klar» dahin aus, 
«daß er mit einer Rückkehr des Kaisers auf den Thron einverstanden» 
sei.’ 

In den folgenden Monaten wurden die Beziehungen zwischen dem 
Hause Hohenzollern und den NS-Führern intensiv gepflegt. Der Kron- 
prinz, Hermine, der Generalbevollmächtigte Leopold von Kleist, Admiral 
von Levetzow und der Hofmarschall Alexander Grancy-Senarclens trafen 
alle mit Hitler oder Göring zusammen. Kleist schenkte Göring wertvolle 
Möbel und Vorhänge aus dem Besitz des Hauses Hohenzollern und lud 
ihn zur Jagd ein; der Kronprinz spendierte dem SA-Führer Ernst Röhm 
ein Pferd.’ Zwar mißtraute der Kaiser dem Einfluß, den sein Sohn August 
Wilhelm auf Hitler und Göring ausübte. Aber als der Prinz während einer 
Kundgebung der NSDAP in Königsberg von einem Polizisten mit einem 
Gummiknüppel geschlagen wurde, erkannte der kaiserliche Vater darin 
eine goldene Gelegenheit, sich bei Hitler einzuschmeicheln. «Mein Sohn 
wird dadurch zum Märtyrer!», rief er begeistert aus. «Zu Tausenden wer- 
den die Leute jetzt zu den Nazisozis übertreten.»” Er gratulierte Auwi 
mit den Worten, er könne stolz sein, zum Märtyrer der großen Volksbe- 
wegung geworden zu sein, und legte seinem Glückwunsch ein Schreiben 
an Hitler bei, das der Kaisersohn Anfang April 1931 seinem Führer zu 
lesen gab. Zu Putzi Hanfstaengl sagte Auwi hinterher: «Hitler kann damit 
recht zufrieden sein. Mein Vater hat ihm eine deutliche Zusage gemacht, 
ihn nach Kräften zu unterstützen.» Allerdings hielt Auwi nicht seinen 
Vater, sondern sich selber für «das beste Pferd im Hohenzollern-Stall».° 
So oder so wähnten sich die Hohenzollern fast am Ziel. «In Doorn hört 
man seit Monaten nur noch, daß die Nationalsozialisten den Kaiser auf 
den Thron zurückbringen werden», stellte Ilsemann Weihnachten 1931 
fest. «Alles Hoffen, alles Denken, Sprechen und Schreiben gründet sich 
auf diese Überzeugung.» Eine persönliche Vorstellung Hitlers beim Kai- 
ser in Doorn schien bevorzustehen.* 

Im Februar 1932 kam es zu direkten Verhandlungen zwischen Kleist 
und Hitler, die jedoch enttäuschend verliefen. Hitler, so berichtete der Ge- 
neralbevollmächtigte nach der Unterredung, habe sich nicht festlegen wol- 
len. Zwar habe er sich «für die Monarchie» ausgesprochen, doch sowohl 
gegen den Kaiser als auch den Kronprinzen hege er «Bedenken, da sie von 
der Masse abgelehnt würden».*' Statt dessen, so erfahren wir aus einer an- 
deren Quelle, habe Hitler um diese Zeit den Prinzen Alexander von Preu- 
ßen, den Sohn August Wilhelms, als künftigen Kaiser ausersehen.*” Wil- 
helms Hoffnungen wurden wachgehalten durch Göring, der bei seinem 
zweiten Besuch in Doorn vom 20. und 21. Mai 1932 seine frühere Zusage 
wiederholte. «Schön war es nicht, zu beobachten, wie der alte, ehrwürdige 
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Kaiser sich einem solchen Neuling gegenüber aufzäumt», kritisierte Ilse- 
mann. «Beim ersten Besuch Görings hielt der Kaiser noch Distanz, dies- 
mal hat er sie ganz fallen lassen.» Man hoffe, als nächstes werde Hitler 
selbst nach Doorn kommen.*# 

Auch der Kronprinz suchte den persönlichen Kontakt zu Hitler,** doch 
unter dem Einfluß seiner Frau Cecilie und seines Freundes Kurt von 
Schleicher setzte er mehr auf den Stahlhelm und die Reichswehr und er- 
klärte sich 1932 bereit, sich als Kandidat der «nationalen Front» für das 
Amt des Reichspräsidenten aufstellen zu lassen. Einmal gewählt, wollte er 
«einen Staatsstreich ä la Napoleon Bonaparte zur Restauration der Monar- 
chie» durchführen.* Der Kaiser erkannte die Gefahr für seine eigenen 
Ambitionen und verbot die Präsidentschaftskandidatur seines Sohnes. 
«Wenn Du diesen Posten übernimmst», schrieb er ihm, «so mußt Du den 
Eid auf die Republik schwören. Tust Du das und hältst ihn, so bist Du für 
mich erledigt, ich enterbe Dich und schmeiße Dich aus meinem Hause 
heraus. Schwörst Du nur, um den Eid bei Gelegenheit zu brechen, so wirst 
Du meineidig, bist kein Gentleman mehr und für mich auch erledigt. [...] 
Es ist ein Ding der Unmöglichkeit, daß die Hohenzollern über den repu- 
blikanischen roten Ebertschen Präsidentenstuhl wieder zur Macht gelan- 
gen.»*° Der jüngere Wilhelm verzichtete daraufhin auf die Kandidatur, 
verkündete jedoch in einer aufsehenerregenden Erklärung, er werde bei 
der Reichspräsidentenwahl für Hitler stimmen.” «Ich glaube, ich habe da- 
mit aus dem Kreis meiner Stahlhelm-Kameraden und aus dem Bereich der 
deutschen Nationalisten rund 2 Millionen Stimmen für Hitler gewonnen», 
soll der Kronprinz sich gebrüstet haben.* Unvermindert setzte er in den 
nächsten kritischen Monaten sein Kokettieren mit der «so wundervollen 
Bewegung» Hitlers in der Hoffnung auf eine Wiedererrichtung der Mon- 
archie fort.* 

Viel näher zu Hitler, den er auf seinen legendären Flügen quer durch 
Deutschland und bei Dutzenden von Massenversammlungen begleitete, 
stand weiterhin Prinz Auwi, der nicht davor zurückschreckte, seinen älte- 
ren Bruder als politisch unmöglich anzuschwärzen, weil er «sinnlosen 
Verkehr mit den Großjuden» pflege und «im Cecilienhof mit seinen jüdi- 
schen Freundinnen vom Ufer aus» bade.° Im April 1932 stellte Hitler die- 
sen Preußenprinzen als Spitzenkandidat der NSDAP für die preußischen 
Landtagswahlen auf, und zwar mit ausdrücklicher Zustimmung des Kai- 
sers, der seinem Sohn öffentlich versicherte: «Unter voller Würdigung der 
großen nationalen Volksbewegung, für die Du eintrittst, erteile ich Dir 
hiermit die Genehmigung, dem an Dich ergangenen Rufe zu folgen.» 

Nach dem Erfolg der NSDAP bei den Reichstagswahlen vom 31. Juli 
1932 rückte die Machtübernahme Hitlers in greifbare Nähe. Seine Ent- 
scheidung, das ihm von Hindenburg angebotene Amt des Vizekanzlers in 
Verbindung mit dem des preußischen Ministerpräsidenten abzulehnen 
und auf der «ganzen Macht» der Reichskanzlerschaft zu bestehen,” wurde 
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von Wilhelm II. als grober Fehler scharf verurteilt. Der Brief, den der Kai- 
ser am 17.September 1932 an den Kronprinzen richtete, spiegelt seine 
Enttäuschung deutlich wider. Als der Reichspräsident dem Nazi-Führer 
erklärte, er könne es mit seinem Gewissen nicht vereinbaren, den Nazis die 
ganze Macht anzuvertrauen, hätte Hitler nach der Überzeugung des abge- 
dankten Kaisers antworten sollen: «Ew. Exz. Gewissen gestattete Ihnen, 
die ganze Macht viele Jahre lang dem Reichs- u. Hohenzollernfeindlichen 
mit Rothen Sozis, Radikalen, Juden u. Bolschewiki verbündeten Centrum 
frei zu überlassen und es zu dulden, dass diese Verbrecher das Land in 
Grund und Boden ruinirten und jede nationale Regung erstickten oder be- 
kämpften. Nunmehr kann wohl Ihr Gewissen sich der Nationalen Bewe- 
gung zuwenden! Die ja siegreich aus den Wahlen hervorging!» Allerdings 
verurteilte der Ex-Kaiser auch scharf die Entscheidung Hitlers, Hinden- 
burgs Angebot auszuschlagen. «Es erfüllt mich mit tiefer Betrübnis und 
Sorge, mit welcher bodenlosen Gewissenlosigkeit die demagogischen Füh- 
rer der Nazis dabei sind, das in ihrer nationalen Bewegung gesammelte 
Capital nationaler Energien sinnlos zu verwirthschaften», schimpfte er. 
«Es müssen gerade die auch heute noch in der Nazi-Partei vorhandenen 
starken Nationalen Kräfte aus einem ganz unverantwortlichen demagogi- 
schen Getriebe einiger Führer und Redner herausgerettet und hinter die 
Nationale Regierung gebracht werden. Die Weigerung Hitlers] war ein 
furchtbarer Bock, den er schoss, und eine schwere Enttäuschung für die 
National denkenden Kreise im Volk.» Hitler habe «nicht den geringsten 
politischen «laire noch Geschichtskenntnis», meinte der Ex-Monarch, 
«sonst würde er wissen «Wer Preussen hat, hat das Reich! Erst Preussen 
sauber und in Recht, Ordnung, Gehorsam u. Disziplin u. Wehrhaftigkeit 
bringen, dann das Reich!» Also das ihm gemachte Angebot befähigte ihn 
nach einigen Monaten durch seine Stellung in Preussen, den Ausschlag im 
Reich zu geben! Er ist kein Staatsmann, darum unterliegt er dem Druck 
der Extremisten ın seinem Gefolge, und verpasste die Chance. Diesem 
Angenblicksdemagogenthum muss unser Haus eine feste, geschlossene 
Einheitsfront gegenüberstellen, die sich nach Aussen hin klar und unmiss- 
verständlich dokumentirt; an sie können sich dann die event[uel]l unsicher 
oder rathlos gewordenen Nationalen Elemente aus allen Kreisen ralliiren. 
[...] Grüss mir mein liebes Rominten u. die Förster! Sei vorsichtig, schiess 
keine Zukunftshirsche. [...] Diesen Brief den Brüdern mittheilen.»’: 
Ausgerechnet dieser Brief, geschrieben in der Enttäuschung über die 
vermeintlich verpaßte Gelegenheit, auch noch den letzten Rest der Wei- 
marer Demokratie zu beseitigen, fiel den Nazis in die Hände und zerstörte 
die Aussicht, die freilich nie sehr groß war, auf eine Restauration der Ho- 
henzollernmonarchie von Hitlers Gnaden. Wie Schwerin am ı. Oktober 
1932 telefonisch nach Doorn meldete, habe Göring bei der Lektüre des 
Kaiserbriefes rundheraus erklärt, «er habe jetzt gerade die Absicht gehabt, 
zu Hitler zu fahren, um mit diesem die Frage der Monarchie im Interesse 
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des Kaisers zu klären; das käme nun nicht mehr in Frage».’* Eine weitere 
Enttäuschung erfuhr Wilhelm, als ihm der Kronprinz Hitlers ablehnende 
Antwort auf seine Bitte weiterleitete, doch noch als Vizekanzler in die Re- 
gierung Papen einzutreten.” Hitlers Antwort sei «unerhört», rief der Kai- 
ser aus. «Daraus sei zu erkennen, daß Hitler nur an sich selbst denke, daß 
er vom Größenwahn befallen und geistig, ähnlich wie Ludendorff über- 
spannt sei. Das Wort «Monarchie habe er überhaupt nicht erwähnt.» End- 
lich habe Wilhelm einsehen müssen, notierte Ilsemann nach einer einstün- 
digen Auseinandersetzung mit ihm im Turmzimmer, daß er «bei den Nazis 
auf das falsche Pferd gesetzt» habe. Er sei um eine Enttäuschung reicher. 
Er wollte jetzt Hugenberg und seine Presse dazu auffordern, «das Kaiser- 
panier aufzupflanzen, jetzt oder nie wäre seine Stunde gekommen. Er 
würde jetzt allen Menschen, die bisher für Hitler ihre Stimme abgegeben 
haben, sagen, daß sie deutschnational wählen müßten.» 

Wilhelms Wut auf Hitler hielt auch nach den Reichstagswahlen vom 
6. November 1932, bei denen die NSDAP im Vergleich zum Juli zwei Mil- 
lionen Stimmen verlor, noch lange Zeit an. Am 10. November 1932 schrieb 
er seiner Schwester Margarethe von Hessen, Hitler sei nicht bei Sinnen, 
«Einfluß & Macht zu verlangen, die er ablehnte, als man sie ihm anbot!» 
Er steuere auf den Nationalbolschewismus zu, während die Rechtspartei- 
en sich gegenseitig bekämpften zur Freude der Roten und Schwarzen. 
«Höchste Zeit für die vernünftigen Leute mich zurückzurufen, sonst geht 
das Vaterland zum Teufel!»’ Seinem Sohn Auwi verbot der Kaiser - wohl 
aus Angst vor einem Skandal, der den Ruf des ganzen Hohenzollernhauses 
gefährden könnte - jegliche Betätigung für die Bewegung und schickte ihn 
vorübergehend ins Ausland.’* Erst recht nach dem Sturz der Regierung 
Schleicher sah Wilhelm in der Wiedererrichtung einer starken Monarchie 
die einzige Hoffnung für Deutschland. Am 24. Januar 1933, eine Woche 
vor der «Machtergreifung» Hitlers, klagte er: «Das Durcheinander zu 
Hause ist furchtbar! Das Verhalten Hitlers zeigt einen beklagenswerten 
Mangel an staatsmännischem Talent, keine Disziplin, keine Kenntnis der 
Nationalökonomie! Er ist nur möglich unter einer festen, starken Hand 
auf einem begrenzten Gebiet.»’° Noch wenige Tage vor der Ernennung 
Hitlers zum Reichskanzler rief der Kaiser aus: «Man rufe mir, ick komme! 
Amen!»® Als aber am 30.Januar 1933 die «Regierung der nationalen 
Konzentration» mit Hitler als Reichskanzler und Papen als Vizekanzler 
gebildet wurde, war der Ex-Kaiser begeistert. Ilsemann notierte: «Durch 
die Regierungsbildung in Deutschland [...] ist die Frage der Rückkehr 
des Kaisers auf den Thron wieder in den Vordergrund getreten. Von al- 
len Seiten wird in Doorn angefragt, ob und wann der Kaiser nach 
Deutschland zurückkehre.»° Die erfolgte Einigung der Rechten sei «des 
Kaisers schoenstes Geburtstagsgeschenk» gewesen, versicherte Hermine 
beglückt.* 
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Abb.61 Auch eine Art Restauration: Am 21. März 1933, dem «Tag von Pots- 
dam», wird das Porträt Wilhelms II. im Berliner Rathaus wieder aufgehängt. 
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Am «Tag von Potsdam» am 21. März 1933 nahmen vier der fünf Kaiser- 
söhne teil - Adalbert hatte sich an den Genfer See zurückgezogen. Reichs- 
präsident von Hindenburg, gekleidet in der Uniform des preußischen 
Generalfeldmarschalls, grüßte den Kronprinzen mit erhobenem Mar- 
schallstab.“ Der für den Kaiser in der Garnisonskirche reservierte Sessel in 
der Kaiserloge blieb zwar leer, bei so viel Beschwörung der preußischen 
Traditionen schien ihm seine Rückkehr auf den Thron jedoch nur noch 
eine Frage der Zeit. An diesem Tag äußerte er in Doorn: «Ich bin der einzi- 
ge Unparteische, deshalb muß meine Rückkehr jetzt energisch betrieben 
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werden. Ich will das nicht ohne die Nazis erreichen; der Nazi-Schwung 
muß mitbenutzt werden, aber die Hauptarbeit liegt dabei doch bei den 
Schwarz-Weiß-Roten, vor allem beim Stahlhelm.»“* Wilhelm entging aller- 
dings der Stachel nicht, der in der Wahl der Potsdamer Garnisonskirche 
lag. Statt sich am Grabe Friedrichs des Großen zu versammeln, hätte man 
seines Erachtens Schloß Charlottenburg wählen sollen, «um am Grab des 
großen Kaisers den Kranz niederzulegen», und dann hätte man über die 
letzten drei Kaiser sprechen müssen, «in Erinnerung daran, daß Wilhelm I. 
das Reich gegründet, Friedrich III. und er dasselbe vermehrt hätten». 
Freilich, kurz nach dem «Tag von Potsdam» wurden Wilhelms Hoffnun- 
gen auf eine Rückkehr auf den Thron jäh zerstört, als Hitler im Reichstag 
eine baldige Restauration der Monarchie als «indiskutabel» ausschloß. 
Diese Nachricht «saß wie ein Blattschuß», stellte Ilsemann fest. «Ich beob- 
achtete den hohen Herrn ganz genau, seine Züge strafften sich, die Augen 
wurden ganz groß, mehr als das eine Wort «So brachte er nicht über seine 
Lippen. Wie er das sagte, klang es wie die Bestätigung eines Verurteilten, 
der seinen Urteilsspruch vernimmt.»“ 

Dreimal kam es in den ersten Monaten des «Dritten Reiches» zu Ver- 
handlungen zwischen Hitler und Vertretern des Kaiserhauses über die 
Frage der Wiedereinführung der Monarchie. Am 9. Mai 1933 traf Hitler in 
Königsberg in Anwesenheit des Reichswehrministers von Blomberg mit 
Friedrich von Berg, dem ehemaligen Generalbevollmächtigten (und vor- 
maligen Zivilkabinettschef) des Kaisers zusammen. Dabei präzisierte Hit- 
ler seinen Standpunkt bezüglich einer Restauration vielsagend wie folgt: 
«1.) Als Abschluß seiner Arbeit sehe er die Monarchie. 2.) Für ihn gebe es 
nur eine deutsche Monarchie; Monarchien in den Bundesstaaten (Län- 
dern) lehne er ab. 3.) Für die Monarchie käme nur das Haus Hohenzollern 
in Betracht. 4.) Der Augenblick für die Wiedererrichtung der Monarchie 
sei noch nicht gekommen: a.) würde man dem monarchischen Gedanken 
einen «Bärendienst> erweisen, wenn man ihn z.Zt. verwirklichen wollte; 
b.) würde die Wiedererrichtung der Monarchie gegenwärtig die national- 
sozialistische Aufbauarbeit stören; c.) würde sie große außenpolitische 
Schwierigkeiten herbeiführen. 5.) Hitler sei - so sagte Blomberg - in erster 
Linie Soldat. Als solcher halte er es für möglich, daß die Monarchie durch 
ein Plebiszit od[er] d[er]gl[eichen] wiederkommen könne. Nur die Armee 
könne nach einem siegreichen Kriege [sic!] den Kaiser wieder auf den 
Thron bringen.»” 

Trotz dieser deutlichen Abfuhr gab Wilhelm II. die Hoffnung auf eine 
Wiederkehr nicht auf. Er rechnete mit einem Scheitern der Hitler-Regie- 
rung und meinte am 2. Juni 1933, wenn die Nationalsozialisten nicht mehr 
ein und aus wüßten, würden sie nach ihm rufen, dann wäre seine Stunde 
gekommen.“ Ende 1933 schrieb er an Mackensen, der sich wieder einmal 
resignierend geäußert hatte: «Für uns alle, die wir auf die Aenderung da- 
heim harren, gilt ein Gebet: der Herr erhalte Sie uns und dem wehrhaften 
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Abb.62 Der Deutsche Kronprinz beim Vorbeimarsch der SA in Breslau 1933 


Volk und Vaterland, sobald es wieder Obfersten] Kriegsh[er]r[n] und Heer 
haben wird!»® Im Oktober 1933 sandte General von Cramon eine Denk- 
schrift mit der Überschrift «Argumente für eine Rückkehr Seiner Majestät 
des Kaisers und Königs in Seine Rechte anlässlich des 75. Geburtstages» 
dem Reichspräsidenten von Hindenburg zu.” 

Am 26. September 1933 führte der Generalbevollmächtigte des könig- 
lichen Hauses, General Wilhelm von Dommes, der tags zuvor Hinden- 


1312 Wilhelm II. und das Dritte Reich 


burg in dieser Angelegenheit gesprochen hatte,”' Verhandlungen mit dem 
Staatssekretär und Chef der Reichskanzlei, Dr. Hans Heinrich Lammers, 
über die Wiedereinführung der Monarchie in Deutschland. Dabei betonte 
Lammers, Hitler sei zwar Monarchist, er halte aber «noch jahrelange Vor- 
bereitungen» für erforderlich, ehe das Volk für die Krone wieder reif sei.’ 
Am 24. Oktober 1933 sprach Dommes bei Hitler persönlich vor. Er beteu- 
erte, mit welcher Begeisterung der Kaiser und seine Söhne den nationalen 
Aufschwung des deutschen Volkes begrüßten. Er wies Hitler aber auf die 
Notwendigkeit hin, die Monarchie wieder einzuführen, wenn er sein Werk 
stabilisieren und über seinen Tod hinaus sichern wolle. Erneut wich Hitler 
in der entscheidenden Frage aus. «Was die Staatsform betreffe, so wolle er 
sich vorläufig ganz zurückhalten. [...] Natürlich wisse er, daß ein System 
nicht auf 2 Augen ruhen könne, sondern in einem Haus begründet sein 
müsse. Er habe keine Familie, sein Name sei in Deutschlands Geschichte 
eingetragen, in wenig Jahren würde er dort für alle Zeiten verankert sein. 
Er habe keinen weiteren Ehrgeiz, als die Lösung der Aufgaben, die er sich 
gestellt habe: vor allem Rettung Deutschlands vor dem Bolschewismus u. 
Befreiung von der Judenherrschaft.» Es sei ihm fraglich, fügte er hinzu, ob 
eine Monarchie hart genug sein könne, um die unvermeidlichen blutigen 
Kämpfe auf sich zu nehmen. «In der Judenfrage würde er von den wenig- 
sten Menschen verstanden ... Nun wurde Hitler leidenschaftlich [fuhr 
Dommes fort]: er legte eingehend dar, daß und weshalb die Juden das Un- 
glück Deutschlands geworden seien, die Revolution gemacht hätten pp. 
Die Juden müßten deshalb ausgeschaltet werden. Das sei von jeher sein 
Ziel gewesen. Davon lasse er sich nicht abbringen. Da ich den Eindruck 
hatte, dass Hitler] indirekt gegen Seine Majestät den Vorwurf der Juden- 
freundlichkeit erheben wollte, unterbach ich ihn u. erzählte ihm eine 
Aeusserung, die Se. Maj. im Jahre 1911 nach einem Frühstück bei Admiral 
Hollmann zu mir gemacht hat: «Der Souverän habe die Pflicht, alle in 
einem Volke vorhandenen Kräfte nutzbar zu machen. Wenn man den Ju- 
den Armee und Beamtenlaufbahn verschlösse, so müsse man ihnen ein 
Ventil geben, durch das sie ihre Intelligenz und ihr Kapital zum Besten des 
Volkes verwerten könnten; das seien Wissenschaft, Kunst u. Wohltätig- 
keit.» Hitler ließ sich von diesem (allerdings reichlich naiven) Einwurf 
Dommes’ nicht vom Thema abbringen. Er wiederholte, die «Niederwer- 
fung von Kommunismus u. Judentum seien die Aufgaben, die er sich ge- 
steckt habe u. die er lösen müsse. Er wisse nicht, wie viel Zeit ihm dazu ge- 
lassen sei.» Dommes fuhr in seinem Gesprächsprotokoll fort: «Ich bestritt, 
dass die Monarchie zur Lösung der skizzierten Aufgaben nicht geeignet 
sei und fragte schliesslich direkt, ob Hitler der von mir ausgeführten Inter- 
pretation seiner Auffassung zustimme. Auf diese Frage ging er nicht ein, 
sondern kam wieder auf die Judenfrage zurück. Dann beendete er plötz- 
lich die Unterredung.»”> 

Endgültige Klarheit über die Absicht der Nazi-Führung brachte die 
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Rede, die Hitler am 30. Januar 1934, dem Jahrestag seiner «Machtergrei- 
fung» und drei Tage nach dem 75. Geburtstag Wilhelms II., im Reichstag 
hielt.”* Entrüstet schrieb der Kaiser über die Rede und den gleichzeitig er- 
lassenen Befehl Görings, alle monarchistischen Verbände aufzulösen, es 
gehe zu «wie in der Mostrich-Republik! Der Feind steht Rechts! Kriegser- 
klärung an das Haus Hohenzollern und das deutsche Kaisertum! Die 
monarchistischen Kaisertreuen auf eine Linie mit den Bolschewiki ge- 
stellt!» Verzweifelt seufzte Wilhelm in einem Brief vom 2. April 1934 an 
seine Schwester: «Our poor country!!? - God help us!! ---! Chaos!»”° 

In dieser gespannten Atmosphäre fand am 27. April 1934, diesmal auf 
Verlangen Hitlers, eine zweite Diskussion zwischen ihm und Dommes 
statt. Hitler nahm dem Kaiser sein Telegramm vom November 1933 an 
den Nationalverband Deutscher Offiziere übel, in dem er erklärte hatte, 
nur unter «seinem Kaiser und den deutschen Bundesfürsten» könne 
Deutschland «auf die Dauer gefestigt werden und zu seiner alten Macht 
und Herrlichkeit gelangen».7” Ressentimentgeladen äußerte sich Hitler 
diesmal scharf zur Frage der Wiederherstellung der Monarchie. «Er habe 
im alten Deutschland die Monarchie für die beste Staatsform gehalten. Er 
habe nichts gegen die Monarchie, insbesondere nichts gegen das Haus 
Hohenzollern. Aber er habe es bitter empfunden, dass Bürgertum, Intelli- 
genz und Fürsten für seinen Kampf kein Verständnis aufgebracht hätten.» 
Der bayerische Kronprinz habe seine Bewegung sogar als «unreife Lause- 
jungens» beschimpft. «Da die Fürsten versagten, habe er kleiner Mann mit 
kleinen Leuten Deutschland retten müssen. Seine Ziele seien: die Rettung 
Deutschlands vor dem Bolschewismus, die Ausrottung [sic!] der Verbre- 
cher der November-Revolution, die innere Reinigung, die Ausgestaltung 
der Reichswehr, um Deutschland auch nach aussen wieder Ansehen zu 
verschaffen. Dazu brauche er Zeit - schätzungsweise 12 bis ı5 Jahre. Wäh- 
rend dieser Zeit dürfe er nicht gestört werden.» Die etwas hilflose Beteue- 
rung Dommes’, daß viele dieser Ziele doch «identisch» seien mit denen, 
die der Kaiser auch anstrebe, fiel auf taube Ohren. Hitler wollte von einer 
Restauration nichts wissen.’* 


4. Der Kaiser und das Hitler-Regime 


Wie so viele seiner Standesgenossen verkannte Kaiser Wilhelm anfangs das 
Wesen der NS-Herrschaft vollkommen. Er frohlockte über die «Selbstbe- 
freiung» des deutschen Volkes von der «Terrorherrschaft», welche die Bol- 
schewiken, Sozialisten, Demokraten und besonders das Judentum vier- 
zehn Jahre lang ausgeübt hätten.” Sogar den Terror der braunen 
Machthaber «gegen die politischen Verbrecher» begrüßte er am 20. März 
1933 als «herzerfrischend».'° «Der Kaiser erkennt absolut die Groesse und 
den Ernst der Bewegung an, ist sehr beeindruckt von den letzten Reden», 
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beteuerte Hermine am 19. Mai 1933. Allmählich stellten sich Zweifel und 
Enttäuschung ein. Wilhelm sprach betreten von der zunehmenden Über- 
wachung seiner Post und der Abhörung seiner Telefonate. Seiner Schwe- 
ster gestand er im Juli 1933: «Ich muß sagen, ich bin höchst besorgt dar- 
über, was in unserem armen Vaterland vor sich geht, jetzt in den Händen 
unerprobter & unerfahrener Jünglinge.»” «Was für eine schmachvolle 
Lage, um alle durch Geburt & Tradition erworbenen Rechte gebracht zu 
sein», klagte er im Oktober 1933. «Möge die Vorsehung ihnen alle Tritte 
heimzahlen, die sie mir fast wöchentlich verabreichen! Es ist furchtbar, 
daß so auf unseren Gefühlen herumgetrampelt wird! Keine Traditionen 
mehr! Brutalität!»® 

Sein wahres Gesicht zeigte Hitler auch für Wilhelm I. unverkennbar in 
der «Nacht der langen Messer» vom 30. Juni 1934, in der nicht nur die SA- 
Führung unter Röhm, sondern auch Schleicher mit seiner Frau und zahl- 
reiche andere Befürworter einer Restauration der Monarchie brutal er- 
mordet oder politisch ausgeschaltet wurden.°* Der Adjutant des Kron- 
prinzen, Louis Müldner, wurde verhaftet und erst nach wochenlangem 
Verhör wieder freigelassen. Der Kaisersohn Eitel Friedrich mußte sich 
einer traumatischen Befragung durch die Gestapo unterziehen. Göring 
hatte die Unverfrorenheit, dem getreuen Mitkämpfer Prinz August Wil- 
helm mitzuteilen, er hätte auf einer Erschießungsliste gestanden und sei 
nur durch seine (Görings) schützende Hand vor der Exekution bewahrt 
worden.® Fast schadenfroh äußerte sich der Vater zu der völligen Kaltstel- 
lung seines Sohnes: «Auwi ist nun erledigt mit seinem Nationalsozialis- 
mus. Ich habe ihm verboten, sich weiter in der Partei zu betätigen. Sein 
Fanatismus war beinahe krankhaft. Und wie hat man ihm gedankt und 
was hat er erreicht? Gar nichts!» 

Nach der Auseinandersetzung Dommes’ mit Hitler am 27. April 1934, 
dem Verbot der monarchistischen Vereinigungen und der schrecklichen 
Mordnacht vom 30. Juni 1934 mußte der Kaiser endlich einsehen, daß sei- 
ne Wiederkehr auf den Thron aussichtslos geworden war. Nach dem Tode 
Hindenburgs warnte er, viele hegten über die Lage noch Illusionen, «das 
Erwachen wird furchtbar sein!» Und trotzdem gewann er, angespornt 
durch seine Frau und hingerissen von den außenpolitischen Erfolgen des 
Regimes, mit denen er sich vollauf identifizierte, allmählich wieder Ver- 
trauen in Hitler. Im Mai 1934 schrieb Hermine eindrücklich einem Be- 
kannten: «Moechte Hitler alles gelingen, was er grosszuegig plant. [...] 
Mich berührt es immer so wehmuetig, [...] dass er das will und bezweckt, 
was der Kaiser instinktiv und temperamentvoll Sich zum Ziele machte, 
aber von Seinen Mitarbeitern, Seinen Reaktionaeren boykottiert, verhin- 
dert oder verwaessert wurde. Aus tiefster Seele wuensche ich Hitler einen 
vollen Erfolg des Grossen, was er plant!»®® Bei der Rückgabe des Saar- 
lands am 1. März 1935 flaggte der Kaiser zum erstenmal wieder «für eine 
deutsche, politische Gelegenheit» und sprach mit Bewunderung über die 
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«Energie, mit der der Führer England begegnet ist». «Das Herz schlaegt 
hoeher, wenn man daran denkt, was der Fuehrer in diesem Jahre Deutsch- 
land wieder gegeben hat - die allgemeine Wehrpflicht!» rief Hermine im 
Dezember 1935 in einem Brief an Mackensen aus. «Gott erhalte uns diesen 
Mann, der nur ein reines Wollen hat.»”° «Wir sind alle stolz auf unser neues 
Heer - welch eine Tat des Führers, welch ein Sprung über den Graben, den 
Versailler Vertrag!», schrieb sie einem Offizier.?' 

Hitlers waghalsige Entscheidung, am 7. März 1936 das Rheinland zu 
besetzen und die Locarno-Verträge zu kündigen, rechtfertigte Wilhelm als 
notwendigen Verteidigungsakt Deutschlands gegen eine angebliche rus- 
sisch-französische Bedrohung. Dem befreundeten britischen General Wa- 
ters schrieb er: «Dieser Schritt mußte getan werden. Frankreich [...] blieb 
dabei, seine östliche Grenze zu befestigen, & sich wiederzubewaffnen & 
seine Rüstungen zu vergrößern anstatt abzurüsten, wozu es verpflichtet 
gewesen wäre & was Deutschland getan hat. Deutschland blieb 17 Jahre in 
einem Zustand der Entwaffnung, während alle Signatarstaaten von Ver- 
sailles bis auf die Zähne aufrüsteten. Diese in sich groteske Lage wurde ge- 
fährlich, als es Frankreich gelang, das entwaffnete Land mit einem Ring 
von Nationen einzukreisen, indem es antideutsche Verträge mit allen die- 
sen abschloß. Die letzte Verbindung in diesem antideutschen Ring wurde 
geschmiedet durch die französisch-sowjetische Militärkonvention, die 
sich gegen Deutschland richtete & in einem heftigen antideutschen Geist 
veröffentlicht wurde, der jeden Zweifel über ihre Bedeutung ausschloß! 
Wie konnte England seinem Bündnispartner eine solche Beleidigung der 
europäischen Zivilisation erlauben & der stille Teilhaber eines Paktes wer- 
den gegen das einzige Bollwerk, fähig den Ansturm des Bolschewismus 
auf Europa einzudämmen?!! Die Wiederbesetzung der Garnisonen im 
Rheinland war dringliche Notwendigkeit als Antwort auf die französisch- 
russische Kriegsbedrohung in tiefstem Frieden; ein Akt politischen Bri- 
gantentums von seiten einer vermeintlich kultivierten, zivilisierten Nation, 
sich mit dem Roten Bolschewismus zu verbünden, der bereit ist, jede Spur 
der Zivilisation auf der Welt zu zerstören!» Nicht weniger begeistert als 
ihr Gemahl schrieb Hermine voll «innerer Bewegung» über diesen histori- 
schen Schritt ihres angehimmelten «Führers»: «Natürlich fühle ich im 
Herzen und für den Kaiser die große Belastung, daß ein anderer Mann — 
nicht er selbst Deutschland regieren kann - aber ich bin Hitler dankbar 
und glücklich für Deutschland, daß nach all den erbärmlichen Jahren seit 
1918 bis 1933 ein Mann aufstand und Deutschland vor Schande, Sklaverei 
und Tod bewahrte. England sollte 1914 nicht wiederholen - Hitler nicht so 
behandeln wie es meinen armen Kaiser behandelte.» Immer wieder hob 
Hermine hervor, der Kaiser sei «bezaubert von Hitlers Politik».* 

Den Ausbruch des Bürgerkrieges in Spanien begrüßte Wilhelm als er- 
wünschte Gelegenheit, den ganz Europa drohenden Bolschewismus in die 
Schranken zu weisen. An Bigelow schrieb er im August 1936: «Das bol- 
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schewistische System in Spanien wird, wie ich hoffe, bald zerschmettert & 
Brandstiftung & massenhafter Mord von der Armee & den loyalen Spa- 
niern bestraft werden! Möge dies den sogenannten Staatsmännern die Au- 
gen öffnen, die bislang die Gefahr der aus Moskau erweckten Zerstörungs- 
wut unterschätzten, & helfen, die Mächte zum gemeinsamen Handeln zur 
Vernichtung dieser Weltpest zu vereinigen!» Im November 1936 machte 
er neben Moskau auch Paris und London für die blutigen Auseinanderset- 
zungen in Spanien verantwortlich.” Er unterstützte vollauf die militäri- 
sche Hilfe, die Hitler den Franco-Faschisten gewährte. An Mackensen 
schrieb Hermine im Dezember 1936: «Ueber unser Einschreiten gegen 
Spanien, gegen die rote Welle und die Verbindung gegen die Bolschewisten 
mit Japan, freut Sich der Kaiser ausserordentlich. Englands Verhalten ist 
nicht zu verstehen; das Schlimme ist, dass nicht nur England, sondern 
Europa darunter leiden werden, wenn man die rote Flut nicht rechtzeitig 
zurueckhaelt. Welch ein Wahnsinn und welche Blindheit.»”” Dem Miß- 
trauen Englands gegen Hitlers Absichten stand Wilhelm 1937 vollkom- 
men perplex gegenüber. «Der Zustand Europas ist entsetzlich; die Politik 
Englands ekelhaft, geführt von Verrückten, wird zum stillen Partner des 
Bolschewismus! Alle deutschen Vorschläge werden mit Iritten & Knurren 
beantwortet; ganz wie zu meiner Zeit!» 

Im März 1938 rief der Anschluß Österreichs von neuem Begeisterung 
im Hause Doorn hervor. «Wie schnell im richtigen Zeitpunkt und wie un- 
geheuer kucehn ist die Sache angepackt worden», jubelte Hermine.” Sie be- 
richtete beglückt, ihr Mann sei «wohl und frisch, nimmt heissen Anteil an 
allem Weltgeschehen - ausserordentlich interessiert Ihn der Aufbau der 
Wehrmacht; Er kann nicht genug davon hoeren und sehen, Sich vertie 
fen.»'° In dem gefährlichen Tauziehen zwischen Hitler und den West- 
mächten Großbritannien und Frankreich um das Sudetenland erblickte 
Wilhelm nur wieder Londoner Machenschaften. So teilte er seiner Schwe- 
ster am 16. Juni 1938 als seine Überzeugung mit: «Der letzte blinde 
Kriegsalarm aus Prag wurde in London ausgeheckt, indem der britische 
Geheimdienst nach Prag telephonierte, dafß die Deutschen auf die Grenze 
zu marschierten!!! Das löste beinahe einen Weltkrieg aus!!!»'”" Mit Er- 
leichterung vernahm er die Bereitschaft des britischen Premierministers 
Neville Chamberlain, mit Hitler über die Aufteilung der TIschechoslowa- 
kei zu verhandeln. Wenige Tage nach dem Abschluß des Münchener Ab- 
kommens vom 29. September 1938 schrieb er an seine Schwester Marga- 
rethe, auch diesen Erfolg Hitlers für sich selbst reklamierend: «Was für eine 
schreckliche Woche der Spannung liegt hinter uns! Es war eine Eingebung 
Gottes, die Chamberlain veranlaßte, den Frieden zu sichern! Ein klarer 
Beweis für den Einfluß des Himmels auf Erden. Das Münchener Abkom- 
men, das den Kriegsbefürwortern den Frieden aufzwang, hat Onkel Ber- 
ties Politik gegen uns zerschlagen & unter allgemeinem Einverständnis der 
Völker das Europäische Konklave bewirkt, das ich vergeblich 30 Jahre lang 
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erwünscht habe. Die Erfahrung des Weltkrieges, die immer noch in den 
Köpfen der Völker lebt, verängstigte sie, so daß sie die Anweisungen vom 
Himmel erhörten. Krieg wäre ein Verbrechen gewesen & unser Land für 
immer zugrunde gegangen.»'” Er gab seiner Schwester recht: «Wenn Grey 
sich 1914 so verhalten hätte wie Chamberlain 1938, hätte es keinen Welt- 
krieg gegeben. Aber 1914 wollte das englische Volk den Krieg, 1938 fürch- 
tete es ihn!»'% Die britische Appeasementpolitik lobte er noch in einem 
Weihnachtsgruß an General Waters vom 12. Dezember 1938, doch er fragte 
sich, wie lange der Frieden wohl noch halten würde.'* 

Die feindliche Reaktion der Mächte auf die Einverleibung Böhmens 
und Mährens (und auch Memels) ins Deutsche Reich im März 1939 erfüll- 
te Wilhelm vorübergehend mit Sorge. «Die Welt scheint den Angriffen 
von Hysterikern und Irren ausgesetzt zu sein», schimpfte er. Die Reden 
der westlichen Staatsmänner gaben ihm Anlaß zur «Besorgnis um die 
Zukunft unseres geliebten Landes».'° Hermine fand es allerdings «herzer- 
frischend, wie Wilhelm empoert ist ueber die Neueinkreisung der alten 
Entente und die Unverschaemtheiten an Deutschland unter des Fuehrers 
Adresse».'”* Die Garantieerklärung, die England am 31.März 1939 an 
Polen abgab, fand der Kaiser «infam».'” In einem charakteristischen 
Schreiben an Queen Mary meinte er am 30. August 1939 unmittelbar vor 
der Kriegserklärung Londons: «Da das Welt-Nationen-Komitee in Genf 
aufgelöst wird, schlage ich vor, daß sein Palast in ein Asyl für politische 
Verrücktheit umgewandelt wird, um alle europäischen Staatsmänner zur 
Behandlung aufzunehmen, bis sie wieder zu Sinnen kommen! Möge uns 
der Himmel vor dem Schlimmsten bewahren!»'* 


5. Der Zweite Weltkrieg 
und die Verfolgung der europäischen Juden 


Mit dem Ausbruch des Zweiten Weltkrieges am 3. September 1939 erhielt 
das Städtchen Doorn eine Garnison von 3000 niederländischen Soldaten. 
In seiner Abgeschlossenheit verfolgte das Kaiserpaar das dramatische Ge- 
schehen mit Bewunderung für die Erfolge der deutschen Streitkräfte und 
der Strategie Hitlers. «Der Kaiser und ich nehmen aus tiefster Seele Teil an 
allem grossen Erleben und sind stolz auf unsere Truppen», schrieb Her- 
mine am 5. Oktober 1939. «Gott segne Deutschland.» Immer wieder stell- 
ten sie Vergleiche zwischen dem aktuellen Geschehen und dem Ersten 
Weltkrieg, zwischen Hitler und Wilhelm an. «Wie klug hat der Fuehrer 
und die ihn Nichtverlassenden, die treu Zu-ihm-stehenden, in Zivil und 
Militaer, alles angeordnet, erreicht - wie gross ist die Einigkeit. Wenn alle 
zwischen 1914-18 ihre Pflicht derartig getan haetten, waere es nie zu 
einem 1918 gekommen. Ich glaube ehrlich sagen zu koennen, dass der Kai- 
ser und ich uns aus tiefster Seele freuen, dass der Fuehrer die Schwierigkei- 
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ten, die der Kaiser sowohl militaerisch wie Innen, auch waehrend des 
Krieges gehabt hat, neben den grossen Sorgen um Krieg und Vaterland, 
nicht noch zu bekaempfen hat.»'% «Mein Mann ist wundervoll in Seiner 
stolzen Mitfreude an den Leistungen der Truppe und an all dem Großen, 
was der Führer für Deutschland tut», teilte Hermine während des Polen- 
feldzuges dem alten Kaiserfreund Max Fürstenberg mit.''° Die Politik der 
britischen Regierung, die seiner Überzeugung nach den Zweiten Weltkrieg 
verschuldet hätte, erklärte Wilhelm am 18. Oktober 1939 für «einfach er- 
bärmlich & verbrecherisch! Sie füttern die Briten ständig mit Lügen, um 
ihre Stimmung hochzuhalten, weil das Volk den Krieg nicht will; sicher- 
lich nicht die Franzosen, sie verabscheuen ihn. Möge die Vorsehung unse- 
rer tapferen Armee & Marine helfen, die Pläne unserer Gegner zu durch- 
kreuzen, wie es der Himmel bis jetzt tat! Der polnische Feldzug war 
prachtvoll. Altpreuss[ischer] Geist, die Führer «Meine Schule!»""" «Wie 
fabelhaft sind unsere Leistungen, besonders auf dem Wasser und in der 
Luft», rief Hermine im Dezember 1939 aus. «Wilhelm ist sehr stolz darauf 
und lebt ganz in dem großen Geschehen.»"'? Einem der Kaiserenkel teilte 
sie mit: «Der Großpapa ist von einer fabelhaften Frische, nimmt unendlich 
teil an allem, was geschieht, voll starken Vertrauens in Euch, die Wehr- 
macht, in die weisen Anordnungen und Pläne des Führers», und fügte hin- 
zu: «Wie schändlich ist das Betreiben Englands.»'"3 Und wenige Tage dar- 
auf heißt es vielsagend in einem weiteren Schreiben: «Wir zweifeln nicht 
daran, dass es ihm [dem Führer] gelingen wird, das perfide England nie- 
derzuringen und Deutschland den Platz an der Sonne zu erobern, den es 
braucht und verdient. Mit all unseren Gedanken und Wuenschen sind wir 
in der Heimat und an den Fronten, wo so Grosses geleistet wird. Der Kai- 
ser ist stolz auf diese junge Wehrmacht und freut sich an allen Schlaegen 
die England bekommt.»""* Die Besetzung Dänemarks und Norwegens im 
April 1940 wurde in Doorn als ein «Wunder des Himmels» gefeiert.''5 
Am 10. Mai 1940 erfolgte der deutsche Angriff auf Holland und die 
Flucht der niederländischen Regierung mit der Königin Wilhelmina nach 
London. Das Kaiserpaar, das befürchtet hatte, in Festungshaft genommen 
zu werden, wurde zwar für kurze Zeit in Haus Doorn interniert, das Per- 
sonal bis auf zwei Diener und einen Koch nach Nordholland abtranspor- 
tiert, doch schon am 14. Mai erschienen deutsche Truppen mit einem Brief 
Hitlers und dem Befehl, zum Schutz des Kaisers eine Wache der Gehei- 
men Feldpolizei vor dem Torgebäude aufzustellen. Begeistert berichtete 
Hermine: «Der erste deutsche Soldat vor der Haustreppe war eine solche 
unbeschreibliche Erlösung wie ich sie gar nicht ausdrücken kann. Der 
Ausdruck des Kaisers, als er mit einem Regimentskommandeur zusammen 
auf der Haustreppe stand, 30 Jahre verjüngt, ist mir unvergeßlich.»""° Der 
Kaisertochter Viktoria Luise schrieb sie: «Ihr glaubt nicht, wie Er sich ver- 
jüngt in all dem Geschehen und wie Er sich freut, daß der holländische 
Druck von Ihm genommen ist. Er hat manchmal wieder den Gang wie 
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Abb.63 Der Kaiser begrüßt deutsche Soldaten in Doorn, Mai 1940 


vor 18 Jahren. Über jeden Soldaten, den Er sieht, herrscht große Freude, 
und die Nachrichten tun ja das ihrige, um Ihn stolz und glücklich zu 
machen.»'" 

Das im Einvernehmen mit König George VI. übermittelte Asylangebot 
der britischen Regierung, mit souveränen Ehren nach England überzusie- 
deln, wies Wilhelm II. mit der verächtlichen Bemerkung zurück, «daß er 
sich lieber in Holland erschießen lassen wolle, als nach England zu fliehen. 
Er habe keine Lust, mit Churchill zusammen photographiert zu wer- 
den.»"'? Seinem amerikanischen Freund Bigelow gegenüber rechtfertigte 
er seine Entscheidung mit den Worten: «Ich betrachtete das britische An- 
gebot als eine Versuchung des Satans, daher lehnte ich es ab, meine ganze 
Zuversicht & mein Vertrauen in Gott allein setzend. Seine Antwort auf 
diesen Entschluß war: die Deutschen in Doorn & unsere sofortige Befrei- 
ung am nächsten Tag! Unmittelbare Tat der Vorsehung!»'" «Es waere ge- 
radezu grotesk gewesen, zum Feinde zu gehen und nebenbei ein Satyr- 
spiel, wenn wir dort mit der Koenigin dieses Landes, die uns immer hier 
geschnitten, zusammengetroffen waeren», erklärte Hermine in einem 
Brief an ihre Schwägerin." Das «in schöner, würdiger Form» gehaltene 
Angebot Hitlers, einen Aufenthaltsort in Deutschland zu wählen, lehnte 
Wilhelm dankend ab. Hermine berichtete: «Ich muss sagen, dass Wilhelm 
seit 1918 von keiner irgendwie wichtigen deutschen Stelle auch nur annae- 
hernd so behandelt worden ist, wie jetzt von unserem grosszuegigen 
Fuehrer.»'?' 
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Die katastrophale Niederlage der britischen Armee bei Dünkirchen 
und die Kapitulation Frankreichs rief in Doorn wilde Begeisterung hervor. 
Am 30. Mai 1940 schrieb Wilhelm jubelnd seiner Schwester: «Die britische 
Armee ist zerschmettert & rennt um ihr Leben, all ihre Waffen, Artillerie, 
ihr ganzes Kriegsgerät zurücklassend. Ihre Transporte wurden dutzend- 
weise versenkt.»'”* Am folgenden Tag prahlte er: «Das Gottesgericht über 
Juda-England hat eingesetzt. Vernichtung in Flandern.» Zwei Wochen 
darauf, nach dem Einzug der deutschen Truppen in Paris, sandte der Kai- 
ser dem Führer ein glühendes Glückwunschtelegramm, das diesen Sieg 
in die Kette der preußisch-deutschen Eroberungen unter seinen eigenen 
Vorfahren einreihte. «Unter dem tiefgreifenden Eindruck der Waffen- 
streckung Frankreichs beglückwünsche ich Sie und die gesamte deutsche 
Wehrmacht zu dem von Gott geschenkten gewaltigen Siege mit den Wor- 
ten Kaiser Wilhelms des Großen vom Jahre 1870: «Welche Wendung durch 
Gottes Fügung!> In allen deutschen Herzen erklingt der Choral von Leu- 
then, den die Sieger von Leuthen, des großen Königs Soldaten, anstimm- 
ten: Nun danket alle Gott!»'"** Wie schon im Münchener Abkommen und 
im Feldzug gegen Polen sah Wilhelm IH. in der Kapitulation Frankreichs 
die Rechtfertigung und Vollendung seiner eigenen Hegemonialpolitik. 
Dem Archivar Kurt Jagow schrieb er am 5. Juli 1940: «Tief ergriffen haben 
mich die unvergleichlichen Leistungen der Deutschen Wehrmacht, die so 
zu gewaltigen Erfolgen führten. Ich habe den Verlauf der Operationen 
aufs genaueste an der Hand von Karten verfolgt. Unter glänzender Füh- 
rung haben alle Wehrmachtsteile in großer Opferbereitschaft Taten voll- 
bracht, die staunenerregend waren. Die Schmach vom November 1918 im 
Wald vom Compiegne ist ausgelöscht und das Diktat von Versailles zerris- 
sen!»'* Hitlers Krieg, so jubelte der Kaiser im September 1940, sei «eine 
Folge von Wundern! Der altpreußische Geist von Fr[e]d[ericus] Rex, von 
Clausewitz, Blücher, York, Gneisenau etc. hat sich wieder gezeigt, wie in 
1870-71. [...] Die brillanten führenden Generäle in diesem Krieg kamen 
aus Meiner Schule, sie kämpften unter meinem Befehl im [Ersten] Welt- 
krieg als Leutnants, Hauptmänner und junge Majoren. Geschult von 
Schlieffen führten sie die Pläne durch, die er unter meiner Leitung ausge- 
arbeitet hatte, genauso wie wir es 1914 taten. [...] 1914-1918 wird durch 
diesen Krieg keineswegs in den Schatten gestellt!»"*° Endlich sei die Gleich- 
gewichtspolitik, die England seit der Zeit Edwards VII. gegen Deutsch- 
land verfolgt habe, zerschmettert und der Kontinent unter deutscher Vor- 
herrschaft vereint. «Hier drüben sind die Vereinigten Staaten von Europa 
in der Entstehung, den ganzen Kontinent zu einem Block von Nationen 
formend», schrieb er Bigelow im November 1940 und warnte: «Für die 
Fremden heißt es daher: «Hände weg von Europa»! Europäische Monroe 
Doktrin!»'”” «Die Hand Gottes erschafft eine neue Welt & wirkt Wunder. 
Daß Frankreich endlich die vergiftete Entente Cordiale Onkel Berties mit 
England aufgegeben & sich auf seiten Deutschlands & Italiens begeben 
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hat, über den Appell des Königs hinweggehend, ist ein Wunder! Wir wer- 
den die Vereinigten Staaten von Europa unter deutscher Führung, ein ver- 
einigter europäischer Kontinent, den niemand jemals zu erleben erhoff 
te!»'”° Der Kaiser freue sich ungemein darüber, berichtete Hermine, daß er 
«die Wiedergutmachung von Versailles, den Wiederaufbau Deutschlands 
erleben konnte - wie hat er unter den Schmachjahren nach 18 gelitten.»'* 

Das Ausharren Großbritanniens gegen die deutsche Übermacht auf 
dem Kontinent blieb dem Kaiserpaar in Doorn zunächst unverständlich. 
«Ja, da drüben [in England] sind sie blind & verrückt, leiden an sittlichem 
Irrsinn», rief der Kaiser im November 1940 aus.'° Es sei eine Schande, in 
was für eine Lage Churchill sein Land gebracht habe, statt die ausgestreck- 
te Hand Hitlers zu ergreifen, meinte Hermine.'' Dann aber bot sich dem 
Kaiser eine altvertraute Erklärung für das störrische Verhalten des Insel- 
volkes an: Die Juden und Freimaurer seien wieder am Werk! 

Bis zu diesem Zeitpunkt hatte Kaiser Wilhelm den vorhandenen Quel- 
len nach dem Schicksal der Juden unter der Terrorherrschaft der Nazis 
auffallend wenig Beachtung geschenkt. Weder die pathologischen antise- 
mitischen Verschwörungstheorien, die wir in solcher Fülle aus seinem 
Munde in den 1920er Jahre nachlesen konnten,’ noch nennenswerte kri- 
tische Äußerungen über die Judenverfolgung des NS-Regimes sind über- 
liefert. Ganz zu Anfang des Dritten Reiches behauptete Wilhelm I. sogar, 
die Zeitungsberichte über die Übergriffe der SA gegen die jüdischen Mit- 
bürger in Deutschland seien nichts als Lügen, die von den Juden selbst in 
Umlauf gesetzt werden würden, um Mitleid zu erregen und das Vaterland 
zu schädigen.‘ Betroffen zeigte sich Wilhelm allerdings im November 
1938, als sich Prinz Auwi mit den Gewalttaten der «Reichskristallnacht» 
«ganz einverstanden» erklärte. Seinem «total gleichgültigen» Sohn hielt 
der Kaiser entgegen, «daß jeder anständige Mensch dieses Vorgehen als 
Gangstertum» bezeichnen müsse.'’* Der Queen Mary schrieb er am 
13. November 1938: «Ich bin vollkommen entsetzt über die jüngsten Er- 
eignisse zu Hause! Reiner Bolschewismus!»" Öffentlich kritisierte er die 
Schandtaten nicht. Dann aber, im Sommer 1940, ließ er den alten antisemi- 
tischen Tiraden der 1920er Jahre wieder freien Lauf. Er schwafelte von der 
Erforderlichkeit, nun auch das völlig von Juden und Freimaurern «durch- 
senchte», freiheitliche England, das Land Satans, «vom Antichrist Jnda» zu 
befreien. Deutschland müsse «Juda aus England vertreiben, wie er schon 
aus dem Continent verjagt ist. Auch in England wie auf dem Continent 
muß der Antichrist Juda hinausgestoßen werden.» Zweimal — 1914 und 
1939 — hätte das Judentum mit Englands Hilfe den Krieg gegen Deutsch- 
land vom Zaune gebrochen, um «auf Satans Geheiß» das «Weltreich Juda» 
aufzurichten, doch «da griff Gott ein und zerschlug den Plan!» Jetzt stehe 
Europa endlich im Begriff, «unter Entledigung der Briten und Juden sich 
gegen britische Einflüsse zu konsolidieren und abzuschließen». Die glück- 
liche Folge würden die «United States of Europe!» sein." Seinem frühe- 


1322 Wilhelm II. und das Dritte Reich 


Abb.64 Der Kaiser als «Gärtner von Doorn» 


ren Adjutanten Alfred Niemann schrieb der Ex-Kaiser zu Weihnachten 
1940, Englands Weltherrschaft sei auf dem «internationalen Freimaurer- 
Judentum» mit seinem Liberalismus begründet gewesen. Durch «Jüdische 
Mache» hätten diese Kräfte schon den Ersten Weltkrieg gegen Deutsch- 
land «entfesselt und mit Jüdisch-Amerikanischem Geld finanziert und ge- 
wonnen». Nun habe das Weltjudentum einen «nochmaligen «Vernich- 
tungs--Krieg in Szene [...] gesetzt», aber England und Frankreich seien 
«auf dem Kontinent vernichtend geschlagen» worden. In seinen letzten 
Briefen an seine Schwester Landgräfin Margarethe von Hessen jubelte er: 
«Die Juden verlieren ihre unheilvollen Positionen in allen Ländern, die sie 
seit Jahrhunderten zur Feindlichkeit getrieben haben.»'?” «Die Taten unse- 
rer tapferen Truppen sind herrlich, Gott gab ihnen den Erfolg. - Möge Er 
ihnen weiterhin zu einem Frieden in Ehren & zum Sieg über Juda & den 
Antichrist in britischem Gewand verhelfen», schrieb er noch am 20. April 
1941.'3° Gerade weil er sich stets gegen die Wahrheit stemmte und, statt 
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Abb.65 Tod und Verklärung 


sich der Verantwortung zu stellen, die Erklärung für das Desaster seiner 
eigenen Herrschaft in den angeblichen Machenschaften finsterer Kräfte 
suchte, war Wilhelm II. auch in diesem Moment nicht in der Lage, das 
Ausmaß der ungeheuren Weltkatastrophe zu begreifen, die damals ihren 
Lauf nahm. Während Hitler und die Wehrmacht die letzten Vorbereitun- 
gen für den Vernichtungskrieg im Osten trafen, träumte der Ex-Kaiser 
beglückt vom deutschen «Endsieg».'3? 


6. Tod und Verklärung 


Wilhelm II. starb am 4. Juni 1941 im Alter von 82 Jahren. Seit 1936 hatten 
sich die Ärzte Sorgen um einen unregelmäßigen Herzschlag, eine vergrö- 
ßerte Prostata sowie um blutige Gerinnsel im Urin gemacht, die ein Rätsel 
aufgaben, weil «selbst bei staerkerer Faerbung des Urins immer nur auf 
tropfenweise beigemischtes Blut» geschlossen werden konnte - mög- 
licherweise ein Hinweis auf die Erbkrankheit Porphyrie, an der auch seine 
Schwester Charlotte gelitten hatte.‘ Doch diese Krise war schnell über- 
wunden worden. Als der Sanitätsrat Dr. Sotier Anfang 1937 seinen Dienst 
als Leibarzt antrat, hatte er den Kaiser bei bester Gesundheit und Laune 
angetroffen: Die Stimme war kräftig, die Augen frisch, die Gesichtshaut 
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Abb. 66 Tranergäste in Doorn: In vorderster Reihe der Kronprinz, 
Seyss-Inquart und Generalfeldmarschall August von Mackensen 


gut durchblutet, der Gang aufrecht. Auch die rege Art, in der der Kaiser 
mit lebhaften Gesten und «gesunder Kritik» die Ereignisse des Tages kom- 
mentierte, bestätigten den Eindruck Sotiers, daß es dem Patienten erstaun- 
lich gutging.'*' Am 18. März 1938 erlitt Wilhelm einen Anfall von Angina 
pectoris, von dem er sagte, «dass er einen so gemeinen Zustand in seinem 
Leben noch nicht gehabt» habe.'* Starke Pulsschwankungen, Schwindel 
und - vorübergehend - eine Beeinträchtigung des Sprachvermögens gaben 
zu der Befürchtung Anlaß, daß diese Symptome Vorläufer eines ernsteren 
Krankheitsbildes sein könnten.'# Doch auch davon erholte sich der Ex- 
Kaiser wieder. Hermine und alle Besucher in Doorn berichteten überein- 
stimmend, daß Wilhelm sich bis Ende Februar 1941 «in bewunderungs- 
würdiger Frische» befand.'** Am ı. März erlitt er dann bei der Holzarbeit 
einen leichten Schwindelanfall. Er klagte über Gichtschmerzen. Am 
24. Mai 1941 trat ein akutes Darmleiden auf, das das Ende zu signalisieren 
schien: Die Kinder wurden herbeigerufen, doch bis auf die Tochter Vikto- 
ria Luise reisten sie wieder ab, als der Kaiser sich auch von dieser Krank- 
heit erholte. Am frühen Abend des 3. Juni 1941 trat plötzlich eine Lungen- 
embolie auf - eine teilweise Verstopfung der Lungengefäße durch 
Gewebeteilchen -, die ihm starke Schmerzen in der Brust und im Bauch 
sowie heftige Atembeklemmungen verursachte. Er rief: «Es geht mit mir 
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Abb.67 Der Kranz des «Führers» 


zu Ende, ich versinke, ich versinke!» Seiner Frau Hermine, die herbeigeeilt 
kam, dankte er und nahm von ihr wie von seiner Tochter und seinem 
Enkel Louis Ferdinand Abschied. In der Nacht zum 4. Juni 1941 verlor 
Wilhelm die Besinnung. Er starb am folgenden Tag um 11.30 Uhr.'# Der 
kaiserliche Generaladjutant von Dommes hielt in seinem Bericht über den 
Heimgang seines Allerhöchsten Herrn fest: «Die heisse Liebe Seiner Ma- 
jestät zu Deutschland fand während der Krankheit immer wieder ergrei- 
fenden Ausdruck. Noch eine Stunde bevor der Todeskampf einsetzte, 
ermahnte Seine Majestät uns alle, stets das Letzte für das Vaterland einzu- 
setzen. [...] Sein letztes Gebet [galt] Deutschland.»"* 

Zur Beisetzung in Haus Doorn am 9. Juni 1941 reisten nicht weniger 
als fünfunddreißig Familienmitglieder beziehungsweise fürstliche Ver- 
wandte an, darunter die Kaiserschwester Landgräfin Margarethe von 
Hessen, Kronprinz Wilhelm mit seiner Frau Cecilie, die übrigen vier 
Kaisersöhne Eitel Friedrich, Adalbert, August Wilhelm und Oskar, die 
Tochter Herzogin Viktoria Luise mit ihrem Mann Ernst August sowie 
Prinzessin Irene, die Witwe des verstorbenen Bruders Heinrich. Das 
Ehrenbataillon der Wehrmacht marschierte zur Trauerparade auf; das 
Musikkorps spielte nach dem Trommelwirbel die vom Kaiser selbst ge- 
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wünschten Choräle «Wenn ich einmal soll scheiden» und «Ein feste Burg 
ist unser Gott». Obwohl die Vorarbeiten für den «Fall Barbarossa» auf 
Hochtouren liefen - zwölf Tage darauf überfiel das deutsche Millionen- 
heer die Sowjetunion -, sandte die Wehrmacht hochrangige Abordnungen 
zur Beisetzung nach Holland: Die drei Wehrmachtsteile Heer, Marine 
und Luftwaffe wurden durch General Paul von Hase, Admiral Hermann 
Densch respektive durch Fliegergeneral Friedrich Christian Christiansen 
vertreten, das Oberkommando der Wehrmacht durch Admiral Wilhelm 
Canaris. Einen Ehrenplatz wies man bei der Trauerfeier dem einundneun- 
zigjährigen Generalfeldmarschall August von Mackensen zu. Hitler ließ 
sich durch den Reichskommissar für die Niederlande, Dr. Arthur Seyss- 
Inquart, vertreten, der einen stattlichen Kranz des «Führers» am Sarg des 
letzten Deutschen Kaisers niederlegte. Einige der Trauergäste an jenem 
Sommertag in Doorn sind wenige Jahre später als Widerstandskämpfer 
hingerichtet worden, andere fanden sich als Angeklagte vor dem Kriegs- 
verbrechertribunal in Nürnberg wieder. So oder so brachte die Beiset- 
zungsfeier im besetzten Holland mitten im Zweiten Weltkrieg Vertreter 
der alten und neuen Führungselite zusammen - und veranschaulichte so 
unverkennbare Kontinuitäten zwischen der Wilhelminischen Ära und 
dem Dritten Reich, die das lange Leben Kaiser Wilhelms II. verkörperte. 
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BPHA Rep. 53] Lit. F. Nr. ır. 

König Edward VII. an Kaiser Wilhelm IL, 7. August 1901, ebenda (a. d. Engl.). 
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Cambridge (a. d. Engl.). Die Stelle fehlt bei Maurice V. Brett und O. Esher, 
Hg., The Journals and Letters of Reginald Viscount Esher, 4 Bde., London 
1934-38. 
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Der Kaiser und England während des Burenkrieges 
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28. Oktober 1908. Deutsche Fassung nach Adolf Stein, Bülow und der Kaiser, 
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Rhein 1977, S. 213. 
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Waldersee, Tagebuch vom 17. Dezember 1899, GStA Berlin, Nachlaß Walder- 
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Flottenpolitik auch Christopher M. Clark, Kaiser Wilhelm II, London 2000, 
S. 130-8; Jan Rüger, The Great Naval Game: Britain and Germany in the Age 
of Empire, Cambridge 2007. 
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bach, Das Deutsche Reich, Großbritannien und der Transvaal, $. 199. 
Bernhard Erbprinz von Sachsen-Meiningen an Colmar von der Goltz, 3. No- 
vember 1899, BA-MA Freiburg, Nachlaß von der Goltz, N737 Zug. 161/95. 
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Waldersee, Tagebuch vom 15. März 1900, GStA Berlin, Nachlaß Waldersee; 
vgl. Meisner, II, S. 444, wo diese Eintragung unter dem 10. Februar gedruckt 
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Kaiser Wilhelm II. an Albert Edward Prince of Wales, 1. Dezember 1899, RA 
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Hinzpeter an Kaiser Wilhelm IL., 3. Dezember 1899, nebst Randbemerkung 
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Jagemann an Brauer, 10. Januar 1900, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2060. 

Siehe Radolin an Hohenlohe, ı1. März 1900, Große Politik, XV, Nr. 4486; Sir 
Condie Stephen, Bericht aus Dresden vom ı5. März 1900, RA 162/88; Metter- 
nich an Bülow, 19. März 1900, Große Politik, XV, Nr. 4456; Metternich an 
Hohenlohe, 24. März 1900, ebenda, Nr. 4458. 

Siehe Sir Horace Rumbold, Bericht aus Wien vom 9. Mai 1900, RA VIC/I 62/ 
103. Ferner die Randbemerkung zum Bericht Dönhoffs aus Dresden vom 
4. März 1900, Große Politik, XV, S. 487. 

Colonel Grierson an Bigge, 6. und 13. Januar 1900, RA VIC/I 62/76b 
und VIC/P 5/93 (a. d. Engl.). 

Albert Edward Prince of Wales an Kaiserin Friedrich, 25. April 1900, RA VIC/ 
Add A y/ı58. 

George Duke of York an Queen Victoria, 18. April 1900, RA GV/AA 12/83; 
Mary Duchess of York an Augusta Großherzogin von Mecklenburg-Strelitz, 
25. April 1900, RA GV/CC 22/34. 

Alexandra Princess of Wales an George Duke of York, 28. April 1900, RA GV/ 
AA 32/21 (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm II. an Hohenlohe, 10. Januar 1900, Hohenlohe, Denkwürdig- 
keiten der Reichskanzlerzeit, S. 547. Siehe oben, Band II, S. 1150 f. Zu diesen 
«denkbar irrationalen und abwegigen» Befürchtungen eines englischen Über- 
falls siehe Rosenbach, Das Deutsche Reich, Großbritannien und der Transvaal, 
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Colonel Grierson an Bigge, 13. Januar 1900, RA VIC/P 5/93 (a. d. Engl.). 
Siehe dazu Große Politik, XV, Nr. 4500, 4501 und 4504. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung vom 18. Oktober 1900, ebenda, $. 549. 
Swaine an Bigge, ı. Januar 1901, RA VIC/I 62/114. 
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Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zu Eckardstein an Bülow, 2. und 5. Ja- 
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Bülow, Randbemerkung vom 14. Februar 1901, ebenda, Nr. 4814. 
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18. März 1897, PAAAR 14631. Zum Transvaalkrieg von 1880-81 siehe Iain 
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Siehe Rosenbach, Das Deutsche Reich, Großbritannien und der Transvaal, 
S. 167 f. 

Waldersee, Tagebuch vom 14. Oktober 1899, GStA Berlin, Nachlaß Waldersee; 
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Nr. 4459. Siehe Rosenbach, Das Deutsche Reich, Großbritannien und der 
Transvaal, S. 184 f. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Bericht Hatzfeldts vom 9. August 
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Kaiser Wilhelm I. an Albert Edward Prince of Wales, 1. Dezember 1899, RA 
VIC/L 4/81. 
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Berlin, BPHA Rep. 53] Lit. G Nr. 13 (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm II. an Kaiserin Friedrich, 16. Dezember 1899, AIHH Schloß 
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vom 30. Januar 1900, RA VIC/I 62/80. 

Kaiser Wilhelm II. an Albert Edward Prince of Wales, 21. Dezember 1899, RA 
VIC/W 60/26 (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zu Hatzfeldt an das Auswärtige Amt, 
20. Dezember 1899, Große Politik, XV, Nr. 4402. 

Kaiser Wilhelm II., Notiz vom 2. Januar 1900, zitiert in Rosenbach, Das Deut- 
sche Reich, Großbritannien und der Transvaal, S. 232. 

Bülow an Hatzfeldt, 6. Januar 1900, Große Politik, XV, Nr. 4425. Dazu Rosen- 
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Nr. 1407. 
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ber 1899, RA VIC/W 60/28-29; englische Übersetzung ebenda, VIC/W 60/ 
27. 

Kaiser Wilhelm II. an Queen Victoria, 29. Dezember 1899, RA 161/83. Siehe 
Queen Victoria an Kaiser Wilhelm I, Telegramm, 8. Januar 1900, GStA Ber- 
lin, BPHA Rep. 53], Lit. G Nr. 13; Kaiser Wilhelm II. an Albert Edward Prince 
of Wales, 13. Januar 1900, RA VIC/I 62/76c. 

Kaiser Wilhelm I. an Albert Edward Prince of Wales, 4. Februar 1900, RA 
VIC/W 60/66. Gedruckt in Große Politik, XV, Nr. 4507 (a. d. Engl.). 
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Kaiser Wilhelm II., «Weitere Gedankensplitter über den Transvaalkrieg», 4. Fe- 
bruar 1900, RA VIC/W 60/67. Gedruckt in Sir Sidney Lee, King Edward VII, 
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gedruckte Fassung in Große Politik, XV, S. 554-7. Siehe dazu Lascelles an 
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1900, RA VIC/Add A 4/146 und 148. 
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Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 29. Oktober 1899, ebenda, XV, Nr. 4394. In sei- 
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Lascelles an Salisbury, 9. Februar 1900, British Documents, I, Nr. 311 
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W 60/105 (a. d. Engl.). 
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1900, Große Politik, XV, Nr. 4479. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zu Radolin an Hohenlohe, ıı. März 
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Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zu Radolin an das Auswärtige Amt, 
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Kapitel 3 
«Die balance of power in Europa bin ich» 
Wilhelm zwischen England, Rußland und Frankreich 
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nicht in Meisner, II, S. 444. 
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Große Politik, XIII, Nr. 3537. 
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Kaiser Wilhelms II., Große Politik, XIII, Nr. 3539. 
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Alexander Hohenlohe an Chlodwig Hohenlohe, 30. September 1900, Hohen- 
lohe, Denkwürdigkeiten der Reichskanzlerzeit, S. 587. 
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Kaiser Wilhelm I. an Zar Nikolaus II., 20. und 21. April 1901, PA AAR 3623, 
Große Politik, XVIIVı, Nr. 5384; Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II., 
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gel, Deutsche Rußlandpolitik. Das Scheitern der deutschen Weltpolitik unter 
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Großherzog Friedrich von Baden an Bülow, 18. Mai 1901, Fuchs, Großherzog 
von Baden, IV, Nr. 2190. 
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Bülow an Kaiser Wilhelm IL, 21. August 1901, PAAAR 3624, gedruckt in 
ebenda, Nr. 5390. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 22. August 1901; Bülow an das Auswärtige 
Amt, 22. August 1901, PA AAR 3624, gedruckt in ebenda, Nr. 5389. Kaiser 
Wilhelm IH. an Zar Nikolaus IL, 13. Juni, 8. Juli und 22. August 1901, Walter 
Goetz, Hg., Briefe Wilhelms I. an den Zaren 1894-1914, Berlin 1920, $. 71- 
76 und 319 ff. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht aus St. Petersburg vom 
23. August 1901, Große Politik, XVII, Nr. 5895. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 23. August 1901, PA AAR 3624. 
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Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 25. August 1901, PA AAR 3624. 

Siehe Kapitel 14. 

Bülow an Auswärtiges Amt, 12. September 1901, PAAAR 3624. Siehe Zar 
Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II., 23. September 1901; Kaiser Wilhelm II. an 
Zar Nikolaus O., 24. September 1901, Große Politik, XVILV/2, Nr. 5397 und 
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Berichte Pücklers aus St. Petersburg vom 16., 20. September und 7. Oktober 
1901 mit Randbemerkungen Kaiser Wilhelms IL, PA AAR 3624. 

Siehe Bülow an Holstein, 5. August 1901, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 784. 

Vgl. zum Folgenden Lascelles an Salisbury, 25. August 1901, British Docu- 
ments, I, Nr. 323. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 23. August 1901, Große Politik, XVII, Nr. 5023. 
Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zu Radolin an Holstein, ır. März 1900, 
PA AAR 14786, zitiert in Norman Rich, Friedrich von Holstein. Politics and 
Diplomacy in the Era of Bismarck and Wilhelm II, 2 Bde., Cambridge 1965, II, 
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Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Bericht Eckardsteins vom 2. Janu- 
ar 1901, Große Politik, XVII, Nr. 5339 und 5340. 

Queen Victoria an Zar Nikolaus II., undatiert, wahrscheinlich März 1900, RA 
VIC/I 62/22 (a. d. Engl.). 
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Siehe Gerd Fesser, Gelbe Gefahr, in Kurt Pätzold und Manfred Weißbecker, 
Hg., Schlagwörter und Schlachtrufe, Bd. ı, Leipzig 2002, S. ısoff. Ferner 
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Siehe Band II, S. 1060-72. 

Robert K. Massie, Die Schalen des Zorns. Großbritannien, Deutschland und 
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1900, PA AAR 18275. Teilweise zitiert in Bernd Martin, Die Ermordung des 
deutschen Gesandten Clemens von Ketteler am 20. Juni 1900 in Peking und die 
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Große Politik, XVI, Nr. 4540. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 19. Juni 1900, ebenda, Nr. 4527. Kaiser Wil- 
helm II. an Albert Edward Prince of Wales, 18. Juli 1900, RA VIC/T 10/125. 
Waldersee, Aufzeichnung, gedruckt in Meisner, II, S. 2 f. 

Ebenda, S. 6. 

Kaiser Wilhelm II., Befehl vom 2. Juli 1900; Bülow an Auswärtiges Amt, 3. Juli 
1900; Admiralstab an Bülow, 8. Juli 1900, PA AAR 18438. Siehe Martin, Er- 
mordung des deutschen Gesandten, S. 89 f. Dazu ferner Meisner, II, S. 6. 
Peter Franz Stubmann, Albert Ballin. Leben und Werk eines deutschen Ree- 
ders, Berlin 1927, S. 215. 

Kaiser Wilhelm II. an Albert Edward Prince of Wales, 31. Juli 1900, RA VIC/T 
10/126 (a. d. Engl.). 

Bülow an Auswärtiges Amt, 29. Juli 1900, Große Politik, XVI, Nr. 4594. 
Eliza von Moltke, Hg., Generaloberst Helmuth von Moltke, Erinnerungen, 
Briefe, Dokumente 1877-1916, Stuttgart 1922, $. 324. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 19. Juni 1900, Große Politik, XVI, Nr. 4529. 
Ebenda, Anmerkung 4. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 8. Juli 1900, ebenda, Nr. 4558. Dazu Canis, Von 
Bismarck zur Weltpolitik, S. 342. 

Kaiser Wilhelm IL, Ansprache vom 2. Juli 1900 in Wilhelmshaven, Penzler, 
Reden Kaiser Wilhelms II. in den Jahren 1896-1900, S. 205 ff. Vgl. dazu und 
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Kaiser Wilhelm II. an Queen Victoria, 1. und 2. Juli 1900, RA VIC/I 62/107 
und VIC/Q 16/268; Kaiser Wilhelm II., Rede vom 6. Juli 1900 in Kiel, Penzler, 
Reden Kaiser Wilhelms I. in den Jahren 1896-1900, $. 209. 

Eulenburg an Bülow, 14. Juli 1900, Eulenburgs Korrespondenz, III, Nr. 1419. 
Eulenburg an Bülow, 18. Juli 1900, ebenda, Nr. 1420. 
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Reich und der Boxeraufstand, S. 165 und 174. Dazu auch Sabine Dabringhaus, 
An Army on Vacation? The German War in China, 1900-1901, in Manfred 
F. Boemke, Roger Chickering und Stig Förster, Hg., Anticipating Total War. 
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auf einen Wunsch der Kaiserin Friedrich zurückzuführen sei, ist durch nichts 
belegt. 

Waldersee, Tagebuch vom 29. März 1900, ebenda; nicht in Meisner, II, S. 444. 
Rudolf Vierhaus, Hg., Das Tagebuch der Baronin Spitzemberg. Aufzeichnun- 
gen aus der Hofgesellschaft des Hohenzollernreiches, Göttingen 1960, Tage- 
buch vom 9. Juli 1900, $. 398 f. 

Waldersee, Tagebuch vom 24. April und 16. Mai 1900, GStA Berlin, Nachlaß 
Waldersee; vgl. Meisner, II, S. 445 ff. 

Waldersee, Tagebuchaufzeichnung vom November 1900, ebenda; nicht in 
Meisner, III, S. 6. 

Brauer an Großherzog Friedrich von Baden, 5. August 1900, Fuchs, Großher- 
zog von Baden, IV, Nr. 2105. 

Hohenlohes Journal, 17. Oktober 1900, Hohenlohe, Denkwürdigkeiten der 
Reichskanzlerzeit, S. 592. 

Spitzemberg, Tagebuch vom 19. Oktober 1900, Vierhaus, Tagebuch, S. 401. 
Jagemann an Brauer, 1.März 1899, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 1951. 

Waldersee, Tagebuch vom 29. Januar 1899, GStA Berlin, Nachlaß Waldersee; 
fehlt bei Meisner, II, S. 426. Siehe Hohenlohes Journal, ı5. und 16. Oktober 
1900, Hohenlohe, Denkwürdigkeiten der Reichskanzlerzeit, S. 590 ff. 
Waldersee, Tagebuch vom 24. April 1900, GStA Berlin, Nachlaß Waldersee; 
fehlt in Meisner, II, S. 445. 

Waldersee, Tagebuch vom 19. Februar 1899, ebenda; nicht in Meisner, II, 
S. 428. 

Siehe dazu die bitteren Klagen des abgesetzten Botschafters in Münster an 
Hohenlohe, 2. Dezember 1900, Hohenlohe, Denkwürdigkeiten der Reichs- 
kanzlerzeit, S. 598. 
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Hohenlohes Journal, 15. und 16. Oktober 1900, ebenda, $. 590 ff. 

Siehe Hohenlohe an Bülow, 27. Oktober 1899, Hohenlohe an Posadowsky, 
29. Oktober 1899, und Chlodwig Hohenlohe an Alexander Hohenlohe, 
17. Dezember 1899, ebenda, S. 535 f. und 551. Ferner Hohenlohe an Großher- 
zog Friedrich von Baden, 20. November 1899, Fuchs, Großherzog von Baden, 
IV, Nr. 2037. 

Spitzemberg, Tagebuch vom 19. Oktober 1900, Vierhaus, Tagebuch, S. 401. 
Jagemann an Brauer, 4. und 5. Mai 1901, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2180 und 2181. Siehe unten S. ısof. 

Eulenburg an Kaiser Wilhelm I, 22. Oktober 1900, Eulenburgs Korrespon- 
denz, III, Nr. 1438. 

Spitzemberg, Tagebuch vom 19. Oktober 1900, Vierhaus, Tagebuch, S. 401. 
Spitzemberg, Tagebuch vom 23. Februar 1903, ebenda, $. 426. 

Siehe vor allem Bülow an Eulenburg, 23. Juli 1896, zitiert in Band II, S. 917. 
Wohl mit Recht vermutete Hildegard Spitzemberg, daß Below seine Informa- 
tion von ihrem Bruder, dem württembergischen Gesandten und Eulenburg- 
Intimus Axel Freiherrn von Varnbüler, erhalten habe. 

Herbert Fürst von Bismarck an Kuno Graf Rantzau, 4. November 1909, zitiert 
nach Canis, Von Bismarck zur Weltpolitik, S. 351. 

Spitzemberg, Tagebuch vom ıo. Mai 1901 und ı. Februar 1901, Vierhaus, Ta- 
gebuch, S. 407 und 413. 

Bülow an Holstein, 1. August 1902, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 804. 
Bülow an Holstein, 4. Oktober 1902, ebenda, Nr. 808. 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL., 31. August 1903, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] 
Lit. B Nr. 16a. 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL, 2. April 1902, ebenda. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 2. August 1904, ebenda. 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL, 31. August 1903, ebenda. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 2. August 1904, ebenda. 

Siehe Brauer an Großherzog, 28. Juli 1904, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2476. 

Waldersee, Tagebuch vom Ende Dezember 1901, GStA Berlin, Nachlaß Wal- 
dersee; vgl. Meisner, III, S. 176. 

Waldersee, Tagebuch vom 19. Oktober 1902, ebenda; vgl. Meisner, IIL, S. 191 £. 
Holstein an Bülow, 4. August 1901, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 783. 
Waldersee, Tagebuch vom Ende Dezember 1901, GStA Berlin, Nachlaß Wal- 
dersee; vgl. Meisner, III, S. 176. 

Waldersee, Tagebuch vom 16. November 1903, ebenda; vgl. Meisner, III, 
S. 220. 

Holstein, Tagebuch vom ıı. Januar 1902, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 792. 

Ragnhild Fiebig-von Hase, Lateinamerika als Konfliktherd der deutsch-ameri- 
kanischen Beziehungen 1890-1903, 2 Bde., Göttingen 1986, II, S. 871. 
Waldersee, Tagebuch vom Mai 1903, GStA Berlin, Nachlaß Waldersee; nicht in 
Meisner, III, S. 214 f. 

Waldersee, Tagebuch vom 28. Mai 1903, ebenda; nicht in Meisner, III, S. 215. 
Ähnlich die Eintragung vom 2. Februar 1903, ebenda; fehlt teilweise bei Meis- 
ner, III, S. 205. 

Waldersee, Tagebuch vom 31. Januar 1904, ebenda; fehlt in Meisner, III, 
S. 228 ff. 

Bülow an Holstein, 3. August 1901, Holstein, Geheime Papiere, IV, S. 212 f. 
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Spitzemberg, Tagebuch vom 31. Oktober 1901, Vierhaus, Tagebuch, S. 411. 
Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom 7. November 1902, Holstein, Geheime 
Papiere, IV, Nr. 811. 

Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom ıı. November 1902, ebenda, Nr. 812. 
Spitzemberg, Tagebuch vom 26. Juli 1903, Vierhaus, Tagebuch, S. 432. 
Spitzemberg, Tagebuch vom 21. Dezember 1902, ebenda, S. 423. Siehe auch 
Bülow an Holstein, 4. Oktober 1902, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 808. 

Bernhard Schwertfeger, Hg., Kaiser und Kabinettschef. Nach eigenen Auf- 
zeichnungen und dem Briefwechsel des Wirklichen Geheimen Rats Rudolf 
von Valentini, Oldenburg i. ©. 1931 (unten zitiert als Valentini, Kaiser und Ka- 
binettschef), S. 60. 

Spitzemberg, Tagebuch vom 26. Juli 1903, Vierhaus, Tagebuch, S. 432. 
Jagemann an Brauer, 4. Februar und 5. März 1903, Fuchs, Großherzog von Ba- 
den, IV, Nr. 2370 und 2396. Vgl. Jagemann an Reck, 21. März 1903, ebenda, 
Nr. 2404. Siehe oben S. 154. Vgl. ferner Bülows Verhalten in der Lippeschen 
Thronfolgefrage 1904, Spitzemberg, Tagebuch vom 24. Oktober 1904, Vier- 
haus, Tagebuch, S. 443. Brauer an Bodman, 2. Dezember 1904, Fuchs, Groß- 
herzog von Baden, IV, Nr. 2490. 

Protokoll der Sitzung des Staatsministeriums am 23. Oktober 1900, GStA Ber- 
lin. Siehe Acta Borussia, Neue Folge, 1. Reihe, Die Protokolle des Preußischen 
Staatsministeriums 1817-1934/38, Hildesheim 1996 ff., Bd. 9, S.49 f. Ferner 
Bülow, Denkwürdigkeiten, I, S.389 f. Wichtig dazu Lerman, Chancellor as 
Courtier, S. 49 f.; Canis, Von Bismarck zur Weltpolitik, S. 350 f. 

Siehe oben, Band II, S. 917. 

Jagemann an Brauer, 18. Oktober 1900, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2114. 

Waldersee, Tagebuch vom Ende September 1902, GStA Berlin, Nachlaß Wal- 
dersee; diese Stelle fehlt bei Meisner, III, S. 186 ff. 

Waldersee, Tagebuch vom 25. Oktober 1902, ebenda; nicht in Meisner, III, 
S. 192. 

Waldersee, Tagebuch vom Mai 1903, ebenda; nicht in Meisner, III, S. 214 £. 
Mudra an von der Goltz, 24. Oktober 1900, BA-MA Freiburg, Nachlaß von 
der Goltz, N 737/20. 

Hohenlohes Journal, 28. April 1901, Hohenlohe, Denkwürdigkeiten der 
Reichskanzlerzeit, S. 606 f. 

Jagemann an Brauer, 31.März ı901, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2166. 

Die Ministerkrise vom Mai 1901 wird ausführlich dargestellt in Lerman, 
Chancellor as Courtier, S. 66 ff. 

Eulenburg an Bülow, 14. Mai 1901, Eulenburgs Korrespondenz, II, Nr. 1448. 
In einem Brief an Wilhelm II. scheute sich Hinzpeter nicht, von den «überreiz- 
ten Nerven des Kaisers» zu sprechen. Hinzpeter lobte jedoch die Entschlos- 
senheit, mit der der Monarch die Ministerkrise geregelt hatte. Für ihn sei es 
«ein höchst erbaulicher Anblick» gewesen, «als in dem Moment, wo die Kon- 
fusion unheilbar zu werden drohte, die Monarchie sich erhob und reine Bahn 
schuf für einen neuen Anlauf zu dem unverrückten Ziele». Hinzpeter an Kai- 
ser Wilhelm IL, 6. Mai 1901, mit Randbemerkungen des Kaisers, GStA Berlin, 
BPHA Rep. 53] Lit. H. Nr. ı. 

Jagemann an Brauer, 4. und 5. Mai 1901, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2180 und 2181. 
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Bülow an Eulenburg, Telegramm, Mitte Mai 1901, Eulenburgs Korrespon- 
denz, III, S. 2018; Lerman, Chancellor as Courtier, S. 71-3. Siehe auch Spit- 
zemberg, Tagebuch vom 9. September 1901, Vierhaus, Tagebuch, S. 409 f. 
Dazu Lerman, Chancellor as Courtier, $. 70. 

Szögyeny an Goluchowski, 6. Mai 1901, zitiert in Eulenburgs Korrespondenz, 
III, S. 2018. 

Lerman, Chancellor as Courtier, $. 70. 

Jagemann an Brauer, 5. Mai 1901, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, Nr. 2181. 
Lerman, Chancellor as Courtier, $. 71. 

Hinzpeter an Kaiser Wilhelm II., 6. Mai 1901, mit Randbemerkungen des Kai- 
sers, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] Lit. H. Nr. ı. 

Jagemann an Brauer, 5. Mai 1901, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, Nr. 2181. 
Eulenburg an Bülow, 14. Mai 1901, Eulenburgs Korrespondenz, IH, Nr. 1448. 
Lerman, Chancellor as Courtier, S. 112 (a. d. Engl.). 

Eulenburg an Bülow, 14. Mai 1901, Eulenburgs Korrespondenz, III, Nr. 1448; 
August Eulenburg an Philipp Eulenburg, 16. Mai 1901, ebenda, S. 2019. 

Vgl. Jagemann an Brauer, 5. und 8. Mai 1901, Fuchs, Großherzog von Baden, 
IV, Nr. 2181 und 2182. 

Waldersee, Tagebuch vom Ende Dezember 1901, GStA Berlin, Nachlaß 
Waldersee; vgl. Meisner, II, S. 174 f. Zum Gesundheitszustand Waldersees 
siehe Spitzemberg, Tagebuch vom 12. Dezember 1901, Vierhaus, Tagebuch, 
S. 412. 

Waldersee, Tagebuch vom 15. Februar 1902, GStA Berlin, Nachlaß Waldersee; 
Meisner, III, S. 178 f. 

Waldersee, Tagebuch vom 12. Oktober 1902, ebenda; fehlt bei Meisner, III, 
S. 190 f. 

Waldersee, Tagebuch vom 17. Dezember 1902, ebenda; Meisner, III, S. 198. 
Siehe dazu Kaiser Wilhelm IL, Ereignisse und Gestalten aus den Jahren 1878- 
1918, Berlin-Leipzig 1927, S. 149. 

Siehe Lerman, Chancellor as Courtier, S. 113; Berliner Tageblatt, 26. Juni 1902, 
Nr. 319. 

Mudra an Colmar von der Goltz, 13. Mai 1903, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
von der Goltz, N737 Mappe 23. 

Waldersee, Tagebuch vom Ende Dezember 1901, GStA Berlin, Nachlaß Wal- 
dersee; vgl. Meisner, III, S. 174 f. 

Jagemann an Brauer, 18.Mai 1903, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2415. 

Jagemann an Brauer, 20. Oktober 1900, ebenda, Nr. 2115. 

Waldersee, Tagebuch vom 28. Mai 1903, GStA Berlin, Nachlaß Waldersee; 
nicht in Meisner, III, S. 215. 

Waldersee, Tagebuch vom 31. Januar 1904, ebenda; vgl. Meisner, III, S. 228 ff. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 24. Mai 1904, Zwölf Jahre, S. 66 f. 

Zitiert in Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 3. November 1904, ebenda, S. 88. 
Jagemann an Brauer, 4. Februar und 5. März 1903, Fuchs, Großherzog von Ba- 
den, IV, Nr. 2370 und 2396. Vgl. Jagemann an Reck, 21. März 1903, ebenda, 
Nr. 2404. 

Jagemann an Brauer, 10. März 1902, ebenda, Nr. 2270. 

Jagemann an Brauer, ı1. und 27. März 1902, Jagemann an Großherzog Fried- 
rich I., 6. April 1902, ebenda, Nr. 2272, 2276 und 2279. 

Jagemann an Brauer, 30. Januar 1903, ebenda, Nr. 2369. 

Jagemann an Brauer, 4. Februar 1903, ebenda, Nr. 2370. 
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Siehe zum Beispiel die Randbemerkungen Kaiser Wilhelms I. zu Eckardstein 
an Bülow, 6. April 1901, Große Politik, XVI, Nr. 4999. Dazu Rich, Friedrich 
von Holstein, II, $S. 631 und S. 645 f. 

Holstein an Marie Bülow, 5. Juli 1904, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 835. 
Vgl. Holstein an Bülow, 25. Juni 1904, Holstein an Hammann, 6. Juli 1904, 
ebenda, Nr. 828 und 836. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung vom 26. September 1904 zu Ballin an 
Grumme, 24. September 1904, GStA Berlin, BPHA Rep. 53 Nr. 361. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Immediatbericht Bülows vom 4. Ja- 
nuar 1904, Große Politik, XIX/ı, Nr. 5972. Siehe unten $. 305. 

Spitzemberg, Tagebuch vom 29. Mai 1904, Vierhaus, Tagebuch, S. 440 f. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 24. Mai 1904, Zwölf Jahre, S. 66 f. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 22. August 1904, ebenda, S. 81. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom ı. Oktober 1904, ebenda, S. 81 ff. 

Rudolf von Valentini, Manuskript Aus meinem Leben, Teil II, Bundesarchiv 
Koblenz, Nachlaß Valentini, Kl. Erw. Nr. 341-1. Vgl. Valentini, Kaiser und 
Kabinettschef, S. 72 f. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 24. Dezember 1904, Zwölf Jahre, S. 104 f. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 29. November 1903, ebenda, S. 54 f. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 27. Februar und 21. Juli 1904, ebenda, 
S. 65 f. und 77 ff. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 24. November 1903, ebenda, S. 54. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 3. Januar 1904, ebenda, S. so f. 
Spitzemberg, Tagebuch vom 26. Juli 1903, Vierhaus, Tagebuch, S. 432. 
Spitzemberg, Tagebuch vom 15. April 1904, ebenda, S. 439. 

Spitzemberg, Tagebuch vom 24. Oktober 1902, ebenda, S. 421. 

Holstein an Radolin, ı2. Dezember 1901, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 790. Siehe auch Holstein an Radolin, 6. November 1902 und 13. Januar 
1905, ebenda, Nr. 810 und Nr. 874. 

Holstein an Radolin, 12. Dezember 1901, ebenda, Nr. 790. 

Holstein an Radolin, 31. Januar 1902, ebenda, Nr. 797. 

Spitzemberg, Tagebuch vom 7. Januar 1903, Vierhaus, Tagebuch, S. 424. 
Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. 57. Siehe Bülow, Denkwürdigkeiten, I, 
S. 63 ff. 

Spitzemberg, Tagebuch vom 18. Januar 1903, Vierhaus, Tagebuch, S. 425. 
Spitzemberg, Tagebuch vom 28. August 1903, ebenda, S. 433. 

Spitzemberg, Tagebuch vom 14. März und 8. Mai 1903, ebenda, S. 427 ff. und 
430. Im April 1904 beklagte die Baronin die «maßlose Willkür und frivole 
Äußerlichkeit des Kaisers bei Wahl der Leute für die höchsten Stellen». Eben- 
da, S. 440. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom ı. Oktober 1904, Zwölf Jahre, S. 81 ff. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 22. Februar 1904, ebenda, S. 61 ff. Siehe 
auch die Eintragung vom 24. Mai 1904, ebenda, S. 66 f. 


Kapitel 6 
Wilhelm II. und die Deutschen, 1900-1904 


Mommsen, War der Kaiser an allem schuld? S. 7-12. und 9: ff. 
Waldersee, Tagebuch vom 20. Januar 1900, GStA Berlin, Nachlaß Waldersee; 
nur zum kleinen Teil in Meisner, II, S. 442 f. 
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Waldersee, Tagebuch vom 2. Februar 1903, ebenda; Meisner, IH, S. 205. 
Spitzemberg, Tagebuch vom 24. Oktober 1902, Vierhaus, Tagebuch, S. 421. 
Siehe Band II, Kapitel 19 und 20. 

Band II, S. 944 f. Vgl. Clark, Kaiser Wilhelm II, S. 171. 

Siehe Band II, S. 1146 f. 

Hamburger Rede Wilhelms IL, zitiert nach Penzler, Die Reden Kaiser Wil- 
helms II. in den Jahren 1896-1900, $. 176 f. 

Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstages, 12. De- 
zember 1899. 

Hohenlohe-Schillingsfürst, 12. Dezember 1899. 

Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstages, 13. De- 
zember 1899. 

Lucanus an Kaiser Wilhelm II., 14. Dezember 1899, GStA Berlin, BPHA 
Rep. 53] Lit. L Nr. 12. Siehe unten S. 165-7. 

Ernst Hohenlohe an den Vater, 15. Dezember 1899, Hohenlohe Zentralarchiv 
Neuenstein, Nachlaß Hermann Hohenlohe-Langenburg, Bü. 64. 

Lucanus an Kaiser Wilhelm II., 14. Dezember 1899, GStA Berlin, BPHA 
Rep. 53] Lit. L Nr. 12. 

Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstages, 14. De- 
zember 1899. 

Ebenda, 22. März 1900. 

Bülow an Eulenburg, 22. November 1900, Eulenburgs Korrespondenz, III, 
Nr. 1439. 

Eulenburg an Bülow, 21. November 1900, ebenda, $. 2010. 

Eulenburg an Kaiser Wilhelm IL, 22. November 1900, ebenda, Nr. 1440. Siehe 
oben $. 119. 

Eulenburg an Bülow, 16. Februar 1901, ebenda, Nr. 1446. 

Kaiser Wilhelm II. an Eulenburg, 23. November 1900, ebenda, Nr. 1441. 
Siehe dazu Kaiserin Friedrich an Kronprinzessin Sophie von Griechenland, 
September 1898, Lee, The Empress Frederick writes to Sophie, S. 282 f. 

Siehe Kaiserin Friedrich an Kaiser Wilhelm IL, 6. April 1900, GStA Berlin, 
BPHA Rep. 52T Nr. 13. Ferner Kaiserin Friedrich an Kronprinzessin Sophie 
von Griechenland, September 1898, Lee, The Empress Frederick writes to So- 
phie, S. 282 f. Kaiser Wilhelm II. an Albert Edward Prince of Wales, 31. Juli 
1900, RA VIC/T 10/126. Siehe Queen Victoria an Kaiser Wilhelm IL, 12. Au- 
gust 1900, GStA Berlin, BPHA Rep. 53 W3 Nr. ır. Ferner Königinwitwe 
Margherita von Italien an Kaiser Wilhelm IL, 17. August 1900, GStA Berlin, 
BPHA Rep. 53 Nr. 225. 

Dazu Kaiserin Friedrich an Kronprinzessin Sophie von Griechenland, Juli 
1900, Lee, The Empress Frederick writes to Sophie, $. 333. 

Kaiser Wilhelm II. an Queen Victoria, 17. November 1900, RA VIC/I 62/112. 
Siehe Theodor Herzl an Großherzog Friedrich von Baden, 17. November 
1900, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, Nr. 2126. 

Kaiserin Friedrich an Queen Victoria, 17. November 1900, AdHH Schloß Fa- 
sanerie (a. d. Engl.). 

Senden-Bibran an Paul Hoffmann, 8. März 1901, Nachlaß Hoffmann, Privat- 
besitz Frau Dr. Margot Leo, Freiburg. Siehe ferner Kaiser Wilhelm I. an 
Erbprinz Ernst zu Hohenlohe-Langenburg, 8. März 1901, Hohenlohe-Zen- 
tralarchiv Schloß Neuenstein, Nachlaß Ernst Hohenlohe-Langenburg; Max 
Egon Fürst zu Fürstenberg, 24. März 1901, FFA Donaueschingen. Spitzem- 
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berg, Tagebuch vom 7.März 1901, Vierhaus, Tagebuch, S. 407. August 
Eulenburg an Knollys, 27. März 1901, RA VIC/Add © 07/2/Q. 

Thurn an Goluchowski, 23. Oktober 1901, HHStA Wien, Hofnachrichten: 
Preußen. 

Charlotte Erbprinzessin von Sachsen-Meiningen an Schweninger, ı0. März 
1901, BA Berlin, Nachlaß Schweninger. 

Siehe z.B. Karl von Eisendecher an Bülow, 7. März 1901, Fuchs, Großherzog 
von Baden, IV, Nr. 2156. 

Hinzpeter an Kaiser Wilhelm II., 15. März 1901, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] 
Lit. H Nr. ı. 

Kaiser Wilhelm I., Reden an die Präsidien des Abgeordnetenhauses und des 
Reichstags, 22. März 1901, Johannes Penzler, Hg., Die Reden Kaiser Wilhelms 
in den Jahren 1901 - Ende 1905, Leipzig 1906, S. ı4f. Vgl. dazu und zum Fol- 
genden auch Obst, «Die fürchterliche Stimme», Kapitel 5.1. 

Thurn an Goluchowski, 23. Oktober 1901, HHStA Wien, Hofnachrichten: 
Preußen. 

Hinzpeter an Kaiser Wilhelm II., 15. März 1901, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] 
Lit. H Nr. 1. 

Hinzpeter an Kaiser Wilhelm II., 24. März 1901, ebenda. 

Jagemann an Brauer, 29. März 1901, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2163. 

Ebenda. Siehe dazu Bülow, Denkwürdigkeiten, I, S. sı9 f. 

Kaiser Wilhelm II., Rede bei der Kasernenweihe für das Kaiser-Alexander-Re- 
giment, 28. März 1901, Penzler, Reden Kaiser Wilhelms in den Jahren 1901 - 
Ende 1905, $. 16-19. 

Großherzog Friedrich I. von Baden an Bülow, 31. März 1901, gedruckt in 
Fuchs, Großherzog von Baden, IV, Nr. 2165. 

Jagemann an Brauer, 30. und 31. März 1901, ebenda, Nr. 2164 und 2166. 
Bülow an Großherzog Friedrich I. von Baden, 5. und 17. April 1901, ebenda, 
Nr. 2168 und 2171. 

Kaiser Wilhelm II., Rede beim Empfang des Präsidiums des Herrenhauses, 
31. März 1901, Penzler, Reden Kaiser Wilhelms in den Jahren 1901 - Ende 
1905, $. 15 f. 

Bodman an Brauer, ı1. April 1901, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2169. 

Bülow an Großherzog Friedrich I. von Baden, ı7. April 1901, ebenda, 
Nr. 2171. 

Innerdienstliche kaiserliche Ordre vom 16. April 1901, zitiert nach ebenda, 
S. 307 f. 

Bülow an Großherzog Friedrich I. von Baden, 26. April 1901, ebenda, 
Nr. 2173. 

Spitzemberg, Tagebuch vom 16. Juni 1901, Vierhaus, Tagebuch, S. 408 f. 
Zitiert in Zedlitz-Trützschler, Zwölf Jahre, S. 75. 

Hinzpeter an Kaiser Wilhelm I., 2. Dezember 1901, PA AAR 3901. 

Rede Wilhelms II. bei der Beerdigung Alfred Krupps in Essen, 26. November 
1902, Penzler, Reden Kaiser Wilhelms II. in den Jahren ı901- Ende 1905, 
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Tschirschky an Bülow, 15. Juli 1902, PA AAR 3625, gedruckt in Große Poli- 
tik, XVIIVı, Nr. 5413 Anlage II. 

Bericht Alvenslebens vom 5.Juli 1902 mit Randbemerkung Kaiser Wil- 
helms IL, PAAAR 3625; Ischirschky an Bülow, ı5. Juli 1902, ebenda, ge- 
druckt in Große Politik, XVII/ı, Nr. 5413 Anlage II. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zu Alvensleben an Bülow, 5. Juli 1902, 
PAAAR 3625. Die beleidigenden Randvermerke des Kaisers sind nur teil- 
weise abgedruckt in Große Politik, XVIIV/ı, Nr. 5413 Anlage II. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Immediatschreiben Bülows vom 
11. Juli 1902, PA AAR 3625, stilistisch etwas verbessert gedruckt in Große 
Politik, XVOV/ı, Nr. 5413 Anlage l. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 22. Juli 1902, ebenda, Nr. 5413 Anlage IV. Siehe 
auch Bülow an Kaiser Wilhelm IL, 7. September 1903, GStA Berlin, BPHA 
Rep. 53] Lit. B. Nr. 16a. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, Telegramm, 28. Juli 1902, PA AA R 3625. 
Bülow, Denkwürdigkeiten, I, S. 580. 

Ebenda, S. 581. 

Aleksandr A. Mossolov, Atthe Court of the Last Tsar, London 1935, S. 202 f. 
Zar Nikolaus I. an Kaiser Wilhelm II., Telegramm, 9. August 1902, PAAAR 
3625 (a. d. Engl.). 

Alvensleben, chiffriertes Telegramm vom 13. August 1902, ebenda. 

Bericht Alvenslebens vom 16. August 1902, ebenda. 

Siehe dazu Band II, S. 833 f. 

Kaiser Wilhelm I. an Zar Nikolaus II, 2. September 1902, gedruckt in Goetz, 
Briefe Wilhelms II. an den Zaren, $. 86-90 und 326-8. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zur chiffrierten Depesche Radolins 
vom 6. September 1902, PA AAR 3625. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Eckardsteins vom 14. Sep- 
tember 1902, Große Politik, XVII, Nr. 5094. Dazu Kaiser Wilhelm II., Rand- 
bemerkungen zum Immediatbericht Bülows vom 22. Oktober 1902, ebenda, 
XVIIVı, Nr. 5654. Siehe ferner die kaiserlichen Marginalien zu den Berichten 
Marschalls vom 24. November 1902 und Metternichs vom 27. November 
1902, ebenda, Nr. 5662 und 5663. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus II., 31. Oktober 1902, ebenda, Nr. 5417-9 
(a. d. Engl.). 

Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II., 8. September 1902, PAAAR 3625 
(a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Telegramm Alvenslebens vom 
15. Januar 1904, Große Politik, XIX/1, Nr. 5940. 

«Marginalien Seiner Majestät des Kaisers zum Schreiben des Reichskanzlers 
von Bülow», 27. Dezember 1903, ebenda, Nr. 5971. 

Holstein, Aufzeichnung vom 24. März 1902, mit dem Vermerk des Staatsse- 
kretärs Freiherrn von Richthofen, der Kaiser habe den Inhalt des Schriftstücks 
in jeder Beziehung gebilligt. Ebenda, Nr. 5920. Vgl. dazu die apologetische In- 
terpretation der Herausgeber, ebenda, S. 4. 

Randbemerkung Bülows zum Erlaß Richthofens an Arco, 6. Dezember 1902, 
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ebenda, Nr. 5923. Siehe auch Arco, Bericht aus Tokio vom 29. Oktober 1902, 
ebenda, Nr. 5922. 

Siehe dazu die ausführliche Schlußbemerkung des Kaisers zum Immediatbe- 
richt Bülows vom 22. Oktober 1902, ebenda, XVIIV 1, Nr. 5654. 

Kaiser Wilhelm II., Entwurf seines Briefes an den Zaren, datiert Neues Palais 
1. September 1902, mit Schiffstabellen, PA AA R 3625. Nach den Angaben 
Wilhelms hatten England und Japan zusammen ı2 Linienschlachtschiffe und 
57 Kreuzer im Nordpazifik, im Vergleich zu den ı2 Linienschiffen und 
24 Kreuzern, die der russisch-französische Zweibund dort hielt. Die deutsche 
Ostasienflotte fiel mit einem Schlachtschiff und 6 Kreuzern kaum ins Gewicht. 
Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen zum Bericht Arcos vom 29. Oktober 
1902, Große Politik, XIX, Nr. 5922. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus II., 14. Januar 1903, Goetz, Briefe Wil- 
helms II. an den Zaren, $. 91 ff. und 329 f. 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL, ı. August 1903, zitiert in Vogel, Rußlandpolitik, 
S. 116. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung zu Alvensleben an Bülow, 20. August 
1903, zitiert nach ebenda, S. 273. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 7. September 1903, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] 
Lit. B. Nr. 16a. 

Savinsky, Guillaume II., S. 765-70 und 779 f.; Vogel, Rußlandpolitik, S. ı 15 ff.; 
Eyck, Das Persönliche Regiment Wilhelms IL, S. 360. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus IL, Telegramm, 17. Oktober 1903; Ant- 
wort des Zaren, 17. und 19. Oktober 1903, PA AAR 3626. 

Prinz Heinrich von Preußen an Kaiser Wilhelm II., 25. Oktober 1903, ebenda. 

Mühlberg an Lucanus, 27. Oktober 1903, ebenda. 

Vogel, Rußlandpolitik, S. 148 f. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 19. Oktober 1903, Große Politik, XVIII/r, 
Nr. 5916. 

Bericht Rombergs aus St. Petersburg vom 26. Oktober 1903, PAAAR 3626. 
Siehe dazu Mühlberg an Arco, 27. Oktober 1903, Große Politik, XIX/r, 
Nr. 5928. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Bericht Rombergs vom 26. Okto- 
ber 1903, PA AAR 3626. 

Kaiser Wilhelm II., Schlußbemerkung zum Bericht Radolins vom 29. Oktober 
1903, Große Politik, XVIII/2, Nr. 5917. 

Bülow an Holstein, 31. Oktober 1903, ebenda, Nr. 5918. 

Programm für die Reise Seiner Majestät des Kaisers und Königs von Wiesbaden 
nach Wolfsgarten und Wildpark im November 1903, PA AAR 3626; Großher- 
zog Ernst Ludwig von Hessen an Kaiser Wilhelm II., 4. und 6. November 1903; 
Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II., 6. November 1903, ebenda. 

Mossolov, At the Court of the Last Tsar, S. 202 f. (a. d. Engl.). 

Aufzeichnung Bülows vom 7. November 1903 mit zahlreichen Zusätzen Kai- 
ser Wilhelms II., Große Politik XVIW/ı, Nr. 5422 (a.d. Engl.). Siehe dazu 
Bülow, Denkwürdigkeiten, I, S. 630-33; Bülow an Auswärtiges Amt, 5. No- 
vember 1903, PA AAR 3626; Vogel, Rußlandpolitik, S. 156. 

Radolin an Bülow, 28. Februar 1904, zitiert ebenda, S. 45 f. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Bericht Radolins aus Paris vom 
6. November 1903, PA AAR 3626. 

Bericht Rombergs vom 7. November 1903 mit zustimmenden Randbemer- 
kungen Kaiser Wilhelms I., ebenda. 


1366 


104 


II 


14 


15 


Anhang 


Bericht Rombergs vom 26. November 1903 mit Randbemerkungen Kaiser 
Wilhelms II, Große Politik, XVIIV/r, Nr. 5425. Siehe auch Alvensleben an Bü- 
low, 30. November 1903, ebenda, Nr. 5426. 


Kapitel 8 
Der deutsch-englische Gegensatz 
Kaiser und König im Sturm der erregten Öffentlichkeit 


Reinermann, Der Kaiser in England, S. 244 f. Grundlegend jetzt Dominik 
Geppert, Pressekriege. Öffentlichkeit und Diplomatie in den deutsch-briti- 
schen Beziehungen (1896-1912), München 2007. Außerdem Martin Schramm, 
Das Deutschlandbild in der britischen Presse 1912-1919, Berlin 2007; Peter 
Alter, Herausforderer der Weltmacht. Das Deutsche Reich im britischen Ur- 
teil, in Klaus Hildebrand, Hg., Das Deutsche Reich im Urteil der großen 
Mächte und europäischen Nachbarn (1871-1945), München 1995, S. 159-77; 
Wolfgang J. Mommsen, Zur Entwicklung des Englandbildes der Deutschen 
seit dem Ende des 18. Jahrhunderts, in Lothar Kettenacker, Manfred Schlenke, 
Hellmut Seier, Hg., Studien zur Geschichte Englands und der deutsch-briti- 
schen Beziehungen. Festschrift für Paul Kluke, München 1981, S. 375-397; 
Paul Kennedy, The Rise of the Anglo-German Antagonism, 1860-1914, Lon- 
don-Boston 1980; Willy Schenk, Die deutsch-englische Rivalität vor dem er- 
sten Weltkrieg in der Sicht deutscher Historiker, Aarau 1967. 

Mudra an von der Goltz, 29. Oktober 1902, BA-MA Freiburg, Nachlaß von 
der Goltz, N737, Mappe 22. Siehe ferner Waldersee, Tagebuch vom 25. April 
1903, GStA Berlin, Nachlaß Waldersee; nicht in Meisner, III, S. 209. 

Siehe die Briefe Valentine Chirols an Holstein vom 23. November und 18. De- 
zember 1901, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 786 und 791. 

Metternich an Bülow, 19. November 1901, Große Politik, XVII, Nr. 5073. Siehe 
Lansdowne an Buchanan, 26. November 1901, British Documents, I, Nr. 326. 
Metternich an Bülow, 19. November 1901, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 785. 

Bülow an Holstein, 25. November 1901, ebenda, Nr. 787. 

Holstein an Chirol, 28. November 1901, ebenda, Nr. 788 (a. d. Engl.). 
Holstein an Chirol, 11. Dezember 1901, ebenda, Nr. 789. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen zum Bericht Metternichs vom 19. No- 
vember 1901, Große Politik, XVII, Nr. 5073. 

Lascelles an Lansdowne, 9. November 1901, British Documents, I, Nr. 324 
(a. d. Engl.). 

König Edward VII. an Lascelles, 25. Dezember 1901, RA VIC/X 37/49; Las- 
celles an König Edward VIL, 27./28. Dezember 1901, RA VIC/X 37/so. 
Lascelles an König Edward VIL, 27./28. Dezember 1901, RA VIC/X 37/50. 
Kaiser Wilhelm II. an König Edward VIL, 30. Dezember 1901, RA VIC/X 37/ 
51 (a. d. Engl.). Eine Abschrift des zweiten Teils ist abgedruckt in Große Poli- 
tik, XVII, Nr. 5029. 

Lansdowne an König Edward VII, 6.Januar 1902, RA VIC/W 42/45a 
(a. d. Engl.). Siehe auch Knollys an Lascelles, 7. Januar 1902, RA VIC/X 37/53. 
Kaiser Wilhelm I. an König Edward VIL, 6. Januar 1902, RA VIC/X 37/52 
(a. d. Engl.). Lansdowne an König Edward VIL, 6. Januar 1902, RA Vic/W42/ 
45a. Dazu Eckardstein an Knollys, 9. Januar 1902, Knollys Papers, RA VIC/ 
Add C 07/2/Q. 
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Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom ı1. Januar 1902, Holstein, Geheime Pa- 
piere, IV, Nr. 792. Bülow, Rede vom 8. Januar 1902, zitiert nach Penzler, Fürst 
Bülows Reden, I, S. 241-45. Siehe dazu Fesser, Reichskanzler Fürst von Bü- 
low, S. 99. 

Zitiert nach Holstein, Geheime Papiere, IV, S. 222. Vgl. Winzen, Bülows Welt- 
machtkonzept, S. 384. 

Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom ı1. Januar 1902, Holstein, Geheime Pa- 
piere, IV, Nr. 792. 

Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom 14. Januar 1902, ebenda, Nr. 794. Siehe 
ferner die rückblickende Aufzeichnung Holsteins vom 7. November 1902, 
ebenda, Nr. 811. 

Lascelles an Knollys, 17. Januar 1902, RA VIC//W 42/61. Vgl. auch Christian 
Wipperfürth, Von der Souveränität zur Angst: britische Außenpolitik und So- 
zialökonomie im Zeitalter des Imperialismus, Stuttgart 2004, S. 154 f. 

Siehe Lansdowne an Lascelles, 14. Januar 1902, British Documents, I, Nr. 330. 
Lansdowne an Knollys, 10. Januar 1902, RA Vic/W 42/47. 

Barrington an Knollys, ır. Januar 1902, RA VIC/W 42/50 (a. d. Engl.). 
Lascelles an Knollys, ıı. und 17. Januar 1902, RA VIC/W 42/sı und 61 
(a. d. Engl.); Lascelles an Lansdowne, Zifferntelegramm, ı1. Januar 1902, RA 
VIC/W 42/52. 

Lascelles an König Edward VIL, ı14.Januar 1902, RA VIC/W 42/54 
(a. d. Engl.). Siehe auch Lascelles an Lansdowne, 16. Januar 1902, British Do- 
cuments, I, Nr. 331. 

Lascelles an Knollys, Zifferntelegramm, 17. Januar 1902, RA VIC/W 42/59; 
Lascelles an Knollys, Brief vom 17. Januar 1902, RA VIC/W 42/61. 

König Edward VII. an Kaiser Wilhelm II. (a. d. Engl.), 15. Januar 1902, RA 
VIC/W 42/58. Diese endgültige Fassung des Briefes berücksichtigte einige 
mildernde Vorschläge des Außenministers. Lansdowne an Knollys, 14. Januar 
1902, RA VIC/W 42/48. 

Lascelles an Knollys, Zifferntelegramm, 17. Januar 1902, RA VIC/W 42/59. 
Lascelles an Knollys, Brief vom ı7.Januar 1902, RA VIC/W 42/61 


(a. d. Engl.). 
Salisbury an König Edward VII, 22. Januar 1902, RA VIC/R 22/65 
(a. d. Engl.). 
Lascelles an Lansdowne, 24. Januar 1902, British Documents, I, Nr. 336 
(a. d. Engl.). 


Lascelles an Lansdowne, Zifferntelegramm, 22. Januar 1902, RA VIC/W 42/64. 
Schomberg McDonnell an «Sidney», 22. Januar 1902, RA VIC/W 42/62. 
Knollys an Lansdowne, 22. Januar 1902, RA VIC/W 42/65 (a. d. Engl.). Lans- 
downe an Lascelles, 22. Januar 1902, British Documents, I, Nr. 334. 

Lascelles an Lansdowne, 24. Januar 1902, ebenda, Nr. 336 (a. d. Engl.). 
Lascelles an Lansdowne, 22. Januar 1902, ebenda, Nr. 335 (a. d. Engl.). Knol- 
lys, Aufzeichnung vom 23. Januar 1902, RA VIC/W 42/66. 

Lansdowne an Knollys, 24. und 25. Januar 1902, RA VIC/W 42/67 und 68. 
Lascelles an Lansdowne, 31. Januar 1902, British Documents, I, Nr. 337. 
Metternich an Bülow, 21. Februar 1902, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 799. 
Metternich, Bericht vom 14. März 1902, Große Politik, XVII, Nr. 5351. 
Kaiser Wilhelm II. an König Edward VIL, 26. Februar 1902, RA VIC/X 37/55. 
Knollys an Lascelles, 16. April 1902, RA VIC/W 42/76a. 

Seckendorff an Kaiser Wilhelm II., 13. Juli 1902, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] 
Lit. S, Nr. 15-21. 
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Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Bericht Metternichs vom ı1. August 
1902, zitiert in Roderick R. McLean, Kaiser Wilhelm II and the British Royal 
Family: Anglo-German Dynastic Relations in Political Context, 1890-1914, 
in: History, 86/284, Oktober 2001, S. 482 (a. d. Engl.). 

Louise Duchess of Argyll an Kaiser Wilhelm IL, 19. April und 12. Juni 1902, 
GStA Berlin, BPHA Rep. 53] Lit C-D. 

Kaiser Wilhelm II. an König Edward VIL, 2. Mai 1902, RA VIC/W 60/161. 
König Edward VII. an Kaiser Wilhelm II, RA VIC/W 60/162. 

Kaiser Wilhelm II. an König Edward VIL, ı. Juni 1902, RA VIC/X 15/21. 
Lascelles an König Edward VIL., Zifferntelegramm mit dem Text des kaiser- 
lichen Telegramms an ihn, 2. Juni 1902, RA VIC/W 42/81 (a. d. Engl.). Dazu 
die Berichte Metternichs vom 2. und 3. Juni 1902, Große Politik, XVII, 
Nr. 508ı und 5082. 

Siehe ebenda. 

Waldersee an Verdy, 12. Juli 1902, GStA Berlin, Nachlaß Waldersee, Nr. 53. 
Metternich, Berichte vom 2., 3., 14. und ı5. Juni 1902, Große Politik, XVII, 
Nr. 5081-84. 

Waldersee, Tagebuch vom Ende September 1902, GStA Berlin, Nachlaß Wal- 
dersee; Meisner, III, S. 186 f. 

Waldersee, Tagebuch vom Januar 1902, ebenda; von Meisner, III, S. 177, ausge- 
lassen. Siehe oben S. 118. 

Seckendorff an Kaiser Wilhelm II., 7. Juli 1902, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] 
Lit. S, Nr. 19. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II, 22. Juli 1902, Große Politik, XVII/ı, Nr. 5413 
Anlage IV. 

Bülow an Holstein, 1. August 1902, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 804. 
König Edward VII. an Kaiser Wilhelm II., 14. und 16. August 1902, PAAAR 
3700. Metternich an Bülow, 19. August 1902, ebenda. Siehe dazu König Ed- 
ward VII. an Lascelles, 28. August 1902, RA VIC/W 42/1o7c. 

Lascelles an König Edward VIL, 21. August 1902, RA VIC/W 42/97. 
Eckardstein an Bülow, 14. September 1902, Große Politik XVII, Nr. 5094. 
Dazu Eckardstein, Lebenserinnerungen, II, S. 397-404. 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL, 17. September 1902, Große Politik, XVII, 
Nr. 5093. 

Lascelles an Knollys, 3. Oktober 1902, RA Vic/W42/123. Siehe dazu Holsteins 
Tagebuchaufzeichnung vom 7. November 1902, Holstein, Geheime Papiere, 
IV, Nr. 811. 

Eckardstein an Bülow, 4. Oktober 1902, Große Politik, XVII, Nr. sıo1. 
Knollys an Lascelles, 2. Oktober 1902, RA VIC/W 42/122. 

Bertie und Lansdowne, Memorandum vom 1./2. Oktober 1902, Lansdowne an 
Lascelles, 3. Oktober 1902, RA VIC/W 42/137. Knollys an Lascelles, 4. Okto- 
ber 1902, RA VIC/W 42/125. Vgl. dazu auch Wipperfürth, Von der Souveräni- 
tät zur Angst, $.ı80; Kennedy, Rise of the Anglo-German Antagonism, 
S.265 f. 

Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom 7. November 1902, Holstein, Geheime 
Papiere, IV, Nr. 811. 

Eckardstein an Bülow, 4. Oktober 1902, Große Politik, XVII, Nr. sıo1. 
Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom 7. November 1902, Holstein, Geheime 
Papiere, IV, Nr. 8ı1. Siehe Eckardstein, Lebenserinnerungen, II, S. 406 ff. 
König Edward VII. an Lansdowne, 6. Oktober 1902, RA VIC/W 42/128. 
Lascelles an Lansdowne, 7. Oktober 1902, RA VIC/W 42/135 (a. d. Engl.). 
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Bülow an Kaiser Wilhelm II., 8. Oktober 1902, Große Politik, XVII, Nr. 5102. 
Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom 7. November 1902, Holstein, Geheime 
Papiere, IV, Nr. 811. 

Eckardstein, Lebenserinnerungen, I, S. 406 f. 

Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom 7. November 1902, Holstein, Geheime 
Papiere, IV, Nr. 811. 

Bülow an das Auswärtige Amt, 3. Oktober 1902, Große Politik, XVII, 
Nr. 5099. 

König Edward VII. an Lansdowne, 8. Oktober 1902, mit Abschrift des Tele- 
gramms Kaiser Wilhelms I. vom 5. Oktober 1902, RA VIC/W 42/130 
(a. d. Engl.). Dazu König Edward VII. an Knollys, 8. Oktober 1902, RA VIC/ 
W 42/131. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Bericht Eckardsteins vom 4. Okto- 
ber 1902, Große Politik, XVII, Nr. 5ıo1. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung zum Immediatbericht Bülows vom 
14. Oktober 1902, zitiert ebenda, S. 233. 

Waldersee, Tagebuch vom 12. Oktober 1902, GStA Berlin, Nachlaß Waldersee; 
dieser Passus fehlt bei Meisner, III, S. 190 f. 

Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom 7. November 1902, Holstein, Geheime 
Papiere, IV, Nr. 8ı1. Dazu Eckardstein, Lebenserinnerungen, II, S. 399 £. 
Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom 7. November 1902, Holstein, Geheime 
Papiere, IV, Nr. 811. 

Ebenda. 

Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom ı1. November 1902, ebenda, Nr. 812. 
Zur ambivalenten Haltung der britischen Presse anläßlich des Kaiserbesuchs 
Reinermann, Der Kaiser in England. S. 244-62. 

Eckardstein an Bülow, 13. Oktober 1902, mit Randbemerkungen Kaiser Wil- 
helms IL, PA AAR 3700. 

Metternich an Bülow, 9. November 1902, zitiert in Große Politik, XVII, 
S. 1ı5f. 

Mit dem Außenminister besprach Kaiser Wilhelm II. die Meerengenfrage und 
rühmte sich später, Lansdowne sei bei ihm «abgeblitzt». Siehe ebenda, XVIIL, 
Nr. 5659 und Nr. 5663. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 12. November 1902, ebenda, XVII, Nr. 5031. 
Bülows Antwort vom 13. November 1902 ist abgedruckt ebenda, Nr. 5032. 
Siehe dazu Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom 13. November 1902, Hol- 
stein, Geheime Papiere, IV, Nr. 813. 

Kaiser Wilhelm II. an König Edward VII, 19. November 1902, RA VIC/ 
ADD As/34. König Edward VII. an Kaiser Wilhelm IL, 25. November 1902, 
PA AAR 3701. Siehe dazu Große Politik, XVII, S. 116. 

Eckardstein, Lebenserinnerungen, I, S. 415 (a. d. Engl.). 

Hardinge an Knollys, 29. Oktober 1902, RA VIC/Add © 07/2/Q (a. d. Engl.). 
Varnbüler, Bericht vom 14. Dezember 1901, HStA Stuttgart, zitiert in Winzen, 
Bernhard Fürst von Bülow, S. 67. 

Spitzemberg, Eintragung vom 14. März 1903, Vierhaus, Tagebuch, S. 427 ff. 
Siehe unten $. 283 ff. 

Waldersee, Tagebuch vom 8. Dezember 1903, GStA Berlin, Nachlaß Walder- 
see; vgl. Meisner, III, S. 221 ff. 

König Edward VII. an Battenberg, 15. April 1905, zitiert in McLean, Royalty 
and Diplomacy, S. 114 f. Siehe unten S. 425 f. 

Eingehend dazu jetzt Magnus Brechtken, Scharnierzeit 1895-1907. Persön- 
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lichkeitsnetze und internationale Politik in den deutsch-britisch-amerikani- 
schen Beziehungen vor dem Ersten Weltkrieg, Mainz 2006. 


Kapitel 9 
Der Kaiser und Amerika 


Waldersee, Tagebuch vom 18. Februar und 4. März 1903, GStA Berlin, Nach- 
laß Waldersee; nicht in Meisner, III, S. 207 f. 

Waldersee, Tagebuch vom 18. Januar 1899, ebenda; nicht in Meisner, II, S. 423 ff. 
Waldersee, Tagebuch vom 24. April 1900, ebenda; nicht in Meisner, II, S. 445. 
Waldersee, Tagebuch vom 6. Mai 1899, ebenda; fehlt in Meisner, II, S. 428 f. 
Waldersee, Tagebuch vom 29. Januar 1899, ebenda; bei Meisner, II, S. 426 f., 
fehlen zahlreiche wichtige Stellen. 

Roosevelt an Spring Rice, 13. August 1897, zitiert in Fiebig-von Hase, Latein- 
amerika, II, S. 746. 

Roosevelt an Lodge, 27. März 1901, zitiert ebenda, S. 770 (a. d. Engl.). 
Roosevelt an Lengerke-Meyer, ı2. April 1901, zitiert ebenda (a.d. Engl.). 
Ähnlich Roosevelt an Spring Rice, 3. Juli 1901, ebenda, S. 780. 

Roosevelt an Lodge, 27. März 1901; Lodge an Roosevelt, 27. März 1901, zitiert 
ebenda, S. 770. 

White an Hay, 5. Juni 1901, zitiert ebenda, $. 774 (a. d. Engl.). 
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Schlieffen an Büchsel, 6. Februar 1905, ebenda. 

Senden-Bibran an Büchsel, 7. Februar 1905, ebenda. Den Hinweis auf dieses 
Dokument verdanke ich Herrn Oberstleutnant Gerhard P. Groß vom Militär- 
geschichtlichen Forschungsamt. 

Aktenvermerk vom 16. Februar 1905 zum Schreiben Schlieffens an Büchsel 
vom 6. Februar 1905, ebenda. 

Siehe dazu unten S. 428-33. 

Büchsel an Kaiser Wilhelm II., 13. Februar 1905 mit Randvermerken vom 
16. Februar 1906, BA-MA Freiburg, RM5/1602. Der handschriftliche Entwurf 
zu dieser Immediateingabe befindet sich ebenda, RM5/888. Die Mitteilung der 
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Entscheidung des Kaisers an den Flottenchef, den Ostsee-Stations-Chef, das 
Reichs-Marine-Amt, den Nordsee-Stations-Chef und den Chef des General- 
stabes der Armee erfolgte am 16. Februar 1905, ebenda, RM5/1602. 

Büchsel an Kaiser Wilhelm II., 20. März 1905, ebenda, RMs/888. Zu den An- 
sichten des Chefs der Hochseeflotte, Felix Bendemann, siehe dessen Denk- 
schrift «Gedanken über die augenblickliche kritische Lage» vom 3. Dezember 
1904, Steinberg, Germany and the Russo-Japanese War, S. 1978. 

Lichnowsky, Aufzeichnung über seine Unterredung mit Schlieffen vom 
19. April 1904, mit Randbemerkungen Holsteins, Große Politik, XIX/ı, 
Nr. 6031. 

Ritter, Schlieffenplan, S.43 ff.; Vogel, Deutsche Rußlandpolitik, S. 167 ff. 
Grundlegend dazu jetzt Hans Ehlert, Michael Epkenhans und Gerhard P. 
Groß, Hg., Der Schlieffenplan. Analysen und Dokumente, Paderborn-Mün- 
chen-Wien-Zürich 2006. 

Müller, Tagebuch vom 4. und 5. Februar 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller. Zur Rede Sir Arthur Lees siehe Oron James Hale, Publicity and Diplo- 
macy with Special Reference to England and Germany 1890-1914, New York 
1940, $. 271; Arthur J. Marder, British Naval Policy 1880-1905. The Anatomy 
of British Sea Power, London 1941, 1, S. ıır f. 

Müller, Tagebuch vom 15. Februar 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Siehe oben S. 344. 

Hahnke an Groener, 26. April 1926, BA-MA Freiburg, Nachlaß Groener, 
N46/38. 

Siehe Mombauer, Moltke, S. 64. 

Moltke an seine Frau, 16. September 1905, Moltke, Erinnerungen, Briefe, Do- 
kumente, S. 341 ff. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 30. Juli 1905, zitiert nach Bülow an das Auswär- 
tige Amt, 30. Juli 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6229. 

Riemann an Schwertfeger, 28. April 1936, zitiert in Heiner Raulff, Zwischen 
Machtpolitik und Imperialismus. Die deutsche Frankreichpolitik 1904/06. 
Düsseldorf 1976, S. 131 f. 

Müller, Tagebuch vom 5. Dezember 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Müller, Tagebuch vom 21. und 23. Dezember 1905, ebenda. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 31. Dezember 1905, zuerst veröffentlicht im Ber- 
liner Tageblatt, 14. Oktober 1928; hier nach Josef Reimann, Fürst Bülows 
Denkwürdigkeiten und die deutsche Marokkopolitik (1897-1909), Würzburg 
1935, S. ııof.; vgl. die entstellte Fassung in Bülow, Denkwürdigkeiten, II, 
S. 197 f. Der Brief wird ausführlich zitiert unten S. 458 f. 


Kapitel 13 
«Paris muß gelegentlich eins ausgewischt bekommen!» 
Der Kaiser und die Erste Marokkokrise 


Zur ersten Marokkokrise vgl. grundsätzlich: Raulff, Zwischen Machtpolitik 
und Imperialismus; Albrecht Moritz, Das Problem des Präventivkrieges in der 
deutschen Politik während der ersten Marokkokrise, Bern-Frankfurt 1974; 
Martin Mayer, Geheime Diplomatie und öffentliche Meinung. Die Parlamente 
in Frankreich, Deutschland und Großbritannien und die erste Marokkokrise 
1904-1906, Düsseldorf 2002. 

Sir Francis Bertie an König Edward VIL, 22. April 1905, RA VIC/W 46/1; 
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Metternich, Bericht vom 27. Juni 1905, zitiert in Moritz, Problem des Präven- 
tivkrieges, S. 327. Siehe unten S. 426. 

König Edward VII. an Battenberg, 15. April 1905, zitiert in McLean, Royalty 
and Diplomacy, S. 114 f. Siehe unten S. 425 f. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, ır. August 1905, Große Politik, XIX/2, 
Nr. 6237. Hervorhebungen im Original. 

Kaiser Wilhelm I., Ereignisse und Gestalten, S. 90 f. 

Schoen, Erlebtes, $. 19. 

Ebenda, S. 22. Dies bedeutet jedoch keineswegs, daß der Kaiser lediglich als 
eine «Schachfigur in dem diplomatischen Spiel Bülows gedient hat». Vgl. 
Mommsen, War der Kaiser an allem schuld?, S. 116. 

Rich, Friedrich von Holstein, II, S. 695 (a. d. Engl.). 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 7. April 1905, Zwölf Jahre, S. 127 f. 

Siehe seine Äußerungen gegenüber Iswolsky in Kopenhagen, zitiert unten 
S. 430 f.; ferner die Mitteilung des Prinzen Otto zu Sayn-Wittgenstein, in Regi- 
nald Tower an Lansdowne, 13. August 1905, National Archives, Kew, Nachlaß 
Lansdowne, F. O. 800/130, fol. 82-85. 

Zitiert nach Tower an Lansdowne, 13. August 1905, ebenda (a. d. Engl.). Zu 
der Beziehung Wilhelms II. zur Gräfin Morosini siehe unten, S. 573. 
Lansdowne an Tower, 20. August 1905, National Archives, Kew, Nachlaß 
Lansdowne, F. O. 800/130, fol. 86 ff. (a. d. Engl.). 

Sir Francis Bertie an Knollys, 17. Oktober 1905, RA VIC/Add C 07/2/Q 
(a. d. Engl.). 

Bülow an Kaiser Wilhelm II. mit Randbemerkungen, 30. März 1904, Große 
Politik, XVII, Nr. 65 12. 

Ebenda. 

Tschirschky an Bülow, unterschrieben von Kaiser Wilhelm II., 3. April 1904, 
ebenda, Nr. 6513. 

Bülow an Tschirschky (Entwurf), 6. April 1904, ebenda, Nr. 6514. 

Dies vermuten die Herausgeber der Großen Politik, XVII, S. 2o1. 

Kaiser Wilhelm I. an Bülow, 19. April 1904, Große Politik, XX/ı, Nr. 6378. 
Hervorhebung im Original. 

Siehe ebenda, Nr. 6528 ff. Dazu Raulff, Zwischen Machtpolitik und Imperia- 
lismus, S. 68 f. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II. nebst Randbemerkung, 10. März 1905, Große 
Politik, XX/r, Nr. 6429. 

Bülow an Graf Monts, 21. Februar 1905, ebenda, Nr. 6426. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II, 5. März 1905, ebenda, Nr. 6428. 

Vgl. Große Politik, XX/ı, Kapitel CXLIH; Lansdowne, Memorandum on 
questions pending with Germany, 16. Juni 1904, RA VIC/W 4y/ı12. 

Vgl. Kühlmann an Bülow, 28. November 1904 und 7. Januar 1905, Große Poli- 
tik, XX/1, Nr. 6538 und 6545. 

Siehe oben S. 370 f. 

Bericht des bayerischen Gesandten in Berlin, von Lerchenfeld, 26. März 1905, 
Geheimes Staatsarchiv München, MA 76004, zitiert in Moritz, Das Problem 
des Präventivkrieges, S. ır1. 

Aufzeichnung Richthofens für Bülow, 7. Oktober 1904, Große Politik, XX/1, 
Nr. 6534. Mühlberg an Bülow mit dessen Randbemerkungen, 20. Januar 1905, 
PA AAR 15571. 

Vgl. dazu Raulff, Zwischen Machtpolitik und Imperialismus, S. 83. 

Hay, Tagebuch vom 7. März 1905, zitiert nach Ragnhild Fiebig-von Hase, The 
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uses of <riendship>. The «personal regime of Wilhelm II and Theodore Roose- 
velt, 1901-1909, in Mombauer und Deist, The Kaiser, S. 168 (a. d. Engl.). 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 7. April 1905, Zwölf Jahre, S. 126 f. Ähn- 
lich die Eintragung vom 31. Juli 1905, ebenda, S. 128 f. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II. nebst Randbemerkung, 20. März 1905, Große 
Politik, XX/1, Nr. 6563. 

Kaiser Wilhelm I. an Bülow, [20.] März 1905, ebenda, Nr. 6564, Faksimile in 
Bülow, Denkwürdigkeiten, II, nach S. ı12. Hervorhebung im Original; Datie- 
rung aufgrund der Tatsache, daß Bülows Antwort (vgl. Folgedokument) eben- 
falls noch von diesem Tag datiert. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 20. März 1905 nebst Randbemerkung des Kai- 
sers vom Folgetag, Große Politik, XX/ı, Nr. 6565. 

Aufzeichnung Bülows, 21. März 1905, ebenda, Nr. 6566. 

Kaiser Wilhelm I., Rede in Bremen vom 22. März 1905, Originalstenogramm, 
GStA Berlin, Rep. 89 Nr. 671. Vgl. Penzler, Reden Kaiser Wilhelms II. in den 
Jahren 1901 - Ende 1905, S. 240 f. und Obst, «Die fürchterliche Stimme», Ka- 
pitel 5.2. 

Kaiser Wilhelm II. an Tirpitz, 23. März 1905, BA-MA Freiburg Nachlaß Tir- 
pitz, N 253/8. Valentini an seine Frau, 24. März 1905, BA Koblenz, Kl. Erwer- 
bungen, Nr. 341-3. Ähnlich Müller, Tagebuch vom 23. März 1905, BA-MA 
Freiburg, Nachlaß Müller. 

Flotow an AA, 23. März 1905, Große Politik XX/1, Nr. 6570. 

Aufzeichnung Bülows für Richthofen, Mühlberg und Holstein, 24. März 1905, 
ebenda, Nr. 6573. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 27. März 1905, ebenda, Nr. 6574. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 26. März 1905, ebenda, Nr. 6575. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 26. März 1905, ebenda, Nr. 6576. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 28. März 1905, ebenda, Nr. 6580. 

Bülow an Tattenbach, 29. März 1905, ebenda, Nr. 6581. Vgl. Bülows Auftrag 
an Holstein vom Abend des 28. März 1905, Holstein Papiere, IV, Nr. 881: «Wir 
müssen sofort an Tattenbach telegraphieren unter Darlegung der politischen 
Gesamtsituation, mit meiner Unterschrift.» 

Bülow an Tattenbach, 29. März 1905, Große Politik, XX/1, Nr. 6582. 

Bülow an Tattenbach, 29. März 1905, ebenda, Nr. 6583 und Nr. 6586. 
Tattenbach an Bülow, 29. März 1905, ebenda, Nr. 6585. 

So Bülows Vorgabe für Holstein, der den Schriftsatz entwarf; Bülow an Hol- 
stein, 28. März 1905, Holstein Papiere, IV, Nr. 881. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 29. März 1905, ebenda, S. 296 f. 

Bülow an Holstein, 28. März 1905, ebenda, Nr. 881. 

Schoen, Erlebtes, S. 19. 

Valentini, Kaiser und Kabinettschef, $. 76. Hervorhebung im Original. 
Schoen an Auswärtiges Amt, 31. März 1905, Große Politik, XX/ı, Nr. 6588. 
Müller, Tagebuch vom 31. März 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Valentini an seine Frau, 1. April 1905, BA Koblenz, Kl. Erwerbungen, 
Nr. 341-3. 

Schoen, Erlebtes, S. 19. 

Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. 79. 

Ebenda. 

Richard von Kühlmann, Erinnerungen, Heidelberg 1948, S. 229 f.; Müller, Ta- 
gebuch vom 31. März 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. Schoen, 
Erlebtes, S. 20. 
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Kühlmann, Erinnerungen, S. 227 f. 

Ebenda, S. 226 f. 

Schoen an Auswärtiges Amt, 31. März 1905, Große Politik, XX/1, Nr. 6589. 
Vgl. Kühlmann, Erinnerungen, $. 231: «Der Franzose war offenbar von den 
kaiserlichen Worten nicht angenehm berührt.» 

Ebenda, S. 232. 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL., 4. April 1905, Große Politik, XX/2, Nr. 6599. 
Holstein an Radolin, ı1. April 1905, Holstein Papiere, IV, Nr. 883. 
Kühlmann, Erinnerungen, S. 231. 

Schoen an Auswärtiges Amt, 31. März 1905, Große Politik, XX/ı, Nr. 6589. 
Müller, Tagebuch vom 31. März 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Oben S. 368. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, I, S. ı11. 

Schoen an Auswärtiges Amt, 31. März 1905, Große Politik, XX/1, Nr. 6589. 
Vgl. hingegen die spätere Darstellung in seinen Memoiren: «Um ein Haar 
drohte die Fortführung des Unternehmens noch an dem Umstand zu schei- 
tern, daß der dem Kaiser zugedachte Araberschimmel bei dem ungewohnten 
Anblick des Helmes unruhig wurde und das Aufsitzen nicht zulassen wollte. 
Es gelang aber, das Tier zum Gehorsam zu bringen»; Schoen, Erlebtes, S. 21 ff.; 
Kühlmann, Erinnerungen, S. 231. 

Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. 81. Vgl. Schoen, Erlebtes, S. 23. 
Bülow an Kaiser Wilhelm II., 4. April 1905, Große Politik, XX/2, Nr. 6599. 
Zu dem chaotischen Aufenthalt Wilhelms II. in Korfu am ır. April 1905 siehe 
den ausführlichen Bericht Ratibors vom 22. April 1905, den der Kaiser in 
Straßburg am ro.Mai 1905 mit haarsträubenden Randvermerken versah, 
PA AAR 3739. Ferner Schoen an Bülow, ıı. April 1905, ebenda. Zum Kauf 
des Achilleion siehe Wedel an Kaiser Wilhelm IL, 2. April 1905, PAAAR 
3476. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 31. Juli 1905, Zwölf Jahre, S. 130. 

Müller, Tagebuch vom 5. April bis 4. Mai 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller. 

Ebenda. 

Siehe zu dieser Streitfrage Fritz Fischer, Krieg der Illusionen, Die deutsche Po- 
litik von ıgrı bis 1914, Düsseldorf 1969, S. 100; Bernd F. Schulte, Die deutsche 
Armee 1900-1918. Zwischen Beharren und Verändern, Düsseldorf 1977, 
S. 387; Fritz Klein, Deutschland von 1897/98 bis 1917, Berlin ’1986, S. 135; 
Fesser, Der Traum vom Platz an der Sonne, S. 105; Raulff, Zwischen Macht- 
politik und Imperialismus, passim; Moritz, Das Problem des Präventivkrieges, 
passim; Rich, Friedrich von Holstein, II, S. 696 ff. 

Holstein an Bülow, 5. April 1905, Holstein Papiere, IV, Nr. 882. 
Grundlegend zu den Zielen der deutschen Politik in der Ersten Marokkokrise 
Raulff, Zwischen Machtpolitik und Imperialismus. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Bericht Bernstorffs aus London 
vom 22. April 1905, Große Politik, XX/2, Nr. 6846. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Bericht Radolins aus Paris vom 
1. Mai 1905, ebenda, Nr. 6848. 

Bülow an Holstein, 8. Mai 1905, PA AAR 3476. 

Holstein an Radolin, 22. Mai 1905, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 888. 
Siehe die Aufzeichnung Eulenburgs vom 25. September 1905, zitiert unten 
S. 392. 

Holstein an Bülow, 17. Juni 1905, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 892. 
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Holstein an Radolin, 14. Juni 1905, ebenda, IV, Nr. 891. 

Raulff, Zwischen Machtpolitik und Imperialismus, S. 26 und S. 124 f. 

Zitiert nach Wilhelm Groener, Lebenserinnerungen, Jugend, Generalstab, 
Weltkrieg, Göttingen 1957, S. 83 f.; Ritter, Schlieffenplan, S. 114 f. 

Radolin an Bülow, 24. Juni 1905, zitiert nach Raulff, Zwischen Machtpolitik 
und Imperialismus, S. 124. Vgl. Moritz, Problem des Präventivkrieges, S. ı15. 
Marschall, Tagebuch vom 18. Juli 1906 und 15. Mai 1907, zitiert in Eulenburgs 
Korrespondenz, IH, S. 2110 f. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Bericht Radolins vom 11. Juni 1905, 
Große Politik, XX/2, Nr. 6685. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Immediatbericht Bülows vom 
12. Juli 1905, ebenda, S. 409. 

Lerchenfeld, Bericht vom 9. Juni 1905, zitiert in Moritz, Problem des Präven- 
tivkriegs, S. 115. 

Laguiche an Berteaux, 14. Juni 1905, Documents Diplomatiques Frangaises, 
VII, Nr. 59 (a. d. Franz.). 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 26. November 1907, Zwölf Jahre, S. 174. 
Holstein an Bülow, 23. Juni 1905, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 895. 
Holstein an Bülow, 19. September 1905, ebenda, Nr. 913. 

Rückblickende Aufzeichnung Bülows, zitiert in Raulff, Zwischen Machtpoli- 
tik und Imperialismus, S. 125. 

Siehe Holstein an Radolin, 15. September 1905; Radolin an Holstein, 18. Sep- 
tember 1905, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 911-2. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 23. Juni 1905, zitiert in Bülow an Radolin, 
24. Juni 1905, Große Politik, XX/2, Nr. 6730. 

Bülow an Radolin, 24. Juni 1905, ebenda, Nr. 6730. 

Siehe die Randbemerkungen Kaiser Wilhelms II. zu den Vermittlungsver- 
suchen Präsident Roosevelts vom 24. und 25. Juni 1905, ebenda, Nr. 6731 und 
Nr. 6738. 

Lefaivre an Rouvier, 31. Dezember 1905, Documents Diplomatiques Frangai- 
ses, VIII, Nr. 302 (a. d. Franz.). Vgl. dazu Moritz, Problem des Präventivkrie- 
ges, S. 122 f. 

Holstein an Radolin, 23. Juni 1905, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 896. 
Holstein an Radolin, r. Juli 1905, ebenda, Nr. 898. 

Müller, Tagebuch vom 9. Juli 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Battenberg, Aufzeichnung über sein Gespräch mit Kaiser Wilhelm II. am 
1. April 1905, zitiert in McLean, Royalty and Diplomacy in Europe, S. ı14 
(a. d. Engl.). Siehe unten S. 425. 

Metternich, Bericht vom 27. Juni 1905, zitiert in Moritz, Problem des Präven- 
tivkrieges, S. 327. 

Siehe dazu vor allem Bülow an Sternburg, 30. Mai 1905, Große Politik, XX/2, 
Nr. 6668; Sternburg an Roosevelt, 31. Mai und 9. Juni 1905, Fiebig-von Hase, 
The uses of driendship», S. 168 f. 

Roosevelt an Spring Rice, 26.Mai 1905, in Elton E.Morison und John 
M. Blum, Hg., The Letters of Theodor Roosevelt, 8 Bde., Boston 195 1-54, IV, 
S. 1194 (a. d. Engl.). 

Eulenburg, Aufzeichnung vom 25. September 1905, Eulenburgs Korrespon- 
denz, III, Nr. 1509. 

Siehe unten S$. 430 f. 
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Kapitel 14 
«Ein Wendepunkt in der Geschichte Europa’s» 
oder 
Das Fiasko von Björkö 


Zum Vertrag von Björkö allgemein auch Clark, Kaiser Wilhelm II, S. 140 ff.; 
Ullrich, Die nervöse Großmacht, $. 207 f.; Mommsen, Großmachtstellung und 
Weltpolitik, S. 170 f.; Cecil, Wilhelm II, II, S. 100 £. 

Siehe oben $. 330-2. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus II, 2. Januar 1905, Goetz, Briefe Wil- 
helms II. an den Zaren, Nr. XLIIL, S. 154-6 und S. 355 f. Vgl. dazu die etwas 
fehlerhafte und erst 1917 zu den Akten des Auswärtigen Amtes gekommene 
Abschrift in Große Politik, XIX/2, Nr. 6180. 

Nach dem japanischen Sieg bei Mukden regte Wilhelm ein Glückwunschtele- 
gramm an den Kaiser von Japan sowie die Verleihung des Ordens Pour le meri- 
te an den früheren japanischen Chef des Stabes Oyama an. Kaiser Wilhelm D. 
an Bülow, ıı. März 1905, ebenda, Nr. 6187. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 30. Januar 1905, Zwölf Jahre, S. 107. 
Goetz, Briefe Wilhelms II. an den Zaren, $. 154. 

Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II., 14. Februar 1905; Bülow an Kaiser 
Wilhelm IL, 14. Februar 1905; Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus II., 15. Fe- 
bruar 1905; Bülow an Kaiser Wilhelm II., 15. Februar 1905; Kaiser Wilhelm II. 
an Zar Nikolaus II., 15. Februar 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6092-6. 
Holstein an Bülow, 20. Februar 1905, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 878. 
Kaiser Wilhelm I. an Zar Nikolaus IL, 21. Februar 1905, als Faksimile ge- 
druckt in Goetz, Briefe Wilhelms II. an den Zaren, $. 425-32; deutsche Über- 
setzung ebenda, Nr. XLV], S. 166-82. Siehe dazu Goetz, ebenda, $. 166. 
Kaiser Wilhelm I., Rede bei der Rekrutenvereidigung in Wilhelmshaven am 
9. März 1905, Penzler, Reden Kaiser Wilhelms II. in den Jahren 1901 - Ende 
1905, 9.239 f. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 9. März 1905, Zwölf Jahre, S. 121. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, ı1. März 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6187. 
Durand an Lansdowne, 30. März 1905, RA, Knollys Papers 1905. 

Der Zar hat Kopfschmerzen, Vorwärts, 17. März 1905. 

Eulenburg an Kaiser Wilhelm II., 11. März 1905, Eulenburgs Korrespondenz, 
III, Nr. 1505. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch von Ende März 1905, Zwölf Jahre, S. 123-6. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch von Mitte Januar 1905, ebenda, S. 106. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus II., 6. Februar 1905, Goetz, Briefe Wil- 
helms I. an den Zaren, Nr. XLV, S. 161-5 und $. 358-60. 

Hardinge an Knollys, 1. März 1905, RA VIC/W 45/120. 

Kaiser Wilhelm I. an Zar Nikolaus IL, 21. Februar 1905, als Faksimile ge- 
druckt in Goetz, Briefe Wilhelms II. an den Zaren, $. 425-32; deutsche Über- 
setzung ebenda, Nr. XLV], S. 166-82. 

Ebenda. 

Ebenda. 

Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II., 25. Februar 1905, zitiert in Holstein, 
Geheime Papiere, IV, S.295 Anmerkung. Das Telegramm begann: «I thank 
you from the depth of my heart. Your long letter interested me greatly.» 
Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 161. 
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Spring Rice an Knollys, 2. März 1905, RA VIC/W 45/122 (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Bericht Alvenslebens vom 17. März 
1905, PA AA Rußland Nr. 82 Nr. ı Bd. 53, zitiert in Roderick R. McLean, Kai- 
ser Wilhelm II and his Hessian Cousins: Intra-state Relations in the German 
Empire and International Dynastic Politics, 1890-1918, German History, 19/ 
I, 2001, S. 44. 

Prinz Heinrich von Preußen, Tagebuch vom 17. und 18. Februar 1905, MSM 
Hamburg. 

Hardinge an Knollys, 29. März 1905, RA VIC/W 45/150. 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL, ro. April 1905, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] Lit 
B. Nr. 16a. 

Prinz Heinrich von Preußen, Tagebuch vom 2. April 1905, MSM Hamburg. 
Prinz Heinrich von Preußen, Tagebuch vom 2. bis 10. April 1905, MSM Ham- 
burg. 

Prinz Heinrich von Preußen an Bülow, 7. April 1905, GStA Berlin, BPHA 
Rep. 53] Lit. B. Nr. 16a. 

Heinrich Prinz von Preußen an Kaiser Wilhelm IL., ır. April 1905, GStA Ber- 
lin, BPHA Rep. 52 Vı Nr. 13 (a. d. Engl.). 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL, 10. April 1905, ebenda Rep. 53] Lit. B, Nr. 16a. 
Vgl. zum folgenden die Kaiserrede vom 9. März 1905 in Wilhelmshaven, oben 
S. 396 f. 

Kaiser Wilhelm II., Rede in Straßburg am 8. Mai 1905, Penzler, Reden Kaiser 
Wilhelms I. in den Jahren 1901 - Ende 1905, S. 252 f. 

Gleichen, Bericht vom 17. Mai 1905, RA VIC/W 46/25. Siehe dazu Müller, Ta- 
gebuch vom 13. Mai 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 

Gleichen, Bericht vom 17. Mai 1905, RA VIC/W 46/25. Bülow an Holstein, 
8. Mai 1905, Bülow an Mühlberg, 8. Mai 1905, PA AAR 3476. Siehe Penzler, 
Reden Kaiser Wilhelms I. in den Jahren 1901 - Ende 1905, $. 254-6. 

Kaiser Wilhelm IIL., Rede in Straßburg am 8. Mai 1905, ebenda, S. 252 f. 
Holstein an David, 13. Mai 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 980. 
Zum Zustandekommen des Briefes vom 3. Juni 1905 siehe Kaiser Wilhelm I. 
an Bülow, 25. Juli 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6220, S. 461. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus II., 3. Juni 1905, Goetz, Briefe Wil- 
helms II. an den Zaren, XLVII, S. 183-9 und S. 370-3. Das eigenhändig vom 
Kaiser geschriebene Konzept wurde dem Auswärtigen Amt übergeben, siehe 
Große Politik, XIX/2, Nr. 6193. 

Moltke an seine Frau, 26. Juli 1905, Moltke, Erinnerungen, Briefe, Dokumente, 
S. 330. 

Zitiert nach Kaiser Wilhelm II. an Bülow, ı1. August 1905, Große Politik, 
XIX/2, Nr. 6237. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 137. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus IL, 18. Juli 1905, zitiert nach Große Poli- 
tik, XIX/2, Nr. 6202, Anlage (a. d. Engl.). 

Zar Nikolaus H. an Kaiser Wilhelm I., zitiert nach Bülow an das Auswärtige 
Amt, 20. Juli 1905, ebenda, Nr. 6202, Anmerkung, sowie Nr. 6208. 

Bülow an Auswärtiges Amt, 22. Juli 1905, ebenda, Nr. 6208. Siehe oben 
S. 327-32. 

Holstein an Bülow, 21. Juli 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6203. 

Moltke an seine Frau, 26. Juli 1905, Moltke, Erinnerungen, Briefe, Dokumen- 
te, S. 326. Dazu Birgit Marschall, Reisen und Regieren. Die Nordlandfahrten 
Kaiser Wilhelms I., Heidelberg 1991, S. 147. 
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Kaiser Wilhelm I. an Bülow, 25. Juli 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6220. 
Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus IL, 27. Juli 1905, Goetz, Briefe Wil- 
helms II. an den Zaren, Nr. XLVIII, S. 190-4 und S. 373-6. 

Tschirschky an Bülow, 24. Juli 1905, XIX/2, Nr. 6218. Ein Faksimile des 
Björkö-Vertrags befindet sich in Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 140 f. 
Marschall, Reisen und Regieren, $. 149. Siehe unten $. 433-8. 

Tschirschky an Bülow, 24. Juli 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6218. Kaiser 
Wilhelm II. an Bülow, 24. Juli 1905, zitiert in Bülow an das Auswärtige Amt, 
24. Juli 1905, ebenda, Nr. 6215. Dazu Marschall, Reisen und Regieren, S. 148 f. 
Bülow an Kaiser Wilhelm II, 24. Juli 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6216. 
Vgl. dazu Bülow an Holstein, 25. Juli 1905, ebenda, Nr. 6217. 

Bülow an das Auswärtige Amt, 26. Juli 1905, ebenda, Nr. 6222. 

Holstein an Bülow, 26. Juli 1905, ebenda, Nr. 6223. 

Bülow an das Auswärtige Amt, 27. Juli 1905, ebenda, Nr. 6224 und Nr. 6225. 
Bülow an das Auswärtige Amt, 28. Juli 1905, ebenda, Nr. 6228. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 30. Juli 1905, zitiert nach Bülow an das Auswär- 
tige Amt, 30. Juli 1905, ebenda, Nr. 6229. 

Ebenda. 

Holstein, Aufzeichnung vom 28. Juli 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6227; 
Tschirschky an Bülow, 27. Juli 1905, ebenda, Nr. 6225. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 30. Juli 1905, zitiert nach Bülow an das Auswär- 
tige Amt, 30. Juli 1905, ebenda, Nr. 6229. 

Bülow an Auswärtiges Amt, 2. August 1905, ebenda, Nr. 6230. 

Ebenda, S. 481 f., Anmerkung. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 139. 

Siehe oben S. 389. 

So Fesser, Reichskanzler Fürst von Bülow, S. ı12. Vgl. dazu Winzen, Bernhard 
Fürst von Bülow, $. 107; Clark, Kaiser Wilhelm II, S. 140 ff.; Cecil, Wilhelm II, 
II, S. oo f. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II, 3. August 1905, Bülow, Denkwürdigkeiten, II, 
5. 13944. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 5. August 1905, zitiert nach Bülow an das Aus- 
wärtige Amt, 5. August 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6233. 

Bülow an das Auswärtige Amt, 5. August 1905, ebenda, Nr. 6233. Vgl. dazu 
den Entwurf des Briefes Kaiser Wilhelms IH. an Zar Nikolaus IL, 9. August 
1905 und den Abänderungsvorschlag Bülows, ebenda, Anlage A und B. 
Mühlberg an Bülow, ro. August 1905, ebenda, Nr. 6236. 

Holstein an Bülow, 6. August 1905, ebenda, Nr. 6234. 

Bülow an das Auswärtige Amt, 9. August 1905, ebenda, Nr. 6235. 

Ebenda. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, ır. August 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6237. 
Bülow an Kaiser Wilhelm II., 12. August 1905, GStA Berlin, BPHA, Rep. 53 J, 
Lit. B Nr. 16a, vol. III. 

Kaiser Wilhelm I. an Bülow, 12. August 1905, zitiert nach Bülow an das Aus- 
wärtige Amt, ı2. August 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6238. 

Holstein an Bülow, 14. August 1905, ebenda, Nr. 6239. 

Bülow, Aufzeichnung vom 18. August 1905, ebenda, Nr. 6240. 

Siehe die Angaben ebenda, S. 505, Anmerkung. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 27. September 1905, ebenda, Nr. 6242. 

Rosen, Aus einem diplomatischen Wanderleben, I, S. 245 f.; Vogel, Deutsche 
Rußlandpolitik, S. 227 ff. 
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Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II., 7. Oktober 1905, Große Politik, XIX/ 
2, Nr. 6247; Übersetzung in Bernhard Schwertfeger, Die Diplomatischen Ak- 
ten des Auswärtigen Amtes 1871-1914. Ein Wegweiser durch das große Ak- 
tenwerk der Deutschen Regierung. 8 Bde. in 5 Teilen, Berlin 1923-27, IV, ı, 
S.234f. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus II., 12. Oktober 1905, Große Politik, XIX/2, 
Nr. 6248; Übersetzung in Schwertfeger, Die Diplomatischen Akten, IV, 1, 8. 236. 
Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II., 23. November 1905, Große Politik, 
XIX/2, Nr. 6254; Übersetzung in Schwertfeger, Die Diplomatischen Akten, 
IV, 1, S. 238. 

Fbenda. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 26. November 1905, Große Politik, XIX/2, 
Nr. 6255. 

Ebenda. 

Kaiser Wilhelm I. an Zar Nikolaus II., 28 November 1905, Große Politik, 
XIX/2, Nr. 6257; Übersetzung in Schwertfeger, Die Diplomatischen Akten, 
IV, 1, S. 240. 

Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II., 2. Dezember 1905, Große Politik, 
XIX/2, Nr. 6258; Übersetzung in Schwertfeger, Die Diplomatischen Akten, 
IV, 1, S. 240. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 23. Januar 1906, zitiert nach Große Politik, XIX/ 
2, Nr. 6258, Anmerkung. 

Eulenburg, Aufzeichnung vom 25. September 1905, Eulenburgs Korrespon- 
denz, III, Nr. 1509. 


Kapitel 15 
Gleichgewicht oder Hegemonie? 
Der deutsch-englische Gegensatz und das Zerwürfnis mit dem König 


Norddeutsche Allgemeine Zeitung, 13. September 1917; Theodor Wolff, Tage- 
buch vom 18. September 1917, Bernd Sösemann, Hg., Theodor Wolff, Tage- 
bücher 1914-1919. Der Erste Weltkrieg und die Entstehung der Weimarer Re- 
publik in Tagebüchern, Leitartikeln und Briefen des Chefredakteurs am 
Berliner Tageblat und Mitbegründers der «Deutschen Demokratischen Par- 
tep, 2 Bde., Boppard am Rhein 1984 (unten zitiert als Woltf, Tagebücher), I, 
Nr. 608. Dazu Hammann, Zur Vorgeschichte des Weltkrieges, S. 218 ff.; Go- 
etz, Briefe Wilhelms II. an den Zaren, S. xx f. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 9. Oktober 1905, Zwölf Jahre, S. 130. 
Eulenburg, Aufzeichnung vom 25. September 1905, Eulenburgs Korrespon- 
denz, III, Nr. 1509. Siehe oben S. 392. 

Metternich an Bülow, 2. Oktober 1905, Große Politik, XX/2, Nr. 6871. 
Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zu Metternich an Bülow, 2. Oktober 
1905, ebenda, Nr. 6871. 

Bernstorff, Bericht vom 16. April 1905, PA AAR 3703. 

Bernstorff, Bericht aus London vom 22. April 1905 mit Randbemerkungen 
Kaiser Wilhelms II., Große Politik, XX/2, Nr. 6846. 

Grumme an Müller, 16. Januar 1905, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] Lit. G. 
Nr. 15. 

Moltke an seine Frau, 3. und 25. August 1905, Moltke, Erinnerungen, Briefe, 
Dokumente, $. 332 und $. 337 f. 
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Battenberg, Aufzeichnung über sein Gespräch mit Kaiser Wilhelm II. am 
1. April 1905, zitiert in McLean, Royalty and Diplomacy, S. 114 (a. d. Engl.). 
König Edward VII. an Battenberg, ı5. April 1905, zitiert in ebenda, $. 14 f. 
(a. d. Engl.). Ähnlich scharf äußerte sich der englische König zu seinem Au- 
ßenminister, dem er die Aufzeichnung Battenbergs zukommen ließ. König 
Edward VII. an Lansdowne, ı5. April 1905, in Lee, King Edward VII, I, 
S. 340. 

Metternich, Bericht vom 27. Juni 1905, zitiert in Moritz, Problem des Präven- 
tivkrieges, $. 327. 

Spring Rice an Knollys, 2.Mai 1905, RA VIC/Add C 07/2/Q/2 May 1905 
(a. d. Engl.); Abschrift in RA VIC/W 46/3. 

Reginald Tower an Lansdowne, 13. August 1905, National Archives, Kew, 
Nachlaß Landowne, F. O. 800/130, fol. 82-85 (a. d. Engl.). Ich danke Frau Dr. 
Ragnhild Fiebig-von Hase für den freundlichen Hinweis auf diese wichtige 
Quelle. 

König Edward VIL., Notiz zum Bericht Towers vom 13. August 1905, Nation- 
al Archives, Kew, Nachlaß Lansdowne, F. O. 800/130 (a. d. Engl.). 
Lansdowne an Tower, 20. August 1905, ebenda, fol. 86 ff. (a. d. Engl.). 
Hardinge an Knollys, 27.September 1905, RA VIC/Add C 07/2/Q 
(a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 29. März 1903, Große Politik, XIX/1, Nr. 5962 
Anmerkung. Siehe oben S. 345-8. 

Schoen an Bülow, 2. Dezember 1904, zitiert nach Bülow, Denkwürdigkeiten, 
II, 5. 66-8. 

Ebenda. Vgl. auch ebenda, $. 79 f. und Große Politik, XIX/ı, Nr. 5962, 5966- 
5969. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, Februar 1905, zitiert nach Bülow, Denkwürdig- 
keiten, II, S. 79. 

Bülow, Aufzeichnung vom 6. Februar 1905, zitiert in Holstein, Geheime Pa- 
piere, IV, S.293 Anmerkung. 

Holstein, Aufzeichnung vom 6. Februar 1905, ebenda, Nr. 876. 

Schoen an Holstein, ı1. Februar 1905, ebenda, Nr. 877. 

Kaiser Wilhelm I. an Bülow, 14. Juli 1905, zitiert nach Marschall, Reisen und 
Regieren, S. 146. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 25. Juli 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6220. 
Bülow an Kaiser Wilhelm I., 30. Juli 1905, zitiert in Bülow an Auswärtiges 
Amt, 30. Juli 1905, ebenda, Nr. 6229. Holstein, Aufzeichnung für Bülow, 
31. Juli 1905, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 904. 

Zitiert nach der Anmerkung zu Kaiser Wilhelm II. an König Christian IX. von 
Dänemark, 6. Januar 1904, Große Politik, XIX/ı, S. 89 f. 

Hardinge an König Edward VI, 16.März 1907, RA VIC/W 51/46 
(a. d. Engl.). 

Iswolsky, Memoirs, S. 77 f. (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus IL, 2. August 1905, zitiert nach ebenda, 
S. 75 f. (a. d. Engl.) 

Ebenda, S. 77. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus II., 9. August 1905, Briefentwurf, nicht ab- 
gegangen; gedruckt in Große Politik, XIX/2, Nr. 6235, Anlage A (a. d. Engl.). 
Johnstone an Lansdowne, 31. Juli 1905, RA VIC/W 46/128. 

Mühlberg an Kaiser Wilhelm II., 4. August 1905, mit dem Text des Tele- 
gramms Metternichs, Große Politik, XX/2, Nr. 6869. 
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Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Telegramm Metternichs vom 
4. August 1905, ebenda. 

Vgl. Lansdowne an Hardinge, 31. Juli 1905, RA VIC/W 46/130. 

Moltke, Erinnerungen, Briefe, Dokumente, S. 330 f. 

Iswolsky, Memoirs, $. 73 f. 

Lascelles an Lansdowne, 2. August 1905, RA VIC/Add © 07/2/Q. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Bericht Metternichs vom 9. Au- 
gust 1905, PAAAR 3703. 

Moltke, Erinnerungen, Briefe, Dokumente, S. 330 f. 

Szögy£ny, Berichte vom 20. Februar und 14. Juni 1905, zitiert nach Fritz Fell- 
ner, Die Verstimmung zwischen Wilhelm H. und Eduard VO. im Sommer 
1905, Mitteilungen des österreichischen Staatsarchivs, Bd. ı1, 1958, S. 508. 
Aufzeichnung Trolles vom 3. Juni 1905, zitiert nach Marschall, Reisen und Re- 
gieren, S. 140. 

Cartwright an Lansdowne, 8. und ı1. Juni 1905, RA VIC/Add C 07/2/R. 
Fredrik Wedel Jarlsberg, 1905: Kongevalget, Oslo 1946, S. 39. Siehe dazu 
Großherzog Friedrich von Baden an Kronprinz Gustaf von Schweden, 14. Juli 
1905, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, Nr. 2512. 

Bülow an Generalkonsul Christiania, 13. Juni 1905, PA AAR 3750. 

Bericht über «Die Fürstenzusammenkunft in Gefle» im Dagbladet vom 
17. Juli 1905, PA AAR 3674. 

Siehe die Pressestimmen bei Marschall, Reisen und Regieren, S. 137 ff. 
Einzelheiten ebenda, S. 143 ff. 

Auch der Großherzog von Baden, dessen Tochter Viktoria die schwedische 
Kronprinzessin war, bevorzugte diese Lösung. Großherzog Friedrich von Ba- 
den an Kronprinz Gustaf von Schweden, 14. Juli 1905, Fuchs, Großherzog von 
Baden, IV, Nr. 2512. Ferner Großherzog Friedrich von Baden an Bülow, 
22. Juli 1905, ebenda, S. 595 Anmerkung. 

Rodd an Knollys, 26. Juli 1905, RA VIC/Add © 07/2/R (a. d. Engl.); Rodd an 
Knollys, 30. September 1905, RA VIC/W 47/321. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 14. Juli 1905, zitiert nach Marschall, Reisen und 
Regieren, S. 146. 

Tschirschky an Bülow, 24. Juli 1905, Große Politik, XIX/2, Nr. 6218. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 25. Juli 1905, ebenda, Nr. 6220. Vgl. dazu Mar- 
schall, Reisen und Regieren, $. 149. 

Johnstone an Knollys, 20. Juli 1905, RA VIC/Add € 07/2/R (a. d. Engl.). 
Knollys an Johnstone, 30. Juli 1905, ebenda, (a. d. Engl.). 

König Edward VO. an Prinz Carl von Dänemark, 30. Juli 1905, RA VIC/W 
46/75: 

Johnstone an Lansdowne, 31. Juli 1905, RA VIC/W 46/136 (a. d. Engl.). 
Johnstone an Knollys, ı. August 1905, RA VIC/W 46/141. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus IL., 2. August 1905, zitiert nach Iswolsky, 
Memoıirs, S. 75 f. (a. d. Engl.). 

Johnstone an Lansdowne, 18. August 1905, RA VIC/W 46/254. 

Goschen an Johnstone, 18. August 1905, RA VIC/W 46/255 (a. d. Engl.). 
Balfour an König Edward VIL, 28. Juni 1905, RA VIC/R 26/46 (a. d. Engl.). 
Zu der sich zwischen zurückhaltender Kritik und Neutralität bewegenden 
Presse vgl. Reinermann, Der Kaiser in England, S. 277-81. 

Die Verdächtigungen Deutschlands, Magdeburgische Zeitung, ı. August 
1905, mit zustimmenden Randbemerkungen Kaiser Wilhelms IL, PAAAR 
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Szögyeny, Bericht vom ı. August 1905, zitiert nach Fellner, Die Verstimmung 
zwischen Wilhelm II. und Eduard VII., S. 509. 

Szögyeny, Bericht vom August 1905, zitiert nach ebenda, S. 509 f. 

Siehe zum Beispiel Knollys an Lascelles, 27. Juli 1904, PRO FO 800/12; Las- 
celles an Knollys, 27. Juli 1904, RA VIC/W 44/183; Gleichen an Knollys, 
27. Juli 1904, RA VIC/W 44/184; König Edward VII. an Knollys, 29. Juli 
1904 und Knollys, Aufzeichnung vom 2. August 1904, RA VIC/W 44/185; 
Lascelles an Knollys, 5. August 1904, RA VIC/W 44/188; Gleichen an König 
Edward VII., 2. September 1904, RA VIC/W 44/199; Lascelles an Knollys, 
2. März 1905, RA VIC/W 45/121; Spring Rice an Knollys, 2. März 1905, RA 
VIC/W 45/122; Gleichen an König Edward VII. 2. März 1905 und ıo. März 
1905, RA VIC/W 45/123 und 126; Lascelles an Knollys, 2. und 10. März 
1905, RA VIC/W 45/121 und 127. Vgl. Seligmann, Military diplomacy, 
S. 181-3. 

Lascelles an Knollys, 24. März 1905, RA VIC/W 45/146 (a. d. Engl.). George 
Prince of Wales an Knollys, März 1905, RA VIC/W 45/147. 

Szögyeny, Bericht vom ıı. April 1905, Fellner, Die Verstimmung zwischen 
Wilhelm II. und Eduard VIL, S.5o3 f.; Sir Francis Bertie an König Ed- 
ward VIL, 22. April 1905, RA VIC/W 46/1; Große Politik, XX/2, Nr. 6848. 
Szögyeny, Bericht vom 14. Juni 1905, zitiert nach Fellner, Die Verstimmung 
zwischen Wilhelm II. und Eduard VII., S. 504-6. 

Lascelles an Lansdowne, 2. August 1905, RA VIC/Add € 07/2/Q (a. d. Engl.). 
Mühlberg, Aufzeichnung vom ı. August 1905, Große Politik, XX/2, Nr. 6868. 
Lascelles an Lansdowne, 2. August 1905, RA VIC/Add C 07/2/Q, mit dem 
Schlußvermerk König Edwards VII. (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zu den Berichten Metternichs vom 9. 
und 10. August 1905 sowie zu einem Artikel in der Magdeburgischen Zeitung 
vom 15. August 1905, PA AAR 3703. 

Lascelles an Knollys, August 1905, RA VIC/W 46/202 (a.d. Engl.). 
Seckendorff an König Edward VIL, ı5. August 1905, RA VIC/W 46/231 
(a. d. Engl.). 

König Edward VII. an Knollys, 18. August 1905, RA VIC/W 46/252 
(a. d. Engl.). 

König Edward VII. an Lascelles, 20. August 1905, RA VIC/X 37/61 
(a. d. Engl.). Knollys an Seckendorff, 23. August 1905, RA VIC/W 46/285. 
Lascelles an König Edward VIL, 18. und 21. August 1905, RA VIC/Add © 07/ 
2/Q (a.d. Engl.); Lascelles an Knollys, 22. August 1905, RA VIC/W 46/284. 
Lascelles an König Edward VIL, 26. August 1905, RA VIC/W 46/294 
(a. d. Engl.); Lascelles an Knollys, 31. August 1905, RA VIC/Add © 07/2/Q. 
Lascelles an König Edward VIL, 13. September 1905, RA VIC/W 47/205 
(a. d. Engl.). 

König Edward VI. an Kronprinz Wilhelm, 5. September 1905, GStA Berlin, 
BPHA Rep. 54 Nr. 33. Abschrift in RA VIC/Add C 07/2/Q (a. d. Engl.). 
Szechenyi, Bericht vom Spätsommer 1905, zitiert nach Fellner, Die Verstim- 
mung zwischen Wilhelm II. und Eduard VII. S. sıo f. (a. d. Engl.). Ferner Lee, 
Edward VII, S. 348 f. 

Lascelles an Knollys, 10.September 1905, RA VIC/Add C 07/2/Q 
(a. d. Engl.). 

Lascelles, Bericht vom 13. September 1905, RA VIC/W 47/206 (a. d. Engl.). 
König Edward VII. an Knollys, 17.September 1905, RA VIC/W 47/253 
(a. d. Engl.). 
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Knollys an Lascelles, 22. September 1905, RA VIC/W 47/315 (a. d. Engl.). 
Lascelles an Knollys, 28. September 1905; Knollys an Lascelles, 2. Oktober 
1905, RA VIC/Add © 07/2/Q (a. d. Engl.). 

Metternich an Bülow, 2. Oktober 1905, mit Randbemerkungen Kaiser Wil- 
helms II., Große Politik, XX/2, Nr. 6871. 

Bülow an Eulenburg, 22. September 1905, Eulenburgs Korrespondenz, III, 
Nr. 1507. 

Eulenburg an Bülow, 23. September 1905, ebenda, Nr. 1508. Vgl. Bülow, 
Denkwürdigkeiten, II, S. 171 £. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 10. Oktober 1905, Zwölf Jahre, S. 132 f. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 9. Oktober 1905, ebenda, S. 130. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 10. Oktober 1905, ebenda, S. 132 f. 
Bülow an Auswärtiges Amt, 8., 10. und 12. Oktober 1905, Große Politik, XX/ 
2, Nr. 6872 mit Anmerkung, Nr. 6874 und 6875. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zu den Telegrammen Metternichs vom 
9. und 18. Oktober 1905, ebenda, Nr. 6873 und Nr. 6879. 

Kaiser Wilhelm II. an Prinz Christian von Schleswig-Holstein, ıı. Oktober 
1905, RA VIC/Add A 18/Y ı0. Dort auch die Abschrift der Antwort Prinz 
Christians vom 19. Oktober 1905. 

Metternich an Bülow, 18. Oktober 1905, Große Politik, XX/2, Nr. 6879. Siehe 
ferner Metternich an Bülow, 2. November 1905, ebenda, Nr. 6881. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zu Metternich an Bülow, 18. Oktober 
1905, ebenda, Nr. 6879. 

Lonsdale an Kaiser Wilhelm II., 24. Dezember 1905, Lonsdale Papers, Cum- 
bria Record Office, Carlisle. Zu Lonsdale und seiner Beziehung zum Kaiser 
siehe oben Band II, S. 862 f. 

Metternich an Bülow, 3. Dezember 1905, Große Politik, XX/2, Nr. 6882. 
Metternich an Bülow, 4. Dezember 1905, ebenda, Nr. 6883. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Telegramm Metternichs vom 
3. Dezember 1905, ebenda, Nr. 6882. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Telegramm Metternichs vom 
4. Dezember 1905, ebenda, Nr. 6883. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Immediatschreiben Bülows vom 
4. Dezember 1905, ebenda, S. 683 f. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Bericht Metternichs vom 20. De- 
zember 1905, ebenda, Nr. 6886. 

Kaiser WilhelmII. an Bülow, 29. Dezember 1905, ebenda, Nr. 6887 
(a. d. Engl.). 

Ebenda. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 31. Dezember 1905, zuerst veröffentlich im Ber- 
liner Tageblatt, Nr. 487, 14. Oktober 1928; hier nach Reimann, Bülows Denk- 
würdigkeiten, S. 110 f.; vgl. Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 197 f. Teilweise 
zitiert oben $. 366 f. 
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Kapitel 16 
Demütigung in Algeciras 


Zur Konferenz von Algeciras vgl. allgemein: Lerman, The Chancellor as Cour- 
tier, $. 141 ff; Mommsen, Großmachtstellung und Weltpolitik, S. 173 ff.; Cecil, 
Wilhelm II, II, S. 108 f. 

Holstein an Radolin, 22. August 1905, Holstein, Geheime Papiere, IV, S. 329. 
Holstein an Radowitz, 16. Januar 1906, ebenda, Nr. 926. 

Wallace an Knollys, 14. und 21. Januar 1906, RA VIC/W 48/9 und 48/12 
(a. d. Engl.). 

Sternburg an Holstein, 16. Januar 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, S. 349. 
Wallace an Knollys, 28. Januar, 13. und 18. Februar 1906, RA VIC/W 48/17, 
48/48 und 48/55 (a. d. Engl.). 

Bertie an Knollys, 31. Januar 1906, RA VIC/W 48/27 (a. d. Engl.). 

Wallace an Knollys, 28. Januar 1906, RA VIC/W 48/17 (a. d. Engl.). 
Hardinge an Knollys, 6. Februar 1906, RA VIC/W 48/35. 

Siehe oben S. 365-7. 

Bülow an Holstein, 22. Februar 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 936. 
Siehe oben S. 458 f. 

Goltz an Alexander, 27. Februar 1906, BA-MA Freiburg, Nachlaß Colmar von 
der Goltz, N737 Zug. 228/95. 

Holstein an Radowitz, 16. Januar 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 926, siehe oben S. 461 f. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen zum Privatbrief Metternichs an Bülow 
vom 4. Februar 1906, Große Politik, XXTV/ı, Nr. 6945. Moltke an Bülow, 
26. Januar 1906, ebenda, Nr. 6944. 

Kaiser Wilhelm II. an König Edward VIL, ı. Februar 1906, RA VIC/X 37/62. 
Nach einer Abschrift gedruckt in Große Politik, XXV/ı, Nr. 6962 (a. d. Engl.). 
Der Entwurf der Wilhelmstraße befindet sich im GStA Berlin, BPHA Rep. 53] 
Lit. G Nr. ıı. 

Spring Rice an Knollys, 31. Januar 1906, RA VIC/W 48/26 (a. d. Engl.). 
Holstein an Radolin, 7. Februar 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 931. 
Lascelles an Knollys, 8. Februar 1906, RA VIC/W 48/40 (a. d. Engl.). 
Metternich, Telegramm vom 20. Februar 1906 mit Randbemerkungen Kaiser 
Wilhelms IL, Große Politik, XXV/ı, Nr. 7022 (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Telegramm Metternichs vom 
20. Februar 1906, ebenda, Nr. 7023. Siehe ferner die kaiserlichen Randbemer- 
kungen zum Bericht Radowitz’ vom 26. Februar 1906, ebenda, Nr. 7044. Dazu 
Bülows Aufzeichnung vom 7. März 1906, ebenda, Nr. 7069. Ferner Holstein, 
Aufzeichnung vom 29. März 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 948. 
Bülow an Holstein, 22. Februar 1906, ebenda, Nr. 936. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 209. 

Großherzog Friedrich von Baden an Kaiser Wilhelm II, 20. Februar 1906, 
Fuchs, Großherzog von Baden, IV, Nr. 2547. Vgl. Bülow, Denkwürdigkeiten, 
II, S. 209. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zu Großherzog Friedrich von Baden 
an Kaiser Wilhelm IL, 20. Februar 1906, GStA Berlin, BPHA Rep. 53], Lit. B 
Nr. 4. Vgl. die offizielle Antwort vom ı. März 1906, die Bülow dem Großher- 
zog im Namen des Kaisers zukommen ließ, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2548. Vgl. dazu Holstein, Geheime Papiere, IV, S. 358 Anmerkung 2. 
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Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Schoens aus St. Peters- 
burg vom 24. Februar 1906, Große Politik, XXV/ı, Nr. 7029. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, ı1. Februar 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 933. Das französisch-spanische Abkommen vom 3. Oktober 1904 ist ge- 
druckt in Documents Diplomatiques Frangaises, 2e serie, V, Nr. 358. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Stumms aus Madrid vom 
20. Februar 1906, Große Politik, XXV/ı, Nr. 7024. 

Grundlegend dazu Holger Afflerbach, Der Dreibund. Europäische Groß- 
macht- und Allianzpolitik vor dem Ersten Weltkrieg, Wien-Köln-Weimar 
2002, 9. 533-91. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, ı1. Februar 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 933. 

Kaiser Wilhelm IL., Schlußbemerkung zum Bericht Monts’ aus Rom vom 
8. März 1906, Große Politik, XXT/ı, Nr. 7150. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Monts’ vom 6. April 1906, 
ebenda, Nr. 7143. 

Monts, Bericht vom 3. März 1906, ebenda, Nr. 7064. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Bericht Monts’ vom 3. März 1906, 
ebenda. 

Kaiser Wilhelm IL., Schlußbemerkung zum Bericht Monts’ vom ı1. März 
1906, Große Politik, XXT/ı, Nr. 7103. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Bericht Monts’ vom 3. März 1906, 
ebenda, Nr. 7064. 

Wichtig dazu Afflerbach, Dreibund, S. 463 ff. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zu den Berichten Monts’ vom 8. April 
1906 und Jagows vom ı5. April 1906, Große Politik, XXV/ı, Nr. 7143 und 
Nr. 7151. 

Szögy£ny, Bericht vom 8. April 1906, zitiert ebenda, S. 333. Siehe Afflerbach, 
Dreibund, S. 547 und S. 566. 

Szögyeny an Goluchowski, ro. April 1906, zitiert in Große Politik, XXV/ı, 
5.333. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, ı1. Februar 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 933. 

Kaiser Wilhelm II., Schlußbemerkung zum Bericht Stumms aus Madrid vom 
9. März 1906, Große Politik, XXV/ı, Nr. 7082. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 13. März 1906, Zwölf Jahre, S. 139. 
Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Schoens aus St. Peters- 
burg vom 24. Februar 1906, Große Politik, XXV/ı, Nr. 7029. Dazu die Korre- 
spondenz zwischen Witte und Philipp Eulenburg, ebenda, S. 195 ff. 

Spring Rice an Knollys, 16. Februar 1906, RA VIC/W 48/54 (a. d. Engl.). 
Bericht Schoens aus St. Petersburg vom 4. März 1906 mit Randbemerkungen 
Kaiser Wilhelms II., Große Politik, XXV/ı, Nr. 7068. Siehe dazu Kaiser Wil- 
helm II., Randbemerkungen zum Bericht Schoens aus St. Petersburg vom 
24. Februar 1906, ebenda, Nr. 7029. Ferner die Korrespondenz zwischen Witte 
und Philipp Eulenburg, ebenda, S. 195 ff. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 22. März 1906, Zwölf Jahre, S. 147 f. 
Kaiser Wilhelm I, Randbemerkungen zum Telegramm Schoens vom 
25. März 1906, Große Politik, XXV/ı, Nr. 7125. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Immediatbericht Bülows vom 
31. März 1906, ebenda, Nr. 8503. 

Die Darstellung bei Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 209 ff., Wilhelm II. habe 
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bei einem Gespräch Anfang April 1906 aus militärtechnischen Gründen einen 
Krieg abgelehnt und daher ein Nachgeben befohlen, ist unzutreffend. Die Ent- 
scheidung fiel drei Wochen früher und hatte andere Gründe. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Bericht Radowitz’ aus Algeciras 
vom 26. Februar 1906, Große Politik, XXV/ı, Nr. 7044. 

Bülow, Aufzeichnung vom 7. März 1906, ebenda, Nr. 7069. 

Holstein, undatierte Aufzeichnung, gedruckt in Holstein, Geheime Papiere, 
IV, 5. 366. 

Siehe Fiebig-von Hase, The uses of <riendship>, S. 172 (a. d. Engl.). 

Ebenda, S. 174. 

Hardinge an König Edward VII., 9. März 1906, RA VIC/W 48/84 (a. d. Engl.). 
Hardinge an König Edward VOL, 16. und 23. März 1906, RA VIC/W 48/87 
und 94 (a.d. Engl.). Siehe ferner Szögyeny an Tschirschky, 23. März 1906, 
Große Politik, XXV/ı, Nr. 7127. 

Holstein, undatierte Aufzeichnung, gedruckt in Holstein, Geheime Papiere, 
IV, 5. 366. 

Holstein, Aufzeichnung vom 29. März 1906, ebenda, Nr. 948. 

Holstein an Brandt, 10. April 1906, ebenda, Nr. 959. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 17. April 1906, Zwölf Jahre, S. 148 £. 
O’Brien an Hay, 7. April 1906, National Archives Washington DC, Records of 
the Department of State, Despatches from U.S. Ministers to Denmark, June 5, 
1905 — August 6, 1906 (Microfilm Series) M 4ı Roll 28 (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm IH. an Kaiser Franz Joseph, 5. April 1906, Große Politik, XXT/ 
I, Nr. 7139. 

Kaiser Wilhelm I. an Goluchowski, 13. April 1906, gedruckt ebenda, S. 332. 
Dazu Afflerbach, Dreibund, $. 566. 

Holstein an David, 13. Mai 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 980. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 17. April 1906, Zwölf Jahre, S. 148 £. 
Tschirschky, Erklärung im Reichstag vom 24. Mai 1906, zitiert nach Große Po- 
litik, XXV/ı, S. 332 f. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 17. April 1906, Zwölf Jahre, S. 148 £. 
Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Stumms vom 
17. April 1907, Große Politik, XXJ/2, Nr. 7252. 

Für Washington siehe Fiebig-von Hase, The uses of <friendship>, S. 151-4 et 
passim. 

Wallace an Knollys, 25. Februar 1906, RA VIC/W 48/69 (a. d. Engl.). 
Hardinge an König Edward VIL, 16. März 1906, RA VIC/W 48/87 (a.d. 
Engl.). 

Spring Rice an Knollys, 1. März 1906, mit einer beifälligen Randbemerkung 
König Edwards VIL, RA VIC/W 48/75 (a. d. Engl.). 

Bertie an Knollys, 2. März 1906, RA VIC/Add © 07/2Q Knollys Papers. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 17. März 1906, Zwölf Jahre, S. 146 f. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 13. März 1906, ebenda, $. 139 f. 

Holstein an David, 13. Mai 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 980. 
Wallace an Knollys, 19. April 1906, RA Vic/W 49/3 (a. d. Engl.). Ähnlich Wal- 
lace an Knollys, 16. Mai 1906, RA Vic/W 49/19. 
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Kapitel 17 
Im Netz der Entente 


Siehe Kapitel 21. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 13. März 1906, Zwölf Jahre, S. 145. 
Holstein an Bülow, 26. September 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 1051. 

Berckheim an Marschall, 25. Januar 1906, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2541. 

Siehe Brauer an Berckheim, ı2. Januar 1906, ebenda, Nr. 2538; Berckheim an 
Marschall, 25. Januar 1906, ebenda, Nr. 2541. Dazu Tschirschky an Radolin, 
26. Januar 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 928 Anlage. Zu Tschirsch- 
ky siehe Friedrich Graf von Hatzfeldt, Heinrich von Tschirschky im Spiegel 
der Archive und der Geschichtsliteratur, Privatdruck Köln 1996. 

Berckheim an Marschall, 9. April 1906, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2551; Ischirschky an Eisendecher, 13. Mai 1906, Holstein, Geheime Pa- 
piere, IV, Nr. 981. Dazu Otto Hammann, Bilder aus der letzten Kaiserzeit, 
Berlin 1922, S. 36-40; ders., Zur Vorgeschichte des Weltkrieges, S. 233 f. 
Holstein an Bülow, 31. März 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 950. 
Siehe ferner die Tagebuchaufzeichnung Holsteins vom 17. April 1907, ebenda, 
Nr. 1017. 

Holstein an David, 29. August 1906, ebenda, Nr. 990. 

Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom 5. März 1907, ebenda, Nr. 1014. 
Bülow an Mühlberg, 9. Juli 1907, Große Politik, XXJ/2, Nr. 7268. 
Tschirschky an Eisendecher, 13. Mai 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 981. 

Siehe oben $. 479. Zur Haltung Österreich-Ungarns während der Konferenz 
von Algeciras vgl. Fritz Fellner, Vom Dreibund zum Völkerbund: Studien zur 
Geschichte der internationalen Beziehungen, 1882-1919, Wien-München 
1994, 5. 92-106. Zur Krise des Dreibundes nach der Konferenz von Algeciras 
vor allem Afflerbach, Dreibund, $. 547-67. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 26. Juni 1907, Große Politik, XXT/2, Nr. 7257. 
Siehe unten $. 490-2. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung zum Bericht Stumms vom 22. August 
1907, Große Politik, XXV/r, Nr. 8533. 

Mühlberg an Bülow, 14. Juli 1907, Große Politik, XXT/2, Nr. 7270. 
Szögyeny, Bericht vom 27. März 1906, HHStA Wien, Hofnachrichten: Preu- 
ßen. Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Bericht Monts’ vom 8. Juni 
1906, Große Politik, XXT/2, Nr. 7157. 

Wedel, Bericht vom 30. Mai 1906, PA AAR 3648. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Bericht Wedels vom 30. Mai 1906, 
ebenda. 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL, 31. Mai 1906, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] 
Lit.B Nr. 16a. Tschirschky an Bülow, 3. Juni 1906, Wedel an Tschirschky, 
3. Juni 1906, PA AAR 3648. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 19. März 1907, Zwölf Jahre, S. 156. 
Holstein an Bülow, 3. Mai 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1025. Den 
eingeklammerten Satz hat Holstein in seinem Konzept wieder ausgestrichen. 
Pourtales an Bülow, 25. September 1906, PA AAR 5094. 

Wedel, Bericht vom 2. November 1906, Große Politik, XXT/2, Nr. 7162. 
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Kaiser Wilhelm IL, Kopf-, Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht 
Monts’ vom 5. Februar 1907, ebenda, Nr. 7167. 

Kaiser Wilhelm II, Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Wedels vom 
2. November 1906, ebenda, Nr. 7162. 

Holstein an Radolin, 23. April 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 966. 
Diesen Brief Holsteins gab Radolin Sir Donald Mackenzie Wallace auf seiner 
Durchreise in Paris zu lesen, der einige Stellen daraus an den britischen Hof 
weiterleitete. Wallace an Knollys, 16. Mai 1906, RA VIC/W 49/19. 

Holstein, Aufzeichnung vom 17. Mai 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 983. 

Holstein an David, 29. August 1906, ebenda, Nr. 990. 

Bernhard Fürst von Bülow an Alfred Graf von Bülow, Juli 1906, zitiert nach 
Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 229-38. 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL, 9. September 1907, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] 
Lit.B Nr. 16a. Teilweise zitiert in Fesser, Traum vom Platz an der Sonne, 
5.117: 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Flotows vom 18. Oktober 
1906, Große Politik, XXT/2, Nr. 7237. 

Pourtales an Bülow, 25. September 1906, PA AAR 5094 (a. d. Engl.). Teilweise 
gedruckt in Große Politik, XXT/2, Nr. 7201. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen zum Bericht Radolins vom 4. Novem- 
ber 1906, ebenda, Nr. 7231. 

Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Metternichs 
vom 17. Oktober 1906, ebenda, Nr. 7202. 

Bülow an Einem, ı. Juli 1906, zitiert nach Bülow, Denkwürdigkeiten, II, 
S. 226 ff. 

Haldane an König Edward VII, 2.September 1906, RA VIC/W 49/100 
(a. d. Engl.). 

Haldane an Davidson, 19. September 1906, RA VIC/W 50/5 (a. d. Engl.). 
Hardinge an Grey, 16. August 1906, RA VIC/W 49/95 (a. d. Engl.); Hardin- 
ge an König Edward VII., 19. August 1906, RA VIC/W 49/94. Siehe unten 
5. 496-8. 

O’Brien an Root, 7. April 1906, National Archives Washington DC, Records 
of the Department of State, Despatches from U.S. Ministers to Denmark, 
1811-1906, M 4ı Roll 28. Zitiert in Vagts, Deutschland, S. 1878 Anmerkung 
(a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Bericht Flotows vom 8. Juni 1906, 
PA AAR 3648. 

Kaiser Wilhelm II, Kopf-, Rand- und Schlußbemerkungen vom 2. Dezember 
1906 zum Immediatbericht Bülows vom 1. Dezember 1906, Große Politik, 
XXV/2, Nr. 7291. 

Kaiser Wilhelm I., Rand- und Schlußbemerkungen zum Immediatbericht Bü- 
lows vom 13. November 1905, ebenda, XXII, Nr. 7566. Vgl. dazu Holstein an 
Bülow, Januar 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 919. 

Hardinge an Knollys, 28. Dezember 1906, RA VIC/W 50/134 (a. d. Engl.). 
Grey an Knollys, 30. Dezember 1906, RA VIC/W 50/139 (a. d. Engl.). 
Hardinge an König Edward VIL, 30. April und 2. Mai 1907, RA VIC/W 51/74 
und 75; Stumm, Bericht aus London vom 27. April 1907 mit Randbemerkun- 
gen Kaiser Wilhelms II., Große Politik, XXJ/2, Nr. 7217. 

Charlotte Erbprinzessin von Sachsen-Meiningen an Schweninger, 25. April 
1907, BA Berlin, Nachlaß Schweninger Nr. 131. 
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Mudra an von der Goltz, 19. April 1907, BA-MA Freiburg, Nachlaß von der 
Goltz, N 737/14. 

Harden an Holstein, 3. Mai 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1024. 
Fürst Albert von Monaco an Kaiser Wilhelm II, 27. Mai 1907, GStA Berlin, 
BPHA Rep. 53] Lit. B Nr. 16a. 

Jenisch an Bülow, 15. Juni 1907, Große Politik, XXJ/2, Nr. 7255. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 26. Juni 1907, ebenda, Nr. 7257. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 26. Juni 1907, ebenda, Nr. 7258. Siehe auch die 
Randbemerkungen Kaiser Wilhelms II. zum Bericht Radolins vom 14. Juli 
1907, ebenda, Nr. 7271. 

Jenisch an Bülow, 16. Juli 1907, ebenda, Nr. 7272. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 26. Juni 1907, ebenda, Nr. 7257. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Radolins 
vom 6. Juli 1907, ebenda, Nr. 7267. 

Mühlberg an Bülow, 17. Juli 1907, ebenda, Nr. 7273. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen zum Bericht Schoens vom 7. April 
1906 und zum Bericht Metternichs vom 26. April 1906, ebenda, XXV/ı, 
Nr. 8504 und 8505. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Telegramm Metternichs vom 1. Fe- 
bruar 1907, ebenda, XXJ/2, Nr. 7207. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 19. März 1907, Zwölf Jahre, S. 153. Kaiser 
Wilhelm II. an Bülow, 17. Januar 1907, Große Politik, XXT/2, Nr. 7203. 
Jenisch an Bülow, 16. Juni 1907, zitiert ebenda, S. 570 Anmerkung. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 19. März 1907, Zwölf Jahre, S. 153; Kaiser 
Wilhelm II., Randbemerkung zum Bericht Monts’ vom 18. April 1907, Große 
Politik, XXV/2, Nr. 7215. 

Ebenda. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung zum Bericht Metternichs vom 8. Mai 
1906, Große Politik, XXT/2, Nr. 7181. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Immediatbericht Tschirschkys vom 
12. Mai 1906, ebenda, Nr. 7184. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Bericht Stumms vom 19. Mai 
1906, ebenda, Nr. 7185. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Immediatbericht Tschirschkys vom 
12. Mai 1906, ebenda, Nr. 7184. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung zum Bericht Metternichs vom 8. Mai 
1906, ebenda, Nr. 7181. 

Metternich, Bericht vom 8. Mai 1906, PA AAR 3703, gedruckt in Große Poli- 
tik, XXV/2, Nr. 7181. 

Kaiser Wilhelm H., Randbemerkungen zum Bericht Metternichs vom 8. Mai 
1906, ebenda, Nr. 7181. 

Hardinge an Knollys, 7. April 1906, Knollys Papers, RA VIC/Add © 07/2/Q. 
Siehe oben S$. 442-9. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Telegramm Metternichs vom 
26. April 1906, PA AAR 3703. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Bericht Metternichs vom 4. Mai 
1906, Große Politik, XXT/2, Nr. 7180. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 2. Juli 1906, Bülow an Kaiser Wilhelm II., 
30. Juni und 2. Juli 1906, PA AAR 3628, Abschriften in R 3703. 

Hardinge an Knollys, 9. Juni 1906, RA VIC/W 49/47. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 13. Juli 1906, PA AAR 3703. 
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Bülow an Kaiser Wilhelm II., 14. Juli 1906, PA AAR 3703. 

Grey an Knollys, 30. Juli 1906, RA VIC/W 49/83. 

Metternich an Auswärtiges Amt, 9. August 1906, PA AAR 3704. 

Hardinge an Knollys, 31. Juli 1906, mit Randbemerkung König Edwards VIL., 
RA VIC/W 49/85. 

Jenisch an Bülow, 13. August 1906, Bülow an Auswärtiges Amt, 13. August 
1906, PA AAR 3704. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 16. August 1906, Große Politik, XXT/2, Nr. 7197. 
Kaiser Wilhelm II, Aufzeichnung vom 15. August 1906, ebenda, XXII/r, 
Nr. 7815. 

Hardinge an Grey, 16. August 1906, RA VIC/W 49/95. 

Kaiser Wilhelm IL, Aufzeichnung vom 15. August 1906, Große Politik, 
XXI 1, Nr. 7815. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Artikel «Abrüstungskomödie» in 
der Täglichen Rundschau vom 10. August 1906, zitiert ebenda, S. 81. 

Kaiser Wilhelm II., Aufzeichnung vom 15. August 1906, ebenda, Nr. 7815. 
Hardinge an Grey, 16. August 1906, RA VIC/W 49/95; Hardinge an König 
Edward VII., 19. August 1906, RA VIC/W 49/94 (a. d. Engl.). 

Mallet an Knollys, 9. Juni 1906, RA VIC/W 49/46 (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Bericht Wedels vom 30. April 
1906, Große Politik, XXV/ı, Nr. 8506. 

Kaiser Wilhelm I., Schlußbemerkung zum Berichts Miquels aus St. Peters- 
burg vom 19. September 1906, ebenda, Nr. 8518. 

Lascelles an Grey, 29. Oktober 1906, RA VIC/W 50/39. 

Ebenda (a. d. Engl.). 

Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II., 12. Mai 1906, PA AAR 3628. 

Kaiser Wilhelm II an Zar Nikolaus II, 14. Juni 1906, ebenda. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 2. Juli 1906, ebenda, wiedergegeben in Bülow an 
Tschirschky, 3. Juli 1906, ebenda. 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL, 2. Juli 1906, ebenda, wiedergegeben in Bülow an 
Tschirschky, 3. Juli 1906, ebenda. 

Hintze an Kaiser Wilhelm IL, 18. Juli 1906, ebenda; Kaiser Wilhelm II. an 
Hintze, 19. Juli 1906, ebenda. 

Schoen, Bericht vom 18. Juli 1906, weitergeleitet durch Ischirschky an Jenisch, 
18. Juli 1906, ebenda. 

Bülow an Tschirschky, 19. Juli 1906, ebenda. 

Jenisch an Tschirschky, 20. Juli 1906, ebenda. Bülow an Kaiser Wilhelm II., 
17. Juli 1906, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] Lit B Nr. 16a. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zu Bülow an Jenisch, 14. August 1906, 
PA AAR 3704. 

Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Wedels vom 
2. November 1906, Große Politik, XXII, Nr. 7365. 

Kaiser Wilhelm IL, Schlußbemerkung zum Bericht Schoens vom 16. März 
1907, ebenda, XXIII, Nr. 7877 (a. d. Franz.). 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen vom 18. November 1906 zur Aufzeich- 
nung Bülows vom 16. November 1906 über seine Gespräche mit Achrenthal, 
ebenda, XXV/2, Nr. 7164. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Miquels aus St. Peters- 
burg vom 17. März 1907, ebenda, XXV/ı, Nr. 8541. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 13. Juli 1907, PA AAR 3628, gedruckt in Große 
Politik, XXI, Nr. 7374. 
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Jenisch an Eisendecher, 13. Juli 1907, PA AAR 3628. 

Mühlberg an Bülow, 22. Juli 1907, ebenda, gedruckt in Große Politik, XXII, 
Nr. 7375. 

Tschirschky an Bülow, 25. Juli 1907, PA AAR 3628. Vgl. Mühlberg an Bülow, 
22. Juli 1907, Große Politik, XXH, Nr. 7375 Anlage I. 

Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom 13. August 1907, Holstein, Geheime 
Papiere, IV, Nr. 1046. 

Hopman, Tagebuch vom 3.- 5. August 1907, Nachlaß Hopman, BA-MA Frei- 
burg N 326/6. 

Bülow an Auswärtiges Amt, 5. August 1907, Schoen an Auswärtiges Amt, 
6. August 1907, PAAAR 3629; Kiderlen-Wächter an Auswärtiges Amt, 
13. August 1907, Bülow an Auswärtiges Amt, 14. August 1907, Rantzau an 
Auswärtiges Amt, 14. August 1907, PAAAR 3630. 

Hardinge an Knollys, 7. August 1907, RA Knollys Papers, VIC/Add © 07/2/ 
O (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Bericht Metternichs vom 6. August 
1907, PA AAR 3706. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen zum Bericht Kohlhaas’ vom 9. August 
1907, PA AAR 3630. 

Miquel an Auswärtiges Amt, 31. August 1907, Große Politik, XXV/ı, 
Nr. 8534. 

Hardinge an König Edward VIL., 26. August 1907, RA VIC/W 52/15; Go- 
schen an Grey, 6. September 1907, RA VIC/W 52/21. 

Bülow, Randvermerk zum Telegramm Miquels vom 31. August 1907, Große 
Politik, XXV/ı, Nr. 8534. 

Fesser, Traum vom Platz an der Sonne, $. 119. 

Hardinge an König Edward VIL, 4.September 1907, RA VIC/W 52/20 
(a. d. Engl.). 

Harden an Rathenau, 23. August 1907, Hans Dieter Hellige und Ernst Schulin, 
Hg., Walther Rathenau Gesamtausgabe, Bd. 6, Briefwechsel Walther Rathenau 
— Maximilian Harden, München-Heidelberg 1983, S. 536. 

Ebenda. 

Harden an Holstein, 27. Oktober 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 1001. 

Holstein an Bülow, 29. August 1907, ebenda, Nr. 1047. 

Holstein an Ida von Stülpnagel, 31. August 1907, Rogge, Friedrich von Hol- 
stein, Lebensbekenntnis, S. 287. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 19. April 1907, Zwölf Jahre, S. 158 £. 


Kapitel 18 
Dreadnought-Sprung 
Der Kaiser und «seine» Flotte 


Vgl. dazu den Schluß des vorhergehenden Kapitels, S. 505-7. 

Grundlegend Berghahn, Tirpitz-Plan, hier S. 565 f. 

Tirpitz, Nachtrag zu den Notizen für seinen Immediatvortrag am 29. Septem- 
ber 1907, zitiert nach ebenda, $. 588. Siehe unten S. 540 f. 

Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 445. Vgl. hierzu jetzt auch Wolfgang König, Wil- 
helm II. und die Moderne. Der Kaiser und die technisch-industrielle Welt, 
Paderborn - München - Wien - Zürich 2007, $. 19-43. 
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Siehe unten S. 532. 

Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 357. 

Tirpitz an Kronprinz Wilhelm, 15. April 1909, zitiert nach ebenda, S. 457 f. 
Volker R. Berghahn, Zu den Zielen des deutschen Flottenbaus unter Wil- 
helm I, Historische Zeitschrift, 210/1 (1970), S. 34-100; Berghahn, Tirpitz- 
Plan; Herbert Schottelius und Wilhelm Deist, Hg., Marine und Marinepolitik 
im kaiserlichen Deutschland 1871-1914, Düsseldorf 1972; Wilhelm Deist, 
Flottenpolitik und Flottenpropaganda. Das Nachrichtenbureau des Reichs- 
marineamtes 1897-1914, Stuttgart 1976; Michael Epkenhans, Die wilhelmini- 
sche Flottenrüstung 1908-1914. Weltmachtstreben, industrieller Fortschritt, 
soziale Integration, München 1991. 

Dazu Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 429 ff. 

Müller, Tagebuch vom 10. Februar 1906, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Siehe oben $. 265-72 und $. 354-63. 

Axel Grießmer, Linienschiffe der Kaiserlichen Marine 1906-1918. Konstruk- 
tionen zwischen Rüstungskonkurrenz und Flottengesetz, Bonn 1999, S. 18. 
Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 346. 

Ebenda, S. 346 f. 

Tirpitz, Notizen für seinen Immediatvortrag, 16. September 1903, zitiert nach 
ebenda, $. 344-6. 

Tirpitz, Aufzeichnung vom 25.-29. September 1903, zitiert ebenda, S. 347-9. 
Tirpitz, Notizen über Ereignisse und Verhandlungen von Oktober 1903 bis 
Januar 1904, zitiert nach ebenda, $. 350. 

Tirpitz, Notizen über Ereignisse und Verhandlungen von Oktober 1903 bis 
Januar 1904, zitiert nach ebenda, S. 350 f. 

Tirpitz an Hollmann, 30. September 1903, zitiert nach ebenda, S. 349. 
Tirpitz, Notizen über seinen Besuch in Hubertusstock am 12. Oktober 1903, 
zitiert nach ebenda, $. 350. 

Tirpitz, Nachtrag zu seinen Notizen für Hubertusstock, 18. Oktober 1903, 
zitiert nach ebenda, $. 351 f. 

Tirpitz, Notizen über seinen Besuch in Hubertusstock am 12. Oktober 1903, 
zitiert nach ebenda, $. 350. 

Kaiser Wilhelm II. an Reichsmarineamt, 10. Oktober 1903, zitiert nach Grieß- 
mer, Linienschiffe, S. 18 f. 

Tirpitz, Notizen für den Immediatvortrag vom 14. November 1903, zitiert 
nach Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 351. 

Kaiser Wilhelm II. an Tirpitz, 14. November 1903, zitiert nach ebenda, S. 353 £. 
Prinz Heinrich von Preußen an Tirpitz, 25. November 1903, zitiert nach eben- 
da, S. 354. 

Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 354. 

Tirpitz, Nachtrag zu seinen Notizen für Hubertusstock, 18. Oktober 1903, 
zitiert nach ebenda, $. 353. 

Tirpitz, Nachtrag zu seinen Notizen für Hubertusstock, 18. Oktober 1903, 
zitiert nach ebenda, S. 35 1 f. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 1. Oktober 1904, Zwölf Jahre, S. 81 f. 
Tirpitz, Notizen über Ereignisse und Verhandlungen im September 1904, 
zitiert nach Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 375. 

Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 349 f. 

Grießmer, Linienschiffe, S. 19. 

Grießmer, Linienschiffe, S. 24. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom ı. Oktober 1904, Zwölf Jahre, S. 81 ff. 


1412 
36 
37 


38 


39 


40 


Anhang 


Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 359 ff. 

Kaiser Wilhelm IL, rückblickende Randbemerkung vom ı2. August 1912 zu 
Tirpitz an Kaiser Wilhelm IL, 5. August 1912, zitiert nach ebenda, S. 364 An- 
merkung 40. 

Kaiser Wilhelm IL, Aufzeichnung «Einiges über Panzerkreuzer» vom No- 
vember 1903, ebenda, $. 361. Siehe die ausführliche Zusammenfassung des 
publizierten Artikels in Axel Grießmer, Große Kreuzer der Kaiserlichen Mari- 
ne 1906-1918. Konstruktionen und Entwürfe im Zeichen des Tirpitz-Planes, 
Bonn 1996, $. 8 f. 

Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 361 f. Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus IL., 9. Ja- 
nuar 1904, Goetz, Briefe Wilhelms II. an den Zaren, Nr. XXXI, S. 106 ff. und 
335 f. 

Kaiser Wilhelm II, Bleistiftzettel an Senden-Bibran, November 1903, Archiv 
des vormals regierenden preußischen Königshauses, Burg Hohenzollern. 
Kaiser Wilhelm IL, Bleistiftzettel an Senden-Bibran, November 1903, ebenda. 
Kaiser Wilhelm II. an Senden-Bibran, ohne Datum (Dezember 1903), BA-MA 
Freiburg, Nachlaß Senden-Bibran N160/1, Blatt 74. 

Kaiser Wilhelm II. an Senden-Bibran, ohne Datum (Dezember 1903), ebenda, 
Blatt 65 f. 

Kaiser Wilhelm II. an Senden-Bibran, ohne Datum (Dezember 1903), ebenda, 
Blatt 75. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus II., 9. Januar 1904, Goetz, Briefe Wil- 
helms II. an den Zaren, Nr. XXXI, S. 106-8 und 335 f. 

Tirpitz, Denkschrift vom 29. Januar 1904, Was ist ein Großer Kreuzer, zitiert 
nach Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 362-4; Grießmer, Große Kreuzer, S. 9. 

Prinz Heinrich von Preußen, Tagebucheintragung vom 31. Januar 1904, MSM 
Hamburg. 

Grießmer, Große Kreuzer, $. 18. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zur Denkschrift Tirpitz’ vom 29. Janu- 
ar 1904, zitiert nach Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 364 f. 

Siehe Grießmer, Große Kreuzer, S. ı0. 

Kaiser Wilhelm II. an Tirpitz, 23. Februar 1904, Kaiser Wilhelm II, Manu- 
skript «L.: Zur Diskussion über Panzerkreuzer», Berghahn, Tirpitz-Plan, 
S. 367. Siehe die Zusammenfassung in Grießmer, Große Kreuzer, S. 8 f. 

H [d. i. Albert Hopman], Zu dem Aufsatz: «Einiges über Panzerkreuzer», in 
Marine Rundschau, 15 (1904), S. 220-222. 

Tirpitz an Kaiser Wilhelm I., 25. Februar 1904; Tirpitz, Aufzeichnung über die 
Audienz vom 27. Februar 1904, zitiert nach Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 367 f. 
Kaiser Wilhelm IL., «Erwiderungswort» vom 17. März 1904, ebenda, $. 368. 
Fischel an Senden, 24. März 1904, ebenda, S. 368. 

Senden, Auf Befehl des Kaisers angefertigte Aktennotiz vom 7. April 1904, 
ebenda. 

Tirpitz an Prinz Heinrich von Preußen, 6.Mai 1904, zitiert nach ebenda, 
S. 368 f. 

Prinz Heinrich von Preußen an Tirpitz, 15. Mai 1904, zitiert nach ebenda, 
S. 369 f. 

Kaiser Wilhelm IL, an Tirpitz, 28. April 1905, BA-MA Freiburg, RM3/v. 
5. Teilweise abgedruckt in Grießmer, Große Kreuzer, S. 23 f. Siehe auch Berg- 
hahn, Tirpitz-Plan, S. 452. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen zum Bericht des Marineattaches in 
Rom vom ı. Mai 1905, BA-MA Freiburg, RM 3/v. 5. 
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Kaiser Wilhelm IL, Schiffstabellen, mit Begleitschreiben Sendens am 4. Mai 
1905 an Tirpitz übersandt, ebenda. 

Müller, Tagebuch vom 2. und 4. Mai 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Siehe ferner den Streit über die Bootskonstruktionspläne des britischen Admi- 
rals Lord Victor Montagu, die der Kaiser und Senden in der Kieler Werft bauen 
lassen wollten, was Tirpitz jedoch ablehnte. Montagu an Senden, 5. Mai und 
27. Juni 1905; Senden an Tirpitz, 22. Mai 1905; Tirpitz an Senden, 23. Mai 1905 
BA-MA Freiburg, RM2/123. 

Tirpitz an Kaiser Wilhelm II., 6. Mai 1905, BA-MA Freiburg, RM3/v. 5; Berg- 
hahn, Tirpitz-Plan, S. 452. 

Kaiser Wilhelm I. an Tirpitz, 7. Mai 1905, BA-MA Freiburg, RM3/v. 5; Berg- 
hahn, Tirpitz-Plan, S. 452; Grießmer, Linienschiffe, S. 28 f. 

Müller, Tagebuch vom 2. und 4. Mai 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Müller an Tirpitz, 7. Mai 1905, BA-MA Freiburg, RM3/v. 5. 

Marinekabinett, «Meldung für den Kaiser» vom 10. Mai 1905, Berghahn, Tir- 
pitz-Plan, S. 452 f. 

Müller an Tirpitz, 12. Mai 1905 mit der Mitteilung der Randbemerkung Kaiser 
Wilhelms I. und einer Notiz von Tirpitz, BA-MA Freiburg, RM 3/v. 5. 
Müller an Kaiser, 10. Mai 1905, zitiert nach Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 453; Mül- 
ler, Tagebuch vom ı0. und 12. Mai 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Tirpitz, Aktennotiz vom 13. Mai 1905, BA-MA Freiburg, RM3/v. 5. Siehe 
Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 453. 

Trotha, Notizen über einen mündlichen Vortrag Eickstedts zu dem Linien- 
schiff-Projekt des Kaisers, 9. Mai 1905, ebenda, S. 452. 

Müller an Tirpitz, ıı. Juli 1905; Tirpitz an Müller, 19. Juli 1905, ebenda, S. 454. 
Tirpitz an Trotha, 19. Juli 1905, zitiert nach ebenda, S. 456. 

Trotha an Tirpitz, 3. August 1905, zitiert nach ebenda. 

Müller, Tagebuch vom 14. März, 10. und 21. April und 24. Juli 1906, BA-MA 
Freiburg, Nachlaß Müller. 

Hopman, Tagebuch vom 26. November 1906, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Hopman N 326/6, gedruckt in Epkenhans, Leben eines «Wilhelminers», S. 140. 
Müller, Tagebuch vom 13. März 1907, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Ebenda. Ausführlich dazu Harald Fock, Des Kaisers Preisausschreiben, Mari- 
ne-Rundschau, 1977, S. 112-7, 183-7, 299-303, 384-9. 

Vittorio Cuniberti, An Ideal Warship for the British Navy, in All The World’s 
Fighting Ships, 1903. Dazu Marder, Anatomy of British Sea Power, S. 527; 
Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 434. 

Kaiser Wilhelm IIL., Randbemerkungen zu den Berichten Coerpers vom 7. Ja- 
nuar und 20. Februar 1905, zitiert nach ebenda, S. 465. 

Grießmer, Linienschiffe, S. 26 f. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Bericht Coerpers vom 27. Mai 1905, 
zitiert nach Berghahn, Tirpitz-Plan, S.465. Siehe Grießmer, Linienschiffe, 
S. 28. 

Hintze, Bericht vom 2. Juni 1905 mit Randbemerkungen Kaiser Wilhelms II., 
Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 465. 

Müller, Tagebuch vom 6. Juli 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Kaiser Wilhelm II. an Tirpitz, 20. und 24. Juli 1905, BA-MA Freiburg, RM3/v 
5 sowie RM2/1601. Dazu Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 454. 

Tirpitz an Kaiser Wilhelm II., 30. Juli 1905, zitiert nach ebenda, S. 454 f. 
Tirpitz an Scheer, 3. September 1905, ebenda, S. 466; Grießmer, Linienschiffe, 
5. 30. 


Anhang 


Senden an Tirpitz, 3. September 1905, Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 467. 

Tirpitz an Scheer, 6. September 1905, zitiert nach ebenda, S. 468. 

Ebenda. 

Siehe dazu Capelle an Tirpitz, 8. September 1905, zitiert nach Berghahn, Tir- 
pitz-Plan, S. 469 f. 

Ebenda, S. 470. 

Ebenda, $. 472-5 und S. 479. 

Dazu Deist, Flottenpolitik und Flottenpropaganda, S. 171-194. 

Kaiser Wilhelm II. an Menges, 6. Mai 1905, zitiert nach Berghahn, Tirpitz- 
Plan, S. 487. 

Müller, Tagebuch vom 22. Mai 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 488 f. 

Müller, Tagebuch vom 22. und 27. Mai 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Mül- 
ler. 

Kaiser Wilhelm II. an König Wilhelm I. von Württemberg, 15. Juni 1905, zi- 
tiert nach Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 489 Anmerkung 61. 

Tirpitz, Diktat vom 7. November 1905, Tirpitz, Aufbau der deutschen Welt- 
macht, S. 21. Dazu Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 22. 

Hohenthal, Bericht vom 15. November 1905, zitiert nach ebenda, $. 492. 
Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 492. 

Müller, Tagebuch vom 6. November 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 21. Dazu Berghahn, Tirpitz-Plan, 
S. 492 f. 

Tirpitz an Bülow, 8. November 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz N 
253/6; zitiert in Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 494 f. 

Tirpitz an Loebell, 16. November 1905, BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz N 
253/6; zitiert in Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 495-9. 

Müller, Tagebuch vom 10. Februar 1906, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Artikel The Recent Developments 
at the Admiralty, in The Tribune, 12. Februar 1906, BA-MA Freiburg, Nach- 
laß Tirpitz N 253/6. 

Tirpitz, Notiz vom ıı. November 1905, Aufbau der deutschen Weltmacht, 
S.23. 

Tirpitz, Notizen zum Immediatvortrag vom 3. Februar 1906, ebenda, S. 24. 
Senden-Bibran, Memorandum vom 6. Februar 1906, gedruckt ebenda, S. 25. 
Tirpitz, Aufzeichnung über die Vorgänge im Februar 1906, ebenda, S. 25-8. 
Müller an Tirpitz, 15. Februar 1906, gedruckt ebenda, S. 28 £. 

Müller, Tagebuch vom s., 6., 9.-16. März 1906, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung zum Artikel in der Neuen Politischen 
Korrespondenz vom 16. März 1906, gedruckt in Tirpitz, Aufbau der deut- 
schen Weltmacht, S. 30 f. 

Tirpitz, Diktat vom 9. April 1906, ebenda, S. 34. 

Tirpitz an Kaiser Wilhelm IL, 4. April 1906, ebenda, S. 31 f. 

Kaiser Wilhelm II. an Tirpitz, 5. April 1906, ebenda, S. 32 f. 

Tirpitz, Diktat vom 9. April 1906, ebenda, S. 33 £. 

Trotha, Gesprächsprotokoll vom 3. Mai 1906, gedruckt ebenda, S. 34 f. 
Ebenda. 

Ebenda. 

Prinz Heinrich von Preußen, Tagebuch vom 19. Mai und 26. September 1906, 
MSM Hamburg. 
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Tirpitz an Prinz Heinrich von Preußen, 25. Dezember 1905, zitiert nach Berg- 
hahn, Tirpitz-Plan, S. 506. 

Kaiser Wilhelm I. an Tirpitz, 20. Mai 1906, zitiert nach ebenda, S. 512 Anmer- 
kung 27. Siehe auch Trotha, Notizen über die Vorgänge vom Mai 1906, Tirpitz, 
Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 35 f. 

Hunold von Ahlefeld an Tirpitz, 2. Juli 1906, zitiert nach Berghahn, Tirpitz- 
Plan, S. sı2. 

Müller, Tagebuch vom 10. Februar 1906, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Müller an Tirpitz, ır. Juli 1906, zitiert nach Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 513. 
Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 505 und 508. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 19. April 1907, Zwölf Jahre, S. 158 f. 
Kaiser Wilhelm I., Schlußbemerkungen zum Bericht Stumms vom 27. April 
1907, Große Politik, XXT/2, Nr. 7217. 

Hardinge an Knollys, 23. und 31. Oktober 1906, RA VIC/W 50/28 und 34 
(a. d. Engl.). 

Hardinge an Knollys, 25. Juni 1907, RA VIC/W 52/3 (a. d. Engl.). 

Hardinge an Lascelles, 16. Januar 1907, RA VIC/W sı1/13 (a. d. Engl.). 

Grey an Knollys, 12. November 1906, RA VIC/W 50/45 (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm IL., Rand- und Schlußbemerkungen zu den beiden Berichten 
Metternichs vom 31. Januar 1907, Große Politik, XXV/2, Nr.7205 und 
Nr. 7206. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung zum Bericht Metternichs vom 30. Januar 
1907, ebenda, Nr. 7204. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Bericht Stumms vom 20. April 
1907, ebenda, XXIIV/ı, Nr. 7927. 

Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Stumms vom 
10. Mai 1906, ebenda, Nr. 7809. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Bericht Stumms vom 4. Mai 1907, 
ebenda, Nr. 7931. Vgl. auch Randbemerkungen zum Bericht Monts’ vom 
18. April 1907, ebenda, XXJ/2, Nr. 7215. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Bericht Stumms vom 20. April 
1907, ebenda, XXIIV/ı, Nr. 7927. 

Müller, Tagebuch vom 27. Oktober 1906, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zu den Berichten Stumms vom 
20. April und 4. Mai 1907, Große Politik, XXIIVı, Nr. 7927 und 7931. Vgl. 
auch Randbemerkungen zum Bericht Monts’ vom 18. April 1907, ebenda, 
XXJ/2, Nr. 7215. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Bericht Stumms vom 4. Mai 1907, 
ebenda, XXIW/ı, Nr. 7931. Vgl. auch Randbemerkungen zum Bericht Monts’ 
vom 18. April 1907, ebenda, XXJ/2, Nr. 7215. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zu den beiden Berichten 
Metternichs vom 31. Januar 1907, ebenda, Nr. 7205 und Nr. 7206. 

Kaiser Wilhelm IL, Schlußbemerkungen zum Bericht Stumms vom 27. April 
1907, ebenda, Nr. 7217. 

Tschirschky an Tirpitz, 7. September 1906; Sternburg an Auswärtiges Amt, 
9. Oktober 1906, ebenda, XXIIV/r, Nr. 7817-8. 

Pourtales an Kaiser Wilhelm II., 13. Oktober 1906, mit Kopfbemerkung des 
Kaisers vom ı5. Oktober 1906, ebenda, Nr. 7820; Pourtales an Sternburg, 
16. Oktober 1906, ebenda, Nr. 7821. 

Coerper, Berichte vom 23. und 31. Mai 1906, Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 5ı1; 
Grießmer, Linienschiffe, $. 49. 
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Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Bericht Coerpers vom 31. Mai 1906, 
zitiert nach Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 512. 

Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 522-4. 

Müller, Tagebuch vom 30. Oktober 1906, 4. und 27. Januar 1907, BA-MA Frei- 
burg, Nachlaß Müller. 

Kaiser Wilhelm I. an Tirpitz, 14. Juni 1907, Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 565 £. 
Müller, Tagebuch vom 15. Juni 1907, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Siehe Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 525-31. 

Tirpitz an Prinz Heinrich von Preußen, 28. Januar 1907, gedruckt in Tirpitz, 
Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 36 f. Siehe Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 538 
und ss6f. 

Tirpitz an Trotha, 3. Februar 1907, Staatsarchiv Bückeburg, Nachlaß Trotha A 
362. 

Tirpitz, Notizen für den Immediatvortrag vom 9. März 1907, zitiert nach 
Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 561. Dazu Müller, Tagebuch vom 9. März 1907, BA- 
MA Freiburg, Nachlaß Müller. 

Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 566. 

Siehe dazu ebenda, $. 561-5; Grießmer, Linienschiffe, $. 61. 

Tirpitz, Notizen für den Immediatvortrag vom 27. Mai 1907; Kaiser Wil- 
helm II. an Tirpitz, 14. Juni 1907, Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 565 f. 

Tirpitz an Bülow, 14. August 1907, zitiert nach ebenda, S. 579 f. 

Tirpitz an Kaiser Wilhelm I., 7. September 1907, zitiert nach ebenda, S. 580. 
Müller, Tagebuch vom 26.- 30. September 1907, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Artikel im Berliner Lokalanzeiger 
vom 17. April 1907, zitiert nach Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 583. 

Tirpitz, Notizen zum Vortrag beim Kanzler, September 1907, zitiert nach 
ebenda, 5. 583 f. 

Tirpitz, Notizen für den Immediatvortrag vom 29. September 1907, zitiert 
nach ebenda, S. 588. 

Berghahn, Tirpitz-Plan, S. 589. 


Kapitel 19 
Im Zenit der Persönlichen Monarchie 
Der Kaiser und die Reichsleitung am Vorabend der großen Krisenzeit 


Holstein an David, 13. Mai 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 980. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 13. März 1906, Zwölf Jahre, S. 145. 
Zedlitz-Trützschler an den Vater, 15. September 1907, ebenda, S. 167-70. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 26. November 1907, ebenda, S. 177. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 18. Dezember 1907, ebenda, $. 183. 
Hinzpeter an Kaiser Wilhelm IL, ı. September 1906, GStA Berlin, BPHA 
Rep. 53] Lit. H Nr. ı. 

Spitzemberg, Eintragung vom 22. Juli 1906, Vierhaus, Tagebuch, S. 462 f. 
Spitzemberg, Eintragung vom 18. September 1906, ebenda, S. 464. 

Ebenda. 

Spitzemberg, Eintragung vom 17. Oktober 1906, ebenda, S. 466. 
Spitzemberg, Eintragungen vom 16.Januar und 13.März 1907, ebenda, 
S. 469 f. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom Februar 1906, Zwölf Jahre, S. 133 f. 
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Holstein an David, 29. August 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 990. 
Siehe Spitzemberg, Eintragung vom 22. April 1906, Vierhaus, Tagebuch, 
S. 459 f. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II, 20. Mai 1906, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] Lit 
B. Nr. 16a. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II, 31. Mai 1906, ebenda. 

Siehe Spitzemberg, Eintragungen vom 16. Januar und ıı. Oktober 1906, Vier- 
haus, Tagebuch, S. 455 und S. 465. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 13. März 1906, Zwölf Jahre, S. 145. 
Zedlitz-Trützschler an den Vater, 15. September 1907, ebenda, S. 167-70. 
Holstein an David, 13. Mai 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 980. 
Szögyeny an Goluchowski, 19. August 1906, HHStA Wien, Hofnachrichten: 
Preußen; Harden an Holstein, 3. September 1906, Holstein, Geheime Papiere, 
IV, Nr. 993. Vgl. zur Podbielski-Krise auch Clark, Kaiser Wilhelm II, S. ro2 f. 
Monts an Holstein, ı1. September 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 994. 
Karl F. Nowak u. Friedrich Thimme, Hg., Erinnerungen und Gedanken des 
Botschafters Anton Graf Monts, Berlin 1932 (unten zitiert als Monts, Erinne- 
rungen und Gedanken), $. 158. Siehe unten $. 588-93. 

Spitzemberg, Eintragung vom 8. Oktober 1906, Vierhaus, Tagebuch, S. 465. 
Berckheim an Marschall, 8. November 1906, Fuchs, Großherzog von Baden, 
IV, Nr. 2583, Anm. 4. 

Zur Köller-Krise siehe Band II, S. 804 ff. 

Rogge, Friedrich von Holstein, Lebensbekenntnis, S. 268. 

Denkwürdigkeiten des Fürsten Chlodwig zu Hohenlohe-Schillingsfürst, Im 
Auftrag des Prinzen Alexander zu Hohenlohe-Schillingsfürst herausgegeben 
von Friedrich Curtius, 2 Bde., Stuttgart 1906-07. Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 
7. Oktober 1906, zitiert nach Gutsche, Wilhelm II., S. 124. 

Kaiser Wilhelm II. an Fürst Philipp-Ernst zu Hohenlohe-Schillingsfürst, Ok- 
tober 1906, zitiert nach Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 251. 

Berckheim an Marschall, 15. Oktober 1906, Fuchs, Großherzog von Baden, 
IV, Nr. 2570. Siehe Spitzemberg, Eintragung vom 14. Oktober 1906, Vierhaus, 
Tagebuch, S. 465. 

David an Holstein, 25. November 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 1007. 

Zitiert in Holstein an David, 19. November 1906, ebenda, Nr. 1005. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 252. 

Prinz Alexander von Hohenlohe-Schillingsfürst an Fürst Hermann zu Hohen- 
lohe-Langenburg, 13. Oktober 1906, Hohenlohe-Zentralarchiv Neuenstein, 
Nachlaß Hermann Hohenlohe-Langenburg, Bü. 298. 

Prinz Alexander von Hohenlohe-Schillingsfürst an Fürst Hermann zu Hohen- 
lohe-Langenburg, 16. Oktober 1906, ebenda. 

Fürst Hermann zu Hohenlohe-Langenburg an Kaiser Wilhelm IL, 17. Okto- 
ber 1906, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] Lit. H. Nr. 6. 

Kaiser Wilhelm II. an Fürst Hermann zu Hohenlohe-Langenburg, 20. Okto- 
ber 1906, ebenda. Siehe unten S. 558 f. 

Siehe Loth, Katholiken im Kaiserreich, $. ı1o ff. 

Siehe Spitzemberg, Eintragung vom 25. März 1906, Vierhaus, Tagebuch, 
S. 457; Loth, Katholiken im Kaiserreich, S. ı1 f. Siehe Armin Müller-Dreyer, 
Konfession in Politik, Gesellschaft und Kultur des Kaiserreichs. Der Evange- 
lische Bund 1886-1914, Gütersloh 1998; Herbert Gottwald, Evangelischer 
Bund zur Wahrung der deutsch-protestantischen Interessen, in Dieter Fricke, 
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Werner Fritsch [u. a.], Hg., Lexikon zur Parteiengeschichte. Die bürgerlichen 
und kleinbürgerlichen Parteien und Verbände in Deutschland (1789-1945), 
4 Bde., Leipzig 1984, II, S. 580 ff. 

Siehe Lerman, The Chancellor as Courtier, $. 153; Terence F. Cole, Kaiser ver- 
sus Chancellor: The Crisis of Bülow’s Chancellorship 1905-6, in Richard 
J. Evans, Hg., Society and Politics in Wilhelmine Germany, London 1978, 
S. 49. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 2. Juli 1906, PA AAR 3628. Müller, Tagebuch 
vom 2. Juli 1906, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II, 17. Juli 1906, BPHA Rep. 53] Lit. B. Nr. 16a. 
Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 258. 

Ebenda. 

Loth, Katholiken im Kaiserreich, S. 118. 

So der Zentrumsführer Carl Bachem am 20. Dezember 1906, zitiert nach eben- 
da, $S. 119, Anmerkung 90. 

Dazu Spitzemberg, Eintragung vom 26. Mai 1906, Vierhaus, Tagebuch, S. 460 f. 
Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 269 f. 

Ebenda, S. 270. Siehe Theodor Eschenburg, Das Kaiserreich am Scheideweg. 
Bassermann, Bülow und der Block. Nach unveröffentlichten Papieren aus dem 
Nachlass Ernst Bassermanns, Berlin 1929, S. 41. 

Peter-Christian Witt, Die Finanzpolitik des Deutschen Reiches von 1903 bis 
1913. Eine Studie zur Innenpolitik des Wilhelminischen Deutschlands, Lü- 
beck - Hamburg 1970, S. 155. 

GStA Berlin, Rep. 90a B III 2b Nr. 6, Bd. 153; Bethmann Hollweg an Bülow, 
ı1. Dezember 1906, BA Koblenz, Nachlaß Bülow, Nr. 64. Dazu Berckheim an 
Marschall, 12. Dezember 1906, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, Nr. 2591. 
Siehe dazu oben S. 545 f. 

Kaiser Wilhelm II. an Fürstenberg, 12. Dezember 1906, FFA Donaueschingen. 
Hopman, Tagebuch, 13. Dezember 1906, BA-MA Freiburg, Nachlaß Hopman 
N 326/6. 

Berckheim an Marschall, 14. Dezember 1906, Fuchs, Großherzog von Baden, 
IV, Nr. 2593. 

Fürstin Marie Radziwill, Briefe vom deutschen Kaiserhof 1889-1915, Berlin 
1936, $. 290. 

Spitzemberg, Eintragungen vom 16. Dezember 1906 und 27. Januar 1907, 
Vierhaus, Tagebuch, S. 469 f. 

Siehe Mommsen, War der Kaiser an allem schuld?, S. 125. 

Bülow, Rede vom 13. Dezember 1906, in Huber, Dokumente zur deutschen 
Verfassungsgeschichte, Nr. 292. 

Bülow an Liebert, 31. Dezember 1906, in Ernst von Liebert, Aus einem be- 
wegten Leben, München 1925, S. 180 f. Siehe dazu Bodman an Marschall, 3. Ja- 
nuar 1907, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, Nr. 2603. 

Siehe dazu Dieter Fricke, Der deutsche Imperialismus und die Reichstagswah- 
len von 1907, Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, 1961, S. 554 ff. 
Spitzemberg, Eintragungen vom 8. und 14. Dezember 1906, Vierhaus, Tage- 
buch, S. 468. 

Holzing-Berstett an die Mutter, 23. Dezember 1906, GLA Karlsruhe, Nachlaß 
Holzing-Berstett, Zugang 1989, Nr. 116/11. 

Ebenda. 

Bernhardi an Holzing-Berstett, 18. Dezember 1906, GLA Karlsruhe, Nachlaß 
Holzing-Berstett, Zugang 1989, Nr. 116/65. 
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Charlotte Erbprinzessin von Sachsen-Meiningen an Schweninger, 24. Dezem- 
ber 1906, BA Berlin, Nachlaß Schweninger, Nr. 131. 

Berckheim an Marschall, 28. Januar 1907, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2611. 

Zu den Wahlergebnissen in Bayern und Baden siehe Bodman an Marschall, 
6. Februar 1907, Dusch an Großherzog Friedrich, 10. Februar 1907, Fuchs, 
Großherzog von Baden, IV, Nr. 2617 und Nr. 2621. 

Spitzemberg, Eintragung vom 27. Januar 1907, Vierhaus, Tagebuch, S. 228. 
Otto Hötzsch, Hg., Fürst Bülows Reden nebst urkundlichen Beiträgen zu sei- 
ner Politik, Bd. 3, 1907-1909, Berlin 1909, S. 241. Siehe dazu Fesser, Reichs- 
kanzler Fürst von Bülow, S. 99. 

Kaiser Wilhelm II. an Großherzog Friedrich I. von Baden, 30. Januar 1907, 
Fuchs, Großherzog von Baden, IV, Nr. 2614. Zur Begeisterung Wilhelms über 
das Wahlergebnis siehe auch Müller, Tagebuch vom 27. Januar und 6. Februar 
1907, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 

Charlotte Erbprinzessin von Sachsen-Meiningen an Schweninger, 6. Februar 
1907, BA Berlin, Nachlaß Schweninger, Nr. 131. 

Siehe Holstein an Bülow, 8. Februar 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 1009. 

Kaiser Wilhelm II. an Fürstenberg, 8. Februar 1907, FFA Donaueschingen; 
Chelius an Fürstenberg, 3. März 1907, ebenda; Holzing an seine Frau, o.D. 
[August 1907], GLA Karlsruhe, Nachlaß Holzing-Berstett Nr. 116/1 
Holstein, Tagebuch vom 17. Februar 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 1010. 

Charlotte Erbprinzessin von Sachsen-Meiningen an Schweninger, 6. und 
16. Februar 1907, BA Berlin, Nachlaß Schweninger Nr. 131. 

Siehe dazu Fesser, Reichskanzler Fürst von Bülow, S. 128 ff.; derselbe, Zur Ge- 
nesis des Reichsvereinsgesetzes. Staatsorgane, bürgerliche Parteien und Ver- 
einsgesetzgebung im Deutschen Reich 1906 bis 1908, in Boris A. Aisin u. Wil- 
libald Gutsche, Hg., Forschungsergebnisse zur Geschichte des deutschen 
Imperialismus vor 1917, Berlin 198o, S. 107 ff. 

Hötzsch, Fürst Bülows Reden, II, S. 133. 

Berckheim an Marschall, 26. Juni 1907, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2640. 

GStA Berlin, Rep. 90a B II zb, Nr. 6, Bd. 154, Bl. 288 R. Dazu Fesser, Reichs- 
kanzler Fürst von Bülow, S. 100. 

Berckheim an Marschall, 25. und 26. Juni 1907, Fuchs, Großherzog von Baden, 
IV, Nr. 2639-40. 

Bülow an Valentini, 8. August 1907, GStA Berlin, Geheimes Zivilkabinett, 
2.2.1., Nr. 667, Bl. 44R-45. 

Ernst Johann, Hg., Reden des Kaisers. Ansprachen, Predigten und Trinksprü- 
che Wilhelms II., München ?1977, S. 122. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 9. September 1907, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] 
Lit. B Nr. 16a. Siehe auch Bülow, Protokoll der Sitzung des Staatsministeriums 
vom 5. Oktober 1907, zitiert nach Fesser, Reichskanzler Fürst von Bülow, 
S. 102. 

Siehe dazu ebenda, S. 128 ff.; Fesser, Zur Genesis des Reichsvereinsgesetzes, 
S. 107 ff. 

Prinz Hohenlohe an Aehrenthal, 6. November 1907, HHStA Wien, PA IH 
Preußen, Karton 165, Bl. 18 f. 

Szögyeny an Aehrenthal, 22. Januar 1908, ebenda, Bl. 57. 
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Szögyeny an Aehrenthal, 10. Dezember 1907, ebenda, Bl. 135 f. 

Spitzemberg, Eintragung vom ı2. April 1907, Vierhaus, Tagebuch, S. 472. 
Spitzemberg, Eintragung vom 9. Juni 1907, ebenda, S. 473. 

Harden an Holstein, 18.September 1907, Holstein, Geheime Papiere, 
IV, Nr. 1049. 

Holstein an Stülpnagel, 31. August 1907, Rogge, Friedrich von Holstein, Le- 
bensbekenntnis, S. 287. 

Ebenda, S. 278. 

Ebenda, S. 279. 

Spitzemberg, Eintragung vom 21. April 1907, Vierhaus, Tagebuch, S. 472. 
Zedlitz-Trützschler an den Vater, 15. September 1907, Zwölf Jahre, S. 167 ff. 
August Eulenburg an Fürstenberg, 16. September 1907, FFA Donaueschingen. 
Zedlitz-Trützschler an den Vater, 15. September 1907, Zwölf Jahre, S. 167 ff. 
Bülow an Kaiser Wilhelm IL., 9. September 1907, BPHA Rep. 53] Lit. B Nr. 16a. 
Ebenda. 

Kaiser Wilhelm II. an Hermann Fürst zu Hohenlohe-Langenburg, 28. Septem- 
ber 1907, Hohenlohe-Zentralarchiv Neuenstein, Nachlaß Hermann Hohen- 
lohe-Langenburg, Bü. 268. 

Hermann Fürst zu Hohenlohe-Langenburg an Kaiser Wilhelm IL, 1. Oktober 
1907, ebenda. 

Hermann Fürst zu Hohenlohe-Langenburg an den Sohn Ernst, 2. Oktober 
1907, ebenda, «Briefe von Papa von 1902-1907»; Ernst Erbprinz zu Hohenlo- 
he-Langenburg an den Vater, 3. Oktober 1907, ebenda, Nachlaß Hermann 
Hohenlohe-Langenburg, Bü. 268. 

Hermann Fürst zu Hohenlohe-Langenburg an Kaiser Wilhelm IL, 3. Oktober 
1907, ebenda. 

Ernst Erbprinz zu Hohenlohe-Langenburg an den Vater, 3. Oktober 1907, 
ebenda. 

Bülow an Hermann Fürst zu Hohenlohe-Langenburg, 4. Oktober 1907, ebenda. 
Hermann Fürst zu Hohenlohe-Langenburg an Bülow, 4. Oktober 1907, ebenda. 
Hermann Fürst zu Hohenlohe-Langenburg an Kaiser Wilhelm IL, 5. Oktober 
1907, ebenda. 

Hermann Fürst zu Hohenlohe-Langenburg an Bülow, 5. Oktober 1907, ebenda. 
Kaiser Wilhelm I. an Hermann Fürst zu Hohenlohe-Langenburg, 6. Oktober 
1907, ebenda. 

Kaiser Wilhelm II. an Hermann Fürst zu Hohenlohe-Langenburg, 18. Okto- 
ber 1907, ebenda, Bü. 269. 

Siehe Spitzemberg, Eintragung vom 9. Oktober 1907, Vierhaus, Tagebuch, 
5.475: 

Bülow an Holstein, 22. und 29. September 1907, Holstein, Geheime Papiere, 
IV, Nr. 1050 und 1052. 

Holstein an Bülow, 26. September und 4. Oktober 1907, ebenda, Nr. 1051 und 
1054. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 26. November 1907, Zwölf Jahre, S. 173. 
Spitzemberg, Eintragung vom 15. Juni 1908, Vierhaus, Tagebuch, S. 483. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 18. Dezember 1907, Zwölf Jahre, S. 181. 
Szögyeny an Achrenthal, 22. Januar 1908, HHStA Wien, PA III Preußen, Kar- 
ton 165, Bl. 57. 

Rogge, Friedrich von Holstein, Lebensbekenntnis, S. 303. Siehe dazu Spitzem- 
berg, Eintragung vom 14. Januar 1908, Vierhaus, Tagebuch, S. 480. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 324. 
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Hopman, Tagebuch vom 30. März 1908, BA-MA Freiburg, Nachlaß Hopman 
N 326/6. 

Spitzemberg, Eintragung vom 31. März 1908, Vierhaus, Tagebuch S. 482. Dazu 
Fiebig-von Hase, Die Rolle Kaiser Wilhelms I. in den deutsch-amerikani- 
schen Beziehungen, S. 232. 

Holstein an Bülow, 21. Mai 1908, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1089. 
Holstein, Aufzeichnungen vom 15. Juni 1908, ebenda, Nr. 1097. Dazu Große 
Politik, XXV, Nr. 8746-7. 

Jagemann an Brauer, ı0.März 1902, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2270. 

Siehe unten $. 895 ff. 

Tschirschky an Bülow, 7. Juli 1906; Bülow an Tschirschky, 16. Juli 1906, zitiert 
in Marschall, Reisen und Regieren, $. 54 f. Eingehend Klaus Meyer, Theodor 
Schiemann als politischer Publizist, Frankfurt a. M. - Hamburg 1956. 

Siehe Rüdiger vom Bruch, Adolf von Harnack und Wilhelm IL, in Otto Ger- 
hard Oexle und Kurt Nowak, Hg., Adolf von Harnack. Theologe, Historiker, 
Wissenschaftspolitiker, Göttingen 2001; Christian Nottmeier, Adolf von Har- 
nack und die deutsche Politik 1890-1930, Tübingen 2004. 

Siehe Geoffrey G. Field, Evangelist of Race. The Germanic Vision of Houston 
Stewart Chamberlain, New York 1981. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, I, S. 144 und 249. 

Ebenda, I, S. 430 und 526 f. 

Ebenda, III, S. 313. 

Ebenda, I, S. 526 f. 

Waldersee, Tagebucheintragung vom 19. Januar 1903, GStA Berlin, Nachlaß 
Waldersee; Meisner, III, S. 201 f. 

Siehe dazu Ernst von Dryander, Erinnerungen aus meinem Leben, Bielefeld- 
Leipzig 1922, S. 227-30. 

Vgl. zur jüdischen Reaktion Christian Wiese, Wissenschaft des Judentums und 
protestantische Theologie im wilhelminischen Deutschland. Ein Schrei ins 
Leere?, Tübingen 1999, S. 190-8. 

Kaiser Wilhelm II. an Admiral von Hollmann, 15. Februar 1903, mit Korrek- 
turen und Einschüben von der Hand Bülows, GStA Berlin, BPHA Rep. 53, 
Nr. 235. 

Siehe dazu Thomas Hartmut Benner, Die Strahlen der Krone. Die religiöse 
Dimension des Kaisertums unter Wilhelm II. vor dem Hintergrund der 
Orientreise 1898, Marburg 2001, $S. 123-8. Ferner Klaus Erich Pollmann, 
Wilhelm II. und der Protestantismus, in Stefan Samerski, Hg., Wilhelm II. 
und die Religion. Facetten einer Persönlichkeit und ihres Umfelds, Berlin 
2001, $. 9I-103. 

Waldersee, Tagebucheintragung vom 21. Februar 1903, GStA Berlin, Nachlaß 
Waldersee; Meisner, III, S. 207 f. 

Adolf von Harnack, Der Brief Sr. Majestät des Kaisers an den Admiral Holl- 
mann, in Preußische Jahrbücher ırı (1903), S. 584-9. 

Kaiser Wilhelm I. an Harnack, 2. März 1903, Staatsbibliothek Berlin, Nachlaß 
Harnack. 

Harnack an Wilhelm II, 2. März 1903, ebenda. 

Siehe Nottmeier, Adolf von Harnack, S. 251 f. 

Ebenda, S. 233 f. 

Siehe Wolfram Kinzig, Der Kaiser und der «Evangelist des Rassismus. Hou- 
ston Stewart Chamberlains Brief an Anne Guthrie über seine erste Begegnung 
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mit Wilhelm I., in Zeitschrift für Neuere Theologiegeschichte, Band ı 1/1, 
2004, 9. 79-125. 

Chamberlain an Kaiser Wilhelm II, 26. Dezember 1909, Houston Stewart 
Chamberlain, Briefe 1882-1924 und Briefwechsel mit Kaiser Wilhelm II., 
2 Bde., München 1928, II, S. 234 f. 

Ebenda, S. 131 ff. 

Siehe Eulenburg an Kaiser Wilhelm I., 13. Februar 1905, in Eulenburgs Kor- 
respondenz, III, Nr. 1504. Kaiser Wilhelm I. an Chamberlain, 9. Mai 1905, 
Chamberlain, Briefe, II, S.216; Chamberlain an Kaiser Wilhelm II., 5. Juli 
1906, ebenda, S. 220. 

Chamberlain an Kaiser Wilhelm II., 20. Februar 1902, ebenda, $. 148-65. 


Kapitel 20 
«Die Könige sind doch blos Menschen» 
Hofskandale, die den Thron erschütterten 


Holzing an seine Frau, 14. Mai 1907, GLA Karlsruhe, Nachlaß Holzing-Ber- 
stett Nr. 116/19. 

Holzing an seine Frau, o. D. [August 1907], ebenda. 

Hopman, Tagebuch vom 20. Januar 1908, BA-MA Freiburg, Nachlaß Hop- 
man. Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 25. Januar 1908, Zwölf Jahre, S. 189 f. 
Kaiser Wilhelm II. an Großherzog Friedrich I. von Baden, 3. März 1906, Fuchs, 
Großherzog von Baden, IV, Nr. 2549. Grundsätzlich hierzu auch Martin Kohl- 
rausch, Der Monarch im Skandal. Die Logik der Massenmedien und die Trans- 
formation der wilhelminischen Monarchie, Berlin 2005; Isabel V. Hull, The En- 
tourage of Kaiser Wilhelm II 1888-1918, Cambridge u. a. 1982. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 17. April 1906 und 24. Februar 1907, 
Zwölf Jahre, S. 148-150. 

Walter Goetz, Kaiser Wilhelm IL., unveröffentlichtes Manuskript S. 457, BA 
Koblenz, Nachlaß Goetz, N 1215/351. 

Kaiser Wilhelm II., Rede in Bremen vom 22. März 1905, Penzler, Reden Kaiser 
Wilhelms I. in den Jahren 1901 - Ende 1905, S. 240-44; vgl. Obst, «Die fürch- 
terliche Stimme», Kapitel 5.2. 

Hopman, Tagebuch vom 25. November 1906, Epkenhans, Leben eines <Wil- 
helminers», S. 140. 

Kaiser Wilhelm II., Rede vom 13. November 1910 in Beuron, Nachlaß Irma 
Fürstenberg, FFA Donaueschingen. 

Gräfin Alice zu Lynar, geb. Gräfin von Wedel, Meine Hofdamenjahre in Pots- 
dam und Berlin 1908-1911, Manuskript, im Privatbesitz, Bad Driburg. 
Kaiser Wilhelm II. an Hausminister von Wedell, Mai 1902, zitiert in Röhl, Kai- 
ser, Hof und Staat, $. 106. Zu dem Vorfall siehe oben S. 1896-90. 

Kaiser Wilhelm II, Schlußbemerkung vom 27. Dezember 1907 zum Bittge- 
such des Prinzen Friedrich Wilhelm von Preußen vom 26. Dezember 1907, Ar- 
chiv des vormals regierenden preußischen Königshauses, Burg Hohenzollern. 
Kaiser Wilhelm II. an Prinz Friedrich Wilhelm von Preußen, 25. Dezember 
1909, ebenda. 

Kaiser Wilhelm II. an Fürstenberg, 23. Dezember 1908, FFA Donaueschingen. 
Kaiser Wilhelm IL, Äußerung vom 20. März 1908, zitiert in Zedlitz-Trützsch- 
ler, Zwölf Jahre, S. 191. Siehe unten $. 1259-62. 

Siehe Band I, S. 464 ff. und S. 488 ff., sowie Band II, S. 23 1-7. 
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W. E. Elisabeth geschiedene Gräfin von Wedel-Berard, Meine Beziehungen zu 
S.M. Kaiser Wilhelm II. Aufklärung über den Königsmord in Italien. Die 
Dreyfus-Affaire im Lichte der Wahrheit!, Zürich 1900. Im Januar 1901 er- 
schien in Florenz ihr zweites Buch Aus den Katakomben!!! Zum Vertrieb der 
im Deutschen Reich verbotenen Bücher siehe Dönhoff, Bericht aus Dresden 
vom 18. Januar 1904; Rundschreiben des Innenministers von Hammerstein an 
alle Regierungspräsidenten, 26. März 1904, PAAAR 3475. 

Siehe Kapitel 19 des ersten Bandes. 

Wedel-Berard an Radolin, 25. Juni 1902, PA AAR 3474. 

Wedel-Berard an Stadtkommandant von Berlin, 10. Februar 1903, ebenda. 
Wedel-Berard an Radolin, 13. September und 30. Dezember 1902, 22. Januar, 
21. März und 29. April, 15., 17. und 31. Juli, 6. November 1903, ebenda. 
Mühlberg an Bülow, 31. Juli 1903; Mühlberg an Miessner, 4. und 14. August 
1903, PA AAR 3475. 

Konsul Marschall von Bieberstein an Auswärtiges Amt, 6. November 1903, 
ebenda. 

Marschall von Bieberstein an Auswärtiges Amt, 29. Januar 1904, ebenda. 
Marschall von Bieberstein an Auswärtiges Amt, 4. Februar, 9. und 28. April 
1904; Auswärtiges Amt an Lucanus, 8. Februar und 28. Mai 1904, Auswärtiges 
Amt an Marschall von Bieberstein, 27. April 1904, Lucanus an Bülow, 2. und 
27. Juni 1904, ebenda. 

Marschall von Bieberstein an Bülow, 15. und 26. Juli 1904, Bülow an Lucanus, 
31. Juli 1904, Lucanus an Bülow, 13. August 1904, ebenda. 

Marschall von Bieberstein an Bülow, ı. Dezember 1904 und 135. Juni 1905, An- 
staltsleiter an Marschall von Bieberstein, 22. Juni 1905, PA AAR 3476. 
Mühlberg an Marschall von Bieberstein, o. D., ebenda. 

Marschall von Bieberstein an Bülow, 30. September 1905, ebenda. 
Erbprinzessin Charlotte von Sachsen-Meiningen an Kaiserin Friedrich, 28. Ja- 
nuar 1899, AIHH Schloß Fasanerie. Kaiserin Friedrich an Kronprinzessin So- 
phie von Griechenland, Mitte Mai 1899, Lee, The Empress Frederick writes to 
Sophie, S. 302. 

Müller, Tagebuch vom 27. und 28. April und 2. und 3. Mai 1905, BA-MA Frei- 
burg, Nachlaß Müller; Kaiser Wilhelm II. an Max Egon Fürst zu Fürstenberg, 
3.Mai 1905, FFA Donaueschingen; Chelius an Fürstenberg, 6. August 1905, 
FFA Donaueschingen; Valentini, Aufzeichnung vom April 1909, BA Koblenz, 
Nachlaß Valentini, Kl. Erw. Nr. 341-1; gekürzt wiedergeben in Valentini, Kai- 
ser und Kabinettschef, S. 109 ff. 

Die Briefe Admiral Montagus an Kaiser Wilhelm II. befinden sich in BA-MA 
Freiburg, RM2/123. Vgl. Victor A. Montagu, Reminiscences, London 1910. 
Kaiser Wilhelm I. an Victor Montagu, 7. Oktober 1905, Sammlung Dr. Walter 
Schwarz, Zürich. 

Kaiser Wilhelm II. an Mary Montagu, 17. Oktober 1905, ebenda (a. d. Engl.). 
Dazu Victor Montagu an Kaiser Wilhelm II., 27. Oktober 1905, BA-MA Frei- 
burg, RM>/123. 

Siehe Kapitel 22: Der Kaiserbesuch in Windsor. 

Harden an Rathenau, 26. August 1912, Hellige und Schulin, Briefwechsel 
Rathenau-Harden, Nr. 352. 

Rodd to Grey, 16. Juli 1906, TNA, FO 800/78, fos. 20-22 (a. d. Engl.). Ich dan- 
ke Herrn Dr. Patrick Salmon für den Hinweis auf dieses interessante Doku- 
ment. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 30. Dezember 1908, Zwölf Jahre, S. 202 ff. 
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Siehe McLean, Kaiser Wilhelm and his Hessian Cousins, S. 41 ff. 

Prinz Heinrich von Preußen an Kaiser Wilhelm IL, 8. November 1901, 
PA AAR 3062. 

Kaiser Wilhelm II. an Ernst Ludwig Großherzog von Hessen, ı1. November 
1901, ebenda. Teilweise zitiert in Lothar Machtan, Wilhelm II. als oberster Sit- 
tenrichter: Das Privatleben der Fürsten und die Imagepolitik des letzten deut- 
schen Kaisers, Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, 1/2006, $. 7-9. 

Kaiser Wilhelm IL., Randbemerkungen vom 21. November 1901 zu Johann 
Hohenlohes Telegramm aus Darmstadt vom 18. November 1901, PAAAR 
3062. 

Oben S. 570. 

Zedlitz-Trützschler, Zwölf Jahre, S. 23. 

Zedlitz-Trützschler, ebenda, $. 21-34. 

Brandenstein an Hülsen-Haeseler, 7. April 1907, Nachlaß Kaiser Wilhelms II., 
Archiv des vormals regierenden preußischen Königshauses, Burg Hohenzol- 
lern. 

Ebenda. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 14. Juni 1907, Zwölf Jahre, S. 163 f. 
Hülsen-Haeseler, Instruktion für Schenck mit eigenhändigen Vermerken Kai- 
ser Wilhelms II. vom 15. Mai 1907, Nachlaß Kaiser Wilhelms IL, Archiv des 
vormals regierenden preußischen Königshauses, Burg Hohenzollern. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 14. Juni 1907, Zwölf Jahre, S. 163-5. 

Th. Ziehen, Gutachten vom 24. Oktober 1907, Nachlaß Kaiser Wilhelms II., 
Archiv des vormals regierenden preußischen Königshauses, Burg Hohenzol- 
lern. 

Prinz Joachim Albrecht von Preußen an Kaiser Wilhelm II., 28. Februar 
1908 mit Randvermerken des Kaisers, ebenda. 

Szögyeny an Achrenthal, 14. April 1908, HHStA Wien, Hofnachrichten: 
Preußen. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 20. März 1908, Zwölf Jahre, S. 190 f. 
Harden an Holstein, 28. Februar 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 1012. 

Ausführlich dazu: Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 19. und 20. März 1907, 
Zwölf Jahre, S. 153 ff. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 20. März 1907, ebenda, S. 157. 

Harden, Roulette, Die Zukunft, 27. April 1907, Bd. 59, S. 117-30. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebucheintragung vom 7. und 16. Juni 1907, Zwölf Jah- 
re, S. 162 f. und S. 167. 

Siehe Band II, S. 741-55. 

Siehe dazu Karsten Hecht, Die Harden-Prozesse - Strafverfahren, Öffentlich- 
keit und Politik im Kaiserreich, Dissertation München 1997, S. 9. 

Ebenda, $. 118-20. 

Siehe unten S. 608. 

Einem, Rede im Reichstag vom 29. November 1907, Stenographische Berichte 
XIVı, 1907/08; Band 229, S. 1913 ff. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zu den beiden Depeschen Metternichs 
vom 1. November 1907, PA AAR 3709. Siehe unten S$. 630 f. 
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Kapitel 21 
Fürst Eulenburgs Ende 
Die Angriffe auf die Liebenberger «Kamarilla» 


Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 17. April 1906, Zwölf Jahre, S. 148 f. Zi- 
tiert nach Fesser, Reichskanzler Fürst von Bülow, $. 116. 

Rogge, Friedrich von Holstein, Lebensbekenntnis, S. 268. Siehe oben S. 545-7. 
Schiemann, Tagebuch vom 7. April 1906, zitiert in Eulenburgs Korrespon- 
denz, IH, S. 2122. Siehe Eulenburg an Kaiser Wilhelm II., 7. April 1906, 
ebenda, Nr. ısı1. Vgl. hierzu vor allem Kohlrausch, Der Monarch im Skan- 
dal, S. 186-242; Claudia Bruns, Skandale im Beraterkreis um Kaiser Wil- 
helm II. Die homoerotische «Verbündelung» der «Liebenberger Tafelrunde» 
als Politikum, in Susanne Zur Nieden, Hg., Homosexualität und Staatsräson: 
Männlichkeit, Homophobie und Politik in Deutschland 1900-1945, Frank- 
furt-New York 2005, S. 52-80; Hull, The Entourage of Kaiser Wilhelm II, 
S. 45-145. 

Deutsche Gedenkhalle: Bilder aus der vaterländischen Geschichte. Schriftlei- 
tung: Julius von Pflugk-Harttung; Leitung des illustrativen Teils Hugo von 
Tschudi; veranstaltet von Max Herzig, Berlin-Leipzig 1906. Das Luxusbuch 
kostete sooo Mark und wurde bis 1939 mehrmals neu aufgelegt. Siehe dazu 
Eulenburgs Korrespondenz, III, S. 2101 f. Ferner Pflugk-Harttung an Kaiser 
Wilhelm IL, 18. und 19. Januar 1907, Hohenlohe-Zentralarchiv Neuenstein, 
Nachlaß Hermann Hohenlohe-Langenburg, Bü. 318. 

Harden, Zukunft Nr. 55 vom 28. April 1906. Ähnliche Anschuldigungen 
machte Harden in den Artikeln vom 17. November und 8. Dezember 1906. 
Holstein an Radolin, 23. April 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 966. 
Siehe auch Holstein an Stülpnagel, 7. Juni 1906, Rogge, Friedrich von Hol- 
stein, Lebensbekenntnis, S. 256. 

Holstein an Radolin, 7. März 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 940. 
Holstein an Schiemann, 9. April 1906, zitiert in Eulenburgs Korrespondenz, 
III, S. 2122. 

Schiemann an Holstein, 25. April 1906; Holstein an Schiemann, 28. April 1906, 
Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 968 und Nr. 972. 

Holstein an Eulenburg, ı. Mai 1906, ebenda, Nr. 973. 

Holstein an Varnbüler, 4. Mai 1906; Mühlberg an Eulenburg, 4. Mai 1906, 
Tschirschky an Varnbüler, 5.Mai 1906; Varnbüler, Aufzeichnung vom Mai 
1906; Varnbüler an Eulenburg, ıı. und 14. Mai 1906; Eulenburg an Varnbüler, 
12. und 13. Mai 1906; Varnbüler an Tschirschky, 14. Mai 1906; Tschirschky an 
Eulenburg, Eulenburgs Korrespondenz, IH, Nr. 1512-21. 

Siehe ebenda, S. 2130. Siehe auch unten, S$. 595 ff. 

Eulenburg an Varnbüler, ı3.Mai 1906, Eulenburgs Korrespondenz, III, 
Nr. 1518. 

Siehe Spitzemberg, Eintrag vom 22. April und ır. Oktober 1906, Vierhaus, Ta- 
gebuch, S. 459 f. und S. 465. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 262. 

Ebenda, S. 261. 

Rogge, Friedrich von Holstein, Lebensbekenntnis, $. 265. 

Siehe den Abschnitt «Eulenburg und die Entzauberung des Kaisertums» in 
Band II, S. 1159-69. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 7. Juni 1907, Zwölf Jahre, S. 159 f. 
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Anhang 


Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 26. November 1907, ebenda, S. 175 £. 
Peter Winzen, Kabale statt Politik. Ein Blick hinter die Kulissen des wilhelmi- 
nischen Kaiserreichs (in Vorbereitung). 

Schiemann, Tagebuch vom 7.-9. April 1906, GStA Berlin, Nachlaß Schie- 
mann. 

Spitzemberg, Eintragung vom 12. November 1906, Vierhaus, Tagebuch, S. 467. 
Spitzemberg, Eintragungen vom 9. und ı1. November 1906, ebenda, S. 466 f. 
Siehe Eulenburg an Kaiser Wilhelm IL, September 1906, Eulenburgs Korre- 
spondenz, III, Nr. 1523. Dazu August Eulenburg an Philipp Eulenburg, 
31. August 1906, ebenda, S. 2134 Anmerkung ı. 

August Eulenburg an Philipp Eulenburg, 21. Oktober 1906, ebenda, Nr. 1524. 
Radziwill, Briefe vom deutschen Kaiserhof, S.258 ff.; Eulenburg an den 
Sohn Friedrich-Wend, ıı. November 1906, Eulenburgs Korrepondenz, III, 
Nr. 1525; Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 26. November 1907, Zwölf Jah- 
re, S. 173 f. 

Holstein an Ida von Stülpnagel, zitiert in Rogge, Friedrich von Holstein, Le- 
bensbekenntnis, S. 296. 

Harden, Zukunft vom 9. November 1907, S. 423. Siehe Helmuth Rogge, Hol- 
stein und Harden. Politisch-publizistisches Zusammenspiel zweier Außensei- 
ter des Wilhelminischen Reiches, München 1959, S. 212 f. 

Radziwill, Briefe vom deutschen Kaiserhof, S. 258 ff. 

Eulenburg an den Sohn Friedrich-Wend, ı1. November 1906, Eulenburgs 
Korrespondenz, IH, Nr. 1525. 

Radziwill, Briefe vom deutschen Kaiserhof, S. 258 ff. 

Dazu Spitzemberg, Eintragung vom 9. November 1906, Vierhaus, Tagebuch, 
S. 466 f.; Rogge, Holstein und Harden, S. 101; Fesser, Reichskanzler Bernhard 
Fürst von Bülow, S. 95. 

Berckheim an Marschall, 8. November 1906, Fuchs, Großherzog von Baden, 
IV, Nr. 2583. Siehe dazu Bodman an Marschall, 15. November 1906, ebenda, 
Nr. 2584. 

Spitzemberg, Eintragung vom 15. November 1906, Vierhaus, Tagebuch, S. 467. 
Bülow, Rede vom 14. November 1906, Stenographische Berichte über die Ver- 
handlungen des Reichstages, S. 3650. 

Ebenda. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 266. 

Holstein, Tagebuchaufzeichnung vom ı1. November 1906, Holstein, Geheime 
Papiere, IV, Nr. 1004. 

Bodman an Marschall, 15. November 1906, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2584. 

Harden, «Praeludium», Zukunft Nr. 57 vom 17. November 1906. 

Harden, «Dies irae», Zukunft Nr. 57 vom 24. November 1906. 

Hecht, Harden-Prozesse, S. 34-41. 

Eulenburg an Kaiser Wilhelm I., 11. Dezember 1906, Eulenburgs Korrespon- 
denz, III, Nr. 1526 mit den Anmerkungen 3 und 4. 

Charlotte Erbprinzessin von Sachsen-Meiningen an Schweninger, 12. Novem- 
ber, 13. und 24. Dezember 1906, BA Berlin, Nachlaß Schweninger Nr. 131. Sie- 
he dazu Harden an Holstein, 3. Oktober 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 1053. 

Charlotte Erbprinzessin von Sachsen-Meiningen an Schweninger, 28. Novem- 
ber 1906, BA Berlin, Nachlaß Schweninger Nr. 131. 

Charlotte Erbprinzessin von Sachsen-Meiningen an Schweninger, ro. und 
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18. November 1907, ebenda, zitiert bei Machtan, Wilhelm II. als oberster Sit- 
tenrichter, $. ı4f. 

Harden, «Symphonie», Zukunft Nr. 58 vom 2. Februar 1907; «Wilhelm der 
Friedliche», Zukunft Nr. 59 vom 6. April 1907. 

Siehe dazu Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 309 f. und Eulenburgs Korrespon- 
denz, III, S. 2143 f., Anmerkung 4. 

Harden, «Monte Carlino», Zukunft Nr. 59 vom 13. April 1907. 

Harden, «Roulette», Zukunft Nr. 59 vom 27. April 1907, S. 118. 

Tschirschky an Monts, 25. Mai 1907, Monts, Erinnerungen und Gedanken, 
S.45ı und 580. Siehe dazu Rogge, Holstein und Harden, S. 157. 

Bülow, Rede im Reichstag vom 28. November 1907, Stenographische Berichte 
über die Verhandlungen des Reichstages, XII. Legislatur-Periode, ı. Session, 
60. Sitzung, S. 1880 f. 

Wolfgang Pfeiffer-Belli, Hg., Harry Graf Kessler, Tagebücher 1918-1937, 
Frankfurt am Main 1961, S. 505. 

Harden an Holstein, ro. Mai 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1031. 
Harden an Holstein, 17. Juli 1907, ebenda, Nr. 1045. 

In der undatierten Aktennotiz Bülows erwähnt der Kanzler einen Bericht 
Hülsen-Haeselers vom April 1907 über «negatives Ergebnis seiner Erkundi- 
gungen». Rogge, Holstein und Harden, S. 157. 

Berckheim an Marschall, 26. Mai 1907, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2637. Siehe Hecht, Harden-Prozesse, S. 43-8. Erinnerungen des Kron- 
prinzen Wilhelm, Stuttgart-Berlin 1922, S. 13; Hans von Iresckow, Von Für- 
sten und anderen Sterblichen. Erinnerungen eines Kriminalkommissars, Berlin 
1922, $. 172; Paul Herre, Kronprinz Wilhelm. Seine Rolle in der deutschen Po- 
litik, München 1954, S. 26. 

Harden an Holstein, 28. Februar 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1012. 
Kronprinz Wilhelm, Erinnerungen, $. 106. Siehe Machtan, Wilhelm II. als 
oberster Sittenrichter, S. 12. 

Berckheim an Marschall, 26. Mai 1907, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2637. Ferner TIresckow, Von Fürsten und anderen Sterblichen, $. 164 ff. 
Müller, Tagebuchaufzeichnung vom 4. Mai 1907, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller. 

Harden an Holstein, 12. Mai 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1032. 
Harden an Holstein, 15. Juni 1907, ebenda, Nr. 1042. 

Siehe Spitzemberg, Eintragungen vom 26. und 31. Mai 1907, Vierhaus, Tage- 
buch, S. 472. 

Harden, «Schlußvortrag», Zukunft Nr. 61 vom 9. November 1907; «Der Pro- 
zeß», Zukunft Nr. 61 vom 23. November 1907. 

Müller, Tagebuch vom 13.-16., 22., 24. und 26. Mai 1907, BA-MA Freiburg, 
Nachlaß Müller. 

Bernhard Erbprinz von Sachsen-Meiningen an den Vater, undatiertes Brief- 
fragment [Mai 1907], ThStaMgn, Hausarchiv 341. 

Spitzemberg, Eintragungen vom 26. und 31. Mai, 9. und 22. Juni 1907, Vier- 
haus, Tagebuch, S. 472 f. 

Kessel an Eulenburg, 4. Mai 1907, Eulenburgs Korrespondenz, IH, Nr. 1527. 
Eulenburg an Kaiser Wilhelm IL, 5. Mai 1907, ebenda, Nr. 1528. 

Ebenda, S. 2146 Anmerkung 5. 

August Eulenburg an Philipp Eulenburg, 12. Mai 1907, ebenda, Nr. 1530. 
Harden an Holstein, 24. und 26. Mai 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 1037-38. 
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Anhang 


Müller, Tagebuchaufzeichnung vom 30. Mai 1907, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller. 

Berckheim an Marschall, 26. Mai 1907, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2637. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S.293 und S. 312. Vgl. Rogge, Holstein und 
Harden, S. 163 f. Siehe dazu die Bemerkung Eulenburgs zum Brief Hahnkes 
vom 26. Mai 1908, Eulenburgs Korrespondenz, III, Nr. 1544. 

Harden an Holstein, 1. Juni 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1039. 
Harden an Holstein, 31. Dezember 1907 und 30. März 1908, ebenda, Nr. 1071 
und Nr. 1081. 

So die Vermutung Varnbülers. Siehe Spitzemberg, Eintragungen vom 22. Juni 
und 7. November 1907, Vierhaus, Tagebuch, $. 473 und S. 477. 

Spitzemberg, Eintragungen vom 7. und 16. November 1907, ebenda, S. 477. 
Aufschlußreich zur Haltung Hahnkes und Hülsen-Haeselers in der Eulen- 
burg-Affäre Radziwill, Briefe vom deutschen Kaiserhof, S. 309 f. 

Emil Graf Görtz an Kaiser Wilhelm IL, 13. Mai 1907, GStA Berlin, BPHA 
Rep. 53] Lit. G. Nr. 5. 

Harden an Holstein, 26. Mai 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1038. 
Siehe oben S. 602. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S.293 und S. 312. Vgl. Rogge, Holstein und 
Harden, S. 163 f. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 311. 

Eulenburg an Bülow, 12. Mai 1907, Eulenburgs Korrespondenz, IH, Nr. 1529. 
Bülow an Eulenburg, 17. Mai 1907, ebenda, Nr. 1531. 

Eulenburg an Bülow, 5. Juni 1907, ebenda, Nr. 1536. 

Bülow an Eulenburg, 31. Mai 1907, ebenda, Nr. 1534. 

Bülow an Loebell, 27. Dezember 1908, zitiert in Hellige und Schulin, Brief- 
wechsel Rathenau-Harden, S. 522. Siehe auch Rogge, Holstein und Harden, 
S. 257. 

Varnbüler, unveröffentlichte Memoiren, zitiert nach Eulenburgs Korrespon- 
denz, III, S. 2150 Anmerkung 2. 

Harden an Holstein, 3. Juni 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1040. 
Harden an Holstein, 15. Juni 1907, ebenda, Nr. 1042. 

Harden an Holstein, 20. Juni 1907, ebenda, Nr. 1043; Harden an Rathenau, 16. 
und 2o.Juni 1907, Hellige und Schulin, Briefwechsel Rathenau-Harden, 
Nr. 200 und Nr. 202. 

Harden an Isenbiel, 7. Juli 1908, zitiert in Eulenburgs Korrespondenz, III, 
S. 2184 Anmerkung 2. 

Varnbüler, unveröffentlichte Memoiren, zitiert nach ebenda, S. 2150 Anmer- 
kung 2. 

Moltke an Varnbüler, 31. März 1891, ebenda, I, S. 39; Varnbüler an Moltke, 
15. April, 7. Mai und 4. Juni 1898, ebenda, III, Nr. 1366 und Nr. 1373 mit An- 
merkung 2. 

Spitzemberg, Eintragung vom 30. Juni 1908, Vierhaus, Tagebuch, S. 483 f. 
Varnbüler an Moltke, 24. Oktober ı912, Eulenburgs Korrespondenz, III, 
Nr. 1556. Siehe dazu Spitzemberg, Eintragung vom 6. Dezember 1913, Vier- 
haus, Tagebuch, S. 564. 

Eulenburg an Bülow, 4. Juni 1907, Eulenburgs Korrespondenz, III, Nr. 1535. 
Eulenburg an Bülow, 5. Juni 1907, ebenda, Nr. 1536. 

Siehe den Abschnitt «Bülow läßt Eulenburg allein» in Hecht, Harden-Pro- 
zesse, $. 86-91. 
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Ebenda, $. 69-85. 

Harden an Holstein, 15. Juni 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1042; 
Harden an Rathenau, 6. Juni 1907, Hellige und Schulin, Briefwechsel Rathe- 
nau-Harden, Nr. 196; Harden, «Nur ein paar Worte», Die Zukunft Nr. 59 vom 
15. Juni 1907; Hecht, Harden-Prozesse, S. 81-5. 

Harden an Holstein, 13. Oktober 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 1055. 

Hecht, Harden-Prozesse, S. 55 f. 

Ebenda, $. 56-68. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 24. Dezember 1907, zitiert in Eulenburgs Korre- 
spondenz, IH, S. 2160 Anmerkung 2. 

Zitiert nach Hecht, Harden-Prozesse, $. 129. Siehe Machtan, Wilhelm I. als 
oberster Sittenrichter, $. 14 f. 

Bernstein, zitiert in Die Zukunft Nr. 61 vom 12. Oktober 1907. 

Zitiert nach den einschlägigen Zeitungsberichten in Hecht, Harden-Prozesse, 
S. 107-9. 

Hecht, Harden-Prozesse, S. 114-7. 

Ebenda. 

Ebenda. 

Zitiert nach ebenda, S. 149. 

Ebenda, S. 123 f. 

Siehe dazu die Belege ebenda, S. 141-8. 

Zitiert nach ebenda, $. 149 f. und S. 155. 

Ebenda, $. 160-74. 

Siehe Spitzemberg, Eintragung vom 29. Oktober 1907, Vierhaus, Tagebuch, 
5. 476. 

Hopman, Tagebuch vom 27. Oktober 1907, Epkenhans, Leben eines <Wilhel- 
miner», $. 145. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 26. November 1907, Zwölf Jahre, S. 170- 
173. Siehe auch das Urteil Knesebecks bei Spitzemberg, Eintragung vom 
30. Oktober 1907, Vierhaus, Tagebuch, S. 476. 

Loebell an Bülow, 23. Oktober 1907, zitiert in Eulenburgs Korrespondenz, 
II, S. 2165 Anmerkung 2; Lerman, Chancellor as Courtier, S. 199 f. 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL, 26. Oktober 1907, gedruckt in Holstein, Gehei- 
me Papiere, IV, Nr. 1057. 

Hecht, Harden-Prozesse, S. 99. 

Loebell an Bülow, 26. Oktober 1907, zitiert in Eulenburgs Korrespondenz, 
IH, S. 2160 Anmerkung 2. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 26. November 1907, Zwölf Jahre, S. 171 £. 
Spitzemberg, Eintragung vom 7. November 1907, Vierhaus, Tagebuch, S. 477. 
Siehe dazu unten, $. 629-31. 

Hötzsch, Fürst Bülows Reden, III, S. 69 f. 

Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstages, XII. Legis- 
laturperiode, 28.- 30. November 1907, S. 1875-1974. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 18. Dezember 1907, Zwölf Jahre, S. 181 f. 
Podbielski an Loebell, 12. Dezember 1907, zitiert in Rogge, Holstein und Har- 
den, S. 253 f. 

Harden an Holstein, 25. November und 12. Dezember 1907, Holstein, Gehei- 
me Papiere, IV, Nr. 1062 und Nr. 1065. 

Hecht, Harden-Prozesse, S. 178-80. 

Adolf Brand, Fürst Bülow und die Abschaffung des $ 175. Flugschrift der Ge- 
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meinschaft der Eigenen - philosophische Gesellschaft für Sittenverbesserung 
und Lebenskunst, 10. September 1907. Die einschlägigen Passagen daraus wer- 
den zitiert in Hecht, Harden-Prozesse, S. 251 f. Siehe Harden an Holstein, 
ı1. September 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1048; Holstein an 
Harden, 12. September 1907, Rogge, Holstein und Harden, $. 205-10; 'Tres- 
ckow, Von Fürsten und anderen Sterblichen, S. 193. Grundlegend jetzt auch 
Winzen, Kabale statt Politik, wie oben Anmerkung 21. 

Harden an Holstein, 21. April 1907, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1019; 
Berckheim an Marschall, 26. Mai 1907, Fuchs, Großherzog von Baden, IV, 
Nr. 2637. Siehe oben S. 599. 

Winzen, Bernhard Fürst von Bülow, $. 11; Lerman, Chancellor as Courtier, 
S. 199. 

Bülow an Loebell, 27. September 1907, zitiert nach Winzen, Bernhard Fürst 
von Bülow, $. ı1, Lerman, Chancellor as Courtier, $. 199. 

Winzen, Bernhard Fürst von Bülow, S. 11-13 und S. 46. 

Bülows eidliche Aussage vom 6. November 1907, zitiert nach Hecht, Harden- 
Prozesse, S. 257. 

Winzen, Bernhard Fürst von Bülow, S. 12 f. 

Lerman, Chancellor as Courtier, $. 198 f£.; Eulenburgs Korrespondenz, IH, 
S. 1944 Anmerkung 1. 

Siehe dazu ebenda, I, S. ı2 und S. 109 Anmerkung 6. 

Siehe Harden an Holstein, 9. Juli 1908, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 1105. 

Brand, Fürst Bülow und die Abschaffung des $ 175, zitiert nach Hecht, Har- 
den-Prozesse, S. 251. Siehe Harden an Holstein, 17. Januar und 21. April 1907, 
Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1008 und Nr. 1019; Rogge, Holstein und 
Harden, S. 157 f., Eulenburgs Korrespondenz, III, S.2143 f. Anmerkung 4; 
Eulenburg an Isenbiel, ı1. Mai 1908, ebenda, Nr. 1543. Ferner Bülow, Denk- 
würdigkeiten, II, S. 309 f. 

Eulenburg an Bülow, 28. Februar 1893; Bülow an Eulenburg, 13. März 1893 
und 16. November 1894, Eulenburgs Korrespondenz, II, Nr. 776, Nr. 785 und 
Nr. 1050. Ausführlich dazu Winzen, Bernhard Fürst von Bülow, $. 63-5; ders., 
Skandale im Kaiserreich, passim. 

Bülows Aussage vom 6. November 1907, zitiert nach Hecht, Harden-Prozes- 
se, 9.259. 

Eulenburgs Aussage vom 6. November 1907, zitiert nach Hecht, Harden-Pro- 
zesse, $. 261. 

Hecht, Harden-Prozesse, S. 180 ff. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 24. Dezember 1907, BA Berlin, R 43/798 b; 
Charlotte Erbprinzessin zu Sachsen-Meiningen an Schweninger, 23. und 
25. Dezember 1907, BA Berlin, Nachlaß Schweninger, Nr. 131; Bernhard Erb- 
prinz von Sachsen-Meiningen an den Vater, 10. Januar 1908, ThStaMgn, Haus- 
archiv 341. Aufschlußreich dazu Machtan, Wilhelm II. als oberster Sittenrich- 
ter, S. 15 f. 

Kaiser Wilhelm II. an Chamberlain, 23. Dezember 1907, Chamberlain, Briefe, 
II, S. 226 f. 

Bernstein, Aussage vom 21. April 1908, zitiert nach Hecht, Harden-Prozesse, 
S. 301. 

Hecht, Harden-Prozesse, $. 320-36. 

Spitzemberg, Eintragung vom 5. Januar 1908, Vierhaus, Tagebuch, S. 479. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 8. Januar 1908, Zwölf Jahre, S. 183 f. 
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Rogge, Friedrich von Holstein, Lebensbekenntnis, S. 301. 

Ebenda. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 8. Januar 1908, Zwölf Jahre, S. 183 f. 
Siehe Hardens Briefe an Holstein vom März und April 1908, Holstein, Gehei- 
me Papiere, Nr. 1078 ff. 

Hecht, Harden-Prozesse, S. 340 f. 

Harden an Bernstein, 19. Januar 1908, zitiert in Bernd Uwe Weller, Maximilian 
Harden und die Zukunft, Bremen 1970, $. 341; Hecht, Harden-Prozesse, 
5. 341. 

Harden und Fürst Eulenburg, Neue Freie Volkszeitung, 25. März 1908, nach- 
gedruckt ebenda, S. 343. 

Einzelheiten in Eulenburgs Korrespondenz, III, S. 2168 f.; Hecht, Harden- 
Prozesse, S. 352. 

Spitzemberg, Eintragung vom 17. Mai 1908, Vierhaus, Tagebuch, S. 483. 
Varnbüler an Laemmel, 22. April 1908, Eulenburgs Korrespondenz, II, 
Nr. 1539. Ähnlich Monts an Bülow, 23. Juli 1908, zitiert ebenda, $. 2184 f. An- 
merkung 2. 

Eulenburg an den Sohn Friedrich-Wend, 5. und 6. Mai 1908, ebenda, Nr. 1541. 
Machtan, Wilhelm II. als oberster Sittenrichter, S. 16. 

Beseler an Kaiser Wilhelm IL, ı. Mai 1908, zitiert in Eulenburgs Korrespon- 
denz, III, S.2176, Anmerkung 3. Siehe dazu die schriftliche Entgegnung 
Eulenburgs vom 23. April 1908 auf die Zeugenaussagen Riedels und Ernsts 
ebenda, Nr. 1540. 

Beseler an Kaiser Wilhelm II., 9. Mai 1908, zitiert ebenda, S. 2177 Anmer- 
kung 2. Dazu Augusta Eulenburg an den Sohn Sigwart, 8. Mai 1908, ebenda, 
Nr. 1542. 

Zu den Vorgängen siehe Johannes Haller, Aus dem Leben des Fürsten Philipp 
zu Eulenburg-Hertefeld, Berlin 1924, S. 400 ff.; Rogge, Holstein und Harden, 
S. 283 f.; Weller, Harden, S. 195; Hellige und Schulin, Briefwechsel Rathenau- 
Harden, $. 551-6; Hecht, Harden-Prozesse, S. 386. 

Kaiser Wilhelm II. an Fürstenberg, ı1. Mai 1908, FFA Donaueschingen. 
Spitzemberg, Eintragung vom 30. Juni 1908, Vierhaus, Tagebuch, $. 483 f. Sie- 
he auch ebenda, S. 515. 

Beseler an Kaiser Wilhelm II., 2. Juni 1908, zitiert in Eulenburgs Korrespon- 
denz, II, S.2183 Anmerkung 4. Dazu Radziwill, Briefe vom deutschen Kai- 
serhof, S. 31 f.; Rogge, Holstein und Harden, S. 301 f.; Hecht, Harden-Prozes- 
se, S. 270. 

Eulenburg an Ernst, 22. Dezember 1907, zitiert in Hecht, Harden-Prozesse, 
S. 387 f.; Anklageschrift gegen Eulenburg, 5. Juni 1908, ebenda, S. 388. 
Beseler an Kaiser Wilhelm II., 5. Juni 1908, zitiert in Eulenburgs Korrespon- 
denz, III, S. 2184 f. Anmerkung 2. 

Radziwill, Briefe vom deutschen Kaiserhof, S. 308. 

Beseler an Kaiser Wilhelm II., 8. Juli 1908, zitiert in Eulenburgs Korrespon- 
denz, III, S. 2184 f. Anmerkung 2. 

Beseler an Kaiser Wilhelm II., ı7., 18. und 20. Juli 1908, zitiert ebenda, 
S. 2184 f. Anmerkung 2. 

Wahnschaffe an Bülow, 17. Juli 1908, zitiert ebenda, $. 2184 f. Anmerkung 2. 
Kaiser Wilhelm I. an Bülow, 18. Juli 1908, gedruckt in Rogge, Holstein und 
Harden, S. 314. 

Beseler an Kaiser Wilhelm II., 26. September 1908, zitiert in Eulenburgs Kor- 
respondenz, III, S. 2184 f. Anmerkung 2. 
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Spitzemberg, Tagebucheintragung vom 9. Juni 1909, Vierhaus, Tagebuch, S. 506. 
Ebenda. 
Beseler an Kaiser Wilhelm IL, 4., 13. und 29. Juni 1908, zitiert in Eulenburgs 
Korrespondenz, III, S. 2184 f. Anmerkung 2. Dazu Hecht, Harden-Prozesse, 
S. 389 f. 


Kapitel 22 
Der Kaiserbesuch in Windsor und Highcliffe, 
November - Dezember 1907 


Campbell Bannermann an Knollys, 28. Dezember 1906, RA VIC/R 27/130. 
Zu den Hintergründen und zur «Atmosphäre des Mißtrauens» während des 
Staatsbesuchs vgl. Reinermann, Der Kaiser in England, S. 290-324. 

Kaiser Wilhelm II. an Prinzessin Louise Duchess of Argyll, 27. Dezember 
1906, RA VIC/Add Mss/A 17/1040 (a. d. Engl.). 

Augusta Großherzogin von Mecklenburg-Strelitz an Victoria Mary Princess 
of Wales, 26. Februar 1906; Victoria Mary Princess of Wales an Augusta Groß- 
herzogin von Mecklenburg-Strelitz, 27. März 1906, RA GV/CC 32/21 und 24/ 
47. 

Siehe zum Beispiel den Briefwechsel zwischen Cope, Probyn, August Eulen- 
burg, September 1905 bis März 1906, RA PP EVIVC 15608. Kaiser Wil- 
helm II. an König Edward VIL, 25. und 26. Dezember 1906; König Ed- 
ward VII. an Kaiser Wilhelm II., 26. Dezember 1906, RA VIC/W 50/125-130. 
König Edward VII. an Kaiser Wilhelm II., 14. Juni 1907, PA AAR 3705. Spen- 
der an Knollys, 17. Oktober 1907, Knollys Papers RA VIC/Add € 07/2/Q. 
Paget an König Edward VI, 14. September 1907, RA VIC/W 52/4; Hardinge 
an König Edward VI, 20. September 1907, RA VIC/W 52/29. 

Hardinge an Knollys, 7. August 1907, Knollys Papers, RA VIC/Add © 07/2/ 
Q (a. d. Engl.). Siehe auch Hardinge an König Edward VII., 22. Oktober 1906, 
RA VIC/W 50/26. Hardinge an Bryce, 7. September 1907, Bodleian Library, 
James Bryce Mss., USA/27. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkung zu Hans-Adolf von Bülow 
an Reichskanzler, 26. August 1907, PA AAR 3707. 

Hardinge an Grey, 7. April 1907, British Documents, VI, Nr. 44 (a. d. Engl.). 
Hardinge an König Edward VIL, 30. April 1907, RA VIC/W 51/74 (a.d. 
Engl.). 

Hardinge an Knollys, 3. Juni 1907, RA VIC/W 51/107 (a. d. Engl.). Der Einla- 
dungsbrief Edwards VII. vom 14. Juni 1907 befindet sich in PA AAR 3705. 
Metternich an Mühlberg, 16. Juni 1907, Mühlberg an Jenisch, 16. Juni 1907, 
ebenda. Siehe ferner Metternichs Bericht vom ı1. Juli 1907, PA AAR 3706. 
Jenisch an Mühlberg, 17. Juni 1907, PA AAR 3705. Siehe dazu Große Politik, 
XXJ2, S. 514 Anmerkung. 

Metternich an Mühlberg, Mühlberg an Jenisch, 18. Juni 1907, PA AAR 3705. 
Jenisch an Mühlberg, 19. Juni 1907, ebenda. 

Kaiser Wilhelm II. an König Edward VIL., RA VIC/W 65/87. Der deutsche 
Entwurf und eine Abschrift des englischen Briefes befinden sich in PAAAR 
3705. König Edward VI. an Kaiser Wilhelm IL, 25. Juni 1907, ebenda; Kaiser 
Wilhelm II. an König Edward VIl., 2. Juli 1907; Jenisch an Bülow, 2. Juli 1907, 
PA AAR 3706; Abschrift in GStA Berlin, BPHA Rep. 53] Lit. G Nr. ır. Fer- 
ner König Edward VII. an Kaiser Wilhelm IL, 16. Juli 1907, PA AA R 3706. 
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Hopman, Tagebuch vom 27. Juni und 25. Juli 1907, BA-MA Freiburg, Nach- 
laß Hopman N 326/6. Vgl. Epkenhans, Leben eines «Wilhelminers, S. 143. 
Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Miquels vom 
9. Oktober 1907, Große Politik, XXV/1, Nr. 8538. 

Kaiser Wilhelm II. an König Edward VIL, 31. Oktober 1907, RA VIC/W 52/ 


47. 
König Edward VII. an Kaiser Wilhelm IL, 31. Oktober 1907, RA VIC/W 52/ 
48 (a. d. Engl.). 

König Edward VII. an Knollys, 31. Oktober 1907, RA VIC/W 52/46 
(a. d. Engl.). 

Grey an Knollys, 1. November 1907, RA VIC/W 52/53 (a. d. Engl.). 
Hardinge an Knollys, 1. November 1907, RA VIC/W 52/52 (a. d. Engl.). 
Metternich an Bülow, 1. November 1907, PA AAR 3709. 

Ebenda. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zu den beiden Depeschen Metternichs 
vom ı. November 1907, PA AAR 3709. Vgl. die sarkastische Schilderung des 
Vorfalls in Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 305 £. 

August Eulenburg an Auswärtiges Amt, 5. November 1907, PA AA R 3709. 
Schoen, Erlebtes, S. 56. 

Müller, Tagebuch vom 13. November 1907, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Kaiser Wilhelm I. an Bülow, 13. November 1907, PA AAR 3709. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II, 13. November 1907, ebenda. 

Kaiser Wilhelm I. an Bülow, 14. November 1907, PA AAR 3710. 

Mary Princess of Wales an Augusta Großherzogin von Mecklenburg-Strelitz, 
15. November 1907, RA GV/CC 24/93 (a. d. Engl.). 

Hardinge an Bryce, 2. Dezember 1907, Bodleian Library Oxford, Bryce Mss, 
USA 27/184 (a. d. Engl.). 

Memorandum des Foreign Office vom 9. November 1907 in RA VIC/W 52/ 
55; undatierte Aufzeichnungen des Auswärtigen Amtes in PA AAR 3706 und 
R 3628. 

Grey an König Edward VOL, ı3. November 1907, RA VIC/W 52/58 
(a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 14. November 1907, PA AAR 3710. 

Schoen, Erlebtes, $. 57 f. 

Grey, Hardinge und Haldane, Aufzeichnung vom 14. November 1907, British 
Documents, VI, Nr. 62. 

Haldane, Diktat vom ı5. November 1907, RA VIC/W 52/61, gedruckt eben- 
da, Nr. 63 (a. d. Engl.). 

Hardinge an Knollys, RA VIC/W 52/62 (a. d. Engl.). 

Grey an Knollys, 16. November 1907, RA VIC/W 52/65, gedruckt in British 
Documents, VI, Nr. 66 (a. d. Engl.). 

Grey an Bertie, 16. November 1907, ebenda, Nr. 65. 

Siehe Iswolski an Benckendorff, 6. Dezember 1907, gedruckt ebenda, S. 101. 
Schoen, Erlebtes, S. 58. 

Siehe Kapitel 25. 

Metternich an Bülow, 7. November 1907, PA AAR 3709. 

Stumm, Bericht aus London vom 25. November 1907, PA AAR 3711. 

Stuart Wortley an seine Gattin, ı. Dezember 1907, gedruckt in Peter Winzen, 
Das Kaiserreich am Abgrund. Die Daily-Telegraph-Affäre und das Hale-In- 
terview von 1908. Darstellung und Dokumentation, Stuttgart 2002, S. 94-6 
(a. d. Engl.). 
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Stuart Wortley an seine Gattin, 2. Dezember 1907, gedruckt ebenda, S. 97 f. 
(a. d. Engl.). 

Stuart Wortley an seine Gattin, 7. Dezember 1907, gedruckt ebenda, S. 98 f. 
(a. d. Engl.). 

Stuart Wortley an seine Gattin, 1. Dezember 1907, gedruckt ebenda, S. 94-6. 
Vgl. dazu Reinermann, Der Kaiser in England, S. 321 f. 

Kaiser Wilhelm IL, Interview im Manchester Daily Dispatch, 4. Dezember 
1907, zitiert nach dem Vorabdruck unter dem Titel The German Emperor and 
German Policy, in The Times vom 4. Dezember 1907; Ergänzungen nach dem 
gleichnamigen Times-Artikel vom 6. Dezember 1907 (a. d. Engl.). 

The German Emperor and German Policy, The Times, 5. und 6. Dezember 
1907 (a. d. Engl.). Zu dem Vorgang siehe Geppert, Pressekriege, S. 264 f. 
Hardinge an Knollys, 4. Dezember 1907, RA VIC/W 52/70 (a. d. Engl.). 
Hardinge an Knollys, 4. Dezember 1907, Grey an Lascelles, 4. Dezember 
1907, RA VIC/W 52/71 und 72. 

Hardinge an Knollys, 6. Dezember 1907, RA VIC/W 52/75 (a. d. Engl.). 
Siehe unten S$. 712 ff. 

Sternburg an Bülow, 21. Dezember 1907 mit Randbemerkungen Kaiser Wil- 
helms IL, PA AAR 3711. 

Wallace an Knollys, 1. Oktober 1907, RA VIC/W 52/32 (a. d. Engl.). 

Wallace an Knollys, 11. Oktober 1907, RA VIC/W 52/40 (a. d. Engl.). 


Kapitel 23 
Der heiße Sommer 1908 
Am Rande des Krieges mit England 


Salis an Grey, 19. November und 4. Dezember 1907; Dumas an Salis, 2. De- 
zember 1907, British Documents, VI, Nr. 41 und 42. 

Hardinge an Knollys, 6. Dezember 1907, RA VIC/W 52/75 (a. d. Engl.). 
Ebenda. 

Repington, German Naval Policy, The Times, 10. September 1907 (a. d. Engl.). 
Fisher an König Edward VII., 14. März 1908, RA VIC/W 59/14 (a. d. Engl.). 
Dumas an Lascelles, 3. Februar 1908; Lascelles an Grey, 4. Februar 1908 mit 
Kommentaren Crowes, Hardinges und Greys vom 10. Februar 1908, British 
Documents, VI, Nr. 80 (a.d. Engl.). Siehe den ausführlichen Bericht Dumas’ 
vom 12. Februar 1908 über die Kaiserliche Marine mit den kritischen Kommen- 
taren Crowes, Hardinges und Greys dazu, ebenda, Nr. 81. Die von Crowe er- 
wähnte Schrift des zum Generalstab kommandierten Oberleutnants Franz Frei- 
herrn von Edelsheim, Operationen über See, war 1901 in Berlin erschienen. 
Siehe Fiebig-von Hase, Lateinamerika, I, S. 480, 484 und 495. Siehe ferner den 
Bericht des Militärattach&s Colonel Frederick Trench vom 27. April 1908 über 
die Gefahr eines Überraschungsangriffs der deutschen Flotte gegen England, 
British Documents, VI, Nr. 94. Die Berichte der britischen Marineattaches aus 
Berlin sind jetzt zugänglich in Matthew S. Seligmann, Hg., Naval Intelligence 
from Germany. The Reports of the British Naval Attaches in Berlin, 1906-1914, 
Aldershot 2007. Siehe ferner Matthew S. Seligmann, Spies in Uniform. British 
Military and Naval Intelligence on the Eve of the First World War, Oxford 2006. 
Hardinge an Knollys, 22. Januar 1908, RA VIC/W 52/93 (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 30. Dezember 1907, Große Politik, XXV/r, 
Nr. 8557. 
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Sir C. Macdonald an Grey, 27. November 1908, RA Knollys Papers. 

Siehe Fiebig-von Hase, Die Rolle Wilhelms I. in den deutsch-amerikanischen 
Beziehungen, S. 251; Macdonald an Grey, 27. November 1908, RA Knollys 
Papers. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zu Bülow an Sternburg, 17. Oktober 
1907, Große Politik, XXV/ı, Nr. 8551. 

Kaiser Wilhelm I. an Bülow, 30. Dezember 1907, ebenda, Nr. 85 57. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht des Grafen Rex aus China 
vom 7. Dezember 1907, ebenda, Nr. 8556. 

Kaiser Wilhelm I. an Bülow, 30. Dezember 1907, ebenda, Nr. 85 57. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 324. Zu der Affäre um den Brief an Lord 
Tweedmouth vgl. Cecil, Wilhelm II, II, S. 129 ff.; Lee, King Edward VII, IL, 
S. 6o4 ff. Zur Reaktion der britischen Presse auf den Brief siehe Reinermann, 
Der Kaiser in England, S. 325-32. 

Müller, Tagebuch vom 16. Februar 1908, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Kaiser Wilhelm II. an Lord Tweedmouth, 16. Februar 1908, Tirpitz, Aufbau 
der deutschen Weltmacht, S. 58-63; Große Politik, XXTV, Nr. 8181. 

Kaiser Wilhelm II. an König Edward VIL, 14. Februar 1908, Tweedmouth an 
Knollys, 19. Februar 1908, Esher Papers, Cambridge, ESHR 10/53; Tweed- 
mouth an Knollys, 18. Februar 1908, RA VIC/W 59/8. 

König Edward VII. an Kaiser Wilhelm IL, 22. Februar 1908, Große Politik, 
XXIV, Nr. 8183 (a. d. Engl.). 

Müller, Tagebuch vom 24. und 25. Februar 1908, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller. 

Metternichs Bericht wird zitiert in Bülow, Denkwürdigkeiten, IL, S. 325. Zur 
Reaktion im Foreign Office siehe Repington an Esher, 5. und 14. März 1908, 
Esher Papers, Cambridge, ESHR 10/53. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 324 f. 

Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 57 £.; Müller Tagebuch vom 16., 
24. und 25. Februar sowie 23. und 24. März 1908, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller. Kaiser Wilhelm I. an Tirpitz, 31. März 1908, Tirpitz an Kaiser Wil- 
helm IL, 1. April 1908, BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz, N 253/8. Am 
1. April 1908 notierte Müller: «S. M. erhielt glühendes Dankestelegramm von 
Tirpitz, der ins Herrenhaus berufen.» 

Radziwill an Robilant, 14. März 1908, gedruckt in Cyril Spencer Fox, Hg., 
This was Germany. An Observer at the Court of Berlin. Letters of Princess 
Marie Radziwill to General di Robilant 1908-1915, London 1937 (unten zitiert 
als Letters of Princess Marie Radziwill), S. 23 f. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 6. März 1908, Große Politik, XXIV, Nr. 8186. 
Esher, Tagebuch vom 14. März 1908, Esher Papers, Cambridge, ESHR »/11. 
Metternich an Bülow, 6. März 1908; Bülow an Kaiser Wilhelm II., 6. März 
1908 mit kaiserlicher Randbemerkung, Große Politik, XXIV, Nr. 8187. 
Ebenda. 

Metternich an Bülow, 9. März 1908; Schoen an Metternich, 14. März 1908, 
Große Politik, XXIV, Nr. 8194 und Nr. 8196. 

Metternich an Bülow, 6. März 1908; Bülow an Kaiser Wilhelm II., 6. März 
1908 mit kaiserlicher Randbemerkung, ebenda, Nr. 8187. 

Siehe dazu Hopman, Tagebuch vom 8.-ıo. März 1908, BA-MA Freiburg, 
Nachlaß Hopman N 326/6. 

Harden an Holstein, 8. März 1908, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1076. 


1436 


42 


43 


44 


45 


46 


47 
48 


49 
5o 


5I 


52 
53 


54 


Anhang 


Radziwill an Robilant, 10. März 1908, gedruckt in Letters of Princess Marie 
Radziwill, S. 22 f. (a. d. Engl.). 
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XXV/2, Nr. 8808 und Nr. 8812. Ferner Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 19. Juli 
1908, ebenda, S. 457 Anmerkung. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen vom 24. August 1908 zum Artikel in 
der Dortmunder Zeitung vom 20. August 1908, PA AAR 3712. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 325. Siehe oben S. 660. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II., 17. Juni 1908, Große Politik, XXV/2, Nr. 8815. 
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Holstein an Harden, 19. und 22. November 1906, gedruckt in Rogge, Holstein 
und Harden, S. 104 f. 

Unser Kaiser und sein Volk!, S. 16. 

Ebenda, S. 21. 

Ebenda, S. 22. 

Ebenda, S. 23 f. 

Ebenda, S. 9 f. und S. 19 ff. 

Ebenda, S. 25-8. 

Ebenda, S. 39 ff. 

Ebenda, S. 10 f. 

Siehe oben S. 340. 

Unser Kaiser und sein Volk!, S. 33 f. 
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Winzen, Kaiserreich am Abgrund. 

Siehe Lord Burnham, Peterborough Court, London 1955, S. 151; Esher an 
Knollys, 6. November 1908, in Brett, Journals and Letters of Reginald Vis- 
count Esher, IL, S. 356; Winzen, Kaiserreich am Abgrund, S. 112 Anmerkung 8. 
Varnbüler an Weizsäcker, 19. November 1908, gedruckt ebenda, Nr. 82. Vgl. 
zur Daily Telegraph-Affäre u.a. auch Kohlrausch, Der Monarch im Skandal, 
S. 243-262; Clark, Kaiser Wilhelm II, S. 172 ff.;, Mommsen, War der Kaiser an 
allem schuld?, S. 142 ff.; Volker Ullrich, Als der Thron ins Wanken kam. Das 
Ende des Hohenzollernreiches 1890-1918, Bremen 1993, $. 39-63; Cecil, Wil- 
helm II, II, S. 123 ff. 
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Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Immediatbericht Bülows vom 
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Bülow, Reichstagsrede vom 10. November 1908, ebenda, Nr. 55. 
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vember 1908, gedruckt ebenda, Nr. 61. 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL., 11. November 1908; Jenisch an Bülow, ı2. No- 
vember 1908, zitiert ebenda, $. 226 f. Anmerkung ı. 

Harden an Rathenau, 9. November 1908, Hellige und Schulin, Briefwechsel 
Rathenau-Harden, Nr. 244. 
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dem Kaiser in Donaueschingen am 13. November 1908, Abschrift, GStA Ber- 
lin, I. HA, Rep. 89, Nr. 3068, fol. 189 f. 

Valentini, Tagebuch vom 13. November 1908, BA Koblenz, Nachlaß Valentini, 
Kl. Erw. Nr. 341-1, gedruckt in Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. 102. 
Valentini, Aufzeichnung Das Drama von Donaueschingen, BA Koblenz, 
Nachlaß Valentini, Kl. Erw. Nr. 341-1. Vgl. Valentini, Kaiser und Kabinetts- 
chef, S. 103. Siehe ferner die rückblickende Schilderung des Hofmarschalls 
Grafen Zedlitz, Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 8. Februar 1909, Zwölf 
Jahre, S. 216 ff. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 26. November 1908, ebenda, S. 194 f. 
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Bülow an Holstein, 17. November 1908, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
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ber 1908, BA Berlin, Nachlaß Schweninger Nr. 131. 

Valentini, Tagebuch vom 17. November 1908, BA Koblenz, Nachlaß Valentini, 
Kl. Erw. Nr. 341-1, gedruckt in Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. 104. 
Siehe auch Zedlitz-Trützschler an den Vater, 30. November 1908, Zwölf Jahre, 
S. 196-8. 
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Kaiserreich am Abgrund, S. 252 Anmerkung 8. 

Bülow an Holstein, 7. Dezember 1908, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
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Schiemann, Tagebucheintragungen vom ı2., 15. und 16. März 1909, gedruckt 
ebenda, Nr. ııı und Nr. 113. Vgl. dazu Valentini, Kaiser und Kabinettschef, 
S. 106-8. Siehe ferner Kaiser Wilhelm II., Schlußbemerkung zum Telegramm 
Bethmann Hollwegs vom 28. September 1909, Große Politik, XXIV, Nr. 8272; 
Bethmann Hollweg an Auswärtiges Amt, 29. September 1909; Stemrich an 
Kiderlen-Wächter, 6. Oktober 1909, Winzen, Kaiserreich am Abgrund, 
Nr. 120 mit Anmerkung 2 und $. 331 f.,, Anmerkung 3. 

Bülow an Jenisch, 12. November 1908, gedruckt ebenda, Nr. 67. 

Prinz Heinrich von Preußen, Tagebuch vom 16.-18. November 1908, MSM 
Hamburg. 
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Kaiser Wilhelm IH. an Fürst und Fürstin von Fürstenberg, 22. November 1908, 
FFA Donaueschingen. 

Bülow, Schlußbemerkung vom 17. November 1908 zum Telegramm Metter- 
nichs aus London vom 16. November 1908; Bülow an Metternich, 18. Novem- 
ber 1908, gedruckt in Winzen, Kaiserreich am Abgrund, Nr. 72 und Nr. 79. 
Grundlegend zur Krise um das Hale-Interview ebenda, S. 68-88. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II, 21. November 1908 mit Kopfbemerkung des 
Kaisers vom gleichen Tag, gedruckt ebenda, Nr. 84. 

Siehe oben, $. 666-71. 

Das Berliner Tageblatt gab am 23. November 1908 Berichte der New York 
World vom 21. November und der Londoner Zeitung The Observer vom 
22. November 1908 wieder. Siehe Winzen, Kaiserreich am Abgrund, $. 82 und 
Nr. 262 Anmerkung 3 und 4. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 23. November 1908, zitiert ebenda, $. 262 An- 
merkung 2. 

Seele an Bülow, 23. November 1908, zitiert ebenda, S. 262 Anmerkung ı. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 26. November 1908, Zwölf Jahre, S. 194 f. 
Bülow, Notiz vom 23. November 1908, zitiert nach Winzen, Kaiserreich am 
Abgrund, S. 262 Anmerkung ı. 

Spitzemberg, Eintragung vom 30. November 1908, Vierhaus, Tagebuch, S. 495. 
Siehe ferner Valentini, Kaiser und Kabinettschef, $. 105. 

Erinnerungen des Kronprinzen Wilhelm, S. 92-4. 

Kaiser Wilhelm II. an Fürstenberg, 25. November 1908, FFA Donaueschingen. 
Zedlitz-Trützschler an den Vater, 30. November 1908, Zwölf Jahre, S. 196-8. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 22. Dezember 1908, ebenda, S. 198-201. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 2. Januar 1909, ebenda, S. 206. 
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Kapitel 26 
Umwälzungen im Orient 
Kaiser Wilhelm und die Bosnische Krise 1908/09 


Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 337. 

Siehe Band II, S. 1050-60. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Bericht Marschalls vom 5. November 
1901, zitiert nach Holstein, Geheime Papiere, IV, S. 418. Der Bericht ist ohne die 
kaiserliche Randbemerkung gedruckt in Große Politik, XVIIN/ı, Nr. 5460. 
Siehe dazu Band II, S. 1096 f. 

Holstein an Bülow, Januar 1906, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 919. 
Kaiser Wilhelm I., Rand- und Schlußbemerkungen vom 13. November 1905 
zum Immediatbericht Bülows vom 13. November 1905, Große Politik, XXI, 
Nr. 7566. 

Kaiser Wilhelm II, Schlußbemerkung zum Privatbrief Metternichs an Bülow 
vom 19. Oktober 1908, ebenda, XXVV/ı, Nr. 9056. 

Mudra an von der Goltz, 19. April 1907, BA-MA Freiburg, Nachlaß von der 
Goltz, N 737/14. 

Bülow an Auswärtiges Amt, 25. Juli 1908, zitiert in Holstein, Geheime Pa- 
piere, IV, S. 490 Anmerkung 6. Zum Zusammenhang zwischen jungtürkischer 
Revolution und deutsch-englischen Beziehungen vgl. Schöllgen, Imperialis- 
mus und Gleichgewicht, $. 239-45. 
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Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkungen zu den Berichten Kider- 
len-Wächters aus Therapia und Pourtal&s’ vom 27. Juli 1908, Große Politik, 
XXV/2, Nr. 8881 und Nr. 8884; Bülow an Holstein, 28. Juli 1908, Holstein, 
Geheime Papiere, IV, Nr. 1112. Siehe ferner Metternichs Bericht vom 14. Au- 
gust 1908 mit den Randbemerkungen Kaiser Wilhelms II., Große Politik, 
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Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkungen zu den Berichten Kider- 
len-Wächters aus Therapia und Pourtal&s’ vom 27. Juli 1908, ebenda, Nr. 8881 
und Nr. 8884. 

Kaiser Wilhelm II, Rand- und Schlußbemerkungen vom Ende August 1908 
zum Bericht Metternichs vom 14. August 1908, ebenda, Nr. 8906. 

Ebenda. 

Siehe Marschalls Bericht vom 4. September 1908, Große Politik, XXV/a, 
Nr. 8911. Zur Jungtürkischen Revolution siehe Feroz Ahmad, The Young 
Turks. The Committee of Union and Progress in Turkish Politics 1908-1920, 
Oxford 1969; Ernest Edmondson Ramsaur, The Young Turks. Prelude to the 
Revolution of 1908, Princeton N.J. 1957; Schöllgen, Imperialismus und 
Gleichgewicht, S. 239 ff. 

Kaiser Wilhelm II., Schlußbemerkung zum Telegramm Bülows an Jenisch, 
7. Oktober 1908, Große Politik, XXVV/ı, Nr. 8992. Siehe auch die Rand- 
bemerkung zum Telegramm Marschalls vom 9. Oktober 1908, ebenda, 
Nr. 9002. 

Kaiser Wilhelm IL., Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Tschirschkys 
aus Wien vom 25. Oktober 1908, ebenda, XXVV/2, Nr. 9213. 
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werden. 

Fürstenberg an Kaiser Wilhelm II., 29. November 1908, FFA Donaueschingen. 
Rathenau an Harden, 4. Dezember 1908, Hellige und Schulin, Briefwechsel 
Rathenau-Harden, Nr. 249. Siehe Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 29. No- 
vember 1908, Zwölf Jahre, S. 195 f. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 440. 

Kaiser Wilhelm II. an Fürstenberg, 23. Dezember 1908, FFA Donaueschingen. 
Kaiser Wilhelm I. an Fürstenberg, ı. Dezember 1908, ebenda. Vgl. dazu Zed- 
litz-Trützschler, Tagebuch vom 2. Januar 1909, Zwölf Jahre, S. 206 f. 
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Siehe Holsteins Brief an Bülow vom 8. Dezember 1908, Holstein, Geheime 
Papiere, IV, Nr. 1165. 

Kaiser Wilhelm II. an Fürstenberg, 23. Dezember 1908, FFA Donaueschingen. 
Fürstenberg an Kaiser Wilhelm II., 24. Dezember 1908, GStA Berlin, BPHA 
Rep. 53] Lit. F Nr. 3. 

Kaiser Wilhelm II. an Erzherzog Franz Ferdinand, 16. Dezember 1908, MOL 
Budapest Nr. 183 db. Mit zahlreichen Abschreibefehlern gedruckt in Kann, 
Wilhelm II. und Franz Ferdinand in ihrer Korrespondenz, S. 54 f. 
Zedlitz-Trützschler an den Vater, 30. November 1908, Zwölf Jahre, S. 196-8. 
Reischach an Holzing-Berstett, 8. Dezember 1908, GLA Karlsruhe, Nachlaß 
Holzing-Berstett, Zug. 1989 Nr. 116/65. 

Auszüge aus dem Aufsatz Schlieffens in Ernst Jäckh, Hg., Kiderlen-Wächter - 
der Staatsmann und Mensch. Briefwechsel und Nachlaß, 2 Bde., Berlin - Leip- 
zig 1924, II, S. 20 f., Anmerkung 1. Siehe oben S. 759 f. 

Holstein an Bülow, 6. Januar 1909, Holstein, Geheime Papiere, IV, Nr. 1176. 
Bülow an Holstein, 13. Januar 1909, ebenda, Nr. 1178. 

Bülow an Holstein, ro. Januar 1909, ebenda, Nr. 1177. 

Bülow an Kaiser Wilhelm II, ı1. Januar 1909, GStA Berlin, BPHA Lit. B 
Nr. 16a vol. IV. 

Fürstenberg an Kaiser Wilhelm II., 9. Januar 1909, GStA Berlin, BPHA 
Rep. 53] Lit. F Nr. 3. 

Kaiser Wilhelm II. an Fürstenberg, ır. Januar 1909, FFA Donaueschingen. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 13. Januar 1909, Zwölf Jahre, S. 207 ff. 
Hardinge, Aufzeichnung vom ı1. Februar 1909, Bodleian Library Oxford, 
James Bryce Mss, Folder USA 28. Zum Antisemitismus des Kaisers vgl. auch 
Cecil, Wilhelm II, II, S. 332-347; John C. G. Röhl, Kaiser Wilhelm II. und der 
deutsche Antisemitismus, in ders., Kaiser, Hof und Staat, $. 2035-22. 

Müller, Tagebuch vom 2. Februar 1909, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Siehe dazu die Äußerung des Kronprinzen vom 21. November 1908, Bülow 
habe an seinem Vater «als Verräter» gehandelt, Thimme, Front wider Bülow, 
S. 123. Dazu Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. 106. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 14. Januar 1909, Zwölf Jahre, S. 210. 
Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 20. Januar 1909, ebenda, S. 212 f. 

Bülow an Kaiser Wilhelm IL, 13. Februar 1909 mit Randbemerkungen des 
Kaisers vom gleichen Tag, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] Lit. B Nr. 16a. Siehe 
Winzen, Kaiserreich am Abgrund, $. 307, Anmerkung 2. 

Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. 106. Siehe Fesser, Reichskanzler Bern- 
hard Fürst von Bülow, $. 124. Siehe ferner Spitzemberg, Eintragung vom 
15. Februar 1909, Vierhaus, Tagebuch, S. 499. 

Kaiser Wilhelm II. an Großherzogin Luise von Baden, 5. Februar 1909, GStA 
Berlin, BPHA Rep. 53 Nr. 81. 

Valentini, Aufzeichnung vom 24. Februar 1909, GStA Berlin, Nachlaß Valenti- 
ni, Nr. 27. 

Kaiser Wilhelm I. an Müller, 22. Februar 1909, GStA Berlin, BPHA Rep. 53 
Nr. 243; gedruckt in Winzen, Kaiserreich am Abgrund, Nr. 106. Siehe Müllers 
Aufzeichnung vom 26. Februar und seine Antwort an den Kaiser vom 28. Fe- 
bruar 1909, ebenda, Nr. 107-8. 

Siehe Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 440 ff.; Müller, Tagebuch vom ı2. März 
1909, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 

Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. 106 ff.; Bernhard Schwertfeger, Fürst 
Bülow und Rudolf von Valentini, in Thimme, Front wider Bülow, S. 314 ff. 
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Vgl. Witt, Die Finanzpolitik des Deutschen Reiches von 1903-1913, S. 270, 
Anmerkung 435; Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, IV, S. 314, Anmer- 
kung 48. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 12. März 1909, Zwölf Jahre, S. 223 f. Vgl. 
Müller, Tagebuch vom 12. März 1909, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Kaiser Wilhelm II. an Irma Fürstenberg, 4. April 1909, FFA Donaueschingen. 
Valentini, Aufzeichnung vom April 1909, BA Koblenz, Nachlaß Valentini, Kl. 
Erw. Nr. 341-1; etwas gekürzt wiedergegeben in Valentini, Kaiser und Kabi- 
nettschef, S. 109 ff. 

Szögyeny an Achrenthal, 14. April 1909, HHStA, Wien, PA III Preußen, Kar- 
ton 168, nach Bl. 45. 

Valentini, Aufzeichung vom April 1909, BA Koblenz, Nachlaß Valentini, Kl. 
Erw. Nr. 341-1; etwas gekürzt wiedergegeben in Valentini, Kaiser und Kabi- 
nettschef, S. 109 ff. 

Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 469. 

Hiller von Gaertringen, Bülows Denkwürdigkeiten, S. 309. 

Kaiserin Auguste Viktoria an Hermann Fürst zu Hohenlohe-Langenburg, 
7. Juni 1909, Hohenlohe-Zentralarchiv Neuenstein, Nachlaß Hermann Ho- 
henlohe-Langenburg, Bü. 110; Kessel an Kaiser Wilhelm IL, 2.Mai 1909, 
GStA Berlin, BPHA Rep. 53] Lit. K Nr. 4. Siehe die Aufzeichnung Valentinis 
vom April 1909, BA Koblenz, Nachlaß Valentini, Kl. Erw. Nr. 341-1; etwas 
gekürzt wiedergegeben in Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. 109 ff. 
Bülow an Kaiser Wilhelm IL, ır. April 1909, Große Politik, XXVI/2, Nr. 9507. 
Kessel an Kaiser Wilhelm IL., 2. Mai 1909, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] Lit. K 
Nr. 4. 

Valentini, Kaiser und Kabinettschef, $. 109 ff. Siehe Kaiser Wilhelm II. an Zar 
Nikolaus IL, 8. Mai 1909, gedruckt in Goetz, Briefe Wilhelms II. an den Zaren, 
Nr. LXIL, S.4oo ff. Zur Entstehung dieses Briefes Große Politik, XXVJ/2, 
S. 786. 

Lyncker an Goltz, 20. April 1909; Goltz an Kaiser Wilhelm IL., 20. April 1909, 
BA-MA Freiburg, Nachlaß von der Goltz, N 737 Zug. 228/95. Ferner Schoen 
an Goltz, 8. Juni 1909, ebenda, Mappe 25. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Telegramm Schoens vom 17. April 
1909, Große Politik, XXVIV/ı, Nr. 9582. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 18. April 1909, ebenda, Nr. 9585. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Telegramm Bülows vom 17. April 
1909, ebenda, Nr. 9582. 

Kaiser Wilhelm II. an Bülow, 21. April 1909, ebenda, Nr. 9589. 

Sydow, Fürst Bülow und die Reichsfinanzreform 1908/09, in Thimme, Front 
wider Bülow, S. 116. Vgl. zu diesem Komplex vor allem Witt, Die Finanzpoli- 
tik des Deutschen Reiches von 1903-1913, $. 199-3116. 

Siehe dazu Holstein an Bülow, 20. Januar 1909, Holstein, Geheime Papiere, IV, 
Nr. 1179. 

Erklärung Bülows im preußischen Abgeordnetenhaus am 10. Januar 1908, in 
Huber, Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte, III, Nr. 11. 

Rudolf Martin, Deutsche Machthaber, Berlin-Leipzig 1910, S. 342 f.; Hiller 
von Gaertlingen, Bülows Denkwürdigkeiten, S. 240. 

Valentini an Loebell, 6. Mai 1909, BA Koblenz, Nachlaß Loebell, Nr. 14. 
Bülow, Denkwürdigkeiten, II, S. 457 ff. 

Kaiser Wilhelm IL., Randbemerkung zum Telegramm Hintzes vom 30. Mai 
1909, PA AAR 3630. 
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Bülow an Kaiser Wilhelm II, 10. Juni 1909 mit zustimmenden Randbemer- 
kungen des Kaisers vom gleichen Tag, PA AAR 15058. 

Valentini an Loebell, 28. Mai 1909, BA Koblenz, Nachlaß Loebell, Nr. 14. 
Siehe Hötzsch, Fürst Bülows Reden, III, S. 223. 

Hiller von Gaertringen, Bülows Denkwürdigkeiten, $S.219, Anm. 34. Siehe 
Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, IV, S. 317. 

Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. 120 f. 

Müller, Tagebuch vom 26. Juni 1909, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Fesser, Reichskanzler Bernhard Fürst von Bülow, S. 128. 

Kaiser Wilhelm I. an Erzherzog Franz Ferdinand, 9. Juli 1909, MOL Buda- 
pest, 183 db, XI/9. Gedruckt in Kann, Wilhelm II. und Franz Ferdinand in 
ihrer Korrespondenz, S$. 67 f. 

Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. ı21. 

Müller, Tagebuch vom 6. Juli 1909, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Harden an Rathenau, 9. November 1908, Rathenau an Harden, 9. November 
1908, Hellige und Schulin, Briefwechsel Rathenau-Harden, Nr. 244 und 
Nr. 245. 

Kaiser Wilhelm II. an Fürstenberg, 23. Dezember 1908, FFA Donaueschingen. 
Müller, Tagebuch vom 26. Februar 1909, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Siehe oben S. 788 f. 

Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. 121. 

Valentini, Aufzeichnung Bülows Sturz, Bethmanns Ernennung, Juni/Juli 1909, 
BA Koblenz, Nachlaß Valentini, Kl. Erw. Nr. 341-1, fol. 149; etwas abgemil- 
dert in Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. ı21. 

Kaiserin Auguste Viktoria, Äußerung an Dr. Alfred Hachner vom 26. Oktober 
1920, Haehner, Nachträgliche Aufzeichnungen, Stadtarchiv Köln, Tagebuch 
Nr. 8,5. 158. 

Szögyeny an Achrenthal, 6. Juli 1909, HHStA Wien, PA III Preußen, Karton 
167, Bl. 181. 

Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. 122. 


Kapitel 28 
Wilhelm II. und die Kontinentalpolitik unter Bethmann Hollweg 


Heine, Kanzlererziehung, Simplcissimus, 30. August 1909. 

Kaiser Wilhelm II. an Erzherzog Franz Ferdinand, 14. Dezember 1909, MOL 
Budapest, 183 db, XVıa. 

Kaiser Wilhelm I. an Erzherzog Franz Ferdinand, 13. August 1909, MOL Bu- 
dapest 183 db, XV/ıo. Gedruckt in Kann, Wilhelm II. und Franz Ferdinand in 
ihrer Korrespondenz, S. 68 f. 

Kaiser Wilhelm I. an Erzherzog Franz Ferdinand, 30. Januar 1910, MOL Bu- 
dapest 183 db, XT/13, fol. 128-30; teilweise gedruckt in Kann, Wilhelm II. und 
Franz Ferdinand in ihrer Korrespondenz, $. 71 f. Siehe unten S. 807 f. Vgl. auch 
Kaiser Wilhelm II. an Fürstenberg, 18. Februar 1910, FFA Donaueschingen. 
Battenberg, Notes of a statement made by the German Emperor [...] on May 
20" 1911, 23. Mai 1911, RA GV/O 2580/1. Siehe unten S. 840-2. 

Siehe Jürgen Angelow, Kalkül und Prestige. Der Zweibund am Vorabend des 
Ersten Weltkrieges, Köln - Weimar - Wien 2000, vor allem S. 151-284. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Bericht Jagows vom 19. November 
1909, Große Politik, XXVIV/r, Nr. 9889. 


1458 


Io 


TE 


I2 


13 


14 
15 


16 


1 


18 


19 


20 
21 


22 


23 


24 


25 


26 


27 


28 
29 


Anhang 


Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Bericht Tschirschkys vom 
13. November 1909, ebenda, Nr. 9781. 

Bethmann Hollweg an Aehrenthal, 15. November 1909, HHStA Wien, Geh. 
XXXVI. 

Kaiser Wilhelm II. an Erzherzog Franz Ferdinand, 25. November 1909, MOL 
Budapest, 183 db, XV/ı1; teilweise gedruckt in Kann, Wilhelm II. und Franz 
Ferdinand in ihrer Korrespondenz, S. 69 f. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL., 15. September 1910, Große Politik, 
XXVIW/2, Nr. 9943. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zum Zifferntelegramm 
Bethmann Hollwegs vom 15. September 1910, ebenda, Nr. 9943. Vgl. ebenda, 
XXVW1,S.270. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Zifferntelegramm Bethmann 
Hollwegs vom 17. September 1910, ebenda, Nr. 9795. 

Grundlegend Schöllgen, Imperialismus und Gleichgewicht. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Telegramm Brockdorff-Rantzaus 
aus Wien vom 17. August 1909, Große Politik, XXVII/ı, Nr. 9666. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Telegramm Marschalls vom 
6. November 1909, ebenda, XXVIl/2, Nr. 9974. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Bericht Marschalls vom 22. No- 
vember 1909, ebenda, Nr. 9978. Siehe ferner die Marginalien des Kaisers zum 
Bericht Pourtal&s’ vom 25. November 1909, ebenda, XXVII/ı, Nr. 9890. 
Jenisch an Bethmann Hollweg, 23. November 1909, Bethmann Hollweg an 
Kaiser Wilhelm II, 24. November 1909, ebenda, XXVII/2, Nr. 9979-80. 
Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkungen zum Immediatbericht 
Schoens vom 26. Januar 1910 sowie zum Telegramm Tschirschkys vom 3. Fe- 
bruar 1910, ebenda, XXVIV/ı, Nr. 9686 und Nr. 9694. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung zum Telegramm Tschirschkys vom 
4. Juni 1910, ebenda, Nr. 9707. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Telegramm Wangenheims vom 
9. Juni 1910, ebenda, Nr. 9708. 

Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkung zum Bericht Pourtales’ vom 
16. Juni 1910, ebenda, Nr. 9713. Zur Haltung Wilhelms II. in der Kretafrage 
siehe ferner seine Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Kühlmanns 
vom 17. Juni 1910, ebenda, Nr. 9714. 

Kaiser Wilhelm IL., Randbemerkungen zu den Telegrammen Marschalls vom 
17. und 20. Oktober 1910, ebenda, XXVIl/2, Nr. 1005 1-2. 

Kaiser Wilhelm II., Kopf- und Randbemerkungen vom 22. Oktober 1910 zum 
Immediatbericht Bethmann Hollwegs vom 21. Oktober 1910, ebenda, 
Nr. 10053. 

Kaiser Wilhelm II. an Erzherzog Franz Ferdinand, 13. August 1909, MOL Bu- 
dapest 183 db, XJ/ıo. Gedruckt in Kann, Wilhelm II. und Franz Ferdinand in 
ihrer Korrespondenz, S. 68 f. 

Kaiser Wilhelm II. an Großherzogin Luise von Baden, 1. Februar 1910, GStA 
Berlin, BPHA Rep. 53 Nr. 82. 

Kaiser Wilhelm II. an Erzherzog Franz Ferdinand, 30. Januar und 9. Februar 
1910, MOL Budapest 183 db, X/ı3 und 14, fol. 128-32; teilweise gedruckt in 
Kann, Wilhelm II. und Franz Ferdinand in ihrer Korrespondenz, S. 71 ff. 
Kaiser Wilhelm II. an Fürstenberg, 17. März 1910, FFA Donaueschingen. 
Kaiser Wilhelm IL., Randbemerkung zum Telegramm Marschalls vom 6. Juni 
1910, Große Politik, XXVIl/r, Nr. 9815. 
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Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen zum Telegramm Brockdorff-Rantzaus 
aus Wien vom ı1. September 1909, ebenda, Nr. 9731. 

Kaiser Wilhelm II. an Fürstenberg, 17. März 1910, FFA Donaueschingen. Vgl. 
hierzu auch Katrin Boeckh, Von den Balkankriegen zum Ersten Weltkrieg: 
Kleinstaatenpolitik und ethnische Selbstbestimmung auf dem Balkan, Mün- 
chen 1996, S. 65. 

Spitzemberg, Eintrag vom 12. und 16. Januar 1910, Vierhaus, Tagebuch, S. 517. 
Findley an Hardinge, 22. Juni 1910, PRO London, Nachlaß Hardinge, F. O. 
800/192, fol.272f. Vgl. auch Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 
21. Mai 1910, PA AAR 5791. 

Siehe die 16 Randbemerkungen Kaiser Wilhelms II. zum Immediatbericht 
Bethmann Hollwegs vom ı5.September 1909, Große Politik, XXVVz, 
Nr. 9568. Ferner seine Marginalien zum Bericht Pourtales’ vom 25. November 
1909, ebenda, XXVIV/r, Nr. 9890 sowie zum Immediatbericht Schoens vom 
7. Mai 1910, ebenda, XXVIV/2, Nr. 10113. 

Kaiser Wilhelm IL. an Erzherzog Franz Ferdinand, 13. August 1909, MOL Bu- 
dapest 183 db, XV/ıo. Gedruckt in Kann, Wilhelm II. und Franz Ferdinand in 
ihrer Korrespondenz, S. 68 f. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Brief Iswolskys an Osten-Sacken 
vom 4. November 1909, Große Politik, XXVIV/ı, Nr. 9888 Anlage. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Bericht Pourtales’ vom 18. Sep- 
tember 1909, ebenda, XXVI/2, Nr. 9569. 

Siehe die Angaben ebenda, XXVW/1, S. 421 f., Anmerkung. 

Zum Abkommen von Racconigi siehe Afflerbach, Dreibund, S. 661-6. Der 
Text der russisch-italienischen Vereinbarung ist abgedruckt in Große Politik, 
XXVIWV 1, S. 415 f. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Bericht Mirbachs vom 4. November 
1909, ebenda, Nr. 9887. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Bericht Tschirschkys vom 
30. Oktober 1909, ebenda, Nr. 9885. 

Ebenda. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen zum Bericht Jagows vom 19. Novem- 
ber 1909, ebenda, Nr. 9889. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Immediatschreiben Bethmann 
Hollwegs vom 9. November 1909, ebenda, Nr. 9888. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Bericht Tschirschkys vom 
30. Oktober 1909, ebenda, Nr. 9885. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Immediatschreiben Bethmann 
Hollwegs vom 9. November 1909, ebenda, Nr. 9888. Siehe ferner die Margina- 
lien des Kaisers zum Bericht Wangenheims vom ı1. Dezember 1909, ebenda, 
Nr. 9739. 

Tschirschky, Bericht vom 12. September 1909, PA AAR 3649. 
Holzing-Berstett an seine Frau, 19. und 27. November 1909, GLA Karlsruhe, 
Nachlaß Holzing-Berstett, Zug. 1989 Nr. 116/32. 

Siehe oben, Kapitel 26, S. 762-4. 

Kaiser Wilhelm II. an Erzherzog Franz Ferdinand, 14. Dezember 1909, MOL 
Budapest 183 db, XV/ı2. Teilweise gedruckt in Kann, Wilhelm II. und Franz 
Ferdinand in ihrer Korrespondenz, $. 70 f. 

Rhemen zu Barensfeld an Rumerskirch, 21. Januar 1910, MOL Bundapest 183 
db. 

Kaiser Wilhelm II, Schluß- und Randbemerkungen zu den Berichten 
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Tschirschkys vom 24. Januar und ı. Februar ı9r0, Große Politik, XXVII/2, 
Nr. 9900 und Nr. 9904. Ähnlich äußerte sich Wilhelm II. dem österreichisch- 
ungarischen Militärattach& gegenüber, siehe Bienerth an Conrad von Höt- 
zendorf, ı0. Februar 1910, Kriegsarchiv Wien, Conrad-Archiv, B>2/16, fol. 
69. Zur Aktivität Wesselitzkys in London siehe Geppert, Pressekriege, 
S. 207-9. 

Kaiser Wilhelm II, Schlußbemerkung zum Bericht Tschirschkys vom 17. Fe- 
bruar ı9ro, Große Politik, XXVIV/2, Nr. 9910. 

Kaiser Wilhelm II. an Erzherzog Franz Ferdinand, 30. Januar 1910, MOL Bu- 
dapest 183 db, XV/13, fol. 128-30; teilweise gedruckt in Kann, Wilhelm II. und 
Franz Ferdinand in ihrer Korrespondenz, $. 71. 

Ebenda. 

Kaiser Wilhelm I. an Erzherzog Franz Ferdinand, 9. Februar 1910, MOL Bu- 
dapest 183 db, XV/14, fol. 132 ff.; teilweise gedruckt in Kann, Wilhelm II. und 
Franz Ferdinand in ihrer Korrespondenz, $. 72 f. 

Kaiser Wilhelm II. an Fürstenberg, 18. Februar 1910, FFA Donaueschingen. 
Fürstenberg an Kaiser Wilhelm I., 20. Februar ı9ro, GStA Berlin, BPHA 
Rep. 53] Lit. F Nr. 3; Kaiser Wilhelm I. an Fürstenberg, 22. Februar 1910, 
FFA Donaueschingen. 

Siehe oben $. 806 f. 

Kaiser Wilhelm II. an Moltke, 10. Januar 1910, GStA Berlin, BPHA Rep. 53] 
Lit.M Nr. ıı. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus II., ı1. Januar 1910, Goetz, Briefe Wil- 
helms II. an den Zaren, $. 257 ff. und 404 f. Siehe ferner die zahlreichen Rand- 
bemerkungen des Kaisers zum Bericht Pourtales’ vom 12. Januar 1910, Große 
Politik, XXXIL, Nr. 11675. 

Hintze an Kaiser Wilhelm I., 19. August 1910, ebenda, XXVIJ/2, Nr. 9956. 
Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 26. August 1910, ebenda, Nr. 9955. 
Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Pourtales’ 
vom 12. August 1910, ebenda, Nr. 9951. 

Kaiser Wilhelm II, Schlußbemerkung zum Bericht Pourtal&s’ vom 23. August 
1910, ebenda, Nr. 9574. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Pourtales’ 
vom 22. August 1910, ebenda, Nr. 9953. 

Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkungen zu den Berichten Pourta- 
les’ vom 12. und 26. August 1910, ebenda, Nr. 9951 und Nr. 9954. 

Plessen an Bethmann Hollweg, 17. September 1910, ebenda, Nr. 9957; Beth- 
mann Hollweg an Plessen, 23. September 1910, zitiert in Hürter, Hintze, 
S. 46. 

Kaiser Wilhelm II, Schlußbemerkung zum Bericht Hintzes vom 19. August 
1910, Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 26. August 1910, Große Poli- 
tik, XXVIV/2, Nr. 9955 und Nr. 9956. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL, ı5.September 1910, ebenda, 
Nr. 9943. Siehe oben S$. 799. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zum Zifferntelegramm 
Bethmann Hollwegs vom ı5.September ı9ı0, Große Politik, XXVII/2, 
Nr. 9943. Vgl. ebenda, XXVIV/, S. 270. 

Zar Nikolaus D. an Kaiser Wilhelm II., 29. August und 26. September 1910; 
Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus IL, 29. August 1910, PA AAR 3632. Kai- 
ser Wilhelm II. an Zar Nikolaus II, 1. November 1910, GStA Berlin, BPHA 
Rep. 53 Lit. T Nr. ı. 
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Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht des Freiherrn von Jenisch 
vom 13. Oktober 1910 aus Darmstadt, Große Politik, XXVIV/2, Nr. 10148. 
Ebenda. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zum Immediatbericht 
Bethmann Hollwegs vom ı.November 1910, Große Politik, XXVIV2, 
Nr. 10152. 

Das offizielle Programm für den Besuch des Zaren befindet sich in PAAAR 
3633. 

Kiderlen an Jenisch, 10. November 1910, Große Politik, XXVII/2, S. 838 An- 
merkung. Nikolaus äußerte sich ähnlich begeistert, vgl. Hintze an Müller, 
24. März 1911, Hürter, Hintze, Nr. 59. 

Jenisch an Bethmann Hollweg, ı1. November 1910, PA AAR 3633. 

Jenisch an Bethmann Hollweg, 19. November 1910, zitiert in Hürter, Hintze, 
S. 46. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 20. November 1910, ebenda. 
Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL., 21. November 1910, Müller an Kai- 
ser Wilhelm II., 22. November 1910, ebenda, S. 46 f. 

Kaiser Wilhelm I. an Zar Nikolaus IL, 0.D., Ende November 1910, sowie 
24. Dezember 1910, Goetz, Briefe Wilhelms II. an den Zaren, $. 260-3 und 
S. 405-7. 

Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II, 2. Dezember 1910, zitiert nach Hürter, 
Hintze, S. 47. 

Hürter, Hintze, S. 49 f. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL, 6. November ı910, Kaiser Wil- 
helm IH. an Kaiser Franz Joseph, 9. November 1910, Kaiser Franz Joseph an 
Kaiser Wilhelm II, 9. November 1910, Große Politik, XXVIV/2, Nr. 10153. 
Bienerth an Conrad, o. D. (Januar 1911), Kriegsarchiv Wien, Generalstab, Mi- 
litärattach& Berlin, Nr. 11. 

Bethmann Hollweg an Achrenthal, 14. November 1910, Große Politik, 
XXVIl/2, Nr. 10160. 

Bethmann Hollweg an Aehrenthal, 23. Dezember ı9r0, HHStA Wien, Geh. 
XXXVI. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Parlamentsbericht des Lokal-An- 
zeigers vom 10. Dezember ı910, zitiert in Große Politik, XXVI/2, S. 866 
Anmerkung. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL., ıı. Dezember 1910, ebenda, 
Nr. 10169. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Immediatschreiben Bethmann 
Hollwegs vom 11. Dezember 1910, ebenda. 

Große Politik, XXVIV2, S. 868 Anmerkung. 


Kapitel 29 
The King is Dead 
oder 
Neue Hoffnung auf ein Abkommen mit England 


Bericht Metternichs vom 25. Oktober 1909 mit Randbemerkungen Kaiser 
Wilhelms IL, Große Politik, XXVIV/ı, Nr. 9570. Wiederholt begeisterte sich 
der Kaiser in dieser Zeit für die Schriften eines Dr. von Peetz zum Thema 
«England u. der Continent». Kaiser Wilhelm II. an Erzherzog Franz Ferdi- 
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nand, 13. August 1909, MOL Budapest 183 db, XV/ıo. Gedruckt in Kann, Wil- 
helm II. und Franz Ferdinand in ihrer Korrespondenz, S. 68 £. 

Siehe Epkenhans, Die wilhelminische Flottenrüstung, S. 3 1 ff. Dazu Tirpitz an 
Bülow, 4. Januar 1909, Große Politik, XXVIII, Nr. 10247; Kaiser Wilhelm II. 
an Bülow, 3. April 1909, ebenda, Nr. 10294. 

Bethmann Hollweg an Achrenthal, 15. November 1909, HHStA Wien, Geh. 
XXXVI. 

Kaiser Wilhelm I. an Bethmann Hollweg, 22. August 1909; Bethmann 
Hollweg an Kaiser Wilhelm II., 25. August 1909, Große Politik, XXVII, 
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S. 287-91. 

Kaiser Wilhelm H. an Bethmann Hollweg, 30. September 1909, Große Politik, 
XXX, Nr. 10342. 
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Hardinge an Knollys, 7. September 1909, ebenda (a. d. Engl.). 
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Hardinge an Knollys, 10. November 1909, ebenda (a. d. Engl.). 

Hardinge an Knollys, 27. Januar 1910, RA VIC/W 55/89. 

Knollys an Hardinge, 13. November 1909, zitiert in McLean, Royalty and Di- 
plomacy, S. 208 (a. d. Engl.). 

Knollys an Esher, 17. September 1910, Cambridge University Library, Esher 
Papers ESHR 4/3. 

Bericht Metternichs vom 25. Oktober 1909 mit Randbemerkungen Kaiser 
Wilhelms II, Große Politik, XXVIl/ı, Nr. 9570. 

Metternich, Bericht vom 10. Februar 1910 mit Rand- und Schlußbemerkungen 
Kaiser Wilhelms II., Große Politik, XXVIII, Nr. 10371. 

Kaiser Wilhelm II. an Mary Montagu, Dezember 1909, Sammlung Dr. Walter 
Schwarz, Zürich (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm II. an Mary Montagu, 8. Januar 1910, Sammlung Dr. Walter 
Schwarz, Zürich (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm IL, Kopf- und Randbemerkungen vom 24. Dezember 1909 
zum Immediatbericht Bethmann Hollwegs vom 23. Dezember 1909, Große 
Politik, XXXIL, Nr. 11668. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Telegramm Mumms vom 2. Ja- 
nuar 1910, Große Politik, XXXI, Nr. 11671. Siehe ferner die Margina- 
lien Wilhelms II. zum Bericht Pourtal&s’ vom ı2. Januar ıgı0, ebenda, 
Nr. 11675. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Montgelas’ 
vom 31. Januar ı910, Große Politik, XXXIL, Nr. 11690. 

Kaiser Wilhelm II. an Erzherzog Franz Ferdinand, 30. Januar 1910, MOL Bu- 
dapest 183 db, XV/13, fol. 128-30; teilweise gedruckt in Kann, Wilhelm II. und 
Franz Ferdinand in ihrer Korrespondenz, $. 71 f. 

Kaiser Wilhelm IH. an Erzherzog Franz Ferdinand, 9. Februar 1910, MOL Bu- 
dapest 183 db, XV/14, fol. 132 ff.; teilweise gedruckt in Kann, Wilhelm II. und 
Franz Ferdinand in ihrer Korrespondenz, S$. 72 f. 

Der Text des Abkommens ist gedruckt in Große Politik, XXXIL, Nr. 11707, 
Anlage. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Metternichs vom 24. Juni 
1910, Große Politik, XXXI, Nr. 11704. 

Zedlitz-Trützschler, Tagebuch vom 22. Februar 1910, Zwölf Jahre, S. 235 f. 
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Kaiser Wilhelm II. an König Edward VIL, 31. Januar ı9r0, RA VIC/X 37/65 
(a. d. Engl.). 

Hill, Aufzeichnung vom 4. Februar ı910, Rochester University Library, 
Nachlaß Hill (a. d. Engl.). Ich bin Frau Dr. Ragnhild Fiebig-von Hase zu gro- 
ßem Dank verpflichtet für die Mitteilung dieses wichtigen Dokuments. 

Zum Deutschlandbesuch Roosevelts siehe Große Politik, XXVII, S. 322 ff. 
Roosevelt an Trevelyan, 1. Oktober 1911, in Morison und Blum, Letters of 
Theodore Roosevelt, VII, S. 394-9 (a.d. Engl.), sowie Roosevelt an Gray, 
5. Oktober ıgıı, ebenda, $.409-ı1. Dazu Fiebig-von Hase, The uses of 
driendship>, S. 1sof. und S. 154. 

Die Fotografien sind abgedruckt in Stefan Loran, The Life and Times of Theo- 
dore Roosevelt, Garden City, NY 1959 (a. d. Engl.). 

Holzing-Berstett an seine Frau, 21. Mai 1910, GLA Karlsruhe, Nachlaß Hol- 
zing-Berstett Nr. 116/21. Vgl. Cecil, Wilhelm D, II, S.ı54. Zum Tod Ed- 
wards VII. und der Frage eines neuen Anfangs in den deutsch-britischen Be- 
ziehungen im Spiegel der Presse vgl. Reinermann, Der Kaiser in England, 
5. 365-83. 

Metternich an Bethmann Hollweg, 25. Mai 1910, PA AAR 3714. 

Kaiser Wilhelm II. an König George V., 7. und 23. Mai sowie 29. Oktober 
1910, RA GV/AA 55/101, 55/224 und 43/138. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 7.Mai 1910, Große Politik, 
XXVIIL, S. 321 f. 

Bethmann Hollweg an Metternich, 17.Mai 1910, Große Politik, XXVIIL, 
Nr. 10387. Auch gedruckt in ebenda, XXVI/2, Nr. 10120. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 19.Mai ı910, Große Politik, 
XXVIL S. 324. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 20.Mai ı9ı0, Große Politik, 
XXVII, Nr. 10389. Zur Unterredung des Kaisers mit Pichon siehe Hellige 
und Schulin, Briefwechsel Rathenau-Harden, Nr. 292-5. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 21.Mai ı910, Große Politik, 
XXVII, Nr. 10388. 

Metternich an Bethmann Hollweg, 24. Mai 1910, Große Politik, XXVIIL, 
Nr. 10391. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 23.Mai ı910, Große Politik, 
XXVII, Nr. 10390. 

Ebenda. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung zum Telegramm Bethmann Hollwegs 
vom 21. Mai 1910, Große Politik, XXVII/2, Nr. 10125. 

Metternich an Bethmann Hollweg, 25. Mai 1910, PA AAR 3714. 

Kaiser Wilhelm II. an König George V., 8. Juli 1910, RA GV/O 69 (a. d. Engl.). 
König George V. an Kaiser Wilhelm II., Juli 1910, RA GV/O 69/1a (a. d. Engl.). 
Kaiser Wilhelm II, Rand- und Schlußbemerkung zum Bericht Pourtales’ vom 
12. August 1910, Große Politik, XXVIV/2, Nr. 9951. 

Kaiser Wilhelm II, Schlußbemerkungen vom August 1910 zum Memoran- 
dum der britischen Regierung vom 26. Juli 1910, Große Politik, XXVII, 
Nr. 10401. 

Kaiser Wilhelm I. an Bethmann Hollweg, 30. September 1910, Große Politik, 
XXVII, Nr. 10412. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm II., 1. Oktober 1910 mit Randbemer- 
kungen des Kaisers, Große Politik XXVIH, Nr. 10413. 

Kaiser Wilhelm IL, Kopf- und Randbemerkungen zum Immediatbericht 
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Bethmann Hollwegs vom 28.September ı910, Große Politik, XXXI, 
Nr. 11728. 

König George V. an Kaiser Wilhelm IL, 9. und 21. Februar 1911, GStA Berlin, 
BPHA Rep. 53 Nr. 258-9. König George V. an Kaiser Wilhelm II., 12. Februar 
1911 mit Notiz Bethmann Hollwegs vom 13. Februar 1911, PA AAR 3714. 
Kaiser Wilhelm II. an König George V., 15. Februar 1911, RA GV/AA 43/152 
(a. d. Engl.). Zur Reaktion der Presse auf den Aufenthalt des Kaisers in Eng- 
land vgl. Reinermann, Der Kaiser in England, S. 384-401. 

Memorandum der britischen Regierung vom März 1911, RA VIC/Add € 07/2 
(a. d. Engl.). 

Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 189 f. 

Kaiser Wilhelm IIL., Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Widenmanns 
vom 14. März 1911, Große Politik, XXVII, Nr. 10434. 

Widenmann an Tirpitz, 14. März 1911, ebenda, XXVIIL, Nr. 10434. 

Kaiser Wilhelm II. an Tirpitz, 14. Mai 1911, ebenda, Nr. 10444. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL, 15. Mai 1911, ebenda, Nr. 10445. 
Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 18. Mai 1911, PAAAR 3715. 
Bethmann Hollweg, Gesprächsaufzeichnung vom 23. Mai 1911, Große Poli- 
tik, XXIX, Nr. 10562; siehe auch ebenda, XXVILH, S. 415 f. Anmerkung. 
Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkungen zum Artikel «Der Besuch 
des deutschen Kaiserpaares in England», Wiener Politische Correspondenz, 
22. Mai 1911, PAAAR 3715. 

Meldung Seebohms vom 25. April 1911, Tirpitz, Aufbau der deutschen Welt- 
macht, $. 192. 

Bethmann Hollweg, Gesprächsaufzeichnung vom 23. Mai 1911, Große Poli- 
tik, XXIX, Nr. 10562; siehe auch ebenda, XXVILH, S. 415 f. Anmerkung. 
Battenberg, Notes of a statement made by the German Emperor [...] on May 
20" 1911, 23. Mai 1911, RA GV/O 2580/1 (a. d. Engl.). 

Asquith an Knollys, 24. Mai 1911, RA GV/O 2580/2 (a. d. Engl.). 

Tyrell, 2. Juli 1911, zitiert in Zara S. Steiner, Britain and the Origins of the First 
World War, London 1977, 5.75. 


Kapitel 30 
Der «Panthersprung» nach Agadır 


Siehe oben S. 488. 

Siehe zum Beispiel Hardens Artikel «Diptychon» in der Zukunft vom 17. Juli 
1909; Harden an Rathenau, 24. Juli 1909, Hellige und Schulin, Briefwechsel 
Rathenau-Harden, S. 589. 

Kaiser Wilhelm II, Schlußbemerkung zum Telegramm Wangenheims aus Tan- 
ger vom 3. Oktober 1908, Große Politik, XXIV, Nr. 8371. 

Kaiser Wilhelm I., Rand- und Schlußbemerkungen zum Telegramm Bülows 
an Jenisch vom 7. November 1908, ebenda, Nr. 8400. Siehe auch Jenisch an 
Auswärtiges Amt, 7. November 1908, zitiert ebenda, $. 366 f. Anmerkung. 
Zum Zwischenfall von Casablanca siehe Winzen, Kaiserreich am Abgrund, 
S. 41 f. und S. 153-5. 

Bülow, Bemerkung zum Telegramm Jenischs vom 8. November 1908, zitiert in 
Große Politik, XXIV, S. 368 Anmerkung. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zu Bülow an Auswärtiges Amt, 29. Au- 
gust 1908, Große Politik, XXIV, Nr. 8417. 
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Siehe Bülow an Hammann, 12. September 1908, gedruckt in Hammann, Bilder 
aus der letzten Kaiserzeit, S. sof. 

Kaiser Wilhelm II. an Auswärtiges Amt, 24. September 1908, zitiert in Große 
Politik, XXIV, S. 430 Anmerkung. Vgl. auch Jenisch an Stemrich, 24. Septem- 
ber 1908, zitiert ebenda. 

Kaiser Wilhelm IL, Kopf- und Randbemerkungen vom 26. September 1908 
zum Immediatbericht Stemrichs vom 25. September 1908, ebenda, Nr. 8448. 
Kaiser Wilhelm I. an Bethmann Hollweg, 25. November 1909, ebenda, XXIX, 
Nr. 10484. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL, 25. November 1909, ebenda, 
Nr. 10485. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zum Telegramm Beth- 
mann Hollwegs vom 25. November 1909; Bethmann Hollweg an Kaiser Wil- 
helm II., 26. November 1909, ebenda, Nr. 10485-86. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 22. April 1911, ebenda, Nr. 10538. 
Vgl. Müller, Tagebuch vom 12. September ı9ı1, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller. 

Jenisch an Kiderlen, 30. April 1911, Große Politik, XXIX, Nr. 10548. 
Harden an Rathenau, 15. August 1911, Hellige und Schulin, Briefwechsel Ra- 
thenau-Harden, Nr. 317. 

Kiderlen, Notiz vom 6. Juni 1911, Jäckh, Kiderlen-Wächter, II, S. 122. 
Mommsen, War der Kaiser an allem schuld?, S. 174 erklärt, der «Panther- 
sprung» sei «nahezu ausschließlich das Werk Kiderlen-Wächters» gewesen. 
Zitiert nach Emily Oncken, Panthersprung nach Agadir. Die deutsche Politik 
während der Zweiten Marokkokrise 1911, Düsseldorf 1981, $. 112 f. 
Aufzeichnung Kiderlens, 3. Mai 1911, Große Politik, XXIX, Nr. 10549. 

Zur Kooperation Kiderlens mit dem Alldeutschen Verband im Zusammen- 
hang mit dem «Panthersprung» siehe Thomas Meyer, «Endlich eine Tat, eine 
befreiende Tat ...» Alfred von Kiderlen-Wächters «Panthersprung nach Aga- 
dir» unter dem Druck der öffentlichen Meinung, Husum 1996, S. 147; Fors- 
bach, Kiderlen-Wächter, II, S. 423 ff.; Michael Peters, Der Alldeutsche Ver- 
band am Vorabend des Ersten Weltkrieges (1908-1914). Ein Beitrag zur 
Geschichte des völkischen Nationalismus im spätwilhelminischen Deutsch- 
land, Frankfurt a. M.- Bern- New York - Paris 1992, S. rıı ff.; Klaus Wer- 
necke, Der Wille zur Weltgeltung. Außenpolitik und Öffentlichkeit am Vor- 
abend des ı. Weltkriegs, Düsseldorf 1970, S. 29 ff. 

Siehe Fischer, Krieg der Illusionen, S. 121. 

Oncken, Panthersprung nach Agadir, $. 187; Meyer, «Endlich eine Tat, eine 
befreiende Tat ...»; Forsbach, Kiderlen-Wächter; Geoffrey Barraclough, 
From Agadir to Armageddon. Anatomy of a Crisis, London 1982; Jean- 
Claude Allain, Agadir 1911. Une crise imp£rialiste en Europe pour la con- 
qu@te du Maroc, Paris 1976; Jost Dülffer, Martin Kröger und Rolf-Harald 
Wippich, Vermiedene Kriege. Deeskalation von Konflikten der Großmächte 
zwischen Krimkrieg und Erstem Weltkrieg (1856-1914), München 1997, 
S.6ı5 ff; Wolfgang J.Mommsen, Bürgerstolz und Weltmachtstreben. 
Deutschland unter Wilhelm II. 1890 bis 1918, Berlin 1995, S. 463; Afflerbach, 
Dreibund, S. 675-86. 

Siehe Forsbach, Kiderlen-Wächter, II, S. 563 ff. 

Zitiert nach Hans Fenske, Hg., Unter Wilhelm II. 1890-1918, Darmstadt 1982, 
S. 303 f. 
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Karl-Dietrich Erdmann, Hg., Kurt Riezler, Tagebücher, Aufsätze, Dokumen- 
te, Göttingen 1972 (unten zitiert als Riezler, Tagebücher), Nr. 510. 
Aufzeichnung Kiderlens, 3. Mai ı911, Große Politik, XXIX, Nr. 10549. Siehe 
oben S. 847. 

Jäckh, Kiderlen-Wächter, II, S. 122. 

Kaiser Wilhelm II., Schlußbemerkung zum Telegramm Bethmann Hollwegs 
vom 10. Juli 1911, Große Politik, XXIX, Nr. 10600. 

Aufzeichnung Bethmann Hollwegs, 23. Mai ıg9ı1, ebenda, Nr. 10562. 
General Sir John French, Conversations with the German Emperor, 2. und 
3. August 1911, PRO FO 800/107. Ich danke Frau Dr. Ragnhild Fiebig-von 
Hase für den Hinweis auf diese wichtige Quelle. 

Müller, Tagebuch vom 26. Dezember 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Rand- und Schlußbemerkungen Kaiser Wilhelms II. zu den Immediateingaben 
Bethmann Hollwegs vom ıo. und ı1.Juli ıgrı, Große Politik, XXIX, 
Nr. 10565 und Nr. 10600. Siehe unten S$. 851. 

Müller, Tagebuch vom 24.- 28. Juni 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Zitiert nach Forsbach, Kiderlen-Wächter, II, S. 454, Anmerkung 255. 
Schlußbemerkung Kaiser Wilhelms II. zum Telegramm Bethmann Hollwegs 
vom 10. Juli 1911, Große Politik, XXIX, Nr. 10600. Siehe unten S$. 851. 
Müller, Tagebuch vom 12. September 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Kiderlen an Auswärtiges Amt, 26. Juni 1911, Große Politik, XXIX, Nr. 10576. 
Müller, Tagebuch vom 12. September ı9r1, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Siehe dazu Müllers Eintragungen vom 26. und 28. Juni ıgı1, ebenda. 

Müller, Tagebuch vom 12. September 1911, ebenda. 

Müller, Tagebuch vom 6. Juli 1911, ebenda. Zum weiteren Verlauf der Nord- 
landreise vgl. Müller, Tagebuch vom 5. bis 29. Juli 1911, ebenda. 
Aufzeichnung Zimmermanns, 12. Juni 1911, Große Politik, XXIX, Nr. 10572, 
Anmerkung; Cambon an Gouppi, 22. Juni 1911, Documents Diplomatique 
Frangais, 2. Serie, XIII, Nr. 364. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL., 10. Juli 1911, Große Politik, XXIX, 
Nr. 10600. 

Schlußbemerkung Kaiser Wilhelms II. zum Telegramm Bethmann Hollwegs 
vom 10. Juli 1911, ebenda. 

Treutler an das Auswärtige Amt, ı1.Juli ıgrı, Große Politik, XXIX, 
Nr. 10601. Treutler teilte am folgenden Tag dem Auswärtigen Amt auch die 
vollständigen Marginalien mit, ebenda, Anmerkung. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL., 15. Juli 1911, ebenda, Nr. 10607. 
Randbemerkung Kaiser Wilhelms I. zum Telegramm Bethmann Hollwegs 
vom 15. Juli 1911, ebenda. 

Schlußbemerkung Kaiser Wilhelms I. zum Telegramm vom ı5.Juli ı9ı1, 
ebenda. 

Treutler an Auswärtiges Amt, 17. Juli 1911, Kiderlen an Bethmann Hollweg, 
17. Juli 1911, Große Politik, XXIX, Nr. 10609-10. 

Text in Jäckh, Kiderlen-Wächter, II, S. 128-130 und 132-134. 
Abschiedsgesuch Kiderlens, 17. Juli 1911, ebenda, S. 128 ff. 

Zweites Abschiedsgesuch Kiderlens, 19. Juli 1911, ebenda, S. 133 f. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm II., 20. Juli 1911; Bethmann Hollweg 
an Auswärtiges Amt, 21. Juli 1911, Große Politik, XXIX, Nr. 106134. 
Forsbach, Kiderlen-Wächter, II, S. 477. 

Metternich an Bethmann Hollweg, 22. Juli 1911, Große Politik, XXIX, 
Nr. 10621, Anmerkung. Zur Entstehungsgeschichte der Rede vgl. Bentley 
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1911, RA Knollys Papers. 
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Nachlaß Müller. 
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Hammann, Aufzeichnung vom 30. Juli 1911, zitiert nach Riezler, Tagebücher, 
S. 178 f., Anmerkung. 

Riezler, Tagebuchnotiz vom 30. Juli 1911, ebenda, Nr. 512. Siehe auch Momm- 
sen, Bürgerstolz und Weltmachtstreben, S. 465. 

Müller, Tagebuch vom 29.- 30. Juli 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Siehe Forsbach, Kiderlen-Wächter, II, S. 497 f. 

Riezler, Tagebücher, Nr. 512. 

Forsbach, Kiderlen-Wächter, II, S. 498 f. 

Spitzemberg, Eintragung vom 2. August 1911, Vierhaus, Tagebuch, S. 531. 
Riezler, Tagebücher, Nr. sı1. 

Siehe Schoen an Auswärtiges Amt, 27. Juli 1911, Große Politik, XXIX, 
Nr. 10678, Anmerkung; Afflerbach, Dreibund, S. 683. 

Reinermann, Der Kaiser in England, S. 404. 

Jenisch an Auswärtiges Amt, 9. August 1911, Große Politik, XXIX, Nr. 10699, 
Anmerkung. Siehe dazu Spitzemberg, Eintragung vom 7. August 1911, Vier- 
haus, Tagebuch, S. 531 f. 

Jenisch an Auswärtiges Amt, 9. August 1911, Große Politik, XXIX, Nr. 10699, 
Anmerkung. 

Ebenda. 

Bienerth an Conrad von Hötzendorf, 10. Oktober ıgı1, Kriegsarchiv Wien, 
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Eyck, Das persönliche Regiment Wilhelms IL., S. 589. 

Randbemerkung Kaiser Wilhelms II. zum Telegramm Kiderlens vom 8. Au- 
gust 1911, Große Politik, XXIX, Nr. 10698. 

Kaiser Wilhelm II. an Kiderlen, 9. August 1911, ebenda, Nr. 10696. 

Jenisch an Auswärtiges Amt, 9. August ıgı1, ebenda, Nr. 10698. 
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Hartmut Pogge von Strandmann, Hg., Walther Rathenau Tagebuch 1907- 
1922, Düsseldorf 1967 (unten zitiert als Rathenau, Tagebuch), S. 152. 

Moltke, Erinnerungen, Briefe, Dokumente, S. 362. 

Bienerth an Conrad von Hötzendorf, 10. Oktober 1911; Bienerth an Schemua, 
8. Januar 1912, Kriegsarchiv Wien, Gen. Stab, Mil. Att. Berlin Nr. ıı und ı2. 
Müller, Tagebuch vom 1. August 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Randbemerkung Kaiser Wilhelms II. zum Telegramm Kiderlens vom 26. Juli 
1911, Große Politik, XXIX, Nr. 10628. 

Randbemerkung Kaiser Wilhelms II. zum Bericht Metternichs vom 3. August 
1911, ebenda, Nr. 10637. 

Kaiser Wilhelm II. an Kiderlen, 9. August 1911, ebenda, Nr. 10696, oben S. 859. 
Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zu Kiderlen an Jenisch, 17. August 1911, 
Große Politik, XXIX, Nr. 10712. 
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Kaiser Wilhelm. an Bethmann Hollweg, 28. August ıgıı, ebenda, 
Nr. 10724. 

Bienerth an Conrad von Hötzendorf, 31. August 1911, Kriegsarchiv Wien, 
Gen. Stab. Mil. Att. Berlin Nr. ı1. 

Kiderlen an Jenisch, 29. September ı9ı1, Große Politik, XXIX, Nr. 10750. 
Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Telegramm Kiderlens vom 
29. September 1911, ebenda. 

Conrad von Hötzendorf, Aufzeichnung über Unterredung mit Kageneck vom 
9. September 1911, Kriegsarchiv Wien, Conrad Archiv, B.2 Nr. 16 fol. 348. Sie- 
he Günter Kronenbitter, «Krieg im Frieden». Die Führung der k. u.k. Armee 
und die Großmachtpolitik Österreich-Ungarns 1906-1914, München 2003, 
S. 360. 

Bienerth an Conrad von Hötzendorf, ı2. Oktober ıgr1, Kriegsarchiv Wien, 
Conrad-Archiv B. 2 Nr. 16/210, Geh. Nr. 54/1911; Abschrift in Gen. Stab Mil. 
Att. Berlin ı1. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung zum Telegramm Bethmann Hollwegs 
vom 2. November 1911, Große Politik, XXIX, Nr. 10771. 

Text ebenda, Nr. 10772. 

Verhandlungen des Reichstags. Stenographische Berichte, 12. Legislaturperi- 
ode, 2. Session, Bd. 268, Berlin 1911, S. 7735. 

Aufzeichnung Kaiser Wilhelms IL, ıı. Januar 1912, Große Politik, XXXI, 
Nr. 11345. 


Kapitel 3 1 
«Den Gegner erkannt»: 
Forcierte Flottenrüstung trotz «Kriegswahrscheinlichkeit» 


Bienerth an Schemua, 15. Januar 1912, Kriegsarchiv Wien, Gen. Stab, Mil. Att. 
Berlin Nr. 12. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 26. September ıgı1, BA-MA Frei- 
burg, RM3/v 9. Ausführlich zitiert unten $. 869 ff. 

Jenisch an Kiderlen, 28. September ıgı1, Große Politik, XXXI, Nr. 11308; 
Lerchenfeld an Podewils, 9. November 1911, zitiert in Epkenhans, Wilhelmi- 
nische Flottenrüstung, S. 106. Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Arti- 
kel «British Royal Visit to Germany» in The Standard, 23. September ı9ı1, 
PAAAR 3715. 

Kaiser Wilhelm II., Schlußbemerkung zum Immediatbericht Kiderlens vom 
24. September ı911, Große Politik, XXX/1, Nr. 10830. Siehe ferner die Rand- 
bemerkungen des Kaisers zum Bericht Metternichs vom 22. Oktober 1911, 
ebenda, Nr. 10905. Dazu seine Randbemerkungen zum Bericht Marschalls 
vom 4. Dezember ı911, ebenda, Nr. 10987. 

Grundlegend zum folgenden Epkenhans, Die wilhelminische Flottenrüstung, 
S.93-112. Vgl. zu der Auseinandersetzung um die Flottennovelle auch Gep- 
pert, Pressekriege, $. 289 ff.; Mommsen, Großmachtstellung und Weltpolitik, 
S. 228 ff. 

Tirpitz an Capelle, 12. August 1911, Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, 
S. 203-6. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Bericht Metternichs vom 30. August 
1911, Große Politik, XXXI, Nr. 11307. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Times-Artikel vom 18. August 1911 
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sowie zum Artikel in der Frankfurter Zeitung vom 20. August 1911, zitiert 
ebenda, S. 3 f. Anmerkung. 

Kaiser Wilhelm II., Rede vom 27. August 1911, Johannes Penzler, Hg., Reden 
Kaiser Wilhelms II. in den Jahren 1906-1912, Leipzig 1913, S. 264-7. Begei- 
stert sprach Wilhelms Tante Luise von Baden von seiner «herrlichen» Rede. 
Luise Großherzogin von Baden an Kaiser Wilhelm IL, 28. und 29. August 
1911, GStA Berlin, BPHA Rep. sı W Nr. 2a. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung zum Bericht Bülows vom 28. August 
1911, PA AAR 3691. 

Siehe oben S. 662 f. 

Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 225. 

Hopman, Tagebuch vom 16. November ı911, Epkenhans, Leben eines <Wil- 
helminers, S. 172 f. 

Tirpitz an Bethmann Hollweg, 30. August ı911; Gesprächsnotizen vom 
31. August 1911, Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 207-9. 

Tirpitz, Gesprächsnotizen vom ı. September 1911, ebenda, S. 209. 

Müller, Tagebuch vom 13. September 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Siehe unten S. 869. 

Müller, Tagebuch vom 12. September ı911, ebenda. 

Beispielhaft dafür August von Heeringen an Tirpitz, 6. Dezember ıgı1, BA- 
MA Freiburg, RM3/v 9. 

Müller, Tagebuch vom 12. September 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Siehe dazu Hopman, Tagebuch vom 10. September ı9r1, Epkenhans, Leben 
eines <Wilhelminers>, $. 157. 
Müller, Tagebuch vom 12. September 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Ebenda. 

Ebenda. Siehe unten S. 874 ff. 
Müller, Tagebuch vom 12. September 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Hürter, Hintze, $. 49 f. 
Siehe Epkenhans, Wilhelminische Flottenrüstung, S. 97. 
Müller, Tagebuch vom 13. September 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Siehe dazu Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 212 f. 

Siehe Capelle an Tirpitz, ı1. September 1911; Tirpitz an Capelle, 13. Septem- 
ber 1911, ebenda, $. 209-12. 

Heeringen an Bethmann Hollweg, 7. Oktober 1911, ebenda, S. 221; Aufzeich- 
nung Dähnhardts vom 16. Oktober 1911, zitiert in Epkenkans, Leben eines 
<Wilhelminer», S. 163, Anmerkung 43. Dazu Epkenhans, Wilhelminische Flot- 
tenrüstung, $.98-ıor. Ferner Lambi, Navy and German Power Politics, 
S. 370f. 

Müller, Tagebuch vom 25.- 26. September ıgı11, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller. 

Müller, Leitsätze aus dem Immediat-Vortrag des Staatssekretärs d. R.M.A. 
betr. weitere Flottenvermehrung, 26. September ı9ıı, BA-MA Freiburg, 
RM3/v9. 

Müller, Entwurf zum Handschreiben Kaiser Wilhelms II. an Bethmann Holl- 
weg, 26. September 1911, ebenda. Siehe ferner Jenisch an Bethmann Hollweg, 
28. September ı911, Große Politik, XXXI, Nr. 11308. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 30. September 1911, abgesandt am 
2. Oktober 1911, BA-MA Freiburg, RM3/v 9. Teilweise abgedruckt in Tirpitz, 
Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 216-8. Siehe auch Große Politik, XXXI, 
S. 5 f. Anmerkung. 
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Müller, Tagebuch vom 3. und 4. Oktober ı911, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller. 

Hopman, Tagebuch vom 2. Oktober 1911, Epkenhans, Leben eines <Wilhel- 
miners®, $. 158 f. 

Hopman, Tagebuch vom 5. Oktober 1911, ebenda, S. 160 f 

Siehe Lambi, Navy and German Power Politics, S. 364. 

Tirpitz, Denkschrift über äußerste Zurückhaltung der Immediatbefehlshaber 
in der Frage der weiteren Entwickelung der Marine, September 1911, Epken- 
hans, Leben eines «Wilhelminers, S. 159 Anmerkung 23. 

Müller, Tagebuch vom 27. September 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Bethmann Hollweg an Heeringen, 4. Oktober ıg9ı1, BA-MA Freiburg, RM3/ 
v 9; Bethmann Hollweg an Tirpitz, 4. Oktober 1911, Tirpitz, Aufbau der deut- 
schen Weltmacht, S. 218-20. 

Tirpitz an Bethmann Hollweg, 7. Oktober ı911, Heeringen an Bethmann 
Hollweg, 7. Oktober 1911, BA-MA Freiburg, RM3/v 9, teilweise gedruckt in 
Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 220-4. 

Tirpitz an Kaiser Wilhelm I., 7. Oktober 1911, BA-MA Freiburg, RM3/v 9. 
Holtzendorff an Bethmann Hollweg, 25. Oktober 1911, ebenda. 

Jenisch an Bethmann Hollweg, 28. September ıgı1, Große Politik, XXXI, 
Nr. 11308. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Metternichs vom 9. Okto- 
ber ı911 sowie zum Artikel der Kreuzzeitung vom ı1. Oktober 1911, ebenda, 
Nr. 11310. 

Müller, Tagebuch vom 13. Oktober 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Görlitz, Der Kaiser, $. 94 f. 

Müller, Tagebuch vom 14. Oktober 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Ebenda. Vgl. dazu Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 226. 

Müller, Tagebuch vom 14. Oktober 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Müller, Tagebuch vom ı5. Oktober 1911, ebenda. 

Müller, Tagebuch vom 14. Oktober 1911, ebenda. 

Müller, Tagebuch vom ı5. und 17. Oktober 1911, ebenda. 

Hopman, Tagebuch vom ı5. Oktober ı911, Epkenhans, Leben eines <Wilhel- 
miners, $. 162. 

Müller an Tirpitz, 15. Oktober ıg11, Tirpitz, Aufbau der deutschen Welt- 
macht, $. 226. 

Hopman, Tagebuch vom 16. Oktober 1911, Epkenhans, Leben eines <Wilhel- 
miners, $. 162 f. 

Müller, Tagebuch vom 28. Oktober ı9r1, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller; 
Müller, Notiz zum Immediatvortrag mit Randbemerkung Tirpitz’, ebenda, 
RM3/v9; Epkenhans, Leben eines «Wilhelminer», S. 166 Anmerkung 59. 
Dazu Tirpitz an August von Heeringen, 15. Dezember 1911, BA-MA Frei- 
burg, Admiralstab. 

Müller, Tagebuch vom 3. November 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Müller, Tagebuch vom 4. November 1911, ebenda. 

Hopman, Tagebuch vom 4. November 1911, Epkenhans, Leben eines <Wilhel- 
miners, $. 168. 

Hopman, Tagebuch vom ro. November 1911, ebenda, S. 170. 

Siehe Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstages vom 
9. und ı0.November ı911, 12. Legislaturperiode, II. Session, Bd. 268, 
$. 7723-7730, auch in Bebel, Gesammelte Schriften und Reden, VIIU/2, 
Nr. 77. 
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Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 229 und $. 256 f. 

Siehe dazu den empörten Kommentar Hopmans in Epkenhans, Leben eines 
<Wilhelminers, S. 170 f. 

Varnbüler an Weizsäcker, 3. Dezember 1911, zitiert in Epkenhans, Wilhelmini- 
sche Flottenrüstung, $. 107, Anmerkung 94. Dazu Lerchenfeld an Podewils, 
9. November 1911, zitiert ebenda, S. 106. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, ı1. November 1911, Große Politik, 
XXXL Nr. 11319. 

Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 229. 

Kaiser Wilhelm II. an Tirpitz, 11. November 1911, Tirpitz, Aufbau der deut- 
schen Weltmacht, $. 228 f. 

Tirpitz, Aufzeichnung vom 14. November 1911, ebenda, S. 256 f. 

Müller, Tagebuch vom 14. November 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, $. 257; Müller an Tirpitz, 15. No- 
vember ı911, BA-MA Freiburg, RM2/1764; Hopman, Tagebuch vom ı5. No- 
vember 1911, Epkenhans, Leben eines «Wilhelminers, S. 172. 

Müller an Valentini, 16. November ı911, ebenda, S. 172, Anmerkung 88. 
Müller, Tagebuch vom 14. und 15. November 1911, BA-MA Freiburg, Nach- 
laß Müller. 

Müller, Tagebuch vom 28. November ı911, ebenda; Görlitz, Der Kaiser, 
S. 100. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm II, 28. November ı911, Epkenhans, 
Leben eines «Wilhelminers, S. 176 Anmerkung 100; Tirpitz, Aufbau der deut- 
schen Weltmacht, $. 261. 

Bethmann Hollweg an Josias von Heeringen, 4. Dezember ı911, BA-MA Frei- 
burg, RM3/v 9; vgl. dazu Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 265; 
Hopman, Tagebuch vom 29. und 30. November, 1.- 4. Dezember 1911, Ep- 
kenhans, Leben eines «Wilhelminers, S. 176-8. Ferner Epkenhans, Wilhelmi- 
nische Flottenrüstung, S. 103 f. 

Müller, Tagebuch vom 29. November 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Mül- 
ler. Vgl. Görlitz, Der Kaiser, S. 101. 

Müller, Tagebuch vom 9. Dezember 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Siehe ferner Lerchenfeld an Podewils, r1. Dezember 1911, zitiert in Lambi, 
Navy and German Power Politics, S. 369 f. 

Kaiser Wilhelm II. an Müller, 9. Dezember 1911, BA-MA Freiburg, RM3/v 9; 
gedruckt in Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 263-5. 

Müller, Tagebuch vom 9. Dezember 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Müller, Tagebuch vom 23. und 24. Dezember ıgı1, ebenda. 

Müller, Tagebuch vom 26. Dezember 1911, ebenda. 

Müller, Tagebuch vom 6. und 9. Januar 1912, ebenda. 

Müller, Tagebuch vom 9. Januar 1912, ebenda. 

Müller, Tagebuch vom 10. Januar 1912, ebenda. 

Müller, Tagebuch vom 15. Januar 1912, ebenda. 

Siehe Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 268-79. 

Churchill an Grey, 31. Januar 1912, zitiert in R. S. Churchill, Winston $. Chur- 
chill, II, Companion Part 3, 1911-14, London 1969, $. 1504. Siehe Nicholas 
A. Lambert, Sir John Fisher’s Naval Revolution, South Carolina *2002, S. 249- 
52. 

Grey an McKenna, ı15.September ı9ı1, Grey an Nicolson, 17. September 
1911, British Documents, VI, Nr. 646-7. 

Arthur J. Marder, Hg., Fear God and Dread Nought. The Correspondence of 
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Admiral of the Fleet Lord Fisher of Kilverstone, 3 Bde., London 1952-9, II, 
S. 419. 

Varnbüler an Weizsäcker, 3. Dezember 1911, zitiert in Epkenhans, Wilhelmini- 
sche Flottenrüstung, S. 108. 


Kapitel 32 
«Schon Leiter der Vereinigten Staaten von Europa»? 
Wilhelm II. und das Debakel der Haldane-Mission 


Allgemein zur Haldane-Mission vgl. Forsbach, Kiderlen-Wächter, II, S. 579 ff.; 
Mommsen, Großmachtstellung und Weltpolitik, S. 228 ff.; Cecil, Wilhelm II, II, 
S. 170 ff.; Fischer, Krieg der Illusionen, S. 182 ff.; Stephen E. Koss, Lord Halda- 
ne. Scapegoat for Liberalism, New York-London 1969, S. 65 ff. 

Widenmann, Berichte vom 14., 28. und 30. Oktober 1911, mit Randbemerkun- 
gen des Kaisers, gedruckt in Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 229- 
Ihr 

Kaiser Wilhelm I., Kopfbemerkung zum Immediatschreiben Bethmann Holl- 
wegs vom 24. November ı911, Große Politik, XXXI, Nr. 11322. Siehe die 
Randbemerkungen des Kaisers zum Artikel «Die Voraussetzungen der briti- 
schen Politik» von Carl Peters in Der Tag vom 7. Januar 1912, BA-MA Frei- 
burg, Nachlaß Tirpitz, N 253/26a. 

Müller, Tagebuch vom 28. November 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Mül- 
ler; Görlitz, Der Kaiser, $. 100. 

Metternich, Berichte vom ı. und 24. November 1911 mit Rand- und Schlußbe- 
merkungen des Kaisers, Große Politik, XXXI, Nr. 11316 beziehungsweise 
XXIX, Nr. 10660. Siehe ebenda, Nr. 10653, sowie Tirpitz, Aufbau der deut- 
schen Weltmacht, $. 235-42. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, Große Politik, XXXI, Nr. 11323. 
Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Metternichs 
vom 28. November 1911, ebenda, Nr. 10662. 

Hopman, Tagebuch vom 28. und 30. Oktober und 28. November 1911, Ep- 
kenhans, Leben eines <«Wilhelminers, S. 166 f. und 175. 

Kaiser Wilhelm H. an Erzherzog Franz Ferdinand, 6. Dezember 1911, MOL 
Budapest, 183 db, Xl/17. Vgl. Kann, Wilhelm I. und Franz Ferdinand in ihrer 
Korrespondenz, S. 74. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen zum Telegramm Marschalls vom 
4. Dezember ı911, Große Politik, XXX/ı, Nr. 10985. Vgl. auch Kaiser 
Wilhelm IL, Kopf- und Randbemerkungen vom 12. Dezember ıgıı zum 
Immediatbericht Bethmann Hollwegs vom ı1. Dezember ı911, ebenda, 
Nr. 10993. 

Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Metternichs 
vom 20. Dezember 1911, ebenda, Nr. 11344. 

Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkung zum Artikel «German Ex- 
pansion» in The Spectator vom 9. Dezember 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Tirpitz N253/26a. Vgl. zu den kolonialen Aspekten der Haldane-Mission 
Michael Fröhlich, Von Konfrontation zur Koexistenz: die deutsch-englischen 
Kolonialbeziehungen in Afrika zwischen 1884 und 1914, Bochum 1990, 
S.294 f. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Kühlmanns vom 8. Januar 
1912, Große Politik, XXXI, Nr. 11345. 
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Kaiser Wilhelm IL, Bemerkungen zum Bericht Kühlmanns vom ı1. Januar 
1912, ebenda, Nr. 11346; Abschrift in BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz, N 
253/262. 

Müller, Tagebuch vom ıo. und ı1. Januar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller. 

Müller, Tagebuch vom 7.Februar 1912, ebenda; vgl. Görlitz, Der Kaiser, 
5.113; 

Lamar Cecil, Albert Ballin. Business and Politics in Imperial Germany, 1888- 
1918, Princeton N.]J. 1967, S. 182; Jonathan Steinberg, Diplomatie als Wille 
und Vorstellung: Die Berliner Mission Lord Haldanes im Februar 1912, in 
Schottelius und Deist, Marine und Marinepolitik, S. 263-82. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Telegramm Metternichs vom 
12. Februar 1912, Große Politik, XXXI, Nr. 11366. Siehe auch die Randbemer- 
kungen Wilhelms zum Schreiben Tirpitz’ vom 9. Oktober 1917, ebenda, 
Nr. 11426. 

Görlitz, Der Kaiser, S. 102. 

Kaiser Wilhelm II, Schlußbemerkung zum Artikel «The Foundations of 
British Policy, VI. Towards an Anglo-German Detente» in der Westminster 
Gazette vom 20. Dezember 1911, weitergeleitet von Müller an Bethmann 
Hollweg, 8. Januar 1912, Niedersächsisches Staatsarchiv Bückeburg, Nachlaß 
Trotha, Depos. 18 A 226. Siehe Eyck, Das persönliche Regiment Wilhelms I., 
5. 593. 

Churchill an Cassel, 8. Januar 1912; Cassel an Ballin, 9. Januar 1912, Steinberg, 
Diplomatie als Wille und Vorstellung, S. 274. 

Churchill an Cassel, 26. Januar 1912, Cassel, Aufzeichnungen, 27. bis 30. Janu- 
ar 1912, Große Politik, XXXI, Nr. 11347 Anlage II. Das britische Memoran- 
dum ist abgedruckt ebenda, Nr. 11347. Siehe Steinberg, Diplomatie als Wille 
und Vorstellung, S. 274 f. 

Müller, Tagebuch vom 29. Januar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Ebenda. 

Müller, Tagebuch vom 31. Januar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Vgl. Görlitz, Der Kaiser, S. ı of. 

Müller, Tagebuch vom 3. Februar 1912, ebenda. Vgl. Görlitz, Der Kaiser, 
S. LEI, 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Schreiben Tirpitz’ vom 9. Okto- 
ber 1917, Große Politik, XXXI, Nr. 11426. 

Kaiser Wilhelm II. an Foreign Office, 4. Februar 1912, Tirpitz, Aufbau der 
deutschen Weltmacht, $. 280 f. Siehe Große Politik, XXXI, Nr. 11347 An- 
lage II. 

Müller, Tagebuch vom 4. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Ebenda. 

Tirpitz an Müller, 25. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz, N 
253/26a; teilweise zitiert in Steinberg, Diplomatie als Wille und Vorstellung, 
S. 276. 

Kaiser Wilhelm II. an Tirpitz, 5. Februar 1912, Tirpitz, Aufbau der deutschen 
Weltmacht, S. 281. 

Kaiser Wilhelm IL., Notizen für Tirpitz vom 6. Februar 1912, nach dem Origi- 
nal im Privatbesitz, veröffentlicht ebenda, S. 283 f. 

Kaiser Wilhelm IL, Bemerkungen zum Bericht Kühlmanns vom ır. Januar 
1912, Große Politik, XXXI, Nr. 11346; Abschrift in BA-MA Freiburg, Nach- 
laß Tirpitz, N 253/26a. Siehe oben S. 893-5. 
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Müller, Tagebuch vom 7. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Vgl. Görlitz, Der Kaiser, S. 112. Siehe oben S. 895. 

Tirpitz, Niederschrift über die Unterredung mit Haldane am 9. Februar 1912, 
BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz N253/179. Vgl. Tirpitz, Aufbau der deut- 
schen Weltmacht, S. 286-9. 

Nicolson, Memorandum für König George V. vom 15. September 1911, RA 
GV/M ı60A (a. d. Engl.). 

Nicolson an Bertie, 8. Februar 1912, Cedric James Lowe und Michael Lawren- 
ce Dockrill, Hg., The Mirage of Power: British Foreign Policy, 1902-22, 
3 Bde., London 1972, III, S. 451 (a. d. Engl.). Siehe ferner die Notizen Nicol- 
sons und Crowes vom 12. Februar 1912 in British Documents, VI, S. 506 f. 
Siehe Steinberg, Diplomatie als Wille und Vorstellung, S. 276 £. 

Diary of Lord Haldane’s Visit to Berlin, 8. Februar 1912, RA GV/M 450/11, 
gedruckt in British Documents, VU/2, Nr. 506 (a. d. Engl.). 

Cassel an Kaiser Wilhelm II., von Ballin am 7. Februar 1912 übermittelt, Tir- 
pitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 281 f. 

Diary of Lord Haldane’s Visit to Berlin, 8. Februar 1912, RA GV/M 450/11, 
gedruckt in British Documents, VU/2, Nr. 506 (a. d. Engl.). 

Bethmann Hollweg, Aufzeichnung vom 12. Februar 1912 über die Verhand- 
lungen mit Lord Haldane, Große Politik, XXXI, Nr. 11362. Dazu Fischer, 
Krieg der Illusionen, S. 182 ff. 

Diary of Lord Haldane’s Visit to Berlin, 8. Februar 1912, RA GV/M 450/11, ge- 
druckt in British Documents, VU/2, Nr. 506 (a. d. Engl.); Bethmann Hollweg, 
Aufzeichnungen vom ı2. Februar 1912, Große Politik, XXXI, Nr. 1362-3; 
Bethmann Hollweg an Metternich, 12. Februar 1912, ebenda, Nr. 11364. 
Tirpitz, Notizen vom 9. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz, N 
253/26a; gedruckt in Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 284. 
Tirpitz an Müller, 8. Februar 1912, ebenda, S. 282. Siehe auch Tirpitz an Kaiser 
Wilhelm II, 9. Oktober 1917, Große Politik, XXXI, Nr. 11426. Dazu der Arti- 
kel «Lord Haldane and Germany» im Manchester Guardian, ı. September 1917. 
Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Schreiben Ballins vom 8. Februar 
1912, Große Politik, XXXI, Nr. 11358. 

Kaiser Wilhelm II. an Müller, 9. Februar 1912, zitiert nach der Abschrift Mül- 
lers im Nachlaß Tirpitz, BA-MA Freiburg, N 253/26a; gedruckt in Tirpitz, 
Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 285 f. 

Müller, Tagebuch vom 8.- 9. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller; 
Diary of Lord Haldane’s Visit to Berlin, 9. Februar 1912, RA GV/M 4so/rı. 
Müller, Tagebuch vom 8.- 9. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 9. Februar 1912, Große Politik, 
XXX] Nr. 11359. 

Kaiser Wilhelm II. an Ballın, 9. Februar 1912, zitiert in Bernhard Huldermann, 
Albert Ballin, Oldenburg i. ©. '1922, S. 256 f. 

Diary of Lord Haldane’s Visit to Berlin, 9. Februar 1912, RA GV/M 450/11, 
gedruckt in British Documents, VU/2, Nr. 506 (a. d. Engl.). 

Müller, Tagebuch vom 10. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller; 
Görlitz, Der Kaiser, S. 113 f. 

Rathenau, Tagebuch vom 13. Februar 1912, zitiert nach Pogge von Strand- 
mann, Walther Rathenau, Tagebuch, S. 156 f. Vgl. Haldane an seine Mutter, 
ı1. Februar 1912, zitiert nach Dudley Sommer, Haldane of Cloane. His Life 
and Times, 1856-1928, London 1960, $. 263. 

Tirpitz, Notizen über den Immediatvortrag vom 24. Februar 1912, BA-MA 
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Freiburg, Nachlaß Tirpitz N 253/26a. Vgl. Tirpitz, Aufbau der deutschen 
Weltmacht, S. 295 f. 

Müller, Notiz vom 24. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz N 
253/26a. Müller, Tagebuch vom 24. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller; Görlitz, Der Kaiser, $. 114. 

Tirpitz, Notizen über die Besprechung mit Kiderlen am 22. Februar 1912; 
Müller an Kaiser Wilhelm IL, 23. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Tirpitz N 253/26a. Siehe Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 290-2. 
Müller, Tagebuch vom 22. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller; 
Görlitz, Der Kaiser, $. 114. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Immediatschreiben Bethmann Holl- 
wegs vom 19. Februar 1912, Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 294. 
Kaiser Wilhelm II. an Kiderlen-Wächter, 24. Februar 1912, Abschrift in BA- 
MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz N 253/26a; gedruckt in Tirpitz, Aufbau der 
deutschen Weltmacht, S. 292 f. 

Kiderlen-Wächter an Kaiser Wilhelm II, 24. Februar 1912, Abschrift in BA- 
MA Freiburg, RM3/v 9; ferner in Nachlaß Tirpitz N 253/26a. 

Metternich, Bericht vom 22. Februar 1912, Tirpitz, Aufbau der deutschen 
Weltmacht, $. 296-8. 

Müller an Kaiser Wilhelm II., 25. Februar 1912, Abschrift in BA-MA Frei- 
burg, Nachlaß Tirpitz N 253/26a. 

Müller, Tagebuch vom 25. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller; 
vgl. Görlitz, Der Kaiser, S. 114. 

Tirpitz an Müller, 26. Februar 1912, BA-MA Freiburg, RM3/v 9; Abschrift 
ebenda, Nachlaß Tirpitz, N 253/26a; gedruckt in Tirpitz, Aufbau der deut- 
schen Weltmacht, $. 298-300. 

Müller an Tirpitz, 26. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz N 
253/26b. Müller, Tagebuch vom 26. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Müller. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 26. Februar 1912, Abschrift in BA- 
MA Freiburg, RM3/v 9; ferner in Nachlaß Tirpitz N 253/26a, gedruckt in Tir- 
pitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 301 f. 

Kaiser Wilhelm IL., Kopf-, Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Met- 
ternichs vom 24. Februar 1912, Abschrift in BA-MA Freiburg, RM3/v 9, ge- 
druckt in Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 302 f.; Große Politik, 
XXXL Nr. 11374. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 27. Februar 1912, Abschrift in BA- 
MA Freiburg, RM3/v 9; auch ebenda, Nachlaß Tirpitz N 253/26b. Gedruckt 
in Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 306-8. 

Valentini, Tagebuch vom 28. Februar 1912, BA Koblenz, Nachlaß Thimme 
Nr. 26. Ähnlich: Müller, Tagebuch vom 5.März 1912, BA-MA Freiburg, 
Nachlaß Müller; Görlitz, Der Kaiser, $. 116. 

Müller, Tagebuch vom 27.- 28. Februar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Mül- 
ler; vgl. Görlitz, Der Kaiser, S. ı15. 

Korvettenkapitän Karl von Müller an Widenmann, 4. März 1912 mit Randbe- 
merkungen von Tirpitz, BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz N 253/26b; vgl. 
Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 314 f. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL., 28. Februar 1912, BA-MA Frei- 
burg, Nachlaß Tirpitz N 253/26b. Gedruckt in Tirpitz, Aufbau der deutschen 
Weltmacht, S. 306-8. Siehe Bethmann Hollweg an Metternich, 4. März 1912, 
Große Politik, XXXTI, Nr. 11381. 
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Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm II., 4. März 1912, mit Randbemerkun- 
gen des Kaisers, Abschrift in BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz N 253/26b; 
vgl. Große Politik, XXXI, Nr. 11382. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 4.März 1912, Große Politik, 
XXXLJ, S. 153 Anmerkung. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 4. März 1912, ebenda, Nr. 11383. 
Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 5. März 1912, ebenda, Nr. 11386. 
Vgl. Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 3 17. 

Kaiser Wilhelm II. an Metternich, 5. März 1912, Abschrift in BA-MA Frei- 
burg, Nachlaß Tirpitz N 253/26b; gedruckt in Tirpitz, Aufbau der deutschen 
Weltmacht, S. 317. 

Bericht Metternichs vom 1. März 1912, Abschrift in BA-MA Freiburg, Nach- 
laß Tirpitz N 253/26b. Gedruckt in Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, 
S. 308-10; Große Politik, XXXI, Nr. 11380. 

Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Metternichs 
vom ı. März 1912, Abschrift in BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz N 253/26b. 
Gedruckt in Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 308-10; Große Poli- 
tik, XXXI, Nr. 11380. 

Kaiser Wilhelm H. an Bethmann Hollweg, 5. März 1912, Abschrift in BA-MA 
Freiburg, Nachlaß Tirpitz N 253/26b; gedruckt in Große Politik, XXXI, 
Nr. 11385. 

Kaiser Wilhelm II. an Metternich, 5. März 1912, Abschrift in BA-MA Frei- 
burg, Nachlaß Tirpitz N 253/26b; gedruckt in Große Politik, XXXI, 
Nr. 11387. 

Müller, Tagebuch vom 5. März 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller; vgl. 
Görlitz, Der Kaiser, $. 116. 

Rathenau, Tagebuch vom 16. Februar 1912, Rathenau, Tagebuch, S. 158. 
Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL., 6. März 1912, gedruckt in Tirpitz, 
Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 318-20. 

Müller, Tagebuch vom 7. März 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller; vgl. 
Görlitz, Der Kaiser, S. 116. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Metternichs vom 7. März 
1912, Große Politik, XXXI, Nr. 11392; vgl. Tirpitz, Aufbau der deutschen 
Weltmacht, S. 321. 

Müller, Tagebuch vom 9. März 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller; vgl. 
Görlitz, Der Kaiser, $. 117. 

Tirpitz an Müller, 10. März 1912, Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, 
S. 322-4. 

Tirpitz, Aufzeichnung über das Gespräch mit Kaiser Wilhelm I. am ır. März 
1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz N 253/26b; gedruckt in Tirpitz, Auf- 
bau der deutschen Weltmacht, S. 324 f. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Immediatschreiben Bethmann 
Hollwegs vom ı2. März 1912, zitiert nach Große Politik, XXXI, Nr. 11393; 
vgl. die Lesart in Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 325 f. Siehe auch 
die Randbemerkungen des Kaisers zur Eingabe Bethmann Hollwegs vom 
14.März 1912, ebenda, S.326f. Ferner Kaiser Wilhelm II. an Valentini, 
14. März 1912, BA Koblenz, Nachlaß Valentini, Kl. Erw. Nr. 341-2. 

Müller, Tagebuch vom 17. März 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller; vgl. 
Görlitz, Der Kaiser, $. 117. 

Haldane, Gesprächsaufzeichnung vom 12. März 1912, «Very Secret», RA GV/ 
M 450/14. 
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Tyrrell an Knollys, 13. März 1912, RA GV/M 450/10. 

Metternich an Auswärtiges Amt, 14.März ı912, Große Politik, XXXI, 
Nr. 11399 (a. d. Engl.). 

Grey an Goschen, 15. März 1912, RA VIC/Add C© 07/2/Q, gedruckt in British 
Documents, Vl/2, Nr. 539 (a. d. Engl.). 

Grey an Goschen, 16. März 1912, RA VIC/Add C© 07/2/Q, gedruckt in British 
Documents, Vl/2, Nr. 544 (a. d. Engl.). 

Müller, Tagebuch vom 17. März 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller; vgl. 
Görlitz, Der Kaiser, S. ı17 f. 

Müller an Tirpitz, 18. März 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz N 253/ 
26b; Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 328. 

Kaiser Wilhelm II., Rand- und Schlußbemerkungen zum Bericht Metternichs 
vom 17. März 1912, Große Politik, XXXTI, Nr. 114034. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL, 17. März 1912, ebenda, Nr. 11405. 
Kaiser Wilhelm II., Schlußbemerkung vom 18. März 1912 zum Immediat- 
schreiben Bethmann Hollwegs vom 17. März 1912, ebenda. Vgl. die Rand- 
bemerkungen Wilhelms zum Telegramm Metternichs vom 19. März 1912, 
ebenda, Nr. 11410. Ferner Müller, Tagebuch vom 18. März 1912, BA-MA Frei- 
burg, Nachlaß Müller; vgl. Görlitz, Der Kaiser, $. 118. 

Müller, Tagebuch vom 18. März 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller; vgl. 
Görlitz, Der Kaiser, S. 118. Tirpitz, Aufzeichnung über den Immediatvortrag 
vom 18. März 1912, Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 329-311. Sie- 
he die Instruktion, die der Kaiser noch am 18. März an Metternich aufsetzte, 
die aber nicht abgeschickt wurde, Große Politik, XXXT, S. 187 f. 

Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, $. 328 f. Siehe Müller, Tagebuch 
vom 19. März 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller; vgl. Görlitz, Der Kai- 
ser, $. 119. 

Kaiser Wilhelm II. an König George V., 18. März 1912, Übersetzung des engli- 
schen Entwurfs, gedruckt in Tirpitz, Aufbau der deutschen Weltmacht, S. 33 1-3. 
Kaiser Wilhelm II., Schlußbemerkung vom 31. März 1912 zum Immediatbe- 
richt Bethmann Hollwegs vom 28. März 1912, Anlage, Große Politik, XXXI, 
Nr. 11422. 

Ebenda. 

Valentini an seine Frau, 23. und 29. März 1912, BA Koblenz, Nachlaß Valen- 
tini, Kl. Erw. 341-3. 

Kaiser Wilhelm II. an Mary Montagu, 7. Mai 1912, Sammlung Dr. Walter 
Schwarz, Zürich (a. d. Engl.). 

Valentini an Bethmann Hollweg, 2. Mai 1912, GStA Berlin, Nachlaß Valentini 
Nr. 2. 

Ebenda. 

Müller an Tirpitz, 23. April 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Tirpitz N 253/26b. 
Kaiser Wilhelm II. an Auswärtiges Amt, 24. April 1912, PA AAR 3477. 
Oberst Pomiankowski, Bericht vom 4. Mai 1912, Kriegsarchiv Wien, 14/476 ff. 
Kaiser Wilhelm IL., Kopf- und Randbemerkungen vom 12. Dezember ıg11 
zum Immediatbericht Bethmann Hollwegs vom ır. Dezember ı9r1, Große 
Politik, XXX/ı, Nr. 10993. Vgl. ebenda, Nr. 10985. 

Oberst Pomiankowski, Bericht vom 4. Mai 1912, Kriegsarchiv Wien, 14/476 ff. 
Oberst Pomiankowski, Bericht vom 9. Juni 1912, ebenda, 14/498 ff. 
Marschalls Tod löste sehr unterschiedliche Reaktionen aus. Vgl. Großherzogin 
Luise von Baden an Kaiser Wilhelm IL., 24. September 1912, GStA Berlin, 
BPHA Rep. sı W Nr. 2a; Charlotte Erbprinzessin von Sachsen-Meiningen an 
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Schweninger, 1. Oktober 1912, BA Berlin, Nachlaß Schweninger go Sch 4, 
Nr. 132/142 ff.; Harden an Rathenau, 24. September 1912, Hellige und Schulin, 
Briefwechsel Rathenau-Harden, Nr. 355. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL., 25. September 1912, GStA Berlin, 
BPHA Rep. 53] Lit. B Nr. 7. 

Ebenda. 

Kaiser Wilhelm II. an Bethmann Hollweg, 30. September 1912, ebenda. 
Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen vom 4. Oktober 1912 zum Immediat- 
schreiben Bethmann Hollwegs vom 3. Oktober 1912, ebenda; teilweise ge- 
druckt in John C.G. Röhl, Zwei deutsche Fürsten zur Kriegsschuldfrage. 
Lichnowsky und Eulenburg und der Ausbruch des ı. Weltkriegs, Düsseldorf 
1971, 5. 16. Vgl. Hans-Günther Zmarzlik, Bethmann Hollweg als Reichskanz- 
ler 1909-1914, Düsseldorf 1957, S. 28. 

Lichnowsky an Kaiser Wilhelm IL, ıı. Oktober 1912, Bethmann Hollweg, 
ı1. Oktober 1912, GStA Berlin, Rep. 53 EHI Nr. 8. Dazu Zmarzlik, Beth- 
mann Hollweg, S. 38 Anmerkung ı. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen zum Artikel im Daily Express vom 
27.Mai 1912 sowie zum Artikel «Das deutsch-englische Problem» in der 
Frankfurter Zeitung vom 26. Mai 1912, Große Politik, XXXI, Nr. 11424 mit 
Anmerkung. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen vom 4. Oktober 1912 zum Immediat- 
schreiben Bethmann Hollwegs vom 3. Oktober 1912, GStA Berlin, BPHA 
Rep. 53] Lit. B Nr. 7; teilweise gedruckt in Röhl, Zwei deutsche Fürsten zur 
Kriegsschuldfrage, S. 16. Vgl. Zmarzlik, Bethmann Hollweg, 5. 28. 

Reischach an Fürstenberg, 2. Januar 1913, FFA Donaueschingen. 


Kapitel 33 
November 1912: 
Der Entscheidung entgegen, den Krieg im Osten auszulösen 


Siehe Forsbach, Kiderlen-Wächter, II, S. 541 ff.; Fischer, Krieg der Illusionen, 
S. 137 ff. 

Siehe oben S. 848 f. 

Heinrich Claß, West-Marokko deutsch! Flugschriften des Alldeutschen Ver- 
bandes, Nr. 29, München 1911. Die ausgelassene Stelle zitiert bei Willibald 
Gutsche, Hg., Herrschaftsmethoden des deutschen Imperialismus 1897/98 bis 
1917, Berlin 1977, S. 144. 

Daniel Frymann [Heinrich Claß], Wenn ich der Kaiser wär’. Politische Wahr- 
heiten und Notwendigkeiten, Leipzig 1912, vgl. Roger Chickering, Die All- 
deutschen erwarten den Krieg, in Dülffer und Holl, Bereit zum Krieg, S. 25. 
Vgl. hierzu auch Peters, Der Alldeutsche Verband am Vorabend des Ersten 
Weltkrieges. 

Friedrich von Bernhardi, Deutschland und der nächste Krieg, Berlin 1912. 
Siehe Bienerth an Schemua, 15. Januar 1912, zitiert oben S$. 864. 

Holger Afflerbach, Falkenhayn. Politisches Denken und Handeln im Kaiser- 
reich, 2. Aufl, München 1996, $. 76. 

Ebenda, S. 78 f. 

Spitzemberg, Eintragung vom 2. August 1911, Vierhaus, Tagebuch, S. 531. 
Hopman, Tagebuch, 23. August 1911, Epkenhans, Leben eines <«Wilhelminers, 
S. 156 f. 
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Kronprinz Wilhelm an Kaiser Wilhelm IL, 5. November 1911, GStA Berlin, 
2.2.1. Nr. 670/1. 

Kronprinz Wilhelm an Kaiser Wilhelm IL, 31. Dezember ıg11, GStA Berlin, 
BPHA Rep. 54 Nr. 18. 

Bienerth an Conrad von Hötzendorf, ıı1. November ı911, Kriegsarchiv 
Wien, Gen. Stab Mil. Att. Berlin Nr. ıı. Siehe auch Conrads Aufzeichnung 
über seine Audienz bei Kaiser Franz Joseph vom ı5. November 1911, wäh- 
rend der der alte Monarch ausfällig gegen den Deutschen Kronprinzen we- 
gen seines Betragens gegenüber dem Parlament wurde. Ebenda, Conrad-Ar- 
chiv B 2 Nr. 16 fol. 362 f. 

Müller an Bethmann Hollweg, 25. Dezember 1912, PAAAR 3744; Gutsche, 
Wilhelm IL, S. 148. 

General Sir John French, Conversations with the German Emperor, 2. und 
3. August 1911, PRO FO 800/107 (a. d. Engl.). Ich danke Frau Dr. Ragnhild 
Fiebig-von Hase für den Hinweis auf diese wichtige Quelle. 

Knollys an Esher, 24. und 27. August ıgıı, Cambridge University Library, 
Esher Papers ESHR 10/52 (a.d. Engl.). 

Müller, Tagebuch vom 14. Oktober 1911, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller, 
zitiert oben S. 880. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Artikel Zorns in der Kölnischen 
Zeitung, 30. Dezember 1911, Niedersächsisches Staatsarchiv Bückeburg, Nach- 
laß Trotha E Nr. 2. 

Reinhold Koser, Geschichte Friedrichs des Großen, 4 Bde., *Berlin 1912-14. 
Kaiser Wilhelm II., Rede vom 24. Januar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Tir- 
pitz N253/26. Ich danke Herrn Dr. Michael Epkenhans für den freundlichen 
Hinweis auf dieses Dokument. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Artikel im Leipziger Tageblatt 
vom 27. Januar 1912, PA AAR 3477; zitiert in Gutsche, Wilhelm II., S. 142. 
Siehe die Rede Mackensens vom 27. Januar 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß 
Mackensen N39/441. 

Colonel Sir A. Davidson, Aufzeichnung eines Gespräches mit dem König von 
Griechenland, ı. Juni 1912, RA GV/M 450/16 (a. d. Engl.). 

Kaiser Wilhelm II. an Moltke, 23. Mai 1912, GStA Berlin, BPHA Rep. 53], 
Lit. TNr. ı. 

Besprechung Seiner Majestät des Kaisers am Schlusse des Kaisermanövers 
1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß Moltke N 78/23. 

Colonel Sir A. Davidson, Aufzeichnung eines Gespräches mit dem König von 
Griechenland, ı. Juni 1912, RA GV/M 450/16 (a. d. Engl.) 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Immediatbericht Bethmann Holl- 
wegs vom 29. Juni 1912, PA AAR 3634. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zum Zifferntelegramm 
Pourtalös’ vom 29. Juni 1912, ebenda. 

Kaiser Wilhelm II. an Kaiser Franz Joseph, 6. Juli 1912, Große Politik, XXXIJ, 
Nr. 11541. Vgl. dazu die Reaktion Kiderlens in Jäckh, Kiderlen-Wächter, IL, 
S. 152. 

Dazu Goltz an Lyncker, 14. September 1912, BA-MA Freiburg, Nachlaß von 
der Goltz, N 737 Zug. 228/95. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zum Zifferntelegramm 
Zimmermanns vom 4. August 1912, Große Politik, XXXII, Nr. 12079. 
Große Politik, XXXIL, S. 42 f., Anmerkung. 

Jenisch an Bethmann Hollweg, ı. und 2. Oktober 1912, PA AA R 3477. 


1480 


40 


41 
42 
43 


44 


45 


46 


47 


48 
49 
so 
I 


52 


53 


54 


Anhang 


Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Zifferntelegramm Bethmann Holl- 
wegs vom 1. Oktober 1912, Große Politik, XXXIIL, Nr. 12192. 
Holzing-Berstett an seine Frau, 1. Oktober 1912, GLA Karlsruhe, Nachlaß 
Holzing-Berstett, 69 Zug. 1989 Nr. 116/19. 

Jenisch an Bethmann Hollweg, ı. Oktober 1912, PA AAR 3477. 

Bethmann Hollweg an Jenisch, 1. Oktober 1912, ebenda. 

Jenisch an Bethmann Hollweg, 2. Oktober 1912, ebenda. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Zifferntelegramm Bethmann Holl- 
wegs vom 1. Oktober 1912, Große Politik, XXXII, Nr. 12192. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen vom 3. Oktober 1912 zu den Ziffernte- 
legrammen Stolbergs aus Wien vom 20. und 26. September ı912, ebenda, 
Nr. 12154 und Nr. 12168. 

Kaiser Wilhelm II, Rand- und Schlußbemerkungen vom 3. Oktober 1912 
zum Zifferntelegramm Stolbergs aus Wien vom 26. September 1912, ebenda, 
Nr. 12168. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Zifferntelegramm Waldthausens 
aus Bukarest, 3. Oktober 1912, ebenda, Nr. 12215. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Zifferntelegramm Kiderlen- 
Wächters vom 4. Oktober 1912, ebenda, Nr. 12216. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung zum Zifferntelegramm Kanitz’ aus Bel- 
grad vom ı. Oktober 1912, ebenda, Nr. 12186. 

Kaiser Wilhelm II. an Kiderlen-Wächter, 4. Oktober 1912, zitiert nach dem ei- 
genhändigen Original in GStA Berlin, BPHA Rep. 53) Lit. K Nr. 5; gedruckt 
in Jäckh, Kiderlen-Wächter, II, S.ı89f., sowie Große Politik, XXXII, 
Nr. 12225. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zu den Telegrammen 
Tschirschkys vom 6. Oktober und Wangenheims vom 8. Oktober 1912, 
ebenda, Nr. 12235 und Nr. 12242. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zum Zifferntelegramm 
Bethmann Hollwegs vom 24. Oktober 1912, ebenda, Nr. 12294. 

Kaiser Wilhelm IL, Rand- und Schlußbemerkungen zu den Telegrammen 
Tschirschkys vom 6. Oktober und Wangenheims vom 8. Oktober 1912, 
ebenda, Nr. 12235 und Nr. 12242. 

Kaiser Wilhelm IL., Randbemerkung zum Zifferntelegramm Below-Saleskes 
aus Sofia vom ı. Oktober 1912, ebenda, Nr. 12185. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung zum Zifferntelegramm Bethmann Holl- 
wegs vom 1. Oktober 1912, ebenda, Nr. 12192. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zur Aufzeichnung Kiderlen-Wächters 
vom 16. Oktober 1912, ebenda, Nr. 12277. 

Kaiser Wilhelm IL., Randbemerkung zum Zifferntelegramm Griesingers vom 
25. Oktober 1912, ebenda, Nr. 12297. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung vom 26. Oktober 1912 zum Zifferntele- 
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Die Persönliche Monarchie am Vorabend des Weltkrieges 
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merkungen des Kaisers, ebenda, Nr. 117. Siehe Große Politik, XXXVI/2, 
Nr. 14648. Siehe Wedel an Jagow, Jagow an Wangenheim, Wangenheim an 
Jagow, 24. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 141, 144 und 
147. 

Kaiser Wilhelm II, Schlußbemerkung vom 24. Juli 1914 zum Telegramm Wan- 
genheims aus Therapia vom 23. Juli 1914, ebenda, Nr. 149. 

Siehe ebenda, S. 162. 

Siehe Wangenheim an Jagow, 28. Juli 1914, Bethmann Hollweg an Wangen- 
heim, 28. Juli 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, II, Nr. 574 und 586. 
Siehe unten $. 1167-72. 

Siehe Bunsen an Grey, 30. Juli 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, II, Nr. 
845 mit dem Vermerk Arthur Nicolsons und der Anmerkung des Herausgebers. 
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Siehe Müllers Tagebuch vom 6. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller, 
oben S. 1090. 

Müller, Tagebuch vom 19. Juli 1914, ebenda. 

Siehe oben $. 1093 f. 

Siehe Berghahn und Deist, Kaiserliche Marine und Kriegsausbruch 1914, Nr. 6 
und ı1. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen vom 27. oder 28. Juli 1914 zum Bericht 
Pourtalös’ vom 24. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 203. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Pourtales’ aus St. Peters- 
burg vom 13. Juli 1914, ebenda, Nr. 53. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen vom 23. Juli 1914 zum Bericht Pourta- 
les’ vom 21. Juli 1914, ebenda, Nr. 120. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Telegramm Jagows vom 23. Juli 
1914 mit der Depesche Lichnowskys vom 22. Juli 1914, ebenda, Nr. 121. 
Ebenda, S. 143 und Nr. 140. 

Tschirschky an Jagow, 24. Juli 1914, im Hoflager eingegangen am 25. Juli 1914 
um 8.15 Uhr. Ebenda, Nr. 151. 

Müller, Tagebuch vom 25. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Müller, Aufzeichnung vom 27. November 1918, gedruckt in Görlitz, Regierte 
der Kaiser?, $. 33. 

Ebenda. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Zeitungsdienst von Norddeich 
vom 24. Juli 1914, GStA Berlin, Nachlaß Eberhardt, Rep. 92 Nr. 18. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung zum Bericht Reichenaus vom 26. Juli 
1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, II, Nr. 441; Aufzeichnung Behn- 
ckes über seine Unterredung mit Jagow am 20. Juli 1914, Berghahn und Deist, 
Kaiserliche Marine und Kriegsausbruch 1914, Nr. 10. 

Griesinger an Jagow, 24. Juli 1914, angekommen im Hoflager am 25. Juli 1914 
um 15.45 Uhr, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 158. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen vom 25. Juli 1914 nachmittags zum Be- 
richt Griesingers aus Belgrad vom 24. Juli 1914, ebenda, Nr. 159. 

Müller, Tagebuch vom 25. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. 
dazu Müller, Aufzeichnung vom 27. November 1918, gedruckt in Görlitz, Re- 
gierte der Kaiser?, S. 34. 

Wedel an Jagow, 25. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 173. 
Wedel an Jagow, 19. Juli 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, I, Nr. 147. 
Jagow an Wedel, 20. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 90. Siehe 
Cecil, Albert Ballin, S. 189. 

Siehe Behncke an Jagow, 22. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, 
Nr. ıı1. Diese Einschätzung des Admiralstabs wurde am 23. Juli 1914 telegra- 
phisch an das Hoflager in Balholm weitergeleitet. 

Jagow an Bethmann Hollweg, 22. Juli 1914, ebenda, Nr. ır5. Aussage Behn- 
ckes vor dem Parlamentarischen Untersuchungsausschuß, Geiss, Julikrise und 
Kriegsausbruch, I, S. 229. 

Müller, Tagebuch vom 23. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Aufzeichnung Behnckes über seine Unterredung mit Jagow am 20. Juli 1914, 
Berghahn und Deist, Kaiserliche Marine und Kriegsausbruch 1914, Nr. 10; 
Hopman an Tirpitz, 21. Juli 1914, ebenda, Nr. 11; Hopman, Tagebuch vom 
21. Juli 1914, Epkenhans, Leben eines <Wilhelminers, S. 391 f. 

Müller, Tagebuch vom 19. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Siehe 
das Telegramm Müllers an den Admiralstab vom 19. Juli 1914, Kautsky, Deut- 
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sche Dokumente, Nr. 82. Ferner Hopman an Tirpitz, 20. Juli 1914, Berghahn 
und Deist, Kaiserliche Marine und Kriegsausbruch 1914, Nr. 9; Hopman, Ta- 
gebuch vom 2o. Juli 1914, Epkenhans, Leben eines «Wilhelminers, S. 391. 
Siehe Behnckes Aufzeichnung über seine Unterredung mit Jagow und Stumm 
am 2o. Juli 1914, Berghahn und Deist, Kaiserliche Marine und Kriegsausbruch 
1914, Nr. 10, sowie Hopman an Tirpitz, 21. Juli 1914, ebenda, Nr. 11. 
Bethmann Hollweg an Jagow, 21. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, 
Nr. ıo1. Siehe die Antwort des Admiralstabes und des Auswärtigen Amts, 
ebenda, Nr. ııı und 115. Vgl. ferner Bethmann Hollweg an Jagow, 22. Juli 
1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, I, Nr. 205. Siehe ferner die Auf- 
zeichnung des Kontreadmirals Behncke über seine Unterredung mit Jagow am 
20. Juli 1914, Berghahn und Deist, Kaiserliche Marine und Kriegsausbruch 
1914, Nr. 10. 

Kaiser Wilhelm II. an Admiralstab, 23. Juli 1914, ebenda, $. 57, Anm. 114; Der 
Krieg zur See, Nordsee, I, S. 9. 

Bethmann Hollweg an Wedel, 23. Juli 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsaus- 
bruch, I, Nr. 235. 

Hopman an Tirpitz, 22. Juli 1914, Berghahn und Deist, Kaiserliche Marine und 
Kriegsausbruch 1914, Nr. 12. Vgl. Hopman, Tagebuch vom 22. Juli 1914, Ep- 
kenhans, Leben eines «Wilhelminers, S. 392 f. 

Behncke an Kaiser Wilhelm II., 23. Juli 1914, Berghahn und Deist, Kaiserliche 
Marine und Kriegsausbruch 1914, S. 57, Anmerkung ı17. Dazu Hopman an 
Tirpitz, 24. Juli 1914, ebenda, Nr. 13. 

Ebenda. Dazu Hopman, Tagebuch vom 24. und 25. Juli 1914, Epkenhans, Le- 
ben eines «Wilhelminers, $. 394-6. 

Müller, Tagebuch vom 24. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Siehe 
dazu Admiralstab an Jagow, 24. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, 
Nr. 175. 

Aufzeichnung Zimmermanns vom 25. Juli 1914, ebenda, Nr. 174. Hopman, 
Tagebuch vom 25. Juli 1914, Epkenhans, Leben eines «Wilhelminers, S. 396. 
Müller, Tagebuch vom 25. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. 
dazu Hopman, Tagebuch vom 25. Juli 1914, Epkenhans, Leben eines <Wilhel- 
miner», $. 396 mit Anmerkung 81. 

Müller, Tagebuch vom 25. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. 
dazu Hopman, Tagebuch vom 25. Juli 1914, Epkenhans, Leben eines <Wilhel- 
miners, $. 396. 

Aufzeichnung Professor Rheindorfs über eine Besprechung mit Riezler am 
20. Mai 1931, gedruckt in Bernd-Felix Schulte, Die Verfälschung der Riezler 
Tagebücher, Frankfurt a. M. - Bern - New York 1985, S. 175. 

Müller, Tagebuch vom 26. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. 
dazu Müller, Aufzeichnung vom 27. November 1918, gedruckt in Görlitz, Re- 
gierte der Kaiser?, S. 35. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL., 25. Juli 1914, Geiss, Julikrise und 
Kriegsausbruch, I, Nr. 352. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen vom 26. Juli 1914 zur Depesche Beth- 
mann Hollwegs vom 25. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 182. 
Müller, Tagebuch vom 26. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. 
dazu Müller, Aufzeichnung vom 27. November 1918, gedruckt in Görlitz, Re- 
gierte der Kaiser?, S. 35. Das Antworttelegramm Wilhelms ist abgedruckt in 
Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 231. 

Erich von Müller an Reichsmarineamt, 26. Juli 1914, ebenda, Nr. 207. 
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Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm II. mit Randbemerkungen des Kaisers, 
26. Juli 1914, ebenda, Nr. 221. 

Jagow an Wedel, 18. Juli 1914, ebenda, Nr. 67. Siehe dazu die Aufzeichnung 
Behnckes über seine Unterredung mit Jagow am 2o. Juli 1914, Berghahn und 
Deist, Kaiserliche Marine und Kriegsausbruch 1914, Nr. 10. Ferner Hopman, 
Tagebuch vom 21. Juli 1914, Epkenhans, Leben eines <Wilhelminers, S. 391 f. 
Lyncker an seine Frau, 21. Juli 1914, Afflerbach, Kriegsherr, Nr. L 2. 

Lyncker an seine Frau, 22. Juli 1914, ebenda, Nr. L 3. 

Ebenda. 

Ebenda. 

Müller, Tagebuch vom 23. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Lyncker an seine Frau, 23. Juli 1914, Afflerbach, Kriegsherr, Nr. L 4. 

Kaiser Wilhelm II. an Admiralstab, 23. Juli 1914, Berghahn und Deist, Kaiser- 
liche Marine und Kriegsausbruch 1914, S. 57, Anmerkung 114; Der Krieg zur 
See, Nordsee, I, $. 9. 

Müller, Tagebuch vom 25. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. 
dazu Müller, Aufzeichnung vom 27. November 1918, gedruckt in Görlitz, Re- 
gierte der Kaiser?, S. 34. 

Müller, Aufzeichnung vom 27. November 1918, Görlitz, Regierte der Kaiser?, 
5. 34. 

Müller, Tagebuch vom 25. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller; Mül- 
ler, Aufzeichnung vom 27. November 1918, Görlitz, Regierte der Kaiser?, 
5. 34. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Tschirschkys aus Wien 
vom 24. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 155. Das Telegramm 
traf am 26. Juli mittags auf der Hohenzollern ein. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen vom 26. Juli 1914 zum Bericht Lich- 
nowskys aus London vom 24. Juli 1914, ebenda, Nr. 157. 

Wedel an Jagow, 26. Juli 1914, ebenda, S. 171. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Schoens aus Paris vom 
24. Juli 1914, ebenda, Nr. 154. Das Telegramm traf spät abends am 25. Juli im 
Hoflager ein. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Pourtales’ aus St. Peters- 
burg vom 24. Juli 1914, ebenda, Nr. 148. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Pourtales’ aus St. Peters- 
burg vom 25. Juli 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, I, Nr. 283. 


Kapitel 40 
Verwirrung in Potsdam 
Die Angst vor der englischen Teilnahme am Kriege 


Lyncker an seine Frau, 25.- 27. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Lyncker, 
MSgı/3251, Afflerbach, Kriegsherr, Nr. L 6. 

August Eulenburg an Kaiser Wilhelm II., 28. Juli 1914, GStA Berlin, I. HA, 
Rep. 89, Nr. 3087. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL., 25. Juli 1914, eingetroffen im Hof- 
lager am 26. Juli, 23.50 Uhr, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 191. 

Chelius an Kaiser Wilhelm IL., 25. Juli 1914, eingetroffen im Hoflager am 
27. Juli, 4 Uhr, ebenda, Nr. 194. 

Chelius an Kaiser Wilhelm II., 26. Juli 1914, ebenda, Nr. 291. 
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Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm II. mit Randbemerkungen des Kaisers, 
26. Juli 1914, eingetroffen im Hoflager am 27. Juli, 4 Uhr, ebenda, Nr. 197. 
Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm I., 26. Juli 1914, zitiert in Gutsche, 
Wilhelm IL, S. 164. 

Müller, Tagebuch vom 27. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. 
dazu Müller, Aufzeichnung vom 27. November 1918, gedruckt in Görlitz, Re- 
gierte der Kaiser?, S. 35. 

Ebenda. 

Hopman, Tagebuch vom 27. Juli 1914, Epkenhans, Leben eines «Wilhelmi- 
ner», $. 399-401. 

Siehe dazu Der Krieg zur See, Nordsee, I, S. 17. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL, 27. Juli 1914, Kautsky, Deutsche 
Dokumente, Nr. 245. 

Moltke an seine Frau, 27. Juli 1914, Moltke, Erinnerungen, Briefe, Dokumen- 
te, S. 381. 

Bethmann Hollweg trug dem Kaiser am 27. Juli 1914 die Berichte und Tele- 
gramme Pourtales’ vom 25. und 26. Juli, das Telegramm Tschirschkys vom 
26. Juli sowie Flotows Telegramm vom 26. Juli vor. Siehe Kautsky, Deutsche 
Dokumente, Nr. 204, 205, 213, 216, 217 und 220. 

Telegramme Schoens an Jagow vom 26. Juli 1914, ebenda, Nr. 235 und 240. 
Telegramme Pourtales’ an Jagow, 26. und 27. Juli 1914, ebenda, Nr. 216, 230, 
238 und 242. 

Bethmann Hollweg, Randbemerkung vom 27. Juli 1914 zum Telegramm Pourta- 
les’ vom 26. Juli 1914, ebenda, Nr. 229. Der von Wilhelm von Stumm konzipierte 
Entwurf einer Depesche des Kaisers an den Zaren ist abgedruckt ebenda, Nr. 233. 
Siehe dazu das Telegramm Tschirschkys an Jagow, 21. Juli 1914, das dem Kai- 
ser am 22. Juli in Balholm vorgelegt wurde, ebenda, Nr. 104. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkungen vom 26. Juli 1914 zum Bericht Flotows 
aus Rom vom 24. Juli 1914, ebenda, Nr. 168. 

Flotow an Bethmann Hollweg, 25. Juli 1914, mit Vermerk des Reichskanzlers 
vom 27. Juli 1914, ebenda, Nr. 244. 

Jagow an Tschirschky, 27. Juli 1914, ebenda, Nr. 267. 

Müller, Tagebuch vom 27. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. 
dazu Müller, Aufzeichnung vom 27. November 1918, gedruckt in Görlitz, Re- 
gierte der Kaiser?, S. 35 f. Zur Einschätzung der Lage durch den Reichskanzler 
an diesem Tag siehe dessen Telegramm an Kaiser Wilhelm II. vom 27. Juli 1914, 
Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, I, Nr. 489. 

Weizsäcker an den Vater, 28. Juli 1914, zitiert nach Epkenhans, Leben eines 
«Wilhelminers, S. 401, Anmerkung 207. 

Falkenhayn, Tagebuch vom 27. Juli 1914, Afflerbach, Falkenhayn, S. 154. 
Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkungen zum Telegramm Flotows vom 27. Juli 
1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 249. 

Ebenda. 

Kaiser Wilhelm IL, Randbemerkung zum Telegramm Schoens vom 27. Juli 
1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 252. 

Tschirschky an Jagow, 27. Juli 1914, ebenda, Nr. 257. 

Bethmann Hollweg an Brockdorff-Rantzau, Telegrammentwurf vom 27. Juli 
1914 mit Randvermerk des Kanzlers, abgeschickt am 29. Juli 1914, ebenda, 
Nr. 371. 

Marineattache an Reichsmarineamt, 26. Juli 1914, ebenda, Nr. 207. 
Weizsäcker an den Vater, 28. Juli 1914, zitiert nach Epkenhans, Leben eines 
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«Wilhelminer», S. 401 Anmerkung 207. Müller, Tagebuch vom 27. Juli 1914, 
BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. dazu Müller, Aufzeichnung vom 
27. November 1918, gedruckt in Görlitz, Regierte der Kaiser?, S. 35 f. Dazu 
Riezler, Tagebücher, S. 191; Tirpitz, Erinnerungen, $. 218-24; Alfred von Tir- 
pitz, Deutsche Ohnmachtspolitik im Weltkriege (= Politische Dokumente, 
Bd. 2), Hamburg-Berlin 1926, S. 7. 

Lichnowsky an Jagow, 26. Juli 1914, mit Kürzungen und Randbemerkung 
Bethmann Hollwegs vom 27. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, 
Nr. 236. Ferner Lichnowsky an Jagow, 27. Juli 1914, ebenda, Nr. 265, 266 und 
301. Siehe auch Schoen an Jagow, 26. Juli 1914, ebenda, Nr. 235. 

Lichnowsky an Jagow, 26. Juli 1914, mit Kürzungen und Randbemerkung 
Bethmann Hollwegs vom 27. Juli 1914, ebenda, Nr. 236. 

Vermerk Bethmann Hollwegs zur Depesche Lichnowskys vom 26. Juli 1914, 
ebenda, Nr. 236. 

Vermerk Bethmann Hollwegs vom 28. Juli 1914 zum Bericht Pourtales’ vom 
27. Juli 1914, ebenda, Nr. 282. 

Lichnowsky an Jagow, 27. Juli 1914, ebenda, Nr. 258. Vgl. hierzu auch Fried- 
rich Kießling, Gegen den großen Krieg? Entspannung in den internationalen 
Beziehungen 1911-1914, München 2002, S. 281 ff. 

Siehe Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 283. 

Müller, Tagebuch vom 28. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. 
dazu Müller, Aufzeichnung vom 27. November 1918, gedruckt in Görlitz, Re- 
gierte der Kaiser?, S. 36. Siehe die Depeschen aus Bukarest, Konstantinopel 
und Cetinje vom 26. bzw. 27. Juli 1914, die vom Kaiser am Vormittag des 
28. Juli 1914 eingesehen wurden. 

Bethmann Hollweg an Tschirschky, 27. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Doku- 
mente, Nr. 277. 

Szögyeny an Berchtold, 27. Juli 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, I, 
Nr. 479. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL, 27. Juli 1914, Kautsky, Deutsche 
Dokumente, Nr. 283. 

Jagow an Kaiser Wilhelm II., 27. Juli 1914, ebenda, Nr. 270. 

Kaiser Wilhelm IL, Schlußbemerkung vom 28. Juli 1914 zur serbischen Ant- 
wortnote vom 25. Juli 1914, ebenda, Nr. 271. 

Kaiser Wilhelm II. an Jagow, 28. Juli 1914, ebenda, Nr. 293. 

Hopman, Tagebuch vom 28. Juli 1914, Epkenhans, Leben eines «Wilhelmi- 
ner», $. 401-3. Siehe dazu Valentini an seine Frau, 30. Juli 1914, BA Koblenz, 
Nachlaß Valentini, Kl. Erw. Nr. 341-4. 

Kaiser Wilhelm II., Schlußbemerkung zum Immediatbericht Bethmann Holl- 
wegs vom 29. Juli 1914, GStA Berlin, BPHA Rep 53], Lit. B Nr. 7. 
Telegramme Tschirschkys an Jagow, 28. Juli 1914, noch am gleichen Tag an den 
Kaiser weitergeleitet, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 311 und 313. 
Bethmann Hollweg an Tschirschky, 28. Juli 1914, ebenda, Nr. 323. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm II., 28. Juli 1914, ebenda, Nr. 308. Siehe 
die Randbemerkungen des Kaisers zur Depesche des Generals von Chelius 
vom 29. Juli 1914, ebenda, Nr. 344. 

Tirpitz, Ohnmachtspolitik, S. 2 ff. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Telegramm des Generals von 
Chelius vom 29. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 343; Randbe- 
merkungen vom 30. Juli 1914 zum Telegramm Lichnowskys vom 29. Juli 
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1914, ebenda, Nr. 368; Randbemerkungen vom 30. Juli 1914 zum Telegramm 
Schoens vom 29. Juli 1914, ebenda, Nr. 367. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Telegramm des Generals von 
Chelius vom 28. Juli 1914, ebenda, Nr. 337. 

Falkenhayn, Tagebuch vom 28. Juli 1914, Afflerbach, Falkenhayn, S. 154. 
Falkenhayn, Tagebuch vom 29. Juli 1914, ebenda, S. 156. Vgl. dazu Zwehl, Fal- 
kenhayn, S. 56. 

Siehe oben $. 953-8. 

Prinz Heinrich von Preußen, Tagebuch, 22.- 25. Juli 1914, MSM Hamburg. 
Ebenda, 26. Juli 1914. 

König George V. an Prinz Heinrich von Preußen, 25. Juli 1914, Nachlaß Prinz 
Heinrich, Mappe 9, MSM Hamburg (a. d. Engl.). 

Prinz Heinrich von Preußen an König George V., 26. Juli 1914, RA PS/GV/Q 
1167/16 (a. d. Engl.). 

Siehe unten, S. 1145 f. Dazu Headlam Morley an Sir William Tyrell, 3. Februar 
1921; Tyrell an Stamfordham, 4. Februar 1921; Stamfordham an Tyrell, 7. Fe- 
bruar 1921, RA PS/GV/Q 1167/12-14. 

Kaiser Wilhelm II. an das Reichsmarineamt und den Admiralstab, 31. Juli 
1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 474. Siehe unten S. 1143 f. 

Prinz Heinrich von Preußen, Tagebuch vom 26. Juli 1914 mit späterem Nach- 
trag, MSM Hamburg (a. d. Engl.). 

König George V., Tagebuch vom 26. Juli 1914, RA (a. d. Engl.). 

König George V., Niederschrift, datiert vom 26. Juli 1914, angeblich geschrie- 
ben «directly after the interview», RA GV/Q 1167/15. Dazu RA GV/Q 1167/ 
11814. Siehe Nicolson, George the Fifth, S. 245 f. (a. d. Engl.). 

Nicolson an Grey, 26. Juli 1914, British Documents, XI, Nr. 144 (a.d. 
Engl.). 

Lichnowsky an Jagow, 26. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 201. 
Marineattach& Erich von Müller an Reichsmarineamt, 26. Juli 1914, ebenda, 
Nr. 207. Das Telegramm traf um 16 Uhr in Berlin ein. Hopman, Tagebuch vom 
26. Juli 1914, Epkenhans, Leben eines «Wilhelminers», S. 397-9. Zur deutschen 
Einschätzung der Haltung Großbritanniens in der Julikrise auf der Basis der 
englischen Zeitungen vgl. Schramm, Das Deutschlandbild in der britischen 
Presse, S. 277 ff. 

Prinz Heinrich von Preußen, Tagebuch vom 26. Juli 1914, MSM Hamburg. 
Rainer von Hessen, Hg., Wolfgang Prinz von Hessen: Aufzeichnungen, Kron- 
berg 1986, S. 39. 

Siehe unten S$. 1143 f. 

Oben S. 1124. 

Heinrich Prinz von Preußen an Kaiser Wilhelm I., 28. Juli 1914, beglaubigte 
Abschrift im Nachlaß Trotha, Staatsarchiv Bückeburg. Eine weitere beglaubig- 
te Abschrift befindet sich im GStA Berlin, BPHA, Rep. 52 Vı Nr. 13a. 

Prinz Heinrich von Preußen, Leserbrief an die Süddeutsche Zeitung, 21. De- 
zember 1921; Kurt Jagow, Buckingham Palast 26. Juli 1914. König George \. 
und Prinz Heinrich, Berliner Monatshefte, XVI, Juli/August 1938. Siehe dazu 
Nicolson, George the Fifth, S. 245 f. 

Wenninger an Kreß von Kressenstein, 30. Juli 1914, gedruckt in Bernd-Felix 
Schulte, Neue Dokumente zu Kriegsausbruch und Kriegsverlauf 1914, Mili- 
tärgeschichtliche Mitteilungen, 25, 1979, S. 138. 

Prinz Heinrich von Preußen, Tagebuch vom 29. Juli 1914, MSM Hamburg. 
Siehe Afflerbach, Falkenhayn, S. 154. 
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Falkenhayn, Tagebuch vom 29. Juli 1914, ebenda, S. ı55 f. Vgl. dazu Zwehl, 
Falkenhayn, S. 56. 

Siehe Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, II, S. 237. 

Müller, Tagebuch vom 29. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. 
dazu Müller, Aufzeichnung vom 27. November 1918, gedruckt in Görlitz, Re- 
gierte der Kaiser?, S. 36 f. 

Tirpitz, Ohnmachtspolitik, S. 2-4. Siehe dazu Hopman, Tagebuch vom 29. Juli 
1914, Epkenhans, Leben eines «Wilhelminers, S. 403 f. 

Wenninger an Kreß von Kressenstein, 29. Juli 1914, Geiss, Julikrise und 
Kriegsausbruch, II, Nr. 704. Vgl. auch Leuckart von Weißdorff an Carlowitz, 
29. Juli 1914, ebenda, Nr. 705. 

Wenninger an Krefß von Kressenstein, 30. Juli 1914, Schulte, Neue Dokumente 
zu Kriegsausbruch, S. 138. 

Leuckart von Weißdorff an Carlowitz, 29. Juli 1914, Geiss, Julikrise und 
Kriegsausbruch, II, Nr. 705. 

Varnbüler an Weizsäcker, 29. Juli 1914, ebenda, Nr. 706. 

Falkenhayn, Tagebuch vom 29. Juli 1914, Afflerbach, Falkenhayn, S. 157. 
Dazu Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 233. Siehe oben S. ı112. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL, 28. Juli 1914, Kautsky, Deutsche 
Dokumente, Nr. 308. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus I., 28. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Doku- 
mente, Nr. 335. Dort sind in den Anmerkungen die kaiserlichen Abänderungen 
im englischen Original festgehalten. Über die Aufnahme des Telegramms in 
St. Petersburg siehe die Tagesaufzeichnung des russischen Außenministeriums 
vom 29. Juli 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, I, Nr. 710. 

Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II, 29. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Do- 
kumente, Nr. 332. 

Kaiser Wilhelm II, Schlußbemerkung zum Immediatbericht Bethmann Holl- 
wegs vom 29. Juli 1914, GStA Berlin, BPHA Rep. 53], Lit. B Nr. 7. Vgl. auch 
Tirpitz, Ohnmachtspolitik, S. 2 £. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkung vom 30. Juli 1914 zum Bericht Pourtales’ 
vom 26. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 288. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Telegramm des Zaren vom 29. Juli 
1914, ebenda, Nr. 332. Siehe auch die Randbemerkung Wilhelms II. zum Tele- 
gramm des Generals von Chelius vom 28. Juli 1914, ebenda, Nr. 337. 
Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL, 29. Juli 1914, GStA Berlin, BPHA 
Rep. 53] Lit. B Nr. 7. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus II., 29. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Do- 
kumente, Nr. 359. 

Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II., 29. Juli 1914, ebenda, Nr. 366. 

Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II., 30. Juli 1914, ebenda, Nr. 390. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkungen zum Telegramm des Zaren vom 30. Juli 
1914, ebenda. 

Siehe Gerhard Ritter, Staatskunst und Kriegshandwerk. Das Problem des «Mi- 
litarismus» in Deutschland, 4 Bde., München 1954-68, II, S.384 Anmer- 
kung 34. 

Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, II, S. 286, Anmerkung 3. 

Kaiser Wilhelm IL., Randbemerkungen zum Immediatbericht Bethmann Holl- 
wegs vom 29. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 399. 

Kaiser Wilhelm I. an Zar Nikolaus II., 30. Juli 1914, ebenda, Nr. 420. 
Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL, 30. Juli 1914, ebenda, Nr. 408. 
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Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm IL, 30. Juli 1914, mit zustimmendem 
Randvermerk des Kaisers, ebenda, Nr. 407. 

Tirpitz, Ohnmachtspolitik, S. 2 ff. 

Bethmann Hollweg an Goschen (mündlich), 29. Juli 1914, Kautsky, Deutsche 
Dokumente, Nr. 373. 

Goschen an Grey, 29. Juli 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, II, Nr. 745. 
Müller, Tagebuch vom 30. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Prinz Heinrich von Preußen an König George V., 30. Juli 1914, Kautsky, Deut- 
sche Dokumente, Nr. 417. Dort auch der englische Text. Das Original befindet 
sich in RA PS/GV/Q 1549/5. Siehe dazu Prinz Heinrich von Preußen, Tage- 
buch vom 30. Juli 1914, MSM Hamburg. 

Dazu Hopman, Tagebuch vom 29. Juli 1914, Epkenhans, Leben eines <Wilhel- 
miners, $. 403 f. 

Müller, Tagebuch vom 30. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. 
dazu Müller, Aufzeichnung vom 27. November 1918, gedruckt in Görlitz, Re- 
gierte der Kaiser?, S.37. Dazu auch Wenninger an Kreß von Kressenstein, 
30. Juli 1914, Schulte, Neue Dokumente zu Kriegsausbruch, S. 139. 

Pohl, Denkschrift über den O-Plan gegen Frankreich und Rußland bei einem 
Krieg Dreibund gegen Zweibund, 24. Juli 1914 mit Randbemerkung Pohls 
vom 30. Juli 1914, BA-MA Freiburg, RMs5/v 900. Pohl, Operationsbefehl für 
den Ostseekriegsschauplatz, 30. Juli 1914, ebenda, RMs/v 1676. 

Pohl an den Chef der Hochseeverbände Admiral von Ingenohl, 30. Juli 1914, 
ebenda. Siehe den etwas anders lautenden Operationsbefehl für den Nordsee- 
kriegsschauplatz, den Pohl mit zum Immediatvortrag nahm, zitiert in Epken- 
hans, Leben eines «Wilhelminers, S. 406 f., Anmerkung 243. 

Pohl, Grundzüge für das Verhalten gegen den englischen Truppentransport, 
30. Juli 1914, BA-MA Freiburg, RM5/v 1676. 

Pohl, Befehle für unser Verhalten gegenüber den Neutralen, 30. Juli 1914, 
ebenda. 

Boedicker an Delbrück, 31. Juli 1914, BA-MA Freiburg, RM5/v 1926. 
Hopman, Tagebuch vom 30. Juli 1914, Epkenhans, Leben eines «Wilhelmi- 
ner», S. 405-7. 

Kaiser Wilhelm IL., Schlußbemerkung zum Immediatbericht Bethmann Holl- 
wegs vom 30. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 407. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen vom 30. Juli 1914 zu einem englischen 
Zeitungsausschnitt, ebenda, Nr. 402. Vgl. die Randbemerkungen des Kaisers 
zu den zwei Artikeln des Daily Chronicle vom 29. Juli 1914, ebenda, Nr. 382. 
Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen vom 30. Juli 1914 zum Bericht Lich- 
nowskys vom 29. Juli 1914, ebenda, Nr. 368. 

Kaiser Wilhelm IL., Schlußbemerkung vom 30. Juli 1914 zur Depesche aus 
St. Petersburg vom 30. Juli 1914, ebenda, Nr. 01. 

Kaiser Wilhelm I., Randbemerkung zum Bericht Wangenheims vom 29. Juli 
1914, zitiert in Gutsche, Wilhelm II., S. 167. 

Kaiser Wilhelm II. an Kaiser Franz Joseph, 30. Juni 1914, Kautsky, Deutsche 
Dokumente, Nr. 437. 

Bethmann Hollweg an Tschirschky, 30. Juli 1914, ebenda, Nr. 441. Siehe dazu 
die Notiz Bethmann Hollwegs zu seinem Telegramm an den Kaiser, 30. Juli 
1914, ebenda, Nr. 440 Anmerkung ı. 

Prinz Heinrich von Preußen, Tagebuch vom 30. Juli 1914, MSM Hamburg. 
Valentini an seine Frau, 31. Juli 1914, BA Koblenz, Nachlaß Valentini, Kl. Erw. 
Nr. 341-4. Vgl. dazu Valentini an Major von Harbou, 28. Januar 1919, ge- 
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druckt in Valentini, Kaiser und Kabinettschef, S. 125-8 und Valentini, Tage- 
buch vom 30. Juli 1914, Abschrift, BA Koblenz, Nachlaß Thimme Nr. 26. 
König George V. an Prinz Heinrich von Preußen, 30. Juli 1914, mit Randbe- 
merkungen Kaiser Wilhelms II., Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 452. Eine 
Abschrift befindet sich in RA PS/GV/Q 1549/6. 

Siehe Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, II, S. 382. Siehe dazu die optimisti- 
sche Äußerung Prinz Heinrichs, Hopman, Tagebuch vom 3r. Juli 1914, Ep- 
kenhans, Leben eines <Wilhelminers, S. 407. Dazu unten S$. 1147. 

Kaiser Wilhelm IL., Randbemerkung vom 31. Juli 1914 zum Immediatbericht 
Bethmann Hollwegs vom 30. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 466. 
Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen vom 31. Juli 1914 zum Telegramm von 
Chelius vom 30. Juli 1914, ebenda, Nr. 445. 

Valentini an seine Frau, 31. Juli 1914, BA Koblenz, Nachlaß Valentini, Kl. Erw. 
Nr. 341-4. 

Kaiser Wilhelm II. an das Reichsmarineamt und den Admiralstab, 31. Juli 
1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 474. Eine beglaubigte Abschrift be- 
findet sich im StA Bückeburg, Nachlaß Trotha Nr. A257. Eine Kopie dieser 
Abschrift liegt im GStA Berlin, BPHA Rep. 53 EI Weltkrieg ı. Zur Reaktion 
Tirpitz’ und Bethmann Hollwegs auf das Dokument siehe Tirpitz, Ohn- 
machtspolitik, S. 10 f. Ferner Görlitz, Regierte der Kaiser?, S. 37 f. 

Der Bericht Pourtal&s’ war vom 27. Juli datiert; er traf am 29. Juli in Berlin ein 
und wurde am 30. Juli an den Kaiser gesandt. Kautsky, Deutsche Dokumente, 
Nr. 339 und Nr. 474 Anmerkung ı2. 

Müller, Tagebuch vom 31. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. 
dazu Müller, Aufzeichnung vom 27. November 1918, gedruckt in Görlitz, Re- 
gierte der Kaiser?, S. 37 f. 

Tirpitz, Ohnmachtspolitik, S. 10 f. 

Kaiser Wilhelm II. an Präsident Wilson, 14. August 1914, in Papers of Woodrow 
Wilson, XXX, S. 382 f. (a. d. Engl.). Siehe dazu James Watson Gerard, My Four 
Years in Germany, London 1917, $. 199-202 und S. 433-8. Vgl. die Version des 
Telegramms, die am 6. August 1917 im Daily Telegraph abgedruckt wurde. 
Montgomery an Stamfordham, ı1. August 1917, RA PS/GV/Q 1167/4; Stam- 
fordham an Montgomery, 13. August 1917, RA PS/GV/Q 1167/6. 

Kaiser Wilhelm II. an König George V., 31. Juli 1914, RA GV/Q 1549/8. Deut- 
sche Übersetzung in Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 477: 

Kaiser Wilhelm II. an das Reichsmarineamt und den Admiralstab, 31. Juli 
1914, ebenda, Nr. 474. Siehe oben S. 1143 f. 

Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen zum Bericht Tschirschkys vom 30. Juli 
1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 433. 

Prinz Heinrich von Preußen, Tagebuch vom 30. Juli 1914, MSM Hamburg. 


Kapitel 41 
Der Sprung in den Abgrund 
Kriegsausbruch 1914 


Wenninger an Kreß von Kressenstein, 30. Juli 1914, Schulte, Neue Dokumente 
zum Kriegsausbruch, $. 138 £. 

Szögyeny an Berchtold, 2. August 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, 
II, Nr. 1063. Siehe unten $. 1163. 

Kaiser Wilhelm IL., Randbemerkung vom 3. August 1914 zum Telegramm Kö- 


1516 


[Ns 


Io 


11 


I2 


13 


14 
15 


16 


17 


18 


19 


20 


2I 


22 


23 
24 


25 


Anhang 


nig Konstantins von Griechenland vom 2. August 1914, Kautsky, Deutsche 
Dokumente, Nr. 702. Siehe unten S. ı170. 

Szögyeny an Berchtold, 2. August 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, 
IL, Nr. 1063. Siehe unten $. 1163. 

General Karl Freiherr von Plettenberg, Erinnerungen, im Privatbesitz, Essen. 
Siehe dazu Afflerbach, Falkenhayn, S. 157 f. 

Falkenhayn, Tagebuch vom 30. Juli 1914, ebenda, S. 158 f. Siehe auch Wennin- 
ger an Kreß von Kressenstein, 30. Juli 1914, Schulte, Neue Dokumente zu 
Kriegsausbruch, S. 138 f. 

Hans von Haeften, Meine Erlebnisse aus den Mobilmachungstagen 1914, BA- 
MA Freiburg, Nachlaß Haeften, N 35/1. 

Pourtales an Auswärtiges Amt, 31. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, 
Nr. 473. Siehe dazu Pal&ologue an Viviani, 30. Juli 1914, Geiss, Julikrise und 
Kriegsausbruch, II, Nr. 836. 

Wenninger, Tagebuch vom 31. Juli 1914, gedruckt in Schulte, Neue Dokumen- 
te zu Kriegsausbruch, S. 139 f. Siehe auch Afflerbach, Falkenhayn, S. 161. 
Lerchenfeld an Hertling, 31. Juli 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, I, 
Nr. 918. 

Müller, Tagebuch vom 31. Juli 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. 
Görlitz, Regierte der Kaiser?, S. 37 £. 

Wenninger, Tagebuch vom 31. Juli 1914, gedruckt in Schulte, Neue Dokumen- 
te zu Kriegsausbruch, S. 139 £. 

Prinz Heinrich von Preußen, Tagebuch vom 31. Juli 1914, MSM Hamburg. 
Lerchenfeld an Hertling, 31. Juli 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, I, 
Nr. 918. 

Szögy£ny an Berchtold, 31. Juli 1914, ebenda, II, Nr. 868. Siehe auch das Tage- 
buch Lynckers vom 31. Juli 1914, unten $. 1154. 

Falkenhayn, Tagebuch vom 31. Juli 1914, Afflerbach, Falkenhayn, $. 159 f. 
Vgl. dazu Wenninger, Tagebuch vom 31. Juli 1914, gedruckt in Schulte, Neue 
Dokumente zu Kriegsausbruch, S. 139 f. 

Bethmann Hollweg an Tschirschky, 31. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Doku- 
mente, Nr. 479. 

Kaiser Wilhelm I. an Zar Nikolaus IL., 31. Juli 1914, ebenda, Nr. 480. 
Lyncker, Tagebuch vom 31. Juli 1914, Afflerbach, Kriegsherr, Nr. L 7. 
Falkenhayn, Tagebuch vom 31. Juli 1914, BA-MA Freiburg, W 10/5063 5. Dazu 
Afflerbach, Falkenhayn, S. 160 f. 

Kaiser Wilhelm II., Ansprache vor dem Schloß, Extrablatt des Berliner Lokal- 
Anzeigers vom 31. Juli 1914, zitiert nach Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, 
II, S. 560. Vgl. dazu Obst, «Die fürchterliche Stimme», Kapitel 7. ı. 
Falkenhayn, Tagebuch vom 31. Juli 1914, BA-MA Freiburg, W10/50635. 
Müller, Tagebuch vom ı. August 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Vgl. Görlitz, Regierte der Kaiser?, S. 38 f., wo diese Stelle in der verfälschten 
Form wiedergegeben wird: «In beiden Ansprachen wird durchaus und mit 
Recht der Anspruch vertreten, daß wir die Angegriffenen sind.» 

Vgl. zur Bedeutung von Rußland als Aggressor für die Unterstützung der 
deutschen Bevölkerung Sven Oliver Müller, Nationalismus in Deutschland 
und Großbritannien im Ersten Weltkrieg, Göttingen 2002, S. 117 ff.; Wolfgang 
Kruse, Krieg und nationale Integration. Eine Neuinterpretation des sozial- 
demokratischen Burgfriedensschlusses 1914/15, Essen 1993; Susanne Miller, 
Burgfrieden und Klassenkampf. Die deutsche Sozialdemokratie im Ersten 
Weltkrieg, Düsseldorf 1974. 
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Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm II, 31. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Do- 
kumente, Nr. 487. 

Lyncker, Tagebuch vom 31. Juli 1914, Afflerbach, Kriegsherr, Nr. L 7. 
Bethmann Hollweg an Tschirschky, 31. Juli 1914, Kautsky, Deutsche Doku- 
mente, Nr. 479. 

Kaiser Wilhelm I. an Kaiser Franz Joseph, 31. Juli 1914, ebenda, Nr. 503. Siehe 
dazu auch die Randbemerkung Kaiser Wilhelms II. vom 5. August 1914 zum 
Telegramm Wangenheims vom 4. August 1914, ebenda, Nr. 856. Zum Hinter- 
grund siehe Wenninger, Tagebuch vom 31. Juli 1914, Schulte, Neue Dokumente 
zu Kriegsausbruch, S. 139 f. 

Szögyeny an Berchtold, 31. Juli 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, I, 
Nr. 868. Ähnlich äußerte sich Wilhelm II. auch am ı. August zum österreichi- 
schen Legationsrat Friedrich von Larisch. Szögy&ny an Berchtold, ı. August 
1914, ebenda, Nr. 976. 

Szögyeny an Berchtold, 31. Juli 1914, ebenda, Nr. 868. 

Kaiser Franz Joseph an Kaiser Wilhelm II., 1. August 1914, Kautsky, Deutsche 
Dokumente, Nr. 601. 

Zar Nikolaus II. an Kaiser Wilhelm IL, 1. August 1914, ebenda, Nr. 546. 
Falkenhayn, Tagebuch vom 31. Juli 1914, BA-MA Freiburg, W 10/50635. Vgl. 
Afflerbach, Falkenhayn, S. 162. 

Haeften, Meine Erlebnisse aus den Mobilmachungstagen 1914, BA-MA Frei- 
burg, Nachlaß Haeften, N 35/1, S. 29 f. 

Falkenhayn, Tagebuch vom 1. August 1914, BA-MA Freiburg, W 10/50635. 
Vgl. Afflerbach, Falkenhayn, S. 162. Siehe dazu Zwehl, Falkenhayn, S. 58 f. 
Falkenhayn, Tagebuch vom 1. August 1914, BA-MA Freiburg, W 10/50635. 
Vgl. Afflerbach, Falkenhayn, S. 162. Siehe dazu Zwehl, Falkenhayn, S. 58 f. 
Wenninger, Tagebuch vom 2. August 1914, Schulte, Neue Dokumente zu 
Kriegsausbruch, S. 142. 

Lichnowsky an Auswärtiges Amt, ı. August 1914, Kautsky, Deutsche Doku- 
mente, Nr. 562. Siehe das zweite Telegramm Lichnowskys, ebenda, Nr. 570. 
Haeften, Meine Erlebnisse aus den Mobilmachungstagen 1914, BA-MA Frei- 
burg, Nachlaß Haeften, N 35/1, S. 31. 

Lyncker, Tagebuch vom 1. August 1914, Afflerbach, Kriegsherr, Nr. L 8. 
Müller, Tagebuch vom 1. August 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Görlitz, Regierte der Kaiser?, S. 38 f. 

Moltke, Erinnerungen, Briefe, Dokumente, $. 19 ff. Siehe Mombauer, Moltke, 
S. 216 ff. 

Max v. Mutius, Lebenserinnerungen, Band 2, S. 205, unveröffentlichtes Manu- 
skript, BA-MA, N 195/2, zitiert nach Afflerbach, Kriegsherr, S. 132 f., Anmer- 
kung 36. 

Ebenda. 

Moltke, Erinnerungen, Briefe, Dokumente, $. ıg ff. Sehr ähnlich: Haeften, 
Meine Erlebnisse aus den Mobilmachungstagen 1914, BA-MA Freiburg, 
Nachlaß Haeften, N 35/1, S. 32 ff. Die Kabinettschefs berichten ebenfalls über 
diese Auseinandersetzung: Müller, Tagebuch vom 1. August 1914, BA-MA 
Freiburg, Nachlaß Müller. Vgl. Görlitz, Regierte der Kaiser?, S. 38 f.; Valentini, 
Kaiser und Kabinettschef, S. 127 £.; Lyncker, Tagebuch vom ı. August 1914, 
Afflerbach, Kriegsherr, Nr. L 8. 

Haeften, Meine Erlebnisse aus den Mobilmachungstagen 1914, BA-MA Frei- 
burg, Nachlaß Haeften, N 35/1, S. 34 f. 

Falkenhayn, Tagebuch vom ı. August 1914, BA-MA Freiburg, W 10/50635. 
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Ebenda; vgl. Afflerbach, Falkenhayn, S. 165-168. 

Müller, Tagebuch vom ı. August 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Vgl. Görlitz, Regierte der Kaiser?, S. 38 f.; Falkenhayn, Tagebuch vom ı. Au- 
gust 1914, zitiert in Afflerbach, Falkenhayn, $. 164; Zwehl, Falkenhayn, 
S. 58 f. 

Falkenhayn, Tagebuch vom ı. August 1914, BA-MA Freiburg, W 10/5063. 
Vgl. Afflerbach, Falkenhayn, S. 164. 

Bethmann Hollweg an Lichnowsky, ı. August 1914, Kautsky, Deutsche Do- 
kumente, Nr. 578. Siehe dazu Jagow an Lichnowsky und an Schoen, ı. August 
1914, ebenda, Nr. 579 und Nr. 587. 

Kaiser Wilhelm I. an König George V., 1. August 1914, RA GV/Q 1549/12. 
Deutsche Übersetzung in Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 5735- 

Haeften, Meine Erlebnisse aus den Mobilmachungstagen 1914, BA-MA Frei- 
burg, Nachlaß Haeften, N 35/1, S. 34 f. 

Moltke, Erinnerungen, Briefe, Dokumente, S. 22. 

Lichnowsky an Auswärtiges Amt, ı. August 1914, Kautsky, Deutsche Doku- 
mente, Nr. 570. 

Müller, Tagebuch vom r. August 1914, BA-MA Freiburg, Nachlaß Müller. 
Vgl. Görlitz, Regierte der Kaiser?, S. 38 £. 

Kaiser Wilhelm II. an Zar Nikolaus O., ı. August 1914, Kautsky, Deutsche 
Dokumente, Nr. 600. 

Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, II, S. 570. 

Kaiser Franz Joseph an Kaiser Wilhelm IL, 1. August 1914, Kautsky, Deutsche 
Dokumente, Nr. 601. 

Szögyeny an Berchtold, 2. August 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, 
II, Nr. 1063. 

Sir Edward Grey, Entwurf zum Telegramm König Georges V. an Kaiser Wil- 
helm IL., 1. August 1914, RA GV/Q 1549/7. Der gesandte Telegrammtext mit 
der deutschen Übersetzung befindet sich in Kautsky, Deutsche Dokumente, 
Nr. 612. Siehe auch Lichnowsky an Auswärtiges Amt, ı. August 1914, ebenda, 
Nr. 603. 

Moltke, Erinnerungen, Briefe, Dokumente, S. 22 f. 

Haeften, Meine Erlebnisse aus den Mobilmachungstagen 1914, BA-MA Frei- 
burg, Nachlaß Haeften, N 35/1, S. 36 ff. 

Lichnowsky an Jagow, ı. August 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 596. 
Tirpitz, Ohnmachtspolitik, S. 20 f. 

Falkenhayn, Tagebuch vom ı. August 1914, BA-MA Freiburg, W 10/5063, 
Afflerbach, Falkenhayn, S. 162, Anmerkung 67. 

Gutsche, Herrschaftsmethoden, Nr. 89. Dazu Willibald Gutsche, Sarajevo 
1914, Berlin 1984, S. 141. 

Bethmann Hollweg an Jagow, ı5. August 1919, gedruckt in Wolfgang Schu- 
mann und Ludwig Nestler, Hg., Weltherrschaft im Visier, Berlin 1975, Doku- 
ment Nr. 19. Dazu Gutsche, Sarajevo, S. 140. 

Bethmann Hollweg an Kaiser Wilhelm II., 2. August 1914, Kautsky, Deutsche 
Dokumente, Nr. 629. 

Jagow an Flotow, 2. August 1914, Bethmann Hollweg an Lichnowsky, 2. Au- 
gust 1914, Bethmann Hollweg an Flotow, 2. August 1914, Jagow an Lich- 
nowsky, 3. August 1914, ebenda, Nr. 690, Nr. 693, Nr. 694 und Nr. 710. Siehe 
ferner Nr. 717, Nr. 719 und Nr. 782. Dazu Krafft von Dellmensingen, Kriegs- 
tagebuch, 3. August 1914, BA-MA Freiburg, KGFA, W10/50642. 

Tirpitz, Ohnmachtspolitik, S. 21 f. 
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Kaiser Wilhelm II., Randbemerkungen vom 2. August 1914 zum Telegramm 
Lichnowskys vom ı. August 1914, Kautsky, Deutsche Dokumente, Nr. 596. 
Goschen an Nicolson, 1. August 1914, Geiss, Julikrise und Kriegsausbruch, I, 
Nr. 1059. 

Kaiser Wilhelm II, Randbemerkung vom 2. oder 3. August 1914 zum Artikel 
«Was wird England tun?» im Berliner Tageblatt, 2. August 1914, Kautsky, 
Deutsche Dokumente, Nr. 661. Siehe auch Kaiser Wilhelm II., Randbemer- 
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Max von Baden, Erinnerungen, $. 428-445. 

Amerikanische Note vom 23. Oktober 1918, a. a. O. 
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Kapitel 44 
Ein neues Leben in Holland 
Der Kaiser im Exil 


Jan Bank, Der Weg des Kaisers ins Exil, in Wilderotter und Pohl, Der letzte 
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Großbritannien, in der im Wahlkampf des Winters 1918 von einigen Zeitungen 
die Forderung «Hang the Kaiser» propagiert wurde: Reinermann, Der Kaiser 
in England, S. 471 ff.; Thomas Wittek, Auf ewig Feind? Das Deutschlandbild 
in den britischen Massenmedien nach dem Ersten Weltkrieg, München 2005, 
S. 215 ff. 
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Ebenda, S. 71-81, S. 86, S. 92 f.; Haehner, Tagebuch vom 5. April 1921, Stadt- 
archiv Köln. 

Koenigswald, Kaiser, I, S. 86; Marks, The Kaiser in Exile, S. 135 f. 
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Kapitel 45 
«Blut muß fließen, viel Blut!» 
Der Kaiser und die «Saurepublik» von Weimar 
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Zum Buch 


Wilhelm II. hat um 1900 alle starken und kompetenten Persönlichkeiten von den 
Schaltstellen der Regierung entfernt. Umgeben von Karrieristen und Knechtsna- 
turen, übt er fortan in fataler Weise sein persönliches Regiment aus. Inkompetent 
und selbstherrlich mischt er sich in die Innen- und Außenpolitik ein. Er bekämpft 
zeitgemäße liberale und sozialdemokratische Positionen in der Reichstagsar- 
beit, versucht, die europäischen Großmächte gegeneinander aufzuhetzen und in 
trügerische Allianzen mit dem Deutschen Reich zu ziehen, und betreibt zugleich 
eine aberwitzige Rüstungspolitik. Sein politisches Unvermögen offenbart sich nicht 
zuletzt während des Burenkriegs, des Boxeraufstands, des Russisch-Japanischen 
Kriegs, in den beiden Marokkokrisen, der Eulenburg-Krise, der Daily-Telegraph- 
Krise und im Verlauf der Balkankonflikte - doch niemand ist in der Lage, den in 
seinem Handeln oft manisch, bisweilen gar paranoid wirkenden Herrscher zu stop- 
pen. Seinem Flottenwahn huldigend und den Traum eines Europas unter deutscher 
Vorherrschaft verfolgend, treibt er sein Volk in die Blutmühlen des Ersten Welt- 
kriegs. Dort spielt er hinter den Linien Skat, besucht Ausstellungen, hält Sonntag- 
sreden, bezeugt beständig seine Ahnungslosigkeit in kriegswichtigen Fragen und 
gibt unter der Fuchtel des deutschen Generalstabs den Kaiser. Als die Niederlage 
feststeht und Abermillionen Tote zu beklagen sind, geht Wilhelm II. ins Exil nach 
Holland, ohne sein vollständiges Versagen auch nur ansatzweise zu begreifen. In 
Haus Doorn kultiviert er seinen Judenhaß, dient sich den Nationalsozialisten an 
und erfreut sich bis zu seinem Tod 1941 der frühen «Erfolge» Hitlers. Auf der 
Geschichte des 20. Jahrhunderts aber lastet das heillose Erbe der Hybris des letzten 
deutschen Kaisers. 


John C.G.Röhl, der international beste Kenner der Geschichte Wilhelms I. und 
seiner Epoche, bringt mit diesem exzellent geschriebenen, faktenreichen und 
hochinformativen Band, der — wie die beiden Vorgängerbände - auf intensivster 
Forschung und breitester Quellenbasis beruht, seine monumentale Biographie 
des letzten deutschen Kaisers zum Abschluß. 
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